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Vorwort 

sur  dritten  Auflage. 

Die  starke  zweite  Auflage  dieses  ersteu  Bands  der  Fmant- 
Wissenschaft  ist  seit  Mitte  1882  im  Bachhandel  vergriffen  gewesen. 
Die  Bearbeitung  der  dritten  AnfUige  habe  ieh  inmitten  viel  Zeit 
and  Kmft  beanapmehender  politischer  Tlültigkeit  and  neben  den 
Verplliehtnngen  meines  akndemisehen  Lehramts  nieht  so  sehneli 
vollenden  kttnoen,  als  ieh  gewünscht  hätte.  Der  ersten  im  Fe- 
broar  d.  J.  ersebienenen  Lieferang  (S.  1 — 252)  folgte  die  aweite 
UeleraBg  (S.  480)  an  Ende  October.  Nanmehr  gelangt  der 
t^Unss  des  Bandes  and  damit  die  Bandausgabe  selbst  in  die 
Oelfentliebkeit 

Meme  Arbeit  wäre  aUerdings  vereinfacht  und  beschleanigt 
worden,  wenn  ich  mich  anf  eine  blosse  Revision  der  awetten  Auf- 
lage bescbriUikt  hfttte.  Aber  trotz  der  tiefgreifenden  Umgestaltnng, 
welche  ich  in  dieser  zweiten  Auflage  bereits  mit  meiner  Neube 

arbeituu^  der  6.  Auflage  des  cistcu  liauds  der  Hau'scbeu  Finanz- 
wissenscLalt  vor^nommen  hatte,  hielt  i(  h  i  ine  solche  blosse  Revision 
dieser  iiu  Jahre  1877  erschienenen  zweiten  Auflage  uicht  mehr  für 
ausreichend.  Ich  habe  in  allen  Abschnitten  Vieles  Uberarbeitet,  das 
statistische  und  legislative  Material  erneuert  und  fortgeführt  (so 
besonders  im  Abschnitt  vom  Iksolduugsweseu,  MilitUrweseu,  IJnter- 
richtüwesen).  Grössere  Fartieeu  sind  aber  vJjlli^  umgearbeitet  und 
dabei  theils  erweitert  (so  die  iiiianzwissenschaftliche  Literatur 
geschiebte,  dan  Finnir/weRen  der  SL'lbsivcrwaltungskürper,  die  Lehre 
von  der  Deekuu^^  des  Finaii/.hcdarts,  einige  Absebnitte  des  Fiseii 
bahuwesens),  tbeils  zusammengezogen  worden  (so  dns  Domänen  , 
das  Forstwesen).  Endlieh  ist  das  vierte  Kapitel  des  ersteu  Buchs 
^formelle  Ordnung  der  Finanz wirthscbaft,  d.  b.  Finauzdienst  uud 
FioanxbehOrdenwesen,  Etatswesen,  Zahlungs-,  Kassen-  und  Hechnungs- 
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weeen;  Controlwesen ,  KeehrnrngBabscbluss  n.  8.  w.,  S.  183—335) 
in  diese  dritte  Auflage  ganz  nea  eingefügt  worden.  £8  behandelt 
dieBes  Kapitel  einen  Gegenstand,  der,  vieUeicht  mehr  als  jeder 
andere  in  der  Finanzwissensohalt,  dem  Theoretiker  besondere 
Schwierigkeiten  bereitet,  lieber  die  Grttnde,  ihn  an  diese  Stelle 
in  Band  I  sn  setzen,  habe  ich  mich  im  Werke  selbst  ausgesprochen 
(S.  61,  183). 

UeberaH  war  es  mein  Bestreben,  die  principielle  Behand- 
lung nnd  die  socialpolitische  Auffassung  noch  schfofer  als 
in  der  vorigen  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Dadurch  sollte  auch 
der  Einklang  mit  der  zweiten  Auflage  der  „Grundlegung''  bcige- 
steUt  werden.  Auf  die  historischen  Entwicklungen  bin  ich  dabei 
genaner  eingegangen,  als  in  den  früheren  Auflagen  (besonders  im 
Kapitel  von  der  foruielleu  Ordnung  der  Finanzwirthschaft).  Auch 
habe  ich  bei  der  Bestinitnung  der  Aufgabe  xicr  i  iuunzwigsenschaft 
meine  IrUbere  Auffassung  ergänzt  und  die  Hedeutuug  der  Finauz- 
gescbichte  für  die  eine,  die  beobachtungswissensehaltliche  Seite  der 
Disciplin  niebr  hervorgehoben  (§12).  An  der  scharfen  Unterscheidung 
zwischen  FinanzwisRonschaft  nnd  Finanzgewcbichte  halte  ich  hier 
wie  in  der  Nationalökonomie  jedoch  fest.  Ich  kann  in  der  unklaren 
Idcntiticirung  von  Theorie  und  Geschiebte  in  beiden  Fällen  nur 
einen  logischen  Fehler  sehen. 

Das  erste  Heft  war  «cbon  ansf^'ogohen.  als  SchHffle's  Aufsätze 
„zur  Theorie  der  Deckung  des  8taatsbedarfs"  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift erschienen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  dieser  Theorie 
konnte  ich  daher  in  dieser  Auflage  nicht  mehr  vornehmen. 

Die  Eisenbaholehre  hat  jetzt  noch  eine  weitere  Ausdehnung eriali- 
ren .  Das  Bedenken,  sie  in  solcher  Ausführlichkeit  in  die  Finanz  wissen- 
Schaft  zu  ziehen,  wird  daher  gegen  meine  gegenwärtige  Behandlung 
des  Gegenstands  noch  mehr  erhoben  worden.  Indessen  cnt.spricht 
es  doch  der  deutschen  Theorie  und  Praxis^  die  „priTatwirthschatt- 
lichen  Zweige*'  eingehender  in  der  FinanzwisseDSohÄit  zu  behandeln. 
Das  Staatseiseubahnwesen  ist  jetzt  ein  beheritehender  Factor  in 
unseren  Finanzwirthsehaften.  Wenn  z.  B.  in  Preussen,  noch  ohne 
die  jetzt  in  Aussicht  stehenden  weiteren  VeistaatUchttugen  der  Privat- 
bahnen,  ineinem6esammt'Einnahme-£tatTonllldMill.M.(f.  1884/85) 
auf  das  Eisenbahnwesen  553  Hill  M.  fallen,  so  entspricht  es  dieser 
Sachlage  einigermaassen ,  ihm  in  der  Finanzwissensehaft  eme  ao 
ausgedehnte  Darstellung  zu  widmen,  wie  es  hier  geschieht  Darin 
liegt  etwas  fUr  die  gegenwürtige  Phase  der  Finanzwirthschaft  nnd 
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demBMh  auch  der  FioaiiswiflaeDsehaft  GharacteriBtisohes  (§  27—29). 
Im  Uebrigen  glaubte  ieh  aber  aiieh  fai  dieier  Aaflage  die  EiseD- 

bahnlehre  niebt  kurzen  zu  sollen,  weil  ich  noch  nicht  auf  den  Band 

des  Lehrbnehs,  in  welchem  sie  mehr  vom  volkswirthschaftlichen 
Standpnncte  aus  zu  behandeln  sein  wird,  verweisen  konnte.  —  Die 
Douiünenlebre  und  zum  Tlieii  die  Forstlehre  konnte  icli  tlni^c2:en 
wohl  auch  deshalb  kürzen,  weil  die  älteren  btreiti'ragen  mehr  und 
metir  verschwunden  oder  endgilti;2^  ausgetragen  sind. 

Die  Beziehungen  zur  Ran  sehen  Finanz  Wissenschaft,  ans  deren 
Neubearbeitung  dieses  Werk  uisjniingiieh  hervorgegane:en  war, 
hatten  sich  schf>n  in  der  voiigen  Auflage  sehr  verTnindert  und 
traten  eigentlich  nur  noch  in  der  Lehre  von  den  aUcrcii  Domänen 
nnd  von  der  Bevvirthseliaftnnp^  der  Forsten  mehr  hervor.  Jetzt  be- 
sebriiukeii  sich  diese  Beziehungen  vollends  nur  norh  auf  die 
Benutzung  von  Notizen  und  einzelnen  kleinen  Ausführungen,  wie 
ich  sie  mehrfach  auch  anderen  Werken  entnommen  habe.  Damit 
glaube  ich  nicht  gegen  die  Rau  gebtihrende  Hochachtung  Verstössen 
zn  haben.  Die  Wissenschaft  ist  eben,  seit  Raa  die  Grandlage  za 
dem  seiner  Zeit  so  vorztiglichen  Werke  legte,  vorwUrts  geschritten 
nnd  gerade  die  principiellen  Auffassungen  sind  andere  geworden. 
Ob  mit  Tollem  Bechte,  das  ist  ja  noeb  bestritten,  aber  nach  meiner 
Ueberzengnng  zu  bejahen. 

Dem  Umfang  aaeh  hat  sieh  dieser  erste  Band  in  dieser  3.  Auf- 
lage wieder  nm  117  Seiten  vergrOssert,  besonders  dnreh  die  Ein- 
fttgnng  des  Kapitels  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirth- 
sehafl,  das  allein  158  Seiten  nmfasst  Dem  Inhalt  naeh  hat  dieser 
Band  aber  eine  noch  erheblieh  grössere  Ausdehnung  durch  die 
verttnderte  Art  des  Drucks  erfahren.  Ich  habe,  ähnlich  wie  es  bei 
meinen  und  anderen  Abhandlungen  im  SchOnberg'schen  Handbuch 
der  poUtiflcben  Oekonomie  geschehen  ist,  durchweg  die  Noten  nicht 
mehr  unter  die  Selten  odor,  wie  Rau  und  Boscher^  nach  den  Parar 
graphen,  sondern  zwischen  den  Text  selbst  in  kleinerem 
Drnek  gesetzt  und  ebenso  die  näheren  Ausführungen,  Be- 
weisführungen, Belege  u.  s.  w.  in  dieser  Weise  drucken 
lassen.  Dadurch  ist  eine  bedeutende  Raumersparniss  erreicht  wor- 
den. Es  wird  so  aber  zugleich  meines  Erachtens  in  zweeknuissigcr 
Weise,  auch  für  Lehi  und  Lernzwecke,  das  Hauptsächliche  und 
das  Detail  schon  Uusserlich  besser  unterschieden  und  für  denjenigen, 
welcher  die  Noten  genauer  verfolgen  will,  daslä.stige  und  zci  streuende 
Hin-  uud  Herlesen  und  Herumschlugen  der  »Seiten  vermieden. 
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Diese  3.  Auflage  ist,  wie  nwvh  diijeiiigc  des  2.  Uuiid«  der 
Fiuanzwissenschatt,  in  der  doppelten  SUirke  der  üblichen  Anfiap:en 
gedruckt  worden,  -  auch  aus  einer  personlichen  RHcksicht :  mir 
die  ohnelüii  beschränkte  Müsse  l'Ur  literarische  Arbeit ,  wck  lie  mir 
das  i^ebiauil  und  die  Theilnahme  am  politisciien  i^eben  übiig  lassen, 
wenig8U?ns  flir  die  Fortsetzung  des  grossen  systematischen  Werkn 
etwas  lUnj^er  Irei  zu  halten,  dessen  Plan  ich  soliou  vor  acht  Jahren 
entwerten  habe,  ohne  dn\  on  bisher  mehr  als  die  Grundlegung  und  die 
beiden  ersten  Hände  der  Fiiianzwissenschait  vollenden  zu  kTinnen,  In 
den  letzten  zwei  bis  drei  Jahren  war  es  auch  die  persönliche  Be- 
tbeiligung  an  der  Politik,  welche  meine  Zeit  und  Arbeitskraft  in  An- 
spruch genommen  hat,  —  oft  mehr  als  ich  wünschte.  Ich  bin  halb 
Widerwillen  in  diese  Hetbeiligung  hineingezo^n  worden,  glaubte  sie 
aber  doch  nicht  unbedingt  ablehnen  zu  sollen.  Gerade  uns  Theore- 
tikern ist  es  gut,  einmal  so  ans  der  ätudirstube  ins  Leben  hinaus 
zn  treten  nnd  Manches  zu  lemeB|  was  nm  Bücher  und  Studien  allein 
nicht  lehren.  Und  als  Jünger  einer  Wissenschaft,  welche  wie  die 
Nationalökonomie  und  Finaniwissenscbaft  für  das  Leben,  für 
das  Volkswohl  mit  zn  arbeiten  hat,  hielt  ich  nnd  halte  ich  es 
denn  auch  nieht  für  etwas  Unrichtiges,  sondern  ftlr  etwas  Erlaubtes, 
ja  Gebotenes,  jenen  „socialpoliti sehen  Standpuncf'  in  der 
praettsehen  Politik,  soweit  die  Krftile  reichen,  mit  durchkämpfen 
zn  helfen,  den  ich  in  diesem  „Lehrbuch'^  der  politischen  Oeko- 
nomie  theoretisch  vertrete,  —  mit  für  eine  Gesetzgebung  dieses 
Charaeters  zu  kämpfen  und  sie  in  der  Öffentlichen  Meinung  mit 
vorzubereiten,  vollends  seitdem  die  Kaiserliche  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  wenigstens  ein  ähnliches  Ziel  aufgestellt  hat,  zur 
unendlichen  Freude  und  Genugthuung  der  Männer  unserer  Bicbtuug 
(s.  §  27— 2H). 

Wenn  dauu  auch  mein  Werk  langsamer  vorrückt,  als  ich  o;ehott't 
habe,  so  mögen  Fachgcnossen  und  weiteres  l^iblicum  es  mit  solchen 
rmstiindcn  freundlich  entsehuldiü:en.  Ich  darf  behaupten,  gerade  an 
dieser  neuen  Auflage  üflers  bis  zur  äussersteu  Anspannung  meiner 
Kräfte  gearbeitet  zn  haben.  Wenn  ich  die  Vorrede  meiner  gerade 
vor  12  .lahren  erschienenen  ü.  Auflage  Hau 's,  der  ersten  dieses 
Hands.  schon  damals  mit  dem  Worte  schloss:  .,Die  beschauliche 
Arfititsmusse  unseres  Altmeisters  Hau  im  schiuicji  Heidelberg  gehört 
eigeutlich  auch  zum  Abfassen  solcher  miibsamer  Werke,  al)er  sie 
fehlt  leider  nur  zn  sebr  in  der  Hetzerei  der  Weltstadt",  so  habe  ich 
allerdings  vollauf  erst  in  den  letzten  Jahren  kennen  gelernt,  welche 
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„Nerven  stehlende"  Auspanuun^^  unsere  Zeit  ihrem  Gcsclileclitc 
verlangt.  L  nd  doch  i^t  das  wieder  das  Grosse  und  das  Anregende 
dieser  Zeit,  wer  möchte  es  eigentlieh  anders  haben?!  — 

Was  mir  an  Müsse  für  literarische  Arbeit  bleibt,  werde  ich 
mügliehsl  ansschlicsslich  der  Fortsetzung  dieses  Werks,  znnäeiist 
dem  dritten  Üantle  der  i'inanz Wissenschaft  widmen,  für  weichen 
ich  seit  Jahren  viele  Vorstudien  gemacht  habe. 

Charlotteuburg-Berlin.  2.  Dccember  ISiiS. 

Dr.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  zweiten  Auflage  dieses  Bands. 

 Mit  der  tiefgreifenden  Umgestsltung  dieses  Bands  in  der 

neaen  Aaflage  bezwecke  ich  mehr  Einheitlichkeit  der  ssehliehen 
nnd  formellen  Behandlung  in  diesem  Bande  wie  zwischen  den  ein- 
zelnen Bftnden  des  Lehrbnebs  herznstelten.  In  der  jetzigen  zweiten 
Ausgabe  meiner  Bearbeitung  des  ersten  Theils  der  Finanzwissen- 
sehaft  leitete  mieh  daher  das  Bestrd)en,  diesen  Band  Überall  in  ^ 
grundsätzliche  üebereinstimmung  mit  meiner  „Grund- 
legung" der  Allgemeinen  V'olkswirthschaftslehrc  zu 
bringen. 

Namentlich  wurde  in  den  Untcr.siichnn^cn  iil>er  die  Beibehaltung 
oder  Veräusscruug  der  einzelnen  jjrivatwirthschatllichen  Ervveibs- 
zweige  neben  dem  Gesiehtspiinct  des  Productionsinteresses  -  wel- 
cher Kan  mit  den  früheren  isaiionahikdiionicn  und  im  Ganzen  aiu  li 
uorh  nnch  in  der  Neubearbeitung  der  G.  Ausgabe  von  lUu  last  allein 
besc hältigt  hatte  —  der  Gesiehtspunct  des  volkswirthsc haft- 
lichen Vertheilungs-  und  des  soeialpoli tischen  inter- 
C8  8CS  zur  gebührenden  Geltung  gebracht  Dadurch  ergaben  sich 
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manche  priocipicllc  Abweichungen  von  Rau  und  hie  und  da  auch 
von  der  letzten  Ausgabe.  Die  jetzige  Behandlang  de8  Gegenstands 
liefert  auf  diese  Weise  zugleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theore- 
tischen Untersuchungen  Über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft 
und  den  Staat,  sowie  über  die  Rechtsordnung  des  Kapitals  und 
des  Bodens  in  der  ,,6rundlegung^^  durch  die  mehr  praotischen  Er- 
OrteroDgen  ans  dem  finanswissensehaftUeben  Gesichtspimete.  Die 
Theorieen  der  Gnindlegnng  erftibren  dabei  gewissennassen  eine 
„Probe"»  die  anzustellen  mir  erwttnscbt  war,  nm  so  manebe  Pnncte 
in  der  Grundlegung  genauer  und  mit  steter  RHeksieht  auf  die 
practisebe  Durcbfttbmng  zu  prüfen.  Es  ist  dadurch  die  Verbindung 
zwischen  den  theoretischen  und  practischen  Theilen  des  LehrbuchSi 
soweit  ich  letztere  zu  bearbeiten  ttbemommen  habe,  hergestellt 
worden.  Darauf  lege  ich  vom  Standpuncte  meines  Systems  der 
Politischen  Oekonoroie  aus  besondern  Werth, 


Berlin,  Felumir  1S7T« 

Dr.  Adolph  Wagner« 
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Einleitung. 

1.  Abschnitt 
Ber  Sittt  «nd  die  FliiMixwirthBdMifl. 

Die  Finanzwisaeiittcbaft  hat  zunarhst  an  die  Gemein-,  besonders  die  Zwangs- 
gcmeinwirthschaftslehre  und  spc-iell  an  die  allgemeine  Lehre  vom  Staate 
in  volkswirthichaftHclier  Hiosicht  auzokDOpfeD,  di<Me  Lehn«  aber  »If  be^ 
kannt  vorauszasetzen  Siehe  daher  das  Nähere  darüber  in  1.  Bande  des  Lehr- 
buchtt,  Wagner,  Allgem.  Yolkswirtbschafislehre  I.  (Groadlegoof),  2.  A.  Lpz.  1879, 
be«.  Abtb.  I,  Kap.  8,  Haoptabsclm.  1,  S,  4  und  Kap.  4. 

I.  —  §.  1.  Der  Staat  und  die  sogen.  Sei bstverwaltnn^^s- 
körper  iiaben  aU  Foimon  der  öffentlichen  oder  Zwaujjs- 
gcnieinwirthschaften  für  dan  ^diriQ  Volksleben  Anfgabeu  zu 
erfüllen,  zu  deren  Darcbftlhmng  sie  wie  jede  andere  Wirthsehaft 
(G.  §.  161,  170)  der  regelmässig^cn  VerfWf^nng  Uber  rrodHctioiiüHiittel 
d.  h.  Uber  Arbeitskräfte,  Ka|)itu!ien  nnd  GrundstHeke  bedürfen,  um 
die  von  ihnen  begehrten  tMn/ehun  Leistungen  herzustellen.  Die 
VerfHgting  Uber  diese  rroductionsmittel  kann  der  Staat  auf  die  ver- 
schiedenen Arten  erhuii^eii .  welche  einer  Wirtiiscliatt  llherliaupt 
hierzu  zu  Geiiote  stehen  [ij.  ^.  10).  Geschichtlich  zeigt  sich  darin 
mancher  Wechsel.  Es  kommen  indessen,  wenn  auch  in  ver 
sehiedeneni  Umfange  ,  ;L,'ewr)hiili(  h  mehrerlei  Arten,  jene  Verfügung 
2U  eiJangen,  neben  einander  ^  oj-. 

Hinsichtlich  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  ]>edarf, 
sind  namentlich  drei  Systeme  der  lieacbaft'ung  derselben  zu  unter- 
scheiden: die  im  Wesentlichen  freiwillige  und  unentgeltliche 
Bereitstellung  dieser  Kräfte,  wie  im  System  der  nnentgeltliehen 
(£bren-)  Aemter  der  Selbstverwaltung;  die  im  Ganzen 
swangsweise  und  naeb  einseitiger  Bestimmung  des  Staats  ver- 
goltene ßereititeUangy  wie  im  System  der  militärischen  Con- 
seription  oder  der  allgemeinen  Wehrpflicht;  und  die 
vertrag sfflSsBig  erlangte  and  nach  den  Bedingungen  dieses 

k.  W«ffB«r.  FiBMtwifimitclNifl.  f.  8.  Aai.  1 
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Vertrags  entlolnite  VerfUgong,  wie  im  System  des  besoideteu 
Staatsdienstes  (Arbeits-,  Staatsdiener- Vertrag). 

Das  erste  System  hat  nur  ausnahmsweise  in  der  Gescbicbte 
der  Staaten  eine  g^r^ssere  Bedeutung  gewonnen.  Tbeils  fehlt  es 
an  der  genügenden  Bereitwilligkeit  der  Bürger ,  freiwillig  und 
anentgeltiich  Dienste  zu  leisten;  tbeils  entspricht  die  so  angebotene 
Arbeit  niebt  ausreichend  den  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Arbeit,  welche  der  Staat  stellen  mnss;  theils  legen  diese  Dienste 
den  Einzelnen  zn  grosse  und  besonders  tu  ungleiche  Opfer  auf, 
oder  es  stellen  sich  andere  Bedenken  einer  amfassenderen  Ver- 
wendung solcher  Dienste  entgegen.  Der  Staat,  sumal  der  moderne 

•  Gulturstaat,  ist  daher  ?omemlich  anf  das  s weite  und  dritte 
System  der  Besehaffbng  der  Arbeltskillfte  angewiesen.  Ob,  wo 
und  wieweit  er  hier  mittelst  Zwangs  vorgehen  darf  und  kann,  ist 
an  diesem  Orte  nicht  va  entscheiden.  Es  genfigt  hier,  darauf  hin- 
zuweisen, dass  sich  ein  solcher  Zwang  aus  dem  Wesen  des  Staats 

.  ableiten  und  principieU  rechtfertigen  ISsst  (G.  §.  157)  und  nach 
geschichtlicher  Erfahrung  allgemein,  im  Gebiete  des  Wehrwesens, 
ausgetlbt  worden  ist 

Die  zwangsweise  beschafft  Arbeitskrllfte  Terniag  der  Staat 
aber  gewöbnlicb  nicht  ohne  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  tbeils  weil 
die  einzelnen  Betroflenen  diesen  Entgelt  nicht  v(>liig  entbeliren 
können,  theils  weil  die  bei  unentgeltlichen  ZwanjLcsdiensten  zu 
lirin^enden  Opfer  sich  zu  uugleichniUssig  vertheilen  würden.  Dur 
Staat  iiiiiss  daher  in  der  Regel  uueb  liier  die  Mitlei  zum  Unter- 
halt i-S  ubtcutation)  gewähren.  Auch  bei  dem  im  Uebrigen 
unentgeltlicben  Ehrenamtsdieust  ist  öfters  wenigstens  tun  1  rsatz 
besonderer  Kosten  nothwendiL:.  Für  die  in  Anspruch  genuiimiunen 
Zwangs-  und  Khrendieuete,  vulleudy  für  die  vertragürnässig  gegen 
Lohn  besL-hatt'ten  Dienste  bedarf  der  Staat  somit  zunächst  der 
Verfügung  Uber  SachgUter,  daher  in  der  Qcldwiitbscbat't  mcihi 
über  Geld. 

Aus  diesen  Veriiaitnisseu  crgjebt  sich,  dass  der  Stant  zur 
Durchführung  ^eiucr  Zwecke,  welche  sich  ohne  Vertilgung  Über 
menschliche  Arbeitslvriiite  niciit  erfüllen  lassen,  stets  nothwendig 
eine  eigene  Wirthschai't  fllhreu  muss,  deren  Aufgabe  es  ist, 
diejenigen  Sachgil ter  (Geld)  regelmässig  zu  erwerben  und  zur 
Verwendung  zu  bringen,  welche  zur  Vergütung  der  erforder- 
lichen Arbeitskräfte  erforderlich  sind.  Der  Umfang  dieser  Wirth- 
sehaft  kann  sehr  versehieden  sein  und  schwankt  erfabmngsgemSes 
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seidieh  und  itrtlich  ansserordentlich.  Aber  wo  tiberliaiipt  eio  ,^taat'S 
WMiii  Aneh  noch  in  primitiTSter  fäitwieklaog,  etktiii,  da  kann  eine 
Boklie  eigene  Wirthsebaft  zum  Zweek  der  Beschafiiiog  nnd  Ver- 
wendung ron  Saebgütetn  niemals  TolUrtftndig  feblen.  Dieselbe  iet 
infM>feni  eine  absolut  notbwendige  Bedingung  nnd  Folge  des  Staats 
eelbsty  an  sieb  eine  abeolnte  Kategorie  des  Wirtbsebafitolebens  und 
nur  in  ibrer  firscbeinnngsform  etwas  gesebtebtlieb  Ver- 
änderliebes. 

Rfta  in  d.  6.  A.  §.  9  nocl»  wdeis, 

§.  2.  Neben  den  Arbeitslciilften  und  ausser  den  flir  deren 
Verglitang  erforderlieben  Saehgfltem  braacbt  der  Staat  fOr  die 
ErflUkog  der  ihm  als  „Produetiottswirtbsebafl''  (0.  §.  170,  69) 
obliegenden  Aufgaben  Kapitalien  und  Qrnndsttteke.  Aach  wo 
sich  dieselben  im  eonoreten  Staate  bereits  in  erforderlicher  Men^e 
und  Beschaffenheit  in  seinem  Eigenthnm  befinden,  bedarf  es  /u 
ihrer  Instandhaltung^  einer  bestandigen  neuen  IlinzutUhrung  von 
.Saebgüteri],  luitbiii  zu  dieHeni  Zweck  wieder  einer  regelniUssii;en 
liiätigkeit  znr  Heschatfuii^  und  Verwendiuig  der  letzteren.  In  der 
geschichtlich  eil  J  jitwicklung  des  Volkslebens  ändert  sich  inticshcu 
fortwährend  auch  der  Bedarf  des  »Staats  an  solobeu  Kapitalien  und 
Giuud.stückeü  in  qualitativer  und  quantitativer  Hinsicht.  Die  vor- 
handenen Staat8ci^eritliuiiiH(»bjecte  mttssen  umgestaltet,  neue  müssen 
dazu  erworben  weidnK  u.  A.  auch,  um  eine  richtige  Vertheilnng 
der  nationalen  Kapitalien  und  Gnmdsiiu  ke  als  Privateigenthum  an 
die  Privatwirtbschaften  und  als  {»ffentliclies  Eigenthum  an  den  Staat 
und  die  übrigen  Zwangsgemeinwirthsohafteu  herzustellen,  insbe- 
Hondere  was  den  Grund  and  Boden  anlangt  (G.  §.  285  u.  G.  Abtb.  Ii, 
Kap.  3 — 5). 

II.  —  §.  3.  Die  Sachguter  (bez.  das  neld),  welche  der  Staat 
zur  VergtttUDg  von  Arbeit  und  sonst  braucht,  kann  er  wiederum 
auf  dreierlei  Art  erlangen:  freiwillig  und  unentgeltlich  von 
den  Staatsangehörigen  aus  deren  Wirtbschaften;  sodann  mittelst 
priratwirtbechaftlicben  Erwerbs,  nämlich  direct  durch  Eigen- 
production  der  beireffenden  Sachguter  oder  indireet  dureb 
Verkehrs-  oder  yertragsmässige  Erwerbong  von  anderen 
Wirtfascbaften  gegen  speciell  stipolirte  Gegeoleistnngen  (Kauf,  Dar- 
leben,  Mietbe,  Pacht);  endlieb  aw«ngs weise  ohne  speeielien 
oder  wenigstens  gegen  einen  von  ihm,  dem  Staate,  einseitig 
bestimmteit  Entgelt  (O.  §.  10).  Selbst  wenn  das  erste  System 
vollständig  allein  ansieiidite,  würde  der  Staat  eine  eigene  Wirtb- 
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Bohaft  (nnd  zwar  eine  „ An.sj^abewirtb»cbaft",  G.  §.  69) 
fuhren  mUBsen,  welche  die  Aufgabe  btttle,  die  so  anr  Vertlttgung 
dee  Staats  kommenden  Gitter  richtig  zn  verwalten  und  zu  ver- 
wenden. Bei  den  beiden  andern  Systemen  erlangt  diese  Wirthscbaft 
eine  grossere  Ansdehnnng  und  einen  reicheren  Inhalt ,  weil  hier 
vielflUtige  nnd  umfassende  ThStigkeiten  zur  Erwerbung  der  Güter 
notbwendig  werden^  also  eine  erwerbswirthBchaldiebe  Abtbeilung 
hinzutreten  muss. 

Freiwillige  und  uiivut^eltlirhc  Gaben  Ton  SaobgUtern  ond  Uebeitraguiigtu 
voll  Kapitalien  mid  6ruadätOcken  Seitens  ckr  Staatsangehörigen  aa  den  Staat  oder,  in 
frülicren  Z.  it--n ,  an  das  den  Staat  vertretende  Oberhaupt,  den  Försten.  nin«!  überall 
Hl  der  üiüji  Lichte  vorgekommen.  Sie  spielen  in  primitiven  Verhältniaacu  des  Volks-, 
Wilthschafts -  und  Staatalebens  eine  relativ  grösser«;  Hollo,  so  bei  den  Germanen  zur 
Zeit  des  Tacitus,  auch  no*  h  in  der  friiiikisi  lnn  Monarchie  der  Merovinger  nnd 
später  in  der  Form  von  Ehrengeschenken  an  die  Fttrstcu,  von  grosseren  einmaligen 
LelatiiBgiD»  in  b^^onderen  Flllen,  s.  B.  im  Kriege,  vo  die  Pribtation,  wenn  auch  nicbl 
nach  strii  ti>m  Eci  hfu.  so  dorh  nach  der  Sitte,  wenig;>t('ns  tliriUi'.iH.'  freilich  schon 
den  Character  einer  Zwangsabgabe  aonebmeu  kann,  aus  welcher  sich  dann  später  das 
elgentHohe  (dlioote)  Steoenreaen  entvidtelt  tienx  fehlen  selelie  Leistoagen  aveh  hu 
modernen  Staate  der  n.:genwart,  z,  R.  wiedcnim  im  Kri'';r»\  Itei  rtUentli'  h'  n  Unglu.  ks- 
tallen,  nicht  Aber  im  WeBentlichcn  aas  ähnlichen  Gründen  wie  das  System  frei- 
williger nnentgehlielMr  AriKsitodicnsle  teidit  nieli  dieses  System  fMwilligcr  enent- 
gf'ltlicher  Gaben  nii  tiiab  aus,  für  di  ti  cntwii  koltcn  Sl.i.it  vollemls  iiiclit.  D'-r  <irund 
hierfür  liegt  in  der  Natur  des  Staats  als  Zwangsgcuieiuwirthschaft  Überhaupt  nnd  in 
der  EntwicklaogsleudeQZ  dea  joedemen  BaclHta-  «nd  Coltnistnets  InebtatoBderu, 
(0.  §.  154—160). 

Oer  Staat  ist  daher  principieü  «nd  der  sieb  entwickelnde 

moderne  Staat  auch  tbatsächlich  immer  mehr  auf  die  beiden 

anderen  Arten  des  Erwerbs  von  SachgUtern  angewiesen.  Das- 
.sclbe  gilt  von  den  Selbstverwaltiingskorpeni.  In  die  N'ert'Ugiing 
der  erlorderlichcn  Grundstücke  gelangten  diese  Körper  dorcb 
ursprunglichen  N'orbebalt  bei  der  Ausiediuug  und  \  ertheiliing  des 
Bodens,  durch  Ankauf,  Pacht,  Coniiscation ,  Zu  nigseuteignung. 

III.  —  4.  Die  Kiurterung  dartlbcr,  ob,  wo  und  wieweif  ein 
Zwängler  wer  h  von  SachgUtern  dem  Staate  gestnttet  sein  kann, 
gebort  nicht  an  diese  Stelle,  sondern  ebcni'alls  in  den  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirtbschaftslebrc.  (G.§.  10,  U,  156—151^). 
Hier  ist  nnr  zu  constatiren,  dass  auch  ein  solcher  Zwangserwerb, 
in  gleicher  Weise  wie  der  Zwang,  durch  welchen  der  Staat 
persönliche  Dienste  sieb  zur  Verffigaog  stellt,  aus  dem  Wesen  des 
i^taats  als  Zwangsgemeinwirthschaft  abzuleiten  ist  and  danach 
prineipiell  gerechtfertigt  erscheint  und  Uberall  in  der  Gesehiebte 
vorkommt.  Seine  beiden  Hauptformen  sind  die  Bestenernng  nnd 
die  Enteignung  (G.  §.  384).  Im  Gegensatz  zum  Zwangserwerb 
als  dem  Offent lieben  kann  man  den  durch  £igenproduetioD  e^ 
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folgenden  nnd  den  vertra^sniäsHig  mit  specieü  sii|Hilirteii  Gegen- 
leistungen \  erhundeiien  Erwerb  des  Staats  (zu  weichem  Ietztei*en 
auch  (lerieiiitrc  mittelt^t  Creditaufnabnie  gehört)  den  privatwirtb- 
ücbattlic  lieu  iieiinen. 

Die  geschicbtlicbe  Entwicklung  lint  in  den  modernen  euro- 
päischen Cnlhirstaaten  ttberall  dem  Zwangscrwerij  {gegenüber  diesem 
geschiebtlicb  älteren  nnd  anfänglich  vorwaltenden  privatwirtbHchaft- 
licben  und  namentlich  gegenüber  dem  Eigen erwcrh  des  Staats  das 
Uebergewiebt  versebatTt  (F,  II.  §.  340  ff,  438  ff.).  Es  bUngt  dies  zwar 
zam  Theü  mit  zai'älligen  Ereignissen  der  europUiscbcn  Gesehichte, 
besonders  mit  dem  mehrfach  vorgekommenen  Verlust  oder  <Ier  Ver 
mindernng  des  ehemaligen  Staatsguts  susauimen.  Vomemlich  ist 
es  jedoch  die  nothwendige  Folge  Eweier  grosser  Momente 
der  yolkswi rtli sebaftlicben  Entwicklungsgeschichte,  ein- 
mal der  Ausbildung  des  Kechtsinstitnts  des  l'rivateigen- 
tburas  an  den  sachlichen  Prodnctionsmitteln,  iiesonders^am 
Boden,  nnd  des  thatsieblieh  grOsetentheils  erfolgten  Uehergangs 
des  Bodens  nnd  des  Materialkapitals  an  die  Privatwlrth- 
sohaften  (F.  II.  §.  341) »  sodann,  in  nunmehriger  Rttekbildnng 
dieses  historischen  Processes,  ist  es  die  Folge  jenes  gegenwärtig 
mehr  mid  mehr  zur  GeHnng  kommenden  grossen  volkswirth- 
sehaftlichen  Entwieklnngsprincips,  welches  sich  als  U eber- 
gang von  der  mehr  priyatwirthsehaftlichen  za  der  mehr 
gemein-  nnd  besonders  zwangsgemeinwirthsehaftlichen 
Organisation  der  Volkswirthsehaft  formniiren  lässt  und  sieh 
in  der  fortschreitenden  Ausdehnung  der  öffentlichen,  besonders 
der  StaatsthUtigkeiten  offenbart  (0.  §.  171  ff.). 

Zur  regelmässigen  Besorgung  nun  des  Zwangs-  wie  des  privat- 
wifthschaftliehen  OAtererwerbs,  als  des  Mittels  zur  Hersldhing  der 
Staatsleistungen,  sei  es,  um  Arbeitsdienste  zu  vergüten,  sei  es,  um^ 
unmittelbar  Sacbgfiter  tTlir  Staatszwecke  zu  verwenden,  muss  der 
Staat  eine  eigene  (Erwerbs  )  Wirthsehaft  flHhreu.  Und 
wiederum  dasselbe  gilt  meistens  von  den  Selbstverwaltuugs- 
körpern. 

IV.  —  §.  5.  Diese  eigene  Wirtl»^c4iati,  welche  ein  ötrentlicher 
Körper,  wie  der  Staat,  zum  Behuf  der  Erwerbung  und  \'erwenduug 
vofi  Sacbgtitern,  bez.  Geld  für  die  Zwecke  der  vou  ihm  mit  Hllek- 
siclii  auf  die  herzustellenden  Leistungen  rejiiiiheiilirtcn  ,.rrodu(  tious- 
wirtiiseliatt"'  (G.  §.170)  betreiht,  ist  die  Fiu;inz\virth»rliaft  oder 
der  öffentliche  bez.  der  Staatshaushalt.   Dieselbe  ist,  \venu 
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der  Staat  selbst  als  ein  Wirth  sc  haftsganzes  betrachtet  wird, 
eine  Wirthschaftsabtheilnng  desselben. 

Andere  Kamca  sind:  Regiertin^swi  rthschaft,  »uch  (suhjectivi  Kinauz- 
wcseii.  Der  Aoadrack  Finanzrerwaltung  bluibt  hem*tt  fQr  diu  (iesamintheit  der 
BeMrden  torbduütttn,  welche  die  FlnatizvirtlMchaft  Idten.  Die  letiter»  wird  nitaster 
auch  Staat  wirth Schaft  genannt,  sprachlich  nicht  unrichtig.  Der  Ausdruck  ist 
jedoch  nach  dem  heutigen  Spracbgebraaclt  ?ieldeoti(«  iadem  mit  ilua  dfteri  die 
(staadieli  or^isirte)  VoUBwlitlitelHUt  Mlbst  bezdehnet  wird,  wie  z.  B.  in  den  Titot 

des  bekannten  H  c  r  uj  a  n  n 'sehen  Wcrk's:  „sfaabwirthsrhaftlii  he"  Untt.-r>U(  hun^eii. 
Anders  ist  wieder  die  Terminologie  toü  L.  Stein,  übrigens  wilüUrlicli  und  vidcr 
sprorhsroU.  Er  stellt  den  BegrifT  ..Staatswirthschaft'^  („das  Gttterlelie»  tb Oegetf 
stand  der  Verwaltung  im  weiteren  Sinne")  an  die  Spitze,  betrachtet  die  Finanzen  als 
einen  Theil  derselben  und  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  wieder  nur  die  Staab- 
einnahmen  vorstanden  wissen,  —  eine  Auffassung,  die  er  jedoch  selbst  in  seinem 
Lehrbuch  nicht  festhiüt.  S.  L.  v.  Stein,  Lehrb.  d.  Fiuanzwiss.,  3.  Aufl.,  Lpz.  1S75, 
S.  !  H".  Wicd-M-  -twas  abweichend  in  d.  4.  Aufl.,  IS78,  I.  1  fl".  C.  If.  4s  ..D,i> 
Wort  Finanz  Maiiunt  aas  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  ]  '>.  und  I  I.  Jahrhundert 
rerstand  man  unter  linatio,  fijMUioia,  Mch  wohl  hnanda  pecuniaria.  •  ine  icboldige 
(jeldleiston^.  Di'  sc  Ausdi  ür.ke  stammen  von  finis  ab,  wclchoü  oft  t  inen  Zahlungstermin 
bedeutete,  wie  mau  durch  eine  ähnlic  he  Metonymie  den  Sprachgebrauches  Öfters  sagt: 
einen  Termin,  ein  Quartal,  «in  Ziel  bezahlen.  Mit  dem  griechischen  Worte  rt?.oqt 
Ziel.  Zwerk,  verh.ilt  r>s  sich  in  ähnliehcr  Weise  Da.-selbe  wurde  auch  fur  Steuer 
and  ZoU  gebraucht.  In  der  älteren  Kanzleisprache  bedeutete  finis  auch  den  einen 
ReclitKirait  beendlgeBden  Veitiaff  «nd  die  danus  hemümade  ZaUan^«  fener  eiaen 
vor  dem  KHnig  at)er  einen  Kauf  von  Grundstü«  k(  a  ah<;e>(  hIo&s>'tien  Veitrag,  dessen 
Urkunde  die  Form  eines  Ortheila  erhielt  (quasi  litis  tcnoinus),  sodann  die  Abgabe  au 
den  KAnif  TOn  solchen  Kiafim  (the  Kings  sylvor).  eine  Entrichtung  des  antretenden 
Pachters  od-  r  Gnindliolden  an  drn  Verpächter  oder  Grundherrn,  am  h  .-inr  hwere 
(ieldstral'e;  überhaupt  werden  in  England  allerlei  Geldgebuhrcn  mit  dem  Namen  fine 
bezeichnet  Vgl  Du  Fresne  du  Cango,  Glossar,  mediae  et  infimae  latinitatis,  s.  r. 
tinancia  und  fmatio.  —  Speimann,  Glossar,  archacologic.  ä.  v.  ünis  (Lond.  1651. 
S.  22^).  -  Htillmann.  Stidtewesen ,  III,  95.  —  Gneist.  Enp-l.  Verfassnugs-  und 
Verwaltungbrucbt ,  Ä.  I,  30.  —  Mehrere  Schriftsteller  hielten  den  !Stamm  des  Wortes 
Finanz  für  germanisch;  sie  deuten  entweder  auf  das  englische  ßne,  Geldstrafe, 
l'ririlegicntaito  «,  dgl.  [i.  B.  Genovftsi,  Gnmds.  di^r  bUrgerl  Oek. .  I.  wi  lehes 

aber  nach  Spei  mann  a.  a.  ().  nicht  vor  der  uuiiuanuischen  Eroberung  vorkaiu  und 
nach  dem  Obigen  mit  tinis  /iisanuncnhangt.  —  oder  auf  finden,  schwed.  iinna. 
Welches  durch  d.ii  Mittr-ll-egrilf'  von  erfinderisch  inf  r-inkevull  Fulirt,  wie  das 
isUndiäche  ßndiuu  durch  ingeniosus,  calumniosu»,  erklärt  wird,  Haldorson,  Lex. 
island.  ed  Kask,  I,  213  ^Havn.  181.9),  —  oder  auch  auf  fein.  ^  Merkwürdif  ist, 
das>  im  in.  und  17.  Jahrhundert  da.-?  Wort  ein«-  allp:.'nicin('re  und  /war  schlimme  Be- 
deutung hatte,  weil  ricUeichk  das  fremde  Wort  an  fein  und  eründemch  erinnerte  und 
die  linatiottes  selbst  mit  vielen  Bedmdningen  revbunden  sein  moditen,  weshalb  z.  B. 
Schottelius  (Von  der  deutschen  Ilauf-tsprarhr,  RrauuM  hvrei;r  inr.n.  S.  Hl 6)  Finanz 
durch  Scliindcroi.  Wucher,  wlüäct,  und  Sebastian  Brant  (üaxrenschüf)  Untren, 
Finaatz,  Ndd  «nd  Hase  zasammenateltt.  fAehnHeh  noch  t.  Secltendorff,  Roscher, 
Gesch.  d.  Nat.-Oekon.,  München  1*^71,  S.  241.]  Ver|rl.  Frisch,  nt-  ldatein. 
Wörterb.  S.  2(S7,  Scherz,  Glossar,  gorm.  med.  aovi.  cd.  Oberlin,  I,  3!>2.  Campe, 
Wörterbnch,  S.  S21.  In  {•"raokreich  bezeichnete  schon  damals  ünance  eine  Geldsumme, 
oder  insbesondere  die  Staatscinnahme  (]><os  adversaires  ont  peu  de  (inance.  mais  Iis  la 
m^nagent  bien,  sprach  Kanzler  de  THospital  \'>HH),  los  tinames  aber  dts  gnarc- 
Staatsrermögen  und  den  Zustand  der  Keijiexungswirthschafi.  Der  Eiulluaui  dci 
ftanzOsischen  Sprache  vcrdrüngtc  aus  der  deutschen  jenen  schlimmen  Wortsinn  von 
Finanz  ^^änzlich.  Der  spanische  Ausdruck  hacienda  für  Finanz  stammt  vielleicht 
aus  dem  araliis<  hi-n  'cha.^na,  Schatzkammer.  Auch  im  Kussischcu  heibst  kasn»  die 
Casse,  kasaatschci  der  Schatzmeister.  Vielleicht  ist  dies  Wort  durch  die  tatarische 
Herrschaft  cingcdrunv:»  n.  Doch  wird  in  der  russischen  Sprach"  Fin.tnrwesen  durch 
hooudarstwennie  dochodui,  herrschalUiche  Eionahmea,  ausgedruckt*.  (Nach  Kau, 
Ann.  zu  §.  I). 
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Der  Stmt  braucht  demnaeh  zar  AnsiUhruQg  seiner  Aufgaben 
als  Frodaetionswirthflebalt  eine  Summe  „wnrthsohafflicher  Ottter^ 
(G.  §.  Id — 20)  (persifnliebe  oder  Arbeitsletatnogen,  HacbgUter  und 
in  der  Geldwirtheckafl  Geld),  welche  den  Staatsbedarf  darstellen. 
Derjenige  Theil  des  leteteren,  weicher  in  Sachgtttern  bez.  in 
Geld  besteht  y  nm  damit  Dienste  zn  vergüten  oder  unmittelbar 
Btaatsleistungen  herzustellen  oder  andere  SachjiUter  zu  erwerben, 
ist  durch  die  Finanzwirthsehaft,  die  hier,  getrennt  vom  Staate 
gedacht,  als  Verbrauchs  oder  A usgahe wirthschaft  tiuigirt, 
zu  beschatten.  (G.  §.  i)9,  170).  Dieser  Theil  des  gesammlen  Staats- 
bedarfs kann  daher  speciell  Fiuanzhedarl  genannt  werden.  In 
der  Geldwirthschaf't  (G.  §.  114)  tritt  er  i^M-üsstentheiis  als  der 
Geldbedarf  der  Finanzwirthschaft  hervor  und  erscheint  rechnuuga- 
inässi«;  als  Staatsausgabe,  bez.  „Ausgang"  (G.  §.  ß7,  71).  Zur 
Deckung  des  Finanzhcdarfs  oder  zur  Bcstreitunir  der  Staatsaus- 
gabe muss  die  Finanzwirtiiscbait  sodann  als  Hi  wci  ^s  oderEin- 
nahme wiiÜJ8cliai't  fun^ircn.  Ihr  Erwerb  kommt  rechuungsuiässig 
als  Staat'^ oi n nahmt'  Ixja.  „Hingang"  (G.  §.  fi?,  70)  zum  Vor- 
schein. Die  D oppelfiiiK  11)11  der  Verbraucha-  und Erwerbswirthsobatt 
bildet  den  Inhait  der  Finaaxwirtbschallt. 

Id  üeberoiriätiiiiinunjf  mit  Hau,  welcher  sa^^'t.  es  sei  dem  S|)neli!jfebrauclii;  iltirch- 
auä  zuwider,  auclt  dio  Bciicluili'ttag  pervOulichcr  Leistuugoa  ohue  Vennittelaog  ^cblicher 
Gtuer,  z.  B.  das  Gonseripttonsvesen,  In  die  Ffnatizwirtlischaff  za  Techaen,  (vergi.  da- 
gcgcü  Behr,  Wirtlisch.  des  Staates.  S.  lÜO),  lialt.j  ioli  daher  an  der  Beschränkung 
der  Finanzwirthschaft  atif  die  RcschafCung  niui  Vcnrcndung  von  SachgUtcru  oder  Geld 
fest    Mein  Zusatz  zu  5i.  S  Anni.  a.  in  der«'».  Ausg.  Kau 's  ist  danach  zu  berichtigen. 

Ibr  piprpntbttniiiches  Gepräire  als  Wirtbsc liaf'tsart  erlangt  die 
Finanzwirthschaft  des  Maats  dadurch,  das»  sie  die  Wirthschaft  ist, 
dnrch  welche  der  Staat  die  ihm  zn  seiner  Function  als 
höchster  Form  der  Zwangsgeraeinwirthschaften  erforder- 
lichen SachgHter  (Geld)  erwirbt  und  zur  Verwendung 
bringt.  Der  speeitischc  Character  der  beiden  Abtheilnngen  der 
Finanzwirthschaft,  der  Verbrauchs-  und  der  einnahmewirthschaft- 
licheUi  ergiebt  sich  aus  dieser  Sachlage  mit  Nothwendigkeit.  Dies 
ist  von  voi*nherein  fllr  die  Auffassung  der  wiasenschailUcben  Lehre 
▼on  der  Finanzwirthschaft  zu  beachten. 

V.  —  §.  6.  Die  Wissenschaft  von  der  oder  den  Fiaanzwirth- 
Schäften  ist  die  Finanz  Wissenschaft  Dieselbe  lässt  sieb  mit 
Bflekslcbt  anf  die  tflLonomische  Nator  der  Finanzwirthschaft  definiren 
als  die  Wissenschaft  von  der  Wirtbschaft,  welche  der 
Staat  oder  ein  öffentlicher  (SelbstTerwaltnngs  )  Körper 
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zur  Beschaft'ang  und  Verwendung  der  ihnen  zu  ihrer 
Function  aU  Zwangsgemeinwirthschaften  erforderlichen 
äacbgttter  (insbesondere  Gelds)  fahrt.  Der  frttber  für  die 
FinaDZwisseoschaft  in  Deutsehland  nicht  selten  gebrauchte  Name 
Cameralwissenschaft  (im  engeren  Sinne)  tat  jeUt  abgekommen. 
Er  erklärte  sich  geschichtlich  daraus,  das«  man  ursprünglich  nnter 
Kammeraachen  oder  Kammergescbäflben  gerade  das  Finanxweaen 
verstand,  und  erst  nach  Errichtung  der  Kammercollegien  aneb 
andere,  nicht  finansieUe  GeachMfte,  die  aog.  Pelisei,  hinankamen. 

Raa,  Ueber  die  (^aineralnrii».  8.  8.  Der  Altere  Nainc  i.  B.  bei  DithioAr, 
Eiuteitaog  in  tV\>:  ilkoiK-ni..  Polizei-  und  Cameralwisscnsrhafleii,  ti.  Aufl.  v.  Sch  r<  lior. 
S.  19.  (Frankf.  ITG'J  )  Eine  noch  engere  Bedeutung  vüi»  Catncralwiyscuscbaft  ist  jetzt 
frirt  rergcsseu.  Man  unterschied  (nach  Kau  I.  §.  5)  ehemals  in  &tm  heutigi  ii  Um« 
fanfje  dvr  rin.'inzwi.isenschaft  zwei  Theilc,  n<'mli<  h  1)  di-/  r;iinrr;dwisj5<*nsch»n,  welche 
von  den  ganz  in  der  Verfügung  der  Karsten  stehenden  (Quellen  der  Staatseiuuahme, 
i.  de»  Domänen  uud  Regtlien  handelte,  2)  die  eigeatliehe  Finaozwissenschaft,  denn 
(legensland  die  der  laruliiändisclieii  Mitwirkung  unterworfenen  Abgaben  der  Bürger 
«area;  s.  2.  B.  Fischer,  Lehrbegritt  u.  Uufang  der  deuttichon  Staatswi^ensch.,  S.  20 
(Hdk  IISS).  Rfttsif,  UM»,  d.  FbaDMlas.  §.  6. 

Die  Finanzwisücnschaft  wurde  bisweilen  auch  mit  doni  Namen 
ta atswirthschaftslehre  belehrt,  was  aber  bei  der  Vieldeutig 
keit  dieses  Wortes,  welches  mitunter  ant-h  die  ^ranze  r<ilitis(  he 
Oekonomie  bezciclmet,  besser  vermieden  wird.    Die  Finanzwissen- 
sohaft  ist  eiu  Tb  eil  der  Politischen  Uekunomte. 

S.  u.  §.  12(r.  u.  Kau.  Voliswirthsch.-L.  hre,  ??.  15.  Ich  half^'  in  (li<->cm  Punctc 
an  Kau  s  Syätematik  fest,  wenn  auch  mit  ctwiis  auJcrer  Mutiviruiig.  L'cbci  St  ein 's 
ab»'eichende  AufTasiiung  der  Finanzwissenüchaft  ».  o.  §.  5.  Er  fasst  die  K.-W.  auf 
als  lia.  n  ..bestimmten  Theil  der  Staatswirthschaftslelirc"  nJei  ..di«'  wiüüenächaftliche 
KiitwicUung  der  Staatseinnahmen,  ihrer  Grujidlagcu  uud  ihrua  Kcchts"  (4.  A., 
I.  za  eng,  wie  seine  eigene  spätere  Behandlung  zeigt.  —  Meine  jetzige  Begriffk- 
b>j-timmnnjr  Wf^ichl  von  der  T?au*s  (Fin.  f.,  §.  auch  noch  in  meiner  Boarb  d.  >>.  Aufl.) 
ab.  i%au  öagte  hier:  „Die  Finanzwisscuschaft  üci  die  Wiaaenächalt  von  der  besten 
Einrichtung  der  Regierangsvifthseliaft  oder  fon  der  besten  Befriediguiiiipfweise  der 
Sfaatshciliufni^-.'  «luri  h  ^acllUche  Gutrr."  I)ii':i  wurde  mehr  auf  die  Finanz ]>oIi  tik 
als  die  Finanz  wisse  OS  chaft  passen,  welche  letztere  doch  zugleich  immer  den 
ChAneter  ehier  Beobacbtungswlaseiiscbaft  bat  (§.  12>  Richtig  bat  dalter  g«g«o  nelitfl 
Beibehaltung  der  älteren  Bauschen  Definitiun  mn\  ^«  Kon  i-ini-n  Widersprui  h  d.-r 
letztereu  iDit  apäteren  Aosfuhruttgen  ncboo  in  meiaer  Bearboituug  der  ü.  Auflage 
(§.  85  ff.)  Ha  OK  Einireiidaiigea  enoben,  deas.  Becension  der  6.  AoC  in  d.  Tm» 
Ztschr.  XXVirr.  (1872)  S.  4»4.  Auch  Gossa,  elementi  H.  ed.  Mtl.  1S*»2,  S.a.  be- 
etimmt  die  Finanzwissenschaf^  als  „dottrina  del  patrimonio  pubblico welche  lebte  »il 


Fin.  I..  Par.  1877.  p.  2:  Finanzwiss.  »jdence  dea  porenos  publica  et  de  la  niae  eti 
Oeuvre  de  cea  revenaa",  m.  £.  anch  so  eof. 
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2.  Absebnitt. 

ClmaetefiAimiifi;  der  FinaiiswirthfidiAft  ab  WirUiscliAftmurt« 

Vgl.  Waguer,  (J.  §.  4«  ff.  Kau,  I.  §.7—10.  Laspcyro«,  Art.  Staatswirtii- 
scJuß  im  Staatüirörterbach  X,  71  ti    Guffcken,  in  Schöubcrg's  Handbach  II,  3  ff. 

§.  7.  Ihren  specifischcn  Oharacter  erlangt  die  Finanzwirth- 
schaft,  wie  gesagt  (§.  5),  dadurch ,  dass  sie  für  die  Zwecke 
öffentlicher  Körper,  speciell  des  Staats  fungirt.  Im  Einzelnen 
tritt  das  Wesen  und  die  Eigenthttmlichkeit,  die  Aehnlichkeit  mit 
anderen  Wirthscbaften  and  die  Verschiedenheit  von  denselben  bei 
der  hier  Tomemlich  in  betrachtenden  Finanzwirtbsebaft  des  Staats 
hl  folgenden  einxelnen  Pnneten  hervor: 

I.  Die  Fbanxinrthsehaft  ist  eine  Einselwirthsehaft,  welebe 
das  den  Staat  in  der  Verwaltang  vertretende  Organ,  die  Regie- 
rung, zum  Wirthsehaftawahjeet  hat. 

Als  Einxelwirthschaft  ist  sie  in  vielen  Pnneten  anderen  Einzel- 
wirthsebaften  wesentlich  gleichartig,  so  namentlich  auf  den- 
jenigen Gebieten,  wo  sie  gans  oder  Überwiegend  nach  den 
Grand  sä  tsen  des  privatwirthsehaftlichen  Systems  Güter, 
insbesondere  SaehgOter»  fftr  den  freien  Verkanf  auf  dem  IMarkte 
prodaeixt:  in  der  Feldgfiter-,  Font-,  Beigwerksverwaliung  u.  s.  w. 
Soweit  diese  Gleiehartigkeit  besteht,  ist  anch  die  Lehre  von  der 
Finanzwirthschad  in  der  Einartwiiihsehaftslehre  oder  der  Privat- 
ökonomik enthalten.  Sie  gehört  daher  streng  genommen  im 
Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  Thcilen,  der  Domänen-,  Forst-  und 
Eisenbahnlehre  u.  s.  w.,  nur  insoweit  in  die  Finanz  wissenschalt, 
als  der  Umstand,  dass  der  Staat  das  einzelwirthsehaltliche  Subject 
ist,  Ei^ienthüiaiichkeiten  des  Wirthschal'tens ,  z.  H.  bei  der  eigenen 
Verwaltung  der  FeldgUler,  Forsten,  Bergwerke,  bedingt.  Letzteres 
ist  nun  freilieh  meisten»,  und  oft  in  erheblichem  Maasse  der  Fall, 
iiideiH  die  Uebernahme  neuer  oder  Beibehaltunf^  älterer  privat 
wirthschat'tlieher  Tbätigkeiten  und  der  betreffenden  Eigenthums- 
objecte  tlberbanpt  nur  selten  aus  rein  tinanziellen ,  sondern  mehr 
oder  weniger,  selbst  Uberwiegend  aus  Staats-  und  voIi\swirtbschaft- 
licben,  socialpolitiscben ,  politischen  Grflnden  erfolgt  und  demiiju  h 
auch  die  Verwaltung  oder  Bewirtbschaftang  mit  nach  solchen 
Rücksichten  stattfindet. 

Ri<*hMg"e,  aber  »»twas  zw  rcitfire?und(?  BcmcrkHnjren  iiIj-t  •lieticn  Punct  macht 
r.  Scbttül,  Schöoberg't»  ilaadbucb  Ii.  3t>.  —  Die  Zuf^eliöhgkoit  mancher  tiiiaazirirtli- 
SchafUichen  Lehren  zur  Eiuzelwirthschaftälchru,  nicht  zur  oigentJichua  FinanzwiMen* 
Schaft  hat  z.  B.  v.  II  od  in  s.  .'.iT.-iitl.  Abg^alx-ri  nnd  Schulden,  Stüttg.  l*<Hr-{.  8.  1, 
benorgehoben     Aeholich  betont  en,  veon  auch  iu  aoderen  Ausdrttckeu,  doch  dem 
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Siiiiie  ntk  L.  v.  Stein  in  a.  FinanxwisseuiM-l). ,  bes.  in  d.  Abaehn.  v.  wirthscbai'tl. 
Einkomm^'n  fifs  Staates  (3.  Ausg.,  S.  1T.'{  fl).  Itn  Priin  ip  franz  liditi^;.  Wenn  in- 
dessen AU  dieser  Scheidung  der  priratukooomisclien  und  tinanzwirthschaftiichen  Sdte 
der  Frag«ji  in  den  Werken  Aber  Finanzwissenscbaft  nicht  fonaa  featfehnltaii,  sondern 
auch  (lio  crsfcre  in  grösserem  Umfangi'.  mit  iti  ili.;  Erdrtimng:  p^cTioiren  wird,  so  bat 
dies  in  Deotscbland  geschichtliclie  mid  prak  tis«  he,  wie  anderseits  tboorotiscbe 
Grilttde.  Entores,.  weit  in  den  deotaetien  Territoriabtuteu  des  Demlaenweeen  bts  in 
die  Neuzeit  hinein  d-  ii  Tl.iujitthfil  »Ic»  T  i  iriii  '\v«-<.rii>  bildete  und  dii-  ftniktischen 
CameralisteD  in  der  Venraltung  die  privatökunouiiicbu,  techaisi^he,  volkswirtb«cli*ft* 
Ücbe  und  die  eigrentlich  flonnzwiTtbscIiaiUiche  Seite  gidchzeitig-  belwodeb  moMten. 
Theoretische  Gninde,  wd]  sich  mit  iin(«  t  dem  Kin/!üss  dieser  Praxis  die  deutsche 
FinuuviafiMUKb&ft  in  der  Form  der  CMnoralvtssenschaft  und  daiin  aus  dieser  henns 
entwickelt  het  Dieser  Ursprang  ist  in  dem  Werke  Ton  !{an  noch  doattiefa  eiiennbnr. 
Hier  werden  dli^  privatwirtbäcbaftlicben  Kinkoinincn/.«'oig;e  und  die  Regalien  noch 
sehr  eingebend  behandelt,  nrährcnd  viele  der  betrefTenden  KrArternngcn  thoils  aber- 
baapt  nicht  in  die  Folitischo,  sondern  iu  diu  rrivutökononiik,  tbeils  wenigstens  nicht 
oder  nicht  roUst&ndig  in  die  Finanzwissenscbaft,  sondern  in  die  Volkswirthsebafb- 
politik  und  in  die  Wirthscbaftlicbo  Vcrw.dtntirrnlebre  gebftren.  Tr<  tzrlem  Irisst  sieb 
indessen  auch  für  di<;  Gegenwart  noch  diese  üebandlungsweise  Kau  s  aus  Gründen 
pra>  tisi'her  Zweckmäßigkeit  rechtfertigen  und  wird  wenigstens  einstweilen  aocli  in 
meiner  Bearbeitung  der  Finanzwissenscha(\  no^'b  beil>ehalti>n.  n<-nii  liei  dem  cn^en 
iuuerea  Zusammenbange  lassen  sich  die  politiacb-ökouomlächen  und  privat- 
ökonomischen,  sowie  die  finanzwissenschafUicben  und  rolkswfrthsehnfit»',  sodilpcMitiscbun 
Oesicbfspuncte  bei  der  ErOrtenin^  doch  nicmaLi  voHstHndig  tronn«^n.  Au«  h  T  Iii' 
ee  in  der  noueren  Litectiiu  an  priratökouombichen  Scbrifton  aal  dem  jetzigän  Suuid- 
pnncte  der  Wtaenicbaft,  tnf  wdcbe  man  rerweiaoo  konnte.  Splter,  wenn  die 
Auflarbcitnu«?  dieses  Ivchrbuchs  der  Politischen  Oekonomiu  bis  zu  der  speeicDcn  und 
pnüttischeu  Yolkswirthschaftülchrc  vorgcschritton  seiu  wird,  boab«icbtige  icb  theUwei«c 
eine  Herttbemabroe  einiger  Materien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenscbaft  einen 
etwas  zu  gössen  Kaum  einnehmen,  z.  B.  der  Kisenbahnichre  in  di  •  Bände  4  u,  bes. 
L.  i)tcin  tibersiebt  in  seiner  fluchtigen  Weise  bei  seiucr  mehrfachen  Polemik  gegen 
meine  Bobandlung  der  privatwirthscbaftlicben  Zweige  in  der  3.  und  4.  Ausgabe  seiner 
Plnaniwissenschaft,  dass  ich  biorin  absichtlich  Kau  noch  folgte  und  die  Aaf- 
nabmc  der  Eisenbahnl*»bre  in  die  Finanzwisscnsrhaft  nur  eine  ronscjuenz 
dieacr  Kau'schen  Behandluags weise  war.  Die  lle-ienken  hiergegen  vom  Stand- 
pvnete  strenger  Syetematik  habe  ieh  hon  damals  selbst  ausgesprochen, 
s.  Yorwort  zu  meiner  Bearbeitung  der  i'<  Aud.  iL  1.  B.  d.  Kau'schen  Finanzwissen« 
Schaft,  S.  IX.  Diese  Bedenken  treifen  meine  Behandlung  aber  nicht  mehr ,  ab  diu- 
jenigtt  Ban'B  md  vieler  «iderer  FinanflKbrilMler. 

Die  Regie rungy  voUends  die  der  parlamentariBcbeu  Finanz- 
cüotroie  des  VerfasfningBstaats  anteisteliende)  ist  ala  leitoDdee  und 
verwaltende«  Organ  der  Finanswirthscbaft  der  Natur  der  Saohe 
naoh  eine  eomplexe  Gr^eae.  Sie  selbst,  als  einheitliehes 
Ganzes,  daher  aneh  ihr  Wille  mnss  erst  kllnstlieh  gebildet 
werden.  Dieser  Wille  kommt  nnr  dnreh  einen  Ofganismns  von 
Behörden  und  einaelnen  Personen  zur  AnsfUhrnng«  Die  Finaos- 
wirthsehafk  ähnelt  daher  allen  soleben  Einzelwlrtfasebailen,  deren 
leitendes  und  verwaltendes  Becbts-  und  Wirthsehaftssubjeet  aneh 
eine  juristische  Person  ist,  demnach  anderen  Gemeinwirtb- 
schaften nnd  soleben  Privatwirthsebaften,  welche  in  Form  von, 
Vereinen,  Erwerbsgesellschaften,  besonders  Actiengesellsehaften, 
betrieben  werden. 
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Naiiieiitlich  diu  Aehulichkeit  zvischeii  dein  fiitaBZwirlli»cbaftliob«tt 
Br:trit.'b  des  Staats  (der  Gt  incinde  u.  8.  w.)  und  dem  Actiongoscllschafts- 
Bctrieb  ist  Jon  weitreichender  Bedeatong  io  der  Frage  roo  der  Abgreoznng 
dem  difch  4m  Staat  (uid  di«  sonstifen  ftlSuttlicheo  Kftrper)  veitnteneik  g«m«üi« 

wirthscbaftlichen  und  des  durch  die  Actienfcsellschaft  vertretenen  privatwirfh^^chaft- 
lichea  Systems,  indem  in  rieleu  Fragen,  z.  B.  in  der  Frag«  «Staats-  oder  Piivatbaba?*', 
^4Kiie«itIifllMi  oder  piirateNi  Yer^erongs-,  Bankwesen  ?  **,  dÜle  oUiclien  Grttiide  fUr  dan 
letztgenannte  System  und  (reg^en  Siaatshotriel)  m  hon  de^wcg-en  niclit  siliwer  wiegen, 
weil  die  hier  allein  in  Betracht  kommende  Privatwirthschaft ,  die  Actieugcsellachaft, 
«B  danselben  M&ngela  wie  die  Wirtbschaft  des  Staatee  leidet.  SellMt  grosse  Indi« 
ridaalvirthschaften ,  z.  B.  eines  grossen  Otindlxisitzors,  Berg-  und  Hüttenwerk-, 
Fabrikbesitzers ,  liaben  wf»«r>>n  der  Verwickeltlu  it  der  Verwaltung  noeh  einige  Achn- 
lichkeit  mit  der  Fiiiaii/wirthschaft,  was  bei  dur  Frage  nach  der  finanziellen  Zweck- 
mässigkeit des  Staatä-tirnndeigenthums,  Bergwerks-,  Huttenbetriebs,  zu  beachten  ist. 
In  allen  diesen  FiUen  handelt  es  sieh  zwisrhcn  der  Finanzwirth-  -I^  ift  und  anderen 
<_Productions-)  NV'irthfichaften  niclit  um  spucifische  (qualitain  ej.  sondern  nur 
um  i^radweise  ;>! uan  1 1 tati v e  l'nterschiede.  Nur  bei  dem  Vergleich  zwisehcu 
der  Fi  nauzwirthschaft  und  der  gewöhnli  elim  IndiridunI- (Produetions-)  Wirth- 
schaft  (der  eigentlichen  Kiiueltirma.  allentaiis  auch  der  otienen  Uaudelsgesellschaft 
und  GoamiaaditgesellKhafl)  verhält  sich  di^  anders:  nur  hier,  nicht  allgemoiu, 
kaun  man  ^enig^stens  häufig,  z.  T?.  1><-ini  Rctrieb  dos  Ackerbaue?:.  der  Fabrikation,  des 
Handels  unter  Mitwirkung  des  im  folgenden  §.  besprochooen  (Jmstands  von  eioou 
.«natftrlichen''  dkonoraitch •  («clinisehen  Vomg  der  privaten  Einzelwirtluolialt  vor 
der  Finanzwirthschafl  siirerhen,  ein  Satz,  weh'her  iti  j)ralvtischen  volküwirthsehaftlichen 
und  tinanzidlen  Fragen  im  Uebrigeu  rietl  zu  sehr  verallgemeinert  und  daher  mis»- 
IntocUfcb,  unter  falsehem  ffinweia  aof  die  „KrfahruDg".  angewendet  voiden  ist 
Es  ist  gut,  dies  schon  hier  zu  betonen.  Die  weitere  Ausführung  folgt  in  der  Lehre 
vom  Priraterwerb.  Einzelne  wichtige  Fragen,  z.  B.  die  Eisenbabnfrage .  sind  durch 
die  falsche  Stellung  des  Gegensatzes  oft  von  vornherein  schief  aufgefasst  worden. 
Der  herrorgehobene  Irrthiim  hingt  übrigens  eng  mit  d«  einseitigen  Rcaction  des 
Smitlüaoismnä  und  seiner  Theorie  der  freien  Concarrenz  gef!:cn  «Staatsthäiigkeit  und 
mit  der  gleich  einüciiigcu  optimislisdicj»  Buurtheiiung  der  Tliätigkcit  der  vom  Selhst- 
intcressc  geleiteten  Privatwirthschafiten  zusammen.  Vgl.  Wagner.  G.  §.  12!»,  134  ff.  u. 
Vorbemerk,  za  Abth  I.  d.  G.,  Kap.  3.  S.  l'»6ff.,  Kap.  4,  S.  2&Sff.  u.  Abth.  IL,  S.  343  H. 
Unter  den  Finanzschriftstellcrn  begegnet  die  einseitige  l'arteinahme  gegen  die  privat- 
wiithschaftUchen  Gebiete  des  Finanzwesens  ans  dem  Grunde  einer  ohne  Weiteres  an^ 
genommenen,  vermeintlicben  principiellen  Infcriorit&t  dos  Staates  bei  A.  Smith  selbst, 
neuerdings  noch  am  Meisten  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  friiher  auch  bei 
Max  WirtL  Mit  Becbt  gans  ahdan  Schmolter,  Epoebea  d.  preoo.  Flitpolit, 
SM,  d.  D.  Beichs,  1877,  &  f04  ft«.  r.  Scliaal,  SchOnbaxg'a  Handb.  II.  40. 

II.  —  §.  8.  Wie  im  Staate  überhaupt,  so  besteht  auch  in  der 
Finanzwirthschalt  das  Arbeiterpersonal  ans  einem  zahlreichen 
und  complicirten  Apparate  in  der  Begel  nicht  selbst  direct 
ökonomisch  am  Aasfall  der  Arbeit  oder  an  der  Menge  und  Giitc 
des  Arbeitsprodncts  interessirter  „Arbeiter",  der  Beamten.  Auch 
in  dieser  Beziehung  giebt  es  zwischen  der  Finanz wirthschaflt  und 
Tcrschiedenen  Arten  anderer  Einzelwirtbscbaften  Aehnlichkeiten 
nnd  Venchiedenheiten ,  welche  von  der  FinanziirisBmclMft  nnd 
Fmanzpraxis  zu  beachten  sind. 

Die  Pinanzwirthschafl  leidet  unvermeidlich  gegenüber  dem 
Sclbstbetrieb  des  Privaten  an  den  Naclitheilen  aller  Wirthschaften, 
welche  mit  einem  solchen  BeamtenupiJai  at  arbeiten  müssen.  Sie 
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Steht  daher  wiedemm  anderen  GemeinwifthBchallen  und  nnter  den 
ErwerbsgeBelbchalten  besonders  der  ActieDgesellscbaft  io  dieser 
Besiehong  ziemlieh  gleieh.  „Die  Trennung  mehrerer  Zweige  des 
Fioansdienstes  wird  nothwendig,  wodoreb  die  oberste  Leitung  be- 
triohtlleh  ersehwert  wird.  Der  Vontand  des  gansen  Finanswesens 
kann*  nnr  dnich  verschiedene  Mittelglieder  die  AnsfUhning  der  Be- 
sohlltsse  bewirken^  die  Geschftftsftthmng  der  unteren  Beamten  nicht 
an  Ort  und  Stelle  beobachteni  sondern  dieselbe  fast  nur  ans  schrift- 
Kcben  Berichten  kennen  lernen  nnd  vermittelBt  schriftlicher  Be- 
fehle leiten.  Die  hieraos  hervorgehende  Umständlichkeit  nnd 
SchwerftUligkeit  im  Staatshanshalte  hat  die  Folge,  dass  hier 
Uanches  nach  anderen  Regeln  eingerichtet  werden  muss,  eis  in 
der  PriTatwirthschaft''  (Kau,  Fin.  I,  §.  8).  Es  ergiebtsicb  daraus  aber 
auch  vielfach  fast  mit  Nothwendi|?keit  eine  ji^eriugere  Wirth- 
schaftlichkeit  des  Betriebs  und  namentlich  in  der  Gegenwart 
in  den  gewöhnlielicn  Ervverbsgcschaften  (der  Laiulwirtlischaft, 
Fabrikation,  des  Handels)  eine  nuLilrliche  ökono  misch -te  eh - 
uischc  Ueberlegeuhcit  des  uiuiachcn  Privatgeschilfts- 
betriebs  gegenüber  dem  Staats-  (Communal-  u.  s.  w.)  Betrieb  mit 
nicht  selbst  interessirten  un(i  noch  durch  gleichwohl  unvermeidliche 
Controlen  gebundenen  Bennucn  Dies  ^^ilt  um  so  mehr,  je  weniger 
nach  der  Natur  des  Geschülts  eine  eigene  Bellieiiiguug  der  Be- 
diensteten am  Geschäftserfolg  wegen  des  im  folgenden  §.  9  an- 
gegebenen Grundes  überhaupt  eingerichtet  werden  kann  oder 
wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden  darf,  aUo  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  eigentlichen  StaatsthUtigkeii  ii. 

AbscluUaug  des  ekoHnu  Sportdbe^ugu  «ier  Ulchter  im  Dicuätiutui:««!«;  vojl 
inineriim  nicht  nnbestreitbarein  Wortbo  ist  der  Schnlfeld-  und  Honorarbwar  der 

T^eliror  (aucli  den  Uiiivrijiiätcn).  — Se|l)st  lu:!  fies«  büffL'n  il-  i  iiiaturicU  wirthMbafuichcii 
Sphäre  hat  man,  im  (it^gensatz  zu  der  rrivatwirUitfcliait,  dio  lui  sich  mögliche  Be- 
theilif^uo)^  der  Besniatt  am  Gewinn  des  Unternehmens  grandsItzBch  Im  Dienatinterowe 
ausgeschlossen,  /.  R  bei  der  Prcuss.  Hank,  «io.r  jetzigen  Kcirhshaiik,  hitisichtlich  des 
IdtCMiden  und  verwaltenden  BcanitenpcKonals.  das  ^ar  keine  Kankactien  besitzen  darf. 

Man  bat  hieraus  in  der  cntwirlelteri  Yolkswinhschaft  wohl  diu  Kegel  abguleitei, 
dus  die  , «Staats in  du s tri e"  besser  vermieden  wini.  soweit  •Ii«- techuischo  Seite 
und  das  MoncMit  d.  t  privntwi  rths«  haftli<  hen  Kentabilil.1t  rrifs.  lu  idL't. 
Mit  letztcrem  Satze  wird  dann  zugleich  die  oft  vci-gcsseue  Schrauln:  dieser  Ucgci 
gezogen:  in  vielen  lallen,  z.  B.  in  der  Forstvirths(-li:itt .  Ix  iin  Eisen liahnH  eseu, 
entscheidet  dirx-  Soitp  und  dio  Mom»*!)!  n  i  >  h  t  allein.  Femer  gilt  die 
BfigA  auch  in  den  wicbtigeu  l  allen  nicht.,  w<i  aus  sarhlichcu  (ttichuiüchen  u.  ü.  w.) 
Uxttnden  auch  der  sonstige  einxelvirthscbaftiicbe  Betriob  Ähnlich  vie  der  Staats- 
betrieb l  iii'ririrhtet  werden  und  nam'Mitlich  in  gleicher  W»-ise  Tnit  einem  coinidinrtt  n 
Beamtenapparate  arbcitea  wdibte:  z.  B.  bei  dou  grost«e4i  Verkehr»-,  Bank-,  Verüichuruugä- 
anstalten.  Der  Staat  steht  daher  anch  ans  diesem  Omnde  liei  dem  Industriebetrieb 
•  ben>uwcni^'  vrl-  ans  dem  im  vorigen  §.  7  angegebenen  Grunde  principiull  gegen  die 
Acticugeacilächaftün  zurUcii,'wa8  wiederum  z.  B,  l'ur  die  EuMubahnixagü ,  das 
Veisicberangsiresen  za  beachten  ist«  AehnKches  gilt  ?on  der  Gendnde. 
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Dem  Staate  kommt  ferner  aueh  in  der  Finanswurtbacbaft  im 
Vei|;lekb  mit  deiyenigeo  anderen  EinselwirthBohaften,  besonders 
den  Plrivatwirthacbaften,  welche  gleichfalls  mit  einem  solchen 
Beamtenapparate  ihre  Oesehftfie  besorgen  müssen,  aweierlei  an 
Gute,  —  ein  selbst  in  fikonomisieiher  und  speeiell  in  finanaieller 
Hinsicht  wichtiger  Punkt:  —  er  braneht  sdne  Beamten  nicht  bloss 
in  Geld  zn  besahlen  and  kann  sie  anders  stellen  als  jede 
andere,  vollends  jede  Privatwirthsohalit.  Ersteres,  indem  er  äussere 
Ehrenvortheile  vergiebt  (Rang,  Titel,  Stellung,  Orden  u.  s.  w.). 
Letzteres,  indem  er,  wenigstens  bis  jetzt  fast  allein,  {ähnlich,  aber 
hK:ht  wohl  in  t^leicheni  Maassc  nur  in  der  \  ti  \s;iltung  grosser 
Selbstverwaltun^äsköiperj  der  Staatstiienerschal't  als  Arbeiter^attung 
in  der  Organisation  des  Staatsdienstes  eine  gesichertere 
und  darin  dem  einzelnen  tüchtigen  Beamten  dureh  die  AuRsielit 
auf  Vorrlicken  (Avan cenientsystem )  eine  allmälig  besser 
bezahlte,  höhere  und  wichtigere  Stellung  bietet  Der  Staat 
verfügt  Dank  diesem  System  doch  häufig  über  ein  besonders 
tüchtiges  und  bei  gleicher  Lohui^ahlung  tlber  ein  tüchtigeres  Arbeits- 
personal  als  jede  andere  Wirtbschat^. 

Vgl.  unten  Uber  den  SUatsdicnst  ri.  iliis  BosoliJuriirs-r  -  ^  n  Tirtf^n's-nTjf-  Vergleicli« 
7.trbckcD  der  ABziebungskrftft  des  Staate:»  uud  der  PrivikiwirthachatitiU  iAcüeii^e»eli«cliaft) 
ab  Arbeitgeber  Ummo  dch  in  DenttGliknd  in  der  widiügen  WlifhscMfbperiode 
seit  lS9i  MMtelleB  iid  fielen  leUieeBlieh  deeb  so  Gonileii  dee  StMb  sub. 

III.  —  §.  9.  Die  Finanzwirthschalt  beschafft  Sachgliter 
(Geld),  mit  welchen  der  Staat  zur  Erfllllung  seiner  ihm  als 
Zwaiigsgemeinwirthschaft  obliegenden  Autgabea  vorne  ml  ich 
immaterielle  Güter  („öffentliche  Eiurichtungen*',  Dienstleistungen) 
berstellt.  Fasst  man  den  Staat  und  die  Finanzwirthsehatt  als  Kin 
Wirthschattsganzes  auf,  so  erfolgt  also  hauptsächlich  ein  Um- 
Hctzungsprocess  von  materiellen  in  immaterielle  Guter. 

VgL  a.  A.  Laspeyres,  Stnatnrftrterb.  X.  72  if.,  80  IT. 

Wegen  der  Uiieiitbeliriiebkeit  der  leteteren  Ittr  das  ganae  Tolks^ 
wirtbaebaftiiebe  Leben  nad  flttr  alle  privatwirtbaebaftlieben  Tbatig;^ 
keiten  der  Binzelnea  mflssen  diese  Staataleistiingeii  and  mose  der 
Staat  nnd  daber  aueb  die  Finanzwirtbsehaft  —  nnd  zwar  letztere 
gerade  In  ihrer  TerbraaehswirthsebaftUchen  Abtbeilung  —  selbst 
itlr  eminent  prodactiy  im  TollLSwirthsebaftltehen  Sinne  gelten. 
Aber  aehwierig  ist  sogar  die  teebnisobe  nnd  vollends  die  Qkano- 
tnlaebe  PifodaetiTitlit  der  einzelnen Staatetbätigkeit  zn  benrtbeilea. 
(ß.  §.  116«,  151,  158,  161  ff.)  Denn  in' der  grossen  Mehrzahl  der 
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Fülle  Bind  Behau  nach  der  Natar  der  stantlioben  Qemeinwirthschaft, 
K.  B.  bei  den  Leistmigeii  a&f  dem  Hanptgebiete  der  StaatatbXtigkeity 
dem  der  BeehtsordniiDg  und  des  Bechtsschntsee  (llilitilrwe8eii!)y 
die  einselnen  LeietODgen  dea  Staates  speeiell  ttnrerk&n flieh. 
Es  waltet  im  Staate  noeh  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemein- 
wirtbschafty  die  übrigen  Zwangsgemeinsehaflen,  aneh  die  Qemeinde, 
eingesehlossen,  das  Frincip  der  bloss  generellen  Entgeltlieh- 
fceit  ob:  ein  gemeinwirthscbaftlieher  Prodaotionsprooess  findet  statt, 
dessen  Kosten  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  privatwlrthsehaftlichen 
Prinoip  von  specieller  Leistong  nnd  Gegenleistung,  sondern  naeh 
einer  einseitig  vom  Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden,  ohne 
separate  Verrecbnnng  mit  dem  Einzelnen  Uber  dessen  Empfilnge 
von  Staat^vorthcilen.  (G.  §.  11 6a).  Selbst  in  der  geringen  Zahl 
von  Fällen,  wo  der  Staat  (und  ähnlich  die  anderen  räumlichen 
Zwangsgeiiieiüwirthschaften,  wie  besonders  die  Gemeinde)  «ich  den 
einzelnen  Dienst  vom  Geiiicssenden  speeiell  vergllten  lassen,  iu  der 
sogen.  Gebühr  (F.  II.  277  if.),  wird  die  iiölte  dieser  Gebühr 
nicht,  wie  bei  anderen  Preisen,  durch  die  Marktconcurrenz,  sondern 
einseitig  vom  Staate  festgestellt  und  regelmässig  nicht  bloss  nach 
dem  privatwirtlischattlicben  Gesichtspunkte  der  Kostendeckung. 

Die  Folge  hiervon  ist  dann,  dass  die  Fi  nauzwirthschaft 
nicht  wie  die  Privatwirthschatt  von  selbst  im  bezahlten 
Absatz  ihrer  Leistangen  ihr  vorgeschossenes  Kapital 
und  damit  die  Mittel  zur  Fortsetzung  ihrer  Production 
immer  von  Keaem  ersetzt  erhält,  sondern  zu  diesem  Zwecke 
einer  eigenen  Erwerbsart  der  Einkünfte,  der  Besteuerung, 
bedarf.  Daraas  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  gewöhnliche 
Maassstab  des  privatwirthschaftlichen  Systems  zur  Beurtheilnng 
der  technischen,  der  privat-  nnd  schliesslich  der  volkswirthschaft- 
liehen  Prodactivität,  nemlicb  der  —  freilich  oft  trügerische  — 
Maassstab  danernder  lohnender  Rentabilitftt|  in  der  Finana- 
wirthsohail  fehlt,  mit  ihm  aber  aneh  diese  wirksame  Controle 
für  die  Prodnetlon  ttberhanpt  nnd  ilHr  die  Dnrchftthrung  des  Principe 
der  WifthschaftUchkeit. 

AacB  daraus  entirifkelt  sich  vicdor  die  Nothwendigkcit  der  Forderung  einer 
unabh&Dfigen  Finanzcontrole  dorch  Vf^ksvertretangren .  um  einen  SlMil  jen« 
i'eklenden  M«M88t*be8  der  Piodoctivität  za  erbugeD.  Q.  g.  160,  16S. 

IV.  —  f.  10.  Der  Staat  ist  anf  anbegrenste  Daier  be- 
rechnet Geht  aneh  der  einselne  gesehiehtliche  Staat  nnter,  er  findet 
in  dem  Naehfolger  seinen  Ersati.  Der  Staat  kann  daher  Gesehftfte 
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eingehen,  wekhe  anderen  Einzelwirthsebaflen  in  der  Regel  sohon 
wegen  ihfer  beseltrinliien  Lebenednoer  veraagt  sind.  Ein  Pnnet, 
der  n.  A.  fOr  das  Staati«ebaldenweBen  von  Bedeutung  ist:  der 
Staat  allein  kann  und  darf  dgenüicli  immerwülirende  (sogen, 
ewige)  Renten  versprechen. 

Das  (icäaj^tc  gilt  nicht  Allein  sclbstven^UiitiU' h  .0)1  den  gevuiiuiicliuu  U  iitli- 
soliaften,  deren  KerhtasubjMt  ein  einielDor  Ifeisch  ist.  tfondon  aocli  ron  Ver>iii<ii. 
Krwcrbsgcstillächart'  ii  11.  s.  w.  Mit  gutem  Gntnde  haben  selbst  (iesotzgebungcn  fi)r 
die  Acticogeselbchaften  mitunter  eine  Maximaldaucr  festgesetzt,  welche  erst  beim 
Ablauf  dieser  Zeit  rerilofert  werden  kann.  Auch  die  übrigen  Zwaagsgemeiowirth- 
S' haften,  selbst  die  Gemeinden,  stehen  dem  Staate  liier  nirht  gleich.  Sind  sie  am  Ii 
nach  gescbichtÜcktitt  Erfahrungen  oft  laoglebi^er  aia  der  bistorLiche  Staat,  dem  sie 
asgebSren,  so  vocbaelt  ibre  ,|(nb«taiix**  (ihre  BorMkeraoff,  Wobbtaad  u.  s.  w.)  aoeh 
vii-l  tnclir.  was  für  Fragen  wii;  die  iJe.r  cwifreii  Ifentenschuld  in  B''trarlit  kommt.  Das 
Kotti  drr  Kaü^rioit  foa  lVs*^2  Millionen  Bewohnern  war  zur  Zeit  der  Pabittre^deoz 
in  Avigjiun  eine  Landstadt  von  woniger  ab  17,000  Bfnwobnoin  geworden.  Ob  Italien 
in  diesem  XaaiM  «nicdcigegangcn"  war,  iet  doch  n  bezweifeln. 

y.  —  §.  11.  Der  letzte  und  weBeotliebste  Untersebied  zwiteben 
der  staatliehen  Finanzwirtbscbaft  und  anderen  Wirthscbaften  liegt 
endlieb  in  der  Bestimmung  des  Staats  iHr  das  Volksleben  und 
in  der  sonverSnen  Stellung  desselben  im  und  Uber  dem  Wirth- 
schaftsleben. 

Inhalt  und  Umfang  der  Staatsthfttigkelten  mllssensieb 
naeh  den  richtig  erkannten,  dem  Interesse  des  Volks  gemäss 
bestimmten  Staatszweeken  richten.  In  dieser  Besiebnng  steht 
aber  der  Staat  und  demgemftss  die  Finanzwirtbscbaft  ausserhalb 
der  freien  Verkehrsconcurrenz.  Er  vermag  vielmehr  kraft 
seiner  Souvcränctät  seine  Aufgaben^  die  Art  der  Erfüllung  der- 
selben und  mithin  die  Meiiee  und  Beschaffenheit  \on  Leistuufren, 
die  er  der  lievtilkcrung  bietet,  lieilh'ätig  zu  bestimmen,  ohne  Kiiek- 
sicht  aul  die  Begehrtbeit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks. 
(G.  §.  162).  Die  Durchllüirung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staute 
aber  kraft  seiner  Finanzhobeit  oder  Finanzgewalt*),  d.  h. 
der  Souveränetät  spcciell  auf  dem  Ccbiete  des  Fh  werbs  von  Ein- 
künften miiglicl).  Denn  er  kann  siih  so  die  letzteren  im  crforder- 
iiehen  L  mfairgre  durch  den  Z  w  a  ngse  r  w  c  r  b  (s.  o.  §.  3,  4)  be- 
schaffen, obiie  eine  spceiclle  Oe^^cnleistuiig  zu  gcwäbren.  Dieser 
Zwangserwerb,  insl)eson(lere  mittelst  allgemeiner  Steuern,  ist 
die  dem  Staate  als  höchster  Form  der  Zwangsgemcinwirtbschaft 
zustehende  eigentlich  organische  Erwerbsart  in  anseren 

')  Dar  ftOB  L.  Stein  Itaaasw..  9.  AdL  S.  7»,  169  peiborreecirte  Audivck 

..Finanzhoheit"  lli^st  si-  li  ri  olif  wuLl  norh  aufro«  ht  cilialton.  Die,  Identificiniug  der 
von  L.  Stein  sog.  Staatswirthschaftsgi-walt  mit  der  Unanzgewalt  (eb.  S.  77  tt.)  ist 
freilich  falsch,  aber  auch  nicht  so  ,,gewAhnlieb'',  wie  er  bdbau{>tet. 
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weBentlich  priyatwirtbsehafflicb  organisirteiii  demnaoh  d«g  Ganse 
des  VolkseiDkommeiis  und  VermUgens  recbtlieh  in  die  Emielein- 
kommen  nnd  Vermögen  senpltfcternden  Volkewirtbsebaften.  - 

Dadttvch  wird  es  dem  8tuto  mOglicIi .  dauernd  aoeh  nicht  begehrte  oder  in 

kostspicligo  Leistungen  herzustellen,  für  welrlie  die  Priratwirthsohaft  im  freien  Ver- 
kehr keinen  Absatz  oder  Jteiucn  roUen  Eraatz  der  Frodactionskosten  erlangen  wurde. 
In  dieser  Gewalt  liegt  eine  ofTeBbare.  durch  die  Geschichte  rstohlich  belüfte  Gefhhr 
lies  Mishliraui'lis,  i].  Ii.  »■iner  Anwendang  der  Souvcranelät  des  Staats  und  speciell  der 
Finauzgevalt  gegen  das  wahre  Interesse  des  btaata  und  seiner  BerOlkening.  Daher 
weist  anch  die  FInanzwIaseRschaft  ron  ihrem  StandiMnict»  daraof  hin,  dasa  die 
Begicrung  in  der  Aasühiiiiff  di  r  FinanzKewalt  einer  Controle  bedarf.  Eine  aolcho 
liegt  in  einem  der  Regierung  unabhängig  gegenüberstehenden  Organ,  dass  die  Interessen 
der  Berölkerung  auch  in  den  Finanzsachen  zu  vertreten  hat,  daher  in  einer  je  nach 
der  pulitiüchen  yorfiosnngsform  der  Staaten  verschieden  organisirten  Yolklf  artretnng 
(StAnde.  Fariafflont  n.  a.  w.,  SteoerbewilUgirngsrecht  deiaelben). 


3.  Absehnitt 

Die  Finanzwisüensehaft. 

Für  die  Fragen  der  Systematik  vgl.  I?au,  Volksirirthschaftsl.  h  Aufl  §  't,  12  If.. 
bea.  17,  21  II.  W  agner,  G.  1.  A.  Vorrede  S.  11)  fl,  (ieffckcn  in  S<  liunbcrg's  Uiiudb. 
IL  Abh.  1.  St'-in  Finanzwiss.  4.  A.  [,  1— S9  paasim.  Cosüa.  finanz.  cap.  1,2. 
Leroy-Reaulit'U  fin.  I.  1  fT.   In  der  Hest1mtnnng  der  A  u f^^:i he t>  der  Finaiizw.  habe 

ich  im  l'ulgcmlen  iii.  iiii-  friihcrc  AufOissung  wcs-  ntUch  ergaii/.t  i  j  A.  §.  12  IT.V 

§.  12.  Die  Fi  II  an /.Wissenschaft  ist  materiell  oder  nach  ihrem 
iuhatte  ciu  Theii  der  Politisi  heu  Oekonomie,  formell  ein 
Theil  der  Staats  wissen  seh  afteu. 

I.  Die  Finanzwissenschaft  hat  zwei  wesentlich  verschie- 
dene Aufgaben.  Sie  soll  nemlich  einmal  zeigen,  wie  that- 
sächlich  nach  der  geschichtlichen  Erfahrung  die  sach- 
lichen Hilfsmittel  (bez.  Geld)  fUr  den  Staat  nnd  die  anderen 
üft'entlichen  KOrper  beschafft  und  verwendet  worden  sind 
und  noch  werden.  Das  ist  ibre  vorwiegend  theoretisebe 
Aafgabe,  in  Bezug  auf  weicbe  sie  Tomemlicb  eine  Beob  ach  tun  gs- 
Wissenschaft  ist,  weiche  aus  der  Gescbicbte  und  Statistik  ihr 
Material  entnimmt  und  die  Causalznsammenhänge  in  der 
Entwieklnng  nnd  Gestaltung  der  Finaoawirtbacbaft,  besonders  der 
einnabme^wirtbaebafkliehen  Seite  derselben  (Domanial-|  Regal-, 
Stenerwirtbsohaft,  Arten  nnd  Formen  der  Bestenemng,  dffentUehe 
Greditwirtbsehaft  n.  8.  w.)  anfandeeken,  die  bestigliehen  Abbllngig- 
keitsverbättnisse  von  den  soeialen,  politischen  nnd  namentlieh  den 
wirtbscbalUieben  Factoren  des  gesellaebaftliehen  Zntammenlebens 
und  die  danach  sieh  eigebenden  finanawirthsehaftUehen  Entwieklnngs- 
gesetze  festsastelien  sucht   Die  aweite  Aufgabe  besteht  in  der 
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wissenscbaftlicheD  LOsong  der  praetischeo  Finanz- 
Probleme,  soweit  dafUr  nicht  die  concreten  Yerhftltnisse  der 
einseinen  Pinanzwirthachafti  sondern  allgemeine,  ans  der  Er- 
fahroD^  gewonnene  oder  best&tigte  oder  aneh  dednetir  abgeleitete 
Grnndsfttze  eine  Riebtscbnnr  geben  können.  Die  LOsnng  der 
ersten  Aufgabe  bereitet  hier  diejenige  der  zweiten  theilweise  mit 
vor  (s.  jedoch  §.  18).  Die  ErOrtemngen  über  das  bestehende 
Finanzrecht  nnd  seine  geschichtliche  Entwicklung  (de  lege  lata) 
werden  hier  zu  solchen  ttbcr  die  passende  Fortbildnog  und  Ge- 
staltung des  Finanzrechts  (de  lege  ferenda).  Grade  dabei  niuss 
wieder  der  Ötaut  in  öt;iuer  Function  als  höchste  Foiai  der  Zwangs 
gemein wirthschaft  oder  als  Gesammtwirthschaft  des  staatlirli  orgaui- 
Firtcu  \  oiks  aiilgefasst  werden.  Die  Finan/.\vi!s.seiiseiialt  gehört 
iusolern  mit  zur  (lemeinwirthschafts-,  speciell  zur  Zvvangsi^eiiiein- 
wirthscliuiLsielne  und  setzt  in  allen  ihren  Untersuclningen  die 
Bekanntschaft  mit  diescHi  wiebtigeu  Theile  der  Politischeu  üekono- 
mie  voraus.  iG.  Abtb.  1,  Kap.  3  u.  4). 

£ä  gilt  dies  vor  Aüeu)  von  der  Lehre  vom  F  in  au  z  bedarf  oder  ruu  der 
Suatsansgabe.    Dieser  Bedarf  ibt  Wirkung  and  Maass  der  hertKclieDden 

Auffassnnir  d.r  Staatszwecke,  des  gdteiiden  Bcreiclis  der  Staatsthätigkrit  iiti'l  <\i^s 
beätebeudea  Vervaltuugsäyiteiiui,  d.  h.  den  Orgaoiömus  von  Kitthcbtimgeu  tuid  ArbeiUi- 
krtften,  mit  Hilfe  deren  die  Staatiithftdgkoit  darcbgefuhrt  wird.  Die  Avficebcii  des 
Staats  als  böcbster  Form  der  Zw.ui?sgriiu;inwirtbschaftcn,  'lio  (»rg-aiiischo  Vt-rhiiifinng- 
aller  letzteren  iiater  einauder,  dabor  uamcoüicb  des»  Staats  üiit  der  (ieiooiudu  uud 
den  nbrigen  SelbetrenraltoiigskOrpem  (rftomlicbeii  Zvangsgcme^oviTthscllafteIl^, 
(G.  §.  141,  155),  ferner  ibrer  aller  mit  den  freien  (iemoinwirthscbaften  (Vereins- 
wesen u.  s.  w.)  i^G.  §.  l't]  Ii.)  zum  gemciawirtbscbaftiicbou  Sytiteia,  die  ncbtige 
Kombination  des  letzteren  mit  dem  privatwirtbscliaftlichon  und  caritati?en  Syatem  zu 
dem  grossen  OrgMUMIias  der  Volkswirtbschaft  (G.  §.  116  — 12Ü  i  —  alle  die^e  Mumeute 
b'stimuicii  den  jeweiligen  neifirli  il  »•  r  S  t  aatstb  ä  ti£rli  c  i  t  und  damit  den 
l'iuaüzbc'ilart'.  Die  Fiuaii/-wia.-,cuai:haft  umss  dieses  Zusaiiiiui  uliangs  der  ausgabe- 
wirtbscbaftlicbcn  Abtbeiiung  der  Finanzwirtbschaft  mit  der  i;:inzen  (>rgatii:>atiou  der 
Volkswirtbh'jiuift  stets  einp-  driik  sein  und  hat  in  d  i  esc  r  Beziehung  als  ein  materieller 
Tbeil  der  rolitiacbea  liekonomic  zu  gelten.  Denn  die  Fiuanzwirthsohaft  des  Staats 
fangirt  hier  als  ein  bocbwichtiges  GUimI  in  der  Kette  toa  Einzclwirtli^«  haften,  welche 
die  Volk!3wirths<  baft  bilden,  (G.  §.  49  -  .'.(;\  div-H  -  anderen  Eiii/'  lwii  tliscliartrn  ht^aii^ 
flttSidnd  tind  ron  ihnen  beeintlusst,  ibneu  btets  zugleich  iudircct  Guter  gebend  — 
neididi  die  StMttldstoftgeD,  für  deren  Herstelliio;  sie  die  sachlichen  Mittel  beechalil  — 
«nd  djiect  Guter  nebmeud,  dnxcli  die  Boatenoinog  u.  s.  w. 

§.  13.  Aus  dieser  AuftaMuig  der  FinanzwiBflenBchalt  ergeben 
sieb  für  die  BebandluDg  der  letzteren  zwei  wicbttge  Fol- 
gerungen nnd  Forderungen: 

1.  Mebr  nnd  mebr  mnss  die  Finanzwissenscballti  welebe  in 
ibrer  bisberigen  Gestalt  fast  noeb  ansseblieBslicb  die  Lebre  von 
der  Finanzwirtbscbaft  des  Staats  ist,  sieb  zar  Lehre  von  der 
Finanzwirtbsebaft  aller,  einen  grossen  Organismus 
bildenden  Zwangsgemeinwirthschaften  im  Staate  er- 

A.  tt'«icit«>r.  Kiti«iuwi«<i*ii'4-baft.  I.  3.  AitA.  2 
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weitern  oder  m.  a.  W.  zu  der  Lehre  vom  S ta ats liauslialte  in 
Verbindung  mit  der  Lehre  vom  Haushalte  der  i^^rosscn  räum- 
lichen S  e  I  b  s  t  V  e  rwa  It  u  ngskörper,  mithin  vor  Allem  vom 
Gemeinde-,  Kreis-  und  Proviuzialhaushalte.  Denn  der 
Staat,  zumal  unser  heutiger  geschichtlicher  Staat,  der  moderne 
enropäiBcbe  Rechts-  und  Culturstaat,  ht  zwar  der  Yornehinste 
Bepräsentant,  die  höchste  Form  der  Zwang:R^emeinwirth- 
sehaften,  von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in  letzter  Linie 
ibre  ZwangBbefognisse  ableiten,  aber  er  ist  doch  immer  nur  eine 
dieser  Formen,  er  hat  in  Gemeinsebaft  mit  den  Übrigen  die 
Aufgabe  zu  erfüllen,  die  nothwendigen  „Gemeingtiter"  <  G.§.  139 ff.) 
des  gememwirtbsebaftlicben  Systems  der  ProdneUon  nnd  BedUrfnias- 
befriedignng  in  der  Volkswii-thschaft  berzuBtellen  nnd  dement- 
sprechend statt  des  prlvatwirtbscbaftliehen  Systems  einzatreten.  Die 
ans  der  Function  des  Staats  entspringende  Aufgabe  der  staatlicben 
Finanzwirthscbaft  lässt  sieh  deshalb  wissensebaftlich  nieht  yoU- 
ständig  getrennt  eri^rtem  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge- 
meinde, des  Kreises,  der  Provinz,  so  wenig  als  diese  Aufgaben  in 
der  Praxis  zn  trennen  sind. 

Schon  die  bisberife  Finanxwiaseiiflchaft  hat  daher  mit  BrnshC  anf  das  Finanz* 

wesen  dicsrr  Sclbstvcnvaltiinc-sknrper  Bezug  geaomcm  n.  Dor  h  (rciiugt  dies  no'  h  iiicLt. 
Namentlich  drängt  die  in  der  Praxis  unserer  Culturätaaten,  ziuual  Deutscliiauds ,  ror 
sich  pehenda  grossartife  Organisation  der  Selbst-  neben  der  Staats- 
v.'i  w.-ilt  11  n  atif  eine  l'öruiliche  Erwtitcninu:  ilcr  bisherigen  Kinaiizwissenscbaft  bin. 
wie  es  schuo  länger  die  engiische  politiücLe  und  V'crwaltungspraxis  bitte  tliiu 
mdlen.  Wenn  unsere  Disciplin  aneh  in  ihrer  neuesten  Literator  —  dieses  Werk  noch 
mit  einpescbloiäsen  —  dicbcr  ForJ-  rnn;:  m^cnw.irii;;  imoh  nicht  s»o  vollst.imiig  nach 
allen  Seiten  enbipricht,  wie  es  prni'  ipiell  zu  verlangen  würo,  liegt  der  Urund  nicht 
in  einer  Bestreitung  der  Richtigkeit  jenes  Ziels  oder  in  fehlender  Krkenntoiss  desselben, 
sondern  in  äusseren  Verhültnisscn ,  zum  Thcil  in  dem  Mango!  an  ^^'nUgenden  Vor- 
arbeiten über  das  Finanzwesen  der  Selbstv«'r\valttinr«liftrper .  speciell  der  Gemoindcn. 
Eiue  grössere  Berücksichtigung  dieses  Finaii/wesena,  uU  die  bisherige,  wird  aber 
immer  mehr  zu  erstreben  sein, 

S.  die  frtlhere  Behandlung  bei  Rau,  Finanzwiss,  ö.  Ausg.  §.  .53 — 55,  in  der 
v«n  mir  bearbeiteten  6.  Ausg.  .'!Ha — 3s  f.  —  Die  künftige  Finanzwissenschaft  wird 
somit  einen  weiteren  Bahmen,  als  <lio  $reg<>nwürtige  und  rollends  als  die  fröhere  am- 
fa^fon  müssen.  Vorgearbeitet  wird  ihr  scit«;iis  der  P  u  I  i  t  i  s  <■  h  n  Ockonomie 
durch  die  Lehre  vom  gemeinwirthschaltlichen  System,  bin»ichtlii  h  deä»eu 
hier  auf  Sch&ffle  und  auf  meine  ..Gmndlcguug"  verwiesen  wird,  eine  Hanptseite 
dor  Frairi-",  wrirli  -  hei  L.  Stein  noch  zu  sebr  flilt;  salnnri  s(  itrris  der  nfucron 
Staattiwissenschaf t,  besonders  der  Inneren  Verwaltungälchrc  durch  die 
Lebre  fon  der  Selbst r  er val tu  ng:  in  ihrer  organischen  Verbindung  mit  der  Staats* 
verwnltnnsr,  bi-/i!>;Iii  Ii  d-rrn  anf  Gn  ei  st 's  brlunnfi-  W'.iko  über  die  englische  Selbst- 
verwaltung u.  s.  w.  und  namentlich  auf  L.  Stcin's  grosses  System  der  Vorwaltougs- 
lebro  und  zum  Theil  auch  bereits  auf  dessen  Finanzvlssenschan,  besonders  die  3.  u.  4. 
Auflage,  zu  verweisen  ist.  Stein  hat  im  letzteren  Werke  den  Srü.^tv.  rwaltung^kOrpem 
ihre  ötelle  in  der  von  ihm  sogen,  btaatswirthscbaft  (s.  bes.  3.  AüL  Ü.  bU)  and  ilircm 
Finanziresen  im  „Organismus  der  Flnanzrerwaltung"  (ob.  S.  gegeben,  wo- 

mit aber  vorläufig  doch  mehr  die  formale  als  die  materielle  Seite  der  Aufgabe  gelQst 
ist.   In  d.  4.  A.  werden  jetzt  in  B.  I.  im  J,  Buche  ^Staatshaushalt  und  Staaisieicb- 
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tham)  im  4.  HaapUtUck  „der  Uaasbalt  der  Selbatvcrvaltunf^''  (S.  124 — ]29),  im 

2.  Buche  (Aui^gabcn  a.  s.  w^.)  S.  15$  ff.  das  AlMgaliebfidgct  d.  Sclbstrcnr.körper,  im 

3.  B.  S.  2(H)  ir.  die  Sclbstverw.körper  als  Finanzorjano,  dann  in  der  Eiunahmelchre 
ebenfalia  d.  Verhältnisse  der  Selbstvcrw-körper  etwas  liäher  betrachtet  (s.  bes.  da:i 
Steuerwesen  ders.  I.  54S  —  56s\  Viel  dürftiger  als  die  Behandlung  der  St»»t«- 
Fin.wirthsch.  bleibt  das  freilich  alles  noch.  Auch  Leroy-Beaulieu  widnut  im 
1.  B.  ein  Kap.  dcu  Locaisteuern.  —  Die  Hauptaufgabe  besteht  darin,  auch  nach 
Gcgeostiinden  die  Thatigkeitsgebicte  der  Solbstferwaltiingskftrper  unter  einander 
iin'i  nf  ^Ltiubcr  der  Spliäre  des  Staats  Imv..  de-,  Reichs)  prinripicll  und  (;rfalinni;;>- 
mibsig  icstzustoUen ,  daraus  die  Aofordcruugeu  abzuloiten,  welche  die  betrcllcndea 
r«raeUedeneD  Ansgabewirthschafteii  erfolleii  mOssen,  nod  dann  die  principieU  nnd 
erfahrungsmässig  richtiuen  Deckungsmittcl  der  dazu  gehörigen  Einnalitnowirth- 
schafteii,  daher  namcAtlich  die  ätooersyütemo  der  verscbiedeaeo  üau:>halte  des 
Staats  und  der  SolbstfenraltnngskOrper  zu  bestimmen.  Um  tetztertn  Ponct.  um  die 
Be8teucnin»^>ri:i^.>.  dr*  Ii<  n  sick  Mich  geffeowtrtig  die  piaktbclien  Finanzprobleme  auf 
di^em  ücbicte  ronicmlicb. 

§.  14.  —  2.  Die  zweite  Forderung,  welche  fUr  die  Beband- 
lasg  der  Finanzwissenscbait  zu  steilen  ist,  betrifit  die  stete  Beacb- 
toiig  der  Beziehungen  zwischen  der  Finanzwirthschalt 
einer-  und  der  Volkawirthscbaft  des  pr  ivatwi  r  thschaft- 
licben  Systems  anderseits.  Die  Finanswirthscbatt  liefert  die 
sachlichen  Mittel  zur  Herstellung  der  Leistungen  des  zwangsgenieio- 
wirtbschaftlicben  Systems.  Von  Art  nnd  Umfang  dieser  LeistüDgen 
hängt  nothwendig  stets  die  Abgrenzung  desjenigen  Gebiets  der 
Volkswirtbscbaft  ab,  welches  dem  privatwirthschaftUchen  System 
vetbleibt.  Die  FiDanzwirthsebaft  bezieht  aber  bei  der  geschichtlich 
gegebenen  heutigen  Ängdehnong  des  letztgenannten  Systems  in 
unseren  Volkswirtbsefaaften  Jene  sachlichen  Mittel  grDsstentheils 
dnreh  den  ihr  eigenthtlmlichen  Zwangserwerb,  die  Besteuerung, 
aas  dem  Einkommen  der  Privatwirtbschaften.  Anf  dieser  Seite 
erscheinen  die  Staatsleis»tnngen  u.  s.  w.  mithin  in  ihren  Kosten. 
Eilst  nnn  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschafty  die Noth wendig- 
keit eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Werth 
der  Staatsleistnngen  fttr  das  Volksleben  und  ihren 
Kosten  für  die  Privatwirthschaften  stets  im  Auge  zu 
behalten. 

Die  FinaDzwisscnschafl  kann  so  venf;  wie  die  Pinanzpraxls  einen  ein  für  allemal 
ft  stcn  absoluten  oder  relativen  Betrag  (im  Vcrhältniss  zum  Volkseinkommen)  angeben, 
welchen  die  Kosten  der  Staatsleistungen  nielit  üherschreiten  dürfen.  Denn  je  narh 
dem  Werth  der  Staatslcistung^en.  nach  ihrer  Art  vind  (iaie  kann  und  darf  dieser  Betrag 
sich  reräuderu.  Je  mehr  sich  die  Staats-  und  zwangsgcmeinwirthschartliche  Sph&ro 
bei  den  Völkern  der  modernen  Welt  AiiMiidint .  ..eine  iI,  mo  g^rcbscre  Quote  der  Aus- 
gaben des  Familienbudgets  entfällt  itüihwendi»;  aut  Steuern,  besonders  au  Gemeinde 
und  Staat,  auch  auf  Gebühren  an  sie"  (G.  §.  171).  Daraus  ist  keine  sothirendige 
Ueberlastting  der  Privatwirlh^eliaften  aL/nleilen ,  son.Iurn  es  ist  darin  nur  eine  Folsre 
einer  Ter&ndertco  —  mehr  gemein-,  weniger  phvatwirthschaftlicheu  —  Organisatiun 
der  Volkswinbschaft  za  erkennen.  Aber  die  PinanzwiBsenscbaft  miiss  doeh  betonen, 
das5  hier  Alle-;  ankoinint  rtiif  eine  riehiisre  Bcätimmung  der  Leistinißen  des  Sta;it>. 
HO  dass  die  letzteren  stets  wenigstens  im  Ganzen  ftLrdie  Volkswirthschatt  den  Ersatz 
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filr  die  Seenern  bilden  nnd  die  eigene  Leistmigärähigkeit  der  PrtvatwiTtlischftften  nocli 

steigern.  Davon  hiiiig^t  iVi>-  P  rod  u  t  i  v  i  t  n t  der  Verwcndun«-  .  rl.T 
StAat  den  ISteuuro  giebt.  Wird  daher  die  Siaatsthätigkioit  iu  unrichtiger  Wci^k; 
ADi^l^Qbt  und  Verden  die  Kosten  dendben  ohn<!  gcniii;endo  BerQcksicbtigimg  der 
Kückwirkungen  der  Finanzinas.sregcin  auf  die  Volkswirtbsrhaft  .lufgobracht,  werden 
die  LohniäUe  der  Yolkswirtlischaftülehre  dabei  nicht  gehürig  zu  liaihe  gezogen,  ao 
inusä  die  Finanzvissonschaft  ihre  warnende  Stimme  erheben.  ..Eine  drückende,  die 
Verarminf  einzelner  Yolksciassen  oder  des  gau/.  i>  \'olkes  licrbeiführcnde  Finanzvof' 
waltiin?.  si»^  tnaa-'sirh  nun  harter  fi(  \v;ilt-tn'if'hi'  cilfr  listiger  Kunstgrille  (..I^Iusuiaeherei**) 
liediencii.  knun  uiii'  aus  kurzsiclirigcin  iN-poti-nms  entspringen"    iiaii,  Fin.  I.  §.  12). 

Tl.  —  ij.  15.  Die  Finaiiz\vissen.schal't  gcliiiit  zu  den  Staats- 
wisseu  sc  haften,  weil  sie  voinenilicli  die  [..ehre  von  der  Finanz- 
wirlhschatt  des  ^>taat8  ist.  Dabei  hat  t»ic  Bezug  zu  nchmeu  auf 
die  etwaige  (Stellung  des  Staats  in  Bundesstaats- Verhältnissen 
n.  s.  w.,  wodareh  eine  mehr  oder  wenif^cr  cingreiieude  KUckwirkung 
anf  das  Finanzwesen  des  Kinzel-  oder  Gliederstaats  cotstebt,  ferner 
aof  das  Verhähniss  des  Staats  zu  den  Selbsiverwaltungs- 
kl^rperni  wobei  wieder  maneherlei  Beziehungen  zwischen  den 
Finanzen  dieser  Kc'uper  and  den  h>taatsfinanzen  eintreten.  Vielfacb 
bandelt  es  sich  in  modernen  Staaten  nur  nm  eine  ihnen  vom  Staate 
„delegirte"  Tbätigkeit  dieser  Kürper,  zur  Ausführung  eigentlicher 
Staat 8 aufgaben  durch  sie,  wovon  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
Act  SU  nehmen  ist.  Fflr  die  Finanzwissenschaft  als  Staatswissen- 
schaft kommen  viele  Grundsätze  und  Lebren  der  übrigen  Staats- 
wisseuschaften,  der'  allgemeinen  Staatslehre  (Politik),  des 
allgemeinen  und  des  positiven  Staatsrechts,  speciell  der 
Inneren  Verwaltung8lehre(PoHzeiwis8en8ehaft),  derWirth- 
schaftlichen  Verwaltungslehre  (§.  IC),  der  Jnstizver- 
waltungslebre,  der  Militärverwaltungslebre  u.  s.  w.  in 
Betracht. 

NauieiitJii  Ii  uuhren-  der  leitenden  tuuiiil-.tt/r  der  louiifiiicn  iMeuerpuiitik, 
besonders  «He  hoj;<ii.  l^rineiiden  der  in-reehtigkeit  (.. Allgeincinbcil**  und 
..(ileichmassigkeit  '  ih  r  11  ■stctn  niiii^.  I'iii.  II.  J?.  .-{Hü— r_"M  <\ü<\  blosse  Conseciuenzeii 
der  iiD  heutigen  Staate  zur  Aucriieiuiung  gelangten  iieehtä^^nnoipieu  der  btaatt^üurger- 
lieben  Prcibcit  und  tileichbeit  der  BcT51kerun^.  Deegleidien  ist  die  Trennnnf  ron 
Hof-  und  Staats fiiKuizcii  ia  monarchiselmn  Staaten  und  dit;  dar«ii>  fnlir.  nde  Ver- 
werfung deä  iicchts  des  Kegeuteu,  beliebig  zu  meinen  X'rivatewocken  Uber  die  Staats- 
einkQDfte  zu  verfttgen,  eine  einüftcbe  Cousofjuonz  der  inoderm^a  staatsrechtlichen  Ent- 
nickloBg  0.  B.  w. 

Iii.  —  §.  16.  In  besonders  nahe  Beziehung  tritt  die  Finanz- 
wissenschaft vielfach  mit  der  Wirthschaftliehen  Verwaltungs- 
lehre oder  der  speciellen  oder  prae tischen  Volkswirtbschatts- 
lehre(Volkswirtbsebaft8politik).  Denn  die  Thütigkeiten,  welche 
der  Staat  hier  ausUbt,  berühren  oftmals  nicht  nur  die  Ausgabewirth- 
scbaft,  sondern  zugleich  die  Einnahmewirtlischart  des  Finanz- 
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Wesens.  Es  wird  z.  B.  ein  hostinimtes  Gebiet  dvr  riiUtigkeit,  wie 
(las  Münz-,  Post-  nnd  KisLulKilinwcsen ,  vom  Staate  iibernonimen, 
nni  es  nach  den  GruiKisälzcu  dc8  genieinwirthselialiliclien  Systems 
zu  leiten ,  aber  es  dient  g^lcichzcitiy  mit  zur  Krzielunfi;  von  Ein- 
naiiuieu,  sei  es  um  die  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  zu 
decken  oder  um  selbst  noch  einen  Ueberschuss  darüber  hinaus  zu 
geben.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Staat  diesen 
Einrichtungen  angedeihen  lässt,  verändert  sich  mit  deV  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Volkslebens  mitunter  wesentUcb.  Das 
finanzielle  Interesse  tritt  stärker  oder  schwächer  hervor  und  vcr 
schwindet  vielleicht  schliesslich  ganz,  weil  der  iSlMi  dies  durch 
das  Volkswohl  für  geboten  hält.  In  der  Lehre  von  den  Staats- 
einnahmen  wird  näher  nachgewiesen  werden,  nach  welchen  ver- 
schiedenen Finanzprincipien  der  Staat  eine  von  ihm  getlbte 
Thätigkeit  oder  geschaffene  Einrichtung  behandeln  kann  und  in  der 
Geflchiehte  bebandelt  hat. 

Fur  die  formelle  Bchandluii;;  tU  r  Kinanzw  isscnscliaft  selbst  erklärt  sich  aus  dicj»en 
VerhiltnisMU  die  Tliaisadie,  dass  viel«'  (iegciistaiide  der  \  olkswirthschaft»- 
politik  sowohl  in  der  literarischen  Darstellung  dieser  n!>  in  il-  ri'  iiii:'  ti  *t'  r  Finan/- 
wissenächaft  eine  SteUe  finden  iöuAeti  und  aucli  git'un<lcii  liabou.  Itw  voikä- 
wirthschaftspol  itische  B«d«vtiuig  einer  Eiiirichtangr  oder  Thätigkeit  des  Staats 
fur  das  VolkbL  lH  H  oder  die  fin  ri  n /i  ol  Ic  Bed^  ntiniL''  ■lerselben  für  ili.^  Sfantsoin- 
ualuueu  pilegt  zwar  in  eijioin  bcätiinioteu  Lande  und  Zeitalter  m  uberniegeu.  Die 
'WiweDsejbaft  hat  dann  die  Aufgabe,  dies  zor  Gdtanf  zu  bringon  und  daoach  den 
(iegcnstand  mehr  dem  Ilr;lkti^l  lir-n  Tlii'ile  der  Volks^wirtlis^  Iwift-lrlict  «hI.  r  innhr  il.  i' 
Finanz wiäieuiicliaft  icuzuwciäcu.  Luter  der  Anoahue  cincä  gewissen  \V irth^chafts-  uiui 
CaltnrziistaDdefl  der  Ydlker  iSsst  sich  bisweiloi  (obwobl  man  darin  Öfters  gleichfalls  zu 
tl»?4.l!it  Lreurtli.  ilt  hat)  auch  in*  i  piell  die  linanzielle  Ausnutzung  einer  Staatsein- 
ricbtDQg  für  Einnahiuebeschaliung  vorwerfen,  wie  etwa  diejenige  dos  Schul-,  des  Munz-, 
des  Landstrassenvesens  den  GuItarvOlkem  unserer  Epoche.  (Ob  in  diesen  Bei- 
spielen  ganz  mit  Kecht.  steht  freilich  dahin,  s.  Fin  II.  §.  2!H>,  25»!».  305.  Hm).  Dann 
wird  der  (jegcnstand  grossenthcils  aus  der  Kinnahmelohre  der  Finanzwissenschaft  selbst 
auszuscheiden  sein.  Da  es  sich  indessen  in  allen  solchen  Fragen  meistens  um  contro- 
versfl  Puncte  handelt,  nach  deren  Entschoidong  erst  die  llinausweisung  de.s  Gegen- 
standes ans  diesem  Tlu-i!  d*  r  Finanzwissenschaft  wissenschnftli«  h  begründet  ist,  so 
rechtfertigt  es  sich  imuierliiii,  einer  solchen  Materie  einen  Tl  iU  in  letzterer  Discipliu 
20  belanen,  auch  wenn  dann  wiederholte  Erörterungen  Uber  denselben  (iegenstand  iu 
den  rcrschiedcnen  Theil  ^n  <f  >  s  wissenschaftlichen  Systemes  der  Politiiicben  Oekonomie 
nicht  ganz  za  vermeiden  sind. 

Vgl,  Ban.  Fin.  L  §.  13.  Die  Frage  ist  eine  ganz  ähnliche  wie  die  oben  im 
2.  Al)schn  v<.  T  inr.ihnte.  S.  nam.  das  daselbst  <zfz''n  T,.  Stein  Gesagte,  was  hier 
nur  zu  wiederholen  wäre.  £r  übersieht  in  seiner  Folemik  gegen  die  Uineinziehung 
mancher  Gegenstiade  In  die  Finanzwissenschaft,  die  er  meistens  nor  mir  vorwirft,  die 
jed."  h  zunächst  an  Rau's  und  »Irr  iii'  i^fi  n  ati<l  r  ti  d- ut-M  lifii  Finan/thrrir  liker  Adresse, 
gehen  mUsstet  dass  eben  die  finanzielle  Behandlung  streitig  iät.  in  der  Guschichtu 
Ttelfiu;h  gedrechselt  hat  nnd  eine  bestimmte  principielle  Entscheidoug.  die  far 
die  Gegen  Ä-art  ganz  richtig  sein  mag,  (^ilbrigens  auch  hier  meist  nur  relativ 
richtig  ist),  nach  geschichtlicher  Aulia^^ung,  wel«  he  Stein  doch  mmt  t>u 
•  nergisch  rertreten  will,  nicht  «b  die  allein  richtige  gelten  Isaun.  Die  unbedingte 
Hinauswcisung  eines  solchen  Gegenstands  ans  der  Finanzvisseaschaft  beruht  insofern 
aaf  einer  petitio  ptinciplL 
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iV.  —  §.  17.   Httlfslehren  der  FinanzwUseDBcbAtt 

Ran,  Volkswaehl.  §.  U.  Bescher,  Syst.  L  %.  20. 

1.  „Privat-Oekonomik**,  nemlich  J^uiul  und  Forstwirth- 
Bchai'ts-,  Bergbau-,  Gewcrks-  und  Haiulelslehrc ,  nebst  ihren 
Specialtheilen  (ßauk-,  Versicberungs-,  Trauspurtleliie  u.  s.  vv.). 

DiobO  Disciplinen  sirni  wichtig;  für  dio  Lcbre  von  deu  privatwirthschaftliclicn 
Erwcrbs/weigeu  und  von  den  iiebtthrcnzweigen ,  aber  auch  für  die  Stcucrlehri; ;  hier 
naaieoüidi  rar  die  Lehre  von  .icn  Ertragtitcuurn  und  den  indirecten  Vor- 
brau chstoucrn.  b'^sondors  dur  Bii  r-,  Branntwein-,  Zurkcr-,  Tabaksteuer,  bei  welche» 
es  sich  um  die  genauere  Kenntiüi'ü  z.  B.  der  chemisclieti  Procii&sc  bei  der  Erzeugung 
des  Prodacia  für  die  zweclwi»ige  und  geredite  Elnrichtaug  der  Beateaentnf  handdL 

2.  Staatsrechenkanat,  [inlitischc  Arithmetik,  ein  Theil 
der  anj;c\vandten  Mathematik,  weit  lier  sii  h  mit  der  Lösung  uiannig- 
ialtiger,  in  der  btaatsverwaUuDg  vorkotumcuder  Recbnungsaufgabeu 
bese  hältigt. 

S.  ältere  Litcmtar  bei  Kau,  Fiu.  I.  §.  14,  Note  c;  z.  Th.  darnach  iu  d.  2,  Aull, 
dieses  Bandes  §.  17  Note  IS.  Neucrc  Werlte  u.  A.:  Bleibtrou,  poliL  Aritbinotik 
2,  Aufl.,  Heidelberg  lSj;i.  Oettinger,  Anicituug  zu  tinanziellen,  polii.  u.  jurid. 
Kecbnuiigen,  Urauiiächwcig,  J845.  Dessen  weitere  Ausführung  der  politiscliun  Arith- 
metik. lb()3.  Ileäkiba,  Lehrbuch  tur  die  juriatiM:he,  politische  und  cameralütt. 
Arithmetik.  Wien,  Wild,  Politische  Rechnuogsvisaciiscli.  1.  B.  Manchen  1962. 

H»berl,  Lehrt),  d.  polit  Arithmet  Wien«  lii7ö. 

g.  18.  3.  Geschichte  nnd  Statistik  des  FmaDzwescDS  sind 
für  die  FiDanzwisseDsehaft,  wie  Geschichte  und  Statistik  Überhaupt 
tmr  die  gaoze  Politische  Oekooomiey  einerseits  Hil f s wissen- 
Schäften y  andererseits  Methoden  der  Beweisfahrnng  und 
daher  der  Fortbildung. 

Die  n&herc  BofrOndung  dieser  Aoflessuug  gehört  in  die  Fortsetzung  der  „Grued- 

legnii;:  *  in  ilnn  .>i».it(  ren  2.  D.  der  Atlgein.  Volkswirthbcliaftül.  Kau 's  Ansichten 
(VülLswirthschaluL  frühere  und  nodi  8.  Aufl.  1,  §.  2-1,  2b)  »lud  liieir  unzulänglich. 
Aber  auch  Roseher  irird  der  Statistik  nicht  gerecht,  s.  dessen  System.  I.  It). 
22,  2(>.  Meine  Aulfassung  tt.  iu  d.  Abh.  Statistik  iu  Bluntschli's  StaatswOrtcrb.  XI. 
400  ff.  nam.  S.  457  £  &  sonst  bes.  Knies,  polit.  Oekooom.  firaunschw.  lübb  u.  neao 
(2.)  Aufl.  1S81— 82. 

Wenn  in  beiderlei  Beziehung  die  (ieschichte  bisher  kaum 
eine  so  liervorra^^endc  Bedeutuniij:  l'lir  die  Finanzwi^sf^en.sehal't,  wie 
für  andere  Tbeile  der  l*olitischen  Oekonomic,  gewonnen  hat,  so 
liegt  dies  zunächst  an  dem  äusseren  Grunde,  dass  es  an  genügen 
den  Vorarbeiten  tlher  die  Geschichte  des  antiken ,  niittelalterlicben 
nnd  selbst  vielfach  des  neuzeitlichen  Finanzwesens  nocli  sehr  fehlt, 
ein  Mangel,  welchen  neuere  Studien  und  Quellenforschungen  in- 
dessen mehr  und  mehr  beben.  »Selbst  heute  ist  man  aber,  was 
verarbeitetes  Material  anlangt,  noch  vielfach  auf  sonst  veraltete 
Werke,  wie  U  Uli  mann,  Lang  u.  A.  enge  wiesen.    Für  die  in 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


Ilullälohreu  der  Fiiiaazwiüäenbcliaft.  23 

§.  12  genannte  erate  Aufgabe  der  Finanzwisscnschaft  oder  ttlr 
die  erfabroDgswissenschaftliche  Seite  dieser  DiscipUu  hängt  der 
weitere  Fortschritt  der  letzteren  vorncmlich  von  geschichtlicher 
Forschung  und  statistischer  L'ntersuchuui;  ab.  Für  die  zweite 
Aufgabe,  die  practischc,  gilt  dies  aus  einem  principi eilen 
Grunde  nicht  in  gleichem  Maasse.  Die  Fiuanzgeschichte  \oi  der 
modernen  Epoche  der  staatsbürgerlichen"  Ge8csclls(  halt  und 
vur  den  grosscu  techiiisehen  und  wirthschaftlichen  Umgestaltungen 
der  Neuzeit,  also  im  Wesentlichen  die  Finanzgeschichtc  vor  der 
Mitte  oder  dem  Schluss  des  l<s.  Jahrhunderts  bietet  zu  wenig  Ver- 
gleichuDgbpuucte  mit  der  Gegenwart,  als  dnss  man  au8  ihr  iiir  die 
L?5sung  der  jetzigen  practUchen  Finauzpiobleme  sich  viel  liatha 
erholen  k  inute. 

Jener  princij)iellc  Grund  liegt  in  dem  innigen  Abhüngigkeits- 
V e  r  h ä  1 1  n  i  s s  der  F  i u au z  w  i r t h  s  c h a  f t  v o ra  Gange  des  Staats- 
Icbens.  In  das  moderne  fcJtaatöieben  sind  nun  Factoren  ein- 
getreten ,  welche  der  früheren  Zeit  grosuentheila  fehleo,  weshalb 
sicli  keine  rechte  Vergleicbbarkeit  ergiebt. 

Der  Uinfau^  and  der  Inhalt  der  Stutetliltigkeit  hat  sich  gegen  jede  frtthere 

pesrhii  htlirha  Periode  unserer  Cuüarv'jlker  r^usscrordcntlich  crweiif^rt  iin<i  ver- 
ändert und  diese  üowegung  «Jaaert  fort,  Dio  Auagabowirthücbaft  des  modernen 
StastsUsflteich  daher  mit  derjenigen  keines  anderen  genügend  vergleichen. 
Zar  Derlen  Ufr  s  Finauzbedarf-'  imi-si  n  ilL>lirilt»  auch  Mitte!  eiiu's  früher  nicht 
gekannteii  ümfaxigü  iu  Anspruch  genommtm  werden.  Aehuliches  gilt  vom  llautibalt 
der  Obrlgen  ftffentlichen  Kur]  er,  besonders  der  Gemeinden  (Grossstadto). 

Bei  der  Wahl  dieser  Mittel  h<  findet  sich  die  moderne  Welt  wiederum  in  l  incr 
rotlstiadig  anderen  I^e  als  die  frllbere  Zeit,  iiach  der  AuCliebung:  Aller  Uofreiheit«- 
refiilltntoset  dem  Foitmll  ständischer  Yorrechte  in  der  Bosleneruni; ,  nach  der  An- 
erkennung allgemeiner  persönlicher  Freiheit  und  staatsbürporlicher 
Gleichheit,  freien  Eigenthums  und  Vertragsrechts  muss  die  Ötaatsgewalt 
nothwendig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bedarf^  verfahren,  als  sie  es  ehedem 
thOQ  konnte.  Die  Entwicklung  des  modernen  (jesellschaftslcbcns,  der 
modernen  Volkswirthschaft,  des  Systems  der  freien  Concurrenz,  dann 
iiauieiitli'  h  der  P  r ud u c t j ü US -T CO h u i k ,  des  ('ouim u n  i e ;i  t  i un swese ns>  stellt 
chciiso  viel  iioue  Anforderungen  an  die  Beschaffung  «ler  Staate  umahmen  wie  an  die 
Funetioti  des  Staats  und  damit  an  die  Ausgabewirtbschaft  il  s  Fitianzwcscns.  Das 
moderne  Kcc htslobcn ,  das  neuere  VölLerrccht  sind  wcUoic  Factoren  von 
vtitreicbcndem  Einfluss  auf  die  mögliche  Art  der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

Für  die  hentikcen  .\ufcfaben  dt  r  Fin  iiuwirthschaft,  welche  die  Finanzwissenschaft 
mit  20  lösen  hat,  bietet  sich  so  kaum  eis  Analogon  in  der  entfernteren  \'<?rgarigenhcit. 
Die  J^inansgeschichte  ist  dsher  von  grOsstem  Interesse  ah  ein  wichtiger  Theil  der 
allgemeinen  politischen,  der  Caltur-  und  Wirthschait?.;:' schichte,  als  Haujttförderungb- 
mittui  ZOT  Lösung  der  genanotea  ersten  Aufgabe  der  Fiuau^wisseuscbaft.  Auch 
praetischen  hi^en  Werth  htt  sie  aki  der  Schlüssel  des  VerBttndnisses  Air  dts  in 
den  einzelnen  Staaten  historisch  Uberkouimene  Finanzwscn.  Ahcv  sie  i^r  nur  ein 
aotergeordoetes  Förderuug2»mittel  der  Fiuauzwistienscbait,  soweit  letztere  sich  mit  den 
pmetiseh«!  AoCgaben  des  Finanzwesens  der  Gegenwart  zo  befassen  hst  Am  meisten 
eigentliche  Förderung  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Erkenntnias  möchte  ans  der 
Geschichte  des  Staatsschulden-  und  Papiergeldwesens  der  neueren  Zeit  und  fUr  das 
Finanzwesen  der  Gemeinden  aas  der  Geschichte  des  städtischen  Steaerwesens  —  eiito 
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TOT  der  grossen  Schön beryVhen  SrhriFt  tihripens  noch  sehr  wenig  bearbeitet'' 
Pariic  der  Finan/gciichifhtc  —  zu  gewinnen  5-ein.  Sonst  ist  es  vornemlich  erst  dir 
neuere  und  neueste  Geschichtsperiode  der  modernen  Staaten,  in  welcher  die 
Finanzgeschichto  \on  nmfasseDderer  Uedcutun^  tur  die  Fortbildung  auch  der  prar- 
t  i>'  li'  H  Seite  der  Finan/wissf-n«  liaft  wird.  Denn  in  dioM  r  Periode  entwii  ki  lt  -i<  Ii 
dci'  uiudcrne  Keohts-  und  CuUaiat.iiit,  die  neue  Tot  hnik,  Uus  neue  Hechts-,  W  iiihai: hafte-, 
Culturlcben  mit  sdncn  Anforderungen  an  dun  Staat  und  demnach  an  das  Finanzwesen. 
Hier  sind  timn  mmi-n\]'w]\  M'  ycrh'.diul^bc  il  r  bereits  weiter  vürgcscltriftriicii  I.  iiKliT, 
2.6.  Englands  uud  Frankreichs,  von  \^ ichtigiicit.  Dio  Finanzgeschü  htc  fuhrt  dann 
theib  in  die  Darstelloug  dt»  positlTOO  Pinaozrechtä  unserer  modernen  Staaten, 
th^  bei  dem  Erforderiii»  ziliennassiger  Ueiiauigltetl  zur  Fin«ax«it»tistik  Jiittuber. 

10.  Das  positive  Finanzrcclit  ist  ein  Thoil  des  posi- 
tiven öffeiitlichei»  Rechts.  Es  handelt  sich  auch  hier  hei  der  l'inaiiz- 
wissensebaft  iini  die  vcrt'assunf^sninssif^en  nnd  frfsctzlicheii  ße- 
stimmungen  tthcr  die  Mitwirkung  der  \  olksvertrt'tnii^  an  der 
Feststellung  und  Controle  des  Staatshaushalts  (Bnd^;etrecht,  Control- 
recht);  ferner  um  die  Gesetze,  Ausführungs-  und  Vollzugsverord- 
nnngen,  Instructionen  u.  s.  w.  Uber  Besteuerung,  Verwaltung  des 
werbenden  StaatsvermögenSy  HtaatsschaldenweseD  und  Finanz- 
venvaltang  im  Allgemeinen ,  Kassenwesen  u.  s.  w.  Auch  die 
SteuergeselzentwUrfe,  die  Motive  zu  diii'^olhon,  die  Kammer 
verbandinngen  darüber  sind  eine  wichtige  Quelle. 

Üie  Fiiui iizstatistik  hildct  sicli  aus  den  Daten  der  Finauz- 
rechiiu u };en ,  welche  daiiu  das  Material  t'ilr  die  „vergleichende 
Finauzstatiötik "  liefern.  Jemehr  da«  Budgetrecht  der  Volks- 
vertretungen und  deren  vcrfassungsniHs.sigc  Finanzcontrole  und  je 
mehr  (las  Prineip  der  <  )L'tVtntlichkeit  in  Finanzsacheu  sich  in 
unseren  .Staaten  einbürgerte,  (1(  >to  reicher,  eingehendier  and  leichter 
zugänglich  ist  dieses  linan/.siahsiibche  Material  geworden.  Noth 
wendig  ist  dabei,  namentlich  auch  für  X'erjrlciehe  verschiedener 
l'erioden  und  Länder,  die  Unterscheidung  von  Kegierungs- 
entwurf  des  V'oransclilags  oder  Budgets  (vorgelegtes 
Budget),  von  verfassangsrnüssig  verabiiobiedetcm  Badget  und 
Schiussrechnaug  (Ergebniss). 

Die  vergleichende  Finanzstastistik  hat  die  Aafgabe, 
ans  der  Yergleiebang  der  Finanziechntingen  eines  Staats  in  Ter- 
schiedenen  Perioden  und  rerschiedener  Staaten  die  eharaeteristtsehen 
Gleiehartigkeiten  und  Unterschiede  der  Oestaltungen  des  Finanz- 
wesens abzuleiten.  Zu  diesem  Zwecl^e  müssen  die  finanzstatistischen 
Daten  aber  möglichst  genau  vergleichbar  gemacht  werden, 
was  oft  grosse,  nicht  immer  genügend  beachtete  Schwierigkeiten 
bietet. 
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Störi-nd  ist  /unächsf.  rlass  in  dou  ütiiiCflriLii  Ländern  ilic  Anfstdiuug  vun 
I>riitto-  und  Nettobudget  (d.  b.  von  Ausgaben  und  Einuahmen  bez.  inbegriffen 
und  abzüglich  der  iftiriMaufeiKl'n  Tosten,  der  Gewinnfinfs-  und  Erhcbnngskosten 
d«r  mnuabmen  u.  s.  r.),  selten  in  ganz  glcicbcr  Weise  erfolgt;  feroer  daiis  nütuntcr 
das  jDoderac  Princip  der  fisealischen  Kasseneinheit  noch  nicht  ganz  eonse- 
qnent  durchgffulnt  ist.  sondern  für  rinzcliif^  Zwdjrv  der  7\innnhmen  und  Ausgaben 
noch  besondere  Kassen  b«steben.  Bei  liuanzstatiätiscben  Vcrgluicbou,  oameutlich 
bei  etwaigen  Berechnungen  der  VerÜiollang  der  Ansgaberi  vnd  Einnahmen  anf  den 
Kopf  der  Bcvolkt-rnnir  odor  des  Verhältnisses  zwischen  Kuhcrtra^  imd  Kciin-rfrap;  im 
EtAttahmeeUt  stört  ferner  die  sobr  oogleicbe  Auadohuung  der  priratwirtb- 
schaftlicben  Thätigkeit  in  den  versehiedettea  Staaten  (Dooiftnen,  Bergwerke,  Eisen- 
bahri'-n  n.  s.  w.).  Durch  Nichtbeachtung  des  angegebenen  Tinstandes  entstehen  die 
grösstcn  Täuschungen.  So  berechnet  selbst  Horn  in.  s.  annuaire  du  cr6d.  publ.  p. 
1S60.  S.  289,  die  Kopfquoten  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Hauptstaaten  ohne 
Kückaicht  auf  jenes  Moment:  Baden  nimmt  hi«'.r  gleich  nach  (iroes.-Krit.  die  zweit- 
höchste Strllfl  ein,  —  wegen  seinas  Eisenbahnwesens  und  seines  Rruttobudgcts *, 
Baiern  mit  seinem  dauial.  Nettobudget  trotz  Staatsbahnvescns  erst  die  zwölfte! 
Solche  Zusadunenstellungen  sind  ohne  jeden  Werth.  Weiter  hat  auch  die  unmittelbarn 
Vergleichong  Ton  Staaten  und  Staatshaashalten  sehr  tirii;Ieii  her  (Jrösse  ihr 
Misälicbes,  indem  z.  B.  ein  kleiner  reicher  oder  anuur  Staat  verglichen  mit  einem 
gnaaen  Staat  in  zu  gfinsrigem  oder  zo  vngQnstigem  Lichte  erscheinen  wird.  Denn 
der  grwse  St.nat  wird  oft  aus  Provinzen  unglcidior  Fiitwi'  klung  zusammengesetzt  sein, 
von  denen  manche  Prorinz  jenem  kleinen  Staate  gieicJit,  was  aber  bei  der  Zusammen* 
ziehonf  der  Resnltate  des  grossstaatUehen  Finanzwesens  nicht  so  znm  Vorschein 
kommt.  Nampntlirh  in  Deutschland  wird  di<"ä  Vi>i  einem  Vergleich  Preussens  mit 
einem  ]klittel-  oder  Kleinstaat  oft  uberseben.  Und  scbiiesslicb  darf  nicht  anbeacbtet 
bleiben,  dass  die  öffentlichen  Thitigkeiten  in  rerschiedeoen  Lindem  nnd 
Zeiten  zwisrhen  tlcm  St;i;t  t-'  und  •!< n  Selbstverwa I f  ii  ii  irsJv rpern  inaii'  lifarli  ver- 
schieden veitbeilt  sind  (England-Coutinentl),  was  natürlich  die  Vergleichbarkeit 
der  Daten  der  Staatsfiaanzen  und  die  Schlosse  daraus  sehr  erschwert 

Viele  Miihe.  die  Grundlagen  für  richtige  Vergleichbarkeit  der  fmanzstatistisch'Mi 
Daten  horzostellen .  gab  sich  v.  C'zilrnig,  d.  österr.  Budg.  i.  Vergleich  mit  jenen  d. 
vorzUgl.  and.  europ.  Staaten,  Wien  1862.  S.  darüber  meine  Besprechung  in.  d. 
Gdtt,  (iel.-Anz.  18t)3,  S.  81— 11«  Engel,  krit.  Beitrige  z.  vergleich.  Finanzstatistik, 
Preuss.  Stit.  ZeiLschr  1  Sfi2.  S.  14.5.  Horn,  annuaire  du  cred.  publ.  Par.  18.59—61 
(leider  mit  deui  Ii.  laiug^.  eingegangen)  und  darüber  meine  llecension  in  d.  (iött 
Gel.- An/..  I^.>y.  8.  ItiO  1—1620,  worin  uberall  auf  d.  methodol.  Fragen  der  rOT- 
gkichendtii  Finanzstatistik  eingegangen  ist.  Ueber  letztere  s.  bes.  die  Verhandlungen 
der  inteni.  Statist  Congresac  zu  Paris,  London  u.  uam.  Wien.  Dann  neuerdings: 
r.  Riecke,  d.  Internat  Finanzstatistik,  ihre  Ziele  nod  Grenzen.  Stuttg.  1876  (im  Anf« 
trage  der  pcrman.  Cnmniission  d.  intern.  Conjrresoes  frcarbeitetK  der  die  Schwierig- 
keiten und  onvcrmeidlichen  Mängel  aller  vergleichenden  Finaozstatistik  näher  nach- 
wetsl  (s.  b«o.  Ahschn,  5)  und  die  nenere  Literatnr  d.  Fioanzsfatistik  anfkihrt  Die 
he'^tcn  und  neuesten  Versr  'iri  T  Ycr^'l^irbung  der  Finanzstatisfik  der  Cuiturstaat^n 
hiod  von  Herrn.  Wagner  im  Uotb.  Aimanach  gemacht,  hcs.  iüli,  und  scitdom  von  der 
jetzigen  Eedactlon  (Stein.  Behm)  wiederholt.  Die  besten  ueneren  deatschen  ver- 
gleio  heiid-flnanzstitistiscben  .-Vrlieift-n  sind  die  von  H r » t  fe I d t.  Mancherlei  fin.aiiz.sf;U. 
Vergleiche  und  wtnture  Bemerkungen  Uber  die  Art  sie  anzusteUeu,  folgen  in  den 
spitaawn  Absehnltten  dioMS  Werks,  bes.  ateh  In  d.  An^belehns, 

Endtieli  ist  unter  den  Gegenständen  der  Statistik  nicht  bloss 
die  Finansstatlstik,  sondern  anch  die  allgemeine  Bevölkern ngs- 
nnd  die  volkswirthschaftliehe  Statistik  jedes  Staate,  wegen 
der  Abhänj^gkeit  des  Finanzwesens  vom  Znstande  der  Voikswirth- 
Schaft,  besonders  zu  beachten. 

,3ian  aagt  oft.  Zahlen  regieren  die  Welt;  das  aber  gewiss,  Zahlen  zeigen, 
wie  sie  regiert  wird",  so  ^agt  (*or thi;.  Ob  iuji)ediMgt  aucli der Staiisliker  selbst,  der 
die  Miügel  seines  MateriaU  kennt,  ist  eine  andere  Frage. 
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Eiuleituiig.  3.  Abicboitt.  i>ic  Kiitaii^wi^miäcliaft.  20. 


V.  —  §.  20.  Ueber  das  hier  wie  immer  streitige  Verh&ltniss 
der  Wissens  ob  Aft  (Theorie)  zar  Ansttbung  (Praxis)  äusserte 
sich  Rau  f'olgendennaasseii  —  (Fin.  I.  §.  15—18),  —  Ansfllhmngen, 

welche  zwar  heutezutage  fast  für  selbstverständlich  gelten  können 
und  deswegen  Manchem  beinahe  trivial  erscheinen  werden, 
angesichts  vieler,  auch  noch  ncutster  Vorgänge  im  ütfentlicheii 
Leben  bei  uns  uii  l  iü  anderen  Landein,  angesichts  der  l'rUtuugs- 
ordnuugen  lür  den  hüheien  Verwaltungsdienst,  auch  iui  Finanztacb, 
aber  inimerhiu  hier  noch  ihren  Tiatz  behalten  and  beherzigt  werden 
mögen: 

..Die  blosse  Ucschiiftsübuiig  iK'uutiuul  oliiio  wisscnscün ft  1  i «  Le 
Ji«oulttiä»  muss  oauchieden  als  auxurcicbund  erklärt  werden,  uhuo 
geordnetes,  reifes  und  Tielseitiges  Kadtdenken  Ober  die  wirthschafttichen  Augelogcn- 
hoitcn  der  Staaten  ist  man  nicht  im  Stande,  dt-n  richUgcu  Weg  zu  VerbesbcrungcQ 
zu  finden;  man  bleibt  aus  Gewohnheit  gerne  bei  dem  Bestehenden,  ohne  es  unbefangen 
2U  prüfen,  und  hiilt  sich,  statt  das  Ganze  zu  ubeiblicken,  an  Eiiudiius.  Sobald  in 
einem  praiitischcn  Gebiete  cIdl-  wi^^^^ciischafdicho  BehandJaog  angefaufon  hat»  kann 
Nioinanf).  tIlt  zur  AiibülKiuf;  hetulcu  i?( .  fs  sei  denn  in  den  ganz  anterg'-ordHetcn 
Diuiistcu ,  dcu  Bci^uud  des  in  der  Wissenschult  iiiedcfgeli'gten  Gedankenvoll athcj» 
entbehren,  selbst  wenn  darin  noch  Manches  unreif  wäre.  I>er  Schein  einer  ans  blosser 
Geschäftsubung  erlangten  vollkommenen  Ta«  lifigki  it  i^it  daiui  cinr  Täuschuiis:.  mm-Ü 
dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  aiuo  W  eise  die  in  dem  Beauitututaudu  verbreiteten 
«Hier  auch  znm  Gemoiogate  der  Bürger  gewoideoen  wissenschaftlichen  LehnUM  ihreii 
Eintiuss  geäussert  haben,  auch  nniss  diesr«  mühsame  WpIs-'  drr  li^t-non  Ausbildung. 
WO  man  diu  Theorio  xcnttUckelt  und  aus  zweiter  oder  dritter  itlund  sich  aneiguot,  dem 
iinmittelbareu  Erforschen  denelben  immer  nachgeseut  werden.  Die  Eifahraog  beweist, 
dass  Wissenschaft  eine  gros^;  Mai  lit  üljL-r  tW'.:  Ausübung  besitzt,  dass  ihre  Lyhren 
auf  vielerlei  Wegen  früher  oder  üpäter  in  das  Gosdiäfbleben  gelangen  und  dort 
herrschend  werden,  nnd  dass  hierdurch  grospe  VorbesserUDgen  zu  Stande  kommea". 

Dur  thL'urctibrli  lioi  lirit'liildcic  ustcrn'ii  liisrlic  I'iii;kiiz|iractikur  v.  Hock  setzte  daher 
mit  Kecbt  i>eiucr  Schrift  Uber  „d.  ötl.  Abgaben  u.  Schulden"  folgendes  WortKoyor- 
Collard 's  for:  „Die  Theorie  als  überflüssig  erklftren,  heisst  den  Hochmuth  haben, 
man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  mau  spricht,  und  was  man  tbut. 
wenn  man  handelt.**  S.  auch  Vorwort  zum  B.  II.  meiner  Kin.wiss.  —  Leber  da» 
Yerhältniss  von  Theorie  und  Traxls  in  einzelnen  Finauzfragen,  z.  B.  der  Valutafrage, 
a.  A.  Wagner,  Uuss.  Papier- Wahrung,  Riga,  isöb,  S.  1  11. 

..Gleichwohl  gieljl  Mc  Wissenschaft  fiir  sich  allein  zur  Führung 
scliwicngcr  Staatsgeacbaliu  nicht  die  h i nia iigliche  Fähigkeit.  Sie  kann 
bei  der  Eutwickluntr  »tlg^emeiner  Lehrsätze  nicht  in  alle  Vertichiedenhcittn  der  äussofsn 
Zustände  der  Zeit  mul  des  einzelnen  Lande?  eiri({elien  und  miJ*^^  hei  ihren  Anfurderunpcn 
eine  gewisse,  oder  die  gewöhnliche  Lage  der  Dinge  voraussetzen.  Isut  du,  wu  bloss 
wenige  PftUe  mOglich  sind,  ist  es  ihoniich,  fttr  Jeden  demeiben  besondere  Grundsätze 
aufzustellen.  Man  miiss  also  bei  der  Anwendung  jener  wisscnschaftlielien  Vui>clirifto(i 
auf  ein  einzelnes  Land  immer  erst  die  buüouderen  Umstände  erforschen  und  luerauü 
die  Regebi  ftlr  das  zweckmtotgste  Verfahren  ableiten.  Was  hier  als  Ansnabme  einer 
theoretischen  Regel  eiseli,  inf.  ist  nur  die  Fnlg-e  der  Einwirkung  eines  anderen  firund- 
aatzes.  Zu  die»eu  sorgfältig  aufzufaitäcndcu  Lmstäodeu  geboren  die  rcclulicheu  Verhält- 
nisse  (positiTes  PriFat-  und  Staattirecht  dos  einzelnen  Landes),  die  bisherigen  Ein- 
richtunjj;en  der  Finanzverwaltniifj .  auf  die  man  foribaucn  muss  oder  von  denen  man 
wenigstens  nicht  üogleich  abgehen  darf,  der  Zustand  der  Gewerbe,  die  W  oblbabcnheii 
des  Volkes,  die  äussere  Stellung  des  Staates  n.  dgl.'* 

„Es  war  auch  öfters  die  Schuld  der  bisherigen  Theorie,  wenn  man 
sie  nicht  anwendbar  fand,  d.  b.  sie  war  noch  unvollkommen  und  ihre  Lehren 
bedurften,  wenn  man  sie  in  Vollzug  zu  bringen  unternahm,  noch  einer  Läuterung. 
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Dioä  war  die  Folge  des  jugeadlicbcii  Alterb  der  ganzen  I'uliüaclien  Ui  künomii  liiiU 
des  Umst&ndc«,  dass  violo  Beubeiter  derselben  ihre  Sorgfalt  und  Vorliebe  liea  volkü- 
wirdiM  li.'iftlichon  (Irundlehrcn  znpi^wcudct  liatft  n  und  in  die  Fiimiizwisäenschaft  weniger 
eingedruiigen  waren.  Daher  blieben  uiauchc  2>cbnricrigcre  Theile  dciselben  ungenügend 
dardidacbt,  es  wurden  liier  und  da  aus  einem  zu  beschrAokten  KniM  von  ErnhrnDg«n 
einseitige  Solilu^v  abgeleitet,  es  wurden  Behauptungen,  die  nur  in  gewissen  Be- 
üchräftkungeu  wahr  sind,  mit  zu  Krosser  Allgemeinbeit  aufgcütuUt,  die  verschiedeu- 
artigea  obersten  Gmndsltze  dorchdnuigeii  tkth  nicht  immor  gebOrif ,  endlieb  sind  ttber 
uianchc  Arten  von  Fiiian/.ffcscbäftcn  noch  gar  keine  wissenschaftlirlu'n  Rctrarhtnnc'cii 
aogestelit  worden.  Wo  dies  uocb  uicbt  gissclicben  kt«  d*  ist  mau  leicht  geneigt,  sogar 
die  Möglichkeit  oder  docb  die  Fracbtbaileit  einer  syMemaliacbon  Behandlung  in  Zweifel 
in  ziohcn  und  die  Gctfcnstruidc  in  ila>  (jLljiet  wechselnder  besonderer  Rcpcin  zu  ver- 
weisen, wie  dies  in  Frankroich  oft  ge^cbehen  ist.  Wie  aber  die  Wissenschaft  mehr 
gepflegt  wird,  zieht  sie  aaoh  mehr  solcber  Angelegenheiten  in  ihren  Bereich.  Je 
glücklicher  man  diese  Mängel  vermeiden  und  je  mehr  sich  der  Vorrath  belehrender 
Erfahrungen  anhäufen  wird,  desto  fester  muss  auch  das  allgemeine  Vertrauen  auf  die 
"Wissenschaft  wurzeln."  Vergl.  v.  Jakob.  Finanzwisscuschaft,  I.  Vorrede.  —  v.  Malchue. 
U&ndb.  I.  Vorrede.  —  Jakob  a.  a.  0.  unterscheidet  1)  den  reinen  Theoretiker»  der 
sich  bloss  an  das  AllirPineiiie.  Laif.  2)  den  pnkti<clirii  ThourctilMT.  il'-r  die  Anwondunp 
der  Tlieorie  auf  vvirkliciie  Falle  lehrt,  '.i)  den  ihcorctiachün  Praktiker,  4)  den  blossen 
Praktiker,  Boutinier.  Die  Finnnzgelchrten  mUsscn  zur  zweiten,  die  Finan/praktiker  zur 
(Iritfeii  Kati  <ron»!  gehören,  utn  nUtzlicli  wirken  zu  können.  In  Männern  wio  M alchus, 
i.  (i.  Uoffmann,  Ncbcniua  und  namentlich  Hock  hnt  die  deutsche  Fiuauzwisscn- 
scbaft  Tertrcter  besessen ,  welche  mehr  nls  ähnliche  bei  irgend  einen  nnderan  Volke 
Theorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  vortreflüi  b  vi  r'  ini<rt  haben. 

„Wie  die  gerammte  Politische  Oekonomio,  so  ist  die  Finauzwisscuschaft  demnach 
für  den  Beamten  in  jedem  Zweige  der  FinanSVervaltong-  nnentbehrlicb. 
Mancbc  dieser  Zwei  ltc  wurdon  frülierliin  l)los^  ri-ich  den  besonderen  Kunstregcln.  z.B. 
der  FoDitwiaieoscbaft,  des  Bergbaues,  des  Post-,  Alunz-,  Lottowosoiis  u.  s.  w.  behandelt. 
In  nnserm  Zdtslter  aber  rerbreitet  sich  mehr  nnd  mehr  die  ITeberaeegiing,  dass  diese 
tccbnischL-n  Kenntnisse  nicht  gentigen,  und  dass  man  auf  di  -meinen  linanzwis.sen- 
scbaftUcheu  (irundlobrua  ztuackgehea  moss,  um  joden  dieser  Ucschäftszweige  ganz 
sveckmfissig  zu  g(»talten.** 

„Die  Finanzwis:icnschaft  ist  ferner  für  die  Ii echtspflegc  und  sogen.  Innere 
Verwaltung  im  engeren  Sinne  von  un/'.wcifelhafter  Bedeutung,  weil  bei  vielen  Bechts- 
streitigkcitcn  (z.  B,  fiscalischcn)  und  Vergehen  (z.  B.  Steuerbetrug^  die  Begriffe  und 
Einrichtungen  des  Finanzwesens  massgebend  sind,  nnd  weil  viele  Staatsanstalten  die 
Zwecke  der  VöIkswirtliSLhafrsjxiliiik  und  der  Finanzwirtb«?chaft  zuLdcicli  tnirefrcu". 

„Die  Finan/,w'isseubi:ha:t  ist  endlich  auch  dem  (iebildetcu,  di-ni  Uurgor, 
welcher  die  Ereiirnis^o  seiner  Zeit  begreifen  will,  ndtzlich  nnd  gerade/u  um  ntbohilich 
Demjenigen,  wcU  hi  r  in  GemeindeSuitrrn,  in  den  Parlamenten  und  in  den  Vcrtrctungs- 
organen  der  Selbstrcrwaltungskörper  zu  einer  öÜ'entlichen  Wirksamkeit  buruten  ist*' 


4.  Absehnitt 

Die  Eatwieklmig  der  Fbianzwlflsenseluft  und  Uirer  Lttoratiu*. 

Eine  eigentliche  nmlbssendere  Literatnrgeschicbte  der  Finanzvissensebaft 

f<  hlf.  Man  ist  auf  die  allgemeine  Literatur^esclii '  Ii  tc  der  Politi sehen 
U Ökonomie,  welche  freilich  die  Finanziiierator  oft  nur  ^ehr  nebenbei  (mitunter  gar 
nicht)  berOhrt.  und  anf  die  kurzen  AbTissenndBibliographion  dersystematiseben 
Werke  der  Finanzwissenschaft  angewiesen.  Ans  der  allgemeinen  Literaturgeschichte 
H.  das  fleissige  und  stoflrciche  Werk  von  Kautz,  gcschiclitl.  Eiitwickl.  d.  Nat.-Oek.  u. 
ihrer  literatar,  Wien,  1860  und  jetzt,  boe.  noch  f.d.  ältere  deutsche  Finanzliter., 
W.  Bescher,  Gesch.  d.  NationalOkon.,  Manchen,  tS74  (vgl.  Register  s.  r.  Finanz- 
wissenschaff. Finanzen).  K.  Walckcr's  „z.  Geseh.  d.  Finan/wi'.s."  (..Zeitfrajren",  Lp;:, 
u.  Kass.  1S74.  S.  196)  enthält  nur  einige  Aphurisuaen.    Kau,  lin.  I.     22— 2ä 

giebt  einen  kurzen  Abriss,  mit  Bibliographie,  danach  auch  no.  Ii  meine  2.  A.  g.  21  ff., 
Stein ,  Fin.  4.  A.  1. 24 — 3d  einige  allgemeine  Bemerkungen  n.  Kotizen,  dsgL  tieffcken 
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iD  Schfinberg's  llandb.  6.  pol  Ock.  II,  AbÜi.  1,  §.  9  ff.  Bei  Gossa.  Fin.  4.  od.  p.  7^1 1 

♦■inig»!  literar.  Fingerzeige  (s.  auch  dcrs.  guida  iillo  studio  doli'  rcon.  pol.  2.  cd. 
Mil.  1678,  päsäiffl,  dontttcb  von  Moormeiätor,  Ibtbl);  iu  eiucui  Anbaage  (p.  171 — 2U4> 
dtio  grate,  systematisch  nach  den  Materien  geordnete  Bibliographie  der  nenereo  finanz- 
wiss.  engl.,  frau/ös..  dcutdchcn.  italicn.  u.  z  Th.  der  sonstigen  (u.  A.  d.  span.)  Literatur. 
£ilie  ?orzUgIi(.ho  umfassende  Monographie  über  die  ital.  Fio.iit.  it.  Th.  mit  Hinblicken 
auf  die  tlbrigo  lieferte  jüngst  (J.  Kic ca-Salerno.  storia  dolle  dottrioe  tinanziarie  in  • 
Itaiia,  Roma,  1S8L 

In  dieser  *!.  Auflage  ist  dicHcr  Abschnitt  über-  u.  /..  Th.  U!ii'.:.  ;irl)'  if'  t  und 
etwas  erweitert  worden.  Ungleich  wichtiger  als  die  IJteratnr  ist  bis  zur  neuere»  i(^cit 
(vierte  der  im  Text  unterschiedenen  Epochen)  die  practischc  (jcstaltiing  des  Finanz- 
wesens. Daruli r  wird  mehrfach  bei  den  bctrelfi^nden  «'inzt  liicn  Mati  iit-n  (»i  iui  II.  1. 
Kap.  4.  vom  Finanzdienst,  §.  bO  11".)  eingegangen.  Auch  tur  wt.itere  Kuizclhcitcn  der 
neueren  Literatur  seit  der  Mitte  des  IS.  J.h.,  soweit  diet^e  von  Rodcatutig  für  die  Ent- 
wicklung der  Ideen  und  Zielf>nnrtr  auf  den  vcrsriii«  doin  u  (Jebicten  «lr>  MiiarizweMens 
biud,  ist  auf  Späteres  zu  verweisen,  wo  öfters  Abrisse  dür  literarhistor.  EntwicJütinfr 
an  betreffender  Stelle  gegeben  werden,  (Vgl.  bes.  B.  II.  von  den  GebUbren  u.  der 
allir-in.  Stciirrlohro.)  Eine  cingo.h«'ndcrc  l,iffr:ifnr::»-srhii  htr  der  allgemeinen  Finanz- 
literatur  uuss  der  mouugraphischcu  Behandlung  voxbehallen  blcibcit.  üubvr  diu  litü- 
Tarischo  Bearbettang  des  Ilteren  und  neueren  jjractisclien  Flnanzvesens  eiozdnar  iJhi- 
dcr  s.  unten  die  nil)1i<>L.rraphie  am  ScUnss  dieses  Abschnitts  a.  ebenfaUs  dio  Noten  in 
den  späteren  Abscbnitt<^-n. 

§.  21.  Die  Geschichte  der  Finanz  Wissenschaft  steht 
mit  der  Geschichte  der  Finanz wi rthschaft  iu  ZaBammen- 
hang.   Theorie  und  Praxis  wirken  gegenseitig  aiil  einander  ein. 

Die  Anfänge  einer  einigermassen  wiHscnschaftlicheu  £r> 
örterung  des  Finanzwesens  gehen  nicht  über  den  Beginn  der  neueren 
Zeit,  das  lieforniationazeitaltery  binaas.  Etwas  bedeutendere  An- 
sprüche werden  kaum  vor  der  zweiten  HSlfte  des  18.  Jahrlitinderts 
befriedigt.  Für  die  ältere  Zeit  kann  man  auch  ans  den  Finanx- 
einrichtnngen  nur  mit  Vorsiebt  auf  theoretische  Ansichten 
der  betreffenden  Epoebe  sobliessen,  indem  dabei  gewöbniieh  nnr 
rein  practisebe  Gesichtspnncte  massgebend  waren  und  Zufall, 
Tradition  und  Routine  entscbieden. 

Fllr  die  Gescbiobte  der  Finanzwissenschall  sind  etwa  dieselben 
grossen  Epochen  wie  fttr  diejenige  der  Fiuanzwirtbsebaft  und 
damit  der  allgemeinen  Geschichte  überhaupt  zu  unterscheiden: 
I.  Altertbum,  II.  Mittelalter,  III.  Uebergangszeit  vom  15.,  16.,  zum 

17.  »  18.  Jahrhundert,  IV.  neuere  Zeit  etwa  seit  der  Httte  des  18., 
V.  neueste  Zeit  seit  der  Mitte  des  19.  Jabrbundert  Jene  Ueber- 
gangszeit  kntfpft  an  die  mittelalterlicben  Verbältnisse  noch  dentlieb 
an  und  lässt  sieb  ftlr  das  Finanzwesen  als  die  Epoebe  der  „ständi- 
schen Gesell scbaft^'  cbaracterisiren.   Im  17.  nnd  vollends  im 

18.  Jabrbundert  beginnt  diese  Epoebe  mit  dem  Siege  der  absoluten 
Staats-,  insbesondere  Fttrstengewalt  in  die  Epoche  der  „Staats- 
bürgerlichen  Gesellschaft"  ttbcrzagehen.  Denn  der  Absolutis- 
mus hat  grade  dieser  Epoche  hier  wie  sonst  mächtig  vorgearbeitet. 
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Im  und  mit  dem  Zeitalter  der  franzOsiBchen  Revolution  gelangt 
diese  Epoche  aber  erat  zu  TolIer  Herrgehaft  nnd  rechtiieber  Auer- 
kennnng  im  „Rechtsetaat*'.  In  unserem  Jahrhundert  treten  dann 
allmälig  die  socialen  Ideen  immer  mächtiger  hervor,  beeinflnssen 

die  Auffassung  des  Staatszwecks,  der  Aufgaben  und  damit  der  Ans- 
gaben  der  öffentlichen  Körper,  socialpolitische  Gesichtspuncte 
laugen  aii  lUr  die  Ausgabe-  und  lüimahniewirtlisehal't,  besonders 
für  die  Besteueruni,^  sich  geltend  zu  machen;  eine  „sociale"  Epoche 
der  Finanzwirthsch  ift ,  eine  Zeit  des  Cultur-  und  Socialstaats 
kündigt  sich  in  Ankuupiiiu-  an  die  und  in  Weiterentwicklung  der 
staatsblirgerlicheii  Periode  an.  Die  finanzwissenschaftlicbe  J.iteratiir 
seit  dem  15.  und  IG.  Jahrhundert  spiegelt  auch  diese  drei  Ejiucheu, 
die  standisch-absoluti.stische,  die  Staats  bürgerliche  und 
die  sociale,  wieder.  Die  grossen  Gährungen  iu  der  Praxis  iler 
Politik  und  der  Finanzpolitik  kommen  in  der  Literatur  stets  deutlich 
Zinn  Vorsebcin.  Die  Wisseiibehalt  hillt  dann  der  Praxis  mit  zu  all- 
mäliger  Abkläriiug.  Aber  natürlich  gelangt  auch  die  Literatur  selbst, 
stets  vom  umgebenden  inactiscben  Leben  beeiotiusst,  wie  sie  ist,  erst 
alimälig  zur  Klarheit  des  Krkennens  und  der  Ziele.  Grade  in  der 
onmittelbaren  Gegenwart  ist  die  Unfertigkeit  der  Finanz  wissenschalt 
wesentlich  mit  eine  Folge  der  L^ewaltigen  socialen  nnd  wirthschal't- 
lichen  Gährungen  im  practischen  Leben. 

L  —  §.  22.  DemAlterthnm  nml  dem  Mittelalter  ist  nicht 
nur  eine  systematische  Finanzwissenschat't  völlig,  sondern  selbst 
eine  wissenschaftliche  Enirternng  einzelner  Finanzfragen  iu  der 
Hauptsache  fremd.  Dies  kann  nicht  anffallen,  da  es  in  der  antiken 
Welt  Griechenlands  nnd  Roms  kaum  zn  einer  eigentlichen,  von  der 
Philosophie  wenigstens  nicht  losgelösten ,  Staatswissensehaft,  zu 
einer  selbständigen  Wirtfaschaftswissenscbaft  aber  überhaupt  nicht 
gekommen  ist.  Denn  die  sporadischen  Bemerkungen  der  Historiker 
und  jelbst  die  gelegentlichen,  etwas  zusammenhängenderen  nnd 
prineipielleren  Ansftthmngen  einzelner  Philosophen  Uber  ökonomische 
Puncto  können  doch  noch  nicht  als  eine  „Politische  Oekonomie'^ 
im  Sinne  einer  wirklichen  Wissenschaft  gelten.  Aus  den  Maasregeln 
der  practischen  Staatsmänner  der  antiken  Cnltnrstaaten  lassen  sich 
aber  immerhin  auch  theoretische  Gesichtspuncte  ableiten,  welche 
diesen  Männern  deutiieb  zum  Bewnsstsein  gekommen  waren  und 
nach  denen  sie  handelteo.  Der  Zusammenhang  zwischen  guten 
Finanzen  und  Uacht  nnd  Wohls^n  von  Staat  nnd  Volk  ist  aneb 
damals  nicht  verkannt  worden. 
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Vgl.  die  AusfUhrunpi  ri  v.m  lU..  kh,  Staatsliaush.  Atlu  npr  2.  A.  I,  201  H. 
über  die  auch  im  Altcrthtini  nachweisbaro  u.  erkaoatc  Bedeulang  der  Finaazea  fOi 
das  Sfaatswokl.  Theilweise  finanzirisaenaehafttichor  Art.  jedenfun  flnaiixidler  Teo- 
(l^-nz  ist  die  gewölinlioh  und  nach  Rfirkh  wold  mit  R'H-lit  dem  Xfnnphnn  /n^c- 
schricbcoc  Schrift  vom  Eiokommeu  oder  von  den  Quellen  dos  W'oblsiaodus  {7tf(f} 
TtoQtot').  Die  inoiMens  frefUeli  sehr  fragwindiiren  Torachliire  dieser  Schrift  geheii 
daniuf  hinaus,  durch  Entwi.  klun^i:  il  r  inneren  volkswirthsL-liafdichen  Kräfte  des  Lands 
und  Volks  v^on  Athen  den  W'ühUtand  und  die  Staatseinkünfte  unabhängiger  rem  Aus- 
Und,  von  deo  Randes^ctiüssen  zu  naclieii.  Ü.  A.  soll  im  veHtswirthsch.  v.  finaoziellen 
Interesse  die  VermchnuiL!:  ilcr  vom  Kriegsdienst  zu  befreienden,  aber  Schutzgeld  zah- 
lenden Schutzgcnosseu  begünstigt,  dem  Handel  soll  durch  öfTouiIiche,  mit  aus  Staats« 
mitteln  herzustellende  Einriciitnngen  Unterstützung  zu  Theil  Verden.  Der  Hauptvor- 
schlag  bctrifil  <lie  Ausdehnung  des  attischen  Silberbergbaus.  Dieser  gilt  dein  Xmo- 
phoii  für  unerschöpflich  und  durch  Vcrmclirtirii^  der  Arbeitskräfte  für  jeder  Ausdeliriiincr 
fühig.  Die  Vermehrung  des  Silbers  werde  il.  ssen  Werth  nicht  erniedrigen.  Der  Staat 
solle  nach  und  nach  eine  grosse  Anzahl  l-ivra  aiiscbaffen  und  diese  vermicthen, 
woraus  ihm  ein  erhebliches-,  sich  steigerndes  Einkommen  erwachsen  IcOnne.  S.  B6ckb, 
a.  ».  0.  S.  77T~7S9,  Kauiz,  (iesch.  d.  Nat.okuu.  S.  125  H. 

Unter  den  hervorragenden  Hegenten  des  Blittelalters,  welclie  die  Bedeutung  der 
Ordnimtr  fl'  r  Finanzen  für  Jas  Staafsleben  crkunnt  haben  n.  bei  ihren  Plänen  n. 
Maassregclu  den  Kindrut  k  machon.  als  ob  sie  wohl  mit  rnn  theoretischen  Einsichten 
aasgogangcn  wSrcn,  ist  wohl  Friedricli  IL,  der  Heheutaufe,  liesonders  als  Hemebor 
Siciliens,  henrorznbebeo.  S.  r.  Ramner's  HohensfaDfe»,  B.  tlL 

II.  —  §.  23.  In  der  lleberpftiif^speriod  e  vom  Mittel- 
alter zur  Neuzeit  begauncu  sich  seit  dem  Jabrbuiidert  die 
pnli tischen  S  e br  i ftsteller  anch  (Iber  das  Finanzwesen  zu 
verbreiten.  Es  waren  die  al  1  ^^eiii e i n en  j)olitiscben  und  wirth- 
schaftlicbon  Vcrändenm {;cn  des  Zeitalters,  welcbe  aueb  auf 
diese  tbeoretiücbe  I^eseliUltigung  mit  Finanzfragen  hinwiesen: 
einerseits  die  alhuilii;  erfolgende  LoslÜsuTig;  des  Staatsbegriffs 
von  der  patrimonialen  Autlassmig;  das  Emporkonunen  des  fürst- 
lichen Absolutismus^  wodurch  doch  die  Kntwiekking  eines  eigent- 
lichen Staatslebens  begünstigt  wurde;  die  Umgestaltung  in  der 
Wehrverfassnng;  die  Einbürgerung  des  rOmischen  Hechts  (anch  des 
FiBcalreebts);  der  wachsende  Finanzbedarf  des  Staats  im  Gefolge 
von  alle  Dem;  anderseits  in  ökonomischer  Hinsicht  der  immer 
mehr  sich  vollziehende  Uebergang  von  der  Natural-  znr  Geldwirth- 
sebaft;  die  Geldentwerthnng  im  Gefolge  der  americanischen  Silber- 
ansbeute;  dazu  die  allgemeine  bevormundende  Tendenz  in  der 
WirtheebaftspolitilLy  die  mercantilistische  Politik,  die  Begünstigung 
des  Regalienwesens  in  der  Praxis;  die  SUcularisation  des  geistlichen 
Gnts  in  den  protestantischen  Ländern,  die  n.  A.  eine  andere  Regelung 
des  Armenwesens  gebot. 

Aber  die  ersten  literarischen  Versuche  einer  Art  finanzwissen- 
schaftlicber  Theorie,  sowohl  in  grösseren  staatswissenschaft- 
lichen  Werken  (Bodin,  Qregorins  Tholosanus,  Boz- 
horn  n.  A.  m.),  als  in  der  abgesonderten  Darstellung  des 
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Finanzwesens  (Barnitz,  Besolde  Klock,  r.  Seeken- 
dorff n.  A.)  waren  und  blieben,  so  nrtheilt  Ran,  Fin.  I.  §.  SO 
mit  Becht»  lange  doch  „sehr  mangelhaft.  Sie  zeugen  mehr  für  den 
Sammlerfleiss,  als  fttr  die  gründliche  Sachkenntniss  ihrer  Verfasser, 
welehe  zwar  manche  gute,  [aber  anch  oft  sehr  platte]  Lehren  der 
Sparsamkeit,  Gerechtigkeit  und  wirthschaftltchen  Klugheit  anfstellten, 
jedoch  die  zur  Erlttotening  bestimmten  Thatsachen  ans  den  ver- 
schiedensten Zeitaltem  vnd  StaatsverhäUnissen  hernahmen  und 
wenig  Einsicht  in  den  Znstand  nnd  die  Bedürfnisse  der  Gegen- 
wart bewiesen.  Späterem  Verlaufe  des  17.  JahrhundertSi  ergriffen 
Geschäftsmänner  die  Feder.  Anch  ihnen  standen  strengere 
wissenschaftKche  Grundsätze  nicht  vor  den  Augen.''  KercantiHstische 
Ansiebten  äussern  dabei  vom  17.  Jahrhundert  an  immer  mehr  ihren 
Einfluss  auf  die  Finanzliteratur. 

Die  deutsch  tili  Autoren  knüpfen  im  Uebrigen,  dem  Zustand 
der  Praxis  gemäss,  vorztiglich  aa  duB  Domänen-  und  Regalien- 
weseu  der  Territorien  an  und  machen  ulliiiaiig  die  Fin anzlehre 
zu  einem  Tbeil  der  Kamcralwissenscliaft.  Daä  Domänen-, 
wesen  gilt  fast  allgemein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
wesens. Da  aber  l)ei  dem  steigenden  Staatsbedarf  und  dem  noch 
unentwickelten ,  mehrfach  noch  an  die  unliebsame  ständische  Zu- 
stimmung gcknllpt'ten  (directenj  Öteucrwescn  die  Domrinencinktinrie 
immer  weniger  ausreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  aut  die 
Entwicklung  des  Regalienweücns,  der  indirectcn  Abgaben,  der 
Accise  u.  8.  w.  gelenkt,  worüber  dann  auch  in  der  Literatur 
debattirt  wird.  „Die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  blieb  schon 
wegen  des  Mangels  leitender  staatsrechtlicher  Sätze  sehr  nnvoU- 
kommeu.  Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
Gefühle  geleitet,  mehrfach  eifrig  für  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
Schonung,  obgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zu  begründen 
vermochten."  (Rau  a.  a.  0.).  Der  Zusammenhang  zwischen  Volks- 
wirthscbaft  und  Volkswohlstand  einer-,  Finanzen  und  Steuerkraft 
andrerseits  wird  in  dieser  Periode  aber  schon  deutlich  erkannt  und 
findet  in  der  theils  patriarchalisch,  theils  höfisch  und  fiscalisch 
gefärbten  Literatur  seinen  mitunter  freilich  sehr  naiven  Aosdrnck 
(v.  Seckendorff,  v.  Schröder).  In  der  traurigen  Zeit  nach 
dem  verheerenden  dreissigjährigen  Kriege  galt  es  in  der  That 
zunächst  direct  nnd  indirect  durch  wohlgeplante  und  zweckmässig 
dnrehgefhhrte  positive  Staatspolitik  („Landescnltnr- 
Politik'')  Volk,  Land  nnd  Volkswirthschaft  zu  heben,  wenn  die 
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Finansinleresseu  des  Fürsten  oder  Staats  sollten  w^hrgenomoieii 
werden  könneu.  Dies  war  der  richtige  Gesichtspnnct ,  welcher  in 
den  mitunter  rein  tiscalisch  and  absolatisttsch  klingenden  Beweis- 
ftthrnngen  der  Schriüsteller  nicbt  zu  verkennen  ist 

Kiue  Charactcriätik  der  oiuzclneu  älteren  Autoreu  ist  bei  der  Üoklarhcit  iliror 
Mdlniingeii  v.  der  Venrirrtheit  ihrer  Darstelliiii|^  mit  wonigou  Worten  kam  xn  Udsm 

u.  (lurcli  den  Werth  der  Srhriftcn  nnch  Licr  nie  hl  geboten.  Im  Folgenden  daher  nur 
Eiuigcä  zur  < >ricutiruu£.  Aus  der  deutschen  ältereu  Literatur,  ii;iuicatUcb  dob  17. 
Jftbrnunderts,  giebt  Roscher  in  s.  Gösch,  d.  NationalSkoo.  mebt  genauere  AmzQge. 
Bt'sondcrs  wichtig  siiul  zwei  rciioden  mit  ihrer  Literatur,  die  von  Koscher  soge- 
nannte des  „Eindringeud  de«  walsoLen  Kegalismus"  im  lü.  Jahrhundert,  der 
aber  in  Deutschland  nie  sdcho  Bedeutung  wie  im  Auälaudc  (Frankreich,  Italien)  ge- 
Vium  (ä.  bes.  Hoücher  a.  a.  0.  §.  3S,  .'{*J,  S.  151  it.,  löb  Ü'.),  und  die  Periode  des 
sügcn.  Acrisrstreits  am  Ende  des  1 7.  Jahrhundert!^  titid  sjKiter  in.»  h.  hi^.  in  Bran- 
denburg, s.  divrubet  iiiid  über  die  sich  anknüpfende  Literatur  KuscUcr  §.  74,  b.  SlHfl'.. 
\.  liiiuna-Steriiegg,  in  d.  Tüb.  Ztaclir.  I>05,  B.  21,  S.  (ilicmann,  eljeiiti;i>. 
Ib73,  B.  29,  S.  177,  auch  Kiedel,  braudcnb.  preus«.  Haush.  S.  31,  u.  bos. 

Isaacsohn,  preuss.  Bcamtenth.  H,  lb2--1U7.  lieber  eine  ähnliche  StrcitschriTt- 
llteratur  bei  Gelegenheit  des  Wulpole'sehcn,  spiter  foscheiteiten  Plajies  einer  Salz-, 
Wein-  Ii.  Tal);ik;icciso  17H2^.'t3)  s.  Leser,  ein  Accisestreit  in  England.  Hcidelb.  Ib79. 

Der  hauptsächlichste  deutsche  Vertreter  der  /ij>calischeu  Begalijiiruiigeii  war  der 
strusborger  jorist  Professor  Obrecht  (1547 — 1612).  am  dessen  hierber  gehörende» 
Abhandln  Ilgen  (1G17  nach  seinem  Tode  hci!ui>gi  g.  ben  in  Stnissburg)  Roscher  län- 
xere  Auszüge  giebt.  Auhulichc  TenJeozeu  tindeu  äich  mehrfach  bei  itaUemüchen  und 
mnzMischen  Autoren  jener  Zeit. 

Das  im  Uan/.eii  aneli  wohl  hier  in  der  Kiiiun/Iiteratur  bedeutsamste  Buch  ist 
Jean  Bodiu's  (Bodiuub  löitO — 159$)  lü7t>— 77  zuerst  fiiui2(b.,  dauu  15b4  lateinisch 
geschriebenes  v.  After  erschienenes  Werk  de  republici,  bes.  Bach  K,  Kap.  2  de  aerario. 
S.  über  iliii  Baudrillard,  Bodin  et  son  temps,  Par.  l'^S.'i,  bes.  p.  473—  50.H,  auch 
Kautz  S.  271,  Koscher,  (iesch.  d.  deutschen  Nat.-ök.  S.  Mü  Ii.,  Kicca-Saleruo 
a.  a.  0.  p-  00  II.  Hodin  ragt  Uberhaupt  als  theoretischer  I*olitikor  und  NationalOkonom 
Qber  seine  Zeitgenossen  henor  und  kann  ab  einer  der  Begründer  moderner  Stnats- 
wissenscliaft  gelt-  ii.  Er  )iat  u.  A.  die  „Vettheuerung"',  d.  h.  die  rreissteipi^rnna:'  der 
Waaieii  im  lü.  JuliihiUidcri  mit  zuerst  auf  die  Vermehrung  dca  Ucldci  m  1  ulgc  der 
amerik.  Silbcrgewinnung  zorttckgcführt.  Er  venritt  eine  rationelle  Munzpolitik.  Seine 
Ausführungen  über  Finanzen  stellen  bereits  eine  Art  theorctisrhes  System  dar.  Er 
erörtert  die  zweckmässige  und  gerechte  Verwendung  des  iurstiichen  Eiukojnmon«, 
vobei  neben  den  eigentlich  Öffentlichen  Ausgaben  Ausübung  der  Wohlthätiffceil  berror* 
gehoben  wird,  l'r  biingt  die  Einnahmen  in  <  in  System:  Domaiiialeiukommen,  das  er 
fttr  das  passendste  und  dichcrste  hält,  weshalb  der  VeriUiöSorung  der  Domäneu  rorzu- 
beogen  ist:  ficute  n.  dgl.  vom  Feinde;  Geschenltd;  auch  testamentar.  Zawendangeo 
von  Frennrleii  u.  rntertli.'uien ;  Tribute  ilei'  IbiiKb-sg'MkS'^cn ;  Staat&handel  (bedenklich"!: 
Abgaben  der  Kaul'lcuto  beim  Ein-  und  Auslühren  der  Waareu  ^Zölle,  höhere  Ausfahr-, 
niedrigere  Einfnhrzftlle),  alt  und  im  Ganzen  berechtigt',  endlich,  directe  Stenern:  nur 
im  Fall  absoluter  Kothwendigkoit  zulii^^ig.  Für  solche  Steuern  wird  Allgemeinheit 
(keine  Exemtion  der  priril.  Stünde)  o.  Gieichmässigkeit  rerlangt.  Luzu&stouera  werden 
empfohlen.  Die  theucroa  Anleihen  sind  dem  ^in  bedenklich,  eher  im  FUl  der 
Noth  Zwangsallleihen  zulässig.  Bodin  empfiehlt  auch  zu  Zwecken  der  VerwaltllBg«  dw 
Besteuerung  und  der  Sittlichkeit  einen  umfassenden  Censua  (Voiksz&hlOJig,  fllit  rloler- 
lei  speciellcn  Angaben  über  lieiuf,  \  ermögen  u,  s.  w  ). 

Neben  Bodin  ist  sein  Landsmann  Gregorius  (Gr^goiro)  Tholosanus  (aus 
Toulou^''.  g^f^st.  l.")!>7)  mit  Werke  de  republ.  lim  h  /n  nennen.  Nach  Kau  §.  20. 
Kote  6  wurde  di<rb  Buch  Uichrmals  abgedruckt,  u.  a.  irancof.  1642,  4".  Arod  (bi- 
blioth.  polit.  heraldica,  1705,  S.  erwähnt  eine  Frankf.  Ausg.  von  li)97;  nach  der 
biographic  gencr.  XXI,  S'M  ist  die  älteste  Ansgabe  159.'>  zu  Cahors  erschienen. 
Naude,  bibliogr.  polit.  Ual.  1712  S.  2ä  schildert  den  VerL  richtig;  oiouia  ingcrit 
et  panra  digerit,  vgL  Ran,  primae  Üneac  bistoriae  politices,  p.  b2.    S.  indessen 
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antlcrs.  Roscb'-r.  fic«ch.  rl,  deutschon  Nat.5k.  S.  139  ff.  Bodiniis  wir!  T:irh  Rati 
von  (ir^rias  nicht  erwühnt,  scheint  aber  von  ihm  bic  und  da  bcnntzt  worden  zu 
selii:  er  bebe  mehr  die  jaridiscben  a.  i«lifUfMii  Gesichtspiinete  «Is  Bodtn  benror. 
nei?'-'  si<  h  aach  mehr  zur  unbedingten  fUrstl.  Gewalt,  ohne  3*^(10011  doren  Missbraueh 
Qjigerügt  zu  laüseo.  —  Auch  die  holländ.  poUt  Schriftsteller  u.  Nationalökonomen 
des  17.  J.b.  sind  z.  Tb.  auf  Finanz*  v.  Steneifnfen  eingegangen,  so  die  beiden  De- 
lacotirt  (Pt'for  1618 — Iü85,  u.  Jan).  Bcxliorn  finstitutiones  politicae  lib.  T.  c  10, 
»ach  varii  tractatns  polit.  Ämateld.  1G43).  ü.  darüber  £.  Laspeyres,  Gesrli.  d.  volks- 
winbsch.  Anschauungen  der  Niederländer  n.  ihrer  Liter,  zur  Zeit  d.  KepubL,  Leipz. 
1863  :  ders.  über  Delacourt  in  d.  Tttb.  Ztschr.  18U2,  B.  18,  S.  830,  bes.  S.  364  (prin- 
vipiello  Abwfi'^nng-  der  <ilt;ichin;is>igkeit  der  Besteuerung:  um  dio  wohlhabeindcren  u. 
volkswirths«  liat"tli<  b  wicliügereu  Tlicile  der  Bcrölkerang  nicht  aus  dem  Lande  lu  ver- 
dringen, seien  diese  mit  Steoem  zu  schonen).  Boscher  Uesch.  d.  NatOlc.  S.  221  ff. — 
Unter  Ion  italien.  Zoit^onossen  Bodin's  vertritt  der  bedeutendste,  G.  Botero  (1540 
—  lt)17j  (delia  ragiouo  üi  tttato,  Venet.  15S9)  in  der  Hauptsache  ähnliche  theoret. 
Ansiehten  ttber  Finanzen  wie  ßodin  (Bicca-Salc  rno,  62  E  Eb.  flK'r  andere 
italien.  Fioanzschriftsteller  der  2eit>.  Auch  Snlly's  Memoiren  aiod  au  dieser  Pe> 
riode  zu  erwähnen. 

Die  deotschen  Autoren  des  17.  Jabrbnnderts  kommen  bereits  xv  einer  gevissen 

Vor-'-lbständigung  und  Systcmatisirnn?  ihrer  Au'^fuhningen  über  Finan/cn. 
So  giebt  Bornitz  (Jac.  Boroitius,  aerariuui  Francof.  I(il2,  4''>  ein  Gerippe  einer 
Pinnorrifisenschni^.  Er  betont  Tor  Allem  die  Domilnenwiitliscbaft  ab  Gmndlago  der 
Finanzen,  rechtfertigt  im  l'rincip  Sfi  U'-rexemtionen,  verlangt  aber  sonst  Gleich  massig- 
kcit  der  Besteuerung,  auch  ist  er  Gegner  der  (  (brecht  sehen  liegalisirungstendonzen  (s. 
Kau  g.  20,  Note  b,  lUscher  S.  IM,  193  —  194).  —  Chr.  Besold,  von  Koscher 
der  grßsste  deutsche  Staatsgclehrte  in  der  I.  Hälhc  d.  17.  J.h.  genannt  (a.  a.  0.  S. 
10r>  ff.),  ('in  ."uiss.^rst  frurhtbarer  und  vielscititror  S'^hriftsteller.  bf^Tührt  in<>hrfach  Fiuanz- 
Irageu  und  bat  cbculalb  eine  Schrift  de  acmrio  geschrieben  (zuerst  Kilö  [Vj,  2.  A. 
IßSO  n.  spätere).  Er  ist  gegen  die  willkührliche  Ansdehiiiing  der  Begalien.  nur  ans* 
tiahni<?wci.S'j  für  Staatsmonopolien.  In  der  Besteuerung  vertritt  die  ständischen 
Rechte  der  Bewilligung  und  Contrulu,  mehr  die  indirectcn  als  die  directen  Steuern, 
er  fenrirft  die  Steuerexemtionen  der  privil.  Stände  (Koscher,  S.  20S — 205.  Kaa, 
§.  20,  ^otp  f5\  -  Voll  Einflnss  auf  die  T.iterntiir  seiner  Zeit  war  namentlich  mit 
2  grossen  Finanz  werken  Kaspar  Klock:  tractatus  oeconomico-poUticus  de  contri- 
bationibQS,  Brem.  1634,  Fol,  und  fraet  jaTidieo-poIitioo-polemioo*hiatoTioiiB  de 
»erario.  Norimb.  ICjl,  2.  ed.  1(171.  Fol.  (K..Mher  S.  210  —  217  bebt  .auch  lüor 
das  UjMiptsäcliiiche  gut  hervor).  Zwei,  unendiicb  wcitsch weilige  und  von  iluem 
Tbcma  abscbweifaide,  bOchst  «mfknKreiclie  Werlte  (das  erste  rm  619,  das  zweite  In 
der  2.  Aufl..  besorgt  von  Pcller .  v<ui  Hol  doppelspaltii^tu  Seiten  Gross-Foliol. 
NationalöKon..  Jurist,  u.  finanzwirthschattlichc  Erörterungen  laufen  neben  einander  her 
u.  sind  mit  polit..  histor.  u.  anderen  Excursen  wirr  gemengt.  Im  1.  Buche  de  aerario 
wird  eine  wirre  (icschichte  der  Finanzen  in  der  ganzen  Weh.  im  2.  Buche  eine  Er- 
örterung tlbcr  die  verschiedenen  "Mittel  u.  \Ve;?c  der  Besc  bafiung  der  Einnahmen  ge- 
gebeo,  anter  Berücksichtigung  der  damit  in  \  erbindung  .st«dierHloü  volkswirthschaft- 
lichen  und  Yerwaltungsfragen.  In  der  Utoran  Schrift  ist  Kl  hinsichtlich  der  ständi- 
schen Kcchtc  auch  in  Hetr.  der  Besteuerung  freisinniger,  in  der  /weiten  absolutisti- 
scber.  £r  tritt  für  das  Kegaiienwcscn  ein,  doch  mit  .Maass.  Für  die  Steuern  stellt 
er  einige  richtige  rolksirirtbsch.  Gesicbtspnncte  anf  u.  madit  Katasttiranfsrorscbllfe. 
Den  Aeeisen  Teilet  er  wenigst''ns  in  srb\v;u'hbevrilkcrten,  verkehrsarmen  Ländern  wie 
Deutschland  nicht  das  Wort,  Besteuerung  der  wichtigsten  LetMSAsbedUrfiiiase  verwirft 
er  (s.  bra.  Roseber,  8.  215 — 217). 

Während  die  .  r^tf  onruinton  Schrif(-(' Her  mehr  als  Thenietiker  an  die  Finanz- 
fr^en  herantreten  und  diese  wissenschaftlich  ~  nach  Maassgabe  ihrer  Zeit  —  behan- 
deln wollen,  verfolgt  der  bedeatendste  deutsche  Autor  auf  diesem  (iebiete,  Veit  Lud- 
wig von  Seckendorff  ^lti26 — 1092)  mehr  practische  Verwaltungszwecke  in  seinem 
lanre  Zeit  -liV  einflussreichen  Werke  „der  teutsehe  Fürstenstat"  (zuerst  tOr>('. 
Frankf.  a.  M..  in  kl.  4*"^  erschienen,  die  von  mir  bunut/te  u.  im  weiteren  \'erlaul" 
cttirte  Aufl..  dann  noch  öfters  bei  Lebzeiten  u.  nach  dem  Tode  des  Verf.,  bis  in  die 
Mitte  d.  18.  J.h.  neu  aufgelegt).  Dies  Buch  „hat  lange  Zeit  die  vornehmste  Grund- 
lage des  polit.  Unterrichts  auf  den  deutschen  Uuivcrsitäteu  gebildet,  wonach  verschie- 
A.  W«gfn«r.  nmatwiMenwlMfl.  I.  8.  AnS.  3 
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ilene  Golelirttt  ihre  Vorlesungen  liidtru"  ^ Koschor  S.  der  ihn  eingehend  wQr- 

dijft,  S.  2.5S-  -252.  Uber  S."s  Kiiiaii/-AiitTas'-iini:i'ii  S.  2l!i  IL),    r.  S.  war  ein  ehrcn- 
fcättr  Staar^mann  von  ir'  suiiilcr  re.il|Mil  ii~  her  ii.  •joniäs,>igl  ronsi-iviitivcr  Hichtiin^, 
laniri'!  in  Ikmvou;!.  .särli-..  znli  t/.t  in  kurln .indi  nl».  Diensten  (Kanzler  <1.  l  nivors.  Halle). 
üviü  gi:naniitoa,  in  den  neueren  AuUagen  vcrniehites  u.  in  einzelnen  Puncteu  vcr- 
undvncs  Hanptwerk  liefert  ein  Schorn«  für  dio  Bcscbreibong  eines  FQMMtbnots  oder 
oiner  almiiclien  Ilerrsoliaft    I^urzer  1.  TIumI).  iMiliandcIt  dann  in  einem  2    Th.  di  - 
Eiufickuing  der  Vcriaä^ung  und  Uegieruuj;  eines  solchen  Landes  des  üreitercu  ^eine 
Art  difeoieiner  n.  innerer  Venraltanj^lebre)  und  feht  in  einem  dritten,  dem  bierher- 
■^ehörij^en  Thiile.  anrd;H  Finanzwesen  und  die  Fi n an zrerwaltunp  ein:  ^rOtt  eines 
Lands-Ücrro  eiKcneu  Ciutern  u.  £iukauüteu,  Vorzügen  a.  Begalicn,  dadnrcli  er  neben 
Fttriftlicher  n.  Herrlicher  Pifminenx  n.  Huheft  die  Mtttd  m  seiner  FQrstl.  n.  Stnndes 
•rebuhrlicheu  Uuierliahun^  o.  ergetzliclikeit  erlanget  u.  wie  er  daraass  hcin  Kammer  u. 
iiausswesen  führet  u.  bcMellet".  (Das  W  ort  ..Finanz"  bedeutet  bei  v.  S.  noch  in  jenem 
alleren  Sinne  [s.  o.  §.  5.  S.  6]  „unbilli^^e,  zamal  arglisii;;e  Erpressung",  Roscher 
S.  241).    Er  betrachtet  hier  freilieli,  lur  seine  Zeit  cbaracteri-stisch  bei  allem  ^Iaa^s 
im  Eiu/cliien  u.  bei  politischen  Ansichten  —  z.  B,  in  Hetn  tl  der  Steuern  und  der 
ständischen  Bewilligung  dersellien  — .  welche  keineswegs  dem  lui-btl.  Absolutismus  der 
Zeit  schmeicheln.  ..die  uanze  \  olk>wirth^chaft  aus  dem  Standpuncte  des  noch  vorzugs- 
weise höfi>ch  XI.  doinanial  eefiiititen  Koirieniiifjslianslialts'*  v  H  o  <  «■  Ii r  S.  21',0-  l'^' 
genannte  3.  Theil  des  Werks  i^t  mehr  eine  pract)»chc  Finanzvervaltungslehre  n.  Üar- 
stellnng  der  positlren  Finanzrcrbilinittso  in  deutlichen  Landen,  ab  eine  theoret.  FlnanZ" 
Wissenschaft.   Doch  finden  .sich  ne^frehiiriiren  der  theoref.  Systematisirunir  nnd  der  prin- 
cipiellen  Behandlung  u.  Oeneralisiiuug  vielfach.    In  5  Kapiteln  wird  gehandelt  von 
den  fnrsrl.  GQtem,  EinkQnftcn  n.  Begalien  insgemein  (Kap.  1):  dann  speciell  von  den 
ftlrstl.  eigenen  (iutcrn  u.  Einkonftcn.  ..die  nicht  auf  Regalien  bestehen"  (privatwirthsch. 
Einnahmen,  K.  2,  Gebäude,  landwirihscb.  KammcrgUtcr,  gemeine  Gefälle,  Rentco. 
Gtklten,  Zinsen.  Zehnten  n.  a.  m);  von  furstl.  EinkOnftcn.  Hoheiten  n.  Gerechtigkeiten, 
die  andere  Si  ti>  i'    les  Lands  insgemein  nicht  haben,  sondern  als  fürstl.  Regalien  gel- 
ten, oder  den^elljcii  verglichen  werden  oder  sonst  hierherzuzichen  sind  (Kap.  also 
Einnahmen  aus  He^alien  i.  c.  S..  gebühren-  u.  steuerartige  Abgaben,  wohin  v.  S. 
rechnet:  Bertrregal.  Man/.regaJ,  (ideit  Q.  Zoll.  Lehen-H(*fsangelegenbcitcn.  Wildbann 
nebst  Jägerei.  Fischerei  u.  \\  assern nf zu nc  Forstbann  n.  W'aldnutzunir.  ..Landes-Steuer- 
barkoil",  Kiscalgerechtigkeit  u.  d»:l.).   Das  -1.  Kap.  beschäftigt  &ich  mit  der  Bestellung 
der  llBfBtl.  Kammer  zar  Boanfidcbtignng  n.  Yenraltung  der  aufgezählten  EinkQnftc. 
Nutznnireii  und  Ifetcalien  (die  eigenfl.  Finanzverwa!tiino;--Ielire,  mir  An«tulirungen  über 
Vcrrcchnungswesen,  Etats  u.  dgl.^.    Das  5.  Kapitel  ist  eine  Darstellung  der  farsti. 
PriratAltouomie.  indem  es  ron  der  Besteilantr  o.  VerfaSMin«*  der  „fUrstl.  Hofiitadt** 
Huf h.iltnnfr)  handelt  u.  die  dazu  ireluniiren  A uri/abrn  n   Kinrielituniren  näher  darlegt. 
Das  Privat-  u.  öÜcutiich-Rccbtiichc  und  -üekonomischc  wird  doch  achou  mehrfach 
dcntlichcr  geschieden.   Bei  der  Gliederung  des  Finanzbedarf«  (Pranicf.  Ansg.  r.  1656 
S.  1G4)  werden  (j  Rubriken  gebildet,  die  erste  nnd  die  letzte  befrellen  fürstlif  he  I'iivat- 
intorcsscn  (Haushaltung  —  Er>rützlichkciten),  die  4  mittleren  öHentliche  Angelegen- 
heiten (Besoldung  der  Hof-  u.  Staa'sdiener,  —  bonsfige  innere  u.  äussere  Verwaltung, 
Erhaltung  der  ScIllOeiScr,    Amtsgebiiude.  Festunire".   F:indstras«en,  Brücken,  — • 
Kirchen-.  Schul-.  Armenwesen).    Eine  characterist.  Keihenful^e.  in  der  lieaeht»'ns- 
weriher  Weise  die  besundere  Hervorhebung  des  Militärwesens  als  llauptglied  der  Aus- 
gaben noch  fehlt.  Bei  der  Darstellung  u.  Beurtheilung  der  Einkünfte  stehen  anch  fbr 
V  S.  nach  deiif-eh-  r  Praxis  die  Dom.-inialeinknnftc  u.  Keiialeinnalunen  voran,  wobei 
aber  in  letzterer  Beziehung  au  die  alten  Regale  gedacht,  nicht  deren  Ausdehnung  das 
Wort  geredet  wird.  Die  Stenern  fas^t  r.  S.  bes.  in  der  1.  Anl.  noch  als  eine  durch- 
aus extraordin."ire.  mehr  fr-iwilliire,  nur  mit  stand   Bewilli<.ninu'  zti  <  rhebeiide  Einnahme 
auf  (S.  222  II.)  und  betrachtet  es  selbst  als  erreichbares  Ziel,  wieder  zur  Beseitigung 
aller  Stenern  zn  kommen,  iro  „die  Obrigkeit  bei  ihren  ordentlichen  Kinkünfl^en  n.  die 
Duterthanen  bei  Ablegun?  ihn-r  Eib>cliiilili?keit  beruhen  und  veii:iin-;t  >-ein  k'unicn" 
vS.  22U).   Später  erscheint  ihm  diese  Hoiluung  selbst  als  zweifelhaft.  Er  neigt  dann, 
aas  den  gewöhnlichen  Gründen  der  pract  Staatsmlnncr,  („Unmerkliehkeit")  mehr  zn 
Accisen,  Lizenzen,  Ct'nsumtionsstonern  aN  zu  Sehatzuneen. 

In  vieler  Beziehung  ein  Zerrbild  der  patriurchalischen  .Auffassung  der  Volks- 
a'inhscbaft  nnd  des  Finanzwesens  erscheint  in  dem  Werke  eines  Zeitgenossen  v  Secken- 
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dorflTs,  fn  V.  tod  Schrftder's  fQntl.  Schatz-  n.  Beotbunmer  (zneni  t686  n.  8  mid 

r-I'5t  .T  ;iuf^elegt\  T)r!iiioch  ist  mehr  die  AusdrucUweise  als  die  volkswirthschaftlichc 
a.  üaamüdic  Urundicudciiz  des  Buchs  so  aobtösüig,  dänscD  Verf.  nur  sonst  ruckltall- 
loser  AbsoIntiBt  Q.  streDgrer  Mercabtillst  war.  Er  empfiehlt  «5rtlldi  dem  Pftnsten, 
gleich  einem  Hausvater  seinen  Uiiterthancn  erst  zu  einer  jruten  Nahrung  zu  verheirm, 
wenn  er  ihnen  etwas  nehmen  wolle,  ähnlich  wie  ein  Hausratcr  das  Vieh,  das  er 
schlachten  wolle,  erst  mähten,  die  Kuhe,  die  er  melken  wolle,  erst  g:ut  futtern  mussu: 
TOD  der  Form  abgesehen  ja  ein  ^nz  richtiger  u.  von  den  practischen  Finanzmlnnem 
oft  unbeachtet  gelassener  Satz.  fHos<-her  S.  294  iL).  —  Auch  die  bekannten  grossen 
iitaatsgeiehrten  der  Epoch  •.  II.  Co  «ring  (de  aerario  boni  principis  rcctc  constitueudo, 
aOfendo  et  «  onservando.  Koscher  S.  2iiO  il.)  und  Puffendorf  (eb.  8.  Mlü)  gehAren 
zu  den  in  der  Lit'.•Iarlli^t.l^i»•  r  .icufschen  Finanzwisscnsrli;\ft  zu  nennenden  Autoren 
Die  Schrift  des  erstercu  enthält  nach  Koscher  „uine  ziemlich  vollständige  l-ioanz- 
«rfssenseliaft  jener  Zeit,  allenthalben  mit  TolkavirtbflchaMichen  Dnrrhblickon**.  Poiren- 
dorf's  Finanzlehre  ist  ein  aufgckliitter  Absulutisinns  fn-t  nnn  rliTSi-IlM  n  Art.  wie 
die  Praxis  des  Grossen  KurfürstoA"  (Koscher).  Bcmerkcuswerth  ist  sciuc  rcchtä« 
philosophische  BegrOndong  der  Bestenerung  auf  den  Schutz  fQr  Leben  n.  VcrmAgen. 
den  dafür  die  Unterthanen  genössen,  und  seine  Ff  i  J' niii;:.  il  iv>  ili-  Steuenertheilung 
nach  Verbältoifis  des  Nutzens  der  Pflichtigen  roin  üUcntlichcu  Frieden  erfolsre  (Ko- 
scher, S.  817).  Das  noch  in  der  modernen  Theorie  spukende  sogen.  „Geuu^sprincip" 
u.  „Asscruranzprincip"  als  Ko(  btspriucip  fUr  die  ßegriindung  und  tinansvifthsohah- 
liches  Princip  für  die  Vortheilung  der  Steuern  (Fin.  II.  §.  4 IS.  340)!  — 

Unter  den  ausländischen  Schriftstellern,  welche  Finanzfragen  mit  bertlhren, 
sind  im  IT.  J.b.  in  England  die  Philosophen  IIolil»'  s  u.  bes.  Locke  mit  zu  nen- 
nen, wofar  lii<  r  auf  Kos^h*  r,  z.  Gesch.  d.  en?l.  Volksw.sch.lehre,  Lp/..  Is51,  u.  jetzt 
auch  auf  Hicca-Salerno  u.  a.  0.  p.  S2  11.  zu  verweisen  genügen  muss.  (Bei  Locke 
Stenerühenralzangstheorie.)  Unter  den  itaL  Autoren  der  Zeil  vlrkt  Botero's  £iji* 
iluss  nach.  Bedeutendes  auf  diesem  Gebiete  tritt  nicht  horor  ( Rice o- Salome 
p.  73  ä.). 

Die  enrShnte  Epoche  des  Aceisestreits  in  d.  2.  Hälfte  des  17.  J.h.  und  noch 

liin'iVvr  ins  l*^te  spielen«!,  liat  /n  einer  Strrir^-hnfiliteratur  geführt,  in  die  Koscher 
u.  die  oben  S.  32  gen.  bichriftuu  iutcreüsautc  Einblicke  gewahren.  Aehulicber  Streit 
der  Ansichten  Ikber  directe  n.  indirecte  Stenern  vie  noch  heute. 

§.  24.    Iiis  illjcr  die  Mitte  den  18.  JalirhiiiuleitH  liinntis  ändert 

sich  in  diesem  Zustande  der  Finanzlitcradu  docli  mir  ueiiig;.  Im 

Wesentlichen  auf  Grund  der  bisherigen  Angehauun^en,  wenn  aiicli 

ailniiUig  unter  dem  Kinfluss  der  nencren  Staats    und  Keelitsphilo- 

sophie,  besonders  \\  (lill  si  hei  eudiim  iii<tii>rlier  Hichtung,  wurde  die 

Finanztheorie  in  Deutschland  nur  mehr  und  mehr  s \  stenüitisirt 

und  im  F.inzelnen  mehr  ausgebildet,  meist  im  engen  Anscldii.^s  an 

die  Kanieral\vi.s.^cnsehat't,  dieaeni  ,,Inbeg:riflrc  der  fltr  cmcn  Heaniten 

in  der  inneren  VerWaltunju"  dienlichen  Kenntnisse"  (Hau)  oder  als 

ein  Theil  dieser  Discipliu.   Die  wichtigsten  Autoren  bind  v.  Justi 

and  V.  So  n  n  e  n  l'c  Is. 

S.  die  Literatur  in  Kau,  (irundriss  der  KauieraiwiikiHiaschaf!.  1S23,  S.  10.  Viele 
blfs  finanzielle  Schriften  bei  Zincke,  Karaeralistenbibliothek,  III,  78')  ff.  (.1701).  — 
Kucli  heute  sind  manche  dieser  Schriften  auch  deshalb  bcachtenswerth .  weil  sie  die 
Virb;<ltnisse  der  daiiialij^cn  E'ra.xi»  .schildern  oder  zum  Ausjjnngspunct  der  theoret. 
Betrachtung  nehmen.  Für  die  ;ran/.f!  deutsche  Kamcralwissenschaft,  die  eine  Wurzel 
der  modernen  deutschen  Nationalökonomie,  and  damit  auch  für  die  „kaineralistischo 
Fin  i:'zirissenschaft"  dej>  1*^.  Jalirliiiinl'  rts  ist  die  eudämonistische  oder  Wohlfahrtsstaats- 
Phüosopbic  Chr.  Wolffs  vielfach  von  Einiluss  geHrcseu.  —  jene  Philosophie,  welchü 
für  die  Praxis  det>  Staats  des  ..aafgcldirten  Despotismus"  der  Friedrich  II,  v,  Haiia 
Tbeieain  in  ouinclior  Hinsicht  die  theoretische  Beipründnoir  a.  Eecbtfertigung  gogeben 

3» 
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bat   Unter  den  tinanz.  Pachsehrifien  \cidieiien  iMmifclioben  zu  werden:  (iasscr'H 

erster  Inlia{»er  des  von  Fri«dr.  Willi.  I.  ni-'n  <^rrirht«'t«;u  ükononi.  l.i  hrstiiMs  nn  der 
Luivers.  iialk,  1727)  Eiüleit.  zu  den  ükou.,  poliu  u.  Kaincralvisscnüchultcu ,  172U 
(I.  B«Ad^,  ..eine  nach  <1od  damaligen  BeiprifTeD  ziemlich  vollstSndige  FioanzwitBeiuchafi** 
(l*os.  li<  r.  S.  UV.  il.  h.  vomemlii  li  dir  Lcbre  v.  d.  Domänen  u.  Kotrnlicn,  deren 
Krträgc  den  Civiletat,  wäbreod  die  .steuern  den  Militäretat  zu  durJten  babeo.  iiei 
Weitem  der  herrom^ndste  deotsche  Theoretiker  dieser  Epoche,  hier  wie  auf  dem 
verwandten  polizeiwisscnschafil.  (ifhiete  war  Job.  Ileinr.  (iottl.  von  Justi  (gcjät  1771, 
ausführlich  über  ihu  Koscher,  S.  4N — iGy,  über  s.  i'in.wiss.  461  II.).  Mit  ^ciucn 
bierhcrgebörigen  grossen  Werken  (System  des  Finanzwesens.  Halle  1761,  4.,  n,  Staats- 
u  it'i>cbaft  2.  B.  Leipz.  1.  A.  17,12,  2.  staik  vermehrte  A.  17.1^).  bat  v.  Justi  wohl 
den  An.sprucb  auf  '1'  ti  Platz,  des  bcdmit«  iulst*>n  finanztheon  ti^rhen  Syatematikers  seiner 
Zeit  erworljen.  Mit  liccbt  stellt  ihn  Stein  vuran.  freilich  ihn  doch  wohl  etwas  über- 
schätzend. Am  Ii  Kau  nennt  seine  Werke  ..«iic  i  rste  ausführlich!;  u.  incthodische 
Abhandlung  der  Kinanzw  issenschaft .  ilic  au«  Ii  laiiir'-  '/''it  Ilainlljuch  licr  Pn- liker 
blieb."  V.  Justi  steht,  wie  v.  Sonnenteis  aul  aubgopiut hcn  cudämonist.  btand- 
pnncte  (s.  bes.  d.  Kinleit.  z.  System  d.  Fin.  S.  4  fl.^  u.  theilt  die  Voizflfe  w.  die 
Srhwärlirii  dii^^er  philosopb.  .\ntTassung,  weiss  naineiidii  h  die  CoiifÜrti-'  zwischen  dem 
Staats-  und  \  olksiulüress»«  u.  der  Einzclfrcibtit  so  wenig  als  seine  practbchcn  Vor- 
bilder. Maria  Theresia  iL  Frledrinh  d.  Gr.  zü  lOsen.  In  polit  Ansichten  ist  er  roii 
.M  ij  11  te- .)  ui  <;  n  Vi.  i  it!fliis>f.  Die  Anscliriiitiniri  n  sriner  Zeit  Uber  Bevr.Ikoniij;.\  positive 
Volkswirtbscbaftspolitik  („Polizei")  ala  Mittel  zur  Hebuog  des  Wohlstands  u.  damit 
der  Finandtraft,  im  Gedankengange  der  SectendorfT  n.  r.  Schröder,  thellt  er.  was 
auch  auf  seine  theoret.  Behandlung  der  Finan7.\vis-,cn>r]i;ift  Einflii--  i,lif./:  der  I.Band 
der  „Staatswirthsch."  enthält  die  „Lehre  von  der  Erhaltung  a.  Vermcbroog  des  Ver- 
mögens des  Staats,  mitbin  die  Staatskunst,  die  Polizei-  und  Oommenicnwisseuscb.. 
nebst  der  Hausbaltungskunst" ;  der  2.  Band  baut  dann  auf  dieser  GnwdJagn  „dit* 
eigentliche  Kamerai-  oder  Finanzwissenschaft"  auf,  nlir  .,fii<*  Lohre  von  dem  ver- 
nunftigen Gebrauche  des  Vermögens  des  Staats".  E»  trat  uberall  bei  v.  Justi  iu 
rolkswirtbscb.  Fragen  der  so  charactetistischc,  tb.  mercantlliflliSGhe ,  th.  staatsbcrot^ 
mundend'*  SLindpiinct  der  Doctrin  vor  den  Pbysiokraten  ii.  Smith  scharf  b^rvor.  Im 
Finanzwesen  steht  ihm  die  Besteuerung  schon  mehr  voran,  als  den  deutschen  Kamcralistea 
de»  17.  J.h.,  wenn  er  das  auch  mehr  da  einen  thalsSchlichen  Debelstand  ansieht  n. 
von  dt  ii  Kiiikliiiftt:!!  ans  den  Domänen  u.  Kegalicn  sagt,  ,.sie  seien  eigentlich  di. - 
jeoigca,  woraol'  der  Staat  fundirt  ist"  (Fin.  S.  547).  Die  Steuern  u.  Abgaben  sollten 
daher  ei^ndich  nicht  zu  den  ordoitlicbeD  StaatscinkOnften  gerechnet  weiden  (Kb.S.  S50^. 
Er  stellt  für  die  Besteucrun;?  b.  reit.s  die  Kegeln  der  „slaatsbuiir'  rlii  Iilh  (i<  v'II<r?i.if(  \ 
im  Wesentlichen  die  v.  A.  Smith  (Fin.  S.  3(»2  ti..  .^ßS),  auf,  kennt  die  Bedeutung 
des  finanztedmischen  Moments  in  allen  SteueRachen  gut  (.Fin.'  S.  399  IT.)  v.  hat  hier 
für  die  Folgezeit  der  deutschen  Steuertheorie  vorgebaut.  Die  lediglich  principielle 
Behandlung  der  Steuerfmen  in  der  englischen  Doctrin,  ohne  irgend  genügende  Kück- 
bii  ht  auf  die  Stcuertccluiik ,  wird  so  mit  Recht  vermieden.  Seine  rolkswiribs<  h. 
Würdigung  der  Steuern  enthält  im  Einzelnen  manches  Nichtige,  entbehrt  aber  fn  ilicb 
joiKT  prinripiellen  Würdigung,  wie  sie  erst  seit  der  Smtth''<''hon  /rit  eri.  jrhr  wiril. 
In  Mou!e.Miuieu'scher  Weise,  aber  nicht  mit  einfache]  ZnMiuimung  zu  ihm,  wiid  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Steuern,  deren  Art.  Höbe  um!  der  Staatsform  u.  s,  w. 
behaiid-  lt  (Fin.  S.  '<r>1)  f!'.).  Doch  die  frui/e  S'taataidee  v.  Justis  war  p'mf  tu  riri^.-ifj.j^,., 
als  dass  grado  seine  politi.scben  Betrachtungen  der  Besteuerung  genügen  könnten. 
Im  Ganzen  ist  er  erOsser  im  Speciellen .  im  Technischen  als  im  Allgemeinen .  Philo- 
sophisch m,  OeHenuicb- Rechtlichen.  Volkswirflisrhafilichen. 

Der  jüngere  Zeitgeaosso  v.  Justi 's,  der  österr.  NationalOkoooiu  Job.  v.  Sonnen!  eis 
(1733 — 1817,  jod.  Abstammnnf)  nimmt  in  der  dentschen  Finanzliteratnr  des  tor. 
Jahrhunderts  mit  seiinni  >  Z  berühmten  viel  knapper  geschrieben«  n  W .  rk-  , .Grund- 
sätze der  Polizei,  üandiuug  u.  Finanz"  (3.  B.,  I.A.  Wien  17t>5,  (i.  l^'Jb,  »ach  der 
ich  citire.  7.  1S04.  1819)  wokl  sls  Finanztheoretiker  die  erste  Stelle  nach  Justi 
ein.  (Vgl.  Roscher,  53.H— .>.')2.  übi'r  d  Fiii.wiss.  S.  .')4>  H.).  Er  war  zwar  ebenfalls 
EudUmoni>t  und  aufgeklärter  Ali^olmi.st .  vertritt  noch  schärfer  als  seine  Zeitgenossen 
das  „Bevölkcrungsprincip"  iVerui' hiung  der  Bevölkerung  als  Ursache,  Wirkung  u. 
Mass.stab  der  Hebung  des  Volkswohlstands),  ist  bis  zuletzt  von  A.  Smith  noch  kaam 
l>erabrt,  aber  in  seinem  poUtischcu  Urtheil  o.  seiner  Aunäs.sung  des  Finanzwesen 
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dct'  Ii  ^  hon,  i^ciiicr  Zeit  entsprcchcud,  mehr  ein  moderner  Mann  als  v.  Justi.  in  seiner 
btaatäauffassniig^  vun  Rouäüeau'scliun  Ideen  mit  beeinfluist.  Duuiänen  u.  Kcgalicn 
treten  bei  ihm  weit  mehr  /urUck  bei  r.  Justi;  seine  Steocrlehre  ist  nicht  so  tcch- 
nihch  ciagebend,  aber  principiell  schärfer  u.  z.  B.  seine  Polemik  wider  die  Steuer- 
freihtntc!)  privücg;.  Stände,  vor  Allen  der  „(.'leriscy'*  athmot  den  Uebt  der  Josefinischoo 
Zeit  u.  iicr  ,.staubbiir|;erlicheu  Kpochc'"  (III,  ir»7  IT.). 

Auü  der  deubchen  i'inanzlit  »ind  uusserdoui  etwa  no<:h  zu  aennea:  die  finAUZ. 
Artikel  in  Bergius'  Polizei-  u.  Kameralmagazin,  17(»7  ff.  Bände.  —  v.  Pfeiffer, 
Grandri-ss  «1.  Finanzwesens,  Lpz.  IT^l  u.  dess.  LchrbegriU  summtl.  ükou.  u.  Kauerai* 
wissensch.  17«4— 7S,  VI  (Roscher  S.  455  fr.).  —  Jung,  Lebrb.  d,  Fin.wiflS.  1789 
I, Koscher  S.  .'>52).  —  Hös->i^.  Fin.viiss.  17S9  (Roscher  S.  591).  —  S.  auch  Mor- 
tiiaer,  Orunds^e  d.  llaodluugs-,  Staats-  u.  Fiu.wiäüettöcbafteu,  d.  v.  Eogelbrccht, 
Hamb.  1781.  —  Mehr  rom  Staodpoiict  d.  pract.  Staatsoiaaiis  au»  d.  Schule  Fricdr.  d.  Gr.: 
de  Bieifcld»  iustitutioDS  potitlqueB,  1760«  I,  ch.  11.  12  (Bosclier  S.  426  ff,). 

Diese  ganze  Finanzliteratttr  des  18.  J.h.  leitet  dann  hiDttber 
zur  modenien  deatsehen  Fioanswissensehaft  der  streng  wissen- 
schaftlichen Periode,  auf  die  sie  (aoch  von  Rau  gilt  das  noeh) 
einen  deaflieben  Einflnss  ansgeflbt  hat  Dieser  letztere  wnrde  nur 
durch  die  mächtigeren  Einflüsse  von  anderen  Seiten  (§.  25)  mehr 
und  mehr  zurückgedrängt,  ist  aber  auch  gegenwärtig  bereehtigter- 
massen  noch  nicht  Töliig  verschwunden,  was  System,  Methode, 
Berttcksichiigang  der  finanztechnischen  Momente  anlangt,  worin 
die  moderne  deutsebe  Wissenschaft  Dank  dieser  Kachwirkung  der 
kameralistiscben  Periode  die  fremde  hente  noch  Qbertrifll 

In  der  ausländischen  Literatur  von  Ende  des  17.  bis  um 
die  Glitte  des  18.  Jahrhunderts  gelangt  man  nur  ausnahmsweise 
zu  der  m  Deutschland  beliebten  Systeraatisirung  der  Finanztheorie. 
Aber  einige  Finanzfrageu  finden  doch  bereits  in  dieser  Periode 
eine  bemerkenswerthe  Bebandhmg  von  wissensehaltlichein  Weithe. 
8o  fordern  in  Frankreich  Boisguilbert  und  \  auban  durcli 
ihre  Kritik  der  bestehenden  Besteuerung  und  deren  Wirkungen  und 
durch  Erörterungen  und  RetornivorscblHj!:e,  welche  sich  daran 
schliessen,  die  theoreti.selic  Erkenntniss  des  Stcnerwejsens.  Die 
Theorie  des  (»ffentlichen  C'redils  und  damit  zusammenhängender 
Puncte  wird  durch  den  bchotten  Law  gclürdertj  trotz  des  practi- 
schen  Fiasco's  dieses  Mannes.  Die  Italiener  sind  auch  jetzt  nicht 
mtissig  (Broggia).  Montesquieu's  Auftreten,  das  auch  für  die 
Finanztheorie  von  nachhaltiger  Bedeutung  war,  fällt  in  den  Schluss 
dieser  Periode ,  wie  ebenso  dasjenige  von  Hnme.  Beide  bringen 
dann  mit  den  Physiokraten  die  politischen  und  Wirthschaftswissen- 
schaften  zu  jenem  mächtigen  Aufschwung,  welcher  in  A.  Smith 
cnlminirt  und  auch  die  Finanzdoctrin  in  neue  Biehtnngen  flibren 
sollte. 

Näheres  Eingeli-n  auf  diese  Literatur  müssen  wir  uns  hier  vei-sag;en.  Sie  darf 
abex  Dicht  auteräcbutzt  oder  ubeR>ekeu  wcrdeo.   Kau'ti  Urtbeil  FiA.  I«  §.  20  t^bcr 
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die  IffiHcner  des  IS.  J.h.  ist.  wie  Uic  ca -Sa!  friioV  Arbeit  ici^t,  doch  zu  ungünstig 
Inusiciitlicli  dür  Ausbeute  dieser  Autoron  auch  iur  die  Finaii2wi:>>eii:>cliaft.  Boisg  uilbort 
1).  Vftuban  siii'l  viui  (I.  r  neueren  iraD£ös.  Littfrarhiätorio  wohl  etwas  ttbemiiMiip 
hervorjrelioben  luui  überschätzt  wurden,  aber  bemcrkensvverth  sind  ihre  Ati^fiihnmiroii 
ubor  die  Uubildcu  der  damalisea  Bcj>teueruui(  u.  ihru  ücroruvoi^chlägc  allerdings. 
S.  beider  Scbriften  <ß/8  Detail  de  1»  France  li>95.  2.  ed.  169T,  Factum  de  la  France 
l7ü6odcr  1707.  V.s  Miur  rnynic,  170T1  in  vol.  I  il<:r  rollrct.  des  priiiriji.  econouiistcs, 
eü.  Daire.  Darüber:  Horn.  ücoq.  polit  a?ant  lüs  phyäocratei,  Par.  1S6T.  Gade  t, 
P.  de  Boisfr'iil>)ert.  Tar.  1870,  0.  Ceho.  Boisic.  iu  d.  Tdb.  Ztsehr.  1669.  B.  25, 
S  360,  V.  Skar/.  yn.U  P.  de  R,  Berl.  I{icca-Sal.  riiu.  S.  OG  ff.  B.  wie  V. 

strebten  doch  vor  AUcm  nach  eiu«r  gerechteren  und  winhschattlich  zweck- 
mAssigcren  Vertheilong  der  Steaerlast,  wobei  der  Verwaliunprspractiker  B. 
nur  nicht  so  radical  vorgeht  ab  der  Marschall  Vaubau  mit  seiner  Furderuni;  dftt> 
„Königs^chcnts"  von  allen  ländlichen  und  städtiM-lien  Ertrri'^-tm.  —  Law's  Credittbeoric 
be*.  ins.  .jneuiuiics  '  u.  ..lettres"  sur  les  ban(|ues  (uu  1.  vul.  der  Coli  d,  princ.  «ron.). 
Dartiber  Kautz,  S.  2S2.  Horn,  J.  Law,  Leipz.  ISjS,  bes.  Kn  i  es.  Credit  1, 03  Ii.  NVeitere 
frtnzös.  Finanzschriften:  Duv-al,  tilenients  des  linanres.  Par.  17'J«i.  Diifut.  icflex.  polit. 
•ur  loü  fiu.  et  io  coininercc,  La  Uayc,  173*» — 54  iL  B.  Auch  McIod.  essai  polit.  sur 
le  eommeree.  1784,  Forbonnais.  recherches  etconridör.  snrles  fiu.  de  France  I75S 
a,  a.  m.  b^  rtiliri.-u  Finanz-.  Cri  dit-,  Sti-in  rfragen.  (irouber  de  (j  ro)i U f  u  t hal . 
tböoric  gCncr.  de  laduiuistr.  dca>  tiu.  V.  17^8  2  B.  —  Uebur  die  Italiener  (auch 
andere,  wie  z.  B.  M6lon)  a.  Ricca-Salerno,  99  If.  (Paisceli,  I73!l.  1787. 
Rand  in  i  1H77  —  17G0.  bes.  Broggia.  nt.  1763.  von  ihm  trattaro  dri  tiilmti  f'tc. 
Kap.  1743,  I».  ßicca-iS.  p.  106  11'.).  üeuovuüi,  deüseu  gedrängte  Entwicklung  der 
FiuauzgrundsStze  aoch  Raa  schitzbar  nenat.  gehört  doch  erst  der  i>päteren  Periode  aji. 

III.  -  V?.  25.  Neuere  Zeit  seit  der  Glitte  des  18.  Jahr 
hundert»  oderstreuger  wissen.'irli  m  ftli  ehe  Teriode  der  Finnnz 
Wissenschaft.  Diese  beginnt,  wie  (ltejein<;e  der  iicsanimten  I'olitisehcu 
Ockonomie,  —  wa.s  l)ei  aller  Achtung  vor  einzelnen  irüberen  Autoreu 
mercantilistischer  wie  freierer  Riehtung  wahr  bleiht  —  doch  erst 
nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderte.  Drei  Hauptmomente 
zeigen  sich  darauf  roo  £ioflass.  Zunächst  und  zumeist  die  Ent- 
wicklung der  neueren  Volkswirthscbal'tslchre,  der  „Theorie 
der  freien  Conoorrenz*^,  io  der  Lehre  der  Pbyslokraten  (Quesnay, 
Tnrgot)  und  mehr  noch  in  dem  epoehemacbenden  Werke  yoq 
Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in  der  Rechts-  aod 
Staatsphilosophie  und  m  der  (theoretiseheD)  Politik,  in  An- 
knüpfung an  Montesquieu,  Rousseau  und  schliesslich  und 
bauptsSchlich  an  Kant  Eodlich,  den  Ausschlag  gebend,  die 
practische  Umgestaltung  des  politischen,  socialen  und 
wirtbschaftlichen  Lebens  durch  die  franzl$sische  Revo- 
lution und  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Ereigoisse.  In 
der  Praxis  und  in  der  Theorie  geht  nunmehr  erst  die  „stUndischc 
Periode^'  definitiv  unter  und  gelangt  die  ,,staatshflrgerliGhe'' 
zur  Herrschaft. 

Die  Pbysiok raten  waren  die  ersten  consequenten  Vertreter 
doM  Individualismus  und  LiberalismuH  auf  ökonomischem 

Oe biete,  sie  stehen  hiermit  au  1  derselben    hilosup bischen  Grand- 
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läge  wie  A.  Smith  imd  die  britische  Oekoiiomik.  Ihre  Doctrin 
wird  mit  Heclit  mit  der  britijscben  Lehre  zu  einer  höheren  Einheit, 
eben  der  „Tlieoiie  der  freien  (!oncnrrcnz**,  zu  Einer  grossen 
..Sthule"  zusaniiiiengefasst,  in  wolclit'r  sie  die  erste,  die  Smith'sche 
Lehre  die  /weite  Entwiekhingsphase  ))iidet.  Der  auch  i'Wr  die 
Finanztheurie  boch\vichtij;e  Timct  der  neuen  Doctrin  ist  die  ^--iim  z 
veränderte  A  o  ff  a  s  «  u  n  des  Z  w  e  c  k  h  u  n  d  d  e  i-  A  u  i'g  .'i  h  e  ii 
des  Staats.  Omndsätzlieh  wird  Front  icei^eii  die  eudiiuKiuistische 
htaatganffa$»ung,  y;('i:^r\  die  VTehe;::iererei  und  die  iMnniischnn'r 
des  Staat«  in  das  Wirthscbattsleben  gemacht.  Die  „natürliche 
Ordnung"  soll  im  letzteren  liergestellt  werden,  der  Staat  .soll  sich 
im  WeseDtlieben  auf  RechtsschutzgewUhr  und  etwa  auf  Volk»- 
erziehilDg  beschränken,  Handel  und  Wandel  nicht  künstlich  reg^o- 
Hreo,  ,ydie  sterilefi  Ausgabeu  sich  seihst  ttberlassea'*  (Qnesnay 
Max.  8).  DaraiiB  würde  eine  Verminderung  des  Finaiizbed.n  IV; 
folgen  müssen.  Der  verbleibende  Bedarf  soll  dann  nach  phvsio- 
kratischer  Lehre  einfacher  und  rationeller  und  dem  leitenden 
ökonomiBcbea  Prineip  der  Doctrin  der  „Oekonomisten''  gemäss 
ganz  oder  grossentbeils  dnrcb  eine  einzige  Grand stener  oder 
eine  einzige  Steuer  (impot  unique)  vom  Boden-Reinertrag  (produit 
net)  bedeckt  und  die  schweren ^  belästigenden,  ungleichmassigen, 
grosse  firbebangskosten  bedingenden  bisber igen  Steuern,  znmal 
die  iDdireeten  Ver  brauch  Stenern  sollen  beseitigt  werden. 
Die  Forderung  jener  einzigen  Steuer  ist  die  Conseqnenz  der  schiefen 
und  anbaUbaren  physiokratischen  Lehre  von  der  allein  Reinertrag 
oder  lleberschoss  schaffenden  Bodenarbeit  und  ausserdem  von  dem  ' 
Streben  nach  Vereinfachnng  der  Besteuerung  eiogcgebeu,  indem 
die  Steuer  jeuen  Reinertrag  sn  der  Quelle,  in  der  Hand  des  Boden- 
bebauers  bez.  des  Grnndeigenthüraers  trifft.  Die  Beseitigung  de» 
bestehenden  Steuerwirrwarrs  wird  .somit  auch  aus  Gründen  der 
Steuertechnik  (Vereinfachung  der  Besleuening,  Verringerung  der 
KrhcbuDgskosten)  und  der  Gerechtigkeit  (gleiehmäsHigerc  Be- 
steuerung) verlangt.  irotz  der  theoretischen  Einseitigkeit  und 
grossentbeils  der  Falschheit  der  philosophischen  (rriindiagi-  des 
Physiokratisnius,  der  I  nriehti^^keit  der  Lehre  vom  alleinigen  Heiu- 
eitrag  der  Bodeiiarbeit  und  der  praclischen  l  iidnrcliluln l)ari\eif 
der  einzigen  Steuer**  hat  die  ganze  Doctrin  doch  anregend  und 
betrachtend  auf  die  Fiuanztheorie  eingewirkt. 

L«b«r  <tte  innere,  nicht  oor  Verwaudtscliaft.  soadera  (ieiuciuMiuLeit  do»  PLysio* 
IrJtisBiiu  oBd  SmithiaiiimiUt  ungeachtet  der  Beridid^uog-  der  Lehre  vom  prodatt  net 
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und  iinput  uniiiac  durch  Smith,  ä.  bcb.  v.  Scheel  Uber  Turgot,  TQb.  Ztbchr.  1S68, 
B.  24,  S.  243  ir.  atidi  v.  Sivors  ü1)or  Turgot,  iu  Hildebr.  Jahrb.  1874  I.  meine 
ömndlcg.  S.  223  U.  Vgl.  auch  v.  Skarzynski,  A.  Smith,  Berl.  1S78.  Leser,  Begr. 
d.  Reicbthams  bei  A.  Soklth.  Leber  dio  Physiokraten  iiB  AUg.  i.  B.  E.  Laspey- 
ros  in  Bluutschli's  Staatsvörtcrb.  B.  L.  Di;  Lavergne,  i'con.  fran«,'.  du  1^.  si  <!<•, 
P»r.  1870.  —  Qaesnay's,  Turgot  s  und  der  übrigen  wichtigereu  Physioi;ratcu 
ScIirilFten  jetzt  am  Besten  zoi^glidi  in  d.  Coli.  d.  princip.  Aoonomistes,  voL  2-— 4.  — 
Dil.'  StoUiTlrlir«'  schon  in  «.ino^nay's  Max.  T)  fau^  ITö^il:  ..'|iif  I'inip'it  nr,  M-it  pas 
dcstructif  ou  disproportiouuc  ix  U  massc  du  revcuu  do  ia  natiua;  quo  son  augmcata- 
tion  anire  r«agmentatlon  d«s  iweniu;  qn'il  aoit  itabli  tmni«*diatem6Dt  snr  lo 
produit  not  des  biens-fonds  et  uon  suv  le  ^alain-  ik-^  hoinuics  ni  sur  les  diMUi  '  S. 
üü  il  multipUerait  les  frais  do  perception,  prcjudicierait  au  commerce  et  dctruirait 
aanucUcment  nne  partio  dos  richeasas  de  la  nation."^  ModificatioDcn  u.  Zugeständnisae 
an  die  Praxis  bei  andern  Physiocraten.  So  plädirt  Mirabcau  (d.  Acltcrc^,  thcorio 
de  rimp'it.  1700,  für  eine  Besteucniti^'  in  Frankreich  ron  75  Mill.  1\  niitti'lst  einer 
«Jrundatcutr,  vun  lOU  Mill.  F.  inittclsi  einer  auf  lieorU,  llaus  u,  l'^rsoncu  frelegten 
Kinkummenstcucr.  Ein  Hauptargunn-nt  gegen  die  bestehende  Besteuerung  ist  auch 
für  >r.  die  colossale  Höhe  der  Krhebuugskosten.  die  er  auf  c  58%  anschJri^'t  (.'.  .'t5«> 
von  6UÜ  Mill.  F.)  —  Le  Troaiic,  trait>;  de  Tadministr.  provinc.  et  de  U  icfuiuie  d« 
I'impöt,  1779,  behält  die  GrcnzzöUe  bei,  rerciaCudit  aber  sonst  das  Steuersystem,  in- 
dem er  die  intlir.  Stenern  durch  einige  directe  frsetzt.  —  Seit  den  Physiokratcn  ist 
der  theoret.  Kampf  gegen  die  iodirecten  Verbrauchsteuerii  au«  princip.  u.  tech». 
Gronden  lebhaft  Vgl.  meine  Fin.  II,  S.  488  IT.  —  Ein  Versnch  zur  VeMridichnnpr 
ilcr  |>hy^i^]^rat.  ..einzigen  Steuer"  ist  in  kleinem  MaassstaV>e.  in  ein  pnnr  Dörfern,  in 
Baden  gemacht  worden.  Er  mossiu  schon  dieses  Maassstabos  wcgua  mhttUogcu.  S. 
den  anch  sonst  Dir  die  physiolcr.  Lehre  beachteasirerChen  Anis,  reu  Emminrbans 
über  Karl  Friedr.  v.  Baden,  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  B.  19,  &  t  ff.  Scheel  in  d. 
Anüf.  liber  Turgot  S.  255. 

Hit  den  Phyäokraten,  wie  gesagt,  auf  derosdlbeii  Boden  der 
phUoBopbiseheii  md  dkonomtBchen  GnindaDscbaaimgen  etehend, 
aber  die  falsebe  Stenerlebre  derselben  fallen  lassend  verbreitete 
bieranf  ,yA.  Smitb  ein  neues  Liebt  über  das  Finanzwesen,  indem 
er  die  volkswirtbscbaftliche  Grundlage  desselben  In  seinem  der 
ganzen  Politiseben  Oekonomie  gewidmeten  Werke  entwiekelte. 
Die  Staatseinkünfte  traten  aus  der  Vereinzelung,  in  der  man  sie 
bisber  betracbtet  batte,  zu  einem  Ganzen  zusammen,  welcbes  mit 
dem  grosseren  Ganzen  der  Volkswirtbsebaft  in  der  engsten  Ver- 
bindung ersebien.  Man  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  fQr  die 
nothwendige  Schonung  des  VolksvermOgens  und  der  Volksgewerbe 
bestimmte  Grundsätze  statt  undeuflieber  und  sebwankrad^  Kegeln 
anfzostellen ,  nnd  man  lernte  Massregeln  and  Einriehtangen  als 
fehlerhaft  erkennen,  bei  denen  man  bisher  kein  Bedenken  gehegt 
hatte'*  I  Ivau  §.  22).  Allerdings  bat  selbst  Smith,  wie  L.  btcin 
mit  Kecht  nagt,  zwar  schon  eine  ziemlich  vollstäudigc  .Staatswirtli- 
schaftslehie ,  aber  iiocli  keine  vollendete  Finanzwissenschaft  ge- 
liefert, weil  ihm  in  seinen  Eiüiterungen  Uber  das  Finanzwesen  ein 
einheitliches  leitendes  Princip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
nothwendige  Folge  seiner  mangelhaften ,  dürftigen  S  t  a  a  t  s  1  e  h  r  e, 
namentlich  der  volbtäudigeu  Vcrkenuuog  der  universalen  Bedeutung 
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des  Staate  für  das  Volksleben  und  der  Bedingtheit  der  Volkswirth« 
schaff  (selbst  des  von  A.  Smith  und  seiner  engeren  Schule  eigent- 
lich allein  betrachteten  privatwirtbschaftlicben  Systems)  durch  den 
Staat.  Aber  von  diesem  allerdings  verhüngnissvollen  Fehler  ab- 
gesehen  bat  A.  Smith  nueli  hier  mit  dem  fünften  Boche  seines 
bertthmten  Werks  vom  Volkswohlstände  Epoche  gemacht,  mass- 
gebenden, in  der  englischen  Literatur  eigentlich  noch  heute  nach- 
haltigen Einfloss  anf  die  theoretische  Anffassnng  und  Behandlung 
des  Finanswesens  ausgeübt  nnd  schon  ein  ziemlieh  abgerundetes 
System  der  Theorie  entworfen.  Die  auch  änsserlich  enge  Vc^ 
bindnng,  in  welcher  er  das  Finanswesen  mit  der  Politischen  Oekonomie 
behandelte,  blieb  fHr  die  auslandische  Wissenschaft  bis  heute  meistens 
bestehen.  Die  sich  selbstttndig  stellende  deutsche  Finanzwissenschait 
ist  in  ihrer  Systematik  aber  ebenfalls  Yon  Smith  mit  beeinflusst 
worden.  Sie  hat  sich  erst  seit  ihm  ans  der  alten  Kameralwissen- 
schaft  heransgelOst  nnd  verdankt  Smith  naroentlich  das  Durch- 
dringen zu  schärferer  principiellcr  Behandlung  der  Finauzfrageu 
aus  dem  volkswirthsehaltlichen  Gesichtspunct. 

Der  wichtige  britische  VorlHnfcr  A.  Smith  aii'  Ii  im  (ii  ljii  (<■  der  Fininz-, 
n&mefitÜch  der  Steuertbeoriu  V.  Uumc,  bc&oudon>  in  scuicin  £^äay  Uber  Ötcueru 
n.  Staaftscredit  in  den  »essay»  a.  treatises  on  sereral  sabjects**  175S.  H.  ist  G«frner 
der  physiokrat,  u.  ähnli^'lii  r  St  nert' mli  n/i  n.  iiR-lit  Anhäiifrer  passender  Verbnnir 
ancli  i^xiiästeuorD,  auch  ein  scharfer  Kritiker  der  leicbtsiooigen  Staatsschuldcnwirlh- 
schaft  Ancli  der  QVerfaaopt  dorcb  Smith  e/tWM  zu  solir  verdrängte  gcuiässigto  und 
g:cläutertc  M  r  :uitilist  J.  Steuart,  io<|Diry  into  the  priaciplcs  of  pol.  econ.  1767,  giebt 
eine  beachtenswerthc  Stcuerlchre. 

Ts  ist  Oberhaupt  hier,  wie  sonst  niclit  sowohl  diu  kcineswcsr^  Uberall  vorhanden«-, 
mehrfach  ganz  fehlende  Originalität,  als  die  glückliche  Form  sein<T  Darsteilaog,  die 
grosiiartigc  Zosammonfassnng  des  StölfV,  die  richtige  Verbindunir  thi-orct.  u.  pract. 
Auflassung,  der  A,  Smith  seine  E[)rM  h.'  machende  Stellung  iu  Jc  r  I  inanzwissonschaft 
verdankt.  Seine  staatsmännischc  Anttn<.sung  lüsst  ihn  die  doctrinareii  Einseitigkeiten 
eher  rcrmeidcn  und  dadurch  ilm  am  h  l'ur  die  Praxis  gr'^sseren  Erti'lj;  ri/JuIrii.  Eine 
nähere  Darlegung  u.  Würdigung  seiner  Fiuanzthcorie  gehört  nicht  hierher.  Vielfach 
liegt  seine  Theerie  doch  der  FInannriascnBchaft  bis  auf  unsere  Taj^  zu  (irunde  u. 
i>"t  daher  iu  diesem  Werke  öfter-?  an  ihn  .trizulaiilpfcii.  luM-tirnmnn'd  tinfl  kriti-cli  ah- 
iehjieod.  S.  ü.  „Iu()Uiry  into  the  uature  a.  causcs  of  the  weaith  of  natious".  Lund. 
1776  u.  2ahlc«ich  spater.  Unter  den  deutschen  Uebursetzungen  die  ftltere  ron  Garre, 
die  ^fur  die  beste  geltende)  v.  A^her  (Stuttg.  1S<>1.  2  H.'.  neueste  von  Stöjiel  iSTv. 
von  Leventhal,  2.  A.  IbSO,  franzus.  in  d.  Coli.  d.  princip.  ccououi.  vol.  N'  n.  VI. 
Das  5.  Buch  „of  the  rerennc  of  the  sovereign  or  coounonwealth"  zerfjillt  in  3  grössere 
Äbthoil.  (Kap ).  Zuerst  wenlcn  die  Ausgaben  geprüft,  wo  die  Staatslehre  des  Verf. 
am  Meisten  n.ichtheilig  einwirkt,  neben  rnaruhcni  richtigen  polit.  Oesichtspunct.  der 
bei  Suiiih  nie  luhlt,  aber  mit  seiner  Giuii'iaubcli.iuintg  in  Widerspruch  steht.  Darauf 
weiden  die  Quellen  der  Staatseinkünfte  behandelt.  Hier  werden  u.  .\.  filr  die  Resteu- 
ruflg  die  berühmten  4  Uegeln  aufgestellt  (B-  V.  ch  II.  \<:irl  2  im  Auf.)  (s.  meine  Fin.  II. 
221),  wie  sie  übrigens  vor  u.  gl(>ichzeitig  mit  Smith  vuii  manchem  andern  Autor  ge« 
geben  wurden  (auch  von  dentschen  Kameralisten,  s.  die  Noten  der  vorausgehenden 
§§)  Drei  diestT  Regeln,  ..Beatimmthcif.  ,.Be<iuemlichkeit",  „geringe  Erhebun^-lvonf  ti" 
$\ad  selWtverstand liehe  i>teuervurwaltungspriuciptett  ^Fiu.  II,  §.  53.^—536),  wo  tiur  dio 
Sdivierigkeit  besteht,  sie  in  der  Praxis  richtig  auszufahren.  Die  ci>k  Regel.  „Bc- 
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ttouoniog  im  Yorbaltniss  gu  den  re»p.  Fäbigkcitou,  d.  L  zum  Einkouauiun,  wolclies 
man  unter  dem  Schutze  des  Staats  geulesst^,  ut  mit  den  anderen  Regeln  <)aä  richtige 
Stouerproirramtn  der  ..staaisbur^erl.  Goscllacliaft"  (Stein),  aber  ein  unklarer  Satz,  der 
in  seiner  Fasäan«;  alles  probleuadsch  llbst.  d.  h.  eigentlich  keine  Frage  l5»t.  rieltachr 
alle  mö^fliclien  Strcitfraü:en  der  Sn-ucnlieoric  in  sich  bir^t.  Auch  die  wi  itcre  bteuer- 
lelirc  von  A.  Smith  leidet  an  erheblichen  Müiifrcln,  z.  Th,  der  Foljro  der  unj^enügen- 
den  Suiitli'srlu:h  I.ilirc  von  der  Vcrtlieilunjr  des  Einkommens.  Das  Schlus^kapitcl 
haudult  vou  den  Suatiachiilden.  S.  Uber  Smith'  Staats-  u.  Finan/.lohre  Oncken. 
Smilh  a.  Kant,  Leipz.  1877.  I.  105  ir.  --  P.i^  lnute  halt  sich  die  bHiischo  Kinanz- 
visscnschal't  merkwürdig  stren;^  in  iIlii  (ileiscn,  die  Suiith  /.n-j-.  nach  Inlmlt  und  ijclbst 
anch  Form.  S.  z.  U.  Mtll,  piinc.  ol  pol.  ccon.  (Deutsch  v.  bdtbeer).  cbeul.  Bucli  b.  — 
Immerlifn  nanekw  Selbstiiidig«  zeigrt  auch  im  18.  J.h.  die  itaticn.  Litcntor 
nher  Finanzen,  wofür  hier  ;uif  I{irca-S,iIcriio's  rciclihalt.  \^'-•rk  zu  rcrwei^'  n  :r>Miil£rc!i 
muss,  da  ein  allgcmtiincr  EinUuikS  dieser  Literatur  auf  die  Finau^riasttu^chait  übcr- 
Iwupt  und  specii^  auf  die  deutsche  doch  nicht  horrortiltt  S.  n.  A.  GcnoreslK 
lezioni  di  econ.  drile,  1705,  n.  darüber  Bfcc«-8.  p.  178  ftl 

Der  UmsehwDDg  der  Pliilosophie  and  die  französisehe 
SiaatBnmwälsong  haben  dann  zu  neuen  staatowiesensehaftliehen 

Untersncbtingen  über  die  Aufgaben  des  Staats  nnd  die  Grenzen 
seiner  Tliätigkeit  prcftihrt,  wodurch  neue  staatsrechtliche  Sätze  ge 
Wonnen  und  der  Fiiiaiizwissenseljall  von  einer  niideieu  Seite  aus 
vorgearbeitet  wurde.  Ein  l'cbelstand  war  nur  hier  die  Uber 
triebene  Kcaction  der  Kant'schen  Staatskdire  gegen  die 
( lulaiuituiijtisjcbe  Theorie  der  Woll  t'  sehen  Schule  und  gegen  die 
I/iaxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  DcbpotiisiüUh  ^  Diese  lieaction 
bewirkte  eine  bedenkliche,  der  concreten  Sachlage  auch  durchaus 
widersiM('fd!0!ii!r  Entleerung  des  Staa  tsbegriffs.  welche 
sieh  mit  der  emspifi^'en  und  ungesehichtliehen  ()p]>nsiti<»n  de» 
SniitliianiftTin*!  gegen  ;iile  .,Stnat<oinnHschnng"  in  d;is  Muateriell-) 
wirthsdiattlielie  (iehiet  begegnete.  Die  falsche  Lelirc  \iin  Smith 
und  seiner  Sciiule  Uber  die  UnproductivitUt  der  Dienst- 
leistungen (G.  s5.  16  t!'.)  und  damit  andi  des  Staats  leistete 
dieser  verhäognissvolleu  Richtung  noch  Vorschub.  (G.Abth.  I,  Kap.  4.) 
Trotzdem  gewann  aber  unter  diesen  verschie  l  iion  Einäti^sen  die 
Finanzwissenschaft  eine  festere  svsteniatisclie  Gestaltan?  tmd  es 
bereitete  sich  in  Folge  der  allniUligen  VervoUkommnang  di>r  Wiiisen- 
schalt  ein  Umschwung  der  Praxis  vor,  der  seitdem  zwar  langsam« 
aber  doch  unaufhaltsam  sich  vollzieht. 

Kcbun  dem  grfi'Scren  u.  iiachhaltitreren  EinHu>..s  der  neueren  Philosophi  ' 
der  KantVi  h-*n.  darf  der  Kintliiss  Mon  tes<|uieu'>  nic  ht  iranz  uberi^ehen  werdeit.  In 
seinem  bcruljmti-n  ..^  sprit  des  lois"  (Genf  171^  zuerst)  behandelt  M.  die  Heatcucrung 
in  B.  Xni ,  den  ötlentl.  Oedit  mit  in  B.  XXII.  Er  stelli  jrne  ntilitarit^che  „Aase- 
curanztheorie  "  f  a  -He  ni'^rUndniijBr  der  SttMii-rn  auf.  wonach  ilip'«e  lind  ..unt-  portion 
que  cha<juti  citoyen  <lonne  de  son  bicn  pour  avoir  la  aurete  de  Fautie  ou  pour  rn 
jouir  a^i'ablemcQt  (XIII,  ch.  1».  Eine  achon  alt«>re.  aber  noch  beut«-  nicht  rivlliir 
uh-rwutid.-n."  Thc  ri  !  i  ni  L"'lndun!?  und  VertheiliiriL'  !■  r  <t  tt«'rii  ^s.  FHi.  II 
Bes,  wichtig;  i.M  ^eine  ilrörterunfr  über  di''  Beziehungen  zwischen  htaatstorm.  poiiti- 
schur  Freiheit  u.  Bc»tcucr«iig.  wo  diu  MOgUchitelt  starker  B<»t«ueroug  giAde  für  dcu 
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freieren  Staat  abgeleitet  wird»  (inte  Oeborsicbt  aber  M/s  Fioanzlohren  bei  £ioea- 

Saleriio,  p.  112  ff. 

§.  26.  Die  wissenscbaftlicbe  Behandiaog  des  Finanzwesens 
hat  sich  dann  anf  dieser  Grandlage  im  Auslände  und  in  Denis ch- 
land  bis  in  die  neueste  Zeit  bemerkenswerth  versebieden- 
artig  gestaltet 

„Die  Tielen  Bearbeitnngen  der  Politischen  Oekonomie  seit 
Adam  Smith  erstreckten  sich  gewöhnlich  auch  anf  das  Gebiet 
des  Finanzwesens,  inzwtsehen  wurde  dasselbe  in  den  niehtdeutschen 
Werken  jener  Art  nicht  vollstündig  systematisch  behandelt,  sondern 
vorzOgiich  in  der  Absicht  herbeigezogen ,  um  volkswirthschafltliche 
Lehren  darauf  anzuwenden  und  dadurch  zu  erläntem.  Msn  be- 
schränkte sich  dabei  meistens  auf  eine  allgemeine  Betrachtung;  des 
Stenerwesens,  der  Staatsansgaben  und  Staatsschulden,  die  man  bei 
der  volkswirthscbaltlichen  LcLic  von  der  Consumtiou  einschaltete." 
(Rau,  §.  23.)  Schon  eine  solche  Einschaltunj^  ßcbloss  uuliebsanie 
Consequenzen  in  sich.  Es  kouiite  dabei  in  wirthschattlicher  Hin- 
sicht, wie  im  Uebrigen  nach  der  p^anzen  »taatsphilosophischen 
AnH'assnng,  von  der  diese  Oekoi  iiiisten  ausgingen,  eine  prin- 
cipielle  .V uftas.suuj^  der  Fk deatiin^'  der  Finanzwirthscbaft  für 
die  \  olkswirthscbaft  nicht  ^^ewomieii  werden.  Ju  der  That,  eine 
solche  fehlt  hier  bis  in  die  Gegenwart  fast  dnreliwcg.  Aber  im 
Einzelnen  wird  Bedeutendes  geleistet,  besonders  in  der  Lehre 
von  den  V(»lksvvirthschaltliehen  Wirkungen  der  Steuern, 
von  der  Ueberwälzung  der  einzelnen  Arten  8te  uern. 
(Ricardo.)  Ueber  der  principiellen  Erörterung  wird  Jedoch  die 
stenertechnische  Seite  der  Fragen  arg  vernachlässigt. 

Die  tiiuuo^raphiücho  Fioanzlitentar  knilpft  f^ern  an  die  grossen  ptactisohcn 
Probleme  d  s  öfr  nfüclieu  Loboiis  an,  namentlich  in  Ensrlaiid.  an  dia  Fraiirii  i.  s 
^>taa  tss r  Ii  II  I  (1  (•  n  w  e s  e  ns,  dei  Papic  rgelds.  der  Mmi/.-  uad  Ilaukpolitik, 
des  ZgI1u'<'!m'ii3  u.  s.  w.  [q  neuester  Zeit  finden  sich  au<:b  Aniklänj^^e  an  die  tioeial- 
p.ilit:>'  hc  Auffassunsr  des  Finaiizwes^nä.  lui  Einzelnen  zeiet  sich  hier  in  der  eng- 
lischen und  fnuiZÖ2>ii>cbeu  Literatur  fast  iiuiner  der  Tact.  den  die  AD:»chauuug  groatter 
Staatsrerbftltois&e  rerieOit,  wodurch  »nch  di«  reiden  Theoretiker  vor  dem  DocAriuarlsmott 
bewahrt  wi-nl  n,  zn  w.'lrlicnr  i;rr.i(Ir  aiil"  "Iciii  Inlii'  f''  'I-t  rinnir/wis'.-cn^clirirt 
^Theorie  der  freien  Coucurreor'  aoubt  leicht  getuhrt  hat.  Aber  eine  bul b:>tandigc 
Finanzwissenachftft  in  deutscher  Weise,  als  ein  besonderer  Theil  der  Politischen 
nekonofiii'-.  tVIilti-  -Icr  fremden  Wissenschaft  bis  vur  Ktirzeui  grussenthyiis ,  soweit  sie 
nichts  wie  dio  ooteuropäische  und  ettras  die  italiciiischo,  von  dür  deuk»cltcii  Wisaen- 
«chaft  beebltniwt  rnirde.  Selbsit  besondere  Werke  Aber  dait  guixe  Flnnnzvcsen  sind 
in  der  englischen  und  frauzAsischen  Litentar  ttelten  und  beginnen  ent  in  neuster 
Zeit  mehr  hervorzutreten. 

S-  u.  die  Biblioprra|iliie.    Zu  nennen  s.  z.  H.  ans  der  1,  Hälfte  d.        .T.h.  J.  B. 
S»y,  traite  dVcuti.  |ol.    vielfache  \UÜ.)  1.  III.  '  h.  ».•  —!♦:  ihr»   egui-s  coinplet  decon 
pol.  prat,  7.  Tli.  -i.  Ab^clin.  ft  s    Tli    —   Kinjarreifendcr  u.  seIb»tiMKlij:er  an<  h  hier 
äiiooüde  de  biämuudi.  Xuu>.  pruic.  d  ccon.  poL  l'ar.  l^>lb,  2.  A.  l!>21.  i.  ü  \,du 
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l'impüt).  —  Kicarilo,  princ.  of  pol.  cton.  rh.  b-  l>,  20,  zuerst  ISJO,  doutscU  von 
Baumstark,  Ldpz.,  I.A.  1637,  2.  A.  IhTT.  liebst  Baumstark's  Erläuteruiigon,  1838. 
M'CulL  cli.  trcat.  on  tlie  priuc.  a.  prart.  inlluence  of  taxation  a.  tlio  fdoding:  System, 
Loüd.  1S45  u.  öfter.  —  J.  St  Mill,  princ.  of  pol.  ec.  B.  V. 

,,In  Deiitschlaiid ,  wo  die  Finanzwisscnscluirt  schon  früher 
als  eine  l)eson(lcre  \\'is.sc'nst'hHt"t  (von  den  kanieralistisrhon  Autoren) 
heliandclt  worden  war,  wurde  dagegen  von  vielen  Hchriitstellern 
die  ziiäammenhängende  und  vollständige  Darstellung  derselben 
beibehalten,  so  dass  sie  als  eioer  der  drei  Haupttheilc  der  Politischen 
OekoDoniie  vorgetragen  oder  auch  ganz  ausschliesslich  abgehandelt 
wurde.  Diese  Methode  hat  die  Ausbildung  der  Finanzwi^scnschatt 
sehr  betordert."  (Rau  §.  23.).  Hier  zeigt  sich  einmal  die  Xaeh- 
wirkang  der  alten  kamcraliBtischen  Tradition  von  gflnstigcm  Ein- 
flüsse, dann  ancb  die  in  Deatsebland  doch  immer  vorhandene 
tiefere  Auffasgung  des  Staats  und  damit  der  Finanzwirth- 
Schaft,  als  der  mateneilen  Bedingung  des  Staats,  verbunden  mit 
dem  deutseben  Sinn  ftlr  systematische  Behandlung.  Aber  zwei 
Klippen  hat  besonders  die  ältere  deutsche  Finanzwissensehaft 
dies^  Periode  (vor  der  neuesten  Phase  der  Disciplin)  nicht  stets 
vermieden.  Sie  hütete  sich  nicht  immer  vor  dem  Doctrinarisrnns, 
eine  mancbestersebuleartige  Beschränkung  der  Staatstbätigkeit 
zu  befürworten,  und  sie  betonte  den  öffentlichen  Obaraeter 
der  Finanzwirthschaft  oft  nicht  genflgcnd. 

Am  letzteren  Fehler  war  tiicht  seltea  die  Enge  ilea  politischen  Gcsichtskreisei 
kleiner  Staatsvcrhältniäse  schuld.  £a  hängt  bierjnil  und  mit  dem  th^»&chlichon  Zu- 
btande  dor  fletitschcii  Tcrritorialfinanzen  zusammen,  dass  das  Domänen-  und  Kcgalicii- 
WL'sen  gt.'j5'jüubcr  dem  Steuer-  und  vollends  dorn  Stajitsschuldcuu'uscn  noch  /u  sehr 
im  Vordergrund  der  Betrachtung  htand.  Zu  einer  principioUcn  Würdigung  namentUch 
des  Staatscrcdits  gelangte  die  deutsche  Finanzwihsenscliaft  dalior  /.  H  noch  iii^hl.. 
s>elhi»t  Kebeuiut»  kaum  ao^genomiucu.  Ihren  Höhopuuct  erruichte  diu  ältere  dcut»cke 
systematische  Finanzwissenschaft  sonst  ins  (tanzen  wohl  in  dem  far  seine  Zeit  mnster- 
gütigen  Werke  von  Rau. 

Diu  lyituratur  ä.  u.  in  der  Üibliographic.  ha,,  zu  iiciwicn  aind  neben  Kau 
V.  Jacob,  r.  Malchvs  (br  die  allgemeine  Finanzirissensrhaft,  Ncbenius  f.  d.  Lehne 
vom  ftHeml.  Credit,  J,  (i.  lloffuiaun  f.  d.  Steucrlelire,  von  etwas  >{>.it.  rci)  v.  Ifork. 

Aoä&er  in  den  grOsseron  selbeiändigeu  \\  «tkon  uud  iu  dun  Uiufaüücadcrcu  Sybl«« 
men  der  Politlseheii  Odumomie  wurde  in  Deotschland  auch  (»fiers  ein  Abrlsi  dor 
Finan/.theorie  in  den  sUgemeinereii  Werken  über  die  ganze  8t aatswtasea Schaft 
(Politik)  gegeben. 

Ein  immer  wichtigeres  Hiltsniittel  auch  l'ltr  dir  Finanztheoric 
wurde  im  Laufe  des  Jahrhunderts  die  HU\rk  anschwellende  historische, 
statistische  und  administrative  Finanzlitcratur  tlber  das  Finanzwesen 
einzelner  btaaten,  die  monographische  Uber  einzelne  praetiscbc 
Finanzfragen,  die  politische  nnd  populäre  Uber  finanzielle  Zeit-  und 
Streitfragen.  Das  überall  neu  erwachte  politische  Leben,  in  der 
Aera  der  Constitutionen,  die  immer  stärker  hervortretende  Bedeutung 
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der  Finanzen  l^r  Staaten  nnd  Selbstverwaltungskürper  flibrte  Uberall 
zur  regsten  Bescbäftigung  mit  Finanzar^celegenheiten.  Die  ])nrla- 
inentarischen  Verliaiullungeu  Ijewirkten  eine  solche  von  Amtswegen 
und  das  moderne  Verfassungswesen  gab  ausserdem  den  Aiila.s.s  zur 
Anerkennung  und  Ineitesten  Verwirklichung  des  Princi])s  der 
Publicität  in  allen  Fiiianzsachen,  woUuich  eine  Masse  \vertb\ olles 
statistisches  und  legislatives  Material  zu  Tage  trat,  dns  vielfaclr 
noch  der  wissenschaftHchen  Verai  beituns:  harrt,  diese  duK  h  m  ine 
l'eberfiille  erschwert,  unverarbeitet  aber  nicht  immer  genügend 
brauchbar  tUr  Schlnssziehungen  int. 

TV.  --  i?.  27.  Eine  neueste  K ntwicklnnfjspbase  der 
Finanzwissensehaft  hat  sich  in  manciien  Symptomen  etwa  seit  der 
Mitte  unseres  .ialirhunderts  angekündigt  und  ist  jetzt  in  Deutsch- 
land wenigstens  deutlich  im  Durchbruch  begritfen.  Sie  findet  ihre 
Berechtigung  in  den  Mängeln,  welche  naeh  dem  Gesagten  der  bis- 
herigen Finanzwissenschaft  ankleben,  nnd  ihre  Erklärung,  wie  immer, 
in  der  Umgestaltung  der  AnschannDgen  auf  den  nftchst- 
stehenden  Wissenschaftsgebieten,  sowie  in  neuen  Er- 
scheinungen des  öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhilt 
die  Finanzwissenschaft  auch  neue,  erweiterte  und  veränderte 
Ziele:  es  bereitet  sich,  nach  der  yyStaatsbtti^rJicben"^  dasBichtige 
in  derselben  aufnehmend  und  fortfUhrendi  eine  „sociale"  Phase  des 
Öffentlichen  Lebens,  der  PoUtik,  der  Finanzwirthschaft  und  als 
Reflex  davon  eine  analoge  Phase  in  der  Finanzwissenschaft  ror. 

In  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  (theoretischen) 
Politik  ist  an  die  Stelle  der  engen  und  einseitigen  Kant'schen 
Schtttzzwecktheorie  und  der  rationalistischen  Auffassung  die 
organische  und  historische  Auffassung  des  Staats  getreten. 
Der  Staat  wird  nicht  mehr  als  eine  willkohrliche  Bildung,  die  etira 
auch  unterbleiben  konnte,  nicht  nnr  als  ein,  besten  Falles,  noth- 
wendiges  Uebel,  sondern  als  die  nnnmgängliche  Bedingung 
nnd  zugleich  die  höchste  Form  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  der  Menschen  betraebtct,  als  ein  Product 
der  Geschichte,  mit  dem  jede  Theorie  als  mit  einer  gegebenen 
Grösse  rechnen  mtiss.  Der  entleerte  Staatsbegriff  ist  daher 
wieder  anp^etiillt  und  dem  Staate  sind  theils  für  sich  allein, 
theils  in  ('omeinschaft  mit  den  Selbstverwaltun^^skörpern  die  um- 
fasserid-tLii  Aufj2:aben  vindicirt  worden,  namentlich  neben  denjenigen 
auf  dem  Ciebiete  des  Kerbtszwecks  solche  der  Pnltur-  und  Wohl- 
fahrtsfOrdernng,  ohne  fest  bestimmbare  Grenzen,  in  neaester 
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Zeit  mit  der  bestiiuititen  Tendenz  einer  Hebung  der  unteren  Classen 
mittetet  Staatshilfe.  In  der  aocb  fUr  die  Fioanzwissenscbafl 
saoäcbst  massgebenden  volkswirtbschaftlicben  Auffassung 
erscheint  der  Staat  als  höchste  Form  der  Zwangsgemein- 
wirtbschaften,  als  wahre  Gesammtwirthschaft  der  Nation, 
stets  in  enger  Verbindung  mit  den  übrigen  Zwangsgenieinwirth 
schalten,  mit  den  grossen  Selbst  verwaltungskörperu.  Die 
lUr  den  Staat  erfolgenden  r'Jnnabiiieii  und  Ausgaben  der  Finanz 
wirtlibt  halt  erlanj;en  ihre  or^^anisrlic  Stellung  im  i'roduitions  iiiul 
Vertheilungsproeess  der  w  irlhschaltlichLMi  (iütcr.  Sie  l'iingireu  als  dan 
Mittel  des  Umsatzes  von  materiellen  in  imnintt  i  u  Ue  (liitcr,  von  Sach- 
i^iitern  der  Privatwirthschaften  in  Dienstleistungen  des  Staats  und, 
durch  den  direct  und  indirect  t'ördcrnden  Kintlnss  der  kUteren  niif'die 
Volkawirthscbait,  wieder  dieser  Dienstleistungen  in  SacbgUter. 

mnss  gcnlljre».  dar  lii-^r  .in/tidpiitfn.  IHs  NäluTc  und  die  Repninfhine  gohr^rt 
nicht  in  üi  •  Finanzwiiiscnscliati,  sondern.  Miwc-it  überhaupt  in  die  politi^ciie  Uciküuomie, 
narh  meiiMM  Aiifrawciig'  in  deren  „grundlegend«!!  Thcil".  "EWn  di>]ialb  btbe  ich 
aufli  fiir  ui'.iii  System  dor  Fiiianzwissonschaff  l'  rtnnbt.  diese  ..(iriindlejjnng:"  zuror 
au!>arb<!itcn  zu  inUä&eo.  (S.  Vorwort  ß.  l  d.  LcUrb.  d.  l'oIiL  Oekoiu  1.  Aud  \  Ich 
1)eziebe  mfcli  daher  hfer  jetzt  auf  dies  Wciic,  a.  Im.  Gmndli^g.  2.  A.  1.  Abth.  Kap. 
3  n  1.  Avrh  für  Arn  folgenden  Punrt  habe  ich  die  nähere  I?<  vntnduDg  in  letzterem 
Werke  zu  gcbcu  gcsucbL,  I.  Abtheil.  K.  'A.  u.  2.  Abth.  der  2.  Ausgalie. 

Dazu  kommt  noch  ein  wichtiges  zweites  Moment  Die  neuere 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie  erkennt  nieht  nur  den  orga- 
nischen Zusammenban^y  die  gegenseitige  Abhängigkeit  nnd  Sich- 
Ergänzung  des  Tomemlieh  dureb  den  Staat  vertretenen  gemein- 
wirthsehaHtlichea  nnd  des  priTatwirlhscbaftlicben  Systems,  sie  sagt 
sich  ancb  mehr  nnd  mehr  von  der  optimistischen  Auf* 
fassnng  des  letzteren  im  Smtthianismns  los  nnd  erkennt 
die  grossen  Bedenken  des  Systems  der  freien  Concnrrenz. 
(G.  §.  121-^1^80  Sie  lernt  verstehen,  dass  die  Gestaltung  des 
privatwirthschaftliehen  Prodnctionss\  stems,  die  bestehende  Privat- 
eigentbnmsordnnng ,  besonders  das  private  Kapital-  nnd  Grund- 
eigenthnm,  dass  die  nnf  dieser  Basis  sich  vollziehende  Vertheilnng 
des  volkswtrthsehaftliehen  Productionsertrags  oder  Volkseinkommens 
mit  der  Okononiisehen  eine  entscheidende  sociale  Bedentong  haben 
und  dass  die  socialen  Machtverhältnisse  der  Klassen  und 
Individuen  der  modLinen  Krwerbsgesellschaft  dadurch  ihr  Gepräge 
erhalten  (G.  Abth.  II)  /ii^Heich  erkennt  die  iS'ationalökonomie 
den  Rintluss,  welchen  der  ^i'taat  direet  oder  indircet  aiil  die  Ver- 
theilung  des  Vol  k  se i nkom m  e  n  s  und  aiil  die  «ucialen  Maelil- 
verbältDisse  einerseits  durch  die  Art  seiner  Tbätigkcit,  also 
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doreh  die  Art  der.Verwendnng  seiner  Einkünfte  oder  darcb 
seine  Ausgab ewirtbsebaft,  anderseits  durch  die  Gestaltung 
seiner  Einnahmewirthscbaft  aasftbt.  Der  Staatsbesitz  (nnd 
äbnlicb  der  Commnnalbesitz)  Ton  saeblieben  Prodnctionsmitteln, 
Kapitalien,  Grandstfleken,  als  Grundlage  der  priTatwirtbeebafdicben 
Erwerbszweige  (älteres  und  neueres  Domaninm)  und  Tieler  GebObrfU- 
anstalteii  (Verkehrswesen),  hat  als  öffentliches  oder  Gemeineigen- 
(bum  (0.  §.  254)  auf  die  ganze  Organisation  der  Volkswirthechalt, 
daher  weiter  aul  ilie  Prodiiction  und  Vertheil uiig  des  Volksein- 
koinniens  und  VerniögenK  erheblichen  Einflufs.  Miid  die  Art  der 
Bestenerun«:.  der  >onielim.sten  nindcnien  F.imiahniequellc,  (Steuer- 
gattunsren,  hteuerliish,  »^tcuerlorni,  KrlielniDgsüysiem  u.  s.w.),  endlieh 
tlas  ölfentliche  Creditsystem  fStaatsschuIdenweseiij  sind  in 
ihrem  Eii^fiiisH  aut  die  winbisctialtliel  cn  und  socialen  Verhältnisse 
gleichtalls  immer  mehr  erkannt  \v(«nlcn. 

Es  entwickelt  sicli  ans  dics?er  Eikenntniss  nun  eine  do]>]irlte 
Forderung  l'Ur  die  Finauzwirtbschaft,  mithin  auch  für  die  Eluanz- 
wissensehatt: 

Zunächst  die,  die  Ausgaben,  den  Staatsbesitz  nnd  das 
Beäteuerungs-  und  Credits^stem  so  einzurichten,  dass  gewisse 
daraus  bisher  hervorgehende  ökonomisebe  und  sociale 
Uebelstände  nirtc^liehst  abgestellt  werden. 

Sodnnn  die  weitere  Forderung:  dass  aueb  solche  Uebel- 
stände, welche  unabliängig  von  der  bisherigen  positiven  Staat??- 
tbätigkeit  und  rom  Einnabmesystem  der  Finanzwirthschaft  sind, 
dureb  eine  zwecke  ntspre  eben  de  Socialpolitik  und  eTentnell 
mit  Aufwendung  von  Finanzmitteln  gehoben  werden.  Daraus 
folgt  dann  ftlr  die  Finanzen  eine  Aenderung  nnd  im  All- 
gemeinen eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs,  um  mehr 
und  andere  Staatstbätigkeiten  zu  ermöglieben,  eine  Erweiterung 
des  Staatsbesitzes,  um  Renteneinkommen  und  Gewerbsgewinn 
den  Priratwirthscbaften  zu  entziehen  und  auf  den  Staat  (Shnlicb 
auf  die  Communen  u.  s.  w.)  zu  übertragen  (Staatseisenbabnwesen, 
Versiebcmngswesen  y  Bankwesen,  neue  Regalisirungen ,  Tabak- 
monopol, —  städtische  Anstalten  f.  Gas,  Wasser,  Verkehr  u.  s.  w.). 
Neben  den  rein  finanziellen  Gesichtspunet  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs  tritt  ferner  der  Gesichtspunet  einer  „socialen 
Steuerpolitik'*  zu  dem  ausgesprocheuen  oder  nicht  izcscheutcn 
Zwecke,  eine  iindere  Vertheiluiig  des  Volkseinkuriimens 
als  die  im  System  der  freien  Concarrenz  auf  der  Basis  der  heutigen 


Digitized  by  Google 


48  Einleitung.  4.  A.  EntvicUnnf  der  FinanzviaienMiiaft  n.  TJtentar.  §.  27,  28. 

Eigenthnms-  and  Erwerbsordnaiig  sich  volkiebende  mit  Hilft  des 
Beste nermigssy Steins herbeisnilihreii.  Esistdiemodeme|,sociale 
Frage"  in  der  Wissenschaft  und  im  flifentiiehen  Leben,  welche 
hier  umgestaltend  auch  auf  die  Finanzwtssenscbaft  einzuwirken 
beginnt  und  eben  deren  „sociale  Phase"  einleitet. 

Die  nShcre  Bcerrflndonf  für  das  Gesagte  sacht  ▼iedenm  mefne  „Grandlegung** 

/u  geben.  S.  1.  A!>^Ii.  Ka]!  *!,  1,  iin  2.  Kap.  die  §.  7<»— Sl  u.  §,  109  e.  nebät 
Abth.  II.  Aus  der  Finau2lit<:ia(ur  bes.  v.  Srhecl.  progress.  Hestetnrung.  Tab.  Zt<rh. 
1^*5  u.  ders,,  ErbschaflBSteoer,  Hildebr.  Jahrb.  Ib75.  Jetzt  auch  mein  B.  II  der 
Fiu.wi>i^  Einzelne  ähnticho  Gcsiebtspanctc,  aber  dabei  m.  E.  noch  nicllt  die  ausrei« 
chende  Zurilclfiihrung:  der  SpcciälfraErcn  (Stftierart  n  Pnrni.  Steuerfnss.  proportionaler, 
progressiver,  Erbscliafis-,  Börsensteucr  w.  s  w.)  ani  Mas  hüliere  ..sociale  Kinau/.princip", 
nach  dem  gegenwärtig  solche  Fragen  zu  entsrhcidcii  sind,  bei  Neamann,  Schmol* 
ler,  L.  Stein  (I,  414)  u,  A.  m.  S.  Fin.  II,  bes.  d.  Absch.  nbf^r  gerechte  Steuer- 
Tcrtheilaug  S.  2S2  If.,  u.  die  Citato  S.  2S2,  283.  Am  Meisten  hat  aacU  hier  Scbäffle 
in  selaer  ,,8tea«rpolitili"  (Tab.  ISSO)  aicb  mit  auf  den  Boden  dieser  socialen  Anf- 
fassoDg  gostelU. 

V.  —  %.  28.  Die  Finauzwissenschaft  ist  unter  diesen  Einflüssen 
gegenwIrUg  in  einer  fthnlichen  Krists  begriffen  wie  die  ganze 
Politische  Oekonomie.  Es  ist  nieht  zu  erwarten,  dass  die  grossen 
Probleme,  welche  hier  rorliegen,  yon  der  Theorie  bereits  vollständig 
bewältigt  sind.  Vieles  ist,  wie  im  praotiBchen  Leben,  noch  nnab- 
geklärt.  Aber  das  Ziel  m()chte  bereits  feststehen:  Die  Finanz- 
Wissenschaft  muss  der  neuen  organischen  Auffassung  des 
Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben  der  Staats- 
und der  Selbstverwaltung  und  dem  social-poHtischen 
neben  dem  fiscalisehen  Gesiehtspunct  im  ganzen  Finanzwesen, 
in  den  1  rap;en  des  Besitzes  von  (iffcntlichem  Eigenthum, 
im  Steuerwesen,  im  Cretlitwescn  und  in  der  Ausgabe- 
wirthsehaft  jjerecht  werden.  Damit  schreitet  sie  weit  Ul)er  die 
Kntw'ioklung  hinaus,  welche  die  ältere  deutsche  Fiiiun/^wissensehaft, 
auch  bei  Hau,  erreicht  hat. 

Einigkeit  Uber  dieses  Ziel  herrscht  freilich  auch  in  der 
deutschen  Wissenschaft  nocli  nicht,  so  wem'g  als  in  der  politisehen 
Praxis.  Wird  der  erste  Theil  der  Aufgabe,  die  Finan/lchrc  der 
neueren  Auffassung  des  Staats  und  der  Staats-  und  Selbstverwaltung 
anzupassen,  aucli  immer  mehr  zugestanden  und  hat  derselbe  in 
L,  Stein' 8  Finanzwissenscliaft  bereits  eine  in  vieler  Beziehung 
vorzügliche  Lösung  gefunden,  so  wird  der  zweite  Theil  der  Auf- 
gabe, die  zugleich  social-pol itische  Auffassung  des  Finanz- 
wesens, noch  um  so  mehr  beanstandet,  vielfach  noch  nicht  einmal 
verstanden. 

Vgl.  z.  K.  die  Ai-ijssernngi^n  Sötbccr's  iu  lU'trcfi"  einer  Stolle  über  das  sooial- 
poliiiäche  JStouerprimip  iu  lueiuer  Vorrede  /.iiui  1.  Ikndu  des  I^hrbuchs  (S.  VI.)  iu 
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dem  Aufsätze  ubvr  U.  (ye!»ainiiiteiDkomiueD  in  i'rcu^iscii  im  ..  Arbeitertruuuil'  Jsl.» 
(XIS.),  2Sh.  Di»  8chätzen5W<^rthcD  Vergleiche  des  preuüü.  u.  englischen  Volkäeinkoio- 
mcn"^        seiner  Vertheilung.  Wflcli«'  SAf»»,-,  r  hier  Itowi-isen  m.  E.  schon  die 

'i'eoti^  steigender  Ungleichheit  du»  Luii>ouiuienä.  die  ich  heUmpfen  möchte.  Uad 
Sötb^er's  fniliere  Arbeit  über  die  Wirkungen  des  StaatsschnldenvewnB  Irt  selbst  ein 
Rclpg-  fQr  dit>  XothwendiekiMf  1;^  -locialpolifi^rhe  Seih-  der  Finnnzmassrepoln  mit 
20  beadcten.  Bei  fremden  N|it.<>kouaiDeo,  z.  B.  bei  Leroy-fieanlicu  in  seinem  fiel* 
fach  Tonttflichen  Roaazirei^,  mnngek  eine  solche  sodtle  Ajtf&ssaDg  noch  ganz,  so 
bei  der  Betrachtung  des  Steaerfusses.  d<  r  Erbscliafls^>teut"r.  —  Anf  din  inanclu  rici 
Angriffe,  welche  diiesci  AofluiHUig  der  Fiiuuisua  und  der  Finauzwiiseoüchalt  mir  zu- 
gez4>{en  hat,  lohni  es  sieh  mir  nicht,  an  dieser  Stelle  einzugehen.  Sachlich  waren  «ie 
selten  genv^.  dit'  grosse  liberale  Tagespreise  ist,  wie  immer,  in  solchen  Dingen  dorch- 
auB  in.dor  Arripr^arde,  wie  es  Lassa  He  von  ihr  90  richtig  sagte,  fdvQbnlich  iiq| 
».mehr,  je  mehr  sie  toü  ^^'ort^chriu  '  redet 

In  der  Finaaiwinenschaft  selbst  kann  die  auf  jenes 
(MSKUglicbe  CoDtreverse  auch  ntebt  aasgefochten  werden  ^  denn  sie 
gehört  bierber  nur  nach  ihren  finanztechDiscben  Consequenzen. 
Völlig  zn  erledigen  ist  sie  allein  in  der  Allgemeinen  Volkswirtb* 
8eliail8lelire^''8peciell  in  der  „6nindlegiing<<,  aaf  welche  daflUr  hier 
zu  verweisen  ist»  Dieses  Werk  stellt  sieh  eher  mmmehr  anf  diesem 
soeialpolitisehen  Standpnnet  nnd  wird  rersnehen,  ihn  aneh 
in  :d^.  Flnanztheoiie  ZOT  Geltung  za  bringen. 

Außerhalb  der  dentsehen  Wissensehaft-ist,  abgesehein 
yon  einselnen  Anzeiefien  in  der. italienischen,  von  der  dentsehe^ 
liternlnr  heelnflossteir  FinsnzwiBflensehafty  von  dieser  nenestea 
Shitwieklnngsphas«  der  Finanzlehre  eelbst  noch  weniger  zn  spttr^n^ 
M  Van  der  Umgestaltung,  welche  der  gesannnteh  Polltisoheif 
Qekönömie  bei  nns  neuerdings  zu  geben  gesnebt  wird..  Von  ui|9ereD) 
Standpnnete  aus  erseheitat  dies  als  ein  Mangel,  welcher  sich  aas 
der  ungenügenden  Auffassung  des  Staats  und  aus  dem  falschen 
HUngenMeiben  in  den  Schablonen  des  Smithianismns  erklärt. ' 

Die  Weiterentwic'kliuig  wird  gewiss  bei  uu.'^  wie  im 
Anslande  wescullich  mit  von  der  Entwicklung  der  «ffent- 
licbcu  Dinge  im  prac tischen  Leben  abhängen.  In  diesev 
Hinsicht  niii««  das  Znrfi(;kgchen  auf  nationale  Wirthschafts- 
politik  und  der  outscliiedeue  Fortseliritt  /u  einer  positiven 
Staa  f  «w  irthschaft^  und  Socialpolilik  —  nach  Hodbertus' 
richti^M'in  l'i  ni;rannii\VMi f :  Die  Volkswirthschaft  muss  mebr  Stnnts 
wirth8chalt  werden  —  od*  i  m  a.  W.  die  Hinwendung  7nni  ..Staats 
so c  i a  !  isni us"  nüd  die  finanzielle  Vorüussot/ung  dallir,  eine 
„sociale  Finanzpolitik"  von  grossem  Kiiilliisse  auch  auf  die 
Finaozwifisenscbatt  werden.  Eine  solche  Politik  erscbeint  mir 
ebenso  berechtigt,  als  unausbleiblich^  wenn  die  grössten  inneren 
Katastrophen  vermieden  werden  sollen.    Es  ist  hoch  erireaUch» 

Wkgaor,  FiuBswitMBieliAft,  L  3.  Axt.  4 
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(lass  das  juuge  Deutsche  Reich  hier  mit  gewohnter  prenssiscber 
Energie  den  nenen  Weg  betritt,  sich  selbst  zum  Ruhme,  allen 
anderen  Ciiltm Staaten  zur  Nachahmung.  Die  bisher  in  der  Theorie 
noch  so  vieilacU  angefochtene ,  in  der  politischen  Praxis  als  uner- 
hört geltende  „sociale  Steuerpolitik",  welche  in  diesem  Werke  in 
dieser  Weise  zuerst  vertreten  wurde,  hat  in  den  Motiven  stur  ersten 
Unfallversieheruncrft-Vorlapro  im  Deutschen  Reichstage  nnd  noch 
allgemeiner  und  |n  in»  ijiielh'r  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  Tom 
17.  Nov.  1881  im  i)rä<  hti^ren  L.ijiidarstyl  ihren  Ansdrnck  tind  ihre 
Anerkennung  gefunden.  Ein  solcher  Vorgan^^  in  der  IVaxis  wird 
von  der  Theorie  auf  die  Dauer  nicht  ignorirt  werden  können  und 
zur  vollen  Herrschaft  der  „socialen  Phase"  in  der  FioanswiMieD- 
Schaft  der  Ckgenwart  das  fieiae  Imtragea. 

Ich  habe  hierauf  ichmi  in  meiner  Abh.  directe  Stenern  in  Schdnberg':!  ÜMd* 
U,  170  bins^eviescn  und  wiederhole  es  hier  absichtlich  auch  ifejrentlber  noocr- 
Ifcber  Polemik  »fcgron  diese  AuflasbUtiK.  Vgl.  aus  diiji  geu.  Motiven  der  Uufallversicb.- 
vorlagc  n.  A.  dio  (olas.  Sätze:  „dasa  der  Staat  tdcb  in  höherem  Maai»c  als  bisher  aei- 
Aer  hilf^bedilrftigen  Mity:Heder  annehme,  ist  nicht  blot^  eine  PlUcbt  der  Humanität 
0.  des  Cbristenthomä,  roa  welcher  die  ^»taatlicbcn  Einnchtuogen  darchdrun^cn  sein 
•ollen,  sondern  aach  eine  Aufgabe  staatserhaltcndcr  Politik,  weiche  das  Ziel 
ZQ  rerfolgeo  hat,  aach  in  den  bestitsloaen  KU«scn  der  Bcf^lkcning.  welche  irh 
die  zahlreichittea  u.  am  wenigsten  unterrichteten  aind.  die  Annchauung  zu  i>iiogcD, 
dos  derStut  niebt  bloi»  «ine  noihwendige,  londeni  aneli  «tue  vobltliitlfre  Anstalt 

•ei."   Das  Redonkcn,  da^s  in  die  Gesetzecbmig,  wenn  »ic  dieses  Ziel  verfolge, 

ein  socialiatisches  Element  eingeführt  werde,  darf  ?on  der  Betretong  diese» 
Wefea  nlebt  »bbslten.  Soweit  die«  wlritUcb  der  FUl  ikt,  baadelt  «■  deh  »lobt 
um  etwas  ganz  Neues,  sondern  um  eine  Weiterentwicklung  der  aus  der  chriNtlichen 
Gesittung  erwachsenen  modcmen  Staatdidee.  nach  welcher  dem  Staat  neben  der  de- 
fensiren,  auf  den  Sohats  beatebender  Rechte  abzielenden,  auch  dkl  Aufgabe 
obliegt,  durch  zweckmässige  Einrichtungen  und  durch  Verwendung  der  so  sei- 
ner Verftiguujf  stehenden  Mittel  der  Gcsammthoit  das  Wohlergebon  aller 
seiner  Mitglieder  und  namentlich  der  schwachen  und  hilfsbedtlrftigen  positiv  zu 
fördern.  ...  Auch  die  ße!>orgiii$>,  dass  die  Geaetzirebnag  auf  diesem  Gebiete  naif- 
hafte  Erfo]pe  nicht  crr^i-h  ri  werde,  ohne  die  Mittel  des  Reichs  und  der 
Einzeiütaäten  iu  erliebiichem  Maasse  in  Anspruch  zu  nehmen,  darf  von 
dir  Batwtiing  doi  Weges  nicht  abhalten.  Denn  der  Werth  von  Maaasnahmen, 
Welchen  es  sich  um  die  Zukunft  des  gesellschaftlichen  nnd  staatlichen  Bestands  han- 
delt, darf  nicht  an  den  Geld  opfern,  welche  sie  rielleicht  erfordern,  gemeiMen  wer- 
don.^  —  ö.  ibnlidi  toi  •Ufttneiner  Boob  io  der  Kain.  BotMbnft  v.  lY.  Ifor.  1S61  dlo 
Rcric  von  Plänen  ,,7ur  jM-iitivr-n  FMri-)erunir  des  W'  ihls  d^r  Arhcit^r".  namentlich  von 
Gewährung  „grOäi»erer  Sicherheit  u.  Ergiebigkeit  des  Bei^taudü,  auf  den  die  UUfsbe- 
dttiAifea  Ansprach  baben**,  i.  tob  ^boM  Umm  üMtMaher  Fmvrgb,  •!• 

ihnen  (specicll  den  Arbeitsinraliden)  bisher  hat  zu  Theil  worden  können."  Dass  hier- 
fllr  „ohne  die  Aufwendung  erheblicher  Mittel  *  nichts  zu  errttobeo  »ei,  vofbeblt  «ick 
dio  B«(^obalt  fticht  Etiistwwlei  foa  «toem  gros»»  Tbiil  d«r  »tlBBiitlifh«!  tfebaiiff** 
abgelehnte,  rerspüttcte,  aber  im  Zusammenhang  der  Social-  n.  Finanzpolitik  betrachtet 
durcbau»  der  Erörterung  wenhe  Ideen  n  Pllne,  grosse  Erwerbsquellen  der 
Priratwirthschaft  dieser  zu  entziehen  und  nach  einem  neuen  „Bega- 
lisirungsprincip**  dem  Staate,  zva  Zweck  speciellcr  Leistungen  ft^r 
die  unteren  Classen.  zu  übertrasrcn.  solche  Ideen  u.  PlRne  mRchten  in  nicht 
AlUufemer  Zeit  zu  den  retrelmä^^igeo  Olnecten  zahlen,  welche  diu  t  iuHuzwis^vschafl 
ia  d«r  tjodalep  Phase"  der  Finanzpolitik  n  behandeln  haben  wird,  —  wie  z.  B.  die 
CoAstttoiniif  eivM  Reicht- TnbftksaonopoU  als  „PntriMioa  der  Sateib««»** 
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zum  HiliaiuhU«}  lui  Ai  beiterveisicberung&vesea,  nach  einer  äpeciellen  Idee  des  Fttrstcn 
BSsMarck  (uicht.  wie  Öfters  gesagt  warde,  des  Verf.  dieses  Weiis,  der  nur  ähnli^ 
Ideen,  z.  B.  hinsichtlich  der  Verwendunii^  der  S&lzsien  r  schon  früher  Inrndf^eg-obcn 
(s.  Flu.  Ii.  S.  4U1J  oad  iene  Bisinarck'acbe  Idee  zaeri>t  mit  im  Publicam  rerbreitet 
hMty,  IM«  UoH  »tftiäm  Kritik  ud  die  Alrtiai|iAi&f  tolcbcr  Idaai  nie  dadn  SMilaf* 
?s-oit  dl  s  T3jr<.  Tio  ■^ic  atich  vr»u  MSnnern  der  Wissciiscbift  erfolgt  ist.  wollen  wenig 
betMgeu  gtigt>iiUb«r  einer  uurerienubaren  Tendenz  der  Praxis,  eben  derartigt  Pro* 
blestt  d«T  Sftctal-  «.  Finanspolitilc  s«t  Lftavnf  i«  ttelies.  RIc  BbodiM, 
hic  salta,  —  das  wird  Hir  die  Finanzwissenschaft  in  dieser  neunten  Eutwii  Uun^sphase 
des  politisdien,  socialen,  wirthschaftiichra  Lebens  o.  in  der  eben  dadurch  bodingtea 
Pluue  der  finanzvissenscliaft  adchen  PioMomen  r^egentiber  geben. 

VI.  —  §.  30.  Zar  Bibliographie  der  Finauzwissen- 
Schaft  Im  Vorausgehenden  iat  nnr  in  grossen  Zügen  ein  Bild 
der  Entwicklong  der  Finanz  Wissenschaft  entworfen  worden.  Ee 
kann  nicht  die  Aufgabe  eines  Lehrbuchs,  wie  dee  gegenwärtigen, 
sein,  eine  förmliche  Literatnrgesohiehte,  welohe  sich  ein- 
gebend mit  den  Werken  der  einzelnen^  wenn  aneh  nur  der  wicb^ 
tigeren  Aitorea  bescbUtigti  zn  geben.  Ebenso  wenig  ▼ermag 
ein  solehes  Werk  eine  vollst &ndige  Bibliographie  des  Fachs 
s«  lieftm.  Entspteebend  dem  Voi^nger  dieees  Werks,  den 
Ran' sehen  Lebrbnche,  soll  indessen  aueb  hier,  un  Ansehlnss  an 
oWge  Skiaie  der  Geschichte  der  Finanswissensebally  ein  Beitrag 
snr  Bibliographie  derDiscipliDy  insbesondere  binsichtlicb  der  neneren 
und  nenesten,  namentlicb  dentseben  Literatur,  seinen  Fkitz  fladea; 

Die  folgende  Uebeisicht  Uber  die  Finansliterator  beschränkt 
sieh  im  WesentKeben  anf  die  Schriften  systematiseher  nnd  all- 
gemeiner Art,  einschliesslich  einselner  monographischer  Arbeiten 
Ton  Bedentang  fUr  die  prineipieUe  Anffassnng  des  Finanzwesens^ 
femer  auf  die  Werke  Uber  Finanzgeschichte,  Finanzstatistili 
inid  über  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  Die  .Special- 
literatur Uber  die  eiüzeincn  Hauptgebiete  des  Fiüaiizwebeii.s  (Steuer- 
wesen, Staatsciedit  u.  s.  w.)  findet  sich  in  den  späteren  Abscimitten 
angefUbrL 

L  Allgoineine  bibliographische  Hilfbuiittel  der  (neueren)  Finanzlitcrator 
sind:  Mal  den  er,  bibl,  geocr.  stat  et  eecen.  poi.  ^Ciött.);  dess.  (jetzt  eingestellte) 
stuiiviaeaHcb.  Bttdiasc1iaa  ui  des  frtthefen  Jahrgängen  der  Tth,  SStochr.  für  Staats- 

wiasenscli.  Ferner:  0.  Mühlbrecht's  (auch  die  fremde  Literatur  Tolist&ndig  futr 
fassende)  üobcrsicht  der  rechts-  u.  slaatsviss.  Liter.,  Herl,  seit  1868  jährlich.  —  AiJ*t'*er- 
dem  darfen  drei  gedruckt  roiliegende  Bibiiothekskataloge  hier  günannt  wt^nicn, 
deij.  der  Hamburger  Commerzbibliothek  (Hamb.  1SÖ4,  mit  spätereti  Nachträgen) 
0.  dcrj.  der  Bibliothek  de.s  K.  Statist.  Bureaus  in  Berlin  «I.Abth.  1^74.  2.  ]i579), 
wozu  jetzt  noch  (lbb2j  derj.  dvsr  Bibliuth.  des  Deutschen  Keichstagä  getreten  isU 
Die  nrei  erstgenannten  Bibliotheken  sind  wuhl  die  reichsten  Specialbibliothelten  dflf 
Staatswiasenschaften  (im  weitesten  Sinne)  in  Deutschland,  reich  ks.  auch  an  aus- 
ländischer Literatur,  die  Berliner  freilich  Ittckenliaft  in  Bezug  anf  ältere  Werke. 
Di*  BeidulafsbibUothek  beginnt  sich  ibneo  vftidig  >iHiMci>lie<Mii  and  tt|Mrl;riCt  ito 
bendls  in  ^meinen  Zweigen,  alleidlngs  nidit  in  da  flnanzlitentnr,  ^  Für  die 
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uciieste  in-  o.  aoslAnd.  Liter,  s  auch  «icu  reichhaltigen  Lagerkatalog  No.  30  (lii^2) 
i^i  Bucbb.  f.  Bechli-  B.  SttUMSvbseiMicli.  Pottkammer  a.  Mtthlbrccht  in  Berlin. 
Das  -speciell  die  prcass.  Fiiiaiizliteratur  betreliende  Werk  von  Klctke,  Liter,  über 
das  FinanzvresoA  des  preass.  Staats.  8.  Aufl.,  Berlin  ISTO.  liefert  zugleich  vielfach 
ein  allgcmeiDes  UUfo^pliisches  Hilfsmittel  für  die  Fioanzlitenitur.  Eine  kürzere 
Bibliographie,  systematisch  gegliedert,  enthält  Cossa's  elementi  d  scienza  d.  fiflu 
Mil.  it.  ed.  i8S2,  deotsch  r.  Ebeberg,  Erlangen  li»82,  (hier  a.  A.  mehriaciie 
Angtben  ttber  spaa.,  niM  .  pofai.,  scnikllaMr.,  hoilAiid.,  ang»r.  u.  s.  w.  Fiiiansverfce)^ 
Die  foUondc  Ucberäiclit  besclirnnkt  sich  im  \Ve5ontItcheii  flU  di«  frenMle  LitNator 
auf  Angaben  aber  franzDs.,  englische  a.  italieo.  Werke. 

IL  Einzelne  Werlte  (die  iltere  LitenCor  s.  Th.  nach  BaaX. 

1.  Ans  di  r  fr«  iiif]i  a  Literatur  tiber  Polit.  Ockonomic  im  Allgemeinen. 
Ad.  Sjmith,  wcalth  of  nations,  b.  V.  s.  o.  S«  4L  —  Ricardo,  principles  «f 

poliL  eooD.,  8.  S.  44.  —  M'Calloch,  cbcndas.  —  J.  St  Mill.  princ.  of  poL  eeooM 
B.  V.,  deutsch  r.  Sötbeer,  2.  Aufl.  in  1.  B.,  Hamb.  IS64.  S.  590  ff.  (8.  Aufl.  1870). 

.T.  B.  S.ay,  trait6  d'ccon.  poL  a.  o.  S.  43.  —  Simosde  de  Sisnoiidit  noot. 
yiiüc.  tlV  i  uu.  pol.,  cbondas. 

2.  Deutsche  Werke  über  Finanzwis^eiisehaft  im  Aascliliias  an  die  Werlte 
ftber  Polit.  Oekonomie  im  Allgemeinen. 

Krug,  Abriss  d.  Suatsökonomie,  S.  116  bis  Ende.  —  Karl,  Handb  d.  Suats- 
«riTtbscb.  v.  Finanz.  2.  Abtb.  1SIL  —  Graf  J.  ?.  Soden.  KationalALonomie.  VI.  B. 
1811  (hat  .i'iMi  ']<:n  besonderen  Titel:  Sta.^rsfinanzwissenschaftV  —  Fulda  tf  1847\ 
Gruudjiiiue  der  OLunomiscb-politischcn  oder  K«meralwis<^nscbaltcn,  2.  A.  1810.  $.  2hb 
Bade.  Sebaalz,  Staat!tvfn1»eliafblehre.  IL  152  bis  Ende.  —  Lötz,  Haad^ 
buch  der  Staatswirtti  chaftslehre.  III  B.  —  Pölitz,  Die  Staa(swisseii>cli.ifttfD.  U,  263 
bis  Endo  (2.  Ausg.  Jb27).  —  Krause,  Katioual-  und  btaatdökonomie,  II,  218(1850). 
^Sehiffle.  d.  iresetbcb.  878t  d.  neusefaL  Winbscb.  Tüb.  1867,  2.  Aull.  %  176 
bis  179,  198—220  (bes.  naiionalök.  Analyse  d.  Staats).  Si.  i'74— 2S4  (Abriss  d.  Finanz- 
vissenach.).  —  \\  irth,  M.  (iruudz.  d.  Natioualök..  B..  4.  Aufl..  Cöln  1882,  S.  S28— 506. 

6.  Selbständige  Behandlungen  der  gcsammtcn  Finanzwitsenechaft 
(STltejnai.  Werke). 

a.  Deutsi  lic  Werke:  Stockar  v.  Ncuforn  (:  l^'lTi.  ilandl».  der  Finunr- 
wissonscliaft,  lioihenbiirg  a.  d.  T.  1807.  II.  B.  —  r.  Jacub.  Die  Staatstiuauzaissotischafi. 
Halle.  Ibi.l,  IL  2.  Ausg.  von  Eiselcn,  J837.  —  Bohr.  Die  Lehre  ton  der  Winh» 
scluiii  dos  Staates  \.i-]]ri\g,  1*»22.  —  Fulda.  Ilandb.  der  Fiii.Tnzwisscnscbaff. 
Tab.  1826.  —  *.  Mal  diu»  (f  1840),  (ehem.  wcslfihL  u.  wdncuib.  linanzmiai^tcrL 
Handbuch  der  FinaiizwisM.'nscIiaft  und  Finanzrervsltvog;  Snttf,  1%H0.  II.  {.»och  heote 
wcrthvoll  l>es.  für  die  prai  t.  SL-iteii.  Verwaltung  u.  s.  w.)  —  8rhön,  Die  ürundsätzu 
der  Finanz,  eine  kritische  Entwicklung.  Broalao  18^2.  (Nur  einzelne  Abhandlüntcen.) 
—  Barth,  VefiesuDgen  ober  Ffnanzwinenecbaft.  Aogsb.  1843.  —  Or.  Caacria, 
(•5-  184<  ),  Die  Oekononiie  der  mon-irMirlien  Gest  Il>eli:ift  i:iid  das  Finanzwesen.  Sttitt- 
crart  IHib.  —  Magnus  UrafMoltke.  Ueber  die  Einnabmequelien  des  Staats. 
Hamburg  1846.  —  Ümpfenbteb.  Lehtboch  der  FUmotvlMensebarc  II.  B.  Erlangen 
Iböy.  1860,  (mehr  nur  (Miindri^>\  —  Stein.  Lehrbuch  der  Finnii/wi>-'ii*<'baft. 
Leipzig  1860,  4.  Aufl.  jetzt  in  2  B.  1878  —  Huhn,  Finanzwiss.,  Lpz.  1865.  > 
K.  Jl  Sergius,  Orandsitze  der  Finanzwiss.  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preus«. 
Staat  Berlin  1865.  2.  Aufl.  1871.  —  E.  Pfeiffer,  die  StaatseinuHlimen.  (iwchichte. 
Kritik  und  Stutistik  dcrsciben.  Stuttg.  I8R6.  IL  B.:  df>ri.  vergleich.  Zn«?:immi  nstcll. 
d.  europ.  Staatsaus jr.,  1S65.  2.  A.  1878.  —  Bischof.  Katccbiümus  d.  Finanzwiss., 
LpZk  J*70.  A.  is^'O  urrossonth.  Auszug  aus  Stein'»  und  meinem  Fin.werk).  — 
Parth,  A,  B.  (1  d.  Fin.wi^s.  Gratz,  1H74.  —  Schmidt,  Repctit.  d.  Syst.  d.  allc  rn 
Fin.rochts  u.  d.  Fin.wisseuscb. ,  Lpz.  1860.  —  r.  Hock.  Olf.  Abgaben  und  Schulden. 
StiNtg.  t868  (nabezit  eine  vellstlnd.  Rn.wisseniichaft  in  prignanter  KOrze.  über  Finanz«/ 
technisches  mit  das  BesteV  --  '1  S  r  h  r.  n  Ii  e  r  e ,  H.indtitn  Ii  d<  r  polit  OckonpTnie. 
Ttib.  1^82,  B.  IL  1—464,  10  grO:»sere  monograph  Abhandlungen:  r.  Geffcfcon  ub. 
Wesen.- Anfgabe,  Gescbfebte  d;  PIr.iHm.'  n.  «b.  Staatsausgatwa.  r.  v.  Hebeel  IlH. 
Erworbseinkünftc.  v.  Sehall  nh.  neb  ilireii .  üb.  .Atifwandsteuern .  nl>  Verk.  tir-  u.' 
Ert»scb.steuer,  r.  Helferich  ub.  allgem.  SteQ.lebre.  t.  Blecke  ttb.  Zölle  u.  Mucker- 
aMiam,-*.  A.  Wagner  Ob.  dinete  Sievern  n.  ob.  Oidn.  d.  na.irMiaeb.  teb«c 
OObnllv  CfBdit'   
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b.  Fremde  Literatur.  J.  Gurnier,  traitd  de  finances,  3.  cd.  Par.  18T2.  — 
Leroy-BeaoIicQ,  trai(6  de  )a  science  du  fin.  2  voL,  Par.  1877,  2.  cd,  1810  (sehr 
reichhaltig-  n.  eingrchend  in  Betr.  d.  französ.  Finanzen).  —  Gandillot,  prii)c.  do  la 
sc  d.  6n.  Fat.  ib74.  —  De  Luca,  scienza  d.  tin.  Map.  1S5S.  —  Marescotti,  le 
flMuiae,  BoL  1867.  —  Zepp»,  h  sc  finuic.  Vir.  1870.  —  OioT*nelll«  deU»  sc. 
finanz.  vol.  T.  Roma  1877.  —  Morpnrgo,  !a  finanza,  Fir.  1877.  —  L.  Gossa,  primi 
eicmenti  di  sc.  d.  fin.  3.  ed.  Mil.  1882  (hier  Werke  in  and.  fremd.  Spracbea  S.  176), 
«tootteb  v*  d.  T.  Grandriss  d.  FiD.wtasenseli.,  IM  bearh.  r.  Elieberf ,  Eri.  1982  (als 
Gcondriss  auch  di<?8  Buch  Co:^sa's  gleich  seinen  anderen  sehr  brauchbar). 

4.  Monographische  tbcoret.  Behandlaugen  von  Uaaptgobieten  der 
PijiftiixviMenacb*ft  nebst  einigen  grundlegeiiden  Arbeiten  Uber  einzelne  Pnaete. 
(Weiteres  in  den  splleven  Abschnitten  bei  den  Speciallcbren). 

n.  0 r d n Tin s:  (I e r  Fi n a n z w i r t h 8 c h a f 1 0.  d gl. :  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen. 
Ueidelb.  1$55.  —  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Osten.  Staat&baubhaltd ,  Wien  1863,  Ab- 
»cbn.  I,  S.  1— 6!t.  (Obeftte  Gmndatze  d.  Finanzwiss.  t  d.  Ordnung  d.  Staatabens- 
faaltcs.);  ders..  Art.  Sfaatfehausbalt  in  Kentzsrh*  Handwfirtorbnch  der  Volkswirtb- 
schaftülebro  (1S6()).  ders.  a.  a.  0.  in  Schön  borg 's  Uandb.  II,  413—433.  — 
Laspeyros,  Art  StuiftiriTthseb,.  Sttttsir.biieh,  B.  10.  —  Scbiffle,  z.  Theorie  der 
Deckung  des  Staati>bedarrs .  Tab.  Ztschr.  1SS3  (B.  39).  —  Knies,  tinanzpolit.  £r- 
örtcrunnren,  Ileidelb.  1871  (Proroctoratsprogr.  allgemeineren  Inhalts)  —  Vgl.  auch  die 
$taatärechtl.  Liter.,  bes.  Uber  Budgetrecht,  soGneist,  Gesotz  u.  Budget,  Berl.  1S79). 

b.  Beste aernng.  S.  die  umfassendere  Bibliographie  in  B.  II.  S.  139  — 150. 
L'.  A.  Marhard.  Theor.  h.  PoHt.  d  Bcsteuer. .  Oött.  \^M.  —  T  G  Hoffmann, 
Lehre  v.  d.  Steuern,  hcü.  1840.  —  G.  Schmollcr,  Lehre  vom  Liukoinmen  in  ihrem 
Zusammenhange  mit  den  GruD'lprincipien  d.  Steacriehre,  TOb.  Zisch.  1863,  XIX,  I.  » 
Proudhon.  theorie  de  riminM,  Brüx.  1861  u.  spiter.  —  Eisenhart,  Kunst  d. 
Bestcuer.,  BerL  1868.  —  Maurus,  mod.  Besteucr.,  Heid.  1S70.  —  A.  Held,  Ein- 
komnenstener,  Bonn  1S72.  —  Henscbiing,  Timpöt  sur  le  rereno,  Par.  et  Brsx.  1973. 
-  Gufncht'  n  nbcr  Pcrsonalbestencnina:  von  Nasse,  Held,  Gonscl,  Graf  v.  Wintzin- 
^crode  Q.  BöSäler,  Lpz.  I!!i73  (Scbrifien  des  Vereins  f.  Soc.  Pol  III.).  — 
Fr.  J.  Nenmeni).  progr^.  EinkemiDeoflleaer  fm  Staats-  und  CSemeindebanshnlte, 
Lpz.  1S74  (Schriften  d.  Ver.  u.  s.  w.  VIII.):  ders.  d  Steuer  nach  d.  Leistunfs- 
fähigkeit.  in  Conrad's  Jahrb.  188Ü,  1881.  —  VerbandL  dieses  Vereins  über  Ein- 
kommensteuer, Lpz.  1875.  (Schriften  No.  XI).  15  IT.  —  r.  Scheel,  pro-^rci^s.  Bc> 
feteoer,  Tüb.  Ztsch.  1^75,  XXXI,  273:  ders  .  Erbschaftssteuer.  Hildebr.  Jahrb.  1S75, 
XXIV.  2^3;  dies.  Arbeit  selbständig  in  2.  Aufl.,  Jena  1877.  —  Schaf fle.  (inind- 
aaUe  d.  Steuerptilitik ,  Tiib.  1880.  —  Esqu.  de  Parioa,  traite  des  impöts,  4  voL 
2.  cd  I'ar  ]^t>r>.  1867.  —  Cliffe  Leslie«  finuc.  refoim,  Lond.  1871  («icb  deutsch 
reu  Brömel.  l^^T  ?  ) 

Ueber  Communaibestouernng  insbesondere:  Die  Communalsteuerfrage, 
10  Gutachten  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  (bee.  r.  E.  Ueier,  Nasse,  v.  Bcitzcnstein  n. 
A.  m.).  Heft  12  d.  Verschr.  1S77.  —  Verhandlungen  darüber  in  d.  Ver.vers.  z. 
Berlin  1877,  Helt  14  d.  Schriften,  Leipz.  Ib7>>.  —  Daraus  bes.  an^eearbcifet  das 
Keierat  von  A  Wajjuer,  d.  Communalsteuerfrage,  Leipz.  1878.  —  Ii.  Fiiedberg, 
d.  Besteuer.  d.  Gemeinden,  BerL  1878*  —  T.Bllinski«  d.  Gemeindcbesteoorong  u.  d. 
Reform,  I^ipz.  1S7>».  —  tineist,  d.  pieufls.  FlniAtnlbrai  durch  ßegalir.  d.  Gemeinde« 
stdoem,  Berl.  ISSl.  - 

c  OcffentliolierGredit.  Heben i u s,  dffeatf.Giedit, 2.  Aufl.,  I  B..  Karlsr.  1829. 
—  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Heid.  1855.  —  A.  Wagner,  Art.  Staatsschulden 
im  Sfaat>?wörterb. ,  X.  —  Sötbcer.  Betracht.  Uber  d.  Staatsschuidenwesen ,  Bcrl 
Viertcljahrschr.  f.  Volkswirthsch.  1S65,  2.  B.  —  E.  Nasse,  Steuern  und  Staatsanleihen. 
Tttbiug.  Zeilfichr.  196S.  XXIV.  —  O.Michaelis,  über  Staatsaideihe«  (aus  d.  rolksir. 
Virtelj-schr.!  in  d.  volkswirthsch.  ScbiiAen,  BerL  1873  II.  —  Biccn-änlerno,  teor. 
gener.  d.  pr^st.  publ.  Mil.  1879. 

Besondere  deutsche  Fachzeitschriften  f.  d.  FInuizvissenedinft  allein  bestellen 
nicht,  doch  finden  sich  manche  finanzwiss.  Specialarbeiten  in  äea  el^ttft.  liat.ftken. 
und  staatswiss.  Fachzeitschriften,  so  in  d.  Tab.  Ztschr.  f.  d.  ges.  Staatswiss. ,  in 
Hildebrand  -  Conrad's  Jahrbüchern  f.  Natök.  u.  Statist,  im  Jahrb.  f.  Ges.gcb.  u.  s.  w. 
d.  deutschen  Beiebs*  in  d.  Beri.  yieneljjchr.  f.  Vdkiiiriitbsch.    Am  d.  freindeh 
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Lit.  s.  bes.  du  Journal  des  Eoononilt«,  4m  ^ni».  of  llie  8MiiL  806.  te  IXMldoo« 
den  engl  Eounomist  m  A.  m. 

6.  Abri««  der  Pinanzlehre  in  Werken  der  ellfemeinen  Staats* 

wieicnschaft. 

Behr,  Syst.  d.  angew.  Staats!..  III.  34^.  (ISIO)  —  Craijr,  Grandzüge  d.  Polidk, 
III.  Bd.  deutsch  Lcipz.  ISli;.  —  f.  Aretin.  Staab.r,  d.  coiiütitut.  Monarchie«  fonges. 
durch  V.  Rotteck.  II,  2*)5.  (1%27.)  —  Webor,  üruodzUftc  d.  Politik,  2.  359.  (1827.) 

—  Eiselen,  HaiKlhiirli  dos  Systems  der  Srnnsvisbcnbchaficn ,  S.  291.  (182S.)  — 
Sciiui Jtilieuner,  bruiidri!>3  der  politischen  uad  Iii^>ton:ichell  WisacnscLaftcn ,  I,  215, 
(ls«0.)  —  Schön,  Die  Staatswissenscliaft,  S  311—360.  fl83I.)  —  v.  Rotteck. 
Lehrbuch  der  ökononiisclien  Politik  (des  Vernunftrechtes  4.  B.l  Stut(g.  IS35,  S. 

—  Stahl,  Phiios.  d.  Rechts,  U,  2.  fi.  120  S.  —  Waitz,  PoUüic,  lb62.  S.  81  £  ~ 
H.  Xscher«  Haadb  d.  pruL  Polit».  Lpc.  1863,  t  247  ff.  —  Blnntsehll,  Lebre 
T.  »od.  Staate.  5  Aufl.,  Stuttgart  1S7C,  If.  495  If.  n  a  m. 

6.  Zur  Literatur  der  Finanzgcschichto  (s.  auch  No.  7  u.  hoa.  8  ODten 
n.  f.  Welteree  d.  Spccialilwchiiitte). 

Heeren.  Ideen  Ober  die  Politik  u  s.  vr.  di-r  Völker  der  alten  Welt.  ^.  Ausp.. 
(SOU.  1S15,  III.  —  L.  Beyuier,  de  l'ücon.  polit.  et  rur.  des  Penes,  etPb^oic  (reo. 
et  Per.  1819;  dgl.  des  Arabee  et  des  Jaife,  1S2U;  dgl.  des  EgypdeiiB  et  Outbafia^ 
1823;  djfl.  des  Grecs,  1825.  —  Ganilh,  Essai  politique  sur  le  revenu  public  di^s 
peuples  de  Tantiquitc  du  moycn  asr«-  *«!  des  sir-cles  modernes.  P.  I90R.  Neue  Ausg. 
1828.  IL  Bd.  (grössenthcils  Uber  1  miLreich  und  England)  —  Böckh,  Die  StaatS- 
baoshaltung  der  Athener.  Berlin  1817.  II.  2.  Ausg.  1860. 

Heber  Rom  ist  die  altere  Hauptschrift:  Burmfinn.  dp  vectigalibus  populi  Ro- 
inuiii.  Leid.  1784.  —  Ucgewiscb,  Histor.  Versuch  über  die  rüni.  Finanzen,  Altona, 
1804.  —  Bosse,  Grundzüge  des  Finanzresens  im  römischen  Staate.  BiaQiiScbveff, 
1806.  7,  U.  —  Ree  kur,  Handbuch  der  rAm.  AlktTthtlmer,  fortges.  r.  Marquardt, 
3,  Thi  2.  AbÜL  1853  (enthält  Finanz-  u.  MiliUirwescn),  neue  Aofl.  Röm.  Staatsrerv.  B.  2. 
Lpz.  S.  76—309.  1876.  —  Mommsen,  rAm.  Staatsr.,  Lpx..  1S74,  II,  U  400  ff.,  596  ff.. 
II,  2.  (1875),  929  ff.  —  Bouchard,  «'•fndo  sur  l'adminislr.  des  finanrcs  df  I'emp. 
Romain,  Par.  (1874).  —  r.  Gosen,  rOm.  Fiscus,  Tab.  Ztsch.  23.  —  Rodbertas. 
z.  <3e8cb.  d.  rOm.  Tribotatener  n.  s.  v..  In  Rtldebr.,  Jabib.  B.  4,  5,  8. 

Hülluiann,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  BeiÜD.  ^05.  (Nur 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches,  nicht  der  einz4^eo  Laude.)  —  0.  Waitz. 
Deutsche  Verftssungsgeschichtc  pass.,  bisher  8  Bände,  d.  Ilteren  in  neoeii  Anflsgea. 
B.  8.  Kiel,  1878.  Für  die  einzelnen  Epochen  s.  bes.  die  Kapitel  Uber  d.  Finanzwesen 
fso  B.  8,  S.  216  — 414\  -  Zcnmer.  d.  deutschen  Stldt.stetiern .  insbcs.  d.  stAdt. 
Reichssteuern  im  12,  u.  l.'l.  .l.h.  I.c-ip^.  IblS  (Schmollcr'ii  lursch.  1,  2).  —  Lang, 
bist.  Entwickl.  d.  deot>oli(  n  Stenenerfasä.,  Berl.  u,  Stett.  1793.  —  Ilse,  Gesch.  d. 
deutschen  Steoenresons  1,  Abth.  Giessen  1844.  —  G.  Schön berg,  Fin.verhrdtnisse 
d.  St.  Basel  L  14.  u.  15  J.h.  Tüb.  1S79.  —  Töppen,  d.  Zinsverfass.  Preoisens  unter 
d.  Hemch.  d.  Deut!>chen  Ordens.  Ztschr.  f.  prensn.  Gescb.  B.  4.  —  KotoImaaB,  d. 
Finanzen  Albr.  Achill's ,  «  bendas.  R.  ^^.  --  G.  Schmoller,  d.  Epochen  d.  preos«. 
Fin.politik,  Jahrb.  f.  GM.gcb.  u.  s.  w.  i.  Deutschen  Reich,  N.  F.  I,  1877  S.  33—114.  — 
Klevlts,  8ten.mlb8i.  im  Herzoftb.  Magdeboff .  BeiL  1797.  Kriea,  bist  Bat- 
wickl.  d.  Steu.rerfass.  in  Schlesien,  Bresl.  1842  —  Riedel,  d.  Brand,  preuss  St  iits- 
baosbalt  ia  d.  beidea  letztaa  Jahrhunderten.  Borl  1866  (aaeU.miaiig).  —  krug, 
Geecb.  d.  prsnss.  Staatesebnlden,  ber.geg.  7.  Bergius,  Breetan  1901.  ^  f.  Besse. 
I)an>teIIung:  des  staatswirthschaftlichen  Zustandcs  in  den  deutschen  Bundesstaaten  auf 
seinen  geschichtlicbea  Gnindlairen.  Br.iunschweig.  lh2U.  —  Falke,  Gesch.  d.  Deutschen 
Zollwesens,  Lpz.  1869.  —  Hoffmann,  das  Finanzwesen  von  Wflrtemberg  zu  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts.  Tubingen,  1840  —  Oberloitncr,  Oesterreichs  Fiosn/en 
unter  Ferdinand  I.,  Wien,  H^rs. ,  Finanzlapre  Niedcr-Oesterrciehs  im  18.  Jahr- 

hundert, Wien  l!563;  der«..  Fuianzi.a^'e  der  deutach-österreich.  Erblande  iin  J.  1761. 
Wien,  1865.  —  Scbwabe  r.  Waisen  freund,  Vers,  einer  (jesch.  >\.  nsterr.  Stasis», 
Credit-  u.  Scbnldenwesens,  Wien  1860  ff.  J.  v.  Hau  er.  Reitr.  z.  dach,  d  risterr. 
Finanzen,  Wien,  184S.  5  Hefte.  —  A.  Wagner,  z.  Gc^ch.  a.  s.  w.  der  ikAcrr. 
Baacotettelperiode,  Tob.  Ztscbr.  1801  «.  1809.  —  Voeke.  Beltr.  s.  (lesch.  d.  Ein« 
koaimen^> teuer  in  Baiem.  Tüb  Ztschr.  B.  20  n.  21.  —  S.  im  Alls:em  sonst  die  Werke 
ttber  deutsche  Staats-  o.  Rcchtsgeschicbtc  (wo  Eichhorn  auch  über  das  Fioan»- 
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««•en  inunor  »och  das  Beste  n.  EiBgehendtte  giebt)  a.  ttber  allgemein«  dvmtaclift 

1.  Xcrritorialgcschichte,  m  Droysen's  Gesch.  d  pnuiss.  Politik. 

Sinclair,  IIi*tory  of  tbc  public  revenue  of  ihe  liruiiih  einpire.  S.  Edit  lb03. 
HL  —  Hndox,  Uiritory  etc.  of  thc  ezcbeqaer,  2.  ed.  Load.  176U.  —  Gneist,  engl. 
Venraltangsrecht.  2,  A.  2.  B.  Berl.  1S67.  paasim.  —  Vocke,  Gesch.  d.  Stenern  d  brit. 
Beicbs,  Leips  mi.  —  üöfler,  Gescb.  d.  engl.  CiriUiste.  Stuttg.  1S34.  —  Do  weil, 
•kelch  «f  tlw  hisL  «f  lue»  in  Engl  Lond.  ihlQ  ff. 

Fronmantean  (pseudonym  .  secrot  dos  finanocj!  de  Fnncc,  1S51  (.Anf- 
zahinng  aller  üinnahaea  ond  Au.stfaben  des  30j&hrigen  Zeitraums  ?on  1550 — lASO, 
rgL  T.  Molkl,  GMcUelit«  wd  uteiMiir  d«r  StaalswteeaflcluA,  lU,  III.)  —  d« 
Forbonnais,  Bechcrrhes  et  considirations  sur  hs  fimnn  r;  de  la  France  dcpnis  15M 
jaa^ii'ttt  1721.  BlJe.  1758.  IL  4*.  n.  Li^e,  1758.  YL  b''.  —  Arnould,  Eistoifa 
gtaindle  des  finaaees  de  In  Praooe«  Par.  ih/04.  4^  ^  de  Moathinn,  PMlicvIarit6f 
et  obaerv.itiotis  sur  1  ^  uiini  tres  dcb  fluances  de  la  Frui'  e  Ics  plus  cclöbres  dcpuis 
1660  jusqnen  n^U  Far.  Ibi2.  —  Bresson,  Eistoire  linanci(>re  de  la  France.  Par. 
182S.  IL  (meistentheib  nna  MonChion  abgesclirieben).  BaUIy.  Uistoii«  fiotneUrt 
de  la  France.  1830.  IL  (bis  17S6.)  —  Die  Discoars  pr&Umioaires  von  Pastorot  tot 
den  ron  demselben  horausgepeboncn  Tbetlen  der  Ordonnances  des  rois  de  France, 
Baad  15 — 1 9,  eotliAltcn  ebcnf.  diu  iiltere  französische  Fiaanzgcschichte. —  Clauiageran, 
lldst.  de  rimp4t  AB  Franc L-.  3  vol.  Par  lbt>7  -76.  —  de  Nervo,  Les  financcs  frau«^isc« 
souH  ranrit'Tiüc  monarchie .  U  rrpubli(iuc,  lo  consalat  et  l'empire  P.  1863.  II.  B. 
Forts,  süus  ia  n^tauration.  ISlii— 08.  iV.  B.  —  Vuitry  Stades  sor  le  r6gimo  fin. 
d.  L  France  a.au;  li  r  volution.  Par.  1878.  —  Oberlflitner  Fknnkr.8  Pia.rer]illt- 
nisse  unt  Ludw.  XVI.  Wien  1866.  —  d'Audiffret,  apcr(;u  du  cr6d.  publ.  etc.  de 
1789— 186U«  Far.  1861.  DgL  bis  1873,  Par.  1673.  —  Tripier.  la  dcttc  publ.  cn 
Ffinca  1780—1873,  Far.  1873.  —  v.  Wolff,  d.  StaataMBtenschnld  in  Fmnkr. 
Lpz  t^:5.  ^  Golm,  0.,  Gcübot,  L  d.  Tab.  2iachr.  £  StMlswiM.  B.  2&,  bM.  &  26, 

m  IT. 

7.  Zur  FionnzBUIUtlk. 

S.  oben  §  TJ,  S.  25.  Hauptwerl  immer  noch:  v.  CzOrnig,  !  TMcrr  Budget 
im  YeinlekJi  mit  jenen  d.  vor^UgL  and.  enrop.  Staaten,  Wien,  1862.  Eioe  neue  Bc- 
arbdtottg  Metes  btUMad.  Werks  dorch  ein  Statist.  Bar.  wlre  erwansclu.  —  F.  Oolioik« 
Stades  sor  les  imputs  et  sur  las  budgets  des  princip.  6tats  de  l'Europe  Par.  1865  — 
r.  CzSrnig,  Einriebt  Qb.  Budget,  Staatsrechn.  n.  s.  w.  In  verschied. Staaten,  Wien,  1866. — 
M.  Block,  TEuropc  pol.  et  i(tc.,  Par.  läG9.  ch.  3.  —  Ders.  Annuairo  d'6coD.  pol. 
et  de  stat.,  jährlich.  —  Kolb,  Uandb.  d.  vergl.  Statistik.  —  Gotlt  Almauach,  die 
Uauptdstcu  far  alle  Caltursiaaten  j&hrl.,  in  den  letzten  Jahrg&ngon  gegen  früher  sehr 
specialuirL  —  Mehrfach  Aufsätze  in  der  Zeitschr.  f.  Kap.  u.  Bente.  —  PablicatioDen 
d.  interuat.  Statist.  Congrcsses  über  Finanzstatistik,  bes.  der  grossen  Stldte  (vom  Fester 
st&dt.  Rur.  l»esorgt).  1.  vol.  1S77  fT.,  Jalircsbullotin  kürzer  ausserdem.  —  Die  Arbeiten 
der  vergleichenden  Finanzstatistik,  vomemL  Uber  deutsche  Yerb&ltuisse,  aber  mit  Yer- 
detdiiingen  f^mder,  vc»  Pb.  Oorstfetdt,  bes.  BeitrSge  s.  Beiclwiieiierfingtt  «.  s.  ir. 
LellMt.  187'J,  fi  rncr  r  TplcIchende  Zahlen  u.  Bilder  z.  Roichssteuerfrag:ß,  Lcipz.  1801. — 
Oftbcx  tkrea  betreüenden  Staat  bringen  die  amtl.  Statist,  fiureans  bes.  in  den  «Jnbi- 
teehen**  vergleiclmd.  stttist  Daten  f.  Unfaie  Ptotinda»  (DeiilscfaM  Beldi,  PiensMD« 
Oesterreich,  bea.  Italien  u.  a.  m.)  Debet  Gnmiiaiiat*PinailSSt>tist  9,  bss»  die 
u.  geA.  nene^eu  proass.  Fublicationen. 

Begelm&ssig  finden  sich  geschichtliche  AnsfUinmgen  nnd  Statist.  Daten 
ia  den  Werken  der  folgenden  lUibrik.  natürlich  von  verschiedener  Ansdchnung. 

%.  Zur  Literatur  Ober  das  Fiaansvesen  eiazelaei  Staaten.  (Weiteren 
in  den  Specialabschnittcn). 

Deutschland.  Gebiet  doe  ehemaligen  Deutschen  Bundes:  v.  Reden, 
(t  1^^7).  Aüfremeine  vergleichende  Finan /.Statistik,  Darmstadt,  1851 — 56.  II  in 
4  Abtlieiiungen.  £s  sind  hl<m  die  deutschen  Staaten  abgehandelt  Bd.  I  entlialt  die 
rein  deutschen  Staatei^,  Bd.  II  Prcnssen  und  Oesterreich. 

Neues  Deutsches  Boich:  A.  Wagner,  Beichäfrnnn^Tresen  in  v.  Holtzcn* 
dorf  f's  Jahrb.  d.  D.  Beichs,  B.  1  o.  3  {hm  bes.  ttber  die  K.riogbäBanzen  1870—71).  -~ 
ZaUreiebe  AbbandlaBfea  and  Materiallensammlangon  itber  alle  vicbtigerw  Gebiete 
des  D.  Finanzwesens  (v.  v.  AuffsesH  o.  a.  m.)  in  HIrth's  Annalcn  d.  D.  R.  — • 
)abrK  d.  amtl  Statist  0.  prensuicb.  Staats,  IV\  2,  S.  215  IL  —  Statist  Jahrb.  L  d. 
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56  Elalelluig.  4,  AMinin.  Entwidttang  d,  PfauBttwiiMMdtoft  a.  LItMStu.  f.  Id. 


D^TitscIic  J^drh.  T  p/  1SS2.  Rerl.  1882,  S.  148  ff.  ZoH-  v.  Sfcoentatistilr  atjch  in  S. 
MStMktik  d.  D.  £eicb3  \  hca.  in  d.  Monabbofien.  —  Webor,  d.  D.  Zollverein,  Lp^.  1669, 
3.  Anfl.  16T1.  —  Heber  dasBelelisffiianzreoht  •.  bei.  r.  Bd&A6''t  i.i»baBd'^ 
Werke  über  das  Staatsrecht  d.  Deutschen  Reichs. 

Einzelne  Staaten  des  heat  Deutschen  Reichs: 
-  Preussen:  Kletke,  LUerainr  tlb.  d.  Finanzw.  d.  prcuss.  Staates.  3.  Aafl.,  BcrI. 
1S76  (sehr  fleissig).  —  v.  Beguelin,  histor.  krit  Darstell,  der  Accise-  u.  Zollrcrfass. 
in  preuss.  Stiaton.  Rorl.  1707.  —  Bororski,  Abriss  des  praktischen  Kamera!-  mtd 
Finanxves.  lu  dcu  K.  preuss.  Staaten.  3.  Ausg.,  IL,  Bi-rlin  1805.  —  Benzen  her i^, 
VttmMM  (icldhau^halt  n.  nea es  Steuersystem.  Leipzig  1820.  —  (r.  Bcibnitz?)  über 
Prossens  GeWIiaushalt  n.  8.  w.  Berlin  1821.  —  Hansemann,  Preusscn  n.  Frankreich, 
staatüwirthscliaftlich  n.  politisch,  2.  Aufl..  1S34.  (Gegen  den  Verfasser  trat  Kauf« 
toami  aaf,  den  wieder  Springsfeld  zu  bokfimpfen  sachte.')  —  v.  Bttlow-Gom- 
mcrow.  Prenssen.  üerlin  IS12.  S.A.  —  Bergius.  Preuss.  Zustände,  Münster  1^44: 
dess.  (irondsätze  d.  Finaitzviss.  mit  bcä.  Bezieh,  auf  d.  preutts.  Staat  Berlin,  2.  Aufl. 
1871.  —  Di  et  erl  ei,  Tabellen  and  Naebrlebten  Air  den  prea».  Stent  für  6^  Inbr  1840. 
IV.  B.  1fi5?J.  —  Schimmelpfennig,  d.  preuss  directen  Steuern  2  B.  5.  u.  4.  Ä. 
Potsd.  1&59;  ders.  die  prcuis.  indirccten  Steuern.  2  B.  3.  A.  Beri.  ISöS.  — 
Nnsie,  Bencfric.  Uber  d.  preos«.  ^edenyst.  Bonn.  1801.  —  CzOrnig,  dae  (teterr. 
Bn^lffot  etc.  T.  2SI.  —  Jahrburh  für  die  anuliclie  Statistik  <!'•«  ))rciis>i  Sta.ats.  S.Jahr- 
gang ]b6d,  S.  .^57—57^  (Einnahmen  u  Ausgaben  \ron  IböU — 69).  —  Auch  4.  Jahrg., 
2.  Abth.  S.  245  ff.  (1874— 7Ö).  —  Richter,  das  preuss.  Sraatsschnldcnvesen ,  Berl. 
1869.  —  Dietcrici  (jun.),  Gesch.  d.  Steuerref.  in  Preusscn  von  1810—20.  Bcrl. 
1S75.  —  S.  atich  J.  (i.  Uoffmann's  Lehre  v.  d.  Stenern.  Herl.  1^40.  —  v.  Czad- 
nochowski,  Stcu.rcfurui.  rin.|ioI.  u.  s.  w.  in  Prcusacu,  Bc«l.  lbT3.  -  \Vi&soiauii. 
d.  Steuerwresen  d.  preuss.  Monarchie,  Beri.  1S75.  —  Ucbcr  Commu nalfinanz- 
statistik:  L.  Herrfnrtb.  BeitrSg'c  z.  Finanxstatistik  d.  Gemeinden  in  Preusscn. 
Ergänz. h.  0  d.  Ztschr.  d.  preuü«.  »tat.  Bur ,  1879:  Uerrfurth  u.  Studt,  Fin.i>tat. 
d.  Kreiae  d.  preuss.  Staats,  Ergh.  7,  ISSO:  Beiträge  z.  Statist,  d.  Gcmeindeabgabea 
in  Preussen  (auch  Stat  d.  Kreisabgaben),  Erg.h.  9,  1S*»2.  —  Gcrstfeldt.  Slldte- 
fioanzen  in  Preussen,  Lpz.  18S2  (Schmollers  Forsch.  IV,  1).  —  Staatsfinnnz* 
reeht  bes.  In  r.  R5nne's  preuM.  Stnntsrecht  (4.  AviX  Ein  nügeneines  Weit 
Uber  das  pren^s.  deutsche  Finanzwesen  im  Ganzen,  wie  die  Werke  von  Stockar  von 
Nenforn'Uock  Uber  Baiern,  f.  Uock  n.  f.  Kaufmann  über  Frankreich  fehlt 
leider,  ^nen  bezticL  Abrias  giebt  r.  Oesfeld,  Prenstien  in  itaatsrediti.  n.  s.  w. 
Belieb.  Berl.  Ib71.  II  1 

Andere  deutsche  Staaten:  UOck,  Grundlinien  der  Kameralpraxis ,  Tttb. 
1819  (ist  grÖ!>stcutheib  Finanzstatistilt).  —  D^scn  Materialien  zu  einer  Flnanzstatistik 
der  deutschen  Bundesstaaten.  Schnialk.  1828.  —  (iorct,  Systemat.  Ucpertorium  der 
kOnigl.  baier.  Finanrrerordnungcn.  ISTi.  imh.  TT  «lesson  Snmml.  ungedruckter  Ver- 
ordnungen. ~  Rudiiart,  Ueber  den  Zustand  des  K.  Baieru,  Erlangen  1S27.  III.  B. 
Erl.  1827.  —  K.  Stoeknv  ron  Ncnforn  (.Sohn  d  (.I>en  genannten.  •:•  IStlS),  Hand- 
bu.  h  (l.  r  frrsamroten  Finanzverwaltung  im  König^r.  i.  Ii  Raiern.  Bamberg,  ls.57.  .H.  Aufl. 
V  J,  Hock,  eb.  1SS2~>3.  —  Vockc,  Uber  U.  baier.  Fin.  in  d.  Ztschr.  d.  baicr. 
8t«t.  Bur.  heratisgcg.  von  6.  Mayr,  1870  H.  2,  H,  ls71  H  1,  2.  3,  1872  II.  2,  $ 
'Statist..  EiiiM  .  lu»«;.  (Hr.  ti.  indir.  Stenern,  Sfa.itscigcnth  .  I  nt- rirehm..  dann  Aus- 
gaben). —  Chr.  Herdegen,  Würtem bcrgs  Staatshaushalt,  Sluttg.,  1848.  —  Hoff« 
mitnn.  Das  wttrtenberg.  Pinnnzrecht.  I.  Tobincen.  1857.  —  Rieeke,  In  d.  Wart 
.1;ihrl.  1*^f?1,  1871—74  über  Würtein»»..  d^  r-.  V-  rfa^s.  Vertt-alr,  n.  St:i  its?i:.n.;h.  d. 
R.  Wurt.  Stuttg.  1882.  —  Ueber  d.  Finanz,  d.  Karr.  Sachsen  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten 8  r.  Nostlz  In  d.  SSchs.  Stet  Ztschr.  1^7K  —  Ub  beleb  de.  Ueber  die 
Finanzen  des  KAniirreichs  Hannover.  ]^''\.  L«  li/i  n  (+  18.5/>)  H.^nlIM;er^ 
Staatshaushalt.  1S.53 — hft.  II.  B.  —  Amtliche  Beiträge  zur  Statistik  der  Staatstinan/eu 
des  Grossh.  Baden.  Karlsrtthe.  1^.51.  4^  Von  dem  Minister  Regennaer  heraus- 
gegeben. —  Regen  auer.  Der  Staatsbatjshalt  des  Grossh.  Baden.  KarlsT.  i8ftS.  — 
Eigenhrodt,  Hatidb.  der  (irussh.  Hess.  Verordnunir'ii.  II  B.  1*»17.  —  v.  Hoff- 
mlinn.  Hi  itnin;  zur  näheren  Keuntuiss  der  Gese^^!!;ebullJJ  uiul  Verwaltung  des  (irossh. 
Hessen.  <iH3ssen,  1S.S2.  —  Bnnr,  Handb.  d.  dir.  Stcuorwes.  u.  s.  w.  in  Hessen. 
L  B.  Hcidelb.  l<*f)<<  -  -  M.  Wiggers,  d.  Finiu./v.Mh&ltniiwe  d.  firo-li.  M-.  kh-nb.- 
Schweritt,  Berlin  1S66.        Baick,  Fin.veiiiüUmsse  in  M  «;rklen  b. - Sr h w enn  . 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


Wismar  1577.  —  Denkschr.  t)b.  d.  Fin.  r.  EU.-LothP.  Strassb.  187S.  —  Tfrid, 
oonsid^r.  sur  les  fio.  etc.  do  l'Alao«  Lorraine,  Par.  1877.  —  Burkhard,  Handbw* 
der  Vcnraltnrtr  im  Orossh.  Weimar-Eisenach.  1**44  S.  517.  —  üebcr  Hamborg 
In  der  Stati&tik  d.  hamb.  Staats,  H.  3  und  4.  —  GröBing^,  zur  Kcforni  der  bremiKchon 
Flsaiueii,  Brameu  1S67. 

Oesterreich:  A.  v.  Maliokovski,  Handb.,  /Tmrirh^f  für  k.  k  K&mcral- 
beaiDte.  Wien,  1S40.  11.  (Abrus  den  ösicrreidii^heo  Fiuan2weMin>).  —  do  Tengo* 
borskt.  Des  üomem  et  d«  crMIt  fraMto  de  PAntrielM.  Pfef.  f84S.  Tl.  S.  Dmisek 
1845.  Dagegen  die  3  folj^endün:  Wiesnor.  RMSäiscb-politiscTie  Aritlimotik,  Lofpdjf^ 
1844.  II;  A.  Tebeldi.  (Beidtcl?)«  Die  ücldangelegenbeitoa  Oesterreichs.  Leipdf, 
1 847.  {flm  tarn  Thef  1  flnMtvIlitiMWcksftnch.) ;  L.  J  o  Ii  n .  And-Teboldi.  Leipdc,  1 848. 
Hübner.  Ocstcrrc-ichs  Finan/Iafo,  tS48.  —  v.  Czörniff,  Oesterreichs  Xcueo- 
staitong  1848—58,  Startgart  1858.  S  119.  Doss.  Das  ö>tcrruicUlscbe  Budget  für  18t>2 
in  Verrteichung  mit  jf'ncm  der  rorzütrlichercn  anderen  enroplhielieii  Staaten,  II  R 
2.  A-  Wien,  1862.  —  Wagner.  A..  Ordnung  d.  Österreich.  Staatshaushalt^,  Wien  1S6.1. 

—  Den?.  Oesterreichs  Finan/:cn  (htstor.  stat.  Abriss  bis  1^6*)  im  d.  Staat.swr.rtcrb. 
Vll.  595 — 646  u.  dii*.  hier  cit.  Abiiandi.  Dcrs.,  Oesterreichs  Finanzen  ^cit  dem  Frieden 
von  Villafranca  (1859  —  63)  in  ,.Unsoro  Zelt"  1868.  —  Angerstoin,  25  J.  fl«t 
Fiii.polit  184S  — 73.  2.  A.  Lcipz  1ST4.  —  de  M  öl  inen.  fin.  de  rAuiricho.  Parü, 
et  Vicnne,  IS75.  —  Kcnwirtb,  Bank  u.  Vat.  in  Oesterreich -üiit;aru,  2  Bde.. 
Ldpiif  1878--74.  —  H.  Wirth,  Oesterreichs  Wiedergeburt,  Wien.  1876,  S.  309  £ 

—  A.  Beer,  Oest.  Fin.  i.  19.  Jhrh.  Wien  1877.  —  Ders  d.  Staatshan>halt  Ooijterr. 
Cogaras  seit  1868.  Frag  1881.  —  Laog,  Im  finances  de  la  Hongrio  et  do  l  Aotricbe, 
1867—77.  Fsr.  1681.  Horn.  Ungarns  Fin.lage.  Wien  1874.  —  Dessary.  GroBd- 
zQffe  d.  ä^tcrr.  Finanzftesesetzknnde,  Wien,  1855.  —  v.  Chlnpp.  ITandb  d.  dir. 
Sieoem  (in  Oest),  6.  A.  Lpz.  1S77.  —  Konopasek  o.  v.  Mor,  2.  Aofl.  r.  ßlooski 
besorgt,  Fin^esetdtaiide  d.  Art.  Kaimstaats,  2.  B.  Wien.  1880.  —  Hanel,  d.  Merr. 
Steuerge^ctze.  Mies  —  Wien  1879,  18S0.  4  B.  ^  r.  Fächer,  olUM.  Fln.ielh  in 
Gesten.  ZtU'ich  1883. 

Grossbritannien:  v.  Raomer,  D.  britische  Besteoerangssystem.  Berlin  iSlO. 
(Betrifft  anch  andere  Einkünfte.)  —  Dess  England  im  Jahre  1835.  Berlin  1836.  II.  B  — 
Lowe.  Enjrland  nach  seinem  gepcnwrirtijrcn  Zostando,  nach  dorn  Enpl.  r.  Jacob. 
Loipeig  1^23.  —  Parnell,  On  financial  rcform.  2d.  ed.  London,  18.H0.  —  Marshall. 
Difissl  ef  iU  the  snconnts  rclating  tho  thc  populati  m .  proHtictions.  revennes.  financial 
Operations  .  .  .  etc.  of  the  ü.  K  of  Great  ßriiain  and  Ireland.  Lond.  ]^  \H.  II  Vol.  4*. 
(Sehr  reichhaltige  Materialien,  bioi^e  Zahlenangaben.)  —  Pablo  Pobrur.  Histoire 
ßuaaciöre  et  statisHqtie  g^o^rale  de  l'Empire  Britannlqae,  trsd.  par  Jacobi .  Paris  1884. 
2.  Aufl.  18.39  -  Bailly,  F\pos  -  de  ladministration  g6n6rale  et  loralr  des  finances 
da  TOfamae-uni  de  la  (ir.  Bret,  et  d'Irlande,  Paris  1837,  IL  —  Porter,  The  Progre^« 
of  tlie  nadon,  n.  A.  1851.  —  Wells.  Tbe  free  State  of  tbe  national  ürnnoes  Lon- 
don 1S42.  —  V.  Czörniff.  Oesterr,  Budget.  I.  19.  (JI.'»  d  on -> .  financ.  Statements. 
2.  ed.,  Load.  Jbti4.  —  Northcote,  20  fem  of  tin.  policy.  Loodou  1862.  —  Peto 
8.  Morton,  taxation,  Lond.  1*163,  —  Noble,  fisc.  h-rislation  1S42 — 65,  Lend.  1667.  — 
Baxter,  nalion.  income  of  tlu-  T  nited  Kingdom,  Lond.  !^ß^.  —  Voc  Ik  .  (iesch.  d. 
Steuern  d.  brit.  Keichs.  Lpz.  1867.  -  Ünei^t,  Engl.  Verwalt recht.  2.  A.  2  B. 
Bcri.  1867.  —  Baxter,  taxat.  of  thc  Cnif.  Kingdoui.  London  1869, —  Ders.  national 
debts.  Lond.  1871.  —  ii.  Dnff,  East  Ind.  financ.  Statement  186».  —  Sargant, 
Taxation.  Lntid  1871.  —  Fawcett.  Tndim  fin.tuce.  Lond.  1<^<iH  -  K.  diff^-ff. 
esways  in  ticiauee,  Lond.  1S80  (nur  /.  Th.  hierhergehörig;).  —  Parliamun t.  [«.ipcrs, 
Flnance  aeooiiuts.  j&hrl.  —  Rep.  of  the  eommivs.  of  Inland  Revenuos  etc.  f  1^.>H  — 69. 
irith  retrospect  hi^story,  ?.  Lond  1870.  —  Hep.  on  local  taxation  1844.  Weitere 
Liter,  über  Commuualtinanzwesen  g.  u.  §.  bd.  — 

Frankreich:  Encyclop'^die  m^hodiqQe.  PInanee.  Paris  et  Lieges'l7S4.  IV  Voll. 
k".  (Die  ürondlair.-  (fic^r-  für  die  Ki-nntnis^  d^r  damalifrcn  Finanzv^nvaltung  schätz- 
baren Werite»  sind  die  einschlagigen  Artikel  der  DidcrotVIieu  Eocyklopiidie.)  — 
Heeder,  De  radroinistration  des  8i»aiices  de  la  FWoee.  Paris  1785.  III  n.  After.  — 
Bo=3'  '  >>ersicht  der  französischen  Staabwinhschaft.  Brunn-^i  liwei?  1806 — 7.  II. 
(der  L  B.  historiscb).  —  Webnort,  Leber  den  (ieist  der  neaeo  fransibiscboa  t'^inani^ 
termitanf.  Beiiifi  1811-^  Oanllb.  La  scIence  des  finmees.  P.  1825;  (Gegen 
V11l4le*s  Verwiitong.)  —  Duc  ^e  Gaete  (Gavdin);  Notiee  UMoiiqM  «or 
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ivioleitaog.  -1.  Abächiiitt.  EniwicidaDg  d.  flonizwüsenscbaft  a.  Literatur.  §.  30. 

llMM«i.d«  te  Vnntm  fto-  Tut  ISOO-'t^M.  P.-  1S4S.  —  M^Mbet.  IL  18M.  —  de 

Güraudo.  Institub  du  droit  adinini-tr^iiif  fran^ici.  Ilt.  B.  zum  Tbeilo,  IV.  faaz. 
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Die  Ordniuig  der  Fiuanzwirthschaft.  . 

g  ■    -  •        •  •  k 

Rao,  FiD.  L,  (5  A..  aadi  z.  Tb.  nocli  meioe  BwrlMitiinf '4.  6.  A.)  luil;  in  «einem 

1.  Buche  rm  den  „Sfaatsansit^ben"  Mancherlei  behandelt.  «M  tyileutthdi  ricling^tir 
davon  zu  trennen  ist.  weit  es  sich  auf  die  Uegclang  der  Finanzwiitbschaft  im  A,^-? 
gemeinen  be/icht.  so  die  Lehre  vion  den  Hauähaltea  der  Sclbätverwahun^hkOrper«  in 
den  §§.  53 — 55  und  VI  (ük  4er  &  Aosfrabc  von  nir  m  eine  »ndre  Stelle  gei»chobcn, 
i^.  3fe<-  I!'.  Andres  von  grosser  «»d  all^cmnint^r  Bedeutung  für  die  Finaozwirtb- 
schaft  uiiü  ibtc  Oiüiiuijj^.  wie  diu  Lehre  voui  Haushalt  der  Staatenvcrbinduugcu, 
von  der  Deckung  d^r  Staatsausgabeo  (Aktelin.  S  des  1.  Bach»- in  meiner  6<  Adtgabe) 
hat  Hau.  nach  dem  fiuhtTcn  Stanüptiurtc  der  Wiasenschaft,  ganz  Ubergangen  oder 
nur  nebenbei  and  gctegcntiich  in  anderem  Zuaauinenhang  bei Ubrt.  Dagegen  findet 
•fei  deon  wieder  m  l&ttrteni»Keft  wie  der  ,,ell)peiBeteeii  •Betracbtirof  der  Staatna«« 
gaben'*  in  der  5.  Aufl.  §.  24—11  6.  Ausg.  §.  24— .'?Ta)  Manches,  was  gegenwärtig 
theila  onuOthig,  tbeib  anü^uirt  erscheint.  Andere  Punkte,  welche  sich  auf  di^ 
materielle  und  feneeile  Oidoinpr  der  FiniuuEWirtlMcbaft  liesieben,  ertiteit  Rau  im 

2.  Bd.  im  3.  und  z.  Th.  im  4.  Buche.  In  der  2.«  bereits  im  Wesentlichen  verselb- 
stiodigtcn  Ausgabe  des  1.  Bandes  meiner  Neubearbeitung  des  IIa  u  'sehen  Finanzwerk^ 
hftbe  kb  in  dortigen  1.  Bliebe  scbon  in  «rbeblicber  Ürveiterang  md  rieifaeh  ▼OUigoF 
Abweichung  ron  Kau  .^dic  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  den  Finaozbedaif 
behandelt.  Aber  ich  behielt  damals  noch  die  Torrn  eile  Ordnung  (lv<  Hauslialts  dem 
Sdüuas  dua  Werks  vor.  Bei  den  engen  Zusammenhang  der  uiatcrielleu  und  türinellen 
OfrismiF  und  in  der  CeDseqaenx  fidtiger  finanzwiaenichnftlicher  Systematik  erscheint 

aHer  doch,  in  Uebcruinstimmunp'  m\f  Stein,  angemessener.  aii<li  die  Lchie  ion 
der  formellen  OMnung  schon  hier  mit  iu  das  erste  Buch  herüber  £U  uehuieu  und 
sie  der  Lohre  ron  den  Ausgaben  lud-Einnahmen  vonnmschicken.  wie  ich  es  nuniacdii 
in  dieser  3.  A.  tliue  IM  ?  Abtrennung  d*  r  Iv  !irc  vom  .,  Finanzbcd  irf "  far  ein  bc- 
MUtderes  {jetzt  das  zweite)  Buch-  ist  ebenfaii»  wubi  df^  Uicbtigeie.  Aus  der  Literatur 
ist  namentlich  anf  Stein,  bes.  «of  dessen  neueste  Bebandbing'  de«  Oegoastands  in 
d.  4.  A.  /u  rerwei'iien  (1.  Bucli:  .  Staatshaushalt  u.  Staatsreichthum".  I,  51 — 12^*, 
theüwcise  auch  auf  Buch  2.  .^taatsausgaben,  Yervaltungslebre  u.  Cameralvissenscbaft" 
n.  Bncb  9,  I.  AbÜL  „rerfins.  mlssiges  Finanzwesen**).  Hier  wie  sonst  gebt  nar  bei 
Stein  die  fiiianzwissens(  haftliche  und  finan/pul  itischo  Behandlung  der  Fragten 
ZU  sehr  in  der  hnanzrecbtlicben,  bez.  vcrwaltangsrecbüicben  auf,  was  bei  dem 
engen  Zosammenbang  der  Dinge  freSUöb'  äiibe  lieirt,  alier  wobei  daa  Gebiet  der  Finanz- 
wisenschaft  (vollends  wenn  mau  diese  mit  Stein  auf  die  Einnaliini.n  —  atiordinurs 
unrichtig  —  beschränkt,  s.  o.  vor  §.  7)  zu  sehr  erweitert  «nd  verschoben  wird.  Das 

£'lt  namentlich  von  der  Behandlung  der  ^.formellen"  Ordnung  der  Finanzwirthschaft 
h  habe  mich  grade  in  diesem  Gegenstand  möglichst  auf  das  Hauptsächliche  Stt  be- 
schränken gesucht,  ohne  in  das  rei' bo  Detail  der  btidEretrechtlichen  Fragen  u.  s.  w. 
einzugeben,  wie  das  ähnlich  auch  Leroy -Beaulieu  {h'ia.  II,  L  1,  le  budgct)  ver- 
meidet  Dagegen  war  mein  besonderes  Bestreben,  die  Finanzwirtbscbaft  in  engerem 
Zusammenhange  mit  der  v  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  b  a  f  1 1  i  c  b  e  n  Lehre  vom  Staate 
und  vom  zwangsgemeinwirthschaftlichen  System  überhaupt  zu  be- 
handeln, gem&M  dem  ia  der  „Grandlegong^  daigelegten  nnd  dort  b^i^ndeten  Stand* 
pnnde.  Auf  letzteres  Weilt,  bes.  Abth.  I,  Kap.  H  u.  4,  x.  Th.  ancb  2.  n.  Abth.  U, 
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1.  B.  Ordaoug  der  FinaazwixtlisdiAft.  §.31. 


ist  daher  hier  za  Ycrwefsen.  Ich  vollte.  wie  schon  in  der  voriireD  2.  Aufl.,  den  1.  Band 
der  Finanzwiüscnschaft  mit  der  „tirundlefrao;**  mAglichat  in  Einklang  bringen. 

Mit  An  nähme  von  Stein  und  Lcroy-Boaiilicu  bc&chräuLt  sich  die  sonytige 
titgcmeinc  nuati/wis^cnschaftlichc  Literatur  im  Wc-^cntlicben  auf  die  ErOrtoning  ein- 
zelner UcgenstSndc  dieses  1.  Ducbs.  Im  Abriss  habe  ich  jtlngst  iu  der  Abb.  X, 
B.  IL  d.  Schön berg'schen  Handb.  der  Pulit.  Oekon.  „Ordnuif  d.  Fin.wiitlMcli.** 
{ß,  413 — 433)  den  grOsstcn  Tbcil  des  TLcmas  behandelt. 

§.  31.  Einleitung.  Hier  sind  folgende  Gegenstände  zu  be- 
handeln. 

I.  Es  ist  die  Kiinviikung  darzulegen,  welche  der  Staat  als 
Qesammtwirthscbatt   und   Hauptorgan    des  zwang8 
gemeinwirthschaftliehen  Systems  auf  die  Gestaltong  und 
Entwicklung  der  Finanzwirthschaft  aosUbt   (Kapitel  1). 

Ii.  £a  i«t  neben  dem  eigentlichen  Staats haöabalte  da»  Finanz- 
wesen einmal  der  Staatenverbindungeiii  tu  denen  ein  Staat 
vl^lker-  oder  ataatarechtlich  gehören  kann,  sodann  der  kleiiiereii 
ritomUchen  Zwangigemeinwirthscbafteo  oder  der  Selbstverwal- 
tnogakOrper,  basond^n  der  Provinz,  des  Kreises,  der  Gemeinde, 
im  Auge  %u  fassen »  mit  welchen  allen  sich  der  Staat  in  die  Auf- 
gaben des  swangsgememwirtlisebaftUebeD  Systems  theilt,  (Kap.  2). 

HL  Es  sind  oberste  Grandsfttze  für  die  materielle 
Ordnung  des  Staatshaoshalts,  (bes.  aneh  der  tibrfgen  Offient- 
lieben  Hanshalte}|  insbesondere  fBr  die  Siebe rnng  des  Qleieh- 
gewiebts  in  demselben -und  damit  eine  Theorie  der  Deelinng 
des  Finansbedarfs  anlxnstellen.  (Kapitel  3). 

IV.  Es  ist  die  formelle  Ordnung  des  Offentliebetti 
besondm  des  Staatsbanshalts  darsvstellen,  mit  besonderer  Sttek- 
siebt  anC  die  principiellen  Fragen,  welehe  dabei  aafianeben,  und 
als  sotebe  eine  finifntwlssensebaftliebe,  nieht  bloss  eine 
OffentUcb-  oder  TerwaltnagsrechtUche  Bedeutung  haben.  (Kap.  4). 
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Erütes  Kapitel. 

Finanzwirthsoliaft  in  ihrer  Abhängigkeit  vom  Gt9ng  de« 

j^flleiitliekeiiy  besondem  des  l^fcaatelebens. 

Der  Gegenstand  dieses  KapUeb  findet  seine  tiefaro  BefTUndung:  nicht  hier,  sondern 
im  ^ndlegeoden  Theil  der  Polftiscben  Oekortomie.   Hier  In  der  Fmauzwi^^nächaft 

sind  dtraiK'i  nor  einiet^  Kolperunp'^n  fvir  4as  Finanzvcseu  ab/ölt:iten.  S.  bes.  in!*jtia 
(irujadieguiij; ,  I  Al»lh.  Kaj).  4  und  Kap.  '<i  liauptaltoclin.  4  100 — 160).  Soiüt  dia 
Liter,  ober  \  erwaltangslehre,  uam.  Stoma  grosses  W^rk  ond  sein  Haiulbiich**; 
Um  Abriss  £.  Meier,  ia  f.  Holtiendorff  s  Eacycl.  d.  RechlsrisMnsch.  8.  a.  4.  A. 

§.  32.  Die  FinMSwirth  Schaft  hat  dem  Staate  die  ^^a  oh  Ii  eben 
HilfBOiittel  (Saehgttter,  Geld)  za  beacbaffen,  welche  dieser  sq 
eeiner  Faa«tfoB  «k  Gesanntwirthiehaft  bedarf  (§.  l  ff.).  Daraas 
falgC  mH  Netbwtnd)|*keity  dam  der  Soeeeie  Umfang  der  Piaaat- 
wirthecbafi  von  dem  Umfang  and  der  AH  der  jaweitigen  Aafgaben 
«ad  Tbiligkellea  dei  Slaatt  beitlmmt  wird.  Und  weeentlieb  das- 
salbe  gilt  ▼«»  den'Haasbaltett  der  abrigen  OleaHleben  Körper. 

Iharatleb  Ist  Ae  Anafsbewlrthsehaft  des  FfauuinreaeBa  tnnlttdlMr  aV- 
M>S%  von  Umfang  und  Inlult  der  Staat^tliSti^rkeit:  der  Flnaozbedarf  ges^taltet,  bewegt 
md  di«deit  sich  nach  dieser  Thätigkeit.  Diu  Eintbcüpng  der  aUgcmeiucn  Zvccke 
wmä  «BSeben  Aulf^beii  <l««  Slaafei  ist  datier  aiieli  ron  sdhü*  die  GrandlafO  der  Ein- 
theilang  des  Fiaanzbedarfs-  Dio  Guätaltuug:  und  Einthciluug  Jic^e«  Bedarfs  ist  aus 
diesem  Otaudt  aa  ond  far  sich  aocb  nicht  in  dar  Fioanzwhiienftchaft,  sondern  in  der 
Sluls-,  hei.  der  StaatsrerwaltangrieliTe  und  der  AUfencineD  TolluwirtlisdwIbleliTe 
za  beg rQnden.  Sie  nus«  daraus  hier  in  die  Fiaanuebro  herüber  genommon  werden 
nnd  dieser  zum  Ausganuspanct  dienen.  Aber  in  dwr  Fin&nzwisMnscbaft  selbst  sind 
dann  nur  die  finaitziellen  Consequeazen  aus)  der  Gcutaltaiig  und  Wcitcrentwiclüuug 
der  filuMhIiidek  n  dehea. 

In  dieser  Hinsiebt  sind  es  drei  Pasels  ans  der  volksvirlb» 
scbafdicbea  Betraebtnog  des  swangsgemeinwirtbssbaftliebeB  Systems 
aberbaapi  and  des  Staate  specleU,  Toa  weleban  die  Finaaiwissea« 
scbafi  besonders  Aet  sa  nebmen  bat 

1.  Die  Zwecke  and  Aafgaben  des  Staat«  (bez.  der  sonstigen 

öffentlichen  Körper)  nnd  dieses  Systems  nnd  die  zur  DorchftthruDg 

vorzunehmenden  einzelnen  Thatigkelten  (§.  8B — 86). 

2.  Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  dieser 
Thätigkeitcn  in  der  modernen  Cnhnrwelt  36). 

3.  Dää  Vorwalten  des  Präventi?princips  vor  dem 
UepressivpriDeip  im  entwickelten  ^taatsleben  (§.  37). 

I.  —  §.  33.  A.  Das  zwangs^emeinwirthschaftliche  System  und 
in  ihm  der  Staat  (G.  i?.  154  Ü.,  162  ff.)  speciell  haben  dnrch 
eventuell  zwangsweises  autoritatives  Eiogreii'en  das  Selbstinteresse 
der  lodividoen  imter  die  Zwecke  der  menschlichen  (Jemeinscliaiten 
aa  bepgea  aad  dadorcb  E^üsteaibediDgiuigea  der  Uattuug  und  des 
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EiDzelnen  als  Mitglieds  der  Gattnng,  EnlwIcliluDgsbediDgttDgen  der 
VoIkBwirthschaft  tind  sitdiehe  ^wedke  der  Oesammtheit  und  der 
EinzelBefl  sicher  ts  BteUep. ,  Der  Steal,  tuid  jenes  System  tre^ett 
dabei  in  eine  stete  ▼eiränderliclie  CoiDbiiiati<m  «^^^  prival- 
wirtbscbaltlicheD  System.  Die  dvrcb  sie  bersnstelleDden  Leietniigen 
laesäi  sieb  daber  nieiit  en'dgiltig  feststem^.  k*fl^r  di^  Fin^n^j 
winbsebaft  foigt  daraas  der  wichtige  Schlnss^  dnss  auch  flir.  ihren 
Umfang  nnd  ihre  Thätigkeit  keine  festen  G  r c n  z e n  zu  ziehen 
sind,  woraus  siih  die  \  ei  keUrtbeit  einer  grundsJlt^&lichca 
S  i  a  h  i  1  i  t  ä  t  der  L  i  n  u  a  h  ni  e  n  und  der  aUHSchliesslieken .  A  n- 
weisnng  des  Staats  auf  unbewegliche  oder  wenig  bei 
wegliche  Einnab'm earten,  sowie  die  biojss  relati ve  Bedeutur^g 
deü  Grandsatzes  der  Sparsamkeit  im  öffentlichen  Uaji^haite  ,6|v 
giebt.   (Q.  §163,  u.  u.  i>.  34,  36).  .. 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  li^sni  sieh  uftter 
die  beid en  or^anisih  verbundenen  Staats^weckc,  den  licebts- 
und  Machtzweck  und  den  Cultnr-  und  Wohlfalirtszweck, 
einreihen  fO.  1(>5  tt".).  Die  VerwirklicLnng  dieser  Zwecke  lai 
Leben  des  Stiuits  illbrt  zu  einem  System  von  I^eistungen,  welcbcH 
zugleich  zu  einem  System  der  Ausgaben  der  Finaniwirthschall 
oder  zu  einem  System  des  Finanzbedarfs  wird.  ^Is  Duxcji* 
fOhrungsmittel  der  Staatszwecke  erscheinen  die  verfassungs- 
m%.98i^e..ob#r%|e  C ^9 irall ei  t u  n  g  6deriob4^jr4t e  H  an 4;h ab  u n g 
a%r  Staatsgewalt,  sodann  die  Fina nz verimltaagj-^w^M 
ÜneivQiui  aiir' Mittel  iUr  die  Staatssweoke  - sind. 

Ran  theiltdfe  Atngnben  in  solehe  ms  der  ..T erf)i8s«ng**'iiird  in  .,Reg!er  u  n e  ^  - 
M0|rab«B''  ein  (5.  Ausg.  §.  42).  und  rechnet  zn  d<^n  erstcrcn  "die  Ausgaben  für  iKff 
Uot'  und  die  Volksfertretuug.  Die  Kefieruugsausgahcn  4a)  gliedert  er  dann 
laateriell  nach  den  Staatsiirocken.  In  der  6.  Ausgabe  (§.  42.  IS,  4Sc)  liabe  ich  dleetf 
AusJrftcke  noch  beibehalten.  Si-!  l:i><en  »ich  indei<Mui'k«aiD.hlU|gtilir  AadLilie'sogett. 
IiUigicrQUg:i«ut^kbea  diod.  veriiiä«ui)g»niä8t>igc.  '  ,  •■ 

Im  modenoeu  Staate  ergiebt  sich  alsdaoac  folgeudes^ystem 
4^1^  Ausgabe wirtksohaft  oder  des  FinanibedacCs. 

1.  Bedarf  fUr- ifie  Ferfas6iiiigBvil.seige  oberste  OAfi.' 
^r^ilejl^ung).  Jnebesondere  lltr  die  obersten  Leiter  des  Staats 
(d.  i.  in  Honffrebieeft  lUr  den  Fürsten  and  seinen  Bof),  |te 
^NI.VolkBTertretnng  nnd  Itlr  die  obefrten.Sftaatskörp^er 
Oä^tefOsrath,  Ministerratb,  „Stnftt^minlrterinm«')* 

'  -•  Stroiig  gentmimei»  wiire  dieser  Bedarf  auf  denjciihroii  dor  anderen  (jobiete-'inft 
»l'j^boile«^  veil  di»  pberste  Leittiiiir  dfb  Staate  üchlie^üli«  b  nur  tJii:«  Mittel  zur  ßoaii-> 
siruüff  der  beiden  orjjauisclieu  Staats/wi  rkc  i^t.  Dm  ubriirc  Thcil  <li  r  Au-^g  iin  rt  fur 
die  Ceotralleitung  schiiesst  nth.  uiiiuittt-ibHr  ait  di«  Thatigkeiteu  xur  Durchftitriruiig' 
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der  beiden  ätaatuwecke  nud  an  die  ifiiunzfänriütiuig  au,  lepartirt  ukk  aiao  domgemass 
gl«tdi  riditff.  In  der  verfaiBtt&fiMiftMl|^ttA  obersten  Geatralleitnng  Hegt 
die  Bur^rschaft  für  dio  iioUiTeDdjfe  bamenische  innere  Vereinignnf  den  Recbt»-  nnd 

Cttltuntwecks  des  Staat:;». 

2.  Bedarf  zor  Ehirchtlibrung  desKecbts-  uod  Macbtzwecks. 
Die  hierher  gehörigen  Staateleiatangen  lassen  sich  wieder  in  ein- 
zelne Classen  zOBammesfafiBeii,  welchen  bestimmte  Verwal- 
tu ngsabtbeilnngen  (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen. 
Naeh  letzteren  theilen  sich  daher  dann  wieder  die  betreffenden 
Finanzbedarfsqnoten.  Hierher  gehören 

a)  die  Justiz  (CiTÜ- nnd  Crimina^nBtiz  nebst  Strafanstalts- 
wesen)^ 

b)  die  (Sieber beits-)  Polizei  (i.  e.  S.),  ein  Tbeil  des 
sogen,  yylnneren'^. 

Die  Retterts  ven  Justiz.  Polizei,  Inneror  Yerrallonf  (t.  unter  Nr.  8)  sind  in 

d(Mi  fijizelnen  Staafi  ii  v«'is('hieil«--ii  begrenzt,  aiicli  findi-t  niclit  selten  ein  Wechsel  darin 
statt  Die  tiensdarmerie ,  das  Gefäoguissw^cu ,  die  Stnfaustalteu  stehen  bald  bicr, 
bald  dort,  in  Prenssen  z.  B.  die  Polizeif enraltnnf ,  die  Landgeaadarmerie,  die  Straf- 
anstalten beim  Ministi  riuui  dos  Iiuienr.  beim  JostizministeriDm  die  (icrichtähnfe  and 
die  üeftngnissverwaltuog.  In  Baiern  Strafanstalten  beim  Justizministerium,  l'nlrzei, 
Ueosdarmerie  beim  Minbt.  d.  Innern.  In  Oesterreich  gab  es  in  der  centraüst. 
Periode  zeitweise  eine  oberste  Polizeibehörde  in  einer  den  Ministerien  coordinirten 
Stf'IIiing,  später  p\n  roIizeiniinistcriTini.  Jet/t  steht  in  Wcst-Of^sterrt'i- h  dii-  (i«ns- 
d&tmerie  in  dem  bes.  „Min.  der  l^udusvertbcidigung"  ^wouebeii  da^  Keichs- 
laUgmin.  f.  Iielde  Beidisliilflen  geneinaan),  die  PoSmI  MMortirt  i  Min.  d.  Innen. 

e)  Die  diplomatische  nnd  oonsnlarisehe  Vertretung 

im  Auslände  („Answ&rtiges'Ot  welche  neben  demZweeli  des 

ReebtsachntieB  der  Staatsangehörigen  im  Anstände  auch  noch  den 

Interessen  der  wirthschaftlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  znni 

Theil  za  den  Leistungen  behufs  Durchftlbrnng  des  Culturzwecks 

des  Staats  gehört; 

Der  diplomatische  Dienst  steht  rcgelmüssig  unter  dem  Minist,  des  Aasvärtigcn, 
das  Consulatswesen  meistens  aach  (im  NoMdentschen  Bunde  im  Bundesetat,  im  Deatschen 

Kr^i'-li  beim  Ausw.  Amt),  mitunter  unter  Avm  Minist  d.  Ifnniels,  z.  B., zeitweise  Itt 
üesterreif.h,  jetzt  auch  hier  in  dem  (t,'ciiieiinaiip Minist,  il  AciKssrm, 

d)  Das  MilitUrwesen  (bewaifnete  Macht,  Heer  und  Flotte). 

För  Heer  und  Flotte  bcsloh^m  zwei  «getrennte  Ministerien  i?i  d'-u  meisten  Staaten 
mit  Marinewesen;  in  Frankreich  umfas6t  das  Marinem inisteri um  die  Culumen  mit.  . 

Jnstiz  nnd  Polizei  bczwreelwn  den  Uechtsschntz  im  Innern  des  Staats,  diplo- 
matische und  consulariscbe  Vertretung  denjenigen  ausserhalb  des  Staats.  Vomemlich, 
dodi  nicht  auisschliü&ülicb.  gilt  Letzteres  auch  vom  Militäriresen. 

3.  Finanzbedarf  zur  Durchftlbrnng  des  Cultnr-  und  Wohl- 
fahrtszweeks.  Die  hierher  geh()rigen  Staatsleistungen  erfttüen 
das  grosse  Gebiet ,  wekhes  man  mit  einem  gemeinsamen  Namen 
als  dasjenige  der  Inneren  Verwaltung  (L  w.  8.)  bezeichnen 
kanUy  —  ein  Gebiet,  welebes  sieh  gerade  im  modernen  Staat  immer 

jt  WAKe*r«  FiaaatwinMMkaft.  I.  3.  AiiB.  5 
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mehr  ausdehnt,  daher  inmier  neue  Aufgaben  zu  lösen  giebt  uud 
dafür  immer  grossere  Mittel  beaiisprueht. 

Die  cinzelncu  Thätifikeitcn  und  Leistungen  lasücn  sioii  öfters  nicht  scharf  ron 
•lonjenigen  zur  Durchführung  des  Kcchfüzvcciii«  trennen,  l.  R.  von  denen  im  Gebiete 
der  „Polizei"".  Die  „allgemeine  Landesvcrwraltung'  (h,  unter  a)  unter  dem 
MjBisterinin  iJ.s  inneren  dient  beiden  Staatszwerkcn  /njjltnch.  Im  Einzelnen  Hicten 
sich  ferner  manche  Schwierigkeiten  fur  die  Einrcihuiig  in  C lassen  und  Ver- 
valtongsabtheilungcn  (Ministerieril  In  den  einzelne;)  Staaten  und  zu  rerschiedendn 
/.fiten  bestehen  daher  auch  nicht  uttiM  ileiitende  Vcrscbiedenhoiten  in  der  Begrenzung 
der  sogen.  Uessorts.  Aach  zwischen  der  Inneren  Verwaltung  (in  diesem  allgemeinen 
Sidu)  einer-  und  der  Jtiatiz  und  Polizei  andererseits  sind  die  Thätigkeiten  in  unsert^n 
(/Ulturstaatcn  nicht  immer  !rlcirhm;i.ssi'.r  n^p'theilt.  Ein  jiUsoliii,.^  T'rincip  für  die 
richüi^e  Eintheiluug  gicbt  es  auch  nicht,  sondern  die  (ieätaltung  dieser  grossen  (iubieie 
^er  StutsÄftHgltelt,  ihr  Terbfiltolss  m  einander  ond  die  Einiriiederanf  der  8|>erielleii 
ThStigkciten  in  jedes  (Jebiet  unterliegen  8clb^t  wied»  r  cin-  m  niemals  still  «.lehenden 
gesciiichtlicben  EntwicUungsproccss.  l'Ur  die  (iegcnwart  könnou  ia  den  west- 
evropftiselien  Cnltn  rat  asten  etwa  fol§;ende  drei  Gebiete' und  demgenlaa 
darbqneten  vntM^liicden  werden.  (G.  §.  169)1 

a)  Die  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne:  derjenige 
Tbeil  deB  Geseliiftsgebiets  des  sogen.  Ministerianis  des  Inneren, 
weleb«r  sieh  nicht  anf  RecbtssebntKthfttigkeiten,  Siclierheitspollset 
noeb  auf  voikswirtbschafUicbe  Fflrsorgc,  Cnttos  and  Volksbildungs- 
wesen  besiebt.  Daher  reebnen  wir  hierher  die  amtliche  Statistik, 
das  OffentUche  Gesundheitswesen,  das  Hilfs-  und  Annenwesen 
(«ffentKcbe  Wohltbfttigkeit)  u.  s.  w.  Einige  dieser  Zweige  sind  in 
der  Praxis  Öfters  mit  der  PoKxeiverwaltnng  verbunden.  Femer 
gehört  hierher  die  ailgemeinc  Landcsverwaltung,  soweit  sie  Staats- 
Verwaltung  ist  und  auf  Staatskosten  erfolgt,  nebst  der  Oberaufsicht 
Uber  die  Verwaltung  der  Sclbstver^altungskörpcr. 

In  Prenssen  stellt  %.  B.  d.  antl.  Stattet,  neleevol.  Tnstit..  das  Venraltnnir»' 

gehcbtswcscn .  die  Deputation  f.  d.  Hcimathwcscn .  die  staatlichen  Ausgaben  f.  d. 
Standesämter,  die  Verwaltung  der  AfTcntl.  Amtsbliltter  u.  s.  w.,  Wohlthätigkcit  im 
Ministerium  d.  Inneni,  ausserdem  d.  landrilthl.  Behörden,  Acmter,  Landdro»t.,  u.  d. 
unter  N.  2  mit  genannton  Zweige.  Das  Gesundheitswesen  im  Unterrichtsministerium. 
In  Baiern  Etat  für  Geeoudheit«  Woblthätjgiceit,  Sicherheit,  %(tm,  DiiBtrictsetmasen  im 
Minist,  d.  Innern. 

I) )  Die  V  0 1  k  s  w  1  i  t  Ii  s  c  h  a  1 1 1  i  c  h  e  Verwaltung.  Dahin 
gehören  wichtige  Zweige  aus  dem  ithlichen  Kessoit  des  Miuiste- 
nums  des  Innern,  so  alles  Das,  was  man  die  Verwaltung  oder 
Handhabung  der  (materiell  )  wirthschattlichen  Rechts- 
ordnung nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  (^idunng  ge- 
h<irt  zum  Keelit.sz wecke.  Der  Staat  ül;t  iiici  „  \  ulk^vv  i  rllist  hal'ts- 
pflege"  im  Gebiete  der  p  r  i  v  a  t  w  i  r  t  b  8 c  h  a  f  tl i cb e u  Thiitig- 
keit  (A(ker!)nu,  Hers:bnu.  (bewerbe,  Handel  u.  s.  w.).  Ferner  ist 
dieser  VerwaltungHzweig  regelmässig  verbunden  mit  der  gänzlichen 
oder  theilweisen  üebernahme  gewisser  allgemeiner,  die 
ganxe  VolkswirthsehaA  angcUeaden  Angelegenheiten  anf  den 
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Staat  Diese  Angelegenheiten  liöunen  unter  dem  Namen  des 
Verkehrswesen  s"  znsfimmengefasst  werden  und  es  gehört 
dahin  IjcsoikIcts:  Maasö  und  (icwichf,  Münze,  liank-,  Veraichcnincrs-, 
Conununications-  und  Transportwesen.  In  unseren  Staaten  sind  iJie 
hierher  i^^ehörigen  Thätiirkeiten  theiis  dem  all^euieinen  Miiiibterinni 
den  imiein,  tbeiis  ►">inM  ialiniMi8tcrien  der  LandeBcuhur ,  der  Land- 
wirtlischaft,  des  Tlaiitlels,  ih  r  Gewerhe  und  öffentlichen  Ai'beitou, 
(lei  (  üniuiUDicatii  iit  II  it.  8.  w.,  EipxelQes  auch  wohl  noch  dem 
Finaozmiuisteriiim  übertragen. 

Die  Ziisaiiim'  nfa-siiiiL'^  diesor  Th&tigkcUen  in  einem  , /Ministerium  der  Vt*Iks- 
virthüdiafr'.  wie  eine  Zcitiang  in  Oe«tccmcli,  nakiibü  Mancbes  for  sich  zu  haben, 
statt  der  jetzigen  Zereplitteruug ,  wo  drei  oder  ?ier  MiniBteTien  in  enge  vcmaudten 
Sachen  entscheiden  oder  die  Vcrtheilung  der  einzelnen  (iegenstände  unter  sie  ziemlich  will- 
kuhrlich  erfolgt, —  wenn  nicht  df^r  Ressort  zu  gross  wtlrdc!  —  Das  „Handelsmfnisteriufn" 
mehrfach  eijie  neue  Scliöpfuiig,  i.  B.  in  Preusseu  i.  J.  IS48,  Vcrordn.  v.  IT.  Ai<r. 
als  Minist  d.  Haodeis,  der  Gewerbe  u.  nH'eotl.  Arb.  vom  Ministeriuia  de:«  [ünt-rn, 
iJlt  Finanzen  losgetrennt  Neuerdings  Verändern «frcti  in  der  (Tfistaltiins'  und  in  den 
Ke>sorti  tlicüer  Ministerien.  Neben  einem  jetit  aul  eine«  nur  uu-  Ii  kleinen  eigenen, 
vornemlich  die  Angelegenheiten  v.  Handel  und  d'cwcrbe  umfassenden  QescIiAftskreis 
?>e'*r  hrinkten  ,^MiJi.  für  (it^werbe  und  Handel*'  (worin  u.  A.  anch  die  N.ivig^at.st Inilun) 
ein  besondres  „Miu.  d.  Otientl.  Arbeitea"  (otit  der  Verwaltung  der  6 taatsciscu bahnen, 
der  MDedfen  Baiirenraltiinf  [Wasserbau  o.  s.  w.].  dem  Staats-  Berg'  tt.  Hattenveflen), 
ein  besonderes  „Min.  f.  Landwirthsch.,  Domänen  u.  Forsten"  (letzteres  beides  früher 
beim  Finajuffliuiäturiujn)  (£ri.  r,  7.  Aug.  ISTS,  (ies.  r.  13.  März  1679).  —  In  (West-) 
Oesterreich  jet2l  in  Mte.  d.  IniiereD  auch  der  StaaUbrndienst,  die  Pollzd,  im 
HandcläHunisteriQm  Poat,  Telegraphen,  Staatsbahnen,  im  Ackorltauministcrium  die 
Domänen,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats.  —  Id  Baier o  im  Mio.  d.  htoereu  eine 
AbOett.  f.  LaiidvirtbsiAi.,  Gewerbe,  Handel.  —  In  Fra  nie  reich  (anfer  den  Kaiser- 
thum u.  jetzt  unter  d.  Repultlik  )  ein  besond.  Minist,  der  ölfentl.  Arbeiten  (mit  Strassen^ 
bau.  Eisenbahnen,  inn.  SchillTihrt.  Häfen,  Staatsbauten)  und  ein  anderes  gemeinsames 
fOr  Ackerbaa  n.  Handel  —  In  iiusslaad  ein  ^Unist.  der  Woge  u.  Vorkehrsanstalten 
(f.  KiM'nt>ahn«n,  Landstnssen,  KanÜe,  Flllose,  wogegeb  Posten  o.  Telt^phen  Abtheil. 
f.  sich). 

e)  Die  Vefwaltang  lies  Ünterricbta-  und  Bildangs- 
weseDB  sowie  des  öffentlichen  Cnltns,  Hierhin  gehört  das 
Cnltiis-  nnd  Unterrichtsministerinm  mit  seinem  tlbiichen  Ressoit. 

In  kleineren  Staaten  etwa  oiuo  Abtheilung  de»  Mioist.  des  Innern,  z.  B.  in 
Baden.   In  Baiern  ein  allgem.  Minist  d.  Innern  n.  ein  anderes  Minist,  d.  Imeni 

filr  Kirrhen  -  nni!  Srhnlangt-l.'ti'  nlicitcn.  In  Frankri-irh  ein  Mini-(.  di'>  nfTt-ntl. 
Cnterrichts  n.  anter  Xajpoleoo  HL  ein  geneinsames  far  Justiz  u.  Cultus;  später  bildeteu 
Gnltna,  (fotsniclit  n.  scntae  Konste  ein  Minist  msaianien,  jetzt  isl  der  Cultos  darsn 
abgezweigt  uml  nnt-T  d-  'Min.  i\.  InniTi  ii  ir^stcllt.  In  l'r'Missrn  ein  Minist,  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinaiangelegenhciten.  iu  liossland  ein  Mioint 
der  VolksanfUining  u.  der  Ressort  des  heil.  Synod  (far  d.  griech.  orthod.  Kirche).  — 
Einzelne  Zweige  befinden  sich  mitunter  l»ei  anderen  Ministerien,  z.  B.  die  Oflentlichon 
KTjn«t5»ainmlung-en .  Bililiothcken ,  Theater,  die  etw.i  unter  einem  Minisf^nnm  des  K. 
Hauses  oder  der  schönen  Künste  (so  im  Kais.  I  rankreich,  mit  Reichsarchivcu  u.  A.  u\  ) 
Stehen  oder  gewisse  Fachschulen  (etwa  bei  einem  der  volkswirthschaftlichcn  Mini- 
sterien «.  9.  w.'  In  Preussen  z,  B.  di.»  Bnn-  ti.  ficwerbnakad.  in  Be  rlin,  il.  inhu. 
Lehransr.  in  d.  Provinzen  frQhcr  unter  dem  Minist,  des  Handels,  jetzt  im  Unterr.min., 
d.  landwfrtbich.  Alad.  Q.  Lehranilalten  sind  beim  Minist  d.  LandwIrQischaft  ref' 
blieben. 

5* 
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Mehrfach  knUpfen  sich  an  die  StaateleistuDgeD  auf  dem  Ge- 
biete des  Rechtsschutzes  und  der  Caltur-  und  Woblfahrtsförderung 
?]innahinen,  namentlich  die  sog.  Gebühren  an.  Diese  Ein- 
nahmen sind  aber  nicht  der  Zweck,  dessentwegen  die  betreffende 
JStaatsthütigkeit  erfolgt,  sondern  letztere  geschieht  behuts  Durch- 
führung der  vom  Stuate  einmal  im  lateresse  der  Gesammtheit  Uber- 
.  nommenen  Anfgaben,  also  aus  inneren  (sachlichen,  volkswirthschaft- 
lichen,  socialpuiitischen,  politischen,  nicht  ans  ilUHseren  finanziellen 
Grtinden.  Der  Zweck  darf  unter  der  Benutzung  einer  solchen  Staat.s 
thätigkeit  als  Einnnlimeqiieilc  daher  auch  nicht  leiden.  Insofern 
muss  die  tinanzieile  KUcksicht,  eine  Kinnahmc  zu  er/jclen,  bei  der 
Vornahme  dieser  ThUtigkeiten  !lberl)aupt  und  i)ei  der  Art  und  Weise, 
wie  sie  vorgenommen  werden,  hinter  die  Klicksicht  auf  den  Zwe<'k, 
dessentwegen  die  Thätigkeit  vom  Staate  tlbernonunen  wird,  zurück- 
treten. Einige  8taatsleistungen  auf  den  genannten  («ebieten  sind 
im  Folgenden  demnach  sowohl  bei  den  Ausgaben  als  bei  den  EUn- 
nabmen  zn  berühren,  a.  B.  Jnatiz  (Kosten  und  £iiiDabmeD,  GebtlbreD| 
QerichteBportela),  Schalen,  StrasseD,  Post,  MQDze  n.  s.  w. 

4,  Bedarf  itlr  die  FinansTerwaltnngi  welche  im  Finanz- 
mtnisteriam  reprUaentirt  wird.  Die  Finanz verwaUnng  hat  die 
Anfgabe,  die  Mittel  anr^Führang  des  Staatshaosballes  herbeian- 
sehaffen  und  sie  den  einzelnen  Dienstzweigen  behnfis  AoefUhning 
der  diesen  im  Staatsleben  obliegenden  Fonetiooen  zur  Verftigung 
zn  stellen,  Sie  mtiss  za  dieeem  Zwecke  bestimmte  ThitigkeiCen 
anaHben,  welche  wiedemm  nnr  Mittel  zmr  Dnrchftthfnng  dieser 
organischen  Staatszweeke  dnd.  Die  Ausgaben,  welche  sich  an  die 
TiAtigkeiten  der  Finanzyerwaltung  knüplen,  sind  theils  allge- 
meine, ans  der  Leitung  und  Organisation  des  Finanzwesens  im 
Ganzen  hervorgehende  (Centralleitung,  Etats-,  oberstes  Rechnungs-, 
Kassen-,  Controlwesen);  theils  üpccielle,  welche  sich  an  die  Er- 
hebung der  ciü/.eli]cii  Einnahmen  oder  an  die  Verwal- 
tung der  belreffendcü  Einnahniez weige  anschliessen  und 
in  den  Abschnitten  vom  Privaterwerb  der  Regierung,  von  den  Stenern 
und  den  Staatsschulden  einzeln  mit  bebandelt  werden. 

n -nrui  ironoinmen  müßten  die  Ausgaben  fur  die  FinÄnzrerwahon-r  in!"  die  Aus- 
gabcii  iui  die  l^urchfuhruug  der  oigeauichea  Suab^nreckc  repartiri  wenieii.  Denn 
olfenbar  kostet  /..  B.  das  MiliUdr,  die  Justiz  nicht  nar  das,  was  uamittclbar  dafür  veraus- 
gabt wird,  soiidoni  noch  um  so  viel  mehr,  als  die  BoicluifflDmg  dt-r  I>o<  kungrsmittrl 
fOr  die  Ausgaben  (an  Erhebungskostea  für  die  Steudm,  an  Ziiwen  n.  s.  w.  für  die 
Schulden)  erbeiseliL  Bei  der  Wardigang  der  Koeten  des  BechlMehetiee,  nuMndick 
Ics  Milifairwesens,  ist  jedenfalls  daran  zu  denken,  dais.  von  dcu  neuen  Eisenbahn- 
»cbuldeu  abg;cücbea,  notorisch  der  bei  Weitooi  gröbste  Theil  der  Staatsschttldeu  ms 
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Khegetk  a.  s.  v.  herrttbit,  die  tanlenden  AuKgabeD  t'Ur  die  Schuld  aUo  auf  jenes 
Guito  mit  zo  Mlflcai  tfiKl.     Der  Retsort  des  nnMuatoiBtetiaaM  «nfiMBt  nioht  inmer 

alle  dicjcnigL'n  Zweige,  welch»;  ausschlitrsslidi  oder  vornemlich  Einnahmt;'iii»^ncii  sind 
{im  ünteisclüed  roa  den  TMtigkciten,  «u  die  sich  UebuhrcQ-EiaoahiDen  kaftpfea). 
In  B«f  tUnd  beilebt  z.  E  noob  ein  beeoiiderw  mnMerimii  der  Donineii  nebeo  dem 
der  Finanzen.  Mehrfach  «tehen  au<^h  solche  wichtige  Anstaltrii.  welchr  für  den  Staat 
doch  venirstens  rornemlich  als  EiJi&ahme<|neUe  in  Betracht  kommen,  anter  dem 
Kodeis-  oder  dem  Ministeriam  der  Offentl.  Bauten,  auch  der  Landwirthsch.  S.  die 
Aflfaben  o.  unter  3,  a.  In  dicoen  Rcssortbegrenzungen  wird  allerdings  öfters  passond 
dfin  ToIkswirthschafUichen  neben  oder  ror  dem  finanziellen  fle-^ichtspunct  Rechnung 
getragen,  aber  Vieles  ist  doch  willkürlich  und  durch  ganz  zunUligo  historische  Ent- 
wicklung lK>(lingt.  Dio  öiientl.  Schuld  steht  mitunter  unter  einer  selbetiadigcn  höchsten 
Behörde  oder  auch  als  selbst&ndiger  gestellte  AbthcUung  im  Finanzminist  F)>« nso  das 
oberste  Ckatrol-  n.  Uechnuigiwesai  (z.  B.  in  Oesterreich,  Busslaad,  in  Prcusscn  unter 
d.  SlaafHBiaist.). 

§.  84.  —  B.  Die  GrnnHfätze  und  Gesichtspuncte  tlii  die 
Fcststelln ng  des  Bereic  he  der  Sta;it8thätigkeit  im  All- 
gemeinen und  der  ein/ einen  r.eistnii|:cM,  durch  welche  die 
Staatszwecke  ausgelUhit  werden,  sind  nicht  in  der  FinanzwisBen- 
schaft,  sondern  wieder  in  der  Staatslehre  und  Staatsverwaltnngs- 
lehre  and  soweit  der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthschail  erscheint, 
im  gniDdlegeBdeii  Tbeile  der  Allgomeineii  Volkswirthschaftsiehre 
danal^gen. 

G.  %.  184^190.  Scb&ffle,  geeeÜBcli.  Syst  2.  A.  Kap.  2d,  51,  §.  185,  190. 

Da  jede  staatliche  und  j- iJ  indere  zwangsgeineinwirthachaftli' hi; ,  ..ötleotliche" 
Tbätigkeit  in  der  Kegel  nothweiulig  mit  einem  Finanzbedarf  oder  einer  Ausgabe  for 
de  rerbunden  ist,  so  lulgt  daraus,  dass  die  Feststellung  einer  solchen  Th&tigkeit  und 
damit  des  Ob  und  Wie  ihrer  Ausführung  zugleich  ron  einer  Feststellung  dm  Finanz- 
b<;darfs  nnd.  implicite,  der  zu  dessen  Deckung  dienenden  Einnahmen  Ii 'diün^t  ist.  Es 
ciUkrt  bicb  auf  diese  Weibe  die  bekannte  uud  wichtige  geäcbichlliche  ihaba«  he,  dam 
diejenigen  Factoren,  welche  im  HtaatsK  ben  (uud  ebenso  im  Laben  andrer  öflentlioher 
Körp'  T  ')i<'  Finaiizwirthschaft  beherrschen  oder  mit  bestimmen  ,  wj»-  für  Yolksrortro- 
tttugca  (.Paiiarnentc,  Stände),  hebeu  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,  auch  im  AUgomeiaeD 
«ad  ia  Einzelnen  den  Bereich  der  StutMhMlgkait  f«8tilelieii«  MillMt  wmn  Ibien  dazu 
die  ganlHeBiwe  Conpeteox  abgeht 

Bei  dimm  nntreDiibaren  Zasanmeiiliuig  swiecben  Ptnani- 
bedarf  und  Staat8ihftt%keit  mnss  die  FinaDzwissenschaft  fUr  die 
Feststellnng   beider  folgende  drei  Forderungen  stellen: 
Organisation  einer  richtigen,   unabhängigen    FinanzcontrolCj  i- 
Beachtung  des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  und  Beachtung  i 
des  Verhältnisses  des  Finauzbedarfs  zum  Volkseinküiumeu.  ^ 

1.  Es  ist  eine  durch  die  Volksvertretung  auszuübende  wirksame 
Fin-anzcontrole  zu  verlangen,  damit  rnitang  und  Inhalt  der 
Staatathätigkeiten  und  daliei  wiederum  die  Höhe  des  Finanzbcdari's 
richtig  und  sparsam  bestimmt  werde.  In  der  sog.  constitutio- 
nellen  Bndgetwirthschaft  liegt  bierfQr  die  —  weDigstenB  ver- 
biltaiBflmisaig  —  beste  Garantie. 
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K<igicning  und  VoUtsvertretuiig  rcprftaentiTeii  hier  ia  naacher  Beziehan^  die 

beidoii  Tcrschiedeiicii  Scit^-ii  «nncs  0<'<cli.ift-sn^i»rliIu.sses,  di«;  Kodierung  tlii^  d«-?  An- 
l^ebots,  die  Yertretuog  die  der  Nachfrage  nach  deo  StaaUleistUiigciu  Beider 
Urtheile  Ober  Werth  und  Koaten  dieser  Leistoigen  Verden  leicht  aueiiiaiderfehM. 
Die  Kc^crung  wird  mituotur  den  Werth,  d.  h.  die  Suniinc  von  Vortheilcn  der  Staab- 
Iciütuiigeii  für  die  Bevölkerung  and  das  (jcineinwesuu,  über-  und  die  Kosten,  d.  h.  die 
Upfer,  wolche  die  Bevölkerung  in  den  Steuern  (und  in  der  damit  Terbaudencn  Bc- 
llistigling)  tr&gt,  unterschätzen;  umgekehrt  di«-  VulLnvertretung.  Die  Regierung 
wird  auch  oft  geneigt  sein,  St.iatsthätigkcitcn  übLihau})!  länger  beizubehalten,  statt  hie 
aufzugeben  oder  den  Frivatca  zu  Ubäriaüsieit  (z.  11.  iu  dur  gewerblichen  Sph&rei;  eine 
butitimoite  Verwaltangseinrichtuog  unverändert  zu  erhalten .  statt  sie  zu  vcrbestsuni 
(rrim  i]i  i]<ji  Stabilität  in  der  ^  i  rwaIturi<C'f)olitikt ;  die  Staatsthätigkeiten  noch  weiter 
auK/udcbucn,  »tatt  dca  Privaten  uud  den  Vereinen  oder  doch  den  Gomeiudeo, 
Kreisen,  Profinsen  nw  henntreleiide  Anffnben  n  ttbertr«iron  (Prineip  der  Stna»- 
aüriiarht,  d-T  RcvnrniuiidiinL'".  der  Hvpnrcpntralisation);  oder  endlirh  neue  (iebirttc  der 
Staatstlmtigkeit  nach  alter  Schablone  einzurichteo.  In  allen  dies^en  Dingen  wird  oinu 
unabhängige,  gut  eingerichtete  Volksvertretuip  iehr  hiiliff  den  «utgcfengosetxteu 
Standpunct  eijinehiJien ,  «las  Pri  i;  I  forts' hritt>  Im  k. nnen,  auf  Einschr  ihkutig  der 
Staatstbätigkeiteo,  Keform  der  Verwaltung  hindrängen  uud  gerade  dadurch  der  Ke- 
giurung  gegenüber  sa  einem  ürgan  wiriMmar  VinanEcoBtrole  Verden.  PreiUdi  vird 
die  Volksvertretung  unter  dorn  Einflüsse  einseitiger  Zeitansichten  auch  leicht  in  die 
den  regierungsseitig  11  oiitg:eirt'ngcsetztcn  FcMcr  verfallen,  der  Topularität  wegen 
knausern  oder  abstreichen,  z.  Ii.  im  Militain  tat.  Aber  dennoch  besteht  eine  grosse 
Wahrscheinlichkeit,  dass  aus  dem  Pactirert  der  Uegiemn^  und  il^^r  \'utksvertretung 
Comproiniiis«^  luTvorgehen ,  dur<  h  wr|.  lic  das  Int^T'-^sf  von  St-n'  uad  Volk  in  der 
Betitimmuug  der  Staati»thätigkciten  und  den  dafür  criurduiliehen  Au i wände»  noch  am 
Besten  gewahrt  wird  und  namentlich  auch  der  (irund.satz  der  Sparsamkeit  zur  rich- 
tigen (irltiing  koiriTiit.  Der  leitende  Grundsatz  bri  der  Prufiins-  mxis'i  in  jedem  einzelnen 
l'aiie  sein,  jede  Staatsthätigkeit  oder  jede  An  dersolbcn  und  daher  jede  Au^abu 
dnfAr  ist  zu  verwerfen,  ▼eiche  der  Gesammtheit  ein  höheres  Opfer  auferlegt,  ab  die 
bftrcfrcnde  Staatült^stonir  ihr  nützt  oder  wfrth  ist  fabsohit- Vorw-rf  Ii«  bkcit)  oder 
als  sie  nothwendig  kustet,  wenn  sie  ebenso  gut,  aber  billiger  von  den  Priiateu. 
Venilten  od«r  andere«  rirganoo  ftir  Offentfitrhe  Zwecke,  wie  den  Gemeinden  n.  s.  w., 
ausgeführt  werden  kann  (relative  Verw'rflichkeif  fS.  Srhriffli',  (Ii".  Sy->(  d. 
uenschJ.  Wirthsch.,  2.  A.  205,  '21ß.  Im  absolutistischen  Staate  liegt  die  Gefahr  ou- 
richtiger  Beatinnwig  der  Staatsthätigkeiten  ond  geringerer  Sparsamkeit  nMher,  doch 
kann  auch  hier  etwa  durch  einen  Staatsrath  und  durch  eine  richtige  St>  Ilun.^  des 
Finanzministeriums  gegenüber  den  anderen  Ministerien  eine  Pnifungs»  und  (;«^ntrot- 
iustanz  gcschatfen  werden.  Die  preussischc  Finanzverwaltung  war  auch  in  der 
abaolutistischen  Periode  spat>ani  und  ausgezeichnet). 

Werth  und  Kosten  der  Staatslcistungcn  allgemein  und  einzeln  festzustellen, 
ist  freilich  schwierig.  Denn  bei  der  Immaterialitüt  und  Cnverk&uflichkcit  der  meistm 
Leistungen  (§.  9)  kann  nicht  der  Tansehwerth,  sondern  nur  der  Gebrauchswert b  und 
auch  dieser  nur  si^hr  allgemein  ermittelt  werden.  Und  selbst  die  Kosten  sind  schwer 
genau  zu  ermitteln .  weil  die  richtige  Uepartitiou  der  vielen  gemeinsamen  .\nsgahe- 
poataii  (ÜBT  die  gemetDsattan  GentriilMhlMlett.  flir  die  aufgenommenen  Staatsschulden, 
für  die  Erhebung  der  Steuern  u.  s.  w.)  si<  b  niemals  voll>fändig  durchführen  lässt. 
Erleichtert  wird  die  Aufgabe  in  der  Praxis  dadurch,  dass  die  Mai>sv  der  alt- 
ttberkoamenom  LelstODgen  überhaupt  kann  ernitlich  in  Frage  steht  nnd 
nur  die  einzelnen  alten  w  g  fallenden  oder  neuen  hinittkonmendeJl 
Xhätigkeiten  auf  ihren  Werth  uud  ihre  Kostou  zu  prüfen  sind. 

2.  Der  GruutUatz  der  Sparsam  kc  U  ist,  wie  tiir  jede  Wirth- 
8chaft,  80  früher  anch  lür  die  Finanzwirthschaii  als  die  il  in)  t- 
regel  tHr  die  Ausgaben  bezciehnet  worden.  Diese  wohlgemeinJe, 
auch  von  Kau  getheilte  Auffassung  ist  indessen  iu  dieser  Absolut- 
lieii  bei  der  Bedingtheit  des  gesanimten  Wirtbsc baftslebens  dureli 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


FoirtstelltiiK  der  StMtstbiitigkeit  ^  FiMii2c<nitreIo.  —  SpamiDkcit.  —  71 

den  Staat  nicht  haltbar.  ^^Jetker  Grandaats  kann  ntomalB  eine 
abaolnte,  sondern  aar  eine  relatire  nnd  tlberfaanpt  nicht  die 
Bedentang  haben,  dass  eine  Aasgabe  anbedingt  unterbleiben 
mlaate.  Denn  das  hltaigt  immer  Ton  dem  Zweck  derselben, 
daher  Ton  der  mit  ihr  hersnstellenden  Öffentlichen  Leistnog  ab. 
Die  Sparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender  Grandsatz 
des  Staatshansbalts  werden,  sondern  ist  bloss  eine  selbel- 
▼entilndlicbe,  aber  fteilieh  in  der  Praxis  oft  Tcrietate  Klnghelts- 
regei  in  Betreff  der  Dnrehfllhning  des  Okonomiseben  Prtncips  im 
Staatsfaansbahe,  wie  in  jeder  Einselwirthsehaft.'<  (G.  §.  168). 

Wenn  luäu  den  Oruatbau  iu  dieser  Boscbrankunfi:  anniinint.  kaiiu  man  mit  Hau 
»agen:  „er  eiibpriogt  aus  der  KOcfeadt  auf  die  Betichriuiktheit  des  V'erinögenä  und 
KiiikomiDen<^  im  Vi  r;;I«  i'h  mit  dem  2rros^<'n  füifaiis-*'  di  r  Bedürfnisse,  und  fonlcrl 
uijic  rerst&ndif^e  Anorduuus;  des  AuiVandcä.  &u  tlAsm  mit  gleicher  Aufofiteruug  sach- 
Ucher  Gttler  der  grOeete  Erfolg,  oder,  was  daj>üelbe  sagt.  gloicJier  Erfolg  Bril  dem 
.r<  rin£^tcn  (latcraufwande  bewirkt  wird.  Die  BL-uliaclitiin^  dicsi-s  Grundsatzes  wird 
auch  nicht  aUeia  fou  der  wirthscbaftiichcn  Klugheit,  sondern  auch  von  der  ücrech- 
U^ceit  geboten.  Der  SteeteofiruKl  sehallert«  fon  der  Koaten seile  iMtnuchlet,  inner 
dcu  (in*  ru'  f  - 1 1  Ii  drr  Biirg(  r .  es  uiö^ni  niiü  die  erfordcrlichcu  Einkünfte  uumittel- 
Uar  aus  dem  Phratrcrmögeu  erhobeu,  oder  gewi«ie  Krirerbageüchälto  den  Borgern 
eDtaogeB  osd  ren  der  Regierung  betrieben  Verden.  Stenlsborgero  dOrfen  nber  mir 
^Ichc  Lasten  aiifgeloi^t  werden,  w<  I  ^  ^  iir  Frn-irliunir  der  Sl.iatszwet  ke  diem'ii,  und 
die  Staatsgewalt  im  zu  keinem  Aufwände  befugt,  der  nicht  zur  Befriedigung  eines 
aelokea  Staanbedarfniaees  beitiigt.''  Rai,  Fto.  I,  §  28,  übrigens  erkennt  er  iu  §.  'dH 
tfolbst  schon  die  Relativität  des  Sjiarsainkcitsprincips  au.  Beredte  EntwicUung 
}i«nffl  Sntzes  bei  Necker,  Adniin.  des  fin.  de  la  France.  I,  30  der  1  Am^  —  Von 
duu  ültcru  Sebriftstellern  nimuit  Bodin  gmsso  Luxusbauten  in  Schutz,  empiluklt  aber 
doch  ein  rcrstäudiges  Maas  derselben  nnd  der  forstlichen  Uescbenke  (iregoriu>> 
(Kap.  VIII,  Abs.  II )  «  ifert  strenger  gegen  di«  \>!srhwi  nd?in£r  nnd  den  Prunk  d-  r 
Hofe,  noch  starker  Besuld.  8.  lü  II..  Diese  Beiden  tragen  diu  Lehren  der  tSparsam- 
keit  in  dem  Abschnitt  von  der  Erhaltung  des  StaatsvcrmSgens  ror,  conservatiu 
aerarii  K.i'iv  —  7.n  <  ui^eiti<re  Betonnti';'  der  „Sparsamkeit"  aJ«  leitender  Grundsatz 
der  Finan^poiitiik  l>ei  einzelnen  TheorciiMciit  der  neueren  Nat.ök. .  z.  B.  J.  B.  bay 
^trail6,  L  S,  cb.  6,  coaxs  p.  8,  ch.  1),  wo  die  „Offcntlicben  Ausgaben"  ab  MConstin* 
tionrn"  bctrachtpt  werden;  ähnlirlie  Terid'-Mzen  ^  i  Ti!rin  -h  "i  IVirl  inirntarieru.  — 
lieber  die  freilich  durchaus  ialache  Ansicht,  die  M»al«iau»^rabeit  konnten  Oberbaar 
ohne  Naeliihell  bdUebig  vermehrt  verden,  wenn  nur  ^das  Geld  wieder  nnter  die  Leute 
komme",  was  j;»  ei>:eiitlieli  fast  immer  ^■'•■»cli' die ,  eine  .\rt  rnereaiitilistisrlicn  Irr- 
tbums.  a.  Rau,  Fin.  I,  2^,  3a  u.  daua<  h  meine  2.  A.,  63.  Eine  ähnliche  Be- 
richtigung giebt  Say  a.  a.  0.«  ancb  conrs  p.  7,  ch.  19.  Nor  wenn  die  Dienste,  welche 
mit  dem  Oelde  bezahlt  werden,  wirklidi  froductiv  sind,  liegt  ein  Ersatz  der  ilunch 
Stenern  u.  s.  w.  herangezogenen  (ititer  fur  die  ganze  Volkswirthschaft  ror.    Die  Aus- 

{abcn ,  welche  die  Beamten  u.  s.  w.  ans  ihrem  Gehalte  bestreiten .  rertrotcu  aber 
eine  neue,  sondern  nur  eiu  Vera ndc rte  Nachfrage  nach  SachgtUem  wl  Diensten 
verglichen  mit  den  Aufgaben,  welche  die  Beateoerten  ohne  die  Beeteienug  hüten 
machen  können. 

Man  kann  dann  mit  Ran  (§.  32)  ans  dem  Gmndsatze  der 
äparsamkeit  folgern:  „Es  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem 
Gemeinwohle  angehörenden  Zweck,  also  fttr  irgend  eine  PHvat- 
absieht  oder  blosse  Priratvortheile^  vorgenommen  werden^  ein  Sats, 
dessen  Riehtigkiät  ansser  Zweifel  steht,  dessen  Auerkennnng  and 


Digitized  by  Google 


1.  B.  1.  K.  FiiiMNtwirtlttsebAft  in  AbbAngigknit  f.  Staat»lebeD.  g.  94«  35. 

Durcbtiiljniij^  aber  früher  schwer  zu  bewirken  war,  so  l.  H.  bin- 
oiobtUch  der  sog.  Sinccureii,  der  Aratsstellen  mit  Besoldunj^cn 
ohne  Dienstgescbäfte.  In  Gro88britannien  sind  dieselben  in 
neuerer  Zeit  abgeschafifc  worden.  Anfang  dieses  Jabrhnnderts  soU 
ihr  Betrag  dort  noch  an  360,000  Ff.  tit.  gewesen  sein.  —  Man 
darf  £enier  auf  minder  wichtige  Zwecke  keine  Summe  verwenden, 
welche  zur  Bestreitung  einer  dringenderen  Aasgabe  nöthig  ist 
Ueberiiaopt  soll  wegen  der  UnmögUehkeit,  für  alles  Nützliche  in 
einem  gegebenen  Augenblicke  zureiehende  Mittel  zu  finden,  mögUehst 
eine  solche  Gleichförmigkeit  in  den  versohiedenen  Regierungszweigen 
beobachtet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  zugleich  besorgt 
werden  nnd  leichter  Tmebiebliehe  Anagaben  erst  nach  der  Deekang 
der  wichtigeren  au  die  Reihe  kommen".  —  Endlich  mnaa  im  ein- 
aelnen  Falle  mit  den  geringst  mdglichen  Kosten  gewirthachaftet 
werden  y  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Vortheil  des  Angenblickai 
sondern  anch  deijenige  der  längeren  Periode  an  berttckaiehttgen  ist. 

g.  35.  —  3.  Die  Beacbtnng  des  Verhftltnigses  des  Finans- 
bedarfs  (des  Staats,  wie  der  anderen  Öffentlichen  Körper)  snm 
Volkseinkommen  ist  stets  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  anf  weiches  die  Finanawissenschaft  eindringlich  hin- 
weisen mnas*  Aber  yon  Tomeherein  moss  man  sich  darttber  klar 
sdn,  dass  sieh  ^  Grandsata,  welche  Hohe  der  gesammte  Staataanf- 
wand,  —  ganz  aligemein  genommen  oder  in  einem  bestimmten 
Staate  aar  bestimmten  Zeit,  absolat  dem  Betrage  an  Geld 
oder  wirtschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote  des  Volksciu 
konimens,  —  erreichen  darf,  offenbar  nicht  aufstellen  lässt.  Die 
tVühcren  Vcr«»u(lie,  liierfÜr  bcstimnUe  Zahlensätzc  oder  luiiiber- 
schrcitbare  Quoten  des  Volkseinkommens  zu  ermitteln,  sind  daber 
auch  immer  missglttckt.  Sie  beruhen  auf  einer  falschen,  mechanischen 
und  äusserlichcn  statt  einer  richtigen  organischen  Auffassung  de» 
VerhUltnisscK  des  .Staats  zur  Volkswirthschaft. 

^Iiirhar«!,  Tbcor.  u.  Pol.  d.  Resteucning.  S.  110.  Fain  u,  Th<or.  dei»  iinp<'«ts. 
I.  ^7.  Hock.  Oeff.  Abraben.  S.  34,  und  die  ilort  citirten  SchäUunpn  von  Busch, 
BielL'tul«!,  Jnsti  (rargl  über  ihn  Roscher,  (iosch.  d.  Nationalökon.  S.  Jfi.Hi  !'Aliti. 
bchmalz  u.  A.  n.  Man  ging  von  '/j,  bü  des  YolluoinkoiDment».  SeiUüi  ilock 
gkabt  aber  doeh  noch  safen  ta  dsrfen:  „Wir  worden  ein  StonenyBteB.  das  jiltflieh 
mehr  als  I  JS"  ,,  des  freien  Einkommens  des  Volkes  kostt  i .  s.  hon  für  zu  h^rh  halten." 
Schöu  hält  den  Nationalcbaracter  und  die  Staatüforoi  (leUterc  auch  »chou  Justi}  für 
entselieiddiid  ftkr  di«  mflglkhe  HShe. 

Zu  betonen  ist  nur,  dass  weder  der  Werth  noch  die 
Kosten  einer  Staatsleistung  für  sich,  sondern  immer  nur  beide 
zusammen  hei  der  Benrtheilnng  der  absolaten  und  relatiren  Hohe 
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der  Ausgabe  sn  berttcksiehtigen  sind.  Daher  dttrt'en  nicht  bloss 
polilische,  ans  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene,  aber  aneh 
nicht  auBschliesslieb  privatwirthschaftliehe  Erwägungen  ent- 
scheiden. Als  Regel  kann  der  Satz  gelten:  je  grosser  der 
an  mittelbar  dkonomisehe  Werth  einer  Staatsleistang  —  der 
aber  erheblich  weiter  als  gewöhnlich  sa  fassen  — ,  je  mehr  die 
Leistang  die  Prodactionskraft  Aller  fördert  and  je  grösser 
das  absolnte  freie  VolkseinkommeD,  d.  h.  im  Sinne  Roscher's 
dasjenige,  welches  nach  Befriedigung  der  nothwendigstcn  (materiellen) 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  übrig  bleibt,  (G.  85)  ist,  endlich 
ein  je  grJIsserer  Thi^il  der  reinen  iSUdUciniiahnic  iius  dem 
Privaterwerb  des  Staates,  nicht  aus  Steuern  herrtihrt,  desto 
höher  kann  aach  der  Staatsaafwand,  absolut  und  als  Quote 
dieses  Einkommens,  sein. 

Die  AnerkotiiiuTiL'  des  ftkoiiomisclieu  Werths  einer  Suuitsloistung  in  weiterem 
Haastte  folgt  schon  au»  der  Auffasaang  der  DienstleistuDgun  mit  als  wirtbscbaftliche 
GQtor  (alrtrelelieRd  von  Rav)  oder  der  sogen.  Prodaetiritit  dieser  Leistungen.  (Vgl. 
Wagner,  f».  §.  16—20.)  Besonders  wichtig  zeigt  es  sich  z.  B.  in  der  Militair- 
frage.  so  weit  dies  eine  volkswirthschaftliche  uricf  finanzielle  ist.  Das  weltgeschicht- 
liche Beispiel  Preussens  dient  als  Beleg.  Namentlich  in  der  allgemeinen  Wohr- 
pfllekt,  wenn  Hie  ernst,  wie  in  Prcussen,  Jurdi^cflUirt  ist.  muss  sicherlich  auch 
eine  grosisartifr«  Schulung  der  männlichen  Hevölkcrang  erkannt  werden,  die  der 
letzteren  daaorod  zu  (iuto  kommt.  Dem  Militairbudget  klebt  daher  mehr  ökonomischer 
Nutzeßect  auch  In  dieser  Beziehun«:  an.  als  man  oft  denkt.  Der  volkswirthschaftliche 
Fortschritt  Prcnssens,  der  auch  im  übriseii  Di;utjchl.and  kaum  eine  Parallele  findet, 
Vai  gewiss  zu  einem  wesentlichen  Theile  auf  diese  Schulung  des  proossischcn  Volk»» 
iA  Mttiteirvesan  nit  zarQckzofilhraD.  S.  A.  Wagner,  Pieim.  JfthrivBcher  1868,  I, 
r.  Bichthofen.  tib.  d.  Prodnctint.it  d.  Armee  u,  s.  w.  Schlesw.  1S69. 

Die  Herkunft  der  EioDahmeo  aus  Steoeru  oder  Privateiwerb.  ist 
uuDeaÜicli  «veh  M  YeifUelien  reiBelnedeDer  Steaton  m  betehten,  um  den  virk- 
liehen  I'm  i  ron  Aosaralien  wie  für  die  StaatSHchuUl  und  ft\r  Militair  richtig  zu  ''<■ 
Be«seiL  £ia  hohes  Proceat  dieser  beiden  Ausgaben  von  der  Gesaauntaasgabe  kann 
doch  fslctlf  ertifgUeli  Mln<,  ▼enn  der  Btaat  grosse  Reineinnahmen  ans  FeldgUtern. 
Forsten,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  bezieht.  Die  Lage  des  Deutschen  Reichs,  Preussens 
und  der  deutschen  Mittelstaatcn  ist  in  dieser  Bedehnng  besonders  günstig,  verglichen 
mit  Oesterreich.  Frankreich,  Gross-Britaooien .  Italien,  weil  bei  uns  die  Staatsschuld 
grofiicntbeils  aus  Rente  gebenden  Kaintslaalsgen  (Staatsoisenbahnen)  herrührt  und  der 
Rest  des  Schuldt-naufwands  iftir  Zinsen  u.  8.  w.)  regelmässig  mehr  als  voll.ständiff 
durch  die  L'cberiichüÄio  der  Douiiiicu.  Forotcn,  Bergwerke,  der  Post  o.  s.  w.  gedci  kt 
wird.  S.  die  Daten  u.  d.  Meth.  d.  Berechn.  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staat ^- 
haush..  S.  151 ;  Der;«..  Art  Staatsschulden  i.  Staatswörterb.  X.  .10.  .letzt  bes.  fierstfeldt, 
Beitr.  z.  Reichssleuerfrage,  Lpz.  1879.  Nach  seinen  Berechnungen  betrugen  um  1879 
z.  B.  die  UeberschQise  (Reinerträge)  der  DomAnen,  Ponten.  Bergwerke,  Eisenbahnen, 
P  r  Tel  ^r.  in  Deutschland  (Reich  u  nd  Einzclstaaten i  297  Mill  M.  p.  Kopft>.72  M.). 
in  (»rosöbrit  78  ip.  )L  2.M),  in  Frankreich  78  ri.!2),  West-Ucstcrr.  19(0.88;, 
Rossland  66  (0.80)i.  d.  h.  von  flimmtfichen  ...\bgaben*\  (directen  u.  indirecten 
Stenern.  Stempeln  u.  s.  w. .  es  fehlen  z.  Th.  dabei  die  (jerichtskosteii  u,  dpi).  44.4% 
in  Deutschland,  gegen  5.74,  4.06.  3.55,  4.24%  in  den  i  anderen  tirossstaaten.  Zur 
Bestreltosg  der  Ausgaben  tob  Heer  n.  Flotte  u.  SdraM  erQbrigen  also  in  DentechUmd 
viel  grö'Stre  nicbt-Hteuerri.ohtliche  Einnahmen,  so  dass  ccteris  paribas  der  Druok 
dieser  ohnebin .  bei  uns  kleineren  absoluten  Ausgaben  leichter  zu  tragen  ist.  Heer, 
Flotte  0.  Schuld  kosten  zusammen  p.  Kopf  Mark  in 
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uocrnaiii)!,    gteumechtlichcii  Koiuertxügtt 

Deutschland        15.3  8.H 

(irossbrit.  36.<i  UM 

Iniiikrci.h         40.S  3S.7 

\\  .•-.t-Oestcrr.      IHM  18.0 

RuäiilaDd  14.2  13.4 

Duubcblaiul  verdankt  dies  günstige  Vcrlialtuiss  im  Vi  rj;!ci>  Ii  zu  di  n  amlcirii  Staat.Mi 
uamoittlicb  vici-  UiDüläuden:  1)  der  Miiäsigkcit  seines  Aulnands  l'iir  llccr  ii.  hlotto. 
den  «bsolvteo  Betnge  der  AuaiibeD  nach  (in  DentMcblud  II,  in  Ürotnbrit  18Ji* 
l'raukrcii-Ii  17>.  Wcst-Oi^sterr.  7.  2.  Ifus-iaini  Itt.i;  'M.  ji.  Knpf  .  /uinal  initcr  !?criick- 
sicbtigutig  der  niilititrischcu  Leistungen;  2)  der  Kleinheit  seiner  btaatäscbuldeujaot 
ip,  Kopf  jahzUcb  4.8,  gtgtn  1S.2,  IS,  11.7,  u.  $.6  M.  in  den  4  andern  Stantett): 
3)  dem  Ursprung  <jiii>-s  ^rrossen  Theiis  seiner  Schulden  in  Staatseiscnbahncu ,  die  sich 
durclucbnittlich  ausreichend  verzinsen;  4)  dcui  bedeutenden  Resitz  rentablen  kltereu 
Doninnian»,  Fddgllter.  Forsten,  Bt-rgwerle.  Die  Einnahmen  aus  Kapitalfonds  i[nralidMi> 
fonds  u.  a.  m.i  sind  dabei  in  Deutschland  nicht  einmal  berücksichtigt.  Dcmgeniä.-« 
kann  DeutschlanrI  nnch  fiiiaiizw irth>rh;iftli<  h  mul  zum  Thci!  volkswirtli^rh.iftlirh  sriruMi 
5Iilitäruufwan<l  loichtcr  als  die  aadcreu  Stuatcii  tragen,  und  wurde  dies  uiu  hu  mehr 
der  Fall  sein ,  wenn  nicht  der  Volkswohlstand  geringer  als  in  (irossbritannicti  u. 
Fnuilureich  u«  der  IklaatnngscoäQicient,  durch  die  grMsc  Minderzahl  so  hoi-h  w&re. 

Bei  Vergleichen  mebrerer  Staaten  oder  eines  Staates  in 
versofaiedenen  Zeiten  ist  namentlicli  immer  erst  eine  entsprechende 
Gleichmftssigkeit  der  Budgets  zn  gewinnen,  in  Ueberein> 
Stimmung  mit  den  Forderungen,  welche  die  vergleichende 
Finansstatistik  stellt  (§.  19). 

Vielerlei  Ausgaben  für  MUentliche  Zwecke  ei-scheincu  hier  im  Staatsburiget  ii,  B. 
auf  dem  curopiischen  Gontinent.  namentlicli  in  Frankreich),  dort  in  den  besonderen 
Budgets  rier  npmoindi.n.  Kreise.  Prorinz'^n  nrirli  .irr  Kin  h'  ti.s.  w.  (z.  R  in  Knjrhinil  . 
CiKöruig,  d.  Osterr.  Budg.  u.  s.  w.,  hat  sicii  daher  mit  Kecht  be«ondrT!>  bemüht,  daü 
Stantebttdgel  dnrch  Hinznfugung  dieser  anderen  Budgets  (auch  deijenigen  besonderer 
Anstalten,  z.  P.  ftlr  ünterricbt.  welche  Einnahmen  aus  eigenem  YLiiiiriurcu  br/ich>ii) 
2U  verrollständigen,  (s.  z,  B.  I,  103,  Uber  üroattbritannien).  S.  u.  41  U.  Viele 
Lasten  dei  Yolkes  nr  9ffbntHche  und  specieU  für  Staalslelstungen  geben  «leh  gar 
nicht  <Kler  nicht  rolktäfidif?  durch  die  Rechnungen  des  Staates.  <I< t  <•<  mcinde  u.  s.  w., 
2.  B.  Eiuquartirungen  und  manche  Arbeitsleistungen:  Die  sogen,  verborgenen  Aua- 
gaben oder  versteckter  Staatsbedarf.  (S.  Hermann.  Staatswirthscb.  Untere.  2.  Aofl.. 
S.  .1(1.  224;  d<'ra.  aaf  dem  Wiener  Internat.  Statist.  Congr«»-'  s  K«  (  hi  iix  haftsberirht, 
S,  3t;ii  •>•_>(•,;  1  icker.  :r  Y.rs.  fl.  indirii-it.  Collier,.  ls.">7,  S.  10«.  114.  Vgl.  Lötz, 
ilaudb..  Iii.  In  dt-n  oinzoln'-u  Staaten  und  in  rcrschiedcnen  Zeiten  (Kriegszeiten !» 

Bind  diese  Ausgaben  ton  sehr  verscbiedenem  Umfange,  was  bei  Vergleichen  des  offen 
Vorliegenden  Staat  T^i^'flTiTi'li's  ni«  lit  z«  vcrpc-^scn  ist.  In  frtlhcrer  Z<'it,  vor  .illa-cnicinTer 
Entwicklung  der  (luidwirthschaft  m  Staatshaushalt,  besonders  bei  der  alt.ren  Ein- 
richtung des  Heerwesen«  (Natnralqnartier  «.  a.  w.)  waren  die^  Ausgaben  ungleicb 
hedt-nt-TMlf r  in  drii  moistf'n  Staaten  ge{r''Mwr<rti!r  Strosse  I  cliflstünde  besteben  in 
diesem  Puncte  noch  in  Ltussland.  Natürlich  ist  es  die  (iesammtheit  aller  solcher 
Opfer,  «relebe  mit  dem  VoUBdnkommen  in  Vergleich  «rebraoht  werden  nraes.  Statistische 
Berechnungen  lii-  riliber  sind  höchst  schwierig  und  fast  niemals  follständi^.  Voll'  ti.fs 
«inigermaasseu  zuvcrlüssige  Berechnungen,  welche  Quote  de«  Volkseluliommcns  iu 
einem  bestimmten  Staate  und  Zeitpnncte  von  dem  gesammten  (in  obiger  Welse  rer- 
standonen)  öffentlichen  Aufwand  beansprucht  wird,  fehlen  noch  durchaus  wegen  der 
Unsicherheit  der  Berechnung  des  Volkseinkommena  (ii.  92,  93.  SO,  110).  Da  es  immer 
auf  die  Art  der  Staatsleistuniren  ankommt,  so  int  Oberhaupt  eine  end gütige 
statistische  Feststellung  der  t^uotc,  welche  der  Staat  oder  eine  andere  der  grossen 
Zwangsgcnif'infrhi^ften"^  vom  Volkseinkommen  ohne  Bedenken  für  sein»  Aasgaben  ver- 
wenden darl.  an  und  für  sich  unmöglich.    Die  statistischen  Untcrsuciiungcn  Uber  den 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


VerhälUi.  d.  1' iuaiizUe(iar&  ^uu  Volki»ciukoiuiutiu.  75 

Nontslooluan  4«r  KaaUian  (HMuhaltiiuKuo)  und  der  ciuelnen  Voiilitaadti'  and  Be- 

ruf-i;la:v5Ln  von  Fauulimi  pob- ii  imt-  r  \*Mr:iuv>..-t/ung  oiucr  bestimifitu n  Spliikre  dor 
ÜUabth.itigrkcit  indessen  auch  fQr  die  bcrcgtc  Fragu  duigc  Anhaltspunctc  an. 

(S.  Engel  L  d.  Ztschr.  d.  K.  Sftchs.  Stat  Btlr..  S.  16».  u.  die  dorfigen 

AlbaiterbQdgets  nach  Ducpetiaux,  Le  Play.  Neuerdings  die  Arbeiten  von  E.  Laä- 
f  (»yf?  in  d.  Balt.  MonntSM-hr.  1S70;  dcrs.  in  d.  „Concordia"  l**?.').)  Di«  Orund- 
ijigu  für  Alles  ist  eine  gute  Uaushaltstatitttik  der  vcrschicdouen  Wohlstand^' 
dasBCD,  vorüber  indetaen  noch  wonif  Genflgendos  vodicgt 

Mui  kann  die  Frage  nach  dem  Verhiiltuiss  des  l'ifianzbedarfB 
zani  Yolkseinkoninicn  aucli  dahin  /.usintzen:  ob  der  Fiiianzl>e(iaif 
80  hoch  steigen  diUlc,  das«  die  iu  der  i^cekung  gebrachten  Opfer 
der  Bevtdkeruug  ein  druckendes  Maass  erreichen.  Letzteres 
will  besagei):  der  Übliche  Normalconsnni  der  Hevölkerung  nioss 
heäcli rankt,  dii  übliche  En»|^ruag  voUendö  ütark  vornuiidert  wcrdeu 
oder  ganz  aiitliiiren. 

Diese  i  ia;^a'  ist  zü  bejahen,  wenn  dieser  Zustand  sich  nur 
aat'  kurz  vorübergehende  Sta  atsnothlagen  erstreckt,  die 
Vornahme  der  hohen  Ausgabe  Erlolg  vcrbpricht  und  ^ciade  dieser 
concrete  Staat  die  Erhaltung  verdient.  Die  Frage  ist  zu  ver- 
neinen, wenigstens  theoretisch,  so  schwer  dies  auch  den  He- 
theiligten,  namentlich  den  leitenden  »Staatsmännern,  fallen  mag, 
wenn  diese  Kediogungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
würde,  in  aatergebendeD  Staaten  liegt  leletore  Eventualität  öfter  vor. 

Itutöland  1813—1613,  Proossen  1813—1811!  Freilich  wird  das  endgiltigo 
Urtheil  hier  immer  vom  Ausgang  mit  abhängen.  (iambcUa  und  Seinen  werden 
im  Ducembcr  1^70  das  Reispiul  der  frauzOöischcn  UepubÜk  auch  hierher  gerechnet 
babw.  Ob  mit  Recht,  lehrte  die  Zukunft.  Der  Aiufaiif  des  horoiscbea  Kampfes  der 
Nordst.iatcn  von  Amerika  bat  die  enormen  finanziellen  Opfer  scroclitferti^  Hei 
längerer  Dauer  deä  südlichen  Widerstandes  hätte  die  Union  doch  vicUcicbt  äcboa  au^ 
fiuuzletteB  Orflndon  gespalten  bidbea  mOssen.  Denn  Stnataan^ben  ron  der  Hl^he 
jler  lS64er  können  nicbt  laage  «ufehalten  w^en. 

Sind  die  Staatdeistang^n  an  sieb  niebt  entbebrlich,  kann  aacb 
ao  den  Kosten  ftlr  sie  nicbts  erspart  werden ,  so  beweist  die  Un* 
mOgliehkelty  den  Staatsbedarf  aufzubringen,  eben  die  UnmOgliehlEeit 
des  danemden  Bestandes  eines  soieben  Staates.  Selbst  die  UttUe 
dnrcb  Staatsbankerott,  also  dnrcb  Brach  der  privatrechtlichen  Ver- 
pfiichtungen,  wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  „Staats- 
production"  muss  in  solchen  Fällen  am  Knde  wie  die  Frivat- 
|vr.i(luLtion  eingehen,  weil  „das  Unternehmen  nicht  mehr  die 
kosten  deckt.  ' 

Auch  hier  ist  die  Ucschichte  die  Kichterin,  die  aber  ihr  eudgUtigoö  tiUicü 
niiauter  ISnger  rencbiebt  als  man  erwartet  (Tttrkeif> 

Ein  auf  die  Dauer  nicht  flliorscbreitbares  \'erhältniss 
des  Finaozbedarts  zum  Volkseinkommen  besteht  mitbin.  Damit 
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wird  aber  nur  die  Regel  bestätigt,  dass  zwischen  den  Verwen- 
dungen des  Einzelnen  fltr  seine  verschiedenen  BedUrfnissbefrie* 
dignngen  eine  gewisse  Harmonie  bestehen  mnss.  Denn  in  letzter 
Linie  vcrtbeilt  sich  der  durch  Steuern  gedeckte  Fiiianzbedarf  ja 
aU  Ausgabe  auf  das  Haushaltbudget  der  Privaten. 

n.  —  §.  36.  Das  „Gesetz  der  wachsenden  Aiisdehnnng 
der  öffentliehen,  insbesondere  der  Staatstbätigkeiten"  wird 
fUr  die  Finanzwirthsohaft  zum  Gesetz  der  wachsenden  Ans- 
dehnnog  des  FinanzbedarfSi  sowohl  des  Staats,  als  in  der 
Regel  (and  9Hm  noeh  mehr)  aneh  der  SelbstverwaUungskOrper 
bei  enispreohender  Deeentmlisation  der  Verwaltnng  nnd  ordendioher 
Organisation  der  Selbstverwattnng.  Neaerdings  zeigt  sieh  bei  nns 
besonders  eine  grosse  Zonahme  des  FinanzbedarfiB  der  Gemeinden^ 
znmäl  vieler  stidtisoben  (%» 44  ff.).  Jenes  Gesetz  ist  das  Eigebniss 
empiriseher  Beobaebtnngen  bei  den  fortsobreitendett  CpItnrvOlkem 
wenigstens  unserer  Civilisationsperiode  nnd  findet  seine  Erklürnng, 
ReehtfertiguDg  und  Begründung  im  Entwiefclungsbedfirfniss  des 
Volkslebens  nnd  in  den  Veränderungen,  welohe  diesem  Bedflrfniss 
gemäss  in  der  Combinatlon  des  gemein«,  besonders  des  zwangs- 
gemeinwirthsehaftKeben  nnd  des  privatwirthsobafQleben  Systems 
vor  sich  gehen.  Finanzielle  Schwierigkeiten  können  diese 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dann  der  Umfang 
der  letztcicii  von  demjenigen  der  FiiKuizwirthschaft  bestimmt  wird, 
statt  ^vic  sonst  nnigckchrt.  Aber  aul  die  Diiuer  überwindet  das 
EntwicklüiigäbedUrfniss  fortschreitender  Völker  diese  Schwierigkeiten 
doch  immer  wieder. 

Tic]  Raa  Iiis  incJ,  5.  Ausi^alM;  ftlili  .Ii.'  R.  a.  litung  dieses  wichtigen  Moments, 
lu  der  ti.  Aus;,mI»»j  hatte  ich  i/i  §.  1  (bes.  Auui.  a)  mit  Berofung"  auf  mdnc-  iütereii 
einbchiaf»'nden  Ärboiten  (Ordn.  d.  österr.  Staatahaash.  Wien,  S.  3  1t)  knn  darnof 
liingewi('<cfi.  Mf-iiu-  frühere  F  ini  ulinin»;;  fring-  crrtde  von  der  finanzf^'ll'' n  lh^- 
tfachtnng.  d.  h.  doch  nur  voit  dem  Acusserlichen  dor  Enichoinuog  aus.  Da» 
InDerlich-Treibende,  das  tieli  nor  im  Fiiwiizl»ed*rf  abspiegelt.  Im  ab«r  die 
Entwirkhins  d.  r  Staatsthiitigkeit  oder,  allgemeiner  ansjedrnckt .  rf.r  Zwan-^gomcin- 
wirthacba^cn.  KUr  die  nähere  I>arlegui)(  und  Begründung  rgl.  jetzt  Wagner,  Grund- 
legung,  Abtli.  T,  Ka[>.  4.  HatiptatMcnn.  9. 

Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  nun  mit  Nothwendi«;keit  hin- 
sicbtlich  des  Finanzwesens  die  Forderung,  dabs  dasRelbe  in  seiner 
Einnahmewirthscbaft  Expansionsfähigkeit  besitzen  muss, 
um  sich  dem  steigenden  Finanzbedarf,  der  finanziellen  Wirkung  der 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit,  ananpassen.  Demnach  kein  ans- 
scbliessliches  Angewiesensein  anf  unbewegliche,  wenig- 
bewegliche oder  nacb  anderen  Rfleksiohten  als  der- 
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jenigen  der  Deckiui^^  den  Fiuanzbeüai  Is  sich  bewegende 
E  i  Ii  11  a  liuien:  d.  h.  kein  bloss  privatwirthsch  ältlich  es 
Einkommen  im  modernen  Staate,  nicht  allein  grundsätzlich 
stabile  Steuern,  wie  es  mitunter  gesetzlich  die  neueren  Gruud- 
stenern  sind,  auch  nicht  blob5>  solche  Steuern,  welche,  wie  die 
Ertragsteuem,  nicht  leicht  eine  einfache  Erhöhung  vertragen 
(Tin,  II,  §.  463),  sondern  Hep:r(lndnng  der  Einnahmewirthsebaft 
des  modernen  Finanzwesens  wenig«tens  stark  mit  anl' bewc  ^-liche 
Steuern  und  Staatöcredit.  Eine  wichtiL':e  pi incipieiie  Streit- 
trage tiber  die  richtigen  oder  passenden  iMmi:ilinieqaellen  des 
modernen  Staatsbaushalts  wird  hierdurob  einlach  uod  sieber  ent- 
schieden (Ein.  II,  §.  366,  368). 

III.  —  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  ttir  die  Praxis  und  Theorie 
des  Fiii«ii2weseii8  ist  ein  zweites  „Gesetz''  des  Staatsweseos, 
dwtjenige  des  Vorwaltcns  des  Präventivprincips  vor  dem 
Repres'^i^}»rincip  im  entwiekelien  Staate.  (G.  §.  I7^t — 183).  Es 
betriiTt  die  Veränderung  der  technischen  Art  uod  Weise 
oder  Methode,  in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ansfllbrt. 
Diese  Veränderung  ist  einerseits  wieder  eine  Consecjuenz  eines 
allgemeinen  ttkonomisohen  Gesetzes  anob  auf  dem  Gebiete  der 
yyStaatsjkrodaotion'',  nemlich  des  Gesetzes  der  al  Im  Uli  gen  Prftpon- 
deranz  des  Kapitalfaetors,  besonders  des  stehenden  Kapitals, 
nnd  der  qnalifieirten  Arbeit  im  gesammten  Prodnetionsproeess 
der  Volkswirthsebaft.  Anderseits  bringt  es  das  BedQrfniss  des  ent- 
wiekeUen  Voikslebetti  mit  stoh|  dass  Beehtsst Orangen  überhaupt 
mOgUebsl  Tenniedeii  werden.  Der  Staatt  sneht  daher  dagegen  a1l> 
gemeine  Vorkehrungen  zu  treffen,  d.  h.  er  greift  auf  dem  Gebiete 
des  ReehlB-  und  Haehtzweeks,  m  Allem  im  Wehrwesen,  aber 
aaeh  in  der  Auswärtigen  Verwaltung,  in  der  Justiz  und  Polizei, 
zu  umfassenden,  pritveutiv  BechtsstOrungen  Terhfltenden  Einrieh- 
tungen  und  Massregeln. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
(iieusts,  die  Ausbildung  und  Anstellung  eines  beruf smUssigen 
Beamtenthums,  die  Einrichtung  stelic  lulei-  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befestigungen,  iui  S\stem  der  Kriegswaffen 
tritt  die  Maschine  auch  hier  iniuiei  mehr  an  die  Stelle  des 
Werkzeugs.  Zur  Austtihrung  aller  Dienste  des  Staats  und 
zur  nandhai>uiig  der  complicirten  Kriegswaffen  bedarf  es  eines 
eigens  gebildeten  und  geschulten,  „qualificirteu''  Arbeits* 
personale. 
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Das  VorwaUen  des  Präve]iti?priiiei|is  bat  fttr  die  Finanxen 
vor  Allem  eine  andere  zeitliehe  Yertheilnng  des  FSnaaa* 
bedarfs  snr  Folge.  Der  laufende  Bedarf  Ist  dauernd^  aueb  in 

ruhiger  Zeit,  hoher,  bei  der  Repression  geringer.  Aber  dafür 
wird  auch  letztere  seltener  nöthig,  weil  weniger  Rechtsstörungen 

ausbierlKii,  und  wenn  diese  (Kriep;el)  doch  eintreten,  so  wird 
l)ei  dem  Praventi\ svstcni  der  ExtriibedHil  nicht  so  viel  grösser, 
während  er  bei  dem  anderen  System  ausserordentlich  steigt.  Dort 
wird  sparsamer  gewirflischaftet  und  lässt  sieh  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarfs  einrichten.  Hier  treten 
in  beiderlei  Beziehung  Scliwierigkeiten  ein.  So  verdient  im  ent- 
wickelten Staate  auch  in  huauzieüer  üinsiebt  das  PräveDtivsj^steni 
den  Vorzug. 

S.  Gruiidicg:.  §.  1^3.  Besonders  frapji.tnt  tritt  der  ünteischird  beider  Svsttsmo 
im  gcorüaeten  Uocrvesen  und  im  blo^ätiu  Milizwesen  licrvor.  1>.U)  Prävcntivsysteiii 
Ist  freilich  wstanf  höherer  volkswirthschaftlichtT  Entwicklun^tnfe  das  Olconoiniiich- 
zw<  (  kni:'issi«rpre,  ebeusu  wie  hier  erst  di<*  \\  irtliscliaft  mit  mehr  st «* h c n  d ein 
Kapitxil  and  die  intensiveu  Systeme  der  Boden bcQDtzuttg  raüouell  siud,  wübrend 
ttWtet  paaaender  mehr  nmlaofendcs  Kapital  verwendet  wird  und  Extensiv itftt 
\orli  rrncht  Prävention  im  Stiatskboi .  W'irthscbaft  mit  stelH-ndem  Kapitale 
und  Intcnttivil&t  der  Bodeabonutzung  sind  au a löge  ivincheiuuagea  und  zusammen 
auf  ein  höheres  allgemeines  roHiSwtTthschaftltehes  Piliidp  ivrach  n  fttliren. 
Vgl.  auch  Grondlegang  §.  311  (Ann.  10)  und  unten  tber  Stitasen  und  Eisenhahnen. 


Zweites  Kai)iteL 

Die  Flnanzwirthsetaftft«!!  dir  Stfuitenrerblndaiigen  aad  d^r 
SelMTi^rwaltnniKskttri^r  ne^eii  d<^iii  8tMt8liaiifthalte. 

Rau  beband'dt  nnr  kurz  dLii  Ilaiishült  der  Sclbstverwaltungskörper  (5.  A.  ij.  '>?.  -55. 
erwuiturt  aud  verändert  in  der  von  mir  beariieit.  Vt.  A.  u.  in  der  2.  A.  meines  II.  I) 
bei  der  allgemeineu  Betrachtanf^!'  der  RcgierungiJaus^aben ,  ferner  in  §.  Hü  die  «Ver- 
wondiinfTsarf  d.  An-;«;ri1>'ii  in  lir-/.  auf  das  Land'  ,  d;i-  Fiiianzwe-en  der  Staatenver- 
bindungen gar  niclit.  Die  drei  Puncto  stehen  aber  in  enger  organischer  Verbindung 
nnd  betrelTen  nicht  nnr  die  Ausgabewirthschaft«  sondern  die  gaaxe  Flnamwirthsehalt 
Di-slialt)  iiui^si  ii  hie  liii-r  in  Lii-ii.iiieri'n  Zi)sarnrn(''iiliari^  gebracht  ^vt-rdiMi  und  eine  aud'  i'» 
StcUaitg  im  System  der  ITiuaazwisscnsckaft  erhaltuo.  Ihm  entspi'  >  h'-ndo  Vcramicraogen 
und  Erweiteningon  der  Lohn  habe  ich  sdum  im  der  1  A.  vorgenommen  (§.  98 — fiO). 
S.  aiit  h  oben  die  N  orbem,  S.  61  u.  Stein  a.  a.  O.  .Vuch  bicr  ist  an  die  Lo}irt* 
von  den  ZM'ang^^'^cmeinwr'irtliüi  haften  nnd  i]iMt  ^leuieinbedtlrfni^hm  anzuknüpfen,  s.  (inittd- 
legung.  AInb.  I.  Kap.  3  §.  ia9— I  N.  l.)!  — JiiO  u.  Ka]..  1. 

§.  38.    Das  zwangsgemeinwirthschaftliche  Svstem  wird  an 
«einem  wichtigjsten  Gebiete,  demjenijs^en  der  FUrbojge  für  die  Ge- 
nieinl)ediiiliiisse  der  llcchtsordmin-,  iilv  die  „rUumlichi  ii"  und  „zeit- 
lichen" («cnieinbedUrfnisse,  (G.  i?.  140     14.H)  zwar  huuptsiiehHch, 
aber  doch  nicht  aileio  durch  den  »Staat  vertreten,   hieben  ond 
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Uber  ihm  t'imgirt  iu  <ier  C^escUichte  öftere  dieStaatenverbindun^, 
nebeu  und  uoter  ihm  htet8  eine  der  kleineren  rihnnlicheii 
ZwaDg8gt  mein  wir  thöcbalteu  oder  der  grossen  Sc  1  l)>tv  er- 
waltun«;-«körper,  Provinz,  Krein,  Gemeinde.  Die  Stuateu- 
verbiudung  und  die  8e!bstverwaltnnp:Hk(ir|jer  stehen  mit  dem  Staate 
in  engem  organischen  Connex  und  theilen  sich  mit  ihm  in  die  Ant- 
raben des  zwangsgemein wirtbBcbattlichen  hystema.  Zur  Auätührung 
der  von  iboen  geforderten  Aufgaben  bedürfen  sie  in  der  Aegel  auch 
eines  eigeaei»  tiaushalts,  jedenfalls  gewisser  Finrnn  sin  Ittel. 
Die  Ffnanzwissenschaft  hat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser 
demeinscfaafteil  an  und  ftlr  sich  und  besonders  in  seinem  Zn- 
sammenbange  mit  dem  Staatshaushalte  zu  betraehtes.  Dieser 
ZiBammenhang  tritt,  gegenüber  den  SelbstverwaltangskOrpeni,  am 
Meisten  bei  der  Beziehung  des  Staats  and  seines  Finanz- 
bedarfs zvm  Staatsgebiete  und  dessen  T bellen  herror^ 
wesbalb  dieser  Ponet  bier  anch  zngleieh  mit  ins  Auge  zn  fassen 
ist  Es  bat  sieb  daher  dieses  Ki^titel  mit  drei  Gegenständen  za 
besebälligen:  mit  dem  Finanzwesen  derStaatenTerbindongen 
(1.  Absehnitt,  §.  39 — 41),  mit  der  Beziehung  des  Finanzbe- 
darfs  zum  Staatsgebiete  42)  und  mit  dem  Finanzwesen 
der  SgUifl^Yfirwflit^ifigakftrpftr  (§.  44  ff.,  beides  im  2.  Absebn.). 


1.  —  v<.  3:».  Unter  „Staatenverbindungen"  verstehen  wir 
hier  nur  solche,  welche  fflr  onbegrenzte  Dauer  beste litn  nnd- 
gewisse  (iffentliche  Aufgal)on  für  eine  Gemeinschaft  von  „Staaten" 
oder  staatsartigen olVeiitlichen  Körpern  gemeinsam"  dauernd 
verfolgen,  im  Gegensatz  tu  vnrllbcr^rhenden  V^crbindungen,  wie  z.  R. 
AUianeen.  Von  solchen  Staatenverbindungen  siud  hier  drei  Arten 
zu  unterscheiden:  der  sogen.  Sta_atenbund,  durch  wehhen 
souveräne  Staaten  dauernd,  wenn  auch  nur  lose  völkcrreohtlieb 
miteinander  verbunden  sind;  der  sogen.  Bundesstaat,  ein  engerer 
siaatsreehtlicber  Verband  mit  eigener  Sonveränetät  40);  und 
andere,  sich  nicht  genau  in  diese  beiden  Kategorieen  Algende 
Formen  einer  .Staaten Verbindung  (§.  41). 

Staatenbund  nnd  Bundesstaat  (und  Öfters  aueh  eme  dieser 
anderen  Formen)  haben  vor  Allem  regelmässig  Ausgaben -von 
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Bnndefiwegen  ztt  machen.  Die  Gegenstilnde,  ftlr  welehe  und 
die  Hohe,  in  welcher  diese  Ansgaben  erfolgen,  ferner  die  Art  nnd 
Weise,  wie  die  letzteren  durch  Einnahmen  gedeckt  werden,  daher 

die  Gestaltung  (Ich  BnndesfinanzweBens,  ergeben  sieh  aus  der  Bundes- 
verfassung: und  den  dieselbe  ausliibrcndcn  oder  fortbildenden  Ver- 
trägen der  Bundesstaaten  oder  Gesetzen  des  Bundes. 

S.  z.  ti.  Ui>cr  Staatenbund  und  üondeäsuat  U  aitz,  PoliU  S.  45,  4S.  153  tt., 
B.  V.  Mohl,  Encydop.  d.  StutswSn..  1869,  &  37.  IL  A.  Zacbarii,  D.  S(aalB>  u. 

Bundcsrcclif.  I.  25-  2S  (2.  Aufl.).  Ol»  uian  im  I]mi«lcs^t;l;lt  btrent;  gcnomuien  den 
oiiizelucu  btaat  noch  ..Stur*  iiu  oi^cAtliciitUi  üiuu  nouiioA  und  dHua  auch  bei 
dleti«m  ron  „Staatshaoslialt**  sprechen  kann,  i«t  dne  hier  nicht  m  entscheidende 

Frage,  Wir  bleiben  beim  ulilicben  Spracbgo brauch.  —  Das  fiiiaiizwcM-n  'It  r  Sta.itcii- 
vcrbiodungcn  ist  principieil  finanzwissenschaftlich  fast  noch  gar  nicht  behandelt. 
Ii  au  hatte  nichts  darüber,  Stein  noch  jet/t  fast  nicbtji.  Für  Deutschland  natürlich 
ein  Mangel.  Au<  b  f.  •!.  iin.vriss.  Behandlung  iin  Allg.  b.  Laban d,  Fin.re<-ht  d. 
^  D.  Kelchs,  in  Hirths  Annalen  1S7.H  S.  4U5  H'.  und  ün  3.  fi.  8.  Staatsrechts  d.  D.  Kcicha. 

1.  im  üitaatenbunde  ist  die  »Souver'änetät  der  einzelnen 
Staaten  nur  wenig  bescbränkt,  die  genieinschaftlicben  Gegenstände 
sind  an  Zahl  nnd  Bedentnng  nnbeträclitlieh.  Wenn  sie  auch  wesent- 
liche Staatsanfgaben  betreffen,  hat  der  Bund  als  solcher  doch  keine 
eigene  Staatsgewalt,  kein  Gesetzgebnngs-  und  Bestenernngs- 
recht  Ein  selbstitndiger  Bundeshaushalt  kann  daher  beinahe 
gans  fehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  Bandesansgaben  werden 
durch  Beitrüge  der  einseinen  Staaten  nach  einem  bestimmten 
Vertheilungsmsssstabe  (z.  B.  der  Grosse  der  BevOlkeniog)  gedeckt 
(Matricnlarbeitrftge)  und  erscheinen  als  Ausgaben  der  Einzel- 
staaten in  deren  Etat,  Ein  besonderes  Bnndessehuldenwesen 
fehlt 

Ein  solcher  Stutenhand  war  der  Deutsclie  Band  ISIS— 66,  die  Schvei« 

f.ibwöhl  >clion  mit  .einiger  Annäherung  au  den  Bundesstaat)  bis  184S.  Üeber  den 
Deutscheu  Bund  s.  Zacharii  II,  §.  243  ii'.,  über  die  BuodeauuUhkel  u.  Bond<  Mat<s«o 
«b.  §.  294'— 296.  Die  Kosten  der  Bandeskandef  wniden  dorcb  Beiträge  lockt, 
welche  nach  dem  Stimmrecht  im  engereu  Katii  in  der  ^\'eise  repartirt  wurden.  das9 
auf  jede  der  1 7  Stimmen  ein  Simplum  von  2000  ti.  im  24  fi.-Fusse  kam,  alle  anderen 
Ausgaben  nach  der  Grösse  der  Bevölkerung  auf  Grund  der  Bundesmatrikcl ,  Simplum 
.HO.OOO  fl.  Bei  der  Auflösung  des  Bandes  im  J.  lb6G  galten  fur  dieses  Matrikalar- 
wespri  die  Beschluß»-  <\<-v  Binidesrcrsammluii^  vom  11,  April  1^12,  .t  Ort.  1S51  und 
20.  Juni  18<i0.  Anrii  tUr  den  Fall  eiuet>  Bundeakriegs  war  7.ur  Bestreituu)^  der  lüieg:»- 
kosten  ein<-  Uuudc$$kricgscassu  in  Aussicht  gen<araien,  weielie  ans  den  matfikojar» 
massigen  BoiträiTi- II  d-  r  Bundesstaaten  zu  dutif  fi  «nr.  Wagner.  Beichsfinanzwescn 
in  r.  Holtzondorii  's  Jhrb.  L  Gesetzgeb.  u.  s.  w.  d.  D.  Keichs,  I  (1^71),  S. 

Auch  das  alte  Deutsche  Reich  konnte  in  den  letzten  Jalirhmiderten  kann 
n«-rh  für  mehr  als  eiui  i  ST;>.;itenbund  breiten.  Hat  doch  sohon  nodin  ihm  den  Character 
der  Monarch!«  ab-  und  denjenigen  des  aristukratischca  Keichs  zuee^rochen  (1.  U  c  tt». 
Der  Uaaptmangel  üa  finanzvirthscb.  Hinsieht  war  seit  Jahriranderten  du  Fehhn  fe* 
nUgendor  s  e  1  Vis  t ä  ii  d  i  r  Reir  hseinnahmi^n.  D;is  Erlrag  gebende  Reiclisvermögen, 
die  Finanzregalien  und  gebiihrenanigen  Kinuabmen  aus  Hoheitsrechten  waren  fast 
sSmmtUch  an  die  Reicbsstände  verloren  gegangen,  die  Begründung  einer  selbständigen 
allgemeinen  KeichsbesteueiiMig  iii<  ht  gelungen.  Der  Versuch  im  ,4;emeinen  Pfennig" 
^im  15.  Jahrhundert  (1427— Jl  mal  aaBgeacbrieben,  aber  gana  üMEorMchend  ein- 
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gcfan^),  zeigte  bereits  röUig  di*^  Ohntnaoh»  fi<>s  R*'ichs.  Man  wurde  schon  im 
16.  Jahrhundert  zam  System  der  Matricularumiageu  (uach  sogt-ii.  Kömer- 
Monates«  indem  nach  der  Matrikel  ron  1521  die  TM  jeden  Beichsstaod  ^r  den 
Römerzuf  zo  stelleDde  Mannschaft  in  Geld  angcscblafcn  wurde)  genöthigt,  da?;  elend 
genug  iangirte.  (Ein  Mouat  anfangs  i2$000  fl.,  seit  1737  5»2^U  fl.,  selten  roilstandig 
«fa^tegmogen.  xar  Deckung  der  KeeCeA  des  Relehskammergarlchti  i.  e.  ▼.)• 
drinr'nfp  Warnung  fOr  das  nein  DentsclK'  Reich.  S.  Weizi&ekcr,  gMchiobtl. 
Entwicii.  d.  Idee  einer  aJlgeui.  h-  ahsteucr  (Keiien  Ber!  tH»>2. 

§.  40.  —  2.  Der  H u  jidesstaat  bat  eine  in  bestimmter  )Sphäre 
souveräne,  eine  eigentliche  Staatsgewalt.  Wichtigere  und 
zahlreichere  Theile  der  den  wesentlichen  ätaatsaafgaben  entstam- 
menden Staatsthätigkeiten  sind  der  Competenz  einer  eigenen  Ban- 
desgeeetzgebang  unterstellt. 

Die  grossen  Beispiele  von  bleibender  Bcdontung  sind  bekanntlich  die  Ver- 
einigten Staaten  ron  Nordamerika,  die  Schweis  (Verf.  r.  12.  Sept.  ISiä). 
der  Norddeutsche  Bund  (Veri  r.  2S.  Juni  1M7)  md  das  mtonehrige  neue 
Dents<  he  Reich  (Verfaas.  v.  31.  Dec.  1870,  Vertr.  mit  Hessen  v.  15.  Nov.  isTO, 
Baden  r.  dums.  Tage.  Würtemberg  v.  25.  Not.  1970,  Baiern  v.  23.  Nov.  IbTi').  Für 
die  finanircchtl.  Seite  des  Deutschen  Finanzwesens  s.  Laband  in  Uirth'ii  Anualuu, 
ft.  ».  £  d.  tinan/ wissensch.  u.  finanzpol.  Seite  A.  Wsfner,  Bei«  hstinanz- 
wesen  in  t.  Holtzend.  Jahrbuch  I,  1871.  581—645  (Mich  selbständig  erschienen) 
B.  HI,  1874,  S.  GO— 252. 

Namentlich  pflegen  das  Militai rweseu ,  die  auswärtige 
Vertretung  (Diplomatie  und  Consulate),  einiLelue  Zweige  der 
Inneren,  befionders  der  V  o  1  k»  w i rthsch aft  1  i  eben  Verwaltung 
(Handel,  Münz  ,  Zettelbankwesen,  Communicationen  und  grosse 
Verkehrsanstalten,  Post,  Telegraphen  u.  s.  w.),  des  obersten  Justiz - 
und  Unter rie hts Wesens  n.  a.  m.  Sache  des  Bundes  zu  sein. 

In  Nordamerika  sind  Aeusseres,  Heer  u.  Flotte  i,incl.  Invalidenpensioneu). 
oberste  Gerichte,  Indianerwesen,  fiegierung  der  Territorien .  Handelspolitik,  Zollwesen. 
Münze,  Post,  Lmdreimeasiuig ,  Kastensieaenng,  Bundesschuld  Bundessache.  In  der 
Schweiz  A^usseres,  Heer  (incl.  Pulver-  n,  Patronenfabriken),  oberster  Gerichtshof, 
H^deL^poIitik,  Zollwesen,  Mlln/.c.  Post.  Teie^grapben ,  Maa&s  und  Gewicht,  technische 
Hochschule  Bundesangelegenheit.  Die  Competenz  dee  Norddeatschon  Bonds  a- 
streckte»  «^it  h  na»  h  §.  4  der  Verf.  auf  folgende  „der  Beaafsichtigiing  u.  Gesetzg^cbnn^ 
des  Bunds  unterliegende'*  Gegenstände:  Freizügigkeit,  Heimaths-  uml  Niedcrlassungs- 
veAiltBisse,  Stsmabürgerrecht,  Paaswesen  v.  FnndenpoÜzei,  Oeireibobettleb  u.  Ter* 
sichcningswosen  (s.  §.  ?>  <!.  Verf.)  roloni??ation  u.  Auswanderung  narh  ausserdeutschen 
Lindem  —  Z<^-  u.  Handelsgesetzgebung  o.  L  Bundeszvecke  zu  verwend.  Steuein  — 
Maass-,  MHiiz-,  GeviditsiysteiB.  Gnudsitse  Uber  Aoigsbe  fiind.  lt  nnUnnd.  Papier- 
geld —  allgeni.  Bebtiium  üb<'r  Bankwesen  -  "ErfindunsTspatonte  —  Schutz  d.  geist. 
EigeaMh.  —  Schutz  d.  deutschen  Uandete  im  Ausland,  der  Schifffahrt,  der  Flagge. 
CoBSlhfswesen,  —  Eisenbahnwesen  v.  HerstelL  ?.  Lsnd-  n.  Wsnerstrassen.  im  Interesse 
der  Landesrertheid.  u.  d.  allgom.  Verkehrs,  —  FlOsscrei  u.  Schitlf.  auf  den  mehreren 
Staaten  gemeins.  Wasserstrassen.  Zustand  der  letzteren,  FInss-  n.  and.  Wnsi^fr^-ille.  — 
PöSt-  und  Telegraphen we&eu,  —  Best.  ub.  wei  hselseil.  Vollstreckung  v.  iuikenntuijtocn 
in  Cirilsachen  u.  '  a  .  B^laubigung  Ofientl.  Urkunden,  —  gemeins.  Gesetigeb. 
über  Obligfat.,  Straf-.  Handels-,  Wec  hselrecht  u.  gerichtl.  Verfiüiren,  —  Militärwf  sei, 
des  Bunds  u.  Kriegsmarine,  —  Medicijial-  u.  Yeterin&tpolizeL  —  Dieser  Artikel  mi 
vOrtHcii  als  Art  4  auch  in  d.  Terfass.  d.  Detttschon  Reichs  tlbergegangen  mit 
dfm  Zusatz,  dass  die  Bestimmungen  her  Presse  und  Vereinswesen  auch  Bundessaclic 
sein  tooüen.  Die  normale  Fortentwicklung  bringt  es  gewöhnlich  mit  aich,  dass  dio 
Gsnpeleitt  des  BsMdes  sich  langsam,  aber  steelig  «nraleit,  wie  die  Schweis  und  dss 
iL  lf»tn*t%  Fiaaaiwissmsehaft.  L  &  A«fl.  6 
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Deuteobe  UeicU  cä  jetzt  erleben.  Die  Zdrleguug ,  bez.  UmbUdaDg  des  urspraogUoheii 
ReleltskavKieninto  fn  eine  Auahl  selbsUndifrer  ebenler  Beidhsimter.  von  denen 

hiis.  das  Kulchsaiiit  des  Inneren  eiin-  Köili«-  von  kleineren  Reichsäuiteiti  umfasst 
(Heimathwcs.,  Statist  Amt,  Ueftuadb^rot ,  Patentamt,  Normaleich.commisaion)  q.  die 
Steigerang  der  Aasgaben  fVtt  diese  Abtheilmigcn  der  „Inneren  and  Volkivirthacli. 
Verwaltung"  belegen  das  am  Besten.  l>canä{>nicbte  ^Schlussrechn.)  dieM  fauMVe 

D.  die  Jastizverwaltun.Er  l'OfiS  Mill.  M..  IsM  s2  (Ansdil>  4-5f)ö  MÜl.  M. 

iJamit  iialieit  sich  n^itürhcb  -  der  Bundesstaat  mciir  dem  £iobeit*»taat  und  der 
XinxelBtMt mehr  der  I'rüviaz.  Por  die  betreuenden  Haushalte  ergeben  stell  mnloge 
Coateqnenzen  (vgl.  -i.  B.  Wngnerin  HoltBend.  Jahrb.  HI,  1S7). 

Zur  Durchftthniiig  dieser  gemeinsamen  Zwecke  und  zur  Be- 
sorgung der  dafür,  sowie  für  die  Bnndesgewait  and  Bandesrer- 
tretnng  selbst  n(}ihigen  Ausgaben  bedarf  der  Bandesstaat  eines 
eigenen  Hans  halte,  wie  ein  Einheitsstaat,  einer  besonderen 
FinansYerwaltang  nnd  eventnell  (fKr  Kriege,  etwaige  Ver- 
kelmanstalten  n.  s.  w.)  eines  eigenen  Bandesschnldenwesena. 

In  den  fen.  S  Bundeestaaten  besiebt  dn  eigener  grosserer  BnndesbmashaH  nnd 

ein  Bandesschuldcnweseu.  In  Nordamerika  Abscbluss  f.  IVT')— *<0  (u.  in  d.  Klammer 
Anschlag  t  ISSl  —  i>2)  in  Mill.  Doli.  Civildiottöt  Joel.  Aeussere«  51*44  (67-5C) 
Kricgsdep.  3§'12  ^S0'24K  Uaiinedep.  1S'54  (15'Of),  Pensionen  5S'77  (IncL 
ly3  Mill.  Rückstände)  (50  0).  Indianer  5'95  {4'S6).  Zins.n  d.  Srlmld  tlS  T).')  '^^), 
Tilfcung  d.  Schuld  unl^stimut,  District  Columbia  !i'2'  (.S'/tS),  Summa  d.  Ausg.  ohne 
Tilg.  267*64  (-259*02).   Einnahmen  (.150  0).  nerol.  Zolle  186-32  (105).  Innere 

Steuern  121  Kl  (1.J0).  Landverliauf  102  'J  O).  t.  d.  Nationalbanlen  701  (712). 
Münze  2-71*  (3  0),  Summ«;  plua  allen  and.  divors,  Einn.  .'{3.H-5??  '.•?.")(»  Uelu  rs.  huss 
der  ordenti.  Einnahmen  Ub^'r  d.  ord  .\usgal>eu  ü.i'*^S  (00  00).  Stand  il  ödciiü.  Srlmld 
der  Union  1.  Juli  l^SO  2120-42  (wovon  :tsy^{)  Tapiergeld),  ab  CasjMinbesUnd  (201  09), 
R.stscluild  1010. rt  I  .'iili  1<^7!»  100i-.-42,  1.  Juli  1*^70  240(iT»  M.  T>  —  Schweiz 
Abscbl.  f.  18»iO  {ni  Klammer  Anüchl.  f.  ISSD.  Einn.  {liob)  in  Mill.  fr.  42*5  ^40  7). 
wovon  Zölle  17-21  (17),  Poet  15*51  (15-4't)  [Aaggabe  dafto  14'25.  bez.  1420], 
Telegr.  2-.'tT  ('_' 2,-)  [Atise;.  1-si  u.  l  ooj.  Münz-  127  vO  4o4)  'Ausg.  ebenso  )m'h\ 
Ausgaben  im  Ganzen  41  04  (40'9öU  wovon  Kap.-  u.  Zinüzabl.  2'75  (l.b7),  aUgem. 
Verwalt  0*75  (0*7A),  die  eInneben  DefMtftements  (rergiekdiliar  den  Minfalerien.  aber 
nur  f.  d.  ob-  re  \ Crwait )  3"5?!  t:?--,-»).  Militär  W  lii  (i;j'l4'i  (auss.Tdnn  Kriegi*- 
material  0  04,  bez.  O  b'^U  Polytechnikum  in  Zttricb  U'.1«2  (0*360)  (ZnscbDss  m  den 
eig.  Einn.).  Nach  einer  vori^eidiendett  2n8.8lell.  der  Hnndes»  n.  der  Qantonal« 
iinanzen  f.  1^7*')  (rioth  Jahrl)  1^^2  S.  064)  b'-tragcn  die  N  1 1 o aasgaben  des  Bands 
lS-30,  der  Cantonc  44*10  Mili.  fr.  davon  u.  a.  f.  Militär  bez.  12  61  n.  217,  Justiii 
0  IS  n.  2*7%,  (ießngnissc  nichts  u.  l  OS.  VoVuvi  OOIS  u.  2-7ü.  volkswirtlisch.  An- 
gclegenbeimn  ond  Olf.  Arbr-itcn  2  17  u.  12*71,  I  ntorr..  Wbscnsch.,  Kunst  O'.HO  a.  8*04). 
Kirohenwescn  nichts  n.  H  V2,  Wohlthätigk.  n-ois  tt  'i  :>\.  S.uiit.wo.  fa.st  nirhts  n  0-26. 
(k-s.gch.  and  allgcm.  Verwalt.  1'2S  u.  .1  G7,  Kostun  d.  S(  hulden  1*22  u.  .'i  Ul  Mill.  fr. 
Man  sieht,  wo  der  Schwcrpuurt  der  Bandes-  u.  d.  Canton.iithiitigk.  liegt.  Von  den 
ord.  Nettoeinnahmen  fR.  17-»l.  ('  '<0-74  Mill.)  treHVn  auf  d.  indir.  Steti  i.  w.  S. 
beim  B.  lo'Sö,  bei  d.  Cant.  15  04,  v.  d.  dir.  Steu.  0*066  u.  16'45,  r.  d.  Kegaiien  a. 
Menopden  (Salz  n.  s.  w.)  0*305  a.  4*lä,  r.  d.  Einn.  ans  Fönten,  Doalaen,  Binals» 
gew  r'  n  O'lO.'i  u.  3*67  Mill.  fr.:  tloch  «ine  wesentliche  Aehnlichkeit  mit  den  Ver- 
hältnissen im  Deutschen  Keich  in  d.  relativer  Vcrthoiiitttg  dor  Pesten  xwisehea  B«ud 
Q.  Gantonen. 

Ueber  das  deutsche  U<:ich  s.  eingehend  bis  1S74  Wagner.  Holt/end. 
Jahrb.  10,  167;  Statist  Jalirb.  f.  d.  D.  Reich,  3.  J.  g.  1862,  S.  14s  fil  o.  bes.  mch 
(jerstfeldt.  Beftr.  z.  Keichsteucrfragc.  Die  „forfdaaemden-*  Aasgaben  waren  (Ab» 
schlass)  1872  (An^chhllr  mit  ^:l^htra^'^n)  .-»IIT.k,  J882/S3  (Anscbl.^ 

531*S3  Mill.  M.  Davon  R«nchsh«-.T  h-  z.  20<;-7*%.  :i  12-21.  .M42  40,  M.annf'  14*S5,  27-52. 
27*57,  BeichsioraLfonds  (also:  Beiasutng  dessvlben  mit  Peitsione<i^2s-2b,  .'il  OZ,  SO  13, 
allgen.  PeMionsfonds  20*87,  l<'4e,  IVIO,  SeicbMebnld  Q-ft9,  To«0,  19*7««  Bckh»- 


Digrtized  by  Google 


BnndflastMt  ^ 

tag  Q  ViQ,  0*404»  0*408,  Aosv&rt.  Amt  0*dü,  ö'US,  Beicbsamt  d.  iaiiciu  ^ind. 

RefehdEMuleT  v.  Kanzlenrat  «.  BdeliadiienbMO  «'S?«,  2*90,  S'20,  ReichBjostizrer' 

waltung  0  23f».  1*70.  I  Tl,  Rdchsschatzaiut  1*17,  «!»-l8,  86*32,  u.  anU.  Posten  int'l.i. 
Die  ^cininali^en''  Ausgabeo  gesUUen  bei  starkeu  SchwanJiQog  und  grossen  V  or- 
sdiSedenlieit  In  den  dozelnen  Jahren  keiDen  vmnittdbareD  Yeifleicb.  Die  onlentlichen 
Einiialiuien  (d.  h.  die  Eingang«!  ohne  die  Anleihen,  d.  frauzOs.  Contribatiou.  die 
Zahlungen  aus  dem  Festungs-  u.  Eisenb.fonda)  waren  IST'2  (Abschlüsse  u.  lbM/8*2 
(Anschlag  nehst  Nachtrag)  u.  Ib82/8S  (Anschlag)  bez.  284*25.  :)19*71,  610-63  (incL 
Ucbcrs«  huää  von  ID '))>  Mill.  M.  auä  Vorjahr);  daron  Zöllen.  Vurbrauchi>teueru  164*1)4, 
?,H:>  \'.).  H.'J'CIO.  Steuip.l-  u.  iilinl.  Abgaben  (statist.  Gebühr)  r)  OS,  7'51,  lü*5t>.  ücber- 
äcbujkäs  von  Keichsbabnon  (Eis.  Lothr.  i.  Post,  Telegr.,  Reichikiruckurci,  EIad.  aus  Bank- 
wesen (lieicbäbank).  Mun/.weäcn  l'ibO,  S2*30.  36*51,  Terschied.  Verwalteina.  1*20, 
5*82,  fi  Ol,  aos  dem  Keichsinval.füuiJs  ^Zinsen  und  KapitaI  ]not*  n)  nichts.  .31'07.  '{O'T.'J. 
Zinsen  aus  Megteu  Keichsgcldoru  nichts,  ;Vb4,  ä'06.  Matricuiarbeitrage  Ü4'12,  103*6», 
103*68  MIO.  M.  Die  Keichüscbnlden  find  ta  den  l«lston  Jahren  wieder  eos  An- 
leihen für  fers*  hiedenc  Zwecke  angewachsen,  nachdem  sie  (bez.  die  des  Norddeutschen 
Bundes)  nach  dem  letzten  Kriege  aus  der  fianzAs.  ConUibatioa  getilgt  waren.  An 
1.  Apnl  1880  war  der  Betreg  218-08  UilL  M.  nominell  AnMben.  10*0  llilL  M. 
Srhatzsrheine,  159*44  Mill.  M,  tieichscassenärhcinc  Papiergel J).  Die  aus  d.  franzOs. 
Contribution  gebildeten  „Fonds"  ttberiageo  diese  Schulden  anch  noch  nach  dem 
gegenwärtigen  Beiteade;  dnzo  denn  noch  der  bnare  ReichsknegsscUatz  v.  120  MUL  M. 
in  Gold. 

Da  eg  lieh  hier  am  grössere  Ausgabeposten  handelt,  deren 
Auf  brifiguDg  dorch  Matrienlarheilrllge  der  Einzelstaaten  naeh  der 
Kopfzahl  oder  nach  irgend  einem  ähnlichen  immer  ziemlich 
wOlkthrliohen  Uaaaastabe  ohnehin  die  Einselttaaten  nngleioh  be- 
laaten  würde,  so  werden  zweclunSssiger  Weise  mit  den  genannten 
Ansgabmi  aaoligleiebaeitig  bestimmte  Einnahmeqnellen  ans  dem 
Hanshalt  der  Einzelstaaten  ganz  aasgeschieden,  der  Compcten/.  des 
Bundes  und  seiner  Gesetzgebung  unterstellt  und  passend  dem  P>unde 
daaelicn  noch  ein  besonderes  B es teuerungö recht  zui  Deckung 
seiner  vcrtLissuni^.sniässigen  Ausgaben  verliehen.  Von  letzterem 
pflegt  auh  stcuertecbniscben  Gründen  namentlich  in  Bezug 
auf  die  sogen,  indirecten  Steuern,  Zölle,  inländische  Ver- 
brauchssteuern Gebrauch  gemacht  zu  werden,  passend  so, 
das»  diese  ausschliesslich  dem  Bunde  zufallen,  wählend  die 
directe  Bestenernng  ganz  oder  groHsentheilH  dun  Kinzelstiiaten 
verbleibt,  ftir  die  Deckung:  ilirer  Bedürfnisse.  Andernfalls  müssen, 
wenn  die  ziij^ewie^^encn  Kinkünfte  nicht  ausreichen,  anch  hier  noch 
Matricular beitrage  erhoben  werden,  -  was  besser  abzustellen 
ist.  Je  mehr  sich  der  Bundesstaat  in  seiner  Fortentwicklung  dem 
£inheitsstaate  etwa  nähert,  je  grössere  und  kostspieligere  Aufgaben 
an  ihn  herantreten  (Bnudeskriege!,  Reichsbahnen!),  desto  mehr 
aoM  noeh  der  Bandeebanshalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  £in- 
niihmen  allmälig  einem  gewöhnlichen  Staatshaushalte  gleichen  und 
desto  mehr  schrumpfen  die  Einaelstaatshaashalte  an  freilich  höher 
ansgebiideten  Provinzialhaashalten  zusammen.   Eine  solehe  Ent- 
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wifklun^^  ist  nuch  in  iiiuiiizieller  Hinsicht  vvoül  im  Ganzen  erwtlnsclit. 
Das  schwierigL'  l^roblein  der  richtigen  Trennung  von  Ha uptstaats-, 
d.  h.  eben  von  eigentlichstem  Staatsbcclart"  und  Local-  (Landes- 
theil-) bedarf  wird  aut  diese  Weise  für  grosse  Ausgabepoaten  wohl 
am  Besten  gelöst  (s.  u.  §.  43). 

Es  ist  g«wib>  heaclitcnswiTth  ,  dass  in  den  tlrt^i  wicliti|r8tf»n  uiodcnifn  Randes- 
slMteu,  wie  die  voraosgeheiidua  Angaben  zeigen,  vor  aUem  die  (irenzzöllc,  daua 
mit  dia«B  in  nlheTerVerUndung  stehende  innere  YerbravelisCeiiern  («o  wenigstens 
im  Deutschen  Reich  und  in  Nordauierika,  —  die  Sdiweiz  hat  das  noch  iii<  ht  <'rrcichn, 
rechtlich  and  thats&chlich  aof  den  Bund  abertruen  aind:  namentlich  die  Tabak- 
und  di«  CetränlrBtenern.  So  im  Bentschen  Seich  specieU  die  Tmbnkst  (An- 
bchL  1881/82  4.58,  1882/88  ll.Ü.H  Mill.  M.i,  di.-  Bübcnzu-  lorst.  (49.55  n.  47.42). 
die  Sahst  (86.37  u.  36.7 1),  leidor  noch  immer  nicht  votlstludig  die  Branntwein»!, 
(die  in  Baicrn,  Wurttomb. .  Baden  noch  aparte  Landesüt  blieb,  A.  f.  das  übrige 
Belobsgebiet  34.85  u.  85.52)  a.  die  Bicrst.  (die  ausser  in  d.  8  ^^cn.  Stenern  noch  iu 
EIsass-Loth.  l)esondero  L.andftsst.  ist.  A.  f.  Rcichsfrebiet  15,10  u.  15.11  Mill.  M.). 
Diese  £innahuicu  äuwiu  diu  LubtirschUsse  der  Post-  und  Tclegr.vorwaltung  (die  in 
Bsieni  und  Wtirttcmberg  ebenfalls  I^udessache  l)lic'ti)  dienen  zunächst  zur  Bestrei- 
tung der  Kcichsaussraben  (Art  70  d  i  bsrerfai.s.V  Durch  Ges.  v.  15.  Juli  1871)  ist 
bei  Gelegenheit  der  ZoUrciorm  lus.  w.  allerdings  die  Ücstiuimung  getroffen,  dass  der 
Ertnf  Oer  zolle  n.  derTalwlnrtener  nnr  bis  zor  Snnmo  ren  190  Hfl].  M.  der  Reiehs- 
casse  zuflicsst  u.  der  Betrag'  darül>o.r  liinaas  den  Einzo.Istaateu  nach  der  Matriralar- 
bevOlkenuig  zufallen  soll:  Ibrmell  rcichspoUtisch  ein  unliebsames,  imElIect  aber  doch 
nicht  efbeblicbM  Zugeständniss  an  den  Putictthrismos .  dn  pro  tsnto  eben  nur  eine 
Compensation  mit  den  Matric.beiträgcn  erfolgt  Die  Einfuhrung  andrer  Reich- 
stcuern  ist  gestattet  (Art  7ü  d.  Verf.),  aber  bisher  nur  f.  die  Wcchscistempcl  (Ertr. 
Anschl.  1881/82  u.  S2/89  8.11  u.  0.01  M«l.  M.),  Spielkartonittcmpel  (1.1  u.  1.04  Mill. 
M.),  die  ätatistitiche  iiL-lnihr  (ii.'i  u.  0.45),  18M  f.  vench.  and.  Stunipelabgaben  (.30I1MI- 
steuern'",  Anseht  ^'6  12.07  MULM.)  eifuln:!.  niclit  fdr  dircctt;  Steuern.  So  waren 
lä81  S2  ::r>4.26M.M.  divcn>or  ehomaligor  oinzebtiiati.  EianahuK  n  u.  Bctrieb«uberschfiss<' 
u  das  Reich  übertragen.  Die  Stove r- technischen  Grunde  für  dio  Uebonahmc 
grade  solcher  indirecter  Steuern,  au«  h  der  Post,  Telegraphic  u.  s.  w.  auf  da.«« 
Eeich  sind:  gemeinsame  u.  voreini'acbtc  ('ontrolen,  wohlfeilere  Erhebung  grade  in 
^ooi  grossen  Gobielo,  voJkswirthschaftlicheo  Bedttrfnias  gioifbinlssifer  BogsJanir 
dic(^cr  Din{^.  S.  Wagner.  T  ihrb.  I,  öV.  Dirc'  tc  I\ei(■h^totIe^n  werden  'rli'ii'liwuhl 
schwerlich  auf  die  Dauer  auabioiben.  Uebcr  die  Stcuerproiccte  im  Keich  Wagner, 
Jnhrb.  HI,  2IS.  Dort,  scbvobende  deotscho  Pln^frsgen,  TQb.  Zlsokr.  1880,  8.  ftSC 
(icffckrii.  Ht  form  d.  Rcichsteui  in.  IL  ilbr,  1S7Ü,  Sc  hnioller,  «Icutsche  Steuerrefom, 
Jahrb.  mi,  ^  m  C  Gerstfeldt's  Schriften.  Sch&ffle,  Steuerpolitik.  Pinn 
einer  Rdchseinhosiraensteaer,  Hirtb,  Annalen  1975,  8.  116fl'. 

In  Nuidanierika  ist  während  dcä  Bürgerkriegs  der  umfassendste:  Gebrauch  ron 
dem  Bcäteuerung:srccht  des  Bundes  gemat^ht  worden,  s.  Hook,  Finanz.  Amerika« 
S.  1^7  tr.  Nach  d.  späteren  Ermässigung  brachten  diese  Stenern  186$  noch  186.34  M.  l)., 
wovun  auf  rohe  Baumwolle  22.50,  Spirit  14.2s,  gegohr.  Getilnko  5.d9,  Tabak  is.64, 
Manufact.  .•{'.♦.lO.  T.icenzen  Ifi  .'lO,  Bankon,  Vcr^irh.,  Eisen b ,  Telcgr.  ges.  16.53,  Ein- 
kommeust  ^3.07,  re^tfucntssL  2. 62,  div.  Abgaben  2.48  Mill.  D.  Die  Weiterentwick- 
Inng  hat  von  directen  (Inionsteuem  wieder  abgeführt 

Die  Matricular'  ifr='. r>  Itelasf-'U  iui  Deutschen  Keifli  Ii-  stlddeutschrn 
Staaten  relativ  st&rker,  wuii  diu^e  au  der  aiigomeineu  Biur-  u.  Branntweinstoaer  nicht 
tbdlnohnien  (z.  B.  Prsossen  ]8§]/82  nnr  62.50,  Sachsen  nnr  5.62,  dagegen  Baiem 
20.1.*.  Wimtembor-  7  Baden  .'.19  Mill.  M.\  Das  Bedcnkliob-  und  da.s  Trdg'eri-.^ho 
des  Kopft^uotcnsystums  beruht  dcranf,  dass  ohne  liUckaicht  auf  den  vecschiedenen 
Wohlstand  die  Gonsamtions-  n.  Prodncdonskraft  ti.  die  Stenerfthigkea  jedes  ..Kopfes" 
in  jedem  sogen.  ..Staate*'  als  gleich  angenommen  wird.  Dabei  wird  ganz  flb<  rsehen, 
dais  grosse  und  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  unmittelbar  vergleichen  lassen,  da 
der  kleine  „Staat",  vollends  in  Verhültnisüen  wie  den  deutscheu,  üben  nichts  Anderes 
als  eine  znr  Sonvertacilt  fdMigte  Protla^odcr  gnr  nur  ein  Kreis  eines  natftrlicheii 
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grMMll  StMbgebiüts  bt.  s.  o.  §.  P).  S.  Uber  die  Frage  in  Deutschland  W Agner, 
Jahrb.  I,  62*«,  III,  217.  Hirth,  in  s.  Annalen  1875,  1  1*.  f!.  Matri«  uliirheiträ^e,  <om- 
binirt  aach  der  Kopfzahl  und  der  angef&hren  Stcuerkraf t ,  niud  verfassunpsmasäig  in 
der  Schweiz,  ab«r  nicht  in  pract  Anwendung:  ärmste  Cantune  15  reut.  p.  Kopf, 
reichste  90  cen<.    Hirth,  Annal.  1S75,  S.  142,  7S6.    Vor-  /nr  BofitiL'un^  u. 

Veränderung  der  Matric.beiträgc  machte  r.  Scheel,  Jahrb.  1  li.  D.  Keicb  IHT^i  {ÜGne 
Folge  II).  48  tr.  Dgl.  Vorschläge  dess.«  statt  nach  der  blossen  KopfeaU  nach  der 
Zahl  der  Erwerbsfähigen  in  der  ßerölkcrung  die  Matrii  .Ixntrripc  zti  verthcil.  n, 
in  Hildebr.  Jahrb.  187b,  XXX,  mit  sitatiät.  Aosttihrang.  —  lim  den  Krsatz  oder 
docli  die  weeeitiielie  Verailndennif  der  Matrlcbdtrtge  «nd  ngleieli  um  die  Sehafltans 
>clb>t"u)di<:ir  T\t'i<'hseinriahracn .  oiri  auch  politisch  su  wirfitiires  Ziel,  drehen  sich 
die  Beformpl&ne  o.  Versuche  im  Kelche  ieit  iblH.  Gedanke  auch  an  itoirhs-Erb- 
schaftsteoer  n.  an  nrnfhaseadere  Uebotragung  der  eteiebtaatl  stempdait.  Verkehr- 
Stenern  auf  da.s  R'  irh  nchst  doren  wt'itcrer  Ausbildung;  jetzt  vor  der  Uefomi  der  Zölle 
u.  Verbrauchstenern  in  den  Hintergrund  getreten.  S,  Bericht  d.  Commission  z.  Er- 
örterung der  Einfuhr,  einer  Beichs-Stempol-  u.  Erbsch.8teuer;  Papiere  d.  Buiidesraths 
lS77r78  N.  98. 

f.  41.  »8.  In  der  concreten  Wirklichkeit  zdgen  die  «ogen. 
Staaieiibliiide  und  Bimdeesteaten  telion  mtneherlet  erbebliehe 
Modifioattonen  der  iheoietiscben  Idee  dieser  SUuUen?erbindiiDgeli. 
Die  Geeebichte  weist  aber  aneb  noch  zablreiebe  andere  Ver- 
bftltnisBe  einer  Staatenverbindung  auf,  welobe»  znfiUligen 
hietorieeben  Ereignieeen  entepmngen,  Bich  nicht  immer  leicht  unter 
eine  bestimmte  vOlker-  nnd  staatsrechtliebe  Formel  bringen  lassen, 
snmal  der  reebtliehe  nnd  factisehe  Zustand  in  solchen  FiUen  oft 
erheblieb  von  emander  abweichen. 

Beitpiide:  das  frttbere  und  jetzige  VerhlllnlsB  dee  K.  Pelen  m  Rmdatid,  froher 

wohl  ein  MitlcMifijT  zwi^ch«'!!  Personal-  nnd  Rt^-ahinion,  getrennt"-  Finan;'  n,  jotzt 
f actisch  wenigäteos  kaum  etwas  Anderes  als  Einverleibang;  das  polnische  Budget 
der  Ausgaben  poetonTetoe  bei  den  Bvdgets  der  nm.  RefcMmfnliteilen,  ▼oneben  eue 

Zeitlang  nur  ein  kleiner  B-  trag  noch  b<  >utidcrs  fiir  Polen  im  russ.  Bndnet  stand 
(1870  *^.74  M.  ß.).  der  jetzt  auch  rcrschwunden  ist  ;  ebenso  bei  den  Einnahmen. 
Das  Verhältniss  Transkaukaaiens  (Einn.  u.  Ausg.  ein  besonderer  Tbeil  des 
rassisdKtt  Budgets) ,  Finnlands  (im  Wesentlichen  Personalunion,  durchaus  getrennte 
Finanzen  w.  Ausgaben,  SchnMcn.  besuiid.  Militairhud«---!  L'-etrcnnt  v.  allgein.  Bud)?.  des 
rui».  Eeichs'.  —  In  Oesterreich  hatte  die  Militiutgrijnzij  seit  lange  «in  apartes 
Budget,  das  nur  als  besond.  Thcil  d.  Staat^h.  aufge^t^llt  war.  Jetzt  hat  d.  Königreich 
Krm'i'  't  u.  Slaronien  noch  fin  Itc^ond.  ..Hiidp<-t  f.  d.  Krford'^rnisse  der  inneren  Auto- 
nomie'  oder  für  seine  „autonome  Verwaltung"  tö5  d.  hier  erhob,  dir.  u.  indir.  Stenern 
Bienen  In  d.  nngir.  Staatsschatz,  45%  bleiben  dem  Lande  für  jene  ErferdemiBoe; 
gesctzl.  Bestimm,  v.  \^73).  Pas  jetzis^»-  Verhrilttiis-;  zwisrh<'n  nosterrfich  n.  Ungarn 
(dsleith.,  im  Wiener  Reichsrath  vertretene  u.  Länder  d.  ungar.  Krone)  auf  (irund  der 
Veifasemig  t.  1867  lisst  deh  anch  nicht  unter  eine  einfache  Formel  hringen.  Iferic- 
malc  der  Personal-  und  Kealunion,  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  u.  wieder  des 
Einheitsstaats  liegen  in  bunter  Mischung  durcheinander.  Als  Kealunion  ist  daü 
Verhältniss  delleicht  noch  ajn  Richtigsten  zn  bezeichnen,  weil  dies  Moment  noch 
vorwaltoL  Das  ist  natdrlich  fdr  die  Einrichtung  des  Finanzwesens  von  wesentlichem 
Einäuss.  —  Weiter  sei  an  das  Verhältitis-?  d-'r  Türkei  vor  dem  letzten  Kriege  zu 
ihren  Schutz&taaten  .  der  DonaufurstcntLuiuer  unter  einander  (Uuiuaniens,  fast 
den  SInhfitMtaat  ^rhon  vor  ls7~  irleir  hkommende  Realunion,  jetzt  ganz  Einheits^taHt^ 
Luxembnrgs  2u  Holland  (seit  1S67  Personalunion),  Limburgs  desgl  bis  l%Gt>,  der 
Eibherzogthumer  zu  U&nemark  bis  ]^r>4  n.  A.  m.  erinnert.  Alle  solche  kQnst- 
liell«  Yerbtltnisso  äussern  auch  auf  die  Au<<:aheeinrjchtanf  und  die  ganze  Finanz- 
wirthsrhaft  '»Herhaupt  ilin'n  Finfluss.  Sic  haben  i^'ltcn  lanjrc  unveränderten  Bestand 
und  fohreu  leicht  zur  poüt.  Verwicklungen,  daher  auch  zur  Unordnung  im  Finanzwesen. 
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Staaten,  welehe  nur  in  Personalnnion  stehen,  wie  z.  B. 
Schweden  nnd  Norwegen,  bleiben  im'Weeeniliehai  ielbetändigei 
wenn  aach  nnanflOslieh  verbundene  Staaten.  Ein  grl^sserer  Kreis 

gemeinsamer  Angele^nheiten,  daher  auch  ein  gemeinsamer  Haus- 
halt fehlt ,  kaum  dasb  einzelne  gemeinsame  Ausgaben  (etwa  für 
Diplomatie)  vorkommen.  Auch  tilr  gemeinsame  Hehörden  können 
hier  die  Ausgaben  in  den  einzelnen  Budgets  getrennt  bleiben. 

Schweden  und  Nonrogen  babeu  f.  gemeinsame  Sacheo  eioen  auü  scbwcdischeu 
vnd  Ronrcgischen  mtgliedem  zasammentMetzten  8lMlm(h,  denw  KMtm,  veno  «u 
den  mir  nicht  sjiecieller  rorliegendciii  BvdKelt  gewUoMea  weiden  darf,  getrenit  bi 

beiden  Hausbaltco  erscheinen. 

Staaten,  welche  in  Bealunion  oder  einer  ähnlichen  näheren 
staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Poneten  die 
Merkmale  eines  Bundesstaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  und 
eine  grossere  Beihe  wichtigerer  gemeinsamer  Q^nstinde  („Ge- 
sammtstaat'',  wie  s.  B.  die  Oesterreichiseh-ungartsehe  Monarchie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  fttr  die  gemein- 
samen AngelegenheitetfVneben  besonderen  Haushalten  der 
LAnder  oder  Länderg  rnppen.  Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 
Hinsichten  derjenigen  des  bundesstaatiichcn  Finanswesens :  im  ge- 
meinsamen Haushalt  gewisse  durchaus  gemeinsame  Aufgaben  (etwa 
AeusBcreS;  Heer,  gemdnsame  Schuld),  auch  bestimmte  gemeinsame 
Einnahmen^  welche  ohne  Separatverrechnong  ftlr  die  Theile  des 
Gesaninitstaat8s:cbiets  zuvörderst  zur  Deckun»  der  geraeinsamen 
Ausgaben  dienen  ( Einnahmen,  welche  sicli  an  die  Ausgabezweige 
kniij)fen,  einzelne  indirecte  Steuern,  wie  /(illc).  Die  übrigen  Aus- 
gaben weiden  nach  einem  verlassungFuiässi^  bestimmten  Maass- 
«talje  durch  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes  aus  dessen  eignen 
Einnahmen  gedeckt.  Die  Geschichte  zeigt  auch  in  solchen  Puncten 
viel  Manuigtaltigkeit.  Mitunter  ist  die  Realunion  so  eng,  dass  alle 
wiehtit;eren  Gei;eMst;inde  gemeinsam  sind  nnd  die  einzelnen  Länder 
höchstens  noch  besondere  Haushalte  von  der  Nntur  eines  Provinzial- 
hanshalts  oder  selbst  das  nicht  einmal  mehr  haben. 

Nach  d.  Verfass*.  von  l^HT  sind  in  ^»e«terreich  - 1  nyarn  femr  in^anr  die 
Zweige  ^Q.  AosgabeetaU»)  lür  d.  Aeusscre  (wobei  auch  die  Subvention  der  (»esterr. 
Lloyd^DimpfscIiiff'^petcllHchaft),  für  Heer  a.  Flotte,  f.  ein  gemein«.  Finanzminisferioa 
u,  einen  gemeinsamen  Rechnungshof  iSuniDie  A.  f.  122.18  Mill.  fl..  wovon 

107.S9  ordentl.)  a.  £;timein8ain6  DeckuügsinitteL  eigene  £iunahm«ii  der  gemeiusameo 
VenrdtangszwAige,  besond.  des  Kriefsmin. .  der  Gonsvlate  (t.  1S81  3.31  Hill.  ll.K 
r.  bens.  ldisso  acr  Zollgcftllo  n.TT  Mill.  fl  l  im  (i.  f.  1*^*^1  7.0s  Mill.  fl.  AIIö  aiid.«rrt. 
Einnahme-  and  Ausgabeetats  (auch  z.  B.  der  Hofstaat)  sind  getrennt  Dci  Best  der 
ffemdnMiiieii  Ausgaben  wiid  —  nacb  Abzog  eines  bes.  Znscliosses  t.  2.ft  Mill.  f.. 
den  Ungarn  jetzt  für  den  l  ebergang  eines  Theila  der  .Militairgrenze  an  die  rivilw  r- 
waltuDg  noch  bes,  giebt  —  zu  70  %  von  den  cialeith.  and  za  8t>  */•  von  den  ungar. 
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I.üQdem  gedeckt.  Von  der  StaatMchold  ist  uup  die  bchw^tx  nd  i-  m  Beirefl  der 
Hypoth«  karaaweiäUiigeQ  (SchatZ8chcine^  oiid  des  Papiergelds  (beide  I'uäteii  zus.  ge* 
setzlich  begrenzt  auf  412  Mill.  fl.^  gemeinsam.  Die  übrige  sog.  allgemeine 
Schuld  (E.  ISSO  2755.83  Mill.  fl.)  lastet  eigentlich  jetzt  auf  ,hn  cisleith. 
L&udeu  nach  dem  finanziellen  Aosgleich  mit  Ungarn  aUein,  ledoch  zahlt  dieiies  zur 
ywäagang  der  Schuld  die  6ve  Summe  von  :!0..H2  ^tilL  IL  jftbrlich.  Dtzn  kommt 
dann  noch  eine  besondere  Schald  der  Weälh&lfte  („der  im  Ueichsrathe  vertretenen 
Köni^che  u.  UAder'Ot  ^  l^^O  40b.<>i  Mill.  fl«  lUe  Uruudeotlastaagsschuld 
laHet  itt  der  wesiL  Hilfle  des  SCmIs  raf  den  eiDselnen  Kronlanden ,  in  Ungarn 
aaf  der  Gesammtheit  der  angar.  Lande  als  deren  Staatsschuld.  Auäserdem  hat 
L'ngmre  seit  seiner  vkdeieriMigteii  politisch.  Selbständigkeit  eine  schon  recht  bedeutende 
eigene  efgmttelte  StaatndMild  erhngt  (metet  f.  ßsenbtlinlimten  n.  Dcckuug  der 
Deficite  .  Auf.  ISSO  752.5  Mill.  fl.  —  Uumänien  hatte  schon  linger  ein  einbttll. 
Badget;  an  die  Türkei  zahlte  es  für  beide  FUrstenth.  getrennt  den  kleinen  Tribut  von 
5000  u.  3000  Bcntel  (ä  500  Piaster  gleich  30  Thlr.).  Auch  Serbien  hatte  ;>(  hon 
vorder  1817/78  erreichten  völligen  Unabhängigkeit  ein  ganz  getreuntcd  Budgttt ,  in 
dem  der  Tribut  an  die  Pforte  als  Aii<i,Mbei)usten  (in  i  r  türk.  Kechnung  als  Kinnaliuie) 
apart  vorkam  (4600  Beutei).  Aeiiuiicii  uuoh  jetzt  bauo^  (SOO  Beutel),  Aogyptcu 
(70.»  HiU.  FSaster  oder  681.486  «gypi  Pflnd,  m  20.ti  Bdclmmark). 


2.  Abselmitt 
FtiHiiizvesen  der  SelbstrenrftltungskSqier. 

S.  o.  S.  61  u.  78  die  Uter.  Notiz.  Aoaser  Stein  ist  kaum  etwas  >\'*!r.  r<3, 
specieU  Finanzwissenschaftliches  zu  nennen.  Die  bisherige  Literatur  des  i maiu- 
vesens  dieser  KOrper  bezieht  sich  fast  nur  auf  die  Gciacinden  und  beschränkt  sich 
meistens  anf  die  Steuerverhältnisse.  S.  die  bezQgi.  Lit.  oben  ^.  30«  Aua  der  Stntistik 

be«.  Hcrrfurtli  u.  fjerstfeldt. 

I.  —  i^.  42.  Der  «taatlii  he  Finanz l>e<lnrt  in  seiner  Be- 
zieh uug  zum  Staatsgebiet.  Die  Betraclituug  hierüber  iiiiirt  zur 
Besprechnng  des  Finanzwesenb  der  Selbstverwaltangskörper  hin 
nnd  geht  derseli»en  passend  voraus,  weil  dabei  einigte  flir  die 
finanzielle  Ordnun^^  dieser  Verhältnisse  niaassgebende  Gesichts- 
pancte  bereits  deutlich  hervortreten  Folgeode  zwei  Fragen  sind 
hier  hervorzuheben.  Einmal,  welche  Wirkung  die  Veraus- 
gabung des  FioanzbedarfH  im  InUuide  als  Verwendung  von 
Sachgtitern  ausübt  Sodann ,  wie  sich  der  Finanzbedarf  hia- 
siehtlich  seiner  in  der  Herstellung  von  Staatsleistungen  her- 
vortretenden  Wirkung  auf  das  inländische  Staatsgebiet  ver- 
tbeilt  Die  ältere  Finanztheorie  bat  den  ersten  Pnnet  öfters  erörtert, 
mit  dem  zweiten^  wiehtigeren  sieh  jedoch  noeb  wenig  besehäftigt 

1.  ,,W«nD  der  StaatsaniWand  Innetliatb  des  Landes  gesehiebt» 
sagt  Ran  (§.  38) ,  so  weiden  einbeimisehe  Arbeiter  nnd  Unter- 
oebmer  beschftftigty  wird  inllndiscben  Kapitalien  nnd  Gmndstllcken 
eine  Bente  abgewonnen,  was  obne  Zweifel  fttr  die  Volkswirthsebaft 
zntiigHch  ist  Daber  baben  scbon  ältere  Sebriftsteller  den  Sats 
anfgestellti  man  solle  die  Staatsansgaben  so  einrichten,  dass  die 
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Siiuimen  nicht  ansscr  Landes  gehen,  sondern  dem  iniiiiidischen 
Nahrungsstande  zu  Oiite  kommen.  Doch  ist  diese  Regel  nur  unter 
zwei  Redini?nDgen  /uliissig,  dass  nemlich  der  Zweck  der  Ausgabe 
darunter  nicht  leidet  und  diese  auch  nicht  höher  wird,  oder  dass, 
wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein  volks- 
wirthseh ältlicher  oder  politischer  Xebcnvortheil  erreicht  wird  und 
desshaib  der  Mehrbetrag  au(  h  als  besoiidLie  Ausgabe  zu  recht 
fertigen  sein  würde,  z.  ß.  als  eine  Prämie  zur  Ermunterung  eines 
wichtigen  ond  dieser  Begünstigung  bedürftigen  Gewerbszweiges," 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  wichtige  Güter  flir 
die  Militairverwaltnng  enengt  werden.  Die  Herstellung  solcher 
Gdter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherheit 
des  Landes  geboten  sein. 

T  .Tnsti.  Sfaat.sv»'.  II,  4S2.  v>;rlaiip1  die  inläiuHschc  ^'•!^wcDdang  der  Staatsaus- 

Sftbeo.  Anch  Raa  a.  a.  (J.  meint,  dass  die  ins  Ausland  gebendea  (ieldflumioeu  in 
er  Regel  «ine  entoprecliende  Wniemmslnlir  SMih  sich  xidhen ,  kann  niclit  «Ii  voU« 

ständiger  Ersatz  'les  Nachtheiles  fllr  die  ciiili'^itnivrLen  Gewerlic  augcsr-hon  werden. 
Allerdioffi  haben  aber  wohl  mercajitilistischo  ürUude  zu  dej:  Forderung  mitgewirkt.  — 
Oeftere  Vonchrifk,  beeonden  fraber,  Pensionen  im  Lende  zn  reizebren.   Selbst  in 

*1catschen  Staaten  In  f  i:i  l  >n  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  mehrfach  Abzüge  for 
Pensionen,  selbst  für  Wittwenpeusioncn.  welche  im  „Ausland"  verzelirt  werden,  d.  h. 
naturlich  ia  der  Mehrzahl  der  Fftlle  in  andern  deutscheu  Staaten.  Da  dergleichen 
meistens  durch  Familienverhältnisse ,  (iesundhcitsrudniebten  u.  s.  w.  veranlasst  werden 
wird  und  die  denischen  „Staaten"  doch  schon  hnp^e  vor  und  J*<T(>  ••in  nrttioualua, 
culturliches  uud  wirtUacbalüiches  (ranze  bilden,  so  cnscboinen  diese  Abzüge  kleinlich 
nnd  unbillig.  —  Die  inländ.  Hcrstcllang  auch  zu  höheren  Kenten  im  Interesse  der 
nationalen  Unabhängigkeit,  r..  B.  hei  Walienfabriken .  Kanonengiesscrcien  .  Scliidisbau- 
anstaiten,  manchen  Fabriken  für  Eisenverarbeitang  (Panzerplatten,  Eisenbahn- 
inaleiial)  v.  &  w* 

§.  43.  —  2.  Die  Vertheilnng  des  Finanzbedarfs  oder 
der  Htaatsansgaben  Uber  das  inländische  >Staat8gehiet. 

Hier  hat  man  zwischen  Haupt-  und  Laiidcstln  il-  oder  Local- 
i'inanzbediii  t^)  oder  zwischen  ailgemeiiieii  und  KpecieUen 
Ausgaben'')  (in  diesem  Siuiie  des  Worts)  zu  unterscheiden. 

Der  IlaupLliuiinzbedarf  wird  dnrch  die  allgemeinen 
Zwecke  den  ganzen  Staats  als  solchen,  der  Finanzbedarf  ftlr 
die  Land(  jstheiic  durch  die  npeciel  1  en  Bediutnissc  dieser  letzteren 
nach  einer  S taatsthäligkeit  Hberhaupt  oder  nach  einer  gerade  in 
der  Art  oder  in  dem  Tnifange  aUKzuObenden  StaatsthUtipkcit 
beding:t  oder  er  uralasst  eine  solche  iStaatsauf^gabc ,  welche  doch 
bestimmten  Landefitheilen  vorwiegend  zu  Gate  kommt. 

^)  Umpfenbach,  Finanzviss.  §.  20  (etwas  andere  Scheidung  .  Ich  brauchte 
frwbcr  den  Ausdrurl» :  Haupt-  nnd  I.ocalstaatij  bedarf.  Da  der  Staats  bedarf  al»eT 
ein  weiterer  Begriii  i&t  als  der  Finauzbcd&rf  ä),  i^t  e^i  licbtiger»  auch  hier  den 
letzteren  AludInclE  unvenden.  8.  ancb  Ran,  Fin.  t,  §. 

*)  r.  Valclms,  Flnanzvias.  II,  §.  7. 
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Htoptfinanzbodarf  also  luuneDÜich:  Aufwand  fm  (  cntralrerwaltaug.  Hofstaat, 
Heerwesen.  Kl^ne .  öffentliche  Schnld,  oberste  Justizbehörden,  (rtMkhtähöfr  .  liöcliste 
allgejueine  biiduugs-,  Kunstanstalten  u.  w..  Lacalfinanzbüdurf  Jagcgeu  gäj>aQiaite<i 
aitHera  uui  mttms  Oeriehtsirescii .  da  dies  nach  der  h>utL'  herrschenden  Avf- 
ÜMBong  S t a a t san^rolcf enheit  sein  soll,  Ähnlich  auch  innere  V  lu  ilfunir,  rolizeiwesen. 
Schal- ,  Strassenwesen  u.  s.  w.,  soweit  diene  Gebiete  Staatssaciie  im  Interesse  der 
Laadeafbeile  lad  der  Oesaaiiitlieit  fein  Mllea.  bei  etttspreohcnder  EntwieUmif  der 
Anffas-sung  also  auch  z.  B.  das  Annen-,  darf  VL-nsitherun^r^wescn.  Hier  entscheidet 
4er  Staad  der  poUtischea  Meiaiugen,  der  öllentiichrechtlichcn  oud  nationalOkou. 
SÖctfinCB.  In  StMtaB  mit  gnawr  SCurtsschiild,  steitem  Heer  ist  der  HMirfstaatolMduf 
Bothirendig  im  Verhältniss  zam  Localstaatsbedarf  sehr  hoch.  Die  anvermeidliche 
Folj^  ist.  f]tiss  die  Provinzen  starke  Hinanszahlangen  an  die  Centralcassen  zur 
Duciiun^  dieser  Ausgaben  machen  müssen,  was  mitunter  etwa  «gerade  die  wohlhabenderen, 
daher  mvAn  Steuern  tragenden  Provlnzeft  n  der  utiriclitigon  Ansicht  rerfuhrt.  ti« 
»»*ien  überhaapt  den  and"r<-ii  Prorinzen  pecrcnüber  überlastet  (Italien.  Provinzen 
Oesterreichs  früher,  oinigennaa^sen  halt.  Trovinzeu  Kussland»).  Vcnetiun  zahlte  1862 
9M  WH.  i.  für  die  Centraiaasgaben  Oestamklis,  12.31  Mill.  wurden  in  der  Prorfiis 
seibat  verwandt,  schwerlich  im  Verh&ltniss  znm  Wohlstand  des  Landes  eine  (Jeber- 
laatBJig.  S.  Näheres  in  dem  unten  gen.  Aais.  v.  A.  Wagner.  Um  so  nothwendiger 
aber  ist  es,  in  sokhen  Fall  ireiilgsteBS  den  Hanptotaatsbedaif  mBf  liebst  so  defieotralisiien. 

Derjenitre  Theil  des  Hanptfinanzbedart8 ,  welcher  nich  an  die 
CentralverwaltuDg  aDknlipil  und  daher  anch  vornebmlieh  am  Ke- 
giernngssitz  verausgabt  wird,  kann  centralisirter,  derjenige 
Theil,  welcher  eich  schon  nach  seinein  Zweck  oder  doch  nnbeschadei 
dessrtbeu  Uber  das  ganze  Land  vertheilt,  kann  decentralisirter 
oder  vertheilter  Hauptfinaazbedarf  genannt  werden.  Letzteren, 
soweit  es  der  Zweck  erlaubt,  möglichst  gleicbmSssig  Uber  die  Theile 
des  Staatsgebietes  zn  vertheilen,  also  demgemttss  die  betreffenden 
StaatsanstaUen  nnd  Thfttigkeiten  n.  s.  w.  einzonohteD^  ist  eine 
biUige  TolkswirthsehaltBpolitisehe  Fordentog  im  Interesse  der  8teae^ 
zahlendeD  Provinsen  gegenllher  sn  starker  Gentralisiningstendens, 

Geatralisirter  Hauptbedarf  daher:  Hofstaat,  Mialsterien  und  andere  höchbtc 
Militair-  und  Givilbehörden .  allgemeine  Reichsanstaltcn ,  wie  z.  B.  h5chste  Schulen, 
SaiBinlangen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Die  Zinszahlung  der  Staatsschuld  erfolgt  mei^ 
a«ch  am  Refiernngsaiti,  aaaientllch  wenn  dendbe  ein  Geldplati,  sonst  an  anderen 
in-  and  z.  Tli.  ausländischen  Bi^rsenorten.  Verthciltcr  Bedarf:  die  Au.sgaben  für 
diu  mittleren  und  onteren  Yorwaltungsbehördeo,  Gerichte,  Schulen,  das  Gros  der  Aus- 
gal»eB  fir  Heer  und  Flotte.  Sie  erfolgen  nofhirendif  an  den  Orten,  wo  die  betreSeaden 
Anstalten  sich  befinden.  Mitunter  bestimmt  die  Natur  der  Sache  schon  die  Localität, 
wie  z.  B.  bei  der  Flotte,  den  Festungen,  dem  Bergbau.  In  anderen  F&Ucn  steht  die 
Wahl  frei.  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  in  unsem  modernen  Staaten  und  zwar  neben 
Frankreich  und  Russland  (Petersburg  !\  wohl  am  Meisten  in  den  deutschen  und  aadem 
europäischen  Mittelstaaten  (z.  B.  auch  Dänemark)  oTt  'ine  einseitige,  mitunter  ganz 
zweckwidrige  BegUnstigung  der  Residenzen  erfolgt  ist,  induiu  möglichst  alle  höhereu 
Behörden  dahinein  vorlegt  wurden.  Gewiss  auch  ein  culturlichcr  Nachtheil,  freilich 
ahcr  eine  Folge  der  künstlichen  Tcrritorialbildun^!:  dieser  Staaten  iKarlsrulie.  I>arinstadt, 
Stattgart,  Hannover!  Auch  selbst  München  und  Dresden).  Passend,  wenigstens  nach 
dieser  Seite  betrachtet,  der  oberste  bad.  Geriebtabof  in  Mannheim,  der  bannov. 
fnlher  in  Celle,  da.s  Ivcicbsgericht  jetzt  in  Leipzig.  ~  Na«  h  Kau  (§.  HS  Anm.  d  der 
5.  Aufl.)  betragen  im  Dep.  Seine  1S46  die  Staataeiuküolte  ^ohne  ZiOle)  129  MÜL 
PltaacB.  die  Staatoaa^bea  machten  daselbst  527  HUL  ans.  In  19  Dep.  beKefen  <dcb 
diese  Au-g^abcn  nirlit  voll  auf  der  Einkünfte  (nur  Pror.  d<Ti«nM'n) :  Cnrdior, 
I>e|»utineA-Kafluner,  IS.  Mai  1846.  De  La?ergne  berechnete,  dasä  lb50  im  Nord- 
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westcii  von  Fraukreich  die  SUabeinkUnAe  514.  die  Staatsausgalen  7  (7  Mill.  Fr.  be- 
tnigdit,  itt  den  mittferan  Landestbalea  jene  ö5Va*  die^e  au  77  ^.  im  Jaliro  185^ 
war  die  YeraeldedeiiMt  Bodi  ifitawr.  Die  gennmto  Ausgabe  tait  Amnahm»  der  im 
Auülamle  für  den  Krieg  rerveudeten  Summen  war  nm  727  MÜl.  Fr.  aogewachseD. 
woron  bi'S  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  and  die  4  Dep.  mit  Kriegshäfen  kamen ,  aL>o 
nur  183  Mill.  auf  den  Qbrigen  Theil  des  Landes,  und  zirar  auf  die  Dep.  dur  Mitte, 
des  SQdwesten.s  und  Nordostens  zusammen  nur  H^f^  Miil.  Offenbar  konnten  die  Eia- 
kdnftc  tlcr  Lanilestheilc  noch  weni<j<!r  im  gleichen  Vcrbältuiss  zu  den  Ausgahcn  stehen. 
Journ,  des  Kcon.  April  i>.  i,  Juli  l&ä7 ,  S.  32.  —  lieber  Üsterr'-icli  biehc 

Czörni^  a.  a.  i).  II.  420.  A.  Wagner,  Oestcrr.  tinaiu.  seit  dem  Friodett  ram 
Vüiafronca.  ..Uns.  Zeit"  18«3,  S.  ISS  (T.  (mu-h  den  Daten  aus  d.  Vorla^^fi  /nm 
Yorauscblag  ?.  1»U2  bereduet).  Aof  das  Gcatrale  kamen  r.  3516  Mill.  fl.  KrturUer- 
niss  267T,  t.  296*6  HUL  il.  NetKwtutseinwJune  10'4  (ineL  MUitairgfenae).  Die 
Provinz  ri  hatten  also  257'.'^  Mill.  fl.  für  die  C<?nfralausgab(>n  zu  li'^fern.  orgal>cii  aber 
nacb  Abzug  der  fOr  sie  aad  in  ibueu  crfblgonden  spec.  Atugabca  roa  W\i  HüL  nur 
199*8  MdL  fl.  flir  dieacn  Zweck,  daher  S8  MUL  fl.  etdeatL  Ddidl.  Die  Uebenckttwe 
der  ProfinteB  slod  sehr  urieSeh,  Dalnatten  hatte  gar  keineo;  Nlhefoe  «.  a.  O. 
&  ISd— 19«. 

Hinsichtlich  des  Localfinanzbedarfs  ist  namentlich  ininier 
zu  uuteibuchen,  ob  und  wieweit  demselben  wirklich  eiu  Staats-, 
nicht  nur  ein  (reines)  Local-  oder  Landestheilbedttrfniss  zu 
Grunde  liegt.  Im  letzteren  Falle  ist  der  ßwlarf  nU5gHchst  ganz 
aus  dem  Staatsbudget  in  dasjenie^e  de-^  bcti ctVcuden  Selbötver- 
waitungskörpers  (Provinz,  Bezirk,  Kreis,  (anieinde)  binffhor  zu 
setzen.  Hier  handelt  es  sich  um  die  allgemeine  Frage  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  neben  oder  statt  der  Staatsverwaltung. 
Nicht  ausgeschlossen  bleibt,  dass  dabei  mitunter  aus  besonderen 
Gründen  wahre  LocalbedUrfnisse  zu  Staatsbedürfnisscn  erklHrt 
und  demgemSss  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  Staatobudget 
gesetzt  werden.  Die  Natur  des  Staats  als  eines  Organismus  recht- 
fertigt das.  Gleichwohl  wird  es  ein  Ausnahmefall  sein  und  ist 
alsdann  eine  Prägravation  des  begünstigten  Landestheils  mit 
Staatsabgaben  wohl  zolfissig.  Wichtiger  sind  die  Fülle,  wo  es 
sich  eben  nm  gemiseh  t-staatliohe  nnd  proTinsklie,  eommnnale  n.  s.  w. 
Bedfirfnisse  handelt,  wie  so  vielfaeh,  z.  B.  im  Verkehrs-,  Strassen-, 
Schal-,  ArmenpoKzelwesen  n.  s.  w.  Hier  erscheint  als  das  Richtige 
eine  Yertheilang  der  besflglichen  An^gaben  aof  den  Staat  nnd 
den  (oder  die  mehreren)  sonstigen  öffentlichen  K9r|ier,  nach  einem 
bestimmten  Vertheilnngsschlttssel,  oder  so,  dass  der  Staat  ZoschllBse 
bis  zn  der  nnd  der  Hohe  an  die  Provinz,  Gemeinde,  oder  nmge- 
kehrt  diese  an  jene  gtebt,  oder  dass  eine  Kategorie  der  Kosten, 
z.  B.  die  persdnüchen,  Tom  einen,  eine  andere,  s.  B.  die  sachlichen, 
vom  anderen  Theil  Übernommen  werden.  Gerade  auf  eine  solche 
Entwicklung  drängt  der  organische  Charaeter  des  gemeinwirtii- 
scbaftlichen  Systems  hin. 
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Ohiic  Aaerkciinuiig  dieses  Oruii (Latzes  kann  uiau  überhaupt  uiclit  vua  eiuem 
Staatslebcn,  sondern  nur  von  <  inem  Gemeinde-.  Provinuallcben  sprechen.  YolU 
ständige  (ileichmässipk-  it  der  Vortheile  und  Opfer  all- r  Rotheiligten  hei  dien 
Staatsthätigkeiteu  ist  einmal  nicht  za  erreichen.  S.  Wagner.  Uruadlegung  Abth.  I, 
Kap.  3  0.  4.  VortreffUcbe  Anfinge  ein«r  richtigeii  Scboidiuig  von  SlMto-  and 
Landc-theilbcdarf  und  einer  solchen  Kostcnvertheilung  z.  B.  in  neuen  Strassen- 
geoctzen,  wie  dm  badischen  t.  14.  Jaa.  auch  in  der  neueren  huauzieUcu 

SchaJgesetzgebung. 

Die  richtige  und  billige  Entsi  heidung  über  solche  Puncto, 
welche  besunderb  bei  denjeuigen  Ausgaben,  die  den  Cultur-  und 
Wohliahrtszweck  des  StaaU  betreffen,  schwierig  ist.  häng-t  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen 
und  von  der  Einrichtung  von  Vcrtretungsorganeu  dieser  Korper 
(Landratb,  Provinziai-,  Kreistäode,  Gemeindevertretang)  weBentlidi 
mit  ab  und  ist  wieder  die  VoraoBsetaniiig  einer  gesunden  Gestaltung 
eines  ieistangsfähigen  Finanzwesens  dieser  Körper  und  weobsei- 
wirkend,  desjenigen  des  Staats.  Die  grosse  Frage  der  sogen. 
Decentralieation  der  Verwaltang  und  der  Organisation 
der  SelbstverwaUung  im  modernen  Staat  hat  hier  aoeb  finansiell 
eine  wichtige  Tragweite. 

Die  gerechtere  Vertheilutig  der  Laste»,  keineswegs  nothwendig 
eine  verminderte  Belastung  tllx^rhaapt,  oft  sicher  das  Gegentheil,  wird  die  finan/. 
Folge  der  Deceatralisation  der  Verwaltung  sein,  was  man  oft  verwechselt.  S.  Gründl. 
&  S09.  —  IMe  Bed6«tiiof  dar  Prag»  d«r  Pnviiudal-.  KreisorganisfttioA,  b«Miid«»  in 
Preussen,  kann  in  unsrt^r  g- genwftrttgeii  politiaclien  EatvicUoiig Mch  in  fiaainiellar 
Bcziehang  k»am  überschätzt  werden. 

II*  —  Das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper 
44.  Die  Bildung  besonderer  Provinzial-  (Beeirks-), 
Kreis-  and  Gemeindehaashalte  neben  dem  Staatshanshalt  ist 
aaeh  dem  Voranagehenden  eine  principielle  Fordernng  anm  Be- 
hnfe  der  riditigen  and  gerechten  Dnrchflihmng  des  swangsgemein- 
wirtheehaftUohen  Systems.  Der  Staat  kann  and  darf  nioht  alte  in  das 
Gebiet  dieses  Systems  in  der  Volkswirthschaft  gehörigen  Leistungen 
direct  selbst  ttbemehmen,  sondern  mnss  Vieles  den  SelbstFerwaltangs- 
körpem  von  Tomherein  überlassen  oder  von  Nenem  ttbertragen. 
Die  entscheidenden  Gründe  hieritlhr  sind  nicht  finanzielle, 
aber  anch  finansielle  Gründe  sprechen  für  diese  Gestaltung  der 
Dinge  mit,  weil  sich  nur  so  ein  Mittel  bietet,  den  Finanzbedarf 
und  die  Deckongsmittel  dafür  einigermaassen  gerecht  und  zngldch 
möglichst  zweckmässig  auf  die  Bevölkerung  des  Staatsgebiets  za 
vertheilen. 

Es  ergiebt  sich  uamentlicb«  dass  )><^i  richtiger  Organisation  dt;r  &>eibätv<n  waitung 
and  bei  entsprechender  Mitvlilwif  Ottd  Gontme  Ton  Yertaretongsorganen  in  den 
«inxelBen  Selbstrenrakong^köfiMni  ,4te  Leistangen  der  Bftrger  mit  den  Alf  sie  nns 
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dcu  AHoutlichen  Thätigk'  itcn  ontspringenden  Vorthcilcii  leii  htor  iui  richtit^ea  Verhilt- 
iiiäs  stehen  werden,  die  Bereitwilligkeit  zur  Uebernabme  von  Lasten,  durch  de« 
deutlicher  sichtbaren  Nutzen  fUr  die  einzelnen  Landestheile ,  die  Anhänglichkeit  der 
Bürger  an  diese  rerstirkeo,  ein  löblicher  Wetteifer,  nützliche  Anstalten  zu  •  rriclitMi 
und  ztir  Blüthe  zu  brinc:en,  entstehen  wird,  i-ndlich  die  AusgabL'ii  nricli  roif»Ter  Kr- 
wüguiig  des  wahren  1S>  durfnisses  eingerichtet  und  auf  die  äpnrsainätc  Art  bc^trittuu 
worden  können"  (Bau  Kia.  I.  §.  53).  Auch  lehrt  die  Erfahrung,  dass  eine  solche 
Sclb^tv  r'.v:\!tuiii;  eine  Menge  tüchtiger  Arbeitskrfifto  .ntwirk-h,  w<'lch«!  sich  für 
das  (jeiuumwcäcii  uhue  Entgelt  zur  Verfügung  ötoUea  und  dass  wohlhabende  patriotische 
FtoUieo  es  ab  eine  Elirmeache  enaehen,  darch  Stiftongeii  nnd  Beitrlge  AffentUclio 
Zwecke  dtirchführ  ri  zu  hfilfcii.  w<Ml  sir  eben  den  unmittelbaren  Nutzen  für  das 
Gemeinwohl  erkennen.  Ein  nicht  verwerflicher  Ehrgeiz  spielt  dabei  oft  mit.  Von 
jeher  inaserte  sich  die  Neigung,  Stiftungen  ^r  gemeinalttage  Zwecke  zu  dotiren, 
inncrh^illi  •■iii:'<'r  localcr  Krcisf,  nainmilirh  in  den  Gomeindoil«  sehr  selten  fUr  den 
ganzen  (zumal  grossen)  Staat,  psychologisch  bc<rreiflich. 

Auch  in  neoesfer  Zeit,  trotz  riel  lebhafteren  StMlsbeimiitsoins,  bevilut  lioli 
die*  noch.  Städte  wie  Frankfurt,  Köln .  Basel  und  ttbeiliMpt  die  sohweizoff,  Mch  die 
hottftndiscben,  sind  hier  rtüunllcbst  berroizaheben. 

Im  Uebrigen  gehOrt  die  Frage  der  Decentralisation  der  Ver- 
waltung und  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  nicht  iu  die 
Finanz wissenBchat't,  sondern  wiederum,  wie  andre  ähnliche  Fragen, 
in  die  Staate-,  Verfassungs-  nnd  Yerwallongslehre,  Einiges  davon 
apeetell  in  die  Innere  Verwaltnngslehre,  anch  in  die  Allgemeine 
Volluwirthflobaftslehre.  Die  Finanswissenaebaft  bat  dann  nur  die 
finansiellen  Gonaeqaeneen  zu  sieben,  welebe  das  wieder 
in  versobiedener  Weise  denkbare  und  in  der  Praxis  versebieden 
gestaltete  Nebeneinanderbestehen  von  Staats-  nnd  anderen  Offentlieben 
Hansbalten  mit  sich  bringt 

Mit  dem  politischen  Yorständniss  der  Sache,  sogar  dem  Bogritf  der  ..Sell^tver- 
waltung''  fehlte  den  älteren  Ftnanztheoretikcru  auch  das  Verstlndniss  der  tinan/iellen 
Seiten  der  bfzii<;li«hi'ti  Fragen  meist  S.  v.  Jacob.  II,  §.  9S5,  Fulda  Htt  Ih 
g.  21,  V.  Malchus  II,  41.  Auch  Kau  5.  A.  g.  52—- 5»  in  der  princip.  AullaMune 
noch  vDf enflgend.  Diese  erstrebte  ich  bereits  in  d.  2.  A.  von  B.  I«  f.  44 — 49,  doch 
n  idifc  (las  dort  Gee^ebene  noch  nicht  aus.  Erhebliche  Förderung  gerade  auch  der 
fiuanzwissen^ich.  Behandlung  des  Gegenstands  erfolgte  dnreh  Stein.  3.  A.  S. 6U. 
126  IT.  u.  OUD.  4.  A.  I,  18—24,  119—50,  124— m,  158  —  162,  200  ff.,  290  IT. 
Stein  benutzt  hier  wie  sonst  mit  Krfolg  die  Kategorieen  bdiwT  Verwaltungslohre, 
beleuchtet  Manches  in  sehr  zutretiender  Weise,  schablonisirt  und  construirt  aber  wie 
gewöhnlich  etwas  zu  viel  und  hütet  sich  auf  «liesem  (Jcbietc  vor  „verworrenem  In- 
halt" und  Detail  (rgL  I,  12S),  indem  er  ,,Iilh*lt"  und  Detail  zu  sehr  vermeidet  nnd 
sich  seiner  Neietinc:  nach  nur  mit  «Icn  ..grosson  fiesiditspunctcn"  begnUgt  So  wcrth- 
voll  diese  zur  üneniining  sind,  so  wird  eben  docii  aut  einem  so  positiven  Gebiete 
wie  dem  Plnaazireseii  der  SetbstrenraltongskSrper  noch  etww  mehr  veilnngt 

A.  Die  Organisation  der  Selbstverwaltung  in  ihrer 
finanziellen  Bedeutung  §.  45.  Der  Ausdruck  „Selbstver- 
waltungskörper'^  wird  hier  in  der  neuerdings  üblich  gewordenen 
Weise  l'lir  die  „localen  Zwangsgemeinwirthschaften^*  (O.  §.  141), 
besonders  die  jjenannten  drei  oder  vier,  l^rovinz,  Hezirk,  Kreit», 
Gemeinde  gebraucht.  Er  enthält  aber  eigentlich  zwei  noch  heute 
keineswegs  allgemein  eriUllte  Postolate,  dass  ueralicb  diese  »|Ge- 
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meinwirthscbaiten^'  als  (öffentliche)  Körper,  als  selbstiiiidige 
Rechtspersöiilichkeiteu ,  mit  dem  Rechte  der  jurlstisehen  Person 
und  der  eigenen  Veruiögens-  und  Eiwcibötahigkeit  und  lerner,  dass 
sie  als  Selbstverwaltungskörper  mit  dem  Recht  nnd  den 
Organen  eines  solchen  Körpers  constituirt  seien.  Dies  trifft 
Beides  von  altersher  fast  allgemein  bei  den  (Orts  )  Gemeinden 
za,  aber  vielfach,  wenigstens  bis  vor  Kurzem  auch  in  misereii 
Ländern,  nur  hei  diese«.  Die  Selbständigkeit '^"gegenüber  dem 
Staate  und  diejenige  ihres  Haushults  ji-egt  nfiljcr  dem  Staatshans- 
balte  ist  dabei  wieder  "Ttlicb  und  zeitlich  manchfach  verschieden. 
Die  grösseren  öffentlichen  Körper,  die  im  neueren  deutschen 
Staatsrecht  wobl  sogen.  „Commnnal verbände  höherer  OrdnuDg^', 
die  Kreise,  besonders  die  FroTiDzen  und  die  ihnen  analogen,  nnter 
verschiedenen  Namen  vorkommenden  (Graficbaften,  Ilerzogtbttmer, 
Kroolftnder,  „Königreiche  nod  Länder''  [Oesterreich]  u.  s.  w.)  sind 
xwur  historiaeh  oftmals  ans  älteren  wirklich  gaq^  oder  fast  ganz 
tioabliftDgigeii  und  selbständigen  TerritoriaikOrpem  der  Fendalzeit 
henroigegangen.  Aber  sie  haben  in  den  letxten  Jabrhnnderten  im 
ab6olll^monaTebifleilell  nnd  im  modernen  centralistiBehen  Staat 
wenigatens  anf  dem  enropSiscben  Gontinent  Ibre  Selbständigkeit 
beinahe  gans  rerloren  und  sind  nur  territoriale  staatlicbe  Ver- 
waltnngsabtheilmigen  geblieben  oder  selbst  das  erst  wieder  nen 
geworden! 

la  ihrer  riiumiiclica  Begrenzung  bat  die  SUabgcwalt  nacli  äusseren  Zwcck- 
»iirigkdmrttctoichlea  manche  Ärtniieniiifen  des  historischen  (iebietsnmfangs  rötfp^ 
nüinmen  (besonders  auch  in  den  >leutschen  Staaten)  oder,  wie  Frankreich  in  seinem 
inechaniscbeQ  .»Departemeatsybtcm"  ohne  kde  Bttcksicht  auf,  ja  hier  aogu  mit  ab- 
shsMicker  Kiektadttniig  der  liiiloTiidlep  jastheOiuif  dee  8tMt>s«bi«ts,  letztens  in 
gOmen  und  kleinere  YerwaltODpgebiete  neriegt 

Erst  die  neuere  nnd  neueste  Zeit  hat  begonnen,  a.  A.  speciell 
in  Deotsebland,  zmn  Zweek  der  Deeentralisation  der  gesammten 
OiTentUeben  Verwaltung,  zar  Erleiebterong  aneb  fOr  die  eigentliche 
Staatsverwaltang,  nnd  im  politischen  Interesse  der  Herbeiziehnng 
der  HtaatsbUrger  zur  eigenen  Theilnahme  an  den  öffentlichen  Ge- 
schäften, den  Provinzen,  Kreisen  u.  s.  w.  in  eigenen  „Provincial"- 
„  Krei^iüi  iliuingen "  ii.  tlgl.  m.  rechtÜcbe  Selbständigkeit  zu  ^cijeu 
und  Hic  /AI  (itVeiitlieii  rechtlichen  Krirpern  oder  zu  8el  bst Ver- 
waltung bküjpern  aus-  oder  umzubilden. 

NcIkjh  <l<'n  Yorgängfen  in  einigen  kleinen»»  deufschen  Staaten  i>f  liirrftlr  vor 
Aileiu  die  preussische  Gesetzgebung  f.  1872  ü.  Epoche  machend  gewu^eii.  Dadurch 
hier  in  einigen  Pnnctcn,  besonders  durch  Ueberweisung  von  Staats  aufgaben  zur 
Dnrchfahntng  an  die  Kreise  und  Prorinient  eine  Annibening  an  die  YerhSIlnbse 
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der  (  iigliächcn  Sdbstrenraltung  erfolgt.  Das  wird  allmälig  zu  einer,  heute  noch 
erst  beginnenden,  grosseren  Vergleichbarkeit  auch  der  britisc Iumi  und  prcussischen 
Ofi'entlichcu  Finaiizmbiiltnisse  fuhren,  indem  der  StaatshauBbalt  ^iiebift  den  preust. 
Qaoten  des  Reichsbaushalts^  ähnlich  wie  in  England  in  stärkerem  Ifaasse  dmeh 
die  llaushaltt:  der  f.n  -nlvcrw  utun-  kftrpcr  ergäuzt  wird.  In  den  denterlien  Sfa.«itt'n 
bestehen  auch  jetzt  »och  mauchu  Verschiedeoheitea  in  der  Otfenilich  rechtlichen 
SteDnog  der  „GomflnmnhrerbbMle**,  Kreise,  Districte  n.  s.  und  demgemln  fn  den 
Hauslialten  die^'^r  K'^Nrix-r  »owi»'  in  der  uichr  oder  weniffor  una!di;ingigcn  Stellung 
didüer  Haushalte  gegenüber  dem  Staatahamhalt  0ie  französischen  Departement» 
vnd  Ideineren  OeMeteabtheiliingen  kennen  anf  den  Nnnen  Ton  Selbstvervaltungs- 
körpern  in  finanzieller  wie  in  sonstiger  Beziehung  noch  gegenwärtig  nur  in  geringem 
Maaase  Anspruch  machen  und  sind,  wie  in  mancher  Hinsicht  selbst  die  dortip.-n 
(principiell  gleichmässig  organisirten ,  daher  öllentlich  -  rechtlich  nicht  weiter  unter- 
schiedenen Stadt-  und  Land-)  Gemeinden  in  iliteni  Flnnnxwenen  meliiftcb  nor 
eine  Art  Appendix  zum  Staatshaushalte. 

lieber  die  nicht  allgemein  feststehenden  Begritie  „Staats-  und  S^slbstverwaltung** 
and  Uber  die  do<-h  wolü  wichtige  Ablehnung  einer  völligen  Idcntificirung  von  ('om- 
munal-  und  Selbstverwaltung  s.  Ernst  Meier  in  Holtzendorff's  Encycl.  d.  Kechis- 
wiss.  3.  A.  (1S77)  S.  bM — 897,  auch  (ioorg  Meyer  in  Schönberg's  Uandb.  II.  4bO. 

Stein  «leilt  regehnaasig  zn  den  SefbatferwaltungskOrpem  nasser  den  genannten 
auch  die  Körperschaft  Dafür  lässt  sich  zwar  Einiges  geltend  maclion,  aber  di< 
Körperschaft  weicht  doch  in  wesentlichen  Tancten  zu  sehr  ab,  um  hier  eingereiht  zu 
wenlen.  Ich  tiehe  sie  daher  nicht  hier  mit  ein.  (Eine  gleiche  Entachetdnng  gegen 
Stein  tritft  Ulbricl),  O^terr.  Staatsrecht,  Herl.  JH82).  Gewisse  einzelne  KOrper, 
Kirchspiele  (England),  Armen-,  Schul-,  Wegeverbände  n.  dgL  sind  nur  ia  einigen 
Flllen  noch  neben  den  Ortsgemeinden  zu  berücksichtigen. 

Die  auch  tUr  die  fiiiaiizieiie  Beachtung  characteristiscben 
Momente  der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staate  sind  eine  ge- 
wisse Aatonomie  der  betreffenden  Körper  und  eine  Oberaufsicht 
des  Staats  Uber  sie.  Wie  überhaupt,  so  ist  auch  speeiell  aof  dem 
Gebiete  des  Finanzwesens,  bei  der  Bestimmung  der  Ausgaben  nnd 
der  Besteaemng  das  Maass  der  Antonomie  nnd  der  OberaafWeht 
nnd  beider  Verhlltniss  zn  einander  in  den  enropSiseben  Staaten 
ein  erbeblieb  yeisebiedenes.  In  England  ist  die  Antonomie  seit 
lange  and  noeb  heute  die  griJeste  in  Bezug  auf  die  Art  der  Ans- 
fflhrnng  öffentlicher,  einschliesslich  der  vom  Staate  ttbertragenen 
TbXtiglieiten,  iLeineswegs  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Gegen- 
stände Öffentlicher  Thätigkeit  tiberbaapt  und  auf  die  Besteuerung 
zn  Gommnnalzweeken.  Selbst  hinsiebtlieh  des  ersten  Pnncts  bat 
sich  die  Staatseinmisebung  nod  Oberaufsicht  z.  B.  gegenüber  den 
Kirchspielen  (parihses)  in  der  Armenverwaltung,  ausgedehnt,  weil 
gewisse  vom  Staate  diesen  Körpern  auferlegte  \  erpflichtungeu 
oder  zur  freien  Uebei  naLiue  gestattete  Tliätigkciteu  nicht  genügend 
oder  „autonom'*  gar  nicht  ausgeführt  wurden.  Deutschland  und 
besonders  Preussen  hat  die  städtische  und  z.  Tb,  Hbcrbaupt  die 
Autonomie  der  Ortsgemeinden,  neuerdings  auch  der  anderen 
grosseren  Körper  in  gewissen  Grenzen  gegeben,  aber  sich  doch 
eriie bliche  Beschränkungen  namentlich  der  finanziellen  Autonomie 
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vorbehalten,  »o  dab  EHbrderniss  tU  r  staatUcben  Genehmigung:  bei 
Schuldaiiluahmeii,  bei  grösseren  Veiiiuäserungeu  von  Ininiubilieii  und 
m  Rezng  auf  die  Art  und  das  Maass  der  Besten  er nng  (Vor- 
hehali  gewisser  Steaerarten  für  den  Staat,  Beschränkungen  in  der 
Wahl  der  einzelnen  Arten  bei  den  Selbstverwaltungskttrpern,  Fest- 
setzinii;  einer  Maxinialgreuze  für  die  Quote  der  Zuschläge  zn  den 
•Staatssteuern,  über  die  hinaus  eine  Krtuilimig  nur  mit  Zustiiiniiiiii^ 
der  vorgesetzten  stajitlichen  Antsi(  litshehürde  erfolgen  darf  u. 
dgl.  m.).  Darin  und  in  der  Fe^^tset/uug  eines  bestimmten  Com- 
pete  DZ  kreisen,  wenigstens  für  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltangs- 
'  körper,  innerhalb  dessen  sie  allein  das  Recht  der  Autonomie  be- 
sitzen, liegt  auch  eine  wirkianie  Schranke  ftlr  die  autonome  Aas- 
gabewirtlwehaft  dieser  Ktfrper.  Deutschland  vertritt  mit  diesen 
Eioriebtnngen  wieder  wie  so  yielfach  eine  gewisse  mittlere  Stellnng 
zwischen  Eogland  nnd  Frankreich.  Im  letzteren  iet  das  Maaas 
der  Autonomie  Doeb  jetzt  das  geringste,  mehrfaeb  nur  auf  eioeo 
Beirath  you  VertretVDgskdrperD  sn  den  VorscblSgen  und  Bescblttssen 
der  dnreb  den  Staat  ernannten  VerwaHangsrorBtilnde  (Pitfeet, 
ünterprifect,  Haire)  beschiilnkt. 

S.  stein.  Hsndb.  d.  Venr.lehre,  3.  A.  8.  39  IT.,  ders.  F!d.  I,  S  II,  21,  172  ff. 
Ernst  Meier.  Verwaltrecht  in  Holtzend.  Encycl.  8.  A.  S.  S97  ff.  4.  A.,  18Ö2, 
S.  lOSJ.  (Abriss  der  Verwalt^organisation  in  Preussen,  England,  Fraiikreicli).  Üeorg 
Meyer,  Abb.  Bchördcnorgaois.  d.  Yerwalt.  d.  Inneren,  in  SckOnbcrg's  Uaodb.  d. 
tMltt  OehMU  n,  485.  VUiercs  «nton  in  §.  S9  C  ~ 

B.  Der  Wirkungskreis  und  die  davon  abhängi^^e 
Ansgabewirthschaft  oder  der  Finanz  bedarf  derSelbst- 
verwaiiungskörper.  §.  4(5.  Die  rechtliche  Stellung  und  davon 
mit  bedingt  die  thatsächliehe  Entwicklung  der  Selbstverwaltungs- 
k?^rper  ist  für  die  Vcrtbcilnng  der  öffentlichen  oder  Ver- 
%valtungsaufgabcu  zwischen  dem  Staate  (nnd  Keiehe)  einer- 
und  diesen  Ki>rpern  anderseits  sowie  aucli  zwischen  den  verschiedenen 
Kategorieen  der  letzteren  unter  einander  maassgebend.  Demp-emUss 
vertheüen  sich  auch  die  betreibenden  Ausgaben  und  gestaltet  sich 
das  Verhältnis^  der  Ansgabewirthschaft  des  tStaats  zu  demjenigen 
der  Selbstverwaitttogskörper. 

Diese  Dinge  stclDJii  wioilrr  ilurchaus  im  FIuss  der  (icschichtc,  und  aitnl  zeitlich 
In  demselben  Lande  und  örtlich  zn  gleicher  Zeit  in  verschiedenen  Landern,  aach  noch 
gegenwärtig  in  Europa,  namentlich  zwischen  dem  Coutincnt  und  England,  vielfach 
verschiedea.  DitS  eiadiwert  nicht  nur  Vergleiche  in  administrativer  nnd  finanueller 
T^^7i(»hting.  es  macht  An<h  die  Anwendiiniuj  allgeuiciiicr  Kategorieen  nnd  Schablonen 
aut  diu  ötieotlichen  Auigabcn  und  Ausg-aben  luLsälicL  Jedenfalls  kann  sie  nur  uiit 
Vorbehalt  und  unter  aifldrOcldicher  Auerk(>iiuung  der  Thatsache  erfolgen,  dass  jede 
«olebe  JUlegofMrnng  fE^fenOber  der  MMoiglUtigkeit  des  JLebeiw  und  dem  Wedwel 
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der  maaMgebendeo  Anscluuiangen  blon  einen  bedingten  Verth  hat.  Gleichwohl  Ist 
sie  für  das  wissenscbaftlicbe  BcdUifaigs,  welches  eine  Zosammcnfassung  des  (Heich- 
artigen  and  eine  Trennnng  des  VenchiedenArtigen  reilAiigt,  nicht  zu  entbehren. 

Grade  auch  für  die  finanzwissenschaftlichen  Zwecke  ist  zunächst 
der  „übertragene*'  niul  der  „eigene"  ( s e I  1j s ta n dige") 
Wirkungskreis  der  8elbst\ erwaltun^^skörper  zu  imlerHciieiden.  Dort 
bandelt  es  sich  um  öffentliche  Aut gaben,  welche  wesentlich  Staats- 
aufgaben sind  und  diesen  Ki  r|iern  vom  Staate  zur  AusiUbruug 
ausdrücklich  „überwiebeu''  wurden:  „speziell"  d.  h.  mit 
Noiiuiriuig  des  Einzelnen  durch  den  Staat  schon  bei  der  Ueber- 
tragung  oder  mittelst  Controle  in  der  Aul'sichtsinstanz,  oder 
„generell",  indem  das  Kinzelne,  in  Betreflf  der  Art  und  Weise 
der  Ausführung  u.  s.  w.  im  Wesentlichen  diesen  Körpern  zu  be- 
stimmen Uberlassen  ist.  In  der  neuesten  Entwicklung  dieser  Dinge 
wird  hier  das  Ziel  einer  Decentralisation  der  öffentlichen  Ver- 
waltung mittelst  Entlastung  der  Staatsverwaltung  und  Renutzung 
der  Selbstverwaltung  iHr  Staatszwecke  verfolgt:  durch  letztere 
sollen  hier  Staats-,  insbesondere  Local-  StaatebedUrfnisse  (§.  43) 
aus  politischen  und  aus  technisehen  Gründen  durch  e  I  e  g  i  r  t  e  " , 
eben  die  Selbstrerwaltungskörper  und  deren  Organe,  befriedigt 
werden.  Im  eigenen  Wirkungskreise  dieser  Körper  bandelt  es 
sich  um  Vffentliehe  Aufgaben,  welehen  der  Gharacter  einer 
Staatsanfgabe  nicht  —  oder  wenigstens  nach  der  hemehenden 
Anflkssung  nicht  —  anklebt,  sondern  deijenige  einer  Aufgabe 
speciell  des  betreffenden  Selbstrerwaltungskörpen  in  seinem  Ge- 
biete. Diesen  Kategorieen  der  Aufgaben  entsprechen  dann  die 
analogen  der  Ausgaben  dieser  KOrper  auf  der  ausgabewirtb- 
scbaftlicben  Seite  ihres  Haushalts:  speciell  Überwiesene 
(obligatorische),  generell  flberwiesene  (obligatorische) 
Ausgaben  aus  dem  übertragenen  Wirkungskreis ^  eigene  oder 
freiwillige  (  fac ultati ve)  aus  dem  selbständigen  Wirkungskreis. 

Die  Autonomie  lehlt  bei  den  speciell  überwiesenen  Auiguben 
und  Ausgaben  fast  ganz,  bei  den  generell  überwiesenen  grossen- 
theils,  sie  besteht  in  beiden  Fällen  etwa  nur  hinsichtlich  einiger 
Pnncte  der  verwaltungstechnischen  Ausiührung  und  der  Art  der 
Aui  1)1  uiirung  der  Deckungsmittel  der  Ausgaben,  obgleich  auch  die^e 
mitnntei  ;L,M  setzlich  bestimmt  wird.  Die  staatli ehe  Oberauf- 
sii  lit  wacht  über  die  im  Staatsinteresse  verlangte  riclitige  Aus- 
führung des  „Mandats".  Im  eigenen  Wirkungskreise  kommt 
die  Autonomie  auch  aui'  dem  tiebiete  der  Aufgaben  nnd  Ao^gabeii 
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zur  Gtltong,  Torbebalttieb  gewisser  BesehriUikuDgeii  nnd  Controlen 
Sellens  der  staallieben  AnfsicbtsinstaDz.  Die  finanzielle  Anto- 
nomie  im  Gebiete  der  Einnabmewirtbschalt  ist  die  Bedingang 
Ittr  die  AusfltfiniDg  der  Aufgaben  im  eigenen  Wirkungskreise ,  die 
BesebrSnknng  dieser  Antonomie  dnrcb  das  staatliebe  Anfsiebtsreebt 
(Erfordemlss  der  StsatsgenetamiguDg  bei  einzelnen  Haassregeln, 
wie  Sebnldanfnabme,  Besteneruug  Uber  ein  gewisses  Haass  binaus, 
Besebr&nkang  anf  die  Wahl  gewisser  Hteoem)  ist  e?entaell  die 
Grenze  für  die  Ausdehnung  dieses  Wirkungskreises. 

Die  l  nterbcheidung  ilimtt  Katcgoriouu  von  Aufgaben  und  Ausgaben  (letztere  bei  * 
Kau,  Pill.  I.  ^.  ö4,  55,  meine  Fin.  I,  2.  A.  §.  45,  iSt«!in  Fin.  I,  IttO,  scheinbar 
abweif  li'-nfl  uml  in  dem  Abwei«  hendcn  unrichtig,  aber  im  (irundo  nur  ander-'  Aus-  » 
drucke  fttr  dieselbe  Sache;  ist  prlncipieU  und  theoretisch  durchaus  richtig  und  aucli 
pnctbksb  werthrolL  Kmr  fet  die  Scheidlirof  zwischen  den  specieU  und  generell  Uber* 
wif>s<-ii<^n  Aufg-abon  und  Ansr  ih  ri  nUj-r':  nirht  ?onau  Iii  •  ins  Einzelne  <!nr  f./ufQhrcii. 
t'ud  die  wichtigere  zwischen  libertrageuem  und  eigenem  Wiriiung»kreiä  beruht  nicht 
anf  der  ^ Natur  der  Sache**  oder  auf  einem  absoluten  Merkmd,  wie  nidit  selten 
in  tl'-i»  Er5rterünf<eti  Jit  Politili»-r  und  Staats^elehrtL'n  isopar  von  Sti-in)  aiisdrllcklich 
oder  impUcite  angenommen  wird,  sondern  sie  erfolgt  nach  der  jeweiligen  g«;- 
schichtlichen  Entwicklung  und  deren  Anerkennung  im  Volksbewumtsdn.  Danach 
sind  gewisse  Gebiete  von  öffentlichen  Aufgaben  dem  Staate  ausschliesslich  —  irie 
jetzt  regelmässig  Heerwesen.  Auswärtiges,  Justiz  —  oder  -len  Si-Ibstv<  rwaltuii^^kurpern 
ai»schliesslich  —  wie  Thcile  der  Local-.  auch  der  Sicherhcitt>tioli/ei,  des  \V  Lgcwcsejis. 
das  nntere  Schulwesen,  das  Annenwesen  —  oder  beidea,  SiMt  und  diesen  Kdrpern 
und  'twa  wieder  mehreren  Arten  der  letzteren  eremeinsam  —  wie  gewisse  Theile 
der  Polizei,  Verkehrs-,  mittleres  und  höheres  Schulwesen  —  ubertragen.  Demgem&ss 
bildet  fti<'h  dann  im  Siaaelneii  die  Scheidang  der  Aufgaben  und  Ausgaben  im  con- 
creten  Fall«'  hikI  erscheint  f^lr  sich  selbst  sowie  in  dt^r  Richtung  der  Weiterentwicklung, 
weiche  ihr  durch  ihre  bisheriKC  l^twicklnng  und  Uestaituog  gegeben  ist,  dem  Volks- 
bevDsstsein  und  sogar  der  Staatsvissensobaft  als  selbstventin&cb  so  und  so,  ab 
,.natur;^^cniäss*\  so  leicht  am  h  '1er  Nachweis  ist,  rlass  es  sich  hier  um  manchfach 
rerftoderliche  und  noch  heute  zwischen  nnsereu  so  nahe  rerwandten  CaltUFAaaten 
Tcndiiedene  OompetenzbegTenziingen  zwisehen  dem  Staate  und  den  Selbslrerwaltnag»- 
körpem  und  wieder  unter  den  einzelnen  der  letztureii  handelt.  Eine  principiell 
feste,  ein  ftir  allemal  richtige  Bestimmung  dieser  Competcnzen  giebt 
es  so  wenig,  als  eine  feste  Grenze  zwischen  Gemein-  und  Privatwirth- 
schaft.  Die  neueren  Tendenzen,  die  Schullast.  Armenlast  auf  den  Staat  oder  grössere 
Körper  von  il(;n  Ortüpfinieiiidfii  ab,  die  Strassenbaulast  umsrekehrt  vom  Staafo  pH  auf 
die  Selbätvcrwaituug^kOiper  zu  legen,  (wenn  auch  mit  huauzieller  Staatsbeihiillc,  wie 
in  Preuäst  ii).  ähnliche  Tendenzen  in  Spccialzweigen  der  Inneren  und  der  Wirthschaft- 
lit  heu  Verwaltung  iz.  B.  Atif^^aben  und  Ausgaben  im  fiostindhcitswescn •  zeigen,  dass 
hier  Vieles  sich  im  Floss  der  Geschichte  bewegt,  was  mitunter  tur  absolut  teststehend 
0it  Wie  in  der  Venraltong  ond  in  der  Flnanzwlitlmchsfl  kann  es  sich  daliw  auch 
in  d<r  Finanzwissenschafl  nur  ilaruin  hand<.'lri,  fiir  ircfcbene  Zeiten  und  Länder 
den  Wirkungskreis  ron  Kcich  und  Stuat  einer-  und  der  verschiedenen  Arten  der 
Selbstrerwaltnngskörper  anderseits  swodon&ssig  naeh  den  jeweiligen  Verliiltttissen  ond 
richtig  nach  den  jeweiligi  ii  An-k:hanungen  abzugrenzen.  In  ^^leieher  Weise  sind  dann 
wieder  jetzt  als  Staat  saufgaben  anerkannte  öffentliche  Aufgaben  nach  solchen  Kuck- 
sichten eventuell  den  SelbstTerwaltungskörpcm  zu  ubertragen  nnd  ist  die  Deckong 
der  betretfendtti  AMglben  mit  Staats-  oder  CJommunaluiitteln  oder  mit  beiden  zu- 
l^leich  in  einem  gewissen  Verhfiltniss  vorzunehmen.  Die  Untorsrhiede,  welche  in 
•dieAeii  Puiicten  zwischen  un»ercn  modernen  Staaten  noeh  bestehen,  —  immer  noch 
am  MeMen,  trotz  beiderseitiger  Aiiinähenin>r.  zwischen  England  und  dem  Continent  — 
sind  desveg-en  her-  I  tiirt,  sofern  die  bezUgiic  hen  Einrichtungen  den  gesammten  Ltindcs- 
verhältnisäen  entsprechen.  >lan  darf  nur  wegen  dieser  Verschiedeuheiten  keine  ein- 
A-  Wa,rn>'r.  FfoaBsirim«whaft  I.  3.  Aafl.  7 
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fieitigen  Vcrgleichungen  z  R.  auch  in  RofiLff  ih-r  Ausgaben  und  Einnahmen  (§. 
loachen,  sondern  muss  z.  Ii.  in  Knglaiid  üie  £tab  des  Staat»-  und  der  Gomiuuiiai' 
haushalte  in  manchen  Rubriken  /tmmmenftneii,  um  mit  Motinentalen  V«rliftltnlSMll 
des  StMtaliftnslidto  ill«ia  roigleichlMre  Daten  tu  erhalten. 

§.  47.  Die  aDgedeoteten  Schwierigkeiten  treten  anch  bei  einer 
Eintheilnng  der  einzelnen  concreten  Ansgaben  unserer  Mbet- 
▼erwaltangskQrper  henror.  Blan  kann  Öfters  nnr  sagen,  da88  bei 
einer  sotehen  Ausgabe  sieh  der  Charaeter  einer  der  drei  nnter> 
Bcbiedenen  Kategorieen  mehr  oder  weniger  Bcharf  aeigt,  bänfig 
eine  Ausgabe  je  nach  der  angenommenen  Anifassnng  von  der 
richtigen  Competenz  des  8taat8  oder  eines  anderen  Vflfentliehen 
Körpers  bald  zu  dieser,  bald  zu  jener  Kategorie  zu  stellen  ist 
(z.  B.  für  Annen-,  Schul-,  Wegewesen),  mehrfach  eine  Ausgabe 
gemischten  Charaeter  hat.  Im  Folgenden  daher  mehr  nur  Bei- 
spiele der  Eintbeilung. 

1.  Spcciell  überwiesene  oblipatorisrhe  Ausgaiten  sind:  mchrfaclie 
Leistungen  der  SelbstTerw^aituugitliörpcr  fuc  atuatlic  Jd üitarbcdürfnisäe, 
Beschaffung  von  NaturalqnaitiAr  fftr  die  Truppen  (soweit  hier  nicht  eine  individuelle 
Last  der  einzelnen  Ilüri^or.  namentlich  dt  r  H.-iusbcsitzor  und  Wohnungsinhaber  for- 
liegt)  und  Erhebung  communaler  Abnben  dafür  (preusü.  Sublevationssteucr):  in 
PreiiBsea  n.  A.  Leafeo  der  Knfse  ntr  die  Untontllttnng  bedürftiger  Familien  lon 
Dienst  ftinb»Taf.  ner  Reserven  n.  ]..inJw«'liri(!Ut«'.  (ics.  v.  27.  Vt-]}r.  IS.'ii».  §.  {».  S«  hun 
nach  d.  älteren  preusa.  und  nach  der  neuen  dcutbcheu  Ku: chsgesetz;:cbung 
Uber  Kriegaleittungen  (Ueichsges.  r.  IS.  Jual  1873)  liegen  gevine  iiatorale 
Kriegsicistungcn  den  demeinden.  Kreisen  oder  bes.  Lieferungsverbänden 
ob.  Das  Keich  leistet  aber  später  Vergtltii]i|;  (s.  Näheres  bei  A.  Wagoer  in  HoUzead, 
Jahrii.  d.  D.  Boichs,  III,  8U,  220  fflL  Oeber  ihnHche  LeiBtungen  im  Frieden  t. 
Ges.  v.  13.  Febr.  1875.  Femer:  Leistungen  fOr  Unterhalt  und  Transport  der  Sträfling« 
und  G^^fangrncn,  sowie  fllr  Erbaltunsr.  Mobiliar  der  (lerirht-sgehäadn,  (iefangnissf»  und 
niituntur  uocli  aiidcrtir  uilentlithcr  (jit:biiude  und  Loode  tür  Staat^i/weckc  (frau/uH. 
DapartJatt,  Uuilieli  BelgieD,  Polizeilocal-Reschaliuof  dmch  die  Gemeinden  in  Preussen), 
Erhebung  von  Staatssteuem  durch  die  Gemeinden,  soweit  tlafiir  k.yiii  oder  Irin  ge- 
nOgender  Ersatz  erfolgt,  Mittragung  staatlicher  Polizeiausgaben.  Koeten  der  poU- 
tiMhen  Wahlen  (Staat,  Bdeh). 

2.  Zu  'li'ii  generell  ttberwicsi?nc n  o b Ii  ^  a  t o  ri schon  Ausgnlv^n  trt'hi'kren 
Mch  der  heute  wohl  mdst^s  zntietiendcii  Auffassung  eigvutlich  die  grossen  Hao^- 
poateo  dtr  jetzigen  GemmnBaletafi ,  die  Augaben  fir  das  Armon-  «ad  für  das 
Volkssrhul Wesen.  Denn  regelmässig  sind  diese  Lasten  den  Commnncn  und  V.  r- 
bioden  durch  Staatsgesetco  aoärOcJüich  Ubertragen,  wihreod  es  tnch  jlabei  iii  erstor 
Linie  am  Staate  angaben  iMUidelt  Gleidics  gilt  Ton  den  Kosten  der  Ciril> 
Htandsämter  lim  Wesentlichen  den  Gemeinden,  als  StandesamLsbczirkcn ,  zagewälzt, 
s.  p  reu  SS.  (les,  v.  9.  März  1874  §.  5),  forner  von  denjenigen  Wegebaulasten, 
welche  sich  auf  ölf'entliche  Strassen  von  mehr  als  localer  Bedeutung  beziehen  and 
vom  Staate  nieht  oder  nicht  voll  ci^etzt  werden  (wie  jetict  tbeUireiso  in  Preusscn  donsh 
das  Dotationsgwsetz).  Je  na«  b  der  Aallassnnjr  und  verwaltungsrer  lülidien  Regelung 
des  Wegewesens  sind  diu  Inturs«  bcidungcu  vuu  speciell  und  generell  überwiesenen 
und  selbst  von  facultativen  Ausgaben  auf  diesem  Gebiete,  wie  auch  auf  dem  rer- 
WHii'it  II  des  W:»>serltaus  freilich  vielfach  flies!=eiide.  fVf^I.  /.  B.  las  Ii, id. 
Strai»t>tiHgesetz  v.  14.  Jaa.  ISttS;  Interscheidaug  von  Gemciudewegeu  —  lur  den 
Veiltehr  Innerhalb  einer  Qenarlrang  oder  rorzugs weise  fttr  die  nachbuli^ 
Verbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  anderen  und  von  T.nnd Strassen,  die  einen 
weiteren  Verliehr  vermitteln  und  nach  Anhörung  der  bethoiligtoo  üeneiodea  und 
Kreisrerblad«  in«  Staatsbudget  gesctat  weiden.  —  Als  Regel  gilt  nach  §.  5  ftlr  dto 
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LaAdätrase^u,  daüs  dk  kostea  der  Unterhaltang  den  Gemeiiiden,  durcli  derea 
Gawrlmiig  li«  bMh»,  va  V4.  ^ie»  Kreiiferbtnd  dieser  OemelDden  zu  JwSfeuite- 

casse  zu  '4,  die  Ko&d-.n  'los  Ncubaus  und  tkr  Hn![  tverbt^ss-  runt;  bt'/..  zu  '/j, 
V«  and  müäieü.  ÜAter  UiosUndeu  wird  der  etwa  2U  drttduiod  werdende  Beitrag 
der  Geueliideii  ta  Lutea  der  Sfaiatacaaee  ermtoigt  Nach  erfolgter  Geneboiigung; 
des  Budgets,  worin  die  bctreUbodcn  Strassen  eingesetzt  sind,  kann  der  Bau  u.  s.  w. 
auch  gegen  den  Willen  Jer  beitragspflichtigen  Gemeinden  und  Kreise  au^^efdbrt 
werden.  Hier  handelt  ^ich  uiu  spec.  Qberwiesenc  Ausgaben,  bei  den  (i ein  ein  d«-- 
wegen  in  §.  4  d.  Oes.  um  gener.  überwies.  AliBg»b6D).  —  Für  Preusseu  \t;I.  <lio 
Vorschläge  v.  (im: ist,  Verwalt.,  Just.  Rechtsweg  u.  8.  w.,  Berl.  1^(5«»,  S.  171.  IT', 
über  Wegeweäen.  Jetzt  d.  preuss.  (ics.  v.  S.  Juli  1875,  betr.  die  Ausführung  der 
§§.  5  u.  6  d.  Ges.  v.  30.  April  w^en  der  DotHieii  der  Prorlnzial-  und  Kreis- 
¥erf)aiitic.  Die  Ausgaben  für  dit;  Herst. •Tlunjj  iit-sserer  Strien,  als  der  etwa  - 
setzUch  rerlaogten,  z.  B.  von  Chausseen  statt  der  gewOhnUchca  Landwege,  t'ur  Ver- 
beaserugen  in  Ptatierveiea  a.  dgL  würde«  fldien  in  des  fiicvltalifeB  n  reehnen 
sein,  wälirend  S  t r a ss ♦:•  n  r  e i n  i  2:11  n  g  (mit  CI 1» ,1  k  e n  w r  s 0  n)  und  Boleuchtunn  f 
im  Wesentlichen  zu  den  goncreil  Überwiesenen  obligatoruschen  Ausgaben  gehören, 
aber  nach  wieder  cd  fiunltatiTeB  in  Falk  hAlierer,  als  der  gesetzUch  gebotenen  Qoalitlt 
führen.  —  Der  Aufwand  fUr  SichLThtiitsp  »!!/.'  i,  soweit  ihn  die  (lemeindcn  tragen, 
Ut  spcciell  Qbcrwiesene  Ausgabe,  wenn  die  Verwaltung  in  Händen  des  Staats,  genrrel] 
überwiesene,  wenn  sie  in  denjeuiguu  der  Gemein«le  ist.  Sanitäts*.  baupolizeiliche 
Ausgaben  gehören  meistens  zu  letzteren,  jene  gehen  aber  Öfters  in  facultutive  über 
bei  rr^Vsserer  freiwilliger  Communalth&tigkeit  auf  diesem  (icliietf  (/..  H.  Ku^t.n  des 
luj jif  wt-^eu.^,  bei  fehlenden  ImpfgebUhren ,  in  DeutHc bland  wc^cntiicb  deii  SulKst- 
Tcrw.kOrpern,  so  in  Preussen  nach  Ges.  ir.  12.  April  187&  den  Kreisen,  zugeschoben«  ' 
mit  Aussi  hluss  der  Kosten  L  d.  UenteUiuig  a.  Untttriultang  der  Inpfinstitote,  die 
der  Staat  trigt). 

S.  Die  fscnltatiren  AosgidMa  ergeben  sieh  anf  den  bereits  geMOinteii  Oe- 

bicteu  d<-  r  rtnr  n  u  Wirkungskreises  regelmässig  aus  dem  Plus  an  Kosten.  welrh<^H 
M»  einer  die  gesetzliche  Verp^chtong  quantitativ  und  qualitatitr  ubenchxeitenden 
Art  der  Aneftthriing  der  betftglicbra  Avijptben  bervofipBht«  1.  B.  in  VoUesw^id-, 
Wege-.  San itätsweaen.  Da/.ii  tritt  der  Aufwand  für  mittleres  und  höher.  ^  *<i  I  it- 
wesen,  für  dessen  üebemahme  regeimissig  bei  uns  kein  gesetzlicher  Zwaug  fut  die 
Selbstrerwaltungskörper  besteht;  ferner  der  Aufwand  fBr  lirclilielie  Dinge,  wofbr 
Gleiches  gilt,  endlich  für  das  grosse  Gebiet  „gemeinnütziger  Zwecke",  wohin  vor- 
neiMÜ«  h  V  olkswirthsi  haftliche  Fö rdernngsmittel  aller  Art  gehören  („Landes- 
cuituriuieres:>eu"  in  den  Krei^icit,  PfuviuzenL  wissenschaftliche,  künstlerische, 
allgemeine  Bildung^-,  WohltbitigBeitSMgelegenheiten  (letzteres  ttber  das 
Maass  gesetzlicher Verpfiii.h? 'Mir  zur  Arraenrersoi^ng  hinans).  Städteversrhftnerung 
i^rösserer ,  üthetischen  und  ivunsUntefcdScu  dienender  Auiwand  bei  öüentlicben  tie- 
btoden,  BeakmÜer,  Parfcs  v.  dgl.  m.i.  Grade  dies  Gebiet  dehnt  sich  nit  der  (Tnltor- 
entwickinng  immer  mehr  ans,  so  fast  flbcrall  neuerdings,  mitunter  zu  Hrhnell  und  zu 
Stack  (itaiica.  Städte«  Florenz).  Die  staatliche  Oberaufsicht,  wenigstens  im  Wege  der 
Gontrole  Uber  die  Bestenemng,  erscheint  nieht  tunOthlg.  Vielfach  handelt  es  sich 
hier  nni  Anstalten,  welche  zugleich  zu  <nner  Kostendeckung  des  betr'-n'enden  Aufwands 
mitteist  Gebühre 9  der  Intcicssentcn  oder  selbst  zu  einer  £rzieluug  von  UebenchOssen 
(Reinerträgen)  dsrttber  hinattt,  dienen  können  und  passend  so  dienen:  Waase rr er- 
sorgnng,  Gasanstalten  (Anstalten  für  Beschaffunür « Ir.i  tri?' lim  I.i' liLs),  Vi- hhöfe. 
Schlachthäuser,  Markthallen,  Lagerhäuser,  bald  wohl  allgenieiucr  iocal e 
Transportanstalten,  wie  städtische  und  von  grösseren  Verbänden  ausgeführte 
kleine  (Local-)  Bahnen,  Pferdebahnen,  u.  dgl.  ro.  Hier  i^t  i  s  die  Entwickhmg 
der  Technik,  welche  soldic  Anstalten  als  eigeutti' h  öt  i'entliche  im  Besitz  von 
öifentUchen  KOrpem  passend  uud  im  gemeinnützig eti  Inti^rei^se  fast  nothwendig  er- 
sebeioen  liisst  S.  Vngner.  G.  I  ii',  l  tß,  der».  Coinmunalbcsteuer..  jetzt  selbst 
Qaeist,  Gemeindesteuern.  Ucber  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  $.  u.  §.  'vi  tt. 

Stein,  Fin.  I,  IGO  unterscheidet,  mehr  formell  als  materiell  vom  ubigen  ab- 
vetdiend,  iJ>er  systematisch  unrichtig  vier  grosse  Kategorieen  der  Selbstrerwaltungs* 
au-^gaben  :   1)  Ausgaben  für  die  Crtl.  Verwaltung  in  der  Gcsammtheit  dt-r  Tür  das 
örtlicbe  Ikdurfniss  bestimmten  Anlagen  u.  Anstalten  (also  vorucmlich:  Ausgaben  im"""^ 
eigenen  WirtrangMkreis.  — >  mit  der  falschen  Behauptung ,  die  Bestonentiig  kOnne 
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hier  nur  cuicu  äubdiiiiarcii  Cliaiactei'  luibcu,  vorucjuilicb  seien  diese  Aus^^aben  durch 
(iebubren  /u  decken);  (2)  Ao8g»ben  f.  d.  staatlichen  FuiictloneB  der  allgemeinen 
Verwaltung,  die  die  Selbstverwaltung  übcineliuie  (also  iin  ilbi  rtrageneu  Wirkungskreis); 

(3)  Ausgaben  für  öffentL  Dienst  u.  Besold  ungawe^cti  (gehört  richtiger  zu  1  u.  2); 

(4)  Ausgaben  f.  d.  Schvldenirescn  der  SolbstTenrältaaf  (ebenfalls  liehtlfcr  zu 
rfpartiren  auf  die  /«•crkp,  (Jcrif-n  Hii  ScliuMtii  iliiMiten;  wanim  hi'T  nicht  vou  Ge- 
bühren —  z.B.  für  die  Schulden  d<^  (janaiisinings-,  \h asser-,  (iasbelcuchtungswotieusi  — , 
softdera  nur  ron  Steoem  die  Hede  seio  seil,  ist  unerfindlich).  WeseulUeli  nebr  nach 
practisch»m .  als  nacli  wi3^.  n.-.i  haftlicl)<ji)  (ie^ichtspuncten  untcrsrli- ii!  t  cüi  n  ri  »to 
preossischc  amtliche  (Joaununal-  und  Kreistinanawlatiittik  (».  be«.  stau»!.  Ergänz.  Nr. 
6.  V.  1870)  folgende  Kat^rarieea  von  Aosifaben:  1.  allf^emeine  staatliche  Zwecke, 
einschliesBlich  Pulizci.  ilamnter  1)  Leist iin^iin  f.  <1.  Militär-  ii.  Marineverwalt. 
einzeln  noch:  Einquarticr.,  sonst.  Gamis.einricht..  sonst.  Ausgraben,  wie  Untersttitz, 
von  Resenistcn-Familien) ;  2)  Ausg.  f.  d.  Justizverwalt.  ((ierichts^cfangnisso ,  Polizei» 
anwaltsch.,  Schiedsmaonasachen) :  3)  Polizei  (Nacht- Wachwesen ,  Feuerlöschwesen.  — 
doch  Beides  kaum  als  .,staatl.  Zwecke",  sondf^rn  als  echte  I, oralzwecke  zu  be-  ' 
zeichnen,  —  Polizeifrcfängnisso ,  sonst.  Poliz.au6g.»;  4)  f.  Wahlen  z.  iicichs-,  f^nd-. 
Prerinc-,  Kreistag;  5)  sonst  Ausg.  f.  staatl.  Zvecke  (Steuenrcrwalt..  Eichung«' 
Wesen  n.  A.  m.).  Daher  iiuist;  spericll  überwiesene  Ausgraben.  —  II.  Ausgub.m 
fUr  Verkehrsanlagen.  neml.  1)  1.  Strassen  u.  Plätze  (Entwäss.,  Pflaster.,  Belcucbt.. 
Beb%ung,  Sonstig«»)  2)  Ausg.  t  sonstige  Verkehrsanlagen  (Cbaaas.,  Ludwege,  Bifteken« 
Fähren,  Caoäle.  Schleussen,  Dämm<  .  Haftjnanl.nren  u.  w.).  —  III.  Aua;;,  f  po- 
werbL  Anlagen  xn  tiemeindozwückctt  u.  £.  gcmeiunutz.  Anstalten,  viel- 
fach gebOhrenplUchtlg,  abo  aach  Einnahmen  gebttid,  f)  Ganuntaltea;  2)  Waasenrerkc; 
.H)  SonhtiL'L's.  -  IV.  Ausg.  f.  Wo hh h ät  i  i;  keits-  u.  A  riiu  nanstalten,  f.  Wohl- 
th&tigkeit  u.  Armenpflege  nberhaupt,  1)  unt.  (icmeindcvcrwalt. ;  2)  Zuschusi>e  an  anden> 
Anstalten  nicht  nnL  Gem.Terwait,  '6)  Sonsti^:cs.  —  V.  Ausg.  f.  Unterrichtszwcck«, 
1)  Volks-  a.  Eiern.  Schulen  nnler iiein.verwalt,  incl.  Annen-  u.  Mittelschulen;  2)  höh. 
(:nt/»rT.aristrihf'n  unter  Oeiii  verw.;  3)  Spcc.unterr.aust.  unter  (Jcm.verwalt.,  4  i  ZiJM  ]iU>«ie 
an  nicht  uuu  (jeu».vcr^ialt.  steh.  Unterr.aubtallcn ;  5)  Sonstiges.  —  VI.  Ausg.  f.  d. 
allgem.  (iem.v crwalt.  (Besold. ,  Pensioneil,  BUreaukosten)  incl.  Kosten  f.  bcsond. 
Verwaltzweige,  1)  persönl..  2)  s.ii  hl.  .\usfr  —  VII.  Ausg.  für  (iemeindoschulden. 
1)  f.  Verzinsung,  2i  f.  Tilgung,  H)  Pas^ivrentcn ,  4)  f.  neue  Anleihen.  Die  Uubrikon 
II,  IV,  V  sind  generell  tkberwiesene  (obligatorische i  Ausgaben,  wenigstens 
in  der  Hauptsache,  mit  Ausnahme  besonders  de«  facultnt.  huhcien  lUtcrri« Iii-.- 
wcsens  u.  abgetiehett  vou  der  die  gesetzliche  N'er^lUchtung  meist  uborsteiguudeu 
besMieii  ÄosnliniBs  der  Qbenriascnen  Zrecke,  z.  B.  beim  Weg»*,  AmenweseB.  Die 
Kobnkea  III.  VI,  VU  sind  ttbemlogend  facvUatif  e  Ausfaben. 

Ai<.  In  ünanziellei'  lliiiHicht  liegen  die  \  erbiUtnisse  iiu  über- 
tragenen Wirkungskreise  der  Selbstvcrwallun^skrirper  erheblich 
verschieden  vou  dcncu  im  selbstständigen  Wirkungskreise,  ins 
besondere  aneh  in  Bezug  anf  die  1  lagcn  der  Deckung  des  Fiuaux- 
bedarts.  Da  cö  «ieh  dort  um  8 taa tsautgaben  liandclt,  deren 
Au8iühriing  nur  aus  poHtischen  und  teehni.sthcn  Gründen  jenen 
Körperu  tibertragen  worden  ist,  so  mtisste  in  der  KV^el  eigentlich 
der  Staat  die  Kosten  datiir  tragen  oder  «ie  craetzeu.  liier  ist 
das  System  der  Dotarirm  n  aus  Staatsmitteln  (Prensscn)  am  riat/.e 
und  principicll  hcretliti^-^t.  Nur  soweit  die  Aut'gal)C  ein  Ijoeal- 
StaatsbedllrtuiKs  betrittt  und  soweit  es  zur  technisch  richtigen  und 
ökonomisch  sparsamen  Austtihrung  dient,  dcu  die  letztere  besorgen- 
den Selbstverwaltangskörper  finansiell  eigene  an  möglichster  Er- 
mässigang  des  Kostenaufwandes  zu  interessire n ,  wttrde  jene  Regel 
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euie  AnsDahine  oder  Euuchränkiing  erleiden  und  der  bezügliche 
KOrper  die  Kosten  einer  solcben  Maassregel  im  Gebiete  des  Uber- 
tragenen  Wirkangskreises  selbst  endgiltig  zu  tragen  oder  eiuc 
Kepartition  zwischen  ihm  und  dem  Staat,  wie  in  dem  System 
speciellcr  StaaUbeiti ago  zu  einzelnen  Aub^abeu  'Iii;  einzutreten 
haben. 

Wilrde  alljf.  ui.jiii  in  dieser  Weise  rerlahrcn,  so  lilfie  jeder  hethciligtc  Körper 
dicjenigi-  finanziclli'  Hclastnn^ ,  wel^h  •  ihm  gebührt.  Der  Staat,  als  grösster  Kreis 
gemciiiäamer  ötfentiicher  loteretaeu  uuU  ngelmässig  leistangsfAhigstcr  KOrpcr,  vOrdo 
freilich  seinen  Haushalt  nicht  anf  Kosten  der  SclbstrerwaltungskOrper  entlasten  können, 
sondern  mttsste  uach  geeigneten  eigenen  Deckiin^:siiiifteln  sich  amthun.  Dir  Ki^rjx  r 
aber  vtlrdeu  nicht  ao  gudrtlckt  durch  den  übertragenen  Wirkon^kreis  and  kuujtteit 
im  eigenen  die  nOthifen  Aufiraben  leichter  and  heewr,  vritanter  überhaupt  ent 
erfüllen.  rM.-"  Kntwi.  Uiiiig  ilit's«.'r  "\'fr]iriltnisse,  zoinl  in  d-  n  I<  fzten  .lahr/..'lint«^n,  war 
aber  in  den  meüten  Staaten  eine  andere.  Der  ubertntgeue  Wirkungakrck  wurde  nicht 
oor  ans  sachRcheD.  sondern  mit  ans  titaatafinaozlelien  Gründen,  daher  mltnnter  n 
stark  und  Uberhaupt  ni.  Iit  immer  passend  aus<redchnt.  um  den  Staatshaushalt  /.u 
entlasten ,  Al)er  um  den  l'reiü  eiuer  Ueberlastung  der  Communalhaushaltc.  Daraus 
sind  Störungen  henrorgcgaij;;en ,  nciicrdin^^«  namentlich  in  Dcuts<-bland,  welche  nacb- 
theilig  auf  die  öffentlichen  Interessen  zu rilck gewirkt  haben  und  die  vielfach  uothwcndiKc 
oder  erwünschte  weitere  Ausdehnung  öffentlii  her,  „g^eroeinwirthscbartlloher"  Thittii;- 
keit  hemmen.  Finanz-,  bosond<fr!H  Stcuerrefurmen .  welche  den  Staat  m  die  I^ge 
bringen,  diese  Ab?f<*hi'dnins:  von  Staatslnstcn  auf  die  Sclbstverwaltun;^krirper  uiiter- 
la--«'ii  m  können,  vlrr  di-^  I-^tzterfn  dur^h  selbständige  Entwirkhiiii:  ilirer  Kinnrtfnni  - 
wirthschaft  leistungsfähiger  und  zur  >iittragung  der  Kosten  des  liltertrageucu  Wirkung»- 
kreiaes  beflhigter  an  machen,  sind  eine  YorlkediDgung  fiir  eine  Besgemng  dieser  Ver^ 
hältnissr.  In  der  eigenthUmlirh.  ii  Lage  Deutschlaml^  nimmt  dns  T?<  irli  hier  zum 
ThtiU  die  btcilung  des  Staat<>  anderswo,  die  Einzelstaaten  nehmen  die  btcllung  der 
grössten  SdbstvenraltungskOrper  ein  and  ihniiche  finanzielle  Schwii;rigkciten  entwickeln 
sich  hier.  Di-  MatricularbeitraLTo  drr  Einzelst.iaf  :n  an  da^  Kt  ich  zur  D'  rkung  der 
iieichsausgaben  (§.  40)  sind  ein  Aualogon  der  Belastungen  der  ^ulbstverwaltuug&kftrper 
mit  den  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben.  In  dem  dringenden  BedQrniiss  der 
AbeteHung  dieser  Uebelstände  liegt,  noch  neben  dem  politischen  Moment,  die  tiefe 
innen-  r -in  finan/R  irllischaftliche  Berechtigung  der  grossen  Pläne  der  Reichssteuer- 
reform ih^  I■u^^toll  Hisuiarck,  Pläne,  welche  recht  eiifentlich  in  dieser  bei  uns  noch 
durch  die  gegebene  historiflchpolitische  Entwicklung  erschwerten  Sachlage  ihre  £r^ 
klärung  finden:  darin  nwh  da>  finati^wissensrliafdirlic  Iiit(>resse  der  (ineist'schen 
Schrift  ..die  deutsche  iunaiizrcfurm  dur'h  Ktijulirung  der  Gemeindesteuern" 
(Berl.  ISSli,  wo  der  gerade  entgegengesetzte  l'lan.  eine  Steuerreform  „vdh  Unten 
nach  Ii",  doch  srlilies-Iicli  die  gleif'he  Tendenz  wi<^  der  Bismarck's- In-  I'i.m 
rerfülgt:  die  Lasten  zwischen  Keicb,  Staat  und  Selbstvorwaitungskörporn  nchtigor  zu 
rerfheiten.  a  auch  Gerstfeldt's  fin,stat.  Schriften  (bes.  ZaUeti  o.  Bilder,  18S1 «  n. 
Städtefinanx.  i>  in  Preussen,  1*^*^2',  Schmoller.  Theorie  «.  Praxis  der  D.  Steaer- 
reform,  Jahrb.  mK  ^»i*-  —  Stein  I,  22. 

C.  Die  Einnahme wirthschalt  der  Sclbstverwaltnngs- 
körper.  41K  Ihr  Umfang  und  ihre  ganze  Einrichtung  hangen 
in  einer  Hinsicht  von  der  erörterten  Gestaltung  der  Ausgabewirtb- 
«chalt  und  vou  der  die  lefztre  wieder  bedingenden  Organisation 
der  »Selbstverwaltung  ah.  Danach  bestimmt  sich  voruemlich  die 
Wahl  der  Deck  ii  ngsmittel,  nach  Art,  Höhe  und  finanz- 
teohnischer  Einrichtung  derselben.   Daneben  macht  äich  iUr 
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die  EiniiabmewirtbsclMft  apeciell  aber  ooch  die  gegebene  ge- 
schichtliche Entwieltlniig  geltend  nnd,  soweit  nnr  flir  die  freie 

Bewegung  des  einzelnen  Selbstverwaltungskörpers  ein  gewisser 
Spielt aum  durch  die  Rechtsordnung  gegeben  ist,  wirken  ßesichts- 
fiiinctc  der  technischen  Zweckmässigkeit  und  überhaupt  alle  die- 
jenigen Factoren  hier  mit  ein,  welche  auch  im  Staatshaushalte  die 
Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft,  hesonders  bei  der  Wahl  der 
Steuern  und  Gel  ühren,  beeinflussen.  Die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  /wis(hen  Staat  und  Selbstverwaltungskftrpern  und 
wieder  zwibclieii  den  einzelnen  der  letzteren,  u.  a.  schon  die 
vci*schiedeue  Gebietsgrösse,  der  Unterschied  in  der  vorhcrrschr udeu 
Erwerbsarbeit  (Stadt— TiRnd,  Industrie,  Handel  —  Landwirthschali) 
bedingen  dabei  natdrlich  auch  rein  aus  ckm  ZweckmUssigkeits- 
gesichtspnnctc,  von  der  Rechtsfrage  abgesehen,  manche  Yerflchieden- 
heiten  in  der  Wahl  der  Deckungsmittel. 

Die  Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper  lassen  sich  in 
zwei  Hauptclassen,  Beiträge  aas  Staatsmitteln  (äbnlioh 
Beiträge  des  Körpers  höherer  Ordnung  ans  aeinen  Mitteln  an  den 
iLleineren  Körper)  und  selbständige  Einnahmen  eintbeilen. 

I.Beiträge  aus  Staatsmitteln  sind  in  verschiedener  Wei«e 
denkbar  und  in  der  Praxis  ttblieb. 

a)  ZnnSebst  in  der  Form  von  Zuschüssen  für  einzelne  Aus- 
gaben, in  festem  Betrage,  mit  der  und  der  bestimmten  Geldsumme 
oder  mit  Terftnderlicbem  Betrage,  hier  wieder  so,  dass  etwa  ge- 
wisse Theile  einer  Ausgabe  vom  Staate,  andere  von  dem  betreffen- 
den Körper  gedeclct  werden  (z.  B.  Theiluog  nach  persönlichen  und 
sachlichen  Kosten  einer  Einriehtung)  oder,  dass  der  Staat  die  ein 
gewisses  Maximum  ttbersteigende  Ausgabe  deckt  oder  in  anderer 
ülinlicher  Weise.  In  dieser  Art  wird  Öfters  bei  dem  Schul-,  Wege-, 
Poliseiwesen  verfahren,  äbntieh  bei  den  SeibstverwaltnngskOrpem 
unter  ehaander,  z.  B.  im  Armenwesen  (Landarmen*  und  Ortsarmen- 
verbftnde).  Mancherlei  Modalitäten  und  Combinationen  sind  hier 
mögUcfa  und  Verschiedenheiten  nach  den  Zwecken  der  Ausgaben 
auch  passend.  Der  leitende  Gedanke  muss  wieder  beai,  die  all- 
gcnieincn  lüteressen  des  Staats  (und  Körpers  höherer  Ordnung) 
und  die  speciellen  des  Selbstverwaltnngskörpcrs  (bez.  kleiuereu 
Körpers)  möglichst  in  Kinklang  zu  bringen,  dem  organischen 
Znsammenhang  der  gesMiumteu  öffentlichen  Einru  iitungcn  gemäss, 
Howic  die  \'ertbeilung  der  Lasten  möglichst  zweckmässig  und 
gerecht  zu  gestalten. 
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Hier  lie^  noch  ein  zulunf^<<reioli.-s  (>Mv\  finariiwirthschaftli.-hor  Onloungeu, 
welches  luaQ  iu  neueren  U  ogcgeäcUcu  H.  ilcm  ubcu  ^caaiiatcii  batiiscben) 
xveeknioslg  anszubaoen  begcmnen  hat.  Wichtig  sind  solche  Einricbtoiigeii  und  Verden 
es  immer  mehr  für  die  Derkunp;  der  Kosten  il>?s  Schul-  und  ArmenweseDs,  wo 
die  auf  diesem  Yertiieilungsprincip  berubirndcu  alteren  genetzUcbea  Vorschriften  viel- 
fach nicht  nehr  recht  genügen. 

b)  Eine  andere  Form  der  Beiträge  ans  Staatsmitteln  ist  eise 
regelmässige  feste  Dotation  an  die  Selbstverwaltungskörper, 
eben  ,,sa  Zwecken  der  Selbstverwaituig'*.  Solche  Dotation  kann 
pasaend  zur  Bestreitung  der  überwiesenen  obligatoriaohen  Aus- 
gaben, namentlich  der  generell  llbermesenen  dienen.  Die  Be- 
jslnnninig  der  Verwendong  Im  GiBf  en  erfo%t  dareh  die  gesets- 
liehen  Normen  für  den  Wirkongekreto  der  SelbstverwaHnng.  Die 
Verwendnng  im  Einzelnen  erfolgt  naeb  eigener  Anordnung  dei 
betreffenden  Körpers  Torbehaltlieh  des  allgemeinen  Oflraiifsiehts- 
reehtB  des  Staats.  Diese  Einriehtong  erl^ehtert  die  Dorebfllbning 
der  Deeentralisation  der  Öffentliehen  Verwaltung  und  der  Organi- 
sation  der  Selbstverwaltung  für  den  Beginn,  wo  es  den  Selbst- 
verwaltangskörpem  an  eigenen  Einnahmen  fehlt  und  dieselben 
steh  nicht  sofort  zweckmässig  beschaffen  lassen.  Aber  auch  als 
dauernder  Beitrag  des  Staats  Ist  eine  solche  Dotation  doch  unter 
der  Voraussetzung  passend,  dass  die  Einrichtung  der  Btaatsein« 
uahnien,  der  Besitz  von  Rentenobjecten  (Domänen,  Forsten,  Eisen- 
bahnen) und  das  Stuatö.steuersy.steni  ^rnde  die  HcHchatfunf?  dieser 
Mittel  Seitens  des  Staats  zvvecknüissigci  als  je  apai  t  l'Ur  sich  durch 
den  einzelnen  Selbstverwaluingskürper  erscheinen  lassen.  Das  tiifft 
wulil  thatisäehlich  öfters  zu,  soweit  Steuereinnahmen  iu  Betracht 
koMiinen  besonders  bei  geeigneter  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuernng,  in  den  deutschen  Staaten  (rrcuKsen)  grade 
auch  bei  dem  grosseu  und  werthvollen  Domanialbesitz  des  Staatü. 
Aber  ein  Maasshalten  mit  solchen  Dotationen  eniptieblt  sich  bei 
der  Verw^ndt^cba^■t  der  ("»fters  in  einander  Übergehenden  generell 
überwiesenen  und  Ireiwiiiigen  eigenen  Ausgaben  der  Selbstver- 
waltung doch,  -  um  so  mehr,  als  die  Auffindung  eines  ge- 
eigneten Schlüssels  oder  Maassstabes  für  die  Vertheiluug 
der  Dotation  unter  die  einzelnen  Körper  ihre  begreiflicher  Weise 
erheblichen,  vOUig  nicht  zu  losenden  Schwierigkeiten  hat 

Das  typiaclic  Bci»incl  iar  diu  Aussiaiiuug  der  Solbsiverwaltungbiköipcr  uiit 
StMledotationon  ist  die  neue  pr  eussischc  (jcsetzgebung,  bes.  die  (iesetze  r.  30.  Apiil 
1873  u.  8.  Juli  1S75,  wo  sich  die  S<  !i»  i.  ri>!:U  it  der  Vertheilons-  ah«»r  aach  g:ez<^iRt 
bat  lo  der  ßeurtheiluog  des  Dot*tion:ssy»tcmä  weiche  ich  zu  dessen  (iunsten  rou  der 
%  Anfinge  <§.  46)  etwa«  *b. 
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§.  50.  —  2.  Selbständige  Einnfthmen.  Hierhin  können 
gehören  uud  gehJiren  meistens  aoch  thatsächlicb  so  ziemlich  alle  die 
Einnahmen,  welche  sich  im  Staatshaushalte  vorfinden.  Doch  ist 
eine  einzelne  Einnahuie  mitunter  mehr  für  letzteren  oder  für  den 
Haushalt  eines  Selbstverwaltungskörpers  geeignet  und  durch  das 
öffentliche  Finanzrecht  auBSchliesslich  oder  tiberwiegend  auch  wohl 
dem  Staate  vor))ehalten.  Näheres  darüber  in  der  Lehre  von  den 
Einnahincn.  Die  drei  grossen  Kategorieen  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen hndcn  sich  in  verschiedenem  Umfang  auch  im  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltun ;^skör per : 

a)  Pri  vatwirthsc  h;i  1 1 1  i  L'h  c  luunahmen  (,,  E  r  w e rb s  e i n - 
künfte")  aus  werbendem  Vermögen,  ans  Grundhesitz,  Kapital, 
Gewerbeb^ieb  u.  s.  w.  Da  die  Provinzen  und  Kreise  vielfach 
erBt  nenerdings  wieder  als  selbständige  politische  Körper  mit 
eigenen!  Finanzwesen  organisirt  sind,  im  Unterschied  sn  den 
Ortsgemeinden,  so  fehlt  es  jenen  in  der  Regel  gans  oder 
grösstentheils  an  solohem  Vermögen.  Die  etwa  ehemals  poli 
tisch  nnabfa]lngig  gewesenen  Landestheile  (Hertogtbttmer,  Graf- 
schaften n.  8.  w.)  haben  ihr  altes  Vermögen  dieser  Art  an  den 
Staat,  der  sie  einverleibte,  tibertragen.  Nnr  in  einzelnen  FftUen 
ist  dies  neneidings  anders  gehalten  worden.  Mit  der  Zeit  kOnnen 
aoeh  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltnngskörper  aber  manche 
Einriebtangen  grttnden,  welche,  wie  Looalbahnen  (flir  Dampf-  und 
Pferde),  Transporteorse  (Omnibus wesen),  Greditanstalten  n.  s.  w., 
wenigstens  halb  pri?atwirthsehaftUcher  Natnr  oder  gemischt 
dieses  nnd  Gebtthrencharaeters  sind  and  eine  Rente  abwerfen. 
Aach  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  von  Einflnss. 

Das  StaatsvemOgcu  der  1866  neu  erworbenen  preuä.siäch<  n  Provinzen  ist 
prcussischcd  StaatsrermOgon  geworden,  mit  vcnigcn  Auünahinco,  so  z.  fi.  wa«  den 
karhess.  8taatt«schatz  anlangt,  der  dem  commanabttod.  Verbttlid  des  R.>B.  Cassel 
Torbiieb  (pienss.  £ri«tts  ?.  \(>.  Sept.  IStH). 

b)  Gebullren  für  die  Heuiitzung  von  öffentlichen  Anstaltcü 
der  Sell)8tverwn]tungskörper  und  Beiträge  der  nächsten  Inte- 
ressenten lür  die  Krrichtung  solcher  Anstalten,  liier  .steht  wohl 
noch  eine  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht,  je  mehr  man  v(»n 
dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtige  genieinnüta^ige  Ein- 
richtnngcn  der  Actiengesellschaft  zur  Aiisheutnug  Uberlassen, 
und  Hie  in  tinanzicll  oft  recht  vortheilhafter .  für  das  nemcinwohl 
jedenfalls  günstigerer  Weise  auf  Rechnung  des  iuleresäirten  belbst- 
verwaltangskürpers  ausfuhrt  und  betreibt. 
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c)  Eigentliche  Stenern.  Die  verschiedensten  Arten 
sind  bei  diesen  Körpern  ebenso  wie  beim  Staate  selbst  mög- 
Heb,  sind  anoh  in  der  Geschiehte  vorgekommen  nnd  konunsn 
noeh  jetit  vor,  nammtlteh  directe  Stenern,  wie  Gmnd-,  Haue-, 
Mieth-,  <}ewerbeetener,  Einkommen-»  Vermijgenstener  nnd  ander- 
seitB  indireete  Verbranehetenerni  besonders  Tbor-Aemaen, 
Oetrois,  GelitnkQstenem  n.  a.  m.  Im  fendalen  nnd  im  sttodiseben 
Staate  war  die  Mannigfaltigkeit  der  Localttenem  bei  fast  vaUiger 
finansieller  Autonomie  der  Sfiidto  in  diesen  eine  grosse,  wie  denn 
die  moderne  Bestenerung  in  den  Stadlgemeinden  zuerst  snr  Ent- 
wieklung  kam.  Spüter  wnrde  grade  mit  Rtleksieht  auf  die  Inter- 
essen der  Staatsbestenemng  diese  Autonomie  besebriUikt,  städtische 
Abgaben  wurden  in  Staatssteuern  verwandelt  oder  mit  jenen  ver- 
bunden < Accisewcsenj.  Auch  in  der  neneren  Zeit,  aln  die  Städte 
wieder  politisch  selbständiger  und  die  Selbstverwaltungskörper 
höherer  Ordnung  neu  orgauisiit  wurden,  hat  der  moderne  btaats- 
gedanke  und  das  lierücksichtigung  erheischende  Finanzinteresse 
des  Staats  regelmässig  (selbst  in  England)  p^ewisse  Bescbriinknngen 
des  —  überhaupt  nur  aus  dem  Staatssteuerrecbt  abgeleiteten, 
bez.  übertragenen  —  Steuerrecbts  der  SelhstvervvaltuugskJirper 
in  Bezug  auf  diiWabl  der  Stc  ii c  ra rten ,  die  Form  der  Stc  iicr 
erhebung,  die  Höbe  der  Steuersätze  und  die  einzelnen 
Artikel  der  Verbrauchsbesteuerung  festgebaiteu  oder  neu  gegeben. 
Das  Einzelne  darüber  gehört  noch  nicht  bielier. 

§.  51.  Zwei  allgemeinere  Fragen  betreffen  die  leiten* 
den  Principien  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  gegenflber 
dem  Staate  und  seinem  Ilanshalt  nnd  sind  schon  hier  zu  erörtcrUi 
nemUeb  einmal,  ob  die  Stenern  dieser  Körper  nur  Zuschläge 
sn  Staats  Stenern  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein,  oder  ob 
es  gestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatsstener  abweichende 
eigene  Besteuerung  dnrobzufttbren ;  sodanui  ob  die  Höhe  dieser 
Znsebläge  oder  der  tigenen  Stenern  jenen  Karpem  selbständig 
für  sieb  festEUsetzen  erlaubt  sein  kann  oder  nur  mit  Staats- 
Zustimmung  muss  erfolgen  dtlrfen. 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  bat  die  eontinentale 
Entwicklung  Überwiegend  zu  dem  System  you  Znseb lägen  zu 
den  Staatssteuem,  vomemlicb  zu  den  directeui  gefttbrt,  was  sieb 
geschtebtlicb  ans  dem  Untergang  der  Autonomie  der  frliberen 
grösseren  politischen  Körper  im  Staatsverbande  nnd  bei  den 
Gemeinden  ans  der  Unterdrttcknng  ihrer  Autonomie  erklärt. 
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Provinzen,  Kreise,  selbst  Gemeinden  wurden  hier  eben  vielfach 
zo  jenen  bloss  roechaniscben  Verwaltungsabtbeilangen  des  Staats- 
gebiets,  ohne  selbständiges  Leben,  herabgedrückt.  Auch  bei  der 
neneren  Teudens  der  Deoentralisation  der  Staatsverwaltung  und 
der  Verwandlung  jener  meehanifloheD  Gebietstheile  in  politische 
und  wirthschaftliche  Organismen,  scheute  man  ?or  den  Bchwierig- 
keitoo  der  fiinriehtQQg  eines  selbstSndigen  (antonomen)  Steuer- 
Systems  meistens  snrttek,  ftlrehtete  wohl  noeh  mehr  dessen  Confliet 
mit  dem  Staatsstenevsystem  nnd  woUte  ttherhanpt  Seitens  des  Staats 
die  Unabhängigkeit  der  SeibstverwaltangtkKrper  aneh  nioht  sn 
gross  werden  lassen.  So  hat  man  vorwaltend  das  System  derZn- 
sehlBge  sn  den  Staatsstenem  beibehalten  bes.  eingeföhrt,  dabei 
aneh  wohl  die  ZnsohlSge  anf  gewisse  Staatsstenem  (direete  Real-, 
Personal-,  einzelne  innere  Verbranehsteaem)  besehränkt.  Anders 
ist  hier,  wie  in  so  vielen  Beziehnngen,  die  Entwicklung  in 
England  gewesen.  In  Verbindimg  mit  dem  geschichtlich  flber- 
kommenen,  inhaltsreichen  Selfgovernment  stand  und  steht  hier  ein 
entwickeltes  selbständiges  System  der  Commnnalhesteue- 
rung  (local  taxation),  ohne  \  eihiiidiiog  mit  der  Staatsl»estene- 
runpr,  allerdings  rechtlich  uud  thatsUchlich  wesentlich  beheliriiukt 
ant  direete  RealBtenem  und  einige  gebtthrenartige  Steuern. 
Auch  auf  dem  Contincnt  lehlt  es  nicht  an  einzelnen  besonderen 
Stenern  der  Selbstvervvaltun^^'^körpcr,  namentlich  der  Gemeinden 
(besdndere  Mieth-,  H  u  n d e sioikü- i ,  jiTidere  .,Ln  x  usHteueru'*, 
eigene  Einkommensteuern,  namentiich  aber  eigene  städtische 
Octrois,  m\t  f^owissen  Beschränkungen  in  der  Walil  der  Artikel 
(Frankreich,  Uesterreicb,  Haiern,  Ausschluss  einzelner 
Artikel,  z.  B.  Salz,  Staats -zollpfl ich ti«;e  Waaren,  so  meist  in 
Deutschland).  Aber  diese  Fälle  bilden  gegenüber  den  Zu- 
sclüägen  doch  die  Ausnahme.  Die  neue  preuss.  CommunaltinaDZ- 
statistik  hat  übrigens  den  Beweis  geliefert,  dass  mehr  oder  weniger 
von  den  Staatssteuem  abweichende  Einkommen-,  andere  besondere 
Personal-  und  Realsteuem  in  Stftdten  nnd  Landgemeinden  doch 
noch  viel  häufiger  sind,  als  man  annahm. 

Fttr  die  Entscheidung  der  Frage  in  prineipieller  Hinsieht  sind 
wohl  die  Stenern  znr  Deeknng  der  ttb erwiesenen  von  denjenigen 
zur  Deeknng  der  eigenen  freiwilligen  Ausgaben  zn  trennen« 
Wie  fttr  jene  die  Staatsdotationen,  so  kt^nnen  fttr  sie  aneh  die 
Zuschläge  zn  Staatssteuem  besonders  in  Betracht  kommen.  Aber 
schon  fttr  einen  Tbeil  der  generell  ttberwiesenen  nnd  mehr  noch 
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ittr  die  fireiwilligen  Augaben  erscheint  doch  ein  eigenes  Bteaer- 
System  der  Selbstverwaltung  als  fioanuelle  Consequenz  des  Wesens 
der  letzteren.  Freilieh  kann  von  einer  völligen  Autonomie  in 
Beeng  auf  dies  Steaersystem  ebenso  wenig  wie  sonst  in  der  Selbstr 
verwaltnng  die  Bede  sein.  Dies  widerspricht  dem  modernen 
Staatsgedanken  und  dem  Begriff  der  Sonverttnetüt  des  Staats  nnd 
bei  der  Wahl  wie  bei  der  Hohe  der  Stenern  mnss  die  Rttcksiebt 
aof  die  Staatsstenem  maassgebend  bleil>en.  Aber  nur  ein  be- 
sonderes Steuersystem  kann  sich  den  WirthsehaitsverblUtnissen 
der  einzelnen  Landestbeile  nnd  den  speciellen  Aufgaben,  wdche 
gerade  die  SelbstrerwaltangskOrper  statt  des  Staats  ansftlhren 
sollen,  richtig  anpassen.  Fllf  das  Steuersystem  dieser  Körper 
mUssen  die  Sonderverhältnisse  der  Landestheile  ebenso  mit 
maassgebend  sein  als  für  das  S  t  a  a t  s  Steuersystem  die  all- 
g  e  III  c  i  n  c  n  Verbältuisse  des  ganzen  Landes  verglichen  mit 
anderen  Landern.  Im  System  der  Zuschläge  wird  gegen  diese 
Anforderung  Verstössen.  Eine  Selbstverwaltung,  welche  auf  dieses 
System  allein  finanziell  basirt  ist,  wird  daher  ebenso  wie  diejcniirc, 
welche  sich  bloss  auf  Staatsdotationen  stützt,  ihren  Zweck  in 
einer  wichtigen  Beziehung:  wenigstens  nicht  p;enl!gend  erreichen. 
Vollends  aber  ein  irrun dsätzlicher  Ausschluss  von  besonderen 
Stenern  aus  dem  Steuersystem  der  Sclbstvcrwaltung8kör}>er,  '/nnial 
tlcr  O  cm  finden,  ist  zu  verwerfen,  als  dem  Zweck  der  ganzen 
Einrichtung  der  Selbstverwultunf,^  widersprechend.  Wird  zwischen 
den  einzelnen  Körpern  unterschieden,  so  erscheint  das  Zuschlags- 
system noch  am  Wenigsten  bedenklieb  bei  den  dem  Staate  selbst 
ähnlichsten  Körpern,  daher  bei  den  Provinzen  nnd  anm  Theü 
noch  bei  den  Kreisen,  immer  bedenklicher  dagegen  bei  den 
kleineren  Verbänden,  daher  vor  Allem  bei  den  Gemeinden. 
Denn  hier  verlangen  die  aparten  Local Verhältnisse  immer  mehr 
Berttekeiehtigangy  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leich- 
testen ntenerteehniseli  mOglich  nnd  zugleich  hier  am  Dringendsten 
eine  Forderung  der  Stenerpolitik  wird,  besondere  Stenern  Denen 
anfznerlegen  y  welche  an  den  Öffentlichen  Einrichtungen  und  Ver- 
wendungen aller  Art  wenigstens  indireet  den  meisten  Nutzen 
haben,  wie  die  Grund-  und  Hauseigen thttmer  (G.  §.  76—81, 
352-^2).  Anf  diese  Weise  wird,  soweit  dies  tiberiianpt  in 
Zwaogsgemeinwirthschaften  mOglich  und  zulässig  ist  (G.  §.  158), 
hier  durch  ein  besondres  Steuersystem  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  (Fin.  II,  §.  423,  424)  mehr  durchgeführt  Für 
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die  Wahl  der  eigenen  Localsteuern  wird  sich  der  Staat  nur  ein 
ZustimmQQgsrecht  und  gewisse  Steuern  wird  er  sich  passend 
allein  vorzubehalten  haben.  Diese  Schranken  der  Steuer- 
antonomie  sind  noth wendig,  aber  ia  Verbindoiig;  mit  Vorachriften 
Uber  die  Höhe  der  Localsteaem  aneh  genQgend. 

Iia  Allgemeinen  sind  fUr  unsere  Linder  heQtzatege  im  Interesse  des  freieu 
Verkebrä  besonders  eigene  indirecte  Abg;aben,  wie  Thonousen  and  beim  Proda- 
centen  erhobene  Vcrbrauchsstenpm.  dor  Selhstrer^raltnnjrskörpcr  hier  afisznschliesüe» 
oder  nur  ausnahmsweise  und  mit  hcsondercr  Vorsicht  zu  j^uitattcji.  Eher  sind  bei 
solchen  Stenern  Zuschläge  zu  ilou  betreOcnden  Staatsstencm  zulässig,  al)'.r  auch 
mit  Ausnahiiieii  nach  Artiikeln  (z.  B.  niclit  bei  Salz .  *-olil  boi  n.jtrankon).  Eigene 
Vcrkehrssteuern  (Fio.  II,  §.  461  Ii.)  iidnnen  ebenfalls  nur  ausuabmsveise  gei>tattet 
weideo,  anelt  Zvsohlig^e  zu  den  SlMts-VerkehfaBteiieni  gewMmKch  nicht  {AasnthneA 
bei  Beritewechselabgaben  vom  Charact(!r  der  Stnticr  auf  Coujuncturen;^»  wirm ,  rin.  II. 
§.  476  ff.).  Vta  Uauptgebiet  der  selbständigen  und  der  Zuscblagsbcsteuerung  der 
SelbstvenrUtang  ist  die  directe  Bestenenuif :  die  selbstindiire  besoiideie  in  der 
Form  cij^-n'r  Krtr.iijs-.  naiiitntlirli  KcuKtcuem,  die  Zuschläge  hei  den  Staats- 
Ertrags-  und  Kealsteuern  and  ausschliesslich  bei  etwaigen  Staats- Rinkommeosteiieni. 
Ein  doppeltes  Staats-  und  Gottmunalsjrstem  der  Ertrags-.  Healstouem  ist  dlen- 
falls  zulässig;  bei  der  Ei  nko  mitten  Steuer  jedoch  nicht.  Die  Basis  dcretlben  mum 
eine  einheitliche  sein.  Daeoer^'n  Verstössen  in  Preutisen  «Ii.;  b«»tehenden  Steuer- 
einrichtungen, wie  die  neue  t iuan/.statisük  der  Gemeinden  zeiget,  nocli  vielfach.  Diu 
Itealsteucrn  als  eigene  Stoaem  eignen  sich  principiell  und  technisch  am  Resten  flir 
die  SLlbstv«  rwaltungsk?tr|ior .  W'-nn  auch  die  Übliche  englische,  in  Deuts<-hland  von 
(iaeist  (,mit  Ansnahmeni  und  von  NationalOkonomen  der  Freihandelschule  (Kau eher) 
vertretene  aussrhiessliche  Beschr&nkang  dieser  Körper  uif  solche  Stenern  m 
weit  frohf.  (Vfl.  Fin.  II,  §.  405.  4üK.  :> 2 .'!-'»'?  1 ,  aix  li  W  aurirr.  Abb.  Dirc' fc  Si.  iieru 
iu  Schönberg's  Handbuch  U.)  Die  neuen  prcuss.  (  ommunalstcucrootvUrfc  ^so  r.  1S77' 
wollen  nnr  ZnscUSfe  zu  den  directen  Stnatsstenem.  gar  keine  eigenen  directen  Stenen» 
zulassen:  das  waro  si  Hist  bedenklich,  wenn  die  'liiri  fo  Stnnfsbe^tcU'  niug  in  Preussen 
b<^er  wäre  (Qrundstcuer,  Gewerbettteuer,  Oiasscnsteucr!),  bei  der  Bc»chaü'eaheit  dieser 
^nem  ist  os  gewiis  nicht  rlthlich. 

Die  l>e>tiuimuug  der  Hölic  (ier  selbstüiuli-^eii  wie  der  Zn- 
schlagslücalsteuern  wird  bei  nns  auf  dem  (.'ontinentc  rep^elmäpsif? 
nicht  den  Selbstvei  waltiingskürpcni  ganz  allein  Überlassen,  sondern 
RtefK,  jedont'alls  aber  wenn  ein  gewisses  ^csctzlichcH  Maxininni 
Uberschritten  werden  soll,  bis  zu  wclclieui  sieli  der  betrertonde 
einzelne  Kl'irper  irei  bewegt,  an  die  »Staatageueliniigung  ge- 
knüpit  (Preussen).  !>'<s  erscheint  auch  passend,  weil  sonst  die 
Zwecke  Jener  Kiirper  zu  weit  ausgedehnt  werden  k<innten  und  die 
Staatsbesteuerung  leicht  unter  zu  hoher  Loealbesteuerung  zu  leiden 
vermöchte.  Je  besser  aber  die  Organisation  der  Selbstverwaltung 
und  besonders  die  Einrichtung  einer  wirksamen  Finanzcontrole 
durch  eigene  Vertretungen  in  ihr  selbst  gelingt,  desto  freieren 
Spielraom  kann  der  Staat,  wie  in  der  Wahl  so  in  der  Höbe  der 
Looalstenem  jenen  Körpern  gewähren.  (S.  nnten  §.  54  ff.  ttber 
Prenseen). 
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§.  52.  —  d)  Eine  letzte  ausserordentliche  Einnahmequelle 
ist  die  V'eriinsserung  von  VernR»geuftl>e«l;iiuUheileu  der  Selbst- 
verwaltiinirskürper,  besonders  von  ertrag^ebendem  Grund  \  er- 
miigen,  und  namentlich  die  Aufnahme  von  »Schulden,  iüi 
solche  (zumal  grossere  und  ( 'luüdbeHitz  betredeiide)  Veränssennip:en 
gelten  in  prineipieller  Hiiifiicbt  ziemlich  dieselben  i^egeln  wie  für 
Veräusserung  von  Staatsgut  (Domänen  u.  s.  w.),  wofür  auf  die 
späteren  AbschDitte  zu  verweisen  ist  Gewöhnlich  ist  bei  uns  die 
Yer&iiaseniiig  von  Grundeigentham,  auch  wohl  von  Kapitalver- 
mögen an  die  Staatsgenehmignng  gebunden  (Preussen).  Die 
Aufnahme  von  Schulden  unterliegt  prioeipiell  einer  ähnlichen 
Beurtheilung  wie  beim  Staate.  Sie  bat  weniger  Bedenken,  weil 
die  Sehniden  hier  gewöhnlich  zur  Herstellung  wich- 
tiger gemeinnütziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  znr 
Decknng  der  Zinsen  nnd  wobl  noeh  Ueberechttise  darfiber 
hinaits  gebender  Anstalten  und  Einrichtungen  halb 
priTatwirthsohaflUcben,  halb  Geblthrencharaeters  dienen  (Gasan- 
stalten,  Wasserwerke,  Cloakenwesen,  Markthallen  n.  s,  w.)  — 
häufiger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist  Denn  letzterer  nimmt 
Tomemlich  znr  J)urehfUhrung  des  Rechts-  und  Machtzweeks,  die 
SelbstverwaltungskOrper  dagegen  meist  nur  ftlr  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsinteressen ^hulden  aoi*.  Es  ist  daher  auch  nothwendig, 
diesen  Körpern  die  betreffende  Ermächtigung  gesetzlich  zu  gewähren, 
weil  sie  viele  Aufgaben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Aufnahme 
von  Anleihen  ausführen  können.  Die  Btaatsgcnehmif^un g 
in  jedem  einzeiueu  Kalle  erscheint  dabei  zur  Controle  und  um  für 
später  Übermässige  Belastung  der  Bevölkerung  zn  verhtlten  ge- 
boten (Preussen). 

Von  allen  Seibstverwaltnngskörpern  sind  die  Gemeinden 
nicht  nur  die  ältesten  und  diejenigen,  welche  doch  von  Alters  her 
eii  c  i^ewisse  Selhstandigkeit  und  auch  eine  gewisse  tiuanzielle 
Autonomie  sich  fast  Uberall  durch  alle  Zeit  huuiurch  erhalten  habcHj  — 
sie  sind  auch  heute  noch  die  wichtigsten  dieser  KTirper.  Sie 
haben  vieliach  noch  ein  eigenes  Grundvermögen  („Kämnierei- 
gUter''  der  Städte),  oft  seit  unvordenklicher  Zeit,  etwa  ein  Rest 
des  nnprOngliehen  Gemeineigenthums,  das  später  zum  Corpo- 
rationsverm ögc n  der  Gemeinde  wurde  und,  wie  die  Staats- 
domänen behandelt,  Erträge  zur  Deckung  der  Gemeindeaiisgaben 
«J>wirft  Daneben  aber  wird  grade  neuerdings,  mit  den  immer 
grosseren  Anforderungen ,  welche  an  .die  GemeindeTerwaltung,  zu- 
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mal  der  Städte,  herantreten  das  Gebühren-  und  Steuer wcsen 
für  die  Gemeinden  immer  wichtiger.  Jenes  im  Anschluss  an  jene 
noch  einer  bedeutenden  AiiHdelinnng:  fähigen  und  im  öffentlicben 
Interesse  selbst  v.n  nbeiiieliniciiden  inciirlach  erwähnten  „gemein- 
nützigen öfteutlichen  Anstalten  und  Einrichtungen'^,  welche  vor 
Allem  Gemeindesache  passend  sind.  Und  zwar  je  mehr  grade 
die  Gemeinde  ihrer  Katur  nach  den  Character  einer  Gemeinschaft 
für  die  Befriedigung  locaier,  anehder  materiell-wirthBohaft- 
lioben  Sphäre  angehöriger  GemeinbedUrfnisse  hat  und  je  mehr 
sie  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  eriblgreich  hier  statt 
der  Privatwirthschaften ,  d.  h.  meistens  der  spcculativen  Krwerk»- 
(Actien-)  GeMllsehaften  Okonomisch-techniach  befähigt  ist,  Aufgaben 
sn  fiberaebmeD  (so  namentlicb  aucb  im  Ortliehen  Commani- 
cationt wesen)  nnd  gut,  im  Intereise  des  Gemeinwobla  und 
ihrer  FioaiiBeDy  aimitfltbreo.  Etn  amfassendes  Ortltcbes 
Besteneriinggreobt,  anf  dem  Gebiete  der .  selbscaiidigeB  wie 
der  ZaechlagsbeBteoernng,  bedarf  aber  sebliesBlteh  grade  die  Ge- 
meinde am  Ifebten^  eowobl  nm  ihren  sieb  stets  vennebreadeD 
9ffentliehen  Aufgaben  naebznkommen,  als  am  die  {fffentUehdn  Lasten 
mVgliehst  zweckmässig  und  gerecht  m  vertiieUen.  Fflr  die  Regelung 
der  finansieUen  Autonomie  der  Gemeinden  nnd  des  grade  ihnen 
gegenüber  freiUoh  noeh  besonders  wichtigen  staatliofaen  Oberaaf- 
sicbtsrechts  wird  gewöhnliob  auch  heute  noch  passend  zwisehea 
Stadt-  nnd  Landgemeinden  unterschieden  nnd  namentlicb  der 
modcnicn  Grossstadt  eine  Irciere  lieweguug  lUi  die  Gestaltung 
ihrer  ilausbaltung,  mit  scharfer  Cuntrole  durch  richtiji:  orgaui- 
Birte  städtische  Vertretungskörper  gegeben  werden  müssen. 

D.  Finanzwesen  der  Selbstverwaltung  in  einigen 
Staaten. 

§.  'j.S.  Die  britischen  VerhHltnisse  sind  immer  noeh  prac- 
tisch  besonders  wichtig  und  geschichtlich,  «itlenllicii  rcclitlich  wie 
finanzpolitisch  am  Ii  allgemein  besonders  iebrreicb,  ireilicli  in  ihrem 
chaotischen  Zustande  nichts  weniger  als  mustergiltig,  yieitacb  darin 
wahrhaft  abschreckend.  FUr  die  Selb8t?erwaltung  der  KOrper 
höherer  Ordnung  hat  die  neue  prenssische  Gesetsgebnag 
grosse  Bedeutung  und  verdient  sie  am  Meisten  Beachtung,  neben 
ihren  Vorläufern  in  anderen  deutschen  Ländern  und  ihren  Nach- 
folgern in  einigen.  Die  französische  Gesetzgebung  ist  in  den 
formellen  Fnncten  hier  wie  sonst  vorzüglich,  wenn'  sie  aaeh 
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Kacblich  am  Wenigsten  den  neuereu  Anforderungen  au  eigeutliclie 
„Selbstverwaltung^'  entspricht. 

Ein  «ipecielles  Eiiiir'jlien  auf  alle  EinzeUieitcn  widerspricht  dem  Chararfpr 
und  Zweck  dieses  WcrU.  Die  allgemeiue  FerwaltungsrechtÜcho  und  die  fioauzielie 
Sßite  des  Oegenateiids  hängen  auch  —  nunentlic))  in  'Eni^d  —  so  eng  ziMunmen, 
dassi  eine  genauere  Darlegung  ils  roinretcn  I'inanzwesrns  der  Selhstvrrw.iltiing 
in  eioew  Staate  fast  zu  einei'  Darlegung  der  Oi;gajmatioD  und  dos  gosauimten  Vur- 
waltnngsrechts  der  Sdbctverwaltvnf  sdbst  wefden  nra».  Vir  nntten  uns  Mer  auf 
eine  nriLiitiruii^  uIk  t  die  finan  z  w  I rthschaftlichcn  Hanpfj^nurtc  Ix'M  lirUnken, 
weiche  für  unsere  Zwecke  auch  genüg!.  Manches  Weitere  sj^täter  in  der  Lclire  ?on 
den  Ausgaben  und  Einnahmen. 

1.  Für  England  sind  die  einflcUafenden  Werke  Gneist's  auch  in  Bezug  auf 

die  finanzielle  Seile,  besonders  das  Stf^ücrw-eseri  der  Srirm-ernment  Mite  sog-cii.  local 
taxes)  ?orneffilicb  herrorzo heben.  So  äcin  englisches  Vcrwaltrecht,  2.  B  2.  A.  Berl.  1  mm. 
SelfgofmiiDent  in  England,  8  A.  BerL  1871  (bes.  Bueb  1,  Kap.  2  u.  .S,  aat.li 
\:>2.  in4),  engl.  Verfaöb.jz^eschicjite  Berl.  1*>>2  (bes.  S.  667  ID ;  mehrfach  auch,  für 
die  Vergleiche  mit  englischen  Dingen,  Gn eist's  verwaltungsrcchtlichc  und  Verwaltung»- 
politiffebe  Schriften  Ober  preossischc  u.  deutsche  Ycrhültrüäsc  (ä.  u.).  Vielfach  Einzelnes 
))ei  Stein  in  dem  gröbserea  Werk  Uber  Verwaltlehrc  u.  in  der  Fin.wiss.  I  a,  a.  Ü; 
gute  Abrisse  oIkt  die  Organisation  des  Selfgovernmcnt  geben  Ernst  "M^-ii-r,  Ahh. 
Verwalt.reclit,  in  liolizcndurll'a  Encyel.  o.  A.  S.  4.  A.  S.  114J,  Cieurj;  Meyc-r 
in  SchSolicirg's  Handb.  II,  487  (beide  mit  weiteren  Liter.angaben).  S.  sonst  u.  A. 
Knies,  engl.  Armoiipflt'j^o .  Birl.  180.3,  ders.  (lemeindcsteuern  in  Enj^Iaiid,  2  Art. 
in  d.  Tttb.  Ztschr.  Ib5ö.  iicport  of  the  poor  law  commission  on  iocal  taxation  Ü  vol. 
Lond.  1S44,  Aomg  dMMH  in  tbo  Iocal  tazea  of  the  United  Kingdom,  Lond,  1846, 
Iv.jp.  o[i  lo'-al  ta.vat.  1*»T0,  desgl.  l^T.'»  von  fJösrh  eni  n.  neuere  Reports  über  Annen- 
wesen.  Statistik  f.  i^il'ißi  (lUuptposten)  im  Statist,  abstract  f.  Ib7i>,  p.  7.  Palgrave 
n.  Scott  AofitUsEo  im  Joom.  of  tbe  stet  aoc.  of  T^ndon  1871.  Gobden  dob  oesays, 
loo.  jrovertini.  a.  taxat.,  1S75  (über  Enc:laTid  ii.  die  wirhtigsten  andren  eiirop.  Staaten), 
r.  Czörnig.  österr.  Budget  I,  104  tt.  de  Pariou,  iuputs  IV,  23U.  Fiseo  ot  van 
der  Straeten,  instit.  et  taxes  locales  da  roy.  uni  2.  cd.  Par.  186S.  Leroy-Bean- 
lieij.  l'admiuistr.  locale  en  France  et  en  Angleterre,  Par.  (1872),  ders.  traite  de  fin. 
I,  iirre  2,  ch.  15,  Bödiker,  Conimrnialbesteuernng  in  England  u.  \\  ales.  Berl.  \SV\ 
(scharfe,  aber  treffende  Nachneisung  der  grossen  Missstände,  bes.  inil  Giieist  ö  zu 
oj^mistischer  Beurtheilung  des  loitODden  Grundsatzes  der  engl.  Gommunalbesteuening 
ZU  fergleichcn).    M.  Block.  !•  s  i-rmniunes  et  la  liberte,  Par.  1J»7(»,  p.  JI4  II. 

Enj,'laini  fehlen  Landgemeinden  im  continentalen  Sinn  dos  Worts,  die  sogen. 
Städte  bind  nur  zum  kleineren  Theil,  der  Zabl  nach,  Städte  mit  eigentlicher  Stadt- 
rerfaasung  (die  sogen.  mnnicj]ial  borongbs),  die  grosse  Ifebrabl  sind  nur  „Local- 
'Ii"tn<  tc*\  wel<  he  dun'h  eine  für  einiire  Local/wcckc  fungircnde  Behörde  einheitlich 
^usammengcfasst  werden.  Die  unterste  Localvcrwaltungscinheit  ist  das  Kirchspiel, 
«neb  die  Stftdte  bilden  eigenüieb  nur  eine  Vendnigung  ron  Klrebspielen,  die  Oraf- 
ächaftcii  st-llen  den  Selhstverwaltiintr^küriier  h(lh<  rer  Ordnung  dar.  dein  es  aber 
an  einer  iOrmiichcn  Organisation  fehlt  Kur  Special  zwecke  sind  dann,  besonders 
in  neuerer  Zeit,  verschiedenerlei  Verbände  gebildet,  so  namentlich  die  uuions  für 
die  Venraltnng  des  Armenweacns,  bez.  für  die  Tragung  eines  Uaupttheib  der  Ltaten 
desselben,  Districte  für  die  Gesundhcitsvorwaltung.  für  das  Wcgeweaen  u.  a.  m. 

Linerhalb  dieser  Kirch^^piele,  Verbände,  Grafschaften  werden  nun  regolinässig 
für  gesetzlich  bestimmte  Zwecke  gesetzliche  bestimmte  Steuern 
—  M^veek Stevern**  —  erhoben  und  vorwendet.  Diese  Erhobuog  und  Vei^ 
Wendung  von  Tx»calsteuern  dur>  Ii  eigene  Organe  bildet  das  Selfgovernmcnt  in  finanz-> 
virthfichaftücher  Beziehung.  Die  finanzielle  Autonomie  der  einzelnen  „Körper** 
(aovek  dieser  Ausdruck  Uer  zulässig  ist)  ist  aber  eine  englMScbrinkte,  im  Puncto 
der  Wahl  der  Stouerart  und  des  Verwendungszwecke  fehlt  sie  ü:ros-st  nth'  ils  ganz. 
Der  eigene  («elbet&ndig«  Wirknugskreis  und  damit  das  Gebiet  der  facultativeu 
Ansgabea  Ist  nonlicb  ^nger  beBessen,  als  in  Deufsebland,  selbst  in  den  Stedten 
mU  StadtrerÜMSUig.  Die  Erbeboog  ton  ijtODorii  fUr  die  betvelfetidak  Aifgaben  und 
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Auagal>ea  dieses  Wirlrangskreises  erfolgt  nur  aof  Giund  mner  al]f«Bciiieii  fesebelldben 

£rmach(igung  des  einzolnen  Körpers,  für  die  und  die  generell  aiii^.^g.  VKiru  M  Zw^'clc 
Steuern  erheben  2U  dürfen.  Die  Autonomie  beschränkt  sich  dann  darauf,  ron  der 
Ennichtigiing',  einen  solchen  Zveck  sich  aaneifnen  und  Steneni  dtftr  zu  erheben, 

Gebrauch  zu  mai  heii.  Mitunter  handelt  es  sich  hier  aber  um  Dinge,  reiche  der 
Staat  iui  «Ufeutlichen  Interesse  sicher  auspeführt  zu  sehen  winischt.  Kommt  der  bo- 
tretfeiidc  Körper,  wie  es  öfters  ucs^  h-  licu  ist,  nicht  freiwillig  dtni  iia*  h,  so  wird  er 
auch  wohl  g('S(;t/.li(:h  [.M  iirit}iit!;t,  dit-  Aufgabe  ZU  übernehmen,  also  dir  Autonomie  nocb 
mehr  bt-sc  lnäukt  (so  im  d-  sundheitawesen).  Dadurch  geht  auch  om  bulcJnT  fiegen- 
staud  in  das  Hauptgc biet  der  englischen  Selbstverwaltung  in  den  „übertragenen'* 
Wirkungskreis  mit  Uberwicsenen  Ausgaben  über.  Hier  bescbrftnkt  äch  die 
finanzielle  Autonomie  voIKudb,  amli  in  Betrefl' der  Hfihe  der  Aiisf^ben  und  der 
dafür  zu  erhebenden  Steuern,  indem  diese  Höhe  eben  in  der  Hauptsache  durch  den 
roi^fescbriebenen  Zweck  schon  bedingt  Ist  Bei  dm  IttelnnndeTUuifen  und  Sich>kre«zen 
der  Comp<;ti'nzeii  der  •  in/.elnen,  einem  uder  ••iiiiiren  ZwtM-ken  diem-ndiiii  I.o'  albehörden 
^bonrda),  bei  dem  Alangoi  einer  centraÜsirten  Localvemaltunj^  iolhst  in  den  Städten 
sind  diese  Ztntiade  nneh  dem  eigenen  Ausdrack  bridn^er  Practtker  und  Staabmiiiner 
(so  namentlich  Göschen 's  in  seinen  Urtheilen  über  Localverwaitung)  „walirhaft 
chaotisch".  Durch  das  System  ron  Spccialsteuern,  bez.  von  )>estimmten  festen  Steuer- 
beträgen für  die  Dcciiung  von  Specialanfgaben ,  ohne  ordentlichen  Gcsammtetat  und 
im  W(Mentl!riiri)  ohne  Uebertragungen  zwischen  den  verschiedenen  spccialisirteA  Ans» 
ffaben  und  den  Stenern  dafUr,  wird  dieses  Chaos  im  Gebiet  der  Besteuerung  noch 
gesteigert.  Auch  die  l'inanzstatistik  leidet  darunter  sehr  und  ist  abäulut  vollständig 
kaum  zu  beschaffen.  Die  Weitläufigkeit  und  die  Kosten  der  Communalrerwaltung 
(200,000  Reamfe  in  J'iijrlaiid i  stei^v-n  daduii  h  -^tark.  (lenügond  rinijiTichtet  sind  die 
Yertrettmgsorgane  der  Besteuerten  in  Kirchspiel,  Union,  l3isthct  ebenfalls  nicht,  in 
der  Grafschaft  fehlen  sie  gniiz.  Aber  der  einzelne  Bestenerle  ist  wiifcsam  durch 
die  gesetzliche  Regrenzung  des  LocalstoiierrerlifK  n:cscljMzf .  indem  er  nw  fowtit 
besteuert  werden  darf  und  zu  seinem  Schutze  die  Gerichte  anrufen  kann. 

Die  ComDooBlbesteuerung  hat  sich  geschichtlich  auf  das  Engste  an  die  Armen- 
Steuer  (poor  lafc)  aus  der  Zeit  Elisalietli's  IT  F.Ii/,  f.  2.  v.  1001)  angeschlossen  und 
im  Wesentlichen  dieselbe  rechtliche  und  thatsüchliche  Entwicklung  wie  diese  Steuer 
gewonnen.  Unter  dem  Namen  „Armensteuer**  wird  die  Hauptmasse  der  geaammten 
Localsteuem  erhoben,  nicht  nur  für  die  Deckung  der  den  Kirclispielcn,  jetzt  grossen- 
thcils  den  T'niotis  uMief^end-  h  Armenla.st.  —  übriirfns  immer  nnrh  der  ]{Mi]A7w«*ck  — 
sondern  auch  lür  zahlreiche  andere,  ^'-j^etzlieh  lu-atimiute  Speciaiz wecke.  Dimeben 
kommen  Steuern  unter  anderem  Namen  vm  dieselben  werden  theüs  rechtlich,  thells 
wenigstens  thatA.ielili -h  mich  nach  dem  Massstah  der  Armenstetifr.  h'^rh'Jtcns  mit 
cin^nen  kiemen  Abweichungen  davon,  erhoben,  was  die  stcuerpfUcbtigen  Suk^jecte 
und  Objecto  betrifft,  so  besonden  die  wieder  einer  Menge  Sp^iakweclien  dienende 
Grafschaftsteuer  (eounty  rate\  die  Wegesteuer  und  eine  i,^anze  .\nzahl  sonstiger 
„rates"  für  Specialzwcck.c  (s.  Gueist,  Selfgortmm.  3,  A.  Kap.  3,  mit  grossem  i>euü 
0.  ^atistik,  auch  BDdiker  a.  a.  ü.).  Der  feste  (hundsatz  dieser  Besteuerung  ist, 
dass  sie  auf  dem  in  J(  ni  hetrelllnden  örtlichen  Gcltit  btlieil  liegmil.  n  Tiealbesitz. 
der  visiblc  profitable  propcrty  in  the  parish  ruht,  eine  aua  dum  Armen* 
fesetz  von  1601  herrührende,  in  bestimmter,  nunmehr  unbestrittener  Weise  ausgelegte 
VMBChrift.  Demnach  sind  die  Sieuerobje.  t  Ländereien  aller  Art  und  ßenut/nngs« 
wMsen.  auch  hohlrnlj-  r-; werke  (nii  lit:  audere  Rerg werke),  Häuser,  Zehnten,  ver- 
h.iui lieber  Nicdcrw.iid  i^uicht:  Hochwald).  Zu  den  U^u^eni  gehören  Wohnhäuser 
wie  G<  werksgebäude  aller  Art.  Das  steuerpflichtige  Subjcct  für  dic«e  Ob)ecte  ist  aber 
nicht  der  Eigenthümer  an  sich,  sondern  d*»r  ntitzniesseride  Inhaber  (oceupier), 
daher  eventuell  statt  des  EigeuthOmers  der  Miether,  Pachter  u.  s.  w.,  —  ein  Prindp. 
das  neuerdings  (seit  1S19  zuerst,  dann  noch  ausgedehnt)  aber  fhr  kleine  Mtettifnnd- 
stücke  verlassen  worden  ist,  indem  hier  der  Eifreuthümer  star'  !  Miethers  im  Interesse 
leichterer  Erhebung  der  Steuer  zum  Pflichtigen  gemacht  worden  ist  ^System  dea 
„oompounding  the  ntes**,  ftr  r.  ^z,  der  stenerpflichligen  Wohnungen  fn  Ktnfl). 
(S.  Gneist,  Selfjrovernm.  24  S.  14S  fi'.\  Die  nicht- gnindbesitzende  Revnlkerung 
ist  ah>o  nur  durch  diese  hier  als  Micth-  und  Pachtsteuer  zu  characteriairende  Beal- 
besteuerong  mit  Localsteuem  belastet.  Wer  die  letMem  trigt,  hingt  m  den  Uebar- 
wilznngsrerbiltnissen  ab:  beim  llndlichen  Grundbesitz  dodi  wohl  oftmnb  der  Elfen- 
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tliümer,  indt  m  dif  Par.lilrento  um  die  Steuer  verringert  wird.  Die  kapitalbesitzende 
BefölLeruitg  wird  auä&ur  auf  diesem  Wege  der  Mielli-  uud  Paclitttteuer  durch  die 
Locab(«Der  auf  die  Fkbriken  iL  in.  und  auf  d«i,  meist  hocb  alq^eschStzten  Boden, 
welcher  zu  Cuiinnniiicationen  (Eisenbahnen)  und  zu  verschiedenen  sonstigen  technischen 
nicht-landwirthschaftlicheu  Zwecken  dient,  mitgetroffen.  Eine  Ueberlastung  des  Grund- 
besitzes durch  die  LocaLteuern  ist  gleicbiroh)  kaum  zu  verkennen,  (in  ei  st 's  eifrige 
Befunrortuog  dieses  englischen  Systems,  das  er  in  den  GrundzUiJreii  selbst  für  Deutsch- 
land empfiehlt,  geht  zu  weit.  So  sehr  man  die  Bela-stonir  des  I{ e a I besitzcs  grade 
l'ur  Comiuuuakwccke  auch  aas  wirthscbaftlichen  Gründen  als  ben  ehtiict  zugeben  darf 
und  sie  selbst  vorzugmreiM  verlangen  mn«s  (b.  FIji.  U  §.  423,  424).  so  ist  doch  «Ü« 
Schablone  ..den  Commuucu  nur  die  Kealstcuern"  zn  eng  und  z.  Th.  falsch.  Weiteres 
iu  der  Steucrlehre.  —  Ausser  diesen  directeu  btcuurn  kommeu  unter  den  eng^ 
liscben  Locabceom  noch  mancherlei  Gebttbren,  it«tb(ihraiirtife  Steven,  Halipii- 
girldcr  u.  dei^l.,  auch  .'ilt.  re  Accisen  und  StadtzöUc  (London,  n.  Ä.  auf  Kohlen,  Weill) 
vor.  Aber  die  persoualu  Einkommensteuer,  die  Ur«nzzöüe,  die  grossen  inneren  Ver- 
bfancbsteoon  (Malz,  Spirituosen)  bat  der  Staat  sidi  voÄebaltoo.  Neuerdings  bat 
sich  jedoch  zur  Erleichterung  der  Lasten  der  Localsteuern  und  zur  leichteren  Durch- 
führung neuer  den  Verbänden  aufgetragener  öfl'entlicher  Aufgaben  das  System  der 
StaatsznschUsse  für  Specialzwecko  (§.  4U)  in  England  immer  weiter  ausgedehnt. 
Dies  ichMewt  bei  dem  Character  der  britischen  StaatseioDahmewirtbschaft  eine 
Verwendung  anderer  als  blosser  Bealateneni  fOr  die  Kosten  der  Solbstronral« 
taug  ein. 

Die  einzelnen  Aufgaben,  welchen  die  einzelnen  Localsteuern  gesetzlich  dienen, 
sind  zum  Tbeil  aasserordentlich  specialisirt,  was  wieder  den  Vergleich  mit  continentalen 
Verhältnissen  sehr  erschwert.  (Reichstes  Detail  bei  Gneist.  Selfgovernm.  S.  1)7  iL). 
In  der  HaupJsaclie  dient  die  Grafschaftssf euer  (coimty  rate)  zur  Deckunsr  der 
(ierichts-  und  P olizeikostcn  (7  ältere  Hauin-  und  an  K)  neuere  Net>en/:wecke, 
Q.  A.  auch  f.  Erhaltung  der  GrafscbaftsbrUcken,  der  Irrenhäuser  der  Grafschaft);  die 
städtische  Steuer  (borough  ratei  ebenfalls  für  Gerichts-  und  P(/lizei- 
kosten  u.  allgemeine  Verwaltuugdkosten  (Besoldungen  der  Beauiteu);  die  Armen- 
stotter  Itar  die  Bestreitung  der  den  Kirchspielen  und  Sammtgemeindeo  (Unions) 
gesetzlich  aufliegenden  Kosten  der  öffentlichen  Aruu  npilegc  u.  für  eine  wachsende 
Anzahl  iiebeozweckc,  welche  auf  Kosten  dieser  Körper  aufzuführen  sind  (u.  A.  t'onstabler- 
dienst,  Impfpcsen,  Oivllstandsregister);  die  Wege  Steuer  für  die  Offentlicbon  Strassen 
in  Stadt  und  Land  (subsidiär  auch  für  Chaussee- Erhaltung,  für  Chausseebau  s  i  st 
besondere  Verwaltungen,  die  sog.  tornjuke  tröste^,  —  ebenfalls  nach  dem  Princip  der 
Annensteuer,  mit  kleiner  Modification  im  ffm&ag  der  stenerpfiichtigen  Objecto 
(u.  A.  Hochwald  u.  Bergwerke  hier  allgemein  einbezogen).  N(  uerdinp  sind  besonders 
die  Ausgaben  für  Gesundheit sweseu  und  Volksschulwesen  hinzugekommen 
uud  Werden  ebenfalls,  neben  Staaia/uschussen  und  Uebcrtraguiig  eiazuLiur  l'osten  auf 
den  Staat  (n.  A.  Lehrerseniiiiare)  nacb  dem  Modus  dor  Anienaleaor  gedockt 

im  J.  1819/74  stellten  sieb  die  Einnnbmen  dor  gosnmmten  Locslrerval- 
tiinir  in  TaoBonden  Ff.  St  (also  Weglissiing  von  8  Vollen):' 


Direet  durch  „rates" 
Indirect  durch  Zölle, 

Gobttbren  u.  d|^. 
Zus.  Localsteuern 
StaatszuschOsse 
Andere  Mittel 
Anleiben  (ausser  der 

Armenvenraltnog) 
Zusammen 


England  u. 
Wales 
19.77S 


Schottland 
1.908 


Irland 
3.841 


Zosaiunen 
24,322 


4.106 

23.S79 
1.006 
4.645 


464 

2.«73 
161 
520 


855 
2.906 
1.288 

2S6 


4.026 

20.2  IK 

2.405 
5.401 


S.201 
37.731 


149 
3.20a 


12!) 
4.500 


S.4SU 
45.434 


A.  Wiener,  FlaanrvtePiucfeaft.  t.  8.  Avfl. 
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Die  Ansfabea  waren  gleichzeitig: 
England  u.  Wales. 
Metro*    Land-    Kosten-    o.     Schott-  i_i.„  j 
pole.   dlstricM.  dSstrieto.  ^  l*i»d. 

Ameopfl^  (bei  Dngl.  iiicl  Zurück- 

tMmfs  r.  VeridiMMiileaiett)  1.6S7  6.0M  —  7491  8M  ^Ml 
Andere  Parodiialansgaben,  ans  der 

iioor  cate  za  zahlen   ]37        5S3       —       720     —  — 

Haaptst&dt  Gesjungabe  ftr  Strassen, 

Bauwesen,  Wasser,  Canalisir,  Be- 

leucht,  Oesnndh.verwalt.  u.  dgl.  oi. 

AUgem   4.038         —        —        —  _ 

Desgl.  i.  Inlude  (s.  Tb.  a.  PoHiei)  11.691     —  —  . 

Polizei   1.042 

Dgl.,  auch  üetängnisae,  irreubäuscr      —  2.788      —        —      2.'>8  1,2U 

Wefevesen  (incL  Chmsaeen)    .  .     —         2.247     —        ~      igo  1.140 

Schalverwaltnng   743         1.214      —       1.957  ?J27 

B^bniasweeen   51  :i42     —        3»»    —  — 

HandebbtTen.  T/enebtthttim«,  Loot- 

sen Wesen  n   ^.  w      .....      —  —        $.7M       —       —  477 

Durch  die    btadtautoritäten "   .   .      —  —        —        —    1.176  M4 

Ander«   —  422       —        —      M4  II» 

Summa   7.663      26.334     8.763   3G.751    .S.158  4.616 

Auf  den  Kopf  Schilling:   ...      —  —         —     31.4     18.4  17.3 

Für  das  ganze  Verein.  Königreich  zus.  44,524.000  Pf.  St.  Manche  ein/elnca 
Posten  dieser  Aasgabestatistik  sind,  wie  man  sieht,  nicht  genauer  mit  deutschen  Ver* 
hSltnissen  rerfrlcirlibar,  die  Organisation  der  Verwaltting"  ist  zn  rerschieden,  aHer  einen 
ungefähren  KinbLck  erhält  man  dixli.  Dieser  Ausgaboctat  ist  z.  Th.  durch  Anleihen 
gedeckt  Unter  Abzug  der  letzteren  bliebe  eine  Anegabe  von  c.  SB  Hill.  Pf  St., 
d.h.  etwa  die  Hälfte  der  damaligen  ordentlichen  Staatsansgabc  ron  c  71  Mill.  Pf.  St 
Die  LocaUteuern  allein  betrugen  c.  46 7o  der  damaligen  Staatsateuorn  (t>3.3  MiU.  Pf.  bt) 
Dttd  die  dlrecten  Loealstenern  e.  295  %  der  diiecten  ßtaataleaaii. 

§.  —  2.  rreussen.  Die  hiergehörige  neuere  Literatur  hat  thcih.  wie 
licsondei»  Un eist's  Schriften,  die  neuere  (ieeetzgebong  Uber  Seibstrerwaltong  mit  an- 
geregt und  dafür  In  Awftbrungen  de  lege  fereiida  voTgearbeltet,  theils  das  MMobende 
Recht  dargelegt  S.  Gneist,  Verwaltung,  Justiz  u.  Rechtsweg,  Staats-  u.  Selbst- 
vrwalt.  Berl,  1S69.  Ders,  Rechtsstaat  n.  Verwalt.  - Gcrichlsbark.  in  Deutsch!.. 
2.  A. ,  Berl.  1879;  ders.  d.  preuss.  Krcisordn..  IJcrL  1870;  ders.  Verw.refonn  u. 
ßecbtopflegc  in  Prcussen,  Berl.  1880;  ders.  d.  preuss.  Steu.rcform,  Berl.  1878;  ders. 
d.  preuss.  Fin.r-  fürio  durili  l?e^nlir.  <V  «Jf^Tiieindesteiiern.  Berl.  1S81  (s.  dar.  (i.  ('ohn.  i 
Conr.  Jahrb.  issi,  B.  ütj,  S.  41<i.  Schinuller,  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1881,  S.  s6.'i. 
auch  flerstit  ld,  Fin.rcformphui  f.  d.  D.  Reich,  Lpz.  18^1.  S.  >!tO  ff.).  —  Ernst 
Meier.  Abb.  Verwaltuügsrecht  in  Holtzend  rt!'^  Encycl.  d.  Rechtswiss,  3.  A.,  S  89711; 

4.  A.,  S.  1099.  Ders.  die  Reform  d.  Vervaltoiganis.  nuter  Stein  n.  Uardenbeiy, 
i.l'z.  1S81.  Georg  Heyer,  Abb.  BebSideno^pwia.  in  ScJiönbetf's  Handb.  Tt  607. 
leber  das  Verwaltiingvreeht  vor  der  Reform  der  70er  Jahre:  v.  Möller,  d.  KeeUt 
d.  prense.  Kreis-  und  Provincialferbände,  fiori.  1866.  —  v.  Rönne,  preuss.  Staats- 
recht 3.  A.  I,  2.  Abtb.  Lpz.  1870  8.  466  IT.  (zosJiliigeiul  viid  ?.  Rdone  das  Beebt 
der  Sclbstrerw.körper  im  5.  B.  der  im  Erscheinen  begriffenen  4.  A.  s.  preuss.  Staats- 
rechts behandeln).   Herrn.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht.  II  iLpz.  1877)  Kap.  4, 

5.  1  ff.,  ders.  Lehrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  I  (Lpz.  1881)  S.  408  ff..  Georg 
Meyer,  Lehrb.  d.  Deatechcn  Sta.itän  chts,  Lpz.  1878,  §.  109—118.  Moricr,  Solbst- 
regierung,  D.  v.  Beta,  Lpz.  187(1.  Ilue  de  fJrais,  Handb.  d.  Verfass.  u  Vorw.tlt 
in  Preussen  u.  d.  D.  Reich,  2.  A.  Berl.  Ihh2  ^.  ~1  «0.  Das  legislaL  u.  s.  w. 
Material  ober  die  oene  Ges^ieb.  der  höheren  Verbinde  detailllribei  v  Brauchits<  Ii. 
d.  netien  preuss.  Vcrwalt.gcsetre ,  Ty.  \.  B.tI  2  B.  Prenssen  erfrent  sieh  jot^t 
vorzuglicher  finanzstatistischer  Aufnahmen  über  die  Finanzen  der  Gemeinden  u. 
Kreise,  beeonders  ttber  das  Stenenreeea,  beoibeilet  r.  Herrfartb,  Stndt,  v.  d. 
Uriiickeri.  im  Ergänz.heft  (i,  7.  9  d.  Preuss.  stat.  Ztschr..  sirh  anse)ilies:<end  an 
ixuhere  Aufsätze  in  d.  Ztschr.  (so  im  Jhg.  lS71f  Arbeit  von  Blcnck},  an  das  amtL 
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JabriNieli  n.  n  Hft.  S5  d.  «JPkvm.  SfttiBtlk**.  län  alliremcjiiM  Gewti  ftber  Gomniiinal- 

besteiierung  ist  wiederholt  in  Aogriff  genommi  n  vordL'n.  aber  bisher  nicht  gclungfiu. 
Die  genaouten  8t»tirtiichea  Arbeiten  sollten  dafür  n.  für  die  eanze  deutecbe  Keichs- 
imd  die  preoo.  StaitsSnanaeform,  fdr  das  aefeo.  ^TenrendDngsireset]^  n.  A.  m. 
die  Thatsachen,  namentlich  die  Hohe  der  Belastung  mit  (jcmeinde-,  Kreis-,  Prorincial- 
nnd  anderen  öffentlichon  Corporationsabgabon  (Schal-,  Kirchen-,  Armensteoem)  und 
das  Verhäluü^  tlieüer  ßekiitung  zu  den  Staatsstcueru  fuäbtcUcu,  —  Thatsachen,  deren 
fmiMi*  KiMlli tollt  in  manchen  Panctun  die  Voraussetzung  ftir  die  richtig«!  Wahl  des 
Wegs  zur  Finanzreform  ist  Geg^enwinig  wird  kein  andrer  Staat  eine  so  rorziii^Iiche 
Fijuazstatistik  der  Selbdtvervaltuug  besitzen.  £s  fehlt  irorncmlirh  diejenige  derduts-  , 
besirke  (in  deren  Gebiet  Uber  2  Mili.  Einwohner  ausserhalb  der  OemeindeverfasäUDg 
leben.  Trn5<prithei]s  nur  in  den  '  tl  l'rovin/.en).  Dieselbe  hat  aber  kaum  Uberwind- 
Ucbe  Schwierigkeiten  in  der  Veruiischnng  des  ölTentUch- rechtlichen,  geffieiaviith- 
»cbaftliehen  ait  dem  privatrechtHcbea,  prinitwiithMiliafilieheik  Momeiit  Bei  d«i 
Landgemeinden  bildet  die  noch  vielfach  lierrschende  Naturalwirthschaft  (z.  B.  in  der 
Besorgung  des  W^bao»)  ebenfalls  fdr  die  t'inanzatatistik  eine  Klippe,  da  hier  Katanl- 
l^Btnngen  in  GeMirerdie  mDsnwhsen  sind,  wie  «s  in  den  genauiten  Arbeiten  aaeh 
geschehen  ist  S.  sonst  au<  U  Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Wegner. 
Referat  über  Commun.bcsteuerung  nebst  Statist.  Tabellen,  Verhandl.  d.  Ver.  f.  Soc. 
polit  1877,  Heft  U  d.  Ver.schriften ,  27,  überhaupt  die  Liter.  Uber  allgemein« 
und  ober  preuss.  Commt^nalsteuervesen ,  so  Grotefend,  1S74,  Kotze  1S77.  Gut- 
nchtcn  d.  Ver.  f.  Soc.  polit,  1ST7,  mein  i?t'ferat  auf  d.  Yei-samtnl.  dieses  Vereins  1ST7 
(u.  selbständig  Lpz.  187S),  die  (ierstfeld'schen  Arbeiten,  welche  das  gen.  amtl. 
Material  weiter  verarbeiteten,  bes.  „ein  Fio.ref.plan"  1881,  „Zahlen  u.  Bilder*'  1881, 
„S'tädtefinanzen"  ISSJ  Aurh  Blenk,  Gehaltsvcrhiiltnisse  der  höheren  Gemeinde- 
bcamlcn  in  d.  prcoss.  btadtgeraeinden  über  10,000  Einw.,  Preusa.  Stat.  Ztschr.  S.  271. 

a.  Für  das  0ireiitli(äe  Fbanzraelit  der  Oemeinden,  namentlich  Atr  das 
Steuerrecht  sind  die  Vorschriften  der  Stadt-  and  Landj^cmeindeordnungen 
■amgtibead.  Nach  der  St&dteordn.  f.  d.  6  Ostl.  Proriuzen  r.  SO.  Mai  185S  ist  u.  A. 
die  CfeDehmigung  der  Begicrung  erfeideriicli  zur  Yerivsaernn;  ▼on  Grund'- 
stticken  und  diesen  gesetzlich  gleichgestellten  Gerechtsamen,  und  zu  Anleihen, 
durch  welche  dio  Gemeinde  mit  einem  Schuidenbcstand  belastet  oder  der  vorhandene 
rergprOssert  wird  (§.  50  d.  Ges.).  Zur  Deckung  der  darch  Bedürfniss  oder  Verpflichtungen 
der  Gemeinde  nOthigen,  aus  den  Einnahmen  vom  städtiackeA  TannOgen  nicht  gedeclften 
Ausgaben  können  die  Stadtverordneten  die  Atif '»rinffang  von  Gerncind esteu crn 
beschliessen  h'A).  Diese  küanen  i>e8tehen:  einuial  in  Zuschlägen  Ueu  Staats - 
steuern,  wobei  aber  die  Steuer  f.  d.  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  nnd  bei  Zu- 
.s^  hl'tET'^n  zur  classif.  Einkoinmensteaer  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegen^  Gnmd- 
ei^enthum  irei  zu  bleiben  hat;  die  Genehmigung  der  Regierung  ist  bei  allen 
ZoflcUigeR  svr  ElnkomiBenstover  (alao  nickt  zur  Glaasenst),  bei  Znachllgea  n 
den  übrigen  directen  Steuern,  wenn  sie  50*/o  übersteigen  oder  nicht  narh  .gleicht  a 
S&lzea  auf  diese  Stenern  vertheUt  weiden  sollen  (Freil^ncg  oder  geringere  Belastung 
der  lebten  CSasieoAstafe  M  ebne  Genebmignng  ertaobt),  und  bei  Zuschlägen  m  den 
indirecten  Steuern  erforderlich.  Sodann  k<^nnen  in-sonderc  directe  oder  in- 
directe  Gemeindesteuern  beschlossen  werden,  die  der  Genehmigung  der  Hcgierung 
bedürfen,  wenn  sie  neu  eingeführt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert  werden 
sollen.  Bei  besonderen  Communaleinkommenstenern  ist  ebenfalls  das  ausserhalb  der 
Gemeinden  gelegene  Grundeigenthum  frei  zo  lassen  5"^  d  St.  0.).  Wie  die  neueste 
Statistik  zeigt,  bestehen  doch  noch  viele  besondere  Lüikuuinienst»  uern.  Bdütiuimungiiu 
über  den  Gemeindchaushalt  im  Titel 7,  §.  66  C  Jährlicher,  eventuell  bis  3Jlhr. 
Etat  vom  Magistrat  den  Stadtverordneten  zur  Feststellung  zu  überrei' :  misHeretat- 
mässige  Ausgaben  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stadtverordneten,  l^ustitnmnngen 
Uber  Oebitter  «.  Pensionen  in  Titel  6.  —  In  der  Hanptaaobe  dieselben  Tor^ 
Schriften  in  d.  Städteordn.  v.  11).  Mrirz  1«<5C  f.  Westfalen  (§.  49,  52,  mit  einer 
Beschr&nknng  in  Betr.  der  Zuschläge  auch  bei  d.  Classenst,  nicht  nur  der  EiuLst., 
indeni  ancb  dabei  das  ansserbalb  der  Gemdnde  belegene  Ornndeifenthnn  ansser 
Berechnung  bleibt:  die  Zuschläge  unter  '»0%  verlangen  hier  bei  der  Einliest,  keine 
besondere  S^tsgenehmigung;  Tit  6  u.  7),  dsgl.  in  der).  L  die  Kheinprovinz  r. 
15.  Mai  1856  (§.  46,  hier  auch  Genehmigung  der  Regierung  etforderUch  zu  gewissen 
Prooeami  tm  lumu.  Bedestmif  ^  |.  49,  isx  veitsfer  BeBcbiinkiuif  dw  Zmchlige 
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tnr  Glassen-  und  Einkommenst.  ab  in  den  anderen  Städteordnun^n ,  in  Bez.  auf 
Freilassang  anch  des  ortsfremden  Gewerbeertrags  in  gewi^^scn  Fallen;  Tit  0  V.  7)l 
Die  gleichen  Beütiuimuiifjfcn  Uber  das  Stellerrecht  wie  in  den  ijstl.  l'rovinzen  auch  im 
(ies.  V.  31.  Mai  jSsö  l  über  d.  Verfasi.  d.  Städte  in  Ncuvorponiinern  u.  lJugen,  §.  5,  III. 
In  der  Prar.  Hannorer  gilt  die  revidirte  hannov.  Stadieordn.  v.  24.  Juni  IS5s 
(v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht,  8.  A  II,  2.  Abth.  S  :.:n.  r.t'.ü  t!  .  Ijei  ürotefend. 
Poli/ciiexicoQ,  Lpz.  1877  S.  1062).  Danach  YcrpÜichtuog  der  (iemeindemitglieder 
«ir  ZaUqsp  von  Abfabeo,  iremi  die  EfnkOnfte  d«6  StadtreraSgeas  ntebl  aiureickett 
f§.  1 14).  Vorgängige  Genehmigung  der  Regierang  zur  freiwillitr -m  Veräusserung  von 
Uerechtigkeiten  u.  (iruudstQckun,  zu  Atdcihen,  «eiche  den  Scbuideostand  vei]grfl«sem, 
rar  Einnbnin;  neuer  oder  Vertnderu  ug  bestellender  OemeindeabgtbeD  (§.  119).  In 
Schleswig-Holstein  ist  durch  das  preuss.  Ges.  v.  14.  April  I&69  die  Verfassung  u. 
Terwaltung  der  Stidte  and  Flecken  geordnet  (v.  lUnnc,  H,  2.  Abth.  S.  3:^2.  59U  Ii.. 
Grotefend  a.  a.  0.).  Die  Vorschriften  über  Veräusscrungen,  Anleihen,  Gemeiudestcuern 
(§.  71,  72)  sind  hier  de^jenl^n  für  die  Khoinprorinz  im  Wcsentl.  nachgebildet,  l  cber 
Abweichungen  in  Hessen  s.  d.  ehemal.  knrhess.  (iemeindeordn.  f.  Städte  u.  Land- 
gemeinden V.  2.S.  Oct.  Ib34  (bei  Grotefend,  a.  a.  t).  S.  510,  Könne,  II,  2,  S.  .'>b3|. 
C.  A.  kftooen  hiernach  (direrte)  (ieuieiudeumlagen  erst  stattfinden,  wenn  das  Erwerbseio- 
kommen  u  n d  dii!  Krträge  der  l)estehenden  V  »■  r)) ra  u  c  Ii  1> jja  b  on  nicht  ausroirb -n'«;.  7 TV 
FOr  die  Einführung  neuer  Verbrauchsabgaben  minister.  Genehmigung  erfordcriicb. 
1890/81  waren  anter  2.541  MilL  If.  OemeiDdeabffabeii'in  den  liess.  Stidten  0.844  Hill.  M. 
indirccte,  in  den  T-mdkn  i^cri  v.  1.7s  Mil],  M.  (;,  iiieiiide:il»u-.  O.lM»  Mill  M.  S.  sonst  Tit.  4 
der  gen.  h&a.  ürdu.  Im  ehemals  n  a  s  s  a  u  scheu  Gebiet  l>estcht  die  uass.  Gemeindererfanit. 
r.  20.  Juli  1851  (r.  Ranne,  II,  2,  .)S5,  Grotefend,  527);  auch  hier  uoch  nehr  iu" 
directc  Abgaben.  In  Frankfurt  a.  .M.  gilt  d.  preuss.  JJes.  v.  25.  Marz  1S67,  wes.ntl. 
nach  den  (irundsätzen  der  Stadteordn.  f.  d.  östl.  Provinzen,  so  bes.  in  d.  VorschrifteM 
Uber  Staatsgenehm  ig  von  Anleihen.  Veräusserungen  u.  Uber  das  Stcuerwcsen. 

Für  die  Landgeuicindcn  b<  st('ben  in  den  (»  ustL  Provinzen  die  besonderen 
ßeätimuiungen  der  (iemoitidev«  rf.  v.  I  I.  /\pril  is.*)r>;  so  über  d.  Verthcilung  der 
Gemeiudeabgaben  11,  12.  Hiernach  gilt  zunächst  der  „hergebrachte"  Mass» 
Stab;  VerSodbruDif  deaielbeii,  Erghueang  u.  s.  w.  durch  (iemeindebeseUoss  mit 
Kl  tri-  nin^^s^^i'iK'limiÄung:  eventuell,  wenn  ein  solflicr  nicht  zu  Stande  kommt,  allein 
durch  die  licgicrung  nach  Anhörung  des  kruistaga  mit  Genehmigung  des  Min.  d. 
Innern.  In  der  lindgemeindeonhi.  f.  Westfalen  ?.  19.  Mliz  1856  f^ten  Ihr 
den  Gemeindchansh:dt,  dio  Staatsgcuohmigung  zu  Verlnnerungen  u.  Anleilien  u  für  da« 
Stettcrrecht  wescutlicli  dieselben  Bostimmangen  wie  für  die  Städte  ^.  45, 46,  55,  &7\. 
In  der  Rbeinprorinz  können  die  Landgemeinden  (bez.  die  (lemeinden  vnter 
lO.OOt)  K.  Erl.  V.  15.  Mai  1*«.)6)  auf  Wuns.  Ii  .  ntweder  die  Städteordnung  oder  die 
(iemciudcordntuig  r.  23.  Juli  1^45,  verändert  durch  Ges.  v.  15.  Mai  Iböli,  verliehen 
bekommen.  Die  Bestimmungen  über  das  Stenerrecht  sind  in  letztcrem  Gesetz  dieselben 
wie  in  d.  Städtcordu.  In  d.  Prov.  Hannover  besteht  das  hannov.  (ies.  Uber  die 
l^indgcmeindcn  v.  2s.  Apr.  isö'.t,  nebst  hannov.  Min.orl.  v.  dems.  Tage.  Die  Ver- 
thcilung der  (j<Mn<-iiiti(:la.>)ten  erfolgt  nach  dem  herkömmlichen  oder  sonst  giltig  be- 
stehenden l'uss,  der  durch  Gemeindeversammlung!)-,  bez.  Ausschuss-Beschluss  unter 
Staat.sgen(  hnii^:iiiii?  ah^eändrrt  werd<-n  kann.  4'  II",  der  Min.  V.o..  mit  .Atifrabe 

der  Gesichtspuucte,  nach  denen  die  Geuuhmigung  zu  crthutleu  oder  zu  versagen), 
^olgt  wiederholt  keine  Genehmigung,  so  hat  die  obere  Stants-VerwtiLbeliOrde  das 
Bettrags-Verhältniss  zu  bestimmen,  §.  .^0 — 52.    Grotefend  S.  4'.i2. 

Nach  der  gen.  neuen  Finauzstatistik  hatten  fur  18b0/bl  zu  entrichten  (Mill.  .M.): 

Die  Stadtgeii.  Landgom. 

(ohne  Oiitwesiilte:) 

1.  Directe  Staatssteuern   SÜ.99  05.75 

2.  Gemeindeabgaben   99.66  58.92 

d.  i.  auf  den  Kopf   lOJiS  S.76 

daron  in  Mill.  M. 

a.  Zuschösse  zur  Grundst.        ....  1.87  1S.07 

b.  „  Gebindest     ....        6.84  5.19 

c.  ,«  Clas.«  u  Einkommenst  .       50.66  22.12 

d.  „         „  Gewerbest.     ...   1        1.24  1.21 
znsamment  Znschlige  ....       80.01  40.59 
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Die  Stodtgem.        Latidg^cm.  ^ 
(obuc  Gutäbczirlu) 

c.  beäondore  Gcineinde«iiiloflimeiisteae|ii  l<>.(iT  2.04 

f.  Wohn-  u.  Miethst   II. Iß  0.06 

g.  Hundest   J.2Ü  0.57 

h.  sonst.  Bealst   $.67  5.51 

i.  sonst.  Pers.st   0.29  r?.21 

k.  iodir.  (iem.stcaera   4.05  U.56 

L  aod.  Genu  n.  GorponteiMm  ....  —  0.S8 

znsammen:  and.  Steuern  .   .   .  ^S9.04  12. S3 

3.  Auttserdem  erhoben,  neml   8.50  30.00 

a.  Sehiilstewm   3.34  11.59 

b.  Kirrhcnst   S,1S  5.2ß 

c.  Annmt   0.12  1.96 

d.  Kreis-  und  Provinzst.  ......  1.80  11.15 

4.  Samma  Gem.  a.  Corp.tt   108.11  ss.^S 

ö.  Alle  <\\esc  öff.  Abp-  :    .    .  1S9.10  154.63 

A  . jxliaifubs.  von  N.  4  : 1  wie  V  zu  lÜO;  133  135 
Oboe  ilohenzollem.  Das  System  der  allgemsinen  Gemcindr  ii^.  iben  vdtet  demnach 
stark,  in  besonderem  Maasse  in  den  Streiten  vor,  wo  die  Schuilasteu  nur  noch  t?i  il- 
weise  Schulsocietätalasten  sind,  mciätenü  auf  die  Gcmeindeca^  Q|i)ernommea  wuidea 
ood ,  fMDias  eiaer  Befagruiss  dar  Stidte  in  den  KTeisaidniingsproTliueii.  sowie  gemlN 
dem  üblichen  Continj^entimiifisiirincip  in  den  anderen  Provinzen,  die  Kreisabgaben 
groasentheile  direct  aus  der  ocmeindecaaae  im  Ganzen  entrichtet  werden,  ohne  Indi- 
^dnalrepartitioii  aaf  elnzdae  SteDerpflichtige.  Letzteres  Priucip  ist  dagegen  fllr  die 
L.andgemcinden  durch  dit;  Kn  isurrlnum:  rseschrieben  und  besteht  auch  sun.st  all- 
gemein. Die  Zwecksteuern  fttr  daH  Armeuwesen  sind  auch  in  den  LAndgcmeinden 
der  alten  Prorinzcn  unerheblich  (durch  Cab.  0.  v.  22  Juni  1S25  ist  Uberhaupt  die 
Einführunj;  einer  b<'3ondercu  „Armensteaei*'  als  allgemeine  Form  zur  AufbrittgBlIg 
der  AruK'iilastoti  vcrl)Otori\  wichtiger  sin«!  sie  noch  in  Schlesw.  Holstein  ii.  Hannorer« 
—  Das  Systriii  dur  Zuschläge  zu  dcu  JMaatsötcucrii  uberwiegt  in  Stadt  und  Land 
bei  den  (ieukeiudeabgaben,  aber  die  mehr  oder  weniger  vuu  den  Staatssteuem  ab- 
wri.  liLMidcn  bcsondi'rc'n  Sifucrn  sind  dorh  noch  ?ehr  verbreitet  und  erheblich  im 
Betrage.  Das  Persona Isteuergebict  (zu  dem  auch  die  Wohnnngs-  und  Miethsteiiern 
bes.  in  Bi^iB.  im  Weseatl.  mitzurechnen  ist)  liat  selbst  in  den  Landgameindea  eine 
grosse  Ausdehnuns:  gewonnen  und  überwiegt  vollends  in  den  Stedten:  ein  ITanpt- 
OAterschied  ?on  England.  Die  indirecte  Gemeindebüsteaerang  ist  nur  noch  sehr 
schwach  Tochandai,  am  meisten  in  Hessen -Kassan,  Hannover  «.  in  einaelaen  Stidlen 
der  alten  Provinzen,  wo  die  Schlachtsteucr  als  Gemeindesteuer  blitb  (so  in  Breslau^ 
Die  einzelnen  Provinzen,  theUs  die  Gruppe  der  alten  (und  hier  wieder  der  Östlichen 
und  westlichen  auch  untereinander)  gegenüber  den  neuen  (1  Süß  er),  tbeils  jede  Provinz 
gegenttber  den  andero,  femer  die  einzelnen  Städte  und  die  •  inzelnen  L:indi;t- meinden  in  den 
Kreisen  zeiiren  aber  viele  Versehirileidii'iten.  für  die  auf  den  rei'  hen  Inliult  des  stati.->f. 
Erganz-bcfis  '.)  zu  verwei;<en  ist.  Tii-uierkeuswertii  iat  u.  A.,  da»*  vuu  deu  37,^lüö 
Lrandgemeinden  des  Staats  (ohne  1 1 uhenzoUem)  doch  nar  noch  640  ohne  Gemeinde- 
i^  -a  ti  n.  T.r24  vor!isi  !  ü  sind,  in  denen  diese  Abgaben  aassehliesslicb  ron  den 
Grundbesitzern  auigeliracht  werden.  — 

Die  llteren  statistischen  Aofeahme»  festatten  nur  theilweise  eine  Vergleichang 
mit  den  netjcsten.  Für  1  wurden  im  Staate  alten  Uinfansr»  (ohne  HohenzoUeni) 
bimmtliche  (}orpor.abgaben  berechnet  in  den  Stadtgemcindeu  auf  29.47,  den  Landg em. 
attf  49.57,  ZQ8.  avf  73.04:  diese  Beträge  waren  ()1  fsstiegen  atif  90.S5,  66.68 

u.  i:)f;.03  Mill.  M.,  p.  Kopf  1857  im  Staate  4.21,  ISbO— Sl  0.21  M..  Znnahme  iu 
den  Städten  207,  LAndgefflcinden  51,  im  Ganzen  IU^'/q.  p.  Kopf  ,am  4^"/«,  mit  vielen 
Verschiedenheiten  in  den  Provinzen.    (Erg.h.  9  S.  III). 

Geber  die  Verwendungszwecke  der  (iemeindesteuern  u.  der  gesammten  (ie- 
!neifide<*inuabmcn,  sowie  über  die  nicht -stetierrcchtlichen  Kinuahmen  liegen,  abgt'^ehen 
>on  den  erwähnten  Zwecksteuer- Daten,  im  Ergänz.heft  6,  bcarb.  v.  Herrfurib, 
geaanera  Daten  for  die  preass.  Gemeinden  v.  über  10.000  E.  vor,  einzeln  für  170  («> 
tneinden.  f.  1S7A.  Hier  werden  (S.  121)  berechnet  für  die  Snmme  dieser  170  Ge- 
meinden ; 
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118       1.  B.  2.  K.  2.  A.  FiauunreMD  d«r  BeltotratwiItangHkftiper.  §.  54. 


Gosammt  Erntto- 

Auf  d. 

Ord  Bnitto- 

Auf  d. 

ausg.  ord.  u.  aimoid. 

Kopf 

ausg.  aliein 

Kopf 

MÜL  11 

M. 

MilL  M. 

M. 

AIlo  Au.sgabeu  (incl.  L>jislungeil 

aa  Kieis  a.-Fro?.  Yorbaud) 

227.45 

42.S7 

165.8B 

Dmron  t  ttuJH  Ziracke  (inoL 

13.12 

2.45 

12.37 

2.51 

36.68 

6.S3 

18.22 

3.8» 

f.  WohlÜiatigL  u.  ArmoDweaen 

21.62 

4ü0 

20.08 

3.74 

40.75 

7.59 

».Ot 

5.97 

f,  VendDsnng  und  Tilgung  der 

Gcmeindeticbuidou  .... 

20.71 

3.86 

3.60. 

Im  Einzelnen  nnteischeidet  diese  amtliche  Statistik,  wie  oben  (S.  100)  Mgigelien 
wnrdt!.  Zar  IllustratioQ  niu<r  ri  Ii  Zahlen  für  die  zwei  grössten  prcnss.  Gemeinden, 
Berlin  u.  Breslau,  luitgethtiilt  werden.  Einzelne  Posten  bedürfen  eine  ErUateruog, 
wnflBr  nnf  die  QoeUe  ieltat  zn  r«rveiiMk  ist  Di»  b«l  didgwi  Bnlvriken  forkonuiMdntt 
EbuMluMn  Bind  zogiddi  mit  nnfefsben.  iJOin  Zahlen  in  1000  Mark\ 

Berlin.  Breslau  (1875) 

Angabe     Dnven      Ein-    Ausg.     Davon  Sin' 
Extraoid.  nehme  Extraord.  nahnw. 


L  Allgem.  staatl.  Zwecke 

8.742 

62 

336 

38» 

5 

57 

nemL  1.  f.  Militverw.     .  . 

630 

156 

15 

. — 

7 

560 

— 

lU 

14 

— 

7 

b.  sonst.  Gamis.eiiiri<  lit. 







0.2 

— _ 

c.  sonst.  Ausgaben  (He- 

sermtenunteiBtttte  n.  s.  w.)  . 

70 



2 



— 

2.  Jastizverwnlt  .... 

— 

— 

— 

73 

172 

351 

5 

51 

Defon  n.  Nacht*  VeohliirM  . 

3S7 

11 

52 

109 

b.  Feuerlöschwes.  .  . 

14S0 

50 

61 

177 

1 

9 

c.  Poliseigefingn.  .  . 

131 

47 

25 

3 

5 

d.  Sontti^M  .... 

968 

12 

12 

40 

1 

37 

4.  Wahlsach<'tL  .... 

35 

— 

— 

— 

— 

— 

5.  Staatssteaorvcrwaituiig  . 

6.  Eichwesen  u.  A.  m. 

165 

s 

23 

IL  V'j  rkolitienlagcn. 

16.048 

8.«;9;{ 

982 

f  428 

157 

1.  SlraHscn  und  Plätze  .  . 

15.256 

8.439 

837 

8a6 

15 

Davon  a.  Entwässerung    .  . 

8.420 

8.420 

191 

.115 

492 

1 

b.  Pflasterang   .   .  , 

3.552 

1 

603 

393 

834 

c.  Btileucbtung  .   .  . 

1.171 

212 

d.  lieiniguag     .  .  . 
2.  Sonst  YanLanL  (GhansiM 

2.013 

6 

43 

263 

3 

14 

Brücken,  Führen,  Caiiäle, 

Schleussen«  Häfen  u.  s.  v.) 

792 

254 

145 

742 

502 

142 

UI.  OorerbL  Anlegen  n. 

gemeinnUtz.  Anst 

13.063 

451 

14.992 

973 

114 

1357 

1 .  üasanst  (Breslau  in  1 877 ) 

9.905 

12.126 

(1.765 

415 

2.180 

23 

2.S07 

578 

375 

325 

3.  Sonst,  gem.  nOts.  Anst 

1170 

I2H 

59 

.M94 

177 

418 

IV.  Wohlthati<?k.,Arin,v.'< 

5.032 

257 

517 

1.362 

318 

935 

1.  Anst.  unt.  (iom.  rorwaiu 

2.058 

219 

267 

610 

240 

550 

2.  Zuächüsäe  an  andere 

119 

10 

;t.  f^uii-ti-'/s   ind.  Arm<^'n- 

kraakcupflegc  u.     w.  . 

2.856 

38 

250 

742 

78 

385 

V.  Unterriobtaswecke 

8.470 

2.787 

2.017 

1.584 

47b 

1.  Gemeinde -Volks- u.Elein, 

schulett,  euch  Armen-  u. 

4.860 

1.562 

70 

770 

52 

6 

2.  Höhero    Si-htilen  nntor 

Gom.vorwaltong   .  .  . 

S.436 

1.224 

1.946 

734 

31 

393 
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Aoagabo 

3.  Spec.anterr.&nst.  d^gl.  .  SS 
1.  ZaschOBse  aa  S^liukn, 

nicht  unter  Q«B.?«nr.  121 

5.  Sonst  Aasgaben  ...  SO 
VI.  Gemeindererwalt. 
i.  A 1 1  g  e  m.  ( Bescdd.,  Pens., 

Bnreauausgb.  u.  s.  w.)    .  4.182 

J.  Persönliche  Au^aben  .  3.360 

3.  SMhBehe         ^       .  7T2 

Vir.    .  m- i  [j  ,1 schalden  1.6!»:) 

1.  \  crziusuug   ^.621 


Berlin. 

Dsron 
£xtnord. 


Ein- 

1 


504 

m 

16 
8.410 


2.  TUgung 
a.  PassiFrenten    .    .   .  , 

4.  Nene  Anleihen 
VIIL  Sainme  der  BriiUu- 
AMg.   (iBcl  einige 
hier  nicht  g-en.  Posten) 


1.078         —  — 


Auüg. 

40 

18 
18 


180 
1.609 
1.005 

418 
1 


Breslau  (1875) 


Davon 
£3CliiiOid. 
7 


Eiu- 
nahuif. 
70 


106 
106 


28 


!  .T.> 

12!» 
38 


öl*..  157 


—        8.420  — 


—  lO.Sf.I 


2.S5G 


12.379 

Dazu  treten  dann  noch  die  Leistungen  der  Stüdto  fcir  den  Kreisverbaod ,  den 
Prorinzialrwband  e.  ftur  kirchliche  Zwecke  (bei  Beriia  fehlend,  bei  Bretdau  N.  1  dgl., 
M.  2  74,     S  80  TnmoA  H). 

Nicht  nnrrh'Mich  sind  die  Nettocinnah men  „aus  dem  nutzbarem  Ver- 
wögen'' (Kämmereigater,  laudwirthsch.  Gnmdbasitz«  Waldongea,  andere  gewerbl. 
Aslagen  ,.zo  Pdratzveckea**)  dw  Sfftdto,  im  Ganxen  in  d.  ifo  pfvniH.  Oemeiniien 

Uber  10.000  E-  in  1S76  14.19  Mill.  M.  (netto'  oder  2.64  M.  p.  Kopf,  ii.'l.cn  -  wier 
BruttueiuüJthine  ans  der  Communalbesteaening  von  7U.39  M.  M.  oder  18.12  M.  p.  Kopf. 
Ferner  die  theils  gcbabrenartigen ,  th.  den  Character  privatwirthschaftlicher  Koiiton 
uad  Unternnhuiergewinns  tragenden  Einnahmen  bez.  Betriebs-  oder  Venraltmiglllbei^ 
-rhtjsse  der  Gemeindean.staltcn,-  Einrichttiniren  u.  Unternehmungen.  Hier 
^ewiuüao  moderne  Dinge  wie  diu  Gaaautitältcu,  V^'a^scrlcitungcn  anch  eine  wachsende 
finanzielle  Bedentoiig  fQr  die  Einnahmewirtbschafl  der  prcuss.  Städte.  Leider  fehlen 
noch  die  höhen  grossslädt  Einnahmen  ans  Strassonbahnen,  die  man  bisher  auch  hier 
den  Actiengesellschaftcn  zur  Ausbeutung  tiberliess.  Unter  den  gebuhrenartigcn  £iu- 
nabiBen  tind  die  8cbiilgdder  für  hohem  ^hnlen  henroRohebeii,  vdche  die  betreffend«!! 
Kosten  meist  zur  Hälfte  und  mehr  decken.  H'^iches  Material  tilicr  dies  Allcü  im 
EifäuzL  N.  6.  Die  Bruttoeinoahmea  (von  denen  bei  (iasanstalten,  Wasserleitung 
allerdings  nnr  dne  mässige  Quote  als  Reinertrag  ftr  «ndeve  GoiiinraniilfttMg*ben  rer- 
fiit^bar  bleibt)  waren  in  den  170  Gemeinden  üIh  r  iD.flOO  K.  5ß.2n  Mill.  M,  (davon 
(iaitaustalten    27.9S,    Wasservemrg.anstalten  l^ntwäss.anlagen    und  Abfuhr- 

austalten  0.45,  Märkte,  Markthallen,  Mendnrichtungen  0.90.  Commuuications- 
anlagen  1.19,  Schlachthäuser  u.  Höfe  0.31,  Stadtwaagon  0.14,  Krankenhäuäcr. 
Hospitäler,  Wohlthätiifk.anstalten  1.54.  Schnh-n  im  Ganzen  Itt.'Jl  [neml.  Volkssch.  1.46, 
höhere  Töchtersch.  2  03,  Milteisch.  1.7M,  Kcal-  und  hühcrc  Bürgrersch.  2.85.  Gym- 
nasien 2.2;J.  Faehich.  0.55  M.  M.]  Dazu  traten  noch  besondre  „Beitrüge"  2.63 
^f.  Ein-iuartitr.  B.  s.  w.  1.02,  Feld  und  WaldhUterlohn  0.0/14,  der  Adjac  nt-  n  f.  Sfrassen- 
u.  U'cgebaukosten  1.54),  ferner  diverse  n^bühreu  u.  Sportein"  (u.  A.  f.  Staudesamt- 
«ncben.  EichweieB  n.  A.  m.,  s.  Tb.  auf  Heilwaunen  oder  Spedal-Bechtstitehi  beruhend) 
0.54  M.  M.  Im  Ganzen  an  solcheu  Bruttoeinnahmen  ans  gebUhrcnartigen  Gefällen, 
Beiträgen  u.  w.  55.44  M.  M  ,  10.33  M.  p.  Kopf,  gegen  70J)i)  M.  M.  oder  13.12  M. 
I».  Kopf  CoBURUnalsteuem  (^Erg.h.  N.  6  S.  222«  218). 

§.  55. —  h.  Die  SelbstrenraltOttgsliOrper  höherer  nr  lnung,  die  Kreise  nnd 
Provinzen,  haben  in  Preussen  früher  nur  beschränkte  Befugnisse  d«  r  Autonomie 
gehabt.  Eine  erhebliche  Erweiterung  derselben  ist  durch  die  neue  Gesetzgebung  der 
70er  lehre  erfolgt  Diese  gilt  aber  enrt  in  den  fleüichen  Provinzen,  mit  Anraahmo 
Posens,  in  den  anderen  bestehen  theils  die  älteren  Normen  noch,  theils  n<  uc  besondere 
fieetinunungca,  so  in  den  1S66  aouectirten  Linderu,  unter  Gewährung  etwas  grösserer 
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a.  Di«  Kreise,  (8.  v.  Urtniic.  T,  '2.  i;.  Iti'.t.  S«  halzc,  prcuss.  StMütU, 
IL  63  tr.,  F.  Mcior,  1.  A.  v.  lIolt/>  nd.'s  Kn(  ycl.  I.  UM  Nach  den  Kreisordnungeu 
f.  Ib'lh  it.  iür  die  acht  alten  Prorinzcu  ((iesetzo  r.  1.  Juli  lb2S  a.  27.  Mfirz  1S24} 
halmt  dl«  KidMttnde  nur  die  Befbgoiffii,  die  kreisveise  »ofknbtingeiidea  Staats- 
prästationen zu  ropartiren ,  soweit  d.'n  n  .\nfbringaugsart  uicht  (liir<  li  Jas  (iraotz 
bestimmt  vorgeschrieben  ist,  sowie  die  Kcgulinmg  voa  Abgaben  und  Leistungen  fOr 
KreisbedQrfiita«  zu  begutachleD.  Dareh  veisemedone,  im  fiinxelnen  licht  gua 
übereinstimmende  Veronlnungen  vou  1*^11  ir. — Is4H  fUr  die  ?erschiedenen  Lantlcs- 
tbeile  (r.  Bönne  I,  2,  S.  5411)  haben  die  Kreinstlade  aber  die  Bofugniss  erhalten, 
die  Kreiseingesessenen  anch  za  anderen  als  den  ohnehin  obligatorischen  Ausgaben 
zu  verpflichten,  woraus  wieder  das  Recht  abgeleitet  wurde,  Krcisschuldcn  aaf- 
zunchmen.  Die  rcj^ehnässitron  Zwo  Ve  sind:  .Ausgibcn  zu  gfirneinnützigen  Ein- 
richtungen und  Aulageu,  auch  (mit  Austi.ibine  der  i'rov.  l'reusjscu)  lui  Ucseitigong 
eines  Nothstuds".  Zu  diesen  ZwccUm  können  auch  die  EinkUnHc  der  Kreis- 
cODimunalfonds  benutzt  >rd 'n,  das  Kapitalvermö'roii  dcrsellicti  mit  Kön.  Genehtnifn^ng. 
Einzelne  weitere  Beschriuikuugtin  ansserdem,  so  in  d.  iiheinprov.,  dasa  die  Beiträge 
a.  Leistungen  der  Kreiseingesossenen  10*/.  der  directra  Staatsstenem  (incl.  MaU- 
u.  Scblachtst.^  nicht  tibcrsteis^cn  dtlrfon  (doch  Ausnahme  mit  Knn.  f!<Miehmitruii?> 
Nach  der  Kreisordn.  v.  IS.  Ducb.  1^72  (neue  Fasauug  v.  lö.  März  l^Sl)  ist  der  kreis- 
tag  (§.  116)  allgemein  befogt,  „Ausgaben  znr  Erffillang  einer  Verpfliehtnog 
oder  im  Interesse  des  Kreises  zu  bescbliossen  und  zu  diesem  Bchufe  übif 
das  dem  Kroise  gehörige  ürund-,  bez.  Kapitalvermögen  m  reifen,  Anleihen  auf- 
zonelmien  vnd  die  Kreisangehörigen  mit  Kreisabgaben  m  bi^nslett,  innerfa^b  der 
Grandsätze  der  §.  10 — 1^  der  Kreisordn.  den  Vertheilungs-  u.  Aufbringungsmaassstab 
der  Kreisabgaben  zti  beschliessen,  den  KreisbaiHhaltsctat  festzustellen  tiud  hinsii  htJich 
der  Jahrcsrcchnuug  Dc€hai>;e  i^u  erihuUcu;  diu  <irundsätze  festzustcliea ,  nach  welchen 
die  Verwaltung  des  dem  Kreise  gehörigen  Gmnd-  und  Kapitalvennögens ,  sowie  der 
Kreiüciurichtuniren  o.  Anstalten  zu  erfolgen  hat,  die  Einrichtung  von  Krei?« mitern  zu 
lieschliessen ,  die  Zahl  u.  Beeidung  der  Kreisbeamten  zu  bestimmen."  Ucber  die 
Beitragspflichten  zu  den  Kreisabgaben  s.  §.  i>~l!)  d.  Kr.  0.  Ilauptgrundsatz 
in  §.  10;  „Die  V  n!i  ihmp  der  Kreisaltiiaben  darf  nach  keinem  anderen  Maassstabe 
als  nach  dem  Vorhültuiss  der  von  den  Kreisangehörigen  za  eutrichteudea  directen 
Stnatssteoern  xl  zwar  nnr  durch  Znschlige  za  denselben,  bez.  zn  den  nach 
§.  14.  15  zu  ermittelnden  fingirten  Stcii<:rsrit/.  M  der  F^»^ell^(m.  juristlM  fi<  ti  Personen 
0.  t.  w.  erfolgen*'  —  imit  snec.  B«itiaunungea  aber  da»  Verbiltniss  der  Ucranziehang 
der  cinzetoen  Steoetn).  In  den  einzelnen  Gemeinden  n.  den  Gvtsbezirken  erfdgt  dann 
In d i vidualrepartition  der  Kreisabgaben  auf  die  einzelnen  PHichtlgcn,  nur  den 
Städten  bleibt  die  Art  der  Auf brin^iruns  ihres  Steucrcontingents  überlassen  (§.  11) 
and  sie  decken  es  vielfach  gleich  im  (>an/.cn  aus  ihren  Einnahmen.  Der  MaassAtab 
der  Vertheilung  der  Kreisabgaben  •in  iiir  allemal  fustgcstcllt  werden.  Kevisien 
von  5—5  .Tahren  vorbehalten  §12).  Eine  Mehr-  odi-r  Miiid.rbtlastanjf  einz.dnor 
Kreistheile  i^t  gestattet,  weuti  einzelne  Krciäcinrichtuügeu  in  bcsuu<itir:i  huhiiui  oder 
geringem  Maasse  solchen  Theilen  zu  Gute  kommen  ii^.  IS).  Oeber  den  Kreishausbalt 
s.  §.  127 — 129  d.  Kr.O.,  über  das  Überauf3irlit<i-  und  (icnehmigurigsrerht  der  Kotierung 
{i.  176-JbO  (0.  A.  bedarf  die  Belastung  der  Kreiaangebörigen  mit  über  507«  der 
OcsarnntBomme  der  dir.  Stsntestenern,  auch  jene  llehr>  oder  Mindcrbekstnng  einzelner 
Kreistheile  der  ministeritllcn  ticnehmigung.  Voräussennisron  vnu  (inindstnriien  u.  Im- 
mobiliarri'chten.  Aufnahme  von  Anleihen  meistens,  neae  Belastung  der  KreisangehArigt-n 
ohne  gesetzliche  TerpÜlehtonf  aber  die  nBehslen  5  Jahre  hinnas  der  <jenehmi^tig 
des  Bczirksrath>  176).  —  Ueber  die  bisberig<-n  kreisstäii d ischcn  Finri«  litungcn 
in  den  neuen  Provinzen  s.  die  preuss.  Verordnungen  v.  12.  Sept.  lsr»7  f.  iiannuver. 
22.  Sept.  lSti7  f  Schleswig- Holstein,  ü.  S.^pt.  1^67  f.  K.  B.  (assel,  26.  Sept.  iS67 
f.  K.  ß.  Wiesbaden.  betrclfcndcn  Kreisstünde  haben  die  Vcrwalliing  der  den 

Krei«**  frehörigen  Fonds,  mit  dem  l'e^  ht,  Ausgaben  daraus  zu  bo^iohliesson.  zu  gemein- 
nutzigen Zwecken,  bei  denen  ein  Interesse  des  Kreises  obwaltet,  oder  zur  .\bwebr 
eines  Nothst»nds  die  KreiäangehArtgen  za  besteoem.  Stuatsgenehmi^:nn!(  ist  erforder- 
lich /II  Rr<*rltl(is«en.  wo dnrrh  An'-jrnh'^n  und  Tj-isttmiren  für  den  Kreis  ohne  bestehcndf 
Ycrptiichtung  neu  Übernommen  w^.-rden,  zur  Autstellung  des  BeitragHfu^c^  f.  Auf  bringaug 
der  Kreislasten  oder  zur  Aendetiing  des  bestehenden  Fasses,  nach  zur  Verhaasemaf 
ron  Gfiifldstlldten  a.  Knpitälbestiiideu  (atbsor  Ersparnissen  aus  den  letzten  i  Jahren). 
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Einblick  in  die  thatsächlicbü  Gt^taltuug  der  Kruüihaiu>bal(o  gewähren  cbeufaib 
die  geoftBDten  oeveren  «mdicben  finaantaHtt  Aibeite».  An  Kreis- «ad  Prorlneial- 
steuen  neben  den  (iew  ind»:;ibgaben  wurden  danach  Ih^O — Sl  aafgebracht  in  den 
StidteD  l.§56  MUL  in  den  Ukndgemdodeu  11,147  MilL  M.,  dort  so  riel  veniger, 
ireil  die  frtsseren  Stidte  (Ober  25.000  Einw.)  meist  ineisezent  sind  n.  ftdk>  andere 
diese  Al»?ab.'ii,  wie  bemerkt,  nicht  indindaell  eTli<1)t>ii  fKrp.  Tfcft  !l,  S.  49.  99). 
Der  Gesammtbetrag  der  aasgcscbriebenen  Kreis  steuern  alieiu  (darunter  die  direct 
ihr  Contingcnt  zahlenden  Städte  inbegriffen),  war  im  preus:*.  Stiatc  (incl.  HohenzoUcm) 
1877—78  22.800,  ISSO— Sl  25.870  Mill.  M..  davon  im  Gebiet  der  KretoordDI»«  14J^. 
im  ftbrigen  Staatspehifto  11.123  ^lill  M. ;  von  Icf/tpren  zwei  Summen  wnrdcn  erhoben 
al?  Znschla?  zur  (jruudäteucr  bez.  4.96^  u.  4.4(>.'i.  zur  üub4uüc.->t.  l.^Ui  u.  1.2U2,  zur 
(  la>6cii-  u.  Einkommmst.  7.0M  n.  4.150,  znr  Gewerbest.  0.056  n.  0  .509.  Qberhaopt 
in  Zascblagform  ll.ion  n.  ti>.:{24.  aupsi  rd<  m  in  Form  It.-onderer  Uealst.  0.047  o. 
O.OStt,  beaoud.  Personalst  9.004  u.  0.088,  sonstiger  besond.  KrciikStouern  0.252  u.  0.822 
(Erg.  H.  9,  8.  1S5>.  Nlheres  in  d.  ..PinanistaCiatili  der  Kreise  f.  1877—78"  von 
Il'-rrfurth  u.  Stadt  (Erg  lieft  .inrh  iibcr  dir  anderen,  nicht  5t' tiurrr  h'!  Kinnahmen. 
Uber  die  Au^ben,  den  VermOgeoü-  and  Scbuldeubet>taod  u.  den  Vcrtheiiuugsu)aas>»-> 
ntnb  der  Kreissteaem.  Pelgende  Uebenicbt  leigt  die  Hnnptposton  (eid.  vnd  mmiSjord. 
Aoff.  a.  Öna.  aaa.)  in  1000  M. 

Staat         Davon  Provinzen 


der  Rrcisordn. 

andere. 

I.  Ausgaben. 

215 

105 

KCl 

21,905 

12.S4S 

9.117 

X  Wohlth&tigfc.  Anaenw.  a.  ▼  

1.71« 

1.146 

567 

158 

98 

60 

1.094 

551 

542 

'  0.  Laadenneüont.  Land-,  ftnatviitlwch.  Zvedke 

157 

24 

112 

79 

35 

44 

d9 

32 

1 

7.748 

4.919 

2.829 

4.716 

552 

11.  Leist,  an  Provinc.  a.  comm  -  stand.*  Verbinde 

5.077 

2.171 

2.906 

1.789 

1.375 

418 

28.022 

17.255 

If  Kinnahmen. 

1.  Alis  iiiitzbaroiii  Kreiüvurmi^fn  

1.662 

1.110 

.)o2 

2i>99 

1.759 

280 

Aus  \\ohlth.^tii;k.ansL  Q.  geDelnatUz.  AaUg. 

185 

i:n 

52 

e 

6 

21798 

12.994 

9.803 

0.  Aus  Jagdschein>f«'ld<^rn  

511 

200 

310 

7.  Aua  Zahlungen  aus  Staata-  od.  Prof.fonda  . 

8.293 

5.437 

2.856 

3.102 

2.268 

9.  S'iustiKes  

,S.168 

2.005 

1.162 

44.090 

36.746 

17.284 

IIL  Summe  des  Activvcrmögenä    .  . 

43.205 

32.483 

10.761 

lOOtl 

18.301 

8.365 

2.      „  Inbali^Tpftpipre  

8.012 

13.027 

5.673 

1 .399 

5.274 

2  092 

64.997 

28.209 

47.085 

37.100 

10.525 

45.581 

27.836 

17.744 

Die  NatvnlleistODgen  sind  hier  ttbeml!  in  Einnalime  u.  Ansgnbe  naf  Geldverth 

rcdocirt.    Die  Bedeutung  dor  .Vusiraben  f.  V.^rkfhi-^nr,!;!;:-  n  raL-t  licrvor 


Ji.  56.  —  ä,  Die  Provin^cn.  (,S.  v.  Rönne,  E.  Meier.  Schulze  a.  a.  Ü.)  Die 
KOfren.  ProrinrlalreTbinde  sind  nach  der  neuesten  preass.  Geset/i^ebung  jetzt  die  bOebstea 

S  •i^stvorwaltuiigskörper,  welche  insbesondcr«-  reirelra&ssig  nunmehr  auch  als  Ijind- 
armenverbandc  fungiren  und  die  älteren  communalständischcu  Verbände  in  sich  auf- 
saugen (s.  z.  B.  das  Ges.  r.  18.  Jan.  1881  betr.  die  Auf  heb.  d.  comm.ständ.  Verbände 
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f.  PoinmcrD,  d.  Ges.  t.  19.  Jm.  1881  betr.  die  Aafheb.  d.  comm.st&ud.  Vcrbaod«  d. 
Neumark  u.  dessen  Yereblig;  mit  Brandeobarg.  Eine  Aasnahmc  bildet  namentlich  die 
Prorinz  Hessen-Nassaa,  wo  die  beiden  geschichtlich  getrennten  Bestandtheitt;  auch 
in  den  beiden  Regierungsbezirken  der  Pronnz  selbständige  cx>mmnnalstind.  Verbände 
geblieben  sindX  — 

Nach  dem  Ges.  v.  5.  Juni  1823  und  den  danach  für  Ji<T  einzeluen  alteren 
PiovinzAn  gegebenen  provincialaiftndischen  Yerfassongen  hatten  die  Stünde  kein  Kocht 
der  eige&ea  Bettonefmig  nr  DeoliiBf  der  PretliieialMiigmb«»,  aoeli  «tu  Redit  der 
Schnldaufnahmc.  Nach  dem  J.  1866  führte  znoftchst  die  IkQrksinht  auf  die  neuen 
ProFinien  zu  einer  Ausbildung  der  ProTincialreifassungen  und  zui  AMgestaltung  der 
Pronnzea  zu  SdbetfenriltiiDgMiltrpera  hOehKer  Ordnung  mit  umftaMDderM'  GmnpetaBx. 
Die  preuss.  Verordnung  v.  22.  Aug.  IS6T  uiachte  aus  dem  Gebiete  Hannovers  (wo/.u 
später  das  prcuss.  Jadegebiet  trat)  einen  Provincialvcrhand  mit  Corporationsrccht,  dem 
durch  das  Ges.  v.  7.  M&rz  1868  eine  jährliche  Dotation  von  '/^  Mill.  Thl.  nvtb 
Staatsmitteln  zu  eigner  Venraltung  eigenthumlich  überwiesen  wurde  ,  und  zwm:  i  r 
folgende  Zwecke:  Bestreitung  der  Kosten  des  Provinc  i imifags  und  der  einzelnen  Land- 
schaften, Unterhaltung  u.  Ergänzung  der  Landeübibiiothcken ,  Zuschtisee  f.  idicuiL 
SammfauigieD  d.  Kunst  u.  Wineofoh.,  l  nterbalt  iL  Untantotz.  d.  Irrenamtattm.  uuiJoa 
Stiftungen,  Blinden-,  Taubstummen-,  Rettungs-,  Idioten-,  Landarmenanstalten .  det» 
judischen  Schul-  u.  Synagogen wesens,  Kosteabestreitung,  boz.  UnterstQUang  det» 
cbaaKeenlM.  Aasbant  roa  Lmdstrasaea  a.  brateadludtaagr  der  Oeaieiadewefe«  BUdaag 
eines  Fonds  für  Zuschüsse  zu  I /  n  lesmoHoratiünen ,  sowie  f.  ähnliche  ,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  bestimmende  Zwecke.  Dem  Prov.Undtag  steht  unter  Mitwirkaag 
a.  Aafticht  der  StMlsrcgierung  die  BescUaiSBaluae  fkber  die  CoamaasIangelegenheHea 
der  Provinz,  diu  Verwaltung  und  Vertretung  der  prov.ständ.  Institute  und  Vermögens- 
rechte zu.  Er  hat  sonst  die  Rechte  und  Pflichten  der  Prov.stände  der  älteren  Provinzen. 
Darüber  hinaus  ist  die  Provinz,  zum  Unterschied  von  den  alt-  n  Provinzen  ,  die  die» 
Recht  bis  dahia  aoch  nicht  hatten,  befugt,  im  Interesse  der  Provinz  Ansgabea 
II.  I,eisttin jr^n  zu  übernehmen  und  die  Art  und  Weise  der  Aufbringnn? 
derbclbeu  zu  beschliessen,  also  uiii  weiter  Kreii»  l'acnltativ er  Ausgaben  erAtiuet 
(§.  2  d.  Verotda.  v.  22.  Avf .  1867).  Staatsgenehmigung  ist  erforderlich  bei  der 
NeuObernahmc  von  Ausgaben  u.  Leistunfrcn  für  den  Verband  ohne  bestehende  Ver- 
pflichtung, ferner  zur  Aufstellung  des  Beitragsfuases  für  Aufbringpng  der  Verbaod»- 
batea  a.  ftlr  AMaderaag  dee  bestelieadea  Fbimb,  «mdlich  zn  YerlaeBwaagea  rea 
Grund-  und  Kapitalbestand  des  prov.ständ.  ycrmOgens,  soweit  das  Kapital  nieht  au^ 
Eiaparuissen  der  letzten  5  Jahre  herrührt  (§.  17  d.  gen.  Verordnung).  Durch  Uea> 
Y.  25.  Dec.  )86§  tet  die  haaaof.  LeadeseredHcene  toa  1642  zar  Piwrjaatalt  eiÜM 
u.  unter  bezügl.  Entlastung  des  Staats  mit  ihren  Rechten  und  Pflioliten  auf  die 
Provinz  übergegangen.  (Erweiter,  d.  Statuten  dieser  Anstalt  durch  Ges.  v.  24.  Juli  1ST.5. 
auch  Ges.  V.  7.  März  1S79).  Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Landarnieii- 
verbands  der  Prov.  Hannover  ist  dem  Prov.verband  übertragen  wordon  (Verordn.  v. 
I.  Aug^.  1*^71).  Auch  die  Provincialständo  v.  Schleswig- Holstein  haben  durch 
V.  V.  22.  Sept.  lbt>7  wcbentlich  dieselben  finanziellen  und  i>ont>tigen  Befugnisse,  wie 
die  hannoverschen  erhalten,  ebenso  die  getrennten  Communalstände  der  beiden  Be- 
zirke der  Prov.  Hessen-Nassau  V.  v.  20.  u.  26.  Sept.  l^fiT.  heim  uass. Reg.bz.  ist  der 
Stadtkreis  Frankfurt  a.  M.  vom  commnnaiständ.  Verband  ansgeschloetsen).  Der  Erlass 
ir.  II.  Nof.  1868  regelt  für  dea  B.  Bz.  Kassel  die  Verwaltaaf  des  eoaianiaslsllad. 
Vermögens  u.  der  conmiunalständ.  Anstalten  näher.  Dem  Communalverband  ist  die 
Landescreditkasse  von  1832  (s.  Niheres  bei  r.  Rönne,  I«  2.  Abth.  Ht  fl.)  durch 
preuss.  Ges.  25.  Dec.  1969  als  stindiflclie  Anstalt  ttbenrlesea  werdea,  aalar  spedeOer 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse.  Die  Ticss.  Brandv.  rsich  anstalt  in  Kassel  i»it  dutÄ 
ties.  V.  1^.  März  1^79  von  Anf.  ISSO  an  auf  den  Uommanalverband  d.  R.  B.  Kassel 
ubergejfaugcu.  Durch  Erlass  v.  16.  Sept.  1S67  ist  der  ehemals  kurhess.  Staats- 
schatz dem  couini  stäad.  Verband  des  R.  B.  Kassel  überwiesen  als  ein  dentselhea 
•  hrtriges  u.  von  ihm  zu  verhaltendes  Vennf^pen,  mit  Bestimmung  der  V.  rw  -  ndungs- 
/.weckc  f.  laterstut/ung  des  ('hau>äec-  u.  Landwegebaus.  Unterbültung  der  l.>aiid- 
knakeaaostslten  u.  Landhospitäler,  Anlegung  und  Unterhalt,  einer  Irrenheilanstalt, 
d.^rl.  in  r  Arh,  isanstalt  f.  verhaftete  Landstreicher,  Bettler,  Arbeitssrheue .  fur  dir 
Konten  der  i^idarmenpflege,  eines  Landarmenhaoses,  f.  LandesbibUotheken,  u.  „ähnliche. 
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i»t  erfolgt  durcli  üei.  v.  25.  Mär2  1S69  (a.  A.  üebernahuit  der  Kosten  der  l  ouimiui. 
MmL  Verwalt.,  verschiedener  Armoa*  und  Wohlthätig^k.ausgaben .  Bilduitj^  cinM 
Zoschnsafonds  £.  Landesmeliorationen).  (Die  Verhältnisse  dos  hessischen  fürstlichen 
Fideicommissrermögens  [voza  der  „Haassohatz"  gehörte,  s.  BOnne,  I,  2. 
8.  542]  sind  nanmehr,  nach  reitngnn&ss.  Kegclang  rad  Anseinandersetiaiig  alt  den 
MitpHedeni  i  kurhess.  Hanses  endpilti^!;  durch  Gea.  v.  16.  März  1881  geordnet. 
Die  Yem&gtinagegeoat&odc  des  Fideicommissed,  die  dem  Staate  deomach  ferhliobea, 
rind  ÜB  8taa«t«%eat1iiiBi  MMiiaumt,  die  Bettlade  dos  HaiiMchatset  nit  dm  bei 
der  Gciicralstaatskasse  venvalteti-u  StAatsacfivkapitalfonds  vcroiinY't,  die  auf  dem  Hao»- 
«cbau  ruhenden  rechtUchcn  Verpüichtaogen  aof  deu  Staat  uboniommen  worden.  Die 
an  die  Mitglieder  de«  Fttrstenhanset  ananualileiideii  Benten  stehen  jetzt  aaf  dea 
Staatsbaashaltetat).  —  Dem  comm.8tliMd.  Verband  d.  U.  ß.  Wicsliadcn  ist  die  Naiu. 
Land(;sl>aril  durch  (Jcs.  v.  25.  Der.  IStiit  ubertrafren  worden,  »rinc  nass.  Staat.sanstalt: 
neben  ihr  ist  eino  >  omni. stand.  Sparkasse  errichtet  worden.  Die  iiass.  Braudvor^ich.- 
anstalt  wnrdc  dorch  (Jos.  21.  Dec.  IsTl  comniunalständ.  Institut  v.  Anf.  1812  ao. 
Durch  Ge3  r.  11.  Mär/.  1S72  ist  der  Wiesbad.  Verband  auch  zu  Chausseehauten  u. 
Irren-  a.  Taubstammeulürsorge  mit  142.000  Thl.  j&hrlich  ans  Staatsfonds  dotirt,  auch 
ittä  nrel  Ikere  Fo&ds  von  49^80  TU.  mr  Oitnduig  Mbw  ooiBBi.8tiiid.  Hilftkane 
jcMB  Verband  uV?  n^i  sen  worden 

Eine  Fortbildung  der  Profincialvexfassiingen  der  alten  Prorinzcn  erfolgte  durch 
die  vichtige  Gesetzgebung  von  1875:  Provincialofdii.  f.  d.  6  Profiaiei  (ohae 
Posen  V.  2'J.  Juni  18".'),  abgeändert  lui  h  Ges.  v  Tl.  M&rz  18>l  and  darauf  neu 
redigirt  in  d.  Bekonach.  r.  22.  März  IbSl,  femer  durch  die  «M^en.  Dotationsgesetze, 
welche  Sick  z.  Tk.  »it  aaf  die  Kreisvcrb&nde  n.  aaf  die  anderen  Provinzen  beziehen, 
Qoa  T.  80.  April  1873  a.  8.  Juli  1875  (s.  das  Material  darüber  bes.  bei  v.  Brauchitscli). 
Die  Prov.verbSnde .  hz.  Landtage  haben  hier  eine  unifassendero  Hompctenz  erhalten, 
(g  8,  34  —  44,  bes.  Ul),  namentlich,  wie  die  neuen  Provinzen,  da;»  iiocht.  Aua- 
gaben, welche  zur  Erfiillung  von  Vcrpilichtnngcn  oder  im  Interesse  derProvins 
erforderlich  sind,  zo  bescbliesscn ,  dafOr  die  Staatsdotationen  nach  der  gesetzl.  Vnr 
äcbhft,  die  EinnAhmen  ans  dem  »oiuitigen  Kapital-  und  (irandvermdgeu,  auch  das 
Vermögen  selbst,  a  verwenden,  Anleihen  anfmnehmen«  Bttiis*^ftBii  ni  flbemohmen, 
Fvsv.abgaben  auszoschreib«  n  f$.  .^7).  Nähere  Beätimmnnf^cn  über  diese  Abgaben  in 
§.  105 — 109,  im  8.  Ab:>chnitt,  v.  Prov.haashaite.  Bis  zum  Edaae  eines  b^wod. 
GoBunanabteaergeeetaEes  Ist  die  Hanptrorschijfl  die.  dass  die  Prer.abgaben  anf 
die  einzelnen  Land-  u.  Stadtkreise  nach  dem  Maassstabe  der  in  ilinen 
anfkommenden  dlrccten  Staatssteuern,  mit  Aiuschluäs  der  Haasir-<iewerbit- 
steaer,  vertheilt  werden  sollen.  Die  Stadt-  n.  Landkreise  bringen  (§.  108)  die 
('ontingente  nach  den  Vorschriften  der  Kroisordn.  u.  der  Städteordn.  v.  1853  anf, 
daher  Zwanp  zur  Indiridualrepartition  nur  bei  den  Landkreisen  (o.  S.  120).  Kine 
Mehr-  oder  Minderbelastuu«  einzelner  Provincialthcilc  ist  ebenso  wie  diejenip^t^  einzelner 
Kreistheilc  zulässig  (§.  110).  Uebcr  das  staatl.  Anfsirhtsrecht  s.  Tit  B .  III  C, 
bes.  §.  in».  I".  A.  ist  danach  minist.  Genehmigung  erforderlich  bei  Mehr-  u. 
Miaderbcla^tungeu  einzelner  Prov.tbeüe  zur  Autnahme  v.  Anleihen,  zur  Beiast  des 
Teri»nds  mit  über  26*/«  Prof.beitrtgien  vom  Gesammtauf  kommen  der  dir.  Sta^tooem, 
aui  h  zu  über  fünfjähr.  Bdastunj-r-n  ohne  gesetzL  Ven»flichtun>r.  In  diesen  Bi 'Stimmungen 
liegt  die  eventneiie  Begrenzung  der  CacoU.  Aufgaben  und  Ausgaben;  die  einzelnen 
Gegenstände,  welche  der  Prov.Torband  übernehmen  darf,  sind  geseislieh  nidit  nUier 
benimmt. 

Das  Dotationsgcsetz  v.  3U.  April  1873  hat  jährlich  2  Mill.  Thlr.  aus  den 
Stnnlaeinnafciaen  bewilligt  zar  Ansatattong  der  Pvor.Terblnde  der  alten  Provinzen, 
Schlesw.-Hobteins,  des  Stadtkr.  Frankfurt  a.  M.,  HohcnzoUerns  u.  des  Jadegebiets  mit 
,.  Fonds  zor  Selbstverwaltung",  ferner  jährlich  1  Mill.  Thlr.  zu  Fond»  fnr  die  Durrh- 
iuhrung  der  Kreisordnuu^;  (u.  ähnlicher  f.  d.  anderen  Provinzen  zu  erlassender  Gesetze"), 
bea.  nr  BestPOit  d.  Kesten  des  Kreisaasschusses  n.  der  Amtsvcrwaltung  im  gaazea 
Staate.  Der  —  wohl  angreifbare,  mechanische,  aber  schwer  durch  cini  n  besst  ren  zu 
ersetzende  —  Vertheilungsmaassstab  für  diese  Summen  unter  die  Verbünde  ist: 
zur  UUfte  der  Flächeninhalt  zar  Hälfie  die  GivilbevOlkerong  v.  1871 :  gleicher  Maass- 
Stab  für  die  Vertheilm-z  ()<t  I  Mill.  Thlr.  nntcr  die  Kreise.  Durch  Ges.  v.  8.  Juli 
1875  wurde  die  Dotation  der  gen.  Provinzen  um  7.44  MilL  M.  erhOhL  (Endgilt 
Veititeilnng  der  ganzen  Sniiiie  ron  13.44  Hill.  H.  dnrcb  V.  r.  12.  8ept  1878). 
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Au&icrdcm  wurd«'n  den  gunauuteD  V«rbänd«a  die  nitcli  d.  ties.  v.  Ib73,  5,  zlnslmr 
angelegten  Dotutionsfonds  f.  d.  Jahre  1873 — 75  vom  1.  Jan.  1S76  an  Ubcrwi«Mii 
(zus.  13.fiS  Mill.  M  .  Die  gesetzlichen  Vervcndungszwcrk»^  dieser  Summen,  — 
ako  .,gcncruli  uberviesene,  obliifatorischo  Ausgabcu  *  —  biüd  uacIi  §.  I 
d.  Ges.  V.  1875:  Neoban  diaa!»s.  Wege  u.  Unterstatzang  des  Gemeinde-  n.  Knia- 
wegebaus,  Refördt  ning-  von  T.andcsmcitorationen  innerhal!»  des  i)rovinz.  Interessen, 
Landameu-  u.  Corrigendenwescn ,  Irren-,  Taubstummen-,  Bünden wescn .  Uatentatz. 
mlld«r  Stiftujigett,  Bettangs-,  Idioten-  n.  aad.  WoblthitigkeitsanstaltMi,  Znaelilltte  f. 
kilnstl.  u.  vrisseiisrli.  Veruin-'.  ulf.  Sammloiipen ,  T,and<^sbililioth.  n.  s.  w  .  v  ri^Kilicb«- 
im  Wago  der  Ocüetzgobung  fetitzu»teUeade  Zwecke".  In  den  Prov.veriiändcu  sind 
uit  den  Qbenriesenen  sammen  avcti  die  Koalen  des  Pfov.landta(rs,  der  Pror.vervaltauf 
0.  einiges  A.  m.  zu  bestreiten.  In  Verbindung  liiciinit  sind  den  Pr07.?erbänden  eine 
Reihe  von  gemeinniU/igen  Anstalten  mit  allen  Rechten  u.  FHicbten  unter  Aasscheidaag 
des  Staats  zur  Verwaltung  u.  Unterhaltung  aberwiesen,  auch  verscliiedene  Ideinere 
Fondb  :in  ^io  ubertragren  worden.  EoMllicli  vordo  dorch  das  Oes.  r.  iblb.  §.  i\ 
allen  l'rovinrialvt'rbäiidcn .  auch  dor  neuftn  Provinzen,  den  Cotnm.Tcrb&ndiin  rou 
kaäsci  u.  Wiesbaden,  den  Stadtkroison  Bcrliu  u.  l'raiikfurt  a.  M..  u.  dem  Comm.vcrbaud 
ron  HoheDXoUem  Eigentbam  an  und  Verwaltung  v.  (Juterhaltang  der  Staats- 
chausseen übertrag-en  (mit  Ausnahme  der  berg-  u.  forsttiscal.  Staatschaus»ecn\ 
Zar  UebenuiluDc  dieser  Last  wurde  den  Verbänden  eine  weitere  Jahresrcatc  ao» 
Staalifonda  tm  19  MiU.  M.  gewftbrt«  wovon  15  Mill.  M.  im  Geaetze  adbet,  4  MUI. 
M.  halb  nach  Flriohc,  hall»  nach  Volliszahl  auf  d:<  Verbände  verihoilt  wnrd.m. 

Auf  Grund  dieser  rerschiedenen  Dotatiousgesctzc  enthält  der  preuss.  Staats- 
haualixtat  jetzt  jährlich  37,550,111  M.  „znr  Gevlbr.  ron  Provincfonds  f.  Zwecke  der 
Selbstverwaltung,  einschlicssl.  d.  Mittel  z.  Purcliftilir  der  Kreisordn.",  ausserdem 
„BeitRifz:  z.  d.  Kosten  der  Amtsyerwalt.  der  östl.  Proyinzen"  "45.500  M.  Dieae 
Dotatioaeu  machen  in  den  I'rov.verbänden  die  Pror.steuern  bisher  noch  grossenthetk 
entbebllicb.  Die  genannten  neueren  linanzstatist  Arbeiten  trennen  die  Kreis-  und 
Pror.stcuern  nicht.  An  ..Leistungen  der  Kreise  an  den  Pror.-  oder  Communn)''t  iT>d. 
Verband"  erscheinen  in  d.  Fin.statist.  der  Kreise  f.  1877/78  die  schon  oben  um  auf- 
geÄlirteD  Summen  von  5  077  Mill.  M.,  wovon  2.171  im  Gebiete  der  Kreisurdn., 

im  übrigen  Gebiet  Diesen  Stimmen  stehen  bei  den  Einnahmen  der  Kreise 
an  „ZaUungen  aus  Staats-  oder  Ptuvinc.fooda*'  S.293  MilL  M.  gegenüber,  bez.  Ö.4S7 
n.  2.866  in  den  beiden  Öebieisgruppen.  — 

Wichtig  fUr  da.s  gesammte  preussischo  o.  doiifscho  rommunalfinanzwescn  i.  w.  S. 
iat,  daas  die  iudircctc  Boateuerong  in  Form  ron  Zöllen  oder  Zuscbligeu  la  den  Vereiaa- 
idflen.  ancb  ta  den  inneren  Terbrauebateoeni  auf  Sab  wie  den  Einzelftaaiai,  ae  aneb 
den  Communen  n.  Communalvorbänden  untcrsa-ft  ist  (Zollvi  reinsvertr  v  1^07  in 
Betr.  der  ei iisre führten  ausländ.  Erzeusrnissc,  die  eingangszoUpiticbtig,  vorbehaltlich  der 
inneren  Steuern  auf  Branntw ,  Bier,  Eübig.  der  Mahl-  n.  Schlachtetener  auch  ron  aoa- 
länd  Productcn.  Art.  5,  N.  I:  ähnliche  Beschränkungen,  auch  in  Betr.  der  Höhe 
der  Sätze  f.  inländ.  Artikel.  Branntwein.  Bier,  Wein,  ferner  ^lehl  n,  Mchlfabrikatf . 
Fleisch  etc..  fur  die  uinzelstaatl.  Besteuerung,  Art  .•.  N.  II.  g.  2;  Abgaben  f 
Reebn.  r.  Communen  o.  GorporationeD  dürfen  nur  f.  (ie^Lnstaiido.  die  zur  örtlichen 
Consumtion  bestimmt,  erfolgen,  nam.  f.  IJier,  Kssit'.  Mal/,  (  ider.  f.  d.  der  Mahl- 
0.  Schlachtst.  onterliegeadeo  Erzeuguiss«,  Brennmater.,  Marktvictualien,  Fourage,  unr 
in  Veinhuiden  f.  Wein,  nnr  aoanabmaweiae  f.  Branntwein,  daneben  Beschrinionfen 
in  d.  Hnh»;  der  Sätze  bei  Wein,  Bier,  Branntw.  '^Arf.  TT.  U.  narh  d.  Ueberoin- 
konft  V.  S.  Mai  l§i>7  darf  neben  der  neuen  Vereins -Salzstcuer  keinerlei  andere 
Sababgabe  erbeben  werden.l  Elaaas-Lotbringen  onterliegt  für  «eine  etidt 
Oetrois  dicken  Beschränkungen  nicht.   (Keichsges.  v.  2").  Juni  IS73      .*>  . 

In  den  preuss.  Provinzen,  worin  die  neue  Provinciaiordnung  nicht  gilt,  stehen 
die  früheren  Ordnungen  noch  in  Kraft  und  sind  durch  neuere  Vorecbriftcn  ergänzt. 
80  dass  doch  in  wesentlichen  Puncten  Gleichmässigkdt  dor  Vertiältnissc  bcstcbl. 
S.  u.  A.  Eriass  v.  27.  Sept.  ISTI  .  betr.  das  K'e^'ulativ  nber  die  provincialsL'md.  An- 
stalten u.  Vcrmöffcn  der  Kliciuproviiu,  mit  Nä«  htrag  v.  1  Nov.  1*^75.  Erl.  v. 
16.  Aug.  1871,  mit  Naditr.  v.  H.  Dec.  1875  über  die  prorjUnd.  Anataltcu  d.!r  Prov.  Pose  n, 

ij.  'ü  M  In  den  übrigen  deutsehen  Staaten  irf  Ifen .  mit  manchen  .\b- 
weichungeu  im  Einzelnoo,  ähnliche  gesetzliche  Bestimmungen,  iiir  die  tinan/idle 
Antonomie  der  Geneinden  n.  der  hOberen  CoBaranalrerbinde  mid  für  daa  Oberanf- 
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aicbts-  und  GcBcbmigiing^rccht  der  Sttttsrcgierung  in  Betr.  der  Wahl  der  Steoemrt. 

(1er  Höbe  der  Steuer,  der  Scbuldaafnabmen  n.  s.w.  Cominunalvcrbünd«  höherer 
Ordnung^  mit  weiteren  Befugniääen  (obrigkeitlicbcn ,  fmanziclli'n)  bat  aucb  bier  dit- 
iteoere  Geset^gebunj^  erst  ^cbafl'en,  tb.  (Baiern,  Baden,  SacbHen-Woiinar  u.  a.  in.)  scboii 
fiOher.  mit  nach  pieuB.  Jiiuier  in  K.  Sachsen,  UeiiSM,  Braun^cbwcig.  Ili«;r  kann 
nor  Einiges  aus  Lesern  grossen  Detail  hervorgeboben  werden.  \  i  !  i.  All-:,  nfter 
die  betreli'.  verfassungs-  u.  verwaltrecbti.  Bestimmungen  des  Pamcuiarieebts  doorg 
Meyer,  Lehrbuch  d.  D.  Staatsrechts,  §.  110  ir.  —  118.  211. 

Filr  dii'  G e  in  e  i ml >t<jnern  ist  das  System  der  Zuschlüge  zu  den  ilirorten 
Staatsbtcuem  (einzeln  aocb  m  \  crbrauchsteaero ,  so  der  Bientteuer.  z.  B.  in  Baieru) 
auch  aiUNrlialb  PreoMens  das  ronraltend«.  Doch  konuaen  eommviiale  Oetroi« 
ttdir  Tor  (nai-  rn,  Würtenibcr-  n.  m.).  In  Baiorn  fingen  im  (icmciudoudict  v. 
17.  Mai  Ibltt  u.  der  Verordu.  v.  22.  Juli  Iblt«,  betr.  die  Uiaiajgjcii  £  Uomoindeb«* 
dllrflBiiM,  die  Getreide*  tu.  Fleischanfteliläge  den  direden  Steoera  roraa,  in  d.  Gen. 
ordn.  T.  29  April  1869  Art.  39  sind  Jicse  Steuern  als  gltirh  statthaft  erklärt.  Ausser- 
dem kommt  bttt.  der  Localmalz-  oder  Bieraufscblag  vor,  der  1879  in  den  recbtsrbein. 
Kreisen  4.üi  .Mili.  M.  ertrug  ^Ztscbr.  des  bair.  stat.  Bur.  1880.  S.  171).  Vgl.  Zum, 
in  d.  Gutachten  t.  Com m.steucrf rage.  Sehr.  d.  \'.  f.  Sec.pol.  XII,  1^77,  S.  102. 
Scholl  er  ti.  Mayer,  (baier.)  (tem.ordn.,  3.  A.  Erl.  lbS2,  S.  40  If.  Neue  Ver- 
brauchsteuern der  Gemeinden  können  nur  durch  (iesetz  eingefüLn  werden.  In 
Wörtern  bcrg  zuu&cbst.  wenn  die  Ubrig<  n  Einnahmen  nicht  reichen,  Umlage  ?on 
„Gcmeiudeschadcn"  auf  die  im  Gcmeindercrband  betindl.  (lUter.  G'-falle,  (icbiiudc.  (icwerb«' 
aach  Verh&Uniss  der  Staat^teuer;  aooh  Zuschl%e  bis  l"/,  des  steuerbaren  Betrags  zur 
^Bkommenatener  (voron  daiin  Vs  >ui  die  höb«fen  V«vbinde,  die  ÄntBCorpoiationeD.) 
Dazu  subsidiär  in  den  Gc  audnrlen.  wo  sonst  dieGomeintlt'innta^'en  nU  Zuschläge  zur  f  iniiul-. 
(iehäode-  a.iiewerbcsteaer  100"/«  Ubersteigeo  wurden,  mit  kOnigl.  Vcrordaang  Commupal- 
abgaben  auf  Bier,  Fleisch,  Gas.  in  bestimmteo  Maximalsitzen  zultesig  (Gesetz  r.  23.  Juli  1877 
Art  18  u.  Ges.  v.  8.  März  I8sl).  S.  Kiecke,  Verfass.  \Vurt.s  u  s.  w.  ISS2.  S.  227.  — 
Im  K.  Sachsen  hat  Dresden  eine  Wdcutoadcre  indirocte  Commuoal- Verbrauchs^ 
l>estcuerung  (s.  Mittbeil.  d.  Dresd.  stat.  Bur.  II.  1,  v.  Jannascb). 

Die  Commanalrerbände  höherer  Ordnung  anlaiigcntl.  so  bilden  in  Baiern 
die  Kreide  (Kopier  Bezirke)  eigene  Kreisgemeinden  mit  d.  lit  (i<r  jnrist.  Person 
(üa*.  V.  28.  Mai  1S52,  ältere  Gesetze  v.  Ihls,  lb4Ü),  dent-n  vcrscliictione  t^eiaeinnUtzige 
Zwecke  ohlicfen.  bes.  im  (iebiute  der  rolksvirthscb.  Intereason.  des  Vcrkehnweseo, 
des  Armen-  n  Wobltliätigkeit.s-.  <i« •^«andh.weseus.  IM  \  crtretuug  der  Kri  i^ircmcindc 
der  «02.  Laadrath,  s^t  dea  Etat  lest,  bewilli|(t,  suwcii  die  auderweiteu  Mittel  nicht 
aasreidieii.  oiit  Staalsgenchmiirtinf  die  „  Krebomlafrea oder  Kreisstenera,  die  regel- 
iiiä>^i^  nacli  Maasstrabo  der  dir«;«  tcn  Staatssteocru  vorthi  ilt  werden,  {anderer  Maass- 
6tab  nur  auf  Aatnig  des  Landratki  durch  Staatageäcu  zulässig).  ZuschUsiie  aaa  der 
Stiatalcaase  fitr  Kroisirocke  kotnmm  ebtiiftlb  vor.  VgL  v.  PAzl,  baior.  Vcrfass.recht 
§.  \ai  tr.,  Stockar  v.  Neuforu.  Haodh.  d.  baier.  Fin.verwalt  3.  A.  v.  Hock. 
Bamb.  1881,  I.  72  If.  vom  Kreishaushaltc.  —  Der  kleinere  Communalrerbaud  im  Kreise, 
ausser  den  kreisunmittelbaren  Städten,  wird  in  Baicni  durch  die  mit  dem  Ii«  /.irkäamt 
zos.fallende  Distri ctsgemeinde  gebildet,  die  der  Districtsrath  vertritt.  A  ul.  Ges. 
T.  28.  Mai  isr>2).  Finanzstatistik  Uber  die  Districtsumlagcn  u.  ihr  V«  rhältuiss  m 
den  directen  Staat^kStuueru  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  1878  S.  2G8  lU,  1S80 
8.  1%  ffl,  eh.  S.  100  If.  Uber  die  grösseren  Städte,  Daten  f.  1876—78.  Im  ganzen 
Stxife  waren  danach:  Die  Steaerprincipalsumme  der  directen  Staatssteucrn  in  den 
Bezirksümtero,  16.89  MiU.  M.,  die  Diatrictsamlagen  ö.09  oder  30.1 3  ^'/o  der  Staats- 
stener,  die  Stetterprineipelsmnnien  der  diiecten  Stnalssteneni  der  Geadttden  21.65  MiU.M. 
(bIo>s  derj.  Gemeinden  .  in  denen  Gemeindeumlagen  erhoben  werden,  20.33  Mill.  M.), 
der  Botrag  der  erhobenen  Gciaeiudeomlagen  17.01  M.  M.  oder  78.567«  Staats- 
atenem  (Mer  83.68%  unrer  Berttdodehtigung  bloss  der  Gemeinden,  in  denen  Umlagen 
erbeben  wurden).  P.  Kopf  die  Distr.uml.  1.01 ,  die  Gemcindeaml.  3.39  M.  (bloss  in 
den  Gem.  mit  Umlageerhebung  3.60),  zns.  4.40  Ii.  Die  Kreisnmlagen  allein  betrogen 
ausserdem  (1876)  5.51  M.  M. 

In  W  ItTteHber  g  fungiren  die  Ü  b  c  r  ä  m  t  e  r  als  höhere  Conununalferbändc  u.  Selbst- 
rerwaltnogskörper  aurh  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  schon  nach  Gos.  v.  1822,  nicht  die 
Ikreise.  S.  Blecke,  a.a.O.  S.  222.  Wichtig  in  priocip.  Hinsicht  liir  die  Ausbildung  der 
tidbftrenrnltiug  war  die  b n«!  i s eh e  Gesetsgebong,  Ges.  Aber  Organis.  d.  inneran  Yenralt. 
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T.  5.  Oct  1863.  Die  mehrere  „Bezirke*'  omfiueendeii  «,Kreiie**,  mit  ^ewililten  KreHi> 

versammluDgen  n.  Kreisaasschüssco  haben  Corporationsrecbte.  Nach  §.  41  ist  ..liie 
Kreisversammlong  berechtig:!,  im  Interesse  des  Kreises  u.  seiner  Bewohner  gemein- 
niU/ige  Anstalten  zu  grllndcn  u.  zur  Forderung  gcmeinsainor  Kultur,  Wirtbuchaft  a. 
Wohlthätigkcit  die  Ciomeindcn  zu  unterstützen".  Bewnd.  Oefwstinde  des  Wirkungs- 
kreises sind:  neue  Strassen.  Brücken,  Kanäle,  Uebernahme  schon  Torhand«  »'t  Krrioht. 
f,  Sparkassen,  Kreisschul-,  ßettnngsanstalten,  Wcri-,  Waisen-,  Armen-,  Krankenhäusern, 
sonst.  Armeafaisoife,  erent.  CJebemahme  von  Gemeindebsten  auf  den  Kreis.  Anleihen. 
Krciäumlagen ,  Alles  nnt- r  Aufsicht  des  Sfnnt^  —  Gr.  II  ^^'^  ■  n  Gen.  12.  Juni  1S74) 
hat  ähnlich  wie  Prenssen  höhere  Selbstverwaltungskörper  (Pruvin^cu,  Kreise)  mit  Yer- 
tretongsorganen  ii.  weiteren  fintnzielleii  Befagnlsseii  doglniditeL  DiMMibe  gilt  wvm 
K.  Sachsen  Gt^-otz  v.  21.  April  lS7r5.  '-fr  die  nilriuuir  von  ßezirksrcrbändon). 
Diese  Verbinde  werden  durch  die  Amtsbauptmannscbaften  gebildet,  haben  die  Bedilo 
einer  Jurist.  Person .  werden  durch  die  Bez-fenunniliuig  a.  den  BediliaiMdiDse  ?er> 
treten.  Die  Bez.Tersamml.  darf  für  gemeinnutzige  Zwecke,  welche  gesotzlich  zu 
Bezirksangelegenheiten  erklärt  sind,  —  namentl.  Einricht.  f.  Armenversorg. ,  fiflentl. 
Krankenpflege,  Wegebau.  Nothstands-Abwebr,  Unterstütz,  dt-r  Familien  der  Reservisten 
n.  s.  w*  —  läniiobtungen  u.  Aus;;aben  beschliessen ;  dafür  n.  A.  das  Recht,  Anleihen 
safznuehmen  u.  den  Reziik  mit  Abgaben  zu  belasten.  Vertheilang  der  Re/.irkssten<«m 
nof  die  Gemeinden,  (iuttbezirke,  Fiscus  nach  Maassgabi^  der  dirocicn  8taat2»^teuerii. 
Die  Städte  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  sind  bczirksoxcmt-  Dotation  der  Verbände  n. 
dieser  Städte  mit  3  Mill.  Tbl.  Fon<Is  zu  Selb'?trerwaltungszwcfken;  der  Kapitall>etnig 
dieser  Fonds  noss  erhalten  werden  (Ges.  r.  25.  Juni  1874).  Vgl.  Leuthold,  sächs. 
Venr.recht,  Lpz.  1878  §.  16.  —  Aneh  In  dm  dentsehen  Kleinitnaten  bestehen 
jetzt  iiiehrfach  zwischen  Gemeiiule  u.  Staat  Communah  erbande  höherer  Ordnung:  fiir 
Zwecke  der  Seibstrerwaltung,  mit  finani-  o.  steneriechü.  Befugnissen.  S.  Georg  Meyer, 
Stantsrochl,  8.  808  ffl 

§.  '»^.  —  4.  In  Oesterreich  (West-,  ., Cisleithanien "  oder  „Gebiet  der  im 
Ueichsrath  rertretenen  Königreiche  und  I^^indcr")  bestehen  über  den  Ortsgemeinden 
als  Communakerbände  hubcrer  Ordnung  in  einigen  Krouländem  (Böhmen,  Tirol. 
Steiermark,  Galicien)  Bezirke  (Ulbrich,  Lehrb.  d.  Osterr.  Staatsrechts.  Bcrl.  1SS2 
§.  116  fr.\  Die  Kronländor  seihst  haben  nach  der  eigenthümlichen  historisch  -  poli- 
tischen Kntwi(  klurii,^  des  Kaiserstaats  theiis  die  Bedeutung  ?on  S^lbstvorwaltungskOrpcrii 
hliehster  Ordiiun>r.  g;Ieich  den  Prorinzen  anderer  Staaten,  theüs  eine  darüber  noch  etwas 
hinausgehen lie .  ib-r  Stellung  von  Einzelstaaten  eine«  Bundesstaats  rergleirhbare  Das 
wirkt  auch  auf  die  Fiuanxwirthschaft  ein.  S.  f.  d. Staatsrechtliche  Ülbrich  s  neues  Werk. 

For  die  Oelenr.  Gemeinden  hnt  das  Reichsges.  t.  ü.  lUrz  I86S  die  allge- 
meinen Grundsätze  festgestellt,  für  die  einzelnen  Kronländer  sind  daraufhin  besondere 
Landes-  Gemeindeordnungen  erlassen  (Ulbrich,  240.  giebt  die  Daten  dieser  Geäetxe), 
Ansserdem  bestehen  fllr  grSssere  Stidte,  be«.  die  Landeshanpistidle  eifsne  im  Wege 
der  Gesetzgebung  erlassene  Ortsstatuten  (ücbers.  bei  Ulbrich,  S.  288).  Der  Wirkun^-^s- 
kreis  der  österr.  Ortsgemeindon  stimmt  in  Betreif  der  obligatorischen  (n.  A.  auch 
Volkaschulwesen,  Armen wcsen,  übrigens  Beides  im  Gemcindcges.  v.  1^62  Art.  5  tun 
.,selbst&nd."  Wirk.kreis  der  Gemeinde  gerechnet)  und  facultatiren  Aufgaben  im  Wesent- 
lich n  mit  ibunjcnigen  der  Gemeinden  im  Deutschen  Reiche  überoin.  Die  finanzielle» 
Autuiiuuuc  iui  Ausgabe-  und  £innabmow<^en ,  das  betrelleude  Oberaufsicht:»-,  bez. 
Zustimmungsrecbt  des  Staats  (bei  Verinssemngen  ron  grösseren  Vermögenaobjaden« 
})'  i  Schuldaufnabnie.  Besteuerung  f.  Gemeindezwecke)  ist  gleichfalls  ähnlich  geregelt. 
Die  Gemeindesteuern  können  als  Zuschläge  zu  den  directen Stenern  —  und  zwar 
nur  auf  alle  dlreeten  Stooem  gleichmässig  —  v.  nr  Versehr  vn  gasten  er  (hiermit 
Beschränkung  auf  den  L  o  c  a  1  verbrauch ,  also  Freilassung  der  anderswohin  g-ehenden 
Ortsprodncte  und  der  nur  im  Uaodelsrerkebr  durchgeführten  Waaren)  oder  in  Form 
anderer  Anllagen  n.  Abgalten  besehloesen  werden,  wenn  die  EinlAnfte  aas  dem  de- 
meindceigentlium  die  Ausgaben  nicht  decken.  EinfOhnmg  neuer  Auflagen  u.  Ans" 
^aben.  ausser  jenen  Zuschlägen,  u.  Erhöhung  bestehender  setzt  ein  Landes» 
gesetz  voraus  (Gem.  Ges.  v.  1862  Art.  15). 

Die  im  Gemeindegcs.  v.  1862  Art.  17  IT.  vorgesehenen,  nur  theilweise  gebildeten 
Bezirke  hab n  ihnlieh  den  preuss.  Kreisen,  einige  grössere  Localanfgaben  der 
Inneren  Verwaiiuug  durchzuführen  (Anstalten  f.  Landeskultur.  Gesundheitspfli^e, 
AinenTenoifang,  KnmiBlIlttsaaalaltMi,  BeiirlatnMwn  q.  dgl.).  Die  Hertwiewiny  eb 


Digrtized  by  Google 


OraterreicL  —  Frankreich. 


127 


Bediknvecken  hai  nfelmiadg  in  der  Form  von  Znselillf  on  zu  dou  directen 

Stenern  zu  f  rfol(2fcn ,  bis  za  einem  Tif^timmten  Maasse  (Böhmen  10,  Tirol  50,  Steier- 
mark 27f  GaÜcieo  207«)  ohne  Weiteres,  darüber  hinaas  and  im  Falle  anderer  ümlafen 
iit  ein  tMSODderei  Lndcsfesets  erfvrderileli  (Gen.  Gei.  1. 1862  Art  21.  Olbrieb  S.  294). 

Die  Stellung,  wclrln  il;e  'st  rr.  Kronländer  in  der  iieueron  Verfassung^opochc 
seit  1861  („FebmarpetenV  ?.  2ü.  Febr.  lä(>l,  „Laudesordnangen"  auf  Urand  dessellien) 
wieder  erhalten  haben,  ist  vie  gesagt  eine  etwas  selbständigere,  als  sie  den  Provinzen 
in  einem  modernen  Einheitsstaat  gewihrt  zu  sein  pflegt.  Das  hat  &uch  seinen  Ein* 
floss  auf  (3i<*  Landebhanshalte  ^ohalx.  (Vi,'l.  ülhrirh,  a.  a.  0.  §.  118  ff.,  ?.  Czörnig. 
öst  Budg.  ii,  401  Ii.)  Die  „Lander'  haben  eine  erhcbliclie  Thitigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  Inneren  Verwaltung  (Anstalten  f.  Knnltenpflf^e,  Findel-,  Gebär-,  Irrenm'esen, 
Impfwesen,  Zwangsarbcitsbäuser ,  Schulwesen,  Aufwand  f.  Kunst  u.  Wissenschaft, 
Strassen-  u.  Chausseebau,  z.  Tb.  (lensdarmcrie-.  Militärquartier-,  Vorspannwesen  u. 
A.  m.).  Die  Einnahnea  tnr  Deckung  dieser  obligat,  n.  facult.  Ausgaben  flicssen  ans 
dem  wcTbondcn  VerrTiTii^en  u.  (icfillcn  der  Lfmder,  ans  Landesfonds  (DomesticalfonJs) 
aas  der  ^uheren  stand.  Periode,  aus  Specialfonds,  tlberwi^end  jedoch  aus  Landes- 
stenem,  wiederam  regelmlsafg  in  Form  von  Znschlftgen  zn  den  directen  Staafastenem. 
Kis  zn  10"  I  niiisen  diese  Zuschläge  durch  auton.  Landtagsbesrhluss,  darüber  hinaus  otler  in 
anderer  Form  nur  mit  kais.  Genebmigong  angeordnet  werden  (Ulbricb,  S.  301).  Aasser- 
dea  ist  in  Vertfleterreicli  die  Granden tUstvngsscbnld  dlne  SpMiattist  der  einzelnen 
Kronländer,  ni  ch  t  des  Staats,  der  aber  erbebliche  Zuscbtlssc  übernommen  hat.  Statistisches 
aber  die  Landesfonds,  den  Gemcindchaushalt  im  österr.  Statist.  Jahrb.  f.  I*i7f>  IL  VII. 

§.  59.  —  5.  In  Frankreich  stehen  tlber  den  Gcmeiuden  (couimuiicü)  als  Analoga 
nnienr  Couimunalvcrbände  höherer  Ordnung  nur  die  Departements.  Die  Guitone 
gehören  nicht  dazu,  da  sie  nnr  (iebictsabüieilungen  fdr  einige  Specialzwecke,  ohne 
corporatire  Gestaltung,  sind.  Und  auch  die  Arrondisscmeutü  sind  hier  nicht  zu 
nennen,  d&  sie,  die  ünterabtheihingen  der  Departements,  zwar  in  „KItlien**  (censeib) 
eine  Vertretung  mit  gewissen  Aufgaben,  aber  keine  selbständige  Finan/^Mrth-chafl, 
kein  eigenes  Budget  lu^ben.  S.  tiber  die  Organisation  ErnstMoier  in  HolUendorff's 
EMkeycL  d.  Becbtswiss.  3.  A.  8.  939  iE,  4.  A.  S.  1148  IT.,  Georg  Meyer,  in  Schon- 
berg's  Handb.  d.  pol.  Ockon.  II,  40*%.  Lcroy-Beauli  'n ,  idininistr.  loc.  cn  iTanee 
et  en  Anglet  1.  Partie  a.  3.  partie  (diese  Uber  d.  Finanzielle);  ders.  traito  de 
in.  I  Hvre  2,  cb.  15.  Block,  lee  commanes,  peseim  (Vergleiche  mit  and.  Lindem). 
Ders.  dict.  do  l'administr.  frani;.,  2.  6d.  3.  tirage,  Par.  issi,  nebst  den  jahrL  er- 
scheinenden Supplements  dazn  (bisher  4,  1878  —  Sl),  unter  den  betreffenden  tech- 
nischen Ausdrtlckeu.  so  „Organisation  commnnale"  u.  A.  ui.,  äehr  reichhaltig  im  Icgiü- 
lat  Material,  auch  Ober  die  finuuBwiidHch.  Bestimmungen;  ebendaselbst  Bibliographie. 
Icbcr  das  franzOä.  Communalfin.wesen  speciell:  v.  B rasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Fin.wes. 
ui  Fraukr.  Lpz.  1S74,  r.  Reit z enstein,  Gutachten,  in  B.  XII  der  Schriften  d.  Vor. 
f.  SocpoL.  1877,  S.  111-187,  bes.  S,  138  —  157.  Auch  v.  Hock,  Fin.rcnralt. 
Frankr.8  4.  Kap.  passim,  tiber  den  Octroi  7.  Kap.  S.  377  tf.  Jetzt  v.  Kaufmann,  Fin. 
Fcaakreicbs,  Leipz.  1SS2,  Buch  V,  spec.  Uber  Paris  S.  752  U.  ^während  dee  Drucks 
dtenee  Bcwens  mir  zugegangen:)  bes.  viel  SCatistisehes.  Die  VerUUtnisse  in  Betreff 
der  Zaschlagt'entimen  sind  complicirt.   Pttr  Nlhercs  s.  be.s.  Block's  diet. 

Die  Ausgaben  der  tiemeinden  serfailen  rerwaltangsrechtUch  bes.  in 
obligatoriflclie  v.  fnenltntire.  Zu  den  errteren,  wdehe  die  staatliche  Anfirichts- 
behörde  (Präfectl  zwangsweise  ins  Budget  setzen  kann,  wenn  sie  der  Municipalrath 
nicht  bewilligen  will,  gehören  eine  Reihe  speciell  tlborwiesener  Ausgaben  für 
Staatszwecke  (u.  A.  gewisse  Kostcupo>ten  f.  die  Volkszählungen,  f.  d.  Cirilstandsrcgister, 
Mietke«  Reparatur,  Unterhaltung.  Mobiliar  t  d.  Friedensgerichte,  gewisse  Zusrhuaae 
zu  den  r-ilturiko^ten  [subsidiär],  Zuschüsse  zu  den  Fnlerhaltskosten  der  Waisen-  u. 
Findelkinder,  auch  solcher  GuLjteäkranken,  die  in  der  Gemeinde  ihr  Domicil  haben, 
Kotten  der  polit  WaUen«  Logis  f.  d.  Präsidenten  der  Assissen  MMeilMlb  des  Sitzes  des 
Appcllgchcbts,  gewisse  Pnlizcigebändekosten,  Kosten  der  Erneuerung  der  Mutfi  rroll n 
d«r  directen  Stenern,  gewibse  andere  Polizeikosten,  nur  ein  Minimum  Unterrichtsaus- 
gnben  o.  A.  n.).  Die  Armenlsst  bildet  in  Franloreicb  keine  obUgator.  Ausgabe  der  Qe- 
meudcn.  Dagegen  werden  eine  Reihe  von  Ausgaben  f.  eigentliche  Communalzwecke  (Wege- 
wesen,  Gommnnalgebäade,  alkera.  Oommunalrerwalt.kosten,  Scholdenlast)  zu  den  oblig. 
Augnbsa  geveehDet  ^it  nndi  Beshwitung  der  obUg.  Ausgaben  kttnnco  rom  HonidiMd- 
nfb  selbtOndig  faevlt.  Amgaben  bescblosseD  verdien,  voiMugcsetzt  dass  die  oideDÜ. 
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Kinnuhmcu  /.lu  Deduiig  bi'iiler  Katoguriera  aiurciclieti,  so  für  Zwuiio  di •^  Culius,  öHciilI. 
Uttternchts,  öllcutl.  W  obltliätigkcit,  OtteDtL  ArbeitcD,  Wege  u.  dgi.  m.  (.Haoptges.  d.  (ie- 
meindeges. T.  J8.  Juli  lb.H7,  ueucro  Ges.  f.  J8.  Juli  186H,  10.  Aug.  1871).  —  Die  Kiu- 
aübiDOWirthschaf  t  derGeinciuden  beruht,  abgesehen  vom  Ertrag  werbenden  Vennftgieiw 
u.  communaler,  nach  doiu  priratwirthsrh.  Erw'crhs-  oder  nach  ilfiu  Guhuhrenpriucip  vrr- 
waltcter  Anstalten ,  howiü  ubgeaLhcn  von  (iebuLreu  verschiedener  Art,  Überwiegend  auf 
dem geaetzlich genau  ^^en  guiten  by^tuu  vouZuschlägcn  zu  den  directen  Steuern 
(Centimes  additionels),  AuthcUen  an  der  Paten t-(Gewerl)wt«  uer)  u.  an  d.  Plonic- 
u.  NV  ageusteuer  (hier  i>%),  endlich  deui  verbreiteten,  bes.  in  den  grösseren  GemeiBdcu 
vichtigen  städtischen  Octroi  (Thorncciae).  Die  Zoschl&ge  sind  th.  goaetzUcb  feste, 
th.  vt  iändcrliche  nach  dem  Jahresbrdnrf,  ferner  th.  allgeueino  f.  die  Dorkimg  der 
ordeuti.  Communajausgabeu  Überhaupt,  th.  spccielle,  eine  Art  Zwecksteueru  1'.  be- 
sondere ebxelne  ebligetortoche  Aotigthen.  Das  SyMem  der  Znschlegcentiinen  steht  hier 
mit  der  Specialisirung  letzterer  Ausn^abi  n  iu  \'»Tbindung.  ^  Zusrhliige  zur  (irund-  u. 
Personal-  u.  W  ohuungs^tcud  im  Maximum  bilden  die  erate  allgemeine  bteuerciunahme  zur 
Deckung  der  jährlichen  regdinSss.  Ausgaben  der  Gemeinden.  Im  Fall  des  Iie4ar&  treten 
Specialzuschläge  zu  den  4  directen  Steuern,  f.  Viciualstiasscn  im  Mav,  von  5"4((ÄbS.  r. 
21. Mai  1836),  desgleichen  mit  wechselndtm  MaximUDi ,  tt  stiresetzt  dnr -  Ii  das  f'inaii/irf-s.'t/» 
f.  die  Primärachttlen,  itrüor  für  dio  Kosten  der  Feldhüter  Jiinzu.  Im  i  uli  du-  hinkuniu- 
noeh  nicht  ausreichen,  werden  mit  Staat.<!igenehmigltitg  weitere  Zuschlagcentimen  zu 
den  directen  8ti  uera  crlioben.  Auch  Zus(  hläi^c  zur  Hestr«  iiong  einmaliger  uhli- 
gator.  u.  facult.  Ausgaben  »iud  obenfalls  unter  gewissen  Gautelen  ^Geuebmigung  des 
Piifecten ,  bez.  der  Staataregiorong)  zniissig.  Die  Maxime  der  atusereRl.  Zuscblige 
werden  jihrUch  Fon  den  GeneralrSthon  innerhalb  der  vom  Finanzgesetz  normirtea 
Grenzen  featgestelit  (v.  Keitzeustein,  S.  139,  Ges.  v.  10.  Aug.  1871  Art.  42). 
Allgemein  ferner  bodehen  die  tieneinden  SVo  vom  Ertrage  der  In  ümtn  erhel>enen 
Patentsteuer  (ies.  v.  25.  Apr.  1844).  Unter  den  /.ahlreichen  sonstigen  Gebühren 
u.  steuorartigen  Abgaben,  welche  ausserdem  in  den  Commuaen  Torkommcn  (s. Block, 
dict.  p.  \AIH\,  befindet  sich  eine  obligat.  Hundesteuer  za  Gnnsten  dar  Gemeinden 
(Gc^.  V.  2.  Mai  u.  ttcs.  der  Octroi,  die  Uauptsteuenjuellu  der  bedetttendexen 

fianzüs.  ytiidtc.  aber  auch  m  lileinerf^n  (iemeinden  «clir  verbreitet  (im  (Jan/cn  jetzt 
LU  über  15üU!)  aus  der  alttiii  ^Luuarchic  slauiuiend ,  IT'.il  aiilgehobcu,  acLun  unter 
dem  Directurium  wieder  hergestellt  (Ges.  r.  !).  gcnnin.  V,  11.  frim.  VII.  2.  Tendern, 
u.  27.  frini.  VIII.  5.  ventoso  VIII  u.  :i.  m.  bis  in  die  neuste  Zeit),  ^'gl.  Art  ortroi 
bei  Block,  dict.,  v.  Ueitzenstein,  S.  150  iL  Die  Ueihe  der  steuerbaren  Artikel 
ist  eine  sehr  grosse  a.  den  Hualcipalrithen  ist  Freiheit  gegeben,  sie  mit  Zmttimnran^ 
des  Generalrath»  des  De)>artements,  event.  des  Ministers  und  Staatsraths  noch  aus- 
zudehnen. Sie  omi'asst  (Tarif  im  Anschluss  an  d.  Decret  r.  12.  Febr.  1870)  sechs 
grossere  Katcgorleeu,  Getrinlte,  Niüimngsmittel ,  Brennmatoial,  Fütter,  Banmaterid, 
Verschiedeia -ä.  Der  Tarif  bestimmt  das  zulässige  Maximum  der  Tarifsätze,  verschieden 
nach  ti,  nach  der  Bevötkcrungsgrösse  gebildeten  Ortsklassen.  Der  Wein  spielt  eine 
Hauptrolle  im  Ertrag  des  Octroi.  bes.  der  grossen  Städte  des  Nordens:  ein  Ilaupt- 
untcrschicd  von  den  Verhältnissen  anderer  Länder.  Nach  der  ai  i  !  l  en  .Statistik  f. 
1H77  im  Auszug  in  Blocks  ann.  de  V'-c.  ]>o]  issj  p.  l  l'ii  bestand  der  <)<  iroi  1823 
iu  14iJ4  Gemeinden  mit  6  Mill.  Eiuw..  iütlieruag  i,i.sT  M.  in,  jf.  Kopf  lü.:<2  fr.,  1877 
in  154S  Gemeinden  mit  10.!>5  Mill.  Einw.,  K  dieitrag  2:>0.12  Mill.  fr.,  p  Ke|if22.S9fr. 
Davon  tlber  die  Haiftc  in  Paris,  ll'fi.49  M.  fr.  Von  den  Hauptobjccten  gaben 
Wein  7ti.8t>  M.  fr.  (in  Paris  allein  50.84),  Cider  u.  s.  w.  2.24  (Paris  0.22),  Ako- 
hol  15.79  (P.  9.8»),  and.  FlOttdgfceiten  24.79  (P.  12.93),  Nahrangsmittel  63.68  (P.  23.2S). 
DrenristuHe  24.40  (P.  O.yT),  Futter  V2.n\  (P.  4.10),  Baumaterial  21. la  P.  12.2S).  Ver- 
schiüdeucd  5.74  (P.  4.01).  An  üiiauz.  Bedeutung  uberwiegt  so  der  Octroi  als  Communai- 
einnahme  im  Ganzen  die  ZaichUge  zn  den  directen  Stenern  bei  Wdtem,  nameatUch  aneli 
in  den  grösseren  Städten  (Lyon  t:<  s.  Kinn.  14.63  Mill.  fr.,  wovon  Octroi  U.ll, 

Zuschläge  1.45,  Marseille  1809  16.;iU  i.  G.,  wovon  Octroi  8.5,  Zuschläge  1.32  M.  fr.; 
Paris  Budg.  f.  ISSl  ord.  Einn.  232.34,  auss.ord.  5.36,  zus.  237.70;  von  d.  ord.  Einn.  aus 
Octroi  130.45,  aus  Zosclilagcentimen,  Spccialaull.  u.  Hundesteuer  zus.  nur  24.37  M.  fr.. 
Voranschl.  d.  Octroi  f.  18'>3  140Mill.fr.  llebekosten  des  Octroi  in  Paris  :vtiL> 
1879  4.37''/o).  Eingehende  Bestimmungen  auch  ubur  die  xiut'uabmc  von  Com  iti  n  .i.^ii 
Anleihen.  (Ges.  v.  24.  Juli  1807).  Bei  Anleihen,  welche  aas  ausserord.  v  ^  -I^^ 
q|»Uer  als  Dich  12  Jahren  suttckzahlbai  sind,  iat  ein  Begierang^decMt  erfoidedicb. 
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das  bei  Gcracinden  mit  Uber  1 00,000  i^.  Xfnkommeo  im  Stutonitb  eriassen  werden 

tnu-s  rtoi  AtiL'ihen  itn  Bdnige  von  über  1  Mill.  fr.  ist  ein  (icsetz  notliwendig. 
Bei  gcvriäseu  anderen  Auleibea  Zustimiuuogsrecht  des  Piäfectea.  Die  Zuücliläge 
SQ  den  directsn  Stenern  fitr  Gommnnaizwdae ,  ebenso  Air  Departemontszweclee «  er- 
sclieiiicn  ab  Annex  zum  jahrlichen  Bu(li;>  f  Staats;  itn  B.  f.  1SS2  151  4b  Mill.  fr. 
f.  Commuual',  140.71  M.  fr.  f.  DeuarUwccke ,  jenes  4Ü.4,  diese«  37.5,  77.^7« 
des  Ertrag«  der  4  grossen  direeten  Stamtsstenern  (S75.I4  M.  fr.).  Die  directen  Stoncr** 
/.uschläge  bctrug'tn  also  im  Ganzen  noch  nicht  tiO"/«.  des  jetzigen  Kohcrtra;^  des 
Octroi.  ohwohl  .fieses  nur  in  einem  Theil.  all'-i Jiniri^  in  allen  jcröäsercn  üemoinden, 
bestiilit.  Nach  einer  amtl.  Statistik  f.  l*?'?  (bei  Kaufujaii  u.  a.  a.  <).  S.  737  If.)  betrugen 
in  den  Gemeinden  ohne  Paris  die  ord.  Aufgaben  3.'>4.S,  die  ausserord.  'i'i\)A  (wo?on 
SrliiiMrntilg-.  187.7)  M   fr.  da/.u  Paris  mit  bez.  VM\:2  u.  zns-.  553.5  u.  447.1, 

bnmma  lUou  fi  M.  fr  Die  gkichzeit.  Einnahmen,  ohne  Paris,  ord.  4(i7,S  (davon 
ZnscUige  zu  den  dir.  Stenern  77.8,  Antheil  an  Staatssteu.  S.7,  Octroi  110.4.  Hande- 
stcuer6..3)  M.  fr.,  die  ausserord.  Einnahmen  514.6  M.  fr.  (davon  directe  Zuschl;i^'c  rls..^, 
Anleihen  173.4,  KUcbtäude.  UeberäcbtUste  226.2  M.  fr.),  im.  922  M  fr.  £iun..  dazu 
Faris  mit  426.1.  Samme  idler  Gem.eina.  1348  M.  fr.  Die  Abhängigkeit  der  flwnzfis. 
Gemeinden  vom  Staate  tritt  auch  in  der  Erhi^buntr  dor  Zusi  lil'iiri:  iliurh  die  S"<  u<  r- 
cinnehmer  des  Staats,  in  der  Ueborweü>un^  der  Quoten  au  die  (icmcinden  u.  iu  der 
Beifügung  der  betreffenden  Einnahmen  ^nm  Staatsbudget  hervor. 

Die  Departements,  welche  in  der  K-  voIufion  als  hauptsächlit li<'  V'jrwaltungs- 
abtheilungen  an  die  Stelle  der  Provinzen  u.  ^.  w.  der  alten  Monarchie  traten,  haben  iut 
(ieneralrath  (conseil  g^neral)  ein  Vertretungi>uig;ur,  sie  besitzen  eine  eigeneFinanzwirth- 
Hchaft  u.  ein  eig*-n '  b  Budget,  das  in  ein  ordentliches  und  ein  ausserordent- 
lichZf^rfftllt.  Auch  hier  sind  die  ord«^ntlichen  Ausgaben  z.  Th.  obligatorische 
fi»r  öt.\atliche  Zwecke,  welche  iu  da»  Budget  gestellt  werden  müüson  (u.  A.  Miethe, 
Mobiliar.  Unterhaltung  der  Pr&focfur-  u.  I  ntcrpräfectur-Hotels,  dgl.  für  die  Assissen-, 
Civil-  11  HatidelsfT«  rirlit-hnfe,  Kasernirung  der  Gcnsdannerie).  Auch  die  Last  der 
.Vusgaben  für  cnfauts  assist6s  (Waisen-.  Findelkinder)  liegt  den  Depaiiementä  iu  der 
Itattplsache  ob.  Dasa  treten  Aasgaben  far  DepartGebinde,  Dep.-  Strassen  (womit  die 
Ausgaben  drr  (Jcmülmlrii  für  <Vic  Yiriiirilstrn^;sf»n  LToiib.'nT  Verbindung-  \i  von  rill- 
geneinem  luteresse  in  gewisse  Coinbinatiouen  gebracht  werden),  ftu:  Otl'enüiche  ünter- 
Btotzung.  far  Coltns.  Depait-Arcbire,  Befordenng  von  Adterbav  n.  Industrie,  SSend. 
Unterrif  lit .  ^f.■wi^^.^'  Katasterkostfii .  riitt.'r^tii*/rung  an  (icmeinden  f.  gewisse  Zwecke. 
'dAU  Deckaag  der  ordeotl.  Dopartauägaben  dienen  namentlich  die  ordeut liehen 
Kasehlagcentimeu  zn  den  directen  Stnatastenern.  Der  Betrag  wird  jäfarlidi 
dun  h  da.H  Kinanzg<-set/.  fe^itgcstelli :  er  ist  neuerdings  im  Max.  25  cent.  oder  ^'/^  von 
der  (imnd-  u.  der  Personal-  n.  Wohnungssteuer.  1  cent.  von  allen  4  directen  Stcuon». 
Dazu  kommen  Specialzoschlage  fdr  gewisse  Zwecke  (Zwecksteuern),  nauii  iitlicli 
für  Vicinalwege  (Max.  7  cent.).  f.  Piimlnnter rieht  (Max.  8  cent),  beides  Zus»  lila^r 
zu  den  4  directen  Stenern,  f.  Kataster<Tnftif*rung,  (Max.  5  e<?nt.,  h]<m  von  der  Grund- 
steuer, doch  nur  zam  kleinsten  Theil  verwandt).  —  Das  ausserordentliche  Aus- 
gnbebndget  ist  zunächst  auf  ausserordentliche  Züsch lagrentimen  zu  den  4 
directen  St  tirirn  basirt,  deren  Maximum  ebenfalls  das  jährliche  Fiiian7iro?Pt/  feststellt 
(ueuerdiogs  12  cent).  Darüber  hinaus  jnus»eu  Zuiichläge  durch  ein  Gesetz  gestattet 
Verden.  Ferner  dienen  zu  grosseren  derartigen  Ausgaben  Depait«  An  leiben,  die 
der  Gcneralrafli  bi=;  Tiir  Tviiii/ahlunfsfrist  von  15  .lalirm  mif  dl«-  i>nl.  ii.  ausscrord. 
£üiiiahjueu  auTuclimen  darf.  Für  andere  Anleihen  i3>t  eiu  Specialgosou  nothvendig. 
VirL  bes.  Ges.  r.  10.  Aug.  1871,  das  die  Befognisse  der  Gen^IrSthe  ersreitert  hat. 
Näheres  in  den  Art.  D^;partement ,  conseil  g6o6raI,  chemins  vicinaux  u.  a.  m.  in 
Block's  dict.  de  l'admin.;  auch  E.  Meier  in  Hohzend.  Encycl.  4.  A.  S.  1150  H".  — 

In  Belgien  hat  das  Prov.ges.  v.  30.  Aug.  \bM  Näheros  (Iber  das  Finanzwesen 
der  Provinzen  bestimmt.  Auch  hier  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
Stctiern  (C"',,  ord,  Zuschlap-,  dazu  ^in  wcchselndi-r  ;uif  !)r-stimuitc  Zeit).  Die  h<-h. 
('^luiiiionen  erhalteu  fQr  die  aul^^citubenen  Octruis  Eut^soliädigungen  in  Antheileti  an 
den  ZAllaii,  inneren  Verbrauchsteuern  (auf  Branntwein,  Bier.  Essiu^  Zucker).  Postein- 
nahuien  (zus.  IbSl  25.68  Mill.  fr.,  ru-hon  fWt.O]  Mill.  fr.  St.i.tt^iuuli.il i.  IJober  das 
belg.  (jommunaKin.wos.  s.  Boiiie,  traitt-  des  taxes  communales,  Brüx.  l^^l.  Lieber 
die  Avflieb.  d.  Ortnris  K oll  mann  in  d.  2l8chr.  d.  prooes.  «tat  Bar.  18<M.  Auf  das 
itnlion.  CommunaKin. Wesen  kann  hier  nicht  weiter  eingegangen  iTerden.  Morroizu- 
A.  Wnifner,  FinaaraisMiiscfaaft.  I.   3.  Aufl.  9 
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Iicbea  t>iiul  die  guten  fiiiaiiz-statiätiscbeD  Arbeiten  des  iuL  stet  Bar.  darbber,  s. 
BÜaoci  communali  1'.  IbTü«  Koma  lübO. 


Diiltt's  Ivapitt'l. 

Materielle  Oidiiiiiiu:  der  Finanz wirtliseliaft  und  Tlieorie 
der  Jleekung  des  FlnaiiKbedarfH. 


Vgl  oben  S.  61  die  Vorbemerl!.  zum  I.  Bache.  Die  Fragea  der  matertcUen 

und  formell Onlnuiijr  <^>'^  Sf;i;itshriuslialt.s  lifui^-ii  enge  zusaionicn  und  l.l^st•n  <\r\i 
auch  iu  dur  Darütellung  uiclit  volistäudig  trcuuco.  Bai  der  roateiieüaa  Urduuug  iuutdelt 
es  sich  mehr  nm  fiuanzvissonschaftliche  and  finanzpelitischc  GrondsStze, 
bei  der  formellen  mehr  um  rinanztochnisehe  und  uui  Staats-,  bez.  verwaltun (^ü- 
rechtliche.  In  diesem  Werke  sind  die  crsteren  das  Wiclitigere.  Sie  worden  daher 
auch  in  diesem  Kapitel  vor  der  formellen  Ordnung  behandelt.  Vom  tinanzviürien- 
schaftlichcn  Standjtunctc  aus  ist  zu  Terlan^rcn,  dass  die  (Grundsätze  fiir  die  materielle 
UrdniiniT  ii<  '>cr  fonneUcn  Oidnang  dea  Olfcntlichen  Uaoshaita  alidaiia  möglichst  Bo< 
rUclüsitliii^'ung  tiiiden. 

Soweit  Kau  diesen  (iegeustand  Überhaupt  berücksichtigt  hat,  geschah  dies  im 
!.  Ab^chnittr  .*4.  Biii  hs  i V'Mliältniüs  der  Ki]ik;iiif(r  /ti  il< n  Aiis;.;a1<'-ii  ilcS  St  iats) 
^.  4b3  bis  4TU  und  theilweise  im  2.  Abschnitte  dess.  buciis,  in  der  Lehre  von  den 
Staatiachalden  %.  471  ff..  Yen  der  einen  Att  der  Unferschelduof  tvischen  ordentt. 
n.  icDlriitl.  Eitimlinirii  sprach  Kau  iii  5f.  — 41  (5.  Ahm;.'  n*  i  'I'T  pritii  iii  !l'"-n 
Ikdeutung  der  hier  zu  erörternden  Puocto  für  die  Lehre  von  den  LiauahmcA  eracbien 
es  richtifer,  diesen  Gegensiiaden  eine  andere  Stelle  im  Sjpstem  za  geben.  Dadurch 
wil  l  <  inmal  die  innen-  VerbinHung  zwisclx  ii  den  Lehren  von  den  Ausgaben  und  von 
den  Einnahmen  tiefer  begründet.  Sodann  wird  innerhalb  der  Ausgaben  die  (irenz- 
linie  gezogen,  bis  zu  der  die  ordentlichen  £iuuahmen  unter  allen  Umständen  ausgu« 
dehnt  werden  müssen.  Man  gevinut  so  erst  ein  Maas  far  •Ücm-  Einnahmen  insgesammt, 
das  bereits  fi  >fsti  licn  iniiss.  wenn  die  Fniire  nach  der  Wahl  der  •■inzelncn  Arten  der 
ordentlichen  Kiunuhuica  uud  darunter  auch  der  einzelnen  StcUuiarten)  beantwortet 
werden  soll.  In  meiner  Neubearb.  (Ii,  Aufl.  von  Itau,  I.  von  mir.l  hatte  ich  dicsti 
Lehre  an  den  Srhinss  des  lir>  voii  d. n  Staatsausgaben  gestellt  S2  —  '•'Ui, 
S.  lUb  —  242).  lü  der  2.  Ausg.  gab  ich  ihr  eine  wohl  richtigere  «yäteinatischc 
Stellang  und  fligte  zugK-ioh  die  damals  noch  davon  getrennte  Er&rtemng  Uber  den 
ordentl.  u.  ausserordentl.  Bedarf  t§.  .SU  II  <\.  S.  r.s  II  \  wi.r.ui  j<  iic  !  ■  lift  vom  tilov  )i- 
gewicbt  im  Staatsbausbalte  und  der  Deckung  des  iiedarlls  aozuknuplcn  Ji.u.  nunmehr 
unmiUetbar  in  diesen  Abschnitt  ein.  Ich  bin  dabei,  wie  auch  in  der  jetzigen  An 8. 
grossenthcils  meinen  eigenen  älteren  Arbeiten:  (»rdn.  d.  österr.  Staafshaiish.  (il.'ssen 
Verbältoisse  mich  aonilchdt  auf  dit^o  Untersurhungen  führten '  S.  1  —  63.  Art.  Staat»* 
schntden  im  Staatawflrterb.  X.  1— 2U,  Art.  Staat^haush.  u.  Staat»stihuldcn  im  Hand* 
Wi^rterb.  d.  VollcsvirthsiChJehro  v.  Kontzsch  gefolgt.  S.  jetzt  anch  meine  Abb.  X 
..Ordn.  d.  Firt.wirthsch. "  in  Schönberg's  Handb.  II,  4I.'J.  .\n  einer  ahnÜrhrn  altir*'- 
mcinen  uud  piiii  ipiellen  Behandlung  des  Gegenstands  hat  es  in  der  tin.wi»s.  Literatur 
bisher  gefehlt.  Man  hat  sich  mit  der  AulatcUang  u.  Kritik  des  ol>orston  Po:>talats  der 
Finanzpolitik  (ij.  Ol  i  bernfl^r.  l.js  inm  dann  na-li  Di.  t/i  l's  hier  maj^-^-j"'!»  ndcr  An- 
regung die  Frage  von  dci  Üc«  kung  des  1  inanzbt-darls  principieller  erlHS»te  und  &ic 
als  die  principiello  Vorfrage  aber  die  Benutzung  des  Öffentlichen  Grodits  nberhavpt 
erkannte,  llauptsiichlich  gehört  dahr-r  liirlier  'Ii-;  ti-ncrc  T,i('^r.  iil'r>r  di n  Se:iats- 
crodit:  Dict/;ul,  System  U. Staatsanleihen,  iteidelb.  tbü5.  meiuc  vorhin  gen.  Arbeiten, 
Laspoyres,  Art.  Staatswirthsch.  im  StaatswOrtcrb. ,  SOtbeer,  Betrachtangen  fibcr 
Staatsschuldenwescn  in  d.  Berl,  volksw.  Viert'dj.schr.  R.  2,  Nasse  in  deui  alle 

diese  Arbeiten  kriiiscb  zuä.fruisenduu  Art.  Steuern  u.  Staatsauloiheu,  Ttib.  Ztschr. 
R.  24  Eine  allgemeinere  ErOrterang  des  Problems  jetzt  auch  bei  Stein, 

Fin.  H.  A.  S.  H.  u.  I.  A.  I.  »iO  W.  Die  wonig  loyale  Polemik  St <;i  n 's  in  s.  3.  \^ 
die  ich  in  der  2.  A.  S.  '.»H  rügte,  hat  der  •r<'ni;de  Wieni'r  College  in  d.  4.  A.  wieder- 
holt  und  Verschärft,  auf  (irund  einer  so  j;u<  Ltii^'cn  Ltcture  der  angrgritfenen  Auf- 
t'asMHiiri  iK  wie  njai)  sii;  b'-i  ihm  l<'id<-r  ircwohnt  ist.  oder  wie  er  tfio  üirh  wenigsicna 
im  Fall  einer  sulcbeu  Polemik  nicht  za  &rbuldcn  kommen  Jaa«ten  sollte.   Su  bezfiichnc 
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ich  iiiciit,  wie  er  luir  iutputirtt  iu  §.  66  S.  139  d.  2.  A.  „Extrastuueru"  iu  äUaü>- 
notbbfren  znf^Ieich  als  .iSvangaatüdiheo".  sondern  ^ipfche  von  ..grossea  Extnstenem*'. 

0(1  r  ,.  rirhtier  rcpartirten  Zwaogsanleihen'',  u.  stell--  ni-lii.  luiili  Steins  falschem 
i'iuu  eiueu  „UögeujiaU"  van  „chronisclieiD"  und  „wahrem soudcm  eiaen  Unterschied 
ron  „chronischem*'  und  „acvtom**  Deficit  auf  (Stein,  I,  üT.  <>b,  meine  2.  Aufl.  S.  143). 
Seine  Polemik  hat  mich  zu  keiuer  sachlichen  Acnderung  veranlasst.  Auch  bleibe  h-h  ilun 
gegentihpf  objcctiv  (s.  Kin.  II.  S.  142).  Seine  cii^reneu  l  utorecheidungen  der  Dohcifo 
geben  ah.  r  entweder  nur  andere  Ausdrücke  filr  dieselbe  Sache  oder  sind  Wortspielereien. 

3Ian  kann  eine  in  der  „Grundlegang"  (§.  64  tf  niihcr  dargelegte  und  motivirtc 
T.-iitiiriuloirit'  für  ili.'  (?ritf>rbowrc4?üng  in  einer  W'iithsi  liaft  zweckmässig  auch  auf  die 
i  iuaiizu  irihschaft  anwenden.  Danach  sind  als  „Eingäugc"  und  vAusguugu** 
diejenigen  Sachgüter,  bez.  (icldsuuiuien  zu  ttatencheideii,  welche  zor  Darchf&hnin^ 
der  Aufgaben  der  Finanzwirthschafi  in  die  Verfügung  der  letzteren  eingehen 
und  aus  diei»cr  Verfügung  heraustrctun.  Unter  diesen  Ein-  und  Ausgäng<iu  boliudeu 
sich  auch  die  dnreh  den  Credit  bewirkten  Empf&nge  vnd  Fortgaben  ron  SachgQtem 
oder  Geld,  l'iiler  l'innahmen  und  Ausgaben  iler  Finan/.wirthschaft  sijid  dagegen 
nach  jeuer  Tcrminolugie  streng  genommen  nur  diejeuigeu  Ein-  und  Ausgänge  der 
Ptnanzwirthschaft  zn  rerstehen,  welcbe  gleichzeitig  eine  Verindernng  des  zorVor- 
fiiguijg  der  Finanzvcrwaltung  stehenden  Staatsvermögens,  des  sog  Fiscalver- 
mOgcns,  in  sich  schliessen.  Es  ist  im  Folgenden  an  diese  Unterscheidung  zwischen 
Ein-  und  Ausgängen  und  Eiuuahmcu  und  Au^aben  fUr  oiueu  Punct  der  wichtigen 
Lehre  Tom  Gleichg«wicbt  im  Staatshaushalte  und  rom  Deficit  aatnitaflpfen. 

§.  60.  In  dieBem  Kapitel  sind  gewisse  oberste  Grandsätze 
fllr  die  materielle  Ordnung  der  Finanswirtbschaft  nnd  damit  fHr 
die  Siehernng  des  Gleicbgevvichts  im  Staatshausbalte 
aufzastellen.  Es  bandelt  sich  dabei  zunftebst  um  GnindsiUxey  deren 

BefolgQDg  die  Vermeidung  eines  Deficits  zwischen  Ein-  und 
Ausgängen  oder  eines  sogen.  Ca ssen-Deficits  sichert.  Dieses 
Ziel  kann  auf  die  Dauer  nur  erreicht  werden,  wenn  l'Ur  ein 
richtiges  bystem  von  Eingäugeu  in  der  Fiuauxwirthschuft  ge- 
sorgt wird.  Deshalb  müssen  auch  dafür  Grundsätze  für  die  Wahl 
der  j)assendeu  Eingänge  abgeleitet  werden.  Solehe  lassen 
Hieb  nur  in  der  Weise  finden,  das»  die  einzelnen  Eini>rtnire  den 
versrlileilenartigen  Ausgängen  bez.  Aii.sgaben  der  Finan/\N  ii ihst  halt 
angepasst  werden.  Daher  muss  eine  Analyse  der  Ausgaben 
oder  des  Finanz l)eda rfs  nach  dem  Gesichtspnncte,  für  jede  Aus- 
gabeart die  geeigneten  J )t  ckungsmittel  zn  ermitteln,  erfolgen. 
Diese  Analyse  führt  zu  einer  l'nterscheidung  von  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne 
des  Worts).  Die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Deckungs- 
niittel  des  modernen  Öffentlichen,  namentlich  des  Staatshaushalts 
sind  Stenern  nnd  Staatsschulden.  Die  Untersuchang  kann 
sich  daher  Tornemlich  auf  die  Wahl  dieser  beiden  Arten  von  Ein* 
^ngen  besehränken.  Dabei  ist  an  die  genannte  Unterscheidung 
der  Ausgaben  anzuknüpfen.  Zugleich  muss  aber  auch  der  Fall 
der  Unzulänglichkeit  der  Benntznng  des  Staatseredits 
erörtert  und  nach  Hilfsmitteln  znm  Ersatz  in  einem  solchen 
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Falle  geforscht  werden.    Nach  Erledigung  dieser  PuDCte  ist  dann 
die  Lehre  vom  Deficit,   insbesondere  vom  eigentlichen 
Deficit,  zum  Abschlnss  zu  bringen.   So  gewinnt  man  eine  Theorie 
der  Deckung  des  Finanzbedarl's. 
Im  Folgenden  wird  somit  behandelt: 

I.  Das  Gleichgewicht  in  Ein-  und  Ausgängen  und  das 
Gassendeficit,  §.  61. 

II.  Die  Unterseheidnng  von  ordentlichem  und  ausser- 
ordentlichem  Finansbedarf,  §.  62  ff. 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Deckungsmittel  iHr 
den  Finanzbedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Steuern  und 
Staatsschulden,  §.  65  ff.  ./^  '''^''t 

IV.  Die  Fülle  der  UnzulUnglichlk'eit  der  Benutzung  des 
Staatscredits,  §.  74 ff. 

V.  Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficits,  77. 
I.  —      61.   Das  Gleicli^^e wicht  zwischen  Aus-  und 

Eingängen.  Derjenige  Betrag  des  Finan7.l)edarf8,  welcher  lllr 
eine  Kecbnungsperiude  (Jahr)  einmal  nach  Massgabe  der  über- 
nommenen Verpflichtungen  und  auszuführenden  Thätigkeiten  fest- 
gestellt worden  ist  (§.  31 1,  nmss  durch  Eingänge  der  Finanzwirth- 
Fclialt  in  derselben  Periode  gtdcckt  werden.  Dic^^e  Kingänge 
uuiissen  ferner  in  den  Zeitpuucten,  wo  die  Ausgaben  zu  inHchcn 
sind,  vert(iirl)ar  sein.  Daher  miisbcn  sich  die  EingUnge  einer 
soleheu  Teriode  in  ihrer  Hr»he  und  ihren  K :i  1 1  i k  e  i t  s- 
terniinen  genau  naeli  der  Hübe  und  den  1*  ä  i  I  i^- k  e i  t  s 
terniinen  der  festgestellten  Ausgänge  richten  oder  mit 
andern  Worten  -  da  dies  auf  beiden  »Seiten  vornendich  in  Betracht 
kommt,  —  es  wird  insofern  die  Einnahme  durch  die  Aus- 
7  gäbe  bestimmt.  nie«;er  oft  missYcrstandene  und  wegen  seiner 
vermeintlich  sehr  bedenklichen  praetisehen  ('onse(iuenzen  vielfach 
bestrittene  Satz  ist  ein  im  Grunde  selbstver^tändUches  oberstes 
(formelles)  Postulat  der  Finanzpolitik  fUr  die  richtige 
Ordnung  des  »Staatshaushalte».  Wird  es  vernachlSsstgt,  so 
tritt  ein  Gassen defi ei t  ein,  d.  h.  die  laufenden  Eingänge  (und 
insbesondere  ßtnnabmen)  reichen  zur  ß^treitung  der  laufenden 
Ausgänge,  bez.  Ausgaben  nicht  aus. 

Dann  muss  eiaucilcr  die  iraiize  S(ii:itätUäliKkuit  ins  biot  kcii  geiAth<:ii,  uüur  d* 
dies  nicht  «tifebt  und  da  acHml  einzelne  einmal  unternomiDcn«  StaaMliHtigkdton  ni^ht 
ohne  «rros';''  St<'V^In^:  und  Niichtheilc  |)!i^t/lif|i  cing^cstfllf  wt^nJi  ri  lf'>niH'n.  so  fuhrt  ««in 
solches  Gas^oudelii  it  nur  /.u  kicbt  zum  M  hliiutn>tün  ächulUünmut'hcn,  i,  ti.  in  der 
Form  der  Papicr^utdaus]{abe,  oder  zum  Ver»chlcndcni  von  tStaatseigenlham  In  gßtu 
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])Iaiiloi>er,  niiir'Tcrhter  uinl  vi-'rJviblirlitjr  Weise,  sowie  in  Ril'-Icwirkuiig  hirrvnn  uft  zu 
um  so  geringerer  bparsainkuit  im  Staatsbaushaltü,  daher  zu  neuer  \  crgrOsäcroug  des 
„eigentlichen"  Doficits  (§.  77).  Kamentlicli  unterbleiben  etwa  contnctliche  Zahlongen 
L.  B.  an  die  Staatsgläubigcr,  Beamten,  Li<  r  iMüt  ii  u.  s.  w.,  worau;  diu  unbilligsten 
Vcrkarzttogcn  dieser  Pcnionen,  welche  doch  ihrerseits  dem  Staate  Leistungen  gemacht 
h»ben  oder  selbst  noch  fortwährend  machen,  honrorgohen.  Ein  solcher  Zustand  führt 
natürlich  zur  grösslen  Unordnung  und  leicht  auf  Jahre  hinaus  zum  schlimmsten 
chronischen  Deficit  und  damit  zum  Kuiii  der  Kiiinnzcn  und  des  Staatscredits. 
,Jst  die  Herrschaft  der  Deficite  eingebi'u>.Lcn,  iai  luuii  uuj  cinu  Uiizahl  von  Millionen 
rom  Gleirbgewicht  entfernt,  da  erscheint  j«de  Efspaiting  im  Klrinen  uuaut/  .  wxw 
erwartet  die  Kettang  von  sogen,  grossen  Mtissregeln  und  ein  Uoist  der  Linwirtlischaft 
und  Sorglosigkeit  bemächtigt  sich  der  iiuauzvertwaltung".  Hock,  öfTentl.  Abg.  S.  33, 
mit  d.  gewiss  sehr  rieht.  UrtheU  Qber  Kubeck,  den  spars.  österr.  Minister  in  Glclch- 
gewichtszeitcn .  nnd  Bruck,  der  in  der  Deficit  wirthschaft  bloss  Millionen  )>Lai  htete. 
Üeb<)r  das  oberste  Postulat  s.  Wagner,  Ord.  a.  a.  0.  S.  1  ff.,  12  ff.,  Art,  Staatshaush. 
S.  8SS.  Ran,  in  d.  S.  Anil.  der  Finanzirissenscbaft  %.  469,  r.  Malchns  II,  8  IH, 
Schön,  (jrunds,  S.  20  II.,  Murhard.  Th.  u.  Polit  der  ß.  ^ttuuiuiig  S.  H)'!  — 181, 
Umpfenbach,  Finanzwisü.  §.  4,  §.  IbÜ  II.,  Hock,  Off.  Abgaben     T.,  S.  30  ff. 

Der  Aosdnick  Deficit  (engl,  deficicncy,  franzOs.  auch  döconrert,  deutsch  mit- 
unter Ausfall,  ö.  Kau  in  W-  li  kt  r's  Staatslez.  -J.  Aufl.  IV,  330)  wird  im  gewöhnlichen 
Leben  nnd  selbst  iuj  Sf:uitsrcchnungswesen  in  vcrsi  liie<lencm  Sinn  peliruucht.  woraus 
oft  irrige  Ansichten  ül)er  die  Lasre  eines  Stuat-liaushaltr,  bervurgehen.    S.  u.  §.  77. 

Zur  Vermeidung;  eines  Cassendeticite  und  der  es  begleitenden 
Uebelstönde,  lerner  ebenso  zur  VermeiduDg  von  zwecklosen,  nnver- 
wendbaren  (Jeberschtlssen  („Gassen  Uber  schlissen",  als  Gegen- 
sttick  des  Cassendeficits)  im  Staatshanshalte  wird  für  die  Dauer 
als  Hegel  die  Gleichheit  der  Kingänge  und  Ausgänge 
in  der  betreffenden  Ro<  hunngsperiode  zu  erstreben  sein.  Zu  diesem 
wie  zu  den  weiteren  Zwecken  der  formellen  Ordnnog  der  Finanz- 
wirthschaft;  dient  die  Anfstellong  eines  Voranschlags  (Etat 's, 
Bndget's)  fttr  die  Finansperiode  Uber  die  darin  zo  erwartenden 
Ans-  nnd  EingHnge,  bez.  Anagaben  nnd  Einnahmen  nnd  die  Ziehnng 
einer  Bilanz  zwischen  diesen  Snmmen. 

In  unseren  Staaten  mit  Yolksrertretting  wird  dieser  Voranschlag  rcgelm&ssig 
zunüchst  ron  der  Kegierung  aufgestellt,  der  Volksvertretung  zur  Prüfung  und  Gc- 

(K^htnirnniT  vorcfloyt  nnd  alsdann  nach  Genehmignnff  drs  Sta;it*ioberhaupta  als  Staats- 
hauapkaita-  oder  liiiauzgobülz  der  Periode  verkuadut.  Ki  enthält  in  dieser  Form 
bei  den  Ausgaben  die  Erlaubniss,  sie  bis  zu  der  bestimmten  Summe  fUr  den  be- 
stimmten Zweck  Torzuni'hmfn  die  sog.  Credito  der  einzoln^n  Vcrwaltun^sabthnilungen, 
Ministerien,  Behörden  u.  s.  w.).  Dabei  bestehen  dann  nähere  $tantsre<:litiiche  Vor- 
schriften, ob  nnd  welche  Uebertragungen  ron  Crediten  (Tnosferirangen,  Virements) 
von  einem  Zweigo  zum  anderen  in  I'oli:''  von  Ersparungen  oder  MinderauscralnTi, 
weiche  in  einer  Abtheilung  gemacht  üind,  der  Kegierung  allein  vonunehmen  erlaubt 
sein  soll  Eine  Cebersehreitnng  der  etatsm&isigen  Ausgaben  ist  sonst  im  AUge- 
m einen  nn/uliissig,  entzieht  sich  aber  bei  nothwendigen  unvorhcrfr -S'  lu  n -ii  Aus- 
gaben nnd  bei  einem  höheren  Bedarf  fur  die  etatsuä&aigea  (&  B.  wegen  höherer 
Sachpreise)  zum  Theil  dem  Einflus!)  des  Staats.  Der  Voranschlag  führt  ferner  die 
F^ingänge  und  EiKiialiincii  iiach  doni  muthraasslichen  Ertraj?«  der  einzelnen  Quellen 
auf.  Diespf  Ertrag  hangt  von  der  gegebenen  Beschaüenheit  dieser  Quellen,  bei  einem 
Theib*  der  Steuern  von  dem  Entrichtungsfusse  und  sonst  im  Allgemeinen  von  der 
;;an/.<  ti  T.agc  der  Volkswirthschaft ,  der  I'oiitik  u.  s.  w.  ab  nnd  muss  auf  Grund  der 
bisheri^(''ii  Erfahrungen  unter  Bertick-i.  htit^uni;  «Itr  Z-  itverbältnisse  nn'^<rlii  hst  objectir 
fei»(gustellt  werden f  eutzioht  üdi  aber  mit  seinen  bchwaukuiigcu  cbeuiails  steu»  mehr 
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adur  «  cnit^or  der  ganz  gOBauen  VerouscblagQng.  Die  consUtutioiicUc  Budget wirtlischaft 
und  die  Voreinbanut^  zwi^rliPit  IJ.>gir^njnff  und  Volksvertretung  §.  "1)  ttb.-r  das  von 
letzterer  oingehcnd  iiurchgo{>iiiftc  Budget  liieict  auch  für  die  Vermeidung  eines  Cassen- 
deficits  wohl  wiederum  böondere  BUrgscliaft.  Dcun  die  Kegiemng  wird  loicht  geneigt 
sein,  die  Ausgaben  zu  niedrig,  die  Ktiinalnncn  zu  hoch  zu  v<»rans''lt!a'j^en ,  während 
die  Volksvertretung  öftere  der  eutgegcngesctzteu  Aunakuie  huldigen  wird;  mitautcr 
anch  QinirekehTt  Ausserdem  sind  die  FSUe  za  bcrocitsicfatifen ,  das»  aas  der  rtt'- 
sohiedoti>  ii  zcitlirhi»n  Vertlifiluiifr  d.-r  Ein-  mi.l  AtHijruiire  innorbalb  einer  fiii;\ii/- 
punodc  Casseadciicitä  entstchcu,  iudeu  Ausgaben  vor  dem  Eingang  der  zu  ihrer 
Deckung  bestimmten  Einnahmen  (z.  B.  Stenern)  zn  leisten  sind.  Die  materielle 
Ordnung  des  Haushalts  macht  bei  allen  solchen  L'eberschrcitungcn  der  Ausgaben, 
Ausbleiben  von  Einnahmen  u,  s.  w.  Kefusnisse  der  Regierung,  geeignete  Dc«  kung>- 
mitiel  zu  beschallen,  z.  B.  mittelst  Anfnahuie  einer  schwebenden  Schuld.  Vornahuie 
von  Uebertragungon,  Anlegung  und  Verwendung  von  Kescrvefonds .  notbwi  fidig 
In  ähnlicher  Weise  wie  ilcr  Staat  haben  auch  die  StaatenreriMiidaDgea  (§.  äU)  und 
Selbstverwaltuugskörper  Bii  ig«  i->  aufzustellen. 

Für  Etat  früher  in  Deutschland  das  hu.  5tatii->  ^c))raacht  Budget,  eigentlich 
im  Engli^rlu'ii  vAn  Sick.  Beutel,  v<iii  doiii  ahfran/.os.  l>iai<rr  tind  dem  noch  jetzt 
ablichcu  bougeite,  sodann  in  der  engl.  i'arlamcut>sprachc ,  wegen  der  Uebergabe  der 
Actenstticke  in  einem  solchen  Beh&lter,  der  rem  Kanzler  der  Schatzkammer  dem 
Parlament  vorgelegte  Etat  dnlicr  Campe's  wunderliche  l'el.erv'j/nnir :  ne'larf-.fa-'  he). 
Ilalicuiscü  preveutiro  iu  Ucgcnsatz  von  cousantiro,  den  Kcchnuugsergcbnis&co  des  vur» 
llowciMii  Jahr».  Welckers  Staalslez.  8.  Aufl.  III«  115  Art  Budget  ren  K.  H.  Ban. 
(Rau,  §.  465).  Nfthercs  Aber  Etatvesen  im  folg.  Kap.  4,  bes.  AbschD.  2. 

Oer  Voransclilag  eineB  geordneten  Sta&tsbanshalts  miisi  in 
der  Regel  in  Ansgang  und  Eingang  bilaneiren,  d.  h. 

beide  letztere  einander  decken^  wenn  nicht  aus  besonderen, 

bei  uns  nur  iiu.'^  nah  ms  weise  zutreffenden  Gründen  ein  Kingangs- 
Uberschuss  erzielt  werden  soll.  Das  Verbleiben  eines  (Casseo-) 
Deficits  scbon  im  Hudget  —  budgetmiissi^cs?  Delicit  —  ist  mir 
dann  zulässig,  weun  l'Ur  alle  Fälle  Eingang.s(|ueUen  zur  Disposition 
gestellt  sind,  ati8  denen  das  Deficit  recbtzeitit:,  sobald  es  wiikli  Ii 
eintritt  oder  zum  „wahren"  wird,  mit  biclierbcit  gedeckt  wcideii 
kann,  z.  B.  in  der  constitutionellen  Budgetwirtbscbaft  mittelst  Er- 
milcbtigung  der  Regierung,  kleine  liudgetmässi^^e  Dcticits  eventuell 
durch  Aufnahme  einer  Csebwebenden  )  Staatsschuld  bis  zn  einem 
Maximal-  oder  auch  bis  zu  dem  wirklich  nöthig  werdenden  I^e 
trage  zu  decken.  (So  jetzt  regelmässig  auch  im  Deutschen  Reich 
und  in  Preussen  bei  zeitweiligem  Mangel  an  Cassenmitteln  inner- 
halb des  Finanzjahrs).  Aber  davon  abgesehen  gilt  recht  eigentlich 
hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal  als  in  der  Finanz- 
periode nicht  redncirbar  bewilligte  Finanzbedart'  folge- 
richtig die  Bewilligung  der  vollständigen  Bedeckung 
dieses  Bedarfs  durch  die  dazu  erforderlichen  Ein- 
gänge in  der  Periode  in  sich  schiiesst. 

Diese  budgetmSssfge  and  wlrlHche  Bilancimog  ron  Ansgimgcn  und  EingSnxen 

ist  da>  I  i!i/igc  Mittel  zur  VcrmeidunLr  eines  vcrd«'rl>lichen  f  "re-si  leleticits  und  eine 
Ooas«4^ucQi:  deb  aafgestellteA  l^ostulats  und  des  eben  lortoulktea  Satzeö.    Der  Eia- 
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wand,  dass  damit  piiic  „rucksichlslose  Stci^ernng  der  EbiuhmeD  fcreclitrertigt"  verde, 
tritU  nicht  zu  Wenn  die  Rinoahtiien.  also  insbcsoildore  die  Steuern,  jetzt  üchon 
drückend  hoch  siuJ  oder  es  bei  der  Krliöhuiig'  auf  den  Betrat^'  der  Auspabcii  wcTdci», 
so  mü^iscD  nur  zuvor  die  letzteren  vermindert  oder  andere  Kiagänge.  z.  H.  aus 
Orcditoperationcn  fUr  zulässig?  und  erreichbar  bolunden  werden.  Die  sorgf.Utifrsle 
Prüfung  hierüber,  «lic  Nachfors' !iiiiig,  ob  nicht  wenigstens  ein  Theil  der  Ausgaben 
verschoben  werden  kann,  ist  daim  dringend  geboten.  In  der  Regel  i^t  jedoch  ubcr- 
baopt  etne  betr&chtli<-he  Verminderung  der  Ausgaben  sclmrer  durchzusetzen  oder  s>iu 
Kann  wcnip^tcns  nicht  sofort  für  <Ii'-  In  v.,i>fchendc  Finanzperio<lo  erfolgen.  Alsdann 
mnss  dennoch  lur  jetzt  dieser  Aus£;abebetrag  als  die  feste  Grösse  betrachtet  werden, 
D«di  der  sich  die  Eingänge,  bez.  die  EiQoahinen  anbedini^  richten  mOssen.  In  der 
con-tiditionellen  Budgetwirthschafl  adoptirt  die  Volksvortri  ttini;  ilamit  no<  h  nicht,  wie 
mau  oitmals  in  dieser  Frage  eingcircndet  hat,  diu  gaozo  regierungsseitige  AaU'assung 
der  SteafHzirecke.  die  zur  Venrirklichuug  der  letzteren  eingeschlagene  Pelitflc  und 
das  bestehende  Verwaltungssystem.  Sie  erkennt  vielmehr  nur  mit  der  Budgelbe- 
wiiligung  an,  dass  für  die  jetzige  Finanzperiod«  der  Bedarf  nicht  zu  veriindern  ist, 
folglich  im  Interesse  der  Aufrechtcrhaltung  der  Ordnung  im  Staatshausbalte  auch 
Einiudunen  oder  Einginge  in  entsprechender  Höhe  eröffnet  werden  massen. 

II.  —  §.  62.  Die  Scheid  II np:  des  Fin  a  n  z  bedarfs  in 
ordent liehen  und  aiis.scrordentlicheii.  Diese  Eintheiluug 
koninit  iu  einem  dreifachen  Sinne  vor,  einmal  indem  mau  auf 
die  Zeit  des  Eintretens  des  liedüriuiüses  und  liedarfg, 
för  welchen  eine  Ausgabe  bestimmt  ist,  auch  aul  den  l'nistand, 
üb  dies  genau  voraus  /u  bestimmen  war  oder  nicht;  zweitens, 
indem  man  a n t'  d  i e  Dauer  d  e r  m  i  t  einer  A  u  s  p;  a  b  e  (  A  n  s  n  ) 
erzielten  Wirkuiiii:cn  sieht;  dritti  us  kaua  die  L'utcrschcidun;^ 
noch  eine  staatsreebtliche  IJtdculunjr  haben.  Die  zweite  I'2in- 
theilnng  ist  tllr  die  Tlieoric  der  Deekun^^  des  Fiuanzbcdaris  von 
principielier  Tragv^eite,  daher  tinanzwisseofichaftlicb  die  wichtigste. 

1.  £r8te  UnterscheiduDg. 

TfriTi.  5.  Aufl.,  §.  39—41  hat  nur  diese,  aber  nicht  ganz  corrct;  ebenso  irh 
III  der  6.  Ausg.  3U — 41  noch  nicht  ganz  richtig.  —  S.  auch  Malchuü,  Flu.  U,  55. 
Text  z.  Th.  nach  San,  aber  mehrfach  reo  ihm  abweichend. 

a;  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  re^^cl- 
raässigen  Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doeli  in  be- 
stimmter Periodicität  vorkommcu,  daher,  einem  t'ortdauerntlen 
Bedtirfnisse  entsprechend ^  sich  genau  vorbestimmen  lassen. 
Es  ist  deshalb  zweckmässig;,  zu  ihrer  Deckung  Einkünfte  von 
gleicher  Fortdauer  und  Hr»lie  aulzusuchen. 

h)  Ausserordentliche  Ausgaben  treten  dagegen  in  Folge 
eiiica»  besonderen  entweder  (iberhnnpt  nicht  oder  seinem  Ikdarfs- 
betrage  nach  nicht  vorauszusehenden  HcdlirfnisRCs  in  einem 
Zeitpuncte  unerwartet  hervor,  z.  H.  bei  einem  Kriege,  einem 
plötzlichen  Nothstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse  Summen 
zur  DeckuDg  erforderlich,  so  müssen  aasserordentliche  Hilfsmittel 
in  Beweguig  gesetzt  werden.  In  einem  grosseren  Staatshaushalte 
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kommen  aber  ancfa  zahlreiche  kleinere  Posten  solcher  anseer- 
ordentliehen  Aasgaben  vor,  die  sich^  wenigstens  im  Gänsen, 
mit  einiger  RegelmSssigkeit  wiederholen.  Dafür  kann,  man  einen 

Einnabmebetrag  scbon  nach  dem  Budget  als  freiverfügbaren 

Hiltsvnrrath  f  Res ervefcmds)  in  Bereitschaft  halten,  daher 
im  Ktat  in  Aiis;;;ibL'  stellen  oder  die  liegienuig  zur  Aungabe  von 
Schat  z  scheinen  ermächtigen. 

Diese  kleinen  Ponten  au^scrordentUclitir  Ausgaben  sind  dauu  den  so^eu. 
uiisi&ndigen  vater  den  ordentlichen  Aosfnben  renrandt  Kau  äusserte  sich 
darüber  folgcndcrinaüsen  (§.  11): 

„Man  nennt  diejenigen  Aiuigaben,  die  von  Jalir  zu  Jahr  mit  gleicher  Stimme 
bestritten  werden  können,  stindige.  während  die  nnst&ndigen  tor  vechüelnder 
Grösse  sind.  Zur  Erreichung  mancher  Zwecke  wird  nach  Umständen  bald  eine  gröss«re. 
bald  eine  klcincru  Menge  ron  Mitteln  notlnv^  ndiir.  /■  H.  bei  Baukosten.  Diäten.  Prämien. 
Strafprocesskoäten.  üm  aber  doch  fUi  ziircii  lu  iidc  Kinktiuftc  schon  vorher  einigcr- 
massen  sorgen  zu  kOnnen,  bildet  man  sich  bei  den  unständigen  Ausgaben  wenigstens 
eine  Veriiiiithuiifi  über  ihre  wahrsrlwitilirlic  (ir.is><>,  itii  Anhalt  an  den  Durchschnitt 
aust  den  vorhergehenden  Jahren"  und  unter  Berücksichtigung  der  steigenden  oder 
fallenden  Riebtong  der  JahreiWQinme  dieser  Ausgaben.  „Wo  rteleriei  anständige  Ama- 
ijabiTi  vörkötriDien,  da  kann  man  bei  sor-rfnlfis^  pefi^rtic:ten  l'.'1icrM'liiriü;i  ri  hol!(.-ii,  da-^, 
wenn  ein  ThcU  der  erateren  den  Anschlag  ubersteigt,  dagegen  an  andern  etwas  er- 
spart wild.  Da  es  jedoch  nicht  sicher,  dass  beide  PSile  sieb  fende  aoflelchen.  so 
ist  auch  um  Icr  ^^l^t^t^digen  ordentlichen  Au.sf^al»  !!  willen  ein  TIiir>vorrath  nützlich, 
dessen  tirOsso  im  Yerbaltoiss  zom  ganzen  Staatsaufwande  nach  den  Cmät&ndeu  za 
bemessen  Ist**,  oder  die  Emission  ron  Sohatzscbeincn  erfolgt  auch  hier.  „Lassen  sieb 
unständige  Ausgaben  ohne  andere  Nachtheile  in  ständige  umwandeln,  SO  ist  diOB  tüx 
die  Ordnung-  im  Staat^lKUishalte  förderlich." 

Nuch  dem  iiauuov.  (ii'uudge£»etz  v,  1S33,  §.  H'i,  sollte  ein  Kcservecredit  vun 
5  Proc  des  gani^n  Ausgnbobndgets  zas  Verfagung  des  (icsammtministeriums  bereit 
!rehrtlt<:n  wcrdfen.  In  Prt-nssen  war  sonst  ein  ansehiili<  li^r  Ri  j.''ni*fon<I>.  /..  B.  nach 
dem  Voranschläge  von  iS47  2.i}12000  Thir.,  er  wurtie  aber  auch  zu  Landeaver- 
besserangen  benntzt  und  der  Ueberschnss  zom  Staatsschätze  gesebUfen.  Neoerlicb 
sind  nur  noch  .'iOO.üOn  Tlilr. .  dann  lOO.dOM  als  Haupt- extra -ordinnrifirn  d'-y  Kinmi/- 
miniöteriums  aufgenommen.  So  auch  jetzt  noch  1*2  Mill  XL  Baierji  hatte  1S55 — tij 
650.000  JI.  Reservefonds  auf  48  MUL.  fl.  Ausgaben  nach  Abzug  der  EInnabmskeaten, 
also  1",  Pro  .,  ftir  ISOS  und  ö'J  sind  je  l.M^  OyOri.  als  Keichsreserv^  fui.d-,  br-i 
5S'/t^Ül-  reiner  Staat^ausgabc  angei>etzt.  also  31  Proc.  fUr  1874  0.76  norO'UU  MiLLM. 
bei  einer  eit^entl.  Staatsaosgabc  v.  L3ß'S  Mill.  Mrk.,  f.  i!)80  tt.  8t  O'S  M.  M.  bei 
132.34  M.  M.  Sachsen,  A.  Is74— 7:.  0  42  MUl.  Mrk.  Keservefonds  bei  47-4!>  Mill.  M. 
ti'esammtausgabe.  f.  j^tio  u  st  t)  i>.';:,  h^i  n'^  TO.  \Vi!rterab*-rg  f  ls7o— 7n 
105.000  Mrk.  bei  44-34  MiU  Mik.  cigeiiü.  StaiUs.iU^gulK!,  1SH2  — b3  70.000  bei 
.")2  (>  I  M.  M.  —  Die  Ansgabc  von  Schatzscheinen  für  die  gen.  Zwecke  ist  ein  passende» 
Nüttel  zur  Ersetzung  oder  Krir.iii/.uii.:  baarer  Reservefonds,  weil  sie  weniger  Zin«"u 
kostet.  In  England  u.  i'rankrcich  n>t  siu  seit  lange,  in  Preussen  u.  im 
Uentsciten  Beicb  jetzt  auch  Ablich. 

J.  63  —  2.  Zweite  UnterseheiduDg. 

Zuerst  hat  Dietzel,  Syst  d.  Staatsanleihen  die  Wichtigkeit  dieser  Ein- 

fheilung  betont  nnd  sie  fUr  die  Staatslioilarfsdeckun^r  verwerthi  t .  -,.  nam.  S  ''O  !?., 
152  ii., .wobei  er  indessen  nicht  genügend  speciaiisirt ,  s.  unten.  S.  auch  Umpfco- 
bach,  Hoanzwisä.  §.  194.  201,  174.  Ganz  unabhingig  von  Dietzel  bin  leb  auf  in* 
dnetivem  W'ejfe.  speciell  durrh  da»  Studium  der  östorr.  Fitianzverhaltnisse  bei  dem 
.\ultiuchcn  eines  richtigen  Verfahrens  in  einem  am  i  hrunischen  Deficit  leidenden 
Staatshaushalte,  zur  Aufstellung  einijrer  llanpfprineipien  für  die  Onlnung  der  Finanü- 
wiitlHchaft  gelangt .  wie  sie  fniher  schon  Hi  t/il  a.  a.  (>.  alip'  leitet  hatte  Nachdem 
ich  Letzteres  oacbtriglich  bemerkt  hatte,  habe  ich  Dietzel 's  Frioritit  oifen  an«r^ 
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ftAuui,  ^ü.  Yorreüo  zu  Wagner,  urdii.  d.  östcrr.  Staatbhau»halb),  waa  DieUd  ^bt>t 
fruber  dankbar  comtitirt  bat.  ^  Oeber  die  Frage  selbst  s.  meine  angef.  Scbrift,  bes. 
S.  9—19,  54  —  63.  ferner  Wajfner,  Art  Staatsschulden.  Sfa.itswftrterb.  X,  n  10, 
u.  Art  Staatshaoabalt  im  UandwOrterb.  der  VoJkswirtbuchaftsl.  r.  Kcntacli.  Laspcyrcs, 
Art.  Staafswirtbscb.  im  StaatsirOrterb.  X,  S4  IT.  Nasse,  Stenern  und  Staatsani.,  Tub. 
7A^d\T  f.  Sf;iatsviLss.  XXIV  (l^nS  1  fl..  11  ff.  Jetzt  ;vu.  h  Stein,  Finaiizwiss.,  y.  Aufl.. 
S  42—49,  4.  A.  l,  64  fl. ,  ganz  ähnlich  dem  Sinne  nach  inur  mit  gcäucbten  neuen 
AuäUrUckcn)  wie  ich  ttchoa  in  d.  6.  Aosg.  v.  Bau,  ans  welcher  diese  Partie  hier 
jdeailicb  vftrUlcb  bernber  genomnw  vuide  (4>.  Ansg.,  §.  41  a  IT.), 

Wichtiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandte, 
aber  doch  schart'  vm  unterscheidende  zweite  Kiiitheiliinf;  des  Finanz- 
bedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  wobei 
auf  da^  iunere  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Aus- 
gabe (Ausgang)  (sicher  oder  mutlnuusslich)  erzielten 
Wirkungen  cresehen  wird.  Die  Wiehtiprkcit  dieser  Eiuthcilung 
liegt  darin,  das^s  sie  zugleich  den  A  ii  s  -  a  n  g  s  p  u  n  t  für  eine 
richtige  Theorie  der  Finanzbedartsdecknnsj:,  in.sl)e»ondere 
für  die  Beantwortung  der  Frage  Uber  die  priueipielle  Zulässigkeit 
und  den  Initang  der  BeQut&ung  des  jätaatscredits  statt  der 
BesteaeruDg  bildet. 

Fflr  die  Scheidung  der  Aosgaben  nach  dem  angeführten 
Moment  Ittsat  sich  sogleich  der  Begriff  dea  nmlaufenden  und 
stehenden  Kapitals  (6.  §.  27,  259)  auch  auf  die  Finanzwirth- 
sehafl  anwenden,  wenn  die  Gleichartigkeit  der  Verbältnisse  aach 
keine  gans  ToUständige  ist  Hiemach  sind  %n  nnterseheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel- 
mässige Zuführung  umlaufenden  Kapitals  in  den  öifentlichen  Haus- 
lialt,  d.  h.  der  Aufwand  an  Gütern,  welcher  inner  ha  II)  einer 
Productions- iiiaiiz-jperiode  definitiv  im  staatlichen  (toinniunalen 
u.  8.  w.)  Productionsprocess  isu gesetzt  wird,  seinem  vollen 
Werth e  nach  in  die  producirten  Guter  (Staatsleistungen)  ü her- 
geht und  steh  eben  deshalb  jährlich  in  demselben  Betrage 
wiederhoien  musb. 

Mull  kann  diese  Ausgabe  auch  di'^  *•  i  f  c  n  1 1  i  c  h  c  o  rd  en  tlic  h  c  Ausgabe  oder 
das  Kormalerfordcrniää  neuneu.  Dit^cä  umfaäi>t  aUdauu  alle  die  Ausgaben,  welche 
sieb  dfircb  den  gegenwärtigen  Bereich  der  Slaatsthiti^eiten  und  das  in  einer 
Fijianziieriod'i  bestehende  Verwaltungssystem  jährlich  cet.  par.  in  demselben  Be- 
trage ergeben«  also  einschliesslich  des  bleibenden  TheiJa  der  seit  der  leteten 
Finanzperiode  hinzugekommenen  neuen  (vermehrten)  Ausgabe.  Der  Haupttheil  des 
Noniialerfordemisscs  ist  Lohn  für  die  vom  Staate  gebranchtim  Arbeitskräfte  «iehalt 
der  Beamten,  Sold  u.  s.  w,),  dazu  kommt  der  sich  regelmiissig  wiederholende  unmittel- 
)iare  Saehö'Utcrbedarf  (Healbedarf)-  Auch  die  Zinsen  ^und  Lottericanleheusg e - 
will  II  st  t  ;ib  Ersatz  oder  Vervollständigung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gebSran 
hierher;  ']i<-  Ausgaben  für  Tiljrnns  fornn  II  ii  lidii  h  je  nach  den  Aideihccontracten. 
nicht  unbedingt  aUgemcin  tmanzwisscnschattiich,  «'eil  eine  regelmässige  Schuldeu- 
tilgwig  nicbt  priDciptttU  geboten  ist 
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b)  Ausserorden 1 1  ic lier  Finanzbeda rf:  der  nniierio- 
disch,  in  frrösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  statt- 
findende Aufwand  an  Gutem,  dessen  Wirkungen  über  die 
laufende  Finanzperiode  (nothwendig  oder  regelmässig)  hi n- 
überrageu.  Hier  ist  aber  weiter  zweifach  (a  und  zu  unter- 
Bcheideo. 

ist  ein  Fehler  vonDiclzcl  a  a.  0..  dies  nicht  genügend  zu  thuii.  Di  lurch 
gelangt  er  zu  seiner  riei  za  weit  gefasstcn  Kegel  i'ur  die  Anwendung  de»  Staatscrtidib 
statt  der  Bcstoaening  behvEi  Deckung  des  Staatsbedarfzi.  S.  A.  Wagner.  Ordn. 
a.  a.  U..  S,  8S  H..  Laspcyrcs  a.  a.  U.  X,  85,  Nasse,  a.  a.  O.,  S.  II.  Auch  Stein, 
Tinanzwisscnsch.,  3.  Aufl.,  S,  46.  47,  wo  jcdorh  auch  die  Kegel  für  die  Benut/un;r 
des  Staatscreditä  m  absolut  ausgesprochen  i^t,  ähnlich  wie  bei  Dietzel.  Kbeuso 
noch  in  Stein's  4.  A. 

n)  Die  l)etretiendc  Ausgabe  wird  die  (J  rund  läge  einer 
dauern  den  Nutzung,  d.  b.  sie  wird  zu  einer  stebeuden  Kapital- 
anlage, so  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ausgabe und  eine  gesteigerte  .staailiche  Productions- 
fähigkeit  eintritt.    Hierher  gehrtren  zwei  Fälle: 

aa)  Einmal  die  pri  vatwi  rt  Ii  sc  h  aftliebe  Kapitalanlage: 
alle  Ausgaben  für  die  Erwerbung  idurdi  eigene  Erriclitimg  oder 
dureb  Ankauf)  und  für  die  Verbesserung  eines  privatn in h. schaft- 
liehen Untcruebnicns,  dessen  Zweck  ausschliesslich  oder  doch 
zugleich  mit  darin  besteht,  dem  Staate  einen  Reinertrag  zur 
Bestreitung  der  aus  der  Durcbfttbrang  der  eigenüichea  Staatsz wecke 
entspringenden  Ausgaben  abzuwerfen,  oder  wo  wenigstens  die 
(Verzinsungs-  und  Hetriebs  )Kosten  des  betreffenden  Unternehmens 
gans  oder  tbeilweise  durch  die  Einnahmen  ans  der  Kapitalanlage 
mit  gedeckt  werden  sollen  (Objecto  von  Erwerbseinkttnften  nnd 
von  GebQhreneinnahmen). 

Wie  in  6m  späterea  Lebn  ron  den  piiTStwirtliscb.  Einnahmen  gezeigt  wird,  giebt 
•  s  im  uiodcrnen  Staatshaushalt  immer  weniger  rein  privatwirthsdiaftl.  Unterncbmcu, 
sondern  es  spielt,  z.  Ii.  bei  Forsten,  Eisenbahnen,  ein  stdatäwirthschaftL  (ieläcbt«« 
pnnct  stark  mit.  Der  Rente  bezog  ist  dann  nar  ein  mehr  oder  venifer  mitsprechnn' 

der  Zweck.  —  Beispiele:  Anlage,  Ankaaf,  techn.  Verbesserunfr  (durch  neue  Kapital» 
Verwendungen)  v.m  Fi  ldtriitcrn,  Torsten,  Berg-  and  Uftttenireiitea«  ätaats£abriken,  Eisen- 
bahnen, Post-  Hin!  Tulfi^üiphcneinrichtungen. 

bb)  Sodann  die  staatswirthschaftlicbe  Kapitahmlage, 
wodurch  zur  Durchführung  der  eigentlichen  Staats- 
zwecke bestimmte  Staatseinrichtungen  und  Anstalten  geschaifen 
oder  verbessert  werden,  welche  Jilsdann  wie  ein  stehendes  staat- 
liclics  Immaterialkapital  wirklich  die  Grimdlage  flir  eine  dauernde 
Nutznngi  für  eine  grössere  Leistungsfähigkeit  des  Staats  auch  bei 
nicht  wiederholter  Ausgabe  bilden. 
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Die  Ausgaben,  welche  fur  diu  ^»ic  £iu-  uud  Üurctit'aiirutig  gros:jtir  ütaaUicber 
Keformeo  roinbergelieiid  in  bewnderein  Dnfiuige  «tforderiich  sind,  <—  wohl  zn  uotor- 

srheidon  von  ileiien.  itm  welche  sich  otwa  von  da  an  n-psri  ti  solcher  Rcfomcti  das 
Kornulcrforderoisa  daucnid  erhöht  — ,  bilden  dea  wichtigsteu  Fall,  z.  B.  die  Anlage 
doeB  neuen  GnndsteverluiteBteTS  ftor  die  Flnantrenraltnnf ,  eines  Stutsstnissennetzes, 
die  Vornahme  einer  Justizr  fonn,  wie  etwa  «lie  ^rseuung  der  Patrimonialscrichtc 
durch  landesherrliche,  einer  Verwaltun^sreform ,  einer  GuseUgebun^  über  Ablösung: 
von  (irundlasten  oder  anderen  wohlcrwoibincn  Rechten,  wobei  der  Staat  etwa  einen 
Theil  der  Enisdiidigungcn  auf  seine  hmiüg  nimmt,  einer  Militärreform,  die  EbH 
fnhmog  eines  nf»nen  Bcwaflnnngssyjit' ms.  dw  11«  rntellung  von  Flotten.  Festungen  ü.  s.  w. 

A.  \\  agner.  Urdn.  S,  4.H  Ii.  Hier  statistische  Beispiele  ans  der  grossen 
Osterr.  inneren  Reformperiode  184!l  ff.  Eine  Summe  von  IJ  — 14  Mill.  fl.  mag 
Is.tO  fiO  bei  der  J  11  s  t  i  /  ri^fonn  in  nesterreich  als  stellende  staatswirthschaftlichc 
Kapitalanlage  verwandt  worden  ueiu.  8.  auch  Wagner  in  Horn 's  Ann.  du  cr^d. 
|>nbL  1861,  p.  59  ff.  (art  fin.  de  rAvtriche)  o.  Staatsw5rterb.  VU,  60ft,  616  ff.  Die 
h.'k.inrit(^  encrl.  Aasu'aho  von  20  Mlll.  T^fd.  St.  f  ir  EnbjchädijriinK'  der  Sklavenhalter, 
die  Zuächosäe  (oder  VordchUsse)  Kusslands  bei  der  Emancipation  der  Leibeigenen, 
«fie  ZmdilttM  der  Österreich.  Kren  Und  er  bei  der  Orandentiaitung.  .'ihnliche  in 
deutschen  Staaten  (z.  B.  in  Baden  bei  der  Zi  hnt  vlilnsuiit;  >  sind  wichtige  Beispiele. 
Uiiihg  werden  solche  Auhgaben  fur  stantswirthschaftl.  Kapitalanlagen  nach  längeren 
Zviflchenr&iimen  (Perioden  der  Stabilität.  Ueaction)  auf  einmal  in  besonders  grossem 
Unfivif  BOtbircndig.  Perioden  des  Fortschritt^  der  Reform,  oft  nach  grossen  poUtiächen 
Bewegungen,  so  nach  1S4S.  nach  1  (neues  europ.  InfanteriefeuerwaUcnsystein,  ver- 
besserte Kanonen.  Pan/.crschide  u.  s.  w.),  ähnlich  wieder  lJj7l  II.  S.  Wagner,  Urdn. 
S.  3.  45  ff.  und  y-m  itamentl.  dera.,  Grundlegung  I,  g.  178.  S.  anch  nnten  über 
das  Finanzwesen  der  Militärverwaltung. 

ß)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  vorübergehend  in  einzelnen 
FiDaozperioden  darch  abnorme,  sich  zeitweilig  der  VerwirkliehtiDg 
der  SUatszweeke  entgegenstellende  Seh wierigk ei ten  verursacht 
Man  kann  hier  nur  gezwungen  und  oft  ganz  nnd  gar  nicht  von 
der  Schaffung  stehender  staatlicher  Immaterialkapitalien  durch 
solche  Ausgaben  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der  Bogel 
grosse  Verluste  an  Sachgtttem  und  Henschenkrilfken  ftlr  die  ganze 
Volkswirthschaft  dar.  Der  Hauptfall  ist  stets  der  Eriegsanf- 
wand  oder  der  ähnliche  fUr  die  Bewältigung  innerer 
Unruhen.  Hitunter  kann  auch  der  Staatsanfwand  für  die  Bc* 
kämpfung  allgemeiner,  durch  Elementarereignisse  bewirkter  Noth- 
stände  (bei  Misswachs,  Ueberschwemmung)  hierher  zahlen.  Nur 
daiiii  gleicht  diese  Ausgabe,  welclje  inau  die  eigentliclio  ausscr- 
oi  deutliclie  oder  die  ausserordentliche  im  engeren  Sinne  nennen 
kiinu,  der  privat-  und  8tnal8\\  irthschaftlichen  Kapitalanlage,  das.s 
alle  drei  nicht  regelmässig  peri<»<i  1  seh  wu  iltikelnen.  Dadurch 
unterscheiden  sie  sich  auch  von  der  ordentlichen  Ausgabe  (^Normal- 
crlordernisb). 

Ueber  die  rolkswirthäcbaftl.  Wirkiin;;  des  Krifj^nufwands  A.  Wagner, 

Mrdn.  S.  4M  —  5.{.  (Vgl.  auch  ders.  Kubi.  l'^picrwähr.  Abs<  hn.  I  u.  II.).  —  Andre 
Nothstände:  diu  östcrr.  StaatsunterslQtzung  Ungarns  bei  dem  Misswachs  (durch 
rr.j>  k'iüheit^  in  desgl.  die  prcuss.  Ustpr'Mis'<»'ns  bei  dem  Misswar-hs  (durch 

Nasse)  la  lt»(>7,  de^gl.  die  ach  weiser.  Cantonalhillen  bei  der  Kbemtiberscbwemmun^ 
in  1%6S.  Die  preoss.  Hilfe  beim  obenchles.  Nothstand  1879.  (Ges.  r.  3.  Febr.  1880, 
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6  Mül.  M.,  aas  einer  Anleihe.)  Vgl.  Siegel,  über  Staatsbilfc  bei  Notbst&ndeii, 
TUb.  Ztschr  1SS2. 

Mna  lumu  auch,  freilich  immer  uur  gftoz  bedingt,  zugestehen,  das»,  wenn  uiu- 
nal  eine  aolche  cigcntlicbe  ausserordentliche  Ausgabe  in  einer  Finanzperiede  (Jahr) 
vorgekommen,  sie  iit  den  folgeadcn  nach  einer  ^^eiirisscn  Wahrscheinlichkeit  ausbleiben 
wird  Insofern  wirkt  also  auch  diese  ausserordentliche  Ausgabe  allerdings  Uber  dio 
i'i'iiotJ  in  vrclcher  sie  erfolgte,  hinaus.  Aber  eine  Sicherlieit,  wie  doch  Im  Fall 
ii<T  st:iat^wiiths(  liaftlschcu  Kapitalanlage,  besteht  gleichwohl  nicht.  Ja,  in  dem 
wichtigsten  Falle,  dem  des  Kriegsaufw'ands .  ist  die  wirkliche  Sachlage  oft  gerade 
umgekehrt:  der  beendete,  selbst  der  giucUich  beendete  Krieg  bchatit  oft  genug  für 
den  Staat  gerade  eine  Aosaicbt  aaf  einen  baldigen  neuen  Krieg.  Diea  luwn  selbst 
in  jenen  Fiüh  ii  trcitcn.  wenn  ein  Krieg  /.u  l  in  rn  v.  !.]r!;aiigen  staatlichen  Neubau 
und  m  einem  neuen  Aulschwung  der  nationalen  Voik^wirthschaft  fuhrt.  Die  auch 
rollcsvirthschaftlich  so  aegoosreiche  Folge  der  niederlind.  Befrdongsk&inpfe 
im  1<).  Jaliili.,  ebenso  der  deufsi  Imn  ]^]:\.  .Ils  F\ri<:L^s  von  ISÜii  in  Dt-utschlaud 
Mttd  Beii>(>icle.  Aber  «renn  man  auch  mit  Recht  in  den  Kriegen  Premtacoa  gegen 
Dinemark,  Ooaterreich  und  Frankreich  die  Grandhige  tut  die  politische  Wiedergebart 
Deutschlands,  und  insofern  auch  etwas  volkswirthschafdicbcs  (iutes  sieht,  so  beweist 
doch  gerade  dieses  Beispiel,  wie  so  manche  andere,  dass  .,ein  Krieg  den  anderen 
gebährt,  oder,  wie  seit  1S71,  zu  gebähren  droht",  was  für  unsere  Frage  von  Wichtig- 
keit ist. 

Anch  vom  finanziellen  Standpnncte  an«  wird  man  daher  diese 
ansserordentlicbe  Ansgabe  in  der  Haaptsache  als  einen  Kapital- 
verhiit  sn  behandeln  haben.  Derselbe  kann  nnr  mitunter,  weil 
er  sich  nicht  periodisch  wiederholt ^  ähnlich  wie  ein  Elementar- 

schadcn  (oder  wie  etwa  bei  Banken  massenhafte  Verluste  an  au8- 
sitcheiideu  Darlehen  in  einer  Creditkrisci ,  in  einer  Keihe  von 
Finanzperioden  ainnrtisirt  oder  nhj2:es('hricben "  werden.  Dieses 
Verfahren  beruht  aber  eigemlic  h  mu  auf  einer  buchhalterischen 
Fiction,  indem  der  erlittene  Verlust  einstweilen  theilweise  noch 
als  ein  Giitljnhiii ,  oder  ein  Activuni  bloss  in  Rechnung 
betrachtet  wird,  während  in  dem  Fall  der  |iri\;U  und  staats- 
wirthschaftlichen  Kapitalanlage  dieses  Activuni  auch  wirk  lieh 
existirt.  In  der  Lehre  von  der  StaatöbedarfsdeckuDg  hi  dieser 
wesentliche  Unterschied  zu  beachten. 

Stein  a.  a,  O.     A.  S.  J*'  fl"  nnf'^r^Mrlif  iVu:  firUnd--  des  von  iliin  ^i^'j^ru 
virthsch.  Deficits  im  Wesentlichen  mit  denselben  Ergebnissen,  wie  ich  schou 
im  Text  der  §§.  4ta— 41c  der  6.  Aug.  ren  Baa  die  cooiieze  Frage  behandelte. 

§.  64.  —  3.   Dritte  Bedenton^. 

Die  staatsrechtliche  IJedeutnng  des  Unterschieds  zwischen 
oidentlichen  und  ausRcrordentlichen  Einnahmen  kommt  auf  die 
Unterscheidung  eines  stabilen,  ein  für  allemal  oder  doch  für  längere 
Perioden  von  den  gesctzlii  hen  P\ictnren  (rarhiment,  Stände)  be- 
willigten und  eines  waudclbai  cn ,  Jährlich  (oder  von  Finanz- 
periode zu  Finanzperiode)  neu  zu  hewilligerdcn  Theils  des  Aus- 
gabevoransehlags  hinaus.  Namentlich  nach  englischem  Vor- 
gänge, der  übrigens  nicht  ganz  allein  steht,  erscheint  es  als  eine 
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wichtige  Aufgabe  des  öflontln  Ihmi  FinanzrecLts  (Bud- 
getbewiiliguugsfrnge),  aus  der  jabrliihen  Ausgabe  einen  Thcil 
als  stabiles  Budget  auazuscbcideii,  der  etwa  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
wieder  revidirt  wird,  und  dafür  bestimmte  Deckmi^^siniUel 
(privatwirtbschafllicbe  Einnabmen,  Steoern)  bleibend  der  Kegierong 
zur  Verilagaog  xu  stellen. 

Das  stobile  Budget  louiii  nicht  troM  die  ganze  ordeullicbe  Aragabe  (in  der 
ZVeiten  Bedeutung,  Normalcrfordernisü)  umfassen,  wohl  aber  einige  Hauptposten 

derselben,  wtlclii^  ihrem  \Ve?f»n  narh  llri ir c r e  Z eit  eine  glci ch m assige  Höh e 
boLaltuii  und  iititer  uilen  Lukataiiduu  bcbtrittcn  worden  müssen,  wenn  die 
Staatsmascbine  ungestörten  Fortgang  haben  soll.  Dahin  sind  naunntluh  gewisse  aus 
privatrech  tlichen  Vcrpfli«  htuiif?' II  herrührende  Zahlnngen,  wie  die  Verzinsung  und 
contractiiche  Tilgung  der  öffentlichen  Schuld  zu  rechnen.  (A.  Wagner,  Art 
Staatsschulden.  StaatswOrterb.  X,  49).  Dazn  treten  passend  solche  weitere  Theile  der 
nnlentlichen  Aufgabe,  nbfr  wi-lohe  .nirh  aii=;  anderen  nraad'-ii  fz.  R.  Tim  ptMiiliche 
oder  schwierige  pariauiontarischo  Vcrhandluugcn  zu  rcrmeiden  oder  um  eine  gewisse 
StabiUtit  der  Bebandlnng  der  sich  an  diese  Aasgaben  knflpfendett  politischen  Fragen 
zu  erreichen),  passeiid  fQr  l;uiif< k-  Zeit  s'lbst  für  eine  unbestimmt  lange  ZuliinfE) 
oiae  feste  Vereinbarung  zwischen  Kcgi' rung  und  Volkstrertretung  getrofl'en  wird. 
Wichtige  Beispiele  der  Praiis  und  des  geltenden  OfPenÜichen  Finanzrodites  sind  die 
Bestimmungen  Uber  Civillisten,  Krondotationen  u.  s.  w.,  ferner  die  „f'ontingcn- 
tirung"  des  Militärbudgets  auf  mehrere  Jahre,  wie  im  Norddeutschen  Bunde 
and  Denti  hcü  Reiche.  Der  .schon  vorhandene  Begriff  der  Dotation  könnte  und 
sollte  hier  in  entsprochender  Weise  weiter  gebildet  werden,  so  dass  das  stabile 
Rudget  aus  einer  bestimmten  Keihe  solcher  Dotationen  bost.lnde.  (Der 
technische  Ausdruck  Dotation  bezeichnet  im  preuss.  Budget  den  Zuschuss  zur  Koute 
des  Kroofideicommissfouds,  die  Ausgabe  für  die  Öffentliche  Sebald  [Veninsang, 
Tilgung,  Vorwaltiintr!  und  dif  Koston  des  Laiidtajrs-.) 

£ine  solche  Scheidung  hätte  nicht  nur  gunstige  politische  Folgen,  sondern  käme 
mnthmaaslich  auch  den  Finanzen  zn  Oute.  Denn  das  wandelbare  Budget  vflrde 
dann  um  so  sorg^>am.  r  prüft  werden,  w.'ihrend  jetzt  die  ganze  Prüfung  schon  aus  Zeit- 
mangel, oft  genug  nur  allzasehr  Formsache  ist.  Politisch  und  finanzpolitisch  möchten 
daher  die  TOTtheue  einer  seltnen  ISnriditung  grösser  sein  ab  die  ren  liberalpoHtischer 
Parteiseite  geltend  gemachten  Bedenken. 

Treffend  sagt  Stein,  i'inanz  ,  1.  Aufl.,  S.  2\i:  „es  durfte  kaum  zu  bezweifeln 
sein,  dass  dieser  (icdankc  (der  Ausscheidung  eine»  ordentlichen  oder  stabilen  Budgets) 
noch  eine  bedeutsame  Zukunft  hat,  da  eine  Bewilligung  des  absdlnt  Nothwendigen 
an  sich  ein  Unding  und  -ein-;  Verweigerung  als  Misstrauensvotum  gegen  iVr^.-nlieh- 
kciten  ein  durchaus  rerkchrJüa  Mittel  ist,  denn  sie  wurde  in  der  That  ein  Misstraueiis- 
VOtnm  fgtfen  die  Existenz  des  Staats  Mdbst  sein."  Der  preuss.  Etat  hat  bei  den 
An'J^ben  eine  Rubrik;  ,, darunter  künftig  wegfallend"  (/.  B.  (lehalte  auf  Au'^MerlMi- 
ctat).  inese  Ausscheidung  liesse  sich  in  der  im  Text  angedeuteten  W'eise  ausbiidcu. 
Ein  rerwaadter  Qedanke  liegt  zu  Grande.  GegM  solche  stabile  Badgettheilo  sind 
meisten^?  die  mehr  links  stehenden  politischen  Parteien,  in  Dent^bland  z.  B.  die 
Fortschrittspartei  in  der  Militlrbndgetfraire. 

S.  r.  Malchns,  Finanz.  II,  §  20  (S.  III  ff.).  A.  Wagner,  Ordn.  u.  s.  w, 
S.  5"^,  Stein,  Finanzwiss.,  1.  Ausg.,  S.  29  II.,  i5.  Ansg  ,  S.  71  H".  Lelier  Knpland 
Malchus  a.  a.  0.,  S.  113,  v.  C/.örnig,  östcrr.  Budget,  I.  20.  Berpius.  Finauz- 
wissensch.  S.  14.  —  ders.  in  d.  Tüb.  Ztach.  für  Staatswisb.  isTI,  S.  lO.'i  (nbcr  den 
consolid.  Fonds  handelnd),  tineist.  engl.  Verwaltuiigsreeht,  2.  Ausg.  II,  "(i'.l  und 
t)'*.  S.  S32  — 845.  Ders.,  Hudg.  u.  (»es.  nach  d.  cimstitnt,  S'aatsrerht  Englands. 
IJkirl.  ISfi".  Die  Angaben  der  verschiedenen  Schriftsteller  stiuiuicn  übrigens  über  die 
«nglisebon  Verliilltnisse  nicht  ganz  übcreln.  Man  unterscheidet  zwischen  den  auf  dem 
fJesctz  beruhenden  u.  den  fiir  den  Dienst  d  -^  .lahrs  bewilHjt  n  Ans'raben  Die 
erstcren  betrogen  nach  Gueist  jetzt  syi  'tO  Miil.  l'fd.  St..  vorucmlicb  für  die  Ziu.scn 
der  Sebald,  ausser  irelcbtin  im  3.  ISftl  1.U75.139  Pf.  ordeiitUclic  dauernde  Ausgaben 
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varen.  hea,  für  das  gesammte  Richtorpenonal,  das  ord<mtßche  Pocaonal  d«r  tiosaadt- 

S'  liaftcti  um!  einige  andre  Acmt'T.  Dii-sc  Aiis^ali.^n  sind  auf  den  sosrcii.  rün>oli- 
Uirteu  Fonds  augewicseu,  d.  h.  auf  dcu  Betrag  einer  bet^timniteu  Kciliu  von  Ab- 
gaben, velche  Pitt  1787  in  einen  Fonds  roreinto  und  fOr  jene  Ausgaben  bleibend 
liew  illi>f«'n  lifss.  Die  einzelnen  Kinnahmen  u.  Ausgaben  dieser  l'onds  waren  ursprünglich 
nach  dem  älteren  finanzrechtl.  System  je  als  besondere  Fonds  constituirt,  dann  iu 
drei  grossere  Fonds  zusamuicngczogen  worden,  bis  sie  nun  zum  consolid.  Fonds  rer- 
einigt wunli  II  (21  (ie.  III,  c.  Ift).  Dieser  Fonds  haftet  für  die  betr.  Ausgaben,  nor 
sein  L  eberschuss  steht  zur  Anweisung  fUr  den  Dienst  des  Jahres  offen.  Die  auf  dern 
(jesetz  beruhenden  Ausgaben  werden  daher  aucli  nicht  im  Etat  dcui  rarlamcai  lui 
Bcwillignng  vorgelegt  Uubur  den  coniolid.  Fonds  u.  die  ihm  vorangeh.  (iesctzgeb. 
s.  (in<  i?.t  a.  .1.  0  II,  833.  Die  neueren  Aeinter  timl  \'i  iwalfiin;,'><  inrichtungen  sind 
immer  mehr  aal  die  period.  Farlamentsbcwilligungeu  anj^cwicscn  worden  (eb.  S.  &3I>).  — 
In  den  Niederlanden  wurde  vor  der  Trennung  Belgiens  nach  <}ee.  v.  24.  Aof.  1813 
ein  10)  ihr.  stabiles  Rii(!ix<'t  lu  willigt  „für  alle  nr'lcntlirh.-ii .  üxcu  tjrid  beständigen 
Ausgaben,  welche  aus  dem  gevöhnliobun  Laufe  der  Dinge  hervorgehen  u.  insb.  iicb 
auf  den  Friedenastand  beidehen.**  S.  M  a  1  c  h  n a  II ,  113.  Vorschlag  L  a  f  i  t  te *8  fUr 
F'rankreich  1827,  ebcndas.  S.  114.  —  Norddeutsche  Bundosverf.  Art  (10,  Bo- 
wiiligung  eines  stabilen  MilMretats  bis  Ende  1^71,  1%  d.  BefOücrung  v.  ISHT. 
225  Thlr.  per  Mann.  Ebenso  Oentscbe  Reichsrerf.  Art.  60,  s.  auch  Art.  tV2,  71. 
Dann  Deutsches  Heichsges.  v.  9.  Dec.  1871,  worin  auf  3  Jahre,  bis  Ende  IsTl,  ein 
sfnlii!  r  MiÜ'.uvfat  bewillii^t  wurde.  S.  dnrul).  A.  Wagner  im  Holizend ort! 'sehen 
j.ihiii.  iii,  17  1  Ü.  tjcitdem  jährliche  Bewilli;,^uiig,  aber  auf  Grund  der  im  Heichsge:». 
V.  2.  Mai  1874  für  die  Zeit  r.  1875  — M  gesetzlieh  festgesetzten  Truppensiarkc 
(,•  Friedenspi'H' iiz«irtrl.c"  'b-s  Heeren  m\  rnteroffieieren  u.  ^larinschaften ,  ohne  Ein- 
recbnung  der  Kinjahrig-Freiwiiiigeuj  von  401. (')59  Manu.  Durch  üet>.  v.  ü.  Mai  IbbO 
ist  diene  Zahl  bis  81.  Mta  1SS8  aaf  427474  Hann  festgetteUt  vofden. 

III.  Die  Wahl  der  Deckttogsmittel  oder  Eingangsarteu 

i'Ur  den  Finanz  bedarf. 

S.  hierzu  be«.  die  oben  S.  lüO  lu  der  Vorbom.  /.u  dieiem  i\ap.  gcnaiinte  neuer.^ 
Literatur  über  die  Principienfiage:  Stenern  oder  Schulden  .'' 

Dieser  allgemeinen  Fracke  nnch  den  riehtigen  I>rrkuiii;>iiiittilii  witil  in  -b  t 
Praxis  selten  naher  getreten ,  weil  für  die  Hauptmasse  der  von  einem  zum  auileiu 
Jahr  sich  wiederholenden  Ausgaben  bestimmte  Deckungsmittel  gescbichttich  Uber« 
kommen  und  staabrechtlieh  f  stgcsiellt  '/n  -■■u\  pflesrrfi.  Awh  die  Theorie  Int  erst 
neuerdings  dieser  Frage  ihre  Aufuiork»amkeit  gewidmet  und  sie  principiull  nx  bu- 
antworten  gesucht  (s.  u.).  Dies  ist  rem  Standpuncte  der  Wissenschaft  aus  auch 
durchaus  geboten.  Namentlich  verlangt  die  systematische  Behandlung  d.  r  Mn  uiz- 
wissenschaft  eine  solche  principieile  ErOrterung  der  Fi^o,  weil  sonst  immer  dio 
innere  (organische)  Verbindung  zwischen  der  T..«hre  von  den  Staatsausgaben  nnd 
Einnahmen  fehlt.  Die  Theorie  muss  der  Praxis  liii;r  den  richtigen  Weg  /.<>.ii;«>n. 
Kümmert  si'  h  die  Praxis  um  jene  Frage  nicht,  so  steht  sie  eb.  n  nur  auf  dem  St.uid- 
puucte  gcwühnliehcr  Koutiue  und  wird  bei  jeder  Schwierigkeit  1  i.isi m  maciieii ,  nach- 
dem sie  mit  ihrer  planlo.sen  Wahl  der  Deekungsmittel  für  gesteigerte  Ausgaben  und 
Di'Heite  der  Volkswirthscli'ift  imd  ilni  Finanzen,  dem  Volke  uml  Staate  schwere 
Wunden  gescltlagen  hat.  Namentiich  droht  hier  regulmäsäig  die  grosse  (iefahr,  da»^ 
ohne  Untemichnng,  ob  es  in  diesem  Falle  zulässig  sei,  das  acute  Deficit  einfach  so 
lange  i's  iiirend  geht  durch  Aufnahme  von  *^t,i;ifss'  liiild'  ii  f^lf^r  Veräu-^siTtni:.'  von 
'meistcus  werbendem)  Staatscigenthum  gedeckt  wird,  statt  dass  die  Ausgaben  möglich:«! 
beschrankt  ond  die  Einnahmen  aus  Stenern  rechtzeitig  erhobt  werden.  Dadurch  wird 
das  „acute*'  Delicit  /u  einem  ..chronischen",  das  sieh  ^><u  i  iuer  Finanzperiode 
zur  anderen  hinzieht,  in  Folge  der  falschen  Deckungsmittel  immer  mehr  vcrgr(Niöcrt. 
schliesslich  lawinenartig,  nnd  nun  vollends  nicht  mehr  zn  beseitigen  ist.  Von  der 
Wahl  richtiger  Dedtongsmittel  Inr  die  Ausgaben  hängt  daher  auch  der  dauernde 
(ilii<  hifwichtszustand  zwischen  Ausgaben  und  Kiiunlim  ri  i  in  Staatshaushalt  aie 
\\  uhreiid  die  Vermeidung  eines  (jassendclicits  mehr  nui  eiue  Aufgabe  der  Finanz- 
calculatur  ist,  wird  die  Erhaltung  (und  ev<  tiiti'  ü  die  W  ieilerherstellung)  jenes 
dauernden  Oleicligewicbtszustaud.H   du>  ätaatsbausbalis  eino  der  wit-biigsr«'n  und 
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schvicii^^sUu  Auft;;abcu  der  practisclien  Finanzpolitik  und  di«;  thcurctbcho  EiQrtcniug 
aber  diese  Anfgabe  eine  ,  bisher  meistens  nicht  gemi^cnd  erörlerte  Cardinalfraoje  der 
Finanzwissensclijift.  —  Besonders  instructiv  für  Tatbolügie  und  Therapie  von  Deficits  und 
insofern  fur  die  7'heoric  der  Staatebodftrfadcckang  ist  die  neuere  Österreich.  Kinan/- 
g-'*-^(iii(  litf.  In  «lieseui  Staate  hat  man  zu  laiii^c  ver.si'uimt.  das  einina!  ni.  lit  /.n  be- 
seitigende Deticit  durch  rocbt^iüiii^u  und  gehörige  Steigerung  der  Steuern  zu  decken. 
Es  WMT  nameiitlich  ein  scliworer  FeUer  der  abaolntistlsebeii  Regierung  vor  und  nach  1  ^4}i, 
immer  wieder  zu  leicht  zu  dem  vcrrühr<'ris<  Iirn  und  politisrh  hnqih'int^ren  Mittel  <l  r  i - 
mehmog  der  Staatsschuld  und  sogar  des  I'apiergclds  zu  greifen,  üa  tuv  uoiicb&ameu 
Stenererlifthong.  Hamiicbf.  Beisp.  in  ffleincn  fiuanzgescbichtL  An&Üteii  aber  Oeslendcb, 
so  z.  B.  Stamlsvttrterb.  TU,  605, 620.  Wie  anders  rerfuhr  Nordamerika  im  Bftrferkriefel 

§.  f)5.  Fitr  die  aufgeworfene  Frage  gentigt  es,  bhtss  zwischen 
den  beiden  Haiiptarten  von  Kingiingen  oder  Dcckungsmitteln  zu 
unterscheiden,  welche  luau  gcwühiiiich  ordentliche  andansser- 
<»rd entliehe  nennt.  Die  ersteren  sind  die  ihrer  Natur  nach 
einer  regelmässigen  W  i  e  d  e  r h  o  In  n  g  von  1' e  r  i  o  d  e  z  n 
Periode  iUhigen  Einnahmen,  nemiicli  der  Privaterwerb  des 
Staatii  und  die  Auflagen  oder  Steuern  (im  weitesten  Sinne  des 
Worts).  Die  ausserordentlichen  umfassen  die  keiner  solchen 
periodiBcben  Wiederholung  tUhigen  Eingänge  aus  der  Veräus- 
serang  von  Staatseigenthnm  (Verminderung  der  Staatsaetiva) 
und  aoB  der  Benutzung  des  Staatscred its  oder  der  Auf- 
nahme von  Staatsschulden  oder  Anleihen  (Vermehrung 
der  Fassiva).  In  unserer  beutigen  Zeit  and  in  den  civUisirten 
Staaten  kommen  als  ordentliche  Einnahmen  vornemlieh  die  Stenern 
und  als  aasserordentUche  die  Staatssehnlden  in  Betracht 
Die  Frage  dreht  sieh  daher  vor  Altem  dämm,  ob  Steuern  oder 
Staatsschulden  zur  Bedeckung  der  Ausgänge  Über- 
haupt und  speciell  der  Ausgaben  und  event  in  welchem 
Verhältniss  beide  dazu  benutzt  werden  sollen.  In 
dieser  Form  liegt  sie  in  der  Regel  in  der  Praxis  zur  Entscheidung 
Yojr  und  bietet  sie  auch  ftlr  die  Theorie  das  meiste  Interesse.  Sie 
muBS  aber  beantwortet  werden,  noch  bevor  die  einzelnen  Arten 
der  ordentlichen  Einnahmen  näher  betrachtet  werden,  weil  es  vom 
Ausfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  Hohe  der  Aufgänge 
unbedingt  ein  Gesammtbetrag  ordentlicher  Einnahmen  zu  he  > 
schaffen  ist. 

Nach  der  Terminologie  o.  S.  131  u.  in  der  (irumHeirtiti^  §.  (»1  If.  wurden 
die  „auii&erordcQÜicheR''  EiuDahmeu  des  gewOhniicheiii  Sprachgebrauchs  meisteuü  uur 
unter  den  aUgemeioei«D  Beifriff  der  „Eingänge"  fallen  und  nnr  die  ordentlicben 
Einnahmen  citroriflrche  ICinnahmen  sein.  Zu  beachd  u  ist  tlbri;;<  ns  aiiii  für  die 
Ftoanzvirthschaft,  daas  maacho  £iu-  uod  Aufgänge  nur  oiu  Substanzvochsel 
des  Vermögens  sind,  nicbt  eine  ei g^ent liebe,  neue  Einnabme  oder  Ausgabe. 
Es  li."in?rt  »lies  mit  der  L-Iin  vom  (irdonflirben  und  ausserordentlieben  Finanzbedarf 
in  der  obigen  zweiten  ÜeUuutuiig  zubawmcn.   Der  Ausgang  filr  eine  staats- 
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wirtlwcfaaftliche  Kaiiifalanlagc  ist  z.  6.  keine  reello  Ausgalio.  sondern  nur  ein  solcher 

Substanzwechsel.  S.  (iruiuHrjung  l,  §.  6S  ff.  Die  ueuo  TorirnnuloErii'  dient  dazu, 
auf  solche  wesentücho  Momente  der  Unterscheidung  hiu/uwcisen ,  was  z.  B.  Ad. 
Held  in  s.  Bemerk,  in  Hildelirend's  Jahrb.  1S7ß.  B.  27.  8.  158  rerkautit  hst. 

GiT.    Rteueru  oder  btaatsscbuldeu  als  Ueckuogi»- 
mittel  der  Ausgraben. 

1.  Dogmeugescbicbtlicbes  Uber  diese  Frage. 

Es  kana  sich  an  die!^em  Orte  nur  um  eine  generelle  Chararterisiruug  der 
iUteren  iirül  tuMirnn  theoretischen  Ansichten  handeln.  S.  Näheres  bei  Dietzel, 
System  d.  Su;it»a(il.  pass..  bes.  S.  15S  il'..  und  bei  A.  Wagner.  Ordnung  d.  österr. 
Siantshaush.  S.  <i  it.,  14  tf  Im  Texte  ist  dieser  Darstellung  und  der  Behandlung  der 
Frage  im  Art.  Staatss<'liii!  Jen  im  Staat>wort  tr*  f  ilirt  worden.  Das  tiesagte  iMäzieht 
sich  so  ziemlieh  auf  alle  truhuren  Theoretiker,  auoli  auf  Kebeuius,  v.  Malrhus 
und  anf  Raa.  S.  in  der  5.  Anfl.  aeiner  FioMizwiss.  bes.  $|.  466,  WJ.  471. 
ITSa.  worin  ül)!i;;(.Mi5  im  'N'crL'IoicJi  mii  di-n  friihiT'  ti  AiifLicf^ii  schon  m 'lirfui  Ii'  Zii- 
j^estanünisse  gegen  die  neuere  l.,ehrc  gemacht  sind.  Der  Satz,  uiit  welchem  in  ^.  471 
der  firtlheren  Anfingen  die  Lohre  ron  den  Staatsschnldi^n  ron  Ran  eingeleitet  vnnde: 
,,wenn  zin  !'  ^trcitung  d«'s  beschl^'>>iii''u  Staats nifwiiiiN  iVw  ^r'^^iniwärtigen  S;,i;it-5- 
einkanfte  (d.  Ii.  die  ordontUchon  Linnabmeii)  nicht  zureicbeu.  eino  Erhöhung  der- 
selben fttr  votkawirthsehafUich  nachtheilig  uder  ttbeihanpt  nieht  ftr  mtbsam  erachtet 
wird  und  kein  früher  angt  sammolter  ITilfsvorrath  JEUr  Verfügunjr  »toht,  so  miiss  d».- 
fehlende  Summe  durch  eine  Schuld  gedeckt  werden"  —  dieser  Satz  he/eichiiot  «tbcn 
nur  ganz  richtig  den  Zeitpunkt,  wo  eine  Schuld  aufgenommen  zu  werden  j'He;rt. 
aber  enthält  kein  Prindp  Ober  das  Wesen  und  die  Zulaaaigkeit  einer  Benutzung  de» 
Staatscredit». 

Die  alteren  Theoretiker  haben  die  Frage  nach  der  Wahl  der 
Bedeekangsart  der  Ansgaben  nIeht  generell  und  prineipiell  behandelt, 
sondern  sie  regelmässig  nur  bei  Gelegenheit  ihrer  ErOrtemngen 
Über  Staatsschulden  berührt.  Sie  stellten  dabei  kurzweg  die  Frage 
anf|  ob  und  wann  der  Staatscredit  benutzt  werden  dflrfe  und  solle 
und  ob  Staatssehulden  mehr  Vortheile  oder  mehr  Kachtbeile  bttten. 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gpgebeti 
werden  rafisscn,  die  aber  nnm^Jglich  war.  Jene  Theoretiker  sind 
deshalb  zu  einer  IcI^ren  Krkeuntniss  des  Wesens  und  tn  einer  unbe- 
luiigciien  Würdigung  des  StuatscreditH  nicht  ^a-hingt,  sie  blieben 
alle  au  dem  Namen  Staatsschuld  hiiiigeu  und  dieser  wurde  somit 
verhilngnissNuU  i  Dietzel).  Man  wog  die  Vortheile  und  Nachtbeile 
ab,  fand  regelmüssi^:  die  fflr  eine  lieiiutzung  des  Staat<?cri'dit.*! 
spreelieiidcii  flr(ind<  /.u  leirlit,  sali  höchstens  in  der  AuliialinK'  von 
Stanfsscluilden  ein  tVcilich  oft  ün\ enneidliclies  l  chcl  und  licscbilftigle 
sich  dann  vorzug-swcisc  mit  den  Erseheinungstonuen  desStaatn- 
eredits.  indem  die  Nachtheile  des  Staatsschuldcnwesens  durch 
eine  richtige  Walil  der  Sehnldfnrni  niTtfiliphst  abgeschwiirht  wenK-u 
8(dlten.  Statt  ein  teste»  Princip  über  das  Wesen  und  die  Zulässig 
keit  einer  Benutzung  des  Staatscrcdits  aufzuKtellcn,  bezeichnete  die 
berrscbeode  Finanztbcnrie,  von  den  Vorgängen  in  der  Praxi»  ein- 
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lach  abstrahireiid,  uur  den  Zeitpunct,  wo  eine  Schuld  contrahirt 
zu  werden  pflegt,  als  denjenigeu,  wo  eine  Schuld  allenfalls  auf- 
genommen weiden  darf,  liier  wurde  also  die  an^^efochtene  Praxis 
zum  fliedietibcheii  Keclitfertigungsgrandc  des  Ötaatsschnldcninaclieüs 
selbst.  UqI  einem  solclien  Sellj.stwidcrsprueh  der  Theorie  Hessen 
sich  be^^reiflich  nicht  einmal  die  notorisch  schlimmsten  Aus- 
schreitangen  der  Praxis  in  der  Benatznng  des  Staatscredits  ?er- 
hüten.  Ks  wäre  bei  der  gegneriBehen  Steiluiig  sa  allem  Staats- 
sehnidenwesen  folgerichtiger  gewesen,  zu  verlangen,  dass  dieAvs^ 
gäbe  nicht  Uber  den  Betrag  der  ordentlichen  Einnahme  steigen 
solle  oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nicht  mehr  in  Ter- 
mindern  sei^  unbedingt  auf  die  Höhe  desselben  gebracht  werden 
mllsae.  Aber  angesiebts  der  praotiseben  Schwierigkeiten  wurde 
diese  Conseqnenz  nicht  gezogen.  ^  t^^^-^^'t***  ' 

2,  Principielle  Erdrternng  dieser  Frage.  Die  Früheren 
ttbersahen,  dass  die  von  ihnen  behandelte  Frage  Uber  die  Anwend- 
barkeit des  Staatscredits  nicht  für  sich  au  beantworten  ist,  sondern 
dass  ihr  eine  Vorfrage  Toransgehen  mnss,  welche  Ausgänge  bez. 
Ausgaben  grundsfttzlich  durch  ordentliche  Einnahmen  zu 
decken  sind.  Die  Untersuchung  hierttber  ftthrt  erst  zu  einer 
richtigen  Auflkssung  aller  def  OontroTtfsen,  welche  sich  an  die 
Benutzung  des  Staatscredits  knüpfen ,  hin.  Es  sind  dabei  die 
beiden  Fragen,  welche  Ausgänge  durch  Stetiern  und  welche  durch 
AuleilitD  zu  decken  seien,  in  ihrem  organischen  Zusammenhang 
aufzufassen  und  auf  ein  oberstes  Priucip  zurlickzuliilii  eti ,  iiaeli 
welchem  sie  einfach  beautwortet  werden  können.  Die  Neueren 
sind  in  dieser  Weise  verfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 
Grundlage  für  die  Theorie  der  Finanzbedarfsd e (  k ung 
gelegt.  Eine  principielle  Wttrdigong  des  Staatscredits  ist  erst  hier- 
durch erzielt  worden. 

8.  die  betreff.  Literatorangaben  oben  S.  I.SO.  Ausserdem  aucli  Eminingbaua 
auf  d.  Tontswirthscb.  Conprcs«?  in  Mainz  1869  [i.  Auszttg  Rr.  H.  Bl.  iMiO  Nr.  9.'?5). 
Uers.  im  Bremer  HandeUbl.  Xr.  S92  (1863)  (wie  der  Auii;.  v.  Nasse  iu  d.  Tab. 
Ztscbx.  eine  kritische  Revision  der  Tbeorleen  Dietzel,  Wagner,  Laspeyres, 
Sötbeer).  Ebenda^,  ein  Aofsatz  ans  anderor  Feder.  „Staatsschulden  u.  Steiit^rn". 
Nr.  929  (1&69;.  0.  Giidemeister  Kriogsaulcilieu *'  in  d.  Preusä.  Jahrb.  H.  17. 
Vnm^  was  u  den  Aaaiclilen  SOtbeer's  in  Betreif  der  nachtheiiigen  Wirlninf  inJlndtfleber 
Anleihen  vt-rtrlichen  mit  St'^a.^rii  auf  ilie  Vertheilung  d' s.  Ycniinp^en«;.  hv?.  TAn- 
komoteas  in  der  Volkäwirthschal't  richtig  ist,  i^t  niobtd  Keaes  und  i^anu  durch  hngiite 
Zahkobeiaplele  mcb  m.  E.  nicht  besser  bewiesen  werden.  (YfL  aneh  die  Bich 
SGtbocr  auschliessendoii  Brinirkungen  von  Emmi n^^h ans  im  Br.  H.  Bl.  a.  a.  <).). 
In  den  Erörtemogen  über  diu  Wirkoogeu  aokhci;  Anleihen,  die  da^  Kapital  einer 
prodoctiren  Yenrendung  im  Inland  ent  wegnehmeik  (s.  §.  OS),  als  Kapitnlent- 
xiehnnifen  nnf  die  YelkswifthBchnft,  lamm»  ich  schon  in  d.  Ordn.  d.  Oseerr.  Staata- 

A.  Waf  Ber.  PittMiwIiMBackafL  I.  a.  Aafl.  IQ 
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tMttak.  S.  31 — 85  (186S)  und  noch  l»estiiiuDter  In  dem  Art  StattBechoIden  im  Hand* 

Wörterbuch  von  KLiitzsch  S.  ^iiO  (itobchricboM  Anf.  1865^1  und  im  St&atswörterb. 
X,  15  — 18  (1865)  /.ur  Bevorzugung  der  Steuer  vor  der  Anleihe,  weil  letztere  die 
Yertheiluo^  ungünstiger  beeinflusse  und  die  Arbeiter  eher  becintr&cbtige.  Stein 
hat  schon  früher  und  noch  in  der  3.  Aufl.  s.  Finanzwiss.  S.  44  U.,  dann  S.  715  AT., 
727  ff.  im  Wesciitlichen  Iceinc  andre  Theorie  der  Staatsbedarfsde^'kunsr.  als  die  im 
Text  aufgeötcllic,  nur  dass  er,  wie  Dietzel,  die  liüihwcudige  J:IiuicLr:iiik,uiig  lur  die 
wirklipho  Benutzung  des  Staatsicn-  iiis  /.ur  Dockung  nicht  macht  und  somit  die 
eigentlich  socialpolitische  Seite  der  Frage,  die  auch  Sötbeer  bLliaiulelt.  — 
Eiuäuss  der  Wahl  der  Dcckung:>miuol  und  äpecicll  der  Scbuldaui'uahuie  auf  die 
VertheiluDg  des  YoUtseiniominens  —  vernachlä^äigt.  Wenn  er  es  dabei  fär  gut 
findet,  auch  in  der  3.  Ausg.  S.  731.  meine  Behandlung  der  I  ri:;  ,  die  viel  alter  als 
die  scinigo  ist  (schon  in  meiner  „Ordnung  des  Osterreich.  Staatahauäbalts"  a.  a.  Q.  — 
1868),  nicht  einmal  za  erw&bnen,  ebwohl  sie  in  d.  6.  Aaag.  y.  Bau's  Finanzwise. 
die  enichOpfendstc  Bearbeitung  des  (lesrenatands  war,  ursprsiniilicli  unaldiatjvn;,'  von 
Dietzel  entstand  u.  z.  B.  Hasse  in  dem  von  Stein  selbst  genannten  Aui*atz  süt 
zum  Anlnupfungspuncte  diente,  so  berocbtigt  midi  das  wobl  zu  einer  Yenralinuf 
gegen  diese  literarische  Uloyalität  in  einem  Werke,  welches  auf  ObjectivitSt  Ao>pruch 
macht  Die  von  Stein  jetzt  so  betnute  Yerbinduug  der  Staatsschuldenfrage  mit  der 
Verwaltung  i»t  in  meiner  schon  l86.(  und  1865  aufgebtellteu  und  in  der  6.  Ausg. 
V.  Ruu's  Finanzwiss.  neu  formttlirten  Lehre  von  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage 
im  Kern  und  in  d«  r  Ausfahronp-  vollständig  cnthalteu.  St  ein 's  ohnehin  schiefe  und 
in  seiner  Wcim  utcht  haltoarc  Unterscheidung  von  1  inanzcredit  und  Staatsschuld 
hat  mit  der  hier  zu  beliandelndeii  Frage  nichts  zu  thun  Kau  hatte  den  Gf^enetiiid 
des  Tezts  noch  kaum  ntir  btfruhrt  in  d.  4.  A.  hat  Stein  keine  Aenderungcn  g:e- 
macht,  welche  mich  zur  Zuruclinabme  dieser  Vorwurfe  bestimmen  können.  S.  4.  A. 
I«  61  ff.,  II,  848  457  ff.  In  gekttntttelter  neoer  Terminologie  wird  die  Jetzt  allge- 
mein anpcnommcno  Lehre  vur^aMragen.  nur  da»8  wie  bei  Dietzel  die  Grenze  für 
die  Benutzung  des  Crcdib  viel  zu  weit  bleibt  n.  demgemiss  auch  das  enorme  W^cha- 
thun  der  Scholden  in  einigen  uodemen  Stai^a  zn  Mefat  genommen  wird  (II,  464  ff.). 

Den  Weg,  anf  welchem  man  w  jetzigen  Theorie  der  Bedarf«- 
deckang  gelangte  nnd  diese  Theorie  selbst  betreffend»  so  hat  man 
znnllehst  die  Frage  nach  der  richtigen  Bedeckaogsart  der  Aus- 
gaben mit  der  firtther  in  %,  63  anfgestellten  Unterscheidong  dea 
Finanzbedarfs  in  ordentlichen  nnd  ansserordentlichen  in  Verbindung 
gebracht,  wobei  das  Untersobeidnogsmerkmal  in  der  Daner  der 
mit  einer  Ansgabe  als  einer  Guterrerwendung  herrorgebraehten 
Wirkungen  liegt.  Dadaroh  gewann  man  eine  feste  Unter- 
grenze fttr  denjenigen  Theil  des  Gesammtaus^augs,  der  unbe* 
diugt  durch  ordentliche  Einnahmen  (Steuern)  be<leckt  werden 
mU88:  im  Wuseutlichcu  die  o  r d  cd  1 1  i  c bc  A u sg a b e  oder  das 
Mormalcrlordcrniss.  Jene  I  ntergauzc  bezeichnet  zugleich  die 
Obergrenze  (Maximum),  bis  wohin  allentalls  die  ausberordeutticbe 
Einnahme  (Schuldaufnahme)  zur  Deckung  der  Ausgänge  benutzt 
werden  darf,  soweit  uenilieh  Zweck,  Wesen  und  Wirkung- 
der  letzteren  hierüber  entschci*!  et:  dtMiinach  darl"  von  diesem 
Gesichtspuncte  aus  der  ganz*'  ;mi  s  sc  rurden  1 1  iche  Fi  na  na- 
he darf,  d.  h.  die  privat-  und  staatswirthse ha ft liehe 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche  ausserordentliche 
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Ausgabe  auf  diese  Weise  bestritten  werden.  Jedoch  ist  damit 
noch  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet,  ob  Uberhaupt  und  unter 
allen  Umständen  oder  wieweit  die  aoBserordentliebe  fiinnahiue 
wirklioh  rar  Deektmg  dieser  Ausgaben  benntit  werden  soll;  denn 
hierfllr  kennen  doeh  noeh  andre  als  der  obige  Gesielitspnnet  in 
Betracht  kommen.  Die  Entscheidong  hängt  nemlieb  noch  von 
einer  weiteren  Erwägung  ab. 

Dietzel  u.  a.  0.  zieht  dieseo  zweitem  Fönet  nicbl  mit  in  B«tncht,  sondern 

entscheidet  nur  m'-h  <^cj  Wirkanp  der  Atis;^abon.  die  mit  Anleihen  oder  Steuern  be- 
stritten werden.  Hieruos  sowie  ans  der  onterlasaenen  weiteren  SpeciaUsirong;  der 
saaMroidentiiehen  Ao^raben  eiMirt  steb  «eine  vid  zu  veit  geAoste,  dedwlb  onrielitlire 
Regel  fiir  dir  B-  rmtzun^?  des  Staatsoreditü.  Die  im  Text  hervorgehobene  Benick- 
sichtignng  der  Wirkungen  von  Anleihen  oder  Stenern  als  Güterentziehaagen  schon  in 
d.  Ordn.  d.  östcrr.  Staatshansb.  Abschnitt  I  Kr.  3,  &  19—36.  Aehnlich  einseitig 
Tie  Dietzel  auch  noch  Steia  a.  a.  0.,  aaltet  noch  in  d.  4.  A. 

Neben  der  vergleichenden  Betrachtung,  welche  Wirkungen 
die  Ausgänge  als  Güter-  oder  Kapital  Verwendungen  auf  die 

\  olkswirth.schatt  ausüben,  mUs.scu  uemlich  auch  noch  die  Wirkungen 
verglichen  werden,  welche  die  beiden  verschiedenen  Arten  der 
EinnahmebeHchaffang,  also  naaientlich  die  Besteuerung  und  die 
Schulden  aufnähme,  als  Güter  oder  Kapitalheranziehungen  aus 
den  EinzelwirthRclia ften  auf  die  Volkswirthscbaft  hervorbringen. 

Die  ausserordentliche  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 
Einnahme  wirklich  als  DeckungsniitteM  nrgezogen  werden,  wxnu  es 
erstens  der  Zweck  und  die  Wirkung  des  Ausgangs  erlaubt,  also 
wenn  es  sich  um  ausserordentliche  Ansi;al)eii  (i.  w.  S.)  handelt,  und 
wenn  zweiten«  in  diesem  Falle  zugleich  die  Bcschaftung  ausser- 
ordentliclicr  Kinnahmen  von  der  Volkswirtbschaft  günstiger  oder 
minder  nngUnstig  empfanden  wird,  aU  die  Beschaffung  ordentUeber 
Einnahmen. 

Hierdurch  erhält  man  für  die  Theorie  und  die  rationelle  Praxis 
dieBegeJ,  dass  die  wirkliebe  Anwendung  des  Staatscredits 
gegenäber  jener  Torbin  aufgestellten  Obergrenze  sehr  weyentlieh 
zu  beschränken  ist,  d.  hr  es  muss  auf  die  Schuldaufnahme 
in  vielen  Fällen  yerzielßlel  i^erden,  wo  die  Besii^haffenbeit 
der  Ausgänge,  welebe  dnreh  Sebalden  gedeckt  werden, 
allein  betraebtet,  sie  erlauben  wflrde.  Demgemiss  ist 
alsdann  die  ordentliche  Einnahme  (Besteuerung)  mit-^ 
unter  selbst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ausaerordent« 
lieben  Aasgabe  zu  erhoben  (s.  u.  §.  68  ff.). 

Hiernach  ist  mitbin  im  Untersehied  Ton  de^  prineiplosen  Auf- 
fassung der  frflberen  Theorie  der  Satz  festgestellt  worden,  dass  die 
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DeckuDgsroittel  der  Finanzwirthschait  grundsätzlich  doppelte 
sind:  ordentliche  £iiiDahmeD,  besonders  durch  Benutzung  der 
iSteuerkraft  und  ausserordentiiobe  EiDnahmen,  besonders 
durch  Anwendung  des  StaatBcredits:  Besteaerung  and 
ächnldautnahme  sind  zwei  Formen  derselben  Operation 
mit  specifiscb  gleicher,  nar  gradweise  verschiedener 
Wirkung. 

g.  67.  — -  3.  Begründung  dieser  Theorie  der  Finanx- 
bedarfsdecknng. 

Vgl.  Ufitza  «ueh  Wae n«r,  Gmndle^.  Abüi.  I,  K*p.  S  und  4,  fiber  die  OrfMiiittion 
der  VoUttvirÜucbAft  and  den  Staat 

In  beiden  genannten  FäUen,  bei  der  Bestenening  und  der 
Schuldanfnahme,  werden  für  die  Zwecke  des  staatswirtbschaftlicben 
Prodnetionsprocesses  Oflter  ans  den  Einzelwiribschailten  in  der 
Volkswirthschaft  herangezogen  und  in  das  Staatswesen  yerarbeitet 

Aber  die  ,,Producte",  welche  in  letzterem  durch  diese  Gtlterver- 
wenduiigcn  f^ewonnen  werden,  sind  von  vt'rschiedeiier  Dauer.  Die 
Nothwendi^kcii,  sie  ueu  zu  erzenpren.  wiedcrlioit  sich  daher  in 
Perioden  von  ganz  unjrleicher  Lül^c.  An  diesen  Lulerschied  ist 
hier  anzuknüpfen  und  .sind  dcmuach  die  .Staatsleistungen,  je  nach- 
dem sie  mit  ordentlichen  oder  mit  ausserordentlichen  Aas- 
gaben  bewerkstelligt  werden,  zu  trennen. 

a)  Die  Leistungen  ersterer  Art  werden  im  Allgemeinen  8tet*i 
in  gleich  laugen  Zeitabschnitten  (z.  B,  Finanzjahren  1  vnllii^  „con- 
sumirt".  Im  Wesentlichen  lie;;t  Jahr  für  Jahr  das  gleiche  Re- 
dürfniss  der  Einzelwirthsehalten  nach  diesen  von  der  staatliche?! 
Gesammtwirthschaft  fllr  sie  zn  erzengenden  Gütern  (Sorge  jiir 
Rechtsschutz,  Kel'örderung  der  Cultiir  und  Wohlfahrt)  in  derselben 
Weise  wieder  vor.  Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Aas- 
gabe gedeckt  wird ,  stellen  daher  in  der  That  die  Zuführung  tod 
nmlaut'endem  Kapital  in  den  Staatshaushalt  dar,  gehen  mit  ihrem 
ganzen  Werthe  in  die  Prodactionskosten  der  mit  jener  Aasgabe 
hergestellten  Guter  (also  meistens  immaterieller  Staatsleistnngen) 
and,  wenn  man  der  Berechnung  z.  H.  .Jahresabselinittc  zu  Grunde 
leg^  anch  in  den  Gesammtwerth  der  JahresproducUon  in  der  Volks- 
wirthsehaft  über.  Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentlichen 
Ansgabe  an  Gütern  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisser- 
massen  eine  Ansgabe  fttr  die  Gesammtbeit  der  Privat-  und  der 
Gemeinwirthschatten  aasschliesslicb  deijenigen  des  Staats  selbst 
bildet,  erUUt  die  Volkswirthschaft  and  erhalten  spedell  diese  Wirtb- 
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sciulilea  m  denelben  Zeit  im  Werthe  der  StaatsleUtnngeD;  also  an 
Eranalime,  wieder. 

So  ist  cji  wcüijfstons  bei  gerechter  Steuerverthcihin^r  und  bei  der  richtigctt 
Normimikg  von.  Allen  im  Wesentlichen  gleichmässig^  zu  (iutf  koauucndcn,  StMttK 
leistnneen  anch  in  Eeircfl' jeder  einzelnen  Ein/.'.hvirthschaft.  Die  Staatseinnahmen, 
mit  denen  die  ordentliche  Ausgabe  beü^ritten,  abo  m.  a.  \\  .  mit  denen  die  jährlich 
TOS  Nenea  in  gldchem  Umrang«  nfHbif  werdenden  Staatsleiütangen  bescliafffc  Verden 
sollen,  inilsscn  daher  einer  ebensolchen  reg:cImHssig'en  \>*ieflerhohjng  fähig-  sein.  Dies 
sind  nun  aber  bloss  die  ordentlichen  Staatseinnahmen,  namentlich  aoch  die  Steuern. 
Daher  sind  diese  allein  die  geeigneten  Deckangsmittel  flir  die  oidotttliclien  Ausgaben 
und  müssen  sie  ausreichen,  al^o  nAthlgenftlb  entsprediend  erhobt  weiden,  am  diese 
Ausgaben  roUst^mli^  zu  decken. 

Wird  mm  das  Gebiet  der  ^taatstbätigkeit  und  das  Verwaltungs- 
system ricbtig  bc8timmt|  80  dass  der  Betrag  der  ordentlieben 
Ausgabe  und  Eionabme  wenigstens  auf  die  Dauer  ebenfalls  als 
angemessen  gelten  kann,  so  wird  darch  die  strenge  Befolgung 
des  OmndsatzeSy  mindestens  stets  die  ganze  ordentliche  Aus- 
gabe dnroh  ordentliche  Einnahmen  zu  decken,  in  i'inanzieller 
und  in  Volkswirt bsobaftlicber  Hinsicht  ein  zweifacher  wichtiger 
Vortheil  enreieht,  dem  nachzustreben  ist  Einmal  bleibt  der 
Staatsbaashalt  vor  der  Oefahr  eines  ,;0hronischeQ", 
nicht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sich  In 
seiner  Hohe  stets  noch  steigernden  Deficits  bewahrt. 

Damit  wird  auch  in  schwierigen  Perioden  des  Staabiebens  der  rettungslose 
Buin  der  Finanzen  mit  allen  seinen  furchtbaren  wifthschafdichcn ,  politischen  und 
sittlichen  Folgen  fur  da-  Volk  vermieden.  Denn  wenn  selbst  «  in  Theil  der  onlent- 
lichen,  nothwendig  jaUrlu  li  im  gleichen  Befrage  wiederkelucadcu  Aufgabe  durch  die 
natürlich  nicht  lauge  corhaliendo  Veraussening  von  Siaat^eigenthum  oder  durch  Schnld- 
atifnahme  g>  li-  .  winl,  so  wächst  rlas  vorhandene  Defh  i;  jährlii  h  auch  bei  sonst 
gleich  bleibender  Ausgabe  um  den  Betrag  der  verminderten  Kiunahme  und  der  hiU' 
zokonmenden  Zinsen,  und  zwar  in  immer  st&rlterer  Prograssion. 

Besonders  deutliche  Belejre  fur  diese  Satze  giebt  die  neuere  Finanzgeschichte 
Oesterreichs,  Italiens,  auch  Easslaads  und  z.  Th.  Frankreichs.  Die 
Progression  des  SchnlderfordemissAs  nach  dem  abeolnten  Betrage  (in  Millionen^  des 
letzteren  und  nach  dem  Verhältni^s  zur  okI-  ntlichcn  Netto-Einuahmc  in  zweien  dieser 
Staaten  zeigt  die  folsende  Uebersicht.  wobei  freilich  zuzugeben  ist,  dass  nur  ein  Theil 
der  Zunahme  auf  die  ganz  verwerfliche  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  mit  Staats- 
sclmlden  zurückgeführt  werden  kann. 
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Die  Berechnung  für  Oesterreich  fin  1863  ohne  Rüi l^zalilnng  an  li.  Nationalbank) 
veicbt  roQ  den  Daten  in  Czörnig's  Handbüchiein  und  a.  a.  O.  ctiras  ab,  weil  bier 
iMeh  etwas  anderen  Grnndsitzen,  z  B.  in  Betroff  dei  fiet  Zahlungen  an  und  ms  dem 
cbemaligen  allgemeinen  Tilgungsfonds,  verfahren  wordc.  Die  mitgcthcilten  Daten 
nach  meinen  speciellen  Berocbnongen.  Fttr  1867  der  Anscblag.  Madi  dem  dann 
eintretenden  finanziellen  Ansgleich  mit  Ungarn,  der  damit  Terbundenen  EIntteUang  der 
meisten  Til^^nngen  und  der  erfolgten  Zinbrcducfion  i'euphemibtisch :  Einkommens*  u  r- 
erbOhnug)  ist  die  frttbere  Entarickinnc  abgebrocbcn.  In  Ungarn  int  sie  daltir  mit 
um  80  mehr  Erfolg  non  allein  fertgefohrt.  (Im  nngar.  Etat  f.  IbSl  steht  das  Schuld- 
erfordcrniss  für  die  seit  1868  entstandcine  eigene  an^ar.  Sebald  schon  mit  b4''^  Mill.  IL, 
neben  dem  Betrair  r.  80-3  M.  fl.  österr.  Schuld.)  In  den  früheren  Zahlen  f.  Oesterreich 
ist  die  contractlicho  Tilgung,  der  Münz-  und  \Vcch>elvcrlust  (Folge  der  Paiuer^rdd- 
wirÜMchaft).  die  Subventionen  an  Bahnen  u.  s.  w.  im  Scbalderforderniss  bei  den 
Zinsen  inbegriffen.  —  Auch  bei  Russland  umfasst  die  Zitier  die  Tilgung  nnt.  Far 
die  Jabro  seit  1873  ist  das  Bndget  etwas  andern  als  fniber  publicirt,  wuabaib  der 
uifefebene  Procentsatz  ron  da  an  nur  annähernd  richtig  ist.  Für  die  folgenden  Jahre 
wagte  ich  ihn  aus  den  mir  vorliegenden  Daten  überhaupt  nieht  zu  berechnen.  Die 
enorme  Zunahme  ist  die  Folge  des  letzten  Türkenkriegs.  In  1881  beträgt  das  Schuld- 
erfordemiss  fon  den  staik  gesteigerten  Roh  einnahmen  ras  den  dir.  v.  Indir.  Stenern 
u.  ron  den  Staatsgütern  (zas.  fi  HG  Mill.  R.),  eine  Summe,  welche  <len  Haupttheil 
der  ord.  Bein  einnähme  darstellt,  35-2°/,,.  Diese  Quote  war,  iu  deraclben  Weise  be- 
rechnet, 1862  TOB  den  gleichen  Einnnlimen  (cire*  268  HiU.)  efrea  21*/«-  alte  trotz 
der  Vermehrung  der  genannten  Haupteinnahmen  um  106%  noch  eine  Steigerung  der 
Quote  des  Schuldcrfordemisscs  von  ein  Fünftel  auf  Uber  ein  Drittel!  Und  daneben 
t)ber  1  Milliarde  Ii.  uneinlOsbares  Papiergeld  mit  Zwaugscurs.  Wären  nicht  in 
Oesterreich  nnd  Bnsdand  die  ordentl.  Einnahmen  (worunter  aber  fluuicho  Posten,  die 
im  (inind«  zn  den  ausserord.  gehören)  so  bedeutend  gesteigert  (wenn  auch  in  Opst^r- 
reich  nicht  erheblich  genug  und  nicht  rechtzeitig),  üo  würde  der  l'ruceutaatz  noch 
riiA  grösser  geworden  ^  i..  Das  Ostwr.  Sclmldeifordemiss  von  1861  betrog  z.  B. 
mehr  .ihj  (ii-  rmize  Netto  -  Einnalimc  von  ii.  »r(  7"*,  der  fdurcli  Kinbeziehung 

Ungarns  u.  ä.  w.  schon  stark  gesteigerten)  Einnabuie  vun  1851.  Das  russ.  Schuld- 
«rfofdemiss  von  1870  ist  25*27«  der  ordentl.  EinnalimeB  ron  1862,  das  r.  1881  66*/«.  — 
In  Italien  sind  di«;  Schulden  der  ehcmal.  s<lbf'fSndig«'n  Staaten  hinzugekommen.  I^or 
Haoptuosteu,  die  &7a  (conselid.)  Kcnte  rlUut  aus  der  sardin.  Schuld  und  aas  neue» 
Schniden  des  KOnfgräiehs  Italien  her.  Er  betnifr  1861  97'8  Mill  fr.  Zins.  1870  266*2, 
wonebcn  noch  etwa  ein  Drittel  flieS'T  Summe  auf  anilre  neU''  rüclc/ahlbare  SrhuMeii 
des  Königreichs  kam.  Während  sich  die  ordentl.  Einnahme  Italiens  von  1861  —  70 
etwa  verdoppelte  (4.17  auf  951  Mill.  Francs  incl.  Erhebungskosten),  stieg  der  gcsammte 
Seh oldauf wand  auf  das  4 — .5  fache.  Nach  d.  A.  f.  1881  war  das  Ziii'^erfordemiss 
f.  d.  consolid.  Schuld  .'{55-6.  f.  d.  rüekzahlbarc  7.  dav  Erford-  riiiss  f.  d.  >chwebende 
(incl.  Eisenb.zinsgarant.)  63'5,  f.  Annuitäten  z  Aakaul  d.  oberital.  Bahnen  29-1. 
zus.  1S7  Mill.  fr.  oder  circa  45"/,  der  ord.  Nettoeinnahme  (c.  10S4  Mill.  frV).  — 
In  Frankrcicli  erforderte  die  Kente  (fundirto  Schuld^  2.13,  1870  364.  1876  74S. 
1SS2  "tili  Miil  fr.  Zii>6.    In  Oesterreich,  Italiou  und  neuerdings  auch  in  Kussland 
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(Nicolaibahii  r'-torbbui^-Muskaii»  liat  man  danob'-n  in  sehr  bodeatendf*m  Umfnngc 
werbendes  StaAtsei|;entbaai ,  so  fast  alle  Staatseisen  bahnen  rer&ossert,  z.  Th.  auch  zn 
sehr  aeUeeliteii  Preiwii,  in  Oestemloh  metat  im  Begflnn  der  Kontebilititsperiode  der 
Bahnen.    Hier  wnrrl,^  bis  Kim!.'  ein  Babncomplex.  der  336-26  Mill.  fl.  C.-M. 

Sekostet,  für  meist  erst  in  laagoren  Jahresraten  fäili^e  168'ö6  Mill.  fl.  G.-M.  ver- 
anft!  S.  Wagner  in  Uns.  Zeit  186S.  S.  1S9.  Ent  in  den  letzten  Jaluen  inben 
Ofjterrcicli  ti.  Itali<u  mit  dem  neuen  Erverb  ron  Staatsbahnen  begonnen  u.  daraus 
rahrt,  wie  aach  in  Ungarn,  ein  Theil  der  neoereo  Schulden  her,  die  sich  wenigstens 
etwas  »«9  den  Bahnerträgen  selbst  Fcrzinsen. 

Der  G 1  eichge w i f  h  t  R  7n s t  n  II  <l  zwischen  Consiimtion 
und  Production  in  der  ganzen  Volks  wirthschaft  oder 
m.  a.  W.  zwischen  Bedürfnissl)etriedij;un<>:cn  nnd  pro- 
dnetiven  Leistungen  der  Einzeiwirthscbaften  bleibt  dann 
ebenfalls  gewahrt:  der  zweite  Gewina,  der  aas  der  Befolgaog 
jenes  DeckongsgniDdsatzes  berrorgebt. 

Wm  die  Einzelwirtbächaftei)  /,  ß.  jährlich  an  Rccbtsschut/  und  Fftrdening  ihrer 
Interessen  aller  Art  erhalten,  in  iliesem  Ziitranm  völlig  vcrzehrefi  nnd  jShrlirh  in 
demselben  Umfange  ron  Neaem  bedürfen,  das  bezahlen  ^ie  auch  in  den  bteuem 
u.  s.  w.  ans  ihren  laufenden  Leistangcn  (oder  Kinnahmen)  vollstindiff.  Sie  irerden 
aber  zu  diesen  Lei^tnnpen  auch  nur  in  den  Stand  pcscf/t  durch  da*;,  was  ihnen  wieder 
der  Staat  letütet,  ebenso  wie  umgekehrt  letzterer  dies  nur  leisten  kann,  wenn  er  die 
erferderlicben  Goter  aus  den  EinselwiTtltteltnftea  bentn  deht  Hier  bestebt  also  bei 
richtitrer  Normirung  der  Staatstliätigrkeiten  und  der  Besteuerung  und  hei 


hlltniss  der  rSilifen  Gorrespondenz  ?en  Leistung  und  Gegenleislunf ,  irenn 

auch  in  anderer  Form  als  im  gcwöbnlichcu  Tauschsystem.  (G.  §.  116,  15S).  Es  ist 
die  Aufgabe  der  Staatsverwaltung,  dieses  Verliältuiss  fest  ins  Auge  zu  nehmen.  Der 
Staat  und  die  anderen  Einzel wirthschaiten  bilden  ja  nur  zusammen  das  organische 
Ganze  der  VolkswirthsclmflU  In  den  Stenern,  die  der  Staat  zur  Bestreitung  der 
ordentliclien  Aus^jabca  rerw<»ndet,  nimmt  er  den  Ein/elwirthschaften  etwa?,  was  er 
ihnen  zu  derselben  Zeit  im  \oIlrii  Betrat^';  in  d-'u  Staatsleistungen,  also  nur  ia  einer 
andern  Form,  an  Gütern  wi,dergiebt.  und  zwar  in  der  Form,  in  welcher  die 
Einzeltrirthschaften  diese  (iüter  brauc  hen,  insbe^undere  au..h  urii  ihre  eiffenen  Produc- 
tionen  zu  betreiben,  und  wie  sie  diese  Güter  selbst  gar  nicht  oder  nicht  ebenso  gut 
eraeugea  ItOnoen.  Die  Einzelwirthscbaft  scbaß  also  sieb  selbst  allein  nacbbaltlg 
die  Bedin^ung"en  der  cifrcnen  rrodiicfion.  wenn  sie  die  ordcndirbcn  Ausgaben  des 
Staats  mit  ordentlichen  Einnahmen  (Stcucru)  za  decken  crmöglicbt.  Denn  nur  in 
diesem  Falle  kann  der  Staat  andauernd  den  übernommenen  Atifgaben  nacbltommen. 

Der  aufgestellte  Grundsatz  hat  daher  eine  eben  solche  vdlks- 
wirthscbattliche  als  finanzielle  Tragweite.  Die  richtig  bestimmte 
und  mit  Steuern  ü.  s.  w.  gedeckte  ordentliche  Ausgabe 
ist  insofern  wirklich  r  e  p  r  o  d  u  c  t  i  v :  sie  erzeugt  ihre  eigenen 
wirthschaftlicben  Bedingungen  immer  seihst  wieder  (Stein):  das 
Princip  der  Erhaltung  der  Kratf  in  der  mit  der  Staatswirtb- 
Schaft  als  Ein  Ganzes  betrachteten  Volkswirthscbaft 

Stein.  Finanzen  1.  Ausg.  S.  30.  wo  der  Satz  ohne  Weiteres  —  zu  weit  —  für 
alle,  nicht  bloss  fur  die  ordentL  AoäKaboo  aufgestellt  wird.  Auch  dio  oeat>te  Dar- 
•tellttni^  Stein 's  in  d.  4.  A.  II.  848  Ii',  leidet  an  dem  tiefen  Hangel  jeder  rlebtifren 

Begrenzung  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits.  Ein  ..  A  nla^^ckapital  '  der 
Staat^wirtbsich.  ist  dio  Staatsschuld  (anch  wenn  man  sie  mit  Stein  vom  Finanzcredit 
trennt)  keineswegs  so  allgemein,  wie  Stein  es  hinstellt  JI,  345),  namentlich  regelmSssig 
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nicht,  wiiiii  äic  zar  Deckung  von  Deticitou  im  oid.  £lat  ii.  von  Kiiugskuaku  dicuL 
Die  n<  wei8ftohraug  Stuiu's  a.  a.  0.  schwebt  ohne  jene  Bog^renzong  in  der  Luft 

n.  dient  mit  ihren  vaf^en  Laibwahren  Allgemeinheiten  nur  dazu,  dio  inissbiMiirlilic  list«» 
Schuldrennobrujig  der  Praxi»  noch  tbäoretiäch  zu  rechtfertigen.  Der  richtige  und 
wichtige  Oedeake,  die  StulMchnld  in  engw  Verbindaeg  mit  der  Yerirftltiing  zu 
betrachten,  fuhrt  so  bei  Stein  nicht  zur  Klärung,  sondern  zur  Confusion. 

b)  Mit  der  ansserordcntlichcn  Ausgabe  nnd  zwar  mit 
der  privat-  und  staatswii thschaitlichen  Kapitalanlage, 
sowie  mit  der  durch  abnorme  Schwierigkeiten,  z.  B.  Kriege,  ver- 
anlassten eigentlichen  auBserordentlichen  Ausgabe  (§.  63), 
verhält  es  sich  anders  al^  mit  der  ordentlichen  Ausgabe.  Die 
Wirkungen  der  ausserordentlichen  Ausgabe,  nlso  der  mit  ihnen 
bewerksteOigten  Leistungen  kommen  wenigstens  in  der  Regel 
künftigen  Finanzperioden  in  der  Form  erhöhter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staatlicher  oder  zunächst  rolkswirthsohaftlicber  Pro- 
duetionsfähigkeit  oder  mutfamasslich  zu  vermindernder  Ausgabe  zu 
Gute.  Diese  Umstände  stehen  bei  einer  Deckung  der  betreffenden 
Ausgaben  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  der  Belastuug  künftiger 
Perioden  mit  den  Zinsen  und  Kosten  der  Anleihen  u.  s,  w.  aus- 
gleiehend  gegenüber.  Bei  der  Wahl  solcher  Deckungsmittel  wird 
also  das  Gleichgewicht  der  Finanzen  nicht  gestOrt. 

Namentlich  wenn  etwa  die  Dauer  der  AoteiheD.  aim  die  Tilgungstormine,  nach 

der  voniiissicbtlichon  Dauer  der  günstigen  finanziellen  Wirkung  d  r  mil  den  ausser- 
ordentlichen Aosgaben  hergestollteü  Anlagen  oder  gemachten  Leiätungcn  bemeasen 
wird,  so  können  kniun  noch  rein  finanzielle  Menken  taut  werden.  Piactlaehe 

Schwierigkeit  macht  nur  die  Berechnung  einer  solchen  Dauer,  besonders  in  dem 
wiclitif^stLii  Frille,  wenn  Kriegsausgaben  mit  den  Anleihen  bestritten  wurden.  Aber 
mau  kaiiu  sich  durch  Annahme  kürzerer  Tilgungsperioden  auch  hier  ziemlich  sicher 
stellen.  Es  ist  kein  Widerspruch  mit  dem  hier  Gesagten,  dass  die  Länge  der  TUgvnga- 
Perioden  o.  die  Dauer  der  Wirkungen  der  bt-zügl.  Ausgaben  inicreinstiiiitn(>n  in'if^st'^n, 
wenn  gleichwohl  die  principielle  Nothwendigkeit  der  Tilgung  selbst  in  sulchcui  l  ail 
einer  alhu  tli^en  „Anfzelirung**  der  betreffenden  Anstalten  bestritten  winl.  Entschiede 
bloss  dir  Daner  jeiKT  Wirkungen,  so  müsste  niibi  tlinfrt  (nitspreoli  •  !  tjetilgt  werden. 
Aber  nach  der  liatur  des  Staatshaushalts  ist  die  trage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Begel  (d.  h.  von  Einnahmen  ans  Pri?at«rwerb  oder  Yerftoflsernng  fon  SUatieigenÜram 
abgesehen^  identisch  mit  jeiit-r;  H  'bteuern  bloss  znin  Zwc'  ke  di:r  Tilijun;: 
oder  FortbeiftehuuUssen  der  Schuld.  Diese  Frage  ist  aber  so  wenig  unbedingt  zu 
Gunsten  der  Bestenening  zn  beantworten,  ah  die  andere,  ob  Ausgaben  mit  Steseni 
oder  Schulden  gedeckt  werden  sollen.   S,  A.  Wagner  iai  StaatswOrtorb.  X,  20. 

Auch  rom  volkswirthschaftlicbon  Standpuncte  ist  wcnigsten^^  in  einer 
Hinsicht  gegen  die  Benutzung  des  Staatscredits  in  dem  angegebenen  Falle  nichts 
einzuwenden.  Denn  Im  di^  Volkswirthschaft  als  ein  Ganzes  ist  es  oluebin  in  timi 
Bezicluiiitr  einerlei,  ob  die  dem  Staate  iiöthigen  Mittel  durch  Steuern  oder  durch 
Staat5ä<  hulden  beschafll  werden:  in  beiden  Fällen  ^iad  es  die  vorhandenen 
Güter  der  Gegenwart,  die  einem  anderweiten  Consum  oder  einer  auderweitea 
prortiii  tiveii  A  erweiidun<r  entzogen  werden,  weil  >ic  der  Si.i.it  für  seine  Zwecke  braucht, 
truhei  hat  man  wohi  öfters  die  Staatäscbuidcnauüiahmc  damit  zu  recbtfertigea  ge- 
sndit  dasB  durch  sie  die  Lasten  auf  die  Zukunft  geschoben  wttrden.  was  im  Falle 
g.'Ti-i-isor.  d'T  Ziilnrift  mit  oder  ausschliesslich  zu  Gute  konimender  Aufgaben  daher 
ganz  billig  sei.  Diese  Bechttcrtigung  beruht  aber  auf  einer  olienbaren  Verkennnng 
des  dodi  sehr  ein&diett  Vorgangs.  Die  Uniiehtigkeit  dieses  Aigoments  xu  Gvnsten 
der  Stsaisschnld  bewirkt  jedodi  nicht,  dass  man  nnn  die  Anwendung  des  Staatsoredits 
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venrerfeii  mOase.  Vielmehr  wurde  eine  folcbe  Openttoti  gendo  um  eo  melir  fest» 

/uhaltoi)  sein.  >]x  sie  nach  dom  (>bif^eii  Ix-i  der  D-  rluij;;  il.  r  aiuiäcrordootlicbcn  Aus- 
gabe darch  tinanzielie  OrUode  unterstutzt  wird  und  tur  die  Volkswirthschaft  als  (ianzcä 
betrachtet  iu  der  ervihnleii  Beziehiinjr  weni^ens  indilicront  ist.  Der  handgreifliche 
Irrtbam  wird  tob  den  Gegnern  .iur  Staats'>chulden  oit  mit  unnöthiger  Wichtigkeit  b.;- 
handclt.  So  von  Chalmors  nnd  nach  ihm  von  ^Fill,  poüt,  0,1,..  B.  1,  Kap.  5.  JJ.  u. 
vielen  Anderen.  Aber  wenn  das,  was  durch  Anleihe»  oder  Stenern  dem  Staate  ^u^ 
Verftl^ng,  z.  B.  für  Krie^rsführung,  gestellt  wird,  nothwcndig  auch  die  vorhandenen 
'Iflter  der  Gegenwart  sind,  so  niachf  rs  .  b'  ii  d^K-li  citiL-ii  Urit-ir^chied,  welchen  Tlin/.d- 
wirtbschatieu  diese  (iuter  in  jedem  der  beiden  i'  alie  gehören  and  qqq  entzogen  werden. 
EiwpthtliDUch  ist.  dass  Hoclt  eine  Aosicht  tiber  die  Entfutnog  der  (jef«ow«rt  durch 
Anleihen  Sn«!g-^rt,  dii-  mit  jen^^r  irriirrn  ."iltinn  ii  !  .\rlinli(hkcit  liat  iiiiil  ciiK-r 
kritischea  Bemorkung  gegenüber  sie  brietlich  lesthicJt.  s.  OtienÜ.  Abg.  S.  32,  Finanz. 
Ameribi*«  S.  470  ff.«  A.  Wagner  in  d.  OOtt  (iel.  Änz.  1S67.  a  946.  8.  weh  a. 
§.  73.  169. 

Gleichwohl  kann  luas  sich  trotzdem  nicht  anbedingt  fHr 
die  Benntsnng  des  Staatscredits  znr  Deckung  des  ansserordent- 
lichen  Bedarfs  anssprechen.   Denn  die  Wirkung  der  Stenern  nnd 

Staatsschulden  auf  die  La^e  der  Eiuzelw  iitliscliafteii  und  insotern 
wieder  auf  die  Volkswirthschait  kami  eine  verschiedene  sein.  Die 
Besehaöuug  der  Deckungsinittel  ist  daher  in  dieser  Beziehung 
doch  nicht  gleichgültig  für  die  Volkswirtlisi  liaft,  wenn  sie  es  anch 
iu  der  vorhin  erwähuteu  iiin«icht  war.  Es  bedarf  dann  keines 
weiteren  Beweises,  das«  diejenigen  Deekungsniittel  den 
Vorzujj;:  verdienen,  weiche  j^ünstiger  oder  minder  un- 
günstig als  G  iit  erheranziehnngen  aus  den  Eiuzelwirtb- 
sc  haften  n u t' d  ic  Vol k s wi  r t Ii s eha ft  einwirken.  Nur  das  ist 
vielmehr  nachzuweisen,  ob  und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen 
Besteuerung  nnd  Schuldaufuahnic  bestehen.  Hienon  hängt  es  ab, 
ob  das  Gesetz  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits  im  btaatsbans- 
halte  mehr  oder  weniger  Kinscbränkungeu  gegentlber  jenem  Satze 
erfahren  soll,  dass  alle  ansserordentlichcn  Ausgaben  wegen  ihrer 
länger  dauernden  Wirkungen  an  sich  dnrch  Staatsscbalden  gedeckt 
werden  dürften. 

§.  68.  —  4.  Die  vergleicbsweisen  volkswirtbschaft- 
lichen  Wirkungen  der  Stenern  nnd  Staatsschulden  als 
Oflterberanziehnngen  ans  den  Einzel wirthsc haften. 

In  den  früheren  Auflagen  (2.  A.  S.  \  2\}  \>{  nur  dsf  Resultat  der  betreflenden 
I  ntersachung  gecrr^on,  die  Bcgründuiii;  ilafür  auf  di«'  spätere  T-chrc  vom  nffondicheti 
Credit  überhaupt  rerschobea  worden,  ich  gebe  in  dieser  3.  A.  diese  Begründung 
nunmehr  schon  hier,  womit  die  principieUe  Fnfe  dann  erledigt  ist  Oaa  Folgende 
bildet  tiricii  Auszng  ans  meinen  älteren  Arbeiten  Uber  den  Gegenstand  Ordn.  d. 
äöterr.  Staatshaush.  S.  lU  ß.,  271— Staatswörterb.  Art.  Staatm-huldau,  X,  10— 1^;. 
Die  dortig»  Beirelifilhrong  glaube  idi  in  allem  Wesentlichen  aufrecbdialten  za  können, 
wie  ich  sie  auch  jüngst  in  Kurze  in  Schitubergs  Hiitidb.  II,  427 — 130  wiederholt 
habe.  Dietzel  specialisirt  auch  hier  zu  wenig.  Stein  ebenfalls  nicht.  Vgl.  ausser 
diesen  sonst  bes.  die  oben  S.  130  u.  S.  115  gen.  Arbeiten  von  Laspeyres,  SOtbecr, 
Nasse,  Emmiaghavs,  ferner  f.  d.  Frage  der  au»wirtigen  AnleUien  0.  Michaelis, 


Digrtized  by  Google 


154  1«  B.  3.  K.  Materielle  Urduuug  der  Finanzwirthächaft.  68. 

in  d.  volkswirthacb.  Viertelj^cliT.  1967  (jetzt  in  B.  2  s.  rolknr.  Sc1iriften>.  wo  «ine 

«meiere  Auflassang  vertreten  i>t.  S,  auch  v.  llork,  rsfT.  A^>ffahcn  §.  85  ff.,  u  hin- 
sichtlich eines  Einvrands  aus  der  rermeiatlich  widerlegten  ««LohüfoDdstheoiie" 
Brentano  in  Hildebr.  Jahrb.  1871,  I,  269. 

Für  die  Frage  der  Räthlichkeit  der  wirklichen 
Benutzung  des  Staatscredits  statt  der  Besten crnnj: 
sind  zunächst  drei  Arten  Anleilien  nach  den  Arten  d  cm- 
Kapitalien,  aus  denen  sie  fliessen;  sodann  die  einzelnen 
Arten  des  ansscrordentliclien  FinaQzbedari's  zu  uuterscheideQ. 

a)  Die  Anleihen  können  sein- 

a)  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen  Kapitalien  der 
heimischen  V'olkswirthschaft, 

ß)  Anleihen  aus  Kapitalien  fremder  Voikswirthschaften  (Yer- 
sohnldung  an  das  Ausland)^ 

y)  Anleihen  ans  heimischen  Kapitalien,  welche  erst  durch 
die  Anleihe  einer  anderweiten  prodnctiTen  Verwendung  im 
Inlande  entssogen  werden. 

Es  ist  gegen  eine  solche  Unterschci  Iniig  der  kapilalien  ,  aus  denen  die  Aii- 
leilun  fliessen.  wohl  unter  dem  Hinweis  auf  die  practischen  Verhiltnisse  des  Geld- 
uiaiktÄ  eingewendet  worden,  bei  dem  heutigen  kosmopoÜt.  Character  des  Wcrthpapicr- 
verkohrs  und  bei  der  ßctheilignng  der  forsch iedensten  Börsen  und  Gcldlcutc  an  Ai>- 
leiheoperationcn  lasse  sich  gar  nicht  sfl«r^ft.  welcher  Art  eine  Anleihe  sei.  Sicher! i  li 
ist  dica  ol't  in  der  Praxis  schwer.  Aber  aui  welchen  Kapitalien,  des  Ijüands  odi^r 
Auslands,  eine  Anleihe  hauptsächlich  und  daaornd  kommo,  lisst  sich  doch  nach 
hier  bestimmen.  Für  die  theor.  Seite  der  Frag*"  p^^niicrt  di^s:  man  wirl  /.  B.  <  inc 
Anleihe,  diu  als  in  der  Fremde  aufgenommen  zu  bilUgeu  wäre,  doch  lieber  möglichst 
remriden  mOssen,  wena  sie  durch  Betheiligung  des  inllnd.  schon  angelegten  Kapitab 
/n  Stande  kommt  oder  muthmasslich  die  ObÜLMtioiK  n  rasch  heimströmeti.  II\ ['ot)i<  >cu 
wie  die  obige,  dsas  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderen  Art  seien,  miui  man 
ftst  bei  jedef  ÜiMHei  Behudhiar  ^ctisisher  TCllwwirtlHMii.  Fragen  zan  Zveck  der 
leolinmg  der  einihinobendeii  DmstEnde  bilden. 

b)  Die  aneb  hier  tu  nntersoheidenden  Arten  des  aosserordent- 

lichen  Finanzbedarfs  sind  die  drei  genannten:  privatwirtbschaft- 

liehe,  staatswirtbschaftliche  Kapitalanlagen,  eigentlicher 

ausserordentlicher  Aufwand  {Kriegskosten  n.  dgl.)  (§.  73  ). 

Zu  a.  liiiiucr  vorausgesetzt,  dass  die  Anleihe  nach  der  Art 
der  Ausgäugc,  die  mit  ihr  gedeckt  werden  sollen,  zulässig  ist,  so 
darf  im  Allgemeinen  vom  Standpuncte  der  einzelnen  Volks- 
wirthschaft  ans  die  Anleihe  der  ersten  und  zweiten  Art 
der  Hcstener  11  n c:  vorirezogen  werden.  Dagegen  muss  um- 
gekehrt die  Bci^lt  ucrung  statt  der  Anleihe  der  dritten 
Art  gewählt  werden.  Die  letztere  Aulrihr  hildct  aber  im  Ganzen 
den  normalen  llauptfall  der  Benutzung  des  Staatscredits. 
insofern  ist  doch  in  der  Kegel  der  Besteuerung  der 
Vorzug  zu  geben.    Vom  Standpuncte  der  Weltwirthsohaft 
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aus,  wo  die  Kapitalübertragung  von  einer  Volkswirthscbatt  zur 
andern  als  indilYeient  erscheint,  wird  das  IJrtheil  ferner  sogar  nnr 
dann  zu  Gunsten  drr  Anleihe  lauten,  wenn  ohne  die  letztere  das 
Kapital  bloss  in  schiechten  Unternehrnmif^an  (also  z.  B.  in  Zeiten 
ausschweifender  Ueberspeculation)  verp:eudet  worden  wäre,  Dera- 
^emilss  ist  von  diesem  Standpuncte  aus  der  ßeiiutzuu;:  des 
ijtaatsc r ed  its  nur  in  bestimmten  einzelnen  Füllen  der 
ersten  nnd  zweiten  Art  von  Anleiben  der  Vorzug  ein- 
zuräumen, üeberall  sonst  muss  man  daher  auch  ffir  die 
Deckung  der  ausserordentlichen  Aaagaben  möglichst  die 
ordentliche  EinDahme,  bez.  <iie  Steuer  w&hlen.  Da  ferner 
ans  dieser  Einnahme  nothwendig  stets  die  immer  znm  Normal- 
erfordennss  gehörende  Verzinsung  und  Torkommenden  Falls 
auch,  wenn  sie  anders  einen  TemOnftigen  Sinn  haben  soll,  die 
Tilgung  der  Schulden  erfolgen  muss,  so  erscheint  die  ordent- 
liche Einnahme  oder  Steuer  zugleich  als  Basis  der  Credit- 
benutsnng. 

Erfolgt  die  Sehuldanfnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
als  nach  obigen  Begeln,  so  hat  dies  die  unbedingt  nach- 
^tb eilige  volkswirthschaftliche  Wirkung,  dass  sich  die  Lasten 
der  Staatsansgaben,  also  das  Gesammtopfer,  auf  die 
Einzelwirthschaften  in  der  Gegenwart  ungleichmässiger, 
mithin  ungerechter  als  im  Falle  der  Besteuerung  vertheilen  werden: 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wird  bei  der  Schulden- 
wirthschaft  ungleichmässiger  als  bei  der  Steuerwirthschaft,  selbst 
als  im  Falle  hoher  und  drückender  Gesammtbestcuerung,  welche 
bei  Vermeiduni^  von  Anleihen  nöthig  würde.  Darunter  leiden 
vomemlich  die  unteren  (arbeitenden)  C lassen,  deren  Interesse 
also  keineswegs  die  Anleihen  in  den  vorerwähnten  Fällen  empfehlens 
werth  macht.  Eine  solche  Wirkung  der  Anleihen  kanii  dann,  auf 
die  Dauer  wenigstens,  auch  den  Siaaishaushalt  schädigen. 

Sonst  wird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um- 
fänglicheren Benutzung  des  Staatscrcdits  nur  dann  leiden  und  in 
Unordnung]:  kommen,  wenn  nicht  einmal  das  voüp  Normal- 
er i'o  rd  e  rniss  durch  ordentliche  iMunahnien  gedeckt  wird.  Denn 
hier  droht  immer  ein  chronisches  eigentliches  Deficit 
einzureissen. 

§.  69.  Die  Begründung  der  hier  getroffenen  Entscheidung 
zwischen  den  drei  verschiedenen  Arten  von  Anleihen  lässt  sieh  in 
folgender  Weise  geben.   In  allen  drei  FlUlen  ist  ffir  diese  £nt> 
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aeheidaug  der  Einflnss  massgebend,  welchen  die  Anleihe  aaf  die 
Volkswirthsehat't  im  Ganzen,  auf  die  Prodnction  und  die  Ver- 
theihing  des  Volkscinkonmicns  uiul  \'ermö{xe)is,  mithin  auch  auf 
die  Luge  der  unteren  Clausen  der  Bevölkern iiii  muthniasslieh  aus- 
übt. Hierbei  ist  dieser  Einfluää  an  sich  un^i  zum  Tlieil  wieder  im 
Vergleich  mit  der  Besteuerung  zu  untersiH  In  n. 

Die  erste  Art  Anleihen  anlangend,  dn  jenige  aus  disponiblen 
Kapitalien,  so  sind  unter  letzteren  sdiche  zn  verstehen,  welche 
thatsächlich  vau  Zeit  der  Aufnahme  der  Anleihe  nillssi^  liegen,  also 
nicht  in  der  Production  lie^icliäftigt  sind,  soii(h  i  ii  eine  Verwendung 
Huehen.  Dureh  Anleilien  dieser  Art  \vinl  mithin  der  Produetion, 
der  Arl)eitcrbesehaltif2:unp:  kein  Kapital  entzogen,  wird  keine  Ein- 
schränkung der  Production  nothwendig  und  erfolgt  keine  allge* 
meine  Steigerung  des  landesüblichen  Zinsfnsses.  Wo  daher  solche 
Kapitalien  zur  VerfOgang  stehen ,  dftrfen  Anleihen,  den  für  diese 
zuliissigen  Verwendungszweck  vorausgesetzt,  gebilligt  werden.  Sie 
haben  hier  onter  Umständen  selbst  noch  einige  Nebenvortbeile, 
während  die  vermehrte  Besteuerung  in  gewissen  volkswirthschaft- 
lichen  Lagen,  wo  solche  Ausgaben  vornemlich  in  Frage  stehen, 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  hat  Es  giebt  nun  in  der  Praxis 
auch  Fülle,  wo  disponible  Kapitalien  fttr  eine  Anleihe  wirklieh  sii 
Gebote  stehen.  Knr  Hegen  diese  Fälle  niebt  immer  vor,  wie  die 
nenere  Theorie  (Dietzel)  zn  wenig  beaebtet  Anoh  sind  Kapitalien 
doch  regelmSssig  nur  ftir  eine  gewisse  Zeit  in  dem  angeflibiien 
Spinne  disponibel,  so  dass  für  eine  andere  Zeit  die  Beweismhmng 
niebt  oder  nicht  genügend  passt.  Die  betreffende  Anleihe  gebt 
in  letzterem  Falle  in  diejenige  der  dritten  Art  aber  nnd  bat  dann 
entscheidende  Gründe  gegen  sieb.  DemgemMss  ist  derYomg  der 
Anleiben  ans  disponiblen  Kapitalien  vor  der  Bestenemng,  immer 
den  eine  Benntznng  des  Oredits  tlberhanpt  rechtfertigenden  Ver 
wendnngszweck  als  vorhanden  vorausgesetzt,  zwar  richtig,  aber 
diese  erste  Art  Anleilien  hat  eine  viel  geringere  practisehc  Be- 
deutung und  Anwendbarkeit,  als  öfters  (besonders  von  Dietzel) 
angenommcu  wird. 

In  /woi  nd'^r  Av^i  F.Wlcn  .^icbt  c>  lie  Hispoüibl*"  K  tj'italien  und  k:iiin  In-: 
ihic  Ucraa^icbung  fur  Oifäiiüiciie  FiDBuzzweciie  adbst  volk>virth«cbAfUich  Ktta&tig 
wiilten.  In  der  höber  eotvickelten,  besoaden  fa  der  VoIIcswiitbflcliaft  mft  bedcntsttder 
Industrie  und  starker  Jittthcilipung  am  Welthandel  typi  lu^  Beispiel  der  Ge>reiiwart. 
England)  werden  einmal  in  Kriegszeiten,  also  in  dem  practiach  so  vichti^cn  Kall« 
der  Benutzung  des  Staatscredits,  viele  bisher  beschönigte  Kapitalien  in  Folge  der 
aUgcmeincn  VorkehrsstockuDg  „disponibel"  fur  die  Verwendung  xn  Anleihen.  Di« 
gwule  in  aolcher  Zeit  J«icbt  besonder»  druckende  Mebrbeetonennif  wtod  hier  in  «t^ 
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wanschter  Weise  eatbohrlicb.  Latitte  s  kiekaoutcs  Won  bewahrheitet  sieb:  die  An- 
leihe nimmt  di«  Kapitalien,  vo  sie  sind  (d.  h.  disponibel  sind»,  die  Stenein,  wo  sie 

nicht  sind:  diese,  wo  üi.-  10,  12%  «"^^  '"'^r-  j^uc  wo  sie  4,  57«  kosten  iLnfittc  in 
d.  französ.  Kammer  1830,  8.  ßau,  l'iu.  U,  §.  174»  Note).  Auob  in  einem  zweiton 
i-ali,  dui  iu  modernen,  indostriellen  und  kapit  ilrelcbett  Volbswirtbscbaften  in  der 
g«genwänigeu  Epoche  wirthschaftlicher  .  htsorduunji;  nicht  selten  vorliegt.  1».  i  Lipital- 
r^r?reudender  oder  schlecht  anw  endender,  in  Uebowpecalation  tibeigebender  SpocuJation 
aui  dem  deidmarkt.  ;vut  h  bei  uuchtheiiiger  AbstrOmong  von  Kapital  am  der  Heimalli 
in  die  Fremde,  kann  eine  Anleihe  in  günstiger  Weise  Kapital  heranziehen.  Uebep- 
specaiatiiHicn  und  Krisen  veruieiden  oder  ermässigcn  helfen.  Endlich  in  Jonen  oft 
lange  dauernden  i-'crioden  „tiauer*  üeschafte,  wie  sie  üeberspeculationen  und  Uirth- 
schaftskrisen  ta  folgen  pflegen  oder  durch  politische  Verhältnisse  herrorgernfen  werden, 
kann  eine  Anleihe  öfters  auf  f^enütrend-'  Mengen  disponibl'  r  Kapitalien  rechnen  und 
durch  deren  Abschöplong  gimsüger  einwirken  aiä  die  Besteuerung.  Iu  diesen  Fällen 
pasät  daber  Dietzers  Beweiaf^nmg  (n.  A.  Syst  S.  224  ff.),  Abnllcli  die  M.  Wirtb's, 
Steins  u.  A.  m.  und  ist  das  Verdict  von  Nationalökonomen,  tvic  z.  B.  J.  St.  Mill's 
(pol.  cc.  4.  engL  Ausg.  1657  l,  M  ü.,  U,  452  Ii  ),  gegen  die  biaatsschulden  ein  zu 
unbedingtes.  Hill  nimmt  Hbfigeos  einen  dieser  F9Jle,  wenn  nomlicb  sonst  obne  die 
AJileibe  das  Kapital  doch  in  Üeberspeculationen  vergeudet  oder  in  die  Fremde  ge- 
Mkdet  sein  wOrdc,  selbst  ausdrucklich  schon  von  seinem  Yerdict  aas  (Mill  11«  453). 

Aber  der  Fehler  der  neueren  St&atscredittheorie  ist,  dass  sie  jene  FiUe  theik 
za  sehr  Terallgemdnert ,  thcils  als  stets  vorhanden  annimmt.  Es  giebt  ganz  rer- 
scbiedenc  FüIIp,  die  Diiiuc  in  drr  Praxi^^  wesentlich  anders  liegen,  als  hier  an- 
renammen  wird.  Jene  Theorie  hat  die  ^'eIh4ltnisse  hochentwickelter  Volkswirth- 
schaften  ror  Augen  and  ist  hier  iJi  gewissen  Perioden  richtig.  In  ärmeren,  weniger 
cnt'Ä  ickelten  Volkswirthsrhaften  \rird  es  in  der  Kegel  an  disponiblen  KaiätaUen  fehlen. 
Auch  in  reichen  Volkswirtbschafien  kommen  firn.  r  Zeiten,  wie  naeh  laügercr  Dauer 
des  Kriegs,  oder  mittea  in  Specnlationsperiodcn ,  wenn  schon  viel  Kapital  in  neuen 
Anlagen  feststeckt,  ins  Ausland  abgeflossen,  vi- 1  umlaufendes  in  stehendes  verwandelt 
ist  (Eisenbahnen,  Bergbau,  Fabrikwesen)  u.  s.  w.,  wo  die  Anleihe  vergebens  „disponible  • 
Kapitalien  sucht  (England  w&brend  der  Zeit  des  EisenbalmBcliwindels  1S44  IT.).  Hier 
binkt  daher  auch  jene  Theorie,  naeh  wrMier  ,,iiTimor''  .luf  genügende  Mengen 
disponiblen  Kapitals  in  modernen  Yolkswirtbschaitcn  zu  rechnen  sei,  —  von  jenen 
Fällen  ganz  äb<<:ebchen,  wo  aas  politlscben  Unacben  der  Staatscredit  den  Dienst  ver- 
sagt, wie  es  Frankreich,  das  Ilauptbeispiel  DictZf  r^  nach  den  zu  optimistisch 
ausgelegten  Erfahrungen  der  50cr  Jahre  für  die  neuere  Staatscredit theorie.  Ih70— 71 
selbbt  erfahren  musste.  Vgl.  meine  Ordn.  d.  österr.  Staathbaush.  S.  2ü  ff.,  auch  Art. 
StMtsseholden  im  Staatswftrterb.  X,  10,  wo  diese  Einwände  gegen  und  Berichtigungen 
au  Dietzel'?  Th-orie  Im  reits  gemarht.  S.  anrh  die  rir1itii;e  Eiiisehränkunj^  dieser 
Theorie  durch  ümpfenbacb,  Fin.wiss.  11.  130  Ii.;  „.le  naeh  dem  Vcrbkliniss  des 
rorlundenen  Kapitwromtlis  za  den  rorbandonen  Anl  ilc«  g  1  geüh<  iten  wird  der  Ein- 
fiuss,  welchen  di';  ^^oii(r:.hinin<r  einer  Staatsschuld  übt,  von  einer  empfindlichen 
Schwächung  des  KMiitaimarkts  durch  die  mannigtaltigsten  Stadien  hindurch  bis  zu 
einer  woblthitigen  Erieicbtcrung  desselben  gehen  können." 

§,  70.  Die  zweite  Art  von  Anleihen,  solche,  welche  aus  dem 
Ausland  hereingeliehen  werden,  also  aus  fremden  Kapitalien 
ßtammen,  ist  im  Ganzen  überwiegend  gUnstig  zu  beurtheileu,  so- 
weit sie  eine  Knpitalvermehrung  im  IiiUnde  bewirkt.  Es  wird 
BO  zonäobflt  das  disponible  Kapital  vermehrt,  weshalb  die  Be- 
weififHhniDg  mm  Theil  dieselbe  wie  im  vorausgehenden  Fall  ist. 
Daneben  kommen  einige  besondere  Gründe  Fttr  und  Wider  in 
dieser  Frage  nach  den  Wirkungen  einer  „Verschuldung  an  das 
Ausland'^  in  Betracht,  von  denen  diejenigen  t,Fnr**  doch  wichtiger 
als  diejenigen  „Qegen^'  sind.  Die  letzteren  können  nm  so  weniger 
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entscheidend  sein,  da  jede  andere  Veraebaldiing  an  das  Ausland, 
welche  nnter  den  heutigen  VerbUltnissett  des  internationalen  Ver- 
kehrs bei  grosseren  Verschiedenheiten  des  Zinsfusses  zwischen 
In-  und  Ausland  nicht  sn  vermeiden  ist,  die  gleichen  Bedenken^ 
aber  nicht  dieselben  Vonllge  wie  eine  VersebnldoDg  an  das  Aus- 
land in  der  Form  Fon  Staatsanleihen  bietet. 

„Auswärtige"  Anleihen  können  In  formell  md  reell  avswiTtIge  unterschieden 

worden:  jene  werden  im  Auslände  selbst  aufgenommen,  haben  daher  regelmissig 
Ein/.ahlungs-,  Zinszahlungs  -  und  KapitalrOrkzahlunpstellen  an  ausländischen  BOrsen- 
plitUeu;  diese,  die  reell  auswärtigen,  liegeü  vor,  wciiu  die  Obligatiuiica  der  fonnell 
•nsvinigen  Anleihe  wirklich  im  Besitz  des  Auslands  sind  und  solange  sie  es  bleiben 
oder  t'in  heufzufa^ö  wichti^-tT  Fall,  wenn  itilrmdischo  Anleihen  durch  Erwerb  der 
Ubiigutiouen  in  dm  IJcMtz  des  Aualauds  ul>ergclicij.  Auel»  iormoU  auswärtige  An- 
leihen gelaagea  öftens  in  den  Besitz  Ton  Iidäudern,  dann  scheiden  sie  nm  nueier 
Botrachtunf!:  aus.  Für  dio  vürlit!2:ende  Frage  braucht  im  Debrigen  an  diesen  Unter- 
schied nicht  weiter  angeknüpft  zu  werden.  Es  handelt  sich  hier  jetzt  um  Anleihen, 
welche  wiiUicli  fremdes  Kspitd  tm  Verfügung  des  InUuidi  bringen,  also  um  reell 
auswärtige.  Beide  Furiin?ri  von  auswärtigen  Staatsanleihen ,  die  fonnel!  aDswrirtigon 
mitunter  in  besonderem  Maa&so,  sind  veigücben  mit  anderen  Crediton,  durch  welche 
des  Inland  Kapital  ans  dem  Ausland  hereinzieht,  Öfters  w^n  dos  grosseren,  ge- 
fe^tcteren  und  verbreiteteren  Credits  grade  des  bor^renden  Staats  das  beste  und 
billigste  Mittel,  sich  diese  KapitalrerfUgung  zu  rerschaüen.  (Oeateneich,  EofiiUttd. 
Ungarn,  Italien,  Nordamerica  können  als  gute  Belege  dienen). 

IndiMii  die  auswilrtige  Anleihe  das  disponible  Nation nlkapital 
im  Iniaude  Yermelirt,  vermag  sie,  verglichen  mit  der  dritten  Art 
der  Anleihen,  derjenigen  aus  bereits  productiv  verwendeten  heimisehen 
Kapitalien,  und  verglichen  mit  normaler  und  übermässiger,  d.  h- 
mit  einer  den  ttblichen  Consam  nnd  die  ttbliche  private  Kapital- 
bildung  einschränkenden  Beätcuentng  volkswtrthschattlicb  günstig 
zu  wirken,  d.  h.  eine  sonst  n^tbige  Conflnrn-  oder  Productione* 
einscbränkung  zn  yerhttten.  Und  zwar  in  den  beiden  hier  su 
nnterseheidenden  Fällen  des  Verwendangszweoks  oder  der  Aos- 
gaben,  nemlieh  sowohl,  wenn  es  eich  xm  prodnetivc,  selbst  rentable 
Verwendungen,  wie  bei  privat-  nnd  ttaatswirthflohafUicben  Kapital- 
anlagen, als  auch,  wenn  es  sich  um  nnprodactire,  Kapital  ver- 
zehrende Verwendungen,  wie  bei  der  „eigentffiehen  aasserordentliehen 
Ausgabe",  auch  in  dem  Hanptfall  der  letzteren,  wenn  es  sich  nm 
die  Deckung  von  Kriegskosten  handelt.  Hier  „verbtltet  die  ans- 
wärtlge  Anleihe  eine  Einscbrttnknng  der  Productton,  welche  sonst 
dadaroh  nothwendig  geworden  wäre,  dass  inlttndisches  Kapital 
ans  der  prodnetlven  Verwendung  zur  Kriegsftlhning  n.  s.  w.  herans- 
gezogen  nnd  zerstört  worden  wäre;  dort,  im  Falle  der  Verwendaag 
zn  privat-  nnd  staatswirthsehaftlichen  Kapitalanlagen,  ermöglicht 
sie  neben  der  Vornahme  der  letzteren  eine  gleichbleibende  Aus- 
dehnung der  privatwirthschal'tlicben  Production,  soweit  diese  von 
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der  Verfllgung  Uber  Natioualkapiial  abhängt,  denn  von  letzterem 
würde  ja  der  Annahme  nach  nun  dem  Inlande  nichts  entzogen. 
Also:  unter  der  hier  zulässigen  Einrechnung  der  betreffenden  pro- 
diK-tiven  Verwendungen  des  Staats,  die  auswärtige  Anleihe  er- 
mtygiicht  hier  eine  reelle  grössere  Ausdehnung  der  Gesammt- 
prodaction.  Sie  kommt  so  dem  inlande  nachhaltig  zu  Gute,  gleicht 
Wirthschafts -  und  Cnlturditierenzcn ,  die  tiefere  rrsache  nationaler 
Zinsfussrerschiedenbeiten,  und  damit  internationaler  Kapitalbe- 
weguugen,  aus  und  bewirkt,  statt  eines  Rückgangs  eine  Hebung 
der  ganzen  Voikswirthschat't:  eine  wahrhaft  caltarhistorische  Misaiou 
des  internationalen  öffentlichen  Credits.'' 

Die  letzten  S&tze  z.  Th.  wörtlich  aus  meiner  Abb.  Orin.  d.  Fin.wiiOisch.  in 
ScbO&berg'«  Handb.  XI,  428.  Etvas  eiugebendero  B^rUnduog  iu  meiner  Ürdn.  d. 
Osterr.  Säntshaash.  S.  272  ff.  n.  Im  Staatsvdrtorb  X,  11  ff.  EimreDdancen  gegen 

dicbi!  Bcwcisfuhruiij;  kunnun  allerdings  mehrfach  gemacht  werden.  Dieselben  heben 
2.  Tb.  nicht  mit  Unrecht  einige  Bedenken  —  noch  abgesehen  von  den  nntoti  zu  cr- 
wihnendcn  —  gegen  den  auswärtigen  Credit  hervor.  Aber  diese  liedeiikeu  treten 
gegenüber  den  Vortbeilea  zarack  und  sind  wiederum,  gleich  den  später  znzogebenden, 
nicht  durchschlag-cnd.  veil  sie  sich  jregen  jede,  einuial  du.h  nicht  zu  verhindernde 
Beuutzung  auslaudiscben  Oedits  erheben  lasbcu.  So  kouinit  es  für  die  Wirkungen 
einer  aoswarrigen  Anleihe  und  der  durch  sie  herbeigeführten  Kapitaltlbortragmig  TOm 
Ausland  ins  Inland  u.  A.  auch  auf  die  Form  an,  in  welcher  sich  diese  Uebertragung 
foUzieht  Die  letztere  kann  direct,  durch  Baargeldeinfuhr  und  durch  rermehrte 
Ve«reDeioftthT  und  indirect,  durch  Bescbrlnkung  der  sonst  datretonden  Oddaasfidir 
oder  der  Waarenausfuhr  erfolgen.  Hier  werden  die  Schulden  des  Inhu  l^  m  das 
Ausland  durch  das  fremde,  in  die  Aoleibe  gesteckte  Kapital  beglichen.  Yerscbiedenerlei 
Siftningen  «iozeher  Zweige  der  heiBdscben  Prodoctlon  können  hier  aUerdiugs  seit- 
weilit:  aus  der  grosseren  Einfuhr  frifinder  Waaren  oder  aus  der  gerinireren  Ausfuhr 
heimiacber  Waaren  bervorgebeu.  Die  in-  und  aaallndiscbca  Absatzirerhältnisso  werden 
T«ncbeben.  In  Einzelnen  kommt  es  hier  auch  noch  aof  die  Art  der  Waaren  an, 
in  welchen  eine  Mchrausfuhr  oder  Miudereinfuhr  erfolgt,  ob  es  nu  hr  Roh-  und  Hilf- 
stoH'e,  also  Katural- Kapitalien  für  die  weitere  Verarbeitunfr.  oder  fertige  Erzeugnisse, 
Fabrikate  u.  dgl  m.  unmittelbar  für  den  Consum  sind.  Kur  die  Voikavrirthschaft  als 
Ganzes,  daher  fUr  die  gesammte  BerOlkcrang.  diese  •  benfall-i  als  ein  Ganzes  aufge- 
fasst,  ergiebt  sich  aber  doch  aus  der  Verf-i-üng'  über  das  auswärtige  Kapital  der  . 
Tortbeil,  mehr  pruduciren  und  mehr  consuimren  lü  kOoiien,  als  wenn  das  Inland  die 
betreuende  productire  oder  nnpredoetlre  Staatsausgabe,  um  deren  Deckung  mit  der 
Anleihe  es  sieb  handelt,  aus  seinen  eigenen  SachpUtem  mit  Hilfe  heimischer  Anleiben 
oder  Steuern  bestreitet  Der  24utzcn  ?oa  fremden  Substidiun,  Contributiooen  u.  dgl. 
lieprt  in  deneelbeii  Yerhftltniami.  lehrrdcli  Ite  die  ganse  Frage  sind  die  netteren 
üiitersuchuti^cen  über  grosso  WerthUbertragungcn  zwischen  verschiedenen  VoHswirth- 
scbaftcn,  wie  sie  z  B.  durch  ContiibuUonen  n.  d^I.  bewirkt  werden.  S.  die  Liter. 
Aber  die  , J^f  Milliaiden**  (1971),  bes.  Follmeth,  t.  Lehre  v.  d.  iutenat  Zabi.bilanz, 
Heidelb.  1877,  L.  Bamb  erper.  die  5  Milliarden,  Berl.  1S7:J.  A.  Sötbeer  dgl., 
BerL  1874,  Stöpcl,  d»gL  ,Frankf  1873,  A.  Wagner,  in  dem  Aufs,  über  d  deutschen 
Beicbstinanzen  in  Holtsend.  Jahrb.  des  D.  Reicä,  B.  3,  ls74,  S.  228  —  252,  dcvs. 
über  diese  ganze  liter  in  Hildebr.  Jahrb.  1874  B.  22  S.  879  ff.,  L.  Wolowski. 
result  {'con.  du  payement  de  l:i  contrib  de  gnerre  en  Allem,  et  en  Fraiue.  Par.  1S74 
{&ua  d.  J.  des  Ecun.).  C.  Ferraris ,  indennitä  di  guerra  etc.  Xuova  Antaiogia,  Febr.  1875.  — 
Ancb  die  Vermeidung  eines  hnuryi .  ohtie  die  Verfügung  über  den  auswärtigen  Credit, 
eingetretenen  liöheiL-n  St'^uerdriK.k-.  darf  docli  als  eit  Vortheil  gelten.  —  (llme  die 
Vcrlugung  Uber  ausländisches  Kapital  wurden  Länder  wie  Oeeterreicb,  Italien,  ßuss- 
lud,  KonlaiiMlic*  die  growen  Ansgaben  ftr  Erief^e  v.  dgl.  «ad  forprodnctire  Zwecke, 
wie  Eicenbabnen  «itweder  fßx  nicht  haben  bestreiten  kennen  oder  anf  anderen  Go- 
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Meten  der  Volkswirtluchafit  und  damit  im  Gftnzen  Dicht  im  Staudu  gewesen  sein,  äicb 
eatspi«c)i«nd  wiitbidhaftUch  <o  weit  und  so  nusch  za  eutvickdn ,  wie  sie  et  jetzt 

vennocbtcn. 

§.  71.  Als  regelmässige  erhebliche  volkswirthst  baf  tliche 
Kachtheile  der  Verscbaldang  an  das  Ausland  gelten  die  Hin  ans- 
Zahlung  derZinsen,  der  „ZinBtribut^^  an  die  Fremdei  und  die 
Kapitalrtteksablung,  mag  letztere  in  der  Form  der  eigenüieben 
Schnldentilgung  oder  des  Rliekerwerbs  der  Anleihetitel  dnrch  In- 
länder erfolgen.  Hier  wird  jedoch  das  CaasalrerhSltnisB  nicht 
richtig  anfgefasst.  Wurde  die  Anleihe  ihrer  Zeit  zn  nnprodactiTen 
Zwecken,  z.  B.  ffir  einen  Krieg,  verwendet,  so  hat  allerdings  eine 
Zerstttrang  von  Nationalkapital  stattgefunden,  welche  fbr  die 
lieimisehe  Volkswirthschaft  nnd  Bevölkerung  einen  Druck  bewirkt 
Den  letzteren  hätten  sie  aber  unmittelbar  und  stärker  bei  der 
Bestreitung  Jeuer  Anleihe  aus  beimischen,  bisher  beschäftigten 
Kapitalien  oder  aus  Steuern  empftioden.  Das  Nationaleinkommen 
wäre  sofort  definitiv  verkleinert  worden.  Mit  Hilfe  des  auswärtigen 
Kapitals  konnte  dies  vermieden,  jener  Druck  vermindert,  in  der 
Ziuszahlung  an  das  Ausland  auf  eine  läugere  Zeit  vertheüt,  in  dt*r 
Kapitah  ückzuliluug  auf  eine  spätere  Zeit  höherer  Eutwicklunji;, 
grösseren  Wohlstands,  niedrigeren  ZinnfubseH  lauter  günstige 
Umstände,  welche  mit  auf  die  Verfügung  tiber  das  fremde  Kapital 
zurllckzulUbrcn  sind  —  verschoben  werden.  Die  Zinsen  insbc&ondere 
Htelleu  regelmässig  nur  einen  iheil  deBjeuigeu  XOlkseinkommens 
dar,  welches  ohne  die  Verfügung  Uber  das  frenule  Kapital  gar 
nicht  gewonnen  worden  vväre.  Aebnlich  bleibt  ininier  nnrh  ein 
hcsonderer  Vortheil  nachweisbar,  wenn  die  ursprüngliche  \  er- 
wcmhuiL'  des  Anleihekapitals  eine  prodnctive  war.  Die  ffosntnmte 
volkßwinlisehaftliche  Kntwickliing  wird  Dank  dem  freuKieu  Kapital 
immer  eine  grossere  sein,  als  sie  sonst  möglich  gewesen  wäre. 
£in  Pins  an  Volkseinkommen  und  Volksvermögen  bleibt  nach  Ab- 
zug der  Hinauszablung  von  Zinsen  und  der  späteren  Kapital- 
rttükKahlung  an  das  Ausland  stets  tfbrig. 

Viil  auch  hier  dio  wrciteron  Ausführungen  über  diese  Puncte  in  meinen  fe- 
oannten  frahöieo  Arb«itea.  Der  Öfters  besonders  betonte  üeboJstADd,  daas  eine  An* 
leihe  billig  an  da«  Anstand  begrebon  werde  und  theaer  mTackzalanfen  sei  —  dorch 

Tilguni^  wie  durch  Privatankaut  im  Verkehr  —  ist  thatsüchlich  häafii;  t^cnui?  ror- 
handeu,  in^-t  Ach  aber  durch  eine  richtige  Korin  der  Anleihe,  ucmlich  durch  Aus- 
gabe derselben  iiiiiiHhernd  zu  einem  dem  jeweiligen  wirklichen  Zinse  K e a  1  zinsfus:^) 
ettisprechcnden  Nominalzinäfnss.  stitt  der  Bei;ebiing  sT:irk  unter  Pari  frrossentheib 
venneidtn.  S.  meine  C>rdn.  d.  österr.  .StaatÄhini^li  S.  2U4 — 22.'>,  Arf.  8taatj»schuldcn 
im  StaatHwüncib.  X,  30  ü\,  Art.  Hrdn.  d.  1  in  wirthsch.  in  SchOnberg's  Handb.  II, 
g.  81,  S.  44s  fr.  —  Die  T.ast  einer  nfrenllichen  Ausgabe  wird  dem  Inland  durch  df«* 
aoswiirtiice  Anleihe  freilich  nicht  eudgiltig:  abgenommen  —  ausser  im  Fall  des  StMls- 
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bank-  rotb!  Aiior  sie  wird  ihm  re^'olmäisig  erbeblich  -  rli^irlUt  Tt.  „von  der  ärmeren 
tiegeowart  auf  die  reichere  Zukunft  rerschobeQ".  Die  jUnpte  Kinanzgeschichtc  von 
Noidauierica,  das  nunmehr  seine  Anleihen  vom  Ausland  zuruckcrverben  und  im  Zins- 
ffiss  stark  redui  iren  kouiue,  auch  ?on  Frankreich,  wckhem  dar  answftrtige  Credit  1S71  if. 
«^ino  Z-:itI;ing  ."licnrills  dii-  gössen  rnulit-  und  Fin»nzoperationen  sehr  erleichterte, 
iiuigcu  deutlich  iÜl:  pracUschf  iUchtigkuit  di  r  vnmusguheiiden  Bewcisföhrung.  Wenn 
Oesterreich,  Ungarn,  Rassland  u.  a.  L.  m.  duu  Druck  des  „Zinstributs"  besonders 
stark  empfindrii,  m>  liegt  die  Schuld  wieder  nicht  an  der  auswärtitr  ri  Verschuldung 
an  sich,  sondern  an  der  langen  Andaucr  einer  stets  auf  Anleihen  sich  stutzenden, 
TielÜMSh  liodonUloheik  Finanzpolitik.  Welclier  folksvirtfasebalUiclie  Dnck  wttrde  jedoch 
eist  obite  den  Recnn  aaf  den  amlftadbekMi  Cndh  entstoiideD  Min?! 

Unter  den  weiteren  Naebtheilen  der  Verschaldang  an  das 
Ansland,  snmal  in  der  Form  von  Staatsanleihen,  werden  aacb 
polittsehe  genannt:  g^rOssere  Abhftogigkeit  vom  Ausland  nnd 
seinen  Börsen  (Itaiien  gegenüber  Frankreieb,  Rassland  gegenUber 
England  nnd  jetzt  aneb  gegenüber  Deotsebland).  Dieser  Naobtbeil 
ist  niebt  ganz  zn  leognen.  Die  AbhäDgigkeit  ist  jedocb  in  gewissem 
Grade  eine  gegenseitige,  aneb  eine  mitunter  reebt  beilsame  Friedens- 
biirgschait  und  Garantie  rnbiger,  besonnener  answärtiger  Politik 
des  verschuldeten  Staats.  In  der  Hauptsache  ist  das  VerhUltniss 
aber  aueb  nicht  anders  bei  den  übrigen  Formen  inteiuatiinialer 
Verfchuldnng.  Letztere  ist  bei  dem  heutigen  Verkehr  die  Wirkung 
von  Ziüsfussverschiedenheiten  und  hört  nur  mit  deren  .Ausglcit  im ii^ 
auf.  Diese  Ausgleichung  wird  grade  darch  die  internationale 
Kapitaiübertragung  vom  reicheren  und  voiksswirthschattlich  ent- 
wickelteren Lande  niedrigeren  in  das  ilrmere  Land  höheren  Zins- 
lu^.scs  allm'nli;^  mit  herbeigeführt.  Hier  waltet  also  ein  Princip 
des  iSelbstcorrectivs  ob. 

Bedenklicher,  auch  in  volkswirthscbaftlichcr  Beziehung,  ist  eine 
andere  Wirkung  der  Verschuldung  an  das  Ausland,  welche  auf 
dem  Gebiete  des  Staatseredits  mitunter  besonders  scharf  hervor- 
tritt: die  Gefahr  grosser  Störungen  der  internationalen 
Zablnngsbilanz,  daher  des  heimischen  Geld-,  Credit- und 
Bankwesens  in  kritiseben  Zeiten,  in  wirtbscbaftlieben  nnd 
znmal  in  politiseben  Krisen. 

Dl8  Ausland  sucht  sich  in  Bolchen  Zeiten  rasch  auf  ewmal  eines  mehr  oder 
weniger  erheblichen  Thf-ils  soinüs  fremden  Wertlipapi-'rbc^itzos  zu  <mtlf.di|^en.  die 
Obligationen  »trömcn  ins  Iiilutid  zum«  k,  dnickm  di-ii  ('urs  unv>;rhültnissmussig  herab. 
Zur  Bezahlung  nnrhen  die  Guthaben  aus  dem  <jevv  Inl;  i  n  Ihiiid-  lsverkehr  nicht  aus, 
die  Waarenausfuhr  ans  dem  Iiihiide  stockt  ohnedem  ki<  ht  in  solcher  Lage,  sie  lässt 
sich  jetzt  ioUends  nicht  auf  einmal  raüch  steigern.  Wechsel  au&  Ausland  werden 
diüittr  starb  fesoobt  nnd  rerthenern  sieh,  Bnufeld  fiesst  hinaus«  wird  den  Banken 
t'nf/o'Tcn .  die  Lag--  d(T  It-t/J' n  n .  ilirc  Baar^ahlung^^^allr^keit ,  die  Einlösbarkcit  der 
Banknoten  wird  gefährdet,  der  Credit  miu»  »Ugemoin  beschränkt  werden  und  der 
Discanfo  steigt,  Zwangscnrs,  Papiergeldwiithschaft  refssen  unter  solchen  Umstindeo, 
wo  der  heimische  Staat  etwa  ohnedem  in  Finanznoth  /ui  Paiut  r^ddprosse  greift,  um 
so  leichter  ein  oder  rer-rhlimuern  sich  noch  mehr.   Mitunter  kann  der  jMtlitiache 
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AntaijonisTnu«^  /wischen  dem  bcliuKli  iiilL'ii  Inland  und  dein  creditirenden  Ausland,  vi.n 
Kriegeu  zwischen  beideu  selbst  abgesehen,  die  Lage  der  Dinge  noch  eischveren. 
So  bat  z.  B.  England  die  nuaitdhen  Staatspapier>  und  P^pfeigeldcatM  ta  don  toMen 
TQrkenkri'--,''.'  OSTT)  durch  masäcnhaftw  LosBclilageii  TOBBisoker  Pftplettt  in  Beritta, 
Petersburg  u.  a.  m.  staik  geworfen. 

Diesen  Scbwierigkeiten  gegenüber  ist  wieder  das  beste 
Präventiv  mittel  eine  rorsichtige  beimiscbe  Politik.  Die  freilieh 
nur  theilweise  wirksamen  Repressivmittel  sind:  richtige  Disoonto- 
Politik  der  Banken,  rechtzeitige  und  genügende  ErbOhnog  des 
Zinsfasses,  Beschrftnknng  der  Vorsehttsse)  wodurch  anf  die  Wechsel- 
enrse,  anf  die  Curse  der  Fonds  und  die  Preise  der  Waaren  ein- 
gewirkt, die  KUckströniung  der  Papiere  imd  der  Ablluss  des 
Metalls  ins  Ausland  ensehwert  wird.  So  beacbteuswerth  aber  dieser 
Zusammen  Ii  ang  zwischen  auswärtiger  Verschuldung  uud  den  dar- 
gelegten Umständen  ist:  den  Aussehlag  gegen  die  auswärtige 
Anleihe  kann  auch  dies  Hedenkcu  uicht  peben,  znmal  jede 
anekle  Art  und  Form  internationaler  Verschuldung  ganz  ähnliehe 
Wirkungen  hat. 

§.  72.  Wesoiitlieli  verschieden  von  dem  Urtheil  Uber  die  erste 
und  die  zweite  Art  Anleihen  fallt  dasjenige  über  die  dritte  Art 
aus,  Uber  die  Anleihen  aus  beimischen  Kapitalien,  welche  erst 
durch  die  Anleihe  einer  anderweiten  productiven  Verwendung 
im  Inlande  entzogen  werden  (§.  Hier  ist  die  Opposition 
der  Hlteren  Theorie,  der  britischen  Oekonomisten  (Mi  11)  im  Ganzen 
berechtigt  und  trifft  die  von  Dietzel  n,  A.  m.  gegebene  Rech^ 
fertignng  in  der  Hauptsache  nicht  zu.  Sogar  eine  reelle  Kapital- 
besteuerung, welche  nicht  nur  nach  dem  Kapital  aufgelogt^ 
sondern  aus  dem  Kapital  bezahlt  wird  (Ein.  II  §.  330,  370  ft.) 
oder  auch  eine  solche  „Itbermässlge''  BeBtenemng,  welche  den 
Normalconsum  der  Besteuerten  und  deren  weitere  Kapitalvennehmng 
vermindert  oder  letztere  unmöglich  macht,  vollends  die  gewöhnliche, 
wenn  auch  hohe  reelle  Einkommenbesteuerung  (Fin.  II  g.  330,  37i>) 
hat  hier  mnthmasslich  itlr  die  Volkswirthschaft,  besonders  für  die 
Verthellung  des  Volkseinkommens  weniger  ungünstige  Folgen  als 
jene  Anleihe.  Im  Princtp  wirken  diese  inllndisohe  Anleihe  und 
die  inländische  Besteuerung  auf  die  Volkswirthschaft  und  die  Be- 
völkerung, beide  wieder  als  ein  Ganzes  betrachtet,  gleichmässig, 
aber  dem  Grade  nach  wirkt  diese  Anleihe  noch  Ubier  ein. 
Wenn  man  nemlich  die  verschiedeneu  wirthschat'tlichen  Classen 
des  Volks  unterscheidet,  so  ergiebt  sich  dun-h  das  Auleihesystcin, 
verglichen  mit  der  Besteuerung,  eine  Begünstigung  der  besitzeadcu, 
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iMUBAiitlieh  der  du  Kapital  zur  Anleihe  hergebenden  nnd  eine 
BenachtheiligQDg  der  nicht  besitzenden,  der  unteren  arbeitenden 

Classen:  letztere  beziehen  eine  kleinere,  jene  die  gleiche  oder 

selbst  eine  e:rf5sscrc  Quote  vom  ^csammten  Volkseinkommen .  aus 
welchem  aucli  üei  Fiiiauzbedan  tle8  »Staats  mit  gedeckt  wcidoa  üjuss. 

Jene  scbou  erwähnte  (S.  152)  irrthUmlichc  Rechtfertigung  des  Aiileihesystemä 
darch  einzelne  fxUliere  Theoretiker,  welche  unter  Laien  und  Practii(ern  heute  noch 
r«rbnftet  i8(,  die  Aonahaie,  daas  Anleihe  und  Besteaoniof  nicht  priucipiell  gleich, 
sondern  erstere  insofern  i2:ttnsti3:cr  wirke  :ils  di»;  Bt^steoerung ,  als  sv^  f  .-  vrirthschaft- 
Ücke  Upfer,  die  Last  einer  mit  ihr  gedcciittin  Ausgab«,  it.  B.  für  Kricgskosten,  ron 
der  Geireiiirart  auf  di« Zukunft  wilze  imd  dadurch  die  je tzij^e  Generation 
e  rl i h  t  e  ri' ,  üb.  i  Ii'  v'i>-  sclion  bonu-rkt,  tlass  es  in  beiden  Fällen  vorhandene 
oder  in  der  Gegenwart  hervorgebracht  werdende  neue  SacbgtUer  des  jetzigen 
Geschlechts  sind,  welche  dem  Staate  liei  der  Anleihe  oder  der  Steuer  ans  dem  Ein- 
kommen oder  Vermögen  des  Volks  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Im  Ganzen 
IDQSS  <]ie  betreffend»'  Einschränkung  tle^  Consums.  MinderbÜdung  von  Kapital  nnd 
3Iinderproduction  gewisser  Guter  in  btidLU  Fallen  zunächst  in  glcicheui  Lmlauge 
in  der  I.  irt  eintreten.  (Vgl.  ausser  Mill,  a.  a.  ü.  anch  Dietzel  S.  177).  Es 
kann  sich  bei  der  W  ahl  zwischen  Anleihe  und  Steuer  dah»;r  nur  um  die  Frage  handeln, 
ob  nicht  die  directen  and  indirecten  Weiterwirkungen  der  einen  oder  der 
aadefen  dieser  zvei  Uethoden,  einen  Theil  des  Einkonunons  oder  Vermflgens  der 
gegenwärtigen  Generation  dem  Staate  zur  Dcckanp  von  Finan/bodarf  zuzuführen, 
recicbiedeno  sind  ?  Das  ist  nun  der  Fall  und  zwar  ergeben  sich  bei  der  Besteuerung 
■mtlimiitnlifih  fOnsti^ere  Wirtcnngea  flki  die  Pxodnctioh  und  namontlicli  tut  die  Yer- 
thff^**"ff  ab  bd  der  Anleihe,  der  ontBcholdende  Pnnct  in  dieser  Frage* 

Zar  Betheilignng  an  der  Anleihe  werden  die  Kapitalisten 
dareb  die  Aussicht  auf  grösseren  Gewinn,  als  sie  ihn  ans  der 

bisherigen  Beschäftigung  ihrer  Kapitalien  ziehen  —  die  Vorans- 
setzung  dieser  Erörteiuut^  —  angereizt.  Ein  besonderes  Motiv  zu 
eigener  Beschränkung  des  Consums,  zu  grösserer  Sparsamkeit, 
um  neues  Kapital  zu  bilden,  und  zu  gesteigerter  piodiietiver 
Thätigkeit  liegt  daher  für  diese  Classen  bei  der  Anleihe  nicht  vor, 
wohl  aber  bei  der  Besteuerung.  Bei  jener  droht  in  Folge  dessen 
derjenige  Tbeil  des  Volkseinkommens,  bez.  Volksvermogens,  welchen 
der  Staat  für  die  Deckung  seines  Finanzbedarfs  den  Einzelwirtli- 
Bchaiten  entzieht,  ausschliesslich  anf  Ko«!tcn  der  nicht  kapital- 
besitzenden, an  der  Anleihe  unbetheiiigten  Volksclassen,  vor  Allem 
der  Masse  der  Arbeiter  in  die  Vertügung  des  Staats  übertragen 
zn  werden.  Bei  der  gieichmäsaigen  Besteuerung  aller  Classen 
mtlBsen  die  Kapitalbesitzer  an  dieser  Last  ihr  Theil  mittragen  und 
werden  tie  angespornt,  die  Einbusae  an  Einkommen  oder  Tollenda 
.an  Kapital,  welche  ihnen  die  Steuer  anliegt,  dnrch  angemessene 
Regelung  ihres  Consums,  ihrer  Enparnngen  und  durch  Steigerung 
ihrer  Produetivitttt  wieder  wett  va  maehen. 

Dies  ist  der  Vorgang,  anf  das  olii&oihst»  Schema  zur(ickgefahrt.   In  der  Praxis 
howneii  natariich  noch  andere  Vtatonm  ntit  in  Betracht   Die  i  i  i  brinkang  des 
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CoiHtiuis  der  Kapitalisten  bei  der  BüSteueruui;  kann  z.  B.  auch  eine  verminderte  NacL- 
frajfe  nach  Er/.eugnissen.  dadurch  nach  Arbeit  bewirken,  welcher  aber  anderseits  die 
vermehrte  Nachfrage  nach  beiden  von  Seiten  des  die  betretende  Ausgabe  ma<  Leüiicu 
Stuls  fe^eaftber  steht. 

Aussef  auf  die  angegebene  Weiäe  läait  sich  der  Bewei»  zu  Ciunaten  der  Be- 
steupfunisi:  utid  2:<^p-cn  die  Auleihc  nti -h  noch  folgead»*rmas.scn  führen.    iMc  Anleihr 
wird  —  auch  hier  wieder  den  l  ull  tlcr  vollen  Bes-:  LalUgung  dos  bcimischeit 
Hatioaalkapatals  voniDSi^eietzt,  als^o  vom  Vürhaudensein  disponibler  Kapitalien  abge- 
sehen, —  nothwcudig  aus  dem  umiaufendL  ii  Kapital  gedeckt.    Ans  diesem  Thnlten 
iu  unseren  VoUawirthschaften  in  der  Kegel  die  Arbeiter  zuuachüt  wenigstens  iki&k 
Lohn,  fireilich  in  der  Vonassetztuip  des  Kaokcr^a(ae8  dieses  Lohns  aas  den  lOttste 
derer.  v<  h  he  nach  den  .Xrbrit-prodiK-teu  als  ('onsumenten  rin.'  wirk^atin-  N^rhfrage 
unterhalten  und  «liese  Jfroducte  bezahlen.   Eine  \'tiruiinderuug-  diei>ci>  Theil»  den  oa> 
laufenden  Kapitals,  der  ab  „Lohnfonds"  fonnrirt,  droht  also  viedentm  die  Arbeiter 
besonders  zu  benachthciligen.    Denn  selbst  W' uti  die  Nachfrage  der  r<>iisumcnten 
nach  Arbeitsproducteu  gleich  bliebe.  wUrde  es,  weiin  diese  Nachfrage,  wie  anzunehmen 
ist,  Leine  Vorüchusse  an  die  Unternehmer  gäbt;,  an  Mitteln  zu  gleicher  Lohnzahlung 
wie  bisher  fehlen.   Auch  hier  ist  es  nur  wieder  die  ¥om  Staate  dnrch  seine  Ver- 
wendungszwecke ausgehende  Nachfrage  nach  Arbeit,  widch«*  diesen  Narhth-i!  fir 
die  Arbeiter  zweitweise  ausgleichen  oder  vermindern  konnte,    (m  Falle  der  Knegs- 
ausgabe  wird  /..  H.  zue  rst  und  eine  Zeitlang  bei  starker  Kccrutirong  von  Soldaten  anter 
der  ArVi-  i(erlji  \  5lk<'rung  und  i;ro<t<T  N;i'.li Trage  nach  Au-Tti'^tniipre^en-tiintlon .  für 
deren  Herstellung  wieder  Arbeitäkrütte  gesucht  sind,  eine  Lohnerhöhung  statt  der 
sonst  zn  enrartenden  Venchlechtening  der  Lag«  der  Arbeiter  eintreten  (nordani«tfe. 
Erfahrungen  1**(;2.  Einfluss  von  „Kapitalschallung"  diiirli  rapiergeldanscrabe.  s.  m-  ir^^. 
Ordn.  d.  öat.  btaabb.  S.  50  ß'.,  auch  Uli  11,  poK  econ.  I,  *.(5\    Aber  da  hier  nicht 
wie  in  der  gewöhnlichen  SachgUterprodaction  eine  regelniiis»ige  H  eprododfon  den 
Kapitals  erfolgt,  muss  „in  einem  langen  Kriege,  welchen  ein  Vi«Ik  ganz  mit  eigenen 
Truppen  und  (intern  lohne  fremde  Soldhecrc  und  Subsidien)  fuhrt,  nothwendig  all- 
malig  eine  starke  Einschränkung  des  Consums  materieller  Uüter  erfolgen,  welche 
sehli^lich  die  Masse  der  Bcvöikeruui;  in  Nuth  und  Entbehrung  fittlrzt"  (Wagner 
a.  a.  0.).  beim  .\iil<  ili'  ^ysfetn  aber  noch  mehr  die  unteren  Clausen  schädigt.   In  Sfn.Tten. 
welche  dies  System  ubermusj>ig  ausgedehnt  haben,  lauft  ui  der  That  „das  auf  dem 
Besteneroagszwang  fandirte  OlTcntliohe  Schuldenwesen  dann  vielfach  nur  aui  eine  neoe 
Zinsknechtschaft  der  Massen  zu  Guurfton  d-  r  Sfa.it-:;l;itilii;rer  Linaii-,"  niul  drohcu  heil- 
lose Zost&nde,  Itir  die  «s  an  Symptomen  nicht  mehr  fehlt.    Mu  Kecht  warnt  hier 
aaoh  St^tbeor  «.'a.  0*  ror  dem  Anleihesystem  tind  das  Verdict  der  J.  St  Hill  «.  r. 
A.  m.  ist  hier  berechtigt. 

Dl  n  Kinw-iiid  .  den  Brentano,  Ilildebr.  Jahrl».  15.  IH,  S.  2*'^  ans  der  durch 
Thorutou  —  dem  sich  dann  auch  Mill  an)»chio&i  —  u.  A.  w.  erfui^^tcn,  roo 
Brentano  gebilligten  Berichtigung  der  älteren  brit  Lohnfondstheorie  gegen  meino 
vorausgele  Ii  i.-  le  vs  ei^fulinin:.'^  i  rli-  ljt,  kann  ich  nicht  für  zutrelleud  halten.  Einmal 
stutze  ich  mich  gar  nicht  allein  für  meinen  Nachweis  deü  Vorzug^j  der  Steuer  vor 
der  dritten  Art  Anleihen  und  für  meine  Darlegong  der  Benachtheiligung  der  Arbeiter 
im  Falle  der  Anleihe  aus  bereits  be  v  h  alt  igten  Kapitalien  auf  jene  Lohnfundstheorie, 
wie  sieh  rtm  dem  flbir-n  ertricht.  S.Mlann  aber  halte  ich  die  n-  uere  ..B(  rii  litiirnui:'" 
der  Lohniundstheorie  (u.  A.  aelbsiandiu  jetzt  auch  von  (ieorc'-.  1  urt?'  hri't  u.  AiiuiiLi*, 
Dentsche  Uebcrsetz.  v.  (lUtscliuw .  Borl.  tWl  Bu'  h  I  vori:i  nuiiiujt'n)  überhaupt  nur 
für  theilweise  richtig.  Ni'  ht  die  Lcdinfondstheorie  allein,  aber  auch  nicht  dit- 
anf  Hermann  zurückzuführende  sogen,  deutsche  Th4M>riv  kou  der  Abhingigkeit  de« 
Lohns  von  der  Nachfrage,  bez.  der  Zahlong  der  Gonsnmcnten  erkl&ren  das  Probien 
der  Bestiinmirruiide  d<  r  r.oh!i'>'-we.niii<; .  -niid'Tii  nur  eine  recht  wohl  in^^Ürhe  nr.  t 
m.  £.  nothwendige  \  ureinigung  dieser  beiden  Thuorieen.  bin  Ausführung  dustet 
These  und  ihre  BegrQndong  geh<)rt  jedoch  in  die  tbooretisehe  Nationalökonomie.  Ich 
wollte  hier  nur  meine  frtlhere  Beweisfuhrnn^'^  den  neueren  Bcm&rijrelun^on  gegenüber 
ausdrücklich  aufrecht  halten.  Die  Ausführungen  Brentano 's  a.  a.  U.  in  d.  Nato  t>md 
auch  sonst  anfechtbar,  da  sie  Ton  nicht  zutrettenden  Voraossctzungcn  in  Betreff  d«a 
Kapitalzuschusses  aasgehen.  Aasführlichcr  als  oben  habe  ich  in  meiner  Oldn.  4.  Sit. 
Staatsh.  a.  im  Art.  Staatsschalden  die  Vng^  behandelt. 
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§.  73.  Zu  b  (in  §.  68).  Auch  je  nach  der  Natur  der  einzelnen 
Arten  der  ausserordentlichen  Auflgaben  ist  die  Frage  der  Räth- 
Jiohkeit  der  wirklicheD  Benutzung  des  Staatscredits  versehieden 
zn  entscheiden.  Wenn  auch  Zweck  und  Wirkung  dieser  sUmmt- 
liehen  Ausgaben  die  Schuldanfnahme  rechtfertigt  (§.  06),  so  doch 
aehoD  für  die  verscbiedenea  Arten  nicht  gleich  anbedingt 

a)  Denn  allein  die  privat-  nnd  die  staatswirthsebaft- 
liehe  Kapitalanlage  nnd  unter  ihnen  wiederum  am  Meisten  die 
erstgenannte,  bieten  eine  sichere  BArgschalt  dafilr,  dass  sie, 
einmal  vorgenommen ,  Icflnfttgen  Finanzperioden  und  der  ganzen 
VoJkswirthsehaft  als  Ausgabeersparung  oder  Einnahmevennehrung 
zn  Gute  kommen  werden.  Bei  der  eigentlichen  ausser- 
ordentlichen Ausgabe,  insbesondere  bei  Kriegskosten,  be- 
steht eine  solche  Sicherheit  stets  in  viel  geringerem  Haasse. 
Wenn  man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Ausgaben 
nrtbeilt,  so  wird  man  zwar  unter  den  oben  bezeichneten  Cautelcn 
selbst  die  K  ri r i^sausgabc  durch  Anlcilien  decken  diuien. 
.Aber  unter  übrigens  gleichen  Umständen  ist  es  doch  bereits  ge- 
rMthrner,  lieber  hier  wenigstens  mit  zu  ordentlichen  Einnahmen 
zu  greifen  und  womöglich  die  [ienutznng  der  Anleihen  auf  die 
beiden  genannten  Arten  der  Kapitalanlage  zu  beschränken.  Dies 
ist  nni  so  mehr  anzurafben ,  wenn  nach  ihrer  vergleichsweison 
Wirkung  als  Kaiiitnlcntzii  liuiig  der  Besteuerung  vor  der  Anledie 
wegen  der  Art  der  Kapitalien,  aus  denen  die  Schuld  gezahlt  wird, 
nach  dem  Vorigen  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Denn  dann  kommen 
möglicher  Weisenoch  volks wir thschaftlic he  zu  den  finanziellen 
Bedenken  gegen  die  Anleihe  fttr  Kriegs*  und  dergleichen  Ausgaben 
hinzu.  Hiemach  wird  die  Deckung  von  letzteren  nur  durch 
auswärtige  und  in  gewissen  Fällen  durch  Anleihen,  welche  ans 
disponiblen  Kapitalien  der  heimischen  Yolkswirthschaft  kommen, 
vorznnehmen^sein. 

.  £s  ist  daher  gewiss  ab  die  solidere  Praxis  ni  bezeichnen,  wenn  wenigstens 
ein  Theil  der  Kricpsltosten  »nd  sonsttir<*r  ansserordcntl.  Ausgaben  [z.  B. 
für  offiuitl.  Nothätandc)  durch  Stuuurii  bcätritten  oder  nur  vorUburgehend  durch 
üchvebeDde  Sclmlden.  welche  alsbald  mit  Stenererträgcn  wieder  abgezahlt  werden, 
f.  (l.'.  kt  wird.  So  vcrfihrt  mit  Rocht  in  neuerer  Zeit  nrossbritannion.  Selbst  in 
diesem  Laude  ist  auf  gri^sore  Matten  disponibler  kapitalicu  nicht  immer  rechiieu. 
Namentlich  wifd  die  üittkemieensleaeT  in  solchen  Fillen  richtig  erhöht  Das  Vor- 
handenüein  «siner  derartiL-^cn  1> c  w  r;  l-^I  i  i  Ii (;n  und  mit  Sicht^rheit  einen  höheren  Ertrag 
gebenden  Steuer  ist  auch  mit  Kucksicht  auf  solche  Fäilc  zu  rerlaugeü.  {km.  II  368.) 
Im  Krimmkriege  erhöhete  Grosabritannien  die  Einkommenstcacr  roo  7  auf  14  und 
schliesslich  auf  16  d.  ?.  L.  St.  (öVs^/o^  für  das  rdl  besteoerte  und  von  h  auf  10 
and  11 '  V;  'i.  für  das  niedrifier  besteuerte  EinVoinrn»;n :  »-rst  1s.")7  trfnln:tc  w-icdL-r  di  - 
Uexabfietiuug  auf  den  alten  Sau.    Der  Krtrag  stieg  vuu  1  Iii  auf  lü  'J2  Miii.  L. 
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KB.  3.  K  Materielle  Ordjmng  4er  Fmaozwirtfaschaft.  73. 


Auääerdoiii  worden  damals  dio  Zölle  aaf  Zacker  (DurcluchniUszoUsatz  per  Gcutaer  fur 
alle  Gattnofen  von  11  alljDlU||  bis  asf  14' >h.),  Thea  (fon  1'/«  «if  1*/«  pwPhiid. 

statt  der  be  iljäichtigten  ErmnssigUDp  auf  1  sh  ),  K.iflV'i-  (von  3  aaf  4  d.  per  Pfouil  . 
die  Accisca  auf  Mab  (roa  fast  2*^4  auf  4  sh.  per  Buabel)  u.  Braantveio  (ia  Fiflgland 
von  7  sh.  10  d.  aof  9  sh.,  in  SchottUnd  von  4Vi  rach  allmAUg  bis  aof  8  fh.,  ia 

Irland  von  3'/^  aof  S  sh.  per  Gallon)  erhöbt  Aehnlich  wurde  die  Expedition  nach 
Abyssiuicn  grosscntheils  durch  Steigerung  der  ordontl.  Einnahmen  bestritten  (Auf- 
wand lS(»7/67— <i9/7ü  dafür  S*3  Mill.  L.,  Erhöhung  der  Einkommensteuer  von  o'T  .Mül. 
in  l»Hf)  tn  auf  ti  1^,  S.02,  10*04  Mill.  L.  in  den  3  folg.  Jahren  nach  Uecbnonn- 
abäcbimts,  Anschl.  für  1870/71  7 "6  Mill.).  Auch  fici  an  !  t  mi  Kvtraausgabrn.  B.  für 
den  gröshercu  militärischen  und  maritimen  Aufwand  Ibüu  lt.  wur'if  6o  upeiirt.  Aehnlich 
jetzt  1SS2  für  den  ägyptischen  Krieg.  —  Prenssen  erhöhte  1B55/&6  wegen  der 
Kosten  d.T  Küstüngen  die  KInssen-,  Einkommen-  und  Schlachtstcncr  nm  V*-  — 
Oesterreich  le^te  im  Kriege  von  lb59  einen  Zuacbiag  zur  Grund-  u.  UaosMeaer 
von  Vji*  ZOT  HansklaBaensteuer  von  Vs«  zv  der  Enrerbstener,  Einkommenstevor  nnd  des 
. oiitriliuto  arli  o  roimnercio  von  des  Ordinarinms  „für  dir  DaTi.  r  der  durrh  die 
Kiiegscreignissc  herbeigeführten  Verbältniiae''  auf  (Vurordn.  v.  13.  Mai  1^59).  Ebenso 
wurde  die  Verzobrang»L  um  der  KomtabUze,  der  Salzpreii  um  15%,  die  Bechts- 
gebtlhren.  Stempel  u.  s.  w.  meist  um  20V„  erhöht  (Verord.  r.  17.  Mai  IfiWf.  Die 
meisten  dieser  Erhöhungen  blielx^n  mit  einigen  Abänderungen ,  z<  itweis«  mit  nf  uen 
Steigerungen  und  selbst  Verdoppelungen  {1^02  10.  permanent.  —  i  rauki  eich  erhöhte 
durch  Verordn.  der  provis.  Hegiemng  v.  17.  Mar/  (sis  die  4  dirocten  Steuern  om 
•15"',,,  was  !!)•_>  Mül.  Fr,  betrug  u.  1S52  wiedrr  aufhörte.  SpJltcr  «Ges.  v.  23  Juni  1S.57J 
trat  ein  zweiter  lu^ui^^r  Kriegszuschlag  zu  dem  lange  bestehenden  bei  allen  directen 
Stenern  hinzu,  die  Tabaksteuer  (im  Monopolpreis)  nnd  die  Branntwdnsteuer  wurde 
1S60  erhöht.  Die  bedeut-n'Ioii  Stcuererhnhtinj>:i.n  umi  neuen  Steuern  in  rrankivirli 
nach  dum  Kriege  von  lä70 — 71  lallen  unter  einen  anderen  Geiichtspunct,  denn  sie 
dienten  im  WeientUelien  nieht  mehr  znr  Docknnf  der  laufenden  anaserordendiolion. 
sondern  di-r  dnr<'h  dir  Kriegs-  und  (^untributionsatilcihen  u.  s.  w.  gesteigerten  orJ'.nt- 
lichen  Ausgaben  fUr  Zinsen,  Erhöhung  der  Militärbudgets  u.  s.  w.  Die  Lage  war 
ilinlich  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  r.  Nordamerika  n.  in  Italien,  wo  natürlich 
auch  im  grössten  Umfange  neue  Steuern  geschatfen ,  alte  erhöht  werden  mussten,  ujn 
die  «'iiiirmen  Aiispabfn  für  Kri<-tie  u.  St  tat>!ii<  ijb:ui  wenigstens  theilwcisc  zu  declk'^n 
-Nach  dcui  Eudc  dm  Kriege  hat  Amerika  bald  die  volbtändige  Deckung  der  lauf m Jen 
Ausgaben  mit  ordentl.  Einnahmen  erreicht,  eben:>o  1  rankreich«  in  den  letzten  Jahren 
niK  h  Italien.  In  di  ii  Verein.  Staaten  hat  man  die  BcsteuorunEr  in  «n  rrli-  fili«  her 
Hobe  beibehalten,  daik>  nunmehr  seit  Jahren  beträchtliche  Ueberschiituie  zur  Srbuldcn- 
tilgnng  ordentlichen  Einnahmen  bleiben  (Abeehlose  1S79/B0  65'%S,  AnscU.  18SI/81 
'MVns  Mill.  Itull.  r.'bi  r-<'biis^\  Eine  Finan7!asr,  dir  dann  aui-li  auf  don  St.ialscrt  dit 
sehr  günstig  wirkte  und  im  Verein  mit  anderen  gtmstigen  Umstanden  starke  Zin»> 
rednction  der  Sebald,  von  0  anf  5,  4^^  v-  47^  ermöglichte. 

ti)  In  gleicher  Weise  wird  man  ^ich  duliin  aussprechen  nilisscn, 

rtass  die  >  t;iatswirth8  chaftlicbc  Kapitalanlage  heiser  auch 

tlurch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wenn  nicht  eine  in 

jeder  Heziehmig  unbedenkliche  Anleihe  in  Aussicht  steht.  Denn 

die  gllustigen  Wirkungen  solcher  Anlni^eu  und  die  Dauer  der 

erstcren,  z.  B.  bei  erossen  VcrwalüuigHrelormen,  sind  doch  nicht 

h^icht  ganz  ko  si.  Ik  r  zu  coDStaüreii ,  als  etwa  bei  privatwirth- 

schaitlichen  Kapitalanlagen. 

Die  herr!-rhendc  Praxis  in  Staaten  normaler  Kinanzlag^«  .  d.i^s  dio  >t;i.it5wirth- 
äciialtliciKti  Kapitalanlagen,  wenigstens  dio  klcineien,  ziemlich  Jahr  fUr  .lahr  \urLüio- 
nienden  Ausgabon  dafor.  durch  ordentL  l^iiiihnien  bestritten  weiden,  liist  üch  daher 
auch  billigen,  ao  z.  H  !iinhi(  lidii  h  der  sol'  MStindigen"  Ausgaben  für  Bau- 
kosten u.  dgl.  62),  wo  i.  B.  bei  der  Menge  von  Meubauieu  in  einem  grüsseroa 
Staate  jiliTticb  diesoi  Poaten  ftberhnapC  beoscr  grossenthnil«  zar  oidwIttdiM  Am- 
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gäbe  j^esetzt  wird,  wahrend  ein  einzelner  Xeuliau  iui  Haushalt  einer  kleinen  Gomcindc 
nicht  daza  gestellt  zu  Verden  braaclit,  da  er  sich  nicht  bald  wiederholen  wird.  Nar 
Milte  ifi  jaen  FSllen  euch  Im  Stutshansbelie  eim  bestiiiiintes  Fviudp  leiten  «.  die 
lietrefT.  Posten  in  den  Ausweisen  ahersiclitlirb  zusammengestellt  werden,  damit  man 
zur  besseren  fieurtheiiaug;  der  wirklichen  Finanzlage  leichter  i'eststeUeu  kann,  ob  and 
in  ▼elekeni  Verliiltiüss  die  Ausgaben  eines  Jnhras  nach  der  Bauer  der  ^rknnfen 
der  bescbatilen  Lcistnngcn  und  Anstalten  nur  diesem  Jahre  oder  auch  späteren  Finanz- 
Perioden  zu  Gute  kommen.  In  Preusscn  gehört  der  grösste  Theil  der  sog.  einmaligen 
tmd  anss^Tord.  ctatsmässigcn  Ausgaben  zu  Staats-  u.  z.  Th.  selbst  zu  privatwirtbschaft« 
UclMn  Ka|  itil miauen  (z.  fi.  .M'-lioratiDnen  der  Domänen  u.  s.  w.)  und  wird  regelmässig 
schon  nach  dem  Voranschlag'  diir'  h  die  onlentÜi  lie  Einii.ilane  (die  allerdings  einiire 
kleinere  Posten  ausserordcutl.  £iuiiabmcu  eiuschliesst)  geUeckt.  Aber  ein  festes  Priucip 
der  Sdiddnng  fehlt  auch  hier;  so  stehen  z.  B.  ganz  gleichartige  Posten  fiir  Cbaussee- 
neubautcn,  Stromrcgolirungen ,  Hafmliaiitrin  n,  s.  w.  unter  den  ord-  ntlichi  n  uml  drn 
et&tmässigen  ausseroidentlichon  Ausgaben  Jahr  fUr  Jahr.  —  In  Staaten,  welche  so 
hftoligeD  „NengestaltQDgen"  (der  inneren  Organisation,  Yenraltung  im  JttstiK%  Polizei-, 
Caterrichfs-,  Kriegswesen  ii.  s.  w.)  unt'Tliegen,  wie  frilln.'r  wenifrsteiiM  (l^is  W.)  z,  B. 
Oesterreich,  z.  Th.  auch  Kussiaud,  würde  es  vollends  ein  höchst  gel'ährliches 
Princip  sein,  mit  Bocksieht  auf  die  mögliche  Daner  der  'Wirknng  solcher  y<»>- 
wendongen  eine  Deckung  mit  ausserordentlichen  £innahmen  vorzunehmen,  liier  fehlt 
bei  der  Unstätheit  der  Verhältnisse  das  in  finanzieller  Hinsicht  wesentliche 
Merkmal  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen:  die  wirkliche  längere  Dauer 
der  Wirininjren,  —  Von  den  Theoretikern  liaben  Dietzel  wie  Stein  auch  diese  Seite 
der  nur  beding-tcn  Käthlichkeit  der  Benutzung  des  Staafscredits  viel  zu  wenig  be- 
achtet, z.  Th.  ganz  übersehen.  Stein  wird,  wie  so  häufig,  von  einem  partiell  richtigen 
Gedanken,  der  Productivität  der  Staatsausgabe  und  Staatsschuld,  gans  hingenoramen 
nnd  yergisst  darüber  die  so  höchst  nothwendigen  EinschriUiknngen.  Vgl.  8.  AniL, 
S.  717  II'.,  42  fi.   Ebenso  noch  in  d.  4.  A. 

y)  Anders  liegt  die  Sache  bei  grösseren  VerwendnDgen  iHr 
priTatwirthschaftliche  Kapitalanlagen.  Diese  müssen  nnbe- 
düigt  MB  aosserordenüiohen  Einnahmen  oder  Anlcilicn  bestritten 
wollen,  so  lange  man  wenigstens  im  Rahmen  der  bisherigen 
WirtlisehaftB«  und  Finanzpolitik  bleibt  und  nicht  etwa  mit  Hilfe 
der  Besteuern ng  dem  Staate  die  Mitte!  Terschaffen  will,  nm 
direct  anf  dem  Gebiete  der  Sacbgflterprodnction  den  Besitzern 
des  Priratkapitals  als  Überlegener  Conenrrent  entgegentreten  zn 
können.  Sehen  wir  von  dieser  Eyentnalitftt  hier  ab,  so  darf  in  der 
That  bei  der  piivatwirthsehafUicheii  Kapitahinlage  des  Staats  die 
Regel  für  die  Benutzung  des  Staatscredits  abso Inte r  fonnnlirt  werden. 

Dieser  Satz  wird  von  Laspeyres  m  Staate würterb.  X,  93  angogriifen,  hier 
aber  meines  firMAdens  mit  Becht,  wie  schon  ebend.  X,  9,  festgehalten,  wenigstens 

als  Kegel  bei  grflss«'reii  Aviscahen.  wenn  man  nicht  die  uhiir.^  KventualitSt  statuirt. 
Ob  diu  Volksrertretong  hier  mitwirkt  uder  nicht,  ist  fOr  die  volkswirthschaftlicho  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  gleichgültig.  Es  ergiebt  sich  hier  tibrigens  wieder,  wie 
bei  einer  weitgreifenden,  socialpolitischen  Zwecken  dienenden  Steuerpolitik  die  heutigen 
Hnanzwissenschaftlichon  Grundsätze  mannichfach  nur  als  historisch  -  relative  er- 
scheinen. Bei  kleineren,  sich  ohnehin  in  einem  grösseren  Haushalt  auch  öfters 
wiederholenden  Verwendungen  jener  itrivatwirlhsch.  Art  empfiehlt  es  sich  aber  wohl 
auch,  ebenso  wie  bei  kleinen  stn;itswirth-srh  A'i-.rnbfn.  sie  zur  ordentlichen  Ausgabe 
zu  schlagen  und  demgeuiass  aus  ordeiitl.  i*.iriiiahoit;n  zu  decken:  ein  ZugesUndniss 
an  Laspeyres'  Auffassung.  Anderseits  ist  an  den  grossen  Kapitahiulwand  für  Eisen» 
bahnen  (Bau.  K  tnf  u.  Aehnlicbcs  zu  (hinken,  wo  sich  das  Missliche  einer  Besteaoning 
zu  solchem  Zweck  doch  deutlich  zeigt. 
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Zu  dem  allgemeinen  RecbtfertiguDgsgninde,  weleber  ans  der 
WirkoDg  der  Ansgaben  entnommen  ist,  kommen  noeb  weitere 
Gründe,  die  bier  wobl  den  Ansseblag  geben. 

Privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  mit  Stenern  hentellen^ 
widerspricht  einmal  dem  letzten  Zweck  und  tieferen  Recbtsgmnd 

der  Besteuerung. 

Die  hergestcucrteu  Guter  w^erdeo  dca  Einzelvirtbscbaiten  uuuogen,  daisit  in 
der  GesBmiiitwlrtbscbafl  des  Staate  sokln  Güter  prododrt  werden ,  welche  der  Suat 

allein  oder  doch  am  Besfon  für  die  Volkswirthsohaft  herstellen  kann  (eigf-nfliche 
SuatsleiütUQgcn,  lucist  immatorioUer  Art),  nicht  aber  solche  (iuter,  welche  der  Einzel« 
«riTtbscIiafier  selbst,  und  oft  besser  als  der  Staat,  herstdlt  Stenern  für  die  prirat- 
wirthschaftlichen  Kapitalanlagen  zu  verwenden,  würde  also  nur  dazu  ftlhren,  dem 
einzelwirthscbaftlichcn  Betrieb  SachgUter  oder  sachliche  Productionsuiittel  za  entäeheo, 
mit  Hülfe  deren  der  Staat  den  Einzel wirtbscbaftcn  in  der  Prodaction  derielben 
Güter  onmittelbaro  Coacarrenz  macht 

Die  Deckung  dnreb  Anleiben  wird  ferner  avcb  dnrob  die 
speeifieebe  Natnr  der  privatwirtbscbaftlicben  Kapitalanlagen 
nnd  dnrob  die  Wirkung  der  Ar  letitere  erfolgenden  Kapitalver- 

wendnngen  gerechtfertigt. 

Ob  der  Staat  oder  Private  Kapital  zum  Anl>anf  ndrr  zur  cr?iteu  Atila;ro  uiiJ 
Verbessemng  ron  Domänoo«  Forsten,  Bei|g^  vnd  Hütt«^nwnrken.  l  Mbnkru  nud  sonstigen 
(leworksanlap-en ,  EisuJibahnen  u.  dgl.  ra.  verwenden,  ii  hat  fiir  die  Volkswirthschaft 
im  W  esentlicben  ganz  die  gleiche  Wirkung.  Theiiä  wird  (beim  Ankauf)  Kapital  eiu- 
bch  roB  einem  Wirthsehafnbetrieb  auf  den  andern  übertragen,  theils  (bei  der  Neu« 
anläge  und  Meliuratit.n  >  nmlaufendcü  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neue  ER]>ariiiiiSf' 
als  fietricb&kapitai  benutzt  u.  s.  w.  Private  machen  für  solche  Zwecke  auch  haubg 
Anleihen,  die  dann  nicht  andere  wirlen,  als  die  Staatsanleihen.  Letetore  entzieben 
vielleicht  das  Kapital  einer  anderweit^n  productiven  Verwendung  in  der  heimischen 
Volkswirthschart ,  ho  dass  hier  eine  Einschränkung  der  Production  erfolgen  mim. 
Aber  aof  der  andern  Seite  vcrgrössert  sich  die  Prodaction  durch  die  Leistaogen  der 
bctrclfeudcn  Staatsanstalt.  Die  Wirkung  einer  Deckung  der  Niratwirthschaftlicheu 
Kapitalanlage  des  Staats  dnr  Ii  Anleihen  ist  immiT  cbonso.  als  wenn  Private  ihre 
eigenen,  bereits  anderswie  angeicgtcn  oder  aus  den  producdven  Anlagen  dritter 
Personen  leihveise  herangezogenen  Kapitalien  in  ein  neue«  Unteruebmcn  stecken ;  nor 
die  Ricbtnng.  nicht  der  (M-sam  mtiiinfnnjr  der  rolkswirthschaftlichen  Prodoctioil 
ändert  sich,  eine  Kapitalvernichtun^  .rfoUrt  nicht. 

Kinllich  setzt  dir  AntTniii^^nnü:  des  bedeutenden  Aufwand» 
z.  B.  für  Eisenbahnen  durch  iSteuern  eine  viel  vollkommenere  Hin- 
richtung der  Besteuerung  voraus,  als  sie  besteht  und  in  absehbarer 
Zeit  bestehen  kann.  Der  Droek  der  unvermeidlichen  Lngieich- 
ml&ssigkeiten  jeder  Besteoernng  würde  in  eolebem  Falle  vollends 
nnertrftglicb. 

Dies  hat  Perrot.  der  oinzige  mir  bekannte  BofOnroitor  des StaatMlsenbahnbaas 

aus  Stcuerlonds,  ganz  nbcrschon. 

Wo  es  sich  um  grosse  Snnimen  tUr  solche  Anlajren ,  z.  B. 
um  Eisenbahnban  handelt,  ist  es  auch  allgemeine  Praxis,  ausser 
ordentliche  Deckungsmittel  zu  brauchen.  .Neben  Anleiben  kann 
man  passend  den  £riö8  für  veränsserte  Staatsgüter^  die 
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AblOsnngskapitalien  für  hfjfMtiprte  Grundlasten  u.  tlgl.  ni. 
so  verwenden.  Auch  die  Heinertra^e  des  Domaniums  (i.  w.  8.)^ 
obgleich  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  gehr^rig,  mögen  alienialls 
aaf  diese  Weise  benutzt  werden.  Die  Wirkung  davon  auf  die 
Volktwirtbechail  ist  dieselbe,  ato  wenn  Private  die  Erträge  ihrer 
Unlernehmen  sofort  Ubersparen  und  für  die  £rricbtung  neuer 
Anstalten  verwenden.  Fttr  die  Steuerzahler  gewährt  dann  nur 
zeitweise  der  Besitz  ron  Reote  gebenden  Staatsanstalten  keine 
Erleiehtemng. 

Nach  dem  Vorausgehenden  kommt  man  zu  folgender  Regel 
für  die  wirkliche  Benntzang  des  öffentlichen  Credit»,  in 
wesentlicfaer  EinzchrSnkong  gegen  Dietzel'«  Theorie  nnd  Stein 's 
Erörtemngen:  Die  Benntzang  des  Gredits  ist  flberhanpt  nur  zu* 
lüsslg  bei  gewissen  Verwendungszweeken  der  Anleihen,  zn  denen 
nicht  dieDecknng  ordentlieher  Ausgaben  gehtJrt.  Auch  wenn  der 
Zweck  sie  erlaubt,  sollte  die  Schnldenaafnahme  möglichst  beschr&nkt 
werden  anf  die  Fälle  von  Anleihen  ans  wirklich  disponiblen 
heimischen  und  aus  auswärtigen  Kapitalien.  Dies  um  so  mehr, 
wenn  eigentlicher  ;insscrordentlicher  Aufwand,  wie  Kriegskustcn  u. 
dgl.  zu  decken  ist,  während  die  Deckung  des  Bedarfs  flir  staats- 
wirthschal'tiiihe  Kapitalanlafcen  auch  mittelst  Anleihen  aus  bereits 
angelegten  heimischen  Kapitalien  unbedenklicher  ist  nnd  üei  liedarf 
ftlr  privatwirthH<'haflliche  Kapitalanlagen  gri^sserer  Art  in  normaler 
Weise  durch  solche  Anleihen  richtig  bestritten  wird.  Deni^'cniiiss 
ergeben  sicli  auch  die  Forderungen  an  die  Ausdehnungstahigkeit 
der  ordentlichen  Hinnahmen,  besonders  der  Hcstcnernng  zur  Deckung 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzbedart^.  ^  ■ 

IV.  —  §.  74.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  der  / 
Bennt/ung  des  Staatscredits.  Nach  dem  Vorhergehenden 
tnuss  die  Benuty.ung  des  Staatscredits  zur  Deckung  der  Aasgaben 
doch  aof  wenige  ganz  bestimmte  Fälle  eingeschränkt  werden. 
Aber  aneh  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
achnldenwesens  geschieht,  in  weiterem  Umfange,  namentlich  nnbe- 
dingt  znr  Deeknng  der  gesammten  Kriegsansgaben  —  practiseh 
der  Hanptfall  —  empfohlen  wird,  so  erheben  sich  noch  folgende, 
eng  mit  einander  znsammenhttngende  wichtige  practische  Fragen: 

1)  ob  Anleihen  denn  immer  möglich  sind; 

i)  ob  aneh  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deeknog  des 
einmäl  Tor  lieg  enden  Bedarfs  in  festbestimmter  Zeit,  mit 
ihnen  immer  sicher  erreicht  werden  kannj 
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3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleihe  nicht  mitanter  so 
ungünstig  sein  können,  dafls  dennoeii  besser  für  andere  Deckongs- 
mittel  gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  führen  zn  derjenigen  von  der  Nothwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staalsschatses  und  eines  Systems 
grosser  Eztrasteuern  (Kriegsstenern)  hin.  £rBt  dneh  ihre 
ErOrterang  erlangt  die  Theorie  der  Finanshedarfsdeokfing 
den  riohtigen  Ahsehlnss. 

Die  bisherige  Theorie,  auch  iü  ihren  neocrou,  der  Benutzung  des  Staatscmdits 
günstigen  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fragen  so  gut  wie  völlig  ignorirt, 
während  sie  doch  ausserordentlich  wichtig  sind.  Bei  A.  Wagner,  Ordn.  *).  (Htm. 
Staatshaush.  S.  23—2*»  u.  Arf  Sfiri»>;-rhtil(}.  im  Staatswörtcrb.  S.  1^  sind  die  Fragen 
bereits  berührt.  Pur  die  Etitwirkluiig  nn  Texte  sind  die  neuesten  Erfahrungen  bes. 
Prensseii'e  i.  J.  is<;ii  u.  1870  gewiss  mit  Hecht  vassgcbend  gewesen.  Merkwtirdig, 
aber  characteristisch  für  ihn,  ist  die  Stellung,  welche  Stfin  zu  diesen  Fragen  umi 
specieil  zu  meiner  Behandlong  derselben  i.  d.  6.  Ausg.  Kau  d  einaimint  Vgl  besond. 
Mine  Polemik  gegeu  indiie  Rochtfertigong  des  Staatsiohatiet,  Plaudmaeiuch., 
Austf. ,  S.  GS2  II".,  bes.  191  ff.,  194.  Dieser  geistroUe  Gelehrte  besitzt  leider  zum 
i>cbadea  für  seiue  verdieastvoUea  Werke  abeolot  Dicht  die  Fälligkeit,  Gedanken  o. 
pncttedien  VeihiltniaBen  Msaeihalh  feinet  Sehemattnaiii,  ich  mi^  nicht  gerecht  n 
werden,  sondern  nur  sie  zn  rcrstehen.  Wenn  Jemand,  wie  er,  so  lange  in  Oesterreich 
gelebt  bat  u.  doch  nicht  einmal  im  Stande  ist,  die  Lücke  zu  ericennen,  welche  für 
die  Theorie  u.  Praxis  des  Finanzwesens  hier  ron  mir  auszufüllen  gesucht  wird, 
Vfthrend  ihm  gi  rade  Ocsterreich's  Geschichte  den  Beweis  ad  hominem  demonstrirt, 
dass  hier  einf  ]M>:\in  ist,  so  bleibt  nichts  wcibrr  nhvig,  als  ihn  achsclzuikend  hei 
seiner  Einseitigkeit  m  bulaa^iäu.  Bedauerlich  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  ttopbistischen 
Thcorieen  schlimme  österreichische  Finanzpnxis  reditfertigt  (man  vgl.  z.  B.  seine 
Stellung  in  «ier  Eisenbahnfrage,  die  gradezu  mit  seiner  Ht  j^nlth  rie  in  Widerepruch 
ist,  seine  altere  Theene  der  VerkehreeteueTm  wo  die  bedcnkUclisteu  tucaitscheo  Pnctikeo 
nicht  nur  ihre  Absolntioii  finden,  sondern  als  die  walnen  Postolate  der  hSheren  ViiMn- 
Schaft  ers<  heinen,  u.  A.  m.).  währ«  nd  er  (li<  se  ri»frilng;k(_it  beweist,  aus  dorn  Studium 
des  so  hochinteressanten  u.  lehrreichen  Ostorr.  Staatshaushaltes  diejenigen  Puncto 
heransznfinden ,  wo  die  Pruds  «.  die  bisherige  Tlieorie  mit  absointer  Nothvendigkeit 
verbessert  werden  uiibsen.  S.  auch  u.  über  Stein 's  „Finanzwissenschaft  des  Kriegs." 
In  d.  4.  Aufl.  1,  252  hat  Stein  in  der  Erkenntniss  vom  Werth  eines  Staatsschatzes 
wenigstens  den  einen  Fortschritt  gemacht,  da»  „ausnahmsweise  Zweckmässige"  einer 
solchen  Eünrichtnnf  znzngestehen.  Seine  Einvinde  sind  die  alten,  oft  wideriegfen. 

Es  genügt,  im  Folgenden  den  nicht  nur  practisch  wichtigsten^ 
sondern  auch  für  die  vvissenscliuttliche  Principieufrage  charae- 
teristischflten  Fall  zu  behandeln:  wenn  plötzlich  sehr  grosse 
Kriegsausgaben  binnen  einer  ganz  kurzen  Zeit  zu  be- 
streiten sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Krisen  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegenwart  stets  vor.  Jedoeh  gestaltet  er  sich  noch  bemerkens- 
Werth  versehieden  naeh  der  geographisehen  BeBehaffenheit 
eines  Staatsgebiets,  naeh  der  ganzen  politisehen  Stellung 
und  Anfgabe  eines  Staats  und  naeh  dem  berrsehendeD 
Wehrsystem.  «- 
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Vott  der  geographischen  BcücUaifeiibeit  den  Staatogebieto,  d.  b.  von  der 
B  odengestaltnn    (Flachland,  Gebirgsland) ,  dan  OreairerliiltiiisseD  (gute 

natürliche  —  sohlci^hte  conventioncllc  (irenzen).  der  Abrnndtiiifj  d  os  (icbiets, 
dem  Zosammenliegen  desBelbea  in  einer  compacten  Masse  edar  d«r 
Zerrissenheit  in  mehreren  getrennten  Stucken  u.  s.  w.  hängt  die  OffisBsif- 
und  Defensivkraft  eine»  Staats  wesentlich  mit  ab.  Ein  Staat  z.  B.  mit  oti'enon  Grenzen, 
F)»ch!r!itd,  mit  jsrrosser  Ausdehnung  seines  Gebi/^ts  in  schnellen  Streifen  über  w^ite 
liaumc  aiiturliegt  der  besonderen  Gefahr,  raiich  buiui  plAtzlichcu  Ausbruch  eines 
KAbgm  einea  Theü  seines  Gebiets  vom  Feinde  Überschwemmt  m  sehen.  Dadurch 
rermindera  sich  auch  die  finanziellen  llülfsmittel  eines  solchen  Sfa.ils  sofort  und  der 
Staaiscredit  leidet  kichtor  oder  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.  Man  vordeiche 
MIT  Prenaten  und  Dentsehland,  bot.  tot  den  Jahna  1S66  o.  1870,  aW  im 
Wesentl.  doch  anch  jetzt  noch  mit  (iroMbfjtMiiiifn,  F!iuknicli,  Spanten,  SeandlnavieD. 
Italien.    Man  denke  an  ()ie  Schweis. 

Von  der  politischen  Steilung  und  Aufgabe  eines  Staats,  welche  beide 
einmal  das  Product  bestimmter  geschichtlicher  Terh.iltnlase  find  und  sich  nicht 
l.i'ht  hrliebig  ändern  lassen,  hängt  die  nähere  odrr  fernere  Gefahr  von  Kriecrcn 
wesentlich  mit  ab.  Z.  B.  eiji  erst  im  Aufbau  bcgritiener  Staat,  der  die  Aufgabe 
nidit  ron  sieh  ▼eisen  konnte,  nationalen  BedOrfiifsBen  gemisa  aich  anszodehnen,  sn 
arrondiren  und  innerlich  in  seiner  jiolitisehen  Vi'rfassiniic;  neu  zu  gestalten,  wie 
Deutschland  in  der  (iegenvarti  wird  Idubter  alt>  eiu  gefestoter  alter  Staat  zu  Ofi'ensiv-' 
kriegen  bdiuft  rechtzeitiger  Defeneion  (Prevtaenl)  fanfitfatgt  weiden  oder  ttften  seinen 
Bestand  von  Neuem  vcnhoidigen  müssen.  Eine  sotehe  Lage  beeindoast  noflivendig 
aach  die  Benntzbarkeit  des  Sfaatscrodits. 

Unter  den  verschiedenen  modernen  W  ehrsystemen  ist  es  das  preuaaisch- 
deutsche  mit  seiner  Scheidung  ron  stehendem  Heere,  Beserre  nnd  Landirehr,  vefchea 

8ciii';r  eigenthamlichen  Organisatiuii  {^einäss  relativ  norh  grnsserer  Geldsummen, 
die  zugleich  in  noch  kürzerer  Zeit  verfügbar  sein  müssen,  gerade  im  all  er- 
kritischsten Augenblicke,  nemlich  kurz  vor  und  unmittelbar  nach  der 
Kriegserklärang ,  wo  der  Credit  r«  ■^elmässig  ain  Tufst  fi  erschüttert  ist,  bedarf:  zur 
■Mohilinarhunfr  u.  s.  w.  Dis  i^t.  wie  manrhes  Andrre.  ein  volkswirthschaftlicher 
und  liiiaaziellijr  wie  politischer  und  insofern  stlbst  militärischer  Nachtheil  dieses 
Wehisystems.  der  wegen  der  anderweiteii  überwiegenden  VortheOe  (Ersparung  an 
fleld  und  Arbeitskraft  n.  s.  w.  in  Friedenszeit,  grössere  Troppenstärke  im  Kriege) 
als  dem  System  inhärent  in  den  ICauf  genommen  werden  muss.  Auch  for  die  Be- 
ttttlnng  des  Staatsciedits  i^l  diese  Eigenthttmlichkeil  des  prenasisch -deutschen  Wehr- 
Systems  wieder  nicht  ohne  wichtige  Folgon. 

Die  Creditersehötterung  znr  Zeit  des  Kriegsausbruchs  beweist  die  Statistik  der 
GuTbe  der  Werthpapiere  fast  in  jedem  neueren  grossen  Kriege  ganz  deutlich,  so  bes. 
1859,  1866,  1876.  Das  Minimiim  der  Gune-  pflegt  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach 
der  Kriegserllärnnir  erreicht  zu  werden,  noch  bevor  irgend  ents(li«;idcnde  militär. 
Openttioncu  erfolgt  sind.  Später  steigen  wohl  selbst  im  Kriege  die  Curse  des  Staats, 
der  Hiedeilagen  erlitten,  weil  die  Aussicht  auf  hahUgeo  Frieden  wichst:  so  war  es 
wiederholt  in  Oesterreich.  Freilieh  zeigen  die  franzßsiselien  ("urse  i.  J  1^70  eine 
entcegeogesetate  fiewegong.  in  welcher  sich  der  verstärkte  Kindruck  der  ganx  un* 
erwarteten  Niederiagen  abspiogult.  wihrrad  der  anfängliche  günstigere  GunMand  auf 
das  übertriebene  Selbstgefühl  der  Franzosen  zurückzuführen  war.  lieber  die  Bewegung 
der  deutschen  Curse  in  der  Zeit  vom  5.  bis  19.  Juli  1S70  s.  die  Tab.  XI  in  A.  ^^'agncr. 
Syst  d.  Zettelbankpolitik.  S.  412,  zum  Beleg  des  Gesagten.  —  Die  sog.  Mobilmachuogä- 
kosten  (einmal.  Ausgaben)  werden  für  Preussen  im  Fcldzui^  von  1S6B  auf 
13  61  Mi!!.  Thlr.  angegeben,  wovon  für  die  mobile  Armee  (persönl.  Mobilmachungs- 
u.  Ausrustuiigsgelder,  Beschaffung  der  Pferde,  Beldeidung,  der  Fahrzeuge  u.  Geschirre 
u.  8.  w.,  Ausrüstung  der  Pontoncolonnen,  Ausstattung  der  Feldlazarethe)  10*14  MUL  Thlr.  - 
Ftir  da-s  norddeutsche  Heer  im  J.  1S7Ü  war  in  d.-r  Zeit  v.mi  I.'».  Joli  bis  ^.  Atig. 
täglich  mindest.  2  MiU.  Thlr.  nothweudig  für  Mobilmachung  u.  Kri^  (ohne  das 
Siebs.  Gootittgent).  (Stenogr.  Bor.  flb.  d.  Beichstagsverh.,  1  Sess.,  1871,  n,  74). 

Die  drdi  erwähnten  Umstände  erschweren  die  Benutzung  des  Staatscred.  bes. 
in  Deutschland,  zumal  in  Preussen.  ro!lend'^  vor  den  Ereignissen  von  ISfifi  und 
1870.   Die  schwierige  geograph.  Lage  in  Mitten  des  Welttheils,  die  auch  jetzt  noch 
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bclilcchtüii  (iicii/tiu  gegen  die  Schweiz  u.  Holland,  gegen  Oestcrreicb  u.  KutUkLuid  oder 
Polen  üben  daueind  eiMD  nngttitBligen  Einflois  ans. 

I>v  "<n!fiinen,  um  welche  es  sich  in  noncren  Kriegen  von  Grossstaaten  biii'i-  !' 
Icorzer  Uociicn  und  Monate  handelt,  Ubentteigen  bei  Weitem  Alles,  wa^i  iwnüt  im 
Haushalt  des  Staats  oder  aaderor  grosser  ISazelwirthacbaftMi,  z.  B.  Air  EisonbabBzveeke, 
in  ihnlii^h  kurzer  Zeit  an  grossen  A'i ■Tnli  -ii  nocli  vorlvomnif. 

Die  durcbacbu.  tägliche  Aiugabe  fur  Heer  u.  Flotte  stieg  in  den  Verein. 
Staaten  18tf5  anf  Uber  9  MtiL  B.,  die  Itafende  Extraaiuq^be  Uta  den  Krf^  von 
1870  —  71  (iil»er  di.'  gowölml.  inilUär.  Aasgabe  hinaas)  betrag  fttr  Sorddc utsch - 
laud  täglich  weit  Uber  1  MUI.  Thlr.  —  Förmlich  exporimentoU  lassen  sich  die 
preass.-deatschen  Erfahrungen  von  1S6((  und  mehr  noch  von  1S70^71  fUr  die 
Theorie  vorwcrthen.  Der  urplötzliche  Kriegsausbrueb  im  Juli  1S70,  die  Erfordemisse 
der  Mobihmu  liuiiK  i;iner  riesigen  Armee  und  deren  Senduiij^  an  di-'  f«;rne  Westgrenze, 
die  eige nt Ii mn liehen  g'-'d^raphischen  Yerhültnisse  Deutschlands  bclciireu  vortrefflich 
Uber  da»,  was  hier  auch  in  finanzieller  Hinsicht  uothwcndig  ist  Ich  darf 
deshalb  hier  woM  sjH-cioll  auf  meine  eingehende.  i|Uelleninäi«igc  Bearbcitimsr  "ies 
deatschen  Kheg&ün&nzwedcus  in  1H1U  —  71  im  Uoltzendortt'schen  Jahrb.  d.  D.  KcicLü 
nt,  S.  «5—166,  renreisen.  hes.  S.  68  ff.,  126  ft,  152  ff. 

Erweist  sich  min  die  Iknutzung  des  Staatscredite  gerade  lür 
diesen  Zwccl«,  für  die  Dockung  j)lötzlicher  grosser  K riegs- 
auHgaben  immer  als  zulänglich?  Diese  Frage  ist  durchaus  nicht 
mit  »Sicherheit  für  alle  Fälle  zu  bejahen,  follends  nicht  iu  btaateu, 
wo  die  im  Vorigen  erwähnten  Umstände  erschwerend  einwirken. 

S.  A.  Wagner,  Ürdn.  8.  24  ,  26.  Das  hier  im  Jahn  1863  Uber  Frankreich 
Gesagte  hat  im  Kriege  von  1^70  «^ine  BcstfUipnn^  gefunden. 

Absolut  anuiöglich  ist  frdiich  wohl  die  ^freiwillige)  Anleihe  zur  Beschatiuug 
kleiner  Snmmen  nicht  leicht  für  einen  Staat,  wohl  aber  Sßers  tnr  Besrhaffang 
grosser  Souiuien,  zumal  wenn  lei/ti  re  iu  bcdeQtendr  n  Hi  tr  ic  n  ra:^(  h  auf  i  in- 
ual  nothwcndig  zasanuneu  kommen  intlasen.  Mit  Eiu^ahlungstcrminea ,  welche  sich 
über  lange  Zeititnme  erstrecken,  reicht  man  nicht  ans.  Dören  Gewihrang  vesentUch 
gunstigerer  Uedingungcn,  also  bei  einer  Emission  eiuer  Anleihe  zu  viel  niedrigerem 
als  dem  üblichen  Curse  oder  zu  viel  hAhcrom  Zinsfussc,  kann  man  zwar  iu  der  Hegel 
grössere  Summen  eher  beschallen.  Aber  auch  diese  Kegel  hat  ihre  Atisnahnen. 
lEin  interessantes  und  lehrreiches  Beispiel  liefert  isterreich.  Steucraiildhe 
fon  ISt51,  die  bei  einem  Bi^tra?o  von  bloss  30  Mill.  (iulden  iu  Friedenszeit,  aber 
mitten  in  einer  der  schwersten  inneren  Vcrfaaisuug&krisen  [vor  der  Schmerling't>cheu 
Februarverfassnng]  nur  mit  grOs»ter  MQbe  und  unter  den  hurtesten  Bedingugen 
fä"'„.  Curs  88.  rückzahlbar  al  pari  /n  je  -  in  Fiinftt^I  schon  in  1  — i  Jähren,  reeller 
Zinüfuss  au  9'^i^\]  zu  Staude  kam.   S.  A.  Wagner  in  Uns.  Zeit  Iblid,  S.  149.). 

Die  Bedingangen  der  Crediterlangung  kSnnen  ferner  in  selcheni  Falle  so  on- 
günstig  für  den  Staat  als  S(  huldnor  wcrih-n.  ila>s  es  auch  aus  dic'ipm  'Jrtinilo  irroT^e 
Bedenken  hat,  biosü  auf  den  Staatscrcdit  *  angewiesen  zu  sein.  Der  Staat  ist  dann 
der  Änsbentong  dofch  die  Creditgeber  rollstXndif  preisgegeben.  Die  Anleihe,  selbst 
wenn  sie  im  erforderlichen  Betrage  wirklich  die  Deckungsmittel  liefert.  —  und  gerade 
recht  in  diesem  Falle,  —  kommt  so  tbcner.  dass  andere  Hilfsquellen  dringend  in 
Erwägung  zn  ziehen  sind.  Vollends  in  der  ZwangsUgc  eines  Staats,  welcher  anmittei> 
bar  vor  aud  nach  ior  K^iei^^•Tl^l.irunf^  aus  den  verenrlUinten  Granden  durchaas  flüssiger 
Geldmittel  bedarf,  wird  line  Anleihe  meistens  nur  mit  grossen  Opfern  zu  Stande 
kommen.  Man  denke  z.  B.  an  die  erste  Kriegsanleihe  des  Norddeutschen  Bondeji  im 
Jahre  ls70,  die  doch  erst  fast  14  Tage  nach  der  KriegS4!rklininf  aufgelegt  wurde, 
beim  (^iipse  tom  (."i"'  ,,ig)  nur  zu  weniger  als  r»'oi  DriH.'l  trotz  alh-s  Patriotismus 
zn  Stande  kam.  —  am  3.  u.  4.  Aug.,  allerdings  2  Tage  vor  Weissenburg!  S.  Wagaer 
im  Jahrb.  III.  69—71.  Zn  welchem  Gnne  hfttte  Geld  beschallt  werden  nttMn  ebne 
Vorhandensein  des  preussischcn  Schatzes,  ;it^>>  etwa  Mitte  Juli!  Dii-  '"„igen  preuss. 
Papiere  waren  rem  6.  bis  19.  Juli  von  102^,  auf  87,  die  4Vi7«igen  von  94  aof  77V4 
gewichen,  rnttthmiasUch  aber  vm  Tiele  Pfooente  mehr,  venn  gleicli  dunnlt  die  Mte 
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Anleihe  aufi^elegt  irofdea  wäre.  In  wekhc  peinliche  Verlegenheit  kam  Oeüterreicli 
jftngst  bei  der  BoschaHun^  des  kleinen  F>vtral>edarfs  für  die  Durchführung  der  Hosiiisoh^'ü 
OccQpaüoii!  Bis  zum  Plane,  eine  hyputhekarische  Schuld  aui  die  giuääcn,  im  Üau 
befindlichen  Staatägebüad«  aaf  dem  W  iener  Glada  anfitiDehmon!  Der  ümstaiid,  daa» 
(lin  Abh5ngig:keit  der  militärischen  Leistung^sfähigkeit  des  Stants  von  der 
Verfügung  Uber  bestimmte  grosse  Hammen  Geld  innerhalb  gewisser 
kurzer  Zett  bekannt  bt,  wirkt  abermab  nor  nngunstig  aaf  den  Staatacredit  ein  nod 
verschlechtert  di(-  BcdiniKnin^en.  unter  denen  wenigstens  die  Anleihe  2Or0eckang  dea 
ersten  Bedarfs  aufgenommen  werden  muss,  wiederam. 

Denigemäss  ist  es  als  Grundsatz  richtiger  Finanz- 
politik hinzustellen,  dass  der  Staat  rechtzeitig  im  Frieden 
Vorkehrungen  treffen  muss,  um  in  dein  iinmerhin  möglichen 
Falle,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Umfange  gar  nicht  oder 
nicht  schnell  genug  zu  Stande  kommt,  UDd  in  dem  oftmaligen  wirk* 
liehen  Falte,  dass  die  Bedingmigen  der  Anleihe  im  Angenblieke 
ansBerordentlicb  nDgfinstig  sind,  niebt  durchaus  auf  die  Be- 
nntzuDg  des  Staatscredits  angewiesen  zu  sein. 

Die  Vorkehrungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  ergreifen 
sind,  sind  die  Anlage  eines  Staatsschatzes  (Kriegsschatzes) 
and  die  £inriohtQDg  eines  Systems  von  Extra-  (Kriegs  ) steuern. 

§.  75.  Die  Anlage  eines  Staats-Kriegsschatzes,  d.  b.  die 

Bereitbaltnng  eines  grösseren  Betrags  baaren  (gemünzten)  Geldes 

dient  zur  Deckung  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  und 

im  Beginn  eines  Kriegs.    In  früheren  Zeiten,  ki  ^-eringer 

Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  und  bei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 

das  Sammeln  eines  Staat^scliatzes  für  eine  wesentliche  Maöüregel 

der  Staatßklugiieit.   Lnter  den  heutigen  Verhiiltuisben  der  modernen 

Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  Staatsschätze  verzichtet  und 

die  Theorie  sie  in  der  Kegel  kurzweg  verworfen. 

Für  den  Staatsschatz  Harne,  8.  Versuch,  (iönner,  Nothwondigkeit  •ine'; 
Staatsachatzes.  staatswiss.  a.  jnrid.  erwogen,  Landshut  1805  (in  d.  Werk  ober  Staatt»- 
scbuldeu  §.  43  nimmt  G.  diese  Ansicht  zurück).  Aacillon,  Geist  der  Staatffer- 
fassung,  S.  297,  mit  Ktlcksidit  auf  Friedrich  II.  —  Oeiiovosi  II.  77  folgt  Hume. 
ächliesst  jedoch,  es  kumuic  auf  die  Verfassung  u.  auf  d.  Iland(  i^rci»  lithum  an.  Für 
den  Schatz  auch  Struensoe,  Schmalz,  EncycL  §.  811.  Jaroli  I,  §.  731  IT. 
sucht  zu  zeigen,  dass  Schätze  nur  da  nöthig  seien,  wo  w^nig  Geldumlaiif.  wenig:  g:rossc 
Kapitale  uud  wcuig  Credit  zu  hnden.  —  Vgl,  A.  Smith,  lU,  'öbo.  —  f.  Sonnen- 
fels,  Grands.  III.  §.  190— ]9d.  —  Lötz,  III,  424.  —  Mao  Golloelit  taxaiion 
S.  .';0t)  (Uau).  -  f  'L-en  d.i-n  Staatsschatz  aiirh  Malchus  I,  §.  SI,  Kau  iu  d.  früheren 
AuÜ.  d.  FinauzwitM>cuschaft  4ti4,  z.  Th.  aus  dcu  hier  im  Text  widerlegten  Gründen, 
ferner  Dietzel  S.  157.  Umpfenbach  §.  1»2,  Stein  1.  A.  S.  475,  4.  A.  I,  252, 
Bergios  S.  415  t\\  (Vw  s;iiiim(lich  den  wesentlichen  Punct  nicht  erkennen.  —  Hinweis 
auf  die  bedingte  Kechtfertigung  und  die  Einseitigkeit  der  ahstractcn  Theorie  in  diesf-r 
Frage  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshausli.  S.  2:{.  Art  Staat&sch.  Staat»- 
wOrterb.  X,  lü.  Durchaus  der  richtige  Staudpuuct  bei  Hermann,  otiiatswirthschafüiche 
Untcrsuchuncren.  2.  Auf!..  S.  22S.  wo  Ix-sonders  auch  die  Bedeutung  des  Staatsschatzes 
als  eines  Sicht-TungauiUtcLi  gcgcu  uberuiii^sigca  Sinken  aller  Cursc  von  Werthpapieren 
uiid  d<  r  demgemösse  v olksw irthsch.  Nutzen  eines  solchen  Schatze»  ricliti^  herrot' 
gebuben  wild.   Die  Frage  vom  Staataachabte  gehört  zu  den  vielen  pnctischen  Fragen 
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unseres  Fachs,  iri  dijii.  ri  rn  h  einer  eiiibeitigea  abstracten  apriomtischen  Theorie  onler 
jedem  Absehen  ?oa  üea  TbatsaclieA  ubcI  oater  Veizicbt  auf  irgendvelcho  oi]{)eGtire 
PrOfung  entschieden  mid  die  absolate  Tenrerfaiif  des  StaatedttHei  abgeleitot  vird. 
NiichtJfiii  dieser  Standpuuct  in  soIchL-a  rngcn  wonig»tciis  von  den  visscnschaftlichen 
Vemetern  der  deutschen  Nationalökonomie  ziemlich  Obcrrrundon  ist,  hält  ihn  um  so 
mehr  noch  der  Journalismus  und  die  Geschiftsirelt  fest.  Bei  der  Venrerfung  des 
Staatsschatzes  denkt  man  meistens  an  die  Schiit/e  Itarbarbdter  Hemoher  oder  Staaten 
der  alten  Welt:  die  GnmdL-,  wolcho  ftlr  solche  Sehätzc  sprechen,  treffen  in  den 
cinliüirten  Staaten  freilidi  im  ist  nicht  mehr  m.  Mit  dieseu  Urdudcn  widerlegt  mau 
aber  den  Nutzen  eines  Suuitsschatzes  eines  modernen  Staats  nicht.  Es  ist  dcellilb 
die  Art  und  Weise  schwer  begreiflich,  wie  Stein  die  Frage  des  Staatsschatzes  noch 
glaubt  abmachen  zu  kOnncn.  £r  sagt  darüber  3.  Ao^  d.  Fituuuviis.  S.  193:  „D«i 
Bedarihise  nach  einem  solche  Schatze  ist  mit  dem  Gfeditvesen  der  neueren  %tit 
vcr5chw-un<len  (??).  die  ri.helst'inde  der  EMt/.irhiing  von  (Jeld  aus  dem  rmlaufe  und 
der  Zinslosigkeit  desselben  jedoch  nicht;  gewiss  ist,  daas  der  Schatz  nur  aus  Ueber- 
schttflsen  entstehen  kann,  and  sein  Vorhandensein  daher  nur  beweist  dass  man  diese  nidht 
rationell  zu  verwalten  versteht  (sie!!).  .  .  .  I> i  o  iran /,e  Frage  kan  ;i  in  inser«  r  Zeit 
als  beseitigt  angeschen  werden.'*  Und  in  der  Anmerk.  S.  l'J4:  „Was  W  agner 
bei  Hau  mit  seiner  Vertheidigung  des  Staatsächat/es  will,  ist  jiichi  rocht  abzusehen  (y); 
hätte  ihn  doch  Jacob  I,  3:il  (falsch  citirt  f.  I,  §.  TIH,  731  fi.)  lehren  mQssea,  vin 
wesentlich  si«  h  in  unserem  Jahrhundert  din  Aufi'a'^sung  Ober  die  historische  Bedeutung 
der  Sache  geändert  hat."  Nach  dieser  riubu  von  Stein 's  F&higkuit,  die  Ansichten 
anders  Denkoider  zu  verstehen,  wird  meine  Bcmerkunjf  oben  wohfnfcht  als  nngereehl- 
fcrtigt  erscheinen.  Uebrigens  hat  Jacob  in  §.  731  die  richtigen  fiesichtsponcto  her- 
vorgebobeu,  täuscht  sich  aber  in  ^.  dass  ein  Staat  in  einem  kapitalreichen  Volke, 
der  unbedingt  Credit  l»esitze,  ridi  „die  prompten  Mittel  zur  Foltmng  eines  Rriefis** 
ohne  Schatz  sicher  verschaircn  ki^nne.  Jacol)'>  Auffassung  ist  viel  gründlicher  als 
die  Steiasche.  In  d.  4.  A.  1,  252  macht  dann  Stein  dock  das  Zugeständniss,  dasb 
die  Tonnssichdichkeit  drohender  Knego  den  Veräi  eines  Staatsschatze«  so  hoch 
steigern  könne,  dass  die  Yorthcile  die  Nachtheilu  überwiegen.  — 

In  neuerer  und  in  noiir?(cr  Zeit  hält  man  bes.  nur  in  Preussen  und  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  au  dem  Staatsschatzsystcm  ieii  Friedrich  Wilhelm  I.  fest:  vgl. 
über  d.  Geschichtliche  bes.  Riedel,  )H<uidenb.  prenss.  äantshaush.  passim,  bes^ 
S.  72,  SO,  120  ff..  2'V.K  wo  manche  Berichtijrtingen  früherer  irrthüini.  (meist  zu 
hoher)  Zahlen.  Betrag  1740  8*7,  17S6  55  2  (incl.  viel  leichtes  Geld;,  ncnerding» 
meist  20~S0  MUL  Thlr.,  wenn  nicht  gerade  grossere  Ausgnben  damns  bestritten. 
Nach  K.-Ü.  V.  17.  Jan,  l!>20  und  17.  Juni  1826  Sössen  dem  Staatsschatz  Yerwaltungs - 
ttberschusse,  Keet-  und  zufällige  Einnahmen  aus  d.  Erlös  bei  Yeraiisseningen  oder 
Vererbpachtong  solcher  Besitnmgen  nnd  AnIngen  des  Stsnls,  die  nicht  Domlnon  rind 
(/,.  Tl.  Hatten-,  Graben,  Sakwerkc  u.  s.  w.,  MilKürgcbäude  u.  s.  w.K  g-ewisse  nirht- 
domaniale  Ablösungsgelder,  gewisse  sorftckzuzahlcnde  Darlehen  u.  s.  w.  zu.  Hiernach 
war  das  Anwachsen  des  Sfsalsschatzes  unbegrenzt,  —  der  haupts&chlicho .  aber 
wesentlich  nur  formelle  Ucbelstand  der  ganzen  Einrichtung.  Der  Streit  zwischen 
Rcgienin^  und  Kammer  drehte  sich  bes.  nm  dif^sen  Puni  t  :  es  erfolgte  das  rompromi'»s 
im  Gesetz  V.  28.  Sept.  186<i,  worin  der  Staatsächat/  als  feste  Stxibeinnchtuug  mit 
Recht  beibehalten,  ans  der  Kricgsents<-hädigung  vorweg  mit  27*3  Mill.  Thir.  dotirt. 
aber  in  §.  2  bestimmt  wurde,  dass  die  dem  Staatsssehatze  nach  der  K. -O.  r.  1^20 
n.  182G  „ubereigneten  Einnahmen,  sobald  die  baaren  Bestände  desselben  durch  fernere 
Einziehnngen  ober  $9  MiU.  ThIr.  erhöht  werden  wurden,  den  allgemeinen  Sttntsfonds 
als  Einnahmen"  ....  zufliessen.  üeber  d.  Verwalf.  Rönne.  Staatsrecht.  Atifl. 
U,  1,  S.  73;  fgl.  auch  Kichter,  preoss.  Staatsscb.  passim  undBergius,  Finanzwiss. 
bes.  8.  415  —422.  Die  Institution  hat  sich  von  Kenem  1B66  nnd  1970  vortrefflich 
bewährt,  wie  so  manche  preus'-i^rlie  (und  englihrh  ■  .  die  vor  der  a)»stracten  Theorie 
keine  Gnade  fanden.  Sie  steht  mit  dem  prcuss.  W'chrsystcm  in  engem  Zusammenhange, 
nicht  minder  mit  der  geographischen  I.^ge  des  Landes.  Vgl.  über  den  Nutzen  des 
preoss.  Staatsschatzes  in  1  "^70  meinen  Aufs.  Reichstinanzwesen  im  Hoitzendorirsehon 
Jahrb.  III.  iu  ff..  152  tt.,  und  die  dortigen  Daten  aus  den  Rpichstap-srerhandlungcB. 
Fürst  Bismarck  itusserte  sich  dahin:  „Ich  will  bloss  die  eine  ThaUacbe  berrorheben, 
dass,  Venn  wir  einen  Staatsschatz  nicht  gehabt  braten,  wir  positiv  nicht  im  Stauda 
gewesen  vären.  die  paar  Tage  zn  gewinnen,  welche  hinreichten,  das  gesammt»  Unke 
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Rhtfincfcr,  ila.-%  brii  Tische  wie  das  preussisrlic .  vfr  it^r  französischoii  Invasion  zu 
»chfttzea.  U&tteA  wir  den  Staatsschatz  uicht  gciiabt,  ao  ting  der  Krieg  am  Kheiu 
•II**  «.  8.  ~  10t  Tolkn  fiacht  iMt  «  dalur  dDe  ReichiKfieniiif  aurelifefletst, 
dass  der  eliemalige  prem.  Staatsschatz  zu  einem  Rc ich  skriei^s schätz  gemacht 
wurde  (Beichsges.  t.  11.  Sor.  1^71).  S.  darüber  ueiueu  Aafs.  S.  10t»«  152  ü. 
Er  ist  auf  120  Mill.  Muk  in  GoU  lizirt«  am  der  tnaaSt.  Gontribntion  dotirt.  ge- 
<»et2lich  nar  za  Ausgaben  fOr  die  Zwecke  der  Mobilmachuni^  rervemlbar  mittelst  kais. 
Anordnung:  unt<  r  v  irirüiiffi«?  oder  naf-hträgli  c  h  (s.  aber  diesen  Streitpunct  meinen 
Aufs.  155)  einzuhoiendur  Zustimmung  des  Buiiduäraths  und  des  Reichstags.  Die 
Einwände  im  Reichstag  waren  ausser  politischen  die  gowölinlichen  privatwirthschaft- 
Hcben,  die  im  Text  wiederlegt  werden.  Der  mitunter  (auch  ISTl)  gemaclitc  Vor- 
schlag, den  Schatz  verzinslich  anzulegen,  wird  durch  den  Zweck  der  Institution  rer- 
boleii.  INe  nKHzUcke  Kttadigong  der  (veider  wtlrde  aich  dne  Greditkrisc  beim  Kriegs^ 
Mufafadi  neoh  ««igun,  a.  A.  Wagnar,  ZotteU».  polit  &  990,  Jahrb.  S.  153  C 

Die  gegen  den  StaatMofaati  angeftthrten  Grttnde  sind  nicht 
durchweg  stichhaltig  oder  werden  durch  andere  flbeiwogen: 

Man  sagt  zunächst,  ein  Staatsschatz  sei  nnnöthig,  weil 
man  sich  in  Nothfällcn  durch  Anleihen  helfen  köuiie. 
Nach  den  Erörterungen  im  Vorhergehenden  ist  diese  Behauptung 
auf  Grund  der  Erfahrung  aber  gar  sehr  der  Einschränkung  he- 
düritig.  Vielmehr  erscheint  danach  der  Staatsschut;^  bedingt  last 
öberall  auch  jetzt  noch,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  ganz  ausser- 
ordentlich durch  seine  Lage  gesichert  ist,  —  selbst  England  kann 
wohl  mehr  wegen  seiner  j^eschützten  insularen  Lage,  als  wegen 
seinem  Kajiitalreiehthnms  auf  einen  Staatsschatz  verzichten  — 
unbedingt  aber  in  »Staaten  der  oben  geschilderten  Art  gerecht- 
fertigt.  Er  ist  hier  ein  wichtiges  Mittel  der  iSicherbeit. 

Man  sagt  ferner,  das  „Todtliegen^^  grosser  Geld- 
flammen,  die  Zinsverluste  u.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 
Volks wirthschaftlicher  Verlnat,  der  zudem  eine  Belastung 
der  meistens  ärmeren  Gegenwart  s«  Gunsten  der  reicheren  Zukuntlt 
in  neb  achliewe.  Die  ßereithaltung  eines  Staatsschatzes  ist  jedoeh 
eine  Maassregel,  wie  sie  im  Staatshaushalte  und  in  der  Privat- 
wirthschaft  anr  regelmässigen  Fllhrung  der  Wirthschaft  mehrfach 
unyermeidlieh  sind,  a.  B.  wie  die  Anl^ng  von  Waflenrorri&then, 
Zeughftttsem,  Arsenalen,  Schiffen,  Festungen  u.  s.  w.  und  wie  tlber- 
banpt  vcn  Resenrefonds  (in  Geld  oder  in  Sacbgtitem  für  einen 
conereten  Zweck),  weiche  bereit  gehalten  werden  ftlr  einen  mög- 
licher Welse,  stets  aber  un gewiss  wann  eintretenden  Fall. 

S.  die  sehr  treltl  Bemerkungen  von  Uermaan  S.  226,  der  „Yorräthe.  die 
man  dem  gegeowirtigen  Verbianeli  eatdaht,  um  Acik  die  Art  fbror  Vervondnng  zu 

wahren,  für  Fall.'  unvorlier/.usehcndun  Bedarfs  udor  um  sj^ru'^r  in  beliebiger  Weise 
frei  darüber  zu  verfügen**,  auch  nicht  zu  den  todten  Kapitalien  rechnet  —  Wagner, 
(irundL,  §.  27,  Anra.  3.  —  Solche  Resenrefonds  haben  eine  bestimmte  wirth- 
sc haftliche  Function:  sio  gewahren  die  Sicherheit  regelmässiger  Führung  der 
bcirefienden  (i«8cbifke.  Maa  kaa  sie  daher  aach  nicht  ab  todt  oder  massig 
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Heidend  bczcirhni'ii.  Ihn-  Nutzung»?n  aind  nur  amicrcr  Art  als  ilit»  vieler  .imlor-^r 
(jQter.  Vom  Staatssi  hafz  spcciell  gilt  d:»isselbt;.  auch  tut  die  Zeit.  Wu  er  nihi^^  bortiil 
liegt.  S>  iii  NiJt/eu  bostcLt  in  der  (icwtthr  j^s^crer  Sioheriicit  für  den  Staat  and  fOr 
die  VollowirthM-liatt.  W-  iiii  ilni  Leistungen  des  Staats  auch  im  (iclMote  tl  «  K.  rhts- 
schut/cs  uacli  innen  und  Aussen,  wie  von  deu  ^>ue^en  mit  Kectit,  Toikswmiiä<-liaU- 
Uche  ProdnctiTitlt  meritaiiDt  wiid,-  so  ist  rie  anch  eloem  Staalaschatze  von 
richtiger  Höhe,  der  die  Vornahme  jeuer  Lei  stau  >f  tu  mit  verbargt,  nicht 
abzusprechen.  Die  ujuuittcibarcn  Zin^verlostu  täud  der  lueistoas  nicht  sehr  hob« 
Preis,  um  vdohen  der  Staat  die  werdmtUe  6«wIaBhei(,  stett  Aber  die  nöthlgen  CMd* 
mittel  beim  .\usbruchc  eines  Kri<  >:>  zu  vnfü;;''!!.  bezahlt.  Bei  einer  missigett  Höhu 
des  Staatsschatzes,  die  allein  in  trage  kommt,  siud  jene  Zinsverluste  auch  für  die 
Finanzen  ertrüglich  und  werden  unmittelbar  durch  die  erheblichen  Cursgewinnste  bei 
Kriegsanleihen  mehr  oder  weniger  aufgewogen.  Recliiiliogsmäähig  würde  ei  sich 
rechtfertigen  lassen,  die  jährlichen  Ziuskostcu  des  Schatzes,  also  in  I)out^(•hlalld  jet/l 
etwa  4°/o-  *i<in  Staatsausgabeu ,  speciell  zum  Miliiarctat  zu  setzen,  ii»  dcu  ulmc 
Krieg  bisher  rorfloMenen  11  Jahren  also  bei  uns  c.  52*S  Hill.  IL  Aber  dieselbe 
Forderung  kannte  eigentlich  auch  für  die  Anrechiniui,'  von  ZilUMll  aaf  den  Koatoa- 
aufwand  fOr  Arsenale,  Fct>tungou  u.  s.  w.  (gestellt  wurden. 

Man  wendet  weiter  ein,  mit  Hülfe  eines  Staats- 
aehatzes  erreiche  man  doch  nicht  den  beabsichtigten 
Zweck.  Es  bandle  sich  bei  modernen  Kriegen  nm  so  grosse 
Sammeni  dass  man  sie  nicht  in  einem  Schatze  anfiutmmeln  kOnne, 
sonst  wäre  disr  Zinsverlnst  gans  nnertrilglich.  Ein  kleiner  Staats* 
sehatz  aber  sei  gleich  erschöpft  nnd  ohne  irgend  erhebliche 
practische  Bedentnng.  Man  müsse  also  doch  sofort  wieder  aaf 
den  Staatscredit  zarlickkommen.  Diese  Beweisftthrong  verfehlt 
das  Ziel,  weil  sie  dem  Staatsschatze  eine  falsche  Aufgabe  stellt 

handelt  sich  beim  Staatsschatze  nicht  um  OeldaummcQ,  mit  denen  em  längerer 
grofiser  Krieg  eines  Grossstaats  geHdirt  werden  kann,  nicht  um  2 — S— 400  MilL  Thlr. 

und  mehr.  Von  fh.T  .\nsarrirnltin[r  tiikI  Bcreithnittin'.;-  eine^  «nh-h'-n  n<^tra2r«  kann  ftir 
längere  Zeit  nicht  die  Kede  sein.  Uic  Function  des  Staatsschatzes  ist  aber 
ancn  eine  ganz  andere:  der  Staatsschatz  soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  daas 
der  Staat,  welcher  plui/li.  h  in  einen  Krieg  verwickelt  wird,  mit  unl»cdingte  r 
Sicherheit  sich  in  kürzester  Zeit  schlagfertig  machen  kann,  ohne  sofort 
unter  den  drückendsten  Bedingungen  mit  Anleihen  an  den  Geldmarkt  kommen  zu 
mftHsen  und  dabei  gfleichwohl  nicht  des  Erfolgs  sicher  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
genügt  aber  ein  Staatsschatz  von  mässiger  Höhe,  selbst  in  einem  Staate  mit 
ungünstiger  geographischer  Lage,  schlechten  Grenzen  und  mit  LandwehR>ystcm.  Die 
ZinsT<  rlii:^te  bei  einem  solchen  Schatze  Hillen  daher  nicht  so  schwer  ins  Gevicht  and 
worden  <liireli  die  besseren  AuIfiluTni^e  tim  so  l<  ii  liter  gut  gemaehf 

Mit  diesem  Einwände  opponirton  früher  BörseublaUer  gern  gegen  den  Staats- 
schatz, jetzt  noch  L.  Stein.  In  nnrnhlgen  Zeiten,  wie  den  jetzigeo,  wo  der  Schatz 
nur  kurze  Z'-it  nnhentitzf  liei^t,  kann  der  fininzi'Ho  Gewinn  am  Cur:^  volli-nds  I.-irht 
den  Zinsvcriu:>t  Ubcratcigen.  Von  E,  IbtiG  bis  Sommer  IbiO  giogon  am  premis.  Schal« 
5 — 6  MSI.  Thlr.  Zins  rerloien.  Diese  Sdrame  mSchte  rei(£lich  an  besseren  Cntsea 
im  Juli  und  Au^.  1^70  wieder  gewonnen  sein.  Daneben  der  von  Il'-rmann  hervor- 
gehobene Vortheil.  dass  der  allgemeine  (!ursdru«k  geringer  wjrd.  Die  IjlsI  des 
Schatzes  wie  des  iiueres  trug  Prcusi>en  bisher  allein,  der  \'ortheil  kam  auch  hier  doiu 
tlbrigen  Deutschland  mit  zn  Gnte. 

Man  erhebt  endlich  politische  He  denken  <  gen  den 
Staatsschatz.:  er.  mache  die  Kegiuruiig  uiiabl)än^;i^;cr  von  der 
Volksvertretung,  die  Coutrole  schwerer,  erhübe  die  Gelahr  unnützer 
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Kriege  oder  sonstiger  unndthiger  Ausgaben.  Diese  Bedenken  sind 
ksnm  irgendwie  bftltbar. 

£a  lauss  traurig  um  die  Macht  einer  Vulksvertreiuiig  und  um  die  Gcwisscn- 
liaftij^keit  atear  Begiernng  bestellt  sein,  wcuu  ein  StaatMchaiz  in  dieser  Hinsicht  Rc- 
fürchtuDgen  erwecken  könnte.  Dann  früHc  o\no  Keg^eruns:  anfli  oline  ihn  anabhiingi^ 
und  eine  Volksvertretung  bcdeutangslos  Kcnug  sein.  Dur  jiractische  Nutzen  eines 
StMfBSchatzcs  für  die  politische  Sirherlicit  und  Macht  eines  Staates  füllt  umgekehrt 
.rhwcT  iii.^  fJen'icht,  Indem  loau  die  Zw.  .  !»--  dw  Vcrwenduii  «r  des  Staatsscliatzfs 
geseiidich  feststellt,  z.  B.  auf  den  Fall  der  Moliilmachung  des  ileers  beschränkt, 
irordan  «och  dio  Icbton  politischen  Bedwkeii  hioDUlig.  (Beich^es.  r.  1 1.  Norcmb.  187  (, 
§.  2.  Ber  Schatx  heust  soch  amtiteh  jetzt  BeichsliriegSBchatz.) 

Die  erste  Begründung  oder  die  Wiederanftfllung  des 
Staatssehataes  erfolgt  dem  Zweek  der  Einriehtim^  gemäss  oft  am 
Besten  dureli  Anfiiahme  einer  Anleihe,  wenn  nicht  ansserordentliehe 

Mittel,  wie  Kriegsentschädigangen  Yom  Feinde,  znr  Verfügung 
stehen.  Auch  die  Veräusserung  von  Staatseigenthum  kann  in 
Frage  kommen.  Wird  dann  noch  eine  weitere  Erhöhinifr  tiber  den 
hierdnreh  erreiclitcii  (Miiiiniai  )  Betrag  für  nothwendiij;  ^efundeUi 
go  kann  diese  auä  kleinen  UeberschUssen  der  laufenden  Einnahmen 
j^^esehehcn.  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
dungszwecke des  StaatsHcbatzes  empfiehlt  sich  auch  aus  dem 
reiu-finanziellen  Gcsiclitspuucte. 

Gen.  Kdchsges  §.  1  u.  2.  Bei  eingetretener  Verminderung  soll  der  Schatz  bis 
zur  Wiudurhurätellung  der  Summe  von  40  Mill.  Thlr.  „aus  anderen  als  den  im  Reichs- 
haashaltielat  aufgeführtea  Beitigs<iuollen  fliessenden  Einnahmen  des  Itelchs  und  im 
L'cbrigea  nach  rkr  darüber  im  KeichslKiush»ltsetat  ZU  treffeudeD  Bestimutnnf  erginzt*^ 
wenlon.    8.  Jahrb  d.  D.  Kcichn  III,  15"). 

§.  76.  —  2.  Die  reclitzeitige  Organisation  eines  Systems 
jrrosser  Extrasteueru  (Kriegssteuern)  oder  richtig  repar- 
tirter  Zwangsanleihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  ftir 
ätaatsuothtiiUe  getroffen  werden  muss. 

Auf  (Hoson  Fand  hat  mich  schon  vor  längerer  Zeit  Hclforich  mit  Recht 
aufmerksam  gemacht,  s.  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  Kritik  der  ui^terr.  Bancozettelper. 
Tlkb.  Ztachr.  th6Ü^  8.  4U2  Auf  die  vesentL  Ltkcke  In  unserer  modernen  Pinanz- 
wirthscliaft.  Msdche  weder  das  bestehende  Ikstcncrnngs-  noch  das  Anloihesystcm  ans- 
foiit,  äondcru  dercatvegen  n»  eines  Schatzes  and  eiues  Systems  von  Kriegssteuem  bedarf, 
bin  feh  namentlich  durch  die  Stadien  aber  Papieigeldwiithschaft  hingefllhrt  wevden. 
Eb<  ixJ  S.  4<H).  Stein  scheint  es  anJors  ^:rLMngen  zu  sein.  Kr  spöttelt  über  den 
Ausdruck  „Ext rastcucm":  ,tWas  fOi  ein  Diog  ist  denn  für  die  Finanzwissenschaft 
eine  ExstrasteuerV "  1 ,  68.  Wenn  er  diesen  einfachen  nnd  Itlareo  Begriff  nicht  rer- 
!>teht,  so  ist  ihm  durch  Erläuterungen  ni<  Itt  zu  helfen.  S.  jetzt  auch  meine  Abb. 
dirertc  St.  U(?ru  io  Schönbeis's  Uandb.  II,  271  u.  Fin.  II,  §.366  ff,  tkber  die  „linanz- 
{lolit.  Stcucrpriucipien*'. 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wird  der  Staat  auch  im 
weiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  ftlr  den  Fall 
der  Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatscredits.  Damit 
wird  aber  auch  ein  practiscii  ausreichendes  Mittel  geschaffen, 

A.  Wtgiier,  Fiiua7wia8ciM-iuft,  l.  S.  AaH.  12 
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dnreh  das  die  Aufnahme  von  Staatesehnlden  in  den  Fällen,  wo  sie 
nach  dem  Früheren  heseer  nnterbleiht,  eher  entbehrlieh  gemachl ' 
wird,  ohne  daas  der  Staat  die  M^igUcbheit  der  Deckung  Air  seine 
einmal  unvermeidliehen  Aiugaben  verliert.  Die  gewöhnlichen 
Stenern  reichen  fttr  den  fraglichen  Zweck  nicht  ans.  Der  Ertrag 
solcher  Extrasteuern  oder  Zwangsanleihen  kann  nOthigenfalls  selbst 
ohne  wesentliche  Gefahr  durch  die  aeitweiligc  Aaggabe  von 
Papiergeld  (ohne  Zwangscurs)  anticiptrt  werden,  denn  es  besteht 
alsdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder  ein- 
gezogen wird. 

Üf'lhst  Oesterreich  hat  uu|(cf4hrdut  dio  Jouib.- vcuetiaiL  Zwaüg8anloihi;ii 
darch  Pa|>k'rgeld  (Va^licn)  anticipirt:  so  1959  Aasgrabe  v.  schon  1860  Einziehung  v. 
7*2b  Mill.  fl.  Papiergeld,  s.  l  as.  Zelt  Ibö.J.  S.  2". 

ZuvMnghahlciheii  lallen  venigsteus  in  der  hier  in  Beirachl  kommenden  Bezi'  lmrtcr 
wesentlich  unter  ilcn  (iesichlspuuct  der  Besteuerung.  Sie  können  vor  eigentlicbtn 
Steaerik  gerade  in  Staati>not)ii'aUeil  don  Vo^^u;  vordleneu,  weil  bei  ihnen  mancherlei 
sonüt  unrermeiillii  fii;  Hauen  eher  ausgoKÜcheu  werden,  —  sofort,  durch  Weiterbo- 
gebuüg  der  betretienden  Schuldtitel,  später,  durch  KUckzahluug  der  cutuommcnoa 
Sanunen. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
steuern oder  Zwangsanleihen  inuss  nothwendig  vorher  in  ruhiger 
Fried enszeit  erfolgen. 

Improvisiren  mitten  in  der  Zeit  dcä  khcgü  und  deü  unjnittelbarcu  (idd bedarf« 
iSsflt  licli  dergloicbeo  in  ausreichender  Weise  gar  nlclit  und  tteta  alsdann  nur  mH 

grossen  ünroUkommcnheiten  tiiii!  Härten.  Die  Aufgabe  ist  hier  niif  finanzii'II.^m  (u^- 
biete  eioe  iluüicbe,  wio  iu  BctreÜ  der  UrgaoiüaUou  au^rordcntiicher  militäriticbcr 
Httlfskrtfte  im  Gebiete  des  Heenreaens.  Ein  Wcbraystem  wie  das  heutige  deotsdie 
erlangt  erät  sein  nuthweudiges  finanzielles  (.'omplemeiit  iiixl  iLirin  die  (iarantie  seiner 
sicheren  Durchführbarkeit  mittelst  eines  Systems  ?üu  lltUfä&ttiUoru  iu  Kriegen  and 
anderen-  Staatsnothlagen. 

Kin  richtiger  Beginn  ist  au<  h  hier  das  namentltcb  in  Preussen  Qod  jetzt  im 
Deutschen  I{ci<  lie  ausgebildete  System  der  sogen.  K  r ie  gsl ei  s  t  n  n  ge n ,  zu  -Ionen 
gewisse  r l  a  ate  (wie  dio  Pferdebesitzer)  und  namentlich  die  Selbstverwaltung^» 
kdrper  (Kreise,  (K  in  uideni  geset/.lich  dem  Staate  verpflichtet  sind.  Diese  LefswngeD 
beschränken  sieh  im  Wesentlichen  aiif  Xatirral lieferungen  und  Leisten rr'ni.  Dif 
Uütbwcudige  Ergänzung  fehlt  aber  noch:  nemlicb  die  Kiuricbtuug  eines  Sptetn» 
von  Extra- Ci  cid  steuern,  wodureli  augleich  das  System  des  Staatsschatzes  und  das«  des 
öffcntlirli.'n  Cn-difs  ri'-litii:-  (.Tu^iin/t  wcHori.  V;:}.  dl'  ]>r''tis?isrlipn  R(^^^fimlTlU^t::nn 
nach  d.  ües.  v.  11.  Mai  Iböl  wegen  der  Kricgsleistungea  und  deren  VcrgUtang  (oiu< 
geführt  im  Norddeutschen  Bunde  dorch  Verordnung  vom  7.  Nov.  1S67>.  In  Zu- 
sammeiiliufii;  il;unit  die  Verordnung  vom  *J4.  F'  i>r.  IS^ll  u.  (iesetz  v.  12.  Sept.  Is.^'i 
aber  die  Ilcrbciscbaliong  der  Pferde  dorcb  Landlicferungeji.  Hier  wird  für  einen 
erheblichen  Theil  des  Kriegsbedarfs  (Brotmalorial,  Hafer,  Hoa,  Stroh.  Naturalvcr- 
pflegung,  manche  Transportunttol .  Holz.  Pferde  u.  s.  w.)  dur<h  eine  entsprechendf 
Verpflichtniis:^  der  Kreise  und  (iemeinden  gesorgt,  denen  nachträglich  einf  ifreilirh 
nicht  iiiiiiii  1  genügende)  Entschädigung  von  Seiten  des  Staats  zu  Theil  wird.  Jr^iA 
s.  iiam.  d.  <itsetzg«;b.  d.  D.  Keichs,  ües.  vom  13.  Juni  lb78  (nein  Aufs,  i:  i<  lisfin. 
im  Jabrb.  HI,  (I.,  220  ff.),  das  die  Haui)tgrundsritze  des  preuss.  Hechts  htrubor- 
nahra,  manche  Härten  durüclbeu  beseitigte  (so  in  Betr.  der  Pferdestellung,  eb. 
8.  223,  225).  lieber  die  Verhältnisse  im  F  rieden ,  s.  Ges.  d.  Nordd.  B.  v.  25.  Jani 
tiher  (.'ijarti'  rlctHtung  u.  be^i.  /um  Vergleich  das  Cv-i  mIkt  d.  Natnrailfi-fiiji^rfii  f  li. 
bewattuetc  flacht  iui  Frieden  v.  13.  Febr.  1675.   Diese  Gesetzgebung,  bes.  d.  (ic». 
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V.  1ST3,  iät  auch  ein  'Ss.  Beitrag  zur  principioll  rieht.  Uchandl.  >\v~,  Privatcigon- 
tbunas  ans  dem  Ge^ichtspuncte  des  öffeutiichca  lutcresücs,  s.  Jahrb.  225, 
meane  Grandl.  I,  §.  286.  —  Corrcspondiren  moss  nur  ein  gcre<-htes,  auch  fur  solche 
Zwecke  ausreichendes  Steuersystem  der  Kreise  u.  Gemeindon.  Die  Aufgabe,  durch 
Extrasteuern  di>  B.tlcL'kung  des  Staatsbeilarfs  für  don  Kricfr  sicher  zu  stellen,  wird 
überhaupt  wohl  mittelst  Decentralbatiou  der  Besteuerung  gclusi  werden  uiUsseo.  S.  o. 
§.  45.  47. 

L'uterbleibeu  die  l}Ct;prochenen  Vorkeliiniigen,  so  wird  besten 
Falles  schon  der  Staatscredit  in  einem  zu  ina-sslüsen  Um- 
fanfre  f(ir  die  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben  in  Anspruch 
geiioiiiijieji.  Das  führt  nur  zu  leicht  in  die  reine  Deficit wiitbsobatt 
hinüber.  UltiiialH  wird  aber  die  Hülfe  des  Staatsered its  ver- 
sagen. Dann  imaa  in  Ermangelung  anderer  Mittel  die  Aufgabe, 
Ton  welcher  vielleicht  das  Sehieksal  eines  Staats  und  Volks  ab- 
hängt, unterbleiben.  Oder  aber  der  Staat  Inltt  sieb,  so  laii^e  es 
geilt  —  und  es  gebt  stets  eine  geraume  Zeit  lang  —  durcli  die 
Ausgabe  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  h.  uneinbisbarem, 
mit  dem  Zwaogscurs  versebenem,  und  regelmässig  geht  daraus 
länger  ftDdauernde  Papiergeldwirtbschaft  mit  allen 
iliren  zerrflttendea  Folgen  henror. 

S.  A.  Wagner,  ürdn.  S.  27,  StutowOrterb.  X,  I!),  Bor.  d.  rotksv.  Congreas. 

in  Uannofer  1S64.  S.  48  u.  die  Ent^r^nnii^  v.  Wolff,  worin  der  frcriiirto  nbstracte 
Standpanct  in  äuüäctstur  Kat?etät  hervortritt.  —  Za  dio^eai  ycrderblif  hen  Hulfümittel 
ist  trotz  der  kUnteii  Einsiclit  in  dessen  SchldlicUreit  fast  jeder  neoero  Staat  in  an- 
daueni  len  si  liliinrocn  Notblagcn  gcdränirt  \ronlen:  so  fust  alle  hctheiligton  Staatni 
in  dea  groitscn  tranzös.  Rerolaüonskricgcu,  selbst  Urossbritauniun.  Frankreich 
rennied  die  Papicrgeldvirtlischaft  unter  Napoleon  I.  besonders  Dank  den  ungehenren 
Contribotionen  u.  s.  w.  des  Auslands.  In  neuerer  Zeit  sei  nur  an  Oesterreich 
(seit  IS4S,  lSo5,  18.VJ.  1^60),  Russland  (seit  1654,  u.  von  Neuem  im  letzten  Türken- 
kriege 1S78  fl".}.  Nordamerika  (seit  I8«2>,  Italien  it  I^Oti),  Frankreich 
(teil  1870}  erinnert 

In  unserem  gcrilhmt  'ü  Zeitalter  der  volkswirthschaftlicbon  Aufklärung  ontl  <]• 
•  KecLt^siaab  hillt  uiau  sich  nlso  wie  ehedem  mit  Verschlechterung  der  Währung,  d.  h. 
priratrecbtUeh  gesprochen  mit  I{aii)i  und  Betnig  und  ungleichmässigster  Belastung  der 
Fiiizelncn  fttr  die  StanNz^crlvc .  nicht  w.il  man  das  Mittel  billigt,  sondern  weil  es 
l'actisch  zunächst  allein  zum  Ziele  liihrt.  Der  Grund  liegt  einfach  in  der  oft- 
maUgen  praetischen  ünzolfingUchkeit  des  Anlcihesystums ,  im  Sfangel  eines  Staats^ 
Schatzes,  dor  am  I^-  sfcn  nhcr  di>'  c-rsten  firinnziellün  S' liwiori^keifen  beim  Aii>l)riii-h 
uiner  ötaat^ootbl^e,  insbeiioudcrc  eines  Kriegs,  hinweg  hilft,  and  iu  der  t'ngenugcndhcit 
der  bestehenden  Stenersystene,  «reiche  bei  Weitem  nicht  elastisch  genug  sind. 
»IUI  sich  jJöt/Iichem  grösserem  Staatsln  darf  anzube'|iiciiii'n.  Die  Sicheniii);  i:<  )fen  die 
(ie£ahr  der  Papie^eldwirtbächafi  ist  daher  nicht,  wie  man  wobl  gemeint  hat,  in  der 
Verbreitung  der  Einsicht  in  die  roUnwiräischafUi^«!  Nacbtheile  des  Papiergelds  zu 
sacken,  denn  diese  Einsicht  fehlt  nicht  mehr,  — •  ron  der  Verbreitung  dieser  „Auf- 
klärung" Uber  dif  Na^  htlK-ile  des  Zwangscurses  erwartete  man  auf  dem  volksn  irth- 
schaftüchen  Congrcss  in  Hannover  das  Wunder,  dass  es  keine  rapiergeldwiitliichaft 
mehr  geben  srerde!  8.  Ber.  S.  52.  Vgl  meine  Grumll.  133,  —  sondern  in  der 
Bereit  tn  a  I  Ii  tin  jr  anderweiter  finanzieller  Hülfsmittcl  .1.  Ii  n«  lnii  dem 
^Staatsschatz  in  einem  System  ron  Extrasteuern.  Bisher  bt  diese  wiclitigc  Aufgabe 
ron  der  Praxis  noch  sehr  wenig  beaohtet,  von  der  Theorie  so  gut  wie  gans  ignorirt 
oder  mit  oberf  ärhlicher  Kumichtigkeit,  wie  in  der  Siaalaachatzfrage,  ron  der  Hand 
gewieseu  worden. 
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ISO        1.  B.  3.  K.  KAteneUe  OrdnviiK  der  FliiMunrirt]uch»ft  §  70»  77. 

Audi  S  fei  II  Iiat  tlar(lln;r  iiirlits  in  d.  I'ia.wiss.  —  In  s.  Lclirc  v.  Iloerwcseu 
giebl  Stein  S.  20  —  2S  einige  l'inger/ei;?e  für  die  Aufgabcu  d.  Fiiianzwreäeus  im 
Kriege  u.  stellt  dann  eine  allgemeine  Kegel  auf.  «rclclio  dou  Mittclpunct  aller 
„ Kinanzwissenschaft  des  Krieges"  il)  bilden  soll.  Dannrh  „hat  die  Diplntn.ifir 
-dorn  Staate  zu  üage».  welcher  Krieg  wahr^chciulich  ist  (II),  dit^  Ktiegswissensohüft  hat 
zu  ngen,  welch«  Mittel  er  fordert,  die  Hocrosrerwahung  hat  darnach  die  Kriegs- 
bereitbchaft  zu  bestiaiuien;  die  rinanzverwaltung  hat  ihrcr^i  its  diese  Krit^i.";'»!  it-  luift 
darck  ein  Aalchcn  zu  decken;  diestcs  Aiilckea  vor  (I!)  dem  Kriege  mms  so  gross 
sein,  da«  es  die  bereits  rorbradone  schwebende  Scheid  dos  Staals  im  Vorens 
consolidirt  (VI),  denn  der  Krieg  seUtsl  -oll  nirht  mit  Atilelirn.  sondern  mit  Ausgaben 
roD  scbvebcudon  Schaldschetnou  gefuhrt  werden  aud  diese  Scbaldscheine  soll 
inen  nach  dem  Kriege  wieder  durch  eine  ObligationssehDid  coosoUdiree/'  PsngvD 
die  schwebenden  Sihublsrhcine  an  ..zu  billig  zu  werden,  so  soll  derKrieg  auf- 
hOron  il).  Denn  das  richtige  finanzielle  Manss  seiner  Dauer  ist  kein  andre.-, 
als  der  Cur»  seiner  schwebenden  Schuldscheine  (!)"  Der  Krieg  „dauert  /.ii 
lange,  wenn  seinetwegen  Papiergeld  ausgegeben  werden  muss;  gefährlich  wird 
sein«'  Dnner.  wenn  das  Tapiergeltl  ein  Agio  b'>k<<intnf.'"  .  Nur  (lic  Ii -Itstc  <iefah  r 
kann  einen  krieg  mit  Agio  niofivireir*.  Mit  Jicaciii  Itt/tcn  Sat/,  li.ilt  »ich  Sleiu 
fnr  diese  „Finauxwi-^sehächaft  des  Kri  u«-^  '  -in  IMortchen  olicn.  um  diese  l>odenlok 
doctrinär '  'ind  uiiprr\>  ti^'  TlicMii  •  'I.  r  1>  ckung  des  Krio^iabedarfs  zu  retten.  Kiu 
weiteres  W  ort  der  Kritik  ist  ni«  ht  nothwendig.  Man  braucht  nur  au  Kreiguisüe  wie 
1859.  1^66.  1870.  an  die  Lage  foUends  ron  Staate»  wie  Oesterreich,  Rossland. 
It.ilicii  11.  \.  a.  m..  w.-I  li'-'  si;hon  in  Frii"lcn</i  it  en>^i^rfIi'Mi"<.  si  liwaukeiides  Papier- 
geld habcu,  zu  denken,  um  die  absolute  ü  na nwcnd bar kcit  jener  StcinMboii 
„  Finanzwisscnsdiaft  des  KricKs'*  sofort  zu  ericennen.  Die  Aufstellanfr  onbranehbarer. 
s<  hön  klingender  Formeln  ist  doi  h  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  ni<  htl  Diese 
Stein*sche  Theorie  i»t  eine  neue  Bestärkung  meiner  oder  viclmebr  der  dontscben 
Staatsschatdheorio  und  des  im  Texte  Gesagten. 

V.  —  §.  77.  Begriff,  Arten  und  Umfang  dcb  Oeficits. 

Der  Begriff  Üolieit  wird  im  fewflhnlichen  Leben  nnd  6ell»st  in  der  technischcH 

Sprache  des  Staalsr^  linun);swe>i'ii-i  oft  in  verschiedenem  und  fast  immer  in  eiuein 
ragen.  unprlU;i:>vu  Sinne  goUraucUt.  Line  iwbt^rfore  Be^rill«beiitimmung  und  die  uoth« 
wendige  UttfenchcidDug  rorschiedener  Arten  ron  Deficiten  ist  für  Theorie  oud  Praxis 
geboten,  um  viele  Unklarheiten  zu  beseitig*'ii.  Heide:«  erlangt  man  am  He>(en  dun  ti 
die  Anknüpfung  ile.s  Begritis  und  der  Unterscheidungen  an  eine  wissenschaftlirhc 
Theorie  der  Deckung  der  Staatsausgnbeii.  Demgcma^s  ist  schon  iu  den  früheren  tiu 
u.  fl*.  eine  bestimmte  Terminologie  gebracht  worden,  welche  hier  zum  Scblnas  Doch 
ttbenichtlich  zusaiiim'-fi'_'  -f- 11t  winl; 

1.  C  aasen  deficit  oder  Delkit  im  weitesten  Sinne  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  lautende  Gesammtausgabe  (alle* 
Arten  zasammengefasst)  oder  der  ^^Gesamnit- Aasgang"  durch  die 
Geaammteinnabme  (gleichfalls  aller  Arten)  oder  den  ,,Gesaniiiit- 
Eingang"  in  einer  Finanzperiode  nicht  gedeckt  wird.  Diese«  Caasen- 
deficit  ist  ein  acutes,  wenn  es  plötzlich  durch  Vermehniog  der 
AnsgÜngei  Verminderung  der  Eingänge  oder  durch  beide«  zngleieh 
hervortiitt,  ein  ebronisehea,  wenn  es  sich  durch  mebr^re  Finanz- 
perioden  hinzieht,  also  länger  andauert  Jedes  solches  Deficit  kann 
nnd  muss  znr  Ziffer  gebracht  werden. 

2.  Eigentliches  oder  wahres  Deficit  bezeichnet  den 
Zustand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  finanzwissenschaft- 
liehen  Sinne  des  Worts  (das  Normalerfordemiss)  nicht  vollständig 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wie  dies  nach 
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§.  60  priocipiell  in  verlangen  ist  Auch  liier  kann  in  ähnlicher 
Weise  wie  beim  Casseudeficit  ein  acutes  aud  chronisches  Deficit 
QOtenchieden  werden.  Dieses  eigentliche  Deficit  ist  ebenfalls 
möglichst  genau  zur  Zitier  zu  bringeD,  was  aber  eine  viel  schwierigere 
Anfgabc  der  Finanzcalculatur  und  Finanzstatistik  als  beim  Cassen* 
deficit  ist  ü^s  bildet  das  Hanptkriterion  für  die  Beartheilang  der 
angttnstigeii  Lage  eines  Staatshanshalts. 

3.  Deficit  in  der  ansserordentliehen  Gebabrnng  be- 
zeichnet  den  Znstand,  wo  die  ansserordentltebe  Ausgabe  oder 
die  Snmme  der  AnsgSnge  dnreh  den  Ueberschnss  der  ordentlichen 
Einnahme  Ober  die  ordentlicbe  Anegabe  nicht  gedeckt  wird.  Es 
kann  dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthschaftlichen 
Kapitalanlage  und  im  Zweige  der  eigentlichen  ansserordentliehen 
Ausgabe  nnterschieden  werden.  Namentlich  letzteres  Deficit,  welches 
dann  meistens  dnrch  Scbnldanfnahmc  gedeckt  zn  werden  ijüc^^t, 
ist  ebenfalls  ein  wichtiges  Kriterion  znr  Beartbeilang  der  un- 
günstigen Lage  eines  Staatshaushalts.  Gegenüber  der  privatwirth- 
schaftliclicn  Kapitalanlage  gestalten  sich  die  Vcrhältuisüc  insofern 
anders,  als  die  Deekung  dieser  Anlage  durch  ausserordentliche  Kin- 
nahmen allgemein  zulässig  ist,  daher  der  genannte  Begriff  ,,Deficit" 
hier  eigentlich  euttallt. 

4.  Die  verschiedenen  Delicite  können  budsrctmassige,  die 
schon  im  Voranx  liliiL'e  vori^eschen  sind,  und  wiikliche,  die  sich 
in  üebereinstiiuiiiung  mit  dem  Budget  oder  auch  gegen  dasselbe 
aas  der  lautenden  Gebahrung  ergeben,  sein. 

And-re  6u^ritr!>bestiminung6n  des  Deficits  bti  Stein.  iMiinnzwisseiiscli.,  '.i.  Aus;r.. 
S.  42  ti.  Er  unterscheidet  ein  finanzielles,  ein  afUuiuiitraiivea  ujid  ein  eigentliches 
Deficit,  das,  auf  seine  Ursachen  zurtlcigcfUhrt,  den  Begrili'  des  ätaatswirthscbaftlichen 
Deficits  crsrcbe.  Uihrr  let/fcrc^  unklare  Anseinanderi-  t/unjc  S.  \C,  iT.  ;Es  sull  z.  B. 
entstehen  darcb  Uas  rcgelmussigc  Steigen  der  Ausgaben,  da»  »einen  allgemeinen  Grund 
in  dem  in  dar  Höfel  steigenden  Preise  aller  Bedttrfnisse  hat:  dies  sei  das  „natar^ 
!i'  !i<:"  (!'  Orrfirit).  Dniin  führt  Slein  das  Deficit  auf  einmaliizv  ^rros^r  Auslig-.;  für 
irguud  einen  Thcil  der  Verwaltung*'  zurück,  —  im  Weseotlichea  ao  wie  ich  nach  der 
obigen  Lehre  von  d.  staalsvirtlitch.  Kapltalanhige.  aber  ohne  scbarfe  Cbaraoterisining 
dieses  Fall-,  w'u-  sie  oben  versucht  wird.  In  d.  4.  A.  I,  •)!  kommen  noch  einige 
weitere  wilikuhrliche  Specialisirungen  u.  Benennongon  von  Deficitis  vor.  Das  ,^mioi- 
^tratire*'  Deficit  entsteht,  „wo  ein  bestimmter  Venraltnogszwcig  mehr  Ausgaben  nacht, 
als  ihm  im  Voranschlage  berechnet  worden."  Stein  zerlcfrt  es  in  drei  Formen,  N.  2 
wird  durch  ein  .,öncntl.  Inalü  k"  begrtindet  („Deficit  d.  Noth").  N.  3  „productins 
Deficit"')  durch  einmalige  grosse  Ausgaben  (also  wie  meine  ..staatswirtbsch.  Kaj>. 
anläge").    Die  ,,1-  t/t    n  cigcntl.  allgeueinsie  vVrt  des  Deficits"  i^f  das  ..rcgelmlasige" 

sir !  .  das  auf  'I' ii  'icsetzen  Iii  rtiJit.  wcirlie  den  Wertli  iles  (JeMes  beherrs<'hen ,  wo 
eine  jener  balbwahrcn  üeneraiisationen  über  die  bestaaUige  Tendenz  zum  Sinken  do:» 
Geldirenhs  zur  BegrOadung  herbeigezogen  wird.  Auch  in  der  Darstellung  gehen  bei 
Stein  hier  die  „Arten"  und  die  „Formen  der  Arfe)i"  th-s  Di  fii  its  bunt  durchrinaiidcr.  — 
Ich  habe  keinen  Grund  gefunden,  an  meiner  früheren  Darstellung  etwas  zu  ändern. 

Ü'enn  Stein  noino,  nbrif^ens  nacb  dem  obigen  secundäro«  Unterscheidung  von  acntem. 
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cbronischcm  Deficit  ))ractiüch  uud  Üieorctiscli  vcrthloü  ituiint,  so  iat  dies»  UrtbeU  mir 
wieder  ein  Beleg  dafür«  d*ss  Stoin  I<  iil<  r  aus  den  Asterr.  ZosUadon  nicbt  80  viel 

gelernt  Imf.  :ils  cv  gekonnt,  wenn  er  uhbcfan<?en,  oliiic  sieh  von  seinem  Schema  be- 
bcrnicben  lu  lassen,  geprtift  hätte.  In  d.  4.  A.  I.  OS  hjiüUclt  Stein  auch  über 
meine  UDterschcidung  des  „budgetmässigen''  und  „wirklichen"  Deficits  ganz  nnver^ 
sfänJip--.  l  iii  .. btiil^'('tm'i-?>i!:res"  Df'fiiMt  l)raii<lif  iliir'  li.ins  kein  wirkli^'hps  zn  werden. 
2.  B.  wenn  die  Eiunahuiea  die  Voranschläge  überschreiten.  Steins  weitere  Kinwändc 
sind  cin&ch  Folge  seiner  FlOchtigbeit  im  Lesen. 

Die  richtige  Berechnung  der  verschiedenen  Arten  und  nament- 
lich des  eigentlichen  Delicits  ist  bicrnaeli  eine  scliwici  ij^^e  Aut'jLMbe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  umtiissende  Umrechnungen  der 
Etats  ndthwendig  macht.  Die  gewöhnlichen  amtlichen  uud  privaten 
Rercehnnngeu  ergeben  ftlr  die  Zwecke  der  vergleichenden  Finauz- 
statisiik  und  für  die  Beurtheilnng  der  wahren  Lage  eines  Staats 
haushalts  iiuuier  nur  ganz  annrihcriingsweise  richtige  und  vergleieh- 
bare  Wcrthe,  was  z«  oft  iiherselien  wird.  Denn  man  legt  dabei 
keine  riehtii^en  Bcgritl'e  der  „ordentlichen"  und  y^ausserordentlicbeu^' 
Einuahuien  und  ihrer  Unterarten  zu  Grunde. 

Die  Grundsätze,  narh  denen  die  amtlichen  S'taatsrechnungeu  iui  Atisi^'^abe-  und 
Kinnabmc-Etat  aufgestellt  werden,  sind  sehr  verschieden.  Auch  die  I-iuanz:Ujiiiatik)cr 
lassen  sicli  selten  ?on  ganz  iMStimmton  wlssensctiaftlicihen  Principien  bei  iliren  Za- 
samincnstellungcii  leiten  oder  vernjög'ii  diesellu  n  .loch  VkI  'Ici  Vi^rwickeliheit  der 
Aufgabe  nicht  ganz  coosequent  durchzufahrea.  Man  iu\ias  daher  immer  erst 
genau  angeben,  irss  im  cencreteD  Fslle  unter  dem  Begriff  „Deficit** 
verstanden  werde.  Meistens  fasst  man  zwar  diesen  Begrill  in  der  Praxis  und  in 
der  Finanzstatistik  so.  dass  er  sich  obigem  ßcgrid'  des  wahren  Deficit»  nähert,  aber 
eine  Menge  nach  Zeit  und  Land  immer  wieder  venchicdenc  Unterschiede  finden  doch 
StAtl.  Ton  den  Ausgaben  pflegen  wohl  diejenigen  für  privatwirthscbaftli<  lu'  K  i]atal' 
anlagen,  z.  B.  für  Eisenbahubautcn,  zum  Theil  lii  htig-  abgesetzt  zu  werdtMi,  aber  z.  B. 
Meliorationsrcrwcnduogcn  für  Domänen,  Berg-  ii.  iluttenwerke  u.  s.  w.  in  der  ßcgvl 
wieder  nicht  £ine  Ausscheidung  ron  Ausgaben  für  staatswirthschalUiche  Kefiltal- 
anlagen,  z.  B.  t^rossr  Vcrwalttin«;>[rfnriii.  ii  und  neue  Organisation^'n ,  ri'fff^Irnäs'^isrc» 
Strassen-  und  Wasserneubau,  Ürnndsteucrkataster,  hndet  gewöhnlich  nicht  statt,  aber 
in  einzelnen  Fällen,  namentlich  wenn  es  sich  nm  sog.  „einmalige**  Ansgmben 
bandelt,  z.  B.  für  gro^s c  Ablösungen,  „ausscrr.rdentlii-hon"  Sfmssmhrui.  I'fnsrotaltnug 
der  Bewatinnng  des  Heers,  Scbillsbau,  Fcstuogsbau,  wird  die  bezügliche  Ausgat^ 
doch  wieder  ron  der  ordentlichen  abgezweigt.  Die  Schuldentilgung  wird  wiedemm 
ganz  verschieden  behandelt,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  ihL-ilwcisc  zur  or  Icntlichen 
Ausgabe  gereciuet.  Aebnlicbe  Uugleiclunässigkeiten  finden  sich  bei  der  Behandlung 
der  Einnahmen.  Ein  festes  Princip  fhr  die  Eintheilung  fehlt  regelmässig  auch 
hier.  Meistens  wird  zwar  zum  Behuf  der  Berechnung  des  Deficits  die  ordentliche 
Einnahme,  also  die  K- inertr.ii;.'  des  Sfaataeif^t'iithnms  «tid  d-  i  Stinerii,  zu  (inindo 
gelegt,  Schuldaut'uahme  und  \'t  iänsbcrujig  von  btaatseigeuthuui  wie  Domänen  u.  s.  w.' 
richtig  abgesetzt,  aber  cons'''iii>  tir  wird  dieser  Grundsatz  selten  durchgeführt  Kleinere 
Erlöse  2.  B  ans  rf* c-o  I  iii ässi gr  n  ^'rräiiH'if'nrnL''*'n  von  DorfifuiLti.  selbst  aus  ein- 
maligen vun  kleineren  l^ouderen  Staatsaustalteu .  wie  Hüttenwerken  u  dgl.  ui.,  »ind 
doch  oft  bei  den  ordentlichen  Einnahmen  eingescblossen.  Mittheilnngon  ans  den 
Finanzrechnun Jen  dcrStariteii  tib'T  da-.  ..iK'firit"  müssen  dah.  r  sti'ts 
mit  aller  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Selbst  woon  die  Ausweise  sehr 
detaillirt  vorliegen,  ist  es  zumal  dem  PrivaMatistiker  kaum  m&glich.  ganz  sichrre  und 
LH  iKin  V(:r!:l'  i  bbare  Daten  ff'tzii>t  Uen.  Man  hiUt  sich  für  die  Berechnung  d» 
Dcticits  in  läogereu  Fehoden  auch  wohl  einfach  an  diu  Zunahme  der  Staatsschuld, 
die  Ahnahme  des  werbendm  Staats? crmögens,  indem  man  grttosere  neue  priratwirthsch. 
Kapitalanlagen,  t.  B.  Eisenbahnen,  In  Abzug  bei  der  Schold  bringt.   Alleiii  aus  der 
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Zonahmo  des  Kapifalhi'frags  der  Sebald  ist  dnn  Jiatis  nicht  arjT  ein«  gleiche  A'cr- 
venduQg  ausserordentlicher  Mittel  i\x  öchliesscü,  da  die  Schuldtitel  sehr  oft  unter 
I^ri  begeben  Verden.  Selbst  wenn  der  wirkliche  Erlös  am  der  Schiildfermeliruug 

und  Eigenthamsveriuindcrung  constntirt  wird,  so  kann  vielleicht  ein  umfassender 
Strasscnbau,  eine  grossarlige  Reorganisation  der  Verwaltung,  des  Steiierwesens  durch- 
geführt sein,  wodurch  das  „wahre  *  Deficit  (im  obigen  Sinne,  unter  N.  2)  viel  goringor 
wird,  als  es  sich  aus  jener  Hechnung  crgieht  OfTenbar  dreht  rieh  hier  aoch  Vidcs 
um  den  RciJiiH  (Ilt  Productivität  einer  Aiisfja'ie  oder  Anlage,  wnnn.  h  lirh  uiederum 
der  Begriil  Dcticit  verändert:  das  Deficit  wird  grösser,  wenn  unter  piuductiiruu  Au3-> 
gaben  nur  die  verstanden  werden,  welche  eine  rentable  privatwinhsch.  Kapitalanlage 
bohaden,  und  Ut-iner,  wenn  aurli  amlcrc  Au^iiabcn  init  Ifinsr-Ter  Wirkung  sn  genannt 
werdeu.  —  Nur  mit  all  den  Vorbehalten,  welche  sich  aus  dem  Gesagten  ergeben, 
laaaen  rieh  daher  Statist.  Anfaben  ober  „Deficite**  machen,  wie  rie  in  der  Kurze  Ran 
in  der  5.  Ausg.  §.  A\'iX\.  iitul  ausführli' Ii- r  ich  in  d.  f».  Ausg.  von  Hau  S.  23fi — 212 
brschteo.  Dieser  änanzstatiatiächa  Excuiü  h>i  in  dieser  wie  iu  der  vorigen  (2.)  Aus- 
gabe fertge&llen,  weil  er  in  ein  Werk  über  Finanzwissenschaft  Dborhanpt  kaum  ure- 
hört.  Er  wäre  einem  Handbuch  der  pract.  Finanzstatisfik  vorznljrluiltcn.  Dann  aber 
auch,  weil  ich  mich  noch  mehr  überzeugte,  da^s  bei  einer  wirklich  bmuchbaren 
statii^tiächen  Behandlung  des  Puncts  nocb  viel  mehr  ins  Detail  eingc^a[i;;!.:u  werden 
mass,  als  o»  an  diesem  Orte  irgend  angeht.  Diejenigen  Daten,  welche  allenfalls  Platz 
tinden  könnten,  sind  atii  h  no  -h  immer  viel  reichlicher  in  leicht  zugänglichen  Werken 
zu  finden,  wie  bcäond.  m  den  finanzstatistischcn  Abs(  hnitten  des  Gothacr  Ilofkalendcrs 
(bis  1976  von  Hermann  Wagner,  seitdem  v.  hm  u.  v.  Stein),  in  K olb 's  Statistik 
u.  s.  w.  Ans'^rr  mif  diese  Werke  ist  far  die  einzelnen  Staaten  aof  die  frtthere 
Bibliographie  zu  verweisen. 


Vierte«  Kapitel. 
Fonaelic  OrtiiLimg  der  Fiuauzwirtli!»eiiaft. 

Dies  Kapitel  bildet  wie  froher  bemerkt  iS.  61,  130),  eine  HinzofUgung  in  dieser 

Auflage  dieses  Randes  I.  /oin  i  r-ti  n  Buche  „von  der  Ordnung  der  Finanzwirth- 
üchalf .  aus  den  S.  61  dargelegten  Grnndeu.  Die  Angelegenheiten  und  Fragen 
der  formellen  Ordnung  sind  im  Unterschied  zu  denjenigen  der  materiellen  Ordnung 
mehr  finanztechnisrh-r  und  Staats-  and  rerwaltongsrechtlicher  Natur. 
Sie  verlangen  vielfach  auch  fur  eine  allgcmeiiif  Hi  li mdlang.  vollends  für  das  Vfr- 
ätänduiss  der  Finanzeinrichtungcn  eines  concretcu  Staats  ein  Zurückgehen  auf  i'irianz- 
itnd  Verwaltangs-Ge schichte.  Auch  in  einem  Werke  Uber  Finanz. Wissenschaft 
iijid  Fiiiaii/,  |i  «1 1  i  t  i  k  kann  oin  'Einr"1i<'n  auf  di«!se  technischen,  r'rhtli.'lip'n  nn'l  n^o- 
schichtlicben  \  crhältnisse  des  engen  ZusammcDhangs  mit  den  tinanzwisseuschaftlicheu 
und  -politischen  ErSrtemngen  wegen  nicht  ganz  rermieden  worden.  Aber  es  ist  nicht 
fitir  ans  rins^i-^rcn  (JrUnderi  zu  hi^-rhrfinken,  es  rmiss  ■^^\<■]\  die  Verachio-Jci  b  i'^lrs 
Standpuncts  diesen  technischen,  rechtlichen  and  geschichtlicboa  Seiten  des  Gegen- 
stands gegen tkber  in  einem  Werke  Ober  Pinanzwisscnschaft  einer«  nod  In  solchen  ober 
die  Technik  des  Finanzdiensts  da«  öflcntliche  Finanzn  rht  und  die  Finanz-  und  speciell 
die  Finanzverwaituugsgeschichtc  anderseits  festgehalten  werden.  In  dem  vorliegende» 
Werke  handelt  es  sieb  bei  der  Beschftftigung  mit  jenen  Suiten  immer  nur  um  die 
Angabe,  allgemeine  Kntwicklungsprincipien  aufzufinden  und  allgemeine 
<t  rund  Sätze  fUr  die  mit  der  jeweiligen  Kechtsordnung  und  dem  gesammtcn  Knltur- 
zuatand  eines  Zeitalters  vereinbare  möglichst  zweckmässige  (iestaltung  der 
formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  festzustellen.  Der  Finanztheoretiker  nnd 
Finauzpolitiker  hab.-n  dali  t  andere  Ziele  und  müssen  in  Folge  dessen  auch  thpil^''ise 
andere  Wege  gehen,  als  die  juristischen  Dai-stcllor  des  Finanzrechtü  und  die  Histo- 
riker des  Finanzwesens.  Stein  scheint  mir  das  Öfters  zn  Obersehen.  Aach  ein/cinc 
historischo  Nationalf/konomfn  sind  woJil  s-pnni^rt,  Finanzwissenschrift  und  Finanzgesrlii.'htc 
ebeoM)  zu  identihcircn.  wie  sie  es  mit  Wirthschaftsgeschichte  und  Nationalökonomie 
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zu  thuii  Sachen,  —  freilich  ohne  dies  wirklich  zu  erreirlien  — ,  tinfcr  I  m  unUnrcii 
Vorgeben,  nur  so  werde  die  letztere  ,,exact"  begruudcL  Ilici  licjji  ui,  K.  cia  Misa- 
Tfll^Ubiduisji  iiIiL-r  das  Wosen  und  die  Aufgaben  der  Natioiialökonoinio  und  Kinanz» 
wissensrliaft  als  eigener,  von  Wirthschafts-  uml  Fiti;in/i:LS<  hichte  unterschiedener, 
wenn  auch  auä  dicsou  einen  Tlioil  ihres  Materials  und  ihrer  liewuiäOiittol  uuluelimcu- 
der  DisdplineD  ror. 

Die  im  Ganzen  so  reichhaltige  miucie  deutsche  systematische  Literatur  ij?>(,r 
Finaiuwisseuächait  iiat  freilich  deu  tiegcustaod  üiesot  Kapiteb  ntir  au«ualiiiu>weibc 
etvas  goBftUdr  und  principidlor  bdbaadett  («m  mcbtea  r.  Malehas).   Wena  dmtxt 

jt't/t  auch  Man  lies  ]iinzu/.u fügen  ist,  so  liegt  doch  der  bisher  Ublicheu  mehr  nur 
ohentircnden  und  cursorischcn  Behandlangsweisc  die  richtige  Auflassung  zu  Grun<ic, 
dflss  die  Materie  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  Fiuanztochnik  und  Finaux- 
redit  in  der  Kinanzwisseuschaft  als  solcher  nicht  erschöpft  Verden  kuuk  noch  noML 
An  dies*er  Aiiffassuni?  halte  i*  ]i  i-ti  FoI<r(-iHl<  i;  cbenfalL,  fest. 

Aua  der  alleren  Literauu  ü.  u.  A.  schon  v.  Seckcn  doil'f ,  tcuticher  l  üislcn- 
staat  (Frankf.  Ausg.  v.  165G,  nach  der  ich  citiro),  bes.  Th.  3,  Kap.  4.  r.  Justi, 
Staatswirthsch.  2.  A.  Lpz.  17.">S,  II.  Ruch  3.  auch  R  2.  S.  !';•>  j.asaiui.  Aus 

der  neueren  systemat  tiüauzwiss.  Literatur  s.  Jacob,  Fin  11,  Buch  3«  beat. 
§.  9G4— 989  n.  §.  1268  ff.,  roinenilieli  n.  am  elDgehondsten  r.  Malchas*  der  deu 
2.  Band  seines  Finanzwerks,  zwisclien  Fiuanzwisscnschaft  und  Finanz v i* rw.i  I - 
tuugslehre  principicU  im  System  unterecheidend,  ganz  der  Ictztoreu  widmet.  Kau  U, 
Bach  4,  §.  530  fT.  Umpfenbaoh  II,  Bach  4.  Bes.  Stein  4.  A.,  I,  al--223 
(^n'^^ssfentlicils  hierhcrgehOrig.  übrigens  mit  sehr  •künstelter  und  angreifbarer  Sysie- 
matisirung  des  Stofls).  Loroy-Boaulieu,  tin.  II,  livre  1.  Abriss  einiger  Haupt- 
puncte  in  meiner  Abh.  Ordn.  d.  Fin.virthsch.  in  Schönbcrg's  Haudb.  IL  §.  l—ü, 
V.  Czörnig,  Darstell,  d.  Einrichtungen  ttber  Budget,  Staatsrechuung  u.  Controlo  in 
Oesterr. .  Preussen.  Sudiscn.  Baicrn.  Wttrftcmb..  Bailcn,  Frankrcirli,  Bclpifn  (Wien 
1866).  Son^t  {^cliüU  ^lancUea  aua  den  .Schritien  über  VcrwaltniiL'^s-  und  Finanz- 
geschichte,  aber  Staatsrecht  u.  Politik  hiehcr,  bes.  «nch  die  b)  Z  t^ltche  Literatur  Uber 
diese  Verhältnisse  in  einzelnen  Staaten.  Daninfpr  sind  ans  d.  i  (biUtschea  Literatur 
V.  Hock's  Werke  über  Frankreichs  und  ^urdauierikas  Finanzen,  (in eist's  über 
englisches  Staats-  und  Yerwalt.recht ,  v.  ßOnne's  aber  pfotlüS.  o.  deutsches.  La* 
band's  über  deutsches  Staatsrecht,  besonders  in  den  Abschnitten  Uber  Etat,  Budjr-jt  u. 
Fin.vorwaltuug  herrorzuhebeu.  Ueber  Frankreich  einscbläg.  Detail  iu  Bluck's 
dict  de  radnio.  firan^.  nnd  auch  d'AndiffreTs  sy«t.  fin.  de  la  Fnnce,  3.  Mit 
Par,  1864  ff.  ^.--^^ 

§.  78.  Zur  Ueberflio  In  jedem  etwas  aasgedebnteren 
OffenÜiehen  Hanslialt,  znmal  im  Hanshalt  des  modernen  entwiekelten 

grösseren  Staats  verlangt  die  Leitung  der  Finanzwirthschait  nnd 
die  DnrchfÜhrung  der  finanziellen  Aufgaben  eine  eigene  Finanz- 
verwaltung, (1.  h.  ciian  liesonderen  Aeiiiter-  uiul  Bchfirden- 
apparat  (  „Finan/Jjeliördt  ii  wescn'' )  speeicll  III  r  die  liuaiiz- 
wirthschaftlichen  Zwecke  innerhalb  des  Organitiuum  der  voll- 
ziehenden Gewalt  oder  fWr  den  Finanzdicnst. 

Nach  den  onrermeidlichen  Anforderungen  des  Princips  der  Arbctbthciluug  1« 
der  modenen  Öffentlichen  YerwaitnDf  hat  sich  in  nDseren  Staaten,  höchstens  Ton  ganz 

kleineu  sogen.  „Staaten  abgesehen,  eine  solche  eigene  Finanzverwaltung  auch  überall 
geschichtlich  herausgebildet,  meistens  als  eine  der  besonderen  obersten  Vcrwaltungs- 
abtheilungen,  als  ein  eigenes  „Ministerium*'.  Die  einzelnen  thcils  unter  dk>eui 
allein,  theils  mit  unter  anderen  Ministerien  stehenden  Finanziimt.  i  nnd  FinanzbehOrdeu 
bilden  dann,  wie  die  Aoinf<'r  in  anderen  Zw<na:cn  der  öffentlichen  Verwaltung,  ein 
Tielgliedcriges  System  und  stehen  unter  einander  in  eiikem  bestimmten  Leber-,  Neben- 
und  Unterordnnn<^»verhähniss.  Sie  sind  insbesondere  entweder  highere  leiteade, 
auch  Aufsicht  und  rontrele  anslibende,  oder  untere  aasfuhrcnde  Oricane 
im  Verwaltongsorganismus. 
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Dem  obertstcn  leitenden  Organ  der  Fioanzverwaltong,  dem 
jeUt  irewöhnlich  sogen.  Finauzniinibterium  liegt  neben  der 
Leitnii^^  und  Ücaulsiclitignng  der  gesaimiiten  Fiuanzvcrwaltnng  auch 
die  Autgabe  ob,  in  erster  Linie,  wenn  auc-ii  gcwithnlich  unter  be- 
stimmter >fitwirknng  der  übrigen  obersten  Staatsbehörden  oder 
einiger  von  ihnen,  die  Finauzget^etzgebnug  vorzubereiten  and  ^ 
den  Voranschlag  (Etat,  Budget  §.  61)  fttr  die  kommende 
Finanzperiode  aatzastellen. 

Di.'.M  i  fiiiaiiziniiiistcricllf  Kutwnrf  de»  Voraii;fl)h)»i  wird  alsdann  etwa  iiocli  c\n<>r 
Berat  Ii  uijg  iluich  andere  Orgauc  dc^  liclidrdcnotgaiaauiuä  Siaabiaih,  (mäaioiotiiiiin»i<'- 
rioin)  noIcizog^eD  and  daraof  dorn  Staatsoberhaupt  zur  Gcuchiaigung  untcrbroitüt.  Mit 
dieser  verschon  kuinint  er  in  Sta.it'  n  mit  VoIkbVf  rircfiin'z  ("Struidr,  Kammern,  Parla- 
matit)  alA  Ucgicrungs-Eiit  wurf  zur  Prüfung  und  i)cuehtni$:ung  an  die  Vurtrctuugä> 
Mrper.  Nach  beätinmten ,  aas  dorn  Verfassangsrccbt  sich  ergebenden  Beclitsfonnen 
wird  er  hier  durchberatheu  und,  im  Ganzen  odir  Finz«  tii'  ii  m  dir  oder  wo?tifrer,  viel- 
fach auch  ftu  Dicht  abgeaadcrt,  ron  der  \urtrctaug  gebilligt  '^.,Totirt'').  Zarilck' 
geleitet  an  dio  BegferoDf  wird  or  nach  erfolgter  Veroinbarani^  zwischen  den  Pactoren 
der  (/ifLb.jiiilcii  licwalt  voin  S'taatsobi  rhaupt  sanctionirt,  ,.vcrabsclii'  d et t-r 
Etat"  und  Fiuanzgesctz  öflentlich  rorkiUidigt  und  damit  der  Finanzvcrwnltung  und 
den  botheUigten  soDstigea  Organen  d«r  roUziebonden  Gewalt  znr  Bichtschuur  gegeben 
vnd  von  ihnen  zur  Anaftthmn;  oder  Vollzieh ong  gcbncht 

Die  ADgelegenbeiteDi  welche  sich  anf  die  Vorbereitung,  Anf- 
stetlong,  Einrichtang,  parlameDtariscbe  Votiruug,  endgiltige  ge* 
selzliche  FeststeUmig  und  nnmnehrige  AosfttbniDg  des  Yoninscblags 
beliehen,  bilden  dae  sogen.  Etatweeen. 

§.  79.  Die  AiiBfflhruug  des  Voranschlags  erfolgt  znnMcbst 
darch  Anordnungen  (Verordnungen)  der  hierzu  nach  dem  Öffent- 
lichen Recht  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt.  Diese 
Anordnungen  beziehen  vornemlicb  m  Anweisungen  oder  Auf- 
trägen dieser  Organe  an  bestimmte  untere  t'inan zw irthsc halt- 
liche Vollzugsbehörden  zur  Empfangnahme  der  gesetzlichen, 
bez.  etatmässigen  Einnahmen  —  Einnah mc-Aemter"  —  und 
zur  Vornahme  der  gesetzlicbeui  bez.  etatmässigen  Ausgaben  — 
„  Ausgabe- A  ernte  r'*. 

I)ieac3  „liiian/icllc  An wciüuugsr och t  *  haben  eiuuiat  das  Fiuaniuiiniätu- 
rinn  odnr  die  fon  ihm  ressoitirondeu.  damit  betrauten  Behörden,  sodann  zur  Durch- 

f.ihrnntr  ihres  Au'^rnbfctnts  und  sowi-i(  si^  Kinnahmeznreige  mit  zu  vcrwnlti'ii  haben, 
auch  die  anderen  übcrstuu  Behörden  (Ministerien)  und  die  von  ihnen  depcndirendeu 
Aemtcr,  t,  B.  eines  der  rolkswiRhscbaftlichen  Ministerien,  dem  die  Domänen,  Pors^ten, 
Bergverlie.  Ki-  iili. ihnen,  Posten  unten>tehen.  In  der  Zeit  des  »nrion  rLtjfime  war  »js 
btii  uns  wie  in  anderen  Ländern  ein  verbreiteter  Uebelstaud.  dass  der  Monarch 
btiihst  das  finanzielle  Anwcisungärecht  wfllkQhrÜch  zu  allen  möglichen  Ausspähen  den 
Knaaen  irr'^'i  tiüber  ausübte. 

liiiau/winhächaftlichcn  Vollzugsbelnir  len  stehen  ebenfalls  th<  il>  im  lu  ssort 
der  1  iiKiiizverwaltuwg .  thcils  anderer  Vcrwaltungazweigc  ^Ministerien),  /u  ciatcicn 
j^ebdren  o:cwAhntich  die  Einnahme&roter  for  die  Hauptzweigo  dor  Einnahmen,  nament- 
Jich  für  die  Stf?aeru,  dann  die  Ausgabeämt  r  für  gewisse  allgemeiite  Ausjrahe- 
zweige  (etwa  Peiibionswosen,  beslimmto  Dotationen,  Staatttöchuld).  Fiuanzwirthschalt- 
lacho  VoUzngsbohOrdcn  anderer  Ressorts  sind  vomeinlich  Aosgabeftmtor  for  die  fie- 


Digrtized  by  Google 


1^6  i*  B.  4.  K.  fonnellc  Ordnung  der  Fuiau2wirtliäck«ft. 

wcrkütelliguiig  der  Verwaltujig»auM;abeii  dieses  Wcssorts,  ferucr  auch  Afiiilcr 
för  den  Eiiinabuodieiist  solcher  Ertngijf|ticllcn,  welche  dem  bclreffisaden  Ressort  nnter- 
^t^•l!t  stiifl .  z.  R.  bei  der  Dcbcrtraguiijj^  dos  DiniKiiiLii-  mul  Forstwesens  "l:is  latuS- 
virthschattliche  Miuistmum,  oder  far  die  Erhebung  solcher  Einnahmen,  welche  sieb, 
wie  diu  soften.  „Gebtthren*'  oder  g«bll1ireBartifea ,  an  dio  AusQbang  der  Venral- 
tongSÜiätipkcit  eines  iiessortf  .inlcnnpfcn. 

Die  Licrhcrgchörigeu  linaAzwirtliscbaftlichcD  Vo)kug»b&bördon  haben  daher  diu 
mit  der  Aii»fahrttiiiir  des  Amts  trerltDapfteii  Kassongeschlfto  und  die  mit  dieseti 
uumitt«  ll);ir  verbundenen  Rcchn  ungsg  <  s  i  Ii  ä f 1 1-  auf  fi'nnid  der  «Inrrli  (irs-  fzo  im  l 
Verordnungen  foi^tgestellteo  Normen  zu  besorgcu.  Sie  äiuU  dcmnavli  Kas^caimitcr 
oder  Kas.senbchOrden  und  fohron  gcv5mi1ich  diesen  tcclinisclien  Kamen  oder 
kurittt  ;r  ,1,  II  der  „Kasse",  wo  dann  wohl  durch  IIinzufUg:unß:  eines  Beiworts  Kang, 
Aufhalte  und  Zweck  der  Kasse  nälifsr  bezeichnet  wird  /.  II.  (icncral-Staatska^sse, 
Staats- Hau |>tkaase,  Trovincial-,  Kreis-,  Special-,  Ministerial-,  Kricjj^s-,  Staat^^tchuldcu-. 
Stener-,  Zoll-,  Domioen-,  Foralkaaae  tr.  r.  «.  m.). 

Die  bezQgtiehen  finanzwirtbschaftlichen  Angelegenheiten  bilden 
das  Zahlungs-,  Kassen-  nnd  Reohntingswesen.  Letzteres 
trennt  sich,  zumal  in  grösseren  OlFentlieben  Haasbalten,  theilweiBe 

vom  Kassen  wcscn  und  dem  damit  unmittelbar  verbundenen  Rechnnn^- 
wesen  und  wird  dann  als  „SLaatsbuclilialtnn^swcsen 
(Staatsbuchhalterei)  ein  besonderer  selbständiger  Zwei^  der  Finanz- 
verwaliung.  Diese  Staatsbucbbaltung  dient  dem  Zweck,  Tcber- 
sicht  Uber  die  Bewegung  nnd  den  Stauii  der  Kassen  und  iter 
über  die  Lage  des  ütientlichen  Haushalts  und  seiner  einzelnen 
Zweige  zu  gewinnen  und  fortdauernd  zu  erhalten. 

§.  80.  An  das  Z;ihlnngs-,  Kassen-  und  liechuungswesen  schliefst 
sich  das  Controiwesen  an,  das  verschiedene  Aufgaben  hat  und 
danach  in  verschiedene  Arten  zertViUt:  die  eigentliche 
Rechnungs-  oder  Kassencontrole  (Controle  im  engsten  .Sinne), 
die  adm i n istrative  oder  Verwaltung^  controle  und  die 
politisehe  oder  sog.  Staats  controle  („verfjissangsmftssige'' 
Steinas). 

Der  ersten  unterliogrt  all.  b  Kassen-  und  das  .I;iuiit  verVuin  kMic  Kochnunjfsft'c»eii 
hinsichtlich  seiner  ordnungt>mässigen  rechnerischen  und  den  Aitwei&unji^eu  eutsprechcu- 
don  DorebfbbroDg  Seitens  des  Kassen-  nnd  Rechnung^peraonalä.  welches  dcmgcmäss 
oontrolirt  wird.  Die  VerwaUun'j^confn*lc  soll  die  Bürgschaft  dafur  liefern,  'ii--.  •im 
uit  dem  Kecbt  der  fiuanzicUea  Anweisung  yersuhenon  Behörden  streng  gesctzma^isig, 
bez.  nach  den  Bestimmungen  ond  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  ron  diesem  Rechte 
(iebrauch  gemacht  haben,  besonders  in  Beztig^  auf  dio  Au-<:alir:i.  weli  lie  di  K:i's-M;n 
voizuoehmen  angewiesen  wurden.  Sie  hat  im  gutgeorducteu  Haushält  der  absoluten 
Monarchie  bereits  eine  grosse  Bcdcntnng  und  vird  hier  fflr  die  obersten  YonraltanKa- 
<  hefs  (Minister)  schon  zu  einer  politischen  Controle  dem  Staatiobcrhanpt  gegenüber. 
Von  einer  -^i  leben  besonderen  poHfisfhcn  Pontrole,  welche  si'  h  mit  der  admiobtratire» 
eng  und  iiu  letzten  Endzweck  kaum  mehr  unterscheidbar  verbindet,  kann  man  daAii 
vornemlich  im  modernen  Staate  mit  Hcpraseiifativverfassung  sprechen.  Hier  wendet 
sich  die  Controli  ^egen  die  für  die  Ausübung  des  finanziellen  AtiXM  i>-ongsrechts.  wie 
dem  Staatsoberhaupt  ;Monarchen>  so  der  Volksvertretung  veraittwuitlirhen  obersten 
BegieniDfSorgane  (Minister>.  Es  soll  dadurch  festgestellt  werden,  ob  und  vu-  w.  it 
die  ranze  Finanzwirthschaft  und  iiisfi e-oiidir.'  die  Ausführung  de>  Staat-^hau-lialis 
streng  get>eU>  und  bez.  etatmäi»sig  crlblgt  ist  und  ob  keine  eigenmächtigen,  von 
Gesetz  nnd  £t«t  »birdchendw  Acte  der  Regiernng  stattgefunden  haben.  Im  letztere« 
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Fall  mtm  die  RefieruDf  Endastonif  and  nftcbtrftglielio  Gttttieissuiig  von  der  VoJlunrer> 

tre^tui?  w.'L'rii  'I'"'  '■tM(wiiIriu'''r  l'iiJinjni^  tlcs  SlJla^nhau^l(alf^  <-iiilu>l'Ui  ntitl  rr- 

baltüu  (Frage  der  Miuistcrrcraatvortlichkcit  iu  fiaauzioUcii  Augolcj^cn- 
heiten  and  der  Griangung  <lur  Indem nititserthoilung).  Die  adminfstnktire  und 
die  |>oIitise-he  Coiitrole,  wclcho  ücmgcuiitä^  in  unseren  Staaten  uuuincbr  vielfach  iu 
einander  übergehen,  ptlegen  dun  h  besondere  selbständige,  auch  den  Ministerien  gegen- 
über unabhüDgigc  oberste  Controlbchördcu  —  oberster  Uccb n u u gähof ,  Übcr- 
rechoikicaminor  —  ansgoQbt  zu  ircrden. 

§.  81.  Auf  Grtmd  der  Reehnongsergebnisse  der  Kassenftmter 
wird  dann  der  RechnnngsabBeblusB  des  Staatsbanshalts,  das 
„Ist''  neben  dem  ,»Soll*'  des  Etats,  festgestellt  nnd  dieses  End- 
resultat der  finanziellen  Gebahrung  wiedemm  dem  Staatsoberhaupt 
and  der  Volksvertretung  zur  naebtrSgliehen  Genehmigung  deijenigen 
Ahweiehnngen  vom  Etat,  fUr  welche  die  Finansverwaltnng  nnd 
die  sonstigen  obersten  Verwaltangsorgane  verantwortlieh  sind,  vor- 
gelegt Die  Dinge  endigen  daher  normal  wiedemm  mit  einem 
besonderen,  den  Rechnmigsabschlass  genehmigenden  Gesetz. 

Dieser  Abschluss  zieht  sich  unveruieidlicb  längere  Zeit  nach  Ablauf  der  be- 
treffenden Finauzperiodc  ;Jahr)  hin ,  da  die  etatmässigen  Einnuhmcn  und  Ausgaben 
einrr  >oi.  h-  n  Periode  übeiluniiit  nii  ht  alle  genau  innerlialb  dL>  ,, laufenden"  Jahres 
m  bewerkstcüigon  sind,  sondern  sich  riellacb  ganz  unabh&ogig  ?oui  Willen  der  Fiaanz- 
venraltonp  in  das  oder  die  folgenden  Jalire  als  Cinoalinie-Kftckstbide  nnd  Aiisgabe- 
Ro«tr  hiii/i'  hen  .  siri'l  :mch  £'*sctzlichü  Bestimuiunircn  darnhi  r  n()ih'.\  *"ndig,  wie  es 
ia  solcbcu  FaJicja  gebalteu  werden  tioU,  ob  und  wie  weit  namootlich  Ausgaben  (z.  Tb. 
auch  EinnaluAen)  auf  Gniod  dos  Etats  einer  ab^lavfenen  Periode  znr  Vomalime 
(bez.  Erhebung)  gelangen  dürfen,  welchem  J.ihrc  sie  zuzurechnen  sind  u.  s.  w.:  die 
Fragen  der  fin anz-adinini»trati?en  Trennung  der  rerscli iedenen  „Jah- 
rcadienste",  der  Einrichfnn«-  der  Verrechnung  dafür  u.  9.  w. 

§.  82.  Jede  Finan/.\v  uthschal't  eines  p^eschiclitlich  übi  i  komraencn 
öffentlichen  KJtrpers  tritt  endlich  eine  neue  Finanzperiodc  mit  einem 
mehr  oder  wenij;ei  erliebliihcn  Bestände  von  ütleutliehera  (.Staats-, 
Comninnal  ) Vermogeu  au,  daü  tUeils  Finanzzwecken  („Finanz- 
vermögen"), theils  Verwaltai)g92weckcn  ^„ Verwaltungsver- 
mögen^)  dient  (G.  §.  2b). 

Ersteren  Falls  gehört  es  gewöbnli-  Ii  /.\ui\  I'i  s~nit  der  Finanzverwflltniifr  (Finau^- 
miiiisterium),  auch  wohl  eines  der  volkswirtbschaltiichcn  Ministeiic«  (landwirthscbaft- 
liches.  Bauten-,  Verkchrs^Ministeriam).  letzteren  Falls  za  den  Ressorts  der  einzelnen 
•jTt5s-s«jn  Dieu'stzw'^'iirp  «i'^bäude.  Mobiliar-InveMtarf .  inilifärischc  und  maritime  An- 
:;taltcn  oud  EiDricbtungcu,  kuast«  und  wi^ätiOScbultUcbe  Sammluugeu  u.  a.  w.).  lu 
jeder  Etalsperiode  '^hen  tron  diesem  Vermögen  wentgatemi  einzelne,  oft  reelit  bedeu- 
tende Veränderungen,  Vornuiilcrung  durch  (je-  und  Verbrauch  (Miliiärvcrwaltong), 
durch  Unfälle,  Veriuebrungeti  durch  betrcHende  etatmiissitre  Ausgaben  vor  ^^i' h. 

Auch  das  gehört  zur  formellen  Ordnung  des  öffentliclien  HauK- 
balts,  da«s  Uber  diese  Ab-  and  Zugänge  und  demnach  über  die 
Bestände  Bach-  nnd  Kechnnng  —  theils  in  Geld,  theils  und 
vomemüch  in  natura  —  geftthrt  und  Verzeichnisse  angelegt  und 
auf  dem  Lautenden  erhalten  werden  (Inventarisirung  des  Staats- 
▼ermögeDs).   Die  Controle  in  den  erwähnten  drei  Formen  hat 
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sich  auch  anf  diese  „AetirbeBtände'S  anderseits  das  Rechnungs- 
nnd  Controlwesen  aaf  die  Passiva  der  Verwaltungs-Dienstsweige, 
insbesoodere  auf  das  eigentliche  StaatsscbaldeDwcscn  zu 

erstrecken. 

Auch  in  dcu  tlausbalttiu  der  Scibstvcr n  altuiigsl.o  rpei  vcrkd^^t  die  for- 
inelJc  Ordnung  der  FiDaDZviTtliscb«ft  im  Princip  diosolbcn  Einrichtungen,  vie  im 
Slaatähaushahc  Die  g^criogcrc  Ausdehnung  der  betruirendcu  Haushalte  gestatte'  nur 
iu  der  Hügel  eine  Vorüiuikcliuug,  z.  B.  ito  Fiu«Dzbobörduuwcson.  MuUrfacb  köiiucu 
und  wordon  Finanz-,  z.  B.  Kamongescbifte  tob  Staatsbob5rden  zugleich  mit  fbr  Sdbst- 
V(  rwaltungsköq>er  ausgeführt,  z.  B.  die  Einziehung  gewisw^r  StLUcrn  fwic  .unl«  r>e»t> 
auch  umgekehrt,  iudem  etwa  dio  Eiiuiehong  von  Suatssteucra  mit  durch  Ür^uc  der 
GonniDiie  geschieht^.  Utttorscliiede  in  den  bextlglieben  Eimicbtungen  der  StMts-  und 
der  Sclbstverwaltungühaushalte  ergeben  sich  sonst  aus  den  Vcrschiedenhtüten  de» 
Ai!entlich<;n  ivechts,  z.  ß.  in  Bezug  auf  das  Etat-  und  Controlwesen  (administrativ«: 
Dud  politische  Controle).  Aber  iu  grossen  Sclbstverwaltungs-Haoshalteu .  so  der  mo- 
dernen GroBintiklto,  in  entwickelten  Provincial-Haushalten.  niUssen  sich  diese  Eioricb- 
tUDgen  aus  finaiiztc<  hnis«  licn  un«!  rtfl'  iiili«  li-recl)t!ichen  (iründen  denjenigen  des  Staata- 
haDshalts  mehr  Uiul  mehr  nahem,  wie  dies  auch  thatsächlich  geschehen  iat.  Manchem 
richtet  sich  dabei  nach  der  Art  der  OifraiaBlion  der  Selbstverwaltung  und  dem  MaAssu 
der  (Ion  Iu  ti>  fFi-iMlen  KOrpern  gewährten  finaBziellen  AntonomiOt  SO  besonders  bei  den 
Sclbstvrr\vaUi)!)>r*k-ir|MTii  hAhercr  ')r(1riiiiijr. 

Deiiiiiach  sind  in  diesem  Kapitel  folgende  Gegeuätaude  su 
bebandeln : 

I.  Der  Finanzdiensfc  im  AUgemeiuea  und  das  Finauz- 
behdrdon  wesen. 

II.  Das  Etatwesen. 

III.  Das  Zah längs-,  Kassen-  and  Bechnnngswesen. 

IV.  Das  Controlwesen. 

V.  Der  Rechnangsabscbloss,  die  Einrichtung  der 
Jahresdienste  und  die  Inventarisirnng  des  Öffentlichen 
Vermdgens. 

1.  Abschnitt. 

J)er  FiuaujMlieu.st  im  Allircmcmeu  und  das  Finanz* 

behOrdcuweseu. 

I.  Gcscbichtliche  Kutwickluug. 

Die  Organis:ition  des  heutigen  l''inanzdieusb  und  die  heute  ublii  he  Zusammuu- 
fassung  der  obersten  Unanzverwaitung  im  l'inanzministerium  in  den  modern»'»  Staaten 
ist  das  Ergcbiii>>  ri:i.  t  luisreii  goschichtlirhen  Entwicklung,  welche  M<  h  m  •!>.:  -'uro- 
))äischen  Welt.  Im  -uhdri-  :iiit  .i.  in  Contitient.  roui  Mittelalter  h'T  in  rijrm  I.andf  rer- 
schicdeu  und  doch  m  den  (mind^ugen  gleichm<l>sig  vollzogen  h.it.  LUc^c  Entwicklang 
«lebt  in  eng»tcm  Zusammenhang  mit  derjenigen  d»  r  pesammten  öficntli«  hcn  Verwal- 
tijnjr  nnd  mit  derjenigen  der  Öllenrlirlii  n  Kiinialiiiiewirtlischaft  und  iRsst  sich  aurh  in 
jedem  einzelnen  L^ndo  nur  iu  diesem  Zusammenhaog  dai^telleu  und  vorstehen.  So- 
weit die  Oescbicbtc  des  Fiuanzdienats  und  seines  BebOrdenweseitf  ein  Theil  der  aU* 
iremeliicn  Venrahttngfrgrbrbiclite  und  damit  wieder  ein  Tbell  der  ganzen  EntwirUenf«- 
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Scscltklifc  tlcs  ino^krnon  Staats  i^t,  kann  hier  darauf  ukht  näher  eiii;;eg;ui^cii  werden. 
Es  ist  dafür  auf  die  Werke  über  Staats-  and  Kechtsgeschiohtft ,  Uber  die  specicllc 
Verwalfun'Tstrf'^f'liirhfc  einzelner  wichtiger  Länder  —  ein  kaum  i-rst  zu  Itebauen  bc- 
gonoeocs  (iebiet  —  ubor  Vervaltangslehro  und  Verwaltnngsrccht  zu  vorn'eiaen.  Der 
ZoMinnenhaiig  der  EntwickiungsfeaoMclite  des  FinanzboliOrdenw<  ^'  ih  t-ltrnso  wie  der 
gcgenwärttircn  fie-<faUnng  des  Iciztcron  mit  der  (ir'>tr>l(nng-  ilcr  Kiiiri;ili[ii>\virtlisrli;ift 
wird  in  der  Lehre  too  den  OQcutiichen,  namentlich  von  den  StaatscinnabincD  mchrracli 
bobandelt  vordeD.  An  dieser  Stelle  mius  die  Hefnrorhebang  einiger  nllgemoioen  Mo- 
mente genügen,  welch  '  für  die  geschichtliche  Eiitwicklang  nnd  heutig*  Einri(  litiiii* 
jenes  Diensts  wichtig  wareu.  Daran  reihen  sich  oioigö,  mehr  nur  ah>  Bcispicie 
dienende  Amfohrttngen  znr  Gesebicbte  des  Fibnnzdiensts  einzelner  Lftnder  an,  wobei 
wir  uns  mIk  r  für  Mittelalter  und  neuer«  Zeit  auf  deutsche  Verhältnisse  beschränken 
(§.  86—91).  Alles  SpccicUcro  darüber  gehört  ig  die  eigentliche  Finauxge^hichto, 
welche  als  solche  keinen  Gegenstand  dieses  Werks  bildet  Die  vissenscbafllicbc  Be- 
avbcitong  der  Geschichte  des  Finnnzdiensts  ist  auch  bisher  noch  sehr  spärlich,  noch 
un^]<ji' Ii  mehr  als  z.  B.  diejenige  der  Stcnergeäcbichte.  Qaeilen>  u.  ütcnr.  NachveiM 
s.  uiitcu  in  den  §§.  86  (1. 

§.83.  —  A.  Aeltere  Zeiten.  Von  „Verwaltung"  im 
modernen  Sinne  kann  in  den  Keichen,  Staaten  und  Territorien 
während  des  ^ranzen  Mittelalters  nnd  vielfach  darüber  noch  binaos 
bis  ins  17.  Jalu  lmndcrt  bekanntlich  nnr  bedingt  gesprochen  werden. 
Es  fehlten  dafür  die  BedUrfoißse  wie  die  Voraussetzungen.  Kiue 
Centralisation  der  Verwaltung  beim  K()nig  oder  Fürsten  fand 
vollends  nur  in  geringem  Maassc  statt.  Bei  der  vorherrschenden 
Natnralwirthscbaft,  der  Begründung  der  königlichen  Einkünfte 
Yornemlich  auf  Domänen,  welche  von  eigenen  Verwaltern  bcwirth- 
schaftet  wurden,  und  für  den  Hof  and  für  dessen  Beamte  unmittel- 
bar die  Erträge  in  natura  abliefern  mnssten,  bei  dem  Uhnlichen 
System  yon  Naturalleistungen  der  Hintereassen  (fiscaHni)  und 
Untertbanen  zur  Deckung  der  nicht  genauer  zu  trennenden  fttrat- 
lieben-  Hof-  und  dffentlicben  Bedürfnisse  waren  eigene  Finanzorgane 
der  Verwaltengy  ein  eigentliches  Etat-,  Eaasen-  und  Rechnungs- 
wesen einheitlicher  Art  fQr  das  ganze  Gebiet  des  „Staats''  weder 
n<)tbig  noch  mUgUch. 

Der SchTrcrpun<  t  d<  r  Finanzwnrthscbaft  lag  Inder  örtlichen  Naturalguwinnnng 
der  Domänencrträgc  und  der  örtlit^h'-n  Krhebun^  der  Gefälle  durrh  .Administratoren 
und  Beamte,  welche  zugleich  ;uideic  Aufgaben,  nulitarische,  polizeiliche,  vogteiiicho, 
allgcmotne  administrative ,  mitunter  auch  richtorllcbe  va  besorgen  batton.  Sic  waren 
selbst  auf  N;vttjraI;;(.li;ilto  aus  die-on  Kinnahmen  srcsctzt  und  liatlen  die  Ucli'^rs<-ht\ssc 
abzaücfcro.  Achnliches  galt  rou  der  Erhebung  der  wenigen  steuurartigcn  Eionahmeu 
der  titcron  Zeit,  ron  der  Ycnraltanf  d«r  Hegalien,  der  stenerartigen  «im  Unterscbled 
Ton  den  grundliorrlii  lien)  (inindaljgaben  und  sonstigen  directen  Steuern  (au<  li  der 
Beden«  soweit  diese  nicht  von  Urundherrdchafteu  und  Gemeinden  selbständig  6ubrepar« 
firt  nnd  ron  ibnen  gicicb  im  Ganzen  abgeführt  irerden),  während  nur  etwa  für  die 
an  bestimmten  Stellen  /.u  erhebenden  Zölle  eigene  Unterbeamten  scbon  früh  sich 
fiüdu.i  Z?^!lncT>.  Vom  Centrnm ,  vom  Köni?  und  Fürsten  aus  f  dilte  zwar  nicht  jede 
Controle  (welche  z.  B.  schon  die  carolingiscbcii  missi  init  aub/iiubeu  liatti-n.  di«-  zu- 
gleich Bumclie  Einkünfte  selbst  einziehen  und  vorrechnen  inusst<  n).  aber  dies(dl)c  ist 
hier  so  wenig  wie  auf  anderen  (lebieten  der  nffentlichea  Verwaltung  eine  fe>te  Eiti- 
ncbtung  und  nicht  genügend  wirksam.  Unter  den  den  liaih  und  die  Verwaitungs- 
«rgnne  des  FOiBtcn  bildenden  hQcbston  Beamten  md  Hof  beSaden  eich  besondere 
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Beamte  („Kutaoierei''  o.  s.  f.)  far  die  Aofiiicht  ttber  die  Einkünfte  und  dcu  Scliarz. 
die  Besorgung  der  Ausgaben  nnd  die  hiermit  in  Verbiiviurtir  stehenden  Kaftten-  und 
Reohnungsgcschäfto  meist  erst  spat  r.  Früher  gehören  die  bezüglichen  Functionen 
mit  zu  denen  des  obersten  Vcnv;iltiiii!;5bcamten  (des  „Kanzler»"  oder  welchen  Titel 
er  fuhren  mochte),  gleich  allen  aii  l'-r-  n  Verwaltungsgeschäften.  Er  rollfQhrt  sie  dnrch 
l^ntt  rbonmte.  Schreibor  0.  dgl.:  die  ersten  Keime  eines  specieUen  Finassdienstee  na 

der  Centralstelle. 

§.  84.  —  B.  Späteres  Mittelalter.  U ebergangszeit. 
Id  diesen  VerhiiltnisseD  geben  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters, namentlich  gegen  dessen  Schluss  allgemeinere  Yeränderangen 
vor,  im  Frincip  Ubnlieh  in  sonst  sehr  verschiedenen  europäischen 
Staaten  und  in  den  zur  politischen  Selbständigkeit  gelangenden 
Territorien.  Diese  Veränderungen  sind  das  Product  bekannter 
allgemeiner  Umgestaltungen  im  wirthschaftlichen  nnd  politischen 
Leben.  Die  öffentlichen  Bedürfnisse  steigen,  indem  Staat^  Territorium 
und  Stadt  mehr  Aufgaben  an  sieb  ziehen.  Letztere  werden  ebenso 
wie  die  schon  Ton  Altersher  üblichen  mehr  centralistisch  und 
gleichmässiger  im  ganzen  Staatsgebiet  ausgeführt  Der  rermehrte 
Finaozbedarf  mnss  bei  der  wachsenden  Unzureichendbeit  der 
iUteren^  ohnehin  vielfach  verloren  gegangenen  oder  verminderten 
Cinnahmeciuellen  (Domänen,  Regalien)  mehr  steuerwirthsehaftUob 
gedeckt  werden.  An  Stelle  der  älteren  Naturalwjrtbscbaft  in  der 
Volkswirthschaft  ond  Im  Finanzwesen  kommt  die  Geldwirtbscbaft 
mehr  zum  Darchbruch:  der  Finanzbedart'  selbst  wird  mehr  Geld- 
bedarf, so  vor  Allem  mit  der  Aeuclerung  der  Wehrvertassung  und 
dem  Aufkommen  von  Soldtruppen,  vollends  mit  den  stellenden 
Ileereu  seit  den»  17.  Jahrhundert;  die  Einnahmen,  die  Lei.NUuigeu, 
Abgaben,  Steuern  müsseu  mehr  Geldabgaben  werden.  Die  Stcucr- 
wirthschaft  führt  direet  und  indii'ect  zu  einer  grösseren  Mitwirkung 
der  „Stände"  an  der  Kegelung  de8  Finanzwesens  gegenüber  der 
auf  diesem  Gebiete  nicht  souveränen  ötVentlieiien  (iewa)t.  Den 
Ständen,  Parlameuieu  u.  s.  w.  mnss  der  Steuerbedarl'  nachgewiesscn 
werden.  Das  setzt  schon  eine  gcwi^sse  Entwicklnng  des  Etat-, 
Kassen-  und  Rechuuagswesens,  wenn  auch  noch  nicht  nothwendig 
eine  einheitliche  Gestaltung  desselben  voraus.  Die  Entwicklung 
landständischer  Verfassungen,  wie  in  deutschen  Territorien,  die 
dabei  übliche  Trennung  der  Kassen  und  Etats  (Kammerkasse, 
Steuerkasse  §.  dO)  ist  hier  besoTMi« m  s  tlir  die  Ausbildung  des  Finanz* 
behördenwesens  und  des  Etats-,  Kassen-  und  Kechnungswesens^on 
ßinfluss  gewesen.  Alle  die  genannten  und  andere  verwandte 
Umstände  wirken  auf  die  Entstehung  eines  von  der  sonstigen 
riffentlichen  Verwaltung  getrennten  eigenen  Finanzdienstes  hin. 
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Hit  zaertit  mtd  bereits  ziemlich  rttioaell  in  den  Stftdien,  wo  die  wiitlischaft* 

Ii'  hell  uinl  fi:ianzir_lfi'ü  Vorhriltnirsc  das  besonders  bej^Uiisttgco  iGcldwirtbschaft,  Stcuer- 
wirthscbaft,  mehr  und  frOber  „Öticntliche",  „gcmeinirirthäcbaftlicbc'' Tbätigkcit,  §.  SS)  ; 
düDA  auch  in  den  Territorien  und  Staaten  (§.  >sü  ff.).  Die  moderne  finanzvirthschan- 
liclM  Ceutr!iIi»ation  fclilt  hier  freilich  aa«  Ii  tsjxitcr.  im  17.  and  is.  Jahrhundert  in  der 
Staatf*niirf It  <]'.s  .,anri.'n  regimo"  gTOssfUtliidla  iioih.  Dir  ..tisralisrhc  Kasscneinheit", 
aui  li  ijur  im  Etat-  und  Ke'  luninijsvi  csüü,  war  noch  nicht  crreii  ht.  Die  Hof-  und 
Staat-tinaii/t  ti  werden  eiBt  allu  und  in  der  ganzoD  Poiiode  bis  zur  französiärhen 
Reroluti'iii  noch  selten  a«sr<  ii  Iieml  geschieden.  Aber  an  der  Centralstclle ,  beim 
Fürsten,  sind  doch  schon  besondere  höchste  Beamte,  mit  einem  besonderen  Amts- 
und ßcamtenapparat,  specieU  mit  dorn  Finanzdiensl,  namentlich  mit  der  Vervaltanf 
der  hauptsächli'-ln  i.  Einnaliineii .  betraut.  Cenfralltassrn .  wenn  an.  Ii  ihm  Ii  aidir-Ti' 
nebeneinaadur,  auf  weiche  «iiizcinc  b<»oadere  Ausgaben  angewiesen  sind,  werden  von 
hier  ans  ▼enraltet  and  eupfang^on  baar  oder  durch  Verreehnanf  ans  ?on  ihnen  ab- 
Iiänecniloii  rrnviiKia! -  und  Localikast»en  deren  ri  liTsrhrl-..-  (nach  Abzug  nament- 
lich der  onmittulbar  ans  letzteren  Kassen^  zu  deckenden  Ertragsgewinnungs-  und  Er- 
hcbangskoaton).  Das  vird  allmiUg,  besonden  im  IT.  und  18.  Jahrhundert  nach  dem 
Siege  der  monarchischen  Gewalt  über  die  Stände,  soweit  durcli<:^efQhrt.  als  es  das 
Festhalten  an  einer  gewissen  S'-Uiständip-ki-it  der  unter  Einer  Staatsgewalt  (Kürst^  ver- 
einigten Provinzen  und  I,.imler  m  der  gesauuntcu  \  erwaiiung-  im  Zeitalter  des  alten 
Staafensystems  vor  der  friri/o-i-eli»  i,  Revolutionsperiode  („ProTinclalsysteur  uljijrhaupt 
gestattet  und  als  es  mit  dem  ^;<  -.  liiehtlich  rtbcrlmtnmenen  System  von  „Zweckiiassen" 
(Einnahmen  und  Auigalten  getrennt  lur  einzelne  Zwecke)  vereinbar  ist,  —  ein  System, 
velches  mit  der  Finanz-,  Steffor-  und  Landesverfassung  einmal  eng  ztmammenhing  vnd 
aber  das  sich  deshalb  auch  die  absolute  Mcniarchie  jener  Periode  nicht  vOliig  UnweS' 
setzen  konnte  oder  wollte. 

Mit  der  (Jmgestaltang  des  Aemterwesens  nnd  des  Beamtentbnms,  der  Eioburge- 
ruiiif  Voll  G '  Idgchalten  und  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Besteuerung  wird  dann 
auch  im  Lande  selbst  die  wirthschuftlich-finauzicllo  Behandlung  und  Verwaltung  der 
iltercn  Ertragsquellen  des  AffenUichen  Einkommens,  des  Donianiums  und  der  Regalien 
eine  andere:  der  „cameralistisch^fiscalische''  Standpunct  gewinnt  die  Herrschaft,  be- 
sonderen techniseheti  Sper ialbeamtcn  wird  die  Verwalfnng-  nhertragen,  Be- 
aiuten,  die  nicht  melir  etler  nur  noch  nebenbei  andere  \  crvvaltuugsaul'gabcn  auszu- 
führen haben.  Die  iv  Im  is^jig  und  allgemein  werdende  Beäteueruug.  zumal  das 
Geldsteuersysteui  uiel  die  Khtwi.  klung  besonderer  St»  tierarfe»  (i(idirc»  ti;  Stetiern)  ftilirt 
auch,  thcils  schon  tur  den  Veranlaguugs-  und  Erbebungsdicnst,  thcils,  wo  dieser  tiocti 
anderen  Venraltongsorganen  oder  ConunuoalorganeD  rerblcibt  oder  neu  ttliertragen 
wir-l.  wenigstens  f  ir  die  An-ammlung  der  (Iel<ler  in  Ka-s>en  ,  für  da-i  Verrcehuungs- 
wcsen  und  für  den  Ausgabedienst  zu  eigenen  localen  Finanz-Beamten  und  Be- 
hörden (wie  in  Deutschland  die  „Bentmeister**  und  „Rentimter^').  Das  17.  nnd 
IS.  Jahrhundert  >ind  bei  uns  in  Deutschland  .wie  in  and-Ten  europäischen  Staaten 
bereits  emsig  beuiUht.  diesen  localen  Finanzdienst.  das  sich  ihm  anschliessende  Pro- 
rincial-  und  Gentral-FinaozbehQrden-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  nach  bestimmten 
theoretischen  Regeln  und  practischeu  Grundsätzen  „rat  ioneil"  zu  gestalten  (Pr«'Ussen. 
ne*5t<»rr'*i>  h,  Frankreich  im  IS.  Jabrbnndi»rt.  v.  Seckendorff.  v.  Justii.  So  bereitet 
sich  diti  moderne  Organisation  duä  l inanzüicn^tea  und  dc^  linanziellen  Behörden-, 
Eut-.  Kaisoa-  und  Rechnungswesens  bereits  ullgcmein  vor.  Die  vielfach  schon  tech- 
nbch  ganz  "if  -n  Eifirichtungen  am  Schluss  des  aricien  regime  trugen  lii.  r.  wie  auf 
anderen  Verftalrungsgebieten,  nur  noch  die  Spuren  der  alteren  voikswirthschaitiicheu 
und  ftffentlich-rcclidichen  Verhältnisse  an  sich,  unter  denen  das  frühere  Fbianzweson 
sich  entwickeli  hatte.  Der  Haujitübelstand  lag  in  Mrin;;i  In  d- s  nflentliehen  Rechts, 
in  immer  noch  nicht  vollständiger  oder  nicht  genügend  verbürgter  Trennung  der  Hof- 
und  Staalsfinanzcn  und  in  dem  rom  absoluten  Farsten  ausgeübten  Anweisungsrecht 
freu-  niiber  dcji  öffentlichen  Ka^isen.  Ein  IJocht,  von  dem  tüchtige  Regenten  wohl  nur 
Überwiegend  zu  Od'entlicheu  Zwecken  und  zum  Mutzen  des  Landes  Gebrauch  machten, 
waa  aber  selbst  hier  für  dio  Ordnung  der  Finanzen  Gefahren  barg  und  das  von  un- 
tüchtigen  Rcgenteil  immer  wieder  zu  i>ersönlichen  Zwecken  missbraucht  worden  konnte 
«ad  wurde.  Damit  war  keine  dauernde  Ünlnnng  des  Staatshaushalts  Tereinbar. 
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§.  85.  —  C.  Neueste  Zeil  der  verfasBOngsmllssigcQ 
Finanzverwaltung.  Entwieklangen  im  OffeDtlichen  Recht 
waren  es  denn  anch  vomemlieb,  welche  die  hauptsächlichen  neneeten 
Portschritte  auf  dem  Gebiete  der  formellen  Ordnung  de«  Financ- 
Wesens  und  des  Finanzdienstes  herbeigeflibrt  habend  —  in  Engtand 
dank  der  schon  frUber  erreichten  GonsoUdatfon  seiner  Verfassung^- 
Verhältnisse  zuerst,  besonders  seit  der  zweiten  Revolution,  auf  dem 
Contiiiente  Kuropas  seit  den  grossen  politischen  Bewegungen  im 
Gefolge  der  französischen  Revolution. 

Üi«'  vollHtiiiulige,  daucnido  und  mit  gcnügcn  leii  ("aulolcn  verbürgte  Trrnntrfij 
ilcr  Hut-  iiiid  btaatäliuaiucn ,  die  cr^t  so  crreidite  \''lligc  SclbätilndiKkeit  des  l  ni-\itz- 
dienstä  als  oiiiflS  tiliods  de»  ^rossca  Org:iiiisiiiu9  der  modernen  5tr«ntlichcn  Verwaltung, 
die  technisch  roltcndctc  Au&bildting  dos  Etat-  und  ('üntrolweseri'!  sind  allgemein'-  Kr- 
rungeuscbaftcD  dicker  Periode,  nidit  nur  in  den  Staaten  mit  sogen.  Ucpniscntativ- 
Terfasannf,  sondern  ftar.li,  wenngleich  immer  noch  weniger  gesichert,  in  den  iM>g«ft. 
absoliit-iiinnnrcliiscbcn  Staaten  iPreutsen,  Oe.'^fiTr' i(  h  vor  IMS,  Kussland).  Ucbcrall 
bricht  äich  ferner  gegenüber  der  frubcreu  pruvinciullcii  ZerspUUeruug ,  doin  Uuber^ 
rcst  der  alteren  ireseliicbtlichcn  VerhälinUse.  der  Gedanke  der  Staatseinheit  jetzt 
Hahn  und  lA^t  sie  h  «Ici  Stcitibcgrili"  von  dor  i»atriinonifllen  Aufras>ung  Kw.  Das  hat 
aacii  für  das  1  iuau/n'uücu  und  i^pcciöll  l'ur  dio  Organisation  des  ifiaanzdiensts,  für  das 
PinanzbebUrden-  nnd  das  Ctat«resen  grosso  Bodoatong:  Einheit,  Efnboitlichlteit,  fritoM« 
Gleichmassigkeit  im  Staat&hau*>halte,  Ceritralisaiion  der  Einnahmen,  liscalischc  Kassen- 
ciuheit,  Concentraiinn  der  Leitung  dos  Finanzdionsts  in  Einer  obersten  Coniralstclle, 
dem  nanmehrigen  „linanzministcrium",  sind  die  Folge.  Dieses  Ministerium  erhält 
auch  in  den  Staaten  ohne  Volksvcrtrt  ttiii<;  als  erste  leitende  Verwalt'iiis:siiistanz  in 
allLii  riiiaii/sarlicn  eine  bevorzugte  Stclliiiit,'  beim  Entwurf  Etats,  bei 
gung  buliLicii  Aufwands  in  demselben  tur  die  anderen  VerKaltungs^weige  und  ist  das 
entsclieidende  Verwaltungsorgan  unter  dum  StaatanberhaMpt  fdr  die  tiestaltnn^  and 
Poitbilduiig  der  Eiunabmcvirtbschall. 

Zum  Absehluss  kommt  diese  Entwicklaog  dnreh  die  modernen 
„Verfassangen"  in  den  Staaten  mit  Volksrertretang.  Hier 
erlangen  die  „ Stände „Kammern Parlamente"  das  poliliscb 
besonders  wichtige  Recht  einer  entscheidenden  Mitwirkung  bei  der 
Aufstellung  des  Etats  and  bei  der  Finanz-,  besonders  der  Stener* 
•Gesetzgebung.  Es  entsteht  dadurch  erst  eine  hinlänglich  TerbHiigte 
„verfassuuii^smässigc  Finanzverwaltung",  namentlich  eine 
F III  11 11  zcontrü le  in  lietrcff  der  Prlii'un^  und  der  Iiinehaltung  de?» 
Etats.  Das  Etat-  und  das  Coutrolwcsen  (die  administrative  und 
politische  Controlc  §.  80)  werden  Ilauptangelegenheiten  des  vcr- 
fasöuugsmUösigen  Rechts  der  Volksvertretung.  Die  Verwaltung:, 
insbesondere  die  im  Finanzuuuisterium  zusanimcngefasäte  Finaiii^.- 
Verwaltung  werden  fUr  die  Fliliruug  des  Staat.sbanshalls  dieser 
Vertretung,  wie  schon  bisher  dem  8taat6oberhau])t,  verantwortlich. 
Auch  dies  wichtige  staat.sreclitliche  Princip  bedingt  wieder  eiue 
Steigerung  der  Anfordern u^en  an  die  technisch  zweckmässige 
Einriebtang  des  Finauzdiensts,  des  Finanzbehürdenwesens,  des 
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ZahluDgs  ,  Gassen-)  Recbnnngs-  und  Controlweeens.  So  wird  die 
formelle  Ordnung  des  StaatsbanshaUs  erst  in  der  gegenwärtigen 
Epoehe  der  ^verfassangsrnSssigen  Finanzwirthscbaft'*  mit  den  notti- 
wendigen  öffentlich  rechtlichen  Garantieen  umgeben. 

II.  Zur  Geschichte  des  Fiuanzdienstes  einzelner  Staaten. 

§.  so.  —  I.  Alterthum.  Griechenland.  Was  man  houto  tl'n  r  .!io  tlt" 
>?riec  Iiis  che  Finanzverw.iltung,  namentlich  die  athenische  weiss,  ist  wcnif?,  spo- 
radisch, im  Einzelnen  unsicher  und  die  hbturiscbo  Entwickhing  dieser  Dinge  entzieht 
sich  Tollt-iHis  irr<Hs<  iithoil3  der  Kcnntniss.  Dennoch  g«;nagt  das  Bekannte,  um  sich 
«in  ungefähres  Bild  von  der  Einrirlitiini?  li;^  Finanzdiensts  tu  mnchen.  Man  sieht, 
dat^  hier,  hcsouders  in  Athen  wahrend  seiner  Bluthe/cit  eine  tiuauztechnisch  und 
steatsreebtllch  liodi  MSgebildete  Fiuaazrervaltung  bobtaad«  v«leho  in  ihren  typischen 
tirundzüg;.'!!  Icn  mixlerriön  Einrirhtungen  gleicht.  --  }^an/,  naturgemäss ,  dn  is  sifh 
hier  um  feste  logische  oder  naturliche  Kategorieen  von  Üiugea  handelt,  welche  nur 
in  ansseren  Formpancten  d«m  feaebicbtliehen  Wecbwl  nnt4M4ieg«n.  S.  das  Buch  2 
von  BOckh's  Staaf^huusli.  d.  Atlierh-r,  I.  Di  r  I?nth  d- r  .'(H)  f  ihrte  die  Fiuanzvn- 
vnltung.  Unter  ihm  fuaglrtctt  Behörden  und  Beamte  getrennt  fur  die  dr<;i  Ilaupt- 
dienste,  die  Erfaebnoif  d«r  Einnahmen,  das  Kassenvesen  mit  der  B«>4)orgung  eines 
Thcils  der  Ausgaben  [so  durch  die  athen.  Apodccten.  die  cinpfaiii^Liirti  (icidcr  als 
oberste  Kassoninstanz  an  Special  Lassen  abführten),  und  für  das  Kechnungs-  und  Control- 
wesen  (sehr  umfassende  Pflicht  zur  Ue*  hcnschaftslegung,  entwickeltes  Verfahren  dabei, 
Oeffendichkcit).  Zahlreiche  Finanzbeamten-Kateg-orien  kamen  in  diesen  drei  Dionst- 
zweijen  vor.  Ein  f^irmliches  Etatvcscn  in  Fnrni  run  Voransch  lügen  über 
Einnuhuifii  und  Aufgaben,  als  ürundlago  lur  den  !•  inanzdienst  und  fUr  die  Ver- 
antwortlicLkcit  der  leitenden  Finanzrerwaltungsbchörden  fehlte.  Ein  solcher  l'eber- 
hl.i<^  wurde  „schwerlirh  in  irgend  einem  hellenischen  Staate  regelmlssig  und  im 
Voraus  angefertigt.*  Böckh  I,  2so. 

Bom.  Trotz  mannigfacher  Locken  reicht  das  Uaterial  Ikber  die  Finanzrerwat- 
tong  Roms  aus.  sich  ein  ziemlich  genaufs  Bild  davon  zu  m.irhcn  und  ilin  hanpt^rirh- 
lichcn  VeränderuDgen,  welche  die  Erhebung  der  Stadt  zum  W  eltreich  und  der  t  cber- 
irang  ron  der  repuUicanischen  tot  monaTcbiscfaen  Regierang  mit  sieb  brachten,  gc- 
s*  Jii.  litlich  zu  verfolgen.  Dir  ri'.'ULien  Arbrifen  von  Tli.  MDriimsi-n,  II.  Mar- 
«luardt,  0,  Kirschfeld,  Lange  q.  m.  a.  haben  uotcr  Mitbenutzung  dt»  inschrift- 
liclUHi  Ibteriab  Vieles  noch  im  Detail  festzustellen  rermocht  S.  bes.  Marquardt, 
lOm.  Staatsverwalt.  II  (1S76  .  S.  76.  144,  DJ!»,  286  tf.  —  306.  Moni  m^r  i«,  nWn. 
Staatsrecht  (1.  Aull.)  II,  1.  Abth.  (1874).  S.  51l>— 538  (Quästur),  II,  2.  Ablh.  S.  «.'Ja— 
953  {.Staati^kassen)  und  manches  Andere  passim.  L.  BoQchard.  sur  l'adniinistration 
des  finances  de  l'empire  romaiti  datis  h-s  derniers  temps  d(;  son  existence,  Paris  (ohne 
Jahreszahl,  um  1S76),  bes.  ch.  1,  11  —  13.  Eine  knrzp  Uchersi  -ht  .un  h  nur  d  -s  \Vi.  Ii- 
tigeren  lässt  sich  ohne  ein  uns  hier  unmögliches  Eingehen  auf  Eiiuulhcitüu  nicht  w^ltl 
geben.    Nur  einige  Pnncte  seien  daher  hier  hervorgehoben. 

Viellei'  ht  ^^l  den  ursprünglichen  seit  Begrilndung  des  Amts,  jf'denfalls  zu  den 
sehr  alten  i^^iDCtionen  der  Quaestores  urbaui  gehörte  die  Kassen  Verwaltung 
(Momnsea,  tl,  t,  510  ffX  Sie  hatten  die  Anfeioht  Ober  das  aerarinro«  den 
Siiatssrhatz  und  die  Sin.itskassc  und  über  .Mies,  was  ihrin  w.ir,  einschliesslich  der 
Kassenbücher,  spiUer  der  Abrechnungen  des  Aerars  mit  den  Provinciabtatthalteni. 
.^b  Yenralter  der  rftmiscben  Kasse  waren  die  Qnistoren  rerbnnden,  die  Dir  den 
Staaläschatz  bestimmten  Zahliiriir'  n  '  lifgegenzunehmen  uid  di«.-  mw  d.  iiiM-Ih.-n  ange- 
wieseneu zu  Icittten''  (Mommseu  a.  a.  0.  S.  514).  Doch  gelangten  nicht  alle  Ein- 
nahmen in  diese  Kasse,  sondern  in  8i>edaIk«S8en,  „die  rechtUch  "»leile  des  aerarium, 
aber  thatsächlich  davon  getrennt"  waren,  Kassen,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
(z  n.  für  d.i-  /tir  Soidzahlung  dienende  tributum)  aber  rechnungsmässig  durch  die 
lincher  der  guaatoren  liefen,  —  also  in.sofern  das  Princip  der  Stajvtskassen-Einheit. 
Einzelne  Arten  von  Einnahmen  and  Ausgaben  wurden  verschieden  l«  liandelt  ,.üeber 
das  eigentliche  Kassenvcrfahrcn  ist  sognt  wie  nichts  bekannt"  (Mommsen  11,  1, 
A«  Wayner.  FiMuwiMeiuchafk  L  3.  Aufl.  ]3 
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521).  Mit  der  kaisorliclu  n  Zeit  gingen  iu  der  Hcsctzuiig  dieses  Amis  der  Aenr- 
Qa&ätur  und  dann  in  diesem  selbst  Aeuderuogcn  vor  sich. 

„Ein  fester  Etat,  in  vclcHem  Ausgaben  und  Einnahmen  gegen  einander  ab- 
gewogen waren,  scheint  zur  Zeit  der  Kcpublik  niemab  aufgeatcllt  wonlcti  m  sein" 
( M  arq  II  a  rd  t  n.  n.  O.  S.  77)  "Erst  Anpnstns  li^'ss  einen  solrhon  Ktai  niif  Grund 
uuira,sbcudcr  Vorbcicitiinircii  IiL-ivtcllcu  frationariiim ,  breviariuiu  iui|)crii).  Lutcr  den 
ersten  Kaisern  erfolgten  \  orOlleutiichungen  daraus.  Aber  vom  Inhalte,  der  sich  aat 
die  Kas<.n -Bestände,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ausserdem  auf  verschiedenes 
Andere,  bezog,  ist  nichts  auf  uns  gcLoiuiuen.  Nur  von  dcu  VürbtroitUDgen  in 
Einiges  bekannt  (Marquardt  199.  Hommscn,  II,  2.  Abth.  95.^\  Die  öfters  ver- 
suchten Sch;it;^ungen  der  Neueren  Ober  die  Höhe  der  römischen  Staatseinnahmen  und 
Ausgaben  sind  sÄmmtlich  sehr  unsicher  (Marquardt  S.  2S6), 

Von  besonderer  staatsrechtlieher  ttnd  finanzteehnischer  Wichtigirdt  «ar  die  Ge- 
staltung des  Kasscnwcsons  seit  der  Kaiserl.  Zeit  (Marquardt  S.  2!)'?  ff..  Momm- 
scu  II,  '2,  Abth.  S.  t)34).  Die  Entwiddang  der  Dinge  ist  hier,  eotsprocheod  der 
immer  lAsolnter  trerdenden  Gewalt  des  Monarchen,  cinigennaassen  die  analoge  wie 
in  der  neueren  Zeit  des  Niedergangs  der  ständischen  Ma<  lu  und  die  umgtiltohrtc  wie 
seitdem  in  der  Periode  der  Loslösung  des  modernen  Staats  von  der  patrimoniaieo 
Auffassung  und  seit  der  Aasbildung  der  constitutionellen  Staatsform.  Das  acrarium 
Saturn i  der  Itepublilr,  damals  die  einzige  Haupt-Ntaatskassc,  wurde  nach  der  Thei- 
lung  der  Provinzen  in  senatoris.  ho  und  kaiserliche  zur  S^'x^kasse  bloss  für  die 
crstercn.  Obgleich  der  Senat  darüber  reditlich  verfügte,  l.nn  doch  auch  diese  Kasse 
mehr  und  mehr  unter  die  maassgebende  Leitung  des  Kaisers.  Länger  noch  fonn<dl 
getrennt  neben  dem  Kiscus  bestehen  bleibend,  wurde  sie  im  Jahrhundert  zur  blossen 
btadtküsse  und  der  Fiscos  die  einzige  Haupt-Stant-skasse.  Der  fiscus  (f  Cacsaris), 
ist  die  von  Augustus  bf'grondete  eigentliche  kaiserliche  Staatskasse,  in  welche 
vor  Allem  die  Einnahmen  aus  den  kai^erliehcti  Provinzen,  ferner  L'ewisse  Einnahmen 
von  Domänen  und  Abgaben  auch  aus  den  senatorischen  Provinzen  llicssen,  anf  welcher 
aber  Ausgaben  wesentlich  öffentlichen  Ghsracten.  nnr  von  nftchstem  loleraaso 
aneli  für  den  Monarchen  lasten,  für  die  rnterhaltiuifr  des  Tie.  res .  ih  r  riurten.  di-s 
Kri^matecials,  for  die  Besoidaog  der  Beamten,  die  Versorgung  ICotos  mit  Getreide, 
die  Mllitantrsssen ,  die  Pott,  die  Steatsbanten.  Vom  Fisctis  als  kaiseri.  Stsatsicasse 
unterschied  sich  eine  kaisorl.  Privatkassc  (Patrimonium  Caesarisi,  die  abi-r 
dorh  mehr  die  des  Filrsten  ab  solchen  als  reines  Privat-  und  Familienvermögen  (n*s 
lauiiliaris)  gewesen  zu  sein  scheint.  Entsprechend  den  Verhältnissen  des  absolut- 
monarchischen Staats  war  die  Trennung  von  Fiscus  und  Privatkasse  eine  schwankoado, 
tliatsärhlich  luelit  wesentliche.  Neben  diesen  Centraikassen  errichtete  An!-ni«fTH  -  nd- 
lich  noch  im  aorariuui  militare  eine  mit  bestimmten  Einnahmen  (u.  A.  der  hrb- 
schaftssteaor)  ausgestattete  „Militär])onsionskasse".  Für  den  Erhcbunp-,  AnsgalM^, 
Verrechnungs-  und  (yontroldicnst  bestand  nun  ein  selir  entw  irleltes  AemTersyHtem  rocIi 
in  den  Provinzen.  U.  A.  in  jeder  Provinz  eine  Proviiicialkasse  (fiscus  provinciae\ 
unter  ihr  verschiedene  EInnahmeimter;  bei  jedem  Truppcothett  ein  liscos  castreasis 
für  die  Ausgaben.  Besondere  Orc-ane  .ilinliclif t  Art  hatte  das  Aerar,  solan'j-'-  es  Staats- 
kasse war,  und  die  kais.  Privatkassc  (Marquardt  S.  ä04).  Für  den  Erheb uugsdieosit 
ist  die  Aufga)>o  darch  das  ausgedehnte  System  der  Verpachtang  der  Stenern  nad 
(iefülle  vereinfacht  worilen.  Allerdings  wurde  im  k  aiser  liehen  Korn  die  provindalo 
Haoptsteaer,  „die  Grund-  und  Vermögeniisteucr  nicht  mehr  verpachtet,  soodom  von 
den  Behörden  des  Reichs,  nnter  Vermitdong  der  stBdtisehen.  dlrect  erholien^  (Momm- 
sen  II.  2,  1)47).  Aber  wichtige  Einnahmen,  so  die  Erbschaftsteuer.  <lie  Zfilh;,  manche 
Dnmänengefalle ,  blieben  verpachtet.  Die  Paohtgesellschaften  und  ihre  einzelnen 
,.P>(ireaus"  in  den  Stcuerbczirken  standen  indessen  nnter  einer  gewissen  Controle  durch 
hi'ii^cgebene  kais.  Beamte  und  die  Srhluamehnilifen  gingen,  nach  Mommsen,  n<v-h 
Korn  eb  S  t»J**l  So  deutet  alles  das,  was  von  Nachrichten  über  die  r-tnisclii» 
Finau/.vui'waltuiig  auf  «iie  (icgenwart  gekommen  ist.  so  viel  Unsicheres  auch  im  Eilt- 
zelnen  bleibt,  darauf  hin,  dass  die  damaligen  Einrichtungen  in  ihrer  spiteren  Ent- 
wicklung zur  Zeit  des  W(i}d2:er»rdneten  rfini.  ^^'e!trei^hs  denjenigen  moderner  GfOSs- 
staatcn  sehr  ähnlich  gewesen  sind,  —  was  ja  auch  natürlich  genug  ist. 

§.  87.  —2.  Froheres  Mittelalter,  besonders  In  Deutschland.  Dier6vf> 
sehen  Einrichtuncren  riniren  znnäelist  in  die  Staaten  mir  ili  -r.  relrlie  ^\r]\  .nif  ri  n 
Trümmern  des  rOm.  lieicbes  in  der  romanisch-germanischeu  Welt  neu  bildeten.  Aber 
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das  Meiste  (Iavoo  gcricth  doch  bald  in  Verfall  and  rcreciiwand  unter  döD  gmz  vcr- 
Urtl«rten  wirthschahlichen,  sodalaa  and  politischon  VerhftltniBsen.   Erst  sUmilttr  enl- 

wi-^kelt'_'  (]\c  ii'  th;  Starxteiiwflt  n.i'  !i  ilir.  n  Bedürfnissen  ihre  neue  Finanzvcrwnitung, 
technisch  nod  rechtlich  riel  onroUkumuencr,  als  die  römische  Verwaltung;  gewesen. 
Einzehes  Uldete  sich  später  tvch  wohl  raft  nach  antikem  Haster  nnd  nicht  erst  mit 
(I-T  >prit."r''ii  KiiilririT'  riiiJir  des  T'>in.  Rechts,  sondern  schon  früh  beim  fränkisrhcn 
König^tbum  iaod  das  römische  Fiscairecht  eine  j^owisiM)  Anerkennung  und  Nach- 
ahmung, was  nfoht  ohne  Einflnss  anf  die  Gestaltung  dos  Finanziresens,  besendftrs  der 
Einnahmen  blieb. 

Im  fränkischen  Reich  der  M<^rovingcr  findet  sich  unter  den  iK^clist.n 
Hof1)eamten  bereits  ein  eigener  Schatzmeister  oder  Kilmmercr  (thes.iur.uiu»), 
der  den  Schatz  und  was  damit  in  Verbindung  stand,  die  (icüchcnko  Q.  8.  w.  verwal- 
tete (Waitz,  Vi-rf  iTi  srii.  II.  2.  Aufl..  402)  Di  r  Ücirrifl  des  Fiscti?  im  r.nrnisrhen 
«Siane  hat  sich  auch  bei  dcu  Merovinjereni  erliaheu,  wenngleich  etwas  moditicirt.  Er 
bedeotet  die  knnigl.  Kasse  und  weiter  alles  königl.  Eigentbum  and  was  daza  gehArt 
nrt  KinkiiTiften  titrl  m  -h  den  Schatz,  der  in  drr  Schat/kainm'T,  dorn  aiTirium 
(aer.  publicum)  bewahrt  wird  und  die  Einnahmen  umpfäugt.  Eine  Trennung  des 
clfrentlichon  öffentlichen  and  des  ItAnifliehra  Vermögens  und  Einkommens  fohlt  aber 
IKK  h  I.ar'-  der  V.  rliältnissc.  Fllr  die  Verwaltung  der  Güter  und  lii  •  Krhebnng  d<;r 
selten  genau  zu  trennenden  stcuerartigeo  and  herrschaftlichen  Abgaben,  Gulalie,  der 
Straffoldor  dienen  Im  Lande  die  gewöhnlichen  allgemeinen  Beamten,  die  Grafen,  aach 
die  diiriiL-tici.  uiitrr  ihnen  die  örtlichen  Beamten,  Vicarien,  Tribunen,  Schulthcissen. 
die  W  irthscbaftsbeamten  der  Domänen,  keine  eigenen  Finanzbeamten,  mit  Ausnahme 
doT  Zöllner  (Waltz,  II,  617—620,  412),  Ilüllmann,  D.  Fin.gesch.  24n), 

In  der  caroli ng ischcn  Zeit  ging  die  Entwicklung  auf  der  so  geschalfeneM 
Grnndlage  fort.  Carl  M.  wie  seine  Nachfolger  schärfen  in  den  Capitularicn  auf  finanz. 
Gebiete  mehr  alte  Normen  ein.  als  dass  sie  neu'^  (tnindsätzc  darelifiilirten.  Das  Major- 
domat  war  selbst  durch  die  Theilnahme  an  «Ir  r  \  i  r^altung  des  kßnigl.  (luts  mit  zo 
seiner  Macht  gelangt.  Der  Kern  der  Finanzwirthscbaft  war  nnrh  wi--  ?or  das  könig- 
liche Domänengut,  and  blieb  das  noch  lange  nach  der  rarul.  Zeit.  Die  Verwaltung 
dieser  Guter  durch  eiirene  WirthschaAsbeamte  unter  Aufsicht  7on  Hofbeamten  und 
(\<u*^  '  l'  T  S.  iidhoten  wiril  b<.'g.  im  rnpit.  de  villis  .mh  Cirl  M.  jcnnti  geordnet.  Ver- 
zcichiä3.su,  Beschreibungen  und  Inrentare  werden  aulgenommen  ^vgl.  Waitz,  IV. 
Kap.  6.  bes.  8.  119  ffl,  r.  Inama-Sternegg,  Dentscbe  Wirtlisch.fesch.  1,  321  IT., 
H  11 11  ni  .1  n  n,  Fin.gi'''5ch.  1  fr.,  19  ff.,  .'^f!  ff.\  Ein.  l.  sondi  Finnn7vcTw.iltnrig  und 
eigene  Finaozbeamte  fehlen  bei  dem  Character  des  ganzen  Staatswesens,  der  Ver« 
miscbnnf  des  Oflentlichen^rechtiicben  and  priratrechtlicbon  Moments,  der  vorhemchen- 
den  Naturalwirthschaft         bes.  Waitz  a.  a.  0.). 

In  der  folgenden  Periode,  etwa  vom  9. — 13.  Jahrhundert,  gewann  zwar  die 
Gcldwirthsrhaft  schon  mehrBodon  and  die  Heeresrerfassong  Änderte  sich  nnd  begann 
mehr  Geldbedarf  zu  schafl'en.  ..Doch  war  man,  sagt  Waitz,  VIII.  21 H,  weit  entfernt 
von  ein<*r  nach  irg'^nd  \velrh<*n  all<fein»'in«*n  ^J^'Hichfxpunrten  geordneten  Finnnzwirth- 
scbatt.  Als  Regel  gak  noch  immer,  da^  die  staatlichen  IkdUrfnisse  möglichst  durch 
direeto  Leistongen  zu  befriedigen  seien:  öffentliche  Ausgaben  und  die  des  Königs 
wriren  nicht  gr-s.  hieden  nnd  dr-.|i;ill»  anch  die  Einkinifrr>  nicht  auseinnnd'-r  gehalten, 
für  die  Verwaltung  dieser  waren  keine  besonderen  Kinrn  htungcn  getrülien.  Auch  in 
den  cinzolnea  FttisfonthOmcm  verhielt  es  sich  nicht  \\ « ^(  ntlich  anders,  was  si<  h  fand, 
trug  nur  den  Character  einer  irrns^^'Ton  Privatwirthschaft  an  sich."  Der  „Kämme- 
rer'" bat  die  Finanzgeschäfte,  soweit  von  solchen  zu  reden  ist,  zu  leiten.  Der  Auf- 
bevahranfsoft  des  Einkommens  and  der  kOn.  Kasse  wird  camera,  Kammer  ge- 
nannt. WMii.-f.cn  die  Ausdrucke  fi^rns,  aernriTim.  ili<-:uinH.  S.  fiaf/  in  .I-t  früheren 
Bedeutung  Torkommcn.  mit  etwas  renichiedcnen  Nebenbedeutungen  (Waitz.  Vill, 
219  ff.).  Sonst  fehlen  eigene  Finanzbeamte  aach  anf  den  GQtern  and  im  I^inde  wohl 
noch  fast  ganz,  die  Wirtfi>cliartsl..-;unt' n  Amtleute)  und  allgemeinen  Verwaltnngs- 
beamten  ^Vögte)  besorgen  anch  hier  den  unteren  Dienst  filr  die  etwaigen  Finanz- 
geschäfte, Erhebung  voti  Abgaben,  (iefrdlen,  Bewerksfelligung  von  Ausgaben  mit 
Auch  ..an  umfassenden  Aufzeichnungen  über  das,  was  dem  König  an  Besitztum;,  n  und 
Einkünften  zustand  oder  durch  nnd  fiir  ihn  7nr  rw  ondung  kam,  hat  es  wahi>irhein- 
licb  in  Deats<:hland  gefehlt"  (Waitz,  VllI,  223).  Also  noch  nichts  ron  „Etatwescn". 
MH  dem  allmlligon  Henbgehen  der  Reichsgewalt,  dem  Verlaste  der  meisten  Domaaoa 
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and  Regalien,  dem  Fehlen  einer  bleibenden  RelchsbesteaeruDg,  «lern  Debcrgaiig  der 
Zölle  a.  s,  w.  an  die  Territorialgewalten,  dein  Mangel  eigentlicher  ößentlit  her  Reichs- 
ausgaben  ist  in  der  l'olge^eit  iui  Deutscbeu  Heicbc  als  üolchem  uatQrlich  rou  einer 
eigeaeu  Fioanzrcrwaltang  itorner  veniger  die  Kedc.  Di<;  verbliebenen  Doutanial-  und 
anderen  Einkünfte  winden  auf  iloichägütern  libnliih  wie  in  den  Territorien  verwaltet, 
die  <pUeneii  I*i  i(  li.s>ti  uern  Ton  den  Städten  und  Territorien  meist  hier  eigens  »Tliohen 
und  uu  die  ikais.  Kammer  abgeführt.  Dies  güt  gro^sentbeils  auch  von  den  Keichs- 
steaern  des  15.  und  16.  Jahrhunderts  (dem  „gemeinen  Pfennig"  und  der  „Tilrken- 
stfUfi""),  konnte  mangels  eigener  Verwaltungsor^ano  des  Keiclis  uiul  iingtsicbts  dc-r 
bereits  ziemlich  ausgebildeten  Verwaltungsmaschinerio  der  Territürien  auch  kaum 
auders  sein,  erklärt  aber  das  ganz  unzulängliche  Eingelm  aoldiei  Abgaben  mit 
(Weizsäcker,  Rede  Uber  d.  gesciüchd.  Entvickl.  n.  Idee  einer  nttgein.  BelchwtoBer, 
Berl.  Ibb2). 

%.  8$.  —  8.  Deatsclie  Pinanzyeriraltnng  in  den  Territorien  nnd 

Einzelstaaten.  Die  s<:s<*lnchtliche  EntwicUiin^'^  tlrv  <l-  iits<  lu:ri  politis.  li,n  Verhält- 
nisse erklärt  es,  dass  vom  späteren  Mittelalter  au  nur  eine  territoriale  und  locale 
Ftnanzvervaltung  in  Betraent  Iwmmt  Am  Frühsten  bildet  sieh  die  locaie  in  den 
Städten  aus,  weil  hier  zuerst  eigentlich  öffentliche,  „gemein  wir thschaft - 
liehe"  Rediirfnisse  Befriedigung  erheischen,  dafür,  zumal  in  Städten  mit  weni^ 
liemeiudevcruiOgen  und  deshalb  vorherrschender  Steuerwirthschaft ,  umfassende  Ein- 
richtungen zar  EinnahmebeSChafFung  getroilen  und  OlTentiiche  Organe  zur  Leitung  und 
Durchfuhnitig  der  Finanzgeschäfte  bestellt  werden  mu--- n  In  dcti  ..Städten  ent- 
wickeltu  äicli  zuerst  ein  geordneter  öffentlicher  liaiishult.  in  ihnen  bildeten 
sich  zuerst  im  deutschen  Gemeinwesen  Stenern  im  heutigen  Sinne  les  Wort« 
und  eine  St  aatsw i  i  t  hs r  Ii  ;i  ft  licr.iTis,  in  weirjii  r  die  Geldwirthschaft  «Idii  In.'- f  ifirf 
wurde,  die  Uaupteiunahme<iuelle  in  Steuern  bestand,  in  welcher  auch  der  öUentiichc 
Credit  in  mannigfacher  Weise  zur  Bestreitung  ordentlicher  und  ansserordenlliclier 
ölfentlirher  Atisgaben  zur  Anw.tiiliiiiL,'  Lim  iiml  eigene  Kinanzorgane  unter 
üHientlicher  Coutrole  nach  gesetzlicher  VoRjclirüt  die  Eiunabmen  und  Aostgaben  der 
Sirentlich-recbtlichen  Gomeinwirtlischaft  besonrten'*  (Schönberg,  Pin.rerf.  d.  St. 
Ha-'  l.  Tüll.  l^TH,  S.  '.)  f!'.),  „Die  zweckinä>-;ii^e  Orirruiisation  der  Finanzrerwalfunc 
war  daher  iu  den  Stödten  bereits  lauge  ein  wichtiger  Zweig  der  öttentlichen  Yerwai« 
tnng,  ehe  in  den  Terriforialstaaten  anch  nnr  das  Bedttrfhiss  danach  Torhanden  var^' 
(Eb.  S.  II).  Wahrscheinlich  hat  die  städtische  Finanzverwaltunt?  später  den  Terri- 
torien mit  zum  l^Inster  gedient,  wie  z.  B.  Arnold  (Vcrf.gesch.  d.  deutschen  Frei- 
städte, 1>.')4,  II,  l'jh,  bei  Schön  berg  a.  a.  O.i  auch  annimmt.  Schön  Ii  erg  selbst 
mit  KUcksicht  auf  erst  noch  erfürderlichc  weitere  UnterMi«  hungen  dahin  gestellt  sein 
lässt.  In  Basel  fSchönberg,  S.  23  IT.)  \v;ir  im  11.  Jahrhundert  <h  r  K'ath  mörh 
die  höchste  l luanzbehörde ,  die  Ausfühninir  seiner  Beschlüsse  in  Fin;iu<üiachen  und 
die  eigentliche  Finanzverwaltuug  hatte  seit  Mitte  des  14.  Jahrh.  ein  besonderes  Celle« 
gium  von  7  Personen  (die  ..Sielu  ti",  .')  Rathsherren,  2  Zunftmeister').  ,,Sic  waren  das 
eigentliche  administrative  Centrai-FimuLzorgan.  Sie  hatten  die  Stadtka.ssc  hinter  sich 
(drei  ?en  ihnen  führten  die  Schlttssel  dazu),  empfingen  direct  oder  indirect  durch 
andere  Finanzbeamte  die  Einnahmen  und  besorgten  narh  den  .\n^'ei>iingen  ll.ixh^ 
die  Auügabeu"  (eb.  S.  31).  Ueber  die  Eiouahmcu  und  Ausgabea  wurden  gcuauc 
Wocben>Rechnnhg8bÜcher  geführt.  Am  Ende  der  Amtsfübrnng  hatten  die  Sieben  eine 
Hecltuunir  aller  Eliuiahmen  und  Ausgaben  zusammenzustellen  und  dem  Rath  zu  u)»er 
geben,  um  Dcchargu  zu  erhalten.  Auch  Jahresabschlüsse  wurden  gemacht  und 
idle  diese  Abrecbnimgen  in  besondere  BUcher  eingetragen.  Ein  anderes  (Wlcgium, 
das  im  15.  Jahrh.  dazu  kam,  das  der  13,  ^eheint  in  Finanzsachen  die  Entscheidungen 
des  Raths  mit  vorbereitet,  die  Ausfuhrung  der  HathsbesehlUsse  mit  besorgt,  die  Thätigkeit 
der  specicUen  i  inunzorganc  überwacht  zu  haben,  —  also  eine  Art  l'ontrolorgan  gewesen  im 
SMH  (SchAnberg  S.  VJ).  Noch  ein  anderes,  aus  ständigeren  Mitgliedern  bestehendes 
Organ,  die  „Dreier",  hatte  nebctr  den  Siebenern  eine  I  ure  tiun  der  Mitwirkung  an  den 
Fiuauzge&chäftcu  und  vielleicht  specicU  die  Stadtschuldeavciwakuug  in  ILuiden  .Schöii- 
berg,  S.  49).  Die  Siebener  wie  die  Dreier  erhielten  Honorar.  Als  untere  Aasftth" 
rungsorgano  besonders  für  die  speeielle  Erhebung  einzelner  Kinnalimen  lüel  fur  die 
Besorgung  einiger  Ausgaben  waren  Eiuzeiboamto  vorbanden,  die  lu  gewisiH^a  Ter- 
iiünen  die  Einnahmen  an  die  Siebener  abznftthraa  nnd  ihnen  Kechnung  za  I^eo 
hatten  (cb.  S.  50»  Daten  Aber  die  Oehatte  and  Uhae  der  Stadtbeamten  in  1430  S.  S&9> 
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§.  SD.  Die  Tcrriforialfinanzcn  bchiel(en  Ifinger  ihren  Scliweri)uncl  in  Iüh  ])o- 
miutcu,  Kegalieo  uad  alten  Abgabeo  auU  Gclillun  loaucbarlei  Art,  cigoutlicbc  uu- 
fassender»  Stenerwiithscluift  lt«m  erst  sptter  und  als  Ueibendo  Eiorfchtnof  erst  vom 

15. — 17.  JahrbuDdcrt  hinzu,  als  auch  hier  mit  d  r  l  iii_'^o?t iltung  des  Heerwo.srii>.  der 
Notbwcudigkcit  vermehrter  „inuerer".  polizeilicher,  wirtbscbafüicbor  Yerwaltangs- 
thätigkcit.  mit  der  stHrkeroa  Entwicklung  der  (icldwirthschaft  der  Finanzbodarf  stieg, 
mehr  als  (ieldbedarf  flKCbitn  und  neue  Einrichtungen  zu  seiner  Besorgung  und 
Deckung  crforderli':h  wurden.  Di'- AtisViildtinsr  der  laiid^trmd  isrhrn  Verfassung 
bkugt  eng  mit  dicücu  \  cTlialtiussi-ii  ziisauimcii.  Es  galt  l'ur  die  .Siändc,  ihre  her- 
gebrachten Kechte  und  Privili  lm<  ii  zu  erhalten;  das  gcfährdctstc  dieser  Hechle  irar 
Ixii  (h'ui  -'i'ii^enden  Finanzb<<laif  mikI  der  oftmals  fülilliaren  FitKUiznoth ,  welche  zu 
schlimmer  Schuldcnwirtbschaft  führte,  die  Freiheit  von  lictcü  oder  Steuern,  wäb» 
read  die  Territorialgewaiten  HDbedlngt  mehr  und  neue  Steuern  bravchtoa.  Eben  dies 
rihrte  zu  Verhandlungen  mit  d*n  Ständen,  tim  Hilf';  /.ur  Abtragung  von  Srhnldcn 
und  zur  ßestreitoog  von  Ausgaben  mittelst  Steuern  zu  erhalten.  Daraus  ging  die  cr- 
cin igung  der  Stinde  und  die  landsUbidische  Yerfassiinf  mit  herrer.  Wenn  dabei  auch 
andere  Morn-:-rit''  noch  mitwirkf'.-n  iitid  andere  D'w^r  iii  den  V-T->:inirn!iiii;;cii  crlcdi):;! 
worden,  sm>  war  doch  die  stüüdiscbu  Stouerbewilligung  meistens  der  Kern  reu 
Allem.  (S.  daher  anch  Fin.  II.  §.  955.  bes.  S56  v.  Qborli.  Abschn.  2  das.  S.  1 05  II. : 
.,die  Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  VL'rf;»^^ung  u,  znm  polit.  Stände- 
Wesen".  —  Eichhorn,  l>.  Staats-  u.  Kechtsgcsch.  11,  §.  423  II.  Als  Beispiele  der 
Entwicklung  der  Dinge  iui  Einzelnen,  ausser  den  Noten  l>ei  Eichhorn,  s.  u.  A.  Kries, 
histor.  Entwickl.  d.  Steucrvcrfass.  in  Schlesien,  Brcsl,  1^42,  Falke.  SteaerliewiUfg. 
der  Landstände  in  Kur-Sachsen,  Tub.  Ztscltr.  Ibl4,  Jb'5,  Jiiocke,  Vcrfass.  v.  s. 
Würtembcrgs  1SS2,  S.  12  11.). 

Es  bildete  sich  so  der  BegrilT  des  ,«Kammergnts"  rechtlich  genauer  ans  and 
es  entJ-fnnd  neben  der  fürstlichen  „K  amrn  f  rkassc" .  in  wi  l.  lic  die  Eiiil^iinftr  iles 
Kammcrguts,  d.  b.  meistens  nur  die  üeborschUssc  der  einzelnen  ErtragbqucUon 
Hessen.  —  Aber  die  vnmlttetbar  zor  Krtragsgewinnang  orf<»dorlichon  Ausgaben  und 
ii1>'  r  di.'  nI!g-cnr)i?inon  Vt^nvriitnngsansgab'  n  hinnns,  die  /.  B.  fUr  die  Vögte  und  die 
Dieustmannschaft  gebraucht  worden  —  die  laudatäodische  Stouerkasso.  Eiu 
gewisses  Etatwesen  war  damit  scben  rerbnnden ,  weil  den  Stftnden  der  Bedarf  der 
Fürsten  aus  der  Unzurcichendheit  der  Mittel  der  Kammcrkass«;  erst  nachgewiesen 
werden  mnsste.  Ein  genaueres  Uechnoog»-,  Specialkassen-,  Controlwesen  kntipfte  sich 
dann  nothwendig  an. 

In  der  Verwaltung  der  landesherrlichen  oder  KamnicreinkUnfto  ging  aus  den 
verschiedenen  liier  insf  d*  iitetcn  (iründ<ni  im  11.  -  Jahrhundert  denn  nur]]  eine 
Veränderung  Lervür.i  \  gl.  bes.  Eichhorn,  Iii.  4.iu,  iV,  §.  .')4M.'i  Ein  eigenllicher 
höherer  wie  unterer  Finanzdienst  beginnt  sich  von  der  allgemeinen  Verwaltang  los- 
zalOscu.  Der  allgemeine  oberste  V<  i"waltnnjr-^b''.imte.  d-  r  j-  t/t  filu-r  trrrts'irn'  Distrirti; 
als  „Landcshaaptmaon"  u.  dgl.  bestellt  wird,  hatte  zwar  auch  noch  die  Einlicfcrung 
und  YerreehDnng  der  Einnahmen  unter  sich,  der  eigentliche  Finaazdienst  wordo  aber 
Tion  von  besonderen  Canieral-  odrr  Fi  nrtnzbeamten  (..Rentmeister", 
„Kammermeister",  „ijand^hreibcr"  u.  dgL  Namen  mehri  besorgt.  Solche  Spc- 
cialbcamte  (Amtskassner,  Amtsrerwalter)  kommen  anch  bei  den  unteren  Aemtcrn 
mehr  und  melir  auf.  Hi*-  Nntmalbe-iOldiingen  der  Vi-rwaltungsboamtcn.  das  System 
der  Anweisung  derselben  auf  Domänen,  die  sie  dann  fttr  sich  selbst  zu  bewirtb- 
schafien  hatten,  nnd  auf  gutsherrllelie  (ief&llc  horten  noch  nicht  aaf.  aber  die  Geld- 
bcsoldun>?en  rerbreitetcn  sich  mehr.  Die  Domänen  selbst  wurden  bis  znm  Ende  des 
17.  Jahrb.  in  deutschen  Landen  meistens  auf  Kechnung  der  Kammcrkass^'  bcwirdi- 
schaftct.  nicht  vcqjachtet.  Ein  Theil  ihres  Ertrags  wurde  immer  noch  in  iiaiuru  d<  m 
Hofe  oder  den  Beamten  als  Besoldunir  /iii^efuhrt.  aber  die  Verrechnung  und  die  ('on- 
irole  wurden  methodischer  und  nnit.i-s(. ipler.  Im  H»  ii.  17.  .lahrh.  bestand  die  Ver- 
äiiderung  der  allgemeinen  Euinchtsiug  des  obersten  l!«  ;\iiitri, Uesens  in  der  Bildung 
fOtt  Collegicn  von  Käthen  („Hofrath",  „Kanzlei".  ..K«^deninfr") .  einem  oder  in 
gTösser<  u  Ländern  niehror  n  für  die  ein/<  lnrn  L:ind '-tli  de.  Hier  führte  die  Vcr- 
mohruug  der  üofichäfte,  die  steigende  Arbeiisthcilung  und  das  D^dürfniss  nach  spe- 
cialistlsch  ausgebildeten  Beamten  dann  zu  einer  Trennnn^  nach  (jeschifts- 
trr Uppen.  B'-ondrr.^  fnr  di--  Hi-sorgung  der  Geschäfte  des  Kammerguts  entstanden, 
auiangä  ab  eigene  Deputationen  der  Kcgieruug,  dann  als  sulbsiuudige  CuUegteit  diu 
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II  0 fka  III  uu- ni  (Eichhorn,  IV,  H71.  Die  Kiiirichtun);^  und  Aufpabc  dieser  Kam- 
iucru  Mitte  des  17.  Jahrh.  behandelt  v.  decken  dorfi',  tcuts«  her  Fursteiistaat,  Tb.  3, 
Kap.  4,  Fiankf.  Aus^f.  v.  165B,  S.  232  ff  genau.  Die  ..Kammer"  oder  Kent- 
kAomier  („KenJerey ,  aiicli  Kcchciikammcr,  HofkamiiierJ  bat  für  ,.<Vu-  r«  .  ht  Kin- 
briligung  der  fur»tl.  iutraden"  und  fUr  ,  die  ^ebahrlichu  Anveuduug'  dciaclbca  m 
sorgen.)  Wo  dann  vom  1~.  Jahrb.  an  der  Einiluss  der  St&udo  in  rinan/i>a<  hen  g«- 
broeheii  wiinle  und  ,sii  ]i  du-  T.  rrii«.ri;ili;.;walt  auch  im  Inn^Tcii  /i. mlicli  zur  alisoluteii 
entwickelte,  wührcud  die  äteheudcn  lieerc  uud  diu  ge^aiumte  Laudc^verwaltuug,  Uio 
sieb  oboedem  melir  cäntralbiite,  den  Fioanzbedarf  inmer  mebr  steig«nlen  und  unb«- 
diti^'t  ;;r'Vsm'ro  SteinTcinnabmen  vfrlanston  (0''st(irr'ich ,  Pmisson.  Hiicrn  n.  :i.  in.K 
kam  bcreitü  einer  üinboitiichcreu ,  alle  Allen  öü'uutlicJicr  Eiuuabmcn,  Kauuuur- 
einkttnflo  und  Stenern  znaammcnfasienden  Finanzrerwahnng.  Anderswo  erbielten  sich 
mehr  die  iilteren  Kinri  htungcn.  auch  selbst  die  förmliche  Kassentrennuii;!,  nicht  nur 
witbreuii  de«  ib.  Jahrb.,  sondern  noch  Uber  die  Sturme  der  frau^ö^ischen  kiiegsxtut 
binans,  in  einzelnen,  besonders  einigen  kleinen  deatscben  Staaten  so^ar,  mit  einigen 
Modificationen  in  Folge  des  neueren  VeriassungsrcLhts,  bis  in  die  unmittelbare  üegeu- 
wart.  Diese  Dinge  lassen  sich  überhaupt  nur  in  historisclic  r  P.<  trachtung  ver- 
stehen. Sie  hangen  lüil  der  J{ecbtsgeschichte  des  alteren  <luiii:iiuum  oder  Kammerguts 
auf  das  Engste  /usammen«  worauf  an  dieser  Stelle  nocb  uwhi  einzugeben  ist.  Nur 
über  das  getrennte  K.issenwesen ,  in  seiner  Bedeutung  fUr  die  formelle  Onluuug  des 
Staatahaushalts  und  lur  die  Finuiuverwaltung  ist  hier  noch  Einiges  hinzuzufuguu 
(/..  Tb.  nach  §.  151.  158,  154  der  2.  Aull.  di<;seä  Bands  1,  im  Anschluss  au  Ka« 
Fin.  I,  §.  ;iO,  '.ri.  WH.  S.  auch  v.  Seckendorf  f,  Furstenst.  Tli.  1.  K;ip  .'!.  Abschn.  s 
(von  der  „Laudeü-Sleuerbaikeit",  Frankf.  Auüg.  v.  1050  S.  222).  v.  J  usti,  Staatb> 
wiFtbach.  II,  89.  Zachariä.  D.  St.  u.  Bandesrecbt  II.     209  fl'..  219  IT.  <2.  A.). 

§.  9U.  IM-'  K  a  s  s -n  t  renn  u  n  g  im  .l-ufsrhcn  te  n  i  ( ■«  rialea  Fiiianz- 
wescu,  ^ack  dun  ancrkaiuiteo  (iniudbUttca  des  iilteren  dcutäcbeu  LajidesstaatsrecJitis 
welcbe  meist  nocb  beim  Eintritt  der  Periode  der  neoen  Verfassungsbildungcn  in 
19.  Jahrhundert  galten,  war  der  BegriÜ  des  „Kammerguts",  der  fürstli«  heri 
..KanmoreiiikUufto",  die  in  die  „Kamme  rkastio"  ilussou,  uiu  ücmlicb  uui» 
fassender.  Zum  Kammergnt  geborten  nicht  nur  der  ländliche  (irandbesitz  und 
Verwandtes,  die  Feldguter,  d.  b.  Garten-,  Keb-,  Ackerland,  Wiesen,  Weiden,  samut 
\\  irtliscliaftsgebäuden.  bäiifig  mit  gutsherrlichen  (iereclitsamcn,  dinglichen 
Berechtigungen  vcibunden,  wobei  die  Feldguter  vielfach  grosse  Ilofgutcr 
(Üoman en  Ii ö fei  bildeten  (die  s|>ritereu  „KainmergUter  im  eng<  i  ' n  Sinne"  odef 
die  „eigentliclirti  Di([ji;in<  ii'* I.  f  nier  tiewcrksvorrirh  tun  fr<'n,  als  Muhl>-ti.  Hraue- 
reieii  u.  dgl.  m.,  auch  wobi  Wohiigebaude,  dann  die  \\  aldungcu.  Forste  it.  Die 
tiesammtheit  dieses  Bcsit/thuins  hiess  schon  im  fränkischen  Reich  bona  fiscalia,  später 
doiiinnia,  Dorii-uicn  {'/npf!,  Sl  u.  K.-- ^ili  IT.  211»,  Waitz.  VriC.-rvli  U.  OD»  iWf, 
Ausserdem  gebörtcu,  wie  sich  aus  der  \  erbiudung  der  Territorialgewalt  ^sp«turer 
Landesbobolt)  und  dem  Domlnenbesitz  in  der  Einen  Hand  des  FOrvten  eiUärt,  noch 
andor-  f  i  n  a  ii  ziel  Ic  G  e  r  i  r  h  tsain  verschiedenen  staatsrechtlichen  CharÄCtcrs 
zum  Kamwcrgut,  welche  üutituwiiisenscbaftiiüb  überwiegend  gebühren-  uud  »tottcr- 
artiger  Natur  sind.  80  worden  die  sog.  nutzbaren  Kegalicn.  Bergwerke,  Salinen, 
PostLii .  Münze  u.  v.  a.  ui.,  dann  die  Zölle  und  (1  eleitsgelde  r ,  ferner  Contis- 
catiousertrSge ,  Sporieln,  Concessions-,  Nachsteuer-  und  Ab/.ugsgelder,  Uot- 
zehnten,  Stempel  gefalle  im  Allgemeinen,  mit  jarticularrecbtlichen  Ausnahmen, 
zum  KaiomofgQt,  daher  die  bctrelleuden  Einkünfte  regelmiidsig  zum  Einkommen  der 
K.nmtn(^rkas>:e  gcrechtn  t  fs.  Zacharia,  D.  St.  u.  Biifüle  r  clit .  II,  J;}.  2<)i» ,  in  der 
Ü.  Aus;;.  S.  421).  W  ie  jjuu  auch  der  rn'cbtliche  Ursprung  dieses  Kammerguts,  nameut- 
lich  seines  Ilaupttheils,  des  (irundlic^it/rs,  immer  war.  —  ihella  wirklich  ursprang- 
liclns  Staatsgut,  theils  dynastische^  llin-^gnt  — .  nacb  ciMi'fincm  deutschen  Staats- 
recht hatte  der  Ertrag  dieses  gesammten  Kammerguts  nicht  nur  2Ur  Bestreitung  der 
eigeittUcben  ftarstlicbeu  oder  Hof  ausgaben,  sondern  darüber  binatis.  soweit  erreichte, 
zur  Bestrejtunu''  der  übrigen,  wirklich  „Ölfentlichen"  oder  Staat.->bedürfnisse  zu  dienen, 
eine  Unterscheidung  der  Ausgaben,  welcbe  freilich  frUher  vollende  eine  Uietüneudu 
war.  Auch  nacb  der  Entstehung  der  landstindischea  Verfaüsung  hatte  der  Forst  die 
Verwaltung  des  Kammerguts  und  der  Kammerkasse  allein  in  n"!!««!  !!  Im  lutcresso 
de:»  Landes,  bez.  ihrer  selbst  dorftuu  die  Stände  aber  einer  VcrüUM»eruug,  Vergebung 
und  Belastung  des  Kammergats  widersprechen,  um  dessen  Einnahmen  fur  die  Declimg 
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*l  r  Arj>L'^:ibea  verfUgbar  zu  erhalten,  feraer  hatten  uiit  i  'i  n  UuiätüiKicii  die  Stände 
daa  Rcfht,  wenn  von  ihnen  dio  Hewillig^uiig  neuer  oder  der  Kortdaiior  alter,  <!  h. 
fiuhcr  vüu  iltutiu  bewilligter  Steuern  verlangt  wurde,  Einsicht  vom  Stande  und  dv.u 
Mitteln  der  kammerkasso  zu  nelimoo.  Nur  bei  ihnen  nachgewiesener  Insufticionz 
dieser  Kasse  brauefiteu  siii'  Stauen»  m  «gewähren,  ein  [Jeohtssat/,  wdi  her  ausdrücklich 
iu  Kraft  blieb,  als  im  i^ute  de:>  17.  Jahrh.  mehr  und  mehr  dio  Vcrptiichtung  der 
Stinde  zur  Bevilligon^  vun  Steuern  im  Fall  nothwendigen  Bedarfs  geltendi^»  dflbnt- 
liches  K».<  ht  wurde.  Diese  Verhältnisse,  u.  A.  auch,  sclion  in  der  fniheren  Zeit  der 
Uadiitäudiächeu  Verfa^isuog.  die  Bewilligung  der  Steuern  iu  der  Form  von  „Zweck- 
stenera*^  Air  dio  und  die  bestimmte  Venrendaiig  (Schnldentilgiing,  KriegsiMMten  n.  dgl. 
-  -  V.  Seckeudorff  a.  a.  ().  erwähnt  als  sonstige  Mnfivirung  der  Sreuerfordcrung 
2.  B.  Abgang  der  eigenen  Kammeiguter,  weitläufige  Bestellung  des  iiegiments,  noth- 
veodige  Oeblude,  vorhabende  gemetnntttz.  Anstnlten,  ansebnlidie  Hetrmtbon,  kostbare 
Reisen.  Legationen  u.  s.  w.  „zu  des  Karsten  und  des  I^andes  Nothdurft**  — )  führten 
2ar Bildung  der  landständischen  Steaerkassen  („Landoska8äou''j,  iu  welche 
die  bewilligten  Steuern  flössen. 

In  den  einzelnen  Territorien  war  die  Uechtsstelllliig  and  Verwaltung  dieser 
Kassen  nicht  ganz  die  jxleiche.  Anfangs  waren  die  Kassen  ausschliesslich  oder  tlhcr- 
vicgend  unter  der  Verwaltung  der  Stände  oder  ihrer  Ausschüsse,  der  ständischen 
SchataooUegieo  selbet,  nicht  bloss  in  Bezug  auf  die  eigentlichen  Kassengeschäfte  und 
auf  die  Verwendung  der  bewilligten  Sumini-n ,  sondern  mehrfach  auch  in  BetrelF  der 
Erhebung  der  Steuern.  Später,  als  die  Steuern  Ihatsächlich  regelmässige  wurden 
ond  echon  deshalb  ein  ordentliches  Behördenveseu  fbr  den  Erhebung-,' Kassen-  und 
Verwendungsdioiist  nutliiK"  wanl,  uiid  ala  die  Torritoriali^cwalt  rilt.  rhaiipt  ilen  ständi- 
schen Eiufluss  mehr  und  mehr  lähmte,  wurde,  wie  einst  beim  röm.  aerurium  iu  der 
Kaiserzeit,  die  stftndisebe  Mitwirliang  Afters  nvr  eine  Formalität  oder  verschwand 
selbst.  Das  aüfemeilie  Rechtsprincip  war  aber  do«  h,  das>  die  Stäml''  ^r\])^\  od.  r 
durch  AosschUsse  die  Laodoakaaä«  verw^teten  oder  bei  der  laudut>herrlicheu  Verwal- 
tung derselben  mehr  oder  weniger  wirksam  conctirrirten  und  diesdbe  contröKrten.  tn 
mehreren  Ländern  ging  das  Bestreben  der  Stände  darauf  aus,  für  dio  Landeskasse 
völlige  Unabhängigkeit  von  der  Laudesherrschaft  zu  erlangen,  was  aber  nicht  zu  cr- 
reich«n  war.  Hier  walten  nach  Ländern  und  Zeiten  grosse  Versrhifdenhciten.  ..Worin 
die  Kechte  des  Landeshcrru  in  Betrell  der  Landeekasse  bestan  i«  fi .  Iäs>t  sich  nur  aus 
di.-r  Verfassung  der  einzelridi  Länder  l)e<timmeu;  so  viel  la^'  ali<-r  ülh-rall  in  dr-r 
Natur  der  hergebrachten  Vertüsaung,  daas  der  Landesherr  oiler  seine  Käthe  nicht  ein- 
seitig über  die  vurliaiuiriieii  [^ndesgelder  disponireii,  UeberschUsse  sich  nicht  aneignen 
und  keine  veriiiiidlich«  n  Zahliingsltefehle  an  die  landschaftlielien  Kasseiil)eainten  er- 
lassen konnten,  sowie  auch  anderseits  dio  einseitige,  der  landständischen  Zustimmung 
entbehrende  Aosschreibnng  neuer  Stoneranflagen  fllr  die  Untoitbanen  nicht  als  ver> 
birid!i<-h  enrhtet  wurde"  Zaeliariä.  a,  a.  0.  IL  iW.  Näheres  in  den  Schrillen  der 
älteren  Publicisten,  bes.  Moser,  r.  d.  Landeshoheit  in  Steucmachuu.  Kries,  Falke 
a.  a.  0.).  Ihatnlehlieh  waren  es  vor  Allem  die  Bedtlrfeisse  des  Wehrwesens,  die 
Soldtruppen  und  stehendi'ii  Heere,  für  welche  die  Landesstcuerkassen  die  Mittel  auf- 
bnngen  musstcu.  Daher  dio  Steuerkasse  die  „K  r  i  c  g  s  kas  s  e",  wie  im  brand.preuss.  Staate. 

19at1lriich,  dass  diese  Kaasentrennong  finanztmshniseh  mannigfache  Nachthoile  und 
auch  staatsrechtlich  nur  solange  einen  guten  Sinn  hatte,  als  das  ältere  Vorfassungs- 
recht bestand  und  die  Auffassung  noch  zutraf,  die  v.  Seckejidorff  (am  Eingang 
des  Abs4:hnitts  ?on  der  „l.andes-Stcucrbarkeit"  S.  222)  typisch  mit  den  Worten  ver- 
tritt: „Die  Steoren  o<ier  <lie  also  genente  Anlagen  oder  Entrichtungen  sind  keine 
ordentliche  gewisse  Gefalle,  die  etwan  ein  l'nterthaner  seinem  Herrn  an  Erbzinsen 
und  Krohndiensten  cutrichtet,  sündcni  seyud  extraord  iuar  Aulagen  und  Einnahmen, 
welche  ihrer  rechton  Art  und  Gelegenheit  nach  freiwillig  und  als  guthertzige  Bey- 
stcuern  gereichet  und  daliem  auch  in  etlichen  Orten  Bethen,  d.  i.  erbetene  Kin- 
kunfte,  andenwo  auch  HülHen  oder  Präsenten  geuennet  werden  .  . . Die  Vcr- 
wahnng  d<^)|Mlter  Kassen  dieser  Art  war  unvermeidlich  schwerfälliger,  für  die  for- 
melle Ordnung  des  Hanshal^  stAn  nd,  zu  mancherlei  Streitigkeiten  wurde  dadurch 
Gelegenheit  jeegeben.  Wo  in  der  alniolotistischen  Zeit  die  Dynwtio  sich  mit  dem 
Staat  mehr  Eins  wosste  und  sich  hier  gerade  dadurch  und  mehr  dann  noch  In  der 
Folpezeit  des  neuen  Verfassungsrechts  der  Sfaatsbepriir  der  früheren  patrimonialen 
Auilaskong  entrang,  kam  es  daher  zu  einer  neuen  KecJttsbildong,  evcntaoU  zu  einer 
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vcrtragsmähsigcn  Kegclang'  zwischen  Landcsberru  x\m\  Ständen  n1»er  das  Katuincrgut 
\uu\  zu  ciiipr  Yorciniguiig  der  bcidon  Kassen,  dur  Kaumiei  und  der  Landcssteuer- 
ka-ise.  Dad  [  h  iirde  erst  der  Boden  für  die  moderne  rationelle  Ordnung  des  StaaU- 
li.ui-li;ilt,>  Ulli]  d.'s  rinanzdicusU  geschaHcn.  Nur  die  eigcnthumlichcn  politischcu  und 
»taaisrechüiclicu  \  crhaltuisso  in  I)üutschland,  besondere  in  dun  MiUol-  und  dou  doch 
nur  eopheuiiätisch  „Staaten'*  m  neoneoden  KtoiDStaaton,  orU&ron  es«  da»  Beste  jener 
allen  Einri*  l»tnn2:cn  noch  in  Tirr^ere  Ta^^c  Iiiueinragen. 

Sonst  liäogt,  wie  bemerkt,  die  ehemalige  Kaääeatrououng  auch  mit  duu  Kochte* 
verhiltoissen  des  alten  Domanituns  niher  znsamaten,  mit  dem  wiiUielien  ed»  behaup» 
tcten  Charactcr  aM  s  oder  eines  grossen  Theils  dieses  Domaniums  als  Patriinonialgat 
der  hcrrttcitenden  Dyna^lio.  Hier  schien  Olters  ein  dynastischem  lutcressG  die  daaenide 
SonderBtoUiing:  dieses  Vomaniams  und  eine  aparte  Kasse  dafür  zn  Terlangen.  Ein 
üesirhtspunct,  welcher  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sich  mehrfach  bi> 
in  die  Gegenwart  hinein  vertreten  findet  und  mancherlei  KUrnpfr«  zwischen  Fürst  und 
Ständen  über  das  Domauium,  sowie  neuere  vertragsmässigc  Kegüluug  darüber  eri^Iärt. 
Ausserhalb  Deutschlands,  wo  die  iUtercn  Hechtsvcrhäliuisse  ähnlich  lagen,  und  In 
Oesterreich  und  Preusscn,  wo  dio  Dynastie  sirh  mehr  mit  6mn  T-ande  politisch  eines 
wuüsto,  ist  sowohl  die  Anerkennung  ali&r  Domiiaen  als  Staaisgut  als  auch  die  Rcsciti- 

Smf[  der  besprochenen  Kassentrennung  längst  erfolgt,  worauf  in  der  Lohre  von  den 
omänen  zui Uckzukommen  ist.  In  Deutschland  steht  mit  der  Kcg  lun^;  di  scr 
in&ucQ-  und  Kasscnaugolegcuhoit  auch  diejenige  der  fürstlichen  Civiliisten  öücr» 
in  Yerbindong.  Specielle,  sonst  kaum  ventlndliche  Einriebtungen  wie  die  Bildani^ 
von  .,(irn  ndstnckvcrin  n^rt^n''  (Wll rtc rn  b e  r  g  s.  Riecke,  Vorfass.  ti.  s.  w. 
WurtcmLs,  S.  ISl  iL,  Baden,  s.  Uegcnaucr,  bad.  Staatübaush-  S.  51)  hiingcu 
ebenfalls  mit  der  nur  historisch  zn  rerstehenden  besonderen  Rechtsstellung  des  Do- 
maniums  zusammen.  Aehnlichcs  gilt  au<h  heute  norh  Vdii  der  Kinrichtung  der  Etats 
in  einigen  deutschen  Staaten  ^z.  B.  in  WUrtembcrg:  Kinnahucn  L  vom  Kammer- 
gut,  n,  aas  Stevern).  Im  chemal.  Kön.  Hannover  wnrde  die  Kasseotronuung  IS34 
aufgehoben,  1S41  wieder  eingeführt,  1851  abermals  beseitigt,  Vcrändemogcn  in  cngur 
Verbindung  mit  den  liannov.  Verfasstin^fskänijtfen.  In  Hraunscbwcig  noch  jct/.t 
2  Etats.  „Staatshausb.utai  •  und  „Etat  der  KauimcrkaaSc".  Im  letzteren  als  Einnahmen 
die  Domänenpachten  und  Gcrälle,  Forsten  und  Jagden,  Berg-  u.  Hüttenwerke,  Zinsen 
(ism  zus.  2  11>3  Mül.  M.);  als  Ausgaben  die  Verwalt. kosten,  Erhaftnn?  d  Kammer- 
guts,  Kanimerschuld ,  Kückzablungen  und  „Zahlung  an  die  herzogiicho  llofkas&o" 
(0.^25  M.  M.^  zus.  1.156  M.  M  ,  der  Ceberschuss  kommt  als  Domänen- Netto- 
crirair  (0.7:^7  M.  ^I.'  inNjeii  Staatshaush.ctat  unter  dessen  Einnahmen.  V-dmlicli.  ein 
echtes  BÜd  der  an  ältere  Zustände  noch  erinnernden  Ucio&taatL  Kiu.verwalL.  dio  Ver> 
hiltiiisse  in  Coburg-Gotha.  Im  enten  oder Domlnenkassenetat  die  Brnttoeinnahm«o 
(ans  Forsten,  Dcmänen,  Zinsen.  Versehiedenein'^  und  dio  darauf  zunäch^l  la^tendiui 
Ausgaben  (YorvalLkosteu,  Domau.schuld,  Kirchen-  u.  ÖcbuiaasEabcn),  der  Ueburschuas 
in  bestimmtem  Verblltniss  an  die  herzogliche  und  an  die  Staatskasse.  Im  Etat 
der  letzteren  dann  diese  Uebers  hilssc  als  Einnahme.  Einige  weitere  lltere  Notfacea 
bei  Bau  I,  §.  \)2  Noten  u.  in  d.  2.  Aufl.  dieses  Bands  §.  154,  Noton. 

§.  Hl.  —  1.  Brandcnbu rg- prcussische  Finanzverwaltuug.  Ein  ge- 
naues Bild  der  Fiuanzrervaltung  der  Staaten  dos  lebergangs/eitaltcr-*  im  17.  and 
IS.  Jahrhundert  erhält  man  natürlich  nur  aus  der  Darsfelluug  der  Verwaltung  cinirs 
oinzcltien  coucretcn  Staats.  Die  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  dafür  sind  für  kciucu 
einzigen  Staat  bisher  ausreichend.  Die  allgemeine  \'erwaltungsgeschichte  der  ciozolneu 
Staaten  wartet  noch  auf  ihie.  £renUgende  Bcarhi-itun;:  und  da^^.  wa«?  davon  bisher  vor- 
liegt, uiiomt  auf  die  Finauzvcrwaltung  nicht  immer  die  gcbührcndo  Blicksicht.  Die 
Arbeiten  über  Finanz-  und  Stenergeschichte  rernacbllssigea  die  Gescliichle  der 
Finanzvcrwaltung-  gewöhuli<"h  zn  -ehr  l'nter  den  deutsrlien  Verhältnissen  ist  die 
EutwicUung  der  Finanzverwaltuug  in  Oesterreich  und  in  Trcussen  besonders 
wichtig.  POr  letzteres  verspricht  U.  Scbmoller's  geplante  YerwaltungsgcscMcbte 
auch  hier  eine  wichtige  Lücke  au-/ufilllcn.  Vorläufig  ist  auf  einzelne  einschlagende 
bereits  vcröfl'cntlichtc  Vorarbeiten  Schmoller'»,  meist  in  d.  Zbchr.  f.  preuii».  Uescii. 
(so  Jabrg.  1871.  7.^,  74  Ober  Städtewesen),  n.  A.  auch  auf  seinen  Au£».  „die  Epochen 
der  preuss.  Finanzpolitik"  in  d.  Jahrb.  f.  d.  D.  Boich.  Jahrg.  1S77,  S.  33.  auf 
Droyscn's  Ucsch.  d.  preu-  .  Politik,  auf  Isaacsohn's  (Ictch.  d.  preuss.  Beamten- 
tbums  (bisher  2.  B.,  bis  E.  d.  17.  Jahrh.)  Bcrl.  1>74  u.  7S.  und  vor  Allem  aut  Ku  - 
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del  's  braiidctib.  prcusä.  Staatsliansh.  (17.  u.  IS.  Jahrli.),  Herl.  lS(ifi  zu  vorwcbon.  l»ie 
UmgcsUdtaagen  in  der  Steiu-Ilanleiiber^'schen  Keformpcriodc  atich  aof  dem  (iebiote 
il.r  Fin.itizvprwaltung  schildert  E.  ^Mtier.  in  s.  bczOgl.  Werke  (^Leipz.  ^*^^t  .  I>io 
haupbachlicbtio  Kioricbtuogon  des  Finaozdicnst«  in  ibrcr  aliiuiiligon  tin-  und  Aun- 
bildatif  im  flnanzberohmten  bobenzoller'seben  Staate  sind  nach  der  hier  zomoist  bc- 
rmtzti  II  D.vrstiHunc:  von  I'^aarsolni  uiüI  Kiodcl  die  folgendiMi.  Si-'  werden  liii  r  ;i!s 
üiii  Beispiel,  oud  im  Allgotucioeu  ein  ukuslerbaftes,  dür  Entwicklung  der  lüianz- 
verwaltuo^  des  Patrlmonijdstaats  In  dessen  Forlbildang  zom  modemeo  Recbts-  und 

CaltOrätaat  vorirrfulirt. 

Auch  in  Brandenburg  findet  sieb  im  15.  Jahrb.  als  ein  eigenes  oberstes  Ilofanit 
das  des  Kammcrmeisters  oder  Kümmerers,  der  damals  bereits  nach  Abgabu 
des  eigentlichen  Kammerdienst  i.  c.  S.  (Venraitang  von  Kleidanii:.  Schmuck,  Ue- 
riifh  u.  s.  w.)  il.is  l  iir-  ntü  he  oberste  Finanzamt  repräsontirt.  Er  hat  die  Kammcr- 
ciukuiifte  und  die  düuisii  angewicscDcn  Ausgaben  zu  verwalten,  lässt  durch  seinen 
Kamrocrscbroibor  <Ue  Kr' luintiffen  fuhren,  hat  die  Kirinuhmtm  und  Ausgaben  besor- 
genden Ec.imtcn  im  Lande  zu  confrolircn  und  seinerseits  selbst  dem  Mark^r  ifcn  Keoh- 
uuug  zur  Erhaltung  seiner  Entlastung  zu  legen.  Aof.  d.  16.  Jahrh.  unter  Joachim  I. 
worden  Kammemeister  und  Kammerkaase  auf  die  Venraltong  der  Dom&nen  und  klei- 
neren KcsralicTi,  Jtidonschutzgclder  u.  s.  w.  h.'ScliränU.  nrnJ  Tinfr-r  rincrn  Ilofrenthoi- 
meistcr  eine  Uofrenthei  und  Landeskassc  (t'dr  die  bauptsöchlichätcu  Üegalieo, 
Stenern.  Zftlle,  Ziesen)  abgezweigt.  Beide  Kassen  bleiben  aber  in  engst«  Beziebung. 
Die  K'aiiimrrk.i'^sp  wird  dann  mehr  mihI  imlir  dif  kurfürstliche  Privatkassc.  die 
^lültcre  CbatuUc  für  den  persönlichen  Bedarf,  die  Uofrenthei  ist  mehr  die 
Staatskasse,  für  den  Ho&taat  und  die  allgemeine  lindes-,  namentlich  Civilrerval- 
tunir.  Für  das  Militärwesen  entstand  erst  mit  der  Einbürgerung  dastehenden  Heeres 
als  einer  festen  Institution  unter  dem  grossen  Kurfürsten  eine  eigene  Kasse.  Von  einem 
geordneten  Staatshanshalte  ist  bis  Mitte  des  17.  Jahrh.  noch  keine  Kode.  Beste  der 
alten  Katuralwinhschaft  hatten  sich  erhalten  und  stOrten  die  Uobersleht,  and  der  Kur- 
rarst  grill"  dur<*Ii  Etfliriluii»  vn»  iinmittclharon  Zahlungsanweisungen  an  die  localon 
Spci  i:dkassen  willkmlich  ein.  Kcchuuiiga-,  Buchuiigs-,  Conirolwesen  blieben  unvoil- 
ht  indip  (Isaacsohn  I.  9  ff.,  Riedel  1 — s).  Auch  die  neueren  Forschungen  haben 
daher  für  dii-  iiltere  Zeit  bis  zur  2.  ITälflo  drs  IT.  .lahrh.  mir  irnn/.  lückenhaftes  finaii7.- 
statist,  Material  zusammenbringen  können,  obwohl  schon  im  Landbuch  der  Mark  von 
Kaii  IV.  IS79  ein  Verzetebni»  der  landesherrlichen  Einkünfte  anfgestellt  wurde. 

Fftr  di'^  n  Ii  lere  IMnanzr-Twalfan^-  im  Lande  selbst  war  im  15.  .Talirh.  noch  der 
allgcuicinc  A'erwaltuugsboamte,  der  Vogt,  das  Uauptorgan,  der  „neben  der  Eintreibung 
der  regelmSssigen  Steuern  in  seinom  Bezirk  die  bastmöglicho  Ausnutzung  der  Bega> 
Ii  ü  und  Einziehung  der  Natural-  und  üeldleistungen  der  markgräfl.  Domänen,  die 
genaue  Kcgistrirung  sämmtUcbcr  Einnahme  nnr]  schliesslich  ihre  Verrechnung  vor 
den  landesherrlichen  Commis^ionen  zu  besorgen  hatte"  Jsaacsohn,  L  55^.  Do«h 
wcrd.  ii  vom  15.  Jahrh.  an  und  mehr  noch  im  16.  Jahrb.  die  Unterbeamten  des  Vogts, 
Kastner,  Zöllner.  Amt.s-'  lir  :ibcr  spf^-fMoller  mit  dem  Finanzexecutivdieiist  bi  traut  und 
die  höheren  Beamten  auf  den  Finanzcontruldicnst  beschränkt.  Der  Kastner.  der 
auch  noch  andere  Geschäfte  zu  besorgen  hatte,  war  der  vogtciliche,  s|)äter  der  landcs- 
und  amtshauptmännische  Kassenbeamte,  mit  entsprechenden  finanzwirthsf  liafdir  ln  n 
l'unctioncD  im  Vogtci-  und  Amtsljczirk,  uameutlicb  auch  mit  Verrechnung  und  lUicb- 
fabrung  betraut  und  rerantwortlich  dafar  (Isaacsohn,  I,  63  ff*.).  Neben  dem  Kästner 
«•n-.  Iicint  im  10.  Jahrh.  der  Schosser,  dann  schon  früher  bei  In  il-  uttjud neu  Zoll- 
ätäitcu  der  Zöllner  für  die  Verwaltung  der  Zollgefalle  (eb.  S.  72  tf.).  Unter  ihm 
stehoi  Ibr  die  ZoUcontrole  die  Zoll  reit  er.  Ueber  dem  ZoUwesen  als  oberer  Control- 
bcamter  tritt  Eiidr  des  H'.  Jahrh.  der  Oberzollaufseher  hervor  U^kS.'s).  Auch 
der  Landeshauptmann  an  der  Spitze  eines  grOsöercn  Bezirks  bat  in  seinem  klei- 
neren Specialbezirk  mit  den  anderen  Functionen  des  Vogts  die  wirtbscbaftlich^finan- 
ziellen  Befugnisse  dossell)en  teb.  S.  107). 

Die  oben  angegebenen  allgemeinen  Verhältnisse  haben  auch  in  der  Mark  Bran- 
denburg zu  einer  Mitwirkung  der  Stände  in  der  Finanzverwaltung  geführt. 
Wesentlich  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  war  zuerst  1  '  im'  Bierziese  (Accise) 
von  deu  Ständen  bewilligt  und  später  vnriätifjcrt  worden,  154!>  kam  ein  neues  Bicr- 
geld  hinzu.  Die  Verwaltung  besorgt  ein  aus  den  sog.  überständen  (Prälaten  und 
Bitterschaft)  und  den  StSdten  gemeinsam  gebildcicr  Ausschnss,  unter  dem  besondere 
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.,Ziehcmebt»;r'"  <Jie  Spccialverwaltunj;,  VerrccluiunK  u.  s.  w.  luhicii.  Auch  eiue  xur 
Deckung  landeshcrrliclitir  Schulden  Mitto  des  16.  Jaliili.  iM^williju^tc  sfädt.  dinci«  Stauer 
(Schoss)  wird  von  den  Stadion  selbst  verwaltet  timl  in  zwei  llHtipiL  tsscn  gcsauiin<>lt 
(Stendal  und  Berlin).  Eine  andere  dirocte  Steuer  der  Laudi^chatt  unterliegt  der 
VenraltttD)^  dareb  einen  Aatischuits  der  Obentinde  (Isaacsobo,  I,  l^ß  AT.). 

Iin  17.  .Inlirli.  wnr  atirli  fiir  dir  gcsainnif«^  ohon)  l'lnin/vr'rw.iUnii^^  ilii-  T'rrich- 
tung  des  „(icheiuieu  Katbü"  (lüül)  von  hud'  Utung,  indem  dadurch  ein  Aui:>ichtfr- 
und  GoDlrolorgan  flkr  dio  Kammerrenraltaiig  mit  ^^cschaR«;«  wurde.  Bald  darauf  kam 
es  zur  Umbildung  der  mark.  Kammer  in  eine  C^o  I  Ifi;  i.i  n,,  bürde  unter  eim  m  l'r.i 
sidenteo  (1615),  dem  auch  dio  Horrentbei  uutenttcUt  wurde  und  deren  Vo»laoU  (Ilof- 
rentbeinieister)  165*2  regelmääüiges  iiitglied  der  Amtslcamoior  wird.  Die  ZeitverbUt- 
nisse  lieüsen  es  noch  nicht  zu  einer  crfolgreirben  Hebun  I  ;  Finan/verwaltung 
kommen,  aber  in  tlicser  Atntskaninior- Verwilttini,^  Imh't  Ja^  j<rt.'uss.  Finanz-  und 
Cameralbeanitentiiuiii  seuic  Scliulung.  (ictreaiile  Kaiiiuieivci  waltungen  bestanden  in  den 
neu  erworbenen  Landen,  PreDKsen,  Cleve-Mark  (Isaarsohn,  II,  40-  r>(l). 

Erhebliche  I  ortschrilte  maclitc  die  Organidation  der  rinan/verwaltnng,  die  Kc- 
schalTung  und  feste  Ordnung  neuer  Steuer'|uellen  iAccise)  zur  Dockuug  dor  steigondeu 
Ausgalieu.  besonders  auch  für  das  Militär,  unter  dem  groison  Kurninten.  Die  <imnd- 
lage  für  die  Entwicklung  der  Kinanzverwaltiini;  im  alten  j>n  ti<^-.  S»aate  (dt  i  Zi  ii  vor 
lbU6)  wurde  damah»  gelegt.  Schou  bei  der  U<;organihation  dcä  (jehuiuieu  U»(ha  u  J. 
1651  wvfde  in  einem  Cetlegium  von  „Staata^Kamniorr&ibeo"  ein  eigauea 
fihorsl  's  V<'rwaltuii<;s-Dei>artement  für  di«)  Finanzen  .  Knnmicroinkunfte.  Steuern)  ge- 
bildet. Später  kam  &i  m  einer  aUioinüitratifun  Scheidung  in  oiii  llofk amuter- 
departeraent  namentlich  für  die  DomftnenelnlcQnfte  und  ein  Kricgsdeparle- 
ment  für  die  neuen  Steuern  zu  Militär-  und  Krifgszwci  kcn.  Für  let/.terrs  Departe- 
ment ward  in  Anknüpfung  an  ältere  zeitweilige  Einrichtungen  ähnlicheo  Zwecke  eine 
cigLiie  neoeGcneralkasse,  dioGoneral-Kricgskat»»e  errichtet  (1674,  1676). 
Zugleich  wurde  die  zu  Zvociten  der  MUitJüverwaltung  und  Aafbrtagoog  der  Kosten 
dafür  frchi|f|<*t<'  Kinriilitiin?  von  Commissariaten  (^Kriegs-  u  n  rn.  ^^.mnn^^are) 
ein  ..^t.jiiiiiigcä  Iitaiitut.  (las  vermöge  !k;iner  Doppelnatur  als  Miüt.ir-liitcndantur  und 
Steuerdirection  auf  die  Entwicklang  der  <  wie  der  Civilveraaltang  lierroi^ 
ragenden  Einflnss  •x<^;iKt  Inf'  (IsaaCSoIi  ii .  II,  173).  Die  ständi:»che  StcuerrerwaltiUig 
ging  mehr  und  mehr  in  Städten  nnd  auf  dem  Laude  auf  fürstliche  Steuer-Con- 
miasariato  Uber.  Kassnn-,  RechnuDgfl-  nnd  Controlwescn  verb<;85erteu 
sich  auch  IxM  il'-rii  Niiboticiiuiriil  rbestrlien  versr!iif'}''n'^r  (icncralkas>eri  fnhiitull'-.  11 T- 
rcnthei.  Liotjülaatärenthei,  Kriegskasäu)  und  centralur  Nebt-^ukattttcu  und  bot  noch  maugci- 
haflor  Einrichtoitg  des  Speciancaswnwesoni  erheblich  (Kiedei.  »och  paavim 

]•{  -.'Jl.  Isnacsohn  II.  tUS  Ii.,  122  ff.,  bes.  Kap.  5  „der  Kriegsstaat  d.  Gr.  Kur- 
furbten",  Kuiwickl.  der  (.Jornmissariate,  der  Stoucrverfu».  u.  n.  w.  S.  15b  tf.  Ueber 
die  Bedintingsabschittstfo  t.  d.  Tabellen  in  den  Beilagen  zu  Riedel 's  Werk).  Be- 
merkenswerth sind  auch  die  practischen  Bemiihungcn,  allgemeine  Etato  dttlch  die 
Snmmirung  der  Provincialetat.s  zu  bilden  (l()7!l — SO). 

Zu  einer  geordneten  Ktatscinrichtung  für  das  Finanzwesen  kam  es  jedoch  erat 
unter  Kfinig  Friedrich  L,  noch  in  dessen  kurfürstlicher  Zeit  (1688.  IB^^S— M»),  unter 
dem  zugleii  h  Hcchnungswescn  bedeutend  vervfillkrintnnet  und  ein  llauptubclstand 
der  älteren  i  iiiaazwirthschaft  grossentheils  beseitigt  wur  lc.  nemlich  durch  dirccte  An- 
weisungen des  FitTSten  an  untergeordnete  Behörden  un  i  Kri>M'n  willkürlich  über  dereu 
(ieldmittel  zu  verfugen  (Ikiv  ii.  I  S.  35.  Tsnrxrsnlm  II.  -'.'<•■. i.  Da.-,  S^^tfim  der  all- 
gemeiucu  und  der  specielien  obersten  .»Zweck-Kassen  *  oriitt  manche  Vcrändorungeu. 
blieb  aber  bwteheu  and  irarde  durch  ziemUch  wilUtailicbe  Vertheilnng  der  Ausgaben 
auf  die  einzehu  ii  Kaisen,  /.  Fl.  Ziisrhiebung  mancher  .mil-  rwoiter  Ausgehen  .-xnf  dt»? 
Kriogskafise,  nicht  vcrbcsscru  Wie  iu  der  übrigen,  so  tntt  auch  iu  der  FiaanzvcrwaU 
tung  das  Streben  nach  grosserer  Oentndisation  und  Verschirfong  d&t  Rerlaionen  und 
Gontrolen  hervor. 

Urosüc  Fortschritte  in  jeder  Richtung  machte  die  preuss.  Finauzrerwalting  daau 
unter  dem  „rameraüstischeu '  König  Friedrich  Wilhdai  I.  Die  besondere  kOotglkho 
Chatulikasse  für  die  persönlichen  Ausgaben  de«  Fürsten  wurde  aufgehoben,  der  höni^ 
setzte  sich  s  Ih^t  .nif  „Handgelder",  eine  Art  (-'ivilliste  der  absoluten  Monarchie.  Die 
Guter  der  (  hatullka^se  wurden  mit  den  Domänen  vereinigt  (1713)  und  so  der  Schritt 
aus  dem  reinen  Fattimonialhtaat  zum  modernen  Staate,  die  Tronniinf  der  Hof-  md 
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StMts&Mnzen  berolb  damals  in  Preaflsen  im  Wesentlichen  roUzoi^en.   Für  die  Haupt- 

zvei^ö  des  Ebinahmcdi'  n'^ts.  tnit  Ausnahme  der  (icbchäftc  des  (icncral-Kricgscommis- 
sariats.  wurde  Ijcrcita  1713  eine  oberste  collcgialc  (Jentralbchördo,  das  (loneral- 
h'i  iiau/.dirü  c  (  oriuiu  gebildet.  Im  J.  1722  macbte  di(^  Centralisirung  auf  diosoui 
Gebiet  den  weiteren  wichti^^eu  Fortschritt ,  dass  dies  Directorium  und  das  (icnenl- 
Kriegbcommisüariut  zu  einer  eiHzis:''!!  Behörde,  dem  (I ■  lic  r  al  - 1 )  h  e r- l"i  n  a  uz - 
Kriegs-  und  Dooiäueu-Directarium  vcracbmolzon  wurde,  das  nuiiuichi  dtc 
KuumereiukUnfte  o.  s.  w.  Ood  die  Steuern  tmler  tich  hatte.  Aach  in  den  Provinzou 
vurdcn  die  bisher  getrennd  ii  l'innn/.bclKinJen  möjj^hchst  zusamuiengelej^t  (Kricirs-  und 
Homiiueakammeru).  Nur  das  Kasi>cnsystem  bliob  in  der  Central-  wie  rrovinciaircr- 
waltung  ein  doppeltes,  das  der  General-Krief s-  und  der  Üeneraldoniftnon- 
K<i:>><  ,  :il";r  dii.'  nltcrcu  kliiii<:r<n  Nt:))cukass''n  vorloron  ihre  S*'I'>s(rindigkeit,  indem 
nie  ihre  üebcrscbussc  (Uber  die  lurbubuugskosteu  ihrer  Eiukiliit'tc)  au  eine  der  zwei 
Genenlbuoen  abzuliefern  hatten.  So  vaiden  in  der  Richtung  auf  „fisealiacbe  Kassen- 
einheit"  erhebliche  Forts«  hritf.:  f^c  UKicht,  denen  gegenüber  die  Errichtung  eiiiiper 
militärischer  Speciallkassen  fdr  besondere  Zwecke  (Uccroten-,  luvalidou-,  Potid.  MiliU 
\\'aiscnhaus- Kasse)  nicht  schwer  ins  Gewicht  fallt  Die  Errichtnni^  einer  etfenea 
Kechnuugs-I{evisioiist>ehörde,  der  General -Ke ch c  nkam  m  er .  ll'IH,  siclu  rti  die 
Eecllitat  aller  dieser  Verbesserungen  ilUedel,  S.  54  Ii'.,  57,  58,  u.  Beil.  11—13). 

Friedrich  d.  ür.  behielt  diese  Einrichtungen  der  iMnanzvcrwaltuiig  seines  Vaters 
bis  nach  dem  Tjübr.  Kriege  im  Wesentlichen  bei.  Dann  traten  in  der  Function  dos 
(ieneraldiivctMiiiaris  rini^i'  Aiinlcninirt^n  ein  (lii'  dcl  S.  W  ir.\  namentlich  aber 
suchte  der  Küuig,  uuabhaugii,'  vuii  (lirsoui  Directoriuiu,  liiicU  licuidca,  bcsunders  fran- 
xOsiaehcu  Mustern  und  mit  lülic  fremder  Finanzbeamten  neue  Einnahmozvelgtt 
(Lotterie.  Tabakuuuiupul)  zu  hallen  und  den  Finanzdieust  fiir  die  iridir«  >  irii  Stenern, 
Aocise  und  Zölle,  sowie  Post,  neu  zu  orgauisircu  (System  der  „Kcgic";.  Diese 
Verioderaof^eo  und  Neafestaltnnfen  wurden  auch  für  die  Einrichtung  des  Kassen- 
wc!>piis  wirhtig.  Zwar  bliebin  Vniden  grossen  (iciiendk.ii>(,'n  bestehen,  ab<T  über 
einige  Gelder  dariu  zog  der  König  die  directe  Verfügung  au  sich  und  von  den  £iu- 
kOiiRen,  welche  seine  neuen  Einrichtungen  brachten,  galt  dasselbe.  Es  bildete  eich 
daher  eine  neue  k.  Disput tionskasse,  mit  dem  Generaldircctorium  geheim  gehal- 
tener Uebabrung,  ohne  Mitwirkung  und  selbst  ohuo  Keuutniss  der  sonstigen  oberstoa 
staatlichen  Pinanzbehörden ,  neben  den  Generalkassen.  Im  Uebrigo»  Ctnd,  mit  Aus- 
nahme Schlesiens,  dessen  I^'inanzverwaltung  st IbätiiinUg  blieb,  eine  grössere  Ceu- 
trali.-^irung  der  St.iatseirinrihnien  «n<l  Aussr.ibcri  btutt.  Wenn  nun  auch  die  formelle 
Dfdiiung  des  Staabluiusli:ilt.>  in  Knssi  ji- .  lic(-liiiuiig>>- .  Uuntrolwesen  Fortscliiittu  ge- 
macht und  der  König  nicht  tur  s  -iiie  persönlichen  Zwecke,  sondern  für  «Ii«-  wich- 
tigsten SUiafszwerke  uli.  r  «lie  Mitlei  der  Dispnsitionskasse  verfügt  hat ,  so  ist  doch 
diese  zu  absolute  Cabinctsrcgicrung  des  Königs  in  der  Zeit  nach  dem  7jähr.  Krieg  der 
Pinanzverwaltung  nicht  fOnstiif  gewesen.  Sie  war  verwickelter,  unübersichtlicher  und 
staatsrechtlich  weniger  gut  geordnet,  als  unter  l'riedri«  Ii  !.,  di«;  (  »borrechon- 

kamaier  war  in  ihrer  Bedeutung  und  Function  hcrabgcdrUckt  wurden.  (Ikloge  l>es. 
bei  RiedeU 

Die^e  K  icksohritte  sind  unter  Friedrich  W'illii  lm  IL  gleich  zu  Arifanc-  wieder 
beseitigt  worden.  Das  Genenüdirectorium  erhielt  wieder  die  ^»telluug  der  obcratcu 
leitenden  und  beauCdchtigoiiden  Behörde  für  alle  Zweiii^e  dos  Finanzdiensts,  die  Accise- 
uiid  Zoliadministration  wurde  eine  Abtheilung  des  Directoriums,  die  verhasste  beson- 
dere Kegle  dafür  aufgehoben  (17SG — 67).  Die  Ober-liechenkammcr  erhielt  ihre 
bedeutsame  Stellung  und  Aufgabe  tür  eine  umfassende  Gontrolc  des  Staatshaus- 
halts neu  angewiesen  (C.  J.  v.  2.  Nov.  ITSfl  .  —  nach  Gesichtspuncteu,  welche  für  sie 
heut":  ni-rli  in  Pri  ussen  gelten.  ..IUI  der  Kevision  der  Keclininthr  -ii  <  Ute  nicht 
blosa  caiculatoribche  Uich  t  igkci  t,  Ucboreinstimmung  mit  dun  Etats, 
Jnstific  ation  der  Abwei  eh  u  ugcn  und  gehörige  Beibringung  too  BelBgen,  son- 
dern aueh  die  zweckmässige  Benutzung  der  Einkommen'iuellen  und  die 
Beobachtung  gcbdlirender  Sparsamkeit  in  den  Ausgaben  ihrer  Prüfung 
UDteriiegen''  (Riedel  S.  143  Ii).  Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Uochnungen 
all«  r  üffeutl.  Ka^^t  n  der  K'rvi!iii»n  der  Oberrechenkamincr  unterstellt.  Zti  di-  si  n  Atis- 
nahmeu  gehörten  diu  Kcchuuugcu  der  besonderen  geheimen  Dispositionskassc, 
deren  Stellung  eine  unlicbsante  Anomalie  im  Staatshaualudte  bUeb,  practisch  eine 
sdilimmcro  alt  unter  Friedrich  IL,  da  die  Ausgaben  dieser  Kasso  mehr  mit  zu  per* 
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öOJilicliuii  iiiid  Ilof-Luxusausgabc«  vcrwLiiilft  wurden  Jiicdül  S.  152,  auch  Beil.  17). 
Wiobtige  S  liiitti!  in  Bczujc^  auf  di-^  » ►rg.misation  des  Finanzdicnsts  iin  alten  Staate 
lliat  endlich  noch  Friedrich  WillK  lm  III.  in  der  Zeit  vor  1Sü6.  Eine  Itnmf  diat- 
Fiuanz-Couiinissiou  aus  4  Miuistern  und  4  Jtäthcn  wurde  mit  dem  Auftrage. 
Finanzreformen  an&QStellen«  gebildet  Der  Wirknugdcreis  der  Oberrecbenkaiomer 
wurde  ausgedehnt  u.  A.  ilir  jetzt  anrh  dio  Kevision  der  bisher  <^xcmtcn  Kassen, 
darunter  der  Dispoäitionskassc,  unterstellt  und  diese  BoLördo  dem  (icueraldirectoriua 
im  Range  gleichgestellt.  Daneben  wurde  noch  eine  General« Gontrole  der 
Finanzen  unter  einem  Gcneralcoutroleur,  der  zugleirli  Tin  f  d,  r  nbiTri  cli'-nkammcr. 
oingorichtot  (1T!)S).  mit  der  Aufnbe,  jährliche  Uebcrsichtcu  der  Kiunahucu  und  Au«- 
j^ben  dem  König  zu  liefern  und  die  Ergebnisse  der  gesammten  Venraltong,  spcciell 
der  Finanzen,  kritisch  zu  beurtheilen.  Hierdurch  entstand  eine  schUrferc  Ccntralisining 
des  ganzen  Finanzdicnsts.  Auch  das  üeneraldirectorium  wurde  erwoitort,  die 
Verwaltungen  der  neu  erworbenen  Länder  mehr  in  dasselbe  hineiugczog«'n.  die  coUe- 
glalc  Berathnng  aller  das  (ianze  des  Staata  angehenden  <ieaehftfte  im  Dir<  rtoriunt  ein- 
gerichtet. Die  Dispositionsliassc  blieb  zwar  dem  König  gogorniber  in  <ii  r  fnlhorcn 
Stellung,  aber  sie  hörte  auf,  bloss  vom  Cabinet  aus  verwaltet  /,u  wtjrJcn  und  wurUo 
dem  Staatsuiinistor-Ocneralcontrolear  mit  unterstellt ,  —  also  eine  Beschr&nlniiif  d«> 
absolutistischen  Systems  in  dicisem  Puncte.  Die  beiden  £rros«;<^ii  ti  Talkassen ,  Do- 
mänen- und  Kricgskasso,  blieben  bestehen,  die  gesamwteu  Staatseinkünfte  und  Aus- 
gaben wurden  darin  melir  und  mehr  contralisirt,  so  z.  B.  die  Milit&rgeldor  der  8cld«a. 
Proviücialkassen  auf  die  (loneral-Krieir'^Vasse  tilicrtr.ie.  n  (I'icdel  S.  200  H",  210,220, 
231).  Alles  dies  trug  dazu  bei,  den  prcussischcn  Staatshaushalt  zu  Anlauig  des  19.  Jahrh. 
aacb  schon  ror  1806  mehr  und  mehr  zu  einem  modernen  zu  machen.  Die  absolut- 
monarchische  Iv '^ierungsform  zeigte  sich  freilich  auch  in  der  ()rganisation  dr  r  rinan/- 
Verwaltung  noch  maassgebeud,  aber  bei  der  strengen  Hechtlirhkeit  und  Sparsamkeit 
des  preuss.  KOnigthums  war  die  formelle  Ordnung  im  StaatMhaoshalto  fast  schon 
ToUständig  erreicht  und  verbürgt, 

§.  92.  —  5.  Ati.  h  in  nesterreich  war  im  Laufe  des  1*^.  Jahrb.  die  Finanz- 
verwaltung doch  schon  mehr  auf  modernen  Fuss  eingerichtet  und  in  stärkcrem  Maasse 
I  eiitralisirt  worden  Das  gilt  noch  mehr  und  schon  früher,  in  (iemilssheit  der  ganzen 
|iolitischeu  KntwicUiiiig^  des  Starits.  von  Fran  V  r  r  i  ch ,  wo  im  surintcndant  des 
tinances  schon  seit  dem  14.  Jahrh.  und  im  »puieren  coutrüleur-günöriCl  des 
finances  seit  dem  17.  J.h.  bereits  in  der  alten  Monarchie  ein  in  vieler  Hinsicht  dem 
rnndornen  Finanzminister  Shnliehi's  oberstes  leitend- •^  Finanzorgan,  das  durch  eine 
einzelne  Person  rertrclcn  wurde,  bestanden  bat.  Die  formelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts wire  im  1^.  I.h.  schon  ausreichend  gewesen,  wenn  nicht  die  staata* 
rerhflii  In  Ii  H -i  i  Ii  a  f  t  t-n  dafür  im  Zeitalter  Ludwig  XIV.  u.  W.  «j'^frhlt  hritfen. 
£s  war  der  Vorzug  Englands,  auch  in  dieser  Hinsicht  bereits  Einhcbtungeii  erlangt 
zu  haben,  welche  auf  dem  Gontinent  eist  in  der  Periode  nach  der  franzOs.  Berolution 
zur  Durchführung  gekommen  sind.  Aber  nicht  nur  staatsrechtlich,  sondern  aui  h 
tinanztechnisi  h  war  in  England  die  Organisation  der  Finanzverwaltuug  und  der  Kinaozo 
dienst  schon  weit  früher  als  auf  dem  (kontinente  gut  geordnet.  Die  tüchtige  GiumI» 
läge  dazu  schuf  bereits  der  nurinaiuiische  Lchenssta:U, *nach  Mustern  aus  seine.in 
Ileimathlatu!' .  der  Normandie,  In  di  r  Kinriehtun-r  d*'r  Srliatzkammer,  exchcqut-r, 
mit  ihrem  an  moderne  Gcsta!tini£r>  ii  i  riimeraden  h«  stimmt  geregelten  (lesrhaftsirang. 
S.  he^s.  (iueist.  engl.  Vorwalr.rei  lit .  2.  A.  1,  UM  Ii.,  nach  dem  alteren  Hauptwerk 
von  Madov.  Hisr^rv  ete  {\ir  cvi  lie  |uer,  2.  e«i.  Lotid.  17»59.  Bei  'iiii  i-T  auch 
die  Weiterentwicklung  u.  heutige  Uestahung  des  Finanzdicnsts.  (wonach  uuJcu  m  g.  liM) 
Weiteres),  s.  bes.  Onoist,  [f,  762  —  862.  Auch  in  der  heutigen  Einrichtung  und  in 
der  ganzen  Strllnnj  d:r  ev(  lie^juer  ist  A  ieles  iinr  hi^t<^ri'-f  h  verst.'indlii  li .  *reht  aber 
grade  in  England  iu  so  engem  Zusamuienhang  mit  der  ganzen  Yerf:tbsung  u.  Ver- 
waltung, dass  hier  nicht  darauf  eingegangen  werden  kann. 
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HL  Die  moderne  verfaBBnugsmässige  Finanzverwaltnng. 

93.  —  A.  Das  Finan/.nüuistcrium.  iiisbe.sniuliM e  f*eiiie 
P^uuctioiien.  Das  Chanicteristische  der  modernen  Or^^iuiisutiou  der 
obersten  Staatsverwaltung  til)erbauj>t  ist  die  Zerlei^ung  derselben 
in  grössere,  nach  dem  Princip  zusaninicugeliöriger  acbgegenstände 
gebildeter  Verwal  tun  gsabt  Ii  eilim  gen,  meist  jetzt  allgemein 
sogen.  Ministerien,  an  deren  Spitze  verantwortliche  Chefs 
stehen,  womit  also  hier  die  Cotlegialverfassnng  beseitigt  ist.  Eine 
dieser  Abtheiiangen  ist  nun  die  finanzwirtliBctiafÜicbey  das  Finanz* 
ministeriam. 

Stellung  und  Wirkungskreis  desselben  sind  rf>,t  in  dpr  nmuren  Eporlie  der 
„Vcrfk&>uugea",  d.  b,  licr  Einrichtung  von  Yoiksvertrctuugtiu  uoli&u  Fürst  und  Kogierung. 
sUfttsrecbtlleh  zu  dem  geworden,  was  sie  jotxt  sind.  Zndeasea  ist  doch  auch  hier, 
solhst  in  Frankreich,  wo  der  Fiaaiizminister  jetzt  an  die  Stelle  de^  Generalcontroleuis 
der  Finanzen  in  der  alten  Monarchie  getreten  ist,  nur  eine  Entwicklung  fortgeführt 
worden,  welche  in  der  vorausgehenden  Periode  angebahnt  und  in  den  Staaten  des 
18.  /.h.  bereits  im  Wesentlichen  zur  Verwirklichung  gelangt  war.  Die  l  iiterschied** 
zwischen  unseren  heutigen  FiiKin/.miuisterien  und  den  obersten  i'i  nfral-Finanzbehörden 
des  \%.  J.h.  sind  daher  in  tiaaazlechniäihcr  Hinsicht  auch  ntclii  au  bedeutend,  als  iji 
staatsrechtlicher.  Die  schärfere  Hervorhebung  des  (irundsatzcs  der  Verantwortlichltcit 
des  Finanzministers  bat  nur  in  ikrselben  Richtung  gewirkt,  wie  dio  ti .  Imischen  Be- 
dürfuisse  de«  Fiaanzdiensts:  zur  (joncentratiou  der  Gcschäfto  der  oberstcu  Loituugf 
Verwaltung,  Aafsicht  bei  der  Gentndstelle. 

Im  Einzelnen  zeigen  die  Stellang  nnd  der  Wirkungskreis  des 
Pinanzministeriums  in  den  verschiedenen  Staaten  einige  Verschieden- 
beiten  nach  dem  geltenden  Verfassnngs-  und  VerwaltungisieLlilj  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Fiiuiu/.verwaliun^  uml  den  speeiellen 
Bedürfnissen  jedes  Staats.  Aber  in  den  Grund  zll  gen  besteht 
grade  hier  eine  hervorstechende  Gleichheit  der  Eiuriehtungen,  zumal 
auf  dem  europUischen  Continent.  Naturgemäss,  da  es  den  ncrvus 
rerum  gerendarum  verwaltet,  hat  das  Finanzministerium,  wenn 
auch  nicht  im  Range,  doch  der  Sache  nach  eine  hervorragenilc 
Stellung  unter  den  Ministerien.  Dies  kommt  auch  in  bestimmten 
staatsrechtlichen  GruudsUtzen  zur  Anerkennung,  namentlich  darin,  y 
dass  das  Finanzministerium  principieil  zu  hören  ist  und  auch  wohl  -  • 
die  entscheidende  Stimme  hat,  wo  es  sich  lltr  irgend  einen  Ver- 
waitungszweig  um  neue  oder  um  gegen  bisher  vermehrte  Ansgaben 
bandelt.  Die  hauptsächlichen,  im  Wesentlichen  io  den  modernen 
Staaten,  wenigstens  in  den  grösseren,  gleichmä«Bigen  Functionen 
des  Fioanzministerinrns  sind  dann  die  folgenden. 

1.  Entwertung  des  Staatsvoranschlags  fttr  die  künftige 
Finanz  Periode.  Zunächst  znr  Vorlegung  an  die  etwa  bei  der 
Feststellung  mitwirkenden  sonstigen  obersten  Staatskörper  (Gesammt- 
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niinisterium j  Ministerrath,  Staatsrath).  Nach  bier  erfolgter  Be- 
rathung  und  Erledignng  liat  namentlich  der  Finanzminister  den 
Entwurf  beim  SfnnfKoberliaupt  selbst  zu  vertreten  und  nach  dessen 
Sanction  ihn  der  \  olkbvertretung  vorzulegen  und  ihn  liier  zu  ver- 
treten. 

Es  empfiehlt  sirli.  t]ic  Vorbereitunff  (1<>^  nndgets  eine  liinlänplirhf .  aWr  auch 
wieder  eine  nicht  zu  hinge  Zeit  vor  der  Vorlaf^t-  im  Parlameut,  hci.  vor  dem  Aufau^ 
der  neuen  Finanzpcriode  ZQ  beKiuncn  und  rinc  bestimmte  Zeit  rorhor  innerhalb  der 
Kegierungskreise  selbst  r.mn  Alischluss  zn  bringen.  Daher  pflegen  BcstimrnnnjMn 
getroflen  zn  werden,  da^s  die  anderen  Ycrwaltiuigüchcfä  ihre  Anträge  auf  rcrJuideft«», 
besonders  auf  erhöhcte  Credito  im  neuen  Etat  bis  zn  einem  bestimmten  Pr&clusir- 
tcriniii  Iti'im  Finanzministerium  anbringen  mfisscn,  (in  Prens«on  t.  R.  hi^  znm  ."10.  Juni 
deü  \  orjahn»).  Dio  Vorbercitungäo  des  Budgets  im  Finanzministerium  und  weiter  in 
der  Refrierani^nstans  nicht  zu  luige  Zeit  vor  dem  netien  Finno^^tbr  aoarodelinen,  ist 
rätlilirli  mit  IMcksicbt  auf  die  sonst  in  griisscrem  rinfaiiir  zu  iTwartinuien  VerSrnl  runden 
der  fiir  dio  Einnahme-  ond  Ausgabo-Ans&tzo  im  Budget  maassg<;bcndea  Verhältnis»»«, 
wodurch  dann  wieder  die  mtealiclie  Kothwondigkeit  rem  Naclitragsetats  entsteht. 
In  dieser  Oefahr  liegt  auch  'las  Mis-Iiclu!  längerer  als  cinj.'thr.  Elalsperiodeu ,  bes.  in 
grossen  Staaten,  wenn  sich  dafür  auch  andere  zutroii'endc  (m)nde  gobon  lassen  (s.  i^.  104). 

2.  Vollziehung  des  Staatsvoranschlags  nach  seiner  Vcr- 
abschiedung  und  seiner  Verkündigung  als  Finanzgesetz.  Grade 
diese  wichtige  Aufgabe  concentrirt  sich  im  Finanzministerium  und 
fUllt  znnftehst  diesem  zn,  wenn  sich  <mch  im  weiteren  Verlaufe 
andere  Kessorts  daran  hctbrilT^^cn«  Das  Finanzministerium  voll- 
führt die  Aufgabe  im  Verordnnngswege  ond  mittelst  des  ihm 
grnndgesetzlich  znstehenden  Anweisnngsreehts  Uber  das  ge- 
sammte,  znnftebst  ibm  zur  Verfligong  stehende  Staatseinkommen 
(bez.  Uber  die  etatsmftssigen  y,Eingftnge"  einer  Finanzperiode),  ein 
Reebt,  welches  durch  den  Etat,  namentlieb  fttr  die  Ausgaben,  nur 
seine  n&bere  ziffermfissige  Bestimmung  und  Begrenzung  findet 

Demgemäss  concentrirt  rieh,  auch  rorbehaitlich  der  Mitwirkung  anderer  Ministerien 

und  rx>ordinirter  oberster  V'erwaltnngsbthörden  (z.  B.  für  dxs  Stnntss  hnld.  nwivs.  Tin-I 
der  zn  diesen  gehörigen  Mittel-  und  ünterbehörden,  der  Ausgabe-  und  Einnahme - 
dienst  in  obeister  Gentndinsfanz  beim  Finanzminlsterinm  ond  untersteht  demselbatt 

daher  die  Ilanptstaatskasse.  Nach  dem  jetzt  anerkannten  „l'riiii  i|i  li.  r  fiscalisohen 
Kasseneinheit"  läuft  durch  diese  Kasse  möglichst  die  (iesammthcit  aBer  auf 
BechnuMg  des  Staats  (Fiscus)  erfolgenden  Ausginge,  bez.  Ausgaben  und  aller  Ein- 
ginge, bez.  Einnahmen  zu  seinen  (innsten.  Und  zwar  mindest*-ii»  rechnungsmussig, 
so  weit  es  nothwendig  and  zweckmässig  auch  thatsächlich,  indem  die  Finnahmc- 
üroter  ihre  Einnahmen,  eventuell  —  unter  Abzug  ihrer  unmittelbar  bewstrittenen  Betrieb»-, 
Erhebnngs-  und  dgl.  Kesten  und  nach  weiterem  Al»ug  der  auf  sie  angcwie.scnea 
allgemeinen  VerwaltHn«»^anssraben  —  ihre  üftborsch(Hs>'  an  di*'  H^iuptkasse  abfuhren 
und  rOQ  dic&cr  Ausgaben  direct  geleistet  oder  Fonds  dazu  an  andere  Kassen  über- 
tragen werden. 

Auf  'iriind  des  Etats  tlberwei'^t  flali^T  >lai  Finanzmini-t  ritim  ans  den  ihm  zur 
Verfügung  stehendou  Einnahmen  allen  anderen  Verwaltungszweigeu  die  für  sie  aus- 
gesetzten C^rodite,  über  welche  die  betreffenden  Ressortechcfs  und  Behörden  dann 
wciffT  durch  eig''ii<'  Ari\vii-nrii;<  ii  ili-]iniiiirti.  Für  dir-  ric  htige,  d.  h.  gesctzmässiee 
und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  sich  haltende  Ausübung  des  Anweisni^pu^hbi 
ist  das  Finanzministerium  der  administrativen  ond  der  politischen  (*>ontrole  (§.  80) 
unterworfen.  Ueborschreitnngen  des  Etats  in  den  AnsgatMui  bal»en  die  andema  Ver- 
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waltangazveigc  aacb  ihm  gegenüber,  and  wenn  mit  seiner  Znstimmoiig  geschehen, 
litt  sie  das  Finanzniiuiätcrium  in  Gemeinschaft  mit  dem  Chef  der  bctretienden  Ver> 
waltnn?  dem  Stan(sobcrhaapt  und  der  Yolksrertretiing  gocenQbor  vx  rortreton  und 

dafür  Iiiili  nuiitiit  einzuholen. 

3.  Vorbereitung  der  organischen  Gesetze  rein  oder 
überwiegend  finanz^virthscbaltlichen  Characters  und  Ver- 
tretung derselben  in  der  Berathnngsinstanz  vor  den  anderen  obersten 
Staatskörpern  (Ministerrath ,  Staatsrath  n.  dgl),  sowie  weiterbin 
vor  dem  Staatsoberhaupt,  nm  dessen  Genebmignng  znr  Vorlage 
des  Gesetzes  bei  der  Volksvertretung,  nnd  vor  letzterer«  nm  deren 
Zastimmnng  zn  erlangen. 

Vomemlicli  Icomnten  Id«  die  grossen  organischen  Gesetze  über  die  HAvptcin<- 

gängc  (  Ei  II  n  .ili  in  cn )  des  modernen  Staats,  di<-  S tiMi  «•  rn  und  dris  Staatsschuldcn- 
wescn  in  lietracht.  Bei  den  Gesetzen  aber  priratwirtltäcliaftlicho  oder  Erweibs- 
einkünftc  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  anch  VerkebnuntsHen,  wie  Post,  Tdcgrapb, 
Eisenbahnen)  und  vollends  Uber  Gcblthrcneinnahmon  (Jastizgcbühren ,  Dnterridbtsge- 
bflhn-n  ti.  a.  m.'  stolit  rcpolunässig  der  finanzielle  (Jesichtspunct  in  zweiter  I.ini'».  wes- 
halb die  Vcrvvaltuii^^  dieser  Zweige  Oberhaupt  nicht  direct  dem  Finanzmiiiisierium  za 
unterstehen  braucht  {s.  u.)  und  die  Vorbereitung  der  betreifenden  Gesetze  zwar  wolil 
onter  Mitwirknn«^  des  I  inan/ininisteriums  crfoltrt.  das  dabei  das  (iscalische  Interesse 
zu  vertreten  hat,  aber  von  den  bctreficnden  audcicji  Miiiiätcricn  ausgeht.  Ein  ähuJicher 
SAc-hverhalt  besteht  bei  den  Gesetzen  in  Bezug  auf  Staatsausgaboa,  welche  Ictztero 
naturlich  durch  die  Ije/.u/rlii  In  n  Staatstliätigkeiten  bediiiirf  wurden,  weswegen  die 
iiosetbi  regdlm^ig  zum  Kessort  des  bctrcUeudcn  Fachministeriumä  gehören  (Milit&risclies, 
Bmten,  Reformen  n.  s.  w.).  Spedell  ins  Gebiet  der  rem  Ftnanzmlnisteriara  rorzn- 
l.LTLifinden  organischen  (lesot/c  des  Ausgabcwcsens  p;e,li5rcn  aber  diejenigen  zur 
Kcgclung  der  Gehalte  und  Pensionen  der  Staatsbeamten.  Dafor  sind  im  Wosent- 
liclien  in  idlen  Zweigen  des  Sbudsdionsts  gleiclualssige  Normen,  romemlieh  nur  mit  der  • 
Unterschciilung  von  Civil-  und  Alilitärdicnst,  erforderlich.  Das  Finanzministerium 
aUao  ist  im  Stande,  das  fisc^lischo  Interesse  gegenüber  der  GcsammtUeit  di  r  An- 
sprache des  Besoldungs-  und  Pensionsetats  znr  Geltung  zu  bringen.  Nur  wird  Ix-i 
der  grossen  allgemeinen  politischen  Bedeutung  dieses  Gegenstands  natUriir  Ii  nuch 
wieder  der  finanzielle  Gesirht^piinct  nirht  alL  in  entscheiden  knnnen.  Die  Aufgalic. 
dam  politiscbe  Interesse  ia  der  buche  wahrzunehmen,  wird  den  anderen  iiessortscheis 
mit  mfidlen. 

4.  Vollzieliting  der  finanzwirthacliaftlichen  Gesetze. 

Diese  erfolgt  namentUch  wieder  im  Wege  der  Yerordnvngcn  (Vollzngs-, 
Verwaltungs Verordnung),  durch  Erlass  von  Verfügungen  and  Bescheiden  zur 
Lösung  von  Zweifeln  und  Fr^;en ,  weiche  erst  bei  der  Vollziehong  des  Gesetzes  aof- 
tauchen.    S,  Stein,  4.  A.  I.  t94. 

5.  Oberste  Leitung  und  Verwaltung  der  Finanz- 
wirthschaft. 

In  dieser  Hinsicht  gehört  zum  Finanzministerium  zunächst  das  gcsammte 
Zahlungs-,  Kassen-,  Hccbnungs-  and  Controlwesen  (.Kechnungs-  oder 
Kasscncontrole),  die  Staatsbu chhaltcroi;  ferner  die  unmittelbare  Verwaltong 
wichtiger  i  n  n  a  h  ni  e  «i  n  e  11  e  n ;  regelmässig  in^lx-sondcre  der  rn<  i>ti n  Stenern 
(dircctcu,  indircctcn,  I  in.  II.  '.iü'i,  „Erwerbs"-,  „Verkehrs"-,  „Vcrbrauchb  '-Steuern 
Q.  s.  w.,  Pin.  IL  45t — .'>31).  zum  Theil  auch,  so  namentlich  früher,  der  „Domanial- 
-f-innahmen"  i  w.  S.,  der  Doni.inen,  Forsten,  Bergwerke,  Staatsfabriken,  Staats-  Ifnndels- 
(ield-  und  Bankgoschäftc,  Verkchntaustalten.  Doch  sind  diese  EinnahmcqucUcn, 
gleicb  den  meisten  Yerwaltiingen  von  Gebllhrenzweigoo.  fidfach  dem  Ressort  des 
FlnnzministMiums  entzogen  and  ans  principiellen  und  practisdion  Gründen  anderen 
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MinisfeTien,  denjenigen  für  Landwuthscliaft,  Handel  und  «eirerbe.  Bauten.  VeTii«1in- 

anstaltcn  unterstellt.  Das  Finanzministerium  hat  offi-rs  aii'  h  die  Substanz  tl<->  S*aais- 
rermögeoä  zu  überwachen,  daher  die  Inventaruiruog  desselben  unter  sich,  vorbehalUich 
der  Uebertragung  dieser  Anfgaben  an  andere  Fach'- Ministerien.  Auch  das  Staats' 
schnldenwesen  ist  wohl  aus  slaatäi«-«  litlicheu  und  practischen  (inindcn  —  letzter*? 
ncuilich  im  Ititerrsse  des  Staatscrt  tlits  —  dem  Finanzininisteiium  entzogen  oder 
weuigstcns  uut*  r  liiic  besondere  Boliörde  gestellt,  welche  auch  bei  der  ressort« 
mlasigen  Zugehörigkeit  zum  Finanzministerium  eine  selbständigere  Stellung  aia  eine 
blosse  Verwalttmir-^ahflifiliwiir  (i.  ^sell)en  einnimmt.  Von  rln  A  usi;al)<  zwcigen  ver- 
waltet das  Finanzmini!>teriam  unmittelbar  wohl  einzelne  von  allgemeiner  Bc- 
deatnnf  fQr  den  ganzen  Staat,  die  allpomeinen  Dotationen,  das  l'tMision^weseo, 
u.  dgl.  in.  —  mitunter  sogen,  „nllfremoino  Finanzrerwaltung"  im  ünter^' Iii- '1  Min 
der  „spcciellen"'  — ;  ferner  die  zum  Dienst  !»eine»  eigenen  ^pecialressorts  gehdrigen 
Ansgahozveife  —  eben  die  „spee teile**  FinanzTonraltun^.  Beispiele  aus  einzelnen 
Landern  unten  in  ^  *M>  (f. 

Die  Ausscheidung  von  Domänen  n.  s.  w.,  VerkehisanstAlteu  aus  dem  Fiuaiu- 
mintoteiiuni  ist  mehrfach  principiett  verlani^  und  ausfefubrt  worden,  um  den  fis- 
ralischen  (losichtspunct  in  der  ganzen  Kichtung  und  Tendenz  der  Verwaltung  hinter 
den  eigentlich  staatswirtbschaftlichen  zurücktreten  tind  allgemeine  staats- 
und  volkswirthschaftliche  Interessen,  die  eben  für  die  l'eberfraguug  (iiescr  Verwaltungs- 
zveig«  g^de  an  den  Staat  die  entscheidenden  sind,  mehr  zur  Rerüi  k^ti  -hiigiiug 
komm*'»  zti  lassen.  Insofern  birtrt  diese  ailministraiive  Organisation  un<l  Uessortbe- 
stiuimung  ein  Stück  Entscheidung  wichtiger  allgemeiner  Staats-  und  YoIkswirtl»s*haft- 
liclier  Princlpienfragen  in  ttch. 

§.  94.  Organisation  nnd  Eintheilnng  d68  Finaiis- 
ministeriutna.  Gewisse  GnindzUge  sind  hier  dem  FioanzmiDisteriDin 
uiit  dea  anderen  Ministerien  im  modernen  Staate  geraein. 

Belm  Minister  and  in  seinem  Buroan  concentrirt  sieh  die  Üntscheldunf  aller 

Geschäfte,  zu  deren  Beratliunir  iImi  dii-  MinisteriaJräthe  in  Form  von  Collegien 
wohl  hinzugezogen  werden,  während  der  einzelne  tiath  vl^eferent,  Decemeot)  aber 
die  Angelegenheiten  seines  speciellen  Ressorts  dem  Minister  berichtet  Deberall  a1»er 
Ist  es  der  Minister,  der  nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsatze  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Staatsob(!rhaupt  und  der  Volksvertretrirm:  lic  Entscheidung  trifft 
Alle  VerfaguugcD,  Bescheide,  Verordnungen  des  Mihiaienumis  erfolgen  daher  durch 
den  Minister  persönlich  oder  in  Vertretung. 

Im  Uebrigen  hängt  die  Organisation  nnd  Eintheilnng  dea 
Finanzministerinms  wesentlich  von  den  Fnnetionen  nnd  der 
Ressortbestimmong  des  letzteren  ab,  wonaeh  sich  anch  wieder  die 

Ausdehnung  der  Geschäfte  richtet.    In  kleineren  Staaten  kann 

Manches  vereinl'acht  und  zusainmengczonrcn  werden,  was  sich  in 
gn'issercn  verwickelter  f[:estalti't  und  getrennt  wird.  Neben  tech- 
nischen Kilcksiehten  machen  sich  mitunter  auch  staatsrechtliche 
bei  einzelnen  Puncten  geltend. 

Nach  technisclien  Gcsichtspunc  ten  scheiden  sich  die  allge- 
meinen Angelegenheiten  der  im  Fiuauzministerium  concentrirten 
Finanzverwaltiing,  Olr  die  dann  wohl,  etwa  in  Verbindung  mit 
dem  Etats-,  Kasf»eu-  und  Rechnungswesen  eire.  oder  mit  diesem, 
aber  getrennt,  zwei  Ahthcilnng'e»i  (  DcpartcnicntH,  .Sectionen  ) 
gebildet  werden,  von  den  speciellen  Finauzdienst-Zwctgen.  KUr 
letztere  werden  je  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte  eine  grössere 
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oder  Ueinere  Anzahl  weiterer  Ministerial-Abtheilungen  naeb  dem 
leitenden  Oesichtspanct  der  saeblichen  Zneammengehnrigkeit 
der  Gegenstände  eingerichtet. 

Also  z.  ß.  weDD  Uooiiiueu  u.  n.,  \  crkehrsaustaltcn  im  Fiiianzmiitisteriuui 
Htehen.  fbr  DonSneii,  fdr  Fttraten,  oder  für  Ix^ide  ftlr  Borg-  nui]  Uiltten- 

w-  rti'-  ,  für  'lircrte.  für  indirccfo.  f  ir  S'.^mpf^l-,  !?■  iri-f'  i  -  uml  lit^nutiL"'  Stenern,  filr 
SiiutsschaldcQwcscn ,  mit  etvaigco  weiteren  Spccialisirungeri  nach  ßcdarfniss.  tbat- 
siehHcti  Rf^ers  nach  histotl^eher  Tradition.       mnn  l>e»t>ehJUt. 

MitunitT  bilden  sich  solche  M  rlu  iluii^^eii  des  Ministerinms  ana 
Staats rt'ch  1 1  i (' ii  tMi  (irlindon  zu  mehr  s  el  l)st  ;i  n d igen  Behörden 
ans,  die  nur  \vej.,a'n  des  (jlcgenstands  ihrer  Besehiittigung  dem 
Finanzministerium  angegliedert  und  bloss  in  gewissen  J*uncten 
demselben  subordinirt  sind,  so  z.  ß.  die  V^erwaltang  des  Stnats- 
Hcb uldenwesenB,  auch  der  oberste  Recbnnngsbof,  wo  der- 
selbe nicht  ganz  selbständig  gestellt  ist.  In  anderen  Fällen  werden 
ans  speciell  finanz-tecbnischcn  und  ökonomisch -technischen 
GrOnden,  u.  A.  wegen  des  Erfordernisses  specieller  Fach  kennt- 
nisae  anch  in  der  oberen  Leitung,  einzelne  Oienstzweige  des  Finanz- 
minlsterinms  zn  selbständigeren  ^^Dtrcctionen''  (,,General> 
directionen"  n.  unter  dgl.  Namen  mehr)  erhoben  nnd  damit  der 
unmittelbaren  Verwaltung  von  der  Centratstelle  ans  entzogen. 

Neoen  BeispieL-  >it)il:  MonopolvervaltangcD .  wie  Tabak  (Oesterreich),  totto> 
V.  rw;i!tunr  ^Oc5fcrrei''li .  I'r'"'ii<^«i'n\  Berjrwcrk-sv'^rwnltttiiix  fbi-'m),  "Miinzwcscii  inolir- 
fachj,  StaatsmaßuCacturc»  (Fraukreicli).  Staats-,  delti-  und  liaukgosrhllfte  iprcussen. 
SeclmadliiDg,  Niemals  die  Bank),  PcDsionsircseu  iireuss.  WiUvon-VcrpilvücuDgäanstaitj, 
G4fn67midirecdoDeD  der  Uanpteinnabinczvcige  Qbcrhaapt  (Fntnltfeich«  §.  99)  n.  dgl  m. 

Mebrfaeh  spielen  hier  anch  die  sehon  erwähnten  Tendenzen 
mit,  neben  und  vor  dem  bloss  fiscalisehen  die  allgemeinen 
Staats-  nnd  volkswirthscbaftlichen  Gesicbtspanete  mehr  znr 
Geltnng  zn  bringen  (z.  B.  bei  eigenen  Directionen  fUr  Bergwerke, 
Staatsfabriken,  Banken). 

Der  weitere  Sehritt  Uber  die  Bildung  solcher  selbständigeren, 
aber  doch  noeh  zum  Finanzministerium  ressortlrenden  „Directionen** 
hinaus  ist  dann,  die  betreifenden  Dienstzweige  anderen  Faeh- 
ministerien  zu  unterstellen,  bei  denen  diese  allgemeinen  Staats 
und  volkswirthscliaftlichen  Interessen  e\  officio  gepflegt  werden, 
z.  B.  die  Domänen  und  Forsten  dem  hindvvirtlischntt liehen,  die  Ver- 
kehrsanstaltcn  dem  Handelsministerium  oder  einem  verwantlten. 
Oder  man  geht  endlich  auch  noch  einen  letzten  Schritt  in  dieser 
KiehtuDg  vorwärts  und  erhebt  solche  Dienstzweige,  eiiizehi  oder 
verwandte  miteinander,  zn  eigenen  .Ministerien  oder  diesen 
wenigstens  im  Wesentlichen  gleichgestellteu  obersten  (*entralbe- 

A.  \Vai;ii»»r,  Fiiun?" i-.-*.>iis.han.    l.       Aull.  J4 
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bürden,  so  z.  B.  die  Post  and  Telegrapbie  (so  jetzt  in  Frankreich). 

das  Staatseisenbahnwesen.  Derartige  Erscheinungen  sind  im  Leben 
der  modernen  Staaten  iiielniacb  hervorgetreten.  Sie  bilden  einen 
interessanten  Beleg  illr  die  wirtliselialts-  und  ( uiüirgesehicbtlieh 
bemerk enswerthe  Thatsaclie  des  nlltnaligen  ZurUckweicbens  der 
älteren  rein  oder  Uberwiegend  fiscalisehen  Tendenz  bei  der  Ver- 
waltung von  Objeeten  des  Btaatsvermögeus  und  v<in  Ertrafrsifnellen 
(Regalien  u.  dgl.)  vor  dem  Prineip  der  Verwaltung  in  nioglicböi 
staatswirtbscbat'tlicb  gemeinnütziger  Weise. 

Vff!.  Stein.  1.  A.  1.  198.  Kau  Fiu.  U.  §.  y^ö.  Bcispi-lc  unlfii  in  ?f  *ffj  tl. 
llcacliteiiswcrili  ist  uainciitlicb,  wie  ^ic]l  der  innero  (jrund  der  l  1 1  si  ni  ii;r ,  d.  h. 
dös  ausscbliesslicli'  II  \  iji  )>>  halts  einer  wirthschaftlidicn  'Hifttigltcit  lur  <l 'm  Staat,  hier- 
mit verändi^rt.  H.  bei  Münze  Post,  and<'r''ii  VorkehrsanstaltL-n  «l.is  Hcgnl  dicute 
ursprUiiglit b  vor  aUciu  dem  tisjcalisohen  Zweck,  einen  gröbscroii  i^Icinertrag  erzieleji 
m  Mnnen,  jetzt  dem  votlawirtliscliaftlicbcn  Zweck,  die  bctrelicadc^  Einrichtung  nöKlicb&t 
-4Ut  iiiri^liten  zu  kOnnon  I>.innt'  i'^t  in  der  I.cbre  von  den  Regalien  nnd  Gebllbien 
zurückzukommen  (s.  aucli  I  in.  II.  Kap.  I  v  <l.  (J^hiiliren) 

i*.  9f).  —  R,  Das  .sonstige  Finan/beliö  rdenwesen  und 
der  finanzielle  Executi vdien8t.  Die  Einricbtungeu  scbliesseu 
Rieb  znm  Tbeil  an  die  allgemeinen  in  der  modernen  Staatsver- 
waltang  an,  zum  Tbeil  folgen  nie  der  Organisation  der  oberen 
Finanzverwaltung,  besonders  des  Finanzminiaterinnis  genauer  nad 
gliedern  sich  nach  dessen  Abtbeilungen  und  nach  den  General- 
Directionen;  zum  'l  lieil  endlich  und  vieilacb  fiberwiegend  ist  auf 
sie  das  technische  Bedttrfniss  der  verschiedenen  tinanzwirthschaft- 
liehen  Dienstzwcigei  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Einnahmen, 
von  ßinflass,  ein  Bedttrfniss ,  das  anderseits  ilUr  die  Organisation 
des  Finanzministeriams  selbst  mit  bestimmend  sein  niosste. 

In  frlkherer  Zeit  91)  dieuten  die  alli^eaieinen  VerAaltuntpiürgane,  Ae>il«r 

und  Ileamt'Mi  ziiv.'liMf*)i  meistens  inil  fm  doii  I'inanzdieiiit.  besonders  aucb  zur  Fiijzi-  htins: 
der  Kinkunftc,  tuit  weuigou  Ausnabmcn,  vie  i.  Ü.  im  Zolldiuuüt.  Fortschreitender 
Arbeitsthdlnng  ancb  in  der  Verwaltong  gemüM  hat  sich  dann  der  FinaaxdiMit  all- 
uiälig  von  (lein  illin  irit'iiii  ii  ^  «  nvaltungsdieust  losi^'^trennt  und  versclbstiiudigt .  >o 
nameutlicb  da,  wo  e^  .sieb  um  spe eil'lsch-tccbuiäche,  dieiioibe  Arbeit^ikraft  auch 
ziomlicb  gleiehmlasig  und  foitirilirettd  bescfaSftigendc  finanzielle  Aufgaben  handehe. 
Eben  desbalb  schon  am  frühsten  im  Zolldienst,  sjcitr-r  im  Dierl^t  der  anderen  indircrtou 
Stötten),  der  Vcrkehrs^teucrii,  in  di  r  Eigen  Verwaltung  von  Staatsicigeutbuiii,  Kegaliou 
und  anderen  Krtrag^|udlen  durch  Administratoren  auf  Kecbnun?  de»  Staats,  daher 
beim  !Muüz-,  Post-,  Hergweiks-,  I  oiKtweacn  u.  s.  w.  Dagegen  blieb,  i.  Tb  bis  ia 
die  (iegenwart  hifiein,  dit;  Verwaliunp  der  directen  SfiMiern  un«l  iIm  l>«iiii.tnr'n  in  dor 
neueren  Periode  der  Verpachtung,  in  der  Nüttel-  und  äulbst  in  der  uittci>  u  lustah/. 
wohl  ein  Theil  der  allgemeinen  l.andesvt-rwaltinii: .  indem  deren  Organe  auch  hier 
ilic  hotrellonden  finanzwirthschaftlichcji  (iesrhäft  '  inif  /ti  l'i  sortrcMi  haben.  Allci.liiic?» 
mitunter  auch  hier  die  Consequenz  de»  ArlM:iu>tht:iluuga|iriiiLki/3  —  so,  daaji  »uner- 
balb  einer  allgemeinen  Vcrwaltuniräbidiörde  wieder  Abtheilungen  wie  für  andere  Pach- 
grnppen  von  <r  si-li;ift(  u  T'oH/.ri-.  Si  hui-.  Kii  hcn.  Sanit'iK-,  \\  irtli?-  haflsaach^u  «. 
so  aucb  iur  FinaD&>acben  gebildet  oder  weuigstem»  Specialbcarote  einer  aUgemciaeü 
Behörde  mit  dem  Finanzdienst  betraut  werden.  Die  Vdniiehrung  aller  Vorvaltnng»- 
gcsrhtifte,  arie  aucli  der  l'tnanz-uiclieu  specioU  nnd  das  Bedorfni«».  gerade  Aif>  Finani- 
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gcächäfte  von  tcchüiscli  gebildeten  (»rg^anc»  bo»or>feii  /ii  lassen,  hat  aber  jutzt 
meUrfacb  zu  eigonen  Fioanzbchörileu  für  fast  alle  vergeh iedciico  Zweig«. oder 
wenigstens  f&r  j«  ein«;  Boihe  verwandter  Zweige  dee  Finaniedienstü  gefbfart  Auch 
hier  z-^'^on  -i>  h  fn^ilii  h  tn  uwlir  rtiturscliirilo  in  rh'n  tMii/cliicii  Lflndcrii.  ji-  naoli  der 
<iri>äse  der  bta:itüu,  der  LiitvicUuog  der  iiiuercu  Staat^vorwaitung  UbcrLaujit  und 
ihrer  Stellung  zur  iocal<^n  SoIhstverwmlCong  und  nach  der  Gestaltung  der  Pinanzwirrh' 
Hohaft.  nameiitlii  Ii  <lt  •,  Sti  uirrwi  si  ii»  In  Üeuthcliland,  spocicli  iii  l'rcushcii  ist  die 
Loütrcunuog  d^r  FiuauzrcrwaUung  in  der  Mittel-  and  üiitcriiiätanz  bci»oudtrs  bei  der 
directen  Besteaerong  ron  der  übrigen  iunoron  Vorwaltunjc  noch  nicht  so  weit  gediehen, 
ab  z.  B.  in  Frankreich ,  was  mit  dur  grösseren  Eiufuchheit  unserer  directen  Stenern 
und  jnit  Verschiedenheiten  in  der  Erhebung  zasauuncnhingt 

Die  sebon  erwähnten  specifiscb  techniBcben  Dienstzweige 
haben  ihr  eigenes  BehOrdenwesen,  das  etwa  nach  oben  zn  in  einer 
GeneraldirectiottoderMinisterialsection  gipielt,  ans  inneren saebliehen 
Gründen  auch  nach  nnten  zn  am  Meisten  selbsfilndig  ausgebildet 
nnd  damit  das  sog.  j^Centralisationsprincip"  in  dem  einzelnen 
Zweige  —  Post,  Zoliwesen,  Verwaltung  der  inneren  Verhraucbs- 
stenern,  mit  weiteren  S|)ecialisiriinj;en  nach  den  llau[itkategorieen. 
Salz,  Tabak,  Bier,  iiiaiintweiu,  Wrin  n.  s.  w.,  Forst-,  Bergwesen 
—  vt>liständig  durchgeführt.  Die  üi)ri^xii  liuaiizwirtligehaftlicheii 
Dienstxweige,  wie  nnmentlicb  die  Vci vvaltunf::  der  dirofteii  .Stciieru, 
bleiben  auch  aus  s:u'liliclu'ii  (irllnden  mit  dem  -onsti^eu  \'crwaUung8- 
liebördenwesen  mittlerer  und  unterer  Ii  ^tmz  m  näherer  Beziehun^^. 

So  scheidet  sieli  denn  das  hü  derne  Finan'/behördenweseii 
nach  drei  G  r  u  n  d  s  ä  t  /  e  ii  ,  tiMiii;il  nach  Fachgruppen  oder 
gegenständlich;  sodann  räumlich,  nachdem  \Virknnjz;skreis  im 
Staatsgebiet  und  dessen  Theilen,  wo  als  Regel,  die  aber  Ausnahmen 
erleidet,  die  Finanzbehördenorganisation  sich  der  räumlichen 
Organisation  der  inoereD  Landisvcrwaltung  auschlicsst  -  Provinz, 
Bezirk,  Kreis,  Gemeinden,  Stadt  und  Land,  mit  den  betreffenden 
Amtsstellen  für  den  Finanzdienst  :  eudli<}h  nach  Hang  Ver- 
hältnissen, indem,  wie  gleichfalls  in  der  sonstigen  Verwaltung, 
die  Finanzbehürden  jeder  Fachgruppe  und  des  ganzen  Staats  in 
einem  bestimmten  Verhältniss  der  lieber-  nnd  Unterordnung  unter 
einander  stehen.  Zvnaehen  ihnen  lUaft  daher  der  Instanzenzog 
ron  nnten  nach  oben,  bis  zor  Centralstelle.y  daher  regelmHssig  bis 
zun  Finanzmiaisterinm.  Hier  gelten  dann  in  Betreff  des  Rechts, 
Verordnungen  nnd  Verfttgungen  zu  erlassen,  die  untergeordnete 
Behörde  zu  controlhren  und  zu  reetifieiren,  hinsichtlich  des  Be- 
schwerdenlaufs tt.  s.  w.  die  allgemeinen  Grandsätze  des  modernen 
Verwaltnngsrechts ,  speciell  des  Rechts  der  vollziehenden  Gewalt. 
Begelmässig  sind  die  Local- Finanzbehörden  (Zoll-,  Stener-Aemter, 
•Steuereinnehmer,  Ausgabekassen  n.  s.  w.)  mit  der  eigentlichen 
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AusführuDg  der  einzelnen  in  ihr  Ressort  schlagenden  finanzwirth* 
schaillicben  Verwaltang^acte  betrank  wie  dies  der  Gang  der  Dinge 
erfordert.  Diesen  Behörden  und  ihren  Organen  »tehen  daher  aoeh 
für  die  Sicbernng  des  Einnahmediensts,  mithin  besonders  dir  die 
Stenerveranlagong  und  Erbebung,  die  erforderlichen  Control-  nnd 
Zwangsreebte  (,y£xeeQtioii")  (Fin.  IL  §.  585  -590,  57d,  580)  in. 

Vgl.  V.  Malcha«»  II,  Rau,  Fin.  II,  §.  .53I-.534.    Stein,  4.  A.  I,  195.  Elae 

weitere  Aii'^fUhrimg  kann  hier  ini  Hinblick  auf  die  practi-^rlmn  Reispiole  in  den 
folg.  uutcrbleiben.  Siad  auch  die  leiteuduo  Priucipion  uud  (irundzUgc  dor  uiodcraeu 
Organisation  des  FloanzbohOrdeairesotis  und  Minor  DIonstrerrielitangen  im  Woaeat- 
lichcn  nli'Tcinstiinnirti'l.  so  unterscliciilct  sich  diese  Orirani>alii'n  ilo«  li  in  den  «'inzclncii 
Staaten  unter  dem  luiBilui>s  der  verde hicdenon  geschichtlichoa  EuiwicUiuig,  dor  Ver- 
ticfaledenheiten  dor  Landesrorvaltong,  dor  irirtliacbafHichen  VerhSHiiisM,  dor  Volks» 
dichtit$:kcit.  der  Kinnabmearten  u.  s.  w,  immer  wieder  bemerklich.  Auf  den  Wirkungs- 
kreis unt]  die  Functlouou  der  Mittel-  und  l'nterbchördon  im  Finanzdienst  wird  in 
den  einzelnen  Abschnitten  dieses  Werks  bei  d«'u  Einnahmen  u.  s.  w.  mitunter  «in- 
gegingon. 


IV.  Gegenwärtige  Einricbtnng  der  Finanzverwaltong  in 

einigen  Stakten. 

Das  Wewintliclio  hierüber  wird  wohl  in  den  Woricen  Ober  Staat^Mcbt.  Vor> 

fjuisungiä-  u,  Vi:rwalluiigsri;cht  und  über  Fiimnzjresctzkundc  der  einzelnen  Staaten  mit 
gothoilt.  Weitores  findet  sich  in  den  StaatshaiidbQchcra  a.  tigl  u.  ist,  z.  B.  in  Rotretl 
der  Einzelheiten  den  Bimrotenthumfi .  au«  don  i^ts  zu  erecTicn.  Uobor  dio  nord- 
deuJschon  Staatc^n  siebt  uine  l  ebersicht  der  OrgMiisation  u.  C'ompctenz  der  obere« 
Behörden  ein  Aufsat/  in  Hirth's  Aunaien  1^70  S.  147  ti.,  <i71  tf.  Ailgemoin^ 
urganisatorischc  (loset/e  fehlen  öfter^;. 

§  '.M>.  —  1.  I'reussen.  Hi-i  •relien  die  j'lzigen  Kinrirlitunpen  auf  die 
Kro^>'' l'ffrtrrnp-'iio  je  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  nnd  auf  die  Zeit  der  K- Hir '-»«Itunir 
des  Staaiä  nach  1^15  zuruck.  An  Stelle  der  iiltoren  ßeht^rden,  namentUcli  .iii<^Ii  de» 
(lODoraldirectoriums,  (§  Ot).  da<i  im  alten  Staat«',  um  iSOG,  noch  in  4  I'r< lo.  ial> 
uri'l  in  I  I?''r\li|i»iirirt(-tn'*nti  zertiel,  (wovon  das  'T-t.-  fur  K.i«;-.  ii-.  S'.  ii.iil-.  Muirz-. 
Bank-,  McdiciuaJ-.  Lotterie-,  Pystwuseu  unter  oinüui  Minister,  der  zugleirli  Ocncnü 
Controlenr  der  Finanzen  var),  trat  eine  neue  Organisation,  volcbo  anch  f«lr  den 
Finanzdionst  umsc-'''ilt'  n-l  ^var  (s.  E.  Meier«  Ref.  d.  Vcr^.organis..  S.  177  fl. 
T.  Könne,  preus».  Staatsr.  3.  A.  11,  1.  Abth  .  S.  ttO  IT.,  U.  2.  Abth.     574  ff.). 

Kacb  dem  Publicandnm  r.  16.  Dec.  ISOS  wurde  ein  eigenes  Finanz- 
minist  cri  tun  zur  Leitung  nnd  Verwaltung  des  G:<-sanimten  Finanzwesens  (nnter  Zu- 
weisung der  l'ouda  zur  weiteicD  \'orfUguug  an  die  anderou  H»;s»ortchefs'  orricbtei. 
Die  Stellung  demselben  unter  den  obersten  Behörden,  sein  Wirkungskreis  und 
Hcssortverhaltnisse  sdwic  seine  Eintheilung  haben  wiederholt  Aendcningcn  erMirra. 

V.  A.  wiit<l(  zeitweilig  (ISIT  —  2H  ein  besondeics  Schatz ministerium  vom  Finan/- 
miuistoriuuj  ;ibgezweigt.  Die  jetzt  geltende  Organisation  beruht  vorncmlich  auf  d.  K. 
Eilass  V.  17.  April  l>4^;  die  wicht ig-stc  seitdem  erfolgte  Aenderung  ist  die  Teber- 
trafrunsr  Mcr  Alidi  •iltiti;.'^  f  Domänen  u  Forsten  vom  Finanzministerium  auf  das  laud- 
wirthscbattiiche  Ministenum  (Erl.  v.  7.  Aug.  Ib7^}.  Uauai  h  „hat  d;u>  Fiuauziuiuistcriuin 
gogenwftrtig  die  gesamnte  Finanzrerwallnnf  de:»  Staats  zu  lollen.  4«a 
Staatshaushaltsetat  iiii-l  ■][<  I,V:chnnngen  darübe!  aufzustellen  und  eine  f  .r*- 
tauJcnde  Gontrolc  über  die  Staatsvinnahuicu  u.  Aufgaben  zu  üben.  Da^^clb« 
bildet  dcmgemSss  den  Mittelpuuct  für  das  gesammte  Etats-  o.  Kassenwosen  d«s 
Staats,  indem  ibm  sumnitliche  Etats  /.ur  Mitrevision  v«)rzulegeu  und  itL  Kass«>n- 
abschiussc  einzureichen  sind.  Ausserdem  hat  dasselbe  die  Ycrvaltung  tlcr 
directon  n.  indircetcn  Steuern  und  der  sonstigen  KInnaliin ezwcigr 
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Staats.  welcLe  nicht  anderen  Ministerien  oder  Keichsbeli<5r(l«  ii  iinters^r^nrdnet  <ind, 
äpecieli  zu  fuhreu.  Endlich  umuriiegt  diu  Hauptverwaltung  der  htaatsschuiden 
fleiner  obena  Leitung (v.  R5nne  IL  1.  Abdi.  8.  92).  Bas  Finananinüteriam  x»r- 
fällt  jetzt  in  y>  Abthcitürij^cn ,  für  Etats-  iiihi  K ass c n w esen .  —  (im  WcscnfUchen 
dafür  beslafid  fou  lbl7 — 2t>  eine  eigene  unabhängige  C'cotralbehörde,  die  „Ocooral- 
coDtrole  der  FiDaozen",  dann  far  einen  Theil  der  hierhergehOrifcn  An^ben 
rou  lS2t> — 44  eine  andere  Centralhthörde,  die  „Staatsbm  hhaltcrei'M;  —  für  die 
iudirecten  Steuern  (w^ozu  in  Preussen  ausser  den  (iblichcn  auch  die  Stempel-, 
Erbscb^eoer,  ferBchiedenc  gebuhrenart.  Abgaben  im  Vorlcchrswcscn .  jetzt  auch  die 
Uerichtäkoäteu  u.  s.  w.  gerechnet  verdenk  u.  ftlr  die  dirocten  Steuern.  Zum  Ressort 
Jos  Finanziriinisltriuma  gehören  an  sonstigen  Centralb^hftHi^n  'Iii-  'i'  iier.il*'ta?itskas<s<>. 
die  General- Lotterie -Direction,  die  Muuicanstaltcn,  die  «uii.-Dir.  d.  allgeui.  Wittwen- 
vcrpfleg-anstalt ,  weiter  die  Seehandlung.  In  einer  abgesonderten,  mehr  selbstXndigen 
Stellung  steht  die  Hauptverwaltung  der  Staatäschnlden  Abgesehen  von  verschiedenen, 
mei^  gebuhrenartigen,  dem  Gesammtbetrage  nach  iiteineren  Einnahmen,  die  bei  allen 
eiBzelnea  Hiniaterien  rorkommen,  sind  reo  Haaptelnnahmezireigen  mehr  privat«1rth«eh. 
Natur  anderen  Ministerien  al-i  dein  rinanzministoriiim,  mit  ans  den  oben  dartrcltsgten 
principieilea  und  practischen  üroudcn,  in  Proussen  unmittelbar  Ubertragen:  die  Domänen 
o.  Fönten  den  landvIrtltBehtMicben,  das  Beug-,  Hutten >  o.  Sattneniresen  (ind.  der 
Bergwcrltst  i  i  1  u.  das  Staatseisenbahnwesen  dem  Min.  f.  öllentl.  Arbeiten  (1S7S"^. 
Eine  „dem  König  unmittelbar  untergeordnete,  den  Ministem  gegenüber  selbständige 
Behörde**  ist  die  Oberrechnungskanmer  (Ges.  t.  27.  März  1872.  §.  i,  Vor- 
geschichte bei  V.  Rönne,  II,  1,  S.  164,  G.  Herrfaith,  ptenss.  Etats-  v.  s.  w.  Wesen, 
Berl.  ISSl.  S.  13  ID. 

iur  die  1' luaii^v  <■  1  w  ul  t  u  li^  iui  Laude  lungircn  als  Mittclbchördcn  die 
Abthei^langen  der  Bc/lrksrcgiemagcn  (Regier.Bezirk*  für  dio  Vemaltung  der 
dirccten  Steuern,  der  Domänen  und  Forsten,  also  (ili<d.r  dc^  a II i;:eni einen 
Oiganismob  der  inneren  Verwaltung,  ferner  dio  selbständigen,  Ucu  Kegierungen 
cowdinirten  Provincial-Stener-Directionen  fbr  die  Venrattong  der  indirecten 
Stenern  und  Zölle,  die  in  irleichcr  Weise  wie  die  Kcjricningon  der  Oberaufsicht 
des  Uberpräsidenten  der  Provinz  unterstehen  (das  Einzelne  naher  bei  v.  Rönne,  II,  1, 
bes.  §.  264  ,  206  ,  274  ,  279;  zu  den  Bez.Tegieningen  gehören  auch  Kasscnrftthe, 
Eiuzclbeamte,  die  die  Kassen-.  Etat>-  u,  Kechn.sacli  u  zu  bparbeit,n  IkJhhi  Ab- 
weichende Eüiricbtaogen  in  der  Mittelmstaju  beateheu  namentlich  in  Berlin,  wo  die 
Geschifke  der  directen  SteoeiTenraltung  jetzt  von  einer  besonderen  „Direction*^  dafür 
widi^enommen  werden  (Organis.ges.  r.  26.  Juli  ISSO  §.  HS)  u.  bisher  in  d,  Prov. 
Hannover,  «u  im  flioihveisen  .\iisildiis9  »n  die  iilteren  hannor.  Verh-iltnisse .  für 
die  ganze  I'iovin/  di'i'  j^fcs»auiune  l"in;ui;.v  rwnliiing,  mit  Ausnahme  der  auch  hier 
einer  eigenen  Provincialstenerdircction  unterstehenden  indirecten  Steuern  u.  Zölle,  bei 
der  „Finanzdirection '  ronrentrirt  ist  (preuss.  Erl.  v.  .1.  Ajri!  iNfj*»  Nach  dem 
Organis.ges.  v.  ISSü  2i  soll  auch  hier  dieselbe  Eiarichtuii^  wie  in  tien  andereu 
Prorinzen  eintreten,  »bto  die  (loschifle  der  Finanzdirection  an  die  Regierungen  (bis* 
herigen  Landdro?teiLii  ilber;,'<-lien.  —  Pei  d'^n  Regierungen  bestehen  Rog.-Haupt- 
kasaen,  in  weiche  dieKrcisi(assen  und  in  den  Prorinzeu,  wo  solche  bestehen,  die 
Stenererheber  ihre  Einnahmen,  bex.  Uebcrschflsse  tonnlnweise  abzofithren  haben. 

Die  sfaatlirhen  Unterbehörden  der  Finanzverwaltung  sind  in  Pr»  u><i n  d.i- 
durcb  z-  Th.  entbehrlich,  dass  in  einer  Reihe  von  Provinzen  diu  directen  Staats 
Stenern  dofch  die  Commanen  erhoben  werden.  In  einigen  Provinzen  fhngiren  aber 
auch  dafür  eigentliche  staatliche  Steuerempfänger.  In  den  Kreisen  giebt  es  dann 
Kreiskassen  und  Kreissteneroinnehmer.  an  welche  von  den  Communen  u.  den 
übrigen  Stcucrempfängern  die  Gelder  abgeliefert  werden.  Ein  besonderes  System 
eigener  Finanz-Üntorbehörden  u.  Beamten  Ijesteht  für  die  indirecten  Steuern 
u.  ZüIIe  unter  jeder  Prov.steaeidirection  (2oli-  u.  Steoer&mter  rorachied.  Rangs,  im 
Orenzbezirli  n.  im  Innern). 

Der  Aasf abedionst  wird  th.  ron  der  GeneraUtuatäkasse,  th.  von  Cintril- 
kassen .  (sotr.  ft  e  n  ra  Hassen)  einzelner  Ministerien  ^^o  im  I 'iiltusmin.'  u.  Bolii'i!d''ii, 
im  Lande  von  dun  Kegtur ungshauptkasseu  und  von  Specialkassen  für  einzelne 
Verwaltungszwtiige  besorgt. 

Die  Verwaltung  d^r  IJcichszölle  und  inneren  1* i '  ]i  s -  V er braui  h -teueru 
i6t  bisher  Angelegenheit  der  Einzeistaaten ,  das  Reich  hat  aber  Commissailate  zur 
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Coiilro!»-,  iinlem  wechselweise  KinanzbcaiiiJe  «Lr  grössere»  Kiiizcl^taaf-  ji  bei  de»  be- 
trciic»dcJi  Districtsbcliönien  ei»c3  a»dcre»  Staats  »1$  Kcroliuiiicbtigtu  fungircu.  Die 
Obeisic  Fiuau/verAraltuiig  dcü  DcuLsclie»  Keicli^  •  oiice»trirt  sich  iu  dem  jetxt  zu 
eiHcrn  scn^stniuliiioii  U(irli.>aiiit  i  rliob*  dimi  U  r  hssf' hatzamt.  dos>eii  nnmitfclbar 
verwaltende  i'liatigkcU  abci  bui  dcut  eti^cu  tuiiuex  zwischen  Keichä-  ii.  Staat^iuiauzeu 
ciwe  geringe  ist.  Die  K  ei  ch  shau  ptkasbc  wird  von  der  Ucichäbank  verwaltet.  Zu 
flon  Kcichs- Kiri;iii/.lH;)iör(hii  irehört  noch  die  Verwaltiinj;  dur  Rrichdschiildou» 
dicj.  des  ßeichskt  icgäschatzos  u.  diej.  do6  Uoichä-ln  validoufoud«. 

%.  97.  ^  %  Andoro  deotsclie  Htaaten.  tn  slmmtUcliea  MitteUtaaUn 
bestehen  y-Ait  rl).jiifalls  beviinb  ri'  ■Ministerien  der  rinanzeii,  während  in  den 
Kicinätaaten  etwa  uur  eine  Abthcihui^  der  obersten  Ccntralbehörde  (lliiiiiiitcriujBK 
u.  dgl.)  spccioll  fUr  dio  PinaiuEgeschftfto  foogirt.  Boi  vanche»  Uatßnc1ii«d«i  in 
Einzehicn  unter  äicli  n.  von  den  proUM.  Eioiichtiiofeu  bestoht  doch  im  Oanzon  mit 
Je(^tere^  Ucbcroinstiinuinng. 

I»  Baier»  (Pö/I.  \  erw  r.  H.  A.  S.  60  ff.,  Stockar  v.  Neaforn  •  Hoci^. 
3.  A.  I.  83  It.^  .stehen  die  Domäucü  u.  Forste»,  lotxtoro  ab  eine  eigone  Abtbciluo); 
(Min.  Forötburcau',  dann  die  Bergwerk '  u  Salinen  inntor  (Mrx  r  zum  Finanzministerium 
ressortirendcn  eigene»  (ieneraladinini&irauon)  unter  ücui  i  in.iiaii .  die  Verkehr»anstal(eii 
1»  ci»er  eigenen  tienoraldirectiun  unter  d.  Min.  d.  K.  Hauses  u.  des  Aeusscru  (ebenso 
wie  in  \\"  ti  rtf  ni  1m' 1  tr).  Awth  die  '/nllr-  u.  iiidircrfeti  Stem-rn  biMen  eine  basoniier«' 
(jeneraldirection  unter  dein  1  inanzministeriuni.  Zu  diesem  ressortireu  auch  die  Staate - 
OoniralkasNc  und  in  selbRtlndigcrcr  Stellung  die  Staatssch uldencommiasion 
«iiiwie  der  i'beiste:  Iv  cch  »  fr  n  k>  Ii  0  f.  Die  Finanz -M  i  1 1  e  1  hfcllen  im  L-Tinle  >inil  in 
den  Krciseu  (Kcg.bezirkcii)  regeluiiuisig  ■ —  d.  Ii.  wo  nicht  Ccutrülstcilcu  gevisso  Ue< 
sdiftftc  ausfahren  oder  ein  besonderes  BeliOrdeosystom  besteht,  wie  boi  der  6fln.dir. 
der  indir.  Stenern  u.  s.  w.,  der  BcrKWeiie  ii.  bei  d.  Vcrkehrsanstalte»  die  Krcis- 
rogierungcn.  bez.  dio  Fioauzkain  uicru  iu  deusclbun.  In  jodem  Kreitie  be6udoi 
sieb  ciiie  der  Krcbregiorung  unmittelbar  untergeordnete  Kroiskassc.  Dio  Finanz- 
Ii » terbehrirden,  für  da^  (ifos  situitntlichcr  Einnahmen,  be«.  für  den  Steuurdienst  u, 
für  die  Besorgung  der  .\nsgaben  sind  die  Hcntämtcr  (Stockar  II.h  k,  S  \:v\  II  i. 
Ein  eigenes  Mittel-  u.  UntcibchördL'n>ystcm  (Zoll-.  Sal/htuueri«uiier)  l><  >telit  1  ir  Ui** 
Kciclib-  u.  baier.  indir.  Steuern  u.  '/Mh  un:- r  der  bctrefl.  (icneraldirei  tum  i  Stoi  kar- 
llock S.  Km  Ii.).  Für  das  Gcbiiliren  -  in.  \'«  rkehrsteuer-)  W  c^eIl  fuugiroii  tb.  die 
lieutiunter,  Ih.  bci»oitderc  Expcditiona-  u.  J  axauiter  (cb.  S.  11-1  il  ). 

In  War(omberg(I{icckc,  \  erf.  n.s.v.  W.8  I6l)ifltdas  Pinanzminiiiterittm 
eines  der  veifassungsniä-ss.  Vrrwaltiingsdepartcmcnts,  in  welchem  rieh  die  gcsammto 
Finanzfcrwaltuiig  reroinigt,  mit  duu  beiden  llauptauäuabinen ,  daits  far  die  Staau- 
Bcbnld  rerfassiinirsmissifr  eine  Itesondcre  landstlodiRcho  Vcrraltnng  (anter  Otter» 
aufzieht  einer  Lüh.  ( \.iniiii^;:ar.-.  l«e^teh^  ii  dass  die  V(  rkehrsanstaltcn  seit  15j1>4 
MUS  dem  I-inan/dcparlemcnt  auajtuschicdcn  u.  dem  Min.dupart.  üor  Au^wiut  Auge- 
logcnhciteit  übertragen  sind.  Unter  dem  Finanzmin.  stelle»  die  Oberfinaiizkammeru 
mit  Abthcil.  (Domiincndirection ,  l'orstdirectJon,  Bergrath),  das  Steuere ollegium 
für  dio  Verwaltung  der  dircctcn  und  indir.  (iucl.  Keiclu»-^  Steuern,  zeitweilig  cinu 
für  neue  Kataster  gebildete  C/ommissiou.  dann  die  Staatskassen  Verwaltung,  diu 
Oborrocbcnkani  in  er  n.  das  stattet.  tO]iogr.  Bureau.  Finanz-  Mittel-  u.  Unter- 
bchörden  im  Lande  sind  dio  K  a m  e  r a I  Tun  te r  (f.  Domäncnw*»';.»?! .  Leitung  eine-* 
Thcili  der  dir.  Steuern,  Erliebuiig  cinca  anderen  ThcUä,  auch  der  indtr.  Laude»- 
atenenit  v.  Ittr  den  Ausgabedienst).  Das  KanstaMer  Kamonlamt  ftiogirt  zugleich  al» 
Hauptstcucram t  f.  Xölle  u.  TJ e i ehb steuern .  wofür  ausserdem  noch  Grenz-  u. 
iunore  Zoliümter  u.  Steuerämter  buätelien.  Für  die  indir.  LandecttAeuero  giebt  e» 
noch  staatliche  Umgeldscoramiss&rc  o.  Ortastouerbeanten.  Die  Grand-.  Ge- 
bäude- u  (ieweibi  wiener  wird  von  den  (icmcinden  u  AmtsVnqt,  rschaften  crhobcii.  vi:if -^r 
dem  Princip  der  commuualen  Steuerhaft  (Fin.  II,     5(i7j  und  au  den  Staat  abgeführt. 

Tn  Baden  (Regenaucr,  S.  12  fT..  183  W.  u.  passim)  Imtehen  im  Fiaaaz- 
niiinsterinm  eine  Domänen-,  eine  Steuer-,  eine  Zoll-,  eine  Baudirection  u.  die  tien.dii. 
der  Staatseiseiibaliuen.  Eigene  I  iuauz-  Mittel-  u.  l  » t e r behördoa  im  Laude  (um 
dazugehörigen  Kassen)  sind  dio  Domlnunrorwaltntigcu .  Bczirisfersteien .  die  lluttc«- 
Terwaltniig.  Salincnverwaltung.  die  Obercinnelimercicn  luv  einen  oder  mehrere  Attt»- 
bezirkc  /v.v  Sten'^rvcnvalniii'.'.  die  Zoli;imter.  Auch  in  Ii  essen  i-^t  die  Finanzvcr- 
waltung  in  einem  Finan/.»tinistgiiüm  (mit  5  UauptabthcU.  conccntrirt. 
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ebenso  ini  K.  Saohson,  ebonfklls  S  Abtliefl.      die  ento,  romoml.  f.  Etat-, 

Kassen-.  Kechnuris:^  .  Abgaben-  u.  Stcuerwescii  ti  A.  m.,  dii-  zwiir-'  f.  noin.inrn. 
Forsten  u.  aadrcä  Staatsoigaathum ,  die  dritte  f.  Woge-,  Vorkobrsnrcscii ,  Vorkebrüaii- 
stalten  —  v.  nnler  d.  Mio.  die  2^11-  a.  Steaer^roction  ftkr  die  ZAile  and  indlrecten 
Steuern,  die  Gcu.dir.  der  Eisenbahnen,  di*  LanJrenteu-  u.  s  w.  Ilaiikvorwaltung,  die 
Direction  der  Laodealotteriu ,  das  Oborbergamt.  Die  Oborrochnurigbkammcr  steht  hier 
unter  dem  Gesanntministcrium.  Im  Lande  die  Zoll«  n.  Steueräinter  f.  li.  iudircctcn 
Stenern  n.  Zölle,  die  Kreissteuerrüthc  ii.  ISozirksstouereinnahmostellen  f.  d.  dlrocten 
Sioaem,  die  Domänen-  a.  die  For8ivßrwaitiin<,'ei)  ii.  ä.  w. 

§.  9S.  —  3.  Oesterreich  (ülbiich,  Lchrb.  d.  öst.  Staatsrechts,  S.  J2. 
141  IT.,  156  ff-,  Dessary,  Fin.f es.kando ,  S  296  tr.,  cingeli* ml  K  un  opasck-Mor- 
Rinnski,  Fin.?es.ktindc.  2.  A.  I.  25  ff.'*.  Natürlich  hat  huf  ;nirh  die  Organi>aUori 
der  1' inaiizf ervaitung  mancburiei  V  uräudcrungou  unter  den  WechscIfHllen  der  iunereu 
Politik  des  Kaisentaats  er&hron,  so  auch  noch  in  der  jüngsten  Periode  seit  184S.  Sehen 
im  ahcii  Sraat'^  u-ar  im  ror.  JahrhurulLtt  ii..  nntcr  manch'  ii  N'erändertio'.'oii  withrciul  u. 
nach  der  fraozös.  knciiszcit,  »|>äter  das  Finanzwesuu  in  der  Hauptsache  bei  einer 
Ontiabteile,  der  allgemeinen  Hoflcaramer,  die  aber  nach  ftiterer  Weise  anch  volln- 
wirtlischaftliche  Verwaltungsc-'^rliäffc  /n  l..;s<ui;eM  hatte,  rnnc'rifrirt  worden.  Neben 
ihr  bestand  das  (veneralrecbauugtidirectoriuai  als  allgcuiciue  Doutrolbebörde. 
Die  1848  er  Ereignisse  mit  ihren  iroitoron  politischen  tmd  staatsrechtlichen  Felgen 
führten  zum  modernen  Ministerialsystem  mit  Ministern  al-v  v«  ! antwortlichen  Chefs  an 
der  Spitze.  Seit  dorn  Ausgleich  mit  Unjrarn  (ISiiT)  best'.-ht  ein  Keichsfinan  z- 
loiois^terium  und  ein  geaicinsanier  oberster  Rechnungshof  für  «las  ganze  Keich. 
Dies  lUttisterinin  hat  wesentlich  nur  den  Hanshalt  f.  d.  (iasammtmonarchic  formell 
zn  ordnen  ii,  zn  leiten  (Etat-,  Kassen-.  Rechnungswesen),  indem  fast  die  ganzen 
Einuahmcu  des  Kei<  hsetats  aus  Beiiräffun  der  beiden  Keichshülften  s  o.  §.  41  S.  8H) 
berrtUiren  und  von  deren  Flnanzrervutung  getrennt  be»chalR  werden. 

An  der  Spitze  der  restfistcrr.  Finan/.vcrwalttintr  (.Am  Kcichsrathe  vertretene 
Königreiche  u.  Länder'*)  steht  das  Finanzministerium  f.  sämmtliche  Fiuanzan- 
gelegonheiton.  Za  dessen  Bessert  gchftren  ron  Haopteinnahncqnellcn  die  direeten  n. 
indirecten  Steuern  (letztere  incl.  Zölle.  Monopole,  Lotto,  Stempel  n.  „Gebühren  von 
Uecbt^escbäfton")*  die  Staatsdnickcrci,  die  MOnzo.  Dagegen  unterstehen  dem  bosond. 
Min.  d.  Ackorbatts  anch  hier  jetzt  die  Domänen  u.  Forsten ,  femer  dto  Bergwerlte  u. 
dem  Kaiidclsmin.  die  Verkehrsaolagen  u.  Anstalten  (iliifcn,  Post,  Tl!  ^r  iplu  n.  Staats- 
etttoobaluicn).  Daa  Finaiiznitnisterium  zertällt  in  3  „Sectiouen"  (i  Budget  u.  Credit- 
iresen;  f.  Indirecto  Abgaben  n.  nnbeiregl.  Staatseigcnth.;  f.  Pensionswesen,  dirccte 
Stenern  u.  die  leitenden  Finanzbehörden),  die  Sectionen  in  eine  Anzahl  weitere  Fach- 
departcmcDts.  Als  eisr'^no  Central-Bchnnlt  n  tint  'r  dorn  Finanzministerium  fungircn  in 
selbständigerer  Stellung  die  Directiou  der  Staatsschuld,  die  LottOi;efällsdircction,  die 
l$34  errichtete  Gcneraldirectifln  der  Tabaksregic,  beide  letztere  mit  einem  selbständigen 
Mittel-  0.  ünterbeh^^rflen-  u.  Amtsorprnttismus  im  Lande,  die  Centralcommission  zur 
Regelung  der  Grundsteuer,  dio  Direction  der  Hof-  u.  Staatsdrnckerei,  das  Haupt- 
miuizamt  Femer  stehen  die  SalinearerwaJtungen  im  Salzkammurgut  unmittelb.-ir  unter 
dem  Fin.Diin.  in  (ialicien  unter  d-T  riii.laii'it^^dircction\  Znr  Controlc  d'  r  l'inanz- 
ferwaltnng  besteht,  den  Ministerien  gleichgeordnet,  der  oberste  Rechnungshof 
(Yerordn.  r.  21.  Nor.  1b66).  Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Finanzprocaratnr 
v'ixi  fdiejonijT*^,  in  Wi^  n  mit  centralamtlicher ,  dio  in  den  Pn>viiizon  mit  Pröviu/.lx  - 
bördensteliung),  zur  Vertretung  des  Staatsscbatzeb  in  Rcchtsgeachätten  u.  Rechtsstreiten 
(Mor-Blontki.  I,  46  ff.). 

Der  Finanzdienst  im  Lande  in  der  Mittel-  tiiul  L  nterinstanz  ist  uberwiegend 
in  b<38ondercn  FinanzbehOrdcn  organisirt,  welche  aber  z.  Th.  mit  der  politischen 
viüücren)  Verwaltung  in  Verbindung  gebracht  sind.  Die  oberen  Mittolbehördcn,  direct 
aoter  dem  Finanzministerium  sind  die  FinanzlandcsbehOrden,  immer  je  1  in  jedem 
Kronlande  in  den  grösseren  ritiaiizlandesdire«  tioiMMi.  in  den  kleineren  Finanz- 
directioncu  genannt).  Sie  haben  diu  /um  Fin.ujiii.  n-ssonirenden  Finanzi>achen  unter 
:«ich,  daher  namentlich  die  Verwaltung;  der  direeten  und  indirecten  Steuern  in  ihrem 
Kronlnri  1 ;  (».  .. Amtsnnterricht"  v.  '29.  Mai  1874,  bei  Konopasek -Mor-Ülonski  1.  2**\ 
Der  l'raaideDt  ist  der  Landeachef.  durch  den  diu  Verbiudung  mit  der  polit.  Verwaltung 
hsrgesteilt  Ist,  unter  ihm  stobt  ein  spedoU  ünanziellor  Director.  Im  anteren  Inani-, 
Damentlicb  Stcnanüsast  sind  die  Behörden  jtlr  die  dltecte  Bcsteneinng  von  den- 


Digrtized  by  Google 


216      ^  B.  4.  K.  formelle  Orduaug.  1.  Abschaitt.  Fiiiaa2diea(»t.  §.  98,  99. 


jcuigen  für  Uie  uünguu  Fiuau/gcäcliäftc ,  btx».  iur  die  luiüjriictti  fiti»t^eruüg  gtitreant. 
*  Als  Bdiörden  «reter  Instanz  oder  leitende  fdr  die  directen  Stenern  beertdieii  in  de» 

grösseren  LaIldL■^llaullf^;;idtel^  Stcueradministratioiii  ti,  ia  den  klcincruii  Stcncr- 
ioc»lcomiuii>sioiieu,  auäserknib  die  Uoziriiühauptiu»uu:»cliartcu,  die  poiiiii»cheti 
fichditten  der  iunercn  Yenraltong-,  welchen  filr  die  Steuenaeben  bcsiondei«  Finanz« 
beainte  beigcgebeu  biud.  Die  glcicbstebeiidcn  Finaii/behördeu  für  den  soiiätigoJi 
Finau/dictibt  sind  diu  Fiiiaii/cbczirksdireclioiicii  t,^tutt  ibrer  in  den  kluin^cu  Krön- 
lindern  Finatizin^pectorcn  u.  Ubcrinäpccturett <.  Die  unteren  ExucutirbehOrden 
bind  die  Stctu-rüuiter,  besonders  l'ur  die  Verwaltung  u.  Erhebung  der  directen 
Steuern,  (wu1j<  i  itu  h  die  Gemeinden  selbst  untwirkvii)  und  eines  Theils  der  Gebuhren. 
•Stempel,  Taxen,  indirecten  Stuui^rn  u.  son:>tigen  (iei'älle;  l'crner  die  Zgilumter,  die 
Yerzehruof asteueräuiter  in  Wien  (Linie),  die  Salz-,  Tabak-,  Steuipelver- 
bcblcissäniter  In  Widi  bestellt  ein  liftheres  Centraltax-  und  Ge buhr<!nbe- 
uidääuugbauit  für  daa  in  Uesterreich  btark  entwickelte  Gebiet  der  Stempel,  Taxea  u. 
Gobfthren  von  BeehtBgottclilftett,  ansflerriem  GebObrenbemeasnngelinter  in  den  Krön» 
ländern.  Eiin-  l.iesondere  Eiurielilunür  für  den  Contiolilienst  in  l^c/.wz  anf  di.-  Sui-tts- 
gelalle,  beb.  die  Zölle  und  iiidir.  inn.  Steuern  u,  Monopole,  i»t  die  Oä>teri.  bewattncte 
Finanzvache  (Hor-Blonski  I,  f)8  II'.).  —  Dio  Beriir-  n.  Hutten-,  Domuneu' 
u  1(1  rhtverwaltung  erfolgt  durch  besondere  Directiunen  uiit  »eiteren  Unterbehörden 
iu  deu  Provinzen  ^Ulbricb,  S.  155,  Hlouski,  1,  17M.  Aehulich  wie  in  Weiit- 
Üoalerreich  i»t  die  Orgauitiation  des  Pinanzdicusts  auch  jct/.t  noch  in  Ungarn  (Blonski, 

§.  W.  —  I  r  1 .1 1.  k  f  e  i 0 h  Hock.  Fin.vciwiili.  I'rankreichs .  Kaj».  I,  auch 
2  u.  kauiiuaiiii.  i  la.  I  r.'  x  Buch  1,  bes.  Kap.  2  u.  .i.  ^>pcciciieres  lu  D' Audilliet  s 
sysL  flu.  de  U  Fr»nce  u  in  den  bezüglichen  S[>ocialarttkoln  von  Block 's  dtct.  de 
I  aduiin.  fntnc.i.  Die  franzö:>  l  inanzvcrwaltung  hat  gegenwärtig  den  gröhstun  Staat.-«- 
hauähalt  der  W  elt  unter  sich,  von  3  —  4  i^lilliarden  1  r.  im  Jahrcsetat,  die  Nebeuetat^ 
eingebcblosscn.  Sie  ist  aber  nicbt  nur  die  gröbste,  aondem  ancb  eine  der  bcst- 
•"irjraiiisirten  und  bcstgcordnelen.  iiamiMiflich  in  allen  foriin  I!en  l'un-  ten.  Mehrfach 
äthou  iu  der  alten  Monarchie,  dann  seit  der  Kevulutiond^eit  hat  sieb  Fraukreicb  be- 
aouden»  anspezcicbneter  Fiuanüminiater  erfreut,  die  aucb  im  specieli  Kinansteeii- 
nischcn  hervorragend  waren.  Das  Hauptverdienst  gebührt  zwei  Ministein  der 
lie^tauratiou ,  Baron  Loui»  u.  Gral'  Villeie.  Bes.  wichtig  f.  d.  Organisüti  ni  dc& 
Kinanzministertuuirf  ist  die  Ordontianz  v.  17.  Dec.  1§44.  Aendemngen  in  Compctens, 
Kessort,  Eintheiiung  u.  s.  w,  sind  aber  seitdem,  z.  Tb.  unter  dem  Eiufluss  der  wech- 
«elndcn  Staatsverfassungen  und  der  von  diesen  wieder  mit  ahhÄugige«  Verwaltungb- 
gmnds&t/e,  mehrfach  erfolgt,  aucL  m  der  neuesten  rejmbUc^a.  Zeit.  Wie  aofaudcreu 
i^nzOa.  Vorvaliungsgebioton  sind  jedoch  auch  hier  die  Haupteinrichtungen  unter  ntlea 
neueren  pülitisrhen  Sttiruien  des  Staats  im  Wesentlichen  bestellen  ueljlieh'-ri;  woh! 
einer  der  Grunde,  da.ss  diese  Stürme  weniger  tief  iu  daa  wirthschaidiche  Wohl  Ucr 
Nation  und  in  die  finanzielle  (iodondbeit  dos  Stanto  eingegrriffen  bnbeu,  nia  man  bftao 
vermutlich  nift-jen. 

Die  fran/.ösischc  Fiuanzvcrwaltung  der  I«ieuzoii  ist  iu  Fiuanzministenuiu 
n<^h  vollstindiger  ab  in  anderen  Staaten  ooncentiirt  und  centralisirt  Ea  antonteheu 

deuiisnlb  'ii  fast  alle  Einnalune/.wei^c  unmittelbar,  nur  die  Forsf  i  n  sind  neuerdings 
abgezweigt  und  unter  da»  Ackcrbauminiatoriuni  geatellt,  uiid  das  P  alrermoooiHil 
vird  vom  Kriegsmlnisterfoni  verwaltet.  Aber  auch  in  diesen  und  Ähnlichen  FAll«n 
wird  der  Einnahmedienst  durch  Beamte,  welche  zum  Finanzministerium  re»j>ortircü. 
besorgt.  Für  Posten  und  Telegraphen  lie^teht  gegenwärtig  ein  eiguue»  Miuiatcriuut. 
Unter  dem  Finanzminister  fungirt  jetzt  ein  L  uterstaatssecrctir.  Beide  haben  ein 
eigenem  „Cabinet  "  zur  Besurgung  der  Central*  u.  ullgemciueu  (iescbifte.  Das  Mini- 
sterium zt-rfalU  sodann  in  eine  Keihe  von  «rr<Hseren  Faehabtheilungen:  tür  die  allge- 
meine GeldcrbewegUiig  (direetioii  du  uiouvcnient  general  des  londs"*.  für  dit;  .^i*ai?>- 
Gentral-Kasaen  (directeur  comptable  des  caiitses  centrales  du  tresor,  auch  caissicr- 
paycur  »  cntral  du  tresor  public).  fUr  die  U- lierwacliung  der  Gencraldirectioncn .  fui 
die  Kechtsaugclegenheitou  (tu  couteutieux;  und  die  Geueraliuspectiou  \.eine  der  franzus. 
Finanzvonraltung  eigenthttmliche  Einrichtung,  darin  bestehend,  daaa  eine  AoxUtl 
InspectüVeii  <ler  Centralrerwaltung  in  einem  gewissen  Ttiriub  i  rine  bestinin  fr  Aiu:i!  1 
Departeuienta  zur  Revision  aller  Finauzgeschäftc  bereisen:  die  deneraiiuspuctiou  wai 
JVüher  neben  der  Penonaldirection  eine  der  PriaidinUbthcilnngen  dct(  Sujustniiniia. 
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jeUt  Ist  Sic  uui  dijui  cuutcutieux  /u  niiür  Abtheilung  verbunden,  welcher  au«  h 
die  b>tatiütik  gehört.  Das  contenticux  4m  ünmice^.  betrUfl  «He  Regelung  von  Rechts- 
geschäften u.  dgl.,  an  denen  <ler  Sta;lt^^' h:it/.  Ix  th  ist.  Hock,  S.  11,  eine  Ab- 
tbeiloug  mit  ahiüichüu  Functionen,  «rie  die  üsterr.  Kiuauz^iukuratur;:  weitere  Abtheilaogea 
des  PiBanzinfnwteriuns  bind  noch  di«  Dinctioa  der  allgemeinen  Bacbhaltung  (dir. 
«■»•u.  de  l:i  cuiiii-fahilit.'-  ptil.li  |rir'i  inirl  ilii-jeiiigc  der  <  ill^^■^^■hrit•benen  Sclnilil  liett«* 
iiifecrite).  tutcr  dein  tiu.uuit.,  aber  in  der  :>clb6täudigcreu  ätcUuug  eigeoer  General - 
directioneu  stehen  gegenwärtig  die  folgenden  6:  flkr  die  directen  Steoem,  fllr 
Kegisterwestu  (cuit-^i>tr(  uio'it)  iitUst  Stempel  u.  Domänen,  filr  die  inneren  indirccten 
i>teaeni,  i'ür  die  Zölle«  lar  die  Tabaksregie,  für  das  Mttozwoäea,  lauter  Zweige  von 
eifCDdittmficher  finaozirirthschaftlicber  a.  z.  Th.  ökenoiDtflcher  Technik,  ▼oiiii  der 
ittsere  Grund  für  die  Bildung  solcher  eigener  Directtoneit  bei  diesen  Zweigen  liegt. 
IhM-h  hl  uiituiitcr  die  Eingliederung  der  It-inurm  als  »-infach-j  Abtheilungen  ins 
i  Jüua<:ujiia3[eiiuui  angeregt  worden.  Die  Gciiuiuidirc<.tiouL'ii  /.crtallfii  wieder  in  Cnter- 
abtheiluugen,  dic^t  ui  verschiedene  Bnreanx  u.  haben  rolh  uialo  Verfa^isung.  Eine 
hcsoudire  ^tf•lIllnL'  v.u  Kv-^-oit  de-*  Fin.ioin.  nimmt  noch  die  Gen.dir.  der  Tili^unsjs- 
und  der  Dei)ositoiiiias.-»u  ein  (du.  gtiu  r.  de  la  caisse  d  amortissement  et  des  dcpott»  ut 
conaipiationB).  eine  Kaase,  deren  Function  als  TilgungsLasse  im  Wesentlichen  äeit 
langer  si&tirt  ist,  welch»;  alior  als  Dei>üsitenl»a>>e  für  öllentliche  Depositen  der  Ge- 
heilte u.  Verwaltuugeu«  wie  auch  far  gewisse  PrivatguUlur  u.  fuc  einige  EiurichtuQgeu 
des  Spariuunen-  n.  Lebeusrersicherongstresoo)  eine  sehr  nmfiMsende  Thfitigkeit  bat. 
Sie  btcht  im  Uebrigen  als  unabhängige  A'orwaltuugseinriihtuni:;  tlire«  t  iintci  doni  Par- 
iamcQte.  In  der  Steliong  eiacs  selbstäudigen  Gurichtiihofii  fuitgirt  der  iiuchuuugü- 
hof  (ooor  des  comptes). 

Der  Finanzdienst,  insbesondere  der  Einnah njLH]irii;it  im  Laude  erfolgt  durch 
Kinanzbehörden  und  Beamte,  welche  theils  unmittelbar  unter  dem  Finanzministerium, 
th  outer  den  gen.  Genera Idirectionen  stehen  (Kaufmann.  Kap.  3).  Ersteres  gilt 
von  den  regelniiasig  in  jedem  D<^tteuient  (ausser  dem  Seinedep.)  nngcstellten 
<f en eraleinnehmern  (tr6soriers-payeurs  gcn^raux),  auter  denen  wieder  die  Arron- 
dissements-Eiunchmer  stehen  (als  welcher  im  Ort  seines  eigenen  Anond.  derCn-m  ral- 
'  iuiifhmcr  fungirtf.  die  ihrerseits  Localeinnehmer  (pcrcopteurs)  unter  sich  haben  [nu'  U 
hier  fungirt  der  Arrond.-Einnchuicr  vi\>  Loraluinn'  hni  r  in  -.Linfm  nrtc).  Die  Local- 
und  iii  der  Uauptsache  auch  die  Arroud.  -  Einnehmer  sind  Speciaibeamtv  fUr  die 
Erhebang  der  direpten  Stenern.  Die  Geuenleinnehmer  sammelii  dagegen  alle  Ein- 
nahmen der  Finan/TerwnltUTiET  in  tlir.'m  Dr-partt'nient  niid  !in>t<'n  nach  Anweisung 
die  Ausgabea  in  demselben  damit.  Sie  nehmen  im  Kasseudicust  eine  hervoirageude 
SieUonf  in  der  fnmtfts.  Finanzvenmltanf  ein,  milasen  t.  B.  die  etaeffllseigen  Raten 
der  Einnahmen  terminareisc  zur  Verfügung  d  •^  Schatzes  stellen,  auch  w-.nn  dieselben 
iioeh  nicht  ganz  eingegangen  sind,  auch  irermittuin  sie  keetenloe  den  Kauf  und  Ver- 
knnf  TOS  Staatsronten  beim  Poblicnm. 

Die  Generaldirection  der  directen  Steuern  im  FinanzministtTium  hat,  zum  Zweck 
<!fr  Veranlagung,  Inspt^rfioii  und  ronfroli-  der  directen  Besten enins:  im  I.andf,  ausser 
ihrem  ,.sen"ice  central"  im  ^linistcnuin  cincu  ..servicc  exterieur  in  jcdcui  DcpuHi  inont. 
Die  vier  anderen  Gencraldirectiuncn  des  Steuerircsens  haben  nach  der  technischen 
Natnr  ilirer  ficsoluirrr  jede  ihr  eigenes  System  von  Mittel-  n.  I'nt'  ihi'hordt  n .  bez. 
He«imten  im  Lande  und  ein  sehr  zahlreiches  Beamtenpersonai  überhaupt,  wie  das  be- 
50iiden  (Be  Einrichtung  des  franxflä.  Enregistrement  und  der  indirecten  B^teoernng 
bedingt.  l?<'i  diesen  zwei  Generaldirectionen  findet  sich  in  Jedem  Departement  in  der 
Kegel  eiue  Dircctiou  mit  Inspectoreu,  Cuutrolcureu :  der  untere  Diunst  in  der  iudirecteu 
BtAteaernnpr  wird  th.  ron  festansSssig en,  th.  ron  Wanderbeamten  (recereunf  ambulants) 
l>esorgt.  Kill  Theil  dr^  rnterbeamten  -  Personals  dient  mehreren  ^'i neraldirectiouen. 
üo  »ind  die  Tabakslädeu  Th.  in  den  Händen  von  luterbeauteu  der  iudirecteu 
Besteuerung,  bes.  in  kleinen  Gemeinden.  Zor  Zollrorwaltung  gehört  eine  Grenzwache 
von  20,000  Mann,  welche  auch  für  die  Monopole  u,  indirecten  Steuern  von  Wichtig- 
keit ist.  Die  Beamten  sind  theils  auf  Geiialt,  th.  uttr  auf  Tantiemen,  th.  auf  Beides 
gesetzt.  Das  Tanttemesystem  findet  ui  Fiaiikreich  luci  umfassende  Anwendung  (bes. 
bei  den  S6  Generaleinnehmcru ,  522«O00  fr.  Gehalt  u.  3,35^,300  fr.  Tant,  dann 
'bei  den  EiHuelimern  dos  Enregistrement,  die*  nur  iiif  Tauti'  nie  ^t'.Iieu\  — 

Mehrfach  nach  trauzös.  Muater  ist  die  Finauzverwaitung  in  Italien  eingerichtet. 
An  der  Spitso  steht  ein  Ministerinm  der  Finaazen  ond  des  Schatus,  mit  tienetal- 
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direcKonen  nnter  demselbun  für  die  Venrahanr  dos  Schatzdopartenenb  (AfEBiitliche 

S(  hüM.  wofür  noch  eiin'  1<i  sor»d.  Dircction.  P 'ii^ion«  n.  Dofationen  f.  Civilliste,  Apanagen. 
Parlament,  u.  A.  m.),  für  Zölle,  für  Domänen  u.  Euregistreuicnt.  fUr  dirccte  Stooorti 
Katastorwesen ,  einschliesslich  Maass-  und  Oevichlsvttcn ,  für  die  allgemeine  Buch- 
fahrung.   Pobtcn.  Telegraphen,  Eiflonbahoen .  StranonveeeD  stehen  anter  dem  Hia. 

f,  öffenll.  Arbeiten 

In  Russlaiid  bestellt  liehen  dorn  Kinan/niinistcriuni  ein  bcsond.  Mitiistctium 
dorDominen.  Vcrkchnanätaltcn.  Eisenbahn on.  Posten.  Tclographon  sind  vieder 

unter  andere  Miiii>'<  rieM  goslcltt  Die  Rcichscnntrolc  ist  t  in.  r  eigenen  obersten  Be- 
hörde tibcrtragon.  Das  Fin.miu.  /erfüllt  in  Departements  für  diu  grossen  Eiunahme- 
zveige  und  die  ranitigen  Geecbifte. 

§.  100.  —  5.  (}  r 0  s  s hr i t  a n  ni  en.  (S.  bes.  (ineist.  ungl.  Verwalf.rcrht.  '1.  A. 
II,  762  IT.).  Die  Einrichtung  der  obersten  Finanzvcrwaltaog,  das  Product  einer  langen 
und  vielfacb  eigentbUnHeben  gescbicbdicben  Sntwtcktnnr.  blngt  in  England  enge 
mit  der  gmi/eii  Organisation  «K'^?  Oabincts  und  (1.!>'>l'ii  Stollung  zu  Königthom  und 
Farlaiuant  zusammen.  In  der  Form  bestehen  auch  heute  noch  viele  Abweichungen 
ron  den  continentalen  VerhAltnlasen ,  im  Wesen  sind  die  Dinfo  unter  den  EinHus 
ibnlicher  Bedurfnisse  in  allen  modernen  Staaten,  doch  nicht  mehr  so  sehr  verschieden. 
Die  Spitze  dis  sogen.  Schiit/arnts  troa'^ur}*)  bilden  nominell  zwei  .AmtsstcIIon.  di- 
des  „ersten  Lords  lie»  S<  liai/cs  " ,  uuJ  die  des  „Schatzkanzlcrs"  ichancellor  of  th«« 
excheiiuer).  Diese  Stellen  kftnnen  in  einer  Person  vereinigt  sein,  gegenwärtig  ist 
dies  bei  (Jladstone  der  Fall.  Sonst  ist  der  ..Erste  Lord  des  Schatzes"  der  f'h'^f 
des  Cabinets,  im  Wesentlichen  der  „Prcuiicrminister*.  als  solcher  Chef  der  geiuimintcti 
Staarfsrervaltong  und  somit  auch  an  der  obersten  FiiinM/.v(  rwaltung  buihciligt,  doch 
hanpls&chli''h  nur  nomincl!.  Der  eiü:entliclie  Li-iter,  liesunders  dem  l\iilauunt  p'^^en- 
ttber,  und  der  „Fioaozminister"  im  continentalen  Sinne  ist  der  Schatzkanzler.  Dan 
weitere  eberste  Venriütungsorgan  dee  Fintnziresens  ist  eine  CoHegialbehOfde.  die 
Lords  Commissioriers  of  tlie  trea.surv  .  liestelK-nd  aus  di m  "Prsten  Kord  <!es  Schritz-  ?« 
als  oominellem,  dum  Scbatzkanzler  als  zweitem  Chef  und  drei  ordentlichen  sog.  junior 
Lords,  zu  denen  gegenwärtig  noch  ein  viertes  ansserordentlicbes  Mitglied  setroten  ist. 
Doch  liegt  die  wirkliche  Geschäf^fuhrnng  und  oberste  Verwaltunsr  thatsftchlich  über- 
wiegend in  den  Händen  von  drei  Dnterstaatssccrotären ,  von  denen  zwei  gleich  den 
Ministem  und  den  Comroiäsioncrs  mit  dem  Ministerwechscl  wechseln,  der  dritt«* 
permanenter  Secrctiir  i^.  Die  oberste  Finanzverwaltung  xerfkllt  in  drei  Abtheilungea 
nntor  diesen  drei  Scrr^tären :  eine  für  das  Staatseinkommen,  dessen  wirkliche  oborw 
Verwaltung  aber  durch  selbständige  Untcrbchörden  (Generalzollarot,  (ieneralamt  fiir 
das  „ialAnd.  Einkommen"  —  inlnnd  revcnue  — .  (icn«ralpostamt,  auch  für  die  Tdegraphie. 
und  ein  Dep.  ftlr  Puri-men  n.  s.  w  .  Generaleontrole .  feornj'trollfr  ti-Miera!].  (feneral- 
registratur),  besorgt  wird,  so  dass  die  Scbatzablheiluog  mehr  nur  Aufsichtsinstauz  ist; 
eine  zweite  Abtheilnnjr  fQr  die  Ao^ben .  mit  nnlkssenden  Contrslbefbgnissen,  nntei- 
dem  poruianentcn  Secretär:  eine  drifte  Abth.  für  das  .\nstellnng8W08en  (dircct  von  hier 
werden  nor  die  oberen  Stellen  bem>t2t.  die  untereu  durch  OnterbehOrdenK  Der  Schau- 
iMJoner  sttachirt  sind  SpecinlbnresiM  des  Siriiettor'i*  (Genendfiscnb)  nnd  Cor  Schreib- 
naterialieii  und  Dnicksachcn. 

Erst  im  Laufe  der  Zeit  (Iti.  u,  17.  J.Ii.)  i»i  von  der  alten  Schatzkammer  dec 
eigentliche  Rassen-  und  Recbnungs dienst  abgetrennt  weiden.  Eisteres  gcscliab 
insbesondere  dorcb  Oebenragung  eines  grossen  Thcils  des  oberen  Einnahme-  uml 
.\tispabedieiihts  an  die  Rank  von  Enjrland  (1834'),  welcher  die  Einnahmedepartements 
ihre  Einkünfte  /uiulirca.  Die  Rauk  besorgt  dann  die  sämmtlichcn  Aus/ahlungcn  in 
der  Staatssi  Inilflenverwaltun?,  einen  Tbell  der  Zahlungen  für  den  consolidirtcu  Fond» 
und  die  Zuweisung  der  (jeiJsuromcn  an  die  Dicnstzweisre  der  Staatsverwaltung  anf 
die  Anweisungen  der  Finan/.verwaltong  hin.  Im  Schatzamt  selbst  befindet  sich  ein 
General -Oontrolamt  «comptroller  general)  und  ein  Generalzahlamt  (paynasler  geneiftl) 
für  die  sunstiiren  Z-ililnnLrsL'esr'häffe. 

Der  mittlere  und  untere  executivc  Einuabmedicnst  gliedert  sich  nach  dtm 
grossen  Zweigen  des  Saatseinitommens.  Das  Oeneralzollant  (eomnissionen  of 
cuntoni.  flu  eist.  a.  a.  0.  U .  ff.)  ist  lias  ( 'fntr^ilaint  für  den  Zolldienst.  ri.  K.ju 
ihm  fuugiren  der  Generaleiunuhmc r  ireceiver  geueraij  und  Uencralcontrolear 
I  comptroUer  guueral),  unter  ihm  stoben  die  gro^  2oll-  nnd  Hafenrorwaltnaf  von  London, 
die  hr  sich  einen  besonderen,  nehillicb  gegliedeiten  Amlsofganisaiiis  ämtellt.  und 
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die  Fronuzialzülliimltir.  Ua^  (jciiornlaint  fur  das  itilandiaclie  Ki n  k  «i  ni  ni  e  n  . 
boi.  für  die  ianurcn  Stenern  (comini^sioacrs  of  iiiland  rovenue,  Gneist,  IL  "^20  fl.) 
ist  aua  der  VrniiiiiMii  L^'  der  ursprünglich  gctreiiiitnii  Bohörden  <lrr  verschiedenen  hier- 
hergehöriguu  Liukuuli'  cnbtandun  und  juUt  daü  Cnittralauit  iur  diesen  Eiuaahmcdiünst, 
dem  wiederum  ein  besouderos  GenenlelDnehmer-  und  ein  Controlftiiit  belgiefoben  ist 
Die  innere  Einrichtung  diejjcs  Amts  gliedert  sirli  nach  Fachgruppen,  d.  Ii.  ii.uh  den 
Uaupt^iiiAaliuiezwoigeu  oder  SttiUorartcQ,  die  es  verwaltet,  wohin  die  directcu  bteaern 
(üures.  die  Oraod-,  Hans-,  Einltommeo«,  dio  Luxosstooeru ,  aog.  $aawooä  tuw),  die 
iiiruTi  ii  ^'crbrauchsfeuerii ,  AccIsl-  (excise,  daher  bos.  dio  Spiritus-  und  Mabsatooer) 
und  die  £>tempüUbgab<m  u.  s.  w.,  sovio  die  £rbschaftsfitouc>ra  goltOren.  I>er  Ans- 
fahnmgsdicost  im  Lande  steht  «nlor  diesem  Genonliiiit  trad  ut  für  dl«  directen 
Steuern  und  die  Accise  f^t  troimt,  wie  dies  die  technische  Natur  dieser  Abgaben  bc- 
diugL  Für  die  erstereu  fuugireii  80g.  surveyors  und  Inspcctoren,  für  die  Accisc 
collcctors  je  in  einem  BenA  (coUoction)  mit  dem  erforderli«  hcn  Unterporsonal.  Die 
Sti.it<3rhuld,  deren  KassengCitchllft  der  Buk  obliegt,  wird  von  einer  bcsondercD 
lieböniü  verwaltet.  ein*T  Commission .  gebildet  atis  dem  Sch,it/L  ui/.I.'.r .  Spici  licr  des 
Unterhauses,  dt.n  Baukgouv urneuron  und  einigen  anderen  WurdciUriigern  (Oneibt, 


Seit  1834  ist  an  Stelle  früherer  Behörden  ein  General -Controlamt  (compt- 
toüüt  generale  Uueitit,  II.  b46}  mit  der  Aufgabe  getreten,  die  richtige  VerrochoQDg 
der  Eionalinien  und  die  GesetzmSüsigkeit  dor  Aasgaben  zo  cootrolli«».   Erat  1S32 

ist  es  zur  nr|T.inis.ttion  einer  ordcutlii  heu  Behörde  lür  die  Function  einer  Ober' 
rechenkammer  i^commissionon»  ot  audit,  (in eist,  U,  bo6)  gekotumen. 


r.  Josti,  Suatswirthscb.  2.  A.  llib,  11  §.  li.  v.  Malchas.  Fin.  II,  98  ff. 
Ran  Fin.  II,  §.  561^565.  Stein  Fin.  I,  51  U.,  73  tt.,  A.  Wagner,  Abb.  Ordn. 
d.  Fiu.wirthsch.  in  Scbönbcrg's  Handb.  II,  413,  §.  2 — 8.  Loroy-Beaulieu  Fin.  II, 
1.  1.  bes.  ch.  1.  —  r.  Czörnig,  Badg..  Staatsrerbn.  u.  s.  w.  —  Dio  n  ffo  ii  tli  ch  - 
rechtliche  Seite  des  Etatwosens  wird  mehrfach  lu  dcu  uiodcrncu  \\;  r  l  as  s  u  ii g  s- 
;irkund«3a  geregelt,  s.  son^t  die  Schriften  über  Staatsrecht,  v.  Rönne.  L.ilj.ind. 
Tö/l.  (ine ist  (s.  v.  (inpint  bes.  aucli  di'j  Schrift,  (^.•^otz  u,  Budget,  B.  rl.  1**79) 
u.  A.  m.  —  Die  finanztechnische  u.  admi iuätrati?e  Seite  behandein  meistens 
mehr  oder  weniger  eingehend  die  Schriflea  über  positive  Finanzgesetzkande 
und  über  Staats-  bez.  fMUndif  lies  Kassen-  und  Verrcchnungswescn  zugleich  mit 
S.  die  Bibliographie  darüber  bui  Schrott,  Lehrb.  d.  Verrechu.wissoasch. ,  4.  A. 
Wien,  1881  8.  551  ff.  Einzelnes  ans  der  alteren  Liter,  bei  v.  Malchns,  II,  97. 
Kau  II,  §.  ^'VK  St'^in,  I,  104.  Die  S|)ecial9chriff<  ii  Uber  einzelne  Länder  gehen 
öfto»  auch  auf  die  allguueiueren  Priucipica  und  techui^cliou  Fragen  des  £tat»we8eus 
ein.  Von  älteren  Schriften  sind  noch  honroTznheben :  Feder.  Handb.  über  du  Staats« 
rechnuiii:>-  u.  Kasboriwi?SLn ,  Slnitg.  n.  Tüb.  1S2Ü;  K  i  (^-^rlike.  tinind/tlge  z.  zwcck- 
mäss.  üiuricliL  d.  Staats-  Kassen-  a.  Reclin. Wesens.  Burl.  Ih21.  —  Touzig.  irattato 
dcQa  scienza  di  amministraziono  o  di  rontabilitä  priv.  o  delto  stato,  Vcnezia  1S.57.  — 
Schrott 's  gen.  Werk  §.  154  fl.  (S.  4b4  If.).  —  Uebcr  Prcussen  N&bores  betr.  die 
)<»'ülffl.  ältere  u.  neuere  Liter,  bei  Kletke,  Lif.  üb.  d.  Fin.wesen  d.  prcuss  Staate, 
ü.  A.  Bcrl.  Iij76.  S.  11".  S.  u.  A.  Wöhnor.  Handb.  tiber  das  Kassen-  u.  Kech- 
aangswosoD,  2.  A.  r.  Symanski,  Berl.  IS24.  Graaf,  Handb.  d.  Etats«,  Kassen-  u. 
I?e«hnungswesens  d  pieuss.  Staats,  Berl.  Jonas,  d.  Kassen-  u.  Rechn.wesen, 

Beri  IHüi.  Meissner,  d.  gegenwärtig  giltigon  preuss.  Gesetze  botr.  d.  Staats- 
redumogswesen.  Berl.  1978,  dors.  preass.  Vortraltnngsknode.  B.  1,  Ober  preuss. 
Hlabwcsen  u.  nb<-r  Baufonds.  (in)iibcri;  lb82;  G.  Horrfurth,  d.  gesammtc  preuss. 
Etats-.,  Kassen-  u.  Rechnungswesen  n.  s.  w.,  Berl.  18^1.  v.  Könne,  |>reuss.  Staats^ 
recht  8.  A.  II,  2.  Abtb.  S.  575  U'.  (Etatswesen),  cb.  S.  722  ft*.  (Kassen-  n.  Rechn.« 
vosen)  —  Uebef  Baiern:  Steckar  r.  N«nforn*Hock  Handb.  d.  g«s.  Pla.?erw«tt. 


II.  859). 


2.  Abschnitt. 
Da«  Etatswesea. 
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fiaierus.  I.  1^  ff.,  .HS7  H.,  l*özl,  Lehrb.  d.  baicr.  Vcrfaas  rechts .  5.  A.  Müucben 
1877,  S.  tu,  526  ff.  —  Ueber  Oesterreich:  Fröhlich,  Handb.  d.  Staalisrechn.- 
wisse»sc!i.,  Wien  1S5H.  v.  E-jchorich  I.chrli.  d.  tllgem.  u.  Staatsrechn.wes.  Wien  1S51. 
derö.  Kaaöeii-  u.  Kechu.wcä.  Wien  l'sbO.  Lichtncgel,  Gesch.  d.  österr.  Kccho.  u. 
Controlwes. ,  Graz  1872.  Blonski.  Kin.ges.kunde  II.  302  ff.,  auch  350  ff.  —  Ueb« 
Fraukrcich  v.  Hock,  Kin.w.  511  ff.  (Slaatshaush. > ,  Kap.  S.  ff.  föll"  Rcchn.- 
weü.'i,  V.  KauluiajiD,  kap.  21,  z.  Tb.  K.  4,  Art.  coutplabilitc  }>ubU(iuc  in  Block'« 
dlct  de  TadmiD.  —  Ueber  Or.  BriUnii.  tineist,  oogL  Venralt.roclit,  JL  II. 
§.  6<^— "0,  S.  *»32  ff.,  HUcli  S.  ?(;.*)  fl.  -  Alif^t^seheu  von  den  Bestimniuiigeu  der 
Vorfassuiigsurkuudoo  oder  ähnlicher  Gruadgosctzc  über  oiuzclne  Panctt»  des  Eut-  uud 
des  Gontrelwoseos  ((icKetzc  über  die  Oborrechnung^kammcr)  ist  das  Einzelne  auf  dem 
(lebietc  des  Etats-,  Kassen-,  Bcchnungs-  und  Controlvesens  auch  in  der  neueren 
Constitution.  Periode  meistens  im  Verordnung;swcge  (Seitens  dos  Monarchen,  der  oberetcii 
btaaukörper  u.  bes.  des  Fin.miuistoriuus),  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung,  geregelt 
vordeo. 

g.  101.  Das  Etats weaen  der  FinaDzwirthflebaiteD  oder  öffent- 
Hohen  Haasbalte  (§.  61)  »t  eigeutlieb  nor  die  Uebertragung  einer 
allgemeinen  techniscben  Einrichtung  der  Einselwirthscbaflen  (G.  §  51 ) 
anf  die  Finanzwirthschaften.   In  technischer  Hinsicht  bewirken 

nur  die  Grösse  und  die  Verwickeltheit  der  tiuanzwirthschafllichen 
Ein-  uud  Au.sgäiige,  bez.  EiunaUiiieu  uud  Aus^abcu,  liesonders  des 
Htaatahaushaltes,  Verschiedenheiten  von  der  Aufstellung:  von  Vor- 
anschUlgen  im  Tin  athaushaltf.,  bei  Er\verb!>ge8cllsclialt«Mi  n.  d^L  ni. 
Sodann  bedingen  die  Verhältnisse  des  (Ufentliehen  Hechts  ein«- 
hc6üudcre  reehtliehe  IJedeutnnjr  des  linauzwiithschalilichen  Ijat«» 
Wesens,  welehe  si<  h  bei  der  Aiii^tcllungj  Genehmigung,  V'erpfliebtunjr 
zur  lunehaltuii^  dc>  (luiel)  die  zusiändiircn  Factoren  ;;eneli!ni^teit 
nnd  damit  als  Kieht.scliniir  vorgeschriebeiieü  Ktats,  bei  der  Dureh- 
l'tthrnng  den  let/tcren  uud  weiter  bei  dem  Kassen-  uud  Keehuungs- 
wesen  in  Hezn^^  auf  den  Etat,  üchliesslieh  bei  der  betretfenden 
Controle  überall  in  eigenthUndieher  Weise  geltend  niaeht.  Nach 
den  rechtlichen  (tesichtspuneten  muss  sich  Manches  in  der 
techniscben  Einrichtung  des  Etat«wesens  Hebten,  daiuit  hestinunte 
Hechtsgrundsätze,  z,  h.  hinsichtlich  der  verfassnngsmUssigen  Controle 
der  Volksvertretung,  tlberhaujit  ordentlich  durchgeführt  werden 
können.  Insofern  sind  Iftr  die  Technik  des  Etatswesens  nicht  nur 
technische  Zweckniässigkeitsgesicbtspuncte  allein  massgebend.  AI« 
Angelegenheit  der  Finanzwissenschatit  wie  der  practlschen  Finanz- 
Verwaltung  sind  indessen  doeb  die  technischen  Seiten  des  Etata- 
wesens  das  zunächst  und  allgemein  Wichtige,  die  rechtlichen  Seiten 
kommen  hier  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht 

NamontUch  ist  davon  attseogeUeu,  dass  «in  moderner,  fart  ganz  aaf  Geidvirth- 

scliiift  Vi<_-;2riln'1oior  Staat-h:Mi^li.iIt.  >'iiiL-rl<ji.  u  i  ldi.'       rf;i>>nr.2"  ir.  Arm  St;*aft!  Im-si- Is. 
doch  in  der  tiau])tsache  wc^iui  der  ziiingeudcu  Anforderungen,  welche  die  Ordnung 
der  FinaitzvirtbscLaft  stellt,  ein  gutes  Etatswesea  bedatf.  £h  iit  dalier  «ich 
begreiflich,  d«»s  neb  das  l4>tz(en  geBcbicbilicb  schon  ror  der  neuesten  Peiiod« 
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der  Vcrfiassunfen  —  mit  Volksvertretungen  und  mit  Finanzcontrol specioll  mit  Mit- 
wirkangirechten  dieser  Vertretungen  bei  der  Fcststclluni?  der  Etats  —  in  Interesse 
der  Ordnung  der  Finanzwirthsi  hnrtijii  fnt\rrckolt  hat.  Fnr  dioso  Ordnung  schuf  dann 
das  Verfassungsrecht  in  den  bcticliciKlcii  Kechten  der  ParJametite  nur  eine  vermehrte 
ßiirgschaft  in  Bezug  auf  die  Prüfung  bei  Anfstdiung  und  auf  die  InnehaltDiig  der 
Etats,  aber  an  dem  T..i  hiiischon  Etatwesens  poihsf  vifl  zu  "irnicni.  war  wogen 
dieser  Entwicklung  nicht  immer  nothwendig.  Im  Folgenden  werden  zuerst  die  tech- 
nischen, dann,  soweit  sie  nkht  nnninellMur  gleich  dabei  beiqamhen  Verden  können, 
die  rechtlichen  Seiton  des  Etstswescns  (^114  IT.)  behsnddt. 


1.  Die  techni8cheu  Seiten  dc.s  I'Uafswesens. 

§.  102.  —  A.  Kegrift'  und  Zweck  Der  Ktat  oder  Vor- 
anschlag (Budget)  ist  eine  siffermäsiiige  Uobcrsicbt^  in  bestimmter, 
gewöhnlich  mehr  oder  weniger  Bystematischer  Ordnung,  über  die 
niuthmasslicben  Kin-  und  AusgUnge  (Einnahmen  und  Ausgaben) 
in  Geld  oder  Geldeswerth  im  Haushalt  eines  ÖfTentlicben  Körpers 
fttr  eine  künftige  Periode  (Jahr)  und  Uber  die  danach  sich  er- 
gebende Bilanz  zwischen  diesen  Summen  (§.  61). 

Der  wichtigste  dieser  Etats  nach  seinem  Umfang,  auch  nach  seiner  Öffentlich- 
rechtlichen  Bedeutung  pflegt  der  Staatshaushalts -Etat  zu  sein,  in  Bundesstaaten  der 
lieichs-  oder  Bundcshau^li;ilts-Etat,  Nehtm  ihm  kommen  theils  sclion  seit  früher, 
theils  nach  neueren  BcdUrliiisscü.  besonders  hei  arrösscror  Entwicklung  der  (Jcldwirtli- 
lichaft,  jetzt  auch  gewöhnlich  in  Folge  aosdrU'  I  ii  hör  geset/Iicher  Anordnung  Etats  der 
H:«u?hah  ■  d^r  Selbst  ve  r  wah  m  ii  rr-  kf^  rpcr,  der  Provinzen,  Kreise.  (ienicind(!n  vor,  deren 
technische  und  rechtliche  Sciti^u  almUclt  wie  diejcnijiron  des  Staatshaushalts  sind  und  hier 
nicht  nOher  behandelt  zn  w-rden  brauchen.  Vjicl.  die  ßemerkangen  pa.ssim  oben  im 
Abschn.  vom  Finntmv(^s<^n  drr  Selbstverwalt.  •").■!  fl'.  I'i'-  ncnrr.'n  Provin/.iiil-.  Krei>  . 
(jemeiudoordnungcu  (Preu^scn  u.  a.  L.)  ptlogcn  wohl  ausdrücklich  die  Etatisirung  der 
Ctanahnien  vnd  Ausgaben  für  die  betreircnden  Haashalte  venasehreibeu.  Wom^lich 
^rollto  dab-  i,  :iiich  im  Ititrr"3<i;  der  v«^rgleichcndcn  Finan/.s»atistik,  c'mr  g.->wiss('  GloicJi- 
mässigkett  in  den  bunutzteu  Schematea  befolgt  wurden.  ^S.  die  o.  gen.  neueren  prouas. 
Arbeiten  w.  Horrfurth  u.  s.  w.).  In  Icldnertsn  und  namentlich  in  Landj^emeinden 
mit  noch  vor\valti;nd«-r  Naturalwiiihschaft  auch  in  ihrem  Finanzwesen  iNaturall«istutig-<'ti. 
persöul.  Dienste,  z.  Ii.  im  Wegewesen)  ist  die  Etatisirung  noch  heote  oft  wenig  g<i- 
nügend.  aber  auch  noch  nicht  ein  so  dringendes  BedUrfuiss.  wie  bei  GeldwirthHi  haft, 
zo^leich  «heblich  schwerer  technisch  durchzuführen  als  bei  letzterer. 

Seinem  Zweck  nach  ist  der  Etat: 

1)  znnftchst  ein  technisches  Hilfsmittel  Itir  die  Erflillung  einer 
Hauptaufgabe  der  formellen  nnd  materiellen  Ordnung  im  Sflfent- 
licheii  Hanshalte,  der  planmftssigen  Fflrsorge   fUr  jins- 

reichende  Deckung  der  Ausgaben  (AusgUnge)  durch 
die  Ei üu ahmen  (Eingilnge.)  in  der  späteren  wirklichen 
Fuhrung  des  Haushalt.s. 

Der  Etat  zeigt  der  Ktnanzverwaltung,  welcher  Art  und  wie  gruss  die  iiedUriuisse 
«uf  der  Amgangsseite  und  die  Deckuniismittel  auf  der  Eingangssoite  sind,  macht 
iJauach  gleich  «lif  Xothwendijfkeit  von  Aendcruiiiii  ii  auf  iIt  -•imn  oder  diT  andrrfn 
oder  anf  beiden  Seiten  zifl'ermässig  ersichtlich,  um  das  iiieichgewicht  für  die  bevor- 
«tehende  Finanzporiode  herbeiznlühien,  dient,  ganz  abgesehen  ron  der  betreffenden 
KechtspHicht.  als  Hirlitschnnr  bei  der  Bewerlistnlligung  der  Ein-  nnd  Ansgftnge, 
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UDd  vefet  auch  im  OoUct  der  letzter«!!  auf  dio  orforderllelieii  bedeatendereii  L'mgo- 
staltungen  fiir  die  weitere  Ziikunff  liiii.  wi  lrlie  >\r)i  ans  Aoia  Bedürfnis  der  ^'c^- 
«raltUD^  des  iStaati»  einer-  und  der  bcätchcndca  EinriclitUDg  des  linanzveMiis  audrer- 
tioits  e^ebeo.  In  teehnischcr  Hinsicht  mass  der  Etat  so  oinfericbtet  sdn,  das»  er 
fdr  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  KlarstcUnug  der  Verhältnisse  bewirkt. 
Leichte  Uebcrsichtlichkeit  des  Etats,  jiasduudc  Anordnung  aeiiicr  iiubrikco  sind  dabei 
leitende  Ziclpuncto. 

2)  Der  Ktat  dient  weiter  dazu,  die  Gr^Ssse  des  Gesainmr 
autvvands  eines  ütTentlielien  K()r])eis  im  VerhältniBS  zur 
Leistnni»  sfiilii^H;eit  de«  Volks  und  der  Volkswirthschaf t 
(oder  des  bctrettenden  Theils  beider  bei  den  kleineren  öifentliehen 
Körpern  innerhalb  des  Staate)  ersiehtUch  zn  machen,  soweit  dies 
von  der  einen  Seite,  derjeni|ren  der  IJelastunjj^  der  Volk«- 
wirthschaft  durch  den  Kostenanl'wand  eines  M'eoUichen  Ktfrpent, 
möglich  ist. 

Mit  Hin  diesem  ZwecU  willen  sind  an  dl«  (icataltang  di»  Etats  bestimmte  An- 

ffirdiTtingcn  zu  htellen:  Brutto-,  mrhi  mir  Netto^^tat.  V  m  I  Ist  ä  ti  .1  i  c  k  .-i  l  Ax'-^  Kf:i!-. 
Einheit  de^üelbon  oder  in  deren  Kraaiigelung  Hinzutugung  von  Nebcuctats  zum 
Kaaptetat  u.  dgl.  m.  Dadarcli  erst  erlangt  man  die  MOgliclikeit,  elnigcrmassen  den 
Wt-rtli  i  Leistiinscn  dos  bctrcfl'cnd<'ii  uHentlichen  Körpei*s.  im  (ianzeu  wie  iui 
Einzelnen,  mit  der  Höbe  der  Kosten  dieser  lAii»tungeu  zu  vcrglcicben,  wie  <:»  für 
die  ricbttge  Feststellung  des  fiereiclu  der  StaatütlüUtekeit  (§.  •ii)  und  xnr  WAnligtinf 
der  volkswirtbschaftliehen  Productiviiät  des  Fioauzaanranda  gebeten  iat. 

3)  Der  £tat  hat  endlich  den  Zweck,  scbhiBsberechtigendes 

Material  flUr  die  Beurtbeilnng  der  ökonomisch- technischen 

Euiiichtiiug  der  Finanzwirthsjcbaft  selbst  zu  bieten, 
besonders  in  Bezug  auf  das  V-erhältniss  der  ein/eineu  Kinnalmie- 
kategorieeu  und  deren  Theile  zu  einander  (Steuern  und  andere 
Einkünfte- Arten  u.  s.  w.)  und  in  Betrete  der  Roh-  und  Reinerträge 
(ll(")lie  der  Verwaltungs-,  Ucwirtlischaliungskosten  in  den  Betriebs- 
verwaltungen, der  Erhebungskubieu  der  btouern  u.  dgl.  ni.). 

Zu  diesem  Heliuf'e  ist  wiriler  ilie  piissonde  K  ti  I)  ri  c t  r u  n g  der  Po^t -ii .  tl  i . 
•Selbständigkeit  doä  Etats,  die  U rutio>Eiatisirun^  uutur  genauer  Angabe  der 
ron  den  ReheiKnabmen  zur  Erzielung  der  Keinertrigo  abgehenden  Kosten  nethwendip. 

Diu  Entwicklungsgeschichte  »Ic'h  Ffatswesens  zeigt.  tl.i>s  JieM-  ier-rlne.I.ii.  h 
Zwecke  erst  alloialig  ia»mer  klarer  erkannt  und  durch  verbesserte  Einrichtung  der 
Etats  zn  erreichen  flacht  worden  sind.  Die  „couatitntionoUe  BndgetviitbBcbaflr  hju 
zu  diesen  Verbesserungen  im  öHentlich-rechtlichen  Intenv^iso  vielfach  mit  btigetragon. 
Abcr'dic  dargelegten  Zwecke  und  die  aus  ihnen  hervorgehenden  Anforderungen  ge- 
hören doch  zunäcljst  wi('d<?r  in  das  Gebiet  der  Technik  des  EtMtswesens. 

§.  1Ü3.  —  B.    Arten  der  Etats. 

Verschirdrnc  (jrutnis.-Uze  der  ruterM'li.  idung  lassen  -iel!  hier  anwenden,  tecli- 
nische  und  rechtliche  Kintheilungen  kuniuien  neb>;n  •inandui'  vor.  iheils  letztere  >ii  h 
an  jene  anachtteseend.  theils  getrennt  davon.  Im  Stanbhaushaltc.  von  dem  es  hier  xu 
^]lr<'cllen  genügt,  sind  der  Unterscheidungen  mehr  fds  in  <h-n  Tl.iiir-li.iltcn  Aci  S<-Uj<t- 
verwaltuugskörper,  aber  im  Princip  kommcu  bei  letzteren  dieselben  Arfn  for  un<t 
bei  grossen  rerwirltHten  Hanabalten,  x.  ß.  einer  (troantadt  finden  sie  nirth  aitrh  in 
der  Pn^is. 
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1.  Zunächst  sind  zu  unterscheiden  verfassu ii^ .sin a ssige 
oder  f  inanzgeset  zl  irlie  und  Verwaltnngs-  oder  Kasseii- 
etats.  Zu  erpteieu  f^ehüreu  der  Hauptfinanzetat,  die  Uaupt- 
etats  und  die  Sj) ec i al ctats. 

i\  \  Der  Haupt-  F  i  n  a  n  z  c  t  a  t  ist  der  Etat  der  ^  c 8  a  m m  t  e n 
Finanzwirthschatt,  im  Unterschied  von  deu  Etats  einzelner  grösserer 
und  iileinerer  Dienstzweige. 

Im  Princip  uinfasst  or  dalior  all(5  Zweige  der  Eiiigäiijfu  und  Ausgihijfc  eiucr 
Finanipcriodc.  Li  der  Praxis  i-t  das  freilich  aucl»  Iiouie  noch  iiidit  iminer  vrtllig 
erreicht,  indam  noch  öfters  diese  oder  jcn»»  Nebenetats  (.Speci aletals  s.  u.)  für 
•Mijzelne  Zweier»«  apart  vom  Hauptfiii  iiizelat  geführt  werden  (§.  113).  Doch  bildet  das 
«He  gewöhnlich  auc)i  sachlich  nii  lit  erhebliche  Ausnahute.  die  mit  der  strcugeicii 
DurdifUbrung  des  ..Priticips  der  ii^ciliMihen  Kinhcif  seltener  wird.  Der  Haupf- 
tinan^ctat  ist  zugleich  in  rechtlicher  Hinsicht  der  wi' litiasfc .  iiidoui  vor  Allem  .  r 
vou  dtiu  Kcstet^ebcDdou  Faclorcn  festgestellt  und  der  liuauzrervaltung  uu<l  den 
sonstiges  bothciligtea  olMTsten  VonraltnugsbclitlTdeii  als  gewtzUclae  Bicbtacbuur  7.ur 
InnebaltiiDg  in  der  practischcii  Finanzgcbahraiig  selbst  TOrgescbriobcn  wird. 

b)  Haaptetats  (Hanpt-Hpeeialetats)  werden  die  besonderen 
Etats  fBr  die  ei'nzelnen  grosseren  selbständigen  Dienst- 
zweige in  der  Aosgabewirtbschaft  und  fUr  dieHauptkategorieen 
der  Einnabmen  in  der  Einnahmewirtbscbaft  genannt,  nach 
Eintbeilnngen,  welche  sieb  gewöhnlicb  aus  der  ganzen  Organisation 
der  Staatsverwaltnng  (Ministerialsystem»  Ministerialetats)  und  der 
jenigen  des  Finanzdienstes  (Abtbeilungen  im  Finansministerinm^ 
besonders  ftir  die  Ginnabmezweige,  Direetionen  dafUr,  Verwaltungs-, 
l>konomii$eb- technische  und  rechtliebe  Gruppen  der  Einnahmen) 
ergeben. 

Diese  HauptetaCs  aiud  ibreneitd  BestaodthcHe  des  Haaptfinanzetats.   Oer  Ent- 

wwrfunä  dos  letzteren  naht  ihre  Bildung  voraus.  Nach  sfiUier  verfassungsinrissigci* 
(icnehmigung  erhalten  die  Uauptctats  dann  als  Tbcile  des  UaaptAaanzotats  ihre  iie- 
•»timoitu  rechtliche  Redeutung. 

c)  Specialetats  sind,  noch  von  den  ebeugcnanuteu  unter- 
schieden : 

«)  in  einer  Bedeutung-  des  Worts  die  Etats  l'iir  die  einzelnen 
Aemter  und  Behörden  der  grösseren  VerwaUnngsabtheilungeu, 
daher  insbesondere  Hir  die  Dienststellen  im  Lande. 

Dieäc  Etats  bildcu  die  Elcmeutu  (Ivapitcl ,  Sectioncn ,  ritcl  ii.  dgl.;,  aus  denen 
aich  bei  der  EDtverfung  dos  Budgets  die  Haaptetats  und  schiiossliclt  der  Uaupthnauz- 
ctat  zusammensetzen  und  in  welch"  wieder,  auch  z.  Th.  mit  !..'?timmton  rechtlichen 
CoDsetiuenzoo ,  der  genehmigte  Haupttiuauzutat  mit  seinen  Hauptetats  zerfällt.  Die 
Anfitdlong  dieser  Special-  und  der  Hauptetals  schlicsst  sich  auch  an  die  Gliedemng 
der  Kassen  nach  Ooschäftszweigen  und  an  die  Örtliche  Vortheilang  der  Kassen  an. 

fif)  Der  Ausdruck  „  Speciale  tat*'  wird  aber  aneb  noch  in  dem 
anderen  Sinne  gebraucbt,  indem  darunter  die  frllber  bänfigen,  jetzt 
noch  bie  und  da  vorkommenden  selbständigen  Neben etats 
fnr  einzelne  apart  gehaltene  Verwaltungszweige  neben  dem 
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Uauptt'inanzetat  verstandeu  werdeu;  mitunter  auch  .solche  Etats, 
von  denen  bloss  die  abschliessenden  Haiiptsummen,  z.  R.  die 
Uebe  rscb  ü  8se  eines  Zweiges,  allein  in  den  Haiiptimanzetat 
koiiiuicu,  wältrend  das  Einzelne  in  einem  solchen  .,bpecialetat^' 
besonderi»  aufgeführt  wird  (§.  113). 

Spccialetals  orstcrcr  Art,  wclrlif  norh  hcsondi-r-  .ils  Nr  he  n  V>(Z(i<  Iiri<'t  w<.  tdcii 
könneu«  üad  üio  gelegentlich  noch  zu  Sndouduu  Etats  l'Ur  uinzclne  Uebictst  heile 
(Reste  des  alten  Prorincialsysfeim,  das  sonst  meistens  dorn  contnlisirenden  Realsystem 
gewichen  ist)  neben  dem  Haiiiitfinanzetat  für  das  Hauptpobict  «les  Staats.  Bf^ispiele 
der  zweiten  Alt  sind  die  Etats  fUr  wirthschaftlich  sclhsCwidiger  gestellte  Sfaat-iunter* 
tiehmungcn,  wie  Fabriken,  Banken  (pronss,  Seehandhing).  feroor  auch  filr  selbständige 
Anstalten  corporativer  An.  /.  B.  Lehr-,  Kranken-.  Araienanstalten ,  irelrhe  mir  ..Be» 
darfs-ZuschUsse''  aus  dem  Sta^itbhauähalt  erlangen  (ansnalim^wcise  etwa  auch  an  diesen 
Uüberschtissc.  statt  sie  selbst  lum  Vomögcu  m  schlagen,  abliefern).  .Uestcrr.  „dotirtc 
polituche  Fendo"  für  Zrocke  des  Cuttas  o.  Unterricbts,  „Beligionsfondo**,  „Sclitilfi>ado**X 

IJic  V^er \va  Itungs-  oder  K  assen  etats  dieueii  umnutelbar 

und  ausschlietislicb  den  \"cr\\ alt nnicHzwecken.    Sie  ericcheii  s'uU 

ans  den  linanzgesctzlicheu  Ktats  und  filiedern  sitdi  cvciiUiell  nach 

Ras se n be  z i r k e n  und  nach  Verwaltungsbezirken. 

üv\  «  Dttt  rcn  sind  >\i('iler  lianptutaii»  tur  die  Ccntraikabscii  und  die  l'ruviu«  ial- 
(Bezirks-.  Doparteincntä-,  Kronlamb-)  Kas.<<en  nnd  Spccialetats  fOr  die  LocalkasSi'ii. 
mit  weiterer  Untor&cheidnngr  dieser  Kassen  na«  h  dm  ElDnahuic-  und  Ausgabo/w eigen, 
denen  sie  .spciiell  dienen,  zu  unterscheiden.  Die  Verwaltungsbezirks -Etats  schliosseii 
sich  an  di'-  Verwaltungs^intheUuug  des  Staatsgebiets  an.  welche  in  den  einxelucu 
Dicnsizwcigen  zu  tirunde  gelegt  wird  und  iroiden  in  Uencralet  its  dieser  Dienst- 
/W'  i^t  (/.  R.  i  R  r^  '.  Forst \ervvaltun.>;>  zusammengefa.<C!i(.  O.  Meissner,  prenas. 
Verw.kuiKl''  I,  0,  wonach  liior  /.  Tli.  das  <icsaglc. 

i?.  104.  '2.  Mit  Klieksii'bt  niil  die  liezi'  liuiiu;  der  Etats  zur 
Kategorie  „Zeit"    wtM'dcu    tollende  l'ntersclieitiuiigen  ;;emacht: 

ai  Nacb  der  Zeit,  llir  welche  die  Etats  hestiinntt  sind,  nnd 
in  welcher  man  steht,  sind  die  Etats  .solche  der  abgelautenen 
Finanzperiode ,  der  laufenden  und  der  kUuftigen.  Kbeofto 
iinterBcheidcD  sieb  die  „Jahresdicnste'^ 

l^ractix.  h  und  rechtlich  wichtig  wird  diese  Unt^^-  b-  ti  '^<.iiders  hinsii  htli«  h 
der  trage,  ub,  wie  weit,  wie  lauge,  und  unter  welchen  Ücdingnugen  und  Kormalitätfii 
Fintnsopcratioocn ,  bez.  Kassenbovegungen  (Ein«  nnd  Aiisgftngc)  nach  Ablauf  oiner 
Fioauzperiodo  no'  h  auf  (irui.'d  des  Etats  der  let/t.M'  ji  un<)  auf  Rechnung  dorselbon 
gemacht  werden  dürfen,  wie  und  wann  di<;  Celjcrtragun-r  in  d^n  laufenden  Dienst  /u 
•rfolgen  hat  o.  dgrl-  ni.:  Puncte.  welche  mit  der  Ausführung  des  Budget«»  und  mit 
dem  Kcc hn u ngsabschluss  /.usammonhftngen  nnd  spater  in  Verbindun^t  mit  diewn 
(icgenstantlen  zu  ln-linnil.-Iti  siihi. 

I))  Nach  der  Zeitdauer  der  Fiuanzperiode,  fUr  welche 
die  Etats  aufgestellt  werden,  noterscheidet  man  vorncmUeh  ein 
jfthrige  und  mehrjährige. 

In  neuerer  Zeit  und  zumal  in  grOMoren  Statut  ti  rind  jene  die  Ablieben.  In 
tt'chnisclter  Hinsicht  haben        ft'ohl  meistens  den  Vurzug.  da.>s  sie  sich  in  iJir.-" 
Veranschlagungen  der  Wirkli<  likctt  nielit  auaahcru  kOuucu  und  wt  rdt  n,  nai  hrragii«  ii< 
At^nd'^riin^cn  nnd  NarbtrMKS«%tM(H  nirh  Holtencr  nethw^ndiff  orvcisen.   Anrb  nrenn  di** 
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mehrjübrigen  Etats  in  clor  Weise  atUgcstcJU,  bez.  gusctzlich  fcsitgestellt  weiden,  diss 
nicht  ein  Jalmaetat  oline  Voiteres  ftr  «ine  mebijifarige  Periode  gilt,  sondern  00. 

dn>s  mehrere,  unter  sirh  orentucll  versrliie<l':'n('  J.i!iri-s  -  K?afs  {gleichzeitig  auf  einmal 
far  eine  mehrjährige  Periode  gegeben  werden,  sind  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
▼odinndea ,  wie  namentlieh  das  leichtere  und  stSrkere  Auseinandergehen  Tön  Voran- 
schlag nn  J  wirklicher  Finaiiz^^cbahrung.  Je  nach  der  Bcschafii  nlicit  der  Kinnahmen 
nnd  Ausgaben  in  einem  Staatshaushalte  und  jn  nach  der  ganzen  Lage  eines  Staati^ 
werden  diese  Schwicrigliciten  kleiner  oder  grösser  sein.  Wo  die  Reinerträge  grosser 
Betriebsverwaltungen  (Eisenbahnen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  wie  in  Prcusüen 
and  anderen  deutschen  Staaten)  ♦!ine  hervorragen d(^  Rolle  im  Finnahmcbudgct  spielen, 
bind  die  Bedenken  gegen  längere  als  einjährige  Etatspenoden  wegen  der  7011  so 
mancherlei  wcchaebden  Umstindeu  abhangigen  Einnahmen  and  Ausgaben  dieser  Be- 
trieb^vfTwnltungen  nicht  /u  verkennen.  AnJrrsrits  hängt  die  Frn^n  mit  der  Einrichtung 
der  pariamentari&chcu  Etabibcrathoug  und  mit  anderen  Verbältnissen  des  Parlamentarismos 
und  des  Staatale1>ens  zusammen.  Jene  Berathnng  lisst  sich  erheblieh  veikarzen  und 
dadurch  in  Bc/uir  auf  Kin/»  Ihcitf  ti  a:rtinillit  li«  r  machen  bei  länsrcri  ii  Ktatsperioden. 
£ine  „Gefährdung  des  Budgetrechts  der  Volksvcrtretong",  welche  öfters  in  einer  solchen 
ßorichtung  gefunden  wird,  möchte  deshalb  kaom  anzncrkcnnen  sein.  KtJrzere  Etats- 
beratbuug  kommt  auch  wieder  den  sonstigen  parlamentarisrlien  Arbeiten  zu  (iute. 
Wo,  wie  in  Deutschland,  verwickelte  Verfassungsverhältnisse,  die  Schwierigkeit  des 
Nebencinanderbestehens  und  eventuell  gleichzeitigen  Tagens  des  Reichstags  und  der 
Landtage  zur  Erledigung  der  Etatsbcrathung  vorliegen .  sind  daher  immerhin  wohl 
bearbfenswerthe  Gründe  auch  für  längere  Etatsperioden  anzuführen.  Die  Knnlu  liHgung 
zu  um  tangreicherer  Aufnahme  schwobcoder  Schulden  (Ausgabe  von  Schatzschciaen) 
bei  erheblicheren  anvorhergesehenen  Abweichungen  der  Wirltlichkeit  rom  Etat  wird 
dabei  fr-  ilioli  kaum  immer  /.n  vermeiden  sein.  I>.is  l\ie]i(i;:stc  wäre  wofil  eine  Ein- 
hchtung  von  „stabilen"  Budgets  mit  längeren  (m&glicbst  langen)  und  von  „wandel- 
baren^^ Budgets  mit  kQrzeren  [l  jähr.)  Etatsperioden,  nach  dem  Vorgan^r  Englands,  in 
der  Weise,  wie  es  oben  in  §.  tit  er.irtn:  und  begründet  woKlen  i-t 

In  den  europ.  Staaten  sind  uimäbr.  £ta(:»poriodcn  dio  allgemeine  Regel.  Auch 
im  Deutschen  Reidi  und  in  Preussen  nest^on  sie  bisher  rerfaasangsmässig.  doch  wird 
die  Frage  regierungsseitig  zu  Gunsten  mehr-  (2|  jähr.  Perioden  erwogen.  In  den 
•lentschen  Mittel-  und  Klein'-faaten  sind  meistens  läng-  rc.  selbst  bis  t»  jiilir.  Efats- 
periodeu,  verfaasungsmässiu:,  neuerdings  aber,  besonders  iu  den  grösseren,  aus  üuauz- 
technischen  und  mehr  noch  aus  budgetrechtlichen  Gründen  mehrfach  verkürzt  worden. 
Baiern  hat  jetzt  2  jähr.  Perioden,  mit  i;]ei<  Ii- n  Summen  für  jedes  Jahr,  ebenso  K. 
Sachsen;  Würtembcrg  und  Baden  stellen  in  einem  i'inanzge$>ätz  den  Etat  far 
2  Jahre  getrennt  fest,  Gr.  Hessen  hat  eine  4j&hrige,  die  KMnstaatea  l--4jl]ir. 
Etatsperioden. 

e)  Nach  dem  Zeitpunet  der  Feststelimig  (nach  demjenigen 
der  parlamentarischen  Einbringung  Seitens  der  Regierung  oder, 
wenn  dies  gestattet  ist,  Seitens  der  Mitglieder  der  VoTlLsyertretaDg) 
unterscheidet  man  den  regelmftssigen  (,^Haupt"  )  Finansetat 

and  Nachtrags-Etats  zu  jenem,  insbesondere  zu  dem  einmal 

von  den  zustäudigcn  Faetoren  festgestellten  und  vom  Staatsober- 
haupt verkündeten  regelmässigen  Etat. 

Principiell  und  unbedingt  ni  vermeiden  sind  solche  Nachlragsetats  nach  dem 
Gange  des  Staatslebeus  tiicht,  /..  Ii.  wenn  n:ieh  Erlass  des  Hauptetats  grössere  Ver- 
indemngen  in  Einnahme-  und  Ao^bi /.w-ei^'on  eingetreten  sind.  So  hat  z.  B.  in 
Prenssen  jüngst  die  l'ebernahmo  von  Privatbahnen  Nnrhfnirsetats  veranlasst  (Ges. 
f.  J4.  Mai  1882,  betr.  Feststellung  eines  Nachtrags  ^um  Staiitbh.h.etat  f.  lSb2  — S3). 
Aber  im  Interesse  der  Ordnung  und  Debeisichtlichkeit  des  Haushalts  mttasen  Naoh- 
trap'ef.'its  auf  drinsrcnde  FSlIe  he^^chränkt  werden.  Einil:e^  hängt  dabei,  wie  schon 
beiBerkt ,  von  der  Länge  der  Ktatsperioden ,  dann  auch  von  der  Zeitdauer  der  Vor- 
berdtttog  des  Budgets  im  Kreise  -der  Regierung  und  ron  derjenigen  der  Parlamentär. 
A.  Waitii»r.  FiiMn««iiM^a^li»fl  1.  3.  .VnL  15 
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Dordibenlhiiis  ab.  Zur  Vermeidiinf  tod  Nacbtnfseiats  ist  dne  kurze  Zeitdauer 

der  Vorbereitung  und  Duri  lihcrathnug  .■rwi.iisclit .  daher  nanu  ntlirh  .  i«  Begiuu  der 
Yorbereitan;  und  Durcliarbcitung  des  Kiata  innerhalb  der  lieglerung  mi^gliikät  kurz, 
ror  dem  Aofanf  des  neneii  Finan^ahrs  (Lcroy-Bcanliev.  FIn.  II,  7).  Vieles  hlogt 
auch  liier  wieder  von  parlatncnt  Einrichtungen  u.  Gebräuchen  ab.  In  1  ran  kr  ei  rh 
werden  die  zum  System  gewordenen  Nachtragsetats  oder  Supplcuieutar-Crnditi'  als 
ein  Missstand  empfunden.  Z.  Th  erklären  sich  die  dortigen  Vcrliäitni.sse,  iiu  Unter- 
schied zu  England,  das  die  Narhtragsetats  kaum  kennt,  in  Fraukreich  daraus,  daas 
Supplcmonfarcredite  in  Betr.  Ai^r  Ausgaben  lii<T  in  Oppositioii  zur  IvesriiTtinir  »"-der 
ohne  Mitwirken  derselben  vuiu  Parlament  auf  Antrag  von  l)eputirten  votirt  worden 
können.  Eine  Reform  in  diesen  Dingen  gilt  als  aotlivendig.  (8.  Näheres  bei  Leroy* 
Bcaulieu,  11.  livie  1,  eh.  II).  In  Preusfx'u  krtitn«'«  nai  h  d.  (jcschafiordn.  d. 
Hauses  d.  Abgeordn.  r.  16.  Mai  Ib'Ü  Antrage  von  Mitgliedern,  „wdcbc  eine  üdd- 
bewilligung  iti  sich  schUesscn  oder  io  Zukunft  berbeizuflihren  bestimmt  sind,  rar 
Abstimmung  nur  i^oluiircn.  wenn  c'm^\  rominission  mit  ihrer  Vorberathuni"  l>.  traut 
worden  ist  u.  diese  einen  Bericht  darüber  erstattet  bat"  (§.  27).  Auch  mit  der  Be- 
fttgniss  der  Regierung  70  Uebertrairungen  inrements)  innerbatb  des  Etat5  und 
daher  mit  dem  Maasse  der  Specialisirung  des  Budgets  (in  Ka])ite],  Titel  u.  s  w.)  und 
mit  der  Form  der  parlam.  Votiruug  —  in  Abtheiiungen  oder  in  Kapiteln  oder  in 
Titeln  und  noch  weiteren  kleinen  Posten  —  steht  das  grössere  oder  geiingere  Bc- 
dürfhiss  nach  Nachtragsetats  iu  Verliindung.  Je  bei>chränkter  da«  Hecht  zu  Uclx-r- 
tragüngen  und  je  e:rösser  die  spr«  ialisirende  Votirung  des  Etats,  desto  leichter  die 
Notb wendigkeit  vou  Nachtragsetats  oder  —  von  „uacbträglicher  Geuebtuigung  aasäei- 
etatsmlaslgar  Ausgaben/*  S.  darober  v.  §.  117,  118. 

d)  Nach  dem  Zeitpunct  des  ße<;iiins  des  Etats j ab r.s  (der 
Etatsperiode)  unterscheidet  man  Etatsjalne  („Finanzjahre"), 
welche,  mit  dem  Kalenderjahre  zusammeot'aUeud,  am  l.  Jan. 
oder  zu  einem  anderen  Termine  anfangen. 

All?eincine  «irtlisf-haftlichc  GrüniK-.  di':  vcrsrliicd.  ri-'  BcwcgTiDi:  d^r  Kinu.ilm^tfn 
und  Ausgaben  nach  dea  Jabr^izeiteu,  namentlich  aber  Kucksichtcn  auf  die  gceignetMe 
Zeit  der  pariament  Beratbuntf  des  Budgets  machen  einen  anderen  Aufaagstenän  ab 
den  1.  J.III  rifl!-?;im.  Diese  Erwäpun?  hat  mehrfach  zur  Annahme  andrer  Finanzjahr»^ 
als  der  Kalenderjahre  geführt,  so  in  Urosübhtaunien«  im  Deutschen  Heirh,  in  Prcu>:>eu. 
wo  (in  beiden  letzten  seit  1.  Apr.  1S77)  das  FinJ.  am  1.  Ai»rit  beginnt  ;  so  jetzt  ancb 
in  Wurtemb.  u.  Gr.  Hessen.  In  Nord- America  ist  der  1.  Juli  der  Termin,  ein 
Zeitpunct.  den  Lcroy-Beaulieu  (II,  D)  auch  für  Frankreich  cmpliehit. 

105.  —  3.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  cor 
Kategorie  „Raum''  unterscheidet  man  nicht  nur  die  Btaatsbaas- 
halte-  und  die  Etats  der  versohiedenen  Selbstverwaltnngs- 
körper,  sondern  auch  in  den  ersteren  wieder  den  Etat  für  das 
ganze  Staatsgebiet  and  die  Staatshaoshaltsetati  ftlr  elnselne 
ChebietBtheile  (Provinzen  n.  s.  w.). 

Froher,  vor  der  Enetzung  des  ..Provincialsysteias"  mit  eigenen  getnnnten  Ver* 

wulfTinc^sdrparteiiicnts  filr  jrde  Provinz,  Gruppe  von  Provinzen,  oder  „Lan.i>.  h  vff 
durch  das  ccntraliätische  „lieakybtem'\  war  die  getreuitte  Führung  de»  Siaatsbauä- 
haltsetats  in  „Provincialetats**  das  Üebliche  und  ZwedtmBsrfge.  Knr  nr  ^nige  heffdts 
zusammengefasste  Verwaltunr^zweigc.  z.  B.  Militarft  «  s-  n.  wurJ.  i»  etwa  ..Geueralctats*' 
der  ceutnüisireudeu  „Genoral- Staatscasse''  geführt»  in  dcneu  bei  den  Eiunahmoa  die 
Uebenchfbse  der  Prorincialetats  ab  Beitrlge  tu  den  Kosten  der  allgemetnen  Stents« 
vervaltungszveifTc  erschienen.  Die  neuere  i>olitisrhe  Eutvicklong.  die  Eiaführung 
allgemeiner  Vtirtr  ttmcrsorganc  der  ganzen  Staatsbcvulkeriinu  und  linanzicclmis«. bc 
liacL^ichten  haben  mit  Kecht  zum  „Prindp  der  iiscaUscbea  küsseucluhdt "  and  zu 
einheitlichen  StaaishaushaUetats  tax  das  ganze  Staatsgebiet  fefübit.  Einietno 
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Uestc  de*  älttircu  Syskuis  liabcu  sich  aber  uituntur  erbalUin  odur  Huden  sich  iii 
Specialetats  des  Hauptfinanzelats  noch  hic  uud  da,  oamealUcb,  weun  in  gewiäsan 
Eiorii  htu)i>'-  !i   /  B.  im  Sti.-uerwi>br>n  ])rovinzicIle  Abweichangen  geblieben  aind  (Stevern 

der  ilohen/Liiii  rn  äschen  Landf  im  pieuss,  Etat). 

4  Endlich  ist  unter  den  Arten  der  Etats  uoch  der  Brutto- 
und  der  Netto ctats  zu  erwähnen.  Die  erstereu  enthalten  bei 
den  Einnahmen  die  Kosten  der  Gewinnung,  Bewirthschaftong,  des 
Betriebs,  der  Erhebung  mit  in  sieh,  die  letzteren  ftihren  nur  die 
Reinerträge  auf. 

Princii^elleB  darikb<  i  u  i^.  KK). 

Die  conäcqaente  tcrlnuschc  Diirchfulirnnsr  il- r  Brutto-  wie  der  Vottoetatisirang 
bietet  manche  Seh«'ieiigl»eiteu  und  bt  ahüolut  «^citau  kaum  /.u  erreichen.  Das  ge- 
:)chichtlich  Aeltere  sind  die  Ncttootots,  ilaü  tinanztcchniäch  und  bndgetrecbtlidi 
Kichti^c  die  Bruttoetuts.  die  ab  r  «o  aiii'p^estellt  und  eiiig«>riclitet  dein  aiQsscn,  da» 
sich  der  Nettoofat  darans  It-icht  horstcUcn  libät 

106.  ('.  Ji^inriehtung  uud  Form  der  Etats.  Der 
Etat  ist  ein  Kec hnnngsanschlag.  Aus  diesem  seinem  Wesen 
folgen  die  Ani'orderangen  binsiehtlich  seiner  zweckmässigen  Ein- 
riebtang  nnd  Form. 

Aoch  iHer  liegt  zuuach>t  eine  tecliui^  he  Auf;L'abe  vur.  bei  deren  Lösailg 
aber  wiedf^r  rechtlirbf*  <iesi<  htspunctc,  ..budqct-  oder  etitsrcrbtÜ«  .  om  arriren. 
NainentÜch  nrhtet  sich  nach  letzteren  dir  Bedeutung  der  uinzclnoii  ivubhken  tm^l- 
Poeten  (Abtheilungen,  Kapitel,  Sertionen,  Titel  u.  w.)  des  Etats  und  viid  dann 
:tuch  darin  mit  Uticksicbt  auf  die  budgetrechtlirlie  n.'lr-ntiitij;-  solcber  Po-:feii  mohr 
oder  weniger  specialisirt  ^§  117).  Im  Uebrigeu  vn  (ins  ailgemeinc  Schem  des  Etats,  wenn 
einnul  daa  Piindp  der  Etattsirong,  Brutto-  oder  Nettoetat V"  fest:ite1it,  ein  dufcb 
ite  Sa<iic  seihet  gegebenes,  das  sich  daher  auch  zeitlich  und  Srtlteh  nur  in  Keben- 

poncteii  vei  iiidt  rt. 

1.  Der  Uauptfinanzetat  und  seine  Theile,  die  Hauj)!-  und  die 
Speciaietats  (§.  103)  zerfallen  zunächst  vielfach  in  einen  ordent- 
lichen und  einen  ansserordentlicben  Etat,  eine  Scheidung, 
welche  principielle  Bedeutung  bat,  dieser  gemäss  dann  auch  richtig 
darehgefUhrt  werden  sollte,  aber  in  der  Praxis  Ofterg  eine  mehr 
ftiueerlich-formale,  als  innerlich-begrUndete  ist.  Die  wissenschaftlich 
und  practiseh  werthvolle  Unterscheidung  mttsste  sieh  bei  den  Ans- 
gingen  (Ausgaben)  an  die  oben  in  §.  62,  ^  erwähnte  Trennung 
des  Fmauzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen»  ,,naeh 
den  iuMfen  Moment  der  Daner  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erxidten  Wirkungen'^  und  bei  den  Euigängen  (Einnahmen)  an  die 
oben  S.  65  i*.  aufgestellte  Deckungstfaeorie  („Steuern  oder  Sohnlden  ?") 
anknüpfen.  Das  Streben  in  der  Praxis  des  Etatwesens,  dies  lu 
than,  ist  auch  ersiehtlieh,  aber  ea  wird  selten  streng  und  folge- 
fiehtig  verwhkHdit 

l>ies  gilt  2.  fi.  auch  vun  der  prcuüs.  eiatäiunasigcu  Scheidung  von  ,4ürtdauemdeu" 
lAd  «.^insaUgon  und  nuaaefordendiehen**  Ausgaben  und  von  de^enigen  der  „ordent- 

15* 
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liehen"  und  ...nHscronlcntIiclu*ir'  Kiiiuabmuii.  Unter  den  fortdauerndon  Au>5jabea 
bildet  zwar  der  wirkliche  ordcntl.  Rclnrf  (das  „Normalerfordenite"  §.  das  Gros. 
r\bcT  zahlreiche  mehr  oder  wciiio;er  erheblicho  Posten  ...insserord."  Aiisanh  ri  im 
wissenschaftlichen  Siouo,  für  priiat-  und  btaatswirthsch.  Kapitalanlagen,  belinden  Mch 
ancb  daninter.  In  einem  grOiseren  Staatsbaosbalte,  wo  sich  derarrixe  Anagaben 
ziemlich  regelmässig  wiederholen,  lüsst  sich  fiir  <li''  Eiiir-iliiiriir  il-TM'l'i'^n  nnu-i 
ord.  Ausgaben  practisch  Manches  sagen,  aber  das  Williiiubrlicho  i:»t,  da&$  dann  wieder 
andero«  l^anz  Tehrandte  Posten,  z.  B.  fiir  grossere  Nonbaaten,  in  das  Ettnordinarfoni 
kommen.  Bei  Vergleichen  verschiedener  Jahrescfats  desselben  Staats  wie  der  Etats 
der  verschiedenen  Staaten  mUsste  man  daher  die  Etats  erst  Posten  für  Posten  zer- 
gliedern. Auch  unter  den  ordentlichen  Kianahmen  befinden  sich  in  Prcus^en  nnd 
anderswo  m^tithc  Posten,  wefcho  als  eine  Vftnnindcrun;;  der  Substanz  des  Staatsr>  r- 
rnögens,  z.  B.  bei  Verkäufen  von  Domänen-  und  ForsigrundstUckm .  tiirriitü  h  cni' 
ausserordentliche  Einnahme  bilden,  gleich  der  Schuldaufnahuie,  otiei  wcU;iiu  implicitc 
auf  letzteres  hinauslaufen  (/.  B.  im  neusten  preusä.  Etat  f.  IS'<'3,S1  die  Einsetzung  der 
nur  erst  zum  kli  inen  Theil  zu  Pensionszahlunucn  verwnii'Ifi  n  .'>  "  „ i-.  u  Z  ililmiir«  ii  dtr 
Beamten  aus  ihren  Gehalten  m  den  Beiträgen  für  Versorgung  der  V\  iiiwen  und  W  aisen 
anter  die  laufenden  Staaisoinnabmen  zur  Decitunf  der  laufenden  Ausüben).  Unter 
tliesen  Umständen  i^t  <ii''  Blt  rhmin'jr  des  ..Defii  it-'*  ui'  Ii  ^ftls  /i.  itilii  Ii  willkuhrlich 
(§.  77),  —  in  soliden  ilausbalteu,  wie  dem  preussiscben.  die  wirkliche  Lage  meist 
günstiger,  als  diejenige,  urctcho  in  dem  ,,rechnungsmits^ig<>n  Deficit**  hcrrötlrfft. 

Prineipiell  ist  eine  sobarfe  und  consequeoto  Scheidung  ron 
ordentlichem  nnd  ansserordentHehem  Etat  auf  beiden  Seiten ,  der 
Ein-  nnd  der  Ausgänge,  unter  Befolgung  der  oben  aut'gcstelUen 
Grundsätze  für  die  materielie  Ordnung  des  Itffentlichen  Hausballs 
(B.  Kap.)  berechtigt.  Sie  darf  nur  nicht  dazu  dienen ^  die  Lage 
des  Hanshalts  durch  willlcOhrliche  Einreibung  ordentlicher  Bednrfs- 
po.stcn  in  den  ausserordentlichen  Ktat  und  ausserordentlicher  Kiu 
gaug.sposton  in  den  ordentlichen  l^tat  ,^llnsti^'cr  oder  durch  das 
umgekehrte  Verfahren  sie  uiigUustigcr  als  der  Wahrlieit  »e- 
niiisM  erscheinen  zu  lassen.  Auch  letzteres  ist  bedenkli(;h  und  liilul 
uiüghchcr  Weise  zu  falschen  rinanioperationen  und  einer  unrichtigen 
Bedeckunr:;.  L'ngleicli  betienklicher  und  practiseh  get^jlhrlirhcr  ist 
aber  das  erste  Verfahren,  das  unsolith  i  I'inanzpolitik^  leiehtJ>innif;oni 
Schuldenniachen  und  einem  grundsätzlich  verkehrtem  bedcckuog^ 
System  Thor  und  TtiUr  ötVnet. 

Es  gehtfren  demnach  in  den  ordentlichen  Etat  and  mttsseo 
darin  genau  siciithar  gemacht  wei'den:  bei  den  Eingftngen  die 
sogen,  ordentiicbeu  Einnahmen  (oder,  richtiger  gesagt,  die 
tlberhaupt  nur  so  zu  nennenden  ,,Einnahmen^O  nebst  dem  etwaigen 
Znscbuss  ans  ausserordentlichen  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  des  ordentlichen  Etats;  bei  den  Ausgängen  die 
ordentlichen  Ausgaben  nebst  dem  etwaigen  Ueberschnss 
in  diesem  Etat,  welcher  für  die  Verwendung  im  ansserordentliebeii 
Etat  zur  Verfügung  bleibt  Die  Einstellung  jenes  Zusehussea  oder 
dieses  Ueberschnsses  als  besonderer  Posten  in  den  Etat  empfbble 


Digrtized  by  Google 


Eturiclitttnf  nnd  Kurm  dor  £tau.  229 

siob  allgemein,  um  diesen  wichtigen  Inistnnd  recht  deatticb  zu 
maebeo.  In  den  ausserordentliciten  Etat  gehl>ren  dann  bei 
den  Eingängen:  die  Ausserordentlichen  Deckungsoiittel  nebst 
dem  etwaigen  Ueberscbnss  des  ordentlichen  Etats,  bei  den  Aus- 
gängen die  y,ausserordentlicben  Ausgaben''  (naeli  deren  drei  grossen 
Kategorieen  getrennt  |.  63)  nebst  den  etwaigen  Zuschüssen  zur 
Deckung  des  ordentlichen  Etats. 

Die  Praxis  bietet  ancb  beute  noch  msDclic  VcrscbfodenlieitcD  in  der  Aufstellung' 

des  Ktata,  vas  eine  Bciirtlicilnn?  iti  ricinasaheit  der  dargclcpton  firimdsat^c  und  eine 
Vcrglcichuiig  äclir  erschwert,  bo  werden  z,  Ii.  iü  Prcusscji  im  Staatshausbaltiictat 
(llaoptHiiaiizclat)  bei  den  Ausgaben  die  dauernden  ron  de»  einmaligen  und  ausscr- 
efdcntliclien  getrennt  und  bei  den  dauernden  wieder  die  „künftig  wegfalleuden"  neben 
der  Hauptsutnmc  brsondors  lienorgdiobcri  (im  Ivegier.entwiirf  f.  lHi>3's4  /.  n.  mit 
I0  067,&T0  von  1.015,47,'i,186  M.  im  Ganzen).  iJei  den  Kinnahmen  wird  abci  nur 
in  den  Si>ecialctat3  zwiijcbon  ord(;ntlicbcn  u.  ansscrordontlichcn  dadurcU  nnteriichiedon, 
dass  aus  der  Bezeichnung  des  einzelnen  Postens  sciti  '  Zngcliörigkeit  zu  der  einen 
der  bci-leo  Kategorieen  crächcn  werden  kann.  Selbst  die  Eingänge  auä  Anieibou  cr- 
sebeinen  bier  nur  als  ein  Titctposton  des  Kapitels  „allgemeine  Finauzrerraltung**  und 
hinf]  iii  der  ei«'  ii  All^<  lilusszill-T  der  .iKinimbrni-n"  mit  enthalten.  So  rcrschwindet 
bier  der  Posten  der  durch  den  StaaU>crudit  ben  irktea  Kingüngo  und  ordeuilicUcr  und 
ansserordcntlidicr  Etat  werden  anf  der  Ein<raiigäseite  rcrscbmobwn ,  —  was  gewiss 
nirht  zweckri.i -^ii:  ist  —  In  Kraul  r*  ich  wird  das  ordentliche  Ausgabebudget,  für 
dessen  Deckung  die  ordcutUcken  Eiauahoicn  nebst  den  etwaigen  licber:>chus-)cu  der 
Vorjahre  dienen,  vou  dem  anf  „ansserordentlichcn  Hilfsquellen '*  fondirtcn  Ausgabe- 
badgct  unterscliieden.    In  0.  <trrrcich  werden  bei  den  Ausgabe«  die 

orderiflirli  Ml  u.  ausserordentlicli'Mi  ti  i  in.t  -I-  ncn  die  ..Ktntialuncn"  neb>t  dem  durch 
Ank'ihoii  Tiiid  andere  ausserordeiitlicli-'  MritL-l  /u  deckend.  ;!  .,I>ofi^  it"  jre<rcnuber  stehen. 

ij.  107.  —  '2.  Jeder  vollständige  Haupt-  wie  iSpecialetat  ent- 
hält zunächst  die  zwei  äeiteu  der  Eingänge  (Einnahmen) 
nnd  der  Ausgänge  (Ausgaben),  die  bei  grösseren  Etats  ]njit(r- 
einander  aufgeführt  werden,  wobei  bald  die  Eingänge,  bald  die 
Ausgänge  voranstehen  Da  letztere  das  eigentlich  bestimmen rle 
Moment  fttr  die  Höbe  der  Eingänge  sind  (§.  Ol),  so  ist  es  logisch 
richtiger y  sie  voranzustellen.  Innerhalb  beider  ^^citen,  von  der 
grdsseren  oder  geringeren  Specialislrang  noch  abgesehen,  werden 
die  etnxelnen  Posten  und  Gruppen  ron  solchen  in  systematischer 
Zusammenfassung  nnd  Reihenfolge  eingestellt.  Man  kann  hier 
entweder  nur  nach  der  inneren  Zusammengehörigkeit  nnd 
Verwandtschaft  der  Einnahme-  nnd  Ausgabeposten  selbst  oder 
nach  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  den  grossen  Ver- 
waltung sabtheilun  gen  (Ministerien)  und  wieder  innerhalb 
der  letzteren  nach  innerer  Znsammengehörigkeit  der  Posten  rnbriciren. 
Diese  zweite  Methode  entspricht  am  Meisten  den  Consequenzen 
des  modernen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts,  insbesondere 
dem  I)  u  d g e  t  re ch  t*'  und  der  verantwortlichen  SLcilung  der 
Ministerien  und  hat  sich  daher  jetzt  mehrfach  auch  Itlr  die  Kubri- 
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cimiig  der  Einnahmen  eingebtlrgert  Fttr  diejenige  der  Anegabeo 
ist  sie  schon  älter  und.  Hegt  sie  auch  noch  näher.  Sie  geht  hier 
in  die  erste  Methode  der  Rnbricirnng  mit  Aber. 

In  manchen  constitutionellen  Staaten  des  Contiueiitä  besteht  jct/t  in  der  Babri- 
cirang  dor  Einnahmeu  wie  der  Ausgaben  nadi  MmistArion  (und  ähnlichen,  dies«» 
coordinirten  Behörden)  im  Grossen  und  Ganzen  eine  gewisse  Glcichuiilssigkcit .  iui 
Einzelnen  linden  sich  aber  immer  noch  viele  Unterschiede.  Das  britische  Budge», 
«ach  (las  Ii  I)  r  il  II  in  erican  i  s  ch  e  weichen  erhebliclier  nb.  Veigleichongcn  der  Budget» 
verschiedener  Staaten,  auch  Mtcis  der  älteren  und  neueren  Badj^ts  desselben  Staat« 
verlangen  so  noch  heute  viel  Vorsicht. 

Beispiele.  In  Preassen  zerfUlt  der  Etat  in  die  zwei  Haaptabtbeilungen :  EIä- 
nahmen  und  Ausgaben.  Die  ..Einnahmen"  im  Et.nt  w<-n1.:'ri  in  LTTossen  Abthcilf;'  - 
,,einzelae  Einuahmezweige",  ,J)otatiouen  und  allgemeine  Finaiuvcrwalttuig"  und  ...Staat:>- 
rerwaltangseinnaliitten*^  geschieden  und  inneiiialbder  ersten  nnd  dritten  Äbtbeiluiig  nadi 
Ministerialdt'iKufLments,  von  denen  dit^  Einnahmen  ressortiren,  postenweise  eingestellt. 
Bei  den  „fortdauernden  Ausgaben"  tritt  der  (.'haractor  des  Bruttobudgets  scharf  hervor. 
Sie  zer&Uen  auch  in  drei  grosse  Abtheilungen :  „Betriebs-,  Erhebungs-  u.  Vcrwaltungs- 
kosten  der  einzelnen  Einnahmezweige " ,  ..Dotationen  (wobei  die  OfTcntl.  Schuld)  und 
a!!£^pni«ine  Finanzrfrwaltung"  und  Sraatsverwaltungs- Ausfall»  u  * .  in  der  1.  und  :: 
Abth.  wieder  Kubiicirung  nach  Ministerien.  Die  üebersichi  wird  durch  die  Trennuu;. 
der  Boherträge  nnd  der  Betriebsaasgaben  der  sogen.  „  Betriobsvenraltungen "  etw&a 
er^f^hwert.  Die  „eininalifren  und  ausserordentlich  in  AiiSL^alxu"  werden  ebenfalls  nach 
Ministerien  rubricirt.  Die  Einnahmen  stehen  im  Etat  voran.  Lmgekehrt  i»t  es  im 
Etat  des  Deatschen  Reichs.  Die  „fortdaaernden**  Aasgaben  werden  hier 
thells  ua<  Ii  A'erwaltungsabtheilungcn  (Reichsämtern)  und  innerhalb  der^f  lbcn  nach  doa 
einzelnen  Yerwaltuugszwecken,  Üieils  nach  Uaopt- Venraitaugszweckuu  i^ßeichfitMUmld. 
Eechnnngshof,  allgem.  Pensionsfimds,  Reichsuiralidettfends)  cnsunmengeliMst  im  "Etat 
anfjjt'fahrt.  Bei  den  „einmaligen"  Ausgaben  erscheinen  noch  einige  weiter« 
Hauptrubriken  (n.  A.  im  Et.  f.  f.  d.  Post-  u.  Tclegr.verwalt,,  f.  d.  Reichs- 

drackerei,  f.  d.  Eisenb.verwalt ,  f.  Au.sgalji  n  in  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich, 
f.  Deficit  f., Fehlbetrag"]  des  Ilaush.  f.  Iv^o  si,  t.  15.  tti  di^fomls).  Die  Eiunahmt-n 
werden  nach  d*  n  grossen  Onell-  n.  aus  denen  sie  fliessen,  rubricirt.  T?ei  den  Betriebs- 
verwaltungen ^robt-  u.  Tdegr.verwaU-,  Reichscisenb.verwalt.  [Els.lothi.  Hahncnj.  Keich»- 
dmckcrei)  werden  die  Bmtteetnnahnieu ,  die  Betrielnausgaben  und  die  Ueb<:r3chuMr 
im  Einnnhiueetat  aufgrfülirt  ii.  nur  die  Lebern«  hiissp  in  dir  Sunimr  d>  t  K'eicbsfiinnabu'>n 
gebogen.  Die  Kühr.  „au»äerord.  ZuschUSbo"  enthält  Beiträge  au>  Fonds  (so  aus  d. 
Reichsfostungsban'.  Reicfaseisenbahnban-,  Rcicbsfags^Gebftadefonds)  sowie  die  Eingioirv 
aus  Anleihen.  Selbst  zwischen  d<  iii  i>i  iMis>.  u.  <\<  m  Koirhsetat  bestehen  also  er- 
hebliche Verschiedenheiten,  die  bei  Vergleichen  er«t  durch  Umrechnuugeu  aosgegliche«! 
werden  mttosen.  —  Das  Budget  Baiern s  besteht  ans  S  Theilen:  A)  Stsalseinnahtten 
des  lauf.  Jahres  (nach  Einnfihini'  iucllcn .  nicht  nach  Ministerien  rubricirt),  B)  Au^- 
gabcn  auf  die  Erhebung,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  ^narh  den  Einnahmezweigeu 
unter  gleicher  Ziffer  wie  diese  rubricirt  .  C)  Staatsausgabcn  (th.  nach  Hauptausgabe- 
zwecken ~  so  far  d.  K.  Hof  n.  Haus.  f.  d.  Staatsschuld,  f.  d.  StaatSfSAh,  f.  d.  Landtag, 
f.  ßeichbzwecke.  f.  Pensionen  u,  dgl.  (in  Ii  Uubr.],  n.  A.  ni.  .  th  nach  Ministcrial- 
departcments  zusamniengefa-ssti.  —  In  Würtcmberg  ist  das  bu«lji,it  der  Ausgabea 
ähnlich  wie  in  Baiem  aufge^^tcllt,  das  der  Einnahneii  hat  die  4  Hanptrabrikea:  ,gMa 
dem  Kammcrgtit"  find.  VerkchrsanstalK  nl  mit  Brutto-,  Kosten-  und  N>  ttosummen. 
„aus  den  Steuern"  dsgl.,  „Antheil  au  Ueichseiuuahmen ,^uschuss  zur  Deckung  der 
oontmctl.  Tilgang  der  Ebenhjmlehen**.  —  In  (West-)  Oesterreich  werden  di«> 
Aufefjalii  ji  }rV/.t  na*  h  Ministerien  und  einzelnen  scl>>st"indi;xen  Hauptzweckt  u  iCnüIisf. 
Gabiuctäkanziei ,  iCeichsrath,  Keichsgedcbt,  Ministerrath,  Rechnungähof,  Pensionen, 
Dotationen  nebst  Snbrentioncn,  Stsatsschnld,  Antheü  an  den  gemeins.  AnsgabcB  der 
Gesammtmonarcbie).  die  Einnahmen  gleichfalls  grösstentheils  nach  Mini^t<  li'  U  (alt 
tjnterscheidaug  der  Quellen),  ausserdem  nach  einigen  selbständii:vn  Zweigen  rubricirt.  — 
In  Frankreich  wird  das  ordentl.  u.  auiüscrord.  A  u  sgabe  budget  jetzt  nach  Mini- 
sterien aufgestellt  beim  Finanzmin.  stehen  die  öß'entl.  Schuld,  die  Dotationen  ft. 
Aasgaben  f.  Pr&sidont,  Parlament,  Ehrenlegion.  Zuschösse  x.  Mahneinralidenhaae. 
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fern<»r  die  ErhebungskoHten  n.  s.  v.  der  Steii«;rn  ti.  ftftentl.  Einkunft«,  welche  von 
«iieäctu  Miaisterium  rerwaltet  weiden).  Am^h  di«  Nebenbudgets,  113),  dasjenige 
der  auf  SpecialeionaluneA  firadirten  Ansi^bcii  f.  D'  partnments  u.  Gemeinden  u.  das- 
jenige dtr  tiiTviccs  rattachcs  pour  ordre  an  binlj»  t  tir  raiini  c.  vreriien  in  der  Ai^^abe- 
seitd  nach  Ministerien  rubricirt  Dagegen  fuhren  die  Kinnahmebudgets  in  trankreich 
die  EiDiuiliinen  nach  den  Qaellen  allein  znsammengc^fasst  ant  —  Letzteres  gilt  von 
dem  auch  sonst  vielfacli  abflrRiclKinh'n  britischen  Budget,  das  l)ci  den  Ausgaben 
nach  Zwticien  derselben  und  unter  BerUckächtigung  der  staatsrechtlichen  Trennung 
des  stabilen,  aof  drai  consolidirten  Fonds  iMmbenden  und  des  lahresbadgets  (s.  o. 
§.  64 unterscheidet.  —  In  Italien  sind  die  Ausgaben  im  Budget  n.\(h  Ministerien, 
mit  cigenthümlicher  Unterscheidung  von  Kategoriecn  innerhalb  der  Ministerien  (l  wirkt. 
Ausgaben,  I[  Bewegung  der  Kapitalien,  III  Eisenbahnbau,  IV  Compensationen),  die 
Einnahmen  nach  den  Quellen,  mit  anulo-^i  r  Unterscheidung  nach  diesen  Kategorieen 
rubricirt.  InKnssland  werden  die  Ausgaben  im  Etat  naf  h  ein/  In  n  selbstitndigen 
Zwecken,  uberwiegend  aber  ebenfalls  nach  Ministerien,  die  Kiituahmen  nach  QucUen 
mMauDengefiast 

§.  1U8.  Die  RnbriciruDg  der  ciuzeluen  Kategorieen  und 
Posten  von  Ansgahen  und  Einnahmen  im  Etat  wird  sich  immer 
mit  nach  tler  Verwaltnngseinrichtun^r  des  concrcten  Staats  richten 
niti^?sen.  Auch  in  den  einzelnen  Ministerien  nnd  Dienstzweigen 
ergeben  sich  Eigenthümlichkeiten  aus  speeiollen  Verhältnissen. 
Mitniitt  r  hat  man  aber  hier  gewisse  durchlaiit  ende  kategorieen 
eiri„^e!iihrt,  nach  denen  gegebenen  Falls  in  allen  Speeialetats  unter- 
schieden wird.  Dahin  gehört  bei  den  Ausgaben  z.  R.  die 
Unterscheidung  von  „persönlichen"  und  „sächlichen"  im 
prenssisch-Deut sehen  Etat,  welche  richtig  darcbgettthrt  einen 
allgemeineien  Werth  beanspruchen  kann. 

Die  ,.p*r--t}nlicheii**  zerfallen  hier  wieder  in  „Besoldungen".  „Wohnungsgeld- 
Zuschüsse  für  die  Benmtrn"  ti.  ..nndcrc  pcrsi'^nürhe  Aii»;r;ibcii'*  worunter  IVüfung's- 
gcbuhren,  Bozablnng  von  iiilfsurbeitern.  pcräönl.  u.  Locakulagea  f.  Beamte,  ausserord, 
ReffiuneBatfonen  f.  Sahalteni-  n.  Onteri>eamte).  Die  ,^cliliclien*'  Aasgaben  umfassen 
BQreaubednrfiti::Si  .  iiu  l.  Bei*  iichtung.  b'euening«  Reise»  n.  Fahrifoston,  Miethen«  aber 
auch  Diäten  od' r  Tugugelder  u.  A.  ni.^ 

Bei  der  Rabrieimng  der  Eingänge  ist  vetn  finanzwissen- 
scbalUiehen  Standpnncte  ans  die  Forderong  zu  stellen,  dass  nach 
dem  finan stellen  Cbaraeter  der  Eingänge  unterschieden  wird. 
Daher  mtlssten  namentlich  die  ordentlichen  und  ansserordent- 
liehen  Eingänge  scharf  getrennt  nnd  bei  beiden  wieder  die  - 
finanziell  gleichartigen  Posten  mbrikenweise  vereinigt  und 
so  Ton  den  anderen  getrennt  werden.  Dies  geschieht  jedoch  kaum 
in  einem  Etat  ganz  folgerichtig  und  in  venichiedenen  Haushalten 
nieht  gleichm&ssig.  Theils  ist  daran  die  yersohiedene  Termi- 
nologie schuld,  die  in  der  Praxis  noch  mehr  als  in  der  Theorie 
sehwankt,  z.  B.  hinsichtlich  des  Begriffs  privatwirthschaftliohe  Ein- 
ktint'te,  Gebühren,  Steuern  und  wieder  „directe*'  und  .,indirecte*' 
Steuern.    Theils  richtet  i»ich  die  Kubricirung  der  Einnahmen  auch 
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hier  mit  nach  VerbäJtDisseB  der  Verwaltnugsorganisation, 

der  Ressorts  der  Ministerien  und  anderen  Behörden,  was  dann 
wieder  zu  Abweichungen  in  der  Rubricirung  von  der  tiuaDzwis.seu 
scbal'tlicli  licbtigen  ilibrt.  Hier  wird  sieb  die  Wissenscbalt  be 
scheiden  mtissen,  da  das  Etatwesen  docb  zunächst  practischcn 
Zwecken  dient  und  diese  demnacb  voi  angeben.  Bei  der  kritischen 
Beurtbeiiiing  des  Etats,  bei  finanzstatistiscben  Vcrgicichuugen  musN 
aber  auf  das  Ineorrecte  solcher  practischer  Jtubricirungen  RUcksielii 
geuüninien  uud  das  Material  der  i'^tats  für  manche  Scblossibiehungen 
erst  Uber-  und  umgearbeitet  werden. 

S.  über  die  T<  rijiiiiulu;;ic  in  Betr.  Joi  Eiiiiialiinen  unten  Buch  ',i  u.  specivll 
in  Betr.  der  (icbOhreu  u.  Steuern  Band  IL  namcnti.  277  u.  §§.  829  fl.  Die  gc- 
ttchicbtlicbe  Entwicklung  und  der  technische  Zusammenhang  der  Dinge  haben  z.  B. 
in  Pieusscn  dahin  geführt,  dass  die  Stenern  und  Steuer-  und  gebtlhrciiartigen  Ab- 
gaben von  Privathf'rErvcrkeri  nur  als  ein  hcsondorer  Eirinahiiufit-jl  des  Eiimahuiek.^jjifel^ 
„Vcrttraituug  iur  Berg-,  lluttcu-  u.  Saliucnwcbcn"  erscheinen,  al&o  in  Vcrbiii'iiJMjj  mit 
Einnahmen  ganz  anderen  Charactcrä,  mit  prirmtwirthschaftlichon  ans  Staate-  Berg-  fu 
Hfittenverkcn.  Die  eigcnthUmli'^lii'  Vorm^njrnnrr  des  (Ji-huhron-  und  li-  s  \  crk.-lirs- 
8tener-Momcntä  bei  den  sogen.  „Justizgebubren  *  ^Gerichtskosten),  Kegistcrabgaben  und 
in  der  Form  des  Stempeb  erhobener  Abgaben  Stempdateiieni*'),  etne  gf^hichtlieli 
fiberkouimene  und  iui  uiodernen  TJerlil  di(!Hcr  .\bgaben  noch  vorhandene,  völlifr  au>  1t 
kaum  zu  beseitigende  VcriuengUAg  (s.  Band  II.  Fio.  S.  2U  Ii.),  oöthigt  auch  in  der 
Etadsirong  dieser  Einnahmen  zttr  Znsammenfabenng  solcher  heterogener  Poaten.  Die 
Erbschaftssteuer  verschwindet  dann  als  selbständige  Hubrik  wohl  ganz  in  der  Haapt- 
rubrik  „Stempelgefälle  n.  Gebuhren  von  ßcchtsgcschüften "  (so  früher  in  Jfreussen  u 
a.  deutschen  Staaten,  jetzt  noch  in  Frankreich.  Oesterreich  u.  s.  wX  Aach  je  nach 
der  ErhebnngsfoTu  muss  eventnull  eine  Einnahme  im  Etat  unter  anderer  Rubrik 
erscheinen .  z.  B  wieder  hei  den  ebengenannten  Abgalicfi .  je  nachdem  sie  mittelst 
SteuipeU  oder  unmittelbar  erhoben  werden  Fin.  II.  ^ij.  .H20  fl".).  Die  Teber- 
tragung  der  Erhebung  der  (ierichtritoaten  von  der  Jusiiivcrwaltiin:;:  an  die  Vri  n  .thunir 
der  indirecten  Stciicri)  hni  in  Trenssen  '^'•if  Etat  f.  IS^O'^I  /m  l  uh--  fr-lulif. 
die  ..tierichtskosicn  und  Strafen''  nunmehr  unter  den  ..indirect<'n  Steuern*'  im  Etat 
enchefnen. 

§.  109.  H.  lirutto  und  Xettoetats.  Die  älteren  \Ai\ts 
enthielten  gewübulicb  nur  die  Nettosumnien  iiei  den  liiunalinieii 
und  Ansiraben.  die  neiHMcn  Etats  sind  regelmässig  Bruttoeta  tu». 
Diese  Kntwickhing  ist  tiuauztecbni>  Ii  und  rechtlich  ganz  berechtigt. 
Denn  nur  aus  den  Brnttoetats  crfsiciit  man  alle  Kosten  eine??  öffent 
liehen  Haushalts  (so  besonders  bei  den  Steuern  und  Gebtiinen). 
alle  Belastungen  des  Volks  und  der  Volkswirtbschatt  durch  diei»en 
Uaashalt  (so  ebenfalls  namentlich  bei  beiden  genannten  Posten). 
Ebenso  ist  die  rikonomisch- technische  Leistung  der  Verwallaiig  in 
Bezu^  auf  die  PrivaterwerhseinkUnt'te  und  auf  die  Besteuerung 
und  dat»  GebUhrenweeen  zum  Theil  weaentlich  mit  nach  dem  Ver- 
hältniss  des  Rob*  znm  Reinertrag  und  nacb  der  Höbe  der  He- 
wirthscbat'tnngs-,  Betriebs-  nnd  £rhebnng8kosten  zu  beurtheiien. 
Der  Etat  nonss  daber  alle  Daten  erbalten,  um  diese  VerblUtDiaae 
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riebti^  Übersehen  zn  könneu:  eiue  freilich  schwer  zn  erttillende 

und  vollständig  conseqnetit  und  correet  kaum  in  irgend  einem 
grösseren  öffentlichen  Uaiiöhalt  ertüUte  Forderung,  Je  mehr  privat- 
wirtbschaftliche  Betriebs  Veiwiiltungeu,  wie  DnnKiocu,  Porsten, 
Berg-  und  Hüttenwerke,  t^lisen bahnen,  Fabriken,  Gebühren- 
zweige wie  Post,  Telegraphie,  Monopolverwaltungen,  wie  Salz 
und  Tabak,  mdirecte  Steuern,  wie  Zf5!le,  innere  Verbrauch- 
steuern in  einem  Haushalte,  desto  mehr  steigen  die  Schwiericjkeiten 
der  Bruttoetatisirung  und  desto  h<1her  sind  die  Summen  der  Hrutto- 
etats,  absolut  und  im  Verhältniss  zu  den  Nettoziffein.  Letztere 
müssen  aus  dem  Etat  auch  genau  mit  zu  entnehmen  sein,  um 
schliesslich  den  wirklichen  Geldbetrag,  welcher  für  die  öffentlichen 
Zwecke  verfügbar  ist,  und  damit  die  wirklichen  Kosten  der  Er- 
fttUoDg  dieser  Zwecke  ersichtlich  zu  machen. 

(ieschichtlich  erklärt  sich  »lie  ältere  NettoutatisiiuiJ;;  lus  iJciu  güuzuu  Zustauüc 
des  Alteren  l  inanzwescns  und  dor  I  iMaii/.vcrwaUung  (§.  SB  ä.}.  Eio  groner.  anfang:s 
der  grösstc  Thoil  dt-r  üinjutliclieti  ThiUiuku'itL-ii  rifulirt«  ni  tlicb,  wo  ca  gradu  nötbig 
im,  bestand  aus  Katuraldienüten  oder  wurde  mit  Naturaleiauahmeu  ausgeführt,  dio 
von  den  einxdneo  Beemten  nnd  Behörden  selbst  efoi^fen  oder  von  UnterbehArden 
in  diese  Beamten  o.  s.  w,  direct  abgefölirt  w'tinlrii.  Nur  du:  lAwMgen  üf  borschüsso 
der  Ortlichen  EinDahmestellen  kommen  fiir  allgemeine  und  au  der  CcntraUtello 
erfolgende  Tbätigkeiten  in  Betracbt  und  nnr  für  diese  (7eber8ch(tsie  laf  das  BoddrfniSK 
•'iner  Etatisirnng  vor,  die  ebendeshalb  eine  Keitoetatiairuug  war.  Erst  mit  ihv  I)(irch- 
riogung  des  Gedankens  der  ..fiscalischen  Kussoncinhctt"  112),  mit  der 
grösseren  Centralisatiou  im  Staate  überhaupt,  wobei  die  örtlichen  Offentlicheu 
Tliltigkeiten  eben  doch  auch  als  8 taatHthiitigkeitcu  anerkaunt  wurden,  mit  der  ver- 
mehrten wirtlischaftlirhen  Einsicht  in  das  We«<  ti  lor  „Kosten"  «l*  r  Einnahmen  eiiKis» 
öffentlichen  Haushalts  uikJ  mir  der  Ziehung  aller  Folgerungen  aus  dem  Begritt  und 
Zweck  des  Etats  kam  mau  /m  Brottoetatisining.  Die  neuere  staatsrechtliche  Ent- 
wicklung haf  'Jif><;  (laiiii  vüHsriindig  zur  (ieltung  gol»racb< .  «  ''i!  nur  sie  die  wirklich«: 
Bolaatong  des  Volks  uud  den  wirklichen  Aufwand  der  Verwaltung  ergiebt.  In  Deutäch- 
lud  ist  daher  aneh  hi^nf  die  nenero  Periode  der  ..Verfkssnngen**  von  Eioflaas  ge- 
worden, mitnJi-st.  iis  mit  \'r.r>rljriften,  welche  implii'ite  die  Hriittoctatisirung  bedingen. 
(Leotteies  in  d.  prcuss.  Verf.urk.  v.  1S50  Art.  9U:  „alle  Plinnabmen  u.  Ausgaben 
des  Staats  mtssen  im  Yomas  veranschlagt  und  auf  den  Staatshattslialtetat  gcbraclit 
werden",  wo  im  Wort  ..alle"  die  Bruttoetatisirung  inneliogtX  Die  allgemeine  Darch« 
Akhmug  der  (ieldwirthschaft  hat  ebenfalls  auf  Bnjttootat»  mit  liliiLrewirkf. 

l)ie  äussere  Erscbclnuiijr  eine's  Brutto-  und  N'ettocliiia  ist  natürlich  sehr  ver- 
seldeden:  ersterer  srhlic^^t  uumenilich  ccteris  paribiis  mit  viel  griisseren  Summen  ab. 
Eine  nnniittelbart'  Vorffl-nchbarkeit  so!«  her  Etats  fehlt  gros«fnfIieils.  Da-iiltic  i;ilt 
für  Bruttoetats  von  Staatshaushalten  mit  sehr  >  eräcUicdcue n  EinuahmotiUtiiien 
und  Terwaltnngsaystemen  in  Be^ug  auf  letztere.  Der  Besitz  und  vollencb 
die  eigene  YtTwaltunf;:  fwo  dann  dif  B.-tiicbs-  ii.  ^.  w.  Kosten  ihiroh  dvn  Etat  laiifL-n. 
was  bei  dei  Verpachtung  nicht  der  FallJ  von  älturuii  Domanialobjecten  (Domänen  i.  e.  S., 
Porsten .  Berg-  a.  Uttttenwedten),  von  Staatsetsenbahnea .  der  Post-  u.  Telegraphen- 
betrieh  dt'3  Stauts.  die  eigene  Mouopolverwaltung  statt  anderer  Yerhraiiclisteuerformeu 
Salz,  Tabak),  da^i  Vorwaitea  indirecter  Steuern  mit  Jiöheren  Verwaitungs-  und  £r> 
hebungskosten  vor  directen  mit  regelmässig  niedrigeren  Kosten  bedingen  hohe  Sumuien 
der  Brntto^ats,  höhere  als  in  Haushalten  mit  anderen  Einuabmeverhfiltnisscn.  Daher 
ist  hier  vor  den  nicht  seltenen  obcrAachlichen  linanzstatisitischcn  "S'ers;lcicli<  u ,  z.  B. 
der  beliebten  Berechnung  von  Kupfc^notcn  der  Gesamut-  ^Ivoh-)  Eiunalimeu  und  Am»- 
gnben  zn  vanen  (s.  o.  §.  19).  Die  Stats  der  dentschen  Staaten  Bgniiren  alle  mit 
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rslattv  hohen  Brottoziffisrn  vegen  des  Besitees  giMser  prfratvlithschaMicher,  meiileu 

selbst  rurvaltotcr  Einnulimcqncllea,  abweichend  von  den  Etats  fremder  Stuten,  deoe» 
diese  Quellen  «jrosscnthcils  fehlen.  Der  Einflii.-s  des  S  t  a a  t  s e i s e  n bahn  wcsens  anf 
den  Etat  zeigt  sich  besonders  stark.  Yornomli«  h  in  Volgc  neuer  Verstaatlichung  ron 
Privatbahnen  schliesst  z.  B.  der  preuss.  Kfat  f.  t^'^S/Si  ^Reg:ier,entwurf)  gegen  dcu 
des  Vorjahrs  (verabschioi!.  Etat-  tim  1?M.(»  Mill.  M.  höher  l!0<S!fo*<  trepen  9.=>5-.jS  M.  M. 
nb.  Nach  Abzug  der  ilciunach  im  Wesentlichen  nur  durcbiaufcndcb  Posten  der 
grossen  Betriebsvemaitutigen  reducircn  sich  daher  die  deetachen  Etela  sehr  erheblich. 
Die  ilanti  sicli  ergebenden  Zahl'  u  zoiireii  r  ?  v  ri;lirbf»n  mit  dt^nen  aosUndischer 
Etats  die  rcrhultoissmaiMigo  Niedrigkeit  der  bumuiea,  mit  denen  unsere  Staatithtwshelte 
virUisdisfteii.  Bei  der  groMen  Abhftogiglieft  der  Etate  Ton  den  Betiiebsrenrattiingeii 
liegt  der  (idlaiiki'  doch  nahe,  für  letzlere  nclx  ii  d«  tu  ('i;;.  iitli'  hrn  Staatshaushaltsetat  be- 
soadoro  Etatii  aufitustellen  aod  in  jenea  aar  die  UuberscbUtuie  oder  ZoschOsse  (Deficite) 
dieser  Betriebsrcrvaltungen  einziutellen:  ein  Verblirenf  das  als  Tentaeg  gegen  den 
Grundsatz  der  iiscalis«  hcn  Kasflendnhelt  sonst  meistens  mit  Becht  im  modernen  Etats* 
vesen  beseitigt  ist  (§.  113). 

Folgende  Beispiele  zeigen  den  Eiulluä»  der  lifutto-  und  der  Nettuetatiäuuug  and 
die  gro^n  Untetsohlede  in  enrop.  Staatsimiishalten  je  oacli  der  enrilwten  Gestaltung 
des  Einnahmevesens. 

BruUü-         Betriebs-,  Erheb.-,      "  Netto- 
einnähme         Verwalt.kosten         einnähme  derBratto- 

d.  Einnahmen  einnahmc 
Preusscu  lSS2;b3  042.SM.M.       419.7  M.M.  522.6  M.  H.  55.4 

Dazu  r.  60*/«  Antheil 

an  Keichseinnahmen 

(excl.  Matr.beitr.)        o.   406    ..  „     c.  92      „  c.  914 

Zosammen:  c.  fS4^.ft  c.  611.7  c.  S86.6  „  c. 

Baiern  ISS.H  T2<  T  .    ..  91.0      „  1.17.7      ..  60.2 

West -Oesterreich  l^S2  „  H.        1.'14.0     1  31  Hl'  ..  70..'» 

Grossbritannien  lSbl/S2  S7.7  „  Pf  St.  8.5  „  Pf.  St.  7'J.l  „PI.  St.  90.2 
Frankreich  ord.£inD.l68S  3082.^  „  fr.       817.6  .,  fr.  271.5.2     fr.  S9.5 

Bei  Preasscn  nnr  annäherungswrisrr  AnscMai:  «l-  >  Anth-  ils  an  den  K-'i^hsdn- 
nabmen  (eigentlich  ctwras  höher,  weil  Sudduutschlaud  au  den  Branntwein-  u.  Bier- 
Bteuem  nicht  participirti.  Genaa  glcichwerthig  far  Vergleiche  sind  alle  selche  wÖA 
ähnliche  Daten  nicht,  weil  zu  mancherlei  sonstige  Verschi'  dt  iilu  it'^n  in  d-  r  V.  rburhnnp 
nnd  Etatiäirang  bestebeu.  Aber  ein  ungefähres  Bild  der  ausserordentlichen  ünter- 
schiede  orlHUt  man  doch. 

§.  110.  —  4.  KiiiLheilung  und  Specialisiiuug  d es  P'.tittH. 
Die  tephnisch-sachliche  und  die  rechtliche  Zus3aiünicn;:e 
höri^'keit  der  t  iüzelnen  Posten  des  Etats  pflej^i  durch  die  ausser 
liehe  Z u Sil lu  ni e  11  fa s 8 ung  derselhen  zu  „Titeln",  dieser  /u 
S  e  c  t  i  0  n  e  n  "  oder  „Kapiteln  .  letzterer  n  ieder  zu  A  h  - 
theiluDijeii''  im  Ktat  oder  durch  eine  Eintheilung"  iu  diesem 
»Sinne  angedeutet  zu  werden.  Die  technischen  Namen  und  die 
Gruppen  dieser  Zusanunentassungen  schwanken.  Ihre  rechtliche 
Bedeutung  bildet  einen  wichtigen  Theil  des  „Budgetrechts''  (§.  114  flF). 
Auch  ihre  technisch- sachliche  Bedeutung  ist  aber  fllr  die  ganze 
Ordnang  des  Etatswesens  und  des  Haushalts »  fUr  die  Uebersicbt- 
lichkeit  des  Etats,  für  das  Rechnungswesen  and  die  Gontrole  nicht 
ZB  verkennen.  Je  nachdem  man  bei  dieser  Eintbeilnng  nnd  folge- 
weise  bei  der  Zerlegang  des  Hanptetats  und  der  grossen  Einnahme- 
nnd  Ansgaberahriken  mehr  oder  weniger  ins  Einseine  gehl|  ent- 
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Steht  dauii  eine  grössere  r»der  geriiij^ere  S  p  e  c  i  a  1  i  s  i  r  u  n  g**  des 
^Etats.  Der  xlutstellang  iles  Ktats  selbst  mus>  nntliiiicli  -  wenn 
man  sich  nicht  mit  i^am  rohen,  dcslialh  nur  wenig  hrancbbun  n 
Schätzungen  und  PausclianscliHiirGn  beguii;:! .  was  nur  ausnaliuis 
\vpi«o  zulässig,  wenn  auch  mitunter  unvermeiiliicli  ist,  -  eine  Holcho 
Speeialisinin«;  zu  Grunde  liegen.  Deshalb  ist  es  aber  weder 
technisch  noch  rechtlich  nothwendig  noch  zweckmässige 
in  dem  Etat  selbst,  wie  er  der  Volksvertretung  zur  Genehmigung 
voi^legt  und  der  Verwaltong  zur  Naehachtung,  der  Oberrechen- 
kammer  snr  Grundlage  der  Controle  vorgeschrieben  wird,  gar  zu 
aebr  zu  apecialiairen. 

Viele  Peflten  im  Etat  berahen  doch  not  «if  VefMachUfcaugeii .  für  welche  die 

hercn  GrandlagcD  fchlf^n  .  so  alle  (liejeDijrcii.  w.rl'  lio.  wie  die  sachlioli«"ti  Ausgaben 
^roäfieathoiki  uuU  wie  die  Erträge  der  PrivaterwurUäZwuigc  (Forsten,  Bergbau),  von 
der  Bewcgang  der  Preise  der  QQter  im  Verkehr  abhSngcn.  Je  mehr  m&Q  hier  und 
in  aadenMi  ahnlirhcn  Fällen  eine  ztis;iniim'ti]t;:(!hurigo  Gruppe  von  Einnahmen  und  Aus- 
üben specialisirt,  desto  mehr  Abweichungen  der  wirklicbuu  Ergebnisse  von  den  Vor- 
anscblägen  sind  wahrscheinlich.  Bei  der  ZQüuuuucnfassun;:^  in  einer  grosseren  Rubrik 
winl  •  her  in  Folge  der  entgegongflflctztea  Bewragungon  *!  r  Einzelposten  eine  Aus- 
i^leichang,  daliT  eine  grössere  Üohen«in8tiinmnng  zwisi  heu  Voranschlag  und  Ergcbuist» 
eintreten.  Ei»  gewisser  Spielraum  vun  Ucbcrtragmigcn  zwischen  Einzclposteu. 
Titeln  and  selbst  Kapiteln,  daher  eventacll  die  Aufstellung  des  Etats  in  grösseren 
Rabriken,  ( Ai>theilungen,  Kapitt-ln).  utn  T'elt.  nx  lin  itimij''ii  hier  und  Minilcriiiggaben 
gegen  die  Specialanschläge  dort  in  der  wirklichen  ^le^iahrung  zum  Ausgleich  zu  briogoa, 
enehelnt  inaofein  ab  etvas  ganz  Katdrticbes  gegcntther  der  UnvoUtominenheit  aller  Vo 
amchMtro.  «  .is  «locli  auch  fnr  die  bridi^ctr' rhtli' hi"  rras:c  §.  117)  zu  beachten  ist. 

In  PreussoD  zerfällt  der  Etat  in  Kapitel,  diese  iu  Titel  (.mit  bodgctrccbllichcr 
Bedentnnfr,  indem  nach  Titeln  votirt  wird).  Jene  Itthren  fSorttaufende  Nanmem  je 
bei  den  Einnahmen  und  1)ei  (h-n  Aii><i:a'i'  n .  'liii'  h  ilh,'.  in  ffststchendcr  Keiho  sich 
folgenden  Ministerialetats  hindurch.  Die  Titel  haben  in  jedem  Kapitel  hc-x  n<lr>r< 
laufende  Nnmmcrn.  Dieselbe  Einrichtung  besteht  im  Etat  des  Deutschen  Ketchub. 
Eine  jüngste  Neaerung  ist  hier  and  jetzt  (seit  1SS3/S4)  au<  h  in  Preaasen.  dass  der 
UniKiffitiaiizetat.  der  Vcr  -itifachung  und  besseren  L'ebersichtlichkeit  H'(^£;-fMi .  ntir  in 
K.tiiai'ln  duu  rarlauientun  vorgelegt,  wii'  er  ebenso  im  Gesetzblatt  pubücirt  wird. 
Di-:  Titel  stehen  nor  in  den  Speciah  tats  d  i  Anlagen.  -  In  Baiern  zerfällt  jedo 
der  drei  Abtlieilnnsrcn  dfs  Staritsliun^Iialtscfats  in  ..Ziffern"  ("mit  lanf.  Nummer  je 
Uorch  die  AbthciJ.),  diese  in  Kapitel,  diese  iu  Paragraphen.  —  In  Frankreich  zcr- 
DUIt  das  Budget  in  Minist.departements,  diese  in  Scctionen  (grossere  Abthoilaogen). 
diese  in  K'apit'  l  (nn  !i  i  nen  jetzt  votirt  wird!  mit  hiafcndcr  Nommer  Innoihalb  ^os 
Ministeriums,  die  Kapitel  sind  in  Artikel  zerlegt. 

Für  budgetrechtliche  Zwecke,  z.  B.  was  das  Kecht  der  Ueber- 
tragung  von  Ausgaben  von  einem  Jahre  auf  das  andere  (so  bei 
Banfonds)  und  zwischen  gewiflsen  Etatspositionen  verschiedener 
Abtbeilnngen,  Kapitel  anlangt,  werden  wohl  gleich  im  Rtat 
besflgliebe  „Auntcrknngen''  den  betreffenden  Posten  beigelegt 
(Prenssen).  Im  üebrigen  werden  besondere  „Erläuterungen" 
(„Bemerkungen'')  tbeils  am  Rande  im  £tat  oder  in  den  Speeial- 
etats  selbst,  tbeils  nacbfolgend  in  weiteren  AnsfHbmagen  gegeben» 
wesenilicb  zum  Zweek  der  Begrtlndang  einer  Position  ttberbanpt 
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(s,  B.  einer  Oreditforderung)  oder  des  Geldbetrags  dcrselbeu,  der 
Abweichungen  vom  Vorjahre  u.  s.  w.  Das  Alles  zusammen  bildet 
die  „Aulageil"  des  Eiat^j  zu  dencii  auch  wohl  die  Öpecialutats 
selbst  gereehuct  werden. 

Hanclicrloi  Idoiaere  uud  grOi:H:rc  forwolie  VcnchieUeubcituu  liudcu  aich  hier 
Kcwoboheitsmläsif ,  liio  uod  da  aoch  au«  staatsrocIitlfclicD  Orttnden  io  roncliiodoo^o 

Staatsbausliahcn ,  ab  r  im  Wesentlichen  1>' »lelit  doch  eine  gcwi>S(  rebercinstiininuiifr. 
den  Zwcckou  des  Etatä  uod  dor  Erläutorungeo  gom&ä».  —  Wichtig  werden  diese  Er* 
ftoieniDgcn  besonders  da,  wo  bei  Ausgaben  eine  iiotio  oder  sehr  crhohctc  Vor- 
dorong,  bei  Einnahmen  cbenfall«  eine  ncac  oder  verminderte  ]'o^ition  bogrQodet 
werden  soll,  dalicr  /.  itn  j)reoss  -dcntsrbcn  Etatwesen  bei  den  ,. cinumli^cn  rmd 
ausscrordcijüiclicn  ■  Ausgaben,  für  Neubauten,  jrrfissere  MelioraiunM n  u.  ligl.  in. 
Besondore  „Denkschriften"  werden  wohl  in  ehi/.v\n<-n  wichtigeren  Vnlku  beigefügt 
oder  nachträglich  auf  Wunsch  der  Parlamente  oili  r  rl.  r  ..Bu«!,/' t<  umini-^inn  n'*  von 
der  licgicrung  geliefert.  So  entwickelt  sich  um  und  aus  dem  Etat  eine*  grösseren 
Haashalts  ein  grosses  Actcnmatcrial.  das  fQr  die  fMianere  Kanntniss  des  Finanswoaeus 
von  bcd(  ut (  ii(K  ni  W  erthe  ist,  schon  dor  Ucbimichüiohlieft  baibor  aber  ronElat  «elbst 
besser  getrennt  wird. 

§.  III.  —  5.  Feststellung  der  Zahlen  für  sebwaukende 
Ktatspositionen.  Dahin  gehören  fast  alle  Einoabmen,  die  einen 
luebr,  wie  die  Rob-  und  Keinertrilge  der  Betriebsverwaltungen,  die 
Einnahmen  ans  Gebflbrenzweigen,  indireeten  und  Verkehrsstenero, 
die  anderen  weniger,  wie  die  Summen  der  Domftncnpacblen  und 
die  Erträge  der  direeten  Stenern,  fiel  den  Ausgaben  »ind  die 
sacblicben  grossentbeils  bierber  %u  reebnen,  ancb  diejenigen  Ar 
nicht- ständige  Arbeitsdienste,  ferner  unvorhergesehene  Ausgaben 
n.  dgl.  m.  (§.  62).  Tbeils  ist  das  Vorkommen  dieser  Ausgaben 
fraglieh  und  schwankend,  tbeils  ist  ihre  Hohe  und  diejenige  vieler 
Einnahmen  ver&nderlieh  unter  dem  Einfluss  der  Preisbewegung 
und  anderer  Umstände  des  Verkehrs  und  des  Öffentlichen  Lebens. 
Im  Etat  aln  einem  Voransehlage  haiulelt  C8  sieh  darum,  niif  Grund 
gewisser  P'.rlahi  ungöregclu  uud  Muthmas.sun^'eii  ZitVeisiit/.e  zu  ge- 
winnen. Dazu  können  D  u  rch  sc  Ii  u  i  1 1  s  h  e  rcc  Ii  n  u  n  ge  n  nach 
den  wirklichen  Krgel)nisseii  der  ^'(•riahre,  der  ahgt  seldossLMic« 
Jahresdienste  tind  Veranschlagungen  nach  ge\vis>eu  ileob- 
achtungen  im  .Staatsleben  und  im  Verkehr,  hesonders  in  IU"/.u^ 
auf  eine  seit  den  letzten  ab^%'srhlu.sfteiien  Ergebnissen  waiiruehnibare 
veränderte  lüchtung  der  Kinnahnien  und  Ausgaben  (Steigerung, 
Abnahme  des  Verkehrs,  Aenderung  der  Preisbewegung,  der  otVeiii- 
liebe  Thätigkeitcn  bedingenden  Verhältnisse  u.  s.  w.i  benutzt 
werden,  im  lntercs.se  dt  »  wirklichen  Gleicbgewichta  im  Uanshaite 
müssen  namentlich  die  beiden  Gefahren  vermieden  werden,  die 
künftigen  Einnahmen  zu  hoch  und  die  künftigen  .Aiisgahon 
KU  niedrig  zu  veranschlagen.   In  der  „ constitntionelien  Budget- 
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wirthsehart"  liegt  immerliin  eine  i^ewisse  Garantie  ^-Ci^en  diese 
Gefabren.  Die  Parlamente  sind  aljer  den  letzteren  leicht  besonders 
rtH5!^esct7t,  wilhrend  die  Re^icrnngen  elier  v.w  dem  entgegengesetzten 
Febler  einer  Ueberschätzung  der  Ausgaben  und  einer  IJntergcbätzung 
<ler  Einnahmen  neigen. 

Uob'  f  ilic  tfi  hiiiNclii^  Bei'uclitiuiigswoisu  solcher  Etnt'^positioncii  [iHcgen  Vor- 
schririctk  iiu  Veroniiiuii{p>wcRc  Seitens  der  betrelfendca  l^ssortmiuisterieu  {^cgebou  zu 
sein,  thcilä  allgemeine,  tlicils  für  be&ondere  Dienstzwelge.  S.  ttbor  Preasscn  Meissner. 
V<n\v;ilr.kiiiiil" .  I.  in  fr. .  nh'-v  .,  l'rrirtionsberechnurürcn ■'.  Für  die  Berechnung  der 
DurcbiiClinitCc  wcnlon  3  jähr.  Ergebnisse  /u  (ininde  gelegt  und  Abweichaogeu  datron 
flana  besonders  begründet  unter  Würdigung  der  massgebenden  Vurbiltnlsse. 

Besonders  wichtig  und  schwierig  sind  die  Vorausrlil  iltc  für  grössere  Bauten, 
insbcs.  l'Ur  eigeotliche  Neubauten  ali<n'  Art,  die  in  deu  Parlamenten,  so  in  Preussen, 
•.gleich  bei  der  ersten  Creditfordcrung  verlangt  wenicn.  Daröbcr  »  ingehondo  Spccial- 
bestimmungeu,  9.  f.  Prensscii.  Meissner,  a.  a.  (i  S.  21,  III  II".  Wahrend  der 
Bauzeit  erfolgt  r<bo!HMffU!ie  doi  bewilligten,  noch  niclit  Torbrauclit^ii  ('roditc 
das  oder  die  nicltsfi n  Ktaisjahri^.  Der  veraascUlaglo  .Vufwand  kommt  «bei  raten- 
weise bei  den  ^.cinuiuL  n.  ausscronl.  Ausgaben^*  auf  den  Etat  and  nntorlicgt  somit 
|e;I-'  neue  Rate  einer  bc-onclroii  lli  williifniig.  Fiir  die  huift-ridcn  gewöhnlichen 
Reparatur-  u.  Untcrbaltungsliosten  der  Bauten  werden  Pauichsuuimcn  nach  dou  allge- 
meinen GrandsAtzen  ins  Ordinacinm  des  Etats  gestellt. 

§.  112.  —  D.  Einheit  des  Etats  and  Prtncip  der  fis- 
calischen  Kasseneinlieit 

Aoeh  diese  Fragen  des  Etatvesens  sind  doch  zunächst  finanztechnlscbe, 

welche  nur,  wie  manche  der  im  Vorausgohondeu  schon  berührten,  mit  rechtlichen 
rkabu  zusammenliäii!;'  n  und  mm  Tbeil  damit  zusammenfallen.  Sic  Verden  daher  auch 
hier  gemeinsam  !)cliajidclt. 

,,Prinf'ii)  iler  liscaligchen  Kasseneinheit''  iieisst  die  niimlestens 
recUüunf^smässige  Vereinigung  aller  Ein-  und  Aus- 
gUnge  eines  öffentlichen,  insbesondere  des  Staats- 
hanshaltes  in  Einer  Kasse,  bez.  Rechnung.  Die  Consequenz 
dieses  Princips  ist  im  Etatwesen  die  Einheit  des  Etats"  oder 
die  Zusammenfassung  aller  Ein-  und  Ausgänge  des 
betreffenden  Haushalts  in  Einem  Etat. 

Finanz  technisch  sind  diese  Kasseneiuheit  und  Einheit  des 
Etats  geboten,  weil  so  «illein  die  Vollständigkeit  im  Ueber- 
biick  der  einem  Öffcntlicheu  Haushalte  zu  Gebote  stehenden  und 
der  ron  ihm  vervrendeteii  Finanzmittel  erreicht  wird.  In  poiiti- 
seher  nnd  öffentlic  h-reeht liehe r  Hinsicht  entsprechen  sie 
beim  Staatshaushalte  dem  modernen  Princip  der  Staatseinheit, 
aneh  der  Oentraliaation  gegenüber  der  frtlheren  Decentralisation 
und  proWnciellen  Autonomie,  femer  den  modernen  geeammtstaatliehen 
einheitliehen  VertretnogskOrpern  der  ganzen  StaatsbevOlkerang^  im 
Unlersehied  Ton  älteren  provineialstündisehen  Vertretungen.  In 
wir thschaftlj eher  Hinsieht  sind  Kasseneinheit  and  Einheil  des 
Gtäts  die  Oonseqnenz  der  Anffassnng  der  öffentlichen  Haashatte 
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des  Staats  und  der  ISelbstvemaltuagsktfrper  als  eiobeitlicber 
Wirtlisebafteii,  welche  als  „F'iscug"  (Staatefiscus,  analog  bei 
Communeu  uud  Verbänden)  selbständige  Kechtspeisöulicbkeiten  lür 
tinanzwirthschattliche  Zwecke  werden. 

Es  ist  daher  auch  begreiflich,  wenn  sicli  die  tiscalische  Kassen- 
einhcit  und  die  lOinheit  des  Etats  im  Staatb  und  C'omniunalhaus- 
halte  erst  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr,  auch 
jetzt  übrigens  aus  technischen  und  puiiti-chen  Oründrn  noch  nicht 
immer  vuilstäudi^,  durcli-crungen  hahi  u.  Im  >^taate  war  es  das 
Zeitalter  der  absoluten  Monarchien,  welches  den  l^elicrgang  vom 
mittelalterlichen  feudalen  uud  patriuioniaieH  zum  modernen  «Staate 
bildet,  in  dem  sieh  dies  Streben  nach  tisealiseher  Kassen-  und 
fitatseiuheit  deutlicher  zeigt.  £r8t  in  der  Periode  der  verfassungs- 
mässigen Finanzvcrwaltung  nach  der  Epoche  der  französischen 
Kevolution  ist  jedoch  diese  Einheit  im  Princip  völlig  aar  Geltung 
gelangt,  wenn  auch  ans  verschiedenen  Gründen  Nebenetats  (§.  113) 
mitnntery  dann  aber  ausdrücklich  als  Ansnahme  geblieben  sind. 
Ans  finanstechnischen  Qrttnden  und  nnter  dem  befördernden  Ein- 
Ans«  des  neueren  Verfassung«-  und  Verwaltangsreehts  der  Selbst- 
verwaltangskOrper  hat  jene  Einheit  sieh  dann  auch  in  den  Haus- 
halten dieser  Körper  eingebUigert. 

S.  oben  Abscbn.  t  dieses  Kapitob  a  Ihb  ff.   Wafoer,  in  SehSubcrg  » 

Haudb.  II,  4H>  H'.  AcUore  Abncichuiigon  von  Arv  Kabscu-  und  Euuciiibeit  habe 
icb  ber*  its  in  dem  eben  gcu.  Aufsatz,  dem  ich  hier  folge,  auf  drei  ty)>ische  Ver- 
schicdüuhciten  des  Iruhercn  Fi uanzw csens  zurückgeführt.  Itcstc  dieser 
iUteron  Eiurichtuugen  ngen  mehrfach  noch  itt  dk  Ucgcuwart  borcin,  ao  im  deutschea 
Iclpin'itaatlichcn  Finan/we«-».  Ahof  auch  aus  practischcu  Zweckmässigkeit^-  und  aas 
uilautlich-rochtlicbtiu  drUuduu  bat  man  mitunter  noch  jetzt  den  alteren  ähnliche  £Ua- 
richtnngcn  iu  einzelnen  Fallen  befürwortet  und  beibehalten  oder  nea  geschaffeD  (§.  IIS). 
Insofern  hal)i  ii  diese  Din^^i;  nicht  nur  historisi  lies .  sondern  ntirli  ac.tuellcs  Intpres«r. 

Einmal  bildet  diu  früher  beai^Focheod  Kasseulrenuung  in  Landern  mit 
älteror  Undstindischer  Verfaasnng,  wie  in  den  dcatsclitio  Territorien  90) 
eine  charactcristibchc  Abweifhunj^  vmu»  Princip  der  Knsscii-  und  Et  ii>oiijheit.  Hoste 
davon  haben  ücb,  wie  obvn  gezeigt,  mehrfach  noch  iu  dcuutchcu  Staaten  erhaJttB. 

Sodann  bestanden  frQh«r  ancn  fttr  die  etnzeben,  ehemals  selbtt&ndif  et 
Landestheilt  rhu-^  grosseren  Staat>L"'bi*  t:?  längere  Zeit  noch  getrennte  Kassen  und 
Etats,  auch  nachdem  die<  •  L&nder  unter  Einer  Hoheit  (Fürst)  vereinigt  waren.  Ein 
solcher  Zustand  des  1  inanzwesens  cutsprach  den  übrigen  staatsrecbtlichon  und  Vcr- 
waltanpverhftltnisscn.  Die  Einheit  des  Staats  (Territorium^;)  war  tlborbaupt  zunächst 
mehr  erst  nur  in  der  Dynastie  go^.'^obcn.  Aii<-h  im  Zoitaltor  »Kt  nbcr  dii'  alten  Staude 
übfiiegendeu  Monarchie  bat  mau  in  V  crwuluiii)^'^  und  1  iuau/ca  cisi  nach  und  nach 
mehr  centralisirt,  Real>  neben  und  statt  Pronnci8ldo;>artcmcnts  gebildet,  fUr  ..gemeinsame 
Ausgaben"  „gemeinsame  Einkaufte"  gcschailcn  oder  beide  aus  de»  Proviii«  ialfinan^en 
ansgcschiedeu.  So  wurde  in  den  Landern  des  ancien  regime  das  Princip  der  itasseu- 
und  Etatseiftheit  vorbereitet ,  aber  noeh  nicht  erreicht  Die  Staatshanshaltetals  varen 
doch  mehr  nur  eine  YcTbindung  von  Prövimialeiats.  (Vgl.  §  91,  bes.  Riede!  über 
Preuäscnj.  Wo  gegenwärtig  viu  „i^d  nur  durch  Porboualauion  mit  einem  Staate 
verbunden  oder  sonst  polltinch  sethsOndiger  goblleben  ist,  findet  sich  ^ohl  noch  edraa 
den  früheren  Prorincialetnts  Analoges.   (Pinnland,  frOhor  ««ch  KSnfgr.  Polen 
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If«g:oo11ber  RusslandK  In  BaDd«s«taaten  sind  di«  Einzelsta»tS'HaiisliaIte  und  Etats 
aoch  J' II  äIt»!ron      rl;altnissen  vergleichbar. 

Endlich  bildet  das  äUere  System  von  Specialkasseu  uod  £tat&  fOr  Special- 
Zwecke,  für  bestitamte  einzelne  Yonraltungszire«  ke  und  fOr  bestimmte  zur 
Deckung  diewr  AmgAbeii  dieoendo  Ein  nahmen  noch  eine  besonders  characteristiadic 
Abweicliiin!»  ron  der  modernen  fiscaliäcbcn  und  Ehttseinln  it  Oas  Specialkassen- 
System  war  das  uatürlichi?  geschichtliche  Product  dci  aljiiialig<^n  Entwicklung 
uuuer  und  vermehrter  Thätigkeitcn  cino:>  öH'entliehen  Körpers,  der  ilatur  li<  rvortretendan 
Kinanzbt-diirfni.sso  uiiil  il  r  >peci';llcii  Ma.-rsivp<*ln  zur  Beschaffung  der  dafilr  erfordcr- 
lichea  Dcckungbmittel.  Wo  üich  für  letzteren  Zweck  um  ständtädie,  wie  in  deutschen 
Territorien,  «ier  nm  parlamentarische  SteaeibewiUigongen  wie  in  England,  bändelte, 
oder  «'0  dil.'  nb'^nltite  Moiiarrhio,  wir  im  vorigen  Jalirhuudi  rt .  ilocli  aiioh  nur  mit 
Muhe  und  Vorsicht  ucuc  FUiauz4U(;Ucu  :»ich  cröUncn  konnte .  da  hat  sich  wohl  eine 
ganze  Bleibe  von  solchen  „Zwediaesen**  gebildet  Daraus  giu^  neben  dem  Mangel 
an  Cebcrsi«  hfiirlikcit  des  Finanzwescnsi  auch  eine  j^r^l^^e^■•  und  kostspieligere  Ver- 
waltung^rbcit  hervor,  bis  dann  „Cousolidationeu",  wie  in  England,  und  Centralisationcn. 
wie  auf  dem  Contincnte  stattfanden.  (S.  bes.  Uber  die  Entstehung  des  „consolid. 
Fonds"  in  England,  17h7,  und  über  die  ihm  voravsgehenden  GestaltaDgen  Gneiet, 
engl.  Verwalt.recht ,  2.  A.  II,  sMi,  5>40).  Erst  di»»  modonic  Aiiflaiisung  von  <I.  r  Ein- 
heit der  Staatszweckc ,  von  der  principiellcu  ^otliwondigkcit  duc  Ucbernahutu  der 
Terschiedcnartigüten  öii'cntUcben  Thfttigfcciten  nuf  Jen  Staat  und  von  der  Einheit  der 
Finanzmittel  und  d»  r  Finanzvcrw  t  i  ]n');rcn  für  solche  Thätigkeitcn  hat  hier  aber  an 
Stelle  der  Zersplitterung  des  Zwcckkisbcu -Systems  2ur  hscalischcn  Kusscncinheit  ^e- 
Mat  Auch  hier  ist  die  finanzielle  Entwicklung  ein  Product  und  ein  Spiegelbild  der 
EntwickiunL'  der  politischen  Idee  und  Pffontüdi  -  rec  htlicher  V*  rhältnisse.  Im 
Comniiwailiaanzveseo  ging  etwas  Aehulichcs  vor  sieb.  Doch  ist  die  Einheit  hier  ge- 
vdhnlicb  nicht  soweit  ab  im  Stnntsbauslialte  dnrchgcfiihrt ,  vas  sich  mit  aus  der 
cigcotbUmlichen  Art  mancher  Communaltbätigkcit<  n ,  Ix  auinlers  solcher,  welche  der 
materiell-wirthschaftlichen  Sphiire  angehören,  erklärt.  Hier  kommen  dann  aber  öfters 
auch  die  gleich  noch  zu  erwähnenden  Grtlndc  fur  thcilweise  Abweichungen  vom  Princip 
der  Kaaeeneinheit  in  Betracht 

§.  IIH.  Nebeuetatö.    Absolut  vollstäutii^-  löi  die  Kassen 
und  Etateeiuheit  auch  irefrenwHrtii;-  wohl  noch  uirgentb»  erreicht, 
wejin  man  ihr  aiieh,  beeoiuiers  unter  dem  Einfluss  der  neueren 
V^eria^siingsverbäitQisse,  in  den  btaatehausbaiteu  immer  näher  ge- 
kommen ist 

Noch  immer  giebt  es  auch  ein/.<.-lne  Einnalimeu  und  Ausgaben,  die  kategorien» 
«  eise  oder  doch  in  Betrcli  einzelner  Posten  überhaupt  nicht  im  Etat  erscheinen,  weil 
das  für  uonOthig  und  zwecklos  Muhe  machend  gilt  oder  die  Verrechnung  zu  um- 
Mindlich  ist  (i.  B.  Werth  der  Dienstwohnungen ,  der  eigwtlich  in  Geld  f ennscUagt 
ZOT  Einnahme  und  Ausgabe  gehört)  oder  weil  gewisse  Vergütungen  für  amtliche 
Thitigkeitcn  von  Beamten  gleichwohl  —  kaum  nut  iiccht  —  als  deren  Privat bezUge 
gelten  (Gebahren,  Vorleeungshononre). 

Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  auch  gegenwärtig  noch  für 
einzelne,  etwas  apart  stehende  öffentliche  Einrichtungen 
und  Anstalten  Speeialetats  als  selbständige  ,,Nebeuetat8" 
neben  dem  Hauptetat  gefuhrt  werden,  in  den  letzteren  werden 
dann  nnr  etwa  die  üeberschUsse  jener  Specialetats  als  Ein- 
nabmen  oder  die  Zuschüsse,  welche  aus  dem  allgemeinen  Haus- 
halt zur  Deckung  der  Deficite  erforderlich  sind,  als  Ausgaben  ein- 
l*estellt.  Hierin  liegt  eine  bleibende  Abweichung  vom  Prindp 
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der  Kassen-  und  Ktatäciubeit,  die  zwar  mit  Recht  ciue  Ansoahme, 
aber  unter  Umständen  doch  eine  berechtigte  Ausnahme  bildet. 

S.  o.  §.  103,  3ub.  c.  So  kann  sich  die  Sache  verhalten  hei  gewissen  Betriebs- 
rervaltungcn  (Eisenbahoen .  Staatsfabrikcn .  Banken,  stüdtboheti  f^ewcrblichen  oiul 
gubührenpflicbtigcii  Aastalten,  wie  (tasanstalten,  Wasserleitungen,  ViebhOfen.  Kanalisirani; 
u.  dgl.  m.),  feruer  bei  der  AbwicUuoj^  grosser  Extraausgabeu,  z.  B.  von  Krieg»- 
kMteD,  bei  der  DarchfiDbniiig  besonderer  Reformen  aaf  einem  Yenrnltongsgebiflle, 
auch  heute  endlich  norh  hei  AiiKtnltPn  mit  S  t  i  f l«  n  jr> ''hararfer  für  Kir.  licn-.  Schul- 
Wohlthätigkeit  und  mit  Zuschusspflicbt  des  Staats  oder  der  (icmcinden.  im  SchOa- 
berf'scben  Handb.  K,  418  habe  ich  die  ananah  ms  weise  Berechtigung  von  solchen 
Neben -Specialctats  neben  dem  Hauptetat  noch  etwas  bedingter,  als  im  Vorausgehenden, 
zugegeben.  Aber  grade  die  Aufnahme  der  grossen  Betriebsverwaltungen,  bes.  der 
Staatseisenbahnen,  in  den  Haaptctat  hat  doch  ia  der  That  auch  fiir  letzteren  ihre 
bedenklichen  Seiten.  In  Prcussen  kommt  Jetzt  nach  den  neuesten  Eiseiit>ahii-Ver- 
staatlichungen  fast  die  Hälfte  der  Hrottofinn.ihrnon  auf  die  Eisenbahnen  (Kcg.entw. 
I8s3/b4  514.7  M.  M.  von  10S!>.6  M  M.:  «l.l^u  i»6..T  yi.  M.  des  Etats  der  Berg-, 
Hütteoo  n.  Salineavcrwaltong).  Das  hu  ^vin  Miiolichos.  Es  würde  dii^  AntMeUnni 
eanz  snlhstünili^'^* t  Nebenetats  für  solclie  V.-iwalttinron.  mit  blosser  Tebertragung  rl-^r 
t'eberschusse  oder  erforderlichen  Zuschüsse  in  den  Hauptetat,  woIU  die  „tebersicht- 
lldikeit  und  Kbrheit  der  FinanzrerhSltnisü«"  hier  erhohen,  nicht,  wie  ich  a.  a,  0. 
va  allgemein  annahm,  verringern. 

Nebenetats  der  geschilderten  Art  fiaden  sich  aus  principiellen  und  practischeu 
(iründen  noch  Öfters  in  modernen  Staatslianshalten ,  mehr  noch  fttr  die  mancherlei 
j;rü>seren  städtischen,  halb  gemeinnutzigen,  halb  gewerblichen  Aüst.ilt«  ii.  in  Commonal- 
haoähalten.  So  hat  bisweilen  die  Staatsschulden verwaltun g,  namentlich  der 
aparte  Schuldcntilgungsfond  einen  solchen  Nebeuetat.  Im  Deutschen  Keioh 
Wie  in  Prankreich  sind  die  jüngsten  Kriegskosten  in  besonderen  Etats  li(|uidirt.  In 
Prcussen  hnt  die  Snchanditing  ihr<'n  Sju  ial'tat,  nur  der  Ucberschu^j«  st^ht  al? 
Nettoeinnahuiu  im  Hauptetat.  Mitunter  ist  e»  bo  bei  derMUnxe.  bei  der  auch  sonst 
die  Ein-  und  Ausginge  von  MUnzmaterial  nicht  im  Staatsbaushaltsctat  zu  eracheinen 
pflegen  insofern  ein'-  Abweichuucc  "^''i"  l«riitfr.c(atisininsrl  In  HadiMi  siri']  ietxt 
einige  Betriebsverwaltungen  aus  dem  aUgcmemco  Etat  ausgeschieden  und  werden  in 
spedeUen  Kebenetats  geflUirt(ESsenbaha-BetriebS',  Eisenb.-Bau-.Eisenb.-Sch  vlden- 
til  trii  ll;:^>-^"örwaltung,  lliHlcnsrf  -  Danipf-n  liillT ).  —  In  Frankreich  J.  roy- 
Bcaulicu  II,  10  if.,  v.  Kaufmann,  l*in.  FrankrJ,  S.  797  ff.)  besteht«  nach  mandieai 
Wechsel  der  Verhältnisse,  gegenwärtig  eine  ganze  Rdho  solcher  Nebenetats  neben 
dem  „allgemeinen  Budget  "  Oss.i  3044.2  M.  Fr.),  so  ein  „Budget  der  auf  ausser- 
ordeutl.  Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben'"  (meist  f.  grosse  öllentl.  Arbeiten  de* 
Vcfkehrbwesensi,  im  Et.  f.  issT  ■'>2«»1  M.  Fr.,  dann  das  ,. Budget  der  auf  specielle 
Hilfsmittel  bcgrikndeten  Aasgab  i  He  Zuschläge  zu  den  dir.  Staatssteuern  f.  Deptit.* 
und  Commun. -Ausgaben .  1*''^  '>  417  1  M.  Fr.i,  ferner  die  fi  ..f)rdnoDgani5«??icr  rum 
allg.  Budget  gefügten*'  Specialbudgcts  f.  dio  Nationaldruckerei ,  Ehrenlegion,  Marmc- 
lAvalidencasse,  Staatsebenbabnen.  MQnzeD  und  MedaiUen.  die  Ceatnl-Kiinit*  umi 
G«nP0ibeac]iiüe  (tos.  18Sa  84'6  M.  Fr.). 

'    iL  Die  rechtliclien  Seiten  des  Etatswesens 
(sogen.  „Bndgetreeht^O. 

Einigem  ist  des  Zusammenhanges  wegen  schon  im  Vorauügeheudeu  h<  i  J. 
technischen  Seiten  mit  erörtert  worden.  Einigem  Andere  muss  hier  noch  berührt 
werden.  Es  handelt  sich  dabei  aber  in  diesem  finaui^wi-isejischaft liehen  Werke 
nicht  um  ein  näheres  Eingi  hen  in  das  ganzu,  manche  schwierige  Controvcrsen  aaf» 
weisende  staatsrci  litli.  h  e  Gebiet  d' >  nttdij  etic  hts,  i.  B.  bezüglich  der 
Ministcrverautwortiichkeit,  des  „Ausgaböbewitligungsrechta  .  des  Kcchts  der  ..Budget- 
verweigerung", der  Fotterhebuug  bestehender  Steuern  und  Abgaben  (Art.  109  d. 
preuss.  Vcrfass.)  oder  der  allj»  meini  a  Pcwinigun?  der  Steuererhebung  Jun  h  Jas 
Etatwesetz  u.  dgl.  m«,  wob«i  auch  unvcruiuidüch  die  Kcchl»gcschichte  und  das  po^- 
tire  Kocht  jeden  einzelnen  Staats  mehr  wm  unmittelbaren  Auitgangspunct  genomneB 
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werden  niQsütc  Für  uns  komint  es  vicluH  lu  nur  .laraul"  an,  einige  der  Imdjcetreclit- 
lichcQ  Fragea  voiu  (ic:}ichtäpuuct  finaiuvrirthscbaftlichcr  Zwuckmäsäig- 
Itcit  ans  fikt  tiiisei«  Zeit  in  nnsorcn  Staatco  in  einer  doinontsprechenden  Bebandlunf 
Je  lege  fcrondn  liier  in  .lir  FitinTi/wiascnsrliaft  liinein  zu  zirhen.  Dies  geschieht  in 
voizttgUchcr  Weise  iu  gleicher  'ücudcui  ?oa  Lcroy^Beaulicu  II,  i.  1,  ch.  1  u.  2. 
Der  Standpunct  flnanzvirtItscLaftliclier  Ztreckmässigrkeit  kommt  in  der  Praxi»  in  diesen 
Dinu'«  II  jtdoch  seUt  ii  r.  in  zum  Ausdruck.  Politi-  Ii  -  Te  ndenzen,  -  unabhängigere 
Stellung  der  liegierong,  grosserer  Einfiuss  der  Parlamente,  —  sind  Öfters  entscheiden- 
dero  Factoren  für  die  Gestaltung  d(;s  Budgetrechts  im  Ganzen  und  in  den  massgeben- 
den Einzelheiten.  Die  parlam.  Kampfe  drehen  sieh  gtrn  um  diese  Punde.  AUo 
[ni)j^liche  Vcrändeninc:''»  mit  den  Verfassungsänderungen  be«.  in  Frank  reit  Ii  S. 
Leroy-Bcau  1  i eu  a.  ,i.  ().  —  Vgl.  sonst  passim  Stein,  Fin.  I,  72  11.  uud  liir  das 
badgeirechtliehe  Material  di  '  W  erke  über  positives  Staatsrecht  einzelner  Staaten, 
für  vergleichende  Hr  haiKlIiiii^^  bes.  («ncist,  ..Gesetz  und  Bud^'ef"  <lsTO), 
uam.  Kap.  IV  (Uber  das  englische,  frauzös.  belgische  und  deutsche  Üudgctrecht) : 
hlkhst  lehreicli  a.  m.  E.  duTchwey  zutreffend  in  der  staatsrechtliclien  Oonstnction  des 
dculsehen  Budgctrcrhts  und  in  den  einrrr-trriitrn  polifisdien  und  finan/polit  Er- 
ärternngen,  so  n.  A.  in  dem  ürtheii  Uber  die  „sachwidrige  Special islru ng'' 
des  Bndgetü  in  Preaesen  ond  ober  die  Vedenklichen  Felgen  davon  (8.  t74  ft'.,  8.  ». 
jj.  117,  Iis).  Ausserdem:  Fr  Icker,  d.  Natur  der  StevenrenriUjgong  und  des 
Fioaotgcset^.   Tab.  Ztschr.,  B.  17,  1861 ,  t)a<i. 

§.  114.  —  A.  Allgemeine  Re<lontiiiig  des  Budgetrechts, 
lu  tiiianzwirthscliallli  her  Ikzielini)«^'  ist  zunächst  zu  betone»,  dass 
eine  staatsrcflitlirli   uud  politi.^ich   gut  geordnete  Gestaltung  des 
„Budgetrcchtä"  ihreu  allgemeinen  Werth  f(ir  das  Finanzwesen  hat. 
Sie  bietet  vermehrte  Bürgschaften  tür  ordentliche  rrüfung  der 
Finnahnien    und    Ausgaben,    für    ökononiisch    und  technisch 
zweckmässige  und  sparsame  t  inauzvervvaltuug,  sie  wirkt  dadurch 
günstig  aaf  den  öffentlichen  Credit  ein,  was  sich  u.  A.  in  Er- 
mässigung des  Zinsfusscs  der  Anleihen  und  geringerem  Schwanken 
der  Corse  der  »Schnldversehreibangen  zeigen  wird.   Es  muss  dabei 
aber  anch  im  finnnzwirtbschaftlicben  Interesse  vor  jenem  Extrem 
der  links  siebenden  Parlamentsparteien  gewarnt  werden,  welche 
in  einer  Aasbildnng  des  Badgetrechts  zu  dem  (formellen  nnd 
materiellen)  Rechte  einer  absolnten  Aasgab»  nnd  Einnahme-,  ins- 
besondere Steucrbewillignng  nnd  demgemäss  in  dem  Rechte  der 
völligen  „Bndgetverweigerang'*  und  „Stenerrerweigerung"  ihr 
Ideal  sehen.    Ein  solches  Recht  würde  darauf  hinlaufen,  Alles 
tM  Frage  stellen''  and  die  ganze  Staatsmaschinerie,  Yerwaltnng 
Q.  8.  w.  eventnell  auch  „zam  Stillstand  bringen  *'  zu  kOnnen. 
Selbst  wenn  ein  derartig  extremes  Recht  der  Volksvertretung  maass- 
hattead  mit  politischem  Tacte  ansgellbt  wird,  mischte  die  Anerkennung 
desselben  als  eines  Theiis  des  geltenden  öffentlichen  Rechts  finanz- 
nirthschaitlicb  nacbtheilige,  den  öffentlichen  Credit  schädigende 
Wirkungen  mit  «ich  iUhren.    Das  verfassungsmässige  liudgctrecht 
hat  aber  doch  tiberhaupt  in  erster  Linie  linauzwirthscbattlicbe 

A.  Wugner,  Ftusaswissonacliatt  I.  8.  Aufl.  ]g 
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Zwecke,  die  politischen  in  Betretf  des  Einflusses  der  Volks- 
Vertretungen  der  Regierung  gegenüber  stehen  erst  in  zweiter  Linie. 
Hiernach  müssen  bezügliche  Bestrebungen,  welche  aaf  eine  Bolcbe 
Missbildung  des  Budgetrechts  abzielen,  gerade  im  finanzwirth 
sehaftlieheu  Interesse  abgewiesen  werden.  In  letzterem  liegt 
dnrebaus  eine  Sicherung  der  Grundlagen  und  der  Stabilitit 
des  Finanzwesens,  welche  bei  einem  solchen  Badgetrecht  verloren 
zvL  geben  droht 

Es  spult  liier  immor  noch  die  extrem  individualistisch -liberale  AnscbauuD>r. 
welche  den  SUat  als  etvas  mehr  oder  weniger  £Dtbebiüches  ansieht  und  mta 
unhaltbaren  Gegensatz  ron  Staat  und  Volk  und  von  Refneninir  and  VoIksroTtmnaf 
festh&lt;  als  ob  etwa  «Hc  ;;i's;cherte  Fortdauer  der  Staatsrervaltung  mehr  oder  über- 
haupt iiur  ein  Regicruugöiiiteressf,  nicht  vielmehr  das  erste  uiuT  höchste  Volks- 
interesse viiic,  dessen  Befriedigung  gar  nicht  in  Frage  irestelh  werden  darf.  Mfcinv 
Grundlesung  §.  154  H.,  161  H.  Gn  ei  st 's  grosses  VerdiLiist  ist  es«  in  seinen  Wcrkcii 
iibcr  enfrlisclies  Ktrlit  irrige  Ansiclifcn  Uber  das  dorfit^L'  Htulgetrecht  lorirhUtrt  hd'I 
auch  für  Deutschlaüd  nachgewiese»  i\i  haben,  dass  eiu  üalclics  extremes  Budgetreciit 
hier  niigendt  verfassungsmässig  ist  -,  s.  bes.  sein  „Ges.  u.  Budg."  a.  a.  0.  Ueoer  dir 
pöutisclie  und  finalajpoUtische  BadenkUchkeit  solchen  Bedits  ist  kein  Zweifel 

§.  115.  —  B.  Einzelne  finanzwirtbschaftlich  besonder« 
wichtige  Fragen  des  Bndgetrechts.  Als  solche  sind  woU 
zn  nennen:  1)  die  Form  der  parlamentarischen  Berat bnn| 
nnd  Beschliessnng  oder  sogen.  Votirnng  des  Bodgets;  2)  die 
Sp.ecialisirnng,  in  welcher  das  Budget  der  Volksyertretong 
vorgelegt  nnd  namentlich  in  welcher  es  mit  rechter erbind- 
lieber  Kraft  fflr  die  Verwaltung  votirt  wird,  woraus  sieb 
dann  das  Maass  der  Befugniss  der  Verwaltung,  von  sich  ans 
Uebertragungen  (Transferirungen,  virements)  zwischen  rer- 
schiedenen  Etatspositionen  vorzunehmen  und  anderseits  auch  er 
giebt,  ob  und  in  welchen  Fällen  N  n  c  h  t  r  a  s  c  r  e  d  i  t  e  rrbeion 
oder  nachti  ii ^  I  u  Ii e  parlamentarische  Genelmiigiaig  vtui  der  be- 
sonderen Erlaiiliniss  bedürftigen,  eigenmäcliti^'  erfolgten  lieber 
traguugen  (ähnlich  auch:  der  Vornalune  uubewüligtcr  Anfä^nben- 
eingeholt  werden  mnss:  3)  die  Einricliliin«^  derOonlrole  in  Hr/ii^- 
«nf  die  iuuchaltung  des  Etats  bei  der  Ausführung  und  4)  die  Ab 
legung  der  Schiussrechnunjr. 

Die  beiden  letzten  Puncte  werden  unten  in  Abticbu.  4  ood  •>  dieses  Kafite^f 
mit  behuddt«  die  beiden  enten  lind  hier  zu  erledigen. 

1.  Die  Form  der  parlamentarischen  Berathnng  nad 
Votirung  des  Budgets  zeigt  in  den  einselnen  modernen  Staaten« 
im  engen  Anschluss  an  andere  Verhältnisse  des  Pariamentarismii. 

manehe  Verschiedenheiten,  welche  in  Europa  wieder  auf  de» 
britischen  und  e  o  n  t  i  n  e  n  t  a  1  en  T^pus  zuiiickgeführt  werden 
können,  woueben  No rdainerica  einen  dritten  Tvpus  dartttellt 
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a)  In  GrosHbritannicii  wird  in  Folge  der  JScLeiduug  de» 
stabilen  und  wandelbaren  Rndgets  (§.  64)  überhaupt  nur  ein 
Theil  der  Ausgaben  und  ein  noch  kleinerer  Tb  eil  der  Ein- 
nahmen eigentlich  Jährlich  vom  Parlament  „bewilligt",  die  übrigen 
Ausgaben  und  Einnahmen  beruhen  auf  festem  Gesetz  und  erscheinen 
nur  recliiiungsuiässii^;  der  Vollständigkeit  wegen  im  Etat.  Dadurch 
wird  von  vorneherein  die  In-Fragc-iStellung"  des  ganzen  iiaus- 
balts  vermieden  und  die  vortheilhafte  Mögliebkeit  gegeben,  die 
Mitwirkung  des  Parlaments  bei  der  Feststellung  des  Etats  grade 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  etwas  wirklich  „fraglich^^  ist. 

Die  Berathung  des  vom  äcbatzkanzler  Torgelegien  Badgets 
erfolgt  in  allen  ihren  Stadien  nicht  in  besonderen,  zu  diesem 
Zweck  aus  dem  Parlament  gewühlten  Commiss Ionen,  wie  auf 
dem  Continent  (den  sogen,  „Bndgeteommissionen*'),  sondern 
in  formloserer  Weise  im  gansen  Hanse  (Unterhause),  das  sieh 
hieran  snnilehst  als  „Comitö^'  eonstitnirt,  nnd  swar  als  „Görnitz 
der  Bedürfnisse"  (comitee  of  snpply)  fllr  die  Bedarfsfrage  nnd 
danaeh  als  „Görnitz  der  Mittel  nnd  Wege*'  (eomitee  of  ways  and 
means)  für  die  Bedecknngsfrage. 

Jedes  Mitglied  des  llausta  kauu  sich  a,u  diesen,  oicht  öö'cntlicLca  Comite- 
titzangcn  ond  Berarhangen  betheiligen,  thats&chlich  aber  betheiligen  sich  meist  nur 
die  fachmännisch  lmIct  sonst  am  ^leg:(■Il^^l md  intcressirten  Mitglieder.  „I^ie  Kesoltate 
dieser  Verhandlung  werden  dann  guwäbulich  gegen  Schluss  der  Session  in  einer 
Gesamatllbenlebt  xiis«iiuneiig«fiHBt,  die  in  Form  eines  Gattes  als  consoUdated  fund 
act  pablicirt  wird"  ((incist,  Ges.  u.  Budg.  S.  9ö\  Mit  Recht  rühmt  Leroy-l5i  aulicu 
U,  20  diese  Ürganisatioa  als  besonders  ingeniös  oad  pnctiscb.  bic  habe  alle  V  or- 
dMtle  •hna  die  HacbAelle  der  eontlnenteleii  gesdilosieiien  Gouuniuloiieii,  seUieMe 
kein  Mitglied  von  der  Bcrathun^r  aus,  verküTze  die  üffentlicben  Parlamentssitznngen 
IL.  beschleunige  die  Darchberathung  des  Budgets  erwünscht  —  Ob  ohne  iicheiduug 
eines  stabilen  und  wandelbaren  Budgets  die  Erfolge  di^ben  wSren,  stdit  fieUeicht 
dahin,  aber  anderseits  weisen  auch  die  Erfolge  einer  solchen  Berathungsmethode 
wieder  auf  die  Zweckmässigkeit  dieser  Schoidnng  Inn.  Abslriche  an  Forderung'*'n 
der  Kegicrung  sind  im  englischen  Parlament  selten  und  spärlich  (Beispiele  bet  Uuuist 
*.  B  0.  S.  114). 

Im  Unterschied  zu  Frankreich  und  zu  anderen  Contincntul- 
staaten  schlägt  das  englische  Parlament  oder  einzelne  Mitglieder 
desselben  nicht  selbst  Ausgaben  vor,  was  ein  Vorrecht  der  Krone 
ist.  Das  möchte  zwar  als  allgemeines  Budgetrechts  -  Princip  zu 
weit  gehen,  aber  hat  immerhin  den  Vortheil,  wie  sich  am  Gegen- 
satz Frankreichs  zeigt,  i;nissere  Regel mässigkeit  im  Etat  uod 
Vermeidung  von  Supplementerediteu  2U  bewirken. 

Vgl  Loroy  II.  52  ff. 

§.  X16.  —  b)  In  den  eonstitutionellen  Staaten  des  Oontinents 
bestebt  meisteos  keine  AuasebeidaDg  bestimmter  Ansgaben  ans  dem 
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Etat  der  Finanzperiode  (Jahr)  wie  io  England,  sondern  der  oder 

die  Etats  der  Ausüben  und  Einnahmen  werden  vollständig  von 

der  Volksyertretung  darchberathen  und  rotirt.    Diese,  wenn  sie 

emstlieh  genommen  wflrde  oder  wird,  sehr  umfiMsende  Arbeit  pflegt 

dureh  Berathungen  und  Beschlüsse  besonderer  Oommissionen, 

insbesondere  der  sogen.  „Budgeteommissionen"  („Commission 

zarPrnfnng  des  Staatshanshalteetats^'  nach  deramtUcheu  preussischen 

Bencnnnng:)  für  die  endgiltige  Hcschlussfassung  in  der  „l'lenar- 

ver>Miiiiiiluii^"  vorbereitet  zu  werden. 

iJieätiii  Commissioncn  werden  von  rornbcreiu  oiUwcUcr  der  gaaze  Ktat  odei 
bestimmte  wichtigere  ond  streitigere  Theilc  desselben  und  eretitiidl  spUer  «af  he> 

sonderiMi  Antrag  einzoliio  Specialitäteti ,  worülicr  sirlj  dir  ni'M.irrfT>nDiinlijriir  erst  im 
Wegö  der  vorbcrciteodeu  CommbtsioDsbersUiung  zum  Zwecke  ihrer  EuUcheiduog  iioter- 
richten  vill,  ttbenricsen.  Die  Commission,  ^us  dner  nngemessenen  Anzahl  — 
noniiricll  durch  Wahl,  factisch.  wie  z.  B.  in  Prcussen  hier  und  bei  anderen  Com- 
unssioncn  durch  mass;;el)endc  Bestimmung  der  „Fractionen"  (]>o)itischen  I'arteipfrupp^n) 
ernannter  —  Mitglieder  bestehend,  bßstellt  Referenten  i'Ur  die  eiazehien  Thcile  dc> 
Etats,  die  dann  zuerst  in  der  Commission,  hinterher  im  Plenum  Bericht  erhiattea. 
nitlndlich,  in  wichtigeren  Fällen  schriftlich.  Anrh  andere  verwandt'  rinm/sarhefi. 
z.  B.  Stenergcsetzentwürfe.  werden  wohl  der  Budgetcommission .  der  „eiufachca" 
oder  „ftd  hoc  vonrtärkten**  Qbcrwi&fen.  Manches  Einzelne  istoatOrlich  in  verscliiedenea 
Staaten  vorschieden,  im  Wesentlichen  besteht  üebereinstimmnnsr  d.  i  Einrii  litnn^cr; 
vie  dies  bei  Annahme  des  Priocips  der  C/OiamiiäiiouäbehaudluQg  begreiflich  ist.  \^  ir 
haben  hier  im  Voraasgehenden  nnd  Folgeaden  die  preossi sehen  und  die  analogiea 
Einrichtunir  n  de^  Dcutschoo  Boichf«  ror  Augen.  Die  fran«5siscbap  sind  nicht  so 
sehr  veiädiicdea  davon. 

Diese  Einrichtungen  beruhen  sieher  auf  einem  richtigen  Grund- 
gedanken und  haben  aoeh  in  der  Praxis  einige  Vorzüge,  denen 
aber  erhebliche  Nachtheile  gegenliberstehen.  Die  Vorberaärang  io 
kleineren,  %,  Tb.  mehr  aus  Fachkennem  und  Liebhabern  des 
Gegenstands  bestehenden  Commissionen  kann  einfacher  und  doch 
zugleich  grtlndlicfaer  als  in  grossen  Versammlungen  sein  --wenn 
die  Zusammensetzung  der  Commission  die  richtige  ist.  In  dieser 
Hinsieht  bietet  aber  das  IGtspielen  des  poHtisehen  Parteimoraents 
und  die  unyermeidlicbe  Beschränkung  der  Zahl  der  Mitglieder 
zwei  Gefahren:  dass  nicht  immer  grade  die  sachlich  geeigneten 
Mitglieder  iu  die  Commisssion  kommen  und  dass  »inalilieirte  i'ersonen 
ausgeschlossen  bleiben.  Die  britisehe  Einrichtiiug  vermeidet  beide 
Uetübren.  Die  ganze  Berathnng  wird  lerncr  Öfters  zeitraubender, 
weil  sie  eine  doppelte,  in  Commisnion  nn  l  Tlenum  wird.  Die 
Minorität  der  Commission  wird  sieh  feelteii  /utrieden  irehen  und 
im  Plenum  ihren  Standpunet  von  Neuem  vertreten.  Die  Cniiiiiii>>iwn6- 
berathun^  giebt  reiche  und  oft  gern  benut/Je  Uelcgenheit  zu  end- 
losen V'erhandlungen  Uber  Kleinigkeiten,  zumal  bei  so  weitgehender 
»SpecialisiruDg  des  Etats  wie  bei  uns,  worüber  die  grossen  Fragen 
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Icicbt  SU  kfin  kommen.  Die  Prflfung  des  Etats  erscheint  dann 

wohl  gründlicher,  ist  es  aber  in  Wirklicbkeit  nicht  Die  Antorität 

eines  Commissionsvotunis  kann  im  Plenum  wohl  den  richtigen 
We^^  zeigen,  aber  ebensogut  auf  den  Abweg  lübren,  weil  mit 
Rücksicht  aut  das  V^otiim  die  Berathnng  im  Plenum  ungriiiidlich  wird. 

Es  liegt  daher  wohl  immerhin  eine  Verbesserung  vor,  wenn 
nur  gewisse  wichtigere  Theile  des  Etats  zuerst  in  der  Budget- 
conunisöion,  andere  sofort  im  Plenum  verhandelt  werden,  wie  jetzt 
in  Prcussen.  Dadurch  erfolgt  eine  Annäherung  an  das  britische 
System  (die  sieh  bei  der  üblichen  „scbwaoben  Besetzung  des 
Hauses''  bei  iinwicbtigeren  Etatsverbanüiuugen  auch  äusserlicb  noch 
mehr  heraasstelU!) 

So  Warden  t.  B.  TOm  prems.  Etat  f.  1883—84  der  Badgetcommission  sofort  nur 
ttbenriescn:  sämmtliche  einmalig;«  n.  ansscrordcntl.  Ausgabcu*.  au5?  der  Vcrwalt.  der 
dincten  Stenern  2  Titel  eiset»  Kapitels  (ciassilic.  Eiokommensteaer  u.  Ülassensteuer) ; 
tu  der},  der  indlr.  Stevern  2  Titel  eines  Kap.  d.  Eianahme  (Stempdsteuer,  Gericbts- 
l»o>ten).  1  Titel  ein  -  Kiii  1  Jan.  Ausg.  ■  Knuten  f.  d.  Verwalt.  d.  Zölle  ii.  .s.  v.  von 
Bremen);  von  der  £isenl)aiiArcnraiUiug  die  ^anze  Einnahme  u.  die  dauernden  Ans- 
/fraben:  r<m  6.  aUgein.  FlnanzrenraltiUfl:  !•  Titel  eines  Kap.  d.  EInnaliine  (Ergänzung 
der  Einnahmen  f.  d.  Etat)  und  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  (Rückzahlung  von 
hinterlegten  Geldern);  von  d.  .histizrcrwalt.  5  Titel  aus  2  Kapiteln  u.  3  Kapitel  der 
dauernden  Ausgaben ;  aus  den«  Mini&t.  d.  gcistl.  u.  s.  v.  Angelegenheiten  0  Titel  aus 
3  verschied.  Kapiteln;  endlich  die  beiden  Et:its!^esctzc.  Die  Auswahl  butrifll  andt 
hier  wichtigere,  streitijrcre  ti.  neuere  Theile  dl•^  Etats  'Eisciib  verwalt. !1 :  sie  ist  zu- 
gleich den  „Stichproben"  zu  rergleichcn.  Die  umfassende  Thatigkait  der  Budget- 
comoiisaiooen  eri^eM  sich  äusscrlich  ans  der  grossen  Zahl  und  langen  Dauer  der 
Sitzungen.  In  Preussen  fanden  z.  T!.  in  d.  3.  Session  d.  14.  Legislaturperiode  fAnf, 
18S2)  20  Sitzungen  der  gewöhnlichen,  17  der  verstärkten  (f.  d.  Eiseubahuvodageu 
«.  8.  BudgetcommiiBioii  statt,  meist  8 — 4-  ii.  aelnatündig.  Uebei  die  Roaoltate 
des  prenss.  Etat-B«  rathungssy  . st  un  s  paaslm  sehr  lichtige  Initischa  Bemericangen  ?oii 
tineist,  Ges.  u.  Budg.  S.  134— lUO. 

Je  mehr  nun  aaf  diesem  Gtebtete  der  Etatsberafehaog,  begünstigt 
durcb  die  Form  der  parlamentarlscben  Berathong  nnd  Votirung 
und  dureb  das  Specialisirnogsprincip ,  die  Volksvertretung  sich 
thatsäcblich  bei  der  Feststellung  des  Etats  in  die  Verwaltung  ein- 
miseht  n.  „durcb  das  Budget  hier  oigauisirt",  desto  leichter  werden 
sirh  auch  Fehler  bei  den  Bescbhissfassungeü  einsebleicben,  welche 
tUr  dir  V^erwaltuug  und  z.  Tb.  auch  fUr  die  Finanzwirthscbart 
aebädlich  sind. 

Die  Gefahr  solcher  Fehler  steigt  noch  bei  dem  französischen  System,  wo- 
nach die  Abgeordneten  berechtigt  sind,  Anträ?c  anf  Creditbewilliginifon  zur  Abstim- 
Bttog  £0  bnngen  auch  in  Wideis|iruch  mit  oder  antw  Passivität  der  ßegierung  (vgl. 
Laroy-Beattlien  U,  50  ff.).  In  Preussen  ist  dem  doreh  die  oben  S.  226  schon 
erwähnte  Bestimmung  des  §.  27  der  Geschäftsordnunc;  des  Abgeordnetenhauses  wenif?- 
stens  tlieUwcLse  ein  Biegel  vorgeschoben,  indem  hier  Antrage  ron  Mitgliedern,  welche 
dne  GeUbewilligang  in  sich  schliessen  oder  in  Zukunft  hcrbeizufilhren  bestimmt  sind, 
nur  nach  Vorberathong  und  Berichterttattong  einer  Gommtssion  zm  Abstimmung  ge- 
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langen  können.  Doch  liegt  bureitä  der  Präcedcuzi'ali  vor,  d£u»»  von  (Jeberweisung  m 
eine  Commission  abgeselieu  werden  kanD,  wenn  solche  Anträge  zum  Etat  gestellt 
werden  u.  die  Begtenuig  zmlimiiit  S.  8teii«gr.  Ber.  1973/74  1,  793. 

In  unseren  Staaten  mit  Zweikammersystem  ist  endlich  noch 

bemerkenswert!),  dass  wohl  das  Abgeordnetem  haus,  als  „Volks- 
vertretung'' im  engeren  Sinne,  etwas  weitergehende  Befugnisse 
als  die  erste  Kammer  bei  der  Votirung  des  Etats  und  etwa  auch 
bei  anderen  Finanzgesetzen  hat. 

So  müssen  z.  B.  dios«^  beiden  in  Preasscu  der  2,  Kammer  zuerst  vorgelegt  u. 
können  diu  Etats  von  der  1.  Kauiuer  nur  im  Ganzen  angenommen  odci  abgelehnt 
weiden  (Art.  62  d.  Yerfass.)* 

In  d.  nurdaincr.  Union  bestehen  beständige  Commissionon  ans  Mit^Ü- 
dem  des  Repr&sentantcjiliaujies  u.  des  Senats.   Zwei  davon  beiicbäftigen  sieb  mit  dem 
Etat  QDd  den  FioanzgeMlieii*  eine  Itlr  die  Offe&tl*  Aiupbea,  eiue  iQt  die  «.Kittol  n. 
\Vc^e'',  die  tetztcro  mius  biDnen  SO  Tafea  ihn  'VexMlilife  nachen.  Leroy* 
Beauiicu  II.  21. 

§.  117.  —  2.  Die  Specialisirnng  des  Bodgela  nad 
die  Uebertragnngen.  In  dieser  hndgetrecbtlicb  und  wegen 
der  Tragweite  fUr  die  Verwaltung  besonders  wichtigen  frage  ist 
die  Vorlegung  und  die  Votirung  des  Etats  wohl  so  unter- 
seheiden. 

a)  Jeder  finanztechniBch  riehtige  Voranschlag  mnss  sieb  ans 
Specialitäten  aller  Art  anfbanen.  Für  die  Verwaltung  ist  bei  der 
Ausführung  des  Etats  die  weitestgehende  Specialisirung  \' orbedingung 
der  practischen  firauchbarlieit  des  Etats.  Jetzt,  wo  es  sich  regel- 
mltosig  nicbt  mehr  um  Geheimnisse  im  Finanzwesen  handelt, 
sondern  umfassende  Oeffentltchkeit  in  letzterem  anerkannter  Grund- 
satz ist,  wird  daher  die  Vorlage  eines  sehr  specialisirten 
Etats  mit  allen  Abtheilnngen ,  Sectionen,  Kapiteln,  Titeln  und 
weiterem  Dcuiü  m  den  Parlamenten  mit  Recht  zu  verlangen  sein. 
Ein  solcher  Etat  dient  am  Besten  zur  Information,  giebt 
wünschenswerthe  Gelegenheit  zur  Kritik,  iu  und  ausser  dem  Paria 
ment,  welche  auch  der  Regierung  nützlich  sein  kann,  ist  iUr 
mancherlei  fiuanzstatistische  Zwecke  brauchbar,  mitunter  allein 
brauchbar.  U.  A.  ist  Gewicht  darauf  zu  le^en,  dass  auch  die 
k^innahmen  ihrem  tinanzwirthi^cbaftlichen  Cbaracter  uacii  möglichst 
genau  specialisirt  werden. 

Die  meistcD  Schwierigkeiten,  die  sich  allerdings  völlig  nicht  lösen  hissen,  bieten 
hier  die  in  StempeJi'orm  u.  ab»  Kegistcrabgaben  erhobenen  Uebubren  o.  Verkcbrwteaero. 
f.  Fitt.  II,  Kap.  1. 

b)  Eine  ganz  andere  Frage  aber  ist  es,  wie  der  Etat  vom 
Parlament  beschlossen  oder  votirt  werden  soll;  ob  im  Ganzen 
(en  bloe);  ob  in  grösseren  Abtheilungen,  z.  H.  bei  den  Aua- 
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gaben  nach  Ministerialdepartements,  oder  in  gi  unseren  Sectioueo 
der  letzteren,  in  grösseren  GiU|)))*'Ti  vod  verwandten  Ansf^aben 
und  Einnahmen;  oder  oh  iü  kleineren  Abschnitten,  Kapiteln. 
Titeln  u.  dgl.  m.,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Ktat,  Rowcit 
das  Ton  der  Verwaltung  abhängt,  also  regelmässig  besonders  hei 
den  Ausgaben,  nach  diesen  einzelnen  Voten  von  Titeln, 
Kapiteln,  grösseren  Abtheilnngen  n.  s.  w.  bei  der  AasfUhrung 
streng  inne  gehalten  werden  muss. 

Demnach  dürfen  iasbesondere  die  betreifenden  einzelnen  Atut- 
gabepositionen  nur  genau  für  den  bewilligten  Zweck  ver- 
wendet, nicht  ttberschritten  und  zwisoheo  ihnen  dürfen  keine 
Uebertragnogen  gemacht  werden,  wenn  z.  B.  bei  einer  Todrten 
Position  £raparangen  von  selbst  Torkommen  oder  an  Gunsten 
anderer  Ausgaben  herbeigeführt  werden  konnten.  Vielmehr  mtlssen 
solche  Ersparongen  definiti?  von  der  Verwaltung  als  Erflbrigung 
behandelt  werden. 

Je  Weiter  nun  bei  der  Votiruik^  deü  Budgetjj  spec ial isirt  wird,  bis  iu 
Ueifie  Kapitel  und  kleine  Titel  hinab,  desto  mehr  ist  dla  Verwaltung  an  die  Vor« 
anschl&fe  bis  ins  Einzelne  bei  der  Ausführnnß^  Als  Etats  gebunden. 
Je  weniger  specialisirt,  je  mehr  der  Etat  in  grossen  Kapitchi  odur  Abtüeilungen 
votirt  winC  de^to  freier  ist  &ie  in  Betreff  der  wirlclichen  Ycrwendang  der  Sum- 
men. Begreiflich,  dass  dabei  die  K'egieruns;  seIb^t  und  die  ihre  Auffassung  theilendon 
poüüsdiea  Parteien  eine  geringere,  die  Parteien  des  Individaalianiiu  and  extremen 
LibenUsBiH  eioe  grOMore  „Specialisiriinf**  de»  Badgots  U»  dietem  Sinne  des 
Worts  entfeben. 

Bei  objectiver  ErwSgnog  sowohl  des  Zwecks  der  pariameotari- 
sehen  Mitwirkung  bei  der  EtatafeststeUnng  als  der  BedHrfhisse  und 
Voraussetznngen  guter  Verwaltung  wird  man  in  der  Frage  der 

»SpecialisiruDg  einen  Mittelweg  fflr  den  richtigsten  erklären  müssen. 

Daher  zwar  keine  V'otiriing  nur  im  Ganzen  oder  bloss  in  ^anz 
grossen  Abthciiungeu,  Sectiouen  u.  dgl.,  wie  zeitweilig  früher  in 
Frankreich,  aber  auch  keine  soweit  getriebene,  dadurch  sachwidrig 
werdende  Specialisining  fast  bis  ins  kleinste  Detail  wie  in  der 
Regel  in  Deutschland,  speciell  auch  in  Prenssen.  Vielmehr  ^«.tatt 
dessen  ein  richtiges  Maass  iu  der  Speeialinirung,  das  im 
preusöisch-deutijcheu  Etat-swesen  wohl  durch  die  Yotirung  in 
Min isterialabtheiiungen  (als  Kegel)  und  dieser  in  Kapiteln, 
nicht  in  Titeln,  und  zwar  im  Allgemeinen  \vohl  in  der  Form 
etwas  grösserer  Kapitel,  als  den  bei  ans  Üblichen,  am  Besten 
gekennzeiobnet  wird. 

Die  richtige  Bildong  solcher  Kapitel  w.ire  eine  vorauBge  Ii  ende  finan /statistische 
Arbeit,  dereo  Ergcbniss  dana  dem  Etat  üs  Schema  zu  Grunde  zu  legca  wäre.  Mach 
iäk  BStOifidiM  Yerschicdsabeilen  der  Eingänge  and  Antfftnfe,  Eionalineii  v.  Ans- 
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g»beo  «figttbea  ticli  sdion  veneUedene  Kapitel  avf  diesen  beiden  HanptseiteB  4ei 

Etal:^.  In  dem  bt'üouJiTs  wirhtiffen  Auspabtnlienst  liegen  ähnlich--  nafürlioho  Ver- 
schicileDheiten  für  die  Bildung  von  Etatekapitcln  in  den  Fer«chieden'-n  Dienst- 
zweigen  md deren  grossen  Gruppen  —  Dointionen,  Schuld,  Kriegsdeparte- 
inent.  Civil  Verwaltung  —  vor,  wie  denn  z.  B.  im  Kriegsdepartement  eine  Voti- 
rung  in  ganz  grossen  Kapiteln  irewiss  dem  Verwaltungsbedttrfniss  am  Meistea 
entspricht.  In  der  Cirüvcrwaltung  kaou  unbedenklich  etwas  mdiv  specialisirt  werde«. 
Unter  Yoraussctznnf  eines  licbtig  durchgeführten  Aemtcrorganismus  und  eind 
passenden  Systems  von  Normalgehalten  ist  aber  auch  hii^r  die  Speda!i>In)n?.  nn- 
bescba^et  aller  sachlich  begrOndelcn  Ansprache  der  Volksvertretung  auf  Mitwirkang 
bei  der  Feststellong  des  Ecsls,  erheUieli  melir  m  beschrinkeo,  als  dies  in  Deiilsclh 
land  ühlich  ist. 

Innerhalb  der  nach  soleben  sachlichen  Gesichtspnncten  ge* 
hildeten  Kapitel  des  Etats  hat  das  der  Verwaltung  snstehende 
Recht  der  lieber  tragung  dann  keine  Bedenken.  AUenfails 
konnte  die  Verwaltung  angehalten  werden,  bei  der  Reebnnngslegmig 
dem  Parlament  motiyirten  Berieht  Uber  die  Ucbertragnngen  so 
erstatten,  welche  sie  bei  der  Aasfnhmng  des  Etats  gegen  die 
Titel  n.  s.  w.  des  Ton  ihr  selbst  früher  Toigelegten  Etats  Torge- 
nommen  hat  Die  Forderung  einer  naehtr&gliehen  parla- 
mentarischen Genehmigung  von  Ueberschreitungen  der  et&is- 
mSssigen  Ausgaben  wftre  aber  auf  die  Ueberschreitung  der 
Kapitelsummen  su  besehriUikeu. 

§.  U8.  Die  Begrflndung  ftlr  diese  auf  richtiges  Maass- 
halten in  der  Specialisimng  und  in  der  BesehrSnicung  des 
administrativen  UebertragiiDgsrechts  abzielenden  Vorschläge  ergieht 
sich  unschwer  aus  einer  Betrachtung  des  Zwecks  aller  parla- 
luentarischen  Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Etats.  Dieser 
Zweck  ist  nii'Lt  und  (iarf  vor  Allem  im  Interesse  von  Land 
und  Volk,  das  eben  hier  mit  dem  wahren  Interesse  der  Ver- 
waltung durchaus  zusaimiu  iilallt,  ni(  ht  darin  gefunden  werden, 
dass  die  meist  in  Verwaitungssachen  durehans  nicht  hinrei(  ii<  nd 
competente  Volksvertretung  stiirend  in  die  Verwaltung  diiivh 
Specialisirung  des  Etnts  Iiis  ins  Einzelne  eingreift  oder  „(Inn  h 
den  Etat  die  Vcrwaltfinic  mit  orcanisirt",  freschweige  —  Mmaut 
diese  extreme  JSpecialisirung  in  der  Praxis  nicht  selten  binaii-zn 
laufen  droht  —  der  Verwaltung  nur  am  Zeuge  /u  flicken  sucht; 
eine  wahre,  auch  dem  Parlamentarismus  selbst  gefährliche  .Aus- 
artung des  letzteren.  Jener  Zweck  ist  vielmehr:  eine  vermehrte 
Bürgschaft  zu  geben  fUr  sorgfUltige  Erwägung  des  Bedürfnisses 
an  sich  und  seiner  Höhe,  llir  ökonomisch  zweckmässige  und 
sparsame  Finanzwirthschaft  und  für  eine  mit  den  Bedürfnissen 
Tun  Volk,  Land  und  Staat  und  mit  den  Kräilen  der  Volkswirthscbaft 
harmonirende  Vertbeilung  des  Öffentlichen  Finanxaufwands  auf  die 
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grossen  Haupt^abiete  der  modernen  öffentlichen  Verwaltung.  Für 
diesen  Zweck  reicht  allerdinf::s  die  Votiriin^  der  Ausgaben  im 
Ganzen  oder  in  wenig:eii  grossen  Abiheil  untren  nicht  aus,  jedoch 
ist  jene  weitgehende  Sj)ecialisirunij;  eliensoweiiig  nothwendig.  Die 
letztere  hemmt  ai)er  l)L'sten  Falles  die  Verwaltung  leicht  nachtheilig, 
und  st'bafTt.  was  docl),  von  unberechtij;ten  politischen  Neljcnabsichten 
abgesehen,  ihr  eiu/iger  Zweck  sein  könnte,  durchaus  keine  ver- 
mehrte Garantie  für  sparsamere  Verwaltung,  —  eher  das  Oe>ren- 
theil.  Denn  bei  solcher  Specialisirung  hat  die  Verwaltiiiiii;  j^ar 
kein  Interesse  an  möglichsten  Krsparungen,  streng  genommen, 
wenn  der  Etat  wirklich  wörtlich  ausgetuhrt  werden  soll,  gar  keine 
Möglichkeit  dazu.  So  wird  grade  die  Gesammtausgabe  wachsen. 
Nar  das  ominöse  Mitspielen  politischer  Velleitäten  aaf  Seiten 
parlamentariseber  Parteien  kann  zur  Verkennung  dieaes  Zasammen- 
hanga  der  Dinge  and  dieses  Sach?erhalts  fuhren.  „Kammern  and 
Kegiernng  mflsaen  ein  wenig  gegenseitigea  Vertrauen  haben;  fehlt 
es  daran,  so  ist  eine  intelligente,  voransaiehtige  and  sparsame 
Verwaltung  nicht  möglich"  (Leroy-Beanlien  II,  83). 

"Ein  sulrbcs  V'Tfraui'ijjvotuui  liegt  ja  in  joil<;r  larlamentarischen  BaclLTL-tvotlning. 
Ab«r  mcbtü  ist  tböhcliter  uud  dem  wahren  eigenen  Interesse  von  Volk,  Land  und 
StMt  schldliclier.  als  aus  lii«8timaen  gegen  eine  bestimmte  Regierung,  concret  ge^ 
•imielicn  gegen  das  Ministerium  X  V  Z,  «rie  das  Budget  zu  verweigern,  so  auch  bis 
ins  Kleinste  zu  spcriilisircn  uud  dadurch  die  V^rwaltunj;  Ijcbundcrs  in  ihren  IJeform- 
U;strebun^:Lii  l;ihin  zu  legen.  S.  über  solche  (,'u/iiL''|Ut;uz«!U  des  prciuss.  -  deutschen 
Syttetns  ht-änritler^  (ine ist,  Ges.  u.  Budget,  a.  a.  0.,  mit  TOltreflUchen,  duri  hau^  /.utrcf- 
fpndcn  Ausfuhrungen  tibcr  ilia  Nachtheile  der  deutschen  zu  weit  gehenden  Speciali- 
sirung,  womit  Lcroy-Bcaulieu's  ebenfalls  guten  Erörterungen  lu  vergleichen  sind. 
»Die  Folge  des  Uebcrmaasses  im  Gebnuich  polititfcher  Rechte  ist,  dass  man  den  Zmclt 
rii"ht  nur  viTfelilt,  suiidcrii  das  (iegenfheil  des  erstrebten  Zwecks  herbeiführt  Kiu 
solcher  Etat  dient  nicht  dem  Zweck  der  irördciung  der  S^rsamkeit,  der  Förderang 
von  YenraltmifsrBfonBeo,  der  zveckniasfifereii  Ge^altnog  des  Finanzplans,  sondeni 
bewirkt  unwillkührlich  von  alleilein  das  (iegentheil*'  ((Jneist  S.  17(i)  Wie  sehr 
sdiliosilich  auch  im  specialisirtcstcn  Etat  und  bei  genauester  sachgcmässer  Begründung 
die  Bewilligung  der  geforderten  Credite,  z.  B.  für  einmalige  u.  ausserordentliche  Aus- 
gaben, eine  Vertrauenssache  bleibt,  ergiebt  sich  aas  jedem  nur  ein  venilp  näheren 
Einbl!''k  in  die  Berathtingen  von  Parlamenten  und  Rudiretcommissionen. 

Mit  voücm  Kccbte  wird  z.  Ii.  unter  Mitwirkung  dar  Volksvertretung  —  wenu 
«ach  in  diesem  Falle  grade  nicht  nothwendig  jährlich,  sondern  filr  llDgere  Perioden. 
-—  festgestellt  werden,  welcher  Aufwand  für  He<  r  u.  Flotte  im  Ganzen  und  im  Vcr- 
haltniss  zum  Giviiverwaltungs-Aufwaad  erforderlich  und  mit  den  volkswirthschaftUchea 
KriUleii  TereiDbw  erscheint.  Zn  diesen  Ziredt  ist  eioe  Specialidrang  des  Mittttxetals 
in  eine  l'eihe  weiterer  Kapitel  im  Allgemeinen  richtig,  weil  erst  dadureh  die  Höhe 
des  Bedarfs  sicherer  begründet  werden  kann.  Aber  eine  genauere  bpecialistning 
huin  grade  hier  auf  einem  Gebiete  besonders  nnchdieilig  wirken,  aaf  welchem  nach 
politischen  Umstünden,  narh  terhnisehen  Verhältnissen  (Erfindungen  u.  s.  w,j  oft  rasch 
Veränderungen  der  Pläne  und  VoranschlUge  erfolgen  müssen.  Die  Forderung  der 
Streugen  Innebaltung  eines  sehr  specialisirten  Etats,  ohne  Kecht  der  üebertragung, 
wQrde  Ähnlich  wirken,  wie  in  einem  grossen  indostriellau  Privataatamohmen  das  Ycr- 
hiM^en.  dass  der  rtiternuhmer  einen  für  eine  gewisse  Technik  gemachten  Plan  und 
\  uran schlag  genau  su  ausführen  solle,  auch  wenn  mittlerweile  eine  neue  Erfindung 
die  allen  Plftne  niutweclimamig  encheinen  Itet. 
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^idht  aar,  um  politiMh  heikle  «od  leicht  zu  Gouffiotaii  ftthraide  Debatteu  sel- 
tener zu  machen,  sondern  auch,  um  einer  terhiiisch  tüchtigen  Verraltnng'  Gelegenheit 
und  Anreiz  zd  geben«  mit  gegebenen  Mitteln  bestimmte  Au%aben  zu  erlUileu,  d»ber 
•ach  im  rein  finanzlelleii  Interesse,  kann  es  lich  mitunter  empfehlen,  für  nr^visse 
wichtige  Verwaltuugäzwecke  Paasch su in men  zu  gewähren  oder  tleu  Etat  dafür 
weniger  »1«  sonst,  etw»  nur  in  einige  grössere  Abtheilun^en  zu  spccia- 
lisfren  nnd  demgomist  za  rotiren  oder  mehr  Uebettragungen  innerhalb  einet 
solchen  Etats  zu  gestatten,  so  namentlich  beim  Militär-  a.  Marine-,  auoh  bei  grossen 
Bauetats,  wie  z.  B.  der  Eisenbahnrerwaltung"  (aus  meiner  Abb.  in  SchOnberg's  Mandb. 
II,  421).  Die  Ausscheidung  eines  dauernden  aus  dem  tiesammtbadget 
und  die  jährliche  Bewilligung  bloss  des  wandelbaren  Badgets  {%.  64)  vfttde  auoh 
in  der  Frage  der  Spei  iilisirung  Vieles  erleiclitcrn. 

In  Grossbritanuieu  uud  iii  Fr.mlircicU  wird  die  SpecialuiiruQg  de»  Budgets 
viel  massiger  gohandbabt  als  bei  un-i  i^h.  Gneist  a.  a.  0.  S.  113,  12$,  174  ff.>.  Ia 
Grossbritaniiieii  wurde  1878  der  F>-it  d.  Marine  in  IT  Posten,  der  Militfintat  in 
25,  die  Übrige  £>taatsrorwaltang,  nach  Materica  iu  7  Xheiie  geordnet,  in  ISU  Posteu. 
die  Stenerrerwiltang  in  5  Posten  votirt  (Gneist  8.  1T5).  Frankreich  var  die 
Specialisirung  stets  ^in  grosser  politischLT  Streitpunct  f  T. croy-Beaulieu  IT.  S.  IT., 
34).  Das  Aasgabebudget  wurde  Mer  unter  der  i.  EepubL  o.  dem  ikaieertham  eu  bloc. 
vihraid  der  ersten  SSeH  der  Bestanratlon  und  der  ersten  Zeit  des  sveiten  Ksiterthams 
nach  Ministerien,  am  Ende  der  Restauration  und  kur^e  Zeit  am  Ende  des  2.  Kaiser- 
reichs (IbBO — Ii9,  hier  in  59)  grossen  Sectionen,  von  1830 — 53,  dann  seit  dem  Seoafcs- 
cousutt  vom  S.  Sept.  lbt>9  am  Schlass  des  Kaiserreichs  und  seitdem  unter  der  Re*^ 
publik  in  Kapiteln  rotirt  Im  Et.  v.  1S77  waren  deren  c.  350,  im  Durchschnitt  voo 
7.7  Mill.  Fr.,  aber  von  sehr  ungleichem  Betrag  (f.  d,  5,'\  u.  3"  „  Reute  z.  B.  34»'.  bez 
363  Mill.  Fr.,  im  Militäretat  „Sold  und  Naturalleistungen"  363  Mill.  Fr.,  bia  herab 
auf  viele  Kapitel  mit  unter  1  Mill.  u.  selbst  unter  100.000  Fr.).  Der  franzOs.  Etat 
f.  ISSl  (s.  denselben  bei  Kaufmann,  8  SOI  ff.)  zerlegt  die  Au-l^i'«  ■)  des  Finani- 
ministehums  (incl.  f.  Sebald,  Dotationen,  Kegie-  und  £rhebungsko»tüii.  im  Ganzen 
1447.8  Hill.  Fr.)  in  85,  bez.  84  Kapitel,  des  Jostteministerinms  UUL  Fr.)  in  16, 
bez.  13,  des  Minist,  d.  Aeusscren  (13.7  Mill.  Fr.)  iu  15,  bez.  15.  des  Minist,  d.  Inne- 
ren 0.  d.  Cttlte  (140.7  Mill.  Fr.)  in  S2,  bez.  76,  des  Minist,  d.  Posten  a.  Tele^. 
(Itl  MUl.  Fr.)  in  11,  boz.  9,  des  Kriegsminist  (570.8  MilL  Fr.)  in  38,  bes.  26  (HaaL 
jetzt  Sold:  191.3  Mill.  Fr.,  2  and.  Kapitel  zwischen  50—  100,  7  zwischen  10—50. 
10  zwischen  1  —  10,  6  unter  i  MiU.  Fr.),  des  Minibt.  der  Murine  o.  jColooien  (196.2 
MUl.  Fr.)  in  27,  boz.  25,  des  Min.  d.  »trentl.  Unterrichts  u.  d.  schOnen  Künste  (72 
HUL  Fr )  iu  57,  bez.  55,  des  Min.  .d.  Ackerbau,  u.  Handels  (35.3  MilL  Fr.)  in  2S. 
bez.  26,  des  Minist,  d.  öfi'cntl.  Arbeiten  (141.  J  Mill.  Fr.)  in  56.  her..  5  i  Kapitel  : 
demnach  zerlüUi  dor  ganze  ordentL  Ausgabectat  (27ti2.5  Mill.  Fr.)  jeut  lu  40.),  bej^ 
3H0  Kapitel  (die  kleinere  Zahl  nach  Abzog  der  Rnliriken:  „Aosgaben.  noch  nicht  ver- 
fallen,  der  perimirten  Fiscaljahre",  u.  „Ausgaben  der  abgeschloss.  Fiscaljahre".  welche 
in  jedem  Mintsteriam  ohuo  Zilfer  im  £tat  stehen).  Im  Durchschn.  kommen  auf  1  Kap. 
(von  den  Uten.  880)  7.27  MUL  Fr.,  ohne  Kllltir-,  Marine-,  Soholdetat  (dann  31$  Kap. 
V.  «6*<  :Mi!l.  Fr.)  :?.03  ^^ill.  Fr. 

Gau^  anders  im  preuss.  Etat.  Hier  bestanden  lb7S  264  EinnahmetiteL,  14(M 
«ndenfltche  iL  806  «dnmalige  Ausgabotitel  (Gneist  a.  a.  O.  8.  174).  Der  vorgelegte 
Etat  f.  IhSH — S4  webt  bei  den  Einnahmen  4S  Kapitel  auf,  die  meistens  wieder  in 
mehrere  Titel  zerfallen  ?  circa  274  Titel  im  (ianzen,  ohne  einige  kleine  NebentiteL 
f.  1089.6  MUl.  M.  Tütahuuime,  oder  im  Durchschn,  f.  1  Kap.  22.7  M.  M.,  t  I  Tii«l 
fast  4  M.  M.).  Bei  den  dauernden  Ausgaben  zerfUlt  die  Rubrik  A)  Betriebs-, 
Erhobungrs-  u.  Verwaltungskosten  der  einzelnen  Einnahmezwei sre  (zus.  542.9  M.  M.) 
iü  30  Kapuol  u.  di<rfe  in  circa  503  Titel,  oder  f.  1  Kap.  15.1,  f.  1  Titel  nor  l  OJ» 
M.  M.;  B)  die  Ruhr.  Dotat  u.  aUg.  Fin.verwalt.  {ms.  251.4  M.  M.)  zählt  11  Kap.  n. 
77  Titel  incl.  hier  der  Kapitel,  welche  nicht  in  Titel  zerlegt  sind):  C)  die  Slaatsver- 
waltungsausgaben  (246.1  M.  M.)  sind  in  S5  Kapitel  u.  8S0  i,!)  Titel  (Ind.  der  l-titd. 
Kap.)  getheilt,  oder  p.  Kap.  2.92  VL  M.,  p.  Titel  nnr  282,000  M.(  Die  Venr.-A««^. 
im  Staat>mini'st.  zählen  11  Kap.  ii.  77  Titel  f.  8.12  M.  M,,  im  Minist,  d.  Aeusseren 
2  K.,  9  T.  i.  0.50  M.  M.«  im  Fia.minist.  7  K.,  60  T.  f.  40.45  H.  IL,  im  Minist  d. 
OC  Arbelten  8  K.,  37  T.  f.  17.45  M.  M..  im  Minist  f.  Handel  a.  (Sewerbe  4  L, 
38  T.  t  1.&6  M.  M.,  im  Jnst.miniMt.  12  K.,  88.  T.  f.  80lJ6  M.  M.,  im  Minist  d. 
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Inieni  16      177  T.  f.  41.24  M.  >L.  im  Minist,  t  LtadwiTÜiaeb..  Forsten  v.  Don. 

11  K..  142  T,  f.  11.4.'  M.  M..  im  Unterr.minist.  19  Kap..  246  T.  f.  .51.10  M.  M.. 
im  Kiie^in.  1  K.,  8  T.  f.  O.II  M.  M.  Im  Ganzen  zerMt  hiernach  die  oideoU. 
Cdanende)  Ausgabe  (104S.5  H.  H.)  jetzt  in  1S2  Kapitel  zu  7.9  M.  M.  und  1460  (f) 
Titel  zu  715.000  M.  M.  im  Darchscbnitt.  Im  Vergleich  mit  Frankreich  fällt  hier 
allcrdinfrs  ins  Gewicht,  dass  der  STCWöhnlich  ^enipcr  sperialisirte  Militftr-  u.  Marin*^ 
eiat  Dicht  im  proui;^..  sondern  im  deutschen  Keiolisbudpct  steht  Aber  die  viel  zu 
grosse  Specialisirung  in  votirtu  Titel  bleibt  gleichwohl  deutlich:  ^ie  ist  aach  in  der 
Civilvervaliang  wohl  lOnal  so  weit  ^r^'ri*  Uen  als  in  Frankreich.  Die  einmal.  «.  ansser- 
ordenil.  Ausgaben  (44.1  M.  M.)  zeitallcn  ausserdem  noch  in  14  Kap.  u.  170  TiteL 
Im  Etat  des  Deutschen  Boiches  besteht  eine  ähnliche  Specialisirung.  Bei  d«r  „Yor- 
waltunpr  der  Keichsheers"  wird  nur  der  Posten  „Milit.verwalt.  in  B.-iiem"  nng^etrcnnt 
«osgeworfen  (ord.  Ausg.  1SS2  41.13  M.  M.},  der  iar  das  Übrige  Reich  (299.36  M.  M.) 
in  S  Spalten  getrennt  t  Freotten  «.  s.  w.,  f.  Saclisra,  £  Wnrtembei^;  £  Pnn«Mn 
ist  die  Snninie  263.40  M.  M..  in  80  Kap.  n  S.TS  M  n.  281  Titel  ä  912  000  M. 
geihcilt.  Bei  der  Mar.ierwalt.  (dau.  Aoss.  27.56  M.  M.)  giebt  e«  20  JUp.  i  U7b  M.  M. 
II«  149  Titel  k  18S.00O  M.  im  Dnrehidi. 

An  besondere,  mit  dem  betreibenden  -  EtatepoBten  nicht  in 
Verbindung  stehende  Bedingungen  darf  die  Ausgabe-  und  Ein- 
iiabiiiebewilligung  bei  uns  zwar  staatsrechtlich  nicht  geknli])ft 
werden.  Aber  durch  besondere  „Bemerkungen  7,nm  Etat"  kann 
tlie  freie  Veritigung  der  Verwaltung  tlber  einen  Etatsposten  auch 
noch  eingeschränkt  werden,  was  gelegentlich  vorkommt.  Ander- 
seits sind  mitunter  Uebert ragungen  zwischen  verschiedenen  Tfteln 
und  Kapiteln,  z.  B.  bei  den  Besoldung netats  verschiedener  Mini- 
sterialabtheilungen ,  ausdrücklich  im  Etat  als  zulässig  bezeichnet- 
Aber  im  Ganzen  bleibt  der  Vorwurf'  einer  „sachwidrigen  Speciali- 
simng  des  Budgets  in  Preussen ,  auf  Kosten  der  Sparsamkeit,  der 
Zweckmässigkeit  und  unter  Verdrängung  des  Finanzministers  ans 
der  finanziellen  Disposition"  (G Heist)  bestehen.  Eine  Beschrän- 
kung in  der  Specialisirung,  nach  bewährtem  britiscbeiD  Muster, 
ist  daher  ^ne  gerechtfertigte  Fordernng  besonders  für  das  prenssisch- 
dentsehe  Etatswesen. 

Die  hier  auTgevorfoien  Fragen  stehen,  wie  man  sielit,  in  engster  Verbindnng  mit 

der  sta.ntsrrrhllichen  Form  d.  r  ..Anordnung"  der  Besteueni ti pr.  Sie  werden 
daher  in  Bezug  auf  letztere  im  2.  Baude  dieses  Werl»  wieder  aufgenommen.  S.  U, 
Abscbn.  V.  d.  ,.Besteuerong  in  ihrer  Beziehnng  znr  inneren  Veiftaeosg  n.  s.  w.** 
§.  353  ff.  (S.  195  ff.^  B('i  der  hier  znnärlist  nnt-THrhiedeiien  Anordnnnirsform  d-T 
Besteuerung,  der  „Auflegung"  durch  die  absolute  iStaatsgcwalt  allein  (g.  354). 
ü9ter  yonumetzon?  politi<e1ier  Beclidoslgkcit  der  BerSllMsrang,  liaben  jene  Fragen 
keine  der  modernen  ..bndLrefrechtlirhen"'  verpleirlibare  Bedeutnns.  Die  Specialisirung 
des  Etats  kommt  nur  innerhalb  der  Verwaltung  selbst  zur  practischen  (jehnng. 
z.  B.  für  die  Verantwortlichkeit  der  Verwaltungsc))efs  gegenüber  dem  Staatsoberhaupt 
und  f  egenuber  einer  etwa  auch  hier  bestehenden  Oberreeheilkammer.  Bei  der  zweiten 
Form  der  Anordnnn;:  der  Re«;teuemng,  der  \'on  mir  a.  «.  0.  sogen.  ,.?ertrags- 
mässigen  Regelung  wie  sie  im  mittclalterlicheu  und  .«»päteren  ständischen  Terri- 
tojialsta.^t' .  namentlich  auch  im  deutschen,  einen  so  characteristiscben  typischen  Aus- 
drtick  findet  i  IT.  .^.t.").  ;{.'»(;\  fiUirt  die  stSndische  Sfeuerbewüli^Min?  vnrnemlich.  znmal 
in  der  froheren  Zeit,  zu  „Zwecksteoern"  fOr  bestimmt  genannte  Ausgaben 
qnd  fttr  festbegrenzte  Perioden,  nncb  deren  Abluf  die Stener unbedingt  „ganz 
todt  und  alle  eein"  aolL  Eine  Dlrmliebe  ttlfendich»  rechtliche  YeipiUclitiinjf  zur  Stenef- 
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Iie»  illig;uiig  wird  aiiTaiigs  uur  in  wenigen  VkWcn  aneikaiiDt,  bpiter  nar  mit  MQho  tod 

in  bcsrhraiiUftn  Maassc  von  der  Territorialgewalt  dtirclmf'st  f/t.    Aurh  war  >  s  aiier- 
kaoDter  Kecht«£aU,  daas  bloss  bei  nacfagewiescocr  Inüutttcienz  der  Kammer- 
einlttiifle  dne  'Steaerbewilligung  mit  einem  gewissen  Rccbtsgrood  za  fordeni  wsr. 
Alle  di i  ^        rfi  titiiissi'  iliaiiL'^tcn  auf  eine  genauere  Spocialisirun  lt  il' i  Au>fja>K-n 
und  Eiuuahuicn  bin  and  gaben  den  Ständen  die  gern  benutzte,  aocli  vom  Fun^eo 
Dicht  allgemein  als  rechtswidrig  anerkannte  MOglicIikeit.  diu  Steaerbewtlligang  an 
Bedingungen  zu  kottpfen,  die,  wie  z.  R.  (jicwahrunL^  u.  Restättigung  ron  Hechten 
{„i'rciheitcn*'.  —  modern  anf)^ofasst  ..Priviloi^itti"   mit  dem  Zweck  der  Aussähe  od<»r 
Steuer  <  votitucU  gar  nichts  zu  thua  buticn.    Die  moderne  politische  Forderung  wcitosi- 
gehond(;r  Specialisirung  des  Budgets  entspricht  daher  wohl  den  Consequeuzcn,  zu  denen 
man  bei  der  Anwendung  der  (Jrinitlsritze  rl.  s  älteren  siändi.sch'  n  St-  iu  iVMjwilligungs- 
rci  hts  im  ehemaligen  Patrimonialütaat  auf  unsere  modernen  Verhältnisse  gelajigcu  kaun. 
Aber  diese  Gmndsfttxe  sind  eben  auf  den  medornen  Verfassnagsstant 
in  dieser  Wris  -  nicht  n n w c n *1  bar.    In   iir'.scm  Staate  beruht  die  Anordnung 
der  Bei»teueroug  nicht  mehr  auf  jeucr  wirklich  oder  doch  quasi -vcrtragsnastfigen,  mehr 
priratrechtlicheo  IJegelung  der  Besteuerung  zwischen  Kttrst  und  Slinilen,  sondern  nvf 
aen  das  ganze  Staatsrecht  des  modernen  Staats  durchziehenden  tiedankca  der  ö ffcn  t- 
lich-rechtlii  hen  Steuerpflicht  der  Bevölkerung,  als  der  Staatsangehörigen, 
ihrem  Staate  gegenüber.    Die  hier  geltende  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung, 
ilii  iliiit-'  der  in  B.  II,  §.  357  Ii,  unterschiedenen  Formen,  die  vcrfassungsmissige 
Steuorbewilligung,  hat  zur  nothwendigcn  Voraussetzt! ti 2:  ..♦H»'  im  yo!k"=liewn>*t«>cin 
anerkannte,  im  öfTentlichcn  Hecht  zur  (icltung  gelangende  Identität  Ü4  s  btaats- 
und  Vol ksin t e r osscs  und  daraus  resnlHrend  die  Idee  einer  Steuer- 
pfÜ'  lit"  (II,  2Ü4).    Naturlirli  ist  solilic  Voi .TtiK-etziinir  rln»-  Fiction,  iVv:  im  Ein- 
zelnen oft  nicht  zutreffen  mag,  ohne  die  man  aber  den  modernen  Staat  und  sein  ölleüt- 
licbes  Recht  gar  nicht  constmiren  kann.    Die  extreme  Speeislisininf  des  Bodgets 
V'^rstftsbt,  ebenso  wie  die  Kmipfung  fremdartiger  Bedingungen  an  die  T?<  wiIIij;iinir  -  int  r 
Steuer,  gegen  diese  UDVcrmeidliche  Fiction  und  mufs  auch  deswqscu  abgewiesen  werden, 
wie  OS  mit  der  Stellung  solcher  Bedingungen  geschehen  ist.  Ueber  letzteren  staats- 
rechtlichen Punct  vergl.  H.  A.  Zachariac,  deutsches  Staats-  und  Bundet>recht  (2.  A.^ 
II,  506.    In  den  älteren  landständ.  Verfasi^nn?«  n  bildet  das  Verbot  der  Stellung  fremd- 
artiger (d.  h.  Zweck  und  Verwendung  der  hteuer  nicht  betrelfcnder)  Bedingungen 
eine  seltene  Ausnahme,  in  den  neueren  deutschen  Verfassungiiurkundcii  kt  <s>  die 
Hefff'l  'z.  R.  Rai' r.  Verf.  r.  1*»J8:  „die  Stände  können  die  Bewilligung  der  Steuern 
mit  keiner  B«:(iin-ung  vurbimlen".  (Tit.  VII,  §,  9,  Bad.  §.  5ti,  Wurt.  g.  113.  u.  a.  m. . 
Die  prenss.  Vcrf^issungsurkunde  enthält  den  Passus  nicht,  dafür  aber  die  wichtSfre 
allgemeine  Beschränkung  de«  ständ.  Steuerbewilli;rnn-'sr<>''1its  diin  li  Art  10'».  wnnacb 
die  bestehenden  Steuern  forterhoben  werden,  bis  sie  durch  ein  desctz  abgeändert 
werden.  län  wesentlich  einguschrinlctes  stlndisches  Stctterbewillignngsrecht  liegt  aurh 
hier  vor.    S.  v.  Könne,  pn  nss   Staatsrecht      A.  I.  1.  Abth.  S  435MI..  hosimrl- r-. 
auch  Uber  die  Vereiulgang  der  üch  z.  Th.  widex^rechcuden  Art  9U,  lOU  u.  lO'J 
der  pretias.  Verftasang.    Obwohl  r.  Rönne  hier  den  sogen.  Kbomlen  8tand|Nincl 
vertritt,  gelangt  doch  auch  er  zu  der  Ansicht*  dass  den  Kauimeni  „in  Betrel!  df-r- 
jenigeii  Stenern,  welche  einmal  ohne  Bedinirtiri«?  oder  Zeitbeschrimkung  festgeftiell« 
worden  sind,  k 0  i  n  Bewilligungsrecht  zusteht,     Kin  „«-igentlicbes  Steucnerweigeruugs- 
rccht,  im  Sinne  des  neueren  constitutionellcn  Princips"  haben  die  Kammern  nicht. 
Insofern  bcrtilif  Mxch  nach  v.  Könne  dl  -  pr>'uss.  Verfassungsurkundo  auf  dem  (irund- 
satze,  dass  die  Staabburger,  bez.  die  Vollisvertretuug  verpflichtet  seien,  die  Mittel 
zur  Deckang  der  StaatsbodQrfiiisse ,  insoweit  solcbe  niclit  ans  den  sonst  bestimmten 
Mift.'Iii  bestritten  werden  können,  zu  gewähren  ;  „sie  erlc'  iint  kein  Steuerberilliirnngs- 
recht  in  dem  Sinne,  dass  die  für  den  Staatsbedarf  nuth wendigen  Steuern  auch 
wlllkUhrlich  rerweigort  werden  kdonten.**  Dtistfolbe  bestimmte  allgemein  der 
R'^s'  hlnss  clor  '  bemal.  Deutschen  BuDdesrenammliing  7om  29.  Juni  1^32,  Alt  2.  S. 
V.  Könne,  a.  a.  0.  S.  442. 
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3.  Abschnitt 
Das  Zablungs-,  Kassen-  und  Reolinnngfswesen. 

Oieüö  drei  Dingo  stehen  tiovohl  untur  einander  als  auch  vieder  mit  dem  Cuiitrul- 
"wesen,  dem  RcchniingMlMcbhiss  und  der  Cinrichtnng-  der  Jabresdienste  (§.  SO,  in 

engem  Zuäainmeiihange.  Sic  werden  dalu  r  irt  diesem  Abschnitt  zwar  iu  der  ange- 
gebenen lieihenfolgc  bobandch,  aber  mehrfach  sind  Einzelheiten  der  drei  (jegenstiindf 
in  der  einem  jeden  widmeicn  specicllen  Darstellung  (§.  123  II.)  eben  dieses»  Zu- 
sammenhanges halber  und  um  Wiederholungen  zu  vermeiden  Fenint  zu  etijrt<'ni.  Ans 
demselben  Grunde  muss  Einzelnes  in  /.üL'Ii«  h  tles  Contrulwcsctis  tukI  des  Iüm  hnnngs- 
abächlusses  schon  in  diesem  Ab&thuittc  vorweg  mit  berultit  uiui  /..  Th.  bcicito  er- 
ledigt werden. 

Das  ZalilnnET^-.  KassiMi-  wwA  K.cliritingswcsen  ist  in  iiorh  liülu-rem  (iraile  al» 
die  auderen  (iegcnständc,  welche  in  dieses  Kapitel  von  der  „lormcUcu  Ordnung  der 
•  FinuuwirtliachiA'*  gehören,  eino  Überwiegend  finanzteclinisc he  Materie.  Dieselbe 
hängt  wiodrr  nbrnll  iiiit  riffr'ntlich-rerhtlirhen  VerhältnisS'-ii  znsainnien.  doch 
tritt  dies  Moment  hier  wcui£:er  als  im  Etatswesen  und  ab  im  Üontrolwcäüu  hervor. 
Id  die  Finanziriisenscbaft  gehOrt  das  Zablnngs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen 
in  seinen  (irundztigen  jedenfalls  und  ist  auch  von  älteren  und  neueren  Autoren 
demgem^s  in  den  aystemathichen  W  erken  dieser  Disciplin  behandelt  worden.  Aber 
bereitwillig  muss  zugestanden  werden,  uass  grade  hier  „(irnndzUge"  nicht  ausreichen, 
um  einen  genügenden  Einblick  zu  geben.  W  enn  ferner  schon  die  Entwerfung  solcher 
(jrundzufff»  nborhatipt  nnd  voHcruls  dem  Theoretiker,  der  nicht  aus  der  eigenen  An- 
bchauuiig  und  Lebuug  der  Travi^  urthcilt,  in  der  doch  auch  hier  zu  erstrel)endcn 
mehr  principiellen  Bchaniiliniir  des  Gegenstands  grosse  Schwierigkeiten,  wie  auf 
kaum  einem  anderen  Gebiete  des  Finnnzwf'»enN'  lu  rt  itet.  so  steigern  sirli  (!i*^se  noch 
erheblich«  sobald  man  wenigi>tcns  etwa^  mehr  in  s  Detail  geht  und  hier  die  Ihatsachen 
und  Einrichtungen  auf  Principicn  zurücJczufuhren  sncht  Die  „grossen  leitenden  Ge- 
^icht>punkte".  mit  dim  n  auch  hi'^r  Stein  opcrirt  nnti.  wir-  i^lt  pTn  fMurititrie,  oft 
ejKcellirt,  lassen  dann  bald  im  Stich  und  diu  Ableitungen  daraus  crweiäcn  i^ich  mehr 
aU  gebtreiche  Constraetionen  und  Conjectnren .  denn  ab  etwas,  das  wirltGch  den 
principiell  Ii  Kern  dt-r  Realitäten  entbiiit. 

Die  eigentliche,  die  coucreten  \  crhüitnisso  ciu2eiuer  Staaten  betreilcudc  Fach- 
litentnr  des  Gegenstands,  wie  z.  Th.  auch  des  Etatai-  und  Controlwesens ,  ist  bisher 
mit  riiis: 'ji  Ausnahmen  subaltern,  auch  meist  unmittelbar  im  Dienste  subalterner 
Verwaltangszweckö  verCasst  und  gewöhnlich  reiu  compilatorisch ,  nur  das  Material, 
die  Verordnungen ,  Instructionen  wörtlich  zusanimcnstcllend  und  sie  durch  Auszüge 
ans  den  Acten.  Specialinstructionen  u.  s.  w.  commentircnd,  fast  ohne  jeden  Versuch 
systematischer  Verarbeitung  des  Gelmt'  non.  Dnhi  r  bii  t'  t  diese  Literatur  (  für  Preussen  z.  11. 
die  neuen  Schriften  von  Meissner,  !!•  i  rfuith)  zwar  auch  dem  Finanztheoretiker 
sehr  dankenswerthes  Qucllenniaterial,  das  lii  jii.-.rH>en  z.  Th.  sonst  gar  nicht,  jedenfalls 
nur  mit  einem  unv'^Tlifiltni^sin.ls^igeii  Auf^  aml  w^w  Arbeit  uinl  Z»  it  nnd  doch  schwerlich 
roll>tändig  verschaii  bar  wäre.  Aber  aucli  nur  als  eine  linanzwissenschai'tliche  Vor- 
arbeit kann  diese  Fachliteratur  nicht  gelten.  Hier  bedflrfte  es  erst  einmal  einer 
umfassenden  iü  o n  ■  r:i i  ^ '  !i  t- n  nrli.iji.lIiiiiL''  d^-^  cr^n^en  Gebiets  von  (J  -LT-Ti^tünden. 
welche  in  die  formelle  Urdnung  der  Fiuanzwiniischaft  gehören,  Seitens  eines  theoretisch 
und  practisch  gleich  dnrebgebildeten.  auf  so  hohem  wissenschaftlichen  Standpuncte 
wie  etwa  v.  Hock  stehcndrri  1' trluiiinns.  Erst  dann  \ird  die  Materie  auci:  in  A^-xw 
klapperen  Kähmen,  in  welchem  sie  immer  doch  selbst  iu  einem  grü^seren  sy^temaLi- 
schen  Werlte  Uber  Finanzwissenschaft  nur  behandelt  werden  Itann.  ;renu;;end  darza- 
stollen  sein.  Das  Reste  gab  denn  auch  wolil  —  filr  seine  Zeit,  heute  freilich  nicht 
mehr  ausreichend  —  v.  Malchus.  Fin.  II.,  12Hir.,  neuerdings  v.  Hock  (Fiü.verw. 
Frankr.s)  u.  v.  Czßrnig.  Uudg..  Siaatsreehn.  u.  s,  w.  S.  im  Uebrigcn  die  aaf  S.  21!l 
gen.  Literatur,  auch  ftlr  diese»)  Abschnitt,  v.  Jaeobs.  ri."};!— l.'il."».  Hau  IL  §.  .■>?!«)  ff., 
."jO«  Ij..  St.-in  I,  TT.  S9  tf..  100  II.,  die  unten  gen.  Artikel  in  III.  ,  »lir-t.  de  radnuii. 
ixaac.  Eine  ganz  gute  generelle  und  principiclle  Behandlung  des  Gegenstands,  nur 
mehr  vom  Standpuncte  der  Einzelwirthscb.lehro  und  der  Finanztcchnik.  als  vom  finanz- 
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wisscQscbafÜiclicn ,  iindet  sich  in  Schrott  s  geo.  Werke.  Wichtigere  YeroidauBgen 
einselner  Lind«  und  8poei«]liter.  datubef  s.  unten  in  den  Noten. 

§.  119.  Einleitung.  Der  Qegeostand  dieses  Abschnitts  bietet, 
wie  im  Grande  freilich  aucli  derjenige  des  vorigen,  das  Etatsweaen, 
zwei  Ausgangspuncte  tlttr  die  Betrachtung.  Man  hat  es  hier  zu- 
nächst mit  allgemeinen  Angelegenheiten,  Einrichtungen  und 
Aufgaben  jeder  grösseren  und  complicirtcren  Einzelwirtb- 
sohaft  zn  tbnn.  Die  demgemSss  zu  treffenden  VorlLehrnngen 
ergeben  sieh  ans  der  ganzen  Okonomiseh- technischen  Stmctar  und 
ans  dem  Betrieb  (der  Fanctioo)  einer  solchen  Einzelwirthschaft 

Die  mehr  oder  weniger  zweciimibsigo  Uestaltung  dieser  Vorkehrungen  ist  eine 
^fitbedingung  des  grösseren  oder  geringeren  technischen  und  SkonnmiBchen  Erfolgs 
der  Wirtbschaft.  Insofern  ist  der  Gegenstand  dieses  wie  des  rorausgehendeo  Abschnitts  — 
denn  jede  geordnet.-  Einz'lwiifhschaft ,  zuinal  die  ffrössere,  bedarf  auch  der  Vor- 
ansclililge  —  kein  rein  fiiianzwisscnscbaftlicbcr.  sondern  ein  solcher  der 
Lohre  von  der  Einzelwirthschaft  überhaupt,  oder  der  ..PrivatOkonomik".  Nir 
di.»  bcson-I^T'"  f;rd.v>c  und  Eipi'nthOmlichkeit  der  Ein-  und  Aiisgäiifrc  der  Art  der 
Einnaboici)  und  Aufgaben  der  mei^teu  Finanzwirthschaften  bedingen  hier  auch  schon 
manches  £igenthümlich6  in  den  Y<  rhiltnissen  des  ZiMangs«,  Kmnii%  RecIuMuigs-. 
Contiolwesens,  des  BeduiingsabecblusMs  Q.  s.  w. 

Weitere  Abweiehuugen  und  BesonderheitcD  der  betreffenden 
Einrichtungen  bei  Finanzwirthschaften  folgen  sodann  daraus,  dass 
es  sich  hier  umUaushaltcüffeotlicher  politischer  Körper  handelt. 

fm  ütfttsw^esen  entspringt  diesem  Umstände  ein  p^rosser  Theil  der  spccifischen 
EigcntbUmli«  likoiteti  des  staatlichen,  des  communalen  Etatswesen  im  Unterschied  ron 
ilem  sonst  vorkninmond-'n  Kinzclnes.  mitunter  selbst  an  sirli  rnzweckm.'is«?ipe!*,  wie 
die  wettgcbeude  Spct  ialisirung  des  Etats  mit  den  an^^egcbenen  rechtlichen  CciUie<iuen7.co 
i§.  117  fl'.),  ist  grossentheils  auf  das  Mitspielen  des  politischen  Moments  zurUckzu- 
fUhreD.  Auf  dem  aospedehnteren  Gebiete  der  Ciej^'nstflnde  dieses  u.  des  nächsten  AUs.  hnitt^ 
zeigt  sich  dicü  wohl  nur  in  wenigen  Fällen  in  demmiiben  Maasse,  so  in  der  Verwaltungs- 
und  mehr  noch  in  der  politischen  oder  Staatscontrole  (§.  SU).  Aber  mehr  oder  vettifsr 
richten  si' h  die  einzehien  Vorkehrnngen  doch  auch  in  d.'n  betreffenden  snnstijrcn 
Pancten  der  uns  hier  boichäftigcnden  Materien  nach  Anforderungen  politischer 
Att,  in  Gemfissheit  der  poUtiachen  Natar  der  KOner,  deren  Flnantwirtlisehato  eben 
eine  zirodtDlssige  formelle  Ordnung  erfobnn  souea. 

Die  hierher  gehörigen  Einrichtungen  des  F^inanzdienstcs  crli:ilten 
daher  ihr  characteristisches  Gepräge  durch  zweierlei  zusanuiieu- 
wirkende  Umstände  ;  sie  sind  einmal  ein  n (» th we  n  d  i c  s  Fr^reh 
niss  der  Verhältnisse  eines  grossen,  couiplicirtcn, 
jedoch  einheitlichen  Wirthschaftsbe  trie  bs,  welcher  mit 
einein  umfangreichen,  vielgliederigen  Beamten-  oder  Arbeiterapparat 
und  einem  grossen  verschiedenartigen  Kapital  und  gleichzeitig  an 
zahlreichen  verschiedenen  Orten  in  mannigfaltigster  Weise  operiren 
mnss;  sie  sind  sodann  eine  logische  Conseqnens  derjenigen 
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Einriebtang,  welche  seiner  ganzen  Natnr  nach  der  Haushalt 
eines  (öffentlichen  politischen  Körpers,  spectell  des  Staats 
bedingt 

In  ersterer  Hinsicht  haben  die  bezüglichen  Vorkehrungen  uml  V.  ianstaltangcn 
besoadefe  Achnlichkcit  mit  denjenigen  grosser,  örtlich  ausgedehnter  Privatwirthschafteu, 
wie  z.  B.  grosser  Grundherrschaften,  Handoläantcruebmuugen  mit  Filialen.  Agenturen, 
mancher  Actiengesellschaften.  In  der  zweiten  Hinsicht  finden  sich  VendiikdeDheiteii« 
auch  bei  ungtif;ilirur  Gleichheit  der  volkswirthsrhafiliclicn  Entwicklung  und  der  daron 
bedingten  Art  uud  Iluhc  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  zwischen  den  verschiedenen 
Staatshaushalten  derselben  Epoche,  wie  vollends  zwischen  den  Staats-  und  den  Com- 
munalhaushalten.  Docli  icigen  nicht  nur  die  tvi  is'  hon  Grundzüge  der  Ein- 
richtungen, —  eben  das  Troduct  der  gegebenen  ükuuuuiisch- technischen  Verhältnisse 
grosser  Wirthsebaftobetrieb«  and  der  gefebenen  rechtlicben  Structur  öflbnüicber  Hau»* 
halte,  —  sondern  selbst  viele  K  i  n  z  <  1  h  cite  n  in  der  Du  r  <- h  f  tlh  rung  der  Ein- 
ricbtttfigen  und  Vorkehrungen  ia  demselben  Zeitalter  der  staatlichen,  virthschaftUchea 
und  GiutnrentwtoltlaDf  eine  grosse  UebereioKtiiDinnni^.  ^ine  solcbe  tritt  besonders  in 
(Jen  bi'/.üirliclien  Vt-ransfaltungen  der  abbol u t <•  Ii  Muii  ir  tiiccn  im  letzten  Jahr- 
hundert desancien  regime  (17.,  nam.  18.  Jabrb.,Fnwluroich,üestcrrdcI^  Freussen, 
kleinere  Staaten)  hervor,  wo  man  allgemein  ziel-  and  zweckbewosst  finanzirirthschailt- 
liehe  Vcrwaltinitf!>reformen  grade  auch  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete  schuf  oder 
doch  anbahnte.  Noch  mehr  crgiebt  sich  eine  j^olchc  Ucbereinstimmung  in  der  „staats- 
b  ürgerlichcii  Epuclie"  seit  der  iraii/.i>,sisch<'u  lievolution,  indem  überall 
die  ölu»aini*ch-t<;cl)nischt'ii  Bcdinguiigeu  geordneter  W  irthschaft  und  dia  rechtlichen 
BGdine'Ting:en  öffeatliclier 'Uaasbalte  erlcaant  and  practiüch  möglichst  zu  rervirkliclieo 
gedacht  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  waren  iUr  die  Entwicklung  und 
für  die  nenere  Gestaltung  der  hierher  gehörigen  Einrichtungen 
denn  auch  ein  wirthschaftliches  und  ein  politisches  oder 
öffentlich-rechtliches  Moment.  Jenes  war  der  Uebergang 
TOn  der  noch  überwiegend  naturalwirthschaftlichen  Gestaltung 
den  ftlteren  Finanzwesens  (in  Deutschland  doch  in  den  Territorial- 
finanzen  im  17.  Jahrhundert  noch  worwaltend)  zur  geldwirth- 
gchaftliohen  Oestaltung.  Das  politische  Moment  war  erst 
die  Ansbildnng  der  absoluten  Monarchie  des  „Wohlfahrts- 
und  Polizeistaats*';  mit  ihrer  Yermehrnng  nnd  Centralisimng 
der  Staatstbfttigkeiteiiy  dann  neuerdings  auch  hier  die  Ausbildung 
der  „rerfassungsmassigen  FinanzTcrwaltnng'',  in  der 
Aera  der  ,,constltutionellen  Monarchie"  (§.  85). 

Die  Geldwirthschaft  tritt  auf  der  Ein  nahmescitc  ia  der  Eegal-,  GebOhren- 
tind  Steoenrirthschaft  gegenüber  der  Domanialwirthschaft ,  in  der  Verpachtung  der 
Domänen  stait  der  Seibstbewirtlischaftnnp  oder  der  üeberweistin^  an  die  Reamfon  zur 
Stützung,  im  neueren  System  der  Staatsschulden,  auf  der  Ausgabeseite  in  der  all- 
znaUf  andi  nebr  anf  Oeldwirthscbaft  basirten  Hofhausbaltnng,  In  dem  Systoui  der 
Geldbcsoldiingwi  der  Beamten,  in  den  stehenden  Soldheena  n.  a.  v.  cbaiacteiistiscb 

IHe  polittsebe  Tbltigkeit  des  neaercn  ««UebergangsataatS'*  erbeiscbte  besonders 
seit  dem  Soldheersysteui  und  der  Ucbernahme  umfassender  gerichts  -  und  polizcl- 
or^anisatorischer,  cultur-  und  wirthschaftafM>liti8cber  Aufgaben  uarermeidlicii  eine 
solcbe  mehr  geldwirtbscbaftliche  öestaltanfE  des  ganzen  Staatsbansbalts,  znglelch  «bei 
eisi«  fiOsseTe  Gentrnliairvng  der  Etnnabmen«  eine  Disposition  aber  die 
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l'iiiaoüuilttol  von  der  Cuutralätclle  aus,  eine  üorj^samcre  ZuratbobalULüg  aller 
dieser  Mittel,  eine  scbärfero  Controlo  Ober  die  Erhebung  nod  die  Vervendiing  der 

Eil!  nah  in '.'n.  Eben  /u  diesen  Zwrckcti  mus^t''  ilas,  was  etwa  vrin  Zaliluhi^s-,  Kaisen-. 
i<ecliuuug:i Controlvcseu  schon  bestand,  aber  den  neuen  Bcdiiriuu»»eii  der  durch* 
geführten  Geldwirtbsehaft  nicht  entsprach,  auf  ganz  neue  Grundlagen  gestellt  vorden. 
Vieles  auf  diesem  (iebiete  war  al)er  aucli  erst  so  gut  wie  neu  zu  schaden:  ohii-  'It-. 
was  auch  andere  Staaten  leisteten  (Frankreich,  Ucsterreich),  zu  unterschätzen,  darf 
auch  hier  wohl  besonders  die  erfolgreiche  Thatigkeit  der  preussischen  Kegenten  vom 
grossen  Kurfurst»:n  an  rühmend  herrorgelioben  werden  (§.  91).  Die  letzten  linan^- 
technischcn  und  rechtlichen  (Jonseijnenzen  sind  in  den  modernen  cnropüischen  Staaten 
in  der  jetzigen  Periode  der  ..verfassungsmiissigcn  Finanzverwaltnng"  doch  wieder  iu 
wesentlich« :i-  l  i  tiereinstiminuii  j  o^ren  worden,  besontlers  im  Zahlungs-.  Controlwesen, 
in  Bezug  auf  ihr  Iffrlmiinfraabschlüsse ,  den  Kas-i-m -  rli.inil  u.  A.  m.:  begreiflich  bei 
der  grossen  tileichmassigkcit  der  Bedürfnisse  und  nach  den  einfachen  £rfordcruiji»cii 
der  logischen  Folgerichtigkeit  in  der  Durchfahrung  eines  leitenden  Princips. 

L  Die  Einrichtung:  des  Zahlungs-,  Kassen-, 
Kecbnuugä-  und  Control weäcuä  und  des  Gescbältsgangä 

im  Allgemeinen. 

%,  120.  A.  Uebersieht.  Es  ist  das  Prineip  der  fis- 
calisohen  Kasseneinheit  in  der  modernen  Finanswirtliseliaft 
(§.  112),  die  administrative  Concentration  des  gesaromten 
obersten  Finanzdienstes  im  Finanzministerium  als  CentralflteUe 
nnd  der  staatsrecbtlicbe  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  des 
Chefs  dieses  Ministeriums  gegenflber  dem  Trilger  der  Staatsgewalt 
und  der  Volksvertretung,  woraus  steh  mit  logischer  Consequenz  die 
Haupteinriebtungen  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Kecbnuugsweaens 
und  des  Controlwesens  ergclicii. 

Die  Suuimen,  welche  das  ICtatsgcsetz  zur  N'ereiiiiialiniun^^  und 
Veiauisgabuij^- ,  ^'ei^licdert  nach  den  einzelnen  Dicnstzvveigcu ,  an- 
weist, stehen  iu  höchster  Instanz  dem  Finanzminister  zur  Ver- 
fügung. Er  hat  die  Kiiiiialunoäiuter  zu  instriiiren,  direct  die  vom 
Fiuanzniinisteriuiii  ressortireiulen ,  mittelbar  die  übrigen,  welche 
zum  liCssort  anderer  Ministerien  ii^ehi'tren.  Ueber  die  Gesanmitheit 
der  Eiuiiaimien  trifft  der  Kiiiaiiziiiiuister  zu  Zwecken  der  \'eran8- 
;;abung,  also  speciell  der  AusiUbruug  dieser  Öeitc  des  Etats,  die 
Dispositionen. 

Soweit  es  sieh  um  unmittelbare  Erhebunj^s-  (iietriehs-j 
kosten  der  Einnahnuii  handelt,  pflegen  diese  aul  (Jrund  allgemeiner 
Verordnungen,  eventuell  iu  besonderen  Fällen  nach  specieller  An- 
Weisung  des  Finanzministers  bez.  Hessortcbefs,  gleich  aus  den  Ein< 
nahmen  der  betreffenden  Einnahmedienstzweige  und  Aemter  bestritten 
zu  werden.  Wichtiger  und  schwieriger  zu  regeln  sind  die  Fälle, 
wo  es  sieh  um  die  Verwendung  der  Ueberschtisse  der  £in* 
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iiahiiicaiiiter  zur  Bestreitung  der  Verwaltungsaus^ubeu  der  einzelueu 
Dieübt^weige  bandelt 

Hier  bedarf  es  zunächst  einer  genauen  Uebersicht  der  je 
weilig,  bez.  in  bestinjuiten  Terminen  wirklifh  erfolgten  Ein- 
ncibmeu  sowie  der  daraus  uninittelbar  bcstriUeiieii  Hctriebs-  u.  8.  w. 
Ausgaben  und  der  danacli  vorhandrnfn  K  a  ssen  bestände  der 
einzelnen  Aeniter  oder  (Eiimabme-;  Kassen.  Zu  diesem  Bebule 
haben  diese  Kassen  periodisch  von  Unten  nach  Oben  zu  an 
ihre  vorgesetzten  Behörden  bis  hinauf  zum  Finanzmiuisteriura  be- 
zügliche Ausweise  (yiKassenextracte")  za  liefern.  Durch  die 
bachhalterischen  ZusammensteUnngen  dieser  Ausweise  ergiebt  sieli 
an  der  Ceotraletelie  die  Gesammtlage  aller  Einnahmekassen. 

Von  Oben  naeh  Unten  zn^  wiederum  in  erster  Linie  vom 
Pinanaministeriom  auB|  erfolgt  darauf  hin  die  Disposition  Uber 
die  Uebeisehflsse  dies«^  Kassen.  Theils  werden  den  letzteren  Ver- 
waltungsausgaben znr  Zahlnng  überwiesen,  anf  Recbnnng  der  be- 
treffenden Kasse  oder  anderer  Kassen,  theils  werden  sie  angewiesen, 
ibre  yerfUgbaren  Uebersobttsse,  etwa  nach  Abzng  eines  gewissen 
Kassenbestands  znr  Bestreitong  weiterer  Ausgaben,  an  andere  gleich- 
geordnete,  der  Znsebttsse  bedürfende  Kassen  oder  an  höhere 
Sammelkassen  periodisch  abzoftthren.  Diese  Geldbeweguug  ^^eht 
wieder  Ton  Unten  naeb  Oben,  von  der  niederen,  der  Special-, 
der  Ortskasse,  z.  B.  eines  localen  Stenererbebers,  znr  bOberen,  z.  B. 
der  Kreiskasse,  von  dieser  zar  Bezirks-,  Provineialkasse  und  von 
diesen  schliesslich  zur  Central    oder  Hauptka.sse  des  Staats. 

JemcUr  aus  letzterer  oamittclbar  Ausgaben  zu  bestreiten,  grosse  Centrairoudü 
za  dotfren  Bind     z.  B.  die  Kronliftase,  die  StaatsschoIdenkioBe,  die  EisentMAnbaiilcaaso, 

tili-  VfTsrhicdpnrn  Mini^tcrinlkassen  —  desto  mehr  sind  F  "^t  hfls^ic  aus  den  proFinripIlm 
und  localvo  Kasscu  an  die  Ccatralstello  zu  Ubertrageu,  die  sodann  wieder  von  üben 
na  eil  Ünten  xor  I>otatioii  der  betrelTenden  Ansgiibolfassen  dispenirt  werden. 

Aiuli  diese  ganze  Kassenbcweguug   wird  wieder  durch  die 

ßuchiiihruug:,  die  Extracte  lüi  die  höheren  Hehiirdeii  unil  die  buch- 

haltenselie  Zn8an)mei)stellun<;  dieser  Extracte  an  der  Centralstelle 

und  für  deren  Zwecke  Übersichtlich  gemacht.    Die  sänuntlichen 

Kassen,  welche  Gelder  einnehmen  und  ausgeben,  bilden  so  einen 

einheitlichen  Verband  („ K asseu verband").  Finaiiztechnische 

Aufgaben  desselben  sind,  auf  mitgliclist  geringe  Höhe  der  niUssigen 

Kasscnbestande  hinzuwirken  und  haare  Geldsend un^^en  thunlichst 

za  vermeiden,  indem  durch  Ueberweisuug  von  Ausgaben  zur  Zahlung 

so  viel  als  möglich  Uber  die  ?on  einer  Kasse  nicht  selbst  gebrauchten 

Uebersehttsse  verfUgt  wird. 

A.  W*Kn»r.  FiaMzw'mMinMhftrL  l.  S.  Anfl.  |7 
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Durch  Ueb(!rtragung  <  inrs  Thcils  der  Kas^-ngoscliriftr-  <  inr-  grosse  BatiL 
oder  venixsteas  durch  rejdiuääüigo  Verbindung  mit  einer  solchen,  indem  der  Staate 
Im»,  die  (^ntrtllnsse  und  aaden  usfl«n  «it  der  du  Contocwraiit  fftfaren,  laiMn 
»ich  diefle  Aufgaben  bewer  erfidlen  (§.  122). 

Da  die  ganze  baare  uud  buchhalterische  Geld  bewegung  in  den 
Kinnahme-  und  Ausgabekassen  wesentlich  das  Resultat  feststehender 
und  in  der  Hauptsache  <;leichbleibender  finmi/w ii tl  schaftlieber 
Einrichtungen  im  Einnabmc-  und  Ansfralicdieust  ibi .  s  i  kann  und 
wird  auch  ein  grosser  Theil  der  regelmässigen  Zaliiungs-  und 
KuÄBen f^eschiifte  durch  allgemeine  Verordnungen  oder  1  n  - 
str  u  ctionen  lest  geregelt.  Dieselben  gehen  tiir  den  ganzen  Finanz- 
dienst vom  ^taatsoberhaupte  (,,Küniglicbe  VerorduuDg")  oder  vom 
Finanzministerium  aus. 

Diese  Verordnungen  regeln  häufig  zugleich  die  technische 
Einrichtnng  nnd  die  Formalien  des  Zahiongs-i  Kassen-  und 
Eechnangswesens. 

§.  121.  —  Practische  Vcrh&ltnisso  in  einzelnen  L&ndern.  S.  die 
Litenlnr  Uber  die  Einrichtungen  eintelner  Staaten  oben  8.  219  in  der  Voiben.  tarn 
Etabiiresen. 

In  Preusscii  vi;l.  ulj  -r  die  Entvricliluug  und  die  gegenwärtige  Euiiiclitung  der 
l'in.vcr«raltnng  o.  §.  91  n.  sind  die  älteren  Destionmon^cn  Uber  das  Kassen-  md 
H>'(liininir?w<_'<;L'ti  diir-  h  eine  Instruction  \.  27.  Febr.  ITC!)  ersetzt,  bez.  zusammea- 
^efasst  und  cnisprecbcnd  umgestaltet  worden.  Dicäo  Instruction,  das  „K.  preui&. 
Kassenedict**.  ist  lange  die  Grundlage  geblieben,  obwohl  fiele  einzelne  Tertndemnfea 
Antraten.  Scuq  zusammenfassende  Beetimuiungen  erfolgten  im  Kegulatitr  r.  17. März  1 S2S. 
«.  T.  Kamptz,  Auaaleu,  XII,  285,  Herrfurth,  Etatsves.  Preuüisienii  S.  125  Ü.  0«- 
schäftuMreiflung  für  die  Regiemngshauptkaasen  r.  1.  Juni  1857,  bei  Uerrfnrtli 
S.  \  Die  verschiedenen  noch  giltigen  Verordnungen,  Keglcraeiit3.  Instructionen  u.  s.  w. 
Uber  Einzelnes  im  Kassen-  und  He«  hiiungsweseu  s.  bei  Ue rrfurth  u.  Meissoflr 
a.  a.  0.  z.  Th.  wörtlich  abgedruckt.  I  cbersicht  dartiber  bei  Meissner  II,  8.  XI  ff). 
Hervorzuheben  sind  u.  a.  die  K.-O.  v.  l'.>.  Aug.  betr.  die  Kassenrcv isionen. 

Vi  iuidn.  V.  24.  Jan.  1^44  betr.  K  ;iss.iii  d  cfecte.  Ges.  r.  25.  M..r/.  1<^7.'!,  lu  tr.  die 
Kiiuüünen  der  Staatsbeamten,  mit  zahlreichen  Ausfiihruiig^vir-irdnuiigua  für  die 
Beamten  d«;r  verschiedenen  Ministi  ricii  und  Dicnst/.weige.  Durch  V«  lur  In.  v.  3.  Nor.  ISI7 
w;«r  »  ine  höchste  IkhPi  Ii  u.  d.  1.  „Gencral-<'Mtit  idl  i  "  für  das  Klats-,  Kassen-, 
Uechnungswesen  uud  die  btaatsbuchhalterei  errichtet  worden.  Diese  wurde  durch 
K.-O.  r.  29.  Mai  aafgehoben,  vobei  gleichzeitig  die  Staatsbachbaiterei  als  be< 
sondere  Bcli"'rile  vi  i'nlirli.  Im  J.  1*^11  wurde  auch  diese  aufiji  liid><_n  und  ihrt 
Fancdouen  dem  i juuuzmiuistcnum  uIm-i tragen.  Suit  i^5U  besteht  in  letzterem  eiu 
besondres  Rechnongsboreatt  ab  „Hnuptbucbhalterei  des  Fin.min.ä'*.  —  Aneb  die 
Kegulative  u,  s,  w,  für  den  Geschäftsgang  der  Oberrechenkammer  sind  hier 
mit  zu  neuneu,  bes.  die  Instrurtion  v.  IS.  Dec  lb24,  Erlass  v.  22.  Sept  l'il'S  {im 
Aoschluac}  an  da«  (iesetz  betr.  Einriebt,  u.  Befugnisse  der  Überrechenkammer  mm 
27.  Mär/.  1ST2).  mit  vei-schicdeneu  späteren  .^b^demngen. 

St  Ii.  II  in  der  absolutist  Zeit  war  namer«!i<  b  durch  die  Keformen  der  1^20 
Jahre  daa  im  Text  besprochene  Princip  anerkannt  uud  sin  ug  durchgeführt  worden, 
dass  nemlich  „die  Disposition  über  die  UeberschOsse  aller  Verwaltungszweigc  voa 
Finanzministerium  all-in  rtusgeht",  weshalb  dasselbe  fintwähnud  Cebersi'  1:  t-^:t 
(„kaaseno.xtracte')  von  den  Einnahmeerträgen  uud  den  ßestündeu  det 
Kassen  zu  erhalten  hatte.  Damit  hing  auch  die  damals  eintretende  grössere  Centralis 
-irnna  d---  Kassenwcsf^iis  zii'-aramen ,  indem  in-dirrTc  d'T  "tlt-rcii  Ui  ini-r-'n  T- Titr\I- 
iinsscn  autgehoben  uud  ihre  EiuuahmeJi,  sowie  diejenigen  anderer  Eianalunczwcigc 
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(aacb  der  Dom&oen-  und  Forstrcrwaltung),  durch  die  RegieningaluiDptkasBeii,  dio 

üeberschOssc  der  vcrbleibciiili  ii  Ij.  sond'  r»  n  Ccntralkassen  der  Post  und  Lotterie  uu- 
fflittelbar  in  die  GeneralsUatskassu  geleitet  wurden.  Letztere  vurde  erst  t>o  eioe  wahre 
oberrte  GenCrallca»e.  Die  vorhandenen  besonderen  Ministerialkassen  konnten  nor 
sh  reine  Ausf^alii-Lisst  n  Vv'rbleiben,  sie  i  iliichi  n  den  Bedarf  ans  der  (i(  n<  ml- 
staatataase  —  durch  dirccte  Ucberweiüung  oder  durch  Ausführung  von  Zahlungen  für 
sie  in  den  Provinzen.  S.  Herrforth  S.  125  ff.,  v.  ROnne,  prems.  Steafsrecht  H.  A. 
II,  2,  TIH.  Folgerichtig  und  auch  zugleich  dem  Princip  des  Bruttoctats  in  der  Ver- 
rechnung entspre(  liend  werden  nicht  nur  die  IVbcrsrhilsfc,  sondern  rechnungswciso 
auch  die  Bruttoeinnaliuieu  und  die  abgezogcntu  Verwaltungs-  und  Betriebsausgaben 
durch  <\ic  (icueralstaat:ilnSM  gefb]irt.  —  Zur  Uebersicht  der  Ertrage,  der  Au^-iraben 
und  der  Bestände  und  zur  zweckmässigen  Bcmitznng  und  Vcrtheilung  der  Mitt- 1  haben 
alle  Kassen.^  auch  die  andren  obersten  Behörden  untergeordneten,  periodische 
Kassenextracte  und  JahretabschlUsse  dem  Fin.uiin.  einzureichen.  For  die  vei^ 
schied--neM  (i.ititinpen  von  Kassen  sind  dafür  ein  fttr  allemal  Ijcsrinitiite  Monatstarre 
festgesetzt.  Die  Einnah mekassen  haben  in  der  Kegel  zwei  mal  monatlich  an  bestimmt 
bezeicfaDote  Kassen  ihre  üebeiseltitose  abzoliefem.  Das  gesaninte  Kassenwesen  bildet 
Dil  dem  Etnt^w.  sen  eine  der  3  Abtheilungen  des  preuss.  Finanzministeriums  (§, 

Uebor  Baiern  (o.  §.  i)7)  s.  Stockar  von  Meuforu- llock  a.a.O.  Im  Stnats- 
ministeriuin  der  Finanzen  concentrirt  sich  auch  hier  die  gesammte  Finanzvenvaltung. 
mit  entsprechender  Verantwortlichkeit  des  Ministers  (Hock,  I,  S3).  Unter  dessen 
L.  itansr  steht  die  Centraistaatskasse,  in  der  sich  die  (Jcldbewegung  des  Staats- 
haushaltes vomemlich  rechnungsweiso  concentrirt;  sie  hat  nur  geringe  selb- 
stftndige  Einnahmen,  aber  grosse  selbst."indigc  Ausgaben,  die  sie  unmittelbar  selbät 
besorgt  a  0.  II.  94,  95).  Die  übrigen  Kassen  haben  monatlich  (früher  z.  Th. 
häufigen  Bestandsausweisc  dem  Finanzministerium  zu  Ubersenden  (ob.  I,  libi).  Auf 
(irund  des  Finanzgeseteee  erOBhet  erst  der  Finan/minister  auch  den  anderen  Ministerien 
ihre  „Oredite"  und  liat  er  die  Bi  fii;r,n\s,  die  bezüglichen  Zahlungen  an  die  Cenfral- 
ka!»e  .direct  anzuweisen  oder  dio  übrigen  FiuanzstollcD  zur  Ertheilong  der  erforder- 
lichen Anwdsnngen  zu  ennichtigen  (eb.  t,  407,  414). 

üeber  fWest-)  Oesterreich  (§.  98)  s.  Blonski.  Fin.ffi^ä.kiindc,  I,  27,  '1.'. 
II,  350.  Die  Vorscliriften  Ub^r  das  Jiassenvesen  s.  in  „Zus.stellang  der  Kasseomaui- 
indationsrorschriflten**  v.  1850,  im  „Amlsantcrricht  f.  d.  anstbendea  Aemter**  von  1S53 
u.  in  d.  Kais.  Verordn.  v.  21.  Nov.  lSr»6  betr.  Bestimmungen  über  die  Regelung  des 
Staats-.  Rcchntinsre-  tmd  Controldienstcs,  Vf^l.  auch  Schrott  Verrechn.  wissensch. 
§.  57  Ii  .  li-  ssen  irute  und  klare  theoret.  und  princip.  Darstellung  vomemlich  österr. 
Verhältnis-e  vor  Augen  hat.  Unter  etwas  anderen  Bezeichnungen  doch  den  preossisoheQ 
ähnliche  Einrichtungen,  SO  in  der  StoUnng  des  FinanzrainiBterinma  zun  Kassen»  nnd 
Kcchnungswesen. 

Ucber  Frankreich  i§.  99)  s.  v.  Hock,  Fin.venralt.  Fr.s.  Kap.  3.  S.  85  ff. 
IKi  fr.  fvorn'^ml.  nach  d' Aud  i  f  fref 's  ■^jst.  fin.  p.  2  u.  5  bearbeitet,  coneis  u.  klar', 
r.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  passim  in  kap.  1,  S.  44  11'.,  K.  3  u.  4  (,hior,  nach 
BlocI's  dict.,  gnte  Dantellanf  des  Diensis  im  Ftnanzniinisterinra,  sonst  nnvcrilstAndig 
in  diesen  Parti- en).  Das  geltende  legislative  Material  bes.  in  Block's  dict.  de  l'ad- 
miniatr.  u.  den  suppl6m.  (bisher  5);  s.  namcntl.  d.  Artikel  comptabiUt6  publique,  coor 
des  comptes,  payeurs,  pereepteors.  (resor  public,  trtsoriers^payenn  gkainnx.  Die 
llauptbestimmungcn  sind  in  » »rdennaneen  der  Rcstaorationszeit  u.  der  Juliuiunarchio 
enthalten  (14.  Sept.  Ib22,  10.  \)rr  1S23  u.  a.),  Zns.fassnng'  in  der  f^rdon.  v.  31.  Mai  IS.'JS  ; 
jetzt  geltende  Fassung  der  leUtercn  in  dem  die  frübcrcii  Verurdnuiigen  zus  fassenden 
Q.  verrollstnndigendcn  Decret  v.  31.  Mai  1862. 

Die  leitenden  Grundsätze  fflr  ihs  ganze  (iebiet  der  franzA*;.  rompf.  pnbl.. 
—  eines  Musters  folgerichtiger  Ordnung  de»  Zahlungs-,  Kassen-,  Kechnungs-  und  Control- 
wesens.  daher  von  allgemeioem  Interesse  für  die  Theorie  des  Gegenstands  tiberhaupt 
nnd  hier  ans  diesem  Gnindc  und  zugleich  mit  ztir  Uebersicht  der  einschlägigen  Be- 
atiHUttongen  Uber  das  uns  hier  beschüftigcudc  (iebiet  eingereiht  —  stellt  Uuck 
foifendennasoen  hin  (in  vortreATlicher  Fassnng.  ivenn  anch  in  einer  nns  nicht  ganz 
angemessen  erscheinenden  Keili-.iifolj^e .  die  wir  hk-r  alu  r  beibehalten):  \)  ,, Niemand 
dsiif  Gdder  des  Staats  verwalten,  der  nicht  vom  Fiaanzmiuistor  ernannt,  unter 
seine  Befehle  gestellt,  ihm  verantwortlich  und  der  Gerichtshaitteit  des  Bechnnngs« 
hofs  natenrorfen  ist   Wer  das  Kecht  hat,  Gelder  des  Staats  anznweisen,  darf 
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nicht  Gelder  dos  Staats  verwaltcu".  Dieser  (Jniiulsatz  Itcilingt  eine  noch  grr.a?. 
üeu  tralisatiüa  des  bcUölL  Finaozdieiuits  bciiii  frauzik».  riAiuuEmiiibiöriuiu  ai^  ia 
«Dderen  Staaten.  2)  , Jeder  ««nechnrade  Boinite  ist  ztt  dner  Gandonsleiütung  ve> 
|)flichtet".  —  3}  „Der  Staatsbanshalt  unterliegt  einer  dreifachen  Ucberwachung  und 
Prufnn^".  .iiier  legislativen  durch  Sraatsrath  u.  gesetzgeb.  Körper  (jetzt  National- 
versauiuilim^;,  einer  jud  iciellcn  durch  den  Kcchnuiigähof,  einer  ad  nt  in  iätuti  v  eii 
durch  einzelne  Ministerien  und  durch  das  Fin.ulinisterium,  —  wie  in  Princip  uuJ 
Praxis  jetzt  allgemein  ähnlich,  nur  mit  ni'  lir  Abweichungen  bei  der  zweiten  (^outnjie, 
in  den  inodumen  Staaten  mit  constitut  Verfassung.  —  4)  „Als  Grundlage  der  Ver- 
valtang  des  Staatsvermögens  dient  das  jäbrl.  Finanzgosetz  mit  dem  genehmigte« 
Staatsvoransehl :i;;c  \  den  einzelnen  Crediten  u.  w.,  —  wie  j-tzt  i  binf.ills  nll- 
gemein.  —  ^Nf.  5  bezieht  sich  auf  die  Trennung  düi  Jahresditüiütc,  worou  später).  — 
(i>  „Gelder  des  Staats  dorfea  nnr  gegen  Juxtirte  (ans  dnem  Bach  aasfeflchnittes^^) 
(Ml<;r  Tiiit  'l'alons  versehene  'j  u  i  1 1  u  n  i;  ca  in  Empfang  genommen  w-'rd.ui.  \\  i 
fOr  Ktichnung  des  StaaU  Abgaben  cinhcbt  odur  (ieJdür  empfängt,  wird  mit  de» 
Betrage  derselben  bolastet'N  ein  eigenthümlfdior .  za  vetteren  besonderen  "Em- 
richtUDgun  in  der  Iran zös.  Finanzverwaltung  i'ubrender  (irundsatz.  —  7)  „Ein  Zahiang^ 
niiftriJT  darf  nur  von  dem  Minister,  dessen  IJossi.it  er  betrifli,  oder  von  einem  durch 
ihn  IUI  Kreise  seiner  Befugnisse  hierzu  ermacliti^ten  Dienstchef,  nach  Liquidirung  der 
Anspnu  lie  des  Staatsgläubi^ers  id.  i.  Zahlungsberechtigten)  ....  ausgeateUt  veidea'*. 
„Wer  Zahlungen  für  «len  Sia.it  leistet,  darf  die  Zihliinsr  nicht  vollziehen,  wenn  üiiti 
nicht  vom  Finanzministerium  ein  Fond  hiezu  angewiesuu  (uusuahiusa'eisc  iiicüt 
erforderlich  bei  den  SoIdzaUttagen  f.  d.  Heer  und  die  Flotte),  vom  betreff.  Minister 
oder  Dienstchef  die  Zahlungsanweisung  zugekominc  n  und  vom  StaatsgUu biger 
(Zahluogsb«ruchligtun)  die  t^eine  AttüpiUchu  rechtfertigenden,  durch  die  K^leuwau 
nach  Axt  und  Form  genau  bezeichneten  Bebelfe  vorgelegt  ttind".  Dies  ist  die  fnaot, 
K.  L^r.luii^  Jls  ..(iiKinzielleu  Anweisungsrci  lits",  die  vcr^'^Ii' heu  mit  der  deutschen  einiges 
Eigeathumlichc  hat,  weuugleich  im  Hauptpriucip  auch  wieder  damit  übereinstiinMi. 
S.  n.  §.  123 — 125.  —  8)  „Alle  Schriften  der  tiuld  amreisenffon  nnd  tield  fenraeb- 
ncnden  Behörden,  Aemter  und  Kassen  werden  in  der  Hauptsache  }iGi\w  nach  den- 
'  selben  Formularien,  unter  denselben  Benennungen,  in  derselben  Weise 
^^Liülirt,  in  gleichen  Fristen  abgeschlossen  und  vorgelegt"'.  —  9)  „Alle  Bucher 
der  Hau  ptrechnungsleger  werden  nach  doppelter  Buchhaltung  mit  thunlichstcr 
Beibelwihuiig  der  im  Staatsvoransrhinc  cnthiilteii.  ii  Kubiik'n  'T'-führt.  Joder  AniLei 
dos  Journals  urscheiiit  so  unter  p;i^»ciai  gcw.tlilteii  Kubiikcu  duppelt,  imter  dea 
Einnsbmen  und  den  Ausgaben,  eingetragen,  «Liss  stets  jede  Eintragung  sich  aeibst 
l  outroliit  *,  —  während  in  l)eüt",(  hLiml  iloi  h  wohl  aus  triftijren  Gründen  der  sogen. 
Oameralstyi  (s.  u.  §.  dem  liecunuugswescn  zu  Grunde  lit^t  oder  die  doi»peU(} 
Bucbhaltnng  nur  wesentlich  modificirt  Anwendung  findet  (Oesterreich  L  tü.  JJlX  — 
10)  „VAiir  ihirchalle  Verwaltuiiijfs-,  und  I\c>  liiiuiii;>/\vci^.-  ilijr«  h^'rrif(jnilc  rntL-r^t  hoidung 
ist  die  zwischen  den  zum  Ertrag  gchörcudcn  Jrlionahmen  und  Ausgaben  loder  den 
etwa  als  eigentliche  oder  wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Dienstzweigs 
zu  bezeichnenden]  und  den  bloss  auf  das  Kassav ire ment  (dio  Fondsbewegung) 
sich  beziehenden":  die  sog.  durchlaufenden  Postun,  z.  B.  Einnahmen  und  Aus- 
gaben ftir  Kechnuug  einer  anderen  Kasse,  die  zwar  auch  im  Kechnungs-  and  Kassen- 
wesen andrer  Länder  vorkommen,  aber  im  französischen  folgerichtiger  und  vollstaudiger 
durch  die  Kechnungen  geführt  werden  —  (Nr.  1 1  bezieht  sich  auf  dio  Einrichtung 
und  Beschatienheit  der  Kechnuu<;si|n.  umejite,  Register.  Journale).  —  12)  „Keiu 
Kechnungsleger  kann  sich  selbst  tinen  Beleg  ausstellen,  keiner  mit  einem  andere 
iler  nicht  zu  ihm  im  ^'e^hältniss  der  1  •  ber-  oder  Unterordnung  steht,  ohü* 
höheren  Auftrag  iu  unmittelbare  Verbindung  treten —  (Nr.  IJ  buUilli  die  äussere 
Einxichtung  und  Führung  der  Kasse,  wo  die  ftauzOs.  Betttinmungen  gans  den  deaischea 
entsprechen,  s.  u.  §.  129).—  Im  Finan/.iniinsterium  ist  es  in  Fninlvreirli  die  besondere 
Abtheiiung  für  die  ailgcmeiue  Gcldcrbowo^ung,  (dir.  du  mouvemcnt  gv^aeral 
des  fonds  s.  o.  §.  99),  in  wdcher  sich  die  oberste  Leitung  dieser  Bewegung  in  den 
Staatskassen  concentrirt,  bei  der  die  Kassen  ubersichten  einlaufen  und  buchhalterisch 
zusammengestellt  und  die  Verfugung  über  die  L'ebertragungen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kassen  (unter  Mitbenutzung  der  Bank  von  Frankreich  und  ihrer  Filialcm 
getrofl'ea  wird.  Die  gesammtc  comptabilite  publi<|ue  bildet  eine  weitere  eigene  Fach- 
aMheUuDg  des  Finjtüniatennms  (wonach  oben  g.  911  S.  216  zu  eig&naea  i«t>.  voa  der 
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dann      AbdteifaiDfr  fllr  die  OentnUnase  ond  deren  Dienst  noch  xa  unterscheiden  ist. 

Dif^^c  Kasse  ist  ofuTst<^  Satnniclkassr  der  Uebcrscbüsse  der  Dcpnrtmnentskueen  und 
fuitgirt  ausserdem  als  Kasse  filr  das  Scinedepartemcot. 

Ueber  England  (§.  100)  s.  Gneist,  engl  Venraltreclit,  2.  A.  II,  §.  69,  70, 
Der Zahiungsdicnst  concentrirt  sich  in  dem  Amte  des  payraastor  gencral  (imcral- 
Zahlkass»^) ,  welches  jetzt  zum  Schatzamte  (treasary)  gehört.  Dies  Amt  fungirt  neben 
der  Bank  roii  England,  welche  die  Zahlungen  für  die  Staatsschuld  besorgt,  als  Aus- 
zahlnngsamt  rar  die  Ausgaben  der  ttbiigen  Zweige  der  StaatsverwaltODg. 

§.  122.  —  H.    Eine  Verbindung  de»  Staatskaasen- 

wesens  mit  Baaken,  besonders  mit  der  ctwai{::en  rossen 
Centraibank  des  Landes  empfiehlt  sich  in  unserer  Zeit  aus  ver- 
schiedenen (aündeii  und  ist  auch  mehrfach  erfolgt,  gewöhnlich  mit 
der  privilcgirten  oder  eines  Notenmonopols  geniessenden  Zettelbank. 

Iiu  E  i  n  n  all  III  cd  i  i-ns  t  kann  eine  solche  Bank  passend  bei  der  Aufnahme 
and  Einzahlung  vuü  btaatsschuldba  direct  dienen.  Bei  entwickeltem  heck - 
rerkebr  and  einem  soliden,  gut  cingericbteten  Abrecbnnngshause  (Cloaring-IIouse) 
i<t  die  Annahme  von  rii.'<  iH,  hi xuul-  r-s  i^»  r  nicht  nothwcndig  ausschliesslich  — 
auf  die  Hauptbaak,  wenigstens  für  gewisse  grossere  Zahlungen  au  Staatskassen,  daher 
luunentttch  für  Zoll',  fftr  i^irisse  innere  yerbranchstener-Zablungen.  wie  Rttbenaracker*, 
Brtnnfwein-,  Bier-,  SaI/,stou»^rn.  filr  die  Doraänt^nparhtschillinge.  fru-  ^rf^ssere  Zahlungen 
•a  die  Font-,  Beigwerkaverwaltung,  zul&ssig  and  sweckmäaiiig  ^England).  Die  Uober- 
schOase  der  Prorindal*  und  Locaftassen,  in  firten  mit  Bankliiiden .  gelangen  vlelfkdi 
durch  eine  Bank  fttr  Fiscus,  Publicum  und  Yolkswirthschaft  am  Bc(|uemsten  und 
Wohlfeilsten  an  die  Bestimmungs-  und  Bedarfsorte.  Endlich  können  grössere,  einige 
Zeit  iui  Bestand  bleibende  UcbcrschUsse,  die  sich  sonst  etwa  in  der  Centralkasso  ao- 
bänfen ,  erwllnscbteinnasMn  einstweilen  bei  der  Bank  stehen  und  hier  mit  für  fiaak- 
jwchäfte  rerwendet  werden. 

Im  Ausgabedienste  kann  eine  Bank  ebenfalls  passen)  für  die  Bcwurk- 
steltigung  interlocaler  und  etwaiger  international  •  r  Zahlungen  der 
Siaat^ta-sc  fungiren.  Ferner  kann  sie  —  /War  in  ungl'  i«  li< m  Maasse  je  na.  h  dem 
hystem  der  Bearkondung  der  einzelnen  Schuldtitel,  daher  besonders  bei  der  l  uru  der 
BaclHebnId,  wie  in  England,  indessen  doch  anch  bei  der  continentalen .  spedell 
denü<rb-in  Fnrm  der  ..Dblis-ntionensrlitild"  und  der  Zinsodicbnn?  niittclst  Coupons  — 
den  Auszablungsdien st  und  die  gesammte  technische  Verwaltung  der 
Staatasehnld  flbemehmen  (England).  Kndlieh  Hessen  sich  anch  sonstige  Aus- 
zahlungen, namentlich  sololie.  w.i  sich  nm  r ss e r o  Zahliiii-ron  auf  Grund 
Foransgehender  Liquidation,  z.  H.  iur  Lieferungen  an  den  Staat,  oder  um  periodisch 
feste  Hebungen,  wie  die  Besoldungen  der  Beamten  handelt,  an  Banken  zur  Bo- 
MCgong  ttberwaiaeiL 

Durch  diese  Einrichtungen  wird  der  eigentliche  Kassendienst 
vereinfacht  und  wohlfeiler,  ^ie  Ansammlung  mtlssiger  Geldbeständc 
geringer,  Sto(  1  imgen  im  Gcldverkehr,  die  Afficirung  des  Geldmarkts 
durch  <^r?1s8ere  Zahlungen  an  die  Staatskasse  oder  von  ihr  mehr 
vermieilcii,  der  wirkliche  Geldumlauf  in  Münze,  daher  der  Bedarf 
der  Volivswirüisehaft  dafür,  t'ljenso  der  Hanknotenumlauf  kleiner. 
Viele  Zahlungen,  z.  R.  zwischen  Staaatshclmldnern  ans  dem  Titel 
der  Zollgetalle  und  Staatsirlänhigcrn  ans  dem  Titri  der  verzinslichen 
Staatsschuld  lassen  sich  durch  blosse  Eintragung  in  die  HankbUcher 
und  reell  durch  Coinpensation  ahmaelien.  M.  a.  W.  die  Gcld- 
wirihsehaft  wird  auch  in  den  Beziehungen  zwischen  Fiscos  and 
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Poblienm  vielfach  darch  die  Greditwirtbsehaft  ersetzt 

Das  ist  im  Ganzen  eine  yolks-  und  privatwirthscbaftlich  gUostigc 
Entwicklung.  Es  kommt  dadurch  auch  in  das  Kassen wesen  des 
Staats,  das  ol't  an  einer  gewissen  bmcaukratischen  Sclnvcrlillligkeit 
leidet,  ein  kaufmännisch -bewegliches  Element,  das  hier  keine 
liedenken,  sondern  nur  Vortheile  hat,  hinein.  Am  Meisten  passt 
die  Verbindung  des  staatlichen  Ka.ssenwescns  mit  grossen  Central 
Zettelbanken,  die  zugleich  ein  ausgebildetes  Filialnetz 
haben  (Deutsche  Reichsbank).  Doch  ist  auch  die  Verl  in  linic 
mit  sonstigen  soliden  ÜJinken  iür  diese  Zwecke  nicht  anfäfresciilo.^sen. 
Auch  für  grössere  Communalhaushalte  empfiehlt  sie  sich.  Der 
(Uberwiegend  wtlnschenswerthe)  Ueber^ang  vom  System  der  specnln- 
tiven  Erwerbsgesellsehafts-,  besonders  der  Actienbanken  zum 
System  wirklich  öffentlicher  („gemeinwirthscbaftlicher")  Banken, 
in  Eigenthnm  und  Verwaltung  Öffentlicher  Körper  oder  doch  öffcnt 
lieber  Genossenschaften,  wUrde  jener  Verbindung  von  Staats-  und 
Commnnalkassen  mit  Banken  Vorschnb  leisten  nnd  die  letzten  Be 
denken  socialpolitischer  Art  gegen  eine  solche  Verbindung,  wie  sie 
in  Dentschland  wohl  —  n.  £.  mit  Unrecht  —  aoB  dem  Gharacter 
der  bekanntlich  achon  jetxt  nur  von  BdcbabeamCen  verwalteten 
Reiehsbank  als  Actiengesellscbaft  abgeleitet  worden,  beseitigen. 
Anch  die  AnabUdang  Öffentlichen  VeraicherangaweBens  drängt  darauf 
bin  und  würde  selbst  wieder  dadurch  begttnstigi 

Prahor  war  die  AwiratZQnir  der  Bankaa  zur  Grediturewlhnuif  an  dw  Staat  ia 

iMaauznnfli.  ii  i-in  cowichtifL-s  (iet;eiib<jdciikcii .  das  jef/t  in  rolL-c  Verb»'S>eruiiir 
StaatBcrediti»  und  ätaabrocbüicher  Caatclca  zurilcligetretea  ist  —  Das  wichtigste  Bci0]M«l 
d«r  Cebeniahine  eines  Theils  des  Kaasendiensts  des  Staats  durch  eine  Bank  liUdet  die 
Hank  von  England.    Dieselbe  ist  schon  seit  ihrer  (irUndung  (1694)  wegcD  ibrvr 
Darlehen  an  den  Staatsschatz  in  näherer  Verbindung  mit  dem  letzteren  und  hat  all- 
mählich die  (ieldrerwaltuug  der  Staatsschuld  ganz  ubernommeii.    Dann  sind  ihr  aoch 
die  Deberschüsäe  der  Einnahmckassen  überwiesen,  vofur  sie  mit  dem  Staate  eiu  t^nii'- 
rorr«rit  führt  (public  dcpositsV    Di»-  Atiszahlung  der  vierteljährli  li'  n  Zinsen  d-  rS  huM 
kann  sich  jetzt  iu  Ycrbindung  mit  dem  englischen  System  der  Bachcrcditu,  Che\l> 
und  des  Clearing- Houses  grossentbeils  durch  Umschreiben  in  den  BankbOchem  voll- 
ziehen: das  (Jon to  der  public  deposits  niiimit  ab,  liis  der  private  deposits  entsprochen«! 
zo.    Indem  jetzt  Zoll-  u.  ähnliche  Zahlungen  mittelst  Chccks  auf  die  Bank  vmi  £&|J-> 
land  bewemtelligt  werden  können,  wifd  die»  Umacbreibeferfahren  (Giiiren)  noch  mehr 
nn  Vi  ruiUfliiri!-'  der  Zahlungen  zwischen  Ptiblirtim  tiiul  Srantska.sbt-  b« nutzt.    \  n: 
lic|;elung  dieser  YerhiUtnisse  des  britiüchen  Zahluugswcsens  durch  Ues.  v.  lät>(> 
sa.  Vict.  c.  89).  8.  anch  Stein,  Fin.  I,  97  IT.,  der  aber  hier  wie  eb.  8.  91  ntl 
Unrecht  die  Bank  schon  von  Anfang  an  |,scit  1094)  zur  „Ccntralkasse  für  den  g:auzeu 
Haushalt''  bestimmt  und  gemacht  sein  lüsst.    [Er  schiiesst  seine  Ausfiüunin^tm  S.  ^ 
mit  einem  Ausfall  gegen  mich:   „wenn  Wagner  diese  Verhältnisse  und  Principieh 
bekannt  gewesen  wirem  so  hätte  er  wohl  ni<  ht  seine  wunderliche  Idee  ^incs  Erwer^r^ 
von  S'tnatseinnahnien   an«;  dem   staatlichen  Betrieb  von   Ranl^p: -srliaftini  fi    Ai.fl.  l. 

224  tt.)  aufstellen  kduneu  ....  So  wie  er  kann  man  lu  diesem  cruathaltcü  Ihup- 
nicht  xa  einem  Resultat  kommen''.  Dass  mir  ,.diese  Dinge  bekannt"  waren,  Ober- 
haupt und  specieU  mit  Bezog  anf  die  Englische  Bank  —  hätte  Stein  bei  ein  v«Bi( 
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^riogerer  als  seiner  gewöhnlichen  Flüchtigkeit  und  bei  ein  wenif  mehr  Emst  in  der 

Kritik,  wie  man  ihn  bei  sol<  Ii-  r  Polemik  wenigstens  erwarten  sollte,  aus  den  von  ihm 
selbst  citiitän  i^tellea  ersehen  können:  2.  A.  1«  S.  510,  513,  Nr.  5,  Noto  17  n.  diu 
'  dort  dt  Stellen  meiner  liieren  Bankachriften ;  schon  in  meiner  ersten  (1S57)  sprecbc 
ich  von  den  "\'orsiiillüHt  ri  di  r  P.Tiik'  mif  d  -fb  if^nry  hüls  des  Schatzes  u.  von  dem 
Kassendiendt  für  den  Staat.  Neben  einem  aolchen  Dienst  einer  Bank  kann  aber 
sehr  wohl  noeli  ron  einer  mit  ans  fiscal  (n.  ▼olhsarirthscbaftepolitiscben)  Rlickaichten 
erfolgenden  l''  l>.  niagunt!:  von  „tield-  u.  Bankgeschäftou"  auf  den  Staat  (oder  Coramunen>  • 
die  Rede  sein  und  öfters  waren  solche  Rücksichten  (auch  in  Preussen)  massgebend. 
Dagegen  lassen  tdch  natürlich  auch  liründe  anführen,  wie  ich  denn  die  firOnde  für 
tind  gegen  in  I,  §.  224  ff.  prüfe.    Ein«-  „wunderliche  Idee"  kann  das  nur   l«  rjenigc  •  ^ 

nennen,  der  die  Thatsarli.n  in- ht  kennt  oder  nicht  versteht  (Pn^iss.  S.  .  hau  ltung^] 
Nicht  in  der  Auisdclinuin;,  wi«j  in  Kngland,  steht  die  ^{aa{^ka.s^..  in  I  rmkreich 
mit  der  dortigen  Bank  in  Verbindnnf,  mit  der  sie  aber  immerhin  ebefilHlI-;  «  in  ()ontO' 
corrent  führt  und  der -n  \  i  rmittlung  zu  Zahlungen  zwischen  Paris  «nd  den  Departe- 
ments wie  dieser  unter  einander  sich  die  Staatskasse  und  die  (ienoraleiuuuhmer  vicl- 
iaeh  bedienon.  Aehnliche  VerhftltnisBe  bestehen  in  Italien,  Belgien  (Ges.  v. 
17,  Juli  18721. 

In  Deutschland  hatten  die  Zettelbankcn  auch  schon  früher  hie  nnd  da  in 
ihren  Siatnten  Pfliditen  znr  AnsfUhronf  ren  Staats -Rassengescblflen  fkbemommen. 

Im  Deutschen  B  a n l s  c  t /.  v.  15,  März  I'^To  ist  der  If i  ■  lisbank  i;i  22 
die  Verpflichtung  auferlegt,  „ohne  Entgelt  für  Rechnung  des  Kelchs  Zahlungen 
anzunehmen  und  bis  auf  die  Ilöhc  des  Rcichsguthabens  m  leisten'*  und  das  Rocht 
ertheilt,  die  nemlichen  fteschäfto  für  die  Bundesstaaten  zu  nbernehmcn.  In  Kolfje 
späterer  Anordntinff  fv.  'l'.h  Pi-c.  ISTö)  fungirt  nun  die  Reichsbank  f'prmlirh  als 
Reichshauptkaaac  (u.  A.  aii'h  —  bedenklich  genug  —  als  £inio»uüt;sstelle  für 
die  Beichskaasenscheinc),  was  allerdings  bei  dem  cigenthUmlichen  Character  des  Reichs» 
tioanzwesens  und  der  riu  i>t  im  blossen  Vorrerlmungswcge  vor  sich  gehenden  Aus- 
ttinandersetzung  zwischen  den  Keichsfinanzen  und  den  Finanzen  der  Einzclstaatcn  nicht 
ZU  einer  grossen  eigentlichen  Kassengebahrung  führen  mus»(e.  Für  die  Bucbführung8> 
crrsrhSftc  der  "Rcichshauptkas- ■  -  t  Ixd  der  I\t-i'di>l)ai)]c  ein-'  li-'-oiidcre  (if-^rli'ifts- 
abtheilung  eingerichtet,  in  dca  Ausweisen  der  Reichsbank  ist  das  Guthaben  des  Reichs 
nngesdiiMen  in  dem  Poeten  „tiiglich  fällige  YerbindlicUceiten**  enthalten.  Im  Jahres- 
bericht wird  iirit'-nichieden,  doch  das  „(iuthaben  des  Reichs"  mif  dorn  der  Btiiidesstaatcn 
(das  tlbrigcns  in  der  Itegel  nicht  so  erheblich  sein  wird)  zusammeugcfasst.  Am 
1.  Jan.  1$S2  betrug  dies  Gesammtgnthaben  15.01  M.  If..  vorenf  in  1882  925.34  M.  M. 
eingezahlt,  801.82  MM.  ausgezahlt  und  31.  Dec.  ]Sb2  40.5.H  M  M.  als  (iufhaben 
verblieben  sind.  Mit  wci<  li'-n  (  in/-  Inen  Staaten  des  Reichs  und  in  welchem  Umfange 
die  Keichsbank  in  Verbinduiii^  st  ht,  crgiebt  sich  nicht.  Die  etwas  si  hwerfallige 
preuss.  Kasi-'  TiV'jrwaltnng  könnte  dadurch  nur  gewinnen.  In  ßaicrn  )»  dient  sich  die 
St^täkasse  mehrfach  der  Vermittlnng  der  K&n.  BanJt  in  Kumboig  für  ihre  Kassen- 
bevegung. 

II.  Kinzelbeiton  des  ZahTnng:s-,  Kassen-  und 

lieciinangswesens. 

§.  123.  Hierhin  gehören  von  wichtigeren  Verliältnissen:  A)  die 
Ordnang  des  finanziellen  Anwe Isnn gsrechts,  —  B)  das 
Kassensystem  und  die  innere  Einrichtung  des  KasBcn- 
dienstes,  sowie  der  Gang  der  Kassengeschäfte  bei  den 
Kassen, -—C)  die  innere  Einrichtung  des  Rechnungswesens 
(Buchfflhrnng). 

Es  sind  dies  speciell  technische  Dingo,  von  denen  wieder  die  Bemerkung  in 
§.  119  gilt,  dass  es  sich  dabei  nm  allgemcinu  ein/elwirthschaftlicho  und  tinauzwinh- 
i»cbaftliche  Angelegenheiten  zugleich  handelt.  Die  drei  unterschiedenen  Verhftltnlase 
hingen  eng  zusammen,  so  dass  bei  der  En^rterung  eines  jeden  Einzelnes  mit  hinein 
za  ziehen  ist,  was  die  beiden  anderen  betciftlt.  £ine  grosse  Falle  ?on  Einzelheiten 
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liegt  hier  vor,  Tielche  in  den  modernen  Staaten  in  zahlroi«  lu  n  Vt  rordnangen,  Rci^ula- 
tiveo,  Instructioneu,  nur  ausnahmsweise  Einzelnes  im  Wege  der  GeseUgöbang  (z.  B 
das  GantionnveBeii)  geardnot  sind.  Bei  muehea  Venehiedanheiiaii  beatoht  in  den 
Allen  doch  eine  aus  der  Natur  di  r  SaclK^  nnd  modornen  Tvcrht'^boijrriiren  auch  noth- 
wendig  folgende  grosse  Uebercinstimmung  in  dem  Wesentlichen.  l)&rüber  darf  mae 
sich  durch  die  öfters  verachiedene  Terminologie  — auch  innerhalb  Dentscblanda — 
und  eben  gcwöhnli<  h  mir  sclieinbar  bedeutende  üiiUMSohioile  in  den  Einrii  htunyen 
und  im  Gcücb&ftsgang  nicht  täuschen  lassen,  lün«^  ,iach  hier  m.  £.  zu  erstrcbeodo 
und  ron  mir  erstrebte  mehr  principicllc  Dchaudlung  uines  solcheo  Gegeoitandk  bieM 
nach  dem  Charactcr  des  letzteren  besondere  Schwierigkeiten  und  ist  nur  fur  die 
wichtigeren  Piinct«  strenger  durchzuführon.  Das  jrrossc  tf'rhnisrhc  tind  administrative 
Detail  gehört  nicht  in  die  Finauzwib,->enschaft,  eoudcru  all-  ii falls  in  eine  Lehre  vom 
Technischen  und  Formellen  der  Finanzvcrwaltung.  Ein  freilidi  meist  noch  sehr  uurolU 
komm(^ner  Versuch  systematischer  Verarbeitung  dieses  Dt^tails  üotjt  dt-nn  aurh  nur  in 
den  Schritten  far  practische  Zwecke,  „Anleitongeu"  zur  Ausbildung  und  t'ur  die 
PrOfangea  des  Snbaltemdieiutes  in  dieaen  Branchen  ror. 

A.  Das  finanzielle  An weisnngsreclit  ist  das  Recbt  einer 
Behörde  (oder  des  Chefs  einer  solchen)  von  Amtsw^n  oder  nach 
speciellem  Auftrag  (schrifUiche)  Anweisnngen  (AnftrSge)  an  andere 
Beamten  nnd.Behörden  zur  Empfanguahme  (Einhebung)  von 
Zahlungen  anf  Rechnung,  des  Fiseus  (Staats,  der  Staatskasse  oder 
einer  Behörde,  eines  Institnts),  sowie  zur  Vornahme  von  Zahlnngen 
auf  licchnung  dieser  Verpflichteten  an  Dritte  (insbesondere  im 
„Pubiicimi^'j  zu  gei)en. 

Auch  dies  Recht  concentrirt  sich  in  oberster  Instuuz  beim 
Finanz  minister.  Von  ihm  ergehen  sowohl  die  AnftrHr^c  zur 
Empfangnahme  von  Zahlungen  als  zur  Voniabmo  v<  n  /alilnngcn 
an  die  betreÜVmk'ii  iiehurdeii,  suweit  nicht  gcwiöse  Dicnst/weige, 
z.  B.  für  Einnahmen  (Verkebrsanstaltcn ,  Domänen,  Forsten)  efv\-a 
unter  anderen  Ministerien  stehen.  Bei  den  Verwaltuugsaus- 
pai)cn  beschränkt  sich  die  Anweisuni:  des  Finanzministers  regel- 
mässig darauf,  den  anderen  Miuibtcrieu  die  etat  massigen 
Credite  im  Ganzen  anzuweisen,  worauf  dann  die  iSpecial- 
verwendung  durch  die  Chefs  dieser  Ministerien  je  in  ihren  Ressorts 
angewiesen  wird.  Die  Miniijtcr  und  die  Chefs  der  den  Ministeriea 
eoordinirten  sonstigen  Behörden  bilden  die  obersten  Verwaltuogs- 
osgane  mit  selbständigem  Anweisongsrecht  innerhalb  ihrer 
Competenz  (An  weisnngsbebörden  erster  Klasse).  Von  ihnen 
wird  das  Anweisnngsreoht  delegirt  an  gewisse  nntei^bene  Be- 
hörden in  verschiedenem  Umfange  (Anweisungsbehdrden  2^ 
3.  Klasse  n.  s.  w.,  ordonnatenrs  secondaires). 

Dem  Finan/.rninist'  r  sind  über  die  erfolgten  Anweisungen  und  deren  Erledigua^ 
durch  die  Kassen  auch  auK  den  anderen  Ministerien  regelmiissig  periotliscbe  Mit> 
thcilnngcn  m  machen.  Es  kann  auch  die  Einrichtung  getroffen  werden,  dass  alle 
oder  gewisse  Anweisungen  andrer  Ministerien  selbst  innerhalb  der  etatniässigen  Croditc 
vor  ihr-T  Voll/.iohiin^;  im  rirrnnzministerium  zu  vi>iroii  sind  — so  in  Frankreich  S«itena 
der  Direction  der  tuadsbewegong  (f.  Maichus  il,  124;. 
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Zor  Empfangnahme  von  Zahlungen  in  ihrem  reg^el- 
mässigen  Wirkangskreise  erhalten  die  Einnahmeämter  einen 
G en  era  la n  f  ir  ag,  weleher  sich  ans  ihrer  Bestimmung  nnd  Fnnetion, 
bez.  ans  der  Ueberweisung  eines  „Etats"  znr  Vollziehung  an  sie 

(Zoll-,  Verzehrungsstenerämter,  Aemter  für  directe  Stenern,  Forst- 
kassen, Domänenkassen,  Postkassen  u.  s.  w.)  ein  für  alleraal  ergiebt. 
Zahlungen  ausserhalb  dieses  Wiikun^^skreises  und  Etats  haben 
solche  Aemter  entweder  gar  nicht  anzunehmen,  sondern  bei  in- 
thUnilich  angebotenen  die  Zahlnngswilligen  an  das  conipetente  Amt 
zu  weisen,  oder  nnr  aasnahnisweise  einstweilen  ,,in  Ve rwali rung** 
zu  nehmen  und  dann  apart  zu  buchen.  Sonst  setzt  die  Annahme 
einen  Specialauttrag  der  competenten  vorgesetzten  Behörde 
voraus. 

Auch  bei  der  Vornahme  von  Zahlungen  sind  die  auf  all- 
gemeinen Rechts-  und  damit  Zahlungstiteln  beruhenden 
regelmässigen  Zahlungen,  insbesondere  die  periodischen, 
wie  für  Besoldungen,  Pensionen,  Schuldzinsen,  gewöhn- 
lieb  ein  fiQr  allemal  bestimmten  Kassen  durch  einen  Gen  erat - 
anftrag  znr  Zahlung  tiberwiesen.  Ein  solcher  Generalauftrag 
liegt  aneh  hier  in  der  Uebermittlnng  des  betreffenden  Etats 
(„Kassenetats*')  an  die  Kasse  zur  AnsfUhrnng  (Preussen). 
Einer  Speeialanweisnng  der  eompetenten  Dienstbehörde  bedarf  es 
hier  nnr  fQr  den  Beginn  nnd  die  Beendigung  des  einzelnen. 
Zahlnngsansprnchs,  so  bei  neuen  Anstellungen  nnd  Gehaltszahlungen 
dafür  und  bei  der  Sistirung  oder  Uebertragung  an  eine  andere 
Kasse  oder  bei  definitiver  Beendigung  einer  solehen  einzelnen 
reehtliohen  Verpfiiebtung  (z.  B.  einer  dnreh  Tod  oder  sonstiges 
Dienstanssebeiden  beendeten  Gehaltszahlnngspflieht  an  den  Be- 
amten N.  N.).  Bei  sonstigen  einer  Kasse  generell  znr 
Berichtigung  flberWiesenen  Zahlungen  mnss  dagegen  in  der  Hegel 
noeh  für  jede  einzelne  Zahlung  —  z.  B.  fttr  sach- 
liche Ausgaben  im  Bureaudienst,  bei  BaarkUufen,  soweit  nicht 
eben  an  bestimmte  Beamten  Pauschsumnica  dafür  periodisch  zu 
zahlen  sind,  für  Berichtigung  von  liCclmim^ca  für  Lieferungen  — 
eine  hpecielle  Zahlungsau  we isung  der  betreffeuden,  das  An 
Weisungsrecht  besitzenden  Behörde  der  Kasse  zugehen,  um  letztere 
zor  Bewerkstelligung  der  Zahlung  zu  legitindrcn.  Sclhstveiständlich  •  1 
bedarf  es  vollends  einer  solchen  specielleii  Aiiwi  i>[in'j:  hei  allen 
einzelnen  Zahhiiii^en,  welche  nic'ht  zum  re^elLiiiissi^eu  Wirkungs- 
kreis einer  Kasse  gehören  und  dieser  nicht  generell  Überwiesen  sind. 
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Di«  Dnrdifillining  des  linanziollcn  Anweisungsrechts  büdingt  danu  wieder  eine 
eiit8pre( lioiidc  RiichfQhruug  Ijci  der  an  wcistMi  den  Behörde  Ubor  die  crgangencü 
oder  ausgestellten,  bei  der  beauf trajj'tGn  Kasse  über  die  empfangenen 
Anweisungen.  Letztere  Bachfilhning  kann  selbständig  neb'  ii  <] -r  über  die  verwirk» 
lichten  Zahlungen  oder  den  eigentlichen  K  isM  iiverkebr  r  inh'  r^r«  In  n  oder  dnnii  Tin- 
ftlgung  einer  betreflendcn  Spalte  in  die  Kassenrcchuuugen  mit  lit  r  Kassen  -  Bachlubiung 
nlber  verbanden  werden.  Den  oberen  Behftiden,  speclell  d«'ii  K^-trefididan  Hiaisterieo 
MnA  hesonder^  Arm  I'iii;tnzinitiistL'iiiim  sind  wieder  firrioiiiiche  AUttflge  tbtt  dit 
crtbeiitcn,  empfangenen  und  ausgeführten  Anwclsnugcu  zuzustellen. 

Wo  die  Kasse  naeb  Generalanftrag  auch  den  einzelnen 
Zahlnngsansprneby  z.  B.  ans  dem  Rechte  auf  die  periodische  Hebang 
der  Besoldung»  selbständig  zu  erfüllen  hat,  obliegt  ihr,  bez.  einem 
damit  speciell  beauftragten  Kassenbeamten,  auch  die  Prüfung 
aller  auf  die  rechtliche  Seite  der  Zahlung  Bezug  habenden 
Puncte,  somit  die  sachliche  und  die  formelle  Prttfmig,  bei 
VollziehuDg  yon  Specialanweisungen  nur  die  letztere  (§.  130). 

Das  Kassenpersonal  handelt  hier  auf  seine  eigene  V'cr- 
antwortlieh  keit  tmd  untersteht  demgemäss  etwaigen  Re^ress- 
ansprtichen  des  Fiscus  wie  des  Berechtigten.  Bei  Zahliingeu  auf 
Grund  von  Spcc ialanweisungen  der  eonipetenten  Dienstbehörde 
modilicirt  und  hesehrHnkt  sich  diese  V'erantwortliehkeit  eutj^prechend. 
Hier  niuss  die  I^rUl'ung  des  einzelnen  Zahlungsanspruchs  und  die 
„Liquidation''  desselben  in  der  höheren  Instanz,  bei  der  an- 
weisenden Behörde,  vor  sich  gehen,  welche  denigemäss  hier- 
für die  Verantwortlichkeit  trägt.  Die  Buchftibrung  wird  hier 
eyentuell  Uber  die  eingereichten  und  die  liqnidirten  Zahlungs- 
forderungen und  Uber  die  darauf  hin  ausgestellten  Zahlungs- 
anweisungen getrennt  erfolgen  mflssen. 

§.  124.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  bei  den  Liquidationen, 
der  Ausstellung  der  Anweisungen  und  bei  der  Zahlungsleistung  zu 
richten  auf  die  Innehaltung  des  Etats,  bez.  der  einzelnen 
etatsmUssigen  Credite,  dabei  auch  auf  die  Beachtung  der 
staatsrechtlichen  Bestimmungen  Uber  die  ZuKlssigkeit ^  die 
Bedingungen,  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Deber* 
tragungen  zwischen  yerschiedenen  Kapiteln,  Titeln  o.  s.  w.  d^ 
Etats  (i;.  117  ff),  femer  auf  die  Innehaltung  der  Vorschriften 
über  die  Trennung  der  Jahresdienste,  über  den  N'ertaU 
der  nicht  erscliiVpften  Credite  früherer  Jahre  uacli  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  u.  dgl.  m.' 

Das  Finanzniinistcrinm  ist  hier  dem  Staatsoberhaupte  und  der 
Volksvortretuni^  veianhvortlieb,  die  ( )bprre(  lienkamnier  hat  eventneU 
die  bezügliche  Coutrole  mit  auszuüben,  die  anderen  Miuifitehen 
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sUid  dem  Finanzoiiiiisteritim  gegenttber  zur  Innehaltung  ihrer 
Credite  und  jener  Vorsebrifteii  verpflichtet,  jede  anweisende  Behörde 

ihrer  vorgesetzten.   Feststehen  muss  vor  Allem,  dass  eine  lieber- 

si'lii  eituugderCrcditc  und  Vorschriften  Seitens  der  anderen  Ministerien 
nur  mit  Wissen  und  —  regelmässig  vorlicigclieiider  —  Zustimimmg 
des  Finanzministers  geschehen  darf.  Diesem  Bind  U.iLer  die  Gründe 
vorzulegen  und  er  luit  darüber  mit  zu  beilüden.  Er  bat  duim  die 
Ueberschreitungeii  seines  Speeialctats  und  diejenigen  des  Gcsammt- 
etatsuach  Oben  hin  z!i  vertreten  und  dafür  naebtriigliche Genehmigung: 
des  Staat.<o!)erhaii|)ts  und  der  Volksvertretung,  regelmässig  bei  der 
Vorlegung  des  Kecbuungsabscblu.Mses  einzuholen,   Ftir  eine 

selbständige  Mitwirkung  der  lediglici»  nach  Aufträgen  der  an- 
weisenden Behörden  handelnden  Kasseuverwaltuugeu  bei  derControle 
wegen  Innehaltung  des  Etats  fehlt  eigentlich  diesen  Verwaltungen 
die  Competenz,  selbst  wenn  sie  einen  Generalaaftrag  in  der  Form 
der  Ueberweisang  eines  Etats  zar  Voliziehang  erhalten  haben  (b. 
IL  Aber  Prenflsen). 

Aach  darüber  ist  eine  fortlaofondc  Controle  geboten,  dkss  Dicht  kleinere, 

melir  z u f iil  1  i  l  eb  rs<  hreitnngcn  des  Etats  und  der  einzelnen  nicht  nbr  rtragbaren 
Oreditu  statUindcQ,  z.  B.  indem  auf  geoercUo  Titel,  wiu  etwa  „zu  persönlichen  Aüh- 
^ben  ausser  den  Besoldnnf en**,  „m  allireraeincn  Dnlostcn**  darch  SpeciaUinvolsiiDgcu 
lueLr  aDgewii  !5(  n  mul  vimustrabt  wiril.  als  auf  diesem  Titel  zur  Verfüf^unfj  ^teht. 
Die  Haupti^orgc  hiortur  muss  wieder  iu  die  au  weisenden  BubOrdeu  und  uchliesslicb, 
als  oberste  ControUnstanz  in  das  Finan zrainisteriam  verlegt  werden.  Zn  diesem 
Beliufc  wird  passend  in  d«'i,  IJ  :  hcrn  der  anweisenden  B<  liör<ii  ii  eine  Ver- 
lei^li.sspalte  für  das  „ctatniässigc  Soll"  (bez.  ..Darf"  boi  den  Ausgaben) 
gesetzt,  um  dadurch  jederzeit  die  Innchaltung  dieses  „Soll"  durch  das  wirkliche  Er- 
gebnüis  (das  „Ist",  hier  znn&chst  der  ausgestellten  Anweisungen)  leicht  vergleichen 
zu  können.  Aehnücb  kann  man  hier  dann  auch  die  Buchführung  der  Kas'^f.n 
oinhcbten  und  durch  Aufnahme  einer  Spalte  des  „Etats- Soll"  den  Vergleich  mit  der 
vixUicliflii  Geldgebdbrong  oder  Voransii^bDng  erleichtern.  Nur  erscheint  doch  auch 
hier  die  K:\sse.  ■^d'^he  stc's  mir  aüf  .'-.nirrellen  oder  si^M-idlen  Zahhinir>;iiiftrriir  tJcr 
foigesetztcD  Behörde  handelt,  keine  geeignete  lostanz,  um  etwa  unter  Hinweis  auf 
bereits  erfolgte  Oeberschreitung  des  Credits  ron  sich  aus  selbständig  die  Gr- 
fülluri;:  « iiuelner  sonst  form'  II  richtiger  Zahlungsansprü'  In  m  sie  oder  vollends  die 
IIoDohrung  eiazelner  Specialauweisuiigon  auf  sio  abzulehnen.  Sie  sollte  nur  etwa 
Uccht  und  Pflicht  haben,  in  solchen  FIlTen  ror  der  Auszahlung,  also,  sovett  angäuglich, 
mit  Aufschub,  an  die  vorgesetzte  anweisende  Behörde  den  Thatbestand  zu  berichten 
und  w-  iti  re  Instniction  zu  erbitten.  Lautet  diese  dann  'lo^h  auf  Aii^/nblnng.  so  fniiss 
die  Kaäsc  ürdnujigauiaasig  Folge  leisten.  Achnliche  Bestimuiungeii  Mnd  iur  die  Kassen 
in  FlUen  ron  aofstossenden  InthiUDem  der  anveisenden  Behörden  nothwendig. 

Eine  besondere  Frage  ist  es,  ob  allgemein  die  Zalilun^'.s 
anweißuugco  der  mit  dem  Anweisiingsrecht  versehenen  Verwaltungs- 
behörden noch  vor  ihröni  Kinirnnj;  Ijel  den  Kassen  einer  Visirung 
durch  Kechuiiiigs-  und  (  ontrolurgane  unterworfen  werden  und  ob 
von  dieser  vorausgehenden  Visirung  die  Giltigkeit  der  AuweiBUUg 
fttr  die  Kaaee,  aUgemein  oder  wenigstens  als  Regel,  welebe  aber 
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bestimmte  Aasnahmen  snlässt,  abhSngen  soll.  Bestimmnogen  dteier 
Art  finden  sieh  mehrfach,  aber  je  naehdem  die  Vieirnngsorgane  sa 
der  anweisenden  Verwaltnngsbehördc  gehören  nnd  Ton  dieser  ab- 
hängen (Oesterreich,  Italien)  oder  unabhängig  neben  ihr  stehen, 

von  verscbicdcner  rechtlicher  Bedeutung.  Die  Einrichtung  hat 
tinauztechnisch  ihr  FUr  und  Wider,  letzteres  überwiegt  wohl,  aber 
sie  kann  staatsrechtlich  werthvoll  und  im  gegebenen  Falle  folge- 
richtig sein.  In  Frankreich  patssircii  die  Auszahlungsanweisungen 
das  Visum  der  Direction  der  Fondshewegunp:  allgeuiein. 

Vgl.  M&heres  bei  Schrott.  S.  in  ff.  o.  u.  iü  §.  140  ttber  die  „Vuacontrole* \ 

Die  K'chiiiing>^n  (]ot  anweisenden  Behörden  über  die  von  ihnen  erlass'^nc:» 
AnweisuDgcu  (zur  lliubebung  nod  zu  Ausgabea)  kauA  mait  „Yerwaltungs- 
rechnnngen**  ron  den  „Kassenrechn  ungen".  d.h.  den  Becbnonfen  der  Katseu 
Uljcr  die  vollzogenen  Kinh'  l^unpen  und  Ausgaben  auch  terra inologisi  Ii  mit-  iN»  h  -ideu. 
Danach  trennt  iicb  daau  auch  eine  allgemein  (den  ganzen  Staatsliaiuludt  zu^aniuicn- 
fassendc)  Vcnraltangsrechn  ung  (coinpto  d  adininiistration)  u.  KassenrechouBg 
(coinpte  de  gcslion)  (d' Andiffret).  Vgl.  Schrott,  Verrüchn.wisseosch.  S.  5J7. 
(iewöbnlich  denkt  man  beim  K<?chn»n5p«wesi«n  ntjr  .m  dui  letztere  Rerhnnng. 
125.    Practischc  Verhaltn  issr-  ia  ciri/,elucu  Liiuderu. 

In  Preusäen  (vgl.  Herrfurth  n.  Meissner  a.  a.  0  ,  ausserdem  Meissner, 
preun.  Venralt.kun.l»<.  I,  0,  2«)  H'.,  tt  ))r>tiMiiiitt:  ilic  K.-H.  v.  17.  Mfirz  ]^2^  (Kt- 
gnUtSv  f.  d.  kassenwcsen),  da^b  den  Ministerien  u.  obersten  \  urwaltung^bebordcn  der 
im  Etat  festgesetzte  Aasgabebedwf  vom  Finanzminlsteriam  bei  der  (ioneralflittbi- 
kassi-,  fiir  <lit^  in  den  Provinzen  zu  leistfiidon  Ausgaben  bei  i1i-r  betreff.  Kegier.- 
bauptkassc  überwiesen  wurde.  Dm  Viaaain.  bat  aber  auch  dafür  zu  «orgeo. 
das»  ttberall  die  nölhigen  Mittet  ziir  Zeit  des  Bedtr&  rorbuiden  sind.  Hit  desvegwt 
nach  der  gen.  K.-O.  period.  Kasscueitracte  von  allen,  .uii  h  von  den,  anderen 
obersten  Verwaltuug»bebördeQ  unterstehenden  Kassen  an  das  Fin.mta.  —  Kur  alle 
Kassen  Verwaltungen  werden  dann  „Kassenetats"  anfgestellt,  für  die  Gcncralstaats- 
kasse,  die  BefidT.hanptkassen  u.  andere  Hauptkassen  der  Verwalt  zweige  des  Finanz- 
ministeriums vom  Kin  ininister ,  df'r  dii  sc  Kcus  zu  zeichnen  u.  dem  K'nnifr  /.nr  W-Il- 
ziehung  einzureichen  liat.  Die  amlcicu  Ktats  im  Kin.min.  werden  vum  l"iii.muaaU;r 
allein,  die  der  übrigen  Ministerien  von  deren  Chefj,  aber  unter  ^litrevision  u. 
Mitrollziohti  II  tr  ^  Finanzministeni  vcH/ciutm  <^K.-().  v.  29.  Mai  l^l'!'.'.  Die  Ucbcr- 
weisung  der  Kasseuetats  an  die  betrellendc  Kaase  involvirt  dann  eiiicn  (jeneralauf- 
trag  zur  Einhebung  o.  Auszahlnug  gemlss  dem  Etat,  wie  schon  bemerkt.  —  Kacb 
der  firschriftsaiiweis.  f.  d.  Regier.hauptl 'i  -  fi  r.  1.  Juni  1*^.'T  (u  in  dios»>n  Ponct  -n 
ganz  auaiqu;cu  Voivcbnften  L  die  sonstitjeu  Kasseu)  g.  35  mUsScn  alle  bei  der  Haupt- 
Itasse  zur  yerrechnQng  gelangenden  Einnabmon  ..entweder  durch  die  Etats  n.  sonstiirea 
:\llu'''ni'iii''ii  Vorschriften  oder  durch  spc«'.  Kinnalim-onlros  uberwiesen  sein*"; 
andere  Eiuoabmon,  die  Überhaupt  zur  Verwaltung  der  Uauptkaiise  gehüren,  sind  nur 
in  ..  .\88ervation**  za  nebmen  und  Bestimmung  darüber  einzuholen.  Ebenso  gilt 
fdr  die  Ausgabe«,  dass  sie  von  tl<T  Kas^c  nur  geleistet  werden  dürfen,  wenn  sie  „durch 
den  Etat  oder  'liiri  h  «  in  für  ailemal  ertheilte  Anweisung  oder  durch  spec^  Ans^al».-- 
ordres  dazu  cnnucUtigt  wurden  ist"  (§.  52  .  Die  Ruch  halte  r  der  Kassen  siuU  für 
Etatsuberschreitungen  mit  rerantwortlich,  müssen  daher  stets  die  SunuB« 
d('r  auf  jeden  Etatstitel  an?»*wif";(?neu  Zahlungen  mit  dem  Etatssoil  in  Vertrl  i.  hung 
haiton.  Dies  entspricht  zwar  dem  preuss.  Princip  der  Kassenetats,  scheint  aber  mit 
der  Stellung  der  Kassen  zu  den  anweisenden  BeMrden  nicht  recht  in  ElnUaof  n 
stehen.  ZahlHniri^n  whrr  fl.ts  FtatssoU  hinaus  dtirfon  nur  nach  zuv<ir  '»iniroh  -lt-  r  (u-- 
nebmiguug  der  Kcgierung  erfolgen  (§.  (il).  —  Die  Specialkasseu  müssen  unweigerlich 
die  iluen  ron  den  Kegier.haoptlcaasen  zugebenden  ZabliiDgaantreisunKeii  aasfbhtvn. 
nöthigenfalis  sich  die  (ieldmittel  dafür  v^r»  Iuks«  t  i^i^  von  der  Hanptkasse  !l1nnv.*iv»n 
la«M)n  (§.  73).  Zahlungen«  welche  „fortdauernd  an  besüwmte  üUnpfiager  u.  in  Im* 
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ütLDiDitCfl  Btitruguu  /II  i«-ist' it  äiiiii"  (BcöolUiiugeu  u.  <igi.)  werden  den  Specialkaäsen 
ein  ffkr  allemal  durch  <li  -  Hauptkaüsc  übcmiesen«  sie  sind  bis  zum  Todesfiul,  aonstifeiL 
Abgang.  Ablauf  der  BewUligungszeit  oder  Widorr  -f  /u  leisten  (§.  74). 

Auch  iu  Baiern  (V.  v.  9.  Dec.  1)525,  btockar  r.  Neuforu-Hock  I,  b'd, 
B92  tt..  406  ff.,  Palirinbachcr,  d.  Zablunf^wosen  der  allgrem.  Finanzrervaltong) 
erfulgt  (Jic  Assi'i^niruni,'-  der  (ieneraletals  auf  'lie  Staat.skassfn  dnrrh  den  Finnnzminibter. 
i>iedtir,  bez.  das  Fin.uiiiibtorium  i»t  auch  die  ober:>tu  Zahluiig  auweii$eodc  Behörde. 
Er  delegirt  den  Begierongsfinanzkainmeni  das  Becbt  th.  mit  den  Etnts  (spectell  den 
„Fiiianzrerwoltung^etats".  für  die  Eiunalmica  u.  die,  mit  deren  Erhebung,  Verwaltung 
u.  Betrieb  verbundenen  Ausgaben),  th.  generell  fOr  gewisse  Ausgaben  (uüt  u.  oluie 
Vorbehalt  nachträglicher  Autori^atiom,  th.  dorch  besondere  Rescripte  n.  erDffiiat 
ihnen  hierfür  einen  bcstiuimten  „Credit'  (detail!.  Darleg.  Hock  a.  a.  0.  1.  406  tt",). 
Die  Kassen  (Krei^^kassen .  Uentäuiter)  dürfen  oIiim'  ><  hriftlichr-  Anweisung  durch  die 
Kegior.finanzkauimuiu  (ausnahmsweiäe  andere  Behuidua)  u.  obac  CreditcröUnung  keine 
Zahlung  leisten  u.  bedürfen  in  derRi-gol  noch  specielier  Zahlungsanweisungen  für  die 
einzchieii  Ausgaben  auch  zur  Verwendung  der  ntatTnrissi^^on  Aus^iben.  Die  Kasseo- 
bcaintcn  hüfteu  deoigeuiäi»s,  ausberdcni  auch  für  KtatäUberschreituuguu  und  für  Ver- 
wendung der  bewilligten  Mittel  zu  anderen  Zwecken,  als  irofDr  sie  bestimmt  sind 
(n.  a.  0.  S.  414  fl".,  420). 

In  Oesterreich  ^Blon:iki,  II.  ^57,  int  Allgom.  die  Theorie  bei  bchrott, 
S.  132,  474  ff.,  4S0  ff.)  haben  die  „mit  den  AnweisangsrcchC  betrauten  Behörden*^  — 
der  Finanzminister,  die  übrigen  Ministerien,  delcgrirt  die  weiteren  Vcrwaltuügsbehörden, 
injibesoüdüre  die  Krooiands -Hauptbehörden  —  zur  Vollziehung  der  Auweisungen 
(„Decretureii'*)  eine  onmittolbsr  nutcrAteheade  Kasse,  danu  ein  Rechnungs- 
departement  zur  Eviden/haltung  der  Aoveisongen  u.  s  v.  intter  sklL  Die  An- 
wei-<nniren  <!rr  Verwaltungsbehörden  sind  hier  in  Verschrcibunpr  zu  nehmen  und  vom 
Vor6l;iiid  (icT  Kechnungsdepart.«  oder  dessen  Stellvertreter  zu  contrailynirc«, 
beror  sie  an  ilie  Kassen  gehen  (s.  o.). 

Mehrfach  cigenthdniliche  Bestiniuiungon  bestehen  in  Frankreich  in  Bezug  auf 
das  Anwei:>uiigarucbt  u.  die  scharfe  Scheiduug  der  „ordouuateurs "  1.  u.  2.  Klasse. 
Jede  ZahloDg  «uf  Staatsrecbnung  muss  rorlier  ?on  einem  Hinister  angewiesen  (ordon* 
n:irice  i  oder  von  Anwrisimfrnlu  lirirden  2.  Kl.  (ordounateurs  secondairrs)  heauftrag^t  sein 
in  Gemässhcit  uiuisterieller  Deiegatiun.  Die  Zahlungsleistung  setzt  eine  CrediteröUiaung 
tonn».  Die  Anweiser  2.  Kl.  sind  speeiell  bezeiclmct  Die  Ka^c  (der  ..coinptable'% 
der  y.üv  l'echnungslegung  VerpHichtetei  kann  und  muss  gegen  Mängel  der  Anweisung 
(wie  auch  der  Beweisstücke  des  eine  Zahlung  Beanspruchenden)  remonstriren ,  aber 
anf  erneute  Anweisung,  trotzdem  zn  zahlen,  uiuss  die  Kasse  dem  Anweiser,  unter 
gleichzeitigem  Bericht  an  den  Finauzminister,  Folge  leisten.  Die  besondere  Visirungs- 
in^tanz.  wclrhe  die  Direction  der  Fondsbewegung  als  Abtheilung  des  Finanzministeriums 
für  aJk  Zahlungsanweisungen  der  Minister  bildet,  ist  schon  oben  crwaiint  worden. 
Näheres  im  Decret  w,  31.  Mai  ]srt2  u.  im  Art  ooinptabilite  publ.  im  dictiou.  de 
Itulinin.  toM^  S.  nach  o.  §.  121  die  D^rstellong  nach  HocL  Kaufmann  S.  64. 

§.  126.  —  B.  Das  Kassenwesen  im  Einzelnen.  1.  Ent- 
wicklung. Das  ganze  Kassensystem  des  Staatshaushalts  hat  sich 
bei  nns  wie  in  anderen* Lftndera  historisch  in  enger  Verbindung 
mit  den  Staatseinnahmen  nnd  deren  Gattungen  und  mit  der 
Einriehtungy  Umbildung  und  Ausdehnung  der  öffentlichen  Ver- 
waltung;  bez.  mit  den  Ittr  diese  zn  bestreitenden  Ausgaben 
entwickelt. 

In  der  älteren  Periode  vorherrschender  Naturalwiithsclialt .  aber  bereits  mehr 
Tozkoonmender  QoidgefUlle  iiiessen  die  verschiedenen,  privatrechtlicben,  gebtthren"  und 
regalartig^en .  steuerrcchtlichcii  F.inn.ilini'-n  hei  einem  T.ocalcrhobcr ,  di  r  eventuell  zu- 
gleich Verwaltungsbeamter,  wohl  schon  zusammen.  £r  bat  daraus  die  Betriebs-  und 
XrhebvngskoatAn,  wie  nicht  minder  locale  oder  sonst  mf  ihn  angewiesen«  Verwaltungs- 
»uagaiNA  zn  bestreiten  und  nar  die  Ueberschüfse  terminweise  «i  Torgesetzle  Bo« 
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h&rdea  und  Ktasen  ftbzvfilhren.   Bei  diesen  sammeln  sich  so  mb  eisern  grOeMiev 

Landeädiätrict  die  Summen  an.  Buch  wird  regelmässig  nur  Uber  die  erhaltenen  Gelder, 
also  nur  Uber  die  l'eborschUsse,  die  aus  anderen  Kassen  eingingen,  Uber  die  sonstigen 
baar  erhaltenen  Verlage  oder  UebcrwcisuogcD  andrer  Kaäsen,  Uber  die  geleisteten 
Zabloogen  und  aber  die  Abfuhren  an  die  höhere  Sammellcasse  gefilhrt  („Netto- 
rechnnng'  ).  Immerhin  bildet  dies  Kasscnwoit-n  schon  in  gewissem  Maasse  trotz  seiner 
Üuv'oULommenhciten  ein  Kassen system  und  wenigstens  fUr  den  einzelnen,  eioeu 
politischen  Köq)er  darstellenden  Landestheil  hätte  sich  daiaos  eine  gewisse  fiscdiscbe 
Kassuncinheit  mittelst  der  Ansainmluiig  aller  UebcrschUsse  in  Einer  Gentnükasse  und 
der  Verwendung  für  Centfalaosgabcu  durch  diese  bilden  können. 

Der  verschiede  ne  geschichtliche  Ursprung  der  ein- 
zelnen Kimialuiirn  und  Kiniiahiiiekategoriecn,  der  verschiedene 
rechtliche  (  ha r acter  derselben  und  der  mit  einer  jeden  Ein 
nähme  oder  dem  Uebersehiiss  einer  Einnahnieart  zu  bestreitcudcn 
Ausgaben  hat  indessen  grudc  iu  den  Staatstornien  der  Uebergangs- 
zeit  seit  dem  Aus<;ang  des  Mittelalters  bis  im  17.  und  l."^.  Jahr- 
hundert, als  die  Finanzwirthschaft  mehr  und  mehr  in  geldwirth- 
schaftiiche  Formen  Uberging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kasscn- 
wcsens,  besonders  nach  Verwaltungs  zwei  gen,  geführt  und 
trotz  des  frUh  unverkennbaren  BedUrfuifises  eine  erheblichere 
Centralisation  desselben  verhindert 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibende 
Selbständigkeit  der  einzelnen,  ehemals  getrennten  Landes- 
thcile  auch  nach  deren  Vereinignng  in  Einem  Staate  (Territoriam). 
Kaum,  dass  Ueberschüssc  der  Landestheile  in  Einer  Kasse  Ter- 
einigt  worden.  Jeder  Tbeii  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigenes 
Kassenwesen  fttr  sich. 

Sodann  wirltte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  von 
Kamnierkasse  nnd  Landesstenerkasse  (§.  90)  anch  anf 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  unteren  Glieder, 
die  Localkassen,  für  die  Einnahmen  nnd  fUr  die  daranf  angewiesenen 
Ausgaben  hin  nnd  eine  Znsammenfassung  von  Uebersehttssen  an 
der  Oentralstelle,  eine  Uebertragung  von  Geldmitteln  aus  der  einen 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statt,  höchstens  dahrlehensweise. 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Gruppe  bewirkten  rechtliche, 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weitere 
Trennungen  wie  im  Aeniterwesen  der  Verwaltung,  so  im  Kassen- 
wesen. DieDomänen  (i.  e.  »S.),  die  Fo rsten,  die  Ber^^werke, 
die  Ilanptartcn  der  Steuern,  alte  directc,  wie  besonders  die 
Vermögens-,  die  Grund-  und  Haussteuern,  hie  nnd  da 
neuere,  Personal-  u.  dgl.  Steuern,  die  Zölle,  die  Acciscn, 
die  Monopole,  die  8tempelgefälle  n.  s.  w.      anm  Theil  in 
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noch  weiterer  Specialis  innig  —  hahan  ihre  eigene  Verwallnngs 
or^^anisation,  ihre  hesonderen  Aemter,  Behörden  und  Kas.seu. 
80  8peciali8irte  sich  der  Rinnahmedienst  auch  im  Kas^en- 
weseü  nach  Einnahmez weij^en  (., Forstkasse",  „Hergwerks-", 
j.ZoU-",  „Stempel-*',  „Salzregai-"  oder  „Üebit-'',  „Chau«secgeld"- 
kasse  u.  v.  a.  ni.)  oder  m.  a.  W.  die  Einiiahmekassen  waren  in 
der  Kcgcl,  sowohl  als  Sammelkassen,  wie  als  Local-  und  erste 
Erbehnngskassen  Specialkassen  im  Sinne  von  Kassen  eines 
einzelnen  besonderen  Einnahmezweigs. 

Auf  diesen  Kassen  lasteten  an  Ausgaben  zunächst  immer  nur 
die  unmittelbaren  Betriebs-  und  Erhebnngskosten  des  Einnahmc- 
zweigs.  Dann  wurden  auf  die  Uebersehttsae  die  eigentlichen  Ver- 
wahnngsansgaben  angewiesen,  jene  auch  wohl  rechtlich  fttr  diese 
verhaftet  —  wie  Schnldzinsen  und  Sehnldrflcl^zahlnngen  —  oder 
umgekehrt  oft  znr  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
neue  Einnahmen,  z.  B.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
jene  Speeialkassen  des  Einnabmedienstes  unmittelbar  Ausgaben 
dieser  Art  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
kassen Specialkassen  nach  Verwaltungsdienstzweigen.  Auch 
etwaige  Sammelkassen  der  UeberachUsse  eines  Einnshmedtenst- 
Zweigs  („höhere"  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Salzkassen  u.  dgl.  m.),  die 
dann  regelmässig  in  den  Bflchem  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
Ubersandten  UeberschUsse  führten,  behielten  diesen  CharuLici 
von  S  pc c i al  -  Ausi^abekassen  ,  da  auch  sie  regcliiiiibsi«^  nur  die 
einmal  aui  dioc  KnaaQii  iundirteu  bpeciellen  Verwaltungsausgaben 
za  bestreiten  hatten. 

Dies  Kassensystem  gipleltc  dann  iol{;erichtig  und  vielfach  auch 
in  der  Praxis  in  einer  obersten  Central  k  assc  („Hauptkasse'  ) 
des  betreffenden  Einnahmediens tzweiL-!«^:  so  viel  recht- 
lich, administrativ  und  technisch  getrennte  Eiuuahmczwci^^e,  so 
viele  Ontralkassen.  Nur  die  etwaigen  Uehcrschtlsse  dieser  letzteren 
konnten  wcnifrstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
den  administrativen  Grundsätzen  widersprach,  in  eine  einbeitlicbe 
Centraikasse  zusammenfliessen,  hier  sich  ansammeln  zu  einem 
„Staatsschätze**  oder  zu  „gemeinsamen**  Zwecken  des  ganzen  Staats 
oder  Landes  verwendet  werden. 

'Sehea  diesen  Venraltangszwefgkassen  sind  einzeloc  besonder;  bohördlirlto 
Kassen  vornemlich  für  die  Verciuuahmung  der  mit  der  Behörde  und  deren  Thätijj- 
kcif  unmittelbar  verbundenen  Einnahmen  fSportcln  und  (lobUhrcn,  Strafgelder  u.  dgl.) 
vorhaitden,  deren  Kinnalimen  früher  ganz  üder  grosseutheils,  auch  in  den  Staaten  des 
t7.  und  IS.  JtlirlHiiiderta  noch  Iheilireise,  den  Beamten  znflosseii.  Ihre  UobcischttSBO 
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konnton  aber  auch  zur  Zahlung  von  Yervaltangsauägabcu  ^BMoIdaDgen.  Kosten  dnr 
Behörde)  dicneu,  wo  diese  Kassen  dann  aach  ah>  behördliche  Ausgabekaasen 
fungirtcn.  Auch  ein  solches  Kassenwesen  entspricht  dein  älteren  Zustand  der  Ver- 
waltung und  den  damals  Uberhaupt  geltenden  politischen  Anschauungen. 

Die  Zersplitterung  der  Kiisseu  und  die  mang^clndc 
Ceiitraliaation  des  K  a  s  se  ns  v  bteuis  selbst  in  den  oberen 
instauzen  lag  niitluu  in  der  einmal  geschichtlich  gej;el)enen 
ö f f e n  1 1  i  c  h - r e  c Ii t Ii  c h  0 11  8 1 r  u  c t  u r  des  „ U e b e rg an g s s t a a t s 
und  in  der  Entwicklungsgeschichte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  Localkas-seu  sind  daher  vielfach  zersplittert,  wenn  auch 
in  kleineren  Orten  und  sonst  für  die  Erhebung  verschiedener  Ein- 
nabmeii  wie  frtiber  Ein  Einnehmer,  dann  mit  getrennter  Ver rech- 
iiang  der  einzelnen  Einnahmearten  fungirt.  Neue  und  neuartige 
Bionahmen  verlangten  auch  aus  techniseben  Gründen  oft  nene  und 
besondere  Beamte,  Aemter,  Kassen. 

Wenn  nun  auch  im  Einzelnen  wohl  schon  früher  Öfters  inner- 
halb einer  reebtlioh  znsammengehdrenden  Gmppe  von  Einnahmen 
nnd  Aasgaben  eine  gewisse  Centralisation  im  Eassenwesen  onter 
Lieibehaltnng  getrennter  Buehfahmng  eintrat,  so  konnte  das  doeh 
erst  in  grosserem  Haasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  m&oh- 
tigeren  Anflehen  des  Gedankens  der  Staats-  (Territorial)- 
Einheit,  daher  seit  dem  Ende  des  17.  nnd  im  18.  Jahrhundert 
mit  dem  Siege  des  Fttrstenthoms  Aber  die  Stande  nnd  mehr  nnd 
mdir  dann  mit  dem  poHtisehen,  administrativen  nnd  finanzielleii 
System  des  ,,Wohlfahrts-^'  nnd  ,,PoUzeistaat8^  des  „antgeklirten 
Despotismus^'.  Hier  ist  denn  auch  das  eigentlich  moderne  System 
angel>ahnt  worden,  dasjenige  „einheitlicher  Staatskassen", 
weiche  von  nntcn  bis  oi>en,  von  den  Lijcal  ,  zu  den  Krei.s-,  l'ro- 
vinzial-  und  zur  Centrai  -  Staatskasse  hin,  also  in  allen  Gliedcru 
möglichst  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  territorialen  Wiikuugg- 
kreises,  welcher  Art  immer,  einheitlich  zusammenlassen, 
auch  die  KassenbestUnde  als  Ein  Ganzes  bebandeluj  die  Trennunjj^ 
der  Einnahme-  mul  Ausgabegattungen,  soweit  nüthifjr,  nur  in  der 
Bnchftlhruug  und  in  den  summarischen  Auszügen  daraus  fest- 
halten und  in  der  Einen  wahren  Central  Staatskasse  ihren  logisch 
nnd  practisch  richtigen  Abschiuss  finden.  Selbst  das  blosse  Streben 
in  dieser  Kichtnng,  vollends  seine  mehr  oder  weniger  umfassende 
Verwirklichnng  war  an  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sich 
vomemlicli  erst  im  18.  und  voll  erst  im  Id.  Jahrhundert  erftiUt 
haben:  eine  grössere  Centralisation  und  Ausdehnung  der  Staats- 
thatigkeiten  Überhaupt,  eine  bestimmtere  Auffassung  der  ietstmii 
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als  wahre  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellung  des  Staats- 
diensts  und  die  Bezahlung  der  Staatsdiener  durch  feste  Besoldangen 
und  durch  solche  allein,  unter  Aasscheiden  von  GebUhrenbezttgen, 

Die  noch  mehr  oder  weniger  zahlreich  verbleibenden  Ans* 
nahmen  von  diesem  ü^jstem  einheitlicher  Staatskassen  wordeo, 
abgesehen  von  einzelnen  noch  nicht  za  Überwindenden  rechtlichen 
UindemisseD,  wie  heute,  wo  sie  auch  noch  vorkommen  (§.  127) 
nnnmehr  ans  bestimmten  finanztechnischen  nnd  administra- 
tiven Grttnden  beibehalten.  Im  Ansgabedienst  bedarf  u.  A.  das 
Heerwesen  sein  eigenes  Kassensystem,  in  den  unteren  und  z.  Tb. 
in  den  mittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenwesen. 
Aber  solche  Fälle  waren  jetzt  erst  zu  begründende  Ausnahmen, 
nicht  selbstverständliche  Regel. 

Auch  wo  ans  besonderen  Grttnden  das  System  der  einheit- 
lichen Staatskassen  nur  theilweise  angenommen  wird,  muss  wenigstens 
dein  PriiK'ip  der  tisealischen  Kasseneinheit  gemäss  (§.  112)  biicb- 
halterisch  die  Gesammtheit  der  wiiklielicu  Kuinabmeu  und  Aus- 
gaben aller  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derscll)eu 
in  Ein  und  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Einnahmen  der 
Bruttobetrag,  bei  den  Ansgaben  der  Aufwand  an  Betriebs- 
und  Erhebungskobten  in  der  Ceutralstaatskassc  vereinigt  werden. 

§.  127.  —  2.  Gegenwärtige  Kasseu«ysteme.  Theils 
im  Anschluss  an  die  älteren  geschichtliclicn  Verhältnisse,  theils  in 
Gemässheit  der  besonderen  Bedürfnisse  einzelner  Zweige  des  Ein- 
nahme- wie  des  Ausgabedienstes,  theils  auch  nach  speciellen  Be- 
dürfnissen der  BehOrdenorganisatiou  und  der  Geschäfte  einzelner 
Behörden  sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  die  zwei  im  Vorigen  schon  mit  berührten  anderen 
Hauptsysteme  zu  unterscheiden:  dasjenige  der  „Verwaltungs* 
zweigkassen''  nnd  dasjenige  der  „behördlichen  Kassen*'. 
Jedes  dieser  drei  Systeme  lässt  sich  mehr  oder  weniger  zum  herrschen- 
den machen:  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
Finanzwirthschaft  keines.  Jedes  hat  seine  specifischen  Vorzüge 
und  Mängel,  jedes  entspricht  besonderen  Bedttrfnissen  der  allgemeinen 
and  der  Finanzverwaltung.  Während  aus  den  dargelegten,  fUr 
ihre  Zeit  guten  Grttnden  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
früher  das  hauptsächliche  war,  woneben  nur  noch  behördliche 
Kassen  zn  besteben  pflegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats- 
kassen wohl  als  das  logisch  richtigste  und  practtsch  zweckmässigste 
ftir  die  moderne  Finanzwirthschaft  zu  bezeichnen.  Aber  in  gewissem 

A.  >Vtigii»r,  Flnan'wiimiiirliaft.  I.  9.  Anfl.  1)J 
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Umfange,  besonders  naeh  der  Technik  des  Erhebnngsdiensts 
nnd  der  Verwaltung  sind  Verwaltongsz weigkassen  für  einselne 
Einnahme  zweige  und  Administrationen,  theils  in  allen,  besonders 
in  der  Mittel-  und  Unterinstans,  theils  wenigstens  in  der  unteren 
Instanz  allein,  in  Bezu<;  auf  die  Loealkassen,  —  ZoUdienst»  Oetroi 
oderTborstenem,  MonopolTerwaltungeo,  wie  Tabak,  Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen,  ßerg-  nnd  Hlittenwesen,  Lotterie  u.  a.  m.,  —  ferner 
anch  fiir  gewisseAusgabezweige  —  Staatsschnldenverwaltung  z.Tb., 
Militärwesen,  Bankassen  noch  heute  am  Platze  und  üblich,  ja 
meistens  nothwendi^.  Auch  b  eh  ö  r  d  1  i  c  Ii  c  Kassen  sind  in  manchen 
Füllen  nicht  wohl  zu  ciitl)elircn  oder  doch  passend,  l'iir  gewisse 
Amtseinnahmen  (z.  B.  Polizeibehörden,  Schulen),  mehr  noch  für 
den  Ausgabedienst  (GeiVingnissei  einzelne  Yerwaltuugsbureaus, 
wie  z.  B.  Statistische  Bureaus). 

£s  ist  din  Aufgabe  der  obersten  Leitung  de^  Ka;jscn>  und  licclmangsweseitf. 
nl^io  der  üblii  hr-n  betrcfTendeu  A'i(li>^ilunfr  d.  a  Fiti;iii/iiiiiiistt'riuni> ,  hirr  die  je  nra-h 
Umstünden  zweckmäßigste  Wahl  des  Systeme  zu  trollen.  Dabei  wird  die  Tcehuii 
dos  FbuuuEclieiisleB  auf  die  stirkero  Sntiricltlanf  des  Systems  einlieiüicber  StaatskaiMO 
hindrängen.  Di«;3  p-i'^rhipht  ii.  A.  durch  Cnmiilraii.n  des  ErIiL'Viun;^>di<  nsts  far  ver- 
schiedeoartigo  EiiinabiiieQ  ia  Kiucr  Kasse  oder  durch  lebertraguug  cioeü  bisher  ge- 
trennten  eigenen  Diensts  mit  anf  eine  andere  Vcrwaltong,  sei  es  in  Verbindung  mit 
der  Cumulation  der  Verwaltungen  selbst  {l'ast  und  Telegraphic) ,  sei  <•>  »dnie  solche 
(Stcmpelmarkcudcbit  der  Postkasseu,  der  Tabaktralikcu  iu  Monopoliündcm,  lebertragung 
der  Einzieliong  von  „(icricbtskosten"  an  eine  Sleucrvorwaltong.  wie  jüngst  in  Preussea 
an  diejenige  drr  indircctcn  Steaom).  Achnlich  wird  im  Ausgabedienst  rcrfahrcn,  z.  B. 
besondere  btdirtrdlichc  und  Ausgabekassen  wenlen  be^seitigt  und  ihre  Function  mit  von 
eiucr  grössere»  ciiilk  itiu  laij  Kasse  übernommen  (Uebertragung  des  centralen  Au^^aUe- 
dienstea  der  bis  auf  ein  -  :uif  i^ehobenen  preuss.  Ministerialkassen  aof  die  (icncral-StaatslassB). 

Den  C'haractcr  der  drei  Systeme  schildert  Schrott  a.  a.  O.  &  192  ff.  got  «Ad 
präcia  in  folgender  >\'eise: 

a)  Beim  System  der  einheitlichen  Staatskassen  vird  ..jede  einselne 
Kasse  grundsätzlich  als  Kasse  der  Gesammtheit  der  Verwaltung«zwoige  hestelit" 
Erforderlich  ist  grundsat/lich  „nur  Eine  Kasse,  an  jedem  Orto  des  üebiets,  an  welcher 
Geldanweisungen  einer  oder  mehrerer  oder  aller  Verwaltunghbehönien  des  betreffenden 
G'^biets  zum  Vollzug  kommen  müssen.  Das  Anwcisangsrecht  bei  jeder  sul>  hen  Kastr 
steht  sämnitlichen  Verwaltungsbehörden  des  (jebiets  —  jtd  r  in  ibmn  Witlun^'- 
kreise  —  zu.  Das  Tagebuch  einer  solchen  Kasse  zeigt  daher  die  Einnahmen  urjd 
Ausgaben  sammtlichor  Vervaltong«E«reigo  des  Staats  rereinl  und  dm  faiemadi  bei 
der  Kasse  vorliegenden  (ie^ammt- Kassenrest  an  Staatsgeldern." 

bi  Das  System  der  VerwaltungszweiErkasseu  „schlicsst  sich  »tnmittclbar 
den  bestehenden  Verwaltnngszweigen  selbst  au".  Jeder  solche  Zweig  hai  .^ine 
eigenen  Kassen  —  Finanzkasseu  für  jeden  Einkommenzweig,  Aufwandskassen  für  jede» 
Atifwaiidszweig  —  in  erforderlich' r  An/;ilil.  Dir  Tnjr<»1türln  r  jrd'T  s.,I.  hen  Kar;* 
zeigen  also  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  (Kasscnresij  ihres  Vur- 
waltangsnreigs'*. 

c)  Das  System  der  behördlichen  Kassen  schliesst  sich  an  die  Behörden 
an.  Hier  sind  „für  jede  Verwaltungsbehörde  (i.  w.  S.i  in  dem  Torritorialircliiete.  übej- 
welches  sich  ihre  Wirksamkeit  erstreckt,  die  zur  Vollziehung  der  in  ihnin  Wirkongi»- 
kreise  gelogeiien  Anweisungen  erforderlichen  Kassen  aufzustellen;  die  Tagebücher 
dieser  Kassen  zei^i  ri  di  ■  Einnahmen,  die  Au.sgaben  utid  den  Gcldstand  der  (icsammt- 
heit  aller  im  \VirkungskTei.so  der  Behörde  gelegenen  Verwaltuugszweigc  Tereijjt". 
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Beim  zvaitea  System  ist  die  grOsste  Anzahl  Kassen  tiüthig ,  an  jedem  Ort  für 
joden  Verwaltungszwcig,  der  bier  Einnahmen  und  Ausguben  hat.  je.  nur:  heim  dritten 
biädarf  es  au  jedem  Orte  je  einer  Kasse  für  jede  BuhOrde,  die  hier  Aavireisungen  zu 
rolbiehen  hat;  bein  ersten  System  der  cinhcitlicben  StMtskasöen  genügt  Eine  Kam« 
an  jedem  Orte,  an  dem  (iebahnin^en  in  Sf.iafs^eldern  zu  vollziehen  sind.  Da  aber 
Ell  jedem  Urte  diu  Kattüeu  des  zweiten  und  des  dritten  Systems  in  Ein  „ Kasse u - 
amt**  ireroinigt  werden  können  (and  sollen)  und  helim  enten  wieder  die  Eine  Kesite 
für  vcrsoliii^diTie  (Ii^rli'ift-^srriiiili'-n  bei  trrflgs'cnjm  Geschiift.snmfnnq-  in  molinTe  Aemler 
sufgeiöst  werden  muss,  sei  die  erfordlerltche  Auzahl  der  Kassunämter  bei  allen 
drei  Systemen  die  ncmücbe  (Schrott  S.  134).  Aneh  er  bezeichnet  das  System  ein« 
heitlichcr  Kassen  als  „das  in  der  Praxis  zweckmässigste". 

Besonders  die  Post-,  Telegraphen-,  Ei^enbahnrerwaltung,  Monopolrerwaltungen, 
OberbAupt  „Einkommenzweige  mit  prewerblichem  Betrieb  in  eigener  Verwaltung" 
(Schrott),  Staats-,  Berg-  und  Hüttenwerke  haben  auch  gegenwärtig  noch  allgemein 
ihr  eigenes  Kassensystoin ,  ganz  abgLtreimt  von  dem  sonstigen  der  allsremeinen 
i'inanzrerwaltung,  von  untun  bis  oben  getrennt  lui  si«  h.  >Iit  dem  übrigen  Kxsseu- 
wesen  stehen  sie  daher  regelmHwlg  nur  durch  die  Centralstaatskasso  in  Verbindung, 
indem  sie  ihre  Uobers'  Inline  • —  lüe  iIiricriMis  nicht  nothwendig  vorher  Ihm  ( iner 
CentnUkaase  des  ganzen  Vcr«'altungszweigs  angesammelt  zu  wurden  brauchen,  sonduru 
in  Sunmeikasseu  der  Mittclinstanz  bis  dabin  verbleiben  kiWinen  '])reiiea.  Staatabebnen) 
dircct  an  diese  (o^l  r  un  die  ihnen  zu  diesem  Behufc  sj.!  .  ieÜ  angewif  -enen  ntitrrt  ii 
nnd  mittleren  sonstigen  ätaatskasseu)  abfuhreu  und  ebenso  von  hier  etwaige  Bcdaris- 
znscbttsse  erhalten.  Innerhalb  jedes  solchen  Verwaltnngszweigs  nnd  seines  Kassen- 
systems  kann  d.inn  eine  ilhnlichc  Rangordnung  der  Kassen  wie  im  nbrigcn  Finanz- 
weeon  (§.  12ä}  vorkommen.  Doch  l&sst  sich  auch  lüer,  wie  bei  anderen  Verwaltungs- 
zweigen, wdche  etwa  nur  eigene  untere  (Lokal -)kas9en  haben  (z.  B.  Wege-,  l'orst-, 
Accisevcrwaltung) ,  die  Einrichtung  trellen.  dass  die  Mittel-  und  Oberkassen  des 
sonstigen  Staatskassensystems  auch  fur  den  im  Kassenwesen  getrennten  Vcrwaltungs- 
zweig  mit  fungiren,  besonders  dessen  Uobeischttsse  aufnehmtiu  und  auch  etwaige 
Ausgaben  dafür  bestceiten,  direct  oder  daich  Dotation  der  Onterkaasen  des  allgemeinen 

Staat5kr£ssens3*istein8. 

Die  T ormiuülogic  bc/-üglich  der  teehuischca  Namen  der  verschiedenen  Kassen 
schwankt  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr.  Schrott  a.  a.  0.  S.  nennt  die  be- 
sonderen Kassen  des  Systmis  <J«t  A'i  rwalt.zweigskasscn  SpeciaU:i>^<  n ,  i^in  sonst 
Öfters  in  anderem  Sinne,  z.  it.  fnr  die  unteren  Lokalkassen  oder  für  Kassen  (^kleinen 
CJmfsDgs)  za  ganz  specidlen  Zwecken,  gebraaehter  Ansdnick. 

§.  136.  —  3.   Rangordnung  („Hierarebie'')  der  Kamen. 

Bei  allen  Kassensystcmen,  yornemlich  dem  der  einheitlichen  Staats- 
ähnlich  aber  auch  innerhalb  des  Kassenwesens  eines  in 
diesem  Gebiete  selbständigen  Vcrwaltungszweiges  besteht  n;u:li  der 
Function,  der  Ausdehnung  des  territorialen  Wirkungskreises  und 
der  gliedlichen  Stellung  der  einzelnen  Kasse  eine  Rangordnung, 
welche  fiieh  in  gi-ö.sHcreu  und  kleineren  Staaten  aus  drei  typisc  hen 
Arieu  von  Kassen  zusammensetzt.  Diese  werden  mit  den  Namen 
Unter-  oder  Lokal-  Cauch  Elementar-),  Mittel-  oder  Bezirks-, 
und  Uber-  oder  Hauptkassen  deutlich  gckennzeiehnet. 

Die  Kategorie  der  Mittclkassen  wird,  in  grösseren  Staaten  wenigstens,  erentucU 
wieder  2 — 3  verschiedene  Unterarten  umfasijcn:  Kreis-,  Provincial-,  neben  etwa 
zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehenden  Hezirks«  oder  D istric t s Vassen.  Diese 

Mitt*'5Ii^-^'=<*n  w»Td-ri  sirh  nii'lir  o'li.r  weniger,  gewöhnlich  zitrnlirii  oder  ganz 

^enau  <LU  die  alltromeine  a^iiniiaair^tivt!  Eintheiinng  eines  Staatsgebirb  anschliossen, 
in  der  Kegel  auch  danach  ihren  besodnren  Amtsuamcn  führen  und  ihren  Amtssitz  in 
dem  betrefienden  Hanptnrte  des  Kreises,  Ri/irks.  d-r  Provin/  liation.  Die  Unter- 
hassen  zerfallen  mitunter  auch  noch  in  versi  hiedenc  Kangklasseu,  z.  B.  stehen  etwa 

18* 
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die  Kassen  einzelner  Steneverbeber,  ChwMieegeldeinnehmer,  behArdliehe  Specialka»ea 

finzelncr  riitcrbehörden  unter  einer  grosseren  Lokalkass«?.  mit  der  sie  ziinr»rli>t  :\h- 
rechoen,  und  an  die  sie  ihre  ücborscbusso  abfuhren.  ^Uie  und  da  Aohnliche«  un 
Ansfabedienst,  z.  B.  Bankassen  Air  ebien  besondeiVD  Bao,  ab  Appendix  einer  Lohal- 
kasse).  Die  Haiiptkassen  stehen  an  der  Spitze  des  Kassensystenis  eines  se|l)s(hndieen 
Yerwaltungs^weiges  und  aind  dessen  Ueutralkasse.  Daher  früher,  wie  ervahnt 
1 2«')),  eine  ganze  Reihe  solcber  (oberster)  CentfalltasseD  nebeneinander.  Aber  anek 
bei  dem  System  cinheitlieher  Staatskassen  und  einer  einzigen  obersten  Central  -  oder 
(ienoralstaatäkasse  kommen  wohl  noch  abgezweigte  sonstige  Hauptkassen,  besonders 
für  Ausgabegruppeu  vor,  so  öfters  für  die  Staatsschuld  („Staatsschuldcnkasse", 
„Staafsschuldentilgekasse",  ftlr  die  MUit&nrenraltung,  die  Marine)  — Schrott  a.  a.  Ü. 
S.  l'M>  Ii.  nnterseheidet  vier  Arten:  Elemeutar-.  Kreis-,  L:iudes-  iiimI  Koiehskassen; 

umplichit  äich  in.  K.  die  zwei  mittleren  wie  üben  gescholiuii  ah  Kiae  Kategorie 
mit  2  Unterarten  znsammenznAssen.  Ran  Fin.  H,  §  5i)fi  bildet  8  Arten :  die  Haupt- 
staatskasse, l'rovinzialkassen ,  untere  Kassen.  Kine  Vereinitrung  mehrerer  Kajusen  in 
Einem  Kassenamte,  z.  B.  auch  von  Staats-  und  Instituts-  (Fonds-) Kassen  bt  unter 
UoMtlnden  schon  ans  Spananüreitsgrllnden  zveckmlasi;.  8.  Schrott,  S.  142. 

Die  Mittelkassen  des  Einiuihmeciieustes  bilden  nun  bcsoinlrrs 
Sammelkassen  Itir  die  Uehcrschüsse  der  L nteikas.sen ,  welciie 
diesen  nach  Abzii^  der,  wie  Irllher  schon  zu  erwähnen  war,  regel- 
mässig unmittelbar  von  ihnen  zu  bestreitenden  directen  Kosten  des 
Erhebungs-  und  Retriebsaulwands  und,  soweit  diese  Unterkasseu 
zugleich  als  Ausgabekassen  für  eigentliche  Verwaltungsausgaben 
dienen,  nach  Abzug  auch  dieser  verbleiben,  (ileiches  gilt  von  der 
unteren  Klasse  der  Mittclkassen,  den  Kreiskassen,  gegenüber  den 
Bezirks-  und  Proviuzialkasseu  und  von  diesen  gegenüber  der  einen 
allgemeinen  oder  der  betreffenden  besonderen  Hauptkasse. 

Aneb  die  wirldiche  Baaifeldbewegung  (eigentliche  „Kaasenbewegung*')  greht 
demnach  hier  zwisrhon  den  Kassen  von  Unten  nach  Oben,  practiseh  in  um  m> 
stärkerem  Maaasc,  je  weniger  eigentliche  Vcrwaltungbausgabeu  den  Unter-  und  Mittel^ 
kaasen  snr  Bezahlung  ttbenriesen  werden  nnd  je  mehr  grosse  Centralaoflgaban  v»r- 
kommen  nnd  direct  ans  der  HanpduMM  bezahlt  werden. 

Umgekehrt  werden  die  Aasgabekassen,  sowohl  die  refaieiiy  ohne 

£innahmedienst,  als  diejenigen  einheitlichen,  deren  Einnahmen  oder 
UeberschUsse  zur  Bestreitung  der  ihnen  überwiesenen  Ausgaben 
nicht  ausreichen,  aus  der  höheren  Kasse  uinnittelbar  oder  nach 
deren  Weisungen  von  anderen  —  höher,  gleich  oder  niedriger  im 
Range  stehenden  —  Kassen  mit  den  erturderlichen  baaren  Fonds 
(„Ver lägen")  versehen. 

Im  (ianzen  geht  also  hier  die  baare  (leldbewegung  zris(  hcn  den  Kassen  von 
Oben  nach  Unten,  aber  vicliach  auch  in  Ncbenkauäle  üeitwartä,  auf-  und  abwart», 
in  allen  möglichen  Kreoznngen,  nadioiem  Bedorfniss  der  Verwaltung. 

Die  Dispositionen  in  dies(7^^]ßeij|||||K||g||^rden  theils  generell 
ein  für  allemal  getroffen,  indem  bestimmt  ^M^^n  welche  andere 
Kasse  eine  Kasse  ihre  Ueberschttsse,  regelmässig  in  bestimmten 
kurzen  Perioden,  abzulielern  und  von  welcher  sie  Verläge  zu  be- 
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kommen  oder  zu  fordern  hat;  theüa  erfolgt  sie  speciell  durch 
die  Anweisiin^^en  der  competciiteii  vorgesetzten  Behörde,  schliesslich 
des  Finanziuinisteriiims  oder  der  in  diesem  die  Geldbewe^nng 
leitenden  Ahtheilung.  Ihr  dienen  hierbei  die  Kassen  ext  racte 
nnd  die  buchhalterischen  Zusammenstellungen  derselben 
an  der  Cent ra Istelle.  Jkim  System  der  einheitlichen  wie  der  Ver- 
waltungszweigkassen ertolgeu  die  Anweisunsren  iiml  < Jcl  isi  iidiingen 
i^^unächst  meistens  innerhalb  des  bezüglichen  Kasscnwc^ons  eines 
gri^sseren  Territorial bezirks  (Provinz).  Erst  wenn  sich  hier  noch 
l^'cb erschösse  oder  Verlagsbedarfe  im  Ganzen  ergeben,  tritt  die 
Hauptkasse  direct  mit  in  die  Verbiiidnn^'  orlrr  weist  llebertragUügen 
awischen  den  Kassen  verschiedener  1  ei ntoiialbezirke  an. 

80  bilden  also  die  Kassen  zunächst  für  die  wirklichen  Geld- 
ttbeitragongen  zwischen  sich  einen  sogen.  Kassenverband|  der 
in  der  General -Staatskasse  gipfelt  and  mit  dem  Filialnetz  einer 
grossen  Bank  zu  vergleichen  ist 

Wie  bei  einer  solchen  ßank  kommt  es  aber  alsdann  auch  hier 
darauf  an,  die  thatsächlicbeo  Geldübersendungen  zwischen 
den  Kassen  möglichst  zn  beschränken  und  durch  an^j^- 
messene  Benutzung  des  Anweisangsrecbts  so  ttber  die  Fonds  jeder 
Kaase  au  disponiren,  dass  dieselben  7on  ihr  selbst  zu  ihr  ein  fttr 
allemal  oder  durch  specieUe  Ordres  tfberwiesenen  Ausgaben  thuDÜch 
voll  Verwendung  finden,  aber  auch  ausreichen.  Eben  biensu  ist 
wieder  die  umfassendste  Verbindung  von  EluDabme-  und  Ausgabe* 
gesohäften  in  Einer  Kasse  geboten.  Die  Sache  wird  in  der  Weise 
durchgeführt,  dass  die  Kassen  in  bestimmten  Grenzen  sich  gegen* 
aeitig  einander  Zahlung e  n ,  die  sie  an  Dritte  zu  leisten  haben,  — 
besonders,  aber  nicht  ausschliesslich  solche  an  anderen  Orten  als  dem 
ihres  Amtssitzes, — zuweisendHrfen,  vomemfidi  die  vorgesetzten, 
höheren  gegenüber  den  ihnen  onterstehenden  unteren,  aber  auch 
umgekehrt 

So  flarfen  z,  B.  in  Preossen  die  Spccialkassen  für  Zaliliingeii  im  Orto  der 
Regierunphaaptkasse  sich  der  letzteren  bedioaeu.  lostr.  r.  22.  Dec  ISBli  §.  S.  Ilerr- 
fnrth  S.  237.  „Geldrerdondungcn  sollen  QberhftQpt  mOfliehst  vermieden  werden,  dio 
Beh<Tr>len  haben  Zahluni:' n  liuri  li  Aliri  chntuipcn  und  Amreiäungen  in  allen  den  Füllen 
zu  bevirkea,  in  deaen  dies  füglicU  geächoheu  kanu*'  a.  a.  0.  Schrott  S.  149  ist 
daher  im  Irrthame,  waoii  er  das  ab  tttrn  OeHterreich  EigenthOnilicliea ,  in  Deotsch- 
Und  kaom  Vorkomoiendes  bezeiebnet.  8.  anch  f.  d.  Folgeado  Schrott  S.  14S  ff. 

Diese  Art  von  ,,CüinniifS8ioiitif^esfliäften'*  —  tbeils  ,,auf 
eigene  Rechnung  der  vollziehcndcu  Kasse",  theilö  „mit  Zurccimung 
an  die  zum  Vollzug  beratene  Kasse"  (Schrott)  —  bewirkt,  daa« 
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eio  grasser  Theil  sonst  erforderlieher  Geldttber* 
Sendungen  nnd  damit  mancher  Zeit-  nnd  Eostenanfwand 
und  manches  Risico  erspart  bleiben  nnd  wie  zwischen  den 
Filialen  einer  Bank  nnter  einander  und  mit  der  Haaptbank,  ancfa 
wie  in  der  Postrerwaltnng  im  heutigen  PostanweisuDgsverkehr, 
statt  dessen  Abrechnungen  und  bfteberliehe  Uebertragun^^en 
zwischen  den  Kassen  eintreten.  Durch  die  oben  befürwortete  Ver- 
bindnng  des  Staatskassenwesens  mit  einer  grossen  Centralbank  nnd 
deren  Filialen  (§.  122)  wird  auf  dieser  Bahn  uoeh  zwcckui;is.-Ni^ 
.  weitei  ^Cbchritten.  Zieht  man  iiier  müf^lichst  die  Consequenzen 
aus  dem  Svstcm  einheitlicher  .stHutska-sscn ,  so  kann  die  haare 
(leldscndunfz:  auf  die  Fälle  mehr  nnd  mehr  l)cschränkt  werden,  wo 
i^ewisüc  l^iiiiiähiuckassen  dcliiiitiv  l'cber.schiis.skassen  und  gewisse 
andere  Kaöscii  desgleichen  Zusclmssl  nssen  sind.  Durch  Hinzutritt 
einer  Hank  lassen  bicb  dann  seibät  iu  diesen  Fällen  BaarsendungOD 
noch  viell'ach  vermeiden. 

So  bilden  die  Staatskassen  in  dop|)eiter  Weise  einen  Kasseu- 
verbanfl  für  thatsäclilielic  Geldübersendungen  und  für 
Abrechnungen  und  commUsioueUe  Ueberweisuugen. 

Die  Einnahmekassen  statten  demnach  ihre  Einnahmen  an  rlic  höhere  und 
schliesslich  die  Ccntralkasso  in  dreifacher  Form  ab :  durch  Zahlungen  für  eigene 
Bechuung,  in  Bctrcll  der  ihnen  zu  Laoten  liegenden  Aufgaben,  dnrch  Zahlungen  auf 
RochnODg  einer  anderen  Kasse  für  die  gl(  i>  Ii 'n  Zahlungen  dieser  letzteren  und  durch 
haare  I  i  i),  rsendungcn  an  andere  Kassf  ii.  I>io  Ausgabekassen,  welche  nicht  zugioich 
KiaiKihmckasäcn  sind,  statten  ihre  Schutiiigkdten  auf  zweifache  Art  ab:  dircct  mittekt 
der  ihnen  haar  übersendeten  Gelder,  ausserdem  durch  Vermittlung  indever  Knasea, 
die  für  liechnung  der  anweisenden  Ausgabekaasen  Zahlongien  kiaton. 

§.  129.  —  4.  Das  Kassenpersonal  nnd  seine  Amts- 
pf liebten.  Zabl  und  Art  des  Kassenpersonals  riehtet  sieh 
mit  naeb  der  GrOsse  der  Kasse  und  ibrer  Gesebäfte.  Bei  eiuheh- 
lieben  StaatskasseUi  in  weleben  Einnabme-  und  Ansgabedienst  Ter- 
einigt  ist»  Iftsst  sieb  Öfters  Yerbältnissmissig  an  Personal  und  Material 
(Oescbältsräume,  Kassenbebälter  n.  dgl.)  sparen  —  ein  weiterer 
Vortbeil.  Das  Personal  grfeserer  Kassen  pflegt»  in  den  einzelnen 
Staaten  ziemlieb  übereinstimmend,  zu  umfassen:  einen  Vorsteher 
(Rendant),  der  vornemlich  die  Leitung,  Oberaufsiebt,  die  Fithning 
eines  Tageboebs  bat»  ebne  selbst  an  den  eigentliebeB  Zablnoge- 
gesebäf%en  tbeilzunebmen,  einen  Gontroleur,  der  auch  mit  dem 
Vorsteber  signirt  (gegenzeichnet),  einen  Oberbuehhalter,  einen 
oder  mehrere  Kassirer  für  den  wirklichen  Zahldienst  (in  Empfaug 
nehmen  nnd  auBzahlcu),  äouBtige  Buchhalter,  GebilfeD, 
Schreiber,  Diener. 
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Abgegelien  vou  der  Sorgfalt  der  Auswahl  im  Personal,  bei  dem 
es  sich  in  den  meisten  Fällen ,  auch  in  den  höheren  Stellcu«  noch 
mehr  um  Vertrauensw  ürdigkeit  als  um  tccluübchc  Geschick- 
lichkeit in  den  an  und  tUr  sich  einfachen  Verriclifuiii^cn  des  ciirent- 
licheu  Kasse  II  diensts  und  des  damit  eng  verbundenen  BuchfUhrungs- 
diensts  liandclt,  sollen  folgende  Einriehtungen  und  Vorsebriftei}, 
theiis  präventiver,  theils  repressiver  Art,  gegen  VcrhHtnng  und 
auf  Wiedcrgutmachuug  und  Bestrafung  vorsätzlicher  wie  fahrlässiger 
Schädigungen  der  Kasse  sowohl  durch  den  oder  die  Kassebeamten 
selbst  als  durch  Dritte  gerichtet,  —  die  gesetz-  und  ordnangsmäasige 
Ftihrung  der  Kassengeschäfte  and  die  Siehernng  der  Kasse  vor 
üinterziehangen  der  Beamten  verbUrgeii.* 

a)  Die  SteUnng  einer  Amtacantion.  ~ 

Sie  wird  von  allen  oder  von  bestimmt  gCDaniit'Mt  Beamten  einer  Kasse, 
namentlich  von  den  für  die  Kasse  zunächst  verantwortlichen  leitenden 
und  oberen  Beamten  verlangrt  Sic  muss  regelmässig  vor  der  Einführung  in  s  Amt 
gttiellt  WL-rden.  Ihre  Höhe  richtet  sich  theils  nach  der  Bedcatnnf  der  Kasse, 
insbesondere  il  n  tltirrhsrhnittlich  darin  vorhandenen  Beständen  —  was  iti  (fiesem 
Puncte  wichtiger  i»t  ala  Ucr  blusse  (jmsate,  —  theils  nach  der  Amtastelluiig  und 
PonctioQ  iiod  der  dadurch  mit  bedingten  Verantwortlichkeit,  aber  auch  Möglichkeit 
und  möglichen  Ilnlie  von  Unterschleifen  des  ein/.cIiK-n  KasscnbL'amten.  Sic  btri;rt  dcm- 
gemäss  bei  den  höhereu  Beamten  und  ist  regelmässig  am  Uüchsten  beim  Vot^icbcr  und 
eistea  Kasslrer.  Sehr  hohe  Gaotionen  haben  das  Missliche,  die  Zahl  der  zur  Auswahl 
sti-h'-ndeo  Personen  zu  vorrinircni  uml  <cllist  zn  {^raile  beim  Kassenbeamten  bedenk- 
licher Vcibcbulduog  zu  fuhren.  Die  Caution  wird  in  Baarom,  oder,  wie  jut2t  bei 
VI»  fewOhnlidi  i»  einbefmiscIieD  Staats  papieren,  die  ab  FVtnstpfaod  hinterl«^ 
werden,  gestellt.  Die  Zinsen  bezieht  der  Beamte  Die  Rfjstellung  der  C^aution  bratu  lit 
nicht  uotbwcndig  durch  den  Beamten  selbst,  aoudcrn  kann  eventuell  auch  durch  einen 
Anderen  fttr  Ihn  erfolfeti,  irobei  nor  der  Piscos  die  fleicben  Rechte  wie  im  ersten 
Fall  erhalten  muss.  Die  Ansammlung  von  raiitioneti  aus  Huckbchalten  der  Besoldung 
wird  mitunter  passend  zugelassen ,  um  in  der  Auswahl  des  PtTwnals  freier  zu  sein. 
Die  Caution  haftet  in  erster  Linie  für  alle  Verluste  und  Schäden ,  welche  der  Fiscus 
durch  die  Schuld  oder  Mits.  huld  des  Beamten,  mag  Fahrlüssigkoit  oder  böse  Absicht 
vorliej^eii .  ricidrt.  N  k  h  Beendigung  des  Dii^iistvcrhültnisses  erfolgt  die  Rückgabe 
der  Cuuiioii,  »obalil  keinerlei  Anspnu  hc  an  den  Beamten  aus  der  Zeit  der  Dienst- 
fllbruug  mehr  zn  machen  sind. 

S.  Schrott  a.  r\.  <).  S.  1I*^  ff.  Zi'-iiilii  li  ]\vh<'  raiitinrieu  in  Prcussen  wenigstens 
fttr  die  höchsten  Kasseabeamten ,  nic-drif^cre  in  anderen  doubcheu  Staaten,  auch  ijt 
Oesterreich;  hohe  vielfach  in  Frankreich.  S.  f.  Prenssen  d.  neue  Ges.  r. 
iT,  März  I^IH,  betr.  die  raiitionen  der  Staatsbeamten,  nebst  den  vielen  Ausfohrangs- 
verordnaogen,  u.  A.  mit  Commeatar  aus  den  Landtagsvcrhondluugen  n.  anderen  Quellen 
bei  Herrfarth,  a.  a.  O.  S.  ISl  if.  Die  relalir  hohen  Gantionen  sind  ein  Gfaancteristicnin 
der  soliden,  aber  in  ullen  be/t.u:lichen  Verhältnissen  des  Finanzwesens  noch  heute  wie 
im  vor.  Jahrhundert  sehr  argwObuischou  preuss.  Verwaltung.  Die  Cautioueu  sind  in 
deutschen  (nicht  nnr  preoas.)  Staatsschnldobligationen  nach  deren  Nennwert h  zu 
stellen  (also  bei  niedrigem  Nominalzinsfuss  reell  kleiner  als  nach  dem  gesetzliehen 
Höhebetrage).  Be  ispiele  von  Cautionen :  hei  der  (Jen. Staatskasse  Hendant  Is.OOO  M. 
(«ehalt,  ohne  Wohn.gcld,  7500  M  momuutau  blOO),  Oberbuchhalter  6ÜÜÜ  M.  (Geh. 
6000  M.).  erster  Kassirer  60U0  M.  ((ich.  «000  M.).  zweiter  4S00  M.  tüeh.  fehlt  im  Etat), 
Kasslrer- Assistent  3600  M.  (<Jeh.  ;53tlO  M.);  bei  den  lu'gier.hauptkasscn  Keudant 
i&.OUU  M.  {(ich.  JSOt^M.),  uberl.uehhaiter  .H<iOO  M.  ((ich.  ishi)  M.  i.  Dur(  hschn.), 
Knasirer  3600  M.  ((leh.  8600  M  ),  ständig  mit  Vertretung  des  Renduntcn  beuufttagfe 
Bacbbalter  3000  IL,  Kassirer- Aaststenton  12—1800  IL  (Geh.  2100  IL)  ;  bei  Kassen 


Digrtized  by  Google 


2Ö0  1.  Formelle  Ordnung.  3.  AbschuitL  Zahl.-,  Kass,-,  Kc(;hn.wesen.  §.  12». 


der  DomiDonfervalt.,  der  Forstrenralt.,  Rendanten  je  nach  Grtase  der  Rum  6000 

.'toni)  ]:,tm  M.;  die  Kendanten  bei  den  llmipt/.ull-  und  Stciier;ii[iferri  'lODO.  Von- 
troicurc  270ii  M.,  Einnehmer  ?on  NebenzoUümtcm  36Üü--läOU— 1200— 30U  M.  Kasscu- 
dieoer  v.  dgl.  in  den  renchiedenen  VenraltaDgen  bis  600  M.  —  Ueber  Beiern  ein- 
gehend St.  VT.  Neuforn-Hock,  ILuidb.  I.  570  ff.  Verordn.  v.  11».  r.l.r.  1^19,  nebst 
zahlreichen  Instructionen  u.  iMn.min.cutächiiebS.  Die  Cautionen  („AintsburgsrhaftoQ  "J 
der  eigentiichen  Kassenbeamten  (irio  sonstiger  caut.pflicht.  Beamten)  sind  aasnahins- 
lee  lo  baier.,  mindestens  8^/^%  Staatsobligationcn  zu  Faustpfand  zu  bestellen.  Die  Höhe 
richtet  sirh  Ih.  nach  der  zu  vprrcrliru'iidfn  R  rii  f  tocinnahim-  fl  1  Klassen,  von  Max. 
tJOOO  M.  bei  Über  10  Mill.  M.  Summe,  ."iUUÜ  M.  bei  »i— Ii)  Mill.  .M..  u.  s  w.,  1000  M. 
bei  20—30.000  M.,  400  M.  bei  weniger  als  10.000  M.  .  (h.  sind  feste  Beträge  be- 
stimmt (z  R.  Kasscofliciantcn  und  ffeld7Shl.  r  joo  AI..  Zollluamto  3000,  2000.  ISiK). 
1200,  600.  400  M.,  MalzaufschJag-Einnehroer  1000  M.).  —  Oesterreich  (.Ilüfdccr.  f. 
1.  Joni  179S  n.  viele  weitere,  &  Blonskl  I,  122  ft*.,  100.  Schrott  S.  419).  Die 
Kns'^on-  n.  v<"n"e(  liiH  iideii  Ri  amten  cautionspflichfig,  meist  die  Tfßhc  df^r  Cautioii  dor 
i-jähr.  Gehalt,  Erlegung  baar,  zu  57o  beim  Staatsscbuldentilg.t'onds  oder  in  östcrr. 
Staate-,  auch  Qrondentlastobligtüonen,  oder  „mittelst  fidejussorischen,  mit  pmguiat. 
Sicherheit  versehenen  ("autionsinstruinents."  In  Frankreich  (v.  H*. rV  S. 
52Ö,  Kaufmann  S.  61S,  bes.  Art.  cauiiouacment  in  Block'«  diction),  CaoUoDs- 
pflicbtigkeit  aller  rerroelinenden  Beamten,  bebe  Kautionen  (nach  Heclc  900.000  fr. 
der  Staatscentralkassirer .  lOO  tiOi)  fr.  viele  <^Ji  iii  ralcinnehmer.  jetzt  allgemein  das 
Sechsfache  d^  Betragü  ihrer  Emolumcnte  jeder  Art,  wovon  ein  bestimmter  erheblicher 
Tbeil  als  eignes  Vermögen  nachgewiesen  werden  uiuss.  50.000  fr.  die  verrechnende« 
Agenten  der  Dir.  d.  Staatsschuld).  Erlag  in  Baarem,  mit  3*/„  Verzinsung,  bez.  Um- 
tausch in  :i"/„  Heute.  Di''  ll.uiptsumme  dieser,  wie  der  sonstigen  raitfinnm  (der 
Lieferanten,  Notare  u.a.  ui.)  hülfet  einen  Thcil  der  schwebenden  Schuld,  licssammt- 
betrag  ls7h  30S  (wovon  213  M.  fr  in  29.68»*  einzelnen  Cautionen).  18^2  .'JIT  M.  fr. 
mit  (n.ieli  Et.  v.  ls83)  9.5  M.  fr.  Zinsen.  Die  baare  Ein/ahlnn«-  der  Cnutionen  n. 
deren  Hinzurechnung  zur  schwebenden  Schuld  hat  keine  erheblichen  Bodenken,  weil 
die  RadosaUaagen  an  die  avascbeidenden  Beamten  regelmässig  dorch  die  ElataUaBfea 
der  eintretenden  gededtt  nnd  und  aogar  meiitens  q>lter  ab  diese  erfolgen.  — 

b)  Die  EiDriehtang  einer  Art  gegenseitiger  Controle  der 
KaaseDbeamten  selbst 

Eine  Mil<  }jü  besteht  bei  Kassen  mit  melirereii  Tersonen  Kcwrdiidicli .  itidein 
Ein-  und  Auszahlungen  mehrere  Beamte  bcthciiigt  werden,  der  eine  so  den  andere« 
contioliren  kann  nnd  mnss,  eine  Gegenzeichnung  stattiindct,  der  VencbJaes  der  Kasw 
durch  mehrere  Beamte,  ron  denen  j^äor  einen  eigraoR  ScUttssel  fuhrt,  eifoigt  v.  dgl  m* 

c)  Die  Bestimmniig,  die  Kassenbest&nde  regelmSssig  is 
iLarzen  Perioden  oder  bei  bedeutenderer  Höbe  schon  frtther  an  die 
vorgesetzte  Kasse  abzuführen,  so  dass  in  einheitUeheo 
wie  in  reinen  Ansgabekassen  im  Allgemeinen  nnr  der  znr  Gesehftfts- 
ftthmng  nnd  Anszahinng  erforderliche  Betrag  in  der  Kasse  Hegt 

d)  Die  beständige  Anfsichtsfflhrnng  ttber  die  Kassen  nnd 
das  Kassenpersonal  dnreh  stehende,  damit  beauftragte  Verwaltungs- 
organe. 

Hierhin  gehört  die  specifisch  prcuss.  Einrichtung  der  Kassoncu ratorea 
und  Kass'onr.'itlie.  Mitglieder  der  betrefTrii.l.  n  Verwaltungsbehörde,  zu  der  die  Kafcsfl 
uqmittelbar  ressorttrt,  die  dann  zugleich  die  Kc Visionen  zu  beborgeu  haben.  Instr. 
V.  27. Febr.  1769.  Ed.  r. SO. Mail 769.  K.-0.  r.St.Bec.  1835,  ReguL  r. n.MinlStö. 
Gesch.anweis.  f.  d.  RegierJiaaptlniisen  r.  1.  Juni  1657,  «.  Herrfartb,  n.  a.  (K 
S.  213—219. 

e)  Vornahme  regelmiissiger,  pcriodiHoh er  sowie  ausser- 
ordentlicher, gewöhnlich  miuiiesteoä  ein  oder  einige  Male  im 
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Jahre  iinvermuthet  stattfindender  Revisionen  d n rch  liestimnitc 

vorgesetzte  \  erwaltimgsorgane  und  durch  ad  hoc  im  einzelnen 

Falle  beauttragte. 

Vgl  Schrott,  ä.  45ä  if.  („bcoiitrirungen'*  l  d.  österr.  Terminologie^  „Kasise- 
storz**).  Die  regehntoigen  Revisionen  erfolgen  volil  ao  ein  fDr  allemal  feetgesetzten 

Tagen  und  Stunden,  während  duren  dann  die  Kaisen  für  den  GoHchäftsverkchr  ge- 
schlossen sind  (z.  B.  in  Prcusscn  monatlich  in  ßerlin  bei  den  Hauptkassen  am 
letzten  Alltage  des  Monats;  ausserordcntlirhe  einigemal,  mindestens  einmal  im  Jahre). 
S.  f.  Preussen  K.-O.  v.  l'J.  Aiil-^.  1826.  Ilerrfurtli  S.  219  C  Es  ist  besonders 
die  r<  bon  insfimmiing  der  Büch«  r  mit  den  Kassenbeständen  zo  prüfen.  Ktwaip« 
Mchrbestäudu  verfcülcn  dem  Staate,  Defcctc  werden  constatirt  und  veranlassen  ein 
weiter<»  Verfahren  gegen  den  Beamten  —  wobei  besonders  Vorsatz  oder  V ersehen 
dti-s  Beamten  Verschiedonhcik-n  im  Vorgehen,  .^mtssnspcnsion .  StraT-n  n.  s.  w.  be- 
dingt —  und  Massregcin  zur  Sicherstellung  des  tiscalischen  oder  des  sonst  (uigagirteu 
loteresses  (a.  prenss.  Verordn.  t.  24.  Jan.  1S44  betr.  Defecte,  Herrfurth  S.  226  ff.). 
Bt-iinrifl-re  Vorschriften  botrefTr-n  wi^vler  «lir;  Vcrhntnnp:  von  Vertuschungen  oder 
CoUusionen  zwischen  den  Kerisoren  und  den  Kas.senbcamteu.  (Selbst«  wie  in  Uester- 
Tdich,  Verbot  Air  den  Gominissftr  bei  dem  Beamten,  dessen  Kasae  zu  nnterettcben  ist, 
zu  wohnen,  zu  speisen  u.  s.  w.,  Blonski,  IT.  "5."»").  Ueber  Vornahme  und  Befund 
der  Kevision  i<it  ein  Protokoll  aaliraDehmen  und  zu  unterzeichnen.  Fttr  dio  Eiohtigkoit 
der  Kevision  haftet  der  Rerisor  mit.  Von  Straf  bestimmmigen  Icomnen  im  Deutseben 
Reich  jetzt  bes.  die  §.  -HäO  (einfache  Unterschlagt! ng.  mit  (iefänguiss  nicht  unter 
.1  ÄJon.  bedroht,  event.  Verlust  der  bürgerl.  Ehrenrechte"»  u.  351  (<|ualilic.  Unter- 
schlagung, verbunden  mit  Fälschung  der  Bücher,  (jeldpackcto  u.  dgl„  Zuchthausstrafe 
bis  zu  10  Jahren)  ia  Betracht.  —  Vgl.  ausser  den  preoss.  BestiDimungcn  dio  baier- 
ischen  Uber  «He  sogen.  „Visitationen"  der  Kaüsen  (un vermuthetc,  eingehend 
und  grvindlicli  i.  alle  der  Kegier.hnanzkammer  unterätuUto  Kassen  mindestens  einmal 
alle  4  Jabre.  unbcsrh.ult  t  dieser  Visitation  alljährlich  bei  ^er  entsprechenden  Anzahl 
Kassen  cnrsorisch)  Ncoforn-Hock  I,  237  II",,  die  nstf^rreichischc  Instr.  Uber 
lias&eunteiuuchuog  v.  1.  Nor.  1793,  „Vorachr.  £.  d.  V  oli^icbung  der  Amtbuntersuchung 
bei  <L  Sammlnngskassen ,  Steaer-  u.  Geftfilslmtern'*  t.  t851,  Blonski  II,  S57.  — 
Pi(-  kurztermiiilirlicM  i'-TiiM?.  Revisionen  sind  ausserhalb  Prfiis^oiis  nicht  allgemein 
üblich.  —  Für  Frankreich  s.  f.  Hock  S.  106,  Kaufmann  pass.  S.  (i2,  lÜÜ  11„ 
Art.  comptab.  pnbL  im  dict  de  l'admin.  passim,  Art.  inspection  g6n6r.  des  (In.  im 
Supplcm.  II  Uä70>.  Das  Staat-:;:ij biet  wii-l  in  AbtheilunLiin  vph  Tlr  p  uf.  ments  (Max.  !>) 
zerlegt  and  in  jeder  Abtheiluug  wird  durch  oino  aus  einem  Gcneraliuspoctor  and 
einigen  Inspcctoren  bestehende  Gommlssion.  einer  Beanftragten  der  finanzministeiiellen 
Genomiiospection,  das  öffentliche  Kassen  -  und  Kcchnungswesen,  drei  Jahre  nacheinander 
immer  von  demselben  Genendinsjurtor ,  genau  untet^ucht.  —  Bei  Kassenrevisionen 
erful(;t  wumüglich  die  Untersuchung  mehrerer  Kassen  bestünde  in  einem  Kassenamte 
oder  in  einem  Orte  gleichzeitig,  oder  es  wird  wfthrend  der  Ontenaoliang  der  einen 
Kasse  eine  Sperre  der  andren  vorgcnommf^n.  —  Ansser  diesen  sogen.  Bcstands- 
reTisioDcn"  und  den  damit  in  grösserer  oder  kleinerer  Ausdehnung  zu  verbindenden 
«.R'eclinnn^srevisionen'*  durch  Dritte  sind  aoch  wohl  regelmä-ssige  Bestandsrevisionen 
der  ncbnangsi^ipendea  Beamten  selbst  ron  sieh  ans  vorgeschfieben  oder  nblioli. 

f)  Z  u  r  ;i  u  s  s  c  r  e  n  S  i  c  h  e  r  u  11  g  der  Kasse  gegen  Schädigungen, 
wie  bei  Diebstahl,  EiubriKh,  Brand  u.  8.  w.  durch  lahiläösige  und 
bTiswillige  Handluncren  Dritter  und  durch  Elcmentarcreignisse  dienen 
verschiedene  tecluiische  Sichernngb mittel  in  Bezug  auf 
La^;e,  Bauart,  Verwahrung  des  KM^srnlocals  und  der  Kassenbcbälter, 
worüber  Überali  ähnliche  Vorschrillen  bestehen.  Für  die  Innehaltung 
der  letzteren  sind  die  Ku.sscnl)eaniten ,  insbesondere  die  Vorsteher 
verantwortlich  bei  vorkommendem  Kiubruch  o.  dgl.  und  die  Yisi- 
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taüoucn  der  Aiilsichtsorgauc  haben  sich  auf  die  geeignete  Bcschaflfcn- 
heit  dieser  Kinriehtuugeu  mit  zu  erßtrcckeii. 

S.  /.  B.  die  I?i'-(i[iimiiniren  in  Prf*n5>^en  i  Tli-rrftirtli  S.  212.  Bei  k.viscn 
iti  P riratgclaüscii  muas  licr  Kenüaiit  in  deui^uibcii  ILauäu  u.  äogar  womöglich  iu 
dem  Local,  wo  die  „Kaase**  (i.  e.  8.)  anteigebrmcht«  scUafan! 

130.  —  5.  Der  Gcscliäfts^^aDg  in  dor  Kasse.  Nach 
den  tVdheren  AusfUhnuifrcn  (ihcr  das  Zah!nn£rs\v(  si  n  und  das  finanzielle 
AnWeisungsrecht  setzt  die  F!!iptan;;üahnie  von  Geldern  fffr  den 
Staat  sowie  die  Anszalilung  von  sok-hcn  aiü"  dessL-n  Rechnung  einen 
General-  oder  »Specialaul trag  voraus.  Der  erstere  kann  der 
Kasse  in  der  Form  der  Ueberweisung  eines  Specialetats  „zur 
Vollziehung"  ertheilt  werden.  Ein  solcher  Auftrag  bedingt  und 
begrenst  die  Rechte  und  die  Pflichten  der  Kasse,  bez.  ihres  Vor- 
Stands  gegenüber  der  vorgesetzten  Behörde  und  dem  Fiscas  wie 
gegenüber  dem  Publicnm  nach  Unten  und  Oben  zu:  d.  b.  nur 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Aatlrags  darf  in  der  Kegel  von  der 
Kasse  Geld  ftlr  den  Staat  angenommen  oder  eingezogen  nnd  io 
Zahlung  veransgabt  werden,  aber  innerhalb  dieser  Grensen  moss 
das  anch  geschehen,  soweit  das  von  der  Kasse  abhängt,  sonst 
verletzt  der  Vorstand  seine  Amtspflicht  nnd*  wird  demgemilss  dem 
Fiscns  oder  dem  Pnblicnm  regresspflichtig. 

Eiuc  Keihe  einzelner  Vors<hril"tew  besteht  hier  wieder,  um  die  Kcchte  dic>cr 
beiden  Theile  G^egcnnber  der  Kaesentrerwaltung  sicher  zn  stellen:  Vorecbrifkea  ober 

fleti  tiinp  «irr  K :i>>''np'rschäfte,  üb»^r  <\i>:  \(.n  der  Kasse  (inh-  i  ym  ln  ohitrlit.  udcti 
Furmalitalcn,  (Joutrolvun>cbriften  zum  Schut/.  der  Rechte  dcü  btaab,  weiche  die  Kaa»o 
gegenüber  dem  zahlenden  und  Zahlung  omprangcnden  Pabiicum  wahrzaDchroen  bat 
und  wieder  zum  S-  liutz  der  Kechto  des  Staats  iregonü))i;r  der  Kasse  selbst.  Manche» 
gestaltet  sich  hier  wegen  der  Verschieden h<  it  des  betrcHeodeii  tiäcaiischen  Interease« 
im  Einnahmc^dienst  und  im  A usgaliedienst  verechieden. 

a)  Im  Pvin  n  ahm  c dienst  filllt  der  Ka'jspnverwaltiin^'  als 
solcher  in  der  Ivcgcl  nicht  die  cip^cne  V'ornalnnc  dcrjeni^'en  Acte 
zu,  durch  welche  Geldiordcrun<;en  des  .Staats  —  aus  \'crträ^en, 
aus  dem  Titel  der  bteuer-  und  GebührenpÜicht  —  in  jedem  be- 
treffenden einzelnen  Falle  festgestellt  (,,liq  u idirt^')  und  znr 
Einziehung  oder  Erhebung  angeordnet  werden.  Das  ist  \iel- 
mehr  die  Aufgabe  der  beztiglichen  Verwaltungsbehörden,  Steuer- 
erhebungsorganc  n.  s.  w.,  die  auf  Grund  ihrer  Liquidation  der 
einzelneu  Zahlungspflicht  einer  Person  der  Kasse  den  Auftrag 
znr  Einziehung  der  Forderung  von  dieser  Person  geben. 

Nur  ist  häufig  die  Kasse  selbst  ein  iiitcgrireJidcr  Bcstandlhcil  einer  i>olcbea 
Verwaltungsbehörde,  z.  B.  die  Zollkasse  des  Zollamts,  dessen  eine  Abtheilang  dann 
die  Uqnidiroodo  and  zur  fiinzablann^  bei  der  Kaan  anveiseode  Instans  ist 
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Hier  handelt  es  sich  dann  um  eine  vierlachc  Reihe  von 
Vorkeh r u ni2:en  und  S icherungsmitt el n,  \oii  denen  die  drei 
ersten  ebensowohl  zu  Gunsten  des  Fiscus  als  des  Puhlicums  in 
Hctracht  kommen:  einmal  um  richti^^e  Feststellung  der 
Za  hl  11  ngsp  flicht  Seitens  der  Li(|uidationsin8tanz  —  dass  alle 
gesetzlich  hcrgchörigen  Fälle  iu  richtigem  Maasse,  zn  rechter  Zeit 
wahrgenommen  und  die  Zahlungen  daftlr  vorgeschrieben 
werden;  —  zweitens,  dass  demgemäss  an  die  Kasse  alle  crlorder- 
lichen  Anweisungen  richtig  und  rechtzeitig  ertheilt 
werden;  drittens,  dass  die  Kasse  sie  danach  richtig  und  recht- 
zeitig vollzieht  und  viertens,  dass  sie  sie  in  ihre  H fleher 
richtig  einträgt  und  die  Fonds  wirklich  im  Bestände  führt. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kassenpersonals  bezieht  sieh  nar 
auf  die  heiden  letzten  Punete.  Die  Instrnetionen  mflssen  hier  die 
Pflicht  der  Kasse  genau  bestimmen  und  die  Controle  sich  auf  die 
Erfüllung  dieser  Punete  erstrecken. 

Von  Einselheiten  wichtigerer  Art  und  formellen  Voisehriften, 
Aber  die  der  Kasse  obliegenden  Verpfltehtnngen  —  im  Verkehr  mit 
dem  Zahlungen  abstattenden  Publicum  und  zwischen  Kassen  unter- 
einander, daher  besonders  bei  Ablieferungen  von  Ueberschttssen 
an  andere  (Sammel-  oder  sonstige)  Kassen  und  bei  der  Empfang- 
nähme  von  Geld  aus  anderen  Kassen  —  mOgen  folgende  Punete 
bezüglich  der  Quittungen  und  der  Qeldsorten  und  Geld- 
zeichen henrorgehoben  werden. 

a)  Bestimmungen  Uber  die  von  der  Kaääc  zu  erthcilcndcn 
Quittungen. 

Inhalt  and  Form,  Art  und  Zalil  der  Unterschriften,  etwaiger  Aiiifs^fernp' t  auf 
der  (Quittung  und  Angabe  sonstiger  Momente,  welche  die  Uecbtsf^iltigkeii  der  Quittung 
bediDg'eo,  find  genau  vorgeächriebeo.  Zur  Doppelcontrole  gegen  den  2ahlendcn  Quittungs- 
einrrän«r**r ,  vorm  inlith  A))fT  gegen  die  Geld  einnehmende  und  rinrülu  r  i|iiittirendo 
Kasse  dienen  wohl  (bei  Steuererhebungen,  besonders  in  der  Zoll  -  und  Acnsererwaitung, 
aber  aa«li  coMt«  besonders  iD  Frankreich)  Einrichtungen,  wie  die,  dass  alle  selche 
Quittungen  zun.lohst  in  einem  I><'f;i>t'.i  luli  r  'JnifttinirstMirh  sii  Ii  licfinden  utiJ  d'T 
Keihe  oach  bei  der  Vcrweuduug  au.s  einem  üiolcbcn  herausgezogen  werdeu  mtlssieu. 
Hier  sind  mehrerlei  Gontrelen  möglich,  namondich  mittebt  der  im  Boche  zarOck" 
hlcibenden  Aufschreibungen  und  Rän  lür  flT  f  l.  Fiahkr.  S.  .  Oiler  man  vcr- 
siehl  die  Quittungen  mit  Taloos,  die  vom  Empfanger  der  Quittung  bebutW  der  Gontrolo 
an  andere  Vervaltangsorgane  zar  Abtrennung,  Eintragung  und  Visirnng  in  kurzen 
Fristen  Ubcrrei'lit  w-rtlf-n  müssen  (Frankreich,  Hock  u  a.  0..  Kaufmann  S.  lül). 
In  Prcusscn  sind  die  Quittungen  der  Keg.hauptkassen  von  dem  betreff.  Huchhalter,  dem 
Kaäsirer  und  dem  Laodrentmeistcr  zu  vollziehen  (Geschjtnwcis.  v.  1.  Juni  lb57  §.  49).  — 
OeateiT.  Beetimmnngen  Blonski  II«  958. 

/i)  Bestimmungen  über  die  in  Zahlung  anzunehmenden  GeJd- 
Sorten  und  Geldzeichen. 
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KegelmSssifir  freUcn  hier  zooicbst  dio  VorBehrifteii  der  Mnnz-.  Pmpierfeld- 

und  etwa  aurh  'i'T  Ban  kgcsi  fz*-  ulier  dio  pesi'tzlicheu  Zahlmitt«*!.  Danacli  niiisx  n 
Staatekatisau  mitunter  ScbeideuiUii2ti  und  leichtes  Silbergeld  im  System  der  reinen 
<iold-  oder  d«r  Doppelwtiining  in  grA<}seren  Betrafen  oder  sellMC  mibedioft  ftar  }ede 
Summe  in  Zahlung  annelimen,  .nuch  w.  im  .I  if  n  im  Frivatverkehr  Bes.  hi'uikiiM^en 
bestehen  (Deutsches  Mttozgcs.  r.  U.  Juli  lbT3  An.  U  AI.  2:  UeichssilbcrinHozea  von 
Reiol»-  u.  Landesinason  in  jedem  Beträfe  anzunehmen).  Einbeimisohes  Staats* 
pApiergcld  mit  und  ohne  Zwangscurs  ist  in  der  Regel  von  Mientlioh«:n  Kassen 
allgemein  und  im  Nennwerth  anzunehmen,  doih  cn>tercs  in  Papicrwühningslundcm 
im  Interesse  der  Metallgeldbeschaliung  für  einzelne  Zahlungen .  die  in  (iold  oder 
Silber  TcHangt  werden  (Zölle.  Nordamerika,  ( )esterreich.  Kus^Iand)  mitunter  nicht  oder 
nur  narh  dem  Curswerth.  Hei  dem  (einlösbaren ;  Staatspapiergeld  ohne  Zwangscors 
hat  früher  mohrfach  (Oesterreich,  Prcusscn  u.  andere  deutsche  Staaten)  die  Vorschrift 
bestanden,  dass  bestimmte  Quoten  von  Zahhingen  an  Staatskassen t  besonders  Steuer- 
zahlungen in  solchem  Papier^'.dd  nd  r  mit  ..Stt  ifairio''  in  Münze  gezahlt  werden 
mUüseo,  —  im  Interesse  des  Gurscs  des  i'apicrgelds,  eine  Büstinimung,  die  z.  B.  in 
ProatBon  formell  nicht  anffehoben,  aber  obsolet  gevorden  var  (die  Hllfte  derCoarant- 
zablung  an  Staatskassen  liifti-  in  Kassenanvels.,  oder  mit  't Stnfai^i«».  !  Ssrl  voin 
TbaJer«  zu  erfolgen,  Bct»U  v.  Ib24,  1^26  u.  IS^^T).  Von  inläod.  Banknoten  werden 
in  der  Reget  nur  die  der  CenlralbaDlc  in  Zahlung  genommen .  was  mttooter  aofdrOcko 
lieh,  wie  früher  bei  der  Preuss.  Bank  als  ein  Privilr^  ziigcsagt  ist;  jetzt  u^ilt  in 
Deutschland  die  Bestimmung  des  Bankgesetzes  v.  15.  März  ls75  §.  2,  wonach  auch 
fUr  Keichs-  und  Staatskassen  keine  Veri>flichtung  zur  Annahme  der  Noten  bei  Zahlungen 
an  sie  besteht  u.  auch  nicht  durch  Lande^gesetz  für  Staatskassen  begründet  werden 
kann.  Doch  ist  wohl  allgemein  in  dm  Kinzelstaaten  (speciell  in  Preussen)  die  An- 
nahme der  ßeichsl»ank- Noten  an  den  Staatskassen  im  Verordnungswege  vorgeschrieben 
und  erfolgt  sie  el>enso  danach  in  den  Kinzelstaaten  je  für  die  betreffende  Haupt/cttel- 
bank  ihres  Lands  (so  in  Baiern  f.  i.  Noten  der  Baier,  Notenbank  u.  s.  w.).  Die  Ent- 
wicklung der  Creditwirthschaft  macht  wenigstens  in  gewissen  Vcrwaltungszweigen  diu 
Annahme  von  Checks  auf  Hauptbanken  wUnschensverth  (s.  o.  ^.  I2i).  In  der 
Keg»-1  licM  lirtnkt  sich  die  \nnnliinfpflirht  tler  Staatskassen  auf  inl.iudische  MUnzaji 
und  etwaige  sonstige  Zahlungsmittel.  Doch  kommt  in  einigen  Zweigen  —  ZoUdicnst, 
Etsenb.  n.  Posttenriüt.  die  Annahme  fremder  Münzen,  bes.  Goldmünzen, 
l'api'Tgelds  unti  selbst  Banknoten  (Kussland)  nach  bcstiniinf<  m  (*urse  vor  I>>  r  ganze 
l'unct  ist  münz-  u.  creditpolitiscb  wichtiger  als  linanzpolitisch,  s.  darüber  (»enauere» 
in  A.  Wagner.  Zettel  Ii  polit  3.  A.  Freib.  ttl7.1.  S.  48-— 49.  VenrechslungsgesehlflA 
mit  dun  Kassen  best  .'inden  sind  den  Beamten  untersagt.  Jedwede,  auch  noch  so  kurse 
Benutzung  ron  Kassongeldern  für  Privauwccke  eines  üassenbeamten  ist  verboten. 

Die  Controle  gegen  die  Kasse,  bez.  den  Kassirer  mnss  nan 

theils  durch  die  anderen  Beamten  (Vorsteher,  Buchhalter),  theilg 
gegen  das  ganze  Persoual  durch  Vcrwaltunf^sorgane  im  Wej?c  der 
Revisionen  n.  dp:!,  mittelst  Ver;;leichmij;  der  Hllcher  der  An 
wcisiiiifxs-  und  Liquidatioiisbehürdeii  mit  den  Bllchcrn  der  Ka^üc 
und  dieser  Bücher  mit  den  KassenbestUnden  aiis^etibt  werden. 

Specielle  Vorschriften  bestehen  regelmässig:  noch  über  dir. 
Reihen  fo  Ij^cc  der  Operationen  im  Rinuahnicdieust  und  über 
die  Functionen  der  einzelnen  Kassenbeamten  dabei: 

Emp&nf  der  Anweiiunf  zur  Zahlangsaunabme,  Anbieten  der  Zahlonfr  Seite»« 

des  rflirhfip-i'n  ,  Vi  rcd'M'rhiing  di^r  Antvctsnritccn  nnd  ..Kmpfaiicrs?f*tt"d"  mit  dem  An- 
gebote des  Pllicbtigen,  Empfangnahme,  Sortirung,  Zahlung  des  (ieldcs,  lüntragan^ 
in  die  Bttcher,  Ertheilnng  der  Quittung.  Die  bDchhalteriachen ,  die  TbltigkeiteM  dbr 
eigcntlirfx  ti  (ieldhanti'  riiiii: .  die  Contrulausubung  dtin  h  Gegenzeichnwif  »ind  bei 
grösseren  Kassen  hier  Functionen  Terschiedener  Beamten. 
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Nicht  minder  besttihen  fUr  die  Aof betrahrung.  Verpackung  (Art,  Beatei,  Packetc, 
Köllen,  Eiiihuitäwertlibetrügu  derRoUen,  Notenpackete  a.  s.  «r.  h  (jcldaonea,  Noten- 
stuokfii),  Vorsendunij    -  bei  uns  rcgelm?lssiif  nur  durch  die  Post  — -  genaiie  Vor- 

schnl'i<'ii  bis  in  iJi<!  kiriiisteu  Einzelheiten  luuein. 

b)  Eiue  Keihc  der  im  Vorausgehenden  erwähnten,  namentlich 
die  letztgenannten  \  orscliriltcn  irelten  ebenso  oder  mit  einfjieh  aus 
der  Sache  sich  ergebenden  Aenderuuj^cii  luj  den  A uss^nJu  dieust. 
£inige  andere  Pmicte  kommen  bei  ihm  speeiell  in  l*'ra^e  und  sind 
gleichfalls  überuli  durch  besondere  Vorsebril'ten  geordnet: 

«)  Die  TrUluni^^  der  Zali lungsforderungen,  sowohl  der 
nach  Generalauttrag  von  Amtswegen,  als  der  auf  specielle  An- 
weisaog  der  competenten  Behörde  zar  Kasse  gelangenden. 

Im  ersten  Fall  muss  die  Prüfung  der  Kasso  auf  die  »acIiHchc  und  formelle, 
im  zweiten  r'all  wpsemlii  Ii  nur  auf  die  formelle  Berechtigung  der  Funlerunp  tiiid  des 
Kordernden  gehen,  imlein  liier  die  sachliche  Prüfung  m  der  Auweisun^s-  und  Liqui- 
dalioMsinstanz  zu  erfüllen  hat  124).  Die  erforderlichen,  genau  vorgeschriebenen 
Helcgsturkc.  nnthi^'i  iif  ills  <  ine  Legitimation  und  der  Nachwreid  der  Identitlit  des 
ZabluDglordcrndcn  sind  zu  verlangen.  Die  Erhebung  muss  vor  Ablauf  des  (Jreditä, 
au  dem  die  ZtMuug  erfolgt,  ataUfioden ,  weshalb  demgeinäss  der  richtig«  Termin 
/u  jirüfen  isT.  Sic  darf  regclmiissig  au^'h  nicht  vor  Eintritt  dea  rechtlirlu-n  (/..  V,.  hei 
Besoldungen)  oder  venragsiaäääigca  Tcnoinä  der  Fälligkeit  erfolgen.  Fur  ausnahmü- 
wetoe  vorher,  dum  als  Vorscbuss  zn  leistrade  Zahhiiiiren  mnm  die  Kasse  gewöhn- 
lich zuvor  die  Krlaiilmiss  der  competenten  T?ehördc  einhol'-n.  Solehe  \'or3i  lui3se  sind 
dann  auch  iu  der  Buchung  bcsonden»  2U  bebandelu,  nach  hierfür  in  den  Inätructionen 
ge^^ebenenVonchriften  (prens«.  Instr.  7.  IS.Dec  1824§. 23,  Anweis. v.l. Jiini)S57§i. SU). 

ß)  Die  Vorn  ahme  der  Zahlungen. 

Regelmässig  sind  die  Bela^'c  und  Quittungen  von  einem  Jkich- 
halter  zu  prüfen,  zu  si«rniren  und  die  Posten  in  das  betreliende 
Buch  einzutragen,  dann  an  den  Vorsteher  der  Kasse  zur  Unter- 
zeichuuug  (Zahlung^ vermerk;  und  von  ihm  an  den  Kassirer  zar 
Auszahlung  zu  leiten. 

Uebor  Form  und  Inhalt  der  Quittungen  bestehen  «renatiere  Vorst  liiifteii ;  di'r 
Schuldgruud,  die  zahlende  Kasse  sind  mit  zu  nennen,  die  Geldbeträge  ausser  in  Zitleni 
aachvArtliehiDziigeben.  Für  die  Geldaorten  und  (■  eldzei  c  i  i<  Itcn  bei  Zahlangen 
aas  Staatskassen  die  münz-,  papiergcltl-  und  bankgesetzlicben  Vorschriften  genau, 
daher  hat  hier  die  Kasse  begrenztere  Kechte  bei  der  In  -  Zahlunggobung,  ala  bei  der 
Itt-Zabluagnahmo  (s.  o.).  Papiergeld  und  Banknoten  ohne  nnd  Kleingeld  mit  be^ 
-  fi'r  ) m  Zwangscurs  braucht  z.  B,  der  Zahl«ns!:sVicrcchti}?tc  nicht  anzunehmen.  Die 
t  üiUgkeitötoriDiue  von  Geldituinmen  werden  nicht  immer  von  den  Berechtigten  ixine- 
gelialten.  Die  Kassen  können  dnnuif  nnr  beschiinlU  binvirkon,  aoUen  aber  nach 
Möglichkeit  die  rcchOdtige  Abhebung  botfeiben«  am  Uebertngiing  von  Besten  an 
verbttten  ^Prenaaeo). 

§.  191.  —  6.  Kassenwesen  einzelner  L&nder.  Die  Organisation  und 
FanctioD  der  Kassen  hängt  vielfach  mit  der  Einri chtung  des  Finanzdiensts  und 
der  ganzen  Finanzverwaltung  zusammen.  Insofern  war  davon  schon  oben,  so- 
vobl  bei  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  als  bei  derjenigen  der  gegen- 
w&ltigen  Geataltong  dieses  Dienstes  mit  zu  sprechen  (i:;.  S6  11.,  *J6  iL),  worauf  daher 
hier  verwi(>wn  wird.  Weitere  Ein/elJieiten  sind  in  §.  121,  12.'»  und  in  den  voraus- 
gübcnden  129  u.  l.'io  /.um  Heieg  und  zur  Erl&uteruug  der  Darstellung  angegeben 
worden.  Int  Folgenden  wird  noch  ein  tiesammtQberbllck  gegeben,  otvas  eiogsbender 
aber  nur  für  Prensscn  und  Frankreich. 


Digrtized  by  Google 


29ß  1*        K.  t  orinclic  Urdnuiig.  ü.  Abäcbuitt..  Zalii.-,  Kass.-,  Ucchn.wcäeii.  131. 

In  Prenssen  (§.  91,  96)  besteht  keine»  der  geiuuinten  drei  KaMenaysteme 

rt'in  (vior  atissTlilie-,sli.'li ,  -londcrn  i-in.;  f'ninbinatiori  ili  r-selhr-n  .  mit  duUÜichcn  Resicn 
der  ülturcti  Vcrliühuiäsu,  wcim  auch  das  PriDcip  der  liscalischtiu  KatiseodinbäU,  eine 
f  rtssore  GcntraUsfttlOD  des  Kassenwesena  nud  die  Einriebtttng'  einheitlicher  Stentdracaea 
besonders  iii  der  Ober-  und  Mitd  lin^taiiz.  tln  iNvi  i-c  ;ui.  Ii  iu  d.  r  önterinstanz  in  dem 
Kassenwrcsen  der  oigeutlichcn  Fiiianzvcrwaltuug  Platz  gegriüen  haben  (§.  121).  Der 
Ucbcrgaug  einzelner  VerwaltunKs-  und  Einnahmezweige  (Post,  Telegraphie)  und 
grosser  Ausgabezweige  (Uecr,  Flotte)  auf  das  Deutsche  Kcich  hat  die  Ausscheidung 
dieser  Dienste  auch  aus  der  prcuss.  Finanzrerwaltnuc  ztir  Felipe  2:oliabt.  Die  Ver- 
waltung der  Zölle  und  gemeinsame ti  iniieroM  Stcuuru  ial  aber  bisher  bcLaikutUch  bei 
den  Einxelstaatca .  unter  Heichscontrole.  verldiebon.  Im  preoss.  FintnzministeriQm 
boatelit  ein  Abrechnungsbureau  für  ili  '  Keichssteuem. 

An  der  Spitze  des  preuss.  Kassenwescns  steht  die  Gencralaiaatskassc,  iu 
welcher  das  Princip  der  fiscal.  Kasseneinheit  repräsentirt  ist.  An  sie  fahren  dio 
nndcn-n  Ober-  und  Mittelkasscn  iJie  üeberscliüsse  ab  oder  leisten  fUr  sie  in  tltrpm 
Auftrage  daraus  diroct  Zalilungcu,  und  i»ie  dotirt  di«^  audercn  Oberkassen  dircct  mit 
Geldfonds  oder  indirect  mit  der  Summe  Ihrer  etatmissigen  Credite,  indem  sie  Zahlongeo 
fttr  dieselben  selbst  ausführt  oder  durch  aiul-  rc  Kassen  aufführen  läsat 

Dio  weiteren  noch  bestehenden  CoQtralkaäscu  sind  die  aogen.  (ieneralkaMen. 
von  denen  nach  Amscheidong  der  Gen.-Postkasso  als  Gentral-EinnahmekaaM  nvr 
noch  die  General lotteriekasse.  als  Central- Ausgabekassen  nur  noch  die  eigene 
(icneralkasse  des  Minist,  d.  gcihtl.  Unterrichts-  u.  Medic.angelcgenhcitcn  u.  die 
Staatsschu  Id  eutilguugskasse  bestehen.  Die  anderen  Ministerien  haben  keine 
eigenen  (icneralkassen  (das  Hin.  d.  Inneren  hat  eine  Minist.-Bureaukassc).  Die  (ieneral- 
Staatskassi!  im  Fin  ministerium  fun^nrt  für  den  Ausgabedienst  dii  ^  r  Ministerien  mit, 
soweit  CS  sich  um  Contralausgabcu  (in  Berlin)  handelt.  Darin  ist  daa  System  der 
einheitlichen  Staut>kassen  conse(|Uent  durchgeführt. 

Die  Mitt.  lka>s(  [I  sind  in  den  Provinzen  die  Kejiicrnnjrshauptkassen 
im  Anschluss  an  die  administrative  Eiutheilung  iu  Kegier. bezirke,  am  Sitze  der  Kcgieruug, 
allgemeine  einheitliche  StaatsbsMen  fttr  ^inahmen  und  Attsgaben  ihres  Bedilw. 
Sainiii' I[.ass<>n  der  Kreis-  nnd  der  sousligen  Onteritanen,  ein  HanptgUed  des  preow. 
Kasscnvescns. 

Unter  diesen  Kassen  stehen  for  allen  die  Kreiskaasra,  welche  ab  Einnalm«- 

kassen  zunächst  fiir  «Ül'  diröcten  Steuern  f«iii;ir'  ii  unil  Sammelkassm  fdr  andere  Unter- 
kassen, dann  aber  auch  Aosgabekassen  der  Staatsverwaltung  iu  Kreise  sind.  Sic 
gehören  eineneils  zu  den  Mittel-,  anderseits  zn  den  Unterlassen.  Dasselbe  ^It 
von  den  lediglich  als  Einnahmekassen  fungirendcn  Kassen  der  Hauptzoll-  au«i 
Steuerämter  für  dio  indirectcn  Steuern  und  von  der  Steuerkasse  der  Vcrwaltun^r 
der  Berliner  directen  Staatssteuern,  Kassen,  von  welchen  nur  etwa  dio  eigenen 
unmittelbaren  Erhcbungs-  u.  Betriehskosten  zn  reraosgaben  sind.  Diese  Kassen  siml 
zum  System  der  „Verwaltiiiürszweigkasscn"  zu  rechnen.  EVvnst)  die  weiteren 
Unter  kassen  (sogen.  „Spe  cial  küssen"  in  Preussen),  vornemlich  für  den  Einnabmc- 
dicast  und  etwa  auch  fUr  Specialansgaben  ihres  Dienstzweigs,  nemlioh  die  Domänen« 
r<-utamts-,  die  Foret-,  dio  N' lip  ii^rollanits-,  ilie  I{a-.st  n  d<'r  Stcriorempränrcr  ii.  T'rh»  K,>r 
(der  directen  Steuern,  vurnemlich  in  den  westl.  u.  neuen  i'rovinzen).  Aehniiche  üntcr- 
oder  Spcciallcassen  nach  dem  System  der  Verwaltnngszweigkassen  fttr  d«i  Ausgabe > 
dienst,  r\V";r  c>'«''"'linli''li  ziii^lrii^h  fUr  die  Einkassirung  der  Aiiitsciiitia!inn:i  -I-t 

Behörde  oder  Anstalt  sind  die  mancberloi  Specialkassen  iu  den  verschiedenen  Ministeheu : 
so  in  der  Unterricbtsrerwaltung  (mehrfach  einzelne  Schnlkaasen ,  Unirers.kaiaea  fSr 
gewis'-i'  Kass' nun  schäfte.  Krankenhauskassen  u.  dgl.  m.' ,  in  der  l.•^Il>i^vitfhschaftl. 
Verwaltung  (GestUtsknssen),  in  der  inneren  V\n»altuDg  ((iefönguisse ,  Straf anstattcp, 
stattet.  Bureau,  Potiieikassen  a.  a.  m.).  Im  Finanzministerinra ,  Abth.  f.  Kassen-  o. 
Elatswescn,  gehören  hierhin  noch  die  Haopt-Seehandhingskasse  (der  überhaupt  in  der 
Kassen-  wie  sonstigen  Verwaltung  ein  eigenes  selbständig' es,  nur  dem  Fin.min.  an- 
gegliedertes Institut  darstoIU'nden  „Seehandlung"),  die  Kassen  des  k.  Leihamts,  der 
Münzrcrwaltune,  die  Miu  l'iaiikassc,  die  Kassen  der  Wittwcn-  u.  Waisenvcrpflcgongs- 
anstnlt«»»  Uxwh  in  anderen  Miiitstorien.  so  dr»^  .liisti/ufü«  ianten  -  Wittwenkaase  im  JustiZ'* 
niiii.i,  die  K.iasen  der  Kenteubankcn,  die  D<-posiii'nkHSäcu  u.  a.  in. 

Einzelne  dieser  Kassen  (z.  B.  Polizeikasson)  kflnnen  auch  zur  Kategorie  der 
„ höh Ord liehen  Kassen**  gerechnet  werden. 
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Eia  «genes  Kasseiuyileiii  fOr  sieb,  Dutor-  wie  Ifittelkasseu,  hat  die  Bergvorks- 

verwalttinp-  'Rnrir.imts-  u.  0)itTliergaiiit4a.>>oiri  u.  die  E  i  ^^  n  K.ili  n  v.M'walUing  (Haupt- 
kaitsen  bei  den  DirccüouoA,  Bctricbskaüäcu  boi  ücu  Bctricbi>üaituru,  dmu  Stationskassoii, 
aber  keine  eigene  GentnJkasaeV  Eis  hst  bior,  vio  bei  der  Post  iL  Tclcgrapbio  die 
UcIvOii iiinik  u.  Tuolinik  der  V*  rwaltttng,  die  auf  ein  solcbesf  darcbgebendeB 
Vorwaltuugszweigkasäen  »-  cücu  Iii  ii  w  i  rkt. 

Die  berrorragcndo  Bedentunt^  der  privatwirtUbchaftlichcD  Kiiiiialiniczwci^e  nocli 
in  der  heutigen  prciiss.  Finauzwirthächaft  erklärt  aaoil  m  dieser  (lesialtang  dcä  Kastscn- 
wesens,  besonders  bei  den  Specialka&sca  inaiirlio.  von  anderen  Staaten  abwcirhcnde 
EigcQtliümliclikeit  and  den  Mangel  einheitlicher  Unterkaaucn.  Kino  Vereinigung  kleinerer 
Spedalkaasen  inöclitc  wühl  mittintcr  zur  Eraparnng  an  Pononal,  Material  und  Kosten 
zu  erwägen  sein.  Die  selbständigen  Ka^^rn  von  Instituten  und  KinzflviTwaltungen 
cutüprccheD  den  gegebenen  .VerhäJlnisscn  und  werden  bich  kaum  weiter  viel  Vor- 
mündern lassen. 

Im  Geschäftsgang  der  im  uss  Kassen  ist  woJil  eine  gewisse  hiircaukratisclio 
Schwerfälligkeit  uicht  gauz  zu  bestreiten.  Diu  Verbindung  loit  der  Bank  könnte  hier 
fielleicbt  zn  einigen  Vcrbessoningen  fuhren.  Es  wird  hier  «rie  in  anderen  FSHen 
(Zollrerfahivri  xi.  dgl.)  in  Preussen  wohl  auf  I'onnalini  rtwas  zu  vi'  l  t^clc^t 
und  nicbt  imucr  genügend  bedacht«  dass  die  Erfüllung  dieser  loriualieu  nicht  nur 
dem  Staate,  aondern  auch  dem  mit  Staatskassen  Toiicehrendcn  Pablicum  Arbeit  nnd 
Ztnt  ^la^(t■t,  Formelle  Ordnung  und  Sicherung  in  allen  (ieldgeschäftoa  ist  gewiss  noth- 
weudig  und  segensreich,  aber  nicht  dun-hau»  das  Einzifje.  was  dabei  in  Betmrht 
kommt  Raschheit  und  Proin])theit.  eine  gewisse  ..('oulauz''  iu  kaufwüunischür  Alt, 
die  mit  Ordnung  und  Sicherung  recht  wold  vereinbar  ist,  wie  z.  B.  in  dem  gfosson 
üeldrerkchr  der  Poslv.nvaltung  sich  zeigt,  sind  ebenfalls  zu  erstreben. 

Die  wichtigeren  \  cihaltoij>sc  in  der  Stellung  der  Kassen  zu  einander  Uiid  lui 
Geschäftsgang  ünd  oben  mit  berührt  worden.  Die  bedeutsame  Stellung  der  Kegierungs- 
liauptkassen  im  prenss.  Kass-'nwosea  wirf)  in  der  (ieschaftsanwcistinp'  v.  1.  .Tuni  1*^57 
sehr  dctaillirt  und  klar  entwickelt.  Uebeiall  haben  sich  diese  Kassen  in  den  geeigneten 
Fällen,  besondere  für  Zahlungen  nach  ansserbaib  der  Spocialkasoen  zu  bedienen  (§.  bü 
d.  Anweis.l.  Unter  Specialkassen  werden  v  r  taiirl.  tt :  .jiir  ji  jjigcn  Knssi  ji ,  wcL  Ii«'  dii^ 
rou  ihnen  auf  Urund  betioiiderer  Spucialetats  selbständig  zu  verreckucuden  Einnahmen 
unter  Anrechanng  der  etatmSss.  Ausgaben  an  die  Kegierriianptkaascn  abzoftthren  haben** 
(eb.  §.  71).  Die  Spc«  ialka-M-  n  vi  in  i  liiirn  jetzt  monatlich  mit  den  Haiijitkassen  (seit 
Jb60).  Letztere  stehen  wieder  zur  üenerabtaatskasae  in  demselben  N  crhiUtniss,  wie 
die  Specialkassen  zn  ihnen.  Sie  haben  daher  die  Einnahmen  unter  Anrechnung  der 
Ausgaben  an  die  üeu.sLkasse  abzuführen,  Zahlungen  nach  Auftrag  für  letzterer  Kechnung 
zu  leisten  und  periodisch  abzurechnen  (eb.  ij.  Si).  ftir  di.  ührii^en  Centralkassen 

einzuziehenden  (ielder  u,  zu  leistcndtm  Zahlung cu  si«d  denselben  durch  Vermittlung 
der  GcD.st.kassc  resp.  zu  uberweisen  u.  anzurechnen''  (ob.  §.  sr>i.  Der  eigentliche 
Kassenbestand  (Geld-  und  GeldzcichcnvorriitlO  wiiil  in  ji  der  Kasse  als  Ein  (innzes 
behandelt  und  verwahrt.  Die  Herkunft  desselben  und  die  Hechtsansprücho  daran 
ergeben  sich  ans  der  Buchführung. 

I-  Uait.'rn  (§.  1)7)  bilden  die  Kreiskassen  für  di"  Knise  (Kcgiorln/irke)  die 
Mulelltasseu  der  allgemoineu  Fiuanzverwaltuug,  lungireo  als  Einnahme-  u.  Ausgabe- 
hassen,  nnd  rernittein  zwischen  den  Unterkauson,  derRentftmter  (anch  f  Einnahmen 
n.  Ausgaben,  u.  A.  mit  fiir  die  noniäni"'n-  u  rürstvcrwaltun,ü\  nnd  dur  Ontral- 
staatskassc.  Apart  davon  sind  „ceutralisirte  Adnäuistratioaeu"  mit  eigeuom„Yer- 
wdtangszweigkassensystom*'  die  „Generaldireetion  der  ZOlle  n.  indireeten 
Steuern"  (Reichs-  und  baierisdie,  bes.  Malz- u.  Branntweinaufschlag),  die  „General- 
Bergwerks-  0.  Salinenadministration",  beide  Übrigens,  nebst  anderen  dgl. 
Administrationen  (Münzamt,  Nurnb.  Bank.  Staatsschuldentilgungscommission')  dem 
Fiaanzministeriom  untergeordnet;  ferner  die  zu  einem  anderen  Ministerinm  ressortirendo 
„(ienfTaldi ri'ction  dr^r  Vc  r  k  e h  r  s  a n  s t  a I  tc  n  "  (Staatsbabnen,  Fost,  Telegraph^,  lieicboa 
Dfttail  b.-i  V.  Neuloru-Ilock,  I,      Ii.,  VMHL 

In  Oesterreich  (§.98)  besteht  in  der  allgein.jim'n  Finanzv'  ^A-n^j,  Syst^-m 
(It-r  i n lic i t Ii rhen  Staatskassen  strenger  und  i"nlir<  rirlitii^rr  dnirliL^  luhrt  als  in 
Iieutschlaud.  Die  Eine  Kasse  hat  daher  in  ihrem  locaicn  oder  tertitoriaku  Wirkungs- 
kreis'regelBissig  alle  Einnahmen  u.  Ausgaben  fttr  sftmmtliche  Yorwaltungszweiga  zu 
Toltziehen.  Alle  Kas!«rn  bilden  einen  Verband  und  jede  kann  in  ihrem  localeu  Wirknngs- 
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■kraiae  lieaafknigt  verddli,  commissiuncll  auf  Uccliiiung  ciucr  anderen  (ielder  oinzu- 

iichni'Mi  THid  zu  vornusf!:aben ,  wortiber  Coiitoi  orreiitjotiniale  gefuhrt  werden.  An  dut 
Spiuc  alcht  die  Staataceiilruika&st;,  uutcr  ihr  m  dcu  ivrouländcrn  LanUcöUaupt- 
käääen,  Fiuanzlaudeskaäsen  und  Landeä/ahl äuiter,  einheitliche  Kassen  für 
Einnahiiii'ii  und  Aus^uKcii  mit  /w.-i  Abtheilungen  dafür).  /.u>;lcich  SainmilkasM-ti  für 
die  Uuber:»chuäau  der  unter  ihnen  btebendcu  Kreis-  u.  Locaikasäen  (unter  verächiedcneu 
NamuD,  Steuerimtor  u.  a.  m.).  Neben  der  Staatscentralkaase  beirttflieD  an  soaatigeo 
Contnilka^scii  norh  ein  Miiiistcn:il/,ahl;init  filr  den  Au^gabedicnst  dt'r  Ministerien, 
dann  die  ätaatsschuldeukasse.  Eine  Ausuabine  vom  i)yi»teju  der  ciaheitlicUeu  Kauen 
bilden  ab«r  anch  in  Oeat^nreich  die  ^Veriraltangszweigkaiison"  der  Zoll-  und  Ver* 
2ehrungs:jteuervcrwaliung  (wenigstens  in  der  unteren  Stufe),  der  Bergwerks-,  Tabak- 
nionopol-,  Salzrogal-,  Post-  u.  TelögmplieiiverwaltaBg.  VgL  Biouski»  1,55,11,354, 
auch  Schrott,  S.  182  (t.  pabäim,  Dessary,  Fin^es-lcnnde  S.  256  ff. 

Da^  Kassenwesen  Frankreichs  bat  manches  Eigi  nthUuilichc  und  wie  die  ganze 
Einrichtung  des  Finanzdicnsts,  wie  auch  das  Zahlung»-.  Ixechnungs-  und  Controlwesen 
von  deutschen  Verhältnissen  Abweichendes,  freilich  doch  auch  wieder  mehr  lu  den 
Fornen,  als  lu  der  Sache.  S.  o.  §.  91)  aber  die  neuere  Eiaiidltang  der  franzds. 
Finanzverwaltung  Überhaupt,  wodurch  die  (irund/tige  des  Kasscmreiieitö  mit  bestimmt 
sind,  u.  die  Ausfuhrungen  in  §.  121,  125,  leruer  liück  u.  Kaufmann  a.  a.  0^ 
dann  f.  Näheres  die  einschlagigen  Artikel  in  Blockt  diction. 

Der  Grundsatz  der  Sein  i  du  ng  dcsAnwcisungsdiensts  und  Anweisungs- 
rechts  vom  Kasseudienst  der  Einnehmer  (rüceveuib,  percepteurs)  und  der  Ver- 
aiisgaber  (payenm)  oder  der  Scheidung  der  erdennatonrs  ond  comptable«  ist 
Ij.  sonders  seliarf  und  folgerichtig  durch  alle  Stadien  des  Di  iistes  hiudurch^efahn. 
Dur  Etunahmcdiciist  alier  Yerwakuogea,  attch  der  selbst  nicht  unter  dem  Finau^- 
nünfetertum  stehenden,  iriid  durchaus  nur  ron  Beh&rden  u.  Beanien  dieses  Hinisteiittnfci 
besorgt  und  alle  Einnahmen  werden  hier  ccntralisirt.  Das  System  von  Yerwaltungb- 
zweigkassen  besteht  aber  dabei  noch  mehrfach,  indem  für  die  finanztcchnisch  wesentlich 
rerschi*>:dcncn  Einnahmearten  (directe,  innere  indirecte  Steuern,  Zölle,  Eureidstremeal 
u.  Stempel)  der  Dienst  der  Verwaltung  (Erhebung)  und  der  KHssen  in  der  Unter- 
und  Th.  in  der  unteren  Mittelinstan?.  g  etrennt  i-t.  Auch  sind  die  Einuahmekabsen 
nicht  all^etiieiii  zugleich  Ausgabekasseii.  Su  haben  die  einzcLuen  anderuji  Miuisteriun 
dafür  ihre  eigenen  Kassen.  Das  System  der  emheitlichen  Staatskassen  Ist  »uuiit  nicht 
das  herrschende.  E->  besteht  alier  lur  die  Staatscentralkasso,  die  h  :ds  eine 
Abtheilung,  nicht  als  eine  selbständige  (Jcntraikasse ,  die  Staatsschuldcukasäc  in  sich 
schliessL  Alle  Zahlungen  dieser  Kasse  unterliegen  niror  dem  ZaUnnfBrermeri  der 
("ontrolabtheilutiir.  Die  einheitliche  I)isi)ositiüii  nhcr  alle  Kaasenfonds,  in  den  <ie: 
FinauzvcrwallUQg  allein  (Einnahmekasscuj  wie  auch  anderen  Mümterieu  (Au^abekasäeuj 
uuteratehenden  Kassen  wird  durch  die  finanzminlsterielle  Ahthdlung  fur  Si»  Kssmb- 
fonds-Uewegung,  welche  zu  diesem  Behufe  Berichte  Uber  Bewegung  und  Stand  aller 
Kassen  erhält  und  die  Zahlungen  der  anderen  Ministorien  visirt,  besorgt  Neben  der 
CentraUcasse  hat  die  Depositonkaase  (caisse  des  d^pAts  et  consignations)  eine  apmrtc 
Stellung  und  Function  für  eine  Ueihe  wichtiger,  grosseutheils  nicht  zur  eigontliclMai 
Fioau/vcrwaltung  zählender  Geschäfte  (Hock,  S.  531,  Kaufmann  S.  72,  77!s). 

Die  hauptsächliche  obere  Mittelkasse  ist  in  Krankreich  die  des  üener*l- 
c i  nnehmers  oder  jetzt  sogen,  träsurier-payeur  gem  ral  jedes  Departcmeuts. 
Bei  ihm  concentriron  sieh  die  Kinnahmen  der  anderen  Kr»ssen  des  Departements,  nud 
zwar  auch  aus  den  im  Kassenwescu  getrennten  oder  dein  Finanzministerium  nicht 
unierstehenden  Verwaltungen,  simmtlich.  Er  liat  aber  naeh  Anwebung  auch  die 
Ausgaben  in  >eineoi  I)epartom«nt  zu  leisten,  andere  Ausgabokasscn  daselbst  mit  Fon  f» 
zu  versehen,  direct  oder  aus  unteren,  ihm  unterstehenden  Einoatunekasttea ,  die  ver- 
bleibenden  UeheraehOsso  zur  Verfugung  des  Flnanzniuistora  zu  stellen  und  efeatnell 
ve-n  diesem ,  fl.  h.  von  der  Centndka-.se  die  erforderlieJi.'n  ZtsschtHse  /.n  Hezieheii. 
Dies  Amt.  bez.  diese  Kat>sc  nimmt  also  in  dieser  Hinsicht  die  Stelle  der  pteua^ 
Kegierung^hauptkasse  ein  und  ist  eine  einheitliche  Staatskasse  flir  den  Ein« 
nähme-,  bez.  Sammeldienst  und  für  den  Ausgabedienst  Der  wesentliche  Inders  hied 
des  Ueneraleinoebiuers  von  der  analogen  deutschen  Kasseninstanz  besteht  darin,  da&s 
jener  zugleich  eine  Art  Banquier  für  die  Staatskasse  darstellt,  mit  den  nach  den 
gesetzlichem  Terminen,  bez.  lechnungsmässig  narh  den  Quoten  des  Jahresetats  fUligeii 
Rinnahmcsunmißn ,  auch  wenn  sie  noch  nicht  vrdlig  eingtifcangen  sind,  vie  mit  eiber 
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pursüuliolitiii ,  aui  Kiiij^rnnii^ätenDin  zahlbaren  Schuld  belastet  wird,  Zahlungen  darauf 
leisten  nius»,  die  Gt-^ch  tlte  dm  Pablikums  in  SUiatsrcntcn  zü  rennittcln  hat  and  sonst 
noch  mit  diesem  Puldiktim  in  gewisse  Geschäfte  (so  Annahme  veniinsiicher  Depositen, 
Wechselgeschäi'te  iu  gowisseiD  Umfange)  eiatröteü  darl  Auch  venchiedeue  Ziiis- 
berechfrangen  zvischen  der  Staatskasse  und  diesem  Genonateittneltnker,  —  xn  seinen 
Ii.  wenn  er  mehr  oder  früher,  ;i]s  er  verpflichtet  war.  abli-  fi  itL'.  zu  s^  iiiLii  Tn- 
guostcu  im  (selteneren)  niugekelLrteu  Falle  —  kommen  vor.  Ihatsächlich  zahlt  der 
Staat  also  oft  Zinsen  Air  seine  eigenen  Gelder  (ans  Stenern  n.  s.  w.)  an  den  General- 
einnehmer I  Das  Abnorme  dieser  Einrichtung  springt  in  die  Augen.  Durch  Hinweis 
auf  die  historische  Entwicklung,  auf  die  Analogie  der  (jeneralpächter  des  ancicu 
regime,  die  eine  ähnliche  Stellung  einnahmen,  wird  diese  Einrichtung  wohl  erkliirlichcr, 
aber  niclit  gerechtfertigt'  r.  Und  wenn  man  im  Gcncraleinnehmer  nur  den  Finanz- 
beamteu  sieht,  fehlt  die  Kechtfertigung  vollends.  An  eine  gruudsätiliche  Umgestaltung 
des  Verhältnisses  hat  man  auch  gedacht.  Dennoch  iat  bisher  beibehalten  und  die 
Stellung  ilos  'i  ri(  r.iieiiui.  Iniiers  eher  noch  bedeutungsroller  geworden,  bes.  seitdem 
(IS»»ä)  Amt  <l<:ri  (jcin.ialeinnehmers  u.  des  G'-rn^nilzalilini  isters  im  Departement 
vereioigt  wurde.  Kubca  peisöulichcu  EinäUäseu,  die  sich  hier  zeigen,  sind  der  Ein- 
ricbtvng  grade  aocb  in  der  neuesten  Zeit  der  grossen  firanxOs.  Finanz-  n.  Anleihe- 
operationcn  din  Erfahrungen  hinsiclitli<ii  ilirer  Rcwiihnintr  in  snlcli-.'ii  r<Tinflen  wohl 
III  Gute  gekommen.  Diese  Stellung  das  „GeocraläcbatKmcistcrs'\  welcher  „mehr  ab 
ein  gewAhnlicher  Kassierer,  der  ein  Banqnier  der  Uc^rierung  ist,  welcher  mit  dem 
S(;i.u->«  Iiatz  in  oHener  Rechnung  steht"  (Hock),  hat  aber  doch  auch  grosse  Vortheile 
gewährt.  Das  günstige  Urtheil,  das  Hock  vor  2h  .lahren  fällte,  gilt  heute  iioiii  u. 
noch  ni<»hr  als  damals.  Die  Leichtigkeit  und  Wohlfeilheit  der  (ieldbeweguujj ,  die 
Kleinheit  •!  r  üius^igen  Kassenvorräthe,  Dank  der  Verbiiidong  mit  Priraten  n.  mit  der 
Hank,  sind  wohJ  in  Betracht  zu  ziehen.  Vgl.  bes.  ft\r  die  princip.  WiirdiErtirt<r  ii.  die 
Darlegung  dt-r  Technik  des  Dienstes  Hock,  8.  124  — 134,  Statistisches  bei  Kauf- 
mann S.  TU,  Art.  tres.  payeurs  genör.  u.  Art.  comptab.  pQbl.  N.  US  £  in 
Blocks  diction.  Neben  0000  fr.  Gehalt  beziehen  die  tnsoriers-paycurs  Tantiemen, 
nach  der  Grösse  der  Einuahmeo  u.  der  Ausgaben,  bei  jenen  U.llVo  ersten 
3  MiU^  dann  abnehmende  Procente  bis  0.03*/o  ^on  den  Sammen  Ober  50  Mill.  fr^ 
hei  den  Ausgaben  0  25%  von  den  ersten  4  Mill.  n.  el»,  nfnlls  abnehmende  Procente 
bis  0.043  Vtt  von  den  Sammen  aber  30  Mill.  Gesammteiunabmc  nach  Et.  f.  lSb2  f. 
Gen.«iiiiiefamer  522.000  fr.  CO  Gehaltt  EiBn.-Taatiömea  1 .287.600  fr.,  Ausg.-Tantidmen 
2.0'«5.5oo  fr.  zus.  3.675^00  fr.  oder  45.071  fr.  daicbschnittlich,  nar  an  diesen 
Ajntseinnahmen. 

§.  132.  —  ().  Innere  Einriehtnng  des  Reclinangs- 
wesens  (Buchfflbrnng). 

Das  Rechnungswesen  in  der  Pinanzwirthschall  hat  znn&chst  wieder  dieselben 

Aufgaben  wie  in  jeder  anderen  Einzelwirtlischaft  und  lost  sie  auch  wc> -  iitlirh  auf 
die  numliche  Weise.    Es  bezieht  sich  ;in  sich  und  thatsfichlich  nicht  nur  auf  Geld- 
beträge, aber  es  hat,  nach  Durchdringung  des  geldwirthschaftlichen  Verkehrs  in  dei 
Volküwirthscbaft  wie  in  der  Finattzwifthsdiaft,  mit  (ieldsamnien  ganz  üb(>rwiq^d» 
vielfach  ausst  h]il■:^^^li<i!  zu  thun,  —  und  /wnr  regelmässi«^  mit     stami  und  Bewegung 
wirklicher,  aus  Gi  lt!  und  Gcldzeicheu  tejnsclilieiölich  creditwirtha  liulilu  her)  besteheiidei 
Geldsommeo,  nicht  bloss  mit  den  GeldirertbanscfalH<^en  von  Sachgutern  und  Iv  i^tuii^i  n^ 
welche  übrigens  am  h  im  Ke<  lirinn<::^wcHOTi  vorkommen  (§  1 1S\  D.is  liiKuizwirthschaftliche 
apeciell  daü  Staatsrecbnungswesen  gewinnt  dann  noch  besondere  Bedeutung  als  Gruud- 
lago  der  Controle.  Aber  auch  daraus  ergiebt  .sich  iiein  spoci  fisch  er  Unterschied 
vorn  sonstig"»'!!  Krrhntm^z^swesen,  denn  bei  allm  Sidrhi^n  Eiii/i''l\virtliK''lKirt<'ii ,  wi'lclif 
Loi&tuogdo,  Gator  und  KcchtsausprUcho  venschiedeuer  i'ersouen  umfassen,  wo  es  siel 
daher  um  scharfe  Trennung  des  ,.Mein  und  Dein**  handelt,  ist  das  BedQrfniss  dei 
Controle  ein  &hnli<  lies  und  hat  die  letztere  ein  entsprechendes  Rechnungswesen  ZU) 
Voraoasetzong  ihrer  Möglichkeit  und  Wicksamkeit. 

1.  Aufgabe.  Arten  der  Rechnung.  Soll-  und  Ist- 
Reelinnng.  Das  Kecbnongswesen  im  Allgemeinen  soll  die  That- 

,\.  Wa*ti^r.  FliuiiinviMram>1iafl.  I.  S.  Aufl.  |9 
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Sachen,  welche  sich  aul  den  Jiestand  und  auf  die  Veränderongen 
ira  liestaud  (oder  auf  die  B ewcgii  ii crr  n )  der  in  der  VerlUf^nng 
eiuer  Wiithschaft  (hcz.  des  leitenden  Jicchts-  nnd  W  ii  tliscliafts- 
8nhjects  —  Grundlegung  ^.  fil)  befindlichcu  wirthö('li:ittli(  litii  dfitcr 
((t.  i^.  7)  beziehen,  z i 1 1 e rm äs s ig  in  bestimmter  Ordnung 
zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen  oder  darüber  voll- 
ständig, genau  und  systematisch  ,,bachfUhreii^^,  regelmässig, 
aber  nicht  ausschliesslich  in  der  Form  der  Rechnang.  Dies  gilt 
auch  vom  StaatBrechnnngswesen  in  seiner  Ausdehnung  auf  die  In- 
ventarisirung  des  Staatsverm^gens  (§.  148).  Das  uns  an  dieser 
Stelle  allein  näher  besebäftigende  Rechnungswesen  soll  dagegen  bloss 
Bestand  und  Bewegangen  der  Geldsummen  (hie  nnd  da 
einschliesslieh  gewisser  Geldwerthanschläge  von  Sachgttteni  nnd 
Diensfleistongen)  im  Staatshaushalt  xiffermässig  in  bestimmt  geord- 
neter Weise  znr  schriftlichen  Aafzeiehnnng  bringen.  Die  Bach- 
ftthrnngi  mittelst  welcher  dies  geschiebt»  knüpft  sich  daher  zn- 
nächst  an  die  Vollziehung  des  Etats  an.  Diese  VoUziehnBg 
erfolgt  durch  die  Anweisungen  (§.  123)  und  durch  die  wieder 
in  der  Vollziehung  dieser  Anweisungen  bestehende  wirkliehe 
Gebabrung  der  Kassen  —  Vereinnahmung,  Verausgabung, 
Empfangnahme  von  sonstigen  „Eingängen"  (§.  60)  und  Bewerk- 
stelligung von  sonstigen  „Ausgängen",  neben  den  eigentlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  —  Die  Buchführung  ist  daher  grundsätzlich 
und  im  geordneten  liaushaUc  ancb  tliatsäcblich,  wie  bei  den  früheren 
Erörterungen  schon  hervorzuheben  war,  eine  zweifache,  die  nur 
in  verschiedenem  Umfang  und  in  verschiedener  "Weise  nach  der 
Verschiedenheit  der  aufzuzeichueudcn  Thatsachen  stattfindet:  eine 
„Anweisung8l) uc  hfilhrung"  bei  den  anweisenden  Behörden 
und  bei  den  Anweisung  em f> fa ngcndeu  Kassen  und  eine 
„KassenbnebfUhrung''  bei  den  Kassen. 

Die  Buchfdlirnng  über  die  Anweisuutrcn  nimmt  bei  den  aa- 
wTisenden  Aemtern  den  Character  einer  förmlichen  Rechnung 
nur  in  Bezug  auf  die  Special auweisuugcn  und  auf  die  durch 
Ueberwcisung  eines  Kassenetats  an  eine  Kasse  „zur  Voll- 
ziehung'' erfolgten  ^^Genera Anweisungen "  (§.  123)  an,  und  auch 
da  weicht  sie  von  der  gewöhnlichen  Form  einer  solchen  mehr  oder 
weniger  ab.  Die  Buchführung  der  Kassen  ist  dagegen  eine  eigent- 
liche Rechnungsführung,  ftlr  welche  der  zur  Vollziehung  ttber^ 
wiesene  Etat,  die  empfangenen  und  vollzogenen  Specialanweisnngeiiy 
die  empfangenen  Quittungen  ttber  Zahlungen  und  die  Vermerke, 
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Randreste  n.  Uber  Quittungen,  welche  die  Kasse  ertheilte,  die 
weiteren  Belegstücke  bilden. 

Hier  winl  vorncmlicb  nur  die  BuclifUhruog  und  das  I?i  chnunKSvescn  der  Kassen 
behandelt.  Daa  Kccbnungäveseu  der  auvreiseudeii  Behörden  ist  übrigens  ganz  analog 
euizOTichten.  Die  folgenden  drei  Untersclieidangen  kOnnen  anch  hier  gemuht  ▼erden. 

Die  vollständige  Buchführung  und  liechuung  der  Kasäcu  ist 
eine  dreifache,  die  „SoU"-Rechnun«,r  die  „Ist"- Rechnung,  die 
„  R est^-Hechnnnc:,  —  eine  Tlnterseheiduiig,  hei  welcher  an  die 
Kategorie  „Zeit*'  angeknüpft  und  demgemäss  die  zu  lösenden, 
die  gelösten  und  die  noch  zur  Lösung  rückständigen,  aus 
den  der  Kasse  zugegangenen  General-  und  Specialanweisongeo 
flieh  ergebenden  Aufgaben  unterschieden  werden. 

a)  Die  Soll- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Zukunft,  d.  h. 
die  Zahlungen  an  die  Kasse  und  ans  der  Kasse  oder  die  Bin-  and 
Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  die  Kasse  nach 
Generalauftrag  (inel.  Etats -Ueberweisnng)  nnd  Specialanweisong 
bewerkstelligen  ^,8011''. 

Hier  iet  znnSchst  nidit  ,,Etat8-Son**  und  „Rechnu  ngs-  Soll**  nnterschiedea« 

wie  es  öfters  geschieht,  auch  von  Uau  II,  §.  544.  Das  einer  Kasse  vorgeschriebene 
Etats-Soil  (speciulisirter  Kassenetat)  bildet  eben  einen  General STiftng  (§.  12:3)  u. 
IKchört  damit  zam  Uechnungs-Soll,  worunter  Kau  u.  A.  nur  „diejenige  Summe,  zu 
deren  Entrichtung  in  dem  VeireebnilDgBzeitnium  eine  bestimmte  Verbindlichkeit  ein- 
getretcii  ist'*  verstehen,  wonach  vornomlich  das  aus  Specialanweisongen  abznli  itf  n(Je 
„Soll"  und  (las  otatmässige  Soli  erst  im  Momente  seines  Sich  -  Verwirklichens  hierhin 
gehörte.  Di<:  SoU-Boehnniif  bildet  immer  eine  Voranschlag- Rechnung.  Diese 
r-  ii:t  Imässig  srhon  vor  oder  am  Beginn  iler  Rechnnng^periode  für  »lie  dnrch  General- 
aot'trag  (a.  Etat)  ubervieseaeu  £ia  -  und  Ausgänge,  mit  Angabe  der  Fälligkeitstermine 
der  Sunaen  mfeastellen  —  der  gesetslieheii  Teroiine  bei  d«k  einen«  der  nur  «ebitranga- 
Wf^ise  ermittelten  Tcnninc  hei  den  anderen  "Kin-  nnd  Ausgängen.  Di  es  „Rechnungs- 
SoU"  ist  dann  zu  ergänzen  in  üemässheit  dor  Spccialanweisungcu  im  Laufe  dor 
debsbrang,  nlter  auch  Hier  immer  auf  ein  „Znkflnftig**  bin,  daher  ab  Voranacblag. 

Die  practische  Bedeutung  des  „Soll""  für  die  Ka.'iäenverwaltun^^  gestaltet 
sich  verschieden  bei  Ein-  und  Ausgängen,  bei  gesetzlich  fixirtcr  oder  bloss 
auf  Veranschlagungen  beruhender  Höhe  beider  und  bei  festterminlichen 
oder  anderweiton  Ein-  und  Ausgängen.  Unterscheidungen,  welche  dann  wieder 
UXl  Recht.  P  f  Ii  cli  t.  Vera  n  tw  o  rt  Ii  chkeit.  Co  n  tro  I  e  der  Kasse  wichtig  werden. 

Das  „Soll"  bat  die  Bedeutung-  eines  pflichimiiisigeu  „Mus.-."  Iiir  die  Kasse  bei 
den  Eii^gängen  in  gesetzlich  fixirtor  Höhe  zu  gesetzlit  hen  Terminen, 
Wf  r\hfi  bestimmte  positive  f'echtssätze  des  Steuerreehts  und  privatreehtliehe  Vertrags- 
beäUmmungen  in  Betracht  kommen,  daher  bei  directen  Steuern,  Pachtrenten,  Schnldig- 
keften  ans  &nf',  Dailebenscootract  (RestltaafgeldeT  von  verloaserten  Grnndstnckrä, 
Holz,  Bcrsrwerkaprodtirten  ii  d^l..  fiillii^''  Werhsel.  d^-l.  Zinsen).  Hif?r  miiss  die  be- 
treli'eade  Summe  voll  und  rechtzeitig  eingehen,  oder  von  Seiten  der  beauftragten  Kasse 
mttsaen  andemlalb  die  Torgtesebrtebenen  rechtlieben  Sehritte  erfolgt  sein.  Bei  den 
Eingängen  in  hloss  veranschlagter  Höhe  (oder  hei  seihst  hloss  veransehlagtem  „Ob") 
und  in  unbestimmten  Terminen  wird  das  „Soll"  zu  einem  ,^uss"  filr  die  Kasse,  nur 
wenn  und  soweit  als  die  reranschlagten  Thatsachen  eintreten.  Erst  alsdann  hat 
die  Kasse  wie  bei  der  en>t  genannten  Kategone  von  Eingängen  zu  rerfahren.  IHea 
ist  regelmässig  der  Sachverhalt  bei  indirecten  Stenjrn.  Verkehnjstouern.  —  l)ei  Steuern, 
weiche  sich  au  einzelne  Thatsachen  u.  Handlungen  anknüpfen*'  (Fin.  U,  §.  453, 
467  IT.)  —  btf  OebQbren. 

19* 
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Bei  den  Ausgingen  andeneits  liegt  ein  „Mnsa**  f&r  die  Kasse  ntir  ror.  so- 
weit ein  nacli  dem  „Soll"  begründeter  and  specicll  als  zur  Zalilbarkeil  bcrecbtig:t 
erl(anntcr  Anspruch  von  dem  Berechtigten  der  Kasse  gegenüber  erhoben  wird  oder. 
Venn  dies  unterbleibt,  nach  der  Sachlage  von  der  Kasse  Uberhaupt  die  Abstattnng 
iK^rbeigcfuhrt  werdcin  kann  (so  bei  Zahlungen  aus  dem  Titel  der  Gehalte.  Pensioneo, 
KemuneraTioncn  ti,  dsrl.>.  Oftmals  Ut  dies  niclit  der  Fall,  z.  H.  hin  nnt'TV>!i  i'i-ndrr 
Abhebung  von  Zinsen  der  Staatsschuld.  r>Hs  ,,SoU''  stellt  hier  Jana  auch  ein  ..Darf" 
dar,  in  dem  Sinne,  dass  bis  zur  HObe  d' s  Soll  (,als  einem  Maximum)  Zahlonccn 
Seitens  der  K.i>><-  i  rfolsren  dilrfcn,  wenn  di--  Bedingungen  dafür  eingt-treten 
sind.  Die  Kasse  ist  für  Letzteres  rerantirortlich  und  die  Cootrole  gegea  &ie  miuss 
sich  auf  diesen  Paact  eistrecken. 

b)  Die  „ 1 8 1 Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Gegenwart, 

bez.  die  soebcu  zur  V^ergaugcnhcit  werdende  Gegenwart  oder  die 

wirklich  erfolgten  Zulilangen  an  die  Kaisbc  („Eingänge" >  und 

aus  der  Kasüc  („Ausgänge"),  die  Verwirklichung  (Kcalisirung» 

der  Soll -Rechnung  oder  das,  was  sich  von  dieser  volizogeu  hat 

(auch  „  H  a  t"  -  Rechnung). 

Das  ist  wieder  genau  durch  die  Bachfuhmug  m  conbtatireu.  Die  eigeuüicbfl 
Ist-Ucchnung  bezieht  sich  daher  anf  dieselben  Posten  vie  die  Son«lroc1iniing. 
Aiiii  'i  '  als  in  letzterer  stehende  Znlllangon  auch  au  die  Kasse  (Ringiinge)  hat  dcuinacb 
fulgerichiig  die  Kasse  entweder  gar  nicht  anzunehmen  od-  r  sie  apart  zu  buchen  (s. 
schon  0.  i'l^).  Die  Soll-Kechnung  giebt  die  Richtung  an,  in  welcher  sich  die 
Aufgabe  der  Kasse  zu  bewegen  hat,  die  Ist-Kechnang  zeigt,  wie  weit  dies.-  Aufgabe 
erfüllt  wurde  oder  werden  konnte.  Soweit  sich  nirht  nus  den  vorausgehenden  Ke- 
laorkouguu  Uber  die  practiüche  Bedeutung  der  Soll-Kechnung  Ausnahmen  ergebeo. 
nrasB  auf  die  möglichste  üebefeinstimmnng  der  Ist-  mit  der  Soll-Kechnung  hingc<^lrobt 
w<T(l»>n.  ;in<L-ii  atif  blos^i  ii  VcranM-lilairunecn  des  „i)b",  der  H<i1h-  und  d.-r  T'Tminu 
beruhenden  X'osten  der  Soll-Kechnung  kann  dici>e  UebereinsÜmmuug  aber  bestcnfalies 
immer  nur  eine  annähernde  sein.  Aber  auch  bei  den  Posten,  welche  anf  gesetzlieher 
und  vertragsmässiger  Bestimmung  in  diesen  Beziehungen  l»<Tuh<  n.  liän^f  di'  wirkli'  h«* 
Einzahlung  oder  Auszahlung  eben  nicht  immer  foo  der  Macht  der  Kasse  ab,  so  duMi 
viedenim  ein  Aoseinandergohen  zwischen  Soll-  und  bt  •Rechnung  und  zwar  regel- 
mäsbig  in  der  Weise  erfolgt,  dass  das  „Ist"  mehr  oder  weniger  hinter  dem 
„Soll"  zurück})!*' ibt,  sowohl  auf  der  Eing-ang«-  als  auf  der  Ausgangsseitc.  indeiu 
bis  zu  dem  Termm  des  Abschlusses  der  Ist-Kcchuung  (des  sog.  Fi nalabschlussea^ 
nii'ht  alle  nach  der  Soll-Kechnung:  /.u  erwartenden  Zahlungen  eingegangen  und  hinaos 
erfolgt  sind.  Dir  umirfkxlirtf  Fall,  dass  dit-  I->t- KiTlinntiL'-  dip  Soll-Kechnung  über- 
schreitet, kann  in  der  Kassen- Buchführung  bei  den  Ausgängen  rorrect,  von 
Irrthnm  oder  bAswiUigem  Vorsatz  abgoseben,  ntobt  voiltommen.  weil  jede  in  der  Ist- 
Kcrhntjnpr  er-^rh-ini^ndi'  An>z;i}ilnriff  <ine  vorausgehende  Aitwi-isitPir  ^^■enf'rellcr 
oder  spccieUer  Art)  au  die  Kasse  und,  weoigsteus  nach  der  hier  testgehaitcuon  Auf- 
gabe der  Soll-Kecbnnng,  deren  rorausgebende  Eintragung  in  letztere  reraosbetzt. 
Bei  den  Ein  bringen  ist  dir.s  ebenso  in  Beziii;  auf  die  dni' h  S|n  ri3lan\rrisii-;i'-eu 
der  anweisenden  Behörde  einer  Kasse  zur  Annahme  zugevicseocn  Kinzahiungea.  Nur 
bei  denjenigen  Eingängen,  wdcbe  dne  Kasse  nnmittdbar  ron  sich  am  anf  Grand 
(icncralauftrags  und  zu  vollziehenden  Etats  einkassirt.  liegt  die  Sache  aml»  !-^  besonders 
bei  den  auf  Veranschlagung  Itenihenden  Eingängen,  die  in  Wicidichiuit  ja grötaer 
als  nach  dem  Anschlag  der  Soll-licchnimi;  sein  können. 

§.  133— c).  Rcstrccbnnng  und  .lahresabsclilus.><.  Die 
Rcst-Keehuuiig  bezieht  sich  auf  diejenigen  Posten  der  Soll-Kech- 
nung, welche  bis  zu  dem  Zeitpuncte  des  letzten  Abschlusses  der 
Ist  llechuuiig noch  an  Eingängen  ausstehen  („Activ"- Reste,  „Aus- 
stände'') and  an  Ansgängen  rtlck  stehen    Passiv ''-Beste,  „Httek* 
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Stände").  Die  Kest- Kechnuiig  iiiög^lichst  iinnüthi^  udcr  geiiu^  zu 
machen,  muss  das  Ziel  der  Kasscnverwaltuug  sein,  dessen  Erreichung 
treilich  nach  dem  Gesagten  von  ihr  nur  theilwcisc  abhängt.  Darauf 
wird  denn  auch  in  den  Kasseninstructioncn  als  auf  eine  Pflicht 
der  Kassen  hingewiesen  (z.  B.  in  Preussen).  .Soweit  aber  ein- 
mal Keste  auf  eine  Rest- Rechnung  Übertragen  werden  mussten, 
bat  die  Kasse  sie  ni<iglichst  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  zu 
effectuiren.  Mit  der  Festsetzung  eines  solchen  Termins  hängt  die 
Scheidung  der  .1  ahresdieuste  zusammen.  Die  nicht  erhobenen 
Rückstände  verfallen  nach  einem  längeren  Termin  in  der  Regel 
definitiv  zu  Gunsten  der  Staatskasse  (z.  B.  in  Preusscn  uneln- 
gelüste  Coupons  nach  4  Jahren)  und  sind  dann  eine  definitive 
Ersparnng,  aach  reehnongsmässig  als  solche  nachzuweisen. 
Nach  einem  kürzeren  Termine  verfallen  sie  wenigstens  i'ür  die 
Rechnung  des  Jahres,  ans  dem  sie  berrttbreo,  und  treten  dann  bis 
zu  jenem  längeren  Termine  in  die  Ausgangs-Ist- Rechnung  des 
folgenden  Jahres.  Ausstände  werden  cTentaell  ebenfalls  nach 
einer  bestimmten  Frist  niedergeschlagen  und  demgemäss  gebucht, 
bis  dahin  wird  ähnlich  wie  bei  den  Rflckständen  durch  einen 
Termin  bestimmt,  oh  sie  noch  zur  Best-Bechnung  frttherer  oder 
zur  laufenden  Ist- Rechnung  späterer  Jahre  gehören.  Im  ersteren 
FaUe  mttssen  dann  solange  besondere  Restfonds  zur  Bestreitung 
gehalten  werden. 

Die  Rest-Rechnung  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unver- 
meidlich,  aber  immer  störend  fBr  den  Haushalt,  auch  Mtthe  und 
Kosten  verursachend.  Neben  prompter  Kassen  Verwaltung  und  guter 
Controlc  der  Anfsichtsbebörde  in  dieser  Hinsicht  empfiehlt  es  sich 
wohl,  die  Termine  für  die  üffenhaltung  der  Restrechnung  und  der 
Zurückhaltung  von  Restfonds  nach  Absehlnss  des  Jahres,  aus  dem 
die  Reste  herrühren,  nicht  zu  lange  hinauszuschieben.  Sonst 
verzögert  sieh  auch  die  definitive  8chl ussrechnung  eine» 
abgelaulenen  Jahres  unliebsam  (§.  144—147). 

In  Preusscu  gelten  folgende  Bestimmungen  (K.-O.  v.  1".  MSrz  1S2"?).  Die 
Anägabcu  sollen  prompt  in  den  1  üUigkcitsterinineu  geleistet,  alle  Anforderungen  an 
tlie  Kassen  ftlr  das  laufende  Jahr  möglichst  vor  dem  Kassenabschluss  desselben  be- 
friedigt werden,  worauf  die  Verwaltungsbehörden  zu  sehen  haben.  Diejenigen  Aus- 
irabefonds  aber,  l)ei  dcn'ii  die  üliorstcn  Ver  w  a  1  tu  n  i,'- s  bcii  m  i  d  i;  ii  also  nicht 
bloSä  die  Kai^scn)  es  fUr  uotJüg  hulti-u,  wcrduu  noch  du  zw  cit<'s  Jahr  iiu  die  liust- 
aosgaben  oifen  gehalteo,  nach  dessen  Ablauf  aber  definitiv  geschlossen  u.  die  Bestände 
der  Fonds  als  Ersparnisse  nachgewiesen.  Die  danu  noch  vorliomuieiideii  Kcstaos- 
g»bdn  miuiöett  »m  den  laufeadua  otatiaässigcu  Fonds  mit  bestritten  wurden. 
Xine  Aitittiihme  m  diesen.  BestünmiiAgea  tritt  bei  etatanaas.  Bnnfonda,  bei  den 
Fondi  der  HaaptrenralL  d.  Staatsschiddeii  m  d.  Zinazablnngen  u.  bei  addien  anderen 
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Foads ,  f ,bei  wddioi  die  ZuTttddudltaiig  der  BesOnde  zn  gewiasen  Zveekon  oder  za 

Yi'Ditarkuiij;  der  cUtmäss.  Foii(!s  der  foljrenden  Jahre  darch  besondere  Rostiminuflgen 
aiisdrttckliclx  ge&ehmigt  i»t",  in  der  Weise  cia,  dass  zwar  auch  hier  die  Fonds  nach 
AbUmf  doe  zweiten  Jahres  definltir  abgesclilossen,  derai  Bealinde  jedoch 
nicht  als  Ersparnisä  berechnet,  sondcru  rurausgabt,  ncmlich  bei  der  Verwaltung 
des  lauf.  Jahres  in  Einnahme  übertragen  u.  der  SoUansgabc  dieses  Jahrs  zu- 
gesetzt werden.  Aus  solchen  Restfonds  dürfen  Aasgaben  der  laufenden  Verwaltang 
nicht  bestritten  werden.  ^8.  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  250,  2^2).  Manehoa  £ifeo> 
thümlicho  gilt  für  die  Baufonds,  z.  Th.  schon  hei  der  Etafsltewilligung,  wo  in 
Freuüüen  regelmässig  ciu  uideutlichcr  Vuraiibclüag  dur  Güsamiutküatcji  bei  der  eratea 
Einietzung  in  den  Etat  gefordert,  dann  aber  bei  grosseren  Bauten,  die  sich  über 
mehrere  Jahre  erstrecken,  immer  jede  Jahresrate  besonders  bewilligt  wird.  Die  uh-ht 
vorbraucbten  Baten  sind  aber  ohne  Weiter«»  aof  die  nächsten  Jahre  übertragbar. 
Nor  wild  bei  grOseereii  Beeten  da?oii  wohl  die  »ene  Rate  misaifer  gegrilfeii ,  event 
einmal  ganz  gestrichen.  Misslich  ist  der  Manfrel  <  ini->  eiidgilfitferi  Termins  flr  d.  ii 
achUeealichen  Ablauf  aolcber  Baucredite«  die  wohl  öfters  zu  lange  otten  gehalten 
werden.  8.  ttber  die  preoaa.  Baufonda  bea.  eingebend  Heiaaner,  prcuaa.  Ter» 
walt.kunde  I,  107 — 260.  —  Ausgaben  für  folgende  Kechnungsjahre  sind  nirht  aus 
Fonds  des  laufenden  Jahres  zu  bestreiten,  sondern,  wenn  überhaupt  zulässig,  als  Vor- 
schüsse zu  buchen  (Best.  v.  1S54,  Herrfurth,  S.  2S2).  —  Zur  Berichtigung  der 
Ausgabercstc  (wie  auch  zur  mÖgUchat  roUatindigcn  Einziehung  der  Einnahmereate)  haben 
alle  Kassen  ihre  Bücher  noch  4  Wochen  nach  dem  Jahresschluss  offen  zu  halten.  — 

Einnahmen  (s.  auch  Instr.  f.  d.  Oberrechenkammer  v.  IS.  Dec.  1824,  Meissner, 
Eerliii.wescn  I,  78  fl.,  Herrfarth,S.  280)  sind  prompt,  uoTerkOrzt  zu  den  bestehen- 
den Terminen  einzuziehen  und  für  Rechnung  desjen.  Etatsjahr»  nachzuwoisT ii .  d'^m 
sie  nach  den  sie  begründenden  Rechtstileln  u.  Thatsachen  angehören.  Keste  dorfeu 
in  den  Rechnungen  nur  erteheineo,  wenn  Rendant  u.  VerwaltanfabehSrde  nachwelaen, 
dass  die  dabei  oiii wirkenden  Cmstätidc  nicht  zo  ?erhinderii  waren.  {Stundungen  d  .rfen 
nur  ron  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  bewilligt  werden.  Bei  den 
Steuern  hängt  der  Gcgenatand  dann  mit  der  Ordnung  der  Stenercrodite  v.  Stener- 
reste  zusammen.  S.  darüber  Fin.  II,  TiTS.  .'iSl\  Einnahmereste,  die  über  das 
laufende  Jahr  hinaus  in  Ausstand  bleiben,  werden  immer  als  solche  Reste  in  den 
Büchern  des  folgenden  Etatsjahrs  bei  den  entsprechenden  Kapiteln  u.  Titeln  neben 
dem  etatmitss.  Soll  behufs  der  Vereinnahmung  in  Solleinnahme  gestellt.  Daa 
Rechnungssoll  setzt  sif^h  dann  also  aus  2  Posten  /rti*;animen ,  dem  Reste  aus  früheren 
und  dem  Etats-Soll  aus  dem  laufenden  Jahre.  Die  Ist- Rechnung  giebt  getrennt  an, 
wie  riei  von  beiden  Posten  im  Jahre  eingekommen  u.  am  S(  hluss  in  Rest  rerbUeb, 
was  dann  auf's  neue  Jahr  als  Einnahme>oll  übertragen  wird.  Demff  m?l?s  wird  auch 
der  dem  Landtag  überreichte  licchnungsabschlass  aufgemacht.  Derselbe  kann  auf  der 
EtnnahiBeseil»  rascher  ala  z.  B.  in  Fnadir^oh  fBatgeemlt  werden  o.  eathilt  die  wiffc- 
li'ben  Einfänce  des  betr.  Jahres  verglichen  mit  dej^s^'n  F.tafssoll.  Daneben  zeigt 
die  Bewegung  der  Koste,  die  aus  dem  vor.  Jahre  Übernommen  wurden  u.  in  daü  u4clute 
ttbergehen,  ob  hier  eine  Terbeaaening  (d.  i.  VeraiiDdeninji)  oder  eine  ynradriachtensf 
(d.  i.  Vennehrurii;'  eingetreten  ist.    \^\  u.  !^  110,  117. 

Li  Frankreich  bestehen  etwas  verwickelte  und  leicht  zu  Verwechslungen  n. 
IrrthQmem  Anlass  gebende  Unterscheidungen  Die  klarste  Darstellung  bei  v.  Czörnig, 
Budg.  etc.  S.  82,  Hoek  S.  !)3,  Art.  exercice  bei  Block,  auch  Kaufmann  S.  43, 
Schrott  S.  r>\t),  5.'.n.  Im  Dccret  von  31.  Mai  1862  Art.  3r?  i^^t  an  diesen  älteren 
Verhältnissen  uichu  guiiidert  worden.  Der  eigentliche  laufende  Dienst,  welcher 
uunittelbar  im  Verwaltungsjahre,  d.  h.  im  Kaien derjahre  sich  vollzieht,  beiast 
ann<^e.  Von  ihm  nnter«rheidet  sich  zunächst  cxercic»^  nis  Rer|inungsj.T]ir.  ^ju> 
den  laufenden  Dienst  des  betrettenden  Kalenderjahres  zuzüglich  der  für  Rechnung 
des  letateren  wahrend  einea  Theüa  doa  nie  baten  Kalendeijahres  erf»lgeiideii 
Opomtionrn  nmfnsst.  Für  Rechnung-  des  letzten  Kalenderjahres  kann  n-m- 
Üch  noch  iu  darauf  folgenden  Januar  innerhalb  der  eröffneten  Credite  eine  sogen. 
Materialgebabmng  (serrlcea  du  matiriel),  femer  bis  Ende  Juli  noch  die  Liquidation 
u.  Anweisung  v  »n  An^iraben,  bis  Ende  August  noch  ein.  (i-M/ahlung  aus  den  Staats- 
kassen, bis  £ndo  November  noch  eine  Einkaüsirung  von  Siaatsgeldern  stattände«. 
Dann  wird  der  Dienst  dieaes  Jahres  geschlo^n  u.  fuhrt  den  techniachen  Namen  exerc  i  c  e 
eloa.   Waa  an  Auagaben  dieaes  ox.  eios  noch  reafirt,  darf  aber  ohne  Woitorea  «och 
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fernere  fUnf  Jahre  lang  (incl.  des  exerc.  clos>  in  den  Etat  des  lanfenden  Jahres  cinji;estellt 
Werden.  Daranf  werden  diese  Dienste  detinitiv  geschlossen  oder  gelten  für 
ab|?ethan  (exerc.  pcrimcs)«  iadem  die  cliLmali^^cu  für  di«  betreSendeo  Aitagtbon 
im  Budget  bewilligten  Credito  nnnnuhr  als  verfallen  .inj::e?chen  werden,  liestircii 
gleich woU  noch  in  rechtsgUtiger  Weise  Ausgabeverpiiichtungen  des  Staats  aus  den 
abgeduiB«n  Jahrea,  so  diKl  dieselbon  anter  dem  Hunfin  ,J>ieii8t  dos  und  des  al^e- 
thanen  .Tahres"  ins  Budget  7v.    t  11       müssen  aber  ron  Netiem  erst  wie  andere  Aus- 

Saben  bewilligt  weiden.  So  giebt  es  al^  eigentlich  3  oder  gar  4  ,^ahi-esdicuste''  in 
er  ftinzAs.  naatisranraltung:  1)  laufender  Dienst  im  Knienderen  für  dasselbe, 
2)  uachtriglicher  Dienst  im  nächsten  Jahre  für  dasselbe,  3)  Dienst  der  ge- 
schlossenen Jahre,  4 — 5  Jahre  lang  nach  dem  Schlnss,  4)  Dienst  der  abgethnnen 
Jahre.  Practisch  wichtig  ist  besonders  die  Trennung  des  laufenden  Jahres  (Nr.  1  u.  2) 
TOD  dem  Dienst  der  geschlossenen  Jahre.  Diese  Unterscheidung  ist  «Jceine  bloss  theo- 
retische  oder  principielle,  sondern  sie  wird  in  allen  Ke(  limnt«?pn  der  einzelnen 
BechnangHlegcr  bis  in  die  untersten,  Stufen  herab  d  u  rcligcfuhrt ;  über- 
all ist  angegeben,  auf  welchen  Jahrgang,  den  laufenden  oder  den  vergangenen,  die 
Einnahme  oder  Ausgabe  sich  be/^iehf  (Hock,  S.  93.  der  da.s  rühmt).  Hierbei  ist 
66  aber  doch  ein  Uebelstand,  dass  durch  reEsp&tete  Operationen  für  den  Dien;»t  der 
ebgebnfonea  Jabn»  sich  so  der  definitire  AbscUaaB  eines  Jeden  solchen  /ahres  nnge- 
btthittch  in  die  Unge  zieht.  YgL  n.  §.  146,  147. 

§..134.  —  2.  Die  RecbnnngsbUcher  sind  nach  Gattung, 
Zahl,  Einrichtnng»  Form,  Reehniingsmethode  (,,Reob- 
niingsstyPO  genaa  Torgesehrieben.  Ebenso  sind  die  Beamten  (Vor- 
steher) Kassirer,  Ober-,  sonstige  Bnehbalter  bei  den  Kassen,  analog 
bei  der  Buchführung  der  anweisenden  Behörden)  speciell  bezeichnet; 
welche  die  verschiedenen  Bücher  verantwortlich  zu  llihreu  oder  bei 
der  Füliiung  controlircnd  mitzuwirken  haben.  Die  wichtigsten, 
gewissermassen  typischen  Bücher,  deren  Erwähnung  hier  ge- 
nügt, Rind: 

a)  Die  Tagebücher  (Journale,  Diarien)  f'tlr  die  Ein- 
zeich nung  aller  betreffenden  Rechnungs-Thatsachen  (Ausstellung, 
Kmpiaug  von  Anweisungen,  Auszahlung,  Empfangnahme  von  Ein- 
zahhmeren)  in  c hrono lo^ri scher  Ordnung,  regelmässig:  in  der  he- 
tre  II  enden  Soll-,  Ist  und  Hestrecbnung  unmittelbai*  bei  Eintritt  der 
Tbatsachen  vorzuuehmen. 

Üeber  die  Einrichtung  dieser  Bücher  einige  Andeutungen  bei  Rau  Fin.  II, 
§.  547,  518.  Dieses  Detail  gehört  nicht  hierher  u.  mui>s  doch  viel  specicller  behandelt 
werden,  wenn  diese  technische  Seite  der  BacbfQhning  genügend  verständlich  werden 
soll.  Vgl.  f.  Weiteres  Schrott,  §.  13  ir.,  §.  67  ff.,  «.  die  betrett  V<  rordnaogeii. 
auch  die  beitcee:''^enen  u.  in  den  einsrhlagfcnden  Fachwerken  rn  findenden  Formu- 
lare (einige  davon  n.  in  §.  135).  Für  Prcuhseii  u  A,  li.  (iesch.anweis.  f,  d. 
Kegier.bauptkasscn  v.  1.  Juni  1857,  §.  19:  „Die  Bachführuni^  tr-is.  hiebt  in  zweifacher, 
nemlich  in  chronolog.  u.  in  syst^rnat,  Oniiitin^^,  jrri'^  ilurdi  <\\r  .loMrnnlc.  diese 
durch  die  Manuale.  Jene  hat  den  Zweck  einer  ununterbrochenen  Uebcrsicht  u. 
Gontrole  des  genrnnifen  Kassenverkohrs".  Dazu  Schemata  ron  FomnlaTeD,  bei  Herr- 
farth  S.  690.  Die  Jonrnal*'  selbst  sind  wieder  verschi»  ilt  ner  Art,  Haupt-,  Neben-, 
Untegouroale ,  Kassenbücher,  Bachhaltereijoarnale.  Daneben  kommen  Geschäfts- 
register Uber  alle  EinlSafe,  Bel^e  m,  Notizbtteber  ftr  die  rorluufigen  i^n- 
traj^ngen  u.  dg!,  in.  In  den  Tagebüchern  wird  der  haare  Kassniv-Tkohr  (zugleich 
rar  Controle  gegen  den  Kassirer)  und  der  durch  Anrechnung  stattiindende  unter- 
schieden.  Zahlungen  do}cb  Anrechnung  bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Aus- 
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gabegcächült  (anguf.  prcuss.  (iesch. anweis.  §.  Die  Ta;;cbUcher  kftiincn  vi*reiut 

Stil  Ein-  und  Ausgüuge  auf  2  Sciton  oder  oacii  zwei  (icld&paltea  gulubrt  wcrdeu. 
Aas  dei|  T^ebOc]i«ni  M.  bei  jeden  Augenblick  mfifUehem  und  ancb  re^lntlssif  tä|r- 

lieh  —  insbi  suii(K  tc  bei  den  Kassetagcbuchfrn  erf.iljjonfi.Mn  Abschluss  sofort  il<  r 
Solls taud  der  Kasse  zu  ersehen.  Sie  dieucu  daher  bei  Yergleichun^  mit  dem 
Ist -Stand  der  Kasse  den  betr.  Beamten  sdbst  als  Gontiolniittel  und  sind  ein  &u|M« 

coutroluiittel  bei  den  Kasseurovisionen.  Auch  die  sonst  vorjescbriebcuen  Kassen- 
abschlüssü  in  bestimniteu  Teriniacu,  zur  Anfertigung  der  an  die  vorgesetzten 
Behörden  zu  sendenden  Uebersichten  o.  Ausweise  (.. Kassenextracte")  u. 
der  eigentlichen  Kcchnuugsabschltisse  (,«Pinaia))sriilus>ie"')  erfolgen  znnicbst 
nach  tl'  ii  Tagebüchern,  ebenso  die  A  l)liL  f.-ruMgen  der  UeburschUHS««  an  di" 
hauimcHiasseu  u.  a.  u».  (ücber  die  v  i  «•  i  fm  heu  Abschlüsse  der  preuss.  Hauj»tk<k»»t;ii : 
Tageä-,  Monats-,  Quartal-.  Finalabscblu^H  s.  d.  angef.  (iosch.anweis.  §.  b7  fl.^.  Aus 
den  Eintrip^TJn?'  !!  lii  r  T;iL;rliU(  hn  der  Ist- Heclmung  sind  dann  diejenigen  in  die 
folgende  zweite  An  der  Bücher  in  der  Ist-Kecbnung  der  Kassen  zu  machen. 

b)  Die  Hauptbücher  (Manuale)  fttr  die EiDzeiehniiiig aller 
betreffenden  Recbnungstbatsachen  in  syBtematistfher  Ordnnngi 
daher  nach  bestimmten  Bnbriken,  Verwaltungszwetgen, 
Etats kapit ein  n.  dgl.  Die  Soll-Rechnongsbncbung  erfolgt 
„nach  den  Anordnungen  des  Wirthschaftsleiters"  (Schrott),  also 
im  Staatshaushalt  nach  den  Etats  und  Anweisungen,  die  Ist-Reclh 
nungS'Buchui]^  wie  gesagt  nach  den  Tagebttchem.  Fflr  die  eiozelneii 
Verwaltnngcu )  deren  Anweisungs-  und  Kassendienst  eine  gemein- 
same  Behörde  und  einheitl^he  Kasse  besoigt,  werden  Special- 
Manuale  benutzt,  deren  Ergebnisse  dann  wieder  in  ein  Gcneral- 
oder  iiaiipt-Manual  Übertragen  und  so  zusaiumeugefasst  werden. 

Vgl.  Schrott.  ^.  22  n.,  71  iL  Kau,  U,  §.  551.  Für  Prcussen  bes.  d.  allg. 
Ücsch.anwcis.  T.  1.  Juni  1857  §.  l'J,  l'H  fl".  u.  die  Formulare  (bei  Jlcrrfurth  S.  ü'Jl'  11.^. 
„Die  Ruchi'ührung  durch  die  Manuale  /.<  rfiillt  mich  den  verschiedenen  Verwaltungen 
u.  vf  ii  iiiii^t  sich  in  dem  Ilauptinauuaie.  In  li-  nselbcn  wird  der  Zustand  }i'<\rv  Vir- 
walluug  u.  jedes  ihrer  Fonds  nach  der  durcli  die  Etats  oder  sonstige  Besiitiiujurigeu 
vorgeschriebenen  Ordnung  dargestellt  u.  die  ktliiftige  Ke«  hnangnlegiinf  rorbereilet. 
Die  Manuale  sind  daher  nicht  mir  die  (irundlagen  der  lü  clnnin^-cn  ,  son-lt-m  lAnrie» 
zugleich  aU  Concopto  derselben  dienen''  (geo.  preusä.  Anweis.  In  i'reUäSea 

werden  SpecialmaiiiuJe  f.  die  einzelnen  etatmäss.  Yerwalt.zweige  (ind.  der  dun 
gehörenden  extraordinären  ri.  Nclti  nfonds),  dann  nlicr  jcd.'n  .ibgc>oii<r  rfen  NrK  -ri- 
fondä,  Uber  die  Asstcrvate  u.  über  die  Vorschuääe  geiahrt.  >kühercs  Uber  die  Führau^ 
def  Manuftle  «b.  §.  25,  26. 

c)  Ka ssenbestandsbücher  („Tresorbuch"  in  Prenssen^, 
Ul)cr  Beütaiid,  Ab-  und  Zugang  (d.  Ii.  hier:  herausgenomniciu  iui»l 
hineingelegte  Gelder  u.  s.  w.)  nach  Gehlsortcn,  Geldzeirheu  iSurteu 
und  etwaigen  anderen  Werthcn  (Coupons,  Effecten  und  deren  Arten) 
unterächieden. 

Preuss.  Anweis.  §.  67  ff. 

In  den  einzelnen  Ländern  und  z.  Th.  auch  in  den  vei-schiedoncn  Verwahanc:>>- 
zweigen  desselben  Landes  kommen  manche  Verschiedenheiten  unter  diesen  Bücheru 
nnd  neben  kutoren  meh  noch  andere  BQchcr  fUr  das  Rechnungswesen  vor.  Die  ver* 
wickelten  Aitr  'chnungen  der  Kauen  unter  einander  rerapliuaen  nuck  in  der  Zaki 
u.  Art  der  Bücher  Uaterschicde. 
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Uober  die  äQssere  Bescbaffenheit  der  BOcher  beetehen  regdmUasig  Vor- 

Scbrificn,  welche  irrtbiimlichc.  fahrlässige  und  vorsätzlich  iinrichtiLre  nachfuhrungen 
hindert!  sollen  (6cätiininuns;en  über  Einband,  Koliinnig.  I'agiuirung:,  Beurkundung;  des 
ümfangs  u.  Inhalte  der  Bücher  durch  die  Vorgesetzten,  Verbot  der  Rasuren,  des 
Hcrausreissens  von  Blattern,  Angabc,  wie  allein  Correcturen  vollzogen  werden  dUrten 
und  df^rjil.  mehr.  In  Preusscn  hat  z.  B.  der  Kassenrath  das  Foliirrn  des  Haupt- 
journals  u.  des  eigentlichen  Kassenbachs  specieli  zu  controliren  u.  vor  dem  Gebrauch 
der  Bucher  auf  dem  1.  u.  letzten  Blatte  die  Zahl  der  Blätter  oder  8eftea  mit  Namens- 
nnterschrift  zu  bescheinigen,    (iesch.anw.  v.  ^. 

Die  innere  technische  Kinrichiuug  der  Bücher  und  die  Buchführung; 
iD  {hnen  ist  ebenfalls  genan  vorgcscbrieben  ofid  in  den  Pornmlareii  erfbtgt  die 
nähere  Anweistmir  dazu.  Die  Bacher  sind  rcgelinä^'^i^  in  die  erforderliche  An;!ahl 
Verticalspaltott  cingetlieüt,  welche  am  Kopfe  die  Kategorie  des  Einzatrageudea 
mit  dem  betraffendeit  tecbnischeii  Namen  benennra  nnd  in  die  dann  in  den  bori- 
zontalen  Linien  die  erforderlichen  Eintratruns^cn  nach  der  chrono!,  oder  .•'\^teuiat, 
Ueihenfolge  stattfinden ,  wobei  das  (iicichartige  untereinander  steht  u.  soweit  es  sich 
um  (iuidworthe  handelt  ein  Zusammenrechnen  leicht  stattfinden  kann.  Die  meisten 
Verticabpaltcn  sind  daher  Zahlenspaltcn  und  zugleich  Geldspalten  der  Keclw 
rnini^en.  Mitnnter  werden  (]\>yse  selbst  <lo  ppelspalt  i  g  ein  ircrichtet,  einmal  für  die 
eiiizcliieii  Tosten  einer  Ivat-  corie  (z.  B.  üjiks),  dann  für  die  Summe  dieser  Posten 
(reebts).  Daneben  kuniint  wuhl  bei  einzelnen  Rechnungen  noch  eine  Einschubspalte 
..innerhalb  der  Linie,  intra  lim  am",  ,.vor  der  Linie,  ante  lineaui"  vor,  für  Ein- 
tragungen, die  noch  nicht  rollgiitig  sind,  zum  Vermerk  dicaen  sollen  u.  dgl.  m.  lieben 
den  Zahlen^mlten  ontorschddet  man  anter  den  Yerticabpalten  Ordanngsspalten  flir 
'die  Eintragung  der  !anfenden  Xnmmcr  der  IJerhrinng-,  filr  das  Datnin,  fiir  die  hc- 
treüende  Nnuimcr  des  correspondirendeu  Buchs,  melstcus  Unke  im  Anfang,  bei  dcu 
systematischen  Recbnnni^tt  ftlr  die  Bezeicbnung  der  Abtheilnng  oder  Kammer  der 
Kategorie  (z.B.  dcb  Etats;  dann  Benennnngsspalten,  worin  das  Näliere  über 
die  einzelne  Eintragung  (Art,  Ursache.  Umstände  etc.)  angegeben  wird,  ferner  V er- 
weis unjjs  »palten,  die  zu  den  < »rdnungsspalten  gehören,  wenn  sie  eine  Verweisung 
auf  andere  Bücher  enthalten,  ^un^t  aber  auf  die  Belegstacke  u.  d^'l.  venreisen.  S. 
Ran  II,  §.  543.  Näheres  in  den  theoret.  u.  pract.  Werken  Über  Rechnungswesen, 
so  Schrott  S.  16,  17,  29.  Die  Köpfe  der  Spalten  richten  sich  natürlich  nach  «hm 
Büchern  u  den  KintragDiif^eii,  daher  hier  wie  in  der  Spaltcubildun^^  irewisM-  Ver- 
schiedenheiten bes.  bei  den  Tagebüchern  und  den  Hauptbüchern,  den  Journalen  der 
Vorsteher  u.  den  eigentlichen  Kassen bucberu.  Folgende  Buispiole  aus  den  prouss. 
Formularen  flir  die  BQcher  der  Regier.haaptkassen  geben  einen  Einblick«  vobei  nar 
zu  bemf^rken  ,  dass  die  liier  de>  Rnuuics  wegen  vcrtical  von  dlien  nach  unten  ge- 
stellten Spaltenköpfc  horizontal  von  links  nach  recbtt»  zu  leäen  oder  zu  vurätohvii 
Bind  (Abdmclt  der  Formulare  bei  Herrfarth  S.  690,  692«  Nr.  II,  III,  T). 

Siehe  die  folgende  Seite. 

Im  Abschnitts,  §.  14(>  u.  147  :über  die  Methoden  des  Eechnungsabschlnsses  u. 
üb'T  Absolutorium  u.  Indemnität!  finden  nocli  eini::'"  weitere  Ausführungen  über  den 
iu  den  j^.  132  II.  behandelten  Gegenstand  .-statt,  inii  spccieller  Bezugnahme  auf  dcu 
Jahrc^al'M  hlu:rä  der  Staatsrechnong  n.  auf  dessen  Erledigung.  S.  bes.  am  Schtnas 
y.  §.  147  die  Schemata  des  prcuss.  Rechnungsabschlusses  für  d-^n  .T ihr-sdi "nst  in 
den  „Uebersicbtcu  der  Staatäciuuahineu  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  der  Etats- 
ttbenehrdtaofen  iL  8. 
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§.  135.  —  3.  Der  R  e  c  h  n  u  n  g  s  8  t  }  1.  Hinsichtlich  der 
Methode  der  iieehiuing  bei  der  Ijuchfuhrung  oder  hingichtlich 
des  Soppen.  Rechnungsstyrs  wird  auch  im  Rechnungii-  und 
Buchlührmurswcsen  der  Finauzvvirthachaft  die  sogen,  einfache 
Buchfiihi  uu^  (Rechnungsstyl  in  einfachen  Posten)  oder  der 
Cameralöt\  1  und  die  m^.  doppelte  Huchftlhrung  (Rechnungs- 
styl in  doppelten  Posten,  „doppische"  Verrechnung)  oder  der 
itaiienisc  lie  oder  Mercantüsty!  nnterscbieden. 

Bei  der  ersten  Methode  vertoigt  man  alle  Veränderungen  im 
Vermögen  einer  Wirtlischat't  (im  Instand  einer  Kasse)  unmittelbar 
so  wie  sie  vorgehen,  nemlich  als  Eingänge  und  Ausgänge  (Zu- 
und  Abgänge,  Einnahmen  und  Ausgaben),  entweder  cbrono- 
logiseh,  wie  in  den  Tagebüchern  oder  systematisch  wie  in  den 
Hauptbüchern.  Durch  einfache  Additionen  beider  Seiten  und  Sulv 
tractionen  der  betreffenden  Summen  erhält  man  das  Ergebniss 
der  erfolgten  Veränderungen.  Geldrechnung  und  Sachrecbnung 
werden  getrennt  geführt.  Soll,  Ist  und  Rest  stehen  in  den  Manualen 
neben  einander. 

IMe  Ein-  nml  Ausgänge  bestehen  fheOB  in  wirklleben  Bevogungt»  der  Geld- 
fonds der  Kasse,  auf  deren  eigene  und  auf  Rechnung  andrer  Kaisen  (Coinuiissions- 
geschäfti,  theib  auch  hier  in  fingirten  Bewegungen,  indem  die  durch  Vermittlung 
anderer  Kassen  aber  auf  Rechnung  der  betreflenden  Kasse  erfolgenden  Ein-  und 
Ausgänge  mit  in  die  BuchfUming  gezogt^n  wci-den  („Zabluiigcii  dardi  Aiiro«  huung 
hild-n  zu|y;Itnch  ein  Eiimabmy-  vt.  fin  Aust;;abug'o??rh.'ift",  s.  o.),  und  indem  ferner 
uach  dcui  (irundsatz  der  Uruttorechnung  die  Betriebs-  und  Erhebungsko^eu  einer 
Einnahme  <Mler  sonstige  Ausgftb«ii,  velelie  ron  den  an  die  Einnabmekasse  abznfUueodMi 
r'ebcrbrliOsscn  t^loi<  h  :ib^eg:anc:pri .  also  nirht  eig^r-ntürh  zur  Kasse  gekommen  sind, 
doch  deren  Kcchuangcu  mit  durchlaufen  und  sowohl  bei  den  Ein- 
nnhnen  nls  bei  den  Auaf aben  gebucht  vefden  (pMuss.  biicr.  v.  18.  Dec.  1824 
L  d.  ObemcheniMiuner  §.  5,  gleidie  Beadmu.  in  Oesteireich). 

Bei  der  doppelten  Uuchführuiig  wird  jeder  Geschärtst'all 
(einzntrugeiide  Posten)  als  Inbegriff  einer  Leistung  und  der 
dazufrehörigen  Gegenleistnnt:  aufgefasst  und  dargestellt"  und 
er  koiuiiit  dann  in  der  hier  anzuwendenden  Geldrechnung  „zwei- 
mal, da.s  eine  Mal  mit  der  iu  ihm  hegriflfenen  Leistung,  das  andere 
Mal  mit  der  zugeliörigen  Gegculeistunf^,  also  in  zwei  Posten  oder 
in  t'iut  in  doppelten  Posten  vm"  (Sebrott).  Die  Rechninic:  er- 
folgt getrennt  nach  Gesehat'tszweigen,  die  unter  sich  durch  Leistungen 
und  Gegenleistungen  in  Verbindung  stehen  und  so  zu  einander  in 
das  Verhältniss  von  Gebei;  oder  Gläubiger  und  Empfänger 
oder  bobuldner  treten.  Die  gemachte  Leistung  (Zahlung)  eroeheint 
bei  jenem  als  Guthaben  (Haben  ^  Credit),  bei  diesem  als 
Scbaldigkeit(Soll|  Debet).  Wo  sieb  die  in  Ctotd  aageseblageneo 
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LeifitoDgen  und  Gregenleistimgen  bis  zum  Zettpnnot  des  Reohmmgs- 
abschliisses  (der  Bilanzziebimg)  nicht  ansgeglicben  baben,  bleibt 
ein  Mehrbetrag  (Saldo)  als  Guthaben  zu  Gunsten  des  Einen 

nnd  als  Schuld  zu  Lasten  des  Anderen,  welcher  Posten  mit  ge- 
bucht und  dann  durch  eine  besondere  Gegenlci-stimt:  Ifeulichen  oder 
auf  neue  Ket  liiumg  vorgetragen  wird.  Die  Summe  im  Credit  und 
Debet  muss  immer  die  gleiche  sein,  weil  jetler  Posten  doppelt  ein- 
getragen wird,  ein  Moment,  das  für  die  Coutiole  der  Richtigkeit  dient. 

Wo  OS  sich,  wie  im  gewöbnlicheu  w  iniiächafUichon  Vuriiclir,  daher  bti!M>adere 
unter  Kaufleuten,  wo  diese  Rechnangsmetbode  die  ObUche  ist,  nin  die  Leistangen 
und  Gt'R<-iileistunj^en  wirklicher  vcräcliitMli'tiijr  Personen  srlbstrinüiror  Rechts- 
tiabjecte)  bandelt,  hat  es  auch  die  doppelte  iJucbhaltung  mit  uumittclbaren  Kuaii- 
tlten  ZV  than.  Aber  zahlrdche  Fictfonen  rnttSMii  dtneheD  gebildet  werden,  in»- 
bcsoiidcrL'  erfulg^t  ( in  ■  Pcraonificafinn  der  einzelnen  Abtboilangen  der  einheitli' h>  n 
Wiithschaft,  für  deren  jede  dann  eine  besondere  UeohottOK  („Conto")  gefQbrt  und 
deren  Beziehungen  zu  einander  in  den  Leistungen  nnd  Gegenleistungen  dur«  h  diu 
doppelte  ßachhtütung  dargestellt  werden.  Und  ebenso  wir  i  Ji>>  W'irtbscbaft  als  eine 
eigene  Person,  getrennt  vom  Eigenthllmer  (Leiter)  anfgefasst  und  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  auch  als  Lciätuugcu  u.  Gegenleistungen  gebucht.  Somit  bestehen 
Conti  wirklicher  und  solche  fingirter  Personen.  Jedes  Conto  hat  zwei  Ab- 
theilungcn,  links  für  das  Soll  (Debet),  rechts  für  das  Haben  (Credit).  —  Vgl.  ilWr 
beide  Style  Rau,  Fin.  II,  549,  550.  Schrott,  §.  13,  14,  GO.  An  beide  lehnt 
sl^li  obige  Dantetlnng  in  einigea  Pnneten  nlber  nn. 

,,Die  DoppelbnehbaltnDg  ist  demnach  die  vollstftndig'e 
Darstellung  der  Verhftltnisse  swisehen  einzelnen 
Personen"  (wirklicher  nnd  fingirter),  ,,der  Cameralstyl  ist  ein 
einheitlicher  Aufbau  der  Rechnung,  welche  aUe  Voi|^ge 
in  Beziehung  auf  eme  einzige  Person,  die  Verwaltungsstelle  (Kasse) 
bringt''  (Ran,  II,  §.  549). 

Anwendbar  sind  beide  Methoden  auch  im  Staatsrechnungswesen. 
Der  Cameralstyl  ist  der  Sltere,  verbreitetere,  in  Deutschland  und 
Oesterreich  Übliche,  —  mit  einzelnen  Verschiedenheiten  nnd  manchen 
erheblichen  Verbesserun p:en  des  gegenwärtigen  gegen  den  alten 
Ciimcralstvl''.  Die  doppelte  Buchtlilirun^  besteht  namentlicli  in  I  rank- 
reich, auch  in  England.  Beide  Methoden  haben  theoretisch  und  practisch 
ihre  Vorzüge  nnd  Mänf^cl  und  haben  ihre  Anhänger  in  der  Wissen- 
schaft und  ini  piattischen  lieben.  Die  GrUnde  f'tlr  den  veriiesserten 
neueren  Cameralstyl  überwiegen  aber  doch  wohl.  Dieser  St\I  ist 
im  Staatsrechnungswesen  nicht  nur  der  einfachere,  sondern  auch 
derjeniire,  welcher  dem  Finanzwesen  nach  dessen  Natur  und 
nach  den  characteristischen  Tlnterscbicden  der  FiTian7wirth>c'batt 
von  der  ^gewöhnlichen  privaten  \'crkebrswirtb.scbait,  zomai  von 
dem  üandelsonternehmeQ,  am  Meisten  entspricht. 
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Deau  hei  einem  grossen  Theile  der  Gcbahrungen  im  AffentUchen  Haushalte, 
▼«Icha  gebucht  werden  sollen,  bandelt  es  sich  nicht  Itm  Leistungen  an  den  Staat, 
denen  Gegenleistungen  überhaupt  mfcr  wenijrsttfns,  wenn  anch  mit  Ililfe  von  Ficiionen, 
berechenbare  Gegenleistungen  de^  Staate  an  die  Leistendcu  cnb^rc«  heu  i,äo  iui  Steuer- 
wesen) und  ebensowenig  nmgekehrt  um  LeistnngeD  des  Staats  an  Dritte,  denen  soK  iic 
barhiin;7sfahige  (iegcnlei>tiiiii^-ri  dieser  Dritten  gefrcntlbersrclien  (Gehalte,  Pensionen). 
Sehr  kUAstlicbe  Fictionen ,  weit  mehr  alü  ia  der  iiaufmännbchcA  Praxis  mUüscn  hier 
bei  Bemtzang  der  doppeltea  Bachfabranf  Im  Staatstechanngsweseii  genia<-bl  Verden. 
Die  Sii  herun«:  d<  >  IJerhuungsweson  ln-zUirti'  h  seiner  Kichtigknit  luiil  di.-  ^Ti•feI  m 
uttreicbeader  Gontrolc  gewährt  aber  auch  der  rerbetterte  Caiucral^tyi ,  wie  deutsche 
Erfobnuif  lehn. 

Demnach  verdient  in  den  Staatsrecbnungcn  der 
Regel  nach  der  Cameralstyl  den  Vorzug  (K au  II,  §.  ."iüUj. 

Zu  iJ.  üiselbon  Kcstiltat  gilangt  Schrott.  S.  .HÖO,  „die  Anwondung  der  Doppik 
sei  lur  die  Regierungswirtliäclialt  gradczu  uiaweckmassig,  weil  Lici  die  rubrikcnwoise 
Aitfzeigung  der  Schuldigkeiten  u.  der  Rückstände  eine  we^ntliche  Betlingiitii;  <>int  r 
guten  Wirths.liaft.-loitung  sei."  An*li  v.  M;ilchus.  Fin.  II,  1,H5)  hat  uhiTwic-rciul 
liüdeaken  in  iktr.  der  doppelten  Buchhaltung,  die  jedeuialbi  nur  mit  Modihcatiouen 
Miwendbar  sei.  Mlsslungenor  Versuch  Im  18.  Jabrh.  in  Oesterreich.  Gewisse  Modi« 
tirnttrinrii  M  Li'iuen  aucli  in  IVankicirli  zu  l)ostchcn  \OrfIonn.  v.  M.  Sept.  lS22t.  Doch 
rbhmt  auden>citit  Huck  die  Metliodc  grade  nach  den  Inuizös.  Erfahrungen  t^S.  97), 
mit  Rexiignshtte  auf  Beispiele,  die  aber  kaum  UDbedingten  Werth  fb  der  Fkage  haben. 


4.  Abschnitt 
Bas  Controlwesen. 

S.  0.  §.  Sü  Uber  die  H  Arten  der  Controlu,  was  hier  weiter  auszuführen  ist. 
Der  Zosaramenliang  des  (icgenstands  mit  dem  im  forigen  Abschnitt  behandelten 
nSthigte  aber  dazu.  Einzelnes  auch  bezüglich  des  Controlwesens,  nami  ailich  die  eigent- 
lir  lip  K  a  (•  ri  rontrole  mittelst  Jor  V  isitationen  u.  Kevisioncn  12U\  schon  dort  zu 
b- liaiidi  In.  Ii  i^t  erübrigt  hier  von  di.aier  ersten  Art  der  C'ontrole  noch  die  Ho- 
<  hung  der  <  i^L-utlichen  Rcchn u ngscontrolc  und  der  K assen controle,  soweit 
djese  zuglei«  Ii  i{i'<  litnin'j-s'  ontrolr;  ist.  Für  die  Literatur  s.  die  Anf:-ab('n  in  don 
Vorbemerkungen  zu  den  vorige»  Ab:>i  Imittcn,  S.  219  u.  253,  spocieli  v.  Jacob  Fin.  II, 
§.  1316  ff.,  T.  Malchus  Fin  II.  l.VJ  IF.,  Kau  Fin.  II,  §.  057,  Stein  Fin.  II» 
1 1  ff..  T. er 0 y -  B (•  a u  1  i <■  u  IT.  1.  1 .  cli  .'!.  b«  s.  v.  C zörn  i g  Budget,  Staatsrechn.  u.  s.  w., 
wo  diesem  Gegenstand  bei  jedem  der  behaudeiteu  Staaten  beseudre  AufiuorLüaiukuit 
geschenkt  «.  derselbe  zara  Schlass  S.  163  If.  Tergleichend  bdiandeh  wird  (die  Schrift 
wnrd.;  Tj\<h;  vt  litlF  ntlicht,  enthüll  al.sü  ii.  \.  die  neuere  Entwicklung  in  Preussen 
noch  uicht).  Daa  Beste  auch  in  vergleichender  u.  priucipieller  Behandlung  leistet  wohl 
die  anonyme  Arbeit  „Deber  den  Itoehnungshof  mit  bes.  Rttcks.  auf  das  Deutsche 
liei.  h",  2  Art.  in  d,  Tab.  Ztschr.  B.  :\2  u.  33  (187«»  u.  77),  der  ri>tr  m.  Iir  principiell, 
dann  näher  eingehend  auf  Preussen,  im  zweiten  auch  oinc  Dai^tcllung  der  gegen- 
wärtigen (iestahung  der  Kechnungscoutrolu  in  Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Belgien, 
eine  gute  Ergilnzung  der  älteren  Schrift  r.  Czörnig's,  ferner  eine  nähere  Dar- 
stcllnng-  der  bis  dahin  (u.  auch  s^i^itdcm  noch'  rcsultatlosirti  jiarlamffntar.  Verhand- 
lungen Uber  Ktatsgtöietz,  Kecbnungb-Cuntrul-di-äctz  u.  s.  w.  iut  Deutschen  licichc. 
Dieser  Arbeit  wird  in  diesem  Abschnitt  mehrfach  gefolgt.  Eine  amfassonde  Behand* 
Inn?  des  Gegenstands  vom  wirthschafistechn.  Staadponete  ans  bei  Schrott*  VonochD.- 
viss.  §.  123  IT.,  154  tt ,  15Ü  tt. 

Die  finanztechnisebe  Seite  des  Gontroliresens  ist  augenftUig  und  auch  in 
der  administrativen  und  in  de  r '^taatscontrolc  deutlich  sichtbar.  Ab  r  Iii  r  tritt  d(»<  Ii 
als  das  noch  bedeutsamere  Moment  das  staatsrechtliche  u  politische  hervor. 
Daher  deon  insbesondere  in  der  nooeron  Periode  der  Verfassungsstaaten''  und  seit 
dorn  Uebeiganp  ^  abootetflii  in  die  eoMtitntlonello  (o.  e?entiieU  parlAmenlaiiacbc) 
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StMisfona  ein  lebhafter  (heoretischer  v.  pracdscb-politiBcber  Streit  ttber  die  Cootrole, 

besonders  Uber  die  Staatscontrole,  deren  Verhriltniss  zur  Verwaltancrsroiitrole,  über  die 
Organe  oder  daä  Organ  zar  Aasubaug  dieser  (Jontroie,  Uber  die  staatsrechtliche 
Stdlung,  Dildang  n.  ZvsammeDsetzitDg,  Fonctioii  beunden  des  obersten  CootrolorfanB 
(„oberster  Rechnungshof",  ..nbiTn  chi'iikanuncr'".  mur  des  «  omptcs),  iilx-r  das  Ver- 
hältniss  demselben  zur  Eeglerurig,  zu  den  oberäten  V  erwaitungsbebönieD ,  (Ministerien. 
Ueber-  oder  Neben  -  oder  Ein-  und  Unterordnung  des  Kechnungshofs  gegenober  der 
Ministerion),  Uber  die  Be/Jchung  des  Rechnungshof  nill  FttrUment  u.  dgl.  m.  Die 
(iescbichte  u.  das  geltende  Recht  des  Gontrolwesens  werden  hier  zu  einem  vichtisr^^n 
(legcnstand  der  allgemeinen  Verlassungs-  und  Verwaltnnjrsrer,hti>- Geschichte  u.  des 
bestehenden  Staats-  besonders  Verfassungsrechts,  wie  es  iihnlich  vom  Etatsweseu,  der 
Etats-  und  Sten.  rbewilligung  gilt  I>ic  heutigen  positiven  Kinrichtuiiyon  iKt  St.iaten 
auf  dem  Gebiete  des  Ck)ntrolveäeus  sind  daher  das  gemeinsame  Product  iinanz- 
technieeher  Bedürfnisse,  —  vle  sie  sieh  schon  im  entvidceiten  Geldhaushalt 
der  abiülutrn  Mnnarrhio  M*».  Jahrli.i  zeij^ti-ri  und  mehr  oder  weni^rfr  2:eriügend  dnrrh 
die  damals  getrotlcncu  Einrichtungen  befriedigt  wurden  (Preussou)  —  und  politischer 
Anfordernngen  sowie  stantsrechtlioher  Gonseqnenzen  des  geltenden 
r»  f  f.- n  t  Ii  <  Ii  c  II  Rechts.  Fur  diese  Seife  des  Go-rciistands,  welche  hier  in  der 
Finau2wi6scnscbaft  nur  gestreift,  nicht  genauer  behandelt  werden  kann,  ist  ausser  auf 
den  genannten  Aufsatz  in  d.  Tub.  Ztschr.,  ein  wichtiger  Beitrag  zum  „vergleiehenden 
ftffenuichen  Hecht",  auf  die  Literatur  des  positiven  Staatsrechts  /u  vi  weisen, 
wo  dieser  Punct  rctreluiiiisiff  naher  erörtert  wird,  daher  fUr  das  Deutsche  Reich 
auf  V.  RAnne  u.  Labaud,  für  Preussen  auf  v.  Könne,  fur  Baiern  auf  Pözl, 
für  Wurtemberg  jetzt  aaf  Sarwey,  für  England  «ifGn  ei  st,  für  Oesterreich 
auf  Ul  !j  ric  Ii  11.  s.  w. 

Mehr  nach  seiner  Bedeutung  grade  für  die  Ordnung  der  staatlichen  Finanz- 
wirthschaft,  wenn  auch  unter  BerüekricbUgung  jener  öffentlich-rechtlichen  Seite  vnd 
der  Technik  des  Zahlun^s-,  Kassen-  u.  Rechnnn^^swesens,  wird  d.i*  rontrolwcscii  in 
den  monograph.  Arbeiten  ul)er  den  Staatshaushalt  einzelner  Staaten  behandelt.  S.  Uber 
Frankreich  t.  Hock  Kap.  3,  bes.  III  ff.,  r.  Kanfmann  Kap.  4,  Leroy-Beanlien 
a.  a.  0.  II.  1.  1,  ch.  3,  Blockes  dict.  Art.  comptabilite  publ.  u.  cour  des  comptes, 
(Czörnig  a.  a.  0.  S.  !»"  fl".,  TUb.  Ztschr.  1S77  S.  41  flV);  Uber  Oesterreich 
Blonski  II,  35S  ff..  364  ü'.,  Dessary.  FiD.ges.kunde  §.  122,  123;  Uber  Bayern 
Stockar  v.  Neuforn-Hock,  §.  GS,  r><),  llSff.  n.  a.  m.  passim;  Uber  WQrtemberg 
v.  Riecke  Verfass.  u.  s.  w.  \Vürt.s  S.  163  u.  pass.;  tlber  Baden  Regenauer  a.  a.  O. 
§.  13 — 15.  Für  Preussen  fehlt  ein  entsprechendes  Werk  dieser  Art.  S.  dafür  v. 
Rönne,  prouss.  Staatsrecht,  über  die  Oberrechenkaomer,  bes.  II,  1.  Abth.  §.  200. 
f.  d  Icfri^lat.  u.  Verordn.material  Herrfurth  a.  a.  0.,  bes.  Abscbn.  II,  S.  1.^  ff., 
Meissner  Ucchn.wesen  I  u.  iL  üebersiuht  der  Hauptpuncte  des  posit.  Coutrolrcchtji 
Terechiedener  Staaten  anch  bei  Stein,  Pin.  I,  119—124  (kaum  haltbare  AnbteUvag 
„zweier  grosser  etirop.  Systeme  der  höchsten  Rtaatscontrole" .  des  französischen  o. 
deutschen.  Das«  sich  so  nicht  genau  schcuaUsircu  lässt  zeigt  d.  Aufs,  in  d.  Tab. 
S^hr.)     Daten  aber  wichtigere  Gesetze  u.  Terordnungen  nnten  in  den  Noten. 

§.  130.  Einleitung.  Die  Lehre  vom  Controlweseu  hat  vor 
nebmlich  drei  l'uncte  zn  er«rtern:  die  Aufgabe,  die  Organi- 
sation, die  Au.sflihriin    der  Controle. 

I.  Die  Aufgabe.  Das  Oontrolwesen  in  der  Finauzwirthsehalt 
ist  zunürbst  da.s  Mittel  zur  Constatirung  der  bezüglichen  That- 
sacheii  (laiiil>er,  ob  und  wieweit  die  7U  fordernde  Ueberein- 
stimnunig  der  Zahlungsanweisungen ,  der  Rechnungen  und  der 
Kasseubewegung  und  KaBsenbestäode  mit  den  Normen  besteht, 
welche  fttr  diese  Gebiete  im  geltenden  allgemeinen  Hecht,  in  be- 
sonderen Gesetzen,  im  Etat  und  in  den  giltig  erlassenen  Verord- 
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nmigcn  der  competenten  Organe  der  vollziebenden  Gewalt  aufgestellt 
sind;  sodann  zugleich  das  Mittel  dazu,  diese  Uebereinstimmung 
möglichst  sicher  zu  verbürgen  und,  wo  sie  fehlt,  sie 
wieder  h  crbeiz  ul  ii  hi  en.  Diesem  gemeinsamen  Zweck  dient 
in  verscbicdeuer  Weise,  eventuell  unter  Mitwirkung  verschiedener 
Organe,  jede  der  drei  oben  schon  (§.  80i  unterschiedenen  typischen 
Hauptarten  der  (  (  ntrole,  die  Kechnungs-i  die  Verwaltungs- 
and  die  Staatscoutroie. 

II.  Die  Organisation.  Dahin  gehören  die  Fragen  über 
das  VerhältDiBS  dieser  Gontrolen  zu  einander,  Uber  ihre  nähere 
Verbindung  mit  einander,  über  ihre  Ausübung  durch  verschiedene 
oder  zum  Tbeil  auch  durch  die  ncmlicben  Or§;ane,  ttber  die  Stellung, 
£mriehtung  und  Competenz  dieser  Organe,  Uber  deren  Rechte  nnd 
anderseits  Uber  die  Pflichten  der  za  eontrolirenden  Behörden  nnd 
Beamten. 

III.  Die  Ausftthrnng.  Hier  handelt  es  sich  dämm,  in 
weleher  Weise  die  Controle  der  drei  verschiedenen  Arten  vor* 
genommen  (Methode  der  Controle),  welehe  besonderen  Zwecke 
dabei  verfolgt,  wie  die  Erreichung  der  letzteren  sieher  gestellt 
werden  soll. 

Natürlich  büstchcti  liiur  \\  cchsclbcdiüguugüv'ürbkltiiiäse:  nach  der  Auf- 
Kmbe  ist  die  Organisation  einzurichten  und  eine  bestimmte  Organisation  bedingt  wieder 
die  Art  der  Lösung  der  AufMrabe  und  ebonsu  bedingt  die  ()rc-i;ii'^:ition  die  Ausfiihrang 
und  verlangt  eine  bestimmte  Aufgabe  die  und  die  Art  der  Ausführung.  Aber  der 
bebemchende  Haaptpnnct  ist  doch  der  vorangestellte,  die  Aufgabe.  Vgl.  den  gen. 
Aufs,  über  den  Kcchniin2:sliof  in  d.  Tub.  Ztschr.  H.  :\2,  S.  480  ff.,  dcssi  n  sachkundiger 
Daistelliuig  hier  mehr£eu;h  (in     137  in  einzelnen  Sitzen  beinahe  wörtlich)  gefolgt  wird. 

I.  —  §.  137.  Die  Aufgabe.  IMeselbe  speeialisirt  sieh  naeh 
den  drei  Arten  der  Controle,  wie  dieses  oben  (§.  80)  schon  generell 
skizzirt  worden  ist 

A.  Die  Rech  nun gscontrole  (Controle  im  engsten  Sinne,  auch 
wohl  Kassencüutrole  genannt)  schliesst  sich  mehrfach  nahe  ;in  die 
frtlher  besprochene  Kateöenievision  (§.  12il,  „Kasicucontiule'* 
in  einem  anderen  Sinne)  an,  ist  aber  nach  Aufgabe  und  Wesen 
davon  zu  unterscheiden.  Die  Kassenrevision  ist  eine  Controle, 
welche  vornemlich  die  Ucbvi  uiuHtimmung  der  Kassenbestände  mit 
den  Uber  die  Kasst'ril)e\\  oi^tni^'  geführten  RUclierii  und  Rechnungen, 
dann  daw  wirkliche  Vorhandensein  der  rechnunggmässig  nach- 
gewiesenen Kassenbestände  prüft  und  sich  eventuell  sonst  auf  die 
Führung  der  Kassengeschäfte  u.  dgl.  erstreckt,  sie  ist  also  recht 
eigeutiich  eine  Controle  der  Kassen  Verwalter.  Die  Kecb  n  ungs- 
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controle  dagegen  ist  gegen  die  Verrechner,  daher  soweit  diese 
aueh  Kassenyerwalter  sind,  gegen  letztere  in  dieser  Eigensehaft 

des  Verrechners  gerichtet.  Sie  prüft  dann  vor  Allem  die  Rech- 
nungen und  zwar  nach  folgenden  drei  Seiten:  zunächst  nach 
der  Richtigkeit  des  Calcdls,  in  der  lieclmung  selbst,  in  den 
Beilagen  und  den  Belegen  („calculatoriische"  Coutrole  oder 
Revision),  sodann  niu.li  der  Richtigkeit  der  in  der  Kechnnog  vor- 
getragenen Ziffern  und  Thatsachen  sowie  nach  der  Voll- 
ständigkeit der  dazu  gehörenden  Nachweise,  endlich  nach  der 
Einhaltung  der  für  die  Itechnnncrslocrnnir  vorgescliriebenen 
1' ornuMi.  bcztlglieh  der  liecbuung  selbst  wie  der  Legalität  und 
Vollständigkeit  der  Belege  („formelle''  Controle).  Die  Kassen- 
und  die  Hechuungscontrole  wenden  sich  demnach  beide  gegen  die- 
jcTiigen  Bebürden  uud  Beamten,  welche  mit  der  wirklichen  practischeu 
DurchiUbruDg  der  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  betraot  sind. 

Die  calrulatorischc  und  die  formelle  ronfnlt^  situl  an  sich  am  Einfachsten, 
setzen  aber  tccbni^di  geschultes,  weseutlich  dem  Subaltcrudicuät  augehOrigeü  reuoual 
vonns,  du  liinsichtlich  der  Zareilteigkeit  seiner  ControUeistongen  «dbst  wieder 

einer  Controlü  durch  höhere  (»rg:aiie  unterzogen  werden  mass,  eventuell  durch  die- 
8oiben,  an  die  lalle  der  Beanstandung  der  Kechnungen  /.unäch&t  zu  leiten  bat. 
Am  Wichtigsten  ist  die  zweite  Controle,  in  welcher  es  sich  u.  A.  besonders  Um  die 
l'rüfuiig  dl  I  l  rl-ereiubtimniung  der  Anweisungen  mit  deren  in  den  Kochnungs- 
l)ü(  lirrn  lii  iirkijinlcten  Du  rt  h  f  ühru  ng  Seilen^  der  Kitssenverwaltung  handelt.  Die 
ZuvciLisäigkutt  dieser  CoiiCrulr  inusü  besonders  durch  eine  zweckmässige  Organisation 
des  Contiädienstes  verbürgt  »enicii.  Sie  steht  von  den  drei  einzelnen  Theilcn  der 
Kechnungscontrolon  mit  »Iit  IViln'-mli  ri  zucit^n  Hauptart  der  rontrole  in  nächster 
Beziehung  und  wenigstens  sie,  wenn  nicht  auch  die  beiden  anderen  Xheile,  erfolgt 
am  Beston  gleichzeitig  und  dnrcli  dieselben  Organe  mit  Uir. 

B.  Die  Verwal ton gs controle  wendet  sich  im  Untersebied 

von  der  Kassen-  und  Bechnungscontrolc  nicht  gegen  die  Kassen- 
Verwalter  und  Verrechncr,  welche  nacii  allgemeinen  oder  specicllcn 
Aültiagcn  die  Finanzgeschäfte  im  Kin/clnen  ansfüliren,  sondern 
gegen  dicjcnigcu  iichijrdcn  und  Beamten,  welche  solche  Amiiage 
ertheilen,  —  gegen  die  ,,an  weibcn de  n  V'e r wn  1 1  n n srs - 
behürilen (ordonnateursj.  Iiier  üqW  die  gesetz-,  ctats  und 
verordnungsgemässe  AusUhun^'  des  linan/,iellen  Auweisungsrechts 
zunäcii.Nt  innerhalb  des  Nerwaltungsorganismus  seihst 
geprüft  uud  iu  der  Verwaltiingshierarchie  hinsichtlich  der  unter- 
geordneten gegentlber  der  vori^eordncten  l)ehi»rdc  constatirt  werden, 
bis  hinauf  zu  den  oder  der  leitenden  obersten  Beliörde  (Ministerien, 
bez.  Finanzministerium),  in  Staaten  ohne  Volksvertretung,  wie  in 
der  absoluten  Monarchie  bis  hinauf  zum  Staatsoberhaupt,  als  der 
eigentlichen  Spitze  auch  der  Verwaltung.  Die  Verantworttichkeit 
jeder  anweisenden  Bebttrde  kommt  daher  hier  zanUchst  gegenüber 
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ihrer  rorgesetzten  Behörde  zur  Geltmig.  Neben  der  GoDtrole  der 
Rechtmässigkeit,  d.  b.  der  Uebereinstimmiing  mit  den  Gesetzen, 
Etats,  Yerordunngen ,  kann  und  soll  es  sieh  in  der  Regel  aach 
zugleich  um  eine  Gontrole  der  iinanzwirthschafklichen  Zweck- 
mässigkeit der  Anordnungen  im  Gebiete  der  Ausgabe Binnahme- 
nnd  VermrtgenBverwaltung  bei  der  Verwaltangscontrole  handeln, 
ein  Punct,  auf  welchen  die  Controlorgaue,  besonders  das  oberste 
(Oberrcchciikaiunicr)  in  den  Gesetzeu  wohl  uuziiiiücklicU  nüt  hin- 
gewiesen werden. 

Im  EiriZi  lm  n  lä.s.st  >h  h  mit  tiein  gen.  Aufss.  in  d.  TiXh  Zfschr.  (II  '.',2,  S.  4b2) 
wieder  ein  tl  i  u  i  tacli  c»  tiebiet  dci  \  örv.controle  ontcrsohciileii ;  dasj.  iler  Eiu  nahuic-ii, 
vo  es  Sil  h  noben  der  Bachtm&ssigkcit  des  Ver&hrens  um  die  Prüfung  der  voUstaiidigeo« 
aber  doch  auch  richtig  massvollun  Ausnutzung  der  £lnnahue<|Uf!Itjii  und  um  die  Frage 
ron  Vurbcäseruugea  bei  der  BuoUtzung  baudolt;  dai>j.  des  Vermögeus,  vo  die 
Vonchrifltsn&flsl^eit  und  Zireclmiflslgkeil  dos  Vdr&hreas  bei  der  Enrerbiinp,  fiewirth- 
rhifrrf;-  nr;!  Vcräusserung  zu  controlircn  ist;  endlicli  dasj.  der  AusirahcM»,  wo 
Uiti  Autüru»aiiun  ZU  deren  L^istuug  u.  Auweisaug.  die  Zwedimässigkcit  der  \  crweitdUHg 
u.  die  SpeTBamkeit  bei  der  BemeHsniig  Sache  der  Yenr.cratrole  ist.  Das  Etatarecht 
kouimt  bei  dicker  nontrolc  Ijesond-  rs  für  die  Ausjrabcn  in  Rf  tnudit.  Nur  wenn  die 
untergcurduciea  auveüieiidea  Bobördeu  sich  bttdüg  iuDerhalb  dos  Etat«  haUtui,  i»t  far 
die  ganze  FioaBZfenrBltaiif  die  Efaikd^mi;  des  Elala  inO^eii.  Daher  ^e  Bedeatas; 
der  früher  erwähnten  strengen  Vorschriften  wider  Etatsüberschreitung,  welche  letzlere 
einer  anweisenden  Behörde  nur  mit  (meist  vorheriger)  Bewilligung  ihrer  vorgesetzten 
Behörde  gestattet  ist,  wobei  üeberschreitungcn  des  Gesammtetats  der  letzteren  wieder 
die  Zuütimmanf  des  Finanziuinisteriums ,  bez.  den  (iciiamiutuiiiii&teriümä  und  Staats- 
oberhaupts voraussetzen.  Gegen  di.  r-e  Vorschriften  v«  r-ti>s;  ende  oder  auch  solche  zwar 
bemängelte  AnweisDugeu  der  Verwaltungsbehörden,  deren  Bemängelungen  Jedoch  nicht 
im  früheren  admiaiatTatitrea  Instanzenzug  behoben  sind*  bilden  dann  auch  einen  (iegen- 
staiid  der  Staat^'  ontmle  fri-rcnüber  li.-n  uIm  i.-,ten  Verwaltnii^-behördon.  1  Ii  •  f'nr  die 
nicht  forschnfismäbsigea  iiandiungen  ihrer  untergeordneten  Behörden  FcraiUworUi*  h  sind. 

C.  Die  Staatscontrole  soll  nan  grade  die  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Verwaltungsorgane  in  Finanzangelegenheit  practisch 
wirksam  machen.  Sie  wendet  sich  daher  gegen  diese  Organe, 
specteil  gegen  das  Finanzministerium,  bez.  dessen  Chef,  um 
zu  prüfen  I  ob  hier  streng  gesetz-,  etats-  und  verordnungsmässig, 
eventnell  auch,  ob  hier  überall  zweckmässig  mit  dem  Staatsver- 
mQgen,  im  Gebiete  der  Einnahmen  und  Ausgaben  Tcrfahren  worden 
ist  Die  Staatscontrole  soll  namentlich  die  Uebereinstimmung 
iwiaehen  Voranschlag  und  Ausführung  des  letzteren  prüfen 
und  etwaige  Abweichungen  constatiren,  die  Begründung  der  vom 
Willen  der  leitenden  Organe  der  Verwaltung  mit  abhängigen  Ab- 
weichungen zwischen  Voranschlag  und  Gebahrung,  mithin  besonders 
bei  den  Aiis^abeu,  was  hier  Ktat.süljcr.schicitunijcu  und  \'cr- 
IctzuDgen  der  ^gesetzlichen  Bestimmungen  des  Etatsrechts  1k /tiglich 
der  J) ebertrag ungen  (§.  117)  anlangt,  von  den  betreflfenden  verant- 
wortlichen Organen  fordern  und  die  ertheilte  Begrtlndung  beurtheileu, 
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anter  Umsttoden  darüber  entsebeideD^  nod  endlich  die  coDStatirten 
Abweichungen,  die  nicht  behobenen  Bemängeliiogen  snr  Kenntniss 
nnd  endgiltigen  Entscbeidang  des  Staatsoberbaoptes  und,  in  Ver- 
faBBDngsBtaateDy  der  Velkevertrelnag  bringen,  eventnell  zogleieb  mit 
einem  Berichte,  welcher  eine  Kritik  der  geeamniten  FinaDZ?erwaltang 
Tom  Standpancte  nicht  nur  der  VorschriftBmllseigkeit,  sondern  auch 
wieder  der  Zweckmässigkeit  liefert  oder  ttber  einzelne  Wahr- 
nehmnngen  kritisch  referirt 

Ihre  wahre  Bedeutong  bat  die  politische  oder  Staalacontrole  allsrdiafi  ent  Iii 

unserer  Zeit  der  vcrfassunjfSinri«sigon  FinanzviTwaltung;  erlangt  nnd  iliro  principiclle 
UntencheiduDg  von  der  Verwaltuugscoutrole  ist  ebcAfaUs  ent  ein  ^gebaiaH  der 
neneren  polttteehen  Doctiin.  Doch  geht  die  auch  bei  Stein  dürcUdingende  Aof- 
fassang  zu  weit,  als  ob  practisch  und  principiell  erst  im  Vorfassungsstaato  mit  Volks- 
vertretung Ton  einer  cigcntlirhen  Staatscontrolc  zu  sprechen  sei.  Eine  solche  i&t  recht 
wohl  auch  in  der  absoluten  Monarchie  gegenüber  dem  Monarchen  selbst  für  dir 
Verwaltuiig:s(  liefs,  die  Miailter  u.  spedefl  Ur  deu  Finanzminister  denkbar  u.  in  neuerer 
Zeit  auch  vorhaiidpn  gewesen  (Prens*icn .  rt-'stcrrcirli).  Die  Sfaatscontrole,  welche 
Beaustandungcn .  Ab^cichuogeu  vom  Etat  u.  s.  w.  uii  die  V  ulksv  ertrctung  leitet. 
i«t  keine  von  joner  anderen,  ftlteren,  wo  dem  Staatsoberhaupt  allein  Bericht  ertitattel 
wird,  sprcifiscli  verscliii  dcne,  sondern  nur  dii^  fol^jcriclitifrc  Aus-  und  Cmbildang  dieser 
älteren,  im  Zusammenhang  mit  der  Umbildung  der  absoluten  in  die  constitutiondle  Monar- 
chie, Meistens  eine  prindpldl  bedenbamere  und  piacliseh  werdivollore  iat  sie  freiUck 

IL  —  §.  138.  Die  Organisation  der  Gontrole  mnss  sieb 
einers^ts  den  dargelegten  Aufgaben  anpassen  nnd  demgemäss  ge- 
staltet werden,  anderseits  bftngt  sie  aber  nnTermetdlich  anch  mehr 
oder  weniger  von  der  allgemdnen  Organisation  der  Verwaltung 
nnd  des  Fiuanzdiensts,  des  Zahlungs-,  Kassen-  nnd  Rechnungs- 
wesens, sowie  von  dem  geltenden  Verfassungsrechte  des  Staats  ab. 
Letzteres  übt,  wie  schon  angedeutet,  namentlich  seinen  Einflnss 
auf  die  Staatscoutrolc  und  auf  deren  Verhäituiää  ^ui  Vei  walLuugs- 
controlc  aus. 

S.  auch  hierfür  bes.  den  Anfii.  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  32  S.  483  -  514. 
dem  hier  wieder  in  einigen  Puncten  Dtber  gefolgt  wird;  dann  aneb  f.  Gk6xai^, 
Bodg.,  Staatsrechu.  u.  s.  w.  S.  1 70  IT. 

In  allen  drei  Arten  der  Controle  handelt  es  sich  um  eine 
Constatirnng  von  Thatsachen,  insbesondere  besttglich  der 
Uebereinstimmnng  der  Kechnnngen  der  Rechnung  legenden,  mit  den 
Anweisungen  nnd  Anordnungen  der  anweisenden  Behörden  und 
der  Anweisungen  und  Rechnungen  mit  den  anf  diesem  Gebiete 
geltenden  Bestimmungen  der  Gesetse,  des  Efatsi  der  obersten  Ver^ 
Ordnungen  (,,Onigl.  Ordres")  oder  beattglich  betreffender  Ab- 
weiehnngen;  femer  in  Anknflpfung  an  diese  eonstatirende  Thfttigkeil 
um  eine  Kritik  des  Befundes;  weiter  um  die  Behebung  von 
aufgefundenen  Mängeln,  entweder  durch  Verhandlungen  mit 
den  revidirten  oder  controlirtcn  Behörden  nnd  Beamten,  wonaeh 
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letztere  selbst  den  Mangel  zugeben  und  abitelleDy  oder  dorcli  die 
selbständige  endgiltige  fintscheidang ,  sei  es  des  Controlorgans  fUr 
sieb  oder  einer  anderen  Instanz ;  endtieh  bei  nnbehoben  bleibenden 
BemäDgelnngen  nm  die  Zar-KoJintniBsbringnng  derselben 
bei  des  darüber  endgilttg  entscheideadeo  Inatanzen  (obersten  Ver- 
.waltangsbebOrden,  eventnell  Staatsoberbanpt  bei  der  Verwaltongs- 
eontrole,  Staatnoberbaopt  nnd  Volktvertretang  bei  der  Staatseontrole). 

Alle  Gontrole  mnss  daber  so  organisirt  sein,  dass  die  sie  aas- 
übenden  Organe  teebniscb  (faehmässig)  dafür  befähigt 
sind,  den  zu  eontrolirenden  Behörden  unabhängig  und  ansge- 
stattet  mit  der  erforderlichen  Hachtbefngniss  gegenüber  stehen  nnd 
Willens  sind  oder  dnroh  ihre  eigene  Verantwortlichkeit 
und  dnroh  eine  über  sie  selbst  sieh  erstreckende  Gontrole 
(S  n  p  e  rr e  y  i  s  i  o  n)  angebalten  werden,  die  ihnen  obliegenden  Control- 
aufgaben  pflichtmässig  anszoführen.  Diesen  Bedingungen  entsprechen 
verscliicdciie  Systeme  der  Organisation  des  Controlwesens  in  ver- 
schiedenem Maasse,  aber  nur  ein  solches  darf  gewiililt  werden, 
welches  tlberbanpt  die  Bürgschaft  dafür  gewährt,  dass  diese  He 
diognngen  möglichst  erfüllt  werden.  Eine  solche  Bürgschaft  bieten 
die  beiden  hier  vomemlich  zur  Wahl  stehenden  Svüleuie,  dasjenige 
der  Austi burig  der  Controle  durch  die  vorgesetzten  allgemeinen 
VerwaltungsbehiM  d  e  11  inul  dasjenige  der  Uebertragnng  der 
Controle  (bez.  der  Supercontrole)  au  eine  eigeue  oberste  Control- 

S.  Tnb.  Zfsrhr  R.  '42  S.  184—489,  400  fT. 

1.  Man  kann  nendieh  einmal  die  Kechnungs  -  und  Verwaltuugs- 
controle  Uber  Kasse  führende,  verrechnende  nnd  Uber  anweisende 
Behörden  durchweg  der  nächstvorgesetzten  Verwaltungs- 
behörde^ von  welcher  die  zn  controlirende  Behörde  ressortirt, 
Ubertragen.  Vornehmlich  werden  hier  die  Mittel  behörden 
(Proviozial-,  Bezirksbebörden)  die  Controlorgane.  Da  es  sich  um 
eine  regelmässige,  technische  Eenntniss  und  Uebung  voranssetzende 
ThSttgkeit  handelt,  sind  bestimmte  Abtheilnngen  solcher  Be- 
bürden  oder  wenigstens  bestunmte  Fachbeamte  derselben  mit 
der  Aiisübnng  dieser  Gontrole  stttndig  zn  betrauen. 

Indem  man  dieses  System  consi^iiueat  durchführt,  bis  m  dm  obeisten  Bchörd«B, 
md  die  Controle  überdi^  !  trtcrcii  (so  über  die  anderen  Ministerien)  etwa  dem  Finanz- 
mintftoriom  ttbeiträgt,  aujisurdem  aber  für  eine  etwa  aach  ron  diesem  MinisteriuiA 
Cdardb  «faa  FiaohahtMilan;  denwlbeii^  tanmttbeide  Saperooitrol«  (Snperr« Vision) 
dor  rrr^-niKmtr  n  Finanzgescliafto  in  allrn '/^ri^-'  tt  der  StantsvorwallDng  sorgt,  kann  man 
«lie  Aalgabeu  der  Uecluttogi-  und  Yerwaitunipicontrole  wohl  im  gamen  Staatshaus- 
balte genügend  dnrabftllirai ,      IiIb  «nf  flisa  bter  reffaleibende  Lflcke  im  Gonliol- 
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sy^teio  in  Bezug  auf  d«8  Fioaniuninisteriuin  selbüt  Für  diesem  ais  obent«  aiiir«iMadfi 
EksliOrde  mOssto  ein  besonderes  von  ihn  nnabUnfiges  Organ  auch  Pu  die  Venralttungs- 

coDtrolc  g(!scliaireii  werden.  Ein  soI' lies  i^t  fVracr  aucli  hier  für  die  Zwe.ckc  aer 
Staatscoutroio  crforderlicL.  Die  Erfüllung  dicker  BodUiüiibüe  bediiigt  eiiM  Annälicnuig 
an  das  ziroito  Syntem.  Gewisse  Vorzüge  hat  die  Gontrolo  darch  die  Vervaltuiig^- 
behördeii  seihet  bichoriich,  besoiidcn>  den,  dasä  hier  die  ^uchlich  am  Bcüteii  unicr- 
richtete  Behörde  i'cvidirt  und  untächeidut .  währttud  der  wohl  gerügte  Maugcl  eines 
im  Rechnungswesen  liiulänglich  geschulten  Controlpersonal.H  zwar  pmctisch  bei  diesem 
System  leichter  vorkommen  "kann  aU  bei  dem  anderen,  sirli  / 1  i  recht  wohl  abstellen 
läbst.  Die  Menge  kleiner  und  oft  kleiulichcr  Monita,  welche  bei  licm  aiul<'rLri  l  ontml- 
systcm  so  leicht  uud  notorisch  olt  erfolgen,  uutzlos  für  den  Zweck,  \ erstituujuug 
bereitend,  Zeit  und  Arbeit  liostend,  wird  nier  eher  nnterhtelben, 

2.  Das  lindere  System  besteht  uuu  darin,  dass  man  entweder 
ausschliesslich  oder  auch  —  und  besser  —  neben  und  nach 
einer  ciuicli  die  lii>lieren  Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten 
Rechnung«-  und  Verwaltuugscuutrole,  daher  hier  besouders  für  den 
Zweck  der  S« percontrole,  in  beiden  Fällen  aber  allgemein 
(lurcli  den  ganzen  ►Staatshaushalt  von  unten  bis  oben 
hindurch  eine  eigene  Coutrolc  durch  eiuc  besondere  oberste 
iiehörde  einrichtet. 

Dies  S}  steni  hatte  sich  schon  in  neueren  absoluten  Monarchiccn 
(Preussen,  Uesterreichj  eingebürgert  uud  ist  dann  in  unserer  Aera 
der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthscbaft'^  weiter  entwickelt  und 
zum  herrschenden  im  heutigen  Europa  geworden.   Darauf  wirkte 
der  Umstand  mit  ein,  dass  dasselbe  sich  am  Besten  zugleich  mit 
für  die  Zwecke  der  Staatscontrolc  benatzen  Hess.   Dies  geschah 
dadurch,  dass  die  oberste  Controlbehürde  eine  selbständige 
StcUong,  unabhängig  von  anderen  höchsten  YerwaltungsbehördeDy 
iDsbesondere  von  den  Ministerien»  nicht  nnter  einem  sokhen, 
sondern  neben  ihnen  erhielt,  mit  der  Aufgabe ,  grade  auch  Aber 
die  Ministerien  die  Controle  mit  ansznttben.  Dies  System  ist  das 
des  Obersten  Eechnungshofs  (0 he rrechenkamm er),  welcher 
dann  fUr  die  Austthang  der  Rechnnngseontrole  —  mindestens 
als  Saperrevisionsinstanz,  —  ttlr  diejenige  der  Verwaltnngs- 
nnd  fUr  die  Vorbereitung  der  Staatseontrole  sn gleich  fangirt 

Soweit  die  letztere  ciü  Attribut  der  VoUuvertretung  ist,  komite  /.war  auch  ein 
besonderem  ütandi^ches  (parlamentarisches)*  st&ndiguä  Guntrolorgan  dafür  geschaflVn 
werdeiit  da  das  Pariaiinüit  nirlit  wolil  die  Controle  äelb:>t  und  auch  nicht  dnn  Ii  vortihtr-r- 
gehend  ad  hoc  beätclito  AusächOsse  oder  CouuuiäüioBou  aurxuUboii  vermöchte.  Exa 
solches  b^nderes  ständisches  Gontrolorgan  ktante  sogar  als  die  nothvendige  Oonn^ 
quenz  parlamentarischer  Finanztontrolc  ersch<  iii''n ,  wii-  man  in  Bclg^ien  auch  vor- 
gegangen ist  143).  Indessen  l&sst  sich  aucli  eine  Staatsbehördo  mit  aoiclim 
politischen  und  steatsreehdichen  Ganteten  umgeben,  dass  sie  recht  wohl  mk  ab 
Controlorfran  für  diese  parlaul•JIlta^l^oh6  Flnanzcontrolc  oder  für  die  Staatscontrolc 
dienen  kann.  Diese  Aufga)>c  wird  durch  die  gleichzeitige  Ucbertragung  der  liechnunMrs- 
rerision  und  der  Yerwallungscontrole  an  dieselbe  obcri>tü  Behörde  auch  tcctuibrli 
besser  geltet  und  die gcsammte  Controle  ra^ehert  wirksamer  and  wohireileraosgieQht  wcrdtn. 
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Gegen  ein  btssuiidre-^  stiindisches  Controlorgan,  das  mehr  der  filteren  laiidstäiul. 
Verfassung  cutspricht,  im  heutigen  constitutionellen  Staate,  auch  d.  Aufs,  in  d.  Tub. 
Ztschr.  6.  32  S.  510.  Schrott  S.  406  verlangt  ausser  dem  Rcchnangshof  noch  zur 
Erreichung  einer  raschen  n.  sicheren  Verwalt.controle  in  jedem  Landestheiio  (Pro- 
vinz eigene  Controlübohörden  in  Unterordnung  unter  den  Rechnungshof,  was  zwar 
nicht  durchaus  nöthig  erscheint,  aber  die  Aufgabe  dos  Oberston  licchuungshofs  er- 
leichtert S.  n.  in  §.  142,  H9  Aber  die  Elnifchtiragen  in  Baiem  n.  Oeaterraicb. 

Die  gauze  Stellung,  die  specielle  Organisation  nnd  die  innere 
Einrichtung  des  Obersten  Kechnunprshois  wird  sich  UDtliwendig  in 
erheblichem  Grade  nach  anderen  Momenten  des  positiven  St<aats- 
rechts,  besonflers  nach  dem  Maass  der  Befugnisse  der  Finanzcontrole 
Seitens  der  Volks\Trtretung  mit  richten  mtlsscn.  Die  Gesetzgebung 
Uber  den  Hecijmnig>liof  ist  daher  auch,  ähnlich  wie  das  Tludget- 
reeht  und  Steuerbewilliguiigsrecht,  ein  bekannter  Streitpuuct  im 
politischen  Leben  der  modernen  Staaten  (Preussen,  Deutsches  Kcich, 
Hclgicn)  und  involvirt  schwierige  Fragen  des  Staatsrechts.  Allge- 
meiu  zu  verlangen  ist  aber  jedenfalls  eine  solche  Stellung  und 
OrganiBatioD,  welche  möglichst  nach  Oben  und  UnteD,  der  Regierang 
wie  dem  Volke  und  dem  Parlament  selbst  gegenüber,  Unab- 
liängigkeit  des  Kecbnungsbofs  und  seiner  Mitglieder 
yerbflrgen.  Daher  müssen  die  modernen  Grundsätze  der  Organi- 
sation der  Gerichtshöfe  und  der  zum  Zweck  der  Unabhängigkeit 
den  Richtern  za  gewährenden  Rechtsstellung  anf  den  Rechnungs- 
hof und  seine  Mitglieder  Anwendung  finden:  coUegiale  Ver- 
fftasong  and  GeBcbftftsgang,  Unabsetzbarkeit,  Verbot  von  Neben- 
üintern,  im  AUgemetnen  Rang-  nnd  Gehaltsgleiebheit  der  Mitglieder, 
Ansschhiss  naber  VerwandtschaftsrerbiUtnisse  unter  den  letzteren, 
AnssebluM  von  der  Wählbarkeit  ins  Parlament  u.  a.  dgl.  ra. 

S.  Tiib.  'Lucht.  B.  32  S.  511 — 514.  Die  (irosse  des  Olicrstr.n  Kechtiuugaliol!» 
oder  die  Zahl  seiner  Mitirlieder  muss  sich  netOrlich  neeh  der  zu  li^st  ntlcn  Aufgabe 
richten,  daher  besonders  nach  dem  Uuifan^^  der  Finanzwirthscbaf t  iiieuere  Ver- 
mehruor  der  Beamten  ia  Preui^sen  mit  der  Verstaatlichung  der  EtHcnbahnen  u  grösserem 
OflaeUmmwMiltö  im  Gebiet  der  iiidlr.  Steilen,  m  z.  B.iin  Etat  f.  ]Ss:{/b4  am  t  Rath 
nnd  9  Revisoren) ,  dann  nacli  dem  Maas  sc  und  der  Art  der  R-' >  h  n  ii  n  ^s-  und 
VenraltUQgscontrole,  je  nachdem  diese  vom  Obersten  Uochuungshol  ganz  allein 
oder  nur  ab  8ii]»emri8ien  im  AMcbln»  aa  und  nach  elaer  durch  die  voriifeeetzten 
Yerraltongsbehörden  stllist  ausgeubtrn  ors(fii  Kt  visiini  sfaftfimlci.  Audi  die  'Mctliode 
der  Remiea  —  centra^^stiacb  bei  der  CoDtrolbcbörde,  deccotraiistiscb  bei 
der  (xintrolirtea  Behörde,  a.  Tab.  Ziadir.  B.  92  8.  49t  (T..  ferner  ob  aDch  rorana- 
gehende  Visacontrolo  der  Anweisungen  oder  nur  nachträglirhc  Verwaltungscontro]e 
(§.  HO  —  ist  auf  die  Zald  des  Personals  mit  vf.n  Einfluss.  Letztorea  besteht  regcl- 
masaig  aus  cis;)'ntlichcu  Mitgliedern  („Rüthcu"^  und  denselben  fSr  das  Detail  der 
Controlarbeit beigegebenen  Kevisionsbeamten  („Revisoren")  in  mehr  subalterner 
Stellung;  daneben  aws  Knnzlei-  und  Registraturbcimten .  Schreibern.  (Interbeamten. 
Dienern.  Von  Wichtigkeit  ist  es,  im  Interei>i»u  ordentlicher  Arbcitsl-istung,  eine 
Geberbttrdung  der  Revisoren  und  R&the  zn  verbaten,  daher  für  oiti<>  angemessene 
Zahl  beider  uii»!  ein  richtiges  V  rh  altniss  zwischen  der  Zahl  der  Räthc  u. 
Kevisoren  (4 — Ö  auf  1  Rath,  iu  Prea&cieQ  jetzt  14  Käthe  u.  ba  Bevkorea  lu  Galonla- 
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toren ,  oder  1  :  G,  erheblich  ungünstiger  für  die  R&the  als  in  Fraukroich  u.  Bdgiea 
mit  1  :  in  (Jesterrcich  mit  1:4,  s.  TUb.  Ztschr.  B.  83  S.  97)  zo  üorgen ,  im  die 
VDentbelurlicho  Sopercontrolo  der  Arbeit  der  Revisoren  dnrch  die  Käthe  sicher  za 
verbürgen.  Auch  auskömmliche  Gehalte  sind  bei  (Ivn  höheren  (z.  Th.  auch  boi 
dem  Subaltern beamteatbuui)  des  Über;»tcn  Kechuuugähulä  aocli  wichtiger,  als  im  übrigen 
Steatsdieiut,  weil  Jas  gewöhnliche  ArancemeatasyBtMB  hier  nicht  ohne  Woitres  an- 
wendbar ist  und  EiniKihmcn  ans  NebcnSmtcni  ausgeschlossen  sind,  üebcr  alle  solch« 
Tuncto  gute  Bemerkungen  in  dem  gen.  Aul':i.  in  d.  Tub.  Ztschr.,  bes.  B.  32  S.  i'^i  Ii.  bu 
$15,  auch  io  B.  SS,  hos.  S.  92  C  Einzelnes  m»  der  Praxis  u.  in  §.  142  «.  HS. 

III.  —  §.  139.  Die  AugfUhrQDg  der  Controle  geataltet 
sich  venehieden  nach  den  drei  Uanptarten  der  Controle,  nur  in 
Nebenpuncten  nach  den  beiden  genannteii  8}  gtemeo  der  Organisation. 
Bei  der  Staatscontrole,  zum  Theil  aooh  bei  der  VerwaltnngscoDtroIe 
spielt  wieder  das  politiselie  und  staatsrecbtliche  Moment ^  die  Be> 
lognisse  der  Volksvertretung  anf  dem  Gebiet  der  Finanxcontrole 
tiberhanpt,  wesentlich  mit  Die  Haaptpnncte  der  AnsfllbniDg  der 
Controle  ergeben  sich  implicite  ans  den  oben  in  §•  137  dargelegten 
Aafgaben. 

Vgl  Tttb.  Ztechr.  B.  S2  8.  494  ff.,  Schrott,  S.  4S7  ff.,  dun  die  Oetelie,  la- 
stractiooen  f.  d.  Obersten  Bechnonfshttfe.  PrscUndhes  Detail  andi  o.  in  §.  142,  143. 

A.  Die  Uechnun^i^s controle  bedingt  eine  Vorlegung  der 
Kechuuugeu  dci  KabbciiverwalLuugen,  saranit  den  dazu  gehürigeu 
Belägen,  an  die  Controlbebörde,  die  Vornabme  einer  Durchprüfung 
dieser  Kechnungen  beitens  der  letzteren,  eventuelle  V'erbaDdlungeo 
mit  dem  Recbnungslegcr  ttbor  sich  herausstellende  ßero'dngelnogen 
und  sie  schliesst  mit  eiuem  Lrtheüssprocb  Uber  den  iiefund. 

Nor  gewisse  Ucchnungen  untergeordneter  Bedeutunt;  dürfen ,  mOsscn  aber  nicht 
nothwuiidig  ron  der  Vorlegung  aufgeschlossen  werden  und  auch  sie  sind  von  Zeit  zu 
Zeit  mit  zu  revidircn  (Preu!»scn).  Blosse  Stichproben  genügen  nicht.  Die  UechnungeA 
aiiid  rogelmSssig  für  den  ganzen  Zeitraum  der  Controlperiode  (Rechnungsjel^  rona- 
leRcn.  Die  Controle  bezi-^lit  sich  zunächst  auf  die  Prüfung-  der  Kecbnungsposten, 
auf  deren  Kicbtigkeit  ia  calcuiü,  auf  deren  Wahrheit,  aber  zugleich  auch  —  der 
schwicrigätc  Tunct  —  dmnf,  „ob  kein  im  Bechnungszeitranm  wirklich  roUzogenor 
Geschäftsfall  in  der  Rechnung  verschwiegnen  ti.  ii>i  V  nne  Gebahrang,  welche  im  Rechn.- 
zeitraume  hätte  vollzogen  worden  soUeu,  pliichtwidng  unterlassen  worden  ist"  ^Schrott 
S.  4S9.  eb.  S.  440  ff.  aber  die  Mittel  cor  Erforsc^hung  solcher  .«TerMhwiefsner  Ge- 
bahrungen"\  Sodann  müssen  die  .,7nr  net^-fi- kraft  <1:t  hnungsuriuTii  n  'erforder- 
lichen Eigenschaften^',  ihre  JEIchtheit,  tuverfal^K/htlieit,  Uütigkeit  u.  Glaub  Würdigkeit^ 
untersucht  Verden,  wofor  sieh  tbeils  nUgemeine,  theils  diem  Zveige  des  Uihmdan- 
wcsens  spociell  atigehörigo,  in  den  bczüj^lichen  Instructionen  gewöhnlich  näher  be- 
zeichnete HerkmaW  Angeben  lassen  (Schrott,  &  442—444).  Darauf  hat  der  be- 
treffende Revisor  die  etmiigen  „Bemingelnngen*'  („Monita'\  „Notata*\ 
Bedenken)  festzustellen,  sie  in  einem  Berichte  zu  sammeln  u.  sie  dem  vorgesetzteo 
Beamten  (Rathi  mit  den  Rechnungen  zur  Superrerision  zu  unterbreiten.  So  ergiebl 
sich  ein  „NotatenprotokoU"  („Rcvisioiisprotokoll"),  dm  nicht  nothwendig 
(und  im  allgemeinen  nicht  zweckmässig)  vom  Rcdmaagshof  als  solciicm,  sondern  fioa 
em  einzelnen  revidirenJen  Rath  nun  wieder  dem  controlirten  Kcclinun-rslegpfr  rnr 
fiflichtmissigea  fieantwurtung  binnen  bestimmter  Frist  zngcht  Von  gewissen  Hean- 
stnadiugw  der  Recbniugea  ist  die  forgwetil«  IMenstbohOrda  mit  aa  beaaehitohtigaa. 
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(kuugt  die  erste  „Notatciiboantwortung"  des  Kcchnuii<?blcgcrö  uichi,  iiui  alle 
Qttinätigcluiigcn  zu  bcbebcu  oder  erkennt  der  letztere  die  Mouita  uicbt  an,  so  kann 
eventuell  ein  weiterer  Schriftwechsel  zwischen  der  prüfenden  Behörde  und  dem  I?i  ch- 
iinnf^leger  eintreten.    Doi-h  eupfichlt  es  sich,  die  Zahl  der  zu  wechselnden  Schriften 
tt.  die  Zeiträume  dafOr  im  Interesse  der  Taacheren  Erledigung  der  Kcrision  zq  be> 
srhränkcn.    In  den  rei^elinässigen  Fällen,  wo  nicht  eine  Pflichtwidrigkcit,  sondern 
nur  InthUinor  oder  bOchstoos  kleine  Vonohen  bei  d«D  Bernfta^clungeu  in  Frage  stehen 
«der  wo  sich  der  Reelinungaleger  bei  den  Ueaitis  det  KeetonngsbiMRi  berobtgt  oder 
in  d' ui  iiorniak-n  Faüu  wo  überhaupt  keinerlei  Bemängelungen  zu  machen  sind,  er- 
folgt dann  anf  (irund  der  Kerision  und  der  etwaigen  VerliaDdlungeo  ein  oudgiltiger 
„EntBcbeid**  („RorisioDS'*-,  „JnstificalionaboBebeid**^  —  e?eotaeli  io  9er 
Korui  eines  Urtheilüspruchs  nach  Analogie  der  Gerichtshiifc  —  Seitens  des  lu  *  h- 
nungshofs  selbst.    Durch  defisolben  wird  dem  Rechnuugslcger  die  „Entlastung" 
«„Decharge")  zu  Thcil,  entweder  „ohne  Vorbehalt",  wenn  Alles  in  Ordnung 
oder  erledigt  i^t  oder  „mit  Vorbehalt'*  in  Rezug  auf  etwaige  „Ersatzleistungen" 
des  Ri'clirHniL'^sIc^crs  (w-i'«  aurh  nmgekclirt  .mf  etwaige  „Ersatzansiirilchi«  '  des 
It.-Uteren,  l.  B.  bei  UuchiuiiijjsirrthWmcru  zu  sciuen  Ungunsten,  die  er  aus  eigenen 
Mitteln  der  K«Me  bereits  ersetzte).   Solche  Ersableistungen  festzustellen  und  für  ihre 
Kinbringung,  crentaell  durch  Vetrnittliing  der  vorgesetzten  Behörde  des  Kechntirij^s- 
legera,  n.  A.  mittelst  RUckgreifens  auf  die  Cautioo,  zu  sorgen,  gehört  mit  zu  den  Ub- 
Uegeaheitcn  der  ControlbehSrde.   Handelt  es  rieb  um  eine  strafbare  PlOchtrerletzuog 
(los  Rechnun^slegers,  welche    r  t  die  Rechnungsprüfung  ergeben  Iiat,  so  hat  die 
ContiolbebOrdo  dies  zur  Keunluisä  der  vorgesetzten  DiojMtbohOrde  des  Beautea  und 
dardi  diese  oder  gleich  von  sich  ans  ereDtoell  racb  zur  Konntoii«  des  Gerichts  za 
bringen,  damit  von  liior  aus  das  Disciplinar-  und  Str.irverfalireu  eingeleitet  werde.  » 
in  deiyenigen  Fallen,  wo  der  Bechnungslegcr  ohne  Weiteres  cutlastet  werden  kann 
oder  Bmingclungen  n.  Evnutdeistungen  anMtonnt,  wir»  es  im  Gmnde  einnlei,  ob 
der  Justificationsbescbcid  von  dem  einzelnen  Beamten ,  weichet  die  Rechnung  selbst 
prüfte,  ertheih  wird.    Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  mehr  die  Ertheilung  dos  Boscheids 
durch  den  Elechnungshof  als  solchen,  nach  collegialer  Behandlung  der  Sache.  Un- 
l^ediiict  notbwendig  erscheint  diese  collegiale  Behandlung  bei  Streitfällen,  wo  der 
KechiiungblejErer  und  der  Revisionsbeamte  auch  nach  dem  Schriftenwcclisel  in  Dissens 
bleiben     Uier  muss  dem  Rcchnungslegcr  ein  Recurs  binnen  Ix  stiniiutci  Friai  an 
deü  Kechnnngshof  gestattet  sein,  welcher  letztere  dann  al-,  eine  Art  Gerichtshof  ent- 
srhi  i  l '       <  th  von  diesem  Etjtscheiil  aueh  noeli  d  r  onli  iitlirhe  Rechtsweg  'an  die 
gewöUnlicbeu  Üunchte)  dem  sich  nicht  beruhigenden  liechuungslegcr  allgemein  ottcn 
stehen  eoU,  ist  zwar  nicht  ohne  Weilers  m  bejahen  und  nach  in  der  Praxis  nicht 
allgemein  zugestanden  (so  nicht  in  Frankreich ,  wohl  aber  in  Ocsterreieli  i.  bei  Ersatz- 
ansprüchen gegen  den  JEUjcbnungsloger,  welche  nicht  zugleich  eine  btraf  barkeit  inrol- 
Tiieo,  aber  doch  wohl  aog«messeo.  Allgemein  jedoch  die  Berafonp  von  Bescheiden 
des  Rechnungshofs  an  eine  andere  Instanz,  als  welche  etwa  das  Obcnerw.iltungs- 
gericht  in  fietndit  kommen  könnte,  zu  gewähren,  erscheint  dagocen  zwar  nicht  alisolnt 
onzidlssig,  aber  doch  mit  Zweck  und  Wesen  des  Oberston  Kochnungshofs,  der  hier 
eben  ak  eine  Art  höchsten  Vcrwaltung:sgerichishofs  für  dies  specitdle  (icbiet  zugleich 
fnnfirt  nnd  auf  deuiseibeii  der  roinpetenteste  rrtbeiler  ist,  nicht  recht  vereinbar.  Die 
<  Ir/fanisalion  und  das  Veifalireu  des  ivechnungslnds  lassen  sich  recht  wohl  mit  allen 
erforderlichen  GnoteloD  ftlr  saehgemiissc  und  gerechte  Ents<  heidung  von  Streitfällen 
im  Rechnungswesen   umgeben.    Vgl.  Sebrott       14!— IKi.    Tub.  Zf<'Tir  R.  32 
S.  4d5  ff.  (etwas  abwoichcndL    Schwieriger  wird  die  Sache,  wenn  etwa  die  Auliassung 
des  BochnOBgslegers  in  Widerspruch  mit  der  Controlbehftrde  bleibt,  aber  von  der  ihm 
voTo:esetzten  ye^waltntl;r^bl'IlMrde  getheilt  und  mit  gegen  den  RechnungsInT  vertreten 
wird.   Dieser  I-all  gehört  schon  mit  zar  VervaluiogHcontroIe.    Hier  wird  zunächst 
durch  Yerhandinngen  mit  jener  Behörde  nnd  mit  der  hotreflbndon  obersten  Vonraltnng^ 
behörde  (Miiii?^teritinr'.  /.ii  der  sie  ressortiit,  rine  Ausgleichung  zu  suchen  sein  Miss- 
liact  aach  diese,  so  kann  nicht  nubedingt  der  Rechnungshof  die  endgiltige  Entscheidung, 
wdcher  sich  die  VerwaltaogsbohOrde  fügen  moss,  beaospmchcn,  sondern  mnss  sie 
dem  Staatsoberhaupt  oder  der  gesetzgebenden  Gewalt  überlassen,  oder  es  kann  —  was 
in  solchen  Fällen  wohl  zul&ssi^  erscheint  —  das  oberste  Verwaltungsgericht  fttr 
compctent  erklärt  werden.   i^Der  Aufs,  in  d.  Tab.  Ztschr.  '61  S.  4*Jb  will  hier  die 
EniMliridanf  in  höchster  Instanz  der  Befis.behördo  geben,  mir  doch  bedoikllch). 
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Immerhin  erleiclitci  t  und  vcreinfa*  ht,  daher  aticli  einer  sehr  ervflttöchten  raächereii 
Erledignng  fähig  wird  die  Kcchnungscontrole  durrh  den  ( »h-rston  Rechnungshof,  wenn 
ihr  eine  ebensolche  Controle  der  Kasscuvcrwaltungcn  u.  >lcr  Verrechncr  durch  die 
vorgesetzten  Ycrwaltungübehördün  vorausgeht  and  sie  dann  mehr  nor  ein<'  Super- 
rCFisioii  wild  '(")  i;bf  L- ircicli .  Baicrn,  wenifr^T  iretifttrcinl  rrciisser.  §.  142,  14*-i 

Bei  der  grossen  Bcdeiiiong  der  i*  o  rinaiieu  utul  der  Nothwendigiieil  der  (ilcieh- 
m&ssigfceit  in  Etccbniuigsfahrnngr  und  Bedinungslegung  anch  für  eine  wirksame  und 
ht^  r  nuszuuhendc  Her linnnDr-rnntrole  muss  dem  Obersten  Ixrrlinunnshof  das  Recht 
crthcUt  wurden,  allein  für  ^ich  oder  in  Verbindung  mit  der  compctcntun  VcrwaUuug»- 
behMde,  bez.  mit  dem  Floanzministerinm  diese  Formslien  anzanidneo  und  den  Kasseii- 
und  lvL(  Imiinirslt  rn  Weisungen  zur  Nachachtung  zu  crtbcilcn.  Dam  worden 
Wahrnehmungen  bei  der  Kechnungä|irufung  öfters  Anlssä  gehen. 

§.  140.  -  R.  Die  Vcrwaltungscontrolc  betrifft  naeh 
dem  fmbcr  Dargelegten  im  WeseDtlichen  die  Controle  tfber  die 
ricbtigei  d.  h.  den  Gesetsen,  dem  Etat  uid  den  obersten  (,^tfnig- 
licben^)  Verordnungen  entspreebende  Ansttbnng  des  finanziellen 
Anweisnngsrecbts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  yersebenen  Be- 
hörden. Es  ist  dabei  zn  eonstatiren,  ob  sich  diese  Behörden  hier 
materiell  in  den  Schranken  ihrer  Competenz  gehalten ,  aber  anch 
alle  ihre  Amtspflichten  (so  in  Bezng  anf  die  Einziehung  der  Ein- 
nahmen) erfllUt;  ob  bei  der  Ausstellung  der  Anweisungen  die  mit 
dem  finanziellen  Anweisungsrecht  versehenen  Verwaltungsbehörden 
ihre  Befugnisse  —  in  Bezug  anf  Höhe  der  äummeUi  Zeit  der  Ans* 
Stellung  u.  dgl.  m.  —  nicht  Uberschritten  haben;  ob  die  im  Etat 
bewilligten  Ausgaben  auch  nur  für  den  genehmigten  Zweck 
Und  in  der  genehmigten  II  Ohe  erfolgt  sind,  daher  qualitativ 
und  quantitativ  innerbalb  der  Grenzen,  welcbe  das  Etatsrecht, 
naiiicutlii-li  die  liestiniinuug^en  Uber  die  Specialisirung  des  l^tats 
und  über  die  Uebcrtragungcu  (j?.  117)  bcdinjjcu:  ,,\'er\vendung8- 
t  untrolc"  ;  oh  auch  innerhalb  dieser  Zu Ias8i§;kcit8grenzc  mit  der 
erforderlichen  .Sparäsanikeit  vcil'ahrcn  ist  u.  dgl.  m. 

S.  Schrott,  llaui>tst.  XII,  g.  154  Ü.,  TUb.  Ztschr.  a.  a.  U.  B.  Hl  u.  3'd  paüäim 
(bes.  Uber  Bolfpion),  v.  GzOrnig  n  n.  0.  S.  170  ff..  Gnelst,  engl.  VervattJwA*, 
2.  A.  n,  851. 

Die  Verwaltungscontrole  kann  anf  zweierlei  Weise  einge- 
richtet und  ausgeführt  werden,  einmal  so»  dass  sie  sich  unmittel- 
bar an  die  Ausstellung  der  Anweisungen  Seitens  der 
Verwaltungsbehörden  ankntiptt  und  vor  deren  Zustelhmg 
an  die  Kassen  und  Parteien  erfolgt:  die  sogen.  „Controle  ob 
ante''  (sc.  expeditionem),  „vorläufige  Controle'*,  „Visa- 
controle",  besonders  gerichtet  auf  die  Competenz  der  anweisen- 
den Behörde,  die  Höhe  der  Anweisungen  (keine  rehcrschreitnng 
der  ,,Credite"),  die  Zeit  der  Ausstellung;  sodann  so,  dass  sie,  gleich 
der  liechnungscoutrole,  nachträglich,  gewöhulich  zusamiueu  mit 
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der  Controle  der  RechDnngen  der  Kaesenverwultangen  erfolgt:  die 
sogen.  „CoDtrole  ex  post",  „Baehtrftgliohe  Controle*',  welche 
dann  besonders  zur  Verwendnngs controle  mit  wird. 

1.  Die  Visacontrole  bezieht  sich  namentlich  auf  den  Aus- 
gabediensty  beschribikt  sich  aber  etwa  hier  anf  gewisse  Kate- 
^orieen  yon  Zabkngen  (z.  B.  die  unständigen,  Belgien).  Die  nach- 
trägliche Controle  tritt  dann  später  aneh  hier  noch  hinzu  nnd  ist 
ohnehin  zur  Aosfibnng  der  Reehnnngseontrole  Uber  die  Kassen 
nothwendig.  Die  Visacontrole  wird  so  ausgeübt;  dass  in  der  Regel 
eine  von  einer  Verwaltun*?8behörde  ausgestellte  Anweisnng  zuvor 
um\  als  Bedingung  ihrer  Oiltigkeit  diese  Controle  passirt  haben, 
daher  mit  dem  bezüglichen  Visum  versehen  sein  muss,  bevor  die 
Kasse  sie  realisiren  darf.  Damit  die  Visaeontrole  indessen  nicht 
'/n  einer  förmlichen  Hemmung  der  Verwaltung  führe,  muss  die 
Visiruug  von  dem  disseutirenden  Coutrolorgan  ausnahmsweise 
unter  Vorbehalt**  gewährt  werden,  wenn  ein  bezüglicher, 
über  diesen  Dissens  sich  ausdrücklich  hinweg  setzender  Besch  Iiis« 
der  höhereu  Verwaltungsbehörde  vorliegt,  die  dann  dafür  speciell  vcr- 
antwortlieb  ist,  was  demnaeb  ins  Gebiet  der  ^taatscontrole  hinüber  führt. 

Soll  die  Visacontrole  einigennasscn  practiscli  wirksam  werden,  sich  also  auf 
ciiicu  bedeutenden  Thcil  der  Zahluug^cu  bezichen,  so  setzt  sie  einen  grossen  Cuiitrol- 
»pparat  ror^us.  Seihst  in  einem  kleinen  Staate  reicht  der  Oberste  Reclinvingshof  ohne 
besondert»  Ki wiitoninj  od<  r  nline  grosse  BcsrlnrnikiiiiLr  «ler  Visacontrole  (Belgien) 
scbwer  aas.  lo  einem  grossen  btaat  bedurfte  es  wohl  neben  diesem  Hofe  fdr  diusen 
Zweck  1)«B0Dd«rer.  nur  roni  Beduraogsliof  abhftogtfor  Prorincial-Rechnungskammern 
(S  (  bi  ott  S.  IS1\  wobei  es  sich  doch  fragt,  ob  dirs  Mitt  •!  zu  dem  Zweck  in  richtigem 
VerhiUtoiss  steht.  Schrott  int  gleichwohl  dafOr,  und  wenn  einmal  die  Visacontrole 
etwas  Ernstliehes  sein  soll,  erscheint  in  der  Hirt  Hire  Debertragung  an  Mlb^ndige 
GODtroIorgaoe  richtipT  nn.l  wF-rflnoIlt  r ,  als  ihre  Ausübung  durch  Abtheilungen  dor 
gewöhnlichen  Verwaltungsbehörden,  wie  in  den  folgenden  Füllen.  Man  kann  nenüich 
auch  dicäc  Visacontrole  ins  Flnanzministeriom  selbst  verlegen,  eine  besondere  Ab- 
thciloug  dafdr  einrichten  oder  eine  Abthcilnng  eines  verwandtea  Wirkungskreise*^  mit 
dieser  Fun<'timi  betrauen  (Frankreich)  Dies  mag  in  einem  trros^en  Staaf.sli aushalte 
imiucrbin  der  Urdnung  dienen,  aber  unbedingt  nothwendig  dafiir  cracbciai  es  nicht, 
die  sonstigen  Einrichtungen  der  modernen  Finanzrorwaltung  reichen  aus,  um  Fehler 
bei  der  Ausübung  des  Atiw*^isnngsrechts  Seitens  der  mit  diesem  K(  rlifc  bt  tmiitcn 
Behörden  zu  verhüten,  und  für  die  Staatscontrole  hat  diese  Einrichtung  der  Visa- 
oontnle  kaum  Werth.  Uder  man  verbindet  gleich  mit  den  VenraltaagsbeliOrdeik  und 
deren  Kechnungsabtheilungen  für  den  Zweck  der  Visacontroh?  eigene  Comrolorgane 
(Otisterreicb t  Italien).  Dabei  fragt  e«  sich  jedoch  abermals,  ob  der  Apparat  für  den 
Zweck  nicht  m  oompitcirt  ▼ird  und  diesem  Zweck  überhaupt  genügen  kann,  sobald 
diese  Controlorgan-^  doch  nii  !it  unabhängig  neben,  bez.  über  den  anweist  ndtn  Yrr- 
waltungsbehördon  stehen,  »ondcrn  als  deren  Bestandtheile  von  den  Cheüi  dieser  Be- 
hörde mit  abhängen  (Oesterreich.  Schrott  8.  480\  Als  Massre^rel  dor  Venraltnngs- 
controle  kann  die  Visacun(iMle  —  neben  dem  auch  sonst  und  einfacher  zu  erreichen- 
den Zw.'ck.  die  Finanzverwaltang  in  »tcfer  Uebersiclit  der  ansir- ^trllt- n  Anwt>!s(i)!<rt'n. 
über  welche  dann  die  mit  der  Visacontrole  bcanftragten  Organe  <iio  Huchei  luhren, 
m  erhalten  doch  nnr  den  Zweck  haben ,  Unregelmässigkeiten  bei  der  Ansstellaog 
der  Z.nhbin£?sanwolsnngoti  EiatsUberschreilnngcn .  Irrthnmer  u.  dgl.  m.  im  Voraus 
za  Ferhtiten.  üedarf  es  dazu  aber  eines  solchen  bcsonderoa  Gootrolapparates  tiud 
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giebt  anderseits  dieser  Apparat,  **cnn  er  intcprirundcr  n(Staiidt!i<il  der  siin^fiiriüi 
Verwaltung  iät,  gcntigcnde  Burg»cLai'ten  V  Durch  euiiaclits  Cautulca  l>ui  der  mii  der 
Ansstdliing  der  ^Vnwßisangeii  uniiiittelbar  betnuton  V«rwAltiiDgsof|Mo  Usst  sich  doch 
wohl  fran/.  dassolbd  erreichen 

Die  Vertreter  der  „Coairolc  üb  ante"  liabcu  Jabei  auch  mehr  die  Zwecke  der 
Staatsconfrolo  ab  der  VwiraliungMootrole  vor  Augeii  a.  betonen,  dass  die  blosse 
„Controln  ex  posf*  oben  zu  spit  kommt,  an  vollzogenen  Thatsachen  nichts  mehr 
Fildern  kaiio.  Sdbtt  bei  reellem  politischem  Werthc  des  Prindp  der  üinister- 
venuihrortlichloit  und  der  Voranttrortliclikeit  der  sonstigen  «nvcioeiideii  VorwoKnngs^ 
rhcfs  sfli  der  finanzwir thßchaftliclic  Werth  eines  solchen  (irundsntzes  gering, 
la  der  nControle  ob  ante''  liege  daher  das  wirksamste  Go&trolmittel  uad  Hemmao^ 
mittel  Ton  EtatsQbefvchfeititngcn  (s.  Schrott  8.  481,  477  ff.  Q.  die  dort  cit.  Gewlhrs- 
manncr,  auch  d.  Verf.  des  Art  in  d.  TUb.  Ztschr.,  mit  besond.  Bezugnahme  auf  die 
Lage  in  Belgien  nach  d.  dos.  v.  29.  Oct  1846,  [s.  u.  §.  143,  u.  v.  Czörnig  a.  a.  O. 
S.  141,  auch  Tttb.  Ztschr.  B.  88  S.  86  ff.).  Gncist  engl.  Yerw.r.  II,  851  sagt  cbeu- 
fallä  in  Bezug  auf  die  ehemalige  engl.  Controrerso  Uber  die  otvaige  Be.si  iticrun^  dos 
die  vorherige  Controle  dort  übenden  coinptrüllcr  generat  u.  gegen  die  darauf  hin- 
zielenden Tendenzen  des  engl.  Fin.mi{iiaturiumä:  „mit  dem  comptr.  gen.  würde  ohne 
ZvoiM  eine  Säule  des  Kochtsstaats  fallen.  Die  ■»ehtrigl ir he  Controle  hau  die 
vorhergehende  Controle  der  Verausgabung  nirlit  ersetzen";  (iie  ^linistcrrcrantwnrtlich- 
kcit  sei  practiach  unzureichend.  S.  Uber  England  u.  §.  143).  Allein  die  2«iotb wendigkeit, 
von  der  Vincontrole  Aninnhnien  tn  statoiren,  wie  in  dem  gnäo  im  belgischen  Rechte 
bestehenden  (übrigens  nach  CzOntig  wenig^stens  bis  ISIiö  nicht  rorgekommenen '  Fal!o. 
dass  der  Kechnungshof  „mit  Torbebalt"  nach  minister.  Bcschluss  visiren  muss,  und 
grosse  Reihen  TOn  Ansgabäi  ttbeihanpt  rou  Yiaaswtng  «nsznnebmen  (In  Bdgien 
mö(  hte  doch  dafür  sprechen,  dass  der  wirkliche  Werth  dieser  Controle  von  ihren 
Auhängern  Uberschätzt  wird  und  dass,  wo  sie  eine  ernstliche  Hemmung  wird,  wichtige 
Yerwaltongszwecke  (lebbr  laufen.  In  Belgien,  wo  die  Hitf^eder  des  Rochnungti- 
hofs  auch  nicht  von  der  Kegierung  (König)  en)annt,  sondern  von  der  Kammer  der 
Ahgeordiicton  gewShlt  werden,  steht  die  Visacontrolc  mit  diin  Chararter  der  Ver- 
fassung allenfalls  in  Einklang,  ebenso  in  England  in  ihrer  alteren,  wie  iu  der  neueren 
(Gestaltung  seit  1866;  in  deutschen  Verhältnissen  wäre  das  ebensowenig  der  Fall,  als 
die  (lewährung  eines  ui  b  fingt en  Stcuerbewilligungsrerhts  (s.  o.  §.  IIS).  Es  sind 
in  letzter  Linie  auch  hier  wieder  phncipielle  Verschiedenheiten  in  der  Autiassnng 
des  Staatsgedankens  oiganlich-^lale  vnd  individualistische  Auffassung,  —  wel<  he 
zur  Verwerfung  oder  zni  Aneikonnniig  einer  virklich  ernstlichen  Visacontnlo  ftLbrta 
werden.  — 

2.  Die  „Dachträ^lich  c  Contri'Ic  '  über  die  von  VcrwaltungH- 
behördcn  ausgestellten  Anweisungen,  insbesondere  im  Ausgabedienst 
nnd  Uber  die  wirkliche  Verwendung  der  (Jredite  za  den  bestimmungg. 
niässigen  Aasgaben  ist  somit  die  eigentliche  Aufgabe,  welche  die 
Verwaltongscontrole  auaznftlhren  hat.  Zu  diesem  Behofe  sind  die 
AnweisiiDgen  von  den  anssteUenden  Behörden,  bez.  von  den  sie 
empfangen  habenden  Kassenverwaltungen  ebenfalls  an  den  Rechnungs- 
hof zu  leiten.  Hier  dienen  sie  einmal  mit  als  Controhnittel  bei 
der  Rechnungscontrole  gQgen  die  Reohonngsleger  der  Kasseni  so* 
dann  als  die  Grand  läge  znr  Ansllbang  der  Verwaltongscontrole 
gegen  die  anweisenden  Beliörden,  bis  hinanf  sn  den  Ministerien, 
besondeis  tum  Finanzministerinm.  Der  practiseb  wicbtigste  Ponct 
ist  die  Prttfnng  der  Uebereinstimmang  der  Anweisungen  mit  den 
Sttsen  des  Etats.  Diese  Frflfang  mass  sich  nothwendig  mit  auf 
die  Reebnnngen  ttbor  die  erfolgten  Ausgaben  beziehen,  weil  nur 
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«tu  diesen  die  wirklidie  Verwendung  der  «ngemesenen  Beträge 
xn  den  gesetslichen  und  etatmSssigeD  Zweeken  her?orgeht  Wo 
eich  hier  Diffiwenzen,  Etaisllberschreitnogen,  nnsnlftssige  lieber- 
tragimgen  und  Verwendungen  ergeben,  sind  dieie  firatKiistelleny  im 

Correspoodenzwege  zwischen  Rechnungshof  und  anweisender  Behörde 

zu  erörtern,  bei  unteren  und  mittleren  anweisenden  Behörden  zur 

Keuntniss  der  obersten  Vei  waltungsbehörde  (Ministerium)  und  zu 
deren  Entscheidung,  bei  diesen  obersteu  Behörden  im  Jahresberichte 
de&  Kecliiiungshüts  zur  Ivenntniss  des  Staatsoberhauptes  und  der 
Volksvertretung  bebnfs  endgiltiger  Entscheidung  und  eventuell  (bei 
EtaLsüberscbieitungen)  nachträglicher  Genehmigung  zu  bringen. 
Hier  geht  dann  die  Verwaltungscoiitrole  in  die  Vorarbeit  für  die 
StaatscoDtrole  Uber  (s.  u  ). 

Geschriftüi^ng:  und  Verfahren  des  Rochnungsliofä  in  der  Vcrwaltaugsooiitrole 
biud  aualög  deocn  iu  der  Kechnuügiiconlrole.  Vgl.  Schrott,  157,  TUb.  Ztscbr. 
B.  32,  S?^497  ff.  Bei  Differenzen  zwischen  dem  Becbnongshof  und  der  Vcrvaltangs* 
be!iör<J'> .  veno  letztere  die  Bemängelungen  nicht  anerkennt,  sind  Verhandlungen  im 
<Jonei3|»ondeuzvogo  erforderlich.  Werden  dadurch  nicht  alle  Beinäogelaogen  behoben 
oder  zur  Anerkennung  der  anweisenden  Behörde  gebracht,  so  kann  auch  hier  die 
^  eod^fillipft;  Entscheid  II  np:  fs  o  S  .'!fr  nicht  ohri'  Wf^itrcs  dem  RtM-hnun^hofe  zufallen, 
sondern  doo  obersten  Uahördm  (Miuiätorien),  weuu  es  sich  um  Ditterenzen  mit  Uoter- 
o.  Miltdl»eli9rdoa  handeH,  dem  StantooboTlmnpt,  der  Yolksrertrotong  oder  evoDlnelt 
dem  obor^f*  n  ^^  rwaltung^;gcri^htshof  bei  Differenzen  mit  den  Ministorion  mid  speciell 
mit  dem  I'iuaxizmiuibterium  mibit  (Tttb.  Ztachr.  H2,  S.  479 — (80). 

§.  141.  —  C.  Die  Staatscontrole  schliesst  sich  non  mil 
▼oUem  Rechte  gleich  an  die  Becbnnngs-  und  Verwaltnogeoontrole 
an,  indem  die  nicht  erledigen  KechnoogebemSngeluigen  nnd  die 
nielii  wieder  gntgemaohten  und  in  der  Regel  blees  dnroh  die  Ver- 
waltnngTon  eicli  ana  gar  nicht  wieder  gntsnniaehenden  BemSngelnngen 
der  AnaffbtiDg  des  Anweisangsreehls  der  eonqretenten  Instans,  in 
der  abtohiCen  Monarehie  dem  Staatsoberhanpte,  in  der  ocnstitotio- 
neUen  nnd  parlamentariechen  diesem  nnd  der  VolksTertretung 
(Parlament)  aor  Kenntniss  gebraeht  nnd  damit  aar  £ntBeheidang 
«ad  nachträglichen  Qenebmigung  gestellt  werden.  Die  Gontrol- 
behOrde,  der  Reehnnngshof  ttbt  die  Staatscontrole  somit  nicht  selbst 
aas,  er  ist  Tielmehr  nnr  das  Organ,  welches  durch  seine  Reehnnngs- 
and  Verwaltungscontrole  und  dnreh  die  dabei  ermittelten  Thatsachen 
die  Austlbnng  der  Staatscontrole  durch  die  Organe,  welchen  dieselbe 
alleiii  zusteht,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung,  vorbereitet. 
Hier  rückt  dann  aber  der  Rechnungshof  in  unseren  Vertassungs- 
staateu  insofern  in  die  Stellung  eines  Orgaus  lUr  specielle  (,,con- 
stitutionelle")  Zwecke  der  Volksvertretung  mit  ein  und  muss  auch 
deswegen  eben  mit  jenen  Caatelen  der  Unabiiängigkeit  (§.  139) 
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versehen  werden,  welche  ihn  snr  Anafdllnng  einer  solchen  Stellung 
beHlbigen. 

Was  er  in  dieser  Hinsieht  regelmässig  vor  AUem  an  Vor- 
bereUnngen  fttr  die  Ansttbnng  der  Staatscontrole  zn  leisten  hat, 
knttpft  sich  an  die  Reehte  an,  welehe  der  Vertretung  verlassungs- 
mässig  im  Etatsreoht  und  in  Bezug  aof  die  Beohnnngs* 
ahsehlttsse  des  Staatshanshalts  gegeben  sind.  Im  Einzelnen 
entscheiden  »Iso  hier  das  Verfassuuggrecbt  und  die  etwaigen  Aaa> 
fUhrungsgesctze,  welche  Uber  die  finauzwirthschaftlichen  Befugnisse 
der  Vertretung  gegeben  sind.  Im  Allgemeinen  steht  nach  constitutio- 
iiellcm  Staatsrecht  fest,  dass  Etats  Uberschreitungen  (bei  den  Aii??- 
gaben)  nacbti-üglichcr  Genehmigung  der  Vertretung  und  die  Staats- 
regierung der  Entlastung  für  die  abgeschlossenen,  dem  Parlamente 
vorgelegten  Staatsbaushaltsrechnungen  der  abgelaufenen  Finanz- 
periode  Seitens  der  Vertretung  bedUrteu  (Prcuss.  Veriass.  Ajt.  104). 
Um  hier  klar  zu  sehen,  niuss  jene  eingehende  det«'iillirte  PrUCnn«^ 
der  Ikchnungen  und  Anweisungen  erfolgen,  welche  das  Parlaniont 
nicht  von  sich  aus  vollillhren  kann,  sondern  welche  eben  die  Auf 
gäbe  der  besonderen  Controlbebr»rde  ist.  Letztere  nuiss  daher  die 
bezüglichen  Ergebnisse  ihrer  Keehnungs-  und  Vcrwaltuugscontrole, 
also  auch  die  ermittelten  Etatsüberscb reitungen  und  unerledigt  ge- 
bliebenen Bemitngelnngen  C^Controlberichte'')  tUr  das  Staats* 
Oberhaupt  and  für  die  Volksvertretung  in  einem  Berichte  zu- 
sammenfassen, welcher  an  diese  Organe  direct  oder  durch  Ver- 
inittlung  der  Staatsregierung  zugleich  mit  den  Schlossrechnoogen 
gelangt  Die  Entscheidungen  des  Parlaments  Uber  die  nach- 
gewiesenen Etatsttherschreitangen  und  Uber  die  ErtheUung  der 
Entlastung  an  die  Regierung,  bez.  an  den  Finanzminister  erfolgen 
dann  in  derselben  Weise  wie  in  anderen  Fällen  der  FiuanzgeaetB- 
gebnng.  Mit  ihnen  ist  die  Staatscontrole  erledigt.  Dieselbe  stellt 
sich  demnach  als  das-  richtige  und  in  ihrer  Ansttbnng  durch  die 
Volksvertretung  als  das  dem  heutigen  „constitottonetten*'  (wie  anch 
dem  im  engeren  Sinne  sogen.  y,parlamentariflehen"}  Staatsrecht 
entsprechende  Gomplement  des  gesammten  finanswirthsehafUichen 
Gontrolwesens  dar. 

S.  aucli  den  folg.  Abschn.  rom  RechimngwbscUosB  n«  ftlr  pnctbchA  EuimI- 

seitcn  die  njlcli-<( -n  i;S 

Abgebcheii  wurden  ist  in  diesem  Abschnitt  \on  don  ublii:liüji  bchoudercii 
Gontroleinrichtoiigett  für  die  Staatsücliald  dur<  h  Si.iat>5chaldcii  Control- 
i  oin Diissionen  ans  Vertretern  der  Kammern,  nie  sie  am  h  in  Deutschland  sieh 
äadtio.  Davon  «rird  bosser  ia  Verbindoiig  mit  dun  btaatsschuldeiivetcA  gdwadoU. 
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IV.  —  §.  142.   Debet  das  Ceotrolvesen  in  einselnoii  Staaten.  S.  ancli 

hier  bes.  v.  U/öruig  a.  a.  ().,  den  rcif-Iiliait.  Aufs,  iii  d.  Tü^.  Ztschr.  Ii.  '61  u.  ti'S, 
Eiazcliies  passiin  bui  Schrott-  lu  dcu  frUUcreu  91  11.,  *M  U.  uiv  (ieücliichto 
nnd  gegeuwärtigeii  tiostaltttU|r  des  l<1oan«liQnslii  wurde  das  Gootrolvescn  gelo;eentlich 
berührt.  Der  Ucgeustaml  hln^t  in  deu  ciuzeliieii  Ländcru  uiit  der  (icschiclite  des 
V  erfai>äaug»rechts  oud  der  Fiuauxverwalluiig  zuäamuieu  uud  bat  ein  &tark  politniclj«» 
Gepräge.  Diese  Seite  ist  hier  nicht  veiter  zu  vorfoigeti,  aber  sie  i!>t  schwer  aus  der 
Darstcllong  ganz  auszuschliessen.  Hier  inubs  diu  Hervorhebung  einiger  solcher  Puncto 
genügen,  welche  zur  Bewoisftihrunsr  in  den  Principienfragen  und  zur  Illustration  der 
vorauHgehcudcn  principicllcu  Bthuiidlung  des  Gegenstands  bcdunders  wichtig  sind. 
Eise  förmliclio  Dantellung  des  positiven  Controlrechts  ist  in  der  hier  gebotenen  Kiinttt 
nicht  zti  geben  ii.  iiieht  Aufgabe  dieses  Werks.  Das  Folgende  becweokt  nur  eine 
(liiontiruug  in  dem  Ucchte  der  hier  zu  erwähnenden  Staaten. 

1.  Preusscn  S.  o.  §.  ül.  U6.  v.  Czörnig  S.  T.i  Ii.,  178,  Tttb.  Ztschr.  B.  S2, 
S.  517  Ü.,  B.  33  S.  23  ü".  wus.  llJ^t  Näheres  über  die  an  dir  pn  uss.  ües.geb.  sich  an- 
Itthnenden  PÜuie  der  deutschen  Keichsre^ieruog  bc^iügl.  eines  bes.  Geset2es  Uber  das 
Gotttrolwesen  im  Reiche),  r.  ROano,  prenas.  Staalarecbt  S.  A.  II,  2.  Abth.  S.  798  ff*, 
u,  U,  1.  Abth  S,  154  ir.,  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  1*?  (f.  aii^fülirl.  (4)muientiruuM:  des 
Uos.  ¥.  1872  aus  dcu  Landtagsvcrhandlongen),  Meissuer,  Kechn.W68.  i  a.  11  i,Aus- 
ftthr.  grossentheib  in  Anlehn,  an  d.  Gcsgeb.  aber  die  OberrechenkammorV  — 

Die  gegenwärtig  geltenden  Einrichtungen  des  Controlwcsens  u.  spccicll  die 
Gesetzgebung  über  die  Oberrcchcnkaiaioer  sind  eine  organische  Fortbildung  der  älteren 
Einrichtungen  u.  Verordnangcn  der  alNtolnÜstischcn  Periode,  wie  sie  die  neuere  con- 
stitutionellc  Zeit  notliwendig  nta(  liti .  Dabei  sind  zwar  in  Betreff  der  Stettang,  Ein- 
ri>  lituiiii  II.  FnM'  tion  der  OberreelienLarnmer  die  Fordcnittfren  der  strenp-  constitut. 
Düclrin  m«  lit  m  vulleiii  Umfange  zur  Geilung  gelangt,  wie  bes.  in  der  jiurlam.  Ver- 
fassung BeigieuB  Flir  das  Deutsche  Reich  hat  man  daher  St-iteas  der  libcraleu 
Parteien  die  einfache  (Jopie  der  preus*;.  Ges.^ebtmg  abgelehnt,  [mmeriiin  aber  sind 
durch  daa  Ges.  v.  Ib72  auch  dio  wicbtigsteu  staatsrechtlichen  Uauteien  geschatlbn. 
Die  finanxtechnidchen  Lcistangen  der  Goutrole  haben  auch  schon  frtthiir  im  Ganzen 
gcnQgt,  lifv^sen  sich  aber  durch  eine  wirksamere  erste  ßerisiMi  der  Verwakoogsbehftrden, 
als  die  jetzt  bostubendo,  wohl  uoch  rerbtäseru. 

Für  die  ans  der  Keit  vor  1806  übernommene  Oberrechnnnfskammor  wnrde 
eine  technisch  trefl'Iiche  Iiistrurtion  atii  tS.  I)ee.  1S24  vom  Könige  er!a>>en.  w.-Irbe 
die  timndlage  bis  zum  Ges.  r.  1S72  blieb  and  fUr  maiicborlei  gegen  wältig  uoch  in 
Geltung  ist  iS.  dieadbe  bei  Hcrrforth  S.  50  ff.,  bei  M^eissner  f,  77  lf'.>.  Durch 
die  IS2(>  crfol^^  Boseitiguiig  der  dam  ds  noch  bestehenden  Behörde  fUr  die  „Generai- 
controlu"  ist  die  <  »berreehenkaimiicr  di»;  einzige  höeliste  Coutrülbchörde  geworden, 
während  bic  zucKt  mit  der  Guicralcuatrolc  auf  das  gleiche  Ziel  liiuzuarbeiieji  hatte 
{§.  1,  53  d.  Instr.).  Ihre  Stellung  ist  dio  eines  ..selbständigen,  nur  dem  König 
unffTeeordncfeu  CoUcgiti ms"  §.  Tti)  d.  Instr.),  das  aus  dem  Chefpräsidenteii .  1  -l 
Directoren  u.  der  nöthigen  Zahl  von  Käthen  besteht  <§.  54 1.  Auch  die  Käthe  haben 
wie  die  Revisoren  eine  Probezeit  (Max.  V2  ^^br)  abzulegen.  Die  collegialische 
Berathuiig  ii.  Beschlussnahme  ist  die  Regel,  doch  mit  Ausnahmen  in  Rctr.  <ies 
Formellcu  der  Geschäfte  o.  bei  einem  Dissens  des  Präsideuten  vom  CoUegialbeschluss 
nach  in  Betr.  des  Materienen,  wo  der  PrSsident  ein  Suepensivveto  hat  u.  Kfln.  Ent- 
soli<idunir  einholen  kann  i§.  0.1  .  Durch  eine  neue  Instruction  v.  in.  MTir/  l^.'il 
wurde  jedoch  der  coli^iaie  Character  der  Kammer  modiÜcirt,  den  Käthen  mehr  nur 
eine  börathende.  dem  Prlsldonien  die  allein  entscheidende  Stimme  gegeben.  —  der 
bedenklichste  Punct  in  dem  Controlrecht  dieser  Periode.  Der  Zweck  der  0.  U.  K. 
i>t  in  d.  Instr.  v.  1S24  (§.  1)  so  hingestellt  u.  im  Weiteren  im  Detail  ausgeführt,  da.ss 
danach  dio  Kcchnuugs-  u.  die  Verwaltiingscontrolc  selbständig  von  dieser 
ßohOrde  ansgettlM  n.  dem  König,  an  d«  n  /n  berichten  u.  Streitfälle  u.  Zweifel  /.iir 
KntschciduDg  vor/oleg<*M  sind  i;.  .'"j2''.  di«'  Ausilbun^'^  dir  Sf;iatscontro!e  irinögürlit 
wird.  Namentlich  hat  die  U.  Ii.  K.  darauf  zu  sehuu,  duas  „die  einzelnen  «  altungcu 
nach  den  bestehenden  Gesetzen,  Verordnungen.  Instnicüonen  u.  KtJ>t.s  i^ewissonliaft 
gt  fiilirt.  Kinnaluneii  11.  Ansgalnni  geln'^rii;  lutrligi  wiesen  u.  die  den  Verwaltungen 
bewilligten  Summen  bestimm u ngsmässig  verwendet  werden'*  i§.  1  AI,  ai.  Neben 
der  Ordnungsmasiigkeit  hat  sie  (wie  schon  im  Ib.  J.h.)  die  Zweck mibMigkeit'itn  bo- 
nrthofien  n.  nach  ihren  Wahrn<*hmttng«'n  Rrronni>ii  auzurcgfu  (§.  1  AI.  b^.  Der 
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Wirkungskreis  a.  die  Aufgaben  der  0.  R.  K.  Iin  EitadiieB  voiden  dum  io  d.  Iiutr. 
T.  1824  solir  ausführlich  u.  Ditistcrlinft  kl»r  dargelegt. 

In  der  Periode  der  Verfa^äung  erfolgte  nun  in  der  Stellung  u.  Aufgabe  der 
0.  Ii.  K.  die  bcdcubaiuc  Acnderoof ,  daas  sie  auch  fttr  dtm  Landtag  das  Organ 
i!  t  r  Vorljori-ittiiii^  der  Staatscontrolc  Seitens  der  Volksvertretung 
wurde.  Mach  Art.  li)4  d.  Verf.nrkuudo  v.  .Hl.  Jan.  1S50  werden  „die  KecbAangen 
Ober  den  StaatsliauthaltoeUt  von  der  0.  R.  K.  geprüft  n.  feBtellt  Die  allfemeiiie 
Keoliiiunj?  über  den  Staatshaushalt  jeden  Jahrs,  einscLlicssIlch  einer  lir-rsic lit  iler 
Staatsschuld«^ ,  wird  mit  den  Bemerkungen  der  U.  iL  K.  zur  Entlastung  der 
Staatsregicrung  den  Kammern  rorgelcgt'^  Zuglelcli  Terliie«  dn  letzter  Sabe  des 
Art.  104:  ..ein  bcsojideres  (Jesetz  wird  die  Einrichtuug  u.  die  Bcfuffuisse 
der  0.  K.  K.  bcstimmon."  Zu  einem  solchen  (iesctze,  selbst  nur  zur  Vorlogong  eines 
Entworfee  an  den  Landtag  kam  es  aber  länger  nicht  u.  Ober  das,  was  nntor  den 
„Bemerkungen"  der  O.  B.  K.,  die  mit  Tor»!:elogt  werden  sollten,  zu  vorstehen  sei, 
entstand  zwischen  Kammern  «.  T{e?i(»ranp  ein  Dissens  (S.  Kähorcs  über  di>>«(>  Zwisrben- 
periode  bei  v.  Könuc,  I,  1.  Abth.  S.  4211  11'.  43iJ  ff.).  Erst  nach  dem  liAU/öi.  Krieg 
kam  ein  (iesetz  zu  Stande,  das  die  gegenwärtige  Gnindlage  des  preuss.  Controlreckti 
bildet:  Ges.  v.  27.  März  1872,  betr.  die  Einrichtung:  u.  Befugnisse  der  Oberrocbnungs- 
kammer  (bei  Uerrfurth,  Meissner  a.  a.  U  im  Wortlaut  mit  Commcntari,  nebst 
d.  Erl.  V.  22.  SepL  1S7S  betr.  das  fiegulatir  Ober  d.  Geschlftsgang  bei  d.  0.  B.  K. 
in  d  (les.samuil.  v.  187:<  S.  45b  public,  u.  A.  bei  llerrfu rtb- S.  45  if.)  u.  weiterea 
K.  Erlassen  v.  27.  Juli  1874  u.  11.  Mai  1877  betr.  Aenderungen  dieses  Rogalatifs. 

Durch  diese  Oesetzgebung  idnd.dieGaraniieader  Onabbingigkeit  derO  B.K. 
u.  ihrer  Mit-rliodor  vei-sifirkt,  der  collegiale  Charactcr  der  Behörde  schirfer  hcraus- 

Scbildet  und  die  Befugnisse  dos  Präsidenten  (s.  darüber  Regul.  v.  1873  10—21) 
emgemifls  bcscbiiukt,  wenn  ancb  nicht  mit  allen  Gonseqaenzen,  vie  aadenve,  di« 
der  0.  R.  K.  zur  Prüfung  vorzulegenden  Hechnungen  genauer  bezeichnet,  die  Stellung 
der  0.  R.  K.  gegenüber  den  Behörden  u.  mm  Landtage,  sowie  die  Aufgaben  der 
0.  Ii.  K.  in  Bezug  auf  die  Vorbereitung  der  Suutscoutrole  durch  dun  I^ndta^  s. 
bes.  §.  18  u.  19  d.  (ic.^.)  prftcisirt.  Die  0.  B.  JL  Ist  daaaab  „eine  dem  K<'>ni^  un- 
mittelbar untorK'cordnote,  den  Ministem  f?ogenüber  g»^!hs»ändige  Behörde'* 
•J.  1),  bestehend  aus  1  Präsidenten  u.  der  erforderlichen  Aitiahl  von  l)ircctoreu  u. 
Bltbea  (gegenwärtig  bes.  2  n.  14,  ausser  den  Käthen  6m  Rechn.hofs  des  D.  Reichs), 
welche  vom  König  ernannt  werden  (nach  Vorschlaft  des  Staatsministeriums.  I>cz.  des 
Präsidenten  d.  0  .R.  K.  §.  2.  Die  ebemal  Probezeit  der  Käthe  ist  beseitigt  worden). 
(Onabhängigk-bOrgschaften  in  §.  3— &>.  Das  durch  ff.  YenmlB.  zu  oriaatende  Begulaliv 
fi'  r  di-n  Geschänsgang  der  0.  K.  K.  ist  dem  Landt.i^e  zur  Keuntnis^nahm  "  mit- 
zutbeilen  (§.  7).  Nur  bei  Stimmengleicbbeit  giebt  der  Präsident  bei  Abstimmungen 
im  GoUcgio  den  Ansschlag;  gewisse  Hauptsachen  sind  im  Gesetz  selbst  als  unbedingt 
collegialer  Berathung  u.  Reb(  hlnssfassung  bcdurftii;  bezeichnet  (§.  8).  Die  Ausfillirung 
eines  Beschlusses  dos  CoUegiums  kann  der  Präsident  suspendiren,  muss  aber  binnen 
14  Tagen  die  Sache  nochmals  dum  ('oUegium  vorlegen,  das  nunmehr  endgiltig  ent- 
scheidet iltcgul.  r.  187S  §.  \5k  Auch  jetzt  noch  hat  d.  0.  R.  K.  neben  der  Vorschrifts- 
mässigkeit  die  Zwcckrarissigkeif  der  EinrichtunfTcn,  soweit  daraus  aus  den  Rechnangen 
zu  bcblie^sen,  zu  bcurtheilen  12  u.  in  dem  jahrlich  dem  König  zu  er^tattuoden 
Berichte  demgemäss  gutacluliclie  VoNcUige  zu  Verbi-sscrungen  la  machen  (§.  SO). 
Die  ( t  H.  K.  darf  u.  A.  auch  selbst  ausserordentliche  Kassen-  u.  Ma^arinrcrisioncn 
reraaio^en  i§.  13  t.  Ausgenommen  v.  d.  Revision  der  0.  R.  K.  sind  diu  Rechnungen 
Ober  die  im  Etat  des  Staatsminist,  t  aUgiMnelne  polit.  Zvedie  u.  im  Et.  d.  Min.  d. 
Inneren  für  geheime  Polizeiau^L  itn n  ausgesetzten  Fonds  <§.  9)  Die  Rechnungen  der 
Kasse  der  Ü.  R.  K.  selbst  wurden  vom  Präsidculcu  der  K.  revidirt  u.  mit  den  Beris.- 
bemerkungcfl  dem  Landtag  zur  Profnng  o.  Docharge  rergelegt  Das  Gesehlfi^ahr 
der  0.  R.  K.  läuft  jetzt,  seit  Verlcpunj;:  d' s  Kritsjahrs  auf  den  1.  April  ■  -  31.  IttrS. 
T.  1.  Oct  —  SO.  Sept.,  innerhalb  welchen  Zeitraums  das  Rerisionsgeschäft  u.  die 
Peststcdlung  der  Beiis.prolokone  fOr  das  mangogangenc  Etatsjahr  n  beewUa  ist;  die 
Erinnerungen,  die  Rechnungsberichtigungen  u.  das  ganze  Revis.verbbnD  mOmm 
spätestens  im  folgenden  tieschäftsjahr  erledigt  sein  (Erl.  v.  II.  Mai  1877).  — 

Die  Rechnungscontrole  Seitens  der  preuss.  ü.  R.  K.  ist  insofern  auch  noch 
jetzt  eine  S u p e  rrevl^on,  als  nach  der  noch  geltenden  Vorschrift  des  §.  47  der  Instr. 
r.  1824  ^ede  Rechnung  vor  deren  Einsendung  an  die  O.  B.  K.  bei  dar  Yerwalt- 
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beliOrde  abgenommen  wordeD  mass,  nachdem  solche  u.  die  Beläge  vorher  in 
calculo  vollständig  geprüft  u.  attostirt  worden."  Doch  soll,  trotz  der  wetteren  Be- 
ätimmnngen  dieses  ^.  47.  diese  Vorprilfung  keine  sehr  tiefgroifoiide  l'oruialität  in  der 
Praxis  sein,  so  dass  die  cigcntlic  ]>c  Arlieit  doch  auf  der  0.  K.  K.  ruht.  Für  eine 
«rnliicnii  lic  erste  Prüfnnfr  mlbstc  doii  Ikhörden  wohl  vermehrtes  l>csoiitlres  PenoOAl 
zu  Gebote  gestellt  odor  wirklich  prnviiu.  Kcchnungbkammorn  gebildet  worden. 

Im  Etat  f.  s4  steht  •lie  iu  Potsdam  ihren  Sit/  habende  ().  IL  k.  mit 

729  82^  ^7  Au^igabe  (im  Vorjahr  mit  nur  674>l'.i  M  .  d.  i.  c.  0.033"  ,,  der  Summe 
der  Bruttocinnabrao  und  Ausgabe.  Die  Besoldungen  u.  Wohn.geldzu8chus9e  betragen 
davon  671.894  M.  AiiMerdam  fteht  im  gleichzeitigen  Etat  des  D.  Reichs  far  den 
mit  d.  prr-ii>3  0.  R.  K.  von  inij^fen  !'  hnungshof  die  Ausgahc  v.  531.473  M.  Der 
Ghefpräs.  bezieht,  aosscr  freier  W  uhnung,  21.0Ü0  M.  Uebalt  (wo?oa  Va  Keicks- 
fond»),  t  IMKCtoioft  je  12.000  M.,  14  Rlilie  je  7500—9900.  i.  D.  8700  M.  (gleich 
den  Vortrag.  Rüthen  der  Ministerien ,  —  beim  Atisschlu>s  aller  Nf;b(?iiSniter  für  die 
U&tfao  der  0.  IL  K.  dttifte  der  (iubalt  dieser  Beamten  höher  suiu);  weiter  sind  ¥or- 
lianden  1  Vonteber  des  Prite.bar.  (5400  M  <ieh.),  S5  Rerisoren  a.  Oalcalatoren  b. 
1  Kanzleidirector  (8«)t)()  -  5100  M.,  i.  D.  4200  M.  (ich.),  S  Rcgistralon  n  (;500Ü  bis 
l*^Ot)  M..  i.  I)  .;!)()()  M.  Geh.)«  7  Kaozloisecrct.  (läOO— j(300  i.  D.  2550  M.). 
Alle  haben  Wohiugcldzuschuss. 

Ueber  die  auch  für  die  princip.  Fragen  sehr  lehrreichen,  biiilier  miasiungenen 
Versuche  einer  »jlbsiändigei»  d'e^et/^robung  über  das  Control weseu  im  Haushalt 
des  Deutschen  Keichtt  s.  d.  Aufa.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  Die  anfänglich  gelroUenc 
Eiiirichtung,  wonach  die  preiiss.  Ü.  K.  K.  mit  als  Rechnungshof  des  Norddeutschen 
Bundes,  dann  des  Hei<  hs  dient  u.  dem^etnäas  ent>prechcnd  erweitert  wurde,  ist  bis- 
Uor  geblieben.  S.  Dorddeutsches  Ucs.  v.  4.  Juli  imiby  D.  Reichsges.  v.  11.  Febr.  1875 
(das  das  provas.  Ges.  r.  187*2  für  massgebend  ancb  Dir  den  Beebnangshof  des  D. 
Kt'irhs  erkl&rt),  (iesctze,  welche  seitdem  jährlich  für  die  Confmle  des  RcichshmiMhalts 
iu  dem  betreff,  lotjstvcrgangeuea  Jabro  erneuert  worden  »lud.  Auch  der  Laudeehau«- 
baU  von  EIsass^Lotbrlngen  irird  in  dcnelben  Weise  von  der  preoss.  0.  B.  K. 
contru'irt  Spcciell  f.  d.  deutschen  Rechn.hof  fungiren  ausser  dem  gemeins.  Pr&si* 
dcnten  1  Dircctor,  lü  R&tbe,  53  Revisoren  u.  Caiculatoren,  5  Registratorea,  1  Kanzlei- 
vorstehcr,  7  Kaozieisocr.   Die  Mitglieder  worden  vom  ßundesrath  gcw&blt. 

2.  Baiern.  S.  v.  ('/.<•. rlli^'  S.  52  IP.,  175,  Tüb.  Ztschr.  B.  HS  S.  70  £,  Pözl, 
b:iier.  Verwaltrecht,  3.  A.  i?.  32.  2>^3  il.,  auch  27n  fF..  Stockar  v.  Neuforn-llock  I, 
yti  tl.,  192  ff.,  450  ir.,  bes.  4T1  11".  llauptvurürdii.  v.  11.  Jan.  1826  modilic.  diiroli  V.o. 
Ober  das  I  iiian/rechinnigswcsen  v.  2.H.  Dec.  IStiS.  Das  Characteristische  iät  die  2er- 
legung  der  vibioii  in  eine  en<fe  primitive)  u,  eine  .Superrcvision,  die  grössere 
Decentrali^atiüii  der  Revi.iion  u.  die  Vurnahme  derselben  durch  vurächicdcue  Landes- 
nnd  Gcntralbehörden ,  welche  nach  Districicn  u.  Geschäftszweigen  die  Arbeit  theilen, 
codlich  das  l'olilen  einer  sp<  -i.  1!, n  Il  /ii  !inng  des  (Obersten  Kochming^jhofb  /imi  l  uid- 
ta^.  Die  erste  Revision  der  Kinanzrechnungcu  erfolgt  durch  die  Rechuungscutuuiissanaie 
der  VervaltnngsbebArdeD,  d.  t.  der  Kretsrogierangen  (Begicr.finuixUmmeni)  selbst  v. 
far  di<!  Keclinuii^%Mi  gewisser  CentralstcIIen  durch  die  dem  Finanzministerium  unmitteN 
bar  unteigeordnete  „Rechuungskammer"  ^bestebeud  aus  1  Director,  2  Ritben, 
1  Assessor,  5  CommissSren,  1  Secr.  1  Registiator.  1  Kaazlbtten  als  pragmat.  od.  stind. 
Personal,  5  Revisoren,  2  Kanzlisten  als  instabilem,  Etat  67.015  M.).  Die  Supur- 
revision  ist  Sache  des  Obersten  Recbuungshofs.  Dieser  ressortirt  zum  t'inanz- 
miflisterium,  ist  aber  innerhalb  seiner  C^mpetenz  unabbingig  u.  hat  thcib  ganz  für 
•ich,  theils  begutachtend  für  das  Fto.ministerium  die  oberste  Leitung  des  Rechnungs- 
wesen«, ist  auch  endgiltige  Hecursinstanz  bei  Berufungen  aus  der  1,  Revision.  Er 
bes>teht  aua  1  Pr;u).  itieh.  lO.SOO  M.\  7  Rathen  ((ieh.  55SO— oUlo  M  ).  1  Coinuiissar, 
]  Kanzlisten,  wo/u  noch  instabiles  Personal  tritt.  Kiat  S2.450  M.  Die  V(  rf'asf>uiig 
Int  eollegial,  die  Stellung  des  Hufs  u.  seiner  Mitv:liedcr  gleich  der  des  obei>>ten  (ierichts- 
hofii.  Die  Superrevision  bezieht  sich  auf  die  nochuialige  Prüfung  der  burcitä  run  den 
grcn.  enten  lustamett  geprQften  Rocbuongen  u.  erfolgt  mittelst  jibriicher  Abordnung 
i^nes  Raths  in  jede  Provinz  (Kreis)  zur  Voriiahine  der  Revision  an  Hrt  u.  Stelle,  wobei 
der  Rath  eine  staatsau waltlichc  Function  hat  Uebor  seine  Wahrnehmungen  berichtet 
er  scbiifilicb  an  den  Kodinungshof ,  wo  alsdann  ein  anderer  Rath  Uber  den  Berieht 
rcferirt,  der  Hof  in  coUcgialer  Form  berätli  u.  über  Rechnungsfragen  endfiltig  ent- 
scheidet, andoro  dem  FinjninisteriBu  zur  Entscheidung  rorlcgt,  Der  Uof  bat  ucb 
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die  (ien  eralfinanz reo  h ri  u  II  n  des  Staat:?  zu  stellen  n.  1ms  spätestens  1  Sept. 
des  folg.  Jahi^  dein  Fiu.uiin.  vorzulegen.  —  Man  lUhmt  iVw  »jrundlirhkcit  der  Kevisioa 
ftcbou  in  1.  Instanz,  die  BcächleunigunK  der  Abrechnung,  die  gute  Schulung  fur  die 
Hevisionhbeamten  bei  der  Kevision  1.  Instanz,  dot  h  ist  die  Vcrwalt.t  üntrol«!  gegenüber 
den  obersten  Sm?^!-<l)ehörden  nur  „äus^  r=t  iiothdarfiig"  gewährt  (Tab.  Zi^thr.  H.  T'>.  93) 
u.  die  Voi-arbeii  iur  die  Staalscontrulc  des  Landtage  ist  wenigstens  nicht  gesct/Hdi 
hinlÄOglich  gesichert,  wenn  auch  in  der  Praxis  dfe  Sache  sich  günstiger  gestaltet, 

■'!.  Auch  den  ubi'iL'"Lii  d  cu  tM- h  cii  St  unten  f/hl-'-n  i\u:  b-'/ü^lichcn  Ein- 
richtungen uicht.  Sie  zeigen  im  Einzelnen  manche  kleinere  Verschiedenheit,  aber 
doch  In  vesontl.  Puiictea  Uebeidnsliiiiiiiiiogr.  Die  Rechnnagscontrole  ist  voht  (ibenll 
geiiii<?i  nil ,  meistens  voitrciriich,  die  Verwaltungscontrolc  über  die  hOrhstcn  Stanrs- 
btihördcn  aber  noch  öfle»  mangelhaft  u.  die  äliaatscontrolo  noch  nicht  immer  der 
coustitut  Doctrin  entapTechend  gestaltet  oder  wenigstens  fKr  die  Kaniinern  niobt  durch 
Rechnungshöfe  soweit  vorbereitet,  als  es  für  eine  wirksame  Controlc  geboten  erscheint. 
Die  Einrichtung  der  Staatscontrolc  ist  in  den  Verfassungen  u.  in  damit  zus.hängen- 
den  Gesetzen,  mehrfach  aber  auch  nach  allmählicher  ständischer  Praxis  geordnet.  Es 
treten  darin  inanrln  Eigenthumlichkciten  des  St  labi  u«  Ins  des  ein/ ;lncD  Staats  hcnror. 

S.  über  K.  S.ichscn  v.  Czörnig  S.  M  fl.  171.  Die  Kerliiiiiii?^<'n  d^^r  rf-^rr- 
tircuden  Speciaikasseu  werden  hier  in  jedem  Miui»terium  für  sich  ^upitift  u.  ju:»uiicirt, 
tb.  dtircb  die  mittleren  Verwaltungsstellen,  th.  durch  dieBochnuitKSi^tcilodos  Ministenums. 
Eine  oij;ene  OberriM-bi'iduirniiu'r .  welche  zum  (Jesammtmini-'tcrium  n«ssortirt  (Etat 
72.1UU  M.,  1  Präs.  mit  11.100  M.  u.  2  Iläibe  mit  72üO~&lUO  M.  tiehalt)  ubl  die 
Kecbuungscotitrolc  Obor  die  Cenirslkasseu  allein  n.  eine  beschränkte  VtiruralLcootrelo, 
indem  sie  BfiriHnirt-lungen  dem  betreff.  Miirbteiiiim ,  bez.  dein  'Jesauimtmini';''Ti»im 
zur  cudgiltigcn  Entscheidung  mittheilt  Mit  den  Laudütäadea  steht  die  O.  K.  K.  nicht 
in  Deztohnng.  — 

Ueber  W  Urtcni  l>  e  r  s.  v  (."zörnig  S.  59  fi'.  175,  v.  K  i  ee  k e  Verr:i>>.  u.  s.  w. 
T.  \V.  S.  163.  Die  dem  Fiu  miu.  untoigeordooto  Oberrecltnungskammec  ,.ist  die  obex^o 
BechnuugsbehSrde  dos  Lsndoi  u.  bat  die  Aufsicht  Uber  das  gesamnte  Staatsrcefanungu- 
wesen,  auch  bei  den  verrechnenden  Behörden  andrer  Departements  Ki  icke).  Sie 
übt  die  Kassen-  u  Kechn. controlc  unmittelbar  (Abnahme,  Prüfung,  Abhör  der  Rech- 
nungen bei  allen  Haupt-  u.  Specialkassen  u.  Austalteu  des  Staati,  mit  der  cigcnihumi. 
Ausnahme,  dass  die  cameralamtl.  Stcuerhauptbacher  u.  die  der  Hauptzoll-  u.  Haupi- 
steuerämtcr  vom  Stencrcollegiuiu ,  die  Kechnunfr-'n  der  Hutten-  u.  Salincnkas^n  v. 
Bergrath  rcvidirt  werden).  Für  die  Verwalt.conirule  ist  die  O.  Ii.  K.  nur  theilwtiii»e, 
für  die  Staatscontrule  gar  nicht  weiter  thitig,  wie  denn  an  der  Spitze  der  0.  R.  K. 
als  Dirertor  der  Director  der  Staatskass.vcrwaltung  steht  Cidi.  M.,  insserdem 

4  Käthe  mit  otiOO — (iOOO  M.  Geh.).  Dt^e  beideu  Controleu  werden  nach  der  eigeb- 
tbümlichcn,  aus  der  ftiteren  Zeit  beibehaltenen  Gestaltung  des  wtirt.  Staatsliausluutes 
von. den  Siäiiden  u.  deren  All^sebu•^s  mit  aiisireübt. 

Ueber  Baden  s.  v.  Czöruig  S.  76  tt.,  175,  Ucgcnaucr  §.  13  —  15.  Zwei- 
fache Revision,  durch  die  Verwalt.inittelstellcn  fttr  die  untergebenen  Kassen  u. 
Buchführungen,  dann  Su  |>errevisiun  nach  Auswalil  S-itens  der  Obcrrreb  ^  n - 
kammer,  welche  ausserdem  die  liechnungscontrole  Uber  die  ('entralkassen  unmittel- 
bar öbt  Sie  ist,  dem  constit.  Princip  gemäss,  eine  dem  I^indcsherrn  uniniftelb;ir 
untergeordnete,  der  Verwaltung,  auch  den  Ministerien  gegemiber  selbsUüidige  Jleli.lrdo, 
sie  hat  auch  denigemilss  die  Verwalt  rontrole  (lunehaltiiriL'  de>  Etats  n  s.  w.»  /u  üben, 
für  die  Staatscontrole  der  Stände  ist  sie  aber  nicht  unmittelbar  mit  ihatig  (Kcat  74.900  M., 
1  I'riis.  mit  12.000  M.  Geh.,  4  Rlthe  mit  5800—6200  BL,  II  Rerisorai  mit 
2"  4000  M  ). 

§.  143.  —  4.  Belgien.  S.  v.  Czöruig  S.  140  II".,  ly),  Tüb.  Ztschr.  B.  .'»S, 
S,  Sf»  fr.  Der  ()l)erste  Bechnungsbof  nimmt  hier  eine  w^ntlich  andere  SteHuog  «in. 
als  in  Deu»-' bland  u  in  den  tre  isfen  snnstiL'cn  Staaten.  \V;ibr''nd  rv  b.  i  \ui<  'tbr-rall 
eine  Verwaltungsbehörde,  ein  Kegierungtiorgau  ist,  das  entweder  gar  nicht  un- 
mittelbar oder  nur  in  beschrSnktcm  Maasse  in  Beziehung  zur  Volksvertretung  steht,  ist 
t*r  in  Bel;iien  verfas-sungsmässii:  u  naeb  i!cm  Hauptgesctz  v.  '2''.  Oct.  IS-IG  ein  <lrg:»n 
des  Parlament!«,  für  dessen  Zwecke  mit  eingerichtet,  zur  Au2>Ubang  auch  der  Staats- 
controltf  selbst  neben  der  Rechnung«-  u.  Vcrwaltcontrolc.  Hier  sind  die  Consequenzen 
«ler  eigentlich  Parlamentär.  Verfassung  gezogen,  die  Einriihtung  entspricht  d.iher 
den  (jrnml.<'r(izea  des  deutschen  eonstitot.  Staatsrechts  kaum  mehr.   Die  BCilglieil^ 
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des  Rechn.hofs  ^nach  d.  arsprUug;!.  Ges.  bestellend  aus  1  Prils.  mit  11.250  fr.  Oehslt, 

b  RSthcn  mir  tr.  (ielialf.  1  S«cr.  U.  dem  »»rfnriirl.     I'<'vi-.  u.  Rnrfaupersonal) 

werdcü  von  «1.  Kamin  er  der  A  bgeord  aetcii  je  auf  ü  Jahr,  doch  jederzeit  wider- 
ruflich gowfthlt.  Die  Unabhinififkett  der  Mitgliecicr  ist  <lin<  h  noch  vreiteTgehende 
als  tlie  sonst  üblichen  Bcstimmunprcn  verbürgt  (u.  A.  darf  nicht  nur  k<!inc  nähere 
Vervandtscbaft  der  Mitglieder  unter  sich,  eiut»  auch  in  Preasbea  u.  äouät  besteh. 
VoiBdirift,  sondern  aneh  nicht  mit  den  Ministem  n.  den  Yervaltchelii  bestehenV  Der 
Hof  wacht  darnhor.  ..dass  kein  Budgetsnt7  d«T  Ausgaben  überschritten  wird  ii.  dass 
keine  Uebertragung  atatitiudet  '.  Es  sind  ihm  zu  diesem  Zweck  umfassende  Ikfuguistie 
der  Vervaltungsconlrole ,  namentlich  das  olien  (§.  140)  besprochene  Becht  der  Visa- 
controlc  für  dio  unstÄudigt  n  Aiis£r.il»*  ii  crth«  ilt.  Die  Beschlüsse  des  Hofs  in  Kech- 
nuogssachen  sind  endgihig,  nur  bei  Verletzung  der  Form  oder  des  Gesetzes  stellt  dem 
Becnnnngsleger  binnen  3  Monaten  die  Berufung  an  den  Cassationshof  zu.  Eine 
umfassende  Mitwirkung  hat  der  Hof  auch  bei  der  Verwaltung  der  Staatsschuld.  Im 
Uebricren  „rcssortirt  der  Hof  in  allen  seinen  Besclilllsscn  im  ndnot  der  Verwall.- 
contiule)  in  leutrr  iiistaii/.  vuii  der  Kammer  der  Kcpra^ciiUntcu,  als  der  (Quelle  seines 
Bestand«^.  Auf  dit  sc  Weise  ist  die  Gcsammtcontrole  nirgends  umfassender  u.  ein» 
dringlicher  dtinligefahrt  als  in  Belciun"  {Czuvni^  ^.  1*«2).  Die  (lefulir  einer  zti 
weit  gehenden  Beschränkung  u  unter  Imstandcn  einer  Lahmlegung  der  Verwaltung 
wird  Mi  eittiHr  derartigen  (i^taltung  der  Controlc,  zumal  in  einem  (jrossstsate  aber 
nicht  zn  läiijjncn  sein.  Indessen  mit  dem  rein  parlain  Princip  st&tide  eine  Kinrirhtung 
der  Controle  nach  bclg.  Muster  iu  Einkiaug,  ist  daher  auch  bei  uns  mitunter  ?on 
Vertietem  dieses  Principe  empfohlen  worden. 

5.  Oestcrrei.  h  (We^it-).  S.  Gzöruig  S.  IG  H'..  170  ft'.,  Tub.  ZtSchr  B.  33 
&  53—70  (.hier  eingehoud),  Blonskt  11,  358,  3ö2  it.,  Deasary  §.  lt>7,  122  ii.  (ttber 
das  Recht  m  18«8\  Ulbrieh,  flstr.  Staatsrecht  S.  f69ff;,  863  fp.  Wildt,  d.  Ost. 
Staatsrechn.  u.  Controldicnst,  1S7G.    Auch  Schrott  passini. 

Schon  vor  der  neuen  Periode  rerfassungsmäss.  Finanzwirthschaft,  zur  Zeit  des 
Absolutismus,  war  das  Ostr.  Controlwesen  zweckmässig  u.  den  modernen  Anforderungen 
entsprechend  eingerichtet,  so  im  Ganzen  schon  in  der  Behörde  des  alten  „Genend- 
Kcchnunirsdirectoriums"  al'*  utlal)ll^ulu;i^'cr  oberster  Controlstello.  Die  V.o.  v.  27.  Mar/  1  l 
machte  auä  diesem  Directnrium  ia  uimiittelbarer  Unterordnung  unter  den  Kaiser,  un- 
abhingig  Ton  den  Ministeni.  den  Ministerien  gleicbgestcllt  diu  ..Oberste  Kechnungs- 
rontroIs-Rehr/rd  e"  aU  ohersteii  Kei  hnungsliof  der  absul.  Monarchie  zur  llandhalmnu' 
der  Hechnungs-  u.  der  Verwaltungsc^ntrole  u.  zur  Vorbereitung  der  Siaatscontrule 
durch  den  Monarchen  selbst  Die  Centrale  ward  aber  insofern  decentralisirt  als  den 
Centralrerwaltungen  u.  den  Krunlaiels -Verwaltungen  für  den  Cüntnl!dieIl^t  ei-rerie 
ätaatsbachhaituagen  beigegeben  waren,  welche  ebenfalls  von  den  Verwaltungs- 
behörden nnabhAnfif  n.  nnmtttelbar  unter  die  Oberste  GontrolbehOrde  festcllt  wurden. 
Eine  Fortbildnuijr  erfolgte  doreh  die  Kais  Vi^nirdinin^  v.  21.  Nov.  l^nc. ,  dir  Criiud- 
lagc  dos  jetzt  gdteoden  Eochts.  Hiernach  sind  deu  anweisenden  Ci'otral-  und  Landes- 
behOrden  (d.  h.  den  Mittebtelleo,  wie  den  polit  Landesstellen,  Finanzlandesdiroctioncn, 
Otierlaiideägcrichtcn,  Püstdirectionen)  allgemein  Kcchnungsdepartements.  welche 
die  ."^tt-Iie  der  früheren  Buchhaltereien  einnehmen.  I>eigegebcn.  Dieselben  verbuchen 
u.  coa traaigniren  alle  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  überwachen  die 
ordnnngsmissige  Vollziehung  der  Anweisungen  u.  üben  über  die  Kassen  die  Iti  <  li- 
ming^ontrolo  aus.  üebcr  diesen  Rechnungsdepariements  steht  für  die  Soperrevision 
11.  für  die  Verwaltungsüontrole  der  Mittel-  u.  obersten  Behörden,  einschliesslich  der 
Ministerien  —  u.  zwar  flr  materielle,  nicht  bloss  ziifermlssige  Prüfung  der  Ge- 
bahmng  mit  dem  Sfaatsvermögcn  u.  ol'  sie  in  Uebereinstimmong  mit  (le^ft/'pii .  V.  r 
Ordnungen,  £tat;  auch  Beurtheilong  der  Zweckmässigkeit  neben  der  Vorschrilbmiesstg- 
fceit  —  der  Oberste  Rechnungshof.  Dieser  bt  auch  ge^enwftrtig  noch  eine  dem 
Kaiser  untergeordnete,  selbstSiiili^'i-.  vi»a  den  Ministerien  iniabhänirigc  ii.  ilinen  ( ii>.rü- 
nine  oberste  Staatsbehörde,  mit  coUegialor  Verfassung,  wenn  auch  mit  bcsoixiers  aus- 
gedehnten Befognissen  des  PriMdenten,  im  Wesendichen  al>er,  nach  Analogie  des 
obersten  tieriel  '  Ii  f  i  it  den  nfttliigcn  Garantie,  n  iler  Unabhängigkeit  versehen  (Etat 
in  lh82  155.Uüt)  Ü.  Personal  um  ISSU  1  Präs.  mit  dem  gewöhnl.  Ost.  Ministergehalt 
V.  lU.OOO  fl.  u  12.000  fl.  Zulagen,  4  Hofräthe  in  2  Klassen  mit  60()0  o.  4500  fl.  Geh., 
2  Sect.räthe  mit  3201)  u.  2800  fl.  (ich..  5  Hofsecr.  in  2  Klassen  mit  2200  u.  2001)  t1.. 
21  Reehn.räthc  in  3  Klassen  mit  isod  u.  lüQO  A.  u.  1400  11.  Alle  diese  Beamten 
A.  Wagner.  FiuauzwijtHt^nKfkaft.  I.  ii.  Aufl.  ^1 
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aasserdcm  mit  Activ.-Zul.  Der  Hof  hat  dem  Kaiser  jährlich  Bericht  r  ine  Thätigkoit 
erstaUcii  u.  hier  eventuelle  Keformrorachliige  zu  stellen.  Er  ist  aber  aucli  lardic  Parla- 
mentär. Staatscoiitrolc  mit  thätig,  indem  er  dea  Gedtralrechnungäabücliluää  für  das  vorletzte 
ViTwaltungsjahr  viTfa^-st  ii.  tli.;  l*'-!iüreinstiiinntnia^  ile^si-lhLii  mit  dt-tn  Ktat  pr.;f(.  worauf 
diese  liechoung  mit  Ueiiagen  u.  liemerkuujren  au  den  Kaiser  u.  vau  da  an  den  Fmauz- 
minister  2ur  Uobergabo  an  den  Reiclisrath  bebors  vorfafttungBiiitsdger  Eriodigoog  feht. 
lu  wesentlichen  Piiix  (cii  j;lfirlit  Jie  StLlluiii!:  ii.  f'oiiniietenz  da  öst.  Kechnung^huf^  'I-t- 
jenigen  der  prcutis.  o.  i(.  K.,  ein  liauptuati  rächicd  im  üouätigen  GoDtrolwc:>cu  liegt  in 
der  Ostorr.  CÜoriclitung  besondrer  Reclinungsdepartoments  htA  den  tuweiModen  BelilMeB. 
Der  Verf.  d.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  urtheilt  Uber  das  öst.  Controlwesen  günstig:  „diese 
est.  Einrichtungen  sind  höchst  beachtenswerth.  Sie  beruhen  auf  einer  genauen  Kenntnis 
sowohl  der  preuss.  als  der  frauzös.  Institutionen  u.  liaben  von  beiden  viel  Gutes  in 
Bich  aufgenommen''  (B.  HS,  &,  6S).  — 

Für  die  Controle  des  g«!moinsameii  Ilau^ilialts  der  öst.  Monarchie  (mit  Ungarn) 
bostcht  ein  besonderer,  dem  weslöstencirliischeu  ähnlich  ciugcrichtetor  Obcwtcr 
Reclinuugshuf  (Et.  125.4UO  11.  i. 

ü.  Frankreich.  8.  (Vnrnig  S.  S«),  «IT  H.,  105  Ii.,  Tub.  Ztschr.  B  '1.1  S.  11  n.. 
Hock,  Flu.  l^tA  S.  III  it.,  Kaufmann  Kaji.  4,  beä.  Block's  dict.  de  1  aUm.  frang. 
Art  coor  des  comptos,  auch  Art.  conptabUitc  publi(|ue. 

Der  fraiiz?is.  ( »berste  Heclmungshof  (cour  de.'i  roinpfc-i  ist  eine  SchSpfoii«:  Nnpo- 
IcODS  I.  (Hauptges.  v.  lü.  Sept.  u.  V.o.  v.  2b.  Sept.  1SÜ7),  durch  welche  die 

Reclinnngiscontrole  u.  in  beschrSoktcm  Maaiüw  die  Vorwaltttugseontrole  zar  eodsikigen 
W'iedcrliL'i-^tclImif;  der  linan/..  rinliiuiii;  ircwahrleistet  werden  Acliiili<]i<-  Ein- 

richtungen, nur  mehr  deceniralisirt,  huttcu  aber  ächon  in  der  alten  Monarchie  be- 
standen :  Rochnnngsk.^mmeni  (chambros  de«  cont]ite8,  Ord.  r.  I4ri4),  deren  es  schlies»- 
lich  13,  neben  den  Provinz.parlamenten ,  gab.  Sie  wurden  1790 — Ul  beseitigt,  aber 
durch  liic  tii  tun  rcitfralist.  Einrichtunp'  ii  uim:<'t)Ugend  ersetzt.  Au  die  Gesetzgebung 
y.  1807  sL•lll(l^^LMl  sioli  Später  verschiedciic.  Einzelnes  verändernde  Decrete  (v.  1856, 
1859  u.  ]SV)0\  an,  aber  die  Grundeiniichtung  ist  geblieben  u.  auch  seit  dem  Starse 
des  zweiten  Kaiserreichs  nicht  weiter  verändert  worden.  Vgl.  sonst  auch  d.'is  Der.ret 
V.  31.  Mai  1H<'»2  Uber  dio  couiptabilitü  publique  für  Manches  au«  die:>cui  Gebiete, 
was  mit  dem  Oontrolwcüeu  zosainmeu  hingt  Die  HechnuugscMitmlo  wird  il«rdi 
die  bestehenden  Einrichtungen  sehr  triif  viThttrcrt.  die  Verwalturifrsrnntr.>lo  pcs^'^nilbftr 
den  obeniteu  Behörden  köuutu  dadurch  wohl  auch  ausreichend  geleistet  werden,  ge* 
hArt  aber  in  der  Haupfauche  nicht  za  ihrer  CompotcDZ.  Sie  wie  die  weiten  Stnie- 
controle  hnV>eii  tihri<::eiis  unter  werliHelndeo  politischen  YM'bUtnisaea  dee  litndlei 
in  ihrer  practiscben  Bedeutung  gewechselt. 

Das  Eigonthftmliche  der  franztb.  Controle  durch  den  Kechnougshof  liegt  in  der 
ganzen  Stellung  u.  in  dem  Verfahren  des  letzteren.  Er  ist  ncmlich  ahs  förm- 
licher (ierichlshof  eingerichtet,  rangirt  unuiittelbar  nach  dcut  CiuHiationshof,  geuicäst 
dessen  Vorrechte,  verhandelt  u.  entscheidet  in  den  Formen  des  Uerichtsvcrfahrcns, 
fällt  daher  f<lrmUchc  gerichtliche  UrtheilssprOdie,  bei  der  Docharge  n.  s.  v.,  in  den 
feicrliclicii  Formen  der  (ierichtshöfe  Seine  gegenwärtige  Zusammensetzung  ist  bi^i 
einem  Eiat  von  l.ö<i  M.  fr  :  1  erster  Präs.  (Geh.  seit  1S72  30.00i>  fr.,  früher 
SS.OOO).  3  Kammerpräd.  (Geh.  25  000,  früher  18.000),  IS  Käthe  (conseillers- maitrei, 
(ifli.  1^.000  fr.,  früher  15.000),  24  erste  lu  visoren  i^referendaireü  de  1  claü»c.  Gel», 
7ÜUU  fr.,  früher  ÜOOü),  Üü  zweite  liovisoren  (ref.  de  H  cl.  Geh.  .3000.  frlüier  2400  fr.», 
alle  lobensl&nglich  vom  Staatsoberhaupt  ernannt,  ausserdem  1  tiem^« 
piocurator  (Geh.  .HO  000  fr.,  frülier  *! 5  ()()()  .  1  nberaecretär  igrefTier  e«  i  h<  f,  C,,-h. 
Ib.OOO,  irUher  15.000  fr.),  fcrucr  15  erste  Auditoren  (Geb.  2000  fr.)  u.  Kanzlei-  u, 
UnterperaonaL  Dio  Revhtoren  v.  Auditoren  erhalten  ausserdem  unter  sieh  nach  Ha«»* 
gäbe  ihrer  Arlieit  dii-  Siirnme  von  420  OOO  fr.  jalirlich  vcrthoilt.  i.  Dchsrlui.  .')OitO  fr. 
f.  den  Ucvisor,  1200  fr.  fUr  den  Auditor  1.  Kl.  Der  Keckuuugshof  xcriaUt  ftlr  ver- 
schiedene Dienstzwdge  in  drei  Kammern,  je  unter  1  Pris.  u.  mit  6  Rühen, 
nemlich  für  die  Einnahmen,  die  Ausgaben,  die  Kechnungen  der  Kreise  u.  Gemeindotu 
Die  Rechnungsprüfung  erstreckt  sich  auf  alle  Uechnunii^loei  r  (comptables»  di-rStAat--. 
(kommunal-  u.  ölientl.  AnstaltsvorwaJluug ,  mit  der  Auaiialiiin'.  dass  die  Kccbiiuugc«i 
in  Gemeinden  mit  weniger  als  90.000  fr.  Jahreseinnahme  durch  den  Präfccturrath, 
doch  mit  Berufung  an  den  Hechnunp^hof ,  u.  da^s  die  Kechnongcn  der  unmitt  lliar 
unter  dem  Generaieinnehmer  der  Depart.  stehenden  Kcchuuogslc^cr.  spcc^  fiir  Uie 
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üirecten  Stcaein,  rom  Gen.cinncliincr  gcprQft  worden.   Die  Urthcile  dus  Redinongs« 

hofs  in  K<'''lirtTjngssachcii  sind  vo||>trt'(  kli;ir.  Wegen  Verletzung^  der  Form  u.  des  Ge- 
seucs  kann  aber  rom  KecbauDgslcgcr  o.  für  dicscu  von  den  ^Mini&tcru  Berufung  an 
dm  SüMtsrafh  orlioben  werden.  —  Bot  der  Contrele  ist  nur  die  Uebereinsiimmanfr 
dor  Kechrrnnfron  diT  I'i'clinunQrsIcgor  mit  lii-ii  Anweisniii;''!!  der  onlKnnntrtir-  zti  jirilfrn. 
aicht  diu  UurcchUgung  der  aitvcisoudun  Jiubördcu  ^u^  ErtbcUuug  der  Auwciaunguu 
setbat  oder  in  der  u.  der  Hobe,  ftr  die  u.  die  Zveckö:  insefem  ist  die  Verwalton^* 
rontrolr  iiidit  Sache  des  Rcrhnunfirshofs,  Doch  werden  ausser  den  Einzelrechnungen 
der  Bcciiiiungslegcr  auch  die  Sclilussrochnuugcn  der  Ministur  Uber  da«  gcjchlosscno 
Reeboungsjahr  n.  der  Gcneralbericht  der  Finanzvorwaltung  über  das  Vcnrattjabr  dem 
HechnuDgshof  zur  Prüfung,  zur  Vcrgleichun«^  mit  den  Itechnungin  der  Rcchnnngs- 
Icgcr  u.  xur  Bourthcilung  ihrer  Ueber«'in->firntnung  mit  den  (Jcsctzcn  u.  Verordnung:''» 
überwiesen,  ßemängclungen  sind  dann  iui  Corres})ondenzw«'L;<;  mit  den  Ministem  zu 
erledigen;  diejenigen,  wo  ditw  nicht  gelingt,  dem  St latsoljnliaiipt  (l'räs.  d.  Ki  jnihlik) 
u.  durch  (lioses  «Inn  l'arlam»>nt  znr  Kntsrlioidung  milzutheilon.  Hierin  liegt  die  Mit- 
wirkung de-T  Kcchiiuagbhül-s  l>ci  der  Vorbereitung  auch  der  Staatscontrole.  Die  Er- 
klimafen  (las  Kechnungshofb  Ober  die  Uebereinstionmung  der  ministeriellen  Abrecli- 
niins-cn  mit  den  gi  prüften  Kechnungen  der  If 'clmungsleger  erfolgen  in  f<  inr!i(  li.  r  olfcnt- 
lichcr  Üit/ung.  —  Das  Decret  tf.  31.  Mai  l5Jü2  ordnete  ausserdem  dann  noch  eine 
besondere  Ycnraltongscontrole  darcb  eine  jUhrlicb  rem  Kaiser  zu  ernennende  Oora- 
missioti  von  Personen  aus  ^Ii(t;liedern  des  Rechnungshofs,  Sf.i:ifsr.i(lis.  Senate'  tj.  des 
iegialat.  Körpers  an.  liier  sollte  die  UobcrcinstiumaDg  dur  Küchuuitgoo  der  Minister 
mit  den  Er^bnissen  der  Oentnlauftehreibungcn  bdm  Finanzministerium  u.  mit  denen 
der  Beschlüsse  des  Ifoi  lnningshofs  über  die  Rechnun^'en  der  Ucchnungslegcr  coiistatirt 
werden.  D.as  darüber  auf/unclimende  Protokoll  gelangt  an  den  Kinatizministcr  u.  vou 
diesem  an  die  beiden  Kammern.  Die  sonsti-je  Staatscontrolc  erfolgt  mittelst  der  üe- 
aehmigiing  der  definitiren  Scblussrccbnung  (n  ulement  defmilif  du  budget)  in  Gosotzes- 
form,  ist  aber  bei  der  ausserordi  ntlii  In  ti  Gomplicirtheit  der  französ.  Kinan^verwaltunfr 
doch  heute  unter  der  Republik  noch  iliesell)c  leere  Pormalität  wie  frühe!  uuti  r  dem 
Kaiserreich.  — 

7.  Das  rnndtiU-cscn  Italiens  \>i  di-m  frati/nsisrhon  nachgebildet,  aurh  in  Hc- 
zag  auf  den  licchuungshof  (corte  dei  conti),  wobei  aber  in  der  Verwalt.controie  auch 
dal  belgiscbe  Muster  (Visaeontrelc  der  Anweisungen)  mit  massgebend  war  (Ges.  v. 
14.  Aus:.  1*^62,  15.  Aug.  1%T). 

8.  Urossbritanuicn's  Gontrolwcsen  ^Tub.  Ztschr.  B.  33.  S.  72 — Sti,  Oneist. 
engl  VenraltjecUt.  2.  A.,  II,  8.  845,  854)  hängt  mit  der  dortigen  parlam.  Verfa^ung 
u.  anderen  spi  cifi-t  Ii  brü.  Vi  rliältnisscu  enge  zusammen,  was  das  Verständniss  n. 
Vergleiche  mit  contioeulalou  Einrichtungen  erscliwcrt.  Bis  zum  J.  1^6  bestanden 
zwei  getrennte  BebOrden  fitr  die  Controlo,  deren  Anflbge  in  frtlbe  Zeiten  zurück- 
reichen u.  welche  mit  der  ganzen  Einiicbtuug  des  Dienstes  der  Schatzkammer  (c\- 
chcfjucr)  zus.hSngcn.  Ka<  h  der  Organisation  im  19.  Jahrhundert  war  das  eine  Amt 
das  des  comptroUcr  i,'cncral,  der  Generalcontrole  der  Einnahmen  u.  Ausgaben, 
bes.  wichtig  für  letztere,  demZwecIt  u.  Wesen  nach  eine  vorgängige  Verwaltungs- 
controlo  der  Anweisungen  („Controle  ab  ante",  s.  o.  §.  I-IO).  zulotzt  geordnet 
durch  üesetz  4  u.  j  Will.  14  c.  15  (1S34):  „der  (Jen.controleur  wacht  darüber,  dass 
kebie  Zahlungsanweisungen  anf  Staatsgeldcr  aus  dem  Fin.ministerium  erlassen  werden 
ohne  geh?\rige  Autorisation"  (tincist  II.  ^17).  Das  zweite  Amt,  geordnet  ilurch 
2  Will.  IV.  d.  1,  war  das  der  commissioners  of  audit,  der  „Abhörcommissiou", 
«wer  Art  ob«nten  Hoehnungsbofb,  fftr  die  naebtrftglicbe  Verwaltungs-  oder 
die  Ve rwe n  d  u Ii  ps -  Ji.  fiir  die  Rcr  lmu  ngscontrnlo,  anfanu-s  ntir  filr  ^''stimmte 
Yerwaltungsgc biete,  später  anf  immer  mehr  ausgedehnt.  Diese  Behörde  bestand  aus 
4  ordeDtlichen,  nicht  wiUkllhriich  absetzbaren  Mitgliedern,  i  Secr.,  9  Inspectoren. 
c.  100  Kevisoren,  fungirtc  aber  gleich  der  fi. m  ralc  riitrole  nicht  ganz  Ii  friodigend. 
Llagere  Kcformbestrcbungcn ,  bei  deren  Erörterung  auch  iu  England  die  Bedenken 
einer  wiiisainen ,  dann  aber  in  die  Verwaltung  eingreifender  „Visaoontrate  ab  ante^* 
zur  Sprache  kamen  s  Tub.  Ztschr.  B.  33,  S.  7i),  Citat  aus  d.  pari.  Bericht),  Schlüssen 
mit  dem  Ges.  v.  'IS.  Juni  1S6G  ab.  worin  für  die  bisher  getrennte  (icneralcontrole  ii. 
Rcchntingsabhör  ein  gemeinsames  Amt  geschaffen  wurde,  besetzt  mit  Einem  Beamte» 
(comptroller  gcneral  for  II.  MaJ.  cxchoquer  and  auditor  gcnoral  of  the  publ.  account) 
V.  1  Stclirertreter  desselben«  als  fest  angestellten  Personen,  i2U00  u.  l&OU  Pf.  St. 


324       1-  B.  4.  K.  FoiaeUe  OfdniinK.  6.  A.  Bechnvngttbsdiliiss.  §.  144. 


Gebalf),  (Irti  iit  idt'n  cigentlirlif»n  verantwortlichen  Trägern  dis  Aui(s.  wdolio  von  der 
Krone  u.  mit  crforderliiheu  Hilfspersonen,  welche  vom  Scliat/.aiiit  etuanut  wordia. 
Jene  beiden  B«untea  sind  aber  auf  Erfordern  beider  Häuser  des  Parlameiits  von  dor 
Krone  zu  entlassen.  Yon  diosein  AmUt  wird  di«:  voiIilt«,^  liende  Controle  «Jcr  An- 
weifiUDgeo,  dann  iUr  die  parlam.  Staatscontrolc  die  Yenkcndungscontrole  hiu^iichtticli 
der  Uebcreinstimmiinfr  der  ans  den  ReeliiraDgeii  >idek  orgebendeD  Verwendung  der 
Atispalicii  nach  Zw<^' k  n.  Unhc  mit  den  purlaii).  Bowillipiincon ,  —  din  r<.iitr<.!o  der 
sogen,  appropriatiouä-accoaots  —  u.  soweit  dies  hierfür  gubolou  auch  die  Uccluiuncs- 
rMitnle  ansgenbt.  Für  die  weitere  Bedmangscontrole  Hnngitt  eine  Abtlieilouf  dor 
ScIiatzItaiDmer  als  dne  Art  Bechnoiifshof. 


5.  Abschnitt 

Der  Keebuiiiigsabschlnss  \\m\  die  Kfiirfclituiig  t^ctiTiiiiliT 
Jahresdienste  sowie  die  lineiitiirisiruiig  des  difentlielieu 

YermOgeiis. 

Die  beiden  ersten  Pnncte  stehen  im  engen  ZusammenbaDg  mit  dem  Zahlongs-, 

Knsscn  -  und  1'oc!iTnniC"swcson  wi*^  mit  dem  ('(»ntrolwescn.  Sie  waren  deshalb  in  dou 
beiden  letzten  Abschnitten  schon  mehrfach  mit  zo  berühren.  Im  Folgoiideu  liandelt 
CS  sieb  mir  nocb  um  einige  abscblieescnde  £r6rterangen  Ober  diern  Puncte  ftlr  «irfa. 
Auch  die  Invi^iitarisining;  des  r.frcntiichen  Ycrmögcus  und  ili>'  ridiruiiL'^  \i>ii  X.\(ui;ii- 
^Material)-rtichaungcu,  welche  damit  in  Verbindung  t»tokeu,  bedürfen  hier  keiner 
dgenen  genaueren  Darlegung,  da  die  GrondsStze  des  allgemeinen  Recbniing«>  und 
Controlwcscns  dafür  mutatis  mutandis  Anwendung  finden. 

Das  Verwaltungsrecht  der  Materie  ist  grosscntheils  das  ncmJiclie.  wie  für  die 
im  Vorausgehenden  behandelten  Gegenstände.  S,  darüber  u.  für  die  literarische  llc- 
handlung  die  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten  2  —  4  dieses  Kajpiteb  (S,  219, 
253«  HOTi  n.  die  bezüglichen  Noten  in  diesiMi  Abschnitten. 

Der  Rechnongsabschluss  specicll  ist  iu  der  heuligen  Periode  der  „vcrfassung.s- 
mässigen  Finanzwirthschaff  w  i»  der  Gegenstand  besonderer  staatsrechtlicher  Kogelun^ 
in  Bezug  auf  die  Kechte  der  Volksvertrettuig^  lüiisif  lulich  der  Mitwirkung  dahri.  Hier- 
für kommen  daher  Bestimmungen  der  \  crfassungen  u.  der  sich  daran  anschltcsscudeu 
Gesetzgebung,  aber  aueb  Afters  eine  Art  mehr  gewohnhoitsrcchtlicher  Nonnen  in 
B.'trrielit.  welche  sich  in  der  Ptfindischen  oder  iiarlamen{ari«;rTien  Praiis  für  die  Be- 
hundhing  u.  Erledigung  der  Kcchuungsabschlu&so  allmählich  zu  bilden  pflegen.  Die 
Gesetzgebung  über  „ComptabilitiT  und  Uber  die  ßechnangsh5fe  <»thlU  andi  ftlr 
diese  Pancte  mohr&cb  nUiere  Bestimmiingen. 

1,      §.  144.    DcrRcchuungsab.schluss  und  die  Ein- 
richtung getrennter  Jahrcsdienste. 

Alle  Wii'thschaftsrecbniingcn  sind  nur  zifiermüHHige  Verzeich- 
nungen  von  tbataüchlicbcn  Vorgängen  bezüglich  der  Güter-  oder 
Werthbewegungen,  speciell  der  Geld-  und  Geldeswerth-  Ein  und 
Ausgänge  im  Leben  der  Wirthsebaft.  Diese  Vorgänge  wiederliolen 
sieh  unanfhürlicb,  solange  die  Wirthsebaft  besteht^  d.  h.  eben  lebt 
Sie  sind  an  die  Kategorie  „Zeit'*  geknüpft  nnd  treten  in  beatimniter 
Reibenfolge  ein.  Aber  jede  Zerlegung  dieser  „Zeit''  in  be- 
stimmte „Zeiträume'*  beruht  im  Grunde  auf  WillkQhr  nnd 
bedingt  eine  Zerreissnng  an  und  ftlr  sieh  zusammen* 
geh^triger  Thatsachenrcihen  oder  Vorgänge.  Sie 
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gleichwohl  durchaus  uuthvvendi^^,  um  im  „Fluss  der  Erschcinuugcn" 
einen  Kuhopunct  zu  finden,  von  dem  aus  rück-  und  vorblickend 
Ergebnisse  der  Vergangenheit  festgestellt  und  klar 
erkannt  und  Aufgaben  der  Zukunft  genauer  erfasst 
werden  künueu.  Immer  läuft  dabei  aber  die  nicht  zu  ilhirseheude 
Fiction  unter,  als  wenn  die  Bewehrung  der  Thatsadieii  wirklich 
momentan  aufhörte,  die  Vor„gängi/'  -  begriffsvvidi ig  —  still 
ständen,  als  o))  es  reelle  Ruhepunetc  gäbe.  Eben  weil  dieses 
eine  blosse  Fiction  ist,  welche  keine  KealitUt  hat,  ergehen  sich 
aus  diesem  Widerspruch  zwischen  Annahme  und  Wirklichkeit 
ÖohwierigkeiteD  bei  der  Durcbt'UliriiDg  der  Annahme,  von  der  man 
ausgebt,  in  den  weiteren  Consequenzen.  Davon  ist  auch  im  Ree b- 
nungswesen  der  Wirtbschaft  Act  za  nebmen:  der  lyAbscbluss'' 
der  Heehnungen  ist  eben  eine  ConaeqiieBX  jener  Fic^on,  wodurch 
der  Wirklichkeit  immer  mehr  oder  weniger  Zwang  ange- 
than  wird. 

Die  Zeitrttame,  naeh  welche  die  VorgSnge  im  Wirthschalks- 
leben  in  Zeitabscluiitte  zerlegt  werden,  kOnnen  an  nnd  fttr  sich 
wiUklihrlich  bestimmt  werden*  Man  bedarf  fttr  versohiedene  Zwecke 
yersehiedener,  kleinerer  nnd  grosserer.  Der  hauptsächliche  gr Os  sere , 
bez.  grdsstCi  welcher  sich  im  Anschloss  an  andere  Vorige 
aacb  im  Wirthscbaltsleben  uod  von  ,da  ans  auch  in  der  Finanz- 
wirthschaft  eingebürgert  hat,  die  Übliche  Wirthsohafts-  nnd  Finanz- 
periode,  ist  bekanntlich  das  Jahr  (§.  104  nnterb).  Die  Haupt- 
reohnungen  der  Finanzwirthsehafl  werden  daher  wie  die  Etats  fllr 
Jahresperioden  geführt  nnd  dafttr  abgeschlossen.  Die 
tbatsächlichen  Vorgänge,  anf  welche  die  Rechnungen  sich  beziehen, 
werden  demgemUss  möglichst  in  Jahresabschnitte  zerlegt  und 
so  in  Jahresreihen  gebracht.  Sind  die  einzelnen  in  das  be- 
stimmte Jahr  rechtlich  gehi>rigen  Thatsaclicn  nicht  wirklich  in  diesem 
Zeiträume  selbst  eingetreten,  so  müssen  An(trdriungcn  darüber  ge- 
troffen werden,  wie  die  zu  diesen  Thatsachen  gehörigen  liechuungs- 
vurgänge  bebandelt  werden  sollen.  Das  iiilirt  zn  den  Bestimmungen 
über  den  Abschluss  der  Jabresrechnungen,  über  die  Trennung 
der  Jahiesdieiiste,  Uber  das  Offenhalten  der  Rechnungen  eines 
dem  Zeitteiniin  nach  al) ge  1  a uf e n en  Jahres  noch  eine  Zeitlang 
während  des  oder  der  foli;c  tulcn  Jahre  «.  s.  w.,  —  Bestimmungen, 
wie  sie  oben  (§.  132,  i)ereits  dargestellt  worden  sind.  Bei 

allen  (i lesen  AnordiuitiL^en  sind  die  practischen  Ikdiuinisse  der 
Finanzverwaltung  specieil  des  Zablangs-,  Kassen-,  Kecbnungs-  und 
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Gontroldienstes  neben  den  Bedttrfnusen  des  wirthschafUiehen  Ver- 
kehrs nnd  der  Staatsselinldner  und  Staatsglttabiger,  —  d.  b.  hier 
allgemein:  der.  zu  Zahlungen  an  Staatskassen  Verpflichteten  und 
zu  Zahlungsforderungen  dem  Staat  gegenüber  Berechtigten  —  yor> 
nemlich  zu  berttcksichtigen.  Bei  der  Festsetzung  und  Ourehflihrung 
solcher  AnordnuDgen  ergeben  sieh  dann  aber  jene  angedenteten 
Schwierigkeiten!  welche  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  so  gut 
als  möglich  Überwunden  werden  mtlssen,  völlig  jedoch  nicht  be- 
seitigt werden  können. 

§.  145.  —  A.  Die  Aufgabe  und  ihre  Lösung.  Das 
Ideal  rUr  die  Bewerkstelligung  des  Rechnungsabschlusses 
wäre,  tlass  die  im  l'Aiii  liu  das  Finan/Jahr  vorgesehenen  Ver- 
waltungsthatsacben  u«d  die  sich  an  letztere  knüpfenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  (Ein-  und  Ausgange,  Zahlungsenipiau^e  und  Aus* 
Zahlungen  der  Staatskassen)  genau  innerhalb  dieses  .Jahres 
—  bei  den  einzelnen  Kassenverwaltuugen  dann  weiter  genau  luucr- 
halb  der  supponirten  Theilabschnitte,  Quartale,  Monate  de»  Jahres  — 
vor  8ich  gingen,  keine  s  I  he  Thatsache  vorher  einträte  und  Vi^r- 
schlisse  der  Kasse  odui  Enij)rdnge  auf  Kcclinung  des  ktlnttigen 
Jahres  bedingte,  keine  später  erfolgte  und  Rest  Verwaltungs- 
ausgaben'' u.  &.  w.  mit  sich  brächte. 

Da  die  Buchung  und  Vcrrerhniin^  mit  den  (icbahrungcii  der  K.-tösoii  Sohritt 
halten  kaun  und  soll  und  thatbäcblich  nach  den  jetzt  allgemein  bestehenden  Eiu- 
lichtungen  auch  hält,  so  wOrdo  dann  der  K e c h n  u ngsa bachl  us.s  sofort  bei 
Ablauf  des  Jahres  orfoli^en  können.  Die  BQchcr  aller  Kassen  und  l>'>  bnunsr«- 
bchördcu  licsson  sich  hier  eotoit  s -hliossen ,  die  Controle  könnte  aUitald  ihre  Th&tig- 
kcit  bcgiuueu  —  soweit  sie  nicht  schuii  H  ahrcnd  du«  Jahres  selbst  wirküam  wurde,  — 
und  die  Ertbeilang  der  EDtlastnng  an  die  einzehien  Kochnongidcjcor  sovie  Seitens  der 
rompetenfen  Orgatc*  an  die  ganzt:  Kinanzverwaltung  und  an  df-n-n  V'-mufwonÜrliy 
Leiter  (FinauzmiuiäterJ  hinge  nur  von  der  Dauer  der  crtordcriichen  Arbeit  tur  die 
KechDonfB-,  Venraltmigs»  nn'd  Staatscontrole  «b. 

Aus  bekannten  Gründen  lilsst  sieb  leiies  ideal  nicht  verwirk- 
lichen, aber  man  darf  es  aufstellen,  um  sich  des  Ziels  deutlich 
hewuBHt  7Ai  werden,  dem  man  sich  mit  Hilfe  der  demgomäss  an 
treffenden  Einrichtungen  mögUcbst  annäbem  soll. 

Es  itofirt  tischt  in  der  Maclit  der  Finanzvenraltang  und  ilirer  Organe,  der  Kumb. 

alle  otatiiia-sifron  Einnnhmr>n  nnd  Anstr  iltcn  nur  >ti''ii,ir  iiinrr!ir\Mi  dos  Ijuir'iid'  U  .'.ihre« 
vorzunehmen.  Aucit  die  Üedarlaiüäe  de:i  wirthschattlichcu  Lcbeuä  machen  da:»  uicki 
möglich.  U.  A.  trdrde  das  die  absolut  reine  Gddwirthschaft  ooter  Ausschluss  aller 
Creditwirthschaft  —  wenig^itens  Uber  die  Jahrcsendtcrmine  hinüber  —  voraussetien. 
Iji  iät  hier  ebea  der  enge  /usamnionhang  der  Thatsachenreih'-n.  auf  welche  »ich  die 
Kassenoperationon  und  Rechnung<-n  bezichen,  welcher  sich  gegen  die  den  AnfonlcraDg«ii 
der  lünanzwirthschaft  und  dcä  gesainmten  wirthschaftlichen  Lebens  widersprechende 
Zerlegung  der  Vorganrrc  in  \^-i!Rnhrlii  lu'  Zoitahsr  hniito.  aod  gegen  den  dieseft  Ab* 
ächuittcu  sofort  folgenden  licchiiungs>abäcblu:>9  ätoniuien. 
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1.  Einmal  sind  die  Kassenverwaltunji^cn  darauf  hinzuweisen 
lind  dementsprechend  zn  controlireu,  da?!s  sie  tlie  nach  dem  Etat 
in  das  Jabr  geliürenden  Gebahrnngcn  niiii^li«  hst  nur  in.  aber  auch 
vollständig  in  dem  Jahre  selbst  vorm  hnuMi  uiui  ericdigrn;  soweit 
sie  da/n  im  Stande  sind  —  so  im  Einnabniedienst  —  auch  ihrer- 
seits daraut  iiin wirken  und  Zahlungsverpflichtete  wie  Zahhings- 
berechtigte  dazu  anhalten;  in  Vorsebusszahlung  und  Rechnung  und 
Kest-  oder  Aasstands-  und  KUckstandszahlung  und  Hecbnung 
möglichst  wenig,  nar  ausnahmsweise  und  in  an  sich  vermeidbaren 
Fällen  nur  auf  gpecielle  Ermächtigung  der  vorgesetzten  Behörden 
treten ;  die  Rechnungen  stets  laufend  in  Uebereinstimmung  mit  den 
GebahrangCD  halten  und  sie  itir  die  KasaeniMwegung,  die  Vorschüsse, 
die  Stenercredite,  die  Restrerwaltnng  n.  s.  w.  sofort  für  sich  beim 
Scblnsstermin  des  Reebnnngszeitraams  —  daher  auch  fttr  die  hier- 
für etwa  bestimmten  Theiltemine  des  Jahres  —  zam  Absehlasa 
bHngen  und  der  vorgesetsten  VerwattnngsbehOrde  nnd  der  Oontrol- 
behOrde  einreichen. 

Bezagliche  Vorschriften  tinden  sich  iu  den  KftSStiuiQstnictionen  uud  Vorrcchuaugs- 
ODd  GoBtrolverordtioiigflii  aller  LSader.    Beispiele  sind  mcbrfftcli  im  S.  Abschnitte 

«gegeben  worden  (§.  182, 

En  ist  nicht  zu  ubereehen,  da««  hier  Manche»  ?on  anderen  alJgemeinou  £iu- 
richtongen  des  Fiotnzvesens  abhte^,  so  z.  B.  Ton  den  Bestiimniitigen  Ober  Stoner- 

crcilit''  s.  Fin.  II,  §.  578),  Steunnstniidungen  (eb.  §.  581»,  über  die  Tönning  iiml  Art 
rier  Zahlung  von  Bebolduugen,  ßcmuneratiouen  {Präuumeiando-.  Postnuuicrandozahluug; 
letztere  in  Preussen,  z.  B.  bei  allen  rcmancrationsartigen  Zahlungen,  bei  dütanschen 
üblich,  bei  diesen  sachlich  geboten,  bedingt  schon  Zahlungen  nach  Jahresschluss 
a  Conto  des  Vorjahrs^.  Mmh  kann  solche  Punrfe  nirhf  ntir  nach  BedUrfuiss  de« 
Kassen-  u.  Rechnungsdienstcs  u.  nach  den  Aafünicruagcii,  welche  für  rasche  Ab- 
«chlAsse  zu  stellen  sind,  rtgclii.  Aber  es  ist  doch  nach  Höglichlieit  auf  solche  Be- 
doi&isee  u.  Anforderuogea  bei  den  bezUi^ichcn  Anoidnnngen  mit  JiacksiGht  zu  nehmen. 

§.  146.  —  2.  Sodann  sind  Bestimnuingcn  darüber  zu  trcfteu, 
wie  es  mit  Vorgängen  gehalten  werden  soll,  deren  betreffende 
finanzielle  Seite,  sei  es  als  Einnalinic-  oder  Ausgabeact  nach  Gesetz, 
Verordnung  nnd  iihshc sondere  nach  dem  Etat  in  das  bestimmte 
Jahr  gehört,  aber  nicht  darin  erledigt  werden  konnte.  Darüber 
verbreiten  sich  die  ebeitfalls  schon  früher  zu  erwähnenden  Vor- 
schriften über  d«i8  Offenhalten  der  Kassen  und  Reehnuiifccn  zur 
Bcwerkstellignni::  der  dem  ab^rhiufenen  Jahre  angeh(»rigen  Ge- 
schättstalle  während  einer  bestini inten  Zeit  Uber  den  Jabresschlnss 
hinaus.  Dieser  Termin  darf,  um  den  Abschluss  der  Jahreshaupt- 
rechnung  und  deren  endgiltige  Erledigung  nicht  zn  lange  hinaoe 
an  zögern,  nicht  Übermässig  lange  sein  nnd  BoIIte  daher  einige 
Monate  (bis  xn  einem  Jahre)  nieht  ttbersteigen.  Die  nach  Abhtuf 
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dieser  Frist  immer  noch  nicht  erledigtcni  nach  der  Seite  der  recht 
liehen  Verpflichtung  dem  abgelaufenen  Jahre  angehangen  Auagabe 
Bchnldigkeiten  nnd  Einnahmeforderongen  sind  dann  wohl  am  Beaten 
sofort  ab  Ersparnngen  und  Cinnahmeansfälle  des  abgelaufenen 
und  nnnmehr  abgeschlossenen  Jahres  gegen  dessen  Etat  tu 
behandeln.  Im  Uebrigen  aber  kann  man  in  Betreff  ihrer  wieder 
Tcrschieden  verfahren: 

Entweder  so,  dass  man  tür  sie  eine  besondere  Rest- 
rechnnng  noch  fQr  etwas  längere  Zeit,  z.  B.  2 — 4  Jahre,  nnd  zwar 
fitr  jedes  der  abgelaufenen  Jahre  getrennt  oder  auch  fttr  alle  ver- 
eint, fuhrt  und  nach  Ablauf  dieser  neuen  Frist  für  jede  dieser 
ixcsl-Jahrcjirechnungeu  apart  wieder  eiueu  eigenen  ivechiuaii^jj- 
abschluäö  herbeiführt,  und  die  etwaigen  weiteren  Reste  wie  in  dem 
folgenden  Falle  behandelt;  oder  man  geht  uemlich  so  vor,  dass 
man  alle  weder  im  zugehörigen  Etatsjahre  noch  In  der  den  Kassen 
gegebenen  Nachfrist  erledigten  Ausgaben  und  Einnahmen  bis  zum 
Termin  der  civilrechtliehen  Verjährungsfrist  der  l^ezUglichen  Ver- 
^  ptiichtUDg  immer  ohne  Weiteres  als  Gesammt-Kestrcchnung 
zu  den  Kechuungen  des  jeweilig  laufenden  Jahres 
hinzufügt. 

Bei  dein  ersten  Veifabrcii  sind  diu  Credite  für  die  Aasgaben  olhn  zu 
halten  und  die  hctrellendcn  Tonds  daher  nicht  als  reelle  AusffabeersparniiM-  ulit  r- 
haupt,  sondern  nur  ruchnungsuiääüig  als  solche  dos  bezüglichen  Jahre» 
zu  behandeln  and  Söltens  der  l^oaiizrenraltttiif  den  Kassen  im  eifordcrlicheu  Mmmb 
wahrend  der  naU'T  deü  IJcitn  «  litiiiiijridioiist' -s  znr  Vcrfüj^ung  im  stellen.  Er-t  '1a- 
uack  verMlcn  sie.  Durauf  iäult  im  Wesentlichen  das  fran^jbischo  Sy^totn  dar 
serrlcej»  des  exercicea  dos,  inais  pas  encoro  perim^  (s.  o.  §.  133  S.  294>  hinaos, 
ein  System,  das  iibrifrens  eine  "M  odifi  cation  des  im  'j'i  vt  lu  sprorh  -tifMi  .  r^t -h 
Verfahrens  darstellt.  Die  aasst&udigea  Eiuuahoion  der  abgelaufcaeu  Jahre  werden 
ebenfalls  m  (jansten  der  bctreflcndon  Restrechnung-  reatislrt,  gewlIirDn  also  die  Fonds 
/.ur  Dcckiintj  der  rUcksiändigen  Ausg^iben  mit  und  sind  eventuell  als  U  ehe r.s ch  uss« 
der  rcüi».  Kestrec  hnung  zu  behandeln.  Beim  definitiven  Ab^chluss  der  icUtercn  ergieU 
sich  alsdauü  entweder  ein  auderveit,  z.  B.  mittelst  Uebertra|i;ung  in  die  Rechnung  des 
dann  laufooden  Jahres  zu  deckendes  Deficit  oder  ein  der  Staatskast^e  ondgiltig  ass 
dicijer  Iveeliaung  zufallender,  etwa  ebenfalls  als  Einnabmevoitiag  in  die  Bechnni^^ 
des  daiiu  I;iufenden  Jahres  zu  setzender  Uebcrschuss. 

Diesem  i^anze  erste  Vorfahren  bedingt  ein  compliciileres  Hcchnungsvesen  ,  wie 
Frankreicb  am  h  zeigt,  und  eine  uliri-^^ns  sonst  für  die  Kcchuungs-.  Vervaltnn^- 
nnd  Staatscontrule  doch  nicht  besonders  störende  Yer/^geruug  des  cndgiltigeo* 
neuilich  die  ganze  Restrechnung  uiit  umfassenden  Abschlusses  eines  Etatsjakre.  Die 
Abrei  linung  über  die  ini  ;iI>L;cl;u)r'  iK  ii  Jahre  walirend  dt'S!<en  Verlauf  urnl  in  >f  r 
orwahutea  —  unvermeidlichen  —  Nachfrist  erfolgten  üubahruugen,  immer  die  Haupt- 
sache, «romit  die  Uebcreicht  der  etatmäuslgen  Aaagaberesta  and  der  rachtlidi  ent- 
standenen Einnajiinrrrste  verbunden  wird,  kann  ganz  wohl  ziemlich  rasch  unl  ni  ht 
alLiulaofc  nach  Ahlauf  des  Jahres  und  jener  Frist  stattiiudcu.  Das  wirkliche  Lx- 
gebniss  des  Jahres  in  Einnahme  und  Ausgabe  wird  allerdings  nach  Ablaof  des 
Termins  der  Uestrechnungen  und  na«  h  Vollzug  der  ( ^ontrolarbeit  dafilr,  also  vollständig 
stets  erst  nach  Verlauf  mehrerer  Jahre  i'estgestellt  werden  können.  Alsdann  erst  ist 
eine  geuaue  Vcrgluichung  mit  dem  Etat  möglich,  indem  nunmehr  der  urbpruiigUdw 
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Kuchuuiig!»abscliluss  und  die  AbbcblUsso  der  Ueätrechouiigcii  des  betrcflciidcu  Eutta- 
jahra  zum  Vergleich  mit  dem  Etat  ziisamtnongezogen  ▼Ofden  ItOniieD.  Anf  dieiM 
Wris'-"  wird  jpd-s  Jalir.  wio  im  Etat  nnschlagswciso ,  sc»  in  der  wirklichen  <!(')i;ihnint? 
uachträglich  mit  düujuuigea  Aosgabeo  heUstät  (üöbitirt)  und  werden  ihm  die)eQigcu 
EinnahmeD  zo  Gntc  geschrieben  (erediäit),  ▼dche  den  m  einer  recMiehen  vcriiind- 
lichkeit  <k's  Staat;?soliat/.rs  an  Dritte  und  Dritter  an  ilen  Sdiatz  fülironil«'ii  fliatsäch- 
licbeo  Vorgängen  dos  £(ftUgahreti  eoUiprocben  haben.  Principicll  ist  d.is  das  Kichtigc. 
Der  ^nanziriTtlueliaiUiclie  Gharacter*  jedes  Jahres  tritt  nnr  dabei  ganz  scharf  hervor. 
Practisch  hat  das  indessen  doch  meistens  nur  untcrgeordneteo  Werth  und  lohnt  inso- 
fern die  grosse  Verrechunngsarboit  nicht.  Für  die  Praxis  der  Finanzen  ist  die  Zer- 
legung der  FinanzvorgäDgc  in  verschiedene  Jahrcszeitraumc  eben  uur  ein  Punct  von 
formeller  Bedeotnog  und  es  für  sie  insofern  einerlei,  ob  ein  bestimmtes  Deficit 
oder  ein  Ueberschuss  nun  auch  genau  dem  Jahre  srehucht  wird,  aus  dem  er  hör- 
rühn.    Das  ist  es,  was  practisch  gegen  das  erste  und  liir  das  zweite  Verfahren  spricht. 

Dieses  letztere  ermöglicht  eine  Vereinfachung  im  Rechnungswesen  nnd 
einen  früheren  cmlirilti  ■rcii  Absclilus-.  ilcs  alifrclaufcnen  Jahres,  iiulim  hior  die 
erledigten  Finanzgeschäfte  dieses  Jalires  demselben  überhaupt  nicht  mehr  nachträgUch, 
wenn  ihre  Tollziehnnip  erfolgt  ist,  zageredinet  werden.  Die  Folge  hierron  ist,  daas 
die  Endergebnisse  der  ein/elncn  Jahre,  je  nachdem  in  denselben  i]u-  zugehflrigMI 
etauu&dsigen  Auügatien  mehr  oder  weniger  rollständig  vollzogen  und  die  no- 
trelTenden  Einnahmen  gleichfalls  mehr  oder  weniger  günstig  eingegangen  sind, 
.sowohl  von  'Ii  n  Etais  dieser  Jalir--  als  auch  unter  einander  stärker  abweichen  werden  : 
das  eine  Jahr  wird  überhaupt  oder  mit  einem  höheren  Deficit  oder  üeberschuss  ab- 
Bchlicsscn  als  nach  dem  Etat  desselben  allein  zu  erwarten  war  und  die  einzelnen 
Jahre  werden  danach  eine  größere  Verschiedenheit  ihres  „ßnanzwirthschaftlicheu 
Chanirters**  zeigen ,  nirht  sowohl  wegf  n  dor  A^  rsrhiedcnheit  der  Erg-elmisH«;  der 
speciell  zu  ibneu  ijchürigcii  Einnahmen  und  Ausgaben,  als  weil  sich  in  den  Schluss- 
crgebnisscn  die  nachträglichen  Operationen  aus  Vorgängen  vorangegangener  Jahre 
reflectiren.  Das  bedingt  dann  auch  materielle  Massp  '  In  zur  BewriUiu;iini;  eines 
den  Kcstausgaben  früherer  Jahre  zu  verdankeuden  Deticicä  uUur  umgekehrt  zur  Vor* 
wendnng  von  Uebörschüssen,  welche  durch  den  Eingang  ron  Avsstlnden  ans  frahoren 
Jahren  entstehen.  Indessen  sind  solche  Stunnijren  des  (ilcichgewichts  nirlit  Ir-irlit 
dem  Betrage  nach  sehr  erheblich  uod  nicht  der  Art,  dass  um  ihretwillen  dieses 
zweite  elnntebere  Verfidiren  zn  Gunsten  dos  anderen  fallen  gelassen  werden  mfisste. 
Es  läsbt  sich  im  romrefeti  Fall  nach  Bcdiirfniss  mehrfach  mudifieireii,  wie  dies  iu 
Dtiutäcliiand ,  wo  man  im  Aligemeinen  ähnlich  wie  nach  diesem  zweiten  Verfahren 
abrocbnet,  anch  geschieht.  Diese  Metbode  scheint  mir  im  Ganzen  doch  den  Vorzog 
Tor  dem  anderen  und  vor  dem  französischen  Verfahren  zu  verdienen.  Sie  gestattet 
eben  insbesondere  raächoro  Definitivabschlüsse  der  abgelaufenen  Jahre,  ohne  die  Ab- 
wicklung verspäteter  Geschäftsfällc  aus  früheren  Jahren  zu  hindern. 

Zorn  Zwock"  der  Nachweisung  von  EtatsUberschreitungen  könnte  dann 
norh  sT'^n.nner  nnter^^rhiedrn  werden.  (tl-  i>  h  beim  ersten  Rechnungsabschlnss  sind  die 
wirUicli  im  Jalue  volI/.ogenen .  nach  dem  Eut  zu  diesem  Jahre  rechtlich  gehörenden 
Ausgaben  und  die  nacli  <ien  BUchern  rückständigen  Uestausgaben  diesem  Jahres 
mit  den  Etatspositioucn  des^^tlben  zu  vergleichen  und  danach  Erssparungen  und  Etats- 
ubenichreitungen  bei  jeder  einzelnen  Position  fei'tzustelleu.  Diese  lleberschreitungeo 
bedOrfMi  hier  schon  der  nacbtrSglicben  Genehroignng  der  Legislatire.  Wenn  sich 
dann  ^»''Uer  bei  der  Yullz iehung  der  Aussahen  in  der  Restrefhnnnp:  hier  noch 
Ei^paniisse  ergeben  solltou  —  z.  B.  weil  fällige  Coupons  nach  Ablauf  der  Vorjährungii- 
fHst  definitiv  nnbezaUt  bleiben  oder  weil  resernrte  streitige  Summen  nach  gericht- 
lichem Entscheid  nirht  zalilhar  werden  — ,  so  sind  solche  Ersparnisse  speciell  nach- 
znweiseu  and  dürfen  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  2ur  Decknug  von  EtatsQberschreitungen 
bei  Flllen  eines  spUeren  Jahres  verwendet  werden,  so  dass  etwa  der  Anschein  ent- 
stände, als  ob  tfar  keine  Ueberschreitungen  vorlägen.  l><'tzterc  sind  vielmehr  auch 
hier  speciell  als  gedockt  durch  Fonds,  welche  liei  der  Kestverwaltung  der  Ausgaben 
auä  früheren  Jahren  definitiv  erspart  wurden,  festzustellen  und  nachträglich  zu  genehmigen. 

§.  147.  —  B.  Absolutorinm  und  Indemnität.  Wie 
man  min  aacb  immer  das  Verfahren  beim  Heohaungsabschluw 
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einrichte  —  nnd  in  der  Praxis  bestehen  hier  in  den  einzelnen 
iStaaten  nianelie  kleinere  und  irrössere  Versehicdenhciten ,  doch 
kann  man  die  beiden  besproeheuen  Methoden  wohl  als  die  typi- 
schen und  hauptsächlichen,  wenn  auch  in  der  praetischen 
Anwendung  sieh  mehr  oder  wcnii^er  modificirenden  bezeichnen  — : 
unter  allen  Umständen  ist  der  Kechnungsabschluss  im  Staatshaus- 
halte, vollends  in  einem  grossen  fllr  ein  grosses  Land  nnd  mit 
sehr  Yerschiedenartigen  jßiooahmen  und  Ausgaben,  ~  ähnlkh  auoh 
in  einem  grösseren  Conimnnalhaushalte  —  eine  höchst  verwickelte 
Sache  und  eine  schwierige  Verwaltangsarbeit  für  die  anweisenden 
und  für  die  Kassen-,  Rechnangs-  nnd  GontrolbehOrden.  Daraus 
folgt  wieder  für  die  Verwaltungscontroley  dass  diese  eigenen 
selbständigen  Faohbeliörden  flbertragen  werden  mnss^  und 
folgt  weiter  flir  die  Staatscontrole,  dass  solche  FachbehOrden 
auch  allein  im  Stande  sind,  das  Abrechnnngsmaterial  fttr  eine 
wirksame  Staatscontrole,  sei  es  des  Staatsoherhanptes  allein 
oder  der  Volksyertretong  gleichzeitig  mit,  Torznbereiten.  Ohne 
solche  kritische  Bearbeitung  des  Reehnnogsabsohlnsses  nnd  alles 
dazu  gehörigen  Materials  ist  die  Staatscontrole  eitel  Spiegelfechterei. 

Daher  mnss  im  Interesse  einer  wirklich  ttlchtigen  formellen 
Ordnnng  des  Staatshanshalts  in  unseren  Staaten  mit  „verfassungt- 
mässiger  Finanzwirthschaft''  die  Erthetlung  des  Absolntorinms 
oder  der  Entlastung  an  die  Finanzverwaltung  fUr  die  Rechnungs- 
abschlüsse und  die  nachträgliche  Oenehmi^'un^  von  Ktats- 
iiberschreituugen ,  nach  Etatsrecht  unstatthaften  Uebertragnn;:en 
und  von  ausseretatniUssigen  Ausgaben  (Indcmuii  iitscrtheilnngj 
Seitens  der  Volksvertretung  nur  auf  Grund  eingehender 
kritischer  Berichte  von  Organen,  wie  die  Obersten 
Rechnungshöfe  138  ff.),  erfolgen  dürfen.  Ftlr  die  Richtig- 
keit dieser  Berichte  müssen  diese  Orgaue  verantwortlich  sein. 

Iiiduin  die  Verwaltung  (Hcg^ierung)  auf  diese  Weise  dazu  angehalten  wird,  nicbt 
durcUauü  Abweichungen  vom  Etat,  l'eborschreitungcn  der  ctatmäasigen  Aa9gab«n,  Uebw- 
Ingungon  innerhalb  des  Etats  Q.  i.  w.  zu  unterlassen.  —  was  allerdings  unter  Umstand«« 
zu  einer  nnztiüissigeu  1!  in  m  ii  n  p  ilar  Verwaltung:  und  einem  Preisgeben  wichtiger 
»Staats '  und  V  ulksiatorcssen  luhren  könnte, —  wuhi  aber  solche  Abweichungen  u.  ü.  w. 
zav  Kenntnlsf  der  Volksverl rotnnf  wie  des  Staatsoberhaupts  zu  bringen,  sie  hier 
zu  begründen  und  zu  rei  litf- nifrcn  und  n .i.  h  t rii  c-H r h e  (lenohinis-nnr  difnr  zu 
ttrbitteu,  wird  nur  ein  Grundsatz  reell  in  der  i'raxiä  durchgeführt,  welcher  eioc  i>«hr 
enrOnschte,  in  moKlernen  Verh&Hnissen  gebotene  BQrgscban  mehr  ftlr  mite  femelle 
Ordnung  der  Fiiinn/:wir(hs<  liaft  liiotet.    Di'  ..^fifiist-Tvcrantwortlichkpit  i>t  f'5r 

die  SpcciaUtäteu  des  Bcchuungsweseos  practiäch  uiuurcicheod  und  war  auch  m  der 
(britisclien)  PariameDtsrsgiening  an  dieser  Stelle  fast  ein  kerei  Käme**  (Gseist, 
engl  Vervakreoht.  n,  852^ 
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Auch  bei  einer  solchen  Controlc  ilurcli  Oberste  Kcchnungs- 
böi'e  n.  dgl  bleibt  die  Ertheilang  des  Absolutoriums  ittr 
den  Rccbnongsabschluss ,  in  welcher  speciellen  Form ,  ob 
eines  eigentlichen  Gesetzes  oder  eines  blossen  Landtagsbe- 
scblusses,  sie  anch  erfolge,  und  damit  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbunden  die  Ertheünng  der  Indemnität  dir  FltatsUber- 
schreitungen  und  ansseretatmfissige  Ausgaben  immer  noch  in  der 
Regel  eine  Formalität  ron  geringer  practischer  Hedentnng. 
Denn  nm  selbst  einer  Verwelgernng  des  Absointorinms  einen  ernsten 
praotischen  Werth  zu  geben,  dafttr  versagen  wenn  nicht  schon  die 
formalen  Rechtsmittel  (Ministerrerantwortlichkeit,  civilrechtliche 
Haftbarkeit  der  anweisenden  Verwaltungschefs»  Vorhandensein  und 
wirksame  Function  zur  Enrscheidnng  competenter  Gerichtshöfe), 
80  um  so  sfeherer  die  practischen  Lebensverhältnisse,  mit  welchen 
hier  zu  rechnen  ist  (unvermeidüche  Rttcksichtnahnien,  nngenligendes 
Vermögen  der  betreffenden  verurtheilten  Beamten  n.  dgl.  m.),  den 
Dienst  Aber  das  ist  aneh  nicht  das  Entscheidende.  Vielmehr 
liegt  der  immerhin  sehr  grosse  prnctische  Werth  solcher  Control- 
einrichtungen  und  Vorschriften  schon  in  ihrem  blossen  Vor- 
bandensein. Dies  bediiif^t  rogelrniissi;^  Riicksiclitnalimen  der 
Ke^ieiüiig  und  der  Verwaltiuifrsriiei's,  welche  die  Innehaltung  den 
Etatt^  und  die  vorschrifts-  und  zwcclvnin.ssi<;e  Flihiiing  der  Finaiiz- 
wirthscbaft  am  Besten  verbtirgeo,  und  damit  wird  der  Zweck  erreicht. 

Vgl.  aurh  Stoin  Fiii.  I,  117  If.  —  Auf  die  Fin/clliritni  im  VL'ifalircH  boi  der 
AafitoUuug  (los  Eochnuagsabschiassos  uad  bei  der  I  r -hnuiig  der  Jabrt^diuusto  in  den 
rerachiedonen  Staaten  braucht  hier  nicht  afther  cingeg^igcn  zu  werden.  Es  Itann  die 
Verweisung  auf  die  früheren  Abschnitte,  bes.  §.  182,  133,  141  — 143  hier  genü^^cn. 
Czörnig  a.  a.  ().  verbreitet  sich  regelmilssig  in  einem  besonderen  Abschnitt  über 
die  Art  der  Aufsti'Unn»^  der  ,.Staat.srcch nu ng"  der  einzulnen  Staaten  u.  giebt 
eine  rergicichend  ■  D  :  t<>]lung  dieser  Dinge  S.  155  ff. 

Als  Beispiel  der  Pr-wis  kann  hier  die  preuss.  „Uebersicht  von  den  Staats- 
einnahmen u.  Angaben  uiii  (itin  Nachweis  von  den  EtatsUbersrhreitnngen  u.  den  der 
nacbtrSglichen  (ienehmlgnng  bedürfenden  ausserctatmäsa.  Ausgabun  für  das  J.  tr. 
I.  Apr.  S2"  dienen,  wie  sie  in  s^I'^ifb'?'"  W'-i-o  i'  tn  Landtage  alljährlich  vor- 
raltigt  wird.  Sie  beginnt  mit  einer  rcsumircnden  „Denkschrift"  dos  Fiuanzminiäter», 
datin  ,.ini  Nor.  1882**  (7—8  Mooat  oaeh  Schlnss  des  Rochn.jahrs).  Am  Schlass  der- 
selben  wird  hoanfniirt,  ,,dio  der  Gene  hmigung  des  r/nndt^rs  hffiürfcndcn  Ktat.snht-r- 
schreitnngcn"  im  Betr.  v.  55.9(>1.(>14  M.  75  Pf.  u.  die  „nicht  auf  gcsct2lichen  lic- 
btimmaBgen  bornhenden  awseretatmltss.  Ausgaben**  im  Betr.  r.  399.565  M.  64  Pf. 
„auf  Grnnil  i'  i  '  iTeftlgtcn  Motivr  nachträglich  zu  gen^  limiL'-'-ii".  In  d.  r  ..Hi-b- r- 
sicht  (2iU)  S.  (ir.  4*^;  werden  dem  Etatsrecht  entsprechend  nach  Kapiteln  u.  Titeln 
erbt  die  Einnahmen,  dann  die  Ausgaben  aufgeführt.  Jene  beginnen  mit  einem 
„Boetand  aus  dem  Kcchnungsjahr  I.  Apr.  ISSO-SI"  von  mjHll.öOs  M.  Sh  Pf. 
/wovon  •2S.St)2.485  M.  Ol  Pf,  f.  d.  Staatshaush.  f.  l'^Si  — S.l,  der  Kost  von 
4i7.7S2.023  M.  ^4  Pf.  zur  Deckung  von  Kenten  boütiDiuu'.  Die  Kecbnung  wird  nun 
80  M^estellt  (mit  Beispiel  ron  Kap.  1,  Tit.  1): 
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Solloiaiiabinc  Süllausgabc 

nn<-li  tivr      iiarli  dorn  iB  8lUDID«  K»p.  Tit«  Kn  hinil    Mithin  <1m  An  llt'Kteii  llf<- 

*9ri«ron  Ueb«r-     Etat  einge-       KtstsBoll       |f«h«D  in  ni«rk- 

imbi  (Swt»)  kvauatn   nMkr  «nicer    du  J.  usfM. 

N'atne  dea  Til<>U.  ab<!r 
M.  l'f.         M.Pf.      M.  l*f.  Oruiidborrl.  M.  l»t     IL  Pf.     ILl't      ü.  Pf. 

}l».6«2.8fi  2,<<1MU.—  t.a«4.1«6.—  1      1  IM  unu^^n  t,«lM90.tS  —   t8»,61S.17  118,7M.14  — 

TL  8.  «. 

Bd  den  Ausgaben  ist  das  Vcrrcchnangsscbcma  auf  der  linken  Seite  unter 
der  Kubrik  S o  1 1  ausgäbe"  dasselbe,  wie  bei  den  Einnahmen  unter  „Solleinnabne". 
Auf  d»T  rorhtLij  Seite  ?,ind  die  Spnlten  folpfcnde,  wobei  ihn  Pius  der  Summ<>  d-^r 
wirklichen  Ausgabe  und  der  noch  zu  berichtigenden  Küste  über  die  Summe  der 
SoUausgabe  als       genchmigwdo  EtatBabendireitQng*'  musligewieseii  wird: 

Es  sind      An  Kesten    SavinA   Mithin  gegen  du     Die  zu  goixh-  Bo- 
aoagegobea   sind  noch  zu  Soll  migendon  Etats-  merlni0g«iu 

berichtigen  mehr     weniger  abentchreitungcu 

betragen 

M.  FL         M.  Pf.       M.  Pf.    M.  Pf.    M.  Pf.  II.  P£ 


In  der  Anlage  ,.Erläuterung  der  im  Kechnungsjalnc  1.  Apr.  iSbl  — 82  Torge- 
kommencn  ^Ichr-  u.  MiadereinnaJiiDC**  (S.  268— S17)  aliid  dio  Spaltea  links  ron  den 

Erläuterungen  folgende : 

8oU  nach   Es  sind     Betrag  der    Zusammen   Gegen  da«  Soll   Ka]k.  TlL  Er- 
d.  vorigen    einge^    reiblicbcaen    (Ist  und    mehr   völliger  llit^ 
Kechn.  u.   kommen       Beste  Best)  nug. 

nach  dem 
Etat 

M.  P£     iL  Pf.       M.  Pf.        M,  Pf.     il.  Pf  M.P£ 


In  der  weiteren  Aulajjc  „Moti?irung  der  In  der  Ueborsicht  ron  den  Staatsein* 
nahmen  u.  Au»gal>cn  f.  1.  Apr.  ISst/S2  nachgcwies.  Etatsubcm;hn;itungeu  u.  der 
der  nachtriigl.  (icuuhmigung  bedarfenden  aasserotatümissigon  Aasgaben**  sied  die 
Spalten  folgende: 

Dos  StaatsbaushaltsetatB      Kot  rag  der  Etals^  Metife 
Kap.   Tit  Überschreitungen 

M.  Pf. 

II.  —     14Ö.   Die  Inventarisirung  des  öffentlichen 
VermügenB  und  dieKaturai>  oder Materialreohnangeo. 

Die  Aiik'-nn^-  und  die  regelmässige,  den  Bestand,  den  Ab- 
und  Zu^iuig  ('(»iistatirende  Fortfiiliruiig  von  Verzeicli  nisscn 
über  alle  unbeweglichen  und  hewcgliclieu  Eigcuthuuiöübjccte,  welche 
7.nm  Vermögen  des  Staats  oder  des  betreffenden  sonstigen  ülFent- 
lichcu  Körpers  gehören  (§.  82),  bildet  eine  nothwendige  Ergänzung 
der  Geldverrechniingen  nnd  wie  diese  ein  Object  der  Controle. 
Die  letztere  ist  aueh  hierüber  rei^elmUssig  von  denst  ihen  Organen 
auszuüben,  welchen  'Ii  ■  Controie  liher  die  FUhrang  des  Staatshau??- 
halts  übertra;::en  ist,  daher  in  unseren  Staaten  von  dem  Obersten 
Rcehnnnp^shor.  Aueh  die  Staatseontrole  hat  sieh  auf  dieses  Gebiet 
mit  VAX  erstrecken,  entspreehendc  IJeehte  sind  daher  in  der  ver- 
fassuogsmässigea  Finauzwirtbschalt  für  die  VolksveriretUDg  zu  ver- 
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langen  und  in  der  neueren  einschlägigen  Gesetzgebang  auch  ge- 
wöhnlich ansdrUcklich  gewährt  worden. 

Die  hierher  -ehörigcn  Objecte  (Sacbgltter)  stehen,  wie  das  ihr 
VerweiiduDgs/.weck  mit  sich  bringt,  regcliuäs^i^  unter  der  Obhut 
einer  bestimmten  einzelnen  Staatsverwahungsbehörde,  der 
Directiou  einer  Anstalt,  eines  Instituts  u.  s.  w.  Die  Verzeichnisse, 
die  Inventarisimng  und  die  Materialrechnung  sind  daher  von 
Organen  der  l>etref?enden  speciellen  Behörde  zu  lührcn,  entweder 
von  deren  Vorständen  oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  von 
Delegirten  der  Voi*stäüde  oder  bei  ^^i  össeren  liebr»rden  und  Anstalten 
aiK  }]  von  besonderen  IJeamten  unter  deren  eigener  Verantwortung. 
Die  \'ervvaltungs-,  hier  insbesondere  als  Verwcndungseontrole,  so- 
wie die  Kechnungs  -  und  Bestandscontroie  wendet  sicli  gegen  diese 
Organe:  die  erstere,  soweit  dieselben  ein  Anweisungsrecht  haben, 
d.  h.  aus  bestimmten  Crediten  gewisse  Arten  SacbgUter  anschaffen 
dürfen  j  die  Rechnungscontrolc ,  soweit  liber  die  Anschaffungen 
Geldverrechnung  zu  fuhren  iat;  die  Hestandscontrole  (analog  der 
Kassencontrole  Uber  die  Kassenverwaltungen),  soweit  jene  Organe 
die  nuter  ihrer  besonderen  Verwaltung  stehenden  Gegenstände  unter 
Nachweis  des  betreffenden  Ab-  und  Zugange  in  Bestand  zu  halten 
haben  („ Bestands ftthrnng^'). 

Diese  Bestendioontrole  vird  besondeis  wichtig  ond  selivierigbei  bewepliclieii 

n.  j^.iistiiiwliii  (lor  Magazin-,  der  Bclrichsverwaltungon ,  der  Hein?-  und  FJoltcnvcr- 
waituQg  (Arsenale,  Zeughäuser),  der  Verwaltangcn  öti'oiiUichcr  Samxnluugcn  ^Kuubt-, 
natarwissensebaftlicbe  Siminhingcn ,  Bibliotboken  11.  s.  w.).  Hier  musB  daher  insbe- 
sondere eine  genaue  Inrentarisirung  und  daran  sich  schlicssend  eine  f^cnanc 
MateriaiicQ-liechnung  stattfinden,  welche  dana  beide  der  Gontroto  mit  UDteiiiogen. 

Eine  G eld w er th- Bestandsrechnung  neben  der  Natural- 
oder  Haterialreehnung  ist  für  die  hier  vorliegenden  finanzwirth- 
sehaftHehen  und  Verwaltnngssweeke  hinsiehtlich  der  lediglieh 
zum  Gebrauch  der  Verwaltung  fttr  sich  als  Theilen  des 
„Verwaltungsvermdgens''  bestimmten  und  dienenden  Gegen- 
stände unnOthig  und  wäre  fttr  die  Rechnungslegcr  eine  zwecklose 
Arbeitsvermehrung. 

So  bei  den  ößcntlicbcn  b.iuiuuuugen .  in  den  meistou  Fällen  bei  der  Militär- 
rcrwaltung,  überhaupt  bei  allen  öffcntlicbeD.  liloss  Verwaltnngszvcckcn  dioncndeii 
•  iL'bilu'l  .  Ti  )»ei  den  Utensilien  der  üeschäftsluralo  u.  s.  w.  Hier  handelt  os  sit  li 
nicht  um  den  (icldwertb,  weil  eine  Yeräasserung  iin  Yeriiehr  uicht  io  Frage  steht 
und  wo  sie  bie  imd  d»  forkommt  (z.  B.  bei  Donbletten  in  den  Bibliotbeko»,  bei  Ve^ 
kauf  alter  Otcnsilifln)  doch  »lif^  ficldw-crtliansdilägc  nir.ht  massfrobend  filr  Erli'is 
siad.  Nar  beim  virldichcn  Au-  und  Verkauf  roa  solchen  (icgcnständca  ist  dio 
Geldreebminf  auch  hier  nothwendig.  Die  Gontrole  (in  ihren  drei  Arten)  oTstreckt 
sich  dnlif'i  u.  A.  ancli  auf  die  Iniichaltung  der  administrativen  Vorschriften  Imm  Ver- 
äueseroDgcn  alter  Utonsilion,  Actonpapiors  u,  dgl.  und  auf  den  (ioldorlös  daraiu. 
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(jleic)iwobl  xi'ird  mitunter  auch  über  die  gciiantitcii  Sach^tcr  eine  Bcstaudsr<-'  Ir 
nun^  in  Geld,  mit  mehr  odor  wenig;cr  Sorglalt,  gcfalirt.  Dieselbe  liat  aber  ü.iiii; 
böcbsiens  ein  {gewisses  s ta t  i  s  1  isc bcs  Interesse:  ein  bcs<  bränktes  wegen  ihrer 
geringen  pi-netisclx  M  l^'icbtiiti<')t  und  wofon  der  g:cwOIiiiUcb  vurliegendon  recbdirben 
l'iiv->r!uisburliclik«!it  oder  dt^  tli:it.-,rirl\liclicn  Uiit<M'dr'il)'"nN  dt  r  'S'.  irtiis<f?ntn;r  d<  r  P.*»- 
btandtbcilc  des  Vui'waUungävermögenä.  Man  hat  woid  mitunter  solcbe  \\  eithahscblägc 
zu  einer  Borcchnun;  der  „Actifa**  des  Staats,  der  (icoicinde  bcnntzt  und  dann  diese 
A'tivu  mit  den  l'assivis,  den  Staat<srbidden ,  vcrrrli<  Inn.  Srllis'  iiciiii  Finanz- 
vcrmögcn  daä  Staata  uutl  dor  Gemeinde  (Domänen,  Forsten,  Ucrgwcrkc,  Iietricl»saDi>taltou 
wie  'Eisenhahncn .  Ga^fabrikon  u.  dgl.)  ist  dne  selche  GefTcnttbentdlung  gewAhntieh 
wertblos  und  irrcfilbrend ,  weil  doch  au  eine  VerliussLrung  solcher  (ili)o<  t<  ni' lit  - 
dacht  wird,  meistens  gar  nicht  gedacht  werden  kann  und  die  Wcrthauschlagu  fUr  die 
SU  endelendcn  Preise  im  Falle  wirklicher  Ycr&usscruug  wenig  bcdeutetoii.  Far  die 
Geldwertlirechiiiirig  über  Bcblandtlicile  des  VcriraltungsromOgoiiS  gilt  dies  ToUendSi 
Fiaokrcich  hat  tsolche  GeldworthauschlUge. 

Dagegen  iniias  eine  dann  möglichst  naeh  kaufmäDnischen 
Oiiindaäteen  zu  führende  Geldwerth-Bestandarecbnung  ffir 
gewisse  Zweige  der  Fi nanzvermSgens  Verwaltung  allerdings  ver- 
langt werden,  sowohl  Uber  den  Geldwerth  von  Immobilien,  Ma- 
schinen, als  aueh  Aber  denjenigen  von  Verarbeitnogsstoflen  und 
von  zum  Absatz  bestimmten  Producten.  Dergleichen  ist  in  ver> 
scbiedenem  Umfange  in  den  Betriebsverwaltungen  oder  doch 
in  bestimmten  Abtbeilungen  derselben  geboten  und  hier  für  die 
RechnuDgsabscbltlsse  anoh  notbwendig.  Die  Gontrole  miiss  sieb 
in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Richtigkeit  des  Werthansatzes 
der  betreffenden  Objeete  in  den  Rechnungen  mit  erstrecken. 

Wichtigere  Bubpiclo  bieten  die  Mono2>ol Verwaltungen  von  Tabak,  Salz, 
die  Eisenbahn vcTwaltnnfren  (Köhlen-,  EueniDaterial-Yorrlue),  die  Bergwerks-  u. 

Hutten-,  dir  Forst-,  die  W  einbergs-  und  Keller-,  die  FabrikvriW  iltunpon 
für  die  betrelienduu  Kuhstoii-  und  Pruductcnvorräthe,  bes.  auch  für  diejenigen,  welche 
vom  einen  in  das  andere  Vorvaltungs-  oder  Kechnuugsjahr  übergehen.  Nur  bei 
einem  richtigen  Werthansatz  dieser  Gegenstände,  wie  nicht  minder  der  Immobilien, 
l)ci  eiuem  rirlifjjrfn  A  bsfhreibcrfrfahren.  bes.  bezüglich  der  (Jebätidc,  MasohinL-n, 
entsprechen  die  licchuungbcrgt  l>ii  is>e  der  Wirkiii  likeit.  U.  A.  müssen  auch  die 
Lieferungen  von  Stollen  und  Producteti  /  wi^  heu  vcrsrhiedcnen  Staatsverwaltungen 
(/,.  B.  Korst-  und  Bergwerks-  neb-t  Hiiftciiaiiiiiinistr.itioii  iiJ<t  If iil/Hcr»nmgen  »u« 
Staatjtwkldern  an  Behörden  zu  deren  Verwahungs/.weckenj  mügli*  hst  auf  beiden  Sdtcn, 
dies  Geben  und  Empfängers,  nach  richtigem  Werth-  oder  Prelsansats  Terreebuet 
werden,  weil  sonst  die  finanzielle  Lriijr,  dii-  Horton  und  der  Kcincrtrag.  überhaupt  die 
.,Okonomische  Bilanz'*  der  bctrcU^  Bctncbsvcrwaltnng  oder  Situu«austait  in  un- 
richtiges Licht  kommen  (§  151).  Diese  noch  seilen  ganz  genügend  erledigten  Puncte 
sind  natarlicli  in  Staaten  mit  gros-cn  i  tivritwirthbch.  EinnabmoqueUen ,  irie  in  den 
deutschon,  von  besondrer  practiacher  Bedeutung. 

Die  Gesetze  und  Verordnungen  unserer  Staaten  regeln  diese  Inrentarisirungen  u. 
Naturalrechuungen  u.  die  Cktntrole  darüber  näher.  Vgl.  für  Preii^i^tn  die  Instr  f. 
d.  < »b.'Kechn.-Kammer  v.  Is.  Dcc  ls24,  das  Ges.  v.  27.  März  ]^72  u.  manche  weitere 
Spcc.bestimmungen  Seitens  der  Ministerien  u.  der  ().  K.  K.  (das  Material  auch  hä 
Herrfurth  u,  bei  Meissner).  Zur  Kevision  der  0  Ii.  K.  gelangen  auch  „die  Ke<  li- 
»iin?fn  drr  Staat^'l  -hördcn,  Staatsbctriebsanstalton  u.  sfaatl.  Institute  Uber  Naturalien, 
Vorraihc,  Materialien  u.  überhaupt  das  gesammte.  nicht  in  Geld  be- 
stehende Eigenthum  d«;s  Staats"  ities.  v.  1S72.  §.  10.  Nr.  1).  Heber  die  la- 
ventarisation  von  lUensiÜ«  h  .  (i  rätliS' b.ifrcn,  Gegenständen  d.  Sammlungen  n.  dgl. 
».  Jj.  20  d.  Instr.  v.  Is24  lUcrrfurth,  S.  U7)  u.  Circrostr.  d.  i).  Ii.  K.  v.  27.- Jan. 
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162t'>.  Ucbcr  das  Verfahren  bei  Vorkauf  r.  iDVonUuMtDclieB  u.dgl  lustr.  v.  1S24,  §.  3.  — 
Aeli!  Ii  Ii  \  w Schriften  in  d.  anderen  deutschen  Sfnnten.  —  Die  Bi  incrkmige»»"  ilor 
(>.  1^  K.,  weiche  nach  Art.  101  d.  prouitö.  Verfass.  mit  der  Staaiäh.rorhnuug  dem 
Landtage  vorznlefon  sind,  mOsaoo  a.  A.  aocli  angubco,  ob  dio  Voi^ängc  bei  d.  Er- 
werbung, Benul/.un;;  u.  ^■Lr^lusscrung  von  Staatäcigeuthum  den  (Jcsct/cu  u.  Kt;i(.>l»r- 
stimmuttgeo  out^prochcu  habcu  itieä.  v.  1672,  §.16,  üs.  2).. —  Bes.  auügcdubutu 
Material-Verreolmnjif  u.  cingehendo  Gontrolo  2001  Theil  durt-ti  doa  Boclin.bof 
darüber  in  Frankreich;  Ilauptordunn.  der  „couiptabilitc  des  uiaiieres''  (uiatit-res  de 
consoukmatiou  et  de  transforination  unter,  dann  valours  niobilit-res  ou  periaaucntes  de  (oute 
cüpcce  nicht  unter  Coutrole  des  Uccliu.hofs,  sondern  nur  der  Verwaltungsbehörden)  v. 
26.  Aug.  1S44,  jetct  Docr.  ?.  81.  Mal  ltf6t  a.  Block  a  diel.  Art  natlirea. 
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Der  Pinanzbedarf. 

Erstes  Kapitel. 
Allgemeine  VerMltulüfeic  des  Fiuauzbedarfä. 

§.  149.  Im  voiausgebenden  ersten  Bucli  ist  der  Fiiiaii/.i>eil;irf 
vvcseullicli  im  Zusaiii  menhang  mit  den  in  ndsiiizen  füi 
die  Ordnung  des  Staatshaushaltes,  be/.  der  öü'cntliebcn 
Hauslialtc  überhaupt  betrachtet  worden.  Im  folgenden  ersten 
Kapitel  dieses  zweiten  Buchs  handelt  es  i^i<  Ii  darum,  diesen  liedarf 
nach  den  grossen  Kategorieen  zu  untersuchen,  in  welche  er  unch 
seiner  wirthschaftlicbcn  Natur,  nach  seiner  technischen 
►Seite  und  seinem  unmittelbaren  Zweck  zerfällt,  woraut 
dann  im  zweiten  Kapitel  auf  die  einzelnen  Gegenstände  des 
Bedarfs  etwas  näher  eingegangen  wird. 

In  ersterer  Hinsicht  zerHlllt  der  Finanzbedarf: 

I.  In  Natural-  und  Geldbedarf,  Je  nachdem  die  Finanz- 
wirthschaft  im  natural-  oder  geldwirtbschaftlichcn  Znstand  steht, 
daher  wirkliche  Naturalausgaben,  d.  h.  Ausgaben  In  der 
Form  naturaler  Sachgttter  selbst  oder  Geldaa&gaben  maeht 
(1.  Abschnitt). 

II.  In  Personal-  und  Realbedarfi  je  nachdem  der  Staat 
für  seine Prodactions wirtbscfaaft  persönlieheDienste  oder  o n ■ 
mittelbar  naturale  Saehgflter  (nicht  nnr:  Geld)  bedarf. 

Fttr  die  Pinanzwirthschaft  handelt  es  sieh  dann  darora,  in  richtiger  Weise  die« 

jenigen  SachgUtcr  (Geld)  hcrbeizusrhatfen  und  zur  V'  ra  •inhiii';  /ii  l)ritiir«'n,  mit  Hilf«« 
deren  der  Staat  einmal  Jone  Püntoualdieiuitc  im  System  freier  Contracto  g:eg:(;u 
Pin  t gelt  —  im  Gegensatz  ztim  System  freier  unentfeltlicfaer  Dienste  und  zam  System 
der  Zu-ang>jdicnste  1)  —  herbeizieht  und  bezahlt;  und  äodann  daniD,  die  unmittet* 
bar  bf'liirftt'n  Sar!i<;>itcr  passend  in  die  \'<'rfiliriing  des  Staats  und  seiner  V'.'rraltunsr 
zu  briii^L'ü.  Vuiü  i'er^uiiai-  uitd  Hcälbedarl'  iinndeln  der  2.  und  ü.  AbsrhnUU  Die 
Frage  der  tinanzicllcn  Beseiiallung  und  Rci^elang  des  PersonalbedMfs  lisst  sich  tkr 
die  Verhültnis:^<>  de^ii  modernen  <'uhurs(aats  h«\'u  als  diejenige  vom  «,StaAtsdien9l 
und  Besoldungswcseii"  (Besolüung^politiii,  2.  Abtuhp). 
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Die  Lehre  vom  Katural-  und  Gel(n}edaif  hängt  mit  derjenigen  vom  Personal- 
und  Bealbcdarf  in  mehreren  Puncten  zusammen,  z.  B.  in  der  Krage  der  sogen.  Na- 
taralbesoldnngen.  Ks  muss  dalicr  Einzelnes  im  Folgenden  thoils  an  verschicdcnuii 
Stellen  erwähnt,  thdb  int  ersten  Ai>><°lHiitt  vnrwcg  genommen  oder  in  die  beiden 
folgenden  Abschnitte  verschoben  werden.  S.  Kau,  5.  Ausg.  §  '2h  (..Art  der  aus- 
gegebenen Sachgütcr"),  ^.  5U— -61  Uber  Naturalbesoldungen ,  §.  Iii,  35  über  Aus- 
bedinfen,  Submissionen  u  s.  v.,  §.  59 — 6$a  Uber  ßesoldung^wi-sen ,  §.  66  fibor 
Banten.  [-'h  luibr  si  linn  in  der  0.  Aiis"r.  mn  U'.iu  hier  bedeutnide  Umänderungen 
und  Erweiterungen  Vürgcnommen,  bes.  den  Abschnitt  über  Staatsdienst  und  Besoldungs- 
wesen  (gw  6S — 65b,  S.  90 — 144)  fwoi  nea  gearbeitet.  Die  anderen  Materien  btie»ni 
aber  damuls  noch  zerstreut  in  ^.  r5 1— 35.  (>6,  HT,  uml  di  ;'  l'ritcr->f  l;.>idung  zwischen 
Natural«  und  Geldbedarf  und  Personal-  und  Kealbcdarf  trat  oicht  prin<  ipicll  äcliarf 
genug  heiTor.  Daber  scbon  entsprecbende  TerSaderoDgen  in  der  vorigen  (2 )  Aufl. 

III.  Eine  dritte  Unterscheidung  ist  diejenige  in  eigentlichen 
oder  reinen  Finanzbedarf  (Staatsausgabe,  Nettoausgabe)  l'Ur  die 
Ausführung  der  eigentlichen  Staatszwecke  und  in  Bedarf 
für  die  Verwaltung  und  den  Betrieh  des  Ertrag  gehenden 
Staatseigenthums  und  für  die  firhebungskosten  der 
Gehuhren  und  eigentlichen  Steuern  (und  eTentuell  Anleiben) 
(Erhebnngs-  und  Betriebskostenbedart)* 

Beide  Bedarfspoeten  msaiDDien  bilden  die  Boh-  oder  Brnttoansgabe  nnd 

sind  durch  die  Knh-  oder  Brut iiui  ahme  zu  decken.  Winl  von  lri/f,  rer  der 
liedarf  an  £rhebaug8-  und  Bctriebskoitcn  abgezogen«  so  eiigiebt  sich  die  Ii  ein-  oder 
Ncttoeinnabme.  Von  diesen  Kosten  wird  spitor  in  Zasammcnhang  mit  den  Ein- 
nahmen, an  wel<  In  ti  sie  haften,  im  Einzelnen  gehandelt  werden.  Cinige  allgemeine 
Betraclitnngen  darüber  enthält  Abschnitt  4  dieses  eisten  Kapitels. 


1.  Absohnitt. 
Natural-  und  0 eidbedarf« 

I.  —  §.  150.  Die  allgemeine  Entwicklung  der  VolkswirthBchaft, 
welehe  als  Uebergang  von  der  Natural-  snr  Qeldwirth- 
scliaft  beseiebnet  wird,  lyNaturaiwirihBchaft^'  in  den  beiden, 
verwandten,  aber  doch  su  untereeheidenden  Bedeutungen  ge- 
nommen (G.  §.  113,  114):  vorherrschende  Eigengewinnung 
derSachgUter  für  die  eigene  Bedtirfnissbefriedigang,  statt 
der  verkehrsmässigen  Gewinnung  durch  Tausch,  und  ferner: 
n a tu ralwirthscbaftl icher  Zustand  der  Tausch  wi  rt  h- 
gc  bat  t  -  hat  nothweiidii;-  auch  in  det  T  i  u  u n zwirtbschait  des 
Staats  und  (icr  Selbstverwaitungskrirjjcr  (Gemeinde)  den  naturalen 
Fiuauzbctiari  in  Geldhedaif  iinigestfiltet.  Demgeraäsö  hat  der 
Staat  auch  seiner  ehemaligen  privaLwirthschaftHchen  Naturalein- 
nafanien  sich  meistens  entledi^jt  nud  die  Iruiitren  Isaturalabgaben 
nach  Möglichkeit  in  Geldstcuern  verwandelt. 
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Auf  Letzterem  wirkton  auch  specifisch  steaertechniscke  Grüitdü  mit  eia. 
indem  ein  Nattirälsydtcin  sich  schwierifw  ab  dn  Gcld^tcuenystem  gerecht  und 
/.weckmäsäig  eiori«  Iitcn  iSsst,  dem  Staate  grosse  VcTwaltiingtlMt  nacht  and  dem  Bo- 
tkteuerten  »ulb&t  immer  wcuiger  convcnirt. 

Die  mit  der  EntwickluDg  des  Staatslebcns  binzatretenden 
neuen  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  daber  auch  meist  ron  vorne- 
herein auf  Geldwährnnf^  gesetzt.  Insbesondere  bat  der  Personal- 
bedarf immer  mehr  die  Form  des  reinen  Geldbedarfa  an^nommeo 
(System  der  blossen  Geldbesoldang). 

Selbst  wo  ütwa  noch  i:in  Theil  der  Gohalto  der  Beamten  in  Naturalien  (Uetraide, 
H  >lz)  bestf'lif.  dient  dies  uiclirfach  unr  nocl»  als  ein  Maassstab  filr  di<-  Rcrechnanic 
der  Höhe  üur  Gehalte  in  <)uld  und  die  Zahlung  erfolgt  nicht  mehr  etlectir  in  diesen 
Nütutalien,  sondern  io  Geld ,  eine  Befedumngtiweiee ,  velche  unter  Um«lindeD  beibe- 
halten wa  Verden  verdient 

Im  Ganzen  entspriebt  die  Verwandlung  des  Natnralbedarfs  in 
Geldbedarf  nnd  demnaeh*  des  gesammten  Ein-  nnd  Ansganga- 
wesens  der  Finanzwirthsehaft  in  Geldein*  nnd  -ausgänge  anch  dem 
BedHrfniss  des  modernen  Staats  nnd  der  modernen  Volkswirthschaft. 
Das  Kecbnnngswesen,  der  Meehanismos  der  FinanzTerwaltong,  die 
Uebersiehtliebkeit  der  Einnahmen  nnd  Ausgaben,  der  Kosten  des 
Staatswesens  nod  der  Empfänge  der  Staatsdiener  gewinnen  ausser- 
ordentlich. Die  wirkliche  ökonomische  Bilanz  der  privatwirtb- 
schaftlichen  Unternehmungen  des  Staats  lässt  sich  ohne  leiue 
Geldwirtbschatt  kaum  sicher  feststellen  (§.  148). 

II.  —  151.  Gleichwohl  giebt  es  doch  auch  ium  h  In  utc 
PlUle,  in  welchen  statt  der  Geldwirthschal't  ti;e  Natuiahviithöchart 
auch  im  Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  nnd  dies  anch 
zu  werden  verdient,  ja  so^'ar  Fälle,  wo  die  Natnralwirthsehaft 
passend  wieder  neu  eingeführt  werden  darf  Solche  Falle 
liegen  vor  sowohl  I)ei  Leistungen  Seitens  des  Staats  znn\ 
Zweck  der  Gcwinaim^^  der  Vertilgung  über  Dienste  und  Sacbgütcr. 
als  auch  bei  Leistungen  der  Volks  wirthse  h  aft,  specicii 
der  steuerzahienden  Bevölkerung  an  den  Staat  (Natural- 
einnahmen  von  den  privatwirthschaftÜcben  Unternehmungen,  Na- 
tu lalsteaem).  Alle  diese  Fälle  lassen  sieh  auf  ein  allgemeines 
Prineip  zurückfahren:  wo  nemlich  die  pri vatwirthschaft- 
liehe  Verkehrsconenrrenz  einerseits  dem  Staat  im  System 
der  Geldwirtbsehall  die  naturalen  Güter  und  die  Dienste  niebt 
oder  nicht  sicher  nnd  nicht  genOgend  nnd  nicht  sn  einem  ange- 
messenen Preise  verschafft,  nnd  wo  diese  Concnrreni  anderaeilB 
dem  Tom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten,  Staats- 
diener) die  Bedttrfnissbefriedignng,  deren  ErmögUebiing  in  be- 
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stimmter  Menge  nnd  Gate  ihm  der  Staat  mit  dem  Geldgelialte  ge- 
währen will,  gleichtaUs  nicht  ordentlich  \  erbUrgt,  da  läset  sich  im 
Prineip  auch  der  naturalwirthschatLlii  he  Zustand  im  Finanzwesen 
noch  billij^en.  Es  lie^^en  hier  also  wesentlich  practische 
M U  n  ge  1  de s  p ri  V at  wir  t hscha f  1 1  i  c  h  e n  ^Sy  s tems  vor,  welche, 
eine  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldwirthschaftlichen 
Verkehrs  im  FiDanzwesen  bedingen.  (G.  §.  117,  126  ff.,  134  £). 

1.  Ein  wirklicher  Natu  raibedarf  des  Staats,  der  hcate  noch  mit  Natand- 
I,Mstiin»cn  an  ihn  lu  friodigi  werden  mtjsM,  liop-t  z.  B.  in  den  früher  schon  erwähnten 
1  j.licit  der  !>ogeii.  „  kriegsleistungen  ',  auch  iu  gewissen  N&turallieferungen  für  die 
Arm>  <■  in  Fri>  dcnszcitcri  vor  :  die  Vcrr'organg  des  Staatsbedarfe  vermittelst  desEnrerba 
im  Verkehr  duii  li  CM  reicht  lii<  r  iiu  ht  aas  oder  rrfo'grt  zu  tinveihältnisaMTinssif;  un- 
gUDStigeo  Bedingungen.  Deshalb  wird  mit  Hecht  auf  andere  Weise  KUrsorge  getioUcn. 
(S.  oben  §.  7ft,  8.  17$.  Bes.  cbaractaristiscli  ist  dfe  Vereorgung  des  Pferdebedüfe 
d.'S  Staats  in  Krieffsz<  ifon ,  mittelst  Zwangs  gegen  di«;  Bi-^,itzi  r,  ihre  Pferde  zu  stellen 
und  sie  m  Friede uspreisen  abzulassen.  8.  uein  licichsfiuaazwe»eii  im  Jahrb.  f. 
Cfosetzgcb.  «.  s.  w.  III,  229,  225,  und  unten  ttber  „AilitSrOkonomik*'.)  Auch  der  Fall 
<lcr  Dienstwohnungen  für  Beaint.  g:r!hört  hierher,  wenn  nemlich  diese  Wohnungen 
im  Interesse  des  Diensts  (nicht,  wie  im  folgenden  Fall«  in  dem  des  Staatsdieners 
sdbst)  gewährt  werden.  /.  B.  veU  die  persönliche  Nftbc  des  Beamten  an  der  Stelle 
seiner  amtlichen  Functionen  erwUns<lit  oder  nothwendig  ist.  (Dienstwohnungen  fl&r 
Kassen-,  Poli/.t'i-.  Post-.  Rahnbcamte,  Instituts; ui^t-hcr,  niedere  Diener  in  Amts- 
gcbiiud^u,  /.üiu  Zweck  der  Bewachung,  Reinigung  ii.  b.  w.  Neuerdings  W'crtlilegung 
auf  solche  Wohnungen  beim  Eiäcnl)ahnpcrsonaI  im  Dicnstintarcasei) 

2.  l.'ni"-fk 'lirt  üi  i't  (  in  Naturallx-da rf  des  Rr  amf  'm,  welcher  vom  ^tnat  ' 
besser  in  uaturu,  uiü  durch  Vermittlung  von  Geld  befriedigt  wud,  z.  B.  iu  dem  eben 
«rviboten  wicbtfgen  Palle  der  Dienstwobnangen  vor,  welche  im  Interesse  des 
Dieners  jrcwllhrt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  bt^ssor  und  billiger  die  er- 
forderliche Bedürfnmbefriedigung  crli&lt  Von  diesem  Falle  wird  bei  der  Erörterung 
tiber  Besoldnngspolitik  noch  |bsprochen  werden.  Einstweilen  ist  zn  beacbten,  dass 
auch  hier  eine  manirelhaftc  Function  des  jni.  '  virthsobafÜichen  Systems  in  der  Tulks- 
wirthschaft  der  tirund  der  „Bacikehr  2Qr  ^iaiuralwinhschaft"  ist.  (Warnung  davor 
Toa  Seelig,  auf  dem  1.  Eisenachei  soc-polit.  (Joagress  1S12.  VerbandL  S.  244.  — 
SSft  andftf  Fall  Ist  die  Brottolinnng  neben  der  Geldl&hniuig  beim  Hüitftr.) 

III.  Hinsichtlieh  aller  im  Staatshaushalte  vorkommenden 
Natnralansgahen  und  Nataraleinnahmen  mnss  dann  aber  die 
Forderung  eines  richtigen,  d.  L  den  wirklichen  Dttreh- 
sehnittspreisen  entspreehenden  Geldansehlags  gestellt 
werden,  eine  Forderung ,  welche  freilich  nicht  ganz  leicht  zn 
erftUlen  ist  nnd  genau  nirgends,  mehrfach  noch  gar  nicht 
erimilt  wird. 

Dann  sind  aber  weder  Einnahmen  noch  Ausgaben  des  Staats  ordentlich  zu  Qber- 
seben.   Die  Pordemogr  Ist  fener  den  Beamten  gegentlber,  c  B.  Im  Falle  der  Dienst* 

Wohnungen,  nothwendig  durch  den  Grundsatz  gleichen  T'crhts  fürAUe  geboten. 
IMhcr  z.'B.  hier  richtiger  Anschlag  des  wirklichen  Miethwerths  (also  nicht  bloss 
nnd  aach  nicht  allgemein  gletchmissff  10*/«  wie  in  Prenssen,  Baden  «.  a.  L.).  End- 
Hcb  niu'is  auch  zwischen  verM  h  i  odc  nen  St.iatsan stalten,  welche  unter  ein- 
ander im  naturaiwirthschafilicheo  Verkelir  stehen,  ein  solcher  richtiger  Gcldanschlag 
d«r  Ifaturalompfange  und  NatnraUelstongen  erfolgen,  gemäss  der  schon  in  §.  14^ 
|ieCt»oteii '  Foidexonf . 

22* 
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2.  Abschnitt. 

Ihr  Persanalbedarf  oder  der  Staatsdienst  und  das  Besoldung;»* 

wesen  (BesoldnngspolltikK 

Kar  die  folg«ndeu  ErOrteruugcu  über  deo  Staatädienst  s.  bes.  U.  f.  Mo  hl, 
Politik  n,  347  ff.,  991  ff.  (Tttb.  18K9),  ▼onach  im  W<»entlic1ieii  §.  163.  S.  auch 

L.Stein,  Vcrwaltungslehre  I,  (I.  Aufl.  pa'^s.,  342  (T.  (Siuttjf.  1865).  A.  Wafiier, 
(irundleg.  I.  täü  (Eiullass  des  Bcaiiitcuthuinii  »uf  die  Feststellung  des  Bereichs 
dor  StaatsthStij^keit>.    Deber  die  z.  Th.  abweichenden  Verhältnisse  im  Militir- 

dienst  unten.  Eine  principiello  Erörterung  der  Beäuldungspolitik  hat  der  deutschen 
Kinanzvrissenscli.ift  aurh  noch  bei  Stein")  fast  ganz  gefehlt.  Was  Kau  gab  (5.  A. 
§.  i)Ü  K.)  war  um  in  kleiner  Anfang  dazu.  Meine  Behandlung  dcf  Gegenstandes  in 
der  »5.  Aufl.  v  .n  I{au  i§.  b'i  If.)  war  der  erste  umfassendere  Versuch.  An  dieser 
Darstellung  ist  auch  in  dit^s«  r  Atifl  in  der  Sache  wenig,  fast  nur  im  Material  etwas 
verändert  worden.  Die  .illgeuiLiaere  vulkswirtlischafis-  und  socialpolitischc  Bedeutung 
des  Gegenstandes  sclicint  mir  darin  zu  liegen,  dass  hier  das  Problem  der  Lohn» 
pnlitik  iint.  r  bcsunderm  Umständen  behitiitl'  U  wird.  I^ii;  trcwonncneu  Kesultate  ^ind 
iQUtatls  motandis  anwendbar  anf  die  ArbcitslohuiVage  überhaupt:  durch  mehr  beruft^ 
mftssfge  Orpranlsation  der  irovfthnlicbGn  Lohnarbeit,  entwicitoltes  Arbeitonrenichentiigs- 
wN'icii  11.  J^l.  soll  dem  AtIh  it.  r  '  ine  wenigstens  einigcrrnns^i  ii  älinlii  h  wie  dem  R'_auit(^n 
j^osichurtc  Stellung  gegeben  und  sein  ArbuitsluUu  ähnlich  wie  die  Be:wldaug  geregelt 
werden:  das  mnss  wenigstens  das  Ziel  „socialer  Lohnpolitik**  sein.  Dieser  Gesichts- 
]>unkt  ist  bisher  zu  wenig  beachtet  worden,  auch  von  mir  in  der  6.  Ausg.  von  Kau 
noch  nicht  gehörig.  Diu  Lehre  von  der  Besoldung  uud  von  der  ßesoldungspolitik  i^st 
ein  wichtiges  Beispiel  dafür,  wie  ttberliaupt  ausserhalb  des  Systems  privat- 
wlrthsch,  Concurrenz  solche  Vcrb&ltnisse  zu  regeln  sind  und  das  im  BesoIdaiig«> 
wo«,on  Km'i'bt''  Z'-ict,  diese  Regelung  zugleich  bi!ss<'r  ist.  ah  diejenige, 

wo  die  Ai  lx'it  al- ..W  a  ihren  schwankenden  Marktpreis  h.if.  In-nfi-rn  liefert  dieser 
Abschnitt  .  Iitiij;en  Beitrag  zur  Beantwortung  der  l-'r.(^'<  fi.  wrkhe  die  OkoatK 

inisch-fri  liiii-  lic  Einrichtung  des  genieinwirthsch.  "Systems  nbcrhauj't  )><  [  -  iin  r  w>»«j'-nt- 
licb  veränderten,  mehr  gemein-,  weniger  privatwmlisch.  Organisation  der  Voikswirth- 
Hchait  betreffen.   Vgl.  Wagner,  ürundleg.  L  1.  Abth.,  Kap.  ."i. 

Die  Regelung  des  ISosnlf^mcNwcsens.  rinsrlilii  sslii  h  do  Pensionswescri!>.  i>t  auch 
noch  iu  uiucr  anderen  Beziehung  interessant,  neulich  nach  der  Seite  der  Eotwiclf 
Innf  des  verwaltuugsreohtlichen  ond  des  priratrechtllehen  Momantt 
ans  (Inn  Sitt<!nmoment.  Das,  was  Anfangs  dem  (lebietc  der  Gnade,  d.tht  r  il-  r 
ü'ntQ  angehörte,  wird  ailmiUch  in  das  Uebiet  des  Uechts  Übertragen,  Dank  Ter- 
Sttderter  Anschauung  und  demgemSss  rorinderter  Ansprache  dos  Boamteii  und  Com- 
ccssioncn  der  Staatsgewalt.  In  Betrcli  des  Kuhcgchalts  des  Beamten  selbst  ist 
dieser  Proi  ess  wenigst«'»«  bei  uns  bereits  vollständig  vollzogen:  statt  „Gnadenverleihung" 
Gewährung  und  Eilai,i;iiii^  auf  (Jrund  bestimmter  Kechtssätze.  J|ei  den  Wittwen- 
nnd  Waisenpensioncii  va-ll/i'  Iit  sirh  derselbe  Process  gegenwartig  immer  mehr  (cbcn^ 
bei  den  .,(in;»den<|uartalen*'  u.  dgl.);  wieder  befichtfiis«'crfh  für  die  Regelung  der 
gewöhnlichen  Arbeitslöhne  und  für  die  Bestrebungcu  der  Aibcueiversichcrung ,  ia 
denen  sich  Amioges  vorbereitet. 

!>asH  tibripf'Hs  die  in  diesem  Absihniit«'  li«trachtete  S<Mf.-  ivs  Staats^di.nstL'S 
recht  eigentlich  eine  finanztechnische  ist,  welche  in  die  Fitjuuzwissonschalt  nicht 
etwa  nur  in  die  Verwaltungslehre)  gehört,  möchte  kaum  zu  bestreiten  sein.  Die  worfln 
■  Il^t  '  lohnpolitische  und  lohntheoretische  Vorarbeit  ist  die  ti-fniche  kl- in.  S.hnfi 
von  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Berl.  IhÜO  i,auoh  iu  2.  Aull.).  S.  ferner  dcss.  Auis. 
in  d.  Pr«u98.  Siat-Ztschr.  1874,  S.  93  ff.  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Xis^balmeb 
n.  eb.  1S7(}  S.  4tT  ff.  (Preis  der  Arbeit  im  preuss.  Staatsdienst  IS75.  über  die  Selbst- 
kosten der  Arbeit  eb.  S.  4b2  If.).  In  geistvoller,  aber  m.  E.  doch  nicht  richtiger  Fo- 
iemik  gegen  diese  Behandlung  der  Besoldnngsfrage  bewegt  sich  Ihering.  Zweck  im 
Kechte.  Leipz.  1S77.  I,  joo  l[ ,  wo  die  principielle  ökonomische  Gleichstellung  von 
(iehalt  und  Lohn  und  die  1  orderung  einer  Deckung  der  „Seibstkosteii  der  Arb«ir« 
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auch  beim  Gehalt  abgelehnt  wird.  Der  Oclialt,  dat»  Honorar  bei  koin  Arboitslohn. 
soudcm  nor  ein  Mittel  der  Sustentatfoo.  Statistisches  Uber  Gohalte  am  Besteu 
aus  doli  Etat^.  Daten  Uber  deatsche  Gehalte  vielficli  in  d.  guten  „Kloinen  Staat»- 
haadbaoh  dos  Keichs  and  der  Einzeistaatea".  Bielef.  u.  Leipz. 

I.  —  §.  152.  Der  Staatsdienst.  In  den  modernen  Staaten 
bestehen  versebiedene  Hauptsysteme  der  Besetzung  öffent- 
lieher  Aemter,  insbesondere  im  sogen.  CiTÜdienst  F0r  die 
folgende  Betrachtnng  wird  das  in  Dentachland  flbliehe,  übrigens 
hier  und  da  auch  sonst  allgemein  nnd  in  den  meisten  Staaten 
wenigstens  für  einzelne  Beamtenkategorieen  ( bemerk enswerther 
Weise  namentlich  für  richterliche  Beamte)  verbreitete  System 
zum  Ausgangs  und  Anhaltspunct  genommen.  Hier  werden  be- 
rufsmässige Organe  naeh  Erfüllung  gesetzlicher  Vorbedingun;;cn, 
durch  welche  die  Geeignetheit  für  die  Bekleidung  des  Ötaat»aiiit8 
nachgewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  .Staatsgewalt  in  syste- 
matischer Ordnung  zu  besoldeten  Aemtern  ernannt.  Die  Er 
nennung  giebt,  sofort  oder  nach  einer  bcsüfumten  rrobezeit,  einen 
Kechtsan Spruch,  wenn  nicht  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt 
selbst  (keine  willkürliche  Entlassung  oder  Versetzung  oliue  Ein- 
willigung des  Betreffenden),  so  wenigstens  auf  die  Amtsbesol- 
dnng  (Gehalti  selbst  oder  doch  auf  eine  höhere  Quote  der- 
selben („ Wa r t e ge  1  d"  1 ,  theils  für  die  Lebenszeit,  thcils  auch 
fUr  bestimmte  längere  Perioden,  worauf  alsdann  Ansprüche 
auf  Kahegehalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

Audoro  Systeme  der  Aemtcrbesctznng  sind:  besoldete  Benifäbcaintc  ohne  liecht 
luf  das  Amt  (Frankreich);  für  kiirzorc  Zeit  durch  Volkswahl  (dircct  oder  indirect) 
t  riia,iiutc  bt-äoldetu.  nicht  nothwuadig  berufsuiäsüig  gebildete  Bcauite  (Schweiz.  Nord- 
amerika); freiwillig  und  gaos  oder  fast  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleich- 
falls ni^t  immer  bttriifsmibsig  ausgebildete  B»v«nife  wenigstens  fUr  fr^risbe  Aemtcr 
ond  meist  auf  Züit  ^by&tuui  der  Ehrenämter,  englisches  Selfgovcrnmeut). 

§.  153.  Verglieben  mit  diesen  anderen  Systemen  erseheint 
das  den t sehe  als  das  kostspieligste  nnd  insofern  wenigstens 
finansiell  als  das  ungttnstigste.  Doch  ist  hier  Folgendes  zu 
beachten: 

1.  Einmal  dürfen  aneb  hier  die  Kosten  nur  mit  Rfleksiebt  anf 
den  Werth  der  Leistung  beurtbeilt  werden. 

In  dieser  Bj/iehuug  bteht  ähvs:  das  deutsche  System,  weKhea  docli  vornehmlich 
nur  eine  Conscqucnz  der  Arbeitstheilung  ist,  sehr  hoch.  Denn  in  den  com- 
plicirteu  Verliiütrni5sen  des  modernfii  St.i:it>  '^f.i'rtii  dh-  Anf-ulr  nintrcn  an  die  (Qua- 
lität der  Leistungen  der  Arbeiter  im  Staatsdienst  ebenso  wie  auf  allen  anderen  üe- 
bietoo  der  Volkswirthschafi.  Man  Jbraiicht  mtlbin  noch  hier  mehr  technisch  und 
sp c c  i  nlistisch,  d.  h.  eben  berufsmlissig  aiismjbildete  Arbeiter.  S.  o.  N,  37. 
Mindeätem»  berufsm&säig  aotigebildete  ürgaue  werden  daher  aucli  in  auderea 
Staaten  für  .die  meliteo  ntcbt  eifendich  |«IUtMhflii  AMiter  mm«t  mehr  rerUiigt. 


Digitized  by  Google 


342      2.  B.  Finaozbed.   1.  K.  Allgomein«B.   2.  A.  Bo8old.poUük.  §.  15S. 


Sehr  hczcichnond  ist  in  diesem  Pancte  die  neuere  Entvickelong  in  Eoglaitd,  bc 
sonders  was  da^  T'rUfungüwesen  fur  Beamte  anlangt.  Freilich  noch  immer  gnku« 
Missstände,  s.  K.  Mcirr,  Vorwaltunjfsrecht  n  i  0..  S.  938.  Dem  Nachtheil ,  class 
der  Festaaguätclitc  leichter  erlahmen  kann,  weil  er  eioigcrmaäseu  geschätzt  vor  Üoa- 
onrrenz  ist.  steht  der  Vorthett  der  f^rOtseTen  OB«bhiiiflgkeit  d«  B«untai  rm  der 
Begierungr ,  aber  anch  v  on  den  Parteien  im  Volke  gi-g^nnüber.  Sowohl  drr  Vergleich 
mit  Frankreich  ab  mit  der  Schweix  oder  voUeudä  mit  Nordamerika  f&llt  in  dieser 
Hinsicht  sehr  zn  Gunsten  des  dentschen  Syvtens  ms.  Femer  vtrfct  die  Ansslelit  uf 
Vorrüc  kill  ii>  höhere  Acmtcr  und  Gehalte  (Avancement),  auf  Au««  i.  Iniiinj?  durch 
Ehrenvorthcilc  als  Ansporn.  Das  „gliedliclie  Gefühl",  einem  tuchügen  Staude 
anzugehnren,  welches  durch  das  deutsche  System  besonders  herrori^rerufen  wird,  hat 
endlich  wesentlich  gtlnstige  Folgen ,  neben  denen  die  kleinen  Nachtheile  (Gefahr  des 
Kastengeist^  u.  s  w.)  zurücktreten,  zumal  wenn  der  Staatsrlifust  .Todermann,  der  die 
gesetzlichen  Bedingungen  hinsichtlich  der  (^ti:<liliration  eifiUlt.  uücn  steht.  Und  das 
ist  jetzt  fast  allgemein  «Der  der  enrtea  Gran<is.it/.c  (i<>r  ^  crtassuageo.  Vgl.  ober  die 
>ittnchc  TQchtigkeit  des  preuss.  Bcamtenthnms  Ja^  hier  gewiss  competente  Urthcil 
des  Dr.  Stronsberg.  „Str.  u.  s.  Wirkon",  Berlin  1S76,  S.  152,  auch  E.  Meier. 
Verwaltvagsreclit.  S.  846  mit  den  Worte  6erber*8:  .,es  ist  ein  Act  der  Gerechtigkeit, 
heute  zu  constatiren,  dass  ih'i  uncnncsslichc  Entwicklunf?  nnd  t'nltur  des  DouIm  !ien 
Volks  in  den  letzten  50  Jahren  zum  grossen  Theil  auf  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
berobt**  Wenn  aaa  endlich  früher  wohl  in  den  Pension saasprttchen  des  B»> 
atriten  etwas  halb  Anomales,  nur  seiner  ..privilegirleri  T.ebcnsstellung"  zu  Venl.uifciMidi'A 
sah,  so  ist  ietzt  immer  allgemeiner  anerkannt  worden,  dass  hier  im  öffentlichen  Dienste 
nnr  eine  angemeine  lohnpolitiscbe  Forderung  frtther  als  im  sonstigen  Diaut- 
verhiltrii^s  erfüllt  worden  ist.  aber  in  letzterem  nach  Analogie  Jenes  Dienstes  aock 
immermehr  erfüllt  werden  muss  und  wird  (Arbeiterrersicheningawesenj. 

2.  Auch  im  Kostenpancte  steht  das  dentsche  System  der 
AemterbesetEiinif  ferner  mehr  scheinbar  als  wirklich  im 
Nachtheil  gegen  die  anderen  Systeme. 

Die  Kosten  treten  oemlich  bei  ihm  allerdings  grossentheils  auter  den  Ausgabea 
des  Staats  hervor,  aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  docb  auch  rorhaodea 
als  Aufwand,  den  die  Volks wirthschaft  fUr  die  bezügliche  Thätijrkoil  d<r  Rearntfri 
tragen  muss.  Sie  stehen  also  gleichfalls  im  „volkswirtbscbaftlichcu  Budget" 
des  zwangsgcmeinwirAschaftKcben  Syilenis.  In  letzter  Linie  ist  es  docb  <for  Auf- 
wand an  Arbeit,  der  die  Kosten  bildet,  und  wenn  Oberhaupt  diese  Arbeit  in  Staate» 
dienste  geleistet  wird,  so  muss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  dentechen  Aemtersystcm  geschieht  dies  in  der  Hanptsacho  durch  die  Ge- 
sammthcit,  indem  die  Beamten  ihren  (iehalt  aus  den  Staatseinnahmen  (Steucmi 
empfangen.  Dem  (irundsatz  der  (icrcchtigkcit  und  der  rirhtipen  plei(  hmas^igen  Vcr- 
theilung  der  Staatslasten  entspricht  dies  sicherlich  aui  .Muiateit.  Iiu  by:>tem  der 
unbesoldeten  Ehrenamter  belastet  der  genannte  Aufwand  die  Priratbudgets  der 
Fro^Dienendeu  als  erhöhte  Ausgabe  oder  verminderter  Erwerb  (Zeitfcr- 
lust,  unmittdbard  Kosten  u.  s.  w.).  Dies  kann  aus  socialen  und  politischen  (irOndeu 
gut  und  sdbst  in  finauiieller  Boxiehnng  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  Progressivbesfeuerung  der  reicheren  und  sonst  tin)ie>rh  iftiuteren  f'Ia>-^cn 
in  einer  fur  diese  nicht  lästigen  und  fUr  die  üosamutheit  besonders  vortheil haften 
Weise  (durch  Requisitton  ron  Arbeitddstnngen  gebildeten>r  Personen)  hinaoskennt 
Zweckmässipkeitsfrrunde  sjireehon  also  filr  die  Kin^'-Ii«-deriin>j  dieses  Ehrenanifs^y>tems 
iu  passender  Beschränkung  in  unser  deutsches  („bureaukratisches")  System  oftmals 
Eine  finanzielle  Tragweite  hat  daher  diese  Eingliederung  auch,  nur  eine  andere 
als  man  meistens  denkt,  und  Kosten  macht  es  natürlich  gleichfalls.  Manches  Hirrhrr- 
gehOrige  mit  Betonung  der  Ehrenämter,  aber  ohne  richtige  Beachtung  der  im  Text 
gegebenen  finanziellen  Würdigung  der  Sache  bei  Walcker.  Selbstverwalt  d.  Steuer* 
Wesens«  1.  TheiL  8.  anch  Gneist.  Verwalt.«  jMtl»  u.  s.  w..  S.  90  It  tt.  desi.  «■g'' 
Commnoalvcrfa^fsun?.    H   121«  ü.    E.  Meier  a.  a.  0..  S.  894  ü'. 

Aber  kuüplt  steh  doch  auch  eine  erhebliche  Gefahr  an  dieses  aristokratische 
Ehreaanissysten  wie  ToUends  an  das  der  niodrig  besoMeteu  oder  nur  fKr  kons  Zeil 
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Qbargobenon  Aemter  in  Demolntieen.  Nicht  nur  ist  die  Qualität  der  Lvistung  oft 
gering,  so  dass  der  KüstenerspRTniss,  welche  der  GesaminthMt  zu  Theil  wird,  auch 
nur  ein  niedrigerer  W<-rili  eotspriclit.  Ikdenklicher  in  f  in  i  n  /  iellc  r  Hinsicht  ist 
noch,  dasd  solche  Äomtcr  mm  Ersten  ron  den  /  it  li^^tit  Inhnbem  durch  wid«r- 
rechtlicbe  PraktiVen  aller  Art  ausgrchcatet  werden.  Mau  »icnko  an  nordamcrika- 
uische  Verhältnisse,  wo  man  fast  ron  einem  „System  der  Aemteraasbeatung" 
spredion  laaat,  S.  «leli  Hock,  Finiinz.  Amfirikas,  S.  40—54.  Dann  erscheint  die 
Aasgabe  für  den  Staatsdienst  allenling-s  wieder  nicht  im  Staatsbudget,  aber  do-'h  auch 
in  rolkswirtbscbaftlicheu  und  zwar  im  Frifatbudget  derer,  welche  sich  jeuer  Aot»- 
bentung  nicht  enteiehen  kOnnen.  Abgeselten  ron  ulen  politiiclien  nnd  othlsehen  Nncb- 
theilco  werden  dio  Kosten  (k-s  Staatsdienstes  hierljei  auf  die  denkbar  scblimmste  und 
nngleichmässigste  Art  rou  den  einzelnen  Staatsnngebörigcn  bostrütcn  und  sind 
im  Gttusen  rieUeicht  noch  höher. 

Es  erfolgt  also  bei  den  venchiedenen  Sjrstemen  der  Aemter- 
beeetzang  doeh  nur  eine  verschiedene  Vertheilang  der 
Kosten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sieh 
günstigere  Vertbellnng  oder  ^ne  wirlLliche  Kostenerspamiss  ver- 
glichen mit  dem  dentschen  System. 

'6.  Endlich  kann  aber  anoh  dem  dentschen  System  etwas 
Tom  Ehrenamt  ankleben  und  damit  an  unmittelbaren  Kosten 
im  Staatsbudget  gespart  werden. 

Dies  feschfeht  noch  notorisch,  denn  die  grosse  Ifosse  der  Sinatsimter,  beson« 

der»  der  höheren,  ist,  Tcrglichen  mit  anderen  ähnlichen  Berufssteltuniren ,  für  Per- 
sonen gleichen  und  gleich  theuer  zu  erlangenden  Bildangsgndos ,  nur  mättsig  be> 
soldct.  Der  besoldete  Berafisbeamte  wird  mit  dnrcb  die  Ehre  der  Stelinng  im 
Staatsdienste,  ferner  ilunh  bcsonden  gcw.ilirte  Eh renvorthcile  (Titel,  Rang,  Orden 
0.  dgl.)  betahlt.  welciic  letzteren  einmal  wohl  oder  übel  in  der  öffentlichen  Mcinnnp 
eine  gewisse  (ieliiing  haben.  Mau  hat  dies  vom  ethischen  Standpun«  tc  öfters  ange- 
griffen und  •  beiiso  ?om  ]K)]iti3chen ,  ist  jedoch  darin  sicherlich  zu  weit  gcganfrai. 
Namentlich  in  dcmokraf.  Republiken  wird  über  die  Ehrenrortheile  di  r  Monarchieen 
(ror  Allem  Orden  u.  dgl.)  oft  gesj>Attolt.  Dennoch  lü  es  characteristisch  genug,  da!»s 
man  anf  dgL  auch  in  8<richen  Gemeinwesen  merkwürdig  viel  Verth  legt.  Die 
„Prin/.enhuldijniiij?eri"  in  der  atnerikanisclicn  (icsellschaft  sind  bekannt,  und  in  der 
Schweiz  lisot  sich  jeder  Kramer  und  Uastwirth  gern  nach  seineu  Civil-  oder  llüitar- 
Imtem  tItoHren  (Riebter  n.  s.  w.).  Es  Hegt  aber  anch  der  rernfinftige  und  sitt- 
lich berechtigte  Gesichtspunci  r.u  (irundc,  dass  die  Otfentliche  Anerkennung;  durch 
die  Verleihung  eines  Amtstitels  u.  s.  w.  Seitens  der  Staatsgewalt  Werth  hat  und 
haben  mÜ  mcht  «fos  Ttiel-,  Ordensvcsen  ao  sieb,  sondern  der  damit  getriebene 
Missbrauch  ist  das  Uebcl.  Dieser  Missbrauch  aber  nimmt  ihm  anch  rieirach  diu 
günstigen  finanziellen  Folgen.  Vom  finanziellen  Standpunctc  aus  bietet  diese  „Re- 
/ablnng  mit  Ehronauszeichnungen"  neben  derjenigen  mit  (ield  ohne  Zweifel  ihre  er- 
heblichen Tonheile  (§.  H).  Die  Ersparong  tritt  in  einzelnen  Kfdlen  besonders  desHieh 
h  r  '^r,  z.  B.  bei  dem  heiiti?en  Austheilen  von  Ord.  n  als  Ehrengaben  an  Personen, 
welche  einem  Monarchen  Dienste  leisteten,  statt  der  einstigen  goldenen  1'abaksdoson« 
BriOaatringe  n.  s.  w.  Nor  mnss  freilich  die  Geldzahlung  doch  ihre  anfsmessene  HSbe 
erreichen,  d.  h  ein  richti^res  Verhriltuiss  /wisclien  materiellem  und 
Immateriallobn  bestehen.  Was  au  ihcriug  s  Heuierkun^^cn  Uber  den  (ichalt  als 
gemischte  Lobnform  and  theilireise  Jdealea  Lohn**  richtig  ist,  das  liuft  doch  eigent- 
lich auf  Zu)re>^tändnis8  hier  unter  Punct  ^  hinaus.  Th.  hat  zu  ausschliesslich  den 
eigentlichen  hohem  Dienst  vor  Augen.  Das  vielfach  Zutretiende  seiner  Ausführungen 
steht  mit  der  Anwendung  der  Theorie  der  Selbedtosteo  der  Arbeit  aof  den  Staala- 
dienergchalt,  in  der  von  Engel  und  mir  hier  festgehaltenen  Beschränkung,  nicht  in 
dem  Widerspruch*  den  Ih.  hier  in  der  Polemik  gegen  Engel      203)  annimmt. 
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II.  Das  Beso iduiigswescn. 

§.  154.  —  A.  Um  lür  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  der 
Beioldnngspolitik  den  richtigen  Standpunct  zu  gewiDoen,  mosB 
man  zuerst  die  Hesoldang  (den  Gehalt)  des  Staatsdienen  aU  eine 
Art  des  aasbedangenen  Arbeitslohnes  betratthten. 

Die  finaazielle  Lehre  von  der  BeMldnng  tot  insofern  nur  dne  Auweudong:  der 

allgemeinun  volkswirtliscbaftlichcn  LeTirn  vom  Loboo  auf  oiue  spcciello  Kategorie  too 
FäUen.  £s  lassen  sich  Besonderheiten  nachweisen,  welche  den  Staatsdienst  als  Ar*- 
baitsart  von  den  meisten  anderen  Arbeitsarten  nnteTsebeideD.  Diese  Beeendertidten 

haben  bisher  auch  wohl  vornemlich  zu  den  VorscliicdLinlioiton  in  der  Kocrelunf^  der 
tiehalte  ?orglicheQ  mit  der  Uegeluu^  der  Löhne  fur  gewöhnliche  (niedere)  Arboit  ge- 
Alhtt  Und  mit  Recht  Verden  i^ewuse  Unterschiede  im  System  der  LSluiiin;  bleilmt. 

Aber  neben  den  Vcrsch  i  (^mIciiIk- i  t  •  ii  besieht  doch  noch  mehr  ülei  i  ha  rt ig- 
ieit  zwischen  der  Arbeit  eines  Staatädicuers  und  derjenigen  jedes  anderen  Arbditenk 
£8  sind  nnr  Dank  einer  richtigen  Lohnpolitik  des  Staats ,  besonders  unserer 
deatscheu  Staatottt  gegenüber  seinen  Arbeitern,  den  Staatsdienern,  hier  schon  L,ohn- 

verhälinisse  •?»»srh;»fren,  welche  im  g^cwAliiilichcii  privatwirthschaftlichcn  Lohnsystem 
ijüch  ijrussciitlieils  fehlen,  hcuk-  aber  mit  Kocht  iu  unburua  CuItuKtaateu  immer  mehr 
als  uothwendig  erkannt  und  erstrelit  wi  rdeii.  Deshalb  hat  die  finanzielle  Lehre  tob 
der  Busöldtuig  eine  allgemeine  piiii(-i]ML-IIe  fied('utung  for  die  Lohnleliro«  milss  die 

Bcsoldniig.spülifik  d.os  Muster  für  die  Lohnpolitik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten 
nun  nameutlich  folgende  drei  bervor: 

V?].  an<h  die  guten  Bemerkoogea  von  Laspeyros,  Art  Staatswiitbaohaft  i.  D. 

Staatbw'.rt.Tb.  X,  SO,  82—84. 

1.  Die  geforderte  Arbeitsart  hesteht  in  einer  Reihenfolge 
niederer  und  höherer  Dienste  grinäss  eines  Systems  aneinander- 
hangender,  allmälig  wichtiger  und  t>ch\vieriger  werdender  Aemter. 
Der  Htaatsdiencr  ist  auf  das  Vorrücken  in  diesen  Aomtern  zur 
Verbesserung  seiner  wirthschaftlichcn  Stellung  vornemlich  mit  an- 
gewiesen. Es  ist  daher  nothwendig,  dass  der  in  den  Staatsdien«! 
Eintretende  sich  wenigstens  im  Allgemeinen  von  vornherein  lUr 
ein  Vorrtteiien  in  eine  solche  Reihenfolge  von  Aemtem  eigne.  Dies 
bedingt  mannigfache  Verschiedenheiten  der  Stellung  gegenüber 
anderen  Arbeitsarten,  besondere  Bedingungen  fUr  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  nnd  EigentbttmLiehkeiten  der  Gehaltszahlung. 

Im  Militärdienst,  namentlich  dem  preussischen ,  daher  der  Grundsatz,  das?  d- r 
im  Avancement  übergangene  Officicr  den  Dienst  (juittirt,  für  den  —  Einzelnen  hart, 
aber  für  das  Ganze  und  fUr  das  Dienstintcresse  doch  nicht  unrichtig.  Das  uiibediagte 
StehenbleibenmUsscn  der  Beamten  in  den  niederen  Aemtem,  wogen  mangelhafter 
Qoalification  für  die  höheren,  ist  nicht  wünschcnswcrth.  Darauf  ist  auch  beider 
ganzen  Organisation  des  Dienstes  und  bei  der  Kegelung  der  Gehalte  nicht  gerechnet. 
Aach  der  in  unten  ti  Posten  Befindti  ii  -  >oll  sich  für  höhere  StoUen  eignen,  sonst  wird 
leiolil  aach  seine  jetzige  Stellung  herabgedrtickt  werden. 

S.  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eloe  speeifische,  meistens  ftlr  andere  Bemfs-  und  Erwerbsiiten 
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nicht  nötbige,  mitunter  ttir  solche  gar  nicht  unmittelbar  brauichbare 
und  doch  kostspielige  („techniscbe*')  Vorbildang.  Der  Ueber- 
gang  des  Beamten,  »amnl  des  älteren,  in  einen  anderen  Beraf 
ansserbalb  des  Staatsdiensts  ist  daher  oft  schwierig. 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meistens  zu 
findende  Scheidung  des  eigentlichen  Staatudiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  von  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  VorbildQng  fordern,  in  Recht,  Stellang  and  Gehalts- 
System. 

StaatsdieDer  —  Anfestellter,  so  wird  uiituntcr  der  Duterscbicd  bezeich- 
net; in  Baden  z.  B.  eigentliche  Staatediener  nnd  uitere  Diener,  wobei  der  feste  Lebn 

der  orsten  toclinisoh  R es o hl u ii e .  der  der  lot/teren  Gehalt  in  der  Arntssprarho 
heiiföt  Bei  den  ni^dereu  Angestellten  genügt  aUgemeiue  Schulbildung.  Ailcnfailii 
kann  man  zwischen  den  bftheren  nnd  unteren  Beamten  (Dienern)  noch  die  Kategorie 
S  ubalt-  riibeamfe  auch  für  das  Gohaltssystetn  unterbchciden.  Die  Subalternen  bedürfen 
höherer  Schulbildang ,  mtlsaen  meist  auch  Prüfungen  ablegen,  aber  brauchen  nicht 
«of  UnirenitUen  n.  dgl.  zn  sfaidiren.  —  Laspeyrea  a.  a.  0.  meint,  daai  ancli  f&r 
die  Beamten  in  allen  deiiirrngcn  Productioncu ,  w.  ldie  dem  Staate  mit  anderen  Ge- 
meinwirthscbaftcn  der  <>cmcinden,  Kreise  u.  s.  w.  gemein  sind,  z.  B.  Lntcrriciit.  Polizei, 
ferner  in  all'  den  Geschäften,  welche  der  Staat  in  Concurronz  mit  Privaten  betreibe, 
die  feste  Austeilung  entbehrlich  sei.  Dies  kann  man  bei  der  letzten  Kategorie 
TOD  Beamten  im  A'4"r))au,  Her^ltau  n.  9.  w  ,  •vreniL'-'M-  se|ion  im  Forstwesen)  zugeben, 
kanm  bei  den  Ki^tifcnaantcu.  Nüili  richtiger  dart  mau  al>er  urog^ekehrt  schliossen: 
die  festere  Stellung  des  Staatsdieners  muss  wenij^stena  in  eini^arina?j.cn  iiliiduhor 
Weise  jedem  Privathcamleii  (bei  Actieiii^esellschaften  n.  8.  w.)  und  endlich  mftgliclist 
Uberhaupt  jedem  Arbeiter  werden.  Für  die  „Priratbeamtoa''f  welche  z.  B.  bei  Privat- 
twlineB  oft  fast  ganz  der  WlUktlr  der  Yo^^fesetzten  unterliegen,  wird  eine  Stellung 
nach  Analogie  der  Staatsstf'llnn auch  beraita  fiwfiwb  entrebt  (z.  B.  in 
Ücstencich,  Ztschr.  d.  ötiterr.  Boamtenrereius). 

b)  Ebenso  rechtfertigt  dieser  Pnnct  fttr  den  eigentlichen  Htaats- 
dienst  den  Kern  des  deatscben  Systems,  nemlich  das  Recht,  nach 
Ermilong  der  allgemdnen  Bedingnttgen  hinsichtlich  der  Qaali- 
fieation  nnd  nach  Ableistang  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Aassicht  anf  Vorriicken  zn  erhalten;  ferner  den  Rechtsansprach 
anf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez.  anf  dessen  Qehalt,  am  den 
Beamten  zn  sichern. 

Der  hohe  W  erth  einer  solchen  Sicherung  des  Staatsdienere  in  liinsicht  seiner 
bürgerlichen  Stellung  und  der  Nutzen  der  grOiueren  Doabhlngigkelt  des  Beamten  ron 
der  Staatsp:e;\'ah  für  die  Qualität  der  Leistungen  ergicbt  sich  am  Deutlichsten  ans 
dem  Urondsatz  der  ünabsetzbarkeit  der  Kichter,  au  dem  doch  wenigstens  fUr 
gewiBflo  (liOhere)  Bicbterlategoriea  auch  Staaten  mit  anderen  Systemen  der  Aemtor* 
beaetznng  (Nordamerika,  Schweiz)  festhalten. 

3.  Die  Entlassbar keit  des  also  gestellten  Beamten  ist 
gleichwohl  im  Staatsdienste  aos  Grttnden  des  Dienstin ter- 
esses  nicht  immer  zn  entbehren:  zeitweise  Entlassung  oder 
znr  Disposition  stellen,  bleibende  Entlassung  oder  znr 
Uuiie  btelleu. 
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Dieser  Umstand  in  Verbindung  mit  dem  vorherigen  (Nr.  2) 
bedingt  aber  in  tiiesem  Falle  eine  Schadloshaltung  des  ohne 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten.  Diese  Bchadloshaltnng  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen ,  aber  doch  bisher  bei 
ihm  besonders  stark  ausgebildeten  Form  der  Lohnzahlung,  indem 
letztere  theilweise  anl'  die  Zeit  nach  dem  An  stritt  des  Be- 
amten aus  dem  (activ  en )  Dienst  verschoben  wird:  Warle- 
gelder und  R  u  h  e   c  b  a  1  tc. 

Die  sehr  beachteusvverthe  und  ertreuliche  Wcitcrentwitklnng 
ist  aber  im  Gebiete  des  Staatsdiensts  dann  schon  länger  in  der 
Hinsicht  eingetreten,  dass  auch  dem  Staatsdiener  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Recht  gewährt  worden  ist,  ans  peradniieben 
Orttnden,  besonders  bei  dauerader  Erkrankung  lemersetts 
seine  Entlassung  unter  Beansprncbnog  des  Kabe- 
gebalts  zu  fordern:  das  hier  zuerst  allgemeiner  anerkannte 
lobnpolitiscbe  Postulat 

§.  155.  —  B.  Grondstttze  der Besoldnngspolitik.  Aus 
den  im  vorigen  g.  entbaltenenPrilmissen  lassen  sieb  nnnnaebstehende 
Grundsätze  ftlr  die  Regelang  der  Besoldung  als  einer  Lohn- 
art llbeifaanpt  und  als  einer  specifiseb.  elgentbttmlielien 
Lobnart  ftlr  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

1. .  Die  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlioben  Staatsdiensls 
geforderte  Arbettsart  nnd  Interesse  nnd  Wflrde  des  Staats  soUieesen 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbelter^)  nnd 
die  Lohn-  oder  Gehaltsbestimmunfg  in  jedem  einzelnen 
Falle  im  Wege  der  freien  Goneurrenz  gewShniioh  aus. 

Bekanntlich  war  dies  früher  wodor  in  DoutschUnd  noch  anderswo  so.  Eiuo 
besonders  characteristische  Abveichong;  von  doui  heaUgen  GrandsaUc  bildete  das 
System  des  Acmtervcrkaufs.  obgleich  doch  auch  hier  Dienstrücksii lit. n  n-hen 
allen  möglicbeu  petsOulichon  Einflössen  die  ,4'reiö  Coucurrcnz''  uiejnai&  gjoii  ^ur 
Gdtiiiig  kommen  Hessen.  Der  Aemtcrvcrkaof  war  namentlich  in  den  Ocbcrgangt»- 
tifa atsforuie n  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  rorbrpitot,  als  Finanzoperation  bihomi'  Ts 
in  Frankreich,  aber  doch  auch  im  Tor.  Jahrhundert  unter  Friodr.  Wilhelm  L  sdbäi 
in  Prenssen  (Znhlanp«!  ron  Hoiiata*  oder  ViertdjahragagMi  in  dAe  Becnrtonhiww. 
s.  Riedel,  brand.  pronss.  Staatshaushalt.  S,  67,  Schmnller,  d.  preuss.  Beamten- 
Stand  unter  Friedr.  WUh.  L  in  d.  Preum.  Jahrb.  1670),  u.  ,and.  Staaten.  Zai  in 
neuester  Zeit  ist  dies  System  im  engl.  Heere  Ar  OflidersteÜen  gäwt  beseitigt  worden.  — 
AehiiUchc  Fälle  ausserhalb  des  Staafs<Hriist.s  sind  die  VerkriufL-  der  Sttlleti  >(.q 
Advocaten,  Mäklern  u.  s.  w.  (noch  hctite  in  Frankreich,  in  Elsass-Lothringen  abgesohaüt). 

Statt  dessen  verknüpft  der  Staat  in  der  passend  mit 

den  Aemtern  fest  systemisirte  Besoldungen  und  Oherträgt 
dem  Beamten  ein  solches  Amt,  ohne  einen  speciellen  Contract  mit 
dem  einxelaen  Beamten  Uber  die  Höhe  des  Gehalts  an  sehliessen. 
Wenigstens  ist  Letzteres  die  (seltene)  Ausoabme. 
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Eine  Aosbilime  bilden  in  Deutschland  namentlich  «Iii*  Professaren  an 
Universitäten  and  anderen  ftm-hnisrhon  11.  s.  w.i  TIo<  hsrhulcn.  gelegentlich, 
aber  sclteu  auch  Lehrämter  (etwa  DirecioreaaielJou  uii  (jyiiiiiasicü  u.  dgl.  m.  —  Es 
ist  belehrend,  gerade  wegen  der  Verschiedenheit  der  Grundsätze,  nach  welchen  die 
Besoldungen  im  höheren  Lebrdicnst  und  im  Übrigen  Staatsdienst  normirt  werden,  diu 
Folgen  beider  Systeme  zu  vergleichen.  Die  eigontliümliche  Stellun«;  des  höheren 
Lehrdiensts  erklärt  sich  io  Deutschland  ohne  Zweifel  mit  daraus,  dass  fQr  diese  winen- 
schaftÜrhon  nerafsarton  niemals  das  particularistischc  Princip,  die  Staatsdiener  nnr 
aas  dem  .Jiilande"  m  nebmeu,  durchgeführt  werden  konnte.  In  Folge  des  hier 
HemchMideD  Benifting:isystoiiw,  der  damit  verlniiid<ui«ii  specieUen  Contraete  der  Re- 
gierung mit  dem  Lehrbeamten  über  die  Höhe  !  r  l'esoldiiDa:  u.  s.  w.,  ferner  in  Folge 
der  auäbediuigeoen  oder  frei  gewährtea  Personakulageu  für  Lehrer,  welche  Berufungen 
aa  andere  Orte  ablehnen  n.  8.  w.,  besteht  hier  in  demselben  Amt  it.  B.  ordend. 
Profes3i:r)  und  in  demselben  Dicngtalt<>r  'lia  irrösste  ü  ng- leichlicit  tlrT  Be- 
soldungen, B.  im  J.  1S7U  in  Freihurg  i.  Br.  1000— 2800  tl.  für  d.  (»rdinanus.  in 
Berlin  box.  I>>7Ü,  1876  u.  IHHB  400—2500,  1100—4000,  1200—4000  Thlr.  (unge- 
ferhii  t  iJie  hier  häufigen  Besoldongserhöliungcn  in  Folge  von  Nebenämtern,  Bezügen 
aus  d,  Akademie  u.  s.  w.\  in  Bonn  ROO— 2500,  9ft0-- 2*^00,  600— .S500,  in  Güttingen 
500—2300,  400—1200,  ÜUÜ— 42UÜ.  in  Marburg  8OIJ— UüO,  800—20(10.  11G7  bi;j 
2000  Thlr.,  wozu  auf  d.  preuss.  Universitäten  allgemein  noch  die  Wuhnungsgeldcr 
<le?  Orts  treten.  Diese  üngleirlilieit  winl  dnrch  die  ebenfalls  prosse  l  ii'jlcichheit  der 
amtlichen  Mebeneionahmen  ^GoUegicngelder  u.  a.  w.)  kein^wegs  ausgeglichen,  öfters 
mftchte  sie  dadorch  noeh  gesteigert  werden ,  da  nicht  seilen  die  Hlkästbesoldeten  die 
hIJchsten  Nebeneinnahmen  haben  nnd  umgekehrt  (nicht  nur  nach  den  persönlichen 
Leistungen,  sondern  auch  -  und  gewöhnlich  viol  mehr  —  nach  der  Natur  der 
Flcher,  8.  n.).  Diese  grosse  Ungleichheit  vird  dorch  das  hier  im  Gegensatz  zum 
sonstigen  St.i,itsdienst  herrschemle  Honeurrenzprincip  wesentlieh  mit  bcdintrt.  Sii^  h;i( 
sicher  auch  ihr  hoch  Bodenküchos ;  manche  Schäden,  ja  manche  wahrhaft  hässliche 
Seiten  der  OniTeiaiatsv'erhUtnisse  erU&ren  sich  mit  daraus,  da  bei  dem  jetzigen 
System  dem  Gluck  und  Zufall  und  der  —  Connexion,  dem  akademischen  CIi<iucti- 
wesen  (persönlichen  u.  „Ivichtang-scliriuen")  doch  ein  sehr  prosser  Spielraum  gelassen 
uüd  die  Gefahr  schlimmen  „Strelterihums"  nicht  zu  vcrkeuuen  ist:  die  wenig  erfreu- 
liche Folge  des  Concnrrenzsystoms.  Man  macht  zu  Gunsten  der  Gehaltsanpoichhcit 
bei  den  akadem.  Lehrern  geltend,  dass  nur  so  die  Gehalte  den  Leistungen  angepayst 
wurden.  Abgesehen  von  der  Fragwurdigkeit  dieses  Priiicips  der  Lohnregelung  auf 
diesem  Gebiete  u.  von  dem  hernach  noch  xu  berührenden  Umstände,  dass  die  oft  so 
wirhtipcn  akadem.  Nebeneinnahmen  sich  nur  nebenhin*  nach  den  Lfisttinpen,  vor- 
itemlich  nach  anderen  ümständco  richten,  warum  kommt  man  denn  ohne  dies  Princip 
bei  den  Aemtem  im  hSheven  Staatsdienst  ans,  wo  der  Gehalt  nach  dem  Amt,  nicht 
nach  der  indiv'idoalen  Leistung  nnter  den  Beamten  desselben  Amts  sich  richtet?  Der 
Einwand,  da^ss  hier  im  jascheren  Avancement  der  tüchtigeren  Beamten  die  Aotf- 
gleichung  liege,  triflt  practisch  nicht  zn,  da  zahlreiche  Beamten  nngleichor  Leistongen 
lange  Jahre  mit  den  ijleiohen  Gehalten  in  demselben  Amte  stehen.  Die  einzige  Ana- 
logie bietet,  ans  ähnlichen  Concurrenzgrtlnden ,  die  —  KUhnenwelt  der  Hoftheater. 
Die  Anomalie  des  jetzigen  Zustends  anf  den  Universitäten  zeigt  sich  a.  A.  darin,  dass 
Iii«  )it  selten  die  ältesten  Professoren  die  niedrigsten,  die  jQngsten  die  höchsten  Gehalte 
haben.  Eine  Ausgleichung  wird  zwar  wnhl  erstrebt  u.  in  gewissem  Umfange  all- 
mälig  ausgeführt.  Aber  abgei>eheii  von  den  auch  hier  mitepiclcnden  l'^acturcn  „Gunst'* 
und  „Ungnutlf*  hindert  das  henschendo  System  dorch  aidi  sdbst  diese  Aosgleichnng. 
Denn  es  muss  mit  im  Ganzen  gegeocnen  Summen  gcwirtlischaftet  werden; 
nehmoQ  davon  die  Einen  den  Löwenantheil ,  so  bleibt  für  die  Andren  wenig  übrig. 
Eine  Hodifieation,  die  nnr  in  einer  Annihorang  an  das  Besoldungs- 
uystem  in  anderen  Acmtern  bestehen  könnte,  wird  na!nentli<li  in  Folge  der 
neneren  politischen  Veränderungen  in  Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sie 
exlsdrt  auch  liier  «nd  da  schon,  indem  man  (so  jetzt  in  Baiern  nach  d.  allgem. 
GehaltST- L'ulritiv  r,  1S76)  doch  Zülapm  narh  dem  Dienstalter,  bes.  für  ältere, 
durch  Berufungen  nicht  rerbeseerte  Lehrer  gewährt,  wenn  auch  nicht  so  regelmässig 
^und  vollends  nfchl  so  gl^chraissig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst.  Ebi  festes  System 
rem  Horm  algehalten,  bes.  mit  Mini  mal  Sätzen,  )|ird  doch  auch  hier  zu  erstreben 
sein,  vobti  dann  Personal  zu  lagen  dorch  das  Benifangsweaen  hinzukommen  mögen. 
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In  Baiern  hat  mau  Miuimalsätze  eingeführt  (f.  (JrdiuaricD  u.  ExtraordinarienV 
Li  Prcusson  bestimnte  die  KOd.  V.o.  v.  15.  Juli  1S76  (bei  Herrfurth  S.  79) 
einen  Durchschn.satz  a.  ein  ..Normalmaxi  miirii"  der  Besoldungen  (Berlin  f  d. 
Ord.  bez.  6000  u,  S4(M).  Extraord.  3000  u.  3Ü0U  M.,  die  anderen  Univcrs.  in  2  (irui.jjcü 
bez.  5100  u.  72011.  cbitn  4800  n.  6000  f.  d.  Ordin.).  Ausserdem  stehen  «im  Etat 
90.000  M.  zu  Besolii  \  i  rliesscnmsfpn  ii.  lleraiizielionfr  ansirozeichneter  Doccnlcn:  füJr 
(iehaltäaasgleichuug  ganz  unzureichend.  Billig  erscheint  namentlich  auch  eine  Ab- 
stufung der  Gebalte  nach  der  Natur  der  Lehrfioher,  so  dass  die  Lehrer  solcher 
Färhfr.  welche  stets  venig  Ncbeneinnahincn  geben,  höhere  Gchalfe  haben.  —  Aoch 
die  deutsche  Schveiz  hat  an  ihren  4  Uochschukn  (iacL  Polytocbnicom)  da» 
deutsche  Beraftmgssyätoiii  und  die  GehaltsaDgleiehheft.  Aofdon  Dstorreichischen 
UiiivcrsitiUeii  !iat  mau  dapeg-on  Normalge  halte  (tiacli  Dioiistaltcrn,  Deci'iirial/al.ijfonl 
und  erat  ucocrdings  ausserdem  Person .iku lagen  für  eiazolne  Lehrer  in  Folge  der 
Annahme  dea  Berofungssystems.  In  D  o  r p  a  t  (wie  auf  allen  nm.  ÜBiTenItfttcu)  henwsht 
Ucbaltsgleicbheit,  woneben  CoUegiengeld.  das  auf  den  eigentlichen  iwa.  Uniretsi« 
t&ten  fehlt. 

2.  Die  Höbe  der  BesoldangeD  steigt  regelmässig  Dach  dev 
Bedeutung  der  Aemter^  also  in  demselben  Dlenstzweige  nach 
der  Stafenleiter  (dem  Rang)  derselben;  ansserdem  aber  auch 
mit  dem  wachsenden  Dienstalter  des  Beamten  in  ein  und 
demselben  Amte.  Beides  ist  angemessen. 

3.  Der  Bezag  eines  unmittelbaren  Einkommenantheils 
des  Staatsdieners  ans  den  von  letzterem  dienstlich  vorgenommenen 
Thfttigkeiten  Ist  im  Staatsdienst  meistens  nnansfllhrbar,  weil  die 
einzelnen  StaatsleistuDgen  nicht  speeiell  yerkänflich  sind.  £f  ist 
aber  auch,  wo  er  an  sich  möglich  wäre,  etwa  mit  Ausnahme  der 
Dlenstzweige^  in  welche  Sachgttterproduction  betrieben  wird,  gegen 
das  Interesse  nnd  die  Wtlrde  des  Staatsdiensts  (§.  8,  D). 

Bei  eigens  bewirthschaft.  Dom&non,  Fabriken,  Bergwerken,  bei  Staatseitwo- 
bahnen  kann  vom  Tantiemesystem  für  das  höhere  Verwaltungspersonal  ebensogut 
wie  bei  PrivathaLiHMi  (iebraii'  h  gemarlit  werden.  Brcnnstoftprämicn  <lor  I.oeomotiv- 
fUhrer,  H«izer,  Schiiiieriaiitiiieii  der  W  agcrmioister  (d.  h.  Antboilc  an  dem  <ie»  uai. 
der  in  Folg»  einer  hinter  <  iiK m  liostinirnten  Maximalverbrauch  zurUckbleibeiidwi  Stofl- 
erspaniM?  gemadit  wii.i\  ^wul  aiuicr.>  R-  ispiele.  Mit  KV-cht  dagegen  in  nencrer  Zeit 
alle  Sportelu  und  dcbuhren  bei  der  Justiz,  Polizei  u.  ».  w.  in  die  Staatsicasse 
fliessend.  Selbst  wenn  einzelne  solche  Einnahmen  za  Eniolamenten  der  Beamten  rer- 
wendet  werden,  sind  sie  den  h  als  Einnahme  und  Ansgalic  der  Staatskassen  genau 
zu  rerrechnen.  (A.  solcher  Euiolumootetieiuu.  im  preussisch.  Justiznuiustehoa 
4.947.700  M.,  daranter  der  Hauptposten  r.  4.9  Mill  M.  an  OebQhren  der  Geriehtsnill- 
sdebcr  für  PartriaiiHrage  I.  Aelinlich  die  B  e  u  t  o  im  Kriege  mi  hi  dein  Soldatoii  gehörend. — 

Kiue  Ausuabme  bildea  auch  hier  die  üuiversi  täten  (seltener  die  ja  meist 
juugercn  sonstigen  Hochschulen)  in  Betreff  des  GoUcgiengelds,  der  Doetor- 
gebühren,  der  Immat riculations-  und  Kxmatriculatioustaxen  ii.  üliul.  ui. 
Das  Boctorwescu  bedarf  auch  in  finanzieller  Hinsicht  dringend  einer  Kefoon. 
Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Koetoren .  Proroctoren,  Decano  u.  s.  w. 
bildet  ein  kaum  mehr  zu  rechtfertigend«»  Uel)crblcil)sel  früherer  Zeit,  da  hier  Leistung 
und  Gegenleistung  ^  Arbeit  des  Im  Jt.  Wahlbcamten)  meist  in  gar  keinem  Vcrhfihni*< 
stehen.  Mässige  fixe  Kcmunorauonen  fur  die  Mühewaltung  dieser  Wahlbeamicu 
würden  der  Würde  des  Ehrenamts  weit  mehr  entsprechen ,  bestehen  auch  hier  und 
da  schon.  Für  das  Collcgien^clJ,  als  Priirateiniiahii)  •  jt  des  Lehrers,  lassen  sich  triftige 
Gründe  anführen,  fast  ebenso  viele  aber  auch  dagegen.  Deuo  von  den  vier  auf  die 
Höhe  des  CoUcgicngetds  eines  altadem.  Lehrers  TffimenÜeh  einwiriteaden  Factom 
steht  die  eigene  pexsflnliche  Leistra;  n.  indiTidnelle  Lehitttchtiglwit  in  der  Bogel 
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erst  an  vierter  Sttillc.  die  drei  anderL'u  voran:  die  Xatur  des  Fachs,  zufällige 
Umstände  a.  Einhchtuugen  (Prul.-Oitinang,  ZwangscoUegieo,  FriLfongsfach,  Lehrar 
als  Examinator!),  endlich  dio  allgemeine,  vollends  Tom  ainselnan  Lehror  meist 
nur  secandSr  beeinflnsstc  Frequenz  der  Universität.  Es  ist  daher  doch  gewiss 
misslirh ,  da<?s  sich  im  Pezufr  von  (.'oll.gcld  an  derselben  Univers,  unter  dori  ord. 
rrofcasorcu  Extreme  wie  1  :  100,  selbst  wie  1  :  500  (oricut,  Sprachen  —  raadcctcii, 
Anatomie,  Chemie)  tiiidcn.  —  Fur  oiiieii  AoÜieil  der  Lehrer  an  Mittel-  und  Elementar- 
srhiilcn  am  Schulgeld  spräche  sogar  mehr  wie  beim  Universitätslehrer  der  Umstand, 
dass  die  Mühe  der  Arbeit  mit  der  (jrÖ!>se  des  Klassenbesuchs  wächst,  während  an 
der  Hochschule  der  ideale  Geituss  der  Lehrthätigkeit  mit  der  Frequenz  steift 
Eine  einseitige  Panegyrik  des  rullcgiengelds  liefert  L.  Stein,  Lehrfreilu it.  Wisst-n- 
schaft  Q.  CoUegieogdd ,  Wien  1^75«  wo  der  Gebalt  der  Eniatz  f.  d.  amtliche, 
daa  Honorar  der  Eisats  t  d.  ethische  Leistung  des  PioiSeaMrB  gonafiat  wiidll 
(S.  24).  £9  stiodd  schlimm  um  uosere  UuirorsitSteD,  Venn  dem  so  wftre. 

.  Zar  Ansporaang  des  Beamten  kann  neben  der  AoBsIcht  auf 
gfinstiges  Vonrflcken  im  Dienst  und  neben  den  erwäbnten  Ehren- 
auszeicbonngen  allenfalls  ein  freilich  schwer  ganz  objectiv  dnreb- 
zofUhrendes  System  von  festen  Person al-Gehaltszalageii  oder 
—  was  übrigens  manche  specielle  Bedenken  bietet  —  von  uii- 
periüdisclieii  Keinuneiationen  für  besondere  Leibtuugen 
und  Diensteifer  dienen. 

Die  so  Pcrsonalzulagen  sind  individuelle,  und  son  den  nach  dem  Dienst- 
alter gewährten  ^u  unterscheiden.  Es  scheint,  dass  davon  mehr  Gebrauch  gemacht 
werden  konnte.  Um  dem  Protectionswesen  Q.  S.  w.  keinen  Vorschub  zu  leisten,  Hesse 
sich  vielleicht  in  Collegien  und  bei  Gruppen  von  Subaltembeamten  die  im  Ganzen  be- 
willigte Zulage  (ebenso  die  Kcmuncratiou)  nach  Anhörung  des  Collegiiuns  und  der 
(jnippe  an  dio  Einzelnen  vcrtheilen.  —  Hiufig  genug,  besonders  bei  niedem  Dieaem, 
orfolpen  die  Remunerationen  fast  franz  periodisch,  oft  in  bestimmter  Höhe, 
wo  der  Einzelne  dann  nur  eine  feste  Einnalune  darin  sieht.  Dadurch  wird  der  Zweck 
fikst  rereitelt. 

4.  Die  licsulduiijj^  tiii  ein  einzelnes  Amt  und  ein  einzelnes 
Dienstalter  ist  denigemUss  nicht  flir  sich,  sondern  nur  im  Zu- 
sammenbang des  ganzen  Aemter-  und  Besoldungs- 
»Systems  zu  leguliren  und  zu  beurtheilen. 

Dies  ist  besonders  beim  Vergleiche  der  Geluilte  eines  und  des3oll)en  einzelnen 
Amts  in  veischiedcncu  Staaten  zu  berücksichtigen.  Es  kann  leicht  sein,  dass  ein  ein- 
Kclnes  Amt  in  einem  Staate  höher  als  im  andern  besoldet  ist,  daAtr  aber  in  letzterem 
das  Vorrilcken  rasrher  und  der  G.-h;iIt  in  den  weiteren  Acmteni  h'\sser  ist.  Der  Total- 
gchalt  oder  dessen  Durchschnitt  ist  dann  doch  vielleicht  hier  hüher.  Auch  bei  Ver- 
ziehen der  BesoldtiDgen ,  s.  B.  im  Staata-  wd  PiiTaletsenhahniresen,  ist  die«  mi 
beachten. 

5.  156.  -  C.  Der  Totalgehalt  Alle  amtlüohen  Bezfige 
eines  Staaisdienera  und  seiner  Familie  anf  Grund  der  An- 
stellnng  des  ersteren  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 

anf  zufassen ;  welchem  man  den  Namen  ^^T  o  talgehalt''  geben 
kann. 

Dieser  Total^jebalt  xerfallt  nach  der  Zeit  des  Bezugs  und 
oacb  den  beziehenden  Personen  iu  vier  kategorieeu: 
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1.  Der  eigentliche  oder  ActiTitUtsgehalt,  den  der  Be- 
amte während  seiner  Uieuätzeit  lür  seine  DiensÜeistuo^  selbst 
bezieht. 

2.  Der  Dispon  ibiü  tii  t«f!;eh  alt  (idcr  das  Wartegeld, 
welches  der  Beamte  watuend  L'iuer  zeitweiligen  Entlassung  aus 
dem  activen  Dienste  auf  Grund  seiner  AmtesteUiiug  bis  zur 
Wiederbernt'ung  in  den  activen  Dienst  bezieht. 

3.  Der  Rahegeh  alt  oder  die  Pension  (Alters pension  ins- 
besondere), welche  der  Beamte  selbst  auf  Grund  seiner  einstigen 
Amtsstellung  nach  endgiltigem  Austritt  ans  dem  activen  Dienste 
bezieht,  lebenslänglich  (in  der  Regel)  oder  fttr  eine  ge- 
wisse Zeit 

4.  Die  Bexdge  der  nächsten  Familienangehörigen 
des  Beamten,  welche  dieselben  auf  Grand  der  Amtsstellnng  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.  Dahin  gehören: 

a)  Die  sogen.  Sterbemonate  oder  -Quartale:  der  Fort^ 
bezog  des  Gehahs  des  Beamten  Seitens  der  Familie  fllr  eine  ge- 
wisse (knne)  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

b)  Die  Wittwenpension,  welche  die  hinterlassene  Wtttwe 
des  Beamten,  in  der  Regel  lebenslänglich  oder  bis  an  etwaiger 
Wiederrerheirathong  nach  dem  Tode  ihres  Hannes,  eventaell  nach 
Ablauf  der  Sterbemonate^  bezieht 

c)  Die  £rziehungsgelder,  welche  die  hinterlassenen, 
meist  nur  die  un erwachsenen  Kinder  des  Beamten  bis  zor 
Erreichung  eines  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  eigciitliclK'  (ichalt  des  im  activen  Dienst  sterbenden,  die  Pcnsiun  t^>s  auf 
Lebeuiueit  zur  Kubo  gettetzten  Bcamtoii  uud  die  Ponsion  seioer  sieb  nicht  «ledor 
Terhriratbenden  Wittve  idnd  Leibrenten.  Dnat  Wnrtef^d  den  spiter  wieder  «a- 

gestplltea  Beamten,  die  Pension  der  sich  später  wieder  v>'rliai rathenden  uud  in  diesem 
Kalle  oft  ihre  Pension  Terliereaden  Wittwe  uod  die  Bezüge  der  auerwachsenen  Kiikder 
lind  Zeitrenten. 

Dieser  Totalgebalt  muss  nun  im  Interesse  des  »Staatsdien.^tes 
selbst  wie  des  einzelnen  Staatsdiener  zwei  Bedingungen  er* 
IttUen,  die  im  Folgenden  näher  zn  nntersochen  sind: 

1.  Er  muss  (Iber  die  mnthmassliche  Dienst-  und 
Lebenszeit  des  Beamten  (und  seiner  Angehörigen)  richtig 
vertheilt  werden. 

Davon  handelt  §.  157 — 159.  Bei  der  Regelung  dieser  Yertheilang  treten  die 
Interessen  des  Staatsdicnsts  selbst  besondere  mit  hervor.  Im  Einzelnen  mnss 
sich  Vieles  richten  na  hderNatur  dos  Staatsdicnsts  als  bcsontI«'r^  r  Arb-  its- 
art.  Es  handelt  sich  dahur  um  EigenthUwlichkciteu,  welche  der  SlaatsbesuliJuug 
als  Lohn  »Ii  für  eine  besondere  An  Arb«t  anhingen. 


i 
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S.  Der  Totalgehalt  moss  ferner  in  seiner  Höhe  für  die 
wahKefaeinlicbe  Dienst-  und  Lebenslanfbahn  des  Bearateu  und  lUr 
die  Zeit,  in  der  die  Wittwe  und  die  Iviuilci  nucli  zu  versorgeii 
sind,  im  Ganzen  liclitig  hcmeäscii  werden. 

S.  darüber  unten  §.  Kloil.  Bei  der  Iv'egolunfr  der  Il<Uu'  den  Total^^tthalts 
Dftasen  die  richtigen  Urundbat^c  allgomeiuer  Lohu[;olitik  zur  Geltung 
kommeD,  io  der  Weise,  wie  es  überhaupt  das  Ziel  in  dtr  Entwicklung  aller  Lobiv* 
Verhältnisse  sein  soll  um!  "vi-  es  hier  noch  speciell  durch  das  Intert>'=c  <! -s  Stxits- 
dicnsts  selbst  gefordert  wini.  Die  Dnanzielle  Lehre  ron  der  Besoldung  wird  daher 
namentlich  in  diesein  Puncte  zu  einer  Anwendung  der  allgemeinen  Lobulebre  auf  einen 
einzelnen  b<!sonderen  Fall  und  ist  dadurch  für  diese  letztere  Lehre  zugh  ich  mit  belehrend. 

Vgl.  ausser  d.  gen.  Sehr.  v.  Eugel  dio  Uesotz«  u.  d.  Literatur  aber  die 
ftnsseren  Verb&ltnisso  der  Stnatsdiener  einzelner  Linder.  MebrfMk  dnd 
in  neuerer  Zeit  thcils  aIlf,'oiiii  ine  Gesetze  nhcr  die  Kcchtsverhiltnisse  der 
Beamten  ttberhau^t,  worin  auch  ButtUnuuungcn  übe.  Bosoidungs-  und  Penaionmreeeu 
rorkoBiinen,  th.  Gesotze  n.  höc^te  Yerordnongen  über  die  Gehalts-  n.  Pensiens- 
vcrhältnisse  speciell  erlassen.  So  u.  A.  das  Deutsche  Reichs^rtis.  v.  31.  März  1S7S 
Uber  d.  Uechtsrerb.e  d.  Ueichsbeamten  u.  d.  Ges.  über  die  Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  s  w.  der 
Keichsbearoten  d.  Civ.vurwalt.  v.  20.  Aug.  1  SS  1 ,  das  w  u  r  ( e  m  b.  Ges.  Uber  Beamten  r.  30.  J  uui 
t  S7Ü,  das  Ostern  Ges.  v.  15.  Apr.  1S73  betr.  d.  B«-zUfced.activcn8(anfebcamleD,  dasösterr. 
Ges.  T.  dt'iiis  Datum  betr.  d.  Ai  tivir^r'>!gi'  des  Slaatslehrerpersonals  u.  der  Biblioth.- 
bcamtcu,  d.  baicr.  rcvid.  (lehaltbriiguuuv  v.  12.  Aug.  lbT6,  d.  pruuss.  Pensiousges. 
V.  27.  Mirz  1872  mit  d.  Nov.  v.  31.  MIrz  1S»2  o.  des  prevss.  Gos.  r.  20.  Mai  1882 
Uber  \Vittwi«n-  u.  Wnisongeldor,  <1.  Tiste rr.  Püiisionsnormale  v.  9.  Dfx.  1S(>6,  verschied. 
Verändcr.  d.  k.  sächs.  Pens.gesetzciUauptgcs.  v.  7.  März  1  !»d5,  auch  Ges.  v.  24.  Apr.  1801* 
nbgeind.  a.  A.  dordi  Ges.  v.  9.  Apr.  1872, 15.  Jmd  1874,  o.  bes.  daxdi  Ges.  t.  S.  Jnni  1876. 
Pensionserlinhungeu  \h  d;^!.  in  >:  d;»s  bad.  flcs.  v.  2b.  Jan.  1874  (Erhob,  d.  Pnns/' 
u.  ein  and.  Ges.  .v.  dcms.  Datum  (Erhöh,  d.  Pens.  d.  lUntailiiiebenen).  Dazu  die 
npiter  zu  cnrllinondon  tiesetze  Uber  Wohnungsgeldznschiiss  (D.  Seieb. 
Preussen.  Radon).  In  den  70er  Jahren,  naoh  d.  französ.  Kriegt^,  in  DL-utsch- 
Innd  zieml.  allgemein  Gebalts •  u.  PensioosorhOhongou.  Aas  d.  Literatur  für 
Prenssen  a.  A.:  Hascher,  d.  preuss.  CivÜBtaatsdienst,  2.  Aufl.,  Lpz.  1S6.H, 
Heinecke,  dio  Einkofllfliensverhältnisse  der  preuss.  unmittelb.  Staatsbeamt<  n,  Berl.  187C. 
Horrfurth,  Kfat-,wt~!.  a.  a.  n.  Abscbn  VIII  H'.  Meissner,  Haiidb.  f.  Verwalt.- 
beamte  u.  ü.  w..  Halle  iSTIi.  Leber  Baiern:  (irüa.  iicchts-  u.  üchaJtsvcrhUlLüiiüo 
d.  bnier.  Staatsdieuers ,  Münch.  1S80.  lieber  K.  Sachsen:  Lotichius,  sächs. 
Geset/'-.  ^'fr.  ^iviI^taatsdieIler.  Lpz.  Ib7b.  Ucber  Würtemberg:  Hcberle,  Rechts- 
vcrh.  d.  wurt.  Staatsbeamten,  Stnttg.  1S76  u.  Kiecke,  Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  97 — 12ä. 
Deber  Oesterreiob:  G^samml.  betr.  d.  Staatsdienst  in  Oest  2.  A.  Wien  1S77; 
BlonsLi.  ß.st.  f'iv.pons.vorscliriftcii,  Wien  lS7f>.  Uebcr  Frankreich:  Bfoek  diction. 
Art.  fonctionuaires  u.  pcosious.  Statistisches  über  Prenssen  in  d.  gen.  Au^. 
f.  Engel  in  d.  preuss.  stst  Ztsehr.  1876;  ob.  1886  8.  271  ff.  Blenok  üb.  d.  Geh. 
v.-rh.  d.  Ii5h.  (lenieindebeaiuten  iji  d.  pösseren  preuss.  Städten.  Ucbor  Wnrtomb. 
Kiccke  a.  a.  ü.  Dann  Mushacke,  Wartegeld  u.  Ruhegehalt  der  Civilstaatsboamten, 
BerL  186S  (Gesetzgebung  in  Denlscbhnd,  Oesterreich,  Rassland,  Frankreich).  Ueber 
dio  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  (auch  beim  Militär):  Wagner,  Reichshn. 
im  Jahrb.  r.  Holtzendorfr  III,  125  ff..  175  ff.  Ueber  die  neuesten  prenss.  Gesetze  s. 
Elster  in  Conrads  Jahrb.  lb&3,  B.  41  S.  127. 

§.  1Ö7.  —  1.  Hinsichtlich  der  richtigeu  Vertbeiluiig 
<les  Totalgebalts,  insbesondere  des  eigentlichen  Gebalts  und 
des  Ruhegehalts,  Uber  die  Aemterreitie  und  die  Dienstalter  u.  s.  w. 
sind  folgende  Anforderungen  zn  stellen. 

a)  Der  Zeitpunct  für  den  Beginn  eines  Gehaltsbeznj^s 
Uberbaupt  und  einer  genügenden  Besoldung  speciell  (§.  lüO  fi.) 
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in  eiiieni  Amt  und  Dienstalter  ist  richtig  zu  bestimineii ,  nenilieb 
so,  dass  der  Beamte  nach  SchJuss  seiner  Btndienzeit  njöglichst 
bald  wen  igstcuH  seine  Sustentatiou  aus  dem  AmtseinkommeDerbält. 

Namentlich  inuss  die  Zeit  des  unentgeltlichen,  des  etwa  bloss  mit  nngc- 
wisscu  and  iu  Gesamuitbctragc  geringen  Diäten  oder  Remunerationen  bezahlten 
oder  des  ODgentlgond  besoldeten  Staatsdienst«  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch 
lassen  »ich  proste  rclielstrnid.' .  wtlclie  in  unserem  deutschen  Staatsdienst.*  immer 
mehr  hervorgetreten  riiiul,  liescitigcu  (Kiiynl,  Preis  d  Arb.  S.  65).  l)'&t>  Ziel  muss 
sein,  dass  der  Staatsduüiei  uii^glichst  bald  nach  der  Vollendung  seiner  theoretischen 
Studien,  also  in  der  Hearel  des  Iloehseliulljesiiclis ,  und  nach  Ablepnng-  seiner  fersten) 
Prüfung,  d.  h.  nach  der  IJetcrung  seines  Vuaiihcationsnachwcises,  angcmcsscacn 
Lohn  eihftlte,  venn  auch  die  feste  Anstdlang  nnd  der  Reehtsanspriieli  uf  Amt 
oder  Besoldung  erst  nach  Ablauf  von  einigen  (wohl  lif^rhstens  1)  Iiis  'i"!  Prohejaliren 
und  nach  Ablagaug  der  etwaigen  weiteren  (pnktiacheuj  PrOfuug  begiunt.  £s  wird 
daher  etwa  dnrchscbiiittlieh  mit  den  24.  Lebensjalir  des  Sta^teacfs  ein  Lohabezug , 
mit  dem  27. — 29  ein  fester  R  es«  Idu  n^s  Ije/ug  beginnen  mllssen,  und  zwar 
oiiodcatens  in  der  Höhe,  dass  der  noch  nicht  fest  angestellte  Beamte  aus 
d'^m  Lohn  ohne  Znschtlsse  der  Eltern  oder  des  eigenen  Vermögens  den  tibi { eben 
Bedarf  f ii  r  seine  Person  allein  und  der  fest  au>(estelite  aus  der  Besoldung 
den  Aufwand  für  eioe  in  diesem  Alter  in  erfindende  Familie  beetreiten  Juuin 

(§.  m  . 

Die  Saelilaire  iSt  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  etwas  verschieden,  aber 
doch  wohl  in  der  Hauptsache  ziemlich  gleich,  (iriissere  Verschiedenheiten  bieten, 
uauienüich  zu  Zeiten,  die  cluzolnca  Dienstzweige.  Die  rcmuncrative  Periode  don 
prenss.  Justiz-  und  Verwaltangsboaraten  begann  vor  Kunsem  kaum  ror  dem  SU.,  der 
I?e/.iiK  fester  Besoldung;  kaum  vor  defit  T!  »  ihre  im  Durchschnitt,  eine  Familie  konnte 
der  Bcauto  ganz  aus  dem  Die  ustom kommen  bdchstens  In  kleinen  billigen 
Olfen  erst  in  einem  noch  mehrere  Jabie  höheren  Alter  erhalten.  In  den  70er  Jabren 
sind  die  Verhältnisse  etwas  besser  gea  ordcn,  aher  bei  dem  tlbermrisslt^.  n  Zudrang 
zum  juriüL  Studium  seit  d.  2.  llülftu  der  70  er  Jahre  beginnt  sich  das  jetzt  bereits 
wieder  zu  indem  n.  werden  die  Dinge  viellddkt  bald  so  sein  wie  In  den  SOer  Jahren. 

ünserPrini  ij)hatdcngros5cnVortheiI,dassdasausdemGehaltallniiiligziiamorti'5irende 
Bildungskapital  nicht  so  hoch  anwächst  (§.  103)  ;  dass  bei  etwas  trtlhzoitigeren  Ehen, 
die  doch  nur  in  geringem  Maasso  die  Gefahr  einer  wesentlich  grösseren  Kinderzabi 
mit  sich  bringen,  die  Zeit,  wo  die  Kinder  erwachsen  sin<i  und  vor  ihrer  Versorgung 
am  Meisten  kosten .  nicht  in  ein  g'ar  so  spRtes  Alter  des  Beamten  flült  Dadurch 
wird  die  Nothwcadigkeit  für  den  lotztorua  besuitiyi,  blüs.s  aus  (ioldrUcJcsichten  mög- 
lichst lange  im  ai  tiven  Dienst  zu  bleiben,  um  nur  nicht  die  etwaige  Differenz  zwischen 
Besoldung  und  Pension  zn  verlieren.  Der  Siaatsdicj»st  wird  sieh  nicht  mit  Greisen 
Überfüllen.  Die  Gehalte  brauchen  in  den  höheren  Aemtorn  und  Dienstaltern  niciit 
ganz  so  stark  zo  steigen,  weil  ein  kleineren  Bildongskapital  tn  amorliaben  ist  nnd  die 
Kosten  der  Kitidererzi.hnnir  und  Erhaltung  geringer  ausfallen,  wenn  die  lety'.tei m 
nach  beim  Eintritt  in  den  Staatsdienst  selbst  früher  verdienen.  Selbst  die  iu  anderer 
Beziehung  bedenkliche  Crmlssigung  der  Pension  gegenttbor  der  Beaoldung  i^§.  1591 
wirkt  dann  nicht  so  schlimm,  wie  jetzt  meistens,  wo  ein  genttgender  GehnltsbMOg  fiel 
zu  spät  beginnt. 

§.  158.  —  b)  Zwischen  den  Besoidaugen  der  auf- 
steigenden Aemter  und  Dienstalter  ist  eiD  richtiges 
Yerbältniss  berznsteUen. 

Die  fiehaltssteigoruns"  im  höhcr-^n  Amt  ist  da-S  nnanfechtbaro  Prinriji.  \h>-r 
sehr  bedeutende  Ungleichheiten,  sehr  grosso  Sprunge  der  Besoldongea 
nameatlieh  in  den  nnCeren,  mittleren  und  der  Hauptmasse  der  höheren  Aemter  wid 

/u  vermeiden.  Sonst  werden  wesentlich  gleiche  Leistungen  zu  ungleich  bezahlt  und 
es  tritt  die  Gefahr  des  Protections« nw«'scns,  der  Augendiencrei  gegenviber  den  Vor- 
gesetzten, des  Übermässigen  £hrgui/.es,  des  Streberthums  und  der  Stellcnjägerei  zu 
sehr  hervor. 
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10,500 
1S60 


Die  Nor malgehal tsät 
Iii  OflBleiTeich  iucl.  Function?- 
Dtutsch.  Keich 
und  Preussen 
1870  1888 
Oberster  Mk. 
Gericbtsbofl 
EntPrIsId.  18,000  25,000 
n.  Dtonstvolui. 

Yicepr.ii.dgL  10,500  14,000 

filAft  .   .     9000  12,000 
bis  6600 

Durcbschn.  8400  12,000 
Sabalt.iCzI.ili. 

1.  Gi.  4500  5100| 

bis  2100  2700 1 

and.  2700  3300  ( 

bis  1500  1800j 

i;iitB.(Dieii.)  1500     1650  700 
bift  1050      1200    bis  400 

Gerichte  2.  Inst 


zu  (ubue  Wohnungsgeldzoscbuss  in  Preassen  und  Reich, 
und  Activiu-Znlage),  sind  s.  B.  im  JuBtizdlenste: 

^dL'sL'i'lia^      Baiern  Frankreich 

Mck.  Fr. 


Lcitba 
1S70  1880 
iL  P.  5.  W. 


20,000      12,600      85,000  80,000 


111,000 
110,000 
5SS0  D.C.6400 
a.  4»30 


1130 

bis  780 


PrisideDten  .  Pr.  a.  Dir.        1 . 

10,500    14,000  2. 
8 1 00  bis  (iOOO  u.  Mieths- 
cnts<  hfulig.  od.  Dienstwohn. 
Scnau»|>riii>.  7500 
bis  9900 
D.  8700 

Kitthe        .     5400  6600 
bis  3600  4800 
I).  4500  5700 

Uberstaatü- 

aar.  Q.t.v.    5400  990O 
bis  4200  bia 7500 
D.  8700 

$t«UwnwlIle    —  4800 

241)1) 
D.  3600 

Secrel.  u.  dgl.  3üOO  4200 
bis  1800  2100 
D.  2472  3150 

ia  Berlin. 
3600 
2100 
D.  2850 
in  and.  Orten. 
GanzU«ten  .  2250 
bis  1350  1650 
D.  1950 

GM8.ii.Bech« 

nungsb.  .  .  S?)00  4200 
(1883  bei  bis  2700  3900 
PrenasJleriB.) 

Untere  Diener  1050  1350 
n.  s.  w.  bis  900  960 
A.  Wagner,  Füunvwfamurlimn. 


Pr.  6300 
Pr.  5250 
U.4200 


3100 
2200 
1950 
D.  1800 
D.  1207 
D.  850 
D.  693 
375 

(in  Wien) 
11,400 
6500 


3150 
II.  2625 
n.  2800 

Vie 
Bitbe 


D.  4804 


5000 


'  1300 
n.  1200 


2200 


735   D,  1345 
n.  630 
u.  625 

1600  2700 
bis  500    D.  1760 
D.  1437 
D.  1050 
420  046 
bis  300  460 
).  .1.  knfi 


7920n.6660  25,000  25,000 

t)4Si)       18,000  16,000 
bis  5760  adroc.g6n.u.proc.  gen. 
25—20,000  25-30,000 


600U 
bis  2400 


1800 
b»  1000 


»720  l.Pr.  30.000 
bis  15,000 
D.  17,071 
2.  Pr.  13,750 
„  „  bis  7500 

7740 


7025 
5640 
bis  4560 


11,000 
bis  5000 
D.  5S97 


6000 
3600 
4000 


1800 
1100 


25,000 
15,000 

7500 


11,000 
5000 


7820      proc  g^n. 

.10—15,000  25—15,000 

6660     advoc  g<  ii. 

4920    13,200—5833  13,200 

2280  —  7500 


greif.,  cooiuiiä. 
8—2000  8—2500 
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Deutsch.  Reich  Oesterreich 

und  Preussen          dicss.  Leitlia 
1870     iSSa        1670  1880 
Mrt.               IL  P.  «.  W. 

Baiem 
1863 
Mrlr. 

FraDkrcich 
1865  19S1 
Fjr. 

(icrichlc  1.  Inst. 

u 

(.'lassen 

Priaidenteii  .      Fr.  u.  Dir. 

Laodos-  u.    (In  W  ien)  57Ö0 

irr.  JLv^vw 

6600  9900 

Kreisger.  17,000 

DIS  ODIIV 

30UU 

bis  3900  7500 

Pr.  4200  i-.:)00 

TV      |i>Ü  ^ 

1).  430U     STÜO  Vi  -epr.  3150  4700 

uir.  4900 

Vinitnr   1 1i  Itllll 

V  iccpr.  JU,UUV» 

(lu  Bei  Im 

41  is  *i  r 

Dil»  4aoO 

ÜIS  uUUU 

L/, 

RSthe  u.  Bicht.  3900  buui) 

ZUOO      U,  2911 

4oiU 

bis  IbOU  24UU 

U.  1'>0U 

bis  oouU 

uls  zwo 

D.  2o00  420(1 

U.  11)1111 

Bczirksr. 
15  a.  1300 

SifUitsaDwUte    3900  tmOO 

Wie      u,  3200 

ewcO 

ZV,OWI 

Iiis  2400  l'^Hi) 

Btthe 

bis  2380 

bis  9000 

•AAn 

SdOO 

^la  Berlin 

7600) 

Stuteanv-goli.  21oo  4S0O 

u.  See  rot  D.  2203 

sooti 

11.  1800  2100 

1000 

bis  2400 

2400 

nurcaubeaiüte      Bur.-  u. 

A<liiiuctcii  Ü.  1000 

irrefliers 

Kcchn.-B. 

IJOO 

1)000 

1.  n. 

bis  t)30 

bis  11)00 

1000 

2T00  3üt)0 

D.  1070 

bis  1650  2100 

Of&c.  Ganzl. 

greff«  commiii 

Bor.n.8.  w.  -F  l.c 

I.  Arrcssisteii 

3300 

4000 

1650  21UU 

bis  1200 

1200 

bis  1200  1500 

bis  867'/. 

D.  1490 

Diener,  Boten    1050  1350 

120     D,  613 

u.  8.  w.     bis  750  bUO 

u.  367 
Q.  300 

u.  250 

Für  Prcusscn  sind  hier  für  IbTO  die  Sätze  initgetheilt,  welche  im  grössten  Theile 
des  Staats  galten  (Gebiet  d.  Vcrordn.  v.  2.  Jan.  IMO  für  Oer.  2.  u.  1.  InstÄn/\  Im 
(iebiet  des  Appellationsgericbtshofs  Köln  Q.  z.  Th.  in  d.  ni-aen  Pror.  (bes.  in  Ilannorer 
und  Iraiiklurt  a.  M  )  waren  die  Sülze  etwas  anders,  mitunter  hnlmr.  nh-T  in  der  Hanpt- 
s.icho  doeh  wenig  vorüchietl«  !!.  Die  ricliterl.  u.  staatsanw.ikl.  Bcaintcu  bei  d.  (jencbtea 
2.  u  1.  Instanz,  z.  Th.  auch  die  ßarceahoamten  beziehen  in  Berlin  (z.  Th.  auch  in 
etiiigcn  aiiituicii  !:n'Ssspr  Ml  Stiidtuii  i  etwas  mehr  als  bei  d.  and.  Gerichten.  Allca  oben  ohne 
Wobaungsgeld.  Kinige  preuss.  Kiebter  bezugeu  früher  aus  Kebeuämtcra  kleine 
Nebeoeiunahmen,  femer  noch  etwas  Gebohren.  —  In  Oesterreich  ist  die  Geriebls- 
organisation  etwas  ver«  ii  V' Iter  als  in  l'n^usscn,  vei-'  liivtfi'ih-  Kaf  ■f^ricen  von  Mittol- 
beamteu  kommen  bei  mohroreu  Gerichten  vor.  Bei  dcu  Gehalten  for  den  ob«nUcn 
Gerichtshof  sind  f.  1870  die  Qnartiergrclder  eingerechnet  worden  <der  1.  Prls.  bezofc 
auch  noch  4200  tl.  l'ersonal  -  uinl  Fiinctionszulage).  Es  fanden  sich  dastll'^t  ii.  A. 
noch  llofsecietarc  mit  2415,  2205  u.  1995  fl.  Das  siimmtlichc  Personal  der  Gerichte 
2.  n.  1.  Instanz  in  Wien  und  Triest  bezog  neben  den  oben  angegebenen  Gehalten 
not  h  UuartiergeldL-r  in  Teischiedcner  Höhe  ^^meist  '/„  — '/.r  .  bei  niederen  Besoldun^ea 
noch  mehr,  bei  höheren  zum  Theil  wonigeri  Für  1*^*^0  bt'^i«*b'*n  sich  die  Angaben 
auf  Wien  specicll  u.  /war  auf  die  Summe  der  Amtibezu^c  <l.  r  Heamten  \d.  h.  nach 
der  jetzt  gesetzt.  Unterscheidung  in  Gest.:  Cjchalt,  Fonct -ZaI.  —  für  die  höchsten 
Stelle»,  —  Activit.-Zul.,  Iii'  r  und  da  Krgänzungs-  n.  IVrs.-Znl.  .  In  dm  Provinzen  sind 
hier  wie  bei  anderen  Steilen  bes.  die  Fuuct.-  u.  Aciiv.-Zul.  kleiner,  die  Gehalte  uickL 
allgemein.  —  In  Frankreich  bezog  1S65  der  procnrenr  ff6n£r.  am  CsnpitienBlMif 
'r'^.ooo.  r|>;r  1  ndvoc.  gen/r.  '2'^,m)  Fr.  Bd  den  unteren  Beunten  (greflBeis)  koaui«« 
wohl  die  Gebühren  stärker  in  Betracht. 

Eine  Vergleichnng  bis  ins  Einzelne  ist  bei  der  immer  etwns  renchlsdeoeii  Ot> 
ganisatioo  der  (tcrichte  ond.  Function  der  Beamten  nicht  dorchweg  mOgHch.  tkorh 
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gesUttet  die  obige  Uebersicht  einen  genügenden  Einblick  in  die  Ab2>tuluug:en  der  Ge- 
halte. Eb  ergiebt  eüie  bcmenensverfhe  Aelmlicbkeit  der  Pro])ortionen  der 
Aemterclassen  in  allen  4  Ländern  .  z.  B.  Ix'irn  oherstcn  Gericbtsbof,  was  für  zi'  mlirli 
ncbüge  Normirong  spricht.  Selbst  die  absolute  Höhe  der  Gehalte  im  gleichen  Amt 
iit  in  den  Staaten  der  Uebersicht  (incL  Baden  f.  1870,  wofltr  oben  Baiem  eingesetzt) 
mührf.^cb  nahezu  diiiclbe,  namentlich  bei  den  zahlreichen  Stollen  der  Küthe,  wo- 
bei in  Oesterreich  mit  Kucksicht  aaf  Valuta  und  Preise  der  A.  kaum  Uber  Thlr. 
zu  rechnen  ist  (Rathe  2.  Instanz  Tim  1S70  in  Prenssen  1600,  Oestemich  so  ge- 
rechnet 1346,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  -  991,  Fraiikr»  i'.h  1510  Tlilr., 
1.  Instanz  resp.  SPifi ,  000,  <^22,  853  Thlr.).  Seit  1870  in  Doutschl.  u.  Oesterr.  au- 
sohnlicbu  Erhübungeu ,  iu  i'rankr.  Gleichbleiben,  selbst  Rediiction  einiger  höchster 
Gehalte. 

In  den  anderen  Dicnstzwelgen  ,  der  inneren  Verwaltnnf::.  der  Finanzen  ii,  s.  w. 
finden  sich  meist  die  gleichen  Gchaltsät/c  für  die  Aemter  oder  Stellangon  entspri  chen- 
öen  Rangs,  so  dass  die  Daten  Qber  den  Justizdionst  als  typische  Beispiele  dienen 
knnneii.  D. r  Givilincnst  im  Dontschen  Reich  ist  im  Allgem.  nach  den  preussischon 
Sätzen  bezahlt.  Näheres  Uber  Preussen  L  d.  Au£s.  v.  Engel  im  Jg.  1870  der 
stai.  Ztachr.  Hier  wird  Air  1875  berechnet:  Dnrcbschn.-Qeh.  der  höheren  Beamten 
4082  M.,  der  Sabal te ml).  1SS1,  der  Unt  erl..  1020,  sonstiges  12Hü,  alles  ohne  Wohn- 
tiddzuschass.  war  bei  diesen  4  BeamtoAclassea  die  Zahl:  bez.  25'4ä3». 
39-217,  313,  Besoldnngsaohrand  des  Staats:  bez.  38.78,  47.91,  40.01,  0.40  Hill.  M. 
Der  gesammte  Besold.-Aufwand  im  preuss.  Staatshaush.  131.44,  die  Wohnangsgeldzu- 
schQsse  14.56,  and.  persönl.  Aasgaben  34.51,  zus.  180.51  Hill.  M.  Ausserdem 
hatten  7480  Beamte  Dionstwohnungua  von  i.  G.  7d,b39  Beamten  im  Hauptamt  und 
1277  im  Nebenamt  (a.  a.  O.  a  419,  481). 

a)  Die  höchsten  StelluDgen  im  Staatsdienst,  welche  ohne- 
dem hftniig  einen  gewissen  Repräsentationsaufwand  mit  sich 
bringen,  werden  mit  Becht  mit  bedeutend  höheren  Besol- 
dungen dolirt,  als  die  übrigen  Aemter* 

Jedoch  sind  auch  hier  zu  grosse  Abstände  fon  den  übrigen  Besoldungen, 
vollends  wenn  diese  Steilen  am  Cnde  nnr  anf  Kosten  der  ungenügend  oczahlten  nnteren 
und  mittleren  Aemter  besser  ausgestattet  sind,  /u  vi  rin<  i.lrii  ('n  fahren  in  Monarchicon 
verglichea  mit  R^ublikon).  Die  Besoldungscumuiiru ngcn  in  den  höchsten  Aem- 
tem,  indem  den  Inhabern  der  letzteren  noch  andere  Stellen  oder  gar  blosse  Sinecureo 
übertragen  w.  rdon.  las.sen  s\,  ]\  noch  weniger  rechtfwtigen.  Grosser  Missbraach  be- 
kanntlich unter  Niij^oloon  III.  mit  Aomtercumulirongen.  Sincruren  u.  s.  w.  für  die 
Marschälle,  hohen  StaatswUrdentt:igein.  Senatoren,  wobei  einzelne  Günstlinge  es  auf 
mehxBfe  hnndeittanaend  Frank  Staatsfehalte  brachten! 

Kormalgehalte  für  die  höheren  MiDiaterialbeamten  q. einige aadeie 
hShen  Posten  im  Staatsdienste  sind: 

Preussen  Oesterreich      baiern  Frankreich 

«m  1870    1883        1870        1680       1883       1870  1881 
M.  fl.  M.  fr. 

Minister    .   .  36,000     desgl.      14,700      20,000   Minister   lOO.UOO  00,000 
nebst  fr.  ind.  Qoar-  21,800  einige  mit 

Wohn.  u.  ticrgeld  u.  (.lavon  ' '  .  'lO.OOO 

Mobil.  1H,800  Geh., »/»  Kepräs.- 

nebst  fr.  Wohn.         Funct.-Zul.  Aufw. 

u.Bepr.o6.) 

rnten5t.iafs55ecrt.  18.500    15,000        7350        10,000  60,000  Sö.fioo 

u.  dgl.  (Minist.-  im  Staats-  u. 

DIr.;Sect.-Gh«fr).  rath  30,000 

25,000 
tt.  20,000 
in  aod.  Mio. 
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Prenaaen. 
um  ISTU  1883 
M. 

V  ortrag.  Itäfhe  »000  9900 
Iiis  (>(>0i)  750U 
1).  7bU0  b700 


Oflstofrelch. 
1870  1880 


]).  r. 

C  88(H> 


rroviiiz.chcts. 


Oberpr. 
21,000 
ti.  freie 
Wobuuog 

10,500 

u.  im» 
Wobn. 

(oder 
1»00) 


dosgl. 


n,4oo 


5SS0 

bis  4S."^0 
Scctiousjr. 
3570 

bis  tm:-, 

Sutüi  alter 
d.  grOn. 

Proy. 
ü— SOOO 

nebflt 

5-10,000  5—1 0,000 


7— ^UUU  * 


Baittrn.  Prankreicb. 

1870  1881 
M.  fr. 

25.000 

0060    iui  Staats-  Io.imh) 
bis  7920  rath.Cab.-u.  12,i>00 
Dir.-Cbcfbiu  15,000 
and.  Minist 
c.  12—15.000 
14,400    Prtfccleu  Seine-Pr, 
0.  23,a80  50,000 
And.  in 

85,000 

24,000 
18,000 
Ilster^ 
praf. 
"000 
0000 
4500 


t<uiict.-Zol. 
u.z.Th.  fr. 

(oder  Wobn. 
24«m—  Laiid.-Präs. 
IbOO)  d.ltlcin.Prov. 

4000  7000 
nebst  4000  4000 
Funct-Zul. 

Einzelne  Minister,  wie  <tte  des  Aeoaseni,  des  K,  Hauses,  Min.-rmidcDten  er^ 

balttiii  öfii-^iN  aiissenItMii  irrüsscre  Keiirä'<ontations<,rr.l,l„r.  (Raiern  Min,  <1  Arti<^:.  i.  (J. 
z.  B.  32,400  M.j.  \\  tgea  letzteren  Uuiätaod:^  bodcutcud  böberu  Emoluuicnte  der  Cio- 
sandten. In  Oeatorr.  Min.-Pr&s.  12.000  Ii.  (ieh.,  14,000  PI.  Fanct.>Zula^.  die 
1>f'p.-Min.  bc/.  10.000  ff.  mid  lO.'HH)  fl  ,  dazu  z.  Tli.  freie  DienstWfshii.  In  R:ii'  rn 
Dep.-Miniator  10,bOO  M.  Uob.,  je  5400  M.  Fuoct.  -  Zulage  u.  Kopritöcnt.- Kosten.  Die 
französische  Eintheilung  innerhalb  der  Ministerion  gestattet  Keinen  ganz  genaaen 
Vergb  irb  mit  der  der  deutirben  Staaten.  Die  Mini^tcrliesdMuiif?  wir  im  kais.  Frank- 
reich jedottijdlb  unverbältniHämäüsig  bocb.  S.  aucb  Hock,  Fiiuio.  Kranltfeicbs  S.  .Hl. 
Aach  in  Prenssen  ist  die  Be!>uiduiig  dm  Ministers,  venn  man  freie  und  metiblirtc. 
mit  allem  Ilausratb  vergebene  Wubnuug  auf  GOOO  M.  anschlägt,  relatir  bocb  vergli'  hca 
mit  der  liezablung  der  bTitbc,  frUbcr  mehr  als  das  Fünffache,  jetzt  etwa,  mit  Zuschlag 
des  Wobnungsgelds  von  1200  M.  bei  den  Rathen  c.  das  Vierfache,  in  Oesterreich 
(obige  Zahlen  incl.  Functionszulagc)  doch  nur  etwa  das  2'/, — afif  Ii  -  Iv  r  Fehler 
liegt  in  Preussen  aber  nicht  in  zn  lioher  Besoldung  der  Minister,  die  vielmehr  selbst 
/u  niedrig  ist,  sondern  in  immer  noch  zu  niedriger  der  Käthe.  Einige  der  letzteren 
haben  iq  Prcasscn  wohl  Nebenämter  mit  kleinen  Gehalten  oder  Kcmuneratienett.  Im 
Deutschen  Kei'^Ij  bi  zieht  der  Keichskanzler  54.<>iif)  M  (Itbalt,  die  Sciat^s-^  T' t.'ire 
20,000,  24,000,  3U.0OO  M.,  alle  mit  fr.  Dienst vohu.  Dircctoren  u.  Vortrag.  Käthe  vie 
in  Preussen.  Im  K.  Sachsen  Minister  21.000,  MinisL-Direct  11,000,  Min.-ttitlie 
0000—7200,  l'rov.-Cbof>  Kr.isliaiiptlrut.-^  1!,000  M.  In  Würtcmb.  Min  -Fris. 
2^,143,  Depart-Min.  Ib.OOO,  Min.- Dir.  (isou,  Min.-Käthe  G400— 4400,  Pror.-t^bef« 
ObOO  — 6400  H.  In  Baden:  Min.-Prts.  14.400,  Dep.-Min.  12.000,  Mfn.-Rllb«- 
(ISOO  —  .'J500.  —  In  Nordamerika  und  der  Schweiz  sind  die  Gehaltsunteräcliiode 
zwischen  höheren  und  niederen  Beamten  viel  kleiner.  auch  üock,  Fimui»*» 
Amerikas,  S.  38. 


fi)  Gehaltsstei^^eruni^cn  nach  dem  Dienstalter  in  deni- 
80 II) eil  Amte  sind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  auch  (le>ha Iii 
i^eboten,  weil  die  Zahl  der  lieamtcn  iii  hühereu  Acuitcro 
regclmU»Big  eine  so  viel  kleinere  wird. 

Es  mnsB  deshalb  ein  grosser  Thcil  der  Staatsdiener  nothwottdig;  lange  in  niedrigarftn 
A4«mt(*m  stehen  MHbcii.    Die  Ziilag^in  nach  d<tm  Dienstalter  milsson  dann  am  ko 


« 
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liauliger  und  bedeateiiUor  sein,  je  sitätcr  der  Beamte  ja  genügende  Beäüidiui^  eintritt, 
vilireiid  tio  seltener  und  geringer  sein  können,  wenn  dte  fm  vorigen  §.  gestellten 
Anforderangen  "rfnilt  worden. 

Theilt  mau  z.  B.  die  Beamten  des  prcnsa.  JaztizdieDStos  nach  der  ungefähren 
(dciclihcit  ihrer  Gehaltsbezilgo  u.  Kangverlirdtnisse  in  Cliusen,  so  ei%Slt  man  'incl. 
Rhein.  Sprengel)  im  preuss.  Staute  alten  L'mfangs  um  1">7():  I.  Classe  1  Stelle  (Pris. 
d.  Obertrib.).  —  IL  Cl.  41  Stellen  (Vicopräs.  flesselben,  (ieneralstaatsanwalt.  Prüfc 
2.  Inst.,  Generalprocnr.).  —  III.  Ol  .'»1  Sti  llen  (iiialie  u.  (»berstaatsanw.  am  Obcrtrib.l  — 
IV.  Ol.  630  Stellen  (Priis.  d.  (ier.  I.  Inst.,  Käthe  2  Inst.,  ()l)erstaatsanw.  bei  (Jer. 
2.  Inst,  (ienfrnladv.ic.  '  »h.  ipn..  •  V.  Ol.  2S14  Stellen  (Kichtcr  1.  Inst.,  Staats- 

anwälte, Procuratoren ,  Landgerichtsassesacren  am  Uhoin).  —  (iegenwärtig  (1*>S3'  er- 
giebt  eine  &hnlic1i«  Bcrochnung  f.  d.  ganzen  prenss  Staat  (incl.  R(n<  hsgericht,  indem 
6')"',  .i .  r  Senatspras.  u.  Uhtho  auf  Preas?on  errechnet  werden):  I.  CA.  !  (Pris.  d, 
Keichsger.) ;  II.  Gl.  Ib  (Seiiatäpriis.  u.  Obcrretchüanwalt  d.  Kcicliüger.,  Prik»,  d.  uber- 
landesger);  Ilt.  Cl.  S7  (RJIthe  a.  Staatsanirftite  am  Relrhsger.):  EV.  Cl.  140  (Seu.- 
präs.  n.  Obcrstaalsanwülto  1.  '  )berlandcsgor..  Landger.pnis.);  V.  Ol.  üOl  U^^dhe  am 
Oberlaodetigor.,  Dir.,  erste  Staatsanwälte  d.  Landgerichte);  VI.  Ol  iiHl  (Staataanw. 
bei  d.  Oberlandesgcr.,  dsgl.  bm  d.  Landger.,  Landricliter  n.  Amtsrichter  bei  letzteroi). 
Die  „Carriere"  im  Just.dienst  ist  hiernaclj  für  die  oberen  Stellen  (Cl.  I— III)  und 
für  die  mittleren  (Cl.  IV  in  1S70,  c;i.  IV  ii.  V  in  l!5S3)  noeh  ungunstiger  ge- 
worden, denn  damals  kamen  auf  1  der  höheren  Stellen  27.(i.  auf  1  der  mittleren  44,7 
nnfente  .lustizbcamte,  jetzt  bez.  t)3,3  u.  55«1«  d.  h.  für  den  Ri<  lit*>r  I.  Instanz  ist  die 
Chance  in  den  mittleren  Dienst  zu  kommen  um  2.J"/u«  höheren  Dienst  um 

129%  schlechter.  Die  höheren  Aemtci  werden  erst  in  höhcrem  Alter  erreicht,  wo 
dio  Zahl  der  Aspiranten  durch  Tod,  Pensioninmg  u.  Ucbergang  in  andere  Zweige 
sehen  stark  gelichtet  ist.  verglichen  z.  B.  mit  (]fin  Personnl  in  1.  Iiisfnnz,  alu  r  immer- 
hin zeigt  die  grosso  Verschiedenheit  der  Stellcnzahl  die  Kichtigkeit  der  Bemerkung 
im  Texte. 

Znr  Durchführung  dieser  Forderune:  giebt  es  verschiedene 
Wege,  namentlich  folgende  drei:  Eiumiil  1)  das  ältere  System, 
Aeniter  derselben  Kategorie  und  Klasse  au  verschied  iicn 
Orten  mit  verchiednen  Gehalten  zu  versehen  und  die  Beamten 
dann  durch  örtliche  Vcrsct/nng  in  höhere  Gehalte  aufsteigen  zu 
lassen,  was  indessen  vielfach  sachlich  nachthcilig  uud  mit  anderen 
Kosten  sowie  mit  Belästigungen  fUr  den  Beamten  verbunden  ist, 
daher,  wie  es  auch  jetzt  meistens  geschehen  ist,  besser  auf- 
gegeben wird.  Sodann  2)  das  (preussisehe)  System ,  iltr 
jedes  Amt  einen  Durchschnittsgehalt,  ein  Minimum,  ein 
Maximnm  und  zwischen  beiden  feste  Gehaltsstufen  einza- 
ricbten,  wobei  der  Beamte  mit  dem  Minimum  beginnt  and  nach 
und  nach  in  die  anderen  Stnfen  aufsteigt.  Letzteres  hängt  hier 
Kwar  niebt  direet  von  der  vorgesetzten  Behörde  ab,  wohl  aber  von 
xiil^ligen  nnregelmässigen  Ereignissen,  wie  von  Todesftllen, 
Pensionirongen,  sonstigem  Ansscbeiden  der  Vormänner  aas  dem 
betreffenden  Amte  a.  dgl.  m.  Dadareh  wird  das  Ob  und  Wann 
des  Aafsteigens  ganz  ansicher  nnd  oft  sehr  nngleicbmässig  fUr  die 
einzelnen  Bintermänner,  mitunter  sehr  raseb,  mitunter  sehr  lang>- 
sam.  Daher  verdient  wohl  3)  das  System  festerDienstalters« 
zalagen  ftlr  Perioden  von  Jabren  (z.  ß.  5,  Quinqaennial- 
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Zulagen,  besser  als  DeceaDialzulageu,  was  eine  zu  lauge  l*eriode 
ist)  für  Beamte,  welche  in  demselben  oder  in  einem  nach  Hang 
und  Gehalt  gleichstehenden  Amte  dieneu,  den  Vorzug.  Es  macht 
diese  Zuhieben  unabhänt::ii>-  von  jeder  Wiilktihr  der  Vorgesetzte«, 
bedingt  trot/dem  keine  Krlaiimung  des  Diensteifers  oder  Nach- 
lässigkeit im  Dienste,  weil  das  sonstige  Avauecment  und  die  Dis- 
cipliuarbelugnisse  der  Vorgesetzten  ja  bleiben.  Es  steigert  viel- 
leicht beim  ersten  Uebergang  von  dem  zweiten  zu  ihm  den 
Beaoldungsaufwand  iltlr  die  Staatokasse  etwas,  aber  oicht  Dotti> 
wendig  oder  doch  nur  in  solchem  Maasse  auf  die  Daner,  wie  es 
durch  das  waiire  Interesse  nicht  bloss  des  StaatsdieDers,  sondern 
ancii  des  Staats  selbst  gefordert  wird. 

In  PrensBen  n.  danarh  im  ReichscUenste  besteht  das  zweite  SyBlem.  S.  die 

obigen  Statist.  Daten  über  die  Gehalte.  /..  R.  Oberlande^gcrichtäräthe  l)aroh3chn.geh. 
5700,  (ireozun  4SÜ()— 6000,  Stui'on  von  600  M.,  Richter  1.  Instanz  bez.  4200»  2400 
Us  6000,  StQfeA  V.  300  H.  Man  plant  jetzt  (lbS3j  ein  neue«  BeaiutenbeNldaBg»- 
gcset/.  bei  welchem  der  Uebergang  zu  dem  dritt«B  System  wohl  onatlich  erwogen 
werden  wird. 

Letzteres  besteht  mehrfach,  so  auch  im  ujucii  (iolialbrcgubti?  ?.  1ST6  iu 
Bai  cm.  Hiernach  erfolgen  für  die  Staatsdiencr,  mit  Aii^nahmu  der  I.  Cime,  regel- 
mässige f,Mii  n(|iicnnial-Alter8zulaptMi .  bis  zur  \  III.  H.  tiici>tcns  nin  l'^O  M.. 
insbes.  v.  5.  (juiutiuennium  i,21.  J.>  an  um  Ji>0  M,  Von  der  IX.  Ci.  »n  sicigi  d^i 
Gehalt  schon  nach  3  Dienstjahroo ,  alsdann  vom  6.  Jahr  an  auch  nach  Qain({uenuien. 
Beispiel:  I.  CI.  Minister  Hi>no  M.  «ehalt,  dazu  5100  M.  Fnnrtionsgehalt  und 
54UU  M.  KupräsGutationsgelder.  —  II.  Gl.  z.  B.  Ministcriairäthe  nach  Quiatiiienfiiea: 
6660  -7020—7390—7740  H.,  nach  20  X.  180  H.  Plus,  bia  zum  Max.  r.  7920  M. 
III  Cl.  z.  B.  Operappellräthc :  5"ri0— 6120— 6300— 64S0  —  dann  M.  Plos,  — 
lY.  GL  2.  B.  Appeliräthe:  4560—4920—5280—5460  —  dana  Ibü  M.  Plus.  ü.  A, 
auch  feste  Minim algohalto  ftir  die  Univeraitfttslehrer  mit  «deheii  Alten» 
Zulagen:  ord.  Prof.  4200—451)0— 4740— 41)20  —  dann  IbOM.  Pl09»  aiusei«nl.  Prot 
aibO— 3360-3540— 3720  —  dann  ISO  M.  Plus. 

In  Ueslerreich  Ges.  v.  15.  Apr.  1S73)  besteht  jetzt  folgende  Einrichtung: 
Die  Beamten  zerfallen  in  1  ]  Rangclassen,  <itc  4  aVrer^teti  mit  Gehalten  in  Einer  festea 
Ziff,  r  :!20fytK  IDODO.  »^nno.  TOOO  fl.)  u.  mit  Functionszulagen  (1.  Cl.  140ft<>  f!., 
itui  d.  Miii  pio^.,  2.  Gl.  lt)0(»O,  Minister,  Präs.  d.  oborst.  Ger.hofs  u.  d.  iieobn.hots, 
8.  Cl.  lOODd -1000,  Statthalter  u  a.,  4.  OL  4000—1000  fl.),  die  7  anderen  mit  je 
ein»'m  «l  reistufigen  Gehaitc  u.  Vorrilcliung  darin  nach  5  Jahrt-n  (.ilso  bcschrnolte 
guin<iu.zukgea,  Cl.  V  45U0,  5500.  ÖOou,  Gl  VI  2Ö00,  3200,  3600.  GL  VII  2000, 
2200.  2400.  Gl.  Vm  1460.  1600,  1800.  Gl.  IX  1100,  1200,  1800,  CL  X  900,  950, 
lO'Mi,  ri.  xr  noo.  TOO,  ^OO  H;  und  ActivltStsznlnpcn  nach  diesen  Clas-^on  und! 
nach  Urtsclasseu  ^Wicu,  z.  B.  3UU.  4ÜÜ,  9UO,  600,  700,  bOO,  1000  fl.,  Uzte  Uber 
30,000  ron  16—50,600  n.  unter  10,000  Einwohnern). 

§.  151).  —  c)  Der  Zcitpuuct  ftlr  den  Hcj^tnn  eines 
Anspruchs  auf  Ruhegehalt,  die  Höhe  dieses  letzteren 
und  das  Verhältni.ss  desselbcMi  zum  Gehalt  im  activea 
Dienste  muss  richtig  bestimmt  werden* 

Die  Mannigfaltigk<:it  d  1  Be:>timmuii<:<'ii  über  Ruhegohalt  und  Wartegeld  im 
Staatsdienste,  aber  aucii  der  ^Langel  klarer  und  «risse nschaftUch  bef^rOndeter  Principiea 
ist  gross,  namentUdi  anch  in  Dontschland.  Vgl.  MnaKacke  a.  a.  0.  Die  uiifüu> 
stis»ten  Bestiniiniuigwi  in  PreOBsea  md  im  PemaeheB  Heidh  sellwl  nach  dm  V«^ 
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bcKiäerun^eii  r.  1872.  im  Gaiuon  die  giinstigrston  in  HusslaBd.  S.  d.  neoe  prcuss. 
PcßsioiiüRcsctz  V.  *27.  März  IS72  (f.d.  immittell).  Staatsbeamten)  u.  Novelle  v'.3l.  Mär/: 
dann  d.  Kcirlis<rcs.  über  d.  KechtsvcrhäUnissc  der  Koichsbe.nmtea  v.  31.  März  1*^7.*? 
(dartlber  mein  Auts>.  iii  llrtltzfndt  iit 's  Jahrb.  Uber  Keichsfin.,  III,  175  U'.),  womit  das 
neue  Militftrpensionsgest  t/.  v.  27.  .limi  ]871  zu  ?eTfl<uchen  ist  (cbendas.  S.  105  IT.). 
Auf  die  aparten  Vorhältiiissc  des  .Militfirpensiruiswospns  wird  hier  Jiieht  näher  einge- 
gangen (9.  darüber  meinen  gen.  Au&>atz).  Der  sachlich  begründete  Hauptouterschied 
boraht  natorlich  darauf,  das»  heim  MflitAr  im  Kriege  durch  den  Dienst  selbst 
die  Dieustuntauglicbkeit  bewirkt  wird  nnd  leicht  und  sicher  *Iios  Causalmoment  sich 
uachweisen  lissU  Ueber  eine  Analogie  des  Civildieosts  auch  hier  s.  a.  a.  Ü.  178. 
Andere  Unterscbiede  sind  sachlich  kaom  geboten,  denn  das  Aiuscheldcn  wegen 
V'  riiiiiiderfLr  körperlicher  Tüchtigkeit  wäre  nicht  nur  im  Militiinlienst  erwünscht, 
wenn  auch  ia  beiden  Zweigen  in  dieser  Hinsicht  ein  verüchiedeuer  Mastistab  anzu- 
legca  ist. 

Es  empfiehlt  sich,  entgegen  einer  verbreiteten  Anschauung 
nnd  Staatspraxis,  welche  eine  falsch  verstandene  Sparsamkeit 
Uber  die  wahren  Interessen  des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs 
nur  des  einzelnen  Staatsdieners)  setzen,  folgende  Einrichtung. 

a)  Der  Beginn  eines  Ansprachs  auf  den  Genuss  eines 
Buhegehalts  (Pension)  überhaupt  darf  nicht  zu  spät  eintreten, 
passend  etwa  nach  yoUendetem  fünften  Dienstjahre.  Es  soll 
aber  hier  die  Pension  nur  einen  kleinen  Brachtheii  des  Gebalts, 
z.  B.  ein  Viertel  erreichen. 

So  in  Anhalt  bei  5  und  weniger  Dienstjahren  Vid  Gehalten  Uber  und 
"1,^  von  (ichalten  unter  300  Thlr.  In  Baden  ron  dem  (bei  Beträgen  von  Uber  (JOO  fl, 
bei  der  Pensioninmg  stets  nm  V5  verkürzten)  Gehalt  vor»  vrHend.  r>,  bis  10.  Dirnnt- 
jahre  7Ü**i,,  (d.  i,  56 "/o  v.  ganzen  (iehalt),  in  Hessen  in  d.  ersten  10  Diensgahreu 
70*/,,  in  Baiern  dsgl.  70,  resp.  80%.  Auch  die  meisten  and.  D.  Kleinstaaten 
geben  v.  .Anfan*:^  an  An-ijiru' he  auf  Kuhegehalt ,  Frankreich  v.  0.  .lalirc  an 

(10";,),  Eussiand  in  gew.  Füllen  v.  5.  an  s^atVa^u".  Wärtern  borg  v.  voUend.  y. 
nn  (40*/«)«  Sachsen  v.  feilend.  li>.  an  (SOVoK  Oesterreich  de^l  nach  d.  nenen 
Verordn,  r.  9.  Dec.  1S66  {SS'/gV,,).  Preusscn  nach  d.  Pensionsregl.  v.  30.  April 
dagegen  ei^t  v.  vollend.  16.  j.  an  (von  da  ab  bis  zum  lU.  nur  257«K  jützt  nach  d. 
neuen  6ee.  ?.  Teilend.  10.  J.  an  257o<  ebenso  im  CSvfl-  und  MflitSraienst  des  D. 
Reichs.  Mitunter  sind  die  Ponsionsverhältnisse  bei  nied«  r<  ti  (it  linltt  ii  1  twas  !:aii!sti!,'ör 
tjL  B.  in  WUrtomberg);  bei  ganz  kleinen  Gehalten  werden  wohl  absolute  Mini- 
malbetrüge der  Pensionen  normirt.  in  Preussen  frttlier  60—96  Thlr.  Für  die 
Zelt  TOT  Beginn  des Peoslonsansprut-hs  mitunter  ,.G  na d c nbcwilligungen",  aucb  wohl 
einmalis-e  Abfertigungen  iso  in  Oc^tf^rr.  nach  V.  v.  I*s0(3  1 — I'/a  Caches  des  Jahres- 
gehalt:«.  Iiier  auch  die  Bestimm.,  tia^s  event.  dum  Beamtcu,  unter  Verzicht  auf 
Pension,  statt  denn  ein  2Jlhr.  (iehalt  Ab  Abfindung  auf  seinen  Wunsch  gegeben 
weiden  kann). 

ß)  Die  Hohe  der  Pension  moss  alsdann  von  Jahr  zu 
Jahr,  nicht  nur  nach  Perioden  Yon  Jahren  (z.  B.  von  5  oder' 
gar  10  Jahren)  angemessen  steigen. 

Der  Jährliche  Zuwachs  kann  entweder  in  der  ganzen  Dienstzeit  der  gleiche 
oder  {Mutsend  etwa  in  der  ersten  Hftlfte  derselben  ein  etwas  niedrigerer  ab 

in  der  zw.;itf"fi  sein,  /.  B.  vom  (3.  bis  20.  Jahr  1%,  TO»  21.  blS  40.  Jahn  2'./,Vo. 
weau  nach  5  Jahren  die  Viertelpension  eintritt 

In  Pveiissem  sti^g  d.  Bnhegehalt  fiüher  im  1.  Jahifftnf  der  PensionsAhigkeit 
*B  ^/e«  ^  jodem  folgenden  bis  zun  90.  Dieostjahre  nm  Vu  der  fiesoldong,  jetzt  in 
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Preossen  wie  im  Heicli  die  gleiche  und  jährliche  Profressioii  um  Vg„,  seit  Gm» 
r.  18S2  in  Pr.  um  Vw  Auch  viele  and.  D.  Staaten  lassen  die  Pension  im  Aa&og 
oder  am  Ende  der  Dienstzeit  nur  nach  Jahrosperioden  steigen  (z.  B.  Baden  6.  bis 
11.  J.  66*/^  40  v.  weiter  607e«  Saehsen  11.  bis  15.  30,  45.  d.  e.  w.,  jetat  40.  SO*/«. 

Baiern  aUe  10  J.  10%  mehr,  Oesterreich  11.  h\s  15  .T.  1f>  bis  20.  %,  dann 
alle  5  J.  am  mehr,  daher  nach  d.  40.  J.  Betrag  d.  Pens,  gleich  dem  Gehalt  (V. 
r.  9.  Dec.  1860).  Frankreich     88.  an  75%^  Rnailand  r.  0.  bis  10.  V„  11. 

bis  20.  21.  Ms  .TO.  -  dann  roll,  im  Lchrdienst  bis  zum  20.  .1.  nichts  [v.  11. 
an  eiumai.  JahresgebaitJ ,  21.  bis  25.  J.  dann  voll).  Es  ist  nicht  einzoseheo, 
warum  1  und  5  oder  gar  1  und  10  DieD^Jahre  mehr  ganz  gleich  zählen  solleii. 
Riehtigc  jahrliche  Progression  z.  B.  in  Wtlrtemberg  v.  10.  bis  40.  (jährl.  Steigen 

um  l'/i"/,,  bei  Hesolii.  bis  2400  M. .  um  1"4**'„  bei  dem  danibf-r  hinauspcbondt'u 
Betrage),  Radcu  v  11.  bis  40.  gfthrl.  um  l"/«);  noch  bc&ser  iu  Saclison  )ahrl.  um 
1%  V.  II.  bis  25.  J.,  V.  26.  bis  35.  um  P/g"/«,  v.  bis  45.  um  2V9"  o  J'  »^»  hier 
iscit  I*--?«;)  V.  in.  bis  25.  .1.  11m  2,  2.').  bis  .10..!.  um  HTk  bis  40.  J.  um  Auch 
iu  1?  ran  Ii  reich  v.  ti.  Jahr  an  jährl.  uu»  l7a".o  mehr,  später  etwas  grössere  Pro- 
greasioD.  Nach  d.  Ges.  v.  9.  Jani  1663,  das  f.  alle  Pensionen  fur  Staatsdienst  aas  d«r 
Zeit  nach  1854  pilt,  ist  die  Jalire5i|note  l'j'a"/,,  (Noo"**»  ^^«^  vollen  2')  .1.  ist  die  Ponsioo 
507o  ^'  wächst  dann  mit  jedem  Jahre  um  2%  bis  zom  Maximum  v.  Ib"!^ 

y)  Der  Anoprueh  auf  BuhegebaU  soll  nur  bis  tu  einem 
nicbt  SU  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
passend  etwa  bis  znm  vollendeten  25.  oder  30.  Jahre  des  Dienstes 
oder  50.  oder  55.  (vielleicht  60.)  des  Lebens,  noch  an  den 
besonderen  Nachweis  der  unverschuldeten  Dienstnn- 
fttbigkeit  geknüpft  sein.  Bei  einem  höheren  Dieost'  oder 
Lebensalter  mnss  es  dieses  Nachweises  znr  Geltendmacbnog  des 
Rechts  auf  die  Normalpension  nicht  mehr  bedürfen. 

Doch  brdins^t  aucb  dann  ein  freiwilliger  Verzicht  des  Bcamteu  auf  das  Amt 
im  Allgemeinen  nur  iu  dem  Kalle  den  Anspruch  auf  den  Ruhegehalt,  wenn  der  Be- 
amte Dicht  in  ein  besoldetes  Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden,  Corporar 
(ioneu,  (icsellschaftei) .  Privaten  eintritt.  Ausnabmen  von  dieser  Bsgel  sind  iBdeaseo 
mitunter  statthaft,  und  zwar  auch  im  Interesse  des  Staatsdienstes. 

Diese  Begd  wird  man  wenigstens  in  DeotscUand  nicht  leicht  fahren  Ismob, 
>ie  ist  mitunter  im  Pensinn.sreplement  besonders  ausgesprochen,  z.  B.  in  Wtirtrm- 
büif.  Aosnalimen  werden  passend  in  solchen  Dieostzweigen  gemacht,  wo  die  fie- 
schaffang  der  genügenden  Arbeitskriflte  schwierig  fbt  So  können  in  Knssland 
Lehrbeamte  nach  dem  20.  Dienstjahre  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der 
vollen  Pension  austreten  und  doch  Aemter  iu  anderen  Staaten  übernehmen,  ohne  der 
Pension  verlustig  in  gehen  (ausdnieklich  so  in  Fällen  der  Berufung  von  Dorpater 
Professoren  an  deutsche  Universitäten  entschieden  und  in  mir  bekannten  Beispielen 
gegenwärtig  in  Wirksamkeit).  AehnUche  gftnstige  Bedinfongon  im  engliscb>oal> 
indischen  Dienste. 

In  Preussen  und  im  Reiche  musste  der  Civllätaatsdicner  bisher  in  jede  tu 
Dienst-  oder  Lebensalter  noch  spfcicll  die  physische  oder  ^jcisfi^;*-'  l'nf;ihif;keit  n.i.  b- 
woiseu.  Die  ^Novelle  v.  1S82  hat  diese  Bestimmung  f.  aus  dem  btaatsdieost  au^- 
scbetdende  Staatsminister  n.  f.  Beamte  Ober  65  Jahre  (zu  sp&tl)  beseitigt.  In  Sachsen 
fällt  diese  Bedingung  fort  nach  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  6'».)  Lcbt-nsjahre, 
ganz  ebenso  in  Baiern,  in  Hessen;  in  Altenburg  nach  d.  4h.  Dienst-  oder 
70.  Lebensjalir,  in  Würteraberg  nach  d.  40.  Dienst-  und  65.  Lebensjahre;  im 
Militärdienst  des  D.  Reichs  jetzt  dsgl.  na<h  vollend.  00.  Lebensjahre.  —  In  ver- 
schuldete Dieustuntauglichkeit  begründet  allgemein  im  pensioasfähigcn 
Alter  Pensionsansprdche ,  im  Dienst  zugezogene  oder  Kriegsdienstzeit  lin  Deutschland 
höher  gerechnete  günstigere.  Ersteres  gilt  als  selbstTcrständlii-h  und  doch  ist  es 
«Ines  der  wichtigsten  Beispiele,  welche  die  so  fiel  gesichertere  iiteünng  des  Arbeiton 
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im  Staatsdienst  verglicLun  mit  aodoroii,  uaioentlich  den  gewtthnlicliün  Arbeitern 
deutlich  zeigen.  Krankheit  u.  dgl.  könnte  auch  der  StastädifTier ,  vr'ie.  yArv  XuAi^rc, 
als  eiaoA  Zufall  allein  tragen  mUsseu.  Bei  einer  ordentlichen  Einrichtung  der  In- 
YaUdllits-  and  KfwilteDTentehemng  wire  das  aoch  mOfHch«  gloiehvolil  anzveckmtadlg. 
Die  jetüfic  Bestimmung  hMi  im  StMttdIenst  Mcb  dwQate,  diesen  leichter  ron  solchen 
PeRMnen  zu  betreii.'n. 

<f)  Wird  eia  Beamter  ohne  sein  Verschalden  aas  allgemeinen 
Dienstrllckeiehten  gegen  seinen  Willen  von  der  Staatsgewalt  zur 
Diaposition  gestellt,  so  darf  das  Wartegeld  unter  keinen 
Umstünden  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegehalt  Es 
ist  aber  auch  angemessen,  das  Wartegeld  erheblich  hoher 
wenigstens  in  den  jüngeren  Dienst-  nnd  Lebensaltern  zu  be- 
stimmen, etwa  auf  75  —  90%  des  Gehatts. 

Allerdiuf^s  liegt  bei  einem  hoben  Wartegeld  gerade  eine  finanzielle  def^ihr 
vor,  irdchc  schon  bei  hohen  Rahegehnlten  nicht  ganz  zu  leagnen  ist:  persönliche 
Rucksi«  hteii ,  missliche  Beamte  zu  entfernen,  schweigfen  <lari'i  <'l>er  nnd  die  betr. 
Staatoauügabe  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Uefahr  ist  uberhau|it  nur  durch  richtige 
Normen  üher  Zur-Dispeeifion-Stellen  nnd  Fensfoniren  l>ei  einer  ttichtigen ,  Ton  den 
Ständen  n.  s.  w.  controlirten  Staatsverwaltung  zu  vermeiden  z.  R  die  prciiss.  Be- 
stimmungen rem  14.  Juni  u.  24.  Oct.  lt»48).  Die  Anforderungen  in  dieser  Beziehung 
steigen  nnr,  wenn  Waitegeld  nnd  P«Mion  billiger  Weise  hoher  normitt  werden.  — 
A~ach  das  Wartegeld  ist  in  Preussen  zu  niedrig.  Max.  2000  Thlr.,  bei  Gehalten 
von  1200  Thir.  nnd  mehr  die  Hälfte,  bei  geringeren  Besoldungen  steigt  es  bis  lb% 
bei  340  ThIr.  n.  Mininram  Ist  150  Thlr.  (allgemein  ausj^en.  Richter).  In  Sachsen 
ist  das  Wartcgeld  der  Besoldung  oder  gleich  dem  Pension^bctrage,  wenn  dieser 
hoher  ist,  in  Wiirtemberg:  (so|ifenannte  Quiescirung^  bei  Beamten,  die  das  40.  Jahr 
noch  nicht  beendeten.  Va»  f^r  je<les  weitere  Lebensjahr  um  IV»  l'/e^/o  mehr, 
bei  Gehalten  unter  und  Uber  1200  L  (jetzt  2400  M.)  bis  zum  70.  J.,  Alin.  GOO,  Max. 
3000  fl.  (jetzt  1200  —  bei  Volksschullehrcrn  1000  M.  --  u.  0000  M.,  Ges.  t, 
2S.  Juni  1S76).    Mehrfach  Wartesr«*Id  und  Pcüsiüii  gleich  hoch,  so  in  Oesterreich. 

f)  Die  von  der  Staatsgewalt  angeordnete  Pcnsio- 
nirang  darf  einen  höheren  Ruhegehalt  geben,  als  wenn  der 
Beamte  freiwillig  oder  wegen  Krankheit  u.  s.  w.  den  Dienst 
Terlässt 

Eine  solche  Unterscheidung  ist  kaum  noch  ausgebildet.  Auch  sie  birgt  Iceine 
bcsoud.  finanziellen  Gefahren,  wenn  die  (Jrundsätze  ftir  T^oiisioiiirung  gch?^n^  nonnirt 
sind.  Ueber  zwangsweise  Peniiionirung  un^d  Zur-Disposition-iStcilung  t>.  z.  ß.  d.  Deutsche 
tieaetz  Uber  d.  Reehtsreih.  d.  Seiohsbeamten  §.  26  ff. ,  94  ft'.  Dieser  Pnnct  gelittrt 
nichi  veiter  hierher. 

t)  Die  Höhe  der  Penston  soll  allmältg  und  zwar  in  einem 
nicht  an  späten  Dienst-  nnd  Lebensalter  den  vollen 
Betrag  der  Besoldang  erreiehen.  Als  passend  erscheint  das 
vollendete  40.  Dienst-  oder  65.  (höchstens,  aber  be.s8er  nicht 
erst,  das  70.)  Lebensjahr  als  Zeitbestimmung  für  diesen  Anspruch. 

Dies  ist  iii.E.  ein  H  au  pf  p  ii  n  <•  t  l  iner  richtitr<'n  lieform  des  besteli-n-lin  T'(jii<ions- 
vesens.  In  dun  meisten  Länderu  bleibt  die  Pension  auch  nach  noch  so  langer  Dienst- 
oder Lebenizeit  erbeblich  unter  der  Besoldung  stehen.  In  Prensseii  eneicbte  sie 
bite  ent  nach  M  Dienq.  767«  des  letxten  Gehaita  (alao  im  Gaiueii  etwa  im  75. 
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Lebensj.  oder  norli  spätcri,  Bcsüuunungcii ,  die  Icitlcr  in  (la^  neu.  I'.  ii>ioifspesctz  u. 
iu  die  KeichsgeflcUgebang  («ach  für  Militär)  ubergcgaugeu  bind.  Eni  d.  preuas.  (mü. 
V.  1882  hat  oio  srrcichang  dieses  leidor  fcstgchatt  mbxjs  r,  75*/o  wenlgstoas  mit 
dein  vollendetori  10.  Jahro  bestimmt  ulurcli  die  Veränderung;  der  .lallro^^f«  it;erong 
von  Vs«  auf  '/c,  V.  II.  J.  an).  Die  Pension  in  Frankreich  bleibt  v.  "l*-.  I)Kii!>tj. 
au  auf  75"/(,,  in  Sachscii  ;iuf  ^0"/„  des  Dienstcinkomniens  der  letzten  ->  .lalirc  v. 
45.  (jetzt  40.'  Dicnstj.  an  stehen,  auch  in  \V U rtcui be r>c  steigt  sie  v.  40.  Dinisti.  aa 
ni  inelir  IjIk  t  02'  ,  rcsp.  So"/^,  in  B;uloii  g^i  ht  sie  nicht  Uber  SO"  „  (bei  allen  Ge- 
lutiten  ubci  üüu  ii.)  vuut  40.  Dienütj.  an  luiiuuä,  ähnlich  i&t  cä  iu  cinigeu  Klein^tajUen. 
In  anderen  Vblhn  ist  die  Pension  im  Retra^o  dos  rollen  Gehalts  doch  an  ein  z« 
hohes  Dicnslalirr  ucluindcn,  so  nn  ."ij  Jalin-  in  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaton. 
In  Baiern  macht  man  bei  dem  Activgehalle  eine  ziemlich  mUttöige  Uotejrscbeidung 
zwisebfm  Standesgehalt  und  Dienstgehalt  Erstefer  bleibt  dem  Pensionlr  «nd 
beträgt  im  1.  Jahrzehont  Jr.-.  Dionst.s  7,  im  2.  S,  im  f^.  ttnd  4.  *.t  Zehntel  dos  1)lf>ss 
aas  einem  Ilaoptgcldbezug  (ohne  IiiebenbczUgul  bciitchcndeo  Gehalts.  Diese  9  Zehntel 
erhftlt  der  Beamte,  der  auf  Grand  von  40  Diens^ahren  oder  70  Lebonsjahren  In  Peosioii 
tritt.  Richtig  gewahrt  dagegen  die  nene  österr.  Pensionsonliiiiiif  v.  9.  Dcc.  ISÖ6 
rollen  Gehalt  als  Pension  nach  40  Dion^tjahrcn.  In  Unssland  tritt  diese  volle  Pension 
sogar  hei  Civilbeamten  schon  nach  80  (ohne  Nachweis  der  Untaaglichkeit^ ,  bei  Lchr- 
bcMimton  nach  25  and  in  gewissen  Fallen  der  DntaagHchkcit  nach  15  u.  20  Jahten 
ein.  —  Neben  einein  )n!«?timmten  Dienstalter  muss  aber  auch  ein  gewisses  Lebens- 
alter diesen  Anspnich  gewähren.  Fälle,  wo  alsdann  schon  nach  kurzem  Diensulter 
dieses  Bocht  eintritt,  werden  doch  nur  zu  den  Ausnahmen  geliörcn  (z.  R.  bei  Ucbei^ 
nähme  eines  Beamten  ans  fr.'mtli  iii  S)aatMli«nistc  oder  dergl..  wo  «ilmohin  die  früli- T'^ 
Dienstzeit  angerechnet  zu  werden  pticgtj.  Wenn  der  Grundsatz  feststeht,  so  wird  man 
in  der  AnsteUnng  fttterer  Beamten  nur  Tonrichtlg  werden,  was  gowiss  irat  fet  —  Mit 
der  Annahm-^  des  hier  befürworteten  (Jninil^^nfz.  s  falleii  dann  anch  die  sohr  al!!r--mcin 
vorkommenden  Bestimmungen  über  ein  absolutes  Maximum,  das  eine  Pension 
(auch  flften  ein  Wartefrcld^  nicht  Ubersehreiten  darf  (z.  B.  In  Prenssen  8000  TMr. 
nach  Cabinetsordre  v.  10.  Juni  1^1^  — .  ein  ^  BcschrUnknng  ist  auch  im  neuen  Gesetz 
§.  11  geblieben  — ,  d.  Eink.  ober  4000  Thir.  wird  bei  Berechn.  der  Pension  nur  mit  '/^ 
angesetzte,  (in  Sachsen  2000 ThIr.,  in  Wurtember^  3tm  fl  ,  ausnahmsweise  40UO  fl, 
jetzt  [Ges.  V.  1S7C1  ßOOO  n.  9000  M.,  bei  Lehrern  nur  1800  fl.<.  Diese  Bcstimmnilg«!! 
sind  mehrfiii  h  ein  ZugestSndoiss  gegen  nnver^täiidisr*'  Aiitrriffe  auf  das  Peusionswes^^n 
übcrliaiiiit  f^ewesen  (so  1S4*^\  Nur  für  Minister  und  ahnliche  Beamte,  welche  eine 
St<  Iii  niriit  lange  innc  zu  haben  pflegen,  mOgen  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  Ü. 
Reich  tritt  bei  iliiu  ti.  die  jederzeit  cntlassbar,  ein  PensioAsanspfttch  ron  ein«  wenn 
sie  das  Amt  miuticstcns  2  Jahre  bekleideten^. 

ij)  Im  wahren  Interesse  des  Staats  wie  seiner  Diener  empBeblt 
CS  sieb,  an  letzteres  Dienst-  und  Lebeosalter  —  wobei  für  diesen 
Fall  das  70.  Altersjahr  festgehalten  werden  mag  —  nicht  nur  das 
Reobt,  sondern  auch  die  Pficht  zum  Anstritt  aus  dem  activen 
Dienst  wenigstens  als  Regel  zu  knttpfen,  FUr  eine  längere  Be- 
lassnng  im  Amte,  die  dann  die  Ausnabme  ist,  mnss  eine 
speoielle  Prttfnng  des  einzelnen  Falls  erfolgen. 

Dieser  Grundsau  ist  bisher  gewiss  zum  Schaden  dos  Staatsdienstes  nur  in 
seltenen  Fällen,  z.  B.  bsi  vichtigeren  Militärchargen  (DifisloDSKenerälo  in  Frank* 
reich'  in  der  Praxis  angenommen.  Man  hat  wohl  dagegen  argumentirt  mit  flem  Ilin- 
wcis  auf  die  Leistungen  eines  Multke,  Humboldt,  Thiers  u.  s.  w.  Aber  nach  solchen 
Ausnahmefällen  kann  man  niemals  in  Gesetzen  gehen.  Es  handelt  sich  hier  «m  eine 
statistische  Erfaluunffsrfsrrl,  die  in  d-T  grossen  Melir/aM  der  Frdlr  /liirifU.  Di.^  prcriss. 
Novelle  v.  Ibb2  hat  hier  daher  mit  Üecht  f.  uicblriditerl.  iteamte  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  sie  nach  rolleadetem  65.  Lebensjahre,  wenn  sie  nicht  selbst  ihre  Ter- 
<-'i/uiig  iri  i\rn  Ruhcütand  bcaiitraffon .  iintor  frewi-ison  CaTitelen  ponsinnirt  werden 
gönnen.   AcbnL  Bestimmung  allgemein  gütig  L  Beamte  Uber  65  J.  in  K,  Sachaon, 
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Ges.  V.  .T.  Juni  ISTfi.  Vcruttufdg  und  in<nui'S  Eraclitoiis  iiichnlimf  iiswrrfli  ist  die 
Eiurichtuog  iiu  höhoreo  rassisch.  Lohrdicast  {sfohl  urüpiUiielicli  ak  be^ooderur 
Vordiflil  fbr  den  Lehnr  eingeführt,  um  Lebrfcrftfte  zq  goninneii,  tbor  von  sehr  guten 
Folgen  für  den  I^hrdienst  als  solcher  geworden).  Der  l'nivcrsitätslclircr  wird  z.  B. 
nur  auf  25  Jahr  angestellt,  kann  dann  mit  sciaem  Follon  Gebalt  ab  Pension  austreten 
(nach  der  neuerlichen  bedeutenden  GobaltserhOhvng  allerdings  nnr  mit  dem  früheren 
Qehalt  ohne  Qoartiergeld,  so  in  IkuftA  mit  circa  143U  U.  S.  bei  2400  R.  jetzigt-tn 
Gelialt).  mnss  aber  auch  austreten,  wenn  er  nicht  wieder  präsentirt  wird.  Dies  liana 
nur  auf  Antrag  der  Facultät  unter  Zustimmung  von  ''3  der  Mitglieder  des  Conseils 
(Veiteren  Senats,  alle  Professoren  umfassend)  und  nur  2  mal  auf  je  5  Jahre  geschelicn,  bo 
dass  35  Jahr--  Ii  Maximaldienstzeit  ist.  (N.  a(.>^tLiis  ist  diese  Grenze  beseitigt  und 
öftere  Wiederwahl  zugelassen.)  Bei  solcher  H\  iedcrwahi  bezieht  der  Professor  neben 
aainaoi  CUialte  zugleich  die  Pension,  welche  letaten  nftch  je  5  Jahren  um 
'/j  steigt,  und  also  nnch  35  Jahren  1%  des  ursprilnfclichen  I^etrag-s  erreicht.  Die 
Steile  des  Aastretenden  oder  Nichtwiedorgevähltcn  wird  nea  besetzt,  dock  behält 
denelbe  das  Recht,  za  leaeo.  —  Bei  vielen  dentschen  Univenitilton,  z.  B.  allen 
I>r<  ussisc  Iieii  —  wie  denn  auch  das  neue  Pi  nsionsgesetz  ausdrücklich  auf  Uni- 
reisit&tslehrer  nicht  anwendbar  ist  —  erfolgt  grundsätzlich  keine  Pensionirung  des 
LehrerB,  was  ids  persönlicher  Vortbeil  gegenfther  den  sonstigen  Beamten  gilt 
and  mit  Bccht.  Nor  ffthrt  es  in  der  Praxis  vollends  leicht  dazu,  dass  die  Aomter 
von  sehr  alten  Männern  inne  trehabt  wcrdi  n  und  eine  Neubcsctziin«r  doch  meistens 
erst  bei  einer  Vacanz  durch  Todeslaü  eitiiiitt,  —  sicherlich  im  Aligem.  ein  schädliche» 
YerhftltDi«  mit  noch  nn^stigeren  Folgen  als  im  Übrigen  Stnfttadienst 

Wird  das  PensionsweaeQ  oicht  io  soleher  Weise  eingc- 
ricbtety  80  droht  stets  sehr  leicht  eine  Ueberfnllnng  des  activen 
Staatsdienstes  mit  Greisen  nnd  decreptden  Personen. 

Diese  suchen  so  lange  als  möglich  acliv  zu  bleiben,  um  nur  am  Gehalt  keine 
Etnbnsse  zu  crleideu,  und  ans  ;l('r^0^1ichen  Rücksichten  weiden  sie  gOgon  das  Di<-nst- 
intf^resso  im  Amte  belassen.  Bis  fast  zum  letzten  Athemzuge  müssen  sie  sicli  auf- 
arbeiten, ohne  in  der  berechtigten  Müsse  dos  höheren  Alters  die  eigeuthumliclien 
TorzQgo  dieser  Lebensperiode  für  sich,  ihre  Angehörigen  und  fOr  das  ganze  Volk 
zur  Geltung  bringen  zn  kennen.  Di*?  Jiln<roron  rücken  ungemein  langsam  nach.  Das 
von  diesen  zu  amortisirendc  Bildungskapitai  wächst  immer  mehr  an.  Die  Activgohalte 
aOtsen  schtieesUeh  am  diesen  Grande  doch  nur  um  so  mehr  erhöht  Verden  und  die 
greif  :i  ^Tucr  die  Gehalte  bezichen,  mui  ihri-  unentgeltlich  dicnondcn  od*  r  ungenügend 
besahiten  isöhne  zu  onterhalten.  Di«  £ni|>arung  am  Pensionsetat  ist  daher  doch  keine 
reelle.  (Gate  Bemerkangen  darüber  r.  Engel  in  „Preis  d.  Arb.'*  n.  sonst).  Die 
ungtlDstigo  Regelung  des  Pcnsionswcsons  erklärt  sich  wohl  nur  aus  der  noch  weit 
verbreiteten  Anschauung,  als  sei  die  Gewährung  eines  Kuhegchalts  etwas  Anomales, 
eine  besondere  Wohlthat  im  Staatsdienst,  Sie  ist  aber  nur  eine  gerechte  Forderung, 
wclfhe  im  Grunde  für  alle  Arbeitsarten  auf/ust-  Ilen  ist,  damit  wenigstens  die  wahren 
Selbstkosten  der  Arficit  ersetzt  werden.  Fällt  dif  Pcnsinn  fort  oder  ist  sio  ungc- 
ntlgond,  so  inuss  der  Activgehalt  nur  um  so  höher  sein,  damit  daraus  eine  Alters- 
od«r  InvaliditltsreBte  gesichert  weiden  luuin,  wie  sich  ans  dem  Folgenden  erglebt 

§.  160.  —  2,  Für  die  richtige  BemessnDg  der  H9be 
des  Totalgehalts  nnd  seiner  Hanptposten  (§.  156)  sind  die- 
selben Grundsätze  zo  befolgen,  welche  für  die  Regelung  der 
Höhe  jedes  Arbeitslohns  aiirziistclleii  sind.  Danach  mlisscn  ins- 
besondere die  Seil)  st  kosten  der  Arbeit  richtig):  nnd  vollständig 
ersetzt  werden.  Unter  den  Betrag  dieser  Selbstkosten  kann  auf 
die  Daner  der  Preis  der  Arbeit  oder  der  Lohn  nicht  sinken,  sie 
bestimmen  also  das  Mini  ni  u  ni  des  Lohnes,  wenn  die  Arbeit  be- 
ständig bedurit  wird  nnd  daher  angeboten  werden  muas.  Das 
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allgemeine  Lohnproblem  nimmt  hier  nur  gemäss  der  specifiscben 
EigentbUmlichkeit  des  Staatsdienstes  eine  besondere  Gestalt  an. 

Die  Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sie  Ii  nun  aus  folgenden 
fttnf  Posten  SHsamtnen: •  1)  Bedarf  für  die  Erhaltung  dea 
Lebens  nnd  der  Arbeitskraft  wttbrend  der  Dauer  der 
Arbeitsperiode;  2)  Bedarf  für  die  Aufbringung  (Keservirang^ 
bez.  Zahlung  an  Versiebemngsanstalten)  von  PrUmien,  am  sieh 
gegen  vorzeitige  Invalidität  und  Krankbeit  zn  versichern; 

3)  Bedarf  fttr  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  Er- 
ziehnngs-  und  Bildungskapitals  (Amortisationsrente  dafttr) 
einschliesslich  eines  Prämienbetrags,  um  sich  gegen  die  Gefahr 
unvollständiger  Wiedererstattung   dieses  Kapitals  zu  sichern; 

4)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Absehlnss 
der  Arbeitsperiode  (Altersrente);  5)  Bedarf  für  die  nicht  oder 
nicht  genügend  erwerbsfähigen  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
(Wittwen-  und  Waisenpension).  Im  Folgenden  ist  die 
Gestaltung  dieser  lünl  Posten  bei  der  Arbeit  des  ^>taats- 
diencrs  zu  untersuchen. 

S.  liier  narninitl.  Kntrrl.  Preis  <1or  Arbeit.  S.  .'!f!  fl',  hcs.  u>>cr  di«'  trcnaiiiif.  u 
Prämlun betröge,  die  der  Lohu  decken  muss,  (erneuert  u.  weiter  au:igofahrt  ?.  Eugcl 
in  d.  AvCi.  ia  d.  proDSS.  stat  Ztechr.  1876  S.  4S2  tf.).  Diese  Ertrteraogen  «ind  ui 
Texte  mehifftcb  benntzt  voideo. 

§.  161.  Die  dauernden  Selbstkosten  der  Arbeit  dcb 
Staat.sd  ie  n  crs, 

a)  Der  Gehalt  muss  zunächst  hinreiclicn  im  den  Standes- 
gemässen  Le  b en  s bed  a  r  f  des  Beamten  und  der  von  ihm  in 
üblicher  Zeit  begrttndeten  Familie  tiblicben  Umfangs, 
also  oh  Tie  Voranssetzung  eigenen  Vermngens  bei  dem  Beamten 
nnd  mit  Voraussetzung  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Ver- 
bots gewöhnlichen  Gewerbebetriebs  fttr  den  activen  Beamten. 

Dab  MoniLiit  de»  btandcsgemässen  Bedarfs  ist  in  uiiscrcui  bc&teheudcn  W  iiüi- 
schftflsByatein  1»  i  der  obwaltenden  ungleichen  Vertbeilang  des  VoHBMinIwmMiete 
herechMgf.  Vgl.  Wapner,  <irundleg.  I.  1.  Al)tli.  Kap.  i,  ^.'J\  iL  Von  *2[anz  anderen 
socialen  Zuständen  darf  hier  abgesehen  werden.  Diu  Staatsbcaoiteu  der  vcrschiedetiea 
Kategurien  müssen  in  ihren  EinkommenTerhSUlus^(  n  wenigstens  einigcrmasscn  d«a 
rntsprechenden  tlbrigcii  Gesellschaftsclassen  irli-ich^trlien.  —  Auch  'I<  r  Staatsdiener 
wie  jeder  Aodero  bat  die  Folgen  einer  Ubcrmiissig  zahlroicbeu  Familie  sdb&t  tu. 
tngen.  Die  b&ufiiTB  Motiviraiig  der  Fofderaof  einer  (fchahszubife  mit  der  CirSns 
dor  r.'imilii;  i^t  imstatthart.  Beamft'  •lü'lilifen  Ur'i  uns  ri'iji'Itn'isiiL'-  /.  (ii:'Trrbebetrieb 
einer  besonderen  Erlaubui^^ä  der  DlcnätbebÖrde.  b.  2.  Ü.  Uber  Preu&$en  die  Be* 
Mimmungen  bei  Haseber«  CirUstuifsdieiist,  S.  110  IT.,  IIS  ff.  Jetzt  geMnm  hier- 
her auch  die  berechtigten  neueren  gesetzlichen  Verbote  f.  acti ve  Staat»bcamte, 
remaneratiro  Stellungen  in  Actieo-  a.  ftbniichen  Gcseilscbaftea  aoznaehmea.  $. 
preosn.  (jes.  v.  10.  Juni  1S74. 
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In  Aentern,  welche  nach  der  StaUmif  des  lohtben  besondere  Kebonsns- 

gabcQ  mit  sieb  briugeu.  ist  dafür  ein  angemessener  Zuscblag,  narb  der  spcciell  zu 
verrechnenden  Ausgabe  oder  besser  ah  Pauschsuinme.  zu  ufowabrcn  (rimctions- 
zulagc).  der  mit  dem  Au&tritt  aus  diesem  Amte  wieder  fonfSHt.  Di'  Auhahun 
jedoch,  dass  jedes  Amt  an  sich  solche  Ausgaben  veranlasse,  Wi  n  r  :ii n  die  Unter- 
scheidung eines  Stiiidois -  tind  Dienstfr^^hnlt'S  im  Activitiitsgchalt  und  die  allgemein 
nicdrigereu  Wartegeldci  iiml  Pensionen  bat  rechtforti|$eu  wollen,  entspricht  der  Sach- 
lage doch  kaum. 

Bei  Ministem.  l)esond.  dem  des  .A.<ni«yeni .  mehr  noch  bei  (JLsandtr'n  .  fiVncrnl- 
cousula  u.  5.  w,  ist  die  Uoterzicheiduu^  gcrcchtlertigt.  Dio  »ehr  bobcji  Kmolumeiitc 
der  Gesandten  B.  der  deutsche  Betscb.  in  Frankr.  120,000,  in  Enirlnnd  150,000, 
in  Oesterr.  120.000.  in  Kussl.  150,000,  in  Itnlion  100,000  M..  ansscniem  nb.Tall  fivi-- 
Dieostirobnung)  siud  grödtttontiieils  solche  t  uuctioßäzulagcu ,  diu  dcuu  auch  bui  dor 
Berechnung  des  poDs.fiUi.  Einkommens  nnafallen.  Die  allgemeine  Untmefc^niig  in 
Baiem,  jetzt  bei  den  5  Clanen  hOberer  Beamten  auch  in  Oeateneieh. 

Für  die  lienicHbUDg  des  standesgemässen  Lebeiisbedarfs  bilden 
nur  ziiverlässi<;e  Hausli  ii  It  hud^ets  der  eiiizclutii  nach  der 
Einkoiiinicu^i'ö8äe  geordneten  Hevölkeruii^äklasäen  eine  sichere 
Griiudlage. 

Leider  fehlen  solrhe  incistciis  .irl,  r  werden  bei  der  (iebaJtsrejsrclnng  nicht  ge- 
nügend buA'jhtut.  Eiiic  Vciglcichiini:  der  ISeauiiuuclassen  mit  ähnlich  gestellten  Classcu 
t]o.r  Uoverbe-  und  Uandeltreibcitiieii  tnui  besonders  auch  der  übrigen  libonlen  Pro- 
fessionen muss  weiter  al>  .Anhaltspunkt  dienen.  YAnc  wesffi  r  Ii  rh  unf^nnstiirre 
loatericUc  Lage  der  Slaatsdiener  hat  die  grösston  bedenken  uud  vcrstOsst  durcbau.<i 
gegen  das  widire  Interesse  des  Staatsdienstes,  selbst  dann,  wenn  bei  den  gevihrten 
(lehalton  nielit  gleich  ein  Mnn^el  an  St.iatsdienst- Aspiranten  eintritt.  Freilich  darf 
beim  Vergleich  mit  aadereu  Glasscu  die  Khrc  der  btcUuag  u.  u.  w.  153)  and  die 
Sicherlieit  des  Einkommen»  vollauf  berücksichtigt  werden. 

Besonders  wiehtiL;  hi  ilie  ^(;iii:>t.  Krfahrungsregel,  die  von  Engel  für  den 
Nahningbedarf,  von  Schwabe,  Uruch,  Laspeyros  auch  für  den  Wohnungsbedarf 
nacbgetriesen  ist,  dass  n&mlich  die  Quote  rar  diesen  nothwendigen  Bedarf  um  so 
grösser  wird,  Jo  kleiner  das  absolute  Einkommen  i.st.  S.  Berl.  Städt.  Jahrb.  1808, 
!*>(>'.>,  Balt.  Monatsschr.  1S70.  Berecbn.  über  d.  Verhältn.  d,  Mieth<>  zum  Einkommen 
von  Laspeyres  in  d.  Ztscbr.  d.  Säebs.  Statist.  Bur.  ISTf».  (Lcipz.,  Hainl».,  Berl  ver- 
glichen). Die  neueren  verdicustvoUen  Arb<!iten  der  städt.  statist.  Bureanx  in  Berlin, 
Krankf.  a.  M.,  Privatarhfiten  v  Srhr)a)»ppr,  Dehn.  Ballin  ii.  .\.  m.  über  „Aiheifer- 
budgets"  sind  auch  fur  die  Besüldungi>fragcn  der  rntcrbeamten  beachtenswerth.  S. 
bes.  Ballin,  Hausbalt  d.  arbeit.  Olassen,  1.  Th.  Berl.  ls83  (Znsjttell.  der  Arbeiten 
verschi'  (1.  St:itistil'  r .  Aehnliche  Untersncbung  über  den  Haushalt  der  mittleren  u. 
höheren  Bcauiten  sollten  jodur  umfasscudoreu  Kegulirung  der  (ichalto  roraugehon. 
So  sebr  xnzngeben  ist .  dass ,  )e  hOber  das  Einkommen ,  desto  mebr  das ,  was  zum 
„Bedarf*  ßehnft,  eine  s.hr  v;iriahle  (JrHsse  ist.  n.  der  alte  Satz  immer  gilt  .,mit 
Vielem  halt  mau  liaus,  mit  Wenigem  kommt  maji  auch  aus"  —  selbst  ohne  reell 
«ehr  empfindliche  Einschrinkungen ,  indem  eben  nur  überhaupt  spanamer  gewirth- 
sehaftet  wird,  —  so  las.scn  sich  doch  auch  hier  gewisse  typisehe  Bedarfsscalcn 
als  Grundlage  der  Besoldungsregclang  des  mittleren  n.  sogar  des  höheren  n.  höchsten 
Beamtenthums  anfstellen. 

Nothwcudig  und  zwar  in  keiner  Zeit  mehr  als  in  der  Gegen- 
wart sind  besonders  zwei  Forderungen  für  die  Gehaits- 
normirnng  zu  stellen:  einmal  mtissen  die  zeitlichen,  sodaun 
die  Ertlichen  Preis  Verschiedenheiten  der  Lebens- 
bedürfnisse (i.  w.  8.)  und  namentlich  die  in  beiden  vorgeben- 
tlen  Veränderungen  berücksichtigt  werden. 
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a)  Es  ist  daher  eiomal  die  rechtzeitige  nnd  entsprechende 

Erhcihung  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige- 
rung: (iu  Folge  e  ip^ciitlicber  G  e  1  d cnt wer  th u  n  g  ,  —  wie 
wir  bie  im  Gauzeii  iu  Europa  im  leUten  Menschenaltei,  trotz 
neuerlichen  Rtlckgangs  der  l^rcisbewegung,  erlebt  haben  —  oder 
einer  Umgestaltung  der  Ver kehrsv erhältn isäe  u.  s.  w. 
—  wie  sie  besoiulers  seit  den  40er  Jahren  auf  dem  Contincnte 
ebenfalls  preissteigernd,  zumal  für  Agrarproducte ,  eingewirkt 
hat  — ),  ferner  aber  nicht  minder  hei  einer  dem  tortschreiten- 
d  e  n  a  11  g  c  m  einen  W  o  b  1  s  t  a  ii  d  z  u  z  u  s  c  Ii  r  c  i  b  e  n  d  e  u  E  r  - 
bö Illing  der  Lebcnsanspr liehe  in  der  ganzen  Bevölkerung 
und  namentlich  bei  den  mit  den  biJhercn  Beamten  zunächst  zu. 
vergleichenden  wohlhabenderen  Gescllschaflsklassen  nothwendig. 
In  dieser  Beziebnog  erfolgen  die  erforderlichen  Gehaltserhöhungen 
besonders  in  unserer  Zeit  zit  langsam,  za  spärlich,  za  nnregehnäsaig 
und  zn  wenig  rationell. 

Sutiätiüclie  Vcrgloichu Ilgen  von  (ichaltsvuründcrungen  in  diesem  Jfthrbundert 
u.  A.  bei  Engel,  preuss.  stat.  Zt8<  hr.  1S7G  S.  491  über  PreilSton,  bei  Ricckc 
Verfass.  u.  w.  W.s  S.  1  II  üher  Wurlr-nil».  Z.  B.  in  Preiisseu  lb25  u.  1J>"2 
(hier  ebne  VV  ubu.geld  nucb)  übcrprai.  tWjUU  u.  7000  Tbir.  oJei  16  Ploa  (auch  fr. 
Wobn.),  Minisullrcctor  bez.  3500-4500,  i.  D.  4165»  jet«  5000  Tblr.  Plus  t.  2o»/^, 
Minist.riitbe  bez.  2000  -2«^()n,  i.  D.  2520,  jcUt  2500  !l??00.  i.  D.  2':h)0.  -f  lbA"/J, 
LandfäÜie  (1850)  bOO— 1200»  i.  D.  lOOÜ,  jeUt  1200  bis  lüOO,  i.  1>.  14U0  40*/«). 
Richter  1.  lAStoitc  (1850)  500—1300,  i.  B.  725«  jetzt  800—1500,  i.  D.  1150  (+  58.5VJ. 
Minist.  Burcaubeamte  (1825)  SOO-ir.OO,  i.  ü.  1100,  jetzt  1000— ISO«,  i.  D.  1400 
(4-  27.3*^/0),  Sccrctäre  d.  Prov.bchurdcu  400  bia  1000,  i.  D.  705,  jeUt  700—1200, 
i.  D.  950  Tblr.  (-1-  34.S7J.  In  Würtemb.  Staatsntb  1822/84  SOOO,  1853  S600  o. 
aoOO,  1SG4  JI'OO  u.  3100,  1S72  4000  u.  3400,  Vs!!]  lOOT  u.  39G7  fl.,  Miniht.nith  io 
denselben  5  Jabrcn:  2300  u.  2100.  2500  u.  2300,  2700  u.  2500,  SOOO  a.  2!>00,  So4M) 
U.  32fi7  11,  Kanzlist  t.  Cl.  SOO,  900,  950.  1050,  1225  fl.  — 

Kiirln  a  diese  Gobaltserböbungen  aus?  Zur  BeantVOrtHBg  für  die  alHn  noch 
etwas  znhirciclie  Kategorie  der  h  Oc listen  Classe  der  liuhoron  BeamtL-n.  d<T  MiniM«  rial- 
rätlic  ^, .Minister- u.  Directorenpoatc«  sind  ia  gering  nu  <lcr  Zahl)  foigwulc  Borccbnuug; 
Es  bezogen  bis  vor  Kurzem  mit  dem  Wonnsit/  in  dem  neuerdings  rascb  thcarer 
gewordenen  Berlin  ili  -  IMilic  ili  s  obersNMi  (ierirliuthofs,  die  vortragenden  Kafh.»  in 
den  Ministerien  und  die  übrigen  gieicbgcstcllten  Beamten  2200 — 3000,  i.  D.  2600  Thlr  , 
meist  ohne  jede  amtliche  Nebeoeinnahme  aos  ihrem  Amte  and  ohne  NeheniMter. 
Durcb  die  neuere  (rehalt«erh5bung  und  das  \Vnlmungsgcld  ist  letzterer  B<tn»^  um 
700  Tblr.,  auf  3.>00  Tblr.  erhöht  worden:  eine  relativ  freilich  ütatke,  absolut  uoch 
immer  scltverlicb  genügende  ErhAhnnf.  Auf  Gmnd  specieller  statlitledier  Fenelmg«« 
ntöebte  der  ubliclp'  Aiifwainl  für  oiin'  rainili«'  der  bSbcron  Boatnteni reise  von 
der  Stcilang  der  Miniüterialr&tho  (Mann,  Frau  und  3  halbwüchsige  schulbcsochende 
Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  hilt,  schon  Knde  der  60er  Jahre  in  Mtai- 
mum  anzuschlagen  sein  für  Berlin  n.  grössere  badischo  Städte  r.  20— 3(l,00t> 
Kinw.  (sper.  Frcihtiri(,  in  Karlsruhe  wohl  Wohnung  imd  Htiubnlt  um  10**/«  theOTM^ 
auf  folgende  SumitU'ti  in  Thlni. : 

Berlin  Bad.  Stidte 

Haushalt  (per  Mon.  S7V.tV«  1050    (p.  Mon.  68*/,)  824 

Wohnung   500  2S6 

Brennatolr   100  75 

Kleidang   420  S60 
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Berlin  Bad.  Stndte 

Gesundheit                           50  iii 

Kindern  nterricht    .    .    .       20U  120 

Dir.  Steuern                         80  c.  40 

Difetses                         200  150 

Amortis.  d.  Mobiliars    .      150   125 

Summa  2750                 "  2010 


Unter  Haushalt  himl  hier  ullo  Aufgaben  für  Nahrunj^  incl.  kleinere  Gescllscbafts- 
usgmbeD),  Waschen,  Belcui^htung,  Bedienung  (2  Dienstboten  neben  Naturalkost  und 
Wohnnnjr  n.  s.  w.  in  Berlin  zn>.  mit  (iisrli<  itkon  c.  90 .  in  Baflen  c.  76  Thlr.  üelJ- 
lobn)  nebst  den  bctrcll.  indirectca  Steuern ,  wdcbo  auf  den  llausbaltsbedilrfniääco 
haften;  VDler  Kleidong  auch  Schuhwerk.  I^ibwischo.  Ptitx  für  die  gmizd  Familie; 
unter  (Jesnndhcit  namentl.  Honorar  des  Arrtes;  unter  Kindi^run  torricht  neben 
Schulgeld  und  Scbulbüchera  nur  Nobeuuutei rieht  in  Musik.  Zeichnen  u.  dgl.  für  1 — 2 
Kinder:  nnter  dir.  Stenern  Staats-  nnd  Gcmeindeabgaben  auf  Atnttdnnahmen  (incl. 
Wohnn»g>st.  in  Berlin,  c-\c\.  Mahl-  n.  Srlilachtst.V.  uiit-T  Div  ersem  Ausgaben  für 
GtTontl.  Zwecke.  Arme  u.  dgl,  Vereine,  für  wenig  Bücher,  Porto,  für  ebenfalls 
wenig  VergnUgenstirefclte ,  Theater,  kleine  Tonten  u  s.  w.,  für  etwas  grössere  tic- 
sclligkeit  in  noch  »ehr  baschrünktem  Umfange,  für  Geschenke  an  Fremde  u.  a.  m. 
bcgriden.  Als  Amortisation  (u.  Neubeschallung  nebst  Kppnrattir.  aber  ohne  Ver- 
zinsung) des  Mobiliars  (incl.  Tisch-  u.  Bettwäsche,  Silbet^cug  u.  s.  w.;  ist  5"/„  auf 
ein  Kapital  von  .'{000,  bez.  2500  Thlr.  gerechnet.  Es  fehlt  hier  also  jeder  Aufwand 
für  Ucisen,  für  kostspieligeren  Unterricht  (Studiren  I  i,  für  tiefere  oder  längere  Gesund- 
heitsstörungen (Badereisen!),  für  grö.Hsere  Bücheranschallungen  u.  s.  w.,  auch  die 
WittweDcaasengelder  sind  weggelassen,  von  and.  Kapitalersparungen  (Lebensrenichening 
u.  s.  w.)  nicht  zu  reden.  Dio  Aiiuutisafioii  des  Bildungskapitals  crfolirt  in  dem  Auf- 
wand lür  die  Kinder.  Sind  die  Kinder  alter,  oder  etwa  alle  8  SObnc  oder  ist  die 
Kinderzahl  grosser,  so  stdgen  diese  Ausgaben  sofort  Dabei  sind  bes.  für  Beriin  die 
Hauptausgaben  für  Ilau-halt.  Wolinunfi-,  Bivniuiuir.  .iiirh  wohl  Kloidim^;  sclion  für  <Iii; 
damalige  Zeit  niedrig  augesetzt  Die  erste  konnte,  ohne  zu  hoch  zu  werden,  um 
10,  Wohnnng  um  10 — 20,  BrennstoQ*  am  20*/«  hoher  augeschlagen  werden,  wobei  die 
Ueaammtausgabe  auf  21150  Thlr.  stiege.  —  Und  doch  sind  die  GohaIt<;  jener  Käthe 
ilic  höchsten  Gehalte,  welche  für  eine  noch  etwas  zahlreichere  Beamtenclasse  im 
Staatsdienst  rorkommeu.  Ob  die  jetzt  eingetretenen  Gchahserhöhungen  für  die  an« 
gegttbenn Kategorie  von  ntiaint>  ri  in  Berlin  aasreichen,  mag.  aus  folgendem  Anschlag 
♦•rmessen  werden,  welcher  «luri  haus  auf  genauen  Daten,  aus  der  Mitto  der  70er  Jahre, 
ui3bc5ondere  meinen  eigenen  llauähaUerfahrungcn  beruht.  Die  Annahme  ist:  eine 
Familie  bestehend  aus  Mann,  Frau,  4—5  Kindern  (bei  Deutschen  nicht  d;is  übliche 
Maa.sä  übf.Tsteigend,  wie  die  Statistik  lehrti,  wovon  — 1  die  Si  hnl^^n  böslichen,  dann 
2 — 3  Dienstboten,  eine  Zahl,  welche  z.  B.  so  lange  Kindcrwariuug  uothwendig ,  kaum 
xa  verringern  ist  Fär  die  Wohnung  bessere  QnalitM  und  Lage  Toratisgesetzt  aber 
nicht  besonders  gute.  Ein  weibl.  Dicnstlh.ti  i-,t  zu  venmschlagen  auf  50  fiO  Thlr. 
(»eldlohu,  48  Thlr.  Kostgeld  für  FrUhstuck  u.  Abendessen,  It)— 15  Thlr.  (ieldgeschenkc, 
XDS.  c.  110—115  Thlr.  baar,  femer  f.  Mittagskost,  Wohnnng  ti.  s.  w.  80—100  Tblr, 
zus.  WL'iiiy^st'Mis  200  Tlilr ,  wobei  in  grosserem  Haushalt  wi  j  \  iduilich  ili.'  Ausgabe 
allerdings  in  geringerer  Progression  ab  die  Kopfzahl  steigt.  Kinderuntcrricht  beträgt: 
f.  d-  Knal>en  (Jymnas.  u.  BUcher  c.  40—45  Thlr.,  f.  d.  Mädchen  höh.  Töchterschule 
n.  Bücher  Anfangs  c.  40—50.  später  c.  60—90  Thlr.,  Musikunterr.  f.  1  Kiiui  <•.  50  Thlr. 
Bei  AnschafttingtMi  ron  Nutzvermc^gcn  Mobiliar,  gew.  Kleidung.  Betten.  Tliiclicr^ 
auch  hier  nur  der  Aniuitisationsbetrug  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  die  vtdh'  Aii>j:abc 
a^g<•^  /'  Die  Kubrikcii  sonst  wie  oben  verstanden,  unter  Nahrung,  W  "hntiiiii; .  Be- 
leuchtung, Wäsche,  die  Natnralvcrpflognng  der  Dienstboten  inbegriffen  (noeh  in  11  >!  r  i 

1)  Nahrung   1300  ,  Trauspurt  nuo 

2)  Waschen  100  Abnutzung  ....  200 

3)  Beleuchtung    ....      50  7>  Brennmaterial  ....  170 


4>  Baareti  Geld  tDienatbot.     2ö0  II.  Nr.  ä —7  ^  Wohnen  1270 

L  N.  1—4  ^  Haushalt  1700     S>  Gesundheit   100 

5)  Wohnnng   900  9*  Kleidiini;  600 

ti;  WohnnngseinricbtUAg  u.  10)  Unterricht  250 

l^us  1700  ~ Latus  3920 
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Transport  3»2()  Tütospoft  4S70 

H  l  RildungsmiUel  (Bttcber»  ZbdirO  150    14  '  Vurguügon  etc   150 

Ii)  Steuern  180    15j  tirOss.  GeNelliglL  l&O 

IS)  Beiträge  fllr  dlTeiitiicbo  Zwecke.         IG)  Soüiw.  Fahren   '«O 

Verdne  etc.  .  .  .  i_  •_     ^  ^20    17)  DirorMs    .  ^    l  '>>» 

Latus  437«  Summa  1—17  4b7U 

Ancli  hier  ist  fQr  Reisen,  u.  dgl.  noch  nichts  angesetzt  Schwertich  llsst  eich  diese 
Sil  in  im  .  jiMu  Ii  Umfang  der  Familie  vorausgesetzt,  ohne  eine  wesentli«'li  ••  Ilerab- 
druckuDg  uutcr  die  Lebensweise  der  betretlendcn  G^eUscbaft^K^Jasiie,  auch  nur,  am  ein 
Maximum  anzunehmen,  um  c.  107u  vcratindem.  Dann  bidbt  mnd  4400 TUr.  oder 
.^.H'/sVu  mehr  als  der  jetzt  erhöhte  (ichalt  jener  Beamtenclasse  im  Durchschnitt  be- 
träft. Und  bei  dieser  Aussubf  woiss  jorlur  mit  den  Verhältnissen  Vertrmitr.  dass  die 
Lebeusweläo  der  Fauiilic  dabei  uinu  durcLaUä  nicht  üppige,  üüudern  eine  knappe  ist. 
Nimmt  man  nnn  aber  eine  noch  etwas  grössere  Familie  ((• — 7  Kinder)  und  tbeil- 
wiMse  erwachsen  r  Kinder  (etwa  1 — 2  Söhne  auf  d.  Univers.)  an,  so  steigt  der  Be- 
darf, eine  nur  halbwegs  gieiche  Lebensweise  wie  bei  Kaufleuten,  mittleren  Rentien», 
Fabrilianien,  Ciatsbositzcm  irorausgesetzt,  nach  heutigen  Berliner  Verhältnbsen ,  leicht 
um  '/r  ";  ''i'"^*  ''  SuüiDien  oder  auf  rund  6000 — 7000*  Tlilr.  und  mehr  (Min. 
]5,00U,  Durchii.  wohl  20,UUU  M.,  wobei  ü— 7000  H.  auf  Haushalt,  4—5000  auf 
Wohnen.  2000— SOOO  auf  Kleidung  gerechnet,  t  Sohn  auf  der  Unf renitit  2000—3000  M. 
—  lef/terer  Betra^^  bei  „Verbindungsleben"  nidit  einmal  hoch  angesetzt;  —  bei  et- 
was mehr  Sonimcrreisou,  Badccureu  steigt  der  Betrag  l  (i.  wohl  aof  20 — 24,000  M.). 
Berlin  üt  nun  fralich  rolatir  thever,  aber  doch  heute  wohl  noch  wohlfeiler  als  Ham- 
burg, vollends  als  Wien  (öst.  Valuta  al  Pari  gerechnet  1  11.  =  2  M, ,  ^<  hlaj^r  i,  h 
Wien  narh  cigeiiei  Keuntiiiss  und  manchen  eingezogenen  Erkundigungen  auf  20 — äif^i^ 
tUcurcr  als  Berlin  an)  n.  im  nordwestl.  Deutschland  (Fraiikf.  a.  M.  u.  Uhdnlajide)  iat 
CS  far  Beamte  nicht  viul  vem  Uborhaapt  wohlfeiler  als  in  Beriin. 

limiior  noch  zu  weuig  rationell,  ja  im  Grande  ziemlich  roh 
ist  das?  neuerlich  in  Deutschland  iiiebit'acli  aufgenommene  SyslciUj 
auch  den  Civilhcaniten  neben  dem  Gehalte  tixc  sogen.  Wo  h  nun  ge- 
fiel d  zu  schübse(Q  na  rtiergelder),  abgestuft  nach  Rang- 
k lassen  der  Beamten  und  nach  Klassen  der  Wo huorte, 
7A\  gewähren,  um  dadurch  die  vielfach  besonders  starke  Preis- 
stei^a^ning  eines  der  vviehtigsien  materiellen  Bedllrfnisse  lllr  den 
Beamten  auszubleichen.  Richtiger  wäre  es  auch  hier,  nicht  (»in 
solches  einzelnes  BcdUii'ni!^?!  zum  Zweck  der  Regelung  de>  l.m 
konnnens  des  Beamten  herauszugreifen,  sondern  auf  der  GruudLigc 
umfasseuder  üausbaltbudgets  •vorzugebeu. 

S.  Uber  d.  WohniuiL^Si^.'ld ;   pretis;>,  v.  12-  Mai  1S7':^.   Keiclisgo-:.  \. 

80.  Juni  l!>7ä  (hier  zugleich,  neben  dem  alten  Servisgeldo,  f.  d.  Oflicierc  u.  Beamten 
des  Reichsheeres  n.  d.  Marine).  Darttber  mein  Aufs.  Ueichsfinanzwosen  in  Holtzoii<- 
dorll's  Jahrb.  III.  ISl — 1S3.  Es  bestehen  t>  Ürtsdassen  (Berlin  u.  5  andere  Classca) 
und  in  jeder  im  Koirhc  (>,  iu  Preussen  5  Dioustrangclasseu ,  wobei  12  preuss.  ßang- 
classen  (incl.  Subalterne  u.  Unterbeam(c)  in  diese  5  f.  diesen  Zweck  zusammengezogei^ 
sind.  Nach  dem  preuss.  Tarif  sind  z.  B.  die  Sätze  für  Berlin  .'lOO,  400.  300,  Isö, 
SO  Tlilr,.  für  die  niedrigste  Ürtsclasse  200.  180,  12«.  CO.  20  Thlr.  Die  Eiuricbtnug 
ist  nueh  zu  roh  cujpirisch,  die  Zuschüsse  entsprechen  den  Verscbicdoubeiten  der  Mietb- 
prcise  in  den  Ort<classen  nicht  richtig  (sind  wohl  für  die  grossen  StSdte,  bes.  Berlla« 
relativ  zu  niedriir).  I>ie  Brnut^tinjr  eineH  vernlfeten  K.mgilasscnsystems  als  firimdlag« 
für  die  Kcgehing  einer  solchen  ökonomischen  Frage  ist  ein  weiterer  Uebcistand.  Die 
Ofliciere,  z.  Th.  die  höchsten  B^uoten  sind  gegenüber  dem  Civil,  resp.  den  mittloran 
Kangclassen  711  ^- In  begünstigt.  Die  sf  itisti^rhe  Ife^rel,  dass  die  Mietbe  bei  kleinerem 
Einkommen  eine  wach.scnd  grössere  Quote  beansprucht,  ist  übrigens  eiuigeruia&seu 
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beachtet  woideo.  Das  Wobaungseeld  beträgt  z.  B.  in  Berlin  bei  den  Ministerial- 
direotOfOB  10*/«  des  jetzigvii  Oehui,  M  don  rortragendan  BidieB  IS'8,  bei  der  dann 

feienden  Kategorie  höh.  Beamten  c.  17-6,  bei  d.  hUUn  c.  2n-25"'o.  ^ei  d  Sub- 
alleraen  16 — 30,  bei  d.  Uaterbeamteo  20 — 25 '^i«.  Man  wird  nach  den  Arbeiten  von 
Sehvabe,  Laspeyre«  annehmen  hOnnen,  d«M  dieie  Proeente,  velehe  diese  6  Ckatvt 

VOM  ilin'ui  Eirikoiiiiueu  fllr  "Mieth«  ausj^cben,  ungefähr  sind:  18.  1')  'l'l,  'Ii.  27.30.  — 
Auch  Baden  hat  Wohnangsgeld^uächuiise  im  Cirildienst  eiiigefilhrt.  Goä.  v.  9.  Jan. 
1874,  3  Ortsclassen,  6  Beamteacl..  (Ol.  I  der  letzteren  AOO,  IHK  (iOU,  (1  VI  120,  84. 
HO  M.,  dabei  zwecJim&ssigere  Claasiiic.  d.  Beamten  in  Prea^sen).  Baiern, 
WürtciubLTj,'.  Sachsen  habt-n  Jiislier  leine  Wohii.gcldor  eingeführt,  in  Baiern 
hat  aber  die  Kodierung  dem  Landtag  mi  Oct.  Ibb'i  ciiic  bezügliche  Vorlage  gemacht.  — 
Die  mitantcr  iu  den  letiten  Jahrzehnten  gewülirten  „Tbeuenugszolagen**  bd  den 
oeaenn  CieiinUserhOhnnfea  2.  Th.  wieder  heeeitigt  worden. 

ß)  Sodann  mnsB  mebr,  als  es  gegenwftrtig  geschieht,  wegen 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  örtlichen  Geld- 
preise der  Lebensbedürfnisse  und  wegen  der  gerade  darin  oft 
ziemlich  inanh  vorkommenden,  Gegend-  und  Ortsweise  wieder 
sehr  verschiedenen  Aciulerungeu,  der  Gehalt  auch  fUr  eine 
und  dieselbe  Gattung  Aemter  in  verschiedenen  Orten 
verschieden  bemessen  werden. 

»'onseqtient  ist  dieses  Princip  bisher  nnr  für  Gesandten-  und  Con^ularposten 
durctigefuhrt.  (iute  Eioblicke  in  die  rerschiedene,  wenn  auch  fast  überall  starke  locale 
Preisirtolgening  der  Hanplattdie  iL  b.  v.  geben  die  Berichte  der  englischen  Ge- 
sandtschaften tlber  Ii  -  n  Punct,  dii;  im  T  IS70  veröfleutlicht  wor  l  n  sind.  Die  hier 
befllrworteto  locale  (johaltsireibchiedeuhcit  hat  also  eine  andere  Bedeutung  als  die  oben 
in  §.  158  erwihnte:  letztere  «eQte  gerade  eine  reelle  Yersehiedenheit,  diese 
dagegen  soll  eine  rettlle  Gleichli'  it  <h;r  Gehalte  herbeifuhnn.  Die  jetzige  Gleich- 
heit der  Gehalte  ist  eine  reelle  Ungleichheit,  weil  die  Kaufkraft  derselben  Geldsamme 
örtlich  sehr  TarürL  Ebenso  müssen  statt  allgemeiner  oftmals  auch  locale  Gehalts- 
eriiMinngen  erfolgen,  weil  die  Testheucruog  des  Lebens  an  einem  beslininiteu  Orte 
besonder«  rasch  and  staik  ist,  —  am  Stärksten  in  der  Re>?el  in  grossen,  schnell  an 
Bevölkerung  wachsenden  Städten,  z.  B.  den  Hauptstädten,  wo  daher  vor  Allem  die 
Gehalte  entsprechend  zu  erhöhen  sind.  Obgleicli  dies  alsdann  rielleicht  mit  den 
ohnehin  sehon  höchsten  Geh  ilten  B.  mit  denen  der  oberen  Hcaintcn  in  den  Ministerien, 
obersten  Uerichtshölcn  und  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin  keine  logerechtigkeit, 
denn  dieae  Gehalte  sind  eben  an  ScbnellMra  in  «in  Mifleveriiiltnin  gehomnien.  Bie 
gltacre  Thpi:erhcit  de«?  Lebens  in  den  Hanpt-  und  KesidenzstÄdten  nnd  mitunter 
auch  in  anderen  grossen  StAdten  ist  allerdings  hier  und  da  schon  bei  der  Gehaltsbe- 
neanuig  berttchriditlgt  werden,  aber  weder  allgemein  noch  ansreichend  genug.  Awch 
ist  die  Erhöhuni,'  zu  wil]kürli<li  gei^rifTen,  ohne  rine  vorausgehende  brauchbare 
Statist.  Untersuchung  .Höchstens  dass  die  höheren  W oh nungs preise,  das  Handgreif- 
lichste, beachtet  sind,  aber  wiederum  nicht  so,  dass  die  G^altsstcigerung  genügend 
diesen  Umstand  berücksichtigt.  Beispiel:  l'reussen  am  1870.  Oberstaatsanwalt  in 
Berlin  bei  Ger.  2.  last.)  2000,  and.  ISOO  UOO.  Cassen-  u.  Reehnungsrevisoren  hei 
Apjjellationäigurichten  in  U.  1200,  sonst  Maximum  1100.  SecretUre  Max.  in  l^rlin 
1200.  sonst  lOOO,  Unterbeamte  400,  sonst  350,  Stadtrichter  Max.  1300,  sonst  1100  Thir. 
In  Städten  Uber  20,000  E.  erhielten  die  Ifirhti  r  bin  den  Kreisger.  Localzulagen  (i.  G. 
im  Etat  fUr  lÜlO  14,900  Thlr.).  Aehnlich  auch  nach  der  neuen  GehaltSK^elung  v. 
I»72,  z.  B.  Max.  der  Bichter  1.  Inst  in  BoiUa  1800 ,  in  den  Provinzen  1500  Thlr. 
Au  in  Frankf.  a.  M.  sind  fQr  Subaltern-  u.  Dnterboamto  einzelner  Dienst/.weijr<t  in 
Preusttun  ,Xocalzalagen"  gewährt  (im  Cap.  78,  Tit.  14  d.  pruoss.  Ausg.et.  f.  Ibä3/b4 
z.  &  je  600  M.  f.  Gerichtflschreiber  n.  Secret,  je  375  M.  f.  Ganzlisten,  je  105  M. 
f.  (tcrichtsdiener).  Die  an  sich  wohl  begründete  Ausdehnung  dieses  Princips  „localer 
Tbeaerongszolagcn'*  £.  untere  Subahcrnbeamte  u.  dgl.  wird  in  zahlreichen  Petitionen 
dieser  Beamten;  l»es.  ans  Üieueren  rheimschen  St&dten,  ?om  Landtage  erbeten.  — 
h.  Wag-ner.  FiwunwbMaaehaft  L  8.  Aofl.  24 
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Oes  (erreich:  in  Wien,  Triost  haben  die  Beunten  regelmlMig  neben  dem  i^leielieB 

Gdialt  der  anJ.  (hte  Quartiergelder. 

la  Bctrclt  Ue^  Maasses  der  Gdialtaerhöbuogen  «ss  wichtig  zu  beachteü,  iiuas 
die  Preissteigurtiiig:  eines  beetiiiiinten  Lebenebedarfnfmes  auf  die  reelle  L«|e  der  ein- 

zelnen  BLamteiiclasscn  doch  wieder  bL-lir  vfr3(  liiedcn  t  inwirki,  weil  der  iM'züfllche 
Aufwand  im  üauäbaltbudget  bei  ren^chicdeuer  absoluter  (jrösfic  des  Einkommens  sehr 
ungleich  ist.  Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  lOÜO  und  400  Thlr.  Einkommen  resp.  50 
und  60*^4  ft^i*  Nahrnngäbcdarf  ausgebon  (der  WiiUichkeit  annähernd  entsprecheniQ 
und  beide  in  (üncn  Ort  vrrs'fzt  werden,  wo  cet  par.  bloss  die  Nahruugsmittci  um 
'lö^if,  theurer  sind,  so  umütc  der  erste  ll'/iVo.  zweite  157o  (behalt  mehr  be- 
neben,  also  1125  und  4ßO  Thlr.,  um  sieb  in  gleicher  Lage  zu  betindiu.  wie  ble> 
her.  —  Man  kann  dnher  eigentlich  aus  der  llölio  der  Preise  den  wirklichen  Werth 
(die  Kautkral't',  weicheu  eine  bestimmte  Geldüumuie  für  Jemauden  besitzt,  der  sie 
im  Haushalt  rervenden  will  —  also  doch  derUanptfaO  —  immer  nur  Air  be- 
stimmt*' Einkommenverh.Hltni  ssr  od<  r  fitr  Pcrson-  ti  eines  bestimmten 
Leb eusmaasüstabes  ^Standard  ol  liic)  oder  Standes  ^i.  d.  •:>.  d.  W.)  berechnen,  — 
ein  Satz,  der  sich  aiiä  dem  „Gnaetz  der  Mormalconsamäon'*  (s.  Engel,  sSchsisdie 
Statist  Zeitschrift  1857,  S.  16!l)  und  der  ungleichen  Quote  der  einzelnen  Aasgabe- 
posten boi  verschiedener  (absoluter)  Einkommenhöhe  ergiebt,  aber  trotz  seiner  grossen 
praktischen  Tragweite  kaum  noch  beachtet  ist  (m.  E.  auch  für  die  Frage  der  aus 
Preisbewegungen  abgeleiteten  Vermehrung  oder  Verminderung  des  üeldwerths  wichtig 
wäre).  Für  die  Frage  der  richtigen  (Jeli;dt3r<  irehuig  na<  h  dun  f-M  tlicheu  und  zeit- 
lichen Preis V erschieden h cite ij  fol^t  daraus,  dass  uiaa  für  die  verschiede- 
nen Beamtenclaäsen  aparte  lludir<;ts  entwerfen  und  danach  die  (icbaltserhohanf 
eintreten  hssen  muss,  —  uivist  also  cim.;  hr  v^Tsehiodcne .  auch  nicht  immer  eine 
etwa  mit  der  absoluten  Höhe  der  üehalte  genau  progressiv  abnehmende,  wie  mitiuter 
rennest  worden  ist.  —  Wie  ungemein  stark  i^er  die  looalen  Untetschlede  der 
Preise  iler  l.eljensbedUrfnisse  sind  und  wie  verschieden  demgemfiss  dpr  <ield')edarf 
für  die  Bestreitung  des  gesammtou  Aufwaiids  ist,  dafür  folgendes  Beispiel.  Dasselbe 
beruht  auf  meinen  hausbalt-statlstischen  Untorsnchnngen  ans  den  fechziger  Jahrvn 
(österr.  u.  russ.  Valuta  r»l  pari  gerechnet^  über  meinen  eigenen  Bedarf,  fur  eine 
Familie  von  Mann  und  Frau  und  8  klciueru  Kindern,  e.\cl.  aller  Ausgaben  fur  Unter- 
richt von  Kindern  nnd  für  Reisen,  incl.  BOcher  (in  Deubchland  100  Thlr.).  Von  den 
absoluten  Zahlen  genügt  es  fUr  vorliegenden  Zweck  eine  zu  kennen:  der  (lesammt- 
bedarf  in  (iöttingen  ist  auf  Gniiid  ^p'»ricller  Berechnung  auf  2100  Thlr.  ansreschl.tren 
worden.  Die  Ausgaben  iu  meinen  anderen  Wohnorten  sind  in  Proportion  zu  den 
ODtÜDgeT  Ausgaben     :  lOltO)  gesetzt. 

^"ZZ''  nS«  iCJ»U  ^  Wotaeag  KkU««  MmAmä, 

(iutüngen  1000  1000  1000  1000  1000  1000  1004) 

Freiburg  1>45  —  —  S77  vpL  V)  1100  li»00  (pl.  ?)  915 

BerÜn  12S5  —  —  1240  1710  Utii  IITT 

Dorpat  12ST  lOSO  1205  1117  1500  HilS  12  H4 

Hamburg  13S7  13lN  1345  1H47  2000  1257  1155 

Wien  15%  1397  1780  (min..")  1509  2ü00  1250  133S 

„Anderer  Uanshalt**  «m^ust  Waschen,  Bedfennnf  (in  Rnsdand  mehr  Dienstboten  un- 
vermeidlich, in  Wien  bes.  theuer),  Beleuchtung,  Brennstolt  (in  Kussland  riel.  aWr 
billig,  in  Wien  sehr  theuer),  Küeli eneinrielitting.  Unter  ..allem  Anderen"  aach  Ab- 
nutzung des  Mobiliars  u.  s.  w.  Auf  dem  Nahrungsbedarf  histcu  alle  betr.  indirerten 
.Ntenern.  Für  die  Verschiedenheit  der  Höhe  dics-s  Hedarfs  ist  der  einflussreichst«- 
Factor  der  Fleischpreis  (z.  B.  in  Güttingen  die  Ausgabe  ftlr  Fleisch  1000,  danarh 
iu  Hamburg  MSO,  Wien  1.H79,  Dorpat  nur  üt>b,  hier  aber  hohe  Cölutiial« aarenpreü« ». 
Der  Wohnungsaufwand  in  verschiedenen  Orten  ist  am  Sehweisfmi  unmittelbar  zq  r«r<^ 
lien.  da  Lage  in  der  Stadt,  Beschallenlieif  n.  s.  w.  bo  masÄfebund  für  den  Prei? 
sind;  es  wurden  hier  Wohunngeu  möglicust  analoger  Art  verglichen  (üi  Wien  ist  «Ü« 
Mleliie  anch  in  Folge  der  enormen  Gobtadestenem  bo  hoch.)  —  Ein  richtiges  Oyntem 
VOM  Noiiiialjjehalten  miB.^tc  also  i.  I?.  f  .r  dasselbe  Amt  geben  in  Göttiitgen  216«  Tlilr., 
in  Freiburg  204t),  in  Berlin  2776,  in  Dorpat  27^1,  in  Hamburg  2997,  in  Wien  3447 
TUr.  (in  Dorpat  lOO  B.  —  108  Thlr.,  in  Wien  1^  1.  >«•  100  Thlr.  gorechaet,  nmck 
damal  Gonts  100  B.  »  c.  00  Thlr.  und  l&O  II.  »  c.  ^  ThK  wobei  jedoch  tm  be> 
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achten  ist,  dass  die  Bev^ooi;  der  Waarenpreise  vielfach  eine  langsamere  ala  diu  dtss 
Agio  ist  (A.  Wagner,  Art.  i'apiergeld  i.  StaatswOrterb.  VII,  672  u.  bes.  d.  Thooiie 
in  meinem  Russ.  Pap.wiihr.  Abth.  V — VII).  Durch  Einrechnung  «Irs  Unr -n ii  hts- 
aafvandü  wüidca  sich  diese  TroportioDea  einer  tfolohea  Beautenclasse  nucli  ctw&s 
aodüiclna. 

§.  162.  Natural  b CS oltl  Uli g.  Den  Schwierigkeiten,  welche 
Dach  dem  Gesagten  einer  riclitii,'en  Reinessung  der  Geldbe- 
solduugüü  eutgegeuätehcQ ,  kauu  mau  durch  theihveise  Natural- 
besoldnng  abznhclfen  suchen ,  wie  sie  früher  allgemeiner  üblich 
war  und  auch  neuerdings  noch  mitunter  zu  diesem  Zweck  befür- 
wortet wurde. 

Vgl         FiB,  I,  §.  59«  60;  anoh  noch  raeine  2.  Aufl.  ?on  fi.  I  §.  81.' 

Ittdeasen  widerspricht  eine  etwas  aUgemeiDere  Anwendung  von 
Natoralbesoldnngen  doch  der  heutigen  Entwicklung  der  Geldwirth- 
sehaft  in  der  YolkswirthBchafk:  und  anch  im  Staatshaushalte  und 
dem  ganzen  Gharaoter  des  modernen  Lebens  zu  sehr.  Man  kann 
flhrigens  zwei  Fälle  unterscheiden,  Ton  denen  der  erste  sieb 
wieder  yenchieden  einrichten  litost:  einmal  partielle  Besoldung 
in  diversen  Katuralien  (Lebensmittel,  Rohstoffe,  Holz  n.  s.  w.); 
nnd  zwar  entweder  wirkliche  Zahlung  in  diesen  oder 
Geldzahlung,  aber  nach  wechselnden  Preisen  der  Naturalien j 
sodann  Gewährung  von  Natu  r  a  hv  o  Li  n  u  ii  ^    il  u  a  r  1 1  e  v ). 

Der  erste  Fall,  welcher  in  Deutschland  mehrfach  noch  in  di<^cm  Jahrhundert 
TMfaun,  iMtte  ftr  die  StaatsicasBe  eine  gevisBe  Berechtigiing,  solange  dieselbe  Katnral- 

cinnahmeti,  besonders  den  Kornzehnteu  bezog.  Seitdem  di«^»-  fast  i^anz  beseitigt 
ünd,  ahio  besonders  seit  den  Ablösungen,  ist  das  andere  geworden.  Auch  den  Be- 
amtan,  sellMt  den  unteren  ist  aber  mit  Katnralbeaoldangeu ,  s.  B.  in  Kon,  bei  den 
heutigen  Wirthschafts- ,  Verkehrs-  und  Arbeitstheilungsvorhältnissen  kaum  mehr  ge- 
dient. Dazu  kommt  die  Veränderung  in  den  massgebenden  Freisbcstim- 
muug^^  runden.  Gegenwärtig  hängen  die  (ietreidepreise  und  die  Preise  der  übrigen 
Agrarproducte  nar  wenig  mehr  von  den  localen  Erntererhiltniasen  u.  dgl.  Umständen, 
sondern  in  Fol^c  der  nffn^ren  Communication^inittel  immer  mehr  fon  den  Cunjuneturfn 
des  W  eitmarkts  ab.  Diu  verschiedenen  Artikel  bewegen  sich  auch  nichi  mehr  au  j^u- 
meinsam  wie  früher  nach  einer  Richtung.  Die  Gonsnmtionegevolmlieiten  ändern  sich 
rascher.  Pas  ältere  System  der  Nato ralbesold uns:,  welches  doch  namentlich  auf  Ge- 
währung von  Getreide  u.  dgl.  oder  auf  Berechnung  einer  Gehaltsc^uote  nach  den  lo- 
calen Getrddepreisen  binausging,  ist  noch  ans  diesem  Gmnde,  wie  die  Natnralwirth- 
schaft  überhaupt,  jelzt  immer  woniircr  pa.ssend.  Eine  richtige  I'effUÜninf  der  Geld- 
febaite  nach  allgemeinen  Uaushaltbudgets  verdient  daher  den  Vorzug. 

Hiebt  fpuiz  so  liegt  die  Sache  in  dem  Adle  der  Hatnralwohnung.  wdcher 
in  neuester  Zeit  wieder  mehrfach  emstlicher  erörtert  wurde  S.  bes.  En  gel 's  Vor- 
schläge in  dem  1.  Eisen,  soc.-pol.  Congresse  1872,  Yerhaudl.  8.  2UH  ü.  u.  die  Debatte 
darüber.  Die  Jiliethprcise  sind  zumal  in  grösseren  und  vollends  in  Grossstädten  min- 
dest- ns  periodenweise  wahre  Monopolpreise,  für  welche  die  Bestimmgründe  dos 
Irrels  maxi  mums  gelten:  Her  concreto  Gebrauchswerth  der  Waare  (die  unbedingte 
iHothwendi^^keit  der  BedUrfuisabcliieüigung  mit  ihr)  für  den  Bogehrer  und  die  Zah- 
longsföhigkeit  des  letzteren.  Es  hängt  diese  ökonomische  Natur  des  Mietbpreiv-s  mit 
der  eif^cnthümlichen  Function  des  sl5dtis<  heu  Wohnungsbodens  zii!?amincn.  wie  sie  in 
der  „Grundlegung*'  näher  analysiri  wurde,  [ii.  I.  §.  H52 — 3ti2).  Das  pnvatwirthschaftliche 
GenflnRemaystem  aaf  die  VebnnngsveiBorgung  angewandt  bewUiitsich  vielfaeh  imganit' 
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gend.  Wird  die  Zahlangsfähigkelt  des  Wohnnngttttchefs  foeteigert,  z.  B.  dorcli  Wohoingf- 

geldzuschuss  dos  Beamten,  so  witd  leicht  nur  —  und  in  gewissen  Conjonctorcn  sicher- 
lich —  die  Obergrenze  des  Miethproises  höher  und  der  Znschtiss  fiUlt  dem  Haos- 
und  GrnndeigenthUmer,  „der  Grundrcuti:"  m.  Diu  huhure  Geldzahlung  des  Staats 
verfehlt  dann  den  Zweck.  Da  nun  anderseits  der  Staat  In  Ökonomisch -technisch«« 
Hinsicht  nicht  iinf^oeignct  z\n  Bescliairung  ond  Erhaltung  von  Katuralqtiarfier  ist, 
wuuuglüii^h  gewisse  Schwierigkeiten  für  ihn  dabei  nicht  verkannt  wenlcu  iMiiien,  so  ist 
die  Gewährung  voa  Dienstwohniingen  im  Interesse  des  Beamten  in  uneerai  hen- 
tigen  Vc-rhaltnlsscii  oiii  zwocl(inrissif;:cs  Vorg'ehen  in  der  BesoMun^sfrape.  welches 
«ach  überall,  zom  Theil  nach  dem  Interesse  des  Dienstei  selbät  151),  schon  eine 
f ewisse  Ansdehming  hat  Nach  Engel  hatten  in  Preassen  alten  ümSuigä  im  Jahi« 
lSf>7  70  hühore,  7(54  Suhaltcrn-  u.  techiiischo  u.  -1790  ünterbeamt.!,  zas.  563^  Bcauife 
Dicnslwohuongeu,  c  87«  der  Staatsbeauteui  £.  1^7U  deagL  7480  vou  7ö,83tf  Boamtea 
im  Haupt-  xl  1277  im  Kebenamt  (Preni».  atat  Zfschr.  1876  p.  41dX  In  Wttrtenk 
hatten  ron  10,916  Angestellten  i.  J.  1S73  4222  eine  Dienstwohnung  oder  einen  Mietk- 
zinsbeitrag,  danmtei  2509  Unterbedieostete  ^Wohn.geld  besteht  sonst  nicht),  fiiecke 
a.  a.  0.  S.  112. 

§.  163.  —  b)  Zum  Ersatz  der  Selbstkosten  der  Arbeit, 
welcher  dem  StaatsdieDer  im  Totalgehalte  zu  Theil  werden  muss 
(§.  160)  würde  ferner  ein  Betrag  gehören,  mit  dem  sich  der 
Beamte  gegen  die  Gefahr  Yorzeitiger  Invalidität  und 
Krankheit  während  seiner  mntbmasslichen  aeti?en  Dienstzeit 
seinen  Unterhaltsbedarf  bei  einer  Versicherungsanstalt  fUr  solche 
Fülle  versichern  kann.  Der  Beamte  befindet  sich  jedoeli  in 
Betreff  dieser  Pancte  meistens  in  anderer  Lage  als  der  gew&hn- 
liehe  Arbeiter.  Während  einer  Erkranknng,  welebe  dne  gewisse 
Zeit  niebt  ttberscbreitety  nnd  überall  wenigstens  für  eine  selehe 
Erankheitsdaner,  welcbe  während  der  actiren  Dienstzelt  wahr- 
scheinlich ist,  bezieht  der  Beamte  seinen  Gehalt,  eyentoell  sein 
Wartegeld,  bedarf  also  keiner  besonderen  Krankengeldvendeherung. 

S.  ^npel  Preis  d.  Arbeit,  S.  54. 

Et)eu<n  ist  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Gefahr 
dauernd  ei  InvaliditUt,  die  xum  Dienstaustritt  nüüiigt,  nur  für 
die  Zeit  nnd  in  dem  Maasse  crfordri Iii  Ii ,  als  der  Staat  dem 
in  solchem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  doch 
keine  genügende  Pension  gewährt  (§.  151)^.  Deninacli  njuss  der 
Dienstgehalt  um  so  höher  sein,  damit  der  Beamte  sich  ent- 
sprechend versichern  könne,  je  später  der  Pensionsanspmch  be- 
ginnt und  je  niedriger  die  Pension  ist  (§.  159).  Bei  einer  ratio- 
nellen Regelung  der  Gehalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes 
l'eusionswesen  gar  nieht  die  Termcintlichc  Ersparung  fUr  die 
»Staatskasse  gemacht,  sondern  nnr  die  Form  der  Zahioagen 
ändert  sich. 

c)  Der  Totalgefaalt  mnss  weiter  eine  Amortisationssnmme 
zur  Deckung  (Rückzahlung)  der  Kosten  der  Aufziebung  nnd 
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Vorbildung  des  Beamten  (und  streng  genommen  auch  seiner 
Frau)  enthalten.  (Amortisationsrente  des  Erziehungs- 
nnd  Biidungskapitals,  Tilgung  and  bis  dahin  Verzinsung). 

Ücr  Auftvrin  t  Kifiir  ist  um  so  j^rSsser,  je  kosf-^:]!!!  li^-.^r  <lio  Vorbildtinf^  zu  er- 
werben iit  (SluUirenl)  und  je  spater  der  Boamte  in  Üeaolduiig  überhaupt  und  in  g«< 
nUgende  Booldnnf  tritt,  so  daas  avck  hier  wieder  keine  reelle  EraptniDg  fOr  dm 
StJMt  erfolgt,  vronii  die  ausreicliLrnl./  I?<'boMiii)!r  zu  spät  bcgiiiiU  I.")7  .  iV  r  bezüg- 
Mdie  tieludb^U  dient  zur  Eniehung  und  Auübüdong  der  Juadrr  (streng  genommen 
Eines  Sobnes  und  Einer  TochterX  an  wdche  die  von  den  E^tem  aufgewendete  Summe 
znrtlck  zu  erstatten  ist  So  hat  jede  Generation  jene  Schuld  wieder  an  die  folgende 
abzutragen,  welchii  ihr  voa  Jor  vorhi-rgehenden  vorgestreckt  wurde. 

Ist  im  I  i-rbcliritt  der  Volksw  irthschaft  und  dos  Staatsl^^bens  eine  Vermehrung 
dar  Berölk'jning  (und  dabei  dann  meist  auch  wieder  der  Staatsiliencr)  in  der  nächsten 
Generation  erforderlich,  so  muss  der  (ichalt  «hzn  ausreichen,  eine  grOnere  Anzahl 
Kinder  aufzuziehen  und  ia  der  crt'orderlicheii  Weise  auszubilden. 

Die  Frau  muss  in  der  Tochter,  wie  der  Mann  im  Sohne  wieder  ersetzt  weiden. 
Anrh  vom  volbwiiths  fnf'!.  Sf  ![>iinkt  ist  der  Mann,  der  Erw-i-rbur  uiK-r  ..KniJlhrt'r", 
nur  der  eine  Thcil  der  liHu.>wirihäcbaft,  die  Trau  als  Vonitand  des  Haushalts  i.  e.  S. 
der  andere.  Die  xwisehen  beiden  bestellende  Arbeilstheilang  emtti^Ucbt  erst  dem 
Mann,  voriiehuilii  Ii  sciiicni  Benif  zu  leben.  Das  Einkommen  ruis  l('tztorem  muss 
d«her  fOr  die  Frau  und  far  die  Amortiwtion  des  Erzichongs-  und  Bildangskapitals 
defselbett  mit  ansrelcben.  So  in  jedem  Falle,  akö  ancb  beim  Steatodiener. 

Engel  a.  a.  0.  berechnete  z.  R.  im  J.  li»66,  wohl  damals  schon  etwas  zu 
niedrig,  für  einen  gewöhnlichen  Arbeiter  clas  Erziehungs-  u.  Bildungskapital  von  der 
iieburt  bis  Ende  des  15.  J.  auf  750  Tlih..  zu  tilgen  mit  einer  Annuität  zu  S'/^  in 
50  Jakren  (16. — 65.  Lebenrjj.)  von  ll'l  Thlr.  Für  einen  (ieistesar heiter,  der  erst  im 
20.  Jahre  erwirbt,  etwa  einen  Techniker.  Ingenieur,  steWt  sirli  tlas  Kapital  auf  .^400, 
dio  Annuität  auf  315  Thlr.  (ebenfalls  bis  z.  £.  d.  6.'».  Jahres};  tar  einen  (ieistesarbeiter 
wie  einen  deutschen  jurist.  Beamten,  wenn  er  erst  ?.  31.  J.  an  erwirbt,  sind  die 
Summen  73**0  und  Tlilr.  Einige  weitere  Berechnungen  speciell  über  die  Selbst- 
koatea  im  Beamtenthum  giebt  Engel  in  d.  preuas.  stat  Zt»cbr.  lb7G  S.  4S2  ff., 
48(1,  wobei  mit  Becbt  ancb  das  Endeb.'  v.  Bild.kMital  der  Frau  mit  bertcksiehtigt 
iist.  Unter  diMi  hier  näher  nachgewiesenen  im  Einzt-lin  ti  tinvijrniciinicli  liypoHiel. 
VorAoaaetzangen  berechnet  Enirel  f.  Preiusen;  Selbstkosten  deä  hdbären  Beamten  p. 
Jahr  4814  H.,  DiiTcbscbn.gebaIt  4092,  des  mltderoti  2820  u.  1694,  des  nnteien  929 
und  1020  M.  (erstere  Summe  hier  niedriger  als  die  zweite,  weil  ein  Theil  der  An» 
naitätentUgungen  bereits  vor  Eintritt  in  den  Dienst  als  verwirklicht  itnc^enomrneit 
wurde).  Als  „Preis  der  Arbeit  bei  einer  Ccntralbehördo  in  Berlin"  berechnet  Kugel 
ob.  ftlr  die  3  Kategorieen:  7221,  8479.  1393  M.  p.  Jahr. 

Im  Grossen  und  nari/cn  recrutirt  sich  lior  StaaLsdit-nst  wie  andere  Berufe  bei 
aller  Freiheit  der  Bernt^wuiil  duch  rornebmlith  aus  den  Söhnen  der  bisherigen  Be- 
fofsgienoSBen.  Das  Unausreichende  der  jetzigen  GebaltsrerhAltnisse  zeigt  sich  in  Zeiten 
gflastiger  wirthst  haftlicher  Conjunctnron  f!**71  ft".  I)  in  dem  immer  bänfif,'er<^n  Ueber- 
gang  der  Beamtensöhne  in  andere  Berufe  (Technik,  Handel  u.  s.  w.},  nicht  nur 
wegOB  der  besseren  Gbaneen  ftir  die  SOhne,  sondern  ancb  wegen  des  Mangels  an 
Mitteln  der  V.Stcr,  um  die  Snhne  bis  in  und  h1)lt  das  30.  Jahr  zu  erhalten.  Es  wird 
im  Gehalt  eben  das  Bildongskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  fUr  einen  Sohn  (ge- 
schweige für  mebrere)  wieder  disponibel.  Werden  die  Qebalte  nicht  entsprechend 
erhöht,  so  drohen  mit  der  Zeit  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Denn  noch  ist  im  Be- 
amte nstande  vielfach  einiges  Erbvermögen  aus  der  frllheren  gtlnstigeren  Zeit  (billir^e- 
rob  Leben,  viele  Nebeneinnahmen,  Dom&ncnamtleute  u.  s.  w.,  Hannover!).  Al)er  diesem 
VarmOgWt  zersplittert  sich  und  wird  aufgebiancbt  nud  Geldheirathen  sind  eine  un- 
sichere nnd  bedenkliche  Hülfe.  —  Abweichungen  von  der  Regel  nattlrlich  bei  Stipen- 
dien ,  StiftUBgswesen ,  Schulgeldfreiheit  u.  s.  w.  (Geistliche,  Philologen !  wie  schon 
A.  Smith  bemerkt). 

Ob  der  Aufwand  für  di«;  Kindererziehung  ganz  untfr  di''S<»  dritte  Rubrik  der 
Selbtitkosten  der  Arbeit  oder  theilweitte  schon  unter  die  erste  Rubrik  (§.  100  }it.  a: 
atandesgemiwe  Bedarf  für  den  Beamtoi  and  seine  ^unilie)  gesteilt  werde,  Ist  nur 
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eiiie  Fonnfragc.  (Weiter  unterscheideDd  köniitc  mau  die  Kostcu  der  Aut  /  huog  ud 
GcwähruDjS^  (1<t  alli^cmfincii  Elementarbildung,  etwn  bis  zum  EitJ*'  <1  1  r».  .I.ihres,  zum 
Unterhaltsbedarf  der  iauiilie,  den  Aufwand  für  hölioie  Bildung  uinl  für  die  Lebei:s- 
seit  V.  16.  Jahr  an  bis  zum  genüg,  eigenen  Erwerb  zum  Bedarl  tur  die  AoKhAffinif 
des  Bildungskapitals  des  Geistesarbeit«  rs  fReamt>  ii]  redineii.)  JedeniaUs  nnus  die  be- 
zUgUcbe  Auigabe  darch  den  Gehalt  gedeckt  werden. 

Auch  in  Betreff  dieser  Amortintioii  mua»  die  Sicherlieit  beetoben,  daas  rie  niebt 
dnnli  vorzoififon  Tod,  Inralidit&t  und  zeitweise  Kmiikhoit  des  Beamten  nnroHstaudig 
bleibe.  l)cr  Gehalt  mum  abo  noch  veitei  auch  dazu  ausreichen,  eine  bczUglichie 
yeiricberungsprämie  bezahlen  zu  können.  Der  FaQ  der  Kranltbeit  braucht  asdi  bier 
nach  der  Üblichen  Weise  der  Gehaltszahlung  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  zu  werden, 
wohl  aber  die  beiden  andern  Fälle.  Wo  nemlich  ein  Pensionsansprnr h  der 
Wittw^e  und  der  anerwachseneu  (eigentlich  der  noch  nicht  erwerbsfähigen)  K i n- 
der  fehlt  oder  diese  Pensionen  zu  niedrig  sind  und  wo  die  Pension  des 
dienstunfähigen  Beamten  zu  spät  beginnt  und  zn  nicdri?  ist,  da  muss  der 
Activgehalt  wiederum  nur  um  so  bübor  sein,  damit  uiiiu  bti:>oadere  Versicherang  gegen 
jene  beiden  Gofabreu  erfolgen  kann.  Anch  hier  also  bei  loangelbaftem  PensioD'>- 
wesen  wieder  nur  eine  scheinbare  Ers{)arung.  S.  die  TJeredinungsweise  bei  Engel 
a.  a.  Ü.  —  Genau  genonunen  muse  übrigens  noch  ein  Umstand  berücksichtigt  werdktu. 
nemlich  die  rersp&tete  VeTfitgaog  des  Beamten  ttber  die  genannte  Rente,  —  spster 
als  er  sie  für  Erziehuiif?  und  Bildung  des  Solines  y»r;iui  lit.  Wi^nn  z.  B.  der  Gclialt 
erst  in  späterem  Dienst-  und  LebeuMltcr  ausreicht,  um  jenes  Kapital  ron  71ibO  Xhlr. 
zn  tilgen ,  so  mnas  nicht  nnr  alsdann  wegen  vemdiobenen  Beginns  der  Annnitkten- 
Zahlung  die  Annuität  selbst  entsprechend  höher  werden,  sondern  der  Bejimte  auch 
noch  zuror  Kapital  für  die  Erziehung  u.  s.  w.  des  Sohnes  aufnehmen.  Dann  wächrit 
also  wieder  ein  Aufwand  wenigstens  für  die  zwischeiizeitige  Verzinsung  dieses  Kapi- 
tals zu  (die  Tilgung  erfolgt  dnrcb  die  qiätere  höhere  AnnnitiU). 

d)  Endlich  muss  der  Totalgehalt  anch  noch  die  Kosten  fHr 
die  inaetive  Altersperiode  des  Beamten,  also  dir  die 
Bestreitang  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  desselben  und 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  genttgend  erwerbsfähigen 
Wittwe  bis  zam  Tode,  und  seiner  Kinder  bis  anm  erwachsenen, 
bez«  bis  zam  erwerbsföhigen  Alter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
Beamte  mnss  entweder  nach  dem  An  stritt  ans  dem  aetiven 
Dienst  einen  Ansprach  anf  eine  Alters-,  Wittwen-  nnd 
WaisenpensioD  von  ausreichender  Höhe  haben,  oder,  wenn 
diese  Penßion  fehlt  oder  uugeuUgciid  ist,  so  muss  der 
Activgehalt  auch  noch  eiuellcnte  enthalten,  welche  während  des 
Dienstes  bezogen  genUgt,  iiin  kapitulisirt  zur  Basis  einer  ent- 
sprechenden Leibrente  l'lir  den  Beamten,  seine  Wittwe  und  einer 
Zeitrente  fUr  seine  Kinder  während  der  Jahre  zu  dienen,  wo  der 
Beamte  und  seine  Familie  keinen  oder  keinen  auökOmuilicheu 
Gehalt  mehr  beziehen. 

Demgcmäss  ist  der  Pensionshezug  nichts  Anonuvlcs, 
sondern  etwas ,  was  n  o  t  h  w  e  n  d  i  g  z  u  m  E  r  s  a  t  z  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  und  sogar  bloss  zur  Gewiihrung  des 
auf  die  Dauer  unentbehrlichen  Minimums  des  Lohn;!« 
oder  Gehalts  gehört,  wenn  das  erforderliche  Quantum  und  Qoale 
▼on  Arbeit  (ArbeitsaDgebot)  beständig  gestellt  werden  solL 
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Es  rorhält  sich  init  dem  Gehalt  des  Staatsdicncn  hier  uicht  audore  ab  mit  dem 
I.ohiK'  <I-  s  irnwOhiilicbeu  Arbeiters.  Auch  dieser  Lnlm  muss  eine  Altersverborgangs- 
lutd  eine  Uittvcn-  and  Waisenrente  enthalten,  sonst  fallen  der  arbeits-  and  urwerbs- 
naftliig  gevoidene  alte  Arbeiter  od«r  aeine  enrerbdosen  Uinterbliebenen  der  Armeu- 
kane  zu  Last  S.  die  AnafUixiiiigett  voa  Engel  a.  a.  0. 

§.  164.  —  D.  Die  Ordnung  des  Pensionswesena. 

Die  principiellea  PniGte  Ten  Bedentong  fiBf  das  gaoio  BesoldungsVesm  idnd 

schon  in  §.  l  'i^j  erledigt  veiden.  Hier  luuuldt  es  sich  noch  um  dfe  Frage  der 
practischen  Dorchfahrang. 

1.  Der  Rahegehalt  des  Beamten  selbst.  Er  könnte 
mdgUcher  Weise  dnreh  privatwirthsehaftliehes  Versiehe- 
rnngswesen  (LeihrentenTersichening)  statt  direct  dnrcb 
Staatspensionszahlnng  gewährt  werden. 

Wurde  der  Aetivitätsgehalt  hoeh  genng  angesetzt ,  so 
konnte  der  Staatsdiener  sieh  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invali- 
dität, unvollständiger  Amortisation  seines  Büdnngskapitals  und  flir 
sein  Alter  doreh  Pribniensablttng  bei  einer  VetsichertingsaDStalt 
BchUtzen. 

Der  iitaat  brauchte  dann  etwa  nur  den  Kentenkauf  in  gewisser  Höhe  anzuordnen, 
alM  insofern  Eisparungen  des  Beamten  ans  dessen  laufendem  Dionstgohaltc  zu  or- 
zvingen.  uui  Beamt<^nprole(.ir  if  /u  V'Tnr'idcn  tmd  <\\n  ri'  htiir*'  V^nliiiltnissmässipkcit 
zvischea  Stellung  und  Dienüfgchalt  umi  späterer  Penöion  dvs  Beauitüu  herbeizuführen. 

Die  Einführung  einer  solchen  Einrichtung  auf  diesem  Gebiete 
wenigstens  fUr  den  Beamten  selbst  (Bezug  des  Kuhegehalts) 
hindert  jedoeh  der  Umstand,  dass  der  Zeitpunct  des  Beginns 
der  Pension  nnr  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem 
bestimmten  Lebensalter  oder  doch  Dienstalter  in  Pension 
treten  mnss,  von  einem  Natnrereigniss  abhängt,  anf  welches 
steh  die  gewöhnlichen  Gmndsätze  des  Versiehemngswesens  an- 
wenden lassen*  Daneben  sind  es  aber  Beschlttsse  der  Staats- 
gewalt nnd  nnperiodisehe  allgemeine  Veränderungen  im 
Staatsdienste,  z.  B.  grosse  Verwaltnngsreformen,  webhe  Pen- 
sionimngen  herbeifllhren.  Anf  solche  Fälle  lässt  sieh  das  Ver- 
nehernngswesen  nicht  wohl  anwenden.  Man  wird  somit  ein 
Staatspensionswesen  nicht  wohl  vemeiden  können. 

Dasselbe  liesse  sich  jedoch  bei  gehöriger  Aasbildung  der  (auch  privaten)  JCrauk- 
heits-,  Inraliditäts-  und  Unfallversicherung  fUr  solche  Fälle,  in  denen  durch  dotsitige 
pemOttlicho  ümstlndc  die  Pensionirung  eintreten  muss,  durch  «las  Vt'i-biohertinfr*-w'''son 
eiaetzen.  Nur  uUssten  dann  die  Dienstgebaite  hoch  genug  tiein,  dairnt  der  licauutc  die 
PiSmien  zahlen  kann.  Einfacher  ist  es  Jedoch  naa  bei  den  HSngeln  des  gewöhn- 
lichen. ?ollends  des  ])nr::ten  Yersicherongswesens  auch  zveokmSflSiger,  auch  diese 
F&li«  mit  nach  den  (irundaätzen  des  Pensionswesens  zu  regeln. 

Die  Zahlung  der  Rabegebalte  ist  dann  nichts  Anderes,  als 
eine  dem  Beamten  nach  den  Gmndsätzen  richtiger  Lohn-  nnd 
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Besoldangspolitik  gebflhrende  v  er  Behobene  GehaltBsahlttng. 
Die  ftltere  Einriehtung  besonderer  Staatspensions- 
kaBsen  nnd  die  Zahlnng  regehn&sBiger  GehaltBabzttge  in  diese 
Kassen  iat,  wenigstens  wenn  die  Gehalte  nngenllgend  sind,  prin- 
eipiell  nnricbtig,  sonst  nnnttts,  weil  dadnroh  nnr  eine  GesehSfis- 
nnd  Reehnnngsvermehmng  erfolgt,  jetst  aneh  mehr  nnd  mehr  anf- 
gc^üben.  Vielmehr  sind  die  Rnhegebalte  ohne  Weiteres,  wie  die 
Dienstgehalte,  als  Zahlungen  aus  dem  Titel  des  Staata- 
diensts  zu  bebiiiidüln.  Mau  kann  sie  Leibrentensc  h  ulden 
des  Staats  nenuen  und  das  ganze  Pensionswesen  aiit  den 
öchuldenetat  Übertragen,  wodurch  der  recbtliebe  Cbaracter  am 
DentlicbHten  hervortritt.  Uebrigeus  bat  eiue  solche  Uebertragung 
sonst  liui  lormelle,  nicht  sachliche  Bedeutung. 

Mit  Kocht  sind  dabor  die  Fensionsbeiträgo  der  Uiviiätaatsdicnur  in  Prcusscn 
vom  1.  Januar  1869  ab  aufgehoben  worden,  was  einer  allgemeinen  kleinen  Gehalte 
erh&bang  gleichkam.  Sie  waren  nach  dem  Pensionsreglomcnt  vom  Hi).  April 
§.  21  glinch  der  Besoldung  des  1.  Dienstjahrs  und  jeder  späteren  Gehaltserhöhung 
und  ausserdem  ait  fortlauf.  Beiträgen  jährl.  bei  einem  Diensteinkommen  bis  400. 
1'/«  bei  einem  solchen  TOn  über  400 — 1000,  von  hi^herLn  Gehalten  beim  l.  TauM-ad 
IV2'  2.  Tausrnd  2.  3.  und  4.  'lausend  M,  5.  und  ti.  Taus.-nd  :."/„,  :M:ix.  .".00  Thir , 
QdHunmtbetrag  1^62  562,781  TbJr.  Gleiche  Aufbeb.  der  Monatsabzuge  im  K.  bachsea 
(Oes.  V.  9.  Apiil  1872).  —  Frankreich,  PeDskHiakaiMii  der  Beunten  (caliM  de 
rctraitc),  Beitng  TOa  5*/o  j&brl.  Dicnsteinkommens  nnd  jeder  Zulage.  CnzulSag- 
Uchkeit  die«er  Mittel,  StaatKUscbuss.  Neue  Kegelung  durch  das  Gesetz  roa 
9.  Juni  185S;  alle  Pensioiwlaasea  eingezogen,  die  bestehonden  Pensionen  anf  die 
Staatsschuld  Ubi  rtragen.  Gehaltsabzüge  von  V',;.  d<  s  .  rstcu  (i«'hal^-^,  ' jeder 
Zulage,  Zuweisung  der  A.bzUge  wegen  Urlaubs  a.  s.  w.,  gewisser  Strafgeldur.  Anschlag 
dieser  Einnahmen  1856  anf  11  Hill.,  Stai^znschuss  IS  Mill.  (1881  bez.  19-64  u. 
46"3S  Mill.  fr.  an  Civilpens.  nach  d.  Ges.  v.  1S53.  nach  d.  Hlteren  Ges.  noch  r46  Mill.  fr.). 
Hock,  Finanz.  Frankreichs,  S.  45.  Rnssland  2°/,,  Beitra(^c  d.r  Reamt^'n.  Eng- 
land (permau.  Dienst)  dsgl.  2V,7o'  —  1"  Baiem  wurdi^n  ullo  rciibumcu  u.  Wittwea- 
geb^tf  bis  1825  der  SchuIdcntUgvngskassc  zugewicse».  1h25  5,282,000  fl.  oder  18% 
der  Ausgaben.  Verb.  d.  2.  Kammer  v.  1828,  Beil.  XLVI,  7.  In  der  7  Finanzperiodo 
1855~-61  diese  älteren  Pensionen  noch  V4  ^«  ^in^  «"(^  Tilgung  der  in  der 
entea  Zeit  anfgenommenen  Schuld  447,000  S.  SpSter  Znweisnnr  welteier  Bahefebalte, 
so  dasa  dksc  Kasse  INfis  ^on.ono  II.  (1875  noch  ^5f',000  M.  1'  rivfon  zu  zahlen  hatte, 
wozu  sie  ans  den  Activresten  der  Schuldentügekasse  aus  Vorjahren  die  Mittel  erbilL 
(Null  B«a).  Nftch  d.  Fiuanzges.  f.  1876  ist  diese  alte  Pensionskasee  rem  1.  Jaouar  1876 
M  MlljpelOst  woidm. 

Die  Ansscheidnng  eines  bestimmten  Theils  des 
rentablen  Vermögens  des  Staats  m  Bildung  besonderer 
PenstonsfondS)  deren  Einnabmen  die  Zablang  der  Pensionen 
sicher  stellen  sollen  (und  etwa  auch  privatrechtlich  dafür  halten), 

ist  mit  dem  modeinen  Piincip  der  tiscalischen  KaKseneinheit  in 
Widerspruch,  bewirkt  gleichfalls  nur  eine  nachthciligc  Vermehrnu;; 
der  Verwaltnngs-  nnd  Rechnungsarbeit  und  erffillt  ihren  Zweck 
der  Sicherung  der  Pensionen,  unabhängig  von  der  sonstigen 
FiuanzUge  des  Staats,  in  iLritischen  Zeiten  docb  nicht  Eine 
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solebe  Kbrielitiiiig,  wie  sie  s.  B.  im  Deutsch en  Reiehsinva- 
Hdenfonds  besteht,  unterbleibt  daher  besser,  soweit  wenigstens 
allgemein  volkswirthsehaftliche  und  finanzielle  Grflnde  entscheiden. 

Vgl.  die  (losctzgebuiig  des  Kri.  hs  über  den  Inralidenfoudö  v.  23,  Mai  1873. 
Ein  Kapital  ron  1S7  Mill.  Thir.  wurde  aus  der  französ.  Krie^entschädiguug  ausge- 
schieden und  zu  einem  „Reichsinvalidenfonds"  biädiMiiit,  dessen  Vennr>^en  dann  in 
eüier  Reihe  vencbiedener  verzioslicher  Werthpapiere  angelegt  ist.  Seit  1.  Jan.  1878 
Iwt  dieser  Fonds  dl«  MUitiTpensioneii  ms  dem  Kilegs  ?oii  1870-^71  tn  tragen.  Spiter 
bind  ihm  auch  die  sonstig-cn  Milit5rjH-i^i  n  n  der  einzelnen  deüfsrhpri  Staaten  ans 
Kriegen  vor  1870  übertragen  worden  S.  darüber  meinen  AoÜsatz Heichsfinanzen 
in  HoltseDd.  Xahrb.  Itl,  131  tf.  Die  gm»  Schöpfung  hängt  mit  den  etgeothiml. 
Staatsrecht!,  u.  polit  Verhiiltnibscn  des  Iveielis  zusammen,  ist  aber  auch  unter  Berück- 
$<ichtigtin^  der  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  kaum  anders  denn  als  eine  ver- 
fehlte zu  bezeichnen,  wie  ich  dies  a.  a.  0.  näher  nachzuweisen  gesucht  habe. 
Finanzielle  Bedenken  wegen  der  Anlagen  des  ohnehin  fur  den  Zweck  zu  hoch  ge- 
griffenen Kapitals  haben  sich  auch  bereits  herausgestellt,  wie  das  Ges.  v.  2'^.  Fel)r.  I*<7H 
§.  1  bestätigt.  Im  Etat  fUr  1883  sind  auf  den  Füudb  2ä-<j7  Mill.  Mark  Pensionen 
angewiesen,  incl.  Verwaltungskosten ,  gedeckt  durch  Zinsen  n.  Kapitalzaschtlfls  aus  d. 
Fonfts  in  j^lcichcm  betrage.  Davon  l'VW  M.  M.  Pens,  aus  dem  Kriege  v.  1870, 
3'95  M.  M.  aus  früheren  Kriegen.  Auch  die  Pens.  f.  ehemai.  französ.  Militär» 
{firbl  M.  H.>  deckt  der  Fonds.  P.  1882  war  der  Noailn.hetn|r  seines  YennOgena  nocli 
5S8  M. 

Für  alles  Weitere  s.  §.  159.  Wichtig  sind  noch  die  BestimmuDgen  Uber  die 
Befwdinvnf  des  „pensionsflhigen  Amtseinkommens**,  naeli  wdchem  sich 

wieder  die  Hohe  der  Pension  al.s  Quote  davon)  richtet.  Functions- n.  K<  pr;isentatious- 
zalagcn,  auch  wohl  Activitätszalagen  fallen  hierbei  regelmässig  fort,  dagegen  werden 
(D.  Reich  u.  Prcussen)  nicht  nur  WobnungsgeldzuschUsse  (diese  hier  nach  dem  Durch- 
scliB.sati  der  Klasse),  sondern  auch  der  Werth  der  Dienstwohnung  (nadi  dem  amt- 
lichen son<;ti{^en  Anschlage),  etwaiprer  Xaturalbe^ü?c  u.  d|^  m.  eingendmet,  vorftber 
die  (jcsetzö  u.  Vorordnnniaren  das  Nähere  fesfitclleii. 

Häufig  winJ  über  m  starkes  Anschwellen  der  Ruhegehaltszahlungen  geklagt 
Es  kann  naturl:  h  mit  der  Versetzung  in  Kuhestand  Missbrauch  Seitens  des  Staats- 
gewalt getricb<^n  worden  sein.  Dagegen  helfen  nur  politische  Garantieen,  ein 
ocdaatffcMS  Psnslonsgesetz,  VerantwortHcbkeit  der  Regiening  u.  s.  w.  Aber  Öfters 
sind  die  Klagen  auch  nur  mit  grosser  Vorsieht  aufzunehmen,  indem  sie  ans  der  Yer- 
k^uittng  des  Characters  der  Pension  als  einer  verschobenen  Uebaltszahlung  hcrvor- 
geben.  Es  M  dann  Sacbe  der  Rechnong,  zn  prftfen .  ob  die  Pensionea  m  Eocb  sind 
oder  ob  nur  deshalb  so  viel  P  nsioncn  ge^cahlt  werd(;n  mass,  VOil  ebsdem  zn  VWlg 
an  Gehalten  gezahlt  wurde,    tjft  wird  es  sich  so  verhalten. 

Beispiele  aus  der  Finanzstatistik  des  Pensionsweaens:  Deutsches 
Reich:  ausser  den  vorhin  gen.  Pensionen,  die  auf  dem  Roichsinvalidenfonds  lasten 
hat  das  Keieh  unter  seiner  Ausgabe  noch  einen  allgem.  Peiisionsfonds,  der  die 
sonstigen  deutschen  Militar[)ensioiien  (mit  Ausnahme  der  baierischen)  f.  188:1/84 
mit  ]U  \'J,  die  Marinepens,  mit  0  51.  die  Civilpens.  mit  0  455,  im  G.  2016  Mill.  yUak 
zahlt  Von  der  Gesammt-Ausgabc  des  Reichs  kommen  daher  auf  alle  iH ese  I'ensioncn 
48'^  Mill.  Mark  oder  c  9Vo  der  fortdauernden  Ausgaben.  1876  waren  es  noch 
53.23  M.  H.  n.  12*9%.  —  Preossen:  ausser  den  vom  Beicb  flbemominenea  Pens, 
noch  16-11  Mill.  Mark  im  Etat  f.  1S76.  in  dem  f,  188.')/84,  wovon  Warterrclder 

ftlr  Clnibeamte  bez.  0*625  u.  0-478,  Pension  fOr  Civübeamto  13-37  u.  IßMill.  Mark, 
im  O.  c  4'6''/o  3*6Vo  der  fortdanenden  eigentlichen  Staatsansi^ben  (nach  Abzag 
der  Erhebunirskosti  ti>.  Die  Steigerung  der  al^ol.  Höhe  wesentl.  dir  Folgr  der  naeli 
d.  <fcä.  V.  24.  April  1878  eingetretenen  Pensionirung  der  Kichter  u.  Staatsanwikite  bei 
der  Gerichtsreorganisation.  —  Baiern.  Die  Pensionen  n.  s.  w.  wurden  nach  d. 
Flnanzges.  fur  1876  bei  der  Umrechnung  von  sQdd.  Währ,  in  Mark  vom  I.Jan.  1875 
an  um  5%  erhöht  (mehr  noch  die  Wittwen-  und  WaiscnpensionV  Sümmtlichu 
Pensionen  (ausser  den  K  riegs  |>en8ioneti,  die  der  Kcichsinvalidenfünds  träg't)  sind 
incL  der  alten  Beträge,  die  aof  der  jetst  aufgelösten  Pensionskassc  v.  1^2:*  lasteten, 
a«f  den  nllgsoi.  Staatsfonds  ttbemomnien:  nenL  L  1876  3*34  MiU.  Mark  itten 
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Militärpensionen  und  .7*18  Mill.  Mark  GirÜpcnsionen ,  wovon  eigentliche  Kuhopehaltc 
419  Mill.  Mark,  L  G.,  soweit  sie  Baiem  direct  tragt,  G'47«  der  eigeotl  Staat&aass. 
(excL  ErhelniiiKS''  und  Betriebdtoeten).  ^  SaoliBeii  1676,  GiriI{»eiirion«ii  3.05  MiU. 
Mark  oder  4"3**/ü  der  Ncttoausgaljc  —  Würtemlierg  1876,  Cifilpensionen  1'27  MiU. 
Mark  oder  2*9%  der  eigentlichen  Staatsausgaben;  in  lS82/b3  (iucL  Pens,  an  Gdi^tl. 
n.  Zasohttase  an  Pen8.kaisse  der  Yolksschallehrer),  1'4$9  M.  M«  —  Baden  1S75, 
Girültensionen  r47  Mill.  Mark  oder  B'OVo  eigentlichen  Staatsaasgaben. —  West- 
Oesterreich  1875.  i'ensiouei.  12*48  Mül.  fl.  ^  c.  4-2«',  der  Nettoausgabo,  (1882 
14'7ä  M.  ü.  oder  4  B"/o  <  amsäcrdem  stehen  im  ß:  eineiusam  en  Budget  imit  Uogaia) 
1«34  Mill.  fl.  Militärpensionen  und  lO.lH  ^lill.  fl  im  Kri«g»Mat  f.  1876  „YersorguifH 
Wesen".  —  Frankreich  1S7C,  116*6  MiU.  Fr.  Pensionen,  wovon  66'9  MiiitärjwnäioneB, 
L  G.  c  5-ü7o  der  Nettoaosgabe.  (1881  140'7  M.  fr.,  wovon  71  M.  Militpens.;  aoaeer- 
dem  Sobrention  z.  Kum  der  Sednnlideii  13-16  HL  fr.).  —  Raacland  1975,  Pens. 
Tl.  Unterstütz.  24*23  Mill.  Rubel,  c  5*1%  d.r  Nettoatisgab.'  (1S^2  24  t- 1  >T  K). 
Giossbritannieu  Oirilpensionea  1881/82  1'17  MiU.  Pf.  St.  —  Ein  bedeutonder 
PoilAii,  Jetst  vodi  50  MUL  DoIL  rind  die  meist  «i»  dem  BurgedTiege  iMnUbrenden 
Pensionen  In  d.  Ter.  8i  r.  Nerdamerika,  ftst  Vs  ^  Qewnmtawsnbe. 

§.  165.  —  2.  Wittwen-  und  Waisenpensioiiswescn. 

Eine  Zwischenstufe  zwischen.deo  Gehalten  uod  den  Wittweu-  und  Waisenpenäeneo 
bUdok  die  in  den  meisten  Staaten  gewährten  eog.  Sterbemenete,  -qnertnle  «.&  v.« 

d.  h.  die  Auszahlungen  des  vollen  Gehalts  Ponsionl  noch  1 — 3  ^lonate  nai  h  di  tn 
Tode  des  Beamten  an  seine  hioterbliebene  Familie.  Eine  passende  Einrichtung',  weiche 
es  der  durch  den  Tod  des  Mannes  und  Yaten  meist  in  ganz  andere,  oiügebchnuiktcre 
Einkommenrerhältnissc  kotninenden  Boanktflolkmllie  eileicbtert,  die  bisheiige  Hamh 
wirthschaft  abzuwickeln  ;  und  wieder  eine  um  so  nothwendi^ere  Einrichtuntr  \f  m-<^niger 
die  spärlichcit  Gehalte  oft  genug  ein  auch  noch  so  gcringcä  Kapital  hicrlüi  zurück- 
snlefen  ermöglichten,  namentlich  bei  jüngeren  Hinnern. 

r>  I  i  £  I  i  L' !  c:  Prenssen  fs.  Mascher  a.  a.  0..  S.  204).  Minterbliebeuo  uihl 
zwar  W  ittwo,  Kinder,  Enkel,  einerlei  ob  sie  dos  Verstorbenen  Erben  oder  nicbt;  ausser- 
dem in  gew.  FiUra  mit  minister.  Genebmignog  einige  and.  Venrandte)  fen  Beamten, 
die  Mitglieder  eines  CoUeginms  waren  oder  als  Subalterne  dabei  arbeiteten,  erhalten 
ausser  dler  Beeoldoog  des  Sterbemonats  noch  den  Gelialt  ft^  da«  darauf  folg.  Quartal 
IMe  Hinterblieb,  ron  Beamten,  die  niebt  in  coUi^aL  VerbSltn.  n.  versebied.  einaelae 
Kategorien  bekommen  ausser  für  den  Sterbemonat  noch  für  I ,  nach  Umständen  f. 
2  u.  3  Monat  den  Gehalt  Auch  billige  Bestimmungen  weg.  Kaumung  d.  Dionstwohnung. 
Die  Hinterbliebenen  protest.  Geistlichen  beziehen  mitunter  nach  Ortssittc  ein  Gnaden- 
Jahr.  In  Theilen  der  Bheinhinde  erhalten  solbat  die  Erben  von  Inhabern  katholisekar 
Curatstellen  ein  Sterbequartal.  HintcrbÜeKcue  von  WartegeldempfSngem  wie  die  von 
nicht  colleg.  Beamten,  solche  von  Pciihiouaren  ausser  dem  Sterbemonat  ein  Uuadcn- 
uonat  (so  auch  im  neuen  Ges.  v.  27.  M&rz  1^72.  §.  Hl  .  Das  Gnaden q  aartal  (nac^ 
d.  Sterbeuionati  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  Dienst  ? -«t  rbenen  Reicbs- 
boamten  (lieichsgcs.  v.  31.  März  1873,  §.  7,  8).  —  Baden;  Wittwe  u.  Kinder  eiaea 
eifentttcben  Staatsdienem  nnd  eines  unteren  Beamten  erbaMen  Tom  TedestM«  4m 
Mannes  an  ein  Sterbetjuartal.  —  Anch  diese  Dinpe.  anfaii)^  dem  (icbict  der  „Giiad«'". 


Ittr  die  Beiechtigteo  ein  cirlbedkdidier  Aiwpmob,  ihr  me  Stnafdnwo  dne  ebensclcbn 
Vetpliditnnf  entotand«!  ist 

Auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen  aiml  nach 
dem  Früheren  als  aufgeschobene  Gehaltszahlung  prin- 
cipiell  gerechtfertigt. 

Die  Ordnung  dieses  Peusionswesens  kann  aber,  anders  ala 
diejenige  der  Rnhegebalte,  nach  den  gewöhnlichen  Grand- 
s  il  t '/  (Ml  d  e  8  L  e  h  e  n  h  -  u  ii  d  I?  e  n  t  c  ti  V  c  i*  s  i  v  h  f  riii]  er  s  w  e  s  e  n  p  , 
daher  eventaeli  auch  mittelst  Priiratveraicherungsaiistalteu,  ertolgcQ 


der  Sitte  angehOrig,  idnd  jetzt  meisieju 
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und  für  diese  Einrichtaog  der  Sache  sprechen  beachtenswerthCi 
doch  —  wenigstens  heate  in  unseren  Ländern  nicht  mehr  —  nicht 
Überwiegende  Grttnde. 

Ich  wdche  in  letzterem  Ponkte  v.  folgorichtii;  in  den  veiteren  ÜTOrteniiigen 

über  dies. 'S  Thema  von  der  vorigen  Auflage  i;^  st  ab.  Meine  frülierr  Ansicht  war 
hier  no<  h  in  den  Anschauungen  des  „ökonomischen  Individualismus"  zu  sehr  befangen. 
Die  jetzige  Modification  ist  die  Consequenz  der  in  der  „Grundlegung'"  dargelegten  p. 
bt  grandeten  Okon.  u.  socialen  Principicn  a.  spedell  meines  princip.  Standpunkts  in 
ilcr  N'orsit  herungsleh  re.  S.  ilartiln  r  mHnen  Atifs.  „Staat  xi.  Versii-h.wcSfn",  , 
Tub.  Ztbchr.  1881  (auch  selbstautligj  u.  meijie  Abh.  Vcmch.iresca  iu  Sclitiubcrg  s  . 
Hnadb.  d.  pdit  Oekoa.  II. 

Der  Zeitpunct  de«  Reginns  und  des  Aulhurens  der  Pension  ' 
hängt  hier  ganz  von  einem  Naturcrcign  iss  (Tod  des  Mannes, 
der  Wittwe,  Tod  oder  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters 
Seitens  der  kinder)  ab. 

Seihst  der  Fall,  dass  die  Wittre  sich  wied-  r  rerheirathet  un''  Hnn  nach  häutigen 
Vocichriften  der  Peabionsregiementä  ilire  Pension  ganz  oder  theii weise  verliert,  lässt 
sich  nach  den  Baten  der  Hein^luetatiBtik  anter 'die  Regeln  der  WahrsehdiiliclikeilB- 

reclinung:  bringen.  Vgl.  die  Statist.  Dntcn  tlber  erste,  zweite  Ehen,  Verheirathung:  von 
Wittwen  u.  s.  w.  in  Wappäuti,  Bevölkerungsstatistik  U,  23U  Ii'.,  A.  Wagner,  (icsetz- 
mässigk.  d.  memdiUehen  Handlungen  I,  20,  II,  99,  v.  0  eftin  gen,  MonJstatist.  S.  S, 
67.  —  Richtiger  ist  es,  wenn  jede  solche  Bestiiniiuing  —  eine  Wiederverheiiatlninp;.-)- 
s  t  raf e  —  fehlt.  Der  Staat  hat  jedenfalls  eher  ein  Interesse,  die  Wiederverheirathung 
der  Wittwe  zu  begünstigen,  als  das  Gegentheil.  Mindestens  sollte  die  Wittvenpension 
nur  theilweise  (in  Preussen  bei  den  Wittwenrerpflegungsanst.  dieHSlfte)  bei  zweiter 
Ehe  fortfaHen  und  hei  neuem  Verwittwm  (oder  Scheidung;)  g^nnz  wieder  auflebten  (so 
III  i'reujÄüU,  wo  auch  gew.  Abfindungen  zwischen  der  sich  wieder  verhciiatiienden 
Wittwe  u.  der  Kasse  ge^ttet  ^d,  s.  Mascher,  S.  143).  Die  Verhältnisse  kränV^ 
lieber,  mit  Anlage  zo  ortranischen  Leiden  he]iaft'  t<  r  Männer,  welche  nicht  oder  nur 
zu  erheblich  höheren  Kosten  W  ittwenpensionen  kaufen  könnten,  liesseu  sich  apart  regeln. 

Im  Uebrigen  wäre  das  gewöhnliche  Versicherungs- 
wesen technisch  zulässig  nnd  aasreichend|  wenn  der 
Staat  nur  den  Einkauf  des  Ehemanns  nnd  Familienvaters  nebst 
der  ungefähren  Höhe  des  Einkaufs  vorschreibt  (wie  es  ohnehin 
auch  bei  Staatspensionskassen  vielfach  geschieht)  und  ttber  die 
Ausführung  wacht ,  namentlich  ttber  die  regelmässige  Prän^ien- 
Zahlung. 

Ran  irar  entgegensetzter  Ansicht,  s.  §.  Gl  u.  65  d.  5.  Aufl.,  auä  (irttnden, 
die  ich  auch  jetet  noch  nicht  filr  noiechlagend  halte. 

D'w  ivitliwendigc  Voraussetzung:  dafür  ist  eine  solche  Höhe 
der  Dienst  und  Kubegehalte,  dass  der  neamto  daraus  die  Vcr- 
sicliprungsprämie  u.  s.  w.  in  normaler  liöhle  bc/aliieji  kann. 
Bei  der  Gelialtsregelung  braucht  also  nur  auf  normale  Alters- 
vcrhaltnisse  der  Gatten  nnd  die  Ubliclic  Kinderzalil  (c.  1  —  5) 
Rticksicht  genommen  zu  werden.  In  diesem  Falle  aber  entgeht 
man  auch  ohne  Weiteres  gewissen  Unbilligkeiten  und  WillkttrÜch- 
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keiten,  die  das  jetzige  Staatswittwen-  und  WaiseDpenaiOBBweieii 
immerhin  enthält 

Die  Buwei&fuhruug  wcacudkii  vom  Standpunkte  des  ökonomische»  Individuali,-- 
lous,  ist  diese:  Der  Ansprach  auf  einen  Gehaltstheil ,  aus  dem  eine  Wittwt  n-  und 
Waisenrente  versichert  werden  kann,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  süIcLcq  nach 
den  Grundsätzen  begründet,  welche  den  Preis  der  Arbeit  oder  den  Lohn  uboihaupt 
aof  die  Dauer  regeln  müssen,  nicht  aber  darcb  dm  zoftUigen  Umstand,  ob  om  Be- 
amter heiralhpit,  Kindiir  hat  und  eine  Wiltwc  und  unerwarhscne  Waisen  hintf rl.isst. 
Mit  andern  Worten  der  unverheirathele,  kinderlose  oder  seine  Frau  und  Kinder  Über- 
lebende Beamte  wm  an  und  ftlr  steb  ab  Staatsdiener  dem  rerfaeifatbeteii  u.  &,  v. 

'  in  der  Resoldung  ^,Mnz  gleich  stehen.  Er  hat  tlaher  das  Ki-olit,  die  Prämie,  welche 
er  im  aitdern  Falle  zahlen  mOsste,  aa&uzcbren  oder  apart  fUr  sich  und  seioe  soDati^ea 

.  Erben  aufzusparen.  Jede  günstigere  Bebandlang  der  Verheiratheten  tL  &  v.  entUlt 
mittelbar  eine  Heiraths-  and  Kindererzcagungspräinio,  jede  ungünstigere  Behandlang 
de><  Ehe)o«'n  ein»^  Art  Hagestolzen-  oder  COlibatstcuor,  was  sich  nicht  bilÜKen  lä?!5t 
und  Iii  er  ffaiiz  unnützer  Weise  „comiuunistischc"  Principien  in  diese  Sachen  eijifuiiit. 

Bei  solcher  Regelung  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens,  so  wird  weiter 
W]^mentirt,  verden  auch  die  „wissenschaftlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens" 
am  Besten  consequent  durchgeführt  werden,  was  durchaus  wQnschcnswerth  sei.  Ins- 
besondere wird  bierbei  anch  die  neuerdings  wieder  Ojfters  erörterte  Frage  am  Fassend* 
sten  nach  den  indirldncllf  n  VerhSlfnisscn  der  Betheiligten  entschieden  werd-  ii, 
ob  nemlich  eine  Leib-  bez.  Zeitrentenrersichorung  der  Wittwen  und  der  Waisi  n 
oder  eine  Kapitalrersiebornng  des  Mannes  nnd  Vaters  anf  denTodes&U  erfolgen 
soll.  Letztere  Form  hat  den  wesetitlichen  Vorzug,  dass  sie  die  Pnlinienzahlunf^  d-s 
Beamten  nicht  nutzlos  für  seine  Familie  macht,  falb  die  Frau  vor  dem  Manne  stirbt 
ond  die  Kinder  Tor  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  nnd  damit  aas  dem  Bezugsrecht 
ausgetreten  sind.  Das  durch  Prämienzahlung  erwol'bene  Kapital  kommt  also  auf  alle 
Fälle  der  Familie  zu  Gute.  Auch  kann  »»s  h"tufis:  in  wirthschaftliclier  Re/iehun^  für 
die  Hinterlasücnen  wichtiger  sein,  über  ein  Kapital  alü  über  eine  Kentc  zu  verfugen, 
um  die  eigene  Erwerbstilhigkeit  zu  erhöhen.  Dem  gegeotlbcr  steht  freilich  die  Ge- 
fahr, dass  ein  solches  Kapital  rerloren  gehen  oder  etwa  wieder  in  besondrer  Wi  ise. 
unter  Staatscontroie,  sichergestellt  werden  mtl^to,  um  die  Wittwen  und  die  Waisen 
danemd  zu  siebern.  Bezfiglicbe  Einrichtungen  der  Controle  Hessen  sieb  indeasea 
treffen.  Jedenfalls  wird  es  in  der  Begcl  erwünscht  sein,  wenn  d..r  Beamte  zwischeri 
Kenten-  und  Kapitalversicberung  wählen  kann.  Immer  {»set  die  letztere  nicht,  z.  B. 
wenn  es  sieb  nnr  um  die  Wittwe  allein  bnnddt,  wo  die  Rentenveniclierang  billige 
oder  ausgiebigere  Hilfe  gewährt.  Bei  einer  rein  staatlichen  Regelun^^  wird  die 
zweckmässigste  Gestaltung  aber  nicht  so  leicht  erreicht  werden.  Wiegand 
(Sind  gegenwärtig  die  Staats -Pensions-  ond  Wittwenlnssen  noch  zcitgemlss?  Halle 
185!))  empfiehlt  an  Stelle  solcher  Kassen  die  Lebcnsrersicherung  und  rith,  dass  dir 
Staatskasse  einen  Beitrag  zur  Versicherung  gebe.  So  geschieht  es  zum  Theil  in  d-  r 
Schweiz,  wo  Cautüüsregieruiigen  Versicherungsverträge  fiir  die  Schuilchrtir  »b- 
schliessen  und  einen  Theil  der  Prämien  Ubemebmen.  Jetzt  auch  in  DeutscUud 
ficlion  öfters,  z.  B.  im  Post-,  Schuldienst.  Eine  gute  Aufgabe  liegt  hier  ftlr  di"  neu 
sich  bildenden  Beamtenvereino,  wie  namentl.  der  vortreü'liche  Österreich.,  ror; 
desd.  jetzt  d.  nene  prensslscbe  von  1876.  S.  gegen  diesen  VoiscÜnf  die  Be- 
metbuigea  ron  Bau  in  der  6.  AtUL,  §.  65,  Anm.  (a). 

Die  hier  gegebene  BeweisfÜhrnng  (wörtlich  ans  der  2.  Aufl. 
§.  84  herUbcrgenommen)  ist  folgerichtig  und  zutretfend,  wt mi 
man  iu  dem  einzelnen  Beamten  nnr  ein  tHr  sich  stehcodcs  ludi- 
vitiuiim,  nait  bestimmten  iiulividDellen  Rechten  und  Pflichten,  sieht. 
Aber  eben  diese  Prämisse  ist  zu  bemängeln.  Der  einzelne 
.  Beamte  ist  vielmehr  als  Glied  einer  grossen  corporativon 
Gern  einschalt  auizutasseu.    Seine  Besoldung ,  seine  eigene 
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Pensiou,  diejeuige   seiner  Iliuterbliebenen  wird  nicht  nur  um 
seinetwillen,  sondern  um  der  Gemeinschaft  and  deren  Interessen  . 
Willen  und  bo,  wie  es  letxtere  TerlaDgeiiy  geregelt 

Hier  kommt  dann  der  von  Ihering  hervorgehobene,  nur  ron  ihm  zn  ausschlit' Jü- 
lich betonte  Gesichtspunkt  der  ..Su?tent«tion"  /nr  Gcltan^.  Der  Beamte,  welcher 
nicht  verheirathet  ist  und  keine  Familie  hat.  brauciit  woiiiger  zum  Leben,  der  Ver- 
iMintliete  mehr.  Indem  der  StMt  dem  letzteren  in  Pensionen  der  HintarUiebenen 
oder  in  Beitrfigen  filr  Wittwcn-  nnd  Waisenkassen  dieses  Mehr  gewährt,  entzieht  er 
dem  Uoverheirathctcn  an  sich  nichts.  Wohl  abor  ermöglicht  er  dadurch  auch  ia 
seiimD,  des  St  »ata  eigenem  und  im  aOgemeioen  GeaeUachaßaiDtenMe  seinen  Be- 
amten den  lüntriit  in  den  Normalzustand,  in  die  Ehe,  und  die  Gründung  der 
Familie.  WOrde  der  Staat,  statt  wicher  Beisteaem  in  Form  von  Wittvenpouionen 
«.  8.  w.,  jeden  Beamten  einen  entaprecliend  tütheren  Gebalt  geben  und  abdaan  es 
dem  Einzelnen  überlassen,  durch  Versicherungseinrichtungen  die  Hinterbliebenen 
sicher  zu  stellen,  so  ermöglichte  er  thatsächlich  dem  Unverhoiratheten  nur  eine  be- 
quemere Lebensfubruui;  mit  dem  höheren  Gehalte,  begünstigte  dadurch  iadiroct  vicl- 
mcM  sellMt  die  Ehelosigkeit  Jer  Beamten  nnd  btirdete  der  Staatsfanse,  also  der  gt- 
sammten  sten  erzähl  enden  Bevölkerung  tinc  ont  den  Betrag  der  nunmehr  ersparten 
Wittivenpensiooen  oder  Wittwenkasscabeiträge  der  ledigen  Beamten  erhöhte  I^t  auf. 

So  verdient  das  meistens  bestehende  System  prin- 
eipiell  ^  darom  noch  keineswegs  in  den  Einzelheiten  setner 
AttsfHbmng      wohl  den  Vorzog.  y 

§.  166.   Die  prinoipielle  Yersehiedenheit  des  Stand- j|^v^^ 
pnncts  auf  dem  Qehiete  der  Fflrsorge  Air  die  Hinterbliebenen  der 
Beamten  bedingt  alsdann  folgeriebtig  aneb  eine  versebiedene 
praetisebe  Dnrcbfitbrnng. 

a)  Vom  Standpnnete  des  dkonomisehen  Individna- 
lismns  ans  mnss  man  für  die  etwaige  Einriehtong  staatlichen 
Wittweo-  und  Waisenkassenweaens,  welche  auch  Ton  diesem  Stand- 
pnnete ans  niebt  nothwendig  aosgeseblossen  erseheint,  zwei  An- 
forderungen stellen:  die  Bildung  besonderer  selbständiger 
Pensionskassen  für  diesen  Zweck  und  die  Organisation  der 
lut/tcicii  streng  nacli  den  rein  privatwii  thschn  ftlielien 
Gruiidsiit/en  des  Versicherungswesens,  daher  namcullich  so,  dass 
die  Kuhsen  völlig  aus  eigenen  Mitteln,  d.  h.  aus  den  Bei- 
trägen der  Versicherten  besteben. 

Diiin<  li  ist  tlATi'A  f:v  Ii  Ii  ;iti  !  Ii  vi'lfricli  bestohenden  Einrichtungen  eine  von 
diesem  Standpunkt  auü  richti($c  knni  /u  üben,  wie  dies  in  der  vor.  Aud.  §.  b5 
geschehen  ist  Nvr  ist  die  Tragweite  dieser  Kritik  beschitnkter,  als  dort  noch  anire- 
nommen  wurde,  weil  der  ^nnze  Standpunlvt  zu  einseitig  ist.  Stellt  man  sich  ahrr 
einmal  auf  diesen,  dann  ist  es  wahr,  dass  vielfach,  wie  ich  in  der  vor.  Aufi.  schrieb. 
Prindplosigkcit,  Imdonalitit  nnd  Willkür  in  den  Beadmnrangen  Uber  solche  Kassen 
herrscht,  (ianz  unnöthig  werden  öfters  comuiunistisclic  (irutulsätze  dabei  befolgt, 
z.  B.  der  Zwangsbeitriti  der  Ledigen  (mitunter,  wie  früher  in  (iiessen.  sell>st  der 
kathol.  Ckdadichen),  die  Gewihruog  von  Peiisionszuschl&gcn  für  jedes  Kind,  ohne 
ent«i|> rechend  hShere  frühere  Zahlung  des  Vaters,  die  Nichtberürk^chtigung  der  ab- 
.«olijteii  und  relativen  'zti  einandori  Lebennalter  der  Gatten  u.  a.  ffi.  (Baden  n.  a.  L.) 
Statt  deittieii  sind  dann  ioigeudc  Kegeln  aufzustellen. 
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u}  Die  Gulialtc  ^Dieast-  uud  KuU^dulte)  äoileu  auch  hier  so  hoch  noiairt 
▼erden,  dass  der  Beamte  die  nach  nonnaleii  Verhttltiiisaeii  zn  zaUenden  Beitrtfe  ana 

dem  Gcbalt  cntrichteü  kann.  Am  B  sten  ist  eü,  bloss  fortlaafcnde  Boilnige,  fällig 
zu  den  Termiucn  der  Oehaltsszablaagen,  einzufQlirüu,  uicbt  auch  ein  besonderes  höhe- 
res Eintrittsgeld  u.  dgl.  ni.,  desaeo  Zahlung  in  kurzer  Zeit  dem  sonst  mittellosen  Be- 
amten Muhe  macht. 

^)  Nur  der  Verheiratlietc  soll  vom  Aa?enb!ick  si-inur  Vcrheirathung  an  heifreten 
müssen,  eventuell  mit  (kr  Verpflichtung,  zur  Fortzaliluiig  der  Beiträge  im  lidle  der 
Verwitt1^lrl^^  Der  bereits  früher  Yenvittwete  liraucht  nur  Beitrtge  für  Kinderpen- 
sionen zu  zahlen.  Da  sich  die  Wahr3cheinlichk<'it,  Wittrer  zu  werden,  für  die  ein- 
zdaeu  absolateu  und  rektiren  ^Alteibverhältniss  zwischen  Mann  und  Frau)  Lebens- 
alter auch  berechnen' liast,  so  kann  man  wlhlen,  ob  fldelie  Prtmien  von  Yeciiei- 
rathctcn  u.  Wittwer-W'i' rd  etnien,  oder  hohern  von  jenen  und  niedriger-'  i bloss  f<lr 
die  Kinder;  reu  diesen  gezahlt  werden  bollen.  Aeholichc»  gilt  fOr  den  länderlos  ge- 
▼ordenen  Ehemann  oder  Wittirer.  Wer  als  VitHrer  mit  nnermMshimiNi  Undem  i» 
den  Staatsdienst  tritt,  sollte  fur  diese,  der  kinderlose  Wittwer  in  soUdlom  Fall  aber 
gar  nicht  beitreten  mtlssen.    Also  kein  Zwang  gegen  Ebelose. 

y)  Die  Prämien  sind  genau  nach  den  Grundsätzen  der  Wahrscheinli«  hkeitsbe- 
rcchnung  in  der  Lebens-  und  Kentenrersicherung,  daher  nach  dem  Lebcnsalt<  r  'l  -r 
Gatten,  nach  der  Zahl  und  dem  AU^^r  der  Kinder  abzustufen.  Also  keine  glcirh  hohen 
Gohaltsprocente,  ohne  Büeksiclit  aul  diese  Momente,  und  rollends  keine  absolut  gleichen 
Beiüllge  wie  z.  B.  bei  •  in/«  inen  Cassen  für  besondere  Kategoricen  von  Staat»- 
dicnem,  z.  B.  bei  manchen  üniversilätswittwenkasir n ,  ,Jie  üb- rhaujit  unter  Hillen 
so  ziemlich  den  Preis  in  der  Irrationidität  darontragen,  wenn  mau  sie  bloss  privat- 
«irthschafitlich  anffasst,  was  eben  elnioftig  ist  (8.  z.B.  d.  Statot  der  Berliner  OnIr«r> 
sitätswiitwenkasse  \.  4.  Juni  1^17:  alle  neueren  Mitglieder  Cl  Thlr.  Beitrag,  ord.  wio 
ansserord.  Profess.,  auch  die  unbesoldeten,  ]nüä:ieQ  zwangsweise  beitreten.  Wittwen- 
pension  240  (jetzt  280  Thlr.),  WaiscDpensionen  bis  3  Kinder  ereot  V«  mehr,  Max. 
120  Tblr.  (Von  1S76  an  durch  atixfcoie  Staalszuachflsse  entere  auf  400  Thlr.,  IdUbsst 
Mit  20U  Thlr.  gcbrachti. 

6)  Die  Prämien  sind  so  hoch  zu  stellen,  dass  die  Kassen  au;j  cigcneA  Mitteln 
bestehen  können,  ohne  jeden  weiteren  Staatszuschuss. 

j^^i  Dil-  Kassen  müssen  deshalb  eine  liinliinglich  grosse  Zahl  ron  Personen  um- 
fassen, damit  die  Regeln  des  Versicherungswesens  mit  Sicherheit  angewandt  worden 
kttnnen.  Daher  vor  Allem  keine  kleinen  Looalkassen,  wio  die  insofern  ganz  irra- 
tion' llcn  Universit"tts-\\'iftwenkassen;  Ubeiliaiipt  möglichst  VrreiMi^ting  der  Int'-rc^^sen- 
tcn  etwa  nach  den  iiauptgruppeu  des  Dienstes  (Civil  und  MiÜUir)  in  Einer  Ka^ae, 
aUenfalb  bei  nncbweisbaier  Vefsdiiedeabeit  der  wahnebeinllchen  Lebendnaer  der 
riii/.t  lnen  Bi'rufsst.indo  mit  entsprechender  Abstnfnnji;  der  Prämien.  Es  tri -bt  öfters 
bcdond.  Kassen  für  Oihciere,  Militärbeamte,  Geistliche,  Forst-,  Poet-,  Eisenbahn-  nnd 
Tdrsöhledene  andere  Kategorioen  ron  Beamten  und  ron  Lehrern  (s.  z.  B.  In  Pre lasen, 
Masch  er  a.  a.  0.  S.  145;.  Die  wahrscheinliche  Lebensdauer  dieser  St.~indc  ist  in 
der  That  mehrfacli  ein  wenig  verschieden.  Der  so  wtlnschenswerthen  A'crschmel/nng 
solcher  kleiner  l*cii:;ionskas3en  steht  oft  der  ungleiche  Vcrmögcasbestand  der  letzteren 
entgegen  oder  unsinnige  Vorschriften ,  z.  B.  dass  Aenderungen  der  Statuten  an  die 
Ein^tiuiniiskeit  der  Mitglieder  pjebnndcn  sin.?  (so  bis  IS'G  iui  Statut  der  Brrl.  Uni- 
Fersitatswitlwenkasse).  Und  doch  wurda  die  Verschmelzung  viel  grössere  barxotieü 
fbr  die  Gesammtheit  bieten«  als  das  kleine  aparte  Vermögen,  nnd  die  Beitr&ge  lie^Men 
sich  dann  ineisi  bald  ermässigcn.  D^  r  Yerhinilnnir  d.'r  Kassen  z.  B.  zum  Zwi  <  k  d-  r 
KUckveRiichorung)  mit  soliden  grossen  Privat-Lebens-  und  Kentenversicheruugäanst&lten 
ist  Vorsobnb  zu  leiste,  damit  die  Sickerlieit  der  Solrens  mO^chtt  gesteigert  verde. 

b)  Von  dem  am  Scblass  des  yorigen  §.  Tertiheidigten  », so- 
cial en**  Standpuucte  aos  ist  dagegen  diese  Kritik  mit  ihren 

practischen  Folgerangen  fUr  die  Organisation  des  besprochenen 

Gebiets  erheblich  zu  modificiren.  Eine  mindestens  theilweise 
U  e  b  e  ru  a  Ii  in  c  der  1  i  n  a  u  /.  i  e  Ii  e  u  Last  des  Beamten  -  WittwcD- 
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und  WauenpensionsweienB  auf  die  Staatskasse  ist  dann  zu 
verlaDgen,  in  der  Conseqnenz  der  Theorie  und  Politik  des  Arbeite- 
lohne«  fiberhanpt  und  des  Beamtengehalts  insbesondere ,  wonach 
diese  Pensionen  za  den  Selbstkosten  der  Arbeit  geboren.  Fraglich 
bleiben  nur  zwei  wesentlichere  Poncte:  ob  nemlioh  flberhanpt  be- 
sondere Pensionskassen  eingerichtet  oder  statt  dessen  anch  diese 
Wittwen-  nnd  Waiseagelder,  wie  jetzt  schon  die  Rnh^halte  der 
Beamten  selbst ,  ohne  Weiteres  Yon  der  Staatskasse  als  eme  ans 
dem  Staatsdienerverhftltniss  ipso  jore  datirende  Verpflichtang  ge- 
zahlt werden  sollen;  oder  ob  wenigstens  ein  Theil  dieser  Pen- 
sionslasten  nach  hrgend  einem  Modns  als  Individnallast  der 
betreffenden  Beamten  auf  diese  in  der  Form  Ton  Beitr&gen 
repaitirt  werden  soll,  sei  es  zu  Gunsten  besonderer  Pensionskassen, 
al8  vermögensrechtlich  selbständiger,  vom  Fiscus  getrennter,  wenn 
auch  von  ihm  z  u  s  c  h  u  s  s  w  c  i  s c  zu  dotirciider  Institutionen ,  sei 
es  ohne  solche  Separatverrechnung  einfach  zu  Gunsten  der  im 
üebrigen  selbstschuldnerisch  haftenden  allgemeinen  Staatskasse. 

Fttr  und  gegen  jede  dieser  Modsditäteu  lassen  »icli  wieder  besondere  principielle 
und  piMtische  Grtnde  geltend  machen.  Fftr  du  Absehen  von  besonderen  Pendons- 

kassea  and  von  spcciell  dafür  zu  crhebendcu  und  zu  verrechucndon  Beiträgen  spricht, 
dass  damit  du-  volle  Conscciocnz  des  hier  befürworteten  zweiten,  des  , socialen"  Ge- 
sichLspuiictes  •gezogen  und  practiscb  zugleich  viele  Veivaltungs-  und  Kechenarbcit, 
also  auch  Kulten  erspart  werden.  Anderseits  kann  man  einwenden,  dass  das 
mit  di(  siMii  ^'o^^•ellen  vorbanden*'  r5l!i£^e  Ahschcn  von  individuellen  Verschiedenheiten 
in  den  fur  die  Laät  de:»  Wittwen-  und  Wüiücupcu^iouawcseua  ina^^bgubuitdua  persfiolichen 
Yerhültnisäen  der  Beamten  —  wie  absolutes  und  relatives  Lebensalter  der  Gatten,  Zahl 
und  Alter  der  Kinder  —  doch  auch  seine  bcachtcnswerthon  Bcdenlien  hat,  auch  wenn 
man  den  genannten  priucipieilen  Staudpunct  festhält.  Bei  Ehen  mit  erheblich  jüngeren 
Frauen  und  hei  grosser  Kinderzahl,  irena  für  jedes  Kind  eine  besondere  Pension  oder 
<  in  Zuschlag  zu  der  sonstigen  gezahlt  wird ,  treten  dann  tdi  die  betreffende  Familie 
unverh^tnissmisäig  grossere  Yortheile  ein. 

VOUig  sind  die  Schwierigkeiten,  welche  hei  der  Befolgang  des 
euen  oder  anderen  Weges  hier  entgegenireteni  nicht  sn  lOsen. 
Man  rnnss  sich,  wie  ao  ofl  in  solchen  praetischen  Dingen,  mit 
Gompromissen  zwischen  den  Oonseqnenzen  der  Tersehiedenen 
Modalitäten  znMeden  geben.  Kdativ  am  zweckmSssigsten  mOehte 
es  sein,  naehdem  man  einmal  die  prineipielle  Zugehörigkeit  der 
Pensionen  fttr  Hinterbliebene  zu  den  vom  Arbeitgeber  za  ersetzen- 
den Selbstkosten  der  Arbeit  erkannt  hat,  Mininialpensioneu 
fttr  die  Wittwc  und  liir  ein  Jedes  Kind  einer  nicht  zu 
kleinen  Maximalzahl  von  Kiudcrn  (4—0),  ohne  Weiteres, 
d.  h.  ohne  die  Einrichtung  besondrer  Pensionskassen  uud  ohne 
specielle  Beiträge  des  Beamten  an  die  Staatskasse  behufs  Erwer- 
bung solcher  BechtsaosprUche  zu  gewähren,  und  zwar  in  der  Form 
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vou  Quoteu  der  letzten  nesoldung  des  Gatten  und  Vaters,  unter 
Festsetzung  absoluter  M i n i m a  1  betrage  dieser  Pensioneo  bei 
den  niedrigeren  und  etwa  auch  absoluter  Maximal  betrüge  bei 
den  höchsten  Gehalten. 

Besoiukrs  extreme  Fülle,  z.  B.  ilt  r  Alteradiifercuz  der  fiatteu,  li^aen  sich  durch 
eiuc  Ermäüäiguag  der  WiUweopeosiou  oder  —  und  fielleicht  besser  —  durch  eine 
hier  za  foraenido  (zirangsweise)  Bdtngsletetung  des  hetreffendoi  Beunteii  die 
Staatskasse  unschwer  erledigen.  Aebnliches  gilt  von  der  Erwerbung  «iner  die  ei^ 
vfthnte  Maxioialzahl  überschreitenden  Anzahl  roA  Kindeipensioaen. 

Die  £rmöglichang  des  Erwerbs  von  Ansprtlehen  aal'  höhere, 
d.  b.  jenes  Minimum  Ubersteigende  Pensionen  fttr  die  Hinter- 
bliebenen des  Beamten  bleibt  aber  dann  immer  noeh  sehr  er- 
wünscht Dafür  könnte  man  unter  Zugrundelegung  der  gewöhn- 
lichen priTatwirthflchaftlichen  Prineipien  des  BentenTersicbemng»- 
wesens  oder  mit  geringereni  passend  erseheinenden  Abweichnngen 
davon,  besondere  Einrichtnngen  treffea  Im  Interesse  der  Sicher- 
heit nnd  Wohlfeilheit  aber  auch  wohl  am  Besten  entweder  in 
der  Form  besonderer,  staatlich  verwalteter  Staats- 
pensionskassen  für  dieses  Plus  der  Minimal pensionen  oder, 
was  doch  ebenso  znlftssig  erscheint  nnd  emfacher  nnd  wohlfeiler 
wäre,  in  der  Form  von  Beiträgen  des  Beamten  direct  an 
die  Staatskasse,  bes*  etwa  an  die  Staatssehnldenkasse,  wie  In 
anderen  Fällen  des  Leibrentenverkanfs  Seitens  der  Staatsschnlden- 
verwaltung. 

>\  ic  uiau  sieht,  liegt  hier  eine  ähnliche  Aufgabe  uuU  IVa^o  wio  hai  den  Planen 
der  sogen.  Arbeiterveniicherang  for,  wo  auch  neben  Mini ma  1  {•<  nsionen  a.  auf 
der  Basis  des  Zwaiigspriii(i|»s  hf^herc  Pensionen  mittelst  facultativ  zu  l»cniitzender 
.Einrichtiuigeo  erwünscht  erscheinen.  Ygl.  u.  A.  Schilf fle  uber  d.  corporat.  Uilfk- 
kaaaeozwauf,  TUb.  1882.  FOr  die  weitere  Beehtfertigung  etwaiger  Abirefcbnnf  reo 
denjenigen  (Ji-undsüfzen.  vrel(  lie  nach  dem  Standpnnct  d^  <')kunomischen  Imliviiluali:!- 
laos  die  „a  U  e  i  n  r  a  t  i  0  n  e  1 1  e  u'*  im  Vcrsicherungswesea  —  eben  eine  petitio  prüicipii !  — 
genannt  weiden,  s»  neine  Abb.  Staat  n.  yenkb.wea.  8.  S9  IT  (Tab.  Ztsdir.  1881  8L  40  IT. 
u.  Vei8ich.we6en  in  SchOnberg'a  Handb.  I.  baa.  §.  13,  14  &  1148  £ 

Wie  nun  aber  auch  immer  vorgegangen  wird,  jedenfalls  aoll 
„die  Gewährung  der  Pension  gegenwärtig  nicht  mehr  bloss 
Gnadensache  mit  Entschddnng  des  einseinen  Falls,  sondern 
allgemein  gesetsHeh  geregelt  sein''.  (Raa,  §.  65.) 

Die  Matofie  Ist  ofienbar  in  Flnin,  namentlich  in  Dentschland.  Die  oben  ge- 
zogenen Conseiincnzen ,  <l;iss  die  \\'ittw'en-  u.  Waisenitfnsion  an  sich  zum  Lohn  uoj 
Gehalt  gehört,  brechen  sich  Bahn,  die  Folgerungen  aus  dem  „socialen"  Gesichtaponite 
kfflnnen  auch  mehr  nnd  mehr  znr  Geltnnp.   Interoasant  In  dieser  Hinsicht  die  neneate 

])roiii.;.  fjesetzg-ebiin^^.  Ucljorall  rcTierganL'  vom  „Privatwirilis<'liartli(.!ii'n'*  ins  „Gemein- 
wiitli>chafilii-he".  Vgl.  auch  Elster  in  Conrads  0.  Jahrb.  B.  41,  S.  131  IT.,  wo  diese 
l  iuicipielle  Seite  nur  hüte  hervorgehoben  werden  mllaaen. 

Beispiele  von  Einrichtungen  fUr  Wittwen-  und  Wai.senpcnsionen.   Eine  apane 
B»*b!iMdIung  erfährt  be<rroiflich  meist  das  Wittwen-  und  Waisen prnsionswfr^i'n  int 
^.Militär,  bes.  bei  den  Officierea.  weil  hier  der  Dienst  selbst  im  kriege  dirvct 
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nachweisbar  den  Vcrsorgcr  rauht.  Daher  auch  iui  l)euticbcü  Keichsjiciisioijsgcüctz 
Tom  21.  raoi  1871  für  die  llititorblicbenen  von  Oflicieren  und  Mannschaften  Pensionen 
ans  d.  allgem.  Staatsfonds  (Invalidenfonds  jetzt,  s.  o.  S.  377  .•  für  Officierswitttven 
öOU.  40U,  3U0  Tlür.,  fUr  Kinder  (bloss  bis  z.  17.  J.)  50,  bei  Muttcrlosigkeit  7ä  Thlr. 
jedes  ^Eiddiiingsbeihilfe**;  auch  f.  and.  Verwandte  in  gew.  Fällen :  Wittwen  der 
ünterofficiere  u.  s.  w.  bis  zu  den  Gemeinen:  loh,  S4,  M  Thlr..  Kinder  je  42,  bez. 
60  Thlr.,  gieichiaJls  and.  Verwandte.  Prcussen,  n.  Mascher.  S.  12&  £  Der 
Beamte  bemif  des  UeiivtlisconfleDaeey  der  Tenreigeit  wird,  wenn  eine  beetimmte  Er- 
klämng  fehlt,  mit  w  eleht  r  Summe  der  Beamti-  soine  künftige  Ehefrau  in  d.  Wittwen- 
kaase eiukaufen  will.  Bei  der  aUgem  WittweuverpflegvngsaDstalt  za  Berlin  von  1770 
(Fat  r.  28.  Dec  mit  vielen  spät  Aender.  iL  Znsttsen,  s.  Mcb  Ges.  f.  17.  Mai  1856) 
Ittnn  der  grOsste  Theil  der  Beamten  u.  s.  w.,  mit  Ausschluss  einiger  bes.  Kategorieen 
(n.  A.  auch  fitrer  mit  weniger  als  250  Thlr.  Einkommen)  eintreten.  Ausgeschloss(>n 
sind  Mküner  über  OU  J.  oder  mit  gt  fäbrl.  chrou.  Krankheiten  behaftete,  bedingt  auuli 
Mianer  venchiedenen  Lebensalters,  dcreu  Altersdiüerenz  gegen  ihre  Frau  ein  best 
Maass  überschreitet  durch  entsprech.  Zuschlagprämien  lie.s.scn  sich  solche  Männer, 
wie  getiagt,  doch  receptioasfähig  machen j.  Die  Wittweupeusiou  bull  mindestens  ^/^dün 
Gehalts  des  Hannes,  Min.  100,  Max.  500  Thlr.  lietragen,  äe  wird  nur  gezahlt,  wenn 
der  Mann  wenigstens  1  Jahr  nach  der  Aufnahme  lebt,  nur  mit  V',,  wenn  er  im  *2., 
mit  %*  v^enn  er  im  Jahr  stirbt.  Die  Prämien  sind  rationeller  Weise  genau  nach 
dem  absei,  o.  relat  Heirathsalter  (Jalur  fOr  Jahr)  Wder  Gatten  abgestuft,  dech  nicbt 
lioch  genug,  als  dass  di<'  .Vnstalt  iraiiz  aas  eigenen  Mitteln  bestehen  könnte  .\.  ftlr 
1870:  Betrag  der  Wittwenpensioa  1,516,000  Thlr..  Gesammtau^aben  ind.  Yerwaltongs- 
kosten  1,548,890  TUr.,  eig.  Einn.  ans  Beitr.  d.  Mitglieder  784,230  TUr.,  also  Staats- 
zuschuss  im  Et.  d.  Finanzministeriums  7()4,G»>0  Thlr.  [im  A.  f.  1S70:  2,020,780  M.J, 
wonach  die  Prämien  im  Dorchschu.  etwa  zu  verdoppeln  wären).  (Jetzt,  1883  erheb- 
liche Steigerung  des  Staatszuschusses,  woü  viele  Beamte  nach  d.  unten  gen.  neuen 
Gra.  V.  ^SS2  ausscheiden.  Daher  im  Et  f.  1883/84  Ausg.  an  Pens.  u.  s.  w. 
5.452  M.  M.,  beitrage  etc.  der  Beamten  nnr  noch  1.7!].  StaiOsillschlias  3,72  M.  M.). 
Beispiel  d.  Tarifs;  Jaliiiiche  Prämie  für  lUU  Thlr.  Pen^iou: 

Mann  80  Jahr,  Frau  20  Jahr,  Prilmie  19  03  Thlr.  M.  35  J.,  F.  20  J.,  Prü. 
24  07  Thlr.  M.  35  J..  F.  25  .T .  Prä.  22*07  Thlr.  M.  40  J.,  F.  2»  PA  28*08  Thlr. 
M.  50  J.,  F.  30  J..  Prä.  42-2<>  Thlr. 

Prfdier  hatten  die  Mi^lieder  noch  bes.  Eintrittsgelder  zv  zahlen,  was  dnrch  d.  Ges. 

V.  1S56  beseitigt  ist.  Eine  der  nachtheiligen  finanziellen  Folgen  der  zu  spliten  und 
ungenügenden  Anfaagagehalte  des  Beamten  in  Prous&cn  u.  a.  L.  tritt  auch  hier  wiedcr 
hemr:  die  Mlnner  h«raChen  spUer  n.  jüngere  Frauen ,  woher  die  Wfttwenpensieiien 
mehr  anschwellen  und  der  Staat  dabei  nachzalilen  muss,  was  er  an  Gehalten  zu  wenig 
zahlte.  Statt  der  AUg.  W.  V.  A.  kann  auch  die  Berl.  Schulenb.  allg.  Wittwenpcus.  u. 
Unterstützungskasse  (Reglern,  v.  3.  Dcc.  1S36)  von  dem  Beamten  zum  Eintritt  benutzt 
werden,  wo  u.  A.  Männer  his  zun  E.  d.  64.  Jahis  aufgenommen  werden:  Pension 
\-i-n  »iOö  Thlr.  für  Wittwcn,  unverheirathete  Töchter.  -  Für  ver>rhietl nf  Wittwen- 
uud  Waiseukaisaen  der  Beamten  in  den  neuen  l'roviuzcu  Uür  bchlc^wig- Holstein  in 
Kope  nhagen)  hat  die  pnoss.  Staatskasse  in  1870  noch  1,447.000  M.,  in  1'>s:v^4 
1-34  M.  M.  Zuschüsse  in  leisten,  ges.  A.  1876  daher  .'t.49,  1SS3/S4  5  25  M.  AI. 

Die  neueste  prenss.  Gesetzgebung  r.  1882  ^ües.  v.  20.  Mai  1882,  betr.'d. 
Fonorge  t  d.  Wittwen  n.  Waisen  der  nnmittelb.  Staatsbeamte)  ist  ein  ehaiacterist 
Beispiel  dos  üebcrgangs  von  ein  ir  zum  andern  System.  Sic  füllt  einmal  eine  bis- 
herige Lacke  aus,  indem  sie  aligeiuein  Waisoupensioneu  einrichtet  Von  besonderen 
PeairioBskusen  wird  abgesehen,  Zwangs-Beitrige  der  Beamten,  auch  der  nnver* 
heiratheten  (3Va  ^-  pensionsfah.  Diensteinkommen)  werden  jedoch  erhoben,  fliessen  aber 
in  die  Staatskasse  u.  diese  bestreitet,  eventuell  mittelst  Zuschüssen,  die  aus  dem  Gesetz 
erwachsende  Pensionslast  Diese  Einrichtung  bedingt  viel  Yerrcchnungsarbcit  (erhoben 
weidsil  die  Beltd^{e  mittelst  Abzugs  bei  den  Gehalts-  u.  s.  w.  Zahlungen),  die  sich 
ersparen  Hesse,  wenn  die  Minimalpensionen  ohne  Weitres  als  Gonse<[Uenzen  des  ehe- 
mai.  Bvsoldungsanspruchs  )<i  handelt  wurden  u.  demnach  jene  Beiträge  wegholen  (was 
fltr  eine  weitre  Beform  geplant  werden  soll  n.  dann  eben  eine  entsprechende  Gehalts« 
erhohnng  wäre).  Das  „Wittweug-dd*'  betrügt  nnrm.il  der  normalen  Pension 
(ks  Beamten  (Min.  160,  Max.  1000  M.).  das  Waisengold  bei  Doppelwaisen 
des  Wittwengeids  fttr  jedes  Kind  bis  zun  rollendetsn  18.  Lebensjahr.  Du  Wittwen - 

A.  Wagn*r,  FiBMniriM«»nfl«1iaft.  f.  8.  Aall.  25 
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gold  (nicht  d.  Wateengeld)  erlddet  eiiie  gevtoe  Korzung,  wann  die  Wittve  ibcf 

15  Jahr  junger  als  der  verstorbene  Mann ;  es  fällt  auch  fort  bei  Eheschliesrang  iuMll. 
!*.  Mou.  vor  dem  Tode  des  Beamten,  wenn  Zweck  der  Ehcschlicssung  nur  Erwerb  dt« 
AiibprucliS  auf  d.  Wittwcngeld  war.  Frei  \  om  licitragü/waüg  sind  diu  Beamten,  wclelie 
in  and.  staatl.  Wittwenanstalten  stehen  u.  auf  das  neilft  W.  u.  W.fald  verzichten. 
Andreufalls  sind  sie  berechtigt,  aus  jenen  Anstalten  »usziisrhcidLn ,  was  vielfach  ge- 
schehen ifiU  Im  Etat  18^/84  sind  die  Einnahmen  ans  den  W.  W.  feldbeitrigen 
bei  den  einselnen  Yenrnltiingeii  nnchgeviesen  o.  einfoeh  mt  Deekaof  Innniider  Slante* 
M^abon  rcr^'andt. 

Mit  dieser  neuen  K^eluog  schliesst  sich  Preossen  a.  d.  1).  K^ch  den  in 
Sachsen  (Gee.  r.  7.  Hbs  16S6  n.  9.  Apr.  1872),  Wttrtemh.  (Verl  v.  1819,  §.  50. 

ües,  V.  2S.  Juni  lb76).  Baden  (Ges.  v.  1S10.  1819.  28.  Juni  187(1),  Hessen  (Ges, 
V.  1808,  22.  Juni  1861,  29.  Dec.  1874)  beätehenden  System  an,  wonach  also  alle  Be- 
amte Beiträge  nach  dem  Diensteinkommen  u,  s.  w.  za  leisten  haben  u.  die  Hinter- 
bliebenen Quoten  die:^<  s  Einkommens  als  Pension  beziehen.  Ob,  wie  gewöhnlich  noch, 
dio  Rcilrrigt-'  in  hcotid.  re  Pensionscasscn  oder  wU"  in  Prenssen  einfach  in  d.  Staats- 
cat»beu  iliessL'ii .  ist  nebensächlich.  giidjt  aber  auch  schon  deutächc  Slaaton  .  *  o 
die  Beamt'  ii  koine  Beiträge  leisten  u.  die  Hinterbliebenen  dennoch  Ponsionm  in 
Quoten  vom  Einkommen  oder  d.  Pension  des  Beamten  beziehen;  so  in  Sachs.  \V< mi. 
(Ges.  V.  ti.  Apr.  1821),  Sachs.  Mein.  (Ges.  v.  27.  Febr.  1872),  Eis.  Lothr.  (Ge&  v. 
24.  Dec.  1S7S).  S.  Elster  n.  n.  0.  S.  IS2,  der  demnach  die  Gesetse  classlficilt 
LetzfiTcm  Sy-;tcm  tr^hört  wohl  die  Zukunft. 

Uebor  Baden  s.  Kau  I,  §.  65  Note  c  u.  meine  Hn.wiss.  i,  S.  197  der  2.  AvJL 
Durch  Ges.  v.  25.  Jan.  1674  wurden  die  Retictenpensionen  «m  lö"/»  eihOht  —  öeher 
Bai.  rn  s.  cl.eiifalls  Rau  I,  §.  65  Note  r  n.  dio  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  S.  198.  Pözl, 
Verwaii.recht  267.  Es  erhält  die  Wittwe  '/s  <lör  Besoldung  oder  des  Ruhegehaltes, 
ein  vaterloses  Kind  bis  zur  Versorgung  oder  bis  zum  Schluss  des  20.  Jatires  voa 
Gehalte  der  Mutter,  ein  elternloses  Kind  '  dessen,  was  die  Mntlnr  empfangen  wQide. 
Nach  dem  baier.  Etatf?«^t^s.  für  l'^TO  ^ind  am  h  die  \\'i((w'r'n-  und  Waiscnpensionen 
allgemein  um  b^/^,  und  in  gcwi&icu  Kitlleu  auiscrdeui  noch  j«  nach  der  Höhe  der 
b^ogenen  Summe  um  10«  15  und  207^  erhöht  worden.  A.  im  Et.  f.  1876  an  Pens, 
u.  Sustr-ntat.  der  Wittwen  u.  Waisen  "i  ll  Mill.  M..  nebst  einem  wt-itcron  Posten  iu 
einer  and.  itubr.  —  üeber  Würtcmberg  Bau  1,  g.  65,  Note  vor.  Auü.  S.  ly^, 
Herdegen,  S.  177,  Riecke  a.  a.  0.,  8.  119.  Seit  d.  J.  1879  sind  mit  andere« 
Vpr^c?«!.  d.  Ponsinm  n  anrh  mittelst  nouer  oder  erhöhter  Staatszusrhüsse  die  Wittwen- 
und  Waiseupem^ionen  gesteigert  worden.  Neaeste  Oiün.  durch  fieuntesges.  r.  lb»76 
Abeehn.  IV,  f.  d.  YottssehaUehrer  durch  Ges.  SO.  Dec.  1877,  f.  d.  Hinteri>IiebeiMa 
d.  (it  i^tlichen  durch  (les.  v.  Mrirz  1*«.7^.  R('sünd<  rr  Kassen  geblieben,  Normalpena. 
der  Wittwe  der  eventuellen  Nonnalpensiou  dos  Gatten.  Beiträge:  Eintr.geld  v. 
des  ersten  Gehalts  u.  der  Gch.erhöh.,  dann  2*/^  Gehalts  u.  s.  w.  Jahresbeitr. 
Staatszusi-hnss  ls<i.H  208,500  M.,  wovon  58,000  f.  d.  W.kassc  der  Civildieier.  FeiiAl 
der  CiriIsfaat->dirH(jr-\V.kasse  1*iS0  ."^.o-Jl  .000  M.,  worauf  öOO.OKO  M.  Pensionen  lasten. 
Auch  im  K.  Sachsen  Erhöbung  d.  Wittwcn-  u.  Waisenpen'iieincu  um  10.  15.  20*'^ 
durch  Ges.  v.  15.  Juni  1S74.  —  Ucber  Oesterreich  W.-st-)  s.  Blonski  I,  141  Hl 
AUgem.  Pens^t  d.  f ' i v  i I \ «rwalt.  (ohne  d.  gcmeiusehafti  Etat)  l»i*i(>  1.^-90  MilL  fl., 
wovon  1384  Quicsccntenbcziige  mit  0.70b,  8755  l'ons.  v.  Beamten  u.  Dienern  mit 
7*60.  12,726  Pens.  r.  Beamten-  u.  Dienerwittwen  mit  S«086,  6600  Enieh.beitTft9e  f. 
Kinder  mit  0-25*^.  'lißl^\  ..Provisionen"  mit  l  ooO,  9560  „Gnadengaben"  mit 
0*666  Mill.  11.  —  Leber  t  raniroich  s.  Blocks  dict.  Art.  peusioo«  ^.  54  £  —  Die 
Wittwen'  n.  Wsiseni»ens.  sind  fast  dberall  nach  sehr  niedrig.  Zu  ihrer  Anfbessnnmf 
durch  private  Lebens-  oder  Kentenversicherung  fehlen  bei  der  Knappheit  der  Be- 
soldungen meistens  dio  Mittel.  Dies  beweist,  ilass  die  Selbstkosten  der  Staatsdiener- 
arbeit auch  in  Betrcli  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt  werden.  Das  oft 
80  kümmerliche  Loos  der  Boamtenvittiren  zeigt  es  drastisch  genug.  S.  anch  Elster  S.  ISS. 

(ieschichllich  hat  -^irli  das  •re'^nmnit*'  Pensionj^wpsen  re^relniteis:  tnev^t  für  den 
eigentlichen  oder  höheit-n  Staatsdicti»t  entwickelt  und  \si  hier  ^ucRit  aus  dem  Gebiete 
der  Gnade  in  dasj«  niin-  1'  »  Hechts  hinabergegaagon.  In  seiner  jetzigen  Einiichtan^ 
besteht  es  rnn^rh^t  tur  den  hr-hcren  und  für  den  Subalterndienst,  fflt  ä>in 
uaoh  der  specitischen  Kigenthumlichkeit  der  ArboitiArt  dieser  Beamten  auch  am 
\ethwendigsten  ist   Für  die  Untorbeamten  (Diener)  konnte  es  enth^rii<^her 
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erscheinen,  weil  hier  keine  specifische  Vorbereirang  nothvendig  ist  und  diese  Beamten 
auch  im  Privatdienst  leichter  unterkommen.  Mehr  und  mehr  ist  aber  aoch  bei  dlcätin 
Personen  im  Inlexene  des  Dieasiee  wio  ihrer  selbst  neuerdings  die  „Beamten* 
qualititf,  wenn  auch  mit  jrewi'^s'n  Abweichungen  Tom  höheren  n.  vom  Sul)a]terQ- 
dienbt,  uiierkannt  worden,  was  dann  auch  hier  zur  Ausbildung  eines  analogen  Pensions- 
rechts  fur  die  Diener  mid  ftr  ihre  HinterbUebenan  fohrte.  Die  ISnrichtiinf  eines 
ordentlichen  Altersversorgungs-,  Wittwen-  und  Waisenppnsion  -vosp-i-  fur 
niedere  Diener  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  principieli  aus  dem  üesichbpuiikte 
einer  ziditigen  AibeiterpeUtik.  Sie  «riid  dann  vielfiidi  filr  gevöhnlicihe  Arbeitenrex^ 
hrdtni^e  als  Muster  und  als  Anrcpntr  dienen  können.  8.  Bau  I,  §.  IM»n,  ?er.  AnH 
S.  UM),    ndspiel:  bad.  Ges.  v.  2S.  Aug.  1835. 

§.  167.  -  E.  Neben  dem  Gehalte  sind  fUr  besondere 
Dienste  oder  fUr  ausserhalb  des  Wohuorts  zn  volHUhrendc 
Geschälte  Tagegelder  fDiittenl  und  Reiseko'?tcn,  lerner 
bei  Versetzungen,  welelie  einseitig  von  der  ►Staatsgewalt 
ausgeben,  Umzugskosten  an  die  Beamten  zu  vergüten.  Im 
finanziellen  Interesse  ist  für  das  Unterbleiben  unnützer  DicngtreiBen 
SQ  sorgen.  Soost  soll  die  Diät  und  der  Reisekostenbetrag  zwar 
sparsam  bemessen  werden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn 
gemaeht  werden  kann,  aber  doch  anoh  die  vollen  Kosten  ersetzen. 
Ftlr  die  Diäten  ist  eine  Pausebsnmme  am  Zweekmässigsten, 
welche  mit  einiger  Rfleksieht  auf  Rang  und  Stellung  des  Beamten 
(oboe  Zopfthom)  abgestuft  wird.  Reise-  nnd  Umzngskosien  lassen 
sich  dfters  speciell  verreebnen,  doch  ist  auch  hier  ein  Pauseh- 
qnantam  im  Allgemeinen  zweckmässiger,  weil  dahei  sparsamer  ge- 
wirthsehaftet  zu  werden  pflegt. 

Diätenordnung.  Bcis^iirl:  rrenssen,  (Material  bei  Ifcrrfurth  S.  4 SS  ff.). 
Verordn.  v.  28.  Juni  1S25  nebst  späteren,  n.  A.  bes.  v,  Kt.  Jnni  1848.  Neues  Hes, 
r.  29.  März  1S73  über  Tagegelder  u.  liciäükuätuu  d.  Beanitonf  in  einigen  Ir'uuclen 
•bgcAndert  durch  Ges.  w.  28.  Juni  1875  und  Yerordn.  r.  15.  April  1S7(;  nebst  ver- 
schied, and.  Yerordn.  f.  einzeln.:;  Beamtenkategoriccn.  I) iiiton  gezahlt  ftir  Aufenthalt 
ausserhalb  des  Wohnorts  oder  des  zugewieeenen  Bezirks  bei  oommias.  Ueschäfteu  in 
CfenstangelcgönlieiteD.  Abstafong  der  Sttzo  nach  Rang-  und  Bientttelaasen  {nit 
ziemlich  viel  Willkürlichem).  Neue  Sfit/e  fiir  activc  Minister  30  M.,  T^catntr-  1.  CL 
24  M.,  2.  u.  3.  a  18.  4.  a.  5.  12,  and.  in  3  Classea  U.  6»  47,«  Uat^rbeamte  3  M.  ^ 
Beisekosten  jetzt  unterschieden  je  nach  Reisen  anf  Ebenbijuien  n,  Damp&cliiffen 
(hier  f.  d.  höheren  Beamten  p.  KUomet.  13  Pf.  u.  f.  jeden  Zu-  u.  Abgang  'S  M.,  f. 
Subalternb.  bez.  Kl  Pf.  u.  '1  M.,  f.  Uiiterbeamtc  7  Pf.  u.  1  M.)  u.  nach  sonstigen 
Keii»eu  {p.  Kiluni,  f.  diese  3  Bcamtciikaiegor.  ÜU,  iu,  HO  Pf.).  Uebrigens  werden 
,^«reisÜch  höhere  ReioekOBtan"  erstattet.  Gewisse  Abänderungen  und  KrlxUxingen 
der  Sätzo  im  Verordnungswege  sind  gesetzlich  gestattet  und  z.  B.  durch  die  Veronin. 
Tom  15.  Apr.  187C  erfolgt.  —  Umzugskosten,  Erl.  v.  20.  März  lh55.  Hiernach 
kein«  TefifQtiuig,  wenn  Yersetzang  ledigUeh  avf  Antrag  des  Beamten  erfolgt  und  wenn 
■it  der  Versetzung  eine  Einkütnmenverbesserung  verbunden,  deren  halbjähr.  Betrag 
die  UmzQgskostaurergiitnng  ubersteigt,  —  was  also  wiederum  nur  eine  der  bedenkL 
MaltHcluiillefningeii  Ist.  Abstafong  nach  Reng^  n.  Dlenttdaseen  (mll  sehr  rtuken 
Sprilnifon  der  Siit/c,  welche  kaum  den  Verhältnissen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen 
Classen  nicht),  femer  Unterscheid,  von  allgem.  Kosten  und  Transportkosten  für  je 
5  Meilen,  eifere  von  600  (Rätho  1.  Cl.^  350  (dsg>l.,  2.  Ol)  o.  s.  w.  bis  60  Thlr. 
(Subalt  1  Gl.)  0.  25  Thlr.  (Unterbediento),  Tra!  |  [  kosten  dsgl.  30,  24  bis  7  und 
4  Thlr.  i.  G.  10  Stufen.  Bei  Beamten  ohne  Pamilie  die  Hälfte.  Ferner  geht  v.  d. 
Vei^tongsäuuime  stets  die  Hälfte  des  Nominalbetrags  der  etwaigen  Einkommenver- 
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b«S6«rui)g  ab.   Einige  aparte  fiesümiDiuigen  für  be«>on«i.  Beamte.   Jetzt  dieser  Erlasi 
1856  enetzt  dnrch  Oes.  t.  24.  Pebr.  1877  b«tr.  d.  Umsiigskostaii  der  SlutibeiiiitaB 

11.  V.  V.  "iCi.  Mai  lsT7.  Demnach  Itei  allen  Versetzungen  üiiiznirslosteii  ohne  jene 
Schmälemngcn  (allgeiu.  Kosten,  nach  den  neaniten-Kangclassett  u.  anderen  Uubhcinugw 
ISOO,  1000,  50U,  300,  240,  180,  150,  100  M..  Transp.kOBlen  f.  je  10  KR  «betM 
24,  20,  10,  8»  7»  6,  5,  4).  AuBSerdein  für  die  Person  der  Umziehenden  Tagegelder 
u.  Keisekoston.  auch  in  !r«'w  (in-nzffi  Ersatz  etwaiger  Miethzinsvcrlust<\  Im  preuss. 
Etat  stehen  die  „Diäten-,  l  ulir-  u.  \  ei-i,eu.kosten"  1>>S»/!S4  tFiu.min.)  luil  1  Mill. 
wirkL  Ausg.  im  Ü.  v.  1870— S2  V'2b  M.  M.  (n.  A.  ohne  die  Abgeordn  diäten).  — 
Sonst  wird  aii<  li  wohl  die  Diät  im  N\'iiifer  linJir-r  als  im  SnmmtT.  für  (iesohifte  im 
Auslände  höher  als  im  Inlande  angesetzt,  weiches  Triucip  in  den  kleinen  deutschen 
Staaten  atlerdinnis  zn  koroiscben  Fo^^en  flüirt  S.  d.  bad.  Diitenregl.  v.  0.  Mai  1867 
(n.  A.  10'",^  AVintcr7U>r!ilan:\  !<)  Stufen  von  M  fl.  Ms  IV»  A-  In  T^A^ru  bi-toht  u.  A. 
die  Bestimmung,  da^is  Staatsdicnor,  die  for  5  ).  den  Dien&t  wieder  verlassen,  die  Um- 
zugsgelder wieder  erstatten  mOseen,  was  pnctisdi  meist  nur  DniverBUmlelmr  trifik 
nnd  mit  der  wiehtigen  deateclien  akademischen  FreizOgigkdt  kanm  in  Einklang  ist 

3.  Abschnitt 
Ber  Roftl-  oder  SaehgUterbedart 

Vgl.  Kau  66,  67,  34,95  n.  die  vor.  AnlL  diem  Bands  6.  20U»296.  In 
Folgenden  mebrfach  gekflnt,  da  der  Gegenstand  weeentüch  (eclinisclier  Katar  ist 

I.  —  §.  168.  Allgemeine  Grnndsätze.  Soweit S ach gtlter 

uls  directes  Mittel  für  ötaatszwecke  nöthig  sind,  kauft  sie 
der  Staat  iu  der  entwickelten  Volkswirthschatt  in  der  Regel  besser 
im  freien  Verkehr  ein  oder  lässt  sie  auf  Bestellung  von  den  Pri\  aten 
liefern.  Denn  hier  concurrirt  der  Staat  erfahningsmässig  seilen 
erfolLncieh  in  der  gewöhnlichen  Sachgtiterproduction  mit  deu 
Priviiiwiiih.sehaften  nnd  die  l'rivatindustrie  wird  diese  Güter  anf 
Brffphr  irern  liefern.  Deshalb  j;ieht  der  Staat  vielfach  pasaend 
die  eigene  Prod  u  eti  on  sth  ätigkeit  zum  Zweck  der  Be- 
schallung dieser  .S  a  e  h  g  ü  t  e  r  au  f. 

Diese  Kegel  erleidet  jedoch  berechtigte  Ausnahmen.  Die 
eigene  Erzeugung  solcher  Sachgüter  ist  auch  heute  noch  vom 
volkswirthschattUcheu  und  finanziellen  Standpuncte  zulässig  oder 
selbst  geboten,  wenn  1)  der  Staat  ganz  specifisch  eigenthüni- 
Iiche  fcJachgUter  braucht,  welche  die  Privatindustrie  fast  nur 
fUr  ihn  herstellen  wUrde  und  alsdann  oft  nach  derselben'  Betriebft- 
organisation,  wie  sie  das  Staatswerk  besitzt ;  2)  wenn  besondere 
Vers  nebe  n.  dgL  m.  anaustellen  sind  nnd  3)  wenn  die  Con- 
cnrrenz  unter  den  PriTatnnternehmern  sehr  gering» 
die  Gontrole  der  PriTatabliefernngen  besonders 
schwierig  ist. 

Alle  drei  Bediagongen  treffoi  namentlich  Slkers  bei  der  Prodnelion  Ton  Kaqni' 

8it<rn  der  Militär  nnd  M  ari  ii  e Verwaltung  zn.  Ab-  r  solhst  hif-r  'Kmpf  "  nui 
volli'iidä  auf  den  meisten  anderen  (lubieten  wird  die  entwickelte  l'rivatludustne  öttcr 
l>:is^cnd  an  die  Stelle  der  Staatsindaatrie  treten.  Am  Uftafigaten  bretehen  sonst  m«th 
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bcsoudcrs  Staatädrackorci cn  u.  Sf'lbst  Papierfabriken.  Diese  Austalteii  ren- 
tiren  Helteu,  liefern  die  bozUgl.  Materialien  oft  eher  tbeurer  als  die  l'rivatiuduäthe 
und  nicht  immer  b»  »st  r.  Die  Cautelen  wegen  der  Bewahrung  des  Amtsgüheimnisses 
in  Betrefl  von  Drucksachen  und  wegen  des  Drucks  von  NVerthpapiorpu .  Papiergeld 
u.  s.  w.  kömiuu  wohl  ebenso  bei  Privatanstalten  getrolieu  werden,  W  ied«!rholt  wurde 
u.  A.  in  Oesterreich  die  Abscbaßnng  dieser  beiden  StMlslndustriezweige  berathen. 
Es  ist  auch  die  Papierfabrik  in  Schlöglmühl  ver.lussert  \rorden.  In^lfssen  ist  es  bei 
dem  grossen  Bedarf  des  Staats  an  Drucksachen  doch  wohl  zulässig,  cigcoe  Drackereieu, 
die  etWA  nipleieh  eb  technische  Mnstennstalten  dienen«  zn  belUltei.  Uehertnt;.  d. 
preuBs.  Staatsdruck.  an  d.  Reich.Et.  IS^im  E.  S'155,  A.  2*204  Mill.  M d.  fteterr. 
StMtadrack.  18S2  £.  1'172«  A.  1008  MilL  fl. 

Bei  den  StaaisbdiOrden  kommt  r^hnlssif  ein  Bedarf  von  reiBchiedenen  Sach- 
gutem  vor:  .,Amtsbed  Urfnisse  oder  Bureaukosten"  allor  Art  (Einrichtung, 
Heizung.  Beleuchtung  der  Geschäftszimmer,  Schreibmaterialien,  Packmaterial,  Bücher 
u.  dgl.).  Hier  empfiehlt  sich,  besonders  bei  uuteren  Stelleu,  im  Interesse  sparsamer 
Verwendung  des  Materials  und  vm  die  YeRwhnnng  und  (Tontrolo  zu  vereinfachen, 
das  System  der  Gewährung:  von  Pauschsummen  in  (ield  an  den  betreffenden  Re- 
amten.  der  dann  damit  auf  eigene  Verantwortlichkeit  und  auf  ^einc  Ituchauhg  Ucit 
Bedarf  decken  nnss.   Ran  I  ßG. 

Das  Postporto  für  amtli  ein' S.  nJuntron  wurde  früher  meistens  nicht  befahlt, 
da  bei  der  Post  als  Staatsaustalt  Ausgabe  und  Einnahme  nur  von  einer  Tasche  in  die 
udeie  gehen.  Indenen  fithrt  dieee  Portofreihdt  der  Behörden  leicht  wieder  zu  einer 
zu  geringen  Sj>arsamkeit  und  zu  -  iner  zu  weit  gehenden  Benutzung  der  Postanstalt. 
Daher  die  besondere  Verrechnung  des  Porto's  der  Behörden  mit  der  Post,  wonach 
das  Porto  ab  Ansgabe  der  Böhmen  ond  ab  Einnahme  der  Poefanstalt  ersoheint, 
doch  das  Richtigere  ist.  Dadurch  erhält  man  auch  eine  genauere  Uebersicht  des 
wirklichen  Staatsanfwands  und  der  wahren  Leistungen  und  Erträge  der  Post.  Mit 
Recht  daher  Aufhcbun?  der  Portofreiheiten  der  Behörden  u.  s.  w.  im  Norddeut- 
schen Band«  durch  Ges.  v.  5.  Juni  1869,  allerdiags  mit  veranlasst  durch  die  eigen- 
thüml.  Trennung  der  Bundes-  und  Einzelstaatsfinanzen,  da  di.'  Post  Bundcssarhc  ist. 
Postsendungen  in  Bundessachen  (also  incL  3ülitärsachcu  u.  s.  w.)  sind  denn  auch 
poitofk«i  goblioben,  §.  2,  4,  5  d.  Gea. 

In  dem  jetzt  regelrnttssigen  FaUe  der  Beaehafftang  des  Saeb- 
bedari's  dnrch  die  Priyatindnstrie  tnnss  der  Staat  bei  der 

Bestellung,  dem  Abnehmen  u.  s.  w.  die  GeschäftsgrundsUtzc 
grosser  Ei  n  ze  1  w i  r  th  s  l  ha  t  ten  befolgen. 

Dahin  gehören  (Kau  I  §.  34,  35)  a)das  „Ausbedingen  des  Preise  vor  dem 
Begtaa  der  Ansgabo*\  b)  IXe  .Jtonrtsanip  doa  Kitverbena,  entv^eder  durch 

mtlndliches  Abbieten  und  Zttschlag  an  den  Woniirstfordemden ,  odi^r  durch 
Annahme  schriftiiclier  Offerten  (Submissionen),  wobei  man  dem  Wenigst- 
fbrdomden,  wofero  sdne  PeiHOnUchkeit  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Yonag 
gicbt."  In  neuerer  Zeit  sind  über  das  Submissionswescn  auch  in  Dt-utsrhland  manche 
Klagen  der  Industriellen  erhoben  worden.  Sie  haben  ihren  (irund  darin .  dass  der 
Staat  oft  zu  einseitig  auf  den  Preis,  statt  zugleich  auf  die  Qualität  der  Leistung, 
sieht,  wobei  dann  die  Preise  nnter  den  Stand,  welcher  von  einer  tüchtigen  Qualität 
der  Leistunfj;  hcdinirt  wird.  hLTaivir''drilrkt ,  lianiit  aber  ai]<li  dir  Uinditat  der  Arbeit 
überhaupt  in  weiten  Kreisen  verschlechtert  wurdun  isL  Im  Uebrigeu  i^t  das  ganze 
System  der  Submissionen  nur  eine  Consequenz  des  priratwirthschafdichcn  Concurrenjt* 
prinrip«?.  ^ti^ht  n  fällt  mit  letzterem.  Durch  Verabredungen,  Kartclli  u.  di^I.  unter  den 
Bietern  werden  die  Vortheile  der  0)ncurreu2  auch  f(ir  den  Staat  öftere  verringert. 
(Tonchr.  der  Liiitation  oder  Sabminion  in  Preossen  als  Kegel,  Instr.  d.  0.  R.  K. 
V.  1S'24  §.  JIK)  —  c)  Absohliesscn  von  V >  rf  r üc^o  n  ül<<  r  ir  r^ sse re  Men gen  von 
Waaren  auf  einmal,  d}  ,tDaa  Verdi ugen  vou  Ausgaben,  die  aus  mehreren  Thei- 
len  bealelien,  an  einen  einzigen  Uebenehmer  (Accordanteu)  gegen  eine  im  Ganzen 
aasbednngeue  feste  Summe  (^Aversum.  Pauschsu mmei.  Friihcr  sogen.  Admo« 
diation).'*  'Weitere  Begründung  dieses  Puncta  bei  Kau  I  §.  u.  vor.  Aull.  S.  20H). 
In  Preussen  soll  die  Ausfuhrung  öfi'entl.  Bauten  in  der  Kegel  nicht  auf  ßech- 
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nung,  Hond.  in  Verdiiig,  die  Anschaltang  der  Bauraatemlien ,  bes.  Kalk-,  Maaer-, 
Dachsteüio,  auf  Reclinung  erfolgen.  S.  Rftnne,  preuss.  Staatsr.,  H.  Ansg,  TT.  2,  S.  r»D7. 

II.  - —  §.  Besondere  Bemerk iiDsren  (iher  Maats- 

bauten iirid  Staatsge  bände.  Die  Anft'ührung  und  Erhaltung 
der  den  Staatszwecken  dienenden  Staatsgebäude  (einschliesslich 
derjenigen  für  Dienstwohnungen)  bedingt  ilftr  den  Staat  besondere 
Mtlhewaltang  und  bringt  die  Grefahr  grösserer  Ausgaben  mit  sich« 
„Namentlich  werden  die  Regierungen  oft  durch  Vonchlttge  einzehier 
Beamten  in  Versuchung  gesetzt,  grosse  Summen  auf  unzweck- 
mitosige  oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden/'  (Ran.) 
Zur  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten  bieten  sieb  unter  anderen 
folgende  Mittel  dar: 

Kall  §.  HT  hat  in  unbedingt  ani,aniümmen,  dass  dio  GobiiiiJe  deui  Staate  »teta 
tibeurer  als  den  Fiivatea  kämoA.  —  Ucber  die  Bestimmungen  in  Preasscn  s.  v. 
Bftniie's  Botipolitti  d.  itraias.  SiMtt.  3.  Ausg.  S.  363  II.,  in  Kttrzo  in  dess.  Staat»- 
ledit,  3.  Auf.  n,  2,  606. 

1.  Richtige  Verbindnng  von  Centralisation  nnd  De- 
central isat  Ion  in  der  Organiaation  des  Staatsbanwesens,  z,  B. 
mittelst  Anstellung  von  Besirkshanmeistern  nnd  Einrich- 
tung einer  oberen  Baubehörde  in  einem  Ministerium. 

In  PreaBsan  ist  die  flrOlMn  ieeluL  Obwbandinctioii  T4m  1770  im  J.  1849 

.nift:  lnst  und  ihre  Function  der  Abtheil  fttr  Rauwesen  im  Handelsministerium  über- 
tragen worden.  Jetzt  steht  diese  AbtL  im  Mio.  d.  öffentl.  Arbeiten  Sie  hat  n.  A. 
die  Uebenredrang  der  GeschiftaflÜinuiK  der  BaobMinten«  die  Benthonir  ^Baai- 
bedarfnisses  u.  d  Aiif^ti  Ilun^  der  Bauetats  f.  Staatsbauton,  die  Prüfung  und  Fest- 
stellung der  Bauentwürfe  und  Kostenanschläge,  die  oberste  Leitung  und  Ouberirachung 
der  Ausfiilirung  der  Bauten,  r.  £önnc,  Staatsrecht«  II,  I,  S.  lOS.  In  den  Bezirics- 
regiomngea  hat  ein  Baonth  die  Batt-  und  Bepanturasoliligo  leatsiiRefeten,  eb.  8.  ISS. 

2.  Abschaffung  der  ftlr  die  Staatssweeke  entbehr- 
lichen Dienstwohnungs-  und  sonstigen  Gebäude. 

Indesseii  mit  dea  Betdrlalnnigen ,  welebe  rieh  am  den  frtthenn  BemeikufM 

über  Dicnstwolinungcn  im  Dionstinten^sse  (§.  151  tind  im  Staatsdienrnnteresse  f§.  Ifi**^ 
ergeben.  Auch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  schver,  eine  passende  Miethwohnon;  zu 
finden.  Wo  aoldie  Umstlnde  nicht  vorhanden  sind,  da  kommt  In  Betndit,  dan  die 
Zinsen  das  Verkehrswerfbs  drr  fJcbäudi'  und  die  Frb;iltuiijpliostpn  mehr  zu  betragen 
pflegen,  als  die  fUr  die  Dienstirohnnng  zu  erhaltende  Vergütung,  zumal  wenn  leUteie« 
wie  ee  Üblich  ist,  zu  niedrig  angesetzt  wird,  was  sich  freilich  al»teUea  Uüit  In 
Preussen  und  früher  in  Baden  (jetzt  hier  /..  Th.  noch  weniger)  wird  dem  Beamten 
für  die  Wohnung  meistens  »"in  .Abzug-  von  10  Proc,  t\cs  Vn-hahs  fjeinacbt,  wofür  er 
in  dtT  Itef^el  koine  Miethwoimung  erhalten  wurde.  £s  wäre  ricliligcr,  düü  Werth  »o 
anzusohla^t  II,  wie  er  sich  fiir  eine  Wohnung,  welche  tler  betreffende  Beamte  sonst 
'n  h  seiner  Lebensveiso«  SteUnog  ond  den  ortsabUcben  Verhaltniwen  binachte«  tteUaa 
wurde. 

3.  Rechtzeitige  Vornahme  der  nothweudigen  Repa- 
raturen. 

Ausführliche  Vorschriften  darüber  bestehen  in  allen  Staaten,  lu  Treussen 
dQrfen  nur  Arbeiten  unter  SO  Thlr.  ohne  forhorig«  Veranschlagung  dur<  h  Baubearate 

UMiiiiitflbar  vorjr<  iiuinrnon  werden.  Reparaturen  Uber  lOOi»  Thlr.  iM'darl'' n  ^  '  Reriaiaii 
der  Anschläge  durch  die  Banabtheilung  im  Ministerium.   Könne  a.  a.  0. 
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4.  Sorgfältige  Frttfnng  der  Nothwendigkeit  von 
Nenbaaten  and  grosseren  Umbauten. 

Za  diesem  Behuf  sind  die  Wünsche  und  Vorsclilügo  der  e  inzelnen  Verwaltungs- 
behöidea  zuerst  durch  die  Torgesetzten  Bohörda« ,  dann  durch  die  Ober  -  Baubehönie 
fcmon  zu  prOfoii  und  boi  g:H)sseTeD  Btttten  der  Yofbvffirtretang  eingehende  Denlr- 
aohxiften  zur  Begründung  vorzulegen.  In  grösseren  StaatLii  •  rs«  liuini  es  jedoch  passend, 
u.  u.  A.  beim  Stanteei?«  nliahnwesen  unrorm.'idlicli ,  der  (jentralverwaltung,  neben 
Specialsummeu  für  cinzLhic  Bauten,  im  Etat  eine  anjjcmcssene  grössere  Paaschsumme 
fttr  Bauten,  unter  der  Verpflichtung  späteren  Nnchweises  der  Venrendung,  auszuveifeo. 
In  Raiern  waren  für  den  Voranschlag  von  1855/(51  von  den  KroisrcgieraDgea 
^,095,645  fl-  für  Neubauten  zu  Zwecken  der  Staatsverwaltung  vorlangt.  Man  ver- 
düaderte  dircli  Anncheidon^  des  Minder -Dringenden  die  Summe  erst  auf  74o,()()(), 
dann  auf  515,00<i  fl  und  auch  hiervon  wnnlen  nur  387,n0()  fl.  in  den  Ynranst  hlag 
tCa  die  7.  Finanzperiode  aufj^oommen  (Kau  §.  07).  —  In  Frousson  bedürfen 
Iie«ib«aten  aber  500  TUr.  der  Bevision  der  AnscUlge  durch  die  minjitoiielle  Bnn- 
abtheilung.  S.  Ober  MBnnfonda**  dnfehend  Meissner,  preasäsclie  Yenralt- 
konde  I,  107  ff. 

5.  Richtige  Bestimmung  zweckmässiger,  in  angemessenen 
Fällen  kttnstlerisober  and  woUlteiler  Aasführung  der 
Bauten. 

Zn  di^em  Zweck  genaue  erste  Anschläge,  sorgfältige  Rerision  derselben  darch 
die  Ober-KuibeliQrde,  strenge  VeiantwortUclikelt  der  ßanbeamten  fUr  die  Innebaltnng 

der  Anschläge,  daher  Forderung  der  genauen  Begründung  von  üeberschreitriniren  und 
bezügliche  Oontrole  der  vorgesetzten  Beliördc  nnd  der  \V)!ksvi?rtretting.  Mit  vollem 
Höcht  soU.  in  der  licgciiwari  bei  vielen  Staalsbautou  die  \\  olill'eiiheit  des  Baues  nicht 
das  Hauptziel  sein,  sondern  &sth et i >('h- künstlerischen  Gestchtspiincten  und 
Tnonumentalem  Character  in  grossem  Umfang  Rechnung:  getragen  werden.  Das  recht- 
fertigt sich  auch  durch  die  Thatsache,  dass  keuie  der  bildenden  Künste  eine  so 
segensreiehe  popnlire  Wirkung  ausübt«  ab  die  Archltectur.  (lEUchtlger  Standpnnct  des 
Deutschen  Postsecr.  Stephanl.  Db  in  eijr,^|i,;i-  Rotrie  oder  ob  in  Accord  iiiit 
privaten  General- Untemehmera,  ob  und  wie  weit  auch  im  erstereu  Falle  mit  Ver- 
gebung dw  einzelnen  Zweige  derBanarbeit  an  Spectal- Accordanten  vorgegangen 
werden  soll,  darüber  lässt  sich  keine  allfreuicine  Rt  trel  aufstellen.  Nach  der  technischen 
Natur  dee  Baaw^cns  ist  die  Bauausführung  in  eigener  Kegie  Jedenfalk  reckt  wohl 
mOglidi  nnd  bei  tflchtiger  Controle  auch  rUhlich.  • 

4.  Abschnitt 

Der  Flnanzbedarf  oder  die  Ausgaben  ffir  die  Bestreitung  der 
£riiebiiiig8ico6ten  der  Staatseinnahmeik 

Dieser  Abschnitt  ist  in  der  for.  Aufl.  tum  eingefugt  worden ,  weil  es  mir  wiln- 

schenswerth  schien,  von  einem  zusam  in  enfass n  den  Gesichtspuncte  aus  di.j  Frap:c 
der  Krhebungskosten  ganz  im  Allgemeinen  zu  beleuchten.  Das  Einzelne  gebort  dann 
in  die  Lehre  too  den  Einnahm«!.  8.  ttber  d.  Steuern  Fln.  II,  §.  536. 

I.  —  §.  170.  Der  eigentliche  Finanz  bedarf  oder  die 
reine  Staatsa u.s^^abe  (§.  149)  kommt  unmittelbar  den 
StaatBzwceken  und  den  zu  ihrer  Verwirklichung  dienenden  einzelnen 
Thäti.:^4<citcTi  zu  Gute.  Die  Erhebungskosten  der  Staats- 
einnahmen oder  allgemeiner  ausgedrllnkt  und  den  Fall  der 
Kosten  der  Crcditupcrationen  (Btaatsauleilie  u  s.  w.)  pi!i])czM2:en, 
der  Eingänge,  sind  nur  das  Mittel  für  den  Zweck  oder  für 
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die  Beschaffung  der  Deckung  des  ei^^entlichen  i  iiKin/bcdarlH.  In 
den  Etats  mtisBen  diese  Posten  möglichst  v(»llstäii(li^'  iiiit  ersclieinen, 
weil  ihr  Ijctrag  bei  dem  werbenden  Staatseigenthum  die  Wirth- 
schaftlichkeit  und  die  privatökonomische  and  technische  Fähigkeit 
der  Staatsverwaltang  mit  erweist  und  weil  ein  Theil  dieser  Ver- 
waltongskosten  —  nemiich  derjenige  Theil,  welcher  etwa  bei  der 
Staatsrerwaltang  wegen  der  derselben  anhaftenden  £igenthUmlich- 
keiten  grösser  ist,  als  bei  der  Privatverwaltung  —  und  die  £r* 
hebnngskosten  der  Gebühren  und  eigentlichen  Stenern  ebenso  wie 
die  reine  Staatsunsgabe  zu  den  eigentlichen  Lasten  gehören,  welche 
dafl  Staatswesen  der  Bevölkerang  maeht  Es  ist  auch  deshalb  die 
früher  mehrfaoh  erwähnte  Forderung  sn  stellett,  das  die  Etats  in 
Ausgabe  nnd  Einnahme  sogen.  Bratto-Etats  sind,  welche  alle 
an  den  Einnahmen  haftenden  Kosten  möglichst  vollständig  mit 
enthalten.  Dieser  Foidemng  sind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit 
auch  immer  mehr  nachgekommen.  (§.  109.) 

11.  —  §.  171.  Die  möglichste  Beschränkung  der  Er- 
bebungskosten  mngs  im  Finanz-  und  StaatsinteresM  selbstrer- 
ständlich  erstrebt  werden.  Wie  zu  diesem  Behnfe  bei  den  einzelnen 
Arten  von  Einnahmen  vorzugehen,  ist  in  der  Einnabmelehre  näher 
zn  erörtern.  Im  Allgcmeiiieii  iiiln-t  die  Höhe  der  genanntcu 
Kosten  theils  von  der  Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der 
privatwirthschai'tlichen  einer-  und  der  Gebtlhren  und  JSteucrn 
andrerseits  und  wieder  der  einzelneu  Kategorieen  jeder  dieser 
Einnahmearten,  thcii.s  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Zeit  und  des  Landes  ab.  Daraus  lolgt  für  die  Finanzwirthöchaft, 
dass  zwar  bei  der  Wahl  der  Einnahmearten  an  eh  dieses 
Moment,  die  Höhe  der  natürlichen,  eiiKi  I-^innahnie  anklebenden 
und  der  dureli  die  Zeit-  und  Landesverhiiltnisse  bedingten  Kosten, 
thunlich  mit  berücksichtigt  werden  mnss ;  dass  aber,  weil  die  Wahl 
der  Einnahmearten  doch  wesentlich  von  anderen  Umständen  mit 
abhängt,  Einnahmen  (auch  Stenern)  mit  höheren  Erhebongskosten 
oi't  unTermeidlich  sind. 

Es  giebt  ;iurh  na» h  dieser  Seite  lictrachtct,  kein  absolut  richtiu'o-.  äoudcni 
nur  eiu  örtlich  und  historisch  relativ  z vucktnä»siget(  Einnahtoesyitfeai. 
Die«  ist  in  Theorie  oxid  I'raxis  uiclil  immer  zur  Geauge  beachtet  worden.  .  Dm  Em> 
MhflWffystcm  kann  ohnehin  gewShuBch  nicht  beliebig  gewählt  werdea,  soedem 
ein  ges^'hi  rh  tli  rh  ilhp  rknmnienes  lieat  vor  nnd  v^rtrS^rt  hörhsti-ns  dn"  all- 
mäligc  Ke Torrn.  Ü.  bes.  über  die  BedcuJung  dicj>cr  Aullaaauug  für  das  Steuer- 
system  v.  die  Stcuerarteu  Fin.  II,  §.  430  ff.  Auch  bei  dieser  Reform  i£t  die  Ver- 
ringcrun*:  der  Erli  cbungskosteii  mit  ins  Anp-e  zu  fsssen ,  allein  m.'»s^i^'■1..■:ld 
kann  sie  aber  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dass  zwischen  den  Staatshaushaitcn 
rencbiedener  Zeiten  und  Linder  auch  mdir  oder  weniger  anretueidliobe  Di£fft> 
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renzon  in  den  EAebongskostcn  bestehen,  welche  bei  einem  tiiianzstalbtläclicii  Vur- 
gleich  koineswegs  immer  der  bolrcneiidim  Finanzvcrwaltuiij«;  ala  Vt'rdieiist  oder  alü 
bchold  aogerechncl  werden  dürfen.  Auch  dies  ist  oft  bei  der  Beurtheilung  vou  Fi- 
nniuen  llMnehen  wotden. 

III.  —  §.  172.  Von  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Ver- 
hältnissen der  Erhebungskosten  sind  DamentUcb  folgende  be- 
merkenswerth : 

1.  Staatabanshalte,  in  welchen  Einnahmen  privatwirth- 
schaftlicher  und  verwandter  Art  —  ältere  Domänen,  Feldgttter, 
Forsten I  Beiigwerke,  Fabriken,  Eisenbahnen  — ,  femer  aus  Ge> 
btthrenanstftlten,  wie  Post,  Telegraphier  and  ans  Staats- 
monopolen,  wie  dem  Tabak-  nnd  Salzmonopol,  rorkommen, 
haben  nothwendig  regelmäBsig  einen  höheren  Geaammtbetrag  von 
Erhebongskoeten  im  Etat  and  damit  ttberhaopt  einen  höheren 
Bmttoetat  im  Ans-  nnd  Eingang  bei  gleich  hoher  eigentlicher 
Staatsaasgabe,  als  Staatshaashalte,  deren  Einnahmen  rorzngsweise 
nor  ans  Stenern  bestehen. 

Denn  in  jenen  erbtgenannten  Hnnshaltett  mm  ein  Iradentander  eigener  Anfvand 

an  KoätoD  gemacht  werden,  um  die  KeinoinnaLine  oder  das  eigentliche  Staats  ei  ii- 
kommen  (G.  §.  84 1  erst  dorch  besoudcrc  priratwirthscbaftliche  Prodnctiousprocessu 
za  enrerben.  Im  Allgemeinen  ist  aus  tiefer  liegenden  politischen ,  wirthschsiftlicheu 
nnd  techniflchen  Grtlnden  in  früherer  Zeit  and  iu  den  weniger  entwickelten  \o\ka- 
u  irtlis.  haffon  noch  heute  die  Einriahmewirthscliaft  mehr  aar  privatwirthsch.tftlicht' 
Linn  ahmen,  .-tltcrc  Kegalien,  Monopole  u.  !>.  w.  begründet  als  auf  eigentliche  Stcuuni. 
Unter  übrigens  gleichen  Umständen  c  rech  einen  also  Staatshaushalte  solcher  Zeiten  und 
Lander  mit  einem  relativ  nini  ab^oI^t  grösseren  Bruttoetat  nnd  stärkeren  Summen  Er- 
hcbttugskofiteu  ah  Staatshaushalte  mit  rorherrscheader  Steuerwirthschait  £iu  Beispiel 
für  jene  Haashalte  sind  noch  jetzt  die  deutechen  veigliclien  mit  dem  englischen 
und  frnnzn^isrh«!n  vollends  wenn  bei  letzterem  von  dem  einen  Zveige  dee  Taibak- 
stonopok  abgesehen  wird.  8.  o.  die  Daten  in  §.  104  S.  2HI 

2.  Aach  bei  gleicher  Gestaltung  der  Einnahmewirthsehaft 
maeht  es  fttr  die  Erhebnngskosteni  welche  im  Etat  er- 
scheinen, einen  Unterschied,  welches  Verwaltnngssystem 
in  Betreff  gewisser  Zweige  der  Einnahmen  befolgt  wird. 

Bdspiele.  Bei  der  c  i     uen  Verwaltong  der  Bomlnen  (Fcldgüter),  Eisenbalinen, 

cinea  Monopols  (T.ibak^  kommen  regelmässig,'  hohe  Yerwaltungs-  und  Betriebskosten 
Tor.  welche  bei  der  Verpachtung  fast  ganz  verschwinden.  Die  Bruttoetats  ver- 
mindern sich  also  mit  dem  Yorvaitea  des  Pachtsystems  bei  solchen  Zweigen.  Da 
fieliach  die  Verpachtung  geaellldidieh  später  und  in  der  entwickelt ereti  Volkswirth* 
Schaft  an  die  Stolle  der  Eig-envcrwaltunpr  tritt,  z.  B.  bei  den  Domänen  i.  e,  S.,  so 
erscbtiiiicu  Haushalte  neuerer  Zeit  und  vorgeschrittener  Länder  wieder  öfters,  rtjteris 
paribns«  mit  kleineren  S^hebongdtosteu  und  Euts.  Ist  die  \  erjia<  htung,  wie  in  solchen 
Fällen  im  Allpomeinen  anzunehmen  ist,  das  prir.'if-  und  voJkswirtlisehaftlioh  zweck- 
mästügere  System,  so  vermindert  sich  wahrscheinlich  gleichzeitig  auch  der  volkswirth- 
aeliafüiche  Soateaanfirand  den  ganaen  StaatsweeeDS.  Ab  ZaUenbeispiel  kann  der  Un- 
terschied des  Kostonverhaltnisses  hei  den  meist  verj.aehteten  Domänen  i.  e.  S, 
und  bei  den  eigen  rerwalteteo  Forsten  dienen,  welcher  wenigstens  grO«stentheihi 
adf  diese  VencJiiedeidieil  des  TenraltungssvstMns  sarackznfülireaist;  i.B.in  Prenssen 
Domineneinnahmen  leh  28'4  Uül  M.,  Venraltongsluwieii  S'l  Uill.  M.  oder 
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•2i  r>"  „.  Foretcinnahme  roh  51  1  Mill.  M.,  Vomralhinir  u.  Betrieb  25*9  Mill.  M,  oder 
f)«)  !"',,.  In  Frankreich  erschfint  das  selbstrenraltete  Tabakmonopol  (inrl.  Tulyer- 
moii.j  mit  310  Mili.  Fr.  roh  und  63*2  Mill  Fr.  Ausgabe;  in  Italieü  d.  verpachtete 
TRiwkmoiiopol  mit  7a*l  HilL  Fr.  B^heiim.  und  biMB  56,000  Fr.  Xostan. 

§.  173.  —  3.  Von  besonderer  Bedentiing  sind  die  natür- 
lichen und  die  aus  den  Zeit-  und  L  an  d  es  Verhältnissen 
entspringenden  Unterschiede  in  den  Erbebuugskosten  der  Haopt» 
und  Unterarten  der  Bteaern. 

Zunächst  sind  hier  an  eigentliche  and  eigentliche  Br> 
'  hebnngskosten  zn  unterscheiden: 

a)  Die  nn  eigentlichen  Erhebungskosten  sind  diejenigen  mit 
einer  Steuer  yerbnndenen  einzel-  und  eventuell  auch  volkswirüi- 
sehgftliohen  Kosten,  weiche  direct  oder  indirect  Steuerpflichtige 
Aber  ihre  gesetsUehe  Steaenohaldigkeit  hinaus  tragen,  ohne  dass 
diese  Betr&ge  anch  nur  als  Roh  einnähme  in  die  Staatskasse 
kommen.  Hierhin  geboren: 

a)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  Ton 
Widerrechtliohkeiten,  Bestechlichkeit  n.  dgl.  m.  der  Finana- 
Organe  dem  Pnblicnm,  bea.  den  einzelnen  Stenerpflicbtigen  abge* 
drangen  werden. 

Die  Folgo  der  Verhältaiwe  ia  Zeiten  und  L&ndern  mit  ongeangeoder  Üechts- 
rieherlieit  roher  Coltur.  Die  indifecton  Stevern  (Zftlle,  Thoraocisen  xu  A.  m.),  aber 
auch  (lirei  te  Slt.aem  geben  dazn  Vcranlassoog.  Abhilfe  liegt  in  f^cnQgeader  TksoJ- 
dang  der  Beamten,  scharfer  Controle,  onerbittücher  Stieoge  ron  oben,  OefiiMdicIUeit 
Mes  Tomemlioh  ent  im  «itwickelten  Stetto  auf  hobwer  Cidtiinidb  der  Bevölkerung 
2a  michen. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Bestenenmg  für  die  Einzelnen 
und  idr  die  Volkswirtbschail  direct  und  indirect  durch  ihre  un< 

zweckmässige  Anlage  und  Durchführung,  ihr  Cuutrol- 
w  e  s  e  n ,  ihre  Verhinderung  t  e  c  h  ii  i  h  c  h  e  r  Verbesserungen 
in  der  Productiou,  durch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschäfte 
der  Stenerbemessung  und  Erhebung  vtibiuulencn  Zeitverluste 
und  Kosten  an  Arbeitspersonal  für  die  Steuerpflichtigen 
mit  sich  bringt. 

S,  T^erfjiuä.  Finan/.wUs.  1.  Austr.,  S.  249.  Namentlich  sind  es  die  indirertori 
Steuern,  die  Zölle  (Urenzsperro  uud  (irenzTerkehrscontrola.  ZoUmanipalationeu,  eigene 
Leote  des  Keiiftnanns  zur  Besorgung  dieser  Qeachifte).  die  atftdtf  ecbea  Tberaeeisea 
(Mahl-  und  Schl;iolitsteut  r  u.  %.  w.),  die  bei  der  Cir«  ulation  ^ewis^r  Waarea  im 
Inland  erhobeneu  Steuern  ijpewisse  Weinsteiiem),  die  bei  der  TrodttctioD  erhobenen 
Verbrauchasteuern  (Bier-,  Bnumtwetn-,  Zudforstever)  v.  a.  id.,  welche  strebe 
Erbebnngskoäten  in  zum  Thcil  bedeutendem  Betrage  mit  s'u  h  bringen.  S.  Fin.  II  51H. 

I>ip  PT^tn  wie  die  zweite  Art  dieser  unoiprentlicben  Krhebungskosten  ll^'^f  sirh 
jkatiirli«  h  nicht  ulicrmässig  genau  anschlagen.  Beide,  die  zweite  besonders  ia  uiii><Ten 
heutigen  Staaten  mit  allgemein  verwaltender  indirecter  Besteuerung,  falleo  aber  «II 
als  ein  scbveter  Fosten  dee  eigeatlickeii  rolkswiitbaobaftUobea  Etats  der  Bbemtnr^ 
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bebangskoston  neben  dem  im  PisnnzeM  eracbeinenden  Kottenbetiage  ins  (jevicbt. 

Vereinfachung  ilvs  Stc'uerwescns.  Yorherrschen  der  directeii  und  unter  diesen 
wieder  der  reinen  Kinkommensteaern  haben  u.  A.  den  Vortheil,  den  naa  jenen 
Koetflo  sich  ergebenden  Betrag  der  Lnst  des  Staatswesens  za  reraindeni. 

b)  Die  eigentlichen  Erhebnogskosken  der  Steuern  sind  der 
Aofwand,  welchen  die  Finanzverwaltung  oder  ihre  Beauftragten 
(wozu  auch  Stenerpächter  gehören)  für  die  Einziehung  der  gesetz-  • 
liehen  Steuerbeträge  machen  mtlsaen.  Sie  geben  daher  aneh  dnreh 
die  Rechnongen  der  Fioanzverwaltmig  oder  ihrer  Beauftragten. 
Die  mOgliehete  Vennindening  dieser  ErhebnngalsoBten  mau  selbst- 
verständlich das  Ziel  sein.  Die  Höhe  dieser  Kosten  httngt  nnn 
im  Allgemeinen  ab: 

a)  vom  Zustande  der  ganzen  Finanz-  mid  speciett 
SteuerverwaUnng. 

'ßnen  Einflnas  llbt  dabei  dae  roihemcbende  Steverbebiings System  ma 

(Pacht.  Ivo^fio,  Erhellung  diinh  Vermittlung  der  S.lbstTerwaltungskfirpcr ,  besonders 
der  (Gemeinde,  Abtindang,  s.  Fin.  II,  §.  563  11.)  Uicr  li«ft  eine  wichtige  An^be  XOi 
Steuertechniker  vor. 

ß)  Weiter  ist  die  Rnninie  der  Erhebun^^skosten  des  Steuer- 
wcscn»  von  der  Wahl  der  hauptsächlichsten  Steaerarten  ab- 
hängig. 

Manche  der  letzteren  bringen  wpnigsfrns  der  Kejarel  wegen  der  Einrichtungen 
der  Erhebung  und  der  Controle  höhere  Kosteu  ab  andere  mit  sich.  Namentlich  gilt 
dies  in  Oaiusen  Ton  den  vicbtfgsten  indireeten  VeTbrancbssteneni ,  den  OrenuOUen, 

den  inländischen  V<!r2ehrung88tenera .  welche  in  der  Form  ron  Steuern  beim  Produ- 
centen  ^er-,  Branntwein-«  Zacke;steucrn  n.  A.  m.)  oder  ron  Thoraccisen  in  den 
StSdten  tt.  8.  w.  erhoben  weirdeo.  Nnn  soll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  der  Stenern 

Mch  auf  diesen  Punct  Rücksicht  genommen  werdea.  aber  uianchi'  Uuistände  machen 
es  öfters  unmiJglich ,  bloss  wegen  der  Höhe  der  Erhebungskoüteu  eine  Steuer  oder 
weuigätenä  eine  Stoucrgattung  zu  vermeiden.  Wo  daher  einmal  gewisse  Steuerarten 
ronralian,  mOssen  die  höheren  Särbebungskosten  mit  in  den  Kauf  genommen  werden. 
Es  setzt  dann  öfters  erst  eine  ganz  andere  Entwii  klung  der  Volks wirthschaft,  der  Volks- 
cnltur,  des  Sittenzustaads  voraus,  um  in  dem  Stcuer^yätcui  die  Steuern  mit  geringeren 
na  die  Stelle  deijenigen  mit  höhmni  Erhebnngskosten  treten  lassen  zu  können ,  /  B. 
mehr  directe.  bcsondeD»  Einkorn mensteiif^rn  an  dii'  Stelle  von  iudirecten  Verbrauch^.- 
stenem.  Auch  dies  ist  in  den  iJontroreiueu  Uber  Steuerwesen  nicht  immer  beachtet 
worden.  Hibeies  aneb  dnrflber  in  Fin.  II,  allgem.  Stoneriebie. 

Nach  V.  Czörnig.  nsteneich.  Budg.  II,  50'),  sind  in  den  dort  vrrrliohenen 
hauptsachl.  Culturstaaten  Europa  s  die  Erhebongskosten  der  dir.  Stenern  meistens  er- 
heblich kleiner  als  diej.  der  Indireeten  (diese  ezcl.  MioM^le  n.  Begale),  eine  Differenz, 
welche  sich  zwar  etwas  vermindort,  aber  nicht  verschwindet,  wenn  bei  den  directen 
Stenern  die  fiflers  nicht  rollständig  im  Staatsetat  erscheinenden ,  z.  B.  theilweise  von 
der  (jemeiude  getragenen  ErlicbiuigäküSteu  eingerechnet  w..'rden:  Gr.  Brit.  z,  B.  bei 
den  dir.  8*2,  den  indir,  Steuern  4"2,  Frankreich  VI  u.  s  ^.  Prtussen  4  u.  9*ö, 
Oesterreich  8*2  u.  10"8,  Haiern  ö  fi  u.  9'2 .  Helgien  :)1  n.  ll  ä.  Ausnahmen 
T,  d.  Regel  kommen  übrigens  vor,  z.  B.  in  l'ortugal  u.  Holland,  wa»  aich  aber  besond 
eiUlren  lisst  Bei  einzelnen  dir.  Steuern,  welche  grosse  n.  kostspielige  Vorbc- 
reitnngsarbeiten  bonSthigen,  dalicr  !  Binders  h.'i  ilor  (Jrn  n  dstc  ti  er  Katasterl) 
wurden  sich  übrigens  höhere  Erhebuiig!»kusteu  tmdcn,  weun  man,  wie  billig,  die  Zins- 
tttd  AttQgHimHftnMortM  des  in  den  Kntattern  n.  s.  w*  stockenilen  Kapitals  nit  ein- 
sechiiete. 
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/)  Aich  bei  ein  und  derselben  Stenerart  oder  Bellwt 
einseinen  Steuer  sind  die  Erhebnngskosten  nach  Zeit  nnd  Land 
Öfters  erheblich  rersehieden,  namentlich  nach  folgenden 
Umständen: 

aa)  Der  Sittenznstand  der  einen  Bevölkemng  verkngt 
mitnnter  umfassendere,  mithin  meistens  kostspieligere  Steaer- 

coDtrolen,  als  der  einer  anderen. 

Z.  B.  gegenüber  deu  Zoll-  uiiU  Tboracciäeudchmuggel,  iler  fruiUcb  veaitsntiick 
AQch  Yon  der  Hohe  der  Stevenitze  mit  abblnft, 

bb)  Aebniich  wirkt  die  Verschiedenheit  der  geographischen 
Verhältnisse  eines  Landes  ein. 

Z.  B.  die  Lage,  (Jestalt,  die  (ircnzverhältniüse  (See,  Gebirge,  Flusse,  conmitio- 
ucUu  Grenzen),  dui  Verhältnibä  der  Grenzläni^e  zum  Inhalt  uud  zur  Bevölkerung  dm 
SteoergcbiL'ts  (Land.  Stadtgebiet),  die  verticale  Configoration  des  Landes  u.  dgl.  bl, 
so  besonders  b«;i  den  Kosten  der  Zölle  stadtibchen  AcciMll,  weil  Gontcole  oiid 
SclunaggelgeCabr  von  diesen  Umständen  bedingt  werden. 

OrosebTitsniiien  geoieest  «nch  hier  ireges  aeiner  Lage  Verzüge  vor  dea 
meisten  T.ändi  rii.    Aach  in  der  im  Text  g^i-naimten  Beziehung  war  die  Er*- 
dea  proussischcA  zum  Zollgebiet  des  Zollvereins  und  die  allm&Uge  Ausdehnung  dee 
leUtenm  lehr  voUtlUttig.  So  wer  z.  & 

Länge  der     Inhalt  des       Auf  1  Meile  Zolllinie  kamen: 
ZoUlinie      Zollgebiets       Quadratmeileo  mit  Einwohner 
Prcusseu    1819  1073  Meil.     5045  Qu.m.  4  70  c.  10,100 

Mittelstaaten  1564    „        3456     „  221  c.  13,600 

ZoUrerein  1933  1206    „        7729     „  641  c.  19,600 

1844  1105    „        8245     „  TU  c  25«600 

1896  1066  9045  8*48  e.  S04MM) 

1869  IIU    »,        9666     »»  S  68  c.  31,700 

1873  112T  9858  8  75  c.  36,100 

Vgl.  Viebahn,  Stet.  Devtochl.  L  (1858),  227  o.  pwM.  EiiilganDaaaeii  mmtm  die 
ZolI*>rlitdjunnrskot.t'  n  ffJrt  n/wa*  he  u.  s.  w.)  mit  der  Ausilehnung  des  ZollgohititK  sich 
relativ  vormiudern.  also  in  umgekehrter  Richtung,  wie  die  ftuf  1  M^e  ZoUlinio  fallcuda 
^biet8>  und  BcvOlkeningsmenge  sich  bewegen.  Das  hat  sieh  nach  im  Zollrerein  ge- 
zeigt, wo  die.sc  Kosten  von  Uber  16  meist  auf  unter  10%  gesunken  sind.  Kleis« 
Staafen  tniissoti  daher  unter  ümst.'indnn  nnvcrhältnissmassig  hohe  Zollvt'rw  al(iui«r8kostfln 
ausgeben  - Kui-Raiorn  Ende  des  vorigen  Jaluh.  öO — 70%»  Viebahu.  Stat.  I.  1.V«, 
Belgion  1S31  314,  1800  noch  27*1  «/„V  —  AchnUche  Wahrnehmungen  btii  städti- 
schen Accisen.  So  forderte  die  preuss.  .Mahl-  tj.  Schlnchtsteuer  1849  bei  StAdten 
mit  über  100.000  Einw.  8  5,  zwischen  30— lOU,i>00  E.  14-3.  zw.  15-30,000  E.  17  4, 
ZW.  I0-~15,00<»  £.  22*2,  unter  10.000  E.  26-5V,  Koel»n  (Ffenaa.  Statist  ZeUwjkr. 
1868.  8.  84). 

cc)  .Auch  die  Verkehrs-  und  Productionsverhälhii.ssc, 
die  Heschaffeiibcit  der  Com m  iin  i (•  a tio ue u ,  z.  H.  Land-  und 
Wasnerwege,  Concenhuüon  eines  gewissen  besteuerten  Verkehrs  in 
wenigen  oder  Zerstreuung  über  zahlreiche  Orte  sind  von  EiofluBS, 
80  bei  Zöllen,  manchen  inneren  Verbrauchssteuern. 

(irossbritannien  bat  hier  wieder  den  wesentlichen  Vorzug  bei  den  Zöllen, 
daas  sich  sein  Hauptverkehr  mit  dem  Auslände  auf  einige  Haupthäf««  vor^ui^woise 
conceotrirt.  So  wurden  z.  B.  1869  von  22'22  Mill.  Pf.  St  Zollcinnabme  M»4s  iu 
London,  3  16  in  Lirerpool,        in  allen  anderen  engl  Ulfen,  3*07  in  achott,  ti  in 
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Irl  Ulfen  erhoben  (Martin 's  sUtesuan's  yearb.  f.  1872,  p.  2ü2).  Auf  die  beiden 
Hanpdiftfen  können  also  47*2  und  14>2,  zusammen  61'4v6  <ler  Zotldnnalune.  In 

D  •■  utschl  a  rill  iib>  rwiefrt  *\>'V  V«  rk.'lir  <'in/.'!lner  Zollämter  nicht  entfernt  in  diesem 
Maasse.  Vom  EingangäZoU  d.  J.  1$75  von  120*83  HilL  M.  kam  z.  B.  zur  Erhebung 
im  Hauptamtsbezirk  Berlio  10'20,  in  Hambofir  Stettin  5*02,  Kein  ft-4,  I>eipzig 
&*24  Mill.  M.,  also  in  diiwcn  5  grttssten  Aemtern  zuüammoii  mir  ;!(V  f2  Mill.  >I.  oder 
<*.  25"1  "'„.  in  2t5  weiteren  Acinteiii  ji-  ilbor  1  Iiis  unter  4  Mill.  M.  Der  Übrige  Ver- 
kclir  vcrtLcikü  öich  auf  cuic  Lu/-ahl  Acmtcr  udi  Beträgen  ron  weniger  als  1  Mill.  M. 
(Vierteljahrshefte  d.  Statist,  d.  D.  Keichs,  187«,  4.  Jahrg.  B.  XX,  H.  1,  Abth.  2, 
S.  10!<  tV.),  Natürlich  müssen  sirh  hier  auch  die  VerwaltnngskoBten  höher  als  in  Eng- 
land stellen,  —  Aehnlich  wirkt  z.  ß.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntweinbesteuerung  der 
Umstand  in  England  günstig .  dass  die  Prodaction  sich  auf  grosse  Etablissements  in 
wenigen  Orten,  in  DentscUaad  «nglliutif,  daas  sie  sich  nnf  zablliMe  UadL  Bniuiefeiei 
Tertheilt. 

dd)  Kicht  miuder  ist  die  Eutwickliin^  des  Volks  Wohl- 
stands wichtig«  £iii  höherer  Wohlstand  erlaubt  die  firhebimg 
höherer  Steueisätze,  wobei  die  ikosten  sieh  regeimtaig  günstiger 
steUen. 

Es  lisA  sich  dies  an  den  verschiedensten  Steuern  nai  hweiäon.  filn  gutes  Bci- 
spi*?!  bietet  das  Verhältniss  des  Ii  oh-  um!  Keiucrtrags  des  Tabak  mpnopols  in 
Frankreich  und  Uu>teiiüi<  h.  Dort  kann  bei  höherem  Darchscbulttüwohlstand  der  Preis 
der  Tabnkfabrikate  so  hoch  gestellt  weidai,  dass  er  eine  Steuer  von  70^0  Thtt» 
per  Centner  enthält,  in  (Österreich  nur  so,  da«s  iHesc  bloss  c  Tbir.  per  Centner 
beträgt  (nach  Sötbecr,  Daten  vor  1870).  Wesentlich  aus  diesem  Gruude,  nicht 
ans  Yerscbiedenbdton  des  Betriebs  u.  a.  w.,  sind  die  ErhelmngritMleu  in  Oestttieidi 
höher  als  in  1" r.uikr<;ir)i,  dort  (West-Oost.^  1875  c.  41 — 42.  1882  35—86,  in  Frank- 
reich  (i^cl.  ruivermonopol)  i-.  20,  1S82  c  ll»Vo- 

ee)  Endlich  dari'  die  Entwicklang  des  Grossbetriebs 
nnd  bedeutenden  Privatreiohthnms  einzelner  CUssen  und 
Indi?idaen  als  von  Eififtnss  anf  dieErhebnngskosten  genannt  werden. 

Jener  wie  dieser  ormeglidben  Stenererbcbung  in  wenigen  grösseren  Be- 
trigen  und  mit  geringeren  Controlcn,  (z.  B.  grosser  Posten  mitf.lst  Stempeln 
erliWHSQer  Gebühren  und  Stenern  iu  wenigen  steuerbaren  Acten,  oder  hoher  eiuzehier 
Einkonuneostooerbetrige).  In  Preossen  kostet  s.  B.  die  Erhebung  der  l^kommen' 

Steuer  von  über  1000  Thlr.  Einkommen)  nur  10.  «1er  Classonsteiier  (früher,  von 
1000  Tbir.  Einkommen  abwärts)  4'07o«  was  wenigstens  zum  Theil  auf  jenen  Umstand 
dH  surflckrafttbren  bt  IMe  niederen  Sitze  der  GhsBensteuer  machen  bd  ittt  Er- 
hebung so  viel  Mühe  und  Kosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Fnige  der  Beseitigung 
dieser  Steuer  für  die  Bezieher  eines  kleinen  Einkommens  mitspricht  u.  f.  d.  IbbS 
erfolgte  Aufhebung  der  2  untersten  Stufen  wesentlich  mit  ins  Gewicht  fiel. 

Es  gehört  eine  {;euaue  Kenntniss  und  richtige  Würdigung 
aller  dieser  und  noch  mancher  ähnlicher  Umstände  (z.  B.  des  Ein- 
flusses des  Steuersystems  der  Nachbarstaaten)  dazu,  tun,  soweit 
dies  nach  der  Höhe  der  Erhebongskosten  fiberhaupt  geseheben 
kann,  Stenern  für  ein  Land  und  eine  Zeit  richtig  aus- 
zuwählen nnd  über  die  im  concreten  Falle  sich  findenden  E^ 
bebongskosten  ein  richtiges  ürtheil  zu  ilUlen. 

So  kommt  es  z.  B.  auf  die  Steuersysteme  des  Nai  hbarstants  mitunter  SU, 
welch«  Steuersätze  im  Inbind  auft>:elegt  und  wfirhe  Kosten  für  die  ('ontrole  verwendet 
Werden  müssen  (ehemalige  preusK.  klagen  Uber  die  niedere  Salzsteuer  ilannovei-s>. 
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Die  genaue  i  in  an  zstatist  iscbe  Feststellung  derEr- 
hebungs kosten  einer  Steuer  ist  auch  zu  diesem  Zwecke  zu  er- 
streben. Sie  hat  jedoch  ihre  bedeutenden  .Schwierigkeiten,  weil 
in  der  Regel  nuuiche  Posten  der  Erhebuugskostcn ,  z.  B.  Itir 
Controleinrichtonf,'en ,  mehreren  Öteueiu  genieiusani  sind,  z.  B.  fBr 
die  verscbiedeiu  n  Arten  innerer  Verbraucbssteiicru  oder  tiir  diese 
und  die  Zolle  (Finuii/A\  ache)  und  weil  die  aiigenieinen  K nsten  lür 
die  oberen  Organe  der  Finanzverwaltnng  sich  nicht  oder  nur  mehr 
oder  weniger  willkürlich  reparatiren  laasen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 
Hebung  der  Sitten  und  Bilduog  des  Volks,  die  höhere 
Entwicklung  des  Wohlstands  und  des  RechtBznstands 
auch  die  £rhebangsko8ten  der  FinansTerwaltnng,  spe- 
eiell  im  Stenerwesen,  zn  vermindern  streben:  theils  weil  dann 
Stenern  mit  an  sich  weniger  Erhebangskosten  eingeführt,  theils 
weil  bei  derselben  Steuer  weniger  Oontrolansgaben  gemacht  und 
mit  dem  gleichen  Ärbeitsanfwand  höhere  Stenenätae  erhoben 
werden  können.  Absolute  Kegeln  ttber  die  Erhebungskosfeea 
der  Steuer  kann  die  Finanzwissenschaft  nicht  anfsteUeo.  Histo> 
risch  und  örtlich  relativ  ist  auch  hier  AUes  zu  fassen. 

Auch  bd  aasserordentllchen  EiDBaluneB,  z.  B.  bei  den  Kio^äugeo  ans 
Croditoperationen,  Anleiben  ii.  w.  kiamnon  Koäten  vor,  welche  unter  di« 
Kubrik  „£rbcbungskosteu'*  fallen:  einmal  Drucksachen  (Obligationen.  Staatspapiergeld 
u.  s.  w.),  dann  Daincutlich  Bamiuier-  und  ähnliche  Pr«Fi»ioncn.  Frankreich  be- 
r<-<  hiu  t  die  KMrteo  der  Anleihen  des  letzten  Kriegs  (nommell  S  MüliMdeD>  auf 
031  Mili.  Fr.,  ▼oranter  «ich  aber  andere  Posten  mit  befindeii. 


Zweites  Kapitel. 
Einzelne  Oet^enstUtide  des  eigeutliekeii  Fiuauzbedarfs. 

Die  Höbe  der  Ausgaben  hierfür  li.lns:!  von  il.-m  Umfange  der  vom  Staate 
UbcruouiiQenen  Aufgaben  uud  von  der  DurchtUhruog»-Art  dieser  letztoreA  — 
Verwaltangsäystem,  wian  ven  dem  hier  aaasgebendeii  Gedchtspunct«  ans  aadi  die 

Hegiernne-sforin  selbst  S'-''^'"^  (Mnnarrhie ,  absoltifr  odc;  !■  -  hr mite  'Mon:^  hi-*. 
Republik  Tuischiedeoea  Form  u.  s.  ab.  —  In  dieser  Beziehung  »ind  die  leiteader 
Geslchtspiincte  politische,  rolkswirthsohaftliche,  feciale  ond  rervaltnafa- 
technische.  iiiilit  uiiiintti.ll);ir  fiiKiiizirllr ,  wenn  auch  bei  der  Durchführung  der 
Aufgaben  letztere  unvermeidlich  mitsprechen.  Die  n.nherc  Begrtindung  der  einzelne« 
Staatsthätigkeiten  gehört  daher  nicht  weiter  in  die  Finanzwissonschaft,  als  sie  ob«i 
erfolgt  ist  ."H  u.  34  '.  Fllr  alles  Andere  ist  vi«  Imohr  auf  die  allgemeine  Staats- 
lehti!  urnl  auf  die  sp'  <  icl]»>  Vcrwaltungslchrc  ninsrhlii'sslich  d.-r  Lo^re  TOö 
der  w  uthschat'tlichcii  \  crwahuag),  sowie  aul  deu  grumlU  gcudcu  Theil 
der  Allgemeineo  Yolkswirthscbaftslehre  iD.  1  dieses  L'lirbucbs  d.  polit. 
Oekon.)  zu  verwrism  Y'^l  iiu  Mir-  :tK  Rau's  Volkswirthst lirilthi'olitil  Syst  II). 
Ko8cher  'sbybt.ll.  u.  III,  Mohl  s  l'oUÄ,wiss..Stüiu'8VürwalÜehre,  (Jzörnigs  itelen". 
Bndg.  verglichen  mitand.euroiiSisahen.  S  c  h  5n  be  rg^s  Handb.  d.  palit  Oeloi.  L  Die  Pteaiw- 
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vissenschaft  hat  die  be^hende  Ehtriohtung  des  Staate  in  dieser  Beziehung  demnach 
als  Gegebenes  biuzanehmen.  In  Betreff  der  einzelnen  Aiugal>en  lictont  sie  nur  den 
allgr-meiueü  finindsatz  der  Wirthschaftlichk eit  und  Sparsamkeit,  d.  h.  nichts 
wuiter  als  diejuaige  licbchräiikung  der  Auigabcu,  welche  uubeächadet  dot  Kncichung 
des  Zwecks  stattfinden  kann  (§.  .'>4).  Im  Folgenden  wird  dahef  auch  mtätt  nnr  eine 
Uebersicht  der  wichtigeren  einzelnen  (iegeustHnde  gegeben,  woran  sich  nnr  einzelne 
principielle  rolkswirthschaftliche  Erörteraugen  «.eingehender  nur  im  Abschnitte  ?om 
HilitlraufiraBd  nuten)  srhlie^ra,  am  jene  Gegenstände  des  Staatdebena  toh 
llmr  finanziellen  Seite  zu  beleuchteu.  Diese  Uebeidcht  schlieast  flieh  doill  obtti  in 
§.  33  dargestellten  System  des  Finanzbedar&  an. 

Ton  gro88«ii  werthe  fttr  die  Bmräidhiitf  der  eoncreten  Finanzlage  der 
Staaten  ist  eine  genauere,  übrigens  mit  ausserordentlichen,  völlig  kaum  zu  lösenden 
Schwierigkeiten  verbundene  finan/statistischc  Analyse  der  öffentlichen 
(Staats- und  Selbst?erwaltungskör]K  rs-  A  usgaben.  Neben  den  älteren  Arbeiten  v. 
CzOrnig's  sind  diejenigen  Ph.  Gcrstfeldt's  jetzt  als  die  bedeutendsten  zu  nennen. 
S.  0.  S,  55,  auch  S.  73  (bes  P-iif.  z,  'RcichssteTicrfrage.  Lpz.  ]*<71)'i  u.  den  neuesten, 
wiederum  sehr  rcichbakigeu  AubdU  iu  Üunrad's  Jahrb.  ibb>3  B.  2  (.od.  B.  41).  (E,h, 
.S.  57  über  die  Schwierigkeiten  vergleichender  Statistilc  der  Ausgaben,  ireshalb  bei 
der  Schlussziebung  Vorsiclit  nöthig  ist\  liier  sind  in  mehr  oder  weniger  genauer 
Anlehnung  an  die  etatsmassigc  Einthellnng  der  Ausgaben  grössere  Hauptgruppen 
des  Finansbedarfs,  mit  entsproehenden  weiteren  Theilgruppen  m  büde».  Fllr 
manche  ZTrecke  u.  Vergleiche  sondert  man  namentlich  drei  Hauptgruppen:  ftlr 
die  gesammte  aligumeine  oberste  Leitung,  Central-  u.  fur  die  ganze 
ClTilrerwaltung  („CiTÜe**),  fÄr  das  Kriegswesen  (Heer  n.  Flotte,  „Militare*^) 
u.  f.  die  öffentliche  Schuld  aus.  Werden  beim  Civile  nicht  schon  Netto-Aus- 
gabeetatä  m  Grunde  gelegt,  so  sind  in  der  betreffenden  Gesammtausgabc  möglichst 
diejenigen  für  Betriebs-,  Erhcbungs-  u.  Verwaltungskosten  der  Einnahmen 
von  den  eigentlichen  Staatsverwaltun  u:sausgabon  zu  sondern,  llin  so  die 
Nettoausgabe  zu  ermitteln.  Bei  der  Schuld  kommt  es  auf  den  Ursprung  u.  damit 
implicite  auf  die  Dcckungsmitlcl  an:  Kriegs-  n.  dgl.  „unproductive"  u.  anders. 
Eisenbahn-  u.  dgl.  „prodiictive",  bez.  renlnlw  Sdiulden.  Die  weitere  Zerlegung 
der  eigentlichen  Civ  ilauitgaben  giebt  fernere  werthrolle  Einblicke  in  die  Finanäagc 
a.  in  die  Venrendung  der  öü entliehen  Mittel.  Im  Aligemeinen  iai  eine  absolnt  u. 
relatiT  grAssere  Ausgabe  —  etva  berechnet  in  ttblit^er,  freilich  mangelhafter 
Weise  nach  Kopfquoten  u.  nach  Procentcn  des  Gcsammthedarfs  —  fUr  die 
eigentliche  Civilstaatsausgabe  und  ftti  besonders  wunschenswexthe  XheÜe  dee 
Jfltirteran,  wie  ünteniehtswesen,  Yeikehisvesen ,  wlrthBehaiffldie  Terwaltang,  dann 
auch  für  Justiz.  Polizei  u.  dgl.  m.,  günstig  zu  heurtheilen,  und,  vorausgesetzt 
eine  genügende  militärische  Sicherung  des  Landes  u.  Staats  oder  eine  sonst 
gesicherte  Lage,  günstiger  als  ein  üeberw legen  der  Ausgaben  fur  Militär  und 
vollends  fur  Kriegsschulden.  Bei  der  Anstellang  von  Bere(  linangen  Q.  Veigleiohen 
ist  aber  der  in  §.  19  erwähnten  Kegi-ln  u,  CautMen  zu  gedenken. 

Die  blosse  Betrachtung  der  Ausgaben  u.  ihrer  Vertheiiung  reicht  aber  zur 
fichtigen  W  ardiguug  der  Lage  des  Staatshaushalts  noch  nicht  ans.  Es  muss  ridmehr 
auch  auf  die  Deckungsmittcl  !  tmi  Art  n.  Vertheiiung  mit  Rüi  ksicht  ge- 
nommen werden;  besonders  ob  u.  m  welchem  Maasse  dieaell^  steuerrecbtlicher 
oder  sonstiger,  namentlich  privatvirthschaftlioher  Art  sind  a.  ans  welchen 
•  inzelnen  Gattungen  und  Species  diese  beiden  Gruppen  sich  weiter  zusammensetzen, 
wobei  fOr  die  Beortheilong  u.  Schlossziehong  die  Bemeiknngen  in  §.  35  S.  73  mas»* 
gebend  sind.  Eine  abwlnt  nnd  relatir  grOneie  Ausgabe  ffir  die  Öffentliche  Schdd 
oder  für  Militär  oder  für  beide  Haujitposteo  zugleich  wird  weniger  bedenklich,  wenn 
die  Schtdd  grossentheils  aus  Eisenbahnen  herrührt  oder  ihre  Kosten ,  die  Zinsen ,  u. 
der  Milit&raufwand  wenigstens  iu  erheblichem  Maasse  aus  privatwirthschaftlichcn  u.  dgl 
Reinerträgen  gedeckt  wird,  wie  es  glQddicher  Weise  in  Deutschland  der  Fall  ^ 
Um!r  -k"hrt  ist  zu  urthcilen,  wenn  Schnldzinsen  u.  Militäraufwand  fast  ganz  aus  Steuern 
zu  decj^eu  sind  ^Gr.brit.,  Frankr.,  ücsterr.,  Ital.V  Unter  Hinweis  auf  die  schon  oben 
S.  73,  74  gegebenen  Notizen  u.  für  das  Genauere  auf  das  reiche  Detail  der  höchst 
nmsirhtigen  u.  ficissigen  Arbeiten  Gerstf^ldt's  entnehme  ich  den  letzteren  die 
Statist.  Daten  zu  folgenden  Uebersichteu  der  Gruppea  des  Finanzbedarfs. 
(Gerstfeldt,  Beitr.  x.  Belchsstfr.  S.  12  £  n.  Tkb.  8  n.  graph.  Darstell..  Daten  aus 
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d.  Zeit  vm  1878— 79  t  ders.  in  Gonnul'B  Jahrb.  a  a.  0.  Tab.  19  v.  S.  57,  IMtn 

L  1S82). 

Tab.  I.   HauptjrrDppen  dos  staatlichen  Finanzbudarff  um  ibT9. 


Deutsches 

Grossbri- 

Frank- 

West- 

Keich 

tannien  u. 

teich. 

0«8tegr- 

lud. 

Qud  Einzel- 

Irland. 

xeicL 

staaton. 

inttt  StaatB-AttfWind  in  Mfllionen 

Mufc. 

468 

628 

657 

15S 

741 

184 

019 

S51 

257 

2r>o 

652 

1247 

15üt> 

415 

uyo 

720 

366 

59» 

261 

6«>4 

1S72 

1613 

2107 

676 

1680 

442 

297 

437 

ltj7 

c  204 

10!)4 

14S4 

1945 

602 

vm 

ktsanfiraDd  in  Kopf<| 

uoten,  Mark  p.  Kopf. 

ll'O 

18-5 

17*8 

7-2 

10-f. 

lb'2 

23-0 

11-7 

3i; 

15-:j 

3b'7 

40.8 

ib-y 

i.n 

16-» 

lÜU 

16*2 

HD 

32*2 

47-5 

570 

30-8 

29-0 

10-3 

7-0 

11-8 

2i» 

25-6 

43-7 

52-6 

27-4 

16*! 

in  Quoten  (Procenten)  der  Uesammt-Mettoaubrabe. 

42-8 

12-3 

38.8 

2«'2 

«17 

lüb 

Iii 

43-7 

42-7 

213 

59-6 

84*0 

77'5 

68-9 

8SjO 

1.  Kriegswesen 

2.  Schuld 

1  u.  2  zuäaiDffleu 

3.  CifUe  v.  8.  V. 
Eretc  Summt 

4.  Uvüe  ohne  Erheb,  u. 
BetriebskOBfen 
Zwaitc  Summe  von  1, 

2  u.  4   oder  Metto- 
ansgabc 

B.  DieMT  Ste 

1.  Kricgsweeen 

2.  Schuld 

1  a.  2  zusammen 

3.  Civil«  V.  8. 

Erete  Summe 

4.  Cirile  ohne  Erheb J^ost 

D.  8.  V. 

Zweite  Summe  von  1, 

2  u.  4  oder  ItiettoaiU' 
gäbe 

0.  Dieaar  StMtsanfwa&d 

1.  Kriegswesen 

2.  Schuld 
1  u.  2  zusammen 

.H.  Civil-;»,  ohne  Eriieb.- 

kosten  u.  s.  w.  40*4  16*0  22.5  31*3  17-U 

Einselne  dieser  BerechBinigen  weichen  tob  den  GersCfeldt'echen  darin  ab, 
dass  beim  Civil-  u.  dann  beim  esaram  tauf  wand  des  stflrende  Posten  ..Erliobanj*s-. 
Betriebs-  u.  dgl.  Aufwand  f.  die  Einaahmegewiontuig"  möglichst  in  Abzog  gebracht 
(d.  h.  in  Gentfeldt*8  Tnb.  2  n.  3  die  Bobfiken  „Erheb.k08teB  der  Zolle  n.  Steoen" 
, .andere  vermischte  Ausfrabf n  ".  meist  lihnl.  Characters'/  u.  so  die  „NettoauAgabe** 
(frcil.  nur  annähernd  richtig)  ermittelt  ist.  Das  ist  namentlich  bei  einem  Vei^leick 
Deutschlands  mit  seinen  grossen  Staatsbahoen  u.  Betriebsverwaltungen  *  Dom.,  Foistea. 
Bergw.)  mit  anderen  Ländern  notbwendig,  um  einigenmasstin  vergleichbare  Posten  iv 
erhalten  (s.  o.  g.  lü  .  l'ür  Deutschland  sind  Keic  h s haushält  uml  Einzol-Strats- 
haushaite  zusamiacügc^ogcu ,  bei  Ucätcrrcich  die  (juute  für  i\\<:  mit  l  niraru 
meinschnftl.  Ausgaben  eingesetzt. 

Die  gtlnstiiTf  Lai^c  Di^utscliIauJs  springt  in  die  Augen  u.  ist  thatsächlich  noch 
gUosüger  mit  Hacksicht  auf  die  weitere  günstige  Vertheilung  de»  Civilbedadls,  für* 
Bebnlen,  Jnids  v.  s.  w.,  auf  den  Ursprung  eines  Hanpttheils  der  dentochen  Sefcalden 
aus  rentablen  Staatsbalincn  u.  auf  die  erliebliclion  sonstitren  privatwirthsch.  Di'rki;riir>- 
ttiittel  (8.  o.  S.  74)  So  beträgt  z.  B.  der  Aufwand  des  Staats  allein  f.  Cultu«  u. 
Unterricht  p.  Kopf  In  Dentschlaad  2*6,  Gr.brit.  2*1,  Praakr.  2*3,  Oestefr.  1*5. 
KushI.  1)  G  Mark  oder  in  Procenten  der  Netto  ausgäbe  bez.  lOM — 4'S  'iC— 1-7-, 

der  Aufwand  des  Staats  f.  Justiz  u.  Polizei  p.  Kopf  in  Deutscht  .vt>.  ürbm.  3, 
Frankr.  2*7,  Ocsterr.  2  2,  Kussl.  O'O  Mark  oder  wieder  in  Vu  Nettoausg.  be«. 
1 5-3~ü  8— 5-5— 8*1 — 3  7.  Dabei  ist  noch  des  gerade  f.  Unterricht  in  Deutsch!,  se 
beibnti^nden  Communalaufwaml-i  /u  t?«;tlenken.  Das  Bild  der  deutsrlieri  Finanz- 
lage ist  weitaus  das  günstigste,  nach  allen  Seiten,  welche  für  die  kritische  ik- 
anheilnngdtfs  Pinanzbcdarfs  in  Betracht  kommen,  angeeehen,  —  trott  luuens . jMh<a 
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Militärbudgets",  der  nothwondigen  (u.  immerhin  massigen)  Assecoranzprimie  noBenr 
Volkswirthbcnaft,  unsenv  Gnltur  n.  unbcres  aelbsttndigeii  lutioiialeii  Lebens.  Dm 

ergicbi  sich  noch  mehr  ans  der  folg.  Tab.  II. 

Tab.  II.  Gesammtaüsgabc  t.  alle  öffoatl.  Zv^ecke  desStnatü  und  derSelbst- 
^  rerwaltongskörper  nm  1882. 

A.  Absoluter  Aufwand  in  Millionen  Mark. 


Freus»en. 

Gr.  Britannien. 

Krankreich. 

Staat 

(inci  S.-lbst- 
I?(  icli3-  YorwalL 

Se. 

Staat  ^>'-lli8t- 
Terwalt. 

Sa. 

Depait 
Staat  Q. 
Gemeind. 

8a. 

1. 

Kriegswesen         274  4 

277 

513  — 

643 

797 

4 

SOI 

2« 

Schuld                IIS  2(1 

144 

5«»4  12 

606 

901 

252 

1153 

1  u.  2  zuüauiiiien  .M92  30 

421 

ii:!0  12 

1149 

1698 

25() 

1954 

3. 

Civile                 364  338 

703 

360  1143 

854 

677 

1531 

4. 

Stenerferwalt.         3S  4 

42 

57  ? 

84 

21 

lüS 

Summe  (netto)     7i)4  372 

1166 

1553  1156 

2709 

2637 

957 

bim 

B.  Dieser  Anfvaad  in  Kopfquoten,  Pfennig  p.  Kopfl 

1. 

Kriegswesen        978  13 

991 

1551  — 

1551 

2153 

12 

2165 

2. 

Sebald               420  «3 

513 

1697  35 

1732 

2436 

681 

3117 

1  n.  2  znsammen  1398  106 

1404 

3248  33 

3283 

4589 

693 

S282 

3. 

Civile                 1301  1209 

2510 

1028  3267 

4295 

230'.) 

1830 

n*!n 

4. 

Steoerverwalt.        136  15 

151 

162  V 

162 

22b 

63 

291 

Somme  (netto)  2835  1330 

4165 

4438  3302 

774« 

7123 

2386 

9712 

G.  Dieser  Aufwand  in  Quoten  (Procenten)  der  „ 

ordcntl.  Kettaanscabe'S 

nach  Abzog  der  Sebald 

von  der  ganzen  Nettoansgabc. 

1. 

Kriegswesen         405  10 

271 

56G  — 

25-8 

45-9 

0-7 

32-8 

2. 

Civile  u.  Steoer- 

rerwaKnng.          59'5  99*0 

729 

43-4  100 

74-2 

.'.ti 

67-2 

Summe               100  100 

100 

100  100 

100 

100 

100 

100 

3. 

Sclinld  in  V, 

dieser  Snmtnc     17  4  7'.') 

14  0 

c.i-n  Ii 

2SS 

51-9 

31-3 

47-2 

Ueber  die  Berechn.weise  u.  s.  w.  s.  (icrstfoldt  a  a.  Ü.,  S.  44.   Speciell  far 
Unterrielit  (ezcl.  Geltus)  berachnet  0.  in  Prenssen  151  (wovon  Staat  42),  Gr.- 

britaunien  120  (wovon  St.iat  !H.  Loc.verwalt.  nur  29—?—),  Frankr.  196  (wovon  Staat 
112)  MilJ.  M.  oder  in  Pfennig  p.  Kopf  bez.  538—344—528,  in  %  der  Summe  der 
Milit  n.  Glv.aasgaben  14-8— 5-7— 8  0. 

Wichtig  ist  diese  Statistik  o.  ihre  weitere  Sjjecialiäirung  bes.  für  die  Fragen  der 
Vorthcilnng  der  5ffentl,  Aus^^aben  u.  des  Aufwands  dafür  zwisciien  dem  Staate  f"^ 
u.  den  vurücbiedcnen  KOrpem  der  Selbstverwaltung.    S.  o.  §.  44  11.  } 

1.  Abschnitt  ' 

Finanzbeilari  iHr  die  Yerfa88uiigsmä8äige  oberste  Central- 

leitnng. 

S  Kau  §.  45-51,  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  §.  97—102,  jetzt  veritftnt,  weil  die 
principiellc  u.  staatsrechtl.  Seite  nicht  in  d.  Fin.wiss.  gehört. 

§.  174.  Die  hierher  gehörigen  Posten  sind  folgende  drei: 
L  Bedarf  für  den  obersten  Leiter  des  Staats» 
-  A.  in  Monarohieen  insbesondere  fKr  den  Fflrsteni  bez. 
ftr  die  flirstliehe  Familie, 
B.  in  Republiken. 

n.  Bedarf  ftlr  die  Volksyertretnngen. 

A.  Wara«r,  PiaumruMaMluft  1.  8.  Ali.  26 
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III.  Bedarf  fUr  gewisse  oberste  StaatskSrper. 

1.  A.  Bedarf  für  den  Monarcheii  nnd  seioe  Familie. 

Vgl.  2.  B.  Blantscbli,  AUg.  Staatancbt,  5.  AaS.  1876,  U,  191  £ 

Nach  der  gcachichtlichen  Tradition,  welche  im  Volksbewusst- 
sein  gewölinlich  auch  heute  noch  iu  mouarchischen  Staate»  ihre 
Stutze  findet,  bedarf  der  Fürst  ein  hinlängliches  Einkommen  zur 
Bestreitung  eines  umtiinglicben  und  einigermassen  glänzenden 
Hanshalts  und  Holes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  ia 
der  Erbmonarchie  von  der  ganzen  fürstlichen  Familie.  Dieser 
fürstliche  Hof-  und  llaushaltsbedart"  lässt  sich  auf  verschiedene 
Weise  decken,  wie  dies  auch  in  der  Geschichte  geschehen  ist,  ein- 
mal aus  dem  Eitrage  von  dem  Fürsten,  bez.  der  Dynastie 
gehörigem  Grand>  nnd  z.  Th.  auch  Kapitalbesitz;  zweitens 
durch  Ueberweis ung  Bolehen  Besitzes,  besonders  Ländereien, 
ans  dem  StaatSTermügen  an  den  Fürsten;  drittens  dorch  Fest- 
stellung sogen.  Civillisten. 

Die  gesebichtliche  Entwicklung  und  die  staatsreehtUehe  Rege- 
lung dieser  Verhältnisse  stebt  natürlich  in  enger  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Staatsgesehichte  und  mit  den  eingetretenen  Verfassungs- 
yeränderungen,  Wechsel  der  Dynastieen,  der  Staats-  oder  Ver> 
fassungsfonnen  u.  s*  w.  Finanzwirthschaftlicbe  Zweck- 
mässigkeitsrücksiobten  haben  daher  hier  nicht  entsohieden, 
kaum  mitgespielt  und  sind  auch  gegenwärtig  für  etwaige  Fragen 
de  lege  ferenda  auf  diesem  (Gebiete  doch  nur  untergeordnet. 

1.  Die  Deckung  des  fttrstlicben  Haus-  und  Hofbedarfs  aus  den 
Erträgen  von  Grundbesitz  —  dynastisches  Hausgut  oder  wirk- 
liches Staats^^ut  darstellenden  ,jDomaniums",  „Kammerguts", 
§.  89  ft".  —  ist  ic^ehnässig  die  älteste  l'^orni,  wie  sich  aus  der 
Entstehung  unserer  monarchischen  Staaten  einfach  erklärt.  Diese 
Form  ist  mit  der  Entwicklung  der  8taat«idee,  mit  der  \'einiinde- 
rung  des  betretVendeu  Besitzes  und  mit  der  V'eränderung  der 
Rechti5(iualitiit  desselben,  endlich  mit  dem  steiL-ieiulen  sonstigen 
Finanzbe((;\rt  einer-  und  Hotbedarf  anderseits  mehr  und  mehr 
unzulänglich  j^ewordeu  und  daher  mehr  oder  weniirei  aiiliqiiirt, 
mit  begreil'licher  tiicilwciser  Ausnahme  in  deutschen  Staaten.  Kiuc 
für  die  Dynastie  und  das  „monarchische  Princip"  specitiscb  günstige 
oder  gar  wesentliche  politische  Bedeutung  kann  dieser  Form 
in  der  Gegenwart  kaum  mehr  beigelegt  werden. 

Ygl.  0.  §.  fi9t  90  Q.  unten  Qbor  Domlnenwosen. 
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2.  Der  «weite  der  angedeuteten  Wege  hat  wohl  zu  der  ge- 
setzlichen Auüi  duung  geführt,  dass  für  die  Hofstaatsausgalicn 
tortwährend  eine  aus  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
Staatsgtiter  oder  bestimmter  Kategorieen  des  staat- 
lichen Grundbesitzes  (des  „Domauiums"  i.  e.  S.,  der 
Domänen  und  Forsten ,  P r e u s  s e  n)  zu  ziehende  feste  Geld- 
summe ausgeschieden  wird,  oder  dass  sogar  bestimmte 
Guter  von  einem  schätzungsweise  festgestellten  £r- 
trage  dem  Hofe  zar  Verwaltung  auf  eigene  Rechnung 
(Hannover)  überwiesen  werden.  In  beiden  Fällen  läuft  diese 
Form  doch  schon  auf  das  staatsrechtliche  Princip  der  „Civil- 
listen'^  hinaus,  nur  dass  man  dabei  an  die  ältere  Form  der 
Deeknng  des  Uofbedarfs  mehr  ankntlpflt. 

Die  erste  Einrichtung  ist  in  finanzieller  Hinsicht  kaum  etwas  Anderes  als  eine 
Formalität,  durch  die  man  etva,  wie  in  Prcassen,  anf  Jas  ehemalige  Anrei  ht  der 
Dynastie  au  deu  Uouiänen  hinweisen  wilL  Sie  hat  etwa  nur  das  gegoa  sich,  dass  sie 
die  Finanzansweise  compUcirt  Gegen  die  zveite  Einrichtung  sprechen  erheb- 
liche BeJtMikon,  denn  sie  verletzt  leicht  den  einen  oder  de«  anderen  der  Bofhoi- 
ligteOt  Staat  oder  Dynastie,  verstösst  gegen  deu  wichtigen  Grundäatz,  dass  die  sämmt- 
Hchen  Aiiagnh«i  fbr  Stulszirecite  in  den  wirUichen  Betr8g;en  in  den  Staatsrechnnngen 
erscheinen  sollen  und  kann  selbst  dem  richtigen  poUtiscken  Interesse  der  Dyna^e» 
dem  sie  dienen  soU,  sogar  widersprechen. 

In  Prenssen  werden  nach  Oes.  r.  17.  Jan.  1820  (s.  auch  prcuss.  Verfassung 
Alt  69)  27]  Mill.  Tblr.  ron  dem  Ertrage  der  Dominen  und  Forsten  für  den  Hof  ab- 
gezogen, die  im  Voransrhlap:e  der  Sfaatsan'^gaben  nicht  an  füre  filhrf  sind,  sondern  gleich 
bei  den  Einnahmen  dci»  Kap.  Dum.  u.  Forsten  vom  Kuhcrtruge  abge/oge«  w^erden, 
wa»  bei  tiaan/^tat.  Zus.steUungon  zu  beachten  ist.  Die  Summe  ist  eigentlich  2,573.099 
Tblr.,  weil  ein  Thcil  ursprünglich  in  üold  ausiredrüi  kt  war.  Nach  Ges.  vom  y,>).  April 
ISöU  ist  eine  Erhöhung  von  '/^  Mill.  Thlr.,  neuerlich  nach  der  Yergrössorung  des 
Smatsgebiets  im  Jnhr  1866  von  ireitersn  I  IfilL  Thlr.  als  "ZnaoUag  „nr  Rente  des 
Kron-Fideicommiss- Fonds"  (Ges.  r.  27.  Jan.  lsr.S>  eingetreten,  welche  Keträge  unter 
den  Staatsansgabeu  stehen.  Ueber  die  staatsrechtliche  Frage  s.  ?.  Könne,  preu^. 
Stnattrecht,  8.  AitlL  a  486. 

Nach  dem  haniiöv.  Grundgesetz,  von  lbS3  §.  125,  126  sollte  ein  Domänen- 
complex,  der  Va  ^i^^-  Tblr.  rein  abwürfe,  ausgeschieden  und  dem  Könige  zur  freien 
■  Verwaltung  übergeben  werden.  Eine  sokbe  Ausscheidung  von  Gütern  mit  600,000  Thlr. 
Seinertrag  wurde  wirklich  später  (unter  dem  letzten  König  r.  H.,  Georg  V.)  ausgeführt, 
gab  jedoch  in  Rezng  auf  die  Ertrafrsschfitznng  der  ab^^etretenen  Güter  zu  starke«  Be- 
schweriien  Vera  nlas.su  II  g  (s.d.  bütiüli.  Schrill  von  Mitiuel,  die  durch  die  Gegenschrift 
von  7.  Bar  nicht  widerlegt  ist,  über  diese  Angelegeubeit).  Diese  Do]n&nenau.sschei- 
dang  hat  zur  Unpopularitat  des  Königs  (Jeoi'i^  uieht  vanb^  Ijuii^etra^^cn  und  bi-k.mnt- 
lich  die  Dynastie  auch  bnanzioll  nicht  gesichert.  In  dem  später  wieder  suspendirtcu 
Vertrage  des  Königs  GcMg  mit  der  Krone  Prsnssen  ron  wnide  die  EatscUUligung 
der  Tertriebeneu  Dynastie  nicht  in  Land  (mit  Ausnahme  einer  Dom&ne),  sondern  in 
Geldzahlungen  stipulirt 

§.  175.  —  3.  Fttrstliehe  Girillisten.  Dem  heutigen 
Verfassnngswesen  nnd  Öffendiehen  Recht,  wie  auch  den  BedQrf- 
iiiM^  der  staatliehen  Finanzwirthsehaft  nnd  des  Fürsten  selbst 
entaprieht  anuHetsten  die  Festsetzung  einer  sogen.  „Girilliste'', 
d.  h.  die  dnrch  Verfassung  oder  besondres  Gesetz  erfolgende 

26* 
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Ueberweisting  einer  bestimmten  Geldrente  aus  dem 

a  1 1  g c Iii e  1  II e  11  Htaatseiukommcu  au  deu  i  iiioten. 

Die  staatsrechtliche  Regelung  wird  natürlich  von  concreten  politi^rlion  Yorträngcn 
in  dem  bctceUeadeo  Staat  u.  in  das  Zeit,  wo  sie  erfolgt,  wesienilioL  uiit  abbJLagea. 
Mehifkeli  ist  dunti  bes.  in  DevIseliUuid ,  eine  Tertrftfsmissigc  Regelang  der 
Rechtsverhältnisse  des  alt cre n  T  o ui a n  i u m  s  oder  „Kammerguts"  rerbunden 
worden  oder  der  Feststellung  der  Cirilli^en  rorangegaogcn ,  woza  Meiboi  «ich  di« 
passendste  Gelegenheit  war.  Puncto,  welche  aber  hier  in  der  Finanzwissenschsft  uiclit 
n&hor  za  roifolgen  sind,  am  h  in  der  Art  ihrer  Behandlung  u.  Erledigung  aich  ooth- 
wendig"  nach  den  spccielloii  VerhültiuV'sen  dos  cinzolnon  Staats  »tu]  d'^r  iMnT^flnen 
Dynastie  richteten.  Ueber  die  deutschen  Verbaluüiise  :>.  (ieorti;  Meyer,  deutschem 
Slutorocht  (Lmin.  1B78),  §.  94,  201. 

Zn  crwäliuen  ist  dann  bier  nur  die  Höbe  der  Civilliate  und 
die  Regelung  einzelner  Pnncte. 

a)  In  al1p:emeiner  finanzwirthschaftlicher  llinsicbt  ist  die  Be- 
messung der  Höbe  der  Civilliste  am  Wichtigsten.  Eine  gewisse 
grössere  Höbe  ist  durch  die  Kttcksicht  auf  die  ftlrstliche 
WQrde  und  Stellung  und  auf  die  persönlicben  Aufgaben  des 
Fürsten  im  monarcbiscben  Staate  geboten.  Daber  wird  in  Mittolr 
und  Kleinstaaten  die  Civilliste  relativ,  d.  h.  im  Verbäitniss  snm 
BonstigeB  Staatsauf  wand  gewöhnlich  grösser  als  in  Grossstaaten 
sein  mtfasen,  wie  die  Statistik  bestätigt.  Im  Uebrigen  bat  sich 
die  Hohe  der  Civilliste  mit  nach  der  Einwohnenahl  and  Wohl- 
hahenheit  des  Volkes,  dem  Betrag  der  Staatseinkllnfte,  dem  Um- 
fang der  übrigen  StaatsbedQrfniBse  nnd  endlich  iasbesondere  nnd 
mit  vollem  Seeht  auch  naeh  der  GrOsse  des  frflheren,  jetst 
etwa  mit  dem  Staatsdomanitim  vereinigten  Havsgnts 
der  Dynastie,  wie  anderseits  aneh  nach  dem  noch  vorhandenen 
sonstigen,  Ertrag  gehenden  fürstlichen  Vermögen  sn  richten. 

Daten  Uber  den  Bedarf  u.  den  Luxus  des  französ.  Königs-  u.  Kaiserhofü  nach 
Bresson,  Kecker,  de  Nervo  u.  A.  m.  bei  Rau  §.  48  u.  in  d.  ror.  Aufl.  dieses 
B.  I,  8.  219. 

Der  seltsame,  unmittelbar  j^r  nicht  rerständliche  Ausdruck  ..C iril liste"  ist 
eiislischea  Ursprungs,  aber  jetzt  staatsrechtlich  u.  ünanzwirthschaftlich  technischer 
gtWfodtiA.  Xm  «Afern  Sinne  versteht  man  damiitsr  jetzt  die  in  der  <  on^titIItiolMllsn 
n.  Parlament.  Monareliic  v<Tfasgnnirsin:i>~!L'-  oder  gesetzlir'h  festg^estciite  Geldsumm«». 
welche  dem  Fürsten  für  seinen  Haus-  u.  Hofbedarf  aus  dem  Staatädokommen  jähr- 
Heh  zugeführt  wird.  Im  weitem  Sinne  wird  der  Ansdmel,  z.  B.  in  der  Finaai* 
Statistik,  tiberlianpt  anf  die  ctatnilissig  oder  sonst,  aui  h  in  (J-t  ab-idntcn  Monnrihie, 
für  die  dem  Fürsten  und  seinem  Hof  b^mmto  Suumo  angewandt.  Vgl.  y.  Jacob. 
II,  §.  S51.  T.  Treitschke.  Art.  Civilliste  im  StaalswSrtorbneho  von  BlmtlscUi. 
II,  515  tT  S  uIkt  die  britiseln  Civilliste  Sinclair,  History  of  tho  public  revc- 
nuc.  1,  2'M).  292.  ir,  n^.  lliWler.  Gesrhirlite  d  r  cnirlischen  Civilliste.  Stuttg; 
1S34.  Jet/t  bes.  Üneiat.  '-ni:!.  V<-rwaItiuigsrceht,  2.  Aull..  II.  833,  auch  §.  III.  be». 
§.  143,  S.  132S  ff.  Auch  K'an  ^;  \h  nnd  vor.  Aufl  dieses  B.  S.  320.  Die  Geschieht« 
der  brit.  Cirilliste  steht  auf>  Kn2>t(!  mit  <l<'r  EntwickltjnLT  de«  neTi<»ren  Verfassungs- 
u.  Budgctsrechts  u.  der  Stellung  von  Krone  u.  Pariauicnt  zu  einander  in  Verbindung. 
Es  hat  sieh  bes.  seit  d.  17.  Jh.  hier  der  aUfemoine  earop.  Proeaas  rvllsofsn:  ^wih- 
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rend  im  Mittelalter  die  Süiabaua^abcii  aui  dem  persöal.  £iakomm<!ri  des  Fttrst«!n,  so 
vird  beDt.  Tags  der  kOn.  Hofhall  aus  dem  St^tscinJcoiniDea  bestritien"  (Uuu ist  Ü, 
1328).  Unter  den  letzten  Stuarts,  bes.  unter  Carl  IL,  wurde  die  Einrichtung  der 
L'irillistc  vorbereitet.  Aus  dem  dem  König  zustehenden  erblichen  Einkommen  wurdea 
neben  dem  Hofhaushalto  verschiedene  grossere  eigentL  Staatsausgaben  bestritten.  Unter 
tieor«»:  III.  wurde  das  erblicbe  Kroiijiiikommen  grcwsentheils  dum  Parlament  zur  "Vpf- 
fOgung  tlberlasseu,  dafUr  aber  dem  König  eine  feste  üivUliato  v.  800,000,  später 
900,001»  Pf.  St  gewilnt  Ton  welcher  Snmme  jedech  die  HiUie  noch  f.  eigentL  Stuts- 
aus|;:aljen  darauf  ging  (Gehalte  der  Oberrichter,  Gcandten,  Pensionen  u.  A.  In.^.  Dem 
König  blieben  indessen  noch  andere  KroneiukOnfte.  Unter  dea  lolgendea  Königen 
wurde  stets  nach  dem  Rcgier.antritt  die  Cirilliste  neu  geregelt,  Q.  swtr  iBUaermelur  lo, 
dass  die  eigentl.  Staatsausgaben  ihr  abgenommen,  ihr  Betrag  rermindert  und  das  crbl. 
KroncinkomiDcn  immer  Toll>.täjidi'j:rT  in  tli'i>  <^oiisol.  Fonds  d<««  Staatshaushalts  fthrrb-itct 
wurde,  (ücor;?  IV.  SöO.OOO  Pf.  St.  Civl  in  Kgl„  207,0ÜÜ  Pf.  in  Irl.,  Wüh.  IV.  51ü,iJU0, 
Victoria  395,0üü  Pf.).  Üauoben  aber  auch  jetzt  noch  Bezug  dirccter  Kroneinküufte 
durch  die  Königin,  h/..  durch  Prinzen  (Pr.  v.  Wales  die  aus  ComwaH).  Dann  diveree 
Apanagen.    Verwendung  f.  eigentL  Privatzweckc  u.  f.  iiepräsentation  u.  Hotstaat. 

Bei  der  Veij^eichiing  der  Ci?i]ltate  in  Terschiedenen  Staaten  and  in  demselben 
Staate  7.11  verschiedener  Zeit  sind  die  in  §.  U>  gemachten  Bemerkungen  zu  berück- 
sichtigen. Am  Wichtigsten  ist  die  Höhe  der  Quote,  welche  die  CiviUiste  rou  der 
Bein  ein  nähme  des  Stents  beansprucht,  wobei  es  jedoch  wieder  einen  Dnterseliled 
macht,  ob  die  Rciueinn.ihiiio  ausschliesslich  oder  vorliernjchend  nur  au->  Sieiieru  oder 
auch  aus  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  herrührt.  Auch  die  Höhe  der  Quote  von 
der  Netto»  US  gäbe  des  Staats  kann  zur  Yergleichung  dienen,  in  den  letzten  Jahren 
sind  in  Deutschland  mehrfach  ErhOhnngen  der  Civillisten  vori:<jkouimcn,  mit  Rück- 
sicht auf  die  allpcsmelncn  Preissteiperungen.  In  I)»m!  tx- h  la  nd  bezieht  der  Kaiser 
Tom  Reiche  keine  CivUliste.  Die  ("ivillisten  (und  ahiih<  iie  Kinnahmen,  z.  1).  bei  den 
Gnesherzögcn  von  Meeklenbur>r)  nibst  Apanagen  veranschlagte  Hermann  Wag- 
ner f.  1S73  ftlr  alle  deutschen  Bundeafürstcn  auf  c.  35  Mill.  M.  .oder  3-5y7„  der 
Nettoausgabe  des  Reichs  und  der  Einzeistaatea.  In  den  17  kleineren  monarch. 
Staaten  (d.  h.  in  den  Bundesstaaten  exci.  die  4  Königreiche  und  Batkin)  soll  sie  im 
Ganzen  an  10  Mül.  M.  oder  9-4 ".'o  der  Nuttoauss:.  bctrasren  fGoth.  Taschenb.  •  1874. 
S.  32S,  S76  d.  deutsch.  Auag.),  Seit  Mitte  der  70er  Jahre  sind  wenige  Veränderangen 
feiSduHBMMi.  ItecA  denelben  Quelle  u.  anderen  offic.  Angaben  war  die  CiviUiste  incL 
Apaiugeii: 

um  1873     oder  %  d. 
Mill.  Mark.  Nuttoausgab. 

Pxeassen  ....     19.46  2*60       Im  Etat  erscheint  mit  den  neueren  Zti- 

schtJssen  die  Summe  von  \'2-22  Mill.  M. 
i".  d.  Kiouliduicommisblonds ,  Ajian:igcii 
^  aoflserdem  im  Etat  0*361  Mill.  M..  wirkL 

Ausp.  dafllr  f^Sim  0-147  Mill.  M. 

fiaicm   ö'41  4*00       Die  durch  Gesetz  rom  1.  Juli  1>34  auf 

2,d504K8O  IL  feetgesteDte  peneanento 
CiviUiste  ist  durch  das  Finanzgesetz  v. 
25.  JoU  1876  r.  1870  an  auf  4,231,044 
ISark  d.  h.  um  c.  200,000  Maifc  erh5ht 
worden.  Der  ganze  Etat  des  k.  Hauses 
u.  Hofes  beträgt  1S76  5*35  Mill.  Mark, 
ncmlich  ausser  der  CiFilliste  0  866  Mill. 
Mark  Apanagen,  0.233  Wittwengehalte, 
17,000  Mark  Pensionen.  Seitdem  keine 
Veränderunf^. 

SadiBao  K.  ...     l-TT         4-75       Im  Etat  f.  1881  betr&gt  der  Bedarf  f. 

d.  k.  Haas  2  94.  f.  Apanagen  0*920 
Mill  Mark,  zus.  3-20. 

Wliteaibeiy  .   .  .     1*84         9*20       Die  Girfflfste  ist  dmeh  Oes.     1.  Aug. 

1S64  f.  d.  Lebenszeit  des  K.  Karl  auf 
»13,933  fl.  gesetzt  (worunter  777'&08  fl. 
Gdd«  der  Beet  Nslinüfen).  Sie  Jet  igt 


t 


Digitized  by  Google 


406  2.  B.  l  iu.lMKlarf.    2.  K.  Einzelm:.s.    1.  .V.  Centrallcit.  §.  175. 


Baden 


Gr.  Brittuuiien 


ItaUeii 


Oesterreich,  West- 
Ost-,  Ongurn  . 


Niedcrlajidc 


Dänemark 


ächwedäa 

XolWrgcI)  , 

Portugal  .  . 
Oriodiettland 


Brabiücu 


Floa&zpesete  vom  27.  Jqd!  1875  aaf 

1,836.GS3  M.  d.  h.  um  c.  170,000  M. 
erhölit.  Apanagen  0*265  Mill.  Mark, 
(Et.  7.  8S  C.  L  1  8«0,617,  Ai»ta. 

313  420  yi\ 

1*44  S'ä6        Für  1^7(i  u.  tt.  soll  die  Cirillisto  um 

0-288  Mill.  Mark  d.  i.  t.  I  SS  aof  t'SS 
Mill.  Mark  erhöht  irer<len.  Apanaj^cn 
0-!<>'^  Mill.  Mark.  zns.  1-79  MilL  Muk. 
(Ebenso  1888  noch.) 
Et-Abscbluss  f.  1881/82:  GirX  407.S90, 
Apan.  IG1,000  Pf.  St,  ausser  den  roa 
d.  Krone  noch  bezog.  erbL  Kevennen 
In  1874  ff.  IW5  HiU.  Pr.  n.  2  MÜl.  Pr. 
Aj-unagcn.  in  18S2  zus.  1rr2f)  Mill.  Kr. 
Kach  Uea.  ?.  2ä.  Joni  1872  Ute  Cirü- 
Bsto  in  b«id«ii  Bdcbsliflften  gleichg^leUt 
mit  je  4-B5  Mill.  fl. 

Im  Abschloss  f.  1873  Etat  d.  K.  liMueii 
13  Ü.H  Mill.  Rubel,  in  dem  f.  1S80  U'l9 
Mill.  U.  bei  9*19  AnsdiL),  A.  f.  18S2 

8'1>5  Mill.  R. 

B.  £.  1875  750,000  Ii.   Ebenso  18S2. 
B.  £  1875  GMlliato      HiU.  Fr.,  Ap»- 
nagen  0*2. 

B.  f.  1876  Civilliste  1  MilL  Kronen  >s 
Kr.  —  9  H.y.  0-44S  MilL  Kr.  Apanagen, 

18S2N3  C  1.  ebenso,  Apan.  225.700  Kr. 
B.  L  im  1-2Ü6,  L  ms  1-338 
HilL  Kr. 

B.  f.  1874  504,000,  f.  l<^l  135.000  Kr. 
B.  f.  1876  Civilliste  und  Apaaaf«  572 
Contos  de  Reis.  1883  571. 
B.  f.  1M:>  1.125,000  Drachmen,  wozu 
noch  0  3  Mill.  aus  ZinsertrSsTiis«?  4'?-^ 
Guthabens  der  Schatzmächte  u.  0  25  Miil. 
V.  Jon.  Ins.  (1  Dr.  —  78  PÜBnn.  deoteoh). 
Eb..•n^o  I*iS.3. 

8']5  ll^O        187U  1171  Contos  u.  151  Milrcia. 


13*2(» 


11*08 

930 
7-30 

28-60 


1-275 
2.80 

1.62 


1*43 
0-62 

li8 


1-04 


1*33 


1.631 


1-48 


l'OO 
2.50 

3*68 


3-00 
2-77 

5-00 


Die  Oivilliste  des  jetzigen  KOnIgs  v<ak  Spanien  sollte  anf  7*2  MüL  Pesetas  (n  80  P£ 

rl-  utsch)  cYSi  tzt  werden.  Im  Et.  f.  1882—83  steht  sie  (wohl  incl.  Ajian.>  mit  f>-S  Mill 
X'es.  —  In  Frankreich  anter  >ia^oleon  III.  betrug  d.  officieile  Ci.  25.  xVpan. 
IVb  Min.  Fr.  Herni.  Wagner  berechnete  f.  d.  gcsammten  (^rilUeten  jl  Apanage« 
in  Europa  um  l'^73  hol  Frankr.  nur  die  Dotation  des  Präsidenten  u.  ohne  Spanieft 
damals)  137  Mill.  Mark,  wobei  aber  einige  Posten  nur  schätzungsweise  cingcstitzt.  — 
Im  Allgemeinen  sind  die  Hofausgabon  seit  diesem  Jahrhundert  langsamer  als  die  Übrige 
Staatsausgabe  gestiegen.  In  Preassen  ist  die  Krontidcicommissrcnte  trotz  der  ein- 
getretenen Erhöhung  relativ  immer  kleiner  geworden.  Sie  betrug  1  21  TO.  I*^H2  60. 
1841  52,  1851  45,  1861  50,  ls73  51,  1883  44  Pfennig  oder  in  %  der  oidcuii.  Sotto- 
ausg.  (Milit.  u.  (  iv.  .hau  Schuld)  bez.  O"!  —  6  0  —  5  2  —  3'8  —  8-4  —  2*2  — 
1-9  (tieratfeld.  Jahrb.  B.  41  &  27,  28).  S.  andi  Pfeiffer  Staataaosf.  &  51. 


b)  Regelung  einzelner  Puncte  bei  der  Civilliste. 
Die  Festig tellnng  der  Höbe  der  Civilliste  knnn  auf  dreifache 
Weise  erfolgen:  entweder  wie  bei  sonstigen  Staatsansgaben  Ütr 
jede  Etatsperiode  besonders,  was  k^um  passend  ist,  weil  es  Ver- 
handlangen Uber  den  Gegenstand  zu  häofig  macht;  oder  aaf  die 
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Lebenszeit  des  einzelnen  Honarehen,  daher  unmittelbar  nach  dessen 
Begiernngsantritt  (England),  was  finanzwirthschaftlieh  wohl  das 
Biebtigste  ist,  tun  etwa  nOtbige  Verändernngen,  bez.  Erhöhungen 
der  Summe  eintreten  tu  lassen ,  nnd  politiseh  nicht  bedenklich  er- 
scheint; oder  ein-  fUr  allemal,  bez.  auf  unbegrenzte  Zeit  (deutsche 
Staaten). 

Weitere  Puncto  sind  folgende:  Sogen.  Apanagicn,  d.  h.  Golddotationen  be- 
dQrfcn  ansserdcm  die  Qbrigen  einen  eigenen  Haushalt  führenden  Mitglieder  des  FUrsten- 
hanscii  in  Monarchien:  ebenso  die  fürstlichen  Wittwcn  Witthllmor"  u.  dgl. ,  die 
Friuzesäinnen  bei  der  Verheirathung  Ausstouero  nnd  eventuell  au<-b  ständige  Apanagiun. 
Fttr  (Ii''  Roi2:eluiig  dieser  x\pr<nagien  bcst'hen  twc'x  Systeme:  sie  erfolgen  entweder 
aus  dui  Cuillistc  des  regierenden  Forsten  nach  do.ssen  Bosfimmung  (Preusscn,  Nieder- 
lande, Weimar\  vns  für  den  Staatshaushalt  gftnstigcr.  :i))>  i  nur  zuläs^i;;  ist,  wenn  die 
Civilliste  dadurch  nirhf  zn  solir  l^eiastct  und  z^prlwiiliifr  )>  schränkt  wird,  oder  sie 
nrerdoa  auf  Grund  bestimmter  (iesctzo  ähnlich  wie  diu  Civilliste.  aber  neben  derselben, 
fest  g«se(zt  n.  ana  dem  Staatseinliominen  bestritten,  was  indes9«i,  um  eine  zn  starke  Be- 
lastung der  Staats«  a-bL-  /ii  v  rhutcn  Cautelen  wilnschenswerth  macht,  wir  -i-  z.  B.  da-  Ha  d, 
Gesetz  vom  21.  Juli  lb.19  enthält  Die  Apanagien  und  Wittunuigühaltü  dürfen  danach 
nammen^enommen  400,000  fi  nicht  tkbersteigen,  und  schon  wA  einem  Belaufe  ?oii 
900,000  fl.  wird  von  jedem  neuen  Apanagium  Vs«  von  350,000  fl.  an  aber  die  Hälfte 
abgezogen  (T?au  V.)  Anni.  dV  Solche  Il?«?timinnngcn  sind  bes.  j:-pboti  ti  b'-i  dem 
System  der  sogen,  indiv  i  d  u  »1  Ir  n  Apaua^ieii  (für  jedes  selbstündigu  (jlicd  der  furstd. 
Familie,  wobei  sich  die  Höh«  (h-x  Apanage  mit  nach  der  Nahe  der  Verwaadtscliaft 
mit  dem  Kegenten  ii.  nn<  Ii  dem  Icdiirrn  oder  verheirath.  Stand  richten  kann).  Das 
andere  System  ist  das  der  Vererbung  der  Apanagien  nach  Linien,  d.  h.  ..so, 
daM  die  fttr  diien  jUngeren  Sohn  des  regierenden  FOnton  festgesetzte  Unterhaltnngs- 
rsomrnft  auf  scinr-  Nnrhkommen  übergeht  und  unter  dics-^  vertlieÜt  vrivd.  Hierbei 
können  die  Antheiie  einzelner  fÜistUcher  Personen  ganz  unzureichend  werden,  man 
nrass  daher  durch  die  Bestimmmig  helfen,  daas  das  Einkommen  eines  Prinzen  oder 
einer  iinverehelicht-'ii  Prinzessin  nicht  unter  ein.-  ;;Lwi-SL'  (in-nze  (minimum)  sinken 
kann  und  bis  dAhin  durch  Zuschüsse  ergänzt  wird.  Auch  entsteht  durch  zufällige 
Ungleichheit  in  der  Z»M  der  Abkömmlinge  jeder  Linie  eine  unbillige  Verschiedenheit 
in  den  Einkünften  derselben;  der  Vortheil  ist  aber  unverkennbar,  dass  der  Aufwand 
im  Ganzen  ein  b'^stimmf*»??  Mnnss  behrdt,  Reisp.  Wtlrtemb.  Hansges.  v.  '2^.  .luni 
1828  (Eordegcu,  S.  ]5Ui.  Ilaniiov.  llau^sgeo.  v.  19.  Nov.  ISSii".  <R;ui  50 
Anm.  d).  Die  früher  vorgekommene  Einrichtung,  den  MitgliLuieni  des  l  iiratonhaiises 
Domänen  zur  Dotation  zu  geben,  die  dann  weiter  in  der  betreü.  Nel>eiiliiiie  ibrtorben 
konnten  (Hans  Orleans  als  bourboniäche  Nebenlinie  in  Frankreich;  widerspricht  der 
htenitigen  staatnechtiichen  Stellvag  des  DomaniniDS.  Tf^  0.  Meyer,  Staatsrecht  §.  95. 

Die  Verwendung  der  Civillisf'-  hanst  lediirürh  voia  Fiir-ien  ab,  wohei  i-s 
K^htsgmndsatz  sein  moss,  dass  der  jeweilige  iicgcnt  die  GiTÜliätc  nicht  über  seine  Ke- 
gierangszeit  hinaus  belasten  kann.  Besondere  Beamte,  die  nicht  im  Staatsdienste  stehen, 
Ite^orgtni  dir  Verwaltung 'der  Ci^illi'ife  Ks  ist  dann  nur  netliwemli*;.  irenau  zu  l>e>tiiii- 
men,  weiche  Ausgaben  überhaupt  der  Civilliste  überlassen  bleiben,  d.  h.  nicht  unter 
den  sonstigen  Staatsaofwand  gerechnet  werden  sollen.  Immer  mehr  ist  hier  die  Kegel 
znr  Geltung  gelangt,  dass  die  Civilliste  die  eigentlichen  persönlichen  und  Fa- 
m i  Ii  eiian  >  ir  .1  b  ^  n  des  Hi  'rontfn  —  woftir  dann  die  „Cabinctskasso".  ..rhatTillt'"  fim- 
girt  —  und  den  i\  e  pra^untationsaufwau  d  der  Hofhaltung  zn  bestreiten  hat, 
wUuend  alles  l  elirige,  was  früher  der  FfllSt  etwa  aus  .seinen  Mitt<  In  /u  bestreiten 
hatte,  direct  auf  die  Staatskasse  üht^rnommcn  worden  ist.  (S.  Uber  England  üneist 
a,  a.  0.  II,  ^.  lUi).  Zweifel,  wohin  eine  Ausgabe  gerechnet  werden  sollte,  entstehen 
etwa  hei  Hoftheatern  n.  dgl.;  bisher  lasten  sie  hdl  vns  meist  auf  der  Civilliste. 

ErtJbripTinaren  au3  der  Cinllistc .  wel*'lie  kapitalisirt  oder  zn  Ankäufen  von 
LaadfCUem,  Knnstwerkeu  u.  a.  v.  benutzt  werden,  stehen  dem  Forsten  natOrlioh  auch 
ZD.  KShere  Bestimmungen  tlber  die  Sigeatbumsverhlltnisse  an  solchen  GegeostSiiden 
können  zveekaiBaif  sein.  8.  z.  B.  Sfteha.  T«i£  r.  4.  Sept  1$81,  §.  iO  b. 
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Ausser  der  Ckillisfe  hat  der  regierende  Fürst  regelmässig  den  Xicssbrauch 
gewisser  übjccte  des  Staatsvormögeas ,  vie  Schlönner,  Parins,  JagdgiUode.  Uierubor 
sind  die  gevOhnUcben  Inrentarien  (§.  14S>  zn  fuhren  (2.B.  bad.  Oes.  r.  %  Nov.  18SI; 
preuss.  Kies.  v.  27.  /an.  1868  mit  Nacliweisung  der  zur  Staatsdomän«;  gchörcodeu 
Schlösser  u.  s.  w.  in  den  neuen  Provinzen;  französ.  Oes.  v.  8.  Nor.  1^14,  „domainu 
de  la  courronne"),  u.  genaue  Bestimmungen  zu  treffcu,  wem  die  Last  der  Erhaltung 
obliegt  Vgl.  Baa  §.  48  u.  ror.  Aull,  dieses  B.  §.  g9V 

§.  176.  —  B.  Bedarf  für  die  obersten  Leiter  des  Staats  in 
Republiken.  Dieser  Bedarf  richtet  sich  hier  mit  nach  der  speciellen 
Vcifasaung  (Aristokratie,  Demokratie  u.  8.  vv.)  und  betrifft  tbeilü 
etwaige  Tagegelder  der  Abgeordneten  and  Vertreter 
des  souveränen  Volks  (grosser  Kath,  Congress),  theils  die 
Besoldungen,  den  Anfwand  fllr  Kepnisentation  u.  dgl.  m.  der 
Träger  der  vollziehenden  Gewalt  (Präsident  u.  s.  w.\ 
Der  fresnmnitbetraj^  dieses  Bedarfs  erreicht  natürlich  nicht  leicht 
die  Höhe  fürstlicher  Civillisten:  ein  finanzielles  Vergleichsmomcat, 
das  aber  neben  viel  wichtigeren  kaum  mit  in  Betracht  kommt. 

Vgl.  audi  Rau  §.  .tI  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  100.  In  Nordamerika  erhielt 
jedes  Mitglied  der  beiden  Häuser  täglich  S  Üoll.,  seit  185G  für  2 jähr.  AiatsdMier 
i.  G.  6900  D.  nebet  eiomal  Beisegeld  für  Hin-  n.  Rttckraise,  Hock,  Anoik.  Fln., 
S.  Die  Ausgabe  für  den  Congress  war  1Sör./56  2.000,:^62  D.,  lS65/6fi  Senat 
4b6,U00.  AbgconUeteobaus  6M,0U0  D.  —  Schw  oiz,  A.  NaUonalratb  184.500  Fr., 
SOnderafii  8500  FT.  (dlo  Mitglieder  deaeelben  erbatten  ibre  Tag^  und  Beiaegelder  voa 
den  einzelnen  Cantonen),  Bundesrath  85,500  and  Canzlei  311,^00  Fr.  Ib  den 
nordaraerikan  Ischen  Freistaaten  bezog  der  Prfisident  froher  25,00<> 
ijeut  5Ü.O00  i)  Doli.,  der  >'icei)iibidcnt  8000  D.  —  la  duu  schweizerischen 
Freistaaten  sind  die  Besoidongeu  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  daren 
leben  können;  z.  B.  der  Bundespräsident  erhielt  lA.  ISöS)  nur  8700,  joder  Bnnd«»- 
rath  8300  Fr.,  in  Zürich  jeder  der  2  Präsidenten  2025  Fr.,  in  Luzcrn  der  Schultheis» 
3143  Fr.  (Macb  Ran).  —  In  Frankreich  bezog  der  jetzige  Präsident  Ifae  Haben 
f.  187*;  '  i  r  >its  000,000  Fr.  Gehalt  und  Repr.ls.-Kiv-t.  n  il  r  jet/igc  (Jn'  vy  nOO.Oon  fr. 
Gehalt,  ;iOO,000  fr.  Reise-  u.  &eprä8.-kosten i  ausserdem  freie  Wohuong  im  iUysee- 
Palaat:  t  die  £rbaltung  dieses  Gebindes  n.  seiner  Einriebt,  steben  aodi  SOO,000  fr. 
im  Etat 

II.  —  §.  177.  Ausgaben  ffir  die  VolksTertretiiDg. 
Der  Hauptposten  siDd  die  etwaigen  Vergütungen  oder  Kosten- 
entschftdigungen  an  die  Mitglieder  der  betreffenden  Körper- 
schaften. Ob  solche  Vergtitungen  (Iberbaiipt  gewährt  werden 
süUeu,  ist  eine  wichtige  politische  Frage,  welche  eine  all^-e- 
meine  Entscheid aug  nicht  gestattet.  Der  schwer  wiegende  und 
vielfach  mit  Recht  als  entscheidend  geltende  Vortheil  der  Ge- 
währung einer  angemessenen  Vergütung,  wenigstens  an  die  durch 
Wahl  des  Volks  f)estimmten  Abgertrd  neten  der  o  1  k  >  kununcr 
(2.  Kammer,  Untcrlians  u.  s.  w.)  liegt  iu  der  Erlangung  einer 
grösseren  Freiheit  llir  die  Auswahl  der  Dcputirten.  Zn  vertrüten 
ist  dann  eventuell  und  wird  bei  der  Gewährung  einer  Vergütung 
in  der  Praxis  auch  regelmässig  vergütet  der  Betrag  der  Keiae- 
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k  OB  ton  (nach  WegeläDfse  und  Transportarti  nebst  einem  Pansebale 
für  sonstige  Kosten)  nnd  der  Kosten  des  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Parlftments  oder  Landtags.  Die  Form,  in  welcher 
letztere  Kosten  ersetzt  werden,  pfleg:t  die  (lewährung  von  Tage- 
geldern (Diiiten),  also  eines  l'auschale  zu  sein  (deutsche 
Länder),  was  auch  wohl  passender,  als  ein  fixer  .Jahressatz 
(Frankreich)  ist.  Weitere  Kosten  der  Vertretungskiirper  entstehen 
durch  das  bleibend  beschäftigte  Personal  (etwaige  Aus- 
schüsse, Rureaubeamte  n.  s.  w.)  und  durch  die  sachlichen  Aus- 
gaben fttr  Gebäude,  Inventar,  Druckkotsten,  Stenographie  u.  s.  w.). 

Im  N orddäutschen  u.  jetzt  Doatschen  Kcicbstag  wie  im  früheren  Deatschun 
ZoHparlanient  hat  man  keine  Tnp^celder  zvgetnssen,  vm  ein  Gegengewicht  gegen  das  allge- 
meine Stimmrecht  za  schaden.  WiL-derliolf«;  AntrSge  des  Parlaments  auf  Kinfülirun^^  von 
Diiten  hat  die  Eeichsregieruog  bi&ber  abgelehnt  ^ai  freie  Fahrt  (auf  den  Eiscu- 
lNi1ioett>  ist  den  MitgÜedem  des  Reiehsti^  hm  rot  tsni  nach,  rowie  wilirend  der 
Sitzuugszcit  neuerdings  gewährt  worden.  In  mehreren  Ländern  hat  man  ».n^trlaubt. 
Sfcllon  ftlr  Mitglieder  eines  Obcrhaoses  (Pairskamnier,  Senate  mit  eintim  aus  der 
Staabka»sc  zu  schopfenden  Einkommen  errichten  zu  müssen.  In  Frankreich  waren 
nach  der  Herstellung  des  Königtbnms  bis  1S30  erbliche  Pairsstelien  bis  zn  12,000  Fr. 
jährlicher  Ansstattong.  Auch  im  zweiten  Kaisorreicli  (-rhielten  die  Scnaloren  wieder 
eine  solche,  wofür  der  A.  1859  4.980,000  l'r.  auswirft.  Ausserdem  sind  fiir  den 
S«iiat  l,0eD.0O0  vnd  filr  ä«n  gesetzgebenden  Körper  2,795,000  Fr.  jährlich  als  Vor- 
waltnngi^knstcn  anfsfenommen.  A.  fiir  (sTO  für  diese  Zwockc  zuHammen  11.271.000  Fr. 
Jetzt  erhalten  Üepatirte  u.  Senatoren  auch  ein  Fixum  iron  OOOO  fr.  jährlich  {zm, 
1882  4,S1S<000  fr.y.  der  Kammerpifaident  72,000  fir.  Qesammtausg.  f.  d.  fransOs. 
I)ei)Ut.V.  ISSl  n.S9«i.?»00  fr.,  Senat  4*5  Mill.,  zus.  11-4  Mill  fr.  —  In  W.'.st-Dcstcr- 
reich  A.  f.  1»^>0  Urdin.  67i»,lÖ5  fl.,  wovon  Herrenhaus  55,396,  Abgconln.h.  597,734, 
D^legaiion  14.000,  StaatnehoTd  eoBtrxoinmi!«.  11.035  Ü.  Diftten  der  Abgeordn.  10  A. 
(Ges.  V.  7.  Juni  1S61).  —  Prenssen.  Neues  Ges.  über  Reisekosten  u.  Diäten  d. 
Mitiilitidi-r  d.  Ab»/vordn.-f<?nhauses  7.  30.  M.lrz  l'^T,^:  Diäten  5  Th!r.  p.  Tag  (bisher 
5  Thlr  ),  u.  zwar  L  alle  Abgeordnete,  auch  f.  d.  iu  Berlin  wohnendeu.  Die  Diäten 
müssen  angenommen  werden.  Reisekosten  für  jeden  Zn-  u.  Abgang  1  Thlr.,  jefast 
nach  Ges.  v.  24.  Juli  1876  p.  Kilometer  Eisenb.  od.  Dnnipfsch.  13  Pfenn.,  auf  andern 
Wefen  60  Pf.  A.  für  lS83/»4  Herrenhaus  172,310  (incL  Besold.  der  Beamten  etc.), 
Al^tecTdaetenhans  1,201,270,  tu.  1-S74  Hill.  M.  —  Bai«rii.  DIU«ii  der  nicht  in 
München  wohnhaften  Abg.  10  Y  A  1  Landtapskosten  1883  340,095  M.  -  K. 
Sachsen.  Diäten  der  nicht  in  Dresden  wohnh.  Abg.  d.  2.  K.  -12  M.,  ebens.  f. 
gewisse  Kalef.  d.  ICifglleder  d.  1.  K.  A.  d.  Landtagskosten  189S  126,400  VT.  — 
Wortemb.  Mitglieder  beider  K.  (mit  einigen  Ausnahmen  in  der  1.  K.)  9  "VT  43  Pf. 
(5Vi  fl.)  Diäten.  A.  d.  Landt.kofit  1883  :i38,255  M.  —  Baden.  Diäten  d.  nicht 
in  Carbrnhe  wohn.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.  Kosten  d.  Landstande  A.  f.  1882  97,220  M.  — 
Hessen.  „Auf  Yerluifen'*  9  M.  Diäten  f.  d.  nirht  in  Darmst.  wohn  Mifgl.  d. 
2.  K.  —  Sachsen- Weimar  Abg;.  10.  Kammerprä.s.  1.").  Vicepräs.  12  M  Diäten, 
la  Grossbrit.  Kosten  d.  Oberhauses  ISS1/S2  i2,bMS.  d,  Unterh.  48.324  PI".  St.  Die 
gesamuite  Ausj^be  für  Landesrertietung  berechnet  Herrn.  W  aj^nor  nm  1873  in  dan 
Dentschcn  Sta-itcn  auf  2'1'.'>  Mill.  M..  noch  nicht  7%  dor  Hofausgabe.  — 

Bei  dirocter  Gesetzgebung  durch  das  Volk,  wie  neuerdings  in  einigen 
schweizer  Cantonen,  n.  z.  Tb.  jetzt  im  Bunde  selbst  wachsen  den  Finanzen 
direct  nur  wen^f»  Kosten  zu.  Aber  indircct  wird  der  roUnwirthschaftliche  Verlust  an 
Arbeitszeit  wegen  der  Agitationen,  der  Abstimmungen  u.  ».  w  doch  ab  Aasgmiwpcwt 
im  Haashalt  des  Einzelnen  und  des  ganzen  Volks  zu  betracbteu  sein. 

„Referendum**  rerscUedener  Axt,  ao  in  Gaatoo  Zürich  und  Thurga«, 
wo  n.  A.  jed  s  vnn  dir  Regierang  rorgeschlageue  und  vom  gesetzgi>benden  Repräsen- 
taürköipcr  angenommene  Gesetz  noch  der  Yolksabsünunuug  in  den  Gemeinden  nnter- 
«wf«  wild.  Iii  Vaadt  bestellt  «in  Finams-Bafiifeadiim  Ui  Bmmm  ftber  1,  in 
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Nevenbnr^  dsgl.  bei  Samiucn  über  2  Mill.  Fr.  Wieder  Modificationen  in  Bern 
(wo  7.  B.  über  die  Subvention  znr  Gotthardt -Balm  absfstiinint  wnrdo).  Aftrgan, 
GraubtindcQ,  Sckvyz,  Baüolland.  S.  M.  Wirth  in  d.  Art.  Schweizer.  £id- 
gaiossenichaft,  BlnnlBchlii  n.  Bnter's  SCaftttvOcterb.  XI,  1013. 

III.  —  §.  178.  A  iisgaben  für  gewisse  oberste  Staats- 
kür per.  Nach  der  Staatsform  und  nach  manchen  zufälligen 
geschichtlichen  Entwickelungeu  sind  solche  oberste  Staat^körper 
verschieden  or^anisirt  und  haben  sie  eine  verschiedene  Stellung. 
Danach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  und  für  sich  nicht  be- 
deutende Aufwand  wieder  verschieden.  Ef  f,'chören  dnhin  etwa 
das  fürstliche  0 abinet,  das  in  Repräsentativstaaten  mit  verant- 
wortlichen Ministem  mitunter  ganz  besciti^'t  ist  oder  seine  Wich- 
tigkeit verloren  hat;  der  Staatsrath,  dessen  Mitglieder  vielfach 
zugleich  andere  Aemter  bekleiden  und  dafUr  ihre  Besoldung  be- 
ziehen ;  der  Ministerrath  (auch  Staatsministerium),  in 
welchem  die  Vorstände  der  verschiedenen  Ministerieeo  und  etwaige 
Minister  ohne  Portefeaille  coUegialisch  berathen.  Auch  hier 
kommen  dann  nur  etwa  Bureaukosten  und  Gehalte  des  Bureau- 
Personals  neu  hinzu,  während  die  Besoldungen  der  IGnister 
Im  Etat  ihres  speeiellen  Dienstzweigs  stehen.  Hitunter  sind 
einige  andere  Gentralanstalten  gleich  direct  unter  einen  dieser 
obersten  StaatskOiper  gestellt,  s«  B.  die  Archive,  die  Oherrechnunga- 
kammer  u*  a.  m. 

Oeaterreicli  A.  für  1S9S,  Gdbinetfllmizlei  4,  K^ien,  WcstSsteneicli  «i4 

Ungarn  jo  c.  70,000  fl.,  Ministcrrani  in  West-Oest.  1,011,000,  Ministerprisidium  in 
Ungarn  29Ü,00ü  fl.  —  Baiein  A.  fOr  StaatsrsÜi  48,b(M>  M.  —  Baden  A.  für 
1BS3  Geb.  Cabinet  22,050  M.,  Staatsministerium  62.892  H.  —  Preassen  A.  fi)r  ISs.i/M 
Staatsministeriams-Burcau  29S,SS0  M.,  Geh.  Civilcabinot  122.<)S0  M.  —  Frankreich 
A.  1^05  St.aatsministcriutn,  Ti  ntralfrenirHlt.  423,.=>00  Fr.,  Qth.  liath  300»000  Fx.  UM 
A.  Stautsrath  2,229.700,  iMli  liooh  SSO.hOO  Fr.). 

In  Frankreich  standen  eine  Zeit  laug  während  dos  2.  Smpife:  unter  dem  Staat«» 
ministerium  KoichHarchi?,  schdne  KUuste  und  Theater,  höhere  «rissonsch.  Zwe<  k<  fd.  a. 
loMitat,  K.  Bibliothek),  Staati^eb&ude,  (ie«tttte  o.  Verschied.  —  la  Pruusdcu  durea 
unter  dem  Staatsinioistetiiini:  StMtnrcliire,  G«Denl«0rdeittc«iiiniifl9k)a,  Oberrechaimf^ 
kammer,  ObtTcxauiinrition.scomTniss.  für  hAh.  yerwaltongsbeaDtO,  I>i8d|dilür]|of,Geiicltf»- 
hof  zur  Entscheid,  d.  (Jompeteuzconilicte. 

2.  Abschnitt 

Finanzhedarf  fftr  die  Barehfahnins  des  Beelits-  und 

Haelitzweeks. 

§.  179.  Hierhin  stellen  wir  (nach  §.  33,  Nr.  2)  die  Justiz, 
die  »Sicherheitspolizei,  als  Theil  des  „Inneren^^,  das 
„Au^wUrtige'^  und  das  im  folgenden  Ahschnitt  nfther  su  be- 
handelnde Militärwesen, 
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I.  Das  Jiistizwesen,  dessen  Kosten  gewUhnlich  nur  einen 
relativ  kleinen  Tlicil  der  eigentlichen  Staatsausgabe  ausmachen, 
ist  in  den  modernen  Staaten  nicht  ganz  gleichmässig  eingerichtet, 
weshalb  auch  die  Ausgaben  daiUr  sieb  verschieden  gestalten. 

Rau  meiut  in  der  5.  Aosg.  §.  G9 :  Das  Jll:^ti/w<!^^on  hiAc  hCclistriis  des 
gaozen  Staatsaofwands.  Solche  absolute  Statist.  Kegeln  lassen  sich  nicht  angeben,  weil 
die  Qttote  einmal  nach  dar  Ressoitbegfenzaiiir  (s.  B.  ob  die  Sirafk&Btalten  unter  dem 
Jostizmin.  od<  r  unt»!r  -'iiiein  aiideri-n  ■Ministerium  stcheD"»,  »odann  and  mehr  norh  weil 
sie  nach  der  H<)be  tie^  sonstigen  Staatsauffrands  ^z.  B.  ob  die  Selbstvenraltoog  mehr 
oder  weniger  ausgebildet  ist,  ob  die  Last  der  StaafiscbDld  gron  ist  v.  s.  ir.WeTschiedett 
ausfallen  muss.  Btivor  allgemein  landesfurstl.  Gerichte  bestanden  (in  (><-st<  rr.  u.  Preasscn 
daher  bis  1*^4S,  bis  znr  rnlligen  Beseitigung  der  Pattimon^a^justiz),  war  die  Staats- 
aus>g.  absul.  u.  relat.  aui  h  kleiner.  Gerat  fei  dt  (Jahrb.  B.  -II,  S.  27,  2Si  berechnet 
f.  Preussen  als  Ausg.  f.  die  Justiz,  incl.  Gerichtsgeningnisso)  p.  Kopf  Pfennige: 
1821  47,  1S:12  43,  1*541  44,  1S51  167,  1S6I  Ibß.  1873  253.  18S:i  :U)H,  od.  in  "/„ 
der  ord.  Nettoausg.  (Civ.  u.  Mil.  ohne  Schuld)  bez.  41— 4-3— 4-5— 13-S- 12-7— lO  S— 
12*6.  —  Beispiele.  Preussen  Et.  f.  18S3/$4  Ord.  d.  Jnstiziiiin.  80*16  M.  M., 
1875  nur  64  M.  M.,  c.  12*57o  der  ciircnJl.  Staabaustr.  Baiern  1*^76  (incl.  Strafanst.) 
11*87  Hill.  H.  oder  7'27o  d.  eigentl.  Ausg.  (incl.  MilitäreUt)  1SS3  12  63  M.  M. 
FrsDltreieh  1876  32'9  HUI.  Fr.  oder  l'4Vo  d.  eif.  Ausg.  (l§o9  bei  wesentL  Ueinera 
Gesammtaa^^-.ib.j  3-67).  1883  35-94  M.  fr.  Wesf-0 esterrci.  Ii  1875  19-4  Mill.  0. 
oidentL  Ausg.  (ind.  Gefaoguissrerwalt.)«  c.  6*5%  <!•       Ausg.,  1882  19'53  M.  fl. 

Die  Hauptpoflten  der  Ausgaben  betreffen: 

1.  Das  Justizministerium  selbst,  nebst  den  etwa  dazu- 
gehörigen Commissionen  (für  Geaetzgebungsarbeiten ,  Priliungs- 
wesen  u.  dgl.  in.). 

Nur  ein  kleiner  Posten  im  Justizetat.  z.  B.  in  rrrii?scii  ^Tinist.  5.'^0.()i»0  M.  hei 
SU  MüL  M.  Gesammtausg.  in  18S3;S4,  Jostlzprufungscoutm.  32  tiuu  M.  u.  Unterhaiiung 
d.  jQstizgeblode  1  MiU.  M. 

2.  Das  Gerichtswesen  mit  deii  (Berichten  verschiedener, 
meint  3,  Instanzen.  Die  Höhe  «ier  hierher  gehinijicn  Ans;j;;il)(Mi 
hängt  wesentlich  von  der  Gerichtsorga iiisntiou  (Zahl  der 
Instanzen,  Instanzcir/ug,  Art  der  BesetsttDg  der  Gerichte  u.  w.) 
nnd  dem  Geriehtsveri'abren  ab. 

Vereinfacht! riir  di«s  Processpang^ .  liäufipcre  Anwendung  Jes  münfllichen  Vcr- 
üabrens.  scbiedsricb^erliche  Einrichtungen  u.  dgl.  m.  empfehlen  sich  auch  im  finan- 
tldSen  Interesse  (Bau).  Docli  darf  das  Letztere  in  diesen  Pvncten  nur  mitsprechen, 
nicht  i-ntschf'idon.  Das  Gerichtswesen  ist  rfeelmrissiu:  zugleich  eiiit;  Quelle  ron 
EifiDabiDen,  namentli^  aocen,  Jastizgebtthren,  welche  einen  Theil  der  Kosten 
dedten.  Ob  vnd  in  irelclier  HOhe  »elclie GebillireB  m  erheben  sind,  ist  viedemm 
nach  finanziellen  Gedchtspuncton  nicht  zu  cntacheiden.  Soweit  diese  aber  mitsprechen, 
wird  in  der  späteren  Gebttiiren lehre  ron  jenen  GebQhren  gehandelt  (s.  fin.  II, 
§.  291—294). 

Die  Kosten  der  Gerichte  dritter,  zweiter  und  erster  Instanz  verhielten  ^^ich  in 
Preussen  ilS7n)  wio  1— (V8— 41,  in  Baiern  (!%8/69  u.  1870)  wie  1— 't— 1'.),  in 
Baden  da^  Obe^ericbt  zu  den  Kreis-  u.  Amtsgerichten  wie  1  /u  30.  Die  Gerichts- 
rerfassung ist  übrigens  so  Tenu^hieden,  dass  sich  ein  in  der  Natur  der  Sache  gefrOn* 
dete«  Verhältnis??  nicht  genau  hemtijsfinrlcn  Iftsst  Gt'c:f'nwSrtie  'um  Iv^.t"  ist.  unter 
Anrechnong  ron  6ü7t  Kosten  ded  Keichsgerichts  in  Leipzig  als  üericht^  oberster 
iMtaBB  £  Tmwmb  du  TeAlitniM  ¥m%i  1  :  4«S  :  69  (0'7»— S*65*-64*56  M.  H.), 
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Ob  eine  Veiiniiloriini^  «ler  (i<Ticbtäorgani8atiOii,  wie  iHc  neue  (ImiIscIk- .  da»  (Jori'  hts- 
wescn  fUr  die  Finanzen  wohifcilcr  macht  oder  uicbt,  ist  bei  der  Eiuwirkuog  so  maoch- 
Ikelier  FaelOTen  (Bevcgung  der  GtinioaUttt,  der  Beirasprochnnf  der  IMwilI.  Gericht»« 
barkeit,  Gang  des  \Virth«c]MftalebeQS  —  AnCK^muig^  «nd  Abicliiniiigperiode  —  a«8b  w.) 

schwer  zu  bcurtbeilen. 

3.  Die  Grefängnisse  and  Strafanstalten. 

Diese  stehen  oicht  immer  oder  nicht  immer  a)lo  unter  dem  Jiutizmini^eriBtt, 
^otidern  unter  einem  anderen,  z.  &  dem  des  Inneren,  wns  bei  Veigieichen  nicht  xn 

überstihen  ist    S.  o.  S.  G5. 

Die  neuere  Auifassung  des  Strafzwecks,  die  erkannte  Noth- 
wendigkeit  auf  die  Gefangenen  bessernd  einzuwirken  and  hamaoe 
Regungen  haben  in  den  letzten  Mensclienaltern  zu  grossen,  aber 
aneh  sehr  kostspieligen  Verbesserangen  des  Gefängnisswesens  ge- 
führt (bessere  Gebäude,  Zcllcnsystem  und  Absonderung  in  Einzel« 
bafti  bessere  materielle  and  sittlich-religiöse  Pflege,  Unterriebt  n.  s.  w.). 
Diese  Verbesserangen  sind  ein  gntes  Beispiel  fttr  das  nothwendige 
Wachsen  des  Staatsbedarfs  aaf  höheren  Galtnrstafen  des  Volka- 
lebens (§.  36).  Und  wenn  aneh  vielleicht  in  der  Verbesserung 
der  materiellen  Verpflegang  and  der  ganzen  Einriebtangen  der 
GefUngnisse  nnd  ZacbthHaser  neaerdings  mitanter  etwas  zu  weit 
gegangen  nnd  damit  dem  eigentlichen  Zweek  der  Bestrafnng  iii- 
direet  etwas  entgegengearbeitet  worden  Ist,  mnss  doch  das  Vor- 
gehen an  sieh  im  Ganzen  gebilligt  werden.  Ein  Theil  der  hoheD 
Kosten  kann  nnd  darf  doreb  den  Reinertrag  der  —  aneb  sonst 
unentbehrlichen  —  Zwangsarbeit  der  Sträflinge  gedeckt  werden. 
Doch  muss  dieses  Finanzinteref=ise  an  der  Strät  lingsarbcit  wiederum 
gegen  andere  Rücksichten  zuiüekstehen.  U.  A.  ist  Vorsicht  zu 
flben,  dnati  die  wohlfeile  Sträflingsarheit  nicht  den  freien  Arbeitern 
eine  zu  bedenkliche  Concurrenz  niaclit  und  deren  Lohn,  hcsonders 
in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrllckt:  eine  bedenkliche 
Folge,  welche  in  der  Praxis  nicht  immer  genHgerid  beachtet  wird, 
allerdings  aber  auch  sehr  schwer  zu  vermeiden  ist. 

Einige  weitere  Ausführungen  mit  Statist.  Daten  tiber  den  {jeg:<;nst.^ud  bei  Ran 
§.  69  u.  z.  Tli.  danach  iu  d.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  22b — 230.  Auch  dieses»  Oebiet 
ist  aber  so  speciliscb  technischer  Natur  u.  hängt  mit  den  Piind|iienfiig«i  «• 
Vcrwaltungsgruiulsiitzen  des  Strafwesens  u.  GefangniüSWKsens  m  enge  zu-^-vTiuiien,  ab 
düsti  es  hier  In  der  Fia.wis8.  genauer  mit  Erfolg  behandelt  werden  köjiute.  Dw 
neoexüoheii  Zanabme  da  Verbraohen  und  Vei!g«heD  hat  neben  den  inaarai  Yer> 
besserangen  der  Einrichtnng  u.  Pflege  eine  Zunalimc  dns  Anf-vands  entsprorhen. 
Aeltere  Beispiele  s.  a.  a.  0.  Beispiel  Preussen.  Udfuiiguiasv  uuter  d.  Jostjaia. 
188S/S4  Ansff.  7'52  M.  M.,  Einn.  am  d.  Andidl  am  AibeitBrerdkint  d.  geridrtl.  Ot» 
fanifcncn  0  7^!)  M.  M..  woriius  auch  Keiuunerationen  der  ücfängnissbeamtcn  ^tvaiüt 
werden.  Ausserdem  haben  d.  (iefangonen  noch  f.  353,000  M.  Antheil  am  Ertrag 
ihrer  Arbeit.  Die  Strafanstalts  -  u.  s.  w.  Verwalt.  unter  d.  Min.  d.  Innereo  kostet 
gleichzeitig  9'34  M.  M.  (1875  nur  7*67),  die  Einn.,  meist  aus  d.  Arbeit  d.  Str&fliage 
2Ab  M.  M.  {im  2*24).  Oeaterreich  (Waat-)  im  Stra£uk8taltoa  im  f-l  irln 


Digitized  by  Google 


Polizei. 


413 


Ansf.  2-9  H.  II.  Im  Ord.  (Weltns  woU  im  Et  der  Krotdlnder?),  Eiiiii,  Ürm  M.  II.  — 

Baiern  Strnfanst.  im  Just. min  1SS9  4*41  H.  M.  Frailkrfticb  1S8I  f^eftllgnisae 
im  Kill.  d.  Inneren  Mill  fr. 

Ii.  —  §.  180.  Die  Polizei  im  engeren  Sinn,  oder  die  80gen. 
Bicberbeitspolizei,  d.  h.  „die  Sorge  fttr  die  Beschtttznng  der 
Persooen  und  des  Eigenthnrng  im  Innern  des  Staates  dnrch  un- 
mittelbar vorbeugende  Massregeln'*  (Ran),  in  vielen  Staaten  mit 
anderen  VerwaltnngsEweigen  verbunden  nnd  dem  Ministerinm 
des  Innern  tibertragen,  ist  im  modernen  Staate  neben  dem 
MQitärwesen  die  Hanptetnriebtung,  welche  der  Verwirklichung  des 
PrUventivprincips  (§.  37)  dient  Ihre  Kosten  waebsen  mit 
der  Sehwierigkeit  der  zu  Uberwacbenden  Verhttltnisse  nnd  mit  dem 
steigenden  BedArfniss  der  Oultnr  nnd  Volkswirthschaft,  dass  wirk- 
lich Recht89t5rnngen  verhtttet  werden.  Die  bezüglichen  Ausgaben 
trägt  aber,  soweit  sie  wesentlich  ftlr  locale  Zwecke  erfolgen,  der 
J^ia  it  gewöhnlich  nicht  allein,  sondern  tlie  Selbstverwaltnngskörper, 
besonders  die  Gemeinden,  participiren  dai;in.  Wie  dies  im  Ein- 
zelnen einzurichten  ist,  ist  in  Theorie  und  Praxis  noch  nichj  end- 
giltig  entschieden  nnd  gehRrt  zu  den  Fragen  der  Organisation  der 
Selbstverwaltung  neben  und  statt  der  Staatsverwaltung  (§.  43  ff.). 
Die  Kosten  betreü'eu: 

1.  Die  oberen  Verwaltungsorgane  und  Behörden, 
welche  im  Staate  meistens  gemeinsam  tfir  diesen  Zweck  nnd  für 
die  übrige  sogenannte  Innere  Verwaltung  tungiren  (Mi- 
nisterium des  Inneren,  Provinzial-,  Departemental-,  Bezirks-,  Kreis- 
verwaltung II.  s.  w.\  theils  allein,  theiis  in  Verbindung  mit  Organen 
nnd  Behörden  der  Selbstverwaltang.  Finanziell  lassen  sich  die 
Ausgaben  nach  den  Zwecken,  welchen  diese  Behörden  dienen, 
nielit  wohl  trennen. 

Die  Kosten  der  ge:>armntoii  Inneren  Staatsverwaltung  richten  sich  nach 
ilr  üinrichtyng  umJ  (irösso  ik-r  Verwraltangren  iProvinzcn,  I^'7i^k'•,  Kreise),  dem 
Vorhermchcn  lior  c oll  i  a  1  i  sc  h  »ti  oder  der  ßu roau  vc  r  fa sä  u  iig,  nach  dem 
OmfASfe,  in  w  l  h  m  (iic  Solb^tverwaltQug  der  kleineren  autonomen  Kreise  derStaats- 
venraltTin?  Aufgaben  u.  Thiitigkeiten  abgenommen  hat.  n.  in.  Du:  finanzielle 
Seite  dieser  Verhältnisse  lässt  »ich  ohne  ein  Euigeheu  in  genaues  Detail  nicht  richtig 
besTthellea  und  VefgleiGlie  zvlseliep  veiadiledaion  Staaten  mit  gewöhnlich  mebr  oder 
weniger  Versrhied.mhi  itcn  in  der  Einrichtung  der  Y^rwaltung  sind  nicht  wohl  un- 
nitldber  mögUch,  (was  Rau,  in  §.  70  Anm.  a,  zwar  in  einem  Puacte  aach  herror- 
liebt,  nber  doeli  nicht  genogond  beaehleO.  Nnr  als  Beispiel  daber:  Prenssen  A. 
1SS3/84  Min.  (1  Inn.  (nhn.-  iVw  davon  ilepeiidir.  .Speri.ilrimter)  0.r>01  Mill.  M.,  Ober- 
präsidicn  (tn  d.  Provinzen)  u.  Regierungen  (in  d.  Bezirken)  incl.  Finanzdirectiou  u. 
Bezirfcshanptkasseii  in  Hannover  u.  einiger  and.  höherer  MittelbehOrden  (aoch  ind.  d. 
Kasscnverwalt.  d.  Ro^ri-^rnngen)  12*19  Mill.  M.  lim  Finanzinin.  eingestellt),  Vcr- 
walfungsgerichte  u.  D<'|uit.  1.  llt  imafliwcs  O  riT.  Standesämter  O  .'i'M).  Landdrosteien 
(U)  Hannover)  OüGl,  landrathl.  Buliijrden  u.  Aewter  7' 175,  allgcm.  Ausgaben  im  In- 
tonae  der  Polizei  1*494  HUI.  M.  find,  fekelme  Ausgaben  OilO).  West-Oettei^ 
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reich,  A.  f.  ISSO,  Min.  d.  Inn.,  Cenlrall.  itung  0  469  Mill.  fl  .  Ausl.  fttr  Staatspolizei 
ü-120,  Polit  Verw.  der  eiii2.  Länder  5135  (ord.).  otteuU.  Sicherheit  3*^9  Mül  II.  — 
Baiem  1876,  Et.  f.  8idi6ilieit  3'66  SQU.  U.  —  Frankrelcli  1881,  Centnlrenralt 
d.  Min.  d.  Inneren  1*72  MilL  Fr..  StMtsrermJt  in  d.  Depnrt  11*29  HüL  Fr. 

2.  Die  Local-PolizeiTerwaltnng,  welche  groBflentheilfl» 
aber  Dielit  allein,  Bieherheitspolizeiliclie  Zweeke  hat,  vom 
Staate  aber  nur  tbeilweise  erhalten  wird.   Im  Allgemeinen  mit 

Recht,  da  das  localc  Interesse  hier  mindesteus  sehr  erheblich  mit 
betheiligt  ist. 

Beispiel:  Preussen  Et  f.  1883/S4  i.  M.  d.  Inn.,  Localpol.-Venr.  in  Bexiin 
6  (>4,  in  d.  Provinzen  2'92,  Polizei -Districtcommissarc  in  Pruv.  Posen  0  544  Mill.  M. 
la  Preussen  trfigt  die  Staatskasse  eiiitMi  Hanpttheil  Köniy:licber  l'olizcivcrwal- 
tungcn  in  gewi.ss.^n  Städten  (bes.  Berlin,  ausserdem  in  20  Stiidtcu,  z.  Tli.  etwas  zu- 
fiUiger  Ansvahl  .  S.  oben  die  statist.  Daten  in  §.  54.  —  Aufwand  for  geheime 
Polizei  in  Frankreich,  im  Dnrrhsdin.  von  1830 — 4S  jährl.  2,374,700  Fr.  u.  im  J. 
18()ü  »,859,000,  1866  7,960,000  Fr.  Im.  Et.  f.  ISSl  im  Min.  d.  Inn.  1.469.000  Fr. 
Total  f.  OffenÜ.  Sieberlieit  S876  (H.  d.  Inn.)  12i4  MilL  Fr.,  1861  1S.056,  won» 
ZaacbnM  f.  d.  Pariser  stftdL  Polizei  2  Mill.  n.  Koeten  d.  PoL  i.  Lyon  7*693  MilL  Fr. 

B,  Die  Landgendarmerie,  gewöhnlich  die  kOBtspieligste 
Polizeianstalt. 

Sie  steht  in  einigen  Staaten  unter  dem  Kiicpministcrimn  (so  in  Frankr..  Ocsterr.> 
fungirt  aber  für  polissU.  Zwecke  und  nach  den  Weisungen  I  i  I'olizcibehörden.  Aasg. 
f.  Gendarmerie  in  Preussen  (i.  M.  d,  Inn.)  18S3/S4  9'1:»  MiIJ.  M.  -  Baden,  A. 
1  187(5  0,>'j;j  Mill.  M.  —  Westösterr.  18S0  4*1  Mill.  Ii.,  Fi  an  kr.  1881  402 
Mill.  Fr  Der  Aufvattd  ist  hoch,  noch  viel  hoher  als  far  die  gleiche  Zahl  Soldaten, 
weil  freie  Anwerbunj;  etwas  älterer  (gedienter)  Leute,  nicht  Zwanjrsdienst  wie  im 
Heere,  siattßudet,  was  hidiereu  Sold  u.  s.  w.  bedingt,  weil  sio  zerstreut  im  i^unie 
vobaeo,  riele  (40 — 70%^  berltteB  Min  mlUsen  oud  das  Yerlialtaiis  zvitchen  Offioteren, 
CntLniflii  iercii  u  Mannseliaftcn  fiir  cr^terö  beiden  Kategoricen  günstiger  als  im  Heere 
>  ist.  Beispiel:  Preussen  1883:  11  Brigadiers  zu  6000  M,  2  Ac^ut.,  45  Distr.- 
Offic  mit  Majors-,  Hauptia.  L  u.  Hauptm.  IL  CL-Raaf  (i.  D.  4050  M.),  1  ZohtaMistcr 
(3000  M.),  5Corpstabs-  u.  21  Brig Schreiber  (1050  M.),  IT"  Vjritt.  Oberwachtmeister 
(1620  M.  incl.  !2ü  M.  Kemonte^eld),  2  dsgl.  zu  Fuss  (1500  M  ),  1664  berilt  (1120  M. 
inrl.  120  Remontcj,  l<J4T  Fussgead.  (1050  M.).  Ausserdem  noch  186  Gend.  u.  Wacht- 
meister auf  Kosten  des  D.  Reichs,  u.  einige  auf  Kosten  v.  Privaten  0.  Gorporat  Zoia. 
59  Officicre  v.  VM^  ünteroff.  u  Manns-  Ii.  u.  tnit  d.  S.-hreibern  u.  s.  w.  Uberh.  4065 
Pers.  Yerhäitn.  d.  Wachtm.  zur  Maunacb.  wie  1:206,  Ucaauiutkosten  (incL  sachL) 
per  Kopf  2260  M.  —  In  West-Ocsterr.  1890:  128  Offic.  u.  Kochn.beamte,  25 
Untbeamte.  nno  Wachtmeist^M  zu  r,49  Ii.  Lnhn.  u.  Gelduebenbezügen"» ,  I2T2  P.-tpn- 
ftthrer  (zu  549  fl.),  5347  Gendarmen  (zu  449  tL).  Die  Mannschaft  bezieht  ausserdem 
z.  Th.  Dienstes-  n.  MedaUlenzolagen  <Jeno  zn  50^200  fl.)^  Gesammtkopfisahl  7141, 
per  Kopf  riesammtko^ten  ^li  fl.  Einige  weitere  Üt  Angaben  bd  Raa  g.  71  Note  6 
u.  ror.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232. 

4.  Die  Zwangsarbeitshänser. 

Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftspolitik,  §.  348.  —  Die  Kosten  trägt  gewöhnlich  nkkt 
der  Staat,  sotidern  ein  Selbstverwaltnn^körper,  z.  B.  Provinz  oder  Kreis.  FQr  Ptetsn«  a 

8.  JiOnue,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S.  UÜ. 

III.  -  §.  181.  Die  Verwaltüng  der  answürtigen  An> 
gelegen  heilen  betrifft  das  Mluisteriuin  sellist,  die  Ge- 
sandtschaften und  die  meistens,  aber  nicht  nllu^tincin  diesem 
Ministerium  unterstehenden  (Handels-)  Consulate.  bteheade 
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Gesandtschaften  verschiedenen}  dem  Range  der  Staaten  nnd  Höfe 
nnd  der  Bedentnng  der  internationalen  BeziehuDgcn  entsprechen- 
den Randes  sind  eine  jener  staatlichen  Einriebtungen,  welche  sich  * 

auf  das  Präveutivprincip  zuiikktiihrcii  lassen  (§.  37  und  G. 
§.  179  — 183).  Sie  bedingen,  wie  die  Dinge  einmal  liegen,  umsLl 
unter  monarchischen  Staaten,  einen  erheblichen  Aufwand  für  Re- 
präsentation, besonders  bei  den  Gesandtschalten  ersten  Ranges 
(Botschaftern).  Im  C  o  n  »  u  1  a  t  s  ^v  e  s  c  n  hat  das  neuere ,  sachlich 
vorzüglichere  .System ,  so2:en,  Ii  e  r  u  t  s  c o  n  s  u  1  n ,  welche  regel- 
mässig besoldete  Staiitsbeamte  sind,  statt  des  Systems  (kauf- 
männischer) Ehrcnconsaln  natürlich  auch  eine  Erhöhung  der 
Ausgabe  zur  Folge. 

Vgl.  Ran«  5.  Aasg. ,  §.  TS  u.  ror.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232.  In  manclicn 
Staaten  sind  diMWB  Ministerium  <iic  Archive  and  Angelegenheiten  der  farstUchea 
Familie  libertragen.  Her  Aufwand  für  tl;LS  Auswärtige  ist  tlberall  VL-rh.ilfnissmässig 
untcrgcordaet,  i.  B.  im  Deutschen  lieich.  Et.  f.  1SS3/S4,  forUlauerudu  Aui»g<-ibe 
flir  das  Ausw.  Amt  iVSH  MUl.  M..  wovon  1'161  f.  d.  Amt  selbst,  4*22  f.  GesandtiMsh. 
u.  Cousul.,  allg.  Fonds  0  t4.  Gerstfeld  a.  a,  0.  berechnet  f.  Preussen  (incl.  Keichs- 
quote)  p,  Kopf  Pfennig  1621  16,  1632  14,  1S41  14.  I5i5l  17,  18öl  15,  i^lii  21, 
1683  17  oder  %  der  Ausg.  (ohne  Sebald.),  bes.  1*4  —  1*4  —  1-4  —  1*4  —  0-9 
t)-'J  —  0-7.  —  F^rankroiLh,  Min.  d.  Aeussercn  l^s^,  14-35  Mill.  Fr,  c.  '/.,•"„  d. 
cij^entl.  StaatMUfig.  —  Gr.  Brit.  Ibbl,  0695  MiU.  Pfd.  Sterl.,  voron  O  'ISb  dlploniM 
0'274  Gonsnldienst,  O'llO  ZnscbUsse  an  d.  Colon.).  —  Oesterretob-Dugarn  (im 
gtimeins.  R  f.  1S82)  4' 19  Mill.  il  ord.,  incl.  13  Mill.  Subvention  des  Lloyd.  — 
Kassland,  Et.  f.  1S82,  3  69  Mill.  Kub.  —  Italien,  A.  18SI ,  6  o9  Mill.  Fr.  — 
Dänemark,  A.  1882,  0379  Mill.  Krön.  —  Niederlande,  A.  Jb^2,  0684  MUL  fl. 
—  Kord-Amerika,  A.  187«,  14  M.  ü. 

Das  Den ts che  Reich  unterhält  1883  6  Botschaften  (bei  den  5  and.  europ. 
Grossmächten  u.  bei  d.  Türkei),  13  Gesandts<-.haftcn,  9  Ministerresidenturon,  54  Berufs« 
n.  582  Wablconsulate.  Die  zu  einem  Bundesstaate  vereinigten  Staaten  können  nnd 
sollen  die  zahlreichen  Gesandtschaften  eingehen  lassen,  indem  der  Bund  die  Vertretung 
im  Auülande  Übernimmt  So  ist  e^  jetzt  in  Betr.  d.  Cooäulate  gans.  der  GetuuMlt- 
scbnilen  grOsstenüieib  im  D.  Belebe  dnrcbgefttial  Die  Einzdstaaten  beben  daber 
fast  keine  bezügl.  Ausgaben  mehr.  Das  „Auswärtigt:"  betrifft  hier  namentlli  h  die 
Vertretung  beim  Bande  o.  unter  d.  cinzeliieu  Paiüc.-SUatea.  So  z.  B.  im  preuss. 
Et  1983/84  Am.  e*S02  MUL  M.,  iroron  0*365  f.  Geiandtsch.,  0  09  f.  AreiB.-i:nt- 
schäd.  an  d.  Reich  f.  Besor.  spcc.  preuss.  Angclogenh.  —  Baiern  1^83,  Min.  d. 
K.  Hauses  u.  Aeussercn,  0*558  Mill.  M  Sachsen,  Aeuss.  lvs:i  0  149.  \\  n  r ? t»' m  l> 
(hier  mit  d.  Anomalie,  dass  die  VerkcLrsauslaltcu ,  Eiseubalmea  u.  s.  w.  untei  diesem 
Miu.  stehen)  O  l 84.  Ebenso  fallen  die  Gcsandtsch.  fremder  Staaten  bei  den  einzelnen 
Bundesstaaten  mit  Recht  weg.  Die  WiederherstelL  des  Deutschen  Reichs  hat  daher 
für  die  Übrigen  ourupäischen  Staaten  schon  manche  erfreuliche  Ersparung  bewirkt, 
indem  die  mosten  d^  Qaseadlscbftfieii  an  des  Iddnen  und  MttteUiöfen  eingezogen 
b»beo. 

Nicht  oncrhebUch  ist  zu  Zeilen  ein  ausserordentlicher  Aufwand  im  Etat 
im  Answiitigen  Ar  Ankauf  oder  Kenbau  Ton  passenden  Oesandtscbafts-  nnd 

C onsulatsgcbän d  0 n  im  Auslande,  m.  a.  W.  es  erfolgt  die  hier  besonders  sa(  h- 
Ucb  begründete  Anerkennung  des  Pnncipa  der  Dienstwohnungen  102)  ftlr 
diese  Boamtenkategorie.  So  hat  d.  Deatscbe  Reich  in  d.  letzten  Jahren  erhebt 
Summen  f.  Bauten  in  Petersburg,  Constantinop^  Boffl,  London,  Wien  n.  «.  0.  Im  £tat 
X.  B.  1ST5  0-70.  lS7f;  1'4S  Mill.  M. 

Bei  den  Güüaudtäcbat'tuii  und  (juuaulateu  kommen  fur  DieQstgcüchäfte  zu  Gunstcu 
TOB  PiifnQ^ciMnen  Gebttbren  ror,  Uber  welcbe  in  der  Gebftbienlebre  NibMos,  s.  Fin. 
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n,  §.  290.  Prtther  flössen  dies«  Gel>ltliren  Ofte»  de»  Beamteii  eelbst  m,  vie  jebt 

i.  Th.  noch  deu  unbesoldeten  Eluiiin  oDsalo.  Das  richtige  Princip  ist  aucli  hier, 
dasti  solche  Gebühren  sämmtlich  ia  die  Staatscaüüe  flicssen  und  hier  verrLchuet  verdea. 
Sie  dienen  d>an  zor  Deckiuf  dnee  Tlieils  der  betreCendeii  Stiitfsausgaije. 

Hierhin  gehören  Iiuujitäiii  bl.  d.  Einn.  d.  Aasw.  Amts  im  D.  Reich,  A.  1S$9/SI 
0-513  Mill.  M.,  S*4  7„  d.  Aufwands.  A.  d.  Coiis  - (JlIj  im  g^emein».  österr.  B.  1^76 
auf  Ü'177  MUl.  fl.    Elno.  d  gcmeios.  Min.  d.  Aeusj».  iihcih.  m  1882  714  400  fl. 


3.  Äbsehnitt. 

Fiuauzbcdarf  für  das  MiHtUr^vcseii  (Heer  und  Flotti^) 

insbesondere* 

Abwei<  lii  nd  von  der  Bchandluiiic  der  snnstitron  Materien  ■1i<'«^<  zweiten  Kapitels 
,.von  dtm  ei  uz  einen  Gegonstiinden  des  cigcntlichei»  Fiuauzbedai  !•>  wird  das  Militkr- 
weson  hier,  wie  schon  in  d.  vur.  Aufl.  nicht  nur  etwas  eingehender,  sondern  auch 
nach  seiner  vdlkswirthscliuftlichen  Seite  mohr  priiieiinell  err^rtcrt.  In  die  Fi- 
oanzwisstinschaft  gehöit  das  zwar  streng  genommen  ebensowenig,  als  cino  Erörterung 
der  principiellen  u.  materiellen  Poncte  DezttgUeh  der  fibrigen  Gegenstinde  dieses  Ktr 
j.ituls  fs.  0.  S.  Indessen  lomnien  di  es  e  ncg-Mistünde  tli  in  anderen  Theilcn  des 

Systeme  der  polit.  Oekon.,  th.  in  verwandten,  bereits  ausgebildeten  DiscipUnen,  bes.  in  d. 
Inneren  Yenraltungslehre,  anch  ntch  diesen  Seiten,  trelche  die  entscheidenden  nnd 
wichtiger  :ils  <iic  linanziellen  bind,  zu  ihrem  liechte.    Für  das  Milit.lrw  e-;.  n  trifH  ilas 
nicht  zu.    Kaum  Anfänge  einer  „Verwaltungslchre"  desselben,  als  Theilea  der  All- 
gcm.  Vcrw.l.  sind  vorhanden  (Stein,  Ratze  nhof er).  In  anderen  Theilen  de«  Sys- 
tems der  polit.  Oekon.  ist  das  Thema  auch  nur  etwa  zu  streifen,  wie  in  der  „(iruud- 
legun^:".    Kein  wichtiges  Gebiet  des  Staatslebens  ist  in  den  Staatswi^en^rh.nrten  Kb- 
hcr  so  vernachlässigt  wurden,  als  das  Heerwesen,  und  leidet  heute  noch  su  äubc  unter 
Iklscher  oder  einseitiger  Bcurtheilung  der  ökonombchen  Doctrin,  der  politischen  Par- 
teinnj^en  und  der  durch  letzter«*  beherrschten  „öflentlichen  Meinung"  —  selbst,  ja  g-fraH" 
mit  am  Meisten  in  Deutschland,  trotz  der  demonstratio  ad  hominem,  welche  das  iüend 
der  alten  dentsehen  n.  der  OInnz  der  neuen  preustiBch-deiitseheii  Gescbicbt«  rad 
welche  jiiriffst  vollends  die  Jnhre  ISGH  ii.  1870 — 71  gei^eben  haben.    P.is  alte  G-  - 
speust  der  britischen  (Jekonomic  von  der  „Unproductirität  der  Dienstleistonfen. 
mmnl  des  Heeres^  spult  Usr  immer  noob.  Dom  gegentiber  evseblea  sin  Absetoltt 
wie  der  folgende  nicht  nur  zulässig  auch  im  Rahmen  dieses  Werks,  sondern  geboten, 
gerade  auch  wegen  der  ausserordentlichen  Bedeutung  des  Heerwesens  für  die  Finanzen. 
Der  Schwcrpunct  der  fiuau^iwiss.  Betrachtung  liegt  in  Abtli.  III  dieses  Abschnitts 
(„Militärökonomik").  Vgl.  Kau,  5.  A..  §.  72—77.  Ferner  v.  Standjuincl  d.  V.-rwaltunp»- 
Ichre  au:-  L.  Stein,  T.ehre  v.  Heerwesen.    Stuttg.  1872.  über  d.  Militarbaushalt  eb. 
S,  233  ti.;  die  volkswinhschaftl.  W  ürdigung  übrigens  ungenügend  (s.  dis.  S.  215  Sa- 
tionslOken.  n.  MUitftnrlrtbsch.,  rgl.  Wagner.  Grundlegung  I,  2.  Anti.  s  .^25,  steh 
unten  passim).    Auch  B&tzcnhofer,  Staatswehr.    Stuttgart  1881.    üeber  die  gefOB* 
wärtigen  militärisch.  Kiifte  der  europ.  Staaten  s.  v.  Pirks,  üebers.  d.  f.  d.  Landkriec 
rerfQgb.  Streitkrftfte,  197S/74  fg).  mit  1856/S9.   Femer  ders..  Beftr.  s.  BtntisL  d. 
Reichshccres.  Erganz.h.  VIII  d.  prenss.  stat  '/tscbr.  ISSl     Weitere.*  >tatist.  M.-itiria! 
über  Organisation  u.  (Grösse  d^  Heers  o.  d.  Flotte  immer  iu  Kurie  am  Besten  im 
Goth.  Hofkalendcr;  auch  vielerlei  Daten  in  den  «tot.  Wetken  v.  Koib  (tatimflitsrisdie 
Tendenz),  Bracheiii.  Ebendas.  bes.  im  Gothaor  Alman.,  auch  die  Hauptdaten  Ober 
die  Finanzen  v.  Ileir  u.  VloUc.   Acltere  Daten  8.  in  Rau's  früherer  Ausg ,  5.  An^g. 
§.  7J  Anni..  0.  Ausg.  cb.  u.  vur.  Aull,  dicsci  B.  S.  234  ff.    Statist.  Daten  über  das 
Heer  übcrh.  u.  selbst  Uber  die  Finanzen  des  HcenreseftS  allein  können  indsSfS»  in  dieMm 
Werle  nur  spärlich  gegebon  werden,  Sie  verlangen  gorade  hier  eine  ^ennuere  Analyse, 
um  Fehlschlüsse  zu  veruoideu,  damit  aber  auch  einen  so  breiten  Kaum  der  Dar- 
stcllang,  wie  er  hier  nicht  rorhnnden  ist. 
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I. —  §.182.    Die  volkswirthschaftliche  Bedeutung 
ünd  Nothwendie-keit  des  Heerwesens  auch  im  Frieden. 
Unter   den    ^^egebenen   Verhältnissen   der  politischen   Lage  der 
Völker  und  Staaten  Kuropas  und  unter  den  dadurch  mit  ge- 
schatfenen  Daseinsbedingnngen  unseres  ganzen  Volkslebens,  unserer 
materiellen,  ideellen  aod  sittlichen  Onltor  ist  die  Ausbildung 
und  Bereithaltnng  eines  angemessenen  Heeres  und  für  See» 
Staaten    einer   Kriegsflotte  auch   in   Friedenszeit  eine 
unvermeidlich  gebotene  Nothwendigkeit  zur Durchftlhnmg  des 
staatiiehen  Maeht zwecks  und  zur  Bealisirnng  des  PräventiT- 
principB  (§.  37)  behufs  mO^ehst  nngestOrter  Aufreehthaltnng 
der  Rechtsordnung  nach  Aussen  wie  im  Inneren.  Das 
yySystem  des  bewaffneten  Friedens^S  wie  es  sieh  in 
unserer  modernen  europäischen  StAatenwelt  in  der  Haltung  grosser 
stehender  Friedensheere  besonders  seit  dem  17.  und  mehr  noch 
im  18.  Jahrhundert  entwickelt  und  im  19.  fortgebildet  hat,  kann 
objectiv  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Volker  <  und 
Staatengesehiehte  gewürdigt  und  staatsw  issenschaftlieh  wie 
speciell  national  ökonomisch  nur  richtig  anfgefasst  werden, 
wenn  man  in  ihm  eine  jener  grossen  Einrichtungen  erkennt, 
durch  welche  die  staatliche  „Gemeinwirthsch  äff  eben  im 
höchsten  volkswirthschaftlichcu   uutl  Cultminteiessc  präventiv 
die  Bedingungen  meuächlichcu  Zuäauiioeulebens  garantirt  (Grund- 
legung, §.  179  ff.).    Diese  Einrichtungen  und  unter  ihnen  allen 
diejenige  der  stehenden  Friedeushcere  und  Flotten  weitaus  am 
Meisten,    machen   zwar  ausserordentliche   Opfer  an  Arbeit  und 
Sacbgüteru,  einen  riesigen  Finanzaufwaiid  notliig,  Opfer  und  Auf- 
wand, welche  die  Volks wirtiischaften  inijuchencr  liclMsten,  gleich- 
wohl  aber  nicht   uur  als   Belastungsfuctoreu   beii;iLliiet  werden 
dttrfen,  deren  Hohe  man  beklagt,  sondern  wenigstens  ideell,  wenn- 
g^leicb  eine  Bezifferung  nach  dieser  Seite  nicht  möglich  ist,  mit 
dem  ungeheuren  Werth  verglichen  werden  müssen ,  den  ein 
tüchtiges  Heer   als  Mittel  der  Prävention  von  Störungen  der 
Rechtsordnung  und  der  Gewährung  gesicherter  nationaler  und 
staatlicher  Unabhängigkeit  auch  volks wi rth s chaftlieh  bat 
Selbstrerstindlich  ist  jede  tbunliche  Erspar ung  an 
Trnppenhaltung  und  Hilit&raufwand  durch  volks- 
wirthsehaftliche  und  finanzielle  Erw&gnngen  geboten. 
Doch  ist  die  ttblict|e  Polemik  gegen  den  „Militarismus''  und 

A.  W»ffa«rf  FiiiMiiwiM«BKluift.  I.  S.  A«l.  27 
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namCDtlich  gegen  das  System  der  stehendeß  Heere  oberflächlich 
und  Uberschiesst  häufig  das  Ziel. 

Dies  gilt  besonders  auch  von  jenoa  teDdenzpoIitischcn  Angrifll-u  auf  das  Heer- 
wesen ,  als  sei  dieses  die  Ursache  der  Kriege ,  oder  als  seien  etwa  die  FilD»tea  mit 
ihren  Heeren  Sebald  an  denselben.  Ate  ob  nicht  Tegdmlssig,  avch  in  anserem  Zeit- 
alter, tiefe  Interosseri£rcg"t'nsStzp  dor  VOlkiT  iiml  Sfaatcn  «uI.t  i.'inZ'?lnor  T{evr>IkrrTini:rs- 
gruppeu  iu  letzteren  die  Ursache  der  Knegc  wären,  einerlei  ob  es  stehende  Heere 
giebt  oder  oidit,  ob  die  Staatsfoim  tepubUnnlecb  oder  monarchisch  ist  Ifaa  denke 
an  den  nordamerikanischea  Bni  iir  iliriei^,  ien  furchtbarsten  und  bei  Weitem  kostspieligsten 
der  Neuheit,  oder  au  den  schweizer  Sondcrbundskrieg  oder  auch  an  den  jilngsten 
fnuiz08.H!eii(sch.  Krieg,  der  gewiss  nicht  als  das  Werk  Napoleon  III.,  sondern  de» 
französischen  Volks  anzusehen  ww*  S.  A  Wagner,  Ebass  V.  Lothringen  n.  s.  w„ 
i>.  Aufl.,  mo,  Abschn.  I. 

Mag  man  das  grosse  stehende  Heer  ein  „nothwcndiges  Uebel" 
nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  lauscnderlci  andere  kost- 
spieligere Kinriclitiingen,  die  der  Staat  oder  kleinere  Vereinigungen 
in  ihm  oder  Individuen  zur  Abwehr  von  Gefahren  und  zur  Herstellung 
der   uueutbehrlieheu  bieherheit  treffen  müssen.    Stets  ist  es  er 
wünscht,  dass  solche  Einrichtungen  nir»gliebst  zu  veruieideu  oder 
billig  herzustellen  seien.   Da«  Land  oder  der  Staat  oder  das  Zeit- 
alter, welches  in  dieser  Hinsicht  weni«;  für  solelic  (Ireilich  laLscb- 
lich  so  gcuanutej     unproductive"  Zwecke  aiitzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  gltlcklich  zu  preisen.   Aber  dies  plt  von 
dem  Aufwand  für  Polizei,  Justiz,  für  Vorkehrungen  gegen  Zer- 
störuDgen  der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Grunde  von  den  Kosten 
jeder  Bedttrfnissbcfriedignng  ganz  ebenso  als  von  dem  Aufwand 
für  Heerwesen.   Soweit  solche  Verwendungen  durch  den  Zweck, 
also  beim  Heeerwescn  durch  die  Sicherung  der  Rechtsordnung 
und  der  Unabhängigkeit  von  Volk  und  Staat,  auch  durch  die 
Nothwendigkeit  geboten  sind,  einen  ungenügenden  politischen 
Zustand,  namentlich  eine  ungenügende  BeschafFenheit  des  Staate- 
gebiets (nach  Lage,  Grösse,  Grenzen,  Ausdehnung  Aber  die  gaaae 
Nation  oder  Beschrilnkung  auf  einen  Theil  derselben  n.  s.  w.)  xa 
rerbessem,  Einbussen  früherer  Zeit  wieder  gut  zu  machen  — 
soweit  sind  sie  bei  einer  richtigeren  Auffassung  auch  sieht  qh- 
productiv,  sondern  durchaus  prodnctiv  zu  nennen. 

Auch  jene  Verbcsserang  u.  Kcparirung  des  polit.  Zusuad*  darf  bei  der  MiIuÄr- 
fra^ö  nicht,  wie  es  meistens  geschieht,  Obetsehen  werden.  Mit  dem  blos^eu  D  efcn  v- 
/.wcck  lle-^rweaens,  der  vom  volk5wirthsrh'iftli<:hcii  Staiiil|'u:ictc  .iIK-tifalla  ncK-h 
öfleiü  uls  berechtigt  aiierkauut  wird,  reichte  mau  nur  aus,  wean  die  beäteheadeu 
StaatsrerhftltDisse  —  d.  h.  sehr  oft  in  erster  Linie  die  Abgrenznaf  der 
Staatsgebiete  —  bereits  allgemeiu  gerechte  und  natürliche,  dcu  b  •• 
rcchtigttiii  ßedUrfuissen  eutsprcoheude  wareu  und  —  wenn  sie  es,  rorHMg&seUL, 
CS  sei  einmal  ein  ganz  befriedigender  Zustand  hergestellt,  i^m er  blieb«ii.  Beidon 
wird  mit  Unrecht  gewöhnlich  ohne  Weiteres  aDgenomnen.  Die  nothwendiga  CSense*|««u 
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würe  dann  die  ünveränd  crlirhkeit  der  zufällig  einmal  geworderH'n  Staats- 
TerUaliuiasc.  also  nauiöutlich  i.  Ii.  der  politischcu  Kaite  der  Länder, 
womit  die  „Kriegsära"  absraschlossün  sei.  Ein«  solche  Gonsequenz  widerspricht  jedoch 
aller  sr»!^  hirbtHrhiii  Erfahrung  und  dem  ganzen  Weaon  menschlicher  und  irdisrhcr 
Dioge  überhaupt.  Far  Deutschland  z.  B.  hätte  dies  ia  den  letzteu  Jahrhunderten 
fdidiiieD«  dMS  e«  sieb  Dlemals  wieder  aas  dem  Verfall  des  IT.  Jahrh.  erholen  dorfe. 
Ein-  und  Auswanderuntr .  Colonisation .  Vordrilnirt-n  der  finen,  VcrdrJlnirtwcrdt'n  der 
aadereu  Völker  (DeaU>che  —  äiaroui),  Bevöikerongäbeweguug ,  wirthschaftJ.  Knt- 
widtefuDf ,  Ooltnr,  —  knrz  aUe  Momente,  welche  die  Mit  cht  der  Yolker  u.  Staaten 
verrück'Mi .  diiiftt^ti  d;inii  tjar  iiiclit  mfdir  j'olitische  Vcrinderungen  bewirken,  wie  sie 
es  Ton  jeher  gethan  und  muthjoatudich  auch  in  Zukunft  thnn  werden.  Freilirh  aber 
giebt  CS  hierhci  onvcrmeidlich  Willensconflicte  der  Völker  und  Staaten,  die  nur  durch 
die  Watfen  aufgetragen  werden  können.  Solche  real  politische  Thatsachoa 
dürfen  auch  in  der  Finanzwisscnschnft  nirlii  i^niorirt  Wi  idoii.  Si.:  hiden  in  der  Milit.ir- 
fragc  recht  eigentlich  den  eutscheidcudcu  Factor.  Er^t  wenn  die  karte  von  Europa 
den  natflrlichcn  Verhultnissen  des  Bodens  und  den  Bedürfoiwen  der  Völker  ^raiss 
umgestaltet  sein  wird,  daluT  doch  vorneTnlirh  nnter  Anerkennung  d<'S  TfrnUnftiij  vcr- 
ataadcueneu  frincips  der  naturlichou  drenzen  und  des  Natiooaliiätsprincips,  wird  eine 
dMorhaflere  Aeia  des  FUedens,  der  AbrtiKtungen  und  der  kteineren  Iffilitirbndgets 
viotl.  irht  zu  erwarten  sein.  Die  Consolidation  vor  All.  tn  Deutschlands,  aber  auch 
Italiens  sind  jedenfalls  du  erfreulicher  Schritt  zu  dicsum  Ziele.  Die  Erfahrungen, 
welche  ganz  Europa  seit  an  Deotacbkuid  gemacht  haben,  zeigen  das  jedem  Un- 
befangenen, wi<  ulx-nill.  ausserhalb  Frankndchs,  auch  in  England,  immer  mehr  anerkannt 
wird.  Ueberhaupt  wird  bei  einer  unbefangenen  Beurtheilung  nicht  zu  lä)i<rn«?n  '^f\n, 
dass  die  Karte  von  Europa  in  den  letzten  2Ü0  Jahren  wesentlich  naUrli  - her  ge- 
vordeo  ist,  worin  die  beste  FriLdcnsbUrgschaft  liegt.  Nur  im  Osten ,  in  den  Grenz- 
l&ndem  zw^isrhen  Deutschen  und  Kus^icn  und  in  Sii(!o>ti  nrfip.i,  i>f  noch  nichts  Be- 
f^iedigendc^  j;<'schaffen.  Aber  auch  für  vAwr  fc  rin  rc  Zukujift  durf  au  einer  bleibenden 
Friedensära  gezweifelt  werden,  da  hX'i  kaum  denkbar  ist  ohne  rollkommeoen 
fjlc  ichschritt  der  Entw :  k  lang  oderulinc  t^ltilio  Sracnation  nlffT.  Vtrl. 
A.  WagAor.  Elsass  n.  s.  w.  Cap.  IL  VI,  ^woselbst  auch  über  und  gegen  das  politLiche 
Unding  einer  „Nentnlisining'*  ron  Stimfsgebietan);  dort.  Die  Entwickl.  d.  enrop. 
Staatsgebiete  n.  d.  Naüonalitntsprinrip,  Preuss.  Jahrb.  1S67,  1S6S,  dors..  die  Ver- 
änderongen  d.  Karte  ron  Europa,  1871.  Ueber  den  „nationalen  Macbtiweck"  r. 
Holtzendorff.  Politik  S.  219  IT. 

Wer  z.  B.  das  grossartige  Militärwesen  Preuss ens  seit  200  Jahren,  dem  wir 
doch  in  erster  Linie  die  neue  politiscbc  Einheit  und  Macht  Deutschlands  mit  v.  r- 
dankun,  nach  der  Weise  so  vieler,  wenigstens  ehedem  selbst  deutscher  Gegner 
Preussens  yerdammt,  handelt  gerade  so.  wie  Jemand,  der  die  holllindischea  Deichbanten 
für  Verschwendung  erklärt  Di:  Ausi^ahtMi  für  1)- ide  Zwecke  sind  unvermeidliche 
g'enerolle  Kosten  der  Voikswirthbcha  It  und  die  Vorbedingung  für  jeg- 
li -hes  Gedeihen.  Die  nationale  Unabhängigkeit  und  Macht  ist  fttr  ein  tüchtiges 
Volk  eint'S  der  höchsten  aller  Güter  nnd  d«ü  hi'i.  hiten  Pr-n^es  Verth.  Bequemer  für 
den  Augenblick  —  ob  auch  nur  volkswirthschaftlich  betrachtet  dauernd  günstiger, 
llMt  sich  sogar  besweifeh  —  wftre  es  freilich,  wenn  solche  Gitter  keine  Opfer  kosteten. 
Aller  gilt  dies  nicht  von  allfn  (intorn  üb''rhauj*f ? 

Ab  Beispiel  der  Entwickeluug  des  modemuu  Ueenreeeos  kann  Preuäsen  dienen. 
Hier  waren  (nadt  Rnii  §.  12  v.  for^;«fikliit  bis  heute) 

das  Heer  "^rann) 


OBter  dem  grossen  Kurfarsten 

2S.000 

PO 

Friedrich  I  

40,000 

1-8 

Friedrich  Wilhelm  L     .  . 

•  • 

76,000 

4S34 

Friedrich  II  

'200,000 

13  5 

Friedrich  W  ilhelm  IL    .  . 

i.'id.UÜO 

17 

Fiiedr.  Wilhebn  m.  bis 

1806 

2S0.000 

20 

1806- 

lbl2 

42.000 

8 

1820 

1 14.000 

22 

Friedfich  Wilhelm  17.  . 

1846 

138,0bO 

2575 

A. 

18S7 

140,000 

27'«6 

A. 

1858 

u»,oou 

31'6 

27* 
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2.  B.  Fiii.b6darf.  2.  K.  £inzfllnM.   S^A.  liUitir.  §.  182. 


d&s  Heer  (Hmu)   die  Kosten  (MlüI.  TUr.) 
WilheliD  I.  1862      212.000  S8*8 

Stehend  1865      212,fi31  43'5n 
(60V<i  vom  £eiche:)  1889      267,000  86  0    (ord.£L  ohac 

'Peasäatm) 

Die  älteren  Daten  übrigens  nur  annähernd  correct.    ?.  Zedlitz,  Geogr.  u.  Statist  r. 
Preussen,  I,  522.    Dicteriri,  Mifth   dos  sfatist.  Bur.  1*^4S,  S.  52.    Dazu  1SS3  f. 
Marine  u.  Pens.  15*1  Miü.  —  In  Frankreich  berechnete  Ne cke  rvAdmbistr.  U, 
283)  1784  die  Kosten  des  Miiit&rwescns  mif  122  Mill.  Liir..  das  Budget  ftlr  ISll 
setzte  dieselben  auf  460  Mill.  Fr.  und  mit  Einrcchnung  der  1 40  Mill.  fttr  die  Marine 
auf  600  Mill.  oder  62  Proc.  der  ganzen  Staatsausgabe.    1870  «rar  der  Friedeosctat 
.'{76  Mill.  Fr.  f.  d.  Heer,  173-3  MiU.  Fr.  f.  d.  Marine  n.  Colon.,  zos  54!J  8  MiU.  Fr. 
l^vi  i>t    r  bez.  584  1  u.  204*9    f.  d  Marine  allcin\  zns  7SO0  MiU.  Fr.  im  Ordin. 
In  i»aiuuitUc]ieA  deutsch.  Staaten  (mit  dem  ganz.  Oesterreich  o.  Preu8«ea}  berechuete 
r.  Baden  (Dentochluid  n.  s.     8.  1012)  1840  die  HiHtlnosgabe  tnf  102  MilL  TUr. 
oder  l'-ll  Thlr.  auf  den  Kopf  der  Einwohner.  —  Czörnif^  fda^  Oesterr.  Budget  IL 
488)  berechnete  1882  in  9  europ.  &>taaten  Uber  3  Mill.  Einwohner  (ohne  KosskacQ 
die  Aasgaben  fBr  das  Kriegsministerium  im  D.  auf  21 'S  Proc.  oder  2*6  TUr.  anf  de* 
Kopt  zusammen  auf  390-74  MiU.  Thlr.,  fQr  die  Seemacht  7-1  Proc.  oder  156  Mill. 
Thlr.    Nach  den  Äii^bcn  aas   den  Jahren  l^tis  und  fit)  m^icht  der  Aufwand  für 
Land-  und  Seemacht  iu  Gruääbritauuicu,  Russland,  Frankreich,  Oesterreich.  Iialien  und 
den  ZoUvereinsstaateu  695  Mül.  Thlr.  auf  276  Mii!  Einwohner  oder  2*52  Thlr.  a.  d.  K.— 
Rau  u.  Andere  haben  auch  versucht,  iu  folgender  Weise  den  ganzen  repelm-issiff'^ r 
Aufwand  iu  Europa  tur  die  Staatsvertheidigung  auszumitteln:  Die  Staatsausgabe  für 
diesen  Zweck  mirde  1844  anf  540—546  MUl.  TUr.  nngenommen.  Hiera  kirnen  neck 
als  Tolkswirthschaftlichc  Opfer  1)  der  Verlust  an  Arbeitskräften  für  die  hervorbringen- 
den Gewerbe,  der  sich  nicht  genau  anschlagen  lüsst,  indessen  Ünft  liier  groenentheila, 
wie  Rau  llbendeht  eine  irnmdeitdiche  fabehe  Doppelreehnnng  unter,  wie  in  nletmen 
§.  gezelj^t  wird.    2'  Die  Kosten  der  Familien  für  SteUvertreter.    3)  Die  Züsch  is;e  au 
die  Soldaten  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Löhnung.    Rechne  man  fur  2)  und  3) 
60  MiU..  tur  1)  200  hinzu,  so  erhalte  man  um  1845  SOO  MUI.  Thlr.  Air  266  MiE 
£inw.,  also  gegen  8  Thlr.  auf  den  Kopf,  was  jedoch  nur  ein  ungefährer  Ueberschlag 
sei     Ende  d.  60er  Jahre  sind  die  Staatsansp.iben  für  die  Land-  u  See -Kriejrsmacht 
iu  Europa  auf  811*8  MiU.  Thlr..  die  Zinsen  der  zugehörigen  sachlichen  Hilfsmittel 
(Wallen,  Geschütze,  Feetnogen,  Sdhiffe  u.  s.  w.;  auf  'M'i  MiU.  Thlr.  antrocUagen 
worden;  jene  Summe  macht  auf  den  Kopf  294  MiU.  Einw.)  2  7  i'hlr    Enpe!  in 
Zeitschr.  des  prenss.  Statist.  Bor.  1869,  S.  3lia'.   Nimmt  man  nun  die  obigen  and 
Opfer  Nr.  1— S  veAUtoissmässig  Ulher  an.  so  lässt  eidi  die  puue  Auf.  (obse  ZiMMi* 
auf  beinahe  1200  Mill.  Thlr.  oder  4'S  Thlr.  a.  d.  K.  anschlagen.    Di^-^-  Samme  i^^ 
indessen  za  hoch  geghtten,  weil  f^r  den  Verlost  an  Arbeitskräften  Überhaupt  nur  der- 
jenige Plnehetrag  hier  rennachlagt  werden  darf,  weldier  ans  einen  nanOtklg 
hohen  Truiipenstande  hervorgeht  (s.  folg.  §.).    Rau  ritirt  noch  Larroque.  De  U 
guerre  et  des  armees  permanentes.  Paris  1 S56.  (Preisschrift  der  Frioden^eseUschaft.) 
ScIialZ'Bodemer.  Die  Rettung  der  Gesellschaft  aas  den  Oeüahren  der  HlUtir' 
liemcliaft,  Leip%  1^59.  _  por  die  Zeit  um  187S  berechnet  Hermann  Wagner 
im  (uAh.  Jahrb.  f.  I^TL  S.  '^77  den  Bedarf  in  franz  Europa  'incl.  ngist  Kusäandi 
aui  2211  Mill.  M.  L  d.  licer.  575  Mill.  M.  f.  d.  Flotte,  zus.  auf  2biÜ  MiU.  M.  oder 
auf  .H  l  Thlr.  p.  Kopf  (die  BerOlker.  d.  asiat.  Rassland  nnberücks.  gelassen),  webet 
aber  nirht  immer  üfleiclimäs.'Jig  gerechn<*t  werden  konnte,  z.  R.  die  Militirpcnsionen 
hie  und  da  fehlen.  Jene  indirecten  Verluste  zu  wraaschlagen.  dazu  fehlt  es  xu  »ehr 
an  sicheren  n.  aügem.  Anbaltipanolen.  Bau  hat  jedenfalls  zu  hoch  fereeiinet  Mehr 
ab  4  Thlr.  pro  Kopf  oder  20 — 25  Thlr.  pro  Familie  ist  schwerlich  anzusetzen .  .au-h 
wenn  man  weitere  Posten,  die  nicht  im  Staatsbaasbaltetat  erscheineii.  mitrci  hnet 
wie  z.  B.  NatnralqnartieTleiBtnngen.  ZaachQsse  der  Wirthe  bei  NatoralTerpfleguDg  g^g«a-« 
über  der  Ersatzleistung  des  Staats,  nicht  vcrg-iltete  LeistTing:en  der  'Jemeinden  .  Kreiv' 
u.  8.  w.    Auch  mit  Rücksicht  auf  die  vorwaltende  —  in  ihren  Wirkungen  auf  di^ 
Preisgestaltuni?  freüich  fragliche  —  indirecte  Bestenening  verbreiteter  Voll»-NahniBf»- 
und  Gcnussmittt'l  u.  s.  w.  muss  man  allerdings  wohl  annehmen,  dass  die  Familie 
in  den  unter«  m  Volksidassen  in  Europa  einen  nicht  uu'>edeuteiideii  Retrag  ihres  Ein- 
kommena  für  das  Militarwescn  opfcni  muss;  jedenDUlü  durchs«  hriittiich  mehrtjrc  PtO- 
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COOL  Eine  geDaaere  Bezifferuug  v^o  ich  nicht  vorzunehmen,  h'acb  Herrn.  Wag- 
ner a.  ».  0.  (8.  877,  888)  betroftn  di«  Hilitär-AasgAben  um  1873  die  in  M- 
geader  Ueber^if  ht  antrcsreb  n  n  Snrrun  ii  in  Mill.  M.,  Procente  der  Aiiag.  u.  Qaoten 
p.  Kopf  d.  BevOikcr.  (Uciheafol^ü  der  i)taaten  nach  d.  HAbe  d.  Proc  von  d.  Nett»* 
ansg.,  aater  Beifügung  der  von  Ren  iL  mir  boreclinelen  Prooeote  n.  Kopfquoten  für 
die  60er  Jahre). 

=  7«  d. 

Netto- 
ausgabe, 


Heer 
ICilL 


Flotte 
Mark 


*"  ders. 


Zoe. 
1873 


d. 


Kusslaud 

Rrjusüien 

Uroitsbntaaniea 

Sacbaen 

Pr 'ussen 

Deutsches  Keich 

Niederlande 

Baiem 

Serbien 

D&Demark 

Wtlrtomberg 

Fraulreich 

f»  esterreich 

Baden 

Belgien 

Griechenland 

Italien 

Chile 

Schveis 

Argtiiitinia 
Portugal 
Rofflänien 
Verein.  Staaten 

Schweden 


6-25 

541*30 
35-02 
30S26 


291  00 

m7 

3-49 
10-08 

402-40 
15000 
73*40 


ft-OS 
1821>8 

8-S9 
21*60 
16'67 
11-72 

148-50 


78-30 
30-50 
190-86 


66  20 
16-88 


4-65 

118-56 
15-401 
OHIO/ 


1*30 
36-80 


1-50 
382(?) 

98-75 
813 


U12(?) 
619-60 

65-5.1 
499-12 

31*66 
208-26 
647-20 
44-96 

41-12 

6-4» 

14-  72 

15-  39 
521-00 

24()-Ü0 

12-35 
3000 
6-30 

21R-s:^ 

6-83 
8*60 

2300 

2000(?) 

11-72 

23!)-25 
•2'J-12 


43-8 
42-7 
40-0 
39-3 
37*1 
366 
36-6 
66-4 
33-7 
33- 1 
31-9 
31-4 

29- 1 

28-9 
26-8 
36-3 
26-2 
26-2 
26*2 
242 
21-0 
14-6 

? 

V 


dsgl."/o 
nach  Abzug 
(1.  Kosten 
Schuld. 
48-0 
66*3 

65-  0 
680 
62-3 
45-4 
43-7 

66-  0 
43-3 
33-1 
48-8 
43-7 
59-6 

43-5 

44*6 
40-7 
34*1 

580 
36-4 
33-7 
69H) 

45-5 

33-5 
? 

? 


dsgl. 

P. 
Kopf 
Mark. 

5-  2 
7-7 

6-  6 
15-6 


8-6 
12-2 

2-  6 
8-2 

14.4 

m 

5-8 
4*1 

8-2 
5-8 

3-  3 

121 
46 
2-7 

60 

C-1) 


p.  Kopf 
ind.6Öer 
Jahren 
Mariu 


7*2 

18-6 


6*9 
11-7 
6*49 

8*7 

4-  11 
11-4 

5-  73 

5-  61 

6-  09 

5-25 


3-69 


Die  Daten  in  d.  letzten  C6L  L  DeatschL  beziehen  sich  auf  den  damal.  Nordd.  Bund. 
Por  1878  lind  die  betreir.  Daten  des  Seichs  anf  die  einzetoen  Denisehen  Staaten  nach 

deren  Kopfzalil  rcpartirt.  Es  fehlen  hier  \mu\  l).  llc'wh  abor  die  Pensionsausgabeii 
dos  Invaliden fonds .  die  ftlr  1873  37  M.  >l,  betrat?on .  wodurch  die  Kopfquote  um  c. 
0*9  Mtak  steigt.  Bei  Frankreich  und  Itaüüu  tünd  die  Mil-I'cns.  z.  B.  eingerechnet 
Seit  1873  sind  nnn  aber  mehrfMdi  wlederun  Steigeningen  des  AnfiraiiioB  einge- 
Z.  B. 


Dentsches  Beieh.  Etat  ftarl876  n.  1 1883/64. 
Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Seichiheer    .  . 

Forttlauernde  Ausgabe  f.  d.  Marine  

Allgem.  Pensionafonds  im  Beichsetat  (excl.  Baieru) 
Ar  das  Reer  

Allgoui.  Pensiunsfonds  für  die  ^Tarine  .... 
Aas  dem  Keichsinvalidenfonds  {iud.  Baiern)  .  . 
Militärpensionen  im  baieriscben  Etat    .   .   .  . 


ILM. 


1-69^ 

1-211 


21- 

0- 

28-83 1 
3'34j 


1876 
H.  X. 

312*8« 
21-07 


1883/84 


.  .  19-191 

.   .  c.  3.0 J 


339*87 
26*91 


51*37 


(p.  Kopf  9*08  M.)  in  1876  A.  Sunaia:  fortd.  Aasg.  387*90 

B.  Dazu  an  einmal.  Ausgaben  in  Beicboetat: 

Erhöhung  dos  ordentli«  ben  Etats  (excl.  Baiem)  des  Heere  17*27 
Ftlr  verschied.  Milit.  Bauten  (Festungen  u.  s.  v.)  u.  Yer- 
ToUstlndigung  d.  Matehals  des  Beichsheers  (auf  Grand 


418*16 


6-31 


Latas  A  n.  B.  406  17 
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Transport  A  iL  B.  49S'1T  424*46 

ftlterer  Gesetze  Uber  die  Yenrendwig  d«r  frwateischen 

Kriegsentschädigung)   28*63  20*45 

Für  die  Mftrme  (aa  neuen  BewilL  aber  d.  Restbestinde 
d.  alten  hin«iB)  •  ^  4*77   10-13 

Summa  A  ti  B."  138-57  15ri-oi 
Seit  dem  französ.  Kriege  önd  fac  das  Keicbsbecr  u.  die  Marine  z.  Betabli^s.  o.  zar 
VerettriraDg  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Ausgaben  ans  der  fiinzOe.  Gontribotien 

venvuüJut.  S.  über  die  bczügl.  ßcätimmungon  bis  1873 — 74  Wagner.  K'  i.  Itsfinaaz- 
wcsen  in  Iloltzcadorff's  Jahrb.  III,  113,  141  ü'.  Es  waren  bis  damals  angewiesen 
(ausser  dem  Kricgsscbatz  von  40  Mill.  Thir.)  anf  Keichsrechnung  für  die  Wieder- 
herstellung u.  Verstärkung  d.  Krie^'sma»  ht  11411  Mill.  Thlr.,  wovon  für  elsass-lothr. 
r-stimps-  Tl.  rindere  Militärli;uitfn  lü  r)5.  für  Umbau  and.  Festungen  72.  f.  Erweitcr. 
d.  Manne  fiiH  1.  10"69  Mill.  Thlr.  AI)/.aLl.  uanideutscher,  für  Marinezwccke  au&gegeb. 
Schat/aiiw.'iH.)  31*95  MilL  Tblr.,  ferner  speciell  noch  für  Kechnuug  des  ehemal. 
Nordd.  HuikI.  Kctahüss.  (l<r  Aruiie  (incl.  Baden  u.  Sudhcssen)  I0rr>5,  f.  tnilit. 
Bauten  i:r24.  f.  and.  milit.  Zwecke  5'öU  Mill.  Thlr  (eben das.  S.  Ii 7);  ausserdem  uoch 
ein  eisemer  Yorschttss  f.  d.  Verr.  d.  Relehilioers  6*27  Hill.  Thlr.  Entsprech.  Ponten 
wie  in  Nordrlfut.si Iii.  wurden  in  Baiern  u.  WUrtemhenr  ans  d.  franzu^  r  iiurihntion 
fttr  Beta))UssemeQt  u.  s.  w.  verwendet.  S.  auch  f.  die  Zeit  bis  1SS2,  bez.  StatiaL 
Jahrb.  d.  D.  Befehs  f.  18S3  (IV)  S.  162  n.  6  e  retfei  dt  in  Conrad*«  Jahrb.  B.  41. 
Geiiammtaufwand  für  das  Heer  „in  Folge  de«  Kriegs  gegen  Frankreich"  in*  1.  K  ta- 
blisscment  v.  Ib70— 1.  Apr.  1S83  (bis  1.  Apr.  1S79  nach  der  Abrechn.,  von  da  nach 
d.  Anschlag)  160:^  Mill.  M.  Relativ  hat  übri^'ens  der  Aufwand  für  Heer  n.  Flott« 
in  Prenssen  (incl.  Reicbsquotc'i  p.  Kopf  der  BevOlk.  seit  1821  nicht  so  stark  zu- 
genommen, als  wohl  voraiispsL'f/t  wird  u.  als  Quote  vom  Gcsammtaulwand  bez.  im 
VerhÄltniss  zum  Civilbcdarf  abgenommen:  p.  Kopf  Pfennig  (nach  Gerstfeldt 
8,  27)  1821  622.  1S32  52t;.  1S41  474.  1851  407,  1861  »iVJ.  1S73  I8s3  \m 

oder  als  Quote  (^/^)  vom  Civ.-  und  3Ii  I.  atifwand  ha/.:  58*7— 53'1 — 47*5- "•'»■7— 
46'8 — 409 — 40*5.  F-s  lässt  sich  wegen  der  conipiicirten  Verhältnisse  des  RfUblisi 
n.  s.  schwer  genan  berechnen,  wdiches  der  gegenwärtige  wirkliche  Dnreli- 
sclmittsatifwand  für  dir*  dciitsdu'  Krictrsrnacht  ist.  Mit  450Mill.M.  oder:  1011- 
p.  Kopf  wird  er  kaum  zu  hoch  veranschlagt  sein.  — 

Oesterreich-IJngarn:  gemeinsamer  Etat  ftr  1877:  Oidin.  Landheer 90'7K 
Marine  8  13.  zus.  98  91  Mill.  tl.,  E.vtraordin.  bez.  10-58.  1-2K,  zus.  11'86  Mill.  fl . 
total  in»  77.  wozu  noch  Nachtragscredite  v.  0'72  MiU.  fl.  Nach  Abzug  d.  eigen. 
Einn.  der  KricgsTerw.  von  4  (52  Mill.  fl.  bleibt  ein  reines  Erfordernis«  v«i  i  ft. 
106-87  Mill.  fl.  oder  c.  3  fl.  (al  pari  6  Mark)  der  lS69er  Bevölkeruüi:.  Dazu  noch 
apart  im  westösterr.  BiidirLt  ..Min.  d.  T.andi.sv.jitln^'idijr.'*  niit  ~  Mili.  fl.,  Etat 
für  1875,  wovon  3'2(»  f.  d.  Laiidvvt-Lr,  ;>y9  1'.  d.  tjenüiiimeriti  u.  l'uüiciwache,  ds|i 
im  nnfnr.  Ktar  f.  dass.  Mm.  ivil  Mill.  ff.  (Honveds).  Dadurch  steigt  die  Gesamat- 
ausgabe  (ohne  Gendarm.)  für  JMiÜt  'trzwecke  um  r.  v*'  „.  Et.  f.  1*>82  im  gemcius. 
Budg.  f.  d.  Heer  94  90  Ord.,  6  Ü9  extraord.,  zus.  101  5'.»,  Marino  dsgl.  7-52.  l'fiti. 
9*18,  zns.  110*77  Hill  II.,  dimi  vestQst  Hin.  t  Landesrertheid.,  ohne  Gendarm.. 
4-35,  un-ar.  d'jjrl.  (wohl  mit  Gondarm.)  fi  Sl  M.  fl.,  alles  zu^'.  c.  120  Mill.  .^d, - 
c.  3  2  fl.  per  Kopt  —  Frankreich  a.  o.,  die  ord.  Ausgabe  für  187(i  beträgt  17-t>  tr. 
p.  Kopf  (14  M.)  der  Ber.  f.  1872.  —  Grossbritannien  Resnlt  t  18^1/82  Heer 
16-31,  (ausserd.  f.  Rechn.  Indien^  I  T.  Flott  '  l'iTr,  Mill.  Pf.,  /tis.  2v7  Mill.  Pf. 
p.  Kopf  c.  O  SO  Pf,  (16  Mark).  —  Kassland  Abschluss  f.  1»>0  Heer  265-08,  Flotte 
3.f05.  zns.  299-3  M.  Rubel,  Anschlag  f.  1S82  bez.  183-49,  27-51.  zus.  211  M-  B., 
c.  2-7  R.  p.  Kopf  der  enr.  Bev.  (c.  v9  Mark  al  pari  gorechnot).  -  Itilien  A. 
IS82  Hc'  r  lO:;,  Flotte  45,  zus.  238  M.  Fr.  im  Ürd.,  dazu  Extraordin.  b  v.  2^  i,  21,  zuv 
30-4,  Summa  2r.8-4  Mili.  fr.,  c.  9  1  Fr.  p.  Kopf  (7-3  M.).  —  Nordamerika  A. 
1>75— 76  Heer  38.  Flotte  22-5  M.  Doli.,  zus.  60*9  M«  D.  (ohne  Pensionen)  p.  Kopf 
C.  1-4—1-5  Doli.;  18M/S2  A.  zus.  46  3  D..  p.  K.  c.  0*9  D. 

§.  183.  Für  die  nähere  volkswirthsohaftHche  und 
finanzielle  Würdigung  des  Militäranfwands  kommt 
noch  Folgendes  in  Betraebt: 
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1.  Zu  den  «nmittelbaren  Aasgaben  des  Staato»  welche  in  den 
Finanzreehnnngen  eneheinen,  mflssen  aUerdings  noch  die  Lefet- 
nngen  der  Gemeinden,  Kreise  n.  s.  w.  nnd  der  Soldaten  and 
deren  Familien  selbst  hinzugerechnet  werden  (s.  o.).  Der  Werth 
der  durch  den  Soldatendienst  fUr  andere  Zwecke  verlorengehen- 
den Arbeit  ist  indessen  nur  dort  zum  v  o  1  k  s  w  i  rt  h  schaltlichcu 
Militiiraul  wand  zu  schlagen,  wo  ein  n  n  n  ö  t  h  i  g  grosser  Ti  iippen- 
stand  besteht,  also  anch ,  wo  der  Soldat  länger ,  als  es  militärisch 
nöthig  ist,  im  Dienste  bleibt. 

Hier  bandelt  sich  mithin  Alles  um  eine  quaestio  facti,  die  h&ahg  erst  nach 
spiterer  Er&hniDg  in  Kriegen  richtig  za  beantworten  ist   Wollte  man  im  Piindp, 

wie  es  vielfach  tcis<]»i(  lit.  den  Worth  <Ier  Arbeit  aller  Soldaten,  letztere  alao  in  der 
nach  Lage  der  Umstände  nöthii^cn  Zahl  uml  Dienstzeit  genommen,  zam  Militüraufrand 
rechnen,  so  wäre  dies  eine  unhaltbare  Duppelrechnung.  Mit  demselben  Bechtc 
kOnnto  man  di*:  Arbeit  jL  iics  Arbeiters,  welche  in  des^n  spcciellem  Berufe  verwendet 
wird  and  nach  Menge  and  Art  hj*^r  nöthig  ist,  am  die  Befriedigung  der  Gesammt- 
bedujfnisiie  eines  Volks  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostetisatz  des  butretlenden  Producta 
scUafeti.  w<  il  diese  Arbeit  für  andere  Prodnctionen  verloren  gehe.  Mau  reiigiMt  — 
wau  vollends  eine  riironsc(|n."'nK  Dorjenia:eu  bt,  weichet  wie  fast  allr  Neriercn  mit 
Kdcht  den  JÜiousUuistungea  Prodoctivität  zuerkennen  — ,  dass  der  Werth  der  Arbeit 
der  nöthigea  Truppenml  in  das  Piodnet,  d,  b.  eben  in  das  FdItsvirlihschafiUcbe  Qut 
,jSicherbeit  nnd  Macbt  des  Staats"  flbeigdit,  guade  so  wie  bei  allen  aaderea  Pro» 
doctionen. 

Dieser  Satx  sab  1  ist  wörtlich  ans  meiner  BesibeÜ  d.  6.  Ansg.  der  Itan^seben 

Fin.  I,  §.  72b  berübergenommen  und  dadurch  der  auch  von  Kau  iMtt^aii^'riK!  Irrthum 
(8.  o.a.  Kau 's  5.  Aofip  §.  72.  Anm,  C  beri'htigt  worden.  Jetzt  hat  auch  Kttmolin 
(Keden  u.  s.  w.,  Tab.  l'S'ö)  S.  ^ÜO  „d.  MiliL-Aufwaüd"  diesen  Irrthum  berichtigt, 
er  hätte  dnicb  einen  Blick  in  joie  Aosf.  sieb  übeneogeii  können,  dass  dies  scbon 
gescbeben  war. 

2.  Die  eigentliche  Hohe  des  Militftraafwands  Itat  eich 
naeh  der  Natnr  nnd  den  Wiiknngen  des  modernen,  nach  den  Ge- 
aiohtepancten  des  Präventiv  principe  eiogericbteten  Heer- 
wesens nicht  ans  der  Ansgabe  eines  einzelnen  Jahrs, 
aondem  in  der  Begel  nnr  aus  der  Ansgabe  in  einer 
längeren  Periode  Ton  Jahren  richtig  efsehen.  Dies  wird 
oft  Vergleichen  swiscben  Staaten  mit  stehenden  Heeren 
(und  daran  sich  knüpfenden  T^andwehreinrichtnngen,  wie  in 
Preussenj,  und  solchen  mit  M  i  1  i /.  s  y  s  t  e  m  oder  mit  sehr  kleiner 
stehenden  Militärmacht  (Vereinigten  Staaten)  ganz  vergessen. 
Das  moderne  Heerwesen  wirkt  zunächst  präventiv  Rechts- 
gtorungen  oder  Kriegen  entgegen  und  bewirkt  dadureh  unmittelbar 
den  höchsten  Nutzen.  Es  dient  aber  sodann,  wenn  trotzdem 
solche  Störungen  eintreten,  also  von  Zeit  z u  Z e i t  und  im  Ganzen 
nur  in  längeren  Perioden,  nls  stets  bereites  schlag- 
fertiges, weil  nlles  dazn  Nothwendige  enthaltendes  Werkzeug 
der  £rioig  sichernden  Kepression,  d.h.  als  bestes  Mittel 
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snr  Bchnellen  nnd  erfolgreiQhen  Wiederhefst6llaii|f  des  Friedens. 
Wenn  daher  aueh  hier  dar  Krieg  sofort  viel  grossere  Mittel 
nehen  dem  laufenden  MilitKranfwand  beanspmobt,  so  ist 
diese  eigentliehe  unmittelbare  Ausgabe  fttr  den  Krieg 
selbst  doch  viel  geringer  nnd  dauert  der  Krieg  der 
Regel  nach  viel  kurzer,  —  was  fttr  Sieger  nnd  Besiegte  ge- 
rade in  YoUuwirthschaiUieher  und  ethischer  Besiehung  ein  unend- 
licher Segen  ist  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst 
erst  das  Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern 
nnd  ausbilden  mflssen.  In  solchem  Falle  wird  aasserdem  nn- 
vermeidlicli  auch  die  Ausgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet 
werden  können.  (Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  England  im 
Krimkriege,  Frankreich  nach  den  Niederlagen  der  kaiserlichen 
Heere  hei  der  Fortführung  des  Kriegs  gegen  Deutschland  unter 
Gambetta.)  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich,  dass  einem  Staate 
auf  die  Dauer  bei  einem  stehenden  Heere  die  ReschafFung  de» 
Rechtsschutzes  nach  Aussen  und  die  Durchiühruug  des  Maebt- 
zwecks  billiger  zu  stehen  kommt  als  ohne  ein  solches  oder  bei 
blosRom  Milizsystem.  Zumal  in  der  hr^hcr  entwickelten  Volks- 
wirthschaft  mit  grossen  stehenden  Kapitalien,  wo  jeder  längere 
Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  verdient  das  System  eines  mässigen 
stebendea  Heeres  in  Verbindung  mit  allgemeiner  Wehrpflicht, 
Reserve-  und  Landwehreinrichtnng  daher  doch  wohl  aoeh  in 
volkawirthschaftlicher  und  ünansieller  Beziehung  den  Vorsng  vor 
den  nach  müitUrisch-tecbnisch  gar  nicht  bewährten  reinen  Miiit- 
Systemen.  Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Consequena  des 
Präventivprincips,  das  im  entwickelten  VoUtsleben  nach 
Qeltong  ringt.  Bei  den  beiden  Tcrschiedenen  Einrichtungen  bandelt 
es  sich  also  theils  nur  nm  eine  verschiedene  Vertheiinng 
der  Last  auf  die  einseinen  Jahr«^  theiis  ist  die  gesammte  Lssi  bei 
dem  ersten  System  auch  eine  absolut  geringere. 

Belage  fbr  du  Genfte:  im  Chuusen  vehl  fdioo  die  henfilgeii  Krie^  (ancli 

bereits  du-  des  rrstoa  Napolrori .  wo  die;  einzelnen  Krieffi!  doch  iinniiT  nur  Vüu. 
witurteuj  im  Vergleiche  mit  deoea  des  vorigeu  aud  17.  Jahrhoodertu  und  £r&lier. 
Namentlich  aber  der  Gegensalz  zwischeo  den  neaeren  enfoptiacheo  Krie^eu,  bwMondew 
dcucn  von  1850,  1*>66.  ISTO — 71  einer-  und  dein  nordamerikanischen  Bürgerkrieg  IS61 
bis  1SC5  audcrscit.H.  Wagner.  (Irnndlcg.  §.  181,  dcrs.,  IJdrhsliu.  in  lioluen* 

dorS"s  Jahrb.  Ul,  119,  121,  mit  Auwcoduu^  auf  Deutscblaiid.  Im  Huer-  and  Finao^« 
veseu  Preusaens  und  der  Vereinigten  Staaten  tritt  der  (üegenaali  am  Aller- 
schärfsten  hervor.  Könnte  man  eine  IjLStiniuite  Zeit  als  festen  Aasjranffii-  und  End- 
ptuict  in  solchen  Dingen  aouelimen,  wa.i  nicht  augoht,  weil  sich  die  üenchichte  eiae;^ 
V<^8  und  Staats  Dicht  so  mechaDisch  in  Abschnitte  zerlegen  lässt.  so  wurde  eine  fe* 
naue  zahlenmässige  Vergleichung  möglirh  sein.  M;i»  brauchte  dann  nur  di  u  (iosnrnmt- 
aufwand  wäliteod  üioer  aolciien  Periode  auf  den  Botrag  de»  Jetstwerthü  oiac&  be- 
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ütimmteo  Zcitpnncb  (dessen  Walil  freilich  wieder  von  Einllubs  auf  das  Rcrhnungs- 
a^eboit»  wäre^  je  nachdem  die  ühegsaasgabe  dieaem  Zeitpuucte  näher  oder  ferner 
lige)  a  ledodieD.  ImBiwhin  iit  in  folgendea  fittem  in  bddea  Stanlaii  ms  F«Iod«i 
dm  Kiiflga  geDOmmen.  ein  statisdBclMr  Belflf  fUr  das  in  Text  Gesäße  euthallMI. 


Proussen 

Nordameri  ica 

Wirkl.  Aosinbe,  L&ndmacht 

Wirkl.  A 

Flott» 

Ord. 

Bxtn- 

AiuMiQnL 
■tat  1 

ileer 

MiU.  Thr. 

MUL  DoU. 

1860 

35-19 

2-20 

1-80 

39-19 

1851/60 

D.  15-84 

12-00 

1861 

31S5 

5-04 

38-21 

1861 

23-20 

l-Z-39 

1S62 

1-45 

063 

a'-oi 

l*<6-2 

si)4-;n 

4-2  67 

1863 

39  03 

118 

0-25 

40-46 

599-30 

G3-21 

1864 

37-82 

0-91 

12-]  0 

50-83 

1864 

690*79 

85-73 

1865 

38-64 

1-30 

4-39 

44  23 

1S65 

1031-31 

122-57 

1866 

39-01 

1-50 

35-58 

7609 

1866 

284-45 

43-32 

1867 

44*11 

115 

$0*13 

81*88 

1867 

95*22 

81*08 

**®^\Bund 

12-86 

1868 

1-23-2:) 

'25-77 

554 

1869 

78-50 

20-10 

1S60  A. 

55-8 

S  Engel,  Statist.  Jabrb.  III  u  Hock,  Fioanzcn  Nordani  S.  720.  die  späteren  Jahre 
nach  d.  Uotbaer  Almanacb.   Bei  Preasscn  Ist  fQr  1868 — 69  die  nach  VerbSiltnis«!  auf 


dasselbe  (im  jetz.  Umfange)  von  den  Ansiraben  des  Nordd.  Bandes  fallende  Ausgabe 
attgcsetzt.  In  1864—65  fallen  die  Kosten  des  dänischen«  in  186^ — 68  die  des 
deatsch  n  Kri-cres  und  die  gr!>s«tTf^  Aasgabe  in  Folge  der  nenen  Lage.  Auch  in 
Jiordauiciikit  lalieu  in  die  Zeit  vuii  Ibbl — 60  schon  einige  Male  erhöhte  Ausgaben  fOr 
Heer  u.  Flotte  in  Folge  ron  Indianerkriegen,  innoren  Unruhen  (in  d.  Tetritorien  n.  s.w.). 
Die  riesige  Ausgabe  während  dos  Bürgerkrieges  erfolgte  allerdings  irrnsnentheils  in 
einem  immer  stärker  entwerthenden  Papiergeld,  würde  sich  daher  auf  Uold  ledociit 
atuk  ennlftdgen.  aber  doch  immer  noco  ganz  bilenal  bleiben.  Auch  ist  in  inaiuElener 
Hinsicht  zu  bedenken,  dass  1.  r  prfisste  Theil  jener  Ausgabe  mittelst  Schuldaufnahme 
geschah,  diese  Schuld  aber  meist  in  Uoid  zu  ?erziiuea  und  jetzt  zu  t%en  imL  —  Die 
Folfe  dee  TersehiedeoMi  BflUtinystema  zeigt  sieb' daher  1)  darin,  da»  in  Prenssen 
jährl.  eine  zieuilieh  bedeutende  glcichniässi;;e  Last  auch  in  Friedenszeit  getragen  wird, 
wogegen  die  Mehrausgabe  selbst  fdr  so  gewaltige  Kriege  wie  1»66  u.  1870 — 71 
dann  relati?  nicht  so  stark  steigt  und  Oberhaupt  auch  absolut  mässig  ist;  während  in 
Nordanierikä  im  Frieden  wenig  auf  das  Heer  verwendet  wird,  dafilr  aber  im  Kriege 
diese  Auj»gabe  in's  ganz  üngemessene  stei;s:t;  2)  darin,  dass  in  einem  Kriege  wie  in 
Amerika  auch  die  souäligcu  vuikäwirtbsch.  Opfer,  welche  nicht  iu  Ueu  Fiiian/.rechnungeu 
des  Statin  etscbcinen.  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdaucr  weit  grösser  als  in 
Treusten  sind;  endlich  Tii  darin,  dass  in  Preus-^en  die  Staatsschuld  auch  durch  Kriege 
wenig  vermehrt  wird  ^A.  fur  Verzins,  der  Schuld  IbtiO  10*7.  1870  ohne  die  Schalden 
der  neuen  Fror.  15*1  Hill  Thlr.,  vekbe  Vermebmng  warn  Thdl  noch  ans  Schnlden 
ftlr  Eisenbahnbauten  herrührt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdurch  ungeheuer  wächst 
(Stand  I.Juli  1860  648,  1861  dO'9.  1865  26826,  1866  2800,  1870  2645  6  Mül.  DelL, 
Zinnen  fir  d.  Schuld  1860  S*14,  1865  121*9,  1869  c.  126  UUl.  D..  treron  «ber  124 
Hill,  in  Gold).  Diese  starken  Zinszahlungen  kann  man  halb  und  halb  als  verschobene, 
früher  ersparte  Zahlungen  für  das  Heerwesen  betrachten,  so  dass  auch  darin  nur  eine 
andere  Vertheilung  der  Ausgabe  für  Rechtsschutz  zu  Tage  tritt.  —  Aus  den 
Daten  über  den  letzten  deutsch-französischen  Krieg  lässt  sich  zum  Beleg  des 
oVien  Gesagten  Folgendes  henützen.  Normale  Militrinu]sß:al)('  flleor  ;dl»M!r  hn  Daut- 
schen  Keich  in  lica  ersten  Jahron  nach  dem  Kriefre  (ohne  die  Neubauicn  u.  s.  w.) 
C.  92  Mill.  Thlr.,  Kriegskost©»  fQr  jenen  Kriejr  <•  520  Mill.  Thir.  für  c,  lOMon. 
oder  p.  Jahr  c.  624  Mill.  Thlr.  dalier  Steigerung  des  Friedensetats  durch  solchen 
Krieg  von  1  auf  7*8.  Frankreich  norm.  Ausg.  desgl.  127  MiU.  Thbr.,  ausseror- 
deotL  Ans;,  t  d.  Krieg  c  510  Mill  Thlr,  J,  c.  612  MUI.  TUr.,  also  Steigerung 
V.  1  auf  ö'^.  (Die  Ausg.  für  die  Fl  ut  liis-t  sich  wegen  des  rharnrters  des  damal. 
Kriegs  nicht  vergleichen.)  Im  nordamoriL  Bargerkrieg  stieg  dagegen  der  Friedens- 
etnt im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  ron  1  anf  25:  wiedenun  keine  reelle  Er- 
sparung, aondern  nur  eine,  auch  winh-jchaftl.  nicht  giUistige  andere  Vertheilung 
dSen  Aiifwandä.  Uegenw&rtig  wild  wieder  Afters  auf  die  Vereinigten  Staaten  als  auf 
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das  benoidcnswcrtho  Muster  eines  Landes  „ohni^  Militari sniHs"  «nd  grdssten 
wirüischaftl.  AuTschwungä,  das  seine  riosigcQ  Kritigsscbuldon  rasch  ülga,  liingcwieacn. 
Aber  es  sind  liorh  ganz  ändert  ,  mit  der  Wehrfrage  jrar  nicht  zas.hingende  Fac- 
toren,  welche  das  bewirken.  Und  Nordamerika  ist  eben  bisher  ein  Staat  ohne  irgend 
ernstlicbea  £ivalen  auf  scioem  ContiBeot,  aoch  dunn  bevölkert  Ob  sich  nicht  auf 
seinem  Gebiete  dereinst  bei  grtwerer  VolkBdichtigkcit  n.  bedenträderw  Entwiddung 
der  Iritcrcssengegens&tze  getrennte  Stnatea  bilden  frerden,  stebt  dnbln,  nber  ancfaflint 
aicbt  UQwahncheinlicb. 

3.  Den  Aasgaben  und  Opfern  für  das  Heer  sind  endlieb  die 
grossen,  .aneb  etbiscb  and  fHr  die  ganze  Goltnr,  Kraft  und  Ge- 
sundheit des  Volks  hocb  bedentsamen  Vortheile,  welche  das  Heer- 
wesen, ancb  abgesehen  von  Sicherheit  und  Schnts,  in  Tollcswtrdi- 
schaftlicher  Beziehung  mit  sich  bringt,  gegenüber  zn  stellen: 
Beförderung  der  körperlichen  nnd  geistigen  Ansbildnng  der  mftnn- 
liehen  Jugend,  Anleitung  zur  Ordnung,  Pnnctüebkeit,  Reinlichkeit; 
Gewandtheit  u.  s.  w.,  —  kurz  alles  Das,  was  das  Heerwesen 
wenigstens  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  als  Schulung  leistet 
(§,  3')).  D  uhirch  wird  der  den  Völkern  hoher  Culturentwickiuijg 
80  leicht  druheude  körperliche  und  sittliche  Verlall,  die  einreissende 
materialistische  Verweichlichung  eher  verhtltet  und  damit  erst  die 
Bürgschaft  dauernder  Cnlturhldthe  gewonnen. 

§.  184.  ITür  die  Grösse  des  fortdauernden  Auhvandes 
f*Hr  das  Wchrwesen  kann  man  mit  Ran  f§.  73)  folgeude  etuiielnc 
Umstände  als  hauptsächlich  massgebend  annehmen: 

1.  Die  Grösse  uud  äussere  Stellung  des  Staats. 

Kleine  Staaten  können  allerd.  mit  einem  gering.  Aufw.  aaskomm..  da  sie  öfters  darauf 
rechnen  dürfen,  durch  gegens.  Eifersucht  der  grossen  Staaten  geschützt  zu  werden  u. 
ihnen  durch  die  Leistungen  der  grossen  Staaten  indirect  Schatz  nnd  Vortheile  g«gen- 
tiber  dritten  Völkern  und  Staaten  mit  zu  Theil  zu  werden  pflegen.  Insofern  vortheilt 
i-ivh  :\)n-v  nur  der  Aiifw.'ind  zu  fiunsten  der  Ueinen  St.iat<»n  nicht  richtig  auf  letzten? 
mit  Dies  gilt  lur  die  Schweiz,  Belgieu,  UoUaud,  früher  auch  für  die  Deatschen 
Staaten,  fQr  die  Prcussen  die  nothwendigen  Lasten  theilweise  mit  trog.  —  Analog  der 
Schutz  und  die  Handelsvortheile,  die  Deutschen  u.  anderen  Eun  p  i  «-^!!  •lurclt  Eoflaiid 
und  Frankreich  in  Asien,  Amerika  zu  Theil  werden  oder  früher  wurdcu. 

8.  Lage,  Grenzen  nnd  Katnrbesehaffenheit  den 
Landes. 

„Naturliche  (Gcbirgs-)  nnd  Heeigrenzen  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im  flachen 
Lande  l.nilei).  Gerundete  oder  zerschnittene  Gestalt  des  Landes".  (RauV  Sefar 
gUnsfi};  iit  die  I,;ige  von  (irusshrifannien,  Frankreich,  Spanien,  Schw.  deii  d.  Norweß-en, 
sowie  von  Nüiduiucrika,  sehr  uugaiistig  war  bis  lbG6  die  von  l'rl■u^^e^.  Die  L«^ 
Deutschlands  mitten  in  Europa,  in  Ost  und  West  ohne  feste  \  <  [grenzen,  ist  vi« 
die  des  eh< mal.  Poh  n  immer  ßine  schwierige,  vaa  schon  an  sich  nnd  bleibend  einen 
grösseren  .MiUiüraufwand  bedingt.  — 

Je  nachdem  daher  nach  ein  Staat  bereits  die  richtige  nnd  den  VeriilItniflB«i 
'^ntsprerlieinh  D.  ckung  seines  Staat=;g-cbiets  mit  dem  Xationalgebiot  um]  mit  dem  ilau 
geographisch  zukommenden  (Katur-j  Gebiet  —  ,,8dine  nattlriichea  (jieu^n",  eui  ädhx 
wohl  zo'iechtfertigeadw  Ansprach,  trotz  des  mit  dieser  Forderaug  getrielwiM  Mtnn 
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bnucbs  —  erreicht  hat  oder  nieht,  wird  aioli  Mia  ngalmtaigttr  MilitibWDfiruid  ref^ 

Bcbieden  gestalten. 

3.  Seeküsten^HandelsBcbifi'labrt,  Colonial besitz, 
was  wieder  den  Aufwand  fttr  eine  Kriegsmarine  bedingt. 

Daher  denn  aach  ein  b«Miidere8  Muinemiiüfltaiiiiiii  nebeo  dem  KriegnliiisteTium 

fUr  das  Landheer. 

II.  —  §.  185.  Bescbaft'ung  des  W.ehrpersonals(Wehr- 
System). 

\:Uiiriir1i  srchör:  aurli  dicsor  Pnnct  als  ein  sji'  '  ifi-^rh  m  i  1  it  ü  r  t  e ch  n  i s ch  er 
u.  a li  lü i  lu  &  t  r ;i t  i  V c  r  nicht  lülhcr  in  die  Fiu.wiis..  kaum  in  doni  Maasse,  wie  Kau, 
§.  74  C  u.  die  \ror.  2.  Aufl.  dieses  B.  S.  244  ff.  ihn  erörterten.  £^  ist  nur  kurz  auf 
die  entschcideiidt;  RLilcutunfj  d.;»  W-hrsystcms  auch  für  die  finanzielle  Seite  des 
Wehrweaoos  hinzuweisen.  S.  Katzenhof  er,  Staatswebr,  S.  30  ff.  Stein,  Heer- 
wesen, S.  40  S,  Statistik  bei  r.  FIrks  a.  a.  0.  Spedell  aber  die  deutschen  Ver- 
hältnis'Jc:  r.  Briesen,  Reichskriegswescn  und  prciiss.  Militürgesetzgebung,  Dilsstdd. 
1872,  bes.  S.  5S  IP  Gesetz  v.  9.  Nov.  li»67,  wonach,  wie  in  Freussen  seit  lä5b,  die 
Dienstpflicbt  im  stehenden  Heer  nnd  der  Flotte  7  Jahre  (rem  vollendeten  20.  J.  an), 
wovon  3  .ThIifl-  ..ai  tiver  Dietiit  '.  \  Beurlaubung  zur  Iteservc  iiiit  2  rci)iiiig->zcit(  n. 
hierauf  5  Jahre  Dienst  in  der  Landwehr  mit  2  kürzeren  Ucbungen.  £s  werden  aber 
nicht  alle  20-Jährigen  zam  Dienst  emberufen  und  nicht  alle  Dienenden  S  rolle  Jahre 
bei  den  Fahnen  („präsent")  behalten.  Die  längere  Dienstzeit  hat  die  Ausgaben  be- 
trächtlich vermehrt,  aber  anch  dio  Tllrhfi'rkoit  der  Mnnn^chaft  sehr  erhöht,  S.  anch 
ßoickinüUtärgc^otz  v.  2.  Mai  lsT4  u.  des.  über  d.  Landsturm  v.  12.  Febr.  1875. 
Dem  Landsturm  (^^Liii'r>'n  alle  Wehrpflichtigen  v.  vullend  17.  bis  zum  voUend.  42.  Jahro 
-An  !*-elehe  weder  in  >h-ui  Hoere  noch  in  der  Marine  jifi  hGn,  Ein  noch  s.  iir  iirwoll- 
iiouimencr  üobcrgang  vun  dem  Worbsystem  Mi  heutigen  Eiaiichtung  war  das  in 
Preossen  aog,  Gantonsystem.  Hanptrerordnnnfen  von  1783,  s,  z.  B.  Berovsky, 
Abriss  II,  641.  —  Das  neue  preusa.  dr-ntsrhe  System  hat  jetzt  die  Rnnd<^  dtirrh 
Eorepa  gemacht  lu  Frankreich  Einführung  der  aUgemeineo  Wehrpflicht  durch 
Ges.  T.  27.  JdÜ  1672,  20  J.  Dienstpflicht,  9  J.  in  der  Linie,  wovon  5  in  der  eigentl. 
activcn  Armuc,  4  in  d.  Reserve,  II  J.  in  d.  Territ.-Arnx  e.  wuvun  J.  in  der  cii^etit- 
licben,  6  J  m  deren  Keserte.  Oesterreich-Ungarn,  allgem.  Wehrpil.  nach  (ies. 
V.  5.  Dec.  1S6S  und  XI.  ungar.  Uesefzart.  v.  1S6S.  3 jähr.  Dienst  in  Linie,  7  in  Re- 
scne,  2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  Russland  Ges  r  J.ilS.  Jan.  1S74:  allgem. 
Webriiflicht,  15  J.  Dienstzeit  im  eiirop.  Russland.  wovon  6  activ,  {>  in  Reser>'c.  S, 
iiauptpuncte  d.  Orgauia.  im  üüth.  Taschenk.  (D.  Ausg.)  1S76,  S.  S26 — 8.H6.  lies, 
über  msB.  Reichswehr  v.  30.  Oct.  1876.  Italien,  aUgpem.  Wehrpflicht,  Ges.  v.  T.  Juni 
1S75.  Gros*;britannicn  u.  die  Verein.  Staaten  v.  Norda  m  e  rik  a  haben  f. 
ihr  iitcheudes  Kcor  am  Wurbesystem  Icstgchaltcn:  die  letzteren  mussten  aber  im 
Veriauf  des  Banerkiiegs  doch  mr  Coosctipöon  greifen.  Sonst  Hllizsystem  hier 
wie  mit  einiger  verhesserang  in  der  Schweiz. 

Das  in  neoerer  Zeit  fftr  die  angedeuteten  Aufgaben  des  Wehr- 
Wesens  allein  genügend  bewlUiit  bef\iiodene  Wehrsystem,  welches 
daher  anch  den  weiteren  finanzwissenschaftlieben  Erörterungen  zu 
Grande  ku  legen  ist,  ist  das  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wonach  alle  erwachsenen  jungen  Mftnner  in  einem 
bestimmten  Alter  und  eine  gewisse  Zeit  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlieh  y erpflichtet  sind  und  in  möglichst  umfassender 
Zahl,  jedenfalls  soweit  man  ihrer  bedarf,  auch  zu  diesem  Dienst 
gezo^^cD  und  in  demselben  ausreichend  technigcb  ausgebildet 
werden.    Um  die  hierdarcb  erwacbsende  Last  für  das  Volk,  die 
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Volkswirthscbatt  und  speciell  auch  für  die  Finanzeo  in  den  mit 
dem  Zweck  der  Einrichtung  vereinbaren  und  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  selbst  mit  verbürgenden  Grenzen  zu  halten,  wird  der  Mi- 
litärdienst und  damit  das  Heer  selbst  in  drei  Theile  getheilt: 
activer  Dienst  im  stehenden  Heere  beständig  unter  der  Fahne, 
darauf  Ueber^ang  in  die  Reserve'',  mit  zeitweiligem  Dienst  M 
UebuDgen)  endtieh  Ueberfcritt  in  die  Landwehr  mit  noch  kflnereoi 
seitW6Üig«i  Uebnngedtenst  Die  Lasten  und  Kosten  werden  vor- 
nemlieb  durch  den  Dienst  im  stehenden  Heere,  dnieh  die  Länge 
der  Dienstzeit  darin  nnd  die  GrOsse  dieM  Heeres  gebildet  Daran 
gilt  es  daher,  soweit  dies  militärtechniseh  snl&ssig  er- 
seheint, zn  sparen,  d.  h.  die  „Friedensprllsenastftrke'^ 
des  stehenden  Heeres,  die  (iftnge  der  Dienstzeit  darin,  die 
etwaigen  Benrlanbnngen  während  letzterer  oder  ▼or  deren  vOUiceni 
Ablanf  möglichst  mit  nach  volhswirthschaftliohen  nnd 
finanziellen  Rtteksichten  einzurichten.  Aber  ohne  eine  hin- 
länglich hohe  Friedenspräsenzstärke  und  Länge  der  Dienstzeit 
kann  das  Heer  auch  Ihm  diesem  Wehrsystem  seine  Aulgabe  nicht 
erfüllen.  Eine  blosse  Landwehr  oder  Miliz,  ganz  ohne  oder  mii 
einem  ganz  kleinen  stehenden  Heere  und  mit  sehr  kurzer  Dienst- 
zeit unter  der  Fahne  ^Schweiz)  genügt  nicht.  Das  stehende 
Heer  soll  und  muBs  vielmehr  nach  dem  bewährten 
preussischen  Muster  die  Durchgang: s st nf'o  tllr  die 
gesammte  Landwehr  bilden.  Sonst  wird  let/teio  i)e8ten 
Fulles  erst  im  längeren  Verlauf  der  Kriege  ihrcin  Zwecke  ent- 
sprechen, damit  aber  auch  ein  volkswirth  sc  haftlicher 
Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  —  Verkürzung  der 
Rriegsdauer  —  vereitelt.  Durch  die  Verbindung  von  stehendem 
Heer,  Reserve  und  Landwehr  wird  jedoch  eine  Verminderung  des 
ersteren  zulässig  und  die  Bereitbaltong  grosser  Streitkräfte  i'ttr  den 
Kriegsi'ail  mit  massigeren  Kosten  mOglich. 

A.  Siniih  hat  für  seine  Zoit  als  iu  Europa  herrschende  Reg«l  aufj^efdhrt.  <la>- 
daä  Heer  ohne  gjosi^n  NachtheU  nicht  über  l*'io  Bevölkerung  betragen  dOrie. 
Eine  feste  Kegel  der  Art  iSsst  sich  aber  nicht  wohl  aufiitcUea.  weil  zu  viele  und 
renchifidenartige  Factoren  hier  einwirken.  Fur  das  stebi  ixie  Heer  tritft  die  Quote 
übrigens  auch  jetzt  noch  mehrfach  anii.ibcnid  /u.  Vgl.  Kau,  Noten  zu  "4,  vor. 
Aufl.  dieses  fiandä.  S.  24(>  u.  folgende  geäet/l.  BuHtimmuagcu:  Deutscher  Bund: 
BeschlUase  ?.  9.  April  1821,  13.  Sept.  1832  u.  24.  Juni  1841.  Beschluss  der  dsatsekm 
Natioii.'ilversaminltin;^  vom  15.  Juli  H  l*^.  Verfügung  des  Reichskriegsminist  v  12.  Amz. 
Ib4^.  Verfassung  des  Kordd.  Bundes  v.  16.  Juli  l^jüT,  §.  6U;  die  Friedetiä- 
pilMDZBübrke  des  Bnndesheen  iat  bis  1871  1  Proc.  der  Volkssahl  ron  18ST.  Beic]i»> 
inilitärnres.  v.  2.  Mai  1S74:  Friodenspräscn /.starke  dc5  Heers  an  Untcrofficieren  und 
Mannschaften  ialso  ohne  Ofhciere)  v.  1S75— 91  =  401,ti59  Mann,  wonuif  die  £iA< 
j&hrig-FreiwilligcD  nicht  in  Aiuredwung  kommeiL  Die  Ztld  ist  dioMlbo  «Jb  im  Ges. 
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T.  9.  Dec.  1$71,  d.  h.  gleich  l*'/«,  der  Zollabredniw-BeTiSllttr.  f.  1867  u.  der  efsaas« 

lothr.  fierOlk.  nach  d.  fraaz.  Zählung  v.  1S66.  Durch  Roichsges.  v.  ß.  Mai  1880  ist 
die  Fricdcnspr&scnzsLirke  dt-s  K.  irhsheere  f.  d.  Zeit  ?.  1.  Apr.  188t— 8S  auf  427,274 
^auu  erhöht  worden.  D.uu.  kuuimcü  jetzt  18.128  Ofbcierc,  bl,62y  Dieustpferde. 
OISci.  u.  Mannsch.  ziemlich  genau  1  7o  jetzigen  BwOUc  —  In  Frankreicli 
war  vor  I'^IS  der  Stand  340,000  Mann  oder  nicht  ganz  1  Proc.  Für  1864  war 
(ohne  (iendarmerie)  der  Friodenast&ud  0*93  Proc  der  Volksmenge.  Nach  dem  Ges. 
V.  1.  Febr.  186S  das  active  Heer  400.000  Mann,  ttber  1  Proc,  die  Keserre  ebensofiet* 
die  mobile  Nationalgarde  uoguflUir  550,000  Mann.  Nach  der  Durchführung  des  ueaoa 
MUit&iges.  V.  1872  u.  des  Cadresgcs.  v.  13.  Mftiz  1875  sollte  d.  Effectir bestand  d. 
actiren  Armee  {ohne  Gendarmerie)  46S,S08  Mann  a.  107,227  Pferde  betragen.  PiUr 
18S2  wird  .  r  mit  471.701  Manu  u.  113,531  Pfonieii  aiiire-ebcn  .  d  h.  auf  1.25% 
der  Bevölkerung.  S.  d.  üauptponcte  d.  nenen  Urganii^.  im  Goth.  Jahrb.  1876  (D.  Aus- 
gabe) S.  593—605.  —  Nach  v.  Firks  a.  a.  0.  S.  378  ff.  war  um  1873—74  : 

FriodenaDrüs        Rrhflhang  ders.      Iin  Krieg«  zum      Die  verf.  Offon- 
M.««     'ö'  LcUtniiKon  iu  ticfecbt  bnstinunt   BiTaniw«  beträft 
•Urkf  M«nü         Kriege  xfach      lVnpp.%d.Ö«»T»lk.        «.  B«t«lk? 

Deutsches  £eich             422.300         3  4b  fach  3  07  2'60 

Oesterreich-Ungam         275,800        S'OS  ^  2'89  l'S7 

Frankreich                     4»3,000          2-50  „  2'51  J-76 

Gr.  Britaun.  ^Europa)        67,100         7-67,,  1-50  0  29 

Italien                         214,400         3-14  „  2*27  l'SO 

Russland  (Europa)          751,600        2.03  „  1  S5  1*00 

Sdiw«iz                             —                -  7-30  4-02 

Belgien                           41,4üO          2  47  „  1*86  1-30 

ilolland                         26,000         2*78  „  1'74  O'OO 

Ebern  las.  S.  366  ff.  die  Verthcilung  der  cnrop;lisclien  Heere  in  WafTengattongcu  und 

in  Feld',  Rescrre-,  Besatznags-  und  Landesrerthcidigungi»truppen,  sovie  die  spec  Bc- 
recbnang  der  OffiMisifBtftifcen. 

III.  —  Militärökonomik. 

Kau  hat  in  d.  5.  Ausg.  einige  sporadische  Bemerkungen  Uber  diesen  ruuot  in 
g.  75  n.  76  (ancb  §.  78,  Anm.  a.).  Die  beza^cben  Erörtorangen  müden  in  die  ?on 
mir  besorgte  H.  Ansg.  Kau 's  nuch  fast  unverändert  herubergenotrmen  Sir  riicbtcn 
jedoch  nicht  mehr  aus  und  uuilüolten  rornemlich  nur  einige  eigentlich  seib!>tverständ- 
liche  Sparsamkeits-  v.  Ihn].  Kegeln.  leb  babe  bei  der  2.  Aufl.  meiner  NeabeatbeUnng 
^ijschwankt,  ob  ich  ein  Eingehen  auf  don  Gegi-nstand  an  diesem  Orte  niclit  lieber 
ganz  unteilassen  sollte,  da  es  sich  hier  doch  nur  um  eine  ganz  kurze  Ürientirung 
in  dnem  Gebiete handdn  kann,  bei  dem  das  practiscbe  Detail  die  Havptaacbe 
ist  und  wo  es  an  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  fast  fclilt,  zumal  sich 
auch  bei  diesem  (icgenstand  deutlich  zeigt,  dass  auch  er  nach  seiner  ökono- 
mischen und  finanziellen  Seite  uiclit  sowohl  in  die  Finanzwissenscliaft, 
als  in  die  Yerwaltnngslehro.  hier  iu  die  M  i  1  i  tänrerwaltungslehr e,  geliört 
Doch  schien  mir  bei  der  fast  noch  feblenden  Au.sbildung  der  letzteren  Disciplin 
auch  eiu  :>olches  bloss  oriculirendcs  Eingehen  auf  diese  iSpecialfragen  der  „MiÜ- 
tärfiuanzen"  hier  schliesslich  doch  zweduntatig.  S.  S.  248  ff.  d.  vor.  Anfl.  Die 
bezilgl.  Abschnitte  in  Steins  Lehr-  v<>tii  Heerwesen  (S.  215  fT..  bes.  23S  ff.,  s  -^'if  h 
S.  IS,  26  ff.)  enthalten  eine  umfassende  principielle  Erörterung,  in  der  sich 
Stein*s  Meisterschaft  im  Scbematiainn  und  Poraiuliren  vie  sdten  zeigt,  aber  auch 
die  Einseitigkeit  dieser  Behandhingsweise  sich  besonders  fuhlbar  macht.  Die  Gnind- 
auschauang  über  das  Heer  als  „blos  consumirender  Körper*  ist  ohnehin  grundfalsch. 
Vgl.  sonst:  Vergleich.  Darstell.  der  Webrrerh&Itn.  in  Europa  [v.  österr.  Oenerabtab) 
1871.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  zu  beobachten,  welche  Verscbiedenboiten 
der  finanziellen  Ret^nlirnnff  beim  Militrirwesen  aus  dem  Prinrip  der  Z w ang-sstelluns: 
folgerichtig  hervorstehen ,  verglichen  mit  deu  Verhältnissen  des  licsoldungswoseiib  iui 
gewöhnlichen  Staat^^dienst.  Im  Folgenden  wird  daher  die  bezttgUehe  ErOrterong  über 
fio6oldungs})olitik  im  vor.  Kapitel  nach  die^icr  Seite  erginzt. 

§.  186.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens  gestaltet  sieh  naeh 
dem  Wehraystem  natflrlieb  sehr  Terschieden  in  seiner  Hohe,  seiner 
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GUederiiDgf  und  zum  Theil  aach  noch  in  der  Art  seiner  Deekang. 
Man  mass  daher  bei  einer  finanziellen  Betrachtang  des  Hilit&r- 
weeens  von  einem  bestimmten,  in  seinen  Gnmdzflgen  feststehen* 
den  Web rsy Stern  ausgeben ^  als  welches  hier  das  prenssisch- 
deutsche,  jetzt  in  den  meisten  Continentalstaaten  ähnlich  be- 
Btehendei  im  Torigen  §.  harz  geschilderte  angenommen  wird. 
Die  Verhältnisse  y  welche  den  Finnnzbedarf  des  Heers  nnd  der 
Flotte  betreffen,  kann  man,  vom  Standpuncte  der  Militärverwaltang 
aus  betrachtet,  als  M i Ii tä  r  ö  k  o  n  o  m  i  k  zusammen  fassen.  Für  die 
Aufgaben  der  letzteren  ist  zu  UDter^cheiden: 

1.  Der  Friedens  uitd  der  Kriegszustand.  lui  Folgen- 
den wird  die  Militarökouoiuik  nur  iiir  deu  erstereu  genauer  be- 
trachtet. 

£s  ist  jodoch  nicht  zu  übersehen,  dass  das  MUilärwesen  schliesslich  doch  im 
Frieden  für  den  Kricjur  eingerichtet  wird,  ciu  Gcsichtspunct,  welcher  zunal  Sm 
jetzigen  HeerwcM-n  vorlarrarht  und  nothvendig  auch  die  specicll  militÄrOkoooiuischc 
oder  finanzielle  KluoIiui^^  bcLiiidiisst.  Die  speciellori  ycrliältni>^''  iTti  K  riepszii^tr^nd 
werden  inohrfai  b  uuteu  mit  berührt.  Besoodora  vuu  dciuaelbcu  iiaudcU  uuteu  Abih.  V 
dieses  AbechDitb. 

8.  Im  Friedens  zustand  mnss  mehr  fast  als  bei  irgend 
einem  anderen  Verwaltnngsetat,  mit  Ansnahme  desjenigen  grosser 
öffentlicher  Banten  (Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.),  im  Miütilr- 
etJit  zwischen  denjenigen  Ausgaben,  welche  wirklich  ordentliche, 

und   denjenigen,   welche  „staatsw  irlhscbaftliche  Kapital 
anlagen"  sind,  unterschieden  werden,  genau  in  GemUssbeit  der 
in  §.  (>.)  bcgrtlndeten  Eintheiluiig  de^  Finanzbedarts 

Zu  sukli'jii  uJl;'  nicLt  jc^Uiiua^ü^  wiedcrk'.IiiuaJuu  Kiipiul.iiil.u,ua 

gehören  nainentln  h  die  diir«  Ii  die  Fortschritte  der  Tei  linik  im  SfStein  dtt  An- 
gril&-  nnd  Vertheidigungsmittel  (Werkzeuge.  Krii  e^<ina-M  hinen,  Wallen)  nnumg&nglich 
werdenden  Neubauten  oder  umfassenderen  Umbauten  ron  Festungen,  Kriega« 
hftfen,  Kriefsgebiffeo«  die  Umg cstaltanf^  der  Waffen:  ferner  die  durch 
vcrrinriort':»  Militiirorganisation  fErhüliutiir        stehenden  Heers  n  hi  - 

dingten  neuen  oder  grösseren  Kaseruirungü-,  Magazin-  und  ühnliche  Bauten. 
Aueb  grossepolitischeUmgestftltnngeii,  Verftoderangen  im  Sfutsgeblete  itdgL  b., 
iii{u:hen  mitiintt  r  sul<  h.^  Ausgaben,  ftlr  neue  Befestigungswerki-  u.  ».  w.,  nOthig. 

Nach  grossen  Kriegen,  mögen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage  enden,  bildet  da^ 
Mgeo.  Rotablissoment  der  Armee,  d.  h.  der  Wiederersatz  nnd  bez.  die  Terbesseraog 
des  im  Kriege  verbrauchten  oder  als  ungenügend  bef^deoen  Waflfen-  lud  soostigea 
"Mfttorials  'Fuhrwerke.  KItiiltinor  ^i.  «.  ^'.^  <"inr^  eiti-nfaMs  in  dif*«^  Kat*>g-orip  e'«>h'\rigrt 
Ausgabe,  welche  uuu  im  FIi<-•(lcliazu^tauJ  zu  iiiai:hcu  ist.  liu  Militardat  wiid  auch 
gewöhnlich ,  wenn  es  sich  wenigstens  um  einigermassen  erheb!  i  h>-  Ausgaben  Aur 
diese  „Kapitalanlagen'"  harvlclt,  grundsät/Iirh  rii  htiger  als  in  den  m<  istrn  sonstigen 
Ktats,  zwischen  der  ^ordentlichen"  und  einer  solchen  „ausserordentiicheii"  Ausgab« 
unterschieden.  Nur  kleinere  Poeten  der  Rannten  Art,  für  die  etwa  durchsduiitt* 
lirh  jahrlirli  vorknmmeriHlcn  Krneticrting'r'n  des  Mntf^rials  und  NotiViaiifon  i^A'  V  fr.r  •"■•nf» 
militärische  lieTorm,  welche  absichtlich  nur  laugsam  —  dann  freilich  oft  aus  hnan- 
zidlen  Rttclisicbten  ent  in  einer  B<übe  ron  Jahren  —  dorcbgeftahrt  werden  mU, 

}ttlegen  in  »las  gcwiihnlii  In  Oriünai  iurn  ircstellt  zu  werden,  /.  B  (l.r  N-ut'an  Ton 
Schiiten  zur  enten  (irClndung  einer  Flotte  oder  die  Meuanlage  Foa  fiefestignngsweriea. 
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Sa  jedoch  der  einnal  gvtgehtAauM  Zweck  solcher  Aiuigabeii  die  letztefen  meist  nicht 

nis  rerBchieblichc  erscheinen  lässt,  so  ist  eine  solche  Kegtliinir  <les  Finanzhedarfs  fUr 
militArische  Reformen  «üc  Atisnahme:  AU^  ümstinde,  welche  die  MüitärdlioDomUi: 
amden  goteltM«  ek  dicjunig*;  eioes  anderai  StMtsirenndMiii^zveiges. 

Die  audscjronicntlichc  Bedeutung  dieser  Kapitalnnlageu  im  gegenwärtigen  Militär^ 
budget  ist  in  erster  Linie  die  Folge  der  veränderten  und  verbc-sserteii  Technik  in 
den  Angriflä-  und  Vertheidigungsmittcln.  Einen  guten  Einblick  in  diese  Verhält- 
nisse gewähren  die  Verwendungen  d -s  I>  iitsclieti  Heichs  für  diesen  Zweck  nach  dem 
französ.  Kricfri:'  v.  1870 — 71.  Die  Hauptdaten  der  lv"i'')i-fiii:inzstaiistik  s.  o.  S.  122. 
Weiteres  Dot.iil  nach  d.  Rcichstagsacten  in  meiiieni  Ait.  lieichsfinanzwes^ui  a  a.  0. 
Vom  Retaltliv^^emcnt  des  norddeutschen  Heeres  OncL  Baden  und  H -sslh)  kamen 
/..  B.  Si)-12  Mill  Thlr.  anf  verbeswrtf^s  Arfill.tri--  und  Waffeaweson,  wornii  .*!  {11  Mill.Thlr. 
auf  1,737,000  StUck  neue  Hintcrladergewehrc  zu  20  Thlr.  d.  Stuck;  M'd  Mill.  Thlr. 
*  fUr  die  dazo  gehörigen  Patronen  (1000  Stack  scharfe  Patr.  kosten  jetzt  3$.  frtther 
nur  15  ThIr.V.  17-1I3  Mill.  Thlr.  für  Ersatz  de>  Artilleriemalcrials  (1  Batterie  29,870  Thlr., 
ebensoTiel  wie  vorher  i»chon,  1  Monitiooscolonno  31,370  Thlr.).  die  Munition  dafor 
9  H  MIU.  Thlr.  (1*5  Mill.  Schtiss  zq  2V4  Thlr.).  —  Der  auf  100  Hill.  TUr.  rexan- 
schlagtc  Fcstungsn  rii  -  und  Umbau  verlangt  besonders  wegen  de^  neuen  Systems 
zahlreicher  detachirter  Forts  so  viel.  Bei  den  älteren  Festungen  sind  57  solcher 
Ports  zu  450—700,000  Thlr.  p.  Stück,  im  G.  m  SO  MllL  Thlr.  veranschlagt.  Bei  der 
Marine  sind  es  die  Hafen  bauten  (Wilhclmshafcn  hat  bis  1S75  bereits  Uher 
38  Mill.Thlr  s-ckoütet'i,  die  Srhiffe,  bi  s.  die  Panzerschiffe  («■ini-  Panzer- 
fregattc  2 — 3'5  Mili.  Thlr.),  die  Kübtcii  bof  ostigungen,  die  artilleristische 
Ausrüstung  der  Forts  und  der  Schillo,  welche  so  riesige  Summen  heanspruchen. 
Vgl.  Näheres  Uber  d.  deutsche  Flotte  in  intinini  R.i(]i>fin.inzwcs.  S.  1  IT  ff. 
(Jahrb.  d.  D.  Reichs  III).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen"  sind 
in  Deutschland  seit  18T1  ans  der  fianzOs.  Gontribution  gedeckt  worden,  ^nst  sind 
hier  die  früher  dargelegten  allgemeinen  Gnind-ruzc  d«  r  Staat^hi  darfsderkung  anwend- 
bar, also  ereataeU  auch  Anleihen-,  wie  frtther  Im  Nordd.  Bunde  für  die  Marine  u. 
neverdings  wieder  im  Reiche  (§.  66  II.).  Bei  der  Verth eilang  der  betr.  Ausgabe 
auf  eine  lieihe  von  Jähren  <  iiii'liehlt  sich  Dctkung  mit  ord.  Einnahmen,  die  auch 
dann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  immer  missUüh  bei  der  Unsicherheit 
der  Dauer  dieser  Anlagen  (neue  techn.  Fortschritte!). 

B,  Der  Flnansbedarf  des  Miiitärweseas,  insbesondere  der 
ordentltcbe,  Iftsst  sieb,  wie  deqenlge  anderer  Dienste weige,  in 
Geld-  und  NaUral-  and  in  Personal-  nnd  Realbedarf  ein- 
theilen.  Aber  diese  Eintbeilnng  ond  die  ibr  entspreobenden  Qaoten 
des  ganzen  Bedarfs  haben  in  der  Militäri^konomik  eine  mancb- 
faeb  andere  Bedentnng  als  in  der  Oekonomik  andrer  Ver- 
waltungen. 

§.  187.  —  4.  Natural-  und  Geldbedarf.  Die  Entwicklung 
der  GMdwirtbsehafk  im  Allgemeinen  and  die  Beseitiguog  der 
meisten  Nataraleinnahmen  aas  priyatwirtbscbaftlicben  Erwerbs- 
zweigen insbesondere  haben  zwar  auch  in  der  Militärverwaltung 
den  Geldbedarf  zun»  vorhei  ibchciulen  gemacht.  Aber  die 
specit'ischen  Manjrel  der  reinen  G cl d wirthschaft  bei  der 
Befriedigung  der  Bedlulntsse  treten  im  Militärwesen  besonders 
scharf  hervor,  so  da.ss  hier  aus  diesem  Grunde,  iin  Interesse  des 
Zwecks  selbst  wie  (ier  hci  seiner  DarchfUhrun<^  betbeiligten  Per- 
sonen, mitunter  aui  die  uataralwirtbscbaftlic  he  Beiriedigungsweise 
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der  Bedttrfnisse  snrflckgegriffen  oder  bei  derselben  stehen  geblieben 
werden  mnss,  wenn  dies  aneh  in  andmn  Zweigen  der  StaAtoyei^ 
waltang  nnnöthig  oder  nnsweokmftssig  und  selbst  sehSdlieb  ist 

J«'n.'  EroDtiiaütät  lictrt  bi.sonders  in  zwei  Fäll<-n  vor: 

a)  Einmal,  wenn,  wie  im  Militärwesen  nicht  selten,  das  in  §.  151  für  solche 
Fälle  aufgestellte  Princip  zutrifR:  mangelhafte  privatwirthscbaftliche  Ver- 
kchrsconcarreoz,  weswegen  die  Militärrerwaltung  oder  die  MiUt&ipcrsonen  ihn 
Bedürfnisse  nach  prewissen  natuniloa  (lütcrn  mittelst  Goldes  unK<'rui*r<-nfi  ^-fricdij^t^n. 
Im  lutcrcssc  dcä  Dienätä  wie  des  Dieueni  unih^  dann  mehrfach  ^taiuraibcuarf  ^tatt 
Geldbedarf  vorgesehou  werden,  was  demgemsbs  bei  dem  PeiMnal»  und  Bealbcduf 
zu  theilwcisor  Natural-  statt  Geldbesoldung-  und  zur  Eifr^nproduction 
^ewitfser  Bcdarfsgcgcubtände  statt      Ankaufs  derselben  mitteist  Gelds  im  Vericebr  fuhrt. 

b)  Sodann  man  —  bei  der  besonderen  Wiehtigkeit .  welche  der  VerfilgaDg  über 
gewissi"  Bedarfligegenstände  iiljcrhaupt,  von  richtiger  Art  und  zur  rechten  ZeitStitt-ns 
der  MUit&rverwaltung  und  der  ciuzcineii  Miiitärpecsootiu  beizalegen  ist,  weil  davon 
die  sichere  &foIlung  dos  Zwecb  des  ICilKärweseiis  wesendlch  mit  nbhinft  —  die 
naturalwirthschaftliche  statt  der  geldwirthschaftlich en  Beschaffung 
des  Militärbedarfs  auch  sonst  noch  in  manclicn  an  lerini  Ffillcn  vorgezogen  worden, 
WO  der  Forerwähnte  Mangel  der  Geldwirthscbalt  aicli  ^oubt  liicht  störend  bemerkbar 
macht.  Dies  gilt  besonders  hinsichtlich  der  BefUedigung  gewisser  „Individual- 
>)L-dtlrfiiisse"  (G.  §.  139)  der  Militärpersonen,  namentlich  der  zur  sog»?n.  Mannschaft 
gehörigen.  Weil  jeder  Einzelne  nicht  nur  in  seinem  persönlichen,  sondern,  da  er  ein 
dienendes  Glied  im  Militärorganismas  ist,  nach  im  Dienstintcresse  solche  Be- 
durfnisse richtig  befriedigen  soll,  muss  das  natnralwirthstliiftlichr  Systeui  hier  mit- 
unter in  grösserem  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasyeiiige.  welches  mehr 
nb  das  geldwirtbschafUiche  die  genugende  Sicherheit  hierfar  bietet  IMicr  wiedeiui 
im  Bßsoldnnp:swescn,  wenigstens  bei  der  Mannsdbaft,  mehrNatanil-  ab  Geldbesoldonff. 
Gut  motivirt  ?.  i)tein,  Heerwes.  S.  '2:M'). 

Im  Kriegszustande  fehlt  die  privatwirthschailliche  Ver- 
kehrsconcurrenz  oder  fangirt  sie  noch  mangelhailer,  während  die 
ordentliche  Befriedigung  auch  der  IndividaalbedttrfnisBe  der  Mi- 
litärpersonen vollends  die  Voraussetzung  des  Erfolges  ist.  Hier 
erweist  sich  daher  das  System  des  reinen  Geldbedarfs  noeh  onsn- 
reichender. 

§.  168.  —  5.  Der  Personalbedarf«  Der  IfUitärfinanz- 
bedarf  lässt  sieb  wie  deijenige  anderer  Verwaltnngszweige  in  die 
beiden  Hanptkategorieen  des  Personal-  nnd  Bealbdarfs 
theilen,  je  naebdem  die  Finanzwirtbscliaft  dem  Staate  die  Sadi- 
guter  (das  Geld)  zar  Herbeiziebnng  der  unmittelbar  bedurften 
Arbeitsdienste  oder  der  ebenso  (natnral)  bedurften  Sacbgttler 
liefern  soll  (§.  150).  Aber  der  Personal-  wie  der  Bealbedarf  muss 
im  Militärwesen  nach  dessen  eigenthttmlicber  Natur  und  naeb 
dessen  speeifischen  Zwecken  mehrfach  anders  geregelt  werden^ 
als  in  anderen  Zweigen  des  Staatsdienstes.  Es  geht  dies  snm 
Theil  schon  aus  den  obigen  Bemerkungen  über  den  Natnralbedarf 
hervor.  Jedoch  kommen  hier  auch  noch  anUcre  Muniente  in 
Betracht.  Es  muss  namentlich  zwischen  dem  durch  Dien  st - 
vertrag  beschafften  Personalbedarf  (O ii icierweseu; 
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und  dem  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher  Dienst- 
pflicht unterschieden  werden.    Das  verschiedene  Vor^^ehen  l>e- 
(linp:t  wesentlich  vei^chiedene  Einrichtungen.  Im  Unteri^cliiiMl  zum 
Werbesystem  wird  im  heutigen  Wehrsystem  der  grosste  l  inü  des 
Heeres,  die  „Mannschaft",  in  der  Regel  nicht  im  Wege  des 
Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  den»  Staate  zur  Verfügung 
gestellt.    Im  Grossen  und  Ganzen  macht  hiervon  nur  das  Offi- 
ciercorps  (und  die  ihm  gleichstehenden  Militärbeamten  u.  s.  w.) 
eine  Ansnahme.  Nur  tllr  diese  ist  der  Militärdienst  der  Regel  nach 
frei  gewählter  Lebensberuf.    Bei  den  llbri^2:cn  Soldaten  tritt 
die  Tertragsmäseige  Herbeiziehuog  der  Arbeitskräfte  meistens 
nur  fltr  die,  die  gesetzliche  Dienstzeit  überschreitende,  längere 
Dienstzeit  eiDy  z.  B.  bei  einem  grossen  Tbeile  des  Unterofficier- 
eorps.  Für  alle  Anderen  ist  der  Militärdienst  kein  freigewäblter 
Beruf,  sondern  die  Leistung  einer  Staatsbürger  Ii  eben  Pflieht 
in  der  Form  eines  persOnlieb  zn  ttbernehmenden  (Na- 
taral)dienstes,  —  einer  Pflicht,  welche  ihr  nftehstes  Analogon 
in  der  Stenerp flicht  hat.   Fttr  die  finanzielle  Regelung  des 
Personalbedarfs  im  Militftrwesen  ergeben  sich  aus  diesen  Ver- 
hSltnissen  wichtige  Folgernngen. 

a)  Der  dnrch  Dienstvertrag  beschaffte  Personal- 
bedarf. Die  finanzielle  Ordnung  dieses  Tbeils  des  Personal- 
bedarfs, also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldungswesens  des 
Of ficiercorps,  hat  in  der  Hauptsache  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Beso  1  d  a  n  8  po  1  i  t  i  k  im  S  taatstl  i  cn  s  tc 
(§.  152  ff.)  zu  erfolgen.  A  h  w  c  i  c  h  u  n  g  e  n  werden  aber  einmal 
nach  dem  oben  dargelegten  natural wirthschaftlic heu  Ge- 
sichtspuncte,  daher  besonders  im  Kriegszustände,  sodann  in 
einii!:cn  Puncten  auch  nach  der  specifischen  Natur  des 
Militärdienstes,  verglichen  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst, 
bedingt. 

Solcher  Pum  te  sind  mancherlei,  die  wichtigütcn  wohl  die  fülg<  ndi  n: 
u)  Der  Milit&rdicost  bringt  auch  im  Frieden  besondere  Last,  gröäseru  liorper- 
licba  Anstrengung,  veitere  BeschTinkmif  dar  individndlen  Freiheit  (Didciplin^  mit 
sich,  wofar  theils  in  ihr  iii;if<'riclle!i  P..'soldung,  theilsi  in  grwissin  "Fhr»»nrort>i«iloTi 
i§.  Idd),  tbeils  in  der  Auasicht  auf  spätere  YeRiorgujig  im  Civiidicnät  ~  so  bcsuudcräi 
aucli  bei  den  Uber  die  gesetzliche  Zeit  lünaas  dienenden  Muiuschnften,  (Unterofli- 
cicren  u.  s.  w.)  —  eine  gewisse  Compensation  gewährt  werden  mnss,  wenn  auf  ein 
genügendes  Angebot  der  erforderlichen  Arbeitskräfte  des  Dieust/weigs  soll  gerechnet 
werden  können.  Zur  Sicherung  des  Staats  in  letzterer  Hinsicht  dient  auch  die  Ein- 
richtung, die  Kosten  der  Vorbildung  des  Militärs  ganz  oder  grosscntheils  auf  den 
Staat  zu  übernehmen .  so  dfiss  dann  auch  bei  kleinerem  (ichalte  der  Dienst  lockend 
erüchelnt,  weil  ein  iiauptposten  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  die  Amortisation  und 
VeiziDsiing  des  Eniehnnp-  nnd  Bildnngsknpitals  i§.  163)  wesentlich  reningert  wird. 

A.  WatrB«r,  KiunzwiMwiiflrlmfl  I.  3.  And.  28 
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In  dieser  Weise  wirkcii  die  Offentlicben  militiriseben  Erziehangs-  nnd 

B  i  ]  (1  II  II  g  s:i  IIS  tal  (en,  von  denen  jene,  die  Cadcttcnhäusor,  weniger  die  MililÄr- 
Waisenhäuser,  IrciÜch  die  Gefahr  einer  kast('naTtip:en  Absondernnp  des  railit.'irischen 
Beru&stands  und  der  ihm  vornenilich  sich  widüieiidca  l  auülieu  von  der  iibriircu  lie- 
vOlkeinng  mit  sich  bringen. 

Die  Ansprache  auf  ..Civilversorgxmir"  sind  mehrfach  als  ein  Mittel,  rtim 
Militärdieust  aiiüueiieni ,  in  «  in  System  gebracht  wordea.  Vgl.  £  Preasscn  bei.  d. 
C.-O.  V.  20.  Juni  1*>67  uli.  r  d.  Civilversorg.  u.  Civilanstell.  d.  MUitiqiers.  d.  Heen 
V.  d.  Marine  vom  Feldurebel  abwärts  fR.'j'I m  v.  H".  Juni  18fi7),  n.  n.  bei  Briesen 
«.  a.  0.  S.  496  Ii'.  F.  d.  D.  Reich  Militiirpeiiäionsges.  r.  2'.  imi  Ibll  §.  7d  S. 
(Givilrenorgung  f.  Invalide),  Ges.  v.  4.  Apr.  1874  §.  10  (Onteroffidere,  iretcbe 
nicht  als  Invalide  versorgiing-.^ben  '  hfiiit ,  erhnit.  ii  nach  I2jahr.  activem  Dienste  bei 
fbitfesetzter  guter  Führung  den  Anspruch  auf  (Jivilversorgnng).  —  Verbeaaer.  d.  Lage 
d.  ünterofliciere  (noch  immer  kaum  genügend,  um  den  Mangel  zu  heben)  dnrcb  Reichs- 
gesetzv.  14.  Juni  1S7.'].  -  Deutsches  Reich,  Et.  f.  1876:  Cadettenanstalten  1*173 Hill. 
ferner  in  Baiern  o  ir.ui  M.  M.,  Militärknabcnerziehungsinstit.  u.  Garnisonschulcn  re^p. 
0.349  u.  0  04S  M.  :M.  Keiclisct.  f.  I?jb3j84  f.  Militärerzieh,  u.  Bildungswcscn  uberh. 
(ohne  Baiem)  4  81  Mill  M. 

S)  Ferner  fuhrt  der  Officierbcmf .  theils  in  Verbind unc;  mit  den  Dienst- 
pflichten, z.  B.  in  Bezug  auf  Waficn,  Kleidung«  Pferdehaltung,  thcüs  wohl  oder  ubel 
in  Verbindung  mit  gewissen,  wenigstens  nicht  anf  einmal  zu  beseitifendea  und 
fttr  den  Einzelnen  nofhwcndig  mehr  oder  weniger  mit  maasgebenden  Sitten  in  d-  r 
Lebensweise  und  im  pcrsönlichcu  Auftreten,  za  gewissen  Extraausgaben 
im  Vergldeh  zum  Girilstaatsdienst ,  welche  eine  Goropensation  in  der  Besolditnf  foi^ 
dem,  wenn  auf  genugende  Versorgung;  des  Personalbedarfs  Seitens  des  Staats  gerechnet 
und  der  Oflicierdicnst  nicht  vollends  wenigütetis  thatsächlich  das  mehr  oder  weniger 
exclosire  Privileg  gewisser  begüterterer  Volksciassen  werden  soll. 

y)  Insoweit  endlich  der  Militärdienst  grossere  körperliche  Tüchtigkeit 
verlansrt  oder  dieselbe  vennindort  oder  zum  Tode  des  Militärs  führt,  da- 
her besonders  im  Kriege,  uiu^s  das  militärische  Pcnsiouswescn  anders  als  im 
Civildienst,  im  Allgemeinen  für  den  Dienenden  günstiger  eingerichtet  weiden,  so- 
TTohl  das  eigentliche  oder  Ruhegehalts-  als  «las  \Vittwen-  und  Waisenpensions- 
wesen. D.  Rcichsges.  v.  27.  Juni  1S71  und  4.  April  ls74.  Uesterr.  Gei».  r. 
27.  Dec.  167& 

Manche  einzelne  Ahweiclrungtui  hierin  und  im  Rosoldunpiwescti  des  Officiers 
gegenüber  dem  Ciirüstaatsdiener  sind  freilich  nur  ein  zufälliges  historisches 
Privileg  des  erstehen  Standes,  das  entweder  beseitigt  oder  dem  (SHldienst  gleleliteitif 

m  Theil  werden  müsste,  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  im  Militärdienst  die  Pensiooimng 
von  einem  gewissen  Alter  an  ohne  Nachweis  der  körperlichen  Untaaglichkeit  ron 
dem  Dienenden  gefordert  werden  kann  (§.  159).  M.inche  Mängel,  wie  wenigstens  bis 
vor  Kurzem  in  den  unteren  Dienststttfen  immer  noch  zu  kleine  Gehalte,  tbeilt  der 
Offiri.-rdicnst  und  mehr  noch  der  unter*»  Renifsmilitärdicnst  ilänper  dienende  l'ntT- 
oflicierc  u  s.  w.)  zum  Schaden  des  Dienstintercsscs  selbst  übrigens  auch  heute  noch 
mit  dem  Civildienste,  obwohl  in  neaeror  Z^t  im  Ganzen  bei  jenem  mehr  Yerbeaseraafen 
als  bei  diesem  eingotr  f.-n  -ir.d 

Uebei  die  tiehalbvcrhaitni^so  im  deutschen  Ueor  s.  Uirth*s  Aunaien  lä73, 
S.  76  £  Die  Gehalte  rom  Regimentscommandenr  abwärts  sind  mehllach  etvaa  rer- 
«  hiLdcn  ihu  h  den  Waffen  Zu  einer  Vergleichung  der  Durchsehnittssätze  der  Chargen 
kann  man  das  auf  tiruud  der  Bestimmungen  dos  Ponsionsgesctzcs  v.  1S71  berechnete 
„pensionsfähige  Diensteinltommen^  benutzen,  bei  welchem,  wenn  es  im  Ganzen  Aber 
40M0  Thlr.  beträgt,  jedoch  nur  die  Hälfte  angerechnet  wird.  Es  beträgt  für  den 
command.  General  7330,  Chef  des  Gencralstabs  u.  and,  ähnl.  Posten  6330,  Diri>ionH- 
commandeur  als  Generallieutenant  5009,  ds^l,  als  Generalmaior  4509.  (ienerallicutciiuitt 
mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dicn^tzulagc  4259.  Brigudei  emmandeur  als  (lencnit- 
major  HT2i).  noneralmajor  mit  dem  Gehalt  Grads,  aber  ohne  Dieustzulage  3420. 
Brigadccomniandcur  als  Oberst  3320,  Stabsotiioier  als  Regimentsconimaiidcnr  2SHS,  dsgl. 
als  Bataillonscommandeor  2013,  Hanptmanu  u.  Bittmebter  1.  Cl.  1513.  dsgl.  2.  GL  9tS, 
Hauptmann  ?,  CI.  771.  Prcm  -Ltcnf.  631,  Scc.-Licut.  571  Thlr.  Im  Jahre  1S72  sind 
einer  Anzahl  Ufticicrc  Aufbesserungen  erfolgt;  dann  1S73  (Ges.  v.  30.  Juni  1^73)  die 
erheblichen  Wohnungsgelder  (§.  161)  hinzugekommen,  die  nach  Ortidusen  f.  d. 


Digitized  by  Google 


PeiMnalbfidurfl  Officiero. 


435 


oberste  Officierclasse  200 — 500,  f.  Sulraof&cidre  mit  BegimeQtscomm.-liang  180—400, 
f.  aiid.  Stabsofficisro  a.  Ilauptloute  120—300«  f.  Ii«Dtenaoti  72—140  Thlr.  betrag«ii. 
—  Eine  Kolle  |  i  Im  auch  die  D ienstzulagen,  die  Tom  Rrig;;idecoiDraandeur  auf- 
wftris  in  das  punüionsftbigo  Dienstelakommeu  eiogerecbnet  werden.  Sie  betragen 
6000  Thlr.  beim  eommaiid.  General,  4000  n.  2000  bei  gew.  and.  SteUen,  1500  beln 
Divi^ion^«  ommandcur,  300  boitn  Brif^decommandoiir,  Snmmen,  ans  denen  aW  z.  Tb. 
die  Kosten  f.  T^nreanbedOrfnisse  zu  bestreiten  sind. 

Die  Höhe  des  ganzen  Finanzbedaifs  für  das  vertrags- 
mäsflig  zn  beschaffende  MUttlbrpersonal  hängt  dann  schliesslich 
TOD  der  Zahl  der  Officiere  n.  s.  w.  nnd  des  länger  als 
die  gesetzliche  Zeit  dienenden  Unterpersonals  sowie 
von  dem  Verhältniss  dieser  Zahlen  zu  derjenigen  der  eigent- 
lichen Mannschaft  ab.  Hier  nmss  nach,  teehnisoben 
Rtlcksiehten  der  Heeres-  nnd  Flattenverwaltnng  entsehieden  weiden. 
Die  Zahl  der  Oberoffioiere  in  hohem  Chargen  mag  hie  nnd  da, 
besonders  in  kleinen  Staaten  an  gross  gewesen  sein.  Gewöhnlich 
wird  onigekehrt  ans  finansiellen  Rfleksiohten  die  Zahl  der  Offieiere 
eher  an  niedrig  ab  an  hoch  gehalten,  was  bei  der  eminenten  Be- 
dentnng  einer  genügenden  Ansahl  Offieiere  nnd  gedienter  t7nte^ 
offieiere  fBr  die  eigentliche  Kriegsleistung  des  Militärs  dem  Zweck 
der  ganzen  Militttrinstitntion  nicht  entspricht 

Im  Deutschen  Beleb  komnen  (I87S)  anf  1  Infiraterierefim.  1  Gdniittan> 

dcnr,  1  Stab  üff^  ier,  3  Bataillonscomm.,  6  Hauptl.  1.  CI.,  6  dgl.  2.  CI.,  12  Pn-mier- 
Ueatcnants,  2b  Sccondeits.,  zas.  57  Offieiere,  auf  1721  Mann  (v.  Feldwebel  abwärts). 
Damal.  KoMen  der  Geldmpfleg^ng  eines  Inboteneregimeots  11S,5S4  Thlr.  (ohne 
Aerzte),  wovon  34.760  Thlr,  f.  d.  Officiere.  1  Dragoner-  od.  Husarenregiment  55,888, 
woron  auf  die  othciere  10,550,  1  FeidaitÜlerieregim.  151«06ä  Thlr.,  veron  cn.  S5,600 
auf  die  Officiere.  — 

§.  189.  b)  Der  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher 
Dienstpflicht.  Wesentlich  andere  Griindsiitze  .«ind  i'llr  die 
finanzielle  Re^jelnn^  dieses  Theils  des  militärischen  Pei'soiialbedarfs 
zur  Geltung  zu  bringen.  An  nnd  ftlr  sich  würde  es  dem  Wesen 
dieser  Dienstpflicht  entsprechen,  wenn  der  Soldat  sich  selbst  unter- 
hielte, wie  dies  in  frflheren  Wehrsystemen  auch  in  gewissem  Um- 
fange der  Fall  war,  wo  selbst  die  Bewaffnung  oft  vom  Einzelnen 
gestellt  wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung 
der  dienstpflichtigen  Mannschaft  Übernimmt,  so  geschieht  dies  zn- 
nttcbst  im  Interesse  des  Dienstes  selbst,  sodann,  weil  ein 
grosser  Theil  der  Pflichtigen  nicht  im  Stande  ist, 
sich  aus  eigenen  Mitteln  während  einer  Zeit  zn  erhalten, 
in  welcher  der  Staat  die  firwerbsarbeit  so  gnt  wie  nnmOglieh 
macht,  endlich  anch,  nm  die  Lasten  des  Kriegsdienstes 
gleichmässiger  anf  die  BeT5lkening  zn  verth eilen.  Es 
smd  dann  namentlich  zwei  Fragen  yon  allgemeinerer  Bedeatang, 
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za  erörtern,  nemlieh  wie  die  Hffhe  der  „Besoldnng"  des  Dienst- 
pflichtigen —  wenn  die  gewährte  Unterstützung  in  Ermangelung  eines 
andren  allgemeinen  isamens  noch  so  genannt  werden  darf  —  zu  be- 
messen und  in  welcher  Zahl uugs form  diese  Besoldung  zu 
gewähren  ist. 

a)  In  erster  er  Hinsicht  können  die  gewöhnlichen  Grund- 
sätze der  Lohngestaltung,  welche  auch  die  Besoldung  der  Beamten 
bestimmen  müssen ,  für  die  Personen  im  gesetzliclien  Wehrdienst 
nur  zum  Tbeil  masi^gebend  sein.  Denn  gCf^enliber  tiner  allge 
meinen  Dienstpfl  iclit ,  weiche  der  Einzelne  an  die  (iemeinschalt 
zu  erfüllen  iiat  jUr  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Be- 
dingungen seines  Gedeihens,  kann  von  eigentlichem  Lohne,  in 
welchem  eine  Belohnung  liegt,  überhaupt  nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einseinen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  161) 
muss  yornemlich  nur  der  erste,  die  Deckung  des  Lebens- 
bedarfs während  der  Dienstseit  selbst,  in  dem  den 
Pflichtigen  gewährten  Unterhalt  ersetet  werden. 

In  ausr»M>  !i<>ii(!er  Weise,  so  dass  die  ErhaltuiiL:  olrr  >\"ii^'1oremeaening  der 
iiu  Üicastc  meist  stark  in  Ansprucli  genommenoa  Krätte  mit  mögiicbster  Sicberli«it 
rerbflrgt  ist,  worin  die  Verpflegung  Idder  mitunter  sn  wttnsehen  llbrig  lisst,  tber  ia 
Wescntlit  hcn  nur  in  dem  Umfange,  dass  die  „EzistenzbedUrf nissc  zweiten 
Grads"  (nach  meiner  Terminologie  in  d.  Grundlegung,  §.  HÜ),  d.  h.  diese  Bedürf- 
nisse in  der  nach  dem  Lebensmassstabe  der  Masse  der  Bevölkerung  üblichen  Wei!»e 
Befriedigung  finden.  Denn  es  handelt  sieh  hier  nur  um  die  GevUiniig  der  Miuel, 
durch  welche  jeder  Dienstpflichtige  in  seinem  und  im  Gcjjammtinteress^«  sicher  iu  den 
Stand  gesetzt  wird,  dieser  seiner  Pflicht  ordentlich  nachzukommen.  Darüber  hiiuu^i 
können  rom  Staate  während  der  Dienstzeit  kein«  Mittel  beansprucht  werden.  Eine 
Erhöhung  des  Unterhaltes  wird  daher  auch  nicht  nach  dem  socialen  and  ökono- 
mischen Stande  des  Pflichtigen  —  wie  bei  dem  eigentlichen  Beamten  und  dea  Ofä- 
der,  wo  der  stand cs^emiase  Diterhalt  (§.  161)  zu  gewUÜren  ist,  —  erfolgen  dttifea 
sondern  nur  im  Dicnstmteresse  selbst  nach  der  üiilil-Hrisehcn  Kan irdasse .  wel  lir  der 
Soldat  w&hread  der  Zeit  seiner  Dienstpflicht  etwa  erlangt  und  deren  Erlangung,  wieder 
in  erster  Linie  im  Dieostiateresse,  aneli  dorcli  solche  Vorthoflo,  wie  hShenr  Sold  «ad 
dergleichen,  ersfrebonswertli  geuiaelu  werden  soll. 

Beispiel  der  Soldabstufung  in  d.  deutschen  Infanterie  1873:  roouati  der 
Gemeine  3,  der  Gefreite  3*5,  die  UnterofGciere  nach  3  Classen  5,  6'5,  7*5,  die  Sci^geaotoo 
narh  2  Cl.  S-5  u.  10  5,  die  Feldwebel  15  Thlr.  an  Geldsold.  Seitdem  fliiid  IdeiM 
Erlirthungen  f.  <1.  Uiiferofficicro  eing-etrcten.  Für  das  Jshr  erhalten  ^»»srenwSrtifr  w» 
Guldiühtiung  bei  den  gewuhul.  lufant.regimentcro  diu  Gemeinen  12(>,  Gefreiten  14-t. 
UntefofRciere  in  D.  306,  Sergeanten  L  D.  AZt^  Yicafoldwebol  540,  Feldwobd  739  X. 

Die  Übrigen  Posten  der  Selbsticosten  der  Arbeit  (§.163) 
kommen  bei  der  Bereehnnng  der  dem  Oienstpfltehtigen  ans  Staats- 
mitteln zu  gewährenden  Subvention  nur  ausnahmsweise  in 
Betracht. 

  • 

Zine  angemessene  Entschädigung  ans  den  Mittelo  der  Gemeinsebtft,  in  defM 
Interesse  der  Einzeln«  7.um  Militärdienst  vcr)ifliclitct  wird,  muss  nur  in  nllen  deii 
Fällen  gegeben  werden,  wo  der  Einzelne  durch  den  Dienst  nachweisbar  Schaden  er- 
leidet. "&  ist  deshalb  eiomal  im  Kriege,  dann  auch  soweit  als  möglich  in  Friedens^ 
dtonsto  ein  rensionsansprnch  für  die  Dlonst|^ic1itifan  cimfosleheii ,  ror  AIhn 
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für  durch  den  Dienst  invalide  gewordeue,  —  rgL  die  neueu  deutschtiu  u.  österr. 
Militär]Miiisioti^^chotze,  so  bes.  d.  deubcbo  Ges.  r.  27.  Juni  1871,  §.  5S  ff.  (in  §.  59  auch 
die  Fälle  der  Dienstbesch  ad  ig.  iui  Frieden,  worunter  auch  d.  „inrif^re  Dienstbeschäd." 
bei  actirem  Dieosto*  d.  contag.  Aageokrankheit).  Ottttenr.  Gos.  r.  25.  Dec.  1S75, 
§.  1f  ff.,  §.  4;  —  aodami  in  govissem  Ümfange  «acli  ein  Wittiren-  nnd  Waisen- 
pen m  >  nw  es  cn.  (Deutsches  Ges.  ?,  1871. 4?.  94,  regelmässig  nur  f.  d.  Hinterbliebenen 
der  im  Kriege  oder  Mif  gewifsen  Seereisen  Verstorbenen).  Behagliche  Einrichtangea 
•Ind  aneh  Ite  den  Friedenaznstand  im  Princip  gerechtfertigt.  Wenn  sich  ihre  prac- 
tischc  Bedeutung  auf  im  Dienst  ohne  eigenes  Verschulden  erlittene  Unfälle  meist 
in  beschränken  pflegt,  so  ertrieJif  *-irh  dies  aus  der  Schwierigkeit,  in  anderen  Fällen, 
daher  l>esonders  bei  inneren  Uten  und  chroiuaclien  Krankheiteu,  dcJi  Causaluexus 
zwischen  dem  Dienste  und  dem  Krankheitsschaden ,  der  im  Allgemeinen  vorbanden 
sein  mag,  speciell  nachzuweisen  Wettere  Ausbildung  der  Krankheitslehro  würde  hier, 
wie  beim  Civildienst,  die  Bcrilckäichtigung  auch  solcher  Fälle  im  Pen$ioQswe«OA 
vielleicht  möglich  niiehen,  was  gemde  im  Militärdienst  besonden  enrünedit  vAte. 
(8b  nein  Beichsfioanzvesen  in  Holtzendorff's  Jahrb.  UI,  176). 

Im  Ganten  kann  daher  die  Besoldong  der  Diensfcpfliehtiges 
eine  anf  den  Ersatz  des  erstgenannten  Postens  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  sich  besehrftnkende  sein,  mit- 
Idn  hinter  dem  normalen  Dnrebsohnittssats  des  gemeinen  Arbeits- 
lohns etvras  snrQekbleiben. 

Wie  viel  zu  geben  ist,  hängt  dann  zunächst  von  den  allgemeinen,  aus  der 
Natur  des  Menschen  folgenden  und  von  den  speciollen,  nach  den  Zeit-  nnd  Landes- 
rerhältnissen  sich  richtenden  Umständen  ab,  welche  die  Hohe  des  nothwendigen  Onter^ 
baltsbedarfii  ttberbaapt  bestimmen:  in  Betreff  des  wichtigsten  Thcili  dieses  Bedtairb, 
des  Nahr nngshedarfs,  entscheidet  dnh'-r  di'-  Physiulogie  der  Ernähning  darüber, 
vie  viel  erforderlich  ist,  unter  BcrOcksichtigung  des  Kiniiusses  des  Klimas  u.  s.  w. 
AehnUch  bestimmt  sieb  der  notbwendigo  Annraad  für  die  sonstigen  körperlichen  Be> 
dürfnissc.  wobei  die  Volkse  itte  iinnior  mit  spricht.  Daneben  muss  ferner  stets  der 
Einfluss  des  Militärdiensts  als  einer  besonderen  Arbeitsart  mit  l>erUck- 
sichtigt  werden:  sowohl  beim  Nahrungs-,  als  bei  dem  sonstigen  materiellen  Bedarf. 
Es  folgt  daraus  auch,  dass  im  Kriegsdienst  regelmässig  der  Unterhaltsbedarf  hOhor 
anzuschlagen  ist.  negeluia^sig  wird  schon  in  der  Verpflegung  in  lier  Garnison  und 
in  Bivouaks  und  Lagern  ein  Unterschied  gemacht.  Im  deutächeu  Heere  wird  in 
letzteren  die  grosse  V ictualienp ortio n  (onter  Eiobehaltnag  des  sum  Mittagessen 
bestimmten  LOhnungsantheils  und  des  Verpflcgungszuschusses)  gewährt,  ncmlicli  250  Gr. 
i>'ieisch.  120  Gr.  Beis  oder  150  Gr.  Graupen  oder  Grütze,  30ü  Gr.  Uiüscnixttcbte  oder 
2000  Gr.  Kartoffeln  oder  170  Gr.  Erbsenmehl.  25  Gr.  Sslz,  15  Gr.  gebrannter  KaffeeK 
"Eine  zn  knappe  Remessung  dieses  Bedarfs  ist  im  Kriegs-  und  Friedenssfandr  eben- 
so sehr  gegen  das  Interesse  des  Dienstes  wie  des  PflicUtigea.  Sie  fahrt  entweder 
zn  kUmmerlicber  Lebensveise,  vobei  der  IMeintplIichtife  focr  sein  ganzes 
Leben  ScLaden  leiden  kann,  oder  zu  der  Noth wendigkeit  einer  Ergänzung 
des  Bedarfs  aus  anderen  Hilfsquellen,  im  Kriege  zum  Raube,  im  Frieden 
wenigstens  zu  Zuschüssen  der  Familien,  einer  schlechten  Art  Steuern,  welche  als 
seligere  Last  empfanden  verden  nnd  die  einzelnen  BerOlIcerongsclassen  zudem  sehr 
mgleich  treffen. 

ß)  Die  Zahlung« form  der  Besoldung  des  gesetzlich  Dienst- 
pflichtigen kann  im  Interesse  des  letsteren  wie  mehr  noch  in  dem- 
jenigen des  Dienstes  selbst  nnr  znm  Theil  die  Geidbesoldang 
Denn  diese  Form  gew&hrt  keine  hinlängliche  Sicherheit 
dafttr,  dass  die  erhaltene  Geldsumme  vom  Soldaten  richtig  zur 
Bestreitung  des  Unterhaltsbedaifs  Tcrwendet  wird*  Da?on 
liftngt  aber  die  LeistongsflÜiigkeit  des  einzelnen  Mannes  nnd 
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seblieaslioh  des  ganzen  HeeroB  ab.  Datn  kommt  die  Zweck- 
mftBSigkeit  einer  theilwetaen  NatttralbesoldODg  ans  den  oben 
angeftthrten  Grttnden  grade  hier.  Auch  iässt  sieb  die  Besebaff- 
nng  des  UnterbaUsbedarts,  wenn  sie  im  Grossea  erfolgt, 
billiger  einriebten,  als  wenn  der  einzelne  Mann  Air  sich  selber 
allein  sorgt.  Bei  einzelnen  Bedarfoissen ,  wie  bei  der  Kleidung 
nnd  der  Wobnnng  (Kasemirang)  kommen  aach  noch  speeielk 
Militärinteressen  zugleich  mit  dem  Gesicht^puncte  der  Gewährung 
des  Unterhaltöbedarfs  zur  BerUcksichtignug.  Dies  Alles  hat  zur 
Folge,  da88  der  finanzielle  Personalbedarf  bei  der  dienst- 
pflichtigen Man  n  s  (•  Ii  ai  t  zum  Theil  in  einen  tinanziellen 
Real  bedarf  sich  verwandelt,  und  nach  den  Imanziellen  Grund- 
sätzen des  letzteren,  besonders  ein  Theil  des  Unterhaltsbedarl's 
ähnlich  wie  der  Wa  Ifen  bedarf,  geree:elt  werden  muBs.  Die  eigen- 
thtlmliche  Folge  der  lljatsache,  dass  es»  sich  dabei  jedoch  eig;cnt- 
lich  um  einen  Personalbedarf  handelt,  zeigt  Hieb  in  diu  he^ondercn 
Einriehtiiii<j;eii  und  Massregeln,  welche  zur  ricinigen  Verthei- 
1  u  n  g  der  Bedarfsartikel  ^  an  die  Einzelnen  getrofi'en  werden 
müssen. 

Der  Unterhaltsbedarf  wird  dem  Soldaten  daher  regelmässig 
in  der  Praxis  —  nnd  prmcipieli  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
vierfachen  Form  von  Naturalqnartier,  von  Nataralbe- 
kleidnng,  von  Naturalverpflegung  fllr  einen  Hanpttbeil 
des  Nahrungsbedarfs I  endliob  nur  znm  Best  in  der  Form  tod 
Geldverpflegung  oder  eigenüieber  LObnnng  (Sold). 

Vgl.  Stein,  Heerwesen,  S.  'iafi.  214  tF. 
(1.)  Das  Xaturalquartier  ist  durch  die  ökonomisi  lK' Laj^c  d»T  Mannschaft  nnd 
darch  das  Bedurfniss  deü  Militärdienstes  selbst  gleichmaäätj;  geboten,  im  Fnedeii>> 
wi«  im  Kriegszustande.  "Em  kann  dorch  Einqnartiernnip  der  Ifannschaft  bcä  d«« 
Bürgern  und  durch  Käser niriiiig-  bosrhafft  werden.  Die  erste  Forui  ist  im  Kriege 
tmentbehrlicb,  sie  war  aacb  fUr  den  Friedeoszustaad  früher  die  vurwaitende.  Im 
Interesse  der  milittrbdieii  DÜNsiplin  und  der  BefMnng  der  Borger  xim  einer  siel» 
drtlckeuden  und  auch  bei  Gewäbrunit;  einer  Entschlidig^ung  niemab  gleichmänsig  Ter- 
theiltcn  Last  i»t  die  Kaserniruug  vorzuziehen  und  auch  in  unseren  Stabilen  immer 
allgemeiner  geworden,  wenigstens  in  den  St&dteo.  Sie  setzt  BatOdich  eine  ziemlich 
feste  und  i  bleibende  Vertbeilang  der  Tln^pea  Bftch  Menge  md  Wati.  n^  ^ttutig 
im  Slaatsgebii-t  voratis ,  —  eine  Einri'  Tifnng'.  welche  auch  sonst  wegen  der  Ln-al' u 
volkswirthhchaftlichea  Wirkung  der  .Miluarau&gaben  wUüScheBSwerih  ist  (Kegcluiig  des 
Garuisonwesens).  —  Vgl.  d.  Huiulosgee.  über  d.  Quartierleist,  f,  d.  bevaffn.  Macht 
im  Friodcn  v.  25.  Juni  l*^!)^.  Die  l'Qrsorcc  f.  J.  rüunil.  ÜMfcrbrinfriinfr  (ier  bew  iffu. 
Macht  ist  nach  1  eine  Last  d  es  Bundes,  deren  ^aturaiieistung  nur  gegen 
Entscbftdignng  gefordert  werden  bann,  nach  d.  nih.  Bestimniingen  d.  GeeeUea. 
Fttr  den  Kriegszustand,  d.  i.  nach  eingetretener  Mobiluiachung,  gilt  da»  R^ichsg»*;*, 
f,  13.  Joni  187,H,  8.  bes.     3.  9,  U,  mit  beechräokter  Vaigatuag  f.  ^tatai&iqanrtiftr. 

Die  Anlegung  der  Kasernen  und  die  erste  Beschaffung  Ihres  Ib* 
v'entars  f^eh/'^rt  (hiuu  zur  s  t  aats  w i rths  c  Ii a  f  tl  i  c  Ii  e  n  K  a  j> i  t  al a  n  1  a  i:  .  Es  ist 
dtim  in  finaayjflller  Uinaicht  nach  den  ailgemeiaea  Gnudsätzeo  dos  Baa 
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iHifi  der  BcscliafTung  des  Kcalbodarfs  zu  verfahren  (§.  168  ffX  Die  Instand- 
haltung der  Ha^erncQ  und  ihres  Inventars  gehört  zur  ordentlichen  Ausgabe. 
Es  kMin  dabei,  iiin  das  Priiidjp  der  Wirthaclnftlidikeit  nO^hst  rar  Geltang  zu 
bringen,  da^;  System  der  Gewährung  von  Pauschsuniiiiett  au  jeden  kaaemittott 
TroppenJtöiper  und  deüüca  Abtheilungeu  befolgt  werden. 

Die  Etat«  dea  D.  Beieba  enthalten  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Summen 
far  Kabrrnen  u.  ähnl.  Bauten  unter  den  „einmaligen  Ausgaben*'  im  „ausserord.  EV\ 
2.  B.  Ib^Ü/bl  12-3S,  !>1/S2  11  17.  82/93  8  27,  83/84  4*85  M.  M.  (incL  jährl.  einige 
100,000  M.  an  Kostenerstattungen  für  aus  Landesmitteln  erbauten  Kasernen).  Aus 
der  feanaBsisch.  Kriegsentschädigung  wurden  dorch  Ges.  v.  8.  Jnli  1872  u.  A.  0'5  Mill.Tblr. 
angewiesen  f.  die  erste  Einrichtung  der  Kasernen,  Stallunnren  u.  sonst,  (jarnisonanstalten 
in  Lläa&s-Lulhringen.  —  Da  <ich  übrigens  bei  dem  Bau  von  Kaaernun  ii.  s.  w.  um 
eine  nur  allmälig  durchzuführende  Aufgabe  handelt,  kann  die  Einsot/ung  der  be* 
treffenden  Quoten  in  den  gcwöhul.  Kr at  ausreic  hen,  ohne  dass  daun  auch  dafür  ausser- 
ordentl.  Einnahmen  flüssig  gemacht  werden.  —  Ucber  die  laufende  Ausg.  £.  Kaseinen- 
weaen  a.  n. 

(2.)  Die  Bekleidung  fiillt  bei  dem  Soldaten  in  besonderem  Maasse  unter  den 
doppelten  Gesichtspuact  eines  Artikels  des  indifiduellen  Bedarfs  und  der  mili- 
tirisoben  AasrAstung.  Weeentlieh  deshalb  die  Natvralbekleidnng,  wenigstens 

für  die  HauptgegcnstAnde.  Die  Anst  haffung  kann  im  Submissionswege  oder,  viel- 
fach nicht  tinpassend,  in  eigenen  Militürwerkstflttcn  erfolgen.  (In  d.  60er  Jahren  war 
die  Ausg.  L  Kleidung  in  Frankreich  f.  Gemeine  d.  Infant  29*4,  Dragoner  44*32, 
Garde-Kurassier  121*21  Fr.:  in  Baden  jilirlich  filr  frosae  BeldeidangsstQckc  eines 
Infanteristen  13  fl.  23  kr.  u.  36  kr.  zu  Ausbesserungen,  eines  Cavalleristen  desgl. 
lt>  fl.  55  kr.  u.  48  kr.  Für  Jodes  Bekleidnogssttlck  wird  eine  erfahrungsm&ss.  mittlere 
Dauer  angenommen,  z.  B.  Walfenrock  des  Gemeinen  2,  des  Kanoniers  l'i^,  Mantel 
des  Infanteristen  des  Cavalleristen  u.  Artillenslen  10  Jahre.  In  Baiern  früher 
jährU  Ausg.  f.  Infant  28  fl.  dO  kr.,  Ulaneu  u.  Kürassier  39  fl.  (Nach  Bau).  —  Ge- 
sammtansg.  s.  n.).  Pur  die  Instandhaltung  der  Kleidung  und  eventaell  auch  fltr 
die  Anschaffung  ^icwi.sser  Artikel,  wie  der  W<1sche  u.  s.  w.,  empfiehlt  sich 
in  irinhachaftlicher  Hinsicht  die  Gewährung  einer  Geldnatiscbsamme  für  den  Mann, 
am  ihn  znr  Schonung  anzaeifern.  Doch  mUssen  auch  hier  die  mOitiltBchea  Dienst- 
rUcIcsichten  eventuell  vorgehen.  So  z.  B.  früher  in  Baden  f.  d.  sogen.  Kleinmontnr 
^Hemden,  Stiefel  u.  s.  w.),  ein  In-Verdinp-Gehcn  irew'issormassen.  Per  (»fmeine  in  d. 
Infant,  oihielt  15,  in  der  Cavallcrie  14  H.,  da^u  für  Kcinigungsuiittel  rtsüp.  4S  kr.  u. 
3  i.  S.  Vogelmann,  bad.  Militärverwalt.  Karlsrahe  ISfiS.  &  179,  186  (Mach  Ran). 
Sp&ter  nach  dem  prens?.  System  abgeschaf!>. 

(3.)  Die  Katuralvt^rp riegung  erstreckt  sich  im  Friodenszustand  und  im  festen 
Quartier  (im  Gegnuatz  zu  Märschen,  Lagern  u.  a.  w.)  vor  Allem  auf  das  Haoptnah« 
rungsmittel ,  das  Brot  Dasselbe  wird  am  Besten  und  Billigsten  dem  S<dd3ten  in 
natura  geliefert.  Eä  muss  von  richtit^er  Beschaffenheit  und  Gtltc  sein  —  wo- 
bei die  Volkssitte  neben  der  physiologischen  AjifDrdemng  mit  sn  entscheiden  hat. 
Im  J.  18T0--71  erhielten  demgoniäsi  in  Deutschland  seihst  die  frauz-fisisclien  riefang^euen 
mehrfach  besseres  Brot,  als  d.  deutsch.  Soldaten;  auch  im  preuss.  Heere  jetzt 
etvas  besseres  Brot  (grössere  KleieaussonderuDg),  z.  Th.  mit  Rücksicht  auf  die  heuere 
GevOimnng  anderer  Contingemt»  der  Beichsarmco.  s.  Hirth,  Anualen  l^T.'i,  S.  S.  — 
und  in  gentl!!;''nder  Menge  {!:erei<'ht  werden.  So  lani^e  der  Staat  bedentendere 
Natoraleinkünftc  in  (retreide.  von  »einen  Domänen  oder  ans  gutsherrlii  hcn  Gefallen 
bezog,  konnte  er  öfters  diet^e  /.ur  Brotlieferung  unmittelbar  benutzen  Jetzt  ist  der 
Anlauf  von  Getreide  und  Mehl  in.  fir;^  -n.  (Inrch  VermittUin?  rou  Lieferanten  und 
im  Submissionswege  uothwendig,  wenn  Ua^  iiroi  m  eigenen  Müitärbäckereien  gebacken 
werden  wcHL  Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht.  Es  kann  anch  das  Brot  unter 
richti:r''r  Controle  durch  rrivatbücker  geliefert  werden.  Bei  dem  starken  jährlichen 
Schwauken  der  Uetreideproise  inuss  schon  im  Etat  eventuell  ein  Zuschuss  zu  der  Aus- 
gabe fkir  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Milttlrrerwaltung  geleistet  irerden. 
wenn  der  Gctreidepreis  <.'iiie  be,-5timuite  Hohe  erreicht.  Denn  an  dem  Brot  q  u  a  n  tu  m 
der  Mannschaft  darf  nichts  abgezogen  werden.  Aelterc  Daten  aus  d.  60er  Jahren  bei 
Kau,  §.  76  Noten.  Danach  z.  Th.  in  vor.  Aull,  dieses  Bands  S.  261  Note.  —  Im 
deutschen  Heere  1873  d.  tägl.  Brotportion  T.ji)  Gr.  in  der  Garnison,  alle  4  Tage 
1  Bsot  r.  8000  Gr.  Die  Festsetzung  der  beiQgl.  Kosten  der  Beschaffung  der  Natnin- 
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lien  im  Etat  erfolgt  f.  d.  1.  Hälfto  dos  Jahresbedarfs  nach  den  im  O.i.  vorher  wirV- 
lich  20  zahleodöu  Freisen,  f.  d.  2.  Hälfto  nach  lOjäbr.  Durchscho.preiscu,  vom  zveit 
voTherifen  Jahre  an  zorQckgerechnet. 

Di<^  iihrigt:  Nahrung  hat  sich  dor  Si"»ldat  im  Friedenszüsfand  üflors  mis  sciri«T 
Gcldlöhnung  zu  beschämen,  wobei  jedoch  für  die  Mannschaft  auf  deren  Kcchnang 
gemeinsame  Kocbanstaiten,  besonders  fDr  die  Mittagskost,  sich  auch  aoü 
ökonomisdioa  RUcksichfon  empfehlen  und  üblich  sind.  Wenn,  wie  oftmals  (andi  im 
deutschen  Höere^i  feste  Quoten  der  Löhnung  ftlr  diese  K'^ 'liinsfaltcn  ab^^cg-eben  wenien 
mUsscn  und  dazu  etwa  iioeli  vom  Staate  ein  fester  Vcrj)tiegiuigsiU3chu>6  gewiihri  wird 
(wi<;  gleic.hfolbijn  deutseliea  Hoere,  wo  dem  Soldaten  (1873>  von  der  Ulhnang  1  Sgr. 
3  Pf.  abgezogen  und  ein  V<:Tpflegnn?:sznschn*s  v.  1  Sg^r.  Pf.  dazugegeben  wiirdö. 
wovon  as  meist  noch  möglich  ist,  Suppe  oder  Kaliee  zum  Frabstuck  mit  zu  beschatten, 
Hirtb,  Ann.  1878,  8.  7,  88),  so  liegt  allerdings  iraOrande  doch  nvr  eine  betdamte 
Form  der  Naturalverpflegung.  nicht  der  neldverpHefjunir  \  or.  wobei  nur  der  Maniisrhnft 
eine  directero  Mitwirkung  bei  der  Einrichtung  der  Verpflegung  ~  ganz  passend  — 
gegeben  ist  —  Zor  Natanlverpflogung  gehOit  endHoh  noch  die  im  InteieiM  dei 
Dicn^t^s  und  der  Man nscliaft  selbst  gebotene,  ueb  ökonomiBcb  zwecbmlHige  KtAiiken- 
pflogo  im  Militärlaz areth. 

•  t4.)  Es  hSngt  Tom  Umfang  und  von  der  Einrichtung  der  Naturalvorpflcgnng  nnd 
der  Lieferang  der  Kleidung  ab,  wel  )u'  Ilttbe  die  Geldlöhnung  dann  noch  er> 
reichen  muss.  Mit  einer  kleineu  Löhnung  muss  sonst  im  Allpeni'»incn  vorlicb  g»';- 
nommeu  wurden,  wenn  die  Naturalverpflcgung  ausreichend  ist  Ganz  entbebriicli  ist 
die  GeldlOhnong  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die,  wenn  Mcb  geringen  Mittel 
für  j^anz  individuelle  Bedürfnisse,  für  kleine  Nel»<  nausgabeu  u.  s  w.  bieten  musc, 
wovon  nicht  vollständig  abgesehen  werden  kann.  Auch  kleine  Löhnungsunterscbied« 
nach  den  Waffen  encheinen  mit  Rockstcbt  anf  die  durch  die  Waflb  etwas  nritbe- 
dingte  Verschiedenheit  der  Lebensweise  und  der  Atislasren  ft\r  In^^tandhaltoug  der 
Kleidnag  n.  s.  w.  berechtigt.  Der  tiemeine  in  der  Infanterie  im  deatacb.  Heere  1973 
3  Thlr.,  in  der  Uofen-Oaralleiie  üV«  Thir.,  jetzt  i.  Jahre  13«  n.  144  M.,  tieHreite 
144  u.  162,  Untecofficiere  806  v.  824  M. 

Geflammter  Mannsohai'tsbcdarf.  Wenn  die  Hobe  des 
UnterhaltflbedarfB,  weleber  darchsehDittltch  fttr  einen  Hain  er- 
forderlich ist,  feststeht  y  so  häng^  der  gesammte  Aufwand  fllr  die 
Hannschait  ab  von  der  StftriLe  des  Heers,  daher  der  Zahl 
der  znm  Dienste  Einbernfenen  nnd  der  Länge  der 
Dienstzeit,  sowie  der  Verth  eil  nng  der  Dienatpfliehtigen  auf 
Gemeine  nnd  anf  die  einehobere  militärische Rangstnfe 
einnehmenden  Personen  (Gefreiten,  Unterofiliciere,  Sergeanten, 
Feldwebel  n,  s.  w.)»  da  die  letzteren  eine  etwas  höhere  LOhnong 
nnd  z.  Tb.  ancb  Verpflegang  erhalten  mdssen.  Ueber  alle  diese 
Pnncte  mnss  unter  mitgllchster  Berücksichtigung  des  Fin<iDzintcr- 
esseb  »chliesälich  doch  daä  Dien  Stinteresse  entscheideü. 

Besonders  iHchtig  noch  in  finanzieller  Beziehung  ist  die  Lftnge  der  Dienst* 

zeit.  Bei  ktlrzercr  Dienstzeit  kann  mit  demselhen  Aufwand  eine  grössere  Anznht 
Personen  militärisch  ausgebildet  werd-  n.  Bei  Beurlaubungen  wahrend  d.  r  Di.  n^t- 
zeit  vermindert  sich  wenigstens  ein  Thdl  des  Unterhaltsbcdarfs  der  Trufjjieu,  b-  sondens 
für  Natural-  und  (leldverpäegung.  und  wird  nnch  im  volkswirthschaftlichcn  Interesso 
die  far  die  militärische  Arbeit  entbehrliche  Arbeitskraft  ftlr  andere  Arbeiten  der  Na- 
tion verfügbar.    Einige  bezUgl.  Statist.        u  s.  u.  S.  445. 

§.  lUO.  —  6.  Der  Real  bedarf.  Derselbe  ist  zum  Tbeil 
in  der  vorausgehenden  Erörterung  über  den  Personalheiiai  i  schon 
mit  berührt  worden.  Ausser  den  grossen  Ausgaben  für  milit4rii>che 
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Kapitalanlagen  in  Festungen,  Sehiflfcn,  Häfen,  Kasernen  und  ttbcr- 
hanpt  Bauwerken  verschiedener  Art  und  ausser  den  zui  2s' a- 
t u r ii l verpf legu n g  der  Truppen  gelnirenden  Ausgaben  kommen 
namentlieh  drei  Hauptposten  des  Staatsbedarfs  auch  im  Friedens- 
zustande in  Betracht :  das  Watten-  und  A  u  8  r  ü  s  t  u  n  g  s  w  e  s  e  n 
(incl.  Fuhrwerke,  Trainvvesen),  die  Pferde  uod  das  Futter  u.  s.  w. 
(Fourrage)  für  dieselben. 

S.  Stein.  Hecrw.-««en.  S.  211  tf. 

a)  Die  Bewaffnung  und  Ausrüstung  des  Heers  kann  im 
Allgenieiuen  gegenwärtig  nur  eine  Sache  der  Militärverwai- 
lUDg  selbst  sein. 

Die  durch  tccbolsche  Kücksif-ht»  n  ccbof.UH'  g»'naue  G  leic  hrnässigkeit  der 
Bewaffnung  verbietet  schon,  voa  allun  aaduren  Gruiidcii  abgesehen,  die  Beiraffnang 
zur  Sache  des  einzelnen  Mannes  zu  machen,  sei  68,  dass  dieser  sie  sich,  wie  ehedem 
vielfach,  aas  eigenen  Mitteln  beschafren  muss  oder  zu  ihrer  Anschaffung  das  (iold  vom 
Staate  erhftlt  Auch  ökonomische  RUcksichteu  sprechen  fur  die  Be£»chaliuug  Soitem 
der  MilitftrrerwaJtuog ,  welche  allein  im  Groesen  eigens  produciren  oder  an- 
kaufcn  kann.  Welches  dieser  beiden  Systeme  der  Besorgung  des  Kealbedarfs  befolgt 
werden  soll,  lässt  sich  nicht  allgemein  entacbeiden.  Ea  gilt  dafür  das  in  §.  161)  und 
ITO  Gesagte.  Vnr  aof  PriratfiiDrUceii  angewleaen  zd  sein ,  kann  aDob  in  Kriege  sdir 
thcuer  kommen  Knffl.unl  musstu  im  Krimmkriegc  die  Tonne  gewisser  Geschosse 
(diaphragm  shell)  f.  73  Pf.  St.  kaufen,  die  es  später  zu  15  l*t  selbst  machen  liess 
(Ran).  Jedenfalls  sind  militSrischo  Rcparatnrwerkstätten  und  solche  fQr  Ezperimmite 
unentbehrlich.  Ueber  d.  prcuss.  Einrichtungen  s.  Rönne.  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S 
77,H  ff.  Die  Mannschaft  kann  auch  mit  der  Instand haltnn;?  dnr  WaffV^n  in  der 
Kejjel  nicht  unniittflliar  betraut  worden.  Wohl  aber  hat  sie  dir  litiiaigunjj  der 
Waffen  y.n  iil)>  riiclimcn  und  üafar  ist  wieder  die  Auswerfung  von  Pauschsnmmen  fOr 
den  einzeln<ui  Trupitenthcnl  und  S(;ine  kleinsten  Abtlioilnngen  bis  herab  zum  einzelnen 
Hann  möglich.  Fur  das  sonstige  Kü stz oug  (Tornister,  Kochapparat  u.  s.  w.)  der 
Mannaehaft  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  wa  die  Waffen. 

Abweichend  hiervon  kann  bei  den  Offi eieren  das  geld w i  r th s ch  a  ft  1  i  •  he 
bysteiu  auch  in  Bezug  auf  die  Einzelbewafi'oong  und  Ausrflstang  durch  OewAhrung 
fester  jährlicher  Panschsammen  ftar  diesen  Zweck  nnd  Ansverfting  m  Ansrostungs- 
geldern  für  den  Foldzug  allpernciner  auffenoinmen  werden,  was  -sich  im  Ganzen  wohl 
ökonomisch  emptiehlt.  Ueber  den  Kosteupunct  dos  Watfonwesens  s.  o.  S.  431.  Die 
Durchschnittsdancr  einer  Waffe  ist  schwor  festzustellen,  da  ein  Fortschritt  der 
Technik  zur  Erneuerung  der  Waffen  zwingt,  auch  wenn  die  alten  no<:h  lange  nicht 
abgenutzt  sind.  Pi-  Freite  der  Waffen  sind  mit  der  höheren  Lcistnngsflihigltelt,  daher 
bes.  bei  Schusswaileii.  meist  >tark  gosticgcu,  dsgL  die  der  Munition. 

b)  Die  Beschaffung'  der  nothwcndiiren  Arm  ec-Pferde  ist 
im  Frieden  und  vollends  im  Kriege  eine  cIictiso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.  Im  Frieden  kann  die  l'r'scliaiVnntr  der 
0  f fie  i  e r plerde  wieder  dem  Oftieier  gegen  Pauschalcntschadigung 
selbst  überlassen  werden.  Die  Mannschaftspferde  in  der  Cavallerie 
und  alle  sonstigen  Pferde  in  der  Artillerie,  dem  TrUD  u.  s.  w. 
mawen  wie  die  Waffen  durch  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  auf  verschiedene  Weise  geschehen 
und  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  yerschiedene  Systeme 
der  Pferdebesobaffnng  io  Gebrancb. 
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Manches  muss  sich  hier  nach  d. n  LandesvcrhälUiisseu ,  dem  Uuilaiifr  der  fin- 
hßimischcn  Pferdezucht,  der  Nothwendigkoit  eines  Zukaufs  aus  dem  Auslande  richten. 
£s  liegt  sehr  im  militärischen  Interesse,  dass  der  Pferdebedarf  im  Kriege  möglichst 
vollstindig  und  in  genttgeDder  Qualität  im  In  lande  beschaflt  werden  kattn,  vm  in 
dieser  wichtigen  Bnziehnng:  vom  Auslande  unabhang^ip  zn  sein.  Zn  diesem  Zwecke 
mtisscn  aber  schuuim  Frieden  die  erforderlichen  Massregclu,  wie  Uebuug  de» 
heimischen  Gest  (It  ewesens«  BmhliiDg hinlftoglkher  Preise  far  die  Hilltii^Sefd«. 
um  die  Zucht  fortheiUmft  zu  machen,  ergriffen  werden.  Iii  r  h  ir^rnct  sich, 
kreuzt  sich  aber  auch  leicht  das  miUtäriscbe  und  das  voikswirthsciuftliohe, 
apecidl  das  tandwirthmsliajUiche  IntOMse.  Die  Frage  der  Dotersttttzmig  des  GoMtite- 
wesens  mit  Staatsmitteln  wird  aus  einer  agxarpolitischen  zugleich  eine  militäq>öliiiscLe. 
wo  dann  in  letzterer  Rücksicht  die  Pflege  der  beunischeo  Pferdezacht  auch  daoA  noch 
eifolj^  darf,  wenn  die  allgemeinen  TMka*  und  landwirthsehaiUieheo  Yerhlltnine  die 
Pferdezucht  Tom  Standpuncte  rationeller  Agrarpolitik  nicht  mehr  so  passend  erscheinen 
lassen.  Heber  Pferdezucht  vom  volkswirthsch.  Standpuncte  betrachtet  s.  Bau,  Volk-s- 
wirthschaftüpul.  §.  lüh  (ücstutej;  Koscher.  Nat.-Oek.  d.  Ackerbaus,  178.  Ucbör 
d.  preusa.  Verhältnisse  Meitzen,  Bodca  Prcussens,  II,  44r>  IL  Der  Militär  u.  der 
Pferdeliebhaber  übersieht  leicht  die  bloss  relative  volk«wiithscbaftUohe  Zweck- 
mässigkeit der  Pferdezucht   S.  auch  iL      94.   S.  459. 

a)  Der  Ankauf  der  Hilitärpferde  im  Frieden  geichieht 
nnter  onseren  Verhältnissen  am  Passendsten  nach  dem  im  dentschen 
Heere  bestehenden  prenssisohen  System  durch  militärische  Com- 
missionen  („Remonte-Ankaufs-Commissionen''),  eventuell 
unter  Mitwirkung  von  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmte 
Plätze  (Depots,  Assentplätze)  stellen,  und  zwar  am  Besten  so,  das» 
juii^^c  i'lcrclc  gekciuu  und  in  sogenannte  Remontedepotü  des  Staats 
zur  Fütterang  und  Wartnn^^  überwiesen  werden,  um  sie  fUr  den 
Armeedienst  brauchbar  zu  machen. 

Der  Zusi  huss  zu  den  Kosten  diT  IJcniontedrpot.>i  stellt  dann  nt-hcn  dein  Ankaufs- 
preis der  Pferde  den  Kostenbetrag  des  Pferdebedarfs  der  Militärverwaltung  dar.  Aus 
diesen  Depots  werden  die  Pferde  dorcli  militiriflche  Remoote-Oommaadot  den  Truppeit« 
theilen  zugeführt.  Der  jährliche  Bedarf  an  Pferden  wird  durchschnittlich  auf  eise 
{TCwi'.sM  Quote  der  etatmfissifjcn  Stärke  des  Pf"'rfl<'h»-wtand!?  und  dcmjjemSffl  wird  eine 
gewji^e  Dnrchschnittsdaner  dcy  Pferdes  anffenunuju  ii .  wobei  sich  in  den  einzelnen 
Lindem  einige  Vcrschiedenlieitcn  he  rausstell  <'n.  Hei  den  seit  lan^i-ren  Jahren  start 
gestiegenen  Preisen  der  Pferde  ist  dir  hezugliche  Ausgabe  ein  ziemlich  erheblicher 
und  immer  noch  steigender  Posten.  6.  Stein.  Heerwesen,  b.  247,  der  aber  uater 
den  reracliled.  Syateneo  der  Besehaffang  der  Pferde  in  DettUohUnd  die  JKeqni« 
sition  als  gcsetzl  Dienstpflicht  der  Pferde"  nennt,  was  nur  im  Kriegszustand  gilt. 
Ueber  Preussen:  Könne,  Staatsr.  U,  2.  S.  772.  Jetzt  im  deutschen  Heere  (excL 
Bniern)  6  RemonteenlniifiioommifBioneo,  15  Kenontedepots ,  wo  die  Pferde  in  Alter 
von  3  bis  incl.  6  Jahr;  Durchschnittsdaiier  Tahro  (in  Oesterreich  12  Jahre).  Charj:»  q- 
pferde  5  Jahre.  Die  Kemontedcpots  sind  Domänen,  die  landwirtbsch.  benutzt  a.  fOr 
die  dem  Domänenfiscus  eine  Pachtrente  gezahlt  wird.  Im  Reichsetat  für 
(czcl.  Baieni)  stehen  an  Kosten  di  r  llemontirung  5'6S  Mill.  M.  Die  Verwaltung  der 
(preuss.)  Remontedepots  kostet  l  .Vi  Mill.  M.  Anijekatift  werden  nur  noch  Pfr  rJ-  y. 
3 — 5  (nicht  mehr  hu  t);  Jalire  Alter,  durchschn.  Preis  ISSU  ti55  M.  Ais  Bedarf  der 
Bemontirung  wird  gerechnet:  jährl.  bei  der  Gnrnllerie  (minus  4  Pferde  p.  Kcgi» 
ment).  hei  der  Artillerie  '  „  der  Friedensetatst&rke  an  Dieii5H>ferden.  so  i  B.  In  ISS» 
incL  der  Ufhcierchargenpferde.  worauf  die  Subaitcrnotüciere  der  CaraU.  n.  reit.  Ar- 
tillerie Anspmcli  liabeii«  6219  Benioiitepforde.  Der  Abgang  durch  Ted  v.  Aomainraff 
in  d.  Depots  selbst  wird  auf  5"  ,^  bererhiiet  Dadiir-  h  u  dnrrh  n.  rncksii  htiirung 
einiger  besonderer  iursatz-  and  BedaiMäUe  steigt  der  Uosaounibodarf  *af  6719  Pferd«» 
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—  Aettoie  Aagabeu  bei.  Uber  Bai^rn  bei  ttan,  6.  Aosg-  fi-  76  Anm.  g.  —  Pfeide* 
beistand  der  Amee  und  WediMt  darin  1875  8.  im  Jalirb.  d.  Stat  d.  prean.  Staats, 

IV.  2,  S.  344. 

ß)  Im  Kriegszustände  (bei  der  Mobilmachung)  ist 
die  gewdhnliclie  Form  des  Ankaufs  der  Pi'erde  zwar  nicht  afuge- 
schlössen.  Sie  ist,  soweit  es  sich  am  Versorgung  mit  Pferden  aus 
dem  Auslände  bandelt,  besonders  wichtig.  Aber  sie  reicht 
nicht  aas,  theils  weil  der  Bedarf  dabei  nieht  rasch  genug,  theils 
weil  er  unter  zu  nngflnstigen  Bedingungen  gedeckt  wttrde.  Im 
Kriege  muss  daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Besten  so, 
dass  die  Pferdebesitaer  gesetslich  gezwungen  sind, 
ihre  Pferde  der  Militärverwaltung  zur  Auswahl  zu 
stellen'  und  sie  ihr  gegen  angemessene  Entschftdignng 
abzutreten.  Die  letztere  braucht  aber  nicht  nach  Kriegs- 
preisen, sondern  darf  nach  Friedenspreisen  bemessen  werden. 

Hier  liegt  alao  ein  practisch  wichti^r  and  piincipiell  richtig«  Fall  der  Z  w  a  n  gs- 

«  ntL'ignnng  vor.  welcher  durch  die  ünzureichendheit  des  pricatirirthschaftlicben 
•Systems  geboten  ist.  Der  kül  ü>t  dosiudb  von  aUgemeiaerer  Bedeatong  für  die  Fragen 
der  wiithsdiafilidira  ReditBerdaiiDg.  S.  meine  Omndleguog  2.  Abtli.  K»p.  5, 
Qud  mein  Roicbfinao7.wcM.':n  im  Jahrb.  a.  i\.  D.  III,  22ri  über  diu  ut'uc  deutsche 
(iesetsgeboAg.  deä.  Uber  kriegsleistungcn  v.  18.  Juui  1S73,  §.  25  ü.,  Bestiuimuogea, 
welche  an  die  Stelle  der  älteren  (z.  Th.  härteren)  preussiscbeQ  Vorschriften  getreten 
■ind,  s.  meine  Reichsfin.  S.  SU.  FOr  die  rforde  wird  ans  den  bereitesten  Mitteln 
der  KricfTskassL'  Ersatz  des  volhm  von  Sachv<jrstaiidigen  unter  Zugniudeleffung  der 
Frii'dt^'nsjireisc  cudgiltig  festzustellenden  Werths  j^olcistet  (§.  25).  Ein  ueucs  t'ranzßs. 
des.  V.  1.  Aug.  1S74  ordnet  ebenfalls  die  Zwangsstelluiiii^  der  Pferde  im  Fall  der 
M  iliümarhung  d©ß  Heeres  au.  Jährlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gemeiude- 
vfciMi  Kegistrirung  aller  Uber  (ijähr.  Pferde  und  über  4jühr.  Maulthiere  statt  Diese 
nueie  werden  jttrl.  scbon  Im  Frieden  «ntarauolrt  und,  wenn  militliiicli  rerwendher 
gefunden,  nach  den  Kemonteproiseu  des  Jahresbudgets  abgeschätzt.  Im  Kriegsfall 
werden  dann  alle  reijuiricten  Ueit-  und  ArtiUeriezagpferde«  mit  Aosnahme  der  Hengste, 
mit  25%  Zoechlag  za  den  obigen  Taxpreisen  abgenommen.  Znbinng  mittelst  An- 
weisung auf  die  nächste  Steuererhebungsstellc.  Strenire  Strafbestiuimungen.  S.  Preuss. 
Stat.  Zeitschr.  1874,  S.  345.  —  Der  Pferdebedarf  des  deutschen  Heers  ist  im 
Frieden  81,629,  im  Kri<^e  312,731,  wovon  242,415  bei  d.  Feldarmee:  Frankreich: 
nctive  Armee  im  Frieden  jetzt  120,544,  wovon  13,015  auf  die  Gendarmerie;  für  die 
mobile  franzOs.  Feldarmee  weniersten?  224.00»>  (offir.  Angabe  25().000\  —  Für  An- 
bchatlung  der  Pferde  der  mobilen  n o rddeatcheu  Armee  aiad  im  Kriegu  v.  1870/71 
22'S2  Mill.  Thlr.  ausgegeben  (wovon  gleich  bei  der  Mobilmachung  13  .17).  Der  ErUhi 
für  Pferdeverkäufe  betrug  IS'Ü  u.  71  8-13  Mill.  Thlr.,  bes.  t  Yorkanf  fsuuAS.  Beut«' 
pferde  und  für  allgemeiuou  \'erkauf  bei  der  AbrUstuof. 

c)  Fntter,  Hafer  und  Hen,  ferner  Stroh  für  die  Pferde  ist 

i  Dl  Friede  n  in  der  Regel  im  Grossen  durch  die  Militär- 
vcru altiiiig ,  hez.  durch  die  einzelnen  Tnip]>cnkörper  (Regimenter, 
Bataillone)  anzuijchaflfen,  meist  im  Wege  der  S  n  l)  m  ission. 

Passend  erhalten  die  Offi eiere  für  die  Dienstpferde,  welche  sie  halten  müssen, 
feste  Ponrnifentfonen,  elflo  fnsefem  noch  Uer  nntQrnIvirtliselinftliclies  System. 

da  der  Einzelne  üiclit  immer  ordentlich  seinen  Bedarf  »lecken  kann.  Die  Pferderationen 
zerfallen  im  D.  Heere  nach  der  Wafie  und  der  Gattung  der  Pferde  in  schwere,  mitt- 
\tn  und  leichte;  sie  betragen  in  der  Garnison  4400  a.  4000  Gr.  Hafer«  ansser- 
dm  M  jeder  Sadea  26<N>  Or.  Hea  n.  9o(M  Gr.  Stioh.  Nur  ineiwlinmiie  ist  im 
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Frieden  (z.  B.  aaf  Iftrseheu)  für  Foomge  ein  UofermigKWMig  der  Gemetodea  *m 

Platze.    So  im  deutsch  cq  Ges.  über  d.  HataitneistDDiea  für  die  bevnflketo  Kackt 

im  Frieden  v.       Febr.  §. 

Im  Kriege  erweist  sieh  dagegen  die  BesehaffuDg  der  Fear- 
rage  Im  Wege  des  freien  Ant&anfe»  namentlicti  da,  wo  man  sie 
gerade  bedarf,  mitunter  nicht  mOgUeli  oder  ist  sie  nicht  rmscfa 
genug  und  zu  tbeuer  auf  diesem  Wege.  Oeshalb  mnss  auch  hier 
eine  gesetzliche  Pflicht  snr  Lieferung  dieser  wie  anderer 
verwandter  Artikel  (Vieh,  Brotmaterial)  ftlr  gewisse  Selbstverwal- 
tnngskörper,  wie  Gemeinden  und  Kreise  oder  eigens  für  diesen 
Zweck  nea  zu  bildende  „Liefernogsverbände" ,  ausgesprochen 
weiden.  Eine  a  n  e  tu  c  s  s  e  n  c  E  ii  t hl  h  ä  d  i ^  u  n g  aus  Staats- 
mitteln ist  dabei  namentüch  deshalb  geboten,  weil  naeb  dem  zu- 
fälligeii  Aufenthalt  der  Truppenkttrper  die  einzelnen  Landestheile 
gewöhnlich  in  sehr  versehiedeueiu  Umfange  zu  solchen  Lieternngen 
in  Anspruch  genommen  werden. 

S.  das  dcQtscho  Gca.  aber  Kriegsleistungeii  v.  13.  Juni  1873,  bes.  §.  16  6. 
Entäcb&digQDg  fur  Fourrago  a.  and.  sogcu.  „Landlieforaogcu"  Ausser  Vieh  nach  den 
lOj&br.  OnrclucliDittspreis  des  Haaptmarktorts  des  LiefcrangsveflMmii,  unter  Aosschlnf 
dc8  thMteittiii  ond  vohUeilsten  Jahn.  S.  mein  ßeidufinannrMea  8.  220 — 22S. 

Die  Hdhe  des  Gesammtanfwands  für  den  Realbedarf 
des  Heeres  im  Friedensznstande  richtet  sich  einmal  nach  den- 
selben Umständen,  welche  die  HOhe  des  Aufwands  Ittr  den  Per- 
sonalbedarf bestimmeo:  sodann  nach  den  technischen  An- 
forderungen,  welche  an  das  System  der  Angriffs-  und 
VertheidiguDgswafEui  und  d^  damit  in  V^lodung  stehenden 
militftrificben  (und  maritimen)  EinriehUingen  und  Anstalten  an 
stellen  sind. 

Ist  da^  Material  des  Heers  und  der  Flotte  einmal  in  techniscb  genu^^eiwiciu  Zu« 
stände  vorhanden,  so  handelt  es  sich,  was  die  laufende  Aasgabe  anlügt,  nur  am  de« 
vorhältnissmässig  kleineren  A^f'i^'Tn  l  fur  die  regelmässige  Ergänzung  und  ltistan«5haItHnjr 
des  Materials.  Aber  es  ist  iu  ökouütoischer  und  finaozieller  Hinsicht  nicht  zu  ibti- 
sehen,  dau  dforas  Material  eine  »^atairirthadiaAlIclie  Kafiitalanlage**  daiMeOt  denn 
Verzinsung:  luiil  Amortisation  eigfntlirh  /.u  dem  Militärauframl .  ho/,  zu  <K'ir. 
Aufwand  fttr  den  Kealbedarf,  geschlagen  werden  mOtite.  um  die  wahre  E(>be  und 
Last  der  MflitliniiHinbe  n  efkennen.  Da  naeh  der  Floaudag«,  nach  poIittielMi  Ub- 
st&nden  und  nach  anderen  zufälligen  Einflüssen  in  den  einzelnen  Staaten  gerade  auch 
der  Anfwand  frtr  (?as  militärif-che  und  maritime  stehende  Material  in  rerschiedener 
Weise  und  zu  verschiedener  Zeit  licsiritteü  wird  —  bald  durch  einmalige  groase  Ver- 
wendongen  aus  Kriog!>i  ontributionen .  wie  nach  1S15  und  nach  1871  in  Itastschland, 
oder  aus  vernnslichen  Anleihen,  bald  durch  allinählige  Verwendungen  in  einer  Hcihe 
von  Jahreiietats  —  so  ergiebt  sich,  dass  mau  die  Au^abe  fUr  den  gesammten  KcaU 
bedarf  und  daher  auch  für  den  gannui  miliOriaebeii  Bedarf  In  feiwäiedenen  fKiniun 
schwer  unnutlelbar  \crgleiehen  kann. 

Eine  genauere  iinanzstatistische  Verglcichong  der  einzelnen  Uauptposten. 
des  Heeieianfmds  rencMedner  Sitaton  «der  eines  Staate  in  renddedenen  ZoIisb 
leidet  ausser  an  der  ebengenannten  nooh  an  der  weilesen  8chwleii|^uÜ  der  deeh  iasMar 
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maiichfacli  verschiedenen  Organisation  des  Ueeres  und  der  verschiedcuen 
Methode  der  Etatisirung  des  Finanzbedarfs  für  das  Heer  (und  die  Flotte). 

Vgl.  altere  Angaben  über  dii'  ncstandtheile  der  milit  Ausgaben  bei  Raa, 
§.  7S  Anm,  a  in  der  5.  o.  (neuere  i  in  d.  6.  Ausg.  Auch  Stein,  Heerwes.  S.  232 
iTkbelle  nach  der  „Verg'Mch.  DaistelL  d.  Wehrverhsltnisse").  Einen  EinbUck  ia  die 
relative  Bedeatang;  der  einzelnen  Haoptposten  giebt  folgende  L'ebersidit  ans  dem  Etet 
düs  deutschen  Ueeres  (cxcl.  BaicrnJ  far  lb84/»5,  des  östorr.-angar.  fur  1S77 
and  des  frAiizöa.  fttr  1881.  Eine  unmittelbife  Tergleichang  euch  dieser dset  Etets 
ist  bei  der  Verschiedenheit  der  Etatisining  nicht  fdr  alle  Posten  dardiftbrber.  Aber 
wichtige  Anhaltspuncte  für  dir  Yergleichang  bieten  sich  gleichwohl.  • 
Uentscfaes  Heer  (ohne       Oesterr.-Üngar.  Heer. 

Ordin.    Mill.  Ü. 


Beiern).  Fortdaaemdo  Ausg. 

in  Mill.  M.  (Etatsliapiteri 


Franz  ÖS.  Heer. 
Mill.  Fr. 


Krie^äiJiiniäteriuoi  .  . 
Militär-Kassenvesen  . 
MiÜt.-irintendantnren  . 
Miiitür^etatlichküit 
Müit&rjastizrerwalt.  . 
Höh.  TrappeDbefebls- 

heber  

Goarem..  Comraead.  n. 

Platz-Majore  .  .  . 
Adjut.,  Üflic.  u.  Offir. 

in  bes.  Stollungen 
Geneisbtftb  und  Ver» 

incssungswesen  .  . 
Ingenicurcorps  .    .  . 

(ieldverpticg.  d.  Trupp 

« 

Hatnralverptiegang .  . 

Bclileiduog  u.  AnsrHst, 

ftinihmuverwaltung  u. 
Senris  

Garn  is.  bau  wescn     .  . 

lieisekost.,  Tagegelder, 
y  oxspenn-  n.  Tnnq».- 
kosten  

Wohnnogsgeld  .  .  . 

MilitttTfncdidnalwesen 
Traiadepots,  Fddgcr. . 
Verpfleg,  d.  Ersetz-  n. 

Kescrvemannsdiaften 
Ankauf  d.  RcmoDten  . 
Itemoadedepots  .   *  . 
Mitttireniehnngs-  und 

BiWting8ve??en  .  .  , 
MUil;trgef;ingnissw«'S  , 
Artill.-  u.  WatFenwes. 
Techn.  Tiistit.  d.  Artill. 
Hau-  u.  (joterhaltung  d. 

Festongw  •  .  .  . 

Gev.  Unteistftiz.  .  . 
IfUftSnrfItvcnbiise  . 


Uirerses 


Summa 


1  yu 

0-  27 

1-  73 

0-68 

2-  52 

0-  07 

1-  62 
1-59 

7822 
22  41 

33-45 

0-  38 

541 

7-29 

6-02 
QiH 

2Tj7 
5-6S 

1-  52 

ü-91 
1274 
ü-57 

2-  76 
,  0-08 
.  0^86 

.    0  10 


Gontrallcttung    .    .  0'47 

Territ.-  u.  Localboh.  0  43 

Intend.  u.  Gontrolc  .  0  84 

Milit&nieelsorge  .    .  0*15 

MilitAijmtisrerwalL  0'27 
Hnh  Commtndent. 

u.  St&be  ....  1-59 


Techn  u  administr. 

Militäreornitr 
Mil.-geogr.  Iiistiut . 
Truppcnlftiper,  *%. 

Aoslegen .... 

(Mannsch.  Ko'^*  .  . 
\  N'aturalverpllöguiig 

MoDtar  u.  Betten  . 
Uoterknnftttnlifen  A'\7 
Untereflr.-DieM(priai.  190 


0  IH 

2208 

12-01 
Hi09 

8*34 


Verpfleg-,  lletlen-, 

Montnrmegnzln    .  0  70 

Militärsanilätswesen  8*10 

Fuhrwes.  uat.  dep.  .  U  li 


Kemontirung  .  . 

Militarbildangsanst. 

Mililärstrüfanst.  .    .  Ü-Ofi 

Terhn.  Artillerie    .  2*70 

Pionierzcugmatcr.  .  0'03 

Qenid-a.MiLBiadir.  212 

Venorgungsvesen  .  1(HW 

Verschieden^      .  0*29 

SO-77 


Min,  Ceolral?urwall.  ii-'l] 


MUilAijusÜx 


0-98 


(iciicnüstai» 

Dep.  gen.  d.  l.  guerro 

Sold  etc. 

I^ebönsmittül 
Licht,  Heizoag 
Fourrage  .  . 
Bekleidung  . 
MlUtilrbeitett 
Menchdienst 


2391 

0-49 

191-2« 

99'2G 
408 
71-65 
39-4i» 
8-40 
9*48 


Allg.  Transperto 
Heepit&ler    .  . 


3-60 
12*21» 


Recrutir.-Kc^erven  .  0*86 


1*43   Bemonte  u.  Geschirr  15*1 


1  '07  Miltt^rschuleo 


3*80 


Artill.  n.  Peldoqnip.  16-!^.S 

Pulv.  u.  Salp.fabr.  5*27 
Etabl.  u.  Aemtcr  d. 

(jtoie   15'IS 

UutcrstQtzangen  .   .  3*11 

Subventionen .   ,   .  1*33 

Krlegsinvaliden  .  .  0*82 

Ni<-lit-Activ.soIdctc.  1*28 

üt'lieiinr  All^^.^1^H*  .  ')*?iO 

itdiiic  (iendarm.)  ,j30  lO 
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Oestcrr.-Ungar.  Heer. 
Oidin.  WXL  1 


Franz  ÖS.  U««r. 
Mül  Fr, 


Deutsche«  Heer  (olne 

Baiern).   Fortdau'Tndo  Ansg, 
[in  MUl.  M.  (Eutükapitcl) 
Itezii  kommt  noch: 

AUgem.  Pcnsionsfonds 
d,  Keichsheeres    .    .  1919 
Bdchsiovaiidcaf.  f.  d. 

Hoof  2f^1   

Summa  S()77 
Ohne  die  Einmaligen  und  ausserordcntliciicn  Ausgaben. 

Die  Ausgaben  im  Ordinarium  für  die  Flotte  sind  die  folgenden,  in  denselben 
Jahren. 


MUitpooa. 
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Oeaterr.  Flotte. 
Mill.  fl. 

(iagon   1*09 

Lnhnang.,  Bckleid.- 

Mass.*Gelder    .   ,  104 

IMenst  zn  Lande    .  0  46 

„         See   .    .  122 

Uydfogr.  Anst.  .   .  0  03 

And.  Anstalten  .  .  0*t4 
Instandhalt,  Ersatz, 
Betrieb  d.  Flotten - 

materials  .    .    .   .  3"  17 

Artillerie,  Seemin.«  0*22 

And.  Auslag.     .    .  0.21 

Vcräorgungsauslag. .  0*23 

" .  ,  Dil 
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Franz  ÖS.  Flotte. 
MilJ.  Fr. 
Minist  n.  Centr.  .  l'S4 
Karten,  TM-in^-  .  . 
Generalstab,  Person, 
s.  See  ....  42*«7 
Tin  lipon  z.  See  .  .  l.^i»5 
Seeinteodaoz  .  .  .  2*93 
Pemn.  z.  Lnnde  .  5*1T 
Lebensmittel  .  ,  .  20  ^2 
SpitiUer  ....  S' SO 
Arbeitslöhne  im 
SchiHbau  .  .  .  22  37 
SchifFsbanten,  Mater.  42  ST 
Artiii.  u.  Pulv.  .  .  4  0ü 
Ilydranl.  Artmten  v. 
Cip  -Bauten  .  .  .  5  «S 
Kechtspflege  .  .  .  Or2^ 
Allg.  Dmdtkost.  etc.  0112 
K.,•i!^(>ko^t.  etr.  ,  .  3-27 
Versch.  Anttr.    .    .  Q-75 

Summa  16Ü  6i» 
InvnlldeDlnBie  .  .  35117 

T92l« 

Die  franzils  Seeinvaliden- 
kasse fungirt  für  dieKxiega* 
und  die  HandelSBirine. 
Eine  genanere  YeigleicbaDg  ist  hier  noch  veniger  mflglich  als  beim  Heeie. 

IV.  ^  §.  191.  Eigene  EiBnahmen  der  Militärver- 
waltung.  Solche  kommen  regelmässig  vor. 

Es  gehSren  dahin  die  oft  nicht  nnerheUichen  Einnahmen  für  YeTinsseriiBf 

alter  abgängiger  WatTen,  Pfenle,  Matorialifu  u.  s.  w..  Ix-cloutomKre  Ponten  uach 
Kriegen,  bei  grösseren  Reformen  im  Waffen material  u.  s.  w.  Auch  gewisse  ticbuhreii 
für  die  Benutzung  von  MilitärinstltQten  nnd  Taxe  n  (bei  Urlaub,  beim  Avancement  u.  s.  w.i. 
Strafgelder,  Mietheu.  der  Erlös  von  Verkaufsgegensländen  militärischer  Anst.tlti-ri  ^ß,  B. 
Karten)  u.  A.  m.  In  Ocstcrroich  ist  das  Pulver-  uiui  Salpoterg-c-fall  der  Heeres- 
verwaltung unterstelle  Besondere  I  ttnds  (fUr  Invaliden.  Stclhenretcr  o.  A.  m.i 
geben  ihre  Erträgnisse  der  Militärverwaltung. 

EiH  ist  zwar  riirlit  nothwendig,  aber  es  kann  zweckmi'-sip  stin.  «lio^o  Einn.-ihrnen 
als  eigene  Kinnahmen  der  Militftnrerwaltang  za  behandeln  und  sie  im  Ktai  gleich 
von  den  Ansgaben  diaer  Vennltmif  abnietzen.  JedenlUb  mttasen  sie  nbw  aJ» 
wirkliche  Staatseinnahmen  angesehen  und  verrechnet  werden. 

Im  dsterr.- Ungar.  Etat  f.  1877  eracheinen  4*53  Mill.  fl.  eigene  £ina.  «L 
Heeresrennütung,  woron  kommen:  anf  d.  Pnlrer^  o.  SalpeteMJefiÜl  1*4,  feifcMcdleae 
Taxen  0  288,  Enteressen  t.  Fonds  l'SS  MiU.,  der  Rest  meist  EriSs  r.  Vertnsserug««, 


Deutsche  Flotte. 
Mill.  M. 

Adminlitit  .  .  .  .  »  it» 

Tlyflrogr.  Bor.  .   .   .  O  l  4 

Seewarte   022 

Stationsintendantor.  .  0*18 

Rechtspfl^  ....  0'03 

Seelsorge   0  04 

Militlrpersonal  .  .   .  5'65 

Indiensthalt.  d.  Hchiire  2-92 

Naturalverpflcgung .    .  2*25 

Bekleidung    .    .    .    .  O'll 

Scrris,  Garnisonrerw* .  0  71 

Wohnungsgeld  .    .    .  0  51 

Krankenpflege   .   .    .  0  52 

Beise-  etc.  Kosten.  .  0*31 

Unterricht    .   .  .   .  0.12 

Werftbetrieb.  .   .   .  1015 

Artillerie   t*9S 

Torpedowesen    .    .    .  0*37 

Loo^D,  Betonu.  etc. .  0*19 

Dlrenes  .  .  .  .  .  0*01 

Snmma  26*91 

Invalidenpens.  .   .  ,  0*51 

'  aus  BoichsinTaL' 

Fonds   _0*02 
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Mieth-,  Pachtzins  u.  s.  w.  (1SS2  im  Ganzen  2*61  Hill.  fl.).  Aoch  die  Marine  htt 
84.000  fl.  eig.  Einnahme.  —  Im  Deutschen  Reichsetat  f.  1SB4/85  finden  sidl  an 
Einn.  der  Verwaltung  des  Reichshccra  T'-iS  Mill.  M..  der  Marine  0'43  Mill.  M..  ausser 
dcu  Ziiuüß  u.  Kupitaknächiissen  dos  Keichsinvalidenfonds  (28*67)  u.  Rcichaife»iuu(^- 
banfonds  (11*47),  let/.coro  meist  fOr  die  ausserord.  Bauten.  S.  Mcih  Hirth's  Ana.. 
1873,  S.  MO.  —  In  Franiireich  haben  die  Dotationskasse  der  Armee  u.  die  Invaliden- 
kasse  der  Mahae  eigene  Kionabmeu  aas  eigeaein  Vermögea,  aoa  Taxen,  AbzUgea  an 
der  Gage,  b«Miid.  «ber  ans  SlMtssobventionett. 

V.  —  §.  192.  Die  Kriegskosteu  selbst  lassen  sieb  unter- 
scheiden in  die  eigentlichen,  welche  nnmittelbar  die  Finanz- 
verwaltuug  treffen  und  die  mittelbaren,  welche  die  sonstigen 
Lasten  des  Kriegs  für  die  \'()lk8wirthschaft  begreiten. 

A.  Die  eigentlichen  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen 
aus  folgenden  3  oder  4  grossen  Posten  zusammen. 

.  Belege  far  das  Folgeode  aas  den  hnanzstatistischen  Daten  neuerer  KriflfS- 
fikliniDg  werden  unten  Im  Zosammenhang  gegeben.  Die  BeredinuDfeA  t.  Gallina 

u.  nach  ilim  v  Stoin,  Ilcernrosen  S.  2M1  ,  scheinen  mir  zu  übersehen,  wie  sehr  das 
Verhältnis^  des  Kriegs-  zum  Friudeuäbudget  von  der  HeexestrerfassUDg  abb&ugt.  Vgl. 
anch  §.  18$,  S.  425. 

1 .  Die  Kosten  der  M  o  b  i  1  m  a  c  h  u  u  g  und  der  A  u  f  s  t  e  1 1  a  n  g 
de8  Heers  in  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 

Der  Lmtang  dieser  Kostea  h;iugt  iiamunilicli  von  dem  Verhultnibs  der 
Friedens-  zur  Kriegsstärito  dea  Heeres  ab.  Je  mehr  die  letztere  die  crstera 
Qbertritl't ,  desto  höher  belaufen  sich  nothwendig  die  „einmaligen  Ausgaben  für  die 
Mobilmachung."  Die  Anschatt'ung  der  Pferde  pflegt  der  stärkate  einzelne  Ponten 
20  sein.  Ja  nacb  den  Stande  der  Vorrätho  von  Waffen,  ManMon,  FeldgerfUli, 
Kleidung  u.  s.  w.  sind  die  Kosten  d-  r  ^ritiilnia'hung  und  Aitsni-^tiinf^'-  iiatürli<'h  aach 
rerscluedeo;  ebenso  je  nach  der  Lage  des  Kriegsschauplatzes,  der  Uiusse  des  eigenen 
Staata^biets  und  dem  dastände  der  GommmnieationsBitttel,  wonach  die  Aoflafen  fbr 
dm  Transport  des  Ileers  und  seines  (ieräthes  sowie  der  CieKonstände  seines  Ver- 
ptiegungsbedarfa  verschieden  ausfallen.  Gcmeiugiltigo  Kegeln  Uber  die  Höhe  der 
Kosten  und  ihr  Verb&ltniss  zam  Friedensetat  lassen  sich  daher  nnr  annAhemd  geben. 
In  finanzieller  Beziehung  steht  nur  der  Satz  f<^t,  dass  die  für  ein«  Mobilmachung 
des  eranzen  Heeres  nnbeilini  t  nothwendigon  eiinnaliireti  Auslapon  unter  alloiv 
('ms landen  müssen  gcnia«  ht  werden  können ,  auch  uaabbangig  von  der  jeweiligen 
L.i^'  k's  Stantscredits  und  des  Geldmarkts.  Diese  Sicherheit  gfebt  allein  ToNsi&ndig 
der  K  riegsse  hat/.,  der  daher  wenigstens  bei  gewissen  Heersyatemcn  eine  noth- 
wendige  Fiuanzeinricbtung  i8t(§.  7ö).  Bei  den  Festungen  gehören  die  Kosten 
der  ArmiroBg  und  Proriaatirung,  bei  der  Flotte  diejenigen  «to  foU^difen  Ans* 
rustuirr  I  i!  Tndienststellong  der  Schiffe  ZQ  diesem  ersten  Hanptpoaten  der 

eigentli«  In  fi     [  j  ^rsausf^aben. 

2.  Die  Kosten  der  K  r i  eg s  I  II  h  r un  g  selbst,  weiche  Uber 
den    p-ewöhnlichen  Friedeusetat  hinaus  —  der  daneben 

bestellen  \)W\ht  —  zu  machen  sind. 

i>ie  hiingen  von  der  Stärke  des  Heeres,  der  Dauer  des  Kriegs,  bez.  der  Kriog«- 
bereitscbaft,  den  rotkomnenden  Yertoslett  an  Material  aller  Art  (Waffen,  Kleidong. 

(leräth  u.  s.  w.) ,  welches  so  fürt  wieder  ersetzt  und  ergänzt  werden  muss.  vom 
nothwendigen  Umfang  dett  Lazarcthwesens,  vom  Nachiichub  der  Truppen  zur  Ergänzung 
and  Vermebning  des  Heers  aas  der  Heimath  zum  Kriegsschauplatz  u.  A.  m.  ab.  Diu 
einzelnen  wichtigsten  Posten  sind  die  Amdafen  für  die  Naturalrerpf legung  der 
Truppen,  filr  die  (Jehältcr  und  I-dlinnneren,  für  die  Kr'::änzun!r  dr-r  WnfftMi 
und  Munition  und  Üukieiduug,  wozu  dann  noch  je  nachdutu  grüs.<>er«*  Suumen 
fftr  Traasporte  nnd  für  Laearetlie  und  Kranken  pflegte  kommen. 
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2.  B.  riu.Uedarf.   2.  K.  Einzi^inos.    3.  A.  Militär.  §.  lUK 


a)  Die  Gage  und  Lnhoung  ist  im  Kriege  vielfach  zu  er- 
höhen wegen  der  tbeurereu  Preise,  der  stärkeren  Abnuliiuug  der 
Saclicii. 

b)  Die  Natu  ral  Verpflegung  muss  notb wendig  viel  um 
fangreicher  und  gewöhnlich  auch  viel  kostspieliger  ah»  im 
Frieden  werden. 

Denn  sie  vird  im  bciuüächäii  wie  im  FeiuUü^ilaiidü  im  Interesse  der  Truppen 
wie  des  krieg«riaclien  Zwecks  vielfach  auch  da  eintreten,  vo  in  Frieden  die  Gäd" 
TClpflcgnng:  ausreicht,  z.  B.  bei  den  Officieren.  Die  Konten  stei^^en  ,  weil  ilr  r  Kncf 
Qberiianpt  die  Preise  der  Artikel  dos  Militärbedarfs  empor  treibt,  veil  gcvoboiich 
hohe  Tiansportkosten  hioxakoinmen  und  veil  Im  eigenen  Lande  die  natoralea 
Lantlliefcrungen  ilor  Nru  libarschaftzudruoLrnJ,  im  Feindeslande  dieKequ  isitionen 
zu  lüstig,  20  gebüssig  werden,  die  Disciplin  dabei  leicht  leidet  und  doch  die  Ve^ 
»orgung  nicht  ÜinUnglieli  sicher  gestellt  wird.  Daher  bleibt  soweit  als  mOglieU  die 
Verpflegung  dos  Heeres  auf  eigene  Kosten  im  Gange,  mittelst  eines  op- 
fassenden  Systems  von  Liefeniiigen  (durch  kaufmänuiM-hc  Lieferanten).  FeMma?»- 
zinen,  Hac  k  <  rt;ieü,  t  abrikeu  von  t rauspon fähigen ,  dauerhaften  Nahrungs- 
mitteln u.  i».  w.  So  sind  auch  im  letzten  franz.  Kriege  die  Requisittonen  des 
dent&rln^n  llicrob  immer  unterj^corlnct  irohliebt'ii. 

Kia  besonderer,  unter  Umständen  nicht  unerheblicher  Ausgabcposteu  *'äLr*JüJ 
dm  Kriegszustandes  kann  die  Unterhattnng  der  Kriegsgefangenen  sedn.  Z.  B.  siad 
auf  Hechnung  des  Xordd.  Bundes  für  IN70 — 71  au  Kosten  für  kri- irMj-  fan^  ne 
Franzosen  21*ti3  Mili.  Tblr.  liquidirt,  ohne  die  Ausgabe  f.  die  Verpflegung  d.  (i^ 
fangraen  auf  franz.  Gebiete. 

l'flier  flie  Siclierting  der  Beschaffeuli'-it  dcv  Fin aii/.mittel  zurKriogs- 
fahrung  selbst  ist  oben  in  §.  74  ß*.  schon  gehandelt  worden.  Da  die  Benutzung  des 
Staatsrrcdits  nicht  unbedingt  diese  Sicherung  bietet  oder  unter  Umständen  unrerbältni!»ä' 
mSssig  kostspielig  ist.  niuss  einmal  die  gesetzliche  Verpflichtungm  Katuralle  istunge» 
der  Selbstverwaltungskörpor  fGonicindcn ,  Kreise,  Lieferungsverbände • ,  bestehen, 
sodann  ein  System  von  Extra- Steuern  (Ijc/.  Zw  an  gsanleihcn)  eingerichtet  sein. 

3.  Nach  he  eil  diätem  Kriege  handelt  es  sich  zunächst 

a)  um  die  Kosten  der  Abrüstung, 

So  Itucktraosbort  der  Truppen,  Zahlung  gewisser  Abfiodungen,  Dosarmirung  d«  t 
Fesinngen,  Anssefdienststellong  der  Scbifll»  n.  s.  w, 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzung  des  verloreneo 
oder  nnbranchbar  gewordenen  und  Verbeasernng  des 
dnrcb  die  Kriegserfabmng  als  ungenügend  erwiesenen 
Kriegsmaterials  aller  Art:  Waflfen,  Kleidung,  Heergeräthe u.8,w., 
Reparatur  und  Umbau  der  Schiffe,  Festuiigeu;  das  sogen.  Uetab- 
lissenieuL  uud  Verwandtes. 

In  finanzieUer  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  die  bezüglichen  Auslagen,  ob- 
wohl ihrer  Natur  nach  eine  staatswirthscbaftliche  Kapitalanlage,  doch  möglii.hist 
rase  Ii,  sow.  it  (>s  das  saclilii  lic  Interesse  zulässt,  zu  machen  siini .  nUo  nicht,  wie  iai 
Frieden  njiiuai  r.  auf  lüngcro  l'oriudeii  vertheilt  werden  dürfen,  weil  das  Heer  m&Jt- 
liehst  sofort  wieder  in  jeder  Hinsicht  leistungsfähig  gemacht  vefden  mass.ui 
seinem  Zwecke  der  grossen  Präventiv-  und  Kepressivansfalt  zu  entäpmrli.-n.  lVm'*r 
ist  es  auch  für  die  finanzielle  Auliassung  wichtig,  dass  in  der  That  nicht  nur 
Ersatz  und Ergiuzong,  sondern  zugleich  verbessernnr  des  Kiiegsaaterials aedi* 
wendig  ist  und  daher  die  liezn^'liclicn  Kosten  zu  dun  mit  dem  Kriege  in  A'.  rliinvlang^ 
stehenden  gehören.  Denn  der  krieg  ist  der  letzte  PrUfirtein  wie  fnr  den  Vierth  der 
Militivorganuntion ,  so  lUr  denjenigen  den  Kriegsmateriala.  Daher  z.  B.  weh  des 
leisten  Kriege  in  Deatsehhnd  die  NenbewaSbnng  der  Armee  ull  r erbesserten 


I 

I 

Digitized  by  Google 


Kriegükoäteii.  449 

Gewehren.  B«i  dar  Institution  des  Kri«f88oh«tie8  gjehVit  nvch  dessen  Wieder- 
anftlllatig  antcr  diesen  Thcil  der  Köpften. 

c)  Endlich:  Kosten  der  Wiedergutmaoliiing  der  fiberbanpt 
erBetsbaren  Sehftden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  gehören 
namentlioh: 

a)  Die  Pensionen  der  dnroh  den  Krieg  invalide  gewor- 
denen Hilitäipersonen,  nebst  den  Wittwen-  und  Waisenpenstonen 
fHr  die  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Ifilitärpersonen. 

Etn  Posten,  welcher  natttrlieli  nnldist  von  der  GrOsse  der  Yerioste  abhingt  — 

worauf  neben  der  Grüss»'  des  Heers  und  der  Dauer  des  Kriegs  auch  das  Waffen- 
system von  Einätiss  ist,  sowohl  was  die  Zahl  der  Gebliebenen  und  Verwundeten, 
als  die  Art  der  Wunden  und,  davon  abhängig,  die  Grade  der  InTalididäl  anlangt. 
—  Die  H5ke  der  einzelnen  Pension  wird  von  der  Finanzlage  mit  bedingt  sein* 
aber  knappe  Pension  ist  gegenüber  '^iner  wahren  Ehrenschnld  der  Nation  am  We- 
nigsten angebracht  und  auch  nicht  ricbug,  weil  cntmutbigeud  für  die  individuelle 

ft)  Entsehftdignng  deijenigen  Landesthetle  nnd  einzelner 
Staatsbürger^  welebe  durch  den  Krieg  besondere  materielle 
Verhüte  erlitten  haben. 

So  die  Bewohner  des  Kfiegsschauplatzcs  oder  seiner  N.ichbarschaft,  die  rem 
Feinde  Geschädin-ten  (Plünderung,  RcquiKition  des  Feindes,  Vertreibung  aus  dem 
Feindesiande ,  U  egnahme  von  Handelaschüfen  bei  dem  noch  geltenden  Zustande  des 
YlUkerreclils  n.  s.  die  ans  ihrem  Enreriisbenif  hemns  gerissenen  Angehörigen 
des  Heers  (Reservisten,  Landwebrleute)  n  a.  in.  Da  es  sich  hier  immer  um  Opfer 
bandelt,  welche  durch  den  Krieg  veranlasst  sind  and  vom  Einzelnen  fdr  die  Ge- 
snmmtheit  getragen  irerden«  sich  eher  sehr  nngleieh  avf  die  Ülnxelnen  rertheilon, 
ist  einn  Entschädigung  im  Princip  geboten.  Ihre  UOhe  wird  mit  Rücksicht  auf  die 
Finanzlai^c  bemessen  werden:  volle  EntS(  hädi^ng  ist  aber  jedenfalls  zn  erstreiten. 
Die  fraüzasi&theu  ö  Milliarden  haben  eä  dem  DeuUcheii  Keiche  möglich  gemacht,  iu 
allen  diesen  Bexiehnnfen  das  Erfoideiliehe  relehlieh  sa  leisten. 

/)  Ersatx  der  Kriegsleistnngen^  welche  Landestbeile 
oder  Einzelne  nach  gesetalicber  Vorschrift  in  Arbeits-,  Spann- 
Diensten,  TransporileistQng,QnartiergewShr,Katnrallieferangen  n.8.w. 
dem  heimiscben  Heere  machen  ranssten. 

Aach  hier  ist  möglichst  voller  Ersatz  gebofen,  wmI  diese  Leistungen  immer 
mehr  oder  weniger  ungleich,  in  der  Kej^el  schon  wepen  der  jreogxaphiscben  Lage  des 
kriegscUanplatzea  and  der  Marschrouten  sehr  an  gl  eich  die  einzelnen  Theilc  dos 
SlnaMg^Uets  nnd  die  Tei8ofaiedene&  Clsssen  imd  Indiridnen  der  Berflikarang  belasten. 
Es  gelten  hier  die  Grandsitxe  ftr  die  gleichnlssig«  TerÜieilnng  der  Sieaerlast 
(Fin.  II,  §.  34«— 120). 

Ob  und  in  wie  weit  fllr  alle  diese  nach  beendigtem  Kriege 
nothvveudigeii  Ausgaben  ausser  ordentliche  Mittel  wie  nament- 
lich K  riegscontribution en  zu  Gebote  stehen,  h'ängt  natflrlich 
vom  Ausgang;  des  Kriegs  und  von  der  Hr)hc  solcher  (.'ontribu- 
tioBen  ab.  Sind  solche  Einnahmen  vorhanden,  so  werden  sie  in 
erster  Linie  zur  Deckung  der  Kosten  der  KriegsfUhrung  und  znr 
Deckung  dieser  weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen. 
Doch  mnss  dabei  im  volkswirthscbaftüchen  Interesse  Vorsicht 

A.  Wairner,  FlaMiwtiviniivlMft.  I.  S.  AoS.  29 
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2.  B.  Flnantbadaif.  2.  K.  EfiudBes.  S.  A.  Mttittnr.  %.  192. 


in  Betreff  der  raschen  Einziehung  grosser  baarer  Geld- 
summen ans  der  Fremde  nnd  in  Betreff  der  raschen  Ab- 
zahlung etwaiger  Kriegsanleihen  angewandt  werden. 

FOr  di«  wissenschaftliche  Behandlung  aller  solchen  Fragen  liegen  jelst  vie  u 

eiiiein  rmssartig^on  Experiment  die  Erfahron^^stliatsaclien  in  den  Einwiiiungen  der 
französischen  Kriegscontribntion  r.  1871  auf  Frankreich  und  Deutschlaad  for.  Siehe 
darQber:  Bamberger«  die  6  Hnüaiden,  187S  (ans  den  Prenss.  JahiK  B.  311. 
Söthoer  desgl.  Berl.  1874,  mein  Reichsfinaozwesen  im  Jahrli  I>  lleichs,  III, 
S.  S5— 105,  bes.  228—252,  dsgl.  mein  bezugi.  Aufa.  in  Hildebr.  JahrU  XXll.  (li>74). 
S.  378  tf.,  Wolovski,  rcsiilt.  ccouom.  da  payem.  de  la  contribot  de  gnerre  etc„ 
Par.  1874  (ans  J.  d.  Econ.  Der.  1874),  L.  Say,  rappoA  SU  1«  payem.  de  la  ron- 
tribution  etc.,  Paris  1874;  Ferraris,  iiideiiuul4  di  faem  etc.,  Nnora  Antotogia 
Febr.  1875. 

Fehlen  sdlche  Contributionen ,  so  aiml  die  IjczUglichen  Aus- 
gaben naeb  den  ullgeiueincn  (1 1  imdHätzen  der  Deckung  des  Finanz- 
bednrfs  zu  regeln,  also  eventuell  auch  durch  A  n  leihen  zu  decken, 
aber  immerhin  bei  der  zweifelhaften  Dauer  der  durch  die  Kriep 
ausgaben  bervorgerufeuen  Wirkungen  und  in  dem  Falle,  dass  es 
sieb  um  Anleiben  aus  bereits  angelegten  heimischen  Kapitalien 
(§.  ()5~7d)  handelt,  wenigstens  theilweise  mit  dnrch  erhoheteoder  | 
nene  Steuern. 

4.  £in  letzter  Posten  der  Kriegsansgaben  ist  endlich  eventaell 
die  Yom  Besiegten  dem  Sieger  zn  zahlende  Kriegseon tri- 
ibntion  (y^Kriegshostenentschftdignng'O« 

TAna  rasche  Zaliluii^  <lcr5ion)en  wird  in  der  Uc;?«-'!  schon  im  Frie<1'^nsrertnifri 
bedungen  and  liegt  gewöhnlich  iui  Interesse  des  Besiegten  eben  so  sehr  oder  noch 
mehr  als  in  demjenigen  des  Sieg^ers ,  weil  von  ihrer  Entrichtang  die  Befreiaag^  d«» 
eigenen  Gebiets  ron  feindlicher  Beisetzung  and  die  Wiedererlangung  der  politiM-be« 
Unabhän^figkcit  a^/Tihängon  pllegt.  Der  I»ri!<  l:,  der  auf  den  besetzten  Lanile<ih'-tleii 
liegt,  trilil  die  einzelnen  Staatiburgcr  sehr  ungleic  h,  was  auch  ilie  müglichst  ra>che 
Abwicklung  erwünscht  macht  Es  nöthigen  diese  Vcrh&ltnisso  meistens  zur  Anfnahae 
von  Anleihen  und  nach  der  Xatar  der  betrefl'endon  Aasgabe  sind  dieselben  aoch 
rechtfertigt.  Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  ein  Ruckgreifen  mit  auf  Stenern,  beson- 
ders sdicbe,  velclie  die  wohlhabenderen  Chusen  stänKer  nur  Tragong  dieses  Opfe» 
mit  heran  ziehen. 

Die  „Kriegskoateneotschadigungeu"  an  Freassen  betrugen  nach  d.  Friedeas- 
rertrSgen  1866  65*7$  MllL  TUr.,  wofon  ron  Oesterreich  20,  Baien  17*10  fgeuM 

3U  Mit),  il.).  Sachsen  8  87,  Würtenberg  4*56  (genau  8  Miil.  fl.),  Baden  3*40  ir>  Mill  \ 
Hessen  l'7ü  Mill.  Thlr.  (H  MllL  11.),  Reass  31,  L.  100,000  Thir.  Ausserdem  au  Kriegs- 
contribut.,  Kriegsbeute  u.  dgl.  4*77  Mill.  Thlr.,  wovon  ;V2S4  MilL  Thlr.  Kriegscon' 
tribuüon  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.,  1-29  MiU.  Thlr.  Zahlungen  des  sächs.  Flani' 
ministers  an  di<^  pr*Mis-  Civilverwalt.  während  d.  Occup.-Zeit,  MHü.oiH)  Th!r.  hannor. 
Feldkriegskaääe  u.  a.  m.  S.  Jahrb.  d.  preuss.  Statistik  III,  4ij:!.  —  Die  französ. 
Kriegskostenentschädigung  an  das  Deutsche  Reich  war  nach  Ab2iU|^  der  it^calmtioai^ 
kosten,  .ibcr  inb-  i^riff  ti  die  vun  Frankreicli  f.  die  Reste  seit  dem  Frieden  zu  zahlenden 
Zinsen,  nach  Ueutbchcr  Rechnung  5,301,145,078  Fr.  «  4,240,672,893  Mark  (aach 
fmn.  Bechn.  5,302,065,000  Fr.),  die  Pariser  Gontrib.  (200  Hill  i^.>  l«0*ft2  100.  IL. 
dfT  Ueher^chuss  (Uber  d.  VerwaltungsLosten)  der  in  Fnnkreit  h  erhobenen  Stoaeni  u. 
nicht  anmittelbar  rerwead.  örtL  Uontribiit.  62  8  MUL  M.  (in  d.  franz.  Kecha.  fiadet 
sich  ab  „Wiedemsttttnng  d.  v.  Deutschl.  erhebeaen  Stenern**  01-70  MilL  VtX  b 
Summa  daher  die  deutsche  Baareinnahmo  aus  Frankreich  4453'U9  Mill.  M.  Di  •  ViA''r- 
haltang  der  deutschen  Trappen  auf  französische  Bechnung  w&hrend  der  Occupatma 
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nach  dem  Friedensschlass  berechnet  Frankreich  aaf  82Ü'64  MilL  Fr.  S.  Preuss.  stat. 
Jahrb.  IV,  2.  Abth  ,  8.  240,  mttiit  BAlchsfiiuuuvM. ,  J«hrb.  m«  S.  85,  97,  Goth. 
Jahrb.  1S76,  8.  592. 

B.  Die  mittelbaren  Kriegskosten,  die  Lasten,  Leiden, 
Verloste  aUer  Art  fUr  Land  und  Leate,  zumal,  wenn  der  Kriegs- 
achanplatz  auf  heimisehem  Boden  ist»  lassen  sieh  niemals  genan 
in  Zahl  nnd  Maass  fassen,  sind  aber  meistens  so  erheblieh ,  dass 
sie  das  Conto  der  eigentliehen  Kriegskosten  noeh  ansefanlieh  er- 
höhen, mitunter  vielleieht  letztere  noeh  Überragen.  Für  die  Weh^ 
yerfassnng  nnd  die  Militlltfinanzen  folgt  daraus  wieder,  dass  sie 
in  Friedenszeit  zweekentspreehend  in  der  oben  (§.  185)  dargelegten 
Weise  eingeriehtet  sein  mflssen,  nm  mit  verheerender,  Erfolg  ver- 
spreehender  Bepressivkraft  den  Krieg  auf  feindliches  Gebiet  zu 
spielen  nnd  rasch  siegreich  zn  Ende  zn  führen.  Dann  weideu, 
wie  die  eigentlichen,  so  vollends  die  raittelbareu  ktie^ükuhten 
wenigstens  so  viel  als  möglich  verriu^^ert  werden. 

YgL  Kaa  §.  72,  auch  vor.  Anfl.  dieses  Bandes,  S.  27t>,  woselbst  einige  Statut. 
DateD,  neillch  von  nur  bedingter  Znreriissigkeit,  Uber  KriegskoBlAJi  «m  der  2eit 

Kapoleons  l.  u.  fur  ileti  Krinimkrieg.  Der  Krieg  von  ISfifi  kost  r  i  r  i  roussischen 
StMtitkasse  über  die  iaufeuUe  Ausgabt'  circa  83  Mili.  TlUr.  and  brachte  «Jorselbcn  an 
Eiitriclitnngen  anderer  Staaten  6Ö\^  MUL  TÜr.  ein.  Der  dintsche  Krieg  kostete 
Preussen  c\tra  c.  18*/j  Mill.  Thlr.  Die  einmal.  Mobilmachangskosten  betrugen 
1866—67  circa  WH  Mill.  Tblr.  S.  Engel,  Jahrb.  III.  541,  m.  Der  italicni^cho 
Krieg  ton  185i»  kostete  Oesterreich  extra  c.  210  Mill.  Ii,,  s.  A.  W  a^mcr.  Uns  Zeit. 
1863.  8,  25.  Der  Krieg  Ton  1870—71  hat  Frankreich  9—10  Milliarden  Fr.  bloM 
an  yerrechru;  ton  Ausgaben  gekostet.  Nach  d.  Bor.  d.  Min.  M  athieu-Bode t  v. 
7.  Jan.  187ä  (Juurn.  ofiHc  S.  Jan.  1875,  danach  Goth.  Jahrb.  187t>,  S.  592)  ergaben 
sich  folgend«  PoBtea  in  Mill.  Fr,', 

AoBBerordentl  .Zugabe  i&  Folge 

dc3  Kriegs  1912  05 

Verproviantirung  von  Paiis     .   .  lüU  oi 
Hicltt  oiiMilie.  Kij^gikiitten    .  .  30-00 
L  Sig.  Kzi^gvkostea  2in*57 

Kosten  der  Anleihen  631*27 

Veriust'-  an  Stouem  ii.  Einkonffen  .'!6M*> 

Ii.  Bosond.  linanz.  (Ji'fcr  UUj'4(> 

Wiederemtz.  d.  Kater.,  Befestig. 
(»nfKechn.  d.  Liquidationsfond^ 
=  UI.  Wiederherstell.  u.  Ver- 
st&rkung  der  Kriegsmacht    .   .  592*26 

UebeT  die  deutschen  Kriega'finanzen  ron  1S70 — 71  siebe  mein  BeichsfinauK- 

wesen,  Jahrb.  III,  6.") — KiG,  mit  den  vern-clm.  Daten  bis  Ende  1S72,  approximativen 
bis  1874.  Aach  Jahrb.  f.  d.  amti.  Statist  Preussens  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  bis  1S74 
o.  1S75.  Dann  d.  fin.  Tabellen  in  d.  Statist  Jahrbikhem  des  D.  Reichs  (bisher 
4  Jahrgänge,  1S80 — 83).  Vollständig  waren  noch  bis  1882  nicht  alle  Posten  abge- 
wickelt, indem  der  Reichüliaii'<bn!t<et^t  noch  bis  l^*>}i*»'!  *»ezuglich(?  kleine  Sommoti 
als  „Ausgaben  in  Folge  des  Knog^  uut  I  raak reich"  auiiuiirtc.  Die  Vurwendungeii 
f.  die  Wiederherstellonp:  n.  Verstiirliung  d«^r  Kriepimacbt  Werden  ferner  erst  im  Laufe 
der  Zeit  verbraucht  Schwierigkeiten  f.  d.  Berechnung  macht  dio  2:etrennte  I.itniid, 
f.  d.  Keich,  d.  Nordd.  Rund,  die  einzelnen  sudd.  Staaten.  Die  folg.  Uebersicht  aus 
n^BMi  gen.  Anftatt  kann  gonttgm,  weil  sie  die  vinthaaaad.  Amgabenste  nach  den 

29* 


UnterstQtznng  d.  Fauillea  r.  Sold. 

n   Matrosen  .......  5000 

Kaarc  Entschäd.  an  Opf.  d.  Kriegs  106*00 

Dsgl  an  Gimcinden  (Annuit.)  .   .  25t'95 

Dsgl.  f.  r.  Oenie  verurs.  Schäden  .  2ß'00 

IV.  Wicdergntmach.  v.  Schäden  433l?5 

Kriegscontrib.  (ohne  Parü») .  .  .  5000*00 
Zinsen  dafür   302*07 

Unterh.  d.  deatacli.  Truppen  .  .  323*64 
Von  Deutschland  erhol».  Steuern  .  61*70 

V.  Contrib.  u.  dgl.  m.  5687*4 1 

Summa  92i»7-Ss 
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offidelkn  AnadiUgen  mit  «BthlU  v.  die  gesetsL  Yanrendojig  t  d.  8|»ller  za  nadiflndMi 

Ausgaben  schon  fast  ganz  in  IS78  gengelt  ir«r.  Yfltireildllllf  der  fiwzOe.  Ctmltd' 
butioQ  0.  s.  w.  in  Hill.  TlUi.: 

Auf  Bdchsredin.      Auf  bpcu  uordd.  Üeclui. 

I.  KriegskostoQ   7S-]$  377*38 

IL  Wi^^dtTlierstellung  o.  s.  w  d.  Kriegs- 

iiia.lit   18Ü11  12Ü02 

in.  W  iexlergotmachung  von  Schiden  .       246-3l>  10*82 
IV.  Vcrwaltungszw.  der  Kriegsmacht   .          6*27  — 
Y.  Aiigcmeine  Vervaltuügsreformco   .         29' 79  1*66 
VI.  Krteag  gebende  KapftaJaiikfen  .  .       143-87  -«  

SimiBft  I— V  '      685-57  509  83 

Ueberreste  zur  YerÜieilaDg    ....       798-98  133  tu 


Sumina  1484-55  615-5U 
Die  deotaeben  Kriegskoeten  {HoUlmaehung,  Kriegsf abrang,  Abrflatniig)  mögen  inrl 
SuddeutschlancI  < .  :)20  Mill.  Tbir.  betragen.  For  die  finanz.  Seite  des  Kriegs  aiüd 
iHe  unmittelbar  za  machenden  Ausüben  (im  Unterschied  von  den  erst  später  narli 
und  nach  zu  machenden  resp.  abzuwickdüdcu)  bes.  wichtig.  Sie  ergehen  »i<  h  in  der 
HMiptsache  aus  dem  Rechnungsnachveia  d.  Kordd.  Bandes  f.  1870  u.  71.  Ui<^aMifc 
wurden  verrechnet  f.d.  Mobilmachang  .HO'SO  (wovon  '2['i:i  in  1S7H  nl!  m),  wofon 
f.  Pferde  14'ü9  Hill.  Thlr.  (abzUgL  813  f.  Erlös  aus  \  urUufenj,  f.  MobtimacliaBg»- 
gelder  d.  Officiere  n.  gew.  Pen.  d  ICameduift  2*54,  f.  Fofdlic.,  Armir.  d.  PestaiigMi 
u.  Küstenpuncto  4  92,  f.  Verproviant.  1  F  tstangen  2  25;  ferner  t  d.  lauf.  Kosten 
des  Kriegs  beim  Landbeer  in  beiden  gen.  Jahren  260-76  MÜL  Tblr.  (woroa  72*20 
in  1870,  188*55  in  1871),  dtmm:  f.  Gehllter  v.  Lohne  der  Trapi»en  43*71»,  Hattnl- 
rerpfleg.,  Feldmagaz.,  Bilder.  105  77,  Bikleidung  und  Ausrast  .'{7-27.  Lazan-the  u.dgl. 
10'ä5  Kemontir.  der  Feldarmee  1*58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munition 
u.  Waffen  7*99  u.  s.  w.  —  Die  Wiederherstellung  und  Verstfirkung  der 
Kriegsmacht  erforderte  nach  d.  gesetzt.  Bestimmungen  an  Ilauptiiostcn  für 
K c i c h s rechnung :  Kriegssrhatz  40,  Festungsbau  u.  dgl.  114,  f.  nordd.  Kc<  hntme 
spec:  KetabUss.  (incl.  Badcix  uud  Hessen)  106'85,  div.  Gebäude  etc.  c.  VJ  MilL  I  bh. 
—  Die  Wiedergutmachung  vun  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1873/74  (seitdem 
bei  einz.  Posten  weit  n;  kleine  B  tr'ii:  ):  auf  Bei<  hs rechnung:  Invalidcnfonds  I^T 
(Zahlungen  tüc  s.  (iruuduug  ausserdem  lO'l  MilL  Thir.j,  Bcibilfen  an  Anguböri^e  der 
Reeerren  n.  Landw4dir  4,  dsgL  an  ans  EVrakretoh  vertriebene  Deottofae  2,  dngL  llftr 
deutsche  Rhederoi  5'6,  dsgl.  Ersatz  v.  Kriogiisi  hitden  u.  Leistungen  n.  s  w.  t^bes.  f. 
£ls.-Lotbr.)  37*7,  daiin  auf  noidd.  KecJinang:  KrsaU  d.  iüri<^g8lei0tttAgen  d.  (iemeiiidea 
2*5,  dsgl.  der  Onterstotzung  ftr  die  PuniUen  d.  einbemt  Beserre-  vl  Lnadwehrie^ 
Mill.  Tblr.  ^Veite^c^>  Detail  aus  den  betr.  Gesetz<;n  u.  der  Statistik  in  meines 
Keichstinanzwesen,  S.  103  ti.,  U2  tt.,  118  ff.  —  Uebur  den  letzten  orit-ntal.  Krieg 
Russlands,  den  dieses  fast  ganz  mit  neuen  Papicigeldcmissioneu  und  einiger  Ver- 
mehrung seiner  verzinsl.  Schuld  während  des  K rings 'li&hrte  —  Fundirongnopenäonen 
folgten  erst  später,  bisher  in  besi  hränktem  Maasse,  —  sind  mir  keine  spec.  Ableh- 
nungen Ober  die  Kriegskoateu  bekannt  geworden.  Einen  Einblick  geben  aber  folg. 
Zahlen:  fund.  Schuld  nomin.  1870  903*7  MilL  B.  (woron  439*3  äussere),  ISM 
2039  9  M.  R.  (wovon  072  5  äussere)!  Verzinsung  der  ganzen  Schuld  nach  d  *" 
1877  1U8-3,  1882  198*8  M.  B.  Creditbillite  (Papiergeld)  in  Umlauf  187(i  797,  l^^w 
1103  MilL  fi. 


4.  Abschnitt 

Finanzbedarf  für  die  Burehführuiig  des  Cuitnr-  und 

Wolilfahrtszwecks. 

Die  Daistellong  beschränkt  sich  im  Folgenden  wieder  mehr  auf  eine  kurze  leb^tr- 
fllcht  der  ileblete»  Mebrfach  ist  aif  dieselben  in  der  Finanzwissenacbaft  in  der  %fÄt, 
Einnnhmelelire,  nnmentL  bei  den  tiebOhren,  w  bei  Monie,  Pent,  Sttwien,  ikMtm, 
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oder  bei  den  lagleich  priv»lwirtbsch«ftL  Erwerbszireigeii,  wie  bei  Eisenbahnen, 

uinzngeheii  und  <tann  sind  die  enge  zusammenhängende»  Verhältnisse  der  AüNgalien 
u.  Einnahmen  zugleich  zu  behandeln.  Anderes  ist  g-nnatiiT  in  diMi  ;uM<>r>'M  Tli  ilen 
des  Syst.  d.  polit.  Oekon.,  bes.  in  der  Volitswirthschaf^johtik,  zu  erürtcra.  Aul  dem 
(tebiete  der  hier  zu  berührenden  Angelogenhelleii  hat  man  es  dun  namentlich  mit 
den  früher,  im  2.  Abschn.  des  2.  Kap.  des  vor.  Bnchs  (Finanzwesen  der  Selbstrcr- 
waltUDgskörper)  schon  behandelten  theoretischen  und  practischen  Streitfragen  hinsicht- 
lich der  Uebemahme  «richer  AngelegenheitoD  «of  den  Staat  oder  anf  elnea  Selbtt« 
verw  \!fTinirrilcörper,  bez.  anf  welchen  drr  letzteren  und  hinsichtlirh  der  angemeiBeaeii 
YortheiluDg  der  Labten  za  thon.  S.  bes.  o.  ^.  43.  b.  9U,  46—48,  S.  96  ff.«  %,  93  tt^ 
wo  die  in  Betracht  Itommenden  Getfehäpiinete  und  die  Verhlhnime  der  Haapdtnder 
darfT'  Ieüt  siml.  Ein  Haujittheil  der  li'  iit<-  in  Deiihi-hlaml.  sp'-c  in  Picut»i*ii  „schwe- 
benden Fiuauzfragen"  (Uebertragnn^  ein«»$  Theils  der  8taat:>-£rtrag8steaerii  an  Com- 
mauen  v.  Yerbinde,  Sohuldotationeu ,  Kcgelung  der  Armen- ,  der  Wcgclast  u.  s.  v,) 
dreht  ach  um  diese  Puncto  des  Abschnitts. 

I.  —  §.  193.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  sie  von 
der  Polizei  (§.  180)  und  vou  der  volkswirtlisclrnftlichen  und 
Unterrichtsverwaltung  194  ff.)  ;;etrennt  wird,  umtaisbt  in  ihiTr 
hellt c  ii blichen  Organ isatiuii  mit  ihrem  schon  erwähoteu  Behöi'deu- 
apparat  lolgeude  Hauptgebiete: 

1.  Die  amtliehe  Statistik. 

Hierher  irehSren  die  Kosten  der  jetzt  in  den  meisten  ci?ilisirten  Staaten  besteheu« 
d(!n  statistisrbcn  Bnri  aus,  die  Kost.-n  »I-t  laufenden  statistisrli-  n  Sam- 
melarbeiteu  der  Vcrwaltungäbchördeu,  welche  sicli  schwer  vou  den  Übrigen 
Kosten  dieser  Behörden  absondern  lanwn;  dann  namentUeh  die  Kosten  der  peiiodischeti 
VolkszähUnnren  oder  Gensns  nnd  ihnlicher  Aufnahmen  (YiehziUiuigen 
u.  a.  m.). 

Z.  B,  D.  Reich,  Sut.  Amt  l^sü/SI  .m.OüO  M.,  Prenssen  I88.V84  382,000  M. 
(ohne  Banconto),  dancljcn  noch  besonders  ftlr  d.  meteorol.  Instit.  29,800  M.  Die 
Aasj<^al)>  i-f  in  den  rerschiedenen  Staaten  nirlif  nur  nach  d-  r  (^rn-sc  der  letzteren 
und  der  Um  lassend  heit  der  Arbeiten,  sondern  auch  nach  drr  ^aii/.en  .Stellung  und 
£iimchtun>r  der  Bun^aus  rerschiedcn,  je  nach<lem  sie  nur  die  letzten  Coucentrirung»- 
Tind  Public.-Ai-ii  II  oder  sclioii  ftri]i<  r.-  Sauinirl-  und  Concentrininiriarl"  i' n  (ans 
ileu  Urlisten  u.  6.  v.)  zu  machen  lialien.  8.  A.  Wagner.  Art.  Statistik,  StaalawOitcr- 
bnch  X  448.  St^in.  ▼e^ra1tnl^^i.  bes.  B.  2. 

Di.-  Kostrii  d(  >  Census  sind  naoli  diT  Mrfliodr  der  Voll(>"/rddnn<r.  der  8p«;- 
cialitat  derselben  ^nameutL  ucaorUiitgs  eingehende  £igeuschafts»tat.  der  Hevölk.)  und 
je.  nachdem  die  Klhtanr  mit  anderen  Statist  Anfhahmen  (Qber  Wobnunfpen,  Viehstand« 
Ocwerbewe8<'n  u.  s.  w.)  vi  iliiind.-n  ist,  sehr  verschieden.  Wo  Selbstzählnng  und 
die  Ziihlun;?  durch  ireiwtUi^e  und  unentireltl.  dienende  Zähler  statttindet  (wie  vielfach 
in  Deatschland)  sind  die  Kosten  Jennifer,  ohne  indessen  f.  d.  Volkswirthsch.  m  rer- 
schwinden.  Es  grilt  hier  das  in  §.  153  über  Ehrenämter  Gesagte.  S.  u.im.  Dingel 
i.  d.  Ztsclir.  d.  stat.  Hur.  ISTD  idirr  Kost,  n  .l-  r  Volksziihl.    S.  33  U'.  Z.  B' 

Gesten.  Casus  v.  Is.'jT  2  Mill.  Ü.,  Brit.  v.  Iblil  250,000  Pfd.  St.,  Verein.  St. 
r.  1861.  l-<^5  Mill.  D.,  Belsr.  von  1M6  Uber  644«000  Fr.  Die  lOjfthr.  Periode  der 
Zählnnff  empfiehlt  sicli  auch  vom  Kostenstandpuncte  ans.  Knjrel  a.a.O.  S.  41  ver- 
ansdilagte  bei  theilw.  BenntzonK  unentgeltl.  Zähler  für  die  71er  Volkszählong  die 
AiugalM  Preossens  aaf  191,000  Thfr.  Uebersieht  Uber  Aufwand  an  Geld,  Zeit  und 
Arbeitsleistung:  bei  der  letzt.  ii  (l*<Sf)'  i  pr.tiss.  Volkszählung  s.  in  d.  AufV.  r.  Bl.  nrk, 
prunss.  stat.  Zt«chr.  1882,  t».  ISS.  Vorausciil.  IbisO— 8.H  4.i2,dU(;  il^  wirkl.  Aus^^abe 
499,609  M.,  daron  Beschaff,  d.  ZAhlpapiere  175,591,  ^^  ipack.  n.  Versend.  20,17«, 
BllKjlDMsnd.  »-197,  Remuncrat.  <l.  Z&hler  37,336,  Aufl^ereit.  d.  Zühlpapiere  254,419, 
Zwiächeuformulare  u.  and.  Bareaubeduri'nisse  2326 ,  L'nvorherv:esehenes  563  M.  Es 
sind  dies  die  Kosten  IjIs  Oct.  1S82;  sie  betrafen  p.  Kopf  der  ortsanwes.  jreziihlteu 
BofVllr.  t.9ft  Pfenn. 
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8.  Om  öffentliche  Gesundheitswesen  nnd  die  dafttr 
dienten  Anstalten. 

Letztere  (Knnleii-,  Oebir-,  IrranliAiiadr,  HelMmmoniDstitute  n.  d^.  m.)  pfege« 

iu  der  Regel  ganz  oder  grosseDthcils  ans  Provincial-  oder  GcmcindemUtdn  oder  ans 
UKeaeut  Stiftuogsfurmögcu  bostrittun  zu  werden,  so  dass  es  sieb  liir  die  8taalakas.sc 
etm  nur  vm  ZaschOsse  handelt.  VfÜMg  trä^  der  Staal  mitunter  nur  den  AnfwtaA 
für  sülclic  Ansfalt.-ii  «Ii. Art.  wclcJu'  ziiLd<  ich  zu  Uiitcrrichtszwcckea  dicnoo.  Aiusior- 
dem  hat  der  Staat  die  Ausgaben  für  das  Sanitäts-  und  Mediciiialbehönlenwr.sen.  — 
meistens  eine  Abtheilun}?  des  Bchördonwescns  der  gcsammten  Inneren  Vorwalrun?, 
„Medicinalcolleprien"  u.  — ,  dann  etwa  auch  fOr  einzelne  MinliolBalbeMBle.  Anitn* 
ärzt< .  Amtswund-  und  IL  ln  ärzte,  femer  für  Impfwesen,  QuaranUine  u.  s,  w.  zu  il-  i  l  n. 
Killt  ausserordentliche  Ausgabe  verursachen  bisweilen  die  S«'uchen,  Epidemieco  und 
\  i>  Ii»  uc)i<  n  (Epizootiecn),  indem  sie  Ali.spemin^smassreg:eln  u.  s.  w.  nothwendi>i;  machen. 
Kill  Th.  il  Ii  s  1  Ko>t.  u  läsat  sich  «ucb  auf  SelbfitrenraltJtfliper  u.  in  Gebühraifiini 
aui  die  Viehbc^itzer  abwälzen. 

Ansfnbe  des  Staats  für  ftfßmtliohoa  OesnndlMitmreson,  meist  ohne  die  1iotn*IIl 
Anstalten,  welche  an  ünivei-s.  u.  s.  w.  mit  für  LrliRirecke  di«  n.  n  :  z.  B.  Oesterreich 
wesü.  Tb.  1880  Onl.  748,000,  mit  Eztraord.  7S0,0W  H  Der  HogiM,  „Saait&t^di.  ust** 
steht  unter  dem  Hin.  d.  Inneren  n.  wird  hier  in  der  Havptrabr.  des  Xtnts  „polit. 
Verwalt.  in  d.  einzelnen  Kronlfiii<Ii  in"  sf'trennt  v.  ..Aufwand  d.  polit.  llehörden'"  uIm  t- 
haupt  nachjfe wiesen.  Obige  Zahlen  umfassen  den  Aafw.  an  d.  Centralstelle  nicht  mit.  — 
I).  Reich.  Reichsjresundh.-Amt  18S8/84  126,000  M.  —  Preussen  18S3/84  M.dic- 
w.  s.  (im  Cult.miü.'i  1.132,000  M.  (f.  d.  ProvincmediccoUegien  u.  Re^rier.medic.rtthe 
222,000,  f.  (I.  Physik.  r  in  StäiU.  n,  Kreisen,  Uezirken  n.  w.  722.000,  Zoschusse  zu 
Unferr.,  liiil.-  u.  Wobltiiai.anst.,  bes.  IJcrl.  I'harit6  213.000  M.,  Remuner.  d»  r  Examina- 
tor«  n  bei  PrQfunv'en  —  durch  Gebttlircn  der  Examinand'  n  p  deckt  —  75,000  IL  n. 
and.  Posten  mehr).   Dazu  kommt  efaie  Quote  d.  Ausg.  d.  Mioisterinn»  mIIn^ 

3*  Das  Hilf 8-  nnd  Armenwesen  (öffentliche  WoU- 
thätigkelt). 

Dir  Staaf^kar,-.'  wird  lii-  rfQr  iin  All:; '-meinen  nur  ausnahm-W'  i-.-  und  etwa  nur 
subsidiär  in  Anspnich  genommen,  indem  theils  die  freiwillige  (Privat -),  ereniurll  die 
kirchliche  und  StÜ)un^a^menpfl>■^:e  eintreten,  theils,  wo  eine  gesetzliclie  Anneopfltjre 
Ihsteht,  die  Gemeinden,  Kxcfec  und  deren  Verbinde  «lie  Pflichtigen  sind.  Die  .ml- 
fjihiffe  Regelung:  d'-r  Tragong  der  Arm<'n1a>t  lulrt  zu  di  n  > TWälind  n  ,,^<  liw«-lH'nden 
l'rajren"  der  Aust  inanilersetzung  zwischen  Staat  und  S- :ll.ist?orwaliuni:>kurpcrn  ivgl.  o. 

58  fL)  and  ist  in  der  „Inneren  Verwaltnngslehre''  näher  zu  erörtern.  D<-r  Staat 
wird  <onst  nur  bei  .  inzi  ln'-n  •.'•r5'=«''Tt'n  öffcntlicln  n  Notli^tänden  (Mi<-wa.  l-. 
Wassersnoth,  Kriegsverheerung  a.  s.  w.)  mit  Geldmitteln,  öfters  Übrigens  nur  vorschu»- 
weii$e,  oder  mit  Steuemachlass,  —  ja  auch  nur  eine  Form  der  Unlersttttsunfr  —  Hilfe 
^cwähr^'n  müsv,.n.  B<äspiel:  Preussen,  Ausg.  fiii-  ,,\Vohlrhäti'rk.dt>zw.cke"  im 
Minist,  d.  Innern  1883/84  l'lä  MülL  M.,  woron  aber  allein  225,000  (lb7&  noch 
1,085,000)  f.  ünterattttx.  anner  Krieger  ans  1806—15,  der  Best  meist  f.  Pemu  ».dd^ 
nur  113,000  M.  f.  Almosen  u.  Unterstttti.  im  AUg.,  146,000  M.  feslateh.  UntentOtx. 
i*.  Armen-  u.  Wohlthätigkeitsanstalten. 

Zur  Abhülfe  des  ostpreuss.  Nothstandes  (Misswachs  durch  Nä>s<  ),  wurtle  rom 
p  reu  SS.  Staate  rerwendet  nach  Ges.  v.  23.  Dec.  1867  1.998000.  nach  dem  v.  3.  März  1M8 
3  Mill.  Thlr.  —  Währenrl  den  1870er  Kri«'>rs  ähnl,  rnt.  iMUt/.  atjs  d.  Staat^ka^s^  an 
Theile  d.  R.-B.  Trier.  A<  hul.  1876  f.  ücberschwemiuuni:.  n  ia  d.  Prov.  Sach><-a.  f. 
den  llergsturz  bei  Kaub,  1S80  6  Mill.  M.  f.  obencbieii.  Nothstand  i  Ges.  v.  3.  I  rbr.  18S0  ', 
1S82,>3  3  Mill.  >T.  f.  Rli'in-Deberschwemmunir.  n  (Ges.  v.  21.  Jan.  18SS).  VfU 
Siegel,  Uber  Staatsliilli-  L  i  wirtbsch.  Nothstftudrii.  i'üh.  Ztschr.  1882. 

TT.  —  ß.  11^4.  Die  v ol  k s  w  i  rt b  8 c  h  aftl iche  Ve rwalt  ii  n g. 
Hicher  /ählt  ein  ^^rosser  Tlieil  der  all  in  einen  Ausgaben  der 
tlblichen  Ministerien  des  Inneren,  des  Handels,  der  Land- 
wirthsebafty  der  öffeniiicheD  Arbeiten  (BaateOi  Ver- 
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kehrsan stalten"),  z.  Th.  auch  der  Finanzen  ii.  s.  w.  Viele 
Thätigkeiten  der  zum  Ministerium  des  Inneren  rossortireudcn  Ver- 
waitun^^sliehörden,  der  Polizei  sind  oft  hanptsf^ehlicli,  in  der  iu  trel 
wenigstens  nebenbei  zur  voikswirtiischaftlichen  Verwaltung  zu 
rechnen,  wenn  sie  sich  auch  ausserdem  gleichzeitig  auf  andere 
Gebiete  erstrecken.  Die  bexttgüchen  Aosgabeo  sind  daher  aneh 
nicht  wohl  zu  trennen. 

Von  den  einzelnen  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats 
zur  Pflege  der  Volkswirthsohaft  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren,  welche  gleichzeitig  —  und  in  der  Praxis  früher  meistene 
stark  —  mit  als  eine  irichtigere  Einnahmequelle  Ittr  die 
Staatekasae  in  Betracht  kommen  können.  Richtigere  Einsicht  hat 
jedoch  dazn  geflibrt,  dass  der  fiskalische  Oesiohtspanct  bei  der 
Verwaltung  dieser  Anstalten  snrttck  getreten  ist  nnd  im  All- 
gemeinen nnr  noch  eine  mSssige,  gehllbrenartige  Einnahme  beab- 
sichtigt wird ,  wenn  der  Staat  nicht  etwa  ganz  anf  Gewinn  ver- 
ziehtet 

Nihorcs  Uber  die  eiiueelnen  Verhältnisse  gchOrt  in  dio  GobQhrcnlehre  (Fin.  II, 
1.  Kap.)  und  in  die  Lehre  tod  den  priratinrthscbaftlichen  Einiiahmcn  (folgendos  Bach 
r1ie«4es  Bandes  Ii  oder  io  die  anderen  Theile  dei  Systema  der  polUisdieo  üekonomie, 
specicH  in  die  Volkswirthschaftspolitik. 

Die  bezüglieben  Thätigkeiten  auf  diesem  Gebiete  sind  wieder 
solche  theils  des  Staats  allein,  theils  der  äelbstverwaltangskdrper 
a1!rin,  thcUs  dieser  und  des  Staats  zasammen,  wobei  dann  aber 
die  Fragen  der  richtigen  Vertheilung  der  Thätigkeiten  selbst  nnd 
der  daraus  hervorgebenden  finanziellen  Liasten  theoretisch  und 
praotisch  besondere  Schwierigkeit  machen  und  vielfach  nnr  von 
Fall  zn  Fall  entschieden  werden  können.  Oefters  tritt  aber  hier 
die  noch  schwierigere  Frage  auf,  oh,  wann  nnd  unter  welchen 
Bedingungen  nnd  Hodalititen  ttherbanpt  ein  Offentücher  KOrper 
als  Vertreter  der  Gemeinwirthschaft  hier  statt  oder  neben  der 
Privatwirthschaft  eintreten  soD,  —  die  principielle  Hauptfrage  der 
^.Organisation  der  Volkswirthschaft''. 

For  die  allgemeinen  leitenden  Güäichtspnncte  ist  hierbei  auf  die  principiellan 
Erurt-  nmfi^cn  in  der  „Grundlcj^'ung",  besonders  1.  Abth.  Kap.  H),  fOr  die  speziellen 
^lomeute  in  den  einzelnen  Fragen  wieder  aof  die  Erörterungen  in  der  Lehre  vom 
Frivnttrwerb  di»  Staat»  {folig,  Bach  dieses  Bandes),  in  der  GebahnDlehre  (Kap.  1  des 
B.  II  der  Fln.vlss,)  und  in  der  TidknriitlMchafispelitik  lünznweisen. 

Die  volkswirtbschaftlichen  Angelegenheiten ,  welche  Ursache 
ond  Gegenstand  eines  Finanzbedarfs  sein  können^  hissen  sich  auch 
llir  die  finanzwissenschaftlicbe  Betrachtung  in  zwei  gr()ssere 
Gruppen  zeriegen:  allgemeine  Angelegenheiten  der 
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ganzen  Vo  1  k 8  w i rt h  s c h alt,  bez.  gen crellvolkswirthscbalt 
liehen  Intcreascö  (wenn  auch  vieileicht  nur  in  einem  bestimmten 
Gebict8theilc  oder  Orte)  und  t»pecielle  Angelegenheiten 
einzelner  Productionszweige.  Die  ersteren  Angclcfren- 
beiten  sind  bereits  und  weiden  immer  mehr  solche  des  Siaats 
oder  grösserer  Scll)st^ erwaltungskörper.  Hier  hat  man  es,  wo 
die  Sache  noch  niclu  entschieden  ist,  mit  den  Plänen  der  „V^er- 
Btaatlich  ung"  (Eisenbahnen,  Versicherungs -,  Rankwegen)  zu 
thun.  Ueberninimt  der  Staat  die  Sache,  so  werden  besondere 
„Anstalten'*  dafür  eingerichtet,  bei  denen  es  sich  dann  n.  A. 
wieder  um  das  leitende  Finanzprincip  in  der  Verwaltong 
bandelt  In  der  Lehre  Tom  Privaterwerb  ond  von  den  GebtihreB 
ist  dieser  Punct  näher  za  erörtern.  Bei  den  speciellen  Angelegen- 
heiteD  der  einzelnen  Productionszweige  („Volkswirthscbafts- 
pflege''  im  engeren  Sinne)  wird  die  privat  wir  theo  baftli  che 
Organisation  als  bestehend  und  verhlelbend  vorausgesetzt«  Die 
Frage  ist  dann,  ob  und  wie  und  wann  nnd  speciell  unter 
welchen  finanziellen  Modalitäten  der  Staat  oder  eis 
andrer  öffentKieher  Körper  helfend  nnd  unter  stützend  ein* 
treten  soll,  eine  Frage,  deren  nähere  Er&rtemng  nnd  Entseheidong 
in  den  speciellen  Theil  der  Volkswirthschaflspolttik  gehört  (in  die 
„Agrar-,  Gewerbe-  nnd  Handelspolitik 

Die  einzelnen  Gebiete  der  volkswirthsebaftliehen  Verwal- 
tnng  sind  dann: 

A.  Allgemeine  Angelegenheiten  der  ganzen  Volks- 
wirtbschaft 

1.  Das  Maass    und  Ge w  ii  Ii  t  s  we s en.    S.  Fin.  Ii.  §.315. 

2.  Das  M  ii  n  z  w  e  s  c  n.    S.  Fin.  II.  j?.  2'J[\. 

3.  Das  Postwcscn.    S.  Fin.  II.  — 312. 

4.  Das  Telegraphenwesen.    S.  Fin.  II.  §.  313. 

5.  Das  Staatseisenbahnwesen.  Ö.  darüber  den  bdilut»» 
des  nächsten  ßuchs. 

6.  DasS  t  aa ts s c  h  i  l'f  l'a  b  r  t s  w  eseu (Dainpfsehiffrurse  S  cb. ). 

7.  Das  sonstige  Wegewesen.  *S.  ebendaselbst  u.  Fui.  IL 
§.  303-^306. 

ö.  Der  Wasserbau. 

Dur  Vc^cban  («iircntliehc  «nto  Anlairr  n.  Eriialtnng)  nnd  dor  Wasborb»« 

(Ufi  i-it  liut/,  Deichbau  ir.  d}rl.),  (uh' r  dir^.  u  Naht-rcs  in  iKt  Volk-w.-ch.poliü  inaclicn 
iii  dtu  Suato-  u.  ovcut.  duQ  Proviuc.liUtlgcb  (Prcu5i>cu>  bcUeiiicatlo  Kodtcu.  2^  B.  UV^t- 
Ottüterreich  1H80  StFKMpnban  4,102,000  II.  im  Ord..  372,8001  im  Eztnoid..  tns, 
M74^0,  WaKäcrbwi  4^1.  198,000— 803,600-1, «Ol, 600  fl.   In  Prosus«!  ist  dwck 
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üebertrapang  der  Staatschau^sceu  au  dii:  rroviazoii  {{$*'>.  v.  Juli  1^75)  der  hv 
tTt^ffciul«'  AiUgabcpo»t<'n  iasofera  doch  nicht  aii$  dem  SUaUbudt^et  au>L'i'-chk'd*;ii ,  als 
die  Staatska^sf  d-  u  Prorinz^^ii  für  dir  Chaabsc-ffn  'nii-  Dotation  r.  19  M.  M.  zahlt.  S. 
d«rttber  o.  §.  5Ö,  S.  124.  AussurUcm  ü>t  im  Min.  d.  öH.  Arbeiten  (ohau  tUo  Au^g. 
f.  d.  Min.  9(Ahst)  .d«r  oid.  Et  d.  BrarenraltiiDir'  1868/84  noch  H.  H.,  woroii 
di<'  T^ool  hn  r'  II  u.  p«;rsönl.  Aus<raben  3*2,  'ü  '  saclil.  Aus^abea  18'3S  M.  M.  (wovnn 
eiu  Theil  t.  Erhalt.  iUren>er  StMtügcb&udc,  damt  2*41  M.  M.  f.  Seeb&fcn  u.  Sucktbtcu« 
6'87  M.  H.  f.  Bimienli&fen ,  Oewltoer  n.  SchiffT.,  0*9  f.  Unterhalt  d.  Kuiftle.  1*09  f. 
Unterhalt  d.  W-  ui  \i.  Bnick(  n  auf  Grund  rwchtl.  Vrrpflicht.,  «»  ^Tö  f.  Rohrschif!'.). 
Unter  d.  einmal,  a.  auss.onl.  l>taat;^au^}^:ab»•Il  stehen  f.  1SS3/84  ienier  8*04  M.  M.  z. 
KtMrulirunjr  d.  Wa."vs«  rstnu5.scn ,  3*17  M.  M.  z.  Hauten  z.  Fönlenniv'  d.  Binnen:>chifiV., 
I'44  zu  Seehiif«'n  u.  5J.  W.»  ferner  weitre  Postejn  f.  einzelne  Hntcken bauten.  Erhebl. 
Po>teii  f.  üferschutz.  «ronossenscli.  l  lussiv^nüninsr  C/^  M.  M.  dafar  im  TA.  f.  1883/81) 
atchen  auch  im  Iand«rirthsch.  Minist-  limn.  Dm  Au>f(.  stelu  ii  im  1  iii.miii.  ffe^renuber 
ui  „Hrucken-,  K.nhr-,  Hafwiffeldern,  Strom-  u.  Canal;?efiillen**  2'2  M.  M.,  an  Niwler- 
lasre,  Kraliii-  u.  Waain  i:<  Id  (yi7  M.  M.,  im  Min.  <1.  >'fr.  Arbeiten  atis  d.  r  Kiilirverwalt. 
5 1 2,000,  ans  Beitra;;en  z.  üntiTlialt  der  Land  -  iL  Wa»;>erätrasäuo,  Cauüle,  Brucken  u.  dgl.  m. 
300.000  H.  In  Frftnkreieli  Et  f.  1888  int  Oid.  beim  Min.  d.  OlT.  Arbeiten  («user 
d.  Quote  V.  d.  aü-  V  iwalt^  38  IS  M.  fr.  f.  S(n&ienb«n,  10*9  f.  BiunentichilR:,  7*2  f, 
Seehäfen.  —  Vgl.  tlberhaupt  oben  §.  oä  ff. 

Statt  der  8tafttsausg:aben  für  Stnssoit,  Ebeabahnen  und  Ganile,  WastMnrbnntcn, 
Schilfe  u.  w.,  die  im  EijLre.nthum  des  Staats  stehen,  können  auch  unter  ver- 
■<cl»iedenen  Form«  ii  Staatssub?entionen  für  soIcIh-  Verkehrswev''-  und  Verkehrs- 
mittel, welch-  Eijitnthum  Tou  Privaten  (incl.  üesellschaften),  Gemeinden 
n.  ^.  w.  äind,  vorkommen.  Die  Subvention  kann  in  einer  Betheilitruntr  des  Staats  nln 
Actionär  an  ih-r  ünternidimnn<r,  in  einem  verzinsliche.n  o«I«  r  utir.  r/iti>lichen  Darli-h'-ri, 
£üT  en>ten  Anlage  oder  zum  Uotricbc,  in  tdner  Zinsirarantie  au  di*;  Actionäru  (wobei 
die  Zinsen  etwa  vur^i-husswi^isc  fcelcistct  irenlen  and  aus  den  späteren  ErtvSgen  wieder 
/II  <  i*-iatti  ii  sind)  oder  auch  in  einem  nicht  nickzahlljaren  Heitrajfe  bestehen,  wob<:i 
im  Einzelnen  uecli  weitere  Modificationeii  vorkommen.  Namubtlicli  bei  Eii>cul>aluien, 
DampflM^bijfTnhrtslInien  ist  eine  solobe  Subvention  sehr  f^ebrüncblieh  geworden  und 
macht  weniiT-t'  II-  /.«  itweilifr  oft  bedeutende  Ausjraben.  Nähev  >  auch  hirriilj-  r  in  d. 
Volkswirtlidcb.poUtik.  Am  Wichtigstuu  sind  diu  Sobreutionen,  bc».  in  der  Forin  von 
Zinscrarnntiecn,  bei  EiscnbaliDen ,  im  System  de«  anäscKUeäsUdien  oder  neben 
Staatsbabnen  bestehend«;n  Privat  eisen  bahnweseits,  dalier  in  Oesterreich  »s.  Gro.s», 
Staatssu'>V'  nt.  f. Privatljahnen,Wien  1882),  Itu^sland,  Frankreich,  Ital i r  n  u.a.L.m., 
niemals  aucli  im  früheren  £isenb.syste.m  in  diesi'm  Maa-sst^  vorffekomni'  n  in  Drutscli- 
laiid,  üeber  d.  princip.  Frajre  s.  Schäffle.  jreMdlsch.  System  2.  A.  §.  2Wt  11.,  Sax, 
Ve  rkehrsmittel  R.  2.  Mit  >Irm  Fortsc hreitr-n  der  „Ver^taatlichunir'*  der  Halim  n,  wie 
jetiCt  in  Preus.scn»  ändert  sich  die  Sachlatre  natürlich,  ähnlich  auch  in  Üesterr. 
seit  Staatserwerb,  der  Elis.  West  bahn  v.  a.  m.  Den  b*;treff.  Aus^^aben  f.  Zinügazantieen 
u.  and«T»-  Zuschnssc  ent^pr-cJn n  dann  auch  l-^itnahmen  des  Staats  aas  Gewinn- 
autheilen,  Dividenden«  Kuck/Jiblun^en  der  Phvatbalinen.  Im  preasö.  Et  f.  1S83/84 
stehen  an  fortdauernden  Aui^raben  f.  Prir.tmhnen,  an  denen  d.  Staat  bethdlift  Ist 
nur  noch  901,303  M.,  wovon  Zin--araii(i>  .  n  rtS(*.2ün,  A mortis,  v.  Stammactien  der 
Ht»>t.  Die  Einnalime  von  der  liethuilig.  an  Privatbahnen  (abgesehen  von  d.  Eisen- 
bahnHtciicr>  ist  da^rtr^n  5*42  M.  M.  —  Im  «restftsterr.  Etat  f.  18S2  befinden  stich 
dag^'-rren  607,000  tl.  onl.  u.  13.98fi,450  fl.  auss.  ronl.  Subvention  an  Verkehrsanstaltcn 
(meist  Ki^  -nli  ).  au<-i  r  d.  Sn'ivention  an  d.  Dampfsch.f.ii«— ll<ch.  d.  n-t.  I.loyil  y. 
\a  Mill.  Ii.  im  uieiiis.  Hudir'  t.  Die  ItUckein nahmen  etc.  v.  Priv.tiahu'  n  Kaul-^cliill.- 
rest«-  u.  Jl'I.  war- n  5,188.000  fl.  Noi  h  im  Et  f.  1880  wari-n  d.  westöst.  Subventionen 
an  V- rkehr8an>talt.  II  21,071  .'iOO  fl.,  daruntf-r  spec.  f.  d.  ostind.  Fahrten  d<  >  Lloyd 
(die  Ungarn  nicht  mit  >uliventionirti  037,000  fl.,  die  übrige  Summe  meist  47«  Vor- 
dclittsse  z.  Deckun?  der  Zinsjranititieen  u,  Eetriebadefidte.  FQr  die  Verzins,  n.  Vlf^uf^ 
der  Anh  ih'>n  d.  >  Unterm  hmens  d.  r  Donanresrulirung-  trüfrt  d.  westftst.  Etat  auch  norh 
005,0U0  fl.  bei.  —  Im  frauzOs.  Et  f.  18Bi  u.  A.  14*7  Mill.  fr.  an  AuuaiUiteu  an 
Eis«nh.s>^nüdiaften  v.  40  Mill.  an  Zimtfrarantteen  m  rerausgaben.  Die  franxOs.  Staats- 
kas;s<'    hat  die  Ostbahn^eä.   für   di-'  an  D<>utschland   abfretreteiien    l'ahn-  n  in 

K!-.-l>othr.  zu  entschiidiceu  gehaljt.  —  Immer  wichtig«T  ist  neuerdinirs  die  Fraire  der 
Subvention  f.  transatlaot  Dampf»ehiffe  n.  Hlr  Canäle  g:ewor<len.  England, 
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Frankr.,  N.Auit^r.,  (J»;-^trrr.  ;rt'I)<'n  solche  I)lin|>tsch.Hijiivi  iitiom'ii,  DfUtsoWmod  nodi 
nic  ht.    Trof/dem  hal»*  ii  dii'  hanilj.  u.  hremcr  Liait'n  bisher  dif  Concnrn-iii 
standen.  Aehiiiicfae  Subventionon.  ZinsgarantÜMiU  a.  dgl.  f.  coloniale  Unt(>nichffluuK<  u 
u.  Verwiadtes  (Samoa-Torlagc  in  Deatecbl.)  ueufsnUngs  oft  discotirt  —  S.  anch  Bao 
I  in.  §.  79,  VoIlsw.8cb.polit  II,  §.  265  £,  Q.  vor.  Aul  dieses  B.  I  8.  3S5  (aber 

9.  Das  Bankwesen.   S.  folg.  Buch  u.  Fin.  II.  §.  300. 

10.  Daa  Versicherungswesen.   S.  FiD.  II.  §.  301. 

11.  Oommanale  gemeinnützige  Eiarichtungeo  und 
Anstalten.   S.  o.  §.  53  ff.  u.  Fin.  II.  §.  314. 

12.  Verschiedene  Ausgaben  zur  Förderung  der  allge- 
meinen Landescnltur.  So  für  Arbeiten,  durcb  welche 
ein  Tb  eil  des  Landes  urbar  gemacht  oder  zum  Anbai 
besser  zugerichtet  wird,  wenn  sie  in  so  grossem  Umfange 
ansgefllhrt  werden,  dass  die  Mittel  und  die  Kenntnisse  der  ein3(ehie& 
Bürger  und  der  Selbst?erwaltungskVrper  nicht  aureichen,  x.  B. 
grosse  Anlagen  zur  EntwSsserung  und  BewKssenmg. 

Es  si  I  ili''s  Aas^raben,  die  auch  zur  Kak-or.  B  in  Foljy:<>.ndf*n  mit  yfhörtu. 
S.  Kau,  Volkswirtliscliaft-politik  §.  102  ff.  —  Z.  H.  im  prouss.  Etat  ftlr  18s.'?,<i4  im 
landwiiihsch.  Ministerium  i.  „LaudusinclioratioucH",  Moor-,  Deich-,  üfor-,  Dun»"ii- 
wedeo  0*79  M.  M.,  «OflseideiB  nnter  d.  eiiuuL  Amg,  vendiied.  Pooten  Akr  Ukit- 
Udie  Zfrecke. 

13.  Auggaben  für  Ablösungen  von  Privat  rechten, 
welche  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  im  Allgemeinen  und 
einzelner  Productionszweige  speciell  binderlich  sind.  Wenn  die 
Beseitigung  solcher  Rechte  ein  wesentiiches  allgemeines  Intei^ 
esse  ist,  kann  sieh  die  Uebemahme  der  Ablösungskapitalien  ganz 
oder  tbeilweise  auf  den  Staat  und  die  dem  entsprech^de  Unttr- 
stUtzung  der  Verpflichteten  rechtfertigen.  NamenÜieh  im  Interesse 
der  Landwirthsehaft  (Grundentlastung)  sind  solche  FUle 
vorgekommen. 

DwN&bere  darüber  {rt;l»<irt  tiu-ils  in  di«i  •fnindl«!'r<;udc  Lolio- tom  «b  r  Euteitfnuiii 
(Gnndb'^r.  2.  Al)tli.,  Kap.  5).  tlicils  in  dir  Spuciallehnni  d.  i  Volkswutlis«  Imlt-politit 

Mit  der  Wcittfa'utwickluDg  der  Cultur  und  der  Volksvirthschalt  wenien  imiD'  r 
Kill«)  ciDtreten.  wo  einzelne  vohlcrworliene  Primtroebte  dem  Offendieben  Itttereatc 
t'iitr  iistolicn  und  b««s«'iti>rt  p^-n  müss<'n  (evont.  im  Wüjr*'  der  7.waivrs«-ui<'iK'u'ni-- 
Kegvu  £jitscliädigaii|c),  damit  Verkelusfreiheit  erlaugt  werde  oder  die  bez%Uch>  ii  Au- 
litaltcn  in  das  Eij^tithnm  und  in  die  VerwalUinp  des  Stuts  ttbcnreh(>n  <Te1r>tnraph'  r 
in  Eii-laud,  ricUciclit  in  iiiclit  fmicr  Z<;it  alljrcineincr  di<-  Privat«  i-.  iiKahn«"n>.  AU<' 
Verwfudun'p'on  für  solche  Zwecln«'  nnd  Ub<-riiaupt  Idr  die  in  diesem  §.  aufin-fuhrtra 
Eiiiriclitun^i  n  ^rehören  n^cht  »ä>rt  iitUcl>  zu  di  n  Ixsten  „staatswirthscIiaWichcn  Kapital^ 
nulsgen.**  S.  §.  65.  Badeu  bat  bei  di-r  Zrhcntablüsunjr  '/&  *>'f  Staatskass«  über- 
nommen. In  Oi;sf  er  reich  iibernahmen  die  Krünlambi  dt»r  Grundentlastuno- 
schuld  (d.  Ii.  j  der  .Vbbhun^^ssummen ,  da  Va  ffwtriclu-n  wunb-).  —  Eutschadi^oui: 
<b'r  w.-8tiMd.  Sciarenhalter  durch  England  mit  20  Mill.  Pfd.  St  M  d.  Aafbebnnr 
der  Sclavt  ii  i.  —  Ablösun«;  des  Thurn-  u.  Taxisscli-  ri  Postrechls  durch  Pr  fm  n 
1866—67  um  3  iiill.  Thlr.  Wichtig  sind  auch  die  ueuerdiug»  gele^jeulÜch  %ot};v' 
kommencn  AblAsangen  reo  aaslftndi sehen  Gerecbtstmen.  welche  den  Veilebr 
lasteten:  Anfbebnnjir  derSnnd^  und  BoltzftUe  m  Gniksten  BSnemafba  1857  (Prests^n 
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hat  /..  B.  eine  QuüU  von  .'t.3*)U,000  Tlilr.  von  d*  m  KiiU>ciia<Us,MiiiK!>kapital  ubenichnit-ii 
miisä«-ii.  Die  Summf  wunl«-  in  halhjührl.  Ratfii  vom  1.  OctolM-r  1857  —  1.  April 
1*^77  alMi-i  /ahlt  mit  jülirl.  243,462  Thir.).  «l'  S  Sta.Irr  Zolls  /n  CmmU-u  Haiiiiov.T's,  der 
^chfldi'/dllc  zu  (iuusteu  Belgiens.  —  auch  Kau,  YoIkswinhscbAftspoUt.  47  fi'.. 
Stein,  Yenraltangslehi«  Bd.  7. 

B.  Specielle  Angelegenheiten  einzelner  Prodnc- 

tion 8 zweige.  Hierhin  gehören  Staats-,  Provincial-,  Kreis-, 
Gemeinde  unterstütz  II  iig  e  II  in  verschiedener  Form,  z.  H.  aiicdi 
in  derjenigen  der  rrämieu  bei  Ausstellungcu  und  sonst,  i'Ur 
einzelne  landwirthscbafüicbe,  gewerbliche ,  mercantile  Unter- 
ueiimungcn,  für  Experimente  darin  u.  dgl.  m.  Das  Ob  und  Wie 
macht  manche  Schwierigkeit  und  ist  nicht  hier,  sundern  soweit 
überhaupt  generell,  in  der  Volkswirthschaftspolitik  zu  behandeln. 
Der  wichtigste  Fall  betritlt  w  .}d  in  der  beutigen  Praxis  das 
Gest  Utewesen  in  der  Pferdezucht,  wo  man  vielfach  eigene 
staatliche  Gestttte  bat.  Doch  kommen  hier  neben  den  volks-  und 
speciell  landwirthscbaftlichen  Interessen  militärpolitische  mit 
sttr  ErwSgnng  und  geben  aneh  wohl  die  Entscheidung  (§.  190). 

S,  Kill.  II,  §  316,  317.  Pr.imi-'n  zur  Einfiilmin^  hosscr«'r  Viehracon  fiftvn 
uilt/Iich  }reircs«.*n.  Dispositionslonds  d«ä  prt  uas.  laiulw.  Min.  18S3/S4  f.  UiitfTStatzunft 
lamlvirtlMch.  Veroiih'  u.  zur  Fönlenini;  d.  Landescaltur  22(;.(>i)i>  M.,  zur  Fördening  d. 
Ohstcalmr  l«.oll.  d.  Fischcrt-i  211,100  M.  /  ;r  Fnrd.run>!r  d.  Vielizacht  61'?,40Ü  M. 

Utbcr  das  OesUtewtiüeu  9.  Kau,  Vulkäwirtluicliaft»pol.  §.  16S  IT.,  Koscher 
II.  §.  178.  Aach  oben  S.442.  Es  hnmi  ancb  Uer  eine  (^ebUhreurtipre  Einiifthine 
iSpniujr;reld,  Kohleiitii  I  II .  dann  für  vr  rkatift«;  Thi«'r«'  u,  djrl.  vor.  Von  den  Land;;«-- 
5tutca  tuDÜ  di^eoigcu  Uestilte  zu  aotcrschtddcn .  in  ili'nm  /u  den  Hun!?st«'u  auch 
Znchlstaton  gcutten  und  junge  Pferde  ufgczo;;«:»  wenicn .  soj^enaiinte  Hauptg<^ätute. 
—  Prontaen  9  EUnipl'-,  15  LaodgestQte. 

t<?.'>S  1870  lvS81 

Uauptffe^tüte,  Beschäler    .       25  28  29 

Zuchtstutrn  .')5U  .i70  585 

Landg«stUte,  fioschltler  .    .    1070  UM)  -m^ 

lausend  Thlr.   Tausend  Thlr.  iaus<;üd  M,  (l»>$3/4) 

Emnahneo   4S6  326  1842 

AnsL'aHf  63S  599  S840 

Mthxaasgab   202  262  2007 

Ohii«  die  eiiunal.  km-  1S88/84  (778.000  M.V  !>{<•  Haaptr^^tfUn  koston  1,015,000 
di-  T-xndsr«'8tnfr  l>fl6,000,  (l)ei  1,110.000  M.  SpriniL-  i  i  ll.n-.Id),  .Ii.-  allsrrm. 
Xnac.  923.000  M.  üoüeckt  v.  d.  Landboscbalcm  l»bl  100.469  Stuten,  wovon  l>e- 
fruchtet  ♦)7,277,  welch©  55.192  iebende  Fttllcn  frebarca.  West-Oesterreich  1880  5 
H«*n!rst- Depots,  zus.* mit  lOl.S  Pfenlen  in  ärar.  Verpfleg^nnir,  1  GesfiU  zu  Kadaat/  mit 
2:>7.IOO  fl.  Kost.n.  A.  1*.  IS^O  in  W.st-O.st.rr.  f.  St.i:if-M'-.-;».i»,-  Ausl-.  •2:)',400,  für 
U.:u^stdi  pütjs  1).  rohli  nil'itr  !lt>",ÖUO  11.,  L  Er^au/,.  dvs  Zu^  inuiafi  iials  aus  d.  Privat- 
zucht 200,000.  f.  I  i<rd.  runsr  der  Pfei-dezucht  sonst  noch  .55.000  fl.  Ausir. ,  Einn. 
347,120  0.  —  Krankreirh;  Di.  (fcstiit.-  a.  Brscliälanstalt- ii  koi-teteu  1881  4  03  Mill. 
Fr.,  daniibvu  der  ^Uikauf  von  Hen^jstea  und  die  Bvlorderun;:  der  Plenh^ucht  durch 
PfSnii»!!  Docli  2-07  Hill,  Fr.  Das  Sprnn^rgcld  hnchtv  1870  572.500  Fr,,  andere 
Ifebenciiaialiflieii  112.440. 

IIL  ^  9.  195.  Die  Verwaltiing  des  Unterrichts- 
imd  BildiingBweBens  und  des  öffentlieben  Galtns. 
Die  hierdoreb  eifolgende  Beförderung  der  Volksbildnog  wird  in 
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unserem  Zeitalter  als  eine  bochwichtige  Aufgabe  der  Staatsgewalt 
anerkannt.  Die  dafür  crlorderliche  reine  S t a a t s ausgäbe  int 
aber  in  den  meisten  Lllndcin  verhältnissmässig  gering,  weil  ein 
grosser  Theil  des  Autwandeö  aus  anderen  Mittehi  bestritten  wird, 
theils  aus  solchen,  welche  meistens  schon  langet  diesem  Zweck 
gewidmet  waren,  wie  Stiftungs  vermö  er  en,  theils  au«  den 
Einnahmen  der  {Seibstvcrwaltungskür p  er,  besonders  der 
Gemeinden,  so  bisher  namentlich  die  K(*.st(ii  der  Volks- 
schulen und  eines  Theils  der  Mittelschulen,  tlicils  aus*  Uc- 
btthren  (Scbalgeldem  u.  dgl.)  der  betreffenden  üffenUicben  Ao- 
stalten. 

Vgl.  im  Ailg.  8teiu,  Verwaltuugslehru  R.  5.   AUcü  GuoMen;  u.  Piiaci]>i«41a 
f^t'hM  in  dl«  Innere  Venraltungstotire.  Gelrar  dl«  Leiatniif    der  Gomdndi-Mi  a.  t.  v. 

!s.  passim  o.  §.  53  ff.  a.  fUr  die  Kraif»'  der  DoUtion  <I.  Yolkss.  hali-  mit  aus  Staab- 
Ik /.  Ki'ichsmittelu  (iursticld,  pieuss.  St.idtijfiuaii/.eii ,  aucti  d.  Aufi.  in  Courad'» 
.lalirh.  S.  41.  l'erncr  f.  d.  preiiss.  Verhältnisse  d.  oben  sren.  neii«?r«*n  amtl.  PuUIi- 
catioiK'n  d.  Minist*  riiims  (Er|;Hiiz.heftc  d.  prcuss.  stat.  Zfsdir.),  wozu  noch  IL  X, 
ftff.  Volksscluil' II,  von  t.  rsili.-  u.  <].  neueste  Enr.h.  XllI,  tl.  «jff".  Volksschulen  in 
preuss,  Staat,  iJerl.  18811  kumuiea.  Der  AulwaiuJ  im  Staatsbudget  ist:  in  Preuss.-u 
im  Etat  des  Min.  d.  Unterrichts  f.  Unterricht  all.  in  Prov.schulcoll«*!rien  .^ftS.OOO, 
Prtif.commiss.  «12,000.  Cniv.  i^.  fi.130,000,  h-nh-  n-  Lehranst  1.0^1,1100.  Klem.-Unterr.- 
»eacii  20,796,000,  techn.  ünterr.iresen  2,117,000,  zus.  im  üutcrrichtsmin.  84*32  Mill  U. 
Dizn  i.  Itndv.  mn.,  Imndv.  Lehnunt  v.  s.  w.  dS6,069,  Tbienurznoiscb.  2S9,000  M.  Dm 
koinin-  II  iiocli  be/iu^l.  Posten  in  anderen  Kapiti^ln  des  Etats  des  Onterr.miiiist.  I»«- 
ttoudcr»  aus  d.  Cap.  124  „GuUus  q.  Unturr.  gemeinsam"  (bchnlrüthe,  Zaschuaee  m 
Wittiren-  n.  WaisenkaKsen  d.  El«B.1«1irßr>.  In  Baiern  A.  f.  1876  19*85  M.  V. 
Etat  d.  Aossr.  f.  Er/i-li.  u.  Bildunu.  lU.l-  n  A.  1882  2*67  M.  M.  We st-Oesterr. 
A.  f.  18S2  f.  Unterr.  im  Cult.miu.  »  »8  M.  tl.  Krankreich  A.  1883  f.  aiWitL 
Aufw.  f.  ünterr.  u.  wissensch.  Zwecke  134*41  M.  Fr. 

Wie  die  Deckung  der  beztiglichen  Kosten,  besonders  fHr  das 

Schulwesen,  am  Zweckmässigsten  erfolgt,  ISsst  sich  wieder 
kaum  all^^cmein  beantworten.  Man  Wird  dabei  luu  die  verschie- 
denen Arten  Schulen  unti  «sonstigen  hierhergeh?^rigen  Verwendungs- 
zwecke zu  unterscheiden,  dann  aber  auch  auf  die  Einrichtuntr  der 
Staats-  und  Communalfinnnzen,  spcciell  auf  die  Steuersystenie  fjci 
der  Entscheidung  HUcksichfc  zu  nehmen  haben.  Principiell  ist  die 
Mitbenutzung  von  (TebUhren  (Schulgeldern)  wohl  fltr  alle  Arten 
Schulen  allgemein  gerechtfertigt  und  meistens  zweckmässig.  (l?^io.iL 
2l>6.) 

Die  liauptgebiete  der  hierhergehörigen  Verwaltung  sind: 

1.  Die  für  die  geistige  Biidang  dienenden  Schalen  oder 

Anstalten  für  den  J ugcnd Unterricht,  welche  hier  auch  fQr  die 

finanzwirthscbaftliehe  Betrachtang  in  Volks*  und  Berofs- 

schalen  zerfallen. 

a)  Als  aUgemeine  Grundlage  alles  UDterrichtoB  dienen  die 

Volks-  (£lenientar-)SciiKlen.  Nach  der  modernen  AviKuraag, 
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welche  im  Princip  Uei  a  i  l g e  m  e  i  u  e  u  c  h  u  i  p  t  l  i  t  h  t ,  ala  c int  i 
staatsbürgerlichen  Pflicht,  ihren  folgerichtigen  und  deutlichsten 
Aasdruck  findet,  liegt  hier  eioc  unzweifelhafte  Aufgabe  zur  Er- 
richtang  öffentlicher  Volksschulen  wesentlich  mit  ol  l  ent- 
lichen Mitteln  vor.  Nach  der  geschichtlichen  Entwicklung,  ins- 
besondcre  der  deutschen,  hat  man  regelniäf^sig  zunächst  den 
O  r  ts  i:  e  HU' i  11  d  e n  die  Pflicht  auferlegt,  die  Mittel  ,  welche  üher 
die  etwaigen  Zuschlisse  aus  btiiluii^^jsvermügen,  Kirchenvermögen 
und  Schuigeldern  gebraucht  werden,  aus  Gemeindefonds,  tbeils 
den  allgemeineni  theils  etwa  den  Erträgen  beBonderer  Schalsteuern, 
zn  bestreiten.  Indessen  sind  die  Anforderungen  an  die  Orts- 
gemeinden  in  Folge  der  neueren  immer  grosseren  Aosdehnang  und 
VervoUkommnang  des  Volksschnlwesms,  der  nothwendigen  Ver- 
mehrung und  besseren  Besablung  der  Lehrer ^  der  Yerbesserong 
der  Scbulgebande,  der  längeren  Schulzeit  vu  s.  w.  sehr  gestiegen. 
Die  Aufbringung  dieser  Mittel  doreh  die  Ort^meinden  (oder  et> 
wftige  Scbulsoeietilten  in  der  Gemeinde,  Gemebsehaften  der 
Familienväter  u.  dgl.)  ist  dadurch  vielfaeb  schwieriger  geworden, 
während  die  Erhöhung  des  Sebulgeldes  nieht  angängfieb  erschien, 
selbst  wohl  aus  prineipiellen  Grflnden  und  nach  Offontlieh- recht- 
lichen Bestimmungen  dne  Ermässigung  oder  sogar  der  völlige 
Fortfall  des  Volksschulgeldes  verlangt  und  mehrfach  dnrebgeflibrt 
werde.  Obgleich  nnn  wohl  aaeh  bei  der  Volksschule  und  selbst 
bei  gesetzlichem  Schalzwang  eine  allgemeine  Freiheit  vom  Schul- 
geld nicht  iiothwendig  und  nicht  einmal  durchaus  zweckmässig  ist, 
wird  hei  der  Volksschule  ein  erheblicher,  steigender  Zuschus.s  aus 
ötfentlicheu  Mitteln  vorzusehen  sein.  Die  Ortsgemeinden,  besonders 
die  ärmeren,  vermögen  denselben  nicht  allein  zu  tragen,  theils 
we^^en  ihrer  beschränkten  wirthbchaltlichen  und  hnauziellen 
Leistuugsiähigkeit,  theils  auch  wegen  der  an/nreiclienden  Beweg- 
lichkeit ihrer  Besteuerung.  Da  es  si(;b  iiei  dem  betreflenden  Auf- 
wand und  unter  uuserer  heutigen  socialen  and  wirthRchattUcheu 
Rechtsordnung  (Freizügigkeit,  Ehetreiheit,  Gewerbefreiheit  u.  dgl.  m., 
auch  lauter  staatsbürgerliche  Hechte)  ausserdem  Uberhaupt 
in  erster  Linie  am  Lasten  handelt,  welche  die  Conseqaenz  der 
Staatsgesetzgebung  and  staatlicher  Einriebtangen  and 
Interessen  sind,  so  erschemt  es  wohl  gegenwärtig  ähnlich  wie  bei 
der  Begelnng  der  Annenlasten,  Wegelasten  angemessen,  wenigstens 
einen  Tbeil  der  Lasten  der  Volksschule  den  Ortsgemeinden  ab 
und  dem  Staate  aufzabnrden.    Die  ttbliebe  Einrichtung  der 
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Best  eil  ernng)  nemlicb  das  Vorwalten  oder  selbst  der  nahesa 

auBScbliesslicbe  Vorbehalt  der  indirecten  Verbraachstenern  für  das 

Staatssteuersystem  spricbt  daneben  zu  Gunsten  dieser  Massregel, 

Der  Modalilätcu  der  DurchtiihrQiig  hicwn  sich  alsdanti  mihrore,  z.  ß.  dh'jmiir«*. 
daas  man  ein  s:e wissen  Min  im  um  der  Leistnn^eD  von  dor  Gemeinde  rcrUngt  and 
dt'ii  danilt'  r  lilnatiSL'-ihi'ndfri  Betrag  ans  Staatsfuuds  zuschiesst,  wobei  mau  wii-df-r 
veracLiedcu  Torgeliea  Juuin,  etwa  nach  Massgabc  dus  absoluten  Aafvands  für  dir 
Sehlde  oder  für  den  Kopf  der  Schttlor  oder  fiir  den  Kopf  der  Einvohner  oder  nach 
dem  Q  u  o  t '  Ii  V*  rliältiiiss  drs  coiniiiinial'  ii  Scluilaufw^aiuls  zum  ^<*sammti-n  Commiinal- 
aiifwand  oder  nacli  Mass^alic  der  Quote,  um  Wflchr  dii;  wirkliche  dir*"Cte  IVsti  tieruiifr 
zur  Deckung  dos  Schulau twamls  erhölit  werdc-n  muss,  hcz.  oluic  Staabzuschils^'  mii»<>tf. 
OdiT  manu  kaun  umg«:k«  lirt ,  ia  Aulchuuug  au,  ali^r  mit  Modification  dea  G'-rsi- 
frldt'schen  jedcufalls  woliMtin  lidaclif.  n  und  »'riistliclH  f  Erwriiruii«r  wrrthen,  w«-?»!!»!-  i<  Ii 
auch  Itt'denkeii  biit« mlcu  Voi^ciiUg^,  du  Minimum  der  Staatslcistouf^en  für  VoiU- 
Hchulrn  ffStsti'Ilrn  und  diest-n  Ht  traiL',  z.  Tl.  1  M.  pt  f  Kopf  der  OrtsbcvölLTonc  aa» 
h'-  irhsfontls  dou  Geni'  ind.  n  /ufnlir.  n  ((J.  rstft'ld,  Städf.  fin.  Ii.  s.  S.  !)0  fT).  Hil.  r  man 
kauu  endlich,  wie  es  iu  der  Praxis  mchrtach  geaciueht,  roa  l  all  m  tall  an  ^iH-durf- 
tifire  Gemeinden**  Staatszuschüsse  leisten,  ans  Staatsmitteln  das  festiresteiile  Kialmam 
di'i  r.i'hrer^(dialtr  .•ru.inzrii ,  sjx  cicll  die  Pi'hsioii-^l.iit  pauz  oder  thi-ilweisc  auf  d<'(i 
Staat  nehmen,  auch  sonst  noch  Kaiogorieen  von  Auu;abuo  ^rsönlicheo,  besonden  ik- 
80li)un^:cn,  sachUehen,  Gebäude)  unterücheiden  and  die  eine  Tom  Staate,  din  andere  tob 
d«T  G<'moiu«b'  trajr»'n  la8s«-n  o<ler  beitU-n  Vcrpflichti  tcn  gewisse  Quoten  auflciren.  iedr 
dieser  Modalitäten  hat  ihre  Vor/ti(fc  und  ihre  Nachthdlo.  Die  Eutscheithuii^  winl 
Wesentlich  nach  den  vielseitigen  ?ei-»chieden<-n  concn  ten  VerhiUtnisseu  zu  treüen  s*  iii, 
welche  hier  mitspn^cbeD,  Gewisse  mittelbare  Kosten  de!>  Volksschulwesens.  Im-soo- 
ders  i'Ur  di--  Seh  tillohrerscminare  und  IVu  di.-  Solnilau  l'si  cht  -iiui  wohl  am 
BtiSteo  gran/.  vom  Staate  zu  uberni  bincn,  wie  das  lieznsjlicli  tier  erstercn  la  der  Utf  i 
Sptücliehen  ist.  Für  die  Verbt^ssoriiug  der  früher  n.  bis  in  die  neaeie  n.  neaeste  Zelt 
oft  sehr  kiirc-lichcti  R-  soIdtinnvu  d.  r  VolksschuUehrer  in  den  Städtm  u.  auf  ai 
Lautie  ist  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  viel  geschehen,  auch  mit  aus 
Staatsmitteln.  Alter  noch  niolit  ?or  laofer  Zeit  war  das  Lehrereinkommen,  bf«.  anf 
dem  Lande,  uaii/  uii/.areichend,  oft  kaum  so  bocli  als  d.  r  i:'.ini  in>-  Ta^elohn  und  der 
Lelirer  so  zu  unwürdigem.  Seiner  Steliunj;  und  damit  auch  sifinem  ErfolK:e  schad  ndeu 
Nebetierwefh  jrezwunjfen,  an  den  „R»;iheti8ch"  hei  den  Bauern  ant^ewieof^u  u.  d^l.  m. 
(In  Hannover  lebten  I8.M4  noch  39G  Lehrer  mit  vom  BciJietisch). 

r-  Im  I  Pirii'^seii  s,  7.t>«lir.  d,  Statist.  Hnr.  v.  EnL--!.  \^tV.K  S.  !»y  ff.,  15.3  if^ 
177,  XI.  Jahrb.  f.  .1.  amt.  .^tat.  IV,  2.  S.  20  ft.,  woi-aus  Daliu  in  vor.  Anfl. 

dirses  B.  S.  287.  Genanntes  Epjranz.h.  XIII  S.  4S  If.  u.  X.  (von  Petersilie)  .S.  XIII  C 
Im  J.  1&21  war  das  Dun  liHcfm.eiiikommen  der  S  t adtsch ulst-lleu  falo  r  incl.  d.tnii- 
liger  Barger-,  Mittel-  u.  Kealscbulen)  63b  M.  (I>ei  122  ojtter  15ü,  bei  4^3  150— ädU, 
bei  1486  SOO— 60a  H.),  d«r  Landsohnlstellen  259  M.  (anter  SO  M.  bei  S2S.  M 
—60  bei  S57,  60—120  bei  2187,  120-1*^0  bei2S26!)  Diese  S:it2e  stie«.  n  )r  l^r.i. 
läTl,  lä78  f.  £l6m.-8chul6a  In  d.  Städten  aut  i>46— lOb?  — 1430  M.  (Berlin  aiieia: 
1249—1 5S9—20SS  M.),  anf  dem  Lude  auf  548-701—954  IL  (Staat  im  rotw 
66  er  Umfang).  lui  kränzen  preuss.  StMlO  jctz.  Umfangs  war  die  Lchrerbesuld.  ia 
Dchschn.  1871  in  d.  Stiidten  J089.  ISTK  144I,  anf  d.  Lande  70.^  u.  'm,  im  l)ch-s<  hn 
überhaupt  7!»2  u,  1122  M,  Diese  Erhöhungen  sind  th.  dur.  h  vermehrte  üemeiude-,  lii. 
durch  StaatszuschUsse  ermöglicht,  bes.  in  d.  kleineren  Stüdtea  u.  anf  d.  Lande  vim 
Dchschn.  lieferten  f.  d.  fiesarnintsteUeueinkommen  1878  in  d.  Stedten  d.  S  hulK^^ld 
25  02,  Sühoivermögeuüurtrag  3  75,  Gemeinde-,  GutsherrL  u.  Patronatsleistungeo  t>5  67. 
Staatsmittel  5'56,  dsgl.  auf  dem  Lande  bes.  I6'80  —  19'07  ~  4«'S0  —  17-74.  md 
im  ganzen  Staate,  Stadt  u.  Land  '.»(Vös      12  0'i  !2i  l' ^Peter- 

silie, ErgJi.  X  S.  XIII).  Der  Dchschn.-iiu  begeh  alt  euiont.  VulksschuUelirer  war 
1878  5S4  M.,  wovon  bes.  auf  dem  Lande  ein  erbebl.  Betrag,  hier  22*25%,  noch 
diir  h  Abgabe  des  Dienstnachfolgt; rs  aufgebracht  wird.  Das  Minimum  der  Lehrer- 
Wittwenpcnsion  ist  jetzt  250  M.  Auch  hierfür  (1883/84  i.  G.  396.000  U.\  wie  fur 
d.  Rahegehalte  def  Lohrer  (1S83/S4  700.000  M.)  leistet  d.  Staatskasse  wachsende.  Zu- 
scbflsse.  Bolches  weiteies  stat  Detail  in  d.  gen.  2  neuen  antl.  staHatischea  Pabli- 
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catioaeo.   Das  allgouieino  UntemclitHgaietz  wie  ein  besonderes  SchuIdoUtionägcMtz 
steht  noch  aus.   &  sind  aber  in  der  günstigen  Finanzlage  der  letzten  Jaltro  sehr  er- 
hebl.  Summea  t  YoUcaschuleu  unter  die  fortdauernden  Ausgaben  des  .Staats  g<»telU, 
90  im  A.  £  1874  18-16«  1875  17*48,  1876  IS'82  MiU.  H.,  wofon  spaelell  für  die 
S^  luilrn  10  12.  1.T61,  13-77,  f.  d.  Srminare  u.  dgl.  2"23,  d  M,  4'U)  Mill.  M.  Im 
Et.  1.  i>>bai'>4  stehen  an  Ausg.  f.  Seminare  4'499'OUO  M.,  f.  Präparandenanslalteu 
626,000,  f.  Elein.8c1iM!«ii  15,227,000,  wwoit  f.  Sehiibiiftiebt  1,472,000,  f.  Lebr«r- 
Ixsold.  u.  Zuschösse  12,151.000  M.,  f.  Schulbauten  500.000  M.    Beispiel  eines  treli- 
lichen  iSchulgcsetzcs  das  Badische  schon  r.  S.  März  1S6S;  Tit.  V.  vom  Einkommen 
der  Lehrer:  4  Ortsclassen,  (Jemeinden  bis  500,  501—1500,  1501—3000.  Uber  :i000 
Eiunr.  Uauptlehrt-r  Mininulgehalt  (in  Geld,  Naturalien  oder  f^ten  Nutzungen)  bieaach 
S50,  iilb,  40Ü,  450  fl. ;  wenn  an  einer  Volksschule  wenigstens  2  Hauptlehrer,  so  hat 
der  erste  50,  wenn  3.  so  dct  cT&ta  100,  der  zveite  50,  wenn  4  oder  mehr,  so  hat 
der  erste  200,  der  zweite  100,  der  dritte  50  fl.  mehr;  ausserdem  stets  freie  Wohnuog, 
fprner  Anthei!  am  .SrhulpM .   I  is  in  der  niedersten  Ortsclasse  mit  50,  in  den  drei 
anderen  mit  75  fl.  garantirt  wird;  endlich  PerBoaalznlagen  nach  d.  Dicni^talter,  alle 
5  Jalir  20  IL,      zam  Max.  r.  120  6.  in  der  luterrten,  100  11.  in  d.  anderen  daasen, 
doch  Diir.  soweit  feste  Besoldun!;  n  "^chulgeldanfheü  650  fl.  nicht  tiberateigt.  Srhul- 
gehilfen  als  Unter-  und  Hulfslehcer:  heizbare,  mdbl.  Stabe  und  im  Min.  205  fl.  iit 
den  2  untersten,  290  fl.  in  den  2  obenten  OrtsdaMen,  in  StSdten  ttber  6000  Einv. 
315  fl.   S.  Titel  VI  Uber  die  Bestreitung  des  Aufwands  für  die  Volksschulen.  Was 
•  l'irfh  Schulfonds,  Dotationen.  L'-»'spt/.l.  Beiträge  d.  Lehrer  nicht  gedeckt  ist.  tr  igi  die 
Maatskasse,  §.  74.    .Su  im  Jahre  1*>71   A.   17S,()0ü  ti.  Staatsbeitnig  /.u  den  (ic- 
halten  der  Volksschuliehrer,  ausserdem  30  U00  tl.  rt-rsonal/ulagen,  A.  fttr  1870:  resp. 
246,000  u.  04.000  M.,  überhaapt  an  Staatsl.eitr.  f.  d.  Volksschulen  541,000.  Ueber 
Bohegehalte,  Versorg,  d.  Wittwen  u.  Waisen ,  s.  Titel  VXL  d.  (ies.  —  Bes.  f.  Lehrer- 
beaoldiuigen  v.  Pcnaionen  Bind  noch  in  anderen  dentsehen  Staaten  nenodings  Staats- 
/.uschtlsse  beim  commun.  T!l  in  ritar^ohuliresen  eingetreten,  so  gieht  Wtirtembertr 
1(iD,000  M.  Zuschuss  au  (iemeiuden  u.  f.  d.  Alterszolagen  der  Lehrer.  Die  Seminare 
sind  T^^missig  Staatsanstalten  auf  Staatdcesten.   In  West-Oesterr.  fiel  v.  einem 
Gesammt-Staatsaufwand  v.  9'82  M.  fl.  in  tS^O  TTI  auf  die  Volksschulen,  meist  fllr 
Seminare  u.  dgl..  (1*43  Mül.  H.),  doch  auch  Zuschüsse  zu  den  Normalschulfonds  u.  für 
Volks-  u.  Bürjrerschulen  überhaupt  (243,000  fl.),  spec.  f.  Tirol  35  000  fl.  —  Das  In 
d.  preuss.  Verfass.  anerkannte  Princip  der  Schulgeldfreiheit  bei  d.  Volksschulen  ist 
nur  iheilweise  durchgeführt  worden  (so  in  Berlin).  Dag« ti  hat  F  rankreich  dasselUe 
jungst  (ISäl)  an-  u.  d.  Auätall  aut  d.  Staatscasse  Uburiiutiunen.   Dies  hat  eine  be- 
davtende  St^geruni;:  des  staatl.  Unterriehtabndgets  bedingt.   Älieb  in  Grossbritan- 
nien, wo  lange  Zeit  für  das  .Schulwesen  gar  nichts  vom  Staate  geschah,  ist  das  jetzt 
anders  geworden.   ISül— 02  war  die  Staatsausga)>e  l'dr  Erziehung,  Wissenschaft  und 
Knont  1,960,000  L.»  daron  866*784  L.  fQr  68bntl.  Anstalten  f&r  Eniehongr,  meist  fUr 
Schuihriuser,  Lehrerbcsold.,  Lehrerbildungsanstalt.,  iilicrhaupt  irrosscntheils  fur  Elemen- 
tarunterricht.  18S1/S2  wurden  l'ur  OU^tl.  üuterr.  (ohne  Onivers.)  3  85  Mill.  Pfd. 
reraosgabt  S.  sonst  einitre  IHere  Daten  bei  Rau  §.  80  u.  m.  Aufl.  diesea  Bands 
S.  2S5  ff.    Ein  genaueres  Eingehen  auch  auf  die  tinanzielle  Seite  des  Schulwesens 
und  6\f   'le/.üglirhc   n-'Tif  rr   Geset/.Lrchang   muss  bei    dem    engen  Zusammenhang 
mit  dea  »oustigeu   aduiUiiatiativen  Fragen  der  Schulverwaltung   der  Inaertin  Vcr- 
waltungslehre  vorbehalten  bleiben.    Der  Gang  scheint  ziemlich  allgemein  in  Europa 
der,  das-s  d  r  Staat  neben  den  (Jemeinden  mehr  und  mehr  mit  finanz.  Hilfe  auch 
beim  Volksbchulwesen  eintritt,  mittelbar  oder  unmittelbar.    Gerstfeldt  (Conrads 
Jnbxb.  B.  41,  Tab.  6  IT.)  beredmet  f.  Preusscn  den  absol.  Staabi-Anfwand  f.  Un- 
terricht u.  Cultus  (incl.  Medicweseri^  t   1S21  auf  r,  Mill.  M..  1S.-J2  7,467.000.  IS  11 
9^7,000,  1S51  1L32],000,  1801  12,bb(;,0OU.  1873  38,525,000,  1883  00,4»ö.000  M.« 
oder  in  Pfennigen  per  Kopf  bez.  55—87  —  61—67—70—160—216  n.  in  •/• 
ordentL  Nettoausg.  f.  Milit.  u.  Civilvcrwalt.  bez.  17  —  58— 6"1 — 55  —  4*7  —  68  — 
Si).    Für  Yolksunterr.  allein  berechnet  er  um  IHhi  (el>.  S.  39)  f.  Preussen:  Staats- 
liastio  20,439,000,  Gemeinden  u.  s.  w.  89,341,000,  zus.  109,780,000  M.,  f.  (iross- 
brit  ebenso  77*04  —  29*16  (Localverwalt.  —  wohl  zu  niedrig  angesetzt?  —)  — 
106*2  HL  M.,  f.  Frankreich  51-76— 68*83  (Depart  o.  Gemeinden)  —  120*5»  M.  M. 
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b)  Das  BernfBBehniwesen,  mit  seinen  drei Hanptgebteten, 
des  gelehrten  oder  wisBensehaf tli chen,  des  wirthscbaft- 
lichen  nnd  des  kttnstlerischen,  und  in  jedem  dieser  Gebiete 

mit  seinen  Schulen  für  die  Vorbildung  und  för  die  Facbbil- 
ti  u  11  ^  zum  Beruf  ist  in  finanzieller  Hinsicht  gewöhnlich 
schon  läDtrer  mehr  mit  zu  Lasten  der  fetaaUkasse  liberuommen  als 
das  Volksscliul wegen,  soweit  nicht  Schulgelder;  CoUegiengeld  und 
das  oft  nicht  unbedeutende  Stiftungrsvermi^gen  u.  dgl.  (wie  bei  den 
Universitäten)  die  Kosten  decken.  Dabei  ist  auch  für  die 
finanzielle  Seite  zu  beachten,  dass  das  gelehrte  Schnhvesen  im 
Oan/LMi  das  ältere  ist,  das  wirthst  hal  t  Ii  ob  e  erst  den  Bedürf- 
nissen der  neueren  Zeit  seine  P^ntstehung  \erdankt  und  das 
Kunstschulwesen,  wenigstens  als  öffentliche  Angelegenheit, 
meistens  erst  der  Jüngsten  Zeit  angehört.  Das  gelehrte  Schul- 
wesen ist  ferner  fUr  die  meisten  Staatsdiener  (höherer  Art)  in  der 
Regel  das  Mittel  zur  Erlangung  der  Vor-  und  der  theoretischen 
Fachbildung.  Dieser  Umstand  hinderte  gewöbnlieh  die  Erhebung 
des  allgemein  tiblicben  Schulgelds  über  ein  gewisses  ^fanss.  Die 
niederen  und  höheren  gelehrten  Schulen  (Lateinscbuieii,  Lyceen, 
hnmanistische  Gymnaaien)  sind  besonders  bftnfig  auf  altes 
eigenes  oder  Stiftungsvermdgen  fnndirt  Wo  dessen  £^rtrige 
nicht  genügten  oder  wo  sie  fehlten,  weiden  diese  Schiil«i  seit 
lange  von  den  St&dten  dotirt  Nor  soweit  diese  Mittel,  wie 
neuerdings  vielfach,  nicht  ansreiehen  oder  nene  Anstalten  erforder- 
lich worden,  leistet  anch  der  Staat  bedentendeie  Znscbttsse  oder 
nnterhUt  die  Anstalten  anob  allein.  Das  wirthsehaft liebe 
Sebniwesen  (Realschulen,  Speclal-Brnfssehnlen,  wenigstens 
niedere  und  mittlere,  seltener  Hochschulen,  wie  Polytechniken, 
Landwirthschafts-,  Forst-,  Berg-,  Bauakademieen)  steht  den  Inter- 
essen der  grossen  Masse  der  Bevölkerung^  näher,  konnte  daher 
auch  mehr  auf  freiwillige  (iaben  (Grüudungsbeitrage  u.  s.  w.) 
der  Interessenten  und  auf  Schulgeld,  dann  besonders  anf  Bei- 
träge der  (rem  ein  den,  Kreise  begründet  werden,  so  dass  der 
Stnfit  nur  sccundär  dattlr  eintreten  mnsste.  Die  wirthschaft- 
lichen  Specinlschnlen,  namentlich  die  Hochschulen, 
machen  in  dieser  Hezichuiii;  indessen  scIhmi  langer  eine  wirhti^rrie 
Ausnahme,  indem  der  htaat  in  deren  Unterstütz mi^  wieder  seine 
Staatsdienstinteresseu  pÜegte  (Forst-,  Berg-,  Bausehnten)  uud 
ausserdem  darin  eine  passende  Form  der  Förderung  der  Volks- 
wirthschait  erkannte.   Dieser  berechtigte  Gesichtspunct  ist  nener- 
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dings  auch  öfters  dem  nieder  cd  wirthschaftlichen  Schulwesen 
zu  Gute  gekommen.  Die  Unterhaltung^  der  niederen  Kunstschulen 
(z.  13.  Zeicbeoschulen)  dient  auch  zug:Ieich  wirlÜHchattlicben  Inter- 
essen. Diejenige  der  höheren  itlr  Malerei,  Bildhauerei,  Baukunst 
ist  Sache  des  rei^'hen  Miicenatenthunis ,  der  grossen  hlUhenden 
Städte,  aber  doch  mit  Hecht  auch  des  IStaats. 

Die  aligiiiieinc  Aufgabe  ist  nun  auch  hier  wieder,  die 
richtige  V e  r t  Ii  e ii u  n g  der  Last  zwischen  il c ni  Staat 
and  den  verschiedenen  Arten  der  Selbstvcrwaltungs- 
körpery  besonders,  aber  doch  nicht  ausscbiiesslicb  der  Ge- 
meinden, berbeizuftthreu.  Mit  der  Neuordnung  dieser  fiaaiisieUeii 
Seite  des  Gegenstands  i»fc  man  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit 
mehrfach  beschäftigt,  etwas  endgiltig  Befriedigendes  ist  aber  kaum 
noch  erreiebt  Jedenfalls  darf  nicht  nnri  sondern  soll  auch,  den 
Gesicbtspaacten  richtigen  GebtthrenweseDS  gemUss  (Fin.  IL  §.  296) 
durch  Beiträge  der  Schulbeencher  (Scbolgeld)  ein  erheb- 
licher Theil  der  Kosten  des  Bernfsschnlwesens  gedeckt  werden^ 
da  das  letztere  Privatinteressen  in  starkem  Haasse  zu  Gute  kommt 
Dabei  liesse  sich  wohl  eine  Abstufung  des  Schulgeldes  mit 
naob  dem  Wohlstände  der  Schulbesnchery  bez.  ihrer  FamiBe, 
wie  es  hie  und  da  bei  prenssischen  Gymnasien  geschieht,  ror- 
nehmen.  Der  Rest  der  Kosten  wäre  dann  bei  den  Mittelschulen 
(Gymnasien),  ähnlich  wie  es  oben  flir  Volksschulen  erOrtert  wurde, 
zwischen  dem  Staate  und  der  Ortsgemeinde  zu  yertbeilen, 
dabei  aber  auch  eine  Mitbetheilignng  der  Verbände  h ö h e r e r 
Ordnung,  wie  der  Kreise  und  Trovinzen  in  Erwägung  zu  ziL'heii. 
Die  Wahl  des  Weges  oder  der  Motlaütiit  (Ilm  Kostenvertheilung 
wird  sich  nacli  den  eoncreten  VerhähiiiHsen  im  einzelnen  Staate 
richten  mUssen.  Eine  unbedingte  allgemeine  Regel  lässt  sich 
dalür  nicht  wohl  aufstellen.  Besonders  wichtig  —  nicht  nur  um 
der  betheiligten  Lehibcaiuten  willen  -  ist  wieder  die  Gewslhrung 
genügender  Besoldungi  n  der  Lehrer,  nach  einem  den  Verhiilt- 
nissen  wirklich  entspicchciiden  „Normaletat"  und  die  gute 
Ordnung  des  I*  e  n  s  i  o  n  s  w  e  s  e  n  a ,  wobei  nach  der  EigenthUm- 
lichkeit  des  Lelirberufs  Normen  nothwendig  erscheinen,  welche 
gUoBtiger  als  diejenigen  des  sonstigen  Civildiensts  sind  (früherer 
Anspruch  auf  volle,  dem  Gebalt  gleiche  Pension^  um  früheres 
Ausscheiden  alter  und  EinrHcken  jüngerer  Personen  zu  ermög- 
lichen). Die  Staatskasse  möchte  hier  wohl  zur  EHtlllung  dieser 
Forderungen  mit  dem  System  ▼on  lyBedUrf nisszusc httssen^^ 
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gegenüber  städtischen  Mittelschulen  (Gymnasien,  Preussen)  passend 
vorgehen. 

Das  eigentliche  H  o  c  h  s  c  h  u  1  wesen ,  Universitäten  und  Poly- 
techniken u.  dgl,  wird  bei  dem  hier  mitspielenden  allgemeinen 
Interesse  des  Volkb  und  dem  besonderen  Inten  bse  des  öffentlichen, 
zumal  des  Staatsdiensts  wohl  mit  Keeht  in  der  Kc^el  zu  Lanteo 
derStaatskasse  stehen  mtlssen.  Doch  möchte  wenifr^tens  in  einem 
grossen  Staate  mit  leisliintrsfähigen  C()nimnn!d>  t'i  haiukn  iKlclistcr 
f)rdnung,  wie  den  Provinzen,  nnd  mit  grossen  VerHcbiedenlieiteii 
des  Wohlstands,  der  Cultur,  der  BevOlkerungsdichtigkeit,  der 
wirthsohai'tUcheD  Bedttriiiisse  auch  hier  eine  Mitbetheilignng 
der  Provinzen  an  der  Tragang  dieser  Lasten  sa  erwägen  sein. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  ferner  das  Hoohschnlwesen  doch  nebctt 
den  aUgemeinen  die  besonderen  Interessen  der  wohlhabenderen 
Classen  epeeiell  mit  befriedigt,  wäre  wohl  anoh  die  Anfbringvng 
der  Staats-  nnd  Gommnnalbeiträge  in  höherem  Maasse  diesen 
Classen  mit  zn  znsebieben,  nemlieh  in  der  Form  von  höberan  oder 
besonderen  Stenern  ad  boe  für  grosseres  nnd  für  tadirtea  Ein* 
kommen. 

Stidsttoches  Ul>er  Prousstiii  auch  f.  d.  h5h«rt>  Schulveseo  (Mitte Ischalm. 
Gymnasien  u.  s.  w.)  in  den  genannten  neueren  aintlich<n  cominunalfiiian/-t*i. 
Pubücationeii ,  bes.  Er};.licfl  VI  (grössere  StüUtc).  Vgl.  auch  oben  §.  ö3  Ü.  lur 
otWM«  frühere  Zeit  giebt  uoeh  f(Olgi^e  Uebeniclit  «w  d.  tot.  Aui.  eioeii  Btaibliok. 

In  Frensson  (alten  Umfan^'s]  koM^  tm 

Ooir.  Ele-     iMi.  Kcalwh.  Kealach.   <><ttf.      4H>(f.  rm>«i>. 
■mtaiadk    Itar-    1.0*1.    I.  Otd.    I'ro-    Gyam.  i»7»  iwi. 

181)2— 6  ll>.    lh(>4        1H^4  i'm>I  1664 

Im  (larizt  ti  Tauseiuf  Thaler         11040      S»       b6       4«!      IU5    l  \  VJ2 

pr.  1  Schule   418  4435    7152     9414    3746  li  baS  140  200 

pr.  1  Scbaler    .  .    ^  c  tf      36       SO      4S       4S  c  2iT 

davon  •/„  von: 
Staat  &.  Uiimittelbar. 

Fonds   .  .  .  , 
Staat  a»  nittelbaren 
Fond«  .... 
StadtgemdAd«»  .  . 
Kii'  h.  II.  nicht  unter  « 
.Staatsrei-walt.  »teh. 

StiftuofTcn  ...  J  [  bih      4  U     J'U     4*62     Sil  13i 

Sehuigeid  ....  22*8  47'71     52  77   62-36  S8o3   42*42  v2i) 

r.brii'.n^  fV).  auch 

uigouca  Veiinüsren  .  —     lö'Sl       5.01      i  Oli    Ib-'lS    17  yi      27  ü 

Bei  der  l  niv>  rs.  ohne  Einrechnun^  des  foUcRienj^eldes  (bei  Schulgeld  hier  ..Kinnabnia 
nn«?  rip.  Erverb":  wohl  (iftbnliren).  Um  1S7(»  Hetrafr  der  Normal- e  halte  der  (iym- 
oasialiobrer  nach  3  ürtsclaübeu  Directoroo  bi«  IbOO,  IGüO  o.  Hoo,  ordeutl.  hoht4t 
600— 1SO0.  550—1150.  500— 1000  Thir..  ».Enirel.  Zeitacbr.  1S69.  S.  202.  206,  19«. 
Details  !n  Mushackc's  Scholkalenib  i'.  Nr»c1;  üi^  •  neu,  p-n  Statistik  (.lalirb.  d.  amü. 
Statistik  IV,  2.  Abth.,  S.  bU,  114)  iät  dur  Autwaud  1.  d.  höheren  Lehnui>tallett  ami 
UniTcrait&ten  in  Prenasen  folfendfinoaasen  gtötiejrcn  (in  1000  Tblr.},  ganzer  Staat  in<J. 
none  Prarinzt^n. 
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.      Burger-  Real-  Gymnasiou  -ijni-ersitätMi 

scliiüen.  schalen.        und  Progymn.  ^«»»'fereitaten. 

isr,9  1874  18C>y  1874  ISO!)  1874  1876 
iiuBun»  ....  401  640  SOI  1584  ^iUl6  4584  2257 
wofon  »na 

S  1  Lt  fonds    ...        32        42  14        95       480     1134  1641 

bultuugen  ...  4  6  11  11  264  228  449 
Andere  QaeUen .   .      S74      592       776     1477     2272     3222  167 

Im  preuss.  Et,  f.  1888/84  wird  im  Ganzen  die  Summe  v.  4,681.000  M.  f. 
„höhere  Lehranstalten"  (ohne  ünivcrs.  u.  techn.  Anst.)  ausgeworfen  u.  daliti  iiiiter- 
schiedeii;  1)  Zahluujren  vermöge»'  rcchtl.  Verpflicht.  an  benannte  Anstalten  ii.  1  onds 
(221.000  M.),  —  2)  Zuschüsse  f.  d.  v.  Staate  ZU  erhaltenden  Anstalt^  n  u.  Fonds 
(3.107.000  M.i,  —  3)  Ziisdiiisse  f.  d.  v.  Sfiiate  u.  v.  andenm  gemcinschaftl.  zu 
haltvnduu  .iVnstalten  (65,400  M.)  —  4)  Zo^ichiisse  r.  d.  v.  Anderen  zu  untor- 
hsltehden,  aher  r.  Staate  tu  nnterstHtzonden  Anstalten  (961,000  MX  Der 
Rt-st  (326,000  M.I  enthält  u.  a.  Summe  n  f.  verschie<l.  Er^funzungen ,  so  zur  Erfullnnfs: 
ücä  Komalctatü  der  Gyouasion  v.  1872  (65J00  M.),  ZuüchUsttö  f.  höhere  Tüchtor-, 
sehnlen  (100,000  M.V  In  Oanmi  ergiebt  Ach  für  die  mit  StaatRnitteln  dotirten  oder 
unterstützten  467  hr.licn n  Schul,  n  (meist  (iymna.s.  u.  Proiryranas.)  jreg:enwärti)f  (1883) 
ciu  Ut  ihrf  V.  25,51  U,000  M.  (davon  f.  Besold.  drt  Diroctoren  2,2S9,000,  der  Lehrer 
16,415,000, /u  Kemunerationen  f.  ünterr.  1.258,000.  zu  Wohn.gddj5Uschassen  1,.'J28,000  — 
iioch  nicht  ii.  i  allru  >t;ult.  Gymnasien  p-währt,  —  m  sachl.  Aus??,  u.  V-  rwalt.kosten 
4.2."M.ooo  M.  Dieser  Bedarf  wird  fredcckt:  aus  eit^enem  Erwerb  (Schulgeld  u.  s,  w.) 
12,üin.U(>0  M.  oder  4'-37o,  aus  e|sr«!upm  Vermriiren  1.746,000  M.  oder  «'S"!,,,  aus 
Stiftuiigs-  and  andren  Fonds  703,000  M.  oder2'77.i.  ans  gewissen  Specialtonds  543,000 M. 
cmI  r  2  17,,.  ausstädt.  Fonds 6,082,000  M.  oder  23 V/^,,  aus  „Bedurfnisszusch dssen" 
di^s  Staat»  4,134,000,  oUcr  lÜ'27o«  aas  Staatsmitteln  nach  rochtL  Ycrpflichtnng 
221,000  H.  oder  0*970-  ^  den  StaatsirTnnaaien  anlion  tinnrer,  in  £ 

Stadt.  j<'tzt  meist  auch  durchgeführten  .,Nonnalcfat"  v.  2H.  April  1872  bcfrai.-:.  ii  an  den 
Gymnasien  u.  giuichgestellten  höheren  Unternanst.  (auch  Bualsch.  L  Ürdu.)  die  Gehalte 
der  Directoren  in  Berlin  0600,  in  Städten  Qber  50,000  Einv.  5100—6000,  i.  D.  S650  M., 
in  and.  Oitdi  4000—5400,  i.  D.  4950  M.  (d.  Ii.  mir  750  M.  mehr  als  d.  Durchschn.- 
ge.halt  der  Land-  u.  Amtsrichter  jetzt  beträgt),  der  oitlentl.  L<'hrer  in  Berlin  2100  bis 
5100,  i.  D.  3600  M.,  sonst  1800—4500  M.,  i.  Ü.  3150  M.  Dazu  das  Wohnongsgcld 
dor  d.  m  (in  Berl.  900,  sonst  720—660—540^480—420—860  M.).  Die  Gleich- 
stelltmir  mit  den  Richtern  1  .Insf.  i>t  vrohl  zu  verlaniron.  —  In  Weat-Ocsti  rr.  trägt 
1880  die  Staat^ikasse  f.  d.  staatlichen  ,.Mittt:li>chuIen"  (Gymn.  u.  Realsdi.) 
6,978.000  Ü.  bei,  davon  f.  d.  Gymnasien  2,766,000  il.  Dieselben  haben  ausserdem 
aus  Schulgeld  u.  Beiträ.:'  ii  Dritter  (geistl.  Stifter),  auch  <  iL^  V.  rmf^^'-n  556,000  fl. 
£inn.  —  In  Frankreich  sind  die  Ausg.  f.  d.  Mittelschulen  (^Staatslycecu  u.  üommuual- 
ooU^cs)  in  1876  e.  76  Hill,  fr.,  voron  d.  Schnlg<dd  65*6,  d.  Staat  5*57,  die  Depart. 
0*47,  die  Grm.  iiMl.  ri  4-28  M.  fr.  tragen  (Kaufmann  S.  r.74\ 

Diu  preuüsischen  Universitäten  haben  1883/84  einen  Etat  v.  8,103,000  M., 
wovon  ans  Staatsfonds  5,845,000  (mit  Znschlair  einiger  f.  aUe  Unifers.  gemein«.  Fonds 
6,130,000),  aus  Stiftungs-  u.  dgl.  Vermögen  1,016,000,  aus  Kapital/ins.  u.  Grundst.- 
reVcnueu  481,000,  aas  eigenem  Erw.  rh  (divcr- •  Gebühren  etc.,  nicht  CoUeLncngcld) 
762,000  M.  Davon  f.  Besold.  der  Lchicr  :i.O57,000,  Wohn.gcld  450,000,  Institute, 
Sammlungen  u.  s.  w.  8,697,000,  Conricte,  Stipendien  1524N)0|  AndeiOB  (aneh  Bau- 
kosten) lf)2.00()  M. 

Im  Einzelnen  war  d.  Etat  1883/84. 

Summe;    dav.  aus  a.    _        dav.  aus 

Mark      Staatsf.  Staatsf. 
Berlin  .....  1730      1548   Freibui^   (1876)   .   .   .   Mark     ?  197 

Bonn   904       770  Manchen  (1870)  ...  6.        208  84 

Breslau   747        fiOS    W  ir/borg     „      .    .    .  „         845  73 

Halle   890        513   Erkngen      ,   171  124 

Kßnigsb.  rg    ...   848       759   Wien       (1880)  .   .   .  „  Ord.  766  Giöss- 
Greifewald      .    .    .    547        141    Prag  „      .   .   .  „    „     454  ten- 

Mtinster  (Akad.)  .    .175        115    Gratz  ,.       .    .    .  „   „     261  theik- 

Güttingen  ....    954        296   Innsbruck    „      •    •   •  «i   „     202  aus 

80* 
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UfarbuTir   ....  611       478  Knbni    (1880)  .  .    lU  Oi4,  216  der 

Kiel  661        567   Loin»>»rfr    153  Suats- 

Brauiisbor?  (Lyc.)   .     41  20    (Izi'niowitt   ,   95  Ia>so. 

Heidcllicr>r  (1S7B)   .      ?         496    Dorpal  Kbl.(lS70)20y  209 

Dil!  Ausifabi!  u.  Einnahinr  bilancirt'ii  nirrlmäs-iir.  Nur  bei  Warzbur«:  ist  ili.«  Aos- 
srabt'  b!oH^  2n<>.ni)0  fl.,  (Uc  Zahl  in  der  Ut'borsicht  betritt  iJi<>  Einn.  (Baiern:  Statistik 
(i.  Uiitcir.  p.  27,  1.  Th.,  S.  39).  —  Von  fn  nuli-n  L'nifcrs.  ha)K*ii  z.  B.  Luud  uod 
Upsala  in  Schwüdfn.  Oxford  (171.i)(Hi  L.  Einkommcti  cinschlicsalich  ibr  (^olb^^'«). 
Cambridge  133,001)  L.  SÜ  bedeateudc  eigene  Einkünfte.  In  Dcut-srhlnril  ^-inA  1.  «tere 
mitunter  vom  Staate  eiagezogeo,  die  heutige  Staatsdotatioo  erfolgt  theilveisa  aus  dieMsin 
Titel  (s.  B.  1870  bei  Prelbnrjr  13.564  6.  SCaatsnuclmn  fttr  entzofroie  GeOll«.  50.4S6  fl. 
eigentlicher  Staatsznschnss).  —  IVb^r  den  Retra;^  fto<^  Colli'jrit'tiyrclds ,  der  Do.-Uirvre- 
btthren  «.  s.  w.  fehlea  AD|tabett  last  durchaus.  Um  so  dauiceasTerther  sind  die  ilii" 
theflangeii  id  den  geD.  wert»  Uber  die  baier.  ÜnterrichtMtat  8.  36  o.  XIX.  IN« 
eingezahlten  r/ollcgienge!ilor  betrugen  1S69/70  in  München  45,90U,  Wür/biirir  82.400. 
Erlangen  16,200.  i.  (i.  94,600  1.  1^*71/72  resp.  5.'J.90(l.  41.700.  lS,20o.  llS.SftO  II. 
(aach  mit  Unterscheidung  der  Facult.).  Im  Darchschuitt  v.  1S69/70 — 71^72  »ar  »las 
Gollogiengeld  97.000  fl.  oder  13%  des  Gesammtbetragd  der  Kosten  d>  s  l  lürerait&ts- 
untt  rrii'hts  v.  741.0i)()  II.  in  1871.  Allenlings  betra^t  ii  <li«^  voUständ.  Befreiungen  2«. 
die  theilnreisen  25,  /ua.  15''/u  der  Studenten.  Ebenda;<«>lbst  Berechnungen  de.«  W«trth» 
der  Sammlungen  und  Anstalten  der  UnlTersitUen.  Acltoru  Nachrichten  über  pnam. 
Onir(?rsitHt*^n  >«.  hei  Dieterici,  gesch.  ofid  sttttlBt.  ÜMbrichleii  Obel  die  OsiranitllMi 
im  prousa.  Staat.  Berlin  IbStf. 

For  d.  techn.  Heeheehule  in  Berlin  (Inel.  Banak.)  fervendet  d.  prentt. 
Staat  aus  Staatsfonds  in  18Jj.HM  für  (I.  lialt.-  alb-in  224.0it(>,  fdr  .li,i  n-  If^nn.iver 
14b,00i)M.  Weat-Uestcrr.  f.  d.  techn.  Hochschulen  im  Ordin.  l^^O :  719.ÜUU  L 
Baden  f.  d.  polytecbn.  Sobnle  153.000  H. 

Die  Ausgaben  für  das  höhere  Unterrichtäwei>en  anderer  Länder  Ias>on  nicht  immer 
eine  unmittelbare  Verirleichuntr  mit  den  bezUirlichen  Ausgaben  in  Deutschland  zu. 
weil  die  Onranisation  zu  verschieden  ist.  Beispiel:  Frankreich.  A.  der  Aus^r.  dc^ 
Staats  lar  t.  d.  sämmtl.  Facultäten  9*55  M.  Fr.    Collttge  de  France  (für  eine« 

irrossen  Theil  der  Fächer  d.  dcutscluüi  phili^sophisrbLMi  Facultäten ,  Naiurvissenschaft. 
Mathematik.  Philologie,  clasä.  u.  luudertie)  Kiti.uoo  1  r.  Museum  der  Naturgeschichte 
(Lehranstalt  incl.)  846,000  Fr.  —  In  drussbritannien  1861/62  Zoachuss  des  Stanti 
für  d.  UnifersitÄten  zn  London,  Dublin,  d  schott.  23.010  L..  issj  41,000  Pf  >.  Berg- 
bauhchule  und  ^ologiacbe  Anstalt  17.1^5,  üü'entliohe  Anstalten  für  Eraehung  in  Iriaad 
285.877  L.  8.  ancb  A.  Beer  o.  F.  Heeheg ger«  Kortsebfitte  des  UnterrichtsweMM 
in  d.  Cultumtaateu  Enroiia'ss.  isr(7  If.  -  Beispieli-  von  Ausir:dK'it  t  i'  K  n  nsibiMjjn^: 
Akad.  der  KUncte  zu  Berlin  Ibb3/b4  Staatszuscbuss  as<«,OUU  M.,  kunatakademion  mm 
K0nii?9berg,  Doeseldorf.  GaHMl  und  Hanan  185.000  H.  Dotation  d.  Deoiaeheii  BtkUm 
f.  d.  arcbädtoir.  Institut  ZQ  Rom  B.  Athen  in  1876  93,000  H.  —  Akad.  d.  bild.  KMe 
in  Wien  ls^O  114,000  fl. 

2.  Ausgaben  für  die  Beförderung  wisseuächaftlicher 

Bildung  Überhaupt. 

Bibliotheken,  natunrissenscbaftUctie ,  cultarbistonache  u.  dgl.  Sammlonjcea, 
botaaiscbe  GIrten,  Oeirerbemiueett  n.  s.       gelehrte  OesellsebafMi  (Aladearieea). 

Beispiele:  Pieussen,  Et.  f.  1SS3/S4  Stn  u  /in-  hüssc«  Ilerliner  .Vbui.  d, 
Wissensch.  201,000  M..  K.  Bibliothek  in  Berlin  252.UÜI)  M.,  Geodät  Institut  in  IteHm 
10^.000  M.,  astrophys.  Observatorium  bei  Potsdam  69,000  M.  —  Frankreich.  lss| 
Institut  70S.000  Fr..  Nat.  BibUotbek  644.000  (u.  ausserord.  für  Catalods.  50,(m>0\ 
r»n.l.iv  ötleutlichc  Bil Ünth.kon  u.  s.  w.  300.000  Fr.  —  England  1SG1— 62-  Briv 
Museum  101.714  L..  wovon  Staatszuscbuss  100,414  L.  1SS1/S2  f.  Wiss.  u.  Kunst  i. 
AUg.  362.000  Pf.,  f.  d.  Museen  157,006  Pf.  —  Oenterreicb  (West-)  1S80  Akad. 
d.  Wissensch.  65,000  fl.  Staatszuscha^. 

3.  Ausgaben  für  Kunstpflege  im  Allgemeinen.  Neben  den 
erwähnten  Schulen  für  Malerei,  Bildhauerei  ond  Tonknnat  gebdreii 
hierhio  KnnstBammlnngeii  aller  Art 
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Hierfür  iat  ilirtsut  auä  lier  Staat&kajiäu  uuiüt  oval  in  aeuc:ster  Zeit  mehr  ge- 
^ehon.  OtgagiOB  haben  hier  die  Höfe  and  einzelue  koustiiebende  Kunten  aebon 
läuirer  Kunät»ainiiilun^üD  u.  s.  w.  aiiirele>?t.  »eh  h<^  dein  Putiliciim  zur  Benu^-MuiL'  -^e- 
Ötfuet  waren,  und  auch  noch  jeUt  werden  manche  Hofausgabea  fUr  öolchc  Zwecke 
venramü  KenerdiDgs  het  man  die  Bedeotnoir  der  Kvott^  und  tiewerimaHnaen  BfpeeieU 
für  die  Eitiwickliiim  dor  Kansti  n  1  üstrit;  immer  mehr  erkannt  und  daher  aucli  im 
wirth»cbaftlicheu  Interesse  solche  Museen  gegründet  und  st&rker  mit  ätMtsfouds  aus- 
geslittet. 

Bi  i  1  ii  le:  P r c u  s s e n .  StaatszQschUää  f .  d.  Kunstmuseen  in  Berlin  1 S70  n!(,5''0 Thir., 
1875  2Ul,UUa  Thlr.,  18S3/84  734.000  M..  ausserdem  L  d.  Nationalgall.  in  1876 
Itt.OOO  Thlr.  in  1S83/84  83,000  M.  (im  Ordln.V  Ktlr  sonst  Eanst-  u.  wiss.  Zwecke 
252,000  Thlr.,  bez.  jetzt  590,000  M.  (Vermehr,  dieser  AusgabeD,  ftoch  durch  ausser- 
onJ.  Bewill.,  in  den  letzten  Jahn  n).  Znschuss  1*.  Kunstg^ewerbemtiseum  in  Berlin  l^tSS'*«! 
269,000  M.  —  Baiern,  Aliademie  d.  büd.  KUnste  u.  Kunstsamml.  1870  Tl.'JiJü  11. 
Stftilldotation,  ausserdem  für  Pflege  und  Fi^nlerungd.  Kunst  im  Allgtmieint'n  15.000  il.  — 
Oest  rreich  1870,  Akademie  der  bild.  KUnste  in  Wien  5!i.74()  <i ,  l^Tfi  111,000  fl. 
Ötaat;>dotatioa,  Oesterreich.  Museum  ftlr  Kunst  und  Industrie  und  Kunstgewerbcschule 
60.300  fl.,  1B76  87,000  11.  —  Frankreich  1865:  Goiuef?it  fllr  Mnsik  1415,000  F., 
(ISSl  276,000  Fr.).  AussteDnng  von  Werken  lebender  Künstler  S45.000  Fr.,  o  kais. 
Theater  1,615,000  (Oper  820,000  Fr.),  (Theater  1881  1,470,000  fUr  Kunstwerke 
Q.  Terderaag  OfeDlIicher  Gebende  950,000  Fr..  1876  f.  sohOoe  KUnste,  Museen, 
Theater,  Mnsik  6-69  M.  Fr.  (1881  8-26  M.  Fr.,  wovon  noch  f.  d.  Nationaluiuscen 
796,000  fr.,  f.  Erhalt,  histor.  Monumente  1,550,000.  tur  d.  Nationalmanafactoieu, 
Gobelins,  Serres  u.  s.  w.  897,000  fr.,  f.  Volksconcerte  55,000  fr.). 

4.  Die  Kirche.    Ob  und  wie  weit  der  Staat  selbst  den 

Kin  lien^resellschatten  Subventionen  gewährt,  das  ist  meistens  durch 
die  gcsLliichtliclie  Elitwicklung  und  das  positive  Recht  entschieden, 
ohne  besondere  Rücksicht  auf  die  Principicn trage.  Wa8  in  dieser 
Beziehung  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Autfassiin^^  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  ab,  worüber  die  Politik,  nicht  die 
Finanzwissenschal't  die  Entscheidung  zu  geben  bat 

In  manchen  L&ndero.  so  bb  ror  den  jOngsteD  Ereignissen  in  Italien ,  Spanien, 
femer  in  OnmbiitanDien,  Schweden  hat  sieh       gffowen  KirchcnvermOgen  erhalten, 

in  linderen  wenigstens  theilwcisc.  Wiednr  in  anderen  ist  daa  Kirrhonvormflpen  vom 
Staate  eiugeKogeo  u.  d.  Unterhalt  der  üeistUchcn  u.  s.  w.  auf  Staatsfonds  ttbcruommeu, 
90  In  Frankreich,  A.  fllr  1S89:  Av^be  f.  d  gesantmton  Goltns  52*93  M.  Fr. 
In  Deutschland  ist  wenigstens  fast  Überall  ein  örtliches  Kirchenrermri|ren  zur 
I>erkt7n|r  der  Pfarrbesoldungen  und  der  anderen  Kosten  des  Gottesdiensts  rorhandcn, 
z.  Th.  auch  noch  ein  allgemeines.  Daher  encheinen  «rcwöhnlich  nur  yerhältuisü- 
m&säif?  kleine  Summen  im  Staatsbudget  fUr  Gnltniivecke.  Auch  das  Rnanzveaen 
der  Kirchr  Ti  ^-'^ht  i^incr  «rro^Hen  Umgestaltanic  entgegen,  jo  mehr  die  Idt^cn  der  Trennung 
von  Staat  und  kirchc  äau(  üoairt  werden  un«l  der  Liberalismus  auch  in  der  Kirche 
snr  Herrschaft  kommt.  Das  kirchliche  G ubQhrenveaen  iüt  in  der  protustant 
Kirfhc  Üeutsclilands  so  x  Imn  jct/t  fast  unhaltbar  geworden.  Die  Einfdhrung  der 
Civiiehe  imd  der  eigentlichen,  von  bürgerlichen  Staudesbeamten  geführten  (iFÜstands- 
refitter  (Rachsges.  r.  6.  Febr.  1875>.  womit  die  Aufhebung  des  gesetzlichen  Trau- 
und  Tauf/wang»  verbnndin  wnr.  nfifhi^e.  allm"tIiK  die  kiroTilichen  S t o  1  f^obühren  zn 
beseitigen.  Um  so  mehr  müssen  dann  andere  lUllS(iueUeu  fiir  die  Finanzen  der  Kirche 
eröffnet  Verden.  Eine  einfache  ErhOhnng  der  Staatsdotation  (wie  in  Preossen  seit 
1^75  wegen  des  Ausfalls  an  Stoli;ebuhren  zur  Verbesserung  der  äusseren  Lage  dur 
üeistlirh«'n  um  i .  2  Mill.  M.f  widerspricht  den  (irundsätzen  der  neueren  (icsetzgebung 
über  kirchcn^aehen ,  aber  nicht  dem  wahren  Volks-  und  dem  richtig  verstandenen 
Sttatsbedflrfniss,  darf  daher  gebilligt,  ja  muss  unter  Umstünden,  wie  den  gcgenwiitif  en, 
Terlangl  werden.  Wie  weit  von  der  Einr.nuinUM;!  (iinos  kirchlichen  Bestenerungs- 
rechts  (wie  in  Preu«»en  nach  d.  Generalsynudalordnung  v.  lS7f>  §.  tl— lö)  practisch 
Oebnnch  gemacht  ▼erden  kann*  itt  zireif elhaft.  Denn  etai  BeatonenuigBrecht  letst  im 
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Chnunde  stete  eine  Zwangs  mitgliedscbaft  voitns«  velohe  jetet  fablt.  Die  braptaftoUiclie 

Quello  der  Eiiikuiiite  Verden  dann  freiwillige  Beiträge  sein  tntisscn.  Aach  die 
BeziebaogeD  xwificbea  dem  Staate  imd  der  kathol.  Kirche  durften  za  eina  ueaeu 
Begelung  der  FinuizrerhllUilflBe  lündrloinui.  Doch  iat  hier  Dicht  der  Ort,  eof  diese 

Yerbalümse  wesentlich  kirchenpolitiäch  er  Art  eiazu^-ehen.  Beispiele:  Preusseu: 
18S3/84  A.  im  Min.  d.  ücistl.  u.  s.  w.  Anjreiegenb.  f.  «1.  t  vanf?.  Kirche  2,537,000  M., 
wov.  f.  d.  ETaiig.  Ob*irkirchenrath  146,000,  Consistorien  1,061,000  M.,  «  rangcl.  Cicistl. 
JL  Kirchen  1.330,000;  f.  d.  katliol.  Kirche  2,582,000  M.,  wor.  f.  Bisth.  u.  die  z. 
dens.  i^ehnr.  Instit.  1,254,000.  kiith  Consist.  35,000,  Kirchen  u.  1.241,00(1. 
Ansücrdem  f.  Galt  u.  Unturr.  geiueins.  6*7H  M.  M.,  woron  Unterhalt,  lior  Kirchen-, 
Pfarr-,  KOsler-,  Schulgebäade  auf  Grund  rechtlicher  V^ficbtang  des  StietB  1*78. 
7:nr  Verbeseerung  der  L^go  der  (icibtlii  heii  alier  B(;koniitiiis<e  (1874  1*41)  M.  M.  — 
Baioru  A.  f.  1876  kathol.  Cultus  im  Staatsbudget  3*37,  protost  deagl.  I  bi  M.  M.. 
isnel.  14.000  H.,  flhrige  Staal8ftiug»beii  ftr  kirehl.  Zveeke  1'15  M.  IL  Bede« 
A.  f.  lS7t>  katho!  ;ltus  117.000  (wobei  abor  di.t  d.unai-?  gestrichene  Dotation  fUr 
den  enbischöfl.  btubi  in  Freibarg  toa  13,400  fl.  nicht  iab^ptitfeia),  ereogel  Geitaa 
05,000  M.,  israel.  dsgL  9600  M.,  Sonni»  Gnitos  215,000  M.  —  Weet-Oesterreicli 
1880  kathol.  Cultos  Erforderuiss  d.  Keliponsfouds  ord.  3*83,  Eztraord.  0*77,  zusammen 
4  60,  Stiftungen  u.  R<  itrfiKe  für  kath.  Cultus  boz.  0  17,  0  05,  zusammen  0  22.  f.  .  ^-antr. 
Cultus  104,000  ord.,  i.  griech.-or.  Cultus  (Dalmat.)  04,000,  6,000,  zus.  70,000,  über- 
haupt für  Cultus  417,  ü'82.  zus.  5  Mill.  fl.  Durch  ties.  v.  iS.  März  1876  zur  Unter- 
stützung kathol.  Geistlichen  600,000  ü.  mehr  (ans  d  K  liir  fonds).  Die  gleichseitis«tt 
Einnahmen  der  Ueligionsfonds  sind  vüraiischlagt  auf  ii  b\>  M.  fl. 

IV.  —  §.  196.  Der  Finauzbedarf  lllr  die  Finanzverwal- 
tuüg  selbst  ergiebt  sich  eiiiniiil  aus  deu  Verwaltuugs- 
nnd  Betriebskosten  des  rentablen  Staatseifreii  tb  um s 
und  deu  Erhebungskosten  der  »Steuern  u.  s.  w.  Davon 
war,  soweit  es  sich  dabei  um  allgenieine  \VrbMltnissc  bandelt, 
schon  oben  fi>.  1 7()  ff.)  die  Rede.  Weiteres  niuss  für  die  spätere 
Lehre  von  (Ilh  Einualimcn  selbst  vorbehalten  bleiben.  Sodann 
ist  der  Redarl  lUr  die  {Staatsschuld  (Verzinsung,  Tilgung  u.  s.  w.) 
hierher  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren  speciellen  Lehre 
von  der  Staatsschuld  gehandelt  Endlich  gehört  hierher  der  Bedarf 
i'i\r  dieFinanzbehOrden  0,8.  w.  selbst.  Soweit  die  Dar- 
stellung des  FinanzbehördenweseiiB  in  die  Finanzwissenschatl 
dberbaupt  aufzunehmen  ist,  war  dieser  Bedarf  im  4.  Kapitel  des 
vorigen  Buchs  mit  sn  berllhien.  Das  Meiste  hängt  aber  auch  hier 
mit  den  Einnahmen  Kosammen  and  wh:d  am  Besten  bei  diesen 
mit  besprochen. 
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Drittes  Bnolu 

Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanz- 

wirthschaft  im  Allgemeinen,  insbesondere  der 

Frivaterwerb. 

Erstes  Kapitel'. 

ülgemeine  Beti^chtung  und  HaiipteintheUaiig  der 
ordentliahen  Kiimahmeib 

1.  Abschnitt 

Haupteintheilniig  und  ernndsitBe  für  die  weitere  Elntheilimg 

der  ordentllehen  EInnnhmen. 

Em  handelt  sicli  hi<!r  um  »  iiiisrr  /usammenhäniroiidu  ErArtcruiigru  /ur  Kesfstollaiijr 
oiid  B^prundniiu:  der  in  dtr  Thi*orio  u.  Praxis  schwaiikriideii  Termi iioloffic.  Da- 
dnich  »oll  aacl)  d^^r  V«Txni  n;:n>i>tr  der  hittorischon.  rechtlichen  and  finanzwiss^'nschaft- 
liclu  ii  BejfriHi;  »Mfi  Ziel  jreact/t  w.  r>h  n,  zti  «i  lclu  m  Zwecke  ein  näheres  Ein<reh''ft  auf 
die  Streitfragen  ulu  r  KeurrifiälMstiuiinung  und  Clas.si(ication  iiotliwendi<r  ist.  Vjrl.  /.ur 
FrfßMmng  des  Fol?«  udon  auch  Fl».  II  §.  829  ff.  Uber  TermtooJogischeä  in  Betr.  der 
Beatenerungr.  Bei  Kau  felilt  es  nn  einer  ähnlichen  zusammenhängenden  Bcirnch- 
tUBg  dieses  Oegcoatands,  s.  darüber  b2 — SS,  daim  die  Einleitongen  zam  Abschnitt 
„roD-  den  Einktlnfteii  ans  Hehellsrechteii**  (Regattm)  $k  166  bis  171  und  zam  AIh 
schnitt  mn  den  Gebthnn  (g.  227—290),  linsebes  ancli  in  §.  247  ff.  rom  Steuer' 

i.  —  197.  Begriff  und  Quelle  der  ordentlichen 
Einnahrae D.  Der  Ausdruck  „ordentliche  EiiiiKihineir'  ((Ich  Staats, 
wie  der  »Staatenverhindnngen  uml  der  iSelbstverwaituiigskörper) 
wird  in  der  t  i  n  a  u /,  p  r  a  x  i  s  nicht  ininier  in  einem  genau  be- 
stimmten und  glcichmäs8igeu  Sinne  genommen.  Er  unterliegt 
anch  nach  den  Verschiedenheiten  des  dtfentlichen  FinanzrechtB  in 
«in  nnd  demselben  Staate  geschichtlich  einigem  Wechsel.  Im  All- 
gemeinen versteht  die  Gegenwart  in  der  Praxis  unter  den  ordent- 
Uchen  Einnahmen  diejenigen,  welche  auf  Grnnd  des  be- 
stehenden  Rechts  dauernd  in  gewisser  periodischer 
RegelmäBsigkeitder  Finanzwirtfaschaft znfliessen.  Die  Finans- 
theorie  hat  an  diese  Anffiusnng  anrahnttpfen,  aber,  wegen  des 
untrennbaren  Zasammenhangs  der  Financwirthschaft  and  ihrer 

\ 
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Einnahmen  mit  der  ganzen  Volluiwirthsobaft  bei  der  BegriHb- 
bestimmnng  der  ordentlichen  Einnahmen,  als  einer  Hanptart  der 
Einnahmen  ttberliaupt,  die  nothvendige  Okonomiaehe  Be- 
dingung, von  welcher  die  dauernde  Periodieität  jener  Einnahmen 
abhängt,  mit  zn  berfIchLsicbtigen.  Danach  sind  in  finanzwisseD' 
schaftlicher  Hinsicht  die  ordentlichen  Einnahmen  za  bezeichnen 
als:  die  ihrer  ökonomischen  Natiir  nach  einer  regel- 
mässigen Wiederholung  v on Periode  zu  Periode  dauernd 
fähigen.  Es  niuss  daher  die  Quelle,  aus  welcher  diese  Kin- 
nabmcn  Hiessen,  Nac  hhaltigkcit  verbürgen.  Demgeniäss  uiuü« 
in  der  Kegel  das  Volkseinkommen,  oder  niflasen  die 
dasselhe  hildenden  Einkommen  der  Finzelwirthschaften  in  der 
Volkswirthscbaft  die  Quelle  der  ordentlichen  Einnahmen  sein. 

Entsprechend  seiner  Aaffassnng  de»  btaatäscboldcnireiietts  (Fin.  5.  Ans^.  IL 
%.  411  fr.)  belnndeK  Bau  ttberhaapt  unter  den  »Eintonften**  nur  die  hier  hogeu. 
ordentl.  Eiiinahnien.  Stein  bat  die  Untcrscbcidting  von  ordi-ntl.  and  aasserordentl. 
Kinnabmen  in  dieser  Weise  nicht.  Ich  halte  an  ihr  sowohl  in  wesentlicher  (Jeber- 
einstiinmang  mit  der  Pnxb,  ab  vefea  Ihrer  principiellen  BcMleutODf  tta  die  Kinanx- 
bedai£sdeckuQg  fest.  B^sobrasoff  nennt  die  ordentl.  Einnahmen  die  sources  pli» 
ou  inoins  constantcs,  in  der  unten  gen.  Abh.  S.  1**.  —  üelicr  den  Bugrili  dt:s  Kin- 
koiumcu»  und  de^  V  u  1  k  ä  einkommens  siehe  jetzt  Urundleeunfj  I.  Jj.  S4.  H(;  Ii.  Etw»j» 
abweichend  sind  Erbsobaftssteaern  «od  überhaupt  ei»?entl.  K .i pi t a U teser a, 
d.  b.  solclie  Steuern,  welche  nicht  nur  nach  dem  Kapitalwerth  angelegt,  send»  m  tss 
dem  Kapital  uiuer  Eiu^wirtbäcbaft  reell  entrichtet  werden,  auCtuhisscu.  Hier  i^aii 
man  Dicht  immer  sagen,  dass  die  Quelle  der  Htever  das  VeUneinkemmen  ist  WH- 
unter  d\cnt  solche  Steuer  nur  als  Mittel  zu  i  inr^r  v»» r.i  n  rte  n  Vcrtheilnufj  des 
Yolksveruiögens,  speciell  dos  üationalkapual:»,  uud  wenn  dur  i>teüerertrag  ein- 
fach verzehrt  viid«  so  ist  dann  dieses  VoIlnrermSgen  die  ^oerqnetle  geveseo. 
Desballi  wird  im  Text  gesagt,  da.s^  ,.in  der  Ite^^er*  das  Kirikommen  die  Quelle  der 
ordentl.  Einnahme  sei.  Auch  jene  Erbschafts-  u.  Kapitalsteuern  sind  jedoch  erde  alt 
EinnaJimen  anter  der  Voraiissetznng  der  rcgelmissigen  KeprodactioB  der  ron  der 
Finanzvirtiiscbaft  den  Privatwirthschaften  entzogenen  Vermögen.  Weiteres  in  der 
allgem.  8tcuerlchre,  Fin.  II,  HH!)  ff.  (AlHchn.  v.  d.  Wahl  der  S'iMicnjuellel 
Veruiögeuä-  uud  Kapitaluntei^cheiduiig^  vom  rt:iii  ükouuuiischeu  und  hutturibch  •  recht* 
lieben  Standpnncte  (Grundleff.  I,  H.  28  ftl,  27  IC)  D.  der  aoc.  Steoerfesiditspwici  {o. 
§.  27)  spielen  hier  mit. 

II.  —  §.  1D8.  Haupteintheilung  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Je  nachdem  das  Einkommen,  welches  die  Quelle 
der  ordentlichen  Einnahmen  ist,  von  der  Finanz wirtbschaft 
selbst  in  den  gewöhnlichen  Formen  des  freien  Verkehrs  oder 
von  anderen  Einselwirthsehaften  erworben  wird,  sind 
zwei  —  aber  anch  nur  zwei  —  coordinirte  Hauptarten 
ordentlicher  Einnahmen  zn  nnterscheideni  privatwirtbscbaft- 
liehe  nnd  staatswirthsohaftliche. 

Zwei  Hauptarten  onicrschied  auch  Ran  §.  S4  fi'.,  von  der  Regierung  erwor- 
bene nnd  von  ihr  befohlene  oder  geforderte.  Aber  er  rechnet  die  Einnahmen 
aus  Finanzregalion  zu  der  ersten  Art,  §.  S5 ,  was  ich  aus  den  unten  entwickelten 
Orttttden  für  unrichtig  halte.  Die  Eintheilung  Kan's  auch  b'^i  Ptaiffer.  Staats^in- 
nahmen  l,  58  (oJine  QaeUeoMigtbe).  Ompfenbick  §.  22  imteiscJieidflt  StaL  iadar- 
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selben  WeLn:  zvci  ILuoptartcu  uoter  «lern  Namun  inuchaiii  bcbu  und  organische 
SUatseinkominenquelleu ,  venrirft  den  Begrilt  Kegal  bei  der  EintbeiJang  (I,  S.  5'^), 
bildet  ah"!-  unter  dem  Namen  K i8<;al  v  o rre  cht  einen  ähnlichen  (S,  5S)  nnd  setzt  die 
£iniuihiu6n  aus  letzteren  unter  Vemaohliiäsigung  des  bei  den  wichtigsten  znmal  duat-  . 
lieh  mit  berfortretenden  8tenerchai»eter8  <  Salzvorrecht,  TabtkTorracht)  dennoch  unter 
die  rrn^chanischrn  "Einkommonqiit'Ücn.  BiT-^iuy,  riiianzrisF.  S.  "1  stellt  3  Haupt- 
arten,  H^alien  (iod.  Ge bahren),  Domüucu,  bteaeru  auf;  ebenso  sclioa  Jacob,  Fia. 
§.  47,  49,  Male  hu  8  §.  1,  doch  nüt  lannikiiiiK  der  meisteo  OebtthTen  ODler  die 
iiidirecteii  Steuern  §.  bis  uii<i  mit  richtiger  AulT.issuiDf  dc-r  Müiiopolisiruiij^  von 
i>alz  und  Tabak  als  Kesteuerongsfonn.  §.  Vgl.  auch  J.  (r.  Uotfmann,  Lehre 
fon  den  Stenern,  Berlin  1840,  S.  23  ff.  Stein,  Pinanswisse&schaft,  I.  Auflage, 
S.  IUI  and  2.  Auflage  S.  13B  erkennt  drei  nnanzi|aellen :  das  virthschaftliche  Ein- 
kommen de^  Staats,  rlas  wirthscbaftliilie  Einkommen  des  Einzelnen  und  d-n  Staats- 
credit.  Die  Eiutbcilung  der  Einnahmen  na<  h  den  beiden  ersttju  Quellen  tiillt  also 
mit  der  im  Text  Kegebenen  zusammen.  Aber  Stein  fahrt  (1.  A.  S.  10(».  2  A.  S, 
145)  Einnahmen  aus  den  Kesalien  (nach  seiner  wlUkürl.  und  uQhaltl>aren  Begrifisbe- 
stkamung)  u.  aus  d.  Gebühren  auf  die  erste  Fixianz^ueiie  zurück,  nicht  vie  ich  auf 
die  zweite.  Für  die  Fragen  der  Giaeaification  der  Einnahmen  s.  sonst  b^.  BA« 
sobrasoff,  r^venues  pnbl.  de  la  Kassie,  (mit  einer  thcor.  Einicit.  über  die  Grund- 
Säue  der  Cia^ific),  in  d.  Mörn.  de  l'Acad.  de  St.  Pctersb.  tom.  XVIU,  h.  9,  St.  Pet.  • 
1^73.  bes.  p  18  II'.  Er  theilt  ein  in  Auflagen  (impdts)  und  „Indostr.  ElnJr.  des 
Staats"  (r^venues  indu^trielä),  die  ersteren  in  Steuern  u.  (ieb  Uhren  (contributions 
et  taxeä),  die  letzteren  in  Hciraliun  (droits  rcgal.)  und  revenues  industriels  i.  e.  S. 
u.  wendet  sich  bes.  gegen  meine  Auffassung  der  Begalien.  B.  hat  mich  nicht  daron 
überzeugt,  da«»  meine  Eiutheilung  aufzugeben  sei  (vgl.  I>es.  p.  2;^  aber  d.  Unterscheid, 
zw  «iebtthren  und  K'  ifnli«  u).  Er  uiebt  a.  a.  0.  seil»!  zu  (p.  1"J),  dass  diese  Ein- 
uahmen  gemischt  sind  au^  verschied.  Elementen.  Mir  schuiut  in  1.  Linie  Gewicht 
zn  legen  auf  d.  allfemeinen  rechtlichen  Bedingungen,  unter  welchen  die 
Finnrihmen  erworben  wef^en  TTi-r  sl<lit  sich  principiell  gegendher  der  privat- 
wirthsch.  and  der  staatswirthsch.  Erwerb.  Wo  freie  Concurreiiz  ausge- 
schlossen s.  die  rechtlichen  Bedingungen  des  Erwerbs  specifiseh  rerschieden. 
—  Virl.  f.rner  Knies,  i.  tl.  gen.  Heidelb.  Rectoratsprogramm ;  s.  Classification  im 
Ganzen  mit  meiner  Anffasanng  in  UobereinstininiaDg,  nur  beliandeit  er  i'oöt  u.  dgi. 
nocli  «ndeis.  A.  Held,  Snloaunenst,  Bonn  1872,  C  1.  nntencheldet  priTstrechtl. 
Q.  Otfentlichr  -cbtl.  Einnahmen,  bei  Ici/tercn  Gebühren  und  Steuern,  also  wie  ich.  Die 
Fiscalvorrecbte  wären  gemischten  Characterb;  Post  und  Mun/o  „trotz  des  Monopols" 
GebUbreneinrichtungen  (S.  6),  richtig,  aber  ohne  die  irenttg.  Dnten>cheidung  des  inneren 
Grunds  des  Vorrechts  S.  auch  Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Lps.  1874 
bes.  S.  46  ft*.  aber  die  „Beiträge".  Gegen  meine  Classification  und  hau.  gegen  die 
Bezeichnang  „priratwirthscbafdiche"  Einnahmen  neuerdings  v.  Scheel  iu  SchOnberg's 
Handb.  11,36,  mit  benditeiisweirUieD,  flelehvohl  m.  E  nicht  durchschlagenden  GriUi- 
den.  Der  von  ihm  ti  A  m.  statt  dessen  gebraucht'  Atisdruck  ..Erwerbeeink  unffe" 
scheint  mir  kein  wirklich  betaerer  zu  sein.  Wenn  auch  der  Priratorwcrb  der 
FlnniiKwirthscIiaft  aas  gotem  Gmnde  nicht  immer  wie  von  anderen  Wirthschaflen  ge- 
wonnen wird,  80  kann  er  doch  so  gewonnen  werden,  nach  der  geltenden  Ivechfs- 
ordnnng.  Das  scheint  mir  das  Massgebende  zu  sein.  Demnach  sub  1  u.  eine  düm 
Scheel*ifchen  Einwände  Rechnung  tragende  kleine  Modificatfon  der  Pormttlimng.  EAe 
Uebereinstimmnng  der  Eintbeilungen  der  Theoretiker  ist  daher  jetzt  noch  ebenso  wenig 
als  früher  erreicht.  Der  Streit  dreht  sich  bes.  am  d.  Heu:alien  und  (iebnhren,  s. 
Bcöobrasoff,  p.  23  ff.  —  Auch  die  Praxis  classificirt  ganz  verschieden  u  schwan- 
lond.  Die  Gebühren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Steoem  gestellt,  Einnahmen 
ans  Post.  Mtiiize  (vulgo  Regalien)  öfters  unter  diejenigen  ans  Staatseigenthum  und 
Staatsanstaitcn.  So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  Budguteutwurf  f.  d.  lU.  Finanzperiodu 
(1870/71)  der  Ausdruck  ,JtegaIien  und  Staataanslalten**  in  den:  ,;SlMlBMi8taltfln**  rer- 
ändert Word  ri  ■R-rrnrifcr  z.  B.  Salinen.  Bergwerke,  Post.  Tdegnpben  n. s,  W.»  8.  POzl, 
baier.  Yerwahungsrecht,  3.  Aufl.  Manchen  1S71,  S.  535. 

1.  Privatwirtbscbaftliehe  oder  DomanialeinD&hmeD 
(im  weitestes  Sinoe)|  oder  Privaterwerb  („Erwerbsein- 
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kttnfte")  fliessen  ans  einem  Einkommen,  welches  die  Finans- 
wirtihsehaft  (des  Staats  n.  s.  w.)  als  Einzetwtrthscbaft  in  Unter- 
nehmnngen  (vornemlich  io  Sachgüterprodactionen)  nach  den 
gewöhnlichen   Orundsätzcn   des  privatwirthschaft* 

lieben    Systems    in    der  freien  Verkehrsconcurrenz 

za  erwcibeii  rechtlich  in  der  Lage  ist. 

Dio  oidenüicbe  StaatsduDahmo  ergiebt  sich  also  hier  unmittelbar  als  Beia- 
eitrw  jeoer  üntenieliiiiiiiig«n,  der  das  Einkommen  des  Stnats,  als  ibne  otnzelwirtk- 

«chafuichen  Sabjects.  bildet 

2.  »Staatswirthsehaftlicbe  Einnahmen  oder  Auflage n, 
ancb  (im  weitesten  Wortsinn)  Abgaben  oder  Stenern  genannt^ 
sind  dtc^jenigen,  welche  i r g e n d w i e,  d. b.  nach  der  Art  ihres  Ei 
gangsnnd  nach  der  Hohe  ihres  Betrags,  Kraft  der  Finani* 
hoheit  als  Mittel  znr  Ansfttbrnng  der  Staatszwecke  zwangs- 
weise Yon  anderen  Einzeiwirthschaften  eingefordert  werden. 

Diese  Einuabmen  flicssou  ans  dem  Einkommen  (bez.  Vermögen)  aller  andere  u, 
der  Finanzhobuit  des  Staats  —  oder,  in  Folge  der  Uebertragung  eines  bezQgiicben 
Rechts,  eines  Selbstrerwaltungskörpers  —  untentchenden  Einzelirirthschaften.  Die 
Staatseinnahme  wird  hier  dem  Slute  diir>  h  gesetzlichen  Refehl  an  die  Einz^- 
virthschafter,  mitbin  durch  Zirang  zur  Verfügung  gestf'llt,  wonach  diese  in  >>estimmten 
Fällen  einen  Theil  ihres  Einiiommcns  —  des  Keinortrags  ihrer  UDtemehmungen  oder 
ihtes  Vermögens  —  dem  Staate  überlassen  müssen. 

Ran  will  in  §.  S4,  S6  den  Rc^riiH"  Steuer  nur  in  oincm  eng'T n  Siun'^ .  im 
(icgcnsatz  zu^UebUhr,  gelten  laiwcn  ^rgl.  jedoch  227).  Selbst  die  wahren  üe- 
btihmn  (im  Gegensatz  tn  denen,  welche  in  der  Praxis  meistens  anch  so  fenannl  «erden, 
obgleich  sie  nach  ihnr  Hf>lii-  und  sonst  eigentliche  Steuern  sind.  -Ii-  sogei,. 
Verkehrsstcuem  in  Stempclform,  die  von  liau  in  §.  231  Nr.  .'i,  235  ebenfalls  noch  unter 
die  Gebuhren  gereiht  werden)  kOnnen  aber  im  weiteren  Sinn  nach  ihrem  Rechtsgrvnd 
und  der  Art  ihrer  Erhebung  Steuern  genannt  weiden.  8o  anch  Hock,  dflSmtL  AIk 
gaben  u.  Schulden,  Stutt^r  l'^'-'l  ^  "^1.  "^5. 

III.  —  §.1911.  Uli  t  e  r  s c  Ii  ci  d  n  n  g  vcrsch  iedeu c  r  Sta n d - 
puiictc  t  tir  die  Hcgrit'fsbestiniuiuug  und  Classification 
der  Einnahmearten.  Um  die  im  vorigen  §.  gegebene  Ein- 
«theilung  richtig  zn  würdigen  und  letztere  naeh  allen  Seiten  streng 
durchzuführen;  femer  nm  die  weitere  Einthcilung  dieser  beiden 
Hanptarteu  von  Einnahmen  in  Unterarten  riebtig  vorzunehmen  und 
die  in  der  Geschichte  und  in  dem  bestehenden  Rechte  vorkommen' 
den  Einnahmearten  richtig  zu  mbriciren  nnd  zn  beartheüeo,  mttasen 
folgende  vier  Standpuncte  auseinander  gehalten  werden:  etiunal 
deijenige  der  reehtsgesehtohtliehen  Entwieklnng  und  dee 
frtlher  geltenden  Rechts,  sodann  deijenige  des  gegen- 
wärtig geltenden  (posithren)  Rechts,  ferner  der  finans- 
politische  Standpnnct,  welcher  unter  Berücksichtigung  der 
politischen  nnd  volkswirthsehafUichen  VerlUUtnisse,  BedUrfniase 
nnd  Auffassungen  flir  einen  bestimmten  Staat  nnd  eine  be> 
stimmte  Zeit  anfgestellt  werden  mnss,  endlieh  der  finans- 
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wissensehaftlicbe  Standpmiot,  von  welchem  aas  die  Ein> 
Dabmearten  nach  ihrer  Ok od omi sehen  Natttr  und  ihren 
Wirkungen  anf  die  yersehiedenen  Einselwirthschaften  (besonders 
anf  die  gewöhnlichen  Privatwirthschaften)  tmd  schliesslich  auf  die 
gaüze  Volkswirthsciiiiii  imterschiedeu  werde». 

Es  ist  der  grosse  nod  rerhängnissvolle  Fehler  der  Theorie  und  Praxis  des 
Finanzwesens,  dass  diese  rier  Standpanct«*  nicht  geoaa  aas  einander  gehalten,  sondern 
in  rler  Rcl^cI  unklar  vermenirt  worden  sind.  Daraas  sind  manche  Streitfra*r<'n  ent- 
standen, die  sich  sonst  sofort  als  uiubsig  crgubcn  hätten.  Vgl.  die  Bemerk,  iroaütein, 
FiDUi2.  1.  A.  s.  135  ff.  Uber  den  BegrifT  Kegal,  wo  aber  wie  an  andern  Stellen  bei 
ganz  richtiger  Betonung;  der  verschied.  Standpanctc  d'  h  rin;^  dem  Gcsichtspunct  der 
Gegenwart  die  frOhercu  Auffassun^^en  zu  ^'em  als  „uukUr'  verurtheilt  werden«  — ■  wie 
denn  ttberiiaapt  jede  der  Stein  'sehen  entgegenstellende  Anf&ssang  mit  diesem  £pi- 
theton  versehen  wird.  Dem  Stein  sehen  Begriff  I?<^iral  -^eht  es  dann  freilich  ebenso, 
wie  Pözl's  Urtheil  beweist  (Staatswörterbach  v.  Biuutscbli,  VIH,  554),  rei^l.  u.  In  d. 
6.  Axag.  Ran's  §.  S5  hatte  ich  nnr  S  Standpnncte  vnterscMeden,  indem  ich  noch  den 
hnanzwissenschaftlichen  mit  dem  finanzpolitischen  Standpunct«;  ideiidficirte.  In  diesem 
Puncte  ist  der  Einwand  v.  Bösobrnsofi'  richtig  {fi.  11),  der  aber  wieder  selbet  nicht 
genügend  unterscheidet. 

Namentlich  die  zwei  folgenden  nacbtheiligen  Consequenzen 

gin^eu  aus  der  Vcrmengiing  jener  Staiulpuncte  hervor. 

1.  F^iomal  hat  man  die  zicmlicli  unklareu  und  wenigstens  für 
die  Gegenwart  volksvvirthschaftlich  wie  politisch  unhaltbaren  Be- 
griffe und  Eintheilungen  der  Einuaünieu  aus  der  Kechtsgeschiehte 
und  dem  positiven  Hechte  einfach  in  die  Finanzwissenschaft  wie 
in  die  Erörterungen  Uber  die  Finanzpoliiik  In  rUbergenommen  und 
sich  dann  regelmässig  ganz  verü:ebeiis  bumüht,  sie  mit  den  An- 
forderungen der  eigenen  Di^cipiiu  iu  Einklang  zn  hriugen. 

So  ging  es  mit  den  rechtsgescbichtlicheu  und  posiiivrechtlichen  Begrifleo  der 
Domanialein nahmen,  der  Steuern,  der  sog.  Regalien  nnd  der  6eb Uhren. 

Unter  boidcii  hiiiicrcn  Rubriken  befanden  sich  ölU^rs  <  in/clno  Gattmmcn,  w»;lche  als 
reine  Stenern  von  der  Finanzwissenschaft  entweder  in  eine  i?an/  änderte  Stelle  des 
Systems  hätten  eingereiht  oder  vollständig  ausgemerzt  werden  mQsseu.  Keines  von 
Beiden  geschah,  was  nur  Verwirrung  zur  Folge  hatte. 

Beispiele:  (!)  Falsche  .\uffassunp  ei ■  rulirher  Steuern  als  l{e- 
gale.  Der  dem  Müuupol  zu  verdankc^nde  Extragewmn  beim  Salz-,  Tabak-  u.  a. 
Ähnlichen  Regalien  ist  eigentliche  Steuer,  die  Ro<ralisirung  insofern  (also  deshalb 
noch  nicht  bloss"!  eine  besonder«-  StüU<rform,  wie  schon  S  o  n  n  o  n  f  el  s,  Fin. 
g.  1Q\  110,  J.  (r.  Hoff  mann,  L.  von  den  Steuern  S.  2.'i,  Malchus  l,  §.  69,  S.  340, 
94S  lehrten,  neuerdings  Stein  1.  A.  S.  358  ff.,  Laspeyres  im  Stutswdrterb.  X, 
104,  M,  Wirth,  Nationalnk.  '!.  A.  II.  516.  51^  n.  a.  ui.  (ieradc  mit  als  Steuer- 
f  orm  moäs  d.  E^ai  daher  in  d.  Fioanzwisseoschalt  betrachtet,  mit  anderen  Stcuer- 
fbnnen  ftr  denflelben  Oegenetnnd  ?erg1ichen,  also  tthertianpt  systemntisch  in  die  Steaer- 
Ichrc  eingereiht  werden,  wenn  nicht  Zusammeuf;eh5riges  auseinand*?r  gerissen  werden 
soll.  Demnach  ist  die  Behandlung  von  Rau  in  der  5.  Aufl.  §.  1S4  If'.,  2{)H  ff.  (Salz, 
Tabak  u.  s.  w.  in  der  Lehre  v.  d,  Roüralicn)  zu  berichtigen.  Besobrasof  f  ;».  a.  0. 
kommt  auf  diese  ältere  Auffassunfr.  m.  E.  mit  Unrecht,  zurück.  Auch  Srh  -  I  s 
Bemeii.  a.  a,  ().  S.  Hfi  laufen  darauf  hinaus.  Ber^iiis  spricht  von  Sak-.  Tal»ak- 
monopol  a.  s.  w.  gar  bei  den  Staatsgewerben  u.  Dümaneu,  wodurch  jede  onbeiangcne 
Woxdiiniair  unmftgiioh  wird.  Auch  Ompfenbach  behandelt  Salzvorrecht .  Tabidc- 
Torr-  rht  tniler  d.  n  Fiscalvorrechten,  wie  die  Früheion  untr-r  den  Iveiralien,  wolv  i  dann 
trotz  der  veränderten  Namen  doch  im  Wesentlichen  Alles  beim  AJten  bleibt;  apart 
daroB  hellicht  er  die  „IMwlauiMidi**.  Gehau  Tabak-  und  audoe  Flnaiunnonopole 
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Uoitö  als  Kugale,  so  bat  daä  auch  deu  Nachtheil ,  das»  sie  bei  der  Hemdiaft  der 
„Theorie  der  freien  Concurrenz"  (Gmndl^.  §.  11",  ff.)  noch  leichter  ohne  Wei- 
teres vom  volksvirthtich.  Staodpuucte  aus  nur  als  dem  Lnteresse  der  Vcrkehrefruihmt 
«rid^rstreiteiid  reiwoifoii  werden.  Die  Fnfe  ist  aber,  eb  nicht  trotzdem  aus  finaaziei- 
lem  Interesse  und  unter  Voraussetziinp  eines  einmal  bestehenden  VerHr  nn  !i  r  n  r- 
systems  solche  Monopole  za  rechtfertigen  sind.  —  {2)  Falsche  Aulfa^bung  von 
eigentlichen  Stevern  als  OebQliren.  Ifottche  »IMeist  Stempeln  emobm« 
Steuern,  z.  B.  Wecliscistempel,  Werthpapicrstempel,  namentl.  aber  die  tiiianzioll  wi'  h- 
tigste  und  fulkswirthschaftlich  wenigstens  mitunter  bedenkliche  und  drückende  Abgabe 
TOtn  Resitzvechsd  bei  Immobilien  (Enregistrcment,  Uebcrtragungs.,gebUhr',  Kan&odne 
n  s.  w.)  sind  nach  ihrer  histor.  Entstehung  und  Jurist.  Behandlung  auch  von  den 
Finanztheoretikern  uiUlt  dio  Gebühren  jrestellt  Unter  den  finanziellen  Be^ff  der 
tiebtlhr  fallen  sie  aber  gar  nicht.  Etwas  Andres  ist  die  l'ra^o,  ob  sie  »ich  nicht  in 
besehrftnktem  Maasse  als  eigentliche  Stcu*  rii  rechtfertigen  lassen.  Kau.  J'-r 
diesen  innern  Widersprach  in  di^r  B-  liandlung  dieser  Abgaben  als  (iebQhren  fflhlt 
{b.  A.  §.  2:i*i  tt.  231),  hat  ihnen  dennoch  weder  eine  andre  richtigere  Stellung  im 
System  gegeben,  noch  sie  ganz  verworfen.  Yen  Neaeren  noch  ihnlich  Umpfenbaeh 
§.  27 — 29.  wenn  auch  unter  schärferer  Rotomiiiij  der  Verwerflichkeit  mancher  Pasten 
im  Enr^istremeat  als  Steuern,  nichtiger  Sergius  .S.  297,  354,  Pfeiffer,  I,  3(>7, 
Virth  U,  521,  aW  aUe  dem  Stuidpnnct  der  Praxis  gemBss  diese  Abgaben  ak  Ge- 
bühren benrtheilend  und  danach  verwerfend.  Principiell  richtiger  ist  daher  sicher  di  ' 
Aaffassuog  und  Fragstellung  von  L-  Stein,  der  jedoch  einen  wie  gewöhnlich  geist- 
raieben,  aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  auch  sophistischen  und  haltlosen ,  weil  viel  zu 
weit  gehenden  Versuch  macht,  di  AhtTriben  vOllig  als  Verkehrs  steuern  zu  retten, 
1.  A.  S.  153,  412  fr.,  i  A  S  lilT  m»  ff.,  einen  Versuch,  den  er  freilich  in  der 
4.  Anfl.  Selbst  wieder  füllen  i;iüst.  wahrend  er  einen  richtigen  Kern  enthalt.  Aehulich, 
aber  doch  mit  einem  gewissen  Zweifel  über  die  Trifd^Edt  der  Rechtfisrtiguigagniiide 
Hock,  öflend.  Abg.  S.  234.    S.  jetzt  1  in  II,  139  IT 

FOr  die  Eiureihong  einzelner  Einnahmen  unter  Gebfibreo  und  Kegaliea  blieb 
ebenfafls  der  rechtsgesehichtliche  oder  jarisiische  Begriff  naogebead,  was  fttr  die 
Hnanzwissenscliaft  neue  Verwirrung  stiftete 

Beispiel:  Die  Einnahmen  der  Post  aus  Portis  u.  s.  w. .  der  Manze  aas 
dem  Schlagschatz  für  Prftgung  anf  Bacbnnng  Prirater,  der  Tele;rraphen  wurde» 
als  Einnahmen  aus  Regalien,  wie  diejenigen  ans  dem  Ber>r>vi-  ii.  aus  d-r  .Ta?d 
betrachtet,  während  sie  finanzwissenschaftlich  unter  den  Begrili  der  Gebühr 
(oder  unter  Umst&nden  selbst  der  privatwirthschaftl.  Einnahme)  fallen.  da« 
Ungenügende  der  Behandlung  dieser  Einnahmen  unter  denen  aus  Hoheitsrechten  bei 
Kan,  5.  A.,  19(i.  2(»ö,  211»  b.  Ebenso  die  meisten  Aelteren  und  N.'U-  ren  .  m» 
Pfeiffer  i^uater  monopolis.  Gewcrbcnl),  Bcrjrius,  Wirth  u.  a.  m.  «ian/  richtig 
fasst  dagegen  Umpfenbaeh  diese  Einnahmen  als  Gebuhren  auf,  nur  dass  er  das 
^lübrenprincip  zu  absolut  hinstellt  und  die  Relativität,  die  auch  hier  gilt,  ut>en»iehi. 
wie  &eiAe  Einreibung  der  Eisenbahnen  schon  jetzt  allgemein  unter  das  Gebührea- 
prindp  zeigt.  Stein*«  Vorwurf  gegen  Umpfenbaeh.  da»  dieser  Kegalien  ond 
Gebühren  ..günzlieh  v  r  -  hm  ]/  ?",  (2.  A.  S.  t91>  oder  „ungeschieden  durcheinander- 
werfe" {6,  219)  ist  daher  unrichtig.  Vielmehr  hat  U.  eher  Gebühren  und  pmatwlrth- 
schftM.  Einnalun.  nicht  genug  onterseUeden  nnd  die  Regalien  unpassend  weninteBs 
theilweise  als  FiscaUurrechte  wieder  aufleben  lassen.  Stein  dagegen  verwirft  mit 
Recht  den  früheren  Kegalhegriff  für  die  gegenwärtige  l  inanzwisseoschaft .  aber  er 
stellt  einen  neuen  ebenso  unbrauchbaren  auf,  durch  den  bedingt  wird,  dass  die  oben 
gen.  Einnahmen  aus  Post  u.  s.  w.  wieder  nicht  als  (lebühren,  wie  doch  durchaaa 
verwandte  Einnahmen  (z.  B.  Hiatisseegcld).  atifgefasst  werden,  1.  A.  184,  137,  2.  A. 
1H4.  190.  Besobrasoff  moinl  dagegen  wieder,  dass  die  .Vehnlichkeit  der  Re<ralien 
lind  (icbühren  uaxes)  mehr  äusserlich  (in  der  Eihebttngsfom  und  Organiäation). 
als  innerlich  sei,  nicht  in  ihrem  inneren  finanz.  Character.  den  mit  ihnen  rrr^unl. 
Rechten  des  Schatzes,  dem  ökonomischen  Eintiuss  lieider  liege.  Das  ist  zuzugeben, 
aber  es  beweist  nicht  du,  was  B.  beweisen  will,  neinlich,  dass  die  OebOhren  zn  den 
Auflagen  und  die  Ret^alien  zntn  industr.  Erwerb  zu  reihen  sind.  Denn  Gebiihren  u  n  1 
Begalieo  haljen  gemeinsame  Eigenthümlichkeiten  dem  indostriellea  Erwerb  ge^en- 
Uber.  B.'s  Ansfidtning,  p.  23  Ü.,  ist  nicht  aberaengend :  es  ist  c  B,  In  BeträT  der 
Post  die  entgegengeaetzte  Efamsitigk^t  m  SIein,  der  dieselbe  zu  einer  sei  Aar 


Digitized  by  Google 


Standpunkte  l)ei  der  (/lassilicatioD. 


477 


,Jteg»le*^  «mpondmnH  vthreiid  VUanhnaoXt  in  aUen  (alten)  BagnUra,  also  a neb  der 
Post,  nur  die  industr.  n  n  tili  rar  Einrichtung  sieht,  p.  2r>. 

Aach  die  StuUuui;:  der  Gct>auiaitheit  dor  Kegaliea  .und  UubUliron  io  tiuaoz- 
wisaeiMchaftUclien  System  d«r  ordeutlieheo  Einnahmen  ward  in  vieler  Hinsiclit  durch 

den  rechts^CÄchichtlich-  n  und  positiv-rechtlichen  Znsamnujnhang:  diaser  Einnahnieaiti  u 
mit  den  Domauialeinnahmen  oder  dem  Kammerj^ut  und  die  defflgemässo ,  rom  finanz- 
wissenschalilichen  und  finanzpolitischen  Standponcte  ans  nnriohtig-o  (iegenaber- 
^elloDfr  geg^'  fi  die  Steuern  eine  schiefe.  (So  itt  oe  auch  ein  Nachtheii  der  otein'- 
sch»'n  ria^sitication,  dass  wiederum  nntn.ui.  n,  Regulicn .  (Jelnlhren  die  eine.  Steuern 
die  andere  Hauptgruppc  der  ordcnti.  iuiuuahmcn  biMeu}.  Es  loliltc  daher  an  tsiner 
klaren  principiellen  Behandlung,  ünr  zu  leicht  wurden  deshalb  auch  Ck)mpromisse 
mit  der  licsfeh  nrlr  I)  Praxis  ireschlossen :  unpassende  und  schlechte  Einnahmen  in  der 
Theorie  nicht,  wie  es  sich  gebührte,  verworfen,  sondern  höchstens  etwas  l>emaogclt. 
Beidehnend  ist  in  dieser  Hinsicht  besonders  die  Stellun«;;  der  Theoretiker  tmd  Mlio- 
n  ller  Praktiker  wie  Hock  (öfT.  Ai»g.  S.  234,  248)  zu  „G,  I  i  hr  n  •  wi.  denm  für  den 
„Krwerb  von  Privatrcchten''  i^EigoutbousUbertragang  bei  immobiUen  u.  s.  w.).  Der 
Einflom  der  Thotnie  Mf  die  Finanzpolitik  vnd  dadurch  «of  die  VcxhosBomng  dea 
;^idtend<'n  t  inunzrechts  und  der  Praxis  blieb  aber  gerade  bei  einem  Bolchen  Verhalten 
ein  anterucordurt.'f. 

2.  Die  zweite  naclitheilige  Folge  war  die  gerade  entgegcu- 
ii;csctzte.  .Angesicljts  der  MUnf;;el  des  bestebenden ,  gescbicbtlich 
Uberkoiiimenen  Eiiinahniewesens  uud  aiigesicbts  der  uüklaren, 
viellach  uohaltbaren  BegriA'e  und  Eiutheilungen,  welche  die  Theorie 
einer  durch  sie  erst  zu  rel'ormirenden  Praxis  entnahm,  fand  ein 
abstracter,  mihistoriscber  KadicsUsmns  und  Absolutisniiis  nur  um 
80  leichteres  Spiet,  —  wenigstens  in  der  Finanz theorie,  freilich 
bei  der  unvermeidlichen  Nothwendigkeit,  einen  gegebenen  Staats- 
bedarf  zn  decken,  nicht  in  der  Praxis. 

Ein  neues  Beispiel  ist  Mau  ras,  mod.  Besteuor.,  Heiilclh,  1**70.  Dann  die 
englische  (Smith 'sehe)  Schule  der  Natioualökoaomie ,  namentlich  in  Deutsch- 
land, bes.  die  extremen  FreihAndler  vnter  den  Stimmittbrem  ond  PnbUciston  des 
deutschen  rolkswirtb  roiigressea,  die.  sog.  „deatscbe  Freiliandelsschnic",  hi-s.  mit  ihrer 
Theorie  von  Leistung  and  tiegenleistling  auch  im  Stenervesen  dos  Staab, 
vollends  der  Gemeinde. 

Die  herrschenden  BegriSe  und  Eintheilungen  der  Einnahmen  wurden  verworfen, 
well  sie  vielfach  wilikürlieh  und  unlo-jisch  wr»ren,  statt  dass  der  richtige  Ken;  IcraiiH- 
gescbält  ward.  Gewisse  Kinnahmuaiien,  die  wegen  verliudürter  Vcrhailuisse 
von  Zeit  un  1  <  i  t  nicht  mehr  passend  waren  uder  erst  hätten  umgestaltet  werden 
Attssen,  Würden  unbedinift  für  überall  und  alle  Zeit  als  vcrdermieh  bezeiehnet. 
Knmentlich  wurden  h&ulig  alle  privatwirthschaftlichcn  Einnahmen  dea  Staats  kurzweg 
remrtheilt  Fftr  4Ue  inanzielle  Behandlung  von  sonstigen  Staatsdiltigkdten,  an  welche 
sich  herkömmlich  Einnahmen  knüpften,  wurden  allenfalls  verschiedene  Finan/principien 
als  Kichtschnur  »igelasseu,  aber  für  jode  eiiizulne  Th&tigkeit  wieder  immer  nnr  ein 
einziges  als  dasein  fttr  allemal  richtige,  z.  B.  fltardiePost«  dam  sie  stets  nur 
nach  dem  ric'iUhrenprincip  behandelt  werden  ^iollc,  wius  nur  fUr  unsre  Zi.'it  und  Länder 
richtig,  früher  bei  gerin^^er  Verbreitung  der  Kenntniss  ?on  Lesen  und  Schreiben  und 
fast  ausschliessl.  Benutzung  der  Post  durch  einzelne  Glasen  nur  Itedingt  richtig  war. 
i  Fin.  II,  §.  30b  ff.).  Oder  es  Winrde  auch  entMShieden ,  dass  bestimmte  Staats- 
tliäti^keitcn  überhaupt  niemals  zur  BeschalFun^  von  Kinnahtnen  benutzt  werden 
durften,  was  wieder  nicht  so  allgeutein  richtig  ist.  (L.  Ii  Forderung  des  unent- 
geltlichen Unterrichts  in  Staatsschulen,  besonders  niederer  Art,  der  Beseitigung 
aller  Wegejrclder  auf  ^frvatsstrassca.)  Kur/,  als  ob  auch  hier  ein.-  völlifje  tabula 
rasa  bestände,  wurde  wie  auf  so  vielen  anderen  Uebieten  der  wirthschaitiichen 
P<^tik  der  „Absolatismits  der  Losungen"  practiscber  Fragen  aafjEestellt  ond  dem 
„(ksets  der  RelatifitiU**  snirioder  gdinndelt.   TolbtSndiK  neue  Sinnahme-,  d.  h. 
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SteaenyBtame  vnirien  eotirorfeii.  die  jedoch  biir  auf  dem  Papiere  ttaiidea,  und  Iber 

il-Mii  Sil!  Jkui  nnrh  einem  (absolut)  „besten  Steuersystem"  wnrde  die  wahre  Atiftrah« 
den  rorhandüDCu  Uebelstäodeu  gegooUber  verfehlt.  Radicalc  Uefonaer,  wie  Al&urus 
«.  a.  Om  stüd  wenigstens  mitanter  eUulchtig  genag  gewesen,  tkre  Steoeiiefoi ■pllae 
:iti  die  Voraussetzung  zu  knUpfeo,  dass  zuvor  der  Staat^bcdarf  sehr  stark  veriuinlert 
m.  a.  W.  die  meisten  Thätigkoiten  des  modernen  Staats,  die  daher  von  Maurus  ein- 
fach als  uontitz  bezeichnet  werden,  aoigeguben  oder  eingeschränkt  würden.  S.  jetzt 
Ein.  U  §.  220  ff.,  866  0*. 

§.  200.  Die  wahre  An f gäbe  ist  augesiclus  tlieser  beiden 
cntgegeogcsetztcn  Fehler  und  Einseitigkeiten  für  Theorie  imd 
Praxis  folfrcndt  ni lassen  zu  bezeiclmen  : 

1.  Vermeidung  des  AnfstcUcns  rein  abstr acter,  ver- 
meintlich absolnt  gültiger  und  nach  einem  aprioris- 
tischen  Princip  construirter  Schablonen  llir  die  Ein- 
nahmebeschaffaiig;  statt  dessen  Auffassung  der  Einnahme-  und 
speciell  der  Stenersysteme  als  abhängig  von  geschichtlich 
gewordenen  V erhUltnissen,  die  sich  so  wenig  als  andere 
Beziehungen  des  Volkslebens  mit  einem  Sehlage  durch  ein  Macht- 
wort der  radiealen  Theorie  umgestalten  lassen,  aber  andererseits 
allerdings  einem  beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wohl 
SU  beeinftassenden  und  in  die  passende  Bichtnng  zn 
leitenden  Entwicklung  unterliegen;  Prüfung  der  rechts- 
geschichtlichen  und  positiv -rechtlichen  Begriffe  und  Eintheilnngen 
der  einzelnen  Einnahmearten  an  dem '  Maasse  des  jeweilig  Tor* 
handenen  politischen,  socialen  und  volkswirthschaftlichen  BedtUf- 
nisses  und  demgemässe  Umbildung  jener  Begriffe  und  Ein- 
theflnngen  in  solche  finanzielle,  wie  sie  flir  bestimmte  Staaten  und 
Zeiten  passen;  daher  denn  ancb  Behandlung  der  einzelnen  Ein- 
nahniearten  in  der  F  i  iia  u  z  p  u  1 1 1 1  k  nicht  als  absolute 
(logische),  sondern  als  historische  Katcgorieen,  und  in  der 
Finanz  wissenschaft  als  Formen  der  Güterherbci  Zieh- 
ung aus  der  Volkswirthschaft  zu  Zwecken  des  Staats  (der  Selbst- 
verwaltmig.skörper  u.  s.  w.),  welche  verschiedenen  >  kiant- 
niischen  Ch a rac  ter  und  nach  Zeit  und  Land  verHcli  ledene 
Volks-  und  ein  zel  wi  rth  Schaft  Ii  che  Wirknnpen  haben. 

2.  Für  p  rac  Iis  che  Ziele  demnacli:  vollr  Fjeacbtnng 
des  geschichtlich  ü e b e r k o in  ni  c ii e n  und  rechtlich  Be  - 
stehenden, und  Reform,  nicht  Umsturz  desselben  nach 
richtigen  volkswirthschaftlichen,  socialen,  politischen  und  finan- 
ziellen Gnindsätzen  unter  genauer  Berüoksichtignng  der  Verhält- 
nisse von  Zeit  und  Ort,  so  dass  einmal  und  vor  Allem  die 
Deckung  der  Gesammtansgabe,  soweit  sie  durch  ordeot- 
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liehe  Einnabraen  ertolgen  nmss,  stets  gesichert  bleibt  (iä  ff.); 
uud  Südaüu  dieicnigcn  socialpolitisch en  und  (iieVcrtheil  u 
des  VolkseinkoniineiiH  i»etreffenden  Wirkungen  dnrch  die  Einnahine- 
besciiaflfnn^  nnd  besonders  durcli  die  ßesteuernug  erzielt  werden, 
welche  dmi  richtigen  socialeu  Programm  der  Zeit  und 
des  Landes  entsprecheu  (§.  27). 

la  dem  ersten  Puucte  kauu  England  wie  in  so  vielen  Dingen  der  pracüschun 
Politik  monenillch  UiuichtUch  der  Art  and  Weise  der  EinlDhraDp  ron  Rafoimcn  als 

Vorbild  dit'ucii:  Zoll-  und  Acciifereducfioncu  immer  erst,  wem»  Einnahmetiberschusse 
vorhanden  oder  andere  Einnahmen  zur  Verfugen^.  So  Einführung  der  Einkommen- 
steuer bei  den  Zolln  form»  ii  d»  r  40er  Jahre  u.  a,  m.  I  tir  »Iii'  Beseitiyruua:  oder  Er- 
ninifajig  listiger  und  schlechter  Ab^al>en  wird  gewiss  <lurch  dir;  B<gri)ndang  einer 
ergiebi^^en  und  wenigstens  relativ  <iMt-n  Steu-r  anf  Tabak,  llrarmtwcin  s.  w. 
fiel  erfolgreicher  als  durch  pathetische  Declamatioucn  und  theurut.  Krörtrtruui:eü  ub<T 
die  Venreif  licUeft  «Uer  inair.  Stenern  gewirkt 

3.  Fflr  die  Ziele  der  Wissen  eehaft  eodlieh  die  Ge- 
winnung and  Verwerthnng  der  Erkenntniss,  welche  in 
der  Unterscheidung  der  obi{;en  Standpuncte  bei  der 

Kiiilhüilung  der  Kiunahmeu  und  in  der  A  ii  c  i  k  e  n  ii  u  u  g  der  im 
Folgenden  unterschiedenen  Principien  für  die  liuauzielle 
Behandlung  einer  Staatstbätigk eit  und  des  bloss  rela- 
tiven Werths  oder  Unwerths  sowie  der  historischen  (zeitlichen 
nnd  örtlichen)  Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden 
dieser  Principien  liegt 

IV.  —  §.  201.  UnterselieidQng  leitender  Finanz- 
principien  für  die  finanzielle  fiehandlnng  solcher 
Staatsthfttigkeiten  (£iiiriohtiiiigeii,  Anstalten)  zar 
Ansftthraog  von  Staatsswecken,  an  welche  sich  Ein- 
nahmen iLnttpfen  fiOnnen.  Solcher  Principien  (oder  finan- 
zieller Standpnnote)  giebt  es  vier,  nemlieh  dasjenige  der 
reinen  Ansgabe,  das  Oebtthrenprineipt  das  rein-privat- 
wirthschaftliche  (gewerbliche)  nnd  das  reine  Regalitftts- 
nnd  Bestenernngsprincip. 

Diese  Principien  sind  oftmals  da  und  dort,  in  dieser  odef  jener  Zeit  wirklich 
befolgt  worden.  Die  Geschieht-; /.  ij^t.  wi-  bei  eiin  r  und  d crse Iben  Staatsinstitution 
diese  Principien^  —  nicht  immer  in  iilcichlumigcr  Dnlauiiit.  -  aut  einander  folgten  und 
sich  ablOetea,  z.  B.  Im  Post-,  Muu/-,  Strassen-,  SclivK  selbst  in  Zweli^  des  Jastis-, 
Poli/eiwesens.  Das  weist  >ehoii  darauf  hin.  da^s  mnn  sehwerürh  stets  ein  fin/i^e'^ 
Priucip  als  das  allein  uud  ein  fUr  allemal  richtiu  e  für  die  liuauzielle  jiebaudluu;: 
einer  solcbea  Inatitntien  Veselohiieii  ksftn.  Jede  Ki  it  pfleirt  dies  freilich  gern  xn  thnn, 
die  Anvk'etiduiiL'  eiie  s  brätininiteii  Princips  soirar  mitunter  si-HkIvi  tständlich  /n  fiiHl  u 
und  jedes  andere  Prlncip  scharf  zu  vemnheileu,  so  z.  B.  jetzt  in  der  Üppasitiou  gegen 
Sinaeeo-,  Schulgeld,  Oerichtsgelmhrcn,  in  dem  unbedingten  Terlsngen  des  blossen 
(iebtihrenprincips  für  die  Post.  Aber  der  thatsichlicbe  Wechsel  der  Principien  und 
der  darüber  bestehenden  Ansichten  bewe  ist,  dass  diese  Auffassung  einseitig  ist.  Eine 
unbefangene  Prdfuug,  wobei  die  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
der  einielnen  Principien  gebolirend  rewordigt  Verden,  lehrt  dsesellM,  Indem  sie  mi- 
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pkich  die  ti<  fcr  lio^^endeil  Rechtferti^'Uiiirsgrtinilc  der  wechselnden  Bcbaadlan^  anfJeckt. 
Es  ist  dah<'r  die  bisher  zu  weni^  hcK  htotr  Aut::al).-,  'lie  Vor/nL-^."  and  Narhfh«'ile. 
Welche  di»'  Behandlun*;  uiner  Staatseiutichtuii^r  aacU  jctl.-in  der  inui;lichen  un  l  vor- 
g^ekomuieaeti  Fiii&n/priacipicii  an  ^ich  and  uuter  gegebenen  Uoistindeu  mit  sich  bringt, 
/u  7*  r^I«  ichcn  und  das  t'ur  die  bestimmte  Zeit  und  das  bestimmte  Land  reiittiv 
richtiifäte  auszuwählen. 

1.  Das  Priiicip  <ler  reinen  Ans^;iibc;  der  Staat,  bez.  ein 
nffentlicber  Körper,  bestreitet  die  Kosten  einer  Einrichtung  oder 
TiiUtigkeit  vollständig  aus  allgeineiueu  Einnahmen, 
ohne  denjenigen,  der  von  der  Einrichtung  Nutzen  zieht  oder  sonst 
irgend  wie  besonders  mit  ihr  in  Berührung  kommt ,  siir  Deckung 
dieser  Kosten  speciell  mit  heranzuziehen.  Der  Einzelne  geniesst  also 
diese  Einrichtungen  um  sonst ,  d.  h.  ohne  speciell  en  Entgelt, 

DtT  Staat  .-ti-llt  sie  hör  und  nntiTh.llt  sie,  weil  »*r  dies  als  <-ine  seiner  im  allge- 
meinen Iuter(>sse  übernommenen  Autgaben  betrachtet  Uteria  zeigt  sich  der  eiKeat- 
llch  commaniflCltche  Ghanctor  des  Staats  nod  j«der  linmUcSieii  ZvanKsprameiii' 
wirthsi'liaff .  in  welcher  principiell  ein  anderes  Princip  der  EntjjeliÜchieit  als  im 
prifatwirthscbaftlichen  System  obwaltet  und  obwalten  muss.  S.  in  der  OroiKllc)(Uiig 
d.  Absehnittp  Ober  das  irem«iii-«  besond.  das  zvattfrsfremelnwiTCiiseliaftl.  Systral. 
nanientJ.  §.  llüa.  118.  150—152,  154—160,  171.  Auch  Neumann,  protrre>6.  Ein- 
koininensteuer.  S.  »iß — 70.  —  Ri  ispii  le  aus  der  Gegenwart:  die  UewahrunK 
des  Kechtsschut/es  der  Einzeln,  n.  tm  ihre  Person  und  ihr  Veminjren,  im  Inland«  und 
bis  /u  einem  gewissen  Urade  im  Auslände  (durch  (i- sandte,  Konsuln),  durch  poli7.ei> 
liehe,  militärische,  diplomatische  Leistun^^en.  Urossbritanni en  i:a!i  für  die  üe- 
wäliruti^^  des  Rechtsschutzes  ron  ein  paar  Dutzend  seiner  Bürger  im  abetisin.  Fiddzag 
Uber  S  Mill.  Pfd.  St  aas.  —  Unentgvdtliche  Benntzang  reo  Strassen  (Chaosse^m)  ali« 
<rcmein  (mit  theilweis«T  Ausnahme  der  Brnekm'  fnr  Fussv.  rk.-hr.  ht>  und  da  aoch  für 
1-ahnerkebr  (Suddeutschland,  jetzt  auch  bei  Staatschausseen  in  PrcUAsen);  freier  Besiick 
der  Sammlungen,  BibliotlielMn  u.  s.  w.  OnenIfeltUclM  Ufittiieflaf  ?oft  Kadniefctnn 
Uber  Wirtlirichaftsv-erbriltnibse  r/..  B.  Konsulatsberitihtp);  vne&tgdtL  PiigODf  gevtawr 
Hunzen  ((iro&?>brifaiinien,  KusslandJ  u.  s.  w. 

2.  Das  UcbUhreuprincip:  der  Staat  nntcr/ieht  sich  im 
öttentiicheu  Interesse  der  Uebernahme  einer  Thäti^^keit  oder  der 
Ausfuhr  II  einer  Einrichtung  (Anstalt).  Aber  ei  erhebt  \<in  denen, 
welche  daraus  besonderen  Nutzen  ziehen  oder  welche  die  Kosten 
der  Einrichtung  mit  provociren ,  eine  besondere  Abgabe  als 
speciellen  Entgelt,  die  OebUhr,  und  zwar  oft  10  einer  Höhe^ 
welche  die  Kosten  vollständig  deekt  oder  doch  decken 
soll.  Die  Einnahme  aus  diesen  Gebühren  kann  aber  selbst,  da 
die  betreffende  Thütigkeit  immer  zugleich  in  einem  allgemeinen 
Staatsinteresse  liegt,  niedriger  bleiben,  als  der  Kostenbetrag 
ist  oder  vollends  als  eine  privatwirtbschaftliche  Rente  sdn  würde. 

Di»;  Differenz  gegen  beide  bildet  dann  einen  Zuschuss  ialso  impli<  ite  -iie 
Aasgabe)  der  Staatskasse  für  die  AastÜituig  einer  als  ootbveiMiij  oder  zweckmÄi&af 
erkannten  Staatsth&tigkcit,  welche  von  dem  einselnen  Beaiispnieliflr  oder  BeaitMr  rar 
theilweise  vern^Utet  winl.  Beispiele  kostendockender  Gebühren  in  der 
fiefjT'^nwart.  nieistens  Posta eld  ,  Telegrnphenjreld ,  mitantcr  noch  MUnzschlagschatz. 
auch  uiehiiacli  noch  .Iub•ti/ko^tenf$ebuhrell.  Beispiele  nicht  Toll  die  Kosten 
deckender  QebBhren  in  ier  (iegenvart:  Justiz-,  Polissignbftbfen  fsnolMeanr 
Alt,  Wegegelder,  Schulgelder,  Kionalunen  ans  den  tiesifttea  o.  t.  i.  m. 
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3.  Das  rein  privatwirthschaft liebe  oder  gewerbliche 
Prineip:  der  Staat  überDimmt  eine  gewerbliche  Thätigkeit  oder 
schafft  eine  solche  Einrichtung  rein  oder  doch  fiherwicgend  mit 
ans  dem  f'inanzicllen  Grunde,  nm  sich  dadarch  eine  Quelle 
TOB  Einnahmen  für  die  Deckung  von  Aosgabeni  also  die  Mittel 
xmr  AnsfObrnng  anderer  Thätigkeiten,  sn  eröffnen. 

Ts  soll  (lilur  in  der  Regel  auch  eine  mftirlichst  rrossc  Reineinnahme 
(Rente)  erzielt  wcrüeu,  und  zwar  iia  AUgcineiucii  aach  den  UrundttätzeB  der 
priratwirthscbaft liehen  Vorkchrsconcnrrciiz. 

Beispiel«:  die  landwirthscli.  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke.  Sta;i(>t:i  wcrka- 
aeiagen  und  Uaadel^fuoteriicbmuiigon.    Absatz  des  Hol^cs  iu  der  Furätwirthüchait 

4.  Das  reine  Regalitäts-  und  daher  Best  encrnngs* 
prineip:  der  Staat  betreibt  ebenfalls  allein  oder  doch  über- 
wiegend nur  aus  finanziellen  Gründen  eine  gewerbliche 
Thätigkeit  (Unternehmung),  aber  er  sucht  ans  dieser  eine  grössere 
als  die  privatwirtbscbafiliclie  Coneorrenzrente  zn  gewinnen.  Zn 
diesem  Zwecke  geniesst  er  gewisser ^  ganz  oder  theilweise 
Andere  anssebliessender  Vorrechte  (Monopole,  Fi- 
nanxmonopole,  „Regale'*),  die  ihm  die  Erzielung  eines  solchen 
Mehrertrags  ermöglichen  sollen.  Letztrer  stellt  dann  aber  eine 
reine  Stener  dar. 

Er  Ist  nicht  ein  Thcil  des  etwa  niHäerdcin  daneben  und  im  rechnunr^mässi^en 
Reincrtrasr  nAt  ihm  verbundenen .  xmi  Sta  ifi:  [- 1  i  v  a  t  w  i  i  tli  -  r  h  aft  Ii  ch  (gewerb- 
lich) erworbenen  eigenen  Einkommens,  sondern  er  reprasonliri  eine  auf  staat- 
liehen  Ziranri<b«feli  I  zeriickzn  fahrende  U  e  her  trag  nnUT  von  Ei  n  kommen 
anderer  Einzclrvirtli'^rhaften  auf  den  Sr.iaf.  is  p  id  f :  jet/t  nnmoiitl.  Tnhak-,  Sal/- 
moDopel,  frtlher  eine  Uuaeahl  gewerblicher  Rcgnie.  von  denen  jedes  einzelne  nur  gerioge 
finttz.  Bedentong  hatte;  ferner  froher  sehr  allgetnein  die  Post,  aech  die  Mttnze. 

In  der  Praxis  gclicn  diese  verschitJtiiieii  Staiulj)uncte  iitters 
fast  uiniierkbar  in  einander  Uber,  z.B.  bei  Eiseiibalincn 
(privatwirthschaftliclie  Rente,  Gebühr),  Tost  (desgl.,  auch  Steuer), 
Telegraph  (beide  erstrej  u.  ö.  w.  In  der  obigen  Ikeihcniolae  er- 
giebt  sich  ein  Fortschritt  zu  einer  immer  weniger  fiscaliscbea  Be- 
handlung. 

Die  Fiuauzgcscbichto  liefert  Beispiele  iür  Beiden.  Beispiele  immer  weniger 
fiscal.  Bebandlnof:  MQsze.  Post,  Strassen,  Schalen,  After»  noch  zu  venif  Gerichte; 

Beispiele  der  ^t  eigen  d  fiscal.  Behandlunj^;  in  Ze  iten  starker  Finan/liedtirfnisse, 
in  und  nach  Kricgeu  selbst  neucrdiogs  vicder  Erhöhung  der  Gebuiircn  iur  die  eben 
genannton  Anstalten  (PoKtporte  t.  B.  in  den  gntssta  franzOa.  Krie>!:en  Anfang;  d.  Jahr- 
huud.  iu  Oesterreich  aus  finanz.  (irnnden  erhöht,  gleicher  Vorschlasr  sogar  1S71  in 
Frankreich;  dsv:!,  Gebühren  u.  eigentliche  Steui-rn  bei  (ieriohten").  Di-i  Entwicklungs- 
geschichte des  Stempelweseos  bei  Gerichten,  Behörden  a.  fUr  Urkunden,  Bescheinigungen 
a.  s.  w.  gehört  im  Ganzen  auch  hierher. 

Aach  bei  ein  nnd  derselben  Institntion  wechselt  wohl  die 
ganae  Richtung  ihrer  finanziellen  Behandlung.  Im  Grossen  und 
Ganzen  begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unmtlndigkeit  der  Be- 

A.  Wagner,  FIiuHiswiwwmehaft.  f.  3.  Anll.  3| 


Digitized  by  Google 


482 


3.  B.  Orü.  Kiun.   1.  K.  Im  Alkem.   I.  A.  Eiutbcil.  §.  201. 


völkerung  und  einer  noch  niientwi ekelten  und  in  den  Formen  der 
Naturalwirtlischart  steckenden  X'olkswirthsehaft ,  wo  die  Erhebung 
reiner  Gcldstcnem  iiocli  schwieriger  ist,  l'erner  Zeiten  grossen 
Staatsbeflfirls  Ije^reitlielier  Weise  mehr  die  lortsehroitend  fisca- 
lischer  werdende  Behandlung  einer  Institution,  oder  es  ist  von  vorn, 
berein  dabei  das  dritte  oder  selbst  das  vierte  obiger  Principieo 
alleia  das  leitende.  In  Zeiten  dagegen,  wo  die  Bevölkerung  selbst 
mclir  mitspricht^  wo  die  Interessen  der  unteren  Classen  besser 
berticksichtigt  werden,  wo  das  gerwerhh'che  Leben  entwiekelter 
isty  der  Volkswoblstand  wächst  ond  die  Erhebung  reiner  Geld- 
steuern  das  bequemste  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarfs  wird, 
da  waltet  die  umgekehrte  Ricbtnng  vor,  so  im  Grossen  und  Ganzen 
gegenwärtig. 

Die  KepiHen  \  rr>rh»-inil<*n  dann,  weil  sie  als  volkiwirthsrbafllich  /u  Tiachthdlir' 
Kinnahmeiiuellcn  gelten,  so  die  mcbtcn  (ircvurblichen  Regalien,  bei  denen  die 
Ilcgalibirung  nur  eine  Steaerform  war,  z.  B.  die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  ein^*"- 
fObrten.  selbst  in  Prenssen  aaf  Mühlsteine.  SchwciDSboreten  ti.  s.  w.  Das  bodoDtend>t<- 
neueste  Heispicl  ist  die  Aufhebung  des  Salz. monopols  in  Deutschland  lSt»S  ^Ges. 
d.  Nordd.  B.  v.  12.  Oct.  1S67,  §.  1).  Ein  einzelnes  Monopol  wird  nur  hier  un<l 
da  etwa  trotzdem  als  bestes  Mittel  zur  Erhebung  «iner  finanzJ»  11  f^rcieblireii  fig^nt- 
lii  lio.n  St(Uit:r  i>r  ibchalten  oder  selbst  neu  cing  eführt,  ohno  Vt  ik-'ununir  mancher 
roIkswirthschatUicher  Naciitbeile  desselben.  Uaupt  bei  spiel:  Tabakmonopol,  in 
OcBterreich.  Frankreich,  Italien  und  »ndem  Llliideni.  Absteht  der  Befieranr  dafür 
in  Deutschland  jmifsr.  Ni^ne  Einfülirung  des  Zfl  ndhölzchen-Mon  'i'.'ls  i: 
l-'rankteich  nach  ilem  Icuten  Kriege  darch  tios.  v.  2.  Aug.  16)72,  oacbdem  rersciüedene 
Stenererböhungen  bei  diesem  ArtUtel  za  viel  Sehwierifckeiten  geinunden.  Privitviftli' 
schaftlicbe  'J'hätigkeiten  trüberer  Wirthschaftsperioilen  werden  aus  volkswinhsc haft- 
lichen Gründen  vielfach  Tom  Staatr-  aufgegeben,  so  Staatsfabriken,  »Staats-Handelsunt«r- 
ncbmungeo  (thoilweise  ausgenotnnt -n  Banken),  eigene  \'orwaltUQg  von  Laadgutcm  fast 
allKemeto,  vielfach  auch  Si;iat>b(  r^-  u.  Huttenwesen .  selbrt  eiganer  fi«itz  ron  Land- 
gütern, ferner  Schitifahrtsbeirieb  des  Stniifn.  Die  (iebiihreij  werden  aus  volkswirth- 
schafilicben  und  aus  politiscUeo  GrUnddii  ermässigt,  so  der  Schlagschatx  für  Prägung 
auf  Kecbnnng  Prirater,  Postperti,  Telegraphenfebühfen,  Strassengeld,  Scholfdder. 
Prufiinuslaxcn  ;  mininfrr,  ab<T  im  Ganzen  noch  zu  w^nic  „(lebiihren"  (wahre  ond 
solche,  welche  ganz  oder  fast  ganz  eigentliche  Steuern  sind)  l'ur  Gerichts-  und  V«^ 
valtungsthätigkeiten.  In  dnxelnen  Fällen  wird  selbst  auf  jede  bisher  bezogeae  Eit- 
nahmc  aus  bestimmten  Sta  ttr-cinrichtungoii  o*li  r  Thatigki  it  n  <:m/.  vcr/ii^ht  t,  weil  daü 
Öffentliche  Interesse  bei  der  unentgeltlicben  Ausübung  nm  Bexten  gewahrt  endKini. 
so  die  Aufhebung  jeder  Prägekostenberechnung  fiir  Prägung  (\lr  Private,  desSbatte»* 
gelds.  Brtickcngeids.  Postportos  in  bestimmten  Fällen,  z.  H.  für  gew.  Briefe  an  Soldaten 
im  Kriejre;  df-r  irerulitl.  n.  Vf'rwaitiinirs,.gebiihren"  dsjrf  .  H-  mii  lan  frirth^ch. 
Ueluruieii  z.u  erlcichti:iü  (Sieuipcl-  uüd  Gebührentreiheit  l»ei  lieuitiiitheitAiheilimgiii. 
ZasammeDlflgnngeD  n.  s.  v.). 

Sieberlieh  ist  eine  solche  Entwicklung  der  finanaiellen  Be. 
*  handlung  jener  Staatsthfttigkeiten  auch  in  Zeiten  der  bexeichneten 
Art  im  Ganzen  die  richtige  und  die  zu  begünstigende.  Aber  sie 
mnss  nur  abermals  nicht  als  die  schlechtweg  allein 
richtige  betrachtet  werden.  Eine  Finanzpolitik,  welche  dies 
thSte,  wfirde  in  anderen  Zeiten  und  VerhiUtnissen  roindesteas  ver- 
früht and  oft  gar  nicht  durchführbar  sein. 
■ 
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Z.  B.  eine  Porforcform  wie  die  der  oenereD  ond  nettesten  Zeit  hfttte  frrtber 

bei  «^erimrem  Verkehr,  <t  hwaclivr  V<  rhicitunir  von  Klomcntarkenntnissen  u.  s.  w.  wahr- 
scheinlich nur  £ü  cioer  starken  Kinbusse  der  •Staatskasse  (cei'uhrt.  Uuter  der  Be- 
dingoni^  so  niedriger  Porti's  bitte  der  Staat  dann  mutbinaashcb  die  Poetanstalt  gar 
nicht  ribcrnotTiin^  n  oder  nicht  beibehalten,  zum  KaclitboU  anch  des  EiniceLneA,  der 
etwas  hohes  Pürto  ^ahit.    S.  i-in.  Ii,  §.  SOS  Ü. 

HilisiehUicb  der  Regalien  ist  daher  auch  ein  Moment  von 
allgemeinster  Bedentang  fOr  das  VentSndniss  der  ganzen  volks- 
wirthscbafUichen  Organisation  nnd  der  Entwieklungsgesebiehte  der 
Staatseinnahmen  noch  einer  besonderen  Hervorhebung  schon  an 
dieser  Stelle  wertb.  Regalien  oder  Vorbehalte  gewisser  Boden- 
prodncte  und  ihrer  Gewinnung  nnd  gewisser  Gewerbe-  nnd 
Handelsbetriebe  zu  Gunsten  des  Staats  (Fiscns)  sind  eine  recht- 
liche Bedingung  einer  mehr  gemein  wirthschaftlichen  Orga- 
nisation der  Volkswirtbscbaft  und  ein  Ersatz  eigentlicher  Steuern, 
Tor  deren  selbständigerer  Entwicklung  und  nach  eingetretener  Un- 
znreiohendbeit  der  Domanialertrftge.  Nach  dem  DuFchbrnch  des 
privatwirthscbaftlichen  Organisationsprincips  erscheinen  sie  als  eine 
Anomalie  der  wiitliscljultliehcii  Kechtsordnung  und  als  eine 
Hemmung  der  vollen  Knifaltung  des  pri\ atwirthsehaftlichen  Pro- 
duetioDs-  und  Verkebrssyötems.  Deshalb  werden  sie  theoretisch 
verworfen  und  practisch  mehr  und  mehr  auf^og^eben.  lietzteres 
wird  durch  die  mittlerweile  erreichte  Entwicklung  der  eigentlichen 
Ste  nern  mfiglieli.  Der  Vorj^an<2:  steht  in  Einklang  mit  der  Uber- 
wiegend  j)ri\  atwirthsehaftlichen  Gestaltung  der  neueren  Volkswirth- 
schaft.  Aber  e  s  c  h  i  e  b  1 1  i  e  h  betrachtet,  erscheint  er  eben  des- 
wegen doch  nur  als  eine  zwar  u  n  t  e  r  g c  w  i  s  s  e  n  V  e  r  Ii  ä  1 1  n  i  s  s  e  n , 
aber  keineswegs  stets  richtige  Phase,  was  in  den  Theorieen 
der  Nationalökonoraen  und  Finanzmänner  wiederum  oft  genug  ver- 
kannt worden  ist.  Die  theilweise  Verdrängung  der  pri?atwirth- 
schafUichen  durch  die  gemein wirtbscbaftlicbe  Organisation,  welche 
aus  ökonomisch -technischen  wie  ans  social  politischen  GrUnden 
nothwendig  oder  wenigstens  zweckmässig  sein  kann,  wird  daher 
YieUeicht  wieder  mit  der  Einftthriing  neuer  Regalien  verbunden  sein. 

Yirl.  Gmndlcgung,  1.  Abth.  Kap.  3  v.  Uber  den  Za8.hani^  der  Besteneron^  mit 
d.M  Ki'xenthuDis-  u.  Erwerhsordnonir  n.  der  Oi|rani8ation  der  Volicswirthsch.  jetzt  l'in.  II, 
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2.  Abschnitt 

Allgemeiue  Betraclitun^  der  privatwirtk^ekaitiklieu 

Eluualimeu. 

1.  —  §.  202.  Zu  den  p ri  v  atw i rth s chaft liehen  oder 
D  0  III  a  n  i  :i  1  c  i  n  11  a  h  ni  e  n  gebüien  nacli  der  oben  aufgestellten 
IJe^M'iftsbcstiininuii}^  streng  genommeu  nur  die  Einnahmen, 
welclic  aus  der  Verwciidiinf^  von  werbendem  Staatseigeuthiiin  und 
aus  dem  Betrieb  von  Staatsgewerben  tliessen,  wenn  sie  vr»iu  Staate 
als  Einzclwirthscharter  unter  den  a  1 1  c  m  c  i  n  e  n  r  e  e  h  1 1  i  c  ii  e  n  Be- 
dingungen dcäs  privatwit'thschat'tliclien  ( 'oncurrenzsystenijä,  daher 
rechtlich  im  Wesentlichen  wie  von  den  gewöhnlichen  Privat- 
wirthsohaften,  erworben  werden. 

Dieses  <  oMriun  Ti^s^  ^toin  hängt  in  seiner  jeweiligen  (ivistaltuni;  friilich  wesendicli 
•  von  der  IJcsc lia t  fcu  h e i  t  seiner  IJechtübasis  ab,  welche  selbst  wieder  ver- 
änderlich ist.  S.  (irundlcgruQg,  §.  123-^-122^  D.  Abth.  U.  Hier  oiuss  mithin  ciM 
bestimmte  liedibbasis  als  bestehend  rornnssrosetzt  werden:  dicjenip-e.  in  d<ur  Uaujpt- 
äache  gleiche,  im  earopäiach-amurikanibchen  btaatcnsystem  der  Ue^cnvart. 

Domgemiss  miteson  folirende  dr«i  Vor«nssetziittf60  zntroOöD,  damtt  da» 
Einnahme  finan/.wii)Sens.chaf(li(  h  al-,  i  '  in  priialrt  irfli-' liaftlirhc  bezeichnet  werden  t>  »ij:i 

1.  Der  Staat  muss  in  ieiuerlci  Wcii>c  bei  der  Pruduclion  und  dem  AU&au 
der  Prodacte  in  seiner  Eifrenschaft  als  Staat  oder  als  Inhaber  der  Pinanzholieit  mm 
Zweck  der  Einnuhmecr/.ielung  vor  andern  rinlui  onten  und  Verkäinfcrn  iui  ^'i  :kohr 
einen  rechtlichen  Vorzug  geniessen.  Soweit  solches  der  Fall  i&t,  gehört  die 
Kinnahme  zu  den  Steuern  i.  w.  S..  so  nach  Zweck  und  linanziellcr  Folge  die  £ia- 
nahme  bez.  ein  Theil  der  Ebnahmo  (der  Extra  gevinn)  ans  gew  er  blieben 
Regalien  ( I'  i  n  i  n  z  m  o  n  o  p  o  1  e  n  1. 

2.  Dei  m;ui  muüs  die  Thätigkcit  (Auätalt  u.  h.  vr.)  wenn  nicht  wirklich  aus- 
schliesslich im  finanziellen  Interesse,  utn  <  iii<  für  andere  Siaat^/wecke  ver- 
fUcrbrirn  Tinnahme  zu  gewinnen,  übenicbnicii  oder  licibehalten.  so  du.  Ii  r-  '  litlislj  im 
Staude  sein,  no  vorgehen  zu  köoacu.  iuinnahmc-gebeude  Thätigkeiten  oder  Anstalten, 
▼eiche  nnr  die  Versririclichnng  von  als  richtif  erkannton  Staatsaufgaben  bezvedea, 
geihöron  daher  nicht  hierher.    Ülc  Kirinalitnni  da  aus  sind  (lebühren. 

3.  Der  Staat  muss  die  Thiltigkoit  oder  Unternehmung  auch  darchaus  aar 
von  dem  privatirirthschafUicbea  Geslchtspancte  bIVchstnidglichcr  ^  wenn  anch 
unter  gebührender  Berücksichtigung  I.i  Xachhaliigkeit  erstrebter  -  Rentabilität 
aus  betreiben  dürfen,  wenn  auch  nicht  notltwendig  sie  in  Wirklichkeit  nur  so  betreiben. 
LüÄSt  bich  der  Staat  bei  der  tiuan/iellen  Regelung  der  bctrelTeMden  Thätigkeit  aber 
von  <  iner  Rucksicht  auf  die  eigentlicheJi  Staatszwecke  mit  leiten  und  verzichtet  «r 
auf  einen  Theil  der  bei  privatwirthschaftlicher  Betriebsweise  erlangbaren  Rente,  so 
stellt  das  t»ich  hierbei  ergebende  Einnahmeminus  gcwissermasscn  eine  (verhüllte)  An«^ 
irabe  dar,  welche  der  Staat  absichtlich  im  Öffentlichen  Interesse  macht.  Die  botanef«nda 
Kinnahtne  ist  dann  wieder  keine  rein  privatwurthschafUtche.  So  kaaii  die  Sa^ 
bei  den  Forsten  liegen. 

Tu  der  Wirklichkeit  eriiillt  in  der  Fiuanzwirthsehali  (ier  Gegen 
wart  nur  ein  Theil  der  sogen,  privatwirthschaltiichen  Einnabmen 
diese  drei  Voraussetzungen  genau.  Bei  manchen  gewöhnlich  hier- 
her gerechneten  Einnahmen,  z.  B.  bei  derjenigen  aus  Btaats- 
forsten,  aus  Eisenbahnen ,  vollends  ansCanälen  des  Staats 
waltet  der  iisealiscbe  Gesichtspunct  gegenwärtig  hei  nns-  meist  nicht 
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ansschlicssHcli  oh,  und  mit  Recht  mt-hi.  Einnahmen  dieser  Art 
sind  daher  iuioierbiii  anders  als  die  reiu  privatwirthschaltlicben 
aat'zutassen.  Sie  können  mit  letzteren  gleich wolil  in  eine  Grnppe 
zQSammeDgetasst  werden ,  weil  die  Erzieinng  der  Einnahme  unter 
den  gcwöbniicben  Bedinj^imgen  der  wirthschattlichcn  Kecbtsordniing 
erfolgt,  wozu  noch  kommt,  dass  sie  thatsächlicb  (bei  Eisen- 
bahnen, und  wohl  auch  Cauälen,  wenigstens  so  lange  das  Anlage- 
kapital nocb  nieht  amortisirt  und  daber  nocb  zu  verzinsen  ist),  ein 
sehr  ber?orragender  Zweek  mit  ist. 

Dies  ist  fur  mifh  f]  >r  <  hcitJcnrle  Grund,  warum  ich  wenigstens  fUr 
jctit  aocb,  vo  bobteu  Falls  bui  dciu  gcriAgcu  Alter  der  betr.  Uoternebmangon  daü 
Kapital  aas  den  Ertragen  o»t  zo  einem  (meist  nooh  kleinen)  Tholle  ameitisirt  ist,  die 
Staatscisenbabaoa  unter  den  Anstalten  für  don  Privaterwerb  des  Staats  einroiho. 
Umpfenharh,  der  die  Eisenbahnen  in  Händen  des  Staats  habon  u.  dann  unf  r  das 
Gebuhruupnuci])  stellen  will.  Ubersicht  dies  zu  sehr  §.  87  -31).  Die  flöhe  der  Kuaten 
bedingt  einen  vesotitlicben  I  nterschied  in  diesem  Puncte  zwischen  Bahnen, 
('hausseen  u.  Tdetrraphen  Tinjrefähres  K'«^;'  fi.  crhältniss  in  Delitz  hlaiiil  w'w  c.  500  bis 
üüO  ;  lU— J«>  :  1—31).  Was  für  Eisenbahit cn.  gilt  wenigstens  auch  tur  neue  Caniiic 
(Kostenanschlaf  per  Meile  für  ein  grosseres  deutsches  ('analnotz  schon  ror  1S70 
2h2J^W  Tlilr.  nach  "Meitzcn,  also  iiniiviJtiii  die  Hälfte  von  Bahnen,  wahrs<  lieinli.  h 
noch  mehr).  Der  Satz  iu  ai  der  Nordd.  und  der  deutschcu  lioichäTerfa&iUiig  Uber 
Staatscan jUe  ist  etvas  nndentlich  in  diesem  Pancie.  ginge  aber  zn  reit,  venn  er  dien 
Princip  nicht  mit  san<  ti -nirtc.  .\ehnliche  Anffassang  der  Suntsbahnen  wie  bei  mir 
»ach  bei  Nasse.  Tariferböb..  Jena  1^74.  8  81  IT. 

Früher  war  der  rein  priratvirtbschafUicbe  Standpunct  auch  bei  Einiiahmeu.  wie 
den  gcnaimtcu .  mitunter  der  massgebende  und  in  manchen  Läiidcrn  ist  er  es  noch 
jetzt,  z.  B.  im  Fofstwesen.  Auch  bei  den  Kinnahmen,  welche  gegenwärtig  in  der 
I^egcl  als  rein  privat wirthschaftliche  behandelt  werden  können ,  z.  Ii.  aus  Staatsberg- 
werkcn,  >Staatsfabrtkcn ,  kam  früher  Öfters  d^r  andere  (ie^iclltspunct  mit  in  Betracht, 
dass  der  Staat  hier  gleichzeitig  M  u  stcran^^tnltcn  zur  Nachahmung  betrtnhfn  ^'oUtc. 
Eituclue  Staatsfabrikeu,  z.  B.  für  l'orzcllanbi.n  iiuag,  ähnlich  einzelne  landwmlischaft- 
liebe  sof.  MasteranstaJtea  stehen  auch  jetzt  noch  nicht  unter  dem  blosj  priraivirth- 
s'  li:iftlirli._;ii  (irsi'  hfspmicte  höchstmöglicher  Kentabilität,  sind  aber  doch  finnnzvirth« 
scbaftlich  zu  den  [TiviitwiTlhschafllichen  Einri.ilimi'qdi'llcn  711  n-rhuru. 

Demnach  kann  man  auch  in  der  Theorie  nicht  ein  l'iir  allemal 
kurzweg  sagen:  diese  und  jene  Einnahmen  sind  privatwirthschaft- 
licbe,  sondern  man  kann  immer  nnr  angeben,  welcbe  Einnahmen 
unter  gegeben&n  Verhältnissen  als  rein  oder  als  über- 
wiegend udcr  als  doeb  zogleicb  wesentlich  mit  privat- 
wirthächaft liehe  tn  behandeln  sind.  Der  Uehergang:  von  der 
Betriebsweise  einer  Anstalt  naeh  dem  rein  privatwirthscbaftlicben 
za  derjenigen  annUbernd  oder  ganz  nach  dem  Gebttbrenprineip 
oder  die  BebandliiDg  einer  bisher  in  priratwirthsebaftlieher  Weise 
betriebenen  Thätigkeit  theilweise  naeh  dem  Gesichtspunete  einer 
wtrkliehen  Staatsanfgabe,  wobei  aof  einen  Tbeil  der  Einnahme 
Terziehtet  wird»  kann  gerade  hier  Öfters  in  Frage  kommen.  Das 
ist  aber  kein  Grund,  sie  sofort  ans  der  fioanziellen  Kategorie  der 
priTatwirthsehaftlichen  Einnhhmeqnellcn  garns  auszuscheiden. 
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Die«  uacbe  iuh  o.  A.  gegen  7.  Scheel's  Eiuwäudo  im  Scböuberg'ticbeu  Uaudb.il, 
36  g:eltend.   Er  meint  ^die  blosse  rechtliche  Ponn,  nnter  der  die  Einnahme  erzielt 

wird,  also  namentl.  ob  Monopol  oder  ni<  ht,  sei  f.  d.  Classification  der  öll'ontl.  Einlüufu". 
be/.  iWc  Einreihun«:  d^TSLlVi  Mi  unter  ErworbseinkUnfto  oder  niclit ,  ,ih  massgebend 
iiiriit  aiuuächca".  Ich  glaube  duch.  Dies  rccbtliche  Moment  ist  ;iii>  h  dua  eiiizig 
feste  Inttirschcidungsuierkmal,  die  t ha tsücli Ii •  hc  Behandlung  einer  Kinitahmequellc 
schwankt  za  sehr,  als  dass  man  sich  daran  aiieia  lOr  die  GiauilicatiiMi  iiaitea  kOaate. 

II.  —  §.  203.  Im  Folgenden  werden  nachstehende  Einnahme- 
xweige  noch  zu  den  privatwirthschaitlichen  unserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  und  demnach  im  zweiten  Kapitel  diesen  Bnchs  (Pri  rat- 
er wer  b  des  Staats)  behandelt: 

1.  Einnahmen  ans  Feld  gilt  er  n  (Domänen  im  engsten  Shioe) 
einschliesslich  der  Einnahmen  ans  dinglichen  Rechten  aaf 
Leistunpien  von  Privatländcreien  (Grun  d gefalle)  oder  auf  eine 
BeiuilzuDi;  derselben  (Weide-,  Fischeieirecbtc  u.  st.  w.),  ferner  am» 
1  a  n  d  w  i  r  t  h  s  (■  h  a  f  1 1  i  <•  h  e  n  G  c  w  c  r  k  s  v  o  r  r  i  c  h  t  u  ii   c  n. 

'J.  Kiniiahmeii  aus  Staatswaldungen,  nebst  Jagd  uiiii 
Fischfang. 

3.  Einnahmen  aus  Staatsberg-  und  Hüttenwerken,  ein- 
sebliesslieh  des  8  a  1  i  n  e  n  betrieb»,  aus  andercu,  als  mit  Land 
gütern  u.  s.  vv.  vcrbniuleiien  8 1  h  a  t  s  g  e  w  tM-  k  s  n  n  1  a  e  n  ,  iwr 
bcsoodere  Fabriken  u.  s.  w.,  und  aus  W  o  h  ii  g  e  h  ii  u  d  e  n. 

4.  F>innahmcn  aus  Handels-,  Geld-  und  I> a n  k gcscliärteo, 
Süwie  aus  werbendem  beweglichen  Vermögen  tiberliaiipi. 

5.  EiDnahnien  aus  dem  Staate  eigentbttmlich  gehörigen  oder 
auf  seine  Rechnung  iietriebenen  Einrichtungen  des  Verkehrs- 
wesens, nemlicb  Eisenbahnen,  Canäien  und  ScbiftTahrts- 
diensten. 

Die  Gründe,  warum  diese  Einnahmen  in  der  üci^nwart  noch  al»  —  rein  oder 
öbcTwifL^'-nfl  il.n'li  /nrl'-'i''Ii  w  o  s  c  n  1 1  it:  h  mit  —  |)rivatwirths<haftiifh'- 

i;«lten  kimuen,  werden  m  den  Abbcbnitteu  dus  lol^.  kapilcls,  welche  von  dax  äiixditeii 
Zwuigen  bandeln,  mit  erSrtert.  Dort  vird  daher  aach  «ntunttcht,  ob  und  vieveit  der 
privatwirthschaftliche  Gesichtspnact  mitunter  modificirt  Verden  miiiis,  z.  B.  bei  WaMugvn« 
Ganidcu,  Bahnen. 

Manche  andere  Einnahmen  sind  «inigen  der  obigen  nahe  verwandt,  and  winden 

bisweilen  eben&lls  zu  den  jirivatwirthschaftlichen  gereiht:  so  diu  EioMlUBen  au» 
.Staatsstrassetj  fWegcg(M  .  Telegraph<>n  .  ans  d  r  Post  (besonders  aus  eiwAclnet 
Zweigen  derselben,  wie  /..  B.  aus  der  Person  <■  n  luist).  ;ui^  der  fiir  Rechnung  Pnvati-r 
erfolgenden  Mii nz präg n n g,  aus  den  Staat->>  !iiil<-n  rUler  Art  (Schulgeld).  *» 
Staatslotterien.  Da  jedoch  hier  die  wirths'  li.iitln  hr  Ik^jclitscrdniing  fiir  diese  Ein- 
ri<  htunj^eu  eine  andere  ah»  die  gewöhnliche  des  L^ncuircnzsy^ttems  zu  t>cin  pflegt,  d* 
aossordem  aus  sptter  anzugebenden  Gründen  der  pfImtwirtbschafUicho  tienchtsptert 
hier  nii  bt  [inr  mdit  der  leitend''  odi:^  ntir  vorwatti'tido  .  sondern  woni£r>T>'n!5  lu 
uuäurcu  btaatcn  in  der  (iegeuwart  in  der  Kegel  nicht  einmal  wesentlich  mehr  mit- 
sprechen soll,  ja  mitanler  ganz  fortfallen  muss,  aoeh  schon  jetzt  wegen  der  gerlsfenn 
llJ^lie  des  in  der  Einrichtung  steckenden  Kapitals  —  im  degensatz  zu  den  Eisen- 
bahnen, —  aus  lioaii/.ielieu  Kücksichto.u  meist  nicht  mehr  uothwcitdig  entscheidcad 
zu  sein  braucht,  so  werden  die  genannten  Einnahmen  hier  zu  der  folgenden  iweitei 
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Ilaaptclassc  der  orduntUcbea  Eumahmon  gerechnet,  die  meisten  jetxt  mit  Kocht  4a 
den  G  u  b  Q  h  r  (■  II. 

Stein  3.  Aosg.  S.  256  macht  mir  einen  N'orwurf  danos,  dass  ich  in  der  6.  Au.su-. 
dof  I{au'<ch<  n  Finanzw  iss.  so  weitläufig  die  Eisenbahnen  behandelt  habe  und  doch  kein 
Wort  Uber  die  Telegraphen  hätte.  £r  hätte  vielfach  aus  meiner  Arbeit,  u.  A.  aas 
§.  93  Anm.  a.  eneben  kOonen,  dass  und  varam  ich  die  T>-l<-i;iaphie  mit  der  Post 
unter  di.  flobUhnMinn'^tnlten  .  ni' ht  unter  die  privatwirthschaftlichcn  ünternchmunfj-on, 
wie  in  einer  Hinsicht  die  £iseabahneu,  stelle.  Mau  mag  diese  tironde  angreifen  u. 
verrerfen ,  kann  aber  doch  nicht  ignoriren ,  dass  ich  hier  bestimmten  GrOnden  folire. 

Der  Umstand,  dass  emige  Zwci'jrc.  wie  Telf-zrapli.-n,  Vo'^t.  >Tnn/i!,  gcsi  liiclitlirh 
nnd  nach  gcltendeui  Kechte  öfters  tiogen.  Kegalieu  üad,  uöUügt  uicht^  die  Ein- 
nahmen  aas  solchen  Zweigen  von  den  Gebühren,  ▼ozn  sie  nach  Ihrer  richtigen. fioau- 
ziellen  Auflassung  gehören,  als  besondere  Classe  ab/.atp  nnen,  s.  folg.  AbschnitL 

Die  Lotterip  dient  vielfaeh  als  Besteuerungsform  des  Spii  Igcnusscs.  Der 
tuian/iclle  G<isichLspun«  i  suU  aber  nicht  der  cutscheidende  sein  und  er  Ikouimt  gar  nicht 
mehr  in  Betracht,  wenn  der  Staat  sich  ausschliesslich  das  Recht  vorbehält,  Lotterien 
zu  letreihen,  es  aber  uus  (irundeti  'l'  s  Volks-  u.  .Staat-iWülils  uielit  au;«i^l)t.  Der  Vor- 
behalt crlolgt  dann  nur  wieder  aus  (iruuden  der  roiitiiii  u.  s.  w.,  um  Andre  am  Lotteric- 
befrieb  m  rerbindern. 

Anhan^'>.'R'ci>e  kann  man  zu  don  privatwirtlischaftliclujn  Einnahmen  solch.'  l'o- 
iegcnt liehe  Einkünfte  stellen,  welche  aus  der  Vcräusserung  alter,  abgenut/.ter  (je- 
braacbsgcgcastftndc  der  Staatsrervaltang  erzielt  werden,  besonders  im  MlUtirdepartemcnt. 

3.  Abschnitt 

Allgemeine  Betraehtiug  der  stafttswiiihsehafllieheD 
Elnnaltmen  eder  Auf  lagen  (Steuern),  insbesondere  der 

OeMbren. 

Nähen  s  im  2.  Haiuie  d.  Fin.wiss.  Kap.  1  „die  (lebtihron".  Es  ht  nur  eine  je.  re 
Fietion,  wenn  Maurus,  ßesteuer.  S.  S8,  93.  .-»uch  den  Stuuorcharactor  der  privat- 
iriithsc haftlichen  P'.innaiimen  des  Staats  behauptet  wie  Ähnlich  schon  früher  Pfeiffer  I, 
fil.  Danach  soll  i.  B.  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Vorcnthaltung  von  so 
und  6o  viel  Morgen  Land  p.  Familie  der  Staatsbargcrschaft  und  daher  wie  eine  Art 
Einkommensteaer  wirken.  Hier  wird  ebenso  einseitig  die  natOrliehe  Selbstrerstindlich- 
küit  des  bloss  privaten  (innuloitrenthuins  an^cnoninien  als  von  Seite  «Lt  Sueialdemocratiu 
die  natürliche  Selbstverständlichkeit  des  bloss  gemeinsamen  Gruudoigeuthams.  Vfd. 
Grundlegung  Abth.  It,  bes.  Kap.  4.  Fttr  diese  schwache  Aii^meotanon  Pfef  ffer's 
hat  der  sonst  so  absprechende  L.Stein  bloss  die  zahme  Bemerkung:  er  habe  diesem 
(iudankcn  nicht  recht  folgen  können.  2.  A.  S.  15.H.  Die  der  Pf ciffe r'schen  ähn- 
liche Erörterung  von  A.  Held,  Einkommensteuer,  S.  T — i>,  ist  zwar  etwas  vorsichtiger, 
nb«r  auch  noch  schief  und  an  Hissdeiitnngen  Anlasa  bietend. 

L  —  §.  204.  Die  staatswirtbacbaftlicben  Einnabmen 
gliedern  sieb  in  zwei  Arten,  in  die  eigentlicben  Gebflbren 
oder  speciellen  Stenern  und  in  die  eigentlicben  allge- 
meinen Steuern  (Stenern  im  engeren  Sinne). 

Gebttbren  sind  Abgaben ,  welebe  von  Einzelnen  oder 
Gruppen  von  Einzelnen  als  ein  specieller  Entgelt  eines 
ihnen  vom  Staate  geleisteten  Diensts  oder  einer  durcb  sie  dem 
Staate  verarsachten  Ausgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ansübung 
einer  Staatsthätigkeit  in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig 
bestimuitcu  Weibc  uud  uoimirteu  Höhe  erhoben  werden. 
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Hier  wie  meistens  iu  dioscm  Werke  sind  d.  BegritfsbcstiuiiDUiigea  u.  FormuÜniDgcn 
der  Einfachheit  und  leichteren  Ventttndlichkeit  wepren  for  die  Staattlhiaozen  go^ 

geben,  (iobUhren  u.  s.  w.  können  naUirlich  aui  Ii  in  i  il  u  S  l!istrerwaliungj'körpern 
vorkommen.  Die  cri'orderlicbe  Uml'urmuog  (Vcrallgcmciucruag)  da»  Bcgrill«  ecjpeU 
sich  leicht. 

Die  Einiiabiiic  ans  den  Gebühren  hat  den  Zweck,  die  Kosten, 
nameutlich  die  laulciidcn  Betriebskosten,  eventuell  aucli  (iie  erc- 
wöhnlichen  Plerstc  lliuigskosten,  {l)ez.  einen  übiiehen  Zinü  und  eine 
AniortisatioMS(| Dotc  det»  eil'orderlieh  gewesenen  Kapitalaufwands) 
der  betreffenden  8taat8thlitigkeiten,  FJnriclitungen  und  Anstalten 
granz  oder  theilweise  zu  denken.  VAn  l.' e  b  e  r  8  c  h  u  8  8  darüber 
hinaus  fällt  unter  den  Begriff  der  cigentliehen  Steuereinnahme. 

Die  Gebühren  wurden  bisher  (vor  Uau)  gewöhnlich  zu  den  Steuern  gerechooL 
Man  fuhrt  bic  meistens  unter  den  intiircctcu  Steuern  auf,  ob^rieich  i^ie  prfiliatentheiia 
dtrect,  d.  h.  ron  demjenigen  gefordert  werden,  der  sie  trag<  n  üoII.  Die  Gebühren 
nntersclieiden  sich  von  den  eifrentlichen  Steuern  ab^r  t-o  wcsi  iitli  h,  da>b  es  nöthig 
ist.  sie  als  eine  besondere  Art  von  Anfiageu  zu  bctiachtcii.  i'jussetjd  wird  jedoch 
das  Wort  Steuern  auch  in  einem  weiteren  Sinn  genommen,  wo  dann  die  (iobühreH 
auch  darunter  bcgrilien  werden.  Kritbcr  iuhrten  sie  rff.  is  n  Nanu  n  ziifällifrc 
Einkünfte,  z.  B.  Souuonf  eis.  Kin.,  112,  1 16  ti.,  auch  werden  hie  mitunter  deiulle 
genannt.  Die  Keveren  sind  Rau  in  der  Begrilfshostiuiaiung  and  BegrdndaDg  der 
(icbiihren  vielfarli  ri  fnlirt.  V^l.  tibrif.  rfciffr  r  L  2'»->,  L'mpfenbach.  >5.  IT., 
Waicker,  Selbstverwaltung  d.  Steuerwcscns .  S.  ö,  14,  A.  Meyer  in  «L  \ierici» 
jahrschr.  f.  Volicswirthsch.  n.  s.  w.  1^64,  B.  Heek,  5fi:  Abg..  14,  Sl— 34« 
Steil»,  Finanzen.  1.  A.,  S.  106,  151  Ii.,  1.  A.  H'i.  2i:),  3.  A.  260—2%.  Parieu, 
traitr  des  imi)ots  III,  1()5,  R sob  r  a  so  f  f ,  iin[)ots  sur  les  acti-s,  in  den  Diemoirc-s  d. 
l'et.  Akad,,  IJ.  X,  Nr.  H.  Ii.  XI,  Nr.  v.  in  d.  oben  gen.  Abhnndl,  über  die  n  ren. 
pnbl.  21«  28  S.  (Eintheihing  wie  ich,  nur  dass  It  gewisse  Jiejiralien ,  die  ich  /.u  den 
(icbtihren  rechne,  wie  Post  u.  A..  rt!<  Kc>?al  /u  d.  imlustr.  Einnahme  stellt  . 
Knicäa.  a.  0.  Leber  Stein  s  lalsebc  Trennunir  >rewisser  I»oa:atien  von  den  (iebuhren 
die  unten  fol^^.  llomerk.  und  über  U  mpfen  b:ic  h  s  im  Wcscntlichm  richtige,  nur 
etwas  zn  weltgehende  Lein.'  uli  r  (i  -liUlin  n  s.  o.  S.  476.  F.rv:\-*  ahw.«i.  ti.^inl  S.'b.nll, 
*  Abh.  Gehuhren  in  Schi>nberg.s  liandb.  II,  7M.  Er  will  den  tiebubrcubcgritl  auä> 
schliesslich  an  die  Qnalitftt  des  betrelfendeH  Staatsacia  anknüpfen  n.  nnr  fon  „tio- 
bidiri-ii'"  •^j-rcfheu.  wo  (!S  >i>  L  um  Aiiit-1iriiiillurii:i  ii  /ur  A'i  rwiiUi.  liiin^'  wesentlicher 
Staatszwecke  handelt.  Das  erscheint  mir  ein  weni^;  zu  un^r.  tcbrigen.s  habe  ich  nicht, 
wie  Schall  meint,  das  Moment  der  Bemessung  der  Gebtlhr  nach  den  Kette«  in 
die  Delinition  der  (iebuhren  ^'i/Oiren,  sondern  die  Ku>*''iideckiui!r  nur  als  finen  doch 
nicht  zu  lAugnenden  Zweck  mit  angefuhrt.  \Vie<ler  etwas  anders  Schäfllc,  Steoer- 
polit.  S.  52,  454  Ii.,  der  von  „Verwalt  «rebtihren"  spricht,  wenn  "lio  hctrc*ff.  SiTiitL 
Tcchtl.  Verwalt. einnähme  ..höchstens  auf  l)»  ckunp  der  Kosten  d<.-s  versioltcni-n  Verwalt.«. 
acts  bercclinet  ist",  darüber  hinaus  lii  iiirlir  <  r  <1ea  m.  £.  leicht  irre  führenden  Atti- 
druck  ..Steuergebiihren"  oder  .  (iebiihicuslcucin 

Diese  Gebühren  kiiii]>fen  sich  an  zweierlei  verchiudene, 
wenn  auch  iu  einzelnen  Fällen  nicht  immer  leicht  zu  unterscheidende 
'^^I'liilti;::keiten  des  Staats,  nemlicli  an  die  Ansübunp:  wcsentlirbcr 
llolieitsreelite  niid  an  Thätigkeiten ,  welche  bloss  aus  Zweck- 
nt  H  s  s  i  j;k  e  i  1 8  r  ü  n  d  c  n  im  r>lTriitlieheu  Interesse  \t)in  ."^taatc 
übernommen  sind.  Bei  den  ersteren  handelt  es  sich  Vüriiemlieh 
um  Th:Ui<;keiten  zur  Aiisfltlirnng  des  Jl  e  c  b  t  ^  -  und  a  <•  h  f  - 
zwecks,  bei  den  anderen  um  solche  zur  Ausführung  des  CuUiir- 
nad  Wohlfakrtsz wecks. 
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An  diese  Uutcrächeidung  wird  auch  diu  tittbiUircultihre  passend  angeknüpft. 
Der  historische  Staat  fnirt  sich  atlerdiDi^  nicht  in  eino  enfo  theoretische  Konnel  vud 

zoiirt  namcnflii'h  iiieinals  ciiic  vr.lliire  Hoschräiikiing  atif  den  Keclitszwcrk.  Kliensovrcniir 
haben  die  llobcitsrcclite,  welche  wir  vom  Standpuiict  der  Gegenwart  (,.iin  modenieu 
Staate**)  mit  Becbt  wesentliche  nennen,  immer  alle  oder  im  jetzigen  Umfange  dem 
lii-t<ir.  Staate  ztigebtandoii .  ulm.'  (l;i-s  man  deshalb  den  BegriH'  „Staat**  in  solchen 
Fällen  ab  nicht  rorliandcn  wird  buiCcichnen  wollen.  Gleichwohl  i:>t  es  doch  voUiomroca 
bejrrandet,  erst  im  entwicii ölten  (Kcchts-  und  Caimr-) Staat  das  wahre  Wesen  des 
Staats,  den  „wahren  Staat'*  zu  erkennen.  Zum  Begriff  diesi Staats  gehört  aber  dann 
di'-  rebernahinn  aller  der  Funrtionnn .  dun  Ii  welche  der  Keclits/.weck  verwirklicht 
Wird.  In  der  geschi<  htlich<  n  Ki-sidi<  inung  des  uiodt  rncn  Staats  hat  sich  dies  auch 
geltend  gemacht  Im  Unterschied  davon  lisst  sich  von  keiner  einzigen  cin^olnen  nud 
nicht  einmal  von  eini-r  gröss.  rcn  Gruppe  der  7.ur  Vi  rwirklichung  des  Cultur-  und 
ohlfahrtszwccks  gehörigen  Siaatathätigkeiteu  behaupten ,  dass  sie  auch  dem  hoch 
entiricfcclten  Staate  wesentlich  sind,  —  nicht  an  sich  nnd  nicht  ebenso  wie  die 
Ki'chtsfunctionen.  Dio  Voniabinc  i  irn^r  der  Functionen  atil"  ili  in  /weiten  Gebiete  ist 
daher  nicht  als  w^e:!eutlichcs  Hohcil^recht  zu  bezeichnen.  Das  ist  u.  A.  auch  gegen 
Stein*8  neoen  Regalbcgrift' einzuwenden.  1.  A.  S.  134  IT.,  i.  A.  S.  184  ff.,  d.  A.  8. 
22!)  II.  Denn  in  diesem  Begrille,  wo  die  Hogalion  „di«'  wiitlis' liaftlichen  Hoheits- 
rechte des  Siaats'*  bedeuten  sollen,  wird  unter  liugal  nicht  mehr,  wie  iu  der  späteren 
Kechts-  and  Finanzgcschichto  und  vielfach  noch  im  heutigen  liechte.  ein  nutzbares 
Ikleint  res,  fOndern  gerade  wieder  wie  ehedem  ein  wesontiiches  Iloheitsrecht  ver- 
standen. Es  i>t  vom  Sfnndpuncte  dor  !?echtsphiIo.so|>hie  wie  von  doii)jcni2:'  n  il.  Kecius- 
gtrsrhi<"htc  u.  des  positiven  liechts  aus  gleich  sehr  willkarlich,  Müiue,  l'ubt,  Kisen- 
b  tluK'ii.  Telegraphen,  Papiergeld,  Lotterie  überhaupt  Be^löi  oder  wirthschaftliche 
HoheitsriN-htf,  ndrr.  wr-nn  es  einmal  geschieht,  nur  sie  so  zu  nennen,  mit  Auj'-rliluss 
aller  anderen  ähtihrhen  Einrichtungen  und  Functionen  des  Staats.  Ganz  V  erwand  tcs, 
wie  Posten«  Telegraphen  and  Ghausseoi«  wird  dabei  fotrennt.  Wenn  aber  Stein 
2.  A.  S.  u.  \.  S.  nnrh  fbenso  wie  in  dur  1.  A.  sojrar  das  „Kegal**  detinirt 
ab  „dtejen,  wirthsch.  Luternehmung,  deren  Ji^xistenz  u.  gesichorto  Ordnung  als  cioo 
absolote  (!>  n.  allgemidne  Be<lingung  der  wirthsch.  Wohlfahrt  eines  Vnlfcea  enchuint 
u.  die  <■!)  II  deshalb  nicht  dem  Zufall  tidef  der  Willkür  der  Einzelnen  in  ihrer  Be- 
gründung u.  Durchführung  überlay»en  werden  kann,**  so  ist  es  doch  minde:>tons  gesagt 
eine  starke  Uebertreibun?,  Post,  'i'elegr.,  Eisenb..  Lotto  hiernach  Ke^ion  zu  nonoen 
u.  wiederum  nur  folgewidrig,  Wexowesen  u.  vieles  Andere  nicht  ebenso  oder  nicht 
noch  cIm  t  unter  diese  Iv'eiralicii  /n  reihen.  (Vi^l.  übrijitens  in  der  3.  A.  S.  218.  wo 
vom  Berjibau  gesagt  wiiJ;  „er  ist  die  i'rudueiiun  (sie!)  einer  der  allgem.  u.  absol. 
Bedingungen  der  Volkswirthschaft  *'  Warum  bleibt  er  dann  nicht  auch  jetzt  noch 
liegal?)  Aurh  izeradc  liir  die  Kinan/wi-.-ensrhafl  und  si  ecieil  iVir  ilie  (i  liulirenlelire 
i»t  diese  neue  Linterscheiduog  Stein  s  von  Kegalieu  und  Gebuhren  nachthcilig.  Da- 
gegen wird  dnrch  die  im  Text  bcftinrortcte  Unterscheidung  gleich  das  richtlgo,  den 
gegebenen  Verh.Tltni'-'sen  ariiieinesseiie  Prinrip  fm-  die  finanzielle  l^r-iiehns^-  des  Ge- 
buhrenwesens  festgestellt;  ein  niedriges  Maass  der  Kcclits<i:ebuhreu,  ein  höheres 
der  übrigen,  namentlich  der  wirthschaftiichen.  deijenigcn  fttr  materielle 
Leistungen  des  Staats  überhaupt;  s.  o.,  auch  H>>elv.  nfr.  Abjr.  §.  'M. 

Ueber  die  Eintheilung  und  Systematik  der  Gebuhren,  mehrfach  abweichend 
von  der  Darstellung  im  Texte,  s.  Hock,  eb.  §.  m — /^4.  ümpfenbaeh.  §.  20 — 44, 
Bergius  K  3  (v.  d.  Kegalicn^  Pfeiffer,  Staatseinnahme  I.  Th  nainentl.  aber 
Stein.  1.  A,  S.  im  1  Uec.'dien).  154.  2.  A.  S.  190,  (Regal.),  bes.  S.  22«  II".  (Syst  d. 
Gebühren),  3.  A.  S.  22li,  2b5.  4.  A.  I,  :iOS  If.  Kau,  5.  A.  §.  227  ü.s  24«.  Bcso- 
brasoff«  let.  pobl.  p.  24,  stellt  mit  Unrecht  bei  seiner  Henorhebung  des  Unter> 
grhieds  V.  taxrs  u  droitS  n^Üeiis  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  >ieh  b' i  jenen  immer 
um  die  wesentlichen  Zwecke  des  Staats  handle,  oder  als  ob  die  ta.\es  nur  bei  dem 
Bechtazweck,  die  lieguien  nur  bei  dem  Wohlfahrtsxwcck  vorkimen.  Schall  a.  a.  0., 
der  am  Kiiterinm  „wesentlicher  Staatazweck**  fcathftlt,  bes.  8.  t»l.  Sc h a f f  1  o a.  a.  0. 

II.  —  g.  205.  Hanptarten  der  Gebühren. 
1.    Unter    wesentlichen    Hoheitsrechten    (Begalien  in 
diesem  Sinne  de«  Worts)  werden  hier  diejenigen  yerstandeni 
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4iK)  n.  <»r(l.  Eiuli.    1.  K.  Im  Alliri.ui.   a.  A.  «i- buhrcii.  §.  2u:»,  20tl. 

welche  ziiiü  liegiitVe  des  wahren  Staats  gehören,  daher  ihm  rich- 
tiger Weise  ausschliesslicli  zustehen,  und  deshalb  regelmässig  in 
gewissem  l  iiiiange  bei  jedem  Staate,  ganz  aiigemein  aber,  ausge- 
deliiit  und  ausschliesslich  weiii„stLiis  bei  dem  entwickelten  Staate 
geiundcü  werden.  Dahin  gebtiren  niitlün  vornemlich  die  Thätig- 
kciten  zur  Ans-  und  Durchführiin';  des  Rechts  und  Macht- 
zwecks des  Staats  (tj.  33).  Diese  ThUtigkeitcn  werden  aus  einem 
allgemeinen  Grunde  im  Interesse  der  Gesammtheit  übernommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zu  Gute 
oder  werden  von  diesen  besonders  verursacht.  Abgaben,  welche 
aUdann  yon  diesen  Einzelnen  erhoben  werden ,  sind  Gebühren. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammtheit  Rechts-  oder  Rechts-  und 
Vervfaltnngsgehtthren  nennen. 

Ab  (wahre)  Oebtthren  tind  die  Abf;:abeii,  velche  sich  to  die  StaatethlHgteHe« 

ztir  Durchführung;  -Ins  Ucchtszwcrks  kniipfm.  aluT  einmal  nur  daiiii  aii/n-«  h.jn,  woun 
lior  Einzelne  wirklich  aus  triltigeu  sachlicUca,  d.  b.  iu  der  beUcüunden  btaatsinsutütioa 
HegeDden  Gründen  in  eine  mit  Abgaben  verbundene  Berahrang  mit  der  Staatsthätigk*  it 
komuit :  .daher  denn  R.  Abi^aben  wie  im  fnui/.ös.  Enrcgistremcnt  fiir  die  Aathenti- 
cirungr  des  Datums  d.  Urkunden  (s.  Hock  a.  a,  O.  S.  24s)  keine  Gebuhren,  sood. 
hohe  u.  lästige  Steuern  i«ind.  Ebenso  R'euig  sind  Abspähen  noch  (iebtlhrcn.  bei  den<'u 
der  Zahlende  keine  (io^cnlcistung;  von  der Suuitsgevalt  cuipfcin^t:  [liegen  Hotfmanu. 
würteuiberg.  Fiunnzrcclit  T,  (!!Ml:  {'<Tn''r  nur  in  der  Höhe,  welche  mit  dem  Werth c 
tloi  geleisteten  Du  nats  im*  den  Nutzniosscr  und  dem  Kostenbeträge  diese«  Dieost!^  für 
<ien  Staat  in  einem  richtigen  Verbiltniaa  steht.  Wird  eine  Abgabe  in  anderen  F&Uea 
odt  r  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  irnli  rn  /.  B.  ein  Dienst  nrler  ine  K'-* -u- 
vurursachung  nur  liogirt  oder  der  uistere  blo!>6  /.um  Zweck  der  Einnahmcb«k;hatiuxig 
«nfgezwangen  oder  der  Werth  des  Diensts  ubonnlssig  hoch  angeschlagen  wird,  so  i^ 
die  Einnahme  keine  (lel)uhr  im  richtigen  tin  ui/wisv  nschattlichen  Sinne  des  Wt.rt* 
mehr,  soudoro  uiue  bei  einer  beäondorn  (ielegonhcit  i-rhobt-ne  eigentliche  Steuer,  ul»«r 
wekhe  dann  aU  Steuer  zu  artheilen  ist.  8.  Fin.  U,  8.  4S9  ff,  aber  Yeri^-hn- 
botitouening  a.  S.  455  ft*.  ober  Beacener.  d.  Erwerbi  durch  Anfall. 

2.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  werden  vom  Staate 
vielerlei  ThUtigkeiten  Ubernüniiuen,  wclehc  einzeln  jedenfalls  nicht 
zu  den  wesentlichen  IStaatsaulgaben  gerechnet  werden  kr.imcn. 
wenn  sich  auch  ein  bedeutendes  offen  tl  ich  es  Iutcref»öe 
an  sie  knüpft  und  sie  (Iberhaupt  nur  im  Falle  eines  solchen 
vom  .Staate  ausprcflbt  werden  sollen.  Dahin  ^eliraeii  zehlrcirhc, 
aber  geschichtlich  und  von  Land  zu  I^Rnd  mannigfach  wandelbare 
Thäti-ckeiten  auf  dem  Gebiete  der  Galtor-  and  Wohlfahrtsförderaog, 
Aach  hier  werden  Gebühren  von  denjenigen  erhoben,  welche 
dnrch  die  Berührung  mit  dem  Staate  and  den  bezüglichen  Ein- 
richtungen  eine  Fördernng  ihrer  specieilen  Interessen 
(besonderen  oder  grlJsseren  Katzen  als  die  Allgemeinheit, 
andrerseits  Kostenerspamng)  erlangen.  Die  Gesammtheit  dieser 
Gebühren  nennen  wir  Cultnr-  and  Woblfabrtsgebllbren. 
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Au«  Ii  <lit'se  Abgaben  falli  ii  inittT  »irr»  r?.'>;rifr  der  <icbuhr  nur  unter  denselben 
Vorau:>t>ctzungcu  wio  diu  Keclibgobuhrua.  Wenicii  äic  in  audtircu  t  ällcü  oder  in 
hOliereni  Ansmtass  erboben,  ao  gebon  »io  in  eine  eigendicbe  Stoaer  odor  eiiio 
piiratwirthschaftlii  lic  (icwcrbs  )  Rente  fUr  den  Staat  nbor. 

Bei  vittlcu  hierher  gcbörigcu  Abgaben  i^tt  ciji  solcher  Ueberg-ang  leicht  möglu  h, 
luaachftch  in  der  Praxis  vorgeifomiiien  ond  nicht  immer  allgemein,  sondern  nnr 
nach  den  Verhältnissen  des  e  inzelnen  Falles  in  billiircn  oder  7U  verwerfen. 
Man  kann  daher  auch  wieder  nur  für  gewisse  Zeiten  und  gewisse  Liindcr  «u* 
geben,  welche  Abgaben  aul  diesen  Gebieten  von  der  Verwaltung  als  (lebtkhrcn 
behandelt  werden  sollen. 

Das  Systi'in  der  ^icbillireii  oder  die  weitere  Classification  der  beiden 
);eiiauuteu  Ilauptarten  vviid  lutiüucUer  NVeise  durch  das  System  der  Verwaltung 
bestimmt.  Die  Bcgründunt;  des  Geblkbrensysr eins  gebiert  daher  in  die  Verwaltung»» 
lebrc,  die  finariziell<-  Dur  >  Ii  I  ührung  desselben  in  die  spJitero  s]icrieIlo  (icbühren- 
lebre.  S.  darüber  Via.  Ii,  Kap.  1,  bes.  S.  29  it.  Stein  a.  a.  0.  bes.  die  Abschnitte  2.  A. 
8.  210  IT.,  3.  A.  S.  26!».  Uber  die  Entwtckliliigsgescbichto  d.  GebQbren.  v.  8.  229  fi*., 
A.  S.  271»  IF.  Uber  flic  KechtspflTc  n.  das  GebUlirenwesen ,  t.  A.  1.  S.  'JOS  If., 
äl7  äi.)  —  eine  vortretl liehe  Partie  dieses  Werks.  Sch&f t'io a.  a  0.,  bes.  Schall  a.  a.  Ü. 
S.  95  f..  der  seinem  eDgeren  Gebttbrcnbegrid'  gemäss  bier  im  Wesentl.  nur  die  obige 
erste  Classe  der  fiel)  ilireii.  dl-  Kechts-  u.  Verwalt-gebuhron  behandelt. 

Die  Uechts-  und  Verwaltungsgebühren,  welche  wirklich  als  <iebührcn 
m  erachten  sind,  kommen  gemeinsam  mit  manchen  sogenannten  (iebiihrcn,  welche 
eigentliche  Steuern  sind,  in  der  Praxis  und  in  der  Sprache  der  (iesct/e  unter 
Verschiedenen  Namen  al»:  Kerhts-,  .lustiz-,  Gerichts-,  Polizeigeb u h ren  (auch 
wohl  -Taxen ),  G erich tskoste n ,  V e rmögeus-, insbesondoreG el dst ra  fen  u.s.  w. 
vor.  Eine  gleichmässige  allgemein  gültige  Einthcilung  fehlt  in  der  Praxis  nocli.  In 
iJer  Sache  selbst  liegen  aueh  manelir  S*  luvi«  rit,M,eiJen.  DIo  Jurisprudenz  Int  di'-Jes 
wichtige,  so  viele  i>rivatrechiiiche  Verhältnisse  borubrcude  Gebiet  des  Gebuhreuwcseus 
noch  nicbt  genügend  l>earbo{tet  Daraus  erklärt  sich  auch  der  hlufi«^  bemerkbare 
^VTanirel  seliaiFi  r  juristischer  Präcisioii  iles  Ausdrucks  iu  den  (iesctzeri  >el'i>t  Di'"s 
rUgt  richtig  M^or,  liaudbomörk.  zum  österr.  Gebuhrengesetze,  Wien  IbTU  (Separat« 
abdradt  aas  der  allgemeinen  Osterr.  Gerichtszcitung),  eine  bemcrkensireijhe  Abhandlung. 

III.  —  §.  206.  Erheb angsform  vieler  Gebühren. 
Stempel.  In  der  FinanzwUseBSchaft  hat  namentlich  ein  Um- 
stand  Unklarheiten  Aber  tias  Wesen  und  die  richtige  Kiutheilung 
dieser  Gebühren  veranlasst,  ncmlicb  die  änssere  Form  der 
Erbebnng.  Viele  KechtsgebUhren,  manebe  mit  ihnen  iMschlich 
zusammengeworfene  eigentliche  Stenern,  aber  aacb  einige  Gebfihren 
ans  der  zweiten  Classe  des  GebUhrenwesens  werden  vermittelst 
eines  sogen.  Stempels  erhoben:  Es  wird  gesetzlich  vorge- 
schrieben, dass  bei  gewissen  Berttbrangen  des  Einzelnen  mit 
Staatselnrichtnngen  nnd  Tbfttigkeiten  ftlr  die  dabei  vorkommenden 
Schriftstacke,  für  gewisse  Urkunden,  Docnmente  n.  s.  w.  ein  vom 
Staate  mit  einem  Werthstempel  versebenes  Papier 
(„Stern pelpapier")  oder  eine  staatliche,  auf  das  Schriftstück 
zu  klebende  und  eventnell  zu  dbersehreibende  Stempelmarke 
gebraucht  werden  soll.  Darch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Ge- 
brauchs des  >^tenipel8  wird  also  bloss  die  Gebühren  pt  licht ig- 
keit  einer  solchen  Beiiiluang  mit  einer  Staatseinriclitung  (oder  iu 
auderen  Fälleu  die  Steuerpi lieh ti^kcit  iu  eiuem  bestimmten 
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thatsächliclien  Fall,  bei  eiuer  ge^^^ssen  Handlnui?  n.  8.  w.)  ausge- 
sprochen. Die  Vorschrift  tllier  den  Oebrniuh  eiües  Stempels  in 
bestimmter  Werthhöhe  nurmirt  die  GeblihrcnsHtze ,  so  dnss  der 
Ste  III  p  el  tar  i  1'  G  e  h  Ii  h  re  Uta  r  1  f  wird.  Die  wirkliriic  Anbringuui; 
des  Stempels  aut  dem  bezliglichen  Hcbriltsttick  u.  s.  w. ,  welches 
den  Reweis  für  die  Inanspruchnahme  der  bestimmten  Staatstbätig- 
keit  (oder  für  die  Steuerpflichtigkeit)  bildet,  liefert  den  Beweis  fttr 
die  Zahlung  der  GebObr  und  die  Quittaog  darüber.  Diese  Stempe- 
hvagf  die  Benutzung  von  Stempelpapier  und  vollends  von  Stempel- 
marken ist  eine  für  die  Staatsbehörden  wie  für  die  Zahlungs- 
pflichtigen einfache  nnd  bequeme  Gebühren-  und  S  teuer - 
erheb ungs form.  Aber  eben  deshalb  ist  der  Begriff  einer 
besondern  „Stempelgebflhr*'  (Stempelgefälle »  y,Stempel- 
Steuer'')  als  einer  eigenen  Gebtfhrenart  unhaltbar.  Es  giebt 
immer  nur  mittelst  Stempels  erhobene  Gebtthren  oder 
Steuern,  aber  keine  y,Stcii)pelgebflbren". 

Etwas  Aeussorliches ,  üuvesanUiclios  vird  bei  der  Aiif«tclluag  von  „Suiffipei- 
•   i^cbulircji'*  zu  einem  vosentliclion  iuneren  UntcKcbcidaogtincrkiDal  grcmaclit.  Dies 

/.«•i^t  sich  auch  darii»,  da«  maii<  hc  (i«bühro.ii,  statt  durch  vorftchrift^iniä-ssigcn  (icbraurh 
von  StonipcIjiai»ier  oder  Stempdinarken.  durch  unoi ittclbarc  Einkassiruns:  des 
Schuldbetrags  erhoben  werden.  Auch  ist.  wie  tresaxt,  die  Krhebunj?  uiiticlst  bleni- 
]iels  koincsWtigS  auf  Jieclits-  und  Vcrwaltungsgebiihren  beschränkt,  wenn  sio  iäiOe  auch 
■Mu  Aeltesten  und  IlaiHi'j^ten  i^t  Sic  dehnt  sich  ilirer  ftirrn  dli>ii  Vor;'n';r'^  wegen  auf 
'immer  mehr  Gebiete  des  Orbiihrcti-  und  des  eig«!nilichen  bteuerft  eseus  aus,  jeocs  B. 
b(;i  dnn  Post-  n.  Tclegraphenirebübreii  ;Porio).  denn  die  b«cr.  Marke  i«t  uichls  Ajidi>f^ 
hIs  -  ine  Sf'-iiiiiolrnarkf  .  dii->'--  7..  15.  l>i  i  d.  15 1  r,  ti  «">  r  n  i«  r  r.  /..'•ittinL"'M.  Bfichern. 
HrochurcQ  {.Frankreich),  Spicikartcu,  Kalundurn,  Tabak  (russ.  ItaiidcroUcuaytiteui)  u.  .n,  v« 
Vgl.  iibtir  England:  Vocke,  britische  Steuern  „Gebrauchssleoern  in  Stompelfom**. 
S.  24!<,  über  Nordain  eri  Li  mancb'ilfi  \\  aarenstcinprl ,  Tlock,  Tin.  Amerika*« 
ü.  2<iU  ii.  WcclisoK  viulo  Uiiujideii-  (Coutraci-,  Ubiigatioucii>,  Ac4ien-).  «Jj-bec^ti" 
Btcmpel**  o,  «.      sind  keine  Geba1ironerliebun<r' u,  äondum  SttHiererbeboniren. 

K&beres  ftbcr  die  Erbcbungsforni  von  (iebiihr«>n  (u.  wi>>L-ii  Steuern,  namentl. 
den  sogen.  VVrkehrssteuorn)  in  Kin.  II,  320—324.  moch  S.  2i»  IT.»  tt.  ächail 
a.  a.  0.  S.       II.    lUu  I,      231  ff. 

Die  ..Stcnipclgebtihr'  als  betondere  Art  von  StaatscinktUit'tcn  ist  nach  Bcxhorn, 
disquis.  polit.  Am^t.  KJt.H  p.  'J'.U  von  cinrrn  Holland  r  erd-nrlit  worden,  nachdem 
die  <iv-neinlstaateu  einen  Frei:»  auf  die  Kitimiung  einei  uuuen,  ntcht  druckenden  uud 
doch  eintraglichen  Abgabe  ircsctzt  h.iit<  ii.  D  e  Einfiihrtiiiir  geschalt  ir»24  und  erwies 
sich  b*  i  til  i'  Menge  d- r  ^^>lt^r»gsurkuudeu,  die,  in  jen  tn  reichen  l^nd  j  ilirltch  aus- 
Kestellt  wurden,  s>uhr  einträglich.  I>er  i^cjt.  VüriasMir  rühmt,  dass  die  Oebiihr  uiedcis« 
daiis  die  Onbegiitertuu  nicbt  davon  ^ctrofTen  werden  n.  da&t  der  Ertrai^  ftar  die  Staat»- 
k.issc  gro>s  sei.  Eine  Art  von  Stcmptdji  ipi'T  k..iiin>f  zw.ir  ^(  Iiah  in  d  !i  rOmischen 
Gi-duixuu  vor  ^^'or.  44),  aber  obno  Eiwäimujig  einer  davon  augcorducteu  BexaUaag. 
Itoclcmatin,  Bettr.  z.  (icscb,  d.  Erfind.  II,  300—310  Einfobr.  luEnfland  1671, 
Kra  ikreicU  löT.S.  Oesterreich  Hi8t),  Baiern  1690.  (Nach  Kau     251  Notcnj. 

St»  uipelmaiken  in  En  gland  iSftH  ilfi.,  IT.  Vict.  c.  5iK  t.  4.  Ang.\  Ocstorre  ic  h 
V,  r.  2*».  März  l^^)4  (v.  CzOrnig,  Neugestaltung,  S.  145\  Frankreich,  (i<w.  \\>m 
Jl.  Juni  1859  itimbrc  mobile),  Prenssen.  ües.  v.  2.  Sept.  1SB2  u.  a.  L.  m.  Der- 
jenige, der  das  illüHchen  anklebt,  mnss  seinen  Namen  oder  dio  Aiif:ini?ibuchstabi?n 
des  Schriftstücks  oder  das  D.itiiin  darauf  schreiben  und  es  dadurch  ^uul  weiterua  Ue- 
bnuch»  tttttangUdi  macbon.  In  gewissen  FiUen  mtus  auch  ein  Offentl.  Seaatcr,  t.  E. 
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der  BdiftTde«  valcli«  das  Schriftstflck  ansstdlt  oder  beghabigt  n.  «.     ,  die  Uebcr^ 

bdireibung  der  Marki',  voriiehiiu-n.  'Ran.) 

Namentlich  Steiu  hat  dcu  Stempel  ab  eine  blosse  Form  der  Krhebuug 
einer  Abgabe  richtig  gdceanzeiehiiet,  1.  A.  S.  HH.  Aehntieh  aber  scbon  rorber 
Uspfunbach.  §.  2ti  &'. 

Von  einer  besonderen  „Stcmpelgcbubr",  von  Stcmpclgefällen,  als  „einer 
in  allen  Zvcigen  der  Staatsrcrwaltuog  vorkommenden  (jcbahreaarf^  spricht  auch  Bau 
in  i^.  230,  231.  Stempel  au t  vcrk&oi.  Gegen sti^nde  iZeituii;;cii.  Spielkarten)  üiebt  UbrigeiM 
aurh  er  2'il  a.  E.  als  Steu>>rt)  an.  Die  Früheren  st«lK:ri  Ran  folg-fnd  uiciätcns 
eine  besondere  »SlcIupcl^leuer  auf.  wie  es  die  rra.viä  und  (i«JSfjt/s(cbung  noch 
heato  vielfach  thut,  so  in  Pruussen  (SteutpcUteucr  unter  den  indirccten  Steuern, 
bei  der  Einiiabnie  des  Fiiian/minist. ,  (jerichihkosten ,  Strafen  fiiiher  bei  denen  des 
Jubtizmiu.).  Vgl  schon  Sonnenl'cli»,  §.  liUlL,  dann  auch  Pl  eifl'er  1,  M45  Anin., 
der  den  Anadrael  Stempelgebobren  rcnnmdet,  weil  der  Stempd  so  rencbiedentiiclt 
ferwrendct  uerd.\ 

Uumittelbaro  Einkassirong  grösstenthcilä .  wenn  nicht  allein  bei  den  Uerichti- 
gebohren,  s.  Kin.  II,     822.  In  dem  flsterr.  Ges.  »bor  tiobnbreii  r.  9.  Pebr.  Verden 

aubdrilcklich  die  unmittelbaren  üebnhren.  welche  durch  unmittelbare  Eiu/tahlung, 
and  die  übrigen ,  welche  durch  Verwendung  von  Stenipclmarkcu  oder  Stcmpelpapicr 
jto  entrichten  sind,  unterschieden.  Vgl.  Dessary.  öüterr.  Finan/.gesetzk.  S.  55  In 
Frankreich  gab  es  nach  Hock,  Fin.  l'rankr.  S.  iUl .  kein  höheres  Stcmpelpapicr 
als  10  Fr.  (Irnssen^  Rf'trrsffe  werden  mittelst  Vidirnn?  der  Urkunde  durch  die 
Stcuipeliiuiter  als  ijcrichiijjt  bc/.oichnet.  Ks  iai  aogar  un/wcckmoisijC,  wenn  eine  Ab- 
gnbi-  stets  nur  in  Stempelforin ,  iii<  bt  anch  durch  unmittelbare  Zahlung  entrichtet 
wenlen  kann,  z.  B.  boi  der  Wcchselbcsti-iicrung.  Im  Somiiuir  1^71  &ul!  /.  H.  ein 
Wechsel,  gezogen  von  der  franzds.  liegierung  auf  ein  Berl.  Haus  mit  Ü3  Marken  zu 
10  Thlr.  renehen  worden  sein.  Hier  hM  natQrlich  die  Bequemlichkeit,  der  Zveelt 
der  ganzen  Einrichtung,  auf. 

Aach  die  Leistung  sogen.  „Beiträge",  —  einmaliger,  insbesondere  zu  den 
Anhge-  nnd  enten  Einricbtnogsliesten,  oder  auch  fortlaufender,  zu  den  Betriebs» 
kosten  ud<  r  zu  der  V<  r;;i[iäiiiig  ((inJ  Tilgung)  des  Anlagekapitals  ciimt  öUentlichen« 
einzelnen  l'ersouen  oder  Personcngruppen  besonders  mit  dienenden  Einrichtung  —  ist 
principicll  eigentlich  nur  eine  Zahlung  von  Gebühren  in  einer  bosondcrcti  Form 
der  Pauschalirung  oder  Abfindung.  S.  darüber  die  m  hoin  ii  Ei5rti'ningon  von 
Ken  mann,  protm^ss.  Einkominf^ni^teiier .  Kap.  2.  S.  4(»  If.  mit  den  dazu  gehör* 
Noten  S.  205  Ii'.    Näheres  in  Fin.  II  'M'k 

IV.  —  207.  Gebtthren  der  zweiten  Classc  in  der 
Kccbtslorm  des  Kegals.  Auch  das  Recht  der  Vornahme 
einzelner  zum  Gebiete  der  Cultiir  und  Wohllahrtstörderung  ge- 
höriger Thätigkeiten  hat  sich  der  Staat  mitunter  ansschlicss- 
lich  vorbehalten,  wenn  auch  etwa  die  Austlbuug  dieses  lieciits 
dann  Priraten  überlassen  wurde.  Auch  ein  solches  ausschliess- 
liches Recht  des  Staals  ist  Kegal  genannt  worden.  Die  Kegali- 
sirnng  kann  mm  hier  einen  zweifachen  Zweck  haben: 

1.  Sie  kann  einmal  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  lloheits- 
rechts  erfolgen,  weil  die  bezügliche  Thätigkeit  nach 
ihrem  Inhalte  am  Passendsten  ?om  Staate  ausgeübt 
und  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat 
dadurch  erleichtert  sowie  ihre  ^ute  Besehaffenheit 
vcrb ü  rgt  wird. 

2.  Sie  kann  aber  Bodann  aoch  bloss  oder  Tor wiegend  im 
Interesse  der  finanziellen  Ansbentang  einer  solchen 
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Tbätigkeit  Btattfindea,  wobei  das  Begal  wesentUcb  znr  Stetier- 
form  wird.  FrQher  war  dies  mehrfacli  der  Fall,  nameniUcli  beim 
MQnz-  and  Postwesen  (HUnzregal,  Postregal).  Solcbe  Begale 
worden  dann  von  den  „bt^lieren'*  oder  „wesentiiehen"  als 
Bogen,  natzbare  oder  niedere  unterscbieden,  zn  denen  ansser 
den  genannten  nocb  gewisse  grnndberrliebe  und  sonstige 
gewerbliehe  Regale,  aber  anch  nach  Recbtsgebchicbte  nnd 
geltendem  Rechte  noch  mancherlei  andere  eine  Einnahme  gebende 
Reehtsinstitnte  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Regel  bloss  der  erste, 
nicht  der  finanzielle  Zweck  für  die  Heibelialtuug  oder  Ein- 
fUbruDg  der  Kcp^alisirnng  einer  StaatstliiUi^keit ,  welche  in  das 
GebUhreii^'cbiet  ^Lthoren  soll,  entscheiden,  äu  uamentlicb  beim 
Post-,  Münz  ,  Telegraph enwcscD. 

Alsdann  erlangen  die  Einnahmen  aus  letzteren  Einriebtangen 
aber  auch  eine  andere  Stellung  im  System  der  Staatseinnahmen. 
Sie  gehören  zu  den  Einnahmen  aus  Gebühren,  während  die 
Einnahmen  aus  den  übrigen  nntzbaren  Regalien  meistens  als 
eigentliche  .Steuern  zu  betrachten  sind.  Das  IStaatsrorrecht 
bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidungsmerkmal  mehr 
zwischen  d i e s  e  n  Gebühren  aas  regaiisirten  Staatstbätigkeiteo 
nnd  anderen  Gebühren. 

Ucbcr  <I(iti  liistur.  Iii  ;:rill  Jos  Ri-ijals  ii.  seiuc  Kntw'irliiing'  n.  über  den  heut, 
rechtl.  liegrill,  aowcU  er  überhaupt  im  s«''te"dcii  KfCüiu  aoch  aiuucrkconen  ist,  »icbe 
Ilullmann,  Gesch.  d.  Ursprungs  der  Kc^al.  \bOi.  üiiiciner,  BcitrSife  z.  Lehre  v.  d, 
1S12,  K  rau  t,  (irundriss  i.  Vod^  s.  nb.r  D.  Privatre-cht  H.  A.  1^45).  §.  117  u.  rt. 
'(^tullcnanszug«  ),  Eichhorn.  Kcchlsgcäch.,  Zachariü,  übur  ücgal.  u.  &  v.  in  der 
Ztachr.  fttr  Deutsches  Rocht  B.  8.  IS.  Bohlan.  de  repl.  netiODe  u.     «r.  tS5S, 
Strauch,  ub.  Urspr.  u.  N;»t  d.  Regal.,  1S('»5  (kurze  r<Vii  rst- lit  d-^r  T.ehrm- inung.  ti 
der  Autoren  Uber  d.  Begr.  Regal,  wenn  auch  sonst  im  Resultat,  dai»ä  es  keine  jurisL 
Oonstraction  dt»  Re^albegrilts  gebe  und  geben  kOnne  und  das  Regal  nberhaopt  keia 
Jiiri-t.  B  ^rili  si  i,  von  zweifelhaftem  W'crlhe,  <•!).  n  l,  S.  7Si     Pözl,  .\v  R<  ^ral,  und 
Laspeyrcs,   Art.  Staatsmonopol  im  Siaatswörterl>.  Vlll  und  IX,  Zacharii.  I>. 
Staatnecht  §.  203  n.  tt'.,  üerbcr,  D.  Privatrecht  (^4.  A  t,  bes.  §.  67,  Hesel  er,  D. 
Privatrecht  (.2.  A.  1866),  §  Ml     Stobbe,  Deutsches  Priv.recht,  2.  A.  Herl, 
Tl.  Hi.    YetI.  auch  T?os(  hör.  (iesch.  d.  Nat.-Oekon.  Kap.  B  (Eindringen  des  w.Hl>r]i.  n 
Kegalismus),  bes.       üb  S.  158  ff.  über  die  „Rcgaivvmlischaft**  als  Zwisohuxistuie 
zwischen  d.  r  mittelftlterl.  Domänen-  und  der  inuil. men  Sieuerwirthschaft.    Er  unter- 
srlit'i'lct  IjL'i  licii  ncTif^reii  Volk^'m  zWfi  P  rinden  deb  Ivr^Mli>rniH .   die  oin<-  im  An- 
schluss  an  das  sinkende  Domänoathum,  wcseutl.  feadaiistiscb,  dio  andre  an  das  fapma- 
nahende  VorliorrsclieD  der  Steuern,  wesentl.  altsolutistiscb;  ferner  Tier  iimppen:  Lebens- 
gcf&lle,  dif  mi*'- Ii i  li^^t  ausgebcntcf  -wnrdpn  ;   Erkliirunc:  aller  herrenloser 
Gfttei  —  weit  getasst  —  als  Krongutj  Bezahlungen  für  die  eigene  polit. 
Th&tigkeit  der  Regierung  (mit  fielen  gobtthren artigen  Abgaben;  (iewef  be- 
n.  Handelsgesrhäftc  d(>s  Staats  (Monopole,  alwr  auch  manchen ireiMhiAdejw 
artig.  Gesichlspuncti-n  erwachscni. 

Höchst  abweichende  Vorstellungt  n  der  ülteri-n  Publicistcn,  ab^T  kaum  geringer«-* 
Auseinandergehen  auch  noch  der  heuligen«  Vic  Strauch'»  Schrift  /As^tl  Klock'n 
Wort  de  aeraiio  S.  ttS  d.  2.  A.,  regalia  vero  quao  sint  fix  dctiniri  potent,  gilt  ciaig«r< 
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inassen  .nich  heute  noch.  Di.-  Adterini  nehmen  zahlloü''  Heg^aüen,  ä.  h.  vornenilich 
nutzbare,  an,  so  Matthaeus  du  Afflictis  125,  übasäancuü  2ÜS,  Petrus 
Antonius  d«  Petra  gar  41S.  Klock  8.  107.  Vgl.  Bereias,  Magaz.  Art.  Rccral, 
VU,  242,   (Raa      166  Note  a\ 

AacU  Uid  oeuercn  Jaristen  sind  nicht  «iiUDal  uher  die  Zahl  der  früher,  selUt 
nicht  der  beute  ab  Begatten  anzvscbenden  Reclito  des  Staats  einig.  Wibvend  die 
Kinen,  wie  Beselcr  a.  a.  0.  S.  360  den  Begriff  der  Regalien  „auf  die  hergebrachten 
oder  festgestellten  Arten  beschränken,  ohne  dass  eine  Ausdehnunar  desselben  auf  ver- 
wandte Verhältnisse  durch  die  wisscnscli.  Doctrin  zulüssig  ersclieint daher  Eisenbahnen, 
Teleigxapben  niolit  /n  den  Regalien  zählen,  geschieht  dies  ron  anderen  wieder,  so  von 
Rey scher,  Zisclir.  f.  I).  Kecht  B.  i:t,  S.  'MH  II".,  cb.  B.  19.  so  noch  neuerdings  in 
Betreif  der  Telegraphen  von  Mcili,  Telcgraphenrecht,  Zür.  IS71.  Sicher  ist  es  da- 
her schon  schwer,  sich  für  die  Finanzwissenschaft  von  den  Bechtsliistorikern  und 
Juristen  Kaths  zu  holen  Uber  den  j  ii  r  i  •>  t.  npjrritf  (h-s  Ih-ijuIs  zn  irgend  eiii'-r  brstimwfcii 
Zeit  Um  so  weniger  J(aun  uns  die  verwandte  Dlsciplm  einen  klaren  fin  an /.wissen* 
sebaftlicben  Begriff  des  Regals  bieten.  Dies  erirannten  schon  die  Gamerallsfen  des 
?or.  Jahrhunderts,  so  (in  Anknüpfung  an  S  n  kondorff)  Justi.  Finanzs^vstcin  !^  2fI2, 
Staatswirthschaft  U,  §.  9ö,  i)7,  Bergius,  Magaz.,  Vil,  243  It.,  SonncufeU, 
Fin.  §.  108,  veleher  letztere  in  §.  110  Uar  trennt:  diojen.  l?ogaIien,  velcbe  ihrer 
Wesenheit  nach  Steuern  u.  Abgaben  u.  nach  allgemeinen  ^iruiidsätzcn  der  Steuern 
zu  verwalten  sind  n.  die,  welche  als  Hulfotheile  zur  Befördecoug  der  Polizei  u.  Hand- 
lung beitragen. 

Ueber  den  historischen  Begrifl  •!  r  m  galion  sei  bemerkt,  dass  der  Ausdrucli 
in  Keichsgesetzen  zuerst  im  12.  Jahrhund,  vorkommt,  so  im  Worntscr  Concordat.  für 
d.  TumporaUen,  die  den  Bischöfen  vom  Kaiser  Terlichen  werden  (,Pertz.  leges  II, 
p.  76,  69,  so  noch  Straneh  a.a.O..  S.  1  ff.,  Beseler  8.  35b),  dann  in  der  Constit. 
Frieder.  T  roffalilms  v.  1158  (Pertz,  IL  p.  1111  für  dir-  kais.  Befugnisse  in  nii.-r- 
italien,  die  andere  Fersooeu  nur  durch  Belchouug  erlangen  konnten.  Später  entwickelt 
sich  der  Regtiff  Regal  so,  dass  damnter  die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
als  solchem  (in  Deutschland  fnih<T  dein  Kuni^-.  später  aueh  dem  Landesherrn i  zu- 
stehenden Kechto  (einerlei,  ob  wosentl.  selbstverständliche  AusflüSiM  der  Staatsgewalt 
oder  ob  auf  beoend.  Tbatsaeben  im  einzelnen  Staate  beruhende  Rechte)  rerstanden 
werden,  se  :ill;5emein  in  Deutschland  im  16.  Jahrliündert.  Die  AbschwÄchung  der 
kaiserl.  Gewalt  brai  hte  nur  zu  Wege  dass  die  Territorialherren  die  meisten  liegaiien 
an  sich  ziehen  koniiicn.  So  war  lange  ZuU  Kegal  und  Huheibirecht  idcntisi-h.  Zu 
diesen  liegaiien  gehörten  aber  namentl.  auch  gewisse  fiscal.  Hechte,  deren  Bedeutung 
eben  in  ihrem  hnanz.  Nutzen  lag.  iS.  Koscher  a.  a.  ().  S.  15S — I6O.1  Die  An- 
wendung mancher  Sätze  des  röm.  Kiscalrechts  hat  zu  dieser  Entwicklung  beigetragen. 
Koch  mehr  hat  der  vielfache  enge  Zusammonhang  o<lcr  das  völlige  ZusammenfaUen 
von  T,ande>lioheit.  LLdieiisIe  rrsehnlt  und  Grandherrschaft  der  Verbindung  ^filcher  finan/. 
Kecbte  mit  den  KegaÜen  Vorschub  geleistet.  Vom  16.  Jahrb.  an,  wo  der  Staatsbcgriif 
srhirfer  berrorzatretcn  beginnt,  erfolgt  dann  in  Hienrle  xu  Praiis  aUn&lig  dne 
Tr.  nnuner  d.r  bunten  Mannigfaltigkeit  von  Keehten  des  Inhabers  der  Staatsjrewalf, 
welche  unter  dorn  Kamen  Rogiiien  zosammeugefasst  wurden,  und  zwar  so,  dass  die 
wesentlichen  Regiernngsreebte,  die  zar  Aositbung  der  Staatsgewalt  gehören 
und  im  (noch  so  eng  gcfassten)  Begriif  des  Staats  liegen  (wie  Ziegler  bei  Strauch 
1.  c.  de  jnr.  majest.  trart.  snirt:  jiira  quae  gubernationein  >'t  stattirn  ipsnm  reipnbl. 
concernantj  liöherc,  uiajura,  die  von  wesentlich  bloss  finan/. icllor  Bedeu- 
tung (commoda  et  cmolumenta,  qnae  oz  bonis  i>ubli<  is  ....  pi'r<  ipiuntur,  ders.), 
niedere  oder  nutzbare,  minora  genannt  wurden.  Wie  ..dir  In  grii  t  lieln  UnfiT- 
»cheidong  der  dem  Staate  seinem  Wesen  nach  zustehenden  Uoheitsruchte  von  den 
aufftllig  erworbenen  fiscallschen  Reehten,  die  der  Staat  nur  so  besitze,  wie 
aTi'  li  ein  Privater  besifrcn  könne"  nur  eine  der  Oonsef|Upnzrri  d*  r  Enfwickltinj:;: 
des  Souveränetatsbegriffs  gegen  Schliß  des Mittelaltera  war,  zeigt (iierki-.,  (icnosscnseh.- 
reeht  TU,  623  (1881). 

Für  jeu'-  we^cIlt]i(•lllJn  Hidieitsrechte  kam  der  \^l^dI■Ilck  Kr".;al  dann  all mä Iii; 
mehr  und  mehr  ausser  iiebrauch,  so  dass  Wissenschaft,  (iosctzgcbnng  und  Praxis 
unter  Rcfralien  schlechtweg  nutzbare  oder  Finanzregalien  verstanden.  Dazu  ge- 
hörten nun  hi"i.  zwfi  CUssen:  grundherrschaftlichc,  welche  Reschr&nkunirvn  de.s 
priraten  timodcigenthams  in  ausschlicssendcn  Rechten  des  Staat«,  gewisse  „herrunlotie" 
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Sachen  in  Besit2  zu  ucbmcn.  entlialtcn  {vom  ältesten  Rechte  nicht  gekannt,  namcntl. 
Berg-,  Salz-,  Forst-.  Jag'd-,  Kischereiregal)  und  gewerbliche  Regalien  (bes.  Pcwt 
und  Mtliizc,  früher  zahlreiche  andere.  i>ebr  rcrschieden  in  den  eiazilneii  LJbideni)i. 
"Die  uonanntcii  sind  die  i  iri/itr«!ii  Ktizalicn.  welche  ncUL-re  (tt^rmanistea ,  wie  Beseler 
S.  3UU  als  eigeutlich  nut/.baru  Kegalien  des  (bedingt)  gcmeiuen  Rechts 
anerkennen,  wAhrand  sie  allgcm.  Vorrechte  d<><i  i-iscuä  auf  crbloä4>  Guter  u.  s.  V.  foa 
df-n  Ki'L^nlii  ri  ausscblicsscu.  Dnir  '-vn  iat  der  Bcgrilf  der  nutzbaren  I'  \r  i!ion  vom 
Gesetz  (so  im  Preuss.  Allg.  L.  Recht  Thl  II,  TiL  14  21.  24)  wohl  weiter  fc- 
iasst.  80  dass  das  Kntzooffsrecht  der  im  fremeineo  EigeDtbum  des  Staats  stehMdea 
Land-  und  HcL-rstrasscn,  r  von  Katur  scliillljai xii  Ströme,  des  Ufers  d.  H  Mtris.  d -r 
Häfen,  ferner  das  Recht  auf  alle  Arten  berrenloücr  Guter  (verlKiScoer,  erbioscr  u.  s.  w  ), 
das  Rechr,  yerwirkte  Gttter  eltiziiziehen .  Geldstrafen  aaf^tilef^en ,  Ab/tigsgeliler  m  for- 
dern iPrcuss.  Landr.  a.  a.  O.  §.  23i,  endlich  mitnnter  noch  weiter  Zölle.  Gcleitsgelder, 
Sportein,  Stempel  u.  s.  w.  unter  d«'.n  Regalien  liegriflcn  sind.  Dass  die^^^  Regalien 
zum  stuatsrechtl.  Begrifl'  des  Domaniums,  die  Einnahmen  daraus  zu  di-n  Kauimerein- 
kauften  geborten  u.  der  Einwirkung  d<  r  Landstilndr  entzogen  waren,  hat  al>ermals  nar 
•  d,  Verwirnnig  in  d.  Ansirhffn  »her  diese  Rejralicn  nh  Einnahni<  art  feste i sjcrt .  weil 
d.  Steu<  iciiaractur  sehr  vieler  nuu  vollends  verkannt  wurde.  Trotzdem  stellte  d.  Oireotl. 
Recht  öften  ancli  wieder  die  Regalien  den  Eiirenthumsrcchten  am  W'  ;!)endcn  Ver- 
mögen (Domänen 'u.  s.  w.)  wie  aiidorcrseils  dem  Rechte,  Steuern  auf/iilejcn ,  gegea- 
uber.   (Vgl.  f.  die^e  historische  i>arloguog  bes.  Strauch,  Pözl,  Beseler  a.  «.  O.) 

Aach  Ran  wie  die  Gameralisten  des  ror.  Jabrh.  sah  daher  ein  (§.  106  d.  6.  A.>, 
dass  dieser  re.  htsgeschichtl.  u,  positivrechtl.  Begriff  K egal  fflrd.  l'iij  an/- 
wisseusch.  schl  ochterdiogs  nnbrauchbar  sei.  cnsetzto  ihn  durch  den  f inanz* 
wissenschaftlichen:  ein  Vorrecht  der  Staatsfewalt  in  Bezug  auf  ein 
Gewerbe,  das  ohne  besondere  geseizl.  Bestimmung  zu  den  bargerl.  Nahrungszweigen 
gehören  würde,  u.  rechnete  unter  solche  Regale  die  Berg-,  Salz-  u.  Salpeter-.  Jagd- 
n.  Fischerei-.  Münz-.  Tabak-  u.  and.  Gewerks-  u,  Handels-,  Post-,  Staatseisenbabn-. 
Fähr-  u.  Flöss-  u.  Glüi  ksspiclregale.  Aber  hierbei  wuide  der  schon  von  Sonnen- 
fels a.  a.  0.  klar  erkannte  Steuercharactcr  der  einen  n.  polizeiliche  od.»r 
Verwaltungszwcck  der  anderen  Regale  wieder  Übersehen,  »as  ich  jetzt  durch 
Einreihung  der  eistercn  Regalien  unter  die  eigentlichen  Steuern  und  der  letztcn^n 
unter  die  (iebüliien  berichtigt  habe.  Im  (Jrnndc  ist  zwischen  meiner  ii.  Stein  «  Auf- 
fassung kein  sehr  grosser  Uuteiscbied,  nur  dass  ich  glaube,  den  ueuen  Stein  scheji 
Regalbegriff  n.  damit  eine  selbstständige  Einnahmeart  der  Regalien  im  Ein- 
naliinesy^fcm  der  Finanzwissenschaft  gegenwärtig  fast  tranz  verworfen  und  die 
Stein  sehen  Begalitiii  unter  dio  Gebühren  (M.Unzc,  Post,  Telegraphen)  oder  unter  die 
priratwinhsdtaftT  Eimifthtten  (EisekbahaeD)  oder  mtw  die  ^nern  (Lotto)  nXkem  n 
müssen. 

Die  FiDADzwissenschaft  mm  daher  vor  der  Venn engu ng 
der Ftnaosregalieii  und  Gebflhren  warnen.  Ueber  äuBBeren 
Aehnlichkeiten  werden  hier  die  tieferen  Verseliiedea- 
heiten  (iberaehen. 

Die  äussere  Aehnlichkeit  liegt  darin,  dass  sich  jedesmal  eine  Einnahme  an 
eine  specielle  Staatsthätigkeit  und  zwar  an  eine  dem  Staate  ausschiiessÜ Cfc 
vorhchaltene  ankmipft.  Aber  weder  erfolgt  die  Thriti^keit  1)oi  «lern  Finanzregal  im 
demselben  Zwecke  wie  bei  der  Gebühr,  noch  beruht  däis  .Suiii*vurrci;hi  für  die  Aus- 
übung der  Thiitigkcit  beide  Male  auf  dem  gleichen  inneren  (jruudc.  Die  mit  Gc- 
bühroM  \  •r'iundenc  Staatsth  ititrli 'it  ist  Verwirklichung  der  ei  r  n  1 1  ic  he  n 
Staatb^  w  ecke.  Die  bei  einem  Fiuanzregal  erfolgende  ist  bloss  Mittel- 
besehaffnng  fOr  die  AnsfQhrang  von  Stantszweclcen.  Das  aasschUemlielie 
Recht  des  Staats  di 'Mit  dort  znr  liesseron  Verwirklich  ii  n  ir  der  Aufgabe,  hier 
zur  £rzieluug  einer  hühcrca  Einnahme;  hat  dort  einen  politischen  (ralks- 
wirtbschafUichen,  cnittirlichen,  socialpolitischen),  hier  einen  bloss  finanziellen 
Zweck.  Bei  dieser  Grundverschiedenheit  kann  der  zufällige  Umstand,  dass  Gebuhr^n- 
zwoigc  wie  Post,  Münze,  geschichtlich  und  oft  noch  nach  dem  geltenden  Fiuanzrccht 
zu  dcu  Regalien  gehören,  so  wenig  für  eine  Zusammenwcrfuog  mit  den  eigontiichui 
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Fiua II 2 renalen  und  für  die  Verkeuining  des  wahren  Stcucrchaiacters  der  leUtereii 
sprechen,  als  dies  die  äussere  Acbnlicbkeit  des  SkoDomisch-tochniscIiea  Moments  in  bei- 
den  Einrichtungen  thun  darf. 

V.  —  §.  208.  Finanzwissenseliaf tlichc  Aafgabe  im 
Gebührenrecht c.  Gebühren  schliessen  sich  demnach  immer  an 
solche  Einrichtungen  nnd  Anstalten  des  Staats  an,  welche  in  einem 
allgemeinen  öffentlichen  Interesse  zum  Zweck  der  Aus^ 
flthrung  Ton  Staatsanfgaben  nnternommen  werden.  Im  concreten 
Falle  wird  daher  stets  zu  nDtersnchen  sein,  ob  nnd  wieweit 
Oberhaupt  eine  Gebühr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  ganz 
oder  doch  in  grösserem  Umfange  als  bisher  auf  Einnahmen  aus 
solchen  Staatseinrichtungen  yerzichtet  werden  soll.  Geschieht 
letzteres,  so  mOssen  die  Kosten  der  Institution  aus  eigentlichen 
Hteuern  gedeckt  werden,  wie  ohnehin  bei  sehr  Tielen  und  gerade 
bei  sebr  wichtigen  nnd  kostspieligen  Staatsleistungen  (namentlieli 
für  Rechtssiclierheit  nach  Aussen:  Heer  und  Flotte^.  Iiier  weicht 
dann  das  GebUhrcnpriiici^)  dem  ,,rriutip  der  reiucu  Ausgabe" 
201). 

Die  Entscheidung  hicrülier  wird  im  einzelnen  Falle  nolhwendig  immer  mit 
Rdcksicht  auf  die  jeweilige  Finanzla>^c  zu  trclfen  ^ciii.  also  ob  andere  Aus- 
gaben fortgefallen  sind,  sonstige  geeiptu^tr  Dfrkuiigsmiitcl  zur  Vorfiigung  stehen  u.  s,  w. 
Aber  schliesslich  muss  die  EutscluM  luiiü,  doch  nicht  vom  finanziellen  (ie>i<ht4»- 
puncte,  sondern  von  den  richtifren  Auf' ri'  rungon  der  politisclien.  socMen,  rolkswirth«- 
schaftlichcn  und  Cultur- Interessen  aMi.'iriir<'n.  D:»^  fiiirui/i''!!.'  IiiftT-'^so  irrl,(ffiiiL;t 
gegenüber  dem  als  mangelhaft  erkannten  bcstohendi  n  Zustande  höolis'tens  eine  Vcr- 
sSgorung  einer  »othweadlgen  Reform,  einer  Ermassjgongr  oder  selbst  Beseitigung^ 
des  Gebührenwes^'us.  Es  muss  aber,  wenn  jene  cnfscheidenilcn  Intereüscn  für  eiiie 
solche  ttcform  Sprüchen«  nur  um  &o  eifriger  auf  baldige  fiuanziellu  Durchfubnbarkeit 
der  Mtwreg«!  bingestrebt  «erden,  so  also  nnmcntl.  in  den  vlchtigun  Fallen  der  Kediit- 
und  V^erwaltungsgebiiltren .  des  Weg<-  iiiid  Wassergelds,  der  Post,  der  MüDZe,  des 
Schuliri'lds  an  ni-Mjcren  Schulen  u.  r^.  w. 

Hieraus  ergiebt  sieh  auch  i'lir  die  Theorie  der  witrhti^e  Folj^e- 
satz,  dass  die  Lehre  von  den  (1  eh  ü  hren,  eheii.so  wie  diejenige 
von  den  einzelnen  Gegenständen  des  FinanzbedaiTs ,  n  a  e  h 
ihrer  Hauptseite  nicht  in  die  Finanzwissenschatt, 
sondern  in  die  theoretische  Politik  und  in  die  Verwal- 
tungslehre (einschliesslich  der  VolkswirthschaftspoUtik,  in 
Betreflf  der  Kcchtsgebühren  namentlich  in  die  Justizverwaltungs- 
lehre) gehört.  Denn  die  Frage,  ob  und  wann  überhaupt,  femer 
in  welcher  FIT) he  Gebühren  erhoben,  ist,  ebenso  wie  die 
Frage,  ob  und  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden  sollen, 
nach  Gesichtspnncten  der  Verwaltungspolitik  zn  entscheiden. 

Dii^i  is(  Hir  die  spfiforr  Dnr-^telliinL''  d<T  (Jebührenlohrc  zu  beaehtcn.    Auf  Ii  iVv^.  ^ 
Uebersicht  und  Besprechung  der  eiozcluen  ücbUhrcD  gehört,  wie  die  der  ciuzcluea 
Ausgaben,  tnebr  Zttt  Pinuizstatisttlf  als  zur  Pinanzwissenschaft  und  noanzpolitik. 
S.  Pin.  II,  Kap.  t  u.  oben  S.  89S,  £inl.  zu  Kap.  2. 

A.  Wagavr«  Ptoaatwit— dwft  I.  3.  Aufl.  32 
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Leider  zeigt  die  Finanzgesebichte  nnd  der  gegenwärtige  Zn- 
fitand  des  Gebllhrenrechts  in  den  meisten  Culturstaaten  ein  gaDZ 
u  u  r  e  c  h  1 1 1  1  t  i  «5 1  e  8  Vorwalten  des  t  i  n  a  ii  z  i  e  1  le  n  Inter- 
esses im  (Tcliuhrenvvesen.  Die  (uunde  dafür  Hegen  wewigstens 
zum  Theil  mit  iu  der  rechtsgeschichtlichen  und  j)08itiv- rechtlichen 
Vernienfrnn^r  von  Gebühren  und  Finanzre^alicn.  Die  Aufgabe 
der  Wis^(  n^ehaft  und  der  rationellen  Praxis  ist  es  daher,  die  A  n - 
fordern  11  uen  der  Politik,  insbesondere  der  Social  ,  Voiks- 
wirthschufts-,  Justiz.-  und  Unterricbtspolitik  iu  lolgen- 
der  Weise  zur  Geltung  zu  bring-en : 

1.  Ks  miiss  zwischen  Gebühren  und  Finauzregalien 
streng  unterschieden  werden. 

2.  Die  Geb  tthrenpf  lieh tigkeit  von  Berührun^i^en  der 
einzelnen  Fersoncn  im  Staate  mit  Staatsthätigkeiten ,  Einrich- 
tungen Q.  8.  w.  ist  genan  zu  begründen  und  zu  begrenzen. 

Di'-  Ausdchnun!Jf  Jcr  (iLLuLrLnpßichligkcit  auf  unpassende  Fälle  ist  iiiil> -.ünft 
za  Terwerfen,  also  da,  vo  ?on  ciucm  besoudereo  »utfen  des  £iozeloeo  mm  eiocr  B«- 
lObnof  mit  einer  StutsUiltigkeit  oder  ron  einer  bemncleien  Kortearemmehvnf  dudk 
doD  EiWEelncn  gar  nicht  eruätlich  die  Rede  sein  L:in:>  oder  Nutzen  wie  KostcnmachuDf 
in  solchen  Fällen  ganz  unbedeutend  sind.  Ob  und  wie  weit  hier  eine  Abgabe,  welche 
als  Gebuhr  zu  verwerfen  ist,  als  Steuer  bedingt  oder  unbedingt  zu  rechtferti^ca 
ist,  mnss  nach  Qendittpimcten  der  BestaaemogspoUtik  entachieden  werden.  S.  Fla.  II, 
439  ff. 

3.  Für  die  Bemessung  der  Hnhe  der  Gebttbr  als  Auf- 
lage (oder  Steuer  im  weiteren  Sinne)  muss  der  Gesichts- 
puDct  der  leitende  seiui  dass  der  Staat  die  bezflgliehe 
Thä'tigkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allge- 
meinen, Öffentlichen  Interesse  ausUbt 

Daher  brancht  der  Kostensatz  einer  solchen  ThütigkeU  den  Einxdnea,  vdcfca 

von  dieser  lelztcrm  einen  Nutzen  /ielit.  iii(-Iit  voll-trintliij'  ang^ororhnet  7ti  wcHcn.  denn 
Andere  i^Aile  oder  die  G^ammtbeit)  sind  an  dieser  NutzeugewähniDg  zu  Gonsten  de« 
Elnzebien  doch  immer  mit  interessirt  nnd  nehmen  in  Folge  der  ..g^sellsehaMichen 
Zusamm-  uliringe"  sozti>:i;.'en  mittelbar  diiran  Theil.  Je  mehr  h-t/teres  der  i.-f 
desto  niedriger  darf  die  Gebühr  angesetzt  worden  und  nugekekrt.  ä^.  >i«heres  la 
Fin.  II,  §.  317— S19.  — 

Hieraus  ergicbt  sich  auch  die  Kegel  lin  den  l  ebcr^au^  der 

Gebühr  einerseits  nach  Oben  in  einen  so Ic heu  iSatz,  welcher 

dem  Staate  eine  volle  pr ivatw i rt  Ii  s c  h  a  l'tli  c be  Rente  au:*  der 

Tbätigkeit  (niiiunier  selbst  uocli  darüber  hinaus  eine  eigentliche 

Steuer)  abwirft,  andererseits  nach  Unten  in  einen  so  re- 

ringen  Satz,  dass  der  Staat  fast  die  ganzen  Kosten  der 

bezttf^liehen   Tirafii;keit   ans  aUgehieinen   Einnahmen  decken 

niuss,  bis  srhliesslicb  etwa  au f  j ed e  Gebll  hr  ve  rz ic h t  e  t  wird: 

die  letiiterc  läuft  durch  eine  ganze  Stufenleiter  von  Sätzen  voa 
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einem  Hioimmii  (von  fast  Null)  an  bia  za  einem  Maximnm  und' 
gebt  in  einen  vollen  privatwirthBchaftliclien  Preis  aber,  je  mehr 
bei  einer  Staatsthätigkeit  das  Privatinteresse  des  einzelnen  Be- 
nutzers das  allgemeine  Interesse  der  Gesammtheit  an  der  Ansttbnng 
jener  Tbittigkeit  dnrch  den  Staat  Übersteigt  oder  sebliesslicb  fast 
nnr  alfein  vorhanden  iet;  femer  vollends,  je  mehr  der  Einzelne 
dnrch  seine  Sebald  eine  Staatstbätigkeit  überhaupt  nothweiidig 
gemacht  hat  (Fiiiauzprincip  hei  Criminaljustizkosten,  hei  chicanö^en 
oder  leichtsinnig  angestrengten  Civilproeessen ,  l)ei  Geldytralen). 
Ilioiaiis  sind  Priucipien  für  die  Höhe  d  e  r  G  ch  Ubrensätze 
im  Grossen  und  Ganzen  abzuleiten,  welche  in  der  specicllen  Ge- 
btthrenlehre  darzulegen  sind.    (Fin.  II.  §.  318.) 

Tgl.  die  iQ  ciuor  Uini»lcbt  sehr  äboliche,  in  aDderL-r  g^rundrarschiedeoc  AuT- 
fttsnng  von  Stein,  2.  A.  S.  215  IT.  Er  sagt,  die  Höhe  der  Gebtihr  kOnne  weder 
nach  dem  Werth  drr  Leistung  fur  den  (iebnlircnpflichtijren,  noch  nach  d«-n  Kosten  der 
Ausübung  der  Leistung  bemessen  werden.  \\  .ire  dies  richtig,  obwolil  ja  die  Soliwierig- 
keiten  im  einzelneu  Fall  nicht  zu  verkennen  sind  und  mdsstc  demnach,  wie  Stein 
behauptet  tS.  217),  die  Gebuhr  immer  den  Character  der  Ve^kehr^i^teuer .  also  der 
eig^Liitl.  Sfeuor  hah>  fi  tide  der  wesentliche  Untersi  hi. d  /wi<chen  (Jebiihrrn  u. 
Steuern  ganz  lort  u.  daitnt  dit  Gehiihrcu  als  sclbststiuid.  iCiitUiWiiiu-gaetung.  ^.  209  u.  II'. 
Alles,  «as  Stein  Qbrigcns  hier  u.  an  nodercn  Stellen  der  (it'btilire.nlchro  sagt,  p«Mt 
wtcd<^r  cPHidc  so  auf  seine  Kcgalien .  wi-sliull»  aiii  h  deshalb  die  Aljfn^nimrrcr  »Icr 
letzteren  von  den  Gebubren  willkübrlicb  erscheint  und  auf  einer  üebcrschätzung  einiger 
ganz  modener  Verkelmfestaltongen  bemlieD  mochte.  S  tcln  bat  die  EinvUnde,  welche 
ich  ihm  in  d.  6.  Ansg:.  von  l'rui  machte,  nicht  hf>nr]itet,  aber  auch  niclif  zu  wider- 
legen Fermocht  S.  auch  die  trull lieben  Ausfuhrungen  Schaffl<  's,  SteuerpoiiL 
S.  477  ff^  worin  leb,  wie  In  don  weiteren  Bcmerlrangen  S.  50S,  514  ff,  nur  da»  ZvnlcU 
gehen  auf  die  ältere  Auffriä^tm^:  rerkehrssteuerartigi  r  Abgaben  alit  (lObQhron  nicht  fttr 
ncbtig  halte.    Vgl.  fernor  Schall,  a.  a.  0.  S.  HI  IL 

4.  Abscbuiti 
AUgeiueiue  Betraehtimg  der  «igeutücheu  Steueru. 

Dieselbe  beschrSnkt  sich  auf  eine  rorlSufi<rc  allgemeinste  Oricntirung  Uber  den 
Gegenstand  aus  dem  in  diesem  Kapitel  überhaupt  leitenden  (ie^ichtspunct  der  Fest- 
sfriUung^  der  Termi  nolos^ie  und  der  Classi  ficati  on  der  onl.iiilirlp  n  Kinnahmen. 
S.  jetzt  die  umfasseudo  „allgemeine  Stuuerlehre''  in  Ii.  II  der  1  la  wisä.  S.  150  11., 
166  £  bis  Sdtln»  des  Bandes. 

I.  —  §.  209.  Die  zweite  Haaptart  der  staatswirtbscliaftlichen 
Einsahmen  oder  Auflagen,  die  Steaern,  sind  Zwangsbeiträge 
der  fiinselwirtbflcbaften  (Einzelnen)  zur  Deckung'  der  allge- 
meinen Staatsausgahen,  welche  vom  Staate  kraft  der  Souveräne- 
tät  (Finanzhoheit)  in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  Jiühc  als  generelle  Kntgclti^  und  KosteiicrsUtzc  der  i^e- 
sanmiten  Staatslcistnngen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Muuiiästäbeu  eiugciordeit  werden. 
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Dies  ist  cl<  i  Beirrifl'  der  Stcucm.  wenn  ihr  niiclistor,  rein  finanziel  i-T 
Zweck  ins  Auge  getasst  wird.    Soll  die  Steuer  glcich/.uiüg  socialpotitiachen 
Zirecken  dienen,  d.  b.  In  diejenige  Verthcilonp  des  Vollaeinltommens.  vdcho  im 
prlT»twirthscliaftlio!icn  Coucurreiusytlem  vor  sirli  ^;e!if.  rc  u  1  i  ri  lui  ein^rtiff^n 
(§.  27),  so  mujtö  die  BegrilikbcäiiuiiDUug  etwas  loodiücirt  uud  ciuu  Hiuwcisuiig  auf 
diesen  zvelten  Zweck  mit  in  sie  ftnfgcnomtnen  werden.  Die  Stenern  sind  dann  Zwangs» 
beitritgf     r  Finzolwiithscbaften  theils  zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsauspibcn, 
theils  zur  Hcrbeitubrun«  einer  veränderten  Vertheilung  des  Volkscinkommcbs. 
Irgend  erlicblirhere  Erbscbafisstouein  uud  K^ewi-se  Verkehrsstcucrn  haben  7.  B.  dieso 
W  irkung,  auch  wenn  sich  die  (ieseizgcbung  dessen  nicht  klar  bewusist  ist,  üie  Itecht« 
ferti^ung  dieses  socialpolit.  Zwecks  der  ßesteuerunjf  liegt  in  den  Ausführungen  <le> 
§.  2T  und  allgemeiner  in  der  in  der  ..(irundlegung".  bes.  1.  Abth.  Kap.  2.  TTi 
'.♦4— lü7,  Kap.  3  u.  4  nebst  Abih.  II  näher  entwickelten  u.  motivirten  A    i  i  i 
W'Mtn'^  in  Fin  II  S.  151  u.  bes.  §.  .'I«)^,  r5!t!> ,  in  den  Abschn.  S.  1*9:»  fl.  uL.  r  All- 
gemeinheit u.  GIeiL-hiniis>igkcit  der  Beiteucruiig.  §.  476  Ii.  (Ucsteuer.  d.  Conjuoct- 
gewinDC),  §.  482  IT.  (Erhsch  st.V    Eine  schiete  Polemik  gegen  meino  AnffiüsnBg  bd 
Helferich,  allg.  J>(oiicr!L'htv  in  Srlirmbir;;'»  Handb.  II.  114:  dair^^gcn  mein  Aufs, 
ebendas.  S.  259.    Eine  bcsoudere  Widerlegung  H.s  scheint  mir  UberÜQsüig.  Seioe 
eigene  Definition  S.  110  ist  nnnöthig  wettlftttfir  v.  in  xweifacber  Beziehnng'  anch 
falsch.     Denn  <  inmal  ^.  l  öit  .Ins  Gercchtigkeitspostnlat  der  Steuerverlheilung,  die 
(ilcicliuääbigküit,  uicht  zum  Begriff  der  Steocr  u.  sodann  ibt  der  doch  wcnigsteas 
mögliclie  und  Öfters  tbatslichlicho  Zweck  der  Steuer  nicht  immer  nur  ..die  Be- 
friedigung der  allgem.  öHentl.  Bedürfnisse,  wenn  und  soweit  die  Einnahmen  aus  dea 
]iriv.-)trechtl.  Erwerb  u.  s.  w.  u.  aus  dcnj.  ölfentl.  (ieschäftcn  unzureichend  sind,  bd 
duren  Ausübung  bcsond.  Abgaben  erhoben  werden**,  sondern  eveat.  eben  ein  Eiugreifcb 
in  die  prir.  Vermögcusrerhaltnisso.  —  Ueber  die  Begrilfsbosünmung  d«f  MDiem  i. 
au'*h  A.  Hcl«i,  Einkommenst.,  S.  11,  wo  j.  lüch  uarichiiger  Weise  nur  von  eine« 
Zwang  des  Staau  gegenüber  seinen  Untcrthaucn  gesprochen  wird,  was  eine  — 
vielfach  nothwendigo  nnd  verbraiteto  —  BeetenemDg  Fremder  MUsehliesBon  woide; 
die  Definition  ist  also  zu  eng. 

üober  das  Wort  Steuer  bemerkt  Kau  §.  247  Anm.  a: 

«,Steuor«  ebemals  Sture,  Stier,  heiwt  im  Allgemeinen  Stütze,  Hilfe;  daber 
Steuerruder.  —  zur  Steuer  der  Wahrheit.  Endla  stiura,  Schatz  d<  r  EtJL-.  I.  hd  Oft- 
fried,  vgl.  Uullmann,  Moanzgcsch.  des  Miltelaitc»,  S.  146.  [5.  auch  Waitz,  I>. 
Yerfassungsgesch.  H.  (2.  A.).  560  aber  steora,  stuof«].  Aehnlich  aide,  adjntorluB  in 
Frankreich.  —  Abgabe  hat  öfters  eine  allg«*meinfre  Bedeutunsr,  indem  es  je^le 
dauernde  Entrichtung  anzeigt,  z.  B.  aus  dem  gutsherrlichen  Vcrliande,  oder  des 
Sohnes,  der  den  Hof  übernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  giebt  daher  Privat-  und 
Staatsabgaben,  bedungene  und  auferlegte.  Letztere  sind  (nach  Kau)  Auflagen.  Y;L 
abweichi-nd  Schön,  Grunds  d.  I'in.  S.  55.  Iinpo!,  irnpositio  kuiiiint  nut  Autla.- 
uberein.  Tributom,  contributio  druckt  zunächst  den  Beitrag  zu  den  Siaatsauüjiaiicfl 
aus,  sodann  das  Merkmal  des  Zwangs,  die  Stencrforderung.**  — 

Das  Unterscbeidnni^.siüerkiiiul  zwischen  GebUhrei]  und  ei^^eut- 
lichen  Steuern  (im  iblichen  8iüuej  liegt  in  dem  Moment  der  spe- 
ciellen  Entgeltliehkeit  und  Kostendeckung:  bc  s  o  n  der  er  Staat«- 
leistungen  und  der  generellen  Entgeltlichktit  und  Kostendeck nn^ 
der  allgemeinen  sonstigen  Stant^ilcistungeu.  Aus  diesem 
Unferscbicd  des  nächsten  Zwecks  lül-eii  alle  weiteren  Lnierschiede 
der  (frnndsjUze  für  die  Anflegung,  liöhebemessung  und  inuere 
Einriehtun^^  des  GebUbrenwesens  einer-  and  des  Steaerweseos 
andererseitis. 

Bei  den  (jebuhren  ist  daher  der  leitende  (icsicht<piiii(  t  für  die  Erliebang  nad 
die  Höhe  wenigstens  das  ß. 'streben,  /wischen  dem  Werth  einer  einzelnen  Staato- 
leistung  ftlr  den  einzelnen  (ienit^ssendeu,  der  Kostenverursarhung  durch  den  Btaütteadtn 
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Bild  dum  Koäteubtftrago  der  eiuzülucu  SUat:iIcutoiig  fiUr  den  Staat  eiu  möglichst  «a- 
jremessenes  Yorbiltnifls  heTOntelleo,  —  ein  Analogon  der  priTatwlrthsebaft- 

lichen  Preisbcstim mun?  im  Vcrlvi  lir.  Bei  dcD  eicontlirhen  Stcuom  kann 
eiu  solchüb  Bcbtrebeu  im  einzulncn  Falte  nicht  statttindcu,  weil  zwischen  der  Steuer 
des  Ein/elnm  und  dem  )(ut/cn.  welchen  er  roa  der  Gesammtheit  der  Staatsthätigkeitcn 
zieht,  oder  dun  Kosten,  mit  welchen  er  an  den  Gesammtaufwand  bethciligt  ist,  keine 
spccicllf  Rc/iohuiij;  besteht.  B'  i  den  Stctiern  moss  es  vielmehr  genü^-f-n,  ein  s  ;!'  he» 
aij(^eme5s>ciJCö  Vcrhältniss  biuss  /.wischen  dem  Gosamm twerth,  de»  die  Staats- 
leistongen  {Ha  die  angotrennte  Gesammtheit  aller  Derer  besitzen,  am  dercntwillea 
diese  Lei^tQn>/«>n  rrfolgen.  und  dem  g^anzen  HerätellnngsanfvaAd  ftlr  letztere 
und  daher  der  Ucsammtbesteuerung  hurbeizufahreo. 

Diese  WertlicorrespoDdens  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatdeistangeii 
iiiul  <ler  Gcsam mt  <f  e  i:  on  leis tu n  c  d.  r  RcrölkcrunL-*  in  d-  r  I' '^(oticrunff  ist  abor 
auch  zu  eistreben.       üruadleg.  S.  2b3  (^egen  ileld,  Einkoiuiueuät.  S.  25  Ü..  31). 

Die  richtfire  üoteischeidanfr  zviscliea  Steoem  ond  Gebühren  and  die  richtife 
Auflassung  des  rikcmdm.  Chamrters  der  erstereu  ist  ohne  Ver.-täiidfii>s  Aes  Wesens  der 
(iemeinvtitbächal'ten,  spociell  der  Zwaogügemeinwirthscbaitea,  dea  ütaat»,  uicbt  möglich. 
Denn  die  Eiprentbümlichkeit  der  Besteoemng  ist  eine  Polpre  der  Natvr  der  Zwangs- 
gcmeinwirthscbaft  und  ihres,  vom  privatwirthbfliaftlichcn  iSystcm  ver^i  liieileiirn  Knt- 
K:clilichkeit!>priucil>s.  S.  daher  Urundlcg.  L  Abtb.  §.  116a,  118,  150  fi^,  154  11., 
bcs  §.  159. 

Alkifdings  hat  cü  an  theoretischen  Versuchen  in  der  anderen  Bicbtun^^  beim 
Steuerwesen  nicht  srefehh:  es  sollte  dn.s  (»cbuhrenprincip  vcralljremeinert, 
ja  sogar  zum  uinziiren  Prineip  iiir  die  Einnah mebeschaSuug  zur  Deckuug  der 
SCaal8aus<rabeir  ^'^einaeht.  m.  a.  \V.  jede  Steuer  sollte  Gebühr,  bei  jeder«  wie  im 
privatwirthschaftlichen  Verkehr,  das  Ent-eltiielikeitsprincip:  Leistunir  und  (iefren- 
leistung,  d.  h.  specielle«  v'ollätändi;;e  uud  möglichst  gouaae  Werth- 
eorrespendeaz  ven  Leisianpr  und  Gej^enleistnnr,  befolgt  werden.  Aber 
diese  Vcrsmdu'  sind  thenri  ti-^>  h  verfehlt  und  inUssten  ohnehin  schon  an  den  piiu  {im  lii.n 
Schwierigkeiten  der  Ausfuhrung  stets  scbeiturn.  Das  wird  in  der  allgomuloca  Steuer- 
lehre  bei  der  Krttik  desPrincii»  der  „Gleichmflssiprkeit**  der  Itesteaerang-  ntiier 
erörtert  um!  nach.L-^ewicsen.  S.  Fin.  II.  S.  XVi  IT.  (In  d(  r  vor.  Anfl.  dickes  Bands  war 
die  Widerle^ronyr  der  Vcr;iII^^»;meiuerun'r  des  Gebuhrenprincips  an  dieser  Stelle,  in 
§.  144  S.  '6'IH  ii.,  ^re^eben.  Im  Hinblick  auf  die  eingehendere  Erörterung  au  der 
systematisch  richtl^^ercn  Stell  •  in  B.  II  ist  dieser  §.  144  in  dieser  3.  Aufl.  wegr> 
giiblieben).   Vgl.  aach  Kau  ^.  252. 

Grandafttzlieli  ist  demaacb  eine  Bestenernng  auf 
anderer  Grandlage  als  anf  derjenigen  des  Gebühren we^ens 
nothwendig.  Letzteres  ist  nur  innerhalb  der  im  vorigen  Abschnitt 
gezogenen  Schranken  zn  billigen  und  selbst  dabei  zeigen  sich 
schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen  Fullen,  zumal  auf 
dem  Gebiete  der  Kechtsgebllhren ,  die  Nutzen-  und  Kostenberech- 
nnng  im  einzelnen  Falle  ihr  Missliches  hat. 

Die  Bestimmun?  der  richtitren  Grundlage  der  Itestenemng  erfolgt  in  der 
spateren  Lehre  vi>m  den  Steuern  im  B.  II.  8.  b<^.  Uber  die  „obersten  Grundsätze 
der  BesteueruniT"  S.  240— 3(il  u.  ttber  das  „Steuersystem"  S.  Sü2— 56». 

Ii.  —  t^.  :?10.  Steuern  in  der  Form  von  Finanz- 
reg allen.  Zu  den  eigentlichen  Steuern  gehören  auch  die  Ein- 
nahmen (uder  genauer  gesagt  ein  bestimmter,  als  Steuer  zu 
betrachtender  Theil  der  Einnabmen)  ans  vielen  sogen,  eigen t* 
liehen  Finanzregalien  (§.  207).  Diese  werden  aber  trotzdem 
Hiebt  nur  in  der  Bechtsgesehiehte  und  im  geltenden  Rechte,  sondern 
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daDach  auch  wieder  in  der  Finanzwissenscbaft  den  übrigen 
steuern  gegenüber  gestellt  and  häafig  auch  gar  nieht  als  Steoem 
betrachtet. 

Dies  irilt  namentlich  von  den  finaDZicll  wichtigsten  Jener  nat/baron 
oder  niederen  Keu;ini/ii.  rl  njeniiren,  wctrho  sii  li  er^ebeu  aas  dorn  Vorbekftlt 
oincs  ausschliesälichün  Hechts  des  btaats  in  Jtczug 

1)  tat  den  Betrieb  yeirisser  Gewerbe  (^eworblicBe  Beiralien); 

2)  anf  flic  Anei^nun'.--  «rcwisscr  Naturirefrcnstän d e  im  /.mzeu  Staits- 
gcbieto,  daher  auch  solcher  Übjecte,  die  sich  »uf,  am  oder  im  Hodeu  der  Prirat* 
öigentliQmer  boftnden,  vobei  das  Stutamrecht  tnr  entspfeeheoden  Besch rlnkvnf 
des  Grnndeiirentliiiitis  fiilnt  ( i:  rundhcrräcbaftlicho  Ketralicn);  hie  und  da 

3)  in  Uezuu:  auf  gewisse  Kenutzu nv'^äartcn  der  Atreuüichen  (ievisser 
(Wasser-,  Fähr-,  Fluss-,  Mtüdenregal  o.  s.  w.)  (§.  207,  S.  495). 

In  der  Regel  war  nnd  ist  der  auasehliessliche  Zweck  einet 
solchen  Vorrechts  des  Staats,  wie  bei  allen  nutzbaren  Regalien,  so 
aacb  hier  ein  finanzieller:  dem  Staate  eine  fOr  seine  Ausgaben 
verfügbare  Einnahme  zu  beschaffen,  wenn  auch  gelegentiicli  ein 
polizeilicher  nnd  Tolkswirthscbaftiicher  Gesichtspanct 
bei  der  Regalisirung  etwas  mitf^^ewirkt  hat.  Dabei  sind  die  Ein- 
nahmen aus  diesen  Kegalien  theiis  mit  solchen  Gebühren, 
welche  sich  an  rogaliöirtc  Staatsthätigkciten  anknüpfen,  tbeihs 
mit  pri\  atwirthächat't  1  i clien  Einnahmen  vermengt  worden. 
Sie  mÜ88cn  jedoch  von  beiden  genau  unterschieden  und  als 
eiji^entlicbe  Steuern  betrachtet  werden.  Der  Unterschied  zwischen 
Fiiiauzregalien  nnd  (JcbUhrcn  ist  schon  oben  (§.  207)  dargelegt 
worden.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  j) ri vatwirthschaitUchen  und  Finauzregal* 
einnahmen. 

Die  letzteren  scheinen  allorlin--  in  de  i  Kcy:cl  auf  diest  lbe  Weise  wie 
jene  wirthi>cbaliiicU  p:ewoQnca  zu  werden,  so  wenu  der  Staat  ein  gewerblich«»  Kecal 
z.  n.  das  Ttbaltmenepel  selbst  ainabt  oder  einen  eiirenen  tiovcrlMbetrieb  nit  «iaem 
prundherrschafllichcn  lu  iral.  wie  z.  lt.  dem  des  Hurirbau's,  verbindet.  Deshalb  sind 
die  Kinnahtuen  aus  solchen  Ue^'-alien  in  der  Finan/wisst^nscbaft  oft  unmittelbar  neben 
die  rein  privatwirthschaftlic  hcn  trcstcllt  worden:  zwei  (Massen  von  „Erwerbs- 
ei n  k  ü]i  ft  en  unter  sich  nur  dadurch  veischiedcn,  da»»  bei  «len  e roteren  danA 
das  Slaatsvorrceht  das  Miiwerben  der  Privaten  ausjieschlossen  werde,  1k  i  A  -n  andcrei» 
nicht,  —  beide  Glasten  aber  als  die  eine  Hau|>t{rrupi>c  von  Eiutiuhmen  der 
ieweiten  Ilauptfriiippe .  den  Anflairen  ((Jebahren  und  Stovern)  ;.'e£rentlbcr  stehend. 
(Kau  ^  '^'>  ti  vor  u.  nacli  ibin  die  meisteo  Schrifistdlort  s«  e.  8.  472,  ihidicli  viedei 
V   tJtlieei  a  a.  U.). 

Diese  Auflassunur  ist  durch  die  rcclilsliistorisclie  EutvicUunir  «nd  dareh  daa 
ireltende  lie^ht  'öfv-r^  norh  untcr^fiitzt  uoiden.  Die  Kiuanzreuralien  vond  manche 
(icbub*-eu)  wurdcu  als  Aui>fluss  der  Laudesboheit  uud  der  mit  ikt  wieder 
u^escbiebilicli  uft  rcrknQpften,  bald  aus  ihr  entHtandeoen ,  bald  zn  ihr  liaAtbreiKlea 
'i  r  II nd  Injrrl ich kei  t  (und  T  ■  liensherrlichkeit)  reirelmässisr  wieder  mit  dem  Domani  u m 
uud  dem  iurstlicbuu  Kammor^ut  verbuuden,  zu  dcsnen  HeataadUieUca  sie 
na  eil  deatscheoi  Staätsrccbt  ircbOrcn.  (S..o.  S.  19S,  Zao1iari&,  Staatsrecht,  1  A.  II* 
ff.  Die  Klaoahmen  aus  den  FinaiUErccalicii  waren  dslicr  auch  dir  stlndlicbtt 
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Kiiiwirkuim  entzogen.  T>ies  hat  in  practiscli._r  Iliiisidit  ihn-  l'!cli''hthoit  erhöht  und 
III  den  letztea  Jahrhuiidenen  ihre  Aasdehnuog  sehr  begüDstigt,  in  theoretischer  Hin- 
geht aW  Tollcudä  bowiriit,  da»  8ie  ebenso  irie  die  f  evOliDliclien  Xammer- 
oinnahmen  ili-ii  Steuern  jjrciren tvber  gestellt  wurden. 

Nun  kann  aber  auch  ia  die:9Cin  Falle  diese  rocht«geächichtlicbu  und  juristischo 
Stellann:  der  PUiaiizranlien  far  die  Kinanzirissenschaft  nicht  entscheidend  sein.  Letztere 
rnnss  vielmehr  rlen  vorsrhieilcnartinien  wirthachaftsrechtli*  hm  Charactcr 
dor  EinnaUaton  auä  FiuauzrcgaUtiii  «od  aas  Privaterwerb  betonen  und  demgemiss 
Teformirend  auf  ctas  bfentiiehe  nnanzrecht  einiritfcen.  Sie  hat  dabd  vor  Allem  nach- 
zuweisen, dass  in  jenen  Regalien  die  Krhebung  einer  Steuer  (woniirstens  jetzt)  beab- 
sichtigt und  in  den  bezQ|riicben  Einnabmen  auch  in  der  liegel  eine  Steuer  virldich 
enthalten  ist. 

Allerdings  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  aus- 
geübten Regals  zum  Theil  gewöhnliches  privatwirthschaftliehes 
Einkommen  des  Staats  als  des  Rechtssubjeets  der  betretlendcu 
Unternehmungen,  —  ein  Hinkommen,  welches  aus  der  Kapitahn- 
wendiuig  im  Gowc  rln  tictrieb ,  aus  der  Ausbeutung  des  eigeuen 
Grundbesitzes  herrührt  und  auf  /iiis^  Rente  und  T^nternehuier- 
gewinn  ebenso  wie  z.  B.  bei  der  liewirthscliaftuug  eines  Landguts 
zardckzut (ihren  ist  Aber  dieses  Einkommen  ist  auch  bei  eigenem 
Betrieb  (Jßegie)  vermisobt  mit  einem  Extragewinn,  welcher 
dem  Vorrechte  zu  verdanken  und  von  diesem  bezweckt  ist. 
Dieser  Extragewinn  ist  ganz  und  gar  Steuer  und  soll  nach  der 
freilich  oft  dem  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  auch 
nitr  Steuer  sein.  Dieser  Umstand  ist  i'ttr  die  finanzielle  Betrach- 
tung der  wesentliche.  Die  Finanzr^galisirung  oder  Fiscalbevor- 
reohtung  ist  daher  eine  B es  teuer  nng  sform,  die  in  der 
■  Steuerlehre  zu  behandeln  ist. 

Dies  tritt  anch  in  dem  besonderen  FlsUe  licrvut .  wenn  ein  Finanzregal  einem 

Dritten  vom  Staat»'  zur  Au-inTifziiiiL:  ulierlassen  wird.  Die  AI»i;:i'>i',  welche  dann  für 
die  Verleihung  und  die  in  ihr  liegende  Ausschliessung  Anderer  roin  Uctriebc  zu 
entrichten  ist,  stellt  sieh  als  Steaer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  Kechts  ttbor- 
wälzt  entweder  diese  Steuer  iu  (h  n  höheren  Preisen  der  Producfn  und  Lcistunuxu 
auf  diejenigen  Personen,  vclcbo  die  letzteren  bekehren.  Alsdann  gleicht  der  Fall 
itanz  demjenitren.  wo  gewisse  iodiroete  Stenern  vom  Producenten  oder  Kaufmann  vor- 
;reM  hosM  ii  iiini  im  hfvhercn  Preise  vom  Consiimenten  wieder  ciiisczov'cn  werden,  /.  J5. 
mitunter ,  wenn  die  L."oacurrenzvt;rhältnisse  es  erlauben,  bei  JJenrwcrken ,  welche  <ler 
Staat  an  Private  kraft  bestehenden  Kegals  v'ogou  Abgabe  verliehen  hat.  Auch  die 
V»;rpachtung  des  Tabakmonopols  ilralicn)  ist  ein  ähnlicher  Fall.  Oder  der  Erwerber 
des  Uechts  sieht  sich  nicht  im  Stande,  ilicse  Steuer  zu  überwälzen.  Dann  fällt  di»;- 
selbe  auf  seinen  eigenen  Gewinn  und  wird  zu  einer  Krhöhung  der  Gewerbe-,  Wcr-^' 
wcrkssteuer  u.  s.  w. 

Itcis])ier.  bei  Herü-werksalt-rabeii  von  kraft  Rcjals  verliehenen  Bergwerken 
wird  die  UebcrwAlzun.'  meistens  nur  g«ilingen,  wenn  diese  llcrgwcrku  ein  natür- 
liches oder  rechtliches  Monopol  haben  oder  doch  für  die  Venoivonir  des 
M irÜ3  einer  Viilk^virthM'haft  vorwieu  i  I  illi-in  in  Betracht  komm'-ii.  Wenn 
andere  Bergwerke  frei  coocurriren,  wird  der  Gewinn  jener  ersten  um  die  Ab2;;abu  ver- 
mindert werden  Die  hierpreren  sprechende  nationalOkonoroische  Seg-el  von  der  Öe- 
winnansirleichuniT  in  vrisrhiedenen  l/nternchmuniren  und  von  der  fehlenden  Nciunnjr 
des  Kapitals,  sich  Prodnctionszweigen  zuzuwenden,  worin  der  Gewinn  durch  eine  un- 
uberwülzbare  Extrasteucr  verringert  wird,  kann  sieb  oben  in  der  Praxis  nicht  immer 
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vernirklichcu.  Auch  rovbäcu  :>icli  ?ielfacli  füst  augulcgtc  Ka}iitaUcu  sovobl  aU  &olclie, 
▼eiche  später  ent  mioder  gewinnbrioKenden  UnternebmiiJigeD  sich  zaveadea,  mit 

ciueiD  dauernd  niedrigeren  GcvrinnsaU  bepuilg'cn.  In  «euerer  Zeit  iit  namentlich  in 
dorn  Falle  der  stuatlicbeu  Vurleihuug  voa  Monopolen  oder  von  PhviieinoA  an  Püvat- 
uniernehuiuuj^cu  eine  besondere  Ab^be  neben  (oder  statt  der  uiedripreren) 
allgemeinen  (jewerbestcucr  vielfadl  Qblich  !<-ewordcn,  wel(he  als  Extrastcuer  für 
die  Uobcrlassunp  der  AusiiutzuniT  eine«  staiUltchiMi  Vunfclit^  bezahlt  wird  und  »..hl 
nur  selten  ubtirwälzt  werden  kann;  H.  l'ur  die  (jcwahruiii:  eines  Üariknutcü- 

inonopols  oder  eines  wcitirehenden  Pririleifs  der  Notcnaustrabc  (Oi't>-r>  zuflcich 
für  die  VerfrQnsti^unir  der  Anuahin«-  dor  Noton  an  den  StaatHkasst-a  in  Z.ihlun:r»,  s. 
A.  Wag  nur.  Syst.  d.  ZettelbankpoUtii  8.  451,  460 — 4^li\  ferner  lar  die  (iewuhniD:: 
dos  ExproprUtUnsrechts  an  Eisenbahnen  o.  8.  w.,  wo  rollendd  bei  der  Qiblielteo 
Fost>tclhiiii:  Von  Maxiinaluirifcii  eine  Deberv&lzoDg  der  besonderen  Eisenhabnsteier 
kaum  vorkommen  wird. 

Die  finanzwirthschaftlicbe  und  mehr  noch  die  allgemeiD-volks> 
wirthschaf'tliche  inid  socialpoliliflche;  ncmlich  den  volkswirtli- 
schaftlichen  Vertbeilang&process  beeinfloBsende  Hedeatang 
der  KegalistniDg  gewisser  Bodenbenntzungsarten  nnd  Gewerbe- 
betriebe wird  bei  der  bier  betonten  Anffassnog  der  Regalisirnng 
als  Bestenerungsform  keineswegs  verkannt  Hit  Bilfe  des  Regal- 
princips  erfolgt  freilieb  nieht  nur  eine  Bestenerong,  sondern  zngieicb 
eine  Uebertragung  privatwirtbsebaftlicben  Renten- 
einkommens  und  Unternebmergewinns  auf  den  Staat 
losofern  Hegt  in  der  Regalisirnng  zngleieb  eine  Einwirkung 
auf  die  Organisation  der  Volkswirtbsebaft  in  mebr 
gemeinwirtbsebaftlieber  Ricblnng.  Unter  Umständen  kann 
wobl  eiomal  im  Reinertrag  eines  Staatsnionopols,  wie  des  Tabaks, 
dieses  Moment  wichtiger  als  das  Bestcuerungsmomcnt  sein.  Aber 
das  letztere  bleibt  gleichwohl  wie  in  der  Regel  das  practisch 
wichtiij^cic ,  so  das  für  die  finanzwirthschaltlichc  Classification  der 
Einnahmen  massgebende. 

Jene  AuU'assunir  bei  der  Keiclisrejrifi nii"  in  d.  deubchen  Tabakinon.pollingfc 

t).  auch  oben  i^.  27,  auch  Jj.  29  S.  50  u.  1  lu.  U,  j^.  34*^  über  dicken  Tun.  t. 

Die  Finanzwissenscbait  muss  demnach,  den  Steuer  eharactcr 
der  Finanzreg alien  betonend,  die  Einnahmen  aus  letzteren 
demgemäss  beartbeilen  und  nie  folgerichtig  den  Domanial- 
einnahmen  gegenüber  stellen. 

L.is.st  sie  sich  daueren  vom  staatsrechtlichen  Uefirift'  des  T^oirianiiinis  h.  • 
btimmen,  so  iat  es  nur  fulgow iürijr,  bloss  die  l'iüauzre^ien  und  nicht  auch 
andere  ebenfalls  unfer  jenen  RefTrid  des  Domaninms  fallende  Einnahmen,  vie  die 
wichtiu^ton  (jnbtihreu  und  bo^ar  Hauptarten  indirecter  Steueni  (z.  Ii,  Zölle)  von  dun 
Steuern  ab/.utrennen,  Vul.  Zacliariii  a.  a.  <).  S.  421:  retrelmässi jr  gehören  nach 
allgemeinem  deutschen  Staatsireclit  folfteude  Posten  zum  Kammertrut:  1^  zur  land- 
virtlischartl.  Gultur  bestimmte  (iruudbesit2un<ren  (iuci.  Mühlen.  Höfe  u.  a.  w  ),  2>  die 
dauiit  verbundenen  irutsherrl.  (lerochtsame,  Ü)  landeslierrliche  Koratcn .  Jii  j  d  ti.  ]>rs' 
Werke,  baliuun.  Po^^ten  u.  andere  nutzbare  üegalieu,  iitäbcs.  au(h  der  tlrtrac  der 
Zolle  a.  des  Geleits,  sovic  auch  der  Nuuen  des  HfUiasrcchts,  4)  Uonfiicntienea, 
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Sportein,  GonceKtions-,  Stempel-,  Kaehateaer-,  AlNC»«rB|retdur.  Rottzehitteii  n.  b.  w. 
Abweich UDi^en  iu  dea  besonderen  Lundesverfassunsrcit  n.  tiich  territor.  IIorkomoKMi, 
Dia  bisher  ttbliche  Ütibaiidlun)?  bt  al:io  ungenUgcud  uud  incon&uqueut,  indem 
weder  bloss   der  reclitsireschichtUche  und  positiv^-rechtliche,  noch 

IjIosü  dor  rationell  Ii nanzwisscnschaftliehe  Gesichtspiinct  entschieden  linben, 

sondern  willkillirlich  bi-M.'  verineiirt.  staatsrechtlicb  zusammcnirchöreiidc  Einnahme* 
arteu  irctrcnat  uii<l  hnan/.wissciisrliartii'  Ii  verscbied^'uc  zusaimnciiiicfüirt  wurden. 

§.  211.  Die  Fortdauer  eines  geschichtlich  Uberkoniraeneo 
und  noch  rechtsbeständigen  Finanzregals,  die  etwaige  Einfüh- 
rung eines  neuen,  die  Höhe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze 
sind  zugleich  vom  y olkswirthscbaftlichen  und  vom 
finanziellen  Standpuncte  ans  zn  beurtbeilen.  In  ersterer  Be- 
zicbang  gilt  für  die  Lehre  von  den  Finanzregatien  etwas  Aebn- 
Itehes  wie  für  diejenige  yod  den  einzelnen  Staatsausgaben  nnd 
von  den  einzelnen  Gebtihren:  sie  gehört  naeb  ihrem  Inhalte  und 
ihren  entsehetdenden  Oesichtspuncten  nicht  in  die  Finanz- 
wissenBcbafty  sondern  in  die  Allgemeine  Volkswirthsehaftslehrc 
(Grundlegung),  in  die  Volkswirthschaftepolitik  und  die  wirthsehaft- 
liehe  Verwaltongelehre.  Die  Beschränkungen  des  privaten  Gmnd- 
eigenthums,  welelie  die  grundherrachafUiohen,  und  der  Erwerbs- 
und Berufswahl,  sowie  der  freien  Cononrrenz  in  den  Untemeh< 
mungeo;  welche  die  gewerblichen  Finanzregalien  in  sieh  schliessen, 
haben  weittragende  volkswirthschaftliehe  Wirkungen,  selbst,  wie 
bemerkt,  fttr  die  ganze  Organisation  der  VolkswirtbsehafI, 
Wirkungen,  nach  denen  vomemlich  es  zn  entscheiden  ist,  ob  der 
Staat  passend  auf  diese  Weise  sich  Renteneinlcommen  und 
Gewerbsgewiini  zulülire  und  dabei  zugleich  in  die  Lage  komme,  eine 
Steuer  mit  zu  erheben.  Diese  Eiitscliciduiig  kann  wiederum  nicht 
für  alle  Lander  und  Zeitalter  gleichmässig  ausfallen,  weil  jene 
Wirknngen  auf  einer  verschiedenen  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
Vulkswirthschaft  sehr  verschieden  sind.  Naujentlich  werden  der 
allgemeine  Zustand  der  Volkswirlhschalt,  iK  sonders  die  fdr  zwcck^ 
•massig  geltende  Com  b  i  nation  zwischen  dem  privat-  uud 
dem  gcmeinwirtlischaftlicheu  System,  die  soci a  1  jio  1  i - 
tischen  Bedenken  gegen  die  immer  weitere  3Iachtsteigeruug  des 
l'rivatkapitalismns  und  des  Grossgrnndbesitzcs ,  ierner,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  privatwirthsehaftliehe  System  hier  fungiren 
soll,  der  technische  Zustand  des  Gewerkewesens  (der  „Industrie"), 
des  Bergbau's,  die  Kapitalkraft,  das  Associationsvermügen  und  die 
teebniacbe  Intelligenz  der  Privaten  mit  entscheiden  mttssen. 

Ancli  hi'  T  ist  daher  Wieder  an  die  tiefsten  Principieiifrasrön  der  On;aiiiöation 
der  VolkswirUwcli.  uzukaapfon.  8.  bes.  (irundlefong  I,     12ü  u,  aberh.  Kap.  9, 
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S.  ß.  Ord  Eiiio.   1.  K.  Im  Allji;t)in.   4.  A.  Stettorn.  §.211. 


dann  1  u.  2.  Abth.  Die  Smith ' ädie  Schule  i>t  in  ihror  Polemik  Lrctri.ii  ..Monoj'oh '* 
FiuaozrogaliuD  u.  s.  w.  aus  jjoigung  zur  freioa  Goncurrcnz  im  weit  geiraugca  uad  hat 
ofl  £u  anbedfnitrt  die  Kaehtlittio  Jener  BesekrftiikuDfon  de«*  UreSeii  Veritahn  berrof' 
;rchoben.  Sozialpolitische  Griüidu  können  z.  II.  licschiaiikunsren  der  (irundeipcn- 
thtiin^froihuit  wohl  rcohtforti;;on.  In  sehr  bcmerkcns«'crtber  Weise  spielen .  nebr 
oder  wcni^rcr  klar  bcwusst,  in  der  deutschen  Tabakmonopolfragc  fast  mehr  als  die 
tinanzwirthscbaftlichcn  die  Gesiclit^puucte  der  SocialpoliÜk  niid  der  Tollnwiltiiseb. 
Urgaiiiüatto&  bei  Freund  u.  (fc^rncr  do4  Plans  mit. 

Nur  soweit  bloss  finanzielle  (uieht  auch  socialpolitiscbe 
und  verwandte)  Gründe  mitsprechen,  kann  man  daher  in  der 
Gegenwart  für  die  Volkswirtbschaften  Mittel-  und  West- 
en ropa's  wohl  folgende  EDtseheidang  Über  die  Finanzr^alten 
treffen. 

1.  Diejenigen  Begalten,  welche  Besehränknngen  des  privaten 
Grnndeigenthnms  bloss  aus  fiscalischen  Gründen  enthalten, 
wie  oft  die  grnndberrscbaftlichen  Regalien,  ferner  die- 
jenigen, kraft  deren  fttr  die  blosse  Gestattang  der  Be- 
nutzung Off'entlicher  Gewisser  Abgaben  erhoben  werden,  das 
Wasser  FlOss-,  Fähr-^  Mttblenregal,  sind  ans  voikswirthschaft- 
lieben  Gründen  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzubeben. 

Dies  kann  bm  so  eher  pescbebcn«  weil  das  finaiizielle  InteroBsedes  Staats  aa 

diesen  Ke?ralioii  jetzt  wenijfstens  meist  ein  ganz  unfrü  eord  nct«  s  ist  oder  in  den 
wenigen  and  seltenen  Fällen,  wo  es  in  unsern  Ländern  noch  erkcbUcbcr  sein  kAnate 
(wie  mitODter  beim  Bergrogah  ttberwleg«4i<le  rolk^wirthscbafUicbe  Interesse»  von  di-r 
starken  GeltcndmachuniLr  des  (ihan/iellcn  Int^  ros-se's  abmahnen  oder  Com«  urieazferbäh- 
nisse  die  (icltcndniachung  nnmöglich  wachen.  So  liegen  die  Dinge  wrnigateni  in 
Mittel-  und  Westeuropa  in  dem  wichtigsten  Falle,  beim  Bersiregal,  anderswo  neioteos 
aucb«  SOtreit  es  sich  um  Kohlen  und  die  Mi  br/ahl  der  ancdli-n  Metnll--  handelt  Eia« 
finan/iell  ergiebiir  Regalisirung,  bei  eigener  Staatsregie  mid  bei  Ufberlassan-j  dirs 
13aurucbts  an  Private,  bcf/.tc  hier  eine  glcichmässiiro  BehaiiUIung  aller  Bergwerke  im 
Staate  roiaas,  was  bei  tien  bestehenden  Beohtsrerhrdtnisscn  .seine  gro^e  Schwierigkeit 
hiltte;  ferner  den  Ausschluss  der  Corirtirrenz  au8läii(!i>eli<  r  RtTirwerkc.  also  ein  Verbot 
oder  oijio  hohe  De/.ollunj;  der  Einfuhr  \nach  ähnlichen  ürundsätzen  wie  bei  den 
fSSlIon  auf  im  Inland  aeelsepfliehtig«  fremde  Artikel ,  —  bekanntlich  bei  der  UofdK 
fiihrung  ein  sehr  schwicri;:' i  Piinrt!  S.  A.  W  ai  iicr,  Zuilc  im  StaatswArtcrboch 
XU  'i^^ — 'HO)  Hat  bei  der  ei;;enthumlichen  Verthcilun;;  der  j^^rOfsorea  Lager  der 
edl«i  (Qold,  Silber,  Platins^  n.  einiger  ooodler  Metalle  (QuedtBÜber,  Zink  n.  n.  a.  m.^ 
Vnnu  in  den  Produ<  riuubländeril  in  sulrlirii  Zeiten,  wo  .liL;^e  Länder  ein  thcilweis  i 
natürliches  Monopol  für  di--  Vcrsorgunfr  des  Markts  haben,  <(umal  wenn  die  Prodoc- 
Uonskost«:n  sehr  niedrig  sind,  wohl  mittelst  der  Iteiralisinwir  eine  erhebticllero  Sift' 
nähme  erzielt  werden,  tli<  ah.  i-  dann  wieder  den  Character  einer  uberwäkbaren  E.\tra- 
steuer  hat  Silber  in  Muxico,  Peni.  riiil--,  Nevada  u  s.  w.,  (iold  in  Sibirien,  Califor- 
nien,  Australien»,  l'eber  die  Behamllunir  der  Bergwerke  mit  aus  d«  m  »ocialpoliiiscbca 
(ii-sichtspuncto  s.  uu  ine  ürnndleg.  I.  IMi^  bis  365.  Ueber  Berfrecht  u.  Staat- 
bcrgbaus  unten.  Meistens  sind  solche  Kegulien  denn  auch  ncuerding>i  ausdrücklich  dun  h 
(iüMit/e  beseitigt  ^wio  das  Berg-,  Salz-,  Jagd-,  Fiscbareircgal,  Wasserregal),  odcc  nit* 
unter  schon  frUhor  obsolet  geworden, 

2.  Andere  ge werbliehe  Regalien  hemmen  leicht  beut- 

zutage  Verkehr,  Production  und  Entwicklnng  der  gewerkliehen 

'lYHluiik  mehr  oder  weniger,  öfters  stark.  Das  volkswirthscbaft- 
lichc  Interesse  spricht  daher,  tjoweit  es  uu  cmer  weiteren  Aus* 
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debunng  des  privatwirtbflcbaftlicbeii  Systems  interessirt  ist,  ftlr 
mOglicbste  Bescbränknng  der  Zabl  nnd  des  Umfangs  oder  fftr 
gSnzlicbe  Beseitigung  dieser  Regalien,  so  dass  vl^llige  Verkebrs- 
freibeit  eintritt  nnd  die  allgemeine  Steuerfäbigkeit  Ersatz  giebt  Itlr 
den  Wegfall  der  Staatseinnahmen  ans  der  Regalität. 

Dieser  Einsicht  sind  denn  aach  dio  grosse  Helinalil  der  obomals  sclir  /ahlroiclien 
gewerblichen  HcgaJien  schon  gewichen,  wiedomm  rtm  «o  loiclitcr.  das  liscalische 
IjiterefiiKi  bei  dem  cinzelncu  iu  der  Kegel  doch  nur  gering  war  und  andere,  bessere 
Qitd  bequemere  BesteueroAgsiregc  aufgefandea  worden.  DIo  StrOmaDfr  in  virtluoliafll'' 
liehen  Z(  italtcr  der  „rreicii  Gwkcnttent*  tot  natoilicli  ia  dieser  Bichtiuig  gegangen, 
freilich  oft  zu  einseitig 

Einige  wenige  liegalien  sind  jedoch  noch  gegeawärtig  iu 
auseren  Ötaateu  übrig  gobliebon,  und  /war: 

a)  wesentlicb  nur  ;u!:^  deni  tu-hcltlicli  ins  Gewicht  falb? mir n 
finanziellen  Interesse;  das  Salz-  nnd  das  Ta  h  a  k  rci;;il, 
wozu  neuerdings  in  Frankreich  das  ZUndhölzcheuregai 
kommt; 

b)  wesentlich  aus  einem  politischen  oder  polizei- 
lichen Interesse:  das  Pnlver-  nnd  Salpeterregal  (hier  und  da 
noch  ein  anderes  ähnliches  —  neuerer  Gedanke  eines  Dynamit- 
monopols), von  untergeordneter  finanzieller  Bedeutung; 

c)  ans  vorwaltendem  politischen  oder  polizeilichen,  aber 
daneben  ancb  stärker  mitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  nnd  etwa  das  (seltene)  Branntweinregal. 

Die  Begalisimng,  welche  bei  allen  diesen  Hegalien  zur  Mono- 
pol isirnng  wird,  kommt  hier  als  eine  Form  der  Ver braue hs- 
oder  Genussbestenemng  in  Betracht,  bei  den  beiden  letztgenannten 
Regalien  mitunter  mit  der  ansgesprocbenen  Tendenz,  die  Befriedi- 
gang  des  Genusses  durch  die  Regalisirung  zu  erschweren  oder, 
Mrie  beim  Lotto,  sie  ganz  zu  verhindern. 

Demgeraflss  wird  die  Beibehaltung  nnd  auch  die  NeueinfOb- 
rnng  dieser  Regalien  Ton  folgenden  Erwägungen  abhängen: 

a)  beim  Salz-  und  Tabakregat  und  etwaigen  ähnlichen, 
welche  wesentlich  nnr  ans  finanziellem  Interesse  neu  in 
Erwägung  kommen  könnten:  ob  die  Besteuerung  des  Verbrauchs 
oder  Genusses  überhaupt  zu  recbtteitigen  ist:  nnd,  im  Bejahungs- 
fälle, ob  die  Regalisirung  oder  Monopnlisirnng  so  sehr  als  die  ge- 
eignetste Form  der  Verbrauchsbesteuerung  erscheint,  dass  sie  trotz 
der  sie  etwa  begleitenden  nachtheiligen  Folgen  für  Verkehr  und 
Troduction  gewählt  werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mithin  nur 
im  Zusammenliange  des  gnnzen  Sfenersvstems  und  specieli  iu  der 
Lehre  von  den  Vcrüraucüästeueru  zu  erledigen. 
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b-Aü  Salzrcgal  winl  gegenwärtig  als  Bcätcucrungsforin  meist  verworfen,  rieUmcht 
zu  aiibodiiigt,  gerade  bei  BcrUckiiiclitigting  des  Consu m cn t eninten  sses ;  die  neue 
Einftthrung  des  Tabak  moDOpols  wenigstens  ist  bedingt  in  eineui  grfisscrca  Vor« 
braiiclisstottonystcm  zu  rechtfertigOD  und  sein  Bestellen  bleiben  legeliiilisiK  /a 
ciupl'ulilon. 

b)  Bei  den  Regalien  von  politiBchem  oder  poli seil iebem 
Interesse:  ob  letzteres  ttberhaupt  genügt,  nm  eine  besondere  £in- 
miscbnug  des  Staats  und  nm  ToUends  die  Regalisimng  trotz  der 
etwa  auch  bier  vorbandenen  Yolkswirtbsebaftliebeli  nnd  sonstigen 
(politiseben,  recbtlichen)  Bedenken  za  reebtfertigeu ,  oder  ob  der 
politisebe  oder  polizeiliebe  Zweck  nicbt  aneb  dnrcb  eine  andere 
Form  der  Verbrancb-  oder  Gennssbestenerung  erreiebt  werden  kann. 

Dem  die  Uog^isining  i«t,  mveit  sie  uicbt  wie  etwa  boiiu  Lotto  zum  v  ölligen 
Verbot  des  Genasses  bcoQtzt  wird,  eben  doch  nur  eis  solebe  BesfeuentiicsrorD  sacb 

Ix^i  diesen  Kosralicn  zu  botrachfcn.  Am])  ili  ['la-cn,  soweit  sie  überhaupt  in  di« 
FinanzwiiisciiSoLaft  und  nicht  in  die  Verwaltungsiehre  und  CuhurpoUtik  gubOroa,  sind 
in  der  Lehre  ron  den  Vorbraochsstcticrn  /u  behandeln.   Das  Lottorogal  ist  woU 

!i.  izuliLlialten  oder  selbst  nen  einzuführen,  wo  es  noch  nicht  besteht,  aber  nicht 
auszuüben,  das  Piilicr-  und  Sal|>et,  rresial  ia  d  r  l'riicl  »uizoheben,  das 
Branntwciii  l  egal  durch  fino  andori;  l'unii  der  Vcrbraui  hssteiiL-r  zu  ersetzen. 

►Sonach  cntiälit  tiann  eine  selbständige  finanz- 
wiHsenschaftliche  Einnabmeart  derFinanzregaiien 
und  damit  ein  besonderer  davon  bändelnder  Abschnitt  in  der 
systematischen  Lehre  der  Fiuanzwissenscbaft  ?on  den  ordentlichen 
Eionabmen  wenigstens  jetzt  mit  Becbt. 

Die  grundherrliclien  Regalien  sind  ohnedem  meist  boseitiui.  Soweit  Einnahmen 
unter  diesem  Xitel  noch  vorkommen,  künnen  sie  in  den  beiuglicheu  Abswhoittea  roa 
den.  rerwandton  privatwinhschaftiichcn  Einnahmen  des  Staats,  mit  denen  sie  recbtv- 
geschichtlich  meistens  /.usaminenbaagen,  Jtvrz  erwähnt  werden.  Km/«  Ine  U't'trrdcin- 
naliuien  dieser  Art  haben  jetzt  einen  ganz  amlenMi  riiancter  erhalt,  n  und  sind  theib 
in  die  Kcihc  der  (icbühren  (so  beim  Bergwcicu),  theils  der  ricnussateuc  rn  so 
bei  der  Jagd'  übertrcgangen,  we  sie  za  erwähn«-n  sind.  Die  Einnahmen  aus  gevcrb- 
li<'lieii  Ii*((sralien  ci  liaren  ferti'T  eritwcdci  unter  die  Gebuhren  in  denjenigen  rall-ii. 
wo  mit  iielmhreu  verbundene  btaatsthätigkciicü  unrichtiger  Weise  m  Hoauzr^igaliea 
pemacht  worden  waren«  oder  nnter  die  Verbraaclis«  ond  Geuoaseteoera.  Sie 
finde»  danach  ihre  entsprechende  Stelle  im  System  der  Flnanzwisaenacbaft 

Es  verbleibt  dann  nnr  eine  besondere  Einnabmeart,  welcbe 
ZQ  keiner  der  drei  Olassen  der  privatwirtbscbaftlicben  Einnabmen, 
der  Gebttbren  oder  der  reinen  Stenern  gezllblt  werden  kann.  Sie 
ist  zwar  mit  den  Eionabmen  ans  Finanzregalien  verwandt,  aber 
gebort  doeb  aueb  dazu  nicht,  niebt  einmal  naeb  dem  reeh^ge- 
scbiclitlicben  Begriff  der  eigentlichen  Kegalien:  die  Einnabme 
aus  herie  n  1  o  sc  in  Eigeiithum,  erblosen  Gütern  u.  dgl.  m. 
Diese  Eiinialuiie  ycbührt  dem  JS taute  uacli  ^geschichtlichem 
und  ]i(isitivem  Kechtc  und  in  der  That  auch  rationell  als  dem 
\  ei  tieler  der  Gesammtheit  lu  Ermangelung  eines  uäherberechUgten 
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Einzelnen.   So  untergeordnet  sie  in  finanzieUer  Hinflicht  auch  zn 

sein  pHe^t,        verlangt  sie  doch  eine  selbständige  Stellung  im 

Systeui  als  ,,Eiuiiuliüje  aus  licni  Hobeitsrecht  an  herrenlosem 
Kigeuthom 

Sie  wäre  streng  systematbcli  da  ein/Dnübcn,  vo  sonst  die  Fcrwandtcn  Einnabmcn 
am  (rrandhenschaftlicbeD  and  »tu  FinanzreiFalieii  oder  Piscalrorroditeii  überhaupt  b»* 

haod.-It  /u  wcnl<-ii  jiflosjfi  ri:  /wisriien  den  f  rivntwirtli'jrliaftlii~h'Mi  Einnahmen  und  den 
(iebubrcn.  Siu  wird  roa  mir  aabau^weisü  im  Kapitel  von  den  Ucbuhren  behandelt. 
(Fin.  II,  §.  326~S28)i  Mit  den  tiebllliTcii  ond  Steoem  irehOrt  diese  EimiahiDo 
abri^ens  zur  (iruppc  der  staatswirthsc  lia  f  1 1  i  ohe  n  ,  ila  si'-  auf  einem  staats- 
rechtlichen Titel  bomht  und  ans  bisher  freuidem  £igenthum  oder  Einkommen  herrührt. 

III.  —  §.  212.  Die  Gliedernng  der  Lehre  von  den  ordent- 
Hohen  Staatoeinnabmen  tat  hiernach  die  folgende  dreifache: 

A.  Der  Priyaterwerb  oder  die  priTatwirthschaftliche 
oder  dorn  an  iaie  Einnahme,  die  von  Anderen  Bogenannten  „Er- 
werhaeinktlnfte'^  des  Staats:  das  »weite  Kapitel  dieses 
dritten  Bachs  in  dieser  Auflage,  Tollstftndig  nocli  in  diesem 
ersten  Bande  der  Finanzwissenschaft  enthalten. 

B.  Die  Gebühren:  das  erste  Kapitel  des  zweiten 
Bandes. 

C.  Die  eigentlichen  S teuer n^  deren  Behandlung  in  diesem 

Werke  in  einer  „allgemeinen  Stenerlebre  (Kap.  2  des  zweiten 
Bandes)  und  in  einer  „speciellcu  Steuerlehre"  (im  Band  III  der 
Finanzwissenschaft)  ertoigt. 

5.  Abschnitt. 

Das  \  iiliilltniss  der  Jiuuptarten  dt  r  ordeutlieUeu  Eiuuuhiiu  u 

ivL  einander. 

Die  geeehichtliche  EntwidÜliiD^  dieses  Verli&ltnisses  hii^  auf  daa  Engste  mit 

der  allgemeinen  inneren  j  oülischen  Geschichte  zasammcn.  In  diesem 
Abschnitte  handelt  e»  sich  nur  um  eine  genercllo  Uebersicht,  welche  nach 
einzelnen  Seiten  in  anderen  Theilen  di^ea  Warks  weiter  aiisziifhhrt>n  ist.  S.  tlbcr  diu 
Entwiolilnng-  dos  Fi  n  a  n zili  ("«n s  t  es  \i.  B  ehnrdcnweMcns.  woiin  sirh  die  Entwick- 
lung des  Verhältnisses  der  Einnahmen  zu  einander  abspiegelt,  oben  Abschn.  1  des 

4.  Kap.  des  1.  Bachs.  8. 188  bes.  §.  ^0  ff.  Das  Wielitigste  bleibt  die  Eatwiekloni: 
der  Be  s  t  c u  (>  ru  n  und  die  Klarlegung  der  bedingenden  und  rcrur-^arheiiden  ^lomcnt«; 
dieses  Processes.  S.  darnber  Fin.  II,  den  Abschn.  ttber  „die  Besteuerung  in  ihrer 
Beidleli.  mr  Organieatioa  d.  Volksvirtbteb..  sewie  vor  Eiirentli.-  n.  Enrorbsordirang**, 

5.  169  fr.  ferner  ../iir  inneren  Vcrfassunu"  S.  l'Jö  fl"  n.  drn  Altscb.  über  die  „(Jrund- 
xQ|?o  der  gcschichtl  Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Stoaerarten"  S.  3^7  ff. 
Ich  beziehe  mieh  ansserdeiii  auf  meine  Abb.  „directe  Stenern^  in  SchOnbei^'s  Haad- 
hlich  n,  157  (T.  Die  Literatur  des  Gr^enstands  ebcndas.  u.  bes.  in  Fin.  II,  UU  u. 
oben  S.  54.  u.  A.  T. anjr,  bist.  EntwirM.  d.  I>.  St  iien-erf..  179.3,  Ilnllninnn. 
FinAn/^esch.  d.  Mitfelaitoi-s,  Jlse,  Gesch.  »I.D.  ütcu.rveria.Siä.,  1.  Abüi.  liioäj^eii,  lsl4. 
Xichborn.  Rcchtsgtsch.  §.  24.  88.  171.  Zöpfl.  D.  Krchtsiresch.  4.  Aufl.  II.  §.  40. 
50.  75.  —  6.  Waitz.  D.  Yorfavtnngsgesch.  die  betroS*.  Kapitel.  —  Falke.  Gesch. 
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d.  D.  Zollwcscns,  Lt'iivi'^  (Jii.  i^f.  .-»ngl.  Vcrwa'tnnisr  cht,  2.  A   T.  S. 

§.  12  S.  1S2  ff,  §.  l'd  u.  a.  btolien.  ~  Zeamer,  Städtesteuuni,  1S7S. — SchiaoUert 
Epochen  d.  preuss.  Piii.pol.  Jahrb.  Nmo  Polare  B.  L  (1877).  —  Bosch «r,  Goieh.  d. 
Nat.>Oe]L  §.  39,  S.  158  ff.  ^  Bau«  Ein.  §.  89«  93. 

I.  —  §,  218.  Gharacter  des  älteren  FiDansweseni, 
besonderB  der  fitonabmeii.  Dan  Finanzweseo  des  mittel- 
alterlichen Patrimonialstaatfl  nnd  noch  des  Staats  in  der  Uebe^ 
gangszeit  znm  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhnndert 
an  bis  in  das  17.  und  tbeilweise  selbst  noeh  bis  in  das  18.  nnd 
19.  hinein,  characterisirt  sich  durch  dieselbe  Vermischnog 
privat-  nnd  staatsreehtlieher  Momente,  welehe  der 
früheren  Zeit  tlberhanpt  eigen  war. 

Die  Ausgaben  für  den  König  oder  den  Fürsten  und  seinen 
Hof  und  für  ö  t  fe  n  1 1  i  c  h  c  Zwecke,  soweit  letztere  Ubci  liaupt 
unter  Vermittlung  tuiei  besomlcreu  tiuanzwirthscli ältlichen  Thätij:- 
keit  und  nichrt  gleich  direct  durch  Requisition  persönlicher  Dieujste 
verwirklicht  wurden,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmung 
des  Fürsten.  Die  Einnahme  zur  Ikstreitung  dies  Ausgaben,  das 
Besitzthum,  insbesondere  der  Grundbesitz,  aus  welilicni  die  Ein- 
nahmen znm  Tbeil  flössen,  bildeten  als  fürstliches  Eiu komineu  ein 
unfrotrenutes  Ganzes,  welches  regelmilssig  wie  ein  Privat- 
eiukoninien  nnd  Privatvermögen  angesehen  wurde  and  wie  ein 
solches  zur  Veriligung  des  Fürsten  stand. 

Gleichwohl  lässt  sich  dieses  Einkommen  nach  seinen  öko- 
nomischen Quellen  und  mitsammt  dem  fürstlichen  Vermögen 
nach  seinem  rechtlichen  Gharacter  unterscheiden.  Das  Ein- 
kommen wie  das  Vermögen  haben  immer  Bestandtheile  in  sich 
enthalten,  welche  als  öffentlich-rechtlicher Natar  anzusehen 
sindy  weil  sie  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  snatanden.  Das  Einkommen  setgt  femer 
immer  eine  Vereinigung  der  drei  finanzwissenscbaft- 
lichen  Hauptarten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen ,  der 
priTatwirthschaftlichen,  der  Gebühren  nnd  der  eigent- 
lichen Stenern.  Die  Gebtthren  erscheinen  theils  unmittelbar 
als  solche,  theils  mit  in  der  Form  von  Stenern  in  Verbindung  mit 
nutsbaren  Regalien.  Die  Steuern  zeigen  die  beiden  typischen 
Grundformen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  wie  ZOllCi 
Marktgelder,  Abgaben  von  Gewerben,  —  mitnnter  in  Verbin- 
dung mit  gebdhrenartigen  Einnahmen,  wie  z.  B.  bei  den  Markt- 
gddeni,  WegezOllen  —  und  der  direeten  Personal-,  Ertrags-, 
(Grnod-)  Vermögens-  nnd  Einkommensteuern. 
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Vielerlei  persß  n  ]  i  Ii  e  Torpfl  i  c  ht  nii  e" n  .  nun  Kiiri;siliiii-.t  ■inif  liu.'ncr 
WalfiMistellung:,  CutcriiaUiUij^),  zu  aiidereti  DietmtlcütuQgeu  (FuUreii,  bpauiuUcustu 
ti.  d^cl.  ID.).  <Mitspr«cben  dem  ftltwii  mturalwirtlisrliaMiGhen  Zustimde  der  Volkswirtli- 
Schaft.  Sic  betreH'ou  niclit  unuiittelbar  das  inittelalterliclie  Finanzwesen.  Aber  du 
sie  später  im  prcldwirthschaftliclien  Zustande  durch  andere  Formen  der  Beschall'ung 
der  Arbeitskräfte  fiir  öffentliche  Zwecke  (§.  1)  ersetitt  werden,  worauf  dann  die  Ein- 
nahmewirthschaft  des  Finaii/wesens  sich  enf^p^echond  entvickeln  niusste.  dürfen  sie 
hier  nicht  turcrwähnt  bleiben.  Eine  bcsoriii-  le.  dem  inodcftiefi  Staat  meist  fehlende 
Kinnalniie  waren  namcntlicli  in  früherer  Zeit  die  frei  w  i  1 1  i i:  <■  n  Gaben  iGeschenke, 
dona")  an  den  Fürsten.  Si<  'iiufun,  ireon  auch  nicht  auf  (l<:m  Kecht^.waujs:  beruhend. 
do>  !i  zur  ordentlichen  Kituuhme  (j^crechtet  venlen,  weil  üe  ziemlich  refelmlasi^, 
der  Sittti  gemäss,  eiageheii. 

In  allen  dienen  Verh&ltniaseo  besteht  ran  der  fränkischen  Zeit  an  in  Mittet-  nnd 
\Vi'sf.'iirop;\  eine  Glci*  hrirtiirkcit  ilcr  fi  i'Stnltiin iiml  Kntwirkluni;'  Wcniy'strns 
in  den  Uruud^ugcu  des  Fiaauzweseus  und  spcciell  der  Kinaahiuewirtbscliaft.  Hut 
dass  in  Deutschland  dofinitir  nrspriini^liche  Einnahmen.  BesitzthOmer  lud  finanzielle 
I*  <  lit.-  des  deutschen  Könis:s  und  des  Keiclis  die  seibständi«:'  werdenden  rri- 
torialbcrrcu  übergehen,  währeud  s>ie  iu  Frankreich  und  Knjrland  der  Krone  oder 
dem  KOoi^  rerbleiben  oder  iirie<J«r  ron  ihnen  erlangt  werden,  n)if  Ausnahm«  freilich 
eineis  «rrossen  Theib  der  alten  Kronländereim.  ili.  überall  dur^  Ii  \  -  r-schenkuns:.  durch 
ilas  Lehensw(>sen  n.  s.  w.  end^iltig  in  Prirathäiide,  romchmiick  dci  ehemaligen  (irosscu, 
deä  Adels,  der  Kirche  srejauireii, 

Theiit  man  die  Einnahmen  nach  dem  ünanzwissenschaftlichen 
Cbaracter  in  der  angegebenen  Weise,  so  lässt  sich  die  Regel  auf- 
stellen,  dass  je  weiter  man  in  die  Geschiclite  der  Vorläufer  der 
hentigen  europäischen  Staatsbildungen  in  das  Mittelalter  zurückgeht, 
desto  mehr  die  pri  vatwirthschaftlicheo  und  in  sweiter  Linie 
die  gebührenartigen  Einnahmen  überwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  aoeb  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Gieich- 
artigkeit  Die  regelmässige  Bestenernng  gewinnt  erst  in 
der  neueren  nnd  neuesten  Zeit  immer  allgemeiner  den  Vorrang. 

Ton  frtth  an  finden  dch  sehr  allgemein  Z511e,  d.  h.  retrolmaasifre  Passaero- 
•  Transit-)  wler  We<?zölle  frlr  den  Transit  der  Waaren  an  bestimmten  Stellen. 
Kin/elne  andere  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  üetrankesteuern  (Bier, 
Wein).  Marktab|;aben  an  den  Thoren  bilden  sieh  im  städtischen  Finaiuwcsen  frttlier 
aus.  werden  aber  von  Anfang  an  und  spfttcr  mehr  mit  für  landoahenliche  Bcchnun|r 
erhoben.  In  Form  von  Fi  nanzreg^alien  und  Monopolen,  dann  von  allijenieiii«  it 
Ac eisen  werden  sie  seit  dem  Schluss  des  Mittelalters,  besonders  s<-it  dem  17.  Jahr- 
bamlert  im  Staats-  nnd  Territuri:iliinanzwes<'n  wichtijrer. 

Am  W'ciiiiibt'^n  ntistri'hililrt  hli.-li  tvii  lmrissitr  lan«re  das  diri  f  ti'  S  t  cticrwesen 
nnd  wieder  besonders  die  Personal-  uud  Kinkouuuensteueni,  während  allKemeuie  Vcr- 
mSirenn-,  Real-,  namentlich  Qrnnd-,  Gehftvdc-  (Ucerd-)  steaeni,  früher  vor- 
kommen. Dif  älteren  Abir.vben  dieser  Art  sind  nhriLftts  vi'-Ifai  h  nirlit  öllentlich- 
rechtUchc  Stou&ru,  sondern  privatrechtliche  oder  lehen^i-  uud  d ienstrecht-> 
liehe  Abgaben  des  Grundbesitzers  nnd  der  Personen.  Im  frttheren  Mittelalter 
hinderte  schon  die  An f fa s s ti n  u  <\<t  persönlichen  Freiheit  di«;  Kntwifl;luii'.;  dr^ 
directan  Steuenresenä,  später  that  dies  die  crforderiichu  atäudischo  Zustimmung, 
velcho  sich  bei  diesem  Zweijre  der  Steuom  ikberdt  am  Wirksamsten  zeij^c.  So  blieb 
besonders  die  direrte  Besteuerung;  bis  in  die  Nt;u/eit  hinein  und  selbst  noch  in 
der  Theorie  tlcr  deutschen  Oamemlisten  des  vorit?en  JahrJnindiTts  eine  unters; »-ord- 
nete und  iii'  lir  nur  eine  Ausnahme  biUlende  Kinnahme<iuelle.  auf  die  in  irrösse- 
rem  Uiufaiiu<  mir  in  besonderen  Fällen  fnr  Staats-  oder  früher  lur  kimiifliche 
oder  fürstliche  Zwecke  /.urück;?e^riifen  wurde.  S.  Flu.  U,  §.  44(1  ff.  und  oben  §.  87 
—m,  auch  9t  u.  §.  23  u.  24). 
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512  ^-  Bw  Onl.  Einn.   t.  K.  Im  Al1|?ein.  5.  A.  Verh.  d.  Etnn.  zn  einuider.  215. 

Dio  rigriithiunlidie  GcstaUuiii:  uml  r crhältuissniässi jt:  grosso  Ausdfh- 
nung,  welche  das  Gebdhrenveten  im  mittelaltorlichen  Staat  eüinahia.  int  booo- 
daiB  bemerkenswert h.  Das  Priiu-ip  toh  Leistung'  mu\  Gc^r'-nlfistunp:  war  in  dievn 
..Sporin  !<?t('Ut*rn"  im  utiausjrebiMetcii  Staat»»  molir  vertrete«,  als  jetzt  im  entwirkeltiri 
t>tait.  «Jiui  tlie  General  steuern  cigrti  sind:  eia  Fin;rer/.oiir,  Jass  die  allgcmciacr«" 
Kinfulirun<r  (l<-r  ersteren  ein  weseiitlieher  Kiu  ks«  hritt  im  moduroAii  Staat  Tirr. 
Yfcl.  Fin.  U  g.  28],  bes.  S.  12  S,        Geschichte  dos  ÜebtthKiiveseiis^ 

II.  —  §.  214.  Geschichtliche  and  staatsrechtliche 
Stellnng  des  ältercD  Doinaniams. 

S.  oben  §.  87—^0.  bes.  S.  19S,  wohin  in  dieser  3.  Aufl.  Einifrcs  gestellt  In. 

ilas  in  »1er  2.  Aufl.  (§.  151  ff/:  in  flir-:.  tTi  Abschnitte  p^earehni  wtinl.-.  S.  atirh  R;«ii 
§.89  ff.,  bes.  die  Noteo.  lluilmann,  Gescbiclue  der  Duniäucjibenutzunji  in  DeutBci!- 
land.  1807.  r.  Kottoelt  in  dessen  «ad  Welcker 's  Staaislexlbon ,  IV, 
V.  Trcitschke,  Art.  Douiiiiieii  in  Bluutsi  hli's  Staatswörti  i  b  III,  162.  Roscher. 
Gruntlri!>.s  §.  46.  Zachariä.  Staatsrecht  II,  Kap.  7,  Tit  2.  Georv:  Mcycr,  l). 
Staati-reeht  §.  94.  202.  Bühlau.  Fisrus.  landeslierrl.  ii.  Lantlesvermüsr.  in  Merkl. 
Schweriti .  Kust.  1S77.  Berj^ius.  (irnndsüt/e  der  Finanzw.  S.  161.  Stein.  Fin.. 
2.  A..  S.  147.  Ueber  Knirland  s.  fincisf.  iiiirl  Vf>r^';iUim«rsreclit,  2.  A..  bi*s.  I.. 
12S,  lO.H.  11»0.  4m».  n.  940.  1151,  Vo.  ke,  brit.  Steu.  S.  I2tj;  über  Fraukreicb. 
Hock,  Fin.  Fmiikreiciis  S.  209;  Ohar  Preussen  (17.  n.  IS.  Jahrh.)  Biedet,  bnud. 
prMiss.  St;i  if>iianslialt  passini.  neue  Zeit  Ifnnne,  Domän.-,  Foretwe^en  u.  s.  w.  il«-* 
preuss.  htiuiti  1854,  ders.,  Staatar.  Prouss. .  .H.  A.  II.  S.  587  ff.:  über  Baicru. 
Pözl,  bair.  Venraitonrn-eeht  §.  229  fl.:  über  Baden,  Rerenaner,      192  IT.; 

llb.T  \ordaHierik;i.  Tlo-  k.  Fiti.  Ain-  riki^  S  22.'i.  Vü!.  an.  Ii  CzdiailT,  OStefT. 
Builv:et.  II,  477.    (V«Ti:!i;irl|.'),     Daini  üIumi  «::>.  l'n  ub-T  rivilli>r.-ii. 

A.  Gestaltung  im  AI  lg  ein  ei  neu.  Die  Grundlage  nnd 
den  Haupttheil  der  privatwirtbschaftlichen  Einnahmen  bildete 
von  jeher  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche 
Grundbesitz  der  Krone  oder  des  Fürsten.  Er  umfasste  Tor- 
nemlich  FeldgUter  (die  späteren  Kammer gUter  im  engeren 
Sinne),  GewerkSYorrichtu ngen,  Waldungen. 

Ursprünglich  war  dieser  Grundbesitz  in  den  germanisch- 
romanischen  Reichen  des  frtthen  Mittelalters  sehr 
bedeutend.  Er  rührte  aus  Vorhehalken  von  der  LandTertbeiloog 
bei  der  ersten  Ansiedlang  and  Eroberung,  auf  dem  Boden  des  alten 
flämischen  Reichs  aus  Confisoationen  und  Uebemabme  römischen 
Staatsguts  her.  Die  Geschlechter,  welche  nur  Fttrsten-  oder  KOnigs- 
wflrde  kamen,  waren  in  der  Regel  grosse  Grundbesitter,  deren 
Guter  mit  dem  eigentlichen  Staatsgut,  bez.-  mit  dem  Gute  der  alten 
(ausgestorbenen  oder  vertriebenen)  Dynastie  zu  einer  Einheit  Te^ 
schmoben. 

WaitJ?  II.  615  ff.  (uierov.  Zeit).  Weiilen  und  Wahler  fast  in  allen  Theilon  d« 
ffink.  T?(  i«  Iis  im  Bcsit/  des  Knniii.s,  z.  Tb.  wohl  nnr,  weil  unbebauit  s  Land  iliui  txj- 
gesehiii  b.  II  «  iinl (Itusm  W  .ililer  waivn  bes.  zur  .lajrd  (als  ,  l'orste"'»  im  Bosii/  d<4 
KOaigs.  üiusm;  M.iaif  voii  t  ü  f  >  t !  i  r  h  <■  n  Ländereion  im  Mittelalter.  VVr/ei<  If 
iiiss  von  123  kaiserliehen  ^  ill'  n  li  r  Karolinjrer  bei  Hullinanii,  Hnanxiipesi  h.  S.  11»  f. 
l  iit-  r  ileii  KönitT' 11  von  Knsrl  iinl  aus-  rl-  ni  siirlisisehen  SfamTni^ .  )iainentli<ii  uiit«T 
Eduard  dem  Bekenner  (.1042—65)  befanden  »ich  1422  Landgüter  (tnauort»).  die  mm 
Theil  ron  der  sächsisrlM^ii  Künijptfaniilie  herstammten,  nebst  tiS  FoTHten  nnd  781  PmIs; 
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«lul  bis  auf  Hciiiri«  Ii  H.  b<  wirtlu'tcii  <lie  Köuiir  •  alljahrlicli  an  <Icn  jrrosst-n  Festen 
die  Barouc  uud  ihr  ü(:t'olg-e  au&  Beidiliclistu.  {iiAnh  Uau:  Sinclair,  Uistory  of  th« 
public  revouue.  [.  26<  27.  Gneist.  engt.  Venraltangsr.  L  28,99.)  Ueber  dasAUer- 
tlium  8.  0.  §.  sn.  Uebrr  iii,  ;i 1 1 r«) in i <;<■  heu  ItomineD  bes.  Marquardt.  rOm. 
SUatsrorwalt.    II,  147.  152,  17»).  2:<9— 257. 

Im  froheren  flatimlvirtlwhaftKrhf'n  Zwütande  dienten  diese  Guter  theilweisc  nn* 
iiiitfi  ll)ar  zur  UiitiTlialHini:-  d«  h  Hofs  iiml  il<  s  k.  Hauses.  Die  ficlf;irht.-ii  Kcib.-n  und 
HecnUgu  des  Furi»tcn  gabcu  dazu  iu  allcu  Laudcstheilen  (iclegeiüicit  uud  setztcu  das 
Voitiandetisein  solcher  Gitter  uigcntUch  voraus.  Die  Iffatunüeinknnfte  denelboa  bei 
Selbfitvi-rwaltun^  (hiich  k.  Beamten  lieferten  auch  /Ußflcich  mit  di  '  ^Mittel  fiir  die  Bo> 
«tn^itung  der  BegicruMgsans<raboa,  soweit  von  soU  licu  ^-osprochou  werden  kann. 

Mehr  and  mehr  aber  ist  der  Bestand  des  ursprflng^- 
liehen  Domaniunis,  besonders  der  Belitz  eigentlicher  Feld- 
gOter,  Überall  im  Lauf  der  Geschichle  vermindert 
worden,  in  manchen  Ländern  so  sehr^  dass  davon  auf  die  Gegen- 
wart nnr  wenig  gelangt  kt.  .Die  allgemeinen  Uraaehen 
dieser  Erseheinnng,  welche  nach  Zeitaltern  und  Ländern  yer- 
schieden  stark  einwirkten  und  sich  verschiedenartig  untereinander 
and  mit  anderen  speciellen  Ursachen  verbanden,  sind  die  folgenden. 

1.  Einmal  erfolgten,  besonders  in  früherer  Zeit,  sehr  um- 
fassende Landv ersehen knngen  Seitens  des  Uber  das  Gut 
wie  Aber  ein  PrivatvermSgen  vertilgenden  Herrschers. 

>So  an  Pamiliciiaiig^ehftrige,  Grosse.  GiinstUnffe,  Kirchea  u.  s.  v.  zur  Anastattung:, 

zur  Belohnuoir  von  Venlienstcu.  zur  ErlaiiLMui^-  von  fn 'jriiiliriisf.  n  .  rntiTstnf/nnff  in 
poUtisclien  VcihultuibitoA  u.  «.  v.  Selbst  wo  ni<;ht  solon  eine  Vergebung!:  /-u  Ki^uu- 
tfaum,  Bondern  aeiipreeSrein  Besitz,  als  Beaeficittui  oder  xu  Lehen  stattfindet, 
ist  mci^t'  später  eine  vo[lsiHndi<:e  Ausscheidung  dieses  Guts  aus  dem  Staats-  oder 
Kroii&rut  per  las  et  nefas  »  intretretf^u. 

2.  Soflann  hat  bei  solchem  Gut  wie  bei  anderem  Gruudbesitz 
eine  Ver^ebuni:  an  kleinere  bäuerliche  Lantiwirthe 
zur  Bebauung,  gegen  >iaturalal)gal)en  von  dem  so  erhaltenen  Lande 
und  gegen  die  üebemahme  von  Diensten  auf  dem  Hofgate,  statt- 
gefunden. 

Daniuä  <ntwi(  kelten  sieh  die  dinj:  liehen  Gerechtsame  des  Uoi';ruts 
tiber  diesen  Liiiidereien.  Die  von  7orn«*hercin  sewührten  oder  später  nsu  k  Sitte  und 
Kerht  sieh  ausbildenden  K  r  bpar  htveriiiUtnisse  und  sehliesslich  die  BoSoitiK'U  ng- 
dor  Dienstpflichten  und  Abs^abon  uml  des  Hrbpacht-Kanons  mittelst 
Ablösungen  oder  Mint  wie  hab*rn  dann  den  DoniuiKiihesitz  wie  den  sonätijren 
liemeliafaichen  Grandbcsite  rermindurt. 

3.  Mit  Grundbesits  aus  dem  fUrstliefaen  oder  Staatsgut  wurden 
orsprünglich  vielfach  gewisse,  namentlich  höhere  Aemter 
dotirt,  —  also  wesentlioh  dn  System  der  Naturalbesoldnng. 
Mit  der  Erblichkeit  dieser  Aemter  ging  der  Grundbesits  an  die 
Tomehmen  Familien  Aber  und  ist  meistens  im  Laof  der  Zeit  mit 
dem  Eigeogut  und  mit  anderem  Lehensgut  dersdben  zu  eüier 
neuen  Einheit  mehr  oder  weniger  ununterscheidbar 
verschmolzen. 

A.  W^^ner,  riaanrwbwnü'baft.  1.  3.  Aa«.  33 
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514   ^'  ^-  Ord.  Kinn.  1.  K.  Im  .Uiiccui.  5.  A.  Yi:rk.  d.  £imi.  zu  «-iuunil.  §.  21-1,  2tö. 

\\  iinli.a  iiitil  biirbeii  soli  liu  rauiiUcii  DyiiastU-cii  luid  Tciriuimila-rrcii .  SO  isi 
zxrar  dii«cs  fn'SauHiitc  Utit  o«lcr  <4u  Tlieil  davon  spUti'f  <6fU'Vi  vriaht  B«Mneni  urapniiur- 

Ih  licil  <il(rll(lirli.j|l  Zwi  i  k    /uni«  k-n  ui-h'-li    WoT']  ii.     Alj'  T   l»isWi'il<  li    V<:rbli<  h   <  S    all.  Ii 

<lnr  iloucn  DyiiHäiio.  Krliobcu  ak  ii  Uir^e  J  ütniliuii  uk  ht  zur  cig«-iitii('heii  Luuib  bbcrr- 
srliaft  oder  rcrloron  si«^  dUsHb«;  wiedur.  so  liabcu  sie  dfts  Gut  Oftm  i'iwljrUtis:  als  ibr 
t'riviitv  rin*i:reii  belialicii.  lie  me<1iatisirtc]i  wülllirlicn  Fltr«tcu  tu  Deiitsclilamd 

)to<  h  /II  Anfang:  dicsi'ä  Jalii  lunitl<  ns. 

4.  In  neuerer  Zeit  ist  uuf  eine  Scheidung  des  Hof-  und  des 
Staatsliausbaits  hingearbeitet  worden,  ah  sieh  die  moderne 
Staatsaufiassimg  von  der  patrimonialen  loslöste.  In  dem 
seinem  verschiedenen  rechtlichen  Ursprung:  nach  schwer  zu  schei- 
denden Domanium  befand  sich  jedenfalls  öfters  altes,  eigentlich 
öffentlichrechtliehes  Besitztbuniy  das  an  der  Krone  oder 
Landeshoheit,  bez.  an  der  fürstlichen  Gewalt,  als  der 
Vertreterin  der  Rechte  des  staatlichen  Gemeinwesens  als  solchen, 
haftete.  Bei  den  Vertrags mässig  oder  dnrch  Octroymng 
erfolgenden  Auseinandersetzungen  Uber  dieses  DomaniniD 
und  Uber  etwaige  GiTillisten  (g.  175}  wurde  dann  aber  mitunter 
wohl  das  ganze  Domanium  oder  ein  Theil  desselben  der  Dy- 
nastie als  Patrimonialgut  zugc»proehen.  Dadurch  ist  aber 
mals  der  Bestand  des  alten  Domaniums  vermindert  worden. 

r>.  Endlich  kamen  schon  langer,  z.  B.  in  England  im  16.  und 
17.  .lixl)iliUH(k  rt ,  und  last  überall  neuerdings  (selbst  in  deutschen 
»Staaten,  wie  rrtu.s.scn)  Verkäufe  von  Domänenland  vor. 

^  ieltiii  Ii  IwibL'ii  iVoilich  ilbcr.tll  uiuJ  zu  allen  ZoiU:i> .  wenn  aoi'h  in  vhr  ver- 
Srliiedeneii  Fornu  n  und  in  vcr.si  liioiJeiani  L  uilanj^c.  Wieder  Vi»  r  ni ch  r  u  ii  l'o  ii  «i<> 
Domuiünms  stati;^i  riniWcii.  Frülit.iliiii  «Inn  !»  Kiii/icluin;:  von  Srlicnkiin'.'cn.  V^rf  ill  r.»n 
l.cheii.  Vci'mögiuis.  onlis«  .itioiicn.  wclclio.  eheileui  oft  eine  grosse  «Quelle  iJ-.t  KriuialniK? 
überhaupt  bildett  ii,  it.  w.,  (s.  /.  Ii.  f.  d.  meroving.  Zeit  im  frünk  JCcicb.  Waitz  lU 
.'>'';{  d"),  ^jiätor  (lurrli  diu  .S  iu- ul  a  r  isat  i  <■  ik  n  des  |5  «:i  s  tli<  Ii  en  'I'T--  .lurLh  Vrr- 
«iiuitcun};  de»  lürätli«  bcn  Hauä<rutä  mit  dem  biaaUgut — ,  al^  der  uiugulelut« 
Fall  wie  die-  beiden  vorhin  orrfihnten  — ,  golcgontlicli  immer  dordi  Aniiuf«. 
Abrr  im  (iinzeii  haben  diese  Vcriiiohruiigeu  des  Domaninins  nicht  die  Vi-riaindeniiiseu 
aurgfWOL^en. 

Das  Endergebniss  der  gcbchiehtlichen  Entwicklung  ist  iu 
unseren  wist-  und  mitteleuropHischen  »Staaten  ein  verbUltniss- 
mässig  doch  nur  kleiner  werbender  Grundbesitz  in 
Händen  des  Staats,  nm  Meisten  nocli  Wald  besitz.  M.  a.  W. 
das  eigentlich  private  Grundeigentbum  der  Trivatwirtb- 
sehaften  hat  mehr  und  mehr  den  ländlichen  (a gra riscben) 
Boden  umfasst  und  öffentliches  (.jgesellschafiliehes*^)  Eigentbom 
daran  verdrängt.  Für  die  Finanzen  ist  diese  Entwicklung  mit 
der  Nothwendigkeit  verbunden,  auch  abgesehen  von  dem  Tiel 
grösseren  Btaatsbcdarf,  jetzt  mehr  als  früher  auf  Stenerdnsabtnen 
bedacht  zu  sein. 
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W'nuncr.  Cirunillc'_',  Abth.  I,  Kap.  4.  Samter,  licsdlsch.  ii.  Privateiiienthuin, 
Lpz.  IST".  —  Man  (rkeriiit  \\\cs  leicht  den  Kinfliiss  eines;  Kcchtsiiisiituts  wie  das  pri- 
rato  (jinndciirentlium  und  wi<-  der  private  Kentcnbe/UiT  davon  aiit  das  FiaftDZWescn  o. 
aufh  in  dieser  IIiri''iv  lit  wii  iii  r  mif  Vcrtlh  ilims  d<-s  Voll<seuikoinmens:  indem 
Kcütc,  Ute  soual  der  btnat  be/.u-iicn  könnte,  liini  eutgulit.  tausa  die  BevOlkerun;:  au>  h 
nohr  aU;^eine  Stcnera  xalilca.  Gelier  diß  Bedeutung'  dieses  Biomeota  far  die  £at- 
wirUtin?  dor  Be^tcuerao«  s.  Flu.  II,  §.  342  ff.,  »51. 

§.  215.  —  B.  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse 
des  älteren  Domaninrns  speciell  in  Deutschland.  Der 
eigenthümllchen  politischen  Entwicklung  Dentschhuids  ist  es  zu 
Tcrdatiken,  dass  sieh  hier  in  höherem  Grade  als  sonst  ein  he- 

deutendes   Donianialverniögcu ,    nicht   bloss   Forsten ,  sondern 

meistens  aiicb  Fcldgtiter  u.  A.  m.  im  Besitze  der  deutseben  Staaten 
crliiyten  bat.  Die  Fiuaiizwirthbcbaft  der  letzteren,  zumal  der 
Kleinstaaten,  doch  auch  der  Mittelstaaten  und  selbst  Preussens, 
hat  in  Fo1j2:p  dessen  noch  beute  mehr  als  diejenijje  der  meisten 
anderen  eurojjiiischeu  Staaten  von  dem  alteren  douianialwiith- 
sebaftlieben  Cbaracter  Etwas  beibehalten.  Jene  i>olitische  Knt- 
wieklung  Deiitsehlands  ist  aber  aueh  die  Lr^  i<  be,  dass  hier  die 
Rechtsverhältnisse  des  Domaninrns  sieb  ^nnz  bi-sonders  eoni])licirt 
haben  und  znm  Theil  noch  gegenvvärtiij;  von  dcujcuigeu  iu  audcrcu 
Staaten  abweichen. 

Haa  (§.  90,  9t)  Iiat  dieses  im  Wosontlichou  in  fol^^codcr  Weis4»  Yorlrettlich 

In  mehreren  d<nitscheß  Staaten  haben  sich  aus  aller  Zeit  Iier  Lic<;ejihch:it'tcn 
erhalten,  deren  K i u c ii t h u in  dem  fürstlichen  Hauäo  zusteht,  deren  Keia- 
ertra-  jcloch  fortdauernd  dem  Siait  r-lite  die-»er  Länder  i:em;iss  zur  l!  es  t  re  i  t  u  ii  ir 
von  ^staatauus-raben  verwendcJ  wiid.  Solche  fürstliche  Haus-  oder  Stamm- 
^Oter,  die  sich  durch  die  fUr  sie  weitenden  Rechtäsätze  von  dein  reinen  Privat- 
vcrmij'-'en  ihm  l'ürsten  oder  seines  Hauses  uüt  iNt  beiden .  u-tn  l' n  eben  so  wie  die 
ci^uutlK  hen  Staatsgüter  Dumäucu,  oder  nach  dem  alteren  deutachoa  Ausdruci^ 
KaiamerirUler  «renannt.  Der  1Ic«;rifr„Doiiianen"  enthält  also  hier  dioden  beiden 
Arten  von  riutern  vcio^iiiscliaftliehen  ^lerkmale  der  Uiibeweu'liehkeit  und  •!  r  W  iit- 
maiij;  dos  Ertrages  lur  öffentliche  Zwecke.  Nacli  Ueiu  KiKcnthums- 
verliältnlss  aber  zerfallen  diese  Guter  in  Staats-  und  llaus-Doin&nen.  Diese 
t'nterschtiiliiii-  wurde  jedoch  frilherhin  meistens  nicht  streiiu  fostu ehalten.  Die 
Kammer;;Uter  der  deutschen  Kaiser  waren,  dem  Wcicn  eines  Wahlreichea 
-emäss,  StaatsL'ater,  die  bei  dem  ;iftcrn  Ueberuaniie  der  Kaiserwtude  von  ciucm  Hauäu 
/.um  andern  sich  nach  und  nacli  verloren  und  iu  die  Ilände  der  KeicbsfuRstCIl  |ralan|i'ten. 
Die  TafcU'üter  der  ire  i>  1 1  i .  Ii  e  ü  Furzten  und  die  He  s  i  t  /  n  n  ir  e  n  der 
Reichsstädte  j^abcn  jedoch  loita.ihreud  das  lieispiel  unverkennbarer  St;iat.>i:uter, 
wenn  außli  fUr  eisteie  mitunter  der  Cliaracter  von  Kirclienvermfl^en  behauptet  wurde. 
Die  Kammers:"  üter  der  weltlichen  Fürsten  daicetien  hatten  keinen  ulei  lif.'ii  lui.  ti 
Ursprung.  Aulanglich  waren  et  l'rivatguter  (All o de),  welche  in  den  äich  empor- 
hebenden Familien  durch  Kauf,  Erbscbaften,  Heirathen,  Scfaenkantren  u.  s.  w.  sich 
allinrili'j  vermehrten.  AI'^  an-  soldien  reichen  Gnindei  :  ■nftminern  mit  der it  Liiser 
Uclie  lieauitc,  Luhunträ^er  und  endlich  Landcäkerreu  wurden,  dieutu  der  Ertrag 
jener  Gttter  nicht  bloss  zum  Dntorhalt  dieser  fürstlichen  Geschlechter,  sondern  auch 
zur  IJi  st  reituni;'  von  R e <;  i  <•  r un  ?rsk oste n.  Spiiter  trat  mancherl-  i  Zuwach» 
aus  Re  i  chsl e Ii e n ,  aus  k a  is e  r  1  ic )i  i-n  Staats:^  lil  ern,  nach  der  Keforination  andi 
!xas  aufg:thobL'nen  g  e  istliclie  u  Stiftern  i^Klostern,  Urdenscommenden  u.  s.  w.) 
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,  äluUich  iricd«ir  iu  Ucr  poUtiscli  bt  r(.j;tcu  Ztat  zu  Aof«og  dit^ieü  Jfthrbuitderti» 
in  Polen;  itv  KcichsdepateiitHMliatiptechlasst«.  So  wonlft  z.  R.  in  WArtenb^r?  Bocfc 

J^Oli  ilas  .■v;in^r!is(  Ii,-  ICin  li' ii:: tu  drs  Krljlaml.  s  im  I'<  tratf«-  von  <  twa  1ü  Mill.  fl. 
((•  m  Kammi  ruut'  einverleibt.  Aucli  in  di  r  .Markgiafociiaft  Uadi-n-DuriacJi  ist  das 
evanprlisch«-  aU;r('u*'ini*  Kircbcnvormöir<'n  zu  dorn  KanuDerprote  ^'czo'^'-n  wofdeii.  la 
Froassen  erfolirtc  dio  EtOZtohan.;  all  r  ^vistl  diUc-r  und  deren  KrkläruDtr  zu  Staais- 
frütem  durch  Edict.  v.  HO.  Oct.  HIO.  (A^  hiilich  vrnrd.  in  Frankr»- i  f  h  im  Anfang- 
der  i  rst.  Ii  lievoluüoQ,  in  Spaui.  a  ibüb  und  s|j;it  r,  nach  h'uckginiri^macliUüs;  der 
MassAnr*!,  von  Veacm,  in  Ru^i^land,  dann  in  neu- st'  r  Zeit  iu  ItalicD  das  Kirehen* 
not  von  il<  r  Staats<rewalt  in  Hi'sit/  ei  nommeti,  hi<  raut  di'-  Vi  räosS'Ttmr  in  •ir{Vsi9..r''m 
Umfan^^e  durch^ofohrt).  Ferner  faud  in  den  deutschen  Staaten  eine  Vermehrnnv  d.  s 
Domanialbesitzt'S  ans  den  BominAn  der  neu  crvorbonen  Landestheile,  alao 
uus  staatsr chtl  ich  I  n  V' ranlassuiJL:' n.  statt.  Ü  -i  di'  S.  m  rerschiedeuartitren 
Ursprung  der  KammergUter  ist  der  Streit  und  die  üubestimmtbeit  der  Meiouoärea 
Hhfit  di<*  n'chtlicfa«^  Natnr  derselben  Iciclit  zo  erkiftntn. 

Das  auf  die  an^e^ebene  mehrfache  Wei^e  allmäliir  entstandene  Domaniutn 
oder  KammerKUt  der  deutschen  Lan d es{re biete  wurde  nan,  ebensowenii; 
wie  in  den  audejren  earopilschun  LiUidem,  nicht  nach  der  Art  des  Urspruiis: •■  s 
in  Uatts-  und  Staats^rut  (retheilt,  sondern  als  eine  einziL'^e  Masse  biliaud'  It 
and  nur  VOM  detijeni>;«n  |{<  sit/tin'j"n  '/'  trennt  u'  halteu.  die  der  Füllst  wie  ,  in  Privar- 
innnn  besass,  den  so^'.  Chaiou  J;.i  Ute  rn.  Letztere  unterlieiren  uewOhnÜ*  h  der 
Lsüdcsb' ät<  u>  run<!:  und  den  liestim muntren  des  bürtrerlichea  Rechts,  auch  d' s  allire» 
meinen  TÜrbri-chts,  rorbehaltlich  etwaisrer  Abweichuniren  in  d  -n  Normen  dtr  fürst- 
lieben  ,,iiaas{;esetze'*.  (In  Preiissen  j(ebOrt  dahin  d.  Kon.  Haustideicommiss,  dtkH 
prlnxL  Fun.fidcieommiss;  AebnUches  im  K.  Sachstin,  Wurtemb.).  Für  das  Kam a er- 
ü  ui  iialt  daireuen,  wie  oben  schon  zu  erwähnen  war  (S.  lü^)  in  Peutsciiland  ailir-  ni'  in 
der  staatsrccbtUciie  Grundsatz,  dass  der  Ertrag  des  Kammergutes  ^mdst 
mit  Eittsoblnss  der  Kegrnlien)  fttr  S.taatszirecke  und  zwar  snnftekft 
für  di-  Hofstaats-,  sodann  aber  auch  für  K  <•  i ru  n  u  sau  s  irabe  n  ver- 
wendet werden  mttsse  und  dass  Steuern  erst  dann  xulässi^  äcien, 
wenn  erwiesener  Mnassen  jene  Einkünfte  nicht  znrciehen.  Dopcli 
Landes-  oder  Haasj^csctze  oder  Ucbereinkanft  mit  d>'n  Landst&nden  ward  meisten^ 
ansdrUcklich  fesliresetzt,  dass  dies  uesammfi'  Kammer^ut  u  n  z  <•  r  t  r  e  n  n  I  i  r  h 
beisammen  bleiben,  nicht  verauss  rt  uder  belastet  werden  solle 
(ausser  ontcr  {pcwisson  Bediiirun»«  it)  und  sich  uacb  der  Ersturobsrt  im 
.Vlaniiesstamme,  also  zuirL  ieh  mit  der  Fürstenwii  rd'*.  vererbe.  Das- 
selbe unterlag  nicht  den  »remeinrcchtlichen  Verjäbrongsreicebi  and  truir  keine  Steucri*. 
Die  Landständc  durften  seiner  nnbefuirtcn  Yerilasseniufr  widerspnchen .  auch  vnrdca 
mit  ihnen  Yereinbnruniien  üetroflen,  wenn  aus  Land<  sraittcln  ein  Ziischuss  zu  dem 
Bedarf  der  Hof  baltun^  geleistet  oder  bei  einem  reichlicbea  Domäuenertra^e  ein  Tbeil 
desselben  za  anderen  Staafeiamisnibeo  bestimmt  werden  sollte  (§.  98V  Das  Kammer« 
fiwt  war  fol-rlich  in  viel,  u  Hinsichten  dem  wahren  "»der  <■  i -■  e  n  1 1  i  c  b  e  ji 
Staats^ute  ähnlich,  wenn  es  }:;leich  nieht  als  solches  anerkannt 
war.  Aas  diesen  Yerbftltnisscn  des  deutschen  Kammenruts  crkllrt  es  sieh,  dass  bei 
den  Mediatisi rangen  Ah&n^  dieses  Jahrhunderts  die  bislier  reich^un mittelbaren  Tem 
torialherren  als  nunmeri^^c  soir.  Standesli.  rren  die  I^omänen  als  Kii:eiithum  fur  sieh 
behalten  duriten,  w.Hhrend  die  anderen  Staatseinküntte  auf  die  Staat^kaHse  der  I-änder 
iilt' r-iti:;eii,  denen  iHe  Stande^hem  n  jetzt  anirchArten.  Die  Schulden  wurden  nach  de« 
^'eilialtiiiss  lieider  Theile  des  bisheritien  Einkommeits  «rethciit.  Hei  der  Einverleibung 
Hannover  s,  Kurhessen's,  Kassau's  u.  s.  w.  in  Preussen  ISUti  sind  da- 
i^eiren  die  Domlnen  mit  dem  prenss.  Staafsfrütem  Tcreinigt  worden.  Vel.  sonst  ftkr 
die  älteren  ßechtsverh&Unisse  n  A iifr.i.ssunLen  v.  Seckendorf,  T.  Kürsfenstaat. 
(^worüber  oben  S.  34).  Putte  r,  Institutiones  juris  publ.  2ii.  Zachariii. 
Staatsroeht  2.  A.  §.  209,  r.  Könne.  Das  Domänen-,  Forst-  und  Jagdwesen  d«*« 
preuss,  Staats,  ls.>l,  S.  2  H.  —  Mehrfach  ist  Uber  die  iiltcre  u.  neuere  KeehlsquaÜt.ii 
des  Kammcr^'-uts  u.  über  die  auf  dessen  Kitrü;;en  rnhcndi  n  Verpflicbtnnjcen  auch 
netierdiu^is  noch  bei  (lele-renlieit  der  „Domänenstreitiirkeiien"  in  deutschen  Staaten, 
bes.  in  Kleinstaaten  literariseh  discutirt  worden.  Vd.  bes.  die  Literatur  über  dm 
"Meinin'/er  DomSnenstreit :  l  -  tnT  die  Domänen frate  im  H.  S.  Meinin  r'  ii  . 
Vollert,     Diu    Entstehung    und    die    rechtliehe    Natur   dea    Kamm«  rvermugeii:a 
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iu  Dm  1857.    Zacliarfi,  Ueber  das  rechtliche  Verhältniäs  <i<>^  furstl.  Kamuicr-  - 

};uts  insbesondere  im  Herzoirtlium  S.  Mfininireii.  dlW.  l^^ßt.  Royscln-r.  Die  K-'.rhto 
Uctt  Staats  an  den  Domuneo  uud  KamiuergUtern,  Leipzig  '^cgöu  Zachariä  und 
für  die  öileDÜiehe  Natur  des  Kanmer^uVsK  Z&pil,  BemerkuDfen  zu  Reyacher, 
1S64.  Zachnria,  Das  KiKt'nthuinsrecht  am  d.  Kaiiiinurg^iit.  «L  iren  A.  L.  J{»  ysrher. 

i^ey^cher,  dur  iieciitsstrcit  Uber  da^  Kiirtinthum  au  den  Douiäaeu.  i$65. 
Heinze,  Dom.fmgo  in  S.  Mein..  Tnb.  Ztsclir.  ß.       S.  212. 

Nai-li  der  (irUnduKg  des  Uetttsclicii  iSuudrs  seil  den  im;ucu 
standischt;!!  \' r;  r f:i  »ni  c n  wuidf  driiigeiideres  lledarfniss.  das  unklare  Kechts- 
verb&Itniss  s;vh.iu  m  ixgola.  w:iä  liic  iiikI  da  nicht  uluic  grosse  Schwierigkeiten  und 
längeren  Streit  zwischen  Fürstenhaus  und  StSaden  geschah.  Doch  sachte  man  eine 
inttbsauc  Siindi  iuiis  j'Mier  beiden  (iattun^en  zu  uuigohen. 

In  einem  Th»  ile  der  deutschen  Staaten  wunicn  sä  ni  ni  tli  c he  Kam  ui erguter 
als  Staatsgut  erklärt,  vaa  die  Domioen  in  den  auwerdeutschen  Staaten,  zufolge 
des  uftern  Wechsels  der  regierenden  (»e-rhloi  litrr  «i  ler  nac  h  ausdrücklicher  Erklirnilg, 
weist  schon  früher  geworden  waren  uud  Civil  listen  fuitgesetzt  175). 

Vgl.  im  Altg.  ZachariS,  SUatsrecht.  §.  210  (bes.  in  d.  Änn.^  auch  oben 
§.  y»--91.    In  Preiisseii  wurden  die  hier  ('li;i(nul^tUer  ^-^cn.  PrivattriUer  d'^r  Imheii- 
zoUemschen  Dynastie  schon  unter  dem  grossen  Kurfttrstou  in  der  Verwaltung  ihrer 
mnhdnfte  mit  dem  Staatsdom.  zos.  genügen  a.  unter  Friedr.  Wilh.  L  durcli  Ediet  v. 
13.  Aug.  171-!  die  Dom.-  u.  (;hat.- (Juter  vereinigt  u.  beiden  gleiche  KechtsqaalitSt 
b.M«f.  Ici^t  (s.  u.  >.  202».    Könne.  Staatsr.  II.  2.  S  5Sh.    Landrecht.  Th.  11,  Tit.  U, 
f?.  11,  aoUann  llausgesetz  v.  6-  Nov.  iSOi»,  Kdict  \.  30,  Oct.  IMO      I.    We  Mher 
(S.  403)  erwähnte  Kadicirung  der  Ucnte  \  .  2'/t  MiH.  Thlr.  auf  die  Krträgc  der  Dom. 
u.  Forsten  u.  der  Vorwejfabzug  dieser  Kcnte  von  diesen  Einkünften  noch  jetzt  im 
prcoss.  Ktat  hängt  indessen  mit  ilen  älteren  Anrei  Ilten  der  hohen/.  Dynastie  um 
Donanlnn  znsammen.   (Verordn.  r.  17.  Jui.  1^20  und  Art.  59  der  Verfassung  v. 
31.  Jan.  \<>ii).    S,  auch  Iii  edel,  branden  b.  Staatshatisb.  S.  .'»4.  (H.  Tre  i  t » (  Ii  k  e . 
Art  Domänen  im  Staaiswörterbuch  S.  lül.  —  Hai  er  u  Iblij,  Verf.  ürk.  Tu.  ÜI, 
§.  1,  2.  -  Wttrtemberg  1B19.  Vorf.  Uilt.     lOS,  in  Anifebwig  des  t  Kammerw 
irutes.    -  Kurh essen  in  der  Vorl.  Urk.  von  l^il  ij.  l-ll»,  140,  mit  Vorbehalt  einer 
Ausscheidung  des  Staattt-  und  Familiengutes.  -  Sachsen.  Verf.  f.         §.  16  II.  — 
Von  anderen  Ländern   zeigen    ^leirhcn  Vorgang:    Dänemark.  Frankreich, 
(irossbritannien,  Oe  sterreich,  Niederlande,  Schweden  u.p.  w.    In  Frank- 
reich hiessen  die  Doinänen  Kron-^ut  domnino  d  -  la  conronne)  und  unter  Franz  l. 
wurde  die  Unv>  räusserlii  lik'  it  desselben  vcrürduct.  Ediet.  v.  30.  Jun.  15S9.  Frühzeit, 
Anerkennung  als  Staatsgut  (was  freilich  durch  die  absolut  monarchische  (lewalt  ver- 
wischt wurde).  Budiiitis  de  repnbl.  Hb.  VI    cdp.  2,  S.  fi4*^  (ed.  Par.  l-')'.»!').  D.is 
rrivatci;Lienthum  des  Königs  wurde  im  Augenblick  der  Thronbesteigung  Staatsgut. 
Edict  V.  16U7.   (ies.  v.  8  Nov.  1bl4.   Die  sssemM^e  Constituante  erklirte  1790  dioae 
(iuterinasse  für  domaiiii'  ii;uii)n;d.  d.  h.  sie  sprach  aus,  dass  sie  StaMt--v''rinft(3:en  sei. 
Das  Krooj;ut  (domaine  oder  dotatiou  de  la  couroune)  im  IW.  Jahrb.  war  der^  dem 
Staateolierhaapt  zum  Kiesbbranch  abeiiaasene  Theil  des  Staatsrennftgena  (dorn,  de  r^tat). 
Ks  gehörten  hie/n  sowohl  Liegenschaften  (Sehlftsser.  Landgüter,  die  l'abrilien  zu  Sevrcs 
und  Beaurais  und  die  Tapetenfabrik  des  Gobelins,  sodann  U  WäiderJ,  als  bewoglicho 
Dinge,  vic  Jnurelen,  Kootttwerko.  Itticher,  Zimmergerätbo  u.  ».  w.   Ret  der  Entsetnittg 
der  napoleonischen  Dynastie  ls70  ist  der  (,'haiacter  dieses  Resitzthums  als  Staats- 
gut von  Nenetii  anerkannt  worden.    Das  bisheriire  Apanagiuin  des  Hausen  tjrleans 
ron  ItXil  ,  Hi72  und  16!t2  war  unter  Naixileon  III.  wieder  mit  dem  Stantsgute  fcr- 
einigt  worden,  naeh  IS71  erlVdifte  jedoeh  eine  Kestitution.      In  den  Niederlanden 
wurde  erst  unter  Kefiig  Wilhelm  IL  das  F.i'.'cnthum  d«rr  Domänen  an  d«  ii  Staat  zurilck- 
geiL-^cbcu.    tNach  Kau».    Ceber  Lugland  (ineist.  engL  Verw.recht  II,  nö.>. 

In  andi'ien  deubcbcn  LSndcrn  wurde  der  fürstlichen  Familie  das  Fiiren- 
tliutii  il'T  l)omänen.  sell»st  in  d-  n  neu  einv  <  rl- i'itea  1  Jindestheil-'U.  vorbehalten,  z  H. 
in  Naäüau  (.1^^^^  Waldeck  ll>14j.  Baden,  (iotlia,  Liechtenstein  ^ISIS^  (irussli. 
Uesaen  <tS20).  Weimar.  Koburg  0S2L  1«$4B),  Kurhessen,  Altenburg(19S1\ 
IJ  rau  II  sc  h  w  ei  tlS;!2'.  Hoheiizollcrn -Sigmarintren  (1*'3:{),  Hannover  fVi^rf. 
V.  1840',  Schwar^burg-Soudertihausen  ll'^li),  Liiipe  (1^0^).  In  mehreren 
andern  deutschen  Läudvrn  (z.  R.  Mecklenburg,  die  anhaltischen  und  renssischen 
Lande)  gnit  dies  cbenfalb  fonirährend.  (lieber  Gr.  Hessen  n.  HannoTors.  Rau, 
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5.  A.  §.  91  Anm.).  Jodoch  «urd«  «ucb  hier  dio  Vcnvcndunt;  des  Dom&fteii' 

«  rtm-jes  /u  Staatsausgabcii  im  A !l.i?c meinen  oIli  /ur  Hestrcitangr  d^  r 
Hüistaatsausjraben  zuuesichcrL  Kn-trcs  geschah  i..  Ji.  in  Itaden,  nach  d.  Vcrf.- 
Drk.  (t.  ISIS)  5U:  „Ohticnchtet  die  Domaoen,  Dach  aUgeiDdii  ancrkanoten  Gniad- 
satzeii  lies  Suiats-  niitl  Fürsten  rechts .  n  iistrcit  ijr  i'S  P  i  rr  i  tn  on  i  n  !  t>  i  ircn  t  b  u  m  des 
KeKcuteu  und  meiner  Familie  äincl,  und  Wir  sie  auch  in  die:»cr  Ki;;utu»chaft  — 
hiorinit  ausdrücklich  bcst&tiicen,  so  vollen  Wir  dennoch  den  Ertraf  denclbon.  ausser 
der  darauf  raili<ir(fn  Civilli.ste  und  ausser  niidcron  darauf  liufi-'ndfn  La-t  ii.  so  lang 
aiü  Wir  uu:i  nicht  durch  Heratelluag  dur  Fuiau^on  in  dem  Stand  bcündeu  werden. 
Unsere  Unterthancn  nach  Unsierm  innigsten  Wunsche  zu  erleichtern,  —  der  Be- 
streitung der  Staatslasten  ferner  belassen."  L'eber  »He  aus  dies^T  Bi!- 
slininiuh!^  cntspriiigenilcn  K'.rhtsvi-rhältnisse  zwischen  detn  Füi-slenhause  und  der 
ijtaiUskasse  als  Nut/tnieaserin  der  Dauiäneu,  wobei  indess  die  rein- privatrc«  htiichea 
SiUze  nicht  UnbedjniTt  inasscebend  sein  können.  Helfe  rieh  in  der  Zeitschrift  für 
die  !•<'»  Staatswiss  ls47.  I.  H.  ((ies.  üb.  Civ.liste  v.  ISöl.  sjjaf  i  >  ili  .lir  .  -  Aehnlich 
KobuTfr,  §.  76  der  \'err.  von  ]b21,  —  lirauuschweig,  LaudsL-hafis-O.  von  l^ii2» 
§.  6.  (Kail). 

Etwub  abweichende*;  ^'  rfahren  in  Meininjreii,  Xribsnti  (lS2!>j  u.  s.  w.  S. 
ubei'  ^leinin^en  die  oben  jren.  Schriltuii.  Kudlichcr  Abdchlui>ä  eines  Veitri]p> 
daselbst  zvisehen  Dynastie  und  Stfinden  iin  J.  fS7l,  auf  Grund  des  iveiten  Ver» 
frleichsenfwurfs,  den  das  als  Sehiedsj^erirlitshof  {rewrddte  Dresd.  Uberappell.ition^^  i i  lit 
aui'ge&iuUt  hatte:  das  den  Landcääteuern  nicht  unterworfene  Dom&nonrermogcu  wird 
«rie  bisher  verwendet,  der  Herzo;^  erhalt  eine  feste  Rente  von  230.000  Thir.  jährlich, 
iler  Kest  fallt  zur  Hälfte  an  ihn  u,  an  die  Landeskasse.  Der  Domanenetat  wird  mit 
Zusfininiunj;;  (früher  bl-'S«?  mit  Riirath'  der  Landesvertretun;;  fcstj^estellt.  Diese  Be- 
stimmungen bleiben  in  Krall,  Mjhui^e  ein  Mit^'Üed  des  Mein  Specialhauics  oder  (ioih. 
(itiSainiatfaaQfles  nach  Massgabe  der  Vcrfassun<,'aurku(i'l  '  iic  Itcg-ierung  des  Land«;» 
fiditf.  Wenn  dies  atis  irr^uil  riiiem  (irunde  nicht  mehr  der  Fall  ist,  so  erfultjt  eine 
(jiiindtheilung  des  Uunianenvermögens:  dem  herzoglichen  Ilauiie  bleiben  %  ai>  hdui- 
commiaa.,  der  eevOhnlichen  BesteneruD?  untorvorf.  Privateli^eiitli.  des  Gotb.  Ge^utBit- 
hause>,  dem  T.ande  ■  als  l'rov. -Fonds.  (Mein.  Ges.  ?.  20.  Jttli  1S71K  —  l'tbcr 
Nassau,  s.  Kau,  5.  A.  ^.  Ul  Anm.  \\\\. 

Die  Ereignisse  von  1S48  haben  die  F()l!,'e  irehabt,  dass  In  nehroren  dcntsehea 
I.SriiliMii  nuf  Anlrair  der  I.andstiuide  die  I>omiin<-n  fUr  Sta;it<sut  erklärt  wurden  und 
eine  Civilliste  eingeführt  ward,  z.  B  in  Altenbur$r,  vo  die  Kammer-  und  Landcsdu- 
kQnfte  vom  Anfang  1849  an  xaaammcni;ele>:t  worden  sind,  in  Weimar.  Meckteoburir» 
^leiuingen,  Kobur;^  nnd  Gothi,  Oldenburg,  Nassau  u.  w.  Iii  den  folg(tnden  Jahr«;n 
wurden  die^e  Bestimmungen  vnn  den  Regierunfjen  wieder  aufuehuben  und  neue  Ver- 
abredungen über  die  Verwendung  des  Douiäiienertraijes  getroti'en ,  die  sich  oft  lani^o 
hiiizof:en  und  mitunter  er>t  unter  dem  Kindruck  der  Kreignisse  v.  ISliO  Ztt  einem 
Absclilif^^  irt  koninicn  sind  (Anhalt  Isen,  Sr  Ii  mi  ni  h  -  Li  j.  f>e.  Meiningen  >.  — 
Nachdem  im  Kriege  von  Isüü  die  <iebiete  \on  ilniinover,  Kurhesscti  u.  Nassau  m 
Freussen  einverleibt  worden  waren,  erhielten  die  Färbten  dieser  Länder  reichliche 
Entschiidignncen.  wohl  au -h  mit  l.'i;.  k^i*  lit  auf  die  Hausdomänen,  welche  nun  preuvtischo 
Staatsguter  wurden.  So  der  König  vou  Hannover  ld,ti7i),000,  der  Herzog  von  Niusiaa 
S.S92,000  Tbir.,  doch  wurde  die  Entschädigung  des  eriteren  wioder  mit  Bescbla? 
bcletrf.  —  l'.  bersicht  über  di«;  jetzt  in  den  einzelnen  Staaten  be^teheuden  Rochbr* 
verhältniüse  bei  G.  Meyer,  D.  Staatürccbt.      iM,  vgl.  mit     2U2  eb. 

Mit  diesen  cigenthnmliehen  Vcrbftlttifascn  des  filteren  nnd  neueren  Bechtt  der 
K am mergtlter  stellt  dann  aui  h  die  Kinricbtiinu'  des  Kassen  wesens  in  Verbindunir  : 
das  System  zweifaeher  K;isscn,  die  „  K  a  ni  merkassc'"  für  die  Einkünfte  dc4 
Kamuier^fUts  und  für  die  daraus  zuvörderst  zu  bestreilcndea  Hofataaatsausgaben.  uod 
die  (ständische)  Landes-Steuerkasso  fUr  die  Steuereinnahmen  und  Ar 
die  darauf  la^tenden  Staatsaus^abon.  Dieser  (jcgenataud  i:tt  0.  in  90  schon  er- 
ledigt Wurden.    Vgl.  dazu  auch  Hau  §.  \Vl.  i>w. 

III.  —  ij.  Ii  IG.    HcHtisre  f  i  u  a  n  z  w  i  rt  b  sc  h  a  l't !  i  c  h  c  lic 
dcatunj^  des  iiltcren   I)  o  m  ;i n  i  ii m s.     Die  Verminderung 
desselben  musste  sieb  i'Ur  die  Fiuauzcu  um  so  fühlbarer  uacheoi 
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je  mehr  schon  seit  den  letzten  Jahrhunderten  tind  vollends  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart  der  Staatsbedarf  stieg. 
Selbst  da,  wo  sich  noeh  ein  erheblicher  Thei!  des  Domaniums  er- 
halten hat  und  wo  dessen  Einnahmen  nicht  ganz  zur  Deckung 
des  Hofbedarfs  dienen,  ist  daher  regelmassig  nnr  noch  eine 
mässige  Quote  der  ordentlichen  Staafseinnahme,  welche 
letztere  sich  wenigstens  im  Ganzen  ilem  vergrttsserten  Staatsbedarf 
anpassen  ninsstc,  auf  dieses  Douianialtinkoninien  znrUckzufüIireu. 

Kt-Utiv  am  H<-i|<iitr.u<lstcii.  il.  lu  ab  Quote  von  der  (i<-^aitiiiiti-iuii:ihiut;,  ut  es  no«  h 
in  ilrn  doiitscltc»  Staat« II.  in  wdrih'ii  »irlt  lU'ben  dem  biMloateiidi'ii  KiiikoniiiuMi 

b>  i^oii'l«  r>  :nis  Forst'-n.  Ihm  Ii  uis  F<l<liriit  orn  am  Ii  «las  ii.i<  list  v  !•  r  n  i  n  <!  l  <• 
Kiiikoiiiiucii  Hüsli«!r);-  iiui)  H  utmiwcrkcii.  Saiiiii'u,  «funnüscu  Staatslali  riki'ii 
11.  8.  v.  noch  rt'fcliliclicr  als  in  ilnn  nii:Utcn  amlt^m  Ländern  findet-.  Reste  d«s  alten 
Doinaiiia|r  jiikoinmfii>  siiiil  wolil  ium  Ii  in  allen  <  iiropai3i  Ip-n  Staaffii  vorlian<lt'ii.  \I»<t 
Sil',  simi  <«lt':rs,  l)csoinl>Ta  iu  W -  ^teuropa.  nicht  mehr  erlc  hli<  Ii.  «  •■nit  nii-ht  etwa  durch 
neuen:  Kiu/Jehuu^  von  Kir<  h'Miscut,  wenisrbkas  /.litweisäc,  urösstir«- Bt-stämlo 
wieder  liitizil  ffvkOiRUh-n  sind. 

Im  Ganzen  ist  daher  die  £innahmewirtl)schaft  unserer  Staaten 
immer  weniger  alte  Domanialwirthschaft  geblieben  nnd 
immer  mehr  Stenerwirthschaft,  d.  h.  theils  Gebühren-, 
namentlich  aber  eigentliche  Steuerwirthschaft  gewordcD. 
Nnr  das  Hinzukommen  von  Staatseiscnbahneu,  ftnanz- 
wirthschal'tlich  betrachtet  des  Haupt-Zweigs  modernen  Do 
manialweseus,  bat  diese  Entwicklung  mitunter  etwas  zuriick- 
gediitiigt. 

Gcuuuc  linaii/.3tari-t.  V'  iL* ki«  liuiij '  U  bii  tcii  w  i-ih  r  \V''i;i  ii  ih  r  ^'<  isi  Iii' 'h  iilirit 
der  Btistaiulthcilu  lU-i  privafwirtl(><  haftli-  lieii  Kinkomuiwis  öuti  «Ilt  Vei"s<  lii.Mlt  ,  :  <  ilri- 
Ktatisinm«^'  man«  h,-  S.  Iivvieriiik'  it«  ii.  b.  i\lt<  rc  Daf-'H  iib«  r  «l'  ii  ..U-  in'Tini'j-  «h  r  I)o- 
iiKiiu'ii  mit  AiilmI)"-  s.  Verhältnisses  /!im  ruincti  Sfaat^(•inkt^l^nm^  n"  H-  i  K'au.  5.  A., 
J:}.  Anm.  d.  in  iin  iiitr  Brarb.  d.  ü.  A.,  §.117  Aiini.  «I,  bi  i  C/.Vrniir.  Oest-rr. 
BiJ.J-<t  II.  452.  177. .Na.  Ii  Jlori».  Wamnir  iGoth.  Tas.  ||.i,b.  J^Tl.  S.  >7>  II.,  SSI). 
crji<;l>cn  si«  h  lülj;i'iid«i  Quwt<;iL,  wcl«  lic  eiuiiwi  Ucr  „Kcui<  nrim  der  Doniaiicü  (i.  »•.  Ü.i 
ri.  FoKteu".  dstnn  ,.d«r  fttdnoitnis:  d<'S  srcitn  in  inten  Priraternrerbs**  von  den 
N  e  t  to.'i  Ii L-^a  bc  Ji  des  Staats  um  IST^^  di  ckten.  I.  ntor  dein  ..iri^sanuntcn  l'rivat- 
crwerb*  siitd  hier  aber  einigu  Pustco  inbojifriüeii,  wolcbo  stcuorartiges  iJblinnabui. 
aus  d.  Golontcn.  Lotterie)  oder  g'eb ahrcnartijres  EliiltoinincQ  (MOnzc,  Po-ft.  Telc> 
jjraphio)  »iiid.  Ea  liisst  si«:h  in  der  Thal  uin.h  eine  ijenaue  uii!  i:  1  <  I  <  Ii  rn  a  .s  s  i  <;ü 
Aiis.schei<liinj|j  s«;htt-er  voniehini;u.  I)cr  l'rivateiw  'rl»  uiiitas-.t  neudiLh  bei  «ler  rolj;:i*n- 
dcu  Bortjohnung:  l)oiiiäu«-n,  Fürsten ,  Ct)]onien ,  /linsen  aus  (jcldfjcschäftcn  (Ix-i  den 
oin/idnen  de(it.>«dien  Staaten  incl.  duä  r«isp.  Anthcikf  an  v  r/inslichcii  Ke i «- hs.u.-tiven  , 
StaaLslutterie .  Bcr;^-,  Huttcnw«:rkc  und  Salinen.  versiliieiiiMie  ^cu'''rlilifho  An->taUi.'n 
(iiicl.  Sl;uib«lru!  kerei.  Munze,  Ertrag  dur  Guaclzblutlcrj,  endlich  I'ost,  StaatseiM.iib  diticu. 

Von  der  X.  tfoansgjibo  Von  dor  X<.>tt(> msgabo 

beträgt  betra;;t 

il.  Kettoortr.  d.  Ncttoertr.  d.  d.Nettoorir.  d.  Nettoertr.  d. 

d.  Ditui.  u.   j;an/.  I'nvat'»  d.  honi.  u.    i^an/.  l'rival- 

lorütcn.        crwcrbä.  lurs>ieu  crwcrbs. 

Ol  0/  ttf  uy 

/(»  '«i  /a  'o 

Sarhs«:n  .        .    .       '.»  T  M  T       l!  ii<;rn    .    ,    ,    ,     17"3  ■;"  •» 

Uancmberg    .   .     id-l  itM      Baden    ....      T'l  MH 
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YoB  der  N  ettoau  >gftbe  Von  de  r  K  •  r  t  o.i  n  ^gslbe 

beträgt  bctr»(;i 
d.  IQetloertr.  d.  Nottoertr.  d.  d.  Xettocitr.  d.  Vettoeitr.  d. 

d.  Dun.  a.    ganz.  Privtt-  J.  Dom.  u.    ^aoz.  Privat- 

,         FoKteB.       erwcrbs.  Lon>tcu.  enrerbö. 

Prenssen    ...      8*4  91*0  Italien  ....      3*0  10*2 

bäricui.irk    .   .   .       21»  2ü'Ü  Chile     ....       IT  SS 

Schweiz      ...       41  24  4  Serbien  ....       VS  6*6 

Belgiea  ....      1*0  IS'ß  Oesterreich    .   .      0*5  4*9 

IfiedeilMide    .  .      l !»  17-0  Portugal    ...      06  4*1 

"Norwegen    ...       1*2  13-5  IraiAreich     .    .       14  ■*^*^» 

(iriechenlaoil  .   .      3*6  V21  (iros^liritanoico  .      D  U  2*5 

Rvsriand   ...      3'4  12-5 

lu  deu  deutsobcii  Kluiustaaten  iät  der  Krtr:ii;  Jcr  Domaucn  und  Furdtun  muhrfacli 
T'  lativ  noch  (grösser  als  in  dtnt  Mittelätaaicu.  Weituro  Einzelbcitou  s.  im  folg.  Kapitel. 
Auch  Uerstfuldt  hat  in  vardienätvollen  linanzätat  Arbeiten  einige  hierher  gehOr. 
BeruchnnBfOO  für  die  oeueüte  Zeit  angestellt,  wobei  indenen  ebunfalls  we^n  dar 
Ziis  f:»s-mig  nicht  ganz  gleichartiger  K'ubrikeu  nur  annähcrml  richtige  ErgebnisM; 
zu  jj;cwiiiucn  waren,  h.  ha.  d.  Tab.  lu  d.  „Beilr.  &  K«iuh:>st.fragti"  u.  den  Auftu  Im 
Conrad  s  Jahrb.  B.  41  (1883).  VgL  aacb  oben  S.  73.  Hieroadi  wtnle  aicb  vn 
1878  :rtelleo: 

Nettoertrag  Uder  per  Kuj.!  tJur 

Doiulnen  o.    Borg^  mid  BevOlkeniiiif. 
Fönten      Huttenwewii  Do».  ii.b.w  üergv.  a.8.w. 
Mill.  M.  Pfeimig 

Pcevflsen'   46*67  18*38  t8t  &2 

Baiorn   24 '.(.  0*84  491  17 

K.  Sachten   SU»  0*70  290  25 

Wurtemberg     ....        lill  0*80  42 

Baden   3  74  0*23  2ls  .  Ii 

Klsass-Lothringcu  .   .   .        ;i  '.»G  —  2.*)!»  — 

Hessen   5IS  —  öö"  — 

Andere  devtwhe  Staaten      11*92  192  360 

AUeSUalen     ....     110*85  17*bi  260  42 

«r.  Britiinnien  ....  26'"  8  (VV)  79 

Fiankniich   4403  U» 

West-OeBterreteh  .  .  .  19*40  ss 

,  Kuäsland   50"^  I 

Dil!  Zitier  f.  (irosw>brit.  uiftcht'-  >jiii<  ii  Irrthuui  <  iiili.il!c  ii  hoch  scini.  Kbeii- 
fatis  nach  tierstfeldl  war  in  PrcUäseu  ^nach  l><)b  inci.  neue  Pruv.^  der  Bei« 
ortrag  der  Domlnea  v.  Foiston  1821  37-.5».  1832  2.'t-50,  IMl  32*78.  1851  24'74. 
isr.l  25  üG,  187*{  4.V44.  IS^H  1T  M1  Mill.  M.  oder  p.  K^pf  der  R.  vftlk.  be/.  250— 
161— iäl— 145— 136 — 191— lü!»  Plcnnig.  d.  h.  iu  7«  der  |?kich/ciligea  ..»ttiuerrixrhtt. 
Kitinahme''  bez.  28*1— I8i— 16*0 -18-5— 10*6— 13**.*— 10*0.  al»o  ein  tttarites  rehtira« 
Zartkckbleibcn  hinter  der  Kntwi<  kluti^^  der  Bosteiicrung  din  h  auch  hier.  Die  K'  ih>  in« 
nähme  aus  Berg-,  HiUteii-  a.  Salzwerken  ist  auch  relativ  bis  1S73  v'e^tiegen  (p.  Kopf 
1V21  1(>,  lb73  yj,  1*^83  54  Pfennig,  in"/,  der  Stenern  1'4— .VS— 3  2),  s<  hvankt  ab«r 
jahresweiae  aebr. 

IV.  -  217.  Principieilc  ftnAnzwirtbsebaftliehe 
Beurtheilung  dieser  Entwicklung.  Diese  thatsKchliehe 
Gestaltang  des  Yerbältnisses  der  beiden  HaHi)tarten  der  ordentlieben 
Einnabmen,  der  privat-  und  der  staatswirtbsebaftlicben,  an 

einander  hat  die  Finanzwissenschaft  aus  dem  Gesichtspuncte  der 
Zweckmässigkeit  iiacli  den  l>edlirtiii.sHen  des  modenien  Staate  zu 
beurtbeilen.    Dies  t'Uhrt  iu  Uczu^^  aul  die  Ulijecte,  welche  aU 
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die  Grundlage  des  betretTenden  privatwirtlischaftUchen  Einkunimeus 
dienen,  zn  der  Frage,  ob  dieselben  beibehalten,  vermindert, 
bes.  Teränasert  oder  vermehrt  werden  sollen.  Eine  solche 
Frage  mnes  getrennt  fttr  die  einzelnen  Haaptquellen  des 
Privaterwerbs  nntersnebt  werden,  weil  bei  jeder  immer  aparte  Ver- 
hältnisse mit  in  Betracht  kommen.  Im  nächsten  Kapitel  wird  die 
Untersnchnng  derogemttss  geführt  werden. 

Bei  der  allgemeinen  Benrtheiinng  des  Verhältnisses  der 
privat-  und  staatswirthschaMchen  Ebnahmen  bu  einander  and  bei 
der  ErOrterang  der  genannten  Frage  ist,  wie  gewöhnlich  bei  den 
praetischen  Problemen  der  Finanzwissenschaft,  wieder  der  rein 
finanzielle  und  der  social-politische  nnd  ,,allgemein- 
volkswirthschaftliche''  Gesichtspunct  zu  unterscheiden. 

So  iauu  mau  ihn  neuticu,  wenu  gewinse  »Ii  j;  um  eine  luttiioüäeit  der  Volkäwirth- 
sehmit  aocli  der  Prodactfon  im  Ganzen  in  Betracht  kommen,  nicht  nur  die  Spc- 

(' ial  iiiteresscu  eincs^  ProdiKtions/weia:os.  So  ist  /.  B.  ilio  Erhaltung  der  W.tMcr 
we^eti  iies  YÄnAasucs  des  W:ddbest.iii<ls  ruif  daä  Klima  Uitd  auf  die  ganze  Landeacultar 
ein  allgeinci  ii-voIkswirtUsch.  InterLüsc. 

1.  Nach  dem  ersteren  Gesicbtspunct  ist  die  ges(  liihk i  (<; 
Entwickinng  und  dcmgeraiiss  das  starke  Vorwalten  d ei- 
ste uerwirtbschai't  vor  der  Domania1wirth.schuft  im  modernen 
Staate  principiell  zulässig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im 
Ganzen  angemessen.  Aber  immerbin  bietet  die  Verittgang  ttber 
ein  erheblicheres  privatwirthschaftliches  Einkommen  nnch  heute 
noch  ihre  finanziellen  Vortheile  (§.  35),  weil  die  Stcner- 
last  dann  ceteris  paribus  nicht  so  gross  %n  werden  braucht,  weniger 
empfindlich  gespürt  wird  und,  wie  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig 
vertheilt  werden  kann. 

Deshalb  sind  linanztttatiät.  ßercchnunircn  vicbtig.  vcl<-|ie  sprrfoll  xei^n  u ,  wie 
grosa  die  tjii'jte  ist.  di«;  /.,  B,  die  Schuld  oder  Ilocr  iirid  l''lott«;  von  dfi  Steuercinnaliiii': 
noch  absoibiicn.  n.ii  liilcm  si<* /iivr,rdcrst  soweit  aU  iiiöflicli  rotii  lü  iiHTtr.t.:  d»;r  privat- 
wirthscli.  Einnahiiicu  ;:cJcclvi  Mud.  S.  C/.öniiir,  oatcn.  ItudL"-.  U,  -l^^l,  A.  \V;igii>  r, 
Ordn.  d.  öst.  Staat^hauäh.  8.  151  ond  Art.  Staats««  htildua  im  Staa(Sw<irtorbiii-h  X.  57. 
jet/.t  oben  S.  Iii,  71.  1' r«' ii ss<- n  z.  ß.  Voniitc  seinen  irrosseii  .Militäraufw.iud 
leichter  trafen :  wefreu  sduc-r  kleiur'n,  uhuebiii  /..  Th.  l'ur  Kiüciilxihueii  aut'^itnoiuuicncii 
Schuld  and  wegen  tein&  gneson  ]Mriiratwirthsrh.  Einnahuie»,  umgekehrt  doppelte  La«t 
des  Militftraiifvaods  iu  Oesterreich. 

Es  ei^ebt  sich  daraus,  dass  eine  principiellc  BeHeiti- 
gaiiQ  allen  Privaterwerbs,  wie  sie  hier  und  da  in  der 
britisdiett  Schale  des  ökonomischen  Individualismus,  auch  hei 
deren  deutschen  Vertretern,  s.  B.  Bergins,  verlangt  wurde,  dem 

Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre.  Eine  Vermehrung 
Jenes  Ervverbs  kann  unter  Umstünden  aucb  iinanziell  passend  sein. 
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Xnr  wird  darüber  selten  das  Finanziuteresse  alleio  entseheideii 
dürfen:  es  spricht  bloss  in  zweiter  Linie  mit. 

2.  Die  EntscheidoDg  mnss  vielmehr  scbliesBÜeb  naeh  dem 
socialpolitischen  und  dem  ailgemein-volkBwIrtbschaft- 
lichen  Interesse  erfolgen,  daher  im  Ganxen  aneh  verschiedea 
nach  Zeit  und  Landesverhältnissen  nnd  naeh  den 
einzelnen  Arten  des  Priraterwerbs,  wie  es  Im  nftcbaten 
Kapitel  gezeigt  werden  wird.  Hier  ist  jetzt  nur  aus  den  Ergeb- 
nissen der  dort  anzustellenden  Untersuchungen  vorweg  zu  nehmen, 
dass  eine  principielle  Beseitigung  allen  alten  Privat- 
erwerbs des  Staats  nicht  im  Gesammtinteresse  liegt 
Einzelne  Objecte,  wie  die  Porsten,  sollten  durchaus  im  Staata- 
eigenthnm  erhalten  werden ,  auch  die  weitere  VermiDdening  der 
Staats-Feldglilcr  ist  wciii^^stens  nicht  allgemein  räthlicb.  Andere 
Objecte  werden  passend  zu  den  privatwirtbßcl>attlichen  Einnahine- 
quclkn  neu  lünzutrcten,  wie  die  Staatseisenbaliueu.  Im  Oan/cu 
wird  daher  der  Privaterwerb  des  Staats  doch  seine  licutige 
Bedeutung  zwecii massig  hcliauptcn  und  mebrtacb  wieder 
K  r  w  c  i  t  e  r  n  11 e  n  frerade  aus  Klicksicbt  auf  m  o  d  e  r  n  e  Vcrhält- 
imsii  des  Vulkslehens,  der  \'(ilk6wii  t,bschaft  und  Technik  u.  s.  w.,  er- 
fahren. Die  Ausdehnung  gemeinwirthschaftlicher  Thä!i«rkeit 
des  Staats  und  der  Ootiieinden  und  librigen  »^clbstverwaltuni^s- 
i4.örj)cr  an  HtcUe  der  Privatwirthschaft ,  besonders  der  durch  die 
Erwerbs-  (Acticngesellschafr)  vertretenen,  —  vielfach  eine  ökono- 
misch-technische und  eine  socialixtlitische  Nothwcndigkeit,  weUhe 
sich  jetzt  allenthalben  bei  uns  vollzieht  —  ,  wirkt  auf  solche  Er- 
weiterungen des  privatwirthscbaftlicben  Einkommens  der  FinanZ' 
wirtbscbaft  von  selbst  mit  hin. 

Aber  dadurch  wird,  wenigstens  voraussicbtlieb  noch  lllr  sehr 
lange  Zeit,  der  specifische  Character  der  modernen  Ein- 
nah mewirthsc  ha  ft  lies  Staats  und  der  Communen,  daa 
starke  Vorwalten  der  Steuerwirthschaft,  nicht  be- 
seitigt, sondern  nur  wieder  etwas  modificirt  werden. 

3.  Das  Vorwalten  der  Steuer-  vor  der  Domanial- 
wirt bschaft  im  modernen  Staatshausbalte  ündct  auch  noch 
in  folgenden  Erwägungen  seine  weitere  Begründung: 

a)  Das  Wesen  und  die  Aufgabe  des  Staats  selhat 
spriebt  dafttr.  Das  zwangsgemeinwirthschaftlichc  System,  das  im 
Staate  seinen  höchsten  Vertreter  findet,  soll  das  privatwirthschalt- 
liehe  System  in  der  Yolkswirthschaft  ergänzen  nnd  theilweiae 
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ersetzeoy  aber  nicht  alle  FunctioneD  desBelben  Ubernehmeo. 
PriTatwIrtbschaftHche  Thätigkeiten  des  Staats  rein  zu  finan- 
zi eilen  oder  E  rw  e  rb  s  zwecken  sind  eben  deshalb  nur 
ausnahmsweise  passend :  sie  haben  die  Vermothnog 
gegen  sieh. 

Das  ricbtij^  Verli%l(nk4  ist  rleliDehr.  d*ss  der  Staat  (Shnlich  die  Gemeindu)  das 

protlucirt,  was  j^ruiidsät/Ücli  bcine  Aulgalic  ist:  die  uianchcrlei  meist  iuunateri.Iliu 
Staatslcistunjicn,  <iic  ihm  auf  dorn  (iubiclL'  des  licchts-  und  •MachtzwcrliS,  des  Giiliur- 
uiid  VVohli'aürtsztvccks  obtit  jrcu.  w^il  die  lievolkerung  die  bctrolfondeu  Guter  nach  dem 
priratwirthscb. System  nicht  oder  nicht  so  »:ut  pruduciren  kann.  Die  Uerölkc- 
runp:  dag:egen  erzcu-it  die  Sacli:;ütcr,  welche  der  Staat  direkt  und  indin'it  iur  die 
llcrateUuiig  der  von  ihm  verlan'^tea  Lciatuiigea  braucht.  Er  gieht  diese  der  Dc- 
rAlVoruni^,  dio  letztere  gricbt  die  Sachgllter  (das  (ieMi  in  dun  allgemeinen  Steuern  dem 
StaiU''-.  ntieh  ein*'  Ar?  Tausch,  nur  nach  den  Bedins-üii^eii ,  die  der  Staat  stellt. 
So  crscheinc'D  btaatsicistungcu  und  btuut-ru  als  richtiguü  Correiat  int  ciuauder. 
Aend«ronfeti  in  dioscin  Vcrhiltniss  sind  in  der  hetittjceo  Volkswirthsclrnft  ffBilicli 
durch  'Iii-  "'kunomisch-tcchnist  lii'ii  ni  Jiniiiin'^i  ii  des  Pi.Mlurtionsbetriehs'  firos  ä  uriter- 
Itcliuiungunj  und  durch  die  üucial-pulitischen  Jicduiikcn  gcgcu  das  LuberwucLcru  do» 
PrirfttkapitallHmu!»  geboten,  aber  eben  doch  nnr  in  bcBtimmton  Pftllen,  nicht  auf 
dem  ganzen  i^rosscn  (ichietc,  wo  sich,  wie  in  Landwirthschaft.  (iewerbe  u.  Handel  die 
Production  doch  noch  heute  in  den  Formen  der  g:ewöhn  liehen  Privatwirthschaft 
voikiuht  und  —  bewahrt  Das  Ubersicht  der  „extreme  Socialismus".  S.  üruudlcg. 
].  Abtb.  Kap.  3  u.  §.  109a— lOtfe. 

b)  Dazu  konmien  politische  l'^.rwägungen.  Die  Doiiianiiil- 
einnahme,  zumal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Me-ieinu- 
leichter  zu  grosse  Unabhängigkeit  und  ^facht,  hedenkrudu  n  Eiii- 
fluss  geben,  —  gegen  das  politische  und  auch  gegen  das  liuan- 
zielle  Interesse  der  Nation.  Au  eh  im  Finan  zinteresse  hat 
sich  am  8leu er  be  w  i  11  i g u  n  s  re  e  h  1  die  V ol  k sl  re  i Ii  e  i  t 
emporgerankt  und  ist  dadurch  eine  wirksame  Finauzcoiitrolc 
geschailcn  worden. 

e)  Oekonomische  Gründe  sprechen  wenigstens  in  den- 
jenigen Fällen  gegen  Trivaterwerb,  wo  wirklich  der  Staat  (oder 
die  Commnne)  als  leitendes  Wirthsehaf'tssubject  ökonomisch -tech- 
nisch Geringeres  leistet  als  der  Private. 

Dassdics,  ejitg-ogen  einer  veibroiteten  Annahme,  nii  hl  iuimer  so  ist,  wurde  schon 
friih'^r  hffvorjjehoben  7)  mwI  wird  im  t'olijendeii  Kapit«-!  Ii  mehrlach  näher 
iiadigewie^en.  In  manchen  l  allen  ist  d<'r  Staat  aber  ohne  ZweiJei  zum  üeiriebc  un- 
geeignet, wie  zur  Ftthmng  geiröhiilicber  landwirthscbaftUcber,  gewcrUicber  nud 
Haj»dels)j:esi  hafte.  Da  hier  niclit  mein  Verpachtun-r  r;i*iilirli  i>t.  so  emptiehlt 
sich  aus  reiu  fiuauiielleii  ürtuidcu  dajtu  l!useitii;uu|j;  der  betretlcndeu  Zweij^e  des 
Privatcnrerbfl. 

d)  Endlich  sind  auch  specifisch  finanzielle  mit  den  An- 
forderungen der  Ordnung  des  Finanzwe.seus  zusammenhängende 
Gründe  gegen  ein  Vorwalten,  selbst  auch  nur  gegen  eine  sehr 
starke  Vertretung  privatwirthschattlicher  1' in  nahmen  im  modernen 
Staatsbaushalte  anzufUbreQ.    Der  ziemlich  gleicbmässige 
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und  iii)  Ganzen  allmälig  steigende  FinariKbedart  findet  in 
nuth wendig  stärker  wechselnden  und  nielit  nach  demselben 
Princip  steigende Ti  privatwirthschaftliclien  Einnahmen  (Rein- 
erträge der  Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen!)  keine  richtige 
Deckung.  Der  Bedarf,  welcher  durch  unmittelhar  geftiblte  Steuern 
bestritten  wird,  wird  in  der  Kegel  sorgsamer  geprüft  werden.  Die 
auf  Stenerwirthschait  begründete  Finanzwirthsehaft  bat  daher  mehr 
als  die  anf  Domanialeinnahmen  basirte  die  Vermnthaog  einer 
KegelQDg  nach  dem  wahren  Volks-  and  StaatsinCeresse  fttr  sich 
nnd  demgemäss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die 
Staatsthätigkeit  richtig  bestimmt  werden. 


Zweites  Kapitel. 
Der  Privati^rworb  der  FliianxwIrthsfhaHt. 

An  «Itiii  l'iivatcr»'crb  weriJcii  hier  dicjeuig^cu  Kinnaliinc<iu<'Ilrü  gerechnet,  wckh«' 
oben  in  20.i  antg:cxShl(  worden  sind.  Je  nachdem  man  die  A  bgrenxn  n  f: /.risolMsa 
prirat  u  I  rthäc  haftlicb cn  und  gebuh  r<-rtartig:en  Einnahtuen  etwa»  aitder^ 
\üniiriunt.  als  es  hier  ^cschiebt.  wird  die  Keihe  der  Kinnahroc'iuellen  »Tst-Tcr  Art 
sich  ici'cnjren  -  /.  B.  wenn  «las  Staatsciscnbahnwcsen  jetzt  bereits  unter  die  tjf*- 
bubrcnanstaltcu  trerechnet  wird-  —  oder  sich  erweitern.  i.  B.  wenn  dio  VitcSL 
Tel'  jr  ipliio  unch  nicht  ul^  (jel>tl1ir<*tians»n!t  Ij.  li;ni.|.  It  wer^liTi  »«tllte.  Daraus  ciLl.'irt 
bi<  Ii  «laiiii  nothweudig  die  vcrbchicdene  Stelle,  welche  einzelne  Zweig«-  der  KiniialiBicii 
im  Systen  «ler  Tbcoretikor  erlanireo,  /.  B.  bei  Kau«  Stein,  Umpfenbacli.  mir, 
l>iiy  SfoII."  ist  eine  Con'-ffiurn/  fh;r  princi|'ielleu  Anfrasbun::  und  nicht  SIC,  sondcm 
letzter''  um»  oycur.  Ix-ri' liti'jt  « r  rd'-n.  «sh  I,  Sicui  öfters  üli'.'i-i'.'lif. 

§.  218.  Einlcitnn^.  I5ci  allen  privatwirtiischattlichi]!  I.ni- 
nabiuearten  sind  zwei  Prägen  auseinander  zu  halten, 
welche  im  Folgenden  daher  immer  getrennt  untersucht  werden: 

1.  Ob  die  bezüglichen  Objcctey  welche  den  Ertrag  geben, 
beibehalten,  verüussert  oder  vermehrt  werden  sollen. 

2.  Wie,  im  Falle  des  Staatsbesitses,  die  Bewirthschaftnng 
lind  Vcrwaltnng  eingerichtet  werden  soll. 

Fttr  die  erste  Frage  sind  die  beiden  in  g.  217  genannten 
GcHichtsputtcte  zu  nnlerscheiden:  der  rein  finanzielle  nnd  der 
s«>cialpolitisi'-hc  nnd  allgcmein-volkswirthschaftliehe. 
Von  letzterem  ans  ist  die  Beibehaltnng,  Yermehmng  oder  Beseiti- 
gung des  betreffenden  „werbenden  Staatseigenthams"  (fthnUch  des 
gleichen  Commnnaleigenthnms)  sn  beartheilen  nach  den  allge< 
meinen  Einwirkungen  sei  es  des  Staats*,  sei  e«  de» 
Privatbesitzes  anf  die  ganze  Yoikswirtbschafl,  anf  die  aOgemetDe 
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Landescnltor,  die  Produotion  und  Vertheilung  des  VolkseiDkommens, 
und  wegen  der  hierans  wieder  fulgeuden  socialpulitischen  Wir- 
kungen emer  solchen  CTestaltung  der  Besitz  Verhältnisse.  '  Im 
Allgemeinen  mass  sieh  der  rein  finanzielle  Standpanct  dem 
anderen  unterordnen. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Frage  der  Veräussernng  etc. 
des  „werbenden  Staatseigenthums''  nur  eine  relative  Beant- 
wortung sulBflSt 

Die  uiibvdtu^te  Kfuiiicltluiu;;  eiuor  :iuli.lica  Mai^^regd  war  ilie  Cuuüc^juou^  der 
titierwiegeixl  privatvirtlischafUielien  AuschAtians:  der  Smltb'ächen  Si'btile  mit  ihrer 

Theorie  «ier  Ireicn  Oonciirreuz.  Dies  verkennt  aucii  Stein.  2.  A.  S.  1'»!».  wenn  ci 
zwei  Verw«ltun(j>-pnncipiän  fUr  Domänen  iintcräcIt<-iUet:  ua«  h  Uem  wassgobenilcii 
-/▼dten  müsse  die  linanz.  Verwaltung  so  ciii<rcrichtct  werden,  dus  inoft  den  üelK'rxan^ 
der  Domän<.'n  ins  Privat<-i<reii'li<iin  vorbereite.  Lclztf're.s  ist  kniit  allf^emctn  ü-uIiikcs 
A-vioin,  silb>t  nirbt  fnr  dio  (i«!i:<nwarf.  A.  Smith,  III.  2ilS:  „D:h  Kiiikouim<-ii, 
»elchos  iti  jeder  ■  ivili^irtöu  Müiiari-bic  die  Krone  von  tleii  StaatMitttoru  zieht,  obscbon 
CS  die  Bürger  ni'  lit^  /u  koste»  sohvint,  kostet  d»;h  in  der  That  die  (i«JS«  lJsi:hart  mehr 
:i!s  vielleicht  jede  aridi^re  Kinnahme  der  Kroiir  v«»ii  gh-ieln-r  Grösse",  ein  bü«list  <iii- 
seifiirer  Satz  und  liiie  ralä^-hu  UeueralL^attou  brit.  Verhiiltnis^-'.  I.ot/.  III,  l'ii», 
Seelig  in  Bau  0.  IltMSSon,  Archi?  der  fiolit.  Oekoo»  N.  Foltre,  IX.  2*.).  Ber-t  ius, 
Kinan/.wissen^«  halt  S.  ITt.  iMViffer.  Staats- Kinuahm.  I,  112.  und  überhaupt  dt- 
Vertreter  der  .Mauchei>terricbtong.  Sieht;  au(  b  oben  S.  4Si  die  oinscitigu  AulTussun^ 
t.  Pfeiffer,  Mturu»,  das»  der  Domaueoliesit^  des  ätaats  wie  eiae  Steo«>r  wirke. 
Die  Praxis  ist  von  dieser  Anscbauuntr  mehrfar  h  b<  eiiiflus4it  wonh  n.  wr  nn  am  li  hei 
ihr  FinaiuscliWierigkeiten  gcwöliniich  /.umoist  m  VeräUHseniii^i'u  ron  DomHneu  tli.uiL  ien. 
la  Oesterreich  sind  srlion  im  ?orifuii  Jtlirhotidurt,  sodaim  noch  im  Jet/igea  (V.  v. 
7.  Octob.  IMO  II.  20.  l'cbr.  IS1>,  ferner  nach  dem  Patent  vom  22.  Jatuiar  1S17) 
sehr  vif'le  gro>>e  DomJinenherrsehaften  zur  SrlinM''iitiljnng  veraussort  worden.  Der 
V'erkaul  hrarhtc  lsJ8  ISÖl  3,i,73C.097  Ii.  '  ii. ,  der  Au^ruf^prcis  war  2S^0.S,m*.S  fl. 
oder  '  r,  1'  s  Erhise-s.  Darunter  befand  sicli  die  llerr->rhart  Podiebrad  in  Böhmen,  die 
1S39  fnr  1,6.H4,050  fl.  veräussert  wurde.  Tafeln  /tu  Statistik  der  üsterr.  Monarrhie. 
Neue  Folge,  I,  3.  Holt  Taf.  19.  (Kau.)  Neuerdings  war  die  DomSnenveiäusserung 
in  nesterreich  wieder  bloss  eine  Felg^e  der  Finanznotb.  ohne  ein  leitendes  rationelles 
Fiji.tn/iirinrilp  Dies  gilt  namenfli' h  von  df-m  verfehlten  Vertrag  vom  1s.  Ortober  l^.v"», 
zwucbcn  Staat  und  Natiooalbank,  wonach  eine  Maiwo  von  Staatsgütern,  die  auf 
15ft,49S,A00  II.  angeschlagen  waren  und  eine  Kläehtr^Ton  150  g.  <^uadr.-Meilen  ein« 
nahmen,  an  dii^  Nationalbnn I.  als  Unterpfand  fir  das  Outhiiben  dersrllien  von  l.j.'»  M.  fl. 
Uberia«üeu  wurde.  Die  Bank  durfte  diese  Guter  verwaiteo  und  allmiUiff  veräugseru 
und  der  ErlOs  wurde  an  der  genannten  Schuld  des  Staates  abgerecboet  Fflr  die  Her- 
Slellang  der  Valuta  —  doch  der  Zweck  der  Massrcgel  —  war  dieser  Vertrag  ohne 
Erfolg  (s.  .'\  Wagner.  Finanz.  Oestcrr.  im  Staatsvp.  B.  VII,  0*!!)"!.  (Die  Bemerkungen 
von  Stein  S.  l'  .'i  «1.  2.  A  machen  fast  wieder  ein  lestes  „l'iineip'  aus  der  Verwen- 
dung des  Erl  öses  vi  rKauft-  r  Domänen  zur  PapierfoldeinlOSttDf ,  —  wie  so  oft  bei 
Stein  eine  Erhebung  zufilliger  Österr.  Finaozmassrcgi;In  zi;m  wissensrhaftl.  Postulat!' 
In  dem  Verkaufe  vou  Eiseobahneu  und  anderen  Gegunstäudcn  an  eine  (Jescllschaft. 
(Ar  welche  fhuizllslsehe  Gapitniisten  den  Vertrag  abschlössen  1 1 .  Jan.  1M55 ,  für  200 
Mill.  Fr),  wanMi  auch  Ii  I.OOO  Hekf.  Land  .  inbegriffen.  Star kc  Veräiis<rrungen,  selbst 
ron  FoEstcn,  sind  in  iteuestcr  Zeit  in  Oesterreich  wieder  erfolgt,  mit  zur  Be.scbaii'unK 
▼on  Dedningsinltteln  des  Staatshansh.  smt  1668  (Ges.  r.  2it.  Jani  IMIS).  V^l.  die 
ijfli'  iä-^c)  Schrift  Staatsgütervt-rwaltiing  der  Xalionalbank.  Wien  ISi»2.  Ks  .sind  dabei 
mit  Ausnahme  der  Staatswalduugoa  im  westlichen  Oesterreich  nur  noch  gauz  wenige 
StaatsfQter  nbrig  geblieben.  —  Aadi  in  Prenssen  fohften  die  Ereignisse  von  B06  (f. 
zur  Aufhebung  der  gesetzlichen  ÖnfMiNmeili«  hkcit  der  Domänen  [Ed.  v.  5.  .Nov.  1^09, 
llansges.  v.  17.  De«:.  ISOSi  u.  zu  grflsseten  Verkaufen  (<.  v.  Könne.  Staatsr.  II.  2.  B. 
ai9  .  Bis  1S20  bind  für  2ü  Mill..  von  da  an  bis  IS  10  für  .'{.'»Vs  Mill.Thlr.  Kammer- 
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giilcr.  vcikaiili  ttoidoii.  Auch  spiiU  r  »urUc  uvdi  jäbrl.  1  Mill.  Tlilr.  für  VcfL.iutc. 
Ablr>snngcn  in  doAi  Erat  p:oset/.t  iC.-O.  v.  7.  Kovbr.  18.H2),  flann  bmid  elira»  mebr. 
l.i;.!  ifwi«  weniger.  z.B.  im  I).  Isöl— 5(i  wunl. u  2'<I>"M,  i^f.o— Ol  10.H5.  l'^Go— Oii 
<i':3ö4.  1^T|  1642  Mill.  Thir.  au2^  dem  Vcrkaulc  v.  Douiiuicu  u.  FoKtgruiidäiücken  u. 
der  AblOMing  von  DonanongefKllcn  eingenommen.  A.  fiir  1ST5  n.  7tt  bo/.  S  v.  3<». 
Kf.  f.  l^'^  V^l  H"l  Mill  M.  Wirkliche  Kiimahiiio  für  Veräusscruiig-on  (nur  in  den 
alten  Frovinzoii)  allein:  lb7J  117,  lti72  2-2i>,  ls»73  2'Ui».  Jä7U/bÜ  I  bl.  l^bö  Sl  l1i»t», 
1881/82  I'03  Mill.  M.,  vielfach  kleinere  Gnmchtficko,  aber  sonst  doch  »af  die  Daver 
keine  enrunschte  Praxis. 

Die  neuere  Wissenschaft,  w\e  sie  insbesondere  von  der 
dcuisclicn  historischen  Schule  der  XationalOkonomie  vertreten 
wirdy  ist  solchen  Massregeln  der  Veräusscrung  der  Domänen, 
wenn  sie  als  allgemeine  Forderung  der  Politik  erscbeinen, 
schon  abhold y  weil  sie  mit  Reebt  die  Bedingtheit  aller  solcher 
Entscheidungen  dnreh  die  geschichtlich  gegebenen  Verhältnisse 
des  Volks >  und  Wirthschaftslebens  betont  und  danach  eine  rich- 
tige Entscheidung  nur  von  Fall  zu  Fall  itlr  möglteb  hält  Die 
socialpolitisehe  AnfTassung,  welche  namentlich  den  Einflnss 
der  Gestaltung  der  Besitzverbältnisse  und  RentenbezQge  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  auf  die  sociale  Lage  der 
Volksclassen  beachtet,  wird  sich  vollends  dem  allgemeinen 
Verdict  gegen  das  werbende  Staatscigenthnni,  besonders  gegen 
Staatsgmndbesitz  nicht  anschliessen  können.  Sic  wird  vielmehr 
die  Bedenken  eines  ausschliesslich  privaten  Besitzes  der  Tro- 
duction.snii1tel  und.  daraus  hervoigehend ,  eines  zu  starkLMi  l  ober- 
wiegens  des  pii\ atu  irihsclialilichen  Systems  in  der  V'olkswirthschjiii 
hervorheben. 

Die  Frage  der  Bclbclialtung,  Vcruichrung  oder  \'eriiusseruug 
der  privatwirthschaftlii  heu  Eiuuahiueobjeote  des  Staat.s  hängt  da- 
her wieder  eng  init  den  allgemeinsten  und  wie L  t  i  jj;  s  t  e n 
Fragen  der  Organ isatidu  derVolkswirthschaft  und  der 
Gestaltung  der  Besi l z  v  e  r  h ä  1 1  n  i  s  se  ,  spcciell  der  Ver- 
theilung des  l'^  i  g  e  n  1  Ii  u  in  s ,  nauientlieli  des  Gruudeip:cn- 
thums,  als  Pri vateigenthuni  an  die  Trivatwirthschalten  und 
als  öffentliches  oder  „gesellschaftliches"  Eigenthnm  an 
die  Zwangsgenieinwirthschaftcn,  den  Staat  uud  dio  8elhstverwal- 
tungskörper,  besonders  die  Gemeinden,  als  die  Vertreter  der  Volks 
genicinschaft,  zusammen.  Jene  Frage  ist  deshalb  /.  B.  in  Hinsicht 
aut  die  Ft  IdgUter  zugleich  eine  principalc  Frage  in  Bezog  auf 
die  Kechtsordnung  für  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden.  Diese  Seite  der  Sache  hat  die  ältere  Finanz  Wissenschaft 
zu  wenig,  odtmals  gar  nicht  beachtet  Sie  beging  denselben  Fehler 
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wie  die  Politische  Oekonomie  der  Sniith'schen  Scliule  in  den  volks- 
wirthschaftlichen  Fragen  überhaupt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
die  Gründe  für  und  wider  Domänen verUusserung  bei  den  älteren 
Fiiianzthcoretikern,  anch  noch  Rau  hier  eingeschlossen,  nur  eine 
bedingte  Heweiskral't  haben  und  mit  den  anderen  Qrttnden  aus 
dem  socialpolitisehen  Gesiehtspnncte  fflr  die  Entsebeidong  combinirt 
werden  mUssen. 

S.  daher  bes.  die  ciiicr^h-  nd.'  piuic)i>i<  Ilc  Kiörtoruna  der  iirunil«'i'jreuthuiui>fi-a^f 
in  dor  (Irundlcfsuiisj  2.  Abtli..  kap.  t,  bes.  §.341  —  345,  wo  auf  din Staats- 

tloiiiMcii  mit  ROrksicht  ir»;noinmi'n  ist:  forner  A.  Samt^r,  Ooo'ilsciL  n.  Priratei«-. 

Erster  Ilauptabsclmitt. 

Feldgüter  oder  Domänen  iiii  engsten  Sinne  und  dingliche  Rechte. 

1.  Absehnitt. 

Belbchultuug  oder  YorUiissei  uiiij  der  FeldgUter. 

I.  —  %,  219.  Die  Grflnde  fflr  und  wider  in  der  bis- 
herigen Finanzwissensebaft.  Zar  alteeitigen  WQrdlgnng 
der  Frage  nnd  der  Art  nnd  Weise,  wie  sie  behandelt  warde,  er- 
ficheint  es  zweckmäesig,  zunächst  die  bisher  Übliche  Beweisführung 
darzulegen,  deren  bester  Repräsentant  Rau  war.  Rau  hat  die 
Gründe  fUr  und  wider  folgendermassen  zusammengestellt 

S.  Bau.  5.  A.,  §.  94—98.  mit  kleben  VerftndcninfruB  von  wir  in  d.  f>.  A.  ^.  122  ir. 

Ii  au  hat  liier  nocii  r<  in  di«-  linuii/.  (u.  pri\  ati^koiioiii  *  Ü.  triu:htinit;^rt<  isr,  Kin/.  liir 
Modificatiom  n  di«  AiifTn-.>ui)!r  liatti-  ü  li  >tlion  in  d.  0.  A.  ciiiii-.  liiüt  */..  B.  Puuct  1 
in  122).  alx-r  nooh  nicht  f?i  uiiir<ud ;  nn-in«- An>icl»t  vvar  d.-ni  S  i a a t  > rundeijrcDtlmui 
noch  zn  miu^iin>li<:-.  l)ii'>o  Dohandlun::  fand  M'lion  in  ln<  iiM-r  (ii-un(il<->;(in::  a.  a.  0. 
dir  nnthwi-ndiijr  B<  riclitii;unu'.  l<  li  '.'"»■Ii  ii  t/t  lii.  r  nur  l»iir/  di»-  (»rUndr.  di«*  l'^^'i 
aiittulirt,  d«-ni  Silin«-  nach  an.  Scini-  wniiauligc  Au>ciuaudi'i>i-Uuu^  dir^cr  diniuic 
ist  jetzt  wohl  t'QtliohrUch.  Sic  findi;t  sich  flP>ri;;uos  iui  Ganzen  noch  wlkrtlich  in 
von  Aufl.  dl^^M»  Bandes  §.  159  8.  363  IT. 

A.  Ffir  die  Veräusserung  der  Domänen. 

1.  Die  geringere  9konomiseb>techni8che Geschick* 
HchkeitderStaatsver  waltung  verglichen  mit  der  der  Privaten 
im  gewöhnlichen  Wirthschaftsbetrieb. 

Man  liat  darauf  ii.  A.  aii>  di  r  Hohe  dt»  Erl&Si»^  Iiciui  Veiiauf  v*  ixlich..ii  init 
di'iii  l>i-h<'riir<'n  K'<-in<  ilras;'  nnd  d-  iii  !i;it;rMM'i-w.Tth  schli«— «  n  wollen.  L<  t^ti  r- s  i>r 
jtidcutalls  der  I  i(-ii-h<  rliiiit  der  (iuindla'4' n  iiii-^^lich.  Nach  K'an  a.  a.  (I.  -.nlli  ii  in 
Dftnumarli  nem  rlith  du-  Staa^^ü;^l^  r  so  jrut  vetkault  worden  >.  i!i.  da->  ihr  lti>li<  iiy(:v 
Keiut-rtm^^  nur  '  j— 1  l'roc.  des  Kiit>-<  -s  war.    Die  in  Spani<  n  hi>  v  ikaiirt«  !! 

Staat-;:ilt4:r  warcu  auf  Mill.  Hr..  ^(.»chät/t  und  e»  wurdeu  920  ^lill.  ri-U»t.  Di«- 
bis  1H9$  roD  drr  Uofficninf;  vorluiuften  Kirchonirrttcr  braclitua  vinon  EiiOs  ron 
17351.000  Ifealen.  wäliieiid  --ii  m  ".M43.000  [Ir.  aiii;>-^rhlaueii  worden  waren.  Audi 
Uif  ncucfleu  italiitu.  IJouliat';  Iniui  Verkauf  dt:r  Staats-  ti.  Kirchru^tUtfr  >ind  wt- 
eliclicn  mit  den  bislir^r.  Ui-ntt-n  u.  di'n  Taxi'U  jrfln'^isr.  In  Bai  «tu  nind  in  d<*n  üahrra 
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ibid — 2b  i'ut  'd.Jöa^öb'i  Ü.  UuuiiiUcii  vcikault  wuiUcu,  Ucrcii  lü;iucrü'ag  bblitT  öi.l^l  i, 
od<v  2*3  Proc.  war.   Der  Ertfts  ist,  w^nn  man  noch  45.000  H.  Vorsrliflsse  n.  95.000  fl. 

Au>>t;iiidi  l  iniTchncf .  das  15f'ach<'  d<T  '»i-iluTitriii  näih-n  Kcntr.  und  \.  i/iij-.  r  icli 
da^«'>i;eu  zu  4'2  Proc.  Vttrli.  Ib^i.  Hcü.  XXI.  VctU;rluiii's  Vortrajc  g.  IS  (Kau). 
I  filjor  O»"*terrolch  h.  tl.  Schrift  v.  J.  Schiilhof,  St8atsjrtit«»r  v.  GnNs^odbtiSitt  ia 
<l.  «Hti-rr.  Mon..  Wi<  ii  lSf")2  /i.  iiilich  anzuvi  rias-iir)  ii.  dai:.  ;r<  ti  dit-S.  525  ir<'n.  Schrift  ä^r 
Hank.  In  ktztor«  r  w  ii-d  ii.  A.  ir<  z<  i«M.  da>s  man  hri  df-r  \  «  rsrh-ichunfr  mit  Privir- 
trüt.  TU  olt  den  Ertrair  der  Siaat-'iüior  niclit  richtig'  (nicht  hoch  jr<*uu2")  ansdilä^. 
^12:  ..Di<-  l««  nt:ilji'uhr>-u  konni  n  nicht  Mir  GraudUptf  einer \erirl<  ichrudi>n  Ui  urtheUanir 
dii  n<  n.  da  von  di-m  I{<  in.  rtiaL-  d.  i  Sia;UM!üti  r  rnfi>t  nur  «-in  Th.;il  in  die  Staatskasse.- 
}i:«;lanfrt."  Es  mochte  uiH  tliaupt  häuti<;«;r,  ab  hisher  ani;<  nouuu«iu  wurdo,  der  Staat>- 
iratcrertrafT  sidbst  jetzt  schon  nicht  Allifumoin  (weitn  Zeit  drs  Verkaurtf,  Lnjf«,  Bod«ia« 
Ahsitzvciliöltni--.  tirA--.-  d.  r  CmU-r  u.  >.  w.  »i  rsrlich.  »  wini)  -o  lir  h'tnwr  dcui  ton 
X^rivat^^tittTU  zuiuck-'tchcu,  von  iuüjtUchcn  \  crlK>M  nmp'ii  iu  der  \«n»altunjf  Rar  nicht 
zu  riMlcn.  Immerhin  veiiaufle  jedoch  ancb  d.  Ifoterr.  Nationalhank  8  OüttT  von  cq". 
•11.524  ä.  miltl.  Ki'inortrns;  im  Anschlajr  (iinf.  r  R.  riU  ksicht.  steisrmd'  r  Cultur>  \oh 
1-40  MiU.  fl.  ior  2,620,645  fl.,  wovon  d.r  hislicr,  Eitra}?  al^  2-3ö%  war.  —  bri 
vioom  Staats!(chttldzin!ifbi^<f  von  7 — 9%.  Bei  dt^n  neuesten  prcuss.  DoniincnvoribiN<MW 
riingen  (1874  iL),  b«-^ond.  in  Ncn-Vor-Pommi-rn.  sucht  di<-  l{«-;rienins  nach 
Anrf'iunii-  d<T  Kainm-Tn  dii- UoinSni-n  in  kh-ini-n  Stucken  zu  \>  iäii>-'-'rn,  um  d»'r  I^nd- 
licvidkerun;;-  (if|.><r.'nh>-it  /.um  Ankauf  von  Land  zu  irebt-n  und  dadurch  n.  A.  der 
Au^wandcfuns:'  <  nlirr^.'nzuwirktMi.  B<-sond<'ron  Erfblu  haln-n  di^-»'  Mas>roct'ln  bish^'i 
nidit.  I>ofh  soll  auch  nach  d«-n  Ansichten  Saciivi  i-st,itidij;''r.  z.  B.  Son»  b.'< ;  t "  - .  nicht 
in  der  rii'htiifon  Weise  vorai  traujicü  werd<  n  Die  Sacli'  nimmt  in  solchem  l  uile  al»<-.- 
M^bon  diMi  Olianlitcr  einer  socialpoliti^chen  Mav^n-i:«-!  :u).  So  wurden  im  K.-B.  StraJ- 
>und  3  Domänen  in  P-trr<  !|i  M  vom  l  mfanir  ein  -  B.nierhof^  m.  sou  Co>Nathcnhöfeu. 
thcilä  als  iiäusK'i>teUen  mci^tliicti:ud  zu  verkaufen  gebucht,  Zahiunj^sliodingung  '/«  bri 
d«>r  Cebcneabe,  V«  lu^h  Jahnv^frisl.  %  bleiben  5  Jahre  tanir  tbiHfh'i  Kteht>n.  Ocriai^* 
Nachfraie,  besonders  die  kh  iii' r.  n  T'arcellen  konnten  meliriach  nicht  einuial  unrer 
der  Taxe  verkault  «erden.  \  Sombai  t.  d.  1  •  hier  ini  Parc4>liin erfahren  d.  preus% 
Staatridoniln«*n,  Bift.  1870. 

2.  Passende  Verwendung  des  Verkauiserlüses  der 
D  0  Iii  ä  I)  c  n  7.  u  r  S  t  Ii  u  1  d  e  n  t  i  I  g  u  n  g ,  wobei  gewöhnlich  mehr 
Kente  erspart,  als  preisgegeben  werde. 

8.  Nachtheilige  Verwicklung  der  Staatsverwaltung 
als  Uomaiienfiscus  in  Privatinteressen. 

4.  Erfahrungsnüissige  Entbehrlichkeit  der  Domänen  tat 
Deckung  den  Finanzbeda rls. 

B.  Für  die  Heibehaltung  der  Domänen: 

1.  Politische  Zweckmässigkeit  des  r><>Tnänenbesitzes, 
bcKonders  io  Erbmonarchieen,  nach  dem  histoiiächen  Urapniog 
der  letzteren,  wegen  gröooerer  Unabhängigkeit  der  Regierung  vob 
Volk  und  Stünden  y  grosserer  Sicherheit  dieses  Besitzes  und  der 
Einkünfte  daran»  in  nnrnhigen  ^iten,  welch'  letaterer  Ponct  ffeiKeb 
zweifelhnft  ist 

2.  Politifiche  nnd  speciell  finanspolitioctie  Zweck- 
mässigkeit  des  DomänenbesiUes  auch  verglichen  mit  der  stets 
mehr  oder  weniger  nnliebsamen  Bestenernng  dem  Volke  gegenttber. 

3.  Keineswegs  allgemeines  Znrnckstehen  der  Bein- 
ertrüge  nnd  der  Bewirtfascbaflaog  der  Oomftnen  Teiglielien  mit 
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Privatgriindbesitzun^'en.  Wo  es  vorhanden  sei,  lasse  es  sich  be- 
seitigen und  bei  der  üblichen  Verpachtung  ergäbe  sicli  kaum 
ein  Fntcrschied  zwisclicn  Domiinen  des  Staats  und  den  meist  an 
ihre  Stelle  tretenden  Grossgrundbesitsongen  grosser  Urandherren 
and  Körperschaften. 

4.  Gewöhnlich  in  fortschreitenden  Ländern  im  Laufe  längerer 
Zeit  zn  erwartendes  Steigen  des  Domäneneinkommens,  wegen 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundrente  und  der  Preise  der 
Agrarproduete. 

5,  B.  r-riu^,  (jiiindsüJ/.^  S.  ISO.  Mi  ifz.  n.  Bod.  n  Pivii-.m  n  s,  III.  40S,  41!». 
Suf.  Jahrli.  \  r.  1.  Iö6.  üriiiidit  ir.  §.  Äl.').  Ertra-r  d.  pn  u-^-^.  Diiiii.\ uiw .  i p.  lli-ct. 
1841»,  5!».  69,  '!).  S.H  1,,  /.  1.1-4«;  -  17  60  — 28' IS  — 37-41»  .<'.)  13  M.;  alkrdiiios  unt. 
MiU  iafluxs  dt.s  Hiiuutriits  dor  Doinäarii  d<'r  18(Ui  uru  crworlH  n.  ii  Laudotlicile  u.  in 
«iner  Period<i  lOOfisi^r  Stef(r«miiir  der  PRchti'rfräeri- :  jodocli  ist  nßuerdüijrs  dies»  Stei^aniOK 
IaiiL'sain<  r  :;i  \vord<  n  u.  Iiat  ni'  lirt';).  h  >  <  i  Aliiauf  iltcn>r  PachtcoDtractü  in  eiiuclliea 
Jr'ällctt  vim  v  Hurahsi  tzuii;;-  d<M-  lu;ut<-  l'laU  ircuiacht. 

5.  Vortheilhafter  Einfluas  des  Domänenbesitaes 
auf  den  Staats eredit  mittelst  Fundirnng  der  Anleihen  auf 
diesen  Besitz. 

6.  Benutzbarkeit  einzelner  Dominen  zu  landwirthschaft- 
liehen  Muster betriebsan stalten,  zu  landwirthschaftliehen 
Lehranstalten,  und  der  mit  entsprechenden  Gebäuden  ausgestatteten 
DomSnen  zu  sonstigen  Staatszweeken  (Irren-,  ArbeitshUuser,  Schul- 
lehrerseminare u.  dgl.  m.). 

C.  Nach  der  Abwägung  der  vorstehenden  einander  zum  Theil 
widerstreitenden  Gründe  gelangt  schon  Rau  aucli  tili  die  Gegen- 
wart nicht  zu  einer  ein  tu  eben  unbedingten  Kegel. 

..Weil",  wir  rr  «Jri'j-t.« (§.9s)  ..dir  B<  >tandtli»:i|r  rl.  Douiänt  nvrnnotrt  n-  lli-t,  <c,v.\,  dj. 
ürtUclica  uod  zi^iUicliua  \  urhäiuU^.'ic  vuncliicdcu  ^cien,  <la>s  niclit  Ubcr»ll  uad  zu 
aller  Z<*it  oinc  und  dicsi>tlN>  Hniidlun^wisiäc  der  Ro)ErI«'mni:  i-mpfohloD  werden  könm*. 
I)«T  V«'rkaHf  alk-r  Domäii'H".  iii.  iiifi;  «t.  „wäre  »'hra  -u  wcniir  allüouifiu  zu  iccht- 
i'erÜKcn,  als  die  Beibtiiiaitun;;  aller,  vielmehr  uiOüäc  uiaa  in  trts^ubctien  l'ällvn  uebcu 
den  feststehenden  Zwecken  auch  auf  die  obwaltenden  UmsfSiido  Hncksicht  nehmen.** 
Kau  hob  dann  vwrschiedenc  zu  lMsrttcksicliti<rcnd<»  Punrf«-  Ii.  n»ir.  Nanuntlirh  Kti 
allj;"<'Uieia  int<'ii>^iviT«T  BodrncuUlir  wt-nlr  *lr.r  Uutcp-rlii. d  |.  iriit.  r  zu  (»mii-sN-u  drs 
l'i  IV  atirniudl».  .•.itz<->  >ciii  und  sicli  dann  der  Verkauf  d«T  Douiaii  ii  aucii  im  volk>- 
w  IiaftlicheB  Ioter«  >s«':  cmpti  hit  n.  An  Ersten  »^1  der  l  «  Ix  riranar  von  Garten-  und 
l{<>1)iand,  weni^-.T  von  Ackerland  und  Wii-sen,  au«  wi  nijr>ton  von  Waldunv^-  n  an  Privato 
zveckniäs-iijr.  (Kau,  §.  US,  darnach  auch  vor.  Aufl.  dirx  s  Bandi^.  Jj.  l(iU.) 

Diese  ganze  Beweisfhhmng  ist  ein  eharaoteristisches  Beispiel 
der  Argumentationen  des  besonnensten  und  wissensehafllieh  unbe- 
fangensten  Theils   der   Smith 's  eben  nationalokonomisehen 
'  Sehnle  in  allen  soloben  Fragen  der  Finanz-  und  Yolkswirihsehafts- 
politik.  Die  Gründe  fttr  und  wider  eine  solohe  praetische  Mass- 

A.  Wag n«r,  FiaABXwiMii>iL4rb«ft.  I.  3.  AvJl. 
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re^el  werden  hier  objeetiv  ge|>rflft  nnd  es  winl  iminerbin  schon 
iu  einer  der  historischen  Schule  ähnlichen  Anffassunf;  eine  ab- 
flolnte  Entecheidimg  abgelehnt,  den  relativen  Verhältnissen 
vielmehr  richtig  lieehnnng  getragen.  Aber  dennoch  bleibt  die 
Beweisflihrung  einseitig  m]i\  unznlängl ich ,  wesentlich  an« 
zwei  Gründen:  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  n  n  i-  in  den 
Oesichtspuncten  des  volkswirthschaftlichen  und  privatwirthschaft- 
lichen  Productionsinteresses  und  lilsst  die  anderen  Gesicbts- 
puncte,  diejenigen  des  Tolkswirthschaftlicben  VertheilangS'  und 
des  damit  verbundenen  socialpolitischen  Interesses  oder  m. 
A.  TV.  die  Einwirkung  der  örnndbesitzverhältnisse 
auf  das  Volksleben  —  Staat sgrundeigenthnin  nnd  Staats rcntcn- 
bezog  im  Falle  des  Domttnenbesitzes  und  Beseittgang  dieser.  Ver* 
bftItDiBse  bei  der  Domftnenrerftosserang  —  ganz  unbeachtet; 
sodann  gebt  jene  Beweisfttbmng  aneb  überall  ohne  ausreichende 
Begründung  von  der  Annahme  einer  natttrlicb^n  Inferiorität 
des  Staatseigenthmns  Terglichen  mit  dem  PriTateigentbom  am 
Boden  nnd  demgemttss  yon  der  Voraussetzung  einer  zu  allgemeinen 
undznbedeutendenBenachtheiligung  des  Volks  wirtbschaft- 
lichen  Productionsinteresses  bei  der  Beibehaltung  der 
Domfinen  ans. 

Die  nähon^  Begründung  divsi-.t  Eimrilrie  jsvfutü  die  lii<-r  als  b4•i^pil•l  k<  nomiurai 
BowcisfilhTiiiiit  Kan'ü  srnhSrt  wieder  nicht  in  die  Kimuizvb«fiiKCh«ft,  f^oadeni  fheil^  in 

den  srund  Icgt-nd  c  n  Tli <•  il  d c r  al  1  ir  cm  0  i m-  n  \  0  Ik>  w  i  r  t  Ii  I  Ii  af  t >1  <» h  r e.  in*- 
b«-'ondtr<'  iu  das  Kapitel  von  dir  all';:e  in<in«- n  w  i  rt  h  >c  haf  t  Ii  c  Ii  •■  u  H<cl«t>- 
ordnon^'  und  der  6riind(  i<;cntiium.soi  duun^  >picieii  ((iroodi« ^ unu ,  2.  AbtL. 
hei.  Knp.  4),  thcibt  ia  die  Afrrnrpolitik. 

II.  —  §.  220.  Entscheidung  der  Frage  des  Domänen- 
besitzes  mit  aus  dem  so  c  i  n  I  j)  o  1 1 1  isc  h  e  n  <iesichts- 
puncte.  Das  Ergel^niss  der  einschlagenden  Erörterungen  in 
der  „Grundlegung"  (i)ü.s.  s>.  311-  351,  3r>8)  i'iir  diese  Kniücheidung 
ist  für  unsere  Staaten  in  der  Clegcnwart  etwa  folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Fragen,  welche  sich  an  die  Bigcntbnms- 
ordnung  für  Produetionsmittel ,  speciell  für  den  Grund  nnd  ßoden 
knUpfen,  mtissen  stets  aus  dem  doppelten  Gesichtspuncte 
des  Yolkswirthsebaftlichen  Producti  o ns*  und  des  Volks- 
wirtbsebaftlichen  Vertheilnngs  Interesses  und  mit 
letzterem  zusammenhängend  des  social  politischen  Interesses 
benrtheilt  werden  (G.  S.  719,  §.  340).  Es  lässt  sich  aber  nach 
weisen,  das«  der  letztere  Gesichtspanet  bei  der  Enteebeidung  doch 
den  Ausschlag  geben  darf  (G.  §.  345). 
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In  der  Düiuäncufrage,  wie  in  allen  Fragen  des  läiulliehen 
Grnndeigcntbums,  ist  ansserdein  zwisclien  kleinem  uud  mitt- 
lerem einer-  und  Grossf^  Uteri)  et  rieb,  bez.  Besitz  anderseits 
zu  unterscheiden  (G.     :U1 ,  Die  Eutöcheiduug  wird  dftpü 

l'uigeuderuiuä.seu  lauten : 

A.  Handelt  es  sieb  nach  der  Saehlage  nur  darum,  die  Do- 
mänen als  Grossgtttcr,  was  sie  bei  nns  nieistentheils  sind,  in 
die  lliinde  von  Privaten  Übersehen  zu  lassen,  so  erscheint  die 
Beibehaltung  aus  volkswirthscbaftlieben  und  socialpolitisebeu, 
ans  Gründen  des  Productions-  und  Vertbeilungsinteresses  gerathen 
und  jedenfalls  aus  finanziellen  GrUnden  nicht  80  allgemetn  ver- 
werflich, wie  die  frühere  Theorie  annahm. 

Diu  Gründl;  frtr  diiM-  Ent^clK  idiin!;  d>  r  I  ni;:.^  sind  dir  iiacli>tcli.  ud<'n: 

1.  Bei  Ofduntlichur  Itiurliniir  d<s  Zi  itpac)it\ <;rliälti)isi«es,  wrlclu'  rcclit 
wolil  /II  .  ir.  joli.  n  i-^f.  wild  di*'  Domäii.  um  P.iclitrrn  .  iM-n^omit,  wi  nn  iiulit  l)^'^^<•l• 
li.'wirtii-«  iialt  t,  v(jh  Kiiri-ntlmiiirrn.  IIa-,  lii.^^t  sich  aus  dcu  iiia-«>i,''riH  ii«i<-ii  A  iTh.dt 
uiss.  ti  al.li'itcn  und*  wird  »liiirli  dir  Eri'aliriinir  ltr>fatiirt.  (i.  §.  315.)  Es  kommt  auch 
in  dfutsoli.  n  \  «Thältni-si  n  lii-  r  d<  r  ht-^onil  i.  ^  (,rtli«-il  \u  i  di  r  Par  lit  ita  V.  i  L:!<  ioli  mit 
dfui  privalru  Eiffcndiuui  in  lti;tiacht,  da>s  d>'i  Päclitci  ndt  t'uwiu  ^^l•l»^^t■rl'U  ci<^vii«>u 
B<^tricbskapitel  wirtliscliafrcn  kann  der  Kriiifcr  (Kail,  Volks«v<tc1i.lAbn)  §.  377. 
1,'o<r  Ii  Sy>t.  IT.  §.62).  w<  il  I.  ezt<  r.  r  s<  in  Kapital  znin  irro—  n  TIk  II  lur  di  u 
Kaufpri^is  vorwcndcn  uiuss.  Wird  das  Gut  vom  £r«  erbur  etwa  scllist  wieder  verpachtet, 
so  bleibt  <!io  Sadtlair«  im  Effi'Ct  fttr  das  ProductioDsiDtcupsxu  dieselbe  bi^hor. 

2.  I)a>  \  orliandcnscin  «•in«  >  unahliänirip  n  (iroN^irnirnllM  sit/<  i-sfand-«  kann  fUr  i-in 
I.and  in  sociaiiT  Hinsirlit  »o  w'citlivoll  -i'in,  das-  ,]rr  privat»-  GnindrcnfrnlM-ztiir  dafür 
trotz  ><'int-r  B<di«nkrn  ndt  in  dru  Kauf  irrnouiiucn  wrixlcn  darf.  Tur  dio  Erhaliuns 
dos  ]»rivat''n  (iro->;rnindltr>it/<-.  wird  dir  socialr  F'unction  drs  (iriitidlir>it/.rr» 
-tandrs  dalirr  wiclifiu'  in  dir  WnnL'M'lial.-  fnl!  ti.    G.  J;.  "I.'in).    Al>rr  mit  Doniänni- 

nussrrtin.ürn .  dir  schon  hri  di  r  ijiii>->iu<;u  Zahl  iu>«  it  vorhandener  Grassdowäuou  iji 
unsrrm  Sta;it>  a  und  iiri  drr  nothwi-ndini  n  \  rr<  inzrlunu,  \  od  Verkinfen  oiclit  bi>deuttind 
hierauf  rinwirkm  können.  I.is-t  sich  die-rr  Stand  docli  nicht  i  i-t  -irliafTen.  (Zahl  der 
DouioAcD  stdhst  ia  Preiissen  Iblb  nur  1127  [iu  Ulieiolnud  lehhui  :>iu  ^^anz^  iaWe»t- 
fal<>n  bis  auf  4].  Kahl  di^r  Paclitunu^on  1SS3  818  mit  1077  Vm-erken  und  lH-27  Hill.  M. 
ErtmL'.  fhii'  l).  n  Ertrag  von  and*  fi  n  Diniuin.  irrnind-iilrl,,  n.  in  r:ii ■  '  Urnpacht.  v.  Mtlhlen 
und  Fiäc]tcri:i<  a  4'70  Miii.  M.)  Ein  »olcliuc  Staad  aaisb  ohueluu  »eiae  gcM:hiclit> 
Hehn  Tradition  haben,  um  eine  cr<tpriesslichc  sodalo  Fanction  ansiullbcn.  Dusireie:«'» 
kommt  bei  der  Krairr  drr  Doniänrnvrrait^scrunjr  nnr  das  andere  Momont  in  Betracht, 
das  mit  dem  Vertlieiinnifs-  und  socialpolitischen  Interesse  verltunden  i>t:  dio  nationale 
Grundrente,  bez.  ihr  naHUlicher  weiterer  Zuwach>  wUixle  in  nocli  lr^i(^st•r<'»l  Maa><«; 
ans  der  Hand  der  durch  den  Staat  vertretiittcn  Volksireniein^-chaft  in  di«;  Hand  eines 
kleinen  besitzenden  BrochtliesiJj»  der  Bevölkonmg  übei^ehcn.  (6.  341.)  Daü  ist 
nicht  er-M  anseht. 

3.  Das  finanzielle  Inter<s-.>  kann  anerditi<rs  dnrcb  den  \evkanf  der  Doniänün 
befriediiTt  w,  rd<;n.  w.-un  der  Zins  ans  tl  ni  Kaufpreise,  e.rhcblicli  hehi  r  i-i  a|»  die 
reine  I'achtrinte  uud  etwa  der  Staat  ScJiuldca,  die  er  hoch  ver^iüäiu  uitiss.  tiljfen 
kann.  Hier  haben  die  von  ßav  zuMininicnffistellten  GrOndc  ein  ireirisüies  Gewicht. 
Aber  durch  richtijft!  Anwendunfr  des  Con(-urn>nzprinci|)s  Vd«t  <\ch  die  Paclitrente 
hteigcm.  Sie  ^teij2:t  dann  lej^eluiässi^  mit  der  allj^emeiueu  nationalen  Grundrente, 
deren  Wachftthum  hei  vermehrter  BcvOlkcnuiR-  nnd  huheror  Ent«rickelnn!>  des  Volks- 
reichthunis  im  .(UläC4?meinen  zu  erwarti-n  ist,  \on  zeitweilifren  Kückschläjren  ab<;e«.ehen. 
wie  etwa  frejrenwäiltii  nnd  in  näcli>ter  Zukunft  unter  dem  EinHuss  der  amerikanisciien 
Concurreuzu  Selbst  fiuauziell  lxa};t  es  sidi  daher,  ob  der  Staat  bei  einem  jetzigen 
Yerkanf  diese  Chancen  i^ena^nd  bezahlt  bekommt.    Gegenabcr  dem  priitcipielleB 
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B«d«iik6ii,  iininer  jrrOssere  Thcile  und  sclilie!«sUcb  die  f^Xkta  national«  Groadrente  oder 

wcnitr>i<-ns  iliri.'ii  Ztuvaclis  an  wi-ui«;«-  Privatr  ülM-riri  l^-n  zu  st-heii.  i;ntM:ljfidft  al>rr 
ein«'  Zin-diffi  p  iiz  zti  l'n-runstfn  df>  Staat»  in  der  VtTäu^-S(;iuü}r»ifnMrf  auch  uicLt  aileia. 

B.  Anders  liegt  die  Sache  im  AllgemetDen,  bei  einer  Zer- 
schlagung der  Domänen  in  kleinere  oder  mittlere 
(bäiierlicbe)  Betriebe  oder  Gttter.  Kann  hier  mit  Aassieht  aaf 
Erfolg  dnrch  eine  Verftassernng  der  Domänen  ein  Banerstand  er> 
halten  oder  neu  geschaffen  werden  —  allerdings  ein  sehr  schwie- 
riges Problem!  —  so  empfiehlt  sich  diese  Hassregel  aus  allen 
in  Betracht  kommenden  Gesichtsponcten  (0.  §.  347,  348). 

Die  letzteren  sind  insbesondere: 

1.  D;is  l'roductiönsinteresse,  besonders  wenn  sirh  nm  intensivTf.  melir  Ilamh«!^- 
gewüchse  u.  s.  w.  bauende  CuUuren  bandelt,  wird  Mer  diircb  da:»  PnvateigenUiQu 
am  Boden  voM  hoaaer  gefordert  ab  durch  ein  hier  ohnebio  adiwerer  sn  regelndtid 
Zeitpacht  recht. 

2.  Der  Bezug  eines  Thcils  der  nationalen  Grundrente  in  Ueineu  Quoten  darcb 
eine  nassere  Anzahl  b&uorUcber  Wüthc  hat  die  oben  hervomebobenen  Bedenken 
nicht,  oder  sie  worden  durch  den  sodalpoUtiaclien  Vortheil  des  Torbandenaeina  «Ines 
solchen  Bauerstands  anfü  (  wojcn. 

3.  DakS  finanzielle  iuteretiäu  de»  StauU  kaua  bei  einem  Vctkaui'  vuu  zer^^chla^eueu 
Domänen  auch  besser  wahrKenommen  werden.  Denn  bei  der  grthaMnn  Zahl  mit» 
werbender  Kfuifer  lassen  sich  liSherc  Preise  als  bei  der  Veräusserun«:  !res<*hl<>jisener 
Domänenhöfo  erlangen,  ohne  dass  das  l'lus  des  Preises  fdr  den  Klein-  und  ^littdl- 
landwirtb  bei  seiner  Betriebsamkeit  nnd  seinen  Bodencolloien  drQcfcead  werden  miias. 

Das  Hanptbedenken  bleibt  nnr,  ob  das  ervvanschte  Ziel  bei 

solchen  Verkäufen  erreicht  wird.  Die  Käufer  können  durch  Auf- 
nahme kündbarer  Schulden  leicht  von  vorneherein  in  abhängige 
Lage  gerathen.  Sic  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  sein, 
den  Besitz  zu  erhailen.  Anderer  Gross-  und  Mittelbesitz  sangt 
die  ehemaligen  Domänensiücke  auf.  Es  wird  daher  bei  der  Durch- 
führung der  Mabsregel  auf  ein  richtiges  Schuldrecbt  au- 
kommen  (G.  §.  322) ^  oder  statt  des  Verkauf«  richtet  der  Staat 
besser  ein  Erbpachts ysteni  ein.  Dies  kann  die  wirthscbaft- 
liehen,  finanziellen  und  socialpolitischen  V^ortheile  der  Veräussernng 
und  des  festen  Hesitzrechts  iilr  beide  Hetbeiligte  bieten,  ohne  die 
mit  dieser  Maassregcl  leicht  verbundeocn  Schwierigkeiten  und  Be- 
denken. Die  speciellen  Bedenken,  weiche  gegen  die  Erbpacht 
geltend  gemacht  werden,  wiegen  nicht  so  schwer,  als  dass  man 
dies  System  anbedingt  dem  Privateigenthnm  des  Landwirtha  nach- 
setzen mUsste. 

III.  —  221.  Verfahren  hei  Do mSnenyer ftnsser- 
n  n  g  e  n. 

Vv'l.  Ifau  g  "9.  100,  u.  danach  noch  vor.  Autl.  dieses  Bands  \(\H.  Jetzt 
hier  rerkttrzL  Für  Preussen  s.  die  BeMinimao^en  des  geltenden  Rechts  imü  Käci- 
bKrIc  auf  dessen  Kntwinkhing^  in  Oolriehs,  <f.  Domtoenvervalt  d.  preiaa.  Slaifet. 
Brest.  1^S8,  S.  77  Ii: 
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A.  A  1 1    c  III  e  i  n  c  1^  n  n  c  t c. 

1.  Die  dem  älteren  .Staatsrecht  der  dciitscbcn  Territorien  be 
ztlglich  der  K  a  m  niergtite  r angehörige,  auch  im  Ausland 
(Frankreich)  trtiher  lltr  die  Domänen  giltige  Bestimmnng  der 
anbedingten  Unveräusserlich keit  entspricht  den  Verhält- 
nissen der  Gegenwart  nicht  mehr  und  ist  als  Cantel  gegen  finan- 
zielle Misswirthschaft  und  gegen  Missbrauch  der  Kegiemngsgewalt 
im  System  der  „verfassungsmässigen  FinanzwirtbscbatV^  nicht  mehr 
nOlhig.  Es  sind  vielmehr  nnr  die  Bedingungen  der  Ver- 
äassernng  (ebenso  des  Austansehesi  der  Verpfändung) 
gesetzlieb  festznsteUea  und  über  deren  Innebaltnng  die  VerwaUnngs- 
nnd  die  Staatseontrole  (§.  137  ff.)  mit  anssnttben.  An  die  jedes- 
malige vorausgebende  Zustimmung  der  Volksyertretung  die  ein- 
zelne  Veränsserung  au  knfipfen,  ersebeint  dann  weder  nothwend  ig 
nocb  zweckmässig. 

Jedenfalls  mOsste  sich  eine  solche  Votscbrift  anf  VerinKerunn^en  grosseren 

Pn  (raus  (über  eint-  gewisse  W  crthsiiiniin'  orli  r  Flächengrösse  hinaus)  beschränke».  Kur 
kleinere  Vurkuut'e.  ron  einzelnen  <irundstuckcu ,  ParccUen,  deren  AasfOlirang  die 
Bedürfnisse  des  wirths<haftlichen  Lebens.  Strassen-,  IMDserbaiiten,  Aeuderung  der 
Culturcn  regeluiässi^  bald  da,  bald  dort  bedingen,  inads  dio  Yoinraltuiiir  vollends  freie 
Hand  lintion.  Es  genOirt  aiirh  in  d  r  verfassunijrsinls^ij^en  Finanzwirthschaft  dif  Ver- 
|)dichtung  der  Uegierau^r.  die  vorgekommcoea  Veräusserungcn  nachträglich  der  Volk:»- 
Ttirtfetung  regelmässig  zur  Konnuiias  za  bringen. 

2.  Besondere  sonstige  B  e  s  c  h  r  a  n  k  u  ii  e  n  der  Veräusserung 
der  DonjUnen  und  der  Verwendung  des  Krlöses  sind  danu  gegen- 
wärtig nur  da  noch  am  Platze,  wo  den  Domänen  noch  nicht  die 
Kechiü)| luilitiU  reinen  Staatsguts  anhaftet,  sondern  die  Dy- 
nastie noch  ein  Ijesonderes  Anrecht  daran  hat  •215,  174).  liier 
ist  wohl  die  ConBequenz,  dass  der  Erlös  von  stattgeiundenen  Ver- 
Uusijerungeu  wieder  in  Grnndstdcken  oder  d;:;!.  anp^elcgt  oder 
wenigstens  darüber  eine  besondere  Kcchnung  geführt  wird, 
welche  den  ursprünglichen  Umfang  der  Domänen  und  die  darin 
durch  Veräusserungen  eingetretenen  Verminderungen  in  £videns 
bält  (Grundstock verwaltu ngy  bez.  -Reebnnng  einzelner 
deutscher  Staaten).  Die  Regelung  dieser  Verhältnisse  ist  dann 
eine  Frage  des  ötaatsrecbts  des  einzelnen  Staats,  keine  finanz- 
wissensebaftliehe. 

S.  Kaa  §.  99  Nolc  «  u  vur.  Aufl  dieses  lUnds  S.  375  Note  21.  l'.ad.  Verfass. 
5>,  siichs.  g.  IS,  rürlemb.  102  II",  hcss.  Art.  7  — H).  baier.  V.rf.-L'rk. 
Tit.  III.  g.  Ct.  Uebor  Preus^cn  s.  v.  Könne.  Suatsr.  II.  2.  591,  Oolrichs 
S.  79  ff*.  Ks  gelten  hier  verschiedene  liechtssltze  in  Betr.  der  VcrüDsscrung  in  den 
Tli  )l  n  dt;s  Gebiets,  das  l^OS  zum  Staate  j^^chörtc  u.  spiUcr  dazu  kam  In  Baden  /  IV 
wird  d<  r  aus  dein  Duinäuenverkaufe  und  den  Ablösungen  eingegan>reue  und  niclit 
rieder  za  AnLiafea  rerweiidcto,  sondern  xur  EinUtaunf  von  StaatsobligaUonon  benutzte 
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Betrag  unter  ilrin  Namcu  des  (iruudstocksvc r mOgens  als  eine  Korder.  des  Furslen- 
Lausi  s  an  dns  Land  betrachtet  nnd  als  ein  besonderer  Bcstandtheil  der  Staatssi  bald 
aufL'efahrt.  'Jedoch  bind  unter  den  verkauften  (icgenständcn  auch  wahre  Staats^irUtor 
beirrill'cu  L'-eweseu).  Bis  zum  BuUafe  von  12  Mill.  i.  ist  dieses  Gruudstockärcrmöt^en 
unvcmnsli«  h ;  der  Mehrbetrag  wird  den  Domluenkassen  aus  der  Schuldeiitilgan?ska!ä»o. 
welrlp'  (Hl-  (i*niinlstu' ksn  rhtmnir  führt,  verzinset,  jedoch  nicht  haar,  simiirm  iluri  h 
Abrechnung;  mit  der  .^taatskasso ,  ao6  welcher  die  Schuldeokasse  ihre  Dotation  erfalüL 
Ks  ist  dies  nur  eine  F<Min,  um  den  B<^f  der  in  letztere  Kam  geflossenen  Ver< 
kaufs-  und  Ablftsuntrsgeldcr  iti  Eriunerun-j:  zu  erhalten.  Duroh  Ankäufe  und  'Inind- 
rerbcssenwgea  roa  Don&ncn  wird  dies«  Yermögeusuiasse  Mch  wieder  rermindt-it. 
?(eben  don  Domanial-  wird  nenorlicli  Meli  ein  Stanüt-Grnndttoclsrenn^n  aufgeführt, 
welches  aus  Verkäufen  von  Itestandthcilen  des  Staatsveruiögens  gcsamuiclt  und  zum 
Theile  wieder  zu  Ankäufen  verwendet  wird.  Beide  Urnndstocksbcrechnunffen  w^id -ii 
jährlich  dem  ständischen  Ausscbuss  zur  Prüfunic  vorgelegt  u.  bei  dem  Aufaa;;  cxucv 
Budgetperiode  den  Ständen  mitgethcilt  Rau)  St.iiul  Auf.  1^''2  unter  den  l'assiveu 
di  r  Ainortis.kassc:  Domäncngrundstock  20  57  Mill.  M.  unvcrzinslicli ,  \'2'2a  M.  M. 
verzinslich  (17«U  2us.  32'6U  M.  M.,  Staatägrnudstock  noch  215h  tl.  unTcrziiisl.i. 
Aebnlich  In  Wartemberg,  s.  Blecke  «.  a.  0.  S.  1S1  ff. 

3.  Die  Verwendung  des  Erlöses  mnss  im  Uebrigen  nach 

den  richtigen  Grundsätzen  der  Finanz  Wissenschaft 

gcHctülich  so  bestiniiiU  werden,  dass  entweder  Schulden  c  t  i  1  ^  t 
oder  Ausgaben  für  privat-  und  Staats wirthschaftlichc 
Kapitalanlagen,  eventuell  auch  Kir  andere  (eigentliche) 
ausserordentliche  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  etc. 
damit  gedeckt  werden.  Hier  gelten  lür  die  Verwendnn^^  des»  Er- 
löses mithin  diesell)en  Kegeln  wie  ftir  die  Benutzung  i\r<  Staats- 
eredits  zur  Deckung  dos  Finanzbedarfs  ('S?.  Hf)  ff.).  Es  sind  daher 
nur  die  laufenden  ordentlichen  Ausgaben  grundsätzlich  nicht  aus 
dem  Erlüö  zu  bestreiten. 

Der  ..Krlös  aus  Ablösungen  \oa  Uomänengcnillcn  und  aus  dem  Verkauf  von 
Domänen-  und  ForstgrundstUcken"  bildet  jetzt  zwar  ein  besonderes  Kapitel  in  der 
])reussischen  Slaatseinnabme,  aber  musste  streng  genommen  Uberhaupt  nicht  uatCT 
der  ordentl.  Einnahme  stehen.  Die  ausschliessliche  Verwendung  fiir  Schuld.  nfiL'ong 
u.  f.  neue  priratwirthschaftliche .  Kento  gebende  Kapitalanlagen  cnts)>r&ch«  muhi  der 
älteren  Kechtsstelluug  der  Kammerguter  u.  den  (irundsälzttii  jener  „tjnindatock- 
verwaltungea",  geht  aber  als  unbedingte  Ifegfl  (wie  ^\<-  ain  h  Km  imi  lu  iti  -iobf. 
^.  yj)  zu  wuiL  —  Wo,  wiu  in  1' reubüeii.  iiie  Domänen  (nur  da»  btaats  im  l  mfanf 
V.  181.>)  als  Generalhypotbek  der  Staatssdiuid  dienen,  sind  dann  die  Yeifcaa&eilOiie 
«und  Ai>I<'»  uiip^^irclder)  zur  S  Inildentilgonf  ZU  verwendt.'n.  DarQber  erfolgt  denn  hier 
auch  eiüü  besondre  Abrci  liiiiiiig'. 

4.  Ob  eine  bisher  geschlossene  Domäne  im  Ganzen  oder  in 
Tb  eilen  (P  aroeilen)  und  letzteren  Falles  in  welcher  Weise  sie 
dann  weiter  veräussert  werden  soll,  ist  nach  dem  Stande  der 
landwirt bsehaftliehen  Cultur  (Grad  der  Extensivität  nnd 
Intensivität  der  Landwirthschaft) ,  nach  sonstigen  Localver- 
hältnissen,  nnd  als  allgemeine  Frage  cndgilti^^  wieder  nach 
dem  vorerwähnten  zweiten,  dem  soeialpolitieehen  Geaioht»- 
pnnete  zn  entseheiden.  Mitunter  war  die  Domftnenverftnssening 
und  Zerschlagung  ein  passendes  Mittel  zur  Colonisation  weniger 
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berölkerter  Landstriche  oder  zur  Hebang  oder  NettbegrttndoDg 
eines  Bsaemstandes  nnd  kaim  dies  und  damit  ein  Hemmnngsmittel 
der  Aoswandernng  unter  Umständen  auch  wohl  hente  noch  wieder 
werden,  wenn  nicht  etwa  die  Vererbpachtnng  Torznziehen  sein  sollte. 

Prenss.  Massrofeln  uotor  Friodr.  d.  Gr.  ia  Westpreosseo.  Die  preassische 

Ke^i<.-niii;?  vorordnete  l**-in,  daas  Ictlnfiig  auf  paclitlob  werdenden  T'oni'irn  n  in  den 
Provinzen  Prcusscu  uud  Posuu,  sowio  im  B.-B.  Kdsiin  zur  Vurbiuderuug  der  Aaii- 
«»nderuugcn  Stflcke  Ton  nngcfthr  60  Morgen  an  Ansiedler  rerkanft  werden  soHen 
'  K'aii  i;  ähnlich  ncuerdiugs  seit  1H74  (nach  Rescr.  v,  3t).  Aug.  1873  f.  Ansiedl.  Irmdl. 
Arl>citer).  S.  o.  S.  529  u.  bes.  d.  Sehr.  v.  Soinbart  —  Im  Zusammenhang  mit  der 
Tratte  der  läudllchcu  Auswandrrunir  ist  auch  nt  Uf'rdings  wieder  mehrfach  die  Frajrc 
der  Dom&n<;nz«^rschlagang  u.  ViTäuss«?raikg  erOrtcrt  word<-n.  Dock  darf  man  die  Be- 
d*-utung  (lifse-r  Massrcg«!  für  die  Hemmung  der  Aujiwanderung  nicht  Ubonjcliätzcn. 
W  ic  lichon  die  B('w»-i;ung  dc^  grossen  deutschen  Auöwauderuugsstroms  zeigt  —  früher, 
bes.  in  den  50er  Jahren  im  W  'stcn,  b<i  Forherrschendem  Klein irmndbesitz ,  dann,  in 
den  60'  r  vTahrm  in  der  Mitte  Deutschlands  von  W'<'?teii  naeh  Osten  g-r-sehen.  bei  viel- 
fach Verbreitetem  bäuerl.  Mittelbesitz  ^ilannove^),  neucrding-s  bes.  seit  den  7üer  Jahren, 
bei  ronraltcadüai  Groatgrundbedlz,  im  Osten  — «  willen  »bcr  dodi  sii  mannigfaltige 
l  instand  hl  r  «  in  und  die  nAgrurerbBsimg'*  dc-s  Ostens  ist  nur  einer  der  dabei  mit 
äpicleudi-u  l  artor-  n. 

5.  Statt  des  Verkaufs  kann  nemlich  die  Ueberlassung 
in  Erbpacht  gerade  auch  im  Interesse  eines  Stands  kleiner  nnd 
mittlerer  Landwirtlie  und  insofern  zugleich  im  Staatsinteresse  liegen. 
Die  finanziellen  Bedingungen  sind  dann  entsprechend  nmzaändem. 
Sie  brauchen  nicht  uoth wendig  nngUnstig  zu  sein,  aber  selbst  etwas 
ungünstigere  finanzielle  Bedingungen  als  beim  Verkauf  können  ans 
soeialpolitischen  Gründen  gerechtfertigt  erscheinen. 

B.  Das  besondere  Verfahren  bei  DomünenTerttossernngen 
ergiebt  sich  ans  dem  einscblSgigen  PriTatrecht  des  Landes ,  ans 
den  üblichen  Gmnds&tzen  bei  solchen  Massregeln  ttberhanpt  nnd 
ans  einzelnen  spectellen  Vorschriften»  wie  sie  das  fiscalische  Inter- 
esse bedingt. 

So  hat  der  K&ufer  re9elm&>sig  die  Stenern  und  andere  Lasten  des  Gutes 
za  Qbcrnekmen ,  dis  von  nun  an  iiisbeson lori'  gruinJstenrrpflichtig  wird,  wenn 
die  Domänen  steuerfrei  waren.  Ferner  soll  in  der  licgcl  der  Verkauf  durch  V  er- 
st ei  ^erong  geschehen,  nnr  mit  eiozcben.  bestimmt  anzng^ebenden  Ansnabmen. 
Bietungscautioncn  werden  verlangt,  K  iiifiii'I.Ieriiiiiiiiiia  festgesetzt,  in  wi<  hfts:eren  Fällen 
die  £nheüuu£  des  ZuMshlaga  der  vor^eselztca  liehördc  vorbehalten»  biuMco  einer  Friit, 
in  der  der  Meistbieter  an  sein  Gebot  gebunden  ist.  Erst  nach  Kntrichtnng  einer 
Kate  des  Kaufschillings  wird  der  Käufer  in  Besitz  gesetzt.  Filr  den  Hest  bekommt 
er,  unter  Zinsstipulation,  Zahlungi^fristcn.  *  Verfolgt  man  /.ugleich  Jene  soeialpolitischen 
Zwecke,  ßegUiiätiuung  der  Ansiedlung  und  des  (Jrunderwerbs  kleiner  Landwirthe  u.  dgl., 
so  muss  man  die  ZuTiIung^bedingungen  in  Be/ug  auf  die  Höhe  der  ersten  Anzahlung 
und  die  A'tf ragung  des  Rests  (eventuell,  sihon  naeh  Kau 's  Voi-schlag,  durch  Um- 
waudlung  dus  Ucälkauüichilliugä  in  eine  Zeitrentcj  entsprechend  crleicht(>rn.  Dur 
Fiscos  Irahäit  aber  bis  zur  Abzahlung  ein  Pfhndrecht  l'ebcr  die  Bedingungen  bei 
den  neuesfen  J^^et^•^s.  I>onir)n>'nv(;rkaufcn  s.  o.  S.  ö'i^  Sumbart  verwirft  für  jene 
Zwecke  der  Dom.parcelUrung  überhaupt  iXan»  Mei^tgebot  u.  befürwortet  S.  4 1  '^g  baare  Au- 
Zahlung  nach  Taxe,  Best  mit  Amortis  -Rente  n.  Vf„  Zinsen  in  30  Jahren  zu  tilgen,  was 
fast  auf  Erbparlithcdinirnntrpii  hinaü^^.  n n  t  —  S.  sonst  f.  Preussen  z.  1?.  die  Regeln  d. 
Licitationv.  S.Mai  ]b(il*(üclrichs,b.  r»:;;.  Minist.rcscr. v.  lO.Fcbr. lb73<ob.S.2U2>.  Vom 
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Mitbieten  Dom.-  ii.  Forstb^Mtntc  ohne  spcc.  Krlaubtiiüs  des  Min.  ausj^eschlosscn.  Ri»*»  - 
caution  10"/^.  keine  Oewaiir  f.  (irösse,  Ertrag,  Besch  allen  Ii. ,  Pcir.dienstbarkeiteu, 
1«a«ten ,  Abgaben.  Anzahlnng  zu  Vi  beim  DebeTfabeteraiin .  zu  bionen  1  Jabr». 
Kest  binnen  H  Jahren:  Verzin-nnp  einstweilen  mit  5"''„.  Yorstcij^^  riing  di».'  T»eg^*;I ; 
Aasnabuien  in  beaoud.  Fällen,  wo  dadurch  liuauz.  lu  titaatswinlutcb.  Vorthuilc  im 
crreicbefi  (Bescr.  r.  12.  Febr.  1838,  Oolricbs  S.  90). 

IV.  —  §.  '221.  Die  Frage  der  Vermehrung  der  Do- 
mänen ist  nach  ihrer  principiellcn  Seite  doreh  die  rorans- 
gehcnden  firOrternngen  Uber  die  DomänenverUnsserangen  im 
Wesentliclien  schon  mit  erledigt  werden.  Aus  reinfinanziellcn 
Gründen  ist  in  der  Gegenwart  eine  Vermehrung  in  der  Regel 
niebt  rathsam.  Socialpolitische  and  allgemein^volks- 
wirthficfaaft liehe  Gritnde  haben  aber  aneh  bier  den  AuMchlag 
zn  geben.  Jedenfalls  liegt  indessen  aneh  nach  dieser  Seite  bei 
Feklgtttern  die  Frage  anders  als  z.  B.  bei  Forsten  nnd  Eisen- 
bahnen.  Bei  iändliehem  Boden  kann  f^t  onsere  Zeit  wobl 
von  einer  umfassenden  Enteignnngsmassregel  dem  Privat- 
besitz,  auch  dem  Grossgrandbesttz  gegenüber  nieht  die  Rede 
sein,  weshalb  von  dieser  Eventnaliiät  hier  abgesehen  wird. 

Vgl.  für  dio  ganze  Frage  wieder  die  (irundleg.  Abth.  I,  Kap.  4.  W  ciidgcbcudo 
Ansiebten  vertritt  A.  Savter  in  a.  GeMtbcb.-  n.  Privateigentbuin.  —  S.  MMutt  ß»n 
ij         u.  vor.  AuH.  diese«  Bands  §.  164,  voselbst  anch  oiaii^  Utero  Statist  Rebplele 

aus  deubcbcn  Ländom. 

Vermehrnngen  der  Domänen  können  dann  erfolgen  durch 
Einzug  heimfallender  Ritterlehen  nnd  darch  Ankaaf 
von  Prtvatgmndsttteken  (aneh  standesherrlichen  Oebieten). 

Ersteres  ist  bei  der  üblichen  AllüdilicaUun  der  Lehen  meist  von  geringer  pra4:* 
tiücber  Bedeutung  Di'se  Allodification  i^t  die  practisch  gewöhnlich  gesogene  Coaae» 
i}1ieilZ  der  allfjL'iiieinen  Entwicklung  privaten  (jrundeigenthums.  cifie  (  'i'tisc'iijf>nz.  wtJthe 
freilich  ihre  Heduukun  hat,  weil  so  ehemaliges  Staatücigcntbum  dcbuitiv  der  U'.-mein- 
»cbaft  verloren  g«ht  Kine  Bekimpfang  der  Ma^egel  l«t  aber  nur  von  dnem  gaai 
anderen  al<  dem  heutigen,  die  Grundeigenthumsfra?*'  ln^rrst  bcnden  (iesichtapuuctc 
aus  möglich.  Ankauf  neuer  FeldgQter,  Ton  dem  oben  erw&bnten  Falle  abgcatefaen, 
dass  Vi  sich  nor  am  staatsrecbtlicb  voTigescbriebenen  Ersatz  für  rcrkanfte  Doniii«« 
handelt,  wird  als  all;rt  m-  iru  rc  Ma.^5ir<  gel  gegenwärtig  auch  kaum  anders  In 
Frage  kommen,  alü  wenn  etwa  Ablösungskapitale  für  (irundgcfalle  wieiier  an- 
•gelegt  werden  sollen.  Das  ist  nicht  unpassend  nnd  in  deutschen  Staitm  mehrfach 
in  neuerer  Zeit  geschehen.  Unbedinirt  i^t  es  aber  auch  nicht  zu  verlangen  ond 
S«'huldontilgun!jf  öftern  vorzuziehen.  Finzeint»  Ankaufe  werden  natürlich  immer  aus 
spccicllen  (iründcn,  zur  Arrondirung  des  Bcsiues,  zur  Beseitigung  störender  Dien^t- 
Inrkeitcn  u.  dgl.  m.  ütattfinden. 

Norh  im  neuesten  preiiss.  Et.  S58,(I00  M.  so  verwandt  f«r  d  'n  AiA  tnf  ron 
drundstucken,  welche  (iui  Kcg.bez.  Magdeburg)  uiil  2  l>oui.  im  Zusammenhang  liegen 
u.  deren  ErtragsfAhigleit  bei  guneinitauier  Bewiith^haTtnog  »ehr  i^teigei»  (S(eiger«D|^ 
des  neti'  Ti  P.i  ht^  hülinsN  ali  l^*'.'?  l--''^:-'»  bisher  von  .H5,5S5  aof  jH),4ft5  M,.  vaa  «in« 
V  erzinsung  des  Kaulgeldes  mit  0  4%  ergiebtV 
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i.  Absebuitt. 
Yenrttltnng;  nud  Bewlrlhsehaftuns  der  Feldgilter« 

l>iescr  (iegonstand  ist  uVierwicgrcnd  technischer  und  privatökonomiMlicr, 
nur  uubenboi  specicll  adniinistrativ  er  und  finanzirirtlischaftHGher  Natar. 

Ernrtrniiitf  ist  deshall)  in  «licscr  Aufl.  etwas  mehr  zusnniinfnprcT'oareTi  wordfMi. 
noch  in  der  vur.  Aufl.  dieses  Bands  (§.  lüo— ii»2)  und  als  bei  Kau  Fiu.  l.  lul  \m 
136.  —  S.  0.  A.  Ober  Prenssen  r.  RSnne,  Dom.-,  Porst-  a.  JagHwesen  S.  4.^.tt'., 
ir. .  (\(^r<.  pntjs^.  Stnat^r.  :{.  A.  II,  2.  §.  .Vil.  Oclrichs  n  a.  U.  S.  !»  Ii". 
(Utiberb.  aller  Von» crkspachttin  S.  217  II'.).  Frantz,  Proujiseus  DomgUtcr.  üubur 
Baiern  PSzK  Yonraltrecht  §.  289,  St  r.  Neuforn-Hock,  a.  a.  0.  Ueber  Wartom- 
bort?  Dom.verwalt.  d.  w.  Staats.  Tab.  1S42,  v.  Kicckc  a.  a.  U.  S.  1()2,  1^1.  lieber 
Badoii  Wcbrur.  Kani.doui.administratioM,  1>33,  Hegri-naocr  Staat^jhiiusb.  Kadens 
S.  28S.  Ueber  Oesterreich  (West-),  Kono]iasek -Mor  -  Blouski  1.  105  H. 
leber  Frankreich  Hock  S.  209.  Kaufmann  ».  a.  U.  >  .^T'.l  W.  lllock  dlctiou. 
Art  domaino.   Uebor  EogJand  Uoeist,  engl.  Yerv.r.  U,  III. 

I.  —  §.  223.  Die  Einricbtnng  der  DomänenTerwal - 
tnug.  Ein  Fand  iiieht  ohne  principielle  Bedeatong  ist  es,  unter 
welehem  Ministeriam  das  Domänenwesen  des  Staate  steht,  bez. 

Btehen  soll.   Neben  rein  administrativen  Gesichtspnncten  kommt  es 

(liiraut' au,  welches  das  leitende  rrincip  in  der  Doraäneuver- 
waltung  ist  und  sein  .soll.  Gelten  die  Domänen  wesentlich  nur 
als  privalwirthschaftlichc  Kinnahmequclle  des  Staats,  wie  IVühei* 
ziemlich  allgemeiu ,  so  erscheint  es  am  Richtigsten ,  sie  unter  das 
Finanzministeriuni  zu  stellen,  zu  welchem  sie  auch  gewöhnlich 
ressortirt  haben  und  vielfach  noch  ressortiren.  Will  man 
neben  oder  vor  dem  Hnanziellen  mehr  den  Staats-  und  volkswirth- 
schaftlichen  Gesichtspunct  zum  leitenden  auch  flir  die  Verwaltung 
machen,  —  heute  wohl  mit  Recht  -  so  werden  die  Domänen 
unter  eines  der  volkswirthschaftliehen  Ministerien,  am  Besten 
unter  dasjenige  der  Landwiiihscbaft  (so  jetzt  in  Prcussen  und 
Oesterreieb)  gestellt,  wobei  natürlich  das  fiscalische  Interesse 
innerhalb  gewisser  Sebranken  berechtigt  bleibt  ond  wahrgenommen 
werden  mnss. 

S.  S.  67.  Prenss.  V^rdn.  r,  7.  Aog.  1S78.  wost-Astorr.  t.  20  Jan.  1872. 
Iii  nrideren  tschen  Staaten  stcht-ri  dii-  Dom.  rfsrclmässit;:  unter  d.  Kimniii., 
tibeuüo  in  Frau  kr<  ich.  Besond.  Uuui.uitnisterium  in  Kusslaud. 

In  dem  betreiTenden  Ministerium  bildet  das  Domänenwesen, 
bei  grösserer  Aasdehonng  eventuell  fUr  Bich,  oder  mit  dem  Staats- 
forsiwesen  zusammen  eine  eigene  Ministerialabthcilung,  Direc- 
tion  n.  dgl.  zur  obersten  Leitung  der  (leschätie.  Die  Provincial- 
und  Local-DomänenverwaltUDg  wird  sich  mit  naeh  der  bestehenden 
Behörden-  und  Verwaltnngsorganisation,  dann  aber  auch  nach  dem 
Umfaug  der  Domänen  und  naeh  der  Art  der  Verwaltung  richten. 
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Soit  der  Ablösung  der  Grandgeftlle  und  dem  Aufhören  der  NatnnleinnahBion 

liat  ükh  der  Geschäftsumrang  auch  in  Doutscblaiid  erhcbliclt  v<  iiiiiiiil-  tt  iirul  V  rt  iu- 
fachuagoa  der  Domüneurerwaltuii;?,  Vertninderuitu'^  des  Pen>ouab  criDÖ^licbt.  In 
inanclieu  dtiUtschen  Staaten  ist  zadem  der  Domancubcöitz  (zum  Ontoiscbiod  vom  VotA- 
besitz)  nur  nocb  Ueio,  cbctiiio  in  Frankreich,  England,  seit  den  neueren  gro^-n  Vcr> 
auiäerun'4''*ii  in  West-Ocütem-ich.  Bei  der  ^uiIuitm  ln  iiilrii  Vcrj>at  htun'^  voruiiudcru 
sich  die  lauluudcn  Vcni'ultuiigsgcscbäfte  sclu"  iiml  bcsvchiankcn  sich  nur  iioch  auf 
t-ine  jrewisäc  Controle  der  Päcbtcr  und  der  vcrpacUteten  FcIdgUtcr.  Die  ilteron 
„Unmäncnk  Hinuieru'*,  als  Oberbohordcn.  haticn  »laher  nur  noch  einen  Thci!  ihr.  r 
ubciualiguM  licdcutuug  behalten  und  die  VerMaitung  in  der  Mittel-  u.  Untcnualanz 
konnte  anderen  IlehdRien  oder  ciDüelnen  Beamten  in  diesen  mit  abertragen  werde». 

Beispiel,  l'iousson.  IMu  Domänen  standen  frülici*  in  din  Pro\inzLTi.  mit 
auduruu  llnauz-  u.  V  erwaltUDgsgcäcbüftüzwreigen«  anter  der  Kriege-  u.  Domoneukauimer. 
Seit  der  BehOrdenorganintfon  t.  1S|)8  n.  deren  späterer  Abindemng  (IS17)  fongirt 
eine  der  „Abth<  ilungen"  der  „Kegicnni;;'*  (in  d.  Kegier.bczirken'  für  ,,Ver«alt. 
d.  directetw Steuern,  Domänen  u.  Forsten".  Die  Krbebung  der  DomäuciigcfäUc  erfolgte 
frtlher  durch  eigene  Domäncu-Keoiamter  u.  Domunenäniter,  jetzt  in  d.  Kof^l  durch 
die  ailgeuiciuen  Krciskassen  oder  andere  Kön.  Kassen.  lui  Etat  werden  jetzt  noch 
75  Doui.-I?(  ntbcamte  aufsrcrülut  (Geh.  i.  D.  2700  M  \  h)  West-tiesterr.  bestehe« 
unter  d.  Min.  d.  Ackerbuis  (l  „Fowt-  u.  Dom.-DirectiMnen 

Als  Grundlage  der  Domänenverwaltung  dienen  prenaue  Vor 
zcicbnisse  aller  zn  den  Domänen  gehörenden  Bcstandtheile  tiiid 
Gerechtsame,  welche  natürlich  Borgfälti-j:  auf  dem  Tiauieiuien  ge- 
halten werden  mtlssen.  Seit  der  Diirclnühruni;  der  Abh'tsuugen 
der  Oriindlasten  hat  sich  auch  dieses  Gescbäit  der  Aufzeicbnuiig 
erheblich  vereinfacht 

Der  rmfang  des  Br.sitzes  an  Feldgütern  u.  dcmiremiiss  ilic  Ftünahmo 
daraus  ist  in  den  earop.  Staaten  sehr  verschieden,  relativ  aui  Grös^tcn  noch  in  Ku«>a> 
land  und  In  den  deutschen  Staaten«  aber  auch  in  einseben  dieser  letzteren  nicht 
immer  mehr  erheblich,  Daten  amh  tiber  «Iii-  (irössc  mehrfach  in  den  Ktat  .  S. 
einige  "dterc  Notizen  bei  Kau  §.  103  \i.  vor,  Aull,  dieses  Bandes  S.  ü^'l.  In  West- 
(Jcsterr eich  meist  nur  noch  kleine  Koste  landwirthsch!  Domänen»  in  VcAtndonir 
mit  Foi-stcn.  ISSO  noch  077.")  ll.<taren  Aeckcr,  Wiesen,  Gfirten,  (mei^t  in  (iili.  i'  n  . 
14. HM  licet.  Alpen  u.  Weiden  <,bes.  in  Tirol.  Salzb.,  Steierm.),  lü.2Sl»  ha,  sonst, 
tiulturbodens,  dagegen  doch  noch  r»4;{,217  ha.  Waldungen,  2.i3,0S:{  ha.  unprotiucu 
Boden.  Koheitrsig  d.  Landwirthsch.  6.H.2T0  fl..  der  Nebcnwirthschaften  2^5,22»» 
neben  «-.512  Mill  fl.  ans  d.  Forstwirthsrh  .\nsrhl.  f.  1^>2  roh  y05.5,  rein  O'tJBl  Mill.  H  . 
also  fadt  ganz  aus  den  Forsten,  —  l'reussen  Ibb'd.  blb  rachtuniren  mit  10T7 
Vonreiicn  n.  839,1S5  ha.  nutzbarer  Grandstadce.  goren  1127  Verweritc  u.  3i(i,7t>o  ha. 
noi  Ii  in  ts75.  Dennoch  der  Krtratr  damals  nur  11'21.  jotzt  H  U  Mill.  M.  Sehr 
ungleiche  Yerthuilung  dieser  Domü^ueit  über  das  Staatägcbiut,  iu  lüiciujirov.  u.  Uüh«it- 
zollem  gar  keine,  Westphalon  vR.*B.  Minden)  nur  2  mit  1003  ha.  (1S75  noch  4  mit 
1533  Im  ,  Wiesbaden  (ehem.  Nassau)  25  mit  217.'»  ha,.  B.-B.  Cassel  (Kurhe^sen) 

S«  mit  12.f}3l,  \*ro\.  Hannover  11)2  mit  35.Ö73  ha.  (IS75  197  mit  37,0üü),  Fror. 
Schlcsw.  Holst,  nur  4  mit  62ü  {]blb  2  mit  02  ha).  l»rov.  Sachsen  151  mit  54.49fi 
(1ST5  15:$  mit  55^0001,  Schlesien  00  mit  25.21S  ha.,  Posen  IS  mit  27.1(JO  1875 
mit  2S,000(.  IN-mmern  1.51  mit  01,412  (Is75  154  mit  »nt.OÜO),  Brandenb.  13^  u)jt 
54,570  (Isi.»  14.»  Ulli  55,000|.  West-  u.  Ustpreussen  l.iü  mit  04,400.  Veränderungen 
gehen  ausser  dnrch  Verkäufe  auch  durch  andere  Verpach^ungsform  (in  Pan  el!  u  \  -r 
sich.  Der  Ertrag  von  pan  oll.  raolit.>;tUcken ,  Mühlen,  l'ischoreien  ist  4'70  Mill. 
davon  101  aus  d.  Pruv.  Hannover.  0.744  aus  K.-B.  Wicabadeu.  0  Vorwerke  luit 
1445  ha.  hat  die  Oesttttsverwaitung,  47  mit* 20,071  ha.  zu  Itcmontedepots  die  Mtlit.- 
verwalt.  in  Pacht.  Die  Kosten  der  Bewirthschaft.  u.  Erhebung  ftlr  ii  F'  1  Irrtitcr 
(incl  ParccUenj  allein  lassen  sich  nicht  genau  fesU>tulleu.  da  das  botrell.  Veraaltuni:!- 
pentonal  noch  t  andere  Zweige  mit  fnngirt.  Die  Brunnen-  a.  Biderrerwaltung  Cinn. 
J.07  M  M.)  steht  mit  unter  d.  Dom.rerwaltiuig.  Üesammtaiischlag  im  Et  t  l$HS/M 
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bt:  2S'US  M.  M.  Kittii.  ^vovou  ausser  den  sclion  gen.  X'uatcu  1  Slb  au»  ^ruiidherri. 
H«V«ngeii  v.  s.  w.,  ti^STtt  ins  Dom. •Amortis.» Kenten,  der  Uest  ans  divenen  wid. 

Posten).  Dio  flaucrinlit  Ausgabe  i-t  ;uif  f»  "-^  M.  angesetzt  (davon  f.  Doin.boaiutc 
372»ÜUÜ,  Wohn.gcld  Kosten  i.  Erhebung  d.  l>oui.-ticfälle  110,000.  Aufe.kostcu 

J 30.000,  DiensteQfir.entschadii?.  123.000,  Zinsen.  Renten  v.  Pas9.kapit.,  Abifcaben  n.  s.  «r. 
l,17S.OOO,  rntcrlialtung  u.  NetilKni  v.  <l(  Ii.ui.l-n,  Wejrcn  etc.  2..'U7,ÜOO.  BctriebskoMen 
administr.  (irandstdcke  57b,0U0,  dägl.  der  Mincr.br.  u.  Bader  1.2Il,UtH),  das  licbrixo 
verschied.  Ucinoro  Posten).  Iteinertra?  dieser  ganzen  Vcnralt.  22*20  M.  M.  H. 
auch  Meitzcn,  Itoden  Proussens  I,  't'll,  prcuss.  Statist,  .labil)  IV,  1,  S.  15(5.  — 
Uebor  Baicru,  Vock<-  in  *1  Zts.  lir.  li.  bairr.  stat.  Bur.  isTl  S.  Hil  t!".  FehJgüter* 
bestand  durch  priucipiell  von  d.  kauuiicru  gewünschte  Verkaufe  sehr  vermindert.  — 
Tobcr  Baden  liegenaucr  S.  St9.  —  Uebor  Wurteuib.  Kiccke  a.  a.  0.  S.  IS5. 
l^ndwirthsch.  bi  init/te  Domänen  n.  einzelne  ünindsiu-kc  l*^^'!  I0.21ii  Iia..  wovon 
enitere  nicht  ganz  die  liäUte;  Wiesen  dabei  -idüd  ha,.  Acckcr  54t)4.  Woinbcr^rc  is. 
Paebtartrag  der  „Melorsien**  101,547  H.,  der  rerpacht  EinzclgUter  4^1,841  M.  — 
l.'eber  M.-cklenb.  s.  Balck,  Dom.vorf.  in  M.  Schw.  1S(M.  Boitr.  z.  Sfati.st.  M  s  IV, 
H.  1  u.  2,  ib(i5.  (liuber  die  gen.  deutschen  Länder  einige  Daten  in  vor.  AuÜ.  S. 

IL  —  §.  224.  Uebersielit  and  Entwicklmig  der 
Systeme  der  Verwaltung.  Geschiebtlich  kamen  und  noch 
gc^^enwärtig  kommen  hier  dieselben  Systeme  wie  beim  Iftndlicben 
Privatgruadbesitz  vor.  Die  drei  typischen  FormeUi  mit  einzelnen 
Ab-  und  Nebenarten,  sind  die  eigene  Bewirthsebaftung 
durch  Verwalter  auf  Rechnung  des  Domänenfiscns ,  (mit  der  Abart 
der  „Gewährsverwaltung*'),  die  Verzeitpachtung  und 
die  Vere  rb  pac  htung. 

l»au,  §.  in:;,  wi  isf  dai-Auf  hin,  wie  iri  di'  s^  r  l»i  ili'  )ifMl.:c  ilic  'rbciliiHlnne  der 
ICt^iurung  au  der  Verwaltung  imuier  :iühwächer,  diejenige  der  Privaten  immer  stärker 
wira  — :  also  stErkero  Herbetdebung  des  Moments  des  „wirthsdiaftlichett  Intenisscs" 
der  Privaten  im  I'rochictionsinteresse. 

(ieschichtiicli  entwickelte  sich  in  Deutschland  und  den  Nachbarländern  die 
Bcnntzangsveise  im  Ganzen  ungefähr  in  der  hier  angegolienen  Reihenfolge.  Die 
eigene  Verwaltung  ist  die  älteste  Form  auf  niedriger  Wirthschaftsstul'e:  V>ei  vor- 
waltender Abhängigkeit  des  Ertrags  vom  Naturfactor  und  bei  extensiviun  Botricb  ist 
sie  eher  zulässig:  später  treten  aber  die  specilischen  Nachtheile  des  Staatsbetriebs 
bei  ihr  leicht  am  Meisten  li<-r\or.  Danii  irn  ift  man  lit  brr  zur  Pacht.  Die  anfangs 
kurzen  Zeitpachtperioden  werden  aus  «vkonotnisc  Inui  (irundcn  \erlknL-ei1  Ebenso 
Ti  ird  der  anfangs  an  ein  Itestimmtes  \\  irihscha!tssya>tciii  gebundene  Pächter  äputer  in 
der  Wahl  des  Wirthscbaftssystems  frei<  r  ^ciiteUt.  Die  (hbtorisch  öfters  iUtcre)  Krl»- 
{Ki.-bt  leitet  r-'SrhtrhtÜrh  melirfarh  den  l'i-'icrpnnp-  der  Doinäni'n  iii's  PrivatiML«enthiim 
ciu ,  welches  letztere  auch  wieder  aus  ökonomischen  und  socialpolitischi-n  Orundcu 
durch  Ablösung  des  Erbpachtkanens  oder  durch  fr(*fen  Verkauf  im  Interesse  intensiverer 
Landwirthschaft  Ui  i  grösserer  VolIcsdichtiL'-keif  und  ueit-  rem  Absatz  b.  r-rs((»llr  wird, 

Vgl.  oben  Sti  11.  —  £iu  Thcii  der  rumischcn  agri  publici  wurde  von  dou 
Skiaren  for  den  Staat  verwaltet,  unter  Aofsicht  des  Senates,  der  die  Kechnuntrcn 
abhörte.   Bosse,  I.  7t).  Die  rcgelm.i*s.  Form  der  Nutzbarmachung  der  Staatsluid- reien 

war  aber  die  Zeitpacht  gegen  tield.  ••ntspj<'chend  der  frllh  ausgebildeten  röm.  (ield- 
wirthschait.  Mommsen,  röm.  Staatsrecht  II,  1,  -lio.  Uelxrr  die  censorische  Vor- 
pacbtQDg  der  Provincialdomime  in  d.  Zeit  der  Republik  s.  Mar<|uaidt.  röm.  Sta  its- 
venvaltiing  11.  211.  Hei  grösseren  t'onqde.xen  (jeneralparht  mit  "separatafterpaiht. 
Auch  d.ts  /.II r  Viehweide  l»esfiuimlc  Land  «urde  verpachtet,  die  Pa*  htor  lie-^-n  Vieh 
jragCD  W'eidegeld  (scriptura)  zu.  el>.  S.  244.  i  nter  den  Kaisern  kam  die  Doralun 
unter  die  Administration  des  l.ns.  I'is<  us.  Diese  (iiiter  wurden  auch  jetzt  noch  mt- 
pachtet,  auf  5  Jahre  oder  länger;  sp.ttur  mehr  Colonatst eL-hältnis:»  (Erl>i)acht).  Auch 
Selbütbewirthschafinng  von  Flscalgittem  kommt  noch  vor.  Marcitiard  I,  S.  250,  251.  ^ 
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In  Athen  allireai.  »dpacht  odi  r  Zuitpacbt  der  hoil.  u.  nicht  heil.  Gcmeitule-  a.  Staat<»- 
gUh  r,  /.  Th.  unter  Vemitthuigr  von  üoneralpächtcru.    Zeitpacht  v.  ver^ihicd.  nge, 

4.  10.  25,  40  Jaliio  (.oiiinicn  vor.  Bockh.  .Scuitsli.  Afli<us.  2.  A..  I.  II'»  ff.  — 
Im  Mittelalter  war  tist  aUgeui.  die  Adiniuüjtratiun  uMicli.  und  uoch  in  der  Glitte 
doa  vorijcen  Ja)iv)itiii<loit$  voide  sie.  z.B.  ran  Sch reber.  vonrezMreii.  deaa 
man  scheute  die  ^  i.Tpa- linintr ,  Uüt  dem  Parhter  nicht  einen  (iewinn  zti  Liss-  n.  »lei 
der  Be^ierunx  zugewendet  werden  ktiunte.  und  ujit  die  lies^ere  .Schonung  der  JUmdereicit 
KU  bowirfcen.  Seckendorf  lehrte  indess  itchon.  dnss  dm  nach  den  r«iitin<i«ii 
zwischen  N'erprvchtUDg  und  Verwaltun;;  w.Hhl- ii  solle,  s.  bei  v.  S»  <  k  o  ii  il o  i  f  im  Anhanc 
die  ficdtaUiing  des  Auibnann^  u.  Kasino»  im  17.  Jahrhundert.  (Kau,  g.  101.)  im 
frllheran  Mittelalter  ZttMiDinenhao^  der  Setfad(be«riithseh«fltungr  der  Domänea  mit  der 
natural -winhschaftl.  Veriorguntr  dis  Hof».  Vgl.  HüIIuinnn,  l'iu.g<>ch.  S.  36  If  . 
DiTS.,  (j.^ch.  d.  Dom. benutz,  in  Drutschl.,  Frankf.  a.  0.  1807.  Anton.  (ie>chichte 
der  deubchtii  F/uidw irth^chaft.  I.  177.  Lang^.  thal,  (iebchichtc  der  deutschen  Land- 
wirt h-cliaft  I.  11 H.  Wait/,.  \ .  ri.»  -rh. .  i,  a.  U.  pa>sini.  Uan.  §.  104  Not-  n  .  \..r 
.Vufl.  die>e>  Handi-s  S.  .'iS.')  u.  ol»en  bi>.  §.  b7— 91.  —  l  nter  Kii^T  I'rirdii.  h  [l. 
Viir  ein  Theil  d.-r  KrongUter  in  Neapel  verpaclitet.  v.  Itaumer,  Hulicn^taut'-ii 
Yll.  Buch.  (i.  IIaupt>t..  Nr.  XI\ .  —  In  Deutuchland  kamen  rinzi'Ine  VerpachtaDC*« 
auf  Z' i(  -I  hon  im  Iii.  .T.ilirli.  \<ir.  \\\>'  die  \ou  '  Ii  i  »; '> er  uiltgetheilten  Contracte  .lu» 
der  lugicruu;;  des  hurlür>it  n  Augoüt  *on  .Sach>cn  von  lötiü  zeig«  n.  In  Worteiubtifig 
waren  schon  ta  Anttmjr  de»  16.  Jahrh.  viele  Feldirfifur  v<^rpaehtet  Ho  ff  mann  a.s.O. 

5.  ')'>.  H  iulijor  \v\ui\r  Hie  Verpaclitun;;  gev-  n  Endo  d  -  17.  J-dirliimdert»,  al>  man. 
um  die  Wiindt  n  di  >  30j.ihr.  Krieges  zu  heilen ,  lKs>ond.  ciliig  auf  Yt'rbe^iierDBri  a 
l>edacht  war.  namentlich  1670  in  Sachsen,  nm  dl«t»el1w  7Mt  in  Hannover.  16M 
im  Pr»^u>^i r>i' Ii L- n,  wo  die  wieder  einirefuhrte  Admini>tration  \uii  Ninem  iu  V<?r- 
piM-htung  auf  B  Jahre  \erwandtlt  wurde  (Ui<  d>  I  S.  17,  Oelrich»  .^.  14  .  wahr-od 
«luirh  \'.o.  von  1H42  noch  die  <  ingeh>  nd-ten  Be>timmuiig>'n  (iImt  d.  Admini>tration  di*r 
Domänen  im  II<-rzogtli.  Pivu»eri  n.  über  Katunüliereniiij' ii  <ler  Dom.  an  den  Hof  t- r> 
!:in'.-^<n:  l(>90  in  Oesterreich;  Ufilluiann,  tii^chiclite  der  Doniinen-'Bi^atnins. 
b.  74  —  bO.  (Kau.) 

lit.  ttbcr  d.  Bevirthscb.  d.  Dom.  unten.  Aach  Ixd  Khttkc,  Lll.  d.  Ilnaas- 
wcs.  d.  ProiiüM.  Staats.  5.  A.,  Berl.  1S76.  8.  32. 

A.  —  §  225.  Bewirthschaftun durch  Verwalter. 
(Selbst-  oder  Eigcnverwaltuug,  A d  iiii u istration).  Diese 
Form  war  im  älteren  natiiralvvirthschaftlichen  Zustande  der  Vulks- 
wirthschaft  Uberhaupt  und  der  Finanzwirthschaft  speciell  angebracht 
und  ;re\v  ihnlich  durch  die  X'erhiiltnisse  geboten,  iiuch  ökouomisch- 
techniütli  bei  extensivem  Aclierbau  nicht  nothwendi":  schlechter 
als  ein  Paclilbetriel)  gewesen  wäre,  wenn  derselbe  überhaupt  alU 
geuiciiier  iiUtte  statttinden  können.  Nur  die  Mängel  der  ."^taaiü- 
verwaltung  überhaupt,  die  l Anordnung  und  Unehrlichkeit  der 
Administratoren  bei  ungenügender  Controle  bewirkton  wohl  ziem- 
lich aligemein  schwere  SchHdcn  dieses  Systems  lUr  den  Staat  <>dor 
den  Fürsten.  Die  specitiscb  ükonomisch-techni sc  hen  Mängel 
der  Eigenrerwaltong  traten  dann  aber  nach  der  Hebung  oder 
VermindeniDg  jener  n!l;:;cmeinen  Missständc  mehr  und  mehr  berM»r 
nnd  ftlhrten  seit  dem  17.  Jahrhundert  zur  Einführung  der  Zeitpacht, 
nachdem  für  diese  Form  auch  sonst  die  rechtlichen  und  wirtli- 
schaftlichen  Bedingungen  sieb  entmekelt  hatten.  In  der  neaerea 
Staatspraxis  ist  es  daher  üblich  geworden,  die  EigeoTerwaltniig 
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nur  iu  möglichst  seltenen  Aus uahiiiei'ällcn  noch  eintreten 
za  lassen. 

Z.B.  Preus.xen  (Um du e,  Staat>r.  II,  2.  096),  wo  die  Doiuaucuvcräusj.öruuin.'.- 
In<<tiiietioii  Tom  35.  Oct  1810  u.  d.  lo-str.  f.  d.  Obcmclienkamiii.  v.  18.  I>6c.  1824 
botitnuK'n .  da><  Itei  deu  d«iu  StMtc  vt^rUuilNüidcD  DoiniiDcii  du-  «  igmi-  Adiiiinistr. 
auf  y  d>'  W'  i»<-  v<  riaiedi  ii  ii.  nur  in  iMi»«  i>ti'n  Notliiallt  ii  grsrrn  spi  c,  Gcui  liniigiini; 
d<  s  Kriuij;>  <  rl'olgcn  soll»-  ;  l)ci  unv«  rnn  idl.  Exiiii»ion  des  Pächltrs  auch  nur  <'iii>i- 
vdlen  auf  Lur/c  Z>  it  mit  (i'^neiiiniiruntr  des  rinanzutinittf.  Bad.  HofdoiD.  K.  Verord. 
V.  2.  Mai  lH2»i,  §.  Diü>Si  ll>stlM:wiitIiM  hattiinL;  Laiiu  nur  au^nallIn^w.•iM>  u.  nicht 
olintj  JH'<ondcn'  Eruiiichti/^ng  htattfiudcu.  Khrnso  W  UrteinWcrir ,  Hoffuiann  S.  4*.l.  — 
Kur  die  eigene  Vt-nraltunit  »priclit  die  Schrift:  Uuh«-r  Douiiiui'n  und  d<  ron  R<  nut2un^. 
Bresl.  I>' i  V  •rC  sii.  Ii»  zu  zeiu'  ii.  da'«>  in  dt-n  Häudt  u  ><  hr     s.  liii'kt<T  und 

zuverlässiger  Vervalter  die  Kamuierguter  furtdaaerod  mehr  eiotra^eu  könnt«  n,  ab  lt«i 
jTMSBen  PaditDDfvMi.  WSre  es  nor  leieht.  solclie  Yervaltt'r  zu  finden  und  auf  deii 
(jtlleru  zu  :  ■  K':i  u.) 

Die  Grunde,  welche  heute  gegen  die  Eigenienvaltunx;  der  Dooiäuen  geltend 
^inacbt  werden ,  sind  theils  die  gewObalichen ,  nar  ettru  zu  itelir  veiallgeineiDvrt«*n 
Gründe  getrcn  unuiittrlbaren  Betrieh  wicdtschaftlicher  Tb&tiv^L-iten  durcli  den  Staat 
und  seine  Beamten ,  die  daza  weniu^  srceignct  srien .  theilü  einiir**  besonder'-  aus  dein 
Gebiet  der  Domiinen bewirf hschat'tunt;  ^peciell  entnommene.  Auch  hierbei  wird  freilich 
mehr  auf  die  .,Erfahrun;i"  im  Allgemeinen,  als  auf  iriuzelne  Thatsaeiie n  iiia- 
prewiesen.  K'an.  §.  105  u.  danach  noch  die  vor.  Aufl.  dieses  Band^  Iti".  hfbt 
namentlich  vier  Nachthbile  hcnor:  zu  ;;eringen  Koliertrajr,  weil  «ier  Veitraher. 
als  festbei!oldeter  Bi^sainter.  kein  fi^ll^^des  eiirenes  Interc^  zu  tachti^erer  Wlrthscbafks- 
t'ührung  I  n'  «Iiin  li  Instrürtinn  n  ii.  Controlen  sritlionden  >ei,  auch  besonders  geeifineti- 
Personen  uuabbän^igere  Lebens>iolliuigea  eretrebteu:  zu  hohe  Kosten,  bei  der 
l^owohnlich  zu  erwartendeu  gerlnirufen  Spaisamlitdt,  von  achirer  ganz  zu  roriitttenden 
V'"runtrenung«n  abuesehen ;  unliebsann;  Noth wend isrkeit,  das  sranxo  Bewirtb- 
(»cbaftUDcskapital,  >»ei  steinender  Intensivität  des  Ackerbauet»  also  ein  immer 
«rrOssercs,  durch  den  Staat  selb^^t  zu  Htelleo;  unbequiiuicr  Wecliitel  der  Rein* 
ertrage  jaliresweise.  Gewiss  vielfach  vahnudunbare«  ahiT  dech  nicht  ImnuT  durehauH 
nothweudi^^e  Nachtlidle. 

Zulässige  Ausnahmen  der  Eigen  Verwaltung  liegen  zn- 
nftcbBt  selbstverständlich  bei landwirthschaftlichen  Mnster- 
an  st  alten  n.  dgl  vor,  wo  andere  als  das  privatwirtbsoha(%licbe 
Rentabilitätsmoment  entscheiden  nnd  Uber  die  tfften  wahrzu- 
Bchmende  geringe  Einträglicbkeit  solcher  WirtbscbaAen  binwegzn- 
sehen  erlauben. 

S.  die  Daten  tibor  die  baier.  betrelT.  Güter  Schleissheim,  Weihenstepban,  Ftir»ten* 

ried  u.  nbcr  ähnlich'-  (Jäter  nii(kr<^r.  deuNrhcr  Staaten  bei  Kau,  §.106  Mola  a,  u. 
ftre&entlich  (Jarnacii  noch  vor.  Aiitl.         s  IkunU  §.  IfiS  Note  12. 

Allgemeiner  erscheint  die  ►Selbstverwaltunf^  znlUssig  bei  Keh- 
land,  besonders  solchem  einer  speciüsch  vorzüglichen  Lage,  und 
zweckmässig  bei  eigenen  abgesonderten  Wiesen- 
fJäehen.  Bei  diesen  ist  sie  auch  flblicb  und  leiebt  nnsfllhrbar, 
unter  Oberleitong  reisender  Wiesenbanmeister.  Der  Grasschnitt 
selbst  wird  versteigert 

Staats -\\\inberge  u.  A.  in  kleinen  Partien  nocli  im  K.Sachsen.  Baiem  (ünter- 
franken).  Wurt'-uib..  Raden.  Mehrfach  in  Eivrcnverwahunir,  doch  in  ßaiem  jetzt  meist 
verpachtet.  Baier.  Staats-Ilofkellerei  noch  iu  Wurzburg.  —  Wiesen  vielfach  in  Selbst- 
terwaltong.  Instruction  für  den  bad.  Domanial -Wiesenbanmeister  v.  3.  Mai  1950.  — 


,">42        n.  Ulli.  Kiliii.  2.  K.  riivati  TWi  ib.  1.  IL  A.  Douüu.  ii,    §.  22'),  22fi. 

In  den  riu/.<Ioeil  V» Twalnin«:>be2uicii  wi  idni  kiiiidi«:«-  \Vie-»Mi  tut-i  h.  i  ai»!;.-!  Tt.  — 
(ii  I      Ai  l  iu.  ii  \<)n  \{ic:<A\\  iv^rii  auf  •»isheritfcm  Doiiiaiii:iI« aliUioden  in  d<T  Provin; 

11  l,ette  >  Htricht  iu  dei  Kamuur  der  Aligeordnet-a  roii  185.*.  Wie-fii- 
•nhfci'  von  580  Morgen,  «*(Mon  345  bUlier  Domanialvald  waren,  auf  10:i^  i 
angt^rlilaj I  n .  in  Itadcii  1$4S  lie^nncfl.  (Kchattcrvald,  fii  <lcr  Geineude  EcUitv 
M'eiiir,  Amt  Kork.)  ^Uau.) 

Aueh  die  Vorbereitung  eiaes  Gats  xam  Verkauf,  die  dsii 
etwa  erforderliche  voiberige  Vornahme  von  Verbessemngen,  ferner 
die  Deterioration  eines  Gute  dnrch  einen  nnordentliehen 
oder  in  Folge  grosser  Unglficksfälle  (Elementarsehäden  n.  a.  id.), 
können  mitunter  die  Eigenrerwaltting  wenigstens  zeitweilig  zweck- 
mUssig  erscheinen  lassen.  Der  Conenrs  des  Pächters  macht  ile 
natürlich  zeitweilig  nothvvendig. 

"Es  verwaltete  die  östcrr.  Nutionalbauk  z.  Ii.  die  ihr  Uber»  ies.  StaafNuüter  milimW 
uiau  Zcitlaug  selbst,  um  .-»ic  für  dou  \  erkauf  vorzubercit«;!!.  S.  d.  troJ».  J^clir.  Sraib- 
jrntMncnr.  d.  Kutionalb.,  S.  42  u.  dat  Finaoxniin.-'Instr.  t.  14.  Nov.  1>d6. 

Itoi  Eijrenverwaltiiim  einer  Doiuiiiie  wird  dann  ein  Wirth-^'  hnft^^n^-hUe 
(iruttde  Kelejft  uud  da-*  J{etrieb^^y^tem  rogeImitö.si((  voiige^'cJiriebeu  werden.  Dru 
A'ervalter  in  der  Wahl  de»  landiriiiMiaftliclion  Systems  in  derselben  Wehe.  ci< 
jetzt  pnv^piid  dem  Zeitp.icljfcr.  eine  ge»  i>-iVKl'reibeit  zu  las-i^n .  ^.  lit  an»-er  ei»* 
Muster» irtii.schiUt«n  nicht  wold  an  und  i>t  anel  ^/^i  'i-  r  kurz«u  Dauer,  wälui;tMi  Jcf' « 
Domänen  nur  in  Solbsiverwaltunp  -tehen  sollen,  ;i,;'vi'C"*»WW****röcljii*lit«i  nkk 
noihwendig.    Kino  i^!olmä<«ii|re  IJeviMou  der  Wirth>chatK^'"*"'-'  B^'""''" 
»orireset/lcn  Dotn.in-  rn.^rwaltiinsi-s-BeliHidr.    Di.»  Anwendiiii'S^'''"''  Oew  iuuanthcw- 
Systems  i,Tanticuic    bei  den  im  Uebriirea  auf  fc>teu  Gehalt  gi'O*^'^^"  Yerwahem 
empfeWenswerth  und  ni(  ht  allzu  s(  h*ieri(r.   (Rau.  §.107,  loSV***™***  ftwA  v« 
Autf.  dieses  Ban<N  if.  169.  ausfnhrlidicr).  '  *X 

Etw:is  Achnliclios  ist  die  so^fcu.  Gen  ülirs  verwaituiiK  .  wo  u^iT 
dem  das  Detrieh«lmpital  vom  Sbuito  freliefert  wlwl,  für  einen  Minimal^ÄP-  'J.**^"' 
halt.  t  iiml  \nii  dorn  rcehnunü-Hn;i>>igen  Mehrerti  ag  einen  Anth.  il  beziefSl  '•^ 
jedoch  schwer  seiu.  »oeiKoete  und  zu  einer  sedchen  Haft  unsr  sreneiirte  PeiV^ 
linden,  wenigstens  wenn  sich  die  Haftnng  auf  einen  dem  lisealischcn  Tl^^''^] 
an|a:em«3S9^iion  Gutsertrag  erstrecken  soll.    S.  lUu  i$.  10»,  vor.  Anfl.  dieses V*^. 
§.  170  ^etwas  »HSftihrlicher).    Schrel»»-r.  Abh.  v.  Kammergütern,  S.  2!l  «ml  sV* 
wo  das  FormuIaT  eines  solchen  Pachtvertrages  mitgetheilt  wirtl.    lier  Ucwährs.idn/|r 
strator  soll  alle  casus  fortaitos  :.uf  sieh  nehmen,  ausser  Bnmdschaden  oder  wfnn  flf 
Aintsunterthanen  weisen  boson«I.  rer  l  nfall.-  Nachlass  an  ihren  PribtatioDfii  .  rliilttiV 
ferner  will  die  Kegierung  von  Vichsterhcn,  Wasser-,  Frost-.  Wetterscbadea  und  ilAoic- 
frass  an  Foidfrtlchten  die  Hilfte  tragen .  wenn  solche  Verloste  Aber  die  Hilft»  de» 
Viehstandes  oder  der  Nutzung  ausm  irbon.    iV  r  Amtmann  haftet  für  einen  j:»hrIioh<''i  , 
Ertrag  v.  20,000  Tbk.  und  erhält  ron  dem ,  was  darüber  be7X)gen  winl ,  die  üMc. 
1  lir  diese  Einrichtonj  ist  Bergins,  Pol.  n.  Cam.  May.  IV,  I2.'l  (im  Einzclaeo 
Sehr.  l),r)    M.inc.  Ihaffe  Einrichtung  dieser  Art  in  Kurbrandenburg.  16(;0-Tii 
Hulimann,  l>om.-Bcn.  &  4».  iRau.)    Nicht  so  ungünstig  artheilt  darüber  Riedel, 
bland,  preass.  Staatsh.  S.  16:  Die  Massregcl  des  Vergebens  in  „Admodiatioa"  »»der 
des  Vcrpar  lit.  iis.  die  zur  Erreichung  einer  höheren  Nataing  niftgüchst  aogeaeoiineB 
würde,  hatte  ihren  guten  Erfolg,  wenn  die  Onn-bfiihning  auch  nnr  hn«tsaia  gehuiff 
und  dem  Verp.ichtcr  zu  viele  J.aätcn  blieben,  »o  dass  nur  die  Pächter  sich  beriMchortcu. 
Aber  die  Hauptsache  war.  dasi  Ordnung  gesebalTen  wurde.    Die  Massregel  i>t  wohl 
überhaupt  bloss  als  Tehergang  zur  ir.  w  .hnH.  Imi  / -  itpaoht  beliebt  worden.   Es  hitio 
zufiiUige  besondere  Grunde,  dass  spiiicr  wieder  Administration  eintrat,  cb.S.  IT. 
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B.  —  i?.  2:L\\.    Verpac  ht  lui^^  oder  Zeitpacht. 

1 .  c  u  r  t  h  e  i  1  II  n g.  Aus  dem  Vora us„ eilenden  folgt  st  luni, 
dass  bei  uns  in  der  Gegenwart  im  Allgcnieiueii,  besonders  bei 
Domänen  Ii  ü  t'e  n  und  bei  einzelnen  Ackcrt^iUcken  die 
Zeitpacht  der  Eigenverwaltnng  vorznzicben  ist. 

In  der  Reirel  wird  der  Pächter,  äIk  sell).st  interesHirt,  einen 
höheren  Reinertrag  als  der  staatliche  Administrator  crwirtbscbatieu 
und  dann  auch  eine  höhere  Pachtrente  zahlen  können.  Die  weit- 
läuHge  Rechnungslegung  und  Controle  iäilt  fort,  das  Bewirthschaf- 
tQDgskapital  kann  eventuell  der  Pächter  selbst  stellen.  Die  £r- 
neuernng  des  Pachtvertrags  emiöglicbt  dem  5>taate,  an  der 
mittlerweile  etwa  eingetretenen  Erhöhung  des  Reinertrags  theilzu- 
nehmen.  Dem  Bedtfrfniss  der  Finanzwirthschaft  gemäss  gehen  die 
Pacbtsnmmen,  wenn  sie  nicht  zu  Übertriebener  Höhe  emporge- 
sebranbt  sind  nnd  niehl  besondere  Notbstilnde  Torliegeo,  sicherer 
und  namenilicb  auch  gleicbm&sslger  als  die  Keinertdlge  bei  der 
EigenverwaltuDg  ein* 

Diesen  notorischen  Vortheilen  steben  freilich  anch  hier, 
wie  bei  allem  Zeitpacbtwesen,  gewisse,  stets  mehr  oder  weniger 
hervortretende  nnd  völlig  niemals  ganz  zn  vermeidende  Nach- 
theile gegenUber.  Vor  Allem  ist  das  Interesse  des  Pttchters 
nicht  ebenso  gross  wie  das  des  selbstwirthschaftenden  Eigen- 
thUmers  in  Bezng  auf  die  Vermeidung  tlhermässiger  Aasnntznng 
des  Onts  —  eine  zu  Ende  der  Pachtperiode  besonders  naheliegende 
(ielalü  -  und  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen,  welche  sich 
nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  hinlüuglieh  bezahlt  machen. 
Dem  ersteren  Uebelstande  lässt  sich  auch  durch  vorsichtige  Clansein 
im  l'achteontract  und  durch  Controlen  des  Verpächters  schwer 
^anz  Stenern,  abgesehen  davon,  dass  solche  Hcstininiungen  und 
Controlen  den  Pächter  in  der  U  u  thschaftsfuhruug  lästig  hemmen 
und  sonstige  Nachtheile  im  Gefolge  haben.  Hin??icbtlicb  des  anderen 
I'unctes  kann  man  im  Pachtvertrage  wenigstens  einige  Vor- 
kehrungen treffen,  welche  des  Pächters  und  des  Verpächters 
Interesse  vereinigen,  was  nicht  ganz  leicht,  aber  doch  in  gewissem 
Umfange  möglich  ist. 

Die  zweckmässige  Gestaltung  des  Pachtvertrags 
ist  hiemaob  die  wichtige  Aufgabe,  von  deren  richtiger  Liisung  es 
abhängt,  dass  das  Zeitpachtsystem  fUr  Volkswirthscbaft  nnd  Fi- 
nanzen möglichst  viel  Vortheile  nnd  möglichst  wenig  Nach- 
tbeile zeigt. 
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S.  Uau  §.  110,  III  uml  darnach  rorife  AiiQaft'  diuMM  Buulü  §.171  (aus- 

flÜirUrk<>r). 

§.  227.  —  2.  Formen  der  Paebt 

a)  Oeneral-  und  8pe cial pac h t.    Unter  ersterer  ver«tebt 

man  die  Verpachtung  dpr  T/dndereieu  in  trr<»sseren  Massen 
mit  den  zufreh(trij;en  (icwerksanstalten,  z.  H.  iirauereien,  MUhlen, 
Ziegel-  und  Kalkülen,  sowie  mit  den  Vorwerken  nnd  Oefalleu  im 
Ganzen"  (Rau),  iiiitci  s  i»  c  c  la i  paelit  die  N'erpachtun^  jedes 
einzelnen  selhständigen  (»bject»  („Guts*',  !>omäneub(»ts,  Vor- 
werks, wie  auch  der  einzelneu  —  „parcellirteu^'  —  Urundatttcke) 
i'llr  sich. 

Gen« raipachten  wurden  früher  w  .  hl  nnitfolilen  vogon  der  Vin  iiifa.  liun;  J.»r 
fiesch.iftc  für  die  Doni.wienvcrttaUunjf .  wegen  des  >{rtVsscren,  dfim  betrieb«  zu  «iate 
kouinendea  KapitalrcichtliUMiü  dei  Pächter  und  wogen  der  besseren  ^c^cus^^iiifea 
Ei;gilD£1lDgf  der  einzelnen  zusainmcn  verpMlitetcn  Objecte  (Ländcreicu  und  Ci«'V4*iiks- 
anstahen  u.  s.  w  ).  Die  Erhebung  der  ehemaligen  Domanial-Gnindgefälle  entchien 
auch  wohlfeiler  durch  (ient^ralpächter  und  zugleich  konnten  diei»e  die  gutsherrliche 
Justiz  und  Polizei  als  „ Pachtnui  tleate^'  gut  ausüben.  Mit  dem  Wegfall  dieser 
Verhältnisse  ist  die  Lag»-  »In  r  mi<li  rs  c:<^wonf<'n.  Die  Concurrenz  untT  ■!-  n  Pacht- 
üuchern  wird  kleiner  >ein.  Dm  iiei-ht  zu  bcparataftcrpacbt  wird  dem  (jcncrai|>äciiter 
nicht  gens  Tersagt  werden  liönnen,  was  Ihm  zwar  die  Zahlung  einer  höheren  Pachl- 
i'  iitö  erraoglirht,  a}>er  mit  grösserer  (iefahr  der  abcrmässigoa  liodenau9Dutzun;r  und 
mit  ciutim  Zwischcugewioii-Besug,  der  w<Hler  dem  Staate  noch  dem  Afterpächter  und 
damit  auch  nicht  dem  Lande  za  Gate  kommt.  8e  ist  gegenwärtig  wohl  in  uus«i«a 
Staaten  eine  grössere  Gencralpacht  nur  ausnahmsweise  mi  Platze.  Im  Allgeinfiti.  a 
möchten  Generalpachteu  wie  grosse  Specialpachlen  uKerhaupt  mehr  für  Länder  dunnor 
Bevölkerung,  exiensiren  Ackerbaus,  Specialpacbten,  namentlich  kleinere,  für  linder 
dichter  Hevölkcrung  und  intensiren  Anbaus  gcwisiin  Vor/u^a  haben ,  die  indessen  im 
t'oncretoti  Fall  iluT' Ii  ainlcrv  ('inst  itide  aufgewoir»'«  wetilni  können.  Vtrf.  I?au,  J?.  112. 
li;^,  u.  vur.  Aull.  diui><  3  Handej»  172.  Hei  Kau  u.  darnach  au<  h  in  d.  vor.  Aufl. 
war  zwischen  den  hier  jetzt  getrennten  Fragen  a)  u.  h)  nicht  gehörig  unterschieden, 
Specialpacbt  an  sehr  mit  Verpachtung  einzelner  Grondstilclke  identificiit  veideu. 

b)  Verpacbtong  von  grOsaeren  DomftnenbOfen  (dsber  regel- 
rnttsBig  mit  den  erforderlicben  Wobn-  und  Wirtbacbaftigebisdeii) 
lind  Yon  einielnen  Ornndsttteken,  („Pareellenpftelit" 

meist  ohne  solche  Gebäude).    Finanziell  ist  öfters  da«  letztere 

System  liii-  eleu  Staat  vortheilbattcr,  die  Pacbtpreise  werden  durch 
die  grössere  Coneurrenx  der  Paclitsucher  mehr  emporpctrieben.  »iio 
mancherlei  iSchwierig^keiten  und  Kosten,  welche  das  (icbaude\scsvn 
auch  für  den  Domaneuliscus  mit  sich  bringt,  fallen  im  Wesentlichen 
fort.  Vortheile,  welche  durch  die  etwas  mühsamere  Aufsicht  aucU 
wegen  grösserer  Gefahr  der  Aussaiigung  und  Einziehung  der 
Pachtrenten  nicht  aufgewogeu  werden.  Inde>?sen  kommt  der 
iiminzieiic  Gesichts juinct  wieder  nicht  allein  in  Betracht,  der  volks- 
wirtbschaftliche  muss  mit  entscheiden.  In  dieser  Hinsicht  läutt 
die  gauzc  Frage  auf  die  allgemeioere  vou  deu  VorsQgeu  uatl 
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Nacbtheilen  der  grösseren  und  kleineren  Güter  und  der  Gross-  und 
Kleincultur  hinaus.  Diese  Frage  and  damit  diejenige  von  der 
Wahl  zwischen  DomUnenliofs -Pacht  nnd  Parcellenpacht  gestattet 
wieder  keine  aUgemeine,  sondern  nur  eine  relative  fintsebeiduDg, 
nach  Zeit  uod  Ort  nnd  UrostHndeD.  Danach  hat  der  Staat,  selbst 
wenn  er  sich  vomemlieh  nnr  von  seinem  fiseatischen  Interesse 
leiten  lässt,  flberhanpt  keine  so  grosse  Freiheit  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Systemen.  Er  muss  dasjenige  anwenden, 
welches  den  gegebenen  Verhältnissen  der  Gegend 
entspricht. 

steijfciitlern  ll.  rlurfm'»-i  nrii  Ii  PacLttand  Seitens  kK  iin  r.  r  (iumI  /um  Tlu'il 
aucli  mittloior)  Laudwirtbe,  Uakur  gcvrOlinlich  bei  stuigeoüor  iutcusivitiU  der  Umd- 
«ricthscliaft,  bei  0«seUMsenheit  des  üoiistiireii  irrOsseraii  Prirat^ndbmitzes .  bet  Ein' 
biirgerung:  gewisser  Zvrv'igc  der  Kleincultur  wird  «taiin  dl''  Pa  r  c- «•  tlc  n  pu  r  h  t  volks- 
wtitiiäckaftlicli  und  socialpoliÜMli  ond  gewöhnlich  lu  Uicbeiu  I'aIIu  auch  liuaoziell  den 
Vonof  refdicnen.  Itann  wird  die  Kersclilagung  der  ?rosscD Domineu  xn  erwltgeu 
sein.  Wiederum  aiibedingt  kann  man  si<-h  aber  auch  hierfnr  nicht  crklArcn.  Die 
pru^-creu  Domänen  bieten  durch  die  Vcrbiridun}?  lau d  wirthsc-ha  ftli eher-  In- 
du!itri*-en,  besonders  der  Krcunerei  mit  der  r.undwirthsrhart  wieder  speciliscli  privat- 
Ökonomisch- technisi  he  und  damit  volkswitthsohat'tliche  Voriheile.  crniOfUelicn  so  mit- 
unter auch  di-'  Zahluiijf  gröasorer  Pa-  htrenten,  als  bei  der  Zcr>'  lil.iL'iin^j,  und  IV-nlem 
üitdiicb  in  uianciieu  Gegenden  auch  als  Musterbetriebe  duä  allirouiciiiu  Intcre^e 
der  Land-  und  Volkswirthschaft.  VfU  Raii  §.  112,  118  und  vor.  Aafl.  dieses  Bitods 
172.  Ueber  Ii'!  Frage  der  (iross-  u.  Kleingnter,  (Jross-  u.  Kleincultur  (iniiidlci'nnj; 
^.  31».  ä2U,  Kau,  Voüsw.ticb.lebre  S.  Auil.  .'(71.  Uoduhor  II,  2.  ß.,  Kap.  4  und 
die  neveete,  rortreAlick  alle  Momeiite  sofianinenstelleiKle  u.  unbebii|[eii  «bväireiidM 
Arbeit  v.  r.  Miaslfoirskl,  »broeht  d.  GniKdei!sentli.rertlieü,  im  D.  lieirJic,  [.  H  (f. 
(Lp/.  lbS2). 
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I>er  Mor* 

per  h.i 
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Thir. 
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»« 
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Westüaleu  . 

.  24 

24'ü 

H2U 

2 

Biandenborg  2*2 

84-t 

14ft7 

'm 

1-2 

«« 

SchleBien  . 

.  Pl> 

.'K>0 

1462 

2o4 

l*«3 

Schlesw.- Holst.  I  S 

(iO-5 

:m 

157 

«4 

Posen  .  . 

.  15 

2Ü!» 

1324 

352 

0-bO 

Pcttoasen  . 

.  134 

221 

1374 

413 

0-83 

All!*  deo  Angaben  im  Haitsbaltnngsetiil  1870  und  89/94  berecbnet.  DieStener- 
scliätzaikgsorgebnisse  bei  Meitzeu.  IV,  litt.  ■  Man  äieht,  dass  die.  P  irlitunter  in  den 
iioiien  Landestiieileu  kleiner  sind  als  in  den  alten  Provinzen  und  der  Pnclit/.ins  a.  d. 
Morgen  im  Gan/ea  da  hoher  ist.  wo  auflt  das  (^nze  Ackerland  eim  n  grösseren  Uein- 
tirtrag  gicbt.  Der  Pachtzins  der  Domänen  steht  aber  durchgängig:  h*dicr.  als  der 
•  liirchsrliuittli«  he  Reinertrag  des  A<  ker>,  in  Westfalen  und  Schlosieu  ist  er  das  P2fachi-, 
in  Poiomem  so^rar  das  2  3 fache  dessellicn.  Dies  rührt  ollcnbar,  mm  Theil«-  von  der 
A.  Wapaer,  FiaaiizwiM»ttwhaft.  f.  S.  AnJl.  35 
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im  F  u  ht/iiis  ciithalt<-nt  u  Ueute  <)'T  (icbäude,  zuui  Theile  abor  auch  davon  h<  r,  dai»  'in- 
Pacht^iitcr  Wiesen  und  mehr  besseres  Ackerland  enthalten,  als  der  Durchbrhnitt  .tller 
vorhandenen  Ackcrclasscn  anziägt.  Ks  prhellt  aber,  il.iss»  der  gegen  lileiner-*  dcat?-  he 
Löndüi  oieUcige  Ertrag  der  prcuäs.  Domäuea  mit  aiigemeineu  volkäwirthi>cbaliiicbeu 
VerhSlinineiit  sb  Klima,  Boden,  noch  niclit  sehr  dicht«'  Berdlkeraiif  u.  9.  w.  zasaai' 
iiicnhängt  Die  V.iton  f.  din  Doinänrn  in  Westfalen  n  Sclilo-w.-Holst.  sind  mit  äf^rvw 
der  Übrigen  Proviuzea  nur  bedingt  vergici«  hbar,  veil  die  Zahl  der  dortigen  Domänen  ganz 
klein  ist  (s.  o.  S.  538).  Bes.  in  Fror.  Sachsen  macht  sich  der  KiofliMS  der  Raben» 
cultur  auf  die  Steigi nins  der  PafthtTcnte  geltend.  Im  TJ.ijr.-Bez.  Maudeburg  allein  ist 
die  Pachtrentc  sogar  ^0*1  M.  —  In  Wurteuib.  war  liylii  f.  die  Maioreien  die 
Rente  40  (;i,  für  die  Einzelgüter  9104  M.  per  Hcctar  (Uiecli«  ,  S.  184).  — 

§.  228.  —  3.  Kegeln  für  die  Zeitpaehtangen. 

Dieser  Abschnitt  tst  schon  in  d.  0.  A.  von  Kau  nach  den  neneren  Ajuichteo. 
bes.  nach  dem  u.  gen.  Buche  von  Drechsler  von  mir  grossentheils  umgearbeitet 
worden.  S.  (!.  A.  113 — 149.  Kau.  ö.  A.  §.  114 — 120  (nebst  Anhang  von  den 
l'nchtanschlügen  der  K.tuimergnter  §,  121 — liUa,  der  schon  in  der  0,  A.  fortgelassen 
worden  ist).  Von  älterer  Literatur  s.  vorzugl.  Nicolai.  I.  2.-U.  II.  150 — 209.  r.  Hon- 
sti  dt.  Die  ipachtung^  der  handi:ut<  r.  Hannover  is'fT  (vorziifrlich  von  rechtlicher 
Seite).  Itofimaua  in  der  Zcitüchriti  i.  die  gesammte  Staatsw.  1>>4S,  M.  S.  71*». 
Jetzt  aber  bes.  G.  Dreclisler.  d.  landwirthschaftl.  Pachtvertrag.  Halle  l*i71 ,  2  II. 
D.  2.  B.  enthält  «-iuc  Sammlung  besteh.  Pachtverträge  u.  Pa*  lnb edinsrungeu  bei  den 
DomiUien  vieler  D.  Staaten).  Ferner  A.  Jilomeyer.  i'aihtreclit  u.  P:ichtverträge 
(zQfleich  Ilandb.  d.  prmiss.  u.  s&chs.  l'achtrcchts).  Berlin  Iti'S.  Dr(>chsler  geht  iseiir 
vom  landwirthschaCtl..  Blonicyer  tnohr  vom  Jurist.  Standpuncte  aus.  Beider  Er..  btii>v 
«eichen  iuehd'ach  ab.  Die  Vergicichung  die^r  Werke  ist  daher  xweckmossig. 
S.  sonst  unter  Anderen  itber  Prevssen  Oelrirhs  gen.  Srbr. ,  8.  22  ffl.  ia  dea 
Anlagen  S.  l.'}7  II.  /.  Th.  die  bezUgl.  V«':rordiiungen  u.  Instructionen.  S.  bes.  d. 
preuss.  Verordn.  v,  11.  Dec,  lh»>2  nb,  d.  allgem.  Beding,  z.  Verpacht.  d.  K.  Dom.men- 
vorwerke  (exd.  K.-B.  Stralsund)  u.  a.  bei  Drechsler.  II,  I92.  Xiue  Kclact  d. 
V.  0.  V.  18t>2  V.  ».Juli  1872  u.  22.  Marz  lhs2.  s.  Oclrichs  S.  IS  ff.  V.  der  bad. 
Hot-Dnin.- Kammer  v.  18.  März  1*»3('..  A  l».  r-'  I.iter.itur  ulMsr  di.  Auf  rtitrunir  vöu 
K  r  1 1  vigsauschlage  n  s.  bei  Kau.  Im.  l  ij.  121  Note  und  d.Ui;i<^^h  iu  vor.  Anll. 
dieses  Bands  S.  3!I0  Note  31.  I.A.  v.  Flotow.  Anleitung  zur  Fertigung  d,  K.rtrag*- 
.iriscbläge.  Leipzig  l*»2n.  22.  II.  B.  > oi/.iijli'  Ii  put).  PaUst.  T-itultt.  Ttvationnlohnv 
2.  A.  Wieu  1803.  Die  lundwirthst  h.  Srhhttcn  r.  r.  d.  üoitz,  bes.  dess<  u  laodviith- 
schafiL  Tazationalelire.  Berl.  t8S2.  Birnbanm,  landvirthsehaftl.  Tax  Jehl«  (Sa  der 
ThUer-Ribl.}. 

Kegeln  dieser  Art  lassen  sich  wiederum  nur  für  bestimmte 
Länder,  Zeiten  und  T.andwi  rthscliaCtsövsteme  aufttellen. 
Mit  der  Veränderung  namentlich  der  letzteren  ändc  rii. 
sie  sich  daher  selbst  wieder.    Das  bat  die  Domänen ver 
waltnng  nicht  zu  tibersehen.    Manche  früheren  Kegein,  welche 
auch   in  Deutschland  noch  vor  Kurzem  als  unbedingt  richtig 
galten,  sind  gegenwärtig  denn  aocb  veraltet  oder  bedürfen  einer 
wesentlichen  ModificatioD  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkehrs 
und  Absatzrerhältnissc ,  der  dadurch  bewirkten  Nothwendigkeit 
anderer  landwirtbsohaiilicher  Systeme  und  namentlich  auch  in 
Folge  der  viel  grosseren  Leichtigkeit,  mit  welcher  sich  jetzt  eine 
Aendemag  dieser  Systeme  vollzieht   Uebrigens  gehen  ilr  die 
Zeitpacht  der  Domänen  in  allen  wesentlichen  Pnncten  dieselbeD 


Digitized  by  Google 


Uogfln  t'iir  Zeitputbtungcii.  547 

Heimeln  wie  tiir  die  Zeitpachteii  der  Privatgtiter.  Es  genügt  daher 
liier,  einige  der  Hauptpuncte  /nsanimenzustellen. 

Ii)  n  i  e  E  nn  i  1 1 1  u  n  dc^  ri  olitijjccii  l'a  c  Ii  Iä  i e  s.  Sie 
ertVilgt  entweder  allein  aul'  Grund  eines  sorglaltii;  ansgearbeiteteu 
Erl  rags  an  Sc  hlages  des  Gutes  oder  in  Anknliplimg  an  einen 
solchen  Anschlag  (als  Minin[ium)  durch  das  Meistgebot  bei  der 
Versteigeriin^c  oder  iinabbängig  von  dem  Ertragsanschlag 
bloss  durch  das  Meistgebot. 

Der  Anschlag  eines  Landguts  oder  Grundstücks  ist  die 
ausführliche  VorausbcrechnuDg  des  bei  einer  gewissen  Art 
der  Bewirthschaftnng  mit  Wahrscheinlichkeit  fortdauernd 
zu  erwartenden  Ergebnisses  des  Ertrags.  Die  Regeln  dafür  sind 
in  Dentsehland,  besonders  -in  Prenssen,  schon  seit  älterer  Zeit  sehr 
ansgebildet  worden.  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses 
mittelst  Veranschlagung,  wonehen  dann  die  Versteigerung  nicht 
ausgeschlossen  war,  ist  früher  auch  in  Deutschland  die  allgemeine 
Regel  gewesen.  Die  Ansehläge  erfolgen  unter  Benutzung  der 
landwirthschaftlichen  Erfahrungen  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Bedürfnisse  der  Finanzverwaltung ,  nach  Oescbäftsanweisnngen, 
welche  die  Taiationen  zuverlässig  und  zugleich  gleichförmig 
machen,  unter  der  Leitung  der  oberen  Domänenbebftrden.  Sie 
brauchen  nicht  bei  jeder  neuen  X'erpachtung  ^^anz  erneuei  t,  sondern 
können  mitunter  durch  die  nöthigen  Veriinderunj^eu  nur  den  Zeit- 
umständen angepasst  werden. 

beziigUchcu  (irulidääUe  titr  die  Aufcrtigung  soJckor  Aiiscblügu  }>uui  bis- 
weilen in  die  systematischen  Woiie  der  Finan7,iirissensirliafk  aufgenommen  worden,  (lo 

auch  ?on  Kau  §.  122 — 129a  in  riii<;m  Anliaiig  „voii  dun  l*achtans<"hl;igcn  der  Kammer- 
guter**.  I<  h  hatte  s<  hoii  in  der  fi.  Aiiflai;«  von  liau  di<-s(Mi  Anhang  i'ortLrclasseri.  Der 
Grund  in  dem  im  Text  Gesagteu.    Die  Bcdinirnng  für  finen  cini(?ennassei» 

richfiiren  Anschh»sr:  Vorausbcrecbnong  bei  einer  gewissen  Art  der  Bewirtli- 
Schaltung'  i-t  ilh>Tliaiii'f  kaum  so  7V  erlullen,  dass  die  theort-ti^ihen  (irundsät/i- 
für  alle  Falle  piissvii.  Mindestens  uiu:i.sfc  die  DarstfUunir  dann  ein»;  sihr  einirehcndo 
■  weiden.  Die  Frage  ist  aber  auch  eine  wesentlich  landwirths>-haftliche.  In 
dem  Abschnitt  Ton  den  Grundsteuern  ist  sie  ausserdem  in  dor  FinanzwissenscIiAft 
zu  berühren. 

Die  neuere  Erfahrung  und  die  Wisgenschaft  haben  jedoch  das 
UnsuTerläsflige  der  Anschlüge  des  Verpächters  in  vielen  Fällen 
herausgestellt.  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Hegel,  dass 
die  Ermittlung  des  Pachtzinses  dnreh  Anschlag  mehr  den  ein- 
f  aoberen,  stabileren  VerhiUtniaBen  der  Land-  und  Volkswirth- 
aebait  entspriobt,  dagegen  in  Ländern  hochentwickelter  Gultiur  die 
meiatbietende  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum 
Ziele  führte  wenn  dem  Pächter  die  Wahl  des  Wirthsehafts- 

35* 
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Systems  trei  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
uud  Ijesscrer  Ciiltur  geboten  ist.  Der  Auschlag  bebUlt  dann  nnr 
die  Bedeutnnir  eines  Anlialtöpiiuctes  der  Kegiemn«;  zur  Heurttieilung 
der  Pachtgebote.  Da.s  Prineip  des  Meibtgebots  ist  ferner  eitie 
('()nse(|uenz  des  allgemeinen  Conenrrenzprincips  in  der  lienii;;cu 
vvirtiiscliaftlichen  Ordnung,  eine  C'onseqiienz,  wcIcLe  zwar  auch 
nicht  ohne  Bedenken  ist,  aber  unter  den  gegebenen  VerhältnisHen 
doch  ebenso  von  der  Gerecbtigkett  als  vom  Finanuaterease  ge- 
lordert wird. 

Vgl,  ii:mi' iitli<  h  hiortilicr  I>re' li-l<'r  a.  a.  Ü.  I,  71  *•*..  Der  Verf  prtift  »lio 
neuerdQ  na«  U  prouss.  Sytftciu  erfolgtcu  jDoaiüiieuvorpa«  lttMU£«:u  iu  der  Pruv.  ll«iuu>«rr 
und  kommt  in  BotrefT  der  AnschlSfr«?  und  Verstei<rcruii^en  ztt  fol<^.  Eig'  bntM.  S.  ^5: 
..Di»!  Festst'  lliiiiir  di  s  uji^ftiii.-sseaeu  Pa<  htziris<  s  dur<  h  Bcr<- <■  Ii  ii  u  n  g  von  Seiten  drs 
Vcr{iiit'litors  ist  ausfahrbar  I)  iit  allen  Ländern,  deren  i'ultur  no<  h  ni<  lit  auf  so  hohrr 
Slulo  st<*lit ,  dass  der  s<  liabloiieiiroässi);^c  Wiitlis»  haftsbeliicb  vcrl:iss<  ii  werden  Lauu; 
wo  also  die  Kilirichtuii}?  de;»  Wirtlischalissystcuiä  iii<  )i(  abtiätigt  t<hi  unbere«  hfnharea 
iM'iivii?.  Nri^iiiiiret!  mid  Ffiliinkelten  der  Paclitcr,  :joiiderii  der  Ri»trieb  ein  !r«?'.''  b<-n  er, 
stabiler.  I a  nd  csübl iclicr  2)  in  Landern  boclicntwii-kelter  (.'nltitr.  dann,  wenn 
h)  das  dem  Paehtatischhg  ta  Grund*^  Iic»<ndo  Wirtliscliuftssystem  contra  et  Ii  rh 
eiiiircli.ilten  w.  rileii  muss  od' r  h')  das  dem  Pii  liTnns'  liIa-^e  /ii  •iriimJi'  liegenile  Winb- 
s<  haftssystem  t  liutsäc  Iii  ich  eingehalten  winl.  Wo  diese  Vorausscty.uü^'ea  im  Li  »or- 
banden  sind,  int  eine  Bererlinon;  des  anir<*m4;^nen  Pafhtziiisei  dar(*]i  dt-n  Ver> 
paclitcr  nii  lit  niotrlieii.  Es  bleibt  also  für  dl(  >'  :i  F.ill  .  .  nur  die  istbict<  nd«' 
Verpachtung  üblich."  L>  Hannover  konnte  der  Domaneupachtcr  das  Wirtb!ichaft>>- 
iiystera  nur  mit  Genehmignng  des  Verpachten  iindent;  thatsirhlirh  bestand  «lari'cen 
bei  den  Pachfcrn  Abneignii'.;  (Üroehsler  II,  SHi.  Bei  der  Neurerpa«  hrmi^  unter 
prenssiseher  llerrsrbaft  hat  d4  r  Pachter  treie  Hand  in  der  Wahl  des  Wirtlnn  lialt-»- 
systems.  Ueb<  r  d.  vm«  hiedencn  Modus  der  Verpa«  htuii;r  (incL  Snbuiuision)  ßlo- 
ni  0  y  e  r,  S.  'Ii)  Ii'.  £r  li&lt  fttr  StaatHluter  aurh  iliit  VcnMit-litiin|jc  dnrch  Uritation  tut 
die  beste,  S.  4U. 

Möglichst  zu  vermeiden  ist  bei  der  Anwendung  des  Concnrreox- 
princips  eine  zu  hohe  Emporscbranbnng  des  PacbtocbilliogSy 
weil  dabei  die  Gefabr  der  Deterioration  zvl  sehr  wäebst  vnd  der 
Pachter  am  Ende  nicht  besteben  kann,  wodurch  auch  das  fiscalisebe 
Interesse  geschädigt  wird. 

Diese  (folahr,  die  aacb  dorch  daa  za  grosse  Sdbstreftrauen  iDleUiffentt^r,  wolil« 

Ii  iKeiider  Paehter  iioeli  veruK-hrt  u  ir'l.  iiai  >i' ti  in  einzrlueu  FUten  in  neuetter  &'it 

bei  i">rild' tlt-i«'!!.-»  Duiii.inf hvciJm'  btUh^jen  i^LVci'jt. 

Daher  emptiehlt  es  sich,  wie  es  auch  in  der  l'raxis  llblicii  ist, 
Versteigerung  als  Kegel  vorzuschreiben,  aber  doch  hie  und 
da  Ausnabmeu  zazulassen.  insbesondere  wird  man  auch  im 
Finanzinteresse  oftmals  gut  daran  thnn,  bewährte  bisherig^e 
Pachter,  in  der  Pacht  bei  Ablauf  des  Contracts  zu  belassen,  aiicli 
wenn  sie  nicht  das  allerhöchste  Gebot  machen,  wenigstens  bei  der 
Verpachtung  von  ganzen  Domänenböfen.  Ueberbanpt  sind  schon 
bei  der  Verstoigemng  znm  Mitbieton  nnr  Personen  znznlaaseo» 
welche  gewisse  persQnliche  nnd  durch  ihre  VennOgensverhJllüiiftse 
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gewisse  wirtlLsi  iiaftliclic  Gnranticeu  bieten.  Auch  wird  sich  der 
Staat  passend  die  Auswahl  unter  einigen  (z.  B.  3)  Meistbietenden 
vorbehalten.  Die  Zusagunj^  dor  Faeht  unter  dcrHiind  hat  das 
schwer  zn  beseitigende  Bedenken,  dass  persönliche  Begünstigungen 
Jeicbter  vorkommen  IvOnnen,  mindestens  —  vermnthct  werden. 

Diese  Form  fnllier  iü  Hannover,  U b bclo Ii <l p.  S.  II.  Dii  liesciti-jone:  dif^s-s 
Vcrialircus  und  die  KiDfUlirung  "ior  ^reu5ä.  VerstciKcrunir  hat  inajKhe  Privatiutcrcssea 
rerietzt  und  aelir  rencMedene  Ortheile  erfahroo.  NA<-)t  obi»-«'u  AnseinaDdersvtKunjriin 
im  TcTt  ^vnr  'Üescs  Vor^olicii  :\ht  r  i^O'  !i  rirlitii:-.  Dir-  Parlitsteigernngcii  hvi  drr  Neu- 
verpaclttuojf  von  Doinänuit  in  Haimovcr  auM  allerdings  enorm ;  i.  B.  bei  13  Doinimcn 
für  die  12jahT.  P&cbtzelt  ton  1868—80  ifojren  1856—68  zwisch«»  87  ntid  121 V«-  i" 
7  Fiillcn  zwisrbeii  73  und  108",,.  Man  hat  daraus  auf  vid  zu  niedriüfe  Pa<-.liteii 
d<T  iVuliercn  Zeit  •resclilossea  Seitens  iler  Aulüuger  des  prcust).  iSystoms,  aut'  viel  zu 
holie  der  Neuzeit  Seitens  der  älteren  hannor.  Landwirthc.  Drechsler  a.  a.  0.  hält 
beide  AUBicbtcii  fiir  unrichtig'  und  die  alten  Pachtpreise  für  nicht  /.u  iiiedrifr,  «ii-- 
neuen  flir  ni«  lit  zu  hodi.  Er  erklärt  sie  durch  die  ver.ind,  Paclitbedinuanjr  nnd 
Wirthscliafispraxis:  im  alten  Köniiri^eich  iiaimovcr  stabiles  Sysicni,  wo  die  Anschläi,'« 
auch  gcniiirten.  in  der  neuen  Provinz  veränderte»  System,  wo  bei  Freiheit  der  J5e- 
wciruii^  Hl- Pachter  mehr  bieten  konnten.  InPmissf'n  i^t  <lie  Versteigerung  („Lici- 
tation";  in  der  Kegel  geboten  :  wer  mitbieten  wiii,  inuss  sich  ui>cr  den  eigeuthUnxUchcu 
Besitz  eines  bestimmten  disponiblen  VennSgcns  (je  nacb  d.  Dom&ne)  und  aber  seine 
Qualificatioi)  als  Lan'lwirfli.  i^owie  '^eino  Solidität  ausweisen:  oh  dir'S'T  Narhweis 
genügt,  hat  der  Commissar  allein  /.a  entscheiden,  unter  Ausschluss  des  Kechtswegs. 
Das  Fin.mln.  eutscbeidct  aber,  ob  der  Znscblaf  aof  Grand  der  Angebote,  an  welche 
der  Bieter  gebunden  bli'ibt.  u'»-  rli.iupt  erfolgen  soll  u.  behrdt  sich  tlii'  Aiisu-uhl  unter 
den  'i  Bestbictentlen  vor.  S.  pn  iiss.  Hcscr.  v,  3.  Juni  l^i69  u.  Ib.  Mai  lb7ö,  bei 
(Jelrichs  S.  6S.  In  d  absolntist.  Zeit,  bis  is.jü,  auch  in  Preossen  Bdassong  der 
allen  Pai'hter.  wenn  sie  ilon  narh  iieucrn  Pachtanschlag  normirtcn.  meist  nicht  viul 
hölu  r-  ii  P:i'  lif^i  hilling  ilbernahmcn.  ohne  besondere  neue  Verstf  ii^Tunp-.  Ar^htilich 
(jDnhf.  u.  \  ermögensnachwcis  in  Wurtcmb.  verh»ii!jrt.  s.  Horfmauii  S.  Gl.  Erheb- 
liche Gründe  fttr  die  Verstoiirorung  auch  l)ei  uanzen  Landgütern.  Schumacher  in 
Kau  und  llanss*'»)  Anlii;  .  \.  F.  II.  12.).  und  Scclig.  In  iler  Tsnthiiuiiir  '  ine 
grütisorc  Pachii-cntc  zu  orwirths'  hafte»,  liegt  auch  ein  oft  gut  wirkender  Aiisporu  /.u 
landvirthsehaftliclien  Fortscbritten  aller  Arf.  Ceber  MecfclcnbarK:'>Si'bwori n  be- 
merkte Ran  in  einem  haii  N' hnTrl  '/nsif/  /.  A.:  hier  werden  die  irrosscn  Paeht- 
höfe  vejbteigert,  die  Pachtungen  tler  bäuerlichen  Wmhe  sogen.  Hunswirthe)  bleiben 
in  der  Rcfä  in  der  Familie  u.  feben  in  Ennansrelnng  von  Subnen  auf  die  älteste 
Tochter  über.  Der  Pa.  ht/ins  wir«!  nach  Verfluss  der  12-  I  Ijährii^eM  Pai  htpcriode 
von  Neuem  festgesetzt,  aber  sehr  massig-:  im  1).  von  der  Lust  leichten,  mittleren  und 
gruten  Badens  30— M.*!.  70— <»0  und  100  — I.MO  Thir..  die  Last  ist  96  SchefT.  Aussaat, 
also,  den  Schell,  lu  fiO  <^nadr.-R.  gerichiict.  .'iTOo  (Jnadr.-H.  =  -  4'.»  pr.  M..  mitbin 
wird  vom  i>r.  M.  0-li— 2  0  Tli'r.  cntri«  htcf.  Kleine  H  uiim  »  haben  ef\ras  weniger  zn 
bezahlen.  Aul"  jeden  der  M22  häuerli«  hen  Pachter  kommen  l!i.2ö.'  K..  es  besteht 
aber  eine  .'Mistnlun'.:  von  Vollbauern  fi.  1).  3L03h  bis  zu  A«  ht<'ll)iifiteni  (i.  D.  10.()!I4  K.), 
s.  mc<  l>  I  Bi'itra-:«' 1 V.  .'i*».  F.-  ist  (fcniii;i' Ii  KiMn»' r-  ine  Zeitpa<-lif  varliim  l«'!'.  >niM!crneinü 
ii«rkdmnili<  lie  bedingte  Erldi- hkcit  «ler  Bauerngnter  mit  einem  verami-  rii«  ben .  aber 
schonend  bestimmten  Zins.  Da  ipuerbatb  des  DoroaNiuro?  fast  kein  l&nd  liebes  Prirat- 
.  iL;('iitbiiiii  l'csfchr.  <o  ni<  ^''^'ti  hier  troIkswiTtb:}i-haittl<'1ie  v.  socinliiolitiscbc  Kttcksichtcn 
auf  den  Bauernslaud  vorwalten. 

h)  S  i  c  b  c  r  s  t  c  1 1  u  n  g  (C  a u  t  i  o  n)  wird  für  die  Erl'ttlluug  aller 
Verbindlichkeiten  des  Pachters  rerlaogt,  entweder  baar,  mit  Zins- 
gewäbrang  an  den  Faehter,  oder  wie  jetzt  gewöhnlich  in  be- 
stinomten  diTentHchen  WertbpapiereOi  deren  Coupnns  der  Pachter 
behält  (Preussen).  Die  Höhe  der  Cantion  richtet  sich  wesentlich 
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nach  der  Grösse  der  Domänen,  bez.  auch  des  PaebtstLillmgs.  Sie 
ist  natürlich  höher  bei  Mitver))aihtui)g  des  lüveutars.  Von  «lein 
Grundsatz  hoher  Cautionen  kommt  man  indessen  mit  IJccbt 
ab,  da  >i^ut>t  das  Betrie])sk:n)ital  den  Pachter^s  zum  Nachtheil  der 
liewirlhschaltun^^  (und  dcslialb  vieltjK'li  iwwh  des  EigenthUmcrs) 
zu  sehr  vcrrinirpif  Auch  bei  einzclneu  (irundstlicken  i>it  die 

Hinterlegung  einer  iSuniuic  zu  verlangen,  wenn  anch  nicht  immer 
durchzusetzen.  Die  Forderung  der  Bürgschat'tastellung  ist  bei  der 
Schwierigkeit  ftir  den  Pachter,  einen  Bürgen  zn  finden,  gleichl'alU 
oft  nnpractisch. 

Mail  Sft/t  die  laution  nach  <l»'n  l'fnstiindeii  auf  efva  '/j,  oder  ^  ,  «l»*s  P.k  lit - 
/iiises.  auch  Iiis  auf  «Ion  ganzen  ein  jalir  Rcirag:.  Nach  der  j)reuss.  Finanzuiinutcr.-V. 
V.  2'J  Not.  IS'iG  iti  d.  r  Hc-S'A  '/a  des  Ta-  htziiiscs.  «astierwo  dvrPtchtiT  aoch  ürfäUf 
<  inzielit.  Jrl/.t  in  tl  r  [\>'ß'  l  '  ,  il^  Pachtg^rld.  rniiiiimums  St.ÜTiii'i:  d.  r  Caiiiioii  in 
ioluitd.  l'faud-  oder  K<-ut<'ubricteu  oder  xu  uacli  k.-ü.  v.  3.  Mai  Ib'Il  u.  N&chiriiir 
depositalfth.  Inbaburpapii  rcii  (§.  28  d.  Vcrordn.  r.  1S62  u.  r.  t$S2V  IM«*  tlSh"  wird 
i'  tzt  in  d'  iu  b'  sond.  Vcrtmfr  ^esfimmt.  —  \Vu  rtem  b  .  rg:  IV\,fach«T  ^a«•ht/.ilJ^  und 
ciai'aclicr  Anschlag  des:  luruiitariuui:»,  iLoffmann,  W.  FimiuAraciit  I,  24U.  —  S.  Bio« 
meyor  S.  214  iL 

c)  Die  Daner  der  Pachtzett  ,,Lange  Paehtzeit 
giebt  eine  grössere  Ermunterung  zu  bedeutenden  Verbesserungen 
des  Gutes  und  Betriebes"  (Rau)  und  verhütet  wirksam  länger  die 
Neigung  zur  übermässigen  Ausnutzung  des  Bodens  und  zu  sonstiger 
Deterioration.  Solche  längere  l*afhtzcit  wird  namentlich  bei  höherer 
Intensivität  der  hmdwirthschaftlielicn  Cultur  uuthwen(h^^  Die 
auch  bei  den  Zeitpachten  der  Domänen  im  Laufe  der  letzten 
100  Jahre  und  darüber  eingetretenen  Verlängerungen  der  Pachtzeit 
finden  in  der  Nothwendi^^kcit  und  nunmehrigen  Kentabilität  inten 
siveren  Betriebs  ihre  Erklärung,  liücksichten  dieser  Art  lassen 
auch  die  Ausdehnung  der  Pachtzeit  niiiulestens  auf  das  Leben 
(jüngerer)  Pachter  und  den  Uebcrgang  der  Pacht  auf  geeignete 
Erben  des  Pachters  wünschenswerth  erscheinen.  Für  sehr 
lange  und  die  übliche  Frist  überschreitende  Pachtperioden  sincl 
dann  Erhöhungen  des  Pachtschillings  von  vornehereio 
oder  nach  bestimmter  Zeit  vorzasehen  nnd  gewöhnlich  im  beider- 
seitigen Interesse  durchführbar. 

l'eber  die  Gmode  !:o-;.ii  kurze  Pacht/eif  ii  «.  'fi'  h'i  Dr.  rhsl  -  rl.  .uigf^f. 
bobrifiatclli'i'.  £i»  tiih  auch  die  Ivegel,  dasti  die  i'acht  uui  su  länger  daurru  luu«»,  jc 
ttichr  das  tiut  im  Cultur/ustand  xuriiok  ist.  12j»hr.  PachtdaticT  i«t  bei  rrivat^  nntl  h^i 
Doroanialirnt'  iii  h  Ui  ^'-hr  verbreitet.  1^  Jahr  ist  f.  Staafsdoinan  i  wnhl  am  Passe:.  I  ' 
BJomoycr  121.  —  Eine  ücebsjäbrij^u  Periode  H  uo<  b  zn  kurz,  in  fisd«.n  aind 
'.1  Jabre  bei  Hofjrmmi  Rctrcl,  iu  Hannover  und  Kurh<  ss.  n  12,  in  Vürtenib^  r? 
IS  Jahr-,  in  Prenssi  ii  soii>t  jetzt  12  und  BKibr  Jahre .  bei  arr-issenn  Domiaeii 
meist  IS  .frulit  r  biü  24),  M'  «  klenbur^  bei  grossen  Hofen  2i>  — 21  .1..  bei  Bau- r- 
bftfcn  12  —  14  J..  in  Oesteri  <  i..  b  Max.  Ü  J.,  bei  üttieru  Uber  2üa  Jo- b  (/.u  kur/>. 
event.  noch  weniger,  in  Fr»nkriM»-h  3—9  Jahns.  Man  hat  di<>  Pachtzeit  mit  Rqrk- 
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stellt  auf  die  iibli<  h<-  Daner  drr  Frui-htfolgf  /.u  bestiuiiiicn  vorgcö<  liI.ift  ii,  so  dass  sii- 
/.  B.  b«i  der  iHüisclionden  Dr<  ifeMorwinhschaft  ein  Vielt':i'  li»"*i  von  H  is(.  ^o  Hoschor 
II,  §.  fJ3  u,  a.  ui.,  wiw  iudLss  a  uuuuthig;'  ist.  s.  l)re<- Ii  l«;  i  I,  5-4,  au«  Ii  Blouiey<-r 
S.  121.  Die  Pacht  iiiib«-din;;t  mit  »l.-tn  Tod.-  d.-s  Pa^  ht.  r-  abiaof«»  zu  lass.  n  (so-j. 
\'itaiparhti  t'Diiilt  Itlt  iiiilit.     (Jfu.ii  d.  Vitalpatlit   H 1  oiut  y<'r   S.  120.  s.  f. 

l'rcusöi  II  dif  Brätiiiiin.  ui  .■«.'}  d,  \  .-Ü.  v.  1S82.  Kundiiruiij^sWiugiii&s  d»r  £rb«  n 
des  rtuntorbciiiMi  Paetitors  ht  damif  Qiib4'diD«;t  Kolcbe  dv»  Staats  WiUr  rnwi'mfn  ^  im 
AllfiTfin.  iiicJit  sohw<-r  zu  -  rfüll mli  u  R  liiiiLim-i  ti  HOMrc-Nohlo^^.-ii. 

Ijt  FrcU»aiou  Erhöhuii;^  dfs  i'achl^cldii^  bei  l&u^vtm  Pachtztittii  stit  t'iicdr. 
WOh.  II.:  damats  Normaltpraiin  6  J.,  doch  alten  Wwilhiteii  Dominenpaehteni  konnte» 
it  und  li'i'ihr.  i'<  riod<-ii  ^-r«;. n  .  In- u  Zux  hlair  von  4.  Ifz.  12"'^  (Proloiijratio;i-j(  Imlir) 
gewährt  wcrdc-u.  £iudul  a.  a.  ü.  Uti,  für  d.  {«murc  Zuit  d.  V.  23.  A|>nl  Ibül: 
bei  längeren  Paclitzelten  vom  13.  Jahre  an  jAhifich  3  Froc,  vom  19.  Jahre  an  noch- 
iiialb  5  Pro«'.,  also  zusammen  j&hrlich  10  Proc.  tiu>.hr  aU  in  don  «rrstun  12  Jthroo. 
In  d.  ncuun  \  v.  I'^HJ  t.-lüt  diese  Bestimmang;«  es  ist  also  Alles  richtiger  den  beson- 
d<.T»!n  L'ontrarttMi  lüw  rla.-.:>€n. 

d)  Die  Form  des  rachtzinses. 

S.  bes.  Drecbilcr  I,  r»'{~74.    Lluineyor  S.  12U  ir. 

Die  nnii])tverschiedcnheit  ist  die  Festsetxung  des  Zinses  iu 
Geld  (ulei  ^raii/.  ofler  thcilweisc  statf  in  r4eld  in  Naturalien 
und  zwfir  auch  in  dem  letzteren  Falle  in  einem  ffir  die  Pacht- 
dan er  unveränderlichen  .lahresbetrage  (im  Gegensalz 
zu  der  früher  vorgekoninienen  Feststellung  einer  Quote  vom 
Koliertrage).  Der  Pachtzins  braucht  aber  auch  alsdann  sieht 
nothwendig  in  den  Naturalien  gelbst,  sondern  kann  alljährlicb 
nach  bestimmten  Preisen,  —  entweder  den  jedesmaligen 
Marktpreisen  eines  bestimmten  Orts  und  Zeitpuncts  oder  nach 
Darehsefanittspreisen  gewisser  Perioden  —  Modalitäten,  welche 
noeh  verschiedene  Modificationen  gestatten  —  entrichtet  werden. 
Die  richtige  Wahl  dieser  Formen  des  Pachtzinses  hängt  wieder 
mit  dem  Gange  der  landwirthsehaftlichen  CuUnr  und 
mit  der  Entwicklungsstufe  der  ganzen  Volkswirthschaft 
zusammen.  Bei  reiner  Geldwirthschaft  und  regerem  Verkehr 
nnd  bei  angemessener  Freiheit  des  Pachters  in  der  Aenderung  des 
WirthsehaftssystemB  verdient  der  blosse  Geldzins  den  Vorzug 
Seitens  beider  Contrah^iten.  In  der  Praxis  ist  denn  auch  neuer- 
dings der  Geldzins  der  Domänen  immer  aligemeiner  üblich  ge- 
worden. 

NatumiiiL-l'crungeu  kuuiuicn  \oi'uuiiilich  nur  als  kleine  Nebciivcrbindlichkuitcu  du6 
Pachteis«  and  auch  hier  nicht  passend,  noch  vor.  (Drechsler  I,  71.  Ilea,  Stroh, 
Diaigor.  auch  Butter  (DetnioMl  K'tmmi  v«»r  nrtirn  (i-ff  iilc  i  Die  BcfUrwortntr„'  d^  r 
Fc6ti>et2uug  des  gau<tcu  Pacbtziu.'-c^}  Oilcr  ciiicb  Tbeilä  deäsulbou  in  Maturalicu  (bubun- 
UaiH  tu  K<^rneni>  und  der  Entriubtong'  nachMarkt'  oder  IHuehachnfttspreisen  in  Geld, 
wodurch  die  S.  Invaiikunpcn  des  reeiroii  Pacht/iii^r^  s  m  riiiL':ri'  wrirlm  ^olllen,  beruht 
anf  einer  unrichtigen  Uebertragung  einer  bloss  iiu  üxüsttcu  und  üau/uu  geltenden  £r- 
fabrungbregel  auf  den  einzelnen  KalL  Die  Preise  reiliidera  sich  zwar,  wie  Rau  be- 
merkte lir»  ,  „in  uniirekehrtem  Sinne  wie  <lie  Erntc-Krjrebnisse ;  stehen  sie  horli, 
ao  ist  gevdbnlich  nicht  riel  gewachsen  und  umgekehrt,  die  ganze  Einnahme  des 
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l*achters  i.>t  folglich  öttcrü  nicht  so  selir  verschieden  die  Preise."  Abci  das  KruUs- 
ergiebniss  auf  dem  einzelnen  Gate  ist  doch  wieder  hlolig  gena^  vom  Krgebnit>s  im 

g-an/eo  Lande  verschieden  im»!  übt  auf  die  localen  Preise  einen  iiui  geringeren 
KioÜa»«  «Dt»,  je  mehr  s^icb  hout  zatAgv.  der  Markt  enreitert  und  die  allgomeineii  Ver- 
liiltiiibse  der  Enitcn.  der  Zu-  und  Abfubmi  den  Preis  bestimmen.  Mindei«tens  in  der 

Gegenwart  wird  dah<T  die  La*re  des  Pachters  bei  einer  Fesbetzung  il  -  /.iuses  in  (ield 
ge>i<-licrt<  r  sein,  «nd  auch  für  ih  u  N  erpachter  ist  ein  solcher  Zin>  jotzt  voriu/i'  hcn. 
Andere  Kau  §.  IIH.  UebrigCDs  koniinen  auch  in  Deutschland  noch  bis  in  die  n  ueste 
Zeit  (('in^eln  noch  gegeowsltif)  andere  als  Getdzins>tipulationeu  für  den  Pacht<M  bilUni^ 
oder  *  incn  Theil  desselben  vor.  S.  einige  Beispiele  bei  Uau  llti  n,  in  ror.  Aa£ 
dio>cs  Bands      174,  in  den  Noten. 

^.  229.       e)  Die  Remission. 

Drechsler,  I,  Sä  Um  Ubbelohde,  d.  gcoiciurccbtl.  Lehre  v.  d.  Kctuinntvii  U  -^ 
Pacbtpreises.  Hannor.  Jown.  für  I^audwiiducball  J867.  Bleue y  er.  K.  HS  H. 
151  fr.   Kau  in  §.  117  rertiat  noch  die  illere  Anseht  von  der  Kothwendigkeit  der 

»Ugent  l?eiiii<sion. 

Auch  die  Regelung  des  sogen.  Nachlass- oder  Bemissions- 
Wesens  bei  Zeitpachten  ist  nach  den  concreten  VerbilU- 
nissen  von  Zeit  ond  Ort  nnd  mit  RUckstcbt  auf  die  Ent- 
wicklnngsstufe  der  Land-  nnd  Volkswirtbscbaft  nnd 
auf  die  Freiheit  der  Bewegung,  welche  dem  Pachter  eontract- 
lieh  gelassen  ist,  -Terschieden  sn  behandeln.  Kleinere  Verluste 
pflegen  allgemein  im  Pachtanschlage  berflcksiehtigt  zu  werden. 
Sie  finden  ihre  Ausgleichung  in  den  grösseren  Gewinnsten  anderer 
Jahre.  Bei  bedeutenden  Bescbftdiguugen"  aber  galt  es 
früher  allgemein  nnd  auch  noch  nach  Rau's  Ansicht  ftlr  billig 
und  zweckmässig,  einen  Nachlass  (Reniisäion)  an  der  Pacht- 
.•iUiiiuic  des  einzelnen  Jalires  zu  bewilligen. 

Vgl.  liorowbki,  1,  144.  Nicolai,  U,  120.  Sturm.  U  221.  Kau  IIT, 
vor.  Anfl.  dieses  Bands  §.  227.  Die  gcmoinrechllichen  Besiimmaniren  genügten  nii'bt 
immer.    S  übrigen^  Prouss.  Landn  cht.  Th  l.  Tit.  21.      478— Sni. 

Um  Weitcrungcu  m  verhüten  wurden  Ursachen,  Art.  (nnfang  des  bchadca», 
anf  Grand  deren  Ansprach  auf  Remission  eintreten  solle  nnd  zugleich  die  Hftbe  dies«» 
Kriasses  (<Jiiotc  vom  Parlit/.in- .  nach  Massgabo  des  Vrrlusfs  im  Vergleich  mit  der 
3littetcmto)  genau  im  Voraus  feütgrsetzt.  Sofortige  Anzeige  des  eingetretenen  Schadetet 
wurde  verlangt,  nm  alsbald  unterjochen  zu  können.  BeiHpicl:  Baden:  Bei  re> 
schlosscncn  Giltern  von  betriu^htlichcr  (irösse  ein  Schaden  von  V',  der  Krnte.  soir>4 
nor  ftbcr  die  Hrdf'te.  Hei  der  Abschälznn«!:  soll  ausgeuiittelt  werden.  Wiu.  der  IjuxI- 
wirth  ohne  das  »iingetretcnc  Ereigniss  an  ürtrag  mitth  rcm  oder  des  einzelnen  Jahr«i* 
zu  hellen  iiohabt  und  was  er  nun  zu  •  iwarfcn  hat  —  Auch  i»  Wurteniberg  wird 
nur  Xachlass  gejT'  ben.  wenn  der  wirkliche  IvoInTtm;.'  'I  r  Lüiulrri  i.  a  ti.n  Ii  --  incm 
Jtelauf  in  (icldpreisen  unter  des  im  Pachtauschlage  augenomuienen  (nicht  d'^  im 
einzelnen  Jahre  bevonleliend  gewesenen)  Rohertragee  ausmaclit,  Hoffmani,  Finattj« 
recht  I,  243.  (Ran). 

In  neuerer  Zeit  ist  es  wenigstens  bei  der  Verpachtung 
grosserer  Landgüter  immer  Üblicher  geworden,  den  Pachter 
vertragsmässig  auf  jeden  Nachlass  am  Pachtzinac 
ftlr  aussergewöhnliche  UnglacksfÜlle  versichten  an 
lassen.  Eine  solcbe  Bestimmung  findet  sich  namentlich  auch  in 


Digitized  by  Google 


Z*:iti»Mcht-H<-gi.'lii.    lieiiiisaiioii.  Inviiitar. 


553 


den  DoiuäDciiiiuchtAerträgcu  Deutscbhiiids  und  im  Ganzen  licut/U' 
tage  mit  Recht. 

Nur  bei  geringerer  Katwickluiig  der  laadwlrÜiscbafUicbcn  Cultur  und  der  Ver- 
kelimerliiUtnissc.  ferner  vcnn  dem  Pachter  contmctlich  in  den  mass^bendcn  £inxi>l- 

hciieii  H- tricbs  di<  Ilruirie  zu  sehr  g«'l»unden  sind,  ist  ein'  T\<Hiii--ion  am  l'Iat/«-. 
Die  leutere  erfolgt  bicr.  «eil  es  nicht  m9g:licb  ist.  iui  Vorao«  den  Eiofloss  aiissvr- 
gcirOhBlicher  UnglttcksfUIe  auf  den  Reinertrag  abzumessen  und  well  es  keinen  Sclmtx 
gegen  solche  Fälle  nnd  kein  Mittel,  sie  wieder  gut  zu  raachen,  gicbt.  Dies  ändctt 
sich  notorisch  auf  höheren  Kntwicklunn^stufen  und  hnt  sich  in  dm  Ict/ten  .lahr- 
yx'henten  besonders  auch  in  Dcutv-hland  geändert.  Das  landwirthschaftlichc  Ver- 
sicbemnpwesen  ßrand.  Hagel.  \  i -h .  «robci  allerdings  die  tecbn.  Schwierigkeiten 
letzterer  beiden  Versicheransr«?:n'ri c:.  lAst  sein  müssen).  Hrt-  t  d.is  Mittel,  sii  h  cremen 
viele  Schäden  zu  decken.  Die  V>  n'icherungspräinie  hat  der  Pachter  beim  Pachtziusc 
anmscblagen.  der  sich  um  ihren  Betrag  ermlssigen  mu»««.  Dies  ist  aber  eine  besitere 
Form  der  Kemission  als  die  früher  ublich<\  \u']^-  .iiulcrL'  Schädoii  flxirrr».  Frost, 
Mäui^efrass«  Iiisoctenscbadcn .  Pflaoeeokrankbeiten)  lassen  sich  durch  intelligenten 
Betrieb  wieder  gut  machen.  ISo  kann  die  Kemission  in  der  Kegd  fortbllen.  Nur  far 
weniiri'  ;il)iiHriii<-  r:it]i-  von  Brand.  Krieg,  grosser  Ucberschvemmtin;  sind  besondere 
Jicstiamaogen  im  Vertrage  eriordorlich. 

Das  Gesagte  wesi  nilicJi  nach  Drechsler.  I.  IM—l»':  fthnl.  Blomcyer,  S. 
l.M.    Verzicht  auf  Kemission  /.  B.  in  d.  preuss.  V.  r.  1S37  §.  2»».  V.  v.  lsB2  o. 

1*».  doch  thciUeisor  Kn>at/.  bei  v.  Feinde  er/wuiiir.  I.iclerungen.  In 
\\  urtt  niberff  giebt  nur  Hafjclschlac  und  „feindliche  i'ounijjiruug"  Anspruch  auf 
N  icMasü.  —  in  Oesterreich  nur  Na«  liUss.  wenn  den  Grundbesitzern  ein  Steuernachla!>s 
beviUigt  srunie.  In  Baden  loebr  Fälle  von  Bemission,  Drechsler.  II,  65,  I,  87, 

f)  Das  Inventar. 

Drechsler  I.  26  IT.:  Blomeyer  S.  (»2  If.  Auf  dem  iUtcren  Standpuncte  Bau 
v5.  — Ks  wird  übrigens  auch  von  «  iin m  unbewciilichea  Inventar  (inventarinm 
solo  janctow)  gotiprocben  (Ulomeyer  S.  Il.u  das  unter  g  genannte,  (iebandv 
mit  ^nbehdr.  dann  Mühlen,  Bniiiiien.  Urttckou,  (Sribcn.  Wasserleitungen.  Drainage, 
Düomo,  Deiche,  Wege,  B&nme,  Hecken,  kcldbcstetlnng.  s.  Bloroeyor  a.  a.  Ü. 

Die  zur  Bewirtlischattung  dienenden  beweglichen  Znbe- 
höruni^cn  des  Gutes  (das  I  ti  v  e ntari u ni)  sind  hauptsUchlicli 
Theilc  des  stehenden  Kapitales,  wie  Geraüie  und  Vieh,  bisweilen 
aucli  BestÄudtheile  des  umlaufenden  Kapitales,  wie  Futtervorräthc. 
Die  Hauptf'rafire  ist  es  hier,  wer  das  Inventar  liefern  soll, 
der  Verpächter  oder  der  Pachter.  Eine  absolute  Antwort  ge 
staltet  auch  diese  Frage  nicht,  denn  auch  hier  entscheiden  die 
gegebenen  Zustände  d  c  r  L  a  n  d  -  n  n  d  V  (» 1  k  s  w  i  r  t  h  s  <•  ii  a  f  t. 
Anf  primitiverer  Stute  liciort  der  Verpächter,  uul  höherer  passeuder 
der  Pachter  das  Inventar. 

fJ.  liOrt  das  1.  t/ti  ir  (I.  ni  Verpa.  lit<  i  (Staate,  also  n'n  ht  (1,'ni  früheren  P.uhter). 
so  umöü  CS  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachtung,  sondern  durch  üebergaug  in  i>eiu 
Eigeatbam  QtwrhiaBen  Verden.  Berser  ist  es.  wenn  der  Staat  kein  Inrentar  besitzt, 
also  da-s  h<  tri  ffende  Kij»ital  flüssig  macht,  iin<l  i^s  (J«  in  Tachter  übcrL^sst.  da-  Iiiv«.ntar 
selbst  aitzuhchalfcu .  durch  Ankauf  von  seinem  Vorgänger  inJer  sonstwie.  Dici>  wird 
aacb  jetzt  immer  mehr  die  Rf^get  und  boirirkt  natürlich,  dass  der  Pachter  ein  grosseres 
eigenes  Kapital  brauch».  Die  eis:en<'  Stellung  des  Inventars  setzt  dahi  r  bereits  hrth4  ren 
und  verbreiteteren  Volkswohlstand  voraus,  renn  ch  nii  ht  an  concurrirenden  l'acht- 
sucbcni  fehlen  t>oll.  Sic  ist  aber  den  Verhültoiüsen  der  modernen  LAnd<  und  Voiks- 
wirthschafk,  welche  eine  freiere  i^tellong  des  Pachters  erforderlirh  nuichenf  angeales^(en 
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nnd  cnchoiDt  hier  als  „uuerlässliche  fiedini^D;  für  die  ntiomllo  Leitoof  einer  Wtrüi- 

■  li  ifV"  (Drerhsl.tr,  1,  2;».  A.'hnli<  h  niornr  ypr  S.  »il»  fl'.).  Kbou  r-|.  sh:il1.  ^.  Iv» 
wir  iic  äcliou  lüugur  in  Engiaud  und  immer  uiclir  auch  iu  Uoutt»<-blaad  verbreitet  bei 
Privat-  nni  DorolncogUtero. 

I5ei  dem  iUterni  System  der  Lieferung  des  Iiiviii(.ir>  durch  die  Domäuetiver- 
waltuii;;^  an  den  Staat  bietet  auch  die  Abrechnung  Uber  da^  Plud  oder  Minus»  d>.> 
luvoutani  bei  Ablauf  der  i'achtzcit  ricle  Schwierigkeiten,  die  man  durch  ILin7.u Ziehung 
von  Schiedsrichtern  nicht  leicht  ganz  beseitigt.    (K'aii  §.  llSi. 

Formulare  zu  .rtifftchtiirheii  Ans«  hilf; -»n  Uber  das  Inventar  bei  rioro\\>k  i.  \ 
l*!.").  Borechnnng.  n  mit  Ii'ui  k^i(  lit  aut  die  verschiedene  Dauer  iu  Schönlcutn»  r 
iiihI  Zierl,  .iahrl>.  II.  H' ii.  I  -  III  —  Wenn  die  Jahreszeit  des  Pachtwechsels  ea  Bit 
sich  bringt,  dass  der  al)^lL•b^■lnil•  l'ai  lit<;r  bL-säeti^s  Land  zurück  lassen  muss,  so  mMS'^tjn 
ihm  die  IkütoUuogäkoäteu  von  dem  Nachfolger  vergütet  werden.  —  Iu  Meckleuburir 
im  bei  den  bftaernchon  PachtgOtem  btoweilen  das  nOthigate  toFentar  (die  Hof  wehr) 
Liu^entbiim  des  \'oriia<  ht.Ts .  dor  I'ai  ht«  r  st  hadt  iib-  r  dann  g'i-wdhulich  no- Ii  w»^itore 
Uegcuätüjide  ^üeburnehr)  uuf  ttciüc  Kosten  au.  -  Iu  Baden  erhilt  der  Pachter 
den  rorratbijj^sn  Mist  und  elaea,  den  Winterbedarf  deekenden  Voirath  von  Heu  und 
Stroh  unenl^dich,  most»  aber  beim  Abzöge  gleich  viid  «orQcilaiHitm.  V.  r.  6  Au?.  1^53. 
(Kau). 

^)  Die  W i  r t hs c  Ii aftsge bände. 

den  iuhalticiohen  Abschnitt  iu  Urechiiicr  I,  IUI— 142.  Blomcyer 
»1  Ii:  Uau  §.  ]f!l  nicht  »ehr  genttjocend. 

Die  richtige,  den  Interessen  beider  Parteien  entsprechende 
Regelang  der  Banlasten  maebt  besondere  Hchwierigkeiten  nnd 
Iftsst  sich  nicht  gnt  in  wenigen  Sätzen  zuHamuicnfassen.  Der 
Pachter  niusa  an  der  »Schonung,  Erhaltung,  an  billiger,  aber 
solider  itcparatur  und  eben  solchem  Neubau  iiitcressirt ,  aber  er 
darf  nicht  durch  Ungewisse  und  ungemessone  Verpilichtnngeu 
überbürdet  werden.  Nach  neueren  Erfahrungen  und  Vurscblägen 
erscheint  besonders  aucli  liir  Domänen  Folgendes  passend. 

r()  Keparaturcn:  sie  trägt  beiden  GebUudeü,  ausj^eminnnoii 
die  durch  Brand  veranlassten,  der  Pachter,  doch  uubediugt  nur 
bis  zu  einer  gewissen  iährlichen  Minimalsuninie,  darUber  hinaus 
bis  lu  einer  Maxiniaisutnnic  zur  Hälfte  er,  zur  Hälfte  der  \'er- 
pachter,  und  Uber  diese  Maxinialsuninie  hinaus  nur  letzterer.  Hti 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  eine 
Ausgleichungsberecbnung  am  Ende  der  Pachtzeit,  allenfalls  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

ß)  Umbauten:  wenn  der  Verpächter  dazo  verpflichtet,  trägt 
er  sie,  wobei  aber  der  Pachter  die  Fuhren  lebtet  und  eventuell 
die  Bansnmme  verzinst.  Vom  Pachter  gewflnschte  Um-  nnd  Nea- 
liaoten  nod  Veränderongen,  die  aus  wirthschafUioben  Gründen 
erfolgen,  trägt  der  Pachter,  nach  Oenehmignng  des  Verpachten», 
und  erzielter  Vereinbarung  Uber  eine  Amortisationsc]uote  des  Baa- 
aufVands. 

Weseadich.  z.  Th.  wOrÜich  nach  Urechaler,  bes.  S.  115.  III«  wo  die  «»• 
icubcnde  Dcgrttndao;;  nebst  Kritik  der  bestehenden  VonchiÜlett,  naneotlieh  aacli  in 
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deo  Düiuaiicncuutnictüii.  Die  Itiahcri^ro  prcUäS.  Beätiuiinuotr ,  (lai>s  der  Doiuäiit^u- 
pachter  all«  KetNU«tareu  tnure,  ist  im  Princi])  ii«-litiL'.  aber  unbilliu'  uiui  uuzweck- 
inässifr,  nruil  ihr  i  iti<*  (ireuzt;  fehlt.  Ihre  I  cIj  i-t  <lie  ubcruiässiir  dilri'ti;.'C  Resrhaflrti- 
hcit  prcusäiscbcr  Domiiacugtsbäuiiu ,  —  rrcilich  wiedur  itauh  eiiicr  Seile  uiii  \or£Otf. 
UiBfreki^hrt  f^nssc  LibendiUlt  und  —  Yerscbweadung^  im  eheDial.  K.  Uaonoirer. 
S.  i>rcu>^s,  \.  V.  Iss'i  g.  12,  1'!.  II.  \vijv.:i  ji-tzt  eini:;e,  hie  um!  da  ftJr  (In  I'.i  lifrt 
{(ttasiigen  Abweichaujeccu  der  BoiitiuimuBgca  Uber  BauUston  von  den  bisher  ^iltiiccii. 
Aufwand  ISTO  in  ProoflScii'.  645,000  Tbir.  für  Gobäode,  W  tire.  Ilracken  anf  dun 
OütniinfD,  --  Proc.   der  Kinriahin-   vnii  Pachtgllterii  u.  GewerL-!Vorrichtaiii:eii. 

lSh:{/84  dieser  Aiifw^and  2  347  M.  M.  oder  beinahe  lO"  «  v.  keincrtrac-  der  Doni.- 
verwalL  (ijicl.  Bäder).  \  iclc  iiitcresÄ.  Data  bei  Drechsler.  Icbcr  Uraud,  l'cbci- 
«cbweniu.  «.  Krieir  eb.  l,  203—213. 

b)  ]f elioration  des  Guts. 

Vtrl  aoch  Drechslor  I,  143  ff.,  t70  Ii',  paaum.  lUoioof  er  S.  201  «, 

Die  frHber  Torkommende  allgemeine  Voraebrift  im  Pacbtvertrag, 
sa  meliorireD,  ist  praetiflob  ziemlicb  wertbloa.  Viele  einzelne  filtere 
Voracbriften  bernbten  auf  einer  nngenUgenden  und  unlilaren  Er- 
kenutniss  der  Bedingungen  intensiver  Cultur.  Das  Wiebtigste  bleibt 
dieGewftbrnng  so  langer  Pacbtperioden,  dass  derPacbter 
selbst  genügendes  eigenes  Interesse  am  Melioriren  hat.  Bei  kost- 
spieligen Verbesserungen,  welche  sehr  im  Interesse  des  Ontes 
liegen  können,  miiss  der  Pachter  entweder  (ieii  Aiilwaiul  uach 
Ablauf  der  Pachtzeit  an^xrnesseii  \  ergtitet  i-i  Lalten  oder  ilnn  \  <>r- 
Hchuss  gegeben  oder  die  Melionition  auf  Staatskosten  unter  Bei- 
tragsleistung des  Taeiiters  ansget'tllirt  werden. 

Hierher  irehört  bcsondtrb  die  Trociictile^uHg  durch  bwlecktc  Abzüge,  d.  i.  das 
Drainirun.    Hier  macht  die  Uasicherhoit  des  KrloLs,  der  Krhöhunjj  der  Krtra<:s- 
tahiirlicit.  wenii'  r  (wie  U'au       120  meinte)  der  Daun  d^r  Anlat:«  Si  liwi«  rui- i(. 
tlcuu  biü  rieht  Aulagc  mit  gutem  Material  u.  Ullüiibaltuoj;^  der  Ab^u^ä^rdbcu  kann 
die  Dauer  nacb  Dreebsler  f,  176  eine  uubegreozte  sein,  Wfnn  nicbt  abnorn««  Um- 
.s(äri>l< .  Xi  idcr.-'chlage  ans  il-  ni  I)rainwa>st'r,  Eindringen  von  W'ur/'  In  ilie  Anlage  vcr- 
dcrboQ.   Ks  erscheint  ah>  das  Zveclaii&!>äiK$to,  Draioiruugcu  auf  Wunscb  dot»  Facbters 
mit  StaatsroischOsseo  rom  Pacbter.  unter  irewisser  StaatsaufrichC  ausfahren  zu  lassHui, 
wobei  cinrt  bestimmte  Verzinsung  ii   Auiortisationsquote  i1<t  \  urschtbSC,  Z.  B.  5 — S*/« 
jährlich  im  (Janzen  verabredet  wird.    Doch  ist  die  Höhe  der  Amortisations<iaoto  nach 
den  concreten  Vorhaltnissen  zu  bestimmen,  eine  -^.uu  allgemeine  Kegel  läast  si<'h  nicht 
(iafür  angeben.    Beider  Parteien  l<it'  icssen  sind  eben  p.issend  tu  combinii  t)  In 
Prftossen  halte  d  r  Pachter  fruhi-r  die  Kost-ti  n^^iK-r  Drainiruntien  gan^     Ibst  zu 
iraireu,  ohne  Ersatzanspruch ,  was  für  dcJ»  Staat  wieder  das  Wohlfeilste  war,  aber  die 
DrainirunfifeD  natürlich  selten  machte,  zumal  in  der  splteren  Zeit  dos'Pachtcontracts. 
Iii  Hannover  erhielt  (b-r  Paolifer  die  Auslagen  wieder,  sowi-if  >ii'  hc\  «incr  ani:erae,->s. 
Abäorbiruugsscala  noch  nicht  beim  Ablauf  dt»  Contracts  ersetzt  waren.  Neuerdings 
tiind  jedoch  auch  auf  d.  prensa.  Domänen  g^visse  StaatHuntersttttzuniren  gerade  zn 
Dniirurun.rs/.\r.-cken  pewiihrt  worden,  indem  seit  l^Os  (K'cscr.  v.  5.  Mai  l'^lis»  die 
i!»cebundluug  die  ilersteUuQerskosten  vorscbo:*»,  ge;reii  5^^  Zins  u.  3"  „  Auiürti:>.,  zuü. 
8"',.  (seit  ISlb  ztt  5  u.        zus.  Seit  18<f2  (Ifcscr.  v,  S.  April  18S2i  erfoljrc« 

diese  Darlehen  aus  den  Komis  der  Di>m.inenverwalt.  zum  f^leichen  Satze,  aber  unter 
(iowahnni'/  einiL-^er  weiterer  \'ürth<ile.  <S.  (K'lri<  hs  .S.  .-!"i>  (f<-^Hmmtküstenaiischl. 
(l.T  auf  d.  Dom.  noch  zu  bewirkenden  Dniiniruntren  .'>..')  Mill.  M..  lui  Etat  I'.  |s*»3/sl 
-ind  (tOO,000  M.  ausn:est  t/t .  u.  d.  T.  ..Darlehen  an  Dom.jiachter  f.  Ausführung:  von 
,Mcliorati"n>'ii.  bi  >.  v.  Draitiinnui  n  .  \  A  Se.eli:^,  Das  \  erhaltniss  zwischen  (»uts- 
btjrrtfchaft  und  Pa<  htcni  bei  «ier  Drainirung.  2.  A.  Kiel  l^äb.  Beü.  Dr.-chbler  1, 
]7f — 1T9,  auch  über  Erbat  taug  der  alten  Drainirungen.   Rlomeyer  S.  210  ff. 
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i)  VerliOtangeiner  Deterioration  der  Grnndstttcke. 

8.  imtncDtl.  wieder  Drechsler  1,  143  IT.,  bes.  274— 2SI.  Aach  Blomeyer 
im  AlHichii.  V.  d.  BewirtLticbAfL  d.  Gate,  pawim,  S.  166—201.  Uta  §.  120. 

In  den  Vertrag  wurden  früher  besonders  auch  solclic  \\c 
diup;ungen  autgenommen,  welche  den  .Staat  ^jcj^en  eine  aussaugende 
(►der  sonst  verderbliche  licwirthschaftungsweise  sichern  sollen. 
Viele  der  llblichen  Bestimmungen  sind  durch  die  neuere  Wissen- 
schaft und  Praxis  veraltet  oder  .selbst  als  unrichtig  i  r wiesen. 

Sio  waren  ans  der  maojipelbartcn  Kcnntniitö  der  Pflaozonernalirunpilcbre  uud  «icr 
MitwirliiiDL'  specicll  des  Bodens  zarEmihrong^  der  Pflanzen  herrorf^ciranircn  und  riti' 
facb  Foljrcnin;ron  der  älteren  Lehre  von  der  Statik  des  Ackerbaus.  Die  ncmii« 
Liebig'scbc  Affrirulturcbeniie  und  die  Pflanzen iiliysiolo^ie  liabRn  jetzt  andere  Ansichli-n 
verbreitet.  Danach  können  auch  viele  ehemals  als  uiuiujgangUcU  betrachtete  Be- 
st hränkuni^cn  des  Pachters  granz  «'eirfallen  oder  iKileiitond  rereinfacbt  wenlen.  Schon 
Iruln^r  sah  man  übrigens  ein,  wie  IfnTi  tj.  120  li-'tncrkt.  .  ..il.iss  man  si<  Ii  Mit  >mI  he 
]i<-^timinungen  beschninkcn  muss,  deren  Nichtb(;toit2;ung  iei<  ht  wahrzunehmen  ^.i  uud 
die  den  Pachter  nicht  in  nfltjdiclicn  landvirtlitchartlichcn  Untemehniunfen  hindeften: 
dahin  .v<'hör;e  das  \  erbot  des  Verkaufs  von  Mist,  Stroh,  II'  u.  Kartoffeln  und  K  jii'«-  !- 
rubcn  ohne  bcsoodcrc  Krinubniss.  und  eines  zu  sehr  erschöpfenden  IruchtwecbscU. 
die  fleiclimilasffo  Bedüngnn«,^  nnd  Bearbeitung  der  Felder  In  Verblndonir  mit  der 
Führung  von  Dünge-,  Saat-  und  Arbeitsverzeichnissen,  das  Verbot  vun  I.  Einfuhren. 
iScätioimungcn  Uber  die  Krhaltnng  der  Obstbäume  n.  s.  w."  Jetzt  hält  man  von  solchen 
Btt!»chränknngcn  das  Verbot  dos  Vorkaofs  von  Futter.  Stroh  and  Dflnircr  noch  anf- 
recbt.  wenigstens  da.  wo  e^  zweifelhaft  ist,  ob  der  Boden  ohne  Stallmistdungun::  in 
scin<  r  Krfragsfähigkcit  erhiillcn  werden  könne.  Statt  cin<-8  solchen  Vcrlwls  kann  di- 
contra,  tliclie  Verpflichtung  d<  s  Pachters,  durchschnittlich  jährlich  eine  gewisse  M«>nge 
Phosi'borsnure  zur  X  crwcndunir  anzukaufen,  eintreten. 

Na  li  Drechsler  I.  2*^4.  Iii  r  nii.  h  der  Vorschlag.  «Icni  Tri  litor  in  n<fr 
<les  Strohverkaufs  mit  Ausiiahuic  des  letzten  Jahrü  ganz  freie  Hand  zu  lassen,  gt^ea 
die  Verpflicbton;.  die  aas  diesem  Veriaaf  erlangrte  Geld«ninnie  zvoi  Ankauf  kottst* 
lirher  DUntrcinittcl  zu  crnenfli^ii.  \  -l.  d.  ]ir' ir>??.  l'nf  hflx  stiinrniinL-cn  v.  19S2  t', 
10.  Hier  U.A.  Verkauf  v.  (iras.  Heu,  Urumract,  Klee  u.  andren  Futtciiräatcra,  Fatter- 
rOlMMi.  Kartofleln,  ancb  m  den  zum  Fatter  dienenden  ItQcItelididen  der  Spiritus-  v. 
Sl.irkefabrikcn  ohne  Genehmig,  d.  K'egierung  verboten.  Ferner  cb.  §.  S:  ../.um  Anlia« 
V.  Zuckerrüben  darf  dasselbe  (irundst.  ohne  nusdniekl  (icnehmiir.  der  Kegicr.  nicht 
öfter  als  2  mal  in  je  G  Pachtjahren  benutzt  a'crdcn.  .Vu'  h  dürfen  niemals  2  Kubea- 
ernten  einander  unmittelbar  feieren.'* 

kj  Andere  Vertrags  best  immun  gen. 

Sie  bütreifcn  /,  Ii.  die  Jahreszeit,  in  welcher  der  Autritt  des  ucucu  l'a«hl.  r» 
vor  «ich  gehen  soll:  am  t^;bHr.hsten  ist  der  24.  Jani  (JobaiinfK  nm  Passendsten  wät* 
bei  uns  wohl  <l  r  1.  .Inni.  Wird  dieser  nicht  v''<^^*^>hlf .  so  f  inii(i<'IiU  sich  statt  d»> 
24.  Juni  der  1.  Juii,  um  sich  müj^iicbüt  an  die  bürgert.  JvintUcUang  des  Jaii»  aiua- 
f^ebliesse»,  was  auch  die  Biralifabmnjr  crleiebtert  Nor  in  Oesterreicb  der  t.  Joli, 
in  Preussen  d.  24.  Juni:  inanchfache  anln  Termine  in  .inz«  InendeutÄchen  Sta.»tcn 
(Näheres  bei  Drechsler  I,  51 — ött).  i  erii<  r  \  •  rbot  der  Afterpai  ht  ohne  besondere 
»laubniss,  wo  nemlich  jene  landrechtlicb  erlaubt  ist:  die  Iksttmmun'j: .  wer  die  aaf 
•lern  (mte  ruheodeo  La.sten  zu  tm-  iin  habe:  die  Tormine  zur  Kntrichtun;.'  de» 
l*;Klit/inse.s,  (in  I'r^nssen  z.  U.  4  Katen  pracnnni.  1.  Jnni.  l.Sept..  1.  Doc.,  1.  MirX'; 
noch  weitere  llestiujuiungen  für  den  Tudesfall  des  Pacht<,is  u.  dgl. 

Zur  C'ontrole  der  Ertüllung  dieser  Pachtbedingnngcn  wUlirctjd 
der  Dauer  des  Contracts  erfolgen  Visitationeu  darclt  Beamte 
der  Domänenverwaltaug. 
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C.  Erbpacht. 

S.  !(au  5.  A.  §.  130—136.  Icli  habe  die  Erbpacht  schon  in  vor.  AuM.  §.  178  ff. 
norh  onfsi  liio(l<  i»i^r  befürwortet,  als  in  d.  ü.  A.  Kau  s  §.  150—15.'). 

Iiir  Siiutli  Ih;  Natioiialnkoiiutiüc  war  der  Erbpacht  im  AtJu^cuit  iiiei)  abhoM,  weil 
^^«;  Qb'Tall  ilir  IiJt>l  ..fr.'ii  s  Ei^-  ntliiirn"  /irr  (ii'Ittin^  brintren  woIJte.  Sic  ulicrsah  aUot 
ui<-ht  nur  die  gruud^ät/lichen  liedenlicü  alles  privaten  <iruuüei*i(*uthuMis,  den«:ii  treilu  h 
wii'hti);«'  Vortheile  ireevtiüber  stchcu  (ü.  Wtgner.  Grundle:;.  2.  Abth.  K.  4).  sondern 
Mirh  dcu  L'oistaud,  das8  „freies  Griinfleiut  iithtim "  n  i*  boiueii.  im  heutigen  lieohte  gut- 
•;eUeisi>eueu  Coa&ü«|UcQzeD .  freier  Theilbarkeit ,  \  eiati»$erlichkeit,  \  ecschuldbarkeit  (in 
iler  Form  der  Kapitelrerschaldaog!  8.  Gmndteir.  §.  ä2$>  meist  nar  ficiiv  freits, 
ibatüächlirli  in  Fol-  '  der  Verschuldunsr,  Verpfaudun-  ii.  s,  w.  riel  gebundeneres 
iiasiUUium  w'<  rden  kann,  als  da&jcni^re,  welches  der  Kibpächtcc  hut.  Die  Üüdbertus'- 
scbcn  Lehren  (Kentenprincip  s.  des«.  Creditnoth  des  Gmndbesitzus,  2.  A..  H7ß),  dio 
iieoercn  oft  nn£ilii:tti;nB  Erfahrungen  mit  freiem  kleinem  (irundeigeuthiim  nnd  die 
iiünsli-t-ii  Hrfahrunfren  mit  Erbpachten  auf  den  Met  kl'  iiburii'51  licn  I>omäncn  habfu 
jene  liühdcji  einseitigen  Ansichten  beriditigt  in  Prcussi  n  l^t  di':  1  raire  durch 
Anrcsrunv'^en  von  rencbiodcncn  Seiten  neuerdingt  wieder  lebhafter  u.  mehcfacb  in 
einer  dor  ErbinK  lit  sympathischen  Weise  erörtert  worden.  S  i>e>.  d.  \'ciliandlungen 
des  preuss.  Landcsökon.collcgiums  1S77,  Nasse  in  d.  landwirtiis«  b.  JahrbU<:iierA 
liuprecbt,  Krbptcbt,  tiOtl.  tbS'L  In  der  Fin.wiits.  irA  die  Frage  natürlich  nor  ebeii 
zu  iMTiiIiriMi,  si  *  gehört  in  die  Aüfrariuilitik.  Im  Fdljondeii  ist  ilie  Darstelluni;-,  die 
ich  wttseatlich  im  Auschluits  an  Bau  in  d.  vor.  Aull,  gab,  hier  jct^t  mögiicluit  in- 
sAtBoiengezofroo  worden.  Ueber  die  reebtlich»  Seite  die  Werke  ttbor  deutsrh«« 
KeehtsgCbchicbtc  u.  deutsehe.s  Priv  atiei  Iii .  so  ^.  Yi.  die  neueste  Bearljeituil^  den 
(iegeuslauds  in  Stobbe,  D.  Priv.recht  iBerl.  iSsH),  2.  A.  II,  §.  132. 

Die  Erbpacht  kommt  im  deutschen  Uccht  in  rorncbiedenen  Modificaiionen  vor 
und  hat  auch  rechtlich  viele  Aebnlicbkeit  mit  der  Emphytcusc  des  rSmisrheii 
I.'i'<  Iitv.  Sie  Msst  sich  nach  den  concrcten  Bedürfnissen  auch  ferschiedeu  gestalten, 
wa»  lur  die  i  ragc  ihrer  W  icdoreinfiihrung  zu  beachten  ist. 

§.  230.  —  1.  Wesen.  Der  Pachter  oder  sogen.  Erbpaehter 
erhält  nicht  wie  der  Zeitpacbter  aul  einen  benannten  Zeitraiiuj 
(Keihe  von  .labren^  sondern  auf  die  GescliJechtsdauer  ein  erb- 
liches B  e  n  u  t  z  u  n  g  8  r  e  c  b  t.  Seine  sonstigen  VerfUgungsbeliig- 
nissc  sind  mehr  oder  weniger  beschränkt  zu  Gunsten  des  Eigen- 
tbttmers  oder  an  dessen  Einwilligung  gebunden,  so  besonders  der 
im  Uebrigen  gestattete  Verkaat'  und  die  Verpfändung.  Die  Gegeo- 
leistungen  des  £rbpaehtei8  an  den  VerjMichter  bestehen  in  der 
Zahlung  einer  ersten  Einkaufs  summe  (Erbbestaud- 
geld)  beim  Beginn  nnd  einer  jährlichen  Pachtrente 
(OrnndzinSi  Kanon).  Das  GröBaenverbältniss  dieser  beiden 
Leifltnngen  kann  beliebig  normirt,  ebenso  die  Facbtrente  in  Geld 
oder  Fruchten,  welche  letztere  in  natura  oder  nach  Geldpreisen 
zn  entriehten  sind,  stipnlirt  werden.  Bei  £rfliHnng  der  Vertrags- 
massigen  Leistungen  ist  der  Erbpacbter  in  seinem  Besitze  gescbtitzt 
nnd  nnterliegt  keiner  wiUklibrlichen  Kündigung  des  Eigenthttmers. 

2.  Beurtheilung.  Die  Erbpacht  hat  fHr  die  Domänenver- 
waltUDg,  ftlr  welche  sie  hier  allein  niher  zu  betrachten  ist,  manche 
Vortheile,  welche  durch  die  etwaige  geringere  finanzielle  Rentabi- 
lität^ verglichen  mit  der  Zeitpacht  und  mit  der  Kente  des  erlosten 
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Kapitals  beim  Verkanf  nicht  nothwendig  aufgewogen  werden.  Sie 
mnss  aber  überhaupt  nicht  nur  nach  ihrer  tinanziellen  Seite  und 

auch  nidit  bloss  nach  ihrer  Wirkiiri:  mit"  die  l;uid\virtb.><chattli(  he 
Pritdiutioii ,  sondern  unter  UnLStiindcn  zugleich  als  eine  wiehtii^e 
Maassre«;el  gesunder  Social politik  betrachtet  werden. 
Dciiü  öie  kann  zur  Kilialtung  oder  (irlindung  eines  tüch- 
tigen Haiierstaiids  dienen  und  auch  kleinen  Leuten 
(Arbeitern)  zu  uudhe.sitz  verhelfen,  ohne  die  Gefahr,  sie  voiu 
Orossgrundbcsitz  und  Kapital  bald  wieder  verdrängt  zu  sehen.  Die 
V ererb pac  b  t  u  I) g  der  Domilncn  ist  daher  eine  Muassregel, 
wciebe  illinlich  wie  der  Verkaut  der  üomilnen  in  kleinen  Stücken 
zu  beurthcilcn  ist  (§.  •220),  aber  Vorzüge  vor  diesem  bietet.  Dies 
hat  man  neuerdings  wieder  mehr  erkannt  und  benrtlieilt  sie  des- 
wegen wieder  günstiger,  als  es  eine  Zeitlang  der  Fall  war. 

Schon  nach  der  fruherea  AnfTassiiiiir,  wie  sie  hei  Kav  {%.  131  IT)  heirortritt, 

allerdings  altwfii  liriid  von  i\rx  viuli' mchenden  Ansicht,  wurden  erheblich«'   \  or- 
theiln  der  Krbj'.acht  nkhl  verkannt:  so  verglichen  mit  der  /eitpacbt  die  frroäte  Ver- 
pinfachnng:.  daher  die  Verwohlfeilening  der  \  erwaltnnfif  für  d«*n  Staat:  die  hemnt 
Bewirthsrhaftiuig  des  (iuts  ihirch  dm  hieriiei  /icmiich  wie  ein  Kigcnthtimcr  inter»^<sirten 
Krhpa*  h(cr,  woraus  sii  h  auch  für  den  Staat  die  Möglichkeit  einer  höheren  rarbtrenti- 
(aus  d«!U  Zinsen  des  Krbbestandgelds  uti-l  nus  di-ro  Kanon r  ergebe.   Kau  betont  dabt-i 
(i^.  I-<2K  daäs  „diese  \ Ortheile  dann  am  Grössten  wurden,  wenn  dio  Krbpaeht  mit 
rituT  Z I  rs I  Ii lagu n g  (Diäuicinbration.  Abbau)  der  srn>s-'eii  Ddrnäiienhide  in 
kleinere  (iuter  in  \erbinduiig  gesetzt  wird",  wiu  es  ucbrt'aeti  ge<:icheben  ist.  alt» 
HaMregel  der  inneren  Golonimtion  und  der  Hehang  der  Lendernsnltor  im  tK  Jalff^ 
hundert.    \  i;!.  Kau       i:52  Nofe  a  u.  vor.  Auf!    ili  'Ses  Bands  S.  411  Nnte  TT  mit 
versobiödeuen  alteren  Daten  u.  literari^ehen  I^achweiscu.    U.  A.  beganu  ITtU  m 
preacsischen  Stute«  nm  einen  h5heren  Ertrajr  aus  den  Dom.  zu  eixielett.  «in« 
\  ererbparliniiig   iler    DoniänengUfer   u.    son^t.    iVrtiii'  ii/^fiicke    ntit  Parzellirong 
der  Vorwerke.    Die  übcrcihe  Msssregel,  die  zudem  viele  politische  tiejmer  hatte, 
blie)»  ohne  die  g:ehofrten  Kesoltkte  und  wurde  deswegen  171U.  1711  mit  groaicr 
Muhe  wieder  ruck^iliigi^  gemacht,  Riedel,  brand.  prenn.  Staatt»hau8h.  S. 
liegen  die  Nützlichkeit  (ler  Sache  im  Allgemeinen  kann  man  aus  diesem  Misslins;*» 
keinen  Beweis  nehmen.    Friedrich  II.  zerthcilte  und  vcrerbpacbtete  über  SOO  \vt- 
werke ,  l'riedri<  h  Wilhelm  II.  setzte  dies   bei  drei  Domänen  im  Oderbruebe  fort 
und  Fricdr.  Wilb.  Ilf.  li'  «"S  eine  grössere  Anzahl,     ■>t,rifler<;  in  OstpreussÄ-n .  in  Krb- 
Itacht  güben.    In  Ansbach  (Hd?).  B&iioutb  (KtKi).  Waldeck  (1755).  ilessen- 
Parmstndt  (HTS),  Böhmen  (1776^.  der  Rheinpfalz,  fing  man  an,  diese  Bei- 
spiele nachT'tiahtrH  n.    In  den  dänischen  Staat-  n  jr^^^'^hali  dies  seit-l7tiS  in  gross**: 
Ausdehnung  ujid  mit  gutom  Krfolge.   Auch  iu  Mecklenburg  gnechab  es  häa%  u. 
seit  1840.  dann  besonders  seit         wieder  in  grosserem  Maasse.  iKadi  Raa  a.  a.  o.l 
Mecklenburg-Sehwerin  haffr  |h55  7.'»  grössere  Krbpacbtböfe  V'>i»  iinir-rilr  '^'^n  j.r  V 
mittlerer  (iriisse  u.  I.'t2l) bäuerliche  ErbpachtgUterroa  durchschnittlich ib,<i^>tj|uadr.-l»'utk, 
—  i:..']  pr.  M.  u.  72HS  Büdncrstellen  i.  D.  von         (,|uadr.-Kuth.  —  Ift  pr.  M.  Bei- 
trüge, IV.       ris.    Auf  dem  Sch  w  erin  '  srhen  Domanium  bctrujr  lie  7jM  der  Krb- 
pachtstcllen  l^.Ti  AM.  1M7  ^''.'2.   1*>.')7  1250,  IS70  iSS.t,  1**7J    '.»i  .'t  —   mit  als 
]\Iassregel  zur  Hemmung  der  Auswanderung  dient  diese  Kinrichtuu^; .  dtc  auf  den 
mecklenb.  Kittergilteni  sehr  zum  Nachtheil  fehlt.    Vgl.  Ber.  d.  mccklenb.  4^tnmii». 
ub.  Arbeiterverhalinissr .  S(  hwer.  187H.  d.  Kefer    v    Schuhma«  her-Zarelili  [i 
S.  b.*{.  Vgl.  auch  Hü  11  mann,  Ge!>cbicLtü  der  Hom.-lien.  S.       —  Krug,  Natvonai- 
reichth.  des  prenss.  Staate»,  II.  418.  r.  Rftnne,  Domanenwesen  d.  prenss.  Staates 
S.        Leber  die  Massregeln  Friedr.  II.  Stadel  mann,  Preassea«  Kflniips  in  ibi«r 
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Thätigkcit  f.  U.  Laitdeticultar ,  11,  Ii  Ii.  (Leip/.  IbSl,  Pablic.  aiu  ü.  prcusä.  bUuU- 
arohfren  B.  XI). 

Auch  die  mauclierici  practiscben  und  principiidlen  Einwcndu  n  .c:cn  gegen  die 
Erbpacht,  besonders  im  \  erglei  «  h  mit  der  Zeitpaoht»  hat  schon  iJ.iiMg.  1"'.':. 
KU)  mit  Kocht  ni«  ht  als  ausschlaggebend  anerkannt  Sie  fCTlieren  ihr  Gewicht  um 
so  mehr,  je  mehr  mau  r]>,n\  in  der  ailgemeimreu  VererbpacbtUDg  ein«-  Mnssregel  der 
I.andc3culiiir-T'>jlitik .  nicht  nur  ''ine  finaii/iollo  Frajrc  sii^ht.  (jo^joii  di-ti  linan/ielhMi 
N'achtheil,  dasi  der  in  (»cid  gesct/te  Kanon  bei  aiiikcudem  tiebiweiiJi  und  steigendeti 
Getreidepreisen  fi»r  den  verpachtenden  Staat  einen  immer  kleineren  Werthbetrag  er- 
reicht, kann  sich  der  Staat  durch  Stipulirung  des  Kanuu  in  b'rllchten  i einschliesslich 
anderer  Uadwirtluicliafiliclier  Producte),  zahlbar  ganz  oder  theilwei^c  nach  mehr- 
jährigen Onrclischnittsprds«!!  oder  nach  den  Jahres-lAarktprciiteD,  Unllnglicb  sithflt^cn. 
I)io8  \  erfahrt  n  lit  mit  d«ro  Wesen  der  Erbpacht  und  mit  den  von  dieser  zu  erwarten- 
den gttustigea  Folgte  für  diu  bessere  Bewirthschaftunir  dos  Hodens  nicht  im  Widersproch 
und  ist  in  der  Praxis  ftfterti  angewandt  worden  (<  i>t]>reiissen.  MecUenbnrfV  z.  B. 
im  ostpreo ssisebeo  Kauimerd«-partcment  Stipulirunir  dos  Kanons  halb  Ijc^^vn.  liaP* 
(i<Tst<i  ;  d«-r  durchsrititittli -Iii'  Marktpreis  »  inrr  .S(»jiibriir*'ii  P<'riod<'  w  ir»l  währ<-nd  drr 
lolsr'Midi  u  ;{0  Jahr»-  zur  H  v.iihlunir  anirt;w«  nd<'t,  doch  darf  dt-r  Mitt«  lpr«  i9  der  »  in.'ii  P<  riodv 
nicht  üb«T  das  Doppi  It^  vom  Pr<  is«'  di  r  v<irher'_'eli<  nd<  ii  sn  iireii.  Krng,  Nat.-U»  icb- 
tiium  II.  12.  '  (•  k  1'  Ii  Im  TL-^ ,  d«T  in  G<  tr<  idt  aiiL'-*?' f/»'  hmtciit  wird  nach  20  j.ibr. 
Durciischnittspr<-is<-n  b'-zaiüt.  ^Itan.)  Ji-  m'  hr  die  h^irut  rwiitlix  lialt  Jiinu  r  ander«- 
Prodoctionazwd^  in  der  Landwirthscbaft  zurücktritt,  desto  w riii-M  r«icii<-n  iit 
ziii^«'  iti  Getreide  für  den  beabsichtiirtcn  Zweck  aus.  Animalisi  ]).  l'rixliK  t- .  TTamlek- 
jrew  aciise  ött-igcu  auch  vielfach  stärker  im  Preise.  Die  allerdings  wei;i-ii  dt  r  Qualitats- 
dilTercnxen  noch  scbwiitriip^TK  Festsfützunir  d«*»  Pachtzlnsp9  od.  Kanons  mit  In  Qaantitsttfii 
aolcber  andrer  Prodnrt.'  tnüsst'  dali-  r  v^  rsurlit  w-erden. 

Angesichts  der  groüöen  Stcigeroug  dur  Grundrenten,  welche  z.  B.  die  Zeit- 
pachten  der  Domänen  cooitatiren  (s.  S.539),  und  bei  dem  Umstände,  dass  dieseSt.-igernnfr 
notorisch  SUR  guten  TlMil  nicht  auf  individuelle  Lei^tangen.  Kapitalzufuhning  n  ii.  s.  w. 
des  Landwirths.  sondern  auf  allgemeine  Vorg  inge  in  der  Volkswirthschaft,  wie 
steigender  Treis  der  iJodcnproducte,  sinkender  Goldwerth,  weiterer  Absatz,  grössere 
Volksdichtigkeit  u.  v.  :i.  iti,  zurückzuführen  ist,  muss  ei)  -  solrbe  Theilnahrac  des  Staats 
als  Vererbpachter  an  diesen  Vortheileu  gewünscht  werden.  \  gl,  die  Daten  aus  Mecklen- 
burg in  d.  iSer.  d.  (Jouuoiss.  z.  Prüfung  der  Rcnteutheorie  v.  Rodbertus.  Berl.  1S7I. 
Befer.  v.  Scbuhmachep*Zarcblin,  S.  4£,  Ober  die  „aufsteigende  Bewegung  der 
l.nridw  iitlisrh.  flrutid»  rnf«-"  J\v'\  im  Ganzen  nur  weni?  verrmdertem  Arealbestand  stieg 
die  Aufkunft  am  Zeit-  u.  Erbpacht  i.  1750—51  an  von  111,040  Thlr.  auf  .'^3,401 
in  17*5—76,  879,213  in  1800—01.  564,359  in  1829-26,  935.041  in  lb49  — 50. 
•».*.■;. '!!»"  in  1*^G^  In  einem  Amte.  J-i:-  k-ine  ^^esenil.  Verundcr.  erikbren,  war  die 
Zeit-  Uüd  Erbpaclit  1750—55  jährl.  ll,12x  1^45—50  32,677  Thlr. 

Ancli  die  Trap:weitl^  der  Beliuuptuntr,  dass  die  Erbpacht  darcltaus  weniger 
^'ortlleile  als  d<  r  \  erkaiif  von  Domanenland  und  mithin  der  U eben; an ir  des  l«-(ztereu 
in  Prirafjrrnndeitrenthum  biete,  beschränkt  Kau  ''§.  b-^n  it«?  rirljtiL;.  wf-nn  <-ran(-h 
d<-n  cutöclieidenden  (ii  sichtspunct  beim  \  ep^^leich  zwischen  Erbpacht  und  l'rikat- 
trrundbesitz  noch  nicht  lierMU  In  bt :  denn  wii  litiuer  als  seine  an  sich  rictitigt» 
Bcw.  istührong  zu  Gunsten  der  Krlij>;ir!it .  wob  -i  wirdt-r  nur  das  Productions- 
intcD-sse  berücksichtigt  wird,  ist  noch  der  Umstand,  den  die  Gegner  der  Erbpacht 
und  die  Anbinger  dos  frt'ien  Grundeiprentliums  Uberaehcn,  dtam  der  Za>eck  d<s  V>r^ 
Laufs  der  Domänen  kleinere  T.and^^irtlie  -jrar  nicht  siclier  ■  m  irfit  wird,  weil  di-- 
gloich  anfängliche  oder  die  später  so  kicbt  eintretende  Verachuldung  der  Besitzer  oft 
zn  deren  Enteiirnunir  fttbrt  Die  Lag«  des  Erltpichters  ist  viel  sichen^r.  (S.Wagner, 
(irundl.,  §.  •'i2'-'  .  Viel  lieber  Erlipkcbtrr  nnt  f.  st. m  Br-sitzrecbt  u.  festem  Kain-n. 
verschuldeter  EigentliUnier  mit  kündbaren  Hypotheken  und  wrchselndem  Ziiisfussel 
Selbst  das  Prodnctionsintcresse  bei  der  Erbpacht  ist  femer  häutig  bi>^er  als  beim 
Verkanf  gewahrt,  weil  dem  Erbpächter  nach  Ktifrichtung  des  Erbb«  stand irclds  mehr 
eigene  Mift.'I  als  b<-im  Ankaufe  als  Betriebskapital  bleiben.  Hier  zeigt  sich  bei  der 
Krbpacbt  in  almliehcr  Vorthcil  wie  bei  der  Zeifpacht,  im  Verirleich  mit  dem  Ankauf. 
Einzelne  fiir  die  Entwicklung  der  landwI^tll■^l-ll:l^tli''lleIl  Cultur  naehtbciligi-  oder 
«niiMtliii;.  R  sfhriinkunL'-eii  der  \  rftigunv'sbefugnisse  des  Erbpacht«  r>.  /.  B.  hinsirhtlich 
der  \  erand'  TUijjc  der  Benutzungsart  des  Bodens,  gehüren  nicht  zum  We^ieu  der  Erl>- 
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}>aclit  und  gi'statteu  euie  Moditicaüou.  Scliou  Kau  Liim  tklicr  «i  dem  Ergvbiubi 
(.§.  136),  da»  die  „Erbpacht  nach  dicK'n  Belrachtuogcu  flir  Domauial-HoQfütrr 
woBfiitiicbi!  VorzHttr«)  har\ 

§.  231.  --3.  EntscheiduDgiler  Erbpacbtfrage.  Das  Ver- 
biet gegen  Erbpacht  ist  in  der  indivldualiatiscben  NatienalOko- 
nomie  eine  einfache  Conseqnenz  ihrer  Grundanscbau* 
11  n gen.  Auch  Ran  wagte  davon  nicht  abzugehen. 

Kr  siigt  §.  186:  ]>cr  Erbpacht  ,^ht  der  in  der  b<tn%eii  VollttviithichaftspoUtik 

aii'4<'iioiniii«-ii'-  Grundsatz  •-i)tir<-!r<'ii ,  dass  di<;  Hefreiong  d<  r  (iniiidciirenihüinrr  od'-r 
(!rl»lii;lu'u  Nutzüieäsor  von  allen  \'<  rl)iiidlr>  Iii.' iteii  jr<'>r*^"  di.-  Kealbero'  litigten  (duu- 
tii-rrcii)  m  iMfurdcm  >ci".  Daraus  tolgm  aucJi  K'au:  „dass  mau  koiu  neue» 
dauernd»  s  l)üu<-rli('licü  \  rrpflicb  tongsrerh  altii  i ss  mtstrheA  la&><  u  .  oder 
(>s  w«.•nig^t•■llS  8o»ltiicli  ablA^ltar  tii»(-bcii  doli,  und  da>s  auch  die  rorbaudnieu 
>'.rl»pac lit--r  iu  dcu  Staud  ue>«-tzt  \v<'rdfti  mUtiseu.  das  nur  mit  rinem  abh»»- 
lirlicn  (irundzinse  bescli wi-rte  Eigentlium  tu  erlanren.  Mau  «ird  daher 
in  vieli'ii  Fallt  II .  wo  rtrati  ii  sonst  /ur  \  freil)pacbtuug'.  ;il>cr  lunh  ni<l»t  zu  dcui 
\  eiiaufu  eiit'Nchlo^:j<-ii  liaben  m  iird<-,  hei  der  Zritpacht  ;i(chcn  bleiben. "  Mau  k«iuuc 
nur  vt«'a  „ÜotDüneii  ao  rerkaufen,  daas  riB.Theil  des  Preiaea  aislndd  >»aar  entrichtet, 
für  «Ion  andern  Tbeil  ein  aldü-'iarer  Urund/.iu>  aualieduuircu  wcrd*-.  w>'l-  h  T  si-  h  nach 
üetri-ideprui-Heu  regele,  und  dexMii  Ablü«uD|r,  wenn  >iü  vom  EigenUiumcr  l>cg«^ 
werde,  nach  dem  durch  jene  Preise  bestimmtcD  6('ldl>etrafe  de;»  letzten  %ntnum< 
iTlolge'*.  Alh  oi'ulls  ..ki»tintc  der  (irund/in^  aur.h  auf  eine  gewisse  nirht  /n  V.winti  />-it 
unablosliar  gemacht  «erd<-n,  od«T  man  kiainte  ausnahmsweise  cin<Mi  hrdn-rcu  A^>kanf>- 
betrag.  z.  Ii.  das  oder  25r&chc,  verabrodeu".    Kau  hat  sich  hier  aUu  gr".-« 

i^eiiie  eif?eDe  UelieneogiiDf  der  Ververfoiiic  der  Erbpacht  accommodirt. 

Kichtiger  ist  es  wohl,  zn  bekeuDcn,  dass  eine  solche  Verwerfung 
des  Instituts  zn  weit  geht  nnd  die  Erbpacht  bei  den  Domftnen 
des  Staate  im  finanz-  and  ▼otkswirtbschafTJiehen  wie  im  socia)- 

politischen  Interesse  mitUDter  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 

günstiger  als  die  Zeitpacht  uud  als  der  reborgaug  des  Staats- 
grundbesitzes an  J'iivate  zu  beurtheileu  ist.  Namentlich  bei  ciuer 
Zcrstückel  ii  ng  der  DomUncn  aus  (irliiulen  der  Landescnltur  und 
der  Socialpulitik  verdieot  sie  den  Vorzug  vor  dem  Verkauf,  weil 
sie  die  Enteignung  des  Bauern  weniger  leicht  macht,  als  diese  in 
der  heutigen  I^age,  insbesondere  bei  dem  bestehenden  Schuidret  bi, 
bei  „Ireiem  Privateigenthum**  ist. 

\  gL  auch  hier  Sombart  a.  a.  U.  £r  kommt  freilich  auch  nicht  zum  \  orächhig 
der  WiederelnfahniDf  der  gerade  in  Preos-sen  dnreh  die  Gesetzgebung  Teriwte»» 

Erbpacht.  Aber  sein  Vor>clilag,  dass  di  -  Ta\w  rehs  baar  an/.uzahb^o.  mit 
47a  ^üiü  und  der  Ajuorli:^. -Heute  iu  '6Q  jahreu  zu  tilgen  sei,  erkeuot  das  Uedenke«, 
das  dem  Verkauf  gegen  Baar  entge^nstcht 

Die  Einrichtung  der  Erbpacht  wUrdc  nach  ik'au  §.  l.Hß  etwa  in  fol!rcud<!r 
\V<-i>e  zu  treli'cn  Sein ;  B<;i  der  Z<-i-scblaguntr  grosser  Güter  sind,  je  nach  den  i>rtlicbeu 
I  mstäudcn.  mittlere  und  kleinere,  muglicbst  gut  arroudirtü  BafleixUter  und  nach 
ßedurfuiss  un<  h  kleine  Ta'iLlöhnefStellen  zu  bildea.  Fehlt  an  ErbptditHl^tifrB. 
die  aus  eigenen  Mitt«-ln  Wobnungeik,  Ställe,  Scheuucn  zu  erltan^n  \ennögen.  s«4  hit 
ditti  auf  Kechnuns?  des  Staats  zu  gi-schchen.  Der  Grundzins  « ird  besser  sogleich  bt  i 
der  Bekanutnochung  der  \  t  räu>sermig<>bcdineangen  festfeiU'tzt  vnd  nv  die  aafiUtiHklir 
baare  Einzahlung  (Erl»lios»;indgeld)  dun  h  \  'M-stfisjeriino:  ndor  li-^b«  r  nach  d"r  Tsxe 
bestimmt.  (Sombart  .S.  41.)  Ein  n-chtlicher  Anspruch  auf  Nacbbts^e  ^Uemi>>ioBt 
besieht  Jiichi,  btfi  grossen  Unglüi-kslaUeu  :iiud  sie  alier  nicht  imaifr  zu  vccaeldeii« 
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§.  232.  Aiihaujf.  Land  wirthscliaftliclie  Ge  w crks -Vorrichtungren. 
Oebäadc  und  Vorrichtuns;on  zur  Betreibung  von  sopon.  land virthschaftiic hen 
Indn Strien,  wclchi^  mit  den  Domiincn  und  meist  specioll  mit  dem  landwirthscbaft- 
Ucben  Betriclic  in  näherer  Verbindung  stehen .  wie  Bierbrauereien,  Branntu'einbrenne- 
Tden.  Ziegeleien,  Mahl-  and  andere  Mühlen  u.  dgl.  m..  bleiben  in  der  Begcl  passend 
damit  vor'iuiulen  und  w  erden  datiii  mit  der  Iietreffenden  Dororme  vorzeitparlitet.  B^  i 
der  Zerschlagung  von  Domänen  wird  es  meistens  ratli!>amer  sein,  jene  Bcstand- 
theile  zu  verkasfen.  Der  Staat  eignet  nich  gevöhnlicli  nicht  rar  eignen  Verwaltmig 
derselben  und  die  aparte  Verparhuiiii;  ma*  ht  7,11  ■grosse  Scliwierigkeiten.  (S.  Rau  §.  158.) 
Ziegelei -Verpachtung  kommt  bei  Domänen  öfter»  vor.  Bei  Zeitpachteu  pflegt  sich  die 
Bestimmung  zu  finden,  dam  es  dem  Pachter  ohne  Qeiielimiguag  desVapftchlMS  iifelit 
gestattet  ist,  andere  Geverbe  (Industrielle)  ab  die  LandwMhscball  auf  dem  Gute  zu 
betreibet. 

d.AbBehnitt 
Biuglielie  Rechte  oder  Keallasten. 

Vgl.  Ran  §.  15ß— 165.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  I.  §,  183—189.  Die  Lehf«  TOn 
d.  Gm ndtref allen  gehurt  nach  ihrer  v  olkswirtlisch.  Seite  vornehmlich  in  die  Acrrar- 
poiitik,  s.  daher  dariiher  auch  f.  Literatur,  Recht  u.s.w.,  Rau.  Voik^wirth- 
Bohaftspolitik  §.  46  ff.«  Roseher  II.  2,  Kap.  9.  Meitien  I.  861  ff*.  In  die  Finans- 
wis^^rn Schaft  gehört  der  Gegenstnnd  eierentlirli  uioder  nur.  soweit  der  Umstand  von 
EinfluHs  ist,  dasä  der  btaat,  der  Domiincn fiscuä,  der  Berechtigte  ist.  Da  die  recht- 
Ilehe  Regelung  der  Reallasten  dnrch  die  neuere  Abl68ung»gesetzgebung  hei  uns 

f'rleilii:t  und  die  AM-i-iiiii:  Ijen-itS  alli;erii<'in  tlial-rteldirli  diiteliurd'idirt  i^t ,  so  li:tt  der 

ganze  Ui^custauU  auch  wcdentlich  uur  nocli  historisches  Interesse.  Wogen  der 
dabei  in  Betracht  kommenden  Ptiacipienfi-ngen  ist  er  aber  fl^ichvohl  noch  von  allge- 
meinerer Bedeutung,  auch  fUr  etwa  nieder  einmal  vorkomuicndo  ähulichc  Fälle  (Frage 
der  Abfusun'.'*  von  (mmdsteuorfi  11.  djrl.).  Die  Darstellung  selbst  hier  jetzt  j^egon  di^' 
vor.  AuÜ  zusamuieiijäezoeen.  Für  Rcchtsgeschichtliches  s.  Kraut,  tirundr.  d.  l'rivai- 
rechts  §.  145 — 155,  v.  Maurer«  Gesch.  d.  Fronhr.fe  u.  s.  w.,  pa-N. .  l.es  III,  230  IT., 
280  fl".,  Waitz.  D.  \>rfassungsg.-sch.  pa-is..  ».es.  V,  K.  4.  S.  Is.j  (t.  Di.-  Entstehuntr 
11.  Ausbildung  der  tirundgeiulle  hängt  aucli  mit  <ler  Unlreilieit  u.  dru  Laaditbet  lassungen 
fragen  Dienste  u.  Abgaben  zusammen.  8.  Grundleg.  2.  AbUisr..  K.  1,  §.201—215,  u. 
die  dort  aiisfulnl.  aniic?.  Liter.  Ferner  f.  die  Frage  dir  Ri-seitigunsi  der  betr. 
Lasten  eb.  2.  Äbth.,  K.  5.  Ueber  die  specüisch  juristische  Seite  der  Rcallasteu 
s.  die  Werke  ttber  deutsche  Bechtsgeschichte  u.  D.  Priv.reclit,  u.  A.  Stohbo,  D.  Prir.« 
Mcht.  1.  A.  IL  §.  100  S. 

I.  —  §.  233.  Die  älteren  GrnndgefftUe.  Die  iboen  zn 
Grande  Hegenden  dinglichen  Rechte  oder  Reallaeten  sind  „Ver- 
pflichtungen tu  wiederkehrenden  stetigen  Leistungen  (besonders 
Zinse,  Benten,  Frohnden  n.  s.  w.,  —  aneh  Zehnten, 
HandlOhne,  Gilten),  welche  dem  Besitser  eines  Grund- 
stücks als  solchem  obliegeo,  so  duBs  die  Person  des  Verpflich- 
teten lediglich  durch  den  Besitz  des  Gmndstflcks  bestimmt  wird. 
DieVerpflichtaDg  ztirLeistnng  kann  entweder  in  regelmässiger  Weise 
zu  bestimmten  Zeiten  (so  beim  Zehnten)  oder  in  unregelmässigen 
Intervülleu  uur  bei  gewissen  Veranlassungen  (z.  B.  Todcbiällcu, 
Uesitz Wechsel,  —  Mortuarium,  Laudemium)  eintreten"  (iStobbe). 

Solche  Keclile  sind  von  Alter»  her  bis  in  unsere  Tage,  wie  mit  anderen  privaten 
Xandgttteni  lierrschaitlicher  Qualität  (Grundbenschaften),  so  mit  den  Domiincn  dos 

A>  Wsravr,  Fiaatuviwwn^hall  I.  3.  Aufl.  3(J 
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{Staats  reabunden  gowoaen,  aucli  bei  A  ciäusücruaK  von  Doauiueu  «ohl  zuruclbebaiteti 
woideii.  Nach  dem  i«diUfeh«!n  Ursprung  sind  diese  Hechte  f  erlierrscheiid  pri?  »(- 

rechtlicher  Natur,  hic  und  da  aber,  im  Einzelnen  nicht  leicht  unlorschciilbar.  mit  alten 
ffsten  Abgaben  öffentlich-rechtlichen  Cliirakttrs  und  steaerrechtlicher  Natur  »cr- 
mischt  (vog:tci-  und  gerichtsheri-schaftliclio  La>tcn). 

Die  bezüglichen  Einnahmen  aus  diesen  Gereeht.samen,  die 
soften.  Grundf;etäl  le,  haben  in  deutschen  und  anderen  Ländern 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  olt  nicht  unerhebliehe  linanzielle 
Bedeutung  gehabt,  bis  die  Ablösungeo  sie  verniiuderten  oder  be- 
seitigten. 

Beispiele  Baiero.  Mach  dem  A.  fUr  Wd'l — 34  war  die  Kiouahine  aus  Gruud- 
ireflaicn  im  D.  5,277, 100  fl.  rein,  die  Ko<4eii  40  Proc  ,  Laoten  5*4  Prec.  Die  B.  tfsSSf* 

zeigt  4.471,276  Ii.  Kcinertrag,  der  A.  fUr  Isö."— ßl  eine  Robcinnahme  von  .5,14?{.MH  fl., 
A.  l"^Tn  ?>22M^i  fl.  Ältere  Geßdle,  4,3110,000  11.  neu  angesetzte  Gnindänsc  nach  Ges. 
V.  4.  Juiii  1S4S.  1S.130  fl.  Naturalabgaben,  zus.  4,710.000  fl..  Ausgabe  SS.300  I. 
A.  1S77  7,7S3,600  M.  Grundgefälle,  mit  201.140  M.  Ausgaben  dafür.  lSs3  bez. 
7  ')1  u  0  183  Mill.  M  —  In  Baden  sind  di.^  (JnitidgcfäUe  neucrli«  h  «tur.  b  -In  F.  rt- 
gang  der  .Mdösungen  sehr  vermindert  worden.  Der  IJohcrirag  des  Zehnten  war  lu» 
D.  ISS»— 30  vor  der  Ablösung  1,002.94t  fl.  Deneibe  ist  fetzt  ebgolBst  and  es  finge« 
iüi  I>  1s.'4  lind  1855  474.277  fl  .  1SS2  noch  522,000  M.  Zin-^en  aus  norh  mi-^t'-bendeB 
Ablöbuitgssummeu  ein.  Bio  Geschäfte  jetzt  im  Wcsienti.  abgewickelt.  —  W  urtemberg 
hatte  bis  1B49  nech  sehr  viele  Vatoralgeftlle.  Naeh  dem  A.  1M5^184T  var  die 
KinnaTimo  ans  Zr-hnt.^n  1,475,048  11.,  aus  Lehen-  und  Zinsgütern  503.712  fl. .  di- 
Kosten  und  Abgänge  bei  jenen  iHMl  fl.  bei  diesen  12.455  fl.  Von  dem  Keii»ertnge 
ron  2,018.284  fl.  müssen  aber  noch  liele  allgemeine  Kosten  abgerechnet  weiden,  indem 
die  Ausgaben  ftlr  Naturalvorräthe  (34,502  fl.)  g^Ö^^t<•Iltlleil3  durch  die  Gefalle  re^ 
anlassi  wurden.  Dies«^  Einnahme  jetzt  fast  völlig  (noch  22',»  ,M.!^  verschwunden.  K'ierk^. 
a.a.O.  S.  1S2.  —  In  Prcussen  belicfcu  sich  die  Domanialgclallc  1847  noch  aof 
Uir.T  .ii:},  1M9  aof  8,974,000,  1 858  anf  3.134.221 ,  1861  aof  2.695.342.  1^70  auf 
1.7  11.172  Tlilr.  ..«rnmdlit  rrl  Hel»ungcn  u.  II<djungen  niH  vcrfin«.-*  Dom. -Objecten"* 
(ind.  neue  l'roviii/.enj.  «iiivon  ans  Erb-,  (irund-  u.  Domaneu/.uiö,  Kanon  u.  GeMrentcn 
für  Getreide,  die  vcrtragsmii-Hi;  nach  wechselnden  Durch>chnittsprctsen  reirulirt  werden. 
1,551.582  Thlr..  Zinven  v.  l,,ni(  tl.  In. .  nt.nrieii-  (Flnfw.  hr-)  Geldern  221 4^  für  Natnnd- 
prästationen  ^entw.  nach  kammertaxc  oder  nach  zcitwcisem  Abkommen  tu  Geld  iiezahU 
oder  in  natnia  ^liefert)  148,487  Thlr..  dir  nnbestfmd.  GefUle  88,989  Thlr.  Smom« 
d.  „gnin  lhenl.  IMxini^.  n  u.  s.  w."  im  Et.  f.  1S75  3-02  Mill.  M.  l»i  n'-.ii,.".ii-n 
amortisationsrentuu  betragen  1.998,04U  Thlr.  in  lb70.  in  ls75  6*22  MilL  M.  Im 
Et  f.  18S8i[S4  stehen  nur  noch  1 .818,000  M.  „grandh.  Hebungen'*  o.  s.  w.  u.  6.876.000  V. 
Dom.amortis  reuten.  -•  Auch  mehrere  Schwcizercantonc  h.itten  früher  erheblivh? 
Einnahmen  dic>^er  Art,  z.B.  Bern  im  A.  für  1840  318,878  Kr  von  Zehnten  und 
Lehngcfällcn ,  Neuenburg  105,000  Liv.  (zu  40  Kr.),  Zürich  1815  —  25  im  l>. 
198,750  Fr.  oder  fast  '  ,  der  Einnahme.  Aargau  A.  1846  62,250  Fr.  (d.  ille»ea 
Baten  z.  Tli.  nach  R.iuV 

Die  Sicherheit  des  Bezugs  der  Grundgefalle,  die  Aas- 
sicht auf  steigenden  Ertrag  bei  einzelnen  davon,  besonders 
beim  Zehnten  waren  ersichtliche  Vortheile  dieser  Einnahmen  für 
die  Finanzwirthschaft  des  Staats.  Diesen  Vortheilen  standen  als 
Nachtheile  volks-  und  privatwirthschaftlicber  und  mehrfach  auch 
finanzwirthschaftliclier  Art  gegenüber  die  veränderliche  Grösse, 
die  lästige  Bntrichtnngsart ,  die  HemmuDg  des  Fort- 
scbreitens im  Landban.  Fttr  den  Staat  war  namenäich  die 
sehr  ungleiche  Grösse  der  Einnahme  von  Jahr  xn  Jahr  tw- 
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gonders  Btörend ,  bei  den  KaturalgefäUea  ist  überdie^i  die  Er- 
hebung kostspielig. 

In  Hai  er  n  z.  H.  war  der  Durehschnittsertras  in  !  9  Jahren  von  1819 — 375,211,626  6.. 
jnin.  3,S94,223  fl.  im  J.  1m2.>,  max.  6,554,775  fl.  im  J.  1831,  also  resp.  74  und  125 
Proe,  d«8  DurebMhaittes. 

Diese  Nacbtheile,  verbunden  mit  allgemeinen  Strömnngeu  im 
öffentlichen  Leben,  führten  in  der  Wissenschaft  zu  der  Forderung 
der  Umwandlung  der  Grundgefälle  in  einfache  GiiaKl/.iuse  oder 
selbst  der  gänzlichen  Ablösung  dieser  Gefälle.  Diese  Forde 
Hing  haben  die  niei.stcn  euro|);ii8ehen  Staaten,  auch  die  deutschen 
im  Laufe  des  19.  Jalirlinndeils  verwirklicht,  so  dass  die  Einnahmen 
ans  den  alten  Orundgefällen  sich  immer  mehr  vermindern  oder 
schon  verschwunden  sind. 

Die  voÜ-t  M  li-T'  Abschaffung  der  Gnindi;»' fälle  war  «ino  Con^eqnpn?:  der 
neueren  natiüuulükonomischea  Ansichten  von  ilur  Nutbwcndigkcit  abgabefreien 
l&ndlii  hcn.  spedell  bStittriiclien  GniDdeixentliums  im  privat-  und  rolkswirthschaft» 
lichf  n  Pioductionsi hter<"^''c  und  zugleich  eine  Consctuifti?:  «Ifr  notieren  poli- 
tischen Ansichten  Uber  persönliche  Freiheit  und  Eigcuthum.  Die  Maassregel 
hat  aodi  olme  Z«re!fe)  tnt  den  Aekerban  und  die  bXverifch«»  Wirtbe  einen  (raten 
Pinflnss  g-enbt.  '^oweit  sie  y.n  .incr  Bes-eitipung  von  Qnotniia)>t^abL-n  rom  Roh- 
erträge, ahio  beäondcra  des  Zehnten,  führte.  In  ihrer  Allgciociiiheit  jedoch 
wffd  sie  rerscbicden  beurtbeilt  werden,  je  nachdem  entweder  wfeder  melir  der  privat- 
wirthschaftliche  Gcsichtspunct  fOr  die  Benitln  iluiig  maassgcbend  ist  und  dieser  in  der 
üblichen  Weise  mit  dem  volkswirthschaftlichen  identihcirt  wird,  wie  in  der  Smith'schen 
Schule  des  iikonomisclien  Individualismus,  oder  aber  der  wirklieh  voIks wirth)><haft- 
liclie  und  der  social  politische  ficsichtspunrt  mit  cntsehcirlet. 

Es  iiilt  dann  wii  iJcr  Ai  luili- !!<■>,  wie  von  der  Erbpacht-  In  Hiti'iii-lit  auf  die 
P  roducti  vitut  utul  die  sociale  1'' ii  n <:tio n  seines  Besitzers  ist  ailerdiu;;»  schuld cn- 
froies  b&nerliches  Priratcfgcßdiiim  dem  mit  .i'iicn  Lasten  bo^ehworten  vorzuziehen. 
Aber  jenes  war  kcinesTrescs  das  allgcmuinc  Keaultat  der  Abscliafliinff  der  Grundlasten. 
Yieliueiir  hat  sich  der  mit  nicht  beliebig  Tormehrbareu  Grundlasten  boscliverto  Grund- 
besitz Öfters  nur  in  solchen  mit  kllndbar«n  Kapitatsehnlden  belasteten  venrandek: 
kcineswfjrs  dirrch.iTjs  eine  V.MbessrTiriifr .  oftmals .  wolil  -nirar  in  der  Ifcgel,  eine  Wr- 
schlechtcrung.  Kerucr  ist  eine  Theilung  des  Grundertrags  zwischen  dem  ver- 
pflichteten Riner  und  dem  PrivatgTondhenn  eher  zn  beanstanden.  Aber  wo  der 
Grundherr,  Avi.'  hcl  (b  ii  Domanialgefrilb  n.  der  die  Gcsammthcit  vertr.  tenile  Staat  ist. 
liegt  die  Sache  wiederum  anders.  In  zweckmässig  rcgulirten  G run d gcfällen 
kann  <ler  Staat,  ohne  wesentliche  Benachtheiligung  dos  Productionsintcresses.  einen 
Tlietl  der  ihm  gebührenden  nationalen  Grundrente  und  des  Zuwachses  derselben  beziehen, 
was  mit  der  «^rm/lichen  Bes<  itif^unfr  «ler  (irnnd^'elalle  aufhört.  Damit  üt  aoch  das 
bcrechtifffc  t  i  n  a  n  ri  <'*ilc  Ihnmcsm'  'Ic^  Staats  Ix-intriielitigt  Wnf.I''n. 

Man  wird  daher  zwar  der  in  Mittel-  und  Westeuropa  meist 
erfolgten  Abschaffung  der  Grundgefälle  manche  günstige  WirkODg 
sieht  absprechen  können.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wäre  eine  Fixirung  aller  alten  GrundgefUllc  und  eine  Verwand- 
lang derselben  in  eine  auf  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geld  reute  oder  in  bestimmten  DorehschnittspreiBeii  zu  entrichtende 
NatQraltente  gewesen,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
nialer  Grundherr  der  Berechtigte  ist 

36» 
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Die  üeieic  BegrUnüüng  dieser  Ansicht  8.  in  der  Gruudlog.  2.  Abih.  bes.  K.  4 
(r.  Grnndeigenth  >. 

Ucber  die  cIhmiwiI.  Vorwalttin der  G  ru ii<]  c fä Ilo  «s.  Kau  §.  157.  vor.  Aufl. 
dieses  Baads  §.  184.  Ücuaue  Yerzeiciinisse  bildcteu  die  (irundlago.  Die  Eiutroiboog 
erfolgte  wolil  oaeli  den  OnmdsUxM  dee  StaBemchts.  Es  war  möglicltot  n  rerlittlm. 
dass  fehlerhaftes  Tietreiile  ti.  w.  geliefert  wurde,  dnrli  lilieb  dasselbe,  z.  B.  beim  Frueht- 
zioa,  immer  etwas  imter  der  DarchachoittsquaUiät  Aas  dcu  Magaziaen  kam  das 
for  ToHeigcning.  soirtlf  es  Bkiht  fAr  StantHnredi«  vimfttelbtr  (x.B.  htim 
Hititftr)  Yerweadiinf  fand. 

II.  —  §.  234.  UmgestaltUDgen  der  Natnralgefftllo. 
Je  mehr  aoch  im  Staatshaushalte  die  reine  Oeldwirtbscbaft  aicb 
einbtlrgerty  desto  nDbeqnemer  werden  Natoralgefdlle.  Der  Steal  als 
Grundherr  ist  bei  deren  Einsiehuu^  und  Verwaltung  ohnehin  regel- 
mlssig  im  Naebtheil  gegenüber  den  privaten  Grandherren.  Aneb 
die  Pflichtigen  Banem  ziehen  mit  der  allgemeineren  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  in  der  Volkswirtlischaft  gewöhnlich  Geldab- 
"[aben  den  Naturalabgaben  vor.  Jiii  heiilerseitigeu  iiiieiesse  greifen 
daher  bei  der  Beibehaltung  der  Grundgefälle  folgende  Umgestal- 
tungen Platz. 

1.  Man  lässt  statt  der  2^'atui'alien  den  Marktpreis  daffir  in 
Geld  entrichten. 

Da  hie)>ei  die  Kosten  und  Verlaste,  welche  mit  der  Aufbcwahraniur  Ton  Getreide, 
Wein  und  anderen  Erzengnissen  des  Landbaaes  retknüpft  sind,  erspart  werden  kAnnea, 
Torrathngebäude  entbehrlich  werden  und  die  Verwaltungsgcschiifte  sich  sehr  rer» 
«infachen,  so  kann  der  berechtigte  Staat  schon  liier  ohne  Narhiliril  für  sich  and  tAm 
Vortheil  des  I'llichtisren  in  eine  Koluc  tin»  der  schuldia-en  L.  i>tfinj?  willigen. 

2.  Die  veränderlichen  Gefälle  lassen  sieli  j)assend  in 
eiuen  Grund  zin  8  umwandeln,  wobei  der  vieljiiii  rige  Du  rcli- 
gebnittsbetrag  der  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  und  ein  Ab/,  iig 
fll  r  ilio  F.  r  h  e  b  u  n  ^  skoste  n  bestimmt  wird.  Der  (iruiuiziijs 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  zwar  auch  in  Producten 
(Getreide)  augesetzt,  aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nach  . 
gewissen  Marktpreisen  in  Geld  ausgemacht.  Am  Schwierigsten 
war  diese  Eegulirung  beim  Zehnten,  welcher  onter  den  Grand- 
gefäUen  des  Staates  besonders  wichtig  war. 

Vgl.  Rcpenauer,  Teber  die  Verwaltung  der  landesherrlichen  Zehnten,  Karbr. 
1S29.  —  In  Wurtemberg  erstreckte  »ich  das  Zehntrecht  d«is  Staats  aber  ljü7,^ 
Morgen  Acker  (44  Proc  alles  Ackerlaodea) ,  1BM%  Morgen  Wiesen  (Sit  "Prot: 
und  50,700  M.Weinberge  (R2  Proc.  des  ganzen  Wcinlandes).  In  Bad  »^n  waren  di. 
1522  Domamalzehntea  za  Ende  li>56  schon  sümmtUch  abgelöst  fui  ein  JUpitai  von 
17,390  000  f.  (RaQ.> 

Die  p>  wr>hrdi<  h<'n  Art -n  ancli  des  Domanialzehents  waren: 
Zeboteo  TOD  liewäcbsen,  und  zwar  grosser  oder  Gotreidezchnte.  Ikletnrr. 
Schmal-  oder  Brachzehnte  von  anderen  Fcldfrüchten,  z.B.  Klee,  Kartoffeb  u.  s.w, 
OVtt»  und  Weinzehnte,  Heiizehntc,  der  jedtK-h  seltener  \orlam,  ferner  Blut- 
/.ehntc  v^on  juniretn  \  ieh,  d  r  l;i<*tig3to,  de.ssen  Umwandlung  oder  .\l»Itj>^nn;?  :ini  KrvffTi 
bewirkt  Würden  i^i.  Der  privat  rechtliche  Cli:trai.tcr  war  auch  beim  Duiiiaui&iiehntt-B 
meist  nnrerkenn bar, jedenfalls  der  allfemeiu  vorherracbeado  <Rau  §.  1 59,  m.  Atii.  §  ISa\ 
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Die  früheren  Erhebang^formcn  waren  die  Entrichtiiug  «leti  Zohntcu  von  den 
Zelintpflichtigon  selbst,  woboi  er dfton  entwsder  auf  Bechnnng  der  Domänen- 
kasse  einptzo<^en  oticr  verpachtet  wurde;  crentocil  auch  die  Ersetzung  dett 
Zebatui  durch  eine  auäbedungcno  Abfindungäsuinme.  (Bau  15U.) 

Die  eigene  Elnsichiinigr  auf  Bechnong  des  Staats  var  das  mDhsamere  nnU 
köstspitiligerü  Verfall ren,  daä  eine  Menge  lästige  und  docli  tiiL-virlicro  Controlen  und 
Cautclcn  sowohl  gegen  die  Zuhutpflicbtigcn  aU  gegen  Uio  doa  Zehateu  eihcbendcn 
Beamten  eiforderto  (u.  A.  Pflicht  der  Au;£eige  an  den  SSehnthem  ror  dem  Beginn  der 
Emlearbeit,  Vornahme  der  Weinlese  nach  obrigkcitliclier  Erlaubnis^). 

Schon  dif?  Vf'rpaclitung  war  dalur.  ztimal  hei  den  Domanialgeiallen,  eine 
wünschenäwcrüic  \  cri.iijfacliung  der  Gcschaftö  für  ilen  Bcrt^ohtigten.  Sie  wurde  ent- 
wedor  j&hriich  im  Somint^-r  zu  einer  Zeit,  wo  sich  dt-r  Au^Ml  der  Ernte  tibenehiea 
Hess,  oder  auch  g'loich  für  mehrere  Jahre,  resreluiilssig  im  W'üge  der  Verst<-M>erQn«r. 
rorgcnommen  and  der  Pachtpreis  in  (icid  oder  theiivreise  in  Fracht  zu  bestimmten 
Dorehschnlttspnslseii  eines  Marktorts  und  Zeitranoui,  aaoh  etva  ein  Tbeil  in  Natnral' 
lirferung  festgesetzt. 

Kock  bequemer  fur  die  Domäneoverwaltung  und  zugleich  fUr  die  Zehntpflichtigeu 
selbst  «rar  das  Abfindnngsrerfahren,  das  zugleich  zarYorben^ng  der  Um- 
wandlariiT  uiul  Fi.virung  (h:^  Zehnten  dienen  konnte.  Hier  wurde  mit  iler  ganzen 
zehntpliicbtigen  Gemeinde  oder  mit  der  Gcsammtheit  der  Zehntpflicbtlgen  in  ihr  ein 
Vertrag  darüber  geschlossen,  dass  der  Zchntherr  statt  des  Zehnten  sdbat  einen  festen 
Betrag  in  Fruchten  oder  eine  fixe  Geldsumme  erhielt,  deren  Aufbringung  oder 
VertheilnnjT  tintcr  di«  ciTizelticii  Vcrpflichfetca  Sarlv  der  letzteren  \rar.  Bei  der  Ent- 
richtung in  GcM  fiel  dann  i'ur  deu  Staat  auch  dci  Aufwand  fur  die  Verwaltung  der 
Naturalien  fort.  (Verträge  dieser  Art  in  Würtein  licrg  meist  auf  27  Jahre.")  (Näheres 
nber  diese  Erhcbungsformen  bei  ßan,  160 — 16S,  n.  danach  noch  in  vor.  Aofl. 
dieses  Bands.  §.  IHH.) 

Erst  die  Umwandlung  det  Zehnten  und  anderer 
ähnlicher  Grundgefälle  in  feste  Grundzinse  oder 
Renten  befreit  aber  den  Zehntherm  oder  den  Domänenfisciig 
wie  aneh  die  Zehntpflicbtigen  von  dem  Lästigen  and  Odiösen,  den 
Unbequemlichkeiten,  BetriebsstOmngen  und  Kosten  völlig,  welche 
die  erwähnten  Erhebangsfonnen  theite  fttr  beide  Parteien,  tbeils 
besonders  aueb  fttr  die  Zehntpflicbtlgen  stets  mehr  oder  weniger 
mit  sieb  bringen. 

Der  Zehnten  ist  so  besonders  nachlheilig  ond  wird  es  bd  intensiverer  Land- 

wirthi^rhaft  immer  mehr,  weil  er  eine  Quotonabgabe  vom  Kohertrag^e  ist.  In  dieser 
Kigeuscbaft,  nicht  bloäs,  wie  Ii  au  lti3)  u.  A.  m.  ihn  auflassen,  als  Abgabe  rom 
Roherträge,  wird  er  leicht  eine  Hemmung  landwirthscbaftUcher  Fortschritte.  Denn 
bei  intensiverer  Laudwirthschaft  steigt  der  Kohertrag  in  ciiKin  stärkeren  Vorhältniss 
alä  der  Reinertrag.  Der  Zehnte  und  ähnliche  Abgaben  rom  Kohertra^e  werden  also 
immer  druckender  und  nehmen  dem  Landwirth  (Bauern)  einen  grossen  Theil  desjenigen 
Ertrags,  der  nur  durch  die  stiikeren  Vcfwendongea  von  Kapital  tmd  ArbaitsItFaft- 
((ttWODoen  wird.  , 

Bei  der  Umgestaltung  und  eventuell  der  Aufhebung  des 
Zehnten  and  anderer  Grundgefälle  macht  nun  ein  Umstand  he-, 
sondere  Schwierigkeit^  nemlich^die  Rileksicht  anfdie  bezUg- 
liehen  Rechte  andrer  privater  Grnndherren.  Beim 
Staate  ist  gelegentlich  der  nn entgeltliche  Verzieht  auf  das 
Gefölls«,  bes.  das  Zehntrechf,  mindestens  das  Begnttgen  mit 
einer  nnvollständigen  Entsobädigiing  befdrwortet  worden. 
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So  sollttu  7..  ß.  nach  V.  Rottock'ü  Antrat?  in  Baden  die  Staatazehnten  unent- 
geltlich anfgchoiie»,  Privatzehntherren  mit  ilcm  10  fachen  des  Hciiicilragüs  undita  Falle 
eines  erweislichen  privatmchtliL-hci)  Tiicls  mit  dem  lö  fachen  altgefundcn  werden,  wo2U 
der  Zehntpflichtise  das  5 lache,  das  l  <  luife  der  Staat  /uzuschieüseu  hätte.  Vcrhaudl. 
der  bad.  2.  K.  IS3I,  Beil.  I,  25.  N  \.  Aretin  u.  \.  Kotieck's  Staatsit5cht  der 
con^tit.  Monarchie  II.  272,  276.  ^i■^<  h  <Ioin  Antrape  der  Miijnrilät  der  Zehnt«  omiiiisiion 
iu  der  2.  üajuwer  boilie  der  Berechtigte,  und  aUo  auch  die  DomuiicnLasäc,  das  15  lache 
erhalten,  wovon  das  9&elM  dem  Pllichtifen  zur  Last  fiele;  der  Staat  tchöHe  bei  den 
Privatzi  lintcu  daN  (»fache  zu.  1'i  Minorität  wollte  dem  Zchiitpflichtigcu  das  13 fache 
des  reiocu  Ertraget»  aufleimen  lutd  den  Zuschim  der  Staatskasse  für  die  Pcivatberech> 
tiiB^ten  auf  6ai  ftfoehe  beMhitnkoa.  Die  Kammer  selbst  sprach  sich  1831  daikir  ms, 
däss  der  Berechtigte  das  1 5{ache  erhalte  n.  der  Pflichtige  hieron  %  zahle.  (Ran  g.  192.) 

Bestehen  indessen  diese  Gefölle  einmal  zu  Recht,  so  ist  eine 
solche  Verletzung  des  Finansinteresses  doch  möglichst  xn  verhUten, 
jedenfalls  nur  soweit  zulässig,  als  wichtige  Rflcksiehten 
auf  die  Entwicklung  der  Landwirthsehaft  und  auf  die 
ökonomische  und  sociale  Lage  der  Pflichtigen,  also 
wieder  allgemein-volkswirthschafttiche  und  soeial- 
politische  Gesichtspunete  es  recbtfertigeu.  Um  der  noth- 
vvciidigcu  Gleichheit  Willen  müssen  dann  aber  die  Gefilllspflicbtii^eii 
von  Privat-Gruüdherrcn  ebenso  wie  diejenigen  des  Staats  behandelt 
werden.  Hält  man  eine  Ermässigung  der  Last  für  geboten  und 
glaubt  mau  das  daraus  hervorgebende  Opfer  den  privaten  Grund- 
berren  wegen  der  einmal  anerkannten  Recbtsbeständigkcit  der 
Gefälle  nicht  zumutben  zu  können,  so  muss  der  .Staat  also  für 
beide  Ciassen  der  rHiehtigen,  diejenigen  des  Domäueatisens  nnd 
der  Privat-Grundherren,  die  gleiche  Unterstützung  gewähren.  Un- 
bedingt nothwendig  erscheint  ein  solches  Vorgeben  nicht. 

Die  zur  Motivintng  mit  augufUbrtc  u  r:>praitgli  che  btcucroatur  di»>  Zehnte« 
i»t  keineswegs  all;!:etD<  iii ,  in  der  Be^el  gar  nicht  vorhanden,  jedenfalls  aber  hat  aie 
sich  im  Verianf  der  Jahrhundertc  verloren,  wo  sie  etwa  frQber  bestand  Dir  lehsttt- 
barcn  Lündrrcien  w.  rd^'n  auch  biliii;<T  gekauft. 

Das  la  nd  w  irthscbaftliche  Productionsintcresse  ver- 
langt wohl  eiuc  Heseitigung  des  Zehnten  als  einer  Quoteuabgabc 
vom  Roherträge,  aber  mit  einer  Umwandlung  desselben  und 
anderer  Katnralgetalle  in  eine  fixe  Geld-  oder  in  eine  in  be- 
stimmten Marktpreisen  za  zahlende  Productenrente  ist 
es  vollständig  befriedigt.  Eine  Ermässigung  der  demgeroäss 
umgestalteten  Leistung  ist  zulässig  und  gerechtfertigt,  weil  für  den 
GruDdherm  viele  nnd  bedentende  Erbebungskosteo  fortfallen.  Darflber 
hinaus  ist  eine  Verminderung  der  Leistung  aber  höchstens  in  Aus- 
nahmefällen geboten. 

So  wenn  die  Summe  der  Gruudjre fälle  eincu  besonders  niedrigen  ßcinertrag  f.  i't. 
Pflichtitteu  ubri;?  lib:>t,  Nach  d.  prcus^,  Go.  v.  2.  Märi  1^50.  §.  Ö3,  mussie  b«i 
der  Ablösuug:  mindestens  des  Reinertrags  dem  Pflichtigen  bleibe»,  wa-*  eine  »-nt- 
sprechcnde  Keduction  der  Gefalle  involvirt 
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Besondere  ^taatsbeiträge  selbst  zur  vollständigen  Beseitigung 
der  Zehnten  sind  auch  nieht  immer  erfolgt,  so  dass  sich  jedenfalls 
die  Uassregel  ohne  solche  dnrehfnhrea  Hess. 

So  Im  Grossherz.  Hessen,  Gesetz  t.  13.  Aug.  Iblti,  i»  Na^sAU«  Sachsen 
Haunorer,  Weimar  (Gesetz  rom  18.  Mai  184$j  etc.,  Proasseii.  (Rau). 

Wollte  man  aber  aus  Gründen  der  Politik,  wegen  Ver- 
hasstheit  der  GrundgefUile  u.  8.  w.  ein  IJehriges  thun  nnd  ins- 

besoüdcre  mit  lictlii  das  Vcrliilltulss  zwischen  l'rivatgiuudherren 
und  Gefälls-,  iian/eüilicli  Zelmtpfliehtigcn  lösen,  so  hätte  die  all- 
gemeine Umwandlung  der  Getüile  in  eine  feste,  aber  noch  etwas 
weiter  rediicirte  uiiiib lösbare  Geld-  oder  Getreide-,  bez.  Pro- 
ductemcnte  wiederum  genügt.  Der  Staat  hätte  dabei  in  das 
Keclitsverhältuiss  der  privaten  Grundherren  eintreten  nnd  letztere 
angemessen  entschUdigeu  müssen.  Die  Foiu  i  liclmng  der  Gefälle 
in  der  neuen  Form  hätte  keine  grösseren  liedeukcu  gehabt,  als 
die  Erhebnng  der  alten  oder  der  etwa  neu  eingettihrten  allgemeinen 
Grundsteuer  und  konnte  einfach  mit  der  bteuererhebung  verbunden 
werden. 

Statt  der  blossen  Umwandlung  der  Grnndgefälle  ist  regelmässig 
die  vollständige  Ablösung  derselben  erfolgt.  Sie  hat  dem 
Staate  eine  werthvolle  Einnahme  fUr  die  Zukunft  und  damit  die 
berechtigte  Theilnabme  am  Bezug  der  nationalen  Grundrente  ent- 
zogen, wofilr  in  der  Rente  des  Ablösnngskapitals  kein  sicherer  nnd 
gewöhnlich  kein  ausreichender  Ersatz  gelegen  hat  Die  mehrfach 
erfolgten  weiteren  Beisteaern  des  Staats  snr  Ablösung  haben 
selbst  nene  finanzielle  Opfer  mit  sieh  gebracht  Das  „lastenfreie 
Tolle  Privateigenthnm  des  Bauern''  wird  aber  auf  die  Dauer  doch 
nicht  erreicht  werden,  weil  die  y,Yerscbuldungs-,  bez.  YerpiUndungs- 
freiheit'*  nunmehr  um  so  leichter  zu  kündbaren  Eapitalschnlden  mit 
wechselndem  Zinsfosse  fahrt.  Das  Endurtheil  Uber  die  ,,6rund- 
entlastung''  fällt  daher  nicht  so  unbedingt  günstig  ans,  wie 
früher  angenommen  wurde. 

Dii'»c  Aasicht  üt  eiuc  Cons4H)ueoz  «l< t  iu  der  üruadleg.«  2.  Abüi.  IL  4,  oicUor- 
gclugteu  Attschairao^cn  ttber  Prifatei^ntham  an  Prodactioiumittelii.  Ran  stand  hier 
noch  andefh,  s.  §.  163,  lUi  bei  iliin. 

lü  Baden  ist  schlii  sslicli  im  Zohnigcscfzf  vom  25.  Kov,  der  Slaafs/us*  l^ut•^^ 

auf  '/a  der  Ahlösuiijrssuiiuue  l'i5st;^c->i;ut  worden.  'Icr  übt  rdios  bis  zur  beendigten  Ab- 
iDsunu  jedes  Zehntrcohtcm  odor  venig«teiM  bis  7.\m  l.Jau.  1M4.  vom  1.  Januar 
an,  mit  Zwischonzinsen  zu  I  Vroc.  ver/Annt  wurde.  Die  Ausgabi  ;ui  Staatszusohusn 
l'Ur  ü^mtÜcbc  Zehnten,  deren  Ablösung  4U,54T,ÜUU  Ü.  ikOStetc,  war  auf  U  U  MiU.  Ü. 
angeooramen  worden,  beliof  bich  aber  nur  ftuf  7,933,01)0  fl.,  fdr  dlo  Domanialzelinton 
wurde  ein  Altl  pM-kaifital  v^n  IT.rjno.OOÜ  fl.  t-rmiitclt.  wovon  ab.  r  ;i,443,000  fl.  an 
i>:aatjznäcliu$»  abj^ingeu.    Ke genauer,  SUataliauäh.  b.  319.    Die  La>t,  die  ftir  dia 
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nbrigeii  Staat:)bürj?or  aus  jenem  <rro-spi(  ^t;-.  itsheitrare  cutstaiid,  minderte  sidi  unir--- 
lähr  rou  2Ü  auf  12  Proc.  des  Kapitale,  wcü  die  ZeiiiitpilicUtigea  at^bst  m  den  Steuern 
beitragen  und  vngefShr  der  Ausgaben  tragca.  —  Die  Verliandlangoii  der  boid«n 
Kamill' rii  voti  1833  bilden  eine  ausführliclio  ErliuteruD!:  des  Zeliiitt:e=rt/.  .loch 
wurde  der  Zweifel  au  der  Zweckuässigkuit  jener  grosseu  Staatsauagabeu  am  eiii^atcu 
beachtet  Ueberblick  des  Gegenstandes  in  dem  Vortrage  TOn  Ran,  Protek.  der  I.  K . 
I,  2ÖÖ.  Aufsätzv  von  Lot/  und  Regenauer  in  Kao,  Archiv  II,  1  Heft  Vopel- 
inanii.  Die  Zehnt- Ablösuug  im  (irossh.  Baden,  KarJ>r.  1S38.  —  Die  ße;neruiif?  tou 
Bern  hat  das  «ranze  ZehntaJ)10siingskapital  an  der  Stelle  der  Zehotpflichttgeu  b««tritteu 
(Kau).  —  In  Oesterreich  wurde  durch  Patent  v.  4.  März  1S49,  §.  18  (IhaUcli 
noch  andere  Patente  für  indcrr  Kronland*^)  für  die  deutschen  Erl»l;iado  bestimmt,  da-- 
von  d.  bcrcchu.  £ut>chäd.  des  Berechtigten  ^/j  für  vcrschicdLMit  At>/i  »r.  ab;;chcu, 
vom  Beste  je  Vb  (^^^^  Vi  ürczablten)  vom  Pflichtigen  und  von  j«  d.  tu  Kronlandn 
zu  Übfnifhrn''n  sei.  So  etiNfniid  di''  Gründl  iitl;ishintrs«^'-huld ,  filr  w.  l<  he  iich-Ti  dm 
Pflichtigen  die  einzelnen  Kroulande,  nicht  der  üebammistaat  als  solch-r  haltet.  E. 
1809  für  d.  cisieithan.  Lander  247*15  Hill.  fl.  Niheree  bei  CxArnIg.  Kengestaltong, 
S.  4SC  fr.  Anf.  1SS2  betmg  di-  s*-  Schtil-l  noch  Iü2  8  M.  fl.  —  Für  Prrus>.  n  r  <l 
Ablöiuogägcsctz  V.  2.  März  ISöÜ  a.  Gcb.  über  Errichtung  r.  Beoteubaakeu  v.  dem- 
selben Tage;  s.  ROnne,  Staatsrecht  II,  2,  274  ff.  Bei  den  festen  Abgabea  von 
Körnern  wurde  v.  d.  ermittelten  Marktpn■i^cll  5%  weiren  hl .  ht  n  r  B -schafiL-nbcit 
des  Zinsgetividfs  abgezotren;  lu-i  Zehnten  in  der  Regel  nicht  (vgl.  §.  3^  mit 
§.  32  des  ersten  Ges.).  Ablösana;  der  berechneten  Geldrente  baar  in  18  Jahron,  wa« 
mindestens  10%Redu(  tion  involvirt,  bei  Annahme  eines  »"/oigen  Zinsfu>s&.s,  erheblich 
mehr  bei  der  riclit.  An  nähme  eines  niedri  Freren  Zinsfasses.  Doch  konnte  der  Her  ch- 
tigte  die  Abliiiilun-  zum  2ül"aclien  in  4"/«  Keftenbrieff-n  verlan>ron  til).  Der  btaat 
leistete  keinen  diie  ten  wcitonm  Zusehuss.  wohl  aber  übernahm  er  die  Errichtung  der 
Rentenbanken  (im  Ktat  f.  1ST5  mit  512.000,  in  f]  -m  Et.it  f.  l'-^'^  ^4  mit  r,14.nOt»  M 
Konten)  und  die  Garautiu  dufür.  Der  Gewinn  an  /wischenzin-v  u  1.  d.  .Staat  uben>teiif  t 
jene  Kasten. 

Da-  A'eifaliren  b-  i  der  Umwandluns?  uinl  Ablösnn-  d'-rZ-^hnten 
u.  b.  w.  i.^t  in  der  Agrarpolitik  uähei-  zu  cröitem.  Die  Uauptpuncte  äind  foigeado 
(Kau,  §.  16S  n.  Volksir.soh.politik  §.  74,  vor.  AnA.  dieses  Bands  §.  189).  Bei  dor 
Umwandlung  d.  -  Z'  !ini.  n  (Zohntfixirung)  wird  der  durchschnittliche  Roh-  and 
Heinertrag  aus  den  Domiinenrechnungcn  fiir  längere  Perioden  berechnet.  Kur  d<  r 
Reinertrag,  von  dem  noch  etwas  für  die  nunmehr  zu  erspa^>nden  Scheunen  u,  w. 
abgeht,  Ist  vom  Pflichtigen  zu  vergüten,  wodurch  sich  die  Last  für  diesen  bis  um  und 
mehr  vermindert.  Bei  sofoit  oder  bitm^'n  kiirzerer  Zeit  ablösbaixMi  Z<  hiitr<')iten  werden 
diese  in  Geld  ansresetzt,  in  anderen  lallen  ist  die  Ansct/ung  in  rroducien  «Ge- 
treidel  mit  der  Bedingun;;-  der  Zahlbarkeit  in  gevissai  Marktpreisen  —  um  Besten  n 
einem  Theil  den  Preisen  des  betreffenden  J.ilio.  zum  andern  Theil  lanfrjithrigen  Durch- 
i>chuitt■^prei>>en  —  vorzuziehen,  um  den  \V<'rth  der  Zehntrente  :>icherer  fUr  Uagei« 
Perioden  zu  erlialten. 

Bei  der  vi"lliL:  n  Ablösung  der  Zehnten  u.  w.  geht  die  Umwrin  lliin  j  in  eine 
Rente  voran.  Dici>c  Kcute  wird  alsdann  nach  dem  vom  Gesetze  zu  bustimmcadeu  Zill»- 
fnsHO  kapitalisirt  Die  Anfbrin^-unv'  dieses  Rapitak  bildet  rcgdmlssig  die  besHmd€«t> 
'^'ohwierii^ki  it  fur  die  Zehntpflicliti^en,  Sie  i-f  i^ewülinücli  in  zweck'm&^^i^er  Vk'ei>.- 
durcli  GründunjT  von  Kentenbanken  odi-r  durch  Vowchus-e  des  Staats  und  andrer  Fond$ 
(Gmndcntlastuncrsfonds)  den  Pflichti<:-en  erleichtert  worden .  wobei  dann  die  Tilgung 
mittelst  einer  Zeitrente  erfolgen  konnte,  welche  ein<-  bestimmte  Amortisationsqiioie 
enthielt  und  den  üblichen  Zinsfuss  doch  nicht  erheblich  überstieg. 

Kau,  Volksw.seli.polit.  §.  üO.  —  Die  bad.  Zehuu*  huldentilgung>kas>c  lieh  den 
zehntpflichtigen  Gemeinden  auf  Verlangen  das  Kapital  gvgen  einen  Zins-  und  Tilge- 
betrair.  Dit -er  mu>ste  minde>tens  l'/^  Proc.  betragen,  manche  Gemeinden  hiticIit  n 
sich  aller  zu  einer  jährlicheu  Abtragunjf  von  '/^,  V»«  Vi«-  «•  «*•  d'^'^  Kapital- 
anheischig,  anch  wurde  oft  mehr  gezahlt,  als  die  ikbemommen«  VorpHichtunf  fhr  ria 
irewiftso  .lahr  befnu?.  /..  B.  ISüT  n.  18(18  29.000  n  2'*. 000  f!.  m- lir.  Di-  i:r5--te 
Summe  der  j^egebencu  Darleihuu  v.  3.G2U.0ÜU  fl.  im  J.  Ib4^.  Zu  Endo  l^tiS  waren 
.  noch  404.405  H.  ausstehend,  seit  1874  nichts  mehr.  Dan  jlhrlich  bezahlte  '/|  Prot, 
für  Verwaltun;rsko>ien  erjiab  bei  di  i  n  ,vnien  \'erwaltong  und  weil  keine  VerluMr 
vorkamen,  einen  Ueboräcbu:>»  von  1 1 4,UU4>  ä.  Die  erforderlichen  Summen  konnten  niu 
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MS  den  sogen.  GrnncUtocksgelderQ  (S.  533  >  irraommen  wcnlcu.  UcUcrbicht  Ubor  den 
ganzen  Zeitraam  von  1S36— 66  ia  VerhandL  der  Ständcrei^aiimilun.:.  2.  K..  1**67.  I, 
145.  (Rau.)  —  lu  Preua:»eii  zahlt  der  Verpflichtete  bei  der  Abiöäuiig  initteht 
Boatenbriflfen  an  die  Rentenbankeii  4*///,,  56  J.  1  Mon.  Im;  oder  i%  41  J.  i  TA. 
lang.  Der  Dom.-Fiscn-  erlialt  als  Berei  htiutor  keine  Rculcnbriefe,  sondeni  nnlniinnit 
den  aa  ihu  iu  der:».  W  ci^e  wie  au  die  Keuteubaokea  m  zahl.  Heuteu  47a  ^iu^eu  u. 
tilgt  mit  den  Amortisationsqnoten  unmittelbar Staafsschuldno  in  frleicherHShe.  Mei  tzen 
I,  42y,  IV,  2T»s  Siat.  Jahrb.  III.  74,  IV,  1,  154  {tih.  d.  Ergebnisse  d,  Kentenbanken, 
t  b.  S.  152).  IV,  2,  304.  Der  Doiiiäncnfi.scus  erliiclt  z.  B.  fttr  Ablösantr  dur<  li  Kapital- 
zaklangcD  ISTl — 74  /.uä.  'i'i^b.  f.  Tilgungsuaotcn  von  DomäneDamonis. - Kculco  zus. 
2*74ö  MilL  Thlr. 

Der  Enipfan;^  des  A b lu 8 uii gs k ap i ta  Is  für  die  Grnnd- 
gctalle  (auch  bei  dvy  Amortisation  in  Form  von  Zeitrenten)  bildet 
eine  Flüssiguiachuug  eines  Theils  des  KajiilaUverths  der  Douiuucn. 
In  finanzieller  Hinsicht  i^t  die  betreffende  Einnahme  daher  eine 
au  SS erord  entliehe,  lUr  deren  richtige  Vci  weiiduug  im  Wesent 
liehen  die?=e1ben  Grundsätze  wie  für  die  Benntznn«;  des  Staatscredits 
gelten  uiUbseu  ö5  t}'.).  In  staatärechtlie her  Beziehung  müssen 
die  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche  für  die  Veräusse- 
rung  der  Domänen  selbst  und  iUr  die  Verwendung  des  Erlöses 
darans  gelten. 

D;ilier  in  Staaten,  wo  dl-  Domlnen  als  Patrimonlalgut  der  Dynastie  geltun,  ver- 
wicktilte  AbrechttOD^iferhiiitnisbe ,  wie  z.  B.  in  Baden.  Wo  der  Erlüs  für  veiiaufto 
Doolaen  nach  dem  bestell.  Stanlsrechl  i.  Scliiddentilguug  dienen  mnss,  folgerichtig 
Mch  die  jfluiclii'  ^'<'rwcllJurlg  des  Ablöäungskapitals  (l'rrusst'iiV 

Von  anderen  Berechtigungen  sind  noch  die  ebenfaUä  zum  Doinänenver' 
mögen  gehörenden  Weiderochte  auf  Priratlinderden  und  die  Fischereiberecb- 
tigungen  in  Privatgewässern  zu  erwähnen.  Die  erstcren  sind  durch  V erpa  >  Ii  t u ng, 
öfters  am  Besten  durch  Verpachtung  an  die  wcidL)  f!ii  hti^-^e  ftemeinde,  auszunutzen, 
müssen  aber  aus  land-  und  volkswirthschufüicLcu  Uruuüeü  überhaupt  in  unserer  Zeit 
und  in  unseren  Ländern  lieber  abgelOst  «erden  (Bau,  Volksw.sch.polit.  §.  72,  75, 
Fiu.  §.  165.  vor.  Aal  diese»  Bands  §.  189^  Aach  die  IfiscIiereibeiechtigangeB  werden 
Tcrzeitpachtet. 


Zweiter  llanptabsihuitt. 

Waldungen,  Jagd,  Fisoherei. 

Auch  die:>er  (iegcnstand  gehört  nach  seiner  priucipiclicu  Seite,  ncmlich  hinsicht- 
lich der  Finge  der  Bei  bebal  tu  ng  und  Vormehrnng  oder  der  Verinssernng 

der  St ;iats forsten  and  der  Frage  nach  dem  richtigen  leitenden  Bewirth- 
ncbaftungsprincip  der  Foraten  zunächst  iu  die  Volkswirthschafispolitik.  £r  wird 
aber  ans  den  frflber  dargele^on  Gnmdea  doch  nnch  in  der  Ffnantwitsenschnft  be* 
handelt,  nur  weniger  eingehend.  Bei  der  grossen  finanziellen  Bedeutuni;  der 
Staatsforsten  g>  rade  in  Deutschland  ist  diese  Hineinziehung  des  Gegenstandes  in  die 
Fujauzwissenscbaflt  bei  uns  auch  ans  practischeu  Gründen  zweckmässig.  Endgiltig  zu 
erledigen  int  das  Thema  aber  liier  nicht,  was  besonders  von  der  Frage  des  Bewirth- 
schaftungsprin  cips  f,'ilf  Min  welche  sich  der  neuere  Streit  in  Theorie  und  Praxis 
varaemlich  dreht.  Ich  habe  mich  auch  in  dieser  Auflage  im  folgenden  ersten  Ab- 
nelmitte  im  Wesentlichen  Mif  die  Wiedeignbe  meiner  eingreifenden  Uni:irl)citaug  dor 
Lehre  von  den  Foi^tm  n.  s.  w.  in  der  6.  A.  ron  Ben  §.  161—190  beschrioken  zu 
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570     3-  B.  Ord.  Eiuii.  2,  K.  Frival*  rwoH>.  1.  il.  A,  Konten.  ZU. 

könuüa  göglaobt  uti<I  eher  die  Danitelluu^  zu  karzen,  ab  avBzadfllioen  giesacht,  um  *lco 

Krörteruiigen  in  der  „\'oIks\v.Hch.politik"  nicht  mohr  vonitiaTeifon.  als  die  Hiuein- 
ziehong^  des  (iojrenstands  in  die  Fin.wis.s.  bcdiitgt.  Mehr  wurde  im  2.  Abschuilte  ver- 
ändert. Aach  Kao,  der  den  Gegenstand  in  d.  Fin.wtiüt.  §.  187— '152  behandelt,  hat 
in  1 Ii'.,  143  schon  die  Boibtihaitunf;:  df  f  Staatsforsf*  n  vr'^^cn  die  An^ritfc  Icr 
Sutiibächeu  Schule  lurtbeidigt,  nur  uicbt  loit  dum  durch^chlageadeu  Grunde  uuid 
immor  der  jUteren  Schal«  gremias  so,  ab  ob  an  sich  das  PriTatgiwdeigeatliom  stotit 
die  ^  cnnmhiiDL'  filr  ^if•h  liabe.  .S.  dagegen  (irundleg.  Ahth.  2.  bes.  K.  4,  nam.  sf.  ">fS» 
Vgl.  Kau,  Valkäw.scb.lebra  Übli  tt.,  Volkr^w  scb.polit.  153  ä..  Rosebor,  Üybt.  II« 
B.  8  K.  8.  Helferich  fn  Schönberir'ü  Handb.  d.  pol.  Oek.  I,  Abtb.  Fontvirdi- 
bohaft  t^init  grössrer  Lit  übci-a.  S.  711).  Von  den  neueren  forstwissentich.  »ysteuiat.  a. 
dgl.  Werken  s.  bes.  die  vei'schiedenen  „LchrbUch'r"  von  Albert  ^Staatslorstwisseu- 
scbatt,  Wien  \b'ö,  Foratvcrwalt..  Manchen  iSbif  u.  u  ui.k  die  Schriften  von  K.  üayer 
Waldbau.  2.  A.  Fontbenntz.  6.  A..  Berlin  1898,  der  Verf.  nicht  mit  dem  uotea 
?(^n.  Phil.  Geyer  r.ü  verwechseln.)  K.  Heyer.  Wald'i.ni,  Leipzi;^  IST*^.  :\.  A. 
von  U.  lleycr;  letzterer:  Handbuch  der  forstlichen  Statik,  1S71.  ders.  Waldwcrth- 
berecbnnng,  3.  A.  Leipz.  ISSS;  die  unten  S.  5T0  und  am  Beginn  da  2.  Ab* 
Schnitts  ffcrtanuton  Schriften,  von  Pressler,  Judeich  ».  A.  Von  älteren  furstwissen- 
äcbafil.  Wcrkcu,  z.  Th.  in  neueren  Aufl.  die  ron  ü.  L.  Hartig,  Pfeil,  Uuadttb- 
bagen.  —  Geschichtliches  ii.  Statistisches  Aber  Porstün:  Bernhardt, 
(iesch.  d,  Waldeigenthum»  u.  s.  v.  in  Deutschi.  Herl.  lsT4-7r).  Uoth,  (iesch.  d. 
FoKt-  u.  Jagdw^c«.  in  Deutsch!.,  Berl.  ib79.  Maren.  Wälder  Deutscbl  Beet 
V.  Hagen,  ferst).  Vcrh&Itnfsäc  Proossens 2.  A.  BerL  1S67.  Leo.  Porslsiat.  DenbcU. 
u.  Oester.  Ung..  Berl.  l'*74.  \  er*- alt  ungsrech  t  vielfach  in  d.  fon>ttechn.  uud 
strjti<>t.  Liter,  bernhri.  S  sonst  f.  Preussen  v.  Konn*»  Dom.-,  Forst-  u.  Jairdwe?»*« 
l'f.  6.  S.  570  tr..  preii-^:^  Staatsrecht  'nach  i\.  A.)  II.  2.  S.  332  U.  Ucber  Raiorn, 
Vi\/A.  Venr.r.,  3.  A.  S  52S  ff.,  auch  3«U  Ii.  Ueber  Würtemb.  Bieckc  a.  a.  <.».. 
S.  1S3  u.  „D.  forstl.  Verh.  W.s"  18*»(>  Ucber  Baden  Kogenauer  S.  r?4i)  H. 
Uebcr  Wcüt-Oustorr.  Bluuüki  I,  105  tl.,  175  11.  leber  Frankr.  Hock,  b  ilü  tl. 
X an f mann.  S.  574  ff. 

§.  235.  Einlcitnii':;.  Wälder  in  bedeutendem  l^mfan^e  sind  iu 
eiuopiUschcn  Ländern  seit  Alters  ein  IJestandtheil  dvM  Dtmiauiuniii 
nnd  haben  sich  als  solcher  mehr  als  FeldgUter  erhalten,  so  dass  der 
btaatoforst  noch  jt-t/t  einen  in  der  Ue^;cI  ziemlich  erheblichen  Theil  der 
ganzen  WaldÜäche  beträgt.  War  es  früher  vornemlich  das  Interesse 
der  .laj;d,  so  später  immer  mehr  das  der  Holznutzung,  welches 
nach  der  finanziellen  wie  nach  der  volkswirthschaftlichen 
Seite  fttr  die  Krhaltung  dieses  Staatawaldbesitzes  und  fttr  dessen 
Bewirthscbaftungsart  massgebend  war.  Erst  in  neuerer  Zeit 
hat  man  die  aligemeinen  Grltnde  gegen  privatwirthschaftlichc 
Tbfttigkeiten  des  Staats  und  gegen  jeden  Domänenbesitx  aueb  in 
Betreff  der  Staatswaldnngen  geltend  gemacht  Indessen  liegt  die 
Frage  hinsichtlieh  der  letzteren  doch  selbst  vom  Prodnetions- 
standponete  aus  manchfaeh  anders  als  hinsiebtlioh  der  Feldgllter, 
Bergwerke,  Fabriken  n.  s.  w.,  so  dass  sie  eine  genauere  Prllfung 
erheischt.  Von  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  hängt  die  Antwort 
auf  die  Frage  der  richtigen  Bewirthsehaftnngsart  mit  ab. 
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1.  AbBchnitt. 
Beibehaltung  oder  Veräusi^eruiig  der  Staati^forsteu. 

I.  —  §.  236.  Das  Vorhandensein  von  Staatsfoislen 
in  den  inoderncn  Staaten  und  seine  Gründe.  Es  ist 
oflenbar  keine  blosse  hisforische  ZiilUlligrkeit ,  dam  sich  in  vielen 
enropHischcn  und  iiamemlich  in  allen  deutschen  Staaten  ein 
grosser  Betrag  Waldun^^cn  bis  auf  den  beutigen  T;ig  im 
Eigenthnm  des  btaats  erhalten  hat,  auch  da,  wo  der  Ötaat 
Dar  wenig  FeidgUter  mehr  besit/i.  Diese  Tbatsache  ist  vielmehr 
sehr  wohl  zu  erklären  und  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Bei- 
bebaitung  der  Staatswaldungen  zur  Eecbtfertigang. 

la  D cutscbland  (Deutsches  lluich)  lal  eiu  Drittel  des  j;(aQ2cn  Waldbcataiub 
noch  im  Staatfleigentbaiii ,  Uber  die  Hilfto  foliArt  dem  Staate^  dos  Gemeioden,  Stif- 

tungeu  u.  s.  w.  zus.,  ncmlicli  »ach  Maron*s  Forststatist.  f.  50'51  Mill.  Morgo.n  17  '!*^ 
dem  Staate,  9'US  Ueo  Gemeiodea,  U'67  Kirchou  u.  lostitotcn,  23*^7  Mül.  M.  deu  Fri- 
raten.  For  I97S— 74  wird  die  tttaatswaldfliielie  im  D.  Belebe  zii  4,45A,94S  Hoet. 

oder  S  lM"  ,,  d.  Landcstlüche  angegrlx  u.  l  urätl.  Blätter,  1S75,  S.  H22.  In  den  l  i n 
zclnea  Staaten  und  den  «;inzelncn  Provinzen  der  grösseren  Staaten  ist  der  Staat>besiiz 
an  Wald  manchfach  verschieden.  In  Treusscn  ist  der  Staatsforst  von  der  ganzen 
Gobietsllä<  he  u.  von  der  W  aliilläclie  bez.  Ü-S7  u.  30%,  Baiern  12  40  u.  3«,  Würtem- 
berg  9-77  n.  .'J:i.  Baden  ä  tiT  n.  IS.  Sachsen  1108  ii  "M.  Elsass-Lothriii'^'en 
ü^i'/o  der  GebietsHäche,  in  dcu  ivleincn  Staaten  vielfach  12  —  16—20—21  Proceni 
der  GobietsAächo  a.  10— 50 -GO— 80-^90  u.  uiebr  von  der  AValdÜache  (/..  Th.  nach 
Leo.  Forstitat.  S.  1--2T  .  Aui  (Ir'i^sten  ist  in  Prousscn  der  Anthcil  des  Staats  an 
den  Waldungen  im  Ganzen  im  (Jstcn  (U.-B.  Gumbinncn  /..  B.  (iS  °/J.  aber  mit  manchen 
Ansnahmen  <R-6.  Posen  bloss  14,  GOdln  li«  Liegnitz  47o)  Ideiner  ist  im  AUgemeioen 
(Ii-r  Staatswald  in  dtii  wo^tl.  rrovia/r^u  (Max.  nach  K.-B.  25  u.  26%  in  Trier  und 
AacbcQ,  Cobicnz  u.  Cöln  lU,  Arnsberg  6.  MQnstur  2%);  in  d.  neuen  Prov.  48 Vo 
lUnnover,  SS  in  Scblefsv.-Hobt,  57  in  Cassel,  24  in  Wiesbaden.  Der  Et.  t  1889/84 
weist  2.646,0^1(1  lia.  Stxatswald  nach  (ausser  46SO  ha.  „gciueinsch.  Wälder");  davon 
2,.S73.514  ha.  zur  Hoiz/.ncht  bestimtnt.  272.545  nicht  dazu  bestimmt.  Von  der  Gc- 
sauuDttlächc  des  Staatsforiit  sind  \l2,'t'i'J  ha.  uunutzbar  als  Wege,  Go!>telle.  Sutnpfe, 
Wasscistucko.  S.  V.  llafre»,  forstliche  Verhftitn.  d.  preuss,  Staats.  Berl.  1?5C7.  S.  6, 
98,  Anh.  H.  S.  311.  Meitzen,  Preussens  Boden  IV.  553;  Statist.  .Ijihrb.  III,  ;»S. 
IUI,  144,  üb.  IV,  1,  S.  200,  Leo,  S.  5.  Baicrn  um  1S6S  (Leo  S.  11)  U35.200  ha. 
.Staatsvald  (incl.  ]!>,.'ll»s  ha.  auf  nsterr.  Gobiei  .  Min.  in  der  Waldflicbe  in  Nieder- 
baiem  ]'■>.  Sdiwalxn  'il :  M:it.  in  Oberbaiern  45.  Pfalz  51  "/„•  ''ß'"  ganzen  Fläche 
d.  Staatsvalds  z.  Hclzzucht  bestimmt  643,571  ha.  —  Sachsen  um  l&tib  160,055  lui. 
Staatswaid.  —  Wörtern b.  1680  192.236  ha.  Staatswald,  jetzt  32'2%  der  WaMflleh« 
des  Staatsgebiets.  —  Ra^im  iiin  1*>70  91. .'Mit  ha.  St;i>its\v,ild.  —  Hessen  um  1S7(> 
67,aS»ti  ha.,  28%  der  WaldÜache.  —  Meckleub-^chwcl•.  U5*Ö21  ha  {11%).  — 
Braunücbw.  80.704  lia.  (70%\.  In  den  thttri ng.  u.  and.  Kleinstaaten  (Aoliatt, 
Lippe-Detmold,  Waldeck  u  s.  w  L'^olulrt  von  dem  reichen  Waldbestand  meist  ''.j— '  n 
u.  mehr  dem  Staate.  —  Oesterreich  l*«6S:  3VI4  Mill.  ha.  Stantswald,  21%  der 
Waldfläche,  West  Österreich  allein  1S70  7I6.0UO  ha..  ISSO  n4:],21T  ha.  Waldfläche 
unter  der  l'orstverwaltiing  des  Staits.  —  Frankreich  S(aat>wälder  IS61)  1.0^5.565  ha.. 
1%72  998,510  ha.  (Alimaim.j  .Imrh  Aii-srheid.  Kls.  -  Lothr.s).  —  Belgien  1S40 
34,810  Hect.  —  Europavsches  Kussland  c.  123  Mill.  Dessjat.  izu  1  039  Hect.) 
oder  H97n  der  Waldllsliche,  nach  Tengoborski  (ges.  Waldüäcbe,  nach  Buschen 
172  Hill.  Dca»j.).      Grottsbritanoien  c.  6O,0UO  Acres  (m  0405  Hvct.)  St^atafont. 
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Der  Waldbau  oder  die  Forstwirtbschaft  stellt  im  Vergleich 
zntii  Feldbau  eine  sebr  extensive  Benutzung  des  Bodeus  dar. 
Der  Factor  Natnr  behauptet  dort  vor  den  Factoren  Arbeit  und 
Kapital  einen  naehhaltigen  Vorrang  veiglichea  ntit  der  Landwirth- 
schailt,  und  zwar  in  äbnlieheniy  wenn  auch  nieht  in  gleichem 
Masse  noch  anf  hohen  Stufen  der  Volkswirtbscbafl  wie  aaf 
niedrigen. 

Vgl.  Ran,  Volksvirthaclnftd.,  8.  A.«  §.  3SS  ff.,  Volteviilhwbafupot.,  §.  1&9  ff. 

und  die  dort  angoz.  Liter.  —  If  r  li<  r,  Ansicht,  d.  Volkswirthsch.,  nai.-ÖkoD,  Haupt- 
prioc.  d.  Iforstwissensch..  bes.  b.  tt'.,  derü.  Syrern  Ii,  lüH  tf.  Im  All^in«iiica 
Wagner.  Gnndicg.,  §.        3S6  o.  Abth.  3,  K.  4. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  die  specitisc  hen  wirthscbafllicben 
Gründe,  welche  den  Uebergaiig  de«  iiodens  aus  dem  Gemein- 
eigenthum in  das  rrivateigenthum  im  allgemeinen  Froductiuns- 
interesse  Ökonomisch  zweckmässig  machen,  socialpoUtiscb  recht- 
fertigen und . histoi iijch  erklären ,  nemlicb  das  Erforderniss 
intensiverer  Bodenbestellung,  beim  Waldbau  tbeila 
gar  nicht,  theils  nur  in  viel  geringerem  Grade  ob- 
walten. Sodann  folgt  daraus  weiter,  dass  die  speci fischen 
Nachtheile  des  Staatsbetriebs  im  Forstwesen  bei  Weitem  nicht 
in  demselben  Maasse  wie  im  Ackerbau  und  in  anderen  privat- 
wirthschaillichen  Thätigkeiten  hervortreten. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  die  wichtigste  Art  des  bestehen  ge- 
bliebenen Gemeineigentbnms  an  Wald,  woneben  Gemeinde-  und 
Corporationswaldbesitz  noch  in  bedeutendem  Umfange  vorzukommen 
pflegt,  der  sich  ähnlich  erklären  und  rechtfertigen  läset  wie  jener. 
Es  liegen  keine  solchen  Grttnde  des  Productionsinteresses  vor,  das 
eigentliche  Privateigenthnm  am  Waldboden  ebenso  einzuiUbreni  wie 
am  Feidboden,  wohl  aber  sprechen  manche  erhebliche  GrOnde 
dieser  Art  dagegen.  Ausserdem  gelten  die  maiichfachen  Grtlnde 
des  volkswirthscbaftlichen  Vcrtbeilungs-  und  des  socialpolitischen 
Interesses,  welche  gegen  Privatgiuudeigenthum  Ubcihaupt  auAü- 
fUhren  sind,  noch  mehr  gegen  jirivates  Wal deigenthum. 

Dur  ätAatüvaidbesitz  int  gcscbichtlicli  z.  Th.  durch  dtc  süj^üu.  lolorc^tiruag 
der  bisher  der  Gemelnnutzoiig  onloiBtelieDdeii  WUder  entetanden:  es  Uldete  tdch  ala» 

ein  Ki;^<  iithuin  des  Staub*  an  den  Wäldern  der  MarLffenossenschart  u.  s.  w.,  das  aber 
alä  b  taatäeigenthum  oben  dock  wieder  liemeincigentbum  gouannt  «erden  mitöt».  VgL 
Koscher  II,  §.  191.  Wagner.  IJrundleg.  I,  §.  337.  S.  im  Aüg.  Bernhardt, 
(ie;ich.  d.  Waldeigenth.  r.  Maurer,  Dorfvertass.,  I,  231  ff.  —  Ceber  die  PrilKi|iieik- 
frage  (Irundii^ir..  2.  Abtb..  K.  4,  h-v  i<.  :t1H— 346,  3lUi. 

Die  dem  Maats-  und  Ubcriiaupc  dom  u  f  feu  tlichcü  W'aldhuail^  guusüge  A*- 
sicht  bleibt  beütchen.  auch  wenn  manche  Ortlnde,  uiit  denen  die  Anhänirer  der  btaatH 
formten  für  die  Beil)t'li;tlniiiir  der  ht/.tercn  kämpfen.  auiVegebcii  oder  in  ihtrr  Trai?- 
weite  »ehr  eiogcäch rankt  werden  lousscu.  umgukehn  also  iuüofcrue  die  Beweufohr- 
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ong:  der  Gegner  der  Slutovaldtiiifen  ta  bllHgen  Ist  Diese  Gegner  heUen  nnr  mit 

ünrecLt  durch  Widorlcgnn^  einiger  unsticlihahigcr  oder  nicht  den  Ausschlag  gebender 
Argumente  za  Gunsten  der  Stantswälder  die  ganze  Frage  für  abgeihan.  Kincm  aprio- 
rischen Axiom  zn  Liebe  fallt  dann  das  Verdict  gegen  den  Staatsforstbositz  aus,  ohne 
Beachtung  des  geschichtlichen  Entwickhingsgangs  und  dessen  innerer  Ökonomischer 
Berechtigung  and  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  durchscblftgendea  ürOnde,  velcJie 
für  die  Beibehaltung  der  Staatswaldungcn  anzuführen  sind. 

IL  §.  237.  Die  GrQnde  fUr  und  wider  die  Beibe- 
faaltODg  oder  Verftosserong  der  StoatsforBlen  lassen  sich  io 
folgender  Weise  darstelleD. 

Vgl,  über  d.  iStreitfr.  die  forstl.  Uter.  im  ÄUg.  bei  Uau,  VolkswirthschaftsL 
§.  3S3,  Volkswirthscli.iftspol.,  §  1"):!.  —  Eine  zu-nilich  rollständ.  üebersicht  der  ein- 
achlftg.  Literatur  gicbt  Leo,  über  d.  Beibehalt,  oder  Veräusser.  d.  Staatswaidnngen, 
St0tlg.  1870  (3.  Sopplem.  H.  z.  Bmnr*«  Monatnchr.  fttr  Forst-  ti.  Jagdves.)  S.  19  ft. 
Unter  den  Gegnern  der  StaatswäMer,  -lenen  begreiflich  viclfacli  die  radicaltTen 
.Smitbianer  ooter  den  Nationalokoaomcn,  wie  A.  Smith  selbüt,  gehören,  vgl.  besonders 
Tmnk,  nefiier  Plan  d.  allirem.  Rerolot.  in  d.  bisher.  Forslftltonemiertriraltang,  1802. 
f.  Hazzi,  acht  Ans.  d.  Wald.  u.  Forste,  üb.  d.  Gcmeinscliärll.  d.  Staatsforbte,  1805. 
Pfeil,  Grunds,  d.  Forstwirtbsch.  in  Bezug  auf  KationalOk.  und  Staatsfinanzwiss.  1S22, 
I,  S24,  womit  aber  zu  vergleichen  II,  19,  37.  Lötz,  Ilandb.  III,  134.  Neuerdings 
bes.  Sergius,  im  Archiv  d.  Landeskunde  d.  preuss.  Mon.  1*»56  (gegen  ihn  Wiese 
in  Wilda,  landwirthsch.  Contrallilatt.  S^ip]«!  S.  107);  ders.  Finanzwissonschaft, 

S.  183  ff.  (unbedingt  für  Verausserung-,  z.  1  h.  auch  für  AbhoUca,  nach  Krug, 
aber  ohne  den  kliniat.  Gcsidltspnnct  auch  nur  zu  crvt'ähnen).  Unter  Forstminnem 
sind  die  Stimmen  filr  A'eräusscrung  dt-r  Sfaats\rälder  bcgreinicli  selten .  doch  nennt 
Leo,  Forststat.  S.  25.  noch  2  neuere  Aufs.,  bes.  io  Bez.  auf  Oest.-üng.  i^von  v.  Berg, 
HoD.tehr.  f.  Forst-  n.  Jagdves^  1870  a.  ein  Anfs.  in  Heyer's  aUg.  Forst-  o.  Jagd- 
Zeitung,  1871).  —  Viel  grösser  ist  die  Zahl  der  Anhänger  der  Staatswilder  und 
ibro  Grttnde  viel  gewichtiger.  S.  beä.  Hundeshagen.  EncykL  II,  744  ff.  d.  1.  A. 
n.  d.  dort  angef.  Schriften;  dess.  Forstpoliz.  S.  44  ff.  r.  Jacob,  Fin.  I,  §.  225, 
2^9.  Behr.  Wirthsch.  d.  Staates.  S  Gl.  Krause.  Nat.-  vi.  Staatsnlron. ,  1.  IdS. 
Schenk,  Volkswirthachaftspflegc  §-  182.  Male  hu  s,  Fin.  I,  §.  15.  —  Vgl.  aus  der 
neueren  Lit.  u.  A-  selbst  weitgehende  Freihändler,  wie  Rentzsch,  d.  Wald  i.  Haush. 
d.  Natur  u.  d.  Volkswirthsch.,  1862;  derä.  Staat  «nd  Volkswirthsch ,  S.  200  und  die 
Artikel  Staatswaldungcn,  For^t^irthsch.  in  dess.  llandwörtcrb.  d  Yülti>\virtlisebaftsL 
CoDtzen,  forstl.  Zeitfragen,  2.  A.,  Berl.  1S72.  Ileiss,  Wald  u.  Ucicugebuog.  ßeri. 
1873.  Die  meisten  oeveren  Forstschriftstellcr  sind  energische  P'reonde  des 
Staatswalds,  sie  betom^n  vor  Allem  das  klimato!ngi«?che  Moment.  Beachtenswerthe, 
aber  einseitige  Gegnerschaft  gegen  diese  Auflassung:  Pb.  Geyer,  d.  Wald  im  nat. 
WirthschJeben,  Ldpz.  1870.  Vg^  Ober  d.  kUmatol.  Seite  nasser  den  fachwissensch. 
Werken  die  mehr  pripulflr  jrehaltene  Schrift  r.  v.  T  i'ntrnau,  Wald.  Klimn  n.  Was-^or, 
Manchen  JS7S.  Gräger,  Sonnenücbein  u.  Kegcu,  Weim.  187Ü.  fies.  Ebermayer, 
physic.  Eiairirk.  d.  Waldes  auf  Licht  n.  Boden  n.  s.  hlim.  n.  hygien.  Bedentnng. 
Ascbaffenb.  1ST3.  Ifelfericli  im  Schnnberg'srhen  Handb.  S.  744  ff.  —  Von  don 
neueren  Finanz^ chriftstcller n  ist  ümpfenbach,  §.  136 — 143,  für  dermal-  ' 
einstige  VerRnsserung  der  Staatswälder,  wenn  der  Privatbetrieb  überlegen  sein  wird, 
«?ent  für  Belegung  der  Privatwalder  mit  dem  PofStbann:  Pfeiffer,  I,  125  ff.,  ist. 
aus  Böcksielit  auf  d.  Klima .  nicht  aus  dem  cameralist.  Gcsichtspunct  für  Erhaltung 
der  W  itlder,  aber  für  den  I  >  bcrgang  au  Private  unter  weitgehender  Staatsoberaufsicht, 
ntt  Verbot  des  Abstockens  der  vemnfkieil  Fläche,  —  doch  alle>  immer  unnMh.  Zu- 
geständnisse gegen  das  falsche  Dogma  von  der  altsoluten  Stipcrioritiit  dos  Privatbo- 
ttiebs  Uber  den  Staatsbetrieb.  Darchaus  richtig  ist  die  Behandlung  St  ein 's,  1.  A., 
8.  12&,  2.  A.  188,  Dogmengeschichtliehes,  S.  172  C  Vgl.  auch  noch  v.  Scheel  z. 
^^  nl  Lv  h  ;t 'fr:^^  .  For^tl.  Blätter  1876,  S.  3SI  ff.,  der  in  r)  r  ihm  eigenen  prägnanten 
Kikrie  die  Bedeutung  des  Wald»  treffend  darlegt  £r  hebt,  abweichend  von  mir« 
zuerst  horror,  dass  „der  Wald  die  einzige  beständige  nnd  mit  mensehlioliem  Willen 
uirenieglmro  Quelle  ron  Ban-  «.  Brennmaterial  «oL**  Die  tn deren  Pnacte,  derent- 
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wegen  der  Wald  wicliti;;.  scheiueii  luir  doch  noob  bodeutitamer.  Beruhardt«  x. 
(iesi  hichtc  der  SuatsfontvirtlischaftHlehie  in  J9.  Jahrliondert ,  FoisU.  fiUUter  187S. 

8.  lei  fi. 

A.  Falsche  oder  doch  unzureichende  Grttnde  fttr  die 
Beibehaltung  der  Staatsforsten, 

B.  Richtige  Gründe  dafUr, 

0.  Die  Gegengrttnde. 

A,  Als  ein  falscher  oder  mindeBtens  unzureichender 
Grund  fttr  den  Staatswaldbesitz  muss  der  „cameralistische^ 
bezeichnet  werden,  mit  welchem  bis  in- die  neueste  Zeit  in  der 
Regel  in  der  Wissenschaft  and  iu  der  Praxis  der  Staatsyerwal- 
tung  sowie  von  den  meisten  Forstmännern  fast  allein  zu  Gunsten 
der  Beibehaltung  der  Staatsforsten  argumentirt  wurde:  die  Furcht 
vor  zu  weit  gehender  Abholzung  der  ins  Prirateigen* 
thum  Übergegangenen  Wälder  und  vor  schlechter,  nicht 
anf  genügende  Nacbbaltigkeit  des  Ertrags  sehender 
Forstwirthschaft  der  Privaten. 

Daraus  cnhtoLfl  sofort  oder  in  Bälde  ei«  absoluter  Hol/inaiigci  im  Lande, 
der  sich  für  lange  Zeil  o<ler  ubcriiatipt  niclit  mehr  gut  macheo  la>so,  mindestens  al>er 
ein  relativer  Hol/.man^cl.  der  sich  in  einer  Varthevernn;;^  der  Holzproducte 
für  die  Industrie  und  fitr  die  Privathanslialtiinfjen  enn)lin<llicli  fuhlljar  inarhe  und 
einen  srrossen  Uebclstand  der  \  olk^wirthschaft  dui>tellc,  L'ui  jenen  ilolzuan^el  zu 
vertncidcti  uimI  wonniglich  auch  durcli  eine  {rcordnete.  die  Zukunft  bedenkeodo  For»t- 
wirllischaff  das  Hol/,  billig  im  rn  isc  zu  erhalten,  sei  der  Staatswaldliesit/  vr-'un  id  -ht 
daa  ein/ige,  so  doch  das  be:>te  Mittel.  Er  dürfe  um  üo  w'uui<^er  verhng<-n  od>T  gv 
auffireffebeii  werden,  jo  «rerifti^r  uberfaa»pt  der  Waldhostend  ein<>üi  Landcü  nod  je  mthr 
Wald  lion  its  im  Pri.  :itKe>it/  s.  i.  Dieso  „Furcht  vor  Holzmang«  !*'  ist  durchaus  das  Haupt- 
arguiocnt  der  älteren  Anhänger  der Staatüfurnten ,  vergi.  auch  Malchau  L  §.  li>; 
aiicti  fQr  Bftn  tu  YotksvirtlischiifbpnlUik,  §.  153  m  ».  Pin.  5.  A.  140,  ^.  143 
Xr.  4  ist  ili  -  r  Gesiclit-spunct  doch  im  Ganzen  dt-r  L-itendr.  (i-  gcn  di«  -  Anrura<»iit 
ist  die  Poh.aiik  ?on  Ktug  u.  Hergias  (t'in.  1Ö6)  zutrelicnd,  aber  auch  uur  geireii 
dieses  allrin. 

Diese  xAnsiebt  ist  einer,  ^aiiz  berechtigten  Renrtion  m  Gunnten 
der  W  ühler  ent8prungen,  welche  nach  langen  I)e\  astirungeu  und 
auf  Grund  der  abschreckenden  Beispiele  mancher  Länder  z.  Th. 
schon  seit  dem  10.  und  17.,  nameutUch  aber  seit  dem  vongen 
Jahrhundert  eingetreten  ist  Aber  sie  Ubersehiesst  das  Ziel. 

1.  Einmal  verallgemeinert  sie  za  sehr  nnd  snchi  iq 
Tiel  zu  beweisen. 

Notoriscli  Ii o^t' In  II  Uberall  neben  den  Staafsforstfu  Privatforsten,  die  auch  ohii« 
ütaatliches  \  erbot  nicht  dcvasfirt  «idcr  ganz  abgeholzt  werden.  Di-'  (lO^'^nf  f  der  Staats* 
forsten  haben  darauf  oft  liini: 'wiistii.  Beispiele  angeführt,  daaa  die  ktirkauften  WJider 
dßä  Staats  nicht  verwüstet,  soiniern  nur  zwecktoissigrer,  bfUlffcr  und  reatabler  bewüth* 
schaftet  wurden  —  wie  z.  B  1,  ifitto  in  einer  von  Kau  t?.  1:^*^  Note  a  o.  in  vor. 
Aufl.  dieses  ilands  S.  cilirten  Parl.rede  au^tführt  —  und  mit  mehr  oder  weniger 
Ornnd  die  Tegelmässigeo  Uebdstiode  des  PriTatwirtbsubaltobetrielw  des  Staats  aack 
im  Forstbetrieb  desaeloeii  DachKUwei8<>n  fosacht.  Die  AnMn|;«r  der  Staatsfonte«  kakai 
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oftmals  zu  wenig  unlonchicdeD.  ddh  Wald  am  jeden  Preis  und  überall  erhalten  wellen 

und  si<  Ii  gorade  dadurch  inanclic  N  orwürfe  zuj^ezogcii ,  dass  sie  sich  iu  ihren  Aii- 
forderangen  nicht  beschränkten  und  das  Bedarfnüts  einutt  fortschreitenden 'Anbaus  zu 
wenig  b^cksichtigten. 

Neuere  Fon^tmAnuer  unterscheiden  daher  ganz  rii  htig,  ob  die  Wälder  al.s  SchntZ- 
nd<T  als  E rw e rbswiildor  beibehalten,  oder  als  Luxna Wälder  auch  rom  Staate  ver- 
kauft tuul  dujiii  .  vcut.  ;tl«j;ehokl  werden  sollen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  Forsfl.  Dlittern, 
1875,  S.  324.  Dabt'i  ist  fn  ilich  der  B^iff  dos  „Schutzwalds",  bea.  nach  der  .schwier, 
klimatol.  Srite  w-ird»  r  der  Strcitpunct,  allgemein  und  vullcnds  im  roncreten  Fall  (Stroit 
in  Betr.  d.  WicUL-r  Wahb,  als  d.  üät.  Ucgierung  davon  3000  ha.  in  IblQ  vcrkussem 
wollte). 

2.  Die  obige  Verlheidigung  der  Staatsforsten  ist  aber  anch 
principiell  falsch.  Wird  wirklich  das  ersehnte  Ziel  erreicht, 
d.  h.  ein  grosser  Holzbestand  und  ein  l)illii;er  I'reis  des  Hohes 
erhalten,  so  ist  die  Folge  davon  ein  unrichtiges  Verhiiltui.ss 
des  Holzpreises  zu  den  Preisen  anderer  Boden- 
p  r  o  d  u  c  t  c. 

V^l.  Bergias  S.  IST.  Kin  zu  niedriger  Uolzprois  ist  aber  kein  Vor- 
theil, ein  Steifen  des  Holzpreises  kein  unbedingter  Naehtheil  für  dleToIk»- 

wirthschaft.  Dieses  Steigen  bildet  vielmehr  das  sicherste  und  wirthschaftlich  richtige 
rrriservativ  gegen  Holzinangel  ül»crhaupt  wie  gegen  Mangel  bestimmter  einzelner 
Holzarten.  Denn  es  führt,  besonders  was  Brennholz  anlangt,  zu  grosserer  Sparsamkeit 
im  Vcibrauch  von  Holz,  zu  Holz  L'rs)iarenden  oder  ganz  ersetzenden  Erßndöog^en,  and 
es  pri'^bt,  bisonders  anch  was  Nutzholz  anlangt,  die  Anresunc:  zum  Apbati  und  zu 
geordneter  Waldcnitnr  und  macht  letztere  erst,  verglichen  mit  dci  Cultur  anderer 
Bodenerzeugnisse,  priratwirthschaftlich  rentabel.  Erst  bei  einem  gewissen 
l'roisp  des  Ifolzi  s  lohnt  es  auf  den  höheren  Stufen  der  \"ulkswirtb>'  !iaf(  für  den 
Privaten,  Waldbau  zu  betreiben.  Die  Behauptung  der  Staaisforstwirtbc.  dass  die 
Pri?atfontwirdi9chaft  selten  eine  gute  und  conservirende  sei.  ist  daher  zwar  thatstch- 
lich  öftL-rs  rirliti^'.  Abor  us  wird  dabri  Ul)er8ehoii,  dans  der  durch  das  Staaf>forst- 
weseu  und  durch  zu  uufangrcichü  Waldconserviruog  künstlich  niedrig  gehaltene  lloiz- 
prob  hierron  mit  die  Ureache,  nelicicht  die  Uanptorsache  sein  kann.  Denn  gerade 
deswegen  kommt  das  ltcstrel)on  leichter  auf,  durch  Massenhieb  und  Abholzung  rasch 
Geld  zu  machen  und  den  bisherigen  Waldbodeu  mit  grösserem  Vortheil  für  ar.dere 
Zwecke  zu  verwenden.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Verwaltung  der  Siaatjifur^tcu 
nnd  anch  die  staatliche  Forstpolitik  g(7;<  inilier  den  L'rivatwaldungen  vielfach  zu  sehr 
von  rVu'st'T  frt'BrlioM  Anp;*-?  vnr  Holzmangel  geleitet  \rürdcn  ist-  Damit  lisst  sich  weder 
die  raOgiichsto  Erhaltung  der  Wälder  an  sich  noch  die  Beibehaltung  des  Slaatseigen- 
thuuis  an  einem  grösseren  Thcilc  derselben  genllgend  begründen.  Fa«st  man  den 
Wald  überhaupt  ntir  als  die  Quelle  der  Versorgiinp;  eines  Landi-s  mit  Hoi/  auf.  so 

f;iebt  es  keinen  (iiuud.  den  Waldbodeu  anders  als  sonstigen  Boden  zu  bebandeln. 
Sa  ist  nicht  za  besolden,  daas  es  an  Holz  za  den  verschiedenen  Verwendungen  fehlen 
werdt\  Si'.Uist  auf  irt  rin|.'<  ndc  Einfuhr  aiH  dem  Auslands  ist  \v<  nii;-.stens  lieutezutage 
bei  dem  hüclii-ntwickelten  Cominnnicaüousweseu  t>ogar  bei  einem  so  velaminäsen 
AiHkel  ^iriiigcu  ^['ec!fischen  Werths  wie  Holz  zn  rechnen,  wenn  nur  der  Preis  hin- 
länglich hoch  steht,  wie  England  zeigt.  Diese  Lage  der  Dini^o  hat  aber  keine  be- 
sonderen Nachtheile,  denn  sie  beweist,  dass  es  sich  mehr  lohne,  im  Inlande  andere 
Bodenproducte  statt  des  Holzes  zu  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzel winlischäfters 
widerstreitet  unter  der  gegebenen  A Oranssetzung  nicht  dem  rolkswirtbsc haftlichen. 

TreHcnd  cliaracterisirt  das  Falsche  der  unbedingt  conservativon  Forstjailiiik  Hock. 
Finanzverw.  FraukreichS  S.  223;  die  fraozös.  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der 
BefOTBiiodang  und  des  Staatsschotzea.  Sie  ..bebandelt  das  Hob  nicht  wie  ein  Glied 
in  der  irrosscn  Keihe  der  G'iter.  mit  dcruMi  die  Vorsebung  den  irdischen  Wohnsitz  dtjs 
Menschen  ausgestattet  hat,  wechselnd  in  seinem  Werth  wie  alle  anderen  und  bestimmt, 
?eibnHidit,  ?ertaoKhl.  nmgeetaltet  la  werdra,  wie  es  eben  das  Bedtkifhias  «ad  das 
Interesse  forden,  Boodem  sie  behlUet  den  regetabil.  8101108107  ror  der  Yettigmg  des 
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Eigcnthiimers  wie  vor  den  F.inirriiren  der  F^em'^  n,  dnmit  er  im  Grundstock  unversehrt 
derZukoDft  und  jenea  beror^ngten  Männern  vort>clialten  bleibe,  von  denen  der  G^etz- 
g«ber  f oraaflsetzt,  daas  de  alleiii  dea  reehteii  Gebrandi  dafon  macbeii  iraid«ii.**  Aeh»> 
Jicli  warnt  Ifeuninp,  Beitr.  z.  Kriige  n1)i'f  il.  (»rundprlnr.  d.  Waldbaus,  1871.  S,  22, 
vor  üebcrtrcibuagen  in  Bozuf  auf  die  KacUUaltigkcit  dos  Waldbetiiobs.  \gL  auch 
Pb.  Cioycr,  d.  Wald.  bes.  d.  Kritilr  d.  finanz.  Ergebnfaie  der  dentsehea  StajMaferit- 
rerwaltuii^oii  S.        IT.  — 

Insofern  scheint  mir  ancb  die  Tendenz  der  Schriften  von  Prcssler's  richtig, 
s.  bes.  dcss.  Waldbau  des  Nationalökonomen.  Drcsd.  1865  u.  darüber  Hclfericfa. 
Art  Waldrento  in  d.  Tab.  Ztschr.  1867  (AXUI,  1  tf.).  Aach  Pressler.  Haaptlehr. 
d.  Forsthctrii^bs  u.  seine  Einrichtung  im  Geiste  der  Reinertne'«schule,  3.  A..  1ST2: 
ders.  in  d.  Forstl.  Bl^ittcra  1S76,  S.  16  ff.,  mit  einer  bcmerkeuswertlien  Mittheilang 
ans  ITonregen :  ders.,  d.  Hochvaldsideal  (1.  Hälfte  der  Hauptlchrcn  d.  Forstbetriei» 
u.  s.  w),  3.  A.  Lrz.  Forstfinanzr<  c}inung  (2.  Hälfte  dess.  Buclw),  LpK.  1811. 

Jadeit  h.  Forstoin  rieht.,  Dresd.  1871.    \  gl.  auch  Renning  a.  a.  Ü. 

Man  knnii  demnach  die  H  e  i  b  e h  a  1 1  ii r  der  8  taat  s forsten 
als  Mittel  zur  C  o  n  s  e  r  v  i  r  u  n  g  d  e  r  ü  1  d  c  r  aus  der  I''  ii  r  eh  t 
vor  Holzmangel  und  vor  Ueberthenernng  des  Hölzes 
nicht  genügend  begründen,  weil  diese  Conservirung,  vollends 
in  dem  jetzigen  Umfang,  sn  diesem  Zwecke  nicht  geboten  ist 

Di(^  Inlcresson  einzelner  Lamle'^tlKMIc,  in  denen  sieb  zufällig^  Sta:if-foTbten  bc- 
lindeii,  können  noch  weniger  in  der  Frage  zu  Uunsttcn  der  Keibehaltang  cntscbeid<»ii. 
Denn  das  Institut  der  Staatsfonten,  als  Präservativ  gegen  Holzmangel  und  höbe  Holi- 
preiso  betrachtet,  wurde  dann  den  einzelnen  Gegenden  des  Staatsgebiets  in  sehr 
ungleichem  Maasse  zti  (jiite  kommen,  voUcnds  solangrc  nh.  iI  t  Wirklichkeit  cMitspfecbeod, 
der  Staatslor.-rtbc^it/  sehr  vorschicden  in  den  eiiizelncn  Lmaiestbeiloii  i^t. 

§.288.  —  H.  Als  richtige  und  den  Ausschlag  gebende 
Gründe  für  die  Beibehaltung  der  Staats forst en  er- 
scheinen dagegen  die  folgenden,  von  denen  der  erste  der  wich- 
tigste ist: 

S.  l.os.  Leo,  a.  a.  S'.  63  Ii"  Ha«,  I.  §.  "I^kö.  II.  5J.  157.  Roscher.  II. 
§.  1!)2,  Könning,  S.  20.  Die  o.  S.  57;!  genannten  Schriften  v.  (jrägcr,  Eber- 
inayor,  Liburnan.  anders  die  skeptische  Polemik  gegen  Eberoayer  v.  Pb.  G c y e  r . 
Wnld.  S  211  tf..  der  ich  gleichwohl  hier  keine  Conrcssion  maehen  zn  mn^fn  cliuhte, 
wobei  ich  mich  freilich  durchaus  auf  die  forstwissonsch.  Autoritäten  aliein  statceu 
nrass.  8.  aoeb  Ornnert,  Waldachntzfrsge  n.  deren  BebandL  avf  dem  Wege  inteniat 
I  -r  Forstl.  Blatter  ISTri  S  97  IT.  Scheel,  a.  a.  0  S.  882.  Mehrfach,  bes.  f. 
d.  ailgcm.  volkswüthscb.  Bedcat.  d.  Wftldcr,  s.  auch  liclfcrich  io  s.  2  Art  Wald- 
rente.  Tob.  Ztaebr.  1867  ü.  1871,  n.  s.  Abb.  in  ScbttnboTg*8  Handb..  bes.  8.  744,  74f. 

1.  Die  Cousei  vii  uijg  der  Wälder  ist  jest  in  un scre n 
T/rlnflein,  wo  der  Waldbestand  duch  im  Laufe  der  Zeit  ohucLin 
stark  vermindert  ist,  im  Ällgeni  e  i  nen  geboten,  nicht  aus  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Gründen,  .stmdern  aus  den  wichtigsten 
Rücksichten  auf  den  grossen  Kinfluss  des  Waldes  auf  d  a  j« 
Klima  und  dadurch  direct  und  indirect,  sowie  auch  abgesehen 
davon  noch  sonst,  auf  die  Yolkswirtbschaft  eines  Landes  im  All- 
gemeinen. 

Nnmentlieh  bewirkt  <1it  W.iUl  eine  gleich  üi  rissi  '!:ere  Verth  e il n  n  ir  l^r 
l- cuc iitigkeit  durch  d.i»  ganze  Jahr,  auch  wenn  es  fraglich  ist,  ub  er  die 
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absolute  Kegcnmengc  im  Jaliro  voruieiire.  Nach  Dorc  hat  da^  plauloso  Au:^roden  der 
WÜder  «inen  nachtheili«ren  Einflass  auf  die  Verth  ei  In  nir  dM  Begcns  übe?  das 
Jahr.  Di>  örtlichen  Xirilcrsclilüff»'  wiTden  in  walflloscn  tirepiultMi  mehr  auf  licsfimmti'; 
Zeiten  beschränkt,  weil  sie  dann  mehr  nur  vom  periodischen  Wechsel  der  allgem. 
Bewesfvnfren  der  Atmospli&re  ebhtofren.  Gerade  deshalb  in  der  einen  Zeit  tbennlarife 
Trnck'^nlicif,  in  il^r  atiilcren  ri^ln-rsfliweriuminf,  Slnr;"- ti.  (jie.ssbäche  verheeren  leichter, 
Erde  wird  abgeschwemmt,  die  Wiederbewaidnng^  erschwert.  Leo,  S.  65  ff.  Auf  Grnnd 
der  oeaesten  Arbelten,  bes.  Eberniayer's,  Ic«^  Leo.  ForsÜ.  Blätter  1B73.  S.  19, 
die  klimatol.  Bedeutung  des  Waldes  fol^cndermassen  dar:  Der  Wald  stumpft  die  Kx- 
treme  des  Klimas  vornemlich  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  bis  Oct )  in  nnsfri^n 
Breiten  ab.  Die  Waldluft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feuchter,  daher  durch  Wald  em 
feuchteres  Klima.  Der  Wald  verlangsamt  den  Wasserabfluss  u.  bewirkt  gleichmässigere 
V-^rfh<^ihuip:  der  Bodenfeuchtigkeit  auf  die  .Jahreszeiten.  Er  verhindert  an  Hringen 
Bodenabschwemmungcn  durch  Wasser,  auf  den  Hochgebirgen  Einstürze  u.  Irwinen, 
in  der  Ebene  Ftngsand.  —  tn  ntli^mein-volkswirthsch.  Beziehung  kommen  j^oereile 
Tntt^rnssen  der  L.indwirtlisrh..  specielle  ch^r  .an  WilMrrn  i:ileffenen,  z.  dnivh  sio 
vor  Wind  mehr  geschützten  ländl.  Grundstücke,  bes.  in  Betracht,  —  von  der  nicht  zu 
leofnenden  „etbiscben**  oder  sodalpolitiscben  Bodeatmif  der  Wilder  zu  geschveigen. 
H.  !{' Hcher  II,  §.  1S9,  Anm.  4«  n.  bes.  Riehl,  Land  o*  Lente«  Abschn.  I  „Feld 
u.  Wald". 

Eine  unpassende  Abheilung  oder  eine  Derastirung  der  WUder,  welehe 

der  einzelne  Beisitzer  in  knr/sir  hfisjem  Egoismus  vornimmt,  kann  daher  weittragende 
«rhlimmp  Folir-  n  ba>)»^n.  ft'clrln!  sich  «rhwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  marlicn  I;i38en, 
auch  wenn  das  lIu^/bcliuri'lu;^»  aus  anderen  Gegenden  oder  mit  Ilillfe  von  Ersut/uiitteln 
befriedigt  wird. 

Zum  Zweck  der  Conseivirung  aller  solcher  Wälder,  denen 
jene  Bedeutung  für  das  Klima  und  die  Volkswirflischatt  /uge- 
schrieben  werden  muss,  i.st  das  Staat  seigentlium  an  den  Wäldern 
im  Principe  nicht  nur  nicht  verwerflich,  sondern  vielfach  am 
Passendsten.  Wo  Staataforsten  fehlen,  kann  aus  diesem  Grunde 
selbst  der  Ankauf  ?on  Wäldern  darch  den  Staat  ernstlich  in 
Frage  kommen. 

Andf^mfnüs  wird  Pin.-'  mehr  oder  w<'ni<;er  woitj^oliendi;  st.Tntlich«;  Obfi  - 
aufs>icbt  und  Coutrolo  t^bcr  die  Gemeinde-,  Corporations-  und  besonders 
die  eigentlicben  PriTatvaldnngen  nauentifch  da  geboten  sein,  wo  schlecbte, 
derastirende,  nur  die  Bedürfnisse  der  zeitigen  Eigenthümer  berücksichtigende  Aus- 
nutzung der  Wälder  üblich  ist.  Jede  solche  Einmischung  der  Regierung  in  den  Wirth- 
äcbaftsbctrieb  der  Privaten  hat  aber  wieder  mancherlei  andere  Inconrenienzen.  „Ent- 
weder muss  der  Staat  in  Norwegen  in  ganz  beträchtlicher  Menge  Wälder  an- 
kaufen, oder  man  muss  Forstgesetze  herbeisf-h.Tflcn ,  die  die  Wirthsrhaftlichkcif 
darch  Zwang  hervorrufen,  bis  dass  die  kleinen  WalUbebitzer  klüger  werden."  (Forstl. 
BL  18T6,  S.  16.)  Aber  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird?  Vgl.  auch  das  neue;  preuss. 
Waldschntzges.  v.  6.  .Tiili  1875.  II  elf. >  rieh  im  Tliuiillnich  S.  717  If.  Wo  daher 
einmal,  wie  namentlich  in  Deutschland,  der  Staat  Eigenthümer  grosser  Waldmäusen 
geblieben  ist,  da  erKbeint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Zustand«  dnrcbans  als 
das  Beste,  (ü  mpfcnbach,  Pfeiffer  u.  a.  m.  mnrhrn  anf  -^inrm  im  (tmndc  gleichen 
Standponcte  daher  uoa6thige  Zugeständnisse  an  die  „herrschende  Doctrin'',  3.  o.  S.  573). 
Diese  .Ansiebt  findet  dnrcb  die  folgenden  Grflnde  ihre  weitere  OntorstHtzang. 

2.  Mancher  Boden  ist  nur  Itlr  Wald  tauglich  (sogen,  un- 
bedingter Waldboden).  Die  Erhaltung  des  Waldes  auf  ihm, 
auch  wenn  der  Ertrag  dauernd  gering  ist,  erfolgt  am  Siebersten 
QDd  Leiebtesten,  wenn  dieser  Boden  im  Staatbesitz  ist. 

A.  Wsgnvr.  Flii*ntwiw>nMlialL  f.  S.  Anl.  37 
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Jbt  der  Wald  oinmal  zerstört,  so  kann  er  wegen  des  Mangcb  an  Scliuu  gugca 
Hitze,  Kälte,  Wind  und  wegen  dtia  Abscliwcinmcns  der  <^at4;ii  olm^*ti  Erde  oft  gftr 
nicht  wicdi  r  li.Tg(^stclit  werden",  wie  selir  das  Interesse  de»  ^ranzen  Landf«»  es  auch 
l'onlern  luasi;.  Einzelne  Blösseu  iöt  aber  immerhin  der  Staat  nocii  am  Ersten  in 
dor  Lige  VMder  za  bewalden. 

3.  Die  Forstwirthschaft  hat  im  Vergleich  mit  der  Lamiwirth- 
schaft  mehrere  besondere  Eigenthtlnilichkeitcn,  wegen 
deren  sie  sich  am  Besten  t'Ur  den  Groäägruudbcäitzer  Ubcihnnpt 
nnd  zumal  ftlr  einen  solchen  GrosBgrandbesitzerj  wie  den  „ewigen 
Staat^'  (Domäneutiäcuäj  eignet. 

Solche  Eif^enthümlichkeiten  sind  die  I.an  crs  am  keif  t]>  a  IIo  1  z «  ii <•  Ii s .  ~ ,  Ii,- 
nothwendigc  R « c k 3 i c h  t  auf  die  Nac  liha  1  tigki  i  t  des  Ertra-ä  („Xachhalts- 
liewirthschaftun  !r'),  das  laut;.  Warten  auf  eine  Rente  weni^'stons  l>ei 
jungen  Wäldern  bei  den  für  gewisse  Holzculturca  eribnl  ilieli*  n  l.inj:,  r.  n  UiiitrirNv 
zelten  (Hochwald);  die  schwierige,  kostspielige  und  vollendb  lange  auf  Ertra^r 
warten  lassende  Wiederbeiraldmig  von  BlAsscn  und  Anletriinf;  neuer 
Wällirr,  welche  der  Sfant  mit  seinem  schon  vorliand<'iit»n  l'orstp'rsonal  alxr  nocIi 
am  liiliigsteu  ausfulirca  kann;  diu  Grösse  dc^  stehenden  tlolzvorrath«, 
welche  den  Prirafen  leichter  in  Yereuchtuig  bringt,  durch  Deberhanon  den  Wald  ro 
schädiiron  ,  di  r  Umstah  l,  dass  rentable  Wald wirthschaft  meist  nur  auf  gror*sen  . 
womöglich  zusammeubangcnden  Flächen  wci^ren  der  Eiurenthumlichkeit  der 
Waldatbdt  betrieben  weiden  kann;  das  Erfordcrniss  einer  nur  (!:ering:en  Menge 
von  Arbeit  auf  einer  Waldfläclie  (nach  Huudcshagen  auf  c.  500  Moifren 
1  Arlieiteri  im  Verrl.  irli  mit  AcL  rland  oder  (iärten.  aber  /.ugh  ich  das  Erford  r- 
uiss  einer  spccifisclicü  1  achbildun^  weniirstcDS  des  mittleren  und  hOh<  rtu« 
Arbeitcipetsonalfl  im  Foi'stwesen.  wobei  jedoch  dri  Gestalt  fiu;hinissi|r  gebildete  Arkiti-r 
wieder  nur  auf  ;!:ros8en  Hach.  ti  « ntsprrrhriui  zu  venr-  iideti  und  auszunutzen  sind, 
so  dass  die  Staatsforstwirthschaft  iasotern  auch  ab  die  Ökonomischste  indlist  gegeu> 
Uber  derjeniireu  anderer  grosser  WaldlMüitxer  erscheint  Wenn  der  Prirate  feine« 
W  i'd  1  1j- nfalls  durch  Fachleute  bewirthsrhaft.  f.  sn  wird  ilim  dii-s  oft  theoercr  lomfii-:  , 
wed  die  Ai''^^^lftft  dieser  Pert>onun  nicht  vollstiuidig  ausgcnot^  wird.  Steht  das 
Fiiratferatpetsonal  aber  in  der  Faehbüdong  nach,  so  wlra  es  auch  die  BewiithBchaftiuifr 
der  Priratwftlder  meistenfl  thun. 

4.  Der  Bohoii  erwähnte  Urostandi  dass  in  der  Forstwirth- 
sehaft  der  Factor  Natnr  gegenüber  den  Factoren 
Arbeit  und  Kapital  überwiegende  Bedentnng  hat,  be 
wirkt,  dass  die  i;  c wö  h  n  1  i  c  h  cn  V  o  r  z Ii  ge  d  e  8  P r  i  n  ;i  t  b  e  t  r  i  e  bs 
üud  Naclitheile  dcßStaatbbetriebs  hier  no  ziemlich  ver- 
schwinden. 

Dater  einigen  besonderen  Schwiuiigkeiteu  der  >^aldarbeit  isciivure  Coatrok, 
leichte  Untenchleife  u.  a.  w.)  leidet  d»  Staat  eher  weniger  denn  Mir  alt  der  F^^ai«, 
Aehnlich  steht  es  für  l>eide  im  Ganzen  doch  anch  um  die  Sichezunf  des  Waldeifea- 

ihams  vor  Diebsuhl  u.  s.  w. 

5.  Die  Höhe  der  Waldrente  hängt  vorzugsweise  von 
allgemeinen  Verbältnissen  der  ganzen  Volkawirth- 
Schaft  ab. 

Wiiilir,.  hafts-  iiiiii  Culturfortschritte,  vermehrter  Wohlstand,  grössere  VoUadicbtiir- 
keit,  Concentratiou  der  l^irölk(>run?  in  Städten  und  der  Industrie  in  gewisden  Gegenden, 
verbesserte  Gommunicationen,  Absatzwege  u.  s.  w.  erhöhen  die  Holzpreise  und  daher 
neben  der  stüdtischen  bnim  eine  andere  Oroodrente  so  sehr  als  dif  Waldreule. 
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b  ioügaadaü  Bd&pieieo  ist  der  Holieilds  fur  die  Staatskasse,  oiiue  Eiureclinuug 
d<!t  Antlieito  der  Bereeht^^  (mit  iSnseliliiw  der  Jagden),  aber  olne  die  HeUiaii^iuig 

iintrc^cheii  !'.a.lcri.  Ilol/erlös  D.  1831—35  998,714  fl.,  1842—47/48  1J46,31Ü  fl., 
1S(>0— til  2,221.711  11.,  68  2,024,060  H.,  1872—74  4,3ö8,000  M.   Die  Holz- 

pretoe  stiegen  1807/^—1841/45  um  50—100,  1898—1859  um  n—Sffif^,  In  den 
3  J.  1S72— 74  war  d.  Holzpreis  p.  1  Festmcter  Nutzholz  IG- 14.  1S'74,  18'66,  i.  D. 
17-85  Mark,  Bronnhol/  S  Sü,  91 1,  9*94,  i.  D.  9-30  Mark.  —  Preassen,  Holzerlös 
1830—33  3,730,600  Thlr.,  1846—49  4,807,700  Tlilr.,  li54-67  5,918,400  Thlr..  1862 
Iiis  65  S,508,000  Thlr.  Der  Krincrtrag  war  D.  1849—50  2,827,800,  D.  1864—65 
6,450,200  Thlr.  Solleinn.  f.  Holz  1875  12  505  Mill.  Thlr.,  wo?on  aof  dir  alten  Fror, 
(vor  66cr  Uufang)  8*962  Mill.  Thlr.  Die  mutbmassl.  £iou.  warde  aber  ^egcn  diesen 
Spocialctat  höher,  auf  15-25  Mill.  Thlr.  iu  Ganzen  veranschlagt.  Stat.  Jahrb.  IV,  1,  202. 
AHenliiigs  ist  auch  der  Holzcrtran  ^<  lbst,  nicht  nur  der  Preis  stark  gesti- gen  ii  das 
Verhäituisä  der  wertlivoUeren  Hölzer  ^Natz-,  Bauholz)  im  xaazen  Hoizenrage  ist 
günstiger  gevorden.  Der  Gnbikfoss  Holz  woide  im  prenas.  Stinte  im  D.  1830—88 
zu  10;i,  1^62—65  zu  172  Sgx.  verkauft.  Nach  neuerer  amÜ.  Mittheil,  war  d.  Durch- 
scbn.pieis  dos  Festmeters  Holz  in  d.  preuss.  Staatsforsten  1835  «i'64,  1865  6'31, 
1879/80  5'T8,  1880/8!  5*95,  1881/82  5'81  U.:  der  Beinertr.  p.  ha.  in  denselben 
Jahren  bez.  3  23— 10  1—7-73— 9-67— 10  05  M.  Baiern  Reinertrag,  D.  1820—28 
1-91,  1832—31  2  87.  IS35— 37  3-18.  56  3-79,  1861  -  fi7  7-21  Mill.  fl.  Die 

baier.  Staabwuldix  haben  sich  1861 — 67  gegen  1819 — 25  i.  D.  uui  l  ü2"/o  der 
Fläche  vermehrt,  der  £rtia>r  an  Bau-  ü.  Nutzholz  um  137,  an  Scheit-  u.  Kuappelhöbt 
um  26,  au  Stork fiolz  um  117,  an  Wellen  um  38,  dagegen  die  cifect.  Einnahme  von 
3*33  auf  11*64  Mill.  11.  oder  am  249  %.  Bereclinet  nach  d.  Daten  in  der  baier. 
«tat  ZIschr.  1871  S.  154.  Der  Rebertrag  p.  baier.  Tagw.  stieg  in  diesen  42  J.  Ton 
52  Kr.  auf  3  H.  15  Kr.  In  di  r  >:i(  hsisc]Mjii  St;iat>ror>t?virths<'haft  war  der  ge- 
aunrnto  Uolzertrag  von  1  Acker  im  D.  1817—26  1  Klafter,  1863  1  26  IkL,  die  Kl. 
Derbholz  galt  1854  5*5  Thlr.,  1868  7'08  Thlr.,  der  fieinertng  des  Ackers  harn  in 
di'-sem  ZeilraTim  von  3  64  auf  5-96  Thlr..  <!ie  .\iiMrabun  sanken  von  37*2  auf  •26-8  Proc. 
der  Etonahme  herab.  Das  Nutzholz  betrag  1817—26  17  Proc.  1854  41,  1863 
58  Proc.  des  Stammholzes.  —  In  Frankreich  werden  bei  der  Venteigerung  dos 
Holzes  vom  Hectare  im  Durchschnitt  von  1816—20:  697  Fr.,  im  D.  von  1824—20: 
1110  Fr.  iT  'lßst.  Znp:It  icli  wurden  im  crsteren  Zeiträume  auf  dem  Hectare  nnr  31, 
im  zweiten  aber  69  Häume  ubergelialteu.  iiapport  Tab.  14.  (Aclt.  Daten  z.  TL.  nach 
Rmtl). 

Die  Waldrente  ist  yornemlich  ,,R6nte  der  Lage".  Der 
PrivatbeBng  dieser  Rente,  welche  ein  Einkommen  bildet ,  das 
meistens  niclit  enf  individuelle  Arbeit,  Kapitalverwendong  oder 

aach  nur  8pecnlation  des  Beziehers  zurUckgeflHhrt  werden  kann, 

ist  der  misslichstc  l'unct  bei  der  Rechtfertigung  des  privaten 
Gruudei;^äuitimnis.  Bei  den  Staats  Ions  tcu  kommt  diese  Kentt'  der 
Staatäkaäse,  also  der  Allgemeinheit  lU  Gute,  was  durchaus  uui  zu 
billigen  ist. 

Allerdings  üs^t  die  Staatskasse  dann  aucli  die  Ausfalle  bei  un^stigeu  Preis- 
conjnnctnren,  vas  aber  ebenfalb  Ticbtifer  ist,  als  wenn  sie  den  Priraten  treflbn.  H(dfr- 

erlös  der  badischen  Doniänenwaldunf;:en  1848  V4  Mill.  fl.  wcnig.r  als  1847.  Der 
Hobspreis  hatte  1862—68  in  Baden  1865  das  Max.  erreicht,  16'24  il.,  1867  u.  1868 
war  er  im  D.  13*25  fl.  In  den  thuring.  Forsten  sollen  in  den  letzten  Jahren  die 
Holzpreise  durch  die  Goncurrenz  des  b6hm.  Hol/es  gedruckt  sein  (üeberhauen  hier!) 
In  Wttrtemb.  (Riecke  S.  183)  Rcinertr.  J.  Slaataforsten  p.  ha.  1861—78  26-ft, 
1874—78  22-5.  1873  46  (V)»  1S77  27,  1878  211  M.,  Anschl.  f.  1881—83  25  2  M. 

Aach  im  pniut.  Staad.  Fonthaashalt  ist  unter  den  Einwirknngcn  der  vrirthsch. 
Krise  n.  der  Cöncurrenz  des  aaswärtigen  Holzes  eine  Verinimb  rong  der  Einnahmen 
a.  Preise  d^  Holzes  seit  der  2.  Hälfte  der  70er  Jahre  eingetreten,  nachdem  die 
Jahrs  18TS~76  abnorm  bolio  Preise  n.  Srträgo  geliabt  hatten.  TgL  die  Motire  a. 
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(ies.cntvurt'  Ober  Erhöh,  d.  HoIzzOlle  f.  11.  Fobr.  1883  (r.  Reichstag  ab(relehot . 
woraus  auch  obige  neuere  Daten  über  Preassen  (ActeostQcke  Sess.  1883,  Nr.  194. 
S.  r>()2\  K-i  wini  liier  nachzuweisen  !resucht.  ilass  nur  bis  ISfi.'»  ^Qiisf.  V-  ihältnb»^ 
be^tamieu  liattcu ,  indi  ui  die  Keincrträgc  jährlich  Heil  ISH'i  um  22 'J  Plcua.  p.  ba. 
featiegeu  seien.  Iiule^ssen  ist  das  bestritten.  Auch  waren  /.  K.  lt)3U  d.  Koiuerrr. 
schon  einmal  138  M.  p.  >Ict»  r.  S.  auch  d.  Verhandl,  im  KeichstaKc  (1875*  n.  lti&3> 
u.  Lehr,  d.  Jieuuu  deutüchen  UobuuUo.  Suppl.h.  V  zu  Conrad»  Jahrb. 

VgLz.  nlhetunBegrüDd.  dieses  „MoialpoüL'*  Grundes  Nr.  5  bes.  Gnindleg.  K.  4»  3.  Abdi. 

§,  239.  —  C.    Im  Vergleich  mit  den  angelilihrtcn  Gründeu 

sind  die  Gegenj^rÜTide  gegen  die  Beibehalt uiii:  der 
Sta  a  t  s  l'ors  t  e  11  und  die  positivcu  G  rlludc  für  die  Vc  i  aujüse- 
rung  unerheblich  oder  selbst  geradezu  unrichtig. 

Vgl.  die  üohersii  ht  bei  Loo  S.  (il. 

Auüsur  in  Uctrefl'  des  in  §.  287  b'  H|i!orh>'uen  Arguments  kann  mau  den  G<^er» 
dt-r  Staatsfürsten  in  k(iii»>m  westjütlichcn  Puncfe  Recht  ft  hfü.  Si  führen  haiipt- 
sächlich  die  allirem l  iaen  GrUnde  gtgcu  prirat virtlisciiattlic h<-  Th&ti^- 
Iceiten  des  Staats  an.  Aber  diese  tiniudc  lassen  sich  liier  weniger  fa^t  ais  in 
irgend  welchem  andren  Falle  als  ilurrhsi  hlnu.  iul  he/eichnen.  Auch  wird  dabei  gaa/ 
tibei>»«hco,  dat»  an  doch  voc  allen  ein  staat^wtrtlischaftlichcr  (irtmd  iat,  wolcber 
lUr  die  BeibetialtttDg  der  Staatsforst'-n  geltend  gemacht  viid. 

Unter  den  sonstigen  Ge^^engrUnden  sind  wobl  die  wiehtii^sten: 
,,1.  Dass  beim  Staate  die  Forstwirthschaft  nach  allgeiaeiueD 
Gl iiiidsätzen  geregell  und  gelUliit  wurden  müsse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  BedUrfnis.se  und 
iirtlichen  V erb  Ii  1 1  n i .s se  hin  in  das  Einzelnste  anzu- 
passen sei  und  da.s.^  l>ei  ihr  nie  die  Pflege  und  Benutzung 
bis  auf  die  kleiusteu  Uegeostäude  aasgedchnt  werden 
könnten. 

Leo  &  62.  Dicäeü  Bedenkcu  i>t  öfter»  nicht  gao/  unrichtig,  uur  kann  ikm  Uurcb 
eine  irute  und  jreächickt  geleitete  Staabfoistvirtlucbaft,  die  recht  veU  oKigiidi  ist 
abgehulfen  werden.   Jedea&Us  *W  wird  es  durch  die  oben  «ofefebeaeo  Gitedi 

Weil  ub'  nvo/i  n. 

2.  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsforsten  im 
Vergleich  mit  den  Privat  Waldungen ,  die  Folge  der  vermeintlich 
unvermeidlich  ökonomisch  unfähigeren  und  theureren  Wirthschaft 
des  Staats. 

Allein  „die  behauptete  geringere  Ergiebigkeit  der  Staata- 
forsten  ist  keineswegs  allgemein  erweislich"  (Hau, 
§.  142).  Soweit  sie  vorhanden,  ist  sie  grossenthcils  aus  beson* 
deren  Ursachen  za  erklären,  in  anderen  FftUen  dareh  reebl  wohl 
mögliche  Verwaltangsreformen  zn  hebeo. 

Narli  d  »r  \b  rltfUzuug  der  PrivatwäMer  in  Baden  ist  der  SteU- ran-,  blag  03  d 
auf  den  Morgen,  woraus  sich  ein  Keiuertrag  von  252 — 3'lä  C  vermutbi'ji 
Ihtmünenwald  triM^t  mehr.  Nach  Leo  fPoistl.  BL  1875  S.  S2S>  Ist  d.  Erttar  p,  Hf«t 
iii  d.  bad.  Staatswalderu  4'2,  Gem.-  u.  Corporatiuii>w.iM. m  4  2,  Privatwäld.  uaeb 
Gutachten  d.  Staatüfon»tbuhörden)  3  7  Kestmcter.  —  In  ßaiern  wurde  der  HoUertrag 
der  Staatswaldongen  zu  0*58  Klafter,  der  Gemeinde-  uod  iitiftuugäw.  lu  der 
l'riratwalda Ilgen  zu  0*47  Kl.  auf  dem  Tafrvcric  angcgi^ben ,  (IH<'  Fofttv«nraltmc 
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Balerns,  1S61.  S.  41S\  p.  Hect.  bez.  zu  4*00,  a  SS.  315  Ster.  —  Im  K.  Bero 
Abgabesatz  dsgl.  5"6«),  412,  4  2!t  Ster.  Leo  eb.  —  In  Helgien  ist  der  all^onieinc 
Steaeransclilag:  dos  WaM'^-  V>-":\  Frs.  rein  rnm  Tfectar,  walirsrhf^inlich  zu  niedriv;-. 
Die  Staabwäldcr  trai^cii  -ü  12  1  r.,  die  üc.meiii«inwalder  2ti  Kj  I  i.  Statist,  df  la  Belg. 
Agtic.  S.  184.  —  Prcusscn:  KciDortrag  dir  Staatswaldantfoii  (A.  ISU))  '^'^  Thlr., 
säramt!i  }i-r  Waldung;' II  f)*3B  Thlr.  a.  den  M,,  Meitzen  IV.  IIS.  —  Atirh  in  i'rank- 
re  ic  h  wird  der  Ecin>  rtTag  der  Staatsväldur  höber  ahi  durj.  dur  Privatwüldi-r  veranschlagt 
Zu  den  beM>nd«^reii  Onachen  gerioferen  Ertrafcs  der  Staatsfoisten  goMren  nach 
Satl  §.  142: 

a)  die  TielcD  allein  oder  roruemiicb  nur  auf  den  Staats  Waldungen  aus  alten 
Zeiten  rohenden  Lasten,  z.  B.  Abtraben  ron  Brenn-  n.  Bauholr.  ond  Waldstren 

an  Berechtigte,  W«'idedii'nstl)arkeif' n  < Sn-vituten)  u.  du:!.  „In  den  nn  Istou  Staaten 
«rird  nur  der  wirkliche  Gelderlös»  als  Einnahme  lierecbnet.  der  ohn--  Ersatz  abgegebene 
Mehrbetrag  liMbt  ans  der  Gcldrpchnunj;-  hinwesr"  vl^au^i-  So  «jeschieht  es  z.  B.  in 
Pri'üsscn.  Der  Geldw.rtli  der  etatmäst-.  Hol/-  u.  Torfabgaben  an  Ber<cliiitite  n. 
Deputanten  wird  ls75  auf  2*25  Mill.  M.  bercchn-  ♦  eiurr  etatmäs-.  "^fnat-Jcinn. 

T.  42-.SS  (mtithmassl.  51 -OJ»)  M.  M.  (1S8.VS4  Uvi.  2  20);  AI.  M.  n<;l..  n  Ki  i;;  M.  M. 
Geldeinnahui.-  f.  Holz*.  Meitzen  berechnet  fiJr  1SH5  4ls,T38  'Ihli.  Vriln^t  liun-li 
unentgeltliche  Hokabirali.  ii.  nach  deren  Kinrechnung  der  Koli.  rtrag  des  Morgens  sich 
auf  4U  6gc.  erhöht.  —  ücber  Baiern  s.  Kau  5.  A.  §.  142  Note  ü  u.  vor.  Aotl.  d.  Bands 
S.  44t  (iltere  Daten).  Nach  7 ecke  a.  a.  0.  (baier.  stat.  Ztschr.^  war  d.  Werth  d. 
an  Berechtigte  abgeb.  r;enn<»se  l-ROS  M.  H.  in  IHCJ/ß-  jährl.  Narh  dem  A.  I8T0  ist 
der  Verlust  durch  Uolzabgabeu  1,5U3,0UU  it.  ü'67  fl.  a.  dasi  Tagew.  von  productirem 
Waldboden,  dies  tnbeirritfen  ganzer  Reinertrag  9*87  fl.  —  Baden.  Holzabfrabe  an 
B-  rechtiu'te  i.  D.  v.  1ST2— 74  1846  Festmeter  Holzmasse  im  W,  rth  v.  lO.JlS  M., 
dägl.  aus  Vergtlnstigung  2274  Met  f.  14,961  M.  (nach  d.  Dat  im  Budget  f.  ISTti  )m 
1$77>.  —  Vgl.  ahnl.  &Itere  Angaben  ans  and.  dentseh.  Landern  bei  Ran  6.  A.  §.  142. 
Anm.  b,  6.  A.  in  meiner  Bearboitunj"  §.  134.  Anm.  c  —  West-Oesterreich, 
V.  r''j^t  wegen  der  Herechtigunsren  A.  1*<T0  499.206  fl.  ft.,  abiT  in  den  cinzeln«in 
KrunUiidern  ungleich  vertheilt  z.  U.  in  Uu.  unter  der  Enns  nichts.  In  Kiimthen  wird  der 
Betrag  der  ?on  Berechtigten  bezogenen  Nutzungen,  hauptsächlich  der  Weiden  (22,756  Ä.) 
mehr  doppelt  so  horh  ;uis:egel)en  als  die  Einnahme  des  Staates  (.SS,.*}?*»  fl.  ge^ifen 
Iti.aiO  IL).  —  Auch  in  Frankreich  Aehnliches.  —  Uebrigens  ist  in  BetreÜ  der 
BeiRtheflnng  dieser  Latten  der  Staatsvaldungen  nicht  zn  vergessen,  daaa  dieoelbeu 
nelfach  eigentlich  Reste  des  alten  wahren  Miteigenthums  der  Matkgenossen  an  den 
später  inforeatirten  Wäldern  sind.   S.  Koscher  II,  li^l. 

b)  Dem  Staate  eehOren  rlel&ch  romomDeh  die  entlegeneren  Wilder  in 
geringer  bevölkerten  und  vrerkehrsärmeren  Gebenden  .  anf  sehlechtercm  Hoden,  in  den 
(vebirgen,  wo  der  Rohertrag  bei  schlechtej'em  WaldbesUnd  und  niedrigeren  Holzpreisen 
and  rollend»  der  schltessliche  Reinertrag  niedriger  ist 

S.  ältere  Bolegdaten  bei  Kau  142  Note  c  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bd.  S.  448. 
Die  Vertheihine;  der  Staatswälder  in  Preusseu  s.  o.  S.  571.  Im  K.-B.  Königsb.  z.  B. 
|t.  ha.  des  Waldbodeiis  2  18  Kestcii'iikiii.  ter,  des  zur  lIuLzzucht  l)estimmten  2*"J5  dirl. 
an  Natural' rtr.  coiitrolfÄh.  tt.  nicht  eontrolfäh.  Materials,  Gelderlös  dafUr  p.  ha.  alles 
Waldliodens  '.1  H  M..  des  zur  Holzzucht  bestimmton  12  2  M.  Im  K.-B.  Magdeburg 
sind  dieselben  Zahleu  bez.  3*27  u.  3*49  Festen bikmeter  p.  ha.  u.  bez.  25'2  o.  26'9  M.  Erlös. 

Die  wiederum  Afters  von  Altersber  beeonders  in  Staatsväldern  befindlichen 
Blössen  u.  «Ijfl.  müssen  'lei  Berechnungen  des  Ertrajrs  p.  FI:ii-heneinheit  (ha.)  und 
bei  Vergleichen  mit  Priratwäldem  erst  abgesetzt  werden,  was  nicht  immer  geschieht 
S.  oben  die  Daten  >S.  571.  Sonstige  holzleere  Stellen  Im  Gebiet  der  Staatsforsten 
liefern  andere  al>er  doch  auch  öfters  aus  allu-emeinen  nicht  aVi/näncfi  rndcn  (rründen 
geringere  Ertrage  (Wiese,  Weide,  Torfstich  u.  dgl.K  Vielfach  werden  aach  solche 
Blossen  wieder  vom  Staate  angebaut  nnd  andere  Ausgaben  zar  Melioration  der  Forsten, 
ftr  Anlegung  rot  Will  wegen  n.  s.  w.  gemacht  Diese  Ausgaben  werden  ol't  (gleich 
vom  Rohertrage  abgezogen  nnd  lassen  deshalb  wieder  den  Reiaertrig  zu  geling  er- 
scheinen. 

Wenn  es  aber  auch  mitmiter  richtig  ist,  dass  der  Private  eine 
Waldflftche  in  Ackerland  verwandein  und  daraus  einen  grösseren 
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Reinertrag  erzielen  wftrde,  als  der  Staat  ans  der  dauernden  Be- 
nutzung des  liodcns  als  Wald  bezieht,  so  rauss  das  Minus  der 
Einnahme  ( gewissermassen  lucrum  cessans)  als  eine  vcrhülUc 
Staatsausgabe  betrachtet  werden,  welche  der  Staat  imallge- 
meiucii  Interesse  der  Conservirung  der  Wälder  macht. 

Aus  diesen  Cxrllnden  kann  mau  aus  der  Vergleich ung  dcü 
Reinertrags,  den  die  Staats-  und  Privatvvaldungen  und  die 
Forsten  verschiedener  Staaten  abwerl'eu,  nicht  ohne  genaue  Be- 
rUcksiühtigang  aller  geoauoten  Umstände  allgemeiue  Folgenmgen 
ableiten. 

Boiäf iüle  dun  £itrags  r.  SUatslorsteii.  Prouasou.  A.  L  Ibli  o.  L 
1889/94  Einn.  d.  Vtmtfm  61*086  xl  62.ST1  M.  X.,  woron  t  Holz  46*75  iL  41-130 

(Jsteiiin.  f.  1  SSO/81  45-788,  f.  188I/S-J  46.484  M.  M.),  Nebennutzungen  3  4Ü5  u.  4-221, 
Jagd  0-318  u.  0-339,  Torfgräb.  0.295  u.  0*338,  <l.  Kest  auf  rorachied.  10.  Posten  (exci. 
Ueldwerth  d.  Ilolzabgabe  an  Berucht.  und  DcputaDten) ;  Summe  d.  dauernd eo  Aosk. 
37*861  ü.  30-464;  demnach  Uebc^njrhuss  in  1S75  23  234  M.  M..  d.i.  |».  1  &tcL  1 
gesammf  -it  Forstbodena  8*03  Mark,  o  l  i  y.  1  HecL.  d.  z.  Holzzucht  u.  z.  and.  product 
Zveckeu  itaizbaren  Bodena  'JHÖ  Mark.  Statiat.  Jahr.  IV,  1,  202  If.  Ueberschuas 
1883;84  2r!H)7  M.  M.,  nach  Abzug  d.  einmal.  Ausg.  (2.050  M.  M.)  19.S57  M  M.  — 
Batlcii.  Wirk!.  Ertni^-  i.  D.  IS72  — 74  roh  4.383  M.  M.  f.  Holz,  wov.iu  Holzaburabc 
au  Berechtigte  u.  Yer^stigte  25-400  M.  A.  f.  1876  —  77  j&hrl.  aus  Hole  4  4  78. 
Nebeoiralzimgw  0*186,  SebadenBiaalz  f.  Waldfinercl  0000  M.,  zus.  roh  4*623  M.  M., 
Ausgabe,  ohne  d.  Oberrorwaltuug,  c.  \^72■^  (die  einzeln«-n  Poste  11  im  EUit  ii.'hr  vcr- 
streat«  Lasten  f,  Holzabgaben  hier  nicht  eingerechnet),  demnach  rein  c  2'9U0  M.  iL 
oder  f.  1  Heci  83*75  M.  AnsoUag  roh  t  1888  4-060  M.  M.  —  Baiern.  K«iB- 
.rtrag  i.  Durchsch.  v.  1819—25  1S99.  1843—49  3-399,  18lil— 67  7-2r:  MiU. 
ohne  den  Werth  d.  Ahg.  an  Berechtigte,  oder  rosp.  ]>  Ta<xw.  52  K. ,  1  fl.  34  kr, 
3  11.  15  Kr.  A.  r.  1877  Roh»jinn.  d.  Füist-,  Jagd-  uud  Tiütgefälle  30  236.  Kosten 
13-641,  l{<iinertr.  16*595  MiU.  Mark,  c.  14*5  Mark  p.  H«ct.  AiischL  f.  18S3  roh 
22  750,  Yvin  9-98  M.  M.  cil-o  sfirkes  Sinken  »c'it  Mitte  d.  Tn-  r  lalm  ).  —  Die  höher»^« 
relativen  iteinertrüge  (p.  ha.)  iu  d<;utht;hcn  Mittel-  und  Kl«.*in»taaten  guguuabcr 
PreUMen  täaA  v&suntlich  dio  Folgu  gün^tigc•rer  Lage  der  Waldor.  In  den  ^Ü<rai 
u.  vcstl.  prcns,s.  Provin/' n  steigen  sie  annähernd  rlterisn  hoch.  —  (•»^üterrcich 
(West-).  A.  f.  1876  ^ucl.  d.  kL  Kest:;  d.  Dom.)  Küuertrag  c.  1  3  MiU.  1  Um  187« 
p.  Joch  c.  0*83  Ü.  rein,  1882  A.  roh  3*755,  rein  0*601  IL  IL  ~  Frankreieh.  A. 
JSTG  roh  38  06,  Kosten  12*3,  Beinortr.  •2.5-76  Mill.  Fr..  1^8?5  roh  35-2,  r  in  D  M.  Fr.. 
abo  obonHaJis  geöunkoa.  —  Die  Kosten  betrogen  nach  Kau  in  den  60 ex  Jahron  wm 
Boheitnwe  81  Proo.  hatmof.  Hara,  64  hfetmor.  Laodfonte,  54  Premneu  («och  187$ 
c.  54).  46  Baiern  (1876  weniger,  c.  41),  41  Oesterreich,  40  Baden  (1876  c.  3s  . 
35  Würtemberg,  36  Sachsen,  21  Proc  (1876  c.  31)  Frankreich.  In  Frankreich  erklärt 
sich  der  geringe  Belauf  der  Kosten  theih»  aus  dem  Verkaufe  auf  dem  Stamme,  theü» 
ans  dem  schwach«  n  Pmonal.  Jetzt  scheinen  hier  Aenderung«:n  eineetraCf^a  so  «ein. 
Die.  Abhängigkeit  des  Kcinertrags  von  d.  Höhe  »l«  r  IIol/.preise  u.  den  aUgcmt-in<ü 
Oulturrcrhäitnissen  ergiebt  sich  aus  dem  Vergleich  ubiger  Daten ,  /.  B.  Preosk^ens  u. 
Badens,  und  mehr  noch  aus  dem  Yerglcich  der  Reinerträge  in  den  einzelnen  Profio/i'^R. 
In  Baieiii  variiren  dir>-  z.  B,  von  1  :  2-5  (Max.  Ober-  u.  ünterfranken.  Min,  Ol><  q 
Q.  Obcrbaicru).  Ohne  d.  Kostun  d.  CentralverwalL  ist  d.  lieinertr.  1875  un  lü-K 
GnmUmioii  p.  Hect  8*06,  im  H.-B.  Frankfiirt  a.  O.  11*21,  im  B.-B.Haideh.  18.06  M. 
In  (h'ti  letzten  Jahren  seit  Mitte  (In-  70.  r  sin,]  ,n,  Ko^t.•rl  r.  lativ,  im  V.  rhrt^tnis.«- 
zum  Kohertran^e,  m  mehrfach  üelbst  absolut  in  Deutsch!,  u.  KacJibaA>ch.  ziemlich 
allgemein  bei  den  weichenden  Uolzpreisen  geirtiegen.  Daher  das  Sinken  des  Beia- 
crtrags,  —  eines  der  Motive  f.  d.  Forderung  höherer  Holzzölle  Seitens  der  deutsch>  n 
Kegierungen.  In  den  preuss.  Staatsforsten  Reinertrag  in  des  Rohertrags  1S65 
64-6.  1875/79  41  4b,  1879/80  41.67,  1880(81  wieder  45  öl,  1881/82  46-46  tato  0. 
Hotiren  z.  6eR.eatirDrf  Uber  Erhöh,  d.  HolszOUe  ?.  IL  Febr.  1888,  Actenstacke  &  6«3\ 
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§.  240.  —  D.  Ergebniss  dieser  Erörterongen. 

Vgl.  Ran  §.  143,  der  zn  ähtil.  ErfrebniSMD,  nnr  mit  s. Th.  and.  KotiTining kam. 

Leö  in  den  Foml.  Bl.  1S75,  S.  321  (F. 

1.  Die  StaatBfonteii  sind  im  Allgemeinen,  wenigstens  in 
unseren  Ländern  and  in  unserer  Zeiti  beizubehalten,  aber 
p  r  i  n  e  i  p  i  e  1 1  ist  dies  nur  soweit  unbedingt  geboten »  als  die  in 
§.  338  angefahrten  Grttnde  maassgebend  sind.  Die  betreffenden 
Forsten  dienen  dann  als  y,Sebutzwftlder''. 

Dieser  Name  pas^t  aU{!:umeiii  für  Waldungen,  welche  ä0zusag<  n  klimatische  u. 
allg<'mriii-vu!kswirthsrli.  Fuiu  tionen  babea.  El  ist  aUablich  fUr  Wäldor.  die  als  SciinU 

gegen  Lawinen  u.  s.  w.  (iieiirn. 

2.  8elbst  eine  Erweiternng:  der  Stiiata i'orsten  durch 
Ankäufe  V 0  u  W  a  1  d  u  u  g e n  uiui  durch  e  i  jr  e  n  e  N  e  n  a  n  1  e g  u  n  g 
kann  als  Staatsaufgabe  erscheinen,  wenn  oijige  Kücksichten  dafür 
spreclien  untl  wunn  es  sieh  um  die  Erhaltung  des  Waldbestands 
auf  sogen,  unbedingtem  Waldboden  handelt,  welche  durch 
Privatbesitzer  gefährdet  sein  kann.  Die  bezügliche  Aufgabe  ist 
eine  privat-  und  zngleiob  eine  staatswirthschaftiiche  Kapitalanlage 
(§.  63). 

Di«' Vi  imrliiun^  d  r  Staabwaldfliichen  Ix'tniL'  durclischii.  jährlich  in  Prcusseu 
1867  —  73  Oiy,  Baieni  l!544  — 6S  024,  Wiuttmbcig  lb6l  — 67  0-23,  Baden 
1856—10  0*29,  Sachsen  1843—74  0  377^,.  L<  o  a.a.  0.,  S.  .322.  Eine  w  itere  Yar- 
nn-hruTtcr  würo  nofliwcndi<r,  wenn  wirklich  z.B.  in  DfUbchland  2«)°/,,  der  Landesflächc 
Wald  aus  alige meinen  (irundcu  ertbrdcrlich  ist  Leo,  329.  In  d  Etats  kommen  in 
DeotocUand  mehrfach  legelmlssi;  Summen  f.  d.  Anünf  v.  ForstgnuidstttciBBa  ror, 
z.B.  in  PreQH^cn  1SS3/84  im  Ord.  1,050,000,  dazu  ein  extnutid.  Zoaohius  niiler  d. 
einmal.  Au>ü  v  mm»  doo  M.,  zus.  2  M.  M. 

In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  allgemeinen  lUicksicbteu 
weniger  in  Betracht  kommen,  kann  sich  ein  Ankuul  bilanziell 
eni|)lcljlen,  wenn  er  um  besonders  billigen  Preis  geschieht,  wenn 
dadurcli  eine  zusammenhängende,  leicht  zu  heanfsiohtigende  Wald- 
iiäche  auch  für  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sich 
dann  die  gesammten  BewirthschaftUDgskosten  ermässigen  und 
wenn  Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zeit  bei  keiner 
anderen  Benutzung  80  hohe  Erträge  abwirft,  als  bei  der  forst- 
wirtbschaftlichen''  (Leo,  sogen,  bedingter  Waldboden,  mit  ,yEr- 
werbswaldungen^^).  Die  Neuanlegnng  von  Waldungen  auf 
Oden  Bergfläohen  ist  aus  klimatischen  Rflcksiehten,  wegen  der 
besseren  Sicherung  des  Wasserablaufs,  wegen  der  Ungeeignetheit 
solchen  Bodens  flttr  andere  Cdturen  und  weil  dann  später  Wal- 
dungen in  den  Ebenen  entbehrlicher  werden  können ,  besonders 
rathsam. 

In  Baden  sind  hochgol*-v:ene  Raueruh<MV  in  d<-r  Kali*'  >!' r  Wahluiigen  um  einen 
Preis  angekauft  weiden,  der  die  Dmvandliing  in  Wald  Tortkeühaft  macht,  z.  B.  1867 
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4  Höfe  von  320  M.  zu  55,000  fl.,  .1.  M.  zu  174  fl.,  2  andere  v.  76^^  M.  zu  b57ü  fl.. 
d.  M.  zu  III  fl.;-18ß8  5  Ilüi.  v.  4.! I  G  M.  zu  66,000  fl.,  d.  M.  z.  153  fl.  (Kau.) 

Soll  eine  Erweiteriiu^^  der  StaatswaldiiD^eu  im  grösseren  Lm- 
tange  eriolgeu,  so  mlisseu  i'lir  die  Wahl  der  auzukaulenden  WUlder 
in  erster  Linie  jeue  kliniatiscbeu  und  allgemeiii-volks- 
wirthschai'tlicben  Kiieksieliteu  entscheiden;  sodann  nia^ 
soweit  als  möglich  eine  g  le  i  c  h  m  äs  sigere  Vertheilung  der 
'  Staats waldnnp:en  üher  das  Staatsgebiet  ins  Ange  gefasst 
werden,  was  durch  jene  ersten  Zwecke  ohnehin  mit  bedingt  wird. 

3.  Im  Einzelnen  muss  dagegen  objectiv  die  eigene  Ab- 
holzuDg  von  Ötaatoi'orsteu  oder  der  Verkaal'  zu  diesem  Zwecke 
erwogen  werden,  wenn  der  Waldboden  ohne  schädliche 
Folgen  fttr  Klima  und  Cnitur  besser  zu  anderen 
Zwecken  benutzt  wird.  Hierüber  hat  dann  wesentlich  der 
Rentabilitätsgcsichtspnnct  zn  entscheiden:  wenn  die 
voraussichtliche  Rente  aus  der  anderweiten  Benatznng 
des  Bodens  höher  als  die  Waldrente  ist,  so  mnss  die  andere 
Verwendung  eintreten,  denn  hier  liegt  kein  Grund  vor,  ahstehtlich 
auf  einen  Theil  der  möglichen  Rente  zu  verzichten.  Das  specielle 
Interesse  der  Holzconsiunenten  einer  Gegend,  in  welcher  sich 
solche  entbehrliche  Staatsforsten  befinden,  darf  von  solcher  Haass- 
regel nicht  ablenken.  Sonst  empfiehlt  sich  völlige  Abholznng 
oder  Verkauf  aach  bei  kleinen  zerstreaten,  schwer  zn  beaufsicfa- 
tigenden,  dem  Hofasdiebstahl  besondm  stark  ausgesetzten  GehöUeiL 

Aus  ditteK  Gründen  sind  in  Bftieru  froher  140.000  M.  zum  Voiinnf  besünunt 

wnni  ii,  wov.  25,000  M..  auf  0  !»  Mill.  -vsi  liTit/t .  für  1  MilL  fl.  verkauft  wurd.  u. 
Kudliardt  III«  43.  Yielo  Verkäufe  u.  Auiüulo  »uch  iu  Baden  d.  jahzi.  JkT.  d. 
landst  Aossohosse»).  (Kau.)  —  Beispiele  rom  paaaendea  TeHkaof  IMxtiawildem 
l>ci  Städten  aus  Sachsen  bei  I,to  a.a.O.,  S.  ü24.  Mit  dt-m  hier  cr/i- lt.  a  iiul- n 
Preise  lassen  sicli  daitn  zwcckiiiri>si{r<'  Krwfiti*ruii>r«'ii  d»',s  Staatswalds  an  aad«T<'n  Urt«  ii 
finaozk-JI  trut  dun  litiilin'n.  —  Aus  dem  jiruicipicdlou  Grund«' der  IiiferioriUit  df>  Staatf- 
b<»itzet>  II.  i|.  r  ~ta;itlii  !i.  II  Bowirtlischaftuiig  u.  weil  au  sich  richtig:  u.  iiothv*  i>diir 
fei,  aucli  lifu  Wald  in  da^  Pri\atLiLaiitIium  dor  PrivatwirthschaftiMi  hinn'i' r  zu  ftihrui, 
wie  diiLfS  Iji-i  FeldgUter-Douiäuun  Vür!<<.koinnieu,  sind  wohl  Staabforsti-ii  ^ahhi  rerau-ssort 
worden,  woid  aber  aus  finanziellen  Gründen,  am  ausäerordcntlich'-  Dtickuasr^uitii  I 
Zu  b  .sch.ifri  ti  u.  Sf.  Ile  sonst  erforderlicher  Anleihen.  Sn  wtinl  -  1*^:^1  in  Frank- 
ruich  der  Verkaut'  v.  äÜO,ÜOO  Jia.  Staatüfontt  besdiiossuu.  Leider  hat  aucli  Oeater- 
reich  mebrfacli  diesen  Weg  bfMebiilteii.  wenn  auch  noch  'zögernd  bei  d.  AosfAhranr« 
Dnter  d.  v.  181S— 51  in  W esfösterr.  f.  1411»  u.  in  l'iuara  f.  1194  Mill.  fl.  vorkauft,  i, 
Staate|ipattirn  waren  aacli  Forateu,  ei>oni(o  auUir  den  nacli  Vcrtr.  v.  Ibbi  v.  d.  üaüooai- 
buik  in  Pfand  ttbemommenen  u.  darnach  rerausaerten.  Femer  wurden  Verfcäofe,  vi«' 
von  Montanwerken,  Domänen.  I'abriken,  >o  auch  von  Staatsfoi-steii  durch  Ges.  v.  20.  Joni 
186S  angeordnet  u.  /.Tb.  ausircfübrt  Doch  waren  davon  Staatsforsten,  die  aus  kÜmat. 
Kucksicbtcn  oder  zum  Schutz  von  Quellirebieten  u.  zur  Krhaltuuir  der  Produciious- 
fihigkeit  des  Lands  besser  in  Staatshänd' n  Itliefieii.  dann  die  Salinen-  u.  Rersrwerlta« 
forst«'  an«?e^elilossen.  |^L>'0,  Forstst.  S.  2.'>.>  ZwiM-hi  u  IsTo  ii.  K.  1  7*5  hat  sich  i nach 
d.  Daten  im  Etat)  unter  d.  Staatsforsiverwalt.  der  Wald  des  Staats  von  710,000  auf 
643.000  ha.,  die  Aecker,  Weideo.  Alpen  v.  58,000  anf  ft3,000  ha.,  d.  aonit.  B.  d, 
onprod.  Omndea  r.  296,000  anf  269,000  ha.  rennindert. 
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2.  Abschnitt. 
Bewlrthsehaftuiig  und  Yerwaltnn^  der  Staatsfoisten. 

Ucbcr  das  Icitcudo  Bevirthscbafttuigsprijncip  ?srl.  bes.  Kruning  a.  a.  (  ).  21. 
r  rcjj^jlfr's  oben  S.  ')7(>  genautitc  u.  di-sü.  ului^^c  in  H«;lf'<'rich's  Aula,  iu  d. 
Tüb.  Zeitschr.  XXIII,  1,  zus.  gcst<  Ilten  Schriftt-u  u.  diesen  Aufsatz  selbst,  in  welcbcm 
Presiilor's  Priacip,  da&s  die  Hcwirthschaftong  «l.  s  Waldes  so  einzurichten  sei.  dass  die 
Waldbodeureiitc  eiu  Max.  werde,  privatvinhi>chaftlicb  geprüft  wird.  Ueli'erich  hält 
dies  Piinefp  fttr  priratdkoiioniisch  richtig,  meint  aber,  dus  damit  noch  nicht  bewiesen 
sei,  es  sei  dasselln'  auch  nationalrikoriüiiiisch  richtig.  S.  a  a.  O.  S.  6,  .M'i,  wo  die  Resultate 
ZQS.  gestellt  sind.  Oücubar  ist  es  allcrdiagü  nur  vom  priratwirthschaftl.,  nicht  aber 
Tom  reltavirthflohnfU.  Studposcte  richtig,  zu  der  Folgerung  zu  kommen,  daas  kein 
Boden  zur  Hol/  tiltiir  )>Lnutzt  werde,  welcher  als  Ackerland,  Wiese  oder  Weide  eine 
höhere  Bodenrente  erwarten  lasse,  selbst  wenn  in  «incin  Lande  dann  der  j^'auze  Wald 
rorachwindeu  sollte,  —  eine  Fulgerun';,  welche  Uelferich  mit  Kecht  als  nothwemlige 
Con8e<iuenz  des  rein  privatwirthschaftl.  Forstbetrielis  hinstellt,  S.  35.  Aber  abzuweisen 
ist  diese  Folffornn^  auch  ann  dem  uatioualökonoin.  Gesi -hNpri!!' f  nur  mit  den  ROck- 
sichtcii  auf  den  klimatischcu  uud  allgemein-volkswirthscli.  iiiuliuss  der  Wältler,  nicht 
mit  der  Furcht  vor  Ilul/iuanu-el  und  hoiicn  Holzpreisen  (§.  237).  Ebenso  <l:irt  die 
Kegel,  dass  die  Kcute  des  als  Waldbodea  beiiütztcn  Eodeus  vom  For^twirth  auf  das 
Maximtim  getrieben  werde,  nur  insofern  Ausnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb 
allgomein  ^chtheilig^e  Folgen  der  genannt«!  An  befQrchten  Hesse,  z.B.  des» 
wei^cu  der  Wald'iestaud  In;i  kürzeren  Fmtricbszeiten  iu  einer  für  das  Klima  untriiustigen 
Weise  beschrüxdit  worden  mUsste.  —  Au  diesen  meinen  Sätzen  aus  d.  6.  A.  von  Bau, 
176,  Kote  a,  habe  ich  noch  jetzt  nichts  Inden  zq  mQssen  »reirlaulit,  obgleich  die 
wib&enschaftl.  «.  praktische  Couiroverse  ul>er  das  richtiuL'  leit-  txl.'  W  irthsi  haltsiinuoii» 
im  Forstwesen  auch  in  den  letzten  Jahren  sehr  lebhaft  discutirt  worden  ist  und  mir 
roü  einem  Autor  (U  e  i  t  z ,  Foretreffal  n,  Waldrcnt«t,  Stuttg.  1 S7S)  da)H;i  die  „  U  m  jj:  e  h  u  n  g  " 
der  durch  die  neuen  Tariffrageii  riibtaiidin-  ii  Schwierigkeiten  voriieworfen  wurde. 
(Ueber  Heitz  s.  Lehr  In  Ilildebr.  Jahrb.  32,  S.  HH'l.)  Beisfiifimend  zu  H!<iner 
Auffassung  in  der  C».  A.  aussen  sich  Leo,  Forstl.  Bl.  1^73,  S.  y.)  Ii.  VVeitero  geliöit 
eben  nicht  in  d.  Fin.wiüs.,  sondern  in  die  Forstpolitik.  ]tesonder>  beachtcnswerth  äiod 
ans  der  jüngsten  Litcmfur  tioch :  Helferich's  2.  Art.  Waldrentc  iu  d.  Tab.  Ztschr. 
1871.  XXVIl,  541)  it.  ^uatiou.-ökou.  Prul'uug  der  Presslorscheu  Thcüe).  dort»,  ebeud. 
XXVUI.  dSft  fr.,  „zur  Lehn  t.  der  Waldreate*'  (auch  in  den  „Porstl.  Blftttem**  1873, 
S.  4  H".\  Ders.,  Abb.  I  orstwirthsch.  in  Srh-'mber/s  Handel.  I,  bes.  S.  742  ;  zu  dieM-r 
Abb.  ist  za  rergloicheu  d.  Kritik  r.  Lehr»  iu  d.  von  ilim  mit  her.^^e<;-eb.  „.\ligcm. 
Forst-  n.  Jagdzeitttug**,  Jnli  1883.  Wagen  er  (Forstmeister),  die  pnncip.  Aufgaben 
der  Forsiwirthschaft,  Tub.  Zt dir.  i873,  XXIX,  .*tSl  ff.,  der^.,  Anleitung  zur  Kege!un;r 
des  Forstbetriebs,  1875.  Baur  in  s.  Monatsschr.  tur  Forst-  u.  J.T.'dwesen  tlber  „Forst- 
statistik  '  eine  Reihe  von  Aufsätzen  im  Jahre  1*^72.  Borjrgrov  e.,  Forstreinertragslehre 
(bes.  gegen  (l.  Heyen,  Bonn  1878  (s.  darulu  r  S c  h &f f I e ,  Tftb  Ztschr.  l^Ty  S.  1, 
nnd  T.  ehr.  lliMebr  Jahrb.  33,  S.  49),  —  all'-  di- Arbeiten  gegen  Pressler.  Für 
denseibcu  bca.  Jude  ich,  Tharander  Jabrb.  B,  11),  20,  22,  21,  daraus  ders.  in  d. 
Tfib.  Ztschr.  1873,  XXIX,  145,  sachliche  Erörterungen  belehrender  Art  mit  Helfe* 
rieh.  Dsgl.  speciell  gegen  Batir:  Lehr  in  der  Alli?em.  Forst-  und  Jagdzt^^..  l'^'H, 
Juniuummer  u.  folg.  S.  auch  U.  lleyer's  ForstL  Statik  u.  Lehr  iu  d.  Ausführung 
gegen  Ueitz  a.  a.  O.,  Both  tib.  Gmnd-  n.  Waldrente,  PoivtL  Bl.  1873,  S.  225,  257,  389. 

Wenn  die  privat-  u.  rolkswirthscb.  Stamlpuucto  richtig  auj^einandi  i  u^ebalten  werden, 
ist  eine  Yereiniguug  der  scheinbar  »o  entgegengesetzten  Ausichteu  nicht  so  schwierig. 
Dio  praktische  Schwierigkeit  liegt  darin,  richtig  zu  beetimmen,  wie  weit  das  prirat- 
wirthsch.  Princip  der  Bewirtbschaftuuir  Platz  ^rreifen  <larf,  ohne  Nachtheil  f.  die  kliniat. 
u.  allgemein -volkswirtlisch.  Function  des  Waldt-s.  Ucbertreibung  in  der  Länire  der 
Umlricbs/«  it  ist  hier  wohl  zuzuireben,  bes.  bei  den  deutschon  Staatsforsten.  Die  Con- 
sequenz  der  Anerkennung  der  irenannten  Function  der  Wälder  ist  dann  entweder  eine 
b<' 3  eh  ran  kou  d  0  Wal  d  >  r  liu  (z  tr-s  e  tzutbii  n  g-  für  d- n  Privatwald,  damit  hier 
nicht  einseitig  die  priratwirthscb.  Betriebsweise  rorwalt*',  oder  die  Uebernahmo  der 
betreffandea  Wälder  von  solcher  allgemeinen  Bedeutang  in  dasStaats- 
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eijerenthum.  Hier  h&ngt  die  scheinbar  zeiu  fonttocholaeho  F^e  wieder  mit  den 
Fragen  volkswirthsch.  Oixanisatioii  u.  d  r  EigeiitfiliiiiMKniDilAf  zamuAen  f8.Wftgfter« 

(inmdieg..  Ahth.  2.  Kap.  4,  beS.  §.  m>). 

T.  —  §.  241.  Leitendes  Princip  der  Bewirthscbaf- 
tung.  Für  die  Hewirthscbaftung  der  beibehaltenen  Staatsforsten 
moss  das  privatw i rtbscbaftUche  Princip  des  grössten 
nachhaltigen  Reinertrags  das  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  RQcksichten  (§.  238)  nicht  widersprechen. 
Nnr  insofern  gehört  die  Einnahme  ans  den  Domanialwaldangen 
demgemttss  imbedingt  21t  den  piiratwirthsebaftlichen  Einnahmen 
des  Staats. 

Diu  hiiufigr  Kücksicht  «if  die  „bftsto«  iiachbaltiiiMr  und  biUig^sto  Befliedigaaff 
des  Ilölzbt  dili  fiiii-i  s  «Irr  Burp  r"  d:irf  d.i|iifOji:cu  aus  d<  ii  in  237  angesfcbciiea  (inludea 
für  deu  ätaabtöRstbetheb  nicht  maa.s:>gcb<Mid  .-»«üi.  (Kau  bat  iu  d.  5.  §.  143,  Nr.  4, 
dieues  Princip  noch  festgehalten  neben  dem  Streben  nach  dem  irrBnIen  ReinevtEü;. 
EI>enso  schon  Malchiis  I,  §.  14.)  JeiH  1?  kiif-ht  fuhrt  au<  l)  iitir  <^ri  einer  ini^erechteu 
B«gUnsti<!:uu(;  der  /.utulligen  Anwohner  der  btaablomten,  was  bei  der  ootortäcti  mokteiui 
sehr  ungb  icbmässigen  Vertheiluug  dieser  Fönten  Uber  da»  Staati^ehiet  lüoht  sn  Ter- 
ui<  idoh  and  dann  vollends  bedenklich  ist  Auch  in  der  lic^timmuntr  der  vcrschic- 
denen  Hol/.cuItur<'n  mu^  der  Kentabilit&ti>v:«isi^htspunct  i'ntsch<  iden,  wobei 
üich  freilich  die  Jieruckaichtigung  der  äpeciellcu  IIolzbedurfiü&>e  der  NachUarächafi 
eines  Staatsfbnts  oft  ohnehin  finaiuiell  am  Meieten  lohnen  wird. 

Die  piactiscbe  Durchfuhrung  jenes  Priocips  ist  in  einseitiger 
Vorliebe  lür  den  Waid  gerade  in  der  neueren  rationellen  Forst- 
wirthscbal't  (auch  Deutschlands)  zu  sehr  vernachlab^iigt 
worden. 

Namentlich  iat  man  in  den  Fehler  ge£aUen,  die  Anfordefuogcn  iü  Butrotl  di^ 
Nachhai tiK'keit  des  Waldbetriebs  zn  ttbertreibeu,  nicht  nvr  tOr  den  Emlz 

eines  der  weggenommenen  Holzmasäc  i^leichen  (Quantums  durch  Zuwachs  ni  sor^m. 
sondern  auch  den  zeitiu-en  Ilolzrorrath  eines  Waldes  ganz  zu  erhaU«;n  nnd  die  Dmthebs- 
Zeiten  über  diej<  iiigc  Grenz«;  von  Jahren  auszudehnen,  welche  naturwissenschaftlich 
nach  den  W'achsthunisverhältiiissen  der  Widder  und  piivttwirthschaftlich  mit  KQcisicht 
auf  die  Preis*  der  Uolzsorten  versehif  denen  Alters  nach  dem  Gcsicht>«punctc  df* 
höchsteil  litjinertrafTS  die  richtige  lur  die  rerschiedeiicji  Uulzculfuren  ist  Auf  diese 
Weis(;  ist  di<-  Waldiiache  öfters  ^rüsser  und  atSrker  bestockt  urehalten  worden.  ah>  «• 
die  Kiick>irlit  auf  ileii  Uim.itisclien  und  allffemein-wirthgi  hai'ilirlieii  Kiiiflnss  der  Wälder 
gebietet  Ferner  ist  in  den  Wäldern  ein  uuuötbig  grosses  liokkapital  aofgesaiatadt 
worden,  welches  im  Grande  brach  Hegt  nnd  im  Interesse  der  Einaelwirthacnaften  der 
Wald»  i^eiithümer ,  also  auch  des  Staats,  und  in  dein  in  diesi  m  Falle  liiefuiit  i.l<  a 
tischen  Interesse  der  ganzen  Yolkswirthsuliaft  passender  lü  einem  Theil  flussii;  genucht 
wenden  s^te. 

Obiges  nach  Keuning,  bes.  S.  12.  24  If.  -Vt-getation  in  den  \  T-'hiedenea 
Altersperioden,  Abnahme  des  Zuwachses»  vor  den  j<tzt  meist  üblichen  Lmtrubsieit-  n. 
die  vielfach  von  100  auf  70  Jahre  verkürzt  werden  können,  da  die  Vermindemnf  d«i 
Zuwaclises  nicht  mehr  durch  genu>:^ende  Steiterunsr  der  (Qualität  und  des  Werths^  aat- 
jreglich'  ii  wiiil.  vgl.  auch  Pressler  und  Helferich  a.  a.  (J.  i;  Seite  21 — 24.  wo  Ri  ui^ng 
der  jetzt  ubiichi-n  Fürsorge  eines  Jalirliunderts  für  ein  nachiolfrendes  in  der  trUaltuo^ 
der  HoUnortimente  entgegentritt,  während  man  doch  di*>  Uedürtiiis<,c  der  Zukunft  nicht 
kenne  (vgl.  o.  S.  575  das  Wort  von  Hock)  u.  S.  21  fnr  die  wii ihM-haltli.  lie  Ilauba^äit 
eines  Waides  die  Kugal  aofütulU:  sie  tritt  „mit  dem  Jahre  ein,  wo  das  aus  dem  steheadoa 
Holze  dareh  deasen  Yerwefthung  gewonntJte  Kapital  einen  hohwen  fiitiaf  nwihit. 
als  die  Worthserhtthan^  desselben  durch  den  SKawachs  ist,  wenn  es  besteh«i  Meibr*: 
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«endlich  S.  31  II'.,  wo  Berccbniuij^cD  Ubi-r  di<'  Grösse  des  fliis>ig  zu  machenden  vorräth. 
Holzkapitals  aii^esteilt  sind.  Eiiizelnps  aus  d.  Kritik  Pb.  Gtiyer's  in  «,WaId*^ 
über  d.  Hnan/.  Erg«''ini'-"  der  r],  ufHchf n  Staatsforstwirthsch.  ist  hier  '»'^tru  rkensn'f'rth.  — 
In  deu  p  reu  SS.  Suataluisteü  {üta  l'föv.)  waren  lSli5  vorhaiid-n  an  Hochwald  von 
Uber  SO  Jahren  alt  l  oT  Mill.  M.  oder  23%,  41— So  J.  alt  2 C  MiU.  M.  od.  r  25 «/a» 
1-  in  .T.  alt  2-^4  Mitl.  M.  chI.t  ^0%  di-  iranz-  n  U'.dda,  was  «-iih  r  Uintri.  bszeit  von 
lUU— IIU  J.  entspricht,  während  Ueuninj;  nach  Harckhardt'»  Taidn  berechnet«  dasi» 
bei  BreDoboIz  die  Il^ote  rom  50  J.  an  ftUt  bei  Nutzholz  im  70.  J.  am  hflchsten  ist; 
a  a.S.  28— 30  ti,  Stat.  .TahrH.  f.  Pr.  usv- n  III.  117.  \^7o  war  dio  preoss.  Staatswald- 
Mcbe  77o  Eichen,  10  Bochen,  56  Kiefern,  ilrcbeu,  12  Fichten,  Tannen,  1  Mittel- 
wald,  8  Niederwald.  IHe  Hfthe  d«*  Rdnertrags  li&ngt  natttriiiÄ  ancli  mit  diesen 
dütmen  zaaDuneo. 

n.  —  §.  242.  Bewirthsehaftnngsformeii.   Die  allge- 

mein  «bliche  und  auch  rationellste  Form  ist  die  Selbstbewirth- 
Bcba  i  t  u  n  oder  Selbstverwaltung^  der  Staatsforntcn.  Sic 
wird  giosücutlieils  durch  dieselben  Grlindc  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  für  das  .staatseigcutbuni  an  Wäldern  sprechen, 
und  hat  sich  iiiich  vi*llkommen  bewährt.  Die  beiden  anderen 
mHjsHchcn  Formen,  Erbpacht  und  Zeitpacht,  sind  selbst  von 
s  ll^tigeu  Gegnern  des  Staatsbetriebs  beim  Walde  selten  befür- 
wortet, in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicht  vorgekommen  und  auch 
nicht  zweckmässig,  weil  dem  Zwecke  des  StaatseigenthuiUB  aD 
Wäldern  zuwider. 

\yu'S  In'ÄOudcrs  zu  bcifründi  ii  i^t  t/t  kaum  mehr  nothweiidijr.  Kau  wi  ist  in 
^.  114  die  Erbpacht  noch  in  ciaei  btaoiulcren  kleinen  Krörtuning  ab.  S.  dieselbe 
abgedracl[t  auch  in  ror.  Aufl.  dieses  Rands  S.  454  Note  5.  Aach  die  Zeitpaeht  ist 
ans  ähnlichen  üninden  ^ri.  'lic  Kilppacht  nicht  wohl  in  rrös-or'  rii  Maa^sc  anweiidbar. 
da  auch  Iiier  eine  tJoutrolc  unentbehrlich  und  doch  zu  schwierig  iur  den  Staat  und 
zu  lIstifT  fftr  den  Pachter  aein  vttrde.  (Kar  eine  ,jiach  GrandsAteen  der  PoTStwirth* 
>ch.ift  *  IndiiiL'te  Zeitpai  li(  dti  WMIdcr  anstatt  tn  eigenen  l{<'wii1lischaftuntr  zu 
äem  2i'itpuucte,  wo  Erbpacht  uöglich  i»t,  Jakob,  274.  S.  auch  Albort,  i'oibt- 
reriralt.  S.  141.) 

III.  —  §.  243.   Die  Staatsforst verwaltu ng. 

Das  Nähere  hifrüb<T  gr(il)ört  nirht  in  d.  Finan/wissünsch.  Von  idtr-rrr  Fachlit.  d. 
(ieg(;n.stands  s.  v.  Hurpsduri,  l ür>tliaadbuch ,  2.  Band  1805.  (3.  \.)  —  Uartijj, 
(inmdsiitzr  der  Korstdircction,  i8J3,  2.  A.  Meyer,  Korstdiivctionsbdin-,  2.  A.,  1822. 
Laur  Di«'  Forstdirrction ,  1^24.  Pfi  il  a.  a.  0.,  Hartii?,  (irund/iiar  zu  einer 
zweckui.tdü.  Forstorf^aniäatiou,  in  dessen  Abhandlungen  idhif  intoross.  OejAcnstäude  beim 
Porst-  II.  Jagdwesen,  Berlin  1830,  S.  1.  Hnndeshaf en.  F.  Pol.,'  8.  S14,  921. 
V.  \Vi  (!■  kind,  Anlr^it.  txit  Korstverwaltuiij!;  u.  znm  For^tjL'sohiift-iltetricbc.  Dannsfadt 
1S31.  Von  neuerer  Fachliter.:  v.  Borg,  Die  Staatst'orstwirthüchaftslebro,  1850. 
Albert,  Lebfb.  d.  Staatsfontwiasensch. .  Wien  1875,  d^rs.,  Lebrb.  d.  Foretr«nndf.. 
Mtinch.  1883.  Leo,  Forst>tat.  S.  207  ff.  Litor.  ub^r  d.  Vt  iwalt.oiifanis.  »jinzelner  Län- 
d<'r  auch  oben  S.  570,  die  gen.  Werke  r.  Könne  u.  s.  w.  V^l.  Kau  §.  145  fi., 
wouacli  im  Wes^^ntl.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  198  H".  Jetzt  zus.gezogen,  aber  auch 
m^rlbch  f^rändcrt,  nach  Maassgabc  L'f'u:enw<trtii,'^er  Anfiassnngen,  z.  Th.  im  An- 
adilass  an  Albert  (Forstrerwaltuncr,  bes.  S.  150  fi.>. 

A.  Die  Organisation  der  Staateforstverwaltung  oder  die 
Binriclitung  des  betreflfenden  Behördenwesens  muss  sich  wesentlich 
nach  den  Aufgaben  richten,  welche  diese  Verwaltnng  zu  erfltUen 
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hat.  Hier  machen  sich  dann  nach  dem  Arbeitstheilungsprincip 
bestiiiuiiie  technische  Forderungen  der  Forstwirthschaft  geltend, 
wodurch  Abweichungen  von  der  Organisation  anderer  Verwaltüiigg- 
zweige  bedingt  werden.  Gewisse  GrundzUge  der  Organisation  er- 
geben sich  aus  diesen  technischen  Verhältnissen,  verändern  sieb 
daher  ancb  wenig  und  finden  sich  cinigermassen  Ubereinstimmend 
in  den  verschiedenen  Ländern.  In  der  practischen  Durchführung 
der  Orfranisation  trcteii  dann  aber  einzelne  Verschiedenheiten  unter 
dem  Einfluss  der  sicli  veriindcrnden  üivonomisch -technischen  Auf- 
gaben der  Forstwirthschaft,  so  beim  Wechsel  des  Bewirthschaftungs- 
»ystems  (Betriebssystems),  ein,  wie  z.  B.  die  Verdrängung  des 
„Forstmeistersystems"  durch  das  (preussische)  „Oberförstersyst^m". 
Andere  Einzelheiten  werden  auch  wohl  durch  die  Einriobtaogen 
der  sonstigen  Staatsverwaltung;,  des  Kassen-  und  jEtochQiiiig8weBeii% 
ancb  des  Militärwesens  mitunter  mit  bestimmt. 

Die  Aufgaben  der  Forstverwaltnng  und  im  Ansehluss  daran 
die  Gliederung  des  Forstpersonats  und  des  Behörden- 
Wesens  sind  wesentiieh  folgendes  —  7:  untere  Hanipu- 
lationsarbeiten,  Besehtttzung,  Bewirthsehaftung,  Be- 
aufsiobtigungy  bObere  loeale  Lettung,,oberste  Leitung, 
Kassen  Verwaltung. 

1>  Die  Voraaliiiie  d.  eif^nflichen  unteren  MAnipnUtionsarbeiteti  zur  OHnvtur 

(!•  s  Forsts  und  der  Erwi  rlm:  !er  Forsfproducto  orfolurt  durch  da«  mit.  r  Aufsicht  r 
Vorift!set/t»'ii  arhfitrudi;  H andarb<> i tcr personal  (Waldarbeiter  u.  dgl.,  „Hand- 
ünd  Orspannarbi  it";  Albert).  —  2)  Dl^;  Beschützung  des  Waldeü  evgen 
Frevel,  \Viderr«'<-htlichkolteD,  NachUissifrkeiten  n.  s.  w.  Dritter  g^«*schieht  durch  Wald- 
hütor,  Forstau f s  h e r,  auch  durch  eisfen-  inilifrmsrh  onrnnisirt»  Fm  stsi- hotz- 
waclien  (Witrteni b.j;  dieser  Waldschutz  kann  sielt  zufrUich  uiil  B  kamplung  Ton 
Natorereiifiiisscii ,  Wied<M-|;;utuiachun<r  von  Elemoutanchäden  kleinerer  Art,  Anze.iire 
grOoserer  solrli.  r  Sch.'id.  n  b- i  du  f  orstern  erstreiken.  —  ;V)  Die  ci£r<  ntlii  ]i.  y.  r* 
waUnng  oder  Be wi rthsclialtuof!:  de:»  Waids,  welcher  zu  diesem  Zweck  in  h*- 
stimnite  .^tariere"  i^elhdll  wird,  findet  statt  entireder  durch  FOrstcr  oder  Ob«r^ 
ffirsd  r  mit  im  W«'Sentlichen  -enistündi- 1  m  Wirkungskreis  unter  Controle  dvr 
höheren  Behörde  —  iogm.  „Oberlöratcrsystcm"  —  oder  mit  beschränkter  Com- 
peteaz  nnter  Leitnnf  Hnca  Yorfrcsetzten,  des  Porstmefsters  fttr  mehief»  «in^'n 
„Forst.uii tabe/.irk •'  biM-ndr  K.viere,  (sojfen.  „Fo rstni<' istcr-"  o<ler  „Kevi. 
förstersy-ste m**K  Das  eMtere  System  ist  selion  jetzt  in  DeutscIUand  das  über- 
wiegende, besteht  u.  A.  in  Preossen,  Baden,  Els.-Lothr.  u.  verschiedenen  Kleinstaatea. 
gilt  nach  den  heutigen  AiiTgaben  der  Staatsforstwirthschaft  und  dem  nothwo^irm 
(irad.  alli^emeiner  und  techniseher  Bildun«:  <lor  Forster  (OberffTst-  r)  .il>  das  passende 
^Bejicliluss  d.  VorsammL  Deutscher  Forstmänner  in  Eisenach  IbTü  (a.  Albert  S.  WA) 
und  wird  dem  Vemchmcn  naeli  jetzt  auch  in  Baiern  zum  Ersatz  des  dort  noch  bt-- 
stehenden  ..Forstmeistersystems"  geplant  Höhere  Kosten  soll  dies  nicht  iMitl  w.  ndi;: 
bedingen,  eher  selbst  Eraparuisso  (Albert  S.  Ib3).  —  4)  Die  Ausübung  der  iiber- 
aufsieht  Aber  die  eigentlicbe  Bewirthsfliaftiing  der  Forttpn  (Nr.  S)  erfolgt  durch 
>]\<:  Forstinsp"'  Ti  wi.  N.ich  den  •  brn  ß-en.mnten  beidi-n  Sy<rt»'mi'n  wird  dies«'  Inspr'ti.-tn 
in  vereohiedeaer  Weise  eingerichtet  Beim  „Forstmeistcrsysteu"  hat  der  Foiatmeister 
die  lospection  der  Ffttster.  betheÜigt  sich  aber  zo^eich  an  der  Yerwaltnogsaibeit.  m 
aadi  an  der  Yerwertlninf  der  ForstprodDCte,  was  jetzt  ftlr  eine  nnswedkmiirige  Weit- 
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läufigkeit  gilt  (Albert  S.  1S5).  Beim  „Oberfitntanystem'*  werd«ii  grOsuie  Inspec* 

tionsbezirke  gebildet,  au  dei-en  Spitz«-  ein  Forstin spoctor  8t*'lit,  welclier  zugleich  Mit- 
irlied  der  höheren  (l'rovinzi.'il->  Forst^-  Iiürde  oder  der  „Forstdirection"  ist.  —  5)  Die 
Ausübung  einer  huh<  reji  L*  iluug  und  Controle  iibcr  die  p>samD)to  localc  Forst- 
veiwaltung,  geschieht  durch  eine  «rrOsseru  Mitt«  !- Behörde ,  die  sos^on.  Forstd iroc- 
tion",  ul»licher  Weise  mit  einem  Dircctor  (OI>errorstm«;i.stcr)  an  der  SpitZf,  L-iniirfii 
Uiitiien  für  die  Vi  rsrhicdeneu  Sprcial/weiift-  des  Forstdioiißts  und  SiilialU  rnpcrsonal.  — 
tii  Die  Aasttbaog  der  olt ersten  Leitung  des  gcsammten  Staatsfor^tweüens  erfolirt 
diir.'li  i  in  •  rentralst'  li»-,  w^  li  he  rei-clmiissisr  und  pass.  iid  oinc  eigi-ne  Abtli^i- 
lung,  eventuell  auch  eine  mit  der  Domätteuvarwaltung  rerbuudenu  Abtlieilung 
desjenigea  MiaiateriiuBS  blMkit,  va  dem  das  Pontwesen  ressoitirc  (Finanz-  bez.  jetzt  mehr- 
bßh  —  Preussi-n.  0«'Sl«  i  r.  ii  h  —  das  Landwhllisrh.miii.). 

i>id  Kti^äeuge&cUäitd  Uod  Forstwesciui  «aroo  früher  vielfadi  uumittolbar  mit 
den  Gcsehftften  der  Fonrtbewirthachaftunv:  verbunden  und  iriuden  dann  von  den  be- 
treffenden Heamlon  (Fürstom  ii.  s.  w.)  ontwcder  s<  lijst  oder  luittr  deren  Lcilunir  und 
V<'rautwortuii'_'  voti  ihn-m  Dirnstp.  tsonal  '»csorirt.  Dadurch  wann  «Ii.  pnu  tisclien 
Forstbeamii  11  ei:sendc*'   uuiJ  „gt-M.  rln-bi-nd«'" ,   l)ez.    ^us/alil.  iid> Opjan»-  zu- 

gleich, was  dii'  Controle  «  i-öchvcrt ,  Unt<  rschb'ifc  rrlrtchtert«  db^  Beamten  ihrer 
IlauptauiValie  cntzii  lit.  Daia  r  hat  man  schon  lunt^er  und  pass<  nd  in  d<  r  Heitel  die 
Kass4;ngcächül'te  vom  practi:>cLcn  Foi-tftdien&t  gcti-eont  und  sie  auf  Grund  di-r  Ans^abou, 
BnchfUnrao^,  AnweisungeD  u.  a.  w.  der  Fftister.  Fontinoiater  ron  besondoren  Oi^ 
•raiifiL  ali^^Li!lr.•n  lassen,  llior  linden  sich  dann  wb'der  di  -  bciilcn  Systetii<-  s 
Kasten wcsciui  127),  da^  ältere,  jetzt  üften»  auch  hier  beseitigte  oder  moilüicirte 
der  aparten  „Yerwaltnn^zweiir-Kaawitt**,  d.  ii.  beaonderer  Fowtluuwen,  nuterer  bei  den 
Forstämtern,  uiittli  ici  bei  d<!n  Forstdirectionen  und  <  vcntii  >!1  aiioli  noch  eini-r 
oiiersteo  Central -Fon»tluk^,  od<  r  tl:ui  neuere  der  .«einheitlichen  Staatskassen'*, 
vo  dann  dio  bezQglichen  Kasäcn^cschäflte  nach  dun  Anvei8ong:cu  der  FoistbebOrden 
von  dun  gi  wdhnlicW  Local-,  finuskaSBeu  u.  s.  ir.  mit  besorgt  werden.  (YgL  Albert 

ü.  m  ff.). 

^Vllgemein  ist  jc-t/t  das  Jagdwi-^fii  b<d  uns  uüt  dem  Forstwesen  verbunden 
and  unter  dessen  Orsranc*  gestellt. 

Kau  unterscheidet  Ixi  d.  Forstv<-rwalt.  die  P e r^^on »•  ii  u.  die  üeschäftc; 
von  jenen  beschützende,  be wirthschaftende,  obt-raufsohende,  Kasscu- 
ix'amte  (§.  145.  danach  nocb  ror.  Aufl.  §.  \9%).  Diese  Unterjcheldang  trifll  das 
Wicbtiir^it'- .  rcirJif  aber  doch  nicht  ni'  hr  aiii  und  iiberbi(  lit  dir  Frag«  n  der  Oi^ni- 
satioA  Uber  dem  Personal.  Albort  S.  140  U.  scheidet  zu  wenig  die  Organisation 
Ton  den  OoacbAften  der  Or^c. 

Beispiele  der  Prrsonalverh&Ilniss«;  u.  s.  w.  in  l  in/'lii  ti  Staaten  in  den  Noten 
bei  Kau  u.  in  vor.  Aufl.  Darstellung  der  iregeuwArt.  Organisation  in  deutschen  und 
anderen  Ländern  hei  Albert  §.85  S.  152^  (Die  forbtL  Titulaturen  „Förster"  u.  s.  w. 
zeigen  in  Deutschl.  eine  bunte  Mannigfaltigkeit,  ,JFOistef^  ist  bald  ein  untere», 
beschützendes,  bald  ein  mitll'-fes  verwaltendes  Foi-sfurjrau  .  In  Preusscn 
wurde  das  „Oberförstersystcm"  1825  eingeführt.  Das  Forst-  u.  Jagdwesen  ist  wie  das 
Doui.ini  nwesen  1S79  vom  Finanzministerium  abgetrennt  u.  an  das  nunmehr  sogen. 
„Min.  f.  Landwirdisrh.,  Dom.  u.  Forsten"  nh«  rtraL'»  n.  Hier  bildet  es  seit  l^^'^O  eine 
eigeue  MinisL- Abtbell,  unter  dem,  „Ubcriandi'orstmelster"  als  Director  (15.0ÜU  M.  Geh.). 
Dieser  Abtb.  gehören  mit  der  Dom.>Abtb.  ziiaammen  jetzt  12  rortragende  Bilthe  nud 
1  Forstm.  ister  an.  FUr  Verwalt.  u.  Betrieb  der  Staatsforsten  ausserhalb  der  C  ntr.il- 
verwaltUQg  funginoi  18S3  SO  Oberfonumeister  (tieh.  i.  D.  5100  M.)  u.  U2  Forstmeister 
(Gell.  i.  D.  4800  M.),  zusammeD  132  oder  1  auf  21,090  ha.  Forstlaad,  678  Oberftrster 
f(b  h.  i.  D.  2550  M.),  1  auf  3908  ha.,  3360  F/r^ter  ((Jeb.  i.  D.  960  M.).  1  auf  787  ha. 
Auch  344  Waldw&rter,  im  Hauptamt  mit  360— (i60  M.  besoldet.  —  In  West-Oester- 
roich  das  Forst-  u.  Dom.wesen  jetzt  ebenfalls  eine  Abtli.  des  ...\ckerbauministeriums", 
15*M)  mit  1  Oberlandi'si'orstmeister  (üeb.  5500  fl.,  Activ.zul.  1000  fl.),  3  Rätiien .  4 
lufenietiren,  1  Förster.  4  Assistenten;  dann  6  For^t-  u.  Dom.direetionen  je  mit  1  01)e!- 
foistin elfter  (2S00— 3500  fl.  (ieli.  und  ven)(;liie<leii  li«.i)jcu  Activ  zul,),  2  Forstm«  isteiii, 
t — 'l  Vieeforstmeistern  u.  weiterem  forstteebn.  u.  Kanzleipersonal,  im  <ian/ou  228  Be- 
amte bei  <i.  (i  Foi-stdirjctionen.  Bei  d.  Localverwaltuiiir  fuiiLiiir  u  TS  Oberfi'rs.  r  (1  auf 
^24b  ha.  StaatswalduDgeo),  72  Förster,  9  Forstassist..  532  Forstwan«-  u.  im  (ianzuu 
970  Bedi<>njilet».  Spiviellerp!*  «Iber  dio  Di4>roitrerhiUtniasi'  o.  Uber  d.  GrOasenrerhilt- 
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niflse  d.  Dienstbeziike  der  Htaatsfontboamton  im  D.  Reiche  s.  bei  Lee«  Fond.  Bttttar. 

1S73  S.  "y  ff.  11.  (IrTS.  Forststatist.  S.  207  ff.  Dir  ilurohsrlm.  Grösse  -In es  ni».r- 
foii>lbe&mtcnbc/.irk3  in  Prcusscn  ist  hier  87.414  IL,  Max.  iirauüeDb.  199,910  iL,  Miii. 
Westfalen  29,673,  «icsg^leichen  eines  InspocHonsbeziils  20,329,  Max.  Posen  42,842, 
Min.  Westfalen  S'478,  de;>f?leii  hen  eines  Revier-^  "iSIT,  Max.  Posen  6.855,  Min. 
Seblesw.  Holstciti  II.        auf  1  (  Hirr  f nr4tltr\<imten .  I  Inspoctionsbeamtcn  und  1 

Kevierverwalter  k;tiii  aii  Staatüwaldlliichc  in  Üaiern  be^.  3B,101,  13,034,  JS19 
Sach!$cn  Itinoiiü.  12,090,  t278  H.,  Wartemb.  94,6SS,  15.145,2368,  Baden 
70,003,  -  u.  3271  (Kcvicrc).  — 

Auch  in  I  rankreich  stehen  die  Staatsforsten  seit  1S77  unter  dem  Ackerbaa- 
MinttteriiUB,  wo  eine  Abdi.  dafUr  fongirt  (1  Dir.  n.  S  Abth.roTStiiide,  8  Inspeet..  16 
l'titerinsyicrt.V  Im  Lan<Jfi  '12  Forbtlwzirkc  mit  Dirigenten  (Conservaf  nri^  i  'i  neral- 
inspectoren  (8—15,000  fr.  (ich.,)  165  Inaiwct.  (  lö— 6000  kX  264  Üntöriiispect.  — 
3800  f^.).  219  ObcTf»r8tem  v.  8176  Poratem  (700—1600  fir.%  S.  ffaiifmaiin,  FUl 
Frwkr.s  S.  576.    .V 1  b  e  r  t  S.  1 59. 

§.  244.  ~  B.  Die  einzelnen  Geschäfte  der  SUatsforst- 
verwaltong  folgen  ans  den  Aufgaben,  wie  sie  im  vorigen  §.  bei 
der  OrgamBation  der  Verwaltung  dargelegt  sind. 

a)  Den  Ausgangspunet  nnd  die  Grandlage  der  betreflSenden 
weiteren  Geaehäfte  bildet  die  Ermittlung  und  die  laufende  Evident- 
baltung  des  ,,forstlicben  ThatbeatandB«,  d.  b.  der  Lage, 
Grensen,  Grösse,  Besobaffenbett,  des  HolzbestandB,  der  Holzarten 
des  Staatsforst-Bodens,  Tbatsachen,  welehe  dann  flir  eine  aiige- 
meine  volles wirtbscbaftlicbe  Forststatistik  zngleicb  das  Material 
liefern. 

Vfrl.  Albert  §.  108  n.  ttber  Foisbtat.  §.  111,  Bau  g.  148  a.  ror.  .Vul  §.  199. 

wo  «Iii  for-sttechn.  Aufgabe  d<T  Ermittlang  des  Thatbestands  mcht  ßphr.fia  von  der 
allgumciucu  der  Ilur^tällaog  einer  Forststatistik  unterschieden  wird.  S.  £.  letztere 
Leo,  Fontstat.  n.  ders.  in  d.  Forstl.  Blittem  1874  S.  161  ff.  Die  cigentHcb  fonl- 

ütadst.  Fragen  g:ehüreii  nieht  in  die  Fin.wiss. 

b)  Alsdann  gilt  es  ,;die  vorbandene  Holzmaese  jeder  Hols> 
art,  jedes  Alters  und  die  Grösse  des  jäbrlieben  Znwacbses 
abzusobätzen''  (Bau),  ein  besonders  sebwieriges,  nnrallmilig 
von  geflbten  Teebnikem  durcbzuftthrendes  Gescbift ,  das  namens 
lieb  fUr  die  Bemessung  des  Znwacbses  umfassende,  neuerdings 
immer  sorgföUiger  und  ergebnissreicber  gewordene  Beobacbtnngen 
voraussetzt  Auf  Grund  dieser  Beobachtungen  werden  „Ertrags- 
tafeln''  entworfen. 

Vgl.  Helferich  im  Hudb.  d.  poUt  Oelton.  I,  §.  8  IT.  D.  die  daeetbet  &  718. 
72U.  729  (f.  nach  Borckhardt  «.  Baur  mitgedieilteii  TaÜBln.  S.  Borekliardt, 

tlUfstafcln  f.  Forsn.i.xntornn,  Hannover  1873. 

c1  Mit  Hille  dieser  voraiisf^chciuleii  Arbeiten  ist  der  allgemeine 
B e tr ie b  H  jj  1  a  11  ilir  die  Forsten  zu  entwerten,  d.  b.  (nacii  Kan. 
§.  14G)  „die  Ben utzu ngsweise  jedes  Waldtheiles,  das  Alter 
der  zu  bauenden  Stämme  (U mtriebszeit),  die  Art  des  IliebeSi 
die  zu  bauende  Hoizmengc  (Hiebs menge)  u.  dgl.  zu  bestimmen, 
Wälder,  bei  denen  die  Holzart  und  das  Alter  des  auf  ihren  ein- 


Digitized  by  Google 


Geschäfte  der  ForstverwaUuu}^-.  591 

zelnen  Al>thei]ungeu  voiliandenen  Holzbestandes  noch  nicht  den 
erforderlichen  regelmässigen  (Rieht-  oder  Normal  )  Zustand 
haben,  mtlssen  nach  nnd  nach  in  denselben  hinüberE^ctlihrt  weiden ; 
Bctriebsregulirung  oder  -Einrichtung.  Sind  diese  Plaue 
festgestellt  und  die  Waldunger  denselben  gemäss  eingerichtet,  so 
wird  dann  aus  jenen  Hir  Jede  ]'<  riodc  und  Jedes  Jahr  die  Vor- 
schrilt  t'Ur  die  vorzunebnienden  ( rcsehäfte  abgeleitet  fp  c  r  i  o  d  i  s  e  h  c  r 
und  jährlicher  Betriebsplan)."  Dieser  letztere  dient  dabei 
zugleich  als  Grundlage  tUr  die  Aufstellung  des  Kohertrags  der 
Staatsforsten  in  dem  bestimmten  Etatjahr. 

Cs  wird  dabei  daber  Insliosondcre  die  Hicbsmeiige  rtinnschlagt.   Bei  ratio» 

neiler,  auf  dir  ^^miiici mlo  N:ii  lihalti-keit  sehender  Bewirthschaftung  liisst  sich  diese 
iliekaaen^e  nur  auf  üruuU  richiij(cr  Ertiafstafcln  hvz,  zarerläsaigcr  Bestands-  u.  Za- 
wachsanst^hlügc  de»  bctrcITeDdeii  einzelaen  Waldes  illid  Waldtheui  sicbcr  fostätelleo. 
Nach  Kliina,  BodenbiiScbafienbeiU  Holzart  zeigen  sich  hier  natürliche  Verschieden- 
li'  itrn.  ans  denen  man  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Leistunjren  der  Forstverwahunif 
liiid  .-twa  auf  ui  u>ua<'iAativ«'.  den  lioI/.l»estand  vermehnnidf,  noth  auf  zu  fiscalischc, 
ihn  rennindenidc  BctriebseiDrichtQtiir  sciüieäsi'n  kann.  Die  civielten  Duk  li^nitts- 
Il<'tri«jlisinijng<Mi  häiigi-ii  auss«  rdeui  bcllistvcrstandlich  von  dem  einmal  ühcrkduunonen 
Zustande  des  Waldes,  der  sich  <  röt  allmiilig  v-  randern  Übst.  ab.  Bei  Vergleichen  der 
DnrckBclimtfaerti^e  der  Forston  groswir  a.  kleiner  StaatoiL,  z.  fi.  Prüiisseiui  a.  deutscher 
Mittel-  II.  Kleinstaaten  ist  auch  wieder  nicht  z«i  tl^"  rschen,  dass  die  Durchschn. zahlen 
dort  die  Ergcboii^e  vieler  v c  rsc  b ie d e  n  a  rt ige r  W älder  sind.  Man  musb  hier  wieder 
nur  ziriscbcn  den  Ponten  einer  Provinz  oder  eines  Kr^os  eine»  frSoseien  Stasto  und 
den  diesen  nach  Klima,  ßodenlieSi'hall'enheit.  Zu>tand,  Absat/rcrhidtnissen  u.  s.w.  einiger- 
ma^äcn  ähnlichen  Forsten  tlcs  .Mittel-  oder  Kleiiu>t«at»  Vergleiche  anstellen.  Bei  einer 
nbsichtlichen  Verkürzung  der  Umtriebs/.ett,  z.  B.  bei  dem  Uebertraug  von  st  iir  lant;ur 
sn  mittlerer  l'mtriebs/eit  nach  dem  (icsichtspunct  der  Ptessler'tk  lien  Schule  vermebrt 
sieh  /■  itw.'ilix  die  Hieltsmenür«-  sfnrkrr.  Aeltere  Ilinpiele  bei  Hau  ij.  14n  N.  te  c. 
u.  vor.  Aull.  S.  45b  Note  15.  ^cu^•  Beispiele  aus  Fri  usseu  s.  o.  Osl.  b.  auch 
Albert,  Lehrh.  d.  fblstL  Bctricbsrefolinuif ,  1861,  Jod 6 ich,  Foistelmicbtang,  3.  A. 
Dresden  1S79. 

d)  Verwendong  nod  Verwerthang  des  Holzes.  Der 

Staat  kann  mit  dem  Holz  seiner  Wälder  entweder  selbst  unmittel- 
bar seinen  lloizbcdarl"  decken,  das  ältere,  nielir  uaUaalwirtiisciiuit- 
liciie  System,  und  nur  den  Liebcnschuss  veräussern ,  oder  wie  in 
nenerer  Zeit  in  der  llcgel,  das  Holz  möglichst  vollständig  durch 
Verkaul  verwertben,  was  jetzt  im  Allgemeinen  den  Vorzug 
verdient. 

Je  mehr  Staabberg-,  Ilutt.  nwerke  und  Staatsfabtik' i»  beseiiijrt  sind  oder  je  ui  dir 
dl6  Stein-  uud  Braunkohle  ab  Brennstotf  das  Hol/  verdrängt,  desto  loeiir  lullt  ein 
Bedlirfniss  der  eitrencn  Verwendufis:  fort.  Es  ist  aoch  besser,  Mlehe  jreverbliche 
Unternehmungen  d'  S  Stants  und  dir  d-  n  ■  iir.  Mtli-  hni  Sinat^zwccken  dirin-uil-Ti  .\ii~t.ilt.  m 
(Behörden  a.  s.  w.)  lux  ihren  Bedarf  an  Hol/  auf  den  Ankauf  zu  verweisen,  weil  dann 
die  Notbwendigiceit  der  Ersparomr  mehr  henrortritt.  als  wmn  t.  B.  eine  festgesetzte 
Holzm''iiL';  '.rj?  den  Suatswiildi-rn  .il>t;eli.  fert  wird  und  von  dii-f n  Aii.strilfi'n  verbraucht 
Verden  darf.  Jedenlails  sollte  aber  bei  der  Ablieferung  von  tloiz  aus  .Staatsforsten 
an  Stantsverlce  n.  s.  v.  die  recbnungsmässigc  Darchf uhrun^^r  beim  Aas- 
undEin^nn;  mcb  den  ablieben  Preisen  orfolgeii  (§.  151).  ireil  sonst  die  Skono- 
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mische  Lage  d<>r  Forsten  /.u  ungünstig  und  (]<  r  anderen  StaatswcTke  zu  ^rflosUj^  er> 
scheint.  Ks  ist  mir  (l<'sli;»lb  doch  fnurlirh.  o^>  i.  R.  ciiir  F-inrirh(Tinir  wn>  (Ii'"'  rioTier- 
liche  iii  Baden  gan7.  richtig  ist  Hier  soll  Holz  auf  den  zn  Waldwegen  benutzten 
Flachen  iiiclit  mehr  in  den  Abgahesatz  eingerechnet  irerden,  was  damit  be|^nd<>t 
wiril,  dass  hei  den  gi-VFühnliclu'ri  schmalen  W.ildwegr-n  sich  Zuwachs  n.  Vnr -  Uli  ni  l.t 
im  Verhältnisa  der  Grösse  der  abgetriebenen  l  Ui  be  mindern,  oft  gar  nicht,  veil  durch 
7<«rmehrten  Lichtzntritt  der  Zuwachs  an  Randhäumen  ureateitrcit  witd.  Ftir  1S76 — 77 
i<t  der  Anschlasr  der  gewonnenen  Holzmasse  20.2 F-istmcti  r  mit  einem  mathmassl. 
Eriri>s  (ohne  Ahzoir  der  Znrichtnnjrskosten)  v.  225,000  Vl.  Diese  Sammc  würl-  hnn 
lUr  Waldvresro  mit  zur  Vorfügung  stehen.  Aher  es  wird  auf  dit  sc  W>ise  die  EiunaLm  ■ 
der  Forsten  tind  die  Ausgalic  fiir  Waldwetre  /.  Th.  vcrhilllt.  A'gl.  bad.  Budg.  i)l>er  d 
ordentl.  Ausgabe  u.  Einnahme  f.  ISTtJ-  TT,  V.  Ahth.,  Finanzmin.,  S.  *;.'»  vgl.  mit  S.  .'t. 
—  Die  preuss.  Bestimm.  Uber  Abgabe  v.  Holx  f.  Staatsbaaten  s.  hei  Könne,  Staats- 
recht II,  2,        Note  2. 

Zar  besseren  Verwerthnng  des  Holzes  dient  besonders  die 
Verbesserung  der  CommuiiicatioDsmittel,  namentlich 
auch  der  Waldwege  in  den  Forsten  selbst,  ein  so  wiebtiger 
Umstand,  dass  es  sich  rechtfertigt,  speciell  daiHr  im  ordentlichen 
Ansgabeetat  der  Forstverwaltang  erhebliobere  Summen  auBzuselxen, 
wie  das  in  der  deutschen  Staatsforst-Ädministration  auch  üblich  ist 
Ferner  dient  zur  Erzielnng  eines  höheren  Erlöses  mit  Erfolg  das 
y^sorgfltlUge  Aussuchen  der  verschiedenen,  zu  besonderen 
Verwendungen  dienlichen  Holzsorten  (Sortimente), 
welche  einen  höheren  Preis  haben  als  Brennholz,  fttr  die  aber  oft 
erst  Absatzgelegenheit  aufgefhnden  werden  mnss.  Dahin  geboren 
Bauholz  oder  Nutzbolz  zu  mancherlei  Verarbeitung/' 

(Kau  §.  149). 

Der  bad.  Aol'wand  für  t'losseinrichtuugcn  u.  Fahrwege  1^76  21ö,0UÜ  M.,  auf.'^er 
dem  vorhin  gen.  EriOse.  —  Baiern,  A.  fk)r  1S70  933,00011.  f^r  Hohtabfiihrwefe.  ^ 

Prcuss<  n  Is'ö  z.  Untrhalt.  u.  /.  X-ubau  d.  öffi-ntl.  Weg*.-  in  d.  Forsten  r2«> 
Mill.  M..  F.  d.  Summe  v.  ;M57  Mill.  M.  f.  Forstcultnren  u.  dgl.  ro.  ist  ein  erhtbl. 
Th<  il  f.  Holzabfuhrwc!;»'  bestiuiuif.  Ausserdem  Trämien  zu  Chausseebauten  im  Inter- 
esse d.  Forstverw.  unter  d.  uusseronl.  Aus^'.  '^15  Mill.  M.  Im  Etat  f.  *!M1 
4  3  Mill.  M.  (wovon  0937  bei  d.  Centralvcrwalt.)  unter  d.  aml.  Au--.i>ti;ii  1  liverse 
Meliorationszwecke,  wobei  b«s.  Bau  u.  Unterhaltung  der  Holzabtubrw.gc  u.  Zufohr- 
haltostellen  im  Interesse  der  ForstrerwaH.  Ansserdem  Primien  su  Chansaee'  n.  Eiaeii- 
bahn^^üterhaUestellvn  O'l  Mill.  M. 

Der  Preis  von  Bau-  u.  Nutzholz  i'^t  f|er  "i-  'trach'\  mitnnter  d.  4 — 6fach«'  (z.  B. 
b<'i  grossen  Schilfshol/ern)  desselben  {Quantums  lireuahol/.  In  Bairrn  betrog  das 
ans  d.  Staatsfonrten  vorkaaftu  Ban-  u.  Nutzholz  i'ruhcr  H».  in  den  60er  1.  an  2.>"., 
d.r  HolzmoniTf  In  B.nd.  ti  wurden  im  D.  I>>.'j0-.'>n  1!»  i:>  Proc.  Bau-  u.  Nutzholz. 
."ib^T  KlattcrJiolz,  'J.th'^  l(ei!>sig  gewonnen.  Die  Forstverw.  Badens  S.  IIS.  Darch- 
schnltfspreis  dits  Nnttholzes  1872—74  17  S5.  das  Brennholz  9*30  M.  p.  Festmrter. — 
O -sf  .-rroirli  l'^TO  22  Proc.  insbesondere  Tirol  2  S  Proc,  Sal/luirg  6  Proc.  Bau- u. 
Nutzholz.  —  Prcussen  A.  1^70:  21  Proc.  Bau-  u.  Nutz-.  5t>  Proc.  Klafter-,  23  Proo, 
Stock-  n.  Reisiifholz.  Die  statte  £rtra]rssteig«>nuig  der  StaatsfoistM  benht  x.  Tb.  aaf 
der  vcniii  liTt<  ii  (iewinnung  v.  Nutz-  u.  nniiholz. 

Mi'  fnihcr  wolil  >  iriprohlcii>  iiinl  in  d»  r  Praxis  vorg»  kommeiif  ..Ermvintr  nm? 
zur  Errichtung  bolzv<  rz«  hrcnder  ücwerkc",  im  Interesse  der  bossürcu  Vcmrcrthuug  des 
UolzGS  der  Staatawaldcr  wird  ji'tct  nnr  in  seltenen  Ausnahmofallen »  w^nn  ttbeiliaapC 
iiuthiir  ciBchelnen. 
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VerwerthunfT  deü  Holzes.  5i)3 

Bei  dem  Verkaufe  des  Holzes  mtiss  die  Forstverwaltuiig 
den  h IM  listen  in (»glii' hen  ErlTrs  zu  oi7,ielen  suLhen,  gemäss 
dem  im  ^.  2-il  aufgestellten  leitenden  Hewirtbschat'tQngsprincip. 

fiisweileD  wird  jedoch  auch  jotzt  noch  die  cot^e^eogesetzte  Anfordcninf;  an  liie 
SiaatsfontwiTtbschafl  ans  einer  VAmefiitlteli  „Tolksirirtltscballllelien  Erwi^ng  ^richtet, 

(lass  nemlich  die  von  alter  Z<;ii  her  ubliclu  Holzabgabo  für  einen  L-^.  uiiii- 
il'ertcn  Preis  an  Einzelne  fortgesetzt,  oder  eine  solcbi'  auch  irohl  neu  ein- 
geführt verde.  Man  beruft  sich  hierbei  auf  die  ISstiKe  Störung,  welche  eine  schnelle 
Erhöhun«;  der  ilolzpreise  aof  den  Haushalt  iiiib<  gtltertcr  Familien  ftussert,  und  auf  die 
Verpflichtung  de«  Staati.  y\iv  rntorstiitzunf  d<  r  Dürftiircu  oder  Mch  einzelner  Gewerbe 
ein  Opfer  zu  brin<ren."  (Kuu  §.  15ü  .  Die  I  rage  ist  eine  ähnliche  wie  die  in  §  237 
bwQhfte.  Die  Fordemng  muss  abgewiesen  werden,  weil  eine  solche  MassraiK«!  als 
eine  r er e i  n  ze Ite  im  priratwirtbsehaftlichcn  System  in  unrichtiger  Weise  com- 
mun istisch  und  (Umit  ungerecht  wirkt.  Die  Frage  hängt  daher  wieder  mit  dea 
Iiriiicipiellen  PngeD  der  OmtnlMtioii  der  Tolluwirthschaft  caaemineti.  Fongirt  einnuil 
fiir  die  Beschaffung  der  Bofriediirnngsmittel  fttr  solche  materielle,  Bedürfnisse  das 
priratwirthschaftUche  System,  so  ist  es  folgerichtig  und  pracUsch  nothweudig,  dass 
das  leitende  Prindp  dieses  S^^tems  bei  der  Prelsliestiiitmimg  hier  mr  Geltmig  inmiaie. 
Das  Vorhandensein  Ton  StaatswiUdern  bedingt  kein.-  Ausnahme  hiervon.  \^\.  Wag- 
ner, Gmndleg.  1.  Abth.  K.  3.  S.  die  Beweisführung  »regen  das  Postulat  der  Hol/- 
abgäbe  /u  billigerem  Preise  bei  Rau  §.  15U  u.  15Ua  u.  danach  noch  in  vor.  AuH. 
ft.  20S.  Bei  rechtsbestandigeo  Ansprüchen  Berechtigter  wird  Ablösun(p  dieser  üe- 
rechtsame  Platz  greifen  mnssen  (§.  245).  Auch  als  Massrcgel  der  A  rin enp  o Ii t  i  k 
verlangt  die  unentgeltliche  oder  wohlfeile  Holzab;;abe  (unter  d.  Taxe)  au  Durfüge  und 
ei|irentliche  Arme  Vorsicht,  ist  aber  mitunter  schon  zarVerhtttUDg  des  Holzdiebstahls 
rithlich.  Am  zweck mässigten  erscheint  es.  ,.d«  n  Dürftigen  die  u  n  -  n  t  -  e  I  ( !  i  >  h  r  Be- 
nutzung des  Baff-  and  Leseholzes  und  des  Stockhoizos,  wo  das  Aus« 
graben  der  StScke  nnsehldllch  ist.  m  ühertassen«  weil  diese  Helzsortea  viel  Arbelt 
erfordern  and  auf  ander  -  W«  ise  oit  ^ar  nicht  für  die  Yolkswirthschaflt  natsbar  zo 
machen  sind."   (Bao  §.  1.5()a;  s.  auch  Boscher,  Ansichten  i>.  iOH). 

e)  Form  des  Holzver  k  au  fs.  Man  bat  vornemlich  zwisehen 
zwei  Arten  tn  w&hlen:  Versteigerung  oder  Verkaaf  anr 
Taxe,  won^n  noch  ansnabmaw^te  der  Verkauf  gegm  rer- 
einbarte  Preise  an  einzelne  Kaaf lastige,  wie  in  andren  FttUen 
des  priTatwirthsebaltiieben  Verkehrs,  Torkomnien  kann. 

Auf  Gmnd  omiRSsender  Erfidffniifen  Bat  man  in  der  PorstHtmtor  ftr  die  Ver- 

laafsarten  eine  fiJrBnliche  Theorie  ausgebildet.  Vgl.  2.  B.  Albert,  ß.  246 — 256, 
K.  Gay  er,  Forstbenatzung  ti.  A.  S.  272  £  Aoch  hier  handelt  es  sich  am  zahlreiche 
Detailpiisete,  velebe  sirli  in  d.  Fln.wiss.  nieht  erörtern  lassen. 

Die  VersteigeruDg  und  zwar  im  Unterschied  von  derjeiiigru 
auf  dem  Stamme,  wo  der  Xiiuier  das  Fällen  und  Aularbeiten 
des  Holzes  selbst  besorgt,  die  Versteigerung  des  Holzes  nach  der 
durch  die  Organe  der  Forstverwaltu  ng  ertolgten  Zu- 
rec btmachung,  —  Übrigens  des  noch  im  Waide  lagernden 
Holzes  —  ist  das  gegenwärtig  in  der  Staatsforstverwaltnng  ange 
messenste  nnd  anch  das  in  der  Praxis  fiblichste  Verfahren.  Der 
Verkauf  von  Holz  naeb  Taxen,  welche  aisdaun  möglichst  den 
örtlichen  Marktpreisen  zn  entsprechen  haben,  empfiehlt  sich  indessen 
anch  hente  noch  in  Ansnabmefilllen^  besonders  wenn  dabei  gegen- 
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ttber  den  Verabredungen  der  iliindler  unter  sirh,  RiKcieil  bei  den 
Versteigerungen,  das  fiscaliscln'  Interesse  mindestens  eben  so  wie 
bei  der  Versteifjernng  gewahrt  uud  das  Interesse  der  wirklichen 
llolzcousuuienten  ohne  Benacbtheiiigimg;  des  Fisciu  besser  wahr- 
genommen wird. 

Die  Versteigerung  auf  dem  Sfuni  m.  .  f..R  loci,  verkauf''*  frUhor  auch  iu  Deutvh- 
laud  vorgelionmieii ,  iioch  jeUt  ia  dea  ätaatälorsuii  Frankreich»  dio  K^el,  k»t 
tlwnridgOBdo  Vaehtheile.  &  irerden  Dntonchlcif«  erleichtert,  die  Schoamur  dm 
ubrigeu  Waldes  erschwert.  Der  auch  neuvrdintrü  noch  hervorgohohonc  Vortheü,  d*ss 
•ler  Kiiufer  mehr  zahlen  köun*»  nin1  wi-ni''.  weil  »t  Ii- im  citrcuoa  Fällen  uml  Auf- 
arbeiten dcb  Ilolzcü  di<^  Sortiuieiiiu  iitehi  nach  dem  Marktbcdiirfni:»  zubereitcu  Idnnc. 
Süll  doch  practiäch  nicht  ciitsclMidend  i>ciu  i.Albert  S.  5lGi.  In  Pr n,  lUiers. 
Sachsen  ist  »He  Vei^t.'iijfrung  auf  «I.  Stocke  in  <]i:u  Slaatsfursteit  rein  Iul;l>^i•J  ausje- 
ächlösUkiO,  auch  in  Wurtuuib.  u.  Hailcn  nur  in  grwib^üu  Auänabmclaileu  zugeiasecn  ieb. 
S.  519).  Uober  Krank  reich  ».  Ordonnance  de  Ix»ii8  XIX.  mr  le  fidt  de«  esur  «t 
fonHs,  1?5.  Aug.  D'.r.M.  Tit.  XV.  t'ode  forestier.  Alt.  IT— 46.  Oi  '  uni  tju e  d'ex  cotiou 
vom  1.  AuiTUät  ibll.  Alt.  7a — Uli.  Die  zum  Ilieb6  boHtiiototcu  \V aldstrcckeu  ireid«ii 
dvch  verpiiichtete  Fonttf^eometer  (arponteura)  vomoatch  tibd  nach  iliren  Hobtifndle 
abgeschätzt,  die  zu  rcttichoncndtin  oder  auch  die  zu  scblagundon  Buiw-  au»gi%deichAet. 
•lie  Bedingungen  dos  Kaufes  (cahi<>r  deä  chargcj»)  entworfen,  dio  Versteigerung  wird 
14  Tage  vorher  bekannt  gemacht.  Der  Zuschlag  erfolgt  bisweilen  nach  aiterthO^cher 
M'elM  durch  Verlusrh-n  <-in<«  Lichtes,  doch  ist  •'in  Nachgebot  bis  zum  folgenden 
Mittat  crlaiil»f.  wofernc  "f,  mehr  ireltoten  wird.  (Njich  der  ".  \.  Hir.'i  Tit.  XV. 
Art.  '.iU  war  eben  so  lan^e  ein  Nachj^elwt  von  '  liercomcuf .  urni  «Iäjiii  uöch 
ein  weiteres  um  semi-tiercumcnt  oder  dönblenieDt,  «cUabt)  Die  Kaufer  sind 
mancherlei  Besehrfuikutigeii  riiid  Veriiflichlungen  unterworfen  r  Holzvcrkauf  ohne 
Versteigerung  ist  bei  3— tiOUO  Ir.  Strafe  den  Furstböaiuten  untersagt.  Beispiel  ©iafis 
othier  de  eh«iiges  Ir  Aniudee  forest  2.  uiBee.  S.  29U.  Der  Mei^tbii'tendc  hat  aodi 
1''.  rroc.  weitere  (Je'iUhr  zu  .'iitri'iiteii.  HJaii).  Vul.  tiber  d.  bisher  VcrbiltnkM 
in  Dcutsch-Lothriugcu  Bernhardt,  forstliche  Vcrhiltu.  v.  D.  L,  BdfL 
8.  AI :  deutsebe  Methode  !^fert  eingeleitet.  S.  Vogel ireSB hg.  Hokresinuif  a.  Holz- 
ta.veu.  in  d.  Koi>>tl.  Blattern  I87(!  S.  1211  11.  ^«iitgobend  ub«  r  d.  französ.  Ywfrhreu; 
fran/ös.  Lastcnheft  das.  S.  IHM  H. .   Alb.  rt  §.  252,  (iayer  b.  2»»1,  2S5. 

Das  andere  Verfahren.  Veräteigerun^  des  Holzes  in  gehauenem  Zu^tude  in 
W«ide  auch  Detai  1  v  ikiuf  genannt  ist  fur  die  Waldciiltur  besse  r  uud  etgi^  i» 
(ianzcn  die  iohaendbteu  Pr  ise  fur  den  \Valdbesitz<  r.  Das  Prineip  der  Ver>tcigcrung 
ist  auch  hier  eine  Consenuenz  d.'s  j»rivatwiiihschafflichen  Concurrenz^yslems  uud  zeigt 
in  der  Praxis  die  Vortheile  uud  Kachthcile  deasell>en.  Dass  daliei  g<:gea  dM  ftv- 
ealischf  Interesse  \' e  r  a b  i  .  d  tt  n  {»e  ii  der  Kauf  lusiigoa  bei  »ler  Ver^teiircnJir.'  tor- 
kommen  und  sich  schwer  verhiuderu  lassen,  hat  sieh  iu  neuerer  Zeit  imuiei  mehr 
gezeigt  {9,  Albert  8.  50t»,  508,  (layer  S.  285  sogen.  „Comploltbildaog.  ..Coa> 
litionen").  Dass  nicht  minder  üelc- entliehe  .VusUeutunsr  des  Publicums  in  F.!:.*' 
uionopolisitisGher  Oestiütuug  de«  llolzliaiidf^ls  oder  in  Kolgu  von  Pruittverabredangen  dor 
Holdiftndler  voria>ninit,  ist  ebensowenig  m  ISoirnen.  In  «Uesen  FlUen  sind  ub  fis- 
■alischen  Interesse  besondere  Vorkehrungen  «iebotcn  Auf hebung  der  V-  rstelireruttgs- 
termine,  schon  erste  Ausbietung  über  der  Taxe,  iu  Preuasen  Iiis  zu  20%',  aber 
sehen  ausreichend,  l'ur  das  Cousu m enieuiutcrcssc  wird  unter  l'nuitättdea  trotz  dt*r 
M  istigen  Bedenken  dts  Holcungazin  des  StaMs  oder  der  Gemoiado  «tadgc 
Abhilfe  bieten  L/^nn«u. 

Kau  weist  die  Möglichkeit  der  nionupolist.  Auabcutuug  d<;i  t"uii»uu.i*uicfl 

unbedingt  nb,  was  so  weit  geht.  gilt  liiei  immer  das  iu  meiner  Gmndl^.  uUt 
d.  Concurrcnz  gosairte.  Ucber  Ninhtheile  dos  Stiat>  beim  Auctionssyslem  s.  Schier 
iu  d.  Forstl.  Bl.  Ib73  S.  26G  II.  Die  Verdrängung  des  alteren  Systems  der  Abgabe 
zur  (meist  zv  niedrigra)  Tkxb  doich  dasjenige  der  Veisteigerang  in  deotsohen  Lfto#en, 
aitrh  Prenssen .  im  Lanfu  dieses  Jahrhunderts  ist  wieder  eine  eliarai  (eristischc  Er- 
scheinung der  practischen  Verbreitung  des  Concorreuzpriucips.  S.  weitere  Daten  ttber 
die  Fem  des  Terinnfli  bei  Raa  {$.  15t,  bes.  in  d.  Kot^a  a.  »eist  danacfc  in  ver. 
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Aull.  §.  203.  Der  Yerstcigerang-  wM  BBgelm&tisig  ein  Taxpreis  als  enter  Ansnifi^ 
preis  zu  Grande  gelegt  u.  dann  entweder  hin  aufgeboten  yso  meist  bei  uns)  oder 
hin g'ebot-ii  (FraiikroichV  Lot/tere  Fonn  lianri  im  Interesse  der  Holzronsnmenten 
gL'i^enuber  cbicaouaei',  uionopoIsUclitit^^cr  Concurrenz  der  Hukliäudler  liegen  Albert 
8.  öDi)).  Von  Wichtigkeit  fttr  da^  }]i^^ebni^>  siad  die  wnteren  Yorsteigerungs- 
bodiogungen  .  insbesondere  die  Za  hl  un  gs  bedingung-en  (Raarzahlung,  Credit  und 
Itener  der  Fristen  dafttr,  Yedangeo  der  vollcu  Zahlung  vor  Ueberweisnng  dus  Materials, 
wie  Id  Prauaen,  Saehsen,  WttTtemb.,  Albert  S.  501)«  die  GraadflUze  f.  d.  Fcet- 
stellnn^  der  Taxen  fti-  die  ersten  Ausrnlspreii^ü  u,  die  Bedingnnf?en  für  i  i  n  Ver- 
kauf daxunter  bei  dem  Hinauf  bietuagsreriaiircu,  die  (Übliche)  HiUidlichkeit  uder  die 
ScIlfifUidikeitCSnbmiflsionssystem,  letzteres  aachlnPreussen  rorkoiiiinend)deryeKtei«:erane. 

Das  ältere  System  der  Abgabe  des  Holzes,  reErelmrissig  i;eliaiien  u.  anfct^stellt 
im  Walde,  gegen  Taxe  entsprach  den  früheren  mehr  patriarchalischen  Wirthscbafts- 
verhftltnissen.  Es  war  aber  auch  hier  für  die  Verwaltung  mühsamer,  liess  leichter 
die  Begunstiginig  einzelner  Käufer  za  und  war  liscalibch  oftmals  unrortheilbaft,  well 
HMD  die  Taxen  zo  niedrig  hielt,  —  ein  freilich  abstellbarer  UebeLtan^l 

Ausser  iu  dieser  Weise  kann  der  Dctailferkauf  von  Holz  auch  von  iioi/, maga- 
zincn  (UolzbOfen,  Holzgärtcn)  aus  erfoliifen,  wohin  das  Holz  auf  Kcchnnag 
der  rrtrsTvenraltnntr  gebracht  wird  und  wo  es  in  beliebigen  Pariieen  jederzeit  zu 
Verkauf  ^teht.  Diese  Einrichtung  )>estaud  früher  vielfach  in  Deutschland,  ist  aber 
neuerdings  ancb  immer  mehr  bMeiligt  oder  eingescbrinkt  worden.  Das  Missliehe  ist 
dabei  die  Uebernahme  der  Transportarbeit  durch  die  {'orstverwaltung  und  der 
Hinzutritt  einer  gewissen  Handelsthätigkcit,  namentlich  wenn  etwa  auch  aus  Privat- 
wildem  Holz  hiiungekanlt  wird.  Die  ehemalige  geringere  Entwicklung  des  Transport- 
wesens und  des  privaten  Holzhandels,  die  Verfügung  Uber  flOssbare  Gewässer  von  dm 
Forst'-n  her,  besonders  aus  (iebirgsfoi-sten,  und  die  Interessen  der  Hoizconsumenten  iu 
den  von  den  Staatsforsten  fern  liegenden  Gegenden  liess  diese  Einrichtung  früher 
öfters  zweckmässig  erscheinen.  Ihre  finanziellen  Ergebnisse  wann  indessen  gewOhnlicb 
nicht  eben  i:(U)sti^^  Gegenwärtig  könnte  nur  tlic  Wahrnehmnns^  einer  ganz  unge- 
nügenden, zu  lUüQüpoUstischcr  Ausbeutung  der  Hol/.conäumeutcu  führenden  Function 
des  Privatholzbaadels  eine  allgimieinere  Kückkohr  zu  diesem  System  der  staatlichen 
Holzmagazine  erwägenswcrth  machen,  das  fiscalische  Interesse  kaum.  Sonst  wird  nur 
aasnahmsweise  ein  solches  Magazin  zu  erhalten  sein.  Das  V  erflössen  des  Holzes 
dvieh  dia  Vorstrerwattang  ^  wie  Ban  meint  am  Bestra  im  T«dinr  mit  Yentbrednng 
einer  gewissen  Quote  für  Abgang  —  kann  unter  Umständen  beibeliall.  n  werden,  WO 
dann  Versteigerung  am  Anknnfteort  erfolgt.  Die  Verloste  an  der  Menge  u.  z.  Tb. 
«n  der  0ltte  des  Hobes  beim  Verflossen  haben  aber  jetzt  schon  Öfters  den  Uebergan^ 
des  Holzes  auf  die  Ei:^enbab[len  zweckmässiger  gemacht.  Dabei  sind  dann  geeignete 
Ladestellen,  eventuell  mit  auf  Kosten  der  Forstverwaltung  (Freu ssen,  s.  o.  S.  592) 
zu  schafi'en  u.  billige  Frat  httarife  für  Holz  zu  erwirken.  —  Vgl.  Rau  §.  15t, 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  47ü,  471,  woselbst  auch  einige  ältere  statist.  Daten.  In 
Baden  sind  die  letzten  Hol/hufe  schon  Ibio  aut>;ehoben.  In  Würtemb.  besteht 
noch  ein  grösserer  zu  Stuttgatl,  zugieicli  mit  1.  d.  Brennholzbedarf  der  Behörden  u. 
des  Hois,  nebst  8  kleineren.  Beinertr.  jährl.  (1S70— 80)  29,000  M.  Auch  in  ßaiern, 
Sachsen  noch  eini^-c  Holzli?5fe.  Die  Frfragsverhaltnisse  sind  scliwci-  zu  bonrtheilen, 
da  äie  wesentlich  mit  von  dem  Preise  abhängen,  zu  dem  das  Holz  den  Höfen  von  d. 
Forstrerwalt  übellassen  wild.  In  Pretissen  im  Et  £  1883^  nnr  noch  eine  ganz 
kleine  Brennholzniederlag^e  im  K.-B.  Stettin  (Einn.  2S8ft,  Am'^.  1770  M.)  angeführt, 
kleine  Flössereien  noch  in  Schlesien.  Auch  SägemUblen betrieb  auf  fiscalische 
Bechnimg  kommt  ttbiigens  vor,  so  in  d.  Fror.  Hannotrer  in  zieml.  eibebl.  Maasso 
(Roheinn.  6 IS. 000  M.,  Betriebskosten  564,000  M.).  (Jeher  Holzmagazine  Albert 
§.  256,  tiber  d  Technische  dab^  Gayer  a.  a.  0.  S.  :tB»  ff.,  eb«  S.  S.  Ober 
HulziraDsport,  Trift-i  iösserei. 

§.  245.  —  G.  „Forstliche  Nebennutznngen"  im 
eDgeren  Siniie  iieimtmaB  die  ainserder  eigentUcheiiHoIzgewinQQiig^ 
der  ,,HaaptnntzaDg^%  verkoBmeiiden  Natsvogen  wie  Viehmast, 
GfaMehintt,  Weide,  Streuammehi,  HantsehanüD  im  Walde,  ha 
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wcitercu  Sinne  gehören  dabin  auch  ToHgräbereien ,  Hiuimsehnl- 
betrieb,  dann  Jagd  auf  eigenem  Boden  oder  aut  Grund 
privat  rechtlichen  Titeln  auf  fremd  ein  Grund  und  Hoden,  nniuuier 
auch  Fisc here i,  von  welchen  beiden  der  folgende  Abschnitt  nnch 
näher  handelt.    Die  Kebennut/.utipen  im  enteren  Sinne  zerlallen 
rechtlich  in  zwei  Kategorieen,  uemiicli  in  dk  ieni^^eu,  weiche  Dritten 
als  Gerechtsauie  nach  servitutischem  Hechte  ge^entlber  dem 
Forste  zustehen  und  in  diejenigen,  tlber  welche  der  Forstbesitzer 
als  solcher  freie  Verfügung  hat    Die  crstorcn,  zu  denen  mitunter 
auch  nocli  gewisse  Bcholzungs rechte  oder  BerechtigODgen  Dritter 
(der  Adjaeenten)  auf  Bau  ,  Nots-,  Brennholz  gehören,  sind  ge- 
schichtlich oft  alten  Ursprungs  und  vielfach  Reste  des  einstigeOi 
dorch  die  Inforestirnng  za  Gansten  des  Landesherren  verdräogfeen 
ehemaligen  „GenieiueigeDthams''  an  den  Wäldern.  In  der  älteren 
extensiven  Periode  der  Waldwirthsebaft  von  geringerem  NaehtbeUe, 
werden  sie  später  sebädlieber,  znmal  bei  sehwer  zn  verbtttender 
ttbermttssiger  oder  docb  niebt  genügend  sebonsamer  AnsDutaniig. 
Im  Forstinteresse  ist  daber  vor  Allem  eine  riebtige  Begrenzung 
der  tbatBäeblioben  AnsAbang  dieser  Oerecbtsame,  weiter  womOgUeh 
eine  Bescbränkung  derselben  anf  die  Fälle  wirkUeb  anscbäd- 
licber  Nutzung  und  sebliesslicb  eine  Beseitigung  dieser  Reefate 
im  Wege  der  Ablesung  zu  erstreben.   Dabei  entsteben  aber 
Conflicte  zwiscben  dem  forstwirtbsebaftlichen  Interesse  des  Wald- 
besitzers und  dem  landwirthschattlicheu  Intercöse  der  Berechtigten, 
welches   letztere,  z.  B.  bei  dem  mit  auf  Weide-  und  Streube 
rechtigungen  im  Walde  begründeten  Landvvirthsehaftsbetriebe  drK^h 
auch  eine  allgemeinere  volkswirth  sc  haftliehe  Bedentnng  hat  und 
nicht  ohne  Weitres  dem  volkswirthschaftlichen  Interesse  am  Forste 
nachsteht.    Hiei  i;ilt  es  abzuwägen  und,  bevor  die  Gerechtsame 
al>gelöst  woiden,   nnii:;liL'hst  eine  solche  Umgestaltung  des  land- 
wirthschaitlichen  Betriebs,  welche  Streu  u.  s.  w.  entbehrlich  macht, 
zu  beftirdern  olcr  sie  abzuwarten.    Die  Ablösung   selbst  kann 
entweder  durch  Abtretung  geeigneter,  fttr  die  Holzzucht  des  Staate 
entbehrlicher  und  zu  anderen  Benutzungen  gut  verwendbarer  Grand- 
stUeke  oder  durch  Geld  erfolgen.   Wo  Gerechtsame  auf  Holz  ans 
den  iStaatsforsten  bestehen  und  yerbleibeu,  erstrecken  sie  sieh 
Übrigens  regelmässig  auob  nur  auf  den  wirklieben  Uolzbedarf 
des  Berechtigten,  und  zwar  nur  zur  eigenen  Benutzung,  nicbt 
zum  Verkauf.  Demgemäss  ist  die  Oontrole  auszuüben.  Die  freien 
oder  durch  Ablösung  frei  gewordenen  Nebennutzungen  werden  in 
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einem  dem  Walde  nnsehädlicheu  Umfange  üblicher  Weise  am  Besten 
durch  Verpachtung  auf  Zeit  verwert het. 

Weiteres,  hes.  Uber  die  Forsts<'rvUutcH  u.  dercu  I{*-!:clunu:  gehört  m  »lie 
Vottswirthsch.politik  u.  in  die  Forstwisscnsch.  Vgl.  Bav«  Yolksw.sch.polit.  §.  73— -75, 
161-I6.*{.  Ros.  her.  System  If,  §.  11»!  II.,  dcrs.  in  .1.  „Ansichten"  S.  102  (bes. 
Ober  d.  Abwägung  der  i&nd-  o.  fontwirtiisch.  luteresieu).  HelfericU  in  Schtoberg's 
Handbiich  •!.  pol.  Ov\,  I,  749  £  Btu  flu.  II,  %,  I4S,  152  n.  vor.  Aufl.  dieses  Baads 
$.  206.  201.  Ueber  d.  Rede^ltlln^  der  Waldstrcu  f.  d  FnvA  s.  Klj.-rina>  er.  lA-hre 
V.  d.  Wakbtreu  mit  Kflci»:^.  »uf  d.  cbeni.  Statik  des  Waldbau».  Herl.  iülQ.  Albert, 
Foi8t!«nrit.aht5s.  Wllnb.  186S,  dern.  Forstrenralt.  %.  65.  (iT,  254,  255.  Eingehend 
über  d.  Technische  der  Nebcnnut/.ungcn  bos.  K.  (laycr,  Forstbt  natzHng.  Th.  II. 
S.  40!  tr.  Die  Staabväld«>.r.  bes.  im  mitthren  u.  »Udl.  Deutschland,  sind  gewöhnlich 
am  Meisten  mit  Senituton  belastet  gewesen,  die  Ablösung  („l'urification")  hat 
aber  in  neuerer  Zeit  erlicMicbe  Fortscbrifte  gemarht.  Die  Etats  enthalten  dafitr  ge- 
wöhnlich j.älirlich  gewbss«  grösser«*  Summen.  ?..  R.  in  l'n  imscn  ISl'i.  1*445,  1SS.'J)S4 
11  M.  M.  im  £.\lraord.  d.  l  ürstverwalt. ,  in  ILiiern  längere  Z<rit  j.ihrl.  400,000  fl. 
Nock  jetzt  entgt'hen  dem  Staate  durch  diese  (ii'rechtsame  aber  nicht  unerliebUche 
Krtr  t  .!  fs  0.  S.  Die  Vermin. I  riHij,'  <lcs  llolzertrags  durch  d.  StreobeieohtiKttOgeil 

wurden  Iii  Üaiern  s  Slaatsfarsteo  trüber  auf  117«  veranschlagt.  — 

IMe  Verrorthung  der  freien  Nehenniitziingen  hincrt  avch  mit  von  ßQcbsiebten 
auf  die  Holzzacht  u.  vom  Sland  drr  Hol/preis--  ab.  ..In  i  iitlegencn  Gebirsrsgegenden 
kann  z.  B.  das  ilarzächarron  zulässig  sein,  während  bei  jpitem  Absatz«;  des  Holz«» 
wegen  seines  schidHchen  Eintluss«>s  anf  die  Gesandhoit  dor  Blume  aufgerieben  wenleu 
mass"  (UauK  VielKdcht  mit  daher  Almahme  d«-r  Ilarzgewianang  In  Baiern,  l$2o— XI 
^VH  fl..  1861  —  07  5*^M7  f1.,  weniger.    Im  Uebrigen  zeig'H  auch  die  Neben- 

nutzuD^eu  stcij;cnJc  Ettiäuc  u.  liiul  finanziell  nicht  unerheblich  trotz  der  Berechtigungen 
Dritter.  Z.  B.  Preussen  aus  N*>bcnnutzangen  (ohne  Jagd)  tS75  a.  l^SSßi  bez. 
:i'405  u.  4  221  Mill.  M.,  ans  Torfgräberci  0'29.*>  n.  O  M^SS .  atn  Wies.;nanlagi  n  O  tm«» 
u.  O'l  M.  ^I.,  aus  l-lOsserei  !i)S3/S4  .t6,000  M.,  aus  grösseren  Itaumscbulcn  22,<iU0  M.. 
u  U.  1875  c  7*S.  jetzt  e.  9*/,  Tom  Rohertrag  der  Foratfenralt  In  Baden  1876  Ertr.  d. 
Korstncbennutznnücn  c.  2%  des  Holzcrl.lses.  In  !i  u  rn  IS25-31  i  D.  IGS.OMO  fl 
1861— 1»7  455,000  fl.,  )>.  Tafoirerk  bez.  4  u.  10  Kreuzer  ;  incl.  Abgaben  an  Berechtigte 
bez.  369,000  Q  876,000  1  Baier.  tM.  Ztsehr.  1871  S.  156. 

D.  VoD  BonBtigen  Massregeln  der  Waldplle^c  der  StaaU- 
iorsten  ist  die  Anlegung  neuer  W a  1  d  c  u  1 1  u  r  e  n  an t'  „unbe- 
dingtem" und  „bedingtem"  Waldboden,  auf  Blossen  lunerlmlb  der 
Staatstorsten  besonders  wichtig.  Sie  ist  von  der  Staatstbrstverwaltuii^- 
mit  ihrem  einmal  vorhandenen  i^erhonal  gewöhnlich  leichter,  wohl- 
feiler und  zweckmässiger  al«  von  Privaten  aaszuttihren  (§.  2.38, 
S.  ."iTSV  Zn  diesem  Behufe  empfiehlt  sich  unter  Umständen  auch 
der  Ankauf  ^eeif^neter  (irundsliickc ,  he.sondcrs  solcher,  nrlclic 
7.ur  Landwirthscbaft  wenig  taugen  and  zugleich  zur  ArronUirung 
der  8taat8wälder  dienen. 

Auch  für  (li''j.«-  Zwcrke  winlen  in  nnseron  Staaten  reirelmüssig  jährlich  im  £(at 
bumuiea  ausgeworfen,  so  in  Pfussen  in  <l.  aligeni.  .Melioratioustitel  2U. 

3.  Abschnitt 
Jagd  und  Fiscthcrei. 

Hau  behandelt  die  .lagd  u.  Fischrroi  uiUcr  den  I't  galien.  .>.  A..  i;.  192  bis. 
105  u.  erwähnt  die  Jagd  unter  den  fursti.  Nebennut/uugen  in  §.  152.  Abweichend 
hietr<Mi  8dH»ii  meine  Beliandliiag  in  d.  6.  A.  v.  Ran,  |.  187—190. 


Digitized  by  Google 


598     3.  H.  Uni.  Kim».  2.  K.  rnvat.;iw.  rb.  2.  11.  A.  J;ig<l  u.  s.  w.  §.  24»i,  247. 

I.  —  Die  Jagd.  |.  246.  Die  fitimahmeii  aas  der  Jagd  «ind 
verschiedenartig  nach  der  Gestaltung  de«  Jagdrechts. 

A.  Drei  Arten  des  Jagdrechts  sind  hier  zu  unterscheiden: 

1.  Der  8t«iat  kaun  die  Jay;d  als  Grund  besitze  r,  also  insbe- 
sondere als  Domänen-  und  Forstbesitzer  haben,  wenn  das  .lagdrecbl 
entweder  PcrtinenzdesGrundeigenthums  oder  eine  grund- 
herrliche  Gerechtsame  anf  fremdem  Grund  und  Hoden  ist. 

2.  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grund  eines  Begals  (Jagd- 
regal) auf  Privatländereien  besitzen. 

3.  Der  Staat  kann,  auch  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Grund- 
eigenthunis  ist,  die  Ausübung  des  eigenen  oder  des  erpach- 
teten Jagdrechtä  eines  l'rivatea  an  eine  Beding UDg  kntlpt'en 
und  dafür  Abgaben  eilieben. 

Das  Jagdregai  unterscheidet  sich  Howohl  von  den  guts 
herrlichen  Hechten,  die  privatrechtlicher  Art  sind,  wesentlich, 
als  auch  von  der  Jagdhoheit  und  dem  Wild  banne,  d.  b. 
dem  Hechte  der  Leitung  des  Jagdwesens  aus  dem  Standpunkte 
der  Volkswirthscbaftspflege  (Raa).  Es  trägt  die  Merkmale  eines 
Uoheitsrechts  an  sich,  das  aber  weniger  eiDen  finanziellen,  als 
viehnehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landesherm  eine  ausgedehnte  Jagd 
ZQ  ermöglichen. 

Aadk  war  «s  nicht  immm  md  nicht  obenül  ein  Mt^hlieestkliit  Rttcbt  d«« 

Siaats  oder  Latidesherru,  indi.m  „riolr  (Jrund'  ijjuer,  insbe^onrlre  BesiUer  von  Rmcr- 
gUtcm,,  üicb  vou  Altere  her  iu  Besitze  des  Jagdrecbts  behauptet  hatteu,  wt;nigstca» 
in  Anteliong'  der  niedonn  JaiH,  irtbrend  di«  hohe  Jaird  in  der  R«fel  d«r  ftogiennf 
zugefallen  ist.  Das  liogal  crbtrcckt  -^ich  d'  OtJiach  auf  diejeni^^cn  .la;;dbo/irkr  und  Arten  de» 
Wildä ,  in  denen  nicht  schon  eine  Privatperson  oder  Körperschaft  jagd berechtigt  urt.** 
(Uau  §.  192).  In  der  Entwicklnnf  des  Jagdrecbts  lusen  sieh  mit  Bnn  S  Potodea 
unten>cbeiden :  1)  Auch  als  die  Jagd  nicht  mehr  HauptnahrungsquaUe  war,  blieb  su« 
doch  bo  beliebt,  da.ss  die  fn^ie  Pürsch  lango  fortdauerte.  2)  Allmälig  sichert<>ü  sich 
die  Uruudeifrncr  das  Jagdrecht  auäschliusislich.  8)  Erät  gegen  Ende  des  Mittelalter» 
gelang  es  den  Landesherren,  aach  in  vieleu  Priratwaldnngen  das  Jaf^drecht  an  iich 
zu  ziehen.  In  D*  utschland  vertheidigten  die  Juristen  dieses  ausschliessliche  Jagdr  cht 
der  Territorialherren  nach  der  fiscaJ.  Lehre  rou  d.  herrenlosen  Gütern,  welche  aie 
raf  die  wilden  Thiere  anwandten,  seit  dorn  IH.  Jahrhundtsrt  Hu  11  mann,  Fioaoa- 
gesdiichto.  S.  43.  M i ti e i  maier,  §.  213—215.  Bes««lcr.  D.  Privatr-  ht.  §.  19«. 
Iu  Deutschland  „besteht  oder  bestand  eine  gemeinrechtliche  Vermuthaog  tur  di« 
Begilitit  der  Jagid  nicht,  sondern  es  hing  von  dem  einzelnen  PaidcnUmchto  nh,  «h 
und  in  welchem  Gmiiuige  de  begründet  war"  Nach  Be seier,  8.  914. 

,,Die  neue  EinilUhrung  des  Jagdregals  würde  als  nnnötbiger 

Eingriff  in  das  Grundeigeiitliunisiecht  nicht  zu  billigen  sein.  Wo 
CS  Uiiigc  hesteht,  iHt  von  rechtlicher  Seile  nichts  gegen  den  Fort 
bestand  einzuwenden."  (Kau  §.  193).    Der  Wildstand  wird  dabti 
mehr  geschont  werden  als  bei  Freigebung  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Umstand  bringt  Gefahren  für  die  landwirthschalltUcbe  CoUar 
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mit  Bich  und  die  im  Jagdregal  liegende  BesohrUnkimg  der  Rechte 
des  Grandeigenthfliners  wird  später  regelmässig  sehr  Iftsttg  em- 
pfanden. Deshalb  hat  man  neuerdings  das  Jagdregal  in  onseren 
Staaten  sammt  allen  Jagdreehten  aneh  priYatreehHicbea  Ursprnngs 
aaf  fremdem  Boden  meistens  gesetslioh  anfgehoben. 

Aat'hebnnG:  des  Ja^re^s  in  Frankreich.  11.  Ang-  ITMi.  iii  Dcut-di- 
lanil  meist  184S.  Prcnss.  Gesotz  v.  3t.  Oct.  IblS:  jedes  JagUiccht  aul  treuidcui 
(irund  and  Boden  ohne  Entoehadigang  an f^'< -holten.  Jagdpolizeigcs.  v.  7.  März  1S50. 
Das  Jagdrocht  in  den  n'-neren  Gesotzen  wii  fler  als  Ausflu«^««  (;ri):ii!  •isf.nilniin^  Ge- 
handelt, selbst  die  Besteilong  des  Jagdrechts  aut  fremdem  iiwnd  und  Jiudcii  als  Grund- 
gerechtigikeit  untersagt  (Hesel er,  S.  815« .  dir  Auä&bon^  der  Jagd  Aiwr  beschränkt 
^amentli(  Ii  ist  die  eigene  An.«'i1iiinu'-  I  r  Ja?«!  nn  eine  l»estimmte  Grösse  des  Land- 
guts gekntlplt  und  die  Gemeiadea  biaU  vorhaltim  worden,  zu  rerpacbten  oder  Ue- 
«oftr^lfte  anzosteUeii  (vgl.  Raa,  YolkswirtlucbaflfliK)].;  %.  174.  n.  das  gen.  ^»reuaB, 
GoMb). 

Wo  das  Ja<.nli t:;;a[  oder  ein  Privatjagdrecht  iiiif  fremdem 
Grund  uud  Bode]!  IicBteht,  ist  die  Aut  hebun^^  solcher  iicchte  ohne 
Entschädignng  nicht  geboten ,  ja  kaum  zu  reclitfertigcn.  Die  Ent- 
schädigimg, die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Ablösung  dinglicher  Hechte  u.  s.  w. 
erfolgen,  s<.  234.  In  der  Praxis  ist  sie  Ireiiich  bisweilen  unter- 
blieben, wenn  die  sehr  unbeliebten  Jagdrechte  in  politisch  anmhiger 
Zeit  aotgehoben  worden  sind. 

Z.  B.  in  Frevssen  nach  Gesetz  r.  31.  Oct  lb4a.   Anden  in  8ach«en,  wo 

dem  Staate  I25.*l  von  säuimtl.  ')H.'<H  Jagdr-icht«  n  hört»  n.  Ablösungssumme  dieser 
Dotnania^agden  li»t»,U4d  Thir.,  wogegen  der  Staat  zu  allen  JagdreohttMbldeaiigen  einen 
Zusdius  von  485,304  Tbir.  gab. 

§.  247.  —  B.  Ansnntznng  der  Jagd.  Das  Jagdregal  wie 
die  Jagd  aaf  eigenem  Boden  nnd  als  grondherrliebe  Gerechtsame 
kann  der  Staat  ananntzen: 

1.  dnreh  Selbstverwaltung,  indem  das  ron  den  JSgem, 
bez.  den  Forstbedienten  „erlegte  Wild  auf  Staatsreehnnng  verkanft 
nnd  dem  J&ger  eine  kleine  Ve^tang  itlr  jedes  StUek  bezahlt  wird"; 

2.  dnreh  Ueberlassnng  des  Jagdreehts  an  das  Forstpersonal 
als  Gehaltsquote,  wobei  indessen  die  Gefahr  zu  starker  Verminde- 
rung des  Wildstands  nnd  zu  grosser  Abziehnng  der  Forstleute  von 
ihrem  jetzigen  Hauptberuf,  der  Forstverwaltung,  verfatttet  werden 
mflsstef 

3.  dureb  Verpaehtungj  die  in  der  Kegel  vortheilhafter  ist 

und  den  Nutzen  hat,  dass  die  Forstleute  weniger  von  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  abgezogen  werden;  den  Jagdpachtern  wird  die 
Schonung  des  Wildstauds,  die  lieächräukuDg  desselben  zur  Ver- 
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httttmg  von  Feldsohftden  und  der  £nato  solober  Besehädigaogen 
zur  Pflicht  gemaoht; 

4.  „beim  Jagdregal  speeiell  doreh  Ueberlassang  der 
Attsttbnng  desselben  an  grössere  Grundbesitzer  auf 
ihrem  Gebiete,  doch  mit  Vorbehalt  des  Widermfs  im  Fall  einer 
Zerstttchdmig  der  BesitsuDgea.  Dies  ist  weniger  eintilglich  als 
die  Verpachtong,  aber  sehr  einfaeh  und  beireit  die  Gmndeigner 
TOB  allen  BeläBtignngeD."  (Raa;. 

Die  Anstlbiuig  der  Jagd  in  eigener  Regie  gilt  übrigent}  den 
Forstschriftstellem  auch  gegenwärtig  doch  noch  im  forstlichen 
Interesse  gelegen.    ►So  Albert,  Forstverwalt.  fc>.  225. 

Ertrag  für  den  Staat:  Prouütteii,  A.  fUr  IbTti  {ind.  uoue  Piov.):  Jaji^a 
97,964  Thir.,  wov.  10,740  Rente  fUr  abgelöstes  Jafrdrecht.  49,066  ans  Vtipadit.,  3^,15«» 
aas  eig.  Admiaistr. ;  Vcnraltun^kostcn  der  J«^'d  18,550.    1875  Ertraf  302,11)6  M.. 

J^^prHr^Twaltunirskosten  55.650  M.,  l'>s:<;st  bez.  :?«!0,100  u.  74.0<»O  M.  —  Bai«ru  A. 
IbiU,  Jagd  roh  55,037,  reia  27,Ü&-1  IL,  wirkl.  Ertr.  lbü'>  54,42*>  fl.,  Reinertrag  34,436. 
Der  Beinertrag  ist  meist  au  öO^/^  des  Kohertrags.  Etwa  -/s  Ertragü  aas  Bccie« 
*/,  aus  Verpachtnog.  Die  Yeqtacbttmg  soll  seit  1850  zur  Regel  werden,  was  abar 
uocb  nicht  erreicht  inL  —  Baden  Kohertr.  d.  Jagden  A.  1676  21,735  M. 

,Je  melir  man  «ir  YeThUtwif  des  ViMschadan«  thut,  desto  melir  nius  der  Vild- 

stand  ,  alao  der  Ertrag  der  Jau'^d  ahnehmeu.  Zur  vSicheruim  desselben  gehörten  vor- 
züglich Massregeln  gegen  Wilddiebstahl,  die  ausser  der  W  uldhat  anch  in  der  Atifsiolif 
über  deu  Hajidel  der  Privatpersonen  mit  Wild  bestehen.  Dagegea  muaatu  die  manch-  rlci 
Lasteil,  die  ehemals  den  in  der  Nike  von  Jagdbezirken  des  Staats  wohnenden  Land* 
leuten  aufgelegt  waren,  —  keine  Folge  fies  Regals,  sondern  mei.st  anf  (irund  der  tiut»- 
oder  Vogteiherrschafl  ciitstaudeii,  Bcseler,  S.  S15  —  z.  B.  Jagdfrohudeu,  Bekfetigong 
der  Jäger  und  Hunde  u.  dgl.  ui.,  vollständig  aufgehoben  worden,  wie  dies  die  neneieii 
Jagdge»e(  '<   7  H  Preuss.       r.  2.  Min  5,  Mr.  %  auch  meisteas  geduui 

haben.''  {iUu  ^.  IM), 

G.  Einnahmen  ans  Jagdscheinen.  Jagd8chein<e, 
d.  h.  Legitimations-  hea.  auch  Erlanhniss-Papiere,  an  deren  Besits 
das  Recht  der  Ansflbnng  der  Jagd  llir  jeden  Privaten»  nach  für 
den  Gmndeigner I  der  anf  seinem  eigenen  Gebiete  jagt,  in  den 
neneren  Gesetsen  in  der  Kegel  gebunden  ist,  (z.  B.  Preusa,  Oes* 
V.  7.  Mftrz  1850,  §.  14)  haben  eine  polizeiliche  Bedentnng. 
Eine  daflir  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebflhr 
annehmen,  insofern  aus  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Jai^dpoli/.Liverwaltung  gelieieit  wird.  Die  Ja^dscheinabgaben  lassen 
mc\\  aadeierseith,  namentlich  wenn  sie  in  höheren  Sätzen  erhoben 
würden,  auch  als  Genuss steuern  und  bei  berufsmässigen  Jägern, 
welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  beziehen  wollen, 
als  eine  besondere  Form  der  Gewerbesteuer  auffassen. 

Tu  Prenssen  muss  jcd»'^  lahr  ein  Jügdr-chein  für  1  Thlr.  gelöst  werden,  der 
Ertrag  kommt  in  die  Kreiscomiauaalkasse  des  Wohaorts  dos  Jagdscheinentnehmers; 
ob.  Oes.  §.  14. 
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II.  —  v^.  2i^.  Fischerei.  Auch  sie  kann  tlem  Staate  aU 
Eigciithümer  der  Domänen  und  Forsteu  wie  andern  Grnnd- 
eigenthtimern  in  eigenen  Privatgewäasern  oder  auch  anf  Grund 
eines  gutsherrlichen  Rechts  in  fremden  Privatgewässern 
zustehen.  In  üft  entliehen  Flüssen  ist  sie  noch  jetzt  mitunter 
Ireigelassen  oder  steht  von  Altersher  eiir/(  Inen  Grundherren  oder 
Ufergemeinden  zn.  Doch  wird  sie  ölters  auch  als  Kegai  dem 
Staate  ausschliesslich  zugeschrieben. 

Klttber.  offentL  Bocht,  §.  456  ff.,  Mittermaier,  I,  §.  HU,  Beseler, 

1U7.  bes.  S.  S22. 

.,Dm  Reebt  (das  ttoj^.  Wasserri^f^al)  kann  sich  dann  anf  die  BofvgnisB  Im- 

/.iclieii .  nutzbare  GegcDStändo  v«  rs<  lnedcnt;r  Art  aus  dt;ii  n<  wä-sf-rn  zw  gewinnen. 
wob«i  die  rischerei  der  wichtigst«'  Fall  zu  sein  pflegt.  Die  Regalität  ist  uo^:efäbi' 
vifi  die  der  Jagd  zu  boaitheileu  uii«l  nach  dem  Heispiel  der8<^!b<'n  entstanden/'  Mittor- 
maier  I,  §.  233,  234.  ~  Iti  Kussland  war  früher  die  astracbanischc  Fischern 
(auf  d.  casi».  M»'ere  rni!  Ausnahme  der  uralUch^nf^  >  i'!  welches  (?'<'fi;**ii 

eine  Abgabe  von  jedem  Pud  Jlaaseiiblasi.'  und  Caviar  der  ivaulmauiischali  m  Astrachan 
ttbeila«äen  wurde;  1S02  warde  dir.  Fischerei  der  allgemeiDeD  fienntzmig  frdgegeben. 
Storch,  KiusL  nntur  Alex,  1.,  X,  21—80.  (Raa.) 

Die  Fischeret  in  Bianenj^ewässerD  wird  am  Passendsten 
vom  Staate  verpachtet,  apart  oder  mit  anderen  Oljecten,  wie 
den  Feldgfltem,  nnter  Bedingungen,  welche  die  Vertilgung  der 
Fische  verhüten. 

Rau,  VoIlkSwirthschafbpol.  §.  !'•».  —  In  Bai  ein  besteht  eine  HofTischerci 
des  .Staats  im  Chiemsee,  A.  1S76  bOö'i  M.  roh,  .5940  M.  Ausgabe.  —  Die  Erträge 
aua  d.  Fischer-i  de^  Staats  sind  meist  unbedeutend,  lladen  A.  I^7('>  24.7'<5  >T  In 
Preosseu  wird  die  Eiun.  auä  Fischeroieu  mit  derjeu.  aas  Douuneii-Parceilunpaoht 
tt.  Mahlen  im  Etat  in  1  Titel  angesetast 

Die  Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nahe  der  Ktlstcn,  wird  am  l]istcu 
dm  StaataangehOrigen  frei  gegeben.  —  Diu  Gold  Wäscherei  aoä  dem  Hettc  der 
Sffbiitiieheii  flttsse  giebt  in  Deutschland  kanm  einen  Rehierttag  mehr  und  verdiente, 
frei  TOgeben  zu  werden.  Mehrere  europäische  Flüsse  führen  Gold,  z.  B.  Khein,  Isar. 
Inn,  JSder,  Beoas,  Aar,  Emme,  Arrii'ge  (aurigera),  Po,  T^jo,  doch  in  wenigen  ver- 
lohnt Bich  daa  Anavaschen  ans  dem  Flussbette  mehr.  In  Baden  wird  ans  dem 
Ofersande  Göhl  gewaschen,  was  jedem  ürundeigenthQmer  freigegeben  ist.  —  Gold- 
wasch'-n  aas  Priratgewässcrn  oder  aus  der  Krde  der  Priv.itgrundsturke  wurde  frtlher 
gewöhnüdi  unter  das  Herf;regal  gestallt.  ,  Kau.j  Die  I'erleii  biiehe  einiger  Länder 
pflegen  zwar  auch  l\egal  zu  sein,  aber  ohne  Gewinn  für  ilie  Staatskasse.  Raiern 
hat  einige  I'  rlr  nliache  in  Oberfranken.  Oberiif.il/  und  Niedert»aiern,  deren  Verwaltunjrs- 
kosten  den  Ertrag  ubeii^igen.  £s  wäre  vortheilhafter.  das  Hetriobsrecht  auch  unent- 
feltU<di  einem  Privatmann  zn  geben.  Die  Freigebuu^r  au  alle  Uferbesitzer  wurde  die 
ganze  NutzunL"-  zerstören.  —  Sürhs.  Perlenfischerei  im  Yoigilande,  Begai  seit  1621.  — 
Bad.  Perleo bach  zu  Schönau  im  ÜdenwsUdc.   {li&n  195). 

FlnaniieU  wichtiger  ist  das  in  Prenssen  iMStehende,  Übrigens  dem  Beixregal 
verwandte  Bernsteinregal,  das  fiuau/.iell  ^oh!  auch  am  Resten  im  ^\V■^rc  der  Ver- 
pachtung an  Pnvatuntexnehmer  nutzbar  gemacht  wird.  Daa  Bernstein  re^^il  an  d. 
prensn.  Küsten  var  rieten  Deliraudatioiien  aasgesetzt  und  machte  strenge  Strafen 
sowie  fleissige  Aufsicht  nijtbi^.  Es  ist  früher  allgemein,  jel/t  noch  theilweise  an 
die  einzelnen  Htrandgemeinden  verpachtet.  Neuerdings  hat  das  Memeler  Haus 
Stantien  and  Becker  die  Bernsteinausbeutc  in  einem  Theile  des  curischen  Hatls 
und  Nachbarschaft  gepachtet  md  mit  Hilfe  grosser  Baf^germaschineo  u.  s.  w. 
den  Ertrag  sehr  gesteigert,  neue  Absatzvofe  im  Orient  a.  s*  w.  gesucht,  so 
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dass  bei  der  letzten  Erneuerung^  des  Pacl?trertrag>i  zwisch»'n  diesem  Hause  und  dem 
Staate  die  Fachtsumme  erheblich  gc;steigcn  werden  kouut*-.  Enra;;saii}>chl3g  -ic* 
Bßgaia  JS5S  9510,  1870  22,253,  1871  aber  «2,25:{  Thlr.,  1&75  ;t40.()tlO  M.,  jetet 
sofjar  ilSS'ii  oöO.OOO  M.  Üii'  Rcffalisiruiij*  wird  in  diesem  ^p^^.icilöll  Kalle  matii- 
masüiidi  zu  einer  indlrecten  Ycrbrauehsbebteauruog  dur  BcrnäteinconauiDcntco.  Die 
ErhOhiing  def  Paelitsnnine  (ilfft  den  Qewiim  der  Pachter  einaCveflen. 


Dritter  IIa«ptal)S(  hnitt. 

Staatsberg-  und  Hüttenwerke,  Staatasaliiieii,  und  andere 

Gewerksanlagen. 

1.  Abschnitt 

Die  Staabbery^wi  fko  bchaudelt  Kau  in  <1uiü  Abscliuiu  v.  liurgrcgai,  ö.  A. 
§.  172— 18'{  Dir  (irunde  für  die  veränderte  Stellau}?  im  System  der  Efanahm«*», 
welche  ich  den  Borf;;\voikr  n  i^cgebcn  liabi ,  sind  ol)en  in  §.  2U7  R'.  darReb'^  worden.  In 
lueioer  Bearbeitung  der  (i.  A.  v.  Kau  war  dieser  Ahschaitt  t»chon  weeeatlich  v<hi  mix 
neu  bearbeitet  wwden.  leb  Latte  damals  in  der  Yerftossenrnfsfira^  necb  an  mü- 
hchliessli' Ii  ä<  n  Productionsstandpunct  betont.  -\uch  der  b  ij  V.  rth  i'nngsiut- rr-^-Nee 
iet  zu  beachten  ((iefahr  monopolist  Aysbeutuog).  Vgl.  jetzt  Wagner,  iirmuUeg., 
|.  d8S  fr.  Die  Oestaltnng  dea  Beigrechts  ist  ren  bes.  prindp.  Meotnoir  für  die 
Fragen  «ler  Kiiretithumsordnung.    S.  eb.  S.  "78  ff. 

lieber  den  älteren  Stand  der  Lehre  ver^deicbe  Borgius,  Neues  V.  und 
Kam.  mtLf;.  I.  229  ff.  nnd  von  Kancrin,  Berg<-£amera]-  a.  Bergpolizei wisseasdiaft 
1791.  üeber  die  neueren  Ansichten  vergleiche  Jacob,  I,  §.  277  fl  .  544  ff. 
Letz,  III,  löü.  KuMa,  S.  111.  v.  Malchns  I.  S3.  Spec.  Lit  u.  K.'chtsf^.-<chicbt- 
liches:  Frcicslebcu,  Staat  u.  Bergbau,  liciausg.  v.  Bülau,  2.  A.  1S3'J.  Karsten 
Uber  d.  Ursprung  dcä  Bergregals  in  Deutschland,  1844.  Weisse,  Bergbau  und  Berg- 
regal 1845.  Mi  tt  er  maier,  Prir.recht  §.  241  ff.  B  •^.Dr,  l'riratrecht,  §.  203. 
dem  im  Texte  der  §.  191 — 193  mehrfach  gelolgt  wurde.  Die  Belege  filr  die  rechts- 
geschichll.  Kntwicldung  sind  daselbst  zo  &iden.  Ebendas.  §.  202  Uebersicht  der 
(Quellen  u.  Literatur  des  deiit.sdun  Bfrgrrrhts.  Achenbach,  d.  gemeine  deutsche 
Beigrecht  u.  s.  w..  1.  B.  Berlin  1871,  mit  bes.  reichen  Uter.  n.  QaelleiiDachwettea. 

t.  S  ff.:  d.  Kntwickliuif  des  Bergrechts  21  ff.  Arndt,  s.  Oescb.  n.  Tlieorie  der 
ergrcgals  u.  d.  n.Tgbaufrcih.,  Tfallc,  \^''.\  Stobbe.  D.  PriT.recht.  2.  A.  II,  §.  141 
— 143  cBcrl.  18bS).  Klost ermann,  Abh.  Bergban  in  Schönberg's  Handb.  d.  poL 
Oebon.  l.  769.  Koscher,  Syst.  lU,  §.  280  ff.  Aach  bei  diesen  Gecenstsad  wm» 
fiir  eingehenden  nnd  allseitige  Behandlung  auf  die  Tolkswlrth8cb.poOtflt  rerviMen 
werden. 

I.  —  §.  249.  Der  Staatsbergban  und  die  Entwicklang 
des  Bergrechts.  Die  in  unseren  Staaten  sich  vorfindendeo 
Staatsbergwerke  sind  theils  auf  eigenem  (domanialeu  oder  flsca- 
liscben)  Boden  des  Staats,  theils  auf  Privatländereien  angelegt 
Der  Ursprung  der  Ötaatsbergwerke  letzterer  Art  liegt  vielfach  im 
Bergregal,  öfters,  namentlich  in  neuerer  Zeit,  auch  unabhängig 
davon  in  der  Erwerbung  dee  BergwerkseigenthainB  nach  den  Regela 
.  des  freierklärten  BeigbaaB.  Das  Bergrecht  hat  nemlich  in 
DentBchland  und  zum  Theil  aneh  in  anderen  Landern  aehr  be> 
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merkenswertbe  Entwicklungsphascn  (lincliljuiron.  Im  WVsont- 
lichen  sind  dies  vier,  nemlich  das  älteste  Recht,  wo  der  Grund' 
eigen  tliUmer  als  solcher  auch  ausschliesslich  über  die  in 
seinem  Boden  vorkommenden  Mineralien  verftigt,  dann  das  ältere 
Reebt  der  ,,Bergbaafreiheit'S  darauf  das  Recht  des  Berg* 
regaiSy  endlich  das  moderne  Keeht  der  uBergbanfrelheit*' 
oder^Freierkl&rnng  des  Berg b an s^'.  Man  mnss  diese  Phasen 
kennen,  nm  aneh  die  finanzielle  Sdte  des  Bergbaus  riehtig  zu 
wttrdigen. 

Zar  veiterca  Characteristik  diesor  PImscq: 

1.  Nach  ältestem  deutschen  Becbte,  das  bis  /um  II.  Jahrliiiiuli  rl  in  (ieltung 
war,  umOMSte  das  (irimdeigeothum  neben  aadereo  Zubebörungcn  auch  die  im  Boden 
unter  der  Erdobezlliche  befindlichen  Minenlien  etc.  ohne  Weiteres  mit  nnd  stand  dir 
her  nur  dem  ürundcigonthümcr  das  Kecht  /u,  (\u:-ti  Ixirgniatinisch  zu  gewinnen.  Auch 
kndeshenliche  Bergwerke  konnten  somit  imr  auf  Domamallaad  odui  nach  Abkomueu 
mit  dem  ESgenfltttmer  auf  Prinidand  entstellen.  Dieses  lltesto  Becht  wurde  jedoch 
üchoa  früh  durch  eine  andere  Recbtsbildung  TMdräOgt»  welche  tXL  einer  wesentlichen 
Beschränkung  des  Groudeigenthums  führte. 

2.  Es  wurde  uemli«  h  Jedermann  ;;:estattet,  auf  fremdem  Boden  na^h  Alineralieu 
zn  Bochen  (zu  schürfen)  und.  im  I  aiie  er  EUerst  solche  fand,  hier  ein  Bergwerk 
anfeinem  bestimmten  ürubenf"  IJ'-  anzulegen,  wofür  aber  (iii;  Rrlaubniss  des  Könifc« 
zu  urkiigcii  u.  Abgaben  an  die  biaatägewult  zu  eutrichteu  waren.  -In  den  ältesten 
Bergordnangeu  aas  dem  lö.  Jabrbnndert  ist  dieses  Princip,  wünach  also  das  Uccht 
des  Grundtiigontlnlmers  beschränkt  und  das  Ki^enthiim  an  der  Erdubcrfln  -ff  von  dem- 
jenigen an  den  im  Boden  cathaltencu  ^lineraiieu  getrennt  war,  auerkauutes  iicchu 
Asch  die  Landesherren  liennten  natlliiich  nach  diesem  Rechte  Beigwerkseigenthnm 
erwerben. 

H.  Wesentlich  auch  fiscalischem  Interesse  aber  bildete  sich  vom  12.  Jalir> 
hnodert  an  neben  jenem  Becht  des  fireierUirten  Bergbaus  und  dasselbe  allgemach 

einschränkend,  umbildend  und  zum  Theil  verdrängend  ein  anderes  T^ergrc^ht  aus:  die 
deutschen  Kaiser  nabmen  die  Bergwerke  und  Salinen  als  Kegai  i'Or  sich  in  Ansprach 
(wohl  nicht  unbedingt  zuerst,  aber  als  allgemeinerer  Reohtsanspmch  zuerst  ven  Frie- 
drich I.).  Die  mancherlei  Conflictc  mit  *\fii  Landesherren,  welche  hierdurch  ent- 
standen, lösten  sich  wie  gewidinlith  dadurch.  da.ss  das  Regal  den  Landesherren, 
namentlich  zuerst  in  der  Goldcuen  BuIIc  deu  Churfursteu  (Aurea  bulla  c.  IX, 
§.  1.  —  tlbri^ens  mit  der  Einschränkung:  prout  possunt  seu  consuererunt  talia  (jwa) 
possiderii  vom  Kaiser  rprÜchen  oder  ohne  Widerspruch  von  den  Landesb.Trcn  als 
integrircudcr  Bestaudtheil  ihrer  Rcohte  »n  ^icb  ^l/u^üü  wurde.  Besunders  war  es 
der  früher  ja  auch  in  Deutschland  viel  ergiebifaro  Bergbau  auf  edle  Metalle,  ferner 
auf  Salz  (.Steinsalz),  welcher  auf  (irund  <le>  K«  ^als  vom  Staate  betrieben  wurdij. 

Ueber  Athen  u.  Griechenland  s.  BOckb's  Abb.  Uber  d.  Lauhschen  Silber- 
bergwerlie  in  d.  Ahh.  d.  BerL  Akad.  1815:  dere.  Staalshaash.  d.  Athener,  3.  A. 
S.  92,  420—125.  Rcynier,  Grers,  S.  HOl.  Riichsensrh  üt/,  Besiu  u.  Erwerb  im 
giiecb.  Alteithum  S.  98  11.  In  Athen  war  der  EigeutliUmer  d.  Bein^werke  d.  ^taat, 
der  aber  nie  auf  eigene  Rechnung  betrieb,  sendem  die  Werke,  die  mit  Sclaten  be- 
baut wurden,  in  E rl) p acht  gab.  Das  Kecht  /u  bauen  wurde  f.  einen  b -stimmten 
Kaufpreis  verkauft,  der  an  den  Staat  direct  zu  zahlen  war.  Dazu  kam  eine  Abgabe 
V.  des  Ertrags,  die  in  (yeneralpacht  zur  Erliebunf  «rej^eben  war.  —  In  Rom  wurden 
Salz  werke  ursprünglich  auf  Staatsrechn.  betrieben.  Später  bestand  ein  Salzmono- 
pol, aber  im  Vcrk.  brs-,  ni  lit  im  Finanziuteresse,  wie  es  scheint  (nach  Mar»)  u  a  rdt, 
rdm.  iStaatavcrwalL  H.  \ö'k  27 Ij.  Ueber  d.  Bergwt  rke  s.  eb.  S.  24ö,  252  tl.  lu 
Italien  war  der  fiergwerksbetrieb  schon  früh  gesetzlich  sehr  bescbrinkt.  Die  wich- 
tie:sten  waren  in  den  Pruvin/cn.  Der  Name  ist  rnetalla.  wozu  neben  Gold-, 
Silber-,  Eisen-,  Kupfergruben,  auch  Steinbrüche,  Kreidegtubeu,  Saliwerkc  gehören. 
Die  wichtigsten«  wie  die  GoMweiie  t.  VercelUe  in  Oallia  traoqMd.,  die  Silbergraben 
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b«i  Neucarthago  in  Spanien,  die  Gold-  und  Silberbergwcrku  in  Macedonicn  —  die 
niebt,  wie  Bau  gemebit  hat,  definifir,  sondeni  nur  zeitwdse  bei  der  Ciobenuj^  ge- 
schlossen ^Tir<len liesass  der  Staat.  Die  ini  isteii  luotalla  f^eltürten  iniless.-n  Privaten. 
Aach  worden  Staataworke,  z.  B.  die  SUber{,'riil)cn  in  Spanien .  an  Prirate  reränsseit. 
Unter  den  Kaisern  wnrde  d.  Rcifworitsbesit/  th.  1.  den  Fiscus.  tb.  f.  d.  ioia.  Privat- 
Tennögcn  sehr  ausjrfdehnt.  bes.  a«f  d.  besten  u.  «  infirisrlicbstm  Gruben  (aach  Mannor- 
brüche). Der  Bfttrieb  war  th.  Eigenverwaltung,  th.  Yerpachtnnjr.  Vgl.  f.  dies  AUe«> 
jetzt  Marquardt  a.  a.  ()..  wonach  Kau  .5.  A.  §.  172,  Not.*  o.  a.  tJ.  A.  §.  1*J1. 
Note  c.  zu  berichti<!'eu.  S.  soni<t  noch  Bormann.  I)«'  vcctiga!.  po]!.  Rom.  Ka|».  6 
S.  77.  üeher  die  Verhiiltnisse  im  dcotschen  Mittelalter  s.  Achenbach  t  s.  O. 
S.  <iS  Jl.,  Stübhc  II,  §.  142.  Waitz,  D.  Verfa-ss.ge* h.  VIII.  269  IT.  (aber  M-taile; 
v.  A.  waren  d.  Harzberi^erl(c  im  Ki)ni<rl.  Eigenthnm;  Ober  Salz  S.  272). 

'Jern  lc  aus  finanziellen  Grikoden.  mit  dt  ncn  sich  nicht  Iei(ht  zu  filK-rsehcnde 
volkäwirthschaftliche  verbanden,  wnrde  jedoch  darcb  die  UegalisirttD};  des 
Beiffbvos  das  ültere  Kedit  der  Berg^banfrelheit  im  Alfrcmcinen  nicht  beseitigt, 
sondern  nnr  ii  m  u  ostal  tet.  Dasselbe  srtztc  nnrh  keine-iwcirs  erst  die  R'-sralitiit 
als  bestehend  voraus,  wie  Raa  in  der  5.  Aufla^ce  §.  172  annimmt:  die  l  rei- 
erklirang:  gt  statte  den  Privatbetrieb  vntpr  gewissen  Bctlin^^an^n.  welche  gerade 
aus  lein  I?.'::al  abzuli-id-n  seiet).  Dir-,  ist  irriu.  wie  dio  JÜtcre  nergrcchtsbilfJiin-^^  iinJ 
wieder  die  ncaeste  zeigt.  Wenn  nur  das  l'rincip  d<  s  hesrhränkien  (irundcigentham» 
feststeht  so  dass  die  Mineralien  n.  s.  w.  vom  \'crfügiiiig.srocht  des  Grandeigners  ava* 
irescbloflsen  sind,  so  bedarf  es  durchaus  nicht  des  Regalprincips,  um  die  Anleguuf 
von  Berirwerken  auf  fremdem  Privatlande  zu  ermögliolien.  Der  Staat  bmtirht  nur  ir-*- 
mnns  seiner  allgcm.  Ilolicifsrochtc  das  Srhurfc»  u.  s.  w.  und  schliesslich  die  Anlegung 
solcher  Bergwerke,  durch  welche  die  dem  GrondeigcnthUmrr  niclit  irehi'in'Bdcn  Min  - 
ralien  anireeignet  wcrdtm  sollen,  zn  regeln.  Dies  geschah  in  der  Wfise,  daaa  das 
Recht  des  Schurfens  an  die  obrigkeitliche  Erlaobniss  gebunden  wurde:  der  Finder 
nrassto  motlien,  d.  h.  nm  die  Terieihanir  den  Itochts  zon  Bergbau  anf  einem  fre- 
wissen  Felde  nachsuchi  ti  und  wnrde  alsdann  ?cit  dem  10.  Jahrhondf-n  fmirn  r 
mehr  auf  Grand  des  Regals  —  mit  diesem  Rechte  belehnt.  Kilr  die  Staatsgewait  war 
diese  Eterichtnng  das  Kittd«  dem  finanziellen  Zwudr  des  Regals  ?eml».  Betgwerfcn- 
al.)iraben  verschiedener  Art  und  in  beil.  iitondL-rer  U'<'A\>'.  ;ils  bisli-  i  nblioh  Tilr  solrhc 
Privatbcrgwerke  einmfikhren,  so  den  Bergzchnten,  Quatcmberi^^i  Ider,  Ueces:»- 
eider  n.  s.  w.  Diese  theito  ans  der  Bersrhoheit,  wie  man  das  polixefHche  Ober- 
anfbichtsrecht  des  Staats  Uber  den  Bersrbau  auch  genannt  hat,  theils  aus  d  m  tM:r- nt- 
lichen  Borirrefral  abzuleitenden  Ab|!;aben  trugen  in  anderer  Hinsicht  die  Merkmale 
einer  besonderen  Geworb  est  euer  fUr  d<n  Benrban  an  sich  und  sind  in  neuerer 
und  neuester  Zeit  auch  viilfach  zu  mässiire  n  Gebühren  oder  zu  reinen  Stenern 
umtrebildet  worden.  S.  über  die  Entwicklung  der  Bergwerksabuaben  und  dereri  Zu- 
sammenhan.;  mit  dem  Bergregal  den  lehrreichen  Aufs.  v.  Arnd,  Besteuer.  d.  Berg- 
werke, Conrads  Jahrb.  B.  .Hl  (1$S1)  S.  174.  630:  Aber  die  letzigtt  Bestenerang  mein« 
Abb.  directe  Steuern  in  Seliiiiiberg's  Handb.  II,  21fi. 

Der  Vorbehalt  der  ausschliesslichen  Ausübung  d&>  Bergregali»  durch 
den  Staat  bildet  nnr  die  Avsnahme.  Er  kommt  in  Dentsehland  namentfich  ttlr  Stein- 
salz vor.  In  An-elinna-  der  Stoffe,  auf  welche  sich  dsis  Grundcisrenthnm^recht  nicht 
mit  bezieht  und  für  welche  andererseits  das  Regal  gilt,  bestand  und  besteht  in  den 
Tersehiedenen  Lilndem  k^e  rolle  üeberoin^itimmnng  und  auch  in  den  einzelnen 
nt- hen  Territorien  und  spät.  ren  Sfaaten  lierr-cht  k-  iiie  vnlliüe  Gleichmäisigkeit. 
Im  Allgemeinen  umfasst  d»»  Bergregal  „alle  auf  ihren  natürlichen  Lagerstitten  vor- 
kommende Mineralien,  anf  welche  df-r  Bergbau  in  seiner  technischen  Awililldnttfr  ber> 
kömmlich  betrieben  zu  werden  pflegl."  (Beseler.  S.  850).  In  d.  r  (iold.  Bullt? 
werden  genannt:  aori  ef  anrenti  fodina^  atqtii'  min«  ras  -tanni.  cupri  .  tcrrt,  plumbi  et 
alterius  cujuscuu>|Uo  gtueriä  mutallici  ctiani  salia.  —  Stein-  u.  Braunkohlen  fallen  nach 
neaerem  Rechte  meistens  unter  das  Re^ul  oder,  unabhlngig  TOn  letzterem .  uuter 
die  vom  Verfügungsrecht  des  Grundeigenth'imeiv  ausgeschlossenen  Mineralien;  Torf 
war  selten  regalisirt,  Salzquellen  meistens.  Iit  G i  ossbritanni  cn  sind  nur  Gold  und 
Silber  Regal. 

I.  \a  li'lcni  dann  in  später  i  7' :t  die  volkswirthschaftlichc  Bedeutung  ih>  H- 
baus  melir  erkannt  worden  und  der  fiiiauzielie  Ge^icbtspouct  zurtlckgetreten  war,  der 
Pri?atbcTf ban  sich  stiiker  entwickelt  hatte,  —  v.  A.  auch  weil  die  ans  dem  Refnl 
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abgeleiteten  Berjcwerksab^abeu  hei  der  verminderten  Ergiebigkeit  älterer  Werke  und 
nm  den  Ucrgban  zu  begUnüti^co  crmüssi^  und  mehr  tds  ei^^entlirtic  Gobllbren  und 
Stauen  bebandeil  wurden,  —  bereitete  sich  auch  im  Berjirrecht  eine  neve  Oestftl'- 
tunjf  vor,  welche  in  neuester  Zeit  mehrtaoli  zu  einem  Abschlösse  gekommen  ist. 
(VgL  besoode»  das  vortretllichc  neue  ureo^äiscbe  Berggesetz  vom  24.  Juni 
(2.  Th.  bcnliead  nof  OrtuidsUzen  de»  franzOsUohen  Hrngncht»)^  ir«lclies  wi«ler 
(It'ui  baierischen  Bcrir^esotz  vom  20.  März  1S69  und  andern  in  kteinea  Staaten 
üir&anschwcig,  Weimar,  (iotha,  Waldeck)  zum  Vorbild  diente.  S.  Achen  bach.  ^.  18). 
Das  Bergregal  ab  Pinanzre^  oder  „nutzbares  Hohef tsrecht'*  rer- 
schwand.  (Beseler.  S.  203.  VI.  Stobbc  II.  ."5«^.',.  .Vchenbacli  S.  209^.  Die 
Beschränkung  des  Gr ondcigenthomü,  die  ja  nicht  erst  durch  das  K<^ai  ge- 
schaffen, wenn  auch  durch  die  Kegalisirung  und  derai  Verbindung  mit  der  Bergbau*- 
frdheit  noch  zu  grösäcror  pialtit^cher  Bedeutung  ah  durch  die  letztere  allein  gebracht 
worden  war,  blieb  daü'cireu  bestehen.  Im  proussisrhcn  Beriru^csctz  ist  dies 
HO  aus^jcdiU'  kt:  1.  „Die  aaolistclicud  verzcichiictcü  Mineralien  sind  vun  dein  Ver- 
l'Qgungsrecht  deb  (imBdeigeutliQmers  aasgeschlosseD.**  Xbeuso  blieb  die  Bergban- 
t  "i'iheit  iu  Geltunir  und  wtird''  nur  lüvli  »l-'n  n'-ii'-ri-n  BcdurfnibSen  der  Volk>- 
wirllischatt  mit  KUcki*icht  auf  die  uuUi wendige  Coulrule  Uc^  ."Staats  über  den  Bergbau 
und  auf  die  Sicherong  der  Kf^te  des  Grundeigenthttmeis,  dessen  Boden  zum  Scli£fen 
und  zur  Ahla-ie  eine-  Bortrweiis  von  l  incm  Driiten  iu  Anspruch  Lrenommen  wird, 
gesetzlich  reguUrt.  In  Ucäctzeu,  wie  dum  preuss.«  werden  daher  die  Grund« 
sitze  anffcestetlt,  nach  denen  die  An&nchiuig  und  Gewinnttnir  dw  Tom  VerfQgungs- 
reclif  dt  >  Grandeii:ii'  1  uiMiescldöSsenon  MinL-r:ilien  erfolgen  kann.  Namentlich  wurde 
auch  geaau  bestimmt,  aut  welche  Mineralstofie  sich  das  Bergrecht  beziehe , 
X.  B.  Prevss.  Ges.  g.  1 :  Gold,  Silber,  QooeksUber,  Eisen  mit  Ansnaliine  der  Basendsen- 
erze,  Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik,  Mangan,  Antimon  u.  Schwefel, 
gediegen  u.  als  Erze  —  Alaun-  u.  Vitiiolerze  —  Steinkohle,  Braunkohle  u.  nraphit 

—  Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  den  nämlichen  Lagerstätten  rorkomiucndeu 
.Sal/.en  und  die  Salzqnellea.  Ei^  i»t  nicht  nothwendig  und  nicht  richtig,  dieses  neue.stc 
Bergrecht,  ebenso  wenig  als  die  Freierkirirunu  des  Bergbaus  (Iberhaupt,  auf  da>  Her^- 
regal  zu  gründen.  Vielmehr  i;>t  die  Grundlage  dieacs  Bergrechts,  neben  dem  erwähnten 
Hanptpiindp,  der  Beschrinkung  des  (irondeigenthums  —  also  einem  Satze  des  Piirat* 
rechte  —  in  den  allgemeinen  Staatshoheitsrecht <  ti  7m  suchen,  die  man  in 
ihrer  Anwendung  auf  das  Bergwesen  Berghoheit  nennen  kann.  So  auch  Beseler, 
S.  S5S  u.  Hotire  z.  prenssisch.  Bei^gesetz  r.  1865  bei  Klostermann,  AOjtrem.  Berir- 
;:r-  f'ir  d.  prouas.  Staaten,  nebst  Ctjuiinentar,  S.  45  ff.  Stnhbe  II.  5S5:  „Der  Sta.%t 
recieiht  nicht  iu  derivativer  Weise  ein  üim  bisher  zudteheudes  Privatrecbt,  sondern 
er  «rUieDt  in  Folge  sein  s  Hoheltsreelits  gvioSss  den  gesetzlldien  "Regtün  die  Con- 
ee>-ion,  vermri;;e  deren  der  Einzelne  in  einem  concreten  ümfaiii:e  ber^bau In  i  jchlii;! 
wird."  2ü&hete  Begründung  dieser  Auffassung  bes,  bei  Achenbach,  S.  luu  11.  209. 

—  (Jeber  d.  roUnwirthschaftl.  ZvtAmässigkeit  dieses  heittigon  Bergrechts  s.  Wagner, 
Qnmdleg.  I,  §.  364. 

Für  den  Betrieb  von  Staatsbergwerken  selbst  galt  quo 
schon  frtther  öfters  daa  allgemeine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 
neuen  Bergrecht  noterstehen  diese  Werke  gleiehfallsy  wie  dies  in 
den  neneren  Berggesetzen  aaeh  ansdriickfich  ausgesprochen  wird. 

Beseler,  S.  849.  Preuss.  Berggesetze  §.  2:  „der  Erwerb  und  Betrieb  von 
Bergwerken  fUr  fiechnung  des  Staats  ist  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  eben- 
falls  unterworfen."  Achenbach  S.  209:  „Die  neuere  Berggesetzgebun;:  hat  mit  d. 
Aufhebung  dos  Bergregals  die  Verleihung  nach  Maassgabe  des  Geset/es  aus- 
schliesslich anerkannt"  Die  Neuaulage  von  Staatsber«: werken  auf  fremden  l'rivat- 
irtndereicn  L>t  daher  hier  auch  au  dieselben  Kechtsformaiitäteii  gcbundeu,  wie  die  An- 
lage ?0A  Piiratbeiyveilteii,  und  sotzt  liein  Kegal  mehr  voraus; 

Die  Staatsbergwerke  treten  auf  diese  Weise,  einerlei  ob  sie 
auf  Staats-Grundelgentbum  oder  auf  F^ivaUändereien  angelegt  sind, 
wenigstens  da^  wo  das  neuere  Bergrecht  aur  Geltung  gelangt  ist, 
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ganz  in  die  Classe  der  gewöhnlichen  pri  vat  wirthschaft 
liehen   II nteruehm ungen,  was  sie  triiher  l'reilich  trotz  des 
Regals  sachlich  meistens  auch  waren,  weil  eine  Erhiihuug  des  Er- 
trags in  Folge  der  Kegalisiruug  nur  ausnabmaweiBe  möglich 
war. 

Ihrt;  Bi  liniulluiij  iii  der  Lehre  vom  Privaterw'crb  des  Staats  im  Sy>l('ni  d- r 
Finauzwbscjischait  crscüciat  daher  auch  als  dit;  alleitt  hcbtige.  Ebenso  ^d  diu  Ein- 
nabmen  des  Staats  aus  Priratbor^erkea  noiimelir  abireichend  TOn  Bau  {b.  A. 
§.  181— 1S3)  systcutatisch  lichdi^er  in  den  Abflduitten  ron  den  Gebühren  und  den 

Steuern  zu  besprechen. 

Ii.  §.  250.  Beibehaltung  oder  Veräusserung  der 
Staatübcrgwerke.  Der  Besitz  von  Staatsbergwerken  ist  gegea> 
wärtig  in  den  enrop&ischen  Staaten  Betur  verschieden  verbreitet 

Pi  u^M  ii  iiiid  Orston  h-Unirani  haben  noch  manche  Staatsb.  i  -  WLi-ke,  den-n 
•  En(steliuii/{  uud  lieibeliaitiuig  hier  früher  au6t>ef  durch  daä  Ü«gal  aach  darcb  deu 
f^rossca  DomSiien-  und  Watdbedtz  m  erklSren  war.  Auch  in  anderen  deutschen 
Staaten,  dann  iu  den  nordöstÜchou  und  in  sudouropäischen  Staaten  (Spanien)  tiiideu 
sich  Staatsbcrirverke,  währcnd  dieselb.  in  Grossbritannien  and  Frankreich  fehlen.  Dic 
lunn.  aas  den  lieru-,  Huttenverkea  u.  Salinen  hat  Herm.  Wa>rner  in  seinen  tioao/- 
»lat.  üebersichteii  im  Goth.  Jahrb.  1ST4  S.  879  auch  nur  lucUnhait  zusammenstellen 
Üinnen.  lu  Uussland,  Norvefcn.  Tfirkci,  (iricchenland,  Spanien  befinden  sich  noch 
be/U<rl.  Einuabmcn. 

Die  Frage  der  Beibehaltung  oder  VerUussernn-  solcher  Werke 
ist  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  viell'ach  erörtert  und  ähnlich 
wie  bei  den  Domänen  meistens  zu  Gunsten  der  Ver:ins<ernn^' 
beantwortet  worden,  so  namentlich  von  den  Theoretikern  der 
Sniith'scheu  Schule,  die  sieh  dubei  öfters  auf  die  schlechte 
Kentabilität  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten. 

\^].  bes.  Ber)>ius,  Fiuanzviss.,  2.  A.,  S.  231,  mit  Polemik  gegeü  die  j^rens:^ 

Berj^-  u.  Ilüttenverwaltunir. 

Indessen  wurde  hier,  wie  gewöhnlich,  die  Frage  zu  einseiti»; 
aus  dem  Geöiehts])uncte  des  Producti  (uis  Interesses  Ijeurtheilt 
und  die  privatwirthschaftliche  Rentabilität  uud  die  volk>\\  n  tli>(  liafi- 
lirhe  Productivität  zu  unbedingt  identificirt.  Dauebtn  ist  jt<l»eh 
auch  hier  das  volkswirthscliaftliche  Ve  rt  h  ei  1  un  gsiiiti  i c.^se  und 
das  damit  zusainnicnli;iiii;ende  so cialpolitijsC h e  Moment  in  der 
Frage  für  die  Entscheid iini;-  mit  zu  beachten.  (Grundleg.  §.  .*^<»4, 
365).  Die  Frage,  ob  der  Staat  ])assend  Bergwerke  betreibe,  ist 
dann  vollends  nicht  absolut  zu  entscheiden.  Sie  ist  keine 
rein  finanzielle,  sondern  zugleich  eine  volkswirthschaft- 
liehe  und  allgemeine  Verwaltungsfrage,  ähnlich  wie  die 
Staatsforst-  und  Staatsbahnfrage.  Selbst  bloss  als  Frage  der  Regelung 
der  Bergbau  productioQ  betrachtet,  kann  die  Entscbeidang  fllr 
nnd  wider  Staatsbergwerke  nnr  eine  relative  sein.  Die  conereten 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


607 


Verbältoisse  der  einzelnen  LUnder  kommen  dafUr  zumeist  in  Be- 
tracht. Allgemeine  Regeln  lasBen  sich  daher  nur  in  folgender  be- 
dingter Weise  aufstellen. 

A.  Beantwortung  der  Frage  aus  dem  Standpuncte  des 
rollLSTvirthschaftlichen  l'roductionsinteresse.  Hier  sind 
unentwickeltere  und  entwickeltere  Verhältnisse  derVolks- 
wirtbscbaft  su  unterscheiden. 

1.  Auf  einer  niedrigeren  Wirtbschaflastnfe  ist  Staatsberg- 
wesen und  In  Verbindung  damit  Staatshttttenwesen  Öfters  recht 
wohl  am  Platze,  selbst  am  Zweckmässigsten  oder  sogar  aliein 


Der  Staat  <Mlcr  i^I.aiidc.shorr)  v«  rfii;;t  lii»jr  iiocli  am  Ei>leu  über  die  uieiätcns  zu 
<'inotn  oidrri'üi'hcu  Hctrh'li  im  ford-TÜrhon  irro-^-en  K.ipitnÜPH.  welclic  Licradc 
im  Üoiubau  hauptsächlich  iu  stcliciuleii  Kapitidaula;;cii  ;;au/  t'uitgo  l c.i; t  werden 
und  fUr  welch«'  oft  laii';c  auf  eine  ucuUiroiidc  Fvcntc  gewartet  urordeil  mitss. 
Viioh  dif  techuisch  ^childetcn  Arbüitsicräitc,  welche  icder  '-twas  fbrtfre- 
üchriitcnu  Itcrgbuu.  neben  vcnnchrteiu  Kapital.  bc:töcren  Maschinen  u.  w..  bald  zu 
brauchen  pfleyct,  kann  der  Staat  am  ilcsten  heraDzielicn  und  entsprechend  stolleu.  Ein 
ilcispiel  lief'  rt  da.«  (Jold.  Di-  \  rliiiltiiisse,  welche  in  der  californ.  und  ausfral. 
(ioldji^cwtuiiuug  nach  dur  urätou  leichten,  aber  bald  eräcbüpft^  ijoldwiscJierei  eiogc- 
trelcn  sind,  kvnucn  als  typisch  fär  die  (Joldprodtictioii  bexeiciuet  verdoii.  Vgl.  die 
sehr  lehrreiche  und  LIarc  Darl>f?un!r  von  v.  !fi nhthofen,  Metaüprod.  Calii'ornicnä. 
Nr.  14  der  Petcruuuiii'dcheo  JrJTfiuiicuttKäbeftu  d.  j^oo^r.  ^littkoil.  S.  Ii»  U*.  Der  häufifo 
«rrome  Wald  besitz  de»  Staats  IHsst  sich  temvr  oftmals  am  Vorzlljiflichsteii  nod  mit' 
unter  gar  niclit  iiiuIim.-.  vi  iwi  itli  mi  .  .i'-  dadurch.  iKt.-s  l,m  osm:  Holz  verzehrende 
(ieworko  im  Walde  oder  in  de^ibcn  unmittelbarer  Nälie  ani^eleft  wcrd«tt,  weil 
bei  dotiner  und  armer  Bevölkerung,  schlechten  Strassion  und  niedritreu  llolzprcisen  das 
Holz  nicht  weil  wc/ffcfQhrt  venien  kann.  Zu  solchem  Zwecke  erscheijien  aber  Ber«:- 
^\-erke  und  thmit  verbunden  naun-nfürh  Hüttenwerke,  in  denen  die  Krzc  uleicli 
aus>j>eschuiükcu  und  die  Metalle  weit,  r  verarbeitet  weiilon,  iranz  besonders  jreei.i^m-l 
llDd  DOtodäch  »Ind  aus  diesen  (irundcn  manche  solche  Staatsweiie  angelegt  irorden. 
Das  si»eculative  oder  kautmiinuis«  hc  ^loment  8i)i<*lt  weif  er  unter  den  j^egebenca 
Voraussetzungen  boim  Absatz  d^  r  Hcrgw<  rks-  und  iluttcnproducte  noch  keiue  so 
entscheidende  lUAU-.  ah  später,  weil  di<-  CommanicatjonwAhSltnisse  und  die  aUge~ 
meinen  Zuständi-  der  \ olkswirthschaft  dt n  Al>satz  einengen,  die  V'crsnrirnn^  des 
Localbedarfs  diu  Hauptsache  und  die  Concurrenz  der  Productu  auduTer  üegcudeu  oder 
Llnderwenigetens  bei  unedlen  Metallen  nniirichtiger ist.  Die  specifisohen  Mftngel 
des  Staatsbetriebs  treten  aus  allen  diesen  Gnlnden  auch  wcnigrr  hervor.  Die 
Staats  barg  werke  haben  daher  auch  iu  trOhercr  Zeit  ol't  als  Muster  eines  geord- 
netoi  knnstmSssi^cn  Betriebs  und  als  Pflanzschnlen  preschiokter  Werkmeister  sehr  gate 
Dieu&te  geleistet.  Sprach  auch  schon  fVQhcr  nicht  immer  ein  erhebliches  Finanzinter- 
esse ftUr  die  Anlegung  neuer  und  Beibehaltung  aitur  Staatsworke,  so  um  so  mehr  ein 
rolkswirthschaitliches. 

3.  Diese  Veryut&isse  ändern  sich  aber  nun  vielfach  anf  höheren 

Wirthschaftsstnfen.  Oftmals  möchte  im  Berg-  und  Hutten wesen 
einer  der  Fälle  vorliegen,  wo  die  (meist  zu  allgemein  hingestellte) 

Regel  g^ilt,  dass  eiuc  iu  früherer  Zeit  -anz  pashciide  privatwirth- 
scbattliclie  I  häü^kcit  de»  8Uatä  besser  durch  diejeui^e  der  Privaten 
ersetzt  wird. 

Tou  den  aoebeu  angerohrteu  Gruudeu  kann,  später,  z.B.  iu  unserer  Zeit  in  d^u 
mittel-  and  westeaiopAiBehen  Staaten«  heiner  mehr  nU  darchtcbUgcnd  fOr 
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Staatä)it;n;bau  gelt«  ii.  I>i(  etnraigen  Ucbolstände  des  Privatbergbaus  (hinsichtlich 
ili-r  Nachhalüj^kcit  di  s  Betrielis,  der  Verlitltung  pcvvirui'-ürhtieen  Kaobbaus)  lassen  sich 
durch  eiiit;  gewisse  Dbciaulsii  ht  dm  Staat*?  meisten»  v.  iliUten.  Die  |;rüsfiürä  Butriebsau- 
keit,  Sparsamkeit,  bessere  kaut  iniinniscbe  I^itung  sind  specifirche  VoisflKe  dar  Prirat> 
werke,  welche  jetzt  sehr  wichtig  w. t«1.  ii.  wo  duirli  ein  ganz  umgestaltetes  Com- 
10  unicatious  Wesen  die  Üoncurrenz  aul  deui  Weltmarkte  forden  Bergwerks-  Qfed 
HQItenbetrii^h  zum  entscheidenden  Factor  wird.  Die  imvemefdHdie  Sebwer* 
fälligk'it  dis  Staatsb.trie  bs,  dir  fi.stlirift^filhruni:  «lurch  arate.  van 
welchen  letzteren  {jrade  die  titchtiu^steii  bei  dem  jetzt  viel  hüheren  Stande  der  tech- 
nischen BilduDf  oft  besondeie  Ncij^unju^  haben  werden,  mit  Staat^reldem  frewa^^  n 
experiiii'  iitiren,  wozu  ib  r  IJ-  rgbau  so  viel  verführerische  Vcrsuohoiit:  bict'  t,  ila-  stark- 
Hervortreten  der  kaufmännischen  Seite  des  Geschäfts  a.  v.a.m.  sprechen 
daher  im  Oanzen  für  das  Lossteoem  auf  den  Verkauf  von  Staatswerken. 

Der  (,'enaue  Keinertrag  ünd  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bergwerks  sind  sehr  schwer  zu  ermitteln,  weil  das  Kapital, 
das  im  Laufe  langer  Zeit  hiueinge wandt  ist,  und  vollends  der 
^  Betrag,  welcher  von  diesem  Kapital  aus  den  Reinerträgen  noch 
nicht  amortisirt  ist  und  der  Werth,  welchen  das  Bergwerk  io 
einem  gegebenen  Zeitpuncte  repräsentirt,  kaum  annähernd  genau 
iestgestelit  werden  kann.  Die  strengen  Grundsätze  des  Kechnnngs- 
wesens  mit  einem  bilanzmäMigen  Anlagekapital  sind  daher  bei 
Bergwerken  nicht  recht  anwendbar.  Der  jeweilige  Reinertrag 
enthält  oft  neben  der  Rente  eine  Kapitaltilgung.  Die  Grösse 
der  letzteren  ist  aber  wiederam  vollends  Ton  Jahr  an  Jahr  nicht 
nUier  bestimmbar. 

JAes  sind  Schwierigkeiten,  welche  sich  auch  im  PriyatbeiyiKifcweeen  fühlbar 

machen  und  wobl  mit  Recht  Yor/üj^e  der  alten  B»'ri:bau;^cnossenschaft  vor  der  Actien- 
geseilschait  als  Wirthschattstorm  bedingen.  (Vgl. 0.  Michaelis,  d.  Bergbangenossenach , 
in  Faocher's  Ticrteljtlinidir.  f.  Yolicsw.  o.  Cnlturgcsch.  186S,  IV.) 

Ftlr  den  Staatsbergban  folgt  ans  jenen  Schwierigkeiten 

aber  vollends  das  Missliche,  dass  die  privatwirthschaftl  i che 

Kc  n ta bilitUt  noch  weniger  als  bei  anderen  Staats- 
gew crkcii  sicher  /.  u  überöchcu  iisi  und  Sduiil  noch  mehr  ein 
Beurtheiluugsma&sätab  darüber  fehlt,  wie  die  Werke  in  ökonomischer 
Hinsicht  betrieben  werden. 

Im  Allgemeinen  scheinen  die  meisten  Staatsbergw  erke  io  uusereo  Suatr« 
nur  schwAch  tu  rentlren,  jeden&Ils  werfen  sie  gewöhnlich  nur  (absotaO  aledrifir 

Ueincrträ)fe  ab.  —  immerhin  mit  bemerkeiiswerthcn  zeitlichen  und  örtli«  bi-n  Aus- 
nahmen. Die  Rentabilität  der  einzelnen  Werk«  lässt  sich  natOiiich  vollends  nicht 
beartheilen,  wenn  die  Producte,  welche  sie  liefern,  nicht  nach  dem  Maiitpreise.  sondrni 
nach  willkQrlichen  Sätzen  an  andere  Staatswerke,  bes.  an  Hütteuwerke,  abgeliefert 
w<!^rden,  allein  diesem  I  eb- Istattde  i-t  duirh  richtisre  Bnchfuhrangs-  o.  Uochnangs- 
'^rundsittzc  abzuhelfen.  -  Arliere  Dateii  über  das  KOnigr.  Westfalen  bei  Malchns, 
Fin.  1,  95,  über  dm  hannov.  Harz  bei  Lehzen.  I,  IHi»  AT.,  u.  danach,  sowie  über 
Sachsen,  Oesti  iroioh.  l'reussen,  Spanien  bei  Rau.  ."i.  Aufl.,  §.174  a) 
Ueber  Preussen  gab  ich  weitere-s  Detail  in  der  G.  A.,  §.  195,  N.  b.  V^l-  jetzt  ^bcr 
die  deutsche  Beigwerksproduction  die  pcriod.  VerüiT.  des  Kaiseil.  Stat.  Amti  in  den 
Vi<»rteljahre-  u.  nunmehr  den  "Monatsheften,  ücber  Preussen  spec.  Stat.  Jahrb. 
IV.  I.  S.  213  H..  über  die  fisc.  Berfj-,  Hüllen-  u.  Salzwerke  eb.  S.  241  ff.  .\eltm- 
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Daten  im  Stet.  Uhrh.  Ul,  160  IT.,  dann  die  Daten  im  Etat.   Die  Zahl  der  preuss. 

Staatsboixwerko  war  ls73  60,  1S74  59  '1  Kupferwerk  u.  1  Thon-  u.  WaHcherdegrube 
war  1873  verkauft  wonleiiX    Davon  17  Steinkohlengnihen ,  besoiid.  die  fast  ganz  dem 
Fiscus  gehörenden  an  d,  Saar  (12),  11  RraunkohIongrnb<>n,  11)  Eisensteinfrruben,  6  Blei-, 
Silber-  n.  Kupfergruben.  4  andere.    In  )SS3  (ausser  Harz  u.  DiM^t-r)  \')  Stoinkohlen- 
werk«  iSaarbr.  9),  4  Bramikohlenwerke.  1  IJleizeche.  J  Kalkstbrucb.  Fhosphnrit^^t  winnuug 
im         Wicisbaden.    An  il<  r  sreiraUisr  aufsteisrcnden  günstigen  Conjuuctur  von  1S7Ü/71 
bis  1H7M  hat  der  Staat  natvirlirh  thi  ilgenommen ,  an  der  ungllnstigcn  seitdem  nicht 
inind«"r.   Der  riosaminfveith  <l<  i  l'riMlurtiijii  d.  r  Staatswerke  war  1871 — 74  bc/.  21-2f'., 
.'13*51,  46'UU,  41*73  Mili.  Thlr.   Die  Bethobskosten  stiegen  nicht,  stanken  dann  aber 
auch  nicht  in  gleichem  Maasso  —  trotz  des  erftenlieliea  Slaiffens  der  L5hne  in  der 
!rnn<ti£;'»^n  Z<''it  —  so  «las;  l  r  Rfiiiorfrag-  be*leotend  den  Anschlag  überschritt,  später 
aber  wieder  sehr  sank.  Üo  ächwankte  z.  B.  der  Ertr.  U.  preass.  fiscal.  Berg-  u.  Hütten- 
werke 1871—80  «wischen  15—57—9  M.  M.   Dies  Sehwanken  tat  in  finanz.  Hinsicht 
fur  (h  u  Staat  nicht  an^i-n  lim.  imuKrrhin  profitirt  aticli  «  r  oiiiuial  V(i(i  dt  in  „nonjiinctui- 
Kewiim"«  Wagner,  Urundlcyi;.  I,  §.  76  ff.,  §.365.   Im  Anschlage  war  1874:  Der 
Rohertrag  der  Staabbergwerke  73*95,  die  Betriebskeeten  53*73,  der  Kcincrtrag  22*22 
Mill.  M.,  nach  dem  Enrebniss  aber  !)5*92,  59*9S.  35*94  Mill.  M,  Nach  dem  Anschl. 
für  1S75  u.  1876  sollt»?  der  Kohcrtrag  aber  nur  7»>*9y  u.  6S*09.  der  Kosti^nJwtr.  5'»*24 
u.  54*84,  der  Reinertrai;  also  nur  21*75  u.      2.*  Mili.  M.  sein.   Im  Ergcbn.  f.  1879/80 
war  die  Rolicinn.  b«'i  d.  preuss.  fiscal.  Bergwerken  53*34,  der  Heinertrag  9*14,  1880/81 
bez.  59*11  u.  f)  71,  nach  d.  Voranschi.  f.  IS;j2/83  bez.  (ItVIC  u.  1(»  35,  nach  dnmjen. 
f.  1 883/8 i  b^z.  (]2*7fi  u.  11*03  M.  M.  V^^l.  lib.  r  di.;  Zweil.  lbulügkeit  der  Bachfiibrungs- 
grundsätze  im  preussisohon  B&tg'  n.  Iluttenwcseo  Bergius,  I.  A.,  S.  115  f.  Uebor 
d.  fiscal.  Tk'iL'liau  im  prcnss.  Harz  s.  Nüjif     r atli ,  Ztsclir.  f,  Berg-,  Hiittcnw.  u,  s.  w. 
1883.  Die  ausgczaiiltc  Ausbeute  im  Uberharzcr  Kcvier,  wo  seit  d.  17.  Jahrh.  allmülig 
der  ehemalig«  gewerkschaftl.  Bergban  In  fiseat*  ISfrenth.  Diherfklhrt  wnrde,  wird  r.  1650 
bis  1849  auf  m,\m  Thlr.,  di.-  Znbiisse  auf  25.Ü25  Thlr.,  d.  i  Ucberschnss  d.rmnach 
anf  75,311  Thlr.  im  Jabrcsdurchschn.  burechuct.    Von  1868  —  81/82  wurden  jährlich 
I.  D.  an  d.  Staatskasse  abgefitfart  bei  d.  Bergwerken  615,425  11,  bei  den  Hatten 
408,164  M..  /.US.  l,02.'i.r>*-0  M.  -  Bai-  i  n  ,  A.  f  1S77:  B.-rgwerks-,  Hutten-  u.  Saliuen- 

fufailc  S'68  Mill  M.  roh,  wovon  4*18  auf  Bergwerke,  Betriebskosten  i.  G.  7*23,  also 
•45  Mill.  M.  rein.  Detail  bis  1868  M  Yocke  a.  a.0.,  baier.  Sfat  Ztschr.  1871. 
112  If.  A.  f.  1883  Sal.  n.  Bergw.  roh  5.595,  rein  0*391  M.  M.  —  Sa-  hsen,  A. 
d.  Iteinertr.  d.  Berg-  u.  Hüttenwerke  1875  310.000  Thlr..  1ST7  950,000  M.,  1SS3 
855.000  *M.  —  We3t-Oesterr»  ich,  A.  1876,  Montanwerke  Einn.  5*09  M.  fl., 
Betriebskosten  4*45.  rein  1.24  Mill.  fl,,  1882  roh  0*00,  n^in  0*93  M.  Ii.  —  Riiss- 
land,  Berg-  u.  Hüttenwerke  f-  xcl.  Bergregal)  rein  1871  A.  "i  ö^^.  Erg- •Im.  2 '.»0,  ls76 
A.  4*54,  1880  Erg.  4*55  Mili.  R.  —  Spanien:  das  reiche  Qucckäüberbergwerk 
Almaden  gaib  finiher  einen  ansehnl.  iCeinertrag,  welcher  neuerdings  (seit  den  50er  Jahnn) 
wegen  der  Concurrenz  <l-s  r.iliforn.  Quecksilbers  u  di  s  prsuiik.'iii  n  Preises  abgenommen 
hat.  S.  Willkomm,  Spanien,  in  Stein-W appäus  (ieogr.  Iii,  2,  S.  73,  145.  — 
Cebrigens  zeigt  ein  Tergldlch  mit  dem  Privatbenban  keineswegs  allgemein  «ine 
bi  -srTr  ntahilif.'\t  letzteren,  z.  B.  ^'rnn  Staatsbergwerte  in  Privathändi'.  ubergcganaren 
äiud.  Bei  der  catscheideudou  Macht  der  CoEÖauctur  fUr  die  üestaltang  der  Preise 
der  Bergwerks-  nnd  Hattenprodncte  nnd  bei  der  Kpeeifiseh  Ähnlichen  Betriebsweise 
w«:nigstens  eiot  s  giüsst  n  Kt  Tf^ttcrks  dunth  d*  n  Staat,  eine  Gesellschaft  o<Icr  Stilist 
einen  einzelnen  Privatcigenthumer  kann  dies  kaum  anders  sein.  Vgl.  die  Darleg.  im 
Prenss.  Statist.  Jahrb.  IV,  1,  232  ff.  So  war  auB.  der  DarehsehnittsweTth  f.  d.  Centn. 
Kohoi^en  in  der  preuss.  Hntt<-nproduction  1873  57*06.  1874  44*91,  roh»i  Stahlfabrikate 
100*29  u.  124*36  Sgr.  uml  später  trat  noch  ein  weiteres  starkes  Sinken  ein.  Nach 
dem  Verwaltungsbericht  der  Actiengcsellsch.  Dortmunder  Union  kosteten  1000  Kilogr. 
ilcotschas  Puddeleisen  im  Max.  1878  180  192  M..  Mitto  1874  87,  Mitte  18T5  72, 
Deccmb,  1876  58  —  60  M.  Bcsseuier  KhIp  i^on  in  diesen  4  Terminen  resp.  210, 
102—108,  90— 90,  75—78,  gowöhnl.  Eisenbahnschi.  ncn  resp.  330,  186,  102,  132—138, 
Onsastahlschieuen  S96,  253,  104—210,  138—150. 

VcniiMfr  der  Staat  indeösen  ein  Werk  vortheilhaft  zu  verkauten, 
so  dass  der  Erlüs  eine  erheblich  höhere  HeDte  trUgt  als  bisher  der 

A.  Wafcnor,  FiiuniwiiPieiuivhaft.  1.  3.  Aa0.  39 


Digitized  by  Google 


GIO        i*.  B.  Ord.  Einn.   2.  K.  Privaierwcrb.   3.  U.  A,  Hcrgban.  §.  250. 

Reinertrag  war,  so  sprechen  finanzielle  Grttnde  dafür, 
Gründe  des  volkswirthsehaftliclie  n  Prodiictiousiuter- 

esses  nur  ausnah  ras  wci  se  noch  gegen  den  Verkauf. 

In  kleineren  deutscheu  buaten  hat  uian  mit  Eecht  doa  Verkauf  von  Bcrj^' 
werken  mehrfach  vollkommen,  m  audi  nocli  neoerdings  die  gaoz  ii&bedeiifiead«i 
(Rcj;cnaucr.  §.  247)  in  Baden.    Das  bad.  u.  SilberbttrgWL-rk  zu  Manstcrthal 

^SL  Trudpert,  Amt  Staufen)  «rurde  JSö3  an  eino  Gosellsohaft  verkauft:  SchitziUMe^ 
Werth  27,384,  ErlM  durch  yenteifenuig  25,700  II.  nebst  11,329  fl.  aas  Vortithen. 
Vor  »lern  Vtrlwiiif  war  Zuljussi-  ri'ordert  wonlon,  /,.  Th.  wejf<  n  Hofinuntrsbauteti .  di< 
sich  hinterher  bewährten.  Verhaudl.  d.  1.  Kamui.  1^33,  Beil.  III,  21!l;  1S37  lieil. 
Nr.  128  (beide  Berichte  7.  Bau).  Auch  ia  Preussen  weiden  kleinere  Uiir«uitable 
Werke  mehrfach  verüussert.  In  Oesterreich  Veikinfe  185&  01,  1868  fll,  mit  tu» 
finanzpol.  Gründen. 

3.  Auch  das  Productio nsinteresse  gestattet  aber 
die  Beibehaltung  von  Staatsbergwerken,  ohne  sie  uobediiigt 
za  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  hente  noch  bei  ans: 

a)  Bei  Bergwerken  ^  deren  Fiodncte  einfacher  (i.  B.  aas 
geringer  Tiefe)  %n  gewinnen  sind,  keine  oder  keine 
schwierige  weitere  Verarbeitung  veilai^n  nnd  sofort 
leichten  Absatz  finden.  Daher  sind  namentlich  Kohlen-, 
Salzbergwerke  und  Salinen,  welche  oft  anch  gut  rentiren, 
eher  beiznbehalten,  ak  Erzgmben. 

Der  prcussische  Stattsbeigveilubestnnd  enispilolit  wenigstens  einigennnwen 
dieser  BogeL 

b)  Bergwerke,  deren  Producte  einer  Verbranchsstener, 
welche  zunächst  vom  Prodncenten  erhoben  wird,  unterliegen,  daher 
wieder  Salzwerke,  sind  aus  diesem  GruAde  geeigneter  fbr  den 
Staat  Wenn  die  Verbrauchssteuer  in  Form  des  Regals  des  Salz- 
handels  u.  s.  w.  erhoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

e)  Je  mehr  nach  der  Grösse  und  Beschaflfenheit  der  Anlage- 
und  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  nach  der  technischen  Art 
des  Betriebs  der  Staat  und  Private,  namentlich  QewerkschaAen 
und  Actiengesellschaften,  die  Verwaltung  der  Werke  ähnlich  ein- 
richten müssen,  um  so  mehr  treten  manche  Gründe  fllr  den  Ver- 
kaut vou  Staatsbergwerken  zurück. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwerken  lllUtenwerke  verbunden  sind, 
die  sich  nicht  wohl  von  einander  trennen  Ia;>sen,  so  wird  der  Ver- 
kauf der  ersteren  vom  giciciizeitigeu  Verkauf  der  letzteren  ab- 
hängen müssen. 

4.  Eine  Verschiebung  des  Verkaufs  wird  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  der  Reinertrair  eines 
Bergwerks  bald  .steigt  oder  ein  mit  Verlust  verbundener  Gruben- 
bau (Zahussgrube)  bald  zum  Ertrag  gebracht  werden  wird. 
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Aoob  die  Rttekdcht  aaf  die  Tom  Bergban  lebende  BevOIkerniig, 
deren  VerhSltniflse  dnreh  einen  Verkauf  ven  Staatowerken  oder 

durch  das  Einstellen  des  Betriebs  von  Zubussgruben,  zn  bedenk- 
lich werden  könnten,  kann  mitnntcr  wohl  eine  Verschiebung  des 
Verkaufs  oder  der  Betriebseinstellung  nöthig  machen. 

5.  In  richtiger  Weise  kommt  dagegen  das  vulkswiiih8chiU't- 
llche  rrodnctions-  u  n  d  das  Finanzinteresse  zur  Geltung  lu  folgen- 
den Fallen.  Die  dauernde  ReiholinJtnn^  sclilccht  rentirender 
oder  vollends  eine  beständige  Zubusse  i ordernder  Werke  im 
ätaatseigenthum  und  im  wirklieben  Betriebe  lüBSt  Bich  uemlicb 
weder  rechtfertigen 

a)  ans  Rtlcksicht  auf  die  Erzeugnisse:  durch  dieyer- 
meinüiehe  Tolkswirthsebafttiebe  Nttteliebkeit  der  Gewinnung  ron 
Beigwerk^roducten,  namentlieh  von  edlen  Metallen,  aueh  wenn 
der  Reinertiag  gering  ist  oder  ganz  versebwindet  und  Zuscbllsae 
ntftbig  werden;  noeb 

b)  dnreb  das  Interesse  der  im  Bergbau  besehäf- 
tigten  Arbeiter  und  der  sonstigen  Bevölkerung  der 
Bergbau gegend.  Denn  dies  ist  eine  Ungereebtigkeit  gegen 
die  ttbrige  Bevölkerung,  ans  deren  Mittefai  (Stenern)  dann  im 
Grunde  der  Bergbau  unterhalten  bleibt,  und  eine  sebleebte 
Form  der  Armenunterstlltsung.  Wenn  der  Veilcauf  niebt  mOglleb 
ist,  80  mnss  viehnebr  allen  Ernstes  das  möglichst  baldige  Ein- 
stellen des  Betriebs  in  Aussicht  genommen  werden.  Daher  ist  fUr 
die  Einbürgerung  anderer  BeschUftigungen  in  der  Bergbanbevölke- 
rung  und  uötbigeufallä  selbst  fUr  die  Auswanderung  der  letzteren 
zu  sorgen. 

Fmher  ist  drr  beständige  Betrieb  von  Zubiiss^nibcn  aus  volkswirthschaftlichen 
Grilodea  in  Schutz  genoinmen  worden,  so  mit  aus  loercaatilisUscber  UoberüchätzunK 
d«r  Edelmetalle  bosonden  bei  diesen,  nber  mit  UnndiL  Se  gianbton  z.  B.  v.  Jnstl 

und  Dulias,  Gold-  und  Sil^HTbenjpwerke  müssten  auch  g'baut  w-^rdcn,  wenn  sie 
Zoscbius  kosten.  ,J>io  darauf  gewendeten  Kosten  bleiben  im  Lande  und  ernähren 
eine  Menge  Menschen.  Dts  Land  hingegen  irird  allemal  um  so  viel  reicher,  als  Odd 

und  Silber  mit  diesem  verracintliclu'n  V'erlust  aus  der  Erde  gegraben  wenJen."  v.  Justi, 
Staatswirthsch.  I,  246.  Eingehendere,  al>er  doch  kaum  m»*hT  nothwcndige  Boweis- 
füUrung  gegen  andauernden  Betrieb  v.  Zubussgrubcu  u.  Hervorhebung  einiger  im 
Grunde  solbstrerstiiudlii  her  (icsicbtspnncte  bei  der  Botriebscinstellung  bei  Kao  §.  175 
u.  I7t;,  Ti  ]r\'tr»cli  üocli  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  48^».  Tül.  «  iniifc  Beispiele  von  später 
wieder  •  inüagiich  gewordenen  (iruben.  Im  concret<:U  l  all  ist  objcctiv  ohne  Illusionen 
zu  entscheiden,  ob  der  Fertbav  wirklich  nach  dem  Stande  der  technischen  Kenntnisse 
Aussicht  auf  Erfolg  versprirhf.  Das  ürtheil  der  in  der  Sache  )»eth'  iliEctcn  Bcri?- 
)>eamten  ist  naturlich  nicht  immer  unparteiisch  genug,  wenn  nicht,  wie  billig,  datUr 
gesorgt  ist,  daas  diese  ans  einem  Einstellen  des  Betriebs  oder  ans  dem  Verkauf  keinen 
matericllrn  Sdia<l..Mi  erleiden.  Mit  Kecht  befürwortet  ]l>  ru  iiis.  S.  12,  11. 'i,  iti  sulrhrn 
FlUen  „aus  Sparsamkeit"  die  Pcnsionirung  der  betheiligten  Beamten  mit  follem  Uchalte, 
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tallä  äie  nicht  in  (lic  neue  Verwaltuof  Qbergehen.  Im  Uebrigcn  ist  die  Lh^c  der  Ber^Wn- 
hev&lkcniiig  in  der  Fiagfo  nar  sowat  massgebend,  als  rorhia  angegeben  winde. 

§.  251.  —  B.  Gin  Mitsprecheo  des  volkswirthBcbaft- 
liehen  Vertbeilnngs-  und  des  socialpolitiiclien  loter- 
esses  bei  der  endgültigen  Entscheidang  über  die  Bei* 
bebaltung  und  Veränsserang  der  Staatsbergwerke  ist 
nun  mit  Rticksicht  anf  folgende  Umstände  geboten. 

Vf].  Grundlefanr  I,  §.  365.  Die  nlhere  Moti^iraos  dafilr.  dm  wdch» 

Gesichtspunct''  in  <li  n  IVai:t  ii,  iiolx  ii  dcti  r  iti  finaiizi«-lI«  M  und  di-n  das  Pi»tlii'  tioiiS- 
intcressc  biruhrmdcn,  uutsprcchcn  darf>  n.  gi  hört  nicht  bierhor,  sondern  in  die 
Grvadlegunvr,  auf  deren  I.  Abth.,  Kap.  H,  l,  u.  2.  Abtli.  ich  in  cßeser  Ulniicht 
wieder  zu  vi-rnciärn  Iiabc.  Es  ^t-igt  sich  im  T<-.xt  nur  an  i-in>  m  n>  \i<  \t  Beispiel  div 
wdttiageudu  Fol;,-<    1  s  socialpolit  tiesiciitopiuicts  in  der  Naiiouaiökouomie. 

1,  Je  mehr  die  Preise  der  Bergwerksproducte  unter  dem  Ein- 
fluss  der  modernen  Commnnicationsmittel  und  des  beutigen 
Jlaudcls Verkehrs  vou  der  Coujunctur  abhängen«  desto  mehr 
wird  der  Bergbau  in  bedenkliebem  Maasse  Gegenstand  der 
wildesten  privatwirtbschaftliehen  Speoulation,  na- 
mentlich bei  der  Zulassung  der  Aetiengesellsohaft  aum 
Bergbau.  Hierdurch  entstehen  für  die  ganze  Volkswirthsehaft  be- 
denkliche Folgen y  grosse,  ökonomisch  unverdiente  Gewinne  Im 
einen,  grosse,  Ökonomisch  unverschuldete  Veduste  Im  anderen 
Falle.  Bei  Staatseigentham  und  Staatsbetrieb  von  Bergwerken 
sind  diese  Folgen,  namentlich  in  Verbindung  mit  anderen  tief- 
greifenden TolkswirthsehaMchen  Beformen,  wie  der  allgemeineii 
Annahme  des  Slaatseisenbahnsystems,  immer  noch  eher  eiBxu> 
sduränken. 

Die  dcutjjchr  S]HCulationspcriodc  1S71  (f.  liat  wieder  Buhgi-  über  die  heillos»  o 
l'olgen  der  Si  ch  laden  in  „Montanwerthen"  genvg  geliefert.  &  Uber  dio  C4MUWictnr 
(irDndlujr.  §•  "0  II'. 

3.  Bei  einzelnen  Troducten,  wie  besonders  bei  Kohlen,  droht 
eine  monopolistische  Ausbeutung  der  Consumenten 
dureh  Preisverabredungen  der  Privatbergwerksbesitxer  und 
Händler.  Bei  der  universalen  Bedeutung  von  Prodncten,  wie 
Kohle,  SaU,  für  die  Volkswirthsehaft  kann  daher  wohl  eine 
Beibehaltung,  selbst  eine  Erweiterung  der  betieffenden  Werke 
Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  um  so  mehr, 
da  aueh  das  Produotion sinteresse  dies  nicht  verbietet. 

iG.  §.  365.)  G.  Cohn,  engl.  Elsenb.poI.  II,  92  ff.  • 

3.  Auch  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  IHr  Beibehaliuiig; 
und  Erweiterung  des  Stuatshcr^baus  s))rcchen,  .s<»bald  nirbt  r»ko- 
uomiscb-ttebuiscbe  Gründe  den  Ict/.tereu  uuib unlieb  uiucben  und 
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eine  genflj^^endc  Keutabilität  gesicliert  ist.  Der  Staat  kauD  hier 
durch  seine  Leistungen  für  Arbeiter  als  iMuster  für  Privat  -  Arbeits- 
herrn  und  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  A  r  b  e i  tg c  h  c  i  >; 
auch  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  einen  wttnscbenswerthen  Einfluss  ausüben. 

Sehr  ht'incrkfiisw.'ith  sind  z.  B.  die  l)«r(l(>m(  nd.  u  L-  istungen  iI«t  Ii'*'-  it'  USS. 
Saarkolil-nworki'  fili-  Aibciuiwoliüungcii,  Voi-schüssi  i.  dcü  Bau.  Gcwälirung  v.  Bau« 
prämit  ü  u.  8.  w..  wodurch  ein  bcntsimder  Arbrifcnstaud  |L>-<'Scliafi<in  wird.  —  Di»  Auf- 
u'aln-  dos  Staats,  als  ConcinT' nt  auf  dem  Arbi  it-markt  zu  fitinstfn  der  Arbriti-r  zu 
wirki-n,  nird  fruilich  iu  der  iiouti^^t  o  Praxis,  ciocm  falschen  l'iücalismus  2U  Lii  bo  und 
in  Ycrkeniranf  der  WidiÜglceit  holier  LShn«  unil  gntcr  Arbeitsbudin^ni^en  ihr  Arbeiter« 
tio<'1i  kaum  rrkantit.  iri  srlnvp  ii;.-  i  iTiillt.  Kli'-nsnw.  niL^  irft  -i.-  A^y  ;Ut< n  n  TlK'Orif.  sym- 
pathisch. Aber  mit  »teigenUcr  Ei'k«-uutDiss  d*-s  Wirthäcli.-Lobt-os  wird  siu  mehr  rcrütandun 
werden.  Grandl<>g.  §.  176. 

Nur,  wenu  keiue  dieser  Rllcksichten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sich  so  unbedingt  gegen  Staats})er^hRii  erklären,  wie 
es  früher  in  der  Schule  de«^  ("(konomischen  in(li\  idualismus  meist 
geschah,  bobald  der  Znsanirucnhanc:  aller  8ol(  her  Verhältnisse, 
wie  jetzt  immer  mehr,  richtig  erkannt  wird^  darf  die  Entscheidong 
nicht  durchaus  abweisend  lauten. 

I)  r  V^rkauT  selbst  wiixl  b«'i  kli-ineiin  Wr  ik  n  mittflst  Vt  r>t»  ig<'rung,  b>i 
g;rö>5crcu  mittelst  dos  soUriftlichuu  Subuiissionsviirfahrons  ^c-i»chciiuu  köuutiu. 
Doch  sind  V«rkftnfc  tint<^r  dor  Hand  bei  der  Scbvicrigkoit.  ff<«ifnnti*  Kiuf<!r  im 
finden,  wohl  niclit  immer  auszu!>chli»'ssen.  Die  Käufer  weiden  i  uri\-s.  n  n  rk-  u 
jetzt  meistens  ActicQge8tillM;hat'tea  suui.  docli  w&ru  za  enrigeo.  ob  uicht  die  Bildung 
?on  Prodoctivg.  nossenscliafifn  dor  Bciglentc  znr  Ut-Vmahmo  der  Staatswerkc  zu  «rnifl^- 
lichen  wäre.  EiiiiiT'  K'.ijn(albestandth<'ili^  könrn  n  niituntor  für  ander«-  Verwendungen 
gubreucht  werden  luid  danach  böhoro  Preise  or/ii.leu.  Auf  die  fertigen  YedütufUchen 
Prodiicte  braneht  sich  der  Teiiauf  des  Works  nicht  mit  zn  erstrecken,  da  dies«-  dch 
oft  bess<^^r  apart  rer&ussern  lassen  wenlen.  Die  Höhe  des Yeikan&preist-s  und  oft  diM 
M(iglirl)k('it  d- s  V  rkaufs  selbst  wird  wcseutlich  von  der  all^jem-ineu  üescbäftslap:*' 
abhiing'  n.  I  iiinii/i'  ii  ist  cs  freilich  vortheilhaftcr.  dm  Vi  rkaiil'  \\\  cint-r  Speculafions- 
loit,  b»!i  der  Conjunctur  aufste  igender  Productenpreise  vor/unrhmen.  Aber  auch  für 
die  Wahl  des  Z 'iipuncti^  drs  V  ikaiifs  durfen  solche  liuauziclle  Kucksichteu  nicht 
allein  massg.  1».  iid  6.  ia,  wenn  (ielaJir  vorhanden  ist,  dui-ch  solche  Vi  rkäufe  das 
Speculationsfieber  noch  mehr  aazuregun  nnd  dadarch  rolkswirthsehaftlich  and  eocial- 
politisch  uachtheilige  W'irkiincrcti  auf  das  (iem)  iuwesen  und  auf  die  Lage  einzein-  r 
Yolksclassen  auszuüben.  Auch  dieser  Sau  folgt  aus  der  soGialpolitischen  Auffassung 
ToDGBwirthsehftlUicher  Fragen. 

III.  —  §.  252.  Hewirthschaltung  und  Verwaltung 
der  Staatsbergwerke.  Das  Princip  der  Bewirthsehaftnni; 
iiHiss  (las  privatwirth schaftliche  sein:  die  Erzielung  deb 
höchst  mögh'chen  na(  lili:i!ti^iii  Heinertrags. 

Die  drei  niügliehen  Formrü  sind  wieder:  Zeitpacht, 
Erbpacht  und  Eigen  Verwaltung.  Die  erste  ist  kaum  so 
einzurichten,  dass  die  Interessen  des  Eigenthiimers  genügend  ge- 
"wahrt  werden  und  mtisste  wegen  der  nothwendigen  Festlegung 
grosser  Kapitalbeträge  als  stehendes  Kapital  aof  sehr  lange  Dauer  er- 
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foln^en.  Bei  der  Schwierigkeit  eiuc  i  Wcrthabschätznng  des  Berg- 
werks, der  Vcrwcndnugen,  des  Inventars  lässt  sich  die  Pacht  doch 
nicht  leicht  durchführen  und  ist  die  eigene  Regie  mit  Kecht  ge- 
wöhnlich vorgezogen  worden.  Die  Erbpacht  könnte  den  üeber- 
gang  ins  Privateigenthum,  namentlich  die  Biidang  von  Bergbaa- 
genossenschaflen  der  Arbeiter  selbst  anbahnen,  wobei  jedoch  ein 
Theil  des  BetriebsiLapitals  noch  vom  Staate  vorgesehossen  werden 
mttsBte»  wenigstens  su  Anfang. 

Vorpaclitot  siml  ii  A.  ux-istcns  dii-  spanisch r>n  QnncksilborlMTgworkf  von 
AlmadeD  goveaen.  S«  £aa  §.  178  (die  Pacht  nicht  so  «bweisciid);  dMiMh  Aoch  vor. 
Aufl.  S.  492. 

Die  Organisation  der  Eigen verwahimi!:  des  fiscalischen 
Bergbaus  hat  einige  Aehnliehkcit  mit  derjenigen  der  Forstverwal- 
tUDg.  Bei  dem  engen  technischen  und  wirthschaltlichen  Zusammen- 
hang der  Metallbergwerke  and  der  auch  regelmässig  und  am 
Besten  in  eigener  Regie  zn  verwaltenden  Hütten  besteht  zum 
Theil  derselbe  Behördenapparat  für  beide  Gebiete,  wie  auch  für 
die  Salzwerke  und  Salinen.  Bei  der  einzelnen  Grube  oder  Htttte 
findet  sich  dieselbe  Einrichtung  der  nntern  Arbeiten  wie  bei 
Privatwerken  (Steiger,  IlUttenmeister  als  untere  leitende  Beamte). 
Die  einzelnen  grösseren  Werke  werden  von  teehniseh  gebildeten 
Beamten  yerwaltet  (Diieetoien)  nnter  Beihilfe  von  anderen  höheren 
(Inspeetoren)  und  mittleren  technischen  Beamten  für  die  gewerb- 
Uchen  GeBcbÜfte  (Factoien,  Schichtmeistern  n.  s.  w.).  Die  nlher 
zusammenliegenden  und  sonst  teehnioh  zosammengehdrigeD  Werke 
bilden  wohl  ein  grosseres  eigenes  Revier  („Bergamt^')  unter  einer 
Oesammtdirection  (s.  B.  im  preussisehen  Saardtsfriet),  mit  Sp^ial- 
directoren  fttr  das  emzehie  Werk.  Diese  Behörden  stehen  entweder 
direct  oder  dnreh  provinziale  MittelbehOrden  unter  der  obersten 
BergbaubehOrde  des  Staats,  welche  letztere  jetzt  regelmtoig  eine 
llinisterialahtheiinng  (z.  B.  des  Ministeriums  fttr  Gewerbe  und 
f&r  Öffentliche  Arbeiten)  ist 

Beispiel.  Pri-nss.  n.  Aullicbutiix  tler  eigenen  Bergäinter  ISHl.  h  0)ht- 
bergamtsbczirk-  /n  Br.slau,  Halln,  Dortmund.  Tkiiin,  «  lausthal.  Eigene  B'-rgircrU- 
diroction  n\  baarbriicken:  1  VorsitÄ-ndcr  OJ.SOO  M.  lieh  ).  7  Mitjjli.  <1.  r  (4200— «000  M. 
Üch.),  2  Betr.inspectoren  (3000  —  3600  M.^.  1  Rcodant  ^4500  M.  lu  b.).  19  S.tcr.H.  u. 
Bochhalter  (2100—3300  M.).  7  As!>i:,tenten  (16&0— 1950  M.),  Kanzlisten,  Bot'«  n.»,w. 
Bei  d<  n  -  iiizelnen  Bergwerken  des  Staats  funjriren  20  Dir.  1.  Cl.  u.  10  Dir.  *i.  Cl. 
(wovon  bez.  10  u.  2  iß  Saarbr.,  Geb.  1.  Cl  4200—6000,  2.  Gl.  3000—4200  M.),  bei 
d.  Hfltten  je  5  Dir.  1.  u.  3.  (^.,  bei  d.  Salzwerki>ii  6  a.  3:  fcrntT  b«i  den  Beffv^Htra 
18  Betriebsinspectoren  (3000  u,  3t)00  M.  fMi  ).  i  il.  Hütt,  n  5,  In  i  den  Salzwerken  3; 
sodautt  bei  den  ä  KaUsgor.  binu  ^4— 17— Iti  Factorcn  (2950—3000  M.  Gek),  o. 
bcsz.  78—12—14  Schichtmeister  n.  Secretice  (1350—1800  U.  Geh.),  92—4—8 
ANi»teiiteD  (1860—1800  H.  Geb.),  amseidca  wsi  d.  Beagveriutt  6,  bei  d.  Seltr, 
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1  hftberer  Bau-  n.  Mascli.inspcctor,  bei  J.  Hütten  u.  den  Sal/w.  j>  1  Bau •  n.  liMCli.« 
in.'ister;  im  Ganzen  hei  d.  3  Kat<>^  23»*»— 55 — 53.  zus.  344  solcher  h«lif'r<  r  u.  mittl. 
Beamtonstrllon.  Ad  d.  Spitze  d.  Überbcnrämtüi  btt^ht  1  Bcrghauptmanu  (ti).dOO  M. 
Geh.).  ntbi  n  ihm  Obvrbcrgrätlie.  im  Ganzm  24  (4200—1)000  M.  Geh.).  Die  ol»<TOte 
Behörde  ist  d.  Min.abth.  f.  Berpvi-scn  im  y-tr.  Min.  il.  TifT.  Arli.  itcn,  mit  1  Dir.  n. 
4  vortnw.  Käthen  nebst  1  bi^s.  Uath.  Dieäc  Behördu  nie  diu  Uberber^iimter  fungircn 
mit  f.  4.  Oberanfiiiclit  ab«;r  d.  Priratbcrgbau.  Die  ohonab  mitunter  befrllndeten 
BefilichtanL'-cn .  il.xss  soldn-  Aiif-ii  lifHlj-  tiordm .  wenn  sie  nicht  vom  fiscal.  B-  rgbau 
völiiiT  getrennt  sind,  die  latoresai-a  des  Frivatbcrj^wcrkü  leicht  beeiutrüchti^eu,  haben 
i;e<renwärtig  ktam  mclir  Ben^shtigung.  Prensjfen  ist  bei  Weitem  der  crate  Staat  mit 
Sfaaisber'^bau  in  Di  nt-ü  lilaiid  ii.  in  Kiiropa.  In  Baiern  stehen  tlie  BergW(;rke  u.  s.  w. 
unter  d.  Gon.bcr^ft'.-  u.  SaLadministr.  im  Fiu.mioiat.,  ia  West-Ocsterr.  die  Beig^ 
werke  unter  d.  AckerKaaminist 

Die  I{eg<  lu  für  die  vort h ei Ihaf teste  eigi-ne  Bewirthsrhaftung  der  Staatsbergwerke 
er<ri»-bt  die  Bergbauiiundr.  ein  TVi<  il  der  Priratökonomik.  Sie  beziehen  sieh  vornehmlich 
auf  die  technischen  VeriiäUiiiätfc  des  Bei-gbaus,  d«  shalb  gehört  ihn  nähere  Dai- 
legtttlf ,  die  olin«-  ein  Eingelim  auf  viele  Einzelheiten  keinen  Zweck  liat.  nicht  in  die 
Fiainzwissenscliaft.  Soweit  difse  Beireln  volkswirthseliaftliclH  r  Art  sind,  müssen  <-io 
in  der  Voik^wirthsclial'tspolitik  bcliandejt  wcrd<,'n.  Kau  hat  iii  d.  5.  A.  §.  180  (und 
danacii  6.  A.  §.  201^  einiire  weitere  Bemerkungen  Uber  die  Einrichtting  derGeachftfle 
(l>  s  Staafsfiei'irViaus,  die  indessen  fur  die  tecbni^ehe  Seife  des  Ber^Iiatis  zu  allgemeio 
gehalten  sind,  um  belehren  zu  können.  VgL  Uau,  Volkswirtiiscliaftspol.  §.  33  If. 
Bosch  er,  Syst       §.  178  ft. 

Von  besonderer  Bedeutmii;  i.st  die  gute  Riiiriclituii^  des  Rcch- 
niingöweseüs.  In  dieser  iiinsicht  ist  zu  verlangen,  dass  auch 
in  den  der  LaDdesvertretang  vorgelegten  Ausweisen  die  Betriebs- 
ergebnisse jedes  einzelnen  Werks  richtig  zu  ersehen  sind  und 
nicht  Alles  in  den  snmmariBcheii  Ausweisen  über  alle  Werke  ver- 
wischt wird.  Zu  diesem  Zweck  ist  es  aber  aach  nüthig,  dass  alles 
das,  was  ein  Staatswerk  von  einem  anderen  an  Productcn  n.  s.  w. 
empfängt  und  an  em  solches  abliefert,  nach  den  tlblichen  Preisen 
durch  die  Reohnnngen  läuft.  (§.  151).  Denn  nur  so  erhält  man  ein 
richtiges  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einzelnen  Erwerbs- 
anstalten des  Staats. 

Nauit  ütlich  gilt  das  Gesagte  von  der  Veirechnung  zwischen  den  Boig-,  den 
Hüttenwerken  und  den  Staatsforsten  und  dann  wieder  von  derjenigen  zwisclieii  den 
verseil!  I<  n<n  IlQttenwcilcn .  in  welclien  die  Producte  durch  eine  Keilie  von  Vcr- 
arbcltungsstadien  hindurch  gehen.  Auch  die  Wegegoldfreiheit  darf  nicht  einseitig 
den  Stantswerken  gewUirt  werden,  weil  sonst  anter  deren  Kosten  ein  Bestandtheil 
fehlt,  der  bei  den  concumrenden  Privatwerk,  n  vorkommf.  D.  r  iimrtrag  erschie  ne 
dann  künstlich  2u  hociu  Klagen  dieser  Art  iuBaicrn,  wo  d.  Muaisbergwerke  da^  Holz 
um  85  Ftoe.  wnUMer  eiMelten  und  dnrcli  die  Befreiung  von  Wegi^eld  begnn  ti:.t 
waiden,  Hudhardt  I,  12S.  (Uau.) 

Mit  der  moilerneu  ^'e^kellr>entwickluug  und  uit  der  Be^ieitigung  eigener  Hütten- 
werke des  Sttnts,  welche  die  Erz«^  und  Kohlen  der  Stantsbergwerke  säbst  ?erbnnichen, 
wird  neben  der  leGlintschen  die  kaufmännische  Leitung  des  Staatsborgbaus  immer 
wichtiger.  Daraus  gehen  nnt  Ii  l.caondere  Schwierigkeiten  gerade  fur  eine  Staats- 
verwaltung hervor,  die  aiicii  mit  dafür  sprechen,  Erzgruben  eher  aufzngebun,  Kohlen- 
ttid  Salzwtfln  mit  ihren  eiA&Gheeen  AtMativerlikltoisMn  der  Producte  beimbehaltea. 
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Absehikitt. 

Ilüttonwerkc, 

Kau  5.  A.  §.  154  ^pricltt  üb»'r  ilio  lluftcnwcric  kiinc  im  A.  v.  AnlasT'"!!  /. 
Oe Werks betritib.  Die  Vcrbindoug  mit  d.  Bergbau  ist  indessen  auch  f.  d.  Sysitem  ma^s- 
giebeod.  So  ifchon  meine  6.  A.  von  Ran  §.  202,  20S. 

i>.  :^53.  Die  Frage  der  Zweckmässigkeit  von 
s  t  ;i  fitshti  ttenwerken.  Aucb  hier  sind  die  Zeitvcrüält- 
uisse  und  die  Entwicklang  der  Volk^wirthüchait  zu  tmtcr- 
äülieiden. 

1.  iiUtteuwerke  zur  Verarbeituni;  der  Erzeugnisse  des  lierg- 
baus  sind  gewöhnlich  wci^^eu  des  Z  n  h  a  mmen  hangs  mit  den 
Staatsbergwerken  auf  Staatsrcchuung  anjrclegt  und  betrieben 
worden,  in  früherer  Zeit  Öfters  auch  mit  Rücksicht  auf  Staats- 
forste,  um  auf  diese  Weise  die  gewonnenen  Mineralien  und 
gleichzeitig  das  sonst  schwer  abzusetzende  Holz  sicher  und  vor- 
theilbaft  in  möglichster  Nähe  der  Graben  und  der  Wälder  ver- 
werthen  za  kOnnen.  Die  technischen  Kenntnisse,  welche  das 
Hüttenwesen  erfordert,  hängen  mit  der  bergmännischen  Wissen- 
schaft und  Kunst  vielfach  zusammen  und  finden  sich  daher  bei 
den  Fachmännern  beider  Zweige  oftmals  vcreioigt  Im  Ganzen 
lüsst  sich  deshalb  Anlegong  nnd  Betrieb  von  Hüttenwerken  Seitens 
des  Staats  nnd  in  der  erwähnten  Verbindnog  mit  Staatsbergwerken 
nnd  Staatsforsten  im  volkswirthschaftliehen  Prodnetions- 
interesse  wenigstens  fttr  die  frttbere  Zeit  billigen  nnd  zwar 
ans  denselben  GrHnden,  wie  der  Staatsbergban  auf  niedrigerer 
Wirthschaftsstafe  passeiid  erseheint  (§*  250)« 

.Tide  £rfohraii(ren  beweis«!,  dass  StaatsliUtteiiwerke  voter  der  Leitung  wi^aea* 

schaftlirli  g<  liilclrf<'r  A'crwah.  r  und  unter  Vniuli.'er  Oljcraufäicht  und  {ruicr  roiitrol':' 
der  Staatäkaäüti  Nutzen  gebracht  haben  und  ähnlich  wie  die  Staat^beigverkc  :>cUK>t  aU 
Vorbilder  filr  den  Betrieb  toh  Privatireriien  dientea.**  (Kaa  §.  134.)  Uober  den 
Zus.haug  zwisch«!  Beif-«  Httttea-  n.  FoEBtir«8en  nocli  heute  im  Han  s.  VUfgf 
lath,  a.  a.  0. 

S.  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  in  nenerer  Zeit  in  unseren 
Staaten  eine  Aenderung  eingetreten.  Die  Frivatvrerke  sind 
in  der  Technik  den  Staatswerken  gleich  gekommen,  wozq  die 
Verbreitung  der  technischen  Lehranstalten  die  Möglichkeit  bot  In 
der  ökonomischen  Fflhmng  des  Betriebs  haben  sie  die  Staatswerke 
dagegen  yielfach  zu  (Ibertreffen  gelernt^  weil  sieh  im  HUttenweeen 
die  bekannten  Vorzllge  der  P^lTatbetriebsamkeit  und  die  Nacbtbeile 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können.  Bei  der  Jeuigeo 
AotidebnuDg  des  Privatbergbans  und  der  schon  eingetretenen  und 
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weiter  mögliclien  £iBscliräiikaD§f  des  Staatsbergbans ,  bei  den 
besseren  AbsatzTerb&Itnifisen  und  hOberen  Preisen  des  Heises  und 
bei  der  immer  mebr  erfolgenden  Verdrängang  des  HolsEes  darcb 
die  SteiniLoble  als  Brennstoff  bei  den  Sebmelz-  nnd  VerhQttnngs- 
proeessen  ist  daber  die  Beibebaltnng  der  nocb  vorbandenen  Staats- 
btfttenwerke  in  der  Regel  finanziell  nicbt  mebr  rätblieb  nnd  die 
Nenanlage  von  soleben  kann  voUends  nnr  noeb  in  Aasnahmefällen 
gebilligt  werden,  sowdt  rein  Okonomisebe  Rlleksichten  des  Pro- 
dnctionsinteresses  entscheiden. 

Für  die  Vcrausseriiu^  tlör  Hutteuwerke  darf  uun  sich  unbedingter  als  Int  dic- 
jenigti;  d<r  Bergwerke  des  Staats  erklären,  w*il  das  spi  calativ-kaui'uiänaiaiclio 
Element  brim  Absatz  der  HüUeupcoducte,  immer  viclitifer  wird  und  dieses  am 
Wenigsten  Sadn*  d«'s  Staats  ist. 

Die  Fnifce  der  Kt-ntabilität  der  Staateliüttenwerke  imVorhältsi«  zum  KaplUl- 
aiifwand  uwl  s«!lböt  d<'s  )»losscii  Rt;i  n  rt  r  au->  ist  s-  liwi^ri)?  zu  b*'aiifn-orf''ii.  F>'st  zu 
Stellen  scheint  ab«r,  dass  neuerdings  nur  ausnahms!Kr«*ise  ein«;  gute  Kente  erzielt  wird. 
Weon,  wie  Ticlfarb  nblicTi.  zwischen  den  Stutsberf-  und  Hüttenworknti  und  Forsten 
kein«'  ordnitlii  Ii'' .  mr>L'Ii' list  auf  (iiuiid  der  Marktpreis«;  «irfolgende  V-  rn  i  liiiuiiir  d<  r 
Abliei'uruuj^eu  und  Emplun^u  stattfindet  (§.  252),  so  ist  iiatiujich  gu  kuin  genaue» 
Urtheü  zn  gewinnen.  Aeltcn^  Daten,  bes.  wvt  die  snddentschen  Staaten,  Hara  v.«.in. 
bei  Kan  in  d<  r  5.  A.,  §.  154  —  Neuere  B«iispi«!le:  Prcussitn.  Die  Henta- 
bilitHt  der  Staalshiitt«  nwerke  und  die  Höhe  d<"s  wirkl.  Kein«'rtra}fS  i>t  mehrfa<'h  (ie.;?eii- 
stand  «1er  ContronTS«-  jreweseii.  ^"l•l.  B«-r^iHs,  Finanz..  S.  115  —  IV.).  Na«h  einer 
Privats«  hrit^t  „tib«  r  die  H«!trieb«<;rv:<?bnias.  d«  r  StaatshiKtf  n« .  rk.  i.  d.  Jahren  1853 — 60** 
lütte  der  Betri'l»  in  «ÜesiMi  8  Jahren  2,HH2.]i^i  Thlr.  Verlust  ergeben.  Naeh  ein«r 
auitlich'Mi  G«-gi  iia«  hrift  nntiT  demselben  Titid  wäre  in  dics<'r  Zeit  di>'  Summ*-  von 
435.55U  Thlr.  als  baar<T  üebersi  huss  alwreliel'ert .  won«  ben  der  Werth  des  jVnlasr«'-  n. 
B«'triebsl>ai)itai^  «lun  h  neu«.' V<TWi;inlun<:«:ii  aus  dt-ni  Erlös  u.  s.  w.  nm  1.4S7.'M  f>  Tlilr., 
d.  h.  von  ri..!»67,6S0  auf  6,920. S47  TIdr,  }j^esticgen  w;ir«>  so  dass  der  gi»iauinit<-  Gewinn 
1,923,469  Thlr.  batrug«-.  Dabei  sind  mnige  Aiisirabepoetoii  (Antheil  an  VerwaUnngS' 
aiifwainl  f.  il.  huh'^r- 1)  R-Tgbidi«)rden ,  Unf'Tstutz.  f.  B«'amte.  Arl>ei><  r.  '/us<  hu8S«!  /.n 
dtui  Kuapps«'liari->kas£>cn)  nicht  eiiuual  «  ingeru'  hnet.  Selbst  der  gßuit'  oOn..  augegeljeite 
Gewinn  bt-tri^t  jährlich  onr  240,86t  Thb.  oder  S  SSVo  <)<^  raathmaBslicheu  nittleren 
Kapital!)' traus  von  r)-244  Mill.  Thlr..  d«  r  baar«;  U-tbej-s- linss  aber  ni<:ht  <'iniiial  Oi»*/« 
jährlich.  In  den  Jahreu  1862 — war  nach  den  Ücsuitateu  der  btaabbausbalts- 
recbniin?  das  B<*triebseti(e.bnis8  der  Hiitfenwerke  dmrcbschnittL  0'377  Thlr.,  Max.  0*50 
in  1S60,  n  i4  in  li56>>,  wo  die  n«nen  Provinzen  (Hannov«r)  •'ing''S«hlo>s«n. 

Statist.  Jahrb.  UL  Die  Voran !><  h läge  gewöhnlieh  «  twas  gUnstiijcr  als  rlie  Ervrt  bniss«-. 
S.  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  202,  Note;  a.  An  der  glinstigen  Conjun«  tnr  können 
si<:b  Hüttenwerke  des  Staate  b«d  d«'r  Nolhwendigkeit  ein<'r  raschen  Anpassung  dej 
Produi  tiöti  an  d«'ri  B<'darf  des  ^^■rk' lir<  ui^  ht  ^o  leicht  beth<rilig:<  ri.  als  l  iiifarlir  Bcr.'- 
wcrke  wii'  auf  Kühl-  ii.  A.  f.  d.  prcUss.  btaat>l!iitten  1>>74:  roh  22  4(i,  Kosten  21" iö. 
rein  101.  ErtJ.  bjiiss  b.^z.  22-91,  23-42.  Defi<  itü51  MÜl.  M  ;  A.  f.  1S75:  23-32.  21-39, 
C.;bers<  lmss  1-92;  f.  1876:  22*65.  20-9S,  Viu  Mill.  M.  Kii^.  lm.  f.  1S79/80,  ISSO/SI 
u.  Auschl.  f.  l>iH'2/b'S  u.  1S83/84  bei  d.  Uatten  allein  b.  z.  roh  17-33— 1^-63—19- 17— 
19*53  M.  M.  (woron  Uber  %  ÜMZer  Hutten  kommen),  rein  0*909—0*672 — 

O  fjOt)— 0-529  M.  M.  Ueber  d.  Harz.  bes.  d.  Silberhntten,  s.  N«ig^«!rath  a.  a.  0.  — 
Uebcr  Hannover  in  irUberer  Zeit  L<  hzen,  I.  155,  über  Baden  Kegeuauur, 
8.3861?.,  ttber  Wartomberg  Herdegcu,  &  114,  Hoffmauu,  Fuianztochl,  £,368, 
Riecke,  S.  185,  Uber  Baiern  Yocke  ia  der  Baier.  Stat  Ztschr.  1871,  S.  115. 

3.  In  neuester  Zeit  haben  sich  tlaher  aaeh  in  Dentseh- 
land  die  Staaten  bestrebt,  den  Hflttenbetrieb  gans  elnsn- 
stellen  nnd  dies  wttrde  oft  noeh  raseber  gesebehen,  wenn  sich 
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iminer  leicht  geeignete  K&nfer  und  Verkaofsgelegenheiten  zu  eiiieiu 
leidliehen  Preise  fänden. 

Au(  Ii  liii  r  milSS  Qbri^ens  diu  RceA  gcltt^n ,  dass  ein  Hüttenwerk  nicht  linper« 
Zi  it  Ziiljussf  v<  rlari!r*'n  darf  (,S.  611)  und  dass  »'s  hosscr  i-t,  ^\<]\  mit  cinrm  niedrifrt'ii 
PiciS)'  zu  bcg;uügcu,  wenu  die  daraus  flicssoudL<  Jientc  nur  dcu  audaufmdeii  Ueiu- 
ertrag  des  Vera  UböstaiKt  Getrennt  ron  dorn  Werke  sellMt  erfolgt  in  der  fiefel  die 
^''T.inssemiip:  von  angesammelten  Yovrfttlien,  in  denen  auch  eft  ein  bedeutendes  Eapilal 
lange  brach  liegt. 

Beispiele.   So  sind  in  Baden  alle  Hütten  des  Staats  Terlnaseit.  die  letzte 

ISns,  wobei  «  in  anselmlirlior  Thril  do.s  aiijrenoinnM'in'n  Kapitalworths  vfrlon^i  ge'jr'-bcn 
werden  musste.  Auch  in  Preussen  ist  die  allmälise  Veräusserurt^r  jetzt  lieaJjsichtigt 
nnd  namentl.  1870  das  grosse  schics.  Werk  KOniphilitto  n.  s.  v.  för  1.30(j,000  Thir. 
Terkauft  wonl.  n.  Ihr  Ifeinorfrair  war  1870  auf  93,160  Thlr.  im  Etat  v..ransrhlagt. 
Im  J.  Ib74  wunli'  Ji.-  Ei^fiiirii^ss'Tci  in  Bf-rlin  aufu'-flöst.  It574  Ix^tandt-Jt  uo  h 
12  Hüttenwerk*;,  aauil.  7  EiscnlinU-ij  mit  4  Iloi^liörcn,  5  lih'i-  u.  Silb«Thütt«'ii.  Ilas 
Enpferberg-  u,  Hottonwerk  liiech.  lsdoi-f  (längtr  Zobtissirmlx  )  ist  1673  voräusseit 
worden  1^^:^  no.  h  aiissorli.  d  Harzes  in  Preussen  1  Silber-  u.  Blei-,  1  Eij^n- 
giess-,  1  iüisciihutte  liMalisrh.  W  eitere  Daten  in  uieint-r  6.  A.  Kau'ü,  §.  2ü<{,  Nole  — 
In  Preussen  sind  reranschlagt  als  ErlSs  fiir  Prod.,  Mater.,  I]i?cnL  aufgelöster  Staats- 
hatten  1870  810,000  (Konitrshntte),  1871  100,000  Iblr. 

4.  Einem  Bolchen  Vorgehen  stehen  aneh  die  in  §.  251  ge- 
ftnsserten  Bedenken  gegen  den  Verkauf  von  Staatsherigwerken  nicht 
in  gleichem  Grade  entgegen,  com  Theü  werden  sie  hier  in  hölieiem 
Maasse  dnrch  die  Rflcksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  akono- 
miseh-techniach  genflgenden  Leitimg  ron  Staatshttttenwerken  flher- 
wogen.  Der  hisherige  Besitz  7on  Hüttenwerken  des  Staats  ist 
theils  niemals  sehr  umfassend  gewesen,  theils  seit  länger  nicht 
mehr  hedentend,  so  dass  die  Beihehaltang  oder  Ver&nssening 
wenige  der  in  §.  251  henrorgebobenen  Wirkungen  hahen  kann. 

Der  Factor  Natur  spielt  auch  bei  der  Produetion  eine  nntergeordnete  BoOe  in 
den  Hütton^'tirkeii,  eine  Hauptrolle  in  den  Berg-worken.  Die  principielle  Re><-itij?un5 
dos  PriTateigcnthums  an  crsteren  kann  vollends  uur  in  Verbindung  mit  einer  voll- 
stSndlgen  Umgestaltong  der  Oifanisation  der  Votlcswirthschaft  in  Fn^  Iwmmen  md 
wurde  ein  rilinliches  Vorgehen  bei  den  Fabrik i^n  voraussetzen,  wovon  hier  abjre>'_Kv n 
werden  kann.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  ausschliessliche  Zolassnng  von  Staats« 
bergworken  eine  Frage  der  Ordnung  des  Eigonthvmsreriiftltnisses  einer  Boden* 
katcgorie  ist  unil  an  und  fiir  sich  und  praktisch  nicht  undurchführbar  erecheint, 
wenn  auch  Zweckmässigkeitsgründe  sie  verbieten  mögen.  Die  gleiche  Forderung  b«i 
Hüttenwerken  geht  viel  weiter  und  ist  viel  schwieriger  zu  verwirklichen,  weil  sie  die 
Bechtsordnung  des  Kapitals  betrilil.  Wie  sehr  verschieden  aber  die  Frage  des 
privat'^n  Grund-  u.  des  privaten  Kapitaleigenthums  zu  behandeln  ist.  ist  in 
meiner  Grundleg.  2.  Abth.  bes.  K.  3  u.  4  (namentl.  307,  341,  342.  344,  3bS) 
an^^hit  Vörden. 

5.  Ebenso  wie  bei  Berg>verken  kann  indessen  hei  Hütten- 
werken  erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einxehie 
Private  und  an  KapitalisteDgeBellschaften  (Actiennntemehmungen) 
tibergehen  zu  lassen,  aus  dem  Hüttenarbeiterpcrsonal  Prodnctiv- 
associationen  bilden  könne,  denen  durch  die  Stundung  des 
Kaufpreises  und  durch  Darleihen  von  Betriebskapital  gpgeu  iiui^- 
same  AbzaUluu|^eu  Credit  gewabrt  würde. 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


HatfeDwmrko.  Salzweike. 


Die  OpTur  dos  Staats  wcrflen  dabei  oft  nicht  grösser  zu  s.-in  braiichcn,  als  \mm 
bisherigen  Betriub,  d.h.  auch  nur  in  zeitweise  uiedhgercui  üowina  ^lucrum  cussaus) 
iMStohen.  Der  nicht  zu  leiifn«iide  VotUien  bei  der  Verwandlung^  eines  bestellenden 
Staats-  oder  eigentlichen  Privat«erks  in  ein  Actiennnteriulimen .  dass  ncmlich  die 
Schwierigkeiten  der  ürOnduaig  und  lobotriebsetzaag  fortfailca «  kommt  bei  der  Ver- 
Wandlung  in  aolelio  Assodationsuntemehinen  ebenso  in  Betncht 

So  lange  Hüttenwerke  vom  Staate  noch  besessen  werden,  sind 
sie  in  der  Kegel  nnr  in  eigener  Regie  zu  betreiben.  Diese 
muss  daun  möglichst  auf  kauf  mann  i  sehe  ni  Fusrc  eingerichtet 
werden,  eine  Gcwinnbetheiligung  (h  s  dirigirenden  Personals  kann 
dazu  eniptehlenswerth  sein.  Hinsichtlich  der  Verrechnnng  der 
Erträge  gilt  das  im  §.  252  bei  den  Bergwerken  Gesagte. 

Die  Bctriobsmater.  u.  Utensilien  al)Sorhircn  den  TIauptiheil  der  Kohcinn.  hei 
den  IlüttenM-erken ,  so  in  Preussen  A.  f.  1S7Ü  (also  no.h  in«i.  d,  schles.  Kr»uiiys- 
hütte)  bei  einer  Totalansgabc  von  6,116,U34  Thir.  jener  Posten  l.ir»K»iI7:  ferner  die 
Bauteil.  Befncbsanlagen  u.  d.-ron  Unterhaltung  3GÜ.885,  die  Hetriehslöluie  1 M  1.20(1  Thlr., 
Ueincre  sachliehe  Bedürfnisse  ltJ,014,  Zuschüsse  zu  den  Knappschaliskasseu  27,3ti5, 
Abgab,  u.  (hundentschäd.  15,294,  Besoldungen  (109  Stellen)  83.313,  andere  persOnl. 
Ausgaben  7450  Thlr.  Die  Privaten  werden  vornohmli«  h  nar  an  den  ersten  2  Post?*n 
Ersparungen  (Yerbessorungcn  der  Technik)  zu  machen  suchen  können ,  kaum  an  den 
Besoldiingen«  und  sonst  eben  nnr  dardi  AuftBclien  günstigeren  Abmlsw  eine  höhere 
Rente  crmsglii  heii.  atirh  hier  nicht  danenid  mit  Erfolg:,  wie  die  Lüge  der  Hetall-, 
bes.  Eiseoindastrie  nach  1873  zeigte. 

3.  Absclinitt 
Salzwerke, 

liau  handelt  von  den  Staat^ai/swerken  im  Abschnitt  vom  Salzrcgal,  §.  184  IT. 
Da  lottleies  ab  Besteuern ngsform  zu  betrachten  ist  (§.  211),  nrass  der  Gegen- 
stand Ider  jetzt  getbeilt  werden«  wie  achon  in  meiner  6.  An^.  Ran 's  §.  304 — 205* 

L  —  §.  254.  Beibehaltung  oder  Veräassernnj^.  Die 
Salzwerlse  des  Staats  baben  sieh  in  ftbnlioher  Weise  wie  der 
Staatsbergban  entwiekelt  nnd  sind  namendieh  ans  dem  Bergregal 
bervorgegangen.  In  dieser  Hinsieht  gilt  für  ihre  Beibehaltung 
oder  Veiänssernng  nnd  anoh  ftlr  ihre  Bewirthsebaftung  im  Gänsen 
dasselbe,  wie  für  den  sonstigen  Staatsbergban  (§.  250).  Naeh  den 
Bemerkungen  in  §.  250  nnd  251  erseheint  die  Beibehaltung 
Ton  Salxwerken  nnd  Salinen  aber  (tkonomisch-technisch 
weniger  bedenklich  nnd  mit  Rttcksicht  anf  die  Gtofabr  mono- 
polistischer Ausbeutung  der  Consumenten  durch  Producenten  und 
Handler  bei  einem  so  unentbehrlichen  Verzebrungsgegeustaud,  wie 
baiz  unter  Umstanden  selbst  zweckmässig. 

Vgl  schon  in  Alt-£om  die  Mouopolisirung  nüt  ans  diesem  Zwecke.  Mar- 
qnardt  a.  a.  0..  IC,  154,  271  u.  o.  §.  210.  Note  4. 

Die  Staatssalzwerke  nehmen  ferner  vielfaeh  noeh  eine  andere 
Stellung  als  die  flbrigen  Bergwerke  des  Staats  «n,.weU  das  Sals 
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seit  lange  einer  VerbranclisB teuer  nnd  zwar  insbesondere 
einer  in  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  L&ndem  an 
unterliegen  pflegt  Um  dieses  Salsregal,  welches  nach  der  ge- 
wöhnlichen Einrichtung  die  Gewinnung  und  Bereitung  des  Koch* 
Salzes  sowie  den  inländischen  Handel  mit  demselben  im  Grossen 
begreift,  möglichst  bequem  und  vollständig  als  Bestenemngsmasa- 
regel  fttr  einen  rein  finanziellen  Zweck  auszunutzen,  hat  der  Staat, 
namentlich  in  Deutschland,  den  Betrieb  der  Salzwerke  sich  gern 
selbst  vorbehalten.  Auch  bei  neuentdeckten  Salzlagern  und  Salz- 
quellen, die  ihm  nach  dem  Bergregal  zur  Verfligung  standen,  ist 
daher  selten  eine  \  crleihiing  an  Dritte  erfolgt  fz,  ß.  Ludwigshall 
bei  Wimpfen,  in  einer  hcss.  Excluve,  iiaiii.  In  der  That 
sprechen  manche  erhebliclic  Gründe  der  Vcrwaltnngs-  und 
Bcstcuoruugstechiiik  dafür,  da  wo  einmal  das  Salz- 
regal als  Verbrauchsstenerform  besteht,  die  Salz- 
gewinnung in  eigenen  Werken  des  Staats  auf  Hech- 
Dung  des  letzteren  zu  betreihen. 

i>iu  sonst  bchr  libtigc  uud  »(  hwierigo  Controlu  dar  Pnvatsalzwerke  fallt  dabei 
fort  und  die  Staatswerkc  äcklaguu  beim  Verkauf  glcick  die  Steuer  ^uui  Preise  hiiuu 
oder  erheben  in. ».  W.  diese  Stauer  im  Uaifiniaslgeii  Ktgalpidse,  also  mit  bfllisea 

Erhebang^kostcn. 

üolKjr  t\&6  bsüzregal  als  solclic  A  iTbrauchsstcucrfurm  ist  erst  in  der  spedelleu 
St^eriehre  (B.  H  d.  i'in.wliiä.)  zu  handeln,  uiibori  i  inthemi  Verwerfung  der  KtT:;t]icn  als 
einer  besonderen  Einnabmeart  gcmäsä  (§.  211).  Hier  niuss  eiustw(  il<  n  dii-  Itcm^Tkuns; 
genugeu,  daää  die  KegalitiiiUBg  des  SaUcü  iu  uaüerer  üegeuirart  uud  tu  unserea 
Staaten  indeMen  jedenblb  keine  notbwendige  vnd  mitunter  itelue  gute  BestSM- 
rongsform  melir  ist 

An  Stelle  des  Regals  ist  daher  aneh  mehrfach  einegewlibn- 
liohe  Salaverbranchsstener  getreten  oder  das  Sals  ist 
gänzlich  von  der  Stener  befreit  worden.  Im  ersten  Falle  liegt 
kein  so  erheblicher  Grund  wie  bei  der  Kcgalisirung  des 
Salses  Yotf  dass  der  Staat  selbst  Salzwerke  besitze  oad 
aitf  eigene  Rechnung  betreibe. 

Die  Privatbetriebsamkeit  lui  hwv  wieder  manche  Vorzüge  uii.l  aiicii  die  zweck- 
mässige Fonn  der  Eriiebang  der  Salzsteuer  gleich  beim  Product;nt.'n  .'nvcist  sich 
re<;ht  wohl  durchfülnlvr  Es  sind  daher  bei  dur  Ersetzung  des  Kegal?  durch  ein<» 
gewöhnliche  Steuer  ölturs  die  Staatssalzwerke  vor&ussert  worden,  besonders  kleioere. 
wenig  ergiebige.  Verttmerangsabsichten  seit  dem  das  Salzregid  dnrch  eine  andere 
S;il/v«'rbi;iU('lisst«-iit*r  «Tsetzenden  d  Nordd.  Burid>'.s  v.  12.  Oct  1S67  in  Pr<'n  >><  n. 
So  woide  die  Saline  Orb  in  dem  vou  Haiero  abgctretooen  Landstnch,  Sülbeck  im 
Hildeshehnseben  abgegeben.  Nncb  d.  A.  f.  1871  sollten  die  Salinen  m  K&nigabon 

(Kcalit.-W.Tthsinsrhl.  120,000  Thh.)  und  Kotlieiifelil,'  Uhgl  ^S.OOO  TM:  i  i:ri  O.R  A.B. 
Dortmund  vcrkault  werden.  Der  iieinertrag  war  nach  d.  A.  f.  Ib71  2U«01()  u.  3810  TUr. 
Anch  znr  Zeit  des  Salzregals  waren  schon  mehrere  Pilratsalinen  rorbnaden,  im 

den  alten  Provinzen  von  18  Uberhaupt  10  (incl.  der  hess.  in  Kreuznach).  Von  den 
1(»  hannov.  Salinen  waren  nur  2  fibcalis«  h .  die  beitlm  genannten  zu  Sülbeck  u. 
Kothcnfulde.   1S74  beditäü  Pieuoaeu  noch  3  SalzwurU  u.  ti  SaUuen,  IbSS  nocb  3  o.  ^ 
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(beä.  die  beideu  grossen  AnUf^eu  z.  SohADebeck  u.  Stassfurtb).  —  In  dtu  anderen 
deatächeu  Staaten  ist  si  it  der  Aufhebung  des  Salzr.  !;;ils  noch  w*  Tiig  Veriindrning 
eingetreten.  Baden  betreibt  noch  »eine  beiden  Werke  m  Rappenau  u.  Dürrlielui, 
in  Baiern,  Wttrtoiitberg  gehOten  alle &LnreKko  dem  Staate;  Sachsen  hatte  schoa 
firoher  keine. 

Bei  grossen  und  e i n tr ü^l ic h c n  Werkcu  ist  indessen 
die  Beibehaltung  im  Staatseigeothuui  und  Staatsbetrieb  ininieihiu 
zulästsig.  Von  den  in  2ät>  angetuhrten  Gründen  kommen  hirr- 
fOr  besonders  die  in  Betracht,  dass  das  Salz  keiner  weikK-n 
schwierigen  Hearbeitiinir  untL'rHt'i,4,  sondern,  wie  Kohle,  nkuh 
vcrkäullicb  ist  mul  dass  die  Eiiiebuug  der  bteuer  gleich  bei  den 
Ötaatswcrken  be<iueni  und  wohlfeil  ist. 

Wo  endlieh  die  Salzstcuer  ganz  aufgehoben  wird,  da  ist  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  von  Staatssalzwerken 
wieder  wesentlich  dieselbe  wie  beim  Staatsbergbau  tiberhaupt^  nur 
dass  dann  am  so  mehr  der  Gesiehtspanct  des  §.  2b2  zu  er- 
wägen ist 

IL  —  §.  255.  Bewirlhschaftnng  der  StsatssaU- 
werk  e. 

1.  Bei  bestehendem  Salzregal.  Die  Verwaltung 
auf  eigene  Kechnung  (£i genbetrieb)  ist  hier  die  gewöhn- 
liche und  gewiss  aueh  die  zweckmüssigste  Bewirthschaftungsform. 

So  vor  wie  naeb  Aufhebong  des  SaliNfab  in  Prensaon  (onter  dem  Kandels- 
■uniat).  Baiern  lua-m.  &  auch  Han,  1. 189,  v.  fer.  Aull.  §.  320. 

2.  Ohne  bestehendes  Salzregal.  Der  Eigenbetrieb 
ist  auch  hier  wohl  am  Rttthliehsten  nnd  aaeh  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Produceoten  erhobene  Salzverbranchsteuer  existirt. 
Die  Verpaehtung  hat  die  gewöhnlichen  Schwierigkeiten  einer  Vcr- 
pachtuu^^  von  Ber^wcikuii,  iiuLteu  u.  s.  w.  Ihr  vorzuziehen  ist 
eventuell  die  VerUusserung. 

Die  vUrteiiib.  Saline  Clomenshall  war  bis  1S4H  v«;rpai]itL't.  IJau.)  In  den 
deutsi-ben  LüiMieri)  war  vor  wiu  na«  h  AuflieWng  tl<j.s  Ki.i^;ü.s  fast  nur  Eigen- 
venraltung.  Die  beiden  Verpachtungen  in  Prankreich  sind  nicht  gut  ausgefallen. 
S.  Kau,  §.  m  Mate  6«  §.  m  S.  26ü  ib.  A.).,  u.  rof.  And.  dieses  Baads  S.  501  Note. 

Bei  der  EigenverwaUnng  ist  besonders  anf  Kosten  Ver- 
minderung bei  der  Salzprodnetion  und  bei  der  Verpaekvng  nnd 
Versendung  von  Salz  binsnstreben.  Soviel  als  möglich  empfiehlt 
sich  der  Salzverkauf  ab  loco  (des  Werks).  Er  sollte  bei  einer 
Beseitigung  des  Regals  die  Kci^cl  sein,  was  ein  weiterer  Vortheil 
hiervon  ist  Wo  das  Regal  i>esteht,  mlisste  der  Staat  wenigstens 
darauf  hinstreben,  um  so  die  Kosten  für  die  Niederlagen  (Gebäude, 
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Beamte,  Diener)  zu  erspareii.  Im  Uebrigen  ist  die  EiDriebtaiig 
des  EigenbetriebB  ganz  äbnlieh  wie  bei  Berg-  und  Httttenwerken. 

Etni^s  Weitero  zat  Technik  des  Betriebs  u.  Ober  tochnisdie  Yerbeeaernng«!!  bei 

IJau.  §.  I*''.)  Noten,  ninl  meist  Janarli  norh  \or.  Atifl.  d.  R.  S.  oOS.  Indessen  n  i- h<*n 
solche  Motizon  doch  nicht  aus  u.  die  technischen  u.  priratökon.  Fragen  als  soi<'he 
geboren  nicht  in  die  Pin.wiis.  8.  bes.  die  Werlte  aber  Technologie  (R.  Wagner, 
('liriii.  Trclihol.'.  (ir'issr  ncdc.utung  liat  Ix'i  um ollkouiun  uer  Cominunicatiuii ,  daher 
frabcr  mehr  als  jct/.t,  die  Kortleitung  der  Soolc  nach  Orten,  wo  der  Brennstoff 
billiger  und  die  Snlmbfiihr  Idc^tar  O^telsUnnergat,  südML  Obwbueru,  L*iitiuig 
zvischen  Berditesgaden,  BeicbenbtU,  ^muKelo,  Boioihelin). 

Die  ReinertragBverbältni  Bse  der  Staatssalzwerke  lassen 

sich  natürlich  nur  da  richtig  und  genau  angebcu,  wo  kein  Regal 
besteht,  oder  wo  die  Betriebser^cbnissc  scbaii"  von  den  Ergebnissen 
der  Uegalverwaltung,  wclclie  diiicli  Ausscbluss  der  Coiicurrenz  den 
.Sal/preis  steigert,  getrennt  werden,  wuö  nicht  immer  der  Fall  war 
und  iät. 

Beispiele:  Preuüsea«  Salzvcrke.  Keuhn.  ibdö  1*202  MüL  Tblr.  ßohciaa.. 
697.000  Tblr.  Kosten,  504,000  Tblr.  RcincHr..  voneben  d.  Salzmonopol  0'277  Hill. 

Thlr.  roh  orlrug,  "i  Sl  Mill.  Tlilr  Kost.  ti  in.ulil.-,  also  ()'4«7  Mill.  Thlr.  r.  in  .  i-a}.. 
A.  t\  ibll  (incl.  neue  Proviiueu)  SalzverJ^e  £iui».  1.492,»7U,  Ausg.  ],01U,093  Thlr., 
Uebcrschuss  482,383  Thlr.  Erhobl.  Unterschiede  bei  d.  einz.  Werken,  so  nach  A.  fOi 
1^71:  Saline  /,u  Schönebeck  Kohciiin.  4S4.:}ÜÜ,  Lebcrschuss  lin,4r»0.  Salzwr.  zu  Stass- 
fnrt  51I,)5.»Ü  u.  1^4.950,  Sal.  zu  Dürrcnborg  184.270  u.  7.S,«»2ü,  zu  Artom  .''..770  u. 
11,1H0,  Salzr.  bei  Erfurt  59,4'{Ö  u.  3420,  Kiinigsbom  Hü,l(i5  u.  20,010,  Ncusakwerk 
41,840  V.  792.').  Koth.'nfrl.l.'  20,.jlo  ii.  Münster  a.  St  14,9S6  u.  42^7;  So...i.«n 

dagn^en  bei  21.000  Thlr.  Eiun.  10,52")  Tlilr.  Zu^dui^s.  Jiodcnberg  dsgl.  13,375  a. 

Thlr.  1^74  Eii^cbu.  d.  ganzen  Süiiuejuci  wultuu;^  ruh  4'92,  rein  O  bl  Mill.  M. 
A.  1^75  4-89  u.  0  75,  1876  510  u.  0  94  Mill.  M.  1879/80.  1880/1881  Ergeba^ 
1882/83  u.  188</84  Anschl.  roJi  5  (H1  — ."iTI.J  .'>•  J(i2  —  5  !*s:)  M.  M..  rein  I.IO*;  — 
1095 — l'43fi — l'ü82  M.  M.  —  Uaden.  Herabsetzung  des  Ertrazsanschlags  dos  Salineu- 
betriel»  1876 — 77  gegen  die  vorher.  Badiretpor.  v.  961,000  m  784*000  H.  loh,  s.Th. 
\v.:il  die  Salzpreise  in  Folge  der  ConctirrL-nz  crliehlich  gewichen  seien;  Gcsammtetat 
der  SalincuTcrwalt  rein  1875  0*3,  1870  0  153  Miil.  M.  —  Baiern,  Salineorerwaltong 
A.  1808  n,  69  loh  1*83  MÜL  II.,  rein  40,000  fl..  Ergebniis  1868  f43  «,  0*187  HUL  i., 
A.  1870  u.  71  1-2:»  Mill.  fl.  u.  120,000  fl.  rüh  u.  r.  iii,  A.  1876  u.  77  n»h  I'517  3CUL  X. 
S.  Yocke  a.a.  0.  1.  die  Zeit  bis  IbGS,  Zt^chr.  1871,  S.  112. 

4.  Abschnitt 
Gewerksanlageu. 

§.  256.  Hierhin  geboren  besonders  Staatsfabriken.  Bei 
Bolchen  Anstalten  können  dreierlei  Zweeke  nnteisebieden  wer- 
den,  welche  aber  mitanter  bei  einer  einzdnen  znsammentreffiBn. 
Aach  im  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sieh  ein  geBchiobtlicher  Weehsd 
dieser  Zweeke. 

1.  Die  Anstalten  kennen  einen  rein  finanziellen  Zweck 
haben,  um  dem  Staate  eine  Beineinnahme  für  die  ei^eutHehen 
StaatBbedOrfnisse  aar  Verflttgang  zn  stellen. 
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Nur  in  diesem  Falle  gcbdreD  sie  zu  den  priratwirtlibclmftlii  Inn  Anstalti  ii  im 
strciigeo  Sinne  (§.  19S).  Ein  solcher  Zweck  hat  aber  kaum  je,  weder  früher  noch 
jetzt,  bei  den  vorgekommenen  Staatsfabriken  ausschliesslich  obgewaltet.  Gegenwärtig 
vird  man  nur  veflui|^n  mUsseii,  dass  der  Gcsichtspunct  privat wirthschaftlicher  Renta- 
bilität Toransfehe.  Da  zoiirt  sirh  i in i essen .  dass  der  Staat  liier  im  Kigen  betrieb 
sdten  gUuätige  Krgubiti:>sc  cr/.iuit.  Auch  diu  Verpachtung  iät  kaum  einträglich 
und  schwer  durchführbar.  Mit  Recht  werden  dahor  die  (iewerksanlagen ,  vett 
der  zweite  Zweck  nicht  mehr  wicliiig  m  sein  ptlcgt,  lieber  auffrcgobcu  iiini  vcräussert. 
In  einem  solchen  Falle  konnten  mitunter  Veiäuchc  mit  rroductivassociationen  tu 
Erwafong  kommen.  Diofi«!  Ije^prochene  Tabaktmanufactiir  in  Strassliorg,  auf 
d.  elsass-lothr.  rsudget.  gehört  in  diese  1.  Kategorie.  Ihr  behauptetes  „Fiasi  o"  b<  wiese 
g6geQü}>ei  dem  Erfolg  masaloser  teudenzpoUtischer  Angriilc,  denen  auch  keine  Pri?a(r 
fitbiik  videntinde,  ideM  vieL   A.  1882/88  5'69  Min.  M.  roh,  0*833  MUL  M.  roin. 

2.  Die  Austalten  haben  einen  vol  k  swi  rthsch  ältlichen 
Zweck,  und  zwar  lllr  die  Prod  ucti o  n  s  int(  rcssen,  indem  sie  als 
Muster  anstaltcu  dienen  und  neue  Gewerbzweige  eini'ttbren  sollen. 

Diesem  Zwuok  verdanken  viele  früher«;  un<l  inanrhc  noch  heute  bestehende  Staats- 
fabriken ihre  Euktchung,  besonders  >ü!o1i«j  aus  dem  Gebiete  der  Kunstgewerbe, 
so  Porzellan-.  Teppich-,  T^etcnfabr.,  Glashütfi'n.  (ilasmalercicn,  früher  auch 
Webereien,  Tuchfa))rilven  u.a.m.  Kinigc  AnstaltLii,  wie  (IIa*?-.  Zie^clhütten.  Miililcii 
Brauhäuser,  \Vcinkuii*-reien,  selbst  Wirtiishäuser,  sind  aus  dem  landwirthsch.  Duuiuiiium 
mit  hervorgegangen  u.  vollends  zu  vi  ruussom,  §.  282.  Sie  haben  mituttter  ihren 
eitcentlichen  Zweck  erreicht,  freilich  vidfarh  unter  grosser  llintansetznn j  der  Kenta- 
bilitit.  Insofern  sind  sie  vollisvirthschaftlich  unter  don  ^lassregeln  und  Auiigabcu 
des  Staats,  durch  welche  mit  finanziellen  Opfern  die  Gewerbe  befördert  werden  sollten, 
zu  benrtheilen.  In  der  Gegenwart  lassen  >ie  ^ieh  in  Tinsercn  Staaten  wohl  meistens 
entbehren.  Sie  werden  daher  am  besten  aufgegeben,  da  die  sonst  erforderliche 
Betreibung  nadh  dem  priTatwirthschafItlichen  RentabiliUtsprincip  keinen  sonstigen 
Erfolg  zu  haben  pflegt.  Als  Geschniaek.-,biMunijs-  u.  Gcschuiackbcrlialtuiigäaiisfaltcm 
können  die  vielen  staatl.  Porzellaut'abriken  allerdings  immer  noch  in  Hetracht  kommen. 
IMe  Weiterbildung  nach  den  Erfordernissen  der  Jetztzeit  erfolgt  etwa  so,  dass  Speciat- 
kiin-tsi  LuIeii  (Maler,  (ilasmaler)  damit  verbunden  werden  (Serres.  Nymphenb.),  wo  dann 
die  Ausirabe  wiedi  r  eine  aiub-ie  Rnleuturiir  erhält.  Indessen  wird  durch  anL^^emesseric 
Besteiluuguii  de^  Staats  bei  Privatfabriken  im  kuustindustr.  Interesse  jetzt  ziemlich  das- 
selbe zu  crreiclK-n  sein,  als  dorch  eigene  Staatsfabriken,  ohne  dass  dabei  so  gtosso 
Kosten  wie  bei  diesen  vom  Staate  getragen  werden.  In  Prenssen  deutet  die  f^egcn- 
wiLrtigo  Stellung  der  K.  Porzellan manufactur  im  Min.  f.  Unterricht  u.  s.  w.  neben  dem 
technischen  Dnterrichtswesen  darauf  hin,  dass  ähnlich  wie  bei  der  Uebertragung  der 
Pofti.  u.  Forsten  an  d.  landwirtliäclt.  Ministeriiim  der  finaozieUe  hinter  dem  rolks' 
wirthsch.  Gesichta^uiict  zuruckuelca  soll. 

3.  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  den  eigenen  Bedarf 
des  Staats  an  bestimmten  Sachgütern  zu  befriedigen.  Auch  hier 
ist  die  Staatsindnstrie  nnr  ansnahmsweise  an  Stelle  der  Privat- 
induBtrie  noch  henteatage  bei  ans  in  iinansieUer  Hinsicht  räthlich. 

I  raher  Hessen  sich  die  Porzollanfi&brikon  auch  hier  mit  nennen,  ein  wenig 
selbst  jetzt  noch,  imlem  sie  luxuriöse  Ehrengescheukgegenstände  für  fremde  Monarchen, 
Staatsmänner  lieferten.  Auch  für  solche  Zwecke  reicht  die  Privatiudustrie  jeut 
ySllig  «u.  S.  sonst  oben  §.  ItfS. 

Bei  der  oft  irrationellen  Bechnnngsftlhning  der  Staatsfabriken 
ISsst  sich  Übrigens  nicht  immer  der  wirkliche  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt,  und  daher  auch  nicht  der  wahre  TerbiUtniss- 

mässige  Reinertrag  angeben. 
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Sohr  viele  Staatafaliriken  sind  srhoii  cinp'iraiig'i'n  ,  weil  sie  sich  nicht  lohnten. 
Au  Häutigsten  sind  noch  oder  waren  bis  vor  Kurzem  die  Porzellanfabriken  in 
Sdvree,  Beriio,  (Wien),  (Nympheubnxg),  Meissen,  Kopenlufeii  «  s.  v.  —  Beispiele: 
Preossen.    PorziIIanmanufartur  Rohertrag:    1865 — 68  D.   lf»4,25(i,  Betriebskosten 
144,053  Tblr.,  Kuiuertrag  2U,1U7  Thlr.,  Ib74  A  roii  5ö8,0UO,  ruiu  36,0UU,  Ergebniw 
575,000  u.  42,500  M..  1876  A.  555,000  b.  27,800  M.  Die  Anstalt  imHe  ]§66  im 
das  (iebäudc  der  aufgelass.  (iesundheitsgcschirrfabrik  (die  IS65  bei  J0.'$.0s4  Thlr.  roh 
19,857  Thlr.  reifl  ergab)  verlegt,  jetzt  oacb  üharlottenbuig  bei  Berlin,  mit  cinum 
»nnword.  KosteiiaiifWand  roa  895,000  Thlr.  fklr  1868— 71.  —  eine  flntnrfell  et^hwer 
eiklftilicbe  MMSsr(!gcI.  Die  nenesten  Etats  sind:  1882/88  456,000.  lSS.'i/84  :> 29.000  M. 
roh,  dag-ogen  Kosten  542,000  u.  614.000  M.,  also  Zusrhass  nothwendig.   Mit  d.  Porz,- 
luanut*.  ist  aber  eine  chcro.-tecbn.  N'ersuchsaustalt  verbunden.    4  Dcbitslieamtcn  be« 
lUMttDien  kleine  Tantiemen  u.  Erlös  ans  Porz.verkauf  (Vj  u.  '/,o%)    Au^se^^em  I»«- 
sass  (Ii'-   il  rii   jin-iiss,  Staat  gehörige  Si'eliandlun^ssorii  t.it ,    in   <U-t  llauptsach»-  ein 
giü&sartig«-s  liunkiiibtitut  uiit  ausgedehntem  (irschafislircis.  auch  nach  neuerlicher  Ver- 
minderung ihres  Besit/.cs  noch  immer  mehrere  Fabriken,  neml.  1871  2  Flacbsgara* 
iiiasnlnneii-^pinn.  in  Schlesien,  v'inr.  ausser  Betrieb  befindliche  Baumwollenspinnerei  u. 
W  eberei  cbendas.,  auf  die  alle  längere  Zeit  keine  Kauianbote  bei  ausgeschricb.  Sab- 
miflsionsrorfahren  erfolirten,  ein  Mublenetabliss.  in  Bremberg,  das  gteiebfSüla,  sobald 
iMi-  rm>t:iiiile  es  erlauben,  verkauft  wridcn  sollte.    Buchwerth  dieser  Anstalten  inel. 
Dieustgeb.  u.  Leibamt^eb.  in  Berlin  £.  1869  4'27  Mill.  Tblr.,  Uewinu  auf  den  Be- 
trieb sammtl.  indostr.  Etabliss.  1869  nur  19,775  Thlr.  Seitdem  ist  die  BaamvoHfabrik 
II.  1  riachsgarnspinn.  verkauft  worden.    Das  Institut  besitzt  iioeli  dir  ßromb.  Mühlen 
mit  Durchschnittsgew.  in  10  J.  (1864—73)  f.  TU5"/.,  in  1874  nur  4'20*/o.  1872— 
81/82  i.  D.  2-635  7„.  18*^0/81  OMlVy  Verlost  in  1881/82  8*05 •/*.  bei  1,116,000  M. 
arbeitendem  Kapital;  die  Schwierigk.  d.  Voräusserung  liegt  mit  in  den  VcrhiUtnissen 
der  Wasserregelung:  dann  1  l'laohsg.spinn.  in  Schles.  mit  8*03  ®  „  ficv.  in  1*»74.  «fMl"  ^ 
in  1873  V.  buchmäss.  Kap.,  in  1881/82  arbeitete  ein  Kap.  v.  1,24:{.000  M. ,  Ertrag 
5"5r','„.  ini  \  orjahr  4"247o-  —  Baiern  Porz.-Fabr.  zu  Nymphenburg  jährl.  Züsch. 
1819  bih  25  ^717,  1831— :}(;  14.988,  1837—43  11,782,  184.-j— 47  24.S42.  184*»— 49 
7726  11.,  I^DÖJ  aufgegeben,  ilufbräuhaus  in  München  A.  1801—67  212,602  fl.  roh, 
16,838  fl.  rein,  wirkl.  Keinertr.  1861/62  10.660.  1864/65  44,677,  1868  39.315  fl.  (zu- 
gleich Mustrrbrauerei».  .\    1^70  781,000  u.  112.000  M.    In  d.  letzten  Jahren  starke 
Erweiterung  u.  höhere  üeiucrträge.  (A.  d.  £inn.  aus  Bier  1884  1,435,000  M.).  (Selbet- 
renralt.).  Froher  bestand  auch  noch  ein  ^sbans  in  Wanbvrf .  wo  jeCit  nodi  dae 
fise.  llofkellerei  in  \'erbind  mit  den  fiscal.  Weinbergen  in  Unterfrank<*n.   Dies  Wein- 
gut ertrug  rein  i.  l).  t.  1870—82  42*540  M.     c.  47«  Beute,  Majc.  1874  106,000  M., 
MIa.  ei«  Yednst     10,538  M.  in  1875.  —  Sachsen,  PorzeOanfidi.  in  Meissea, 
Mher  jflurL  ZucbllSB,  in  den  20er  Jahren  36.000  Thlr.,  srit  Miue  der  30er  Jahre 
ergab  sich  ein  Beinertrag,  A.  1861—63  roh  158,300.  rein  13,000,  1873  A.  75,000  Thlr., 
1883  rein  370,000  M.  Auschl.  (s.  Gesch.  dieser  Mciss.  Manufactor  ?.  Böbmert,  I8S1\. 
—  Oesterreich,  Teppicbfabrilc  nnd  Wolldruckerei  in  Linz  1849  27,731  fl.  Zuschuss, 
l*^^)0 — 51   29,561   Ü.  rein,  dann  weggegeben.    Porzellanfabr.   in  Wien   1849 — 51 
jährlich  0073  Ii.  Zusehuss  (jet/t  aufgegeben^.  —  Bü d crctablissements,  die  mchrfarh 
in  Deutschland,  Frankreich  auf  Staatskosten  betrie  ben  werden,  geben  auch  öfters  Ein- 
nahmen (Verkauf  v.  Mineralwasser,  Gebrauch  v.  B.^dem .  Badetaxen  der  Curgüste 
u.  8.  w.J,  wel<  he  theils  hierher,  theils  unter  die  Gebühren  v.  Hcilanstilten  gererhnot 
Verden  können,  i.  B.  Baiern,  Kissingen,  B.  1868  Roheinn.  36,030,  n  in  11,622  fl., 
\.  1^71  2.H.S50  u.  14,850  fl.  —  Preussen  IS^0/S1  Min  bäder  in  d.  Bergw.abthdl. 
Ergebn.  157,730  M.  roh,  19,479  M.  rein,  in  d.  Dom.verwalt.  Anüchl.  1883/84  roh 
1*97  M.  M.  (bes.  d.  nass.  n.  die  SeebSder  Nordernei  v.  Kranz),  Betdebskoeten  1*21. 
rein  0-76  M.  M.    Ein  Thcil  dieser  Einnahmen  pflegt  bes.  Badefonds  znnflieäsea  nnd 
20  Verachünerungtiu  u.  s.  w.  benutzt  zu  werden. 

Jene  socialpolitischen  Gesichtspuncte,  ▼eiche  fOr  die  Beibdialtnng  der  Bergwerke 
im  Staatseigenthum  mitsprechen,  kommen  bei  den  wenigen  Staatsfabriken  nicht  wohl 
in  Betracht.  Ilinsiehtlich  der  principiellen  Forderung,  Priratcigeuthum  auch  bei 
Fabriken  durch  Staatseigenthum  zu  ersetzen,  gilt  das  in  §.  253  unter  N.  4  Gesagte. 
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5.  Abschnitt. 

Wohng«bftttde« 

V^l.  Ban.  5.  A.«  154a.  Meine  6.  A.  f.  Rtn  §.  260.  Ran  rertritt' die  iltere. 

solchem  Beäit/tlioiu  abgeneigt«^  Ansicht,  wie  sie  in  ili  n  >  imv]\  Sätzsu  dis  Texts  aus- 
g&sprocheu  wird,  erkennt  aber  «Ion  FiU  der  Diendlwofanungen  schon  an,  nicht  die  beiden 
anderen. 

§.  257.  Die  Beihehaltnng  oder  vollends  die  neue  i.iwciüuug 
von  Gebäuden  blos.««  des  Mietiiertrags  wegen,  also  aus  rein 
f  i  D  a  11  z  i  e !  I  e  11  <ii  iiiideu,  wird  ftlr  den  Staat  gewrihnlieh  nnzweck- 
uiäsüig  sein.  Denn  die  verniietlieten  Wohnungen  machen  im  Ver- 
liältTiiss  zu  ihrem  Krtrage  dem  Staate  leicht  viel  Kaiikosteu,  Kh 
müö«cn  daher  besondre  Grllnde  hinzukommen,  um  die  Beibe- 
haltung offei  Kl  Werbung  von  Wobugebäoden  zu  empfehlen.  Solche 
GrUnde  können  liegen : 

1.  in  D ie  11  sti n  te  r es se u  und  in  Staatsdienerinter- 
essen, in  weichem  letztern  Falle  die  Frage  zu  derjenigen  der 
Gewährung  von  N  a  t  u  r  a  I  w  o  h  n  u  n  g  für  die  Beamten  wird,  worüber 
oben  in  §.  162  gehandelt  wurde. 

2.  In  den  f^])eeieneD  Verhältnissen  rasch  in  Aufftchwong 
begriffener  Orte,  wo  die  Grand-  und  Hansrente  Btht 
steigt. 

Hier  knrui  d^r  Staat  durch  Besitz  von  eigenen  Gebäuden  an  diesem  Vortheil 
Theil  nehmen  und  l'ur  die  h&u%  in  solchen  Orten  neu  hervortretenden  öü'entlichen 
Bedflrfiiisse  eine  paasende  Beden-  und  «rentnell  Kapitalieeenre  fUs  ne«e  SCaatagebimle 
rrlnn^en  —  nicht  selten  auch  in  seinem  Flnao^tefeese.  Aneh  die  Gemeinde  kOABle 

und  sollte  mehr  so  verfahr(*ii  (Berlin?). 

3.  Auch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hauseigentbums  können  im  socialpolitischen  Interesse  einen 
solehen  Besitz  wUnschenswerth  erscheinen  lassen. 

Doch  warde  hier  Staat  und  fiemeindu  in  geeigneter  Weise  sich  in  die  be- 
zU|fUchf  Autgabe  theilen  miisäen.  Vgl.  Näheres  in  der  Grundlegung  ^.  352~i'.ti2, 
iwe.  §.  959. 

Vierter  Hanptabschnitt 

Handels-,  Quid-  und  Baukgeiichäfte  uüd  werbendes  bewegliüiies 

Vermögen, 

1.  Absehnitt 
Handelsfeseliftfle. 

^.  258.  Doüi  Handel  eigenthUndicb  ist  die  grosse  Bedeutung 
des  Moments  der  Speculation  und  das  Vorwalten  des  immer 

A.  W»gii«r,  FinaBzwiateiiMbAfl  l.  3.  AaO.  40 
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626    ^-     0'*^-  2-     Privaterwerb.   4.  H.  A.  UukM  u.  s.  w.  §.  258. 

wieder  rasch  disponibel  werdenden,  also  stets  nach 

neuem  Plane  anzulegendeD  umlaufenden  (Betriebs-) 

Kapitals.   Wc^en  dieser  beiden  Umstände  eigueL  sich  der  llaudels- 

betrieb  vorzugsweise  für  die  rciiie  Privatimteruehraung,  schon  etwas 

weniger  für  die  ofifeue  llandelsgescllsehaft,  erfabrungsgemäss  aber 

am  Wenigsten  ftir  die  Actiengeselltschaft  und  vollends  ftlr  den  JStaat. 

Der  Betrieb  musk»  hier  loit  Beamtcu  gefuhrt  werden,  deucu  das  eigeoe  Interesse 
itiid  das  dgttue  Risieo  feblt,  treabalb  sie  nicht  so  voisfelitif  als  dar  PiifatBMu  n 

öpcculiren  pflegen,  wiilireii'l  amJi  rcrsLits  die  unvcrmeidlü  lu  n  Coiitroleu,  der  schw*T- 
läUigere  Geschäftiigaag  auch  dem  citrigoii,  geschickten  und  pflichttreaea  Beautan  die 
H&nde  listig  binden.  Dk  Betheilignug  der  Beainten  am  Gewinn ,  welche  rieh  auch 
nicht  immer  leicht  durchfuhren  l&sst  (Tantiemcsystem),  hebt  einige  dieser  Ucbelstände. 
aber  selten  ausreicheiid.  Im  fJanzcn  winl  die  (iefahr  von  Vi  rlustcii  im  Staatsliand^ls- 
geschäft  TeKÜcben  mit  dem  Phvatgeächäft  erhöbt,  die  Auä^iicht  aal  b^ä^ondere  Ge- 
winnale  geschmateit  Vgl.  Schftffle,  GapitaliuL  n.  S4>e.,  Tftb.  1670,  &  474. 

Ans  diesen  Erwägungen  lässt  sieli  Folgendes  ableiten: 

1.  Man  hat  sieh  bei  nns  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
gelbständig^er  Handelsgeschäfte  doreh  den  Staat  sn  erklftren. 
Ein  solcher  ist  anch  nur  ausnahmsweise  vorgekommen. 

2.  Oefters  knüpfen  sich  Handelsgeschäfte  an  andere  privat- 
wirthschaf 1 1 ic h c  Uuteruchmungen  des  Staats  an,  z.  B. 
bei  der  Eigenverwaltung  von  Doüjiiucn  (Weinberge),  Forbte»,  Berg- 
werken, Hutten,  t)taatsrabriken.  Soweit  dies  unvermeidlich  ist, 
spricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  solche  Unternehmungen 
des  Staats.  Erweist  sich  die  Beibehaltung  der  letzteren  gleichwohl 
aus  anderen  Gruudeu  nothweudig,  so  muss  soweit  als  möglich  das 
8j)C(  ulative  Handelsgeschält  von  dem  eigentlichen  Productionsgeschäft 
abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  B.  im  Staatsforstwesen  beim  Absatz 
des  Hül'/cs  aurli  mit  Recht  erstrebt  wird  CS.  505),  Durch  grossere 
feste  Lielcrungseontractc  df  r  .Staatsverwaliuni^sbchörde  z.  H.  eines 
Berg-,  Hüttenwerks  mit  Privaten  Jässt  sich  wenigstens  g-eeenwärtig 
bei  uns  das  Speculationsmoment  wesentlich  einschränken,  was 
dnrcbaos  anznrathen  ist. 

Handel  der  f\sterroirh.  I?L'-i:ii'rünfr  iui  •.  riir.  JahrliumliTt  mit  idrianer  Queck- 
silber, Yorräthe  davon  auf  Lager  in  Amsterdam,  (jcuua  ^auch  als  Pland  für  Aolehea 
benutzt). 

3.  IJei  einer  Colon ialhandelspolitik,  wie  der  frSber  so 

allj^emcin  in  Europa  herrschenden,  vullciuls  etwa  bei  einem 
Colonialsystem,  wie  dem  holländischen,  wo  die  Colonialverwaltnng^ 
eine  grosse  feudale  Gniiidherrn-  Naturahvirthschaft  darsteili,  kann 
die  Betreibung  des  Coloniaihaudels,  besonders  des  Absatzes  der 
Colonialproäncte  auf  eigene  Rechnung  des  Staats  im  Mutierlaadc 
und  Uberhaupt  im  Occidente,  auch  im  finanziellen  Interesse 
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eher  rätbiicli  erscheinen.  Aber  ancli  hier  empfiehlt  es  sieb,  weoigstens 
den  directen  StaatöhandeUbetrieb  in  Europa  lieber 
aufzugeben  und  wie  es  Seitens  der  holländischen  Regierung 
geBchieht,  diesen  Handel  einer  Gesellschaft  zu  Übertragen. 

Soweit  «in  aolcber  Handel  des  Staats  mit  Colonialprodacten  noch  rechtlich 
(gegenOber  den  liilande)  oder  aaeli  bin»  tbttsftehlieli  (gegenüber  anderen  Ländern) 
ujonopolistiscli  ist.  fallt  er  übrigL-ns  mit  untt-r  den  Getiichtspunct  der  Besteuerung. 
Dies  möchte  rom  bolländ.  Kadeehandel  angesichts  des  grtBsen  Eiiiflnf»sus  der  iVurtionen 
der  Maatschapp^,  die  den  Preis  für  halb  Europa  bestimmen,  selbät  heutu  iiücIi  etwaa 
gelten.  Durch  die  monopolist.  Organisation  eines  solchen  Handels  kann  den  Conso- 
menten  in  anderen  Ländern  ähnlich  wie  durch  die  Frh"bang  eines  Ausiahrzolls  auf 
Artikel  eines  Naturmonopols  (A.  Wagner.  Art.  Zölle.  Staatsw.  B.  XI,  350)  eine  Ver- 
bimachsiteuer  aufgelegt  w>  i  i  a 

Die  1S24  gegründete  Kiederländ.  Handelsg«;8ell  sc  haft  (Ilanduls- 
Maatscbappij)  besorgt  u.  A.  den  Transport  u.  Verkauf  der  ihr  von  der  Regierung  in 
Iiidieii  gelief.  Colonialprodacte  in  Hdlaynd  auf  Bechaoag  der  Begiening  gegen  Pro- 
vision, r  !i  r  die  Verhültuisse  der  Colonialproduction.  bes.  in  Java.  s.  Braurr,  in 
Stein- Wappätts  Geogr.  II,  S.  317.  Mach  d.  holl-ostind.  Coloii.-fiadg.  far 
1M7  war  die  Etnn.  12S*00  MUl.  1,  woron  62*42  U.  fl.  als  rnndmiaML  Erifls  «oa  d. 
Colonialwaarcnverkauf  in  Holland,  wnhrscheinl.  üeberschuss  der  Einnahmon  über  die 
Ausgaben,  der  dann  als  Zuschuas  der  Colon.- Verwalt.  in  dem  F.innahmeetat  Hollands 
steht,  14-86  Mill.  fl.  Nach  d.  A.  ftlr  1S76  sind  dieselben  Zahlen:  14U116,  üü  7^ 
10  S5  Mill.  fl.,  nach  d.  Et.  f.  1^s2  b»iz.  l.SS  Ql  (wov.  Verkauf  v.  KalTce  45-71.  v.  Ziaft 
4-Ü3,  V.  Dhinarinde  Ü  Ih  M.  fl.)  —  148-50  u.  Deficit  v.  9  59  M.  fl.  Nach  Ba um- 
bau er  war  d.  Ucberschuss  aus  d.  üeldmittelu  der  Colonien  fiir  d.  Budget  de»  Mutter- 
landes von  1847—59  im  D.  j&hrlich  2214  Mill.  fl.  im  Ganzen,  incl.  Jlkrlich 
9'b  Mill.  fl.  Zinsen  fiir  die  auf  die  Colonien  übertragenen  oder  fllr  sie  aufgenotumenen 
Schulde«,  Dieser  Ucberschuss  schwankt  sehr,  besonders  nach  den  Gonjoncturen  und 
Preisen  der  Colon ialvaaren  in  Europa,  namentlich  von  Kaffee  und  Znelur.  Er  war 
(incl.  Zinsen)  2.  fi.  J860  ttw  17,  lb61  3219  JülL  fl.  nach  d.  Ergebo.«  1862  nadl  A. 
lb-57  Mill.  fl. 

4.  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  m o nopolisirten 
Artikeln  (Salz,  Tabak,  Pulver  ii.  s.  w.)  im  iniande  gehört  nicht 
zu  den  privatwirthschal'tlicheu  Tbuti^^keiten,  sondern  zu  den  Be- 
steuernngsionuen  und  ist  daher  aus  einem  anderen  Gesicbtspuncte 
KU  betrachten  (§.  210  fL). 

2.  Abscbnitt. 
Ueld-  und  Baukgeüchäfte. 

In  meiner  6  A.  Bau's  §.  20S  ff.  Seitdem  habe  ich  die  1  rage  der  Staatsbank 
eingebend  principiell  in  der  2.  Abtli.  meines  Systems  der  Zettel bankpolitik  (2.  A. 
Freib.  1873}  S.  594  iL,  609— (>14  u.  mit  sp«c  Beziehung  auf  die  Deutsche  Reichs- 
bank  in  meiner  ZettelbankreforiD  im  D.  Reielie  (Bert.  1875)  S.  149  IT.  behandelt: 
im  Wesentl.,  so  vie  in  der  fi.  A.  d.  Rau'scheo  Finanzw.,  a1  r  im  Principe  noch 
etwas  gfinstiger  fUr  d.  reine  StaatsbanL  Die  Frage  h&ngt  mit  d.  allg.  Baokpol.  zu- 
saamen:  eb  »enL  Centralisatlon  od.  Decentndie.  d.  Bannres.  v.  inbes.  d.  Banknoten' 
ausg.  stattfinden  soll.  T)ie  Antwort  hierauf  kann  kaum  unb(;diagt  zu  (iunsten  od.  ün- 
gUAStcn  d.  einen  od.  andern  Systems  ausfallen,  da  die  Vorzüge  u.  Nacbtheile  sehr 
getheih  dnd.  a.  meine  Zettelbankpolitik,  8.  6^1  ff.  Bei  der  Geatralisation  fra^t  sich 
dann:  ob  Monopol  ,  ob  privilegirtc  Bank,  und  in  beiden  Fällen:  obStiat:)-  oder 
Actienbaak.  Genauer  ist  auf  d.  credit-  n.  benkpolitische  Seile  der  Frage,  bei  deren 
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Zosammenhaug  mit  der  gcsammten  Org;anisation  Jos  Credit-  u.  ßanlw{^en8.  aber 
wieder  nicht  liier  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  d.  Volksw.srh.polit.  einzugehen.  Vgl. 
jetzt  auch  meine  Abh.  in  Holtzcndurft's  Kechtslexikon  M.  A.  Art.  Keichsbank  u. 
meine  Abh.  üankweaen  in  SdiOnberg's  Haodb.  d.  pol.  Gek.  I.  he&.  §.  S6,  Die 
Xntliwr'iiiligkeit  .'iuer  „mehr  «T<^in''i'i^irtlisrhaftlichi'n"  Organisation  Bank- 
vvoäcita  mittelst  Staats-,  Proviozial-,  Kreis-,  Uommuualbaukcu  u.dgl.,  auch  um  deia 
Privatkapitalismos  eine  selhor  ihm  zu  anascblioflalicli  dienondeii  Stutzen  zu  entziehen 
und  di<^  runcfion  iles  Bankwesens  j^cfneinnutziger  u.  erfolgreicher  f.  d.  gan/»'  VoIä  — 
wirtlisch.  zu  gestalten,  ist  mir  aeit  d.  Erscheinen  der  vor.  Aaii.  —  iimlidi  wie  beim 
Venieher.vcsen  —  immer  klarer  geworden.  Docli  gdiört  die  nfthere  ürOrtemnf.  vie 
j'rtMlii  h  auch  die  analoge  Frage  beim  Eiscnb.wi^äen  nioiit  hii  her.  sondern  in  d.  VolL>- 
wirthschaftspoUtik,  weshalb  icTi  hier  mich  noch  nicht  genauer  darauf  einlasse,  sondern 
wesentlich  nur  die  Darstellung  der  ?or.  Aufl.  (§.  224  If,  daselbst)  wiedergebe.  Uebcr 
einen  nnroisttnd.  Arifpiiff  Stein 's  s.  S.  262. 

1.  —  §.  259.  Die  Frage  der  Rfttbliebkeit  you  Staats- 
banken. 

A.  Für  die  Betreibung  von  Geld-  nnd  Bankgeschäften  dnreh 
den  Staat  kann  man  sehr  beacbtenswerthe  Gründe  geltend  maehen, 
so  dass  solche  Gesebllfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige  Handels^ 
geschttfte  abzulehnen  sind.  Auch  liegen  eriol^reiche  Beispiele  des 
Staatsbankbetriebs  vor. 

Es  darf  hier  vor  allen  auf  die  Prevtis.  Bank,  jetzt  auch  auf  die  Den  tsclie  Reichs- 

bank  hingewies«-n  werden.   .Vllcrdings  war  jene  seit  der  ßaukordnung  ven  lh4C  keine 
reine  Staatsbank  mclir,  weil  ihr  Stammkapital  grosscntheils  Priratpersonen  gebürtig 
Aber  nicht  nur  hatte  der  Staat  noch  ein  eigenes  Kapital  von  fast  2  Hill.  Thlr.  >fad 
1Q%  des  Privatkap.)  in  ihr  Stidien:  die  Verwaltung  der  Bank  erfolgte  beinahe 
«;anz  dtirch  Staafslx'amt«»,  was  der  entsrlicidorKli  Punet  für  die  im  Text  behandelte 
Trage  i&t.  .S.  A.  \\  ugiier,  /xttclbaiikiJoUt.  b.  i4i — I4b.      Auch  die  Preuss.  See- 
liandlung  kann  genannt  werden    Vergl.  über  diese  Sergius,  Pinanzwiiäi^  3.  AoS. 
Bi  rlin  1*^71,  S.  MTfi  fl. ,  u.  oIilii  S.  (»24,  Der  Keincrtrag  der  Scehandl. ,  prössien- 
tbeils  aus  d.  Oold-  u.  Bankgeschäft,  war  jährlich  IbtiU  u.  61  .tOO.OOlK  1^62  400,OiM). 
t86S— 66  500,000,  1867  600,001),  ISKS-  71  700,000,  1873  u.  74  Ergebo.  P33, 
A.  1S7.T         ISTB  l  i5Mill.Thlr.  Im  Stant.lmnslinits.  tat  sin.I  d.  Koston  -L  ieh  abgesetzt, 
Nilhcres  in  d.  Beilagen  z. Etat.  Ende  1874  schlössen  d.  .Vciivcu  u.  Paas.  mit  bl'&l  MllLTUr. 
a)),  unter  d.  Pass.  13*46  Hill.  Thlr.  Ka(».conto  (eig.  Kap.).  Die  Anstalt  besoigt  allein  oder 
mit  Consortien  v.  n;uiUiäusern  neu«'  Kmissionen  v.  i  Miljgationcn  d.  Staats,  der  Eisen- 
bahnen U.S.  w.  Das  Misslichc  der  Scchandlunr  liegt  in  solchen  Ueschiftea.  die  naret^ 
meidlieh  eio  grSsseres  Risico,  ein  stirkcrc5      .  ulatires  Moment  mit  tdcb  bringen  nnd 
leicht,  von  einem  Staatsinstitut  1>etrieben,  einen  nachtheiligen  Einfiuss  auf  die  Kapital- 
bowegung  ausüben.   Das  hat  sich  auch  in  den  J.  1n71  Ii.  wieder  bei  der  Scehandlunf 
etwas  gez<  i?)     Diese  Anstalt  unterliegt  daher  mehr  volkswirtlischaftlicheu  und  jK>Ii- 
tischen  Iti  il-  iik' II  als  die  Preuss.  Bank,  aber  sie  hat  gleichwohl  gerade  gegenwärtig, 
auch  als  \  ernültlerin  f.  d.  Emission  v.  Staalsanlcih-  n  ihre  '^nlc  S 'ito.    Im  Kt.  f.  1SS3/S-I 
steht  sie  mit     Mill.  M.  „Beitrair      d.  alle  in.  Staats^iusgabeii"  (wüvuii  2  7:;  Mili.  AI. 
Reingewinn,        dem  Kcinertr.  v.  1*'SI/S2)  u.  0*27  Mill.  M.  Kap.ablieferung.  Das 
Kajiitalconto  d.  Sechandl.  ist  ISS2  :tl  02  M.  M    S^it  März  1<<S!>  w.^rdcn  alle  preuss. 
Staatsanlcbcn  dun  h  d.  Scehandl.  bcj^eben,  bis  dahin  durch  Consortien.  Die  SeebandL 
renraltet  auch  d.  Derl.  K.  Leihamt. 

Jene  Gründe  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Hcdtirt'niss  der  Finanzverwaltimg  nach  einem 
Hankiustitut  xur  Vermittlung  der  (leldgeschä  Ite  des  Staats^ 
eiDSchliesslich  der  Kasseiio  peratio  u c  ii  lüsst  sicli  durch  eiuc 
eigene  Staatsbank  zweckmässig  befriedigen. 
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Der  btaat,  uamciitUcb  der  modurnc  (irossstaat,  bat  l.  K.  I»ei  der  Aufnahme  und 
Abzahlong  ron  Anteilen,  bei  m»en  Sffinitlichen  UnterneliiDiiniren ,  wie  Bisenbibn- 

liaiit'üi .  hei  den  (jeldopcrafioiicn  ftir  ilie  Kricfsfülinmg  u.  s.  w.  iirivt-rmeidlicli  ffrussc 
UeldgcäcbMtc  auszuftthreu.  Fcruur  veraoUt^t  di«>  laufende  Casikmgebahrung  der  Fioaaz- 
renrattang  ebenfalls  eine  Mmge  Geschifte,  bei  wdchen  die  Tornitttlunj^  eines  Bank- 
instituts, besonders  bei  Zahlungen  /.wischen  verschiedenen  C)rten,  sehr  nUt/iich  sein 
Uun.  S.  Uber  iliesen  rund  o.  §.  122.  Die  Durchführung  dieser  (Jeschäfie  mit  Httlfc 
der  ausgebildctcu  Technik  und  deji  Zahlungsmechanismn;)  dos  modernen  Rankwesens 
bat  ji^rossc  volksviitbschaniiclii;  und  linan/.ielh;  Vortlieile  nnd  wirft  einen  erheblichen 
Gewinn  fur  die  rennittclnde  Dank  ab.  Endlich  hat  d«!r  Staat  re^ehnässig  <?rnsserc 
oder  geringere  Ciissenbestande.  welche  er  im  Augt-nlilick  nicht  braucht.  Diese  künaeu 
daher  auf  kurze  T<-rm.ini;  ausgeliehen  werden,  was  wi4;derurn  als  regelmässiges  <ieschä£t 
nur  durch  eini-  Wm\\  i;.  -,.  Ii.  h.  n  Liiin  und  dann  nirlit  iinli.'.leiitendLii  (i.  winn  gewährt. 
Dieser  Gewinn  kommt  statt  iran/.  uiler  wenigstuuii  theilweise  i'ntten,  dem  Staate  »elb&t 
wieder  zu  Gute  und  der  Staat  wini  su^leich  zufertSiBlger  und  woblfoiier  als  ran  Prirat> 
bftti'itticrs  o(h  r  Actienhanken  bei  seinen  ti' ld>.;>'schäf(en  bedient,  wenn  r  ati<  ri'.;.'n'  ti 
Mitteln  eine  liank  cigenüiub««  Staatsiustitut  2U  diuiium  Zweck  errichtet  uud  auf 
seine  Rechnung  li^ibt  In  dieser  Weise  fani^irt  die  Uuss.  Rcichsbank  mit, 
1 -lie  von  grossen  Banken  di''  riti/i.e  w  a  h  r e  S  t  latsban k  ist,  da  sie  ganz,  im  Eigen- 
thumc  des  Staats  steht  und  ihre  Verwaltung  von  Staatsbeamten  —  unter  einer  gewissen 
Slitcoutrote  ron  Privatpersonen  —  besorgt  wird.  Sie  ist  insofertie  nur  eine  etwas  ^bst- 
ständig  hingestellte  Abtheil,  des  rtiss.  Finanzministeriums.  Geidinann,  russ.  Papier- 
üreJd,  S.  SO.  A.  Wagner,  niss.  P:i]iii  rwähr.,  S.  22.'{.  Ein  M.lches  Institut  kann  auch 
anderen  Zweigen  der  Slaatsvei  waliuiig,  /,.  It.  der  Tust,  uamcutlich  hei  der  Einrichtung 
von  Postsparcassen .  feiner  wenn  der  Staat  d;»>  LeheoavefSfichetungsweMin  .sellttt  mit 
in  die  Hand  nimmt,  nützliche  HUlle  leisten,  hei  .\hl<Vsiingeti  u.  dgl.  tn.  als  Kent<  nbank 
dienen,  wu  es  dann  keiner  besonderen,  sonst  doch  »»Hers  hierfür  erforderlichcu  oi{{cueu 
Anstalten  fur  solch'  SDinier/wccke  bedarf,  sondern  nur  etwa  einer  eigenen  AbtheilUDg 
einer  allgemeinen  Bank  oih  r  Zv\  eiganstalten  im  Lande. 

2.  Der  Hetricb  des  gewöhnlichen  Handelsbankgc- 
schäfts  und  dos  T'iodcncreditbankgeschäi'ts  durch  den  Staat 
ist  in  bankteebniHchcr  Hinsicht  wohl  zulässig. 

Einige  der  uewnhtdi-  lu'i!  Si  hwärheii  des  Staatbhetriehs  wenh  ii  zwnr  au<  h  im 
Baokweüen  leicht  etwas  hervortreten:  daä  Privatges« haft  wud  korsichtiger  und  doch 
zugleich  energischer  betrieben  werden,  weniger  nach  bureankrstiscber  Schablone,  mehr 
mit  Klicksicht  auf  H  !'irf!!i--e  d.  s  Verkehrs  und  d  t<  ii  lis.-I.  Aher  >i  liw>  r  fallen 
diese  Nacbtheilc  iui  gewühnlicheii  Uaudulsbaukgeschüill  uicht  ins  Gewicht.  Auch  luuss 
die  Staatsbanli  romehmllcli  mit  der  Actiengesellsehaftsbank  verytichen  wenleu. 
Eini  ii  htung  und  Betrieh  dieser  l>eid<  ii  Banken  sind  im  W*.  sentHchen  nothwendig  gleit  h- 
arttg.  I^e  kleiaeu  gegenseitigen  Voti&Uge  uud  Scbwäclieu  wurden  sich  ziemlich  aus- 
gleichen.  Pttr  die  Staatsbank  passt  nur  noch  weniger  das  Spceulations«  (.Credit- 
Mobilier")  tieSehäft,  welches  aber  von  den  gewöhnlichen  .Vctien -liandehshaukeb  and 
Actien-Bodenereditaiiiktaltcn  elMnlalls  aiis^esehlossen  wc  nl-  ii  uiiu».  (A.  Wagner. 
Zcttclbankpol..  S.'4DU  D»«*  lumptsäclilirlien  Activ-  und  l*assirgesebifte  der  grossen 
nodemcn  Uandetsbnulc,  neinlieh  Wechs<ldi8t'0tttirung,  l.onibanlirung  iBeleihung 
gewisser  Faustpfiuuler-.  selbst  ein  iM  sehräuktes,  voi-sichtl;r>-s  Aetivi  ontoeorri  iitgrsrliäft 
einer-.  Depositen-  und  Passiv-t'oniocorrent-  (itn  l.  ('heck-l  und  Noten-  (Bankuuicu-  oder 
Zettel- p  Geschäft  a^de^.>^settü  I,iss4-n  sieh  ;uif  /.iemlieh  feste,  hcinalie  mechanische 
R.  geln  /.(irii.  kftilir<-ii.  (Meine  Zni.  ll..i.o|if.  .S.  2Tt)  II'..  :u)ü  II.,  II.,  ^^VA  fl".,  'l'M  Ii.) 
Weseiitlx  h  dasselbe  <^\\i  von  d<-n  (ieschäften  der  Bodeiicreditbanken:  der  Anü- 
leifattttg  auf  Hypothek  von  läiHllicheu  uml  st&diisclien  (irondstitcken  und  Häuseni  und 
'I  m-  Ansg;\he  von  I'fandbriefen  auf  <intiid  di  r  .  nrorheie  ti  Ilypotlieken.  Ehende^halh 
ei|^eu  sich  alle  diese  Geücliäl'te  fur  den  Betrieb  durch  Acticngesclkchafteu ,  wie  die 
Eifiahmng  zeigt«  recht  gut,  aber  im  tianzen  Itaam  weniger  fnr  den  Setrieb  durch  den 
Sla4rt  mit  seinen  Behörden  und  Beamten. 

3.  Eine  Staatsbank  kann  nameDtlicb  das  Zettel-  oder 
NoteDgesobkäft  übernehmen  and  dadnich  dem  Staate,  also 
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der  Oesammthcit  den  vollen  Gewinn  daraus  zu- 
führen. 

Diese  Frage  hängt  mit  Uer  gesäumten  Bank-  und  nam.  d.  ZettelbaakCrage  enge 
ziiflMnDen«  woranf  nicht  hier,  sandeni  in  d.  Saokpolidk  v^ter  eiiizag«h«n  iat  HiheM 

bei  A.  Wagner,  Reifr.  z.  Ij-hw,  v.  d.  Banken,  Lpz.  1S57,  bes.  Kap.  4—10 ;  .1.  rs.,  flio 
Geld-  o.  CredUtbeor.  d.  Feel'schen  Acte,  Wien  1862  ;  deis.,  Art.  ZettfiitMuik  im  Staaüt- 
wOiterb.  71;  d«n..  Syst  d.  Zcttelbankpol.;  dcrs.,  Aft  Baakvesen  in  SchOaben^'s 
Handb.  I,     60  ff.,  SO  ff. 

Jener  Vortheil  fällt  besonders  in  dpnjr'nijT'  n  Staaten  ins  Gewicht,  wo  die  Bank- 
notenausgabe nicht  frei^eg:ebeii  ist,  sondern  ?oa  Privat-  oder  Actienbankcn  anf  Grand 
eines  Privilegs  oder  Monopols  ansgoubt  wifd«  —  in  nnseron  Staaten  die  Ke^ei. 
(2ettelb.poli(.  S.  20  ff.  d.  2.  A)  Hier  mm<  dsmiremSs;«  ein  cisrentHrhes  Noten- 
regal rechtlich  bestehen  oder  als  bestebuad  ang-  iiommen  werden.  (Eb.  2.  A.  S.  1  A  ff  . 

Es  ibt  ein  ^langel,  wenn  ein  aasschlicsal.  Recht  der  Banknotenausgabe  ohne 
Weiteres  f.  d.  Staat  beanspm(ht  wird,  ohne  dass  dieser  sich  anf  ein  dieses  Rcrht 
begründendes  Gesetz  der  NotenregaUtät  berofea  kann.  Aua  dem  Män^regal  folgt 
eitt  BanltnoteDregal  mitniolileD.  Eb.  8.  2  A.  d.  2.  A.  1^  eigeatL  üotoaragal  wini 
COÄStituirt  dnrrh  d.  bad.  Ges.  r.  5.  Juni  1860.  Art.  n.  jpl/i  f.  d.  Dentsr^.- 
Reich  durch  d.  Bankgas.  r.  14.  M&n  1875.)  Mit  Recht  soU  ein  Theil  des  Gewiniu», 
welchen  die  Bank  ans  dem  Votengeechtft  rieht,  in  sotchen  Flllea  dem  Staate  snfieiaea, 
aber  statt  diest^s  Tln-ils  wünle  eine  Staatshank  den  g-an/en  Gewinn  dor  Staatskasse  vcr- 
Bchaffen.  CentraUsation  und  Decentnüisation  der  Notenausgabe  haben  spccifl»che  Vor- 
zöge nnd  Nachtbeile,  so  daas  schwer  zu  sagen  ist,  wdcnM  System  ronnsiehen  ist 
(Nasse,  Prcuss.  B.,  Bonn  1866,  S.  21;  A.  Wagner,  Th.  d.  Peelschen  Acte  S. 257  ff 
[veriMid.  Auffass.  gfp{^*  n  B.  itr.  Kap.  10],  Art  Zottolb.  im  Staatswörterbuch  S.  :J3.H, 
System,  2.  A.,  S.  13  ff.,  ftü  11.,  Schöoberg's  Handb.  S.  80  ff.)  Stellt  man  sich  ab^r 
einmal,  wie  die  Qeseliigebnng  der  grossen  europäischen  Staaten,  auf  den  Staadpaact 
der  Centralisation,  wo  eine  groosf«  f^mtralbank  allein  —  Frafikreich,  Oesterrei  rh. 
Niederlande  u.  and.  kleinere Staati-u,  Baierii.  Wurtumb.,  Baden,  Hessen  u  m. m.; 
auch  Bnstland  gehOlto  hierher,  wenn  die  Reichs -Cre.ditbillete  eben  nicht  rsiMS 
8taatB]>apiergeld  wären,  trotzdem  si<-  fornicll  das  Passirnm  der  Rci<  hsbank  bilden  — 
eder  ganz  Qberwiegend  — Qrossbritannicn,  Preussen,  jetzt  Deutsches  Reich 
nach  d.  Bankgeeetz  t.  1875,  K.  Sachsen  —  die  Hotenaosgabe  voninunt,  io  liaat  airb 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eine  solche  Function  ebenso  gut  als  eine 
Actienbank  in  banktechnischer  Hinsicht  ausüben  kaoo.  Eine  eigene  Staatspapier- 
geldansgabe  ohne  bankmSssige  Deeknng  unterbleibt  dann  aneh  eher  gInzUeli  —  ein 
weiterer  Vortheil.  üeljer  die  Bedenken  auch  gegen  das  zwaiigscurslose,  noniin'  II 
sogar  meistens  einlösbarc,  aber  nicht  bankmässig  gedeckte  Staatspapiergeld  s.  A.W  ac  n  e  r . 
Art.  Papiergeld  im  StaatswOrterb.  VII,  658—662  n.  System  S.  71,  194.  Ders.,  Staals- 
Papiergeld,  Reichska^enschcine  u.  Banknoten,  BeiL  1874«  hes.  S.  14  ff.  Oara.  ia 
Schdnberg's  Handb.  II,  Abth.  öff  Credit,  §.  34.) 

4.  Eine  Staatsbank  Icann  das  stark  hervortretende  Be- 
dttrfnisB  der  Centralisation  im  Qeld-  und  Bankgeschäft 
besonders  gut  unterstützen  nnd  andeterseits  doch  daroli 
ein  sebr  entwickeltes  Filialennets  die  bankmftssige 
Organisation  des  Credits  Aber  das  ganse  Land  mna- 
debnen. 

In  dies-  r  TTinsiclit  übertrifft  sie  leicht  noch  die  Actien -Centraibank.  Sie  libor- 
juuunt  damit  eine  wichtige  volkswirthschaCüiche  At^Kabe,  an  deren  HcfOlhuig  den 
Staate  Tiel  gelegen  sein  mnss,  nnd  beadebt  doch  dafnr  etee  genQgende  Reale.  Der 
Gi'winn  d<-r  Banken  r  -uhiit  daraus,  dass  ein  Maximalgcschäft  mit  tüier  Minimal- 
baarreserre  betrieben  wird,  —  wohin  die  Entwickelung  der  ganzen  Creduwiith»ciiaft 
strebt,  u.  was  bei  vermehrter  Centralisation  besser  zu  erreichen  ist  A.  Wagner, 
Theor.  d.  P.  A.,  S.  III  ff. ,  121.  Am  Meisten  ron  allen  Centralbankeii  hat  die 
Preuss.  B.  in  der  Ansdehniins  ibies  FlÜaliifltMC  fsleistet,  was  roa  da»  Handab» 
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kuMere  «tote  fOhBcnd  «Mflauiiit  voidw  M.  NatBo,  Pnui^  &,  &  1  ff.  A, Wagner, 
Z0ttflllMiik]Nil.,  2.  Am  &  14,  &79  IT.«  «08,  606,  664. 

5.  Darob  ihre  Stelliiiig  als  Banqnier  der  Finanz  verwaU 
tODg  kann  beaondera  eine  Staatsbank  in  erspriesslicber  Weise 
den  Oeldamlaof  zwiscben  den  Staatskassen  und  dena  Pablicnm  Te^ 
mittehi  nnd  die  StVrangen  des  Geldnunkts,  wdebe  ans  der  Ein- 

wirkoDg  der  Staatskassengebahrnng  anf  den  Geldomlaaf  leiobt 

liervorgehen  (§.  122)  verhüten. 

In  allen  dieseu  Beziehungen  wird  durch  das  Staatsbanksystem 
daü  F i n a n z  interesse  und  das  volks  wirthschaitliche  Prö- 
da ctio  n  8  iuteresse  an  eiüeiii  gut  geordneten  nnd  geleiteten  grossen 
Credit-  und  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazu  kommen 
aber  aoch  hier  noch: 

6.  Erwägungen  aus  dem  Gesichtspanete  des  volkswirth- 
schaftlichen  Vertbeilangs-  und  des  socialpolitischen 
Interesses. 

Durch  eine  marhtipe  Staatsbank  beschränkt  der  Staat  iu  oft  sehr  erwünschter 
Weise  die  Macht  deä  grü:>ai  u  I'rivatkapitalü  uud  übt  Uber  das  letztere  joder/cit  eine 
wixloBaiiie Gontrole  mit  aus.  Hierin  kann  z.B.  die  leioe Stutolmik,  welche  das  Notcn> 
tnonopol  ausübt,  auch  Doch  einen  Vorzag  vor  ^«t  AcÜen-MoDOpoIbauk  halx-n.  weil 
letztere  roa  den  grossen  Kapitalisten  unmittelbar  abhängt,  trotz  etwaiger  Mitwirkung 
des  StMü  bd  der  YennJtnog. 

§.  260.  —  B.  Von  den  Gegengründen  gegen  Staati^bankcn 
haben  einige  zwar  nur  einen  relativen  Werth,  andere  lallen  aller- 
dings erheblich  ins  Gewicht. 

1.  Das  in  gWisserera  Umfange  dnrchgeltihrte  Staats bank- 
system  bringt  wieder  neue  grosse  Kreise  der  Bev«>ikeruug 
in  eine  |:^ewisse,  oft  recht  fühlbare  Abhängigkeit  von 
der  Staatsgewalt. 

Ein  solrh«  s  n(!ue3  Clientclvurhältnigs  bat  seine  politisi  hi-n  Bedenken.  Auch 
kann  die  üuparteilicbk.  it  der  Creditgewiihriiujf  in  wirtliü(  haltlii  h  nai Iitheiliger  Weise 
gefährdet  werden.  Der  Staat  erlangt  ferner  mittelst  solcher  Banken  über  den  ganzen 
Geldmarkt  iintl  Aber  die  Volkswirtbsibnft  «i^ie  grosse  Macht,  welche  wirths<-.haftlich 
bedenkiK  h  wurden  kann,  weil  die  Politik  dann  leicht  noch  unmittelbarer  und  stärker 
«uf  die  wirthschai'tlichen  Verhältnisse  einwirkt.  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  würde 
in  demselben  Maassc  die  beuchende  Ucbennacht  der  i2josH<  n  Privat-  und  A'  tien- 
benken  and  damit  der  „Privatkapitalismuä"  per  excellence  beschränkt,  das  Patronage- 
Wesen  derselben  beseitigt  wcrdon,  was  s^ine  grossen  floeiatpolitiiiehen  Tordieile  hltle. 
In  dieser  Hinsicht  sind  neuerdings  beinerkeiisweiilu-  \\'itnsche  und  Bestrebungen  hervor- 
getreten. Die  Cieditbedürfnisse  der  kleinen  (icschällsleute  wurden  leicht  b<^r,  sicherer, 
woblfeüer  bei  einem  SCaafsbanIfsyBteni  ab  bei  dem  bisherigen  befHedigt  worden. 

2.  Eine  Staatsbank  wie  die  bisher  Ul)lichcn,  welche  als 
Zettel-  und  Depositenbank  fungirt,  befriedigt  vorzugsweise  das 
Oreditbedürfniss  einzelner  Geschäftskreise,  dient  daher 
voruebmlich  einem  Classeninteresse. 
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a.  B.  Ünl.  Kiim.    2.  K.  Privai- rmrli.    4.  11.  A.  llatik.'n.  §.  260. 


Aach  eine  Stutobaak  —  ja  sie  gonde  doppelt  —  111188  noBiich  di«  ento  Befrei 

allfs  Baiikwisens  befolgen:  nur  ähnlicLen  Credit  zu  iffobcn.  wie  sirs  selbst 
nimmt;  also  ia  clitiaem  Falle  kurzfristigen,  (lieber  dieseä  erste  BaultgetMz  s. 
A.  Wag-ner,  Alt  Zetlelb.  Im  SturtsvOrterlNich  Xf.  SOS.  ta  SobOabenr's  Haadb.  I«^67.) 
Denn  di-'  Odd^r,  iiber  welchr  sit;  iui  D'  positmgrsclirtft  mit  dotn  Staate  und  mit  Priraten 
and  durch  die  Notenausgabe  verfügt,  sind  aämmtUcU  stets-  oder  kurzfällige  Pasnira. 
Demf em&M  darf  aio  aueli  nur  Wediael  diacontiren,  die  kvize  Zeit  lavfen,  und  Darieben 
gegen  Unterpfand  auch  nur  auf  kurze  Zeit  <rewähreu  n.  s.  t.  fn  Folge  hienron  gieht 
sie  allcrdin^  vornehui)i<-h  d<  n  Hand«']  tr  ibemlen  ülasseu  Credit:  ist  iujiofeni^.  nach 
diesem  ihrem  iiatQrlichen  Wirkungskreise  benannt,  eine  Handelsbank.  Das  hieraus 
g«igen  Staatsbanken  abgeleitete  Bedenken  ist  jedoch  auch  nirht  durdbchlageiML  Nickt 
aas  irgend  einer  parteiisch«-»  Absicht,  sondern  nach  der  Natur  ihre-  irrtnzen 
Geschäfts  kommt  die  Creditgcwährnnj;-  »'iiier  solchen  Bank  voiviiij&wcise  den  Handel- 
tieibenden  /u  (iute.  Wechsel  aus  anderen  Geacbäftskreis  ri .  wriui  rie  nur  den  nollt» 
wfndi^  im  intcrcssi*  d'T  Sirherhcit  der  Bank  zu  st«dleiiden  Bedingnniren  i  fit-j'r-rh'Mi. 
MTcrden  obensoprnt  discontirt,  nur  finden  sie  »ich  thatsächlich  seltener.  Da^  Lombard- 
gttchAfl  ist  aligemeiner  zogtofrliob.  Die  BdUedigun^^  des  Gredith«<l<trfniases  d«r 
Handeltreibenden  nntzt  endlich  indir-  ' t  atii-h  den  and.  r n  f'Ii x-n.  dnui  dadui.  h  v.  r- 
mindert  aich  die  Concurreoz  um  Credit  bei  anderen  KapitAlverleihcm  und  Banken. 
Bei  aOgemdiaerergemeinwIiduobalUicher  Organisation  deaBankweeens  Hessen  airb  (ibrii^s 
auch  KiiiricbKiiiiren  trellon.  don  Nnten<Tedii  d-r  C'iifriilbaiik  mitt'  llKir.  [i'-mlich 
durch  üew&hrttog  von  Darleben  an  andere  AHentItche  Banken  get;<  n  urecignete  iiicber- 
beit,  auch  weiteren  Kreisen  der  BerOIkerong  als  gefrenwartig  zaf;&ii«^Iirii  n  mrhcn 
Und  schliesslich  wurden  neben  solchen  Staats-IIandelsbankcn  Staats- Badencredit- 
banken  mit  Pfandbriefausgabe  baiilvtei  lunsch  recht  wohl  zulässig  sein. 

3.  £iQ  StaaUbanksystem,  besonderB  die  Uebertragnng 
der  Notenausgabe  auf  die  Staatsbank,  ttibrt  leicht  zu  einer 
engen  Verbindung  der  Staatsfinanzennnd dea Geld-  nnd 
Creditwesens  einea  Landes. 

Daraoa  können  grosse  wechselseitige  (t(  lahrni  h>  rvorgchen,  namentlich  die.  ilass 
die  Bank  aus  ihren  vom  Publicum  entlehnten  Mitteln  fNod  ri  (iinl  I^-positenl  d-tr 
Staate  zu  wiÜfahriij  Credit  pewährt,  der  dann  schwer  zu  re;ili:»irüu  liit,  —  was  uut 
zu  leicht  zur  Zerrüttung  des  (ieldwescits  fuhrt:  zur  Wirthschaft  mit  nnoinlösbarnm 
Papiergelde.  Dies  wirkt  «lann  wieder  auf  die  V.'rschlechtentnr  d<  r  Finanzen, 
höheres  l>ehcit  o.  s.  w.  bin.  Allerdinirs  können  nun  diese  Gefahr«  a  durch  eine  gute 
Gesetzgebung,  strenge,  auch  parlamentarische  Controle  des  Finanz-  und  Staatsbaak- 
we^ens,  vorsichtige  Beschränkung  der  statthatten  Crcditge Währung  der  Hank  an  I  n 
Staat  ^Seltelb.pol.,  S.  612  A.,  di«  Cauteleii,  welche  ich  für  eine  reine  Staatsbank  vor- 
gescbli^en:  —  Vont^Üag  f.  d.  D.  Reirbab.  in  meiner  Zetteibankref..  S.  181  (Art  99\u 
bewährte  und  genau  hrfdleto  Dlh kunf^svorschriflen  für  die  Noten  und  die  stets-  und 
karzf^igen  Depoeiteu,  namentlich  gniudsätzlichou  Aussihlus:»  einer  Forderung  der 
Bank  an  den  Staat  ron  der  speciellen  Deckung  dieser  Paasira  (Zettclbankpol. ,  S. 
41  fi".,  IIS  IT.),  erheblich  vermindert  werden,  —  in  Staaten  mit  sehr  gefestet» n  {>flent- 
liehen  Zuständen  so  sehr,  das»  sie  wenigstens  in  Friedonszeiten  beinahe  vcrschwindea. 
Andh  bat  die  Erfahrung,  noch  neuerdings  vieder.  gezeigt  dass  Papicrccldwirth^cbaft 
ohne  Vermittlung  von  Staatsbanken  und  Banken  überhaupt  gleichfalls  leicht  einreimt 
("Nor  d am  eri  ka  im  Burf^iikrieg,  franz. .  u  s  te  r r.  Papicr.'^etdwirths'  h.  in  der  Revolotinnt- 
zcit,  russ.  im  Krimlri^  u.  letzten  Türkeukricj^c, ,  und  dx^4  ;:rüaac  Actiencentral- 
banken  vom  Staat  ausgebeutet  wenlen  (England  in  d.  französischen  Revolutionszeit. 
Oesterreich  1S48  If.,  1S51,  1S50,  l^nn.  Frankrei -h  1^70.  Itali.  n  Dennoth 
möchte  kaum  zu  leugnen  sein,  das»  eine  eigentliche  Staatsbank  lu  politisiher 
Bedr&ngnis«,  in  Kriegsgefahr,  in  grosser  acuter  Flnanznoth  des  Staats  di« 
Vcrsnchniig  noch  erliTiht.  mittelst  d-  r  N'oteiijtress*'  den  FinanzbedUrfuissini  C'-rc  l.t 
zu  werden,  und  dazu  eine  noch  bequemere  Handhabe  giebt  als  eine  Actteobank  selbst 
mit  der  willflbrigsten  nnd  scbvlebsten  Yervaltnng  an  der  Spitze.  (Selbst  die  Oesterr. 
N.itionalbank  l'^tS — R2  ist  aM/.uführ'  n.)  Kbonso  liegt  in  ruhig-  r .  iiormalor  T<agt\  wo 
jede  Gefahr  für  die  Solvenz  der  Bank  fern  scheint,  die  Versuchung  näher,  die  Acciia 
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der  Baük  /.u  versclil«!chtern,  unrealbir' nr  mid  hwcr  n  MÜsirbare  Aus^it  iml'  /.n  >  rlaiip')t, 
diti  leicht  realistirbar  7U  lialteaUeu  boittiä  Jur  Bank  im  StaatühaiUiluütc  fest/nlcguri  u.  s.  w. 
^BMDeitensirerth  ist  i^B.  die  Venrendmif  der  groflo^n  Depociiteii  der  ehemalifen  rass. 
ßaiitoii  fiii  di*'  l  iii;iiiz/.»(<  k<:  il-  s  S{;iats  in  •;anz  iinnnaier  Zeit  »ic'I(!infinii,  russ. 
Fapicrgold,  S.  ÜO.)  Iio  Kriegsfall  komint  endlich  inuuörhiji  b«i  luiudUcher  Invasion 
inch  me  tiefshr  der  Beschlagnahme  der  Bankfonds  als  Staats «igenthnm  mehr  in 
Betncht 

§.  261.  —  0.  £rgebni88.  Zn  einer  nnbedingten  allge- 
meinen Entecbeidnog  kommt  man  bei  einer  Abwttgaog  dieser 
Örtinde  lllr  and  wider  kanm.  In  der  neueren  eurapftiBdien  Praxis 
bat  man  stob  meistens  aas  politischen  und  finanzpolitiscben  GrOnden 
bestimmen  lassen ^  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  und  ßankge- 
scblUllen  Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende 
privatwirthsobaiUiebe  TbStigkeit  ansnsehen  nnd  desiriialb  ant'  reine 
Staatsbanken  zu  verliebten. 

So  ist  inan  iiaiit>  iitlit  h  in  ilcm  wicliJi'^cii  Kall«'  Vfriahf  ii .  wo  «lic  Eiiteclioiiluiif^^ 
frewAhnlirh  prakti!M^ll  allein  rorlai;:  b<  i  der  Wahl  /wisi  hcii  einer  privilej^irteu  wicr 
Monopol -Notenbank  in  Fonn  'iner  Actienbank  o^l«  r  piner  Staatsbank;  Krrichtung: 
der  Ücstt-rr.  Kationalbank  iv^lO  ai:i  Actieubank,  ISui/iohung  von  PrivatkapitaUätcu 
aud  Einrichttini?  einer  Mitcontrole  durch  Priratperwaeii  bei  der  rr<us5.  Tl.  184(i. 
B.  V.  En)?lan(l,  ron  Frunkreii  h  Privafinstitulc.  rini^cstaltuni!  d<jr  Preuss.  l'ank 
in  die  lleichsbank  u.  Wahl  der  Actieiigcäcllschattätorui  lur  diese  li»75.  Die 
natioiulAkonomischea  Scholansirhten  gegen  d^recte  Staats  Übernahme  solcher  Wirth- 
schaftafeUele  qifachen  dabei  freilich  mit 

Die  Wissenschaft  wird  am  Richtigsten  verfahren,  weirn  sie 
zugesteht,  dass  die  allgemeinen  GrOnde  fttr  nnd  wider 
nicht  allein  entse beiden  können,  sondern dass die  Bntsebeidung 
stets  mit  nach  der  coacreten  politisch-finanaiellen  Lage» 
der  inneren,  wie  der  Äusseren,  des  betreffenden  Staats  und 
Landes-  su  treffen  ist.  üemnach  werden  die  Grttnde  für  nnd  wider 
ein  verschiedenes  Gewicht  erhalfen. 

Für  die  Wahl  der  Actienbank  kommt  in  Betrarht.  dass  sich  drr  Staat  hei 
der  Ueberirauuiig  des  Uerhts  zor  AuüUbuu;;  des  NotiMirei.'aiü  biolängiirh  finanziell» 
VorthiMlf  und  Coutrole  und  Mitvi-irkunsf  büi  ilcr  V  r  rw;il  t  im rorhohalten 
kann,  iiin  oliae  wrüeutliche  Bedenken  auf  eine  reine  Siaatsl^ank  /n  \ '  i/iclitt  a.  Dieser 
linistaiid  mim  zwar  nicht  doft^aus,  darf  aber  wohl  iuituntcr,  z.  \<.  \n  drr  Lage  Deutseh- 
laiids,  den  Ausschlair  ireire«  cigcn»^  Staatsbanken  jreben.  So  halx  i.  h  das  VorL'r|i.«ti 
im  Talle  der  DeaUieiit  u  Keichsbank  nioti?irt.  Zettelbankretortn.  S.  \iU  ff.  Nauicnil. 
die  iassere  polit.  Lage  spra<-h  hier  wohl  dafür  mit.  Ich  hatte  nüch  aber  üchon 
daniaU  mit  einer  r-  inen  Sl:i;it.s'i:irik  ;iu-  Ii  liefnMUidcf.  Viil.  Z -  ^f -Ihankiiolitik  S.  .'i'.M — 5!>fi. 
Ueber  d.  besoad.  Einrichtungen ,  welche  eine  reine  btaatslMiik  nöthig  macht,  ä.  eb. 
8.  609  ff.  Am  Wichtigsten  s.  d.  Bestiramoni^en  Uber  GcMchaAe  zwischen  der  Bank 
n.  der  Finan/.rerwalt. .  «;b.  S.  (»12  IF.  Auf  die  fi- stiddinj  d«  r  \'urwaltung  einer 
pririi.  Acti^n-Zettelbani  ist  hier  nicht  naher  einzugehen.  S.  eb.  &  äUti  Ii..  üH  If. 
tt.  d.  R«chsbaak|gres.  v.  1873.  Die  Uebertraguns^  der  Leituof  o.  VerwaltOBf  d.  Bank 
an  Staatiiboanitc.  wie  bii  d<>r  Prouss.  u.  jetzt  d.  Keichsbank.  ist  cmpfehlenswcrth 
a.  nimmt  die  wi(-htigat«-n  Bedenken  ir<-uen  den  V^cr/.ii  ht  auf  rine  reine  titaatsbank  fort, 
zomal  genügend  f.  d.  Finanz  Interesse  des  Staats  gesonrt  werden  kann,  s.  §.  2(>2. 
Dia  Gautelen  gegen  eine  Ausli<>utung  der  Bank  zu  Finanzzwecken  des  Staats  sind  stets 
hf><.  wichtig,  s.  Zettt'Utuikpol.  S.  r>|s.  mt.  m-inen  articul.  B<iDkgesetzentwurf  in 
der  Zettel bankreform,  s.  Art.  33,  Preus».  Hankonin.     Ul,  Kelchs bankgcs.     3ä.  Ich 
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hätte  diese  Bf^stiminungeti  noch  etwas  S(  härfer  j^cwfltisdit,  etv»  80  vie  in  ticMti 
über  dea  Reichsinralidenfonds  v.  23.  Mai  JS73  Qkss.  §.  12). 

II.  —  §.  262.  Die  Geschäftsverbindung  des  Staats 
mit  PriTatbanken  und  die  Gegenieistnngen  der  letzteren, 
besonders  der  Zettelbanken,  an  den  Staat 

Hier  vird  jetzt  nur  die  finanzielle  Seite  der  ßankfragc  betnebtttL  Alks 
Andere  gehört  io  die  BankpoUtik  als  Theil  der  Volksvirthscb.politik. 

Der  Staat  tritt  sehr  zweckmSssig  in  regelmässige  GesehiAs- 
Verbindung  mit  einer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrent 
illbrt,  in  welebem  er  r^gelmttssig  der  Greditor  sein  wird  und  sein 
soll:  sog.  Öffentliebes  Depositengesohäfi 

A.  Wagoer,  Zettelbaakpol.  8.  385  ff.  Orane  KDtvrickltuig  bei  der  EditL. 
Franz.  (auch  Kass.)  B.;  noch  nicht  peoOfend  hei  der  Preuss.  a.  Oesterr.  B. 
Bedeutender  bei  der  Deutschen  Beichsbank.  S.  o.  §.  122.  Eine  solche  Ver>>indong 
hat  das  Gate,  da»  mtadg«  Staatagelder  ftveUftciit  veideo  nnd  tMck  in  der  ZeM. 

einem  (grösseren  Einnahme-  (z.B.  Steuer  )  T  rnfn  bis  m  «iliem  gfOflSonn  ZeUu^ 
tennin  (z.  B,  für  die  Zinsen  der  SchuMl  nn  \  -m  kehr  sind. 

Aus  dieser,  sowie  aus  den  weiteren  Vcrhindnngcii  iles  Stnats 
mit  einer  Bank  und  aus  der  Verleihung  von  Bank  Privilegien, 
insbesondere  des  Rechts  der  Ausgabe  von  Banknoten  in 
Gemässheit  des  dem  Staate  zustehenden  Regals  der  Noten- 
ausgabe, gehen  dann  Ansprttehe  des  Staats  aof  Ver> 
gtttnngen  hervor. 

A.  Berechtigung  einer  Gegenleistung  der  Bank. 

1.  Da  die  Bank  ans  den  Staatsgeldem,  welebe  bei  ihr  stebaa 
nnd  znm  Theil  in  ihrem  GeschäHle  ansgelieben  werden  können, 
nieht  anerbebliebe  Vortheile  zieht,  so  ist  es  znnttehst  billig,  da» 
sie  dem  Staate  dafltr  eine  Veigtttuig  gewährt  Diese  kann,  wie 
im  Depositengesehftft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wohl- 
feil bereebneten  Uebernahme  manoher  Dienste,  Besofgvng 
von  Geldgesehftflen,  Kassenverwaltnng,  Staatssebnldenverwaltnng 
oder  aiieh  in  der  Gewfthrnng  von  Zinsen  aof  das  Staatseonto- 
eorrent  bestehen. 

Oeber  die  Mefboden.  wie  dne  Bank  ibren  Deponenten  die  üeberiaesiuif  der 

l)oposit«?n  z.  Benotztin  V'rL'  itrt.  A.  Wapner,  Beitr.  S.  51 — 56,  Art  Dopositen  im 
HandwOrterb.  d.  Yolkswirtbschaftslchre.  Die  Engl.  u.  Franz.  B.  n.  ietzt  aodb  die 
DevtBelie  Beiebebank  ipewUiTen  weder  auf  die  Prirat»  nocb  auf  d.  Staalsdepos. 
Zinsen.  Bei  der  Fesbietzung  der  finanziellen  Gegenleistungen  dieser  Banken  an  den 
Staat  wird  jedoch  auf  den  Umstand  Rücksicht  genommen,  dass  grosse  Saldi  rtff  l>epo- 
siten  fructificirt  werden  können.  D.  D.  Belchsb.  muss  nach  §.  22  d.  Oes.  r. 
unentgeltlich  f.  d.  Reich  SMUangen  aimehnen  und  bis  m  HSbe  des  BeidMKVtbnbeiM 
letsten.   S.  o.  §.  122. 

2.  Wenn  keine  volle  Zettelbaakfreiheit  existirt^  sondern  die 
Befngniss,  Banknoten  anszngeben,  einer  Bank  doreh  besondere 
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GonceasioDen,  Privileg  oder  HoDopolgewähroDg  vom  Staate  Über 
tragen  werden  mnuy  so  kann  und  muas  Ueiflir  eine  Gegenlm^ttag 
der  Zettelbank  ausbedangen  werden. 

Dies  ist  gorecblfurtigt,  aach  wenn  sich  der  Staat  das  ausschUessIiche  Recht 
der  Notenaosgabo  nicht  im  ifnanziellen  Interesse,  daher  nicht  als  Finanzregal, 
sondern  im  foHnirilthscbaftlirhcu  Interene  vegen  der  besseren  Sicherung  des  Ucld- 
nrid  Creditwesons  vorbebaJten  hat  Denn  nor  fttr  letzteren  Zweck  ist  ein  Not'Mire^a! 
zulässig.  {Hut  inissbr&ncblich  kann  im  Vorbehalt  des  Notenrechts  uiu  Fiuaazugai 
gefboden  werden,  aber  es  macht  sich  diese  Anffiniung  rerOlhrerisch  leicht  geltend, 
wenn  einmal  der  Staat  das  Recht  auch  bloss  ans  wirthschanspolizeilichen  Gründen 
vorbehielt.  £b.  S.  2  ff.  (d.  1.  A.).  Andere  An&ssung  bei  Stein,  1.  A.,  S.  160). 
Die  Awbadingiiai^  tintr  GefenleLstnng  ist  sogar  ireboten«  vdl  von  einer  folohea 
Bank  lin  Gewinn  tremacht  werden  kann,  der  andern  wegen  des  Ausschluss^  der 
Zettel bankfireiheit  untersagt  ist  Nur  wenn  das  Itccht  der  NotenaUBgahe  auf  ümnd 
allgeDeiBer  Bedingungen  von  jeder  Bank  su  enrerben  ist,  niao  keine  Sondetteehto 
ertheilt  werden,  wird  von  einer  besonderen  fjcffeiiloistunf;  abzaseh^n  sein.  Diese 
letztere  f&llt  anderafaile  onter  den  Begriff  der  Gobttbr.  Hierüber  Näheres  bei  A. 
Wagner,  Zettelbaiikpol.  8.  460*^08.  In  d.  Bdelisb.-Gesetig.  f.  18TS  ist  snoli  den 
älteren  Banken  gegenüber,  die  das  Recht  der  Notenausgabe  bereits  besasfen  u.  be- 
hielten, von  einer  regelmässigen  Abgabe  für  das  Privilegium,  resp.  für  dessen 
Fortdauer  nach  dem  1.  Jan.  1876,  abgesehen  worden.  Die  sog.  Notensteuer  triill  mit 
57o  P-  nur  denjenigen  Betra?  der  durch  den  gesetzlichen  BMCffOCBilll  nicht  ge- 
dc"  kten  Banknoten,  welcher  den  einer  je<len  Bank  im  Oosetzo  zugemessenen  Antheils- 
bctrag  ait  dem  sog.  ungedeckten  Notenumlauf  übersteigt  Eine  „Steuer",  die  «loch 
wohl  noch  am  Ersten  als  eiuo  in  dem  be^nderen  Falle  des  aosgedehnteron  Note»* 
Umlaufs  7.n  zahlende  (iebühr  zu  qualiHcircn  ist,  als  Oegrenleistung  für  dietk)  be- 
sondere Erlanbniss  des  Staats.  Ertragsanscbiag  im  Keicbsbadg.  IHTö  50,000  M., 
nber  Ibatsächl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag.  Seitdem  ist  derselbe  mehrfach,  neuer- 
dings auch  dnrch  1'  >'  iirl.  Zahlungen  der  Reichsl).  (so  f.  1881  27.170  M.),  aber  durch- 
weg nur  in  kleinen  Summen  vorgekommen  (A.  f.  1884/85  im  Heichset.  26,300  M.). 

3.  Oft  gewährt  der  Staat  einer  Bank,  welche  er  znr  Koten- 
aoegabe  ermächtigt,  beeonden  einer  hierzu  in  höherem  Maasse  oder 
anflschliesalieh  priTtlegIrten,  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  er 
Ihre  Noten  an  seinen  Kassen  in  Zahlang  ansnnehmen 

Tcrspricht 

Uierdorch  giebt  er  selbst  der  Bank  fUr  den  durdiscbuittUch  in  seinen  lüuiscu 
befindUcbea  Netennptfag  einen  betriditUcben  Gredii  and  macht  «userdem  die  ffoten 

im  Vertehr  viel  unilauf^Hihiper,  weil  dieselben  zu  den  Zahlungen  an  den  Staatskassen 
benutzt  werden  kdaaen.  FOr  die  Bank  stellt  sich  dieser  Notcncredit  als  nnvoRinslicb 
heraus,  soweit  de  dafllr  nicht  Baardeckung  bftit  Mit  Recht  wird  daher  aach  für  die 
Einräumung  dieses  werthvollen  Yortheils  eine  Gegenleistung  der  Bank  /u  fordern 
sein.  Zettelb.pol.  S.  13  46,  4.^0  über  d.  Bedeutung  dieses  wichtigen  Cmsfands,  SHT. 
Die  bei  den  preuss.  Baukuoton  bestehende  Verpflichtung  der  Staatskassen,  die  Noten 
in  Zahlung  zn  nehmen,  ist  nicht  auf  die  Noten  der  Reichsbank  ubergeganfen  (Reichs- 
bankgen.  m  1875,  §.  2>,  nber  fkctinch  ist  der  frühere  Zustand  geblieben. 

ß.  Form  der  Gegenleistung.  Die  Gegenleistnng  fHr  die 
einer  Bank  im  ZettelcM^^ft  gewährten  Privilegien  nnd  Vortbeile 

kaüii  mit  derjenigen  fl^M  l  cbcrlas^Jiuig  der  Benutzung  der  Staats- 
depositen verbunden  so  bei  d.  Engl.  u.  Fr  an  zus.  Bank. 
Sie  ist  in  der  Kegel 
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1.  eine  finanzielle,  und  zwar: 

a)  entweder  ein  directes  Darlehen  ans  dem  Stammkapital 
der  Bank,  nnyerzinslieh  oder  niedrig  Teninslieh,  während  der  Daner 
des  rridlegs  gar  nieht  oder  nur  bedingt  kflndbar. 

Ivähcres  bei  A.  Wagaer,  ZuUelbaakpol,  b.  4t)0  ttl  Solche  Darlehen  boi  d. 
l&ngl^  FranzOs..  OestoKr.,  Frankfurter  B.  Eb.  S.  461.  NUl  Uber  die  rer- 

wickelten  Abrechn.  zw.  der  Kng:I.  B.  u.  Ir-n  Schatz  über  Teistungen  u.  Gcg-  u- 
leit(t.,  eb.  S.  4tH>,  Anm.  S59.  Bei  den  Ü  etnUsn  Banken  war  es  Finaozooth  oder  bcheu, 
ein  Anlehen  anf  offenem  Maifcte  anfennehmen,  was  za  den  Anleiten  bd  der  Bank 
führt*'.  Der  fintinziolle  Werth  eines  solchen  Darlfhns  b(Miiib>.t  ^ieh  in  der  HnupL-aoh-- 
nach  dem  Zinsgewinn.  Jedes  solches  Darlehen  macht  aber  einen  grösseren  oder 
geringeren  TheiT der  Baukaetira  nnrealisirbar  oder  scbwor  realisirbar,  selbet 
wenn  für  den  Noth&ll  rem  Staate  Theilschuldrcrschreibungon  in  börsengingijrer  Forai 
zur  eventuellen  Verlnsseron^  hinterlegt  werden  (so  bei  d.  Frankfurter  n.  Französ. 
B.).  Dadurch  kmn  die  Lage  der  Bank  iii  Krisen  erschwert  werden.  Jedenfalls  wird 
ihre  Leistungsfähigkeit  gerade  iu  solchen  Zeitpancten ,  wo  eine  grosse  Centralbaok  am 
(lUustigsten  wirken  kann,  beeinträchtigt  Besser  ist  daher  diese  Form  dec  finanziellen 
Gegenleistung  zu  vermeiden. 

b)  Oder  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  Äntheil  am 
Reingewinn,  die  paesende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei 
am  BestMi  derjenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  zu  bemessende 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  flbersteigt,  nach  einem  sa  ver- 
abredenden Satse  getheitt  wird. 

So  bei  der  Preuss.,  Belg.  Nat  -,  Bad.,  Oldenb.,  Wurtemb.  Zuttelbank  u.  a.  ui. 
jetct  bei  der  D.  Reichsbank. 

Je  «rrftsserc  Vortheile  die  Rank  vom  Staate  bezieht,  z.  B.  je  iimfair'jcnder  ihr. 
NotuapriviJcg  ist  oder  je  höher  die  Staatsde{>ositen  durchschnittlich  sind,  desto  grosser 
kann  der  Uewinnanlhetl  des  Staats  werden.  Diese  Einrichtung  stSrt  den  Bankbelrieb 
veitur  nicht 

Bei  d.  Preuss.  B.  bezog  der  Staat  die  Hälfte  den  Keingcwirms,  welcher 
bleibt,  uacbdom  er  fiir  sein  Activkapital  ^^f^.  die' Privaten  (Ur  das  ihre  4Vt  Prec.  er- 
halten haben.  Dieser  üewinnantheil  betrug  im  l).  1S5h~61  «18,000,  !<*»52— «5 
1,35G,U00,  69  1,601,UOÜ,- 1»7U— 71  219,  1&72  2-411,  187»  3  79,  1^74  TXi 

MOttonen  Tblr.,  ind.  Zins  auf  die  Staatakap.  u.  Vendns.  n.  TUgung  der  Anleihe 
1850  (vornchml.  zur  Ein/.iehniig  v.  Staatsitapiergeld).  Bei  der  Reichsb.  wird  d  <ic- 
winn  über  4Vi7«  vom  Stammkapital  von  120  MUl.  M.  hinaus  auch  zur  ilÄHie 
xwisdien  Reich  n.  Bankactioniren  gethettt.  aber  der  Gewinn ,  der  nach  Zahlung  einer 
Dividende  v.  SV«  auf  die  Actien  restirt,  fallt  zu  an  d.  Reich,  zu  an  d.  Actionäre. 
Bei  dem  bisher  immer  noch  sehr  miissigen  Gewinn  der  Reichsbank  (Div.  an  die  Bc- 
thciÜgten  ISTrt— S2  6'/„.  Ii  29.  Cr.i,  f).  Ii,  II*  7-0.'>7.,)  war  auch  der  Reichsantheii 
nur  mftssi?  (1S78  2-I5G,  ISTH  üfiliK  IS80  1-793.  18bl  ö  :.!»9,  I»»v2  liMi.  r>.  —  Bei 
d.  Belg.  B.  '/j  des  Rein-iw. ;  liei  der  Bad.  '/,,  von  dem  (iewinn.  der  nach  Zahlung 
von  ö'/o  Divid.  bleilit.  Km  f^ewöhnl.  Vorwurf  der  (iegncr  der  Zettelbanken  ist,  dass 
der  Staat  diesen  Banken  tiulach  dio  Rente  aus  dem  Krtnig  de»  f»'i  (  ht5  der  Noten- 
ausgabe, bez.  dts  nngcdeckteii  Theils  derselben  schenke.  ;iIso  z.  B.  bt?i  Inn  Mi!!. 
M.  Noteurecht  jährlich  4  oder  5  Mill.  M.  Dies  wäre  nur  richtig,  wenn  eine  Bank 
nidit  ein  eigenes  grosses  Stammkapital  fitr  die  Ptthrung  dieses  Oeeehlfts  bedurfte 
Ut  dassellic  nicht  in  wenig  lucrativen  Anlagen  (Wechsel  n.  s  w.  plariren  mtis^tt' 
Die  4Vt7«  (^0  IST 5  u.  11.,  jetzt  wenigutens  4%)  z.  B.«  welche  die  Aktionäre  der 
Relcbsbank  vorweg  aus  dem  Gewinn  eilialten.  wQrde-  das  Beieh  ebenfalls  bei  einer 
reinen  Staatsbank  aufwenden  mllssen,  di.-  mit  domsoHiLMi  Sfiiminkapital  zu  dotiren  wäre. 
S.  Zettelbaakpol.  S.  r)7(t.  Dieser  Punct  wird  iu  der  heutigen  neuesten  Polemik^  gcfco 
die  Bdchsbank  als  „Actienunternebmen''  govöbnlich  ganz  ttbenehen. 
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Die  tinun/.iclle  (it^cnleidtaog^  der  Itank  l&sst  sich  au<-h  als  eine  Art  Pacht- 
zins bctrrirlifcii .  welcher  für  die  Dcberlassung  der  Ausnutzung-  der  nnisM'uiM»  Stnnts- 
gohlcr  und  Ijci  einer  privilcjjrirten  oder  Monopolbank  für  die  dcwahrung  dc:>  Hechts 
der  Notcnaus^^aljc  und  des  Privilc{S8  der  Annahme  der  Noten  bei  den  Staatskasseu 
enii'h litet  wird.  Statl  dm-  S^:II>^tvt•rtt^^It^In'_••  der  eigenen  StaabL.'(>ld<  r  und  des  Noten- 
rechts wird  also  gewissermasäen  die  Verpachtung  vorgezogen.  In  den  Ueziehuugeu 
swischcn  d.  Eogrl.  B.  u.  dem  Staate,  die  ja  alleiii  eine  ttngere  (ScscJiicble  halieii, 
tritt  ein  solches  Quasipachtvcrhaltniäb  immer  mehr  hervor.  Ks  wird  hier  sehr  genau 
von  bi  idcQ  Theilen  der  Werth  der  Vortbeilo  u.  der  Gegeideistaogea  ausgerechnet. 
Uicflelbo  üntvicUniig  wird  Tohl  anch  in  den  and.  Staaten  eintnCen,  veldic  grosse 
HoDopdzeltelbanIteii  in  der  Porm  dvr  Actiengeadbcli,  oder  dgl.  besitzen. 

2.  An  Stelle  der  finanziellen  Gegenleibtang  oder  wenigstens 
eines  Theils  derselben  kann  der  .Staat,  besonders  hei  grossen  Mono- 
pol- und  Centralzcttelbauken,  mitunter  passend  auch  eine 
andere  Form  der  Gegenleistung  treten  lassen,  welche  dem 
wahren  Wesen  des  vorbchaltenen  Notenrechts  aucli  besser  entspricht. 
Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Heiri  iiiidung,  über 
die  sich  streiten  lässt,  findet  sieh,  wenn  Uherljau])t,  so  vornehmlich 
in  den  Interessen  des  Geld-  nud  Creditvvcscns ,  Uber  welche  der 
Staat  zu  wachen  hat.  Demgemäss  kann  der  Staat  in  Hetreff  der 
Htihe  der  Metalideckung  und  der  Beschafienhcit  der 
Übrigen  Deckungen  der  Noten,  ferner  hinsichtlich  der  Grösse 
des  Stammkapitals  der  Bank  Bedingungen  stellen,  welche  die 
Sicherheit  der  Bankso!vf  nz  und  daher  der  Banknoten  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  iu  Krisen  erhöhen. 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  auf  eine  Yerminderung  des 
Reinertrags  der  Bank  hinaus,  so  dass  dann  eine  finantieUe 
Entsohädignng  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  verringert  werden 
mlisste.  Der  dem  »Staate  hieidarcli  entgehende  Gewinn  (laernni 
eessans)  bildet  gleiehsam  einen  Ansgabeposten  nn(  dem  Conito  der 
Volkswirthschaflspflege,  —  eine  der  verhauten  Staatsansgaben, 
welche  bei  rein  privatwirthsehafllicher  Behandlung  des  Verhältnisses 
allerdings  %vl  vermeiden  wäre. 

bei  grossen  Centralbaukcu ,  welche  wie  die  B.  v.  Eughind,  Frankreich  u.  meiir 
«.  mehr  auch  die  ?on  Prenssen  v.  jettt  die  Ketohsbanlt  die  Edelmetall behllter 

ihrer  Volkswirthschaflen  zu  sein  plfegcn,  i^t  die  i>tab:  Hereithaltung  <  ineü  iienügtind 
irrossen  ßaanrorraths  bes.  wichti^r.  I^etiterer  muss  hiareichan  bei  einer  stariten  Ab- 
:»trOinung  des  Metalls  ins  Ausland  (in  England  z.  B.'nacb  Missenilen)  oder  bei  einer 
Keansprachnn^  d<  s  HaarfoDd;»  der  iiank  aas  anderen  Ursachen  (v^^l.  daraber  uicitic 
Zettelbankpol.,  S.  »52  ff.),  ohm:  da^s  der  (icldmartt  durch  /.u  starke  Crediteinschrankung 
zu  sehr  erschüttert  wird,  ils  liegt  daher  im  Iatereü»e  der  Yolkswirthschafi  u  folglich 
des  Staats,  dass  ein  starker  Baarbestand  gehalten  wird.  Eine  daraut  Itezu^l.  Yorsclirifk 
kann  a?<n  wie  u  A.  T(»ol.e  vorgeschlafen  hat  (bist,  of  prices  II.  V,  599)  einer 
Centraibank  als  eine  passende  üogeJiloistaog  für  ihre  Pnrilegien  auferlegt  werden. 
Aehnllcbe  Argnmonte  in  Bag^bot,  Lombudstteet 
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8.  Absehnitt 

Werbeudes  bewegliolies  YeriuOgeu  luid  specielle  iüi|»iUiloiids, 

Yirl.  Rftv,  5.  A.  §.  155,  6.  A.  §.  212.   Stein  Pin.  I,  252.  Er  nft  »nm 

den  „I'^cinds'-  bei  ihm  (\\'apiierl  nichts"".  Da  ist  von  Stein  §.  2S0  d.  for.  (2.)  Avfl^ 
auf  die  er  sich  doch  ausdrücklich  bezieht,  uborsehcu  worden. 

I.  —  Allgemeine  Würdigung.  §.  263.  Solohei  Yemiögen 
anzüsammelD,  zufällig  vorhandenes  zn  behalten  und  es  Terzinslicb 
anzaiegeiiy  dafUr  liegt  selten  ein  genügender  fiDanzwirthschaftlicher 
Grond  vor  und  voUuwirthscbafUiche  Gründe  spreeben  oft  dagegen. 

Drr  nahe  lieirende  (ledanko,  etwa  einen  Staatsschatz  auf  diese  Weise  zu  ver- 
wenden, um  den  Zinsrcrlost  zu  ersparen,  ist  wegrcn  dos  Zwecks  der  Institution  eines 
wichen  Schatzes  nicht  ausftthrbar.  (§.  76>.  Bei  der  Bcrathnni^  ttber  den  Deutschen 
Kuichsschatz  im  D  Reichstag  im  Nor.  1871  gab  der  Abg.  Ml4)tt<il  zur  Erwifcunir« 
ob  nicht  ein  Theil,  otra  die  H&Ifte  des  Schatzes  zur  Zinserspsrnni»^  in  fremden,  hes. 
engl.  ütl'entJ.  Füud:>  angelegt  werden  könnte.  Zu  einem  eigeuti.  Antrag  kam  es  nicht. 
Mir  scheint  dagcifcn  zu  sprechen:  1)  die  Mdglichlkcit  eiiMS  Kliegs  mit  eint-m  der 
Staaten,  in  dessen  Fonds  das  Kapital  placirt  ist  (engl.,  russ.,  nordamerik.  Wertho>; 
2)  die  notorische  Thatsache.  dass  in  Zeiten  des  Kriegsausbruchs  alle  Foods,  auch  (üo 
ganz  unbethciligtor  Staaten  mehr  oder  wettiger  stark  aflicirt  werden,  80  da«  ein  «rheU. 
Verlast  doch  unrcrmeidlich  ist.  Es  sanken  z.  Ii.  im  Juli  1870  H"  ^  Amcr.  ron  97  auf 
7»,  5%  üa»s-  V.  Hl  auf  unter  8U,  russ.  Prftuuooajil  v.  119  auf  i»  Bcdin.  Dm$ 
VemiOgea  ab  eine  Alt  bleibenden  Depositnns  einer  Bank  mr  Beantranf  n 
uberlassen,  empfiehlt  sich  auch  nicht,  weil  damit  dod.  ein  unnötbiger  Zinsvorlust  ver- 
bunden w&ro  und  die  Behaodiiing  aolcber  Gelder  etwa  als  subsidi&rer  Staatsschatt 
«iedentm  bedenUieh  und  sdiver  dvreliitlbrbar  ist  Denn  die  Einziehung  wllmod 
einer  politischen  Krisis,  wo  sie  regelmässi;:  würde  stattfinden  uillssen,  wurde  die  Lag« 
noch  versciilimmeni.  Die  dauernde  Verwendung  zu  gewöhnlichen  Darleben, 
namentlich  auf  Hypotheken,  und  die  Anlage  in  verschiedenartigen  Werib* 
papieren (Actien.  besonders  Priorität:>obIiu:ationen  von  Eisoobahngesellscbaften,  Schuld» 
vorschreihunü'en  der  Selbstverwaltun^'skörper.  auswiuiiere  Staatspapiere  u.  drl  m.)  ^riebl 
allerdings  in  der  Kegel  c'uicu  genügenden  Zms  und  kann,  wenn  einmal  ein  »ulcLcsf 
Vermögen  vorhanden  ist  und  dasselbe  keine  zweckmäsaigere  Benutzung  findet,  miantat 
wohl  am  Platze  sein.  tirOssere  lietrJMre  (leld  hatten  früher  d.  Schweiz.  Eidgenoasen- 
schafi  u.  mehrere  einzelne  Kantone  auf  Zinsen  ausgeliehen.  Mathy,  in  ßau's  Arch. 
IV,  64.  Stinipfli,  FinanzbttchL  f.  d.  Bemer  Volk.  1860.  8.  73.  Tendüedene 
ältere  Daft  fi  dartiber  bei  Hau,  5.  A.,  §.  155  (a).  Kleinere  Botr&gc  rerrinsl.  Geld- 
anlagen kommen  vielfach  vor.  Z.  B.  Preuasen:  A.  f.  1871.  Ausser  220,204  Thlr. 
Zinsen  v.  Dirid.  v.  d.  ans  d.  Ertrag  der  läaenbabnabfnilio  anfi^elDMiften  Aetfen  neeh 
andere  :-?^<1»,000  Thlr.  Zinsen  mui  Staatsactivkapitalien,  ncml.  v.  7,023,097  Thlr.  (noui  \ 
div.  Oblig.  u.  Actien  u.  t.  1,910,400  Thlr.  hypothck.  Forder.  o.  Darlehon  (unter  beiden 
Poatott  venoMed.  Zinailze  n.  kleine  nnretzinsL  Summen).  A.  addier  Oasen  im 
l'.'t  Mill.  M.  Auch  im  Etat  der  Domäncnverw.  kommen  Zinsen  aus  Activk&idtal.  vor 
(A.  1870  72,068,  1871  22,446  Thlr.,  Ib7ö  24,730  iL),  Ausseniem  hatte  der  Staat»- 
sdiatz  i.  J.  1870  ausstehen  2,603,850  Thlr.  unvcrzinallch ,  1,174,713  Thlr.  zinstng. 
u.  2,254,705  Thlr.  nicht  zinstragende  Acdvkap.  —  Der  churhess.  Staatsschatz.  d«r 
der  Provinz  jetzt  alä  Provinzialfonds  überlassen  ist,  trog  c.  Mill,  Thlr.  Zinsen.  — 
Baiern.  A.  für  1S71  Zinsen  aus  Staatsactivkupil.  22,3b()  Ü.,  wozu  uwa  noch  dk 
Entsdiidij^gsiento  v.  d.  Krone  Oesterreich  mit  102,083  fl.  gerechnet  «eidea  knan. 

Aber  etwa  absichtlich  Ueberschllase  der  Einnahmen  zu  dles< m  /»  ••(  k  .lnnl9l^Imt^ln. 
ist  wenigstens  im  Allgemeinen  nicht  r&thlich.  Das  (iekl  bleibt  dann  besser  in  den 
Händen  des  Publicnms  und  eine  Sienerraffminderung  oder  die  Vonudim«  viohliger, 
bisher  verschobener  Keformen,  Ausfuhrang  Aflentlidier  Welke  B.  a.  w.  eifelgt  satt 
der  Ansammlung  von  Ueberschussen. 
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Eimnal  vorhanden  ob  bewegUehes  Vermögen  wird  sonst  am 
Besten  entweder  snr  Sebnldentilgnngi  wobei  dann  meistens 
noeh  eine  Zinsdifferenz  gewonnen  weiden  wird,  oder,  mitunter 
Heber  noch,  snr  Anlegung  öffentlieber  Werlte,  Banvon  Land- 
mid  Wasserstrassen ,  Eisenbahnen,  zu  Urbarmaehangen ,  zn  Unter- 
stützungen bei  Reailastenablösnngen  u.  dgl.  m.  verwendet.  Auch 
können  Provinzen,  Bezirke,  Gemeinden  l"ttr  gemeinnützige  grössere 
Unteiiiehmiin^en ,  EiycTiliahiii^esellschaften  fUr  ihre  Bauten  wohl 
daiau8  Zusclilisse,  als  iStaatsbeitrag  oder  vorschussweise ,  crhahen, 
oder  der  iStaat  cüich  als  Actio  nur  bei  einer  Privatbabn  mit  äolcben 
Fonds  betheiligen. 

Daoerndc  Anlage  vou  Staatäactirkapitalicu  iui  Aaslandc,  etwa  in 
fremden  StaatapapioreD  —  frtther  z,  B.  Seitent  des  K.  Bern,  elft  oeaevet  BeiBpiet 

bildet  der  Aukaaf  vou  franzöü.  Rente  fUr  c.  50  MilL  Fr.  Gold  Seitens  Uusslands 
i.  J.  1847,  Gourcelle-S6neuil,  traite  des  opcr.  de  bau(|Ue,  I'ar.  1857,  3.  ed. 
p.  22Ü,  —  hat  doch  aberwief^eude  politi^e  und  wirthschaftliche  Bedoiken,  kann 
iiideaaen  in  Aosuahuief  iUeu,  i,  ß.  tu  Ländern,  welche  stark  an  das  Ausland  verscholdct 
vin<l.  im  Tnt«  r*^'<  di  i  grösseren  Stabilität  des  Wc -lisolcuRics ,  besonders  in  Papier- 
waiimugaiaaiicru,  lu  Betracht  kommen.  Vorschlaj.  diu>er  Alt  fur  Oesterreich  in 
eüier  I>ailsclir.  d.  (tot  Finan^tiiiu.  IStil,  für  Rassland  mit  näherer  BegrUndnug  vuii 
A,  Wiener,  mss.  Papierwiiln,,  S  jr)}  II'.  Aehnl.  Vorechlag  als  Maassrcgel  der 
Baukpoiitik,  einen  Theil  dud  Baarluuüä  lu  fremden  Wechseln  anzulegen,  bei  dems^ 
Zettclb.  S.  270  C,  ein  in  England,  Fnnkreicli,  bd  der  ttuuOB,  £aqa£te  r.  1860  ff. 
mebr&di  cvBilerter  Gedanke. 

II.  —  §.  264.  Besondere  Beaebtong  verdienen,  folgende 
zwei  FlUle: 

1.  Eine  besondere  Function  kOnnen  Fonds  bewegUeher  Kapi- 
talien snr  einstweiligen  Anlage  grosserer  disponibler 
Oeldsnmmen  haben,  welche  man  erst  später  bestimmten 
Verwendungen  znittbren  will  nnd  an  weloben  daher  Zinsver- 
laste vermieden  werden  sollen. 

Hier  wild  es  ileli  gewöhnlich  um  abnorme  politische  and  finanzielle  Verhilt- 

nissi'.  handeln,  welche  zur  Verfu«run^  nbcr  solche  Sammen  führten,  z.  13.  bei  Krie^'s- 
eoutributioutiu  u.  dgl.  m.  Denn  durch  Anleihen  wird  man  selten  für  lauge  im 
Yonas  grossere  Betrige  dispottttel  machen.  In  jenea  FUleat  mOeht»  es  auch  zweck« 
inS&siger  sei»,  lic  Summen  citiätn-cilen  bei  Banken  zu  massigen  Zinsen,  als  ^ic  eigens 
in  Darlehen«  \^  ertlipapiereu  u.  dgl.  m.  auizolegeu,  aua  dem  im  Folgenden  Runter  Kr.  2) 
angegebeneii  tinuide,  der  nach  bier  gilt 

Im  Deutschen  Reich  hat  man  drei  solche  „Fonds''  aus  d.  franz.  Krie^srontribution 
gegründet:  Den  ßeichafeatungsbaufonds,  d.  Fonds  für  d.  Keichatagsgebäude 
IL.  den  f.  Beichseisenbalinett.  FQr  erMeren  gilt  d.  Ges.  r.  B9.  Mal  187S,  Art  llf; 
er  ij>t  zuerst  uiit  5.M  Mill.  Thlr.  dotirt  worden,  wi  l<  In-  im  Wesentl.  nach  denselben 
Grunda&tzeu,  wie  die  Kapitalien  des  Invalideoifouds ,  zinsbar  angelegt  werden.  Die 
Zinsen  des  Fonds  fliessen  zu  den  allgem.  Belchseinnahmen ,  die  Anagdtai  f.  d. 
FestoufTsbau  selbst  werden  aus  den  liUssig  gemacbtcn  Kapitalbeständen  gedeckt.  Der 
liezQsrl.  Betrair  wird  in  den  Jahrest  tat  des  R<'ichs  gesetzt  Das  Kapital  des  Fonds 
bestand  iL  IbTö  smü  121Ü4  Mill.  M.  deutscher,  4*65  Hill.  Dali,  nordamerikan., 
930,550  Pfd.  Sterl.  and.  ausländ.  P:t|  :  r  u,  E.  1881  noch  nominell  5110  M.  M.  u. 
404,950  Pfd.St.  OUig.,  ö47,8öl  M.  baar.  S.  uu:iucn  Aufs.  Heiclisfinauz.,  Jahrb. 
HL,  146.  —  Der  Fonds  d.  Beichstagsgubäudes  beruht  auf  d.  Hun.  r.  S.  Juni  lii73. 


Digitized  by  Google 


040  3.  B.  Onl.  Eiuu.    2.  K.  Primerwerb.    4.  ü.  A.  Fomb.  §.  264. 


beträft  ^  Mill.  Thlr.,  die  ziusliar  aiiziiliegea  sibd.  Oio  ^Uisen  aoliten  üom  Fonda  bis 
zur  Verweinlun^  iles  Kapitale  zuwachsen,  was  später  modificirt  wurd«?  (im  Et.  f. 
lSy4/S5  stehfMi  Ü'S  M.  M.  Zinsen  f.  d.  Keich),  (Stand  E.  1S75  27*09  Mill.  M.,  E. 
1S81  29'«0  M.  ^r.V  -  Der  Reichüdgeobahiifoiuls  beraht  auf  d.  G«8.  r.  18.  Juni  )S7S  v. 
'»'•trti?  iirspriiiiglicb  c.  *i4  S  Mill.  Thlr.,  die  ebenso  hi  handrli  werden,  wir  die  Kapitaiiru 
des  Festuugsbaufoudü.  A.  der  Zinsen  im  Etat  f.  1876  1  45  Mill.  M.,  der  Kapitalrer- 
venduDg  16*69  MilL  IL,  wMzm  aoliieMliit  '  —  llbns  AdmUclMt  UUei  die  CAsrhaft 
des  Uenoijts  Kari  t.  Bnaiueliweii^  aa  die  Hepoblik  tieof,  vt^che  diese  anfetreten  bat. 

%,  Solche  Foods  beweglicber  Kapitalien  köimen  auch  den 
Zweck  haben,  znr  Sichersteljiang  künftiger  finansieller 
Verpfliehtangen  and  znt  Bestreitang  der  daran«  ber> 
vorgehenden  Zablnogen  mittelst  der  Zinsen  (eventaell 
nntor  Mitverwendong  von  Amortisationssnmmen,  wenn  die  allmllige 
Aafzebmng  des  Kapitals  in  Aussicht  genommen  wird)  zu  dienen. 
£in  Beispiel  liefert  der  Invalidenfonds  des  Dentsehen  Reichs. 

Rapitali'-n  far  solche  Zveclto  «rmdea  woU  aach  nor  in  abnormen  politischen 

nnd diianzicllon  Verliiiltiiissni  verfüffbar  s«'in,  wie  in  diesem  ReispieJ.  Eine  rii  litiL-e 
FiaanzpoUtik  wird  aber  s*  Ibst  in  solchen  Lagen  kaam  m  dvraitigeo  Einhchtungea 
iiinea  w<<«enttich  priTatkupitalistischcn  Oharacten  f^ifen.  Diewlben  biete»  fttr 
ili.  Dauer,  bi  i  im:;an&tig(T  Tinanzla^re.  dü<  Ii  k*  iiic  Sicherheit  für  ihren  Zweck,  wohl 
aber  fuhren  t»ie  last  unvermeidlich  zu  Geschält,  wulcbeo  eine  Staat:»bebOrde  achwem*- 
wachsen  ist.  Dir  ^x'uugenden  G^titelen  politischer  Art  sollen  i^tnnW&a  und  daeh  fiaanzMIe 
Verloste  verhütet  werden:  das  sind  zwei  kaum  vereinbare  Wünsche.  Denn  um  desk'lzten-'B 
\V  illcn  muss  die  Behörde  freier  verfiiiren,  z.  B.  öfter  in  den  Anlasrenwechseln  k{>iinen. 
was  ihr  bei  jenen  (Tautolen  unmöglich  ist,  die  doch  wieder  nicht  zu  entb«;hren  sind. 

Daher  auch  hier  lieber  eine  Verwendnng  solcher  Kapitalieo 

zur  Schuldentilgung^   oder  zu  grossen  öffentlichen, 

Kente  gehenden  l  nternehmuiigen,  wie  Staatbbahueu, 

►Staats b  a  u k e  n  u.  dgl. 

Eiuj^eheude  Be^^rundung  dieses  Urtheils  in  der  Kritik  des  KeichüiuvaUdeafouds 
in  meinem  Reiehsfinanswos.;  Jährt),  in.  S.  IBI  IT.  S.  auch  «.  §.164,  8.  877.  Das 

ilnä.  V.  2.!.  Mai  1S73  dotirl  »Ion  Invalidenfonds  mit  1S7  Mill.  Thlr.  (zu  ü.  l  T.r  d.  n 
Zweck),  die  in  venchied.  Ettecten  aagelqj^  sind,  s.  §.  2  des  Uusetzes.  Bis  I.  Juli  1876 
durfte  interimistisch  eine  Anla.uro  in  weiteren  Papieren  eTft>lpr<^n  (§.  3).  Es  hat  aidk 
aber  nicht  dun  h führbar  erwiesen,  diese  .\j)laife  bis  zu  dieseui  Zeitput«  te  zu  realisirea 
u.  in  die  g<;setzlichü  dos  2  zu  verwandeln.  Deshalb  musste  im  Ge^.  v.  2ä.  Febr.  Ii» 76 
die  Frist  f.  jene  interimistische  Anlage  bis  1.  Juli  IsSO  verlängert  werdon.  Dkee 
Vorgiuige  dienen  zur  Bestätigung  des  im  Text  (ie>a::iön.  Stand  de»  liivaliduuf«)iid& 
Kiule  1b8i:  nominell  534.42  Mill.  M.  u  Miil.  Ii.  ■.u-l-l'Mit-ch  in  Oblirationeo 

^liU.  M.  baar.  Die  unnOthig  gruüse  iiuh«;  des  l  ouds  hat  eruiAglicht,  dvui  twuiis 
auch  noch  weitere  Kciegq^sienen  »izuschieben» 


Fflut'ier  üauptahschnitt. 

OommimiGatiQnB-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 
(im  engeren  Sinne),  besonders  Eisenbahnen. 

Bau  hat  bios^  (icn  Staatseiäenbabnen  itincn  besonderem  kürzet  Abi>chuiu.  das 
■H.  Haopfsi  V.  d.  Regalien  icewidmet,  indem  er  (5.  A.>  in  §.  2  t  9c  glaubte,  ein  eigenes 

Kiseiih.Hhn  rei^al  aufstellen  zu  müssen.  Die  eiiii;<!beiid.i.-  Da»teUiin<r  in  Hau'» 
Volkswirthschattspoht.  II,  ^.  2äS--2(>3,   mit  kurzer  Berührung  der  Streil£ra{(e.  ob 
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Staats-  oder  l'rivatljahncii ,  berücksichtigt  die  fis-cntlich  staatswirtlischaftlichc  und 
tinanziellu  Seite  der  Krage  neben  ilor  Erörteruag  der  voliüiwirtbachaftlicben  Setto  noch 
zu  wenig.  Jene  beiden  Seiten  mOases  notlivendig  spedeller  behandelt  werden.  Ferner 
ist  das  Eisenbahnwesen  im  Zusammenhange  mit  dem  i^t^sammtcn  Verkehrswesen  zu 
betrachten,  um  dio  Stellung  des  Staats  zu  ihm  und  seine  ünanzielle  Behandlung  prin» 
cip  iell«r  n.  nacb  ^nen  höheren  n.  allgemeineren  Gesichtspuncte  m  begninden. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  neben  'Itin  Forstwesen  Jas  Hauptgebiet  des 
modernen  Domiineuwesens.  Seine  linanzieUe  Regelung  ist  noch  schwieliger,  weil 
voUswirtfaschaftepolitische  und  priratirirduchaftlielie  Oeeichtspuncte  «ich  noch  manche 
Fächer  kreuzen.  Die  Post  liehamlelt  Kau  aurli  ntiter  dri\  K'eg-alien,  §.  20')— iMUa, 
desgleichen  die  Telegxaphie  2I9b.  Meine  abweichende  Auffassung  ist  schon 
oben  §.  199  if.  begrOndet  worden.  Die  Land  Strassen  stellt  dagegen  anch  Kau  bereits 
unter  die  Gcbuhrenzweijf .  unter  Verwerfung  eines  Strsssenregals ,  §.  239 — 243.  In 
Kau 's  Volkh'wirthsrliaftsprplitik  ist  <las  Verkehrswesen  —  Herstellung  der  Strassen 
§.  2."jj  iL,  Mittel  zur  ßeuut/uug  der  Strassen  26S  fl'.  — ,  etwas  zu  eni;  und  der  all- 
gemeinen culturlichen  und  wirthschaftlichen  Bedeutung  dess«  Iben,  sowie  den  heutigen 
V  rliJütnissen  nicht  mehr  recht  entsprechend,  als  ..Erleichterung  der  Waarenfortschaffung" 
bei  der  ..Böfarderung  des  Tanschverkchrs"  besprochen.  Auch  hier  fehlt  noch  zu  sehr 
eine  principielle  Behandlnng  der  Fragen,  velche  sich  avf  die  Stellung  des 
Staats  zum  Verkehrswesen  u.  auf  die  ganze  finanzi  clh-  Re^elunt;  b  /i  Ji  -n.  Das 
Verkehrswesen  in  seiner  modernen,  ja  noch  uuuichfach  in  Entwiciilung  be^rilienen 
Gestaltonir  bildet  f.  d.  Kinanzwiss.  ein  besond.  wichtiges  ii.  lehrreiches  Gebiet  der 
Staritstbätigkeit,  weil  der  gesrhicbtliclii.-  WocIislI  zwischen  drn  vier  leitenden  Finanz- 
principien  20 Ij  und  die  ^tothweiidigkeit,  die  einzelnen,  doch  so  nahe  verwandten 
GeUete  nach  Verschiedenen  Priocipien,  dio  sich  aber  aitf  ein  oberstes  Hauptprincip 
zurückfuhren  lassen,  statt  nach  einer  einzigen  Scbabloneudoctrin ,  zu  behandeln,  be- 
sonders deutlich  hervortritt.  —  Die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens  in  dieser  Aus-führ- 
Hchkeit  hier  in  der  Fiuanzwissensch.  kann  vom  Standpunct  strenger  Systeuiatilc  aus 
bemängelt  werden,  wie  ich  L.  Stein  (Finanzwiss.  3.  A.  S.  255)  einräume.  Aber  sie 
«  ntspricht  imm-  rhin  der  ühnlichen  Behandlung  der  Domimen-  und  l'orstlehre  schon  in 
l{au  b  1  inanzwissensrhaft.  Jedenfalls  habe  ich  sie  auch  in  dieser  Auflage  des  1.  B. 
der  Finanz wisscnschatt  iiu<  h  nicht  wesentlich  verändern,  bez.  verkurzen  wollen,  weil 
der  das  Verkehrswesen  Leliandrlnd.-  liand  dos  I,i'hr))uc.hs,  wobinein  die  Eiseubahnlehre 
gehört,  noch  aussteht  Später  wird  vielleicht  eine  Aenderung  passend  sein.  Sonst 
gilt  tibrigens  Ober  die  Uereinaehnog  solcher  Lehren,  wie  der  cisenbahnlehre,  in  die 
Finanzwiss.  das  oben  §.  7  S.  10  Gesagte. 

Vgl.  Hau,  Voliiswirthscbafbpol.  II,  §.  255—272.  Hohl.  Polizei wiss.  3.  A. 
II,  §.  174—180.  Bes.  Schaffte,  Nationalflk.  2.  A.  §.  262—26»,  mit  besonderer 
Ivui  ksi'  Lt  auf  Eisenbahni-n,  aljer  mit  manchen  treffl.  Erörterungen  über  Verkehrs wesen 
im  Alkenieinon.  L.  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  5ü  ff.  und  llandb.  d.  Verwal- 
tnngstehre  Stuttg.  1870,  S.  173—224,  2.  A.  S.  384  IT.,  wichtig  und  in  vieler  Hinsicht 
wohl  massgebend  fUr  die  systemat  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  des  Verkehrswesens. 
Im  Einzelnen  ist  Manches  schief,  z.  B.  gerade  Ji<;  I5ebandlung  des  Eisenbahnwesens 
S.  210  (i|ie  Eisenbahnen  den  Actiengesellschaftcü,  als  einer  1  urni  dus  Vcrcinsweaeui«, 
principiell  zugewiesen,  —  wieder  eine  falsche  Verallgemeinerung  specif  österr. 
Erfahrungen,  wobei  die  neueren  Bestrebunge:n  in  England,  Ameriku  abersehen  w<  i  Jen). 
Ders.,  Fin.  1.  A.  S.  134  Ii.,  2.  A.  S.  Ibl  20$,  3.  A.  S.  237  ff.,  wo  Post,  Eisen- 
bahnen U.  Telegraphen  als  die  „Kegalien  des  Communicationswes<ns"  bezeichnet 
wenlen.  S.  dagegen  oben  §.  201.  Die  Staatseisen baluien  stellte  auch  Stein  früher 
za  den  Domänen,  jetzt  (4.  A.  I,  312)  behandelt  er  sie  kntz  bei  deu  Gebühren,  geht 
aber  in  der  FinKtzwissemtchaft  alMdchdich  nicht  anf  die  Frage  „Staats  >  oder  Privat- 
bahnen" nriliereiii.  Umpfenbach,  Fin.  §.  .14  1"  hier  unter  den  Gebührenzwcigcni. 
Bergius,  S.  119 — US  (2.  Aufl.,  §.  22—25,  unter  Dom.  u.  fiegalieu,  in  der  Auf- 
fassung so  einseitig  nianchesleiiieh  wie  froher).  IH^agner,  Grandleg.  I,  §.  367. 
Viil.  ferner  EngcFs  geistvolle  Erörter,  in  d.  .\ufs.  ..die  Grenzen  des  Erfindungsgeists 
im  Transportwesen",  Prenas.  Stat  Ztschr,  1864,  S.  113.  —  A.  Wagner,  Art.  Schiff- 
ahrt in  Kent/,sch*s  Handwörterb.  —  Mancherlei  werthrolle  Hemerk.  über  Verkehrs- 
wesen im  Allgem.  auch  in  der  Specialliter,  über  einzelne  Wege  u.  Anstalten,  bes.  Uber 
Eisenbahnwesen,  s.  d.  T.iter.  tiher  l<r>tztcrQs  unten  vor  dem  zweiten  AiMChnitt.  Deber 
Strassen,  Post  u.  Telegr.  s.  Fin.  11,  ;t03~313. 

A.  Wagn«r,  FiDakstwiflaraMhaft  L  3.  Attft.  41 
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Iq  dem  nunmehr  vorlicgcudcn  B.  III  Ton  Roschur's  Systom  werden  liem 
Tnosportwcscii  drei  Kapitel  giewidnet,  in  der  1.  Abth.  vom  „HandeTS  also  systematisch 
noch  so  wie  h<-\  <]>-n  FriiluTfii ,  wxs  mir  iinrirhtig  <mm  In  im.  Unter  dem  Kcichtbum 
an  tiinzelauu  ^otiiccu,  der  I  ruciit  einer  ct>»tauuUcheu  Keleüeulicit  uud  uulur  der 
schönen«  venn  auch  etwas  sehabloiienniSasifreo  Betiachtong  aach  dieses  Geircastaad« 
aus  dem  histomcheu  <i«  >ii  htspuacte  tiitt  die  priiicipiellc  btaati^wirthsi  liaftli.  lic  H-.LaiiJ- 
luog  nur  etwas  i>chr  ^rUcli  o.  die  ünan^winliiicliafiUcüu  u.  Fcrwaltuugärcciiiliciie 
Seite  noch  mehr.  Im  Einzelnen  lehnt  sich  Koscher  sehr  an  Sax  an.  Hdne  eigene, 
der  Sax  ichen  vicHarh  verwandte  u.  ihr  n  latisgeftiingene  liehaudlun;;  wird  dab«i 
nicht  näher  von  Koscher  burucksichtiirt  Das  wahrhatt  vor^Mgliche,  allen  Seiten  des 
Uegenstands  brecht  werdende ,  schaife  principiollo  Aulfassung  und  »ystematiiiche  £r> 
schöpfun;;  mit  reichem  Detail  nud  schöner  Tonn  der  Dun>toIlung  verl)indende  d<  utjtche 
Werk  ist  j<  t/.t:  K.  Sax,  d.  V»  rkclirsniitt'  l  in  Volks-  ti  St  ittswirths«  Ii.  2  H.  Nk'ien.  I*»7*>. 
IbTW,  ^,1.  H,  Aikciii.  L'  lire.  dauu  I^iid-  u.  W  asserwege,  l^<^t  U.  Telopr. .  2.  it. 
EiMMlbahuen).  Kine  ^jcute  /uä.fasünn^  d<'S  (ie^<-iist:iiMlä  triebt  Sax  IKm  in  s.  .\hh. 
Transp.  u.  Comuiunicwcsen  in  S<  Ii.'iubcrg  h  llaiidb.  d.  iiolit.  t)ekon.  i.  .\uch  für  die 
allgemein''  Lehre  vom  Verkelusweseu  Mnd  die  auägc/eichneten  Arbeiten  (i.  tJohn's 
tiber  Eisenbahnwesen  (bos.  Untersuchwigcn  Uber  engl.  Kiseabahnpolitilk .  2  R. 
Leipz.  li>74,  is'o,  ncuerdini;»,  iSS'i,  fort;fesct/t  im  .Archiv  f.  Eibeiih.w.  s.,  aach  Cohn's 
.VuIb.  Staat  u.  ELicubahncn ,  zudoich  eine  Kritik  v.  .Sax«  in  Uildcbr.  Jahrb.  1». 
1879)  höchst  beacbtensirertb ,  bes.  wegen  der  Zonickfülurong  der  Einzelfragen  auf 
die  grossen  Princiiiietifragf ii  der  Volks-  n.  '^taatswirthschaft  u.  wegen  der  lulle  f -in-ir 
kritischer  Betucrkuageo.  Aus  d.  frciudcu  Liter,  s.  u.  A.  A.  de  L'oville,  trauj^ 
fonnatiim  des  moyens  de  transport.  Par,  1S80. 

1.  Abschnitt. 

Das  Verkehrs woseii  und  sciiit'  Ktaatlichc  und  ftnmiiziell« 
Bchandlang  im  Allg^emelneti. 

Eisenbahnen .  Canlle  nnd  SchifF&hrt  sollen  nach  dem  Früheren  hier  unter  den 

privatwirtlis<  liaftli '  lu  ii  Ki  n  n ahmen n»!llen  mit  betrachtet  w.  plön  (§.  20.1. 
Um  diese  Einrichtuni^en  überhaupt  und  die  Stellung  des  Staats  zu  ihnen,  sowie  die 
6nanrielle  Behandlung  derselben  Seitens:  des  Staat.s  richtig  /.u  beurtheilcn .  müssen  sie 
im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  (/omuiunications-  und  Transportwesf o 
oder  Verkehrswesen  (in  diesem,  engeren  Sinne  dis  Worts)  betrachte»  «  .-.l  -si. 
Es  ist  daher  hier  dieses  ge^minte  grosse  volkswirtUacliafilii  ho  (iebiet  iu^  Aü^jc  m 
fitösen,  auch  wenn  manche  Theile  desselben,  soweit  sie  t)berhan))t  bei  den  Staatsdn- 
nahmen  in  Betracht  kommen,  nach  unserer  früheren  ^'eheidung  erst  hei  den  Geb  h'-f^n 
zu  besprechen  sind.  Durch  die  nachfolgende  Epirterung  findet  die  Uebcrwei.«»ung 
eines  Theik  der  Einnahmen  aus  dem  ('ommanicatlemi-  und  Transportwesen  unter  die 
privatwirthschaftlicheii  un<l  eines  nndern  Thcils  unter  die  (iebühren  /iicleieh  ihr- 
nähere  Üi'^ründung.  Unvermeidlich  ist  es  dabei,  aut  die  allgemein  -  volkswi.nhschaft- 
liehe  nnd  volkswiithschaftspolitische  Seite  des  Verkehnwesens  neben  der  ftiuuiiieQen, 
soweit  di'-'  in"  Ii  den  Znsiiiimcnhang  beider  .Seiten  geboten  ist,  etwas  mit  elningelMa. 
Weiteres  gehurt  in  »lie  Vulkswirthschalbpolitik. 

I.    -  i^.  2f>5.  Allgemeine  Bedeutung  und  Gestaltung 

de  8  V  c  r  k  c  h  r  s  w  e  s  e  n  8. 

Das  Verkeluö'tvc.sen  vermittelt  tlie  räuiuljcbc  Beweg:nng 
oder  die  O  rtsveräuderinii?  der  Personen,  Gdter  nnd  NaehrichteD. 
Diese  Ortsverändcnni^'-  bildet  die  Voraussetzung  für  die  Erreicliung 
einer  grosse n  Menge  der  wichtigsten  Wirthschafts-  und  Cultnrzwecke 
der  Menschheit.  Nach  der  Möglichkeit  der  Orfsveräuderuug 
ttberbaapt  sind  »Sicherheit  und  Sohnelligkeit,  Hegelraassig- 
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keit  und  Bi  1 1  igk eit  die  haiiptsHrhlich  an  das  Verkehrswesen  za 
stellenden  Anforde  i  n n^^en.  Maa.ssj;ei)end  sind  hierbei  drei  Momente, 
der  VVe^^,  das  Fahrzeug;  und  die  bewegende  Kraft,  sodanu 
die  z\veci\ entsprechende  Combi nation  der  Fahrzenore  und  be- 
wegenden Kräfte  auf  den  Verkehrswegen  zu  beßtimnUen  Ver- 
kehrsgestaltungen oder  Transportleistungen.  Die  Auf- 
gabe des  »Staats  im  Verkehrswesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrs- 
wegen und  Verkebrsgestaltangen,  sodann  zum  Theil  auch* 
wieder  bei  den  verschiedenen  Arten  beider  verschieden. 
Danach  ändert  sich  auch  die  finAnzieUe  Behaudiaugi  der  folgendes 
allgemeine  Schema  za  Gnmde  zn  legen  ist : 

1.  Verkehrswege:  Strassen  und  Plätze  in  den  Ortschaften, 
Landstrassen  aller  Art,  vom  einfachen  Feldweg  bis  znr  ToUendeten 
Knnststrasse  (Chanssee),  Eisenbahnen ,  nstllrliehe  and  kflnstliehe 
fiinnenwasserwege,  die  ofTene  See,  die  Telegraphenleitongen,  Rohr* 
postieitangen. 

2.  Die  Transportleistangen  anf  diesen  Wegen.  Sie 
hwsen  sich  in  freie  nnd  organisirte  unterscheiden. 

a)  Jene  erfolgen  so,  dass  Jedermann  gewisse  Wege  zu  belie- 
biger Benoteung,  obsebon  eyentnell  unter  ErfQllang  bestimmter 
Bedingungen,  z.  B.  der  Zahlung  einer  Gebttbr  (Weggeld),  offen 
stehen. 

b)  Organishrte  Transportteistnngen  od^  Verkehrsanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  nnd  nnabh&ngig  von  der  je- 
weiligen wirklichen  Benutzung  erfolgende  Transportdienste 

für  l'erBonen,  Güter  und  Nachrichten  oder  für  eines  dieser  Trans- 

portobjcote  auf  bestimmten  Arten  von  We^en  zwischen  gewissen 

Orten  zu  I)CBtintiiiicn  Zeiten,  neben  oder  auch  unter  Ausschluss 

jenes  freien  Verkehrs. 

Die  wichtigsten  VcrkeiirsanstaUeo  täad:  innerhalb  der  Urte  selbst  das 
OniDibvsweBeii,  die  Pferde-  und  hie  und  da  mrh  die  DampfeiBenlwhiibediebe, 

vorut'liiiili'  li  fiir  den  Peisoiionvcrkchr.  (Das  Dro-^r  liko  ii  \vi--eri ,  als  die  EinrirlitutiLr, 
woluich  bespaoute,  jederzuit  sofort  mm  Kahren  lionotzbare  Personenfuhrwerko  auf 
Offinitilcheii  Stmseti  bereit  stehen ,  bat  ztrar  auch  Merkmale  eteer  Veikehiuiiitalt, 
aber  steht  doch  insofern  apart,  als  hier  nicht  bestimmte  Curse  anahhän^riR  von  der 
wirklichen  lienutzung;  des  Transportdienstes  ;^et'ahrcn  worden.  Letztrts  Moment  habe 
ich  in  dieser  Auf.  in  den  ücgrili  der  „Verkohrsanstalt"  wohl  mit  Recht  eingeschaltet 
D.  danach  hier  das  Droschkeavesen  vom  Omnibiiswesen  getn*Dnt.  8.  vor.  Aufl.  S.  528). 
Hanptsächlirh  zwischen  verschiedenen  Ortpn:  der  reirelmüssige  BoteA' 
dienst  fm  cIoq  Nackrichtea-  und  den  Verkehr  von  klciu.  u  UUtcruiassen ;  der  Pahr- 
rurs  auf  Landstrassen  fnr  den  Pcisoiicn-  (Diligen»  e-^  und  den  Guter-(rracht-)verkehr; 
di.'  I'ost  für  die  Nachrichten-  (Hriel-),  Dnicksa(  lien-.  Packet-  (Guter  in  kleinen  Maasen), 
Oeldübeneodung .  auch  filr  den  Pursooontransport;  der  Eisenbahn-,  besonders 
Oampfb ahnbetrieb  für  den  Pctsonen-,  Güter-  und  Nachricbtenveritehr;  der  Schi ff- 
fahrts-,  insbesondere  der  Dampfschifffahrtscors  desficichen,  anf  Binnen« 
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gewusscrii  uud  auf  offeucr  See;  der  Telegra|}hen betrieb  für  deu  MHchcuhteii- 
verkehr. 

1.  Die  Verkehihwegc  steheu  als  natürliche  Grimdiage  des 
iVeicn  Verkehrs  und  der  Verkehrs  an  stalten  «elbst  auch  den 
letzteren  im  (it^eutlichen  Intere.sbe  ni»cli  voran.  Schon  dieser  üni- 
staud  äussert  auf  die  Stellung  des  btanfs  zn  den  Verkehrs- 
wegen und  auf  die  finanzielle  Rehandlunj;  derselben  besonderen 
Einflnss.  Die  Herstellung  neuer  Wege  berührt  lerner  die 
vom  Staate  wahrzunehmenden  Interessen  der  Gesammtbeit  noch 
mehr  und  tiefer,  als  diejenige  neuer  N'orkehraanstalteD.  Aach  setzt 
sie  vielfach  die  Gewährung  des  Z  wangsenteignu  ngsrechts 
Seitens  des  Staats  voraus.  Daraus  folgt  zwar  noch  nicht  die  Noth- 
wendigkeit,  dass  der  Staat  allein  die  neuen  Wege  herstelle,  wohl 
aber,  dass  die  Anlage  und  die  Benutzung  der  Wege,  welche 
mit  Hülfe  dieses  bloss  im  Öffentlichen  Interesse  gewährten  Rechts 
hergestellt  weiden,  unter  der  Aufsicht  des  Staats  erfolge. 
Wo  der  fertige  Weg  mit  einer  Verkehrsanstalt  in  einer  Hand, 
vielleieht  sogar  mit  Ausschluss  anderer,  verbunden  ist,  wie  in  der 
Kegel  schon  ans  technischen  Grttnden  heim  Eisenbahn*  und  Tele- 
graphenwesen, da  erweist  sich  vollends  eine  eingreifende  dauernde 
Staatscontrole  unvermeidlich. 

Die  Herstellung  der  grossen  und  kostspic.ligen  Kunst- 
wege  der  Neuzeit,  der  Chansseen,  ESsenhahnen,  Telegraphen, 
Oanftle,  die  Verbesserung  und  Schilf barmachung  der  nalOrlleben 
Wassenvege  erfolgt  sodann  durch  das  Zusammenwirken 
grosser  Kapitalien  und  besonderer  technisch  hoch- 
a  u  8  e  b  i  1  d  c  t  e  r  Arbeitskräfte,  in  wesentlich  gleicher  Weise, 
ob  der  Staat  oder  Private,  d.  h.  die  ])raetiselicn  üauptfälle  berlUk- 
sichti^ciid  richtiger  gesagt  Er\vcrl)8  ,  besoudcrs  Actieni^esellschatlten 
bauen.  Die  N  crwendung  grosser  Kapitalien  Seitens  dch  Maats  oder, 
bei  den  Vcrkehrswc^^en  mehr  locak  r  Bedeutung  Seitens  der  Selbst- 
ver\valtungskör])er,  kann  zwar  ein  finanzielles  Risico  mit  sich 
fdhreu.  Aber  in  einem  umfan^ncicben  Netz  von  V^erkehrswcgca 
übertragen  sich  auch  wieder  die  lictriebscrgeljuisse  ^Miter  und 
schlechter  Konten.  Kerner  bat  der  Staat  oder  ein  ötl'ontlicher  Körjter 
die  Wahl  des  leitenden  Finanz i)rineij)s  iujiner  in  seiner 
Hand,  was  in  bobem  Maasse  im  (u'sannntinteresse  lie^:t.  Wenn 
dagegen  eine  Privatwirthschaft ,  wie  z.  B.  eine  Actieugeseiischai) 
solche  Wege  Übernimmt,  so  muss  sie  nicht  nur  w^en  der  langen 
Kapitaltixirong  and  des  hoben  finanziellen  Ktsico's,  sondern  ihrer 
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wirthschaftlichcn  Erwerbsnatur  nach  das  gewerb  liehe  Finanz- 
princip  in  ilirer  Verwaltung  befolgen.  Dazu  kommt  noeli  die  Er- 
wägung, dass  die  zeitliche  Kapitalverwcndung  nur  beim  Wege-, 
besonders  beim  EiRcnbahnbau  des  Staats  und  der  8clb.stverwaltuiigs- 
kürper  eine  einigermassen  gleichmüafiige  sein  kann,  was  für 
die  ganze  Volkswirthscbaft  ein  Segen  ist  (G.  §.  244a,  367  u.  untea 
S.  G50). 

Rndlicli  freuiesst  der  fertigte  kostspielige  Weg  (Kisenbahn, 
(Jaunl*  rein  durch  sein  He  stehen  oft,  wenn  auch  kein  reeht- 
lichcä,  doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein  i'ae  tisch  es  Mo- 
nopol, weil  das  Zusammenbringen  eines  grossen  Kapitals  zur 
Herstellung  eines  Concurrenzwegs  schwierig  ist  und  daher  gar 
nicht  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt.  Kommt  aber  trotzdem 
ein  Concnrrenzweg  zu  Stande,  so  führt  dies,  Je  grösser  die  darin 
angelegten  Kapitalien  sind  wn  so  leichter,  oft  nur  zu  einer  Ver- 
ständigung der  beiden  Interessenten  (Iber  das  Verbleiben  und  die 
Theiiung  des  Monopols,  zumal  in  dem  Falle,  dass  Weg  und  Ver- 
kelusanstalt,  wie  bei  Eisenbahnen,  in  einer  Hand  sind. 

Alle  diese  Umstände  bedingen  eine  wettgehende  Oberauf- 
sicht des  Staats  Uber  das  gesammte  Wegewesen  und  reehtfer- 
tigen  im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirfhschaflr 
liehen  Angelegenheiten  die  lieber  nähme  desselben  anf  den 
Staat  und  die  Selhstverwaltungskörper,  daher  namentlich 
den  Ban  neuer  Wege  anf  deren  Rechnung,  soweit  nicht  be- 
sondere  Gründe  dagegen  sprechen.  Nach  den  einzelnen 
Arten  7od  Wegen  ist  die  Frage  dann  weiter  zu  entscheiden. 

2.  Die  freie  Tran  Sportleistung,  soweit  sie  überhaupt 
Gegenstand  des  Tauscbverkehrs  werden  kann,  femer  wenigstens 
zum  Theil  auch  die  Verkehrsanstalt  selbst  besteht  dagegen  in 
einer  solchen  Combination  von  Arbeitsleistungen  und  Kapitalver- 
wendungen, in  welcher  der  Staat  und  oft  auch  die  Selbstverwal- 
tang8k()r])er  Iciclitcr  gegen  den  Privaten  und  mitunter  auch  gegen 
die  Erwerbsgesellsehaft  zuiiickstchen.  Auch  scbliesst  die  Traius- 
portleistnng  häutig  ein  lür  den  Staat  und  (iiesc  Körper  weniger 
geeignetes  speculatives  Moment  ein.  Insofcrne  wird  man  im 
Allgemeinen  als  Kegel  die  Uebernahme  \on  freien  Transport- 
leistungen auf  den  Staat  und  diese  KJJrper  ansschliessen  müssen 
und  hinsielitlieb  der  Uehernahme  von  Verkchrsan«tnlten  wird  cl)en- 
falls  die  Vermmhung  im  Ganzen  zunächst  eher  ge^»  it  den  Betrieb 
dorch  sie  sprechen.  Im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Eutächeidung 
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nach  der  Art  der  ein  seinen  Verkehrsanstalt  und  ihrer  Ver- 
bindung mit  einem  Wege  sn  treffeD. 

II.  —  §.  266.  Die  einzelnen  Arten  der  Verkehrswege. 

Flir  die  richtige  Stellung  des  Staats  zam  Wegewesen,  ins- 
bcBonderc  flir  die  Fra^e  der  Uebc  r  nah  nie  von  Wegen  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltung«  k  ü  rper,  und  sodann  in 
dem  Fall  dieser  Ueberaabme  für  die  Frage  der  i  inaii/iellcn 
Behandlung  des  Wegewesens  mUssen  die  Arten  der  Wege 
unterschieden  werden.  Wir  gehen  dabei  von  folgender  Ein- 
theilung  der  Wege  aus : 

1.  Unterscheidung  der  Wege  nacli  ilircr  Entsteh- 
ungsart: Natur-  uudkunstwego  und  nach  ihrer  Verkehre- 
fnnc  tion. 

Im  WetMaÜichcii ,  wctui  auch  uicht  völlig ,  fallt  dietie  en»U>  üuUiikcliuKluug  im- 
Gammen  mit  d«rjcni|;en  von  Datürlichen  Wasserwegen,  der  See,  den  SifOmeii. 
Flüssen.  Lai(<lM'(ii  •iiiei-  untl  vou  T.andwnsrt'ii  fci[i>(lilicssli(*h  EihcnViahiien  . 
Telegraplien,  Cauäluu  audcrerüeitai.  bowtsit  die  naturlichea  Wasservtj^  daxcli 
die  Kunst  «nd  daher  durch  KapitftUofwattd  erhalten  and  rerbessen  Verden, 
treten  sie  indessen  in  wirthsohaftiiaier  und  fininziellar  Hinsicht  in  die  Cla«e  der 
Knnstwegc  mit  hinüber. 

a)  Die  lierstcUnng  deijentgen  Knnstwego  und  die  Er- 
haitung  und  Verbesserung  derjenigen  nattirlichen  Wasser- 
wege, welche  vornehmlieh  dem  freien  Verkehr  und  den 
einfacheren  (y,niederen'^)  Formen  der  Verkebrsanstalten 
(Fnhrmannswesen»  Sehififahrtslinien)  dienen  und  daher  am  Unmittcl> 
barsten  die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangehörigen  berühreii, 
ist  am  Besten  eine  Öffentliche  Angelegenheit,  wie  seit  Urattecs 
thatsäehtich  meistens  in  den  Gnltnrstaaten.  Diese  Wege  stehen  4em- 
gemässim  öffentlichen  oder  Gemein-Eigenthnm,  welches  durch 
da^enige  des  Staats  and  derSelbstTerwaltangskörper  vertreten  wird. 

(OniDdleg.  I.      23,  234  ff.,  367).    Namentlich         dies,  bei  vna  in  der 

Kepel  schon  seit  AhiTS.  von  den  Ort»-  und  Lan  Isfrassen  aller  .Vit.  wobei 
jedoch  die  nächstbethoiligten  Privaten,  wie  z.  B.  öfters  bei  den  Ürt<>stra<>»on, 
gewisse  Thoile  der  Strassen  auf  ihre  Kosten  herzustellen  haben  können.  Di»; 
„Ooffcntlichkeit*'  der  Wege  liefert  die  beste  Burfrschaft  dafür,  dass  sich 
(\rr  frdo  Vi  rkohr  und  die  niederen  V*Tkehrsanstalfcn  auf  ihnen  in  der  den  Volks- 
winlisf  li.vtts  -  und  Culturiuteressen  förderlichsten  Weise  gestalt<ni.  Am  Passcndst^a 
wirrl  die  II  r  r  s  t  0  Ilv  n  g  vnd  Erhaltung  der  Landstrassen  und  allenfalla 
aii'li  die  Erlialtiing  der  natürlichen  Wasserwege  im  Rinncnlandc 
und  an  den  Seckustcn  zwischen  dein  Staat,  den  kleineren  räunlichea  (ie* 
ineinwirthBchafteii  oder  SelbstTerwaltnngslrOrpern,  den  Prorinsen, 
Kr<"isin,  G t  in  f» i  n  d Ii  odor  ftwn  Ix^onders  zu  bildenden  ö  ff e n  ( 1  i  }i  o  n  Wcge- 
baurereioen  nach  einem  festgesetzten  Modua  getboilt.  Das  N&herc  gehört  in  die 
Venraltnngslebrc  oder  In  die  VoUEtwirthschaftepoHäk.  8.  auch  P»n.  ff.  §.  SOS  C 

b)  Die  l'iuauzicllc  Behandlung  dieser  wie  aller  dem  Staate 
oder  Öffentlichen  Körperscbaitcu  gehörenden  Wege  kann  au  sich 
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naeh  einem  der  rier  im  §.  iSOl  anfgesteUten  Finausprincipien  er- 
folgen.  Mit  Recht  (plt  aber  gegenwärtig  in  unseren  Staaten  bei 
den  vorgenannten  Wegen  nnr  noch  das  Oebtihrenprincip 
oder  das  Prineip  der  reinen  Staatsansgabe  (bez.  des 
^^allgemeinen  Gennssgats'*»  Sax)  als  anwendbar,  so  dass 
die  Kosten  ganz  oder  theilweise  dnrch  Gebfibren  gedeekt  werden, 
oder  abBicfatlieh  vollständig  anf  Einnahmen  verzichtet  wird. 

S.  jetzt  darüber  Fiu.  U,  304  C  u.  bes  Sax  I,  12ä  U.,  wo  mit  RodH  nach 
den  Intenrititfitsirnid  d«8  Wepenotioft  nnteracbieden  vird.  Sax  (s.  I.  SO,  84)  besHoiiDt 

die  Icitcudcii  Fiii.prirn  ipicii  etwas  and-  r;!  als  i-  h  «'S  tlni«.-  \ß.  o.  §,  2011,  ind'^m  er 
zwischen  das  (icbuhroupriacip  u.  da;>  privatwirtbschaftlicüü  üocb  «ioe  Mittclkategorie 
(„Prineip  der  Oflentl.  Uiiternehmnti);")  einschiebt  Seine  beacbtensirerthen  Einwände 
g'-gcü  nrieinc  lleliunillun}^  Iiabcii  niirh  indessen  dennoch  nicht  zu  einer  Aendcmng 
iK'Stimuit.  Es  liegt  iti  tlipsen  Ausftlhrunjr'-n  von  Sax  ein  lUächcn  von  einer  potifio 
priacipii,  —  zu  Guiisiun  der  ..re-rnlirten  i'riviituniemehiuung"  u.  „deiegirten  Vcr- 
VftUonsr'^    S.  auch  Rosch«  r  III,  i:^.  II'. 

Abgaben  für  die  Itenutzung  soli  her  natürlicher  Wasserwege,  welche  keine 
Kosten  machen,  fallen  nicht  unter  den  Jiegrili  der  liclxihr,  sonders  der  eigentlicheA 
Steuer,  werden  aber  auch  als  solch«-  mit  Recht  honte  renrorfon  und  be*teben  selteo 
mehr.  Das  wichtigste  Beispiel  solche  r  cigentlirhen  WasserstrassensteuemiWasHcr- 
zöUe)  war  der  eheinal.  dau.  äumlzoll.  Kr  wurde,  noch  immer  luibsig,  mit  35  MiU. 
dm.  B.  R.  Thtr.  (26,4S6,00S  TUr.  piwm.)  Im  h  1857  abgelöst.  Ein  anderes  Bei- 
spi  1  r1,  r  efi  ui.  hannor.  Stadcr  oder  Fininsbäuserzoll.  Krtrag  vor  s.  Aufhebung 
IbO  bi»  220,000  Tblr.  Dabei  gar  keiuu  Gegeuleistuug ,  während  Uaaburg  den 
Aufwand  fbr  HenMlting  des  Fahrwaasen  auf  der  Dnteralbc  tnifr.  Auch  die  ehem. 
belg.  Scheide-  u.  di>  dtutsthrn  Khein-,  Wesur-,  Klbe-  und  and.  Ü. 
l-losszölle  waren  nach  ihrer  Hübe  mehr  Steuern  «i»  (icbübrea.  namentlich  vor  den 
neueren  Ermässigungen. 

2.  Unterscheidung  der  Wege,  je  nachdem  sie  eine 
^Mcicbzeitige  Benutzung  zu  verschiedenen  Transport- 
diensten neben  einander  gestatten  oder  nicht. 

a)  Einerseits  die  fttr  den  freien  Verkehr,  für  Fussgänger,  Vieh, 
Wagen  dienenden  gewöhnlichen  Orts-  und  Landstrassen, 
die  ßinnengewässer  (wenigstens  in  der  Regel,  etwa  von  ge- 
wissen Fahniengen  abgesehen,  wobei  sie  unter  b  kämen),  die 
offeneSee,  zumTheil  auch  die  0  a  n  ä  1  e  (namentlich  diejenigen 
von  genttgender  Breite  zum  Ausweichen  in  den  schlenssen- 
freien  Strecken). 

b)  Andererseits:  die  Ganäle  in  den  Sc hleussenstr ecken, 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  h.  „Strassen,  auf  welchen 
sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  Stellen  ihrer  Breite, 
sondern  auf  festbestimmten  eisernen  Spuren  bewegen^'  (v.  Weber); 
die  Telegraphenleitungen,  (anch  die  Rohre  der  Rohr- 
post jetzt). 

Dies^  wichtige  Unterschied  bewirkt,  dass  dort  (heia)  keine, 
hier  (bei  b)  eine  gewisse  feste  Regelung  oder  sogar  eine 
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einheitliche  Organisation  des  gcsamraten  Transport- 
diensttf  auf  dem  hetrefienden  Wege  nothwendig  wird,  damit 
letxteror  fiberhanpt  seinem  Zwecke  dienen  ki^nne.  Dadurch  werden 
aber  leicht  factische  Monopole  geBchaffen,  eowohl  in  dem  ge- 
wöhnlioben  und  natürlichsten  Falle,  wenn  der  Eigenthttmer  einer 
solchen  Strasse  (Eisenbahn)  selbst  allein  den  Transportdienst 
ttbemimmty  als  in  dem  anderen  Falle,  wenn  dieser  Dienst  von 
einem  Dritten,  aber  der  einheitlichen  Organisation  wegen  mit 
Ansscblnss  Anderer,  betrieben  wird.  Dieser  Umstand  legt 
es  wieder  nahe,  die  Ansffihrnng  solcher  Wege  dem  Staate 
oder  in  gewissen  FttUen  den  SelbstyerwaltnngskOrpern  in 
übertragen. 

Die  Kachtheile  des  fkctisohen  Monopols  bei  eifreoer  Uebenthine  des  Traospofft- 

dieiist<-3  »erden  hier  ■  In  r  vermieden,  wül  der  >rewcrJtliche  Standpanct  nicht  d*^r 
maass^eUende  sein  inuss,  od«>r  weil  die  aus  eimm  oolchea  Monopol  horror- 
^ohendcn  finanziellen  Vortheile  wenigstens  wieder  der  Gesammtheit  xn« 
i^ewendet  veideo.  Iki  der  Uel)ertrairanf^  des  Transpo^tdi<:n^ts  auf  solrhon.  dem 
Sta.ifi«  U.S.W,  g-eh  rtriiren  Stras-sr>n  an  f>ritt<  knnti  tVrnor  der  Staat  noch  »m 
Erstell  solch»'  Bediaguiigüii  htf  ll-  u.  durcL  welcli.-  ein  tactisohes  Monopol  wenigsten:« 
nöfflichst  Vi  i  ini'^den  winl.  Die»  ErwUgung^n  verdi^-nen  um  x»  m-  hr  HeacAtm^. 
weil  ohnehin  »tt  r  Staat  im  Bau  dieser  Strassen  uii'l,  w\>^  sich  zcieen  wi^l.  -rfgi-ji 
der  Eigenthumli«  liküU  de»  Transportdienstii  auch  im  ii*uriclt  der  Eisealtahneu,  iele- 
gpraphen  gegen  Private  oder  vielm«'hr  gegen  Gesellschaften«  den  hier  aelqt  allm 
ia  Betracht  kommeaden  PriralwirUiacliaflteu,  nicht  zurOoIisttiht. 

3.  Unterscheidung  der  Wege  naeh  den  Transport- 
objeeten,  welehe  anf  ihnen  befördert  werden  können: 
Telegraphenleitnng  bloss  ftlr  den  Naehrichtenrerkehr,  dgl. 
jetzt  Rohrpostleitangen,  —  alle  anderen  Wege  tttr  sSmmtlichen 
Verkehr. 

Die  Uehemahme  der  T^lcgraphenleitiutgen  auf  den  Staat  wird  dorch  diese 

i"'schr&nkte  Benutzharkeit  für  eine  Vorkehrsart,  wel in  nlmcliin  eine  gewisse  Eip» 
heitlichkeit  d»T  <  »ro-nnisation  H»^3  Traftsportdiensts  verlangt,  wieder  unbedeakürher. 

4.  Unterscheid  uQg  der  Kunstwege  nach  der  Ent 
steh ung8 zeit:  alte^  bereits  bestehende  Wege,  wie  die  Mebntabl 
der  gewöhnlichen  Strassen,  —  neue,  erst  herzustellende,  wie 
die  Eisenbahnen,  oft  die  Canäle,  die  Telegraphenleitnngen,  bessere 
Chansseen  n.  s.  w. 

Da  Iiei  dwjiicii  neuen  Wegen  der  nothwendige  Gnind  und  l^o(]' n  -irh  trcwölmlich 
im  PnvateigeDtbum  befindet,  so  mosa  eventuell  dai»  Expropriationsr •erfahre:« 
Platz  trreifcn.  Aach  hierbei  Verden  viele  Sohvieri^eiten  and  Alidbäiäudti  am  Ersten 
bes<  it!^1,  wenn  der  Staat  selUst  die  Anlatre  der  neuen  Wefe  tthentiilljnt  Die  zahl- 
und  uiiiraügrei<  hcu  Eingriffe  in  dan  rrivat;rrundeigcnthnm ,  wel«  h<'  namentli'-h  di«- 
ungflu.U'  re  Aasdchuun^  des  Eisen t>aliuw«'sens  erfordort,  werden  dur.  h  volle  Ent- 
srhaili^uin;^  des  Werths  noch  nicht  immer  gut  gemacht  Sie  bind  an  UeisteB  n 
rerhtfertigen .  w>nn  sie  «ran/  tind  s^ar  nicht  zu  Gunsten  anderer  Printt'  tT ,  sondern 
bloss  zu  (iunätuQ  des  Staats  (und  der  kleineren  räumlichen  Zwaugsgemeinwirtfa- 
Bchaften^  erfolgen.  Aach  diese  Grwigung  spricht  f&r  Staats  eisen  bahnen  8.s.v.. 
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leruer  der  Umstand,  dtum  die  Tdegrapbenleituugcii  aji  dcit  llabueu  aud  (illeiidicben 
Wegen  entUog  den  ndthifeu  Boden  schon  linden,  wieder  far  Deberoabme  denelhen 
nnf  d«i  SUmi 

5.  Unterscheidong  der  Kanstwege  nach  der  Höhe 
ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege,  wie  vor 
allen  die  Eisenbahnen,  Canäle,  grosse  Fluss-  und  Seeufer- Correc- 
tiouen  —  und  verhältnissmässig  wohlfeile  Wege,  wie  die 
gcwühnliühcQ  LandstrasBeu,  selbst  die  Chaosseea  iubegriifen,  die 
Tel  egr  aphenleitungen . 

a)  Die  Uebernubme  der  Landstrasscn  auf  den  Staat  und 
die  Selbstverwaltungskörper  der  Kreise,  Gemeinden  u.  s.  w.,  der 
T.elcf^r ;q)hen  auf  den  Staat  ist  aus  anderen  Ortlndcu  passend: 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kaum  etwas. 

(Ii)  diT  Kapital lutwand  lur  diese  Wege  durch  Anicihoa  oder  dun^h  onkntlich*^ 
Staatsei imahmcQ  (Steuern  gcdo«  kt,  ob  etwas  höhere  oder  etvas  niedrigere  (iebuhrcu 
erhoben  oder  die  Landstnisscn  der  nneatgelüichen  BcnutaiBg  Uberlattscn  werden,  ist 
im  Gaozen  doch  eine  Finanzfni«re  von  untfr^'^ordnet-r.  wenn  anch  eine  Tolkswirth- 
schaftliche  l'ragc  von  hoher  l{ed<!Utu!iu.  Dünn  i](u  in  kor/en  Zeiträumen  (Finanz- 
jahren) erfolfcende  Avftrand  und  di<'  }ii<Tjii  cin^^L-hemle  Kinnahmo  pflegt  wenigstens 
verhriltnissniä-ssig:  ;;*'rin«^  zn  sein.  Erfolprt  jedoch  die  U«  lu  rnabme  auf  den  Staat,  so 
hat  dieä  den  Yortheil,  die  Wahl  der  für  die  Verwaltung  uaassgebunden 
FinnnzpriQciplon  xiemlich  frei  zn  staUen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.    Wenn  der  Staat  die  Anlage  dieser  Wege 

nhei  iiiiiiiut,  s(j  k:um  er  den  Kapitalaufwand  daflir  nicht  wohl  aus 
den  ordentlichen  Einnahmen  decken,  sondern  niuss  ausserordent- 
liche Mittel  htlssig  machen,  also  meistens  8taa  tsschuldcn  auf- 
nehmen. So  lange  diese  den  Etat  mit  Zinsen  und  Tiige<iU(>teii 
belasten,  mnss  wenigstens  ,m  1  s  Kcirel  verlangt  werden,  dass 
diese  Wege  p-enUgeude  Einnahmen  %ur  Deckung  dieser 
Aasgabebeträge  abwerfen. 

Das  verwendete  K  ipital  wird  bei  Eisenbahnen.  Canüli  n  u.  s.  u-.  ans  iHnI;iiifendem 
in  ttteheadfö»  verwaadelt  und  besten  Falls  für  dua  Eigeuthumer  —  an<lers  evuatuell 
for  die  ganze  Volkswirthschaft  —  nor  langsam  in  den  Kenten  wieder  düfpooihel. 
Nor  eine  un;?e%'?^hnlich  hoh»^  Rcnty  bietet  also  die  Mittel  /.n  einer  rascherim  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals,  worauf  alsdann  erst  statt  de^  priratwirthschaftUchen 
das  leioe  GebOhrenprincip  mit  miasigen  Sitiea  zur  Deckung:  der  Betiiebskoston 
anwendbar  wird. 

Diesen  in  der  Natar  der  Sache  liegenden  Verhältnissen  kann 
man  allerdings  Grttnde  gegen  die  Uebemahme  solcher  kost- 
spieligen Wege  anf  den  Staat  entnehmen. 

Denn  die  Finanzen  des  Staate  werden  darrh  den  Kapitalaufwand  kn^rc  und  oft 

schwer  l)elastet,  was  gewiss  seiin'  r.edenken  liat.  Die  MfiglicLkcit,  das  (iebührtin- 
princip  bei  Staatswesen  dieser  Art  anzuwenden,  welcii'  tur  die  Staatsubcrnabme 
spricht,  i&t  eben  aus  tiuauziellett  Gründen  doch  oft  eine  cnüciute.  Sie  ist  ferner  auch 
ri^iandw,  wenn  solche  Wege  nach  einer  fUr  die  Amofttsation  des  Aniagekapjtah» 
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auguiuessüiico  i^eittriat  aus  dem  Piivatbesitz  an  den  Staat  beiiufalluo,  wie  Aua  aut»- 
bedongen  Verden  Hon  vod  bei  Eiteobahiiea  ftfteia  avabodiuifeD  wftfd«ii  iat  (Fktiik- 
nich,  OeBterroich). 

Trotzdem  kann  man  aber  noch  mit  besserem  Gmiide  gerade 
aas  dem  grossen  Kapitalaufwand  ttir  solche  Wege  nnd  ans 
dem  Unistande,  das  das  Kapital  so  lanjjc  Zeit  in  der 
U  nt  ern e  h  ni  IUI  jj^clinnden  l)leil)t,  ablcitm,  dass  die  Ueber- 
nahnie  dieser  We^e  durch  den  Staat  den  Vorzug  verdient. 

Haut  der  Staat  nu  lit.  au  iuui;>süu  aji  äciuti  Stolle  tu  der  Kegul  jkirosse  Erwerbä- 
H^Qsellsohaften  treten.  Bot  dnr  Hohe  des  Kapitalaufwand«  und  der  Innren 

Kapitairixiruti^:  liabcti  ^ül^lll  fi'i-TlIsrliafttTi  nn^-  Sicli  iiin-  in  R-tn  li' Kajntal!» 
und  der  llonte  nothvuodig.  Uiuäc  Siciicnin«!-  Iind>;u  äie  nur  in  cinur  voiu  Staate  uud 
seiner  Gontrole  der  linanzieilen  Erfülle  cinii.'^iTinaassen  nnabhingitren  Stellnnir.  Der 
gl- w e r ') ! i I' Ii f  Stand])iini't  inus.s  unvcniicidlittli  hei  eiii«-r  Krwerlisg'i'sellschaft  anwr  ii'ilj.ir 
ätiin,  und  naturli-  h  nm  so  mehr,  j<:  gn*s^er  das  Ki^ico  ii»t,  damit  die  Gewinnchancv 
die  Ausgleichung  bringt.  Das  (iebuhi-enphnoii)  wird  daher  bei  niner  Oesellschaft  da» 
privatwirtlisrhaftlichc  Princip  der  höchst  niönliclic-n  i{entc  nicht  verdränjjen  könn<Mi. 
(icvrisäe  Vorbehalte  des  Staats  in  Hctrefl  dei  Tat  ifn  ir'  lüujr,  olinchin  prakti^««  h  -rhvcr 
durchzurühren,  können  l  inige  l  iilieUtiindo  \ LrnuiiilcMi .  aber  sir  durchaus  nicht  besei- 
tigen. Auch  von  der  denkbar  lH>:>tcn  Einrit  lituu^t  der  „rcj^ulirtt  n  Privattttttemebmon^" 
und  „d'  l<  girten  Verwaltung"  —  Fonnrii.  in  s»oli  hr  ii  S;ix  in  schflum  und  auch  prin« 
cipiell  bedcutüanten  Aut-fübruDgcn  das  Privatciticnluhnwesen  zu  salvir«  u  sucht  — 
möchte  a  priori  und  nach  aller  Erfabmni^  dasädbr  gidton.  Durch  finm  Oenrinn- 
anthcil  des  Staats  an  »-iner  höheren  lientc  od  r  ilnn  Ii  «lit  Ri  st-  ticrung  d«-r  it-tzteren 
kann  der  tinaa2iellc  Erfolg  der  privatwirthächafUichen  Verwaltung  der  Wefe  dem 
Staate  und  also  der  UesammÜHiit  m  einem  Thetle  mit  zu  Gute  kommen.  Jedoeh  der 
grosse  volkswirthsi  linftlii  he  Ocbclstand ,  die  wichtitfstcn  Verkehrsweg«  .I^r  Neuzeit 
gaverbiich,  wenigstens  während  der  Concettsionsdauer ,  ausgenutzt  zn  sehen,  bleibt 
itomer.  Die  Goncessionneit  maas  aber  im  Dotcbschnitt  nach  der  WahwchHnlirJhkelt 
zur  Amoitii-ation  des  Baukapitals  ausreirhen.  wenn  si  h  rrivatkapitalieD  zur  Uebcr- 
nahme  der  Wege  bereit  finden  sollen,  also  meistens  einige  Menüchenaltor  daaem.  Je 
kurzer  sie  ist,  desto  mehr  mnss  wilirend  ihrer  der  gewerbliche  üt^ichtspnnet  aU«n 
entscheiden  können,  damit  durch  eine  Maxiniaircnte  wenii^^tens  die  Amortisation  des 
Kapitals  ,  r!"if  hr.  r«  witiI<-  Uebemimmt  der  Staat  dajrcjen  diese  We'w,  so  winJ  in 
Kegel  das  jinvatwirtii.s(  iiattlicbe  Princip  während  der  AuiürlisatiunbZeii  des  Uuukapiuls 
maassgebend  sein:  aber  selbst  in  dieser  Zeit  wird  der  bloss  gewerbliche  Ge>i  hts- 
punct  selten  aliein  hervortreten  und  noch  weniger  allf.in  iK-rvortret-  n  mu'^-eii  Denn 
jedenfalls  ist  der  Staat  in  der  Lage,  jeden  Augenblick  den  huhercii  luurcasua  de* 
Verliehrs Wesens  zu  Liebe  an  SteUc  des  privatwirthscliallliehen  das  Gebühren prin<  ip  zn 
setzen.  Bleibt  aber  die  r-  in  c-ewcrhliche  Verwaltung  besteh-n.  so  bietet  sie  wenigstens 
doroh  die  UebeischOssc  guter  Strecken  die  Mittel,  ein  iiahosyi^m  mögUchit  roU- 
•tiadig  anBznbanen  und  den  Verlmt  an  schlechten  Linien  zn  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kostspiel  igen  Wegen  diezeit- 
lieh  glci  eh  m  ässi{j;erc  Yertheilung  der  Kapitalverwendnng  im 
btjebsten  Maassc  erwünscht,  wenn  eine  nachtheilige  Verscbie- 
1)  u  n  g  der  ganzen  uauunaiea  ProductionstUhigkeit  vermieden 
werden  soll. 

Bei  der  uuvc^rmeidlichea  Abhängigkeit  einer  solchen  Kapitalrerwendnng  für 
Wegebanten  Seitens  der  PrimtirirOnchaRen  (Actienrenellschaften)  rom  Osnpr  der 
Spcrulation  spricht  diese  Küeksieht  stark  mit  für  die  rcbortragunp  d-^s  ko>t>piclic>'ii 
modernen  Wegeweseus  (Eist^nbahnen)  auf  den  Staat  Daa  halte  ich  auch  Boscher 
(§.  65)  gegenüber  fest,  der  meint,  „durch  eiiMm  wdae  im  Vcrwn  eatvorfeMi  PIaa* 
welchen  der  Staat  bei  Gonoewionirang  der  Pilntbahnen  im  Ange  behilr%  fSrnm  skk 
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diese  u.  ähnliche  Ucbclstandc  beim  Privatbabnsystem  )iosciti>fen.  lu  flauer  Hurseiizcit 
werden  oben  keine  neuen  Goucüsäionen  begehrt  u.  die  Ausführung  crthoilter  ittockt. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Betraohtoog  über  die 
Stellung  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkehrswegen,  Uber  die 
Frage  der  Staatsübernabme  und  Uber  die  finanzielle  Behandlung 
der  Wege  im  Falle  der  üebemahme  durch  den  Staat  Ittsat  aieh 
folgendermaassen  fttr  unsere  Zeit  and  Länder  zasammenfassen: 

1.  Die  natUrliehen  Wasserwege  und  die  Las  d- Kunst - 
wege  fttr  den  gewöhnliehen  Verkehr  sind  vom  Staate 
und  tfffentliehen  Körperschaften  sn  ttbemehmen  und  nach 
denn  Gebiihrenprincip  zn  verwalten.  Doch  kann  in  manchen 
FSUlen  die  kostenfreie  Benntsnng  statthaft  nnd  seihst  rath- 
sam sein. 

2.  Die  Wege^  welehe  keine  gleichseitige  Benutzung 
zu  verschiedenen  Transportdiensten  gestatten,  also 
namentlich  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  itihren  leicht 
zn  einem  factischen  Monopol.  Sie  werden  deshalb  passend  vom 
Staate  (Gisenbahnen  mehr  localer  Bedeutung,  Pferdebahnen  auch 
von  Provinzen^  Kreisen  und  Gemeinden)  Übernommen. 
Der  rein  gewerbliche  vStaiidpunct  in  der  Verwaltung  im  Inter- 
esse der  Hache  braucht  hier  nicht  ausschliesslich  inaass- 
gcbentl  zu  sein,  aber  er  hat  wenn  er  gleichwohl  obwaltet, 
weniger  Bedenken. 

3.  Die  Wege,  welche  nur  tlir  .eine  Art  von  Tran.spoitobjecten 
geeignet  nind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshalb  auch  lür 
die  IJehernahme  dun  Ii  den  Staat. 

4.  Die  Weire,  ^vch  he  das  x  p  ropr  iatiou  s  verfah  i  cn  im 
grossen  Umtaufe  uoili wendig  niaclien,  die  neuzeitlichen  Kiscn- 
bahnen,  Canäle,  werden  insofern  passend  vom  Staate  iiber- 
noninie?!.  als  in  diesem  Falle  die  Eingrifie  in  das  Privatgrund- 
eigenthum  ganz  und  gar  aasschUeBslioh  nur  im  öä'enüicheu  Xoteresse 
erfolgen. 

5.  Die  Üebemahme  der  wohlfeileren  Kunstwege,  der 
gewöhnlichen  Landstrassen,  Chausseen,  Telegraphen- 
leitnngen,  auf  den  Staat,  theilweise  auch  auf  die  Selbstver- 
waltungskörpcr,  ist  finanziell  unbedenklich,  volkswirtbschaft- 
lich  gut,  weil  sie  die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips 
freistellt.  Die  Üebemahme  der  kostspieligen  Wege,  der 
Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  Bedenken.  Doch 
kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  durch  die  Annahme  des 
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privatwirthscnaltliclieii  Fiiianzprincips  für  die  Verwaltung;  siclier 
gcstelJt  werden,  wo  dann  die  Vortheile  des  iaclischen  Monopols 
wenigstens  der  Gesainmtheit  zu  Gute  kommen.  Ausserdem  bleibt 
aber  immer  der  grosse  volkswirthschaftlichc  V^ortheil,  erwÜDschten 
'  Falles  das  rein  gewerbliche  Frincip  Termeidcn  nnd  be- 
liebig das  GebUhrenprincip  einfuhren  zu  können.  Und 
die  Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgt  zeitlich 
gleichmäBsiger  and  dadurch  vortheilliafter  iWr  die  Productions- 
intereasen  der  ganzen  Volkswirthschait  nnd  fttr  die  ökonomisehe 
Lage  der  verschiedenen  Bevölkernngsclassen,  womit  auch  wiehtige 
Boclalpoiitische  Interesseo,  welche  sich  an  die  Kapital  verwendnng 
im  Wegeban  knflpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Ganzen:  die  verBchiedensten  Grttnde  spreehen  bei  allen 
verschiedenen  Arten  von  Wegen  fflr  die  Ue hernähme  auf 
den  Staat  (oder  bei  einselnen  Wegen  auf  die  kleineren  rftnm- 
lichen  ZwangB-Gemein^rthBchaften),  sowie  bei  den  wohlfeileren 
Wegen  fttr  das  Gebflhrenprineip  nnd  bei  den  kostspieli- 
geren wenigstens  vor  der  Amortisation  des  Anlagekapitals  für 
das  privatwirthschaftlicbe  Prineipi  da»  aber  eventnell 
maassvoll  dnrehgefllhrt  werden  kann. 

III.  —  g.  267.  Die  einzelnen  Transportleistungen, 
insbesondere  die  Verkebrsanstal ten.  Die  Stellung 
des  Staats  zu  denselben  und  ihre  finanzielle  Behandlang 
im  Falle  der  S t  a  a  t  s  tl  b  e  r  n  a  h  m  e  ergeben  sich  zun»  Tlieil  als 
Folgeningcu  aus  der  vorhergebendcD  Eriirternng  Uber  die  staat- 
liche und  finanzielle  Behandlung  der  Verkehrswege.  Zum  Theil 
hängen  sie  von  besonderen,  aus  der  Natur  der  einzelnen  Transport- 
leistuDgen  und  Verkehrsaustaiten  entnommenen  Entscbeidongi»- 
gründen  ab. 

A.  Die  Uebernaiinio  von  Verkehrsaustaiten  durch 
den  Staat,  und  eventuell  durch  die  Selbstverwaltungskörper. 

1.  Es  liegt  bei  uns  kein  Grund  dazu  vor.  dass  der  Staat  i«i 
allgemein  volkswirthscliat'tlichen  oder  in  seinem  bescmderen  linan- 
ziellen  Interesse  gew'öhn  liehe  Transportlcistu  ngen  des 
freien  Verkehrs  Uberuehme,  s&u  denen  er  technisch  wenig 
geeignet  ist. 

Dies  gilt  nameiitlicli  d«.  va  die  He»(elliiiiiir  dis  We^^  in  dor  Hauptsache  «scb 

Iii' lit  Staatssachc  ist.  also  in  H. 'troll'  d-  r  ^rwi'.luiü'  Ii'  n  frcii-n  (nichf  als  r  joltortssirer 
Curs  betriebeueu)  äciiifliahrt  auf  oatUrlicheu  (iowässeru,  besonders  auf  der  See;  feiB«r 
vo  der  Weg  za  vencliiedeiieii  i^eidueitigcp  Truupoitdienstea  belii-big  benntsbar  i>t. 
abo  wiederom  «af  jenen  Wasser-  and  anf  den  gewOhnlicben  LandstiMsen:  esdHcb  iro 
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die  Transportleiütuni;  atu  Mcbti  it  den  Cbaraktur  g:i-vöbnlich*-r  ^everblich«-!'  Tliütigkeit 
b«t,  insoweit  also  auch  hfi  «Jeu  „niedL-reu"  Vurkthrsanstalten ,  dem  städtUclieii  Fakr- 
weseii,  dem  UoU'iii  ur>.  drui  rrr>uiienfalir-  iiii<i  deui  ü(lterfraclif<  ur>  auf  d<'U  Land- 
ätniäSctt  U.  ä.  w.  l'hatäachlicli  kuiuuitu  Uciiii  auch  .solche  Ti-au>iHittl<U3tungeJi  uuii 
Yerkehsaanstalteii  des  Staat»  l»ci  uus  kauat  ror. 

Etwas  andci-s  mu>s  die  Knisrln  idung  wohl  in  !]<  tr. !!"  il.  r  S' Hisiverwaltuuifs- 
köriK'r,  uauiontUch  gröb:ierir  ätudtisrhcr  (i<>uiviiiU«:ii  t(iios:>städte)  lauiuit. 
Dio  groBMn  AnhSufong'ea  von  Menscheti  rafen  hier  das  UcdUii'niss  nach  ra^Hrltehst 
voUkomiiienrn  Ari?»talt*-ri  fui  li.  n  l*'T^oucuverkchr  inni  ilinl'i  verhältnissuiässi'jr  gi  riiigfr 
i:IntfejrDUii{j;eii  henor.  Dieücu  BediirfuL»^  koiomt  diu  moduruc  Tccluiik  ent^egcu.  Dttr 
Verkelir  iiiiis«  hSofijir,  rofelmiDsifr ,  rasch  und  wofalfeit  »ein.  Er  verlaDgrt  ein  ent* 
wickfltfs  Omnibus-,  iM'r  rd  eciscnbahu-  uu«l  /.iiui  TIp  il  lMTi'i(>  DuDiiifbuhn- 
we^en.  Dm  Princip  Uor  U cbertragunjj;  der  liotricbäcrgobnit>tte  2wi^ch<-n 
Activ*  nnd  Passirlinien  und  Gurscn  kommt  bi«r  in  ungewöhnlichem  Maatis« 
zur  Oültuu>;.  ])io  in  dca  >tädti^ch<-n  Stra:>ä<-n  tiAh^t  aiigclr-;teii  Ei»cnbahiicn  halten 
«m'ii  natürliches  Monui)oI,  sobald  man  dem  Ei;;)-nlbUm<-i-  drr  Bahn  da-  aii^Hchlicss« 
Uchc  Kecht  d«>  Betriebs  auf  »lersclbcu  ^i>-ht,  was  üblich,  inituntn-  \uui  Kiwcrbs- 
unteruehmer  ausbt-dungrcn ,  wi  nugleich  bt*i  Pfeidvbahuon  uicht  unbedingt  nothn  uJiü 
ist.  Alle  dii'sc  (  in«-taudf  Icucu  «^-^  nahr.  solrhe  städtische  Bahnen  itrnl  T.  iLrln>- 
aiistahru  diii  Stadti.a  selbst  zu  Uberliagen,  in  dicht  b».vöik.n«'ii  ländiichou 
Diätricten  auch  d'-n  Landgcnicindcu  und  kn  isrn.  Cummunalo  BehOrdcu  sind  cur 
LebtTuahm»;  di<">  r  Anstalten  in  tecbnisch«T  und  '•Uiiiomis.  hcr  nc/iehnntr  so 
;:ut  befähigt  ah>  zur  Icbeniaümc  .>tädtiscbcr  iiaö-  und  Wasserwerke,  und  cIr'Uso  ;;ut, 
ab  as  ActianfctHsllschaften  tnnd.  Das»  finanzielle  Intemue  iiast  stich  daliei  auch 
rrai,/.  tiiit  wahiUKhinoit.  Ein-'  i  i- Ii  ni  Ii  sr>i  i; c  i  .'  iitid  a llsei  t  i  u  ••  r l-  Entwicklung- 
dieser  Verkchi^ianataitcii  und  diu  VcrhUtuug  <:iues  ucueu  Mouo[>ols  zu  (iunstcii 
d«>8  Privatitapitals  ist  nur  so  mOiiiich.  Die  Gemeinden  aber  ^^wönnen  eine  neae 
pasaeiidc,  halb  privalwirthschaftlicbe ,  hall»  ifobührenartiire  Eiidionunernjuclh-.  Diese 
Auffassung  de«  modernen  städt.  oder  localen  üommumcatiouswtrseiis  ist  i  ine  Con- 
scquenz  der  in  der  ,.(irund]«*^iin|^'*  von  mir  mehrfach  naher  daixele^ten  u.  beirrUn- 
deten  Lehren.  Auch  hier  i^t  (iewiclit  zu  lei:»Mi  auf  die  moderne  Technik  (Eisen- 
bahnen!), ähnlich  wi'  b<  i  (ias-  nnd  Wasserh-itun^.  Man  kann  wühl  voraussa^^-n,  dass 
ein^t  di<-  Pfeidebalin«  Ii  iiiit  iliP-n»  aii>>erünh-nt|.  Monopol  \oii  den  (iemeinden  auf- 
'.;ekauft'  Werden  mü>sen.  eb»  !i»u  wie  in  Berlin  die  \\'a»>erwerke.   V^rl.  meine  (iriindl. 

I.  ^.  142,  14r».  mein  KcI-t.  ijb.  Actieni''i»«cll«.r  h.  auf  d.  Eisen.  <ocialpol.  Coniriv-*  f^T.'?, 
bes.  Thc>e  u.  (*»,  u.  mvine  Au-fuhr.  ui  Uildei»r.  .Tain  1»  XXI,  H'il.  Mit  voilent  Itedii 
sfilt  es  jetzt  schon  immer  alliremfiner  al»  ein  Fehler,  dab^  mau  in  Berlin,  welcli<;s 
sich  für  dio  Anksiiin'.:  \on  Pfei-deb.iliiien  Mt  vor/tli^Iit  h  ei-net,  dieses  wichtiare  Vehikel 
für  30  Jalii^  biug  au  (ic.-<ellsclialteu  zur  Au>uutzuug  Ubcrtragun  bat.  Die  ErlaliruuMren 
mit  den  lfi«>silnden  di'S  PrivBteisenl)ahnweä«>n«  wiederholen  sich  hier.  8.  auch  Fin. 

II,  §.  ao7.  s.  «s.-.. 

2.  Die  rcrsoncn lahrpost  und  die  Packeipost  ist  jeden- 
falte  anders  al»  die  Briet'  nnd  Geldpont  des  Staats  zu  beurtheilen 
und  im  Allgeuieiueu  bei  uns  in  der  lieatigeD  Yerkeliigestaltang 
nicht  mehr  als  unbedingt  nothwendig,  die  ersteren  mitunter  selbst 
Hiebt  als  gerechtfertigt  anzuerkennen.  Doeh  verhält  es  sieh  hier- 
mit auf  anderen  Wirthsebaltsstafen  leicht  anders  nnd  selbst  auf 
der  nnsrigen  lUsst  sich  Manches  fUr  die  Beibehaltung  der  Personen- 
nnd  Vieles  I  im  Ganzen  wohl  Entscheidendes  für  diejenige  der 
Paeketpost  in  HSnden  des  (Staats  und  in  der  Ökonomisch  und 
technisch  zweckmässigen  Verbindung  mit  den  anderen  Posizweigen 
geltend  machen. 

Sölan^^e  nemlich  auf  niedrigerer  Stufe  die  erforderliche  Betriebsamkeit  der 
Privaten  fehlt,  dtjr  genannt«  Verkehr  aber  «)ino  groüüe  alliri*m«inM  Bedeutunjr  beansimichea 
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dftrf,  lauD  sich  die  Ansdcbnon?  der  Post  auf  die  •^nannten  TniuipOTtobjecle  aas  diesra 

(iiutidon  ciiipf  Iili  11.  Das  au3schli^•s^licln•  Keclit  des  Staats  auf  I)ostlnä^^i^:♦^  Per^ori'  n- 
und  Packutbolt^nii  riintr  lütt  clanu  dt'U  Vortbc il,  oiiic  trlcichiuäi>a>ig(<  Aui>d>.hiiun^ 
dieser  Traosporlleistuntjcn  über  das  panze  Siaat«i;t»blet  zu  eriuöflicheu , 
iadcm  ilfi-  L  c-b'-ischuss  putcr  Strecken  die  Mittel  lii  f<-rt,  das  D»;licit  st  }ile>  ht#r  Strecken 
All  dccki-n.  Auch  auf  hohrr-  r  Eutvirkluüg^stufc ,  so  }ct/i  !>  •!  nns.  kann  d*'r  Mangel 
au  ('oncuricnz  UMt<T  dcii  rnvaibcfOrdtTcru  wohl  dir  Bei'ieliuUutj^  »cll»t  der  Pcr- 
MiMeni)o>t  Doch  lür  manclk-  (iejri  iHl' ii  rechlfertiv^i  n.  Ansscnleiu  wird  durch  eiuc 
Hiii/ufn-iini;  die-.  r  Zvfcvs>\  Itfsonders  der  Pa<  ketpost  zur  Briefpost  aö'  h  «pät»T 
noch  und  »o  in  utiscron  heutigen  Verhältnissen,  zumal  «ras  die  Packetpoi>t  aaUnf^ 
noch  eine  besüero  Auantit/ong  des  BctriebspersonaN  und  'Materials,  also 
eine  vcrhältnissinSsriisrc  Billigkeii  des  (i  esauiuithctri»  bs  «'rnit'f;  licht»  welch« 
die  Utibcrnahiuc  die:»cr  Zwoigo  auf  die  Staatäpost  pausend  erscheinen  iasst. 

AnhDlieh  liei^  die  YerhUtBine  nituater  bei  anderen  VerkehiaanttalMn  dea 
Staats  od'  r  (»m  Tranäportdicnston,  die  der  Staat  für  seine  eit-Tnen  Z^rerkr-  «itni'  lit't. 
So  kann  die  Verbindung  des  Telegrapbenwesens  mit  der  Post  ond  mit 
Eisenbahnen  Ökonomische  Vortbelle  bieten  nnd  für  die  Uubemahme  der  Oesammt* 
heit  dieser  drei  \'>'iki-1ii'sanstalten  weisen  ihre»  nahen  ZusammenhaD!0>  auf  den  Staat 
Hpri'cbuu.  Personen-  und  (liitertraasport  kann  mit  d<  n  SchitfTahrtsenräen  der  Kriegs- 
schifTc  trerbanden  werdeu  u.  d^^l  ni.  Dies  war  /..Ii.  der  Fall  mit  den  üsterr.  kleinen 
Kriejtpiklampföm  anf  den  italicu.  Seen :  w<  nu  ich  nicht  irre  unter  Louis  Philipp  aacb 
mit  franz.  Kriejjsdaüipfcm  anf  dem  Mittelmeer.  S.  über  die  Post  als  Gebuhren 
Klebende  Anstalt  Fin.  II,  ^.  .HOS— 312,  u.  iui  Allg.  Sax,  I,  211  If.,  Koscher  III, 
§.       <)8,  9». 

*1  Die  Uebernabme  anderer  Vorkehrsaiistalteii  auf  den 
Staut,  namentlich  solcher  der  „Inihereii'*  Art,  wie  Brief  und 
Geldpobt,  Telegraphie,  Kisenhahnbetrieb,  ist  iu  vielen 
Fällen  von  vornherein  nicht  nur  nicht  unpassead,  sondern  aas  ent- 
scheidenden Gründen  z  w  e c  k ni  ä sü  i  g. 

Im  einzeliiiii  Land-'  wird  die  Entai  h<.iduug-  mit  nai  L  den  concreton  Ver- 
hältnissen und  mit  Kecht  unter  Beracksichtigung  dor  einmal  vorliegenden  geschicht- 
lichen £ntwicUanir  stattfinden.  Doch  lassen  sich  folgende  allgeneine  Sälie  ab 
Bichtschnur  a>ifsf«-!l'-n : 

a)  Die  üeberuahmc  einer  Verkolusaustalt  auf  den  Staat  empfiehlt  sich  naiuentUch 
dann,  Venn  die  Gute  der  technischen  Leistung  einer  solchen  Anstalt  riui 
der  mufflichst  w.  iten  und  gleichheitlichen  Ausdehnung  des  regelmissigen 
Transportdiensts  Uber  das  ganisc  Staatsgebiet  und  selbst  von  der  internationalen 
Verbindung  der  Verkehrsanstalt  mit  den  ul  ei  eben  Anstalten  in  fremden 
Staaten  bediny:t  ist.  Dieser  Fall  licirt  bei  dt-r  Post,  besonders  bei  der  Brief- 
post,  bei  dem  TeicgraphenbetrieJi  and  zam  Theil  auch  bei  dein  Eisenbahn- 
i»eiriel>  vor.  ' 

Ii)  Wenn  der  'rnins]>oiidienst  einer  Vcrkehraanstalt  nnr  mittelst  einer  fest 
bestimmten,  regelmässig  orgnnisirton  ftenutzungsweise  l•in.-l^^\^s  müg- 
lieh  ist,  auf  a'elcbem  nicht  gleicbzeiti^  nebe»  ei(iand<-r  verschiedene  Tiausportdienste 
stattfinden  können,  so  liegt  es  nah da^^  i  Kiir-  iitliüiusr  des  We^^s  auch  der  Cnter> 
nohnier  der  Verkehrsanstalt  wird:  Kail  der  Ki»enbahnen,  Teleirraph e n.  Da* 
factische  Monopol,  «elt  hes  hierdurch  auch  für  die  Ve^kehrsaD^taU  entsteht, 
verliert  viedemm  am  Ersten  seine  Bedeniten,  wenn  d>'r  Staat  mit  dem  Wcci*  auch 
die  \"<:rkelirsansfalt  ibcrnimmt. 

c)  Wenn  eine  Verkehrsanstalt  durch  Phiate  (Kiuzehie  oder  Enrori^escUdchaflMi) 
gegrQndet  veiden  soll,  so  rnnsa  ihr  mitnnter,  wenigstens  fnr  eine  SSeithuig.  selbst  «in 
rechtliches  Monopol  vom  ."Staate  gegeben  werden.  Dies  i-(  nam'-nfli' h  iu  d  -in 
Failo  nicht  immer  /u  vermeiden,  wenn  i'iur  die  Verkebraaustalt,  wie  l>ei  Liseubahneu, 
etil  der  kostspie  Ii  tr«-  W'eir  heriiestellt  Verden  mnss.  Die  Uebernabme  der  Verkehra- 
an^talt  auf  den  Staat  ist  dann  ein  Mitte],  um  die  etwaiiren  Nachtheile  eines  solchen 
Monopol»  zu  verhittdeni,  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  leitenden  Finauprincipa  bc4 
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der  VtTwaltuug  freier  ^estLlit  lat  uiitl  ihm,  also  da  Oesauiiiitbcif,  die  etwaigeu  tiitiUi- 
ziell  !)  Voiibeile  des  Motiopoiä  /.ukoinriu  ii:  wiederum  Kall  der  ßahiien,  Telegraphen  . 
ain  li  wolil  (irr  S (•  Iii rrfah rts-.  b'-^oiulLis  drr  DauipfHchifirahrtsfurse.  Mehr- 
fach ist  fruhtir  bei  Dajupferliiiiea  ein  Muuo[iol  vorgekouiiueu ,  z.  IS.  bei  der  <'>ä(err. 
DcMMudmipCicldffßibYlsgeseHäcIi.  (in  I-oltre  der  spStcren  PreigebuDg  der  Doiiaust  Uitltahrt 
ron  d*  Merr.  Regierung  gegen  Eiitä>  häiligun;.'^  in  Korui  von  Zinsgarantic  abgelöst). 

d'i  Je  mehr  der  Transportdi«'nst  eiiir;r  VrTkehrsanstaU  ans  ilcr  rniit  l massigen 
W iederlioluuji  einer  grü>bcn  Au/ahl  gleicher  einzelner  Ihatigkeiteu 
besteht  und  sieb  auf  sicmlich  feitt«;  inc<  hanisch*-  KeretD  £iinirj(fahr»n  Itot, 
ftlno  nach  bcsti ni mt«' m  8' Irthloii'  ii  g<*tuhrt  werden  kann  und  muss;  ferner  je 
mehr  in  Conse<iU)'n/.  hiervun  (i>  r  iSpielrauut  des  spcculat i  v i  n  Moments  eingeengt 
wird:  endlich  je  mehr  veiran  der  Natar  und  Ausdehnung  und  (irösse  d<T  N'crkebrs- 
anstalt  der  Betriel»  mittelst  eines  grosst-n  !!>>nmt''iim<;chaniäuius  iliircligeführt 
werde»  muto;  desto  gleichartiger  betreibt  der  Staat  und  betreiben  Private  und 
Teilende  die  hier  onvemeidHcheu  Brwerbspresellevhafteii  natorlicher  Weise  eine 
Vrckelir-^anstalt  und  (ic>Xo  «"..'nitri'r  -t.  lit  .Iit  St.'i.itslii^trir')  w.-'cen  seiner  xiiistiLreii,  ihm 
etwa  anklebenden  Mangel  hinter  dem  Privatbetrieb  te<  bnisch  und  ökouumi^tch  /urUck. 
Dagegen  konmen  der  8taat8reikehTsansbdt  die  allf  emeinen  VorzOge  der  Staatebeamten- 
schaft  gegenüber  der  rrivatbeamtens«  haft,  wel<  he  aus  der  eiurenthümlicheu  <  •r^'-aiiisation 
des  Staatsdiensts  her\orgi  lien,  zu  Utttc.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  beim  Eisen  < 
bahn-  und  Telugraphentx^trieb.  unter  Umstltidun ,  wenn  auch  selten  und  in 
geringerem  Ma;isäe,  beim  I )  a  m  ji  f <  1>  i  fl  f a h  rtä  e  u  rt)  c  vor.  Daher  ist  die  Uebernahme 
dieser  Vt-rkehrsanstah-Mi  .uii'  «I  ii  Staat  aU' Ii        solrlu  ii  (iründcn  wieder  psssetid. 

c)  Mjmcbe  Verkelirsaustalteu  lassen  sich  zwcckinässig  miteinander  ver- 
binden, wdl  die  in  einem  einzelnen  Dienste  nicht  rolhtindig  ausgenutzten 

Arh(  itokr.irtL'  und  KapiUilien  zum  Tln  il  Di-  nsttliätigkeilen  für  mehrere  solche  Anstalten 
übernehmen  können.  Daraus  ergiubt  sith  eine  grössere  Oekonomie  des  Betriebs. 
Auch  dieser  Umstand  spricht  mt  den  Staatsbetrieb,  da  die  Yoreiniganic  mehrerar 

Verkehrsanstalteti  in  i'rivathanden  /.n  l<-ii:ht  liedenkliche  factisrhi^  Monopole  srhalll. 
Marirlifacli  hi.  t.  t  für  den  Staat  (ieli-sicnlieit.  irewiasn-  Post-.  Bahn-  untl  Tr1t'«?niphen- 
iimter  zusaiJiuiLii^ul'  p-n,  wodurch  der  ;:esammten  Volkswirilij»<  hall  Koituii  urapArt  und 
eventaell  niedriu^ere  Tarife  erinöuli"  ht  werdrn.  Je  kleiner  die  Post-  und  Telegraphen- 
ämter, desto  nothwendi^:er  nafurli<li  die  Zusainint  iilf'^titiir ,  so  z.B.  in  d.  S<li  vt-ci/. 
Neuerdings  hier  auch  öftere  Verbindung;  beider  Zucige  mit  Babnämtem  doi  l'nvai- 
bahnen.  oder  t'ebert^^run!r  des  Post-  und  Telegraphendieusts  an  rrivHil»a}uili>  amtCf 
was  aber  immer  ?rrö>sere  S<hwieritrkeit  macht,  als  wenn  alle  drei  Vcrkchrsanstalten  ( 
dorn  Staate  gdhörou.  Auch  iu  Deulsohlaud  jetzt  immer  mehr  Zusammeulegung  von 
Post«  n.  Tdegrapbouimtem. 

f)  Wenn  Priviaveriehrsanstaltcn  nur  mit  Hülfe  bodeiilender  finanzieller  Sub- 
v»'n*ionen,  wahr>«  h(  in!ich  wirksam  werdender  Zinsgara nti-e n  a.  s.  w.  /u  Stand«'; 
kommen,  so  wird  oftmalis  auch  die  directc  StaatsUburnahme  besser  als  eine  aolehe 
indirccto  Sein,  im  Fiuaozintercsse  wie  im  votkswirthschnfUichen:  häufiger  Kall  bei 
Hahnen,  auch  wohl  bei  Can^l-  n.  Wird  aber  so  vorgegangen,  so  gelangt  wieder  in 
heilsamer  Weise  datt  Princip  der  Uebertragung  der  £rtragsergebuisse  von 
Aetir-  und  PaaiiTcunen  zu  praktischer  Wirksamkeit;  es  rermindert  sich  dann  das 
finanzielle  Risico  für  den  Staat  und  es  steigert  sich  seine  finan/i  !1  • 
Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  diu  Ausdehnung  der  betreuenden  Verkehrd- 
•nstalten. 

<.:)  Je  ;irös><:r  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Vcrkehrsanstalt  für  das 
getuuuute  Coilur-  und  WirthschaMeben  eines  Volks  ist  und  Je  gleichwässiger  die 
VefdMile  derselben  den  einxdnen  BerAlkervni^cIassen  zu  Ovte  kommen,  desto  mehr 
erscheint  wi<'derQm  die  Uebomahme  auf  den  Staat  passend,  und  als  das  beste  Mitte], 
die  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wahren:  daher  mehr  und  mehr  bei  intensiverer 
Yerkebrsgestaltung.  Zugleich  bietet  aUdann  die  mögliclic  Auswahl  zwischen  den 
Terachiedenen  [''inanzprincipieu  den  Vortheil,  durch  die  differento  Nor- 
rairnng  der  Bonutzungsproisc 'Ta  rife)  der  einzelnen  Verkehrsanstalten 
und  der  verschiedenen  Lcistnugen  der  letzteren,  die  etwaige  Ycrsclücdenheit 
der  Interessen  der  eintehien  Uesellscbaftskreise  unter  nothwendiger  Wahrnehmung  des 
staatlichen  Finanzintereaaes  richtig  zu  berUckaichtignn. 
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Aus  allen  diescu  Gesichtsi)uucten  euipfiehlt  sich  die  Leber- 
nahnie  der  Tost,  besonders  der  liriefpost  (uicht  so  unbedingt 
der  Packetpost,  noch  weniger  der  Personenpost),  ferner  diejenige 
der  Telegraphen  und  zum  Theil  auch  der  Eisen  bahnen  und 
CanUle  auf  den  Staat,  während  der  »Schi  ff  fahrt  s-  und  auch  der 
l)  a  i\\  p  t  s  c  h  i  i  t'  1  a  h  r  t  s  c  u  r  8  wobl  nur  auBuatims weise  vom  »Staate 
zu  tibernehmcu  ist. 

Es  wini  hier  Mauclios  auf  die  >ico{f rapli.  Laj;«'  «tines.  Laiicle>  ankommen  und 
ub  die  Privatbctnebsamkeit  ausreicht.  England  wird  freilicii  keiner  Staatidampfef» 
lini«!  nacli  dem  Gontinent  bedorfen,  aber  ts  sabrendoniit  immeriita  di«  UdM  tack 
Noixlamerika  u.s.w.  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  werden  wen igst<)ns  nach 
einifen  liichton^n  ebenso  gut  Staatsdampi'er-  als  Staatsbabnlinicn  ciurichtcn. 

§.  268.  —  B.  Die  finanaielle  Behandlang  der  Ver- 
kehrsanstalten  des  Staats  (nnd  der  Setbstyerwaltnngs- 
kOrper)  im  Allgemeinen.  Auf  Staatsstrassen  und  anf  Staats- 
verkehrsanstalten  lassen  sich  alle  vier  Finanzprincipien  (§.201) 
anwenden  und  in  der  Geschiebte  wie  in  dei*  Gegenwart  finden  sich 
Beisi)iele  der  Anwendung.  Schon  dieser  Umstand  spiieht  dafür, 
dass  Sich  auch  hier  nicht  ein  einziges  Prineip  als  das  flberall 
und  allzeit  und  ittr  alle  Verkehrsanstalten  richtige,  als  das  schlecht- 
weg „rationelle''  beseichnen  lässt,  sondern  dass  hier,  wie  so 
oft,  das  Gesetz  der  „historischen  Relativität''  nnd  demgemftss 
auf  diesem  Specialgebiete  die  mehr  oder  weniger  extensive  nnd 
intensive  Entwicklung  des  Verkehrswesens  lUr  die  Wahl  des 
l  luaii/.princips  mit  zu  beachten  ist.  Nur  für  eine  -  e^'cbene  Zeit 
und  für  gegebene  Länder  auf  einer  bestimmten  »Stute  der  Cnltur 
und  Volkswirthschaft  kann  mau  eine  ])estimmte  Entscheidun::  lüiicr 
Erwägung  alier  einschlagenden  Verhältnisse  treffen.  Dieselbe  win! 
fllr  unsere  (west-  und  mitteleuropäischen)  Länder  in 
der  Gcf^enwart  etwa  folgeudermassen  ausfallen; 

1.  Die  Verwaltung  von  Staatsverkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Kegalitäts-  oder  ]*»cstcnernn£rsprinci]),  wo  durch 
Ausschluss  der  freien  Concurreuz  ein  grösserer  Keinertrag  erzieh 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen. 

Sie  widerspricht  dem  Uauptgrande,  dcssentwcireD  der  Sta.it  Vcrk<  br^iAstUtcn 
ubernimmt,  n-  inliili  »Irin  allf^^rmeineii  Verkehrsintcn^ssp.  Si--  liemuit  die  lienutzung 
der  VerkehrsaiJstaJtca  statt  »!■  zu  fördern.  Si<:  luhrt  cadU«  h  einer  bchlerbten, 
luij^teichmüssigen  Form  der  l!e.steueniiiv  Mit  liecht  ist  daher  dieses  FinnttZ|>riBci|i, 
w«»  CS  etwa  bestand,  wi-'  tceli -i-ntlirh  bei  «Icr  Post,  fast  allgemein  aufsTf-treb  -n  wortl«*«. 
Diu  Bemerkung-  Uber  die  I'urti  unten  stellt  mit  dem  hier  Gesat^ten  nicht  im  W  iii<  rspru^ii. 

2.  Die  Verwaltung  nach  dem  Prineip  der  reinen  Staats- 
ausgäbe  (als  »^allgemeines  Genus8gat"|  Sax)  wAre  im 
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Allgemeinen  ein  unricbtiges  ZngeBtandniss  fUr  dieBenntzer 
der  betreifenden  Anstalten  gegenüber  der  ganzen  Bevdlkemng, 
welche  dann  die  Tollen  Kosten  aus  den  allgemeinen  Stenern  zu 
decken  hätte. 

Sie  tot  niebk  g«reclitferfigt.  weil  die  Yardieile  sieb  niemals  ganz  irleieliBiasstg 

vcrthnlon ;  nicht  nüfliig:,  weil  diu  Bctiutzor  einen  Dienst  pcloisfct  erhalten  und  wenigstens 
zum  Theil  sich  loicht  iu  der  Bcaaspracbung  dieser  Dico^te  beschränken  kilnnon;  und 
finanziell  1>cden1kUch.  weil  nicht  bloss  die  Änlagokostcn .  sondern  anch  nicht  einmal 
die  laufenden  Betriebskosten  gedeckt  werden,  wahrend  diese  durch  die  uncnlireltliche 
Benutzuni^  noch  stcifjen.  Durch  eine,  wenn  auch  massige  Gehuhr  winl  die  Rcnutztin«- 
anf  das  wahre  BcdUrluiss  cini^eschränkt.  überhaupt  «ökonomischer  verfahren.  Die 
Finanzlage  einer  VcrkeliiMnstalt  losst  sich  auch  nur  bei  alli;emeiner  Zahluntc  aller 
Benutzer  richfiü;  erkcjuifn.  Dali.T  ht  mit  T\(>(lif  die  T>t'sriti^iiii^'  der  Portofreilieiten, 
der  freien  Kis«>nbahnfalirt  u.  s.  w.  zu  verlangen,  und  tieuerdings  auch  meistens  in  der 
Praxis  durcligefUlirt  DnentgeUliche  Dienstlelstnnir  der  Staats  Verkehrsanstalten 
soll  demnach  nur  die  seltene  Ausnahme  bilden.  Sie  stillt  (lami  cino  vcrhQllto 
Staatsaus^abe  dar,  wird  aber  bosser  ganz  vermieden,  im  Nothfall  sogar  gegen 
Debetnabme  affenor  ZabliUfen  der  Stantslusse  an  die  ßenntzer,  d&mit  diese  «udana 
dio  fewOhnliehen  Gebühren  entrichten. 

8.  Die  Verkehrsanstalten  des  Staats  sind  daher 
entweder  nach  dem  Gebtthrenprincip  oder  naeh  dem 
privatwirthschaftlichen  Princip  zn  verwalten.  Welches 
von  beiden  gewfthlt,  wie  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteren 
auf  ToUe  oder  bloss  anf  tfaeilweise  Kostendeckung,  nnd  bei  der 
Anwendung  des  zweiten  anf  den  hücfast  möglichen  erreichbaren 
Gewinn  abfi:ezielt  werden  soll,  das  hängt  ab  a)  von  dem  Grade 
der  GemeiiiiiiUz,:gkeit  der  eiuzelnen  Verkehrsanstnit  und  ihrer  ver- 
schiedenen Transportleistungen,  b)  von  der  lluhe  des  Kostenauf- 
wands för  die  Anstalt  und  lür  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg, 
c)  von  der  Art  und  Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt 
hat  (durch  .^i  linidaufnahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Ein- 
nahmen, besdiidors  .Steuern;  und  d)  von  dem  Umstände,  ob  und 
wieweit  die  Kosten  (Schulden)  bereits  amortisirt  sind. 

Hiernach  wird  im  Ganzen  gegenwUrtig  die  Post,  eventuell 
jedoch  nur  mit  Ausnahme  einzelner  Theile,  wie  des  Personen-  und 
unter  Umsran  lcn  des  Paekettransports,  die  Telegraphie  unter 
das  Gebü hrcnprineip,  der  neu  erbaute  C an al ,  die  Eisenbahn 
und  der  S chiff l'ahrtsc u rs  sowie  die  Personen-  und  eventuell 
die  Packetpost  nnter  das  privatwirthschaftliche 
Princip  fallen. 

Demn-cüiJL's  sind  die  Einnahmen  nus  diesen  Yerkrlirsnr  t  ilr  >n  in  rli'S.  m  Werke 
auch  in  die  Abschnitte  tbcils  von  den  privatwirthschafiüchcn  Eitinahmco,  theiJs  von 
den  Gebflhren  f^reiht  irorden  (§.  203).  nur  dass  des  sonstifren  Zasamnenhangs  vegen 
alle  Zweitjc  der  Tost  im  Abschnitt  von  der  I^ostgrebühr  behandelt  werden.  S.  Fin. 
11,  §.  308  —  312  Uber  die  Post.  §.  313  Uber  den  Telegraphen.  Das  Nähere  ttber  die 
eiiisuaeD  ADStaltco  s.  in  den  bctreü'eDdea  AbschnitteD* 
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4.  Die  Grundsätze  y  welche  bei  uns  in  der  Gegenwart  passend 
für  die  finanzielle  Behandlang  der  einzelnen  Anstalten  maassgebend 
sein  dürften,  bestimmen  sich  wesentlich  mit  nach  den  Verhältnissen 
der  letzteren^  mfissen  aber  doch  ans  einem  gemeine  amenobersten 
Princip  abgeleitet  werden.  Sie  lassen  sich  kurz  etwa  folgender- 
maassen  ftlr  jede  Anstalt  znsammenfasBen : 

a)  Die  Bricli)<)st  nnd  wohl  auch  die  etwa  mit  vom  Staate 
betiiebeue  Geljxtst  iiiul  die  Zeituii^s-  (und  Druckschriften-) 
Post  ist  nach  deiu  Gelb  Uhren })ri!K'!j),  die  Packetpost  ancli  jclit 
uoch  —  in  Abweichung  vom  neuesten  TaritRystem  —  doeli  mehr 
mit  Annäherung  nn  das  pri  vatwirtliseliiiftliche  Princip ^  die 
l'ersoneupoät  wohl  gewöhulicb  wesentlich  nach  letzterem  za 
Yerwalten. 

Di«'  GcbühiTTieiriHahine  bei  der  Brier-,  ZeitoriR-s-  und  ticldposf  soll  die  Kosten 
und  zwar  unbedingt  diu  laufenden  lletricbttkosten,  im  AlJ;feui«iJiou  »bor 
aach  die  Zinsen  des  im  Postweson  steekraden  AnUg-e>  und  Detriobsitapilals 

def  k<^n.  bmirht  aber  nicht  notliwcndiir  Ucbr  rsi'li  !ls>''  hJ.t  nur  solche,  welch«» 
zur  Tilgung  des  Anlagekapitals  und  mt  AundchnunK  und  Vcrbcsäerune;  des  iWvasens 
dienen,  za  geben.  PortoermlssimiDiren,  welche  mit  erheblichen  und  llnger  dsnetndea 

KinnahmeausfAllen  vcrbuiideu  sind,  kennen  sich  /.war  später  in  l'olgc  drr  Verkehrs- 
steigeruni;  wieder  vi>llig  bezahlt  wachen.  Immerhin  wird  bei  ihnen  zu  beachten  so.iu. 
ob  und  wie  weit  sie  rornebmlich  einer  Classe  d«>r  Bevulkcrun^'  ^utn  Vortbeü 
gereichen,  und  zwar  derjenigen,  wclrhf  durch  directc  Steuern  schwer  cofsprechoDd 
zu  treficn  ist:  m  IlarifM^-  und  zun»  Theil  <]i-m  fri^w- rli.-fan  l  \  In  di^^som  l  alle 
fehlt  das  Merkmal  der  ^  1  e  1'  h m assigen  (jetueinnutzigkcit,  d.uis  mindestens  eine 
sehr  sorirlaltige  Prutting  v<  rlungt  werden  moss.  ob  der  Einnnhin*ansfall  nicht  doch 
auf  der  Staatskusse  wird  sitzen  bleiben.    Dies  muss  möglichst  vcrmi'-  leii  wer  l  ^n 

Die  Personenpost  muss  bei  uns  wohl  meistens  nach  dem  privatwirthscJiaft- 
liehen  Princip  verwaltet  werden.  Es  ist  daher  bei  ihr  der  höchst  mösrliche  Bcuh 
ertrag  zu  erzielen,  wie  er  unter  den  }ll■^t<'hendeQ  Concurrenzen  erreichbar  ist-  l  nsera 
geltenden  Persori' niKisttarifsiltze  möchten  vielfach  zu  niedritr  sein.  In  der  Praxis 
wird  der  Preii  trcili'  h  nicht  so  hoch  steigen  düricii,  dass  die  Post  concurrenzunnüiig 
würde,  aber  doch  so  hoch,  dass  der  sich  bildende  Verkehr  die  Mitnosniir/aag  des 
Personals  und  Materials  der  flliri'ren  Post/weige,  und  damit  die  ganr»-  lV.«;tTr,=;f.ih 
möglichst  rentabel  macht.  Tanlreductionen  in  der  Personcnpo&t  mUsseo  daher  um 
gerechtfertigt  za  sein  gewöhnlich  ein  -n  iman/iellcn  Zweck  haben,  solche  in  derBfi^f- 
post  kennen  auch  einem  volkswirthschaftlichcn  Zwr<  rnt^jinncren .  also  $r>]h<t  m 
einer  dauernden  Einbusse  am  bisherigen  iieiuertrag  fahren.  Abweichangon  hienon 
sind  indessen  statthaft  mit  Kücksicht  auf  die  Entwicklonr  des  Landstrassen-  und  des 
Eisenbahnwesens  und  auf  <lio  AusdehnunL""  de^  Staatsh.ilinn  f/:.  I  ntnlrsthoi!'  w  I -he 
in  letzterer  Beziehung  zurückgeblieben  sind,  können  wohl  einstweilen  im  PenoAea- 
postvesen  des  Staats  einige  BegOnstienng  eirfahren.  Hier  sind  eben  die  t/tmamtm» 
hftngp  des  »esammtcn  Verkehrswesens  immer  ZU  beachten. 

Für  die  Packctposf  li.  it  die  S:n  ]ir  ?ihnlirli,  ieilodi  nicht  ganz,  so,  wt?  f^  r  dift 
Feisonenpost.  Bei  ihr  können  wenigstens  zum  Theil  dieselben  Erwagongen  wie  bei 
der  Briefpost  in  Betracht  kommen. 

Venn  Personen-  und  Packetpest  dem  Sta.Kc  directt  u  A  « rlust  bringen .  so  muss 
b'  i  Tins  wohl  auf  ihre  Einstelinng  hinr<»arli'  if<  t  werden.  Vlsdann  sind  die  Ti<  lleicht 
trüber  im  finanziellen  Interesse  eingetulirti  u  -  (waijeu  ausschliesslichen  Keehte  der 
Post  auf  den  Betrieb  der  regelmlissiiren  Personen-  iimi  PacketbcfÖrdeninsr  zu  be- 
vf. itifT''".  damit  die  Priratindustrie  die  erforderlichen  \  erkehr8anätalt<»u  schaffen 
kann.    Nach  dii  sem  Oesichtspuncte  hat  mau  mit  Hecht  neuerdings  manche  im  Poert* 
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rcgal  enthaltene  Vorrechte  anschoben,  so  auch  in  der  ncneston  d.  utschcn  Po8rges«:t2- 
g«biiiig. 

b)  Die  Telegraphie  ist  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nach 
dem  Gebttbrenprineip  zn  verwalten,  aber  doch  schon  mit  einer 
weiteren  Annabeiuij^g^  an  das  privatwirtbsclialtliche  Princip. 

Sie  dient  in  bSherem  Haasso  einem  GkuBonintefesso  der  Himdel-  und  Qewcriw- 

treibcnden,  soirar  vornomlich  dem  Groashandol  und  Grossgtwi  rb.'.  Dali-  r  ist  soweit 
ab  mflfflich  der  Ersatz  d.  r  Ri  tricbsanslagen  und  <1<t  Zinsen  und  Auiortiäatiouäquoteu 
dos  Anlagekapitals  zu  Fcilan^^en  und  ein  Uebcräcüuäa  darüber  hinaus  weniger  anfccht- 
bu  als  iin  Postvesen. 

c)  Canäle  sind,  so  lange  die  grossen  Anlageliosten,  welche 
meistens  darch  Schnldanfnahme  hestritten  werden,  nicht  amorlisirt 
sind,  möglichst  nach  dem  priyatwirthschaftlichen  Princip 
zn  verwalten. 

Der  Tein  irewerbtiche  Standponct  einer  höebatmOglicben  Beste  braocht  dabei 

i<  (loch  selbst  wälirt-nd  d«T  Airmrtisatioiiszi  it  nicht  innei;<;haltcn  zu  werrfcn.  wi'^i^rn  drr 
grossen  (iemeiitn&tzigkeit  uad  hohen  volk:»wirth8chaftJich<!0  Bcdeatuug  billigen  Trans* 
porta  von  Maasenproducten  tm  Consumtion  wie  zur  YRnrendring  in  der  Prodnetion 
der  Gewerik»-  und  der  I.aiulwirthschat't.  Es  genugt.  wrtui  aii>  d«  m  Rciiiritrag  das 
Kapital  verzinst  und  getilgt  werden  kann.  Dies  iät  aber  auch  gcwSlinlich  zn  verlangen 
und  ein  Gewinn  darüber  hinaus,  der  bei  mässigen  Tarifen  erzielt  wird,  ist  immerhin 
auch  statthaft.  Spät<'r,  nach  erfolgter  Amorti^-ation  cl>  s  Ajlbgekapitals  wird  bei  den 
Canälon  das  Gebühn  nprincip  um  so  eher  i-introten  dürfi-n,  je  ausschliesslicher  sie  dem 
Massentransport  diene».  Du-  thatsächlich»-  Scbwieriirkeit,  für  «lie  hohen  Konten  von 
Can&len  eine  halbwe^  ausreichende  Verzinsung  zn  «  rlangcn,  blMet  den  kritischen 
Punct  in  d'T  Fm'i-c  'l-s  NeiilKUi-;  von  Canal.  n.  Am  h  hii  r  I.'is^t  ^i^■h  ein  Ziiisverzieht 
um  so  eher  rerhtlertigen,  wenn  liie  groiscu  \  <  rki;hr5Hnstalfen .  nam<"nilieh  die  Eisen- 
babnen  vnd  Post,  in  den  Händen  di-s  Staats  sind  und  dann  zwiacben  den  einzelnen 
Gattuniren  dieser  Aii<talt<  n  das  Princip  der  Ucbertragnog  zwi»*bea  Actir*  und  Passiv^ 
anstaltcii  Platz  ;;r.  if.;ü  kiian.    S.  u.  Abschn.  7. 

d)  Eisen  bahnen  sind  zn  nächst  ebcui'allb  nach  dem  pri- 
vatwirtbsc  halt  liehen  Princip  zu  verwalten,  solange  das 
grosse  in  ihnen  steckende  Kapital  zn  verzinsen  und 
zu  amortisircn  ist.  Sic  dtlrfen  selbst  zu  einer  höheren 
Rente  gebracht  werden,  wenn  diese  nicht  dureli  monopolistisohe  Aus- 
beutung, Ausschluss  berechtigter  Concurrenzlinien  u.  s.  w.,  sondern 
durch  die  f  r  e  i  e  V  e  r  k  e  h  r  s g e  s  t  R 1 1  u  n  g  erreiclit  wird,  wo  sie  nicht 
{Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbsgewinn  ist. 

Der  Vortheil  beim  Staat  sbalmwesen  besteht  jedoch  eben  darin,  dass  eine  solche 
Yenraltung  nach  dem  rein  gewerblichen  Grundsatz  nicht  unbedingt  nöthig  ist 
Ist  di(^r  Grundsatz  gleichwohl  der  die  Verwahong  leitende,  so  winl  die  Sachlage 
abf'T  imm^^r  noch  nifht  schlimmer,  wie  beim  Privatbalinsystem.  Dagegen  ereit-bt  «i'-h 
der  Vortluul.  da^s  die  fiiosseren  Uebersehussc  der  Staatskasse  zufliessrn  und  dauu  zur 
Deckung  etwaiger  Defii  ife  anderer  Bahnen  od-  r  selbst  and<'r<"r  GliediT  des  Vcrk«-hre- 
wcscns,  wie  z.  B.  in  dem  suebeii  erwälhnten  Falle  der  Caniile,  verw'-ndet  werden  können. 
Auf  diese  Weise  ldj>j>t  sich  am  Leichtesten  ein  gutes  Bahnsystem  im  ganzen  Staats- 
gebiet darchf(ihri-n.  Das  Streben  nach  höherer  Rente  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
wenn  «'.s  iliireb  Turifredurtion-  ri ,  besonders  im  fiilti  rv-  rk- lir  V'-rwiiUicht  wird.  —  oft 
das  beste  MiUel  datur.  Ein  al^ichtUcher  Verzicht  aui  einen  mögliehen  Ueberscbuss, 
der  darch  fibermSsaige  Tarifrednctioiien  bewiikt  würdet  ist  dagegen  im  Allgemeinen 
nidit  aotbvendig  und  voU  erst  zireckmlasig  nach  ToUendetein  Aosban  venigatens  d«r 
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Hauptronfen  dos  Bahnnefzos.   Ein  floleher  Verzicht  sogar  auf  ilcn  ?ol1cn  Ersatz  «ler 

Zinsen  —  also  ilic  Anwendnnjr  des  (ichulircnprincips  —  ist  vor  erfolgter  Aiuorti- 
&ution  des  liaukapitaU  selbst  ungerecht.  Letzteres  um  so  uiehr.  je  mehr  bloss  der 
Personen-,  besonders  der  Versrntl<nings?crkehr  profitirt,  je  nonigcr  wichtig  eine  Itabn 
Tür  den  Güter-,  besonders  fiir  den  Mas^ienproduetenvcrkulir  ist,  und  je  un><cleicfamäs»i|^r 
die  Sfaafsbahiien  sicli  über  d:\s  Si,ia!si;(  liii  t  rrsti'  rk'  ii.  Denn  hier  nehnii  n  die  «-in- 
zuliica  Laudestheile  unglciclicn  Aiitbeil  an  dum  Nutzen  der  Babneo.  Ya  giit  daitit 
von  billigen  Tarifen  etiras  Aehnllclie»  «le  im  Staatsfentirosea  m  der  bilUgen  IIoli- 
abgäbe  (S.  5»d) 

£r0t  wenn  das  Bankapital  der  Bahnen  gans  oder 
groBsentbeilfl  getilgt  ist,  die  Bahnen  sich  möglichst 
gletchmftssig  Uber  das  Staatsgebiet  ausdehnen,  ist 
das  Gebührenprincip  zulässig,  aber  auch  alsdann 
seine  Anwendung  nicht  unbedingt  n  o  t  h  w  endig,  sondern 
die  Erziel  ung  von  weiteren  M  e  b  e  r  s  c  b  liss  c  n  unter  Um- 
sUindeu  recht  wohl  gestattet  und  selbst  zweckmässig. 

Von  den  einzelnen  Transportleistnmreii  der  Hahnen  wird  es  besonders  d -r  Masscn- 
gUterverkchr  uu«l  der  Personcuveikchr  ia  den  niederen  Wagencla^scn  sein,  wclcUier 
darch  starke,  selbst  daaemdo  Einbusse  bringende  Tarifrednction>  n  um  Ersten  zn  be* 
gttnsti^•  n  ist.  T?.  i  »lfm  con-^fii;'  n  Transport  wären  tla<>:<!gen  Tarifk'tHluctioiH*n  Dur  in- 
llasig,  soweit  sie  den  Kcincrtrag  der  ünternelnnung  steigern. 

Daher  Umpfe&bach's  Anwendung  des  (fcbOhronprincips  anf  dio  Staatsbahoea 
verfrJlbt,  Fin.  §.  37  —  39.  (5ao;^  in  rrherelnstimm.  mit  Obiireni  Nasse,  Fnce  d. 
Tariferhöh.   Jena  1874  (aus  Ihldebr.  Jahrb.  XXII)  S.  31  IT. 

e)  Schiff  fahrt«-,  insbesondere  Dampfsohifffahrts- 
eurse  sind  nach  dem  privatwirthschaftiiehen  Princip  zn  verwalten. 
Nur  anf  sehr  wichtigen  Strecken,  ftlr  gewisse  Transporte  darf 
statt  dessen  das  GebfibrenpriDcip  angewendet  werden.  Eine  Sonder- 
steilnng  Itann  solclie  SchiffTabrt  ansserdem  als  Zweig  de^  Po8t> 
Wesens  einnehmen. 

Die  vorstehenden  Sfttze  sind  das  Resultat  einer  snsammoQ' 
fassenden  Betrachtung  des  gesammten  Verkehrswesens.  Eine 
solche  Befrachtung  mnss  der  Besprechung  der  einzelnen  Wege 
nnd  Anstalten  vorangehen.  Jene  Sätze  dürfen  als  Kegel  für 
unsere  Staaten  gelten.  Sie  können  und  werden  mitunter  Aus- 
nahmen erleiden,  alsdann  aber  mit  der  nicht  zu  übersehenden 
Conscfiuciiz  l'llr  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  Finanzen;  der 
Staat  betrachtet  die  Ueberuabine  von  Verkehrsanstalten  als  eine 
so  wesentliche  Aufgabe ,  dass  er  ihre  Kosten  wie  diejenigen 
der  meisten  Thäligkeiten  zur  Darcbführuug  wesentlicber  Staat«- 
zweike  ganz  oder  theilweise  aus  allgemeinen  Stenern 
bestreiten  zu  dtlrfen  glaubt.  Ob  diese  Consequcnz  richtig  ist,  niuss 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden:  im  Allgemeinen  ist 
es  zu  bezweifeln. 
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2.  Abschoitt. 
£iseubaiiaeu. 
1.  Die  Systemfrage:  Staatobahnen  oder  PrlTatbabneii? 

In  d«*r  Eiitscbciduiig  dieser  Frage  iit  loriii  SfninliMitu-t  im  Vi.\\\/vn  (Ion  Staats- 
oiäoubaliucu  principioll  iiücU  utvaü  günstiger  in  d.  (>.  A.  von  Uau,  wo 
der  bezQf licht)  AbMliiült  bereite  a03scbU<»dich  von  mir  horrOhrte.  E«  erklirt  sieh 
dies  ciiimal  ans  den  neuereu  Erralinni  u  cn  im  ■Ei^eiibalinwcsL'n .  die  auch  in  der 
£ü>eubahntltüralur  der  iieuebten  Zeit  "Cluo  grosse  Hovrcgung  und  hier  wie  bei  den 
Politikern  eine  bemerlcensw-erthe  Wendeten^  zu  GaDston  der  Staadbehneii  hervor- 
gerufen haben,  so  dass  mau  wenifj^tcns  fdr  Deuts,  lilaml  illc  Ti:i<c-^  jef/.t  als  /ii  (jiiusten 
des  Staatsbabupmcii»  (u.  2Ugleicii  dur  Eigeuvenvaltuug  der  bUatsbahoen)  entschieden 
Msehen  kann;  mobr  noch  orfclirt  es  sich  sodann  ans  der  immer  mehr  gewonnenen 
Kinsicht  in  lii  Organisation  der  Volkswirthsc  bafi,  welche  ich  in  der  „Grundlegung'* 
darlegte:  der  Einsicht  von  der  Aufgabe  des  zwangsgcmcinwirthschaf tlirhen 
Sy>tems  und  der  vulkswirthschaftlicb  und  socialpolitiäch  richtigen  Scheidung^ 
zwischen  eigentlichem  Privateigenthuia  der  Privatwirthschaftcn  und  „öffent- 
lichem Ei^;-  nthum"  in  den  iniu  lcn  de«  Staats  und  der  Selbst v  erwaltungs- 
iörper,  o  Icr,  dies  in  meiner  fikonoinischen  Terminologie  in  der  üruudlep.  ausgedruckt, 
der  Zwani^sgeniei Ii  w  i  rt  Ii -^r ha  t't r  II.  Endlich  war  !«pvcicll  in  diec-cr  Krage  für  mich 
noch  rins5i:<>bend  die  schält'  ii  Erl'  »ntniss  von  der  nothwoudigen  uu'l  b  Mv  clitiirti.'n 
l'unction  der  „öffentlichen  Untt-mehmung"  auch  in  der  materiell- wirthschafilichen 
SphSre.  als  cineii  haoptsicblichen  Mittels  zur  richtigen  Einengung  des  Gebiets 
di'S  priratH irtlisrliafil.  Systeins  Uberhaupt  und  des  Acti<  ii(^i's.  llschaft5\v  c^cns 
apuciell.  Ich  beziehe  mich  hierfür  auf  mein  Kefeiat  Uber  ActiongeselUchatten  auf 
dem  Eiüenacher  «ocialpolit  Congr.  1^73  (vgl.  die  Verhandl.  n.  Hildebnnd's  Jahrb.  XXI). 
Die  principifllen  Ari~(  !kiiiuii^m/ii  uI'T  «Iii' riaj-iii  ijcr  „»Iruani^aiiuii  der  Volkswirth- 
schaft",  wolche  in  der  liauptsacho  achon  in  meiner  Eisen babnlchro  in  der  6.  Ausg. 
von  Bau  n.  in  jenem  Iteforato,  sovie  in  der  „Grundlegung**  entwickelt  v.  begründet 
worden  bind,  wurden  früher  vielfach  angctrrilfcn  n.  auch  von  den  Fachgenossen  ver- 
wandter iJichtuu:;  bemängelt.  Ich  kann  mit  (ienugthuun!?  constatireu,  da>ä  sich  jene 
^\ji»chauuni^en  M-itdem  immer  mehr  Bahn  gebrochen  halten,  und,  wie  dies  in  volks- 
virthschaftl.  Fragen  Öfters  so  geht,  schon  joMt  beinahe  als  ..^elb>tvcr!^tändlichc''  sogar 
bei  eliemaliircn  luiiicipietlen  (ieirnern  gölten.  Namcnllii  h  i^t  "lic  Si  Iiweiikung  in  der 
üH'cntI  Meinung  und  bei  vielen  ."^timmtuhrcru  der  ,.Ucut3c!ieii  I'ruiliai»<i<  l;»schnle"  zu 
(iun-;t<n  d.  btaatsbabn>yätems  sehr  liemerkonswortn.  Unsere  ^it  lebt  schnell:  was 
in  den  5l>er  u.  tUlcr  Jaljini  kaiiin  erst  dir  AnsirUl  einzelner  „Theoretiker"  (K.  v.  Mohl, 
Kuica)  war,  ist  heute  schon  in  «ier  Eiseubahnfrage  Gcmcinsrut  der  Nation  geworden. 
Vielleicht  gebt  es  ibniich  aof  dem  verwandten  Gebiete  des  Versicherungswesens, 
wo  die  \oit  inir  mit  zuerst  ("Ttirwortete  u.  iiriin  ijii''ll  li'  i;rii:nif.tc  HiiiuInTfiilininp  der 
privatwiiIhscbuMichcu  ünturuchmuugä-  in  die  geincuiwirth^chattliche  Anstaltsform  (nicht 
dorchatis  mittekt  eigcntüobcr  MVontaatlichaug")  gegenwärtig  noch  iholicbem  Kopf- 
schuttein  begeirnct,  wie  vor  2-— 8  Jahrzehnten  die  gleiche  Fordomog  hinsichtlich  des 
£is<;ubahuwoieu& 

Die  Gcslchtspancte,  welche  im  Tr.xt  in  der  Eiseubahnfrage  venreten  werden. 

haben  seit  lU  Jahren  immer  allgemeinerr  Zustimmung  gefunden-  Die  schlimmr>n 
Erfahrungen  mit  dem  ..(iründunL-^swesun"  bei  den  jangeren  deutschen  Pnvateiseuljahuen, 
die  in  der  tranzeii  Wdi  gewonnene  Einsicht,  dass  die  „Ooncurrenz"  im  Eisenbahn- 
w.'sen  in  keiner  V\  eise  die  erwarteten  Krttchia  tfUg.  der  Tarifwirrwarr  in  Deubcldaud. 
die  Erprobung  des  Staatsbahnwesens  l>ci  uns  —  tiiid  zwar  Hau  und  Hctrieb  <\uy<-h 
den  Staat  —  erklären  dic>e  \Vand<'iung  drr  Meinung;«  u  zur  Genüge.  Vielleicht  kaim 
eine  so  ciogehende  Bewci>ruhrunü:,  wie  .>ie  im  Te.vte  in  der  Frage  de>  Sluat>-  u.  Pi  ivat- 
l«alin~y-tcm>  '-rfolirt.  in  ni'  Ii;  yu  i'-  ni'  r  '/A-it  aU  <  ui  Inn-  iriiftnre  erscheinen.  Fiii'-t- 
weil'ju  habe  ich  si»:  nur  «»  nig  kurzen  zu  dürfen  geglauln,  auch  wegen  Sax's  Antikritik. 

iJie  literarische  Rowegiing  in  den  EisealMhnfrsgen  war  im  letzten  Jahrzehent 
sehr  lebhaft.  Wir  ha'i n  Ii  -ondi  wertlivoHc  Untersuchungen  „inductiver  Art*'  erhalten 
ttber  „das  Probiom  der  t'oucurrciiz  unter  den  besoodeiuu  Uustäudeu  ilaa  Eiseubahn- 
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wcsons'S  wo  Cobirs  u.  gen.  Werk  lutuptsächlich  liun orzuhcbcu  int  Diö  Bedcutuncr 
dieser  Arbeit  und  einzelner  \leinerer  anderer  iicirt  vornchmlicli  darin,  mit  dem  That- 
Sftclienuiatcriul  die  SiUu  ^ii  buloj^rcn,  welche  nach  der  deductivcn  Methode 
aus  dem  Wesen  der  Ei--  iiliahnunteriieliiiiitrifj  und  der  bei  ihr  bestehenden  Gestaltunir 
der  Goncurn-nz  abgeleitet  werdru  können  uud  h  uiduu.  „Einige  Lebrbuchparacrapheu** 
ki>DUcn  Qaturli<;h  die  Bcwei^fah^ullg  nitlit  allseitig  liefern,  aber  doch  die  priuct- 
j)iclIi'M  TI:i  uptpiiii'^tc  rirlitiir  und  uiit  •renüiTctifb-r  Si  liürfr  i!arli<!rcn.  Dic^  Vci-iiii  n-t 
glaulie  ich  meiner  Eibütibalinlelire  in  d.  ti.  A  der  it au  sehen  l'inanzwi>^enscbaft  auch 
den  neaoren  ..inductiven"  Forächnugen  gegentiber  vindiciren  za  dürfen  (iigl.  G.  Cohn, 
Streitfragen  1.  Ei  iibahnpoUtik«  BerJia  lb74,  8.  B)«  so  hoch  ich  spedcU  gende  G.  ColiJi*^ 
Verdienste  hier  stelle. 

Eine  ganze  Broücliflrenilnth  bat  sich  in  Deutschland  an  zwei  neuen  YoTgiDge  ia 
<It  KijM'nbahnpolitilv  .iii;ii  knüprt,  an  die  preuss.  U n(  i  su<- Im  n  t^-r  o m in i ■«  sion 
Uber  das  Eiseubahuconcessionsvesen  (1874)  und  au  das  Project,  diu  dcnt- 
BChen  Bahnen  in  Relchseisenbahnen  zv  vervandoln  (ISTti).  Gross  tot  da« 
wis^enscIlaftliche  Ersrebniss  dieser  Streitschriftlitci-atur  für  die  ukonom.  Seite  der  Eisen- 
bahafrage  nicht.  Spreu  übcrwieirt  den  Weizen  weitaus.  Ich  fahre  inde?>sen  Vieles  darau> 
unten  an,  soweit  ich  diese  Literatur  selbst  kennen  lernte,  weil  sie  immerhin  ein  guu» 
Bild  von  dem  Principienkanipf  triebt.  Der  Bericht  joner  Uutersuchunt'üCOauaiMioil 
kommt  über  Halbheiten  leider  rii(  lif  hinaus.  In  der  n>'U"<ten  Periode  der  pr«*««^-^. 
Eisenb.verstaatlichuu^en  hatten  die  princip.  (jcijncr  tiieser  Massrctrei  den  Kampf 
meiätenä  sclion  aufgegeben.  Daher  auch  in  öftentl.  Presse  u.  popnlintr  Litt-ratui  keine 
ähnliche  l^-we!:;:unir  ^vir  liri  dem  ßeichsei8üDb.pn>joct,  bei  dem  die  poli tischen 
Momente  wesentlich  mitspicUcQ. 

Werthvollcr  sind  vielfachen  Erörterungen  Uber  Tarifpolitik,  die  z.  Hu 
auch  ihi  rein  wi<S(  n^clinftlirlies  Interesse  für  die  Theorii-  d«  r  Pn-isbildung  hab'  n. 

Auch  die  immer  reichere  technische  Literatur  ttbcr  £iäeub»bowe9ea  be};tnnt 
allmlliir  mehr  die  national  Alton  omische  Seite  der  Bahnen  zu  wfirdigen,  freilirh 
bisher  ni>-\A  olin.'  genürende  Beberi"srliun;r  dl --er  Seite  <ier  Tiair.  ii.  Rcsoudcrs  ber^"or- 
zuhebeu  und  hier  f.  Weber 's  Schriften,  namentlich  die  neuesten,  iiier  tritt  xwar 
klar  die  rein  an todid actische  nationalOkonomlscho  Bildunic  den  Terfasscnt  herror. 
In  der  von  ihm  sehr  ricbti-  liehandelten  Frage  der  Haupt-  nnd  Secundärbahncn  hat 
Weber  z.B.  noch  keine  Aiiuung  davon,  da^  hivr  ein  blosser  ijedeau>amer  Special- 
fall  des  nll<;cmeinca  Gesetze«  des  extensiven  ii.  intensiven  Bodenanbaus  gerade  in  BezoL' 
auf  das  Wegeweson  vorliei.'-t,  wie  ich  schon  in  der  6.  A.  von  Kau  g.  246  näher 
n;ie)ivewie"<en  habe.  Ab<  r  überall  kommt  Weiter  doch  al>  eminenter  Techniker  ittd 
Konu>'r  des  Eisenbahnwesens  auf  die  riclitige  Spur  des  Xationalökonomen. 

Ganz  isolirt  steht  die  oondeibare  Ansieht  von  L  Sti-in,  der  —  im  Privatbahu* 
wcscn,  dieser  Bliitlie  des  speculativcn  Kapitalismus,  „l  ine  Erscln  imm^  des  Princips 
der  Selbstverwaltunijr"  (!)  selten  will  und  „nicht  versteht,  wie  mau  die  IiMitcre 
aUenthalben  befördern,  aber  in  diesem  wichtigen  Theile  der  Verwaltung  grondsitdich 
aussrl)Iies>cn  will"  (H.indb.  d.  Venvahunffslehre.  2.  A..  Stuttg.  1S76,  S.  406).  Da> 
Princip  der  Selbstverwaltung  im  Eisenbahnwesen  kann  nur  zu  Bahnen  der  Strittst- 
rerwaltoafskOrper,  der  Provinzen.  Kreise,  Gerat^iiden,  neben  den  Staatsbahnen  (aogoD. 
I.ocal  bahn<  ii  t.  abi-r  doch  wahrlich  nicht  zu  Bahnen  von  Artienge>ellschaften  führen, 
S  t  e  i  u '  s  Ausfuhrung  a.  a.  0.,  S.  408.  scheint  mir  zur  neml.  Coubequeuz  gelangea  zu  nOb^ett, 

S.  auch  G.  Cohn  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  SS  8.  10  fl*.  Seit  dem  Enchefnen  der 
vorigen  Aufl  dieses  Bands  (isTT)  ist  in  der  J -utschen  Praxis  besonders  durch  die 
cuergi:>che  u.  erfolgreiche  Politik  der  Eisenbahn -Verstaatlichung  in  Preussen  das 
Staatsbahnprincip  /.um  Siege  «relangt.  Vorgänge  in  anderen  curop.  Staaten  (Italien, 
Oesterr..  Frankr.)  bewegen  sich  wenigstens  in  der  Bichtung  dieses  Princips.  In  der 
Theorie  hat  ind-^sen  das  grosse  u.  bedeutsame  Werk  von  Sax  noch  cinrnNl  li.^ 
tyontroversc  aufgeriüuun  n ,  allerdin^-s  mit  einer  so  grossen  Concession,  dass  man  Sax 
jjar  nicht  mehr  -  in'in  Vertreter  d«  s  Priratbahusyi>t«>ms  nennen  kann.  Die  älter-  .  r- 
kchrt«'  Theorie,  w.  1- Ii.  das  Tüsenbabnwcsen  mit  lii  n  trcwAhnlichen  (irunden  für  A.i-i 
privatwirthseh.  Concurren^sya{*  m  vindicirt,  giebt  aueh  Sax  vöUig  preis.  Er  sieht  viel- 
mehr ebenso  wie  ich  die  Eisenbahnen  als  „Objecte  der  <i cme in wlrtfasehaft** 
an  (Sax  II,  82  (f.  vgl.  mit  I.  <i)  ff.  in  Schönberg's  Handb.  I,  HVJ  H'..  392.  .Ti'i  ff  . 
•104  Ii.).  Nur  glaubt  er  nachweisen  zu  können,  dass  damit  die  EiseulMhoen  noch 
nicht  aasDchliessUch  als  Staatsbahncn  zu  constitalren  soien,  sondern  da»  dii« 
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andere,  outur  Uuuttänden  passendere,  aber  auch  ..gciocinwirthschaltliche*' Form 
diejenige  der  „regalirton  Frivatanternehmaiig*\  bez.  der  „deleg:irten  Ver- 
wnltiins:'"  sei.  wo  Bau  und  Betrieb  der  Bahnen  unt  r  c:e!iau  festgestellten 
Bedingungen,  welche  die  OifeutlicLon  Interessen  wahren  sollen,  Trivatcn,  bez.  Actiea- 
gesellschaftea  „nbert ragen"  werden.  Mit  dieser,  im  Einzelnen  sehr  gut  darcb- 
ffcfuhrtttn  Theorie  ist  der  ImmIoii  der  VernTändii^iiiiu  mit  den  Anhängern  des  reinen 
Staatebabnitysteius  gcschalfcn.  So  ^cm  ich  uuq  anerkenne,  dass  in  der  Praxis  öfters 
nichts  tkbrig  bleibt,  als  nach  diesem  System  der  ^.dele^rten  Vorvaltnng"  rorzngehen, 
und  dass  mit  demselben  gcgenüljer  dem  „Privatbahnprincip*'  in  der  alteren  Auffassung 
ciu  grosser  Fortschritt  auch  in  der  Theorie  erreicht  ist,  so  gern  ich  also  auch  in 
dieser  Sax'schen  Lehre  das  ..Gesetz  der  Kelativit&t"  iu  solchen  praktischen  Frageu 
ri  !  tii;  hervorgehoben  fiteie.  so  kann  Icb  ihr  in  DebereinstiiBlDIUIg  Ait  G.  Cokn(HUdebr. 
Jahrli.  15.  S.  1  ft..  In  ir.)  döch  zwei  Einwürfe  iiiiiit  ersparen,  Ton  «l-no-n  der  eine 
auch  lioichrr's  uliülitlic  Kclaiivitütsculaoheiduu!;  der  Syslemfragc  buiriiu  ;^iiL,  §.  b5): 
1)  Wo  ist  e-  ilenn  ir<rend  thatsächlich  gelungen,  die  ,.delegirte  Venraltung** 
halbwegs  befricdigeml  (iinzurichten  und  das  ui.  E.  unMsbar«»  Problem  zu  lösen,  ein 
richtiges  „P  f  Ii  c  h  t  c  n  h  e  1 1 "  f  or  eine  solche  YerwaltuJig  zu  construircn  V  (^Auch  Hoscher's 
Ausführungen,  §.  S5,  sind  in  dieser  Bcziehnn?  mit  den  Thatsachen  in  völligem  Wider- 
spruch und  seine  AufiassunL'-  viel  zu  oi  timistisch.''  Und  '2)  üingt  nicht  in  allen  H  woi-j- 
fahruogen  ?on  Sax,  so  sachverständig  sie  sind  u.  so  unparteiisch  sie  zu  seiu  sucheu, 
dennoch  immer  dio  Tendenz  durch,  ein  Sjrstem  wie  das  bestehende  dos  Eisenbahn- 
ActiengeseUj-:<-liaf(s\ve5(  ns  eben  einni.il  auch  i)rinci j/iell  /.ii  rcclitfenitren ,  e>  theo- 
retisch zu  saiviren,  weil  es  existirt,  nicht  weil  es  befriedigend  luugirtV 
Das  scheint  mir  die  „petitio  principii'*  in  Sax'  Lehre  ron  der  „delegirten  Yairaltung** 
zu  sein.  V^^l.  zur  Kritik  voa  Sax  in  diesen  Punctcn  bes  Cohn's  gen.  Aufs,  in 
Hildebr.  Jahrb.,  wo  nur  das  trotzdem  verbleibende  grosso  wissenschaftliche  Verdienst 
des  Sax'schen  vortrelllichen  Werks  nach  anderen  Seiten  nicht  ganz  ausreichend 
naerkannt  wird. 

Lifera^tir.  G  rschi  c  Ii  te  v.  z.  Th.  Statistik  d.  Kisonbahnwes.:  Stürmer, 
Geschichte  d.  Kiscubahucu,  1.  Ib.,  Brom)».  1S72,  2.  Tb.  lb7G.  Schmeidler.  Geschichte 
d.  deutsch.  Eisenbahnwesens.  Lpz.  1S71.  J.  Michaelis,  Deutsch).  Eisenbahnen, 
a.  A.,  Lyi/..  l*^n'l  Böhm,  d.  mod.  Verkehrsmittel,  Krgäuzungsheft  ]!♦  zu  Pet'  ruiann's 
geogr.  Mittheii.  Fr.  X.  v.  Ncumaun-Spallart  (Wien),  Uebersicliten  über  Product., 
'Welthandel  n.  Verkchremittel ,  frtlber  in  Behm's  Geogr.  Jahrb.,  jetzt  jährl.  selbständig. 
Diuin  die  meL-tens  jiihrlichen  amtlichen  und  halbauitlif  hen  Statistiken  des  Eiscn- 
bahuwesens  der  einzelucn  Länder.  Fur  Deutschland  bes.  die  dootsche  Eisenl>ahu- 
statistiV,  hennsgiHr.  von  der  geschäftsfahrenden  Directlon  des  Vensins  D.  Eisenbahn- 
verwalt.  Für  Proii.>s. n.  Statist.  Nachrichten  v.  d.  pr  ii-.s.  'Fisenliahueu .  herausireg. 
V.  Uandelsmiuisterium,  bisher  die  beste  amtl.  Kisenbahnatatist.  Jetzt:  Statist,  d.  in 
Betriet)  bofindL  Eisenb.  DentsehU,  bearbeitet  im  Refebseiseokamt,  zuont  f.  1  SSO/ 81, 
Berl.  1882,  dann  Ergänz.h.  12  d.  preuss.  stat  Ztschr. ;  Ilist.  Entwickl.  d.  deutschen 
u.  deutsch -osterr.  Eisenbnolzes  1685$  —  Sl.  Berl.  IbSd  (Atlas).  Umfan;rroiche  .\us- 
züire  aus  diesen  neuesten  amtl.  Publicationen  gieht  Kollmann  in  Schmollers  Jahrb. 
d.  D.  lieichs  Ihs,-;,  H.  4.  Fur  Oesterreich ,  Nachrichten  v.  d.  Österr.-UDgar.  Bahnen. 
Eisenb.ihnjahrb.  v.  OrsL-Unp.  \.  Kohn,  jährl.  Ftlr  d.  Geschichte  des  engl.  Eiscn- 
baharechb  u.  bei.  f.  d.  uiclitiu:.  Eni|Ucteu  d.  1.  Ii.  d.  u.  gen.  Werks  v.  G.  Cohn 
tt.  dessen  neueste  Fortsetz.  Der  Bericht  des  parlam.  Ausschusses  v.  1ST2  auch  bei 
Dorn  a.a.  ().  (s.  u.t.  Als  eigene  Fach/eitschrift  reichsten  Inhalts  (auch  bezUgl.  ausser- 
deutscher  Dinge)  erscheint  seit  mehreren  Jahren  das  „Archiv  f.  Eisenbahnwesen", 
hcr.geir.  im  (prenss.)  Minist,  d.  öS*.  Arbeiten.  Daselbst  anch  vollständige  üebersichten 
ub<  r  alle  Zweige  der  Eisenb.Uter.,  worauf  zur  Erglnxuni;  des  Folgenden  hier  hin- 
gcwiasen  sei. 

VoIkswirthschaftL  und  voittswirthschaftspolitische  (verwaltungs- 

rechtliche)  Seite.  Knies,  d.  Eisenli^ihncn  u.  ihre  \Virktiniren.  Braunschw.  iShÜ, 
(noch  immer  boachtensworth,  richtige  Bctonuntr  der  Uclatiiität  der  Argumente 
iUr  u.  wider  in  der  Staats-  u.  Privatbahn  frage,  S  üs  tf.).  0.  Michaelis,  d.  Mouop. 
d.  Eisenliabnen,  1S61,  d  e  rs. ,  llaltpflii  lit  u.  natürl.  ^Monopol  der  Bahn,  volk>wirthsch. 
Viertcljahrsschr.,  iSO.i,  U,  ders. .  Dili.  Tarife  d.  Itahncn.  cb.  1064,  L  der.s.,  Eiscn- 
babuactiouäre  u.  Intcrcaacoteu ,  eb.  1^04,  II,  jetzt  z.Th.  im  1.  B.  seiner  volkswirth- 
schnfüidieD  Schriften  (Michaelis  damals  iu  diesen  wie  in  seinen  and.  Arbeiten  ein 
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typischer  Vertreter  der  „Deufschcn  Frcihandclüschulc'X  —  Schäffle,  in  s.  pisdl* 
Bcbaftl.  Sys(.m  m'-n-chl.  WinJis.h..  2.  A.,  §.262  H.,  3.  A.,  II,  230  tT.  —  Jäjcr. 
Lehre  r.  d.  £iscubabn<:n.  Müuchcn  1865.  —  Vogt,  ächaruix.  Studku  über  £i»ctibahn* 
weseo,  deutsche  Vierteljabnschr.  1$»59;  ders.  O^r  die  Fracre,  ob  Efseatwhtten  b.«.w. 
vom  Staate  oilor  v  d.  Privatiudustric  zu  bauen,  in  d.  Aimalos  de  Tas^ociat  iutcniat. 
p.  iu  pro^ri:^  dcä  ^cicuceli  bociai.  4.  acää.  (Bcruc),  Par,  et  Brüx.  ISbU,  j».  636~b5U 
(mit  nnbedeut.  Debatte).  —  Per  rot,  d.  deutschen  Eiscnb.,  Kost.  1970,  dera,.  die 
Kcform  d.  Eisenbahntirifs  im  Sinne  d.  r.  iiuypiuio ,  lU'  in-  ii  isi;:),  u.  Aufs,  in 
Zcitäcbr.,  die  Heweisfttbruug  imoier  sich  iu  gleicher  W  ei^c  wt<rdcrliolcud.  i>.  Furrot*^ 
KiseDhahnrefonn ,  Rost  (1^71),  dors.,  Deatschc  EfecDbabnpoIit.,  Berlin  1{$72,  der&, 
die  Diffcrentialtarifi'  der  Kiscnbahncn,  Berl.  1S74.  —  Mehrfache  >'crhandlaüfren  auf 
den  deutschen  volkswirthsch.  Coiiirr.,  .so  zu  Stuttgart  1861,  zu  Danzig  1S72.  zu  Wien 
1ST3,  mit  dorn  steten  Bemühen,  durch  Aufstellun^r  ir;reiid  einer  Formel  (Treouang  v. 
Fahr*  u.  Frachtrerkelir.  bestimmte  Taritprincipien  u  s.  w.)  das  unliebsame  ZttgtttludlliMi 
v^^Tmcidcn  zu  können.  t!a>5  die  (irund-äf/j-  (Ks  jirivatwirths» iiaftl.  Concurren^sy^t-iins 
bich  im  Eiset» lial»nÄcieu  uaanw cndbur  //.i^jeii.  S.  amh  m  dieser  Kichiuug;  Dorn, 
AnfgBben  d.  Eiscnbabnpolit.,  Berl.  1874  (,.  nicht  (  oncurrunzliuic,  ^oudem  Coacurronz 
auf  der  Linie",  „Be-seitigunji,-  des  Tarifmonopols  der  Eiseubahneri"  ii.  <.  w.)  \gl. 
darüber  u.  dajcegeu  U.  Cohn,  ^>treitfr.  d.  Ei^iubahupol.,  S.  S  C,  wo  alle  üie^c  Vcilui- 
tlton  femde  nach  den  eofl.  Erfahrungen,  unter  Bexnfoahoie  auf  Cohit'ü  gro!«ei2 
Wt  rk.  alip^wieseti  werdm.  Freiheit  auf  der  Srlneiie  filt  in  Enirland  b  'i  all.  n  Tb  .Ü'  ii. 
(  ioäcblicädlich  der  Agitatoren  f.  El^nbabaieiorm .  aL>  in  der  \\  uklichkeit  audcnkbar." 
Sax  weist  alles  dgl  ebenfalls  ah.  S.  auch  die  nach  dem  princip.  Statidpnucte  irandel« 
baren  V«  rhandlunfrcn  über  Eis.  iiV>abhwcscn  auf  d.  deutsch.  liaudel.-.tagc.  z.  B.  1**T1 
(I).  Haudelübl.  1  $7 1«  Nr  20, 2  U  mit  den  Arbeiten  i*.  Alex.  M  a  y  e  r  u.  A.  tu. ;  :>o  auch  »jp&tef . 

Die  deotschen  Hauptverlce  tiber  EisenbahnpoHHt  sind  jetzt  din  mehrfach  feoanntea 
r.  (i.  Cohn  u.  E.  Sax:  des  ersteren  UntcrsuchuuKCU  Uber  injrl.  Eiseubabnpolit.. 
1.  B.  die  Entvrickl.  d.  Ei>eubahiigeset/.gcb.  in  England.  Lp/..  1S74,  mit  d.  Mittheil, 
aus  den  entrl.  Ei^eubahüenflu^'•teü  (s.  bes.  S.  316  11"..  .^21  II'.),  2.  B.  zur  Beurtheil.  d. 
etigl  Eisen babnpoiit,  Ib73.  Die  Hcäultaie  des  Verf.  stimmen  in  den  Haoptprincipiea 
durchaus  mit  meiner  Eiscnbahnlebre  uberein.  Ders.  iu  der  dtien^en  BrosoLure 
(.Quintessenz  de^4  grossen  Werks);  ders.  iiber  eine  akaJcm.  VorUiMuii;;  lum  höheren 
Eisenbabnveranltungädienst,  Zürich  1S76:  ders.,  der  Staat  u.  d.  Ei>enbabnen.  in 
«ildehr.  Jahrb.  B  'ii  {\SVJ).  S.  I  II.  (die  >ren.  Kritik  vm.  S.i\  ;  der-.,  d.  .  n-I, 
Eisenb.pül.  in  d.  letzten  10  Jahren,  Arch.  f.  F^is.b.wcs.  1Sh;i  (auch  volbstamlig;;  dann 
Sax.  als  Vorläufer,  OelkOoomik  d.  EisM-nbahuer»,  Wien  t*>71  (atiausgcfuhrt|:  der*., 
»I,  Verkelir-mirt.  1  in  Staat  u.  Volk-wirthsch. ,  hr<   V,.  II.  Wi  ii  ders.,  Abb. 

Trdnap.-  u.  Cümmuu.wes.  iu  SoliOuberg's  Uandb.  II.  —  Sonst  U.A.  de  FraA4ue- 
ville,  Eisenh.'Gooeuirenz  u.  Fusionen  iu  Eni^land.  deutsch  (aus  „du  rfriHme  des 
iravau.t  ]iüh\.  lh  .\ii;^lctene")  v.  Wilk«:  u.  v.  Nrirdlin^:.  W  i.  n  1^75.  —  ilandbuch 
d.  Ebenbabnwescns  v.  Ilaushot'or  (B.  1,  (jruudzuge  d.  Eisenbahn wes.,  «rirth^ichafU. 
Seitd,  umfitösendes  systcmat  Werlt).  r.  Paulu;«  (B.  2,  Bau  u.  Ansrüat.  d.  EisenbahuJ, 
ti.  Schmidt  (B.  3,  Verwalt  d.  Eisonb.  u.  Buchfuhi.  iui  Eisenbahnbetrieb).  Slutt|p. 
1S75.  —  L.  Stein,  Finaiizwi»s. .  :^.  A..  S.  250.  Uandb.  I.  ^'erwaltuug»l«hre,  2.  A., 
S  402  ff.  —  Koscher.  Syst.  IlL  §.  76 passim,  bes.  {5.  s5. 

Eisoubahnrccbt  u.  Verwand  t-  >  K\|'rujniatioii):  h'eyschcr,  d.  Kecht  d. 
S'ri's  a.  d.  Bahnen,  Tüb.  l^.'i,*.  Bessel  11.  liuhiwctter,  preuss.  EiM:n bahnrecht. 
Koiu  57.    Besch u  r  II  1:1  ,  Deutsches  Eisenbahurechf,  Erl.  1^.>S.    Koch,  D.'s 

Eisenb. ,  Marb.  ISüU.  0.  Meyer,  Becht  d.  Expropr.,  Lpz.  ISiJb.  F»'i r.>  t  c  n:  an  :<  , 
preuss.  Eisellbahnrecht.  Berl.  1869t  II.  no>lt;r,  soc.  Verwaltunj;srecht,  II.  Ii  .  Frl. 
1>573,  §  IIU  11".  Michel,  iVöterr.  Eisenbahnrecht,  Wien  lb6Ü.  L.  Stein,  z.  Eiseii- 
bahurechtsbildung,  Wien  IS72.  Uöper,  preuss.  Eis.b.fin  ges-gob.,  DcrL  1^79.  Koüvb, 
Organis.  d.  preuss  Staatseisenb.veiwalt. .  Beil.  1S*>1;  der-^  .  d.  Verwalt.  d.  j  r^  1:  — . 
Staatsbahueu .  Beil.  IS^U.  Po  Hauet  ^  u.  Witt  eck,  Samml.  d.  Gesetze  über  i^»tcrr. 
Eis.b.veii..  Wien  Uodgos,  l«v  aflbet.  railways,  6.  ed.,  London  l^'tf.  Shclford. 
law  of  railways.  4.  ed.,  2.  vol.,  Fond.  1S69.  Broa-ne  a.  Theobald,  law  of  raü  v  ir 
compauies,  Luud.  Ibbl.  üudmaun,  law  of  railw.  comp..  Lood.  IbbO.  Picrce,  la» 
ofnilroads.  Boston  1 8S1 .  Pa  1  aa ,  dict.  ligisl.  et  rcglem.  descheminsde  fcr,  2.  ed.,  Purii»  1  hT2. 

Technisches.  V<  i  waltung  im  Alljrem.  z.  Th.  schon  in  obiger  Literatu 
Uber  d.  Ökonom.  Suite  d.  Bahnen  u.  Uber  £i»ojibahnrecht  Sott»l  besonders:  t.  Webei^ 
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Schulü  d.  Eiscuhähnweä.  (Abriss  d.  Gesch..  Tecbu..  Adiniuisf..  Stntisfik).  2.  A..  I.pz. 
1862,  3,  A.  V.  Schmitt,  Lpz.  1ST3  (sehr  beachtcnswcrth  auch  für  die  Natioiial-  * 
Ökonomen).  ÜaoD  zahlreiche  m-ist  kleiuere  z.T.  {»opulin  Schriften  v.  v.  Weber: 
Die  Individualität  n.  Etitwickclbarkcit  d.  Eii<'iib.,  I.pz.  1875  lurbn-t  ^-  hr  bedeuts. 
uat.-ökou.  Gosichb>puiict'Ju .  die  die  Techniker  und  die  Staalsvorftaliung  moist  bisher 
ubeniaben);  Popul.  Erörterungen  von  Eiscnli.  /.<;iifnigen,  4  Hefte,  Wien  u.  s.  w.  1876. 
Nf.  1,  Normabjpur  u.  Sclirnal^jnir,  Nr.  2,  Werth  u.  Kaul  der  Eisenb.,  Nr.  H,  Praxis 
d.  Sicher,  d.  Eiscubahnbctricbd,  Nr.  4,  Piir.-,  Staats-  u.  Uüioh»babaeu,  alle  wichti)^ 
f.  d.  Metioml6koii.  n.  Fioeazmoiu,  bos.  Nr.  4;  Ketloualit  u.  EüMubafaupolitik,  Wien 
U.8.  w.  iSTt;.  —  Schwabe.  Ubi-r  die  >  n^l.  Eiseiibuhneu,  Berlin  1STI.  lIart^\  i!^, 
Uber  das  Ei^ieubahuweätiO  bc^i.  Loudoos,  Berl-  1874.  —  Wchrwauu.  Hcii>ui>tudicu 
ttber  Aalafeit  n.s.  v.  der  eogl.  EisptibähD,  Elberf.  1S77.  —  Perdonnet,  trait6 

<  lement.  d.  chcmins  d^j  fcr,  Par.  (z.U.  3.  ed.  1>)65).  tiosohler,  e.xploit.  d.  chemins 
de  für,  4.  vol,  Par.  l!>65  — 6b.  —  Jacqmia,  expioit  d.  chcmiiis  de  für,  Paris  1$67, 
1S6S.  —     Leber,  Eisenb.we8.  in  Praokr.,  WIcd  JS80. 

Eise nbahnre form,  Fragen  der  Staatsaufsicht  über  die  Privatbahnen, 
Deutsche  K  e  i  chse  i  s  e  n  b  a  h  n  f  r  age  u.  dgl.  ni.  B  rirlit  der  Specialcommission  z. 
Untersuch,  d.  Eiäcnbahnconcessionswe:jeiis.  Mit  Anlagen,  U  jrlii»  1'!>T4  (Nr.  U,  Papiere 
des  Hauseä  der  Absjeordn.,  12.  Letrbttaturpcriode,  1.  Sess.  1873 — 74).  —  Faachor, 
d.  allir.  Fr.ii^ebogen  d.  Utitersucliungscotnn!.  ilb,  d.  Ei.^'iibahnroiicrssioiiswf»-  beantw.. 
Berl.  IbT.'J.  —  Entwurf  <'incs  KeichsciseiibaliiiüCcscUe^.  aulg«;5lt^lU  im  UcicUacii>i  iil)aliii- 
amtf,  Herl.  1S74.  VorläuHgiT  Entwurf  eines  Keichseisenbahngesftzes  (2.  amtl.  Eiiiw  ), 
Berl.  1875.  —  Di  r  vorlauf.  Entwurf.  Beurth.  v.  Ver.  d.  Privatci^  nb.  im  I).  lu  iche, 
Berl.  lS7d.  —  Entwurf  eines  üesci2üt>,  betr.  d.  üebortra^uag  der  Eigentii.-  u.  sou&U 
Rechte  des  Staate  an  Eisenb.  auf  d.  D.  Beleb,  Berl.  f876.  Bemerk,  dos  Vereins  d. 
Privatciiscnb.  zu  dies  im  Eiifutirfe,  U'tI  1^7»;.  ^'i- 1  u.  reichhaltiirstes  le^jislativcs  u. 
sUtisL  Material  2U  deu  neuoruu  Kragen  Ub.  EiscubahupoliL,  bes.  auch  Uber  d.  lieichs- 
uisenbabnfrafe  in  Hirth's  Annalen  d.  D.  Reichs,  bes.  im  Jahrir.  1ST6.  —  E.  Roth- 
Schild,  Idt-en  üb.  l^uiwandl.  d.  Bahnen  zu  i<  li-ciscnbahnen,  Brauiischw.  1875.  — 
V.  Böbmert  ^Gegner  d.  Heichbb.),  Euijuetc  ub.  dio  lieichsoisenbahofrage.  St  lief., 
Lt«.  197tt.  —  Tariferhöhung  oder  Kcichsei^eiibahoen  ?  Von  einem  Fachmann  (f.  R.-E.)i, 
Berlin  1870.  —  Weizuiann.  die  Deutliche  Ueich^bahn,  Berlin  1876  (tut:).  ^S.  aucli 
ders..  die  Eisenb.  als  öiiouti.  Strasse.  Bt  il  1*^7.'».  u.  zur  Ki!:enbahnrefonii.>  —  Zehn 
Jahre  preuss.  deutscher  Eisenbahnpolitik.  Lj»/.  l*»7ti  (tur  K- ichsb.)  —  (;'.  Walcker, 
z.  Orientir.  in  d.  Reichseisen bahnfrage,  1871».  —  Di  ■  lvjic}i.^eisenbahnfra<re,  H'  itr  /. 
Lösung  dcrselbiMi  von  <:incin  I':i<  lnnannc.  I.  lieft.  Erwerb  d.  deutschen  Bahnen  durcli 
d.  Keich,  Lpz.  1876.  —  Schatlle,  Mater,  z.  Eistinbahn frage.  Tiib.  Zeitschr.  1876, 
S.  352  If.  —  A.  Wagner,  la  quistione  dellc  strad«*  ferrate  dclF  Iitiperu  (ierinaidco, 
Kiriiita  Internaziunali* .  Mar/.o  t*^T().  A.  IK  ld.  d.  Uebergang  d,  deutsch.  Halmen 
an  das  Ueich  <fur),  Landwirtlisch.  Jahrb.  1870,  S.  1U65  — 1128.  —  Kunde,  das 
Reichwisenbahnpioi.,  Brannschw.  IS76.  —  Bedouheim,  Verkehnvrege  Deutschlands, 
Hannor.  1876.  —  Tut'  r  dc:i  (Ji  ^nmi  j^'  i;!  ii  diu  Ci  iifra!i>atioti  d,  Eisenbahnwesens  u. 
gegou  die  iiüicbsbahueu :  Mor.  Mo  hl,  Ub.  d.  Entw.  eines  Ueichsebeubahug^.,  Stutt- 
irart  1S74  n.  1675,  ders.,  die  Frage  r.  d.  Beicbseisenb.  erörtert,  Sttttturart  IS76. 
V.  Weber  in  d.  r  üben  tr..n  Sehr.  Uber  die  Privatbalnien  u.s.  \.  Unruh  in 

der  „Oegciiwart"  Ton  Liodau  1876  (altes  Maucbe^terthuin).  ~  r.  Varubuler,  Soll 
d.  Reich  d.  deutsch,  fiisenbaluion  erwerben?  S.  such  die  Vcrhandl.  Uber  die  Beichs- 

<  isenbahnfrage  auf  d.  Breiner  voikswirthsch.  0«»ntrr.  1876  (\'erh.  Berl.  ]S76).  mit  d  in 
Kcferat  v.  Böhmert  gegen  (Sfarid|ninct:  melir  Privatbahnsystem),  von  mir  für  (als 
(yuuse<|Uenz  des  Staatsbahnsystem  );  in  der  Debatte  bes.  Kasse  gegen  (fUr  Staat&bahn, 
aber  gegen  Keichsbahn).  Stephan  gegen  (Farcht  vor  weiteren  Consequenzen). 

Zu  dem  BcmcrkeiiÄWort]n-,ten  far  Privat-  \i.  gesrfii  S  laa(sbaliit<'i(  gejiftreii  di'- vicl- 
lacheu  Stellen  in  S  t  r  u  ii  s  >  b  r  r  g  '  b  ,.Di.  biruu.>beig  u.  tcia  \\  irkctr'.  Ikrlia  lS  (b. 

Eingeh.  Einftcr.  di  r  Systcmfrai^c  auch  in  neueren  ..EiiqiiOteii",  bes.  der  italien. 
^1878—81),  s.  darüber  Pieck  im  Arch.  f.  £is.b.  S.  91-^134;  nach  d.  nieder- 
idiid.  (Arch.  1883  S.  571  Ii.)' 

Far  Oesterreich  vgl.  iß.  Dcnkschr.  der  Präger Handekkammer  (Schebck) 
Kefonn  d  Kisctibahiiwes. .  l'rair  1874.  Bing.  Eis»nbahnprogr.,  Ib75.  DeiükScbr.  d. 
Autischusistis  d.  uicder-öaterr.  ll«udcl»kamiuer,  WioJi  1Ö76. 
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066     3.  B.  Urd.  Eiuii.    2.  K.  i'riviUcrwcrb.    5.  H.  A.  Kiseul>aliucii.  §.  26». 

Die  Tariffragen  W(>rdcii  in  >1.  incistcQ  Schriften  mit  berührt  «.  t&aä  aiicli  f.  d. 
priiicip.  i'ra-(^:  Oli  Staats-,  ob  Privatbahn?  mit  von  Bedeutung.    S.  u.  vor  Äbschn.  S. 

§.  269.  Einleitung.  Daa  Urtbeii  lautet  nach  dem  Ergebniss 
der  Erörterungen  Uber  das  gesammte  Verkehrswesen  ira  vorigen 
Abschnitt  im  Allgemeinen  zuGunsten  derStaatsbabneri; 
denen  unseres  Eracbtens  mutbmasslich  die  Zukunft  gehören  wird. 

Dieses  Urtheil  ist  jetzt  noch  einer  Prüfung  bloss  nach  den 
Verhältnissen  des  Eisenbahnwesens  an  und  für  sieh 
zu  unterziehen.  Diese  Prttfnsg  muss,  wie  in  den  analogen  anderen 
Fällen,  immer  ron  dem  doppelten  Standpnncte  des  rolkswirth* 
sehaftliehen  Prodnctionsinteresses  einer-  und  das  all- 
gemein-volkswirthsehaiUiehen,  des  Vertheil nngs-  und  des 
soeialpolitischen  Interesses  anderseits  erfolgen. 

1.  Von  dem  erstgenannten  Standpnncte  ans  ist  die  Frage 
nach  dem  Bahnsystem ,  ob  Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ein  ans 
Staats-  und  Privatbabnen  „gemisehtes''  System  den  Vorzug 
verdiene,  meistens  allein  betrachtet  worden.  Dasjenige  System  ist 
hier  vorzuziehen,  welches  das  unmittelbare  Bedflrfniss  der  Commu- 
nieation  und  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient,  am 
Besten  befriediget.  Grade  in  dieser  Beziehung  muss  im  Voraus  die 
Relativität  aller  einzelnen  Argumente  fUr  und  wider  Staats- 
und l*rivatbahiu!ii  aiierkamit  werden:  es  lässt  sich  aus  diesen 
Be  wei.sgi  ü  ii  li  c  ii  allein  ein  allgemeingültiges  „G  csetz" 
oder  „Axiom"  nicht  einmal  tür  ein  bestimmtes  Land 
in  bestimmter  Zeit  gewinnen. 

Liclit  und  SchuUeit  i>ind  im  Einzelnen  nianrhfach  verschieden,  im  Ganzen  ^icni|ich  jjrleicli 
vertheilt.  Sicherlich  ist  »■>  <  in  Irrtluim  zu  m<  iueii,  wie  t-s  von  einseitigen  Parteigänarern  oft 
grs  Iii  ht.  w  isse  Uebclstündc-  würden  mit  dem  Wechsel  des  Systems  ohne  Weiteres 
vcr3i:h winden.  JDvnu  dieselben  liegen  oftinals  Uelct  und  hängen  mit  doui  Utiu»t&adc,  oU 
die  Bahnen  eines  Landes  Staat»'  oder  Privatbalmen  sind,  oft  venig  oder gar  nicht  xosamnen. 

Die  Belativität  der  einzelnen  Argumente  bindert  aber  nicht, 
selbst  wenn  die  Frage  zunächst  nur  von  diesem  ersten  Stand> 
puncto  aus  betrachtet  wird ,  schon  zu  einem  festen  Ergebniss 
fttr  die  Wissenschaft  und  die  Praxis  zu  gelangen.  Dieses 
Ergebniss  ist  nnr  wieder  kein  absolutes.  Zeit  und  Ort 
sprechen  ein  entseheidendes  Wort  mit.  Fflr  unsere  jetzige  Zeit 
und  für  unsere  Länder,  d.  b.  in  erster  Linie  fUr  Deutschland, 
dann  für  das  continentale,  besonders  westliche  und  mittlere 
Europa,  endlich  im  Woscntlichen  l'Ur  die  gesammte  euroniiisch- 
amerikanische  Staatenwelt  folgt  die  Entscheidung  1  ti  r  Sta:its- 
balincn  au.s  der  Stellung  der  Bahnen  im  crkchrswcse  u 
und  wieder  aus  der  Stellung  desStaats  zu  dem  letzteren. 
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Die  Durclisicbt  der  ciozelnen  bcweisj^ruiidc  in  der  Cuntrofcrä«3  itu  FoljCüudcn 
wii-d  aber  zeigen,  dass  manclie  triflige  Orttude  aucb  fttr  Privatbaiioen  anzofÜtirBii 

sind  und  manche  ander'-  gpjri  n  Staatsbaliii'  n  sprechen.  Di<'  hislirriirr  fr>'-rliir!if- 
liche  Eutwickluog  und  der  j^i  genwürügo  Zastaud  des  £buubahDA-c&uns,  y\  o  Staats-  und 
PrivatlwbneB  baot  wocbsetn ,  bewetsen  zwar  in  der  principielleo  Frage  wcafg-«  weil 
notorisrli  nicht  fesJ«-.  Pri  n  c  i  pie  ii ,  soiiJrm  zufrilliire  pcsrhichtliche  üm- 
Ktäade  diese  Eutwickluuj,^  buUcrrächt  haben.  Siu  zei^ca  jcdocb  edaUrungsuäsüig, 
dasB  alle  Beareis^rttndu  nur  einen  rnlatiren  Werth  besitzen.  An  dem  früher 
gewonnenen  Er^cbuiss  darf  u\:\n  vornohmlich  deshalb  Icsthiilten ,  weil  die  mancherlei 
eiuzflnen  UrUadc  l'Ur  Privat-  und  };<'gen  Staatsbalinon  nicht  den  Aus- 
achlaij;^  gebfln  und  ihnen  stcti  andere  ebenso  gewichtiire  üre-^cnObcr 
jr  CS  teilt  Werden  k«)nuen.  Auch  diese  entscheiden  nicht  allein,  obgleich  sie  mit- 
uijt  r  ächr  bcaehtenswerth  sind,  jedenfalls  beleuobten  sie  die  Frage  aber  nocb  von 
iwaach'  u  anderen  Seiten  in  erwunscli fester  Weise. 

2.  Den  Ausschlag  für  8 ta a ts bahnen  geben  vornehmlich 

die  Erwägungen  aus  dem  zweiten  Gesichtspuncte.    Es  lllsst  sich 

nachwci.sen,  dass  die  .s  um  ine  der  materiellcu  Interessen 

und  daher  der  ökonomischen  und  socialen  Macht,  welche  das 

Eisenbahnwesen  in   sich  vereinigt,  zn  ^rros«  ist,  als  dass  die 

bürgerliche  Gesellschaft  diese  Instiiution  den  Privatwirthschaften 

überlassen  kann.  Das  gilt  auch  gegenüber  dem  Sa x' sehen  Plan  der 

an  Actiengesellöchat'ten  übertragenen  („delegirten")  geuieiuwirth- 

gchaftliehen  Verwaltung  der  Eisenbahnen. 

Man  steht  datier  von  roracberein  ror  dem  Dilemma:  ein  vom  »Staate  beaufsich- 
tigtes  und  gereireltes  P  rivatbahnvoaen,  dem  im  Oesammtüiterease  Vf-nig  Selb- 
ständigkeit. (  in  iiii^reniein  w  •  rthvolles  Kigenthnmsobject .  bei  dem  aber  dem  Eigen- 
thümur  wenig  »«ICcchto"  luchr  bleiben  darfen,  oder  —  ein  Staats bahnwcsen,  Itei 
welchem  diese  Conflicfc  zwi»cheu  Privat-  und  öSmtlichem  Interesse  fortfallen.  Das 
St.iat'^eisenbahuw.  sen  bildet  den  wichtigsten  Fall  auf  dem  Gebiete  d«-r  materiellen 
Production,  wo  der  Staat  passend  und  erfoljrreirb  das  (nhnehin  nur  durch  die  Aetieu- 
geseUschaft  vertretene)  privatwirtbschaftliche  System  ■  ineniren  kann.  All«' Vor- 
theile der  crrossen  „öffentlichen*'  Unternobmung  kommen  bei  ihm  zur  Gelten;^: 
richtiger  G rossbctriL-i).  tlinT!i  den  Z\\r(k  geboten,  vom  Staat'  so  irnt  nU  von  ciueui 
anderen  Unternehmer  duiehiuiuhreii ,  olinc  die  ?oIk^wirth^cbattllcl^cn  und  >ocialpoIi- 
tisclieit  B'h1<  iik' n  d<->  p  r  i  v  a  t  wirtlisohaltüch-  n  Graasbetrieba;  M<)glicfaLcit  <>incr  7.>  it- 
lich  g  1  eich mässiiT elfin  Kapitalverwendung,  statt  der  unvermeidlich  unuleirh- 
mäaaigüu,  weil  ganz  vom  Uauge  dtsr  Speculation  abhäns^igen  bei  dem  Priratbalin>y>tem  \ 
geringere  Gefahr  des  factlseben  Monopols  odrr  bei  einem  aolchen  wenig- 
stens th'T  finanzielle  Nnt/' (i  fur  die  Gesammthcit ;  litiil.in::lii'Iie  Sichenin-j  de-i 
finanziellen  Inter<sse>  für  die  üe:>ammtUoit «  aber  dennoch  Möglichkeit,  statt  de:i 
reinen  BentabUitItiistandpuncts  dati  Offe ntlich«»  Interesse  bot  Anlage  und  Betrit'b 
entsprechend  mit  zu  berücksichiiiren:  AiiM?:lcichung  der  „L  iid-n  und  sclile^  lit'  ti 
Falle"  durch  Vereinigong  der  ^"^uten  und  schlechten  Konten  in  einer  Hand  und 
dadurch  ^^rrössere  F&higleit,  mit  ^^erinirercm  Kimco  dao  Bahnnetz  auszudehnen. 
Da  nun  ander.-^eits  das  Ergebniss  der  üntersuchuni^  von  dem  i  rbt'j;enannten  Stand- 
punete  aus  mindeste.ns  nicht  ;i  egcn  Sta;»f^bahn' n  ausf;itU  und  da  sich  zeiircn 
Iäs;>t,  dass  die  Mängel  der  Slaatsbahnen  den  Privat  bahnen  ahnlich  ankleben,  weil 
OS  sich  in  beiden  Fällen  um  rlesiire,  ähnlich  2U  organiairende  Einrichtungen  handelt, 
so  darf  mit  Recht  das  ürthi'il  allgemein  bei  uns  /  u  G  ii  nste  n  der  S  taa  f  sba  hn  <  n 
lauten.  Dies  im  Einzelnen  möglichst  ol>j«  t;tiv  /m  bcKrundi  u,  ist  die  Aufgabe  de* 
Folgenden.  Für  die  (irundansclianuntr  in  Betr.  des  zweiten  Gesichtspuncts  beziehe  ich 
mich  hier  ein  für  alleui.il  uif  nn  inc  Gm  iidlegunir,  lic-:.  1.  Ahth.  Kap.  'i  u.  4  u. 
2.  Abth.,  ferner  auf  mein  iieferat  über  Aciiituge^dlächatuwesen  auf  d.  Eisen,  social- 
polit.  Congreise  1873  n.  auf  meine  oben  gen.  AbhaodL  Ober  Vofsichorung^woaea  in 
d.  Tab.  Ztachr.  1881  y.  in  SchOnbeif*a  Handb.  I. 
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I.  —  §.  270.    Die  Fiagsteiluug. 

S.  bes.  Ka.\  11,  139  U. ,  wo  die  Frage  wcsciiüicU  iu  lorm  ciucr  thcib  bei« 
stuDiDCJiden ,  th.  abt«bneud<m  und  bericbtigendon  liilllicbeu  £r&rterun(  Uber  msiae 

BcwcUfalinm^  in  der  2.  Aiifl  214  fl'.  discntirt  wirJ.  leb  kann  iudesseil  Sax  ▼enig 
ZugCöländ tilgst-  iiiaili<-ii.    liüscliLT  III.       bj,  SO. 

In  der  Cüütrovcrsc,  ub  Staats-,  ob  Privatbahiien ,  ist  Allem 
zuvor  die  schiefe  Fragestellung  zu  bericli tigc n.  Der  un- 
deutUcho  Ausdruck  ,,Pi'ivatbabaeii"  hat  den  Anhängern  der 
letzteren  den  Anlass  gegeben,  mit  den  üblichen  Gründen  vom 
„natürlichen"  und  „erfahrungsinUssigcn"  Vorzug  des  privaten  vor 
dem  staatlichen  „Gewerbe'^- Betrieb  auch  in  dieser  Frage  xa  argn- 
mentiren.  Allein  diese  Grttnde,  welche  ohnehin  oft  schon  zu  sehr 
verallgemeinert  zn  werden  pflegen»  passen  vollends  hier  zum 
grttssten  Thciie  gar  nicht,  weil  die  sogen  Privatbahnen  eben  nicht 
eigentliche  Privatnnternehmungen  im  gewöhnlichen  Sinne  sind 
und  im  Eigenthum  und  in  der  Verwaltung  eines  oder  weniger 
Privaten  stehen,  sondern  grossenkapitalistischen  Erwerbs- 
gesellschafteui  insbesondere  Actiengesellschaften,  ge- 
hören und  von  diesen  verwaltet  werden.  Die  Fragsiellung  ist  also 
nicht:  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen,  sondern  ob  Staats*, 
ob  Aotiengesellsehaftsbahnen. 

Durch  diese  Beriebl%u&9  faNcu  SOfcIdcb  viele  Argumontc  ^Cizcit  Staat:;-  und  far 
dio  so.rcii  Piii  atbalincii  iraii/,  fort.   Statt  dessen  crg:cbeii  J>irb  viele  und  ■  Icutendr 

Achiiiich k<  itcu  beider  Arteu  von  Uahitcu,  welcbe  in  der  Wirklichkeit  jcdcu 
Avirenblicli  dorn  Boobacbter  aufetosscii  und  fast  »bsiclilUcb  ttbersebon  vcrdeu  mu^Mo, 
als  notliweiidige  Coiihetiuciizcii  uuv-  ikeinibarer  A' Iinli^  lilv  itcn  des  W  irilischaftsbctri' bs 
dc5  btaat:»  und  der  Acüerigebellsk.haiieii.  Auä  die<cu  Acbulicbkeiteu  erklärt  es  Mcb 
zum  Tbeil.  dass  die  ttblicbon  Anruiiiciito  in  der  Coutroverse  Qbor  8u«tS'  aod  Prirat- 
babuou  nur  r-  lafiv  ii(  l;(i<r  sind  Nauientlieb  zcifren  sieh  vidfarli  1h  i  b-uden  I  nt-  r- 
uebmuiigcu  die  dem  i>taat&-  uud  dem  A<'.Ucugoaclbcbafubc(rii:b  gemciu^iu  eig<ei}t-jj 
Schwäcbeu  vorziehen  mit  dem  rcinfn  Privat^escbält  Endlich  treten  auch  isperi- 
fibchc  Sc hwü eilen  der  Privutbabnen ,  ueljen  kauui  wesentlichen  Vor^üu'en ,  !;<_■[;  ■  -. 
weil  diese  Balincu  oben  Erwerb»-  und  noch  da/u  ActicngescUäcbafteu  gehören. 
Zum  Tbeil  bat  g:rad«'  die  Kiscnbahuactiengcsellschaft  ihre  bcMudercn  M&oirel  vur 
anderen  Aetieniresellsehat'ien .  \i'eni<,a>r  was  den  Betrieb  der  fertigen  Bahn,  ais  Vas 
die  (irundunir  des  rnternebniuiis  anlangt. 

Die  zahlreich. -n  aprioristischen  Argumente  iregen  Staats-  und  für  Pnv.al  ähncn, 
welche  somit  hinfällig-  werd«;n,  sollen  dann  zwar  oft  eine  Stut/.o  in  der  Krfabrun;^ 
find' 11.  Dalnji  wird  aher  nliei-sehcn.  ditss  iu  der  I\%'£rel  l  iii  e\;u  t.rr  "\  rrpleich  d' r 
Erfabrungsthaisachen  auf  diesem  üelüe'e  unuiö-rlich  ist  Soweit  jedoch  ciu  solcher 
alb'nfalU  /ui&ssii;  ( rscheint,  ergicbt  sich,  vie  es  bii^h  richticror  Weiüo  schon  von  roni* 
liereiii  vemiutbeii  l  is;t.  di.  Erfahrung'  ebenso  oft\  ür'(l_'e  dv^  .  ihen  wie  dei 

andern  Bahnsy&tcuis  hiusiehtiieh  der  Auluji;e  und  der  Verwaltung  licr  Bahn,  der 
Technik  nnd  Uekonofflils  hcrausstdtt.  d«ss  aW  immerhin  irewlsso  spocifiscbe  Voi^ 
y.w^';  il,  Sta  itsNalinsyatems  eine  l'oljre  «rrade  der  nur  di«  -^ein  in'L'lichtiU  und  nur  bei 
ihm  ^ulaAsiiren  Xot/.esausdehnung;  und  \  erwaltung-seiurichtunL'  sind. 

II.  U e  b c r 8 i c h t  der  einzelnen  Beweisgründe. 

271.  -    A.    Ausdehnung  des  Bahnnetxes  und 
Wahl  der  Bahnlinien. 
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AusJehnaDjf  des  Uahaiu  Ucs.    I.inicni  -  Wahl.  (Ui^ 

1.  In  beiderlei  Beziehang  pflegen  den  Staatsbabnen 
folgende  Vorwflrfe  gemaebt  zn  werden^ 

Vgl.  z.H.  Bcrgius,  Fin.,  2.  A.,  §.  23,  S.  242  II.,  iler  mit  gewöhnlicher  Ein- 
aoitifkeit  dea  StandpiinGt  d«r  PriritbabDen  rertritt. 

a)  Das  Bahn  netz  wird  sich  nicht  nach  dcu  natür- 
lichen HedUrfuissen  der  Vol  kswirthschal't,  wie  das- 
jenige der  Privatbahnen,  sondern  nach  der  Willklihr  der  Rcgieruog 
oder  alleut'alls  dieser  und  der  Volksvertretung  ausdehnen.  Nament- 
lich drohen,  sagt  man,  zwei  Extreme: 

«)  entweder  wird  das  Bahn  netz  ganz  übermüssig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  Kücksiilit  anf  die  verschiedene  Ver- 
kehrsentwicklunir  der  einzelnen  Landestheile,  —  eine,  wie  be- 
hauptet wird,  not  h wendige  Folge  des  Staatsbahusystems. 

Denn  Act  Sfaat  wird  sich  den  nn  ihn  von  allen  Seit»m  frcstcUtcn  Aiiford«'riing:cn 
aidit  cutziehcü,  keine  BcForzugUDg  gewiihrc».  Jceino  Vomachlässignng  wagca  dürfen. 
Dann  tritt  die  Rentaliilitätsfras^e  znrock,  i^rossc  Staatsschulden  häufen  sich  an  und  die 
lMiiari7(»n  word<^n  auf  das  Aeussersto  gclulmlot.  an  Sfcl!.-  des  iitiv.ilwirtli.schafiiirlieri 
tritt  das  i'rincip  der  reinen  Staatsausgahe  im  Staatsbahnwe^cn,  das  hei  den  grossen 
Anlagekostcn  der  Bahnen  giir  nicht  durchfnhrlMr  ist  Mit  dem  Hinweis  auf  Bel|ri«n« 
deutsche  M i tti  ls tauten  wie  Baiern,  wolchf  mit  ilcm  prnnz  oJ.  r  frist  panz  aus- 
scbltesslichün  Staatshahnsystem  begonnen,  aber  dasselbe  doch  nicht  hütten  durchfuhren 
tonnen,  wird  dies  wolil  zu  beweisen  gcsocbt  Aocli  in  d.  deutsclien  Reichsbahn* 
fniffc  hört«!  man  wolil  iJgl.  Befürchtungen,  wie  freilich  auch  mngclcehrt  dir;  irradc 
entg^ngesetzten.  Achnlich  ging  es  in  den  DclMlten  Uber  d.  prcuss.  Eisenbabn- 
rerstnatiiehnngcn. 

ß)  Oder  das  Hahnnetz  wird  gerade  uiit  Rücksicht  aui  diese 
Gefahr  nur  wenig  entwickelt,  ein  bestimmter,  von  vorn- 
herein am  grünen  Tisch  entworfener  Pinn  wird  ausgeführt,  die 
Herstellung  jeder  Concurrcn/linie  wird  ge>('l)ont,  kurz,  das 
privatwirthsciiat'tliche  Princip  macht  sich  (als  Fiscaiismus)  geltentl. 

Dann  sieht  sich  der  Verkehr  in  Betreff  seines  wichtigsten  modernen  tlilfsmittcls 
Ijoschraukt,  die  Tolkswirtlisohaftliclio  Entwicklun<;  stockt  und  das  Staats bahnsysteni 
Terfehlt  seinen  Zweck.  (Hinweis  auf  Verhältnisse  in  Baiern,  Wurtcmherg, 
Baden,  Hannover.  ain!i  auf  preussiscli«'  Vorkommnisse,  z.B.  mit  der  Schwie- 
rigkeit der  Eatstebimg  vou  tuMciirrenzlinien  der  BerL-Schles.  Staatshahnen.),  (iilnstigsten 
Falles  weiden  dann  doch  Privail<  ilm.  n  rnucessionirt.  aKcr  kostlaro  Zeit  ist  darUh<  r 
verloren  «rcirangen  (Hinweis  anf  Belgien.  Haiern  [Ostbahnen],  Oesterrei'  h^  und 
immer  wird  sich  die  Furcht,  die  Ucnte  der  Staatsbahnen  beeinträcbtiKt  zu  sehen,  von 
naebtheiligem  KinHossM»  aof  die  EotvictdnoK  der  Priratbalmen  erweisen. 

Im  Gegensatz  bierzn  wird  dann  bervorgehoben,  dass  bei  einer 
Übermässigen  und  besonders  bei  einer  sehr  raschen  Ansdebnung 
des  Privatbahnnetze.s  liöchstens  die  Actionäre  und  Bahn- 
gläubiger etwas  r  i  s  k  i  r  t  e  n  ,  die  V  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  im  m  e  r 
gewilnnc  und  der  Staat  ganz  uninteressirt  nrtheilen  könne, 
namentlich  jede  Vermehrung  von  Concurreozlinien  nur  zu  be- 
günstigen habe. 
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Gewiss  liegt  dieser  aus  dem  Wesen  der  Sache  dedncirenden 
Heweislübruiig  viel  Wahres  zu  Grunde:  d.  b.  was  hier  behauptet 
wird,  ist  theoretisch  recht  wohl  möglich.  Auch  lassen  sich  Be- 
lege au«  der  Wirklichkeit  wohl  fttr  jeden  einzelnen  Satz  an  t  un  den. 
Aber  llbersehen  wird,  dass  diese  an  und  für  sich  mögliche  und 
mitunter  thatsächlich  eintretende  Entwicklung  durchaus  nicht 
not h wendig  ist. 

Bei  der  AuHiL  liimtiir  des  Staaf^'alinsy.-^trins  kSnnon  jcn<^  1>i'tf1»?n  Extreme  r<T- 
micdco,  der  privatwuthhchaitlirlie  GrsicLbpuu.-t,  !>owcit  nöthig.  Ifeaclii'  t,  ;il»er  g>'rade 
daDD  auch  Mittel  zam  Ausl>au  weniger  criitcr  Linüm  gewoiincn  werden,  wie  iii.tu  j  t/t 
schon  in  Preiissen  sieht.  V.\:\  luN's  Sta;it^l>;»linsysf(^Tn  setzt  nlnn  wicderoiii  l'osonil 
eino  gute  llnauzcoDtrolc  der  \  uikavertretuDp:  voraus.  Beim  PriratbaUnsystem  dn)bea 
fremde  mehr  Lacken.  Der  StaatslyahDliaa  wird  zwar  ans  finanzioUoA  Rttrkriehten  «ucli 
nii  ht  iinnuT  'saut.  crloi-  lunissisr  im  Gang  blelbeii,  aKer  d«'r  Prir.nt'>.i1in>i:iu  thot  d-is 
wegen  meiner  grösseren  Abbiugigkcit  vom  Geldmarkt  und  vom  Oan|re  der  Buisea- 
specnlation  noch  fif\  weniirer.  Endlich  ist  die  Kapitaltreiyreadiinf  bei  ttbenDl8Biir«r 
('oncorrenz  der  Priv  Ulialitirn  auch  ein  volbswirthschaftlicher  Verlust,  der  dem  Staate 
nicht  gUicbgOltig  sein  Laim,  zumal  das  £ndergulmi88  twlcbor  Concorroiix  oft  bloia 
ein  Compromln  der  Goncmrenten  cranz  Itlwr  die  Köpfe  de«  Poblienms  bhivefr 

b)  In  der  Wahl  der  Bahnlinien  und  in  der  Zeittolge, 
in  der  diese  gehaut  werden,  wird  der  Sta:it  oft  einseitig  Special- 
interessen einer  Gepenrl.  eines  Orts  berücksichtigen,  die  Kcgiernng 
selbst  politische  Farteizwecke  verfolgen,  so  dass  von  allen  anderen 
Bedenken  hiergegen  abgesehen  wieder  die  volkswirtbscbattlicbeD 
Interessen  nicht  maassgchcnd  Rind.  Auch  diese  Behauptung  kann 
begrflndet  sein  und  läast  sieh  durch  yorgekommene  Fälle  belegen. 

Vorwurf''  namcnflirli  'ioj-cn  klcinorc  Staaten,  -"•inseitige  Bosrün^tiirnrn;  .Icr  R-^-i- 
denzen  ii.s.w.,  kua&tlicbu  Leitung  des  Verkelus  von  alten  fiotttea  weg  ul>cr  dicae 
Plitze.  Sicher  ist  dergleichen  vorgekommen,  z.B.  in  Baiern,  Hannorer  Abi*r  <« 
wäre  hier  und  ist  anderswo  ebenso  gut  liei  Priratltalni.  ii  |i<i-sirt.  Erst  y  i/t  L-mmt 
durch  nachträcrÜchcn  Aus))au  von  Ralinen  auf  alten  Hauptrouten  der  Verkehr  wieder 
in  alte  ül«  ist ,  z.B.  in  lieiden  e'wn  gen.  Ländern.  Vielfach  wirkten  an  den  Grenzen 
auch  spt  cielle  Landesinteressen,  in  Deutschland  particul.  Interessen  auf  di<>  WaU  dft 
Bahnlini'Mi,  7umr>ist  in  den  MitteUtaaten,  besonden  in  SUddentschiand,  Hannorer. 
Br au n  scli  vv  e i  -  . 

Aber  nothwendig  ist  diese  Gestaltung  der  Dinge  wieder 
nicht»  eine  gute  Volksvertretung  bietet  in  dieser  wie  in  anderen 
solchen  Fragen  gentigende  Bürgschaft  und  als  Regel  läset  sich  ein 
falsches  oder  gar  parteiisches  Vorgeben  der  Begiemngen  niebt 
nachweisen. 

Meistens  sind  es  dieselben  Konten,  welche  zuerst  uii'I  welche  überhaupt  gebaut 
wurden,  die  auch  Gesellschaften  hergestellt  hätten:  eben  die  guten  Strecken,  oder 
—  die  noth wend  igen,  von  der  Privatindustrie  aber  vermiedenen. 

2.  Hinsichtlich  der  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  der  Wahl 
der  Bahnlinien  zeigen  sieb  gerade  hei  Privat  bahnen  folgende 
Missstände. 
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a)  Erwcrbsgesellschalten  wählen  regelmässig  die  besten, 
auch  wohl  die  am  Leichtesten  zu  bauenden  Routen  zu- 
erst aus,  namentlich  im  Beginn  einer  Bahnbauperiode  in  einem 
Lande.  Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Routen 
oft  die  volkswirthscbaftlieh  wichtigsten  sein  werden.  Allein  die 
Folge  dieses  Vorgehens  ist,  dass  si<'h  später  illr  weniger 
gute  Routen  keine  Pri vatu n  k  r ü  e ii m  e r  fiadeu,  dass 
grosse  Lücken  im  Hahn  netze  bleiben  und  dem  letzteren 
Plan  mässigkeit  und  Einheitlichkeit  fehlt. 

CoDcretü  l^isjpielt:  zum  Itclcg  des  Üesagteo:  In  Dcutschlaod  f^oLörcu  z,  B. 
folgendo  PriratlMbneii  zn  den  Sltesten  Buhnen  Qberlmupt,  wobei  daran  zn  denken  ist, 

d.iss  mnn  anfangs  bei  Eisenbahnen  suiiM^inlirli  mir  auf  den  r.sonen  verkehr  rechnet«', 
daher  Linien  z  vis  eben  grossen  Städten,  woiDöglicb  nicht  sehr  weit  von  einander 
eatfcnfen.  und  mit  beqncmcn,  einen  irohlfeilen  Ban  gestattenden  Tcrrainircrhältni»äen 
vorzog.  Niirnb'Tir- 1  itrtli  (L;oü;rUnd.  183.S,  cnnrn.  IS.'J."»),  LL-i{j/iK:-Dresden  {IS'M  .■;,') 
gegr.,  erste  Streclic  cröH.  1S3T),  MaKdeburg-Lcipzis;  (gcsi.  1*>.^().  i  r^fr  Str.  cniHn. 
1S;J9),  Berlin-Potsdam  (>?egr.  1S35,  erödn.  18;5S;  Potsd.-Mafrdub.  erst  tie$tiiiiät.-t), 
Beriin-Stettin  (gCfrr.  Ibao— 40,  bcgonn.  l*»4ri,  Beriin-Anhalt  (für  d.  Anscblass  an 
T.eipz.-Dresd.  zuerst  g«  gr.  1SS6 — 3'.),  Berlin-Hamburg  (jregr.  1*>40— 43,  Itcuonn.  1S44), 
]{.  rliji-Frankf;.  a.  0.  (1^40/41  trogr  ,  1S42  crölln  ,  neue  (ies.  für  d.  Bau  nach  Bresl. 
erst  1S4M — l4)»Taunnsb.  (Frankf.-Wiesb.,  1S35— 40  gcgr.\  liheiiüsche  B.  (GOln-Aachen* 
BelfT.  (iien^fi  gegr.  1833^  1 '^M^ ,  thtiU'.  eiuffn.  1^.'?9).  Ronii-Cöln  (1836—41  gegr.), 
Cöln-Mindeu  dagegen  erst  1843/44  gegr.  Aehniiche  Beispiele  aus  England  (ilAa- 
ckester-LivorpooI),  Prtnkreicb  (Pafis-St  Qcrmain),  Oesterreich  (Wien-Glog^nilx, 
Wien'Brünn  u.  Wi('n-(ialicicn .  eine  der  ältesten  jrriVsseren  Bahnanlaji^on .  —  K.  V<  ri].- 
üordb.  —  aber  unter  Kotbschilds  Aegide)  beweiäen  obige  Kegel  ebeofallii.  Ein 
chsTaetertüt  ÖT^efl  Uber  Eisenbahnen  noeh  aas  d.  Jahr  184S  In  d.  imslschen  Finanz* 
miniät.  Kunkrin  T;i<;-ibUchern  i Braunsrhw.  l^^i'.r».  II,  ."il):  in  Frankfurt  a.  M.  sei 
auch  Wenig  (ilanben  an  die  Eisenbalinen ;  Baron  liothschild  uiciuo,  die  Frequenz  der 
Personen  werde  schon  merklich  geringer  mit  dem  Verschwindt-n  des  Reizes  der  N<'U- 
liait  n.  8  w.  I 

Keine  Privatunternehmer  7.  R.  far  die  Prcu-s.  Osfliahnon.  Stocken  des  Privat- 
bahnbaus, sowie  mehr  Kapital  als  iiacli  d«  tu  Anst  lilaj;  j^t-bi-aiulit  od<T  iu  Zeiten  unsfUnst. 
Geldmarkts  u.  polit  Unruhe  (1S4S  if.,  1S13  ir.).  Daher  Öfters  nothiredninirene  üebei^ 
nshiiK  <l  r  befonnenen  Piiratbahnen  durch  den  Staat,  z.  B.  Sächs.  fiair,  B.  Leifi,' 

Hol  IblO— 47. 

Lucken  im  Babnnetz  z.  B.  lange  n.  z.  Tb.  noch  jetzt  in  Frankreich  (Manjrel 

der  Qaerliabnen  zur  Verbindung  der  von  Pari-  auslaufenden  Radinlbalinr  n\  wns  sich 
im  Kriege  ib'tO — 71  f.  Frankreich  nachtheiiig  erwies.  Sax  I,  145  meint,  daran  seien 
die  Gesellschaften  nicht  schuld  geiresen,  aber  sie  widerstrebten  bd  der  Unsicherheit 
(Iii  P<  iiti-.  fn  I).  atschland  freilich  ^is  ISßß  auch  vii  le  T.iiekiMi  i)ur('b  die  parlicol, 
Staatspolitik,  z.  B.  in  SudwestdeutscliL.  lauge  YomacUIässigung  der  west-östL  Yor- 
bfndnnfTf^n  ror  den  sQd-nOidlichen. 

K>  in  Planmäsäigkeit  weniirstens  bis  jüngst  in  Deutschland,  doch  anch  mit 
aus  dem  eboii  »tu ahnten  Grunde,  dann  lamv  li-^^  ni  EncKind. 

Sollen  gleich  anfangs  grosse  Bahnconiplexe  von  Oesellschaften 

Hbcrnomnien  werden,  bevor  man  noch  die  Kentabiiitatsverhältnisse 

ans  der  Erfahrung  kennt,  so  entstehen  Schwierigkeiten,  welche  oft 

nur  durch  besondere  Begünstigungen  (Subventionen,  Zins- 

garantieen)  für  den  ganzen  Complex  oder  wenigstens  für  schlechtere 

Routen,  Nebenlinien»  Seitens  des  Staats,  also  dorcb  eine  finanzielle 

Belastong  Überwanden  werden  können. 
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So  bes.  suit  d.  Eisctihulid^cs.  v.  14.  Sept.  1834  in  Ocslerrcicli  bei  Jen  ncoea 
Bnliii-  Ti.  iTicisU'ns  5"'^  Kente  ^'^/a  Amortisation  {janntirt  für  -  iü  -^tinimtcs  Maxim. 
Baukapitul,  wogo^'eit  üUcrdintc^,  abgescbon  von  der  vorbcbaiteiieu  iüuk/iüilnng  der  als 
(rogclinässij;  zu  4%  vi  rzin^l.l  Vorscbuss  i^elristuten  Zinszahlungca  aus  der  Garantie, 
der  (Jrniid  u.  ßoden  und  die  l{auwrerl»<>  der  Bahn  ohne  Weiteres  an  d.  Stmt  h- imfill. 
uiciüt  nach  UO  Jahren.  Statt  d.  Garantie  in  Oestorreich  neuerdings  auch  ^teucr- 
befjreioiii^cD  (Ges.  r.  20.  Itai  1869).  Gans  äbnliehfl  Beatimniaiigeii  und  Ganuitiocn 
(meist  in  dors.  Höbe)  bei.  den  ineifitoti  rnss.,  t.  Th.  bei  it allen.  Bahnen. 

Sind  die  rentabelsten  Linien  Ton  GeBellBchaflen  bereits  gebatit, 
ebne  dass  den  letzteren  nocb  Yerpfliebtongen  ftlr  den  Baa  minder 
guter  Linien  obliegen,  so  bleiben  Bolehe  Linien  ungebant  oder  die 
alten  Gtoselleebaflen  oder  neue  dafür  besonders  zu  gründende  llber- 
nehmen  sie  nur  gegen  eine  finanzielle  Beibfllfe  oder  Zinsgarantte 
des  Staats,  oder  der  Staat  muss  selbst  nocb  die  Strecken  als 
Staatsbahnen  bauen.  Dann  wird  natürlich  leicht  da.s  Finanzinter- 
esse des  Staats  sehr  verletzt,  wahrend  die  aileu  (jeütilbcliaiieu  vor 
trefflich  gedeihen. 

Aii^  Ücuspiol  far  Kr.stcrcs  n.  d.  cbaractcrist.  Entwicklung  in  Frankreich,  wo 
die  filteren,  meistens  dnrcb  Fnslon  m  f^nmea  geograph.  Eiseal^bngnippen  rerbuttdenea 

eiiuülncu  PrivathaliDL-^i  sillschaften  (6  an  di?r  Zahl),  welche  mcistf^ns  frut  rentirten ,  la 
ihrem  alt(!n  Netz  in  ihrem  Bezirk  ein  nettes  Netz  von  Nebeolinieu  auäzubauea  Ubcr> 
nahmen,  gegen  4-6.5"  „  Zinsgnnntlo  Qnd  Yorl&ngcrung  der  Gonccsslen  von  40  anf 
99  Jahr  ;  so  1Sj*J  u.  von  Neuem  1S02.  Nach  einer  Convention  von  IhtiS  sollte  eine 
neue  starke  Ausdehnung  (etwa  Verdopplung)  der  Eisenbahnen  erfolgen,  mit  uineia 
augeschkag.  Aufwand  von  10'/^  Milliarde  l'r,.  wovon  der  Staat  über  l'T  Jlilliard^n  an 
Subventionen  zu  ubernchmott  bat.  Von  den  bis  E.  18(>S  fcrt.  u.  coaceiB.  Linien  ge- 
htifteii  übet  den  6  gro'^sen  Gosellsoliaffen.  —  A'1inli(  Ii  in  Prcnssen  z.  R.  Zins- 
garaniie  an  die  Berlin -Stctt.  Ges.  für  die  vor-  u.  hiutcrijouiuj.  (,incl.  Cösliu -  I>;in/ig) 
Bahnen  u.  mehrfach. 

Als  Beisiiirl  fiir  iiotliLii'drungcncs  Tintn-ten  des  Staats:  in  Preussen  B.ia  der 
UstbaUn  i^Borlin-kustrin,  früher  Frankfurt  a.  d.  0.  —  Küjitrin  ~  Danzig  —  KiVuigk- 
hoTg  —  mse.  Grenzet  Ervreiterong  dieses  Babnnetzes  seit  18ß7--ß$  durch  Ki«b» 
liiiii  Ti  in  Wr-tpr(  U?.i-eii  und  Ostpreussen.  Linie  Schn.'idernrilil  —  I>irsrljau  —  Thora 
Iu:»tcrburg};  Lebcrnahuiu  der  Niedcrschleti.-M&rk.  B.  (Ücrliu  —  Brotdau)  auf  de« 
Staat  1852. 

Die  Entwicklung  in  Preussen  grcwährt  ein  typisches  Beispiel  in  Rctr«  AT  der 
Bahnen  im  mittleren  Theil  des  Staats  furn  Berlio).  i)io  ^Staatsbahnen  (.Ost-,  Nied«>r- 
scblps.-Mirk ,  \Vcstph&!..  Saarbr.,  Beri.  Babnh.  Verbd.babn  fn  d.  alten  Pronn>en>  Ter> 

/inscn  seit  Jahren  ihr  Kapital  auch  ausreichend  (von  d.  vorübergehenden  ungUniitigen 
Zeit  Mitte  der  7l»er  Jahre  abgesehen)  u.  geben  teberschüsse.  Aber  nameutL  die  üst- 
bahn  hat  Jahre  lang  sehlooht  rentirt.  IS-ii— 57  z.  B.  1—3*",,.  Die  in  Berli«  ssOndea- 
den  Privailiahnen  gaben  dagegen  auf  die  Stauniactien  Jaiirc  lang  sehr  bedenteade 
Dividenden,  die  erst  in  der  Zeit  v.  1S74  (f  bei  einigen  davon,  besondere  Berl.-Magdeb., 
Bcrl.  Anhalt  wegen  starker  Vermehrung  des  A«  lienkapilab»,  Erwciterungsbanten  zeit- 
weise sich  reducirten. 

Mit  Rüeksiebt  auf  die  Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem 
völligen  Ausbau  des  Baboneizes  in  solebem  Falle,  wo  ihm  vor- 

nehmlich  nur  die  seblecbteren  Linien  bleiben,  auch  nur  langsam 
vorg^ehen  und  muss  vielleicht  ganz  darauf  verzichten.    Den  Be- 

dilihiLsseii  der  Volkswirtbscbal't  wird  ein  solches  Privathahnweseii 
auch  nicht  besonders  entsprechen.   Denn  es  entwickelt  sich  nach 
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zuialligen  UmsUlnden ,  oft  nach  den  Tagcsintcresscn  der  Rörsen- 
speculatiou,  uud  in  dcu  ärmeren  und  gchwiicher  bevölkerten 
Gegenden  bleibt  es  vollends  zurück^  so  dass  diese  abermals  zurUck- 
kownien. 

Dil'.  Aordüäü.  Profinzcii  Preusseas.  Potnnieni.  West-  u.  Ü>tprcusscu,  To^cn 
sind  ein  BeiKpi«*!.   Hs  is:  nicht  ungerechtfertigt,  da&s  sie  weniger  Rabncn  und  diese 

>]iät.  r  bekomm.  »  lia'n  n,  als  t\.  «  ntwickelterou  ii.  bcvfllk»srt<'ren  Mittel-  ii  Wcstprorinzen. 
Ali'  i  dar  AKälaiul  liuttc  nicht  so  gross  zu  •»ein  brauchen.  Die  f)stlpaliii  i>t  erst  s<'it 
1S51— bei.  1S57  u.  I^^tiO  lertip:.  Sax  meint  <  nf{regnend  (II,  1  \oUy  hwr  habe 
jft  drr  Staat  den  Kau  in  die  Hand  g>  uoiiiincn:  itbuhiirn  kann  it  fn-ilirh  nicht 
in  gr<i5screm  Man««^  bancn,  vcnn  die  Ueberäckaisäbakaea  ia  aadereu  Landeatlieilea 
ihm  nicht  auch  giliürcn. 

Uebernimmt  dage«rcn  der  Staat  das  ganze  Bahnwesen,  so 
kann  er  ein  e  i  n  Ii  e  i  1 1  i  c  he  s  und  plaumUssiges  Bahusystcm 
i  Iii  werfen,  die  sehleebteren  Linien  mit  ilen  l'e  l>ersch  tlsseu 
der  besseren  trafen  und  das  Land  v o  1 1  s tüud iger  uud  doch 
auch  gleich mUssiger  mit  Hahnen  versehen. 

Selbst  wenn  das  Kisenbabnwcscn  si.  b  nbcr  ni-srhrr  uinl  b.  ili-utL>ii«li  r  in  .  iii.-in 
Lande  mit  dem  rrivatbalin» ,  statt  mit  dem  Staatsbahnsystem  entwickeln  sollte  und, 
wia  z.  H.  f<m  England,  Nordaneriita,  aoeb  Deatsehland  wobl  behauptet  vird,  sieb 
wirklich  nur  Dank  der  rrivatbahncn  in  knr/.or  Zeit  so  grosiarfi^  cntwirkclt  hätte,  so 
wäre  diva  noch  kein  unbedingter  iicweis  für  die  v olk;>wirtbäcliaftlichc  Vor- 
2Qglichlteit  des  Piratbahnsystcmü  Denn  es  wird  dabei  ohne  Weiteres  strts  an^e- 
nomrocn,  dass  in  gegebenrr  Z(!it  und  im  gi-irifbcin  u  Linde  dif  Verwendung  eines 
TheiJa  des  Nationalkapitals  gerade  im  iiahobau  immer  noth wendig  die  volks» 
wirtbschaftlich  productirste  sei,  die  sich  denken  iSast  Das  ist  in  dieser  AIl- 
gemeinhcit  nicht  zu  behaupten,  um  so  wmiger.  da  n  ic  ht  das  Privatkapital  ihr  nn  der  Bahn 
Intores'irten,  sondern  das  Priratkapital  vieler  andiTcr  Personen  K^owöhnlich  nur  aus 
S  p  e  c  u  i  a  i  i  0  u  >  r  ü  c  k  t,  i  c  h  i  e  Ii  /uui  Hahn  bau  herangezogen  wird.  Ottnials  wird  dalier  i:  rade 
bei  dem  Priratbahnsystem  ein*-  volkswirthschal'tiich  nai  !it  heilige  Hichtung der 
Verwcndunf^  «K  s  NatioTKi Ikapitals  erfolgen.  werden  hier  die  alten  einfachen  u. 
richtigen  Sätze  der  engl.  Nationalökon.  über  die  unrcrm  idliclie  IJegrenzun  g  der  ge- 
saminten  nation.Prodoction  darcb  das  in  einem Zeitpuncte  vorhandene,  im  Wesentl.  hiereine 
feste  (inlssc  biltionde  N:itinria!k;ipital  \ cr!,''i'!>3en.  S.  Mill,  pol.  (t'  l..  II.  I,  Kap.  ij.  1. 
Auch  iDUs>  wieder  Natioualkapitai  u.  Priratkapital  uater»chieden  werden,  s.  (iruudleg. 
I,  §.  28.  287.  Es  H  eine  anrichtige  Fiction,  im  priratwirthscb.  .System  die  auch  nnr 
jeweili.!  volkswirth h.  productirste  Kapltalrenreodiing  grad»  als  darch  die 
Üpecuiation  erfolf^cnd  an/uiit.-hmcii. 

b)  Der  Pri vatbabnbau  hängt  viel  mehr  als  der  Staats 
bahnbau  vod  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts  ah 
und  kommt  im  grösseren  Umfange  vornehmlich  nur  perio- 
disch in  Speculationszeiten  in  Gang,  weil  hier  die  Agio- 
tage mit  den  Aetien  lebhafter  anlockt 

So  bes.  dii  ii^lischo  railway-mania  184.H — 47,  bes.  lSl»i,  Tooke,  bist 
of  prices,  V.  .'552,  A.  Wagner,  Bcitr.  z.  L.  v.  d.  Hauken.  S.  192.  (i.  Cohn.  engl. 
Eisenbahnpolit.  I,  231,  251J.  Dem  engl.  Pari,  lagen  im  Jan.  Ibiti  S15  nea.:  Kisen- 
bahnprojecte  vor.  Act.  f.  neue  Lin.,  Erweittr.  u  s.  w.  wurden  eithcilt  1S44  57  f. 
S05  en-l.  Mib  s  mit  2(V.-,  'NT  Pf.  St.  Kap.,  \slh  12ü  für  27ÜÜ  M.  mit  M.  Pf., 
tS4(i  270  f.  M.  luit  i;J2  ü  M.  l'l.,  IS47  190  f.  1354  M.  mit  3yü  M.  i'f.  bt  — 

Aebnlich  in  Frankreich  1852— 5G,  meine  Bdtr.  S.  24S,  dsgl.  iu  Ocsturreicb 
J851— äO,  nach  d.  Erlass  di;s  Eisenbithnc^ncess.-Gcs.  f,         Q.  der  llekannimaobnng 
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•  ines  Bahiinetzcs,  das  ausjicftihi f  w  nlcn  sollte,  v.  10.  Nov.  1854,  s.  Czörnig, 
jN'eugesfalt.  S.  el)i?iidas.  wieder  uacb  ISüH  (hier  aucli  Zusammenhang  mit  irr. 
Pai»ierii:eldau8gabe) ;  in  gerinircrflm  Maassc  in  DcQtscUand  1843—44  ff.,  lSo4  lt.  Au  h 
niiisa  hier  vorausgesetzt  wi  rdon,  das>  die  Spcculation  nirbt  irerade  andere  Utiternebmuniren 
s<-hr  bevorzugt,  wie  z.  R.  in  D e  iif  hl a ii  1  in  d.  S}).  ' nl.ifionspcr.  von  1*«.'»4— lS5»i  .">" 
tVui  lianken  u.  Crcdits-Mobilicib,  lion;-  u.  11  u  t  tcii  w  >  r k  .  ,  1871  Tb.  ebei»- 
t'alls  Jiatikcn  u.  s.  w.,  i.  Tb.  div.  industr.  Etabliss.  (Umvandlun;;  von  PriratfesehäffeeD 
in  Artienges.),  JJerK^^erke  u.  d<fl.-.  in  «w  stf^rreicb  1869.  Ibll  If.  lianken. 

Daher  entwickelt  sieb  das  Frivatbahnnetz  nur  sproiigweise, 
bald  stockt  die  Eutwieklung  aelbst  hinsichtlich  guter  StreekeDi 
bald  werden  durch  den  Einflass  von  FrivatiDteresBenten  anwieb' 
tigere  Ronten  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  zeigt  sich  eine 
UbertriebeneBanwnth.  Die»  entspricht  den Tolkswirtbschaft- 
lichen  Interessen  keineswegs,  die  DeplaeirungderKap  Italien, 
die  jeder  grössere  Bahnban  bewirkt,  schon  wegen  der  Umwandlimg 
grosser  Massen  nmfanfenden  in  stehendes  Kapital,  wird  noch 
störender.  Der  Staat  kann  den  Bahnban  viel  gleichmäS8i<;er 
in  Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwttnsehter  ist 

Beginn  des  Baus  der  neuen  Linien  der  prcuss.  Ostbahn  in  1867/68.  in  st'livifr 

Zeit.  Sax  II,  144  (aucb  IfoS'-her  7..  Tli.  ähnli.  h  III  J?.  ^h.  sch.u  oben  Im«0 
gieU  das  Zutrelleude  dieser  Hrwui.slübruuji  zu,  wie  die  Dinge  oft  fjelejjeu  bäUeu,  metnt 
aber,  difse  Mängel  Hiren  bei  einem  richri«ren  GoncesB-systein  abzastollen  n.  ««cht 
da^  iliii'  b  das  ni.  E.  nur  für  meine  Ansicht  sprecbende  Beispiel  Frankreicbs  zu  l>e- 
granden.  Die  Abhängigkeit  der  Concessioncn  vom  Stande  des  Geidmarktü  u.  der 
Specttlation  wird  dabei  aber  ttberseben.  Diese  ist  so  gross  n.  die  Sehvierigkeit .  zo- 
kUnftige  Bedürfnisse  im  Vui  aus  zu  ormittehi,  so  lK;dcuteildt  das»  mir  eben  diraPlobleB 
eines  „weisen  Coiircss  vertabrens"  unlösbar  erscheint. 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  einheitlichen  Babnsysteni^  nnd  bei 
der  mehr  rackweisen  fintwicklung  des  Bahnbans  entsteht  im 
Privatbahnwesen  regelmässig  leicht  eine  grosseAnzahlselbst* 
ständiger  Bahnunternehmungen.  Dadurch  wird  die 
Verwaltung  des  ganzen  Bahunetzes  weitläufiger,  an. 
gleichmässiger,  kostspieliger,  als  bei  einheitlichem  Staats- 
babnsystem.  Diese  Uebelstände  lassen  sich  zwar  durch  grosse 
Bahngesellschaften,  welche  von  yomherein  gebildet  werden 
oder  ans  der  nothgedrungenen  Zusammenlegung  •  einzelner  Unter- 
nehmungen (sogen.  Fusion)  hervorgehen,  zum  Theil  beseitigen 
Aber  dann  entstehen  um  so  eher  facti  sehe  Monopole  von 
Erwerb Bges ellschaften.  Beim  Staatsbahnsystem  läsat  sich 
die  Verwaltung  zweckmässiger  einrichten,  indem  das  ganze  Ketz 
in  passende  geographische  Landesbezirke  eingctheilt  wird  (Prensaen). 
Beim  Staate  hat  femer  auch  ein  foctisohes  Monopol  viel 
weniger  Bedenken,  weil  ftlr  ihn  der  rein  gewerbliche 
Standpunct  nicht  geboten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Mo- 
nopolgewinn   der  Gcsaramthcit  zn    Gute  kommt  und 
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gerade  wieder  Mittel  zixm  weitereu  Ausbau  des  Netzes 
bietet 

I?-  is7ti.'Ii' :  IinVereindentsrherKisenbabnvorvvaltuiigen(in'-l. Ocstcrr.  UnjariV'  '>ef.inil<'u 
sich  1^71  IS)  selbständ.  Ycrwaltunj^en ,  die  StaMsbabarcmaltuaj^cn  inbcgrillou,  von 
denen  die  prenss.  nicht  m  einer  einzigen  centnlisiit  ▼aren.  Daren  kamen  anf 
Dentschland  49  mit  'I^utit  Meilen,  also  auf  I  Vt?rw.  Ö2  M.,  auf  Üwtrrr.  Unsrarn  24 
mit  IHO'd  M.,  auf  J  54  M.,  auf  Aosland  &  uit  293  M.  Die  Piivatltaliavtinraltuo/cen 
hatten  dnrchschnittKdi  nocli  kttrzere  Strecken  zu  renralten,  nemlich  90  V^riraltnngeii 
KKiv  ^lürii,  al>n  auf  ]  35  Meilen.  Im  J.  1874  gehörteu  dem  V-md  101  Veir- 
w&ltuo;(ca  an.  ncml.  15  Staatsbnhnverw.  (^wovon  8  preuss.)  mit  10,702  Kil.  Eigon- 
tlioms-  u.  ll.OSO  Kilom.  Betriel>slan!?t' ,  also  auf  1  Vcrw.  diirchschnittl.  re^p.  7iy  u. 
"iHH  Kil.,  4  StaaNv erwralt.  v.  l'rivatliahnen  mit  bei.. 2,705  u.  2.'2i)  Kil..  d.  i.  auf 
1  Verw.  «»76  u.  6S0  Kil.;  30  Privatbahnvnwaltungcn  ntit  10.<^4!t  u.  ll.ofiO  Kil.  oder 
aut  1  Vcrw.  301  u.  .307  Kil.  Ausserdem  3b  öst.  rr.  Verw.  mit  10,1^0,  b  1(1.20^  Kil., 
d.  i.  aof  1  420  u.  t2T  Kil.,  u.  8  auelindiach.-.  init  :i\HO  v.  328U  Kil.  Jetzt  zeifalleu 
dif  prcti-^v.  Sta.it^lialiti-  n  in  9  ]27o-^»>  geoj^raph.  Bezirke  unter  eigen<*n  Dircction«'n.  im 
jMjrchschn.  mit  170b  Kilometer  ^.Min.  1149,  Max.  2925)  für  ein  Netz  v.  15,910  Kil. 

Die  Gon6«qaen2en  des  Pn»ionimnKsprindpe  zei^  Frankreich,  vo  t  der  6 
irrnssi-n  rcmpasyinccii  schon  1*<70  iin  1).  fast  lOil  Meilen  verwaltet«',  Y.hm  hirr  drnn 
auch  factiscbe  31onopole  :;chrotl:>tcr  Art  u.  anders,  staike  Staatsabbängigkcit  ia  1  olge 
dessen  notbvendig.  Debcr  d.  engl.  Fosionen  s.  Cohn,  eojH.  Üiscnbahnpolit.  I,  K.  5, 
de  I  ran  |U r  vill,  a.  a.  0.,  mit  d.  Karte,  wcli  In-  zri>^t.  wie  die  irrossen  GiscUschaffcu 
das  Laad  guographiäcb  in  ,.£üteobahoprov'iQZeu"  uiitei  sich  vertheilten.  nicht  ao, 
aber  ihnlidi  wie  in  Fnunkri'ich.  Roscher  III  §.  85  meint,  die  Neigung  der  Actien* 
bahnen  zu  Fusionen  k'lnne  durch  Staatsauf>ic)it  beliebig  besclirfiukt  wenicn;  allerdings, 
dann  bleibt  alx-r  auch  die  Zei^plittemng  der  Verwaltang,  die  man  ans  Ökonomisch- 
tcchn.  Uründ«  n  durch  Fusionen  b«'5citi{;«  n  will. 

§.  272.  —  B.  Kapitalbeschaffung.  Diese  hat  Hugser- 
lieh  ])ei  Staats-  und  rrivatbabucu  grosse  Aehnliehkeit.  Denn  l»ei 
dem  grossen  Aufwand  l'lir  Eisenbahnen  kann  auch  der  Staat  das 
Kapital  fast  nur  durch  Schulden  u  u  f  n  a  h  ni  e  beschaffen,  wie  die 
Gesellschaft,  welche  meistens  sogen,  rrioritiltsobligationeu  neben 
den  Aciien  ausgiebt.  Beide  fordern  das  Privatpublikuni  zum 
Zeichnen  auf  und  wenden  sich  sonst  an  die  ßanqiiiers  und  die 
Börse.  Die  Actienemission  bewirkt  jedoch ,  dass  die  Kapital- 
beschaffung einer  Privatbahn  manche  bemerkenswerthe  und  nicht 
gttnstige  Unterschiede  von  derjenigen  der  Staatsbabn  zeigt  und 
auch  in  der  Scbaldaafnahme  treten  gewisse  Verschiedenheiten 
hervor: 

1.  Wegen  der  A et ien ausgäbe  wird  eine  Privatbahn  ?iel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts 
als  eine  Staatsbalin,  woraus  sich  der  vorerwähnte  l^achtheil 
ergiebt 

Dif  A  .'t  icnau-'gabi'  fiir  yranz  n  eu  c  UnlerneliTnnnp.^n  irelinp-t  uff  nur  in  Sjil'cu- 
l&tiooszieiteQ ,  wenn  nicht  eine  ungevüholich  gute  Linie  in  Aussicht  ätebt,  w^as  uator- 
licfa  mit  dorn  v*>iterr'n  Ansban  dos  Bahnnntzea  immer  seltener  wird.  Die  neaerllch 
auch  in  Deutschland,  z.  B.  b«i  den  Strou>sberfr'sehen  Bahnimt»Tnclimnngen  (Beriin- 
(lOrlitz,  Halle-Sorau-Guben  ii.  ;«  m.)  erörterte  Friire  Vih<  r  die  ZuUiü^igkeit  der  Aus- 
gab»? von  Atüen  unter  Pari,  mit  oder  oluie  V»r^ihsuu!;  aus  dem  Bailfoudä  während 
der  BftoxiMt.  weist  auf  die  SrJiwi^rigkdt  der  Actienemission  fttr  neue  Bahnunter* 
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neUmuugoD  io  duc  Ge^eDwart  Liu.  Jene  i  rage  ist  zu  (luasteu  d«r  2uläS!%i<kint  rem 
Untcr-P^ii-Acfien  zu  beaDhroiten,  zamal  ▼enn  keine  Veninsnng  wähnnid  drr  Bauzeit 

stattfiiulet,  ih'üii  sonst  wird  d.us  Actioiikapital  ottmah  niclit  zusammen  zu  bringen  sein. 
Di-  so  Ansicht  v-  rtrat  auch  IS't'.i  in  Kiscuacli  iu  der  i'rago  ilc^  Actirriw.-i»  i»s. 
Au.il  dii;  prcuss.  Eisenb:iiirjunt<  i-sucliunfrs- Coinnüision  gc-tand  die  brdinirte  Noth- 
ircndigküit  der  Ausi:al»ti  vdii  Ai-tit «  untti  I'  iii  r.\  u.  uiaclit.-  VoTSciilä:;e  zur  Caatel 
dabei,  s.  Nr  IV,  3  ihrer  \  or>chI;lgi'  u.  Hericbt  S.  IT'i.  Zii-aininculianir  der  1  rage 
mit  der  dci  Ziiläs:»i};k.  it  der  (irueralentr-prisr.  S.  Stroussbofff  s  Wirken,  Kaj«.  4. 
Koscher  nennt  (III,  j^.  s.>  Notr  die  Ansfabe  v.  A<  ticn  ii»t<  r  Pari  l)ci  j.d<  r  siaatl. 
'/iriHrrarannc  eine  Prcllen  j:  d•^  ueb»  7.n  iv.-i».  Ks  kommt  aucli  bi'-r  auf  die  Il'ilio 
der  (laruutic  u.  auf  die  La^e  de:»  Guldmarktä  au.  6Aix  Vurla^ä  auf  cio  ,.;rutc>  Acti«  u- 
grstitz**  (eb.  §.  85  Note  16)  bricht  angesiclitis  der  SchwiciriiHkcit  eines  üolcheo  Gesetzen 
H.  ilcr  n ot h w e n d  i g (■  n  Aliweicbuniren  f.  Eiscnb.actien  zii^itnrnen.  Die  neue 
Acticueuiiäsiou  fdr  alte  Baliueu  bäoKt  voui  Cuisstaudc  der  bi^heri^ca  Actieu  uad 
sonst  elx^nfalls  ron  der  Aassicht  oder  deut  Urtlieä  ttber  die  neue  Linie  and  von  ein«*r 
speculativeii  Tendenz  des  (ieldmarkts  w<  sentlich  mit  ab.  Die  Interessen  der  bishcriL-'en 
Actionäro  aind  üfterü  einer  Verutclirun?  der  Actiua  entgegen,  nomlicb  wenn  Jie  ueueo 
Actien  etwa  nach  dem  Can^e  (a>MirPnri  ^  vcrkanft  würden  nnd  fraglich  ist.  ob  d^-^r 
auf  neue  Bauten  verwendete  Krlös  eine  der  bisborigen  Dividende  der  alten  Actien 
entsprechende  Kente  abwerf<  n  wird;  tnitantir.  wenn  die  n<  uen  Acti<  n  al  Pari  odei 
ZQ  l  iüem  billigeren  als  dem  Börs«  iicuts''  'In  iltcn  Actionaren  überlassen  werden.  Ym 
einer  hocli  stehenden  Aetie  auch  sehr  dd  n.  Im  «  i-äten  i'all  unterbleibt  \ielleicbt 
aus  einem  solchen  Gründe  <  in  volkswiitlis.  lialtli  h  erwtlnschter  Ausbau  i  -  HAhanetz«» 
wenn  etwa  die  .Vustrabc  einer  Anleihe  uiistaiihaft  ist,  von  der  U.'L'ieiuiig  nicht  er- 
laubt wird  u.  s.  w.  Im  zweiten  l  alle  wird  vielleicht  aus  blossen  Speculationsgrtti»deB 
ein.'  iiriniitzi  I.ini  .'  j.  haut.  In  l).-idcn  l'ällon  entscheiden  aber  nicht  oder  docli  nicht 
allein  vubtswirthächaltliche  Erwä^cuugea  Uber  den  Werth  einer  neuen  Bahn,  .«^tndeni 
blosse  Specttlatiousirrunde  nnd  Oesichtspancte  einer  ErwerbsfreselU 
sehaft.  besser  eine  T^rdin  r>  ntirt  li -tn  uiinsti^^er  ist  nattlrlirli  ftir  di''  .\- riouäre 
uiu  relativ  kleines  Acticnkapital  gegcnabcr  dum  (icsammtkapital  (ind.  Friorit&täächuJd.) 
and  umgekehrt.  Das  günstige  Ventiltniss  zwiMshen  Actien-  n.  PrioritiUdtapital  kann 
fur  die  Dividende  wichtiger  -  in.  als  der  hohe  Nettoertrai^  der  Bahn  per  Meile  und 
der  billige  Kostenpreis  der  Bahn.  Die  Emission  vou  .jungen"  Actieu,  welche  an  die 
Actiouäre  unter  dem  Cur»  abu:elassen  werden,  zum  Zweck  des  weiteren  Ansbauä  des 
Netzes,  wozu  u.  A.  oft  die  Furcht  vor  Concurronz  zwinirt.  war  au  !i  l».  i  1  ntachi  » 
Jtahnoii  neuerdings,  ähnlieh  wie  bei  anderen  Actiengescllschaften  (Hanken  u,  s.  w.) 
ein  beliebtes  Mauocm  rc.  Dabei  wird  gew.  Massen  ciu  Theil  des  bisher.  Dividcfidco* 
gewinns  kapitalisirt  u.  in  die?<  r  I  .im  reali^irt.  —  (Operationen,  an  welche  sdch  dann 
wieder  Börsenspeculationen  aller  Am  knüpfen.  Man  muss  solche  Massrcgeln  ftb»T  aJ> 
aothwondige  I  olge  des  Ac tieii w uacus  gulteu  lassen.  Diu  Emis^on  neuer 
Actien,  a)  pari  zu  liezieheii  von  den  alten  Actionärcn,  sichert  die  letztem  vor  aomt 
oft  unvcrmpidli.  Ii,  ri  \'erlusten  durch  das  <;|irit.  r  '  ^ink-  n  lii^-i  rnrs>*<5  der  vertnehrtcu 
Acüeu.  Eine  solche  bichurung  ist  gcrcchtterü^i,  zumal  wcun  mau  ^icb  die  .Sachlage 
ver^egenwSiti^,  dass  doch  keineswesrs  die  ars]>runglicben  Besitzer  oder  Zeichner  noch 
immer  die  heutigen  Actionäre  sind .  sondern  vi>'le  IVrsonen  im  Lauf  der  Zeit  AeUen 
zur  Kapitalanlage  lu  einem  viel  höheren  alti  dem  Paricurse  Lauften  und  daher  eine 
viel  kleinere  Vcnrinsung  ihres  Kapitals  als  die  nominelle  Diridende  bezog,  n.  In  der 
Zeit  aufsteigender  illausse-)  Conjunctur  liegt  bei  dem  Kiscnbahnwe*e-n  sJeta 
die  Uclahr  vor,  d&än  rasch  auf  einmal  ein  enormer  Tbuil  des  National- 
kapitals in  den  Kisenbahnbau  hineingczoiren  wird,  worauf  dann  spater  die  V.  r- 
minderuici  der  KapUalvorwendung  um  so  st  uker  i>t.  Dies  bewirkt  nothwi-udi^''  eiae 
urif  iiii-ine  Stornng  und  Verschiebung  aller  wirihsehaftlichen  V,  rli  dtnisse.  mit  wer  r  ■ 
seliliuiiiieu  socialpolitiseheu  1  uigcn,  wie  es  in  der  „(irundlegung  ■  (§.  214  ')  uäher  dar- 
gelegt worde. 

2.  An  das  Eisenbalmactienwesen  schliesst  sich  das  Agio- 
tagetreiben besonders  leiebt  an,  da  b»  Eur  Voliendnng  der 
Babn»  also  immer  flir  geraume  Zeit  jede  siebere  Grandlage  Air 
die  UentabiHtHtsberecbnnng  feblt  und  spSter  die  Rente  von  so 
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vielen  zuiälligcn  ü'niständen ,  mehr  «ils  die  vieler  amieien  Acticn- 
untcrjiehimingcn  und  als  der  Ciirs  dor  Staatsreuten ,  wclcbe  Ü\y 
btuaat-sbabnen  ausgegeben  wurden,  al)!iänG:t. 

Daiier  üio  KiacubaLuaclicu        vidfacb  mit  du-  bcUcbtc«tco  Spiuliiapiciv  der 
BilMe,  mubr  ab  die  mit  fester  Rente  renehencn  Obligationen,  die  ein  solider  Staat 

für  Eisoiiltalincii  ausgab.  An  il.  Borliii.  Börse  /.  15.  vor  «I<!r  Ycrataatlichuii<ir^:ira  iiebcii 
öblerr.  Staateb.  („t ranzoscn" j ,  Mudb.  ^Lombarden),  (iaiiz.  u.  a.  lu.  v.  inländ.  Pap. 
iiamenö.  Berg.-Mftriu,  B(»rl.-G5rl.  CMn-Mind.,  ObeiBcbles..  Khuin..  Mainz-Lttdwigsb. 

Ei>cnbabiiaclieii .  kein  iiil.iad.  Staatspap.  roKeIiiiits>ig;  zu  l'räuiieiischiüssen  u.  DilT.- 
(jotkcb.  rerwaiidt.  Auch  der  dauorade  Ifesitz  von  Kiscnbabnactien  führt  bei  dem 
wccbscinden  Geschick  einer  Bahn  bald  zu  grossen  (iewinnstcn.  bald  zu  ebenso  grossen 
Verlosten  an  Zins  und  fol<revei9e  au  I\a]iital.  woraus  ^rcsüi'.  in  beiden  Fällen  aber 
ung:erecbtferti!?te  VerändtTimg-en  der  Privatvcrinöjren  hcrvdi  ^oboti .  ~  oine  r»»lks- 
wirthschaftlieh  und  sittlirli  bedenkliche  Sache,  die  auch  dem  Maut  n  i .  h  t  gl l  ii  hgulti)j 
sein  kann:  „Conjtiui  tu  re n"}?ewinnc  und  Verlust«-.  S.  (irundlegttrig^  I,  ^.  7H  If. — 
l'as  bedeutcndjite  ileisp.  <ies  Kcntabilitätswech>i:l>  ciiirr  l!«hn  ist  wohl  lii'  lii  knaitc 
Uo8el-<Jd e rbüigur  (WUUuluiitbahu),  deren  Dividende  von  4Vo  iu  Iböu  auf  12  in 
1S5I  n.  l(')"/„in  1855  gestielten,  dann  von  1856  an  Jahre  lang  Nall  war  u.  etat  in 
<len  letzten  lihren  wieder  zum  Vorschein  kaui.  Der  Ciirs,  ]'^',t)  noch  227,  sank  Iiis 
£udc  ]SoT  auf  ciiii^o  iO^J^  und  war  J.  laug  uu^ef.  so.  Jener  Umschwung  im  J.  1SÖ6 
war  die  Folge  der  ErölTniiBg  der  Osterr.  ConcurrenxlUiie  Oderberg-Krakan  ganz  auf 
»Österreich,  (iebiet,  während  dieser  Verkehr  bisher  l^bi  r  die  W'ilhclmsbahn  gegang' n 
war;  feruur  des  Baues  zweier  unrentabler  Zweigbuhnen.  Knoriucr  Kurswechsel  auch 
seit  }871  bei  mancben  deutschen  Balneii,  Berl.-Magdeb.,  Magdeb.-Halbeisk.  u.  a,  in* 

3.  Die  Aoflgabe  von  Prioritätsobligationen  der  Privat 
bahnen  und  die  Schaidanfnabme  des  Staats  zn  Eisenbahn« 
zwecken  sind  ganz  gleichartige  Operationen,  aueh  wenn 
die  Staatsbabncn    nicht  ausdrücklich  als  specielles  Pfand  der 

JStaatseiseiibahnbchuklcn  bestellt  werden.  In  beiden  Fülk-n  besteht 
eine  geringere  Abhängigkeit  von  der  Lage  des  Geldniurkts  als  bei 
<ler  Aetienausgabe,  Jedoch  bei  der  Staatsbahn  zu  deren  Vortheil 
für  das  ganze  liankapital,  I)ei  der  Privatbahn  l)luss  liir  den  oft 
kleineren,  mitunter  .iran/.  feblciulen  Theil  des  liaukapitals,  welcher 
dnrcli  Prioritätisubiigatiuncn  L'-odeckt  wird.  .Soubt  i«t  derjenige 
VOD  beiden j  Staat  oder  Pi i\ nt^t^ellsclrnft,  in  Hetretf  der  Kapital- 
hesehafi'nnj;-  ^(Insti^cr  irr  l  Ut,  der  die  Schulden  vortheilhafter,  also 
uanicntlieb  billiger  aiit  nehnicn  kann.  In  dieser  Hinsicht  gilt  Folgendes: 
ai  Die  Mitglicbkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  m  begeben, 
und  die  jeweilige  Hohe  des  Kealzinsfusses  der  liahuhchuiden  (oder 
des  Eniissionscurses  bei  einem  bestimmten  Nominalzinsfuss)  hängen 
einmal  von  der  Lage  des  Geldmarkts  ab.  Uier  wird  eine 
Gesellschaft  sollen  vor  dem  Staate  im  Voitbcil  sein. 

Ist  der 'i'ildniarki  durch  wirthschaftliclie  \'erhaltiii.->se  ^''-.stürt  fllHudrls-  und 
( 'reditkrisen  ,  stark  passive  Zuldiiii^^biianz  /.  B.  bei  Misseniteii  u.  d^^l.  in.},  so  wird 
der  Zin.sfuss  Jiöhcr  sein,  l'ftr  dn^  t'ri\atpaiiier  aber  eher  mehr  tur  das  Staa^^|»a}>ie^ 
steigen  (bez.  i  Curs  sink<'iii.  Auf  Ii  ilir  l^'^fbiiii^'  ■  im  r  Eisenbahnani>'ilie  wird  dem 
Staate  in  solcber  Zeit  immer  noch  leicliter  werden,  iiei  einer  Störnn;;  iles  tioldmarkts 
dur<  h  politische  VerhaltnlsM»»  naoienllich  wenn  diese  den  eignen  Staat  bctrcfien  — 
tlao  besonders  im  Kriegsfall  ^  wird  dem  Staate  die  Itogebunf  einer  Elüenbabnanlcibe 
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momenian  vielleicht  scliwrerer  werden  und  nur  zu  uogüiuitiscreu  Bcdiujnibgen  irclinL'L'u 
alä  einer  Gesellschaft.  Aber  dio  Ertabrnng  zeigt,  dass  i^ich  Uur^taud  and  ADleüiu- 
bedinpngea  doch  fdr  die  Obligationen  beider  Schuldner  in  solcher  Zeit  zieadieh 
(fleichmässig  v  r>chlechtcm,  mitunter  selbst  für  die  Privati)apiore  noch  mehr,  — 
wegen  der  {geringeren  Ausdehnung  ihre«  Itlarkts.  Der  Fall  ist  iudesdea  wenig  praktisch, 
denn  in  Kriegsseiten  worden  nicht  leicht  far  Eisenbahnen  neue  Anleihen  aufgelegt 
werden.  Die  besten  (ItiUtjclien  Kisenliahnprior.  standen  in  ilcr  ZlU  niedriger  < 'ursc  in 
drn  letzten  Jahren  vor  dem  frauzös.  Kriege,  ferner  während  desselben  u.  stehen  jetzt 
wieder  bei  dem  hohen  Constande  nadi  dem  Kriege  etwas  ungOostiji^or  als  die  preuss. 
II.  iiiittelstaatl.  Staafspap.  gleichen  Zinsfusses.  Dabei  ist  der  (^'urs  der  älteren  Prior, 
durch  die  Tilgung  oft  noch  etwas  erhöht.  Nur  die  erste  Pnniqii«  im  .Tnli  1S"0  hat 
die  preussisch.  Staatspapicrcursc  etwas  mehr  als  die  der  Priuriiateu  i^uworfen ,  ytühai 
aber  die  letzteren  Gnrse  z.  Th,  nur  nominell  waren  and  eben  apSter  die  Aiisgl6i<^aB|p 
erfolgte. 

b)  Sonst  kommt  noch  der  regelmässige  Durcbschnitts- 
Gredit  der  Hcbnldner  in  Betracht.  Ein  Staat  in  guter 
Finanzlage  erhält  fttr  Eisenbabnzwecke  zamal  das  Kapital  notornch 
eher  noeh  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Privatbahn  auf  eine 
frühe  Priorität 

'/.  B.  Ib77  r\,  preuss.  Staatsi-ap.  '.i:.    'M),  4'/»*/«  consoUd.  Anleiho  101  o. 

darüber,  beste  4'///«  Prior.  100,  vielfach  90— 

Ein  Staat  mit  schlechten  ITinanzen,  etwa  mit  starkem 
cbronischen  Deficit,  mnss  allgemein  zn  viel  höheren  Zinsen  oder 
niedrigeren  Cursen  anleihen,  auch  lllr  Eisenbahn  und  äbnlich  pro- 
diictive  Zwecke.  Aber  dies  beeinflosst  oft  auch  die  Bedingungen, 
den  Zinsfuss  und  Ours,  unter  denen  eine  Eisenbabngesellschaft 
seines  Landes  Credit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zn  Gonstcn 
der  Privatbahn  wenigstens  nicht  immer  gross  ist 

Die  zahlreichen  östcrr.  Eis<'iilialiiiiinor.  sttben  säinratlich  erlichürh  Iii'  •  l,tf:r 
als  die  deutschen,  aber  doch  seit  Jahren  die  besseren  uuter  ihnen  (Nordb.,  franzOa. 
Staaisb.)  hdher  als  die  SCaatspopiere.  Dies  Verhiltniss  ist  jedoch  das  Prodvct  der 
östcrr.  polit,  u.  Finanzgcschichte  der  letzten  20  .l;ihre.  In  den  oOci  I  dir  -n  noch,  aLo 
zur  Zeit  der  si  rossen  Eisenbahnära  nach  1854,  waren  die  Ciirse  der  Staatspapiere  u. 
der  Priurit.  w<  nig  verschieden ,  z.  B.  im  Dec.  1938  (wo  Silber  fast  kein  Agio  hatte) 
5%ige  Staatspap.  85—86,  Selbst  NordbahnprIor.  6*/«  nur  90—91,  3%  Sinalsbalui- 
^or.  r)7";,  Pap. 

i'apier^eldwirthsrhaft,  hohe  CuuiJüu-h:iicrii  licdroheu  die  Sichcrhtiit  beider  Arten 
der  Kapitalanlai^,  auch  wenn  die  Papiere  auf  Mi  t  iUwihrang  lam  -n  ihhI  ihnen  Steuer« 
fn  ilu-it  vciNiirochen  ist  Kegel rn Iis >i<r  könneji  f-Min  r  nur  gute  Prioriliitsoblipationfii 
füü  Privatbahnctt  mit  Staatspapieren  erfolgrcjcl»  cuitcurriren.  liei  <>iner  späten  un- 
sicheren Priorität  nnd  bei  achlocbten  Bahnen  vi-rsrhlechtern  sich  die  Anteiheb«dtnriitif«ii 
oder  ilor  Staat  miiss  die  Zinsen  garantir^n.  Wird  diis^'  Zin'^i^.mntie  niuthmassUrh 
praktisch,  >o  wird  sich  für  da.*>  Bahupapier  auch  kein  besserer  Curs  ab  für  das  Staat*«- 
papier  ergeben.  Priorititsoblifationen  staric  verschuldeter  oder  schlechter  Bahaes 
werden  aber  noch  angünstitr<T  als  urnc.  Kis.'i'lahnsriitild'  n  ritics  boroifs  mit  '  Ichcn 
hohr  bela:>teton  Staats  £U  begeben  sein.  Denn  das  ganze  Staatsb&hnwcsen  stellt  doch 
«;inß  Finanzcinheit  dar,  die  guten  wie  die  schlechten  AbschlQ!(>e  treffen  die  eine 
St.iatskassc,  so  dass  die  letzteren  leichtrr  /.ii  tragen  sind.  Bei  d.  n  <r«  trcnnt'  ii  I  in-mzen 
tier  Privathahiten  hängt  Alles  von  den  speciellen  Krgebnibsen  der  einzelnen  Hahn  ab. 
Ausserdem  kommt  dann  noch  die  allgemeine  Garantie  der  Staatskasse  den  Staatsbahnen 
zu  Gute. 

Bei  der  Vorzüi:lichkeit  fast  aller  den ts eher  Bahnprior,  i.st  in  dem  Cursstajid.' 
<Ur  vei^hicd.  Emissionen  einer  Bahn  u.  selbst  der  Priorit  verschied.  Bahnen  kaum 
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ein  Unterschie»!  zu  bemerken,  <tt  r  auf  v  ischi-  rnMÜtw  rmligk.nt  zanickzufiiliron  wäre. 
l>eDii  der  Jileme  öfturi»  zu  liudcuile  Uutcrächiöd  —  etwas  liöhcrer  Cunt  d.  Prior, 
fraherer  Emi».  imd  der  Prior,  alter  Balioeii  erUürt  sich  moist  am  der  bei  diesen 
schon  weiter  geschrittenen  Tilgung  u.  aus  der  noch  nii  ht  vnüst'ui  lii;  rfolirtcn  festen 
Oiaasirmig  der  jtlogcrcn  Papiere.  Aber  bei  fremden  Babnca  trctua  die  ünter- 
schledo  sclioii  lierror,  z.  B.  Ooetorr.  Galvs.  Prior.  \.isn)  1.  Km.  S4— 85,  2.  £.  bi, 
3.  E.  79—80,  4.  E.  78— T9. 

Sa  wird  den  Prlvatbabnen  nur  selten  ein  Vorzag  Tor  den  Staats- 
bahnen in  Betreff  der  Kapltalbesehaffong  einsarännien  sein.  Nnr 
bei  ansserordentlicber  Zerrllttang  der  Staatsfinanzen  kann  em  solcher 
erheblicher  werden.  Dies  wh:d  dann  vielleieht  zur  Wahl  des  Privat- 
bahnwesens zwingcu,  wie  es  aneh  yoigekommen  ist. 

Uaaptboisp.:  Oeüterreicti  aeit  1835,  aaoh  Italien.  Dennoch  in  Ungarn 
Staatsbahiiban  wieder  begonnen«  Jetzt  anch  in  West^Oeaterr.  n.  Ankauf  r.  Ptiratbahnen 

wieder  in  Italien. 

Darin  zci^^t  sich  jedoch  nur  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
schlechten  Finanzlage  und  keinerlei  massgebender  nnd  zur  Nach- 
ahmung autfordemder  Vorgang  fttr  die  principielle  Entscheidang 
der  Frage. 

Wie  im  (irunde  wieder  Stein  die  Siehe  aulfasst.  Haadb.  d.  Vcrwaltuiigsl'hri!, 
S.  210:  dem  Princip  nach  solle  der  Staat  :>ich  selber  seine  Bahnen  bauen  u.  sie  selb>t 
vt'rwalt<*n.  Allein  er  k  im  s  nicht,  theils  wil  die  Bahnen  ein  /.n  ^mos  Kapital 
fbrd'  it'ii,  thtils  Weil  >ir  du  Charact^r  v.  üntcrnehninnuen  hätten,  di-  d' i  S(;iut  nie 
}rut  Verwalte.  Wahr  z.  itwei'^e  in  Oesterreich,  unwahr  ijt  vielen  anderen  i.andi  rn. 
Mehrfach  abw<.>ir1ii-nd  von  m'<{n<>r  .4afla.ssuBg  Sax  II,  14ft  If,  149  fl;  Er  meint  n.  A. 
„die  stn'^'-'.vcisi'  Busoliafriiiif;-  di  r  K;ii'it:ilirn  /ii  Rnhnbaiiten  sei  krin  rjr^liii'k  Tir  di.' 
Gosauuntwirütöcbaft".  Das  ist  ^ie  vielluch.  Die  üesaiomtwirkung  auf  die  Volkswirth- 
schaft  ist  80  nachtheilif^.  Vermeiden  kann  das  d<T  Staat  dnrch  Begetnng  der  Con- 
ce3>ioncn  aber  nicht  gcnOtieml.  \\  il  di.-  Krtheiluni;  der  1.  tzt<  re1i  vom  Stand  des  Grld- 
juarkts  alihiiigt.  Heim  Staate bahu  bau  iä$st  sich  diese  „stossweisu  Bescbaü'uug"  ver- 
meiden, was  ich  auch  feifin  Kasse  (Abb.  Verhüt.  r.  ProdJcrisen,  im  Jahrb.  d.  D. 
licichs  ls79  S.  IGT  II.)  festhalte.  S.  (Inindleu.  2.  A.  S.  47.3.  Aueh  in  d.  Bemerk. 
Ii,  151  über  Agiotage  u.  Cußweclisel  kann  ich  Sax  nicht  bcistiuinen. 

§.273.  —  C.  Beschaffenheit  des  Bahnbaus  und  BaU' 
kosten.  Hinsichtlich  dieses  nnd  des  folgenden  Fqnetes  wird  von 
den  Gegnern  der  Staatsbahnen  noch  häufig  ein  „natürlicher^* 
und  iierfahraogsmässiger'^  Vorzug  der  Privatbabn  be- 
hauptet, weil  eben  in  solchen  Dingen  immer"  die  Frivatunter- 
nehmnng  besser  wirthschafte.  Danach  sollen  denn  die  Privat- 
bahnen regelmässig  zweckmässiger  nnd  wohlfeiler  gebaut 
werden  als  die  Staatsbahnen,  weil  Staatsbeamte  weniger  practisches 
Verständniss  der  Verkehrsbedttrfnisse,  um  zweckmässig  und  weniger 
oder  gar  kein  eigenes  Interesse  hätten,  um  wohlfeil  zu  bauen. 
Mit  Staatsgeld,  „auf  Regiments  Unkosten"  werde  notorisch  immer 
verschwenderischer  umgegangen. 

Diese  Behauptungen  sind  jedoch  nicht  nur  durch  die  Erfah- 
rung in  keiner  Weise  zu  begründen:  es  lässt  sich  auch  leicht  ' 
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nach  weisen  ,  (lass  hier  gar  kein  innerer  .,  n  a  tü  r  1  i  c  b  er" 
Ornnd  einen  Vorzntr  d'^v  Aetiengcsellschaft  bedingt;  welcher  letzteren 
^^erade  in  diesen  Tuucten  die  Vorzüge  der  PrivatunterneUmuüg  reia 
angedichtet  werden. 

Stroussberg  iiiuimt  die  ticu. -Eiitrei»ri^(^  ti.  Achnliclies  in  Scliutz  bei  I'rivat- 
babiicn,  wegrcii  d<  r  Schweiiiilligkcit  der  Ba\il<  itung  cim  r  A'.tieü!?«scllsohaft.  l»ic 
Aclicu^cscll>'  Ii  ift  steht  ftb«r  auch  der  St  iMtNViTwaltaiijc  liier  nicbt  iinbediiiL'1  nach. 
l'iiuiliH-  Erfahrungsthnt<ar  )i<M»  si.h  mir  zur  Entsrliciduii^' <iii' r  -olchen 

Trage  schwer  vorwcrtbcn  und  am  Wenigstmi  kann  mau  aus  iiineu  eine  aligciueiu 
gültige  B«gel  ableitoe.  Bald  ist  eine  Privat-,  bald  oliie  Staatülmhn  überlegen.  Land 
mid  Zeit  entbchüidcii  hierbei  wescntüch  mit  Aus  dein  iuiit-i-fn  Wesen  bcid- r 
V4>rwaltung*  ii  kaoD  man  aber  Jtiiodcstcos*  obeosoviel,  ja  eigentlich  mehr  ünUidu  für 
den  Vorzug  der  Staatsbabn  wie  der  Prirattmbi  ableiten.  Der  gute,  zvcrknie^ig« 
uud  wohlfoili'  Bau  einer  Eist'nl)aliii  lifingt  olli-nbar  von  drei  l'instimdeu  ab:  vom  Könueu. 
Uolien  und  >lU»8cn  der  den  Bau  leitoudeu  und  auüfttbrcudeu  rerMuea.  In  all'-n 
drei  B^dehiiDfen  mOchte  ans  inneren  GrQndon  eher  noch  der  Staatsrenraltnng  Tor 
derjenigen  der  Acticngesellschaft  der  Vorzug  einzuräumen  sein,  wmn  üuch  nicht 
immer  unbedinirt  in  praxi  und  wenn  aui  h  bei  der  Staatsverwaltung  mitauter  wieder 
eine  speciKscbe  bun  aukratiiche  Schwerfälligkeit  vorkommen  kann. 

VVeicntlich  beistimmend  Sax  II,  152  Ii',  nur  mit  cinigiu  Kiuweudongen  gegen 
meine  .\cusscrun<ren  in  d.  2.  Aufl.  Uber  gewisse  Verwaltungs[iii>  biini.  Ii.-  <rau/-  wid«  r- 
Icgt  bin  ich  dadurch  m.  K.  nicht.  In  der  Saclie  selbst  ghiubt*  icli  aber  doch  dio 
eingehendere  BuweisfUhning  hinsichtlich  der  Momente  „Können,  Wollen,  MQssen** 
(ror.  Aafl.  S.  571—573)  als  kaum  mehr  nothwendig  hier  jetzt  woglasaen  sn  können. 

Mitunter  wird  in  der  Kostenfrage  selbst  der  Versacb  gemacht, 
mit  genaaen  statistisehen  Vergleichen  der  relativen 
Bankosten  (p.  Meile)  fttr  oder  gegen  das  eine  oder  andere 
System  etwas  su  beweisen.  Allein  es  ist  klar,  dass  zwei  ver- 
schiedene Bahnen,  selbst  in  sehr  ähnlichen  Terrainrerhältnissen, 
niemals  eine  derartige  irgend  genaue  Vergleichnng  gestatten. 
Denn  die  Umstände,  welche  nachweisbar  in  erster  Linie  immer 
die  Kosten  bestimmen,  sind  stets  mehr  oder  weniger  verschieden. 
Ob  überhaui)t  etwas  und  wieviel  von  dem  Kostenunterschiede 
auHserdem  auf  den  Umstand  der  Verschiedenheit  der  Verwaltuugs- 
sjsteme  zu  setzen  ist,  lässt  öich  sclilechterdings  nicht  ermessen. 

Genau  ein  und  dieselbe,  gleich  ausgestattete  Linie  mUsstc  derscibtiti  Zeit  von 
einer  Gesollschaft  nnd  rom  Staate  gebaut  und  dieses  Experiment  so  und  so  oft  wieder-* 

holt  sein,  um  Beu'>a<  Iitun^^^^fchler  und  zi]f:illi;:<'  Einfliisse  zu  ellminireu.  wenn  ein 
solcher  Vergleich  nur  einigcrmassen  statthaft  sein  sollte. 

Jeile  cin^^chenderc  Kostenstatistik  ron  EiscnbahnAn  zeigt,  dass  dor  UVrth 
des  (irund  und  Hodens,  die  TerrainltescIiaflVnheil.  wovon  der  Umfaui;  di  r  eigentlichen 
Krdai  lt.  iiiMi  ;Bei\  cftiti?  von  Erdmasse)  u.  a.  m.  li,iii|>(?Jii  liHch  abhängt,  das  Vorkomni-  n 
voll  giusi-  a  Eüisrliiiitt'  Ii,  Tunneln,  grossen  Damun  n.  ^  iuJucten,  liru<  ken,  ilic  von  der 
ltahnfr<-i(Uen/.  abliängiuc  HassC  dtal  Faliniiaterials.  sell)<tver>tiindlirli  die  Ein-  oder 
J>o]i]>eIj leiM'jki  it  <1  1  Hahn  u.  V.  H.  m  f!i-  vi-'M^icd  Verschinl.  nheitcn  der  KoM' n  b--- 
dingen.  Ebenso  ist  du;  licit  d'  S  ISaUiiliaua  aucii  in  «ierselbeu  (icircnd  w.-gen  d<  r  Vcr- 
änderoiig  der  Preise  und  LOhne  von  wesentlichem  Kinltusse.  Endlich  i>t  doeh  luch 
h'tii  iet/t  der  ..Hang'"  ''iiier  F! ilm  im 'I'ransportsysteni  —  ob  Haupt-,  ob  S<?«  and.ir- 
bahn  u.  s.  w.  —  von  Eiuliuss  auf  «iie  Baukosten ,  so  wenig  leider  bishur  gewdhidi«  h 
bei  Staats-  und  FriTatbahDen  diese  verschiedene  natfkrliclie  liangerdnnng  «iner  Balm 
fOr  Anlage,  Bau,  Aaastattnng  genügend  berttcksichtigt  vnnle  (S.  folg.  Ab^chnitt^ 
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Au"h  au:.  itiiiistisciicn  Durchs'  Iiiiitlbiublcu  für  ciiio  ^rüsscn-  Aiuahl 
oder  lur  alle  Privat-  nud  StaatsWhiicii  cinus  oder  melircrcr  Länd<T  iüt  der  otvaige 
TCiiifltiss  ]<  -  Vcrwaltanirsmomi  nts  nuf  diu  Kosten  iii<  Itt  ttt  oriniUelo.  DcDti  aach  diese 
Zalileu  Werden  ganz  von  obi-^cii  Fa<  torcn  bestimmt. 

Eine  Vorpleichung  von  ungefälir  dcichzi  itig  gcbadtt  u  Bahnen  in  Nai  lib.n-srhaft 
und  in  ungiefthr  gleichen  Tcrrainverhältnisscn  zciut,  da^s  alsdann  auch  die  Küst<  ii 
sich  nicht  so  rcrs«  hiolon  stellen.  Aber  ob  es  Staate-  oder  Pri?atbaliueu  sind*  ist 
liierfiir  ganz  glei<  liguiiig. 

Die  uninittclhare  Beobaobtuug  und  PrQfoog-  kaun  im  coocreten  KaDo  gewiss  oft 

theueren,  vei-sohwcndi^isi  lien  oder  einfachen,  sparsamen  Bau  nachweisen  und  /eigen, 
wie  dies  hier  mit  dcu  Staat:»-  oder  Privatbahnsystcm  /usammeuhängt.  Daraus  mag 
mifunti-r  filr  eio  liestitniiitcs  Land  eine  Folgerung  in  der  StreitIVage  hervor-rehen, 
nieht  alter  fttr  die  i»rincipiello  Entscheidung  der  Klagte,  l H  1  sicherlieh  wird  sich 
bei  der  uöthi:ren  zeitlichen  und  räumlicli'  ti  Au^iiehnanir  solcher  directi-r  Jteobaehlutigen 
wieder  Licht  und  Schatten  bei  beiden  Systemen  gleichiu&ssig  vcrthoüt  fimlon. 

Hier  einige  Beispiele  aus  d.  prouss.  Eisanbalinstatistlk  für  1869,  die  aus  d. 

früheren  Aufl.  hcrüberirenomincu  W(Ji>lon,  da  es  /.weckmÜJisig  erscheint,  etwas  ältere 
Uatou  zu  vergleichen,  statt  der  neueren,  bei  dcjion  die  grosse  Unigestaltunir  der  volks- 
wirtbKchaßlichcn  Verhältoiase  von  Kinfluss  war.  Die  Daten  au>  den  l<  t/ten  Jahren, 
wo  durch  die  grossen  Vei>taatlichungen  Alles  versrhoben  ist,  eignen  sich  /um  Ver- 
gleieh  noch  wenijrer.  Fi:r  die  Systemfrage  ist  aus  Daten,  wie  <lei>  f.il^r.  iiilf>n .  wie 
gesagt  nichts  zu  cufiichmeii .  wohl  aber  geben  dieselben  einen  Kinblu  k  in  die  Bau- 
kosten u.  damit  in  die  (inanziell  besonders  wichiiir*'  Seite  des  Eisen balina'esens.  Des- 
halb habe  i'  Ii  diese  üel»nrsif  liten  aueh  in  .!ii'M>t  Auf!,  beibchalfi  u.  KnstfU  p.  Meile 
iü  lOOOen  Tlilru.  u.  in  Procenten  der  ticsammtkosten,  wobei  hit-r  nur  die  HaujJtpostea 
aufgefidirt  sind.  Die  amtliche  Statistik  spcciftcirt  noch  etwas  weiter  (an  d.  Eniarb. 
wurden  die  Aus?:-,  fiir  Rnsrlmie^en  .  T^iiifriodigungen .  WeueiiV'crsrSns-c ,  zu  Balnih'  fVn 
u.  Wärterb.  die  Signale,  zum  Aulwaud  für  Verwalt.  u.  Zinsen  währeud  der  Bauzeit 
auch  der  fur  ansseronL  Anlaeen  u.  Insgemein  gerecbnctV  Die  Statistik  des  Vereins 
D.  Ktspnbahnverwaltnngeu  enthält  älinlit  lie  Daten  aur  Ii  il'ter  die  meisten  ainleri  n  D, 
Bahnen.  Die  Daten  lieider  Werke  stimmen  übrigens  nicht  immer  ganz  genau  Ubcreio. 
Die  in  dem  2.  Werice  Irafindliehe  Rnbrik  „Ausgaben  filr  Vorarboiton*^  fehlt  in  d. 
prenss.  amtl.  Sta'isMk.  z.  Tli  Ix  iiitdeti  siili  auch  darunter  Zinsen  wiilii'n-i  der  Uni- 
zeit  In  Bezu?  auf  Bererlmung  der  letzteren  besteht  nhrisrens  auch  manche  Ver- 
«chiedeuheit  Bei  den  Staatsbabncn  pflegen  sie  nicht  eingerechnet  zn  werden,  so  dass 
die  Zahlen  für  diese  insofern  etwas  zu  niedrig  sind. 
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Die  KobtuQ  tli-T  X  liicfoii  Ebenen,  die  bei  d.  Ber?^.-Märk.  uod  ßhein.  ß.  vorkouimcti, 
sind  7M  dem  \etiiL-n  Titel  (Ausserord.  u.  s.  w.)  K^recliDet  —  Ve^hältIä•b^imilisig  die 
^rö>stü  Gleichheit  des  absol.  und  idat  AufWaada  bestellt  noch  heim  Oberbaa 
(Si  hiein'ii .  Schwellen,  Drehs»  hribt  ii  u.  s.  v.),  wo  die  crn'sserc  oder  geringere  Awü- 
dehnuni!^  des  zweiten  Gleises,  der  liahiihol-jchiuiien  u.  s.  w.  die  mciitc  Verschiedenheit 
Iievirken  wird.  Der  stiirk'^te  Intcrscliiod  besteht  in  den  Kosten  des  Betriebs- 
111  1 1 rials,  wi<'  selbst  ähnlich  situirfe  ü;ihueii  wi<-  die  drei  grossen  westlichen  Linien 
in  ob.  Uebcröiuht  (Cüln-Mind. ,  Ber;r.-MärL  und  iihein.)  u.  wio  Berl.-Anb.  u.  Berl.- 
Hamb.  viner^,  BerL-Magdeb.  anderors.  zeigen.  Fdr  die  Abhtii|i;igfeeit  der  Kosten  von 
der  Privat-  oder  Sfantsri-r«  ntiiug:  wäre  vn  nicht  ohne  Interesse,  zu  s  •litii ,  wie  die 
sog.  GcQcruleutreprise  sieb  bcrausstcUt.  Aber  auch  liior  i&t  der  ilinlluss  der  tiu2«]nea 
obigna  Factoren  natQrlich  maüS);ebcDd  u.  beim  Vergleicb  weiss  man  nicbt,  wie  die 
Arbeit  qualitativ  ausgefallen  ist.  Tilsit- In^terbm;J:  init  14(1,000,  llcrliu -Görlitz  mit 
494,000  Tbir.  p.  Meile  in  (ieacraleutreprise  gebaut  crsclicioen  oii-bt  eben  woliifoii 
n.  manche  Klagen  rorianten  über  die  BaubcschafTenheit  der  letzteren.  Die  ochleswic'- 
ocbvii  Bahnen  kamen  nach  »Ii in  System  auf  .320,000  Thlr.,  fast  genau  di'-scllM 
Summe,  wie  für  Alto?ia-K!'!  .'{üi.ODO  Thlr.y.  welche  Linie  von  der  Privatverwaliuni; . 
allerdings  irUhcr.  irei»aiit  wunlc.  (Vgl.  über  Generalcntreprisc  St rouss berg  a.  a.  U.. 
iiam.  auch  aber  die  Mägii^  hk.  seiner  Gewinne  dabei,  wo  sich  allei-dinir$  der  Vortheil 
des  für  sich  handelnden  Priv  itnti»ernehmcrs  zeigt  S.  209  tf  ).  —  Hemerkeuswerth 
ist,  dass  tlio  neuen  Hauten  immer  tlieurer  und  die  Ditrchschuittskostca  y.  M<ilo  lu 
den  (Trossen  Bahnnetzifn  immer  höher  ausfallen,  /.um  Theil  bäiigt  dies  wohl  Bit 
Lidin-  und  Prcisstei^•e^un<;■en,  aiicli  des  Hodens,  (so  lies,  in  neuester  7.  n).  mehr  aber 
ge.wiss  uocU  uiit  der  starken  Vermehrung  d&>  Betriebsmaterials  und  mit  den  gM«$(»erca 
It^cbnischen  Schwierigkeiten  der  neuen  ])abncn  zusammen.  Denn  in  der  Gegenwait 
wcrdi'ii  S'  hwi.  riak.  ifeii  g'crade  weiren  d-  r  l'ortsi  hritt.  der  T'  '  hnik  Tiicht  mehr 

gescheut  wie  früher  u.  dcf>huib  schwierigere  Lijuen  unternommcii,  auch  in  beryi|feia 
Terrain  u.  s.  w.  Das  7erw<;ndetc  Kapital  p.  Meile  ist  bei  den  preiiss.  Bahnen  f«»t 
ohne  jede  ['nterbn  chnni:  j.-ihrlicli  pestiei:en,  aber  noeh  ^t  uker  vormehrte  tdch  fotatif 
der  Guterwageupark,  lerner  au«  Ii  die  Locomotivenzahl,  i.  Ii.  j>er  Mei!»- 

Kapital  Locomot.  l'er»jQeuwageu  Güterwagou. 

Stück  Stiick  Stack 

IS44  29f;.I90  1-2  6-0  II'S 

1855         413,771  1  6  8-2  24*7 

18H3         524,433  2*0  30  42'2 

1807         549,505  2'B  35  53*5 
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Kujtiul  LücüiDut.      rcrsüihüiwagcii  dutcrwagcii. 

Stuck  Stii.k  Stuck 

J'^^.S  510,7!>5  2'2  3-6  1%' 

ISUy         552,072  2*4  3*8  5J  Ü 

1874         630,660  »-2  4-2  69*8 


Dir-«  Zalileii  v.  l^'fiS  an  inrl.  m  iii:  PiuvinziMi ;  daher  die  Verändcnin^r  di-r  IhirrlischiiiHs- 
grösscD,  aber  schou  lbü9  dio  alte  Kicbtuog.  lu  Eugiuud  sind  dagcgcu  die  relativen 
Baakosten  seit  2$  Jahren  nur  wen\K  gesOßgen,  Es  ist  aoch  nnr  ein  Zufall,  das«  z.  B. 
in  P  reu  s seil  tli-'  Dur(;hs( hi)i(tc  für  Staats-  und  Privatbahncii  fast  gleich  sind,  wi. 
Iböy  p.  M.  für  jene  551,910,  lUr  diese  Ö52,y05  Tblr.  oder  wie  lbT4  S2,S5T  Tbir, 
p.  Kil.  f.  d.  Staats-,  79,28»  Thlr.  f.  d.  Priratlmlinen  in  eiy.  Verwalt  ^I«)  1,1 76  TWr. 
f.  d.  Privatb.  in  Staatsvcrwalt.i.  Innerhalb  der  Staatsbahncn  finden  sich  beim  \<-i- 
gleicli  der  unter  einer  besond.  Vcrwaltnng  stehenden  Linien  Untcrsc  lü^  de  wie  1  :  7 
(Ostb.  n.  Saarbrücker) ;  iunerh.  der  Privatb.  wie  1  zu  fast  5  (Rhein-Nahcb.  u.  Neissc- 
Itrie^er)  (in  1889).  Yeig^leicht  man  «He  eiozalnen  Bahnlinien  nach  diesen  Kosten- 
durchschiiittfn .  «o  stohf'n  in  isn9  in  Prcossen  die  westlichen  Bahnen  im  (Janzen 
oben,  die  liördlichcu  u.  östlichen  unten  in  der  Kcihe  der  Meilenkostcn .  doch  mit 
bemorkcnswcrthen  Ausnahmen,  z.  11.  unter  den  th(  licrou  liio  nieder»chles.-tnark.  (Berf.- 
Bresl. ,  von  einer  I'riv.'itpes.  gebaut)  u.  d.  HerI.-^Iau''i('l).  Ni  l)i  n  ilon  schwierigeren 
Tenrainverhältnissen .  grösserem  Ycrkohi,  also  Itctriebsmaterial  sind  höhere  Freiäo  u. 
L5lui6  Im  Westen  daran  wohl  Schuld.  —  Uebrigens  sind  alle  SchlQM«  ans  den  Meüen- 
kostcn  der  einzelnen  Hahnunternehmungen  mit  Vi  rsi«  lit  zu  zirlion.  il-  iin  der  zufällige 
Ufflütand,  ob  eine  Bahn  z.  IS.  hier  auf  hurt  oder  ein  paar  Meilen  weiter  achU  bewirkt 
oft,  da»  besonden  kostspielige  (z.  B.  Tunnels.  Brucken  n.  6.  w.)  oder  bUtigo  Strecken 
(/..  I'.  in  rlcr  Kbenc)  hold  bei  dieser,  bald  lui  jener  Hahn  eingerechnet  werden,  wo- 
durch sich,  roUends  bei  kürzeren  liahnen,  die  Durchschnitte  sehr  verändern.  Ks  ist 
diM  aoch  beim  Vergleich  zwischen  Staats-  und  Privatbahnen  zu  beachten,  nauientl. 
/.wischen  grossen  Sr.i.itsbahnnetzen  n.  kl  eineren  Privatlinien.  Die  Durchschnittskosten 
der  crsteren  sind  mehr  wirkliche  Mittelwn fli ' .  weil  der  Kfiiflu'-  theurer  und  billiger 
Strecken,  die  meistens  beide  vorkommen.  Iii-  r  s<  hon  ausgci»[i  Ii  ii  ist.  Dies»  zeigt  sich 
z.  B.  in  dem  obvft  erwähnten  kleineren  Kostcnuiit<  r^^lll  1  d>  i  einzelnen  pruusts. 
Staatsbahnen  gegenüber  dem  gr^tsseren  der  ein2clnen  Privatbahnen. 

Kach  der  oben  gen.  amtl.  Eisenb.  statist.  f.  IbSO/bl  sielien  Mch  die  Kosten  f. 
alb-  deutsehe  Bahnen  auf  24B,'^5U  M.  p.  Kil..  der  Siaatsbabnen  auf  2<)3.u2ä.  der 
I'iiv.b.ilincn  unter  Staatsverwalt.  auf  2S1.5Ü3.  unter  Priv.Vf  rmlf,  auf  191,27!»  M., 
woraus  htfcbstens  das  Kine  folgt,  dass  die  alten  wohlfeilen  gut  iuudiilun  u.  hoi.h 
rentirenden  Prir.bahnen  mit  wegen  ihrer  Thenerheit  bis  dahin  noch  nicht  enrorlMn 
werden  konnten.  Die  Qiioton  d<„'r  Ilanpikristi  atli -ilt^  weichen  wenig  bei  den  v.Tsrhi<-d. 
Kategorieeu  ab,  cStaabb.  —  woruutcr  freilich  viele  alte  Prir.bahnco  —  u.  Priv.bahucn 
in  eigener  Verwalt  bez.  (irunderworb  10'55  n.  11*4(1.  Herstelt.  d.  Bahnkörpers  durch 
Tidarb.  u.  1600.  Wogeilberg.  n.  Kinfricdiir.  21.}  u.  21.'{,  Dnrchliisse.  iWUckiii 

10-11  u.  7'b7,  Tunnels  2-|5  u.  (l•y^.  Überltau  21  !»5  ii.  24  71,  Signale.  Kahnhöfe, 
Haltcstelh-o.  Worlst.  14  45  n.  14-82,  Hetriebsmittel  u.  And.  22-bb  u.  22-0ir;j. 

§.  274.  D.  Betrieb,  Betriebskosten. 
1.  Betrieb.    Relativ  ist  auch  hier  Alles. 

Uänhg  wird  den  Priratbubueu  vor  den  Staatsbahnin  nachgerühmt:  grossere 
Kttchsicht  auf  Bedarfnisse  und  Wttnsche  des  Poblicnins,  coulanti'rer  Botrieb,  mehr 
nach  kaufmännischer  statt  nach  bureaukrafischer  .\rt,  besonders  im  (iilterteikehr, 
grössere  Höflichkeit,  (icfalligkeit  des  Personals  u  s.  w.  Mitunt'  i  lii>rt  man  :»l<'«r  am  h 
den  Staatsbahni-n  in  Betreif  solcher  Punct»;  den  Vorzug  geben.  Ks  ist  klar,  dass  &ich 
keine  allgemeinen  Urih-dlc  dieser  Art  fiUleii  lassen  unil  dass  sich  weder  aus  dem 
\Vo>en  der  Saclij.  noch  aus  der  Krfahrung  ein  s  ih  her  Vorzug  d.  r  Staats-  od<  r 
Privatbahucu  ergicbi.  Bezeichnend  genug  wo<  hselii  sclltst  iu  kurzer  Zeit  die  Meinungen 
im  Pnblicnm  in  solchen  Dingen.  Die  N'erhältnisse  der  Zeit  oud  des  Landes  iriad 
eben  entscheidr'nd.  Aber  für  die  prinrii'ii-'llc  r'r.i^'-'-  fnl^'-t  ^ns  «nl -lien  LiiihrÜcn  nirLts. 

Elier  lasst  sich  schon  iu  Ordnung  und  Punctlichkeit,  Sicherheit  und  Schnelligkeit 
des  Betriebs.  UnparteUiehkeit  und  Unbestechlichkeit  des  Dieustpeiaonals  im  Staats- 
and Privatbahasystam  eine  chaiacterlstische  Tcischiedonheit  uacliiroiseD,  obwohl  aoch 
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hier  (Hü  VurliiiUiiis:je  in  vcnschiedcncii  Ländern  sich  oft  wcäcntli<-h  UDlerschciden. 
Die  iilli^euiein  strengere  Ürduung  im  Staatsdienst  triebt  aber  wohl  von  vornherein  «*!n<« 
gewisse  Bürgschaft  anch  für  die  Slaatsbahiien.  Wenigstens  bei  uns  wird  dies»  ili- 
wartDOg:  mcht  durch  die  Erfahrung  LUgen  gestraft.  Desshalb  brauchen  gcwi^^o 
Klagen  Uber  riii/ehn' Sta.itsbahncn  nicht  immer  unhfsrrnndet  zu  sein.  Aber  d:t.ss  z.  I!. 
das  Unheil  über  die  verschiedenen  pn-uss,  Staatli.iliiji  u  un^'Ieich  iat,  zeigt,  d»ss  hier 
keine  noth wendige  Inferiorität  des  Staatsbt tri' )is  gegen  den  Gesellschaftsbetricli 
vorlio;jt  Am  liln  in  wniil.'  vie  lfach  Klage  geführt  über  die  Staifsrorwalt.  der  Berg.- 
31ärk.  Hahri  vorglii  iien  mit  der  PrivatverwalL  der  Göhi-Miudencr  u.  namentlich  tl«r 
trcU'lich  admiaistrirtcii  Rhoinische»  Bahn.  Aber  der  prenss.  leidige  nAsseanrisniti!»^« 
tVic  ( i!i;jeitig  privat rechtiicli'  Aii-lilMutii;  der  Staatsbeamten ,  lässt  >\<  h  dr,  h  au- h 
abstellen.  »S.  auch  Sax  II,  15(i  mit  einer  den  Privatbahoen  olwas  günstigeren  Auf- 
fassong. Seine  Denreisftthrnng  hat  mich  nicht  Qberzeagt  Die  Statist.  Daten  S.  159  II*, 
beweisen  iiicliH  Sicheres  in  d.  l''rair«^.  weil  zu  mancherlei  u.  and«  re  l  actorcn  oiti- 
wirkeii.  Der  Auslegung  dieser  Daten  u.  dorn  Schlusi  auf  S.  ]('>4,  dass  ..diu  Bc- 
haiiptungcit  über  die  minder  befriedigenden  Leistungen  der  Privat-  gegeuu)>cr  den 
Staatsbahneu  in  Preassen  durch  die  Tliatsachen  dchavouirt  wurden",  kaun  ich  nicht 
ganz,  beistimmen.  W'i-nu  wirklich  die  Kosten  bes.  bei  der  4.  Wagenclasso  i-n  Por».- 
vcrkehr  bei  d.  prenss.  Halmen,  /uuml  den  Sfaatsbalineii  grösser  als  dii  IauuaLux'-  sein 
sollten  fiu  gegen  lö — 1(>  Plenn.  j).  M'  ile  u.  Pers.l?),  SO  läge  darin  nur  wii^tlcr  ein 
1{i  i>|)iel,  ähnlich  wie  im  «ilfentl.  \'ersicli,wcst'n ,  dass  man  bei  öfl.  Ausf  tit-  ii  m.  ial- 
politisch  gunstige  Leiiertrajrungeu  zwischen  den  verbcldedcaej»  Kopien  (be/..  Oeiahr-> 
Ciassfu  zum  Yortheil  der  unteren  Bevidkerung  nacben  kann»  Ueber  die  naucherlci 
Kofornien  in  Preiisson  seit  d.  Verstaatlichung  s.  u. 

2.  Hinsichtlieh  der  Betriebskosten  hOrt  man  mitunter  die- 
selben LobsprUche  wie  hinsichtlieh  der  Baukosten  den  Privatbahneo 
ertheileDy  aber  ebenso  unriehtig.  Es  sind  hier  einzelne  Bahnen 
und  ganze  Bahnnetze  zu  unterscheiden. 

a)  Bin  innerer  Grund «  dass  eine  einzelne  Staatsbahn  als 
solche  theurer,  absolut  und  namentlieh  relativ»  nemlich  zu  einem 
höheren  Procent  der  Betriebskosten  von  der  Bruttoein- 
nahme verwalte,  besteht  nicht. 

Nach  der  Nator  der  Saclie  mass  in  dem  ganzen  Mccbauisniui  der  Vervaltunu. 

der  Relrie'isleitung  und  Bcfrieltslulirun'.:'  zwi.schen  beiden  Arten  Baimcn  eine  gross- 
<ilei>  hartigkeit  'lestehen.  wa>  auch  th:it>;ichlich  der  Fall  ist.  Der  Staat  ni:ig  hi»  r  uii.l 
da  cfwa^  schwerfälliger.  bureaukrati.scher  \erwaltcu,  ein  paar  Beamte  mehr  haben. 
Nnthuetiilig  und  regelmässig  ist  auch  dies  nicht.  Auch  dies  ist  nicht  w.ilil  aus 
\  ersleich  <ler  Statist.  Durchschnittszahlen,  sondern  nur  durch  unmitt  Ibare  Beobachtunc 
festzustellen.  Der  Bedarf  an  Beamten  und  niederen  Arhcitdkraften  hängt  natürlich 
)><  .>mi);rs  von  der  Grösse  des  Vericehn»,  Anzahl  der  Stationen,  derco  Bedcatnn?  u.  s. «. 
ab.  selbst  in  BetretI  der  nllir* meinen  Centralverftaltun::.  In  Preuss*  k.iiiK tV.'i 
bei  dun  Stuabb.  Jkamte  und  llulf»arbeiter  bei  d.  allgem.  Verwalt.  auf  luojjuu  Ihli. 
BnittodBU.  S'5,  hei  den  unter  Staatüvcrv.  steh.  Piivatbahnen  B*7,  bei  d.  and.  Prirat« 
Viahnen  aucli  .'!•".  oder  p.  Meile  1*  5,  .*t  f;.  Ti'>.  ib  r  in  i'dcr  (inipiM!  erheid.  Verschied»  ri 
lieiten  bei  den  einzeluuu  Bahnen.  Die  Dircctionuu  hosteten  bei  d.  htaatüb.  HA, 
bei  d.  - selbst.  Priratb.  322  Thir.  Inferess.  Statist.  Material  fbr  üoiist  Veigleicho  a. 
Preiis>.  Ki^ienliahnstati-fik  für  IS()".»,  ,s.  )TS:  deutsche  dsgl  S.  1 2>.  Der  etvaig'j 
kleine  Nachlhuil  der  Staatsbahnen  gleicht  &ich  oft  bchou  dadurch  aus,  dass  die  Gehaitc 
der  höheren  Beamten  im  Staat!)dlonst  etwas  niedriger  hind  und  es  bis  zu  ein«>m  gewissen 
(irade  sein  können.  Die  mancherlei  kleinen  Wrschiedenheitcu  in  d.  Stellung  der  ein- 
zelnen Be'itmten  erschweren  genaue  Ver^'lt  ii  ]ie  von  Bahn  /.u  Bahn.  Aus  den  Durcli- 
hi  hnittszahleii  ist  wieder  zu  weiiis;  Siclu  i  .  m  entnehmen.  Bei  d.  ol.or->ten  I ..'ituug 
(incl.  Verwaltungsratli  I  werden  die  Kinnahmen  der  Beamten  durch  Tanti- nien  «»flers 
weseiilllch  eTlndit.  /.  B.  I)ei  iiiunch»;n  nsti  rr.  Privatbahnen,  am  h  l>ei  B  mI  Aüh.  u.n  in. 
Die  höhereu  Slclleu  in  d.  Dircctionen  «i.  prcui>s.  Staatiib.  waren  um  i^Tti  mcui 
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Uiit  1200 — 2000  Tlili.  doiiit,  cbeusiu  bei  d.  prcuss.  Privatb.  ujiter  Stantsvcrw.  ;  bei  de« 
Sachs.  Staatsb.  waren  die  Sat/.e  1200  —  2500,  der  würtemb.  0S6  (Bar.^  —  2*286» 
der  l.ai.  r.  015  —  1714  (ohne  Generaldir.  .  tor .  <].'V  i.:i<I.  Hsc,  (Bur.)  —  l.'i'l  — 22S5 
Thlr.  Dagegen  z.ß.  BcrL-Hamb.  2500— tiuoo,  B.-(iurliu  ISOO — iOOÜ,  Beri.-^IagdeJ». 
800—4200,  B.-Stetti&  $00—5000,  Magdcb -Leipz.  1000—4500,  Baier.  Oslb.  34*29. 
I*f:i!z.  his  4572  Thlr. .  intltsscn  TlifirirjLT  ,  T.cipz.-DrcsiL  durh  wiedr-r  in  don 

MaaääCü  der  SUatebahnen.  in  den  70  er  Jahren  tiüd  uieb»t  Erhöhungen  der  Uchaltc 
eingetreten.  8o  bezo<ren  die  Hitrtiecler  der  obersten  V'ervralt.  am  1S74  bei  d.  prenss. 
Sj.iatsliahiicf.  900— 3S00  Thlr..  irowühnlich  1400  :;ino  Thlr,,  K-i  d.  Spichs.  Staat.tf. 
1000— iJ500,  wiirt.  1067  —  3000  Thlr.,  bei  BcrL-Hamb.  jetzt  2500—7500,  B.-tinrliU 
2100—5000,  B.-Masrd.  800  —  6000,  B.-Anbalt  2750— SOOO,  B.-Stcttin  1000— 5500, 
Magdeb.-llalberst.  2000  — SOOO.  bei  Magd.-Leipz.  bis  8500  Tlilr.:  nach  deutschmi 
StaatsbeamteDreili&ltnissen  also  z.  Tb.  abcrthebeue  StcigeroDgon  bei  den  Friratbahncn. 

Eine  VerBchiedenheit  der  Betriebskosten  wird  sich  daher  aus 
anderen  Ursachen  erklären  mUssen.  Einen  Vorzug  hat  aber  sogar 
die  Staatsbahn  Öfters  vor  der  Privatbahn  vorans.  Ein  Theil  der 
Betriebskosten,  nemlieh  diejeuigen  der  allgemeinen  und  Gentral- 

verwaltung,  stellt  sich  bei  grösserer  Länge  der  Linien  nnd  absolut 
höherer  Geaammteinnahme  relativ  günstiger.  Daraus  folgen  nattlr- 
liche  Voi/.iigc  der  grossen  vor  den  kleinen  Hahnen  und  denigemüss 
öfters  auch  schon  der  einzelnen,  eine  läu^^tre  Strecke  verwaltenden 
Staauliiihn  vor  der  Privatbahn,  wenn  auch  der  Einfhiss  dieses 
Moments  hei  der  allgemein  genuinen  relativen  Höhe  der  Aiisgahen 
für  die  allgemeine  Verwaltung  gegenüber  den  sonatigen  lietriebs- 
kosteu  nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

l'rrhnungen  d';r  oin/  In  n  Bahnen  sind  bes.  im  Posten  der  ..allgemeinen" 
Aus<;^abeQ  nicht  immer  genau  vergleichbar,  weil  doutselben  Itesondere  Zahlangeii,  i.  B. 
far  Babnpacht  {Hanno?.  B.)  znt^rechnet  werden,  auch  die  Verbncbong  auf  die  ein- 
zelnen linnptnibrili'  n  v  rscliieib  n  i-t.  Bei  kl. -inen  sclbsl.'indiLT  vcrwnltot.  n,  vollends  bei 
wenig  frequenlcu  .solchen  Priratbahneu  stellt  «ich  das  Procent  der  allgem.  Ausg.  v.  d. 
(«esammtausiBrabe  sehr  hoch,  z.B.  1809  Tils.-In8terb.  20"  „  (pronss.  Stat.,  18*9  Deutsche 
Stat.t.  uberh.  Iiei  mehreren  Privatb.  Preiissi  iis  lili.  i  10,  meist  0— i»";,,.  Dav'cg.  n  liei 
einzelnen  icrossen  und  trcqa.  Privatbahuen  auch  unter  5''yo,  2.  B.  Cöln-Mind.  4  7, 
i'benso  B.-Stett,  B.-Hainb.  nnr  3  7,  l>ei  d.  Utferen  prenss.  Staatsbahnen  5—6%  (wo 
aber  Inspectiou  inbcgrifi'en;  deutsche  Stat.  giel>t  405 — 4"yi  uti  .  nur  O.stb.  7*8  (5  05\ 
Bad.  3-2S,  Baier.  VIS.  SFu  lis.  4-0«»,  Würt.  2-49%.  Im  J.  ]s74  fiel  na<  h  d.  Vereinsstat. 
auf  d.  allg.  Verw.  bei  d.  deutschen  Staatsbahnen  4  SO^/^  d.  üesamnitausg.  (Baier.  nur 
\'SS),  bei  d.  Privatb.  in  eigen.  Verwalt  648  (Tils.-Insterb.  17*44,  aueh  liei  anderen 
kleinrn  Vcrwalt.  10 — 20"/„i.  Nach  d.  n<  uen  deutsehen  Eis.l».5tatist  f  l^^n  mit  einigen 
Abweichungen  der  V<  rltuchuag  gegen  Iruher)  sind  die  Ausgaben  f.  ailg.  Yerwalt.  bei 
d,  Staatsb.  S-2!>,  bei  d.  eigeusverwalt.  Priv.b.  10*73.  davon  bloss  die  porsönl.  Ausg. 
5-70  u.  7  42'' „  der  Ge^ammt-Betriebsantg.  oder  p.  KU.  d.  Betriebslftngc  1186  u.  1271, 
p.  1000  Kutziöl.  ISS  u.  25S  M. 

Hiervon  abgesehen  hUngt  die  Höhe  des  Proeents  der  Be- 
triebskosten Ton  der  Robeinnahnie  wieder  von  ganz  anderen 
Ffictoren  ab:  vor  Allem  die  Grösse,  Art,  liiclitung  des  Verkehrs 
selbst,  das  davon  vornehmlich  bedingte  Verhält uiss  des  todten  zum 
nützlichen  Gewicht ^  die  Kiveauverhältnisse  der  Bahn,  selbst  das 
Klima  der  Gegend,  endlich  die  Hohe  der  Arbeitslöhne,  der  Preise 
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des  Brennstoffs  n.  dgl.  m.  sind  hier  entflcbeidend.  Aob  diesem 
KosteDprocent  lAsst  sich  also  fttr  die  Staats-  oder  Privatbahnfrage 
nichts  entnehmen. 

Auch  in  «liesem  Puncto  sind  die  licrcchnungcn  nicht  iumcr  gleichartig',  die 
uintl.  preuss.  u.  die  Statist  des  D.  EisenbahnFercins  zeigen  Abweichungen  in  den 
l*ro«^entcn  der  Bctrii  bsaii«^.  von  d.  Betriehseinn.,  so  l)ci  d.  prpuss.  Staatsb.  UneOn^ti^er 
stellt  sich  da-  i'ruccnt  bc^ionders  bei  weniger  freiiu.,  Itei  neuen,  bei  kleinen  ^»egrn 
llölie  der  allgem.  Kosten  u.  geringerer  Ausnutzung  dos  Hatcrialsi.  bei  Alteren  Bahnen. 
ih-TiPn  neue,  noch  wenig  frequente  Strockcn  Innzutreten.  Nach  der  preuss.  Eisen- 
bahnstat, für  1869  S.  T3  war  das  ProcoHt  bei  d,  Staabb.  4ü  7  (Min.  Usib.  a7  S 
Max.  Bebra- Hanau,  eben  erOflnet,  63*2%),  (fn  bes.  nngUnst  Jahre  1S74  nach  d. 
Veroinsstatist.  S.  95  bei  allen  deutsch.  Sta.itsb.  701 7.  Min.  oldenb.  4S"62,  wtirtf^mb. 
ä7'Ö^,  bad.  öS'33,  baier.  6U'25,  sSkchs.  ü:!  26,  uiedcrschlcs.  märk.  mit  (iebirg&b.  U7  6ä, 
Ostb.  76*32.  Frankf-Bebre  99'2<iX\  bei  d.  unter  Staatsrcnr.  steh.  Prlvatbabnen  42*« 
(Min.  Oberschles.  Ilauptltilni  .'t.')  1 ,  in  1*^71  44'5S  nach  d.  Vereinsstat.) ,  Max.  Khein- 
Nabe  Bahn»  schwacher  Vorkehr  u.  theurer  Traasportdicnst,  61'77»)  {.i^lA  IWVJ» 
bei  den  selbstvenralt  Prinitb.  42*9  (1874  5915).  (Min.  Rheinische  83*9,  ferner 
zwischen  IM  und  3!)  I»ci  Bcrl.-Anh,,  B  -Magd.,  Ci)ln-Mind..  Magd.-Leipz..  Max.  die 
neuen,  schwach  fti  qu.  Linien  v.  Vorpoinincru  S\  'l.  Hinterjjomm.  79  4.  Tils.-Insterb. 
04'37J.  (Ib74  Khiui.  4»»11.  U.-Anh.  5167.  B.-Magd.  5938,  vorpomm.  B.  72  In 
nach  d.  Vereinsstat)  Eine  Abnahme  des  Procents  dieser  Betriebsausgalien  im  I). 
aller  prcu^s.  Bahnen  hat  nach  u.  nach  statf,i;efundon .  l^^'>  Ki  O,  1861  41*9,  l^S^i:^ 
4ü'3,  IbüS  451,  1SÜ9  44  0,  die  .Steigerung  l8t»>>  erklart  sich  aus  iler  Einrechn.  der 
Bahnen  der  neuen  Prov.  Dagegen  ist  das  Procont  aller  Ausg.  von  der  Koheinnahoie, 
nach  vorilbergeh.  Abnaluin  .  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben.  52,  Min.  Iböl 

4ÜÜ,  Max.  185H  5ü  l,  neues  Min.  Jbü2  u.  1865  4y9,  l!>67  54  4,  1MJ9  52  1";;,.  — 
Bei  d.  Sicks.  Staatsbahoen  var  1969  d.  Procent  simmd.  Ansg.  v.  d.  Brattoeinn. 
12  71,  ba.l.  51-05,  würt.  OO'll  (viel  neu.^  Konten),  baier.  G'?  t\S  (,incl.  Pa.  htzaLl.  : !, 
brauuschw.  4b'13.  lu  d.  7Uor  Jahren,  bes.  1872  —  74,  ist  ciuo  enorme  Stoigexung 
d.  Ausgaben  u.  der  Procentc  ders.  t.  d.  linn.  eingetreten.  Die  Quote  d.  Betriebs- 
ausgäbe  von  d.  Bruttocinn.  war  bei  d.  preusä.  Bahnen  1871  44  8,  1872  50*4.  l*»7:i 
,54*9,  1874  Ö7  7,  d.  Steiger,  r.  1873  auf  1874  bes.  stark  bei  d.  Staatsb.  Spiter 
wieder  Verbesserungen.  Nach  d.  deutschen  £i8enb.stat.  f.  IBbO  %  BetrIelMwsf. 
V.  d.  Einnahme  bei  d.  Staatsb.  54'29,  eigens  Tenrait  Pri?.b.  55*00.  r.  Staate  renraU^ 
Priv.b.  51-14,  i.D.  bei  .allen  5393%. 

b)  Bei  einem  Vergleich  ganzer  Bahnnetze  kommt  dagegen 
ein  Vorzag  des  Staatsbahnwesens  in  ßctraclit.  Die  einheitlichei 
selbst  centralistiscbe  Staatsverwaltung  aller  Bahnen  eines  Landes 
ermöglieht  immerhin  eine  niehi  unwichtige  Ersparang  an  Central- 
verwaltnngskosten,  an  Ahreehnnngsarbeit  u.  dgl.  m.  Terglichen  mit 
der  Zersplitterung  der  Privatbahnen  in  zahlreiche  kleine  Verwal- 
tungen. 

Viele  unnutze  Konten,  Z.  B.  für  Yerwaltungsräthc  in  ganzen  und  hallicn  Sinernr«^ 
posten.  lassen  sich  dabei  ersparen.  S.  it  1869  sind  die  frtlher  getrennten  sächs. 
Staatsbahnen  unter  eine  Centralverwakung  gestellt.  Für  Achnliches  in  Prenssen, 
wo  damals  6  Staats liahnvcrw.  bestanden,  pliidirte  Perrot  Da  hier  <  inige  wicht.  Prirat- 
bnbnon  (Obcrscli!.  mit  iL  t'nsioii  Wilhelnisb. .  Berg.-M.uk. ,  Hhein-Nahe-B.'*  Tom  St.-iato 
verwaltet  wurden,  woUur«  Ii  wtniQstcns  2  zusammenhängende  Gruppen  bcstandcu.  eine 
vestl.  (Saarbr.,  Rhcin-Nahc.  Nas».,  Main-W<«.,  Hannor.,  Westf. ,  Borg.-Mfirk.)  und 
eine  ftstl.  (tllst.  Nied'■r^<  lib  s. ,  niu  rsi^hl.).  so  hätten  sich  wohl  zwei  Ver^alfmsr'  n 
bilden  ia.Hseu.  ludosen  i^t  es  Iraglich.  ob  hierbei  nicht  eine  zu  grosse  C<'DtraU.x 
entStande.  Weber  n.A.  nehmen  an,  dass  das  beut  baier.  Staatsbabnnetz,  incl.  Ost- 
•»ahnen.  1^7(>  -)chon  über  3000.  ISSl  über  4200  Kil. ,  d.is  ^lavimum  der  BahnL^oge 
uutcr  einer  Ceatralrcrwall.  darstellt.   Das  lUciitige  i^t  wohl,  in  einem  einheitlichen 
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Staatslialiunctz  das  ccutralist.  u.  decetttnUiüt.  Prinrip  zu  vcrbindim,  wie  es  jeUt 
itiit  den  9  preuss,  Sta!itsi  ia»-iib.direi  tinnm  gosrli- hi  n  ist.  n  rins,  Aufwand  f.  d. 
Abrcchnaagspers.,  zur  Wagencontroio  u.  a.  w.  bei  der  Zersplitt.  d.  Verwalt 
lieben  WeitniAiia  «.  d.Yerf.  d.  „TariÜediOb.  od.  Reichaeisenb.?*'  (S.  18)  n.r.A.m. 
borror. 

3.  Die  Einheitlichkeit  des  Betriebs  bietet  auch 
grosse  a n tierweite  V o rtheile  ftlr  Schnelligkeit^PUnct- 
lichkeit,  Einfachheit  des  \'erkebrs.  Eine  ähaliche  Concen- 
tration  der  Bahnen  unter  einer  Privatverwaltnng  ruft  dagegen 
wieder  die  gröSBten  Bedenken  wegen  des  faetischen  Monopolfi 
hervor. 

Das  ,.V<Tlinti(lswescn'*  der  rrivatlialition,  wie  z.  II.  das  (li;ii(sr]i.\  Vmiu  die  Tebel 
der  Zen^pUttcruii^'  der  Venraltmigen  »icbt  gonUgcod  beseitigen;  Verwirrung.  Uoglcicb- 
inässig-keit  der  Tarife,  nuebiheilige  GoncQTrenziDaebcrei,  üebertreiliungen  and  anricbtigo 
Hegcluiiir  'I' ^  Difiercntialtarifsystcms  u.  s.  w.  Auch  die  Kegierungscontrole  derPrirat- 
bahnen  wird  solchen  Uebelständen  nur  weni^  abhelfen  können. 

Der  Hauptpunct  der  Klag<>  frtihor  in  Deutschland!  Ueb.'r  1500  Tarif»-  in  Kraft  u. 
immer  veltere  Vermelir.  und  Verwirr. ,  so  dass  im  (iut<-tv<jrkehr  Niemand  mehr  aus 
norh  .'in  weiss:  die  consequcnte  Voh/o  do  Privaibaliiisy>ti'm« ,  w»>nn  mnn  nicht  in 
„l  usiüueu"  das  Heil  sucht,  die  in  andrer  Bezieh,  wieder  !»edci*kli<:h.  Praktischer 
Ökonom,  technischer  Ilanptgmnd  fUr  da^  deutsche  Kcichseisenbahnproject.  S.  bee«  dio 
o.  S.  or,,',  tr.  Ii.  Hroschün  n,  nam.  „Tarifcrliöh.  od.  ivoichsbalmi  n  ?**.  ..Zehn  Jabrc  preoBS. 
Utscher  lIi>cnbabupolit.",  Wcizmanu  u.s.  w.,  früher  Perrot's  Schriften. 

Man  bat  das  Heil  in  einem  Staats-Elsenbabnamt  zur  Oberaofsicbt  o.  u.  w.  suchen 
wollen.  S.  ii'ioi  die  wenig  errniifhig<?nden  en i?l isrl"  e n  Vcrsurlir-  Cohn  ,  enf^l.  Eisen- 
liahnpolit.  1.  K.  4,  auch  IL  K.  1  u.  4  pass.  bii  Deutschen  Kelche  drängte  d. 
Ilandebntand  langn  auf  ein  Reicliseisenbahnamt  bin.  Im  J.  1878  erfolgte  die  Er- 
richtung desselben  (s.  ,,Zehn  Jahre"  u,  s,  w.  S.  37  H.,  Gesetz  v.  27.  Juni  IHT.S  i.  Aber 
den  gcbegti  n  Erwartungen  hat  die  neue  Behörde  in  keine  r  Weis«-  eatäptochcn,  weil 
sHo  nt  machtlos  ist,  ihren  Beschlossen  Anerkennung  u.  Ui  folgung  zu  rerschaflcn.  Das 
gilt  auch  heute  noch. 

Gerade  hier  sind  mit  dir  Verstaatlich« nj?  von  Prir.bahnen  in  Pr aussen  bereits 
manche  KeformcD  möglich  geworden.  S.  u.  Sax  wird  diesem  l'uncte  nicht  ganz 
goieclit 

§.  276.  —  E.  Tarifwesen.  Der  wichtigste  Pnnet  involks- 
wirthsebaftlicher  Hinsicht  ist  die  Ht»he  der  Tarifsätze  (bei  der 
Yergleiehnng  richtiger  Weise  comhinirt  mit  der  Zeitdaaer  des 
Transports)  nnd  die  Einrichtung  des  Tarifwesens.  In  der 
Frage  des  Eisenbahn  Systems  handelt  es  sich  hier  nm  die 
grossere  oder  geringere  Keigung  zn  solchen  Tarifermi&ssi- 
gungen,  Tarif  reformen  nnd  Einrichtungen  des  gesamm- 
ten  Tarifwesens  flberhanpt,  welche  nicht  schon  durch  das  eigene 
Interesse  der  Eisenbahn  angezeigt  sind.  Iiier  kann  man  unmög- 
lich von  einem  iiatUrliclien  Vorzug  der  Trivatbahn,  wohl  aber 
muss  von  einem  solchen  der  StuaLsbahn  gesprochen  werden.  Demi 
diese  ist  wenigstens  nicht  durch  ihr  ganzes  Wesen  gcuüthigt, 
den  rein  gewerblichen  »Standpunct  einzunehmen.  Dass  auch  sie 
dies  oft  thatsächlich  thut,  beweist  nicht  für  das  Gegentheil.  Viel- 
mehr zeigt  dies,  dass  eine  Befürchtung  in  Bezug  auf  Staatsbabnen, 
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dieselben  würden  nemltob  dareh  das  DrUngen  des  PabUcnins 
naeb  Tarifermässigungen  leicbt  am  die  nothwendige  priratwirth- 
sebaftlicbe  Rente  gebracht,  was  die  Finanzen  Übermässig  gefUfardey 
mindestens  sebr  Übertrieben,  wenn  nicbt  gans  baltlos  ist 

h'-isoDiiement  von  Knudot.  das  Bergias  2.  A.  S.  244  Yieaclitensvi'tth  neoaC 
Auch  die  (ii  gner  d.  d.  Kci'  Ii-Iiahn<  n  hahcn  g.  legeiitli*  Ii  jr  sprorhcü.  Indessen 
:>clUst  (i.  Cohn,  Arcli.  f.  Eis. kvcs.  Ibb3  S.  IG,  erwähut  des  licdcaLeos.  Kb.  S.  91  iT. 
nlier  d.  neneston  «mgl.  Erfabrung«!!  auf  dem  Geliii^te  d«s  Tarifvosena.  S.  «(mal  Sax 
II,  IT.")  1S4  mit  mchrfachin  Einwänden  gegen  iminc  Bewei^fuhnin^.  Fr  up  rirt 
hier  stets  mit  seiner  rogulirteD  Priv.uotcrnehmung,  worin  üchon  die  Abviisaug  der 
Meinonir  li<-gt,  dass  die  bloss»  ConcoTTi*ny:  genügend  znr  Abslt;llnn;  tob  Oe)»elit  aei; 
ah.  t  er  hat  doch  auch  nicht  /rigen  können,  daai  dieH'  „Repllininf  *'  prafcliacli  aiu- 
reicbcnd  eingerichtet  wcnJen  ktlnnc. 

Eine  Privatbabn  wirtl  lieiwillig;  immer  nur  solclic  Var'\(- 
rcdnctionen  vornehmen,  bei  welclien  sie  in  Folge  des  veiliiUtnjf>s- 
uiäßsig  starker  steigenden  Verkehrs  doidi  eine  hf'diere  Rente  erzielt. 
L'nter  dieBen  »Satz  herabzugeben ,  kann  sie  nur  durch  den 
Staat,  wie  die  Einen  verlangen  und  die  Anhänger  der  „delegirten 
Verwaltung",  wie  Sax,  eben  als  selbstverständlich  beim  System 
der  „regulirten  Privatunternehmnng'' Toranssetaeo,  ederdnrcb 
die  freie  Concurrenz,  wie  die  Anderen  erwarten,  geawangen 
werden.  Ikides,  ancb  das  Erster«,  Httlfsmittel  von  sebr  zweifei- 
haftem  Werthe. 

1.  Oft  und  mit  Recht  pflegt  den  Privatbabnen  ein  Maxi  mal - 
tarif  fttr  den  Personen-  nnd  Gtttenrerkebr  nnd  die  einzelnen 
Hanptclassen  beider  gesetzt  zn  sein.  Dadurch  wird  eine  Grenze 
fttr  eine  mOglicbe  monopolistische  Ansbentang  nach  Oben  zn  ge- 
zogen, mehr  aber  auch  nicht. 

Dies  hat  G.  Cohn  in  ».  Werk«-  OAeiS  gozeigt,  vgl.  II.  82  IT.  u.  n^'eih.  Im»«.  II« 
Kip.  H  <ln!>'  lbst.  Die  enjrlischfn  Maxima  sind  ohnedem  meist  so  hoch,  da»»  <1.  Bahnen 
im  cij^f  neu  IntiTesse  darunter  bleiben.  Die  \  orbehaltc  mancher  Eisenltahnge>etze  and 
CoMCcsbionsurkunden,  das:*  bei  einer  gewissen,  sogar  reclit  hoch  gegriUeneu  Maximal- 
PMite  -  iiic  Tarifreduction  cintn  t.  n  solle,  ha)ien  sicli  dagegen  fast  immer  irerthJo* 
erwiesen.  Z.  lt.  preuss.  Eisen tiahnges.  v.  3.  Nov.  1S3S,  33:  wenn  der  liciuciuag 
naeh  Abzog  dor  Ausgaben  n.  dos  Beitrags  z.  Rescrrefonds  10%  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegf-n  Kap  Überschreitet,  müssen  die  Fahrpreise  in  dum  M&as:^-  herab- 
geäetit  Verden,  dass  dies  nicht  gcscliiekt.  DietM  Vorschrift  kann  znr  AuMleiutaag 
dos  ITaterncbinens  nAthigon,  was  immerhin  eine  gute  Folge  ist,  aber  errelrbt  Ibrcn 
iitl.  Zweck  schwerlich.  Durch  «-ine  rjclitige  \  •  rth.  ilung  des  Anlagekap.  auf  Actien 
(Uli  Prioritäten  liisst  sich  fUr  die  Actionürc  eine  viel  höhere  Divideode  ab 
l(>°/„  erlangen,  wie  so  viele  prenss.  Priratbahnen  zeigen,  ohnedass  eine  TaHftedaction 
naih  oldger  Bestimmung  nöthig  wird.  —  Auch  im  österr.  Eisen ba Ii n^.s  v  |S.'»t 
l»ehält  sich  die  Staatsverwaltung  eine  billige  Herabsetzung  der  Tarife  vor,  wenn  dje 
Kente  des  Anlagekapitals  15"  „  ubersteigt.  Praktisch  sind  die  preoss.,  österr.  and 
ühaliche  gelegentlich  in  d.  engl.  Eisen  bahnacts  vorkommende  BeiÜlBWnngen  nksmak 
geworden.  Colin  II,  552.    Selbst  >j)\c]u'.  Tarifermässiguuiren ,  welche  nur  zeit- 

weise die  Kente  schmälern .  scheuen  rri\;iti  ahnen.  Sie  experimentiren  überhaupt 
nicht  gcni  in  den  Eini i«  lituiigen .  in  der  Tarifiiolmk .  sofern  nur  von  fern  eine  Ver- 
ringerung der  lTtr;ij:  •  droht.  Schwierigkeiten  bei  d.  Kiufuhrunif  einer  4.  Wairenclass-« 
für  d.  Personenverkehr  in  Preussen  bei  manchen  i'rivatbahnen,     B.  der  Ikriia- 
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Anhalter,  die  «nl  sehr  spftf  dun  ül>crging;  ebenso  Mlier  )>ei  der  Einfilliron;  von 

Na<  litzii^en.  Der  Einwand,  dass  hi<T  dien  die  Sel)>stkoäten  nicht  f^cdcc-kt  wurden, 
ist  nicht  durchschlagend.  tS.  o.  S.  6!54.)  Daffci^cn  kann  eino  Sla;\tsljahu  durch  die 
Gesetzgebung  einfach  zu  einer  anderen  Tarifpoiiük  vuraulaäüt  werden,  wenn  dar« 
Gemeinwohl  es  fordci-t  £zperiineiit«  and  Keformen  in  den  Tarifen  nnd  iu  den 
ffosainniten  Fahreinricbtungen  sind  besonders  hei  Staat.sbnhnoin  vori^ekommon :  Kin- 
fuliruii^  der  4.  Wagenclasse  bei  all«  n  älteren  preuss.  Staabb.,  bald  nach  der  Annexion 
noch  in  Hannover.  Leider  halj<.>n  die  Staabltahncn  der  I).  Mittulätaaten  dies  nicht 
nachg'ealniit.  Binicii  hat  sogar  di<;  4.  Tl.  wieih  r  lirsoitigt.  Die  Einfuhrung'  der  1.  CA. 
bei  den  PriratI).  erfolgte  in  i^renssen  meist  durch  Anregung  oder  Drängen  des  Staat«. 
Freiwillig  ist  bisher  in  nnd.  D.  Luiden  ron  keiner  Prirntb.  rergenommen  (nvsser 
<\.  ehem.  mecllenb.V  In  Oesterreich  sind  es  auch  fast  iinr  die  neuen  T^ahiien, 
die  4.  GL  Jiabon,  nicht  dio  grossen  alten  Guselbch.  (Mord-,  Sud-,  Staats-,  Westb ).  — 
Belgische  Tarifreform  im  Persnnenrerfcehr  der  Stnntsb.,  1865,  eine  princip.  wicht. 
A  .  i  i  auch  vorf.  hite  Maassr*gel.  s.  darub«>r  unten.  —  Tarifrcductionen  im  Massen- 
veriiehr,  z.B.  zur  Zeit  von  Theuurangen  filr  wicht.  Nuhran^^mittel  in  Preusseu 
zoerst  bei  d.  Stnatsb.  (übrigens  eine  Maassregcl  ron  zweifelhaftem  Werth).  —  In  der 
mit  dem  Tarifwesen  zusammcnhans^enden  Frage  der  Trennung  des  I'^ahr-  tmd  Fracht- 
verkehrs od<'r  der  Annahme  des  so'j-'-n.  ..natüilirh"tt'"  (Wagenraum-)  1'arifsysteins  haben 
sich  Staat>bahn Verwaltungen  i-ntgcgcuküiumender  gezeia^t.  Nass.  St;iafsb. ,  Klbaas  - 
Lothr.  Bcichsb.  Bereitwillig^,  anderer  Staatobnhneo ,  nicht  der  Privatbahni-n,  auf 
finon  bezUgl.  in  Hamburg  auf  der  Vereinsversamml.  ISCO  gefassten  Itcschloss  ein- 
zugehen, Perrot,  Eiscnbahnref.  S.  41.  Vfil.  auch  die  Vcrhandl.  d.  Commiss.  d. 
D.  Haaddätags  für  Eisen bahnwes.,  D.H.  Bl.  1871.  S.  210  (Nr.  20).  Sax  {II  17S) 
u.  A.  wenden  in  solchen  F'allt  ii  wolil  ein,  jenes  Tuifsystera  habe  sieli  zur  allg-cmpineo 
Anwendung  unbrauchbar  gezeigt  u.  im  NVesenti.  wieder  aufgegeben  werden  müssen. 
&  sei  daher  ein  sehr  zweifelbafter  Vonof  der  Staatebahnen,  solchen  Tarifexperimenten 
zugäng!i<'her  zu  sein:  mitni<-hten,  ib  nn  vi.  lfm  h  i-t  i-h<-ü  nur  im  \\'i-f;e  J.  s  Kvprri- 
ments  der  richtige  Weg  zu  liodeo.  Ucbcr  die  Frage  selbst  s.  u.  Thatsächiich  sind 
cttdUdi  die  Tarife  der  Staatsbahnen  in  den  TJtodem  des  gemischten  Systems  allerdings 
nicht  immer  niedriger  als  die  der  Privatbahnen.  IlerUcksichtigt  man  aber  die  schwächere 
Kt-nte  der  Staals-  gegenüber  den  guten  Privatbahncu,  so  erscheinen  die  gleicbhohen 
oder  selbst  otiras  höheren  TarifV^  vieler  der  letzteren  Im  Gnintle  wesentlich  höber. 

Die  Frage  ist  nicht  so  einfach  zu  entscheiden,  ah  es  scheint.  Es  kann  z.B. 
eine  Bahn  niedrigere  Personentarifo  haben,  a)^'  r  sie  nöthigt  «üe  I  •  iitc  wegen  ihrer  nur 
1  oder  2  Ciassen  fuhrendon  Schnellzuge,  wegen  der  iceringeu  Zahl  und  der  unbequemen 
Zeit,  des  langsamen  Faliroas  der  Penonenzflge,  die  höhere  L'lasse  eines  thcureren  Schnell* 
zages  zu  benutzen,  wi.-  nur  zu  sehr  auf  v<'rschied,  deutschen  u.  vollends  Ire ui Jen  Staats- 
vnd  PruatbahneD  (bes.  z.B.  in  Baiern)  Qbiich,  auch  öfters  duati  die  Eiuglei^igkeit 
der  Bahn  geboten  ist  i.Cohn  theilt  aas  England  Chicanen  d.  Bahnen  in  Betr.  der 
Befördcrurg  der  soften.  Parlam-Mifsztl;?'' ,  weni'zstens  früher,  mit.)  Bei  den  nurdi- 
schnittsz&bku  der  Kechenschaftsberichtc  Uber  die  Erträge  einer  Person  lind  eines 
Centaers  Güter  p.  Meile,  die  gieichwehl  znm  Vergleich  noch  die  >reeignetBten.  erglebt 
>ich  ferner  z.B.  für  Bahnen  mit  au>i:ei!fhnten  Difleivntialfarirn ,  /u  denen  Massen- 
guter Uber  die  Bahn  gingen,  ein  niedrigerer  Satz  dcx  Frachten,  wahrend  der  interne 
Verkehr  hoher  belastet  ist  Anch  beim  Personenreritehr  begann  schon  in  der  letzten 
Zeit  d  r  Piivatverwaltung  d.i>  Diirerentialtarifsy^t.  Platz  zu  greifen,  z.B.  für  die  ver- 
schied. Konten  Berlin-Frankfurt,  Uber  Thüringen  und  über  Kreiensen-Cassel,  i'ur  Berlin- 
Coln  d.>gl..  Magdeb.  u.  Lehrter-Hanuov.  Route,  Berlin-Dresden  über  die  Aiihaller  nnd 
dio  directo  Routi-.  Dadarch  erscheinen  öfters  die  Tarife  kleiner  «.  mittlerer  Prlrat» 
bahnen,  die  /nlalüg  innerhalb  "in^r  Bahn^njppc  von  Coneurrcnzrouten  liegen,  ztt 
günstig  gerade  im  Vergleich  mit  grossen  Staatabahogruppen.  Eine  Verschiedenheit 
der  Tarifsätze  ist  endlich  auch  durch  ungleiche  Bankosten  und  ungleiche  Frequenz 
gerechtfertiift :  liolie  Sitze  billiger  Bahnen  mit  grossem  Verkehr  u.  hoher  Rente  sind 
dann  aber  besonders  ubel.  Sic  zeigen  sieh  öfters  bei  Privatbahncu.  Zum  Vergleich 
für  unsere  Fngo  muss  man  möglichst  fthnliche  nachbarliche  Staats»  n.  Privatbabnen 
wühlen,  wie  i?s  in  riner ,Zujammenstellung  nach  der  D.  Eiscnbahn?fati<(.  für  I*<n9  in 
d.  vor.  Aufl.  S  583  geschehen  ist,  von  der  hier  nar  das  fiesnltat  angcfulirt  wird. 
Beim  PemmenTerkehr  ist  za  beachten,  daas  in  Noiddeutschl.  allgemein  50  Pfd.  (iepäck 
frei  befördert  wird,  in  Sttddentschland,  thooretisch  richtiger,  nicht«  wo  neben  dieCle|Ack> 
A.  Wagn«r,  FüMBXviHMUthaft.  I.  3.  Anfl.  44 
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tarifc  sehr  liorli  sind.  Grosse  Unterschiede  in  den  Tarifsätzen  fanden  sich  nicht 
Bei  gleichzoiliiicr  Y<  ri?lcichun?  der  Tarifc.  Baukosten  and  Benton  fällt  jedoch  das 
Urtlu  il  fa^t  dur-  liw  Mr  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  ans:  so  l»ei  den  preuss.  östl.  Staats- 
Ijahiitii  v.  tiilichun  init  den  scliles.  ii.  in  Berlin  mündenden  Privatbahnen;  b<'i  dm 
Sachs.  Staatsl),  >rc!>-enuij<-r  Masrd  -Lf  iii/  u.  Loipt-Dr.  -d,:  (jIh  fis.  im  (ianz.Mi  doch  auch 
in  d.  nordwestd.  n.  in  d.  -^üdwr-td.  Gruppe,  wo  die  Kenten  der  Stiiatsbalinen  döT  S 
sQdd.  Staaten  durch  starke  Au-dehruin*  der  Netze  neuerdings  geschmälert  sind. 

2.  Die  Anhänger  des  Privatbalinsystenis  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  „freien 
Concurrenz'*,  welche  letztere  im  Staatsbnhnsystem,  wo  der 
Staat  an  der  Erhaltung  einer  guten  Kente  interesf^irt  sei,  .sich 
DiemaiB  so  geltend  machen  künne.  Die  freie  Concurrenz  wirkt 
aber  thatsäcbiicb  gerade  im  fUsenbahnweseOf  wie  in  so  vielen 
anderen  Fällen,  nicht  immer  ao,  wie  es  eine  einseitige  Theorie 
annimmt. 

S.  d.  Arbeiten  von  0.  Michaelis,  Dorn  und  and.  Mitirliedero  d.  D.  Frci- 
handelsschiile,  die  Vieles  von  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fraclitvcrkehrs  ervarten. 
ein  wenn  tiberhaupt,  so  erst  noch  zu  lösendes  Problem.  Scholz,  d.  preu>s.  Eisen- 
bahnen in  ßUcks.  auf  d.  Tarifwcs.  (1S70,  ohne  Jahreszahl).  Andererseits  di«;  Schrift<-n 
tron  Perrot  a.  bes.  G.  Cohn,  der  die  Zuversiedit  auf  d.  ..fieie  i'oiii  nrren/"  a.  die 
Möglichkeit  der  Trennung  ¥.  Fahr-  u.  Frachtrerkuhr,  „Coucurrcji/  auf  der  i-inic"  u.  s.  w. 
nach  d.  engl.  EHuhruogen  abweist  Saz  utimmt  letileTer  AnfTKenng  rttllig  bei 
Qi,  m  ir.,  121  ff). 

a)  Eisenbahnen  geniessen  einmal  oft  lange  fttr  ihre  ganze 
Linie  nnd  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Bahnnetz  beinahe 
stets  ftir  einen  grossen  Theil  ihrer  Linie  ein  factisches  Mono- 
pol, wodurch  sie  ganz  oder  thdlweise  ausserhalb  der  Goncorre&a 
anderer  Bahnen  stehen. 

Es  zeigt  sich  dies  gerade  in  dem  Differcntialtarifsystem .  d<  r  viil  sre- 
rühmten  „Frucht  der  Connirrenz"*,  wo  die  Tnrife  zwar  fiir  erris^i^rc  Entfemiin^rfn 
im  Dorchgangsverkedir  erniässiut  werden,  aber  für  kleiner^  EuU'.  rnungen ,  zumal  iiu 
Binnenverkehr  der  Bahn,  hock  bleiben.  (Michaelis  a.a.O.,  bes.  Vierteljahrsehr.  ftüp 
Volkswirthsch.  1864,  B.  1,  Schäffle,  NationaliVk.,  2.  A.  §.  St;*^.  S.  Perrot,  I.i-^it- 
bahnref.,  S.  56,  u.  unten.)  Deou  hier  zwins^t  die  Concurrenz  nicht  zu  £r- 
mftiaignngen,  die  sich  sonst  rieileicht  nicht  rcntiran.  Das  Diffenntialtanfsystcia  ia 
seiner  jetzigen  Gestalt  al^  bloss.'  Tmclit  d-T  Conrorrmr  unter  Balm-  n,  weL  Ii«-  vcr- 
tichiedenen  Eigeuthamern  gehören,  hat  aber  so  viel  iHssUche«,  weil  es  sich  —  ab- 
gesehen ron  GonetiTrenaten  der  Wssserweore  —  darchans  nur  nach  den  zofUliffeii 
Umslando  entwickelt,  ob  nichrer--  Balinen  nicht  allzu  uiideicher  I.rmje  zwi-ch<:ii  ?,w.m 
weiter  ?on  einander  eutfciuten  (Jrten  existireu  und  unter  verschiedenen  N  erwaltangeii 
stehen.  Bei  einem  allgemeinen  einhoitliclien  Staatsbahnsygtem  vOide  der  Dffieientfal- 
tarif  auch  nicht  i;^anz  fehlen  mtlssen,  aber  er  würde  sicli  rationell  und  gi'  ichniissig 
nach  einem  festen  Grundsätze  entwickeln.  Der  Tarifsatz  würde  uemlich  auch  hier 
bei  grösserer  Eutfcmunsr  relativ  kleiner  und  nnter  Umständen  zwischen  zwei  von  ein- 
ander entfenteroi  Puncten  selbst  absolut  kleiner  als  zwischen  zwi-i  einander  näh<*rDa 
^'Mn  können,  sobald  die  Selbstkosten  i.  r  TransportleistiiuLr  der  Bahn  »i»  h  im  t•r^t^*^.n 
Fall  niedriger  als  im  zweiten  stellte»,  was  oftmals  voikomuhu  kaun.  W-  nu  Ii.  .luf 
einer  Linie,  die  von  A  ober  B  nuh  C  fuhrt,  der  Verkehr  von  A  nadi  C  meisten:i 
volle  Wagen  p-irbt  und  /ng"!-  ich  volle  Kückfracht.  wäliroml  die  Waren  narb  B  hall»- 
Icur  gehen  müssen  und  keine  Kückfracht  linden,  so  wird  in  der  That  oft  der  Traa.>- 
|N>rt  swiachen  A  nnd  C  rdatir  nnd  mitunter  seihst  abiwlnt  billiger  ab  svisehaa  ▲ 
nnd  B  geliefert  Verden  können.  So  nngef&br  ist  das  VeriilUtnfsü  tiisciten  Bin&«»> 
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gegondeü  mit  starker  Getreide-,  Berg;u'erlisprodacteA-  aud  FabnLatcaau»fubr  nach  S^e- 
pÜttzen  xtnä  l«Mereii  mit  grosser  Rlickmeht  an  GoloDiAlvaaivn ,  Batraiv-oIIe  n.  and. 

Rolistöfr  n  ii.ioli  jenen  (Ifi^ondon.  Dies  ist  das  riclitig-o  TlifTopMifialtirif-y^-t. m  nnd 
auch  gegen  Has  heutige  iat  uichtä  oiazuirendea,  soweit  cs  aui  diesem  rhocipo 
befallt,  wo  es  dann  sehr  wohl  auch  im  BinneoToikohr  einer  etwas  grösseren  Bahn 
anwendbar  ist 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staats-  und  PriFathahnsystem 
wird  daher  darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allge- 
meiner Tarif  and  daneben  ein  noch  mässigerer,  aher  rationeHer 
nnd  Ökonomisch  richtiger  Differentialtarif,  hier  dagegen  ein 
höherer  allgemeiner  nnd  daneben  nur  für  einige  Konten  nach  den 
znfölligsten  ConeonrenzTerhaltnissen  ein  erm&sslgter  Differential- 
tarif bestehen  wird. 

b)  Auch  Letzteres  gilt  aber  nnr  dann  nnd  so  l.an^c,  als  es 
(leu  Coiiciirrenten  nicht  passender  erscheint,  sieh  über  ^^leieh- 
mUssi^  e  höhere  Tarife  zu  verstiUul  i  gen,  was  oft  das 
Ende  des  Concurrenzkampfs  ist.  oder  bis  etwa  die  Concurre  iiz- 
liuien  durch  Fusion  iu  eine  iiaud  koiumen.  Hier  wird  dann 
vollends  ein  facti  seh  es  Monopol,  mindestens  für  geraume 
Zeit,  geschatlen,  ein  neues  < 'oncuirenzunternehnien  noch  scbv?erer 
entstehen,  weil  es  mit  eiuer  noch  niiicLtigeren  Coneurrentin  kUmpfen 
mUbste,  und  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

Die  rorhrfgehendcii  Sätze  sind  vorDehuiIich  deductiv  {rcwoiiiien,  d.h.  uu>  dem 
inneren  W.  snn  beider  liahn&rteu  abgeleitet.  Sie  finden  aber  durch  die  im  Obig^un 
schon  bei-ahrt«  ti  Krf.ihrungsthattachcn  .lus  Geschichte  nnd  Statistik  d'-s  Eisenbahn- 
wesens ihre  voll»;  Ik-stätigunir  und  werden  durrli  di»-  vorfrekomm«^ii  •'!  !  ille  riner  zn 
«inseitig  privatwirthschaftlieh  oder  fiaealisch  geleiteten  Staatsbalmv.  r*aitung  nicht 
viderleirt.  Denn  dieijc  Vcrwahungsart  ist  nicht  nothirciidif  g«irerbsinässi$c,  wie 
eifi  es  bei  t  iri' r  Privitbihn  ist,  und  immerhin  komnoil  doch  wenigstens  ihre  finan- 
zielleQ  Ergebniösc  dem  (ieincinvescn  za  Gate. 

£•  ist  das  Havptverdieiist  des  Cohn 'sehen  Werks,  den  nnvostOssliehen  Er- 
fji1irnni:-bewtis  ans  den  Tlmt^aohcn  des  en^l.  Eisenbnlmw'-s^  ris  fir  die  gar  nirht  nuf- 
zubaltendc  Tendenz  der  Frivatbahnea  zum  Abricbluäs  tou  Coniprouii^u,  Cartellen, 
BetriebsrertrSf «n ,  zu  mehr  edor  wentfer  ToUstftndfgen  Fndonen  geliefert  tu  haben. 
9.  t.K  B.  I,  Kap.  .'»  iiber  die  ..V.  rs.  Inn.  l/iini;<  ii".  St  in.  Ilandb.  d.  Verwr.  I,  2.  A. 
S.  407.  lässt  die  Anhänger  d.  X'riratbaboon  hier  durchaus  GrUude  vorbriagen,  welche 
gegen  die  Erfahrung  sind.  Sax  ffeht  ansdrOcklich  oder  implicite  fta  die  nicht 
genQgend  „regulirte**  Priratbahn  unsere  Einwendungen  zo,  bestreitet  aber  deren 
B<>rerht!gnn<j:  b>  i  seiner  „regulirten  UntcrnehmnDg'\  wobei  ihm  jedoch  die  Eriahrung 
nicht  aUjj'  liieiu  als  olut/e  dienen  kann. 

§.  276.  —  F.  Politischei  socialpolitiscbe  und 
ethische  Seite  der  Frage. 

S.  Sax  II.  ISä  — 191.   Auch  Roscher,  Sy^L  HI,  §.  86, 

Hier  sind  nnmentlich  folgende  Puncte  erwSgenBwerth. 

1.  Ein  häufig  zu  hörender  nnd  nicht  ganz  unrichtiger  £ta* 

wand  gegen  Staatseisenbahnen  lautet,  dass  durch  solche  BabneD, 

welebe  nicht  nnr  im  Eigenthum,  sondern  in  der  Regel 

44» 
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nnd  mit  Recht  —  auch  in  der  eigenen  Verwaltung  des 

Staats  stehen ;  ein  neues  zahl-  und  einflussreiches  Staats- 

dienercontiugent  und  auch  sonst  noch  eine  neue  grosse 
Staatsclientel  geschaffen  werde.  Selbst  die  Gewerbetreibeu- 
den,  welche  lUr  die  Bahn  arbeiten,  die  Befrachter  sogar  geriethen 
leicht  in  eine  gewisse  Abhängigkeit,  die  politisch  bedenklich  sei. 
Es  ist  dies  nicht  ganz  zu  leugnen  und  Spuren  davon  halu  u  sich 
mitunter  schon  gezeigt.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ruit  auch 
das  Privateisenbahnwesen  ähnliche  Hedenken  wach.  Die  «rrossen 
Eisenbahncompagnieen  der  Xctizeit,  die  doch  uuvenneidlir h 
wenn  man  die  endlose  Zersplitti  i  iing  der  Verwaltung  vermeiden 
will,  erlangen  leicht  eine  bedenkliche  Macht,  bilden  iiirmlich 
Staaten  im  Staate. 

Dies  Vcrliältniiis  bat  sich  in  kleinen  Staat<  D  selbst  unmittelbar  für  d  u  g^ruen 
Staat  gefährlich  {z.B.  in  Luxemburg,  &holicha  Badeokt-n  in  Bclgico),  umi  sogar 
Sa  grossen  Staaten,  besonders  bei  Ge^dbehaften  ansvArtinr  Xapitelisten  nnter  der 
Oberleitung  von  Au^Uintiern  instcrr.  Staats-  ti.  Südb.,  italicn.  Bahii'  n.  IJürkkanf  d. 
nordit&L  Bahnen  von  der  Österr.  Sudbahngc^llschall  in  Italien  im  J.  IbTü  mit  aus 
dieser  ROcbicht)  misalicb  erwiesen.  Aneb  entvidielt  sieb  bler  ein  Patnoag«*  nnd 
('lientelweson,  eine  ^'i  rw*al(iuiL^>coterie,  ein  „EiseubahnköDi,i(t)iiaii'°,  lauter  Form- ti  d.  r 
ooerfreolicbsten  Gcidoligarclüe  und  alles  zusatouien  Dinge,  vclcho  bedenklicher  sind 
und  docb  scbveier  Abholfe  i^tatten,  als  jene  politiacben  Gefithren  de«  Staatneinen- 
-babnweseiiä  wenigstens  in  d*;m  constitutionelK-n  Staate.  Die  grosse  Abbän^gkeit  der 
Priratbahnbeamtcn,  selbst  der  hOlieren,  von  der  obersten  Vi  rwaltang  hat  mit  Hecht, 
unter  dem  Hinweis  auf  die  g<>sicbcrte  und  ehrenvolle  Stellung  iiu  .StaatadienAt  &chon 
wiederholt  Aolaas  zu  Klagen  jregeben,  i.B.  in  Otiäterreicb.  Auch  darf  Gewicht  darauf 
gelegt  wonli-n,  dass  der  Staat  als  grosser  Arbeitgeber  ft:r  die  Handarbeiter  dann 
leichter  lu  <ii  r  Lage  ist,  aul  j>assL'ude  iieformen  im  Arboitärecht  und  auf  Ver- 
besserung il<  r  (ökonomischen  Lage  der  unteren  Arbciterclas.se  hinzudringes, 
stibalü  er  seine,  bezügliche  Mission  nur  richtitr  aufrasst,  (G  ITfi.  Sav  II, 
meint,  wcscntlicii  nur  bei  dt-n  nicht  genügend  rcguliricn  engl,  (icsellschaftcn  gelte  das 
Gesagte  n.  sucht  mich  mit  Hinweis  anf  Frankreich  m  widmefcn,  wo  der  Staat  ein« 
so  vielfache  Iii<4-erenz  auf  die  Bahnen  übe.  Die  Vorgänge  der  lef/t.  n  .lahr  -  in  Krankr. 
geben  mir  wohl  Hecht,  wenn  man  auch  auf  die  misblicho  Lage  der  franz(ys.  Staats- 
rerwaltnog  in  bent  Zelt  Roclcsicbt  nimmt  8.  r.  d.  Leyen,  Kiederiage  d.  Prirai- 
bahnen  im  französ.  Abgconln  hause,  Arch.  f.  Eisenb.  1682  S.  3C7  ü".  Eb.  S.  3ST  die 
Aeiissening  r.  AIlain-Targc:  „Wissen  Sie,  was  diese  Macht  der  grossen  Eisenbahnen 
ist?  Sie  ist  die  grOsste,  die  es  in  dies^  Augenblicke  in  Frankreich  giebt  nicbst  dem 
Staate  u.  nächst  den  Jesuiten."  Roscher  a.a.O.  lässt  —  echt  deutsch  —  schon 
wieder  in  unserem  noch  so  wenig  durch  materielle  Einrichtune^en  innir  vprhundeo«»ii 
Vaterlande  die  Furcht  vor  übermässiger  Centralisatiou  u.  SuutisomiiipüteDi  in  seinen 
Erörterungen  durchblicken. 

2.  In  Kriegen  sind  die  Staatsbahnen  mehr  als  die  Privat- 
Imhiien  dem  Feinde  preisgegeben.  Practiseh  geht  ilaraus  vornehm- 
lich nur  in  Hetreft"  des  Fahrmaterials  eine  nicht  zu  leugnende 
Gefahr  hervor,  da  dasselbe  als  Staatseigenthnm  im  Falle  einer 
feindlichen  Erbeutung  auch  im  Friedensschlubs  nicht  wie  <locb 
wohl  meisten«;  dasjenige  der  Privatbahnen  ohne  Weiteres  wieder 
herausgegeben  werden  wird.. 
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tn  <}8torr.  Kriege  ?.  1866  ist  Ton  PreoMeii  Iceinerlei  Bahiinixterial  zorQck- 

behalten,  das  sächs. ,  worunter  Staatscisenthntn,  wohl  ans  liesond.  RücksiclitiMi  zurück- 
gegeben. Aach  die  Iranzös.  Ostbaha  erhielt  nach  den  Friodessb^timmuagen  Ton 
yeisailles  v.  Frankfurt  1871  aUes  Material  zorltck.  Die  ebäss.-lothring'.  Linien  dieser 

Bahn  sind  ausdrücklich  ohne  T{etrie})sinatertal  an  Deutschland  abgetreten  worden.  Hier 
wurden  völkerrechtliche  Abinacfaunpren  wünschcnsw-erth  und  dorh  wohl  kaum  nnmujrlich 
»ein.  Kiue  Entscbäditrung  für  dio  Houiit/uiig  dor  Sfaatbbahn«jii  durch  deu  sicgreichcu 
Feind  lässt  sich  freilich  wohl  nicht  erlan^rcn.  Aber  auch  diojcuig^c  fUr  die  Benutzung 
der  Privatbabaen  wild  doch  oft  nur  durch  den  besiegten  heimischen  Staat  gewihrt 
werden. 

3.  Bei  der  UDgeheaeren  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatababnsystem  aacb  den  Vortbeü, 
dass  die  Benntznng  der  Bahnen  für  militärische  Zwecke  sich  doch 
noch  rascher  und  einfacher  wird  einrieb tcn  lassen,  als  wenn  erst 
an  Tide  einzelne  Privatverwaltangen  Ordres  ergeben  nnd  mitonter 
doch  auch  erst  mit  ihnen  Vereinbamngen  getroffen  werden 
müssen. 

Je  nach  der  p:cographischi>ti  Lage  eines  Landes  und  den  politischen  Gebhien, 

die  sie  mit  sich  bringt,  kann  dies  ein  wi<'htitrer  (fnind  mehr  für  Staatjäliahnen  werden, 
wie  wohl  in  Deutschland.  Dies  ist  ein  ilauplgrutid  vieler  AnhSng'-r  des  Kcichseiseu- 
l^ahnprojects,  —  ein  durchschlagender  Übrigens  auch  für  mich  nicht.  Die  gntn  Erfah-> 
rang  in  1870  —  71  ist  freilii  h  nicht  h<'«cisL-iid  genug  für  das  Ausreichen  mit  dem 
besteheodea  Zustande.  Der  Hinweis  der  (iegner  des  gcu.  rrojects  auf  Art.  47  der 
Eelclisrerf.  ebensoireDig.  S.  übrigens  Sax  u,  189. 

4.  Man  bat  auch  bebanptet,  das  Staatsbahnsystem  ge- 
fährde die  politische  U  nah  häng  ig  keil  der  Bevölke- 
ruüg  gcgeoüber  der  Kefrierung,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort, 
nm  eine  Eisenbahn  zu  cihuigeu,  politisch  gcliigig  sein  mOssten 
und  würden.  Auch  die  Integrität  der  Staatsbeamten  nnd  vollends 
der  Volksvertreter  werde  leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen 
unterliegen,  die  eine  Bahn  wtlnschten.  Auch  diese  Gefabren  sind 
nicht  ganz  zu  leugnen  und  einzelne  vorgekommene  Fälle  können 
als  Belege  dienen.  Eine  Abbttlfe  lieirt  in  mö^-lichster  Oeffentlieh- 
keit,  in  strenger  parlamentarischer  Cuntrole,  in  -i  nii^^aMulcr  Höhe 
der  Gebalte  n.  s.  w.  Jedenfalls  sind  aber  die  ähirliclien  Ge- 
iahren im  Privatbahnsystem  ungleich  grösser  und  bereits 
öfters  schlimm  hervorgetreten. 

Auch  bei  eini  T  soJir  libf-ralcn  jUestaltung  d«  ^  Eis.  iitialuirecht^  ist  das  Gon- 
cüssionssytttem  nicht  zu  beseitigen.  Die  Aofsteliung  blosser  Normativbcdingungen, 
bei  deren  Erftllun^  das  Becht,  eine  bestimmte  Linie  zu  baaim,  einem  Privaten  oder 
einer  Gf^sellschaft  ohne  itfTf's  ccw.iliit  ncrdeti  müssle,  ist  unthnnlii  Ii  und  niruonds 
in  der  Praxis  Üblich.  Die  Mothweudigkeit  der  Expropriationsbctugniss,  die  maach- 
facben  Interessen  UnsichtUch  der  Ricbtun<^%  Banart,  Tarife  it. s.w.  machen  eine 
speciclle  (i<  ii.:h  m  ii,nni !?  j  r'dur  einzeln-Mi  II  ali  ii  im  t  c  ni  ch  in  u  n  u;  und  iVnhu- 
route  unumgänglich.   Auch  in  England  hat  utan  daron  nicht  absehen  können. 

gl.  das  ganze  Werk  r,  Cohn ,  bes.  B.  I.  Die  engl.  Eisenbahngcsctzgrbung  entwickelte 
sich  historisch  aus  d.  W'ejregesctznebung.)  L  idiobsamc  Folgen  hiervon  sind  nicht  zu 
T^dumnan,  mag;  die  Concession  durch  Uegiorttn^ttvererdni^ng;  odordorch  Gesotz, 
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durch  eine  Verwaltungsbehörde  oder,  vrl-  in  EiiL'Iand,  durch  das  Parlament 
ertheilt  werden.  Die  Beamten  der  eatschcideadeu  Instaaieo,  im  zveiten  Falle  selbit 
die  Abgeordneten  in  den  Pariamenten  Verden  dann  nur  zu  leicht  in  die  Interoasen 

der  Spccuhtiuii  hiiiLiiijrLZo-Ln  und  <ler  Hestcchung  und  Corruption  i>{  Thor  und  Thür 
geöffnet.  Diose  (ietabr  in  ootscbiedcn  grösser  ab  beiin  Staatöciscniiahnwcsen  und  der 
damit  verbuudcneu  Auruabme  von  StaaLsächulden.  Denn  namentlich  in  Zeiten  lebhafter 
Böisenspecolation  lockan  gi-ossc  Gcwiunste  bei  der  Erlangung  einer  Concossion.  Solche 
Giiwinnste  werfen  genui?  ah  für  .Jlestechungsprämieu"  und  die  um  eine  rouoÄsion 
Jiich  bewerbenden  Speculanten  siud  wahrlich  nicht  immer  die  Leute,  diu  vor  £>olcbea 
Mitteln  mrikciraeheneii.  Es  ist  ein  offenes  Geheimniss,  dass  sich  an  das  Eisenbahn* 
coDcessionswesen  hic  und  da  <  irn-  srhlimme  Corruption  anfreknüpft  hat.  Auch  in 
England  scheint  es  nicht  au  Beispielen  zu  fehlen.  S.  Cohn  I,  214.  Die  preu&s. 
OnteiBachongsconinibsiOB  hat  die  volle  Integrität  dos  prevss.  Beamtenthoms  klar  heiaas> 
gestellt.  AhiT  '  S  ist  schon  der  Venlaclit  ubeL  S.  ttbiifens  auch  Stroasaherg's 
Wirken,  S.  J.M)  Ii..  22*»  fV.    Auch  Sav  II,  187. 

5.  Die  besonderen  Bedenken  pciren  die  Staatsbahnen,  weil 
diese  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  (Tarifwesen,  Eiurichtnng 
des  Verkehrs  u.  s.  w.)  zu  unabhängig  werden  könnten,  mögen 
nicht  immer  unbegründet  sein.  Aber  einmal  heust  es  auch  hier: 
lieber  Abhängigkeit  Yon  ^taatsbahn Verwaltungen,  für  welche  doch 
wieder  der  Minister  verantwortlich  ist,  und  tiber  welche  so  immer 
durch  das  Parlament  eine  gewisse  Controle  geUbt  werden  kann, 
als  Abhängigkeit  von  Privatverwaltnngen ,  denen  auch  im  System 
der  „regnlirten  Privatontemehmung^'  schwer  beiankommen  ist; 
sodann  lässt  sich  eine  practische  VerwaltuDgaoontrole 
dnreh  das  neaerdinga  in  Deutschland  eingeführte  System  von 
„ Landeseis enbahnräthen'^  mit  berathender,  bez.  entschei- 
dender Stimme  gerade  bei  Staatsbahnen  ebriehten. 

6.  In  socialpolitischer  und  allgemein-volkswirthschaftlieher  Be- 
aiehnng  mnss  man  endlich  wieder  den  grossen  Vortheil  anerkennen, 
den  die  gleiohmässigere  Kapitalyerwendnng  beim  Bahn- 
bau,  die  bewusste  Einengung  des  Gebiets  privatwirth- 
Bchaftlicher,  hier  besonders  leicht  extravaganter 
Speculation  and  die  Hintlbernahme  eines  Grnnd-  und 
KapitaleigenthnmobjeetSy  das  so  leicht  znr  Ansbentang 
Anderer  gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer 
Htaatscontrolc  untcrzop:en  werden  kann,  aus  dem  Privat-  in  dah 
öffentliche  Kigcuiimm  mit  sich  bringt. 

Auch  hier  sind  Sax'ü  Gegen hcmerkungou  II,  lUU  nicht  aiisreichoud. 

So  spricht  auch  diese  Seite  der  Frage  mindestens  nicht  gegen 
Staatsbabnen  ^  eher  entschieden  fllr  sie. 

Aus  keinem  der  im  Vorhergehenden  vorgeführten  einzelnen 
Beweisgründe  für  und  wider  Staats-  und  Privatbahuen  Ulsbt  sich 
ein  unbedingtes  Priucip  für  das  eine  oder  andere  System,  wie 
früher  schon  zugegeben  wurde,  ableiten.    Aber  irgend  durch- 
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schlagende  Gründe  gegen  das  Staatsbabnsystem  haben  sich 
nicht  gefunden,  vielmehr  möchte  eher  noch  das  Gewicht  der  hier 
geprüften  Gründe,  namentlich  diese  in  ihrer  Gcsammtheit  ge- 
nommen, zu  Gunsten  dieses  Systems  den  Ansscblag  geben. 
Jedenfalls  llsst  sich  das  £rgebnis8  der  früheren  Er5rternngen  Aber 
das  gesammte  Verkehrswesen  anfreeht  erhalten.  Danach  ge- 
htthrt  dem  Staatsbahnwesen  fttr  nnsere  Länder  in 
der  Gegenwart  der  Yorxng. 

Zu  dies*-m  Ergcbiiiss  waren  Männer  der  Wissooscbaft  wie     Mohl  QDd  im 
Gauuca  auch  Knies  schon  vor  längeren  Jahren  gelangt.  Solche  Stimmen  kamen  aber, 
iregemlbcr  den  Vortretcru  der  ausschliesslichen  Privatthiitigkeit  auch  au?  dic-^'^m  Ge- 
biete, nicht  zur  (i<dtung.    Erst  in  neuerer  Zeit  begann  auch  bei  den  Praktikern ,  in 
den  Ktigit;ruiiL:>kroiscn,  sogar  (jrosi^b^itel^nfens,  der  Schwelst,  selhhi  NonlauH-rikas,  und 
in  dem  Theilc  der  MlfenfliclKii  Presse,  w-^leher  ^-irh  von  den  Kius-itii^keiteu  der 
Mauchesterpartei  los^ewacbc  hat  u.  niebt  deu  blo.^äcu  luterea^en  der  Bdrsenäpeculation 
dient,  ein  Umschwung  i-inzutreten.    Dadurch  kommt  die  Ansicht  der  „Thccfetikei** 
wieder  zu  Ehren.    Seilet  die  deutsche  l'Yeihandelsschule  /•  i-t  \  i<  le    Bekt  lirtt  ",  nur 
dass  man  hier  in  der  alten  Liebe  2ur   freien  Concurrenz'*  vorlauiig  noch  bloss  das 
Eigettthnm  am  Eisen  weipe  dem  Staate  vlndicirt.  nicht  die  Venraltuiif,  «nd  don 
Phantom  „Concurrenz  auf  d-  r  T.inie"  iiacbj  lut.  dio  ganze  Eisenbahufrage  in  d.  Tarif- 
frage aufgehen  lässt  u.  s.  w.  t'elicr  die  Amichten  in  England  belehrt  uns  G.  Cohn 
roftrcinich,  v^^l.  bes.  den  Reriobt  n.  die  Stimmen  im  Atuaclinss  t.  1872,  Cohn  I,  946, 
II,  Kap.  4,  bes.  60l>.  W'rnn  auch  unter  ilcr  Aera  der  M:hw 'ichlichen  iresrenwartitreu 
Staatsmänner  Englands  wenig  Aussicht  zu  baldiger  Verwirklichung  des  Staatsbahn- 
systems daselbst  besteht,  so  ist  doch  die  Neigung  für  dasselbe  schon  verbreitet  genut? 
u.  bei  herrorragenden  Männern.  —  Zu  einem  durchaus  halben  Resultat  ffelangt  der 
Beridit  (]rv  preiiss.  Unterfticliun^^coinmission  v.  1*>T1  iS,  lr»5'i.    Er  nennt  den  aus- 
sthUe>s.liih'ii  Staatäcisenbahubau  iu  der  d'genwart  unausführbar,  nicint  abi-r  Uocli, 
datis  „volksrirthsch.  Rttcksichten  und  Grünile  au t  die  Vereinigung  aller  Eisenbahnen 
in  den  Händen  des  Staats  als  letztes  Ziel  Ii  in  fuhren."    Nur  zwingenrle  finan- 
zielle Gnindc  hätten  den  Staudpunct  verrückt  u.  Hau  u.  Erhaltung  der  Bahnen  dem 
Staate  wesrgenonimen  untl  der  Speculation  und  dur  Indastrie  uberfreben.   Ea  müasß 
indessen  in  Zukunft  nicht  mehr  die  Frage  zinsjrewinnender  Iu  ntabilität ,  sondern 
unabhängig  da?on  das  BedUrfuiss  dc^  öffentl.  Verkehrs  in  den  Vordergrund  treten. 
Der  apecalaären  Piiraiuntemehmnnf  solle  nur  das  Transport*  und  Befirachtnnii^esen 
lib  ib'  n.    Abgesehen  von  dio-.  m  l  t/tcn  Puncte,  wo  ein  fielloicht  unlösltares  Problmi 
ohne  Weiteres  für  richtig  erklärt  wird,  moss  maa  fragen:  wie  denn  die  Finauziage 
noch  werden  soUc,  wenn  diejenige  Prenssen-Deutsclilands  um  1S73  die  Dnrchftthrung 
des  Plans  nicht  erlaubt!    Auch  gegen  das  Keichsbahnproject  sind  die  finan- 
ziellen Gegeugründe  (bei  v.  Varnbülcr  u.  A.)  die  schwächsten.   Vgl.  die  Bremer 
Debatt'-.    In  den  letzten  Jahren  hat  die  Staatsbabnidee  in  Deutschland  den  cnfschie^ 
denen  Sieg  enangen  a.  im  Ausland  an  Verbreituni;  gewonnen.    S  u.  A.  die  Debatte 
im  preuss.  Abg.haase  am  19.  Februar  l'^S''  u.  dasellist  meine  iiedo  i  liur  die  Verstaat- 
lichung der  Eisenbaliuua  in  Preus>en  uuch  selbständig  erschienen  Herl.  1SS.1\ 

III.  —  §.  277.  Die  bisherige  thatsächliohe  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnwesens.  Sie  war  in  den  verschie- 
denen Caltnrstaaten  eine  manchfach  verschiedene.  Wie  schon 
bemerkt  wurde:  nicht  feste  Principien  der  Verkehrs- 
politik im  Allgemeineni  der  Eisenbahnpolitik  im 
Besonderen  haben  sie  beherrscht,  sondern  xafällige  ge- 
schichtliche  Umstände   im   Leben   der  einzelnen 
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Staaten.  Beachtenswertii  i>;f  aber  immerhiii  fQr  unsere  Fng» 
auch  diese  rein  thatsächliebe  Entwicklang  schon  vor  der  jdngsta 
Zeit,  in  welcher  man  begonnen  hat,  prlncipiell  anf  Staatababnen 
binznlenken,  in  folgenden  Beziehungen. 

1.  Wo  wie  z.  B.  frttber  in  Oeaterreieb  n.  a.  L.  einmal 
das  StaatababDsystem  allein  oder  neben  Priratbabnen  Plate  ge- 
griffen batte,  da  waren  es  meistens  wiedemm  nnr  fremdartige 
Ortlnde,  namentlich  die  ans  ganz  anderen  Ursachen  als 
etwa  ans  der  Eisenbahnpolitik  entstandene  Finanz- 
notb  des  Staats,  welche  znr  Verilnssernng  der  bereits 
Torbandenen  Staatsbabnen  nnd  znm  Uebeigang  zu  dem 
Privatbahnsystem  ftthrten.  Auch  mit  diesen  Thatsachcn  lässt  8ieh 
alno  niclit  erfolgreich  gegen  das  Princip  der  Staatsbuliueii  argu- 
mentireri.  Iii  dem  regelmässigen  Vorbehalt  des  Heimfalls  oder 
KüekiVills  der  liahucu  in  einigen  Ländern  (Oesterreich,  Frankreich) 
an  den  Staat,  in  dem  ähnlichen  Vorbehalt  eines  Wiedereinlösungs- 
rechts  bei  verkauften  Bahnen  (Oesterreich),  findet  sich  das 
Princip  des  Staatsbabnwesens  meist  von  Antang  an  auch  ge- 
waliit:  nur  vorübergehende,  namentlich  finanzielle  RUclLsichten 
zwingen,  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 

Die  sogen.  Veräüsseriing  von  SUabbaliuen  läsit  sich  nach  der  Feui-uii!;  <lcr 
Vciträ'Tß  auch  repelinässig  im  lir  als  eine  lan  pjäli  ri j^o  V^-rpachtung,  denn  als  wirk- 
lichen Verkaaf  hetrachtrn.  Dieser  Gcaii  btapnuct  wui-de  noch  scharfer  h»TTor- 
tretcn,  wenn  nicht  gerade  mehrfach  nur  die  Finanz  notb  Bestimninng^'n  in  die 
Vi  Ttr  i?«'  ^'^fna  ht  liiitte,  die  mehr  üi  cineu  Kaof-  «k»  io  eineo  Pachtcontmct  febdreo, 
z.  B.  in  Ucsterrcicli 

Der  principielle  Gr  und,  welcher  ancb  in  Staaten  mit 
wohlgeordnetem  Hansbalt  in  nenerer  Zeit  so  oft  zur  Yerinssening 
von  FeldgUtern,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  n.  s.  w.  ge- 
führt bat:  dass  der  Uebergang  dieses  werbenden  Vermögens  ans 
dem  Staats-  in  das  Privateigenthum  und  aus  der  Staalsverwahnng 
in  die  PrivatverwaHnng  wttnschenswerth  oder  selbst  nothwendig 
im  Volks-  und  staatswirtbscbaftlioben  Interesse  sei,  —  dieser 
Grand  bat  notorisch  bei  den  vorgekommenen  Veränsserongen  von 
Staatsbabnen  nicht  mitgewu-kt 

Kr  wunlc  höchstrus  von  einsritig  doctrinät-  ii  Tlicorotikcrn  und  etwa  von  inicr- 
cssirten  KaiiitalisJen  und  ihrer  Press»  aufjrcstelit:  von  den  Thooa'fikcrn  auch  nicht 
ans  speciellen  sachlichen  GnuidcD,  sondcra  selbst  in  richti^^-r  Conse<|ucnz  eines  chrm 
durchaus  niclit  absolut  wahren  Dnrmn's  von  d.  r  Nolhwendipkrit  in»»gli«'hster  Ein- 
sckränkun;::  der  Slaati>tliätigkeiten  im  Gebiete  der  A' olksvirthschaft.  Dies  z,  U.  der 
Standpanct  von  Bergius.  la  der  2.  Halfle  der  50 er  .lahro,  al^  die  Sinidi'fclMa 
tlif*orct.  An  liniiiniTcii  in  dem  prcuss.  Abjreordnctenhause  die  Herrschaft  gewonnen, 
war  einms^l  eine  (icfahr  oincr  üoichen  Eisvubahnpoiitik  da.  Mau  vordaukt  dio&toi  £üi- 
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flutöeu  (iu:Ucn  dem  Milwirkcß  liijan/Jclk'r  Muiiiente)  die  niinchtigü  Aulliüluag  des 
§.  6  d.  G«.  V.  SO.  Mai  1853  übor  die  Verwendunc:  der  Ei-«iibahtiab)?ahe  {§.  SS— 40 
d.  Eiseu>inlt»!r'"?.  v.  Novemb.  1S38)  /tiui  Ankauf  von  Ei^■  iil>;ihiiacfii'H  bebufs  dcr<'n 
AmortisaUoo  durch  das  Gesotz  t.  ^1.  Mai  1S59,  —  gingen  den  Wuuscb  u.  die  bessere 
Einsicht  dar  B«gIeniDf.  8.  „Zeho  Jahre*'  S.  11. 

2,  Wo  Bloh,  wie  in  DentschUnd,  zafftUiger  Weue  ein 
gemisclites  System  tod  Staats-  und  Privatbahneii  eotwiekelt 
hat,  da  neigte  aneh  die  thatBäeblicbe  Entwicklnng  gerade  ans 
principiellen  nnd  ans  der  erfahrangsmilBBigeD  ZweolL<- 
mftsBigkeit  geschöpften  GrOnden  schon  seit  lange  immer  mehr 
dazu  hin:  a)  entweder  die  PriTatbabnen  Seitens  den 
Staats  zu  erwerben,  b)  oder  sie  wenigstens  theilweisc 
unter  t  a  a  t  .s  \  e  r  w  u  1 1  u  ü  zu  stellen,  welche  sich  in  solchen 
Fällen  wiederholt  gut  bcwUhrt  hat,  —  sogar  im  Interesse  der 
Eigenthümer  der  Privatbahn,  c)  oder  die  Privatbahnen  zu 
grossen  Babnunternelimungen  zu  vereinigen,  sei  es 
durch  Yereinignng  des  Eigenthums  mehrerer  Hahnen  in 
einer  Gesellschaft  (Fusion)  (Trank reich,  England,  auch  Deutsch- 
land) oder  durch  IktricbHüberlassungsvertrHge  u.  dgl.  m.,  sei  es 
durch  Uebernahme  der  Verwaltung:  kleinerer  Hahnen 
Seitens  einer  llauptgesellschat't,  sei  es  endlich  wenigstens  durch 
Einrichtung  von  grossen  Eisenbahnverbänden  zwischen  den 
getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders  in  Deutschland,  (mit 
manchen  günstigen,  aber  durcbaos  nicht  ausreichenden  Erfolgen): 
d.  b.  man  sachte  Eigenthum,  Verwaltung,  Hetrieb  mehr  zu  cen- 
tralisiren,  wie  es  die  ökonomisch  technisch -administrative 
Natar  des  Eisenbahnwesens  fordert,  im  Staatsbabnsystem 
aber  von  vorneherein  erreicht  ist,  rad  ohne  die  bei  dem  anderen 
System  dann  nicht  zu  vermeidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsächliche  Entwicklnng  der 
Dinge  in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder 
ansBchliesslichen  Privathahnsystems,  immer  mehr  dazn,  —  da  die 
Dnrchfllhning  der  Pnncte  a,  b  nnd  c  so  schwierig  ist  nnd  im 
letzteren  Falle  selbst  durch  die  thatsächlichen  Monopole  grosser 
foslonirter  FrivatbahngeseUschaften  nene  Uehelstände  entstehen,  — 
die'  Abhülfe  in  einer  weitgehenden  Staatscontrole 
der'  Privatbahnen  zn  suchen.  (Einrichtung  von  Staats- 
Kisenbahnämtern.)  Diese  Controle  ist  aber  nicht  so  erfolgreich 
und  doch  wieder  in  mancher  anderen  Hiubicht  bedenklicher  und 
schwieriger,  als  das  reine  Staatsbahnsystera. 

Sic  fuhrt,  wciiu  sie  wiillicb  wirksam  werden  seil,  zu  «iiur  rechtlichen  £iit-> 
Werth  an;  dos  PiinHeiMabfthBoi^eothqna,  wdche  im  schiinmen  Sinn»  commu- 
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nistisch  ist.  Dagegen  erscheint  dio  Ucbernahino  der  Eisonbahneii  auf  den  Staat 
geg»;u  genticr<'n(lr  Eafschädigung,  silbst  wenn  sif  in  d»'r  Rcchtsforni  i\i-t  Zwan?-- 
cnteignirui^  erlDl^'ti  .  als  gercchlei  und  socialpolitisch  unbedenklich»  r.  Ist  nacii  der 
Sax'sclirii  I  oniiulitiiag  der  Theorie  des  Privatbahnwesens,  als  einer  Mosseo  Abait 
dos  öUcntlichcn  Eisen l)ahn Wesens  in  Form  der  remilift'  n  Privatunternchinniie:,  von  rorn- 
horciu  eine  ent>|)rechonde  Ingerenz  des  Staat>  voriiehalt<  n,  so  cuträllt  zwar  dieses 
letstgenauDtu  liedenkcD.  Aber  die  praktischen  Schwierigkeiten  der  LftsuDK  dti  Pnbkais 
bleiben  dennoch  bestehen  nnd  sind  noch  niii^nds  ttberwonden  worden. 

3.  Wo  sieb,  wie  in  Grossbritannien  und  Nordamerika, 

das  Privathalinwcscn  am  lieiusten  und  Ausschliesslichsteii  ent 
wickelt  hat,  liabt  n  sich  alliiiillig  so  grosse  Schäden  gezeigt  und 
die  Gesetzgebung  laid  Staatscontrole  zu  deren  Abhülfe  so  unzu- 
reichend erwiesen,  dass  selbst  hier  der  Gedanke  an  die  Ueber- 
nahme  des  gesammten  Ei8enl)ahuwe.senH  auf  den 
Staat  mcht  imv  auftaucht,  sondern  .schon  mehr  und  mehr  Ver- 
breitung gewinnt  und  Versuche  zu  seiner  Verwirklichung  be- 
ginnen. 

Eine  unbefangene  Würdigung  dieser  That-aclien  führt  daher 
eher  zu  einer  Bestätigung,  als  zu  einer  Verwcriuug  des  Staats- 
bahnsystems. Soviel  Werth  darf  man  auf  diese  thatsächliche  Ge- 
staltung der  Dinge  legen,  auch  wenn  zuzugeben  ist,  dass  die  im 
Ganzen  principlose  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens nicht  fOr  sich  allein  eine  principielle  Entscheidung  der 
Frage  gestattet. 

IV.  —  §.  278.  Grandsfttze  der  Eisenbahnpolitik. 
FOr  unsere  Staaten,  insbesondere  fitr  West-  und  Mitteleuropa  nod 
im  Wesentlichen  flberhanpt  fttr  die  europttisch-americanisebe  Welt, 
sind  demnach  gegenw&rtig  wobl  folgende  eisenbahnpolitiBehe 
Grundsätze  aufzustellen. 

Fiir  Deutschland  vcrciufaclit  sich  die  Sache  seit  der  Aunahuie  des  Staals>bahii- 
ttysteuis;  lur  andere  Lftnder,  2.6.  OeMeireich,  encheinea  diele  (Srondsltte  noch 
numiUelbar  anvendbar. 

1.  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  imEigentbnm 
(nnd  in  der  Verwaltung)  des  Staats  zn  behalten. 

Nur  besondere  Verh.Utui^so  eiu^eiuer  Linien  köuaeu  eine  Ausaalime  voa  dic^tt 
Uegel,  aber  auch  dann  lieljer  eine  Verpaehtanir  auf  nicht  zn  lang«  Zeit,  Irainn  Ver- 
äwsuran;  bedingen,  2.  B.  bei  kleinen  Grenz-  u.  Endstredien. 

2.  Neue  Eisenbahnen  sind  in  der  Ucgcl  auf  Kosten 
des  Staats  zu  bauen  (und  zu  verwalten).  Namentlich  gilt 
dies  von  üu leben  wichtigen  Linien,  welche  eine  Ilan|)t\er- 
biudiing  herstellen  und  das  Bahnnetz  systematisch  erweitern; 
ferner  in  Ländern  des  gemibchten  Sys^tcms  von  solchen  Lanien, 
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welche  die  getrennteu  Stücke  der  Öt^irtfr bahnen  ver- 
binde 11. 

Mit  Ke*'lit  w.ire  <I;iher  /.  R.  zu  wünsch*  !!  ;r>'Wi»si_Mi .  Mass  -lic  tieuc  directc  läiiic 
Berlin -Hannover  (Berlin -Lehrter  lt.  E.  1S7I  crötlhet;  uicbt  von  einer  üü^elLch.,  der 
Magd. -Kalberst.,  wodeni  vom  preuss.  Staate  gebaut  vordon  wSre»  wodurch  scbon 
damals  zwischen  den  Tcr-stürlion  u.  Ostlichen  preus-^.  Staats-  u.  unter  Staatsrerwattonfl^ 

steh.  Privatlinliin.li  ili-^  kur/'  s-tc  Vcrbiuduog  hürgc^telk  worden  wäre. 

Um  dir  n  ach th eiligen  volkswirtbsebal'tlicben  und  social- 
politischen  Wirkungen  einer  sehr  angleich mässigen  Ver- 
wendung von  Nfttionalkapital  im  Eisenbahnbau  zu  verhüten, 
mnss  der  SStaat  einen  nmfaaeenden  Bauplan  ftir  eine  Beihe 
von  Jahren  entwerfen  und  jührlieh  einigermassen  gleiche 
Betrttge  Kapital  zur  Verwendung  bringen. 

3.  Der  Uehergang  der  vorhandenen  Privatbahnen 
in  das  Staat8eigcnthum  ist  im  Princip  zu  erstreben* 
Ob  und  wieweit  dies  alsbald  verwirklicht  werden  kann,  hSngt 
von  den  concreten  YerhmtniBsen,  namentlich  von  der  Finanz- 
lage des  Staats  ab.  Jedenfalls  ist  aber  Folgendes  su  verlangen: 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Gesetz,  Concessionsurknnde  oder 
Vertrag  zustehenden  Rechte  hinsichtlich  des  Heim  fall  8 
oder  des  AnkauU  der  Privat  bahnen  unter  im  Voraus 
bestimmten  Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbe 
halte  zu  Gunsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher 
gemeint  als  gemindert  und  nicht  fUr  ablösbar  Seitens  der 
Bahnen  erklärt  werden. 

TI c i mfallsre chte  rerelni.l^sig  in  der  österr.  (Gcs.  v.  1^51  .  fianzös.  (ie- 
setzgeb.,  aacb  UO«  bez.  i}9  (früber  40)  Jahieu;  in  der  »  rsteren  so,  dass  das  Keal- 
rermöfen  an  d«n  Staat  kommt,  das  Mobil. -Vermögen,  Transportmater,  v. s.  v.  der 
Gi  s.  Idtil»!.  A<  hnlich  auch  sonst,  ubrr  keineswegs  allgemein.  So  kann  nach  d.  I'rivil. 
der  österr.  Fcrd.-NoTdb.  v.  4.  Mtln  Ib^^t».  das  nach  öU  J.  ablauft,  dio  tie«.  dann  mit 
Baal-  0.  Mobiliarrena.  frei  scbalten,  mit  d.  Staate  od.  Priraten  in  Uoti^rhandl.  tretun 
oder  um  Verlängerung  nachsuchen,  lieber  diese  Bahn  u.  ihr  weitLies  Schicksal  wiH 
dahi-r  gegenwärtig  in  Oestcrr>  ii  h  utirt  fliinifnllfrechte  nach  tli  ii  hesonderen 
Concessionsurkuudt.-n  mitunter  auch  Ijci  deutschen  Bahnen,  so  b<i  <lc;  l'fäk.  Lud- 
«igsb.  nach  1»'J  J.  i  lme  Transportmittel,  ües.-G<^l)aude,  Mobilianerin.).  Da»  preiisa. 
(ios-  r.  1S38  hat  kuiu  II eim fallsri;ch t,  aber  ein  A  rik.i ii  rsr<-cht  (s.  u.);  I)ci  den 
preuss.  Priratbabnen  boütebt  daher  alü  K'gol  bestän<iiges  £igonth.  der  Uc- 
»ellacb.  (vgl.  prooss.  Gesetz  v.  1838,  §.  42,  Nr.  4,  Cb.  d,  ~  abgesehen  vom  AuJcanf- 
vorbebalt),  <;b<rnso  war  auch  b<  i  der  sächs.  L<  i|K.-l)ivsd.  l'iiv.itl»,  Docli  Uinunen 
AusAahjoea  vor.  bo  bustaud  ein  eigeathuiul.  VurlUilLmss  des  Liuu^iä.  Stauts  ^ur  Colli - 
Mi  Oden  er  B.,  wonach  d.  Staat  aus  den  Zinsen  v.  Divid.  des  von  ihm  ttbemomm. 
Siebenteln  d«  r  A  ti'  ii  u.  aus  d<'njonig'n  der  »mortis.  Acticn  di<i  in  Privathändfii 
bdündliehen  Actien  amortkirte,  indem  er  den  butrctl.  Betrag  Acüeu  jährlich  auslostu 
u.  zur  Rückzahlung  al  pari  einlief.  Bei  d.  Erveiterung  jenes  Itabnuntemehmens  (C'dn- 
Gie::^eii)  gewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  die^st^i  Keclit  iiir  15  J.,  von  l*>5ö  an, 
vt  rtrasrsw.  i<e  u.  sp;it>  r  <  ntsagte  er  d>'  '"'!!i  IiCi-htü  gegen  eine  Ix'sond.  Knfsr  li;\digun>j' 
vüu  12  JSiiil.  i  hh.  ^^wovüu  ö,Tü4,4üU  iiur.  baar,  der  Kest  lu  biauiiii.icuen>  lui  immer,* 
Yeftrag  T<mi  tV.  August  18t>5,  wobei  zugleich  Seitens  der  (iea,  auf  die  Utcrea  Zins- 
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garantieii  rerzicbfet  wurde.  AoluHeli  vi«  zu  G.>M.  ist  das  VeASlIiiiiB  dM  Stute  rar 

Obeischl.  B. 

I.'ückkau  fsrecht' .  Ili-  rhiii  i;ehi1reri  zunächst  die  vorbehaltenen  Rßrk- 
küulsr echte  bei  verauss.  S  taa  ts  buh  m  u  vor  Ablauf  der  Ucimfalifrist.  So 
behielt  sich  (J<- stcrreich  ein  solches  Becbt  bei  den  1S56  verkaafieD  lombani.  B. 
von  isyj  an.  bei  den  ISöb  abgetretenen  Sudbabnen  von  1S95  an  vor,  nach  Ma«»»- 
gabd  des  Reinertrags  der  letzten  7  Jabre,  excl.  die  2  scbicchteäten ,  u.  unter  Fe^t- 
Mtzaii?  eines  Mininnl^ngs  oder  einer  M luimalaMfiBOAgürente  von  5  '/^  V»  Aalnge- 
kapitale.  Achnlicbes  Recht  bei  d.  Staatsbahnges.  nach  30  Jahren  n.  in  anderea 
Fiüleu  mehr. 

Ferner  Kanfrecbte  bei  Drsprün glichen  Priratbabnen.   Aveb  bei  denticheii 

Priv;itb.ihnen  kommen  solche  Vorbehalte  vor.  Diij  h-  ss.  Luilwifrsbaliu  kann  nach 
Abiauf  V.  25  J.  nach  d.  Concrssionirung  vom  Staate  gegea  Erstattung  der  An« 
lagekostcn.  nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  ron  99  labren  f^«'gcn  Erstattang 
des  Ta\werthä  der  Bahn  nnd  dea  Bctri<  l<siiint<  rials;  die  baier.  Ostbahnen  konnten 
vom  Ablauf  der  35jahr.  ZinMrurantiozeit,  d.h.  v.  1*^9'^  ah,  in  der  Weihe  vom  Staate 
erworben  werden,  dass  da.<^  A< tieukapilal  nach  dcui  i  runk turter  Bürsencurs  d^n 
letzten  10  Jahre  ab|L,^elüat.  im  Minimum  aber  der  Betrag  des  cencess.  Bau-  i. 
Einrichtungskapitals  snntmt  d-rn  I''iiiirti:i^^  di^s  .\Ji!ö?jiinßrsjahr3  be/ahh  wird. 

Ganz  allgemein  bestimmt  cndiicii  der  wichtige,  aber  bisher  nicht  bei  den  „Ver- 
staatlichung«>n"  Terwerthete  §.  43  des  preus«.  Eisenbahngeeetzea  von  1S38:  dea 
Staate  bleibt  der  Ankauf  de>  Kirenthums  <lei  Itahn  sammt  allem  Zubi  Ii  . i  g' >reu 
volle  £ntsch&dig.  vorbehalten.  Dieüt:  Erwerbung  kann  auch  zwangsweise 
gcächeben  nach  Ablauf  ron  .10  Jabreii  Ton  der  TnitspotterBflnonf  an  (ob  die  ent« 
StreckeneröRhung  hier  fiir  di''  paaz-  TJahnunterneluniinj,'  eiifs.  heidet?  Bei  ciaiL  a 
Bahnen  ist  diese  Frist  v.  J.  abgelaufen  oder  dem  Ablauf  nahe\  Ankündigung  der 
Erwerbsahsicbt  des  Staats  mindestens  1  Jahr  vorher.  Entschädigung:  25faches  der 
jährt.  Divid..  die  an  s&mmtl.  Actionare  im  Durchschn.  d.  letzten  5  Jahre  gexahll 
ist;  Ft  berffantr  der  Schulden  an  den  Staat,  il<  r  sie  n:uh  d.  n  i  ontractl.  Bedinir.  zu 
behandeln  hat;  L'eberjraim  alles  Eigenthums,  auch  des»  luvoatarb,  Keser>efoüdj»,  dci 
Activford.  an  dea  Staat.  Diese  i:esctzl.  Bostinunong  ist  werthvoll  a.  k<)nnte  doch  vun 
praktischer  I?efleiit«n!r  aneli  f.  die  Finaiircn  werd.  n.  Alicr  freili  li  ist  die  Abl^sunj; 
danach  sehr  theuer.  Die  i^'l^igQ  Kapitalinirung  der  öjahr.  Divid.  enthält  eiue 
«tarice  Berücksichtigung  r.  Incrom  ccssans  mit.  —  Der  prco^ische  Staat  bat  icbon 
vor  der  jüngsten  Acra  der  Eisenbnhiipolilik  lu  i  Re(riel»au)>erlass.-Verträ>reii  mit  I'rirai- 
bahncQ  sich  auch  den  Erwerb  des  Eigcuthums  iu  späteren  Perioden  vorbehalten, 
SO  bei  Halie-Sonu-Gobcn,  bei  Bcri.-DreM.  unter  im  Vomn  stipiiL  Bedingungen. 

Soii'^tii^e  Vurl» ehalte  zu  Gunsten  des  Staats.  Unter  Vorbehalten  dieser 
Art  werden  hier  nicht  volkswirthschaftspoUtische  in  Rctr.  der  Tarife  u.».  w.,  sondern 
finanzielle  in  Betr.  der  Uebcmahme  von  Loistiniijea  für  den  Staat,  —  nnenlgcitli.  h 
wie  oft  hinsichtlich  der  Beförderung  der  Post  u.s.  w.  ipreoss.  Ges.  §.  36)  oder  regen 
mAss.  Maximaltarif,  wie  auch  mitunter  bei  der  Pust.  für  "Militär  u.«».  w.  (i,'rosse,  di- 
Bahnen  erheblich  mit  belastende  Kochte  des  Iraaz  btaatä  la  diesen  Puuctea)  — , 
ferner  andere  iinanziellc  in  Betr.  der  Krleichteiung  der  Erwerbung  der  Priratbabnen 
durch  den  Staat  verstanil<  ii.  Iii'  rliin  rehrtrten  die  wicltfi^;'  !!  B'  >iirüTniingen  der  prenss. 
Ijcsetzgflb.  über  Eisenbabnabgaben  u.  tiber  deren  \  erwcnduni?.  §.  3b  des  Geai. 
T.  1S36  behielt  die  Einftthrang  einer  beaood.  Abgabe  tr.  d.  Bahnen  vor,  wogeri^n  4if 
Gesellscb.  v.  d.  Gewerlisteii.  r  frei  blic'i n.  Nach  §.39  ^olIt>  der  Ertrap  die-or  A'  i'nb' 
z.  Entschädig,  der  Staatskasse  für  die  ihr  durch  d.  Bahnen  entzogenen  Eiunabmea 
(wohl  an  Poet-  v.  Cbaosseegeld  gedacht)  u.  zor  Amorlis.  des  in  dem  Unter- 
nehmen  angelr-gten  Kapitals  dienen.  Art  der  Verwendung  blieb  vorbehalten. 
Kach  voUcudctur  Auortis.  sollte  daä  Unternehmen  so  oingmchtct  Verden,  daat  der 
Ertra;?  des  Bahngolds  die  Kosten  der  Unterhalt,  d.  Bahn  a.  der  Vervalt. 
nicht  tibersteige  (§.  40>:  alsn  Anwendung  des  Gebührenp rincips  Mhon  damal» 
iu  Aussicht  genommen.  Die  durch  (icsctz  v.  30  Mai  1S.53  eingerichi.  proirr'>5. 
Eisenbahuabgabe  (s.  §.-1)  sollie  dann  zur  Amorti:^.  d.  r  in  d  Eisenbahnuntemehmen 
angel.  Actienkapitalien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ihrem  Ertrag  u.  unter  Zuwachs 
d' r  Zinsen  u.  Divid.  di  r  erwmli.  Paj>iere  Stammactien  frei  anirekanft  wQnl.  n. 
Dinrh  dieses  (»esctz.  welches  kein  Kecht  schädigte,  -  die  Höbe  der  Al»ga}>c  m  kein« 
]>tiutip.  Frage,  —  war  also  der  allmäiige  Uebergang  der  Priratbabnen  in*» 
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Eige&lham  des  btaats  vorbereitet  Spktcriiio  hiittc  diese  Ankaufswcisc  durcli 
CursstefiBreii  bei  reroind.  AetienaU  u.  siftrkerer  AnHHtis.  tlieaer  werden  können. 

Allein  «liiali  Ges.  v.  2!.  Mni  !<^51»  ist  l-  idi  r  ili-  sc  Amortis.  beseitigt  u.  soq:ar 
.  '6^  u.  40  des  Gesetzes  ?.  Ib3$  aufgehoben  wurden.  Jbliae  Massregel  von  schon 
nmals  mindestens  zweifelbafltem  rolkswiitlischaftspolit  v.  fineoz.  Werth.   Seitdem  n. 

auch  nach  d.  neuen  Eisonbahnstcuerjresi.  v.  Ifi.  Miiiv.  l^t»?  fli(  sst  der  Ertrag  der  Eisen- 

bahnahgabo  in  die  Staatskasse  zu  aiigemeiueu  Slaatsausgabeii.    S.  „lU  J.  prcosa. 

D.  Eisen  bahnpolitik".  S.  12. 

b)  Es  ist  ferner  statthaft,  dass  in  grt  igneten  Fällen,  wenn 
eine  Privatgesellscbaft  selbst  die  Ahtietung  ihrer  Linien  unter 
billigen  Bediugangen  an  den  ^Staat  wUnscht,  die  Erwerbnog 
erfolge. 

Mehrfache  i'^älle  in  Preussen,  Sachsen.  LengiliT.  Wunsch  der  Artion&re  der 
Kfp  in -Nähr -Bahn,  der  aber  erst  in  der  jiinL;3l«-n  Zeit  r'-alisirt  ist.  Bei  «Jt-r  nt^uestcn 
\  crstaatlichuiigspuUtik  in  Baiern«  Sachsen,  Preussen  riet  man  seitcUH  des  Staats  durch 
gOastige  Angebote  solche  BerellvillIgkeU  herror. 

c)  An  Stelle  tlcr  Fusioninmg  von  Privatbahnen,  namentlich 
der  Verschmelzung  vua  kleinen  mit  grossen  Unternehmungen,  soll 
uiögiicbst,  wenn  es  die  geographische  Lage  der  Linie,  ihr  bereits 
bestehender  oder  leicht  herzustellender  Zusammenhang  mit  anderen 
ötaatsbahnen  irgend  erlaubt,  die  Fii  s  io  uirung  solcher  Privat- 
bahnen  mit  Staatsbahnen  treten. 

So  sollte  nach  Boschlassen  v.  Herbst  1S71  die  Taunusb.  mit  d.  ]H>-i.  Lodvrigs- 
babn  fusiouirt  «  erden.  Die  Yeruinigun^  der  ersteren  —  Wiosbaden-Franklurt  —  uut 
der  nass.  u.  der  Msin-Wcäor-Stutsb.,  die  sie  verbindet,  lag  wahrlich  näher  u.  erfolgte 
auch  riai  h  ^}uit.  Vertrapf  d.  preuss.  Rej^ieruni?  mit  d.  hess.  Ludwigsb.  Aehnlich  ISTf» 
die  Einrerleibung  der  Halle-Cassvler  Prifatbahn  in  die  im  Bao  be&ndliche  Staatsbabu 
BeiUn-Wetslnr. 

d)  Solanp:e  der  Uebergaug  in  das  Eigenthum  (bez.  bleibende 
Retricl)>iil)*  rlassung  und  üebernahme  auf  liechnung  des  Staats 
gegen  (i(  Währung  fester  Rente  an  die  Actionäre)  nicht  zu  erzielen 
ist,  sollten  wenigstens  die  wiclitie-sten  Pri  vatbahulinien , 
weiche  leicht  factische  Monopole  erlangen,  ferner  solche  l'rivat- 
neben bahnen,  weiche  in  Staatsbahnen  münden^  in  die  Verwal- 
tang  dea  Staats  tibergehen. 

Die  Uebemahme  der  airruig  von  Privatbahnen  durch  den  Staat  borubfe  in 
Preuss eu  anf  keinem  so  bestimmten  l'rincip,  als  den  beiden  im  Text  genannten, 
obgleich  financ  Gesichtsponcte  mit  massgebend  waren.  Bei  d.  OberschL  B.  hatte 
ti'ich  der  Staat  die  ücbeniahuio  d«-9  Betri>  l'S  für  den  Fall  vorbclialtcn.  dass  er  aus  der 
Zinsgarantie  ein  bestimmtes  Mass  ron  Zahlungen  leisten  mUsse.  Die  Berg.-Märk. 
Bahu  ging  in  Zeit  schlechter  Finanzlage  1S50  auf  10  J.,  1853  anf  beständig  in  Staats- 
verwaltung Uber,  die  Cosel-Oderb.  B.  nach  der  Katastrophe  r.  lSö6  i.  J,  1Ö57. 
Die  Rhein- Nahe-B.  stand  von  Anf.  an  unter  Staafsvcrwaltnni!.  Di.-  HaUe-Sor -Griltoner 
Bahn  wurde  ISTö,  die  BerL-Djcsd.  B.  1S77  in  Suabvcrwolt.  übernommen,  als  Be- 
dingung xn  gewährender  Finanz- Hilfe.  In  Baieru  u.  Baden  die  Selbstverwaltung»« 
kOrpern  U.  kl.  Gesell-^rliaften  geht^renden  Lor;i!baliiirn  in  Staatsbetrieb.  In  Oester- 
reicli  Üebernahme  in  Staatsverwaltung  auch  namentlich  aus  finanz.  (irunden,  bei 
lioheii  Staalsganntie-ZasdiiMMtii  (Dndol&bahn). 
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4.  Wird  gleichwohl  die  Concession  zu  neuen  Privat- 
bahnen  noch  ertiieili,  sei  es  an  alte  Geseüscbaftcn  zur  Erweite- 
rung ihres  Netzes  oder  an  neue  Unternehmungen,  so  bat  sich  der 
Staut  nt  r» ^  1  i c  h 8 1  weitgehende  und  unzweideutige  Rechte 
hinsichtlich  des  Heim  falls  und  des  Ankaufs  der  Bahn 
vor  der  ITeimfallsfrist  vorzu  he  halten,  etwa  eine  rcgcl- 
müssigc  und  nicht  zu  langsame  Amortisation  des  Kapitals  (d.  b. 
der  Actien  neben  den  Prioritätascbulden)  einzurichten^  und  auch 
hier,  erforderlichen  Falls  (Nr.  3  ad  c),  die  Verwaltung  selbst  zu 
ttbernehmen. 

5.  Bei  der  Erwerbung  wie  bei  der  blossen  Verwaltungs- 
tt  Ii  er  nähme  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  sind  wohl- 
erworbene PriTatrechte  sorgfältig  zn  schonen,  mOgen 
sie  auf  dem  allgemeinen  Privatreeht  oder  auf  besonderem  Geseta 
oder  Pri?ileg  beruhen.  Eine  Beseitigung  dieser  Reehte 
zvL  Gunsten  des  Staats  ist  aber  gleichwohl  mdgliob  und 
statthaft: 

a)  Einmal  selbstverständlich  auf  dem  Wege  freier  Verein- 
barung. 

Letztere  ▼ird  im  Ganzen  am  Wflnscbensw-crthesten  und  oft  noch  bei  IMvatbalmm 

in  schlechter  Finanzlaüre  und  ohne  Aussirht  aaf  eine  bessere  Zukunft  unter  nii  ht  m 
lastif^cn  linaiiziellen  Bi-dingungi  n,  1h  i  gdt  ictitiPMHlfn  uti<]  zukunftsreichen  Bahoca 
weuii«5tens  unt<'i  Anlegung  eines  angeiiicaisouea  Kauf-  oder  Pachtpreises  —  oder  der 
Ue«issiieit  cutcr  Staats?enraltoiig^,  &Us  nur  diese  an  Stelle  der  Priratremttiug 
tritt  —  möglich  Sein. 

Beispiele  der  Erwerb ung  schlecht  situirter  Bahnen.  Die  Niedcrsrblci>-. 
Märic.  B.  f^g  im  Wintw  1851—52  verttagsiroise  irafoii  eine  feste  Actienrenie  wtm 
4"/o  Zins  11.  rejT'lm^^s^.  Ainonis.  aa  den  Staat  über.  Cnra  der  Artion  l'^'iO  tti-^st 
c.  Sä,  Anf.  Ibül  dsgl.,  Eodo  li»51  c.  937a«  ^^^^^  Genehmigung  des  Vertrags  durch 
die  Regierangr  97— BS*/«*  —  S<ohs.-Baier.  B.  ging  1846  an  d.  siclifl.  Rtaat  Uber 
u:egcn  4'*  „  Actieuzinsen  für  8  Jahre  (ISIT— .')4)  u  i;- ::«  n  Anstausrli  mit  3"/„  Staats- 
papieren alsdann.  Cun  um  die  Zeit  des  VortragiiahächlQss«;»  76 — Ö3,  nach  demseiben 
(i.  J.  1S47)  84—90.  Einiiro  der  janirsten  Eiverbnngon  des  Staats  in  Preuaaea  (die 
baiikerittten .  noch  unvollcnd.  Bahnen:  Berl.  Nordb..  Pomm.  Centralb. ,  Rhein-Nahe-. 
Berl.-(inrl,  ?>.  u.a.m.),  Sachsen  (kleinere  Privatbahnen  in  IiallihiuikTottem  Zusumde) 
sind  dem  Mauto  billig  uekummen  ll^7(i,  1S77  u.  seitdem  mehrfach).  —  Der  Vertrag 
zwischen  dem  K.  Italie.n  u.  der  osterr.  Sudhahu  lb7<>  ist  angesichte  der  prec.'tren 
Finanzlaire  der  (iesellschaft  relativ  günstiir  für  den  Staat  au.s)(cfaJli>n.  Sein  Drt:nl- 
puncta  lassen  sich  hier  nicht  in  IlUtzc  angeben  a.  sind  ohne  Einehen  aui  die  T«r- 
wlckelto  Lage  der  Gcscllsch.  nicht  Teittlndlicli. 

Beispiele  der  Erwerbung  gut  situirter  Bahnen.  Die  Wi-  ii-rUni^iriiiL'  r 
Balm  erwarb  der  Osterr.  Staat  Ibb'i  in  der  Weise,  dass  der  0%^  dio  B.  \\ieti-iiaab 
verblieb  q.  er  Ar  jede  der  18,219  Actien  ta  600  fl.  676  fl.  G.-M.  in  5%  Staat»- 
oblig.  sab.  Ours  An  f.  iSb'd  155— l(iO%,  nach  dem  V<rfi.itrsali- chliisrs  ITH"  ^  u  melir. 
nach  der  Uoigeütaituog  noch  92— 937o'  baior.  Ostbahnen  gingen  durch  Vertr.  \, 
1.  Mirz  11.  Ges.  t.  15.  April  1875  an  den  Baier.  Staat  über.  Sie  hatten  1874 
nur  4'/2*'/o  Divid.  geben  können.  Der  Staat  znhlte  für  rine  Actie  von  2«>0  1!.  d. 
1.  EiuisH.  420,  der  2.  Emiss,  410  M..  wovon  jf  H)(i  M.  in  4^',^  bai-  r.  Sta  vtsp.apieren, 
den  liest  haar.  —  Diu  Leipz.-Drcsd.  Bahn  ging  zu  dem  reUtiv  hohen  Pi«i?e  von 
1000  H.  in  8<^/oig«it  säcbs.  Staatsrenten  Ibr  die  Actie  van  100  Thlr.  te<  J.  I97< 
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au  den  Staat  tlbcr.  Zu  diesem  i'roise  (um  so  huber,  aU  der  Staat  die  eben  ein- 
gestürzte Biewer  ElblnHeke  ent  wieder  raf  scioe  Kosten  sn  hmen  hatte)  tni|^  die 
polit.  Situation  bei  (Consolidiiung  ili  s  siichs.  Staatsbahnnetzvs  geaeiiülKT  der  Kciclis- 
eisenbahucootfoie  und  dem  fieicliseisoubabuproject).  lieber  die  neoesten  preuss.  £r- 
irerbun^'cu  &  unten. 

])ie  Aussiclit  guter  Verwaltang  wirkte  X.  B.  wolil  Air  die  Ueberlassong  der  Büts*- 
Mfirk.  fiftha  an  die  Staataferw.  mit. 

Judesseu  gewahrt  der  Weg  der  lieieu  Yereinbaninp:  keine 
gcntlg:ende  Sicherbeit,  die  Bahnen  Uberhaupt  oder  .sie  zu  ange- 
mcs^t  neu  Preisen  zu  erwerben.  Ks  bedarf  daher  noch  der  Aner- 
kennung des  Principe: 

b)  dass  Privatliaiiucn  auch  zwangsweise  im  Wege  des 
Expropriationsverfahrens  oder  eines  nach  dessen  Analogie 
auszubildenden  Rechtsverfahrens  gegen  volleEntscbädigung 
der  £!genthUmer  in  das  EigeDtbum  (und  aualog  in  die  Yerwalkung) 
des  Staats  Übergehen  können. 

Dieses  Princip  wird  den  Kechtcu  der  Privatbahnen  gci;onUbcr  iiicbt  nur  wie  im 
Falle  maiiclicr  anderer  Privatrechte,  besonders  des  Grundcigi  utbitnirr?,  fanctionirt 
durch  das  uberwiegende  üffentUche  Interesse,  sondern  bei  den  Bahnen  noch 
apecieÜ  durch  den  Umstand,  dass  sie  selbst  bloss  der  Gewfthmtig  des  Expro- 
priationsrechts  ihr«:  Entstehung  ?crdanken.  "Krorfert  wurde  <li<'Sor  Punrt 
ibbS  mit  in  üesterrcich  bei  Gelegenheit  von  porlaui.  Ei^cnbahndebattcn  u.  „Päage- 
YertrSgen". 

Dieses  Verfahren  ist  bei  alten  wie  bei  neuen  Bahnen,  mag  es 
vorbehalten  sein  oder  nieht,  statthaft  Es  verlangt  nar  folgende 
Beschränkungen  in  seiner  Anwendung,  damit  keine 
Rechte  und  selbst  keine  berechtigten  Interessen  der 
Bahneigenthflmer  verletzt  werden  und  das  Privatkapital,  wenn  es 
einmal  noeh  zur  Anlegung  in  Privathahnen  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  sich  nicht  surückschrecken  lasse: 

«)  Die  zwangsweise  Eii^enthums-  oder  Verwaltungsüber- 
nabme  von  Privathahnen  ist  vor  demjenigen  Zeitpunete  absolut 
unstatthaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ausdrtlcklich  im  Gesetz 
oder  in  der  Concessionsurkuiuie  (Privileg)  ausgeschlossen  ist. 
Ebenso  mtlsson  etwaige  frdher  festgesetzte  Bedingungen  ftlr 
die  Anwendung  des  Expropriationsverfahrens  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  sind  aber  andererseits  nur  die  nothwen- 
digen  Beschränkungen  der  Rechte  des  Staats  vorzunehmen,  damit 
die  Geltendmaohung  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer  mög- 
lich sei. 

Die  Frisft-n,  narli  Arven  Ablauf  der  Staat  dn«;  Eiin^ntlunn  erwerben  knnn,  siinl 
in  den  bestehenden  Uesetzen  u.  Verträgen  doch  sehr  lange;  25,  dO,  li^  Jahre  in 
Denlachlaiid     OivterrNch,  oder      dO,  Ou,  *J9,  nach  Ablwf  der  Gonc«ss.*Zeiti 
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;i)  Das  Zwangs  verfahre  11  ^c<;üu  eiue  Privatbahn  ist  erst 
von  e  i  n  e  m  Z  e  i  t  p  II  n  c  t  e  a  n  z  u  1  ä  s  s  i  g ,  in  welchem  die  Betricbs- 
ergebuisso  der  Balm  ein  eiaigeruiassen  sicheres  Urtheil 
Uber  die  finaozielle  Lage  des  UnternehmeDS  gestatten. 

Kamentlich  muss  für  unrentable  Bahnen  tine  Miaiuialfrist  bczeiciuiet 
wt  rdeti,  vor  welcher  sie  nicht  zwangsweise  aa  den  btaat  übergeben  dUrlen,  um  die 
ActioD&re  mOg liehst  ror  Kapitetvertoaton  sa  sicharn ;  x.  B.  ein«  Frist  von  20  Jahiaa 
Ix-i  B;i!ificn.  wcfrhe  in  eiru  r  lirstiinrntt  n  F'-iln'  f '  R.  5 — 10)  der  letzt  verflossenen  aaf- 
einandcr  folgenden  Jahre  ihren  Actionäreu  eine  gewisse  Mioiwalrebte  ^£.B.  4*/«)  *^ 
ActienkapitaJs  nidit  liefetn  konnten.  Bei  rentablen  Bahnen  lann  diese  Frtrt  ohne 
(jelUhr.luiig  dos  Kapitals  der  Aciionäre  verlrir/t  werden,  z.B.  auf  tU — 15  Jahre,  wenn 
in  den  letztreriosseneu  z.  U.  5  Jahren  die  Dividende  der  Acdonlre  einen  fewiiaen 
Satz  (etwa  5— «berschritt«n  hat. 

y)  Die  Entschädigung  der  Actionäre  hat  nach  dem 
vollen  Werthe  des  Eigenthumsrechts  zu  erfolgen,  und 
zwar  nach  dem  Taxwert  he  —  so  namentlich  bei  Babueiif 
welche  ihren  Actionäreu  gar  keine  Dividende  zahlen  konnten  — 
oder,  wenn  dies  für  die  Actionäre  günstiger  ist,  auf  der  Basis 
der  Kapitalisirung  der  von  den  Actionäreu  binnen  einer 
bestimmten  Reihe  (z.  B.  5)  der  letztverflossenen  Jahre  be- 
sogenen  Rente  nach  einem  für  die  Actionäre  günstigen,  also 
vielleieht  etwas  niedrigeren  als  dem  ttblichen  Zinsfasse  Itlr  gote 
Sicherheit;  ferner  eventnell  noch  weiter,  namentlich  bei  der 
Uebemahme  nach  dem  Tazwerthe,  aber  selbst  anch  In  dem 
zweiten  Falle,  unter  Zuschlag  eines  bestimmten  Procents  (z.  B.  10) 
zu  dem  sich  nach  dieser  Rechnung  ergebenden  Kapitalbetrag. 

Eine  Ablösung  uarh  ih-m  zukünltigeD  Bursencors,  wie  z.B.  bei  d.  baier. 
Ostbahnen  sripulirt  war,  scheint  mir  unznJlssif.  Denn  bier  wird  den  Bahneiffenthn» 
nur  dnrch  die  Aussicht  des  rLb<  rg.in^8  «Ilt  Bahn  an  den  Staat  ein 
künstlich  hoher  Werth  gegeben.  Ausserdem  wUrde  es  dann  nicht  >o  schwer  !>eia, 
durch  SpecuUtionen  den  Oan  in  die  Hshe  n  tieiben.  Digl.  zeigte  sieh  seit  ]*»7S 
schon,  als  mebr&ch  von  ^nrerbsabsicbten  der  prenis,  Begfemng  dl«  Sede  war. 

Die  Abfindung  der  Actionäre  muss  in  Baarem  oder  nur 
mit  ihrer  Einwilligung  in  Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Schulden  der  Bahn  (Prioritätsobligationen)  werden 
unter  Terbleibender  Verpfändung  der  Bahn  zuStaats- 

schulden    und    müssen    genau    nach    den  Anleihecon 
tracten   vei/'. iubt   uud   getilgt  werden.     Auch  hinsichtlich 
der  Conversion,   etwaiger  Zinsreduction  u.  dgl.  m.   tritL  der 
Staat  ganx  in  das  iiechtsverhältiiiss  der  GcscUscbaft  als  Schuld- 
nerin ein. 

So  schon  die  besteh.  Bestimmung  im  preuiis.  Eiacnbahnges.  §.42  u.a.m.  u. 
jetzt  regelmässig  bei  allen  neueren  Frir.bahn-Krweiboogen  \u  Preosien  a.  aaderM 
deatsehen  Staaten. 
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5.  Neben  dem  Staate  selbat  können  auch  die  anderen 
„rttnmlichen''  Zwangsgemein wirthschaften*^  oder  die 
Selbatyerwaltnngskörper,  Provinaen,  Kreise  und  Ge- 
meinden das  Reebt  erbalten,  auf  ibre  Reehnnng  Eisen- 
babnen  an  banen,  wobei  Jedoch  der  Betrieb  öfters  passend 
von  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  und  nach  den  Orond- 
sätzen  ftir  letztere  (aacb  in  der  TarifpoHtik)  geführt  wird. 

Aaf  diese  Weise  wini  die  Einhcitlirbkeit  des  Eisenbahnvroecns  gewahrt.  wAltreod 
llaiuien,  die  vielleicht  d«  r  Staat  no<-li  nioht  ausi'ahrcti  wUrdc,  doch  bereits  gebaut 
w«rd.-Ti.  Die  Anlaire  von  Ei.scn'i.'ilinen  durch  di«-  S'-Ihstvi.'rwalniiiir^kBrpcr  wirgi  iiament- 
li<  h  in  AnlkiiüpliHit^  an  eine  richtig«?  Un  tersclieiilmi  g  i^ler  >J iscü baliueu  »acii 
ihrem  technisch n  und  AkonomiscIieD  „KaDg'*(8.fol|r.  Abscb.)«  in  Zukunftimmer 
wichtiger  wcrdeu.  indem  jene  Körper  gewisse  Hahnen  von  ..unttTgoordueter  Bedeutung", 
SocuDdär-  lind  Localbahuca,  mit  Normaläpur  und  eventuell  mit  Schmalspur, 
Dampf hahncn  und  dandien  Pferde iMdmen  flheroehiDen.  Anl'  dieso  Alt  wifd  du 
Trincip  dor  S<jll)Stv  orwaltung  auch  bei  diesem  inrHiernsten  Verkehrsmittel  richtig 
angewendet.  Je  nach  der  Bediiatuog  und  Art  der  betrelicnUen  liabnen,  kann  dann 
der  Betrieb  zwischen  dem  Staat  Qtid  dieeen  KOrpcm  getbeilt  werden. 

In  Preu>.ion  sollen  die  den  Provin/.on  /U'jew  i<'S.  ChiuibstH' -Dotationen  ;iU'  Ii  uiit 
l'ür  den  Bau  von  Secundärbabnen  vcrweadet  wurden  dürfen..  —  Hier  liegt  die  £tn- 
ftthning  einer  riebt.  Selbstrerwalt  im  Verkehrswesen  vor.  nicht  in  Stein's  Ideen 
(Hnndi).  d.  Vcrw..  2.  A.,  S.  400). 

§.  2T!>.  Uebersicht  über  den  Stan^!  des  Eisenbahnwesens  und  die 
Entwicklung  des  Staats-  und  Privutbahiisysteuis. 

Vgl.  bes.  Stürmer,  (jesch.  d.  Eisenbahnen  {(.  die  Welt  II,  .'{.  f.  Deutsdil  II, 
ii  ir.i.  Neu  mann  a.  a.  ().,  f.  oth.  Jahrb.  iJahrg.  l'iS.I  S.  lall  .  Er^^rui^.  H.  XII  d. 
prcuss.  Statist,  mit  d.  dazu  gcbür.  Atlas  v.  Kuhn  u.  uberh.  die  oben  S.  titii^  gen.  Iiist. 
statisUsche  Literatur.  Aelfen  Daten,  fQr  1871  meist,  in  d.  6.  A.  r.  Rau  §.  2S9,  Note  it. 
In  den  ncinTcn  Srati>tiken  >'\n(\  gewöhnlich  die  D.  reclmünL'cn  di-'  iif^Tt.'n  Maa«sp. 
Wübxungüu  und  Munzfusse  gestellt.  Die  „Intensität"  des  Eisen bubnuctzes  pticgt  durch 
eine  Yeifleichnn;  der  Län^e  der  Linien  ndt  d.  Fliehen-  n.  BerAtkening^rGsiio  zar 
Anschauung  gebracht  lu  wi;rden.  Enucl  lia(  nu  ll  Stcrirn  r  II,  2)  eine  „nultlep- 
Proportionale"  ao»  d.  Quadratwurzel  auü  dem  Producto  der  Kilometencald,  wi;lchc  aut' 
]  ireo!!:r.  Qoadratmdle  nnd  anf  10,000  Einw.  kommt,  gebildet,  um  eine  „Eisenbahn- 
aasätattunijrsziti'er"  zu  lierechnen,  —  doch  sehr  willkürlich,  als  ob  sich  1  QuadratmcUc 
und  10,000  Einw,  entsprächen.  Verschied,  graph.  Darstellungen  in  »f.  gen.  ileutsehcn 
Eiscnb.atlas.  Wie  bei  allen  »olchen  Vergleich-  u  erscheinen  ausserd«  iii  auch  hierbei 
kloine  dicht  b<  vulk.  Staaten  (s.  Ii.  Rclgien,  Schweiz)  in  bes.  günstigem  Lichte,  wahrend 
in  manchen  I'rovinzen  irrosser  Staaten  die  Y«  rh.dtni-'se  vidh  icht  ebonsu  sinii,  was 
aber  in  der  Durcb.'»chnitt-izahl  für  den  grossen  Staat  verschwindet.  Es  war  Anf.  1670 
(nach  Stürmer,  gnnx  unbedevt  Abweicbongen  im  Goth.  Jahrb.),  v.  Anf.  1882  (nach 
Ueth.  J.b). 
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Vollbahui-n  u.  Hahnm  „iin  t e r  -  in r  l 


Die  zweur 


deotung"  ist  ubrigeus  in  diesen  Statistiken  ni«*ht  gloichmässig  gemacht 
Katef .  ist  oft  unroUstindifir  anfrefeken. 

FUr  den  Umfanpr  d<-fi  heut.  D.  Keichs  cri^oben  s.  folgemlc  DalMi  f.  d.  in  B«(|i«*t> 
befindl.  Bahnen  in  Kilom.  immer  Kn*l<-  d.  .1.: 

1835         6  1855     8.272  1875  27,934 

1840      581  1860    11,614  1880  33,695 

1845    2.:n:.  1865    14,658  18S2  34,962 

1850    6,051  1870  19.638 

Das  Vi  rhiiltnis!»  der  Staats-  niid  Privatbahnon  za  i*inand«T  h.-it  ia 
.•iniu-i-n  Stn;i(<'ti  i'i  uh'T  m'-hrfarli  jj.  ft'.  i  ii-.'It .  iii'li'iii  Staat-ibalint'n  an  rj.-;.  liirliaft»»n 
verkauft  \h<z.  aut  lange  Jahre  zur  Ausbeutung  oder  Nut^nie^suug  überlassen),  od«  r 
Privatbahnen  vom  Staate  anfekanft,  mitmiter  abar  spltcr  selb^^t  wieder  verUtin  witrJca. 
f»<^r  lnii!t'>-;te  WceliSrl  zei^'t  z.  V,.  in  Oeste  rri-irh.  Oefters  ist  anrh  zwischen 
ii<  u  Yerliültniääen  des  Eigenthumn  und  der  V'erwaltUiJg  der  Bahnen  zu  untericheideo  (s.  u.). 
Zustand  in  1876. 

1876  nach  Stürmer). 
Kil.  ni.  Kil.m. 
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Kil.  ID. 
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sächsische  .  .  1087 
üldeüburgiscbe  .  271 
Main«Neckar .  .  87 
bHli<r-h"  .  .  .  1152 
irurteui  bergische  1270 
i>Isas9<lothr.  .  .  863 
baiiTi-rlie  .  ,  3435 
.MilUarb.  ...  15 


12,515     Privatbahni-n  unter  Staats- 

verwaltunj:  

neml.  Berff.-maii.  (preu-»*.) 
Oberschles. 
Khein-Nahi- 
andre  (meist  in 
Sachsen)  .... 
Privatbabnen  anter  Privat* 
venraltnnf  ..... 

Summa 


KiLm 
2,913 


ns4 

1404 
122 

203 


12.61(1 
2^».H2 
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Wird  die  Länge  einiger  bior  doppelt  gvreeluieton  Strecken,  die  grlefchzciti}^  von  zirei 
Verwaltungen  betrieben  worden,  abgezogen,  so  rcdacirt  sich  die  Gesammtl&nge  anf 
28,084  Kil.  Davon  liefen  195  Kil.  nicht  im  Keichsgebiet ,  während  91  Kil.  andre 
Bahnen  im  lieichsgi  biet  v.  auaiand.  Verwaltongcn  betrieben  werden,  so  dass  im  lieichs- 
feUete  liegen:  27,980  Kil.,  ausserdem  857  Kil.  sog.  Industriebahnen,  wovon  682 
f.  LocomJietncI).  Dii-  prenss.  Staatsb»liii'  ii  •^taiHl.'ri  rruli'  r  unter  8  Vt-rwalt.,  also 
hatte  eine  dcrü«lbeu  durchschnittl.  unter  bick  jl2  Kil.,  Max,  Ostb.  1495  Kil.  Eine 
Aindehnang  erfolgte  schon  im  J.  1876  durch  den  Ankauf  der  Halle-Casseler  Prival« 
bahn.  Hei  den  l>a  ier.  Staatsbahnm  sind  305  Kil.  Pa(  btbahnen,  fi  rn-  r  di-  im  J.  1ST5 
angekauüeii  baier.  Üstb.  (bisher  Jc'rivatb..  1874  7t)9  Kil.)  bereits  inbegrilleu.  Bio 
Site  ha.  Staatslmbiieii  haben  sich  im  X.  1876  durch  Ankauf  r.  Pcinithabnen  (bes.  die 
Leipz.-Dresd.  mit  285  Kil.'i  noch  weiter  ausgedehnt,  auf  inCiT  Kil.  Anf  IS77  Bei 
dcii  bad.  Staatabahnen  sind  c)>enfalls  103  Jiil.  Pachtb.  einjj^orecbnet.  Die  Privat- 
bahnen in  eignen  er  Verwaltung  zerfallen  in  52  selbständige  OeseUsehaften ,  durch- 
Hchnittl.  von  »-.ini  r  Länge  von  bloss  242  KU.  Die  grössteu  waren  Anf.  1876:  Cöln- 
Mind.  mit  \0'>i.  Rheinisch«-  mit  1044,  Magd.-Halberbt.  mit  935,  B<  rl. -Stettin  mit  853, 
Pfalzer  Bahnen  mit  508,  5  and.  Gesellschaften  mit  4—500.  5  mit  3—400,  9  mit 
2—300,  7  mit  100—200,  21  unter  100  Kil.  Einige  dieeer  kleinen  Bahnen  worden 
von  andoron  Gesellschaften  mit  rrrwaltot.  Aber  die  anrpmein  frro«S'^  Vn  walfuntrs- 
zersplitterUDg  vermindert  sich  dadurch  doch  nur  wenig.  Tiutzdeiu  liat  siel»  meist 
dnrch  Fusion  n.  dgl.  m.  schon  eine  Besserung  ergeben.  Die  46  in  Preoflsen  TOn 
1838—66  concossion.  Gesellschaften  hatten  sich  z.  B.  bis  1867  schon  auf  28  ledacirt  * 
Znstand  in  der  neuesten  Z*'it. 

In  den  letzten  Jaliren  sind  nun  doxch  diu  ^rosäen  .J'rifatbahn-Yerstaatlichungen''^ 
in  Preussen  die  YeihlUtnisse  im  Denfeschen  Beidi  rSlIif  zn  Chinsten  der  Staats- 
bahnen vcrscholx-n  worden,  nachdem  die  beid4;n  Mitt-lstaat' n .  w.  Ii  h'-  ni  hcn  ihren 
aiten  Staatsbahnen  noch  grössere  Privatbabncn  belassen,  fiaiuro  u.  K.  Sachsen, 
diese  fast  alle  Un  Baiern  bislier  nur  noch  mit  Ausnahme  der  Ptiv.bTin  d.  Plalz) 
fUr  den  Staat  schon  Inirz  vorher  erworben  hatten.  Nach  d.  gen.  Eig.b>  XII  d.  pienas. 
Staüst.  S.  180  wann  Ende  1882  in  Betrieb  in  Kilometern: 


Staateb. 

Priv.b. 
unter 

Staatsvenr. 

Dsgl.  unter 
eig.  Vcrwalt. 

Snmme 

Preussen 

14,204 

2336 

39i»6 

20.537 

Baiem 

4,287 

619 

1,ÜÜ6 

Sachsen 

t,9S4 

90 

2,074 

Wiirtcmbefg 

1,431 

17 

1,448 

Baden 

1.187 

99 

37 

1,322 

UeSKsn 

331 

513 

848 

Elsass-Lothringen 

1.228 

5 

11 

1,244 

And.  Staaten 

1,240 

50 

1291- 

Reich 

25«898 

2580 

6484 

34,962 

Dazu  aussrrh.  IJeirhs- 

gebiuts  (u.  aosser- 

prenss.  Strecken) 

«8 

26 

135 

Die  Strecken  der  Klcinstaatrn  gehören  meistens  zur  Verwalt.  anderer  (prems.  n.  a.  w.) 
Staatsbahnen  (nur  ni<]<  nti.  hat  eine  eigene  Staatsb.verwalt.)  oder  grösserer  ptenss. 
Priv.bahnen  (eigene  Priv.verwalt  in  Mecklenb.,  Braunschw.,  TbUringen). 

Ueber  die  zeitliche  Entwicklang  des  Dontsehen  Eiaenb.netzos  a.  seiner  Ver- 
waltung«^n  in  d.  gnn.  IL  H  f.  j.  den  Staat  n.  jrdf  "Fis  nti.gesellsch.  u.  s.  w.  detaillirtes 
Material.S.  zur  Ei^ünzang  des  folg.  bistor.  Abriss  es  Sax  II,  465—552  a.  f.  d.  neueste 
Zeit,  bes.  f.  die  im  Folgenden  nur  knn  behandelten  ansserdevtschen  Lander  d.  Arehir 
f*  Eisen h.westrn.    üebcr  die  finanz.  Ergebnisse  speciell  s.  n.  den  Absrlmitt  i'<. 

In  Preussen  wurde  durch  d.  Ges.  v.  3.  Nov.  183S  die  Grundlage  für  die  Ein- 
führung des  Privatbahnsystems  geschaffen.  Durch  letzteres  sind  auch  Ende  der 
30er  o.  bis  Ende  der  40er  Jahre  eine  Ueihe  der  in  sten  u.  leicht  zu  bauenden  Linien 
Ii -  "Stellt  worden  (s.  o.  S.  e,7]).  In  Tietrieb  1844  114-3,  1847  287-9.  1850  377"8  Meilen. 
Im  J.  1847  wurde  dann  zuerst  die  Anlage  der  üstbabn  u.  d.  Saarbr.  Bahn  auf 
Staatskosten  beschlossen,  1846  begonnen,  1849  ron  den  Kammern  genehmigt 
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Elifiiso  sind  von  voraliorein  auf  Staatskosten  gel>aut  die  neuercü  Erweiteruuireu  i\ic»ct 
lifidcii  Hahnen,  fVrner  <li«»  Berliinr  V  *rl)  i  ml  u  n  u  sbahn  («Itu  und  1871  (iriffnet 
ucMiit.  Dagegi^u  wurde  die  von  cinor  UescUschalt  gubauto  Nicdur&cblcb.-Mä rL 
B.  (BerK^Bresl.)  1S50  in  Staatsrerwaltaiijr  ObemommeB  v.  1952  gekauft  a.  lUe  alt  ihr 
\ r^r'imiil.'iit'  Si-]ilf>.  (ii  biri;  sl>.  dann  ^päfrr  aiirh  auf  Staalskostt-n  ^ebant;  r').rn-ii 
wurde  diu  W^cstfäl.  Ii.  vou  emur  (iesellscbaft  bcgouuea«  üWih  vor  ihrer  VoÜcodung 

r.  Staate  ttberDomiDen «  1854  di«  Mttnster^Hainiiior  Bahn  dam  frekaoft  «nd 
>ic  auf  Staatikostcu  <'iweit<>n.  Die  ^enanntcu  Jkbncn  bilden  die  iilt'  t  n  St.tats- 
balinea  d.  alten  Troviiueu.  iu  G.  K.  186»  26ä'3  Mcil..  147*2  Mill.  Thir.  verwiD<iete» 
Kapital  oder  p.  M.  5-19,000  Thlr.  Anf.  1S76  betrutr  ihre  Länge  275S  KiL,  Anf.  IbTT 
27^0  Kil.  «üt  T21*S  Mül.  M.  Tenrendotem  Kapitel,  p.  Kil.  25!*,0Ü0  M.  In  Fol^e  «Icr 
IS66cr  Annexionen  fielen  de»»  preuss.  Staate  die  siiuimtliob  auf  Siaatikosten  gebajiteu 
hauJL  iausschli«'ssl.  Staaislialmsysteui  in  d.  iheui.  Kön. llannovt-r,  womit  1841  b'  guuueu  — 
Linie  Brauiiscliweig*Uanii<>v<  r-Sliiidcn.  ilaan  Harburiir-Luhrte-lIildeshuim  — ,  1S5U  fiwt- 
},'<-f!»!tren,  Sud-  u.  Wistb},  «lir  eliurhc-^.  u.  Frankf.  Strecken  J-t  Miiin- Weser- 
bnhn  K.'assel-Frankl.  als  Staatsbahn  d«r  H  bctlieiÜgteu  StaatcQ  isib — 46  be^unen, 
1S52  vollendet),  an  dio  sieh  dann  die  seitdem  gehauto  Bebra-Hanaaer  Staatehaha 
anschloss,  ferner  die  nassaa'schf^n  Staiitsbahnen  zu.  Letztere  waren  fon  einer  «i»- 
:>elkchaft  bej^nueu,  isöS  vom  uasä.  ÜUaXc  Uberuomiueu  und  weiter  aasgebaoL  üe- 
sammtl&Bfre  d«fr  Staatab.  der  neuen  Fror.  I7»'S  H.,  102*T  MiU.  TUr.  rer- 
wendetes  Kap.,  p.  M.  ."»T.^.ö'ifi  Tbl.  A.  1S76  war  die  Länge  dieser  Sta.usb.ihn'  n  'k-r 
neuen  Proviuzen  15^2  Kil.,  Anf.  Is77  (mit  Einrcchn.  der  ib'Ü  angekauften  Halle- 
Oaas.  Bahn)  \H02  Kil.  mit  471)1  Mill.  M.  vei-wi  ndetem  Kapital  od.  p.  Kil.  2t»6.d(H)  M. 
la  Schles w.-Holst.  bestanden  und  iKstidx-n  noeb  jetzt  (lhSS\  nur  Prlratbahaea« 
Eine  Yernmeruni;  von  Staat;jbahnen  ist  bisher  \\i  Pn  uss' n  ni'  ht  vonrckummen .  ••in 
^  ertrag  ili  i  Kcgierung  über  d.  Verkauf  ♦!<  r  w>  sifäl.  Suütab.  au  die  llerg.-Miirk.  (i.  >, 
wurde  v.  Landtag  nicht  genehiiu|rt  Auch  eine  Venralt.  r.  Staatab.  durch  Prirat- 
L''es.  besteht  niclit.  Dass  man  schon  von  .Vnfang  an  nicht  durchaus  d.  Privatbahnsyst* m 
für  immer  briialtL-u  wollte,  zeigen  die  Vorbehalte  des  §.  42  d.  Ei&eubahuges.  f. 
Leider  fehlte  biü  vor  Kurzem  noch  imniet  eine  directe  Verbinduof  des  dai' 
lieh«  ii  Staat -Bahnnrtzes  der  alten  und  des  westlichen  *l  r  n  Mir  n  Provii.z  jj. 
Durch  den  Krwurb  der  Uailo-Gasaeler  Bahn  u.  durch  die  sofccn.  BeriiQ-\^  etzlar  Bahn 
wurde  diese  Lucke  zunächst  ergänzt 

Dazu  kam  m  h.i:i  läuirer  .S taat s !> ■  ii  irb  von  P  l  i v a  tbahncn.  Dir  vom  St.iatc 
rerwalti  ten  i'nvaibahuen  werden  auf  Kcchnune  der  betrelieuden  tieeeUbchafteu 
gef^rt,  u.  weuigsti-ns  gt  ranuie  Zeit  mit  sehr  güiistigr-m  finanzidlea  Erfolg.  waren 
bis  /u  d.  n  neue.st«  n  ..Vcretaiulichungen"  die  (mit  der  Ubcrschl.  fasionirte>  Wilhelmsb. 
roSf  lOdt  rbeiir),  die  Ohe  rsr Ii  I.  >  ffauptb,  \.  |  nach  Breslau  nebst  Zw.  i.-.  n 
Bresl.-Pos.-Glog.  u.  Pos.-Stajg.  u.  .i.  ui  ,  im  (j.  Aui.  1^77  mit  d.  IliUtenr-  vi- rl)ahi*':ij 
1B82  Kil.i.  wonach  das  ganze  BalinneLr  östlich  von  licrlin  (aus:*«T  in  der  Kichturic 
naeli  Pninmern):  nach  Ostpreuss..  Russl .  Polen,  Schlesit  n,  (»alicien  n.  Üest.-Schle!*ien 
unter  Staatsverwalt.  stand;  ferner  die  alimälig  sehr  erweitert.-  (Anf.  1877  121*0  Kil.) 
Berg.-Hirk.  B..  wd<'he  mit  der  früh.  hess.  Nordb.  fasionirt  war  u.  mit  der 
Staatsb,  znsaTfim'  ii  »-ine  iniu.litij,'«-  t'oin  iirpuitin  d.  r  ('nIn.-Miiir].  Privatb.  bilJ.  i- .  Putrh 
die  huttö.  Nordbahn  war  äie  mit  dem  ^taatsbahu2iystcm  iu  d.  Provinz.  Hesseu,  Uanoover, 
Sachsen  u.  in  Kasäau  rerbnnden.  Endlich  stand  die  Rhein-Kaheb.  <122  Kil)  n. 
die  Münsti  r-Euscheder  B.  (56)  unter  Staatsvei  wallnuf;.  Mit  Hülfe  der  ersteren  koimt- 
die  Verbindung  mit  der  MatMi.  btaat^bahn  Uber  Bingeu-Kudeaheim  heigeäteUt  werden. 
Die  Kahebahn  schloss  sich  an  die  Saarbr.  u.  durch  diese  an  die  Elsis8.>Lothrinr 
Reichsbahnen  (A,  1S77  025  Kil.i  an.  wrlche  das  D.  Keich  fUr  .'{25  Mill.  Fr.  oba«" 
l-'ahrmatürial  übernahm  (A.  1S77  verwind.  Kap.  ><  hon  'Ml"2  Mill.  M.  od.  p.  Küom. 
307.00U  M.)  So  bostainlon  schuii  um  die  Mitte  der  70er. lahr«-  im  Dsten 
u.  Westen  despreus-  Staat-^  {grosse  N*  tze  r.  Slaatsb.  o  I  <  .-r  Ver- 
walt.  d'-^  Stnat>  stehenden  Privatbahnen,  roa  erste ren  A.  1^77  4ä93,  fca 
let2tereu  <U,>o  KU..  /utMuumeii  7743  Kil. 

In  diesem  Sfadinm  der  Entwicklung  tauchte  das  K«  ich^eisenbahnprojectanf 
Die  ]tnus>.  Staatsretiierniifr  licss  sich  durch  d.         \.  1  *>T('.  ermichtifrn .  rvn 

dem  Deuiiichea  lieiche  in  l uterhandluug  Uber  die  Uebettragung  des  gesawmten  preus>. 
StaatseiseabahnbesÜzes  u.  aller  Bechte  u.  s.  w.  an  Priratbahnon  aif  das'  Etick  xt 
treten.  Indessen  knm  dit<s  Pro>'ct  nicht  zur  AusDIhning,  wohl  romehinllch  w^cm 
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I>o  litis  eher  Abnei^ang  der  Mittt-IsUateii  gc^cii  eine  solche  i)olitiscli  freilich  so 
erwünschte  Stärkung  der  Centralgcwalt  a.  ungeachtet  der  eminenten  rolkswirthsch.  u. 
vcrkehrspolit  GrUnüe,  welche  dafür  sprachen.  Nachdom  das  entschieden  war.  ging 
Preassen,  —  wio  schon  sofort  unter  dem  Einflnss  jenes  Projects  Bai  er  n  (Osthahnen) 
II,  K.  Sfii. hsen  —  mit  grosser  Fneiizie  ilarnn,  seinen  Sf:»at.s1>i!inbesitz  durch  Er- 
werbung von  i'nvatbahncn  zu  arrondiren :  und  /.war  iticht  nur,  wie  schon  muhifach 
Itisher  tob  UoiDen  einzelneD  BidiBen,  dto  in  Notbstand  waren,  oder  von  einzelnen 
Vcrbindnnpsstrerken,  sondern  von  grossen,  aoch  -ttU  fu  '!i:  !ftn,  wenn  auch  durch 
die  Hentenvürmiadecttogeu  ib  iim  70or  Jahren  wohlfeiler  gewordeneu  Unteroehmongtsu. 
Zun  Erwerb  iMtdionte  mao  sich  der  dtmeln  des  Efaeob^^aetses  v.  1$3S  nicht  vu 
konnte  das  auch  srhwi  r.  Ebonsoucniu  wiirdn  an  ZwangsenteiicniingsmassreKreln  gedacht. 
Man  ging  vielmehr  durchaus  auf  dem  Wege  der  Vertragsschlusse  vor  u.  erwarb 
dabei  frailich  die  meisten  Bahnen .  vo  nicht  Uber  ihreni  virUtehen  danemden  Wertli, 
80  zn  einem  mit  dem  ('ursstande  der  Acti«»n  in  kuinem  Verhidtniss  stehenden 
h{Vheren  Preise.  Die  Actionftre  haben  so  vielfach  erheblieh  ifcwonnen.  Denn  selbst 
in  den  Fällen,  wo  die  vom  Staate  gewährte  Hcntc  die  bishcn<;u  Actienrente  nicht 
Qbc-rtraf,  war  der  (Jnrs'der  Staatsrente  betiiu  htlich  hoher  als  derjenige  der  Acticn 
\or  der  Aus*,iclit  auf  flie  Verstaatlichung  der  Hahn.  Der  Staat  hat  irlridiwohl  Dank 
seiner  guten  Veiwaltuujir  u.  dem  wieder  erfolgten  Vcrkehrsaafschwung  lein  schlechtes 
OeseblR  gemacht  n.  noch  UcberschOase  enmt.  Bei  der  Benttheilnng  der  Rentabilität 
des  pn^i-";.  ."ihn Ii' h  'Is  V.  säclf^.  u.  hnii-r  l  ^trii'-lialiiinetzos  i-t  aber  des  lelatir 
th eueren  Preises  der  jungst  ver!>taatiichteu  Üaiiiien  lu  gedenken. 

Die  wiehtif^ten  „Verstaatllchunffen**  betT»fen:  d*a  Priv.ei8enb.iinteniehmen  Berl." 
Stettin  (Vcrtr.  v.  .luni  ISTIJ;  ^i  -t  ii  -  iii.  Ai  tii  nrente  v,  4'///o;  die  hinterpomm. 
Zweigbahn  dieser  üeselbeh.  war  schon  L.  1S77  auf  Grand  der  Ziosgarantiereitrige  in 
d.  Yerwnlt.  des  Staats  Qbergcg^ang(  n>:  Mag deb.-Halberst.  (Vertr.  v.  S.  Jnni  1679; 
gegen  eine  Uente  f.  d.  verschied.  Acticnkatejrorieen  von  tl.  H^/^  5"/,,)'.  llannover- 
Altcubecken  (Vertr.  v,  >.  Juli  1>i79;  getreu  einen  Preis  v.  18"'^  f,  d.  Stamm  actio 
u.  36%  f.  d.  Stprioractie);  Köln-Minden  (Vertr.  v.  27.  Aug.,  10.  Oct  1879; 
liegen  Ü^lo  Actienrente).  Leber  den  Erwerb  dieser  4  Bahnen  wofdu  d.  Oes.  vom 
20.  De«.  IST''  erlassen,  dem  die  be/.ugl.  Verfliege  beit,'t  |(i<ft  sind.  Diese  «-rste  grosse 
Verstaaiiii  liunf,^sopcration  umfasste  dann  noch  »len  Krwerb  der  Herl.- Potsdam  er 
Bahn  (Vertr.  \.  24.  Der.  1879;  geeren  4''/(,  Actienrente)  u.  der  Hheinischen  Bahn 
(Vert.  V.  ;;.  Is.  Der.  1879;  gegen  Ti' .,"^'„,  hei  einer  Kateiror.  gegen  4'*  ,,  A<  tieiiren(r). 
Ueber  d.  Krwerb  dieser  2  Ekihoen  lies.  v.  14.  Kehr.  1880.  So  war  der  Suiat  in  den 
Besitz  der  westlichen  u.  der  mittleren,  Berlin  mit  dem  Westen  verbindenden, 
äOWie  der  nördlichen  Honten  (nach  Pommern"!  ^rl.mgt.  Krwtrl)  r|.  U.  Tlomburger 
B.  f.  t'8  Mill.  M.  ;Ges.  v.  25.  Febr.  1880).  dsgl.  des  gi-ossh  hess.  .Vntbeils  au  d. 
Main-Weser  B.  {lie^  v.  7.  MRrz  im,  f.  17%  Mill.  M.).  Eine  zweite  irrosse  Ver- 
staatl.operation  fand  1882  statt,  nachdem  inzwischen  mehrfache  Erweiterungen  des 
Staatsb.nctzes,  u.  .\.  nach  (Jcs.  v.  25.  Febr.  1n81  auch  die  lleistuUnng  einer  Keihe 
von  kleinen  Bahnen  ..untergcordn.  Bedeutung"  erfolgt  waren.  Durch  Ges.  v.  7.  Dec.  18SI 
wurden  t>  Privatbahnen  erworben:  Berg.- mark.  B.  nach  Venr,  v.  7.  Dec.  1881, 
gegen  •")*•/„  Actienrente ,  d  h  I'nternehmen  hatte  schon  bisher  unter  Slaatsverwalt.  ge- 
standen; Thür.  B..  Verti.  v.  29.  Oct.  1881  gegen  O'/ä"  »  Actienrente,  unter  gleich- 
seitiger Abiüsung  der  tiuanz.  Betheilignng  der  tluu.  Staaten  an  dieser  Bahn  durch 
Prens«»i»n:  Berlin-Görlitzer  B.,  Vertr.  v.  14.  Nov.  l8Sl.  gegen  ein^Mj  Preis  v. 
900  M.  l^io  coosol.  Anl.  f.  2400  M.  Sumniacticu  u.  v.  600  M.  dieser  Auleilien  f.  600  M. 
StamoipiiorACtie;  Cottbüs-OroBsenhain.  Vertr.  ?.  14.  Noir.  1681  gegen  3  n.  bez. 
5%  Actienrente;  M ärk.-Posene r  B..  V»jrtr.  v.  M.  Nov.  1881.  gegen  einen  Preis 
in  4**/,,  conaol.  iVnleibe  v.  600  M.  f.  1500  M.  Stammaction  u.  von  5700  M.  f.  4800  M. 
st.i  riorjictien  (nebst  Ü.  Znzahlung):  Khein-Nahcb.,  Vertr.  r.  6./16.  Jan.  1^92.  gegen 
einen  Preis  v.  200  M.  4"  ,,  consol.  Anh  ihe  ii  10  M.  haar  t.  1200  M.  Actien.  Durch 
ein  weitres  Üe».  v.  IS.  Mai  1882  wurde  auch  das  wichtige  Beri.-Anhalt'sche 
Eisenbahttontemehmen  —  die  Hauptverbinduug  mit  Sachsen,  Baiarn  v.  Thuringen  — 
eiworben.  Vertr.  v.  8.  März  ls82.  gegen  6"/o  Actienrente.  Die  Form  der  Erwerbung 
war  in  diesen  l'al].-!»  r'-?''lniä.ssig  die  eines  ..V  n rwaltungs-  n.  Betriebsüber- 
1  ass  u n;;  s  V  !■  r t  ra s  aul  ewige  Zeiten  an  Ucu  .Staat'*,  wobei  dtjr  Staat  das  Ünter- 
iiehmen  auf  '  igeno  Kechnung  betreibt  u.  der  Eigenthumserwerb  u.  die  Liquidation 
iior  Gesellschaften  cventueil  fUr  sp&ter  ins  Ange  gefosst  wird.   Mau  entging  so  den 
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boosügen  SchwiengkciteD  eüicr  NeureKelaoe  der  Verhältnisse  der  Prior.obUgaüoiieB 
bei  aUferoeiner  sofortiger  Auf Iflsaof  oer  UBselteehaftML  Die  BeehtsTerhiltntee  der 

I'rior.obiig'atiouen  bllebcu  zuuUchst  dic^i  IbLii.  Kine  thcUweise  Kondi^on  j  (bebufs 
Ziosrcductioii  u.  aouat)  u.  ConTer^ion  v.  Prior.oblig.  in  coiisol.  Aaleibc  hat  ubhtrens 
schon  statt^efboden.  Die  Einlöäong  der  Actieu  mittebC  aiugnigeb«]tder  (xmsoHd.  [4*^) 
Staau^leibcn  wurde  v  i  l  1  iltcii.  Durch  diese  beiden  i^rossen  Venitaatlichtuigboiicrationen 
ist  das  Privatcisenbabuttrstiii  in  Pn^M8?;<Mi  sehr  cin^eoiiirt.  Mit  An-iinhmf  tl.-r  eijreiis 
verwalteten  IJcrl.-Hamb.  Bahn  {Vll  Kil.j  siütl  die  ILauptrouteii  \.  Berlin  aua  schon  in 
Staatsbesitz,  die  <iirect<.>  Berl.-Dresd.  Bahn  weni^^tens  in  Staatüverwaltang.  Ad  bc- 
deotendereii  Priv  balnieii  sind  nur  noch  ubrii?  vreblickn :  die  Oberschi esist  htj  il500  Kil. 
f.  18bl,  wovon  i'67  Kil.  Secondarliahnen) ,  in  StaatsverwaltQug  stehend;  die  Hechte- 
Oder^Oferb.,  in  eigener  VervalL  1.315  Kil.);  dlo  Bre8L-Preib.-Schireidii.-G6Maicb. 
(50!>  Kil>:  die  Altona-Kieler  B.  (28S  Kil.);  di.^  schl^^sw.  B.  (237  Kil.);  ausserdem 
eine  Anzahl  meist  kleinerer,  jedenfalls  ua bedeutenderer  Prir.baboett  ia  reiacbied. 
Provinzen.  Der  Erwerb  der  wichtigsten  dieser  noch  restirenden  Prir.balinen .  insbe«. 
aucli  dt*r  Ikrl-Hamb. ,  Altona -Kieler,  Oberschle». ,  Kechtc-Oder-Uferb. ,  BrcsL-Froib.- 
Echweidu.  ist  iiu  iSomuier  l^sa  in  Aussiebt  K^enoramou  n.  warde  eine  dritte  ntMc 
TraBlaatt.opention  bilden.  (Vorlagen  dartlber  an  d.  Landtag  im  Nor.  1889).  Duait 
wurde  im  Wesentlichen  das  prcuss. -norddeutsche  Bahnnetz  fai>t  ;2^an/  in  Staatsbesitz 
q:elansrt  nvin  n.  sich,  inbej^ritien  die  neuen  in  Bau  hofindlichcn  Siri'i  kiMi  auf «  .  1'hxm)  Kil. 
bülaul  .u.  Am  1.  April  1SS3  war  der  Staubb  ljcsit/.  ber-its  15,403  kil.,  der  »ich  un 
J.  1SH3/S4  durch  neu  erCiltictc  oder  noch  zu  oiöHiKMidc  Stieckon  Mf  15,967  JÜL  er- 
weitert: iiielir  ;i!s  das  Druifachc  d'-s  B.sitzes  in  isTT. 

Küiuilich  hat  sich  diu  bcLulU  des  pieuss.  btaats  durch  diese  Ver»t.iatUcbuiij:uii 
V.  Privatbabneu  u.  durch  die  erfolgten  Neubauten  stark  Termehrt  Die  finanA. 
Kt'ETPlun^  ili<  !>>  r  EisenbahnscliuM  ist  durch  Ges.  v.  27.  März  betr.  die  Ver- 

weudnjig  der  Jahresabeiscbusse  der  Verwalt.  der  Kiseobauigele^enheiteji  erfolg  Phb- 
cipiell  wichtig  ist  hierbei  die  aparte  Behandlang  dieses  erhebUchstan  modernen 
„Domauialobjecls**  in  der  Finanzwirths«  baft  ii.  i]\>t  Fostsetzunir  einer  be^nnil'  re  n 
Tilgung  der  Kiseabahuscbold.  Letztere  ward  1.  d.  1.  Apr.  IbbQ  auf  Ui^b.Süb.lUO  M.  bt^ 
stimmt.  Derselben  wachsen  in  der  Kegel  zn:  die  anftinind  neuer  Grodite  f.  Bahnen  auf- 
genommenen  Schulden,  die  Betrage  der  im  Staatsliaush.et.  aussi-rord.  od»  r  durch 
l)es.  (jesetze  bewillifftcn  Summen,  die  im  Fall  des  Kigenthumaerwerbs  von  verstaat- 
lichten Bahnen  selbstschuldnerisch  zu  Übernehmenden .  auf  die  Hauptverwaltung  d«-r 
Staatsschulden  Übergegangenen  Prior.i»>  buMen.  Die  Eisenb.schuld  vennindert  sich 
dagegen  am  die  erfolgte  Tilirutisr.  Durch  die  verscbierl^nrn  Finan/np.TatiAn'^n  seit 
I.  Apr.  iHbO  ist  die  Schuld  im  Et.  f.  l^>5a/M  auf  2ti91,ti44,4Sy  M.  angewachsen. 
Hierb<:i  sind  nur  die  crfol^len  Convcnieuen  ron  Actien  u.  Prioritilea  in  consoL 
Anleihe  einuLtc  brit-t.  Dic.^i'  Scbuld  ist  nun  nacb  (i  m  tr^'n.  (»cs^tz  zunS-bst  nu<  d. 
lieberschuss  der  ilisenb.verwailuug  zu  verzinsen  (uach  gen.  Gus.  03,914,324  iA^ 
welchem  Betrage  die  Zinsen  neuer  Ei8enb.8chuldon  u.  4%  Ztnseu  f.  andere,  aw 
Staatsmitteln  bcschatfto  Summen  hin/utrrtcn;  im  Et.  f.  1SS8/S4  ist  die  Zinssurnrijc  auf 
109,48T,(»7tj  M.  bcrectmet);  vom  BcstUberschuss  sind  erforderL  Faits  2*2  Mill*  M. 
eines  sonst  etwa  dun»  Anleihen  zu  deckenden  Defidts  tu  rerwendeu:  der  weisere 
Kest  ist  zu  einer  jährlich  mit'/«"/.)  erfolsrendcn  Tilgun;;  der  Eisenb.schuld  bestimmt: 
eine  Tilgung  über  diesen  Betrag  hinaus  hängt  von  neuer  Bestimmung  des  Staatshau^h.- 
etats  ab.  liicrnach  w&rcn  f.  1^S3/N4  20,lS7,3ü4  M.  zu  tilgen  gewesen.  Die>e  Suiniiic 
wurde  nach  den  \  oransclüÄgeu  f.  l*>>>3/b4  roll  erreicht  sein,  wenn  nicht  vom  leber- 
schuss  der  Eisenb.veraalt.  jene  2'2  Mill.  M  zur  Deficitdeckun«r  in  dieseni  Jahre  ab- 
gingen. So  steht  zur  Tilgung  nui  18.4.ÖS.2UG  M.  zur  Verweudunj;,  also  l,72li,u3*^  M. 
weniger  als  die  7i  Tili^ungsquote.  Im  Ergebniss  wird  der  Oeberschuss  1.  lsS3/S4 
aber  rauthmasslich  huher  sein.  Der  Et.  d.  pren>s.  Eisenb.vcrwnlt.  .triricl't  i".  1*"<3'h4 
517'72  Mill.  M.  Einoabmc,  3s4  jb  M.  M.  ord.  Ausgabe  uicl.  d.-r  Zins-,  Üenit-ü- 
0.  Aniortis.hetrftge  aus  den  seit  lt»79  abgeiicblt^senen  VerstaatlicbnngsnsrtrlireftiL 
1S0'15  M.  M.  Ucbribcbii^N.  Di-  hier  in  df-r  ...Vusjabc"  innui  nchn.  Zitis-.  Hentt-a- 
u.  AmorUbeträge  Ix  laiireu  sich  auf  sti  U7  M.  M.  L  noch  nicht  in  tonsols  canvemrtc 
Acden  u.  Prior.oblig..  hierunter  allein  10,421,524  H.  M.  Amortisjumme ,  welcher 
Betrag  daher  dem  „Ueberschuss"  eigentlich  zuzurechnen  w.u.'.  Dii-  Ei>(.iibabns' huM 
zuzttglicb  der  Schuld  aus  nicht  convertirten  Actien  u.  Prioritäten  wird  also  aus  den 
Betriebsubenchussoa  tj  otz  des  tbeueren  Preises  der  verstaatlicbteu  Priratbahnen  nie  hl 
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nar  rollntliuliir  reninst  (f  G.  mit  I86*U4  H.  M.  oder  p.  Kfl.  c.  n,60UM.)«  ob  steht 
•ach  uoch  ein  1\'esf  dies,  s  rfberschusscp  mit  8ro9  M.  AT.  za  Tilgungea  oder  zu  andercu 
Staatsausgabea  zor  Verfügung,  «o  dass  eine  Eitieiibaknränte  von  o.  4'/« — 57«  ftLr  jetzt 
«afenommen  werden  kann.  Diesetbc  wird  thaisftcblich  im  laitfenden  jihre  höher  aein. 

Sie  unterlief?!  natürlich  frcwissm  Schwankungen.  Aber  auch  trotz  des  theueren  Erwerbs 
der  verstaatliehteu  Priv.bahncn  darf  aueli  finanziell  das  preussische  Staatsbahuwesen 
als  jjüsichert  fundirt  u.  au.s  seinen  KeinertrüEcen  allein  sich  verzinsend  u.  sein  Aidage- 
hnpital  sUmälit;  tilgend  angesehen  wei-den  S.  v  1  I.<^'yen.  Dnrcbführ.  d.  8tut»t».- 
systeUR  Iii  Preuss^-n.  in  Srhino!ler's  Hhrh  d.  I).  Keichs  iss.'!  II.  2,  S. 

Im  K.  Sachsen  waren  seit  lange,  mit  Au.sualiuie  d.  r  alten  Leipz.-biesd.  l'nv.- 
Bnbn  o.  ihrer  n-d  r-  u  Verzweigungen,  ferner  einiger  neueren  kleinen,  meist  unter 
Stfint^verwnlf.  -tehenden  Sm^*  k-n  .  .illc  Bahnen  eigentl.  Staatsbahnen.  Die  sru  lis.- 
Böhm.  Bahn  — 15  bi  gunnenK  die  neueren  (iebirgsb.  a.  and.  ni.  sind  auf  Staats- 
kosten anfek^.  die  Sachs .-Bafer.  B.  (teipz.-Hof>  ging  1S47,  die  Chemnitz- 
Kiesn.  r.  die  Sä c hs. - S c h I e<.  f^'l  von  (lesclUchaften  verkaufsweise  an  den  Staat 
über.  Im  J.  l(>7t>  ist  da:»  snciiä.  btaat^bahunetz  durch  den  raiich  bewerktttelUgten  An- 
kanf  fast  des  iraaznn  Rest's  der  Priratbahnen ,  bes.  der  Leipz.-Dre8d.  (285  RO.)  sehr 
arrondirt  und  das  Staatsl)ahn<\  ;<tem  zum  so  ^ut  wie  ausschliesslich  herrsrlw mlrr»  ge- 
macht worden.  Durch  weitere  Ankaufe  kl.  Priv.bahnstrecken  ist  &>  Jetzt  dahin  u;e« 
kommen,  dass  es  unter  eij;ener  Verwalt.  gar  keine,  unter  Staaewcnwlt.  nur  noch  kleine 
Strecken  Priv.babneB  giebt  Länge  Anf.  1877  \ms  Kil..  Kapitalaufwand  3.10  s  Miil.  M., 
p.  Kil.  ('  vcl.  einige  kl.  neue  Strecken)  1128,000  M.  Priratb.  in  iijtaats?enir.  126  KU. 
Dat.  ti  I  m  1SS2  s.  o.  S.  707. 

Die  Mecklenb.  K.  hat  wechselnd«  Scliicksale  ••idiai^t.  Die  Bahnen  der  ehem. 
Mecklenb.  Kisenbahni^esi-llhchaft  ()s  1 1  id  g<  v;r.)  sind  eine  Zeit  lang  an  den  (iross- 
hcrzog  V.  Mtickleub.-bchwenn  übergegangen  guwosen  üu  V^'ege  Ueä  Kauüi,  konnten  also 
eher  zu  den  Staatsbabnen  gf^rechnct  werdes.  Eine  Strecke  davon  hatte  schon  1844 
auf  Staatskoste  n  ire'i.'nit  wrnlen  sollen.  1S7.H  sind  diese  Bahn.  n  aljnr  an  cinn  Acficn- 
geöclbchait  übergegangen  i.A.  Ib77  'd2l  KiL,  4^1  Mill.  M.  verwundetes  Kap.,  p.  Kil. 
194,000  M.  —  Linge  t8Sl  381  Kil.).  Diese  Rackrenrandlnnr  In  eine  Priratbahn 
hängt  mit  d<'n  ei^enthaml.  staatsrechtl.  Verhältnissen  des  Landes  zusammeti. 

Die  Oldenb  Staatsb.  fjehört  th.  dem  Staate  Oidenbuiü',  th.  Preussen  1,Wübelmb< 
liafen-Oldenb.  u.  A.  m  ).  wird  v.  (Udenbursr.  Staat  verwaltet,  der  den  Betrieb  auf  der 
pmus.  Strecke  <:ei:cn  einen  best.  Anth'  il  an  der  Bnittoeinn.  fllhrt,  u.  liegt  mit  auf 
prenssi.  u.  brem.  tiebicte.  Si.-  hat  n-  ti-  r<liiiL<  Erweiterungen  erfahren«  .Vul".  lt»77  204 
Kil.  Lange.  1HS2  ohne  Wilh.h.-Üldeiib.  2b\  Kil 

Die  Braunscbv.  Staatsbahnen,  die  schon  \^H1  nh  nolche  angelegt  u.  ullmälig 
zu  einem  kl.  Netz  ansvehaut  worden  waren,  »ind  durch  Vcrtr.  v.  S.  MSrz  1*^70  an  die 
Dannau  Bank  u.  von  dieser  an  eine  GeselliK'hatt  Übergegangen,  hinter  welcher  die 
Berir.*Miik.  a.  BerBn-Magdeb.  deseibehaftc»!  stehen,  iBe  den  ganzen  Actieobesitz  ans- 
srhii'-ssüch  in  fl  uiiit  i,  haben.  Kau^p^^■i^  11  Mill.  Thir.  u.  v.  1  Jan  istüt  ;ui  t>4  J. 
lang  eine  Annuität  von  875,000  Thir.  (bei  bloüs  13*4  Miil.  Thlr.  arsprungl.  Kosten), 
«regeren  die  Verwattnng  w.  diesem  Zeitraum  an  schon  aof  Rechnung  der  Ct^lhH^haft 
seilt.  Zum  Verkauf  der  trell'i.  ^ituirten  Bahnen  führten  ni<  ht  juincip.  (irimde.  sond. 
romehmi.  pol  it.  UUcksichten  in  Betr.  der  Insicherlieit  der  Zukunft  des  Landu«,  das 
sich  so  einen  reichen  Provinzialfonds  sicherte.  Unter  brannscliir.  Verwalt  steht  auch 
eine  kl.  preuss.  (ii.Miz-tr  ■cke,  Lünge  A.  1S7T  Kil.  (nach  Stürmer  A.  IS7«  844», 
verwend.  Kapital  ü.i f.  Mill,  M„  p.  Kü.  •»'^.i.oDO  M.  Lange  J*-*^_'  M4ö  Kil.  Da  die 
.\ctien  der  Bahn  mit  d.  2  (iesellsi  lial'f»  ,  ilie  sie  l)esassen.  an  den  Staat  Preusöen 
srekommen  sind,  lieirt  hier  jetzt  ein  bes.  «  isrentlniroliches  V<  rhidtniss  vor.  In  d.  amtl. 
Kisenb^tatist.  werden        braunschv.  Bahnen  aber  als  l^r  i  v.  Itahnen  irreführt. 

Ton  norddeutschen  Kleinstaaten  haben  S.-Weim.,  S.  Mein.,  S.-Üob.- 
Gotha,  Schwarzb.-Sondersh.,  Mamburg  (Hamb.-Bergedoif ,  an  d.  Berl-Hamb. 
Priv.b.'^esellsrli,  verpachtet),  B reinen  rrl/cn - LaTi'j-i  Wi-'drl .  wovon  d.  Betrieb  v.  Anf. 
an  d.  Magdeb.-Halbeist.  Prir.b.ges.  uberlassen  wari  kleine  eigene  Staatsb.(itrecken, 
z.  Th.  verpaohtet  (so  die  kt.  thtlHn».  Bahnen  meiste  ausser  Antheilen  an  preuss. 
Staatsb.streclven  i'.r  wien .  Schaumb.-Lippe  bi-b  r).  \u-s*  ilialb  Preussons  sind  nii«  h 
in  Norddeatschlaud  jetzt  nur  noch  kleine  Privatbahnen  vorhanden,  die  z.  Th.  auch 
noeh  preuss.  Gebiet  berühren.  Die  wiclitigsten  in  Thüringen,  h«.  die  Werrabahn, 
<Uog«  164  Kü.). 
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Die  baicr.  iätaabbahueii  ^nd  gröüüteaüieilii  gioich  auf  Mtaatekonteu  au^degt 
worden.   Eine  18S6  gebildete  Actienjoreaellsoh.  für  d.  Bahn  Httinb.- Bichs.  Graue 

gulant-tc  liicht  biü  zum  Reginn  der  Bauten  u.  wurde  184U  wieder  aafgelöät.  worauf 
der  Staat  die  Linie  hauti*.  Diu  Liuie  Manchen  -  Augsb.  war  bii  1S40  durch  eiue 
1836/37  gegründete  des.  gebaut  worden  u.  wurde  dieser  1844  abgekaufL  Lange  Z^t 
beätandea  dann  im  östl.  Baieru  ausser  der  kl.  B.  NUrnb.-i  uiih  nur  Staatsbahneu .  bis 
185t>  diu  (ies.  d.  Baier.  Ost  bahnen  gegrund«;t  wurde,  dl.'  ihr  Ncf/  Mflmälis?  stark 
ausdehnte  (E.  180!)  82  5  Meli.,  1875  761)  Kil.).  An  diesem  Abgehüii  v.  Staaubaho- 
systein  scheinen  damals  theor.  QrlUlde  m  Gunsten  der  Priratb.  einen  gewi^^on  AiitheU 
gehabt  zu  haben.  Ausserdem  sind  r.  (ieseü-chafti'n  u.  v.  (i>  un  ind-u  t  in.  Anz-ilil 
Zweigbahueu  gebaut,  welche  die  btaalsbahn  v:epacht<!t  hat.  JSach  längerer  Fause  l^t 
d.  bftier.  Staatsbahnsystem  seit  Ende  der  60er  JTebru  wieder  in  grösserem  Umfang 
«Ugedehnt  WOnlcu.  Durch  den  Ankauf  s&mmtl.  I  ii  : n  dnr  bai«T.  (^>tbahriL'eM:ll!oh 
im  J.  1875  hat  Baieiu  in  seinem  compauteu  rechtärhciu.  Oebict  seiu  ijtaatsbatuvsystfnu 
Kbnlich  wie  Sachsen  das  seine,  neaeniings  sehr  ammdirt  n.  znm  alleiu  hemcheodek 
gemacht  (mit  Ausn.  d.  Ludwigsbahn,  Nürnb. •l'Qrtb.  d.  ältesten  deutschen  Dampf b.  r. 
6  KU.).  Anlagekosten  der  cigeotJ.  Ötaatsbahuon  i,*  xcl.  Pachibahneu)  £.  1875  715  *« 
ItiU.  M.  oder  p.  Kil.  281,000  M.  Nach  einer  dem  baier.  Landtage  gemachten  Auf- 
stellung sind  f.  Ki>tnbahnbau  u.  Dotationsmittel  der  baier.  Staatsb.  v.  1842/4.H  bi»  K. 
1881  vi-raustrabt  -JUTMjö  (?)  M.  M.,  dsgl.  f.  Mciiialbahneii  w  ^Sm  bi>  E.  ISSl  M.  'tn 
M.  Nach  iU:y  Ifeichsverf.  hat  Baieru  auch  im  Eis(.ubuha*c3.  iü  dur  Hauptsache 
eine  exemtn  Stellung,  was  für  die  Fragen  der  d<-ubchen  ELsenbahnpol.  wichtig  ist 
Die  I'achtbahnttn  gehören  mehrfach  (lemcinden,  Jüchen  aber  diin  h  Amürtis.  d.  Bau- 
kapitals iu  Staatsbesitz  über.  In  der  P  falz  wurde  dagegen  das  Friratbahnsyat.  allein 
beliebt  n.  bisher  erhalten.  GrQnd.  der  Pftlz.  Lndwigsbahn  1(»36— '1§44  ^E. 
38*2  Mcil.,  K.  1S75  508  Kil,  18S2  (Vi:,  KiU. 

Die  wUrtemb.  Staatsbahneu  sind  alle  von  vonichcreiu  auf  ötaatskosteu  gebaut, 
womit  man  1942— 4S  b^aoii,  nachdem  eine  1S36  gebÜd  wttitenb.  Eisenbahnge«.  sieh 
1838  Wiedl  l  aufi^ulG-t  hatte.  Das  Netz  ist  in  den  Ict/.ten  Jahren  »ehr  erweitert  worden. 
Die  einzige  Privatbabu  ist  die  kl.  Kirchhcimer.  kl.  (iren^streckcn  sind  zw.  W.  u.  Bairra 
wechselweise  verpachtet.  Anf.  1877  war  die  Länge  d.  würt.  Staatsb,  1304  Kil.,  ver- 
wendetes Kap.  352-7  Mill.  M.,  p.  Kil,  274,000  M. 

Auch  die  bad.  Stantsbahnen  sind  gleich  anfanjj^?  als  ^oli  he  angelegt,  womit  »  bnü 
1838  begonnen  wurde.  Später  traten  einige  kl.  Priiutbahiien,  th.  von  Privatges..  lii. 
y.  Gemeinden  gebaut,  hinzu,  werden  aber  r.  d.  Staaisbahn  mit  vorwaltet.  Grosse  Er> 
Weiterung  d<  r  Staatsbahnbaiitm  neuerdings.  Ausscnlem  ist  eine  baier.  Grenzstrecke 
gepachtet.  Lange  der  bad.  Staatsbahoen  iucl.  Pachtb.  Anf.  1877  1181  Kil.  mit  .H38*d 
MiU.  M.  rerwend.  Kap..  p.  Kil.  293,000  VL 

Die  grosscnth.  in  H.ssen  lieg.  Main  -  Xeckarb.  Frankf.-Hcidelb.  u,  Mannheim 
sollte  ursprQogl.  vou  einer  Gesellscb.  gebaut  werüeu,  die  aber  nicht  zu  Stande  kain, 
woranf  sie  1842  auf  Koston  der  8  bethdl.  Staaten  hergestellt  wurde.  Sie  gehftrt  auch 
ji  t/,t  n>-s(Mi ,  Prciis.->cii  ff.  Fraiilif.)  u.  Baden  geuit  iinam  u.  steht  unter  einer  eig' u  :. 
iu  Darustadt  domiciL  Directiou.  (U5  Kil.)  Aussetdeu  iiatte  Hessen  bis  1880  den  Antbeil 
an  d.  Uain-Weserfa.  Durch  Ankauf  ist  1876  die  Hess.  Nordb,  r.  Staate  erworben, 
A.  1877  176  Kil,,  48-7  Mill.  M.  vt-rwend.  Kap.,  277j)()0  M  p.  Kil.  Länge  1882 
175  Kil.  Das  Privatbahnsysteiii  H«Hs.-Liidwipsh.)  wm\\v  l>y44 — 47  eingeführt  u.  ist 
vorherrschend  geblieben  in  Sudhessen.  luif.  der  iie5.s.  Ludwigsb.  A.  1877  500  KU., 
1882  621  Kil. 

Es  haben  .sonach  von  Anfang  an  fast  alle  D.  Mittelstaaten  das  Staats- 
bahusystru  adoptirt  u.  sind  meistens  sogar  ausschliessücli  oder  docb 
wi-it  aberwiegend  dabei  geblieben.  PoUt  Grunde  mOgen  dabei  mitgewiiitt 
haben.  In  n- iie<*' r  Zeit  haben  die  Mittrl-taaten  dies  System  noch  w<"it.  r  ans- 
gedehnt  und  iu  der  Hauptsache  zum  herrschouUcn  gemaclU  (Baieru,  Sachseu), 
woni  jetzt  wohl  wesentlich  politische  Momente  (BodehnBgeA  tnm  Reichel  mit- 
gewirkt lialicii.  Die  Iiai'  risrh'  Ii  uiid  badischen  Vcrbaltniss.'  Ki-  ti  c  /U'^h  ich  schon  ein 
Beispiel  passeuder  BethcUigung  der  Selbstverwaltungskörptr  iu  d.  Anlage  der  Bahn, 
mit  DeherlassiiDf  d.  Betriebs  an  den  Staat  Dageg<tn  hat  Preussca  erst  spftter 
u.  bis  vor  der  neuesten  Plia.>c  mehr  nur  in  ein/.'  Im  ii  Fällen,  nicht  systoma- 
riscli.  das  Staatsbalinsyst'-ui  an>(enommcn,  halb  und  halli  aber  »chon  früher  durch 
Uubernalime  d<  r  Verwaltung  gru»ser  u.  wichtiger  Privatbahucu  auf  dea 


Digrtized  by  Google 


Üeutttcbcü  Eisunbalmweticti.  713 

Stftar  da6  V  eräHUiutc,  ao  wöcliU-  man  »agt;ii,  gut  luaclicii  geauclit,  von  «iuii  Vor- 
behalteo  d<s  §.  12  des  EiBenbahoifpeaotees  v,  18S8  abgesehen.  Im  Gaixeu  hatte 

schon  in  d*;r  Mittr  der  70rr  Tahrc  dasi  Staatsbahjisystein  iu  Dcutscb- 
laüd  die  üburband  u.  hattu  durch  Eiavurleibuuji;  von  Privatbahaeü  iii- 
^eoommeD,  w&lmDd  die  xwci  einzif^en  Beispide  dnes  Ueb<!rgaujjrü  v.  Staats- 
babuen  an  Gesollschaft' n,  da-^  braauscbw.  u.  mccklenb.,  äicli  aus  dcu 
eigenthuml.  polit.  VorhiUnitt^üU  clor  Läuder  erklüreii.  Durch  die  ervähiitua  £r- 
▼erbuiifea  tron  Prbatbalineii  Seiten!»  der  einzelnen  Staaten  ii.  durch  d.  rOstigen  Aus- 
bau dt^  Staatshahunut2eä  var  va  dahin  f(ckomini  ii ,  da&s  im  Deutschen  Kcicbu,  ohno 
Bait-ru,  E.  1S70  dl«-  Läu!^«'  der  Staatsbaliucu  \incl.  Fai  htb.)  schon  10,2S2  Kil..  der 
Privatbahnen  in  S  taat^re  rvalt  älNl»,  d.  Privatbahn' n  in  Pr  i  v  atvcrwalt.  nur 
noch  11,536  Kil.  war.  Immerhin  warea  Im  vor  Kurzem  ab^r  sehr  wichti^f«  Kouteu 
zwischen  der  bclj?.  Urenz*;,  dem  Rh«  in  .  iaor-,  der  Odur  uud  O^tsotf 
andererseits  auf  preuas.  Uebi<te  im  Eigunth.  n.  der  Vervalt.  ron  Gesell- 
schaften (namentlich  Rhein,  n.  Göüi-Mind  B.,  Tharinf.  n.  alle  Bahocu,  welche 
ungefähr  von  der  Elbe  au,  von  Sachsen,  Merk!  nli  .  Poiiimeni  nach  Berlin  führ- ii) 
gehiiebeu,  wülireud  in  äuddeutüchl.  nur  noch  zvei  bcdcutunUeru  Bahu- 
gesetlschaften  existirten  (Hesaisoho  ond  PAlzisQhe  Ladwifshdin).  Erst  die 
jüngste  preos^.  Politik  der  Eiseubahnverstaatiicliunir-n  liat  nun  auch  iu  Pi  eusbeu 
u.  damit  iu  Norddeutschiand  das  Staats bahnsystem  lain  herrbchenden  (gemacht. 
Wenn  die  pefenwärtig  (Ende  1883)  augebahnten  Ventaatlichnngeo  in  Preossen  durch* 
g'  fahn  sein  werden,  gicbt  es  aussn-  dem  j^cn.  mitteirheiu.  pf&lz.,  hess.  u.  dem  lucckl.  ab. 
Gebiet  keine  wichtigeren  P r i v ntba h n en  melir.  D'  Utschland  hat  das 
grosse  med  e  r  ne  Wirt  b  sc  haftsprobleui  des  Eise  11  bahawesensfor  allen 
Ländern  der  Welt  zuerst  roll  im  Sinne  des  Staatsbahuprincipa  ge- 
löst. Bei  einer  BourtheiIiin<;  der  Leistun^rt  n  i1<'r  l-^utsch- n  Privatbahuen  vrr^Üchen 
mit  fremden  darf  man  gewiss  nicht  vergessen,  dass  die  Verbreitung  des  Stautsbahu- 
systems  u.  di«  durch  diesi^^  gcdclmfil  Concurrenz  wahisdiefnlich  manche  anderswo  zu 
iindendcn  Uebel  des  Priratbahnsysteois  nicht  hat  aufkommen  laBwn;  —  freilich  rie^ 
leicht  auch  vice  versa. 

Die  Staatsschuld  ist  allerdings  durch  das  Staatsba Im wesen  sehr  vermehrt,  wie 
die  ingegeb.  Daten  sehen  zeigten,  aber  sie  verzinst  u.  tilgt  sich  aus  Einnahmen  der 
Bnhnen  dodi  im  Ganzen.  Betrag  aller  L).  Kisenbahnschuld-n  1^70.  nach  H-rm. 
Wagner,  Goth.  Alia.  1S72,  S.  314,  bUi  Mill.  Thlr.  neben  544  6  Mili.  Thlr.  »oust. 
SchnIdon,  nenlich  erstere  in  Preusseu  192*7,  Baiern  93*4,  Sachsen  75.  Wurt 
80.  Baden  71  T  Mill.  Thlr.;  f.  E.  1S75  wird  das  verwcndr  te  Anlagekapital  von 
23,181  Kil.  Bahn.  (excL  Baiern)  auf  5U7ü'4  MiU.  H.  amtlich  angegeben,  wovon  f. 
8974  Kil.  Staatsb.  241S'5  Hill  M.,  269.000  M.  p.  Kit.,  f.  2708  Eil  Privatb.  In  StaaCs- 
verwa!tnTi.r  S29'8  Mill.  M. ,  30r.,U00  M.  p.  Kil.,  f.  11.109  Kil.  Privatb.  in  Privat- 
rerwair.  2727*2  Mill.  M.,  2a7,00U  M.  p.  K.  —  l'Ur  alle  deutschen  Bahnen  ver- 
anschlagt  StOrmer,  IL  20: 

Lanire  Kil.    yerweiid.  Kap.  MilL  H.   p.  Kil.  Haik 


E.  1S50 

5,856 

956-5 

163,000 

E.  1860 

11,089 

2138-8 

193,000 

E.  1870 

18,667 

4100-7 

220,iJüü 

E.  1875 

28,08« 

7048-8 

251,000 

(AiiitL  Stat.)  1S81 

33,645 

8735  1  j 

(Aender.  weg. 

249,000 

Eig.th.wechsl.)  1881 

.'(3,645 

8877-5  j 

Der  Re  ii  h  >  i  s  e n  b  i  !i  Ii  p la n  ist  vorlaufig  zurückgetreten.  M.  K.  ist  •  i  dir.  ( 'on-.-tiuen : 
Jus  Staatsb  ahn priuci|)s  and  der  deutschen  polit.  Verhültnissü ,  nach  welchen  da> 
Reich  die  dem  Stn^te  gobtthrenden  Aufgaben  im  Verliehtvwcsen  in  DetttschUmd  sn 
uborneliiu.  ti  hat.  S.  dir  Debatten  auf  lern  Cougr.  in  Bremen,  wo  ein«-  dieser  Ansiclit 
gegnerische  von  Nasse  verfochti  u  wurde.  Weitere  Ck>usolidatioaeu  der  Eisenbabn- 
renraltongs-Verhiltnisse  in  den  Kleinstaaten  (MecUenb.,  OMenb..  Thüringen,  Hamburg, 
wohl  auch  Uessen»  u.  wenigstens  hier  im  Anschluss  au  preuss.  Staatsbahnverwaliungt-n 
sind  doch  wohl  unausbleiblich,  so  dass  dann  das  gesamiute  deutsche  Eisenbahnwesen 
wenigstens  auf  6  grosse  Compluxe  (unter  Voraussetzung  der  schon  ciugeleittteu 
weiteren  Verstaatlichung  der  trichtigsten  prousa.  Priratbahnen)  redacirt  wurde. 
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Ue:>tcrrcich.  iiici  war  diü  Eutiöckluiig  unter  dem  Eiutlu»::^t'  ciuer  wechselnden 
Politik  n.  i^ilar  in  Folgo  der  Finanznotii,  die  zur  ÄD^iannmitr  de«  dorch  die  Sfamts- 
babneii  repräscutirtcn  ßealcredits  nötliicto,  o'uic  ganz  andrrc  ab  in  noiifsrhlrjnfl.  Inr 
Beginn  dur  Eittönbaboikra,  lä37,  behielt  sieb  der  Staat  das  Kccbt,  Kbuu- 
bahnen  z«  bauen  11.  zn  betreiben,  vor,  obne  daron  einstweilen  Gebrancb 
machen  zu  wollen.  Schon  1836  war  die  K.  l  erdiii.-Nnrdh.ilint,^- >.  Wit.-n-schles. 
Gi^uzc  u.  üalic.  mit  Abzwiit:-.  nach  Briüin)  codc«6s.  worden,  Ibüb  wurde  die  Wica- 
Gloggnitzcr  Ges.  Ix  ^rundet,  aof.  zugleich  fllr  die  Linie  Wien-Kaab  0.  Prewb.  GMeh- 
wohl  ging  der  Staat  lh41 — -12  zum  Staatsbah nsystem  über,  darch  welches  die 
UaupÜiiiieu  ausgeführt  werden  solltm  (Wien- Prag -snoh<?,  <ir<'Dz>,  Wi  n-Triost.  wesU. 
Wien-Üaiern .  Venedi<j-Mail.-Coino\  Dies  geschah  auch  grossentli'  ils.  Ferner  wnrde 
lb53  die  Wien- filoggnitzer  H.  gekautH.  l*s.'>l  die  Krak.*Obersrhl  I'^lt  fom  Freist 
iirakaM  concess,"),  l'^.iO  <]]<■  Unuar.  Cenfralb.  iilvi-noinmin .  «f>  da>^  im  Beginn  d«'r 
50cr  Jahre  allf  liauptbahncn  mit  Ausnaiiin«'  der  wicht  Tcrd.-Nordb. 
(n.d.  alten  I)udw.>Linz-Gnrand.Pferdeb.)iinEig<ntb.  ii.Bet  rieb  des  Staats  waren. 

In  df'i  Mift>^  der  r»Orr  ,1ahr''  wunlen  ditse  üilnioUl,  Bahnen  aber  ras  -h  nach- 
einander meistens  au  grosse  zu  diesem  Zwecke  neu  gegrUnd.  Get>elläcb&ftcu 
abgetreten,  —  in  der  Form  gewöhnlich  für  90  Jahre  zbr  Ansbeatoag  aberiaaeen. 
nicht  gegen  ein  jftbrl.  Pachlin  ld,  das  nur  bcdinirt     im  Steigen  des  Reinertrags  üb«;r 
eine  gow.  jährl.  Route  noch  hinzutritt,  sMudern  gegen  eine  in  wenigen  Baien 
rasch  nach  einander  fällige  Zahlnntr  eines  grösseren  Kapitals.  Dabei 
wurden  die  meistens  sehr  thi  Hixn  » Südbahn  Wiea-Trirst!).  aber  noch  nicht  einmal 
alle  ganz  roll,  n  letm  und  <  vst  in  <len  Beginn  ihrer  KentabiliUitsperiode  getretener» 
Bahnen  w.  ii  unter  den  Kosten  wtiigegi-heii,  olKrlcich  anfangs  der  gtinstige  Stand 
dea  Geldmarkts  licim  Sdtluss  des  KrimLriegs  die  Veriiusv  ruiig  gerade  um  dies*-  Ziit 
mit  empfMlili  II  halien  mair.    Nur  der  ?.iif  illi2:i;  Umstand.  dast>  Uestorreich  die  italie«. 
Provinz- II  bald  darauf  verlor,  läsnt  ilas  Verkaufsgeschärt  filr  einen  Tlieil  der  Linien 
ni<  ht  ^0  ganz  unprünstig  erscheinen.    Ausserdem  hat  speciell  die  unkluge  u.  rerfruhle 
Ba(tk|H)liilk  Bnn  kV.  in  Folge  deren  ohne  irg«  iid  genügende  ^^|^l>t  reit,  die  Baarzabiun:: 
dum  Wiener  Milnzvurtrag  gemiiss  am  1.  Jan.  lbb\i  aui'genommeu  werden  sollte,  zu 
einigen  dieser  raschen  VerBnssertmgen  der  Bahnen  belgetrtgcn .  ebne  Erfolg  für  dea 
Zweck.   Zuerst  wnnlen  l>j54/.'>r)  auf  \u)  .1.  \.  ]s:,s  an  gerechuft  ili-'  ii"-rdl.  (bühm.- 
mähr.)  u.  »udOstl.  (uagar.)  Staat&babaen  ucUst  einem  gröSKcren  Ücrgw.-  u.  Fent- 
complex  an  die  sog.  Staatüeisenbahngesellsebaft  {Osterr.-franxOs..  vnl^  in 
Börsonjan^'^on  ..Franzosen")  fUr  200  Mill.  Fr,  in  Edelmetall,  zahlbar  in  Monats- 
raten, abgetreten.    Dann  folgten  iSöti  die  lomb.-venet.  Hahnen  fUr  1)2  Jahre  (bis 
11)4S)  abgetreten,  wofür  70  Mill.  Lire  binnen  .>  Jahren  zu  zahlen  waren,  ereutuell 
SO  Mill.  mehr,  zu  zahlen  aus  d.  Hälfte  des  T^/q  Keinertr.  Uberstei^.  Gewinns,  statt 
welcher  Summe  anrh  eine  \l)fin<!nni;  des  Staats  mit  20  Mill.  L.  eintreten  konnte,  in 
b  u.  7  J.  zur  iiailte  zulilhar.    Kückkaufsrecht  des  st.aaU3  von  lS81i  an.  gemäss  deoi 
wirU.  Ertrag,  unter  Festlialtung  eines  Minimums.    F.benfalls  IS^O  wurden  begonnene 
Staatsbahnstreeken  im  mittleren  riiK  irn  lei  Theissb.  gegen  Kapitalzablung  tlbt.T- 
lassen.   Die  £ert.  u.  im  Bau  liugritlencn  galu.  Bahnen  (Krakau-I>cmbica  u.  Zweigti^ 
Demb.-Rzesoow-Przenysl)  wurden  1S58  bis  %.  }.  1952  abgetreten  ftir  19-19  MOL  f. 
C-M.,  ab'  T  erst  v.  l**i>-!  an  in  10  Jahro>raten  /n  zahlen,  als«*'  um  den  DI- otit 
niedriger  anzurechnen.   Kleine  andere  westgalic.  Strücken  kaufte  Iböb  die  Ferd.- 
Kordb.  dem  Staate  ab.  Endlich  wnrden  1958  nech  d.  ih.  feit.,  th.  begonnenen  eitdL 
'Wien-Triest)  u.  Tiroler  I>ahiien  an  di-    mit  der  lumlnird.  f!e-.  \er'>undenen  Snd- 
bahnges.  abgetreten,  gegen  10(>  M.  11.  »».W..  wovon  nur  10  Mill.  sofort,  weitere  60  MilL 
in  verschiedenen  Katen  von  l^^i»'.»— 06  u.  ^iO  Mill.  überhaupt  nur  bedinstungsw..ise  ana 
der  Hälfte  des  etwaigen  Reinenrags  Uber  T^/o  von  ISTO  an  /.n  entrichten  waren;  tm 
dieser  ZahluiiL«  Ii  ittc  sirh  .1  (ies.  eontractlich  aueh  mit  20  Mill.  fl.  Aversionalsummc. 
V.  1S7I  an  in  4  hiilen  /.alilbar.  befreien  kennen;  über  diese  eventuelle  Schuld  ist  iu 
dem  Vertrage  vom  iH.  April  ls(>7  Art.  12  Neues  verabredet  worden,  neud.  ZahJong 
von  Vig  des  Bruttoertrags  nUer  107.000  fl.  ]>.  .Meile  —  ftstr.  Netz  u.  v.  net.  Linien 
n.  r.  V4  dsgl.  Uber  JIOJMM»  ll.,  oder  2Ü  Mill.  Ii.  in  4  Raten  a     Mill  fl.  I  Nov. 
1973 — 76.   Dnrch  die  Abtretottg  r.  Loub.  Venet  an  Italien  sind  diese  VeihillBisBe 
vcrwiekclfer  geworden.    Conee^s    dauert  bis  1'».'.1    Vorbrhalt   1.  W'i.  di  leihlösun-  d. 
abgetr.  Bahnen  v.  an.    Nach  langn  vergcbl.  Bemtlbnugen  ist  mi  J.  l$7(i  eiin* 

Trennung  des  Öftere,  Sodbahnnetzes  von  den  derselben  GcseUbch.  gehörigen  Linien  im 
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K.  Italien  gelauguu,  die  im  uenen  Trausactioneo  zwiscktiii  Uur  ö:>t<-rr.  K<-gitiriuig  u. 
der  ireoatintMi  Oesellscluift  fUiTte.  —  IHe  meisttii  GeseUflc^aflcn  hatteo  Yerpflichtniipren 
zum  Ausbau  b-  stimmter  Linifri  tt)>crnehm<>.D  müssen.  Für  fast  alle  diese  Bahnen  li.it 
der  btaat  aber  noch  eine  Zinägaraiiüe  v.  &7o  ^i^^^  ^'  V^V«  Amortiä.  gewählt.  Die 
Holte  der  aas  diesen  nod  splteren  Zinsumntien  za  zablemten  Verschüsso  ist  sehr 
bedeatend.  ».  die  Daten  oben  S.  457.  Sruimitl.  abg^trct<  ne  Hahnen  hatten  bis  E.  I^*'?' 
886*26  MiU.  A,  C.-M.  gekostet  o.  waren  für  lOSöt»  MUl.  11.  C.-M.  cz.Th.  in  Silber) 
retkmift  worden,  also  fast  genav  mit  SOVq  Verlost  (wenn  man  m  den  spSter  ntir 
eventuell  fälligen  Zahlungen  absieht),  —  iui  Urundc  noch  mit  einem  grösseren,  da  der 
(iewinn  am  Agio  d>>r  in  MotaW  ü^czohlten  Kaafgelder  hinter  dem  Verlast  an  Discont 
der  später  fäll.  Sumuieii  zuruckbiicb. 

Seitdem  herrschte  in  West« Oesterreich  fast  ausschliesslich  das  Privat- 
liahn-  0.  Privatv't'r«'»!tHngS8ystein.  Es  liabeti  sich  aber  wesentlirhe  Uib-l- 
stande  desselV»oQ  auch  in  finanx.  Bi^zi'huug  hemusgejteltt:  Schwierigkeiten  bei  der 
Reirelang  der  Ganntiereriiiltoisse ,  bei  d.  Uebemalime  fon  sogtr  fergdKommenon 
Betriebs'leficiten  auf  den  Staat,  und  bei  diii  Tiniiarantirten  noneron  Priratbahnen 
noch  grössere  Mängel,  indem  die  Bahnen  z.  Tb.  nicht  lebensfähig  sind  u.  dem 
Bankerott  ferfidlen.  Deshalb  Ist  in  nenestccrZeit  aneh  in  Oesterreich  derdedanke. 
diese  Bahnen  Seiti  uh  des  Staats  zu  uberin  brnen  u.  SlaAtsliahnen  zu  bauen,  wieder 
ernstlicher  ins  Auge  gefaast  worden,  n.  iu  den  letzten  Jahren  in  Ansfahrung  begriO'en, 
tt.  zvar  ^'erade  mit  ans  finanz.  KQcksichten.  Einmal  wonlen  seit  1S74  renc^edoie 
kleinere  Bahnstrecken  vom  Staate  u;ebaut  oder  von  kleinen  Priv.gesullschaften  über- 
nommen, wobei  der  Betrieb  zunäch>t  gewöhiilii  h  von  den  benachbarten  grösseren  Priv.- 
bahnen  nach  vertragsmäss.  Bedingungen  gefuhrt  wurde  'Staatsbahnen  f.  18S1  616  KU., 
ausserdem  die  dalm.ititji><  hen>.  In  anderen  Fällen  wurde  umgelidirt  —  aof  Omad 
der  Z!n«p-aran(i<^7Prbaltni.ss(i  —  die  VerwÄlfnns-  von  Privfitbahnen  vom  Staate  über- 
nommen i^krouprinz  Eudoli-B.  ^00  Kil.,  in  Staatav erwalt.  seit  1S80,  Vorarlbergb.  dsgl. 
seit  1S62,  !>0  KU.).  Jüngst  ist  dann  auch  eine  eigentlich«;  Verstaatlichung  einer 
Priv.b.Dresfllsrb.  erfolgt,  neml.  der  Elis.-Westb.,  Ges.  v.  28.  Dec.  l'^Sl.  r.  Anf  1«5*^2 
an,  94U  KU.  gegen  q^  2  MUl.  ö7o  Uoldrento  f.  d.  Actieu.  Diese  Bahn  stobt  gcogr. 
mit  der  Krenpr.«R!idotf-<B.  n.  demnächst  mit  der  y<irarlbergb.  durch  die  in  Bau 
beg^riflerie  Staatsb.  Tnnsbr.  -  Blöden/  (ArlbrrErtiinn' 1^  in  Vrrbindnng  n.  wird  wie  diese 
vom  Staate  verwaltet.  So  ist  bereits  wieder  ein  grösserer  vebtösterr,  Staats- 
bahncomplex  für  die  Verbindnnf  Wiens  mit  Baiern  n.  der  Sehveiz  ent- 
standen (die  fehlende  Streek,'  WorL'i  riiiisbnjck,  zur  Sadbahn  jfehrtrig,  wird  von  der 
Staatsb.vcrwalt.  mit  benutzt).  Auch  die  steirische  Staatsb.linie  (Pola,  Kovigno-I)ivae<  a) 
ist  1S!).1  in  eigene  Verwalt.  des  Staats  übernommen.  Gleiches  jj^ilt  von  den  nieder- 
öaterr.  Staatsbahnen.  Für  die  eiirens  vennalteten  Staats-  u.  die  vom  Staat«-  verwalteten 
Privatbahnen  besteht  die  „Direction  f.  Staatsoiscnb.botrieb"  in  Wien.  iS.  Arch.  f. 
Eisenb.wes.  lbS2  S.  2J.i  Ii.)  Länge  der  Staatsbahneu  A.  18S.H  c.  1750  Kil.  Der  dem- 
n:irh.4tige  Ablauf  dos  Privilegs  der  wichtigen  K.^Ferd.- Nordbahn  könnte  zu  oiner 
bedeutsamen  Verfrrftsscninp^  de■^  Staatsbahnnet^es  iQber- Si  hlesien  u.  Galizi'-a'i  nibren 
Doch  ist  das  Ergebuiss  zu  iuhreudcr  Verhandlungen  noch  nicht  abzusehen.  In  Gali- 
zien  ist  1§S2  ebenfalls  mit  d.  Bau  v.  Staatsb.  begonnen  wonlen.  (AhzireiKvngen 
^ali/.  Tran^-vorsalb.\  dsul.  in  B<'^hiM>'ii  n.  Mähren  (riusrers,b.)«  wobei  die  bebrelT. 
kronläudcr  aus  eigeuua  Mitteln  contribiiireu. 

In  Ungarn  hat  man  bald  nach  der  wiedererlangten  finanz.  Selbständigkeit  den 
Staatsbahn  bau  sellist  in  ziemlich  erhebl.  Umfange  in  Angriif  genoiuni' n .  wie  es 
scheint  zu  hcbnell,  ohne  genügende  Bcriicksichtigung  der  möglichen  Kentabilität.  auch 
ohne  richtige  Beachtung  des  Priocips,  dass  bei  dünner  Bevölkerung  zunächst  die 
Bahnen  nach  dem  extensiven  System  zu  banen  sind.  Länge  d<?r  unfrar.  StaHt>- 
bahn  Anf.  1*<7H  1064  KU.  Ausserdem  Privatbahnen  mit  Ziusgarantien.  In  den 
letzten  Jahren  hat  sich  durch  Neubau  u.  l  e))-  rnahme  von  Privatbahueu  da.»  Staatsb.- 
nolz  noch  weiter  ausgedehnt,  so  da»a  es  bereits  den  grössten  Theil  der  ungar.  Bahnen 
umfasst.  Die  K'.  inertia^'i  sind  dUrftiir,  aber  in  klriner  Steigenin?  ber-riffen.  (Auch 
uin-r  Ungarn  Näheres  über  d.  neueren  Verhältnisse  im  Arch.  f.  Kiscnb.wes.) 

Anf.  I87i  waren  in  Betrieb  in  Cisleithan.  883,  in  Transleitban.  zn». 
1372  M.  ?e„!ri..  Köstenanf^v.  f.  lOir.-,-)  M.  im  Betrieb  916*2  Mill.  fl.  W.  f.d.  hier  die 
Ursprung l  Baukosten  der  Staatsb.  voll  gerechnet  sind,  oder  nnr  die  Kautpreisc,  welche 
die  Qes«llMhaflen  gezahlt  haben?)  Anf.  1876  in  Betrieb  ind,  Local-  n.  Hontanbl^Aen 
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in  der  vestliehen  Reichsbillb  10,695,  in  d.  Östlichen  667»,  ms.  17,S6§  Kil.  — 

KapitaJaufw.  K.  1873  nach  Sturm  er  10.')4*2  MilL  M.  fwohl  1  zu  2  M,  :;erechn«t'. 
p.  Kil.  262.UU0  M.  Län<rc  der  erntih.  Bahnen  A.  lbH2  in  WeHtatorr.  11,692.  in 
Ottgnrn  7211,  zu?.  1S,40S  Kil.:  ausserdem  291  Kil.  in  Bosnien. 

Belgien.  Iiier  vrurde  durch  d.  Ges.  v.  1.  Mai  1S34  ein  StMtobahnsystem  für 
die  wichtigsten  Bouten  des  Inlands  u.  die  liaaptsäcbl.  Vurbirxitin^^cn  mit  dem  Ausland 
eing«  (uhrt  u.  durch  fJes.  v.  27.  Mai  IS37  erweitert.  —  ein  Iwr  das  Staati>bahn!»y§tCBi 
überhaupt  folfzcnreichcr  und  zur  Nachahmung:,  z.B.  in  den  deutschen  Mitt«lalinteB. 
anffordrriid  '  \  rjjariff.  Bis  Mit!«-  der  40er  Jahre  war  dies  Netz  auf  Staat-^kostm  an-- 
gebaut.  Dana  trat  eine  Stockung  ein.  £s  urfoli^n  Concfös>ionen  an  Priratgeselisch., 
durch  welche  das  beif.  Bahnitets  lindere  Zeit  fast  allein  weiter  ansrebanl  werde»  ist 
Erst  in  neuester  Zeit  hat  der  Staat  den  Bau  selbst  wieder  in  'Me  Tlnn  !  noniin-  n 
anCangä  in  kleinem  Umi'ange,  !>eit  1^7t>  wieder  stärker.  Auch  tiX.  s^tideni  eine  grOsscrt' 
Anzahl  Privathahnen ,  theiJs  in  das  EifODthiiin,  thcib  in  die  Verwahnnfr  des  Staate 
Ulxi-noinmcn  word-n.  Im  (ianzen  stellt  Bell» i^  n  daher  jetzt  <»iii  Land  des  gern isrht  ■  u 
Systems  dar,  wo  di«t  Staatsbahnen  aber  die  wichtigsten  Houten  urolassen.  Die  Staats- 
hahnen fast  i^ranz  und  ein  kleinerer  Thcil  der  Priratbahui^'n  stehen  unter  Staats« 
rerwaltnntr,  <lsfL  viele  kleine  Ber^^werks-  n.  d}rl.  m.  Nebenbahnen,  di«;  obriiren  lUbnea 
unter  Privatvcrw.,  wolici  flOfi-s  Pnchtvcrli.iltnissf,  vorkommen.  Auch  einzelne  ll^'in'; 
Staatsbahniitrecken  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet.  Anf.  1S70  waren  m 
Betrieb  116-3  Mril.  StaAtsb.,  wofttr  2487  M.  Pf.,  n.  203  :1  Mill.  Pri?atbahnen ,  wof. 
bis  A.  180S  ."iir>  n  Mill.  1  r.  v-^rwendet  waren.  .XnC.  1S7<»  umfassten  die  Staatsb. 
2024,  die  Priratbahnen  1475,  zu».  3499  kil.  Nach  StUrmer  (IL  42)  kosteten 
E.  1S73  d.  Staats-  a.  anfekanften  Privatbahnen  807  Mill.  M..  p.  KU.  440.000  M. 
A.  1SS2  nmfasste  »las  bolu.  N(^t/.  MS?  Kil..  wovon  in  Str»n  l  >ht'tri<*l(  2SSS  (darr-n 
rom  Staate  gebaot  115ä,  v.  Staate  PrimtgctMiliH-h.  abgekaull  1409,  im,  2502  Kü. 
Siaatsb.  In  Staatsbetrieb,  ferner  Priratb.  in  Staatsbetrieb  S25  Kil.);  in  Prirathelrieb 
120 1  fwüvdii  Staaüib.  10.  Prlv.b.  12^4  '.  Die  Stu.tt-Iialnieii  hatten  bis  dahin  7Si)*7  M.  Kr. 
ucbst  319-8  M.  Fr.  AnniiitUtcn  f.  riirkuekaufte  Bahnen  grekoj^tet,  zu?.  1109-5  Mill.  Kr. 

Niederlande.  Ein  L'^cmischlus  System  besteht  auch  hier.  Man  begann 
Ende  der  .30  er  Jahre  mit  Priv.itb.  (HellAnd.  B.  Amsterd.-Ilaa!;-Rottetd..  cr&ffa«! 
1S39— 47.  Khein.  B..  .\msf.-l  tivdit-preus,«.  (Jrenzo.  \SA'.\ — W\\  ein«-  v.  Staat  besonn. 
Strecke  (Amst.  -  .\rnheim'i  wurde  1S52  der  Khein.  II.  überlassen.  Auch  für  die  Ver- 
bindungsbalincn  mit  Belgien  wurden  GesellHrhaftcn  conc^ssionirt.  Nach  d.  Ges.  r. 
IS.  Aug".  1S(>0  wnnle  dafretren  «-in  gnfss.s  StnrUsl»:iIinnrtz.  das  <irh  nrinicutüch 
auch  auf  diu  nurdüiitl.  abgele;;.  Theilc  crr<truckt.  be<rrundct,  mit  einem  Kostenanschlag 
Ton  iOO  Milt.  i.,  wovon  jabrl.  weniirsteas  10  Mill.  6.  verwendet  werden  sollten.  Dien 
Net/,  ist  j.«t/t  voll.-tidrf.  Umlauf  d.  Sfnnt-I..  Ard'.  l'^7»>  lOS-M  M..  Kn-t-n  107  f'.rt  M  fl.. 
also  u.  Meile  nicht  viel  mehr  als  tu  D.  d.  deutschen  Bahnen.  IL  1875  war  ü.  Staatsb. 
900  Kil.  lang.  Kapitalaufwand  bis  ü.  1S74  155*2  M.  Marli,  p.  KU.  nur  198,000  Maik. 
D  u  Betrieb  auf  d.  Staatsb.  Iicsorut  ilie  ..(lesellsrli.  tUr  d.  Ilctrit;b  d.  nicderl.  Staats- 
balinen'\  eine  Actienircs.  mit  12  Mill.  d.  Kap.,  wovon  A.  1871  die  tiÜfte  «mittin 
war  1,8.  S.  733).  Die  Privatbabnen  (excl.  (irossherz.  Lntembnnr)  bildet<*n  1876  S  tksell- 
schaften  von  /.u.s.  551  Kil.  Lftogc.  Daher  Länge  im  KVniureicli  l.'ill  Kil.,  z.  Th.  nach 
Belgien  u.  Deutschland  Iiineinrn^'-nd ,  wo-ivsion  umtickehri  b-  li;.  u.  deutsche  Betriebs- 
strecken in  Holland  lieiren.  Ant.  ISs2  im  (ianzen  2il22  KiL.  wovon  1117  bei  d. 
„Ge>.  r.  d.  Betrieb  v.  Stajitsb.*".  der  Be-t  bei  2  m-flssfron  ii.  4  kleinm-n  tiesellschalten. 

Lu  V»  uiliii  r:.  Die  Willi.  I.uvinb.  Balm  vi>n  170  Kü.  T  än-.^  ist  bis  1912 
dauernd  zum  Uciriebe  der  Verwaltung  ilor  elsäj».N.-luthr.  HeiclisbAlinen  uberia.ssen  (Vertr, 
d.  D.  Reichs  mit  d.  Lnxemb.  Regier,  v.  II.  Juni  Hcichstcus.  v.  15.  Juli  1S72 

n.  1^.  Juni  l*^7".  in  in  I'^iolisfinanzwc^.  i»  v.  Holtz<ndortrs  Jahrb  d.  I'.  K»Mchs 
üi.  I(i3).  Dur  Betiicb  erfurderttt  Jahru  lanu  Zubussc  \  \^'\  37°)^  der  BrvUoeiunahiBcK 
jetzt  giebt  er  Ut'berschQsse.  Ausserdem  exbiirt  in  Lux.  die  v.  d.  betfr.  StaatbK.  tct- 
wal»,  Priiiz-Heinr.-B.  von  jetzt  1  19  Kil.  Lunge,  dann  40  Kil  U.  Sfc.bahncn. 

Schweiz.  [Jislter  last  ausschiie:»!.  Priratbahnen,  wohl  uotcr  d.  Einflues  jwiit. 
Anscbaunngen.  Aber  auch  erst  späte  Entwicklung.  Voch  1S53  war  die  kleine  tinin 
i^iliit  h  -  Maden  die  <  inzige  Scliw.  B.  Das  Bundesg>  s.  v.  1852  uberlicss  den  Bau  drr 
Privatindu>trl>-.  die  t'onc<'ssionirunv'  den  Kantr.ri«ni.  mit  jcw,  Oberaufs.  d.  Bundes. 
'  Seitdem  gruss.  Ausbau  de^  Nel/es.  sümmtl.  Privatbahaen,  mit  Ausnahme  der  Berner 
"SXMüAh  V.  ^4  Kil.  (jesaromtlftnge  1.  Jan.  \Sl^  186;»  Kil.,  wovon  57*6  Kil.  auf  fteiade 
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JJaliiieii   i.'isS   auf  batl..  ii'.j  aui'  »ka.'»».,   lOu  auf  iVuuzus.    kouiineH.    Kostcit  l'Ui 

I. 321  Kil.  423-9  Mill.  Fr.  LäDfrc  Mitte  1870  2243  Kil.,  ain-^ci  (VI  Kil.  fremden 
Hahnen  L-thfiii:  !:ingi'  A.  1SS2  2fiOr»  Kil.,  r\cl.  tib  Kil..  tli>'  l'riindeu  Bahnen 
gehören,  liaukuitcii  ücr  lictriebeucn  Strecken  bis  E.  1981  7ö5>0  Mill.  I  r. .  p.  Kil. 
SOO'946  Pr.  Mehrfach  kanlonato  Beiliilfen  sniin  Bau,  so  insbea.  für  die  tiotthardtb. 
üe.strebungeii,  das  Eisi  iilialmwcsen  an  ilen  Bund  zn  ubernelimen .  ^^ind  l><;i  »cliweiz. 
Politikera  selion  öfters  bcrvoi^i^etrcUiu.  l>ie  Gotthardt  bahn  wardc  von  cinor  Action- 
goaellscbaft  mit  Hilfe  von  B«iti%eii  einiger  KaDtone,  dann  Italln»  u.  des  Dentachen 
Kcichs  (K<  i(  Ii  auf  s.  Kcchu.  u.  BcitrH>rc  v.  deutschen  Bahnverraltaniren)  u.  des  Bundes 
gebaut.  Diü  ia  i(atea  zu  zahl,  dentäche  Subrcution  ist  2ü  Mill.  Fr.  (U<».  v.  2.  No?. 
1871.)  Der  Fall  der  (iott)iardtbahn  ist  von  princip.  BedeDtODg  f.  d.  Eiaeobalm- 
politik:  er  zeivrt  die  unfrenQi^endc  Kraft  des  Privatbahnve8«?us  (wcni(^&tens  bei  so  zer« 
splittertf^n  I.inieu  wie  in  d.  Schvrciz).  solche  gewaltige  Unternchmuniicn  ■Inrrhznfuhreu, 
sowie  die  Untiihi^koit  kleiner  Stnat^körin  r,  wie  die  t>chweiz,  n.  so  organi.sirtcr,  wie 
der  dort.  Rundetistaat,  >olchc  Auf-abcn  zu  bewältigen.  S.  Geigy,  Erört.  ül».  d. 
Schweiz  Eiaenbaluiwes.  Ikis.  1874.  Auch  die  jilriL'aten  lU'strehonL't^n  auf  Krwerb. 
V.  Prir  bahnen  durch  Hund  oder  Kantone  liessen  sich  noch  niclit  vcrwirklicliori. 

Dänemark.  Gemischtes  System.  Staatsb.  in  jQtl.  v.'FtUinen,  A.1ä7()  8H)  Kil.. 
Prifatb.aufSeel.,  Lnal.,  Pal^tor  .Tis  Kil.,  zus.  1260,  ISSl  i.G.  1576  Kil.,wov  1211  St.v.ts!,. 

Schweden-Norwegen.  Mit  Frivatbahnsysttem  in  Schweden  1852  begonnen, 
aber  ohne  genUg'.  Erfoljer.  Daher  die  Haaptstredien  vom  Staate  gebaut,  seit  lS5ö. 
nrösseres  Ilalinnefz  1SG2  entworfen.  Die  Privatires.  halu  n .  /.  Tli.  mit  Staatsbeihülfe. 
meisteu»  uur  kleine  Zweigbahnen  ^^ebaut,  ncuerding:s  sich  aber  stark  ausgedehnt  Im 
Betrieb  A.  1870  105  Ö  M.  Staatsbahn.  Kosten  9M  Mill.  R.  D.  (zu  11  Sgr.  5'4  Pf. 
preu>3.i,  >>88  M.  Privatb.,  ohne  kl.  Strecken  Pfeitleb.  A.  1876  1926  Kil.  Suatsh., 
2218  Kil.  Privatb.,  zus.  ü;^8.  E.  1874  kosteten  die  Staatsb.  A.  145'9  M.  Mark,  p.  Kil. 
lUl.OÜU  M.  A.  i.G.  0.-J05  Kil.,  <la\uii  2232  Kil.  Staatsb.  Kosten  der  letzteren 
241*9  MÜl.  deutsche  Mark,  der  Piiv.b.  261M,  an  d.  Priv.bahncn  ircwiibrto  Staatä- 
untei-ätütz.  bis  E.  ISM  4^  7  Mill.  M.  In  Norwegen  ebenso  Staats liahnen,  dasun-  j 
schmalspurig.  Kosten  £.  1^7^  37'4  M.  M  ,  p.  Kil.  brcitspur.  9S,0l>(>,  schmal^pur. 
61,a00  M.  1881  in  Betrieb  1117  Kil.  mit  »4*5  M.  Mark  AnlagekoHten ,  E.  1882 
LftDgc  1329  Kil.  iArch.  f.  Eisenb.  18^  :  S.  rt7.-\ 

Frankreich.  Mit  kl.  Pierdeprivatb.  wird  schon  1826  bej;onnen  (St.  Etienue- 
Andridenz).  Erste  eiireutf.  Dampfb.  t8S7  erBtfhet.  Paiis-St Germain.  Die  Privat* 
induslrii    er  wie-  sie  Ii  aber  nii  lit  a  li  s  rc  i  >  h  <■  ii  d.    Daher  dur<*h  d.  (les.  vom 

II.  Juni  l^il  Eingreifen  des  Staats,  Feststellung  eines  grösseren  Netzes,  au 
dessen  AnsfAhmag  Staat,  nach  d.  nrsprüntrl.  Plan  ancli  Depart  a.  Gemeinden,  was 
später  fortfiel,  u.  Gesellschaften  sich  betheili^LTten.  Der  Staat  stellt  den  Unterbau,  die 
Gesellsch.  den  Oberbau  u.s.  w.  her  u.  Übernehmen  den  Betrieb  fUr  40  J..  wonach 
die  Bahnen  an  den  Staat  zur ikckfallen.  Dieses  System  war  crfolirreiclier.  Bis 
1848  waren  2222  Kil.  fertig,  für  797  Mill.  Fr.,  wovon  der  Staat  110  Mill.  ueliefert 
hatte.  Ab'  T  die  Entwickl.  war  doch  liegen  die  Nachbarländer  zurttckueblie'ien  u. 
gerieth  1848  fi.  wieder  in's  Stucken.  Grosser  Aufschwung  des  Privatbahn- 
systems nach  dem  Staatsstreich.  Verlängerung  der  Concess.  anf  99  J.,  von  der 
Kcji  r-in^  begünstigte  Fusionirun<^  dei  kl.  Gesellschaften  u.  neuer  T-ini  u  mit  alten 
gro:>seu  Gesellschaften,  Uebcroabme  mancher  l&st.  Bedingungen  hinsichtl.  des  Baus 
Ton  Nebenlinien  In  der  Zelt  des  gQnst.  (ietdraarkta  1852  ff.  1856.  Nene  Stocicnng 
durch  die  Geldkrisen  v.  185()  n.  57  u.  abernial.  Staatsintcrventi  uii.  Diese  bestand 
iji  dem  1859  gcsetii.  und  durch  Vertrag  mit  den  Gesellschaften  ciugcftUirten  System 
Ton  Zinsgai-ant.  (4'65*>/at  f\ir  den  Ansbini  eines  zweiten  Kelzes  ron  Zvischenbahncn 
durch  die  6  grossen,  meist  gut  rentir.  (iescllschulteu  des  alten,  ersten  Xetzes.  woran 
sich  1863  ein  drittes  Netz  unter  älinl.  Beding,  anschloss.  Die  Zinsgarant.  bestamlen 
1863  für  4038  Mill.  I  r.  Dur«  h  «  in  (ies.  v.  12.  Juli  1865  wunle  auch  den  Depart 
u.  Gomeindmk  erlaubt.  Eisenb.  v.  loc.  Interesse  zu  bauen  oder  zu  >ubvcntioniren.  Im 
,1.  1870  waren  (incl.  Els.-Lothr.)  2346  6  Meil.  Haliiu  n  in  IVtrieb,  wov.  231  Local-  u. 
38*7  M.  Industrieb..  3352  M.  im  Ganzen,  einschli»  bsl.  d.  Iciuuen.  eoncessionirt.  wovon 
205  2  M.  Localb.  Ges.  Aufw.  bis  1867  6173.  bis  1870  7039  Mill.  Im  v,  d.  Gesellsch., 
979  n.  bez.  1085  Mill.  l'r.  v.  Staate.  i.G.  Tl.'ri  u.  bez.  8024  Mill.  Im  Se|,t.  IS71 
war  die  Lauge  der  eröUn.  Bahnen .  ohne  Eis.  u.  Lothr.,  2228*5  Mill.  Es  ist  sehr 
wahTScheinlicli,  dass  der  Staat  sich  ftaanziell  licsser  gestanden  hütte,  wenn  er  von  rorii- 
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hocein  alle  Baiuten  ganz  all«!»  gebaut  and  betriebeo  hittc  fttr  eigene  Itccluiuog, 

V&hro.nd  jeUt  die       ii  iitin'ii'l  ii  Liiiieii  il  tx  Privaten  gehOrcD. 

Der  vorb'-Ualtcnc  Ueimfali  säinmti.  Kaiineo  an  dca  Staat  siciieit  iuJess«  q 
Frankreich  in  der  Mitte  des  näclisten  Jahrhunderte  die  DneDtg:eltL  Verfügung 
über  ein  höclist  werthf olles  Object:  ein  Punct,  der  auch  f.  d.  deutsche 
Ki^'-nhahnpolitik  lieaclitenswortli  i='t.  weil  Frankroicli.  ähnlich  wie  O-  stTreich  und  alle 
SUiai.  n,  die  sich  iieiuifall  <1.  r  Hahnen  rorbeliielt>'n .  su  später  in  iIlmi  Slih«!  jifesetzt 
wei-den,  eine  Tarifwirthschaft  ganz  nach  d.  Gesichtspunctcn  d.  üffeoC« 
liehen  Interesses  zu  betreiben.  —  In  Folge  des  Kriegs  und  seiner  Nachwirkungen 
iät  der  Eiseobabobau  dann  eine  Zeitlang  nicht  sehr  rasch  voigerucit.  In  Betrieb 
A.  1874  n.  187«  bes.  20,006  n.  21,761  Kfl..  davon  Hauptbahnen  18,504  u.  19.7$4. 
Localb.  1278  u.  1S03.  Industiieb.  IHS  n.  171  Wirkl.  u.  noch  ?u  machenden  Auf», 
f.  d.  concess.  NcU  (oUue  L.ocalb.;  bUO  b  AI.  Mark,  p.  Iiil.  3ti»,UUU  M.  Davon 
Staatssubrention  1310-8  H.  M.,  «reren  bis  E.  1873  gezahlt  805*2  M.  M.  Die 
0  grossen  (ieselki  liaftrii  uiiifassten  v.  d.  Hauptbahnen  K.  IST.':  1T.*«S5  Kil. .  n- nl, 
Nordb.  1762,  Sudb.  2031.  Ustb.  2255,  Westb.  2549,  Paris-Urleans-B.  41S6,  Par.  Lyon- 
Mittelmecr-B.  6102  KU.,  also  letztere  mehr  als  damals  noch  sInuntL  preoas.  Staatabahaen. 
Die  übrigen  1^99  Kil.  &:ehörea  24  kleinoi  Gesdischaften  (Stürmer  D,  30,  Ftanc  n 
*{0  Pfenn.  R.-W.  gercrluief). 

In  der  zweiten  Hallte  dei  "Oer  Jahre  wurde  jedoch  wieder  mehr  ir«M>aiit  Zu- 
gleich ist  in  der  neuesten  Zeit  auch  in  Frankreich  der  Debc  an  -  zom 
Staaats  eis  cn  )» ahn  besitz  n  15.- 1  ri  el>  i-r  fnl  u  t:  ein  Punct.  von  besondrer  Ii.  diutnnc 
l'Ur  die  Systemtrage,  lodern  man  dort  dii-  Krtahrung  machte,  dasa  auch  ein  ge- 
theiltos  Priratmonopol  auf  dleeem  Gebiete  seharere  Debelstftiide  habe  a.  daas  das 
System  der  „reirulirtcii  Tri  v  atun  fern  elitnnn:;"  «irh  nicht  rührt .  imlem  ..-lie 
AolsicLtsbebürden  mit  all  ihren  aut  d.  Papier  stehenden  Hechten  der  Miss«  inhschall 
der  Priraibahnen  u:egenuber  von  Jahr  zn  Jahr  machtloser  vurden*'  (Aich.  f.  EiseiiK 
ISSl  S,  24).  Für  den  Sax'schen  Standpanct  ist  dies«;  neue  Erfrihrnn^  ini;:iinstiit. 
U.  wenn  dio  inebriacb  angeregte  Verstaatlichung  der  Priv.bahoeo  noch  nickt  geluogea 
ist  u.  zunächst  der  Stnrm  gingen  letztere  sich  noch  zu  reriaofen  »oheint,  indem  man 
abermals  eine  „Verständigung"  mit  den  grossen  Gompagoieen  einging  (1SS3),  so  be- 
wrist  das  anrh  nur.  dass  zuuia!  im  Ii-  nt.  Frarikreieh  dir  Macht  dieser  (ie- 
sellschafti  ü  und  d<-8  hinter  ihn<  n  r>ichenileii  Privat  kapitalismns  schon 
Heinahe  u nUberwälti^t.  r  irewnril.  a  ist:  -ine  Bcstätit^ung  unserer  froheren 
Auffassun:^'  f$  27H)  n.  wicil-nim  ein<-  li'in  Sax^clnjit  Staii'lpunct  ungun«!tife  Er- 
l'ahrung,  nach  der  es  kaum  mehr  W  under  nehmt  n  kann,  dass  bereits  die  „Wicüerber» 
stcllnng  d.  KOnigthums"  als  „kapitalistische  Entreprise"  ins  Auge  gefasst  worden  ist.  — 
lauter  P.eleue  I^r  iVu-  !'><  rechtigong  des  socialpolit.  Standpuncts  dieses  Works.  S.  bes. 
d.  Aaüiatzc  u.  Notizen  im  Arch.  f.  Eisenbahnwesen,  u.  A.  v.  v.  d.  Leycn.  Itol, 
Plir.  «.  Staatsb.  in  Fr.  f  Abdr.  einiger  staat8b.fieiindl.  Artikel  d.  Ganbetta'sdiea  Jonnab 
R^publ.  franc.i.  IS^'i.  Xinl  ila^.  d.  Priv.b.  im  franz.  Absr.lianse.  Durch  Ges.  v. 
18.  Mai  lb7t»  wurde  durch  Erwerbung  einiger  liieinen  6  GeselJtfch.  guh&rifeu  Bahne», 
die  in  der  Hachtsphlre  der  Or16ansbahn>6eselbch.  la^ren,  der  Anfiuig  mit  einem 
Staatsbahnnerz  gemacht.  Die  Linien  waren  z.  Th.  noch  in  Bau  begriiTen  (2615  Kil.. 
wovon  bei  l'ebernahme  l.'iTö  in  Betrieb).  Es  sind  durchweg  kleine  Nebenlinien  noch 
geringen,  aber  doch  steigenden  Ertrags,  liei  denen  die  schwierige  Staatsverwaltung 
^ich  dennoc  h  gut  bewährt  hat  (s.  Arch.  f.  Eisonb.wes.  18*^1  S.  157  H".  u.  d.  ?en.  Art. 
lief  Ixcji.  f'ian  .  ili tl <•!)■  iidc  Pläne,  bes.  betr-  fFi  nd  d.-n  Ankauf  .der  Orl^  an>b.. 
sind  unter  untwiii<  ndem  Kiniiuss  der  ungUaktij^eren  Finao/.la;^(  doch  rorucAlich  d<-r 
kapitalistischen  Opposition  zom  Opfer  grfaOen.  Man  will  wieiler  neue  Vaitiiff«  mit 
den  grossen  Compagnieen  srhlic^-  n .  nin  flie  wi-itcro  Ausdehnunsr  des  Hahnnei/es  zq 
Itewirken  u.  sucht  abermals  sein  Heil  in  Verbesserung  der  Staatsaufsicht.  Angettifen* 
heiten.  über  welche  i.  J.  1883  verhandelt  wurde.  Das  Monopol  der  0  gnsaeo  Dem- 
pajrnieen  ist  so  im  W- sentlichi^n  noch  un.;'jbrocln<n  geblieben.  Immerhin  ist  das 
Staatsbahnnet2  aber  noch  weiter  ausgedehnt  worden  u.  die  eigene  Vorwaltunic  des 
Staats  bat  Anerkennunir  gefunden.  Namentlich  in  d.  Tarif polttik  gingen  veneliiedeBe 
Keformeu  von  den  Staatsbahnen  aus.  üeber  die  Höhe  u.  die  Verwirrtheit  der  franzOs. 
Privatbahnen  wird  vi«l  geklagt.  E.  1SS2  urafasste  das  sog.  „alte  Netz"  10,700  KU., 
wovon  auf  die  6  grossen  Gesellsch.  10.5S4  'Nord  135S  K.  mit  kilometr.  Einn.  in  l'iSj 
auf  die  dvrchschnittl.  Retricbslänge  v.  103,182  fr.,  Ost  744  n.  7»,t58  fr.,  West  900 
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I).  ;):,,;i7'^  fr.,  Paris-Orleans  2017  a.  i}l,068  l'r.,  Paris- Lyon- Mi«.  Imecr  476:')  n.  67.B7f»  fr., 
Süd  b20  u.  b7,254  fr.).  Das  „neoe  NcU"  uinfasstc  I0,(i03  Kil.  ^Nord  712,  Ost  220S, 
West  2247,  Par.-Orl.  2342,  Par.-Lyon-Mitti  lm.  1576, 'Süd  1518,  die  kilom.  Einnahme 
in  18S2  bei  dieiegt  Compagnieen  zwischen  15.545,  Par.-Mittelm.,  a.  .')4.715  fr..  Osth.). 
Beide  Notzf  yn<  also  21,3üJ{  Kil.  Di-'  StaMtsb.ihiicii  ]mh.«n  eine  Länsre  v.  4ü2S  Kil. 
K.  lSs2,  Jim  iiloiis  S359  fr.  p.  Kii.  £iiuiaLuio;  wieder  ein  Beleg  dafür,  daäd  auch 
bei  dem  System  der  „rcgulirtcn  Unternehmung"  in  Fraukreicli,  neben  prroseen 
Zuschüssen  für  die  Priv.bahncn  (K.  1879  schuldeten  5  der  grossen  Comp,  dem 
Staate  für  Ziusgarantiezuschüsse  58^*2  M.  fr.,  woron  475*9  M.  fr.  ka|)ital, 
107*4  U.  fr.  Zins  daAlr,  nur  die  Noidb.  hat  alles  getilgt),  dem  Staate  die  Aof- 
gabe,  die  schlechten  Lini-  n  zu  üb«  rnchmen,  bleibt.  Das  ganzi  fianzus. 
iletz,  iucl.  898  Kü.  diversen  ü(»>eilschaftt;n  gehörcuder  Balineu  a.  1^2  Kil.  der  Uhoac- 
M.  Genial},  irar  E.  1S82  26,S34  Kil.  lang  (Arch.  f.  Eiaenb.ires.  1883  S.  S82>. 

It»li<  n.  Kleine  Privatbalincn  in  Toscana,  Staatsbnhnen  in  Sardini' n  Festland), 
aber  Q)>erh.  veuii^c  Bahnen,  zumal  auätierhalb  Oberitalieii  (ein  paar  ki.  Strecken  bei 
Neapel),  bestanden  vor  der  Bildung  des  ital.  Staats  1S59,  im  (ian/en  ausserh.  Vcnetiens 
198  Meli.  Seitdem  zieml.  raschor  Aoftcbvnug,  aber  Veräusser.  rosp.  lantglihr.  Vor- 
pachtung: fiist  aller  Staafslialiti'  n  und  Zinsgarantiesystt  i»,  das  i.  A.  \\\r  1h71  .'iT'üSä 
Mill.  Fl.  Ausgaben  macht.  Im  Betrieb  K.  1S68  75V»,  E.  18(59  785  g.  M.,  dazu  röm. 
JUhnen.  1869  .'iO  M.  Vcr<>iniintnf  1865  zu  5  grossen  Gesellschaften.  In  nenester  Keit 
tl876)  hat  *I.  Siaat  alii  r  hfr:onncn  rrivatliahncii  zn  crworbc-n  und  die  veiausscrten, 
bez.  verpachteten  Staatsbaliuen  zurnck  zu  erwerben:  so  saiumtl.  Linien  der  üsterr. 
Sudbahngesellscb.  in  Ober-  n.  MitteUtalien.  die  r5m.  n.  d.  c^br.  aicjl.  Bahnen.  Dazn 
trugen  neben  jn-iüfisclieii  Kmaticiijafion  vuii  il.  au-länd.  Einflüssen)  auch  finaii/. 
Kucksichten  bei.  Im  Et.  £.  1870  sind  die  Zahlunj^cu  aul' Zinsgaiantivea  auf  47*5  M.  t>. 
Temnschlagt.  Doch  beabsichtigte  man,  die  Linlini  an  Gesellschaften  auf  kttrzere  Zeit 
tu  verpachten,  Kapitalanfw.  bis  E.  1874  2.^02  Mill.  Fr. 

In  juni^ster  Zeit  lebhafte  th  -orct.  u.  pi-act.  legislative  Eritrteiunjr  der  Miseiibalin- 
frage  in  Italien.  S.  darüber  verschied.  Mittht  il.  im  Arch.  f.  Eiscnb.wes..  bes.  d. 
ZIIS.fa88.  Aufs.  V.  Pieck,  na<  h  '1.  ital.  Eisenb.-Ea(iucte-Commi!a.,  Arch.  1882  S.  91. 
Diese  gross«'  Unt' rstjchun^^  (is?"^ — "»I  i  ist  rcicl)  an  Thatsach<  n  n.  Argumenten  über 
die  System frat!(  .  Die  Commissioti  entschied  sah  ächiinä^älich ,  ohne  durchschlagende 
GrOnde,  für  die  BefUrvortun<>  von  Verpaclitun;r  von  StaatHbalinen  an  grossere 
fi<-se!lsclian' ti .  bes.  nn  "2.  die  d<  h  nach  der  Längsavc  ItÄlieii.<  in  das  Balmnetz  7.n 
tlieilon  hätten  (adriat.  u.  Mittel  meernetz.  Mit  nach  hui  lim  d.  Muster  wird  eiii  Entwurf 
von  Ströhen  Pacht"  od.  BetriebstlberlassangsvcrtrSgen  (auf  HO  J.)  aufgestellt,  bei  dem 
es  mir  durchaus  zweifelhaft  bleibt,  n'»  man  »lamit  bessere  Erfahrunjrcn  als  mit  drui  fianzüs. 
System  der  „rugulirtou'^  Privatbahnen  macheu  würde.  S.  Absch.  4  u.  Die  Begründung  des 
th.  alliremeinen  th.  f.  Italien  geltenden  ▼ermeintl.  Vorzugs  des  Privatbetriebs  der 
Bahnen  ulu  r/'  uut  ni'  lit  ti  ilif  nicht  durehaiJ:>  ui'utstiijen  Erfahrungen  mit  dem  Staats- 
betrieb aul  den  oberital.  Bahnen  sind  auch  kein  irenüi^endcr  Beweis  in  der  Frage. 
Yorläutiir  ist  aber  auf  d<  ti  neu  erworbenen  oberital.  u.  rAm.  Staatsbabnen  der  Staats« 
betrieb  ges<>tzlich  nur  als  l^rovisorium  ir»-nehinigt  (SO  v.  Neuem  durch  Ges.  v. 
24.  T)ec,  1882  bis  Ende  iss.'O.  Der  Ankauf  der  Sudbahnea  warf.  J88;J  vertm!rsmas.s. 
voibchaltea.  Län;;-»-  der  Linie»  im  Mittel  1882  89ö;{  KU.,  davon  Staatsb.  5638  (4295 
provis.  V.  Staate  s<  ll)st  betrieben).  I'iiv.bahnen  4/1 15.  {9*{5  v.  Staat  betrieben'. 

Spanien.  Erste  B.  erst  184**.  -tärki  r  r  15an  in  den  .'Oer  und  60er  Jahren. 
Privatbaho System  u.  Privatbetiieb,  zahlreiche  zersplitt.  Unternehmungen.  abcrStaats- 
svbFentioncn.  Länt^e  fertlf  A.  1870  ^HH  M.,  im  Bau  27S  M.  Kapitalauf»,  bis 
IS09  746-9  Mill.  Escn.l.s  /u  2  I  r.  7t>  r.i.  K  187,-i  fcrtij  5796  Kil.,  Vermehr,  seit 
1870  um  327  Kil.  Kosten  bis  187U  1673-8  M.  M.,  wovon  HO'i'l  M.  M.  Staatäsubv. 
Lftnge  d.  Bahnen  E.  18SJ  7739  Kil.,  an  c  00  Gciellsch.  conoessloniiC.  davon  die 
grösrten  2666— 184  7->]0T4—7:i4  Kü.  Baukapital  bis  £.  1880  1474  MULM.  Staats- 
snbrent  525  Mill.  M. 

PoTtugaL  Privatb..  (fnuizös.  Ges.  r.  1800>  u.  Staalsb.  Keuerdings  Ausdelin. 
d.  Staatsbabnen.    1882  i.  (i.  1219  Kil.,  wovon  584  Staatsb. 

Rumänien.  Privat)».,  mit  Staatsi;arantie,  namentl.  die  bt^kaunte  Sinnissbergsche 
Eiscnbahnnuternehmung.  die  nach  Aul  hcbuag  d.  früh.  Concession  in  ein<-  Actienges. 
venrandelt,  dann  verstaatlicht  wurde :  neuerdings  «reitere  Ansdehnnnf  des  Staatsb.- 
systemSt  woneben  aber  noch  Priv.bahnen. 
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Türkei.    Klflinc  Strecken  Gcscliseh<aftsbahnßn  schon  altor.  (irosses  Eisca- 
Ijnlmiit^t/  «ier  ..(M'scllsr}!.  d.  türk.  Bahnen"  mit  Staatsgarantic  in  thcilwricpr  Anv- 
iuhruuü,  l>cgrilleii,  wofür  IbTü  cim;  Prämienanl.  v.  nom.  792         Fr.  (reell  301»  G  M.j 
ausgegeben  warde.    Fertig  1530  Kil.  lS7(i.    Sciftlom  Vrrkieinening  der  Linienlfinge 
.durch  d}o  Gt^y)if>tsverluste  ü.  Stürantr  der  Entwii  kluntr  ilurrh  die  nmen  poUt  Kreiarnisse. 

liussland.  Grosse  a.  bodeat  Ausdehnung  bald  nach  d.  Krimkrieg:,  bcs.  io 
den  60«T  Jahreo  v.  in  aUeraenester  ZtAt  Fast  ans  seh  Ii  eis  lieh  PriratbshH« 
System,  aber  mit  Zinsgarant,  and  starken  Vorschnssen  aus  «1.  Sta.its- 
kasse.  7.U  welchem  Zwecke  Aohnboji  aufgenommen  wurden.  Die  wichtigsten  Staatsb.. 
Petersbargylffoflkav  <NicoIaib.>,  ist  aas  FinanzrttekBicliten  rerfcanft  worden.  Die 
Staatsb.  Warschau  -  risfi  ir.  Grenze  wunle  srhon  1S.'»7  veraussert.  ;uif  75  .T.  ver- 
imchtet.  Länge  d.  Bahnen  iSS'i  22-7SS  Kil.,  wovon  1021  Kil.  Stwtsbahnen.  Die 
Vorschüsse  an  Eisonbahngesellschaften  betnifrcn  1S75  2050  M.  Röbel  Papier  aihl 
397-5  Mill.  Kübel  Silber,  ISSO  bez.  MS  3  u.  666  5  Mill.  K.  Bei  dieser  Sachlag.-. 
wo  die  Kapita|l)esch.'\frun;^  {»rossen thcils  nur  durch  Vcnnittlunsr  de>  Sf  natsrivdiis  er- 
loljrt  ist,  läge  die  Verst aa tl i c Ini ng  der  Bahnen  in  Kussland  noch  naher, 
als  in  anderen  Ländern.   S.  Arcli.  f.  Eisenb.iros.  S.  148.   Die  finiiliBd. 

Bahnen         Kil.)  sind  Staats  bahnen. 

(irossbritan nicn.  S.  (John  a.  a.  (K,  (auch  d.  Fort»,  im  Arch.  f.  Eiseftb.«. 
Reines  Privatbahnsy stein.  Eiste  Bahn  18S0  erAfnel,  dann  langs.inie.  raoni 
JH36  stärkere  Vermehrnng,  darauf  bes.  nach  gutisf.  fnanz.  Folg-'T!  der  bisher.  Hahnen 
grosse  Ausdebnimg  1845  ti'.  Bedeut,  Aboalime  der  Kcnte,  gross«  Fasiooiruageo. 
Periodisch  sehr  schvanic.,  aber  im  <janzen  doch  stetig  fortsehrelt.  Ansbaa,  jedoch 
vielfach  schlechte  Finanzlage  and  andere  mit  dem  Privatbahnsystem  zusammenhäng. 
Ucbelständc.  Allmälig  grössere  Controlc  des  Staats  auch  über  das  Fioanzwes.  der 
^Bahnen  rersncht,  aber  wenig  in  Betr.  der  Verwaltung,  Tarife,  orreicht.  Neaerdings 
'hänf.  Erörterung  der  Frage,  di.  l};ihnen  (wio  bereits  die  Telegr.)  auf  den  Siaat 
zu  iibernehmen.  wns  mit  irl.  Bahn<M»  beginnen  soll.  Hier,  in  Irland,  sind  auch 
Staatsunter?tiit/unL^en  in  Form  \r.  l>arleh«a  m  Kisciibahnircsellschafften  erfolgt 
(Cohn  I.  .Hl 5).  Drei  Viertel  der  brit  Bahnen  gehören  20  irrosscn  Gesellsch.iften.  die 
meist  uns  einer  Anz.ild  Amalgumationen  entstanden  sind.  -  (lohn.  bes.  I.  K.  5.  So 
hatten  1«75  Ii  «lesellseh.  25h5,  2495.  22b6  Kil.  Lange,  5  zwischen  1000—2000.  (ie- 
sammte^  Anlagekapital  E.  I8T5  630*2  M.  Pf.  St.  p.  Kil.  1874  46L0(M>  M..  —  seit 
25  Jahren  im  Dmrhschnitt  wenig  gestiegen.  1S50  p.  Kil.  442.000  M.,  s.  Stürmer 
II,  38.  Cohn  II,  276.  Länge  £.  Ibbl  29-257  Kil.  (Engl.  u.  Wales  2Ü615.  SchouL 
4715.  Iri.  8927).  Anlagekapital  745*52  Mill.  Pf.  St..  HeCtoeinnahne  Sl*«3  Pf.  8t 
l'ilr  die  riilo^barkeit  des  Problems  eines  naeb  r.ff en tlichem  Interess«'  re-nlirte« 
l'riv.balinwesens  liefcit  die  Geschichte  in  England  bes.  treffende  Belege,  b.  auch 
Cohn*8  gen.  Aufs,  im  Archiv. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Fast  ganz  Privatbahnsystem  . 
aber  mit  oflmal.  erheb!.  Fntersttlt/nngen  der  Staaten  u.  selbst  der  Bundes- 
regierung in  Land,  Geld  u.  s.  w.  Oft  sehr  niisolidr,  rein  betrUgl.  Verw.^tung. 
Länge  A.  1S42  767.  1S5I  -i.HtlL  IS61  6644,  1B70  10,24S  1871  1 1,58 l  ireogr.  Meilen. 

1'n75  119..152  Kil.,  Kost  n  *>ä7?!  r.  Mill.  Doli,  bis  1S71,  bis  E.  1*^7:.  4674  Mill.  IX. 
Länge  A.  lSt)2  16S,749  Kil.  Im  J.  ISS'i  kosteten  152  122  Kil.,  für  die  Bericht, 
vorlagen.  25*544  Hill.  Dentsehe  Mark,  Roheinn.  3083,  Keineinn.  1176  M.  Maii 
1sS2,  S.  4101.  Dns  nmorikan.  Eisenb.wcsen  zeigt  potencirt  die  Srhäden  de=i 
1  tri  tischen.  Grosse  Turifmisswirthsch.  n.  Ausbeutung,  die  wieder  Gegenagitationen  im 
Yoilte  herrorroft:  angleiche  Spnmreiten ;  fteilich  aber  kühnes,  ^»ociüatiTes  Vorgdien, 
wie  die  vers(  bii  iloiion  Pacilicbahnen  zeigen. 

Brit.  Ostindien.  Lan!2:e  A.  1B76  10,153  Kil.,  wo?on  fast  Vm  Staatsb. 
Lünjre  E.  1881  15.tt92  Kil.  Die  Bahnen  jetzt  in  erhebt  Maasse  Staats-  «.  Pravtec- 
bahnen.   S.  Arcli.  f.  F.is.  iss;;  .S.  .154. 

Dieser  Uobcrbliek  über  die  Entwicklang  des  Eisenbahnwesens  u.  der  Syst»» 
frage  zeigt,  dass  es  in  «Ier  europ.-amcrk.  Culturwell  zu  einem  völligen  Sieg««  des 
Staats  bahn-  u.  Staatsbe  triebsprincips  svar  auch  jetzt  noch  nicht  gekommen  ift. 
dass  dieses  Prin«  ip  aber  immer  mehr  Boden,  wie  in  der  Theorie,  so  in  der  Praxis 
Kewonnen  hat  und  wie  in  Deutsch land,  so  wohl  in  Oesterr.,  Fraukr.  u.  Italien 
in  nicht  ferner  Z<*it  herrschen  wird. 
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3.  Absehnitt 

Tüsenbahnen. 
2,  Anlage  der  Bisenbahnen, 

Di8  Folfende  war  in  der  Ausführung  neu  in  der  vor.  (2.)  Aufl.  dieses  Bands. 

F.inigo  massß-ftbende  Gesichtspuncte  sind  jedoi  Ii  schon  in  §.  24G  <l.  (i.  A.  Ivau's  von 
mir  gegeben  worden.  Dre  ükononiische  Seite  der  Frage  war  mir  damals  schon  klar, 
abor  weaandich  forderte  mich  aeidem  Iwa.  Weber  Uadditl.  der  teehniachen 
Seite  u.  der  Folgern iic:en  daraus  f.  d.  Ökonomi.s(  h(!  Seite.  S.  o.  S  (in."),  lies.  Webor'a 
Indiridaalia.  d.  Eisenbahnen  ii.  seine  Socundärbabncn.  Die  Gestaltung  des  Staatabalin- 
wesena  miiaa  nach  den  Gesichtspuncfen  des  Texte  erfolgen.  Vgl.  ancli  r.  Kttbeck, 
Selbstkosten  des  Eiseiibahnbaus,  ItcrI.  Viertcljahrschr.  f.  Volkswirthsch.  187G. 

Was  hier  fitr  dif  Eisenbahnen  ppcciell  atisgefuhrt  ist.  gilt  principiell  für  das 
ganze  Gebiet  des  Couimimications-  ii.  Transportwesens.  Vgl.  die  daftu*  leitenden  ähn- 
lichen Gesichtspuncte  von  Schaflle,  ges.  Syst.  2.  A.  S.  isi»  f}..  Koscher  Syst.  III 
§.  70  fr.  Tl.  bes.  Sax's  gen.  Werk,  wo  das  Princip  der  Entwicklung  vom  extensiven 
2um  intensiven  Verkehrswesen  consoqueut  überall  nachgewl^n  wird,  nam.  U  44  ff., 
auch  in  Schiliiberg's  Handb.  I,  869  IT. 

I.  —  §.280.  Die  Individualisir  ung  des  Eisenbahn- 
baties  oder  extensiver  und  intensiver  Eifienbahnbau. 
Uie  Anlage  von  Eisenbahnen  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 
Leistungsfähigkeit  dieses  Communicatiousmittels  erkannt  hatte,  l)ei 
Staats-  und  Privaibahnen  zu  einseitig  nach  rein  technischen 
Rücksichten  erfolgt,  nntcr  Hintansetzung  der  k  o  n  o  m  i  s  c  h en 
Seite,  namentiicb  in  Bezug  auf  den  erforderlichen  Kapital- 
aufwand. 

Unter  den  technischen  Momenten  wurden  wieder  einseitii;  diejenijren.  welche 
die  Schnelligkeit  des  Transports  ermöglichen,  ins  Auge  gefasst.  i3abei  hat  theils 
eine  Ueberschltzong  der  ftkonomiBcheii  fiede«tiiBg  der Schndlf^^  welche 
die  Eisenbabiien  erlaubten,  theils  keine  genugende  ünterscheida  n  iles  Bedürf- 
nisses der  Schnelligkeit,  nach  Kategoheen  von  Tranaportolsyectea  —  Personen  and 
Güter,  dann  Güterarten  —  und  nach  Zeit-  und  OrtoferhiHnhuen  atattgefandeo. 
Es  wurde  übersehen,  dass  vielfach  der  ökonomisch-technis(  he  Hauptnutzen  der  Eisen- 
bahnen nicht  in  erster  Linie  in  der  Schnelligkeit  des  Transports,  sondern  in  der 
Ermöglicbung  eines  Massentr.ansports  mit  einem  relativ  geringen  Kraftaufwand, 
iasofem  mit  geringen  Kosten  liegt.  Ind  es  wurde  ebensowenig  beachtet,  dass 
di«»  Crosse  Schnelligkeit  (die  „normalmässi  ee'\  die  .,ois en  bah  n  in üssjtre") 
im  Allgemeineu  nur  für  den  Personen-,  nicht  fOr  den  Güterverkehr,  Bedurfiaiss 
ist.  femer,  dan  schon  bei  ersterem,  Toilends  bei  dem  zweiten  je  nach  Personen-  und 
GiU'r k T t egoriee n .  nach  Landes-  tind  Z e i t rerhültnissen  sthr  verschiedene 
Sch neliigkeitsgrade  bedurft  werden,  bez.  ausreichen.  Ein  andrer  Vortlieil  der 
Eiaenbahnen,  die  DO«:llehste  Ponctlichkeft  des  Tranaporta,  daher  die  sichere 
Vorausberechenbarkeit  seiner  Zeitdauer.  \  pxlichen  mit  i  feren  Transport- 
arten, besonders  mit  der  SchitfTahrt,  wurde  ebcnfolhi  nicht  immer  in  seiner  grossen 
skonemiaehen  Bedeatung  gewürdigt  oder,  irenn  er  eikannt  wvrde,  zn  Moht  mit 
dem  S  rhn  elligki-itsmomeiit  in  Verbiiidunjr  gebracht.  Er  besteht  aber  unabhängig 
von  letzterem  und  kommt  auch  bei  verhäitnissmassig  sehr  langsamem  Transport 
ganz  ähnlich  als  Glanzs^ite  der  Eisenbahnen  in  Betracht. 

Die  ökonomisch  nachtheilige  Folge  war,  dass  unsere  Kisen- 
bahnen  bis  vor  Kurzem  fast  allentbalben  nach  einer  Scbabione, 

A.  Waicnor,  Fiiwnxwi<H»a9i>lMft.  I.  3,  Aalt.  46 
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mindestens  in  demselben  Lande  fast  ganz  gleichartig  intecli- 
iiiseher  Beziehang,  namentlieb  was  die  Beschaffenheit  des 
Bahnbans  anbetrifft^  angelegt  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  auf  die  ErmOglichnng  schnellsten  Transports,  den 
doch  nicht  einmal  aller  Personenverkehr  benOthigte.  Dieser 
schnellste  Transport  bedingte  dann  aos  SicherheitsrttoksichteD, 
ztunal  bei  dem  bevorzugten  und  früher  meist  ttherwiegend  be- 
aehteten  Personenverkehr,  eine  entsprechende  technische  Be- 
schaffenheit des  Bahnkörpers.  Daraas  ergab  sich  zwar  eine 
technisch  hohe  Vollendung,  aber  folgeweise  notiiwendi^ 
auch  eine  enormeKostspieligkeit  des  gesammten  Eisenbahn- 
Wesens,  hesouders  des  eigentlichen  Bahnbaus. 

]s'cbeii  den  nachtheiligen  Folgen  IHr  die  V'olkswirtbschaii ,  die 
einen  so  unermesslichen  Theil  des  Nationalk apiuils  dem  Eisen- 
bahnbau  zuwenden  und  dadurch  doch  unvermeidlich  aiideieu  I^ro- 
ducti(»ii;szvveckeii  entziehen  musste,  ging  darans  natürlich  auch  eine 
lan a in eie  Entwicklung  des  EiRenbahnnetzes  liervor,  al^  sie 
bei  geringerer  Kostspieligkeit  des  Bahnbaus  möglich  gewesen  wäre. 

Die  jetzt  vorliegende  Aufgabe  ist  daher,  mit  Webers 
Worten,  die  grössere  I  ndi  vidualisimng  des  Kiseniiahnbaus*', 
wovon  die  Entwicklungsfähigkeit  des  Eisenbahnwesens 
nnd  die  Grösse  seines  volkswirtbschaftlichen  Nutzens  wesentlich 
mit  abhängt  Diese  „Individualisirung''  des  Eisenbahnbans  ist 
aber  nichts  Anderes  als  die  Anwendnng  des  von  v.  Thfinen 
gelehrten  Gesetzes  der  Relativität  des  Werths  der 
Ackerbausysteme  oder  des  Gesetzes  der  nothwendigen 
Bedingtheit  des  Ackerbausystems,  der  Extensivität 
nnd  Intensivitftt  der  Landwirthschaft  durch  die  allgemeinen 
yolkswirthsohaftlichen  Verhältnisse  des  Orts  nnd  der 
Zeit,  anf  den  Wegeban,  hier  speciell  auf  den  Eisenbahn- 
ban,  —  wie  denn  jenes  Thttnen'sche  Gesetz  sich  ttberhaapt  xa 
einem  allgemeinen  Gesetze  des  Bodenbans  erweitern  lilsst 
Es  muss  demnach  anch  im  Eisenbahnban  eitensiver  nnd 
intensiver  Ban  nnd  beide  in  verschiedenen  Graden  statt- 
ünden,  im  Interesse  der  ganzen  Volkswürthsohaft,  namentlich  in 
Betreff  der  möglichst  prodnctiven  und  möglichst  st  arsamen  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals ,  wie  im  besonderen  Interesse  des 
Eisenbahnwesens,  seiner  weiteren  Entwicklung  und  »einer 
richtigen  Stellung  und  l  uuctiou  iiu  Couimuuicatioub-  und  Trans- 
portwesen. 
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Die  hohe  yolkswirthBchaftliche  Bedeatnng  einer 
richtigen  Individualisirnng  des  Eisenbahnhaas  tritt  durch 
eine  n&here  Betrachtung  dea  EintoaeB  der  volkewirthschafUiohen 
Entwicklnng  eines  Landes  auf  die  5konomisehen  BedioguDgen 
des  Eisenbahnbans  nnd  der  Rttckwirknng  dea  letzteren  anf  die 
Volkswirihachaft  in  folgender  Weise  hervor. 

Für  (1.  techn.  Momente  s.  bes.  Weber's  Schule  d.  Eisenbaliniresens,  A.  v. 
Scbmitt  und  die  S.  665  gen.  kleinen  Schriften  Weber's.  die  sehr  reich  an  wicht 
nationalökoii.  (Icsichtsprincten  sind.  Jetzt  anch  Snx,  bes.  I,  BS — 61,  II,  26ö— -956, 
ders.  ia  Schöuberg's  Handl).  T,  369  ff.  Abschn.  1. 

Nach  der  volk8^virtlJöcha^Üichen  Entwicklung  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  die  Höhe  der  ZinsfUsse  und  der 
Arbeitslöhne  verschieden,  indem  in  der  höher  ent^vickelten, 
reichen  Volkswirthschatt  der  Zin«jfnss  niedriger,  der  T.olm  höher 
ist  und  umgekehrt.  Zugleich  macht  dort  die  Beschallung  eines 
grossen  Kapitals  weniger  Schwierigkeit.  Dies  äussert  Alles 
seinen  wesentUchen  und  ganz  berechtigten  Einfloss  auf  die  Ver- 
theilung  des  stehenden  nnd  umlaufenden  Kapitals 
bei  einer  Unternehmung  nnd  fällt  vor  Allem  schwer  ins  Gewicht 
bei  stets  so  ausserordentlich  kostspieligen  Anlagen  wie  Eisenbahnen 
(nnd  manchfach  analog  ttberhanpt  bei  Wegebanten  nnd  Verkehrs- 
anstalten). 

Die  möglichst  vollkommene  Herstellung  einer  Bahn,  die  Yermeidangon  starker 
Steigoogen  —  also  mehr  Einschnitte  —  Cunrcn  —  »ko  l&ngeie  Bahnlinie  eder  bei 
kttnerer  Linie  nmflogliehere  Erdarbeiten  oder  Banten  — ,  der  Bau  von  Tatineto,  be- 
sonders aucli,  um  theuren  Grunderwerb,  um  Steigungen  zu  verDH'iJen,  von  eisernen 
oder  massiven  stact  Holzbnicken,  die  üeber-  odfr  Unterführung  der  Bahn  bei  Wege- 
Qbergängen,  statt  der  Passage  im  Bahnniveau,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  fUr  zwei 
nnd  mehr  Geleise,  die  Ausführung  des  Doppelgeleises,  die  Benutzung  schwererer 
Srhion^n  (breitbasiuer  ^itatt  Stnlilsrliieiien)  oder  von  Stahlschi^nen  statt  EisPnschienen, 
von  impräguirteii  statt  nicht  impräguirtcn ,  von  eichenen  statt  bucheneu  und  kiefemen 
Schwellen,  die  Einfahrung  eisernen  OberbaiiB,  die  Legung  reo  aablreichen  Gdeisen 
auf  den  Balinliöfen ,  das  Drehfcli  'i -  statt  des  Weichensystems,  die  Einrichtnng 
grosser  Bahnhöfe  und  grosser,  maä«iv«;r  Gebäude  n.  s.  n.  a.  w.,  —  das  Alles  re- 
prisentirt  einen  relaCir  ^rftteeren  Anfvand  an  stehendem  Kapital  nnd 
erfordert  hher  iih-Thaupt  von  vorni,heretn  die  Ansctzuiitr  »'Ines  grösseren 
Anlagekapitals  verglichen  mit  (;iner  möglichst  einfach  und  billig  gebauten  Bahn. 
Bei  letzterer  wird  dann  ahcr  gcrado  wegen  der  geringeren  teehnisohen  Qualität  der 
Anlasro  dor  r<  jr*  ImässijT'  Aufwand  für  diß  Bahnverwaltung  unter  den 
Betriebskosten  relativ  grosser  sein,  d.  h.  das  umlaufende  Kapital  wird 
verhältnissmässig  stärker  hervortreten.  Soll  dann  bei  einer  solchen  Balm  die 
Sicberkeit  cinigermassen  gewährleistet  sein,  M  beduf  es  —  wenigstens  bei  Yomas- 
Setzung  Sellin  Heu  Fahreni » roUenda  dnoe  umso  gtOasecen Aufaichtapersonals 
(Bahnwärter  u.  s.  wX 

Im  Grossen  nnd  Ganzen  veitritt  das  nordamerikanischc  Bahnsystem  die; 
Kategorie  des  zweiten,  d-'s  „extensiven"  mit  v.rhiilfnissmässig  wenigrr  stehendem 
Kapital,  daa  earopäischo,  besondere  das  englische  die  Kategorie  des  ersten, 
des  iatenaiTen,  mehr  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden  Efsenbahnweseiin,  —  nnr 
dass  das  nordamer.  Eisenbahn^,  seu  wegen  des  hohen  Arbeitslohns  und  geringerer 
BQcksicht  auf  Sicherheit  die  letzt  erwibnte  Fc«derung:  viel  Aufsichbpersonal,  nicht 
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imiiKT  LTL-ntii^riKl  crfülll.  Kini>?e  llanpdiliel  des  nordam-  r.  Bahnwt^sons  «rklürrn  -i^h 
aus  dem  Zusainmcntn'frcii  schlechten  Baus  ^weniji  st«li.  Kap.)  nnd  trui/.d»!in  genngea 
Anf^ielitsperaonals  und  geringer  Sorgfalt  d«r  Unterhaltung  der  Bahn,  also  (rieiehzeitif 
/u  wriiii:  iimlatif.  Knpit;t!.  Aurli  /wisrhcii  Krigland  fin^r-.  dem  Continent  andenT- 
svÄU,  cbcüso  zwiücheu  Westeuropa  und  J  hcileii  von  Ust-  un«!  Nordauropa  ici^t  aich 
ein  wlcber  Unterschied  in  «inigen  wichtigen  Puncten.  Die  Folge  ist  der  gl  ei  eh 
auf  ing-lich  ]ir,hcr<'  Kostensatz  der  .■iiglis(  Ii(>n  verglirhr'n  mit  d. n  ander*-u 
Halmen  und  dor  äussorst  niedrige  der  uordauicrikauisch eo  und  cimjceriiach 
deren  Mnster  gobaatcn  enropSisrhen  Bahnen,  x.  B.  in  Schottland,  Seaadinarien .  8od- 
rossland.  —  Vjrl.  die  vortreÜ'l.  SchiMi  riing  des  Characters  di-r  Eisenbahnen  der  HaS|lt- 
l-ind.-r  vnn  Web.  r.  Schule  d.  Eiscnhahnw.-s.  2.  A..  It.  32  u.  II".,  /..  1?.  Fi.  40.  :{.  .V- 
Kap.  2,  S.  !2  11.  In  England  niedrige  Lage  d.  r  Halin  im  Ti-rrain,  lMur»v'ei  TunneU 
II.  Einsclinitte  als  Bnicken  und  Dämnir.  nnigi  kehrt  in  Deutschland.  In  England  tritt 
i  l)en  in  «1.  an /»'H  Anlage  und  nussen  ri  Er-clicin  der  Bahn  d:is  Von*Ält<  n  d>  s  steh'-n- 
den  Kap.  lier\or.  Wtshcr  hat  Iniher  das  den  »erschicdcucu  Bahnsystemen  zu  (ininde 
liegende  nationalOlt.  Princip  nicht  erkannt,  d.  h.  er  war  noch  xo  s<  hr  Techniker,  nicht 
Nationalökonom.  In  s.  neuen  n  Srlirift<in  trilH  man  >rra<Ie  auoli  die  li  -hti-e  .oll«*- 
wirtbsch.  Autt'aüsuag.  £s  würde  sich  ein  noch  stärkerer  ünturscliicd  kundgeben  und 
Irandgeben  müssen,  wenn  man  anf  dem  Continent.  besondcn  im  Ottt>n  und  anch  in 
Thailen  von  Deutschlaiul.  uui.  r  Missitrlitiin-  dr-  richtigen  volVswirtlis-  'laHü-  !i'»n 

Frincips  die  Bahnen  zu  allgemein  schon  aiilluiglich  mit  stärkerem  AufuraoU  an  stellen- 
dem Kapital  angole^rt  hMte. 

OfVeiil)ar  kann  man  dem  „  oiiirlisrhcn und  dem  .,  amerika- 
nischen" Princip  keinen  u  n  1j  e  d  i  ii  t  e  n  Vorzug  vor  ein- 
ander geben.  Vielmehr  kann  hier  nur  von  einer  KclativirUt 
der  Vorzüge  der  Eisenbahnbausystenie  die  Rede  sein, 
wie  sonst  bei  den  Ackerbausystemen.  Das  amerikanische  System 
stellt  extensiven,  das  englische  in ten s iven  Eisenbahnbau  dar. 
Jedes  ist  fflr  seine  Verhältnisse  berechtigt. 

Bei  hohem  Zinsfusse.  g  riugur  Frequenz,  aiüo  aucli  geringer  Abnutzung  der 
Bahn  durch  den  Betrieb,  bei  geringerer  Bedennm?,'  dt  >  Sr'hnelligkeilsm<>m''nt-5  im 
Transport  empiiehtt  sich  das  exteusivu,  b«;i  niedrigem  Zinsfusse  oud  hoher  l*re<(aeii2. 
also  starker  Abnntznlig,  und  bei  grosser  Weitblegnng  auf  Zeitenpamiab  das  inteasife 
System;  das  ersteir  um  so  irv  hr  'la.  vro  .nicli  .lie  l.rditie  iil'-drisr  sind,  da^  lt  t/:tt  re 
da,  wo  sie  hoch  sind  und  wo  die  Cuustructiou  der  Bahn  lür  groa^sen  Verkehr  and 
rasches  Fahrm  M  wenig  Aufsichtspeisonal  vollends  »olid  sein  moaa.  In  den  weniger 
Verkehrsreichen  Gegenden  Deutschlands  und  /.nmal  d  >>  ii  ro [>  "i i m  L •  n 
Ostens  hätte  mau  also  das  extensive  System,  (auch  trotz  relatiir  höherer  Betaebb- 
kosten für  die  J{ahnrerwaituiig>  von  vorneherein  bevorzugen  nnd  erst  nneh  QBd 
nach  bei  veränderten  Zinsfiissen,  Lohusätzeu,  ;,^rr)sserer  Freiiuenz,  höhcrem  Werth  der 
Zeitorspaniiss,  m,  a.  W.  hfi  t^^rrissi  rer  Volk  > d  i >  It  f  i ^kei  t  und  entwickclt'*re  r 
V  olkswirthse  hal  t  mein  sieh«  inl  Kaj;it;il  in  die  Bahnanlaj?o  verwenden,  d.  lu 
letztere  entsprechend  aus-  und  umbauen  und  intensiv  gestalten  sollen. 

Das  richti-e  Princip  gelaii;;!  !•  tzt  bei  iler  Anlage  sog.  See  und  r''.ihnrM  m 
Geltung.  Aber  man  baut  oU'cnbar  noch  immer  viei  Bahnen  als  Primär-  odi  r  iiaupt- 
babnen  gleich  von  Anfang  an.  Bei  dem  jetzt  auch  bei  uns  erfolgenden  L  ebt^nraait  m 
schwereren  Schienen,  Sfalilsrhidieii .  zu  I'oppilircleisen ,  /.«  oiii/<'lnen  Ver-^ndeniDcen 
der  Bahntrace,  i.  B.  der  Beseitigung  von  Steiguugcii.  Cuneu,  ümwt^gea,  äcbiefea 
Ebenen,  Kopfstationen,  bei  der  Ersetzung  von  Holzoonstraction  durch  Eisen  v.  «Igt  m. 
wird  dasselbe  richtige  Princip  bi-foigf.  Es  ergiebt  »ich  dann  auch  eine  \  enuin- 
denmg  di-r  Bahuverwaltungskosten ,  aber  ein  höheres  ^inserfordersiw  de»  Anl^^kge- 
kapitals.  Audi  mit  dieser  Veränderung  hängt  die  wahnehttbnte  Steigerung  der 
Mei]enko.-.ten  in  Deutschland  wohl  etwas  zusammen,  während  das  relative  GK-ichbleibea 
dieser  Kosten  in  England  sich  wohl  mit  daraus  eiilärt.  dass  die  Bahn<  n  von  vorne- 
herein tlort  sehr  intensiv  gebaut  wurden.   Bei  uns  hat  im  Staats-  wie  —  alleniingn 
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/.um  Thoil  in  Ff>Ig-''  dis  Verlangens  'los  SUab  —  im  Privntbaliiiltau  h'is  vor  itirbt 
langer  Zeit  zu  einseitig  der  tecliaischc  Staudpuiict  bei  U.  Bahnaula|;o  gchernicht.  So 
war  z.  B.  die  Anlage  70n  Doppelgeleisen,  die  in  OonceHBlonBDrininden  mitiiAter  von 
vornherein  vorgcsch rieben o  Anlage  ieH  Bahndamms,  der  Brücken  für  d.  Doppelspiir 
auch  in  Deutscblaud  öfters  ?ertruht.  ein  Verstoss  gingen  obi^e  Hegel.  Nicht  aus 
Uebcrlcgung  und  Ökonom.  Verstän«lniss .  sondern  aus  Untci^chätzuog  der  Verkehrs- 
entwicklung, also  aus  Zu  f  all  i^t  3an  in  Deutschland  n.  a.  L.  wenigstens  tbeilweisc 
i»ei  d.  ersten  .\nlasie  ilt  r  HahnlnilV  richtig  verfahren:  man  hat  anfangs  zu  klein 
:tn^ele<^t  und  baut  bie  jct^t  um,  ^ijaitc  dadurch  frUhei'  an  Ka]>ital  u.  kann  j*-tzt  dem 
Dudurfoiss  geml«  b«t«tn,  —  kein  ökon.  Nadhdieil  in  der  Hegel,  wie  man  wohl  irr- 
thiimiich  mitunter  annahm.  Der  Fehler  war  nur,  daes  matt  die  fiahnhöfu  gleich  zu« 
erst  in  kostspieli«^  baute  (massir). 

Besonders  wichtig  in  dkonomiseher  Hinsieht  ist  der  Zu- 
sammenhang swisehen  der  Höhe  der  Bshnverwaltungs aus- 
gaben,  des  zweiten  Hanpttheils  der  Betriebsausgahen  und  der 
Besehaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage.  Es  kann  ein 
absolnt  höherer  Betrag  an  solchen  Ausgaben  durch  geringere 
Beschaffenheit  der  Bahnanlage  nnd  daher  durch  grossere  Repara- 
tnransgaben  und  Beaufsichtigungskosten  verursacht  werden.  Dies 
ist  indessen  so  lange  ein  Vorthetl,  als  das  Plus  dieser  Ausgaben 
Ober  den  bei  tecbniseh  vollkommenerer,  aber  ökonomisch  noch 
nicht  nOthiger  Anlage  zu  verwendenden  Betrag  kleiner  ist  als 
der  Zins  des  iu  diesem  Falle  erforderlichen  Pins  des  Anlage- 
kapitals. Damit  ist  auch  gleichzeitig  die  weitere  Regel  gegebeu, 
wann  bloss  zum  Behuf e  einer  Kednction  der  Bahn- 
verwaltungskosten  eine  leichtere  i'nliuiuilage  in  eine  voll- 
kommenere verwandelt  werden  mnss:  sobald  die  erwälinte  Ziuü- 
ersparnng  kleiner  wird  als  die  von  der  Bahnbeöchaffenheit  bewirkte 
Steigernni^  Jener  Kosten.  Also  bei  steigendem  Arbeitslohn, 
vollends  wenn  damit  ein  Fallen  des  Zinses  verbunden  ist, 
und  bei  grosserer  FrequeoÄ,  welche  die  Bahnvcrwaltungs- 
kosten  leicht  auf  der  tinvollkommetiercn  Bahn  mehr  sttiizcit  oder 
aus  technischen  und  »Sicberheitsgrüadeu  aaf  ihr  etwa  j^ar  nicht 
möglich  ist. 

Analog  ist  in  vt  rwaudteu  KäÜLU  zu  entscheiden.  Z,  B.  die  Anlage  einer  Bahn 
für  starke  Frei|iunz  koste  p.  Meile  tjOO.OüO  Thlr.,  voraussichtlich  aber  habe  die  Bahn 
solche  FrcqucQ/:  eiät  nach  längen  r  Zeit,  «rühr-ind  einstweilen  eine  leichtere  Anlage 
f.  10U,000  Thlr.  ausreicht,  deren  Ausbau  später  noch  300,000  Thlr.  erfordert:  dann 
ist  dennoch  lüc  spätere  Hahu  fttr  700,000  Thlr.  billig^T,  wenn  bis  zum  Zeitpunote  des 
Bedarfs  die  Ziusen  und  Zias<'s/.inseu  der  anfangs  ersparten  200,000  Tblr.  mehr  ab 
100,000  Thlr.  botragen.  Gewiss  ein  oftmaliger  Fall  bei  hohem  Zinsfbase,  z.  B.  in 
rieten  Östlichen  Xheilen  Eoropaa. 

Neben  dieser  Indivtdnalisirung  der  Eisenbahnen  nach  ganzen 
l>äuderu  und  Provinzen,  nach  Verbältnissen  der  Vttlksdichtigkeit 
und  nach  Stuten  der  vnlkswirtbscbattlichen  Entwicklung  rauss  aber 
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onnmehr  nocb  eine  coDBeqnente  weitere  Individaalisirnog 
der  Baboen  nach  Local-  and  ZeitverbältnisseD  erfolgen. 

II.  —  §.  281.  Die  practische  Dnrcbfttbrang  des  In- 
dividualisiruDgsprincips.  Hier  liegt  nun  die  am  Scbloaee 
des  §.  278  (S.  705)  schon  berührte  wichtige  Aufgabe  des  Staate 
vor,  eine  passende  Combination  der  eigenen  Staats- 
tbfttigkeit  und  der  Tbätigkeit  der  Selbstverwal- 
tiingskdrper  bei  der  Anlage  nnd  demBan  derBabnen  eintreten 
SU  lassen. 

S.  anch  hierfür  bes.  d.  verschied.  Schriften  v.  Webcr's,  der  nur  zu  sehr  von 
seiner  Vorliebe  f.  «1.  r'rivaibalmcn ,  min'b'Stfns  f.  d.  pemisrlitc  System  geleit«*t  wird. 
Aber  seine  tecbu.  G«':»icbtspuuctc  lauätieu  aucli  iUr  dcu  >iaüuualukünoincn  die  kiteudut 
vetdon.  Jetzt  S»x  II.  265  ff.,  bes.  284  £ 

1.  Die  Hauptbabuen  fttr  den  grossen  durebgebenden 
Massenverkebr  der  Personen  und  Qflter  muss  der  Staat 

selbst  Übernehmen  nnd  sie  in  derjenigen  teebniseben  Voll- 
kommenheit, daher  anch  mit  demjenigen  Okonomiscben  Kosten- 
aufwand herstellen  und  ausrtlstcu,  welche  durch  die  ganze  Tolks- 
wirthschaftliche  Eutvvickluugsstufc  des  Landes  bedingt  werden. 

Auch  hier  ist  nach  den  vorentwickelten  Grundsätzen  nicht  von  einer  fleichen 
tcchnischoA  Vollkommenheit  der  Herstellung  und  Ausstattung:  in  all-  u 
1. änd>  rn  flie  Rede,  al<o  z.  B.  nicht  il' r  t<:'chnisch  an  sich  mögliche  hftcliste  (ind 
der  Vollendung  des  Bahiibaui>  m  erstreben ,  wohl  aber  der  icveiUg  nach  den  ob« 
matettdon  YeroiltniaBen  des  Lanclee  pusend  encbeiAeiide  VolUHuniiienlMil^ntf. 

Diese  Babnen  kOnnen  Primärbabnen  genannt  werden.  Bei 
ibnen  ist  gleiebe  Spurweite  im  gansen  Lande,  womiSgUob  aneb 
mit  den  Hauptbabuen  aller  angrenzenden  Länder,  Haupt- 
bedmgnng  aueb  ibres  Okonomiscben  Nutzens,  damit  das  Fabr- 
material  beliebig  verwendbar  sei.  Letsteres  muss  daber  mit 
ROcksicbt  auf  die  Verwendbarkeit,  d.  b.  tbunlicb  gl  siebartig, 
besebaffen  sein. 

Avf  d.  Gontinent  gleiche  Spnnroile,  mit  Ansnnhmo  RnssUnds  o.  2.  Tk.  Sptm<iA». 

Ir  End.tiii  !anj;r  2  Syst-  m.  der  Spurweite  in  Kampf.  Selbst  in  Ji'  -■  m  rniui'  di'- 
Ucsctzgcbujig  sehr  üogütlich  in  Betr.  d.  Vorschrift  zu  nachträglicher  Aendcmn^  4. 
Spanreite.  Cohn  L  209  ft.  Die  ehemals  bmtnre  Spar  d.  bad.  Sfaatshalinea  i« 
umgeändert  worden. 

Die  weitestgehend«;  Gen  eralisii  uug  oder  GIcichmäsäigkeit  aller 
(Jebrauchsjfegenstände  vieler  Linien,  afio  bes.  der  Wagen  (irenifer  der 
Locomotiven)  veiltogt  auch  v,  Weber  neben  intensivster  Individualisirang 
der  B.il\  iianlairfn .  wobei  vielleicht  dem  E»i:lativit"tt«pnndp  aurh  hf'm  Wagenpark 
etwas  Aik^  wenig  Kechnung  getragen  wird.  Individ.  d.  liahnon  S.  43,  32  E  —  Die 
Signalsysteme  sind  ebenfalls  nicht  einsdtig  na<-h  SletieriieitsrücItsifAieD  gMek' 
.  massig  u.  technisch  möeüi  list  vollkommen  vorzuschrcilicn .  «onden»  wegen  «f«^  rro-:«en 
Kostenvcrschiedeuheit  nach  dem  Uharactcr  der  Bahn  u.  ihres  \  erkchrü  m  indmduali- 
siren.  Weber  ob. 

2.  An  die  Primärbabnen  sebliessen  sieh  die  Babnen  swdlien 
Rangs,  die  Secundftrbabnen  („Babnen  untergeordneter  Be* 
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dentung")  an.  Sie  zerfallen  nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr 
wieder  in  manche  verschiedene  „Ran^classen Die  wich- 
tigeren unter  ihnen  hcdeutenderp  Seitcnbalinen ,  V  erbindungs- 
bahnen zwischen  mehreren  Raiinnetzen  u.  dgl.  m.  —  wird  in  der 
Kegel  wieder  der  Staat  am  Besten  selbst  anleiten:  die  Secundär- 
bahnen  erster  Ciasse.  Aber  er  muss  sie  bereits  extensiver 
bauen,  nur  mit  gewisser  Rücksicht  aof  ihre  etwaige  spätere  Um- 
gestaltung zu  Primärbahnen.  Bei  den  weniger  wichtigen  Secandär- 
hahnen  können  sich  die  Selbstverwaltnngskörper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betheiligen,  und  zwar  je  nach  dem 
Grade  der  Bedeutung  der  Linien  fUr  den  Verkehr  die  Provinzen, 
Bezirke  an  den  Secundärbahnen  2.  oder  3.  Classe,  die  Kreise 
nnd  Gemeinden  an  denen  3.,  4.  nnd  weiterer  Classe.  Die  Ex- 
tensivität des  Bahnbaus  kann  im  Allgemeinen,  von  besonderen 
Abweiebnngen,  welche  die  Terrainverh9ItnisBe  ndtbig  maohen, 
abgesehen,  entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  h.  der 
Kapitalaufwand  fttr  die  Bahnanlage  relativ  immer  kleiner 
werden. 

Die  wichtige  Foke  wird  daoo  seia,  da^s  <li<;  Dainj^niakucu  schliesslich  iu 
Pferdebfthiien ,  cTentuetldie  Nonnalspar  in  SchmaNpur  i;bcrg«^ht  and  der  Waf^enpark 
entspri^chcntl  leichter  und  woJilfcilcr  irebaiit  wird.  Indessen  lässt  sich  bis  zu  cin^^r 
gewissen  Grenz»-  auch  b-  i  den  Sccniviruhalm -n  der  niederen  Classe  t-iu  etwas  grösserer 
Kapitalaufwand  für  di«-  Uahnanlage  ivchtf- rtig- a ,  wenn  dadurch  der  leistunj^sfähiger«' 
DaiDpfbetrieb  und  die  Noimalspur  erhalten  und  so  di-r  l'ehiTj^ang  des  Watrenparks 
roii  einer  zur  anderen  Bahn  ermöglicht  «ird.  Der  Dainitrb'  lrifb  au  sie  h  sot/t  nicht 
uüthwendig  immer  eine,  technisch  viel  ioUkoniUionere,  daher  kostspieligere  Ilabnanlago 
vomiM,  sobald  sich  nur  mit  einem  massigen  Mazimalmaass  der  Schnellicckeit 
begnügt  wird,  wa^  volk>wiith5(  liaf(li<."li  oft  ?anz  ausrcidit.  Unter  di<»'ir  Voraus- 
äetzofig  steigert  sich  auch,  der  Kosteuaufwaud  der  Normalspnr  gegen  die  Schmabpur 
nicht  so  eriieblich ,  dan  Dicbt  der  f^rtam  Vorfliell  der  Oleichspnr  eine  Unlftniirlicbe 
ComjW'.nsatiori  dagegen  bildete. 

Vgl.  auch  hie2U  bes.  Weber,  juun.  in  d.  „Secundärbahnen'*  S.  S  11*.  Er  weist 
nacb,  &»  die  Vertbetieriing  der  Bahoen  liaoptafteUich  dtntsli  die  Bedingungen, 
Welche  die  Durchführung-  d-  r  ei8<'nbahiimass.  Schnelligkeit  stellt,  dann 
durch  die  Vorkehrungen,  welche  der  Personf  n  V'-rkehr  au  Construetionon  und 
Sieherheitsmassregeln  erfordert,  bewirkt  wirfl.  R«»i  d.  oft  genilgendcn  gn-ringereu 
Schnelligkeit  itftnnen  die  Bahnaulagen  auch  Ii  ei  Normalspur  vi'-l  wohlfeiler  u. 
doch  «»f'nügend  siche  r  werden.  lUcr  liegt  dann  >An  teclin.  Probh-m  in  d.  T'on- 
struction  r.  I.ocomotiven.  die  auf  sukhen  S<cündärbahnen  ein«-  mässig-c  Maximal- 
Bchnelligkeit  haben,  z.  B.  12  KU.  p.  Stunde.  S.  Web,  r  a.  a.  0.  S.  11  fl.  — 
r:ri ! 'i)g.  f.  rl.  (Jrstalt.  d.  sernnd.  Eisenbahnen"  (v.  d.  tei  Im.  (lommiss.  d.  V  r.  IJ. 
Kiseabahncn),  IbTU.  Wober  verausclüagt,  eb.  Ü.  22,  die  Erspaning  von  iVnlagekosten 
bei  Secnndirbahnen  mit  NonnalspiiT,  aber  langsamer  Gcsdiirindiglceit,  vergliclien  mit 
Haii|itbalini-ii  •^rlim-ll-  i  (Jcschwindigk.-it  auf  25— 30%  im  Flachland,  "0  f^)  im  H  i  j  •!- 
lande,  50 — 60  im  Uebiige.  —  S.  auch  Üeoiartcau,  liudankenlese  tlb.  d.  t  airlicsohe 
T^comotirsystom  n.  Schmalspur.  Schicnetistnissen  in  OesL-Ong.,  Wien  (1^74).  In  den 
l»»tzten  Jahn  a  ist  die  l'i-ag<'  der  Se«  Hndar1faliu. n  narh  allen  in  Betracht  komm«-n- 
d' n  Seiten  auch  literarisch  lebhaft  erönert  worden.  S.  u.  A.  noch  v.  Weber, 
»taatl.  Einfluss  auf  die  Entwickl.  der  Secundärbahnen,  Wien,  1^'$.  Die  prcust, 
Eisenbahnrerstaatlichon^  litt  aneh  hier  forderlich  anf  die  EntwicUnngr  der  Anlage  .o. 
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des  B<>tric)>^  V  So  .tiahncD  j^ewirkt.   Mohrfadi  sind  neaeidiogs  besondre  Millel  1  4. 

Baa  soJr'h'T  F^alin-  n  in  Prcussen  bewilligt  worden. 

3.  Die  Seen n d är bahnen  tieferer  Glasse  k«on  man 
Tertiär-,  Qnartär bahnen  n.  8.  w.  nennen.  Sie  dienen  wesent- 
lieli  rein  loealen  Bedürfnissen  Ton  immer  gerin^r  werdender 
Bedentong.  Deshalb  sind  sie  Tomehmlieh  von  den  Gemeinden 
ftlr  deren  externen  Verkehr  in  der  Naebbarsehaft  nnd  besonders 
fttr  den  internen  Verkehr  sa  banen. 

Iiier  winl  die  Dampf  baliu  uft  duri^b  diu  Plcrdciiahu  zu  crb  .Ucu  a- lu.  Du; 
Nonnalspnr  sollte  iodess<;a  auch  bi«r  nur  bei  vesettdichen  VonheiKn  in  ökonomiscbor 
Hin-^' -lit  /n  'riinst-  it  <]ov  S-'hTn  i!<pi)r  aofpogi-ben  werden.  Die-^e  reinen  LcMlhahD«  » 
wurdea  dann  da^  i  xtcu^iv^ tt<.  üahiibaasystem  darstellen.  Aat'  ihnen  wird  die  Vex- 
wmUnog  roii  der  (lemeiude  zu  fahren  sein,  vährcnd  düe  Secondirbehaen  hiAer» 
Bangs  vornehiDlicb  m  der  Yenraitoog  der  Staatsbabnen  mit  adniniatrirt  waideb. 

Diese  Dnrchftlhrang  des  IndiTidaalisiraDjsä^u'inoips  im  Eisen- 
bahnwesen entspricht  den  heutigen  VerkehrsbedOrfnissen  nnd  der 
richtigen  Ansbildang  des  Systems  Öffentlicher  Unternehmnngea 
anch  in  der  materiell -wirihschaftlichen  Sphäre  statt  der  privai- 

wirthscbaftlichen ,  specnlativen  Unteroebmangen.    So  yorzngeben 

ist  ökoDomiscb-tecbDisch  möglich  und  in  diener  wie  in  social- 

politischer  Hinsicht  wUnschenswerth.  Die  Ucbci\vci>nnc:  der  Trimar- 
babnen  und  der  wichtigcreu  Secuudärbahueu  au  da^  .•speculuiivc 
Actienkapital,  das  meist  allein  ttlr  diese  Bahnen  bereit  steht,  ist 
aus  den  dargelegten  Gründen  zu  vermeiden.  Die  Seciindärbabiien 
niederer  Classe,  die  Tertiärbahnen  u.  s.  w.  durch  Enverbsgeöcil- 
schaiten  oder  Private  herstellen  zu  laasen,  hat  einmal  wegen  der 
oft  geringen  Aussicht  auf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  Itihrt, 
wie  bei  internen  städtischen  Pferdebahnen,  vollends  zu  einem  fac- 
tischen  Monopol  and  entzieht  in  principiell  uacbtheiliger  Weise 
der  loealen  Selbstverwaltang  einen  tlUr  diese  besonders  passenden 
Wirkungskreis. 

Weber  ist  hier  der  Privatthäfijrkcit  /u  >'in'''itig  guostig.  St-  in  im  Hanl^. 
d.  Verwaltungälehre  vertritt  in  diesen  Puncteii  einen  unhaltbaren  Standpunct  Anch 
in  EngUttd  adiOD  Stinmeii  für  die  Uebemahme  der  Traiavays  Seitens  der  CotaBineft. 
Cohn  II,  621. 

III.  —  §.  282.  Der  Eisenbahnban  selbst.  Mit  der 
Dnrchffejhrnng  eines  richtigen  Eisenbahnsystems  der  geschilderten 

Art  ist  in  folgender  Weise  vorzugehen. 

1.  Es  mmn  zunächst  ein  allgemeiner  Kiseubahuhan- 
plan  („geogi  aphibchcr"  oder  Linien  plan")  für  da?* 
ganze  Staatsgebiet  entworfen  werden,  unter  steter  Berück- 
sichtigung der  Anschlüsse  an  den  Staatsgrenzen.   Ist  dies,  wie 
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vielfach,  liliUcr  versäumt  worden  und  denigcruass  Hchon  ein 
grösseres  Eisenbahnuet/  vorhandeu,  so  musa  der  Plan  („ Er- 
gänz an  gs  plan")  deiiiiucb  nachträglich  cntworfeu  werden, 
nach  dem  leitenden  GcsichtÄpuucte,  die  liUckcn  in  dem  muthniaHH- 
licb  dnnn  noch  wenig  einboitlieben  iMscnbahnwescn  des  Landes 
pasHcnd  ans/uüilicn.  Ahändcrnngen  der  Pläne  sind  oatUrlicb  iür 
die  Zukunft  nicht  ansgescblusscn. 

Ein  Haaptmaiigcl  im  deutschen,  engl.  Kiseiibabn«rcs>cn.  —  Vorschlair  eines 
solchoit  Eisenbabnplans  Seitens  d.  prcass.  Eisenbahn -Untersachungsconiin.  S.  157. 
Entwurf  u.  Bekauntm.  eine»  Bahnnotzplaus  in  Oesterreich  1S54«  Czörnig,  Neu* 

gwtelt  S.  'S70.    Sclnvalf.  Elitwurf  -'in.--«  Ki>'-'ii»;i!iiiiil:uis  fiir  Pivus-^CM,    Berl.  1*^"''. 

2.  Ein  solcher  erster  oder  Ergänzungsbauplan  ist  bei  jedem 
Kiseahahnsystem ,  auch  bei  dem  reinen  Privatbahn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  nothwendig,  ohne  dass  deswegen  von 
vorneherein  genau  flir  jede  Linie  bestimoit  wird,  ob  sie  der  Staat 
oder  eine  Gesellschaft  bauen  soll.  Bei  dem  aasschlicsslicb  „ ö  f  f e n  t- 
liehen**  oder  Staatsbahnsystem  werden  die  HauptHnien 
dem  Staate  ronnbehalten  sein,  andere  können  c^eieh  den 
SelbstyerwaltangskOrpern  Qberwiesen  werden,  entweder 
definitiv  oder  so,  dass  der  Staat  es  diesen  Körpern  ttberlftsst,  eine 
Linie  etwa  frttber  zn  banen,  als  er  dazn  kommen  würde,  wobei 
dann  Staatsnnterstfltsnngen  besonders  sulässig;  sind,  der  Staat 
sich  aber  die  spätere  Uebemahme  der  Linie  voraabebalten  hat. 

3.  Der  Linienplan  ist  nach  dem  dargelegten  Princip  der 
Individnalisirnng  der  Bahnen  aofznstellen  und  demgemäss 
aoeh  die  Betheiligung  des  Staats  nnd  der  .Selbstrerwaltungskörper 
nach  diesen  „technischen  Rangclassen'^  der  Bahnen  einznriohten. 

4.  Im  Staatsbahnsystem  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass 
die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Eisenbahnbau  in  der  mehrfach 
erwähnten  Weise  t h u n Ii c h s t  g  1  e i c h m ä s s i g  erlolgt ;  ui.  a.  W. 
neben  dem  geographischen  oder  [minien  plan  ist  ein  Zeit- 
plan fUr  den  Ausbau  der  Linien  aufzuäteileu  und  möglichst  innc 
zu  halten. 

Dies  ist  gerade  bei  dem  S  t a a t s bahnbau  auatulirbar  und,  wie  gezeig^t,  von  äogens- 
reichen  Folgen  für  die  Volksvirthscliaft  als  Organismus,  bisher  aber 
auch  in  tlcr  Pni\i>  ih-s  Staatsltalmsystems  selten  gehörig  zur  üeltung  g.  liomnifMi .  in 
Uebcrcinätimmang  mit  der  allgemeinen  „riaDlosigkeit",  welche  au t  diesem  (iebietu 
za  bekbi^n  war  (Preossenl).  Aach  in  finanzieller  IkiZiehanir  ist  eine  CJeber- 
sturzung  (Ks  Staatsbahnbau»  in  kiir/er  Zeit  zu  vei iiiLiilL-n.    Ti  rlc  Balm  i>flijft  eine 

gewisse  Zeit  zur  Eatirickliing  ihres  Verkebrsi  mithin  ihrer  iientabilit&t  zu  brauchen, 
aa  finanzielle  Bisico'  vermindert  sich  alsA  bd  einem  besonnenen  Yori^hen  im  Eisen- 
bahnbau. In  Ungarn  zeigen  sieh  jetzt  die  Folgen  dieser  Nichtberücksichtigung  der 
Hilfsmittel  des  Landes.  —  In  Preussen  hatte  sich  bis  ror  Kurzem  die  so  einfnchc 
Erkenntniss  der  Abhängigkeit  des  Gans^  eines  grossen  Theils  de^  Enrerbslebens  vuui 
Eisenbahnhao  auch  noch  zv  wenig  (kmg  renchafH.  . 
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5.  Die  Geldmittel  zum  Eiseiibaliubau  haben  Staat  und 
Sclbstverwaltnngskörper,  der  Praxis  gemilss,  in  der  Regel  dnrrb 
Benutzung  ihres  Credits,  durch  Aufnahme  vou  Anleihen 
zu  beschaffen. 

f)if>  s:(^1»^l;<  liili' Ii  vorgcsrlilnp-iMie  sogar  nii-lir  0'l'*r  wi  iü^ier  atis^'  h I  i  o  - ^lic lio 
Vemeudaug  onicntiiclicr  EioDahmoD  (btcuern)  zum  Eiseubahnbaa  selbst  ist  jcdoft* 
fiills  nur  ansnahmsweUe  pueend.  Di«  gnssen  Smnnien.  um  velche  es  ticli  hier 
sfots  han  l  It  -^in  l  in  der  immer  unvermcialicU  «'fwab  «IrnoL  n.l n  Form  v'mh  **^t?juoni 
schwerer  riclitig  autzubnugeu,  als  darcli  Anleihen.  Uod  w&hread  solche  Stcaem  eiaea 
iingleioheii  Drock  auAlien ,  rerthefleB  sicli  die  Vortheile  dos  Eisen bahnvesena  eben- 
falls iiiigleii  h .  iiarh  üe|urendcn  und  Vülksclassen .  ohne  das«  dies«  beiden  l'nsleich- 
)ieiten  sich  comp  -iisiren.  Einen  bezUicl.  Vorschlag'  machte  Peirot,  der  hier  wie  in 
aaderen  Eisenbahn tmgen  sehr  zu  einseitiger  Auffass.  neigt. 

Um  in  Zukunft  hinsichtlich  des  leitenden  Finanzprineips  hei 
derBewirtUhcbuftuag  der»Staatsbahnen  freie  Wahl  zu  erlangen,  ist  im 
Princip  aber  eine  rei^elmitssige  Tilgung  der  Eisenbahn- 
schulden nach  bestimmtem  Plan  zu  IjClurworten,  —  abweichend 
von  dem  Grundsatze,  der  für  die  sonstige  allgenieine  Staatsschuld 
aufzustellen  ist,  deren  regelmässige  Tilgung  nach  geseUüeh 
fes^estelltem  Modos  nicht  principieli  geboten  erscheint. 

Wii^  diiisc  Tilg-QHL'  \  .r7unehinim  tind  in  welcher  Form  die  betrf.ncii'lcii  Ei*cn- 
bahuauldiien  aut/unehmeü  bind,  das  ist  erst  ia  der  späteren  Lehiu  von  den  äuafe- 
schulden  (Band  8  d.  FIn.vifls.)  za  behandeln.  Yorliafig  genügt  die  Bemetkanar,  da» 
ilir  Tilgung  der  Eisenbahnschaldca  dir  Aornahmc  dtr  letzter  ri  in  d  r  Vuviu  s^^g.n. 
K<;ntuaschaldea  nicht  nothwendig  ausschliebüt.  Ich  vcrweiüc  cinstvcUcii  aul  luciaea 
Art.  Staatechalden  in  BlnnlschU  s  StaabirOrterb.  X,  21  IT.  fhr  diete  Ponnthigett.  auch 
S.  11)  für  die  Tilgtiogsfrage.  Atich  meine  Abh.  in  Schönberg's  Handb.  aber  filfentl. 
Credit.  II.  i'.i'^  1!.,  b<ä.  §.  20.  Ueber  die  Einrichtung  der  Tilgung  der  Eiseob^oM 
in  Preuasen  nach  Gcö.  v.  27.  März  1SS2  s.  o  S.  710. 

Eio/clnc  Weitere  Punctc.  welche  Anlage  und  Bau  <lcr  Bahnen  beUelTen,  wcHw 
des  Zusanunenhangs  halber  im  fdgendcu  Abschnitte  mit  boruhrt. 

4.  Abschnitt 

Eiseil  babiieu. 

3.   Die  Verwaltung  der  Staatsbahnen. 

Ihireh  die  groa^n  Verstaatlichungen  der  Bahnen  in  Prcussen.  dunn  auch  in 
Oestcrreieh,  Italien,  Frankreich  i^t  die  \"erwaltung5>iratfe  in  ein  neues  Stadium  genickt. 
Bei  der  mit  Kecht  meist  gewählten  Scl>»str<  rwalMini;  der  Sta  itsbahnen  ist  für  ein  grosses 
Landesbahnnetr.  die  Schwierigkeit  «ichi  /.u  vcrkcuiau,  ubcrmäasi^^c  Centnilisation  der 
Verwaltung  ^^u  vi  riii<  iden.  Hier  durfte  die  neue  preuss.  Einrichtung  wohl  im  Uaueii 
das  allsümeiji  für  ein  grosses  Land  u.  das  spcciell  für  d  »h  lang  gestr«  f kte  pr  uss. 
Sta.atsl)ahDnet2  Kicbtigo  getrofl'eu  haben.  Auch  auf  Verpachtungen  ron  Bahnen 
oder  „BetriebsUberlaasnngsverträge"  zwischen  dem  Staat  tüs  EigeiiftflBer  n. 
Be(ric'H!?'>sell^T!'aft.  !i  ist  dnri  Ii  die  Vorgänge  in  Italien  (o,  S.  71'.li  manches  ii- uo 
Licht  geworlen.  Endlich  hat  sich  gerade  buim  Staatsbahnsystem  die  Vertretung  der 
Intornssen  des  Pnblfcnms  erwonschC.  aber  aneb  am  ehesten  mOgU<^  g^'^^ift. 
indem  „Eisen bahnräthr"  /n  A*ertrctuugskv»rperii  c  VuIdet  wurden,  die  zur  Verwaltung 
in  gewisäo  Beziehung  gesetzt  werden.  Dies  alles  kann  hier  an  diesem  Orte,  dem  ZverU 
dieses  Werl»  gcmikss,  nur  kurz  burahrt  werden.  £ine  spcdollere  Ansfülirnng  darüber 
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gehört  auch  nicht  einmal  in  die  „EisenbaiinpoUtik  -  als  Thdl  der  VolkswirUiBcliatlbi- 
Politik,  sondern  in  die  technisch- administrative  Eisenbahnlehre. 

Das  verw  iltiuiK's rechtliche  Material  (Gesetze,  Verordnung«'n  n. s.  w.)  über 
fiWo  Staaten  im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen.  Für  Prenssen  s.  Kosnb.  Organisation 
d.  Suatseisenb.verralt. ,  Dcrl.  1S81;  ders..  Vorwalt.  d.  pr^uss.  Stxiüäbahncn,  Berlin 
1881.  Reiches  Material  mit  kritischen  En'irteranjfen  bietet  die  Italien.  EiMnbftbn* 
enqoAte.  S.  darüber  den  Anfs.  v.  Pieck  im  Archiv  lbS2.  wo  diese  VerualtutiErsfrnjren 
b^  eingehend  bcliandelt  sind  (S.  1Ü3  ii))er  Verpachtnngsformen).  —  Im  AUgtmcjnen 
B.  lonst  Sax  n,  109  II.,  355  C,  35'  ff.  paasim.  Für  Vergloichspiincte  mit  dem 
Priratb  ihii^ystem  ansBer  Sftz  «ich  Colm's  geD.  Hraptverfc  n.  desMo  oenete  Ftorts. 
im  Eisenb.-Arch. 

L  ~  §.  283.  Die  VerwaltiiDgflsysteme.  Die  Kegel  ist 
bisher  bei  den  Staatsbahnen : 

1.  Die  eigene  Administration  dureh  Behörden  des 
Staats  selbst  Nnr  diese  Verwaltangsform  ermöglicht  es  voll- 
ständig, die  allgemeinen  Vortfaeile,  welehe  das  Staatsbahnsystem 
haben  kann  «ad  derentwegen  es  gewfthlt  werden  soll,  zur  Geltang 
zn  bringen.  Nnr  bei  ihr  kann  jederzeit  dii9enige  Modifieation  des 
Bewirthsehaftangsprincips  erfolgen,  welehe  im  volkswirthsehaA* 
liehen  gegenttber  dem  finanziellen  Interesse  etwa  geböten  ist.  Die 
eigene  Verwaltang  des  Staats  iSsst  sich  auch  technisch  nnd  Oko* 
nomisch  mindestens  ebensognt  einriehten  als  diejenige  ^er  6e- 
sellsehaft  In  der  Hauptsache  mnss  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nach  gewissen  gleichai*tigen  allgemeinen  Grundsätzen  besorgt 
werden,  wer  immer  ihn  fllhre,  Anch  erfahrungsniässig  steht  die 
Staatsverwaltnug  des  Betriebs  Liuter  der  GesellschaitöverwaltaDg, 
wenigstens  bei  uns,  darchaus  nicht  zurück.  8o  darf  die  eigene 
Administration  des  »Staat»  als  die  grundsätzlich  richtige  be- 
zeichnet werden. 

Hieran  ändert  das  Ergebaiss,  zu  dorn  die  Eiacubahnuutersuchuugs  -  Coinmiwio« 
in  Italien  gekiMiuiien  ist,  m.  E.  nichts.  Ihr  EndbescUuss ,  ,.es  sei  Torzaziehen,  des 
Betri'  Ii  «Jar  italien.  Eisenbahnen  der  Privatindustrie  anzuvertrauen".  Ist  nicht 
einmal  für  Italien  uberzeujrend  b^  jrruudet  Die  ganze  Beweisfuhniriir  bewejft  sich 
immer  noch  in  dem  alten  üeleise  di;r  brit.  ökonomischen  Doctrin  („in  der  bureerl. 
(ieseilseh.  hat  jede  Institution  ihre  eigene  Aufgab*'  zu  <  rfulh  M;  dem  Staate  Iii '^t  es 
ob,  zu  regieren,  den  Privaten  die  G«  w.  ibo  /u  bt^treiben.  Deshalb  w«Tdc  auch  das 
Eisenbahn, gewerbü*  (sicl)  den  Privaten  anvertraut").  S.  Pieck  im  Archiv  18*52 
s.  117.  Vf^l.  Meli  d.  kane  BeapNoh.  d.  itaL  Enquete  in  Conrads  Jahrb.  1882,  N.  F. 
B.  V,  «2  l\\ 

2,  Für  die  zweite  Hauptform  der  Staatsbahn- Verwaltung, 
die  Verpachtung  oder  Betriebsttberlassnng  an  Dritte, 
regelmässig  an  nachbarliche  PriTatbafangesellsohailen  oder  an 
eigens  ftlr  den  Betrieb  gebildete  Betriebs  - Aottengesellschaften*' 
sind  wohl  folgende  drei  Fälle  zu  unterscheiden,  von  denen  nur  der 
dritte  hier  Bedeutung  hat,  weil  es  sich  bei  ihm  absichtlich  um  ein 
der EigenTerwaltong  entgegcDgcsetztes  Verwaltangssystem  handelt: 
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n)  Veri)aclituii^^en  von  grossen  Strecken  Staat >l);ilincn  sind 
nichriach  alvS  V  i  n  a n  z  o  p  e  r a  t  i  o n  e n  einer  iu  bedrängter  FinaoK- 
lagc  betindlichen  Kegieruug  vorgekommen. 

f  <  l>or  iIl'ii  Inhalt  der  Verträge  entschcidca  iu  solcbem  l'alJ.  uii  hi  m  Llich»* 
Krwäguogeu  liii):>ichüich  Uor  im  voUiswirtbsübaDlicbcu  ktorestic  Uec  (jcsaiomtheit  uud 
im  finanaelien  dos  Staats  liegenden  Pnocte.  soodeni  eilen  die  coociete  Kiaandafe. 
die  Nothwendigkcit,  untnittcll»ar  inüglicbbt  grosse  t.a.irr  (irMMiniiut  ii  /u  L-rliHittn  u.  ^  . 
Mei8t4;iis  wird  liier  der  Pacbtscliilliog  aul'  cioiual  oder  iu  wcaigcu  groü&ua  Hateu  iiu 
Voraus  entriclitot,  also  kapifallslrt,  ond  mir  e(«t  für  spitera  Zdten  den  Skaali»  noch 
oin  Aiitheil  au  dcujcDigcu  Heiiiertraf,  vdcbcr  eine  gewisse  Hftbe  abenchfeitet«  rer- 
behalten.   (( »«rstcrrcich  s».  o.  S.  714.» 

b)  Für  den  Inhalt  der  Verträge  bei  der  Verpachtung 
kleiner  Neben-  und  namentlich  Grenz  strecken  zur  Verbindung 
mit  anderen  Bahnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  auch  oft  nicht 
rein  ökonomische  Erwägungen  maSBgebend,  sondern  der  Wonach 
des  Staats,  dureh  gtlnstige  Bedingungen  den  Anscbluss  za  ermOg- 
liehen,  oder  selbst  Verpfliobtongen,  welche  er  in  dieser  Hinsicht 
eingeben  muss  n.  dgl.  m. 

Beispiele  von  Pachtverhältnissen  bei  d.  Bahnen  in  §.  27!'  S.  712,  z.  B.  l><-i  der 
Baier.,  Uldcnh.  Bahn.  UdK-r  6h:  Pi.  liH.rh.  Iiei  d.  haier.  B.  a.  D.  Eisen habu!>tat. 
1865  S.  135,  IS66  S.  1311.  Eiun.  lür  die  verpachU  Strecken  1SÜ9  349,«sti  A.  f.  1%71 
mjm  II..  Auf.  nir  d.  iroparht.  Strerkon  1969  1,087.767  fl..  A.  1811  1.097,640  S. 

rkerisw*  rtli  iht  die  ^'-  i|ia"  htunj;  der  d*  i  Oborbchlc-s.  B.  gubön.'udeu  Bergw»irks- 
babu  au  PfivatQuteruubmer  auf  kurze  Teriuine,  li>71  wieder  auf  12  J.  au^i*s«  iirieben. 
Ein  Delleros  Beispiel  der  fiahnpacht  bietet  d.  Vertrag  des  D.  Keiefas  mit  der  WUb.- 
Lnxeniburghabn,  s.S.  716.  —  üeftcrc  Bahnpaohten  iu  Belgien,  mit  mancherlei  t fr- 
hieiliMiL'u  Stipulationen.  z.B.  eituin  ^owisätn  Proccnt  der  Bniitoeiniu  als  Pachtziiia 
oder  einer  festen  ßahnmictlic  p.  Kilometer. 

c)  8oll  eine  allgemeine  Verpaclitung  aller  oder 
grosser  flauptlinien  von  Staats  ha  hiien,  d.h.  ai^•'  »lie 
lleborlassmig  dcb  Betriebs  der  Bahn  an  einen  Dritten,  daher  wohl 
meibteuij  wieder  au  eine  Erwerbs-,  speciell  .Actieiigesellsehalt, 
keiüc  wcsentlicbon  volksw^irtlischaftlichen  und  finanziellen  Inter- 
essen des  Staats  beeinträchtigen,  so  müssen  wohl  tol^^ende  sehr 
schwer  zu  erlüllcnde  Bedingungen  gestellt  werden,  weswegen 
wiederum  die  Selbstverwaitong  vor  der  Verpaebtang  den  Vorzug 
verdient: 

a)  Verbleiben  einer  eingelfenden  Controle  Uber  den  Be- 
trieb, und  eines  Genebmigungsrecbts  des  Staats,  namentlich 
lUr  das  Tarifwesen  (mit  Feststellung  von  Maximaltarifen  im 
Vertrage)  und  fttr  die  Transporte! nrichtong. 

fi)  Gute  Instandhaltung  des  Babnbaus  und  der  Ge- 
bs nde  u.  8.  w.  dureh  den  Pachter;  l^ebemabme  von  NeabanteB 
(Gebttnde)  eventneU  durcb  ihn  gegen  Entschädigung  bei  Ablauf 
der  Pacbtzeit.   Stellung  des  Fabrmaterials  oder  mindestens  des 
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wübrend  der  Facbtzeit  neu  erforderlichen  womöglich  durch  den 
Pachter  und  ebenfallB  UeherlasBung  deaselhen  an  den  Staat  gegen 
£Dt8chXd]gang  nach  Ablauf  der  Pachtseit. 

y)  Nicht  ztt  lange  Pachttermine  und  MOglichbeit  für 
den  Staat,  unter  im  Voraus  grundsätsHch  festgestellten 
Bedingungen  den  Contraet  vor  Ablauf  des  Termins 
zu  lösen,  ein  Punct,  an  welchem  freilich  der  Abschluss  von 
Betriebsttberlassungsvertrügen  mit  Gesellscbafken  leicht  scheitern 
kann,  In  welchem  nachzugeben  aber  leicht  auf  eine  ebensolche 
Preisgebung  der  Verkebrsinteressen,  wie  beim  vollen  Privatbahn- 
system, hinauslänft. 

cf)  BestiniHiuiig  des  rachtgeldcs  theils  in  eiueiii  gewissen  Geld- 
betrag (etwa  einer  Qmie  des  Bruttoertrags)  als  Minimum,  theils 
in  einem  Aiiilieil  des  Staats  an  dem  Reingewinn,  welchen  der 
Pachter  tlber  einen  Miuimalprocentsatz  hinaus  (z.  B.  4—5—6  ®/J 
erzielt. 

Das  wiciitiipitc  Beispiel  der  Piaxi^  ist  bisher  die  allgoui.  Y*-rpacIitUQg  der 
ni«!  der  Und.  StaatsbaliiK^n  an  ein«  .,<iosoll8cli.  f.  d.  Betriol»  der  nieder!.  StMtsb.'* 
auf  50  Jaliiv.  s.  D.  Eiseiibnlmsiaf.  )^Ü7,  S.  204,  Jalirg.  iWJ,  S.  260.  Jalii-.  1^T!{, 
S.  2S0.  Pieck  im  £i8.b.-Aivh.  16^2  S.  IUI.  (ics.  v.  B.  Jali  1803  bcstiiomte  die 
Bedingungen,  unter  denen  der  Botriol)  der  Htaatsbahnwn  einem  Dritten  überlassen 
w<  rd- n  kijiiii  -:  alle  Tarife  mul  Kaliipläiie  sirul  /uvui  <l  iii  Minist,  d.  inneru  z.  Gcnebnt. 
vorzulegen  v.  allen  £inualiuion  ist  der  Ke;^icrui)g  Kcchuiuig  £U  legen  (s.  £ii.  r.  ö.  Mai 
186.'));  keine  Bc8cfiln«so  sind  einseitig  za  fassen  nber  Vcrbältnian  der  Betriebs- 
•.'innahmcn;  die  (ies.  bat  alle  crford.  lictrlübsuiittel ,  Telegr.,  Werkzeuge  zu  liefern; 
ilie  (Jes.  bezieht  ein'  n  Thci!  der  Bnittoeiun.  als  Hetrii  liskost'  ii  Jia '  h  einer  Scila.  die 
im  V<'rh.  z.  Einn.  p.  Meile  üti  ht.  ferner  von  der  verbleib.  NeuoLiJia.  V^,  der  Staat. 
ConeesflioDSnrk.  r.  3.  Juli,  Stat.  v.  7.  Sept.  lsr»3.  Neue  Vertr.  v.  1S75  u,  70.'  „Die 
Paehtuni;  urnfii^^it  <1ir  Tr.ii  ti.  n  (Befi«rder.  d.  Heis'  inl'  n  ii.  Unter)  u.  <].  ordi-ntl.  Unter- 
halt, der  Iklbuslr<u>^e  u.  diaer."  Pi<-ck  S.  104.)  IhUiuut-  eine.s  £rueucrun<:>ifonds  f. 
Geleise,  roll.  Material  u.  zugleich  t.  .crowissf  ^eliAden.  Itolb  ndes  Material  ii.  AusrOst. 
d.  Stationi  ii  trägt  d.  ü<  selUeIi..  Verb»  r.  u.  Erweiter,  d.  Bahnstr.  u.  Gebäude  u. 
aussurord.  Unterhaltuugskoätuu  der  Staat.  Die  der  GeselLch.  zufalleudun  SO**/,,  v. 
Brottoertrage  (uacb  Abzug  der  llotatlou  d.  liescrvefouds)  mUsscn  der  des.  mindest«» 
(inel.  der  Beiträge  z.  IJes.fonds!  4H00  fl.  p.  Kil.  i.  Jahr  nbrig  lassen,  buiist  M^^^d  der 
Staatsaothuil  eotspreclieud  gekurvt.    Bei  Uvs.div.  über  4Vs%  uäch&tc  iialbu 

Plocent  zw.  Staat  n.  Ges.  znr  HillIce  getheilt.  von  dum  Pins  nbcr  .3 "  „  G<'«.dlTid.  Ixaidit 
der  Staat  Vs»  ^-  '  Pachidaiioi  "in  Jahn-,  vorbehaUli*  h  d  Staad.  Kilndiirungs- 
rechts  nach  2(>  J.  Vni  r  fast  a-lcieli-  ii  Hedini:.  iibcrii;i!iiii  di'-s.  (ies.  liie  Linie  Almelo- 
Sakbeigcii  V.  ciiicr  and.  Güs.  Die  (iiiaii/,  Ert;vi.uis>)r  uiiijiai.>ü^.  Uer  Staat  erhielt  im 
iMuchacbo.  nicht  1%  Zins  f.  s.  Kapital,  die  Guiellsih.  konnte  1.  d.  ihre  seit  1S7() 
iinm.  r  Uber  ' "  „  v<  rflieil.  ii.  Anthcil  d-  >  Staufs  im  Et.  f.  1SS2  2*12  M.  M. 
Mit  der  ganzi  a  Einri<:htung  ist  uian  aber  unzufncileu  u.  v^icbt  ticui  reinen  Staats- 
oder reinen  Privat liabusyttem  den  Vorzog,  wie  dioe  eine  frauzOs.  offic.  UDteräocbuog 
des  niederlaiid.  Sy-frnis  constatirle.  —  Mehr  aus  politischen  ti  doctrinareu  Gninden 
der  älteren  W irthscliaftspul.  beabsichtigt  Italien  seine  neu  orworbcueu  grossen  Bahn- 
«f redten  n  verpachten.  S.  o.  S.  71t).  Pormul.  Vorschläge  der  ital.  Eisonb.* 
Commission  f.  r>  tricbsubcjlass.verträge  s.  Pieek,  Arch..  S.  12^.  l>ic  soll  danach 
£igenthaiacriu  des  gesammten  bew.eglicheu  Materials  u.  luvcutars  nach  Taxe 
venlen  n.  daesclbe  in  gitem  Beataiui  eriiidten.  Sie  bat  alle  Betriebskosten  (incL  Bahn- 
Unterhaltung  U.S.  w.i  zu  tngcn.  1!$  werden  durch  Kucklatrcn  aus  den  Einnahoien 
{•'onds  dotirt:  ftur  Vermehrung  des  beweglichen  Materials,  für  Erneuerung  des  Oberbatis. 
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fUr  üutiiiachunijr  ?on  Schädou  durch  hohurc  Gewalt,  für  Dt  ckrinir  von  Retri.  bsd.  ficitMi 
unaer  lialiiitu:  lauter  vertra^mässix  aasnehniend  schwierig  /.u  regebxle  Puncte.  Bei 
der  Yertheüang  der  Eifmabmcn  an  Ges.  u.  Suat  ist  eisterer  die  Yemnsaof  a.  Anoitli. 
ihres  Kapitals,  letzterem  , .soweit  als  möglich''  diejenige  seines  Bau-  o.  Kauflapitals  ?u 
gewähren.  Zu  diesem  Zwecke  Yoräclilag  der  Theiiang  der  BniUoeimiahme  (luck 
Dotation  jener  Fonds),  woiwi  ntier  der  Stut  ein  Minünnm  beetfmmt  zu  eriitlten  hnl; 
äodanu  l>oi  Ueherschreihang  einer  gewissen  Actiendiridonde  auch  Antli<  U  des  Staats 
am  Ncttoertingo,  also  ähnlich  wie  in  Holland.  Dauer  dee  Yertnws  60  ^!)  Jahre.  Ab- 
gesehen ron  der  steileren  Anssiclit  tvf  zaUrticbe  Reibereien  a.  DilTerenKen  zwischen 
d.  Ges.  u.  dem  Staate  tlber  diu  Betri'ibsergehnissc,  Fondsdotiraogen  u.  s.  w.  laufen  eben 
<)nrh  soll  h.  Verträge  darauf  hinaus,  d<  n  Staat  das  Haaptrisico  tragen  Sil  lassen,  ohne 
ihn  au  den  üiuiuz.  Vorth«'ilen  passeinl  zu  lietheili^'  ii. 

II.  —  §.  Die  eigene  A^ministratiou  der  Staats- 
babnen. 

VgL  darüber  auch  Wober  a.  a.  U.,  Schule  d.  Eiscnbahnwes.,  2.  A.,  196 
{9.  A.  K.  12),  daiia<A  cTh.  Perrot,  D.  Ebenb.  iL  ütsoibabnnf.  —  Im  Texte  ist 

die  Darstellung  von  Weber  neben  d.  nmtl.  Quellen  (Staatshandbtichem),  Rech- n><  liuft;- 
berichten,  d.  deutschen  a.  preoss.  Eisen bahnätatistik  benutzt  worden;  for  Preu^sen 
aneb  d.Staafsbndget  SaxII,  194  ff.  9fi7  ff.  („Ausgangs-  n.  Zielpnnets  d.  BetriebaMwimiiie**). 

Für  Prcussen  s.  I)es.  d.  K.  Ynordu.  v.  24.  Nov.  Ix  tr.  d.  Organisation  der 

Staatseiscnbahnverwaltung  (u.  der  r.  Staate  verwalteten  Friv.bahncn),  Kos  üb  a.  a.  0. 
7  ff.  Für  West-Oesterr.  s.  ..Orondzü're  f.  d.  Organisation  d.  Staatsbetriebs**  u,  s.  w. 
V.  24.  Febr.  18H2  (Arch.  f.  Eis.b.woi.  1^82,  S.  218  ff.).  Für  Frankr.  Organis  d. 
StaritsVi.vcrwalt.  in  1S7S  s.  Block,  Dictionn.  de  l'admin.,  Snppl.  I,  187S,  S.  30,  Fleck, 
int  i:is.b.arch.  1S82,  S.  107. 

Die  Eigcnverwaltung  der  Staatsbabnen  stimmt  in  vielen  Punoten  mit  dcrjenlfren. 
der  Privatbahnen  übercin,  in  anderen  weicht  si.-  davon  ah  und  i^t  aurh  h,  i  den  rer- 
schiedeneu  Staat«bahnen  nicht  ganz  gleichartig  eingericiiiet  Die  Verwaltung  der 
Staatsbahnen  hat  sich  aneh  nicht  gldch  anfongs  nach  einem  festen  Plane  ansgdbildet, 
sondern  bei  der  Neuheit  der  ganzen  Einrichtung  ist  manchfa.  h  <  xpoi iincntirt  und  erst 
durch  die  allmälig  gesammelten  Erfahrungen  die  anfangs  ziemlich  naturalistische  Ver> 
waltungsorgrauisation  den  angetretenen  BedQrfnissen  femias  entwickelt  worden.  In 
gewis.si  n  g;ro>sen  GrundzuiT'  n  hrbtund  a'>er  sehon  langer  eine  wesentliche  Ueber- 
eiustimmuug,  ganz  entsprechend  dem  massgebenden  Einflüsse  der  gegebenen  Technik 
des  Eisenbahnwesens.  Neuerdings  ist  dann  auch,  wie  jetzt  in  Preusson.  die  ^er- 
waltungsorganisation  nach  bestimmtem  Plane  für  grosse  Bahnnetzc  entworfen  worden, 
wobei  sieh  i^ez'Mirt  hat.  das?  eine  den  Yerkehrshedürfnissen  u.  (h^r  Tecliuil  d^^s  Ftscn- 
bahnwe^uiiä  gli  icbiuiiasig  entsprechende  Organü>atiuu  der  Verwaltung  ul>erhaupi  nur  bei 
einem  einheitlichen,  vom  Staate  selb'^t  betriebenen  Staatsbahnnet^e  möglich  ist;  ein 
Pnnct  von  Bedeutong  auch  für  die  Frincipionfrage :  Staats-  oder  PriratbiUuien. 

£ine  sweckmässige  und  wohlfeile  Verwaltnngs- 
eiDrichtong  der  Bahnen  ist  von  ebenso  grosser  yolks- 
wirthsehaftlieher  als  finanaieller  Bedentang.  Von 
der  zweckmässigen  Einriohtnng  der  Verwaltong  hingt  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bahn  für  den  Verkehr,  tod  der 
möglichst  sparsamen  Einrichtung  die  niedrige  Hohe  der 
lanfenden  sogen..  Betriebsaoftgaben  —  absolut  nnd  in  Ver- 
hältniss  zur  Bmttoei&nabme  bemessen  —  ab.  Die  Hohe  dieser 
Aasgaben  ist  der  eine  Factor,  von  welchem  die  GrOsse  des 
Reinertrags  and  der  Rente  des  Anlagekapitals  bestimmt  wird. 
Der  andere  Factor  ist  die  Hohe  der  Brnttoehioahme  and  flir  die 
Rente  tritt  als  dritter  Factor  die  Grösse  des  Anlagekapitals  hinza. 
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Die  Höhe  der  Betriebsaiugabeii  beatinunt  aber  auch  wieder  mit 
die  MinimalliOhe  der  Tarifsätze  und  ifusofeme  die  Leistnog»- 
mbigkeit  der  Bahn  für  den  VerlLebr  and  die  GrOgse  der  Brutto- 
etnaabme.  Die  tbanliehste  Verminderang  jener  Aus- 
gaben und  die  dem  entsprecbende  Einriebtnng  der  Verwaltung 
ist  daher,  —  selbstverstSncUieb  neben  mOgliobst  billigem  Babnban 
und  daber  einem  Isleineren  Erfordemiss  an  Zins  und  Tilgungsquote, 
soweit  die  tecbniseb  erforderliehe  Besehaifaiheit  des  Babnbans 
nach  den  im  vorigen  Abschnitt  dargelegten  Gesichtspuocten  einen 
billigen  Bau  zulässt  —  die  Voraussetzung  eines  guten 
Kcinertrags  und  ciuei  geiiiig enden  Rente  sogar  bei 
massigem  Verkehr  und  niedrigen  Tarifen,  also  bei 
geringer  Bruttoeinnahme.  Sie  steigert  Reinertrag 
und  Rente  leicht  erheblich  bei  starker  B  i  u  U  n  iunahme 
und  sie  bildet  endlich  eine  der  wichti e^ste n  Bedingungen 
l'Ur  bedeutende  Tariferniässigun^^cn  ohne  zu  grosse  oder 
selbst  ganz  ohne  Vermiudei  uni:  des  Reinertrags.  Mit  Recht  ist 
daher  namentlich  die  möglichste  Verminderung  der  iSelbst- 
k  Osten  des  Transporte  als  eine  hochwichtige  volks- 
wirtbschaftliche  und  tinanzielle  Aufgabe  im  Eisenbahn- 
wesen neuerdings  immer  mehr  erkannt  worden.  Haup^ianete 
dabei  sind:  richtige  Arbeitstheilnng  in  Betreff  der  ver- 
schiedenen Functionen  der  Verwaltung,  genügende 
Berücksichtigung  des  Privatinteresses  der  Fnnetio- 
nftre^  sichere  und  leichtere  Controle  der  letzteren, 
günstiges  Verhftltniss  des  todten  xnm  nfltzliehen  Ge- 
wicht beim  Transport 

Vgl  z.B.  Sch&ffle  ».».Om  SchoU  S.  U  C 

In  Besug  auf  die  Verwaltung  des  Betriebs  der  Staats? 
bahnen  sind  nun  folgende  einielne  Pnnete  au  erdrtem: 

1.  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  nnd 
die  BetriebsOl^onomilE. 

2.  Das  Tarifwesen. 

3.  Die  Einnahmeyerbftltnisse. 

4.  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  Nr.  3  und  4  zu- 
sammengefasst :  die  finanziellen  Ergebnisse.  Von  den 
ietzteu  drei  Gegenständen  üiuideln  die  zwei  folgenden  Abschnill^. 
^  III.  —  V?-  i^ie  Organisation  der  Verwaltung  und  die 
Betriebsökonom i k.  Es  ist  hier  zu  unterscheiden  die  allge- 
meine Orgauisation  der  Verwaltung  der  Staatsbabnen  1  iir  das 
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ganze  Bahnnetz  uehst  der  obersten  Leitung  und  Central* 
Verwaltung  der  Eisenbabnangelegenheiten  ttberhavpt  von  der 
speciellen  Betriebsverwaltnng.  In  ersterem  Pnnele  teeteo 
specififlche  Eigenthttmltchkeiten  des  Staatsbahnsystems  henror, 
z.  Tb.  gerade  solche,  welebe  den  administratiren  Vorzug  dieses 
Systems  vor  dem  Frivatbahnsystem  bedingen.  Die  Organisation 
der  Betriebsverwaltang  ist  dagegen  bei  Staats-  und  Priratbahnen 
im  Wesentliehen  die  nemliche.  Diese  Verwalteng  zerflillt  hier  in 
drei  grosse  Zweige,  in  die  allgemeine,  in  die  Bahn-  nnd 
die  Transportverwaltnng.  Diese  EIntheilong  entspricht  der 
ökonomisch -teehnisehen  Katar  des  Eisenbahnbetriebs  nnd  findet 
sich  daher  Oberall  eiuigermassen  ähnlich  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltnugs Organisation  und 
oberste  C c  n  t  r a  h  e  r wa  1 1  u ng. 

Als  Staats-  iiud  volköwirthbchaltlicbe  Aubtalten  ersteu  llaiifirs 
sollen  die  Staatsbabnen  auch  zunächst  nach  Staats-  und  volkswirtb- 
schaftlichen  Gesiehtspuncten ,  nur  unter  gleichzeitiger  fi^enügender 
AVabrnehnuing  des  tinaDzielleu  Interesses  verwaltet  werden.  Dem- 
nach erscheint  es  zweckmässig,  sie,  wie  die  Staatsforsten  und 
neuerdings  mehrfach  selbst  die  Domänen,  unter  eines  der  volks- 
wirthsehaftlichen  Ministerien,  nicht  direct  unter  das  Finanz- 
ministerium zu  stellen.  Das  geeignetste  Blinisterium  ist  wohl  das 
der  öffentlichen  Arbeiten,  allenfalls  auch  das  Handels- 
ministerium. Bei  allgemeinem  Staatsbahnsystem  und  beim 
VorhattdcDsein  eines  grösseren  Bahnnetzes  möchte  jedoch,  we- 
nigstens  in  einem  grösseren  Staate,  entweder  ein  eigenes 
Eisenbahnministerium  oder  ein  Ministerium  für  die 
Verkehrsanstalten  des  Staats,  Eisenbahnen,  Post,  Tele 
graphie  zusammen,  dem  dann  aber  auch  das  sonstige  Wegewesen 
und  die  Wasserstrassen  zn  ttberweisen  wftren,  das  Zweckmäasigate 
sein.  Im  Uebrigen  wird  sich  auch  hier  in  den  einzelnen  Staaten 
wieder  Blanches  nach  der  Grösse  des  Landes,  des  Babnnetses  und 
nach  der  sonstigen  Organisation  der  obersten  Staatsb^Orden 
(Ministerien)  richten  mttssen  und  auch  ohne  enteoheidende  Gegen- 
bedenken richten  dtlrfen.  Ressortiren  die  Staatsbabnen  zu  einem 
der  noch  mit  anderen  Angelegenheiten  betrauten  Ministerien,  so  Ist 
alsdann  entweder  eine  eigene  Mi  nister  ialabtheilung  mit 
einem  Ministerialdirector  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Klthen 
und  Hulfsarbeitem  (Prenssen,  früher  Sachsen)  für  die  Staats- 
bahnen  zu  bilden,  oder  es  wird  unmittelbar  unter  dem  Ministenom 


Digrtized  by  Google 


AUgemeino  \  crwaltirngsorp^nisatlön.  737 

eine  Gencraldirection  dei  .Staatsbahiien  (so  uoter  diesem  Titel 
m  dcQ  vier  grösseren  dentHchen  Mittelstaateu ,  ehemals  auch  iu 
Hannover,  in  Belgien)  als  besondere  BehJirde  eingerichtet,  welche 
zugleicli  das  oberste  ausführende  Organ  der  allgemeinen  Betriebs- 
verwaltung der  Staatsbahuen  und  durch  ihren  Vorstand  oder  eines 
ihrer  Mitglieder  im  Ministeriam  vertreten  sein  kann. 

Di«.-  Minist(;iial;ii(t}ieiluritr  l'ilr  Sfaa(sl)ahni^n  sullic.  dann  aber  nicht  das  etwa 
bestehende  Privat bahuwesen  unter  sich  haben,  um  interessencoUisionen  zu  rermeideo. 
Si«  oder  Andoneits  das  Ministerinm  mit  der  Oeoeraldliection  bat  die  EntscheidODg 
über  die  Principit-nfrai;  «üi  zu  fällen.  Die  Ministfrialalitheilnng  uikI  die  Grn.  ral- 
direction  müssen  daher  aas  jaristisch  nnd  technisch  gebildeten  Personen  2a- 
wmmengeaetzt  sein,  ron  denen  nameotlieh  die  entwen  aber  auch  eine  nrnftusende 
administrative,  nationalö lionomischu  nnd  coromcrciclle  Biidang  haben 
sollten.  Fehlt  es  daran  bei  den  berufsmässigen  Staatsbeamten,  so  ist  womöglich  durch 
Herbei/iehung  tüchtiger,  wissenschaftlich  gebildeter  Praktiker  Ersatz  zu  schaifeu.  lui 
(sanzen  geschieht  d^l.  Uci  den  strengen  Abschluss  der  BoieaitlEratie  im  Eisen hahudep. 
u.  in  verwandten  l  allen  (.Finanzen,  Ilan<1elsaiia:elegen!iciten  u.  m.  m.)  in  Dcatschbnd  zu 
beltcn;  Öfters  uuti  nicht  zum  Schaden  in  Ueüterreich  (.Bruck,  Breiitaiiu  n  a.  m ).  Die 
leidige  Klage  Uber  den  „Assessorismus",  d.h.  über  dasVonrahen  des  iediulich  privut- 
rechtli<  h  gebildeten  Juristenthums  in  Prcussen,  ist  nur  zu  bcgiilndct.  Hier  thiit  eine 
Heform  an  Haupt  u.  (iliedern  uoth,  wenn  das  Staatsbahnsystem  weiter  ausgedehnt  wird. 

Ob  die  MiniBterialabtheilnng  oder  die  Generaldirection  UDmittel- 
bar  auch  die  allgemeine  Betriebsverwaltniig  der  Staatabahnen  leiten 
soll,  hängt  voraehmlieh  von  der  Länge  des  Babnnetees  nnd  der 
Verkehrsstärke  auf  den  Bahnen  ab.  In  kleineren  Ländern, 
wie  %,  B.  den  deatseben  HittelBtaaten,  kaum  noeh  in  Baiem,  ist  es 
wohl  niebt  nnr  xuläasig,  sondern  betriebsOkonomiscb  zweckmässig. 
In  Gros 8 Staaten  mttssen  dagegen  anter  der  wie  immer  organisirten 
Centralstelle  besondere  Directionen  der  einzelnen  Linien 
oder  Liniengruppen  fttr  die  Betriebsverwaltang  eingeriehtet  werden. 
Demgemäss  ist  denn  das  Bahnnetz  passend  in  DireetionS' 
bezirke  einzutheilen.  Dies  kann  hier  nach  dem  der  Bache  am 
Besten  entsprechenden  Princip  der  Bildung  geographischer 
E  isen  bah  n  Provinzen  von  verschiedener  Grösse,  d.  h. 
von  einer  unter  Berticksiehtigung  der  Verkehrsstärke  be- 
stimmten verschi  edeneu  Netz  länge  geschehen  (Preusscn): 
ein  beim  „gemischten"  oder  beim  Privatbahnsjstem  nicht  oder  nur 
um  den  Preis  der  Gewährung  factischer  territorialer  Monopole 
an  die  Eisenbahnen  (Frankreich)  anwendbares  Princip,  — 
daher  ein  Punet  von  principieller  Pedeutung  Klr  die  SystemlVage. 
.So  erfolgt  bei  einem  umfassenderi  Staatsbahnnetz  die  nothwcndige 
Vereinii^ung  der  Gen  t  r  a  i  1  s  a  ti  o  n  und  Deccntralisation 
in  der  obersten  und  allgemeinen  Verwaltung:  „die  Eisenbahn- 
Provinz  ial- Directionen"  vertreten  mit  einem  soweit,  aU  es 
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die  Einheitlichkeit  znl&Bsty  selhst&ndigeQ  Wirkungs- 
kreise die  richtige  Deceotralimtioii  der  Verwaltung,  die  die  Ein- 
heitlichkeit des  Betriebs  garantirende  Centralstelle 

vertritt  die  erforderliche  Centralisation.  Eine  Verwaltungsor^ani- 
sation,  welche  die  V'ortheile  des  »Staatsbiihiisystems  zu  tirLMrlitu 
ermöglicht  und  die  an  und  lUr  sich  ja  nicht  durchaus  unlje^rüii- 
deten  Befürchtungen  der  Gegner  dieses  Systeuiü  zu  entkräften  ge- 
eignet ist.  Nach  demselben  ü^eographischen  Princip  der  Linien- 
cintheilung  werden  dann  kleinere  ,,Betriebsamt8-Bezirke'*  ' 
unter  den  Directionen  gebildet. 

Für  die  Orf^is-fraire  vgl.  aus  d.  fr  ilu  n  n  Lit.  n.  A.  d.  Schriften  v.  Weizmann. 
Das  jetzt  in  rieiissen  befolgte  Sy-tein  Icr  liildting  v.  Provi n r iai  dir- rtioncn  schon 
in  d.  vor.  Aüü.  .lieses  Bands  l>efüt»ojief  (S,  626).  Doch  hatte  ich  dort  (§.  2i'J} 
zwischen  der  all.:t'n).  Central -Yenraitang  u.  der  aligerneinen  VenrallaDf  als  einen 
Zweige  der  Betrii  lwerwnltunf?  nicht  gi  horig;  nnterschieden. 

Die  liessortvirhältniäse  betr.,  so  steh<n  die  Staatsbuhnen  in  Preossea  jetzt 
unter  dem  Min.  d.  Alfentl.  AHieiten  (früher  in  dem  ehemals  damit  reteinfgten 
Hnndehmin.),  n.  '»ildon  hier  die  2.  Minist. -Abflnilntiü:  (H  Din-ctoi-en ,  20  vortrrtf'. 
Rithe,  50  SubaltcTuiioaiute  [Expedienten ,  Calculatoren ,  Kegiätratoren  es.  v.j,  Aeb»t 
mthenotzang  von  28  Kanzldsecret.  n.  25  Kanzleidienem,  deren  GebSltrr  auf  d.  Minist« 
abth.  d,  Eiscnb,  u.  der  Haaverwah.  repartirt  sind);  fcrut  r  ^«hört  zu  iU«rs«?r 
ein  lüchu.  Bureau  u.  dio  Eisen  l>ahncouiuii8sariato.  Gosauuntausg,  £.  diese  (;entr.il> 
vcrwalt.  d.  Eisenh.wosens  im  Et.  Iks.H  s4  1'2S6  M.  M.  —  In  Baiern  liestcht  eine 
„üen.-Diroction  der  kün.  Verkchrsanstalten"  unter  dem  Staatsmin.  d.  k.  IIause>  o.  dt>^ 
Aousscni.  Sil!  zerfällt  in  ^\  .\litheil..  2  fttr  Staal.>lialinen  (Bau  u.  Betrieb),  1  für  Po>i 
u.  Telcgr.  Iiis  1S7I  dupeudiilc  diese  I>iri.'<  tion  von  dein  aufgelösten  IlandJsmin. 
In  Wartcniii.  h  it  das  Minist.  Dopart.  d.  Auswirtifttn  eine  Abtheil.  f.  d.  Vvrkchr»- 
anstalten  :  darin  die  <ii  n.direction  f.  d.  S(;t  itsbahnen  u.  eine  ande  re  flLii.dir.  f.  d.  Pt«»t 
u.  Telcgr.  Die  eigentbuiul.  Stellung  unter  d.  Min.  d.  Aeunscrn  in  di<  son  2  Staates 
«tridart  sich  wohl  aus  dem  Mangel  einer  sonstigen  grosseren  TerwaK.thiltijHrAit  dieses 
!Mitii-t.  11.  :ais  d.  Vielfalt.  Hezirliiingen  dieser  Verkehniansfalt''n  mit  den  Nach'iar>t;iatfn 
Verwaltuugbtechiüsch  jMSsead  erscheint  diene  Keäüoitirung  kaum.  —  la  Baden  stand 
die  „Gen.dir.  d.  Staatsiiahnen'*  früher  onter  dem  (aofgdOsten)  Iltndelsnin..  jetzt 
unter  dmi  Finanzuiin.  —  In  Sachsen  elicnso.  —  In  c)ldenburg  s{.  ht  .Ii.-  V.  r- 
walt.  d.  Stautsli.  unter  einer  als  obere  Vorwalt.behörde  di-m  Staatäiuinisterium  uninlttclixtr 
unterjfcordneten  „Eisenb.direction".  —  In  West-Oesterreich  ist  anaserhalh 
ifaadelsmin..  aber  unter  desson  Oberaufsicht  eine  einheitlich  fungirende  Centralwr- 
w;<ltu  ngsstcllf  in  W  ien  für  die  Staaf>l .  ilmverwaltung  ein:;ericht'  t  wordi-n  (l.i.  24  l  ehr. 
1SS2).  Diese  Stelle  umfasst  f.  d.  Leitung  des  (j.xecutivcn  Dienstes  u.  zur  Ver- 
tretung nach  aussen  die  „K.K.  Direction  f.  Staatseisenh.betri*' '  in  Wi<-n  and 
den  «liescr  Direi  tii-u  ii(-i^'tg<'lten'-ri  ..Sta :i t sr is rn Wnhnrath"  (Anh.  f  EisJ>.r<^. 
1SS2  S.  221  IL).  Dem  «ist.  Handclsmin.  unterstebt  auch  die  Post  n.  Tel«gi.  —  In 
Ungarn  resBortiren  dir  Eisenbahnen  mm  Min.  f.  ölf.  Arb.  u.  Comnunicationen.  — > 
In  Bei  tri  cn  \v(:rf!--ri  d.  Staatsl»ahnen  niitrr  d.  Min.  d.  5fl''-ut].  Arbeiten  vnii  ein'  m  d:  S'-rr 
direct  unterstellten  Administratioji»-Coinitc  verwaltet.  —  In  Frankreich  besteht  auter 
<l.  Min.  d.  00'.  Arheiten  ein  Administrationsratb  ?.  9  Mitrliedem  (r.  Presidenten  d. 
Kepuld.  «'rnaiint  f.  d.  Staatsbahnen;  die  adininisti.  u.  tri  l;n.  Ulierleitung  li.u  eia 
unmittelbar  diesem  Kath  uoteKtellter  technisK^h  gebildeter  Dircctor.  —  In  Dänemarl 
liildeu  die  Bahnen  mit  Posten .  Teiegr.  a.  SIfentl.  Arlieiten  «ine  der  heiden  Ahdii*U. 
d.  Min.  d.  Innern.  Eben.^o  in  Schweden  u.  in  Norwegen.  —  In  Italien 
Tk*S6ortirt  d.  Staatsb.betrieb  z.  Min.  d.  olf.  Arbeit«ii. 

Für  die  verwaltungsieclimsch  zulässige  Ma  viutalgrössc  eines  euib- itlx- b  ver- 
walteten Eiseiibahnhesirks  hat  man  wohl  Zitfern  auf^e>te||i,  z.B.  2~üOüO  Kil..  dt<b 
kommt  es  oll'enbar  aosser  auf  diu  Unge  der  Bahn  auch  auf  die  Vcrkebrsstirke  an  E 
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giebt  achou  giössrrc  Pnvatbahnunternehiuungen  (so  in  Frankr.  Paris-()rl<ians ,  altes  u. 
neues  Netz  c  4400.  Pai.-MiUeImeer  schon  jetit  ttber  6300^  u.  die  baier.  Staatsbabnra 
umfassteu  in  den  h  t/,teM  Jahren  schon  4^00  Kil  in  einheitl.  Verwaltung.  Beim  System 
eigensTerwalteter  ätaatabahnen  kann  man  aber  nicht  blos  iu  geeignetster  Weuc  luu^h 
geographisehen  GMiditsptiDct  ein  beliebig  gmoee  Balimets  in  lUMeude  Bezirke 
zerlegen,  sonil'-rn  .Mich  die  (J  rissen  Verhältnisse  ruich  verwaltun^.stechnischem 
Geeichtspiuict  bestiounen.  Dabei  künnen  dann  die  eiozelnen  Directionsbeziike,  wie  es 
in  PMoasen  'j«tKt  gesdielieB  ist,  mit  BaeMciit  «nf  die  Veriulmaliike  die  geeignete 
verschiedene  Grösse  {Linieiilange't  erhalten.  In  Preussen  bestehen  gegenwärtig 
folgende  9  Directionsbezirke  (s.  d.  Karte  zu  dem  Aufs.  r.  v.  d.  Leyen  inSdimoUers 
Jahrb.  d.  D.  Reichs         H.  2). 

I,,iu^'o    Ei  wari.  Hoh- 
Besif  k  Kil. am  oiitnahtti«  im  Einiu 

1.  Berlin  (Linien  nördL  n.  mnd&stl.  nai  h  Pommern, 

slldi.  u.  sUdOstl.  nach  Sarhs.  u.  Schles.) .... 

2.  ikomberg  (Berl.  nach  üstpitiussen  [Ostb.J,  Linien 

in  Oet»  Q.  Wes^weiiBs.,  Hinterpomm.,  nOral.  Pos.) 
d.  Huinover  (Fror.  Hannover,  ohne  0-^tfriesl.  n.  ohne 
BeiL-Uannorer,  mit  westfäL  Limeu)  

4.  Frenkfiirt  a.  VL  (Bahnen  in  Kass.,  Hess.,  Linie  BerL- 

Wetzlar  0.  Abzweigungi  n)  

5.  Magdeburg  (Berl.-Hannorer,  Berl.-Magdeb.  u.  Linien 

in  Pro7.  Sachs.,  Anhalt,  östl.  Hannover)  .  .  . 

6.  Köln  (linksrheiii.)  (linksrheiii.  Staatsbahm  n  .... 
7*  Köln  (rcchtsrhein.)  (südastl.  u.  nördl.  v.  Köln,  nui  h 

Holland,  Westfalen,  Ostfriesl.,  Bremen  u.  Kula- 

Mind.  Netz  (westl.  Th.j)  

ft.  Elberfeld  i^Haaptth.  d.  ehem.  berir.-mrirk.  Netzes, 

sttdl.  a.  as±  r.  Elberf.,  östi.  v.  Köln  in  RheinL 

V.  Weetf.  his  Xusel)  

9.  Erfurt  fT>,nrino.  B.,  Berl.-Anhalt.  B.  mit  Abzweig.) 
(Die  Kilometer -Junnahme  iu  der  letzten  (jolonne  ist  nach  d.  etwas  kleineren  Längen 
der  Bahnen  der  einzelnen  CKr.beziilte  am  1.  Apr.  1688  beroohnet.) 

Die  Directionslv/irke  zerfallm  dann  wieder  in  Betriebsrimtcr,  deren  An/ald  hcl 
den  einzelnen  Bezirken  verschieden  ist  (i.  G.  57,  bei  Berl.  u.  Biomb.  je  9,  bei  d.  anderen 
4  —  7).  An  d.  Spitze  jedes  Bezirks  steht  eine  Direction.  eine  collegiale  Behörde 
mit  einem  Prisid.  (10,500  M.  Geh.,  weniger  als  die  meisten  ersten  Direetoren  von 
viel  kleineren  Pnv.bahnen  beziehen)  u.  einer  crrösscreu  Anzahl  Mitixlioder  (im  Ganzen 
lao,  bei  d.  einzelnen  Directioncn  zwischen  17  u.  Jü,  (klialt  UUu— GüUü,  i.D.  5100  M.. 
Wohn.geldstnfe  IU).  Jedem  Betriebs^imt  steht  ein  Betriebsdirertor  (Gdi.  vie  d.  Dir.- 
mitglieder)  vor.  Von  weiteren  etatm&ss.  Beamtenkategori<«.n  sind  /.n  nennen:  19S  stünd. 
Hil^rbeiter  d.  Betriebsämter,  121  Eisenbahnbau-  u.  Betriebsinspectoren,  121  Masch.- 
in«peetoren,  11  Yeikehisiosp.  (Nomalgelitlt  dieser  4  gen.  Kategor.  S600— 4800,  i.  D. 
4200  M).  17  Telegr.insp.  (Geh.  i.D.  .1600  M.^,  10  Hauptkassen -Kendanten  (Geh. 
4800  M.),  2»  Betriebska8s.read.  (Geb.  ID.  8600  M.),  10  Kasairer  ^Geh.  i.D.  28o0  M.). 
1144  Buchhalter  n.  Elseabjocr.  (Gdi.  i.  D.  2850  M.),  3156  BotiiebsBacr.  (Geb.  i.  D. 
1875  M.),  157  Botlieb»-  n.  VerkohncontrolenEe  ii.a.w. 

Zar  Vertretang  der  Interessen  des  Pnblienms  an  der  Einriehtnng 
des  EisenbahnverkelirSy  der  Begelong  der  Tarifverbaltnisse»  speciell 
der  Tariftätze  soll  die  neue  SehOpfnng  von  „Eisenbahnräthen'' 
dienen. 

Diesdben  bestehen  ans  ]>degirten  der  rerschiedenen  Intecessentengruppcn,  kfinnen 

in  grösseren  Ländern  in  einen  Centrairath  (Landes-  oder  Reiehs-Eiscnbahn- 
ratb)  und  in  Uezirksräthe  /crlallen  und  tlieils  ein  berathcndes .  theils  in  einigen 
Angelegenheiten  ciu  eiitächeideiide»  \  otuui  erlialteu.  Sie  stellen  &u  den  Anfang  eiuer 
geordneten  Interessenrertretvng  neb«i  der  wichtigsten  modernen  Teikabnnnstidt  dar. 
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p.  Kil. 
Mrk. 

2485 

71*85 

29,000 

2925 

47-85 

17.700 

1933 

6äb3 

35,600 

1152 

81*55 

27,460 

1Ö05 
1688 

54-28 
63*82 

86,700 
38,860 

182T 

70*53 

4*2,600 

1229 

1149 

61*70 

51,200 

^1,400 
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Ucber  ihre  Bewühruiig  lässt  sich  uocli  nicht  bicher  urtheilen.  Wenn  todi  beim 
Privatbahnsystem  niclit  uiizulüssig,  kann  ein  lolcher  Eisenbahnrath  doch  hier  gegen- 
über (i(T  Privatrcrhts-  n  Piivatintoresscnsphäi-c  der  Prirateisen bahnen  nicht  wob!  einü 
so  durcliiirciieude  Wiiksamkeit  <'rlaiigen.  wie  es  wenigstens  beim  Staat» i»ahaa> sau 
BiOflich  und  gcucmUbcr  der  Staatsverwaltung  der  liahnen  auch  zweokmiasif  «erscheint 
Eine  gedeihliclie  Weiterentwicklung  dieser  Institution  zu  hofFcn,  ist  nicht  rn  saiis;nini<'  h. 

In  jCls.-LotbriDgeii,  Freiuiseu  u.  anderen  deutschen  Staaten  «und  schon  seit 
raebieieh  Jthfe»  IMe  EfoeBbahneoRfefwiMn  ans  Vortretem  des  Handele,  der  Indutrl« 
u.  Luulwirthsch  für  wi^  htigtn»-  Eiscnbahnangclef^enheiten  eingerichtet  gewesen,  dif 
\  ürlaufer  der  gesetzÜchco  BeirathsoiigaAe.  S,  f.  Preussen  (iee.  v.  1.  Juni  \bb2. 
Denadi  üt  in  jedem  DIrectionsbezirit  ein  BezIrks-ISsenlNdintwtb.  bei  der  Ceatiml- 
verwaltung  ein  Londeseisenb.rHth  zu  errichten.  Die  Mitglieder  <li'.-  erstcTMi  l^'-st«  ben 
aus  Vertretern  dt  s  Ilandelsstands,  der  Indiistric,  der  Land-  \i.  Forstwirthscb.  u.  werden 
von  Handelskaminorn  .  kaufmäna.  Corpuiatiunen ,  landwirth^ch.  Pror.vcreinen  ii.  Abnl. 
Körpern  «af  >  Jahiv  -cwählt.  Dieser  Besjtth  ist  „in  allen  die  Verkchrsinteressen  de» 
Bezirks  ...  bi-nihrenden  wichtia;«'!!  Fragen  /n  liöri^n"  fbes.  bei  Fest-tell.  n.  A'-rind«) 
d.  1  ahrpläuo  u.  Tarife).  Kr  kann  auch  Ibstiiudijr  Anträge  »teilen  u.  Auskuüit  f»'r- 
langen.  Der  Landcjieisenb.rath  hat  einen  vom  König  auf  8  Jahre  ernannten  Voisitz<-nd<'n 
u.  Stcllv«'rtretcr  dcss. ,  dann  je  .H  vom  Lttiduiiihv  hafts-  u.  vom  H.Minl.-Un.inist.  r.  j  i' 
V.  Finanz-  u.  v.  Mlniater  d.  ölt.  Arbeiten  berufene  Mitglieder  u.  30  im  Oesetz  auf  die 
Provinzen  n.  s.  rertheilte.  von  d.  betreff.  BezirkBef8enb.Tithen  ans  IiOCBlinter<«w»t*>B 
siTwrihltf  Mifpliitd.'i.  D.r  T.auJcbcis.'iilt.ratli  lifsi-Ht  >'iiieii  slari'li^cii  Aussr-hti!»  ziir 
Vorbereitung  seiner  Arbeiten  aus  seiner  Mitti^  £r  ist  zu  hören  Uber  die  dem  Ent- 
warf des  Etats  beiznl^nde  Oebentcbt  der  lIorataltrBnsp.febflbfeB  f.  PerMnen  u. 
(iutir.  über  die  allgeni.  Tarif  Vorschriften  u.  die  (lUttTclassification.  Qber  Zulassung  u.  Ver- 
sagung V.  Ausnahme-  u.  DiHcrentialtarifeii .  ül>er  allgem.  Aenderungen  der  Betriob«- 
u.  Bahnpolizci-licfjlcmenb,  soweit  sie  i»i>  lit  techn.  Bestimmungen  betr.  fTcn.  Der  Katb 
but  auch  das  Becht,  Anträge  in  den  gen.  Sachen  /u  stellen  u.  vom  Min.  d.  ötf.  AHi. 
Auskunft  zu  \  «'rlah-jen.  Er  mu>.s  jährl.  mindestens  zweimal  berufen  wc^^*'n  Sein»' 
Mitglieder  be/,ieheii  l>iaii!n.  S.  aucb  v.  d.  Lcyen  a.a.O.  S.  122  f!".  S  t.  liaieiii 
d.  K.  Verordn.  v.  16.  März  ISsl .  d.  Bildung  eines  Eiaen Inraths  t  1.  su:iiaeia«nb.- 
verwalt.  'it  tr..  d»'r  (ien.dire»  fimi  d.  Verkehrsan?=taltrn  beigegeben  (2ö  MitcrI.,  Emennnn- 
durch  d.  König,  Yorschlapirecht  tlafur  haben  d.  Handeltikammeru  u.  landwirthscb. 
Vereine ,  auch  nur  heratbendea  Votum ,  keine  Dilten,  ab^  fMe  Eiaenb.ftJift  anf  d. 
l)ai<'r.  Staatsb.).  —  \\*iirt('in'<.'rg.  ßeirath  d.  Verk<'hr«an8tidt<'n .  K.\.  x.  2«>.  Mai? 
l»bl.  Sachsen.  Kiscub.ratb,  K.  V.  v.  ».Juli  1881.  —  Wet^t-Uestcrroic  h. 
StaattAtsenb.ntb  fV.o.  r.  15./24.  Febr.  i^92  %.M  IT.).  Prisidcnt  u.  26  MitgL.  vom 
ILindclsniinister  auf  .'5  .1.  «  rnaKiit.  f»  nat  h  freiem  Erm'ssen,  2  nach  Bezeichn.  de* 
Fiiianzmin..  1  na.  b  dcrj.  dot>  Ackerbauministers,  10  auf  Vorschlag  d  flaudel»-  o. 
(ifwerltekaiumern.  7  auf  denj.  ib-r  landwirthsch.  Faclirorporationcn.  Competenz  s.  ^.  17 
1.  \  ,0..  iihnl.  wif  in  PreusNeii.  Idoss  begutachtend,  auch  u.  A.  betr.  der  (»rundsatii?  f.  d, 
der  VeriTi^b.  v.  Lider,  u.  Arbeiten.  Aus  d.  Katb  ein  stiad.  Ueiratb  dt»s  Prft^d,  ri«i 
Handelsmin.  ernannt. 

Von  Seiten  der  (iefrner  ile^  Staatseisenb.wes<-iis  wird  die  Wirksamkeit  Midier 
Eisen  bahn  rätli'^  mit  Idoss  boratli.  Votuiii  m-lip  ii  ili  ..uHiiiipotonti'ti  **  Siaatsvervrj'tTin!: 
th.  bezweifelt,  th.  die  Eiurichtun;;  als  ein  Beweis  fiir  die  Bedenken  dieses  Bahusy^iem» 
bezoiclin«t  Ma^r  aber  seihst  die  Wiitomkeit  eine  bescbeidene  worden:  inni«r  bev«idt 
die  Institutiüii  il.n  li,  ila>s  man  hier  solche  Rätbe  bestellen  kr^im.  oV.trl-i. !;  m.«  hi.  r 
weniger  nöthig  ab  beim  Privatbahusynteni  erscheinen ,  wo  ihr>-  W  irk^amkcit  jedeufail» 
nocb  viel  ^rerinjrfiij^ircr  sein  wurde. 

§.  28«!.  '    B.  Die  Bpecielle  Betriebsverwaltung  utid 

die  Hetriebsi»k  (inninik. 

Auf  diu  kli  ineren  Verachird.  riheitcti  in  d««r  Abgrenzung  der  drei  \  crwaliung»- 
abtbeilttn^cn  braucht  hier  nicht  eingegangen  zn  werden.-  Im  WesentUrbea  lat  die  Eia- 
tlieiiung  durchgr<jifi  iid  u.  übereinstimmeinl.  l>ocli  bedinsren  die  vorkomnicnden  Vor- 
M;biedeuheit*-n  auch  kleine  Versrbiebung<-n  der  Kostenproci-nte,  watt  bei  Vergleich«« 
mitunter  zu  beachten  ist.  Die  deutschen,  speo.  die  preuss.  Verbiltnisse  werden  a«rb 
im  Kolirenden  vomebmlicb  der  Danitcllnng  itu  Grunde  gelegt. 
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1.  Die  allgemeine  Verwaltnog. 

«)  Ihre  Aufgabe  besteht  in  der  oberen  Leitang  des  Betriebs 
und  in  der  Besorgung  der  damit  zusammenhängenden  Geschäfte 
der  Gontrole,  des  oberen  Kassendienstes  nnd  Rechnungswesens, 
eventuell  der  »llgemeinen  Inspection.  Diese  Aufgabe  liegt  einer 
Centralverwaltungsstelle  ob,  zu  welcher  theils  «nmittelbar,  theils 
inittulljai  im  Depeudeui'.verhältüiss  das  erforderliche  Verwaltungs- 
persoual  gehört. 

Beispiel.  Prcusseii,  wo  in  d.  .Valagen  zum  Eisenb.ctat  die  VertUeUung  der 
netricbsausjrabeii  auf  die  dr.  i  Verwaltutig«nr«ige  j^cinacht  wird.  Die  allgeineine  Ver- 
waltung wir«!  von  der  Bofrit  lisdin  rtion  ii.  voti  den  Heti-iebsäint<>ni ,  sptc.  von  deren 
Üirectoren  geluhrt.  Dia  Koste»  d(S  löitouden  Personal.s  stehen  auf  ilem  tlonto  der 
alljf.  ^  erwatt.«  diig.  d«8  Hilfspersonals.  cinüchlieasL  der  diäiar.  Ausl:)üen  werden  auf 
die  drei  Vcrw.zwri^e  ropartirt.  D<  r  obere  Kassen-  n.  Kechn.dienst  zählt  meist  zur 
aligeiQ.  Verw.,  von  sachliiben  Ausladen  die  SteuurD,  GoiomunHlaiigabea  u.  «iQ*.  Lasten, 
ilie  Snattlmstungen. 

b)  Die  Kosten.   Die  Geaamm tau 8 gäbe  fHr  die  allgemeine 

Verwaltung  bildet  regelmässig  nur  einen  kleinen  Bruchtheii  aller 
Ausgaben^  bei  j;rö8Keren  Staatsbahiico  2—1  —  5,  neuerdings  2  bis 
6,  incl.  einige  all^jemeine  Posten  (Abgaben,  Ersätze;  6  10  rroccnt. 
Ersparungeu  auf  diesem  Gebiete  fallen  also  finanziell  ftlr 
den  Reinertrag  und  iWr  die  Tarifr educt i ou  nicht  schwer 
ins  Gewicht.  Sie  sind  auch,  da  hier  wenig  sachliche  Aus- 
gaben vorkommen,  fast  nur  niögiicli  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Angestellten  (Bureau  personal),  also 
V e  r  ei n  f  ac  h  u  11  des  B  e Ii  ö  r  d  e  n  o  r  i^;  n  ii  i  s  ni  n  s  und  Verringe- 
rung der  Arbeitsmenge,  ferner  durch  geringere  Bezah- 
lung dieser  i^ersouen. 

Pas  Erster©  majr  mitunter  lusfilhrbiir  sein,  das  lüsst  sich  ib'T  nur  nach  den 
concreten  Vcrhältnisseu  beurtheilca.  Vieles  ist  auf  diese  Weist-  gewiss  nicht  zu  «-r- 
reicheti  und  allgemeine  Vorwurfe  kunntMi  den  Stautsbahnen  schwerlich  mit  Recht  etWft 
geffi^ntlbcr  den  Privatb.'»hnfn  gi-macht  w.  nbin,  deren  Diroctionen  im  (iegentheil  stärker 
besetzt  und  deren  Directoren  beiiser  bcAMhit  zu  <riti  pfleiiren.  (I>.  Sehr.  „D.  Mrgani». 
•<|.  preuss.  Slafthb."  klagte  über  die  Ueberzahl  v.  Secret.  in  den  Bureau's  d.  StaatsI». 
(B<"tricbsinspertion)- 1  Im  (ianzen  zeiircn  beide  Arten  Pahtien  in  der  ir<)he  des  Auf- 
wands ziemliche  lileichheit  £»paruiigei)  durch  verminderte  Uchaltc  siml  wenigstens 
in  DeatsehlMd  sieber  iiDthunlicb,  rietmehr  mnasen  die  tiohalte,  wie  in  anderen 
Zweigen  den  St;i.itsdi'>nÄt>;.  erhöht  wenlen.  wis  i^cradc  in  drr  ficir"rnv.irt  /.n  for-d«'ru 
ist.  Die  Anwendung  do*  Taotiümc-  aud  Präuieusystems  für  die  höhocca 
Beamten  der  aUgemeinen  Ycrwaltniig  ist  nicht  unatattbafi,  aber  da  sieb  ein  Maasä 
dafür,  wie  die  Th&titrkeit  des  Einz<dnen  den  flnsnziellcn  Erfolg  der  Cnt<;rnehmun^ 
bocinflusst.  kaum  fiiidef  .  ist  dieses  System  im  Gebiete  diese«  Verwaltungsi&weig» 
-doch  von  /.wcifolh;<tiem  W-  rthe. 

Im  Ganzen  lasst  sich  daher  in  der  allgemeinen  Adwaltung 
schwerlich  eine  erhebliche  Verminderung  der  Ausgaben  erzielen, 
eine  relative  nur  durch  Vereinigung  bisher  jrctrenntcr  Vcrwal- 
Utngeu  und  Vergrüssemug  des  Verkehrs.   Die  etwaigen  Keiurmen 
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tttehtiger  Directoren  tiod  Techniker  können  deigleieben  ftber  um 
80  mehr  in  den  beiden  anderen  Verwaltnngnwei^  m  Wege 
bringen,  weil  hier  Erspaningen  an  lacbliehen  Aufgaben  mög- 
lich sind. 

Bei  Dir.bez.  Berli»  1883/S4  z.  B.  3'62  MUl  M.  A%.  Tenralt  kostca  oderS  J'V 

S.  0.  S.  686.  Die  Gehalte,  Tagegelder  u.  Emolamente  in  d.  r  allg.  VenialtiiDg 
helni-rcn  isr.o  Ini  den  pn-nss.  Staatsbahn.  p.  Meile  148S  (Mai.  2356  Main-\\<-'  r 
B.,  Min.  niM  N;.ss.  oder  p.  lüO.UOO  Thlr.  Uruttoeinn.  2046  (Max.  3529  Bebr- Hau., 
eben  <'rotiiu>t,  Min.  1754  Saarbr.),  bei  dm  eigens  venralt.  Privatb.  bez.  1332  «. 
1918  Thlr.,  also  kein  irrossor  UntcrscLii  d.  Auch  diese  Ausuab  'ii  sind,  vie  alle  pvr- 
aönlichen,  Anfang  der  30  er  Jahre  stark  gesti^en.  Si«*  betrüge»  p.  Kii.  (also  p.  Meile 
das  T-5lkclie)  in  !ft74,  dem  In  Behrefl*  der  Betriebsaasgabe  (and  FiBMOMgehaMi 
nnqnin^'tigsten  der  neueren  Zrit  im  Ü.  Babnwcsen,  bei  d  preuss.  Staatsb.  fiftl .  dtm 
Priratb.  in  Staatflverw.  661,  den  Priratb.  in  eiguu.  Vcrw.  356,  i.  0.  479  Thlr.  1S7:( 
nur  4S8,  1872  S58  Tblr..  also  Zanabtne  Ton  1873  ^egeu  1872  um  22*66,  von  187.1 
auf  1S74  um  10-62  IS75  dagegen  mir  l»iO  Thlr.  od.  r  l  ü3  •/„  weniger  als  1^74. 
£iue  ganz  Konaae  Yerglt^i^'bong  ist  nicht  immer  zulüüsig,  da  diies«  Aasgabembtük 
d<Ndi  ilcht  UDiaer  die  fOllig  gleichen  Posteii  «mfaKL  IwO— 81  bei  d.  dcniacbeft 
Staalsb.  8'29,  eigens  rervalt.  Privatb.  10'7d  7«. 

287.  —  2.  Die  Bahnverwaltnng.  Sie  nrnfauft  die- 
jenfgen  Verwaltangsthätigkeiten^  dnroh  welebe  iiir  die  Erbaltang 
der  Bahn  selbst,  der  Oebftnde,  der  Babntelegraphen, 
der  Signale  nnd  anderer  fester  Anlagen  in  dem  fllr  den 
regelmässigen  ordentlichen  nnd  gesicherten  Betrieb 
erforderlichen  Zustande  gcäurgt  wird. 

a)  Die  Organisation  dieses  Verwaltuug^szweigs  ist  auch 
in  Dcutschlaud  botionderä  iu  UeUeÜ  der  Obcileituu^  etwai» 
verschieden. 

Hitnnter  üteüt  au  der  Spitze  der  Oberleitung  ein  Techniker  üds  Oberiueoaiear. 
was  VorOeite  hlmfchUicb  der  Knheitlichkoit  aller  Maseregelii  Uelel,  cderesfiuigirm 
Ingonieuru  fiir  ciiizrlue  Bahliabtheilungt'n  unmiUelbar  unter  der  Haoptrcnraltung. 
b.  Weber*  Frage  369,  2.  A.  d.  Schule  d.  Eiaeubahuwes. .  3.  S.  403  ii.  Dieaec 
Diemtewaig  wira  bbvellen  auch  ivr  aUraneiiteD  TovaHung  gereduMt  «ad  bettdut 
dann  gleichzeitig  mit  für  die  Obeiieitaiig  der  Tnuispoitrenraltang.  So  bei  d.  prevaa. 
Staat»  bahnen. 

Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Babnverwaltung  zerfallen  in  die 
beiden  Hanptzweige  der  speciellen  Beanfsichtignng  der 
Bahn,  welche  dem  sog.  Ötree kenpersonal  Ubertragen  iaty  und 
der  Stationsverwaltnng,  weltdie  dem  Stationspersonal 
anheimfällt 

Zur  Rtationsverwaltiiii;;  sruhört  auch  die  Bahntolegraphenrervihun?  derett 
Kosten  in  Prenssen  z  Th.  bei  der  Transp.vtTiraltung  vorrechnet  werdon)  nnd  dir 
Verwaltung  der  Bahnunterhaltnugö-  ond  Betricbsmagaziiu' ,  do^h  stehen  die*^ 
Zweige  mitunter  auch  oaabbftngig  neben  der  Stationsvcrwaltung. 

a)  T)m>  StF' (  kenp'^rsonal  besteht  aus  Abtheilungs-  (Bezirks-  Itijrfni'Unsn 
(Bahninspectoren) ,  Baumeistern,  ttämmtUcb  aaagebildeteti  Tcchoikera,  mit  dem  noth- 
wendigen  Holfb^  (Bureau-)  penonal,  ferner  ans  Babnmeialem  (Babnanftehem,  Ober- 
bahnwrir(»  rii ' .  i  lwr»  1  auf  T  — S  Kil. .  endlich  aus  d'-n  ntifcr  d<  n  B  iJuitn' i-t  -rij 
stebeudeu  Bahnwärtern  (Bahuw&chtorn),  08  — 1*2— 1*6  and  mehr  p.  KiL  ia 
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Deutbchlaitd,  rerächieden  uach  der  Frequenz  der  Baho,  auch  im-h  <\<ir  Alt  tbrer 
Aulaij^e,  dorn  Si^iiiilsystom  ii.  s.  w.  An  diese  Beamteo  schliefisea  bich  ctiraige  weiter« 
Hulfswr&rter,  »laiin  Ta<j;elöhH'  r  u.  s.  w.  an. 

Das  Station ^persoaal  begreift  die  Stationsvorälelier  (unter  verschie» 
diMieü  Namen,  wii;  Balinhofinspector.  liahnhof\'erwalt>  i )  il.  rm  meistens  zwei  «'lassen, 
für  grossere  und  für  Lleiuure  StaüoueiK  uutersciuedcu  w-rdeu.  Au  tiiu  reihen  sich 
ÄMiinenleD,  Stationiaafsclier,  PoitUn,  Nachtwichter,  ferner  die  Weichensteller,  die 
fiiMüiffr  aiioli  zum  Streckeuporsonal  g'-r-'rhnf't  venlni;  ovcntii^  II  di--  Teleü'raphist«''!! 
uuii  Material-  und  Maga2iaforwultungsl)caiutcu.  Letzterer  Zveij;  wird  auch  bisveileu 
zur  TraiMportirenrattaDf  iresteUt 

Beispiel  der  Organisiitiou  der  Bahnv>  i \v;iltiiii.;  :  l'roiiss.  Ostlj  -hn  tSTU 
Streckcnpersonal  7  Eisenbahubaumeister,  >  lietriebssecr. ,  1  Oberbruckenmeister 
(Weichsel»  u.  Nogatbruc  ke),  bd  Bahnioeister  (vor  Er5fln.  einiger  neuer  Strecken  1871 
79.  1  auf  l'ö  Meil.,  1S74  120),  5  Krahamcistcr,  773  Rahnwuiter  (bislier  715,  auf  I 
Meile  <•,  1874  1170).  St:tliou>persoDal  24  Stationsvorsteher  1.  Cl.,  l*>74  2-'..  Xi 
dsgl.  2.  (.'!.,  1S74  4U,  11  Siationsaufseher,  1*>74  .'Kl,  ti9  Stationsas^ist. ,  10  W  affen- 
meister. 1  Telegrrapht'ninsp.,  1  Beiriebssecr.,  b  Tel-iui  ipln  nanfsclu  r,  (;  >  Ttdegi-aphistt^i: 
weiter  '504  \\'oi(  henstell«'r  (incl.  !»  BrUckenwartor).  1S74  55h,  17  I'oriicr^.  KM  Na.  hi- 
«rachtcr.  ües.autw.  A.  fiir  1S71  41ö,it^U  Thlr.  —  Die  jotzij:«-  tuuutaiellun}?  gestattet 
nicht,  alle  einzelnen  Beamten  auf  die  rerschicd.  \  erwalt./.veige  zu  vertheiluQ.  Ein 
Beispiel  fUr  .  iniLT«'  Katfjr.R' aint- n  i?t  ah.  r  fol'^tMides  f.  <l.  Dir.bi  z.  Berliu  (1.  Apr. 
ISSd  24Ü7,  1,  Apr.  1884  24SÖ  KU.).  AjithcU  der  Bahurorwalt.  am  (iehaite  der 
Dinsctbeamten  92,400  H..  der  Eisenb.sccr.,  BotriebsseGt.,  Zeiclincr  o.  8.  w.  197,400  M., 
1S8  Bahnmeister  (1  auf  l.Tl  KU.,  (»halt  1050  M.)  zus.  808,562  M.,  1400  llalin- 
Mrärter  (1  aitt  l'7ä  liil..  üek  7U5  M.).  zus.  »{»6,475  M.,  19  Telegr^u&ehcr  (zu 
1050  If.  Geb.);  libmefr  dfitar.  Bcsold.,  Löhne  u.  s.  1,047,596  M.  Dnter  den  sachL 
Ausgaben  urscheinen  für  Ii  I  Im  lalagen  auf  fivicr  Strecke  2,031  JOO  M..  f.  d. 
Bahnliofsanlairen  l,90G.60ü  M..  i".  Teh:gr.,  SigUHl.-  n.  s.  w.  225,500  M..  f.  Ern.n.-r. 
d.  Oberbaus  .3,560,001»  M.  —  Die  Ausjj^abcn  f.  d.  Staüonspvrsonal  werden  in 
Prenssen  jetzt  unter  d.  T ransportverwalt  rubriciil.  U.  A.  bei  d.  Dir.bez.  Bcflilt 
.'iS  A'orsteher  1.  CI.  zu  2r.50  M.  Geh.,  84  2.  Cl.  zu  1950  \T,.  nsi]  Stationsaufsehern. 
Assist,  zu  1575  M.,  UVdti  Portiers,  Billctachailhor,  Weichensteller  zu  930  M. 
Sonma  fl  Bahnrenr.  bei  Bez.  Berlin  11 '66  MilL  M.  oder  26>4 

h)  Kosten.  Die  Ausgaben  tlei  Bahnverwaltnng,  natürlich 
bei  den  einzelnen  Hahnen  etwas  verschieden,  je  nachdem  Abthcil- 
UDgen  der  Oberleitung  zur  allgemeinen  Verwaltung  oder  untere 
Dienstzweige^  wie  in  Preussen  die  persönlichen  Kosten  der  ."^tations- 
verwaltung  zur  Transportverwaltung  gestellt  werden,  sind  absolut 
and  relativ  viel  bedeutender  als  diejenigen  der  all- 
gemeinen Verwaltnng,  stehen  aber  fast  immer  stark  hinter 
den  Ausgaben  der  Transportverwaltung  znrttck.  Hie 
betrugen  im  grossen  Durdischnitt  der  preussischen  Bahnen  frflher 
etwa  30  <>/•  und  darüber,  rnnd  (einsohliesslich  der  Betriebsinspec- 
tion)  ein  Drittel  sftmmtlioher  Betriebsausgaben,  neuer- 
dings in  den  70er  Jahren,  wegen  des  relativ  stärkeren  Steigens 
der  Ausgaben  für  die  Transportverwaltang,  etwas  weniger 
(28—29,  jetzt  wieder  29— dO  also  frtther  etwa  fttnf  bis  sechs- 
mal, jetst  drei  bis  viermal  soviel  als  die  allgemeinen  Verwaltnngs- 
kosten  und  fast  die  Hälfte  der  Ausgaben  der  Transport- 
Verwaltung. 
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B- i  dcD  oiuzcliK  n  B:ibneu.  Staats-  wie  Privatbaha*  a.  /eigcu  sich  abor  wieder 
orheblichc  Abw^eichungeo  dieser  Quoten.  S.  anch  u.  S.  756.  Abweichaiipen  aach  nach  »1. 
BerccbnuQgsart ,  z.  B.  in  den  amll.  prcuss.  u.  in  d.  deutschen  Verein 8 Statist. 
Von  Eittfluaa  hicfbei  die  Zurecbn.  oder  Abrecbn.  der  Kosten  des  StadmapeMoula. 
In  dfT  neuerlichen  Abnahme  vii-Hricht  sclion  Eiiiüuss  d.T  intensifre»  Attluf« 
der  Bahn  sichtbar,  wobei  die  laufend«-»  \ crwahun^skostoa  sinken  (ü.  u.). 

Di«  AlMf|«bdi  der  Bahn\ erwaltnng^  sind  tli<iU  persönlich«-,  Besoldnnjr  der 
Bahiibeanit'^n  u  s.  v:.  (Kleidung,  Heizung  der  Bahnwärterhrm  V)  tli^ls  j^.irhliche. 
Unterhaltung  des  Bahndamms  and  Uberbaus,  der  Schienen,  Schwellen,  Uruckvn,  Darch- 
liaM,  Tunnel,  andenn  Anlagen,  der  Gebtade,  Telegraphen,  Signale,  des  fn?wtan  ud 
der  Arbeit5iii  nithe,  Ausgaben  fttr  R«;imgung  ron  Schnee,  l'euerrersicherung ,  8t.  aein 
BoreaubedUrfnisse-  n.  s.  v.  Die  sachiicheo  Ausgaben  pflegen  erheblich  höher 
als  die  persönlichen  zo  sein,  doch  Inssert  das  Verwaltangssysteni  und  das 
obiui  in  §.  2SÜ  horvorgehoWne  Moment,  d<  r  (irad  dn  Iiiti  Dsivitüt  dfS  ganz-n  Balm- 
baus,  namentlich  das  Verh&ltniss  des  stehenden  zum  umlaufenden  Kapital,  auch  seinen 
Einfluß  anf  die  Kelation  beider  Posten.  Unter  den  sachlichen  Au:>gaben  befinden 
sich  viele  W'erkv«;rrichtungen  pegen  Taglolin 

Hi  isi)ii  l:  Piruss.  Ostb.  nach  d.  Rm  sluiringsart  in  d.  deutschen  Ei:>eji- 
bahiistatibt.  (;•^amul(^  Ausg.  in  Tausenden  ihli.  IbOU  (iu  d.  Klammer  IS74): 
(3148):  davon  Besoldung  der  Bahßb' aint  -n  iuel.  DienstUddnng  u.  s.  w.  462  ^^67), 
JI«d/u(i^  der  Wärtcrlocale  b'7  ('H'  (bei  Niederschl.-Mirk.  h4,  bez.  127,  woraus  henor- 
geht.  liass  auch  solche  Posten  nach  den  Bosoldungssystemen  abweicbeu),  Unterhaitun? 
d.  Bahndammes,  d.  Schienen,  Sehweüen  453  (11S2),  d.  Bittcken,  DnrehllSBe  11 'S  {S7K 
d.  (n  barrde  S2  (25{»),  Tolearr.  2f!  51),  übrig.  Anlagen  71  (271),  Inventarinm,  (Jerriilic 
H  b  (4b),  Gmudsteuer,  teuerrewich.  u.  s.  w.  3d  (7bi,  Schneereinig.  19  Uü),  Burean- 
bedtlrfiiisse ,  Fornnlate  n.  s.  w.  4*4  Sonstiges  2*9  (198).  Im  tiiaun  penftnL 
Ausg  40,  sarli!,  liü  •/„  (1874:  :{Ü*7  u.  »i'.»  3)-.  d^-l  bei  d.  niederschles.-miiL  bez,  36  ?. 
41.  63*7,  hanoov.  37-9  u.  621 ,  säohs.  Staatsb.  42*7  u.  .i7-3,  baier.  c  28  Q.  72,  wuatt. 
I9'l  n.  Wy»,  bad.  36-7  u.  «3-3  %.  Auch  bei  Privatb.  ähnliche  Schwanirangen ,  25 
bis  40  Vo  pflegt  die  p«jr»L>nliche  .Vus-^,  von  den  ges.  Bahnenver«'altungskosten  m- isten^ 
zu  betragen.  Üio  unter  die  sachl.  Auti^-ali-  n  gerechn.  t-  ii  T  igl  'ihii«  f.  \V'?rkrerricht. 
im  (Jebiet  «I.  Halniverw.  erheben  sich  öfti  rs  la  Dedeuteudcü  Samiut  u,  i,  ß.  1869  t>>tb. 
167,  \i.der!.cli  im,  ilannov.  300.  Sächs.  Staatsb.  239.  Wurt.  230  Taufi«!nd  Thlr. 
Nach  d.  deutschcit  Eisrtih statist.  f.  1S80/81  betragen  die  p •  rsflnl.  Kosten  der  Bahn- 
verwalt.  7*41  "/«  aller  Ausgaben  bei  d.  Staatsb.,  7*80  7«  bei  d.  «geasferwalt  Priv.- 
bahnen,  d.  saohl.  Kosten  (allgemeine.  UnterhalL  d.  Bahnanlagen,  Eirnenerannn,  incL 
der),  d.  Betriebsmittel.  Erw  eiti  r.  u.  Terbe^sO  bez.  22'.57  n.  2rr«>S.  was  ein  Verh.  von 
c  i  :  3  u.  1  :  3'^  wäre,  wobei  aber  d.  Kosten  d,  Erneuer,  der  zur  Tnnsp.verwalt.  ge- 
fadrigen  Betriobsmittol  hier  unter  d.  saciü.  Kosten  d.  Bahnrenrait  sleh<^R. 

Dir  Ilnh.'  der  s  ichlicheii.  indiri'Ct  aber  auch  di''jeiii;^;.-  der  ]■  r  -  n  '  i '  !i  •  t» 
.\usgaben  hängt  vornehmlich  von  folgenden  Bestimmnnguu  ab:  von  KUma,  Boden- 
beschatrenheit  des  Landes,  durch  das  die  Bahn  fahrt  (Schnoereinigung  z.  B.  bei  d. 
öst.  Sud-  u.  Tir.  B.  1869  .50.314  Thlr.  unter  1-81  Mill.  Thlr.  Bahnven^altnngsaujla'r.^n. 
1874  165,000  Thlr.  unter  2  63  Mill.  Thlr.  Selbst  solche  Posten  stehen  mit  unter 
dem  Einfluss  des  in  §.  2S0  bespruili.  Priucips.  Mehr  Tuimelbauten  im  (iebirge, 
Schneeschutzwehren  (sogen,  (jallerien)  rerhttten  die  Vervehnng,  eifoidem  aber  einen 
viel  grösseren  Anfwand  v.  ^teb.  Kapital);  —  von  der  mehr  oder  weniger  -sorgfältigen 
und  technisch  vollkommenen  orsti  U  Anl.-ige  und  seilherigenKrhaltuug  der  Dahn  etc.;  — 
von  der  Fre<juenz,  welche  die  .\bnutzang  durch  den  ngelmässigen  Beirieb  bedingt;  -- 
endlich  von  der  Sorgfalt,  mit  d«?r  die  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  der  Bal-n  im 
eigenen  Interesse  der  Verwaltung  oder  nach  Laudessitte  od«-r  in  Folge  von  Staatsg«« 
setzen  freschieht  In  letzterer  Beziehonr  werden  namentlich  in  Deutschland  und  s.  Th. 
überhaupt  auf  dem  ('ontinente  mit  Iveolif  um  der  Ordnung  und  Siehcrheit  d»-«  Betriebs 
und  der  dabei  beschäftigten  Peisonen  W  ülun  grössere  .«Uiforderanfen  gemacht,  ai»  in 
England  nnd  voilends  In  Kordamerika.  Das  bedingt  aber  möh  etwas  gfOsnei«  Aus- 
gaben für  diesen  Tit«>l  der  Bahnfervnitiing,  besonders  fttr  ein  giMseiw  Avftichlf 
personal  (Bahn »  a i  t.  r  u  s.  w.). 

Die  Hollo  der  Bahnverwaltungsaus^abeiij  bcsondci^  der  sach- 
licüen,  aber  auch  der  peraöniicheü,  steht  nau,  wie  gesagt,  im  Zu« 
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sammeDhang  mit  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahn- 
anlage. Im  Allgemeinen  gilt  hier  die  Regel:  der  intensivere 
Bahnbaa,  mit  grosseren  Verwendnngen  ftlr  die  stehenden  Kapital- 
anlagen, fDr  den  BahnlLörper  selbst  n.  s.  w.  ermöglicht  einen 
geringeren  laufenden  Betriebsanfwand  fttr  die  B ahn v e r w al- 
tung,  und  umgekehrt  macht  der  technisch  nnvoUkommmre 
wohlfeilere  Bahnbao,  zumal  bei  einigermassen  gleichen  Anforde- 
rungen an  die  Leistung  der  Bahn  (Frc(|uenz,  besonders 
Sc hnell lg keit  des  Fahrens)  relativ  grössere  Bahnverwal- 
tUDgskosten. 

Vor/.i;glich  ileiii  H^enthiinilit'lii.ü  l'instiuifle  .  dass»  bei  Jen  Bahnen  Jas  Siclu  r- 
hei  tsmomeii  t  ä»o  wichtii--  ist  umi  '  vcntucll  von  Seiten  der  ücst-t/gcbung  wcitgclu'.udü 
bezup;liche  VontchrifleD  uftcrM  erlassen  wonleii  swid.  ist  es  zuzuschreiben,  dass  nicht 
noch  fjrösstsrc'  üntersrhi«;dc  in  der  Beschaffcnhoit  der  g'anzcn  nnhuaiila^c  bei  Bahnen, 
an  welche  etwa  gleiche  Ansprüche  iu  Betrctl  der  Frequenz,  S<  hiu liiji^keit  n.  s.  w. 
giefltelll  werden,  heircMrtreten.  was  uattonal^Okononiiseh  sehr  begreiflich  wäre.  AU- 
<ianu  w(mlen  tacli  Mmentttch  die  BahavenraltnogsaiMgaben  noch  stiitece  Venchiedon- 
hoitett  zeigeji. 

Es  iXsst  dch  nicht  allgemein  sagen,  was  Okonomiseh 
oder  finanziell  den  Vorzug  verdient:  thenrerer  Bahnbaa, 
mithin  höheres  Anlagekapital  zn  Terzinsen,  und  geringere 
Bahn verwaltnn gekosten  oder  das  Umgekehrte.  Die  Wähl 
mnss  nach,  den  in  g.  280  dargelegten  Gesichtspuncten,  besondere 
mit  KttdLSicht  auf  die  Höhe  der  Löhne,  des  Zhisfnsses  n.  s.  w. 
erfolgen.  Im  Ganzen  wohl  Anfangs  mehr  extensiver  Bahn- 
ban  und  höhere  Bahnverwaltnngskosten,  später  Erspamng 
an  letzteren  (Löhne!)  dnreh  technisch  vollkommenere  Aus- 
stattung der  Bahn. 

Die  starke  Lohustcigeruug  ain  Br<j:inn  der  70 er  Jahre  iu  Deutöchlaud  hat  auch 
hier,  rcrbaaden  mit  einer  kleinen  Ermässiirung  «les  Zinsftutses  u.  mit  technischen  Fort- 
5cltfitteii  (vohlfeiler  llcr>t(-lliiii;^  von  Stahl'.  dt»n  intensiveren  llahnbau  \a.  B.  besser? 
Schinn-n,  StHhlsrhi.  it<  n.  lU'  In  Eisc  uv-  rwi-nd.  im  Ubfj'ian.  Ti  l>i  r-  u.  Untcrbriiclviingen 
bei  Krt'U/.uiigt'u  uiii  siraäi>i.u.  statt  <ler  Knazuny  iui  Niveau.  SvlbstschUcüscu  der 
Barrieren  mit  Schlagbänmen  a.  s.  w.  uanch&eii  finanziell  zweckmässiger  iremacht, 
bes.  lici  jr-  Ntiofjeüer  Rahnfrequenz  Die  Kosten  <ler  Bahiiv 'rw  iltiuig;  sind  damals  in 
Deutschland  stark  f^osticgen.  Sie  betrugen  1S74  l»ei  d,  preus».  biaalsb.  p.  Kil.  207'.», 
prettss.  Privatbahnen  unter  Staatsverwaltan^r  2502«  Privatb.  unter  eigener  Verwalt. 
filä.  im  Durchschn.  2011  Tbir..  Is73  dsjcl  1ST2  171?!  Thlr.   dso  mehr  1H7» 

gegen  1S72  12*90,  lb74  gegen  1S73  ^V9i>  %.  Iin  J.  1S75  war  die  Ausg.  mässigor: 
im  Durchüchn.  1S$0  Thlr»  od.  ^trcn  1S7i  VOI  %  wenifer.  1^80/8t  wnea  die  Kosten 
d.  Bahnverwalt.  i  ^\\>-i\  il-  ub-  Ik'U  Kitlinen  p.  Kil.  4020  M.,  Wi  d.  S(.Mfsl).  allein 
4063  M.  oder  li(40  u.  1354  Tb!r.,  abo  weniger  ab  Mitte  der  70er  Jahre,  was  aber 
zum  ThtfH  MB  A&densr  ITtfrechoiiDifr  zwiichen  den  drd  Yenralizire^Hi  sicli  eridii^ 
mochte. 

Abgesehen  vuu  diesem  vielleicht  finanziell  ratbsainen  Wechsel 
iju. ganzen  Bahnbaus^'stem  ist  eine  selbständige  Vcr- 
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minderung  der  AnsgAben  der  Bahnverwaltang  io  erbeb- 
lieberem  Haaese  acbwer  möglieh. 

Die  Vermlnderong  der  Zahl  der  BramtAii  vnd  Aagottelltfiii  waide  bei 

Hauptbalinen  grosser  Fre^iocn/.  uml  Srlm.  üio-kcit  meist  mir  au  f  Kosten  il«  r  Si  h  er  « 
beit  geecheheu,  was  io)  iMin  hscUnitt  wegen  öfterer,  Kosten  ftlr  Ktitschädigaag  ofid 
Material  heiromfeader  l n^^lu ck>!llle  niebt  eimnal  immer  oiiie  Ersparniae  wire.  Hit 
der  st'iigf^ndon  Fre-iiieiiz  wird  >og^;ir  <lie  Zahl  der  Bcaiiiten  wachsen  mUssen.  So 
wurde  z.  B.  JSt>9  jede  Meile  der  Üstb.  110,  die  Xiederachles.  II  I  Mal  tägüch 
dvTclieehii.  befahren,  das  Streckenpersonal  der  orsteren  war  p.  Meile  9*^,  der  nnflao 
15*5,  das  Stationspenonal  bez.  4*3  u.  9'i>  Mann.  Die  Gehalte  und  Löhne,  fiti  Deats^^h- 
larid  1*571  einige  Z*nt  lanrr  ausserordrnflirli  2:r'5tie5en  ~  .  ine  Haopturr;"  !!"  der  \'er» 
tUeucrujig  des  Betriebe  — )  g:eben  iu  läugcrmi  Zcitraiiincn  eher  einer  Kilioliung  ent^ 
gegen.  Durch  Aemtermnulirung  kana  nur  eine  unerhebliche  Ersparuag  ent- 
stehen, meist  gegen  das  sa«  hlichc  Intfrcwe.  Tn  den  sachlichen  Ausgaben  läast 
sich  durch  technisch  v  uilkommeiierc  .\nlage  (i.  Ii.  bei  Schienen,  Brucken) 
spaten.  Dafür  gelten  die  erörterten  Principien  Uber  extensiren  und  intmisiven  Bahn- 
bau.  Für  gewisse  kl'  inero  Rcparaturnrheitcn  und  da*>ei  viTwendete  Mate- 
rialien ist  endlich  am  Ei^parnissrucküchteu  ein  Vräwien*  und  Tantiemesystem  für 
Ersparangen  aa  llaierial  anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  Bahniiigeitieiueo,  teil- 
weise auch  bei  dem  unteren  P.  i-soiial.  Weber.  Soliul--.  2  A.  Ft.  870.  —  Detail 
der  Bahnuntcrbaltun<]cskosten  der  preuss.  Hahnen  iu  d.  aiiiti.  Stat. 

ij.  288.  —  3.  Die  Transportverwaltung.  Ihr  Gebiet 
ist  die  Ueberwachuog  und  Besorgung  des  gesammten 
Transportdienstes  der  Bahn,  welcher  in  den  Personen- 
and  Güterverkehr  zerfällt 

Kurze  prägnante  Gbaracteristik  d.  Kunctioncu  d.  cinzeliken  Organe  der  Tia]il|)Mt- 
vorwaitiinff  bei  W'.  ber,  Fr.  :J41       Schule  L  A,  (3.  A.  S.  414  If.). 

a)  Die  Organisation  der  Transportrerwaltung  ist  wiedemm 
nicht  ganz  gleichmässig.  Gewisse  Grundzüge  ergeben  sieb  aber 
aas  dem  Wesen  der  Sache  und  kehren  daher  ziemlich  überein- 
stimmend wieder.  An  der  Spitze  der  Oberleitung  und  Beanfsieh- 
tignng  des  Betriebs  steht  das  Betriebsdirectorinm  oder  die 
*  Betriebsinspectioni  deren  Functionen  mitunter  über  die 
Transportverwaltung  hinausgehen;  Behörden,  welche  daher  bis- 
weilen,  neuerdings  nach  preussisehem  Vorgang  bei  uns  regelmlsaig 
auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden.  In  der  Trans- 
portrerwaltnng  wird  dann  der  exeentive  Betriebsdienet  und 
die  Masehinen-,  Wagen-  und  Werkstttttenverwaltung, 
daneben  auch  wohl  noch  die  Materialien?erwaltnng 
(Magazindienst)  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Werk- 
stttttenverwaltnng  verbunden  ist 

a\  Der  ei:ecutive  Betriebsdif  iisr  zcrlalli  in  duu  K.vpf  di  UcuaUit;  i4?t 
und  den  Fahrdienst.  Der  orstcre,  wclclu  r  an  die  Station  geknüpft  ist,  ist.  wenigste lut 
an  den  gr'^^'seren  Stationen,  wieder  in  den  Dienst  für  dm  Person'-n,  >  rkehr 
(inrl.  <n;päck;  Und  iu  die  üuterexpeditiou  getrennt,  Das  zum  £xpedition>dieji:>t 
I^h5i«nde  Pereenal  besieht  aus  Einoelimeni  (Billetrcrkäufem,  Station■ca•^enteBda^te■^. 
(lepnckexpedi'  ij teil,  mitunter  noch  b'-sondercn  tiepä'kwieg  :  i  dann  (jlcpficktrS?cm .  und 
etwaigem  Uulfspcrsonal  (AtMiütenton)  fUr  den  Jl*en»aneatiajis|)ortdioA^  Zur  Gat(ffQxpodi- 
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tion  gehört  da»  Persoual  der  Ontcrexi'odienten.  Boden-.  Laile-  ifod  Wiegemeister  und 
^a'  nothwendige  Hulfsporsonnl  für  Kasse.  BochbaltuDg.  Rccboang  Tl.  s.  w.  Yiole  ge- 
wölmUche  Weriverhchtiuigen  im  Güterdienst  (Auf-  and  Abladen.  Wagonrangiren  etr.) 
erfe^en  im  T^lehs.  Itae  geeammte  QfttertnuMportvefleii  «  iner  Bafai  stdit  mitunter 
noch  nnter  oint  m  >7»^snnderen  Ober-Güterverwalter.  Die  üeberwachunjf  und  Ober- 
leitBog  det>  ExpeditioutMlieasts  lÜlt  dem  Bahnhof forsteher  ^u,  welcher  duxch  Schirr- 
meister (Wagenmdster)  die  ZnsammeastellDu;;  der  Züge  besorgen  liest 

I>:ui  Fahrdi«Mislp>;rsonal  höherer  Ordnotiir  sind  die  Locomotiv fiihror ,  Zuj:- 
ftthrer  (Oberächatther)  und  Packmeister,  dasjenige  moderer  Ordnung  die  Heizer, 
Schafflier.  Zageehimnetoter,  Bremser,  deren  Dienst  mit  dem  der  Seliafßier  mitunter 
rereiuigt  i^t.  An  dieses  Personal  i>chlicttöt  sich  als  etebeudes  Personal  auf  den  Sta- 
tionen für  den  Fahrdienst  dasjenige  d'T  Waganpatzer,  Schmierer,  Wagenmeistor  *,Schirr- 
Dicistcr,  Wagenrurisoroo^  o.  «igl.*m..  I>i£weilen  auch  besonderer  Maacbinenheizer  an. 
Diuses  Personal  oder  ein  Theii  desselben  wird  mitonter  such  xnm  StitionspeiMinl 
(Behnverwaltung)  oder  zur  W:^i^en?erwa!(un<r  ?ro,re«  hnet. 

fi)  An  der  Spitze  des  Werlistättondiensts  (für  Keparaturen  dca  l  ahi- 
mnteraJs  u.  s.  w,)  stehen  Tcchnilter,  sog.  Maschinen-  und  Obermeschinenmeister, 
welche  Zeichner  zur  Seite  haben:  unter  ihnen  \V\  rkstäff  rivorsteher,  Werlinieibter. 
Wagenmeister ,  «iseerdem  das  uothwendige  Buchhaitungs-,  Kochnungs-,  Kassen- 
penenat  u.  s.  w.  0ie  aselsten  Weifcfiwricbtungen  gesebdien  »ce^en  Tagelohn.  Auf 
grösseren  Stationen  bestehen  besondere  Magazine  verschieden,  ii  rr:ilTT!5:s  für  die  erforder- 
lichen Betriebsmaterialien  anter  Materialieuverwaltera,  unter  denen  Aufseher  etc.  fungiren» 
Beispiel  der  OrgauiBat  n.  der  Zahl  n.  VerÜidlnng  des  TnuispoTtrerwiltungi» 
Personals:    Prouss.   Ostb.  ißx  peditionsdienst  (1*>70):    1    ( »^ergUterverwalter, 
I  Eisenbahnsecr.,  16  Stationskasäenrend.  n.  Einnehmer.  9  Gepäckexpedtenten,  63  Guter- 
cxpedienten,  56  Bodenmeister  (an  12  Haltestellen  sind  Weichonntcller  ^eg.  Kemuner. 
mit  dem  Rilletrcrkaui  betraut)    1  ahrdienst  135  Loi-omotirenführer,  43  Zugführer. 
44  Packmeistcr.  l.'Jo  Heizer,  112  Schaffner,  28  Schmierer.    W.  rkstättrnbetrieb 
1  Obennaschiuanmeister f  7  Maschinenmeister,  8  Zeichner,  7  KiiCiibahubücr.,  32  Be- 
triebssecr..  5  Werkst&tteuTOnt,  18  Werkmeister,  22  Wagenmeister ;  —  27  Maschinen- 
heizer (fehlen  bei  ander,  preuas.  Staats!).).      Portiers,  io  Nachtwä«  bter :  >Taterial- 
vcrwaltung  auf  d.  Strecke,  ü  Matcriaivervalter  1.,  7  dsgl.  2.  Classc,  wozu  bei  and. 
pr.  Stutib.  uocb  Aufteber,  WIcbter  u.  dgl.  treten.  —  DIr.bez.  Berlin  1883/S4: 
Stationspersonal  s.  o.  S.  713.    Exp.j).  r--onal.  14  Stat.ka>senrendanten  u.  (iiifen  xpcd.- 
roreteher  (Geh.  2800  M.),  20s.  äU,2U0  M.,  Iü2  Suuinnchmer  und  üutorcxpedicnten 
(2175  If.  Geh.),  zus.  218,(|2S  M..  122  Lide-  n.  Bodenmeister  (1200  M.  Geb.).  zus. 
145,050  M.,  Fahrdienstpcrs.  :»SS  Locom.fiihrer  (1500  M.  Geb.),  zus.  Sß5,650  M., 
612  Locheizcr  u,  dgl.  (lüäü  M.),  zus.  684,840  M.,  142  Zugluhrcr  (1200  M.).  zus. 
170,400  M.,  196  Packmeistcr  (1020  M.),  zus.  191»,! 55  M.,  391  Schaffner  (885  M.). 
zus.  348,350  M.,  330  Bremser  u.  Schmierer  (840  M.\  zus.  266,085  M.,  Werkstfttt- 
verwalt.  S  Vorsteher  {'im  M.^.  /tis  fO.-iOM  M.,  64  Werkmeister  (2175  M),  zus. 
139,200  M.,    Material-  u.  M  au  u/,.verwa]t. .  0  A'orwaltcr  1.  Cl.  v24üü  M.j,  zus. 
14,400  M.,  21  2.  Cl.  (1725  M.),  zus.  36.225  M.,  !.->  Mag.aufsehor  (1125»  zus.  16,875 
u.  noch  einzelne  aud.  Beamtenuten  (u.  A.  71  Maditwiditer  zu  600  M.,  143  Hangii^ 
U.  Wacrerimeister  zn  1125  M.) 

Die  Organisation  einzelner  Zweige  der  Transportver- 
waltnn^  und  die  Zahl  dos  PersoDals  in  denselben  hängt 
begreif lirhcr  Weise  von  der  Frequenz  der  l^ahn,  besonders 
was  den  Fahr-  und  Werkstättendienst,  und  von  der  Be- 
dentong  der  einzelnen  ^tationeoi  was  den  Expeditions- 
dienst  anlangt  y  wesenüieb  mit  ab. 

Heispicle.  P.  Meile  Bahn  kam  n  J'^il!»  in  d.  Traiisporn '  rwalninu  vor  l)cl 
der  pensft.  Ostb.  7*0  Beamte  vu  HtUt'sarbdtcr ,  19*0  Arbeiter,  bei  der  nieder- 
schles.  22i  u.  43-3,  westfif.  12*6  u.  24-9,  Searbr.  20*2  u.  80*9,  hannor.  11-» 
u.  2S'l,  n  ISS.  S'^  u.  18*2.  Dagegen  war  di'  beförd.  Bruttolast  auf  1  Meile  Bahn 
redncirt  bei  diesen  fialwen  bez.  26*9,  510,  2V)-0,  il  li  32*8  u.  20*9  MiU,  Centner 
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(sog.  Cenfnenncilcii.  (icwicht  (I.  r  l'ers..  (iüter,  Wagen,  Loromot.  u.  Tender  zos.)  und 
die  Bmioeinn.  p.  Meile  04,  101,  5t),  lu4,  76  D.  43  Tausend  ThU.  —  Bei  einer 
LiAge  ron  122  M.  der  Oitb.  u.  von  72  M.  d«r  niedenohlei.  (lad.  «eblee.  CMtifgsln) 
(bez.  V.  131M>  u.  5ü2  Kil.  in  IS74>  hatte  die  ci-stt  n.  zweite  bez.  130  u.  1Ö7  (1S74 
227  0.  227)  Locoiaoüvfuluvr,  130  u,  1»4  Ueizer  (.lb74  t'euerleuto  43t>  u.  dU7).  Sl» 
0.  28  Zofrfbhr«r  (1874  104  o.  49),  34  u.  54  PHckmeistor  (]%74  7«  n.  105),  101  o. 
223  -itl  II.  '2'J2  Schallher. 

Auf  kieinttu  Stationou  und  bei  ^chwacheui  ^  erkehr  kunneu  mam  he  Arbeitea  toh 
einem  Beanlaa  bepoxgt  wefüen,  die  waat  j^etreiiut  werden  mmvm  {t.  B.  BilletretfcMf 
und  Ge|>ftckezp«dition,  beides  und  Goierexpeditiou). 

Einige  VerscbiedcDlieiten  in  der  Organisatioii  und  in  der  Zahl 
des  Personals  werden  im  Personenverkehr  auch  dnrch  das 

Bill  et-  nnd  Coutrolsy  steni ,  im  Güterverkehr  durch  da« 
Verlad  ü  ngssystem  bedingt,  in  beiden  endlich  durch  die  ob- 
waltende Rücksicht  auf  ßetriebbsicberheit  und  durch  den 
Znstand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  280  hervorgehobene 
Afoment  in  Betracht  kommt. 

Auch  wegen  di<;aer  ümbtiind'  in  Ih.titS'  lilniifl  ni'  hr  I',iliiifcr>uii.»l  nuf  d.n 
i^Ugeu,  wie  mehr  Mtreckeapvrsoual  auf  der  Bahn,  iiier  rechnete  man  nach  Weber 
ror  einigen  jatifen  2^3  Pcnoiienwaiiren  auf  1  SchalfDer  eder  BTenaer,  5*^8  (taier> 
.laT  f  Ileglcitrr;  in  Kni;lainl  und  l'rankreich  dag:egrti  »nf  !  Prrson.rnzuz  ^clt- ii 
mehr  als  1  Ubersch.  u.  1— 2  Sch.  oder  Breauer.  iJuideiteiiUen  tbon  hier  auch  viel. 
Dat  deutsche  Poblit^iim  rerlanitt  jetit  auch  mehr  SchaHher  u.  wOrde  das  franzaeifcehe 
Billetcoiitrolsysteiii     liw  L'rli<  li  bevorzujicn. 

lieber  das  Üiliet-  ii.  Controlsytitcui.  Wenn  di«  (juutrole  und  Abnahme  der 
Personenbillete  nur  in  den  Waj^en  erfolgt,  wie  fast  allgemein  in  Deutücldaud.  bedarf 
ea  unrermeidlich  mehr  Schaflher,  die  dann  wenig'>t<  ii>  in  den  Personenzügen  auck 
nicht  so  umfassend  als  Bfmser  mit  hcschäftirt  sein  kAnii'-n.  zumal  sie  oft  im  Fah^n 
die  Bülete  <oupir»'ii  m  issüu.  Anders  im  Aualand,  bes.  iu  I  raukreicli,  wo  die  Hibn- 
hftfe  Stren::  (bL-eäperrt  siml  u.  die  Hauptcontrole  der  Killete  beim  Eintritt  in  u  Aus- 
tritt aus  ilein  Bahnlioi  '•rfoljt.  ]>A  <\vT  Uilletexpedition  ergeben  ^i- Ii  -iiir.  h  das 
jetzige  System  der  zahilodcn  Kini^elbilletu  fiir  Hunderte  vou  Stationen.  t«ir  verschiedene 
WagenclasBea,  Zttge  u. s.w.  groose  Weitläufiirlcite» ,  an  atleii  Hauptstat  /.umal,  fOr 
Stempclunj  .  V'  rkauf  «ler  Billete,  t'ontrolr  der  Einnehmer.  Das  Edmondson'^che  Billct- 
system  (die  Kärtcheu  mit  blosser  Augabc  von  Abgangs-  u.  Bestimmungsort,  Preis  o. 
FUtrournmer  od.  Datum,  die  Kirtchen  werden  dann  von  den  Schaflnem  oder  Bahnhof- 
portieis  gesammelt  u.  zur  Mitcontrole  .dv^cliefcrt),  das  auch  in  Duiits' h! «nd  dlniidiir 
ganz  das  iiitere  Zettelsyatem  verdrängt  bat  u.  den  \'ortheil  rascher  Stompeiung  mii 
Hülfe  bc/.iigl.  Maschinen  schon  vor  längerer  VMt  iu  1  Stunde  bis  5000  tkUck,  jetzt 
wohl  noch  mehr)  l>iet<:t.  rei<  ht  jetzt  immer  woniger  aus.  Eine  grosse  VereiBfai'bunr 
des  f^illetwesons  gestattete  das  von  Porrot  vorffeschlau.  einfach«-  Tarif^y«f'  !»  .  de^i-icii 
Durcbiiüaung  nur  problcmatis<.li  ist.  Aber  auch  bei  wcsentl.  I  esüiaUuju.  ^cnu  au.  h 
einiger  V'<  reinfachung  '\c^  heutigen  Personentarifsystems  sind  Kcformen  in  dem  Bill<  (- 
wesen  mßglich,  v^.  z.B.  den  Vorschlag  von  Schölts  aa.  0. ,  Weber,  Schule, 
.H.  A.,  S.  42U. 

Ueberdas  Verlad  unvssyatoms.  die  Schriften  y.  Michaelis,  Perrot,  Sch«It<. 

Dorn.  Ohn  u.a.m.  I'io  von  inan'-li';i  Seiten  •j'  ft rüiseht'-.  doch  un^nlrui-ig-;  Trenimn« 
des  tahr-  u.  Frachtverkehrs  wurde  den  GUtercxpeditlousdicust  der  Bahnen  last  •jauz 
in  Wegfkll  bringen,  da  hier  die  Befrachter  eintreten  worden.  "Ea  ist  wohl  mö^ich, 
dass  dadurch  aueh  an  Arbeitskosten  im  Gan^en  einii?-  Er?i  arung  entsteht,  wenn  aueh 
keine  sehr  wesentliche.  Auch  die  Stellung  ganzer  Wagen  zur  Dispoeition  ron  Be- 
frachtern, zum  belieb.  VelUaden,  die  Beförderung  ron  MaHengutem  in  Wairenladungen. 
welche  die  Befrachter  selbst  anfallen,  haben  neben  anderen  Vortheilen  den.  ti  r  Bdin 
Arbeitskraft  zu  ei^paren.  Bei  der  SteJlung  eigener  Wagen  durch  die  Befrachter 
wurden  sich  ftlr  die  Bahn  selbst  im  Werkstättendienst  Ersparuugen  ergeben.  i  ragiicU 
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jiieibt  uur,  wie  weit  ^ulcLe  Kcioriiien  uach  der  ganzeji  leehnik  di-s  RabulMitriebs  abcr- 
lianpi  dmchfUirbftr.  S.  Mn.  Alwcbnitt.  Am  Keilten  Last  in  det  Expedition  macht 
der  StliekKtttoiT«ri»hr. 

Die  Aufgabe  ist  hier  offenbar,  diejenigen  Syeteme  zn  wäblen, 
welebe  bei  aller  Siebemng  vor  Unteraobleif  nnd  Verlast  in  volke* 
wirthBobaiUieber  Hineiebt  gOnetigi  Air  dae  Pablienm  mtSgliebst 
bequem  und  flHr  die  Verwaltung  durcb  Vereiniacbung  des  DienetN, 
£raparung  von  Arbeiteluäflen  u.  s.  w.  mOgliebet  woblfeil  sind.  In 
beiden  fiesiebungen  bleibt  nocb  viel  xu  wflnseben  Hbrig. 

b)  Die  Kosten  der  Transportrerwaltnng  bilden  der  Regel 
nach  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  ßetriebs- 
uusgaben,  in  Deiitschlaud  uahe/u  zwei  Drittel,  früher 
ctwaH  unter,  dann  etwas  Uber,  jetzt  wieder  anuUheiud  ßO**/^,  mit 
Schwankungen  nach  Bahnverwaltungen  von  ca.  50 — 75  "/o-  ^^'^c 
Ersparung  an  ihnen  fällt  daher  für  den  Reinertrag  und 
für  die  Möglichkeit  der  Tarif  red  uctionen  gewöhnlich  an» 
Schwersten  ins  Gewicht.  Sic  ist  aber  auch  in  grüssereni 
Umfange  uHiglich,  als  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen. 

Hei  d.  »Ifiutsi  lien  Bahnen  I^HO—Sf  Transp.verwalt.  v  (insammtau^t^.  bei  d.  Staatab. 
üü"7r»,  Ijüi  d.  l  igcnsvcrwaJi.  l'riv.l».  öii  lT.    Pr''««*«.  Staatslj.  iiiifli  Kt.  1.  1  bi>.'V^-l  OTI 

Auch  die  Ausgaben  dtr  riaiiHiHjrtvcrwaltung  sind  theils  per- 
sönliche, Besoldung  u.  s.  w.  der  Beamten,  theils  sachliche, 
bei  letzteren  einschliesslich  grosser  Summen  von  Taglohn  fUr 
niedere  Werkverrichtungcu. 

Die  sacblichon  Aasg^ben  ^iucl.  Ta^eidboe  a.  dgl.)  Überwiesen  bei  der  Trauspon- 
rervaltoBir  die  penOnliclien  noch  stärker  als  bei  der  ftkhnvenraKnnp.  Sie  zerfallen  in 

(liß  uniJiitt- Ibaren  Kosten  dor  Zugkraft  |E'«'nernnu  der  Locomotivcn,  Schini<!ren  und 
Putzen  d«r  Masihinca  und  Tender),  der  Züge  (Schmieron  ond  Ifeiniffen  der  Wagen, 
Jleleuchtung  der  Zunc,  (iUtervcriadungi;  in  die  Keparatarkostcu  der  l  ahrzenge;  in 
die  zu  einem  Theil  mitunter  aus  den  laufenden  Betncbscinnahinen  «>rfo)|?cDde  Er- 
gänzung d<  r  'i'ranspoT  tiiiiitri.  alvo  N  " n sc haffuii g  (nicht  nur  Ersatz)  solcher, 
irelcbc  indesäen  vielleicht  richtigLi  vuu  d< u  laiif<<nden  Ausgaben  ganz  aufgeschlossen 
u.  l»e8onder:i  verrerhn<-t  wird;  fernor  in  die  Ausgaben  fUr  Heizung  und  Koinigung 
der  Uctri  ebslonlitäten;  für  ^^'alr' " '"itthe  an  fremde  Bahnen:  fnr  Ent- 
üchädigungeu  im  Pe»oneu-  and  liutenrerkebr ;  für  Drucksachen  und  Bareaa- 
bedttrfnlsse  n.  a.  Direraa.  Diese  sadülelien  An^ben  lassen  stdi  wieder  mit 
denjenigen  porsAnlii-hen  Atisgalx-n ,  wel'-li''  sich  an  dir  .'in/flnrn  Zwoige  innpfon, 
xusautmcnljadscu,  was  for  einzi^lne  Fancte  ein  richtigeres  Bild  gewährt. 

Beispiel.  Preuss.  Ostb.  An^.  f.  ges.  TnuMpoTtrerv.  1869  2181  (1974 
ÖSl).')!  Tausend,  wovon  auf  [{esoldun;;^  etc  49t>  (15(i.').  sachl.  Ausgaben  (5090 1 

Tausend .  mit  Ausschluss  der  Ergänz,  d.  Betriebsmittel  1435  (^432<V*  von  i.  (J.  1931 
(5^31),  oder  pers.  A.  2o-7''  „  (2b'S)  u.  sachl.  Ausg.  74-J{'*  o  '74'2i,  u.  ml.  Feuerung  d' 
I^coniot.  (1171).  Srliiiiieren  d  Masch.  U.Tender  2i  (5Si,  Putzen  dsfi.  58(12Sj, 
S.hmieron  il.  Wagen  17  (Kl«),  Krini-  n  lü  y'l'>l  Beleuchtung  d.  Ziii;'  17  .'.(>),  (jllter- 
verlad.  71  {VJÖ),  sonst.  Kenten  lü2  (2 Iii),  i  f»-  Kosten  der  Zugkraft  u.  der  Züge  609 
(2018);  Roparaturkusten  4s."i  (1087),  Loc  u.  Tender  2>2  i6Ü«),  Personen  wag.  62  (150\ 
Lastw.  13S  VAIW  and.  2  (2n:,  u.  U.nnie.  .1.  E.tricbsloc  81  (122),  U'ag.uuiiethe 

143  (271),  Entächiid.  im  (iuterverk.  25  (35),  Drucksachen,  üureaubed.  31  Sonstiges 
Ü2  <70&)  Taaseud  Thir.  Bei  d.  niederschles.  B.  ist  d.  Vorhlltnim  d.  pers.  zn  den 
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sachlichen  Ausg.  iexcl.  neue  Transpörtmitti  1}  in  lSf»9  IU  j  u.  !>3  'i7u.  ^"'^  der  hattüw». 
23-7  u.  76-8.  sächs.  Staatsb.  1V4  u.  S2m-.,  baier.  30  5  a.  69-.>.  wurt.  29  9  u.  701, 
bad.  34'1  u,  65  9"  ',.  (hm  gleichmäss.  Vertheiliing  der  Ausgaben  -  rfulgt  auch  hier 
nicht.  Nicht  unwcsentiicli  verschieden  stellen  sich  unter  Ucm  Einfluss  der  Freqaenz- 
verhältnissc  auch  die  RepantoHcoeten  der  einzelnen  Arten  Fahrzeuge,  z.B.  1S69 
(u.  1874)  bei  d.  niederschl  B.  wenif^er  als  bei  d.  Ostbahn  für  Looom.  u.  Tender 
^206  :  2b2  u.  42i>  :  60G),  etwas  mehr  fUr  Pcnionenvafca  (ti6  :  ü2),  erheblich  mehr 
für  Lastwagen  :  ISSTamend:  Kdileii?eTlMlir  a.B.  w.  attf  dw  eRrteren;  1874  bei 
beiden  Wagenarten  470  :  461).  Gegen  Tagelohn  erfolgtt^n  WcrkriTrirhtungen  i.  d 
Transportrerir.  bei  d.  Ü»tb«tm  lbti9  ilr  472,  niedeiscbl.  far  32i>,  haanov.  535,  sücha. 
215,  wort  STn  Tausend  Thlr.  Dif.Bez.  Berlin  1888/84  tschl.  Anagabcn  d.  Transp.- 
verw.:  allu.jiii.  1,226,032  M.  Kosten  d»'r  Züge  3,455,000  M.,  Unterhalt,  d.  Betriete- 
mittel  4.794,UÜO,  Erneacran^  derselben  3.043,000.  Benutzung  fremder  BahnanUgen 
275,670  M..  Miethc  fremder  Wagen  u.  Leihtfeld  1,575,000  M.  —  Bei  d.  deutschen 
B.  1880/81  bri  Staatsb.  u.  bei  eigensverwalt.  Pritr.bahnen  bez.  persönl.  Ausg.  d. 
Transp.vvrwalt.  34'12  ii.  20  53  fneml.  äusserer  BalinhofsirujnHt  \Vö^  u.  D-'y,  Expcd.- 
dienst  7*13  u.  6  93,  ZugbeglcitUienst  6-S2  u.  5-52.  Zugfurd.dienst  h-59  u.  7*23*/„>, 
snchl.  Ausg..  neml.  aUgwm.  Kosten  d.  Transp.Tenr.,  2*90  u.  3*01»  Bahntraasport  20  24 
u.  1815.  Kosten  d.  llenutz.  Irrm  !  r  Anhigen  u.  Betriebsmittel  1-68  u.  SMO.  /us.  2T-S2 
u.  26-26%  von  allen  Bctriebsaii£<;abeu.  Nach  dieser  Statist  Berechnung  wären  die 
ancU.  Aiugabon  bei  d«r  Transp.venraltQnf  nicht  nur  nicht  grOner,  eoodeni  etwas 
kleiner  als  die  persönlichen.  Diese  .\bw*  ieliung  von  d.  früheren  Daten  u.  der  <l;imal3 
ableiteten  Ret;ü  mtm  sich  aus  Ver&nderungca  der  Rabricirong  der  einzelnen  Posten 
eikliren. 

Besoutlers  wichtig  sind  die  so  geüildeteu  Kosten  des  eiareiit- 
lichen  Pahrdieudtes  uud  unter  dienen  wieder  diejeuigeu  der 
Zagkraft. 

Ein  Theil  dieser  Kosten,  besondere  für  die  Besoldung  des  l  lIui  rbon.*!-«  auf 
den  Zogen  —  zahlreicheres  Anfsichtspersonal  bei  onToUkommenerem  liau  und  Fahr- 
material  — ,  für  Reparaturkosten  der  Locomotiven,  Tender.  Wagen  —  etwas  leichterer, 
tochnisch  unvollkommenerer  Bau  der  Fahrzeuge  bei  leichtem  Bahnbau  — .  auch 
^releirentlich  fUr  Miethc  fremder  Wagen  —  ErspantnL^  an  Kapital  für  Betriebsmittel, 
also  an  stehendem  Kapital,  S^^ilt  nü  einer  üruicreu  und  einiachercu  Bahn  (aüUi»!  hängt 
die  Benutzung  fremder  Wagen  wesentl.  von  d.  geogr.  Lage,  Durchfuhrrerkehr  etoer 
Bahn,  (iriVsse  J-  r  letzteren  ab;  daher  meist  v-rli  iltTiiamässig  gr&ssere  Bt-nutruns 
ftemder  Wagen  bei  den  Phvatbahneu;  bei  den  6uatäb.  war  sie  früher  bei  d.  nieder- 
scliles.,  hannor.,  westfftl.,  s&cba.,  bad.  gnm,  bei  d.  and.  bedeitleiid  kleiner,  bau  4, 
wart.,  baier.,  nass.  Seit  den  ^xrossen  Verstaatlichungen  wird  dieser  Ausgabeposten 
Ijei  d.  Staatsb.  natürlich  viel  kleiner);  —  fiir  £nt8cLiUU|(angen  bei  UnHUleo  hängt 
wieder  nit  den  in  %.  280  beiprAchenen  Prindpien  in  Betreff  der  BahiaaUfre 
zusainm«  » :  bei  dem  inteusiv.  n  Systeui<  winl  di'S.  r  Kostenbetrag  kleiner  als  l>ei 
dem  extensiven,  daher  z.B.  in  England  kleiner  als  in  Deotochland  sein.  Erspa* 
runf^en  an  diesen  Kosten  hängen  also  unter  Umständen  Ton  dem  Uebergang  ti 
vollkommenerem  Balm  bau  und  Fahrmaterial  ab,  wofür  das  oben  Entwickelt«' 
gilt.  Ein  weiterer  Theil  der  koston  ergiebt  sich  aus  der  Zahl  des  Fahrdienstj»  Tjonala. 
woiur  Sioherheitsrücksichten ,  gesetzliche  Vorschriften  mit  massf^obenU  sind,  aus  der 
Hohe  der  Besoldungen,  der  Preise  d<  s  Rn  riiiütolts  u.  ä.  w.,  worüber  aUgeBMiae  Landed- 
und  Z('itv>Tliälini38e  entseheid  -n  rulli«  h  aus  dem  mehr  oder  weniger  sparsamen  Ver- 
brauch von  Brennstolf.  Oel,  S<  hmier-  und  Putzmaterial  u.  s.  w..  wo  aidx  ein  ratio- 
nelles System  von  Kokes-,  Oelprämien  u.  s.  w.  vortheilhaft  erwiesen  hat 

Die  Kosten  der  Z  ii  u  k  r  u  f  t  (Hesuld.  li.  Lrdilie  d.  Masrhin-riTi' ,  Loeomötiven- 
filhrer,  Heizer,  Prämien,  Keisegeldcr,  Arbeitslöhne.  Rcparaturkosteu  U.  Loc^  Tender. 
Woiliatittenbetrieb.  Repar.  d.  WasserBt,  BreniiBt.  Schmier*  n.  PatznaL)  betroires  In 
Preussen  bri  allen  Bahnen  I85S  296,  18»19  25'47„  '■inuiitl.  Betriebs-,  ITv  und 
41 -3 7g  der  Tran»porUu£g.;  bei  d.  Staatsb.  1S(>0  27(1  von  allen,  45» 7«  letiteivr 
Auflf.  Auf  Brennstdr  kau  Drittel  der  Au:ig.  vier  Zugkraft.  Baicb  die  aeier 
liehen  Verichlebunfen  der  PreiM  n.  Mhne  haben  sich  diese  Qaeton  reiindert. 
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übergebend  bes.  sturk  dnrcb  das  abnorme  Stci^un  der  KohleDpreise  Im  Anf.  d.  70  er 

Jahre.  —  Aul  il.  preusä.  Staatsb.  war  1"^71  "l.  Ausg.  l'.  Traosportverwalt.  im  (iaDzea 
p.  KU.  5211  P'ivntb.  in  Staatsverw.  52^7,  Privath.  in  oiffi»ner  Verwalt.  ,M929,  im 
Dnrchschn.  i..22  ihlr..  gegen  4241  Thlr.  ia  ISTü.  :{704  Thlr.  in  J872.  Zunahme 
ISTl  gegen  1S7Ü  II  SS,  1^72  gegen  1S71  H»-ü4,  1ST3  gegen  1S72  J4-50,  JS74  gegen 
IS'?>  f5'3f)"'y.  Im  .1.  I^T.'.  sind  dlcs>  AiiMiabfii  a^tsolut  o.  relaliv  gefalleD.  im  Durch- 
schnitt 31114  'J'htr.,  aläo  gegen  1S74  13  45";,  weniger.  Nach  d.  deutscheu  Statist, 
r.  1660/81  bei  aHcD  Babneo  p.  Kil.  HK54.  bei  d.  Staatsb.  allein  STtil  M.  K<»sten  d. 
TmtiSp.v>TÄ'. .  uJrr  2^85  u,  2U'iO  TJilr. .  :il,-,ü  vri..'i].-v  ciln-lil.  weniger  als  v(ir  einigelt 
Jahren,  trotz  einer  f.  d.  Transportrerwalt.  wohl  im  (ian/en  chot  ungttAStigüren  Ver- 
bucbung.  —  Ueber  die  Vordtelle  dos  PrSrnfensystems,  das  jetzt  veit  verbreitet  ist  fUr 
••irii;ii  unter  eim  ui  Ma\.  biribendeu  VL-rbrauch  an  IVrennstofr,  Oel  u.s.  w. 

l'errot.  Kisenbahnref.,  S.  152  IT.,  157  iL  Krsparuug  bei  der  Rhein.  Ii.  vrea,  mit 
dnrch  Schmierprämien  in  2  Jahren  82,000  Thlr.  (Yerbnuich  bei  7^^t  Mill.  Adis- 
meilcn  1802  2«»,00Ü,  bei      ^  1^69  5723   Thlr.!).   S.  auch  unten.  Weber, 

Sdiiil M.  A  .  S.  ir.T.  Die  I,oc(»inoti?fOhr.  r  beziehen  in  Deutschland  350—900  Thlr. 
fest,  ebriisovid  u.  mclii  :ui  rrimi<u,  die  Fcuerlcute  250  —  500  u.  bez.  50  — 100 
Präiiiiefi.  Neuenlingjt  hat  man  aber  auch  Bedenken  (cgen  d.  Prämiensystem  erhoben 
u.  en  dem  Vernehmen  nach  modificireo  trollen. 

§.  289.  —  c)  Die  GewicbtsmaBse  des  Transports. 
Todtes  und  nittzliehes  Gewicht 

Im  Uebrigen  wird  die  Höhe  der  Fahrdienstkosten 

wesentiich  mit  bestimmt  dnrch  die  Oewiehtsmasse,  welehe 

anf  den  Eisenbahnen  bewegt  wird.  Namentlich  ist  diese 

Gewiebtsmasse  fttr  die  Kosten  der  Zngkraft,  der  Züge,  der 

Reparatur  und,  innerhalb  gewisser  Grenzen,  auch  fOr  die  ZabI 

des  Fahr  dien  st  Personals,  also  für  die  Besoldungssumme  cnt 

öcbcidciid.   Die  Zü^c  veriaui^eii  fast  das  gleiche  Dienstpersonal, 

m(igeii  die  Wagen  voll  oder  leer  sein. 

Die  hierher  gehörigen  Lehren  gelten  iür  alles  Tranäportveüen,  verlangen  nur  bei 
der  Ebenbabn  ans  teebniseben  Gronden  viedcr  besondere  Beaebinng. 

Die  zn  bewegende  Gewichtsmasse  zerfällt  bei  der  Eisenl)alni 
wie  bei  jeder  Transpoiileistuug  in  das  so^.  todte  und  nützliche 
Gewicht.  Letzteres  begreitl  die  GegenstUnde,  deren  Bewegung 
Zweck  der  ganzen  Transpoitleistung  ist,  welche  daher  der  Trans- 
portnnternebmung  den  Ertrag  geben:  bei  den  Eisenbahnen  mithin 
die  Personen  (Passagiere)  nnd  die  Guter.  Das  todte  Ge 
wicbt  ufnfasst  die  Transportmittel,  mittelst  deren  die  Belorderung 
des  nützlichen  Gewitlits  bewerkstelligt  wird:  bei  den  Eisenbahnen 
also  das  Eigengewicht  der  FRbrzeiige,  wie  Locomotiven,  Tender, 
Wagen,  deren  notbwendigeu  Bedari  an  Brennstoff,  Wasser,  diversem 
Gerüthe  und  (Tcsehirr  ii.  s.  w.,  femer  das  Zugpersonal. 

Das  zu  erstrebende  Ziel  ist  nun  bei  jeder  Transportaustalt 
eine  mOgliehst  gUnstige  Gestaltung  des  Verhältnisses 
des  todten  znm  nittzlieben  Gewicht,  oder  wenn  diese 
Forderung  in  ihre  drei  einzelnen  Theile  zerlegt  wird:  erstens  eiii 
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mVgHcbst  geringer  absoluter  Betrag  des  todten  Ge- 
wichts, also  namentlieh  des  Eigengewichts  der  Wagen  a.  s.  w.; 
zweitens  eine  möglichst  starke  Ladangsfähigkeit  der 
Wagen,  absolut  nnd  im  Verhältniss  zum  todten  Gewicht;  drit- 
tens eine  möglichst  grosse  wirkliche  Belastung  der 
Watren  durch  das  nützliche  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende 
A  LI  s  1)  u  t  z  u  u g  der  L  a d  u  u  gs  t"U  h i g keil.  Je  glinstiger  diese  drei 
Functe  sich  stellen,  d^sto  höiier  der  Reinertrag,  auch  bei 
gleicher  15  r  a  1 1  o  e  i  n  n  a  h  m  e ,  desto  grösser  femer  der  Spiel- 
raum für  Tarifred u ciio oen ,  selbst  bei  gleichem  Fracht- 
quant n  ni ,  und  desto  1  e i c h t e  r  ni  ö  g  1  i  c  Ii  eine  höhere  B  rn 1 1 o - 
einnähme  ganz  ohne  oder  obueeatsprecbendekoiiteu- 
gtei  gern  ng. 

Hei  den  Kisenbahueu  ist  das  Streben  nach  jenem  Ziel  hep^reil 
lieber  Weise  gnnz  hesonders  wichtig,  aber  seiner  Erfüllung  sieben 
auch  eigenthUmliche  Schwierigkeiten  in  den  technischen  Bedingungen 
des  Eisenbahubetriebs,  namentlich  bei  „eisenbahnmässiger^^  Schnellig- 
keit des  Transports^  entgegen. 

S.  im  Allf;.  W'eber's  Scluilt*.,  H.  A.,  Kap.  9  —  II.  n.  d.  gen  Si^hrilleu  über 
luJividualis.  d.  Bahueu  a.  Sccundürbahnttn.  Das  (Jeä.  der  Kxtenüntäl  eüt  ia  ^wvtM 
ViJten  ftüdi  hei  dem  Pahrmaterial,  was  mir  Weber  bei  aeiiiem  Vorlaagen  nuk 
GeneralUimnif  in  demnlbeik  nicht  ganz  genügend  su  beadltea  echeint 

o)  Das  Eigengwicht  der  Wagen,  einschliesslieb  der 
Locomotiven  nnd  Tender,  ist  aas  teebniscben  Gründen  ein 
ganz  enormes. 

Noth wendig  vorwaltende  Yervendotig  ron  Etüeii  in  grosseii  Masmi;  KoAveodif- 

keit  solidester  Construction .  was  vieliacb  wieder  starke  EisenverwenduDg  bedinfH- 
Erl'oid'  riiiss  eint-r  «'rht'blichun  Schwere,  »m  cinon  «ntsprcchenden  Druck  auch  d«sr 
leiu-en  Wai;eu  auf  die  Schieucu  auszuüben  und  eiD«  genügende  Tragfähigkeit  uod 
WklentandsflUiigkeit  bei  sehaeUer  Bew^ng  beladenor  Wagen  zs  Metaa  n.  dgL  m. 

£s  tKsst  sich  in  diesem  Eigengewicht  dnroh  Portsebritte 
der  Teebnik  eine  Verminderang  erzielen,  aber  die  Grenaen  dieser 

Fortgehritte  tcheinen  eng  gezogen  zn  sein.  Ja,  die  Anfordemngea, 

welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  Betreff  des  Fabrmatenals 

.stärker  hervortreten,  nemlich  grössere  Tragfähigkeit  der  Wagen, 
grössere  Danjptkrat't  dci  I yocomotiven ,  rascheres  Fahren, 
seltenere  iieparaturen,  damit  das  Material  hestäudiger  im  Dienst 
«ein  kann  u.  s.  w.,  lassen  sich  theilweise  gerade  nur  mit  Hülfe 
gleichzeitiger  Erhöhung  des  Eigengewichts  erfttUeu, 
theilweine  verhindern  sie  wenigstens,  dass  das  Eif^engi  wi(  ht  iu 
demjenigen  Maasse  vermindert  wird,  wie  es  bei  gleichhieiheuUcn 
Anforderungen  obiger  Art  möglich  wHre. 
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Beispiele  aiis  d.  preuäs.  Eibtobubn»utisük.  Durcliücliuittsgewicht  cineü  preuss. 
Personenmigens  p.  AehM  1859  59*6,  progreH.  ZaiuhiDe,  1869  Tl-7.  1875  82'2, 

p.  Platz  H'5,  S  ft  u.  4'24  rmtner;  Kost<  n  der  Neulicschaffonif  (also  zu  verzins.  Kap.i 
p.  Actiäc  1S59  »62,  1661)  1013,  1^75  1103  Thir.,  p.  Platz  560«  d4'7  u.  068  Tblr. 
(rorOberfeh.  Vetmlndenuiir,  welclte  sich  aus  verhiltnissmiss.  stirkerer  Zunaluno  d«r 
Waji^en  4.  Cl.  erkJarO.  Bei  Staats-  u.  Privatb.  slcicLcs  (j-  wicht,  bei  einzelnen  Balinen 
«rhübl.  Unterschied:  bei  neuen  Bahnen  {jrössens  (Jewicht  {£.Ji,  1S61»  Bebra- Hau. 
81 'ti  C.  p.  Achse.  4-4  p.  Platz.  Ostb.  1S75  bez.  90- 1  u.  4*54  GeDtn.\  was  oilenbui 
mit  soliderer  erster  Bauart  u.  ^Tösäcr<:n  Aofordor.  an  die  Leistoni^  u.  Andlauer  d<-r 
Wa^en  zusamuienhän^.  —  Duixrhschniitsjer.  t  in.^  d i  r  l,  wairens  p.  Achse 
.'»9-3.  1S69  72-8,  lb75  VJ  H  Centner  (>lin.  Istill  iiarl,  liaiin(lu]viiM;hii.  .'lö.  Max.  »5  C, 
1S76  bez.  62-1  o.  997).  eines  bedeckten  Giiterv.  '>4-4.  Hl'O  «.  «»S  (Min.  ]b6f| 
531,  Max.  70-2,  Kt  f  v  wie  b«i  Perionenw..  IST.')  bez.  37'5  u.  74^1.  «ines  offenen 
üttterw.  -13'2,  41»  t.  u.  53*4  ^Min.  I8(i9  H6  ij.  Max.  58*7,  1S75  bez.  35  u.  Ü'i'ä). 
DnrchachiiittdcosCeii  sammtl.  Guterw.  p.  Achse  1859  486,  1865  496,  1869  (inel.  neue 
Prov.)  492.  1S75  fiOO;  in  «Mi  ser  Stabilität  iles  Pn  iKrs  Ii  i  g^r5s5;.  r.  m  Ei^; enger,  und 
LaduDgäfähiglceit  unter  3)  xai^  sich  der  EinHusd  den  techn.  Fortschr.  u.  der 
Concorr.  der  Waf^enhanaiutaiteD.  —  Die  Loeomotiren  hatten  1869  imD.  221,  1869 
BOO,  1S75  275  Pferdekraft,  das  frrösste  Eijcngewiclit  einer  T.uc.  mit  Feuer  un.l  Wasser 
war  1859  650,  1869  900,  1875  856  CentDur.  Das  Gewicht  von  Wasser  und  Kohlen 
betrtgt  50 — 100  Centner  n.  darttbcr;  bei  rascherem  Fahren  u.  seltenerem  Aufenthalt 
(Schnellzuge)  muss  dies  Gewicht  natürlich  auch  steigen.  Die  Zahl  der  von  einer 
Locom.  durcliJ,.  hnittl.  durchlaufenen  Nntzmeüen  war  1859  2395,  1865  2h*i2,  1873 
20.313  Nut/.kil.  (2708  Mcil.).  1875  IS.TKT  (2500  Meil.).  eine  Steijferung.  die  wieder 
bessere  Arbeit  feraasst'tzen  wird.  (Die  neuerl.  Aboalime  wohl  v  Zutritt  neuer  schwach 
frequent.  Bahnen  zu  erklären.)  —  Nach  d.  d.  uf-rhen  Bahn^tat.  f.  IssO/SI  tlimngcw. 
V.  Locom.  u.  Tender  bei  allen  Bahnen  40üb  Tonn.,  Dei  d,  Staatsb.  allein  39.73  T. 
Penonenwajc^ea  p.  Achse  4*21  Tonn.  (842  Centn.)  bei  aUeo  u.  auch  bei  d.  Staatsb. 
sper.,  Gepäckwa-eii  d>.?I  l'O!»  ti.  l•(l<^.  IxHleckter  Güt.  iw.  n  ^'.»  \i.  3"2*>.  olfeuer  2'72 
u.  2  68  Tonn.  Durchschn.kostcu  f.  1  Locom.  auf  allen  Buhnen  50,023  M.,  f.  1  Pen».- 
wagen  p.  StQck  7568,  p.  Achse  8298,  1  CHlterw.  p.  Stttck  2967.  p.  Achse  1455  M. 
Seit  1875  also  keine  wesentl.  Aenderung,  aber  doch  steigende  Richtung  des  Gewichts. 

ft)  Die  Stärke  der  Ladnngsfähigkeit  und  ihr  Verhält^ 
nisB  zum  Eigengewicht  der  Wagen  lassen  sich  zwar  auch 
verbessern,  aber  jedenfalls  in  nicht  sehr  weiten  Grenzen,  wie  sich 
ans  dem  Ebengesagten  schon  ergiebt  Auch  hierflber  entseheiden 
technische  Momente,  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen  Personen-  and 
Guterwagen,  als  der  ganzen  Zlige,  das  Locomotiven-  nnd  Tender- 
gewicht hier  zam  todten  Gewicht  geschUgen. 

Die  Ladnngtif&higkoit  der  Guterwai^^en  ist  erheblich  gestiegen  u.  starker  aU 
die  Trag-fShiirkeit ,  —  der  Ilauptforf schritt.  Di^  kA'i.  Zahlen  stehen  etwa«?  unt.  d. 
Einflush  der  Einri  clm.  der  Bahnen  d.  jn  ucu  Pruv.,  die  wirklie;!!  zu  vimi;) eichenden 
sind  eigentlich  ein  klein  wenig  ungiXnstiger.  (iepiickwagen  allr-.din!;-  I^adnoga- 
fähigkeit  p.  A.  hse  l'sr,<i  45  «,  1869  .'.n  n  r.  nfn.,  Zunahme  lü-'i"  ds-l.  d.  s  Eigengew. 
22*7^0,  1873  LadungsfuhigL  p.  Achse  50  <,  1875  53  0,  also  Gleichbleiben  d.  Ladungs- 
fUiigk.  bei  Ztmahoie  d.  (Sewichts;  —  aber  bedeckte  Gaterw.  1859  u.  1S69  Ladf. 
34*3  u.  791  Centn.  Zun.  45-6%.  dst^l.  do-^  eig.  Gew.  nur  IMO"',,.  1S75  Ladf.  »MVi. 
Zum.  seit  1869  14'07»<  während  d.  eig.  Gew.  sich  um  6*8%  crhöhete;  -  off.  Guterw. 
Ladf.  1859  n.  1869  64*6  n.  89*6  C,  Ztrn.  •/«  38"7,  dsgl.  d.  eig.  Oew.  14'9%;  1875 
Ladf.  07  C.  Zun.  seit  ISC*»  7  n%,  Zun.  d.  Eicen-ew.  .-."/„.  Während  noch  Ende 
der  50  er  Jalirc  ein  oii.  Guterwagen  bloss  eine  Ladung^iUhigkeit  von  c.  150  7u  seines 
eigr.  Oew.  hatte  (genau  1497„t,  hatte  er  1969  fast  die  doppelte  (gen.  181 7oV.  bei  den 
bedeckton  Guterw.  war  dasselbe  Vcrh&ltniss  damals  knapp  1007^,  1869  1287g.  1876 
hatte  d.  ofl".  Guterwagen  182"/u  sein''?^  ^'f*'-  I-^df. .  d  Ijidrckti;  t3T'"„.  Ituinerhin 
wog  auch  um  1869  noch  ein  Güterzug  von  20  Achten  bedeckter,  30  \.  uti.  Güterw., 
mit  1  Lee  n.  Tender  dorebsehn.  c  8990  Gentner,  bei  einer  Ladangallhigik.  ron  c. 
A.  Wagaer,  FlaaaiwianiDMhaft  I.  S,  Aall.  4g 
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4S00  C.  also  ein  Verb,  von  0-91  :  1  iles  todteo  züm  nuUlichen  (ievicht  bei  voller 
Ladang,  die  ksnin  nnloiiuiU:  dagegen  ?oii  2*21  :  1  b«  der  preoss.  Dnrcbachoiu.«- 
bclastang  v.  4l"/u'  ~  B*-'*  Personenwagen  ist  natürlich  Jan  Vörhiltiiis>  dt-a 
Eigren-  zum  ndtzl.  (iew,  viel  unjfUnstij?.  i  ii.  wie  aus  cl.  n  D.it'  n  \w  c)  ht'rrorg.  ht, 
aenerdinu^  nooh  angUn3tig:(T  gcvordca.  E'uu:  Achnv  iru^  lhn9  TcrsoneD gewicht 
(1%  C.  a.  d.  Pors.)  25:>.  2775  (Raumerspar,  bei  3.  Q.  4.  Claase),  d.h.  bet 

42*S  II.  *?8  T'",,  il.  s  j.  tt'.'il.  Ei^ensfewichts  Ein  Personenzug:  von  HO  Af-lis- n  »  iitt 
mit  Luc.  u.  ü.  w.  c.  H20U  Centner,  die  Personen  in  ihm  dnrchschn.  ^60  (j.,  aiso  todte« 
7Mm  nUtzl.  (icw.  wie  S'B5  :  1.  bei  d.  preOB».  Durclischnittsbesetzong  tob  Uoh  2d*3*/» 
der  Plätzi-  aber  gar  Trie  117  :  I  .  d.  }i.  um  einen  Monsch'^n  /.ii  b<  fördern,  mu>a  mau 
i.D.  fast  das  lä fache  seines  Gewichte  mitscbleppeal  Im  J.  lbt}9  befördertem  «Üc 
prensB.  BahMn  «in  nttol.  Gewicht  ton  fut  If  Milliafden  Genta.  1  MeUe  weit,  ze 
welchen  '/w.-ck  abfi  .'JO  Milliarden  Contn.  todtcs  Gewicht  mitgeschlepiit  wurden.  — 
Nach  d.  deutseben  £i8«ub..8tati8t.  f.  ISbU/bl  war  dio  Ladefähigkeit  (Tragrfähigk.)  eiike^ 
tiApidnrageiis  bei  allen  Bahnen  2*T2.  bei  d.  Staateb.  allein  2*51  Tonn««  oder  66*5 
61*5"/o  des  Eigengewichts,  bei  d.  bedeckten  Güterw,  4"57  u.  4*58  Tonnen  oder  l-T  u. 
14')'",,  lies  Eig:eii£^ewichts.  bti  d.  offenen  Gttterw  Tonn.,  in  bi>iden  t'ällou  »>j<r 

1T7  u.  i'ib^l^  dca  Eigengew.  Die  Ladefähigkeit  äclit^tni  danach  auch  neaerdings  nuch 
grOeier«  ab«>r  des  Verhiitniw  swiBchen  ihr  n.  de«  Eifenfewioht  nSdit  beaer  frevunk« 
zu  Bein. 

Y)  Die  AusnnUaitg  der  Ladnngalfthigkeit  hSogt  dagegen 
vornehmlich  von  gesellschaftlichen  nnd  wirthschaftlichen 
Umständen  ab.  Hier  bieten  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Gesellschaftsklassen  der  Reisendcu  und  der  ver- 
schiedenen Volu minos ität  und  Schwere  und  des  ver- 
schiedenen Wertlis  der  Guter,  ienier  wegen  der  verschie- 
denen natürlichen  Richtungen  des  (ilit^rverkehrs  im  (lanzen 
nnd  in  neinen  Hauptarien,  wegen  der  v  e  rs  c  Iii  cd  e  n  e  n  Zeiten 
im  .Jahre,  in  denen  sich  Personen  und  i'riüev  naturji^enias.s  vor- 
nehmlich auf  den  Bahnen  bewegen  und  wegen  des  oft  unvemuMiI- 
lichen  lüniri  i  *  !!  Leerstehens  der  Wa^en  auf  den  SrntiMm 
cigenthUmiiche  Scliwierigkciten,  welche  die  Erreic  hung  des  Ideals, 
d.  h.  der  vollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit 
hindern,  in  dieser  Hinsicht  muss  man  sich  vor  Hlusionen  htiten. 
Aber  die  Weiterentwickelung  des  Verkehrs  selbst  Ilibrt 
doch  zu  einer  Annäherung  an  das  Ziel.  Ferner  kann  die 
Eisen  bahn  Verwaltung  dazu  selbst  mächtig  beitragen  durch 
eine  richtige  ri  fpolitik,  durch  welche  sie  einen  gar  niebt 
existirenden  Verkehr  erst  bervormil  nnd  einen  ihr  sonst 
entgehenden  an  sich  sieht,  i^onst  wird  die  LadnngsilUiigkeit 
der  Wagen  nur  zu  einem  geringen  Tbeile  auflgenntst  bleiben,  was 
gegenwürlig  bei  ubs  noch  sehr  zu  beklagen  und  wenigstens  doch 
in  Etwas  noch  zu  Tennindern  möglich  ist  Das  Verhftltniss  zwischen 
todtem  und  nfltzlichem  Gewicht  ist  solange  noeb  ?iei  ungllnatiger, 
als  es  nach  der  Natur  der  Eisenbahnen  ohnehin  bleibend  wird 
sein  mflssen  oder  m.  a.  W.  der  Betrieb  bleibt  zu  theuer,  die 


Digrtized  by  Google 


AusQoUUDg  der  LadefähigkeiL 


755 


Kente  zu  klein,  wenigstens  theil weise  deshalb,  weil  der 
Tarif  zu  hoch  ist.  Demgemäss  sind  vor  allen  an  die  Staats - 
bahnen  wichtige  Auforderungen  für  die  Tarifpolitik  in  stellen, 
ebengosehr  im  volkswirthschafüielieii  als  im  finanziellen  interet»se. 

Einlfaiw  der  Clatsen  auf  Aumtiitsiinf  der  Ladeftbffkeit  Die  HanpteUsteD 

der  Guter,  dir  llohproduct>  ilr>i  Acker-,  Forst-,  l^t-mbans,  die  Raumaterialitn.  L)  :ng- 
ätoffe,  die  Ircmdcn  Veraehnuigs-  u.  Gaworkiistofle  (ColonialwMUPea,  Baumwolle,  bai^rii- 
ütaffe  V.S.W.),  die  Fabrifeite  reitamgen  venchiedene  fiBume,  vecsckiedeiieD 

Schatz,  also  th.  bedeckte,  tli.  utt'«tne  u.  sonst  verschiedene  Wagen,  verschieilene 
Schnelligkeit  des  Transports,  was  alles  wieder  die  Ausnutzung  der  Wagen  erschwert 
u.  indirect  das  todte  Gewicht  vergrOssert  —  Achnlicbcs  gilt  ¥om  Wagen c  1  assen- 
system  des  Peisoaanrexfcdin. 

Einfloss  der  Vorkehrsrichtungen,  Für  dio  Wagen,  welche  Getreide  aus 
dem  Binnenland  zum  Export  nach  den  Seehäfen,  Kohlen  aus  den  Bergwerk8ge<renden 
nach  den  Industriesitzen  bringen,  lehlt  die  Rückfracht  ganz  od«T  theilweise,  oder  die 
l^oloiiialwaaren  u.  Fabrikate  u.s.  w..  die  in  der  (iegcnrichtunit  gehen,  veriangvii  wi.  der 
iiiult'ie  Wagen.  Daher  leere  Fahrt  rückwärts  (..Rnünstfahrf).  Aehnliche  Verli.iltiii<sp 
oft  in  Seehäfen,  bes.  mit  Holz-.  Getreide-.  Fiachseiport  u.  mit  schwachem  Import 
(Ostseehifea,  ausser  Stetttn). 

Einfluss  der  JaUreszuileo.  Im  Porsononv erkehr  die  Wagen  in  einer  Klchtung 
stark  besetzt  im  Ausreise-,  u.  umgrk.  lirt  siiriter  im  Ht-iinnMscverkehr ;  in  d.  anderen 
Richtung  gleichzeitig  wenig  Fret^^uen/.  (Rcrl.-Anh.  in  d.  iüchtung  von  Berlin  im 
Sommer,  nach  Berlin  im  Herbst)  Achnliches  im  Gulen'eikehr.  Das  eftiaalige  Leer^ 
stehen  der  WaL'-cn  auf  den  Stationen,  djis  mitiinfer  lomal  hn>s<-  Zeit  \\-rihrf.  als 
das  la-Bcwegujig-sein«  hängt  mit  diesen  u.  mit  den  vorerwähnten  Umstanden,  mit  der 
zettrsnbenden  Be-  und  ibtbduog  and  mit  dem  Vorhandensein  zahlreicher  Stationen 
TOTi  sehr  v^irsrliicl-^iien  Tran^pontiedurlhissni  /usainniea  und  bowirU  natiirlich  ein 
TodtUcseu  groiwer  Kapitalien.  Daher  die  Wichtigkeit  der  richtigen  Disposition 
aber  den  Wagenpark,  mittelst  telegraph.  Ordre«,  Wagenstranniefhe  far  lieber- 
schreitang  der  Frist,  binnen  deren  Wagen  von  einer  fremden  Verwaltung  zurück 
geliefert  sein  utttssen  u.  dirl.  m.  W»»ber,  Sec-B.,  8.  2*^ .  bi  i  <'<'hiiL't.  driss  <Ma  Güter- 
wagen  kaum  lü"/p  der  Zeit  im  Jalire  wirklich  fahren,  ia  l'n  u^icu  2U,  in  Ucater- 
r<  ich  't3  Tage.  Mitwiricend  in  Deutschland  die  Zersplitterung  d.  Verwaltung,  was  die 
Freunde  der  Staatsbahnen  u.  des  Keichseisenbahnplans  mit  betonen.  J'  izt  Einrichtung 
von  Ceotral-Wa^enämtern  bei  d.  Staatsbahaen,  zur  tclegr.Dispositiou  über  den  Wageu- 
paric  (ICagdebnrg). 

Illusionen  aber  die  zu  erreichende  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  enreben  sich 
U.A.  aus  Po.  rrot's  Vor^'Mag  der  Personentarifredn.  tion;  s.  darüber  aurh  SclioUz 
a.a.O.  Auch  die  Anhänger  der  Staats-  d.  lieichsbahneii  iiaben  mitunter  die  nuttlr- 
lichen,  durch  kein  Verwaltonxaiyalem  za  beseitigenden  GrQnde  einer  stets  noth- 
wendig  uuvullständigcn  Ausnntznng  der  Lai!iiiigsriilii!:keit  nicht  genug  irewOrdiat. 
u.  darum  der  Zersplitterung  der  Verwaltung  zu  viel  Gewicht  beigelegt  Dies  widerlegt 
Weber  dnrcli  einen  V«8|Ieicb  mit  dem  centrsüsirtea  Babnsystem  Frankreichs, 
Priv.-.  Staats-  o.  Beichsb.  S.  70. 

\y\c  di>  Tarifpolitik  mit  Erfolg  Verkehr  schaHl,  zeigt  z.  H.  dir  Einführung  der 
1.  Wagenclasse  fUr  d.  Personenverkehr,  das  System  billiger  Bctourbillete,  die  (iuw«b- 
rmig  des  Pfennige  nnd  Hellentartb  fiKr  Massenprodacte  n.  s.  w.  Aber  des  Geschehene 
ist  noch  nicht  hinreichend.  Wenn  Sax  II,  1G6  rllirt.  dass  tlle  I.  Classc  die  Konten 
vollends  öfters  nicht  deciie,  übersieht  er.  <lass  hier  den  unteren  Classon  eine  Wohlthat 
erzeigt  werden  soll  n.  darf  u.  eine  ^^^emeinwiTthachafUiche''  („commnnistiscbe")  Kosten- 
au^Ieichung  zwischen  den  reacUeidenen  Oasnen  ^lie  Ähnlich  im  Uffenti.  YenidierDiigs- 
wesen^  erfolgen  kann. 

Beispiele  der  Ausnutzung  der  Ladungafähigkeit  nach  d.  preass. 
Statistik.  Von  den  SltB«-  bez.  Stehplitten  (4.  CL)  der  prenss.  Perseneniragen  snf 
allen  Bahnen  vniden  benutzt:  1S59  91*2,         29*1,  1S69  (incl.  Bahnen  d.  neuen 
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Prov.^  20  3.  1*>75  23-2 "i...  also  sogar  Abaaliinc.  iMiil  Staatsb  21:2  iMio.  ua&s.  210, 
Max.  Ostb.  29  Q).  Privatb.  unt.  Staatsverw.  23  r>.  aiid.  Privatb.  lijlÄ  (Miu.  t'osei-Od.-rl. 
14  S.  Max.  84 -.n  lierl.-Potsd.-Magd.).  1875  die  a  Kategor.  bez.  21«  Miu.  Ostb.  I9-1. 
Max.,  *cstf.  2o'4).  'iti-Q  u.  23'. tV^.  —  Die  wirkl.  BdastUDfi  sämmtl.  Giitenra*reD 
Preussms  war  iit  Procenlöii  der  Maxiualbelastuag  iLaduD|n>fäliigk.)  lb.»9  UliL  1 
4'2'<).  1^69  4J_j  1S75  ii  'l.  als«  auch  keio  Fortschritt  (d.  kleine  KQckganc  rührt  \.  d. 
Eiurechn.  d.  neuen  Bahnen  her).  ls»»9  Staatsb.  .-{2  9  (Min.  Bebra-Han.,  el»en  tTöÜn . 
\S-\.  sonst  Ostb.  ■{ I  fi.  Max.  Saarbr.  .'iS-4  —  Kohhnverk.).  Privatb.  unter  Staaisverv 
4G.  and.  Privatb.  39-S*/o  (Min.  ISA  Taunusb.  [Frankf.-Wiesb.].  Max.  .>4 *  .Seisse- 
Brieg).  1S75  di.-  Kat.  bez.  aili  (Min.  Krankf  - Bebra  'M)6.  Max.  Saarbr.  »9  5. 
—  .M)-7  —  40-9"/„.  Nach  d.  deuti^chon  Eisenbahn. stat.  fUr  1S(»9  u  1S74  waren  di^ 
Personen  watfeil  der  baier.  Staatsb.  zu  c.  20  7  u.  21".  d.  bad.  zu  27S  u.  2;t  4 .  d. 
s.-ichs.  zu  'IIA  u.  22  4 .  d.  würt.  zu  27  (i  u,  24'4"'^„.  d.  preuss  Staatsb.  1h74  zu 
19"4  —  24  4  (Ostp.-Üaarbr.  B.)  besetzt;  ähnlich  bei  d.  ausscrpreuss.  Privatb..  nur 
in  ganz  wenigen  l  allen  Uber  'Mi "  „ .  Durchschn.  all.  I).  Privatb.  in  Staatsverw.  IS74 
25'2j.  in  oip.  Verw.  2H96:  etwas  starker,  früher  bis  ilü  — 3r>"  „,  bei  d.  östeir. 
Bahnen,  meist  auch  unt.  r  •{07„.  Durchschn.  is74  22  fi7.  hol!.  Staatsb.  21s2.  Wawch.- 
Wien  .HC^'U"/«.  Di«'  (iütcrwajren  waren  belastet  18tl9,  bez.  1S74:  b.i  d.  baier. 
Staatsb.  'älilh  u.  41-31 .  bad.  2Ü  u.  35-9 .  saclib.  'M  u.  4 1  3 .  würt.  ifid  u.  42-7° 
bei  d.  Ubr.  deutschen  n.  <^sterr.  Privatb.  zicul.  dieselben  Zahlen  wi<  bei  d.  preu» . 
Max,  östcrr.  Südb.  49-3.'i  bez.  4 5; OS.  >ü(löstl.  SiaatsI».  49-05,  Aussig-TepliU  äiLfi 
4S'0%.  Nach  d.  deutschen  Ei^enb.statist.  f.  I<i80/i»l  waren  ausgenutzt  iu  deu 
Personenwagen  bei  allen  deutschen  Bahnen  iui  Durchschn.  die  Plätze  L  Class.  zu 
I0'94"/o  (vermuthlich  weniger,  weil  sehr  vieb'  Billete  L  Ol.  filr  2  Kinder  iu  L  otlcr 
für  1  Erwachs,  u.  1  Kind  in  II.  Cl.  genommen  werden  u.  die  Statistik  nur  den  Billet- 
absatz  constatirt),  II.  1]L  21  02.  III.  Cl.  26-90.  IV.  Cl.  31  26.  alle  Cl.  25-40"  ...  K.  in  .- 
Verbesser,  der  .Vusnutz.  iu  neuerer  Zeit. 

§.  2s)0-  —  fL  Gesaiiimte  Betriebsausgabc  und  Mög- 
licbkeit  ihrer  absoluten  und  relativen  Verminderung. 

Die  ;;csaniniten  Bctrit'.bsaus'raben  waren  nach  der  anitl.  preu  s».  Eisciibahnstatistil 
in  1874  p.  Kil.  bei  den  Staatsb.  7924,  Privatb.  unter  Staatüverw.  !s450.  Privatb.  iii 
•ii-;.  Verw.  6003,  im  Durchschn.  7012  Thir..  na.  h  älterer  Bcicrhnun;rsmetho<Je  6073. 
gegen  65*^4  Thlr.  in  IS73,  575S  ThIr.  in  1^72,  daher  Zunahme  1S73  ge^ren  1872  uui 
14-35.  1S74  getreu  IS73  um  5  91°  ...  Im  J  1*»75  ist  d.  Betriebsauscrabe  dageg.  n  ge- 
wichen auf  0224  Thlr.  (6184),  d.  h.  getreu  IS74  ir2°  ..  weniiror.  Nach  il.  doutscheu 
Bahnstat.  f.  1S80 — S,\  war  d.  ^^esaunlte  Betriebsausgalie  mit  Kosten  f.  erhebt  Eruiuz- 
u.  f.  Benutz,  fremder  Bahnanlagen)  p.  Kil.  bei  allen  Bahnen  13.908.  bei  d.  Staatsb 
allein  14.010.  bei  d.  eig«!nsverwalt.  Priv  b.  1 1 .505  M.,  bei  d.  v.  Staate  v»  rwalt.  Pri\  *> 
18,923  M.,  was  eine  weitere  erhebl.  Kostenvennindemng  seit  1875  eruiebt. 

Die  tjuotc  von  der  Betriebsausgabe,  welche  bei  allen  preuss.  Bahnen  auf  di<- 
II  grossen  Verwaltiingszwei»re  fällt,  war  in  "i,,: 

l859|  von  dt-r 

1865]-  fieaammt- 

1869]  au-'jab.- 
1S69 


1871 
1872 
1873 
1874 
1S75 
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ii:2 

»1-9 

6-5 

aüili 

6'i-6 

30-6 

tilS 

aiij 

6:2 

29-9 

63-9 

fiiJ 

29-7 

M:2 

liiü 

"23:2 

64-2 

tili 

28-5 

64-7 

Iii 

29-7 

Die  ausserord.  Gelialts-.  Lohn-  u.  Preissteigeningen  seit  1871  haben  die  Betriol>«iÄU>- 
faben  der  Eisenbahnen  sehr  erhöht.  Seit  1875  ist  aber  ein  allgemeiner  KQi-ks<^hla* 
eingetreten,  bes.  wegen  sinkender  Preise  (Eisen  ii.  s.  w.).  Das  Verhaltni»  der  EiiJ- 
nahmen  zu  deo  Ausgaben  hat  sich,  trotz,  der  meist  erfolgten  abtjolutea  und  relarivej» 
Steigerung  auch  dieser,  bei  dem  stärkereu  Steigen  der  Betriebskosten  unguij>txgY>r  ge- 
stellt. 
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1871 
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6*0 

1871 

2J»7-7 

21,036 
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60 

1S75 

294-8 

18.673 

2*51 

5'S 

Nach  d.  duiitsrhen  Halinstadst.  f.  1880—81  wur: 
Staatsl..hnen.  ^gTbaW** 

Mill.  M.      "/„  Mill.  M.  Mill.  M.     » „ 
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fn  des  lotzteo  2  Coloonen  die  PriT.bahnaa  unter  Staalsrerwalt.  inbeirrflKeii. 

Nach  d.  jtrotiss.  Kf;it  f.  l^^^.V^I  eruiebt  sich  für  das  gaozc  prcu:>i>.  bta&Ui* 
bahnavt/ :  allu*.  Vcrwalt.  27  11  M.  M  ,  ßahnrenr.  87*37,  Tnu)8|».7erw.  18(|-34,  zus. 
293'42  M.  M.  oder  U-y— 29  6  ~6I1-1007„. 

Die  prooss.  amtl.  a.  jetet  die  amü.  deutsche  Ki^euliahustatiätik  ^^cbkittcn  noch 
aiidt^ro  (irupplruiigcn  d«r  gesammtcn  iM^enfl.  netrichsausiraben.  w  rlch,.  fur  b'ragen 
iiu  Texte  vicbüj;  sind,  80  d.  preu^.  nach  <leu  Kobrikcn:  licsolduiif,  —  Diäten. 
Arbeitsbllfo  etc.,  —  materioOti  YenraltiuigekosteD,  —  Unterhaltung  d.  lUiiinanlmcen,  — 
KosfcMi  (I.  ralin^nnsports,  nnlxistitnmtc  Aiisf^ahc.  Die  Quote  fi»r  Hesoldung  i^t 
nach  tronibcrgehendem  Fallcu  1875  wioder  so  hoch  alt»  1869:  28-2 "/»•  i)io  ^^achl. 
Aoflgaben  lOonen  darch  daneÄaftere  (^DStraction  f.  Bahn  o.  Material  ii.  durch  d. 
Accord-  u.  Prüiniensvstcui  <  twa&  .  rm  i;^^i^t  werden  im  abjsol.  Bctraure,  Relativ  ist  die 
Aoäg;.  f.  UuterL  d.'liahiianUf^en  ^resunken:  1867  Id,  1871  13*4,  1875  11-67». 
Die  Ausg.  f.  Rahntranäp.  ist  /citveise  1871  —74  absolut  lt.  rdativ  am  Meist^ 
jfLhti^iren ,  jetzt  wieder  bes.  stark  gesunken:  1869  27,  1871  27  6.  1^7.'!  29*7,  1874 
26-Ü''/„.  Nach  der  deutschon  Statist,  f.  1880/8!  sind  bei  allen  Haliu.m  u,  spoc. 
hei  d.  Staatsitaiuiun:  die  pornOnl.  .Vuüg.  4617  u.  47  23  (neuil.  ailgeiu.  Verwait. 
61 0  u.  5-70.  Rahnr.  7'3t  tt.  7*41,  TrMisp.rerv.  DS'TS  v.  34*12),  die  sachl.  Aosg. 
53*83  u.  «2*777^ 

FaMt  man  die  einseln«!  Zweige  der  EueDbahnverwaltODg  za- 
aammeoy  so  ergiebt  sieh  hinaiebtlieh  eiaer  Verminderung  der 
laufenden  Betriebaanagaben  und  der  Herbeiflibmng  eines 
gttnBtigeren  Verb&ltniaaefi  der  letateren  aar  Brutto- 
einnahme Folgendes: 

a)  Bei  gleichbleibender  Beschaffenheit  der  ganzen 
Bahn  anläge  (§.  280)  wird  nnr  in  Ansnahmetällen,  bei  bisheriger 
mangelhafter  VerwaltungBorganisation,  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Arbeiterzahl  und  beider  (Schalte  und 
Löhne  eine  Rrsparung  zu  ei zielen  sein.  In  der  Ivogel  wird  dieser 
wichtige  Auögabepostcn  bei  Bteigendera  Verkehr  und  wegen  der 
Nothwendigkeit  der  Lohnsteigeruugen  in  der  Gegenwart  ahholut 
wachsen  und  wegen  des  letzteren  Umstands  möglicher  Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  von  der  grösseren  Brottoeinnalime  eine 
stärkere  Quote  beanspruchen,  eine  gerade  bei  uns  schon  Ende  der 
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60er  Jahre  in  AuBsicbt  stehende  Möglichkeit,  die  »ieh  oeitdev 
wenigBteiifi  zeitweiM,  im  Beginn  der  70er  Jahre  in  grossem  Um- 
fange verwirklicht  hat 

b)  Dagegen  wird  eine  ahsolnte  nnd  relative  Vermin- 
dernng  der  Betriebsansgaben  anf  folgende  Weise  an  er- 
zielen sein: 

a)  Durch  Vervollkommnnng  der  Babnanlage  nnd 
des  Fahrmaterials  in  der  Weise,  dass  in  Folge  kost- 
spieligerer»  aber  danerhafterer  erster  Oonstrnetion 
das  stehende  Kapital  mehr  vorwaltet  (§.  280). 

Dann  werden  die  sachlicheD  Bahnimtarhalttiiigs-  nnd  die  Bep&nitarkoi»tea  do& 
Fahrmateriab,  ferner  mancbe  Bean&iditigQDgskosten  (also  persOnlicli«  Ausgabeo' 

sinken.  Diesen  Erspanincren  ist  zwar  der  trrösscre  Bedarf  an  Zinsen  für  da? 
erhöhte  Anl ajr ekapital  ;iei:enüber  zu  sfüU'-n.  Allcia  e*  wird  dabei  doch  !>chlie£>- 
lich  oft  eine  Ersparang  Ubrig  Itkiben.  Diese  zu  erzielen  ist  auch  der  dne  Haupt- 
zweck liiner  solchen  Umürestahuni;  d.  r  liahnanla}^.-.  Der  andere  Hauptzweck  di'^ier 
Maitöreg^el,  die  Bahn  flir  den  Verkehr  leistungsfähi^di  zu  machen,  fahrt  aber 
zu  erhöhter  firuttociD nähme  und  damit  ng^eieh  wiederxn^Bem  fAnttigerea 
ViTh.tltniss  der  Vuscrahen  zur  Einnahm c.  Aus  st.itisf.  Vcri^Ieichnnir.n  las?i 
sich  der  Einfluss  der  voUkomineneren  Bahnanlagc  auf  die  absolute  u.  relatiru  Uuke 
der  Bahnviiferhalt  u.  RepaiatQtfcoeteo  nicht  mit  ^renugender  Sfeheilidt  erkennen.  Hier 
können  nur  specicUe  Untersuchungen  im  einzelnen  Fall  <  rgtdi-  ».  wie  weit  obige  Sitze 
in  Wirklichkeit  zutreffen.  Das  Alti;r  der  Hahn,  die  bisher.  Sorgfalt  a.  s.  w.  üben  ehen- 
fUls  einen  Kinfluss  aus,  der  nnr  im  Ein/.elnon  zu  ermitteln  ist. 

fi)  Durcli  ein  unifaBsendes,  ratfoneUes  A  cc  ord  verfahren  für 
Arbeitsleistungen  und  J' i  ;i  lu  ionsysteni  t'Ur  sparsamen 
Materialverbrauch  können  viele  sachliche  Ausgaben ,  theiU 
in  der  Bahn-,  namentlich  aber  in  der  Tran sportverwaltangi 
annähernd  auf  den  unumgänglichen  Minimalbetrag  herab- 
gemindert werden.  Es  gilt  dies  im  Allgemdnen  von  allen  solchen 
Ansgaben,  bei  denen  dnroh  Controle  von  Oben  höchstens  die 
Innehaltung  eines  gewissen,  nicht  zu  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbranehs  an  Material  nnd  eine  bestimmte 
Dnrchsehnittsqnalitftt  der  Arbeitsleistung  enwoagen 
werden  kann. 

OmeiutMi  gn  ingercn  MAfeBifalrarbraiiah  vnd  eine  höhere Qnalitit  der  .Vrbeitsle^ii^ 

und  die  aus  Hcidom  resultirend»'  Erspamnir  zn  erzielen,  empfiehlt  sich  das  Accord-  und 
Prämuruu^ssystem  auch  liier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeiter  und  Beamten, 
der  Onterboamten.  crwecict.  Aoclinnch  AhmfrderPrftmlea  blrtbt  dann  doch  eine  Enp»  wtm 
für  die  Verwaltung  übrig.  Immer  neue  'iebietc  erweisen  sich  dicsmn  System  /U£;Äric- 
lich.  Dnrch  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  kann  scblic&»lich  auch  an  Ar  bei  t::- 
kraft,  daher  an  pereAnlichen  Ausgaben  fbr  BesoMttttf  n. e.  v.  gespart  weidea. 
Ue)irii:eiis  darf  von  d.in  Systi'in,  wie  es  wohl  vorgekommen,  auch  nicht  zu  viol 
erwartet  werden,  denn  die  Suumie  der  auf  diese  Weise  möglichen  Ersparnngen  i^t 
doch  keine  fUr  das  Ganze  io  tehr  bedentende.  S.  Per  rot.  Eisenbahnref.  8.  1&7  f. 
u.  die  dortigen  interess.  Mittheil,  aus  d.  Her.  Hhein.  B.  s  o.  S.  751'.  iiier  war 
»I.  Prkuiiiningssystem  für  spnrs  V«'rbrauch  eingeführt  för  LocomotiTonftthrer  n.  Heiler 
in  ßctr.  d.  Brcnnstolis  bei  Locomolirenheizung ;  für  erstere  i.  Betr.  des»  Geb  i«eiiu 
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bchuiicreu  der  Locom.;  ftlr  d.  Rreuser  io  Betr.  d.  Ueb  beim  Schmielen  der  Wagou; 
für  Okou.  AusfubruDg  der  CJnterhaltnngwirbeiton  dos  Oberlmns  f.  Wärter  o.  Weie]icn> 
steiler.  Arbeitsrottenführer  u.  ArbciU-r:  eadl.  Accordpräm.  verf.  beim  Hetrieb  auf  d. 

CentralgtUerstat  Titln,  fiir  d  \\  ap'nrangirj^'^srhäft  ti  d.  LndcL-cschaft  Manclie  Schwie- 
rigkeit bei  U.  Eiuiulir..  bis.  iu  Vorurtheili n  d  Arbeiter:  uiehrf.  —  '/^  der  j^egen 
«bl«  IfuliBBlsufflme  erzielten  Ers|iun.  an  d.  Beamten  u.  Arbeiter,  die  sich  darein 
nach  gew.  Qaoton  theilrn  Sidir  ^Unst.  Ergebnisse.  Ob  hierin  «^t-it  der  Vt^rstaat« 
licbting  der  ilhein,  Halm  Aoiuii  riingfen  eingetreten  sind,  ist  uur  nu  ht  Ii  -kaniit. 

y)  Den  grüssteu  Vortheil  iu  jeder  Hinsicht  mus.s  die  güusti- 
gcre  Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zum  ntttz- 
lichen  Gewicht  im  Transport  und  die  absolute  Verminderu u {; 
des  ersteren  bieten,  weil  sie  die  Selbstkosten  des  Transports 
und  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Brattoeinnahnie  vermindern. 
Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zasammenhangs  mit  der  Tarifpolitik 
anch  Volks wirthschnftl ich,  nicht  onr  tinaaziell  und  privat- 
wirthschaftliob  (itir  die  Bahnunteraehmiing  oder  die  dabei  be- 
theiligten  Beamten)  die  wichtigste.  Einer  beiriedigenden  Lösung 
derflelben  mass  daher  doeh  die  Aufmerksamkeit  in  eiater  Linie 
gewidmet  sein. 

5.  Absehnitt 
Eisenbahnen. 

4.  Tftrif^men« 

Dieser  hochwichtige,  für  Theorie  und  Praxü  schwierige  (icgetistaiid  ist  noch 

wouiu  eingrchend  \ou\  vollswirthschaftl.  Staniliiiintit;  aii^  uiiti-irsncht  worden  und  kann 
liier  uar  iü  dea  allgemeinsten  Umrissen  Aufnalime  Hnden.  muss  dies  aber  auch 
wohl,  gerade  mit  ßudoicbt  auf  den  Cbaraktei  dieses  Werks.  Bei  den  Domiuen, 
l-'orsten  und  anderen  piiratwirthschaniichen  EinnahmezweiRflii  finden  sich  die  analogen 
Abechnittc. 

V)ä1.  zu  dem  iulgcuden  bes.  d.  ütou.  Arbeiten  von  U.  Michaelis.  Schaillc 
(bes  .'{.  A.  Syst  II.  2'M  tf.>,  Perrot.  Schölts  n.  die  ineisten  obcJn  S.  »»63  ff.  gen. 
Schritten,  f-  rri  r.  Garcke,  compar.  Herochnunjren  d.  Kosten  d.  P- 1^.-  ii  fJutcr- 
tr&usporte  uai  d.  Kiseub.,  z.  Beurtlieil.  <l.  Fra^e  Uber  d.  zuläss.  od.  niugl.  Miiitinal- 
sätxe.  Berlin  1859.  —  Scbeffler,  d.  Transportkosten  n.  Tarife  d.  Kiaenb  .  anter- 
lit  auf  (Jrund  d  r>-;frit  Irsresidt.,  Wicsb.  ISÜÜ,  ders..  Statist.  Heitriixe  i.  Eisenbahn- 
tariflrage,  Braunschweig  IbTii.  —  Westphaleu.  Ub.  Oatcrl>eweg.  aut  Eisen b  ,  u. 
ders..  EiUnter.  z.  dieser  Brosch..  Beitn^r  t.  IM.  d.  Tarifiragc.  72.  —  Schttller, 
d.  natlirl.  Höhe  <1  Kiscnbahutarifc.  Wien  ]*^T•.^  —  Mulvany,  Üeutschl.  Kisi  nbahn- 
taritfragc,  Düsseldorf  J»74.  —  Nasse,  die  FruKe  d.  Tariferböh-  auf  d.  preuss.  Eiscnb., 
Jena  1874  (ans  Hildehr.  Jahrb.  XXII).  —  Gehe,  die  Tarifwfrthsch.  auf  D.  Eisenb.. 
Berlin  1S75  (u.  mehrfachi.  —  Keitze iist ein,  d.  (iuteitar.  d.  Eiseub..  Herl.  — 
liarychar,  Hcrchn.  über  d.  Selbstkosten  d  Httrielts  d.  österr.  Elisabeth -Wc^t'i..  in 
der  Tab.  Ztschr.  (29).  S.  102  II'.,  mit  den  Zusätzen  v.  Si  haffle;  letztere!  in  ^. 

Sy.stem  a.a.  0.  —  v.  Bilinski,  d.  Eibrnbahaterifs,  Wien  lbT5.  Krönijr.  d.  Ditler.- 
Tirifc  d.  Eisfnli .  Herl  1S7T.  -  Tb.  Petermann.  Sai  hs.  Eisen lialuifraiii  n.  DilTer.- 
1  aiifsiitze,  [.♦iip/.  IbTti.  d«!i  s..  die  Schattenseiten  d.  neuen  Tarifsyst.  l.  <l.  Guterrerk.. 
Leipz.  1S77.  Vielfache  Erörterungen  d.  Tarififcagen  in  de»  Ha ndel skammef' 
berichten  d.  letzten  Jahre,  be^  l>ci  fiolfirenhoii  der  Frage  der  Tarilerhöh.  IS7H, 
1874.  Dann  Verhandlongeu  des  Deutschen  Haudelstags.  volksw.  Congr.. 
Denkschrift  d.  Reichseisenbahnamts  n.  TarifenqnMen  (l$75).    Aas  allen 
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diescu  Quellen  reiche  Matorialieii&aiaml.  iu  Hirth'ä  Auualeu  £.  TL  mit  stilbäUutL 
Verwrb.,  b«8.  in  d.  Jahn:.  1874—76,  so  Tronmer,  farit  Bdtr.  z.  Ventinda.  der 

Eisenbahüw.,  bes.  üb.  r  die  Tarife,  Jahr-.  1nT5,  S.  569,  !057.  Jalirjf.  1S7P..  S.  Vi\.  — 
(iulachteu  der  Tarifcuquetecoumiss.  v.  Dec.  läTd,  Jabrg.  1S76,  S.  46ä,  öüti,  Jdux. 
1877,  8.  «83,  110«.  —  Ueber  d.  enpl.  Yerhiltnisae  bes.  Golm*«  Werk.  nan.  B.  II. 
Kap.  'S  i'.iss.  ,  S.  31S,  über  iL  Tarifw«ib..  u.  A.  S.  I.'i2  ülier  die  Unausfubrbarkoit  Jcr 
Zagrtiiidcloguug  des  Priaciih»  der  Selbstkosten,  itber  die  relative  Berechtig:,  des  Wertli- 
tarifpriuc,  cbend.  in  Kap.  2  über  die  verwandten  Fragen  der  Trennung  des  Fahr- 
l-'racbtverkebrs,  S.  Uber  Wageiüeiho  S  1 12,  Uber  lk!^o^g.  der  An-  II.  Abfahr  dtttcli 
die  Babnv»  rwalt  selbst  S        über  ..nmning  powers"  S.  (j>?. 

I(li  hatte  mich  svUou  m  »1.  vor.  Aufl.  S.  645  Ii",  z.  Tli.  durch  Oohn'ü  Weri  u. 
durch  dir  ( ijipositioii  bes.  d.  deutsch.  Priv.bahnen  ^egen  den  sosren.  „uatttri."  (eb.» 
lothr.^  T:iril\  iiulir  nts  da  ich  die  6  \iisL;il)f;  von  Uau  Umarbeitete,  davon  über/eotrt, 
das»  die  Berücksichtigung  der  SelbstiiObtcii  alh  Grundlage  der  Tarife  vornehnil  nur 
Tom  Staats  bahn  System  zu  erwarten  ist,  dass  aber  eine  gewisse  ßerück^ichtiier.  des 
Werths  der  Waareu  doch  au^li  liier  statthaft  l.leil>t  (bes.  rohn  II.  155)  Mir  schien 
jedoch,  dass  Cohn  das Selbstkosteupriucip  zu  sehr  zurückschiebe:  als  Ziel,  dem  mau 
sich  freilich  our  ann&hern  tOnne,  hielt  irh  es  fest.  Weitere«  Stadiam  hat  mich 
beitdeiii  in  dieser  Frage  dem  Cohn'sch<  ii  Standpuncte  noch  etw.^s  :  :  ' •  -  j:el»ra'  ht 
Auch  hier  sind  es  Analo!2,ieeii  mit  dem  V crsicheruugswüsun  u.  die  Beachtung 
der  hier  utOglichcu,  m  E.  priiu  ijiiell  zulässigen  u.  in  der  Praxis  (bdm  denlBehan 
Offentl.  Feuenersich.weseti )  vorkommenden  Abweichung  der  Pnimiensätzc  von  den 
Koetens'itzen  (IJi.sicos).  wcl' hc  mich  mehr  noch  wie  die  neueren  Arbeite«  —  von  Neu- 
manii  (Tab.  Ztschr.  ISSÜ,  Treis  unter  d.  Einlluss  d.  Ei'.:eiiiiut/es,  u.  A.  S.  'IhS  Ii.. 
.S0>  11.,  8.  auch  Neamann's  Abb  Uber  d.  Pi-eis  m  Sehr»nberg's  Handb  I).  Lahr 
(Eisenbabntarifwcseu  u.s.  w  .  Berl.  1S71».  eine  umfassende  kritische,  Prnfuiii:  'ier  ver- 
schiedenen Tarifsysteme,  woraut  hier  für  die  Ein /,el fragen  »peciell  vcrurieseii  »ird', 
Sax  II.  404  ti'..  bes.  415  IT.,  n.  jetzt  wieder  r.  G.  Cohn  (Arch.  f  Eisen)».  1883 
S.  11.'!  II',  tlber  das  T;irifi)rincip'  —  davon  illier/.'ti;;t  balieii,  d.is-  ein  T.^rif^yst<"^; 
Ulli  Tarifsätzen  fUr  die  einzelnen  Trausportobjccle  möglichst  genau 
proportional  den  Selbstkoston  des  Transports  der  Objecto  nicht  all- 
gemein rieh tig  noeh  e  rstr ebc n su  e rlli ,  nicht  n  nb  e.I i  n  t  v  u  I ks  w  i  1 1 hse haf t- 
iich  zweckmässig  u.  gerecht  ist.  Letztere,  frUhur  von  mir  mit  vertretene  Auf» 
fassun;-;^,  p:e^^en  welcnc  sich  anch  Non  mann  a.  a.  0.  mit  mich  theUweise  «berzcngcnden 
Ausführungen  wendet,  ist  eine  Consequenz  der  individualistische  n  B -trachtungs- 
vreise  des  Wirthsrhaffslebens  u.  beruht  streng  genommen  auf  einer  petitio  principii- 
Icb  halte  daher  nur  daran  fest,  dass  die  Summe  der  Selbstkosten  durch  die  Ein- 
nahmen möglichsi  gedeckt  werden  -o]\  obwohl  beim  Staatsbahnsystem  auch  hierron 
nnter  Umständen  Abweichungen  berechtigt  sind;  dii^s  das  Privatbaiinsystem  /u  einer 
möglichst  hohen  Ueberscbrcitung  der  Seilistkosten  strebt,  und  dass  eine 
richtige  Tarifpolitik  rou  Fall  ^u  Fall  untorsnchen  muss.  ob  und  wie- 
weit sif  ein  den  relativen  SellKtknstcns&tzen  der  einzelnen  Trans- 
portobjccte  proportionales  System  von  Tarifsätzen  fUr  diese  Objectr 
dnrchftthren  oder  nach  anderen  Momenten  (Leistnogsfilhig'keit  oder  Zahlungs- 
kraft  der  Personen,  -nriali-n  Verhältnissen  ;  \\Vrth  der  (Jnter^  dit  individuellen  Tarif«- 
bilden  soll  Die  Freiheit  de^  Yerfahreos.  welche  iu  dieser  Hinsicht  wieder  das  Staats« 
bahn  System  giebt,  ist  ein  w<^terer  Y ornig  des  letzteren.  Die  hier  befUrwottcte,  nicht 
bloss  nach  der  Selbstkosten-Proportion  die  Tarifsätze  bildende  TarifpoHtik  machte  ieh 
als  iHe  .rem**inwirthschaf tliche  bezeichnen.  Dass  hier  mehrfach  ähnliche 
Gesichtsjiuncte,  wie  in  der  Besteuerung  bei  der  Durehführung  des  (auch  „gcmein- 
wirthschafUichen")  Princips  der  „Bosteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit** 
(Fin.Il,  §.  417,  42r>  fl  \  mit^inclcn,  hebt  Cohn  (Arrh.  1883  S.  12**'  mit  Hecht  herror 
Auf  die  von  Noumann  u.  Cohn  angeregten  intereüäantcn  Piincipienlragen  der  Werth- 
a.  Preisthoorie  n.  anf  das  ethieche  Moment  dabei  (vermeintlich  eueinige  „Gereehtl^knt 
des  Selbstko>te'ipr'n  ■it'-'M  kann  an  diesen!  »'hU'  u\<  ht  weiter  eingegantren  werden 

Beachtenswert h  ist,  dass  in  neuerer  Zeit  der  Einfluss  der  Bahntarife  auf 
die  ZolUätze  immer  mehr  bemerkt  worden  ist,  was  eben&IIs  anf  die  Noihwendiieleif 
einer  einheitli' hen  lv'"_a'liin[;  d.-r  BahntarilV  dur-h  die  Staatsgewalt  hinweist  nm 
wiilkurlichti  Kreuzungen  der  Zoll-  und  Handelspolitik  zu  verhüten;  ein  neues  Argument 
von  praktischer  Bedeutung  für  das  Staatsbahnsystem. 
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I.  —  §.  291.  Die  Grundlage  des  Tarifwesens.  Die 
PeBtstellnog  des  Preises  der  Trtnsportleistniigeii  erfolgt  bei  den 
Eisenbahnen  wie  bei  den  anderen  grossen  Offenblieben  Verkehrs- 
anstalten  niebt  wie  im  gewobniieben  Verkehr  in  jedem  einseinen 
Falle  nach  speeleUem  Uebereinkommen  der  Bahn  und  der  Fracht- 
geber,  sondern  naeh  Taxen,  welche  in  den  sog.  Tarifen  sn* 
sammengestellt  und  veröffentlicht  werden.  Die  eigenthUmliche  Natur 
des  EisenbahntraiiHpoits,  wo  eine  Men^^'  Personen  und  Vcrsebiedeuen 
gehörende  Otiter  l'Ur  eine  Trauspoi igeiegcnheit  (Hahnzug j  zu- 
samnieugefasst  und  die  Kcilienfolgc  dieser  Traut-porte  streng 
geregelt  werden,  rechtferti^rt  und  bedingt  dies  Taril'wesen.  Mit 
Taxe  und  Tarif  steht  die  Eisenbahn luUcrnchmung  aber  schon 
>viedcr  anders  da,  als  imc  ^^c\v(  am  liehe  wirthschaftlicbe  Unter- 
nehmung mit  ihrer  Preist)cstin]iiiuiig :  die  Einwirkung  der 
Concnrrenz  wird  uuthweudig  von  vuruüercin  eiue 
weniger  direete. 

Als  Orundlagc  de«  Bahutaril'weseus  diente  bisher  last 
ausschliesslich  die  Messung  des  Werths  der  Transport - 
leistungen  lür  den  Beansprncher  der  letzteren,  wobei 
folgende  Momente  als  niSASgebend  gelten: 

1.  Die  von  dem  Transportohject  mit  dem  Fabrmaterial  znrttck- 
gelegte  Entfernung,  also  die  Weglängo. 

Nur  ;iutin«hiainrei8e  findon  hiervon  Ativeichunfren  statt:  »)  (faeib  i<i  riKf- 
fUgigou  Fällen  zuiD  Zuretk  der  A''nMidiifi^  d-  r  Tarif-St/e;  h\  tbeils  irofcn  d^r  be- 
üonUcrott  Kot>t»pittligkoi(  eiozulucr  W  cgätrcciuo,  indem  die  wirUicht*  Weg- 
ling«  ond  dit)  tartfnlsrife  TJufe  notenetafod««  wird,  so  dtss  t.  R  eine  Iddne  koBtopidigo 
Wegstrecke  im  Tarif  :\h  im  längere  butrachtet  wini;  r\  thoil»  im  „Di ff<;ri;ntial - 
-  tarifKystttio".  wo  dio  Taxe  fur  die  Tranb(>ortle.i:>tuag  im  Personen-,  uamoutUch 
aber  Im  Gttfeiteil^elir,  beMHidcn  ftlr  Unirere  StrecLeu,  niedriger  angeaetxl  vild,  ab 
< ü  di  r  Bemesaun;;  d'>4  Weitlis  der  Tran>portlei8tttU|r  nach  dor  Wcgläng;!»  UDter  Inna- 
lialtong  des  allgemeinen  T^fiiatzv.>  cntapricfat. 

2.  Auf  gleicber  Weglttnge  die  Sebnelligkeit  der  Befdrde- 
rnngy  also  die  beim  Transport  (bei  Gütern  einsebltesslieb  der 
Einladung  nnd  Ansladnng)  verbranohte  Zeit  Dieser  Massstab 
ist  beim  Personen-  nnd  Gtlterverkebr  fast  allgemein,  aber  niebt 
immer  ganz  eonsequent  in  Anwendung  (Schnellzug,  Personenzug, 
Eilzug,  Frachtzug). 

3.  Bei  gleicher  VVegläng^e  und  gleichem  Zeitverhraucl»  die 
Sicherheit  des  Transportobjeets  vor  Beschädigung?  u.  h.  w. 
(offene,  bedeckte  Gttterwagen  etc.),  und  die  Bequemlich- 
keit und  Annehm  iichkeit  des  Eeisenden  im  Personen  verkehr 
(Classeos^'stem). 
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4.  Die  Art  and  Besehaffenbeit  des  Transportobjects,  * 
die  damit  verbundene  Expeditions-  nnd  Manipnimtions- 
arbeit,  besonders  aber  die  Fähigkeit  des  Transportobjects, 
einen  gewissen  Tarifsatz  an  ertragen:  Unterseheidiuig  in- 
nächst  von  Personen-  und  Gflterverkebr,  dann  weitere  Unte^ 
scheidongen  in  jedem  von  beiden. 

-  a)  Im  ersten  miuMgebendor  Fkctor:  das  Indlvidauni.  daneben  BertcblclK 

tiguiig  des  Alters  (Kindt  r.  "Ei *aclisene),  milunt.  r,  ulioi  selten..  do>  Bomfs .  Staadts 
und  der  ökonomischun  Lage  u.a.  tu. (Auswanderer,  Schüler,  Militär,  Wagenciasnen. 
vobei  aber  fMUch  die  Wahl  der  Glatse  dem  Benutzer  fteigesteUt  Ut,  —  ta»  önter- 

schied  rom  Waarcn- CIassincalion!»ysti.-ia;.  b)  Im  (i  ü  t er  verkehr  massgebender 
Factor:  das  (lewicht,  dan-ben  aber  Ilttriiiksicliiijfunir  des  VolunieiK  'Spi-rrs ut  , 
der  Manipulationsarbt^it.  dann  uamentlioh  des  u»<;cfährcii  Werths  <iat«  aud 
der  davon  abhängigen  TransportabiHtiit  oder  der  Fähigkeit,  bei  einem  g^ 
wissen  Tarifsystem  mehr  oder  wcni;;er  wtit  udcr  fvontuell  gar  nicht  versandt  w.  rT  n 
ZQ  können  (Waa renclaüüificstion  der  Tarife,  iusboüondire  nach  dem  WeitL  Uer 
Waaren;  Normalgut,  ernSssigtc  oder  billigere  Tarife  für  schwer«-  und 
Waaren  nie  dt  r  i  n  Werths  —  d.  h.  „gerinferen  specifischcn  Werths"  —  oder  ftlr 
sog.  M  a  s  s  e  u !  I  rod  u  r  t«*). 

Der  |) riiici {Helle  Ma n^^e  1  dieser  Gruudlage  unserer  heutigeo 
Hahiitarii'e  liegt  dariu,  dass  hier  das  eine  Element,  welches  bei 
der  Wertbbestimmung  eines  wirthschattlichen  Guts  (daher  auch 
einer  Transportleistang)  in  Betracht  kommt,  zu  ausschliesslich 
seine  Berttcksichtigung  gefanden  bat:  dasjenige  Element,  welches 
die  Grenze  des  Taascbwertbs  und  Preises  nach  Oben  bestimmt, 
neralich  der  Gebrauchs werth  fttr  den  Begehrcr  und  die 
Zahlungsfähigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
Eisenbahntarifwesens  ist  sehr  cbaracteristiseb  and  verrftth  wieder 
deutlich  die  Monopolnatur  der  Eisenbahnnntemehmung. 

Vgl.  <  'ohn  II,  .187  ii.,  iiber  die  Motive  der  TarifbestimainDg  in  Kngland.  ua'  k 
den  Eniiu«'ten.  Eip-nnutz  als  dtr  \ orliens'  h/^ndc  Factor  anorkannt.  Ini  TÜuzelneu 
die  inductive  Beweisführung  fUr  daä  lui  l'exto  gegebene  Urtheil.  Die  principiclle 
Pornmlininf  liest  die  wesentlichen  Momente  doch  schärfer  henronreten.  Cohn 
will  in  seiner  Ivi'urfioii  se^m  dir  .. AiilVtoIlnii-  v.  (lesft/'en"*  nicht  ihin  •jrdang'^a, 
womit  aber  m.  1:1.  mit  Unrecht  die  Ziehung  eines  neun  auch  nur  vuriäuhgen)  „Facit** 
einer  sohshen  „indtictiven"  Untenochong  nnterblelbt.  8.  nnch  Cohn  In  Archir  19Vt 
S.  171.  —  W'.^nn  ich  auch  jetzt  noch  von  ritiem  ..prini  ip.  Mangel*'  det  l><jst'  h'nd«rri 
Tarifgrundlago  spreche,  !>o  steht  das  nicht  im  Widerspruch  mit  dt>m  Zugeätkadoii», 
dan  die  Selbstkosten -Proportion  nicht  ohat»  Weiteres  die  richtige  Orandltirt'  Ito  die 
Tarifiitze  der  einzelneu  Transportohjecte  scI. 

Das  andere,  den  Tausohwerth  und  auf  die  Dauer  den 
Preis  nach  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
getragene  (Productions-)  Kosten-  oder  Selbstkosten-Sati 
tHr  das  Gut.  Dieser  Satz  wird  zwar  in  den  vier  Nomenten,  welche 
die  Ghnndlage  unserer  Tarile  bilden,  etwas  mit  berttoksichtigt,  aber 
im  Ganzen  ungentigend  und  im  Einzelnen  oft  zn  willkllflieh,  so 
anch  im  bisbcii^eu  Diiferentialsystcni  und  in  der  bestehenden 
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Waarenelaasüieatioii  der  Gtltertarife,  besonden  m  derjenigen  nach 
dem  Werthe.  Dieses  zweite  preisbildende  Element  ist  wegen  der 
nninieichMideB  Wirksamkeit  des  Goncnnenzprineips  im  Eisenbahn- 
wesen nlebt  ordentlich  znr  Geltung  gelangt.  Dem  kann  nnd  sott 
gerade  durch  das  Staatsbahnsystem  wieder  abgeholfen  werden. 
Nicht  zwar  so,  dass  nnn  fiberalt  nnbedingt  die  TariMtze  der 
Trausportobjccte  <j;enau  nach  Höhe  und  Proportion  der  Selbst- 
kostensätze  dieser  Objecte  gebildet  werden  sollen.  Wohl  aber  so, 
dass  mittelst  des  Tarifsystems  zunächst  aul  eine  Deckung  der 
Gesammtselbstkosten  durch  die  Einnahmen  hingestrebt  und 
sich  eventuell  damit  begnUiyt,  deragemäss  das  Taii%8tein 
eingerichtet  und  bei  den  einzelnen  Tarii« ätzen  nach  richtigen 
Erwägungen  entsdiieden  wird,  ab  und  wie  weit  ihnen,  den  dabei 
in  Betracht  konniienden  Interessen  nnd  deren  Berechtigung  gemäss, 
die  Beträge  und  die  Proportion  der  Selbstkosten  zu  Grunde 
^ele^t  werden  oder  Abweichungen  naehderBerUcksichtigung 
anderer  Momente  stattfinden  sollen. 

Im  rolkswirthschaftlichcD  lotoresse  kanu  diu  thuuliclK^tc  Hcductiou,  Jaher 
die  Anniiherang  der  Tarife  an  die  Selh^tkosfenbeträge,  d.h.  an  gewisse  Minimal- 
aiXio,  ütatt  wie  bisher  mehr  aa  MaximalsäUo  zu  verlangen  seiu.  Oer  rein  gewerb- 
liche Standpunct  in  der  V'enraltaog:  der  Eisenbahnen  spricht  für  eine  Mlche  Reduc- 
tion  der  Tarife  allcnlings  nar  soweit,  als  daraus  eine  mehr  als  proportionale 
Verkehrssteigeraug  uud  demgeniibs  gciaile  eiuu  höln  rc  Uente  henorgcht  Dieser 
Standpnnct  ist  aber  nur  fUr  eine  Privat  Unternehmung,  nicht  für  den  Staat  aus- 
schliesslich massgebend:  ein  wcitoPT  Grund  gegen  l'rivat-  und  l'iir  Sta^tübahncti. 
Der  Staat  kann  vielmehr  eine  Taritpolitik  annehmen,  bei  welcher  da3  ¥ollc>wirtb:icbatt- 
Ifehe  InterMM  selbst  dauernd  auf  Kesten  des  flnanneUen  gtcwlniii  Ob  and  vlcvelt 
dieser  GisichtspHnct  beim  Staatsbahnsytitrm  leiten  soll,  ist  im  corii  roten  Kai!  und 
«ntschiuden  auch  unter  BorucksichtiguDg  der  Finanzlage  —  u.  A.  auch  der  Möglich- 
keit  md  ZirecInnSasiflelt.  Uebeisehnne  der  ElsenbabnTenraltonr  darch  andere  Ein» 
nahmen  oder  umgekehrt  letztere  durch  solche  Ueb  r-<  liü.sse  zu  ersetzen  —  zu  ent- 
ächeiden.  Auch  wenn  indt^ssen  di<-  Tarifsätze  aus  Iiikui Miellen  Rücksichten  nirht  — ■ 
oder  noch  nicht  gleich  —  so  weit  berabiresetzt  werden,  dass  bloss  die  Deckung  der 
GeaammtfcoateD  ecfolgt  so  kann  sich  der  Staat  oineia  solchen  Tarifsystom  wenigstens 
mehr  nSherii.  weil  ihm  f^ewisse  Verkehrsvortheile  mit  ''iuein  <twaiDr«'n  vorUb er- 
gehenden Einnahme-  und  iieinertragsausfali  nicht  zu  theuer  erkauft  sind,  waa  bei 
einer  PriratantefDehmuBfr  vagen  der  Unsiolierheil  des  EigeboisBea  oft  der  Fall 
sein  «rird. 

Die  Selbstkosten  der  einzelnen  Arten  von  Transportleistungeu  sind  natur- 
genUss  manchfach  rerschieden.  Die  Proportion  der  Selbetkoaten  bildet 

mit  Rocht  nicht  die  einzige  Grnndlas-c  der  Stu  fen  bi  hl  u  n  iniTari*  icv 
doch  dAers  ein  Moment,  das  neben  un<l  zum  Theü  btatr  der  anderen,  liiahcr 
zur  Grundlage  der  Tarifttnfeu  dienenden  Homento,  beeonden  des  Werths  der  Trans- 
portobjecte  im  (iuteiTerkehr,  mehr  zur  Geltung  ^:ebracht  werden  darf.  Dadurch  nähert 
sich  der  Bahntarif,  soweit  das  gegenwärtig  ror  einer  Amortisation  des  Bahnkapitals 
schon  zulissit::  ist,  bereits  mehr  dnem  (lebtthr etttarif,  in  irelchom  die  Hfthe  der 
K uste II prov oca tion  Seitens  des  Benutzers  einer  Verkehrsanstalt,  wie  bei  anderen 
*Teb!}bronzwf'i|cen ,  fhutili-  hst  fur  ili-'  Wthc  der  iiebührensät/'-  mit  bcstiiiiTnend  hi. 
Dieser  (ie^ichtspunut  »cheiut  mir  doch  auch  jetzt  noch  bei  Co  hu  lu  a.  Werke  u.  ini 
Afthiv  a.  a.  0.  etwas  zn  sehr  znruekznireten,  nach  in  dem  getegenü.  Hinweisen  anf 
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«.-inen  st c u e rartigtii  ('Iiaract^-r  der  Tarifsätze  mit  riiii>uiiitionMbgabciiU  bk  Zakttoft 
ubrii^cns  nicht  unmöglich,  ebenso  wie  ehedem  bei  der  Post 

Ii.  —  §.  292.  Die  Selbstkosten  des  Transports. 
A.  Die  drei  Elemente  derselben. 

1.  Ein  Zinsbetrag  flir  das  in  der  Unternehmung  steekende 
(also  noch  nieht  amortisirte)  Kapital.  Dieser  mnss  mit  Bücksieht 
aaf  das  mit  der  Untemelnnang  Terbondene  Risieo  den  ttbliehen 
ZinsfoBS  flir  beste  Sicherheit  ttbersteigen,  aber»  wenigstens  bei 
Staatsbahnen,  nicht  nothwendig  so  hoch  sein^  um  noch  einen  Unter'- 
nehmergewinn  2U  enthalten.  Bei  ans  wird  der  Ansatz  von  5  —  6, 
jetst  wohl  von  i^^U  genügen.  Unter  Umständen  kann  indessen 
auch  eine  höhere  Rente  als  Ziel  gesteckt  werden. 

Z.  B.  /ar  Eraicluug  fröfüwror  Ucbärschasüe  auf  gutvu  Strecken ,  um  duntt 
Deficite  scUediter  Liniea  zu  decken.   Auch  Kasse  «.  «.  0.  befünroitet  o  */o  ^ 

Einro.<  hu.  f.  Enicucr.  6  Es  wird  natürlich  mit  auf  die  Höhe  des  Ziusfussc»  der 
Eisen babnscbuldeo,  auch  auf  denoi  Form  <unkt)ndliarc  Rei)teni>ehald)  ankommen.  Bei 
den  neuen  deutschen  YcrstaatUchuDf^en  braucht  nur  mit  4  "  „  Zins  for  die^e  Schulden 
gerechnet   /m   Wf-nleu,  ein  Satz,  den  der  Staat  bei  der  Form  der  Bentemclinld 

(„consolidirte  Anleihe"  nicht  m  erhöhen  jreiinthitt  w.Ttlen  kann,  anch  wenn  der 
Staatä/.inüfuss  wieder  steigen  sollte.  —  Ol»  eine  hdlicrc  Üenti'  erzielt  «•nien  soll, 
hängt  auch  von  der  firian/' wi  rthsc  haftliclicn  Hetrachtung  mit  a\>.  u)<  eia  be« 
treffend"  r  Ueberschuss  der  Bahnen  eine  zwei kuub^if^eiv  Einnahme  als  »  in--  mdere 
privatwirtliscliaftliche.  RebUhrcnartige  u.  auch  steuerartige  im  conrreten  irnlle  dan>trdlt. 

2.  Eventnell  ein  Amortisationsbetrag  für  dieses  Kapital. 
So  bei  deijenigen  Privatbabn,  welche  nach  Ablaaf  der  Concession 
ohne  weiteres  an  den  Staat  heiiutUllt  Bei  anderen  Privatbahnen 
und  bei  Staatsbahnen  wäre  der  Betrag  unter  Umständcu  entbebrlieh, 
nemlicb  a)  wenn  die  Bahn  aus  den  laufenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  daraus  namentlich 
anch  alle  erforderlichen  Erneuerungen  bestritten  werden;  b)  wenn 
eine  lUr  P.  1  genügende  Ertragsfitbigkeit  der  Eisenbahnen  für 
immer  sicher  ist;  und  c)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet 
wirdy  dass  das  ffir  sie  aufgenommene  Schnldkapital  hin> 
reichend  versinst  wird.  Die  erste  dieser  drei  Bedingungen  lisst 
sich  erfllllen,  die  zweite  hftngt  von  der  weiteren  Entwicklung  der 
Technik  im  Oommnnicationswesen  und  von  der  snkflnitigen  Ge- 
staltung der  Volkswirthschaft,  die  dritte  von  der  immerwfthrenden 
Aufrechthaltung  entsprecliender  Tarife  ab.  Um  llör  die 
Zukunft  das  in  den  B a Ii u e n  .steckende  Kapital  nicht  zu 
riskircn,  auch  um  das  Risieo  lUr  die  1  inan/.en,  eventuell 
aus  anderen  Mitteln  die  Zinsen  dci  Eisenbahnschuldeu  ndt  decken 
zu  müssen,  zu  vermindern  und  endlich  und  namentlich  um  freiere 
Hand  für  die  Tarifregelaug  £u  gewinucu  (etwaige  Eiu< 
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l'llhrung  des  Gebii  hren  pi  incips  mit  massigen  Sätzen),  ist 
daher  die  E  i  uree  h  n  u  u  ^  einer  niäsHigeu  Araortisatious 
quote  ftlr  eine  nicht  gar  zu  lange  Tilgeperiode  (.HO  bis  50  Jahre) 
unter  die  Seib^tkosten  auch  t'Ur  Staatsbahnen  enipieiiieiiäwürtb. 

Kur  d.  „EniüUorunü:"  wird  lici  dir  preuas.  ii.  audi^rii  Privafb.ihiioii  '  iii  >og. 
Erneaerungsi'oiidä  dotiit.  welcher  iiei  dea  SUauljaboeii  i,ausi>cr  d.  sacli^  )  Mili. 
Dafllr  werden  bni  diesen  a)»er  nicht  unerheblirbe  YenrenUanifen  für  Gutmaclumg  der 
Abnut/nng  u.  dv^l..  selbst  fiir  XenbiachalTunsjcn  von  Fahiniatcrial  aus  den  laufendtTi 
Kinnahioi-n  gfm'wht  z.  B.  bei  <lcr  preuss.  Staatsb.  im  Et.  f.  lbbä/S4  l'ür  Erneuer. 
d,  (»berhaus  27  ti5U  M.  M  ,  fiir  diej,  d.  Hetricbsmiitrl  17*88  M.  M.,  oder  bez. 
9*86  u.  5'S6,  zus.  15*22  %  <ler  (iesauimtausj^abc. 

S.  Uber  di.-  sresftil.Tilgunir  des Eiseid)ahn-Schuldka].ital^  in  Preussen  o.  S.  710. 
Eine  noch  stärkere  Tilgung  ali  die  1ü<t  vorg«^chriebe»ie  v.  schiene  mir  .-r- 

wonseht.  Man  sollte  sich  in  den  geg<eiiw&rti;eii  fQnstig<  n  Zeiten  nicht  schon  an  die 
(  '  Iterschüs^ie  dar  KiaenbahnoR  als  an  du  Milt«!  flir  die  Decininp  anderer  AuHgaben 
gevöhfien. 

B.  Den  dritten  Bestandtheil  der  Selbstkosten  bildet  die  lau- 
fende Betriebsaasgabe,  einschliesslieh  eines  genügen- 
den Ersatzes  fiir  die  Abnutzung  und  ancb  fiir  die  Erneue- 
rung der  Bahn  und  des  Fabrmaterials,  wenn  letzterer  Posten  nicbt 
sebon  unter  N.  2  besonders  eingesetzt  ist.  Dieses  Element  ist  nun 
offenbar  immer  nur  fttr  eine  bestimmte  Verkebrsgestaltnng 
auf  der  Babn  (namentlieb  n.  A.  auch  ffir  ein  bestimmtes 
Verbältniss  des  todten  zum  ntttzliehen  Gewicht)  zu 
ermitteln  —  eine  an  sich  schon  recht  schwierige  und  mühsame 
Aufgabe  der  Technik  und  Verwaltung.  Denn  die  Selbstkosten 
ändern  sich  selbst  mit  dieser  Verkehrsgestaltnne:,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarilhöhe  abbauet,  wähieud 
für  die  Noruiirung  der  letzteren  gerade  der  Selbstkostensatz  ein 
wesentlich  entscheidendes  Moment  sein  soll.  Diese  gegenseitige 
Abhängigkeit,  iu  welcber  die  Tarif hßhe,  der  Selbstkostensatz  und 
die  V'erkehrsgestaitung  stehen,  erschwert  die  Aufgabe  der  Tarif 
regelung  sehr. 

\A.  i.lti  r  di' >(■  S-^ll).-tkustfM  bes.  die  Schrift- n  v.  (iarcke,  Schefl'ier, 
Üarychar,  die  sehr  spec.  Bereduiangeu  enÜiaUea.  Aus  d.  amtl.  jpreusii.  £iüuu- 
bahnstetist.  ist  f^r  einig«  Theile  der  Retriebsansgabe  der  Selbstkostenbärapr  des  Traas- 
pons  bcn-cbnet.  So  für  die  Kosten  der  Zusrkraft.  ISI*.!»  11-5S  Mill.  Tblr. .  auf 
die  Ccntu<  rmeüu  liruttolatst  010  l'f..  lSd9  noch  0*21  TL,  per  Gentaerueile  2iettolaiit 
0-3S,  bez.  0-70  Pf.  Letzterer  Rctrafr  wird  bei  einer  stiUlereii  Dufcliscbnittsbeladong. 
weiche  diese  \\iSis.  nur  »ehr  wcnia .  die  Einnahme  bedeutend  steitrert.  sofort  viel 
gimaüger.  Er  «ar  I*!H>Jl  B.  bei  der  Dstb.  0*50.  Bebr.-Han.  0  S2,  dagegen  bei 
n iederschles.-mürk.  nur  0  34.  bannov.  0  41  Pf.,  wogegen  d.  Betrag  p.  Bruttocentn^-r- 
meile  nnr  variirt  wie  013,  0*14.  0*12,  0*14.  Bei  Privatbahneu  mit  jrünst  Frequ.  u. 
starki'r  Verladung  sinlt  rb  r  Satz  p.  Nettocentnermcile  bis  auf  (»'2.H  (Brutto  O  l  7,  f^r-ln- 
Mind.) .  .steiift  aber  unicr  ungUust  Frequenz  bis  auf  J'32  (Brutto  o-2S  Pf.  Vofpuuim. 
fi.).  Die  Se^bütkoctcn  der  Zogluraft  varüren  also  hier  fast  wie  1  :  (>.  In  den  ersten 
Jahna  nach  1871.  bes.  bis  1874,  sind  die  Kosten  dar  Zagkraft  bedentond  ga- 
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stiegen.  Sie  betragen  bei  tüflimtllebeii  preu».  Bthne»  in  den  neuen  Mnimen  nnd 
Oevlcbten: 


p.  ToBoe  u.  kiL  m.  . 
RM.  '  i.  Amt.  4. 


u.  Kil. 

p.  Kau* 

Bntto- 

d. 

ganz. 
Batr.* 

Humma 

Bahnl. 

KU. 

vJu-Kil. 

iMt 

Transp.- 

MiU.  M. 

M. 

Pfenn. 

Pf. 

Pt 

Pf. 

2ti-t 

3714 

5S 

1-3 

U'8S 

Ü-33 

43-5 

26  b 

1889 

34-7 

3387 

5.1 

1-2 

0*83 

0-16 

41-7 

1S71 

4s  1 

4122 

02 

14 

0-83 

0  1(] 

43-2 

26-9 

187» 

76-5 

0565 

74 

11 

1-00 

0-53 

44-i> 

2S-6 

1874 

89-4 

«SIS 

70 

1-8 

l'l« 

0*33 

46-6 

S9rO 

1875 

Sil 

r.ino 

0« 

10 

101 

0-2H 

43-7 

27-5 

Nach  d.  deutschen  Eisonhahnstatist.  f.  1S80/S1  werden  die  Kosten  der  Zof- 
kraft  in  unuiittclhar  laufende  a.  mittelbar  laufende  unterschieden.  Im  Ganzen  betragen 
nie  bei  allen  lUhncn  1118-2,  Ixi  <1.  Staatsb.  allein  70*8h  Mill.  M.  oder  p.  Vniildl 

53-S  u  "il-O,  p.  Achslil.  ]-:i:>:>  u.  l  'ASH  Pf.-nni>r,  w&s  auf  ein  Zurürk^ehen  auf  die 
Betragt-  VOM  is7n  hinweist,  vvenn  aucli  die  HcrprhnunszsmttJio.)'-  etwas  .m-iers  ist. 


Mau  wird  sich  darauf  beschrauken  uilissen ,  zu  crloi  st  lien, 
wie  sicli  der  unter  bestimmten  Umständeii  gefnndeiie 
»Selbstk  ostensat'/  nnfer  hypothetischer  Au  na  Ii  nie  ^»<> 
und  so  verUnderter  l'arit  sätze,  Hahn  t  recj  uenz  cn  der 
einzelnen  Trausporto bjecte,  todter  G ewichtsmengen 
and  Verhältnisse  des  todten  zam  nützlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  MomenteD  abhängige  Grösse  verändert 
und  welcher  Reinertrag  nnd  welche  Rentabilität  alsdann 
eraieit  werden.  Nach  den  Ergebnisnen  dieser  Untersnehung  sind 
dann,  wenn  ein  sieh  mehr  dem  Selbstko^iten-Ersatz  anschlieaseades 
Tarifsystem  gewählt  werden  soll,  soiebe  Tarifsätae  zanäehst 
versaebsweise  211  wählen,  hei  denen  eine  gewisse,  hypothetiach 
angenommene  Verkehrsentwieklnng  nnd  demgemäss  eine  in  Ana- 
siebt  genommene  Rente  wabrseheinlieh  eintreten  wird.  Von  der 
Erprobung  des  Versnohs  hängt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen 
angenommenen  Sätse  dauernd  festhalten  und  ob  nnd  wieweit 
man  mit  Rtteksicht  auf  das  Finanzinteresse  in  der  eingeschlagenen 
Richtung  weitergeben  oder  umkehren  soll. 

Aehnlfefa  Gobn.  II,  510.  abfrebMsnd  ire^enQbet  den  «necbwelfaiden  BdbfB- 

project  von  Perrot  u.  ähnlichen  in  En^'land  (Galt,  Branden),  womit  aber  die 
BcrQcksichtigun^  des  Selbstkostcnbctrai^s  nicht  ausgeschlossen  wird. 

Die  Grösse  der  Jedesmaligen  einseinen  Tarif vcrilndcrang, 
—  oftmals,  aber  durchaus  nicht  immer  nur,  einer  Tarifermässi- 
gung —  kann  auch  bei  den  Staatsbabnen  nlebt  allein  von  volka- 
wirtbschaftliehen  Erwägungen,  sondern  mnss  zugleich  von  der  Hobe 
des  dabei  gelaufenen  Risicos  der  Einbusse  für  die  Finanzen  und 
daher  von  der  ganzen  Finanzlage  abhängen. 

In  der  Opposition  der  gewerblichen  Interessenten  in  Deutschland  ge((en  üi«* 
Tariforbftbuiigcn  der  Bahnen  t>»73  U'.  wurde  dies  ilberseben.   £•  tat  selbetvwutedlitb 
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ttiizulSsdig:,  einerlei  o7i  Stiate-  od.  Printlwbnen  bestehen,  bei  einer  allgemeinen  Preis- 

stci^^) 'Hing'  die  Preise  (gewisser  Leiäton^en  allein  auf  dum  früheren  Stande  7.u  lialteo, 
»ie  z.  H.  die  d.  Bahn.  Hier  stimme  irh  im  Princ  Nasse  a,  a.  ().,  Ues.  S.  3  ff., 
Schefflcr  u.  A.  bei.  Auch  beim  Staatsb.8ystem  kann  es  sehr  «rohl  einmal  nöthig 
werden ,  iin  biteresse  der  gelMtencn  R»ty»Uittt  «nd  selbst  niik  fliil  andere  Staat«;bc- 

«lnrfni<?sr'  auf  dies»*  Wei'^.  l  oberschUsse  ZU  erzielen  -•  wenn  die'<  ]ias«ejidcr  als  di« 
EröUnung  oder  Heibchaltiin.!;  anderer  Einaahmc(iuelleu  sein  sollte  — .  die  Tarife  zu 
erbflhen. 

B.  Das  Verhftltniss  des  bestekenden  Tarifsystems 
zn  dem  SelbstkostenpriDoip.  Die  Analyse  der  Selbstkosten 

zeigt,  (lass  diese  letzteren  dorcbans  Dicbt  immer  denjenigen  Mo- 
menten proportional  sind,  welche  zur  Messung  des  Werths  der 
Tran.sj)ortleistiui^  uud  zur  Grundlage  unserei  larilsysteine  zu 
dienen  pflegen. 

1.  Der  Weglänge,  Uber  welche  ein  Object  trausportirt 
wird,  i8t 

a)  der  unter  die  Selbstkosten  zn  setzende  /ins-  und  Anior- 
tisationsbetrag  nicht  proportiouai,  wegen  der  ganz  ungleichen 
Kosten  der  einzelneu  Strecken. 

(»onidc  bei  dem  jetzit^eu  Strerken-Tarifsystem  —  statt  eines  etwaigen  Zonen- 
äybteDis  —  wäre  es  uuter  Umständen  möglich,  bisweilen  wohl  auch  richtig,  diese 
Un^lefcblieft  dw  Kosion  bei  der  Bfldang:  dor  Tkrift&tce  m  berttclawclrtigen. 

b)  Ebensowenig  sind  die  eigentliehen  Transportkosten 
(einsehliesslieb  der  Bahnnnterhaltnng)  der  zurttckgelegten  Weglänge 
proportional. 

Denn  die  Kosten  der  Expedition  sind  von  der  Länge  dieser  Strecke  fast 

ganz  nnabhängig.  Mc.  Knätrii  des  l':ihnH«nisLs,  sr'Hist  di»'  oij;*'ntIiclien  Zu^kosten.  sodann 
diejenigen  der  Bahnrerwaltung  hängen  auch  nicht  immer  vorwiegend  von  <ler  zurQck- 
gelegton  Weglinge .  ftondem  oft  nocb  mebr  ron  den  StoigungsTcrhältnissen,  der  Mit- 
fabronf  todten  Gevicbts  auf  besümmten  Strecken  n.  dgL  m.  ab* 

Die  Tarifregelung  mögliobst  naeb  den  Selbstkosten  ftthrt  daber 
folgerichtig  zu  einem  Differentialtartfsjstem,  in  welcbem  die 
Sätze  nicht  durchweg  den  Längen  der  zurückgelegten  Strecken 
proportional  sind. 

2.  Von  der  Schnelligkeit  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft.  Sorgsamkeit  der  Aufsicht, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desselben,  verschieden  nach  (Il'I" 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Construction  u.  a.  ui.i  ab. 
Die  Tarifabstuiung  (ianach  ist  dcmuach  auf  der  ßasis  des  Priucips 
der  Selbstkosten-Proportion  berechtigt. 

Sie  kuuntc  w ah rs c b oi a  1  i c Ii  >owi)liI  dcu  wiikli«  licu  rxupurtioneji  der  belUsl- 
koaten,  als  in  diesem  Falle  auch  dem  (feljmuchswertho  d«  t  Leistung  gemüs»  oftmals 
.strenger  als  jet/t  durrliocfnhrt  werden.  Wahrscheinlich:  nicht  gewiss,  weil  bei 
tiÄmi  grosseren  i'rcisditierenz  /.wischen  scbocUcr  und  langsamer  Beförderung  die 
Nachffice  nach  ersteror  so  sebr  abnebmen  kttante.  dasa  die  Bahn,  venn  sie  die 
aeka^tlle  BefOrderuuf  nicht  ganz  ainzustellen  veruiair.  was  rein  finaa* 
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/.icU  oft  dis  Yortlicilhaftere  sein  luuiii,  >\c.h  bei  einer  geriDgereii  DilTeraiiz  imd  bei 
niedrigerem  Tarif  für  ilieso  Truksportart  leicht  beeser  sieht 

3.  Im  Tarifclassen  System  des  PecaoDen verkehre  und  der  in 
verschiedeDartigen  Wagen  t»  versendenden  Gflter  werden 
die  Selbstkosten  des  Transports  (verschiedene  Kosten  und  Eigen- 
gewichte der  Wagen  y  Torsohiedene  Ansnntzong  der  Ladnngsfihig- 
keity  Tersebiedene  BCanipnlation  der  Güter  u.  s.  w.)  etwas  mit 
berfleksiohtigty  aber  niehf  dnrehgreifend  nnd  nieht  anfGmndgenaaer 
Berechnungen. 

Die  Schwierigkeit  ist  such  hier  wieder  die  unter  Nr.  2  angedeutete:  bei  einer 
genau  den  hisheritren  errabrungsm&ssijifen  Sclli^tkosten  etitsprerhcnden  Abstufung  <!'r 
TÄriff  und  h.  i  1  im  gemüssen  genügen«]  huhon  Sätzen  der  höheren  Tlas  .»n  Lutu 
Uit*  Frequenz  in  It  tzteren  Icicbt  /u  sehr  abnehmen,  was  deon  doch  wicilor  niedrigere 
Sfitze  «reradi-  dieser  Cl&ssen  bedingt.  Im  Personenverkobr  iTusst  sirli  durch  Vereia- 
fachung  der  Ausstattung  der  mittleren  Ciasse  (zweite)  vielleicht  ein  nchtuerek 
Frequenz-  und  Tarifferiiftltnisa  der  einzelne»  Glaaeea  zn  einender  mit  heilieifaifea. 
Ein  g^rosscr  Vortlieil  läge  in  der  Heseitigung  oder  wenigstens  in  der  Vermindc- 
raog  der  Wagen classen  iiu  rersoneurerkehr  «.ähnlich  selbst  im  Ooterverkehr-. 
Denn  das  Glassensyaten  erhöht  tuiTenneidlich  die  Selbsikoiten  des  Tmnsports,  wdl 
es  die  Durchscbnittiiniasse  des  todteu  Gewicht:)  steigtrrt,  die  Auäiiut/.un-.-  iler  Ladungs- 
llkhigkeit  verringert  und  das  Vcrhältuiss  des  todten  /.um  nt)tzlicben  Gewicht  ungünstiger 
gestaltet  Aber  unsere  Geseilschaftszustände  widerstreiten  dem  (iebrauch  einer  einzigen 
Wagenelasse.  \  ielleicht  konnte  jedoch  nach  der  zweckmässigen  Einf^run^  d  ir 
4.  Classc  die  erste  fortfallen.  Im  GiUen  eiki  hr  kann  man  sich  wenitrstens  anf  2  IIau|»t-> 
arten  von  Wa^jcn  (uilt  üti  und  bedeckte)  bcscliniuken ;  daiadjca  noch  Vieliwa::!  ii. 

Weber  tadeh  melirfach  die  zu  gute  Ausstattung  der  deutschen  2.  Wa^renrladse. 
weshalb  die  erste  so  wenijL'  Itennt/t  sei.  In  der  That  ist  der  Unters-  hl,  d  /wischen 
beiden  Classeu  iu  diesem  Functe  wohl  zu  genug.  Um  so  mehr  spricht  für  eme  Auf- 
hebung der  1.  Gl.  Die  Zahl  der  Beisenden  1.  Gl.  sinkt  bei  einzelnen  dentec^en 
Bahnen  unter  1  der  (fesammtzahl,  ist  oft  nur  2  ~  ,  im  D.  bei  d.  preiiss.  lehnen 
1*6.  nach  Persoaenmcileu  3*1  7«  1075  kamen  in  Freusseo  ?.  der  (iesaauat- 

ziÄI  der  beförderten  Penonen  (exd.  Abonnenten)  bei  den  Ztlgmi  mit  erhöht  Fakr- 
-vld  iinf  die  Ol.  I,  IL  III  b^-z.  0  -1.  1!i  u.  1t  V^,.  bei  den  Zügen  mit  jrewöhnl. 
i'ahrgcld  bez.  O'ö.  ö'ö,  TJ  u.  (LV.  CÜ  2Uä,  mit  ermäss.  Fahrgeld  bez.  l>-5,  7-«, 
:iVO  n.  1*3  */o.  Militärs  1*9  %.  Von  3760*7  Hill.  PerMnen-Kilometer  Icanea  im 
(tanzen  nur  ll.'t'S  Mill.  auf  die  I.  Classe.  Nach  d.  deui>irhen  Eisenb.statist.  f. 
isso'sl  koiritn^  ti  von  nnn-2f5  Mill.  rerskil.  auf  d.  1.  Cl.  lGÜ-4o  " w.thrscheinl.  noch 
weniger  in  W irklichk.  als  nach  dieser  Hillebtatist. s.  o.  S.  750).  2.  Cl.  1251*21. 
3.  GL  S362*7Ö,  4.  Gl.  1383*77.  MUit.  321*09  Mill. 

4.  Von  der  Art  nnd  Beschaffenheit  der  Transport* 
objecto  hängen  gewisse  Theile  der  Selbstkosten  des  Traaspofts 
ab,  deren  Bertteksichtigung  in  unseren  Tarllsystenien  richtig  tsC, 
80  namentlich  die  durchgreifende  Unterscheidung  von  Personen- 

und  Güterverkehr.    Innerhalb  jeder  dieser  beiden  Verkehrsarten 

Hesse  sieb  aber  das  Princip  der  1  aiiliegclimg  nach  den  SclbsT- 
kosten  genauer  durchführen,  und  mehrfach  möchte  dies  auch  von 
einem  Standpuncte  aus,  von  welchem  dies  Princip  nicht  als  da« 
aliein  oder  aucit  nur  inünci  als  da^  in  erster  Linie  7.u  berück- 
sichtigende anerkannt  wird,  empfehlenswerth  sein.  Dies  gilt,  ohne 
dass  die  unter  Nr.  2  und  3  hervorgebobcnen  Bedenken  allzu 
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BtOrend  ein^ifen,  in  Betreff  der  nntern  ClaMen  des  Pemonen- 
Qod  Güterverkehrs!  also  der  vierten,  bedingt  der  dritten  Wagen- 
olasse  bei  ersterem  nnd  der  MassenprodQcte  (Tomefamlieh  ge- 
ringeren speeifisehen Werths)  bei  letsteiem.  Demgem&sB  sind  hierf Ii  r 
niedere  Tarife,  welehe  den  Selbstkosten  mOgliebst  genan  ent- 
sprechen, ja  ans  Gründen  des  socialen  nnd  wirthsehafUicben  Inter« 
esses  mitunter  selbst  Tarife,  welche  absiehtlieh  anter  diesen 
Selbstkosten  gehalten  werden,  zn  billigen. 

Durch  solche  Tarife  wir«.)  auch  hier  die  stärkste  Frequenzzunabme  erzielt  vrcrden 
können,  indem  dadurch  ein  s^anz  neuer  Verkehr  ins  Leben  o:enifcn  wird.  Dann 
wird  auch  wieder  das  Verh.-iltniss  des  todtcn  zum  nützlichen  (Jewicht  i;uns{iiier.  da- 
durch der  Betrag  der  Selbstkosten  uiedrig:er  nnd  eventuell  oine  neue  Tarifermästfigung 
ohne  finandeUe  Zinbnsse  mO^ch. 

Bei  den  höheren  Olassen  des  Personen-  nnd  in  gewissen 
Grenzen  aneb  des  Güterverkehrs  müsste  experimentell  erprobt 
werden,  wieweit  die  Erh(5hnng  der  Tarifsätze  derjenigen  der  Selbst- 
kostensätze, verglichen  mit  den  unteren  Classen,  proportional  sein 
kann  oder  anH  finanziell e n  und  sonstigen  Gründen  davon  nach 
üben  oder  nach  Unten  abzuweichen  sei. 

Eine  solche  Abweichung  lässt  sich  principiell 
rechtfertigen:  um  z.  H.  einerseits  die  erforderliehe  Deckung 
der  Summe  aller  Selbstkosten  (einachliessUch  der  Verzinsung  u.  s.w. 
des  Kapitals)  für  den  ganzen  Betrieh  zn  erzielen,  anderseits  aber 
im  allgemeinen  Interesse  die  untersten  i'ersonen-Wagenclasscn  und 
die  Magsengliter  des  allgemeinen  Consums  und  der  Verarbeitung 
billiger  zu  beft^rdcrn ,  ist  eine  höhere  Taritirung,  als  die  der 
Steigerung  der  Selbstkosten  proportionale,  für  die  oberen  Wagen- 
classen  im  Personenverkehr  und  für  die  werth volleren  Guter 
statthaft.  Hieraus  folgt  die  Hechtfertigung  des  Waarenclassi- 
ficationssystems  im  Gtltertarif  (besonders  bei  Stttekgfltern)  mit 
nach  dem  Werth  der  Gtiter. 

S.  Cohn  II.  45S  ff.,  479  ff.«  der  m  einer  bedioglen  Pestiuütang  des  Werth- 

princi^  kommt. 

S.  0.  die  Yorbem.  S.  760.  Garke,  a.  a.  0.,  S.  9  und  in  den  TftbeDen,  S.  S7. 

berechnet  die  Konten  der  Zus><!  nach  Af iism- ilt  ti  uikI  (heilt  die  dabei  in  Hotnrht 
kommenden  Ausgaben  in  'i  Ciaasen:  a)  soldie,  welche  ron  der  Länge  der  ?od  den 
Zügen  zarttckzale^endeD  Tonren  (d.  i.  reu  der  Falirilftnge)  nnabhingig-  sind  nnd  sieb 

direct  nach  ibr«;r  Gattanu^  p.  Aclismeile  bestiuinie  ii  lassen  (oder  vaiialjLl  w&rh  <1.  ii 
ZoggattnnguQ  sind),  noml.  Befeuerung  der  Locomotive,  Versorgung  derselben  mit 
WaMer,  Patzen  u.  Schmier<m  der  Locomotire  o.  Wagen  (.Arbeit  n.  Material),  Rcpani- 
turkost«  Ii  der  Locomotive  v.  Wapen,  eißschliessl.  der  Unterhaitang  der  erforderliclu n 
Gebäude,  Heleucht.  d.  Ziiu'.':  —  h)  Kosten,  d.  für  e'm<:n  bostimmt  bf^Tfinzten  Hi;trit}) 
V.  d.  Art  a.  Corslän^e  '1.  Ziigc  unabhängig  sind ,  iieud.  Konten  d.  AUg.  u.  d.  Bahn- 
Tcnralt.  Verzins,  d.  Anlagekap.  u.  Bcstcacr.  (im  Hauptbeispiel  V4  ^iH-  I- 
B«'triebsin<it.  j).  Meile  a.  %  gtjrcchnct);  —  c)  Koston,  Vflrbf  von  der  Länge  der 
Fahrt  abbimgig  sind,  aemL  Almatz.  d.  Schienen  (rora  Verf.  aus  lies,  (irund  unter  b 
A.  W«Kii«r,  Finiintiiri«4»«ivliaft.  1.  }.  Aull.  49 
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«gestellt).  Zinsen  u  Emetieningskostt-n  <.\.  l,o.  om.  u.  Tender,  dsgl.  der  Aohs^-Jt  un<i 
NVai^eii.  Kustcii  dei>  Zu(jp«Tsoa«k.  Die  Ocsainuitküaten  p.  Achsmeile  ^fUr  virkl.  \V  agcii- 
artisen,  excl.  Achsen  r.  Maadi.  0.  Tender u  /u  donon  noch  ein  approxfai«  Betrae:  fw 
Kosten  des  Stationsdicnsts  geschlagen  wird,  stellen  sich  nach  der  Gatttin?  Sihn^II-. 
Per:».-,  üuterz.).  Stärke  (Acbaeozahlt  dv»  eiiizoliien  Zug»  u.  nach  d.  Bahn  Ire  «jueoi: 
(dto  ««feil  der  unter  c  genait&teii  Koitai)  ««MDtlich  reneliiodeB.  Die  Koste« 
',ezcl.  Stationsdienst)  p.  Acltsmeil«  in  Thir.  variiren  in  *kn  angiMtdllei)  Birfeck- 
uungen  zwiächeu  diesen  (ireozen; 

1>ei  \\  MiU.  Tlilr.         bei  %  MUf.  lUr. 

Anlaprecap.  p.  Meile   {pxcl.  Betriebsmitteil 
u.  9  "4  Zins  Q.  tägl.  Frequenz  von  1  mii 
6  Zügen  zu  50  Nuttach-^en. 
Pahrtline« 

Maxiiu.      Miniui.         Maxiin.  MiAim. 
SchnellzuR  v.  3u  Pei^.- Wag.- Achsen  .    .    0-2604       0-311«         0-a35Ä  ü-.'iST«) 

bei  tägl.  AchsBL  ,    .      3000  300  3000  SOO 

Dsgl.  V.  IS  PorsoMenw«geD-A   0*2923       0.8:)»2         0-3674       0  4333 

bei  tägl.  Achsm   ISOO  ISO  1^00  1^ 

Penoaenz.  v.  48  Pa^kw»freft-A.    .   .   .  0-2280      fl*2TSS        O-ftOSI  0-35M 

bei  tägl.  ActisiD   33ÜU  336  336U  33C 

DsgL  T.  12  Packwagen-A.    .....    0  3020      0-4163         0  37T1       0  4914 

bei  t&gl.  Acbnn   840  84  K40  M 

(iuter/ui;  V.  I2Ü  Giitenragen-A.     .    .   .    0-1  ST"!       0-2574  o  20-24  ü-3S25 

bei  t&jrl.  Arhsm   6000  600  6000  600 

I%1.  V.  24  (fUtcrwagcn-A   0*2254       0-3563         09005       0  4314 

bei  t.igl  Achsm   .      1200  120  1200  120 

Dtirchschn.  Hinnahme  pnnüs.  Pcnwinen/. 

p.  Achsm.  1857    0-5733         —  —  — 

Dsgl.  1865    0-6138         —  —  — 

Dsgl.  ISfi'»  [)-4m  -  —  — 

Dsgl.  d.  Güterzug.-  1S57    0-246«  —  — 

DsgL  189$  «•2888         —  —  - 

DsgL  1S6<1  0-2233         --  -  — 

Hatten  Garcke's  lierc  hnungen  den  Werth  von  DurchschnittuzahK  u  filr  Pneuitsen 
ergäbe  t>ich.  dass  die  I'crsoncntarife  damals  auch  bfi  sehr  sc-hw&ehür  tYeaueAZ  und 
auf  thtmen  r  Bahn  einen  erklecklichen  Ucbenchots  T.-*.  lias  Umirekehrte  soll  der  Fall 
sein),  die  (i'ilti  rtariff  aber  nur  bei  stark-  r  Fr-  quon-/  niif  liini'j«*r  Bahn  einen  mtts^g-» 
Gewiim  gegeben  hätten.  Stärkere  Tantreductioneu  im  GUtenrerkehr  hiugea  Uakeff 
sdion  damals  ron  der  Steigerung  der  Freqaenz  romehinlich  ab.  Die  Verniadenuf 
der  Einn.  186.'»  und  l'^füt  •^<-i^>  n  iv.'y  ,^rkl4rt  sich  wohl  besonders  i»>  d.-r  xlh  - 
meinereu  Verbreitoiig  der  4.  UL  im  PecsoneitverL  ti.  der  enniu.  TartTc  ftir  Masat-n- 
prodttcte  a.  dgl.  n.  (für  1V>0  wirltt  ancb  die  Einrecho.  d.  BahDon  d.  neuea  Pror. 
<'in).  -  Wcrthvoll  sind  die  Berechnungen  von  Barychar  a.  a.  0.  und  danxch  di« 
Krörterungen  von  Schäffle  im  Syst.  II,  230  tl.,  5S4  tf.  Die  dort  srcTebeaen  Daieu 
:iind  bei  Befoltfunif  des  Selbstkosteuprincips  im  Tarifsystem  fnr  einiire  «lor  im  Te« 
besprochenen  'rarifproblome  unmittelbar  /u  benutzen.  V^.  Z.  B.  die  Abweicbuegea 
zwischen  dem  bestehenden  Tarif  d»r  «Ist.  Weatbabn  and  eioem  d<>r  Leiütuox  praponio» 
nalcö  Tarif  <-h.  S.  TiS«. 

III.       4?.  293.    Principieu  der  Tarifre^elon^,  »ut^be- 

öomlerc  llir  .S taat 8 bahnen. 

Bei  Pi  ivatbahnen  wird  dana*  Ii  durch  die  staatl.  Tarifpolitik  hin/ustr  ^m  sein. 
.\ber  die  Erwerbsuatur  derselben  wird  mehr  oder  weniger  untiberw>ndl».  he  .S.  hwieng- 
keiton  machen.  —  S.  bes.  Lehr 's  g:en.  Weii.  Sax  II,  404. 

Unter  Oombination  der  im  Voraaigebendeii  dargelegten 
Gesichtspnncte,  daber  nnr  unter  bedingter  BertteksiehtiguDg  de» 

Princips  der  Tarifbildung  nach  der  Proportion  der  SelbttkoiHeD. 
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gelangt  maii  etwa  za  folgendem  Ergebnis»  In  der  Frage  de» 
Tarifsyetems. 

Ä.  TerBonenTerkehr. 

1.  Eine  niedrigste  WagencUuBse  (die  bisherige  vierte)  ist  zu 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Verkehrsgestaltnng  mög- 
lichst nahekommenden,  eventuell  selbst  etwas  damnter  bleibenden 

'rariisatzc  zu  fllhren.  Auch  diese  Classe  sollte  jedoch  den  ans 
liumaneu  und  sauiUien  Küi:küiulitcii  nothwendigen  TJrad  der 
Annehmlichkeiten  bieten  (bo  namentlich  Sitz-  statt  Stehplätze). 
Die  Zahl  der  h<  Leren  Classen  ist  dagegen  möglichst  auf  zwei 
zu  beschrilnken.  Der  Tarifsatz  derselben  sollte  zu  demjenigen  der 
niedersten  Classe  mindestens  im  Verhältnis^  der  relativen 
Selbstkosten  höher  sein,  soweit  finanzielle  Klloksichten  dies 
durchzuführen  erlauben.  Auch  eine  Erhöhung  über  dieses  Manss 
hinaus  ist  statthaft ,  wenn  dies  zur  Erzielung  der  nothwendigeu 
Dnrchschnitts  Rentabilität  der  Hahn  nöthi^,  unter  T^nistUnden  auch, 
wenn  es  zur  Ermöglichung  zweckmassiger  Tarilermassigungen  für 
die  unterste  Wagenclasse  oder  im  Güterverkehr  erwünscht  ist. 

2.  Die  Tarifrcgelnng  nach  der  Distanz  (Längeneinheit)  bleibt 
zwar  das  leitende  Hauptprincip,  das  jedoch  nur  mit  wesent- 
liehen  Hodificationen  dnrehznftthren  ist 

Namentlich  siiul  a")  niedrigere  Sätze  stattiiaft  und  am  h  finaiuiell  zw<;(kiiiH>siij; 
<:)  zwischen  nahen  Puncteu  mit  seltr  lebhaftem  Localverkcbr  ^theilweise  erluUt  iiu 
System  der  Rctourbillete,  der  AbonuemeDtskarteii),  daher  auch  mit  im  Interesse 
dtiT  Dccoutrali^ation  des  \VohDung:sW(äoos  der  Grosäätädte  und  /.um  Zweck  ciu<;s 
Bri!  hs    !•>   stiidtischen   Wohnunirsbodenmonopois:   femer  ,?)  t'iir  grössere  Ent- 

1  e  I  ii  u  ji  g -  II .  wu  der  l'cstc  Distau/xjusatz  Fcrhültnidsmässii:  -  iwas.  aber  nicht  zu  starii, 
abnehmen  Lanii  (massiger  Differentialtarif.  K'ctourbillL-t.-  jlx  i  leaeD  jedoch 
die  Ht-schrankang  auf  zu  kurze  Zeitdauer  (wonime  Taj^e"»  oder  auf  1.  l'r  rsonenzüge 
oft  noch  die  Beuatzbarkeit  ganz  ?ereiteltj:  Ueiüebillcte),  jcduch  ui  der  Regel 
nar,  wenn  und  soweit  ate  die  Selbstkosten  gleichfalls  abnehmen.  Um- 
gekehrt b)  sind  iiübnrc  Satze  auf  j^anzen  Linien  und  auf  einzeln  ii  Strecken,  welche 
besonders  theuer  zu  bauen  oder  zu  betreiben  sind,  auch  volksvirth^cbaftUcli  zulii»»ig 
and  raitnnter  —  frellteh  nicht  innier,  wogen  dor  Gefiihr  sich  noch  rciJdehiORiden 
Verkehrs!  —  finanziell  uizcbracht,  x,  Ii,,  bei  Tnnnels,  Brucken,  wo  Mich  dften 
schon  höhere  Sätze  in  Kr»n  sind. 

Viel  radicaler,  aber  aach  phantastischer  sind  die  oft  ?on  ihm  schon  wiederholten 
Vorscldäge  Per  rot 's,  s.  z.  l\.  Eiseubahnref.  S.  liM.  Nach  Analogie  der  Penny- 
portoreform  wird  hier  eine  Rahufarifrcform  proponirt,  mit  ZugrundelegunsT  cinps  .-iii- 
l'achcu  Zoncüijy Sterns  uikn-  i;;iuz  ohne  iiurk^.  .auf  die  Entfernuuu.  lur  den 
Personentarif  schlag  P.  anfangs  2  Entfonnngsstufon.  l)is  10  und  über  10  Meili^n  ror. 
mit  Sätzen  für  die  3  verbleib.  Claascn  von  1  u.  2  Thlr.  für  1  (1..  .'.  'j:r.  u.  15  gr. 
fiir  2,  Cl.,  'i  u.  10  gr.  für  3.  Gl.:  neut-rdings  gin^  er  nocii  weiter  u.  piadutc  für  '4 
CSassenstnfen  hei  d.  prenas.  Staatsbahnen ,  ohne  jede  Rttcks.  «nf  d.  Entfern. ,  nenü. 

2  Thlr,,  10  gr.  u,  .')  ?r. .  wa-  b.  i  irl.  iclior  Frequenz  wie  IMjll  .•;..'»,2 l.tMJO  Thlr.  Eiu- 
ualuuu  statt  b  J02,ÜUU  Thlr.  gäbe.  In  der  Motivirung  wird  richtig  betont,  dass  manche 
Selhitkosten  irar  nicht  ron  der  zorockgelegtcn  Weii^Uüige  abhängen,  bei  niediig««i 
Tarif  ohne  «der  ohne  »  utsprcch.  Steigerung  dor  Selbstkosf.  n  viel  mehr  nützliche^ 
(levicht  bcfürdert,  also  eine  beeseru  Ausontzung  der  LadelaJüfkeit  erzielt  werden  und 
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die  Froquenz  ausseroril.  sleigon  wurdr.  Wahrsdirinl.  ist  Letitcros,  aber  P.  scheini 
die  Wirkaog  eiuer  solchen  TarUreform  j^erade  üu  PersoneDFerkchr  2U  ubendützea. 
Ein  bedeutendes  Deficit  nitcbte  Udbea.  Denn  1)  die  KöBten  der  Babnfrhrt  bOdM 
doch  nur  einen  —  u.  selbst  jetzt  schon  solir  oft  nur  einen  geringen  —  Th-i!  lor 
üesammtkosteii  von  Geschäfts-  u.  V'ergntlgtingsreiseo,  uamentli<-h  bei  grösserer  Kiii- 
fernnug,  weshalb  die  Ermässigung  dieses  einen  Elements  der  Kosten  nicht  nothwi-ndtK 
die  Frequenz  sehr  za  vermehren  iMiucht-,  u.  2>  dii;  rormehitr  lienatzung  der  Eisen- 
bahnen erheischt  doch  vor  Allem  mehr  freie  Zeit,  die  aber  für  Geschäfts-  und 
Vei^nQgongsreisen  beschränkt  ist.  Auch  hängt  iuiuierhin  ein  wes4«ntl.  Theil  dii 
SdbslkostBn  ron  der  zurückgelegten  WeglSoge  ab,  weshalb  es  ni'  bt  nclnii;  wäre. 
iHf^e*!  Moment,  äluilirh  wie  heim  Hriefporto .  nii  )it  mehr  im  T;irif  zu  ii<ni(i- 
sichtigen.  Post  und  Eisenbahn  gestatten  hier  doch  nur  in  einigen  Puncten  ein<'i> 
Vergleicb  u.  nnterseheiden  sich  in  anderen  sehr  wesentlich,  nameatUck  aber  gilt  dies 
vom  Persori'  tivorkelir.  Di-'  Dnivlifiihnin:^  dr-r  l'/M  lirii  Vor-.'  hliiire  wnrd<"  etiilüfh  vor- 
nehmlich dem  wciterieiseuden  wohlhabenderen  Publicum,  besoud.  auch  deu  Wr- 
unUtrunüT^irRisenden  zu  Statten  koramen,  was  Ton  zweifelhafter  BUlifd(eit  win*.  — 

Wi'  litiirer  i>t  «lic  Ii.  ilriits.inif  PcRiont'ntarifreforui  auf  den  belg.  S taats bahnen 
vom  J.  IböO.  die  ail'-rdinp>  im  J.  is'l  durch  d&n  gCKueri^cho  Ministerium  (Uitramou. 
wieder  rUckgängii;  ;::emacht  wurde.  Sie  wirft  auf  Vorscblä«re  wie  di*:  eben  erwlhnlea 
auch  eini.: '  S  Licht.  Vgl.  d«>n  «'iuq;eh.  Ministerialbericht  v.  H».  I)<'C.  Ib69  über  dlt- 
am  f.  Mai  1S66  eingeführte  Tarifrcform  in  d.  Sitxuii'.;sber.  d.  bei;?.  Kciiris-ntanten- 
kamuiür  IbGÜ — 70,  p.  .=>.H — )Uü.  ebcndas.  d.  Debatte  eiiior  techu.  Commi^siun  «larubt-r. 
Näheres  darüber  und  über  die  gaiiz>  1  mge  der  Per8oneiktaiifennässi»:unte:  ii^  i^cn 
P«Trot's  Projcct)  in  meiiu  n  hezüffl.  Anfs.  im  „Deutschen  Eeonoinist' ,  iNTii,  Nr.  1 
uud  :j,  H-ogegeu  dann  Perrot  poleuisirte  in  s.  ^Auwcnd.  d.  Puuuypuriusyst.  auf  U. 
Eisenbahutarif  *.  Rost.  1878.  Ich  habe  es  nicht  für  nSthig  i^fundeo,  an  meiner  Dai^ 
Stellung  in  d.  <5.  A   n  i  Kau  (§.  255  Note  c)  etwas  zu  ändern. 

Zu  (L  Tarifretorin  wurde  d.  belg.  licgicrung  durch  Get«.  v.  1.  Juli  Ibtiü  er- 
m&chtigt,  sie  erfolgte  durch  V.  t.  20.  MIrz  1S(*6,  wurde  aber  rorem  nur  theiiwelw! 
durcliirflulirf.  Die  Primijjit'ii  war<:n  ilicse:  an  Stelle  des  fi-sten  Distanzenpreises  v. 
8,  6  und  4  cent  p.  Kilometer  fur  d.  :(  Cl.  der  gewöhul.  Züge  trat  ein  Diffe- 
rentialtarif mit  aonehm.  Sätzen  für  weitere  Kntfcm.,  nemlich  fflr  d.  Linie  (zu 
»  Kil.)  bei  d.  ersten  IS  Lieues  80,  20  u.  15.  I»ei  d.  zweiten  10  L.  15,  10  u.  1  .'>, 
Ixd  d.  21.— 52.  L.  10.  7",  u.  5  Cent.  Schnellzug»'  mit  20  (bisher  25  7, i  Erhöh., 
aber  jetzt  vorsehen  mit  allen  3  Cl.  Für  den  infn  nat  Verk«thr  blieb»^n  die  alt«  n 
Tarife  in  Kn^ft.  doch  war  nicht  za  verhindern,  da.-,-^  d.  l.'-  wenden  vielfach  kein»- 
durchffch.  liillete  mehr  nahmen,  sondern  an  den  (irenz<n  d  billigeren  Bilbte  dei 
inneren  Verkehrs  kauften.  Beispiele  der  Tarißiätze  nach  d.  T.  v.  a)  18.H8.  b)  ISöti 
u.  c)  IStSH:  BrQssel-Mecheln  die  8  GL  a)  150,  100,  60.  b)  gew5hnL  Z.  isO.  ISO.  $5. 
e)  d-i^I.  1*^0.  t.'50.  sö.  Brüssel-Antwerpen  a)  300,  200  lir».  h)  rcwrdnd.  Z.  H5U,  27ü. 
Ib5.  cj  dsgl.  .H2U,  225,  löo.  BrttSSei-Cient  ai  450,  3U0,  175.  U)  470,  .'ijO.  23U,  •  t 
.140,  'i35,  170.  Rrltesel-Ostende  a)  900,  600,  SSO.  b^  1000,  750,  600.  c>  500.  SS5, 
2.'>it  r.nt  Dio  ■  instweili  II  «'irklicb  •;<  lt(nden  Tarife  v.  ISlH»  waren  inde«4ett 
etwas  anders  geregelt:  für  die  ersten  7  Lien^ji  blieben  die  alten  Sätze,  I.  die 
H. — I5te  L.  erfolgte  eine  wachsende  Reduction  nach  den  S  C!.,  1.  Cl.  f.  ft.S  — SO*". 
2t<'  V.  8-3— 43-3.  3f.-  v.  «».4  — Se  T»'«;  v.  d.  16.  L.  an  trat  die  Reduction  ;iach  V.  v. 
2Ü.  März  1S6<»  ein,  lo ml  steip.  Satz  bis  zur  52ten  l.,  I.  Cl  n.  :'>.  CA.  39— 
2.  Cl.  45-S  — Ü5-2  **/o-.  'iii^r  Abweich.  i*.  Schnellzüge.  Der  Kifulg  der  Maassn-g.M 
konnte  nicht  unzweifelliafi  f.  Ntgt^toIlt  werdi-n,  die  Herechunnfren  der  Hesriernng  wor- 
den z.  Th.  als  nnrichtii;  ü<ler  dm  h  unsicher  liestritteu.  Aus  d. m  Vorirleieh  von  IS*»*» 
mit  istiö  h<uit  sieh  indessen  zu  rnreben,  dass  ein  Eiunahmoauafall  v.  min- 
destens «JOO.OOO  Kr.  (Andere  srhätzin  ihn  auf  iVf  bis  1*6  Mill ),  da^ir^^n  ein«* 
Zunahme  der  läni;erön  Reiaen  ('/g  Mill.  P'-rs.  n.  keine  merkbar'  Ku-t.  Tivcrm-  brunp 
\i)  eingetreten  ist  Uaas  die  Uelbrm  sich  nur  auf  V»  der  Reisenden  (Ub«rr  1(1  Lieuc^) 
u.  in  erhebL  SCasse  nur  avf  denselben  (.über  21  L.)  eratvscite,  ist  dabd  m  b*^ 
aohti  u.  Darin  lag  wold  il-  r  Ifauptmauffel.  Di«-  belg.  Erfahrung  müch*'  inini  rlun 
das  Übengeaagto  bedUtigen.  das»  selbst  eine  stalte  Ermässigung  der  Tarife  tili 
lingere  Strecken  nach  d.  I>fff«rrentiatprincip  die  Firequenc  nicht  entsprechend  stelfeft. 
Durch  Minist. -Vcrordn.  v.  IS.  Sept.  1S71  wurde  vom  1.  NUf,  1871  an  das  Dürercn- 
liaisyjitem  wieder  verlassen,  für  alle  Kntfemung<*n  10     Ermlsdrung  an  den  Tarifen 
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von  1851  — 51  ff1ir>  ]S(\C,  bostandc^n).  aussi  nletn  ein  günstiges  Kt-tour-  u.  Abüuiic  • 
'neutskarti  iisyb.t<  III  iicw  ähit.  Dia  Ma»6iegel  hüiK  mit  «l«'r  polit.  ParteisteUung  de« 
deric.  belg.  Mioisteriiiins  ZQsamnMll.  Ak  If otife  irerd^'n  geltend  ircmacht:  di«  unge- 
rechte K(gilnstii;iiiig  des  \rciten  vor  dem  nahen  Verkehr,  ler  r-Mchcren  vor  dea 
kleinen  Leuten  im  bisher.  DifTerentialsysteiii;  die  /.werklotx  Bu^unätigung  der  int 
inteni.  Verkehr  das  Laod  durchreis.  Fremden,  der  Einnah meausfall,  die  Ausiehts- 
loaigkcit.  dasa  di»-  Privathahn -u  <len  Staatübahntarif  annJlhmen.  du  Erschwcrunff  d'  S 
—  sdir  allgemeiu  gewauächtcn  —  Kückkaufi«  der  Privatbaboen  durch  den  atattit  bei 
dein  «nrentablen  Dinerentiabrfsteni.  Erlsfls  n.  ÜTttttTe  s.  im  Honltour  Mire.  20.  Sept. 
IS71.  Ks  winl  kaam  zn  leugnen  sein,  dass  di'  Massn^gel  von  180«  in  d-  r  Befoljrung 
des  Dillerentialprinc.  zu  «eit  gini?.  Ueber  ähnliche  ProJecte  vie  die  Perrot'schen  io 
EngUnd  (Galt.  Brandon),  mit  dRem  ifchl^eii  Kern,  aber  phantaat  Genüe- 
qoenaom  nniudlt  Cohn  II,  626^41*  bes.  540  woBeatiicb  ebenso  vie  ich  bler. 

3.  Der  Unterschied  der  Sehnelligkeit  der  Befbrderang  ist 
io  der  TarifiniDg  so  zu  berliokslebtigeiiy  dass  nieht  nur  Schnell- 
zttge  theurer,  sondern  auch  die  Personenbeförderung  in  Güter- 
zflgen  (Bog.  gemischte  Züge)  womöglich  etwas  wohlfeiler  als 
die  Personenzuge  sind,  der  Verschiedenheit  des  Gebrauchswerths 
der  Leistiuig  entsprechend. 

Aach  hier  besteht  aar  wi«  der  die  Sch\\'ieTifkei(,  das;^  durcii  billigere  Tarife  der 
PeraonenbefÖrdt'i  uiig;  in  -j-'- mischte«  Züjrnn  Ii  tzt^ro  zum  N'aiditheil  des  l)i«*iist8  üher- 
:>eiUtt  dte  Pvi^ObüUzUge  zu  sehr  outleert  werden  könutuu.  i^ne  kleine  PreiMÜtlerenz 
efacbebit  aber  doch  mAflich.  Eine  Beschiinkong  der  SelmeUatlf«;  auf  die  obersten 

Classcn  ist  thunlichst  zu  vermeide  n,  mindestens  ist  ciiu'  sob  he  nicht  bei  allt  ii  Schtioll- 
zugen  anzuwenden.  Vollends  aber  darf  ein  iudtrecter  Zwang  znr  Benutzung  höherer 
Olasscn  nicht  dorch  zu  grosse  Seltenheit  und  unbequeme  Pahiseit  der  Personeuztig:«^ 
stattfinden.  Engl.  u.  franz.  Prinr.  lanuo  Zeit  nur  1.  Cl.  In  Deutschi,  fast  immer 
auch  2.  Cl.,  alicr  längere  Zeit  nur  in  Ausnahmetulli'n.  lies,  wieder  boi  nordd.  Staatsb.. 
uuch  3.  Ul.,  in  llel^icn  seit  iSGti  all<i  3  Cl.  Sicherlich  iriigt  die  Mt-nge  der  Passai;icrp 
ii.  Gl.  den  Zcitrerlust  in  längs.  Zügen  oft  schwerer,  als  es  die  wohlhabenderen  Loute 
in  I.  u.  2.  Cl.  thnn.  —  Neuerdini:>  ist  in  England  v.  d.  irrossen  B-ihn  ■!!  bei  all»  n. 
auch  dun  äclijiellzü||!;en .  d.  ti.  Ol.,  mit  gutem  finanziellen  Kriulg  U-i  starker  Zunahme 
des  beztlglichen  Verkehrs,  also  im  etff^nen  Interease  der  Bahnen  eingefühlt  worden. 
Cohn  n,  .507  fr.  Red  nn-  hat  sich  t\\f  pr<MJss.  Stnatsl>a1iiuerwaltuDg  aaeh  in  diesem 
Poncte  Verdioiistr  erworben,  dif  >uddeuts<  htwi  tr(»ili(li  wt'ni|rftr. 

4.  Freigepäck  ist  nur  für  die  unterste  Wageuciaääe  zu 
gewähren.  Für  die  Tarifinmg  des  (tcpäcks  der  höheren  Classen 
sind  vornelimUch  nur  finanzielle  liüeksichten ,  nicht  volkswirth- 
^ichaltiiche  maassgcbend,  man  kann  nlso  unter  Umständen  bis  zum 
Maximum  der  Eilguttarite  oder  selbst  darüber  hinaus  geben. 

Bekanntlicli  in  Nord«l<  utechland  alln^emoin  50  Pfd.  I  rt-igopöck,  in  Süddeutschlaud 
kt  inuä.  Gegen  Aufh(djunf^  der  (iepäckfroiheit  Sch«!ffler,  Transportkost.,  S.  25,  trotz 
des  Nachweises,  dass  bei  den  braunschw.  Bahn«ni  di<-  (Jopäck(>crörderun^  mehr  Kosten 
aU  Einnahme  brintrt.  Ri;i  Gepäckfn  ilicit  /.ihkn  eb«  n  di<  Keimenden  ohne  ^icpS<"k 
^rewöhulich  die  auf  ktir/erea  Strecken  u.  ütt  die  ärmert  ii)  für  die  Ruiüeuden  mit  Uepiirk 
(Oft  wohlhabende  VeigaQg.Td8ende)  mit.  was  dodi  eniate  Bedenken  hat 

5.  Das  Billetsystem  ist  flir  den  Eipeditions-  nnd  Controle- 
dienst  Diöglichst  zu  yereinfachen. 

ä  0.  Seite  148  n.  bes.  SchoUi,  8.  53  ff 

6.  Nach  diesen  Gnmdsfttzen  hat  die  Gesetzgebung  den 
Kormal-Personentarif  der  Staatsbahnen  fostzustelten,  wobei 
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der  Verwaltung  aber  ein  gewisser  Spielranm  fttr  kleinm  Ab- 
änderongen  im  Verordniiiigswege  dnreb  das  Tarifgesets  ein- 
znräamen  ist  Regelmftssige  ReTisioneo  auf  Grand  der 
gemaebten  Erfabrnngen  mttssea  in  nicbt  zn  langen 
Perioden  stattfinden.  Im  Verordnangswege  dürfen  sonst 
nnr  provisoriscbe  Veränderungen  getroffen  werden,  die  denn 
dnreb  die  Gesetzgebung  zu  genehmigen  sind.  Bei  staärken  Tarif* 
rednetionmi  von  zweifelhaiter  finanzieller  Tragweite  empfiehlt  es 
sich,  aneh  dnreb  die  Gesetzgebnn^'  erst  ein  Provisorium  ?on 
bestimmter  Maximal-LUnge  einzuftlbren. 

Die  PvrsoAcutarifu  erfonicrn  im  Uanzen  nicht  dio  leichte  Kowcf^iichkeit  wk 
die  Ottleitaiife.  Daher  iSast  sich  bei  jenen  die  gesetzliche  Kcgelang,  onieroin 
sonstigen  OQ'cntlichen  Finanzrecbt  »reinäs.s,  doch  als  dt»  Richtige  bezeichnen,  auch 
wenn  'i-  r  Verwaltung  im  Goteitarif  die  Nomüning  der  HiOt  ganz  oder  in  grtaenai 
Maasb''  iibiTlasäcn  bleibt 

Unsere  Personentarile  sind  horh  und  von  Bejdun  dt-r  Kl^eIll»ahuH^a  an  fast 
unverändert  scblii^bi  ri,  afvj:«  stheii  von  Mri-ssn- irrln.  wii-  ili.-  Einführung  einer  i.  Class'»' 
(Prea&Deu),  wahrend  die  Frachttarife  stark  ennässigt  aurden.  JCiuc  Kedaction  der 
enterdn  UegC  mehrfach  im  volksvirthachafUicheii  loloMine  viid  wiid  dnreb  das  finaa- 
xielle  Int'^rrss«  nicht  immer  ansgeschloäi^cn. 

Auf  deü  preu&t».  Bahnen  —  q.  ähniicii  war  fast  aberaU  in  Deatsclüaud  nud 
andenvo  die  Eatwicid.  —  war  d.  Ertrag  p.  Pen.  v.  Melle  1844  9*$.  )8M  8*5, 
•M.  1S(;5  II  ;m;7  J  m.  l<i<if»  2  ".  l'«75  2-7  Sgr.  (od.  l^ilb  S  O  Miirk-Pfodo.  p.  Kil.  na.), 
alle  Classen  ^uäammea  gerechnet;  eine  geringe  Ahnahmc^,  die  noch  daza  der  Ein- 
(lüiniag  Q.  atirkeren  Benatziug  der  4.  CL  hauptsücblicb  zn  verdanlom  ist  P.  Pc». 
)i.  Meile  ergab  sich  für  d.  1.  Gl.  1S59  TM.  ISti'J  tiO.  IST.',  'y9S.  ».  Q.  46,  4-5  «. 
4-49,  3.  Gl.  3,  2  0  u.  «  02,  4.  Cl.  Iii,  I  «  u.  l  üO,  Militär  l  t..  14.  l  ^.'J  Sgr.  Bei  d. 
Angaben  f.  lS7ö  sind  hier  d.  Ertrage  bei  gewöhn I.  Fahrgeld  uiitgetheilt,  d.  Durch- 
•Cbnilt  WQrde  etwas  höher  stehen  (Vcränder.  iii  d.  Aufstell,  d.  amtl.  Statist.),  liaa/. 
anders  war  die  Rodtirtion  der  Frachttarife:  1844  p.  Centn,  n.  Meile  für  ali< 
Guter  i.  D.  7-1.  1S5Ö  3  4.  IS59  3  4.  l^(il  «2,  1S65  2'6,  1867  u.  Ibtty  2  a  Pfenn 
Ertrag.  In  den  10  J.  l«5tt— 1869:  Eilgut  lo  s  u.  lo-2  Pf.,  Frachtgut  d.  NormaloL 
5  11.  l  ö,  d.  rrtnri'^s  ('!_  u.  Kohlen  2*7  u.  2  Pf.  Nen- idin::>  ist  die-  Enri.ls^irnns; 
ih  r  !•  lativeu  Enragc  im  Oiitencrkebi  allerdings  nicht  weiter  fortgcschnttcn,  äondcni 
die  Timgekehrle  EntiricUffiig  bat  auch  hier  zeitwelie  Platz  ge^iieo,  enlvpnclwBd 
den  starte  '7estie;?<:nen  Retriebsanstrahrn.  war  in  den  uonvi  Mwfon  tt.  WviÜM 
p.  Tonne  u.  Kilometer  der  Ertrag  in  Markpfennigen: 

Fntchtgot  in 

stuckgnt  '        ,  ■   L»ar«toaka. 


talgnt. 

Nonnilcl. 

incl. 

im 

23*00 

(  - 

1869 

22-50 

(  - 

1871 

21-66 

(  - 

187» 

21-93 

lt-10 

1<574 

22-50 

11-50 

1875 

24*77 

12-79 

Vgl 

Müll  die  TaTiftabelb»  aber  d. 

S^Sm        ^-  *  Tonn.      WBp<al«4.  "Tl 

S*5S  —  —  )  S*!S 

4.8?»  —  -  )  P83 

4-50  —  —  )  4-83 

8'16  4-ft6  3*33  4*50 

«•00  4-83  S-16  16C. 

«.60  4*95  3-2<S  4-71» 
Norddeutschen  Eiaenb.-Ycrbaod  in  Scheffler's 

StätiiL  Beitr.  &  38  IT.  (1848— 73>. 

§.  294.  —  B.  Güterverkehr. 

•  1.  Vorschläge  zu  principiellen  Umg  es  ta  i  tu  n  ^'cn  im 
ganzen  Güter verkchrüsystem.    Mehrfach  sind  in  Kreisen 
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(Irr  Theoretiker  uud  der  vertrachtenden  Gewerbeueibenden  (kaum 
bei  den  i-  clinischen  und  administrativen  Practikern  des  p]isenl)ahn- 
weseos  selbst j  IMäne  au  einer  völligen  rni*;eHtalt!ing  des  Eisen- 
bahnwesens, in  der  Regel  mit  der  Beschränkung  auf  den  Güter- 
verkehr, aufgetaucht  und  öfters  ernstlich  verhandelt  worden.  Es 
Hiüd  dies:  a)  der  Plan  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs; b)  das  System  der  Wagen  leihe  oder  das  Recht 
der  Einsteilnng  von  Eisenhahnwagen  Dritter  (Privaten)  in  die  Züge 
der  Bahn;  c)  das  Recht  einer  Eisenhahngesellschail ,  auch  gegen 
den  Willen  eines  anderen  Eisenbahneigenthttmers  dessen  Schienen- 
wege  zn  befahren,  das  englische  sog.  System  der  rnnning  powers. 
IMe  beiden  ersten  Pläne  haben  die  Bedeatnng  einer  aligemeinen 
Keformmaassregely  auch,  und  nach  einzelnen  Stimmen  gerade 
beim  Staats  bahn  System.  Der  dritte  Plan  bezieht  sich  a»f  die 
Verhältnisse  des  nach  Eigenthnmseinheiten  zersplitterten  Privat- 
oder gemischten  Bahnsystems.  d)  Eine  weitere  Frage  betriff!  die 
Uebernahme  der  An-  and  Abfuhr  der  Güter  durch  die 
Bahnverwaltnng  selbst. 

Ysrl.  f.  ftlln  diese  PlXnu,  bes.  den  efstcu.  diu  Erörturangeti  r.  Michaelis, 

Dom.  AI.  Mr^  r  u.  and.  Miti^Ii^dern  d.  Deutschen  i'reibaiidt;Ispartoi ,  sovie 
Verhaii(liujt)ren  iler  unter  dem  Einlla^^  dieser  Partei  ittliendeu  Vereine:  Dcubchcj 
Handebtiig,  volkäwirthscli.  Con^p^äs  (Wien  1873).  Die  Behandlnn^  dos  (iugcnätands 
DtacLt  den  Eindruck,  als  oli  «ijf^entlich  alle  diieau  pioUuiu.  flxperinettte  nur  cr6iteit 
«rerdt  u.  um  d;is  „I  ivio-Corirnrrenz-Priücii) "  W'  ni^trn>  noch  einigerma-^-^'-n  halfen  zu 
können.  S.  dagegen  bes.  (}ohn  II,  Kap.  3,  aucli  z.  Tb.  Porrot.  dann  .Schcft  ler. 
sUdsL  Beitr..  oicht  minder  Saz  II,  t$2--JSS.  bt».  107«  117«  121. 

a)  Die  Fra^i^e  der  Trcunung  de«  Fahr-  und  Fracht- 
geschäfts aut  (leu  Eiflenbahnen,  in  der  Weise,  dass  die  ßahii- 
verwaituiig  nur  den  Weg,  die  Transportmittel  und  die 
Locumotion  zu  liefern  hätte,  die  Verfrachtung  aber  der 
PrivatindnstrieUberlas.sen  würde,  kann  hinsichtlich  ihrer 
Möglichkeit  und  ZweckniüHsigkeit  am  Unbelangennten  von  den 
ätaatsbabnen  geprUit  werden,  er^>chcint  aber  unzuläüisig. 

Dipsp  Tn'nnans-  li.itt»-  das  tiut»:.  i'ine  neue  Ar))eitatheilnng  durch/.ut'*ilirt*n .  tl^u 
Bahiiuu  beiioudeni  ia^itigf  (iescbaftc  abzunehmen  und  vielleicht  zu  einem  gtlnstigercu 
Verhfiltniss  d«s  todten  zum  nflijdichen  Gewicht  ^u  führen,  weil  die  W  agen  beBser  wtn- 
geiiilt^t  ■wttrdcn.  Ab<-r  i's  fi-airt  ^-irh  ,  uh  der  Verk-'hr  mif  diese  Wfiis*'  besser  und 
Weniger  mou«»poii2»tit»cb  bedient  wurdo,  whö  uawabrsebeinlich  ist;  foraer,  ob 
nicht  gcfMle  die  Vatar  der  Eisenbahnen  d^«  Vereinigung  Jener  Ueschtile  im 
Inteicasr  (Ifjt  «>ekon<tüi  Ii'  V(  rlaii::t.  Einstweilen  wird  man  tüi  weitere  Vorschläin 
über  daö  Tarifweaeu  dea  Uutcrverkebrb  von  der  Vereinigung  den  Fahr-  u.  Fracht- 
peschftfts  in  der  Hand  der  Bahnen  aatjgehen  mOKen.  (>ohn  88  ff.,  kommt  naeh 
d.  eilt;!  F.rfahrangeM  zu  diesem  Enrebniss  u,  widerlegt  dann  treiii-nd  die  in  Deutsch- 
land rerbreit  Anwehten.  Ebenso  Sax  II.  J22.  Sohefficr,  statitit.  Beitr.  S,  17.  — 
Die  pretk»ä.  Ei^eubahuuntcrbuchuagscommiss.  hat  die  Ueberlantang  deü  Transport-  u. 
BefrMhtmgsirefleiia  an  die  PriTatnntanMhnim^**  geitde  beim  Staalsbabnsyniem  f.  d. 
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Zakaofl  auch  in  Aossicht  gcoommrji,  Bcr.  S.  155.   Eine  solche  StellnognahiDc  wu 

hei  der  rölli?("n  Unreif  dfs  Projects  mindestens  irerfrUht,  a.  aar  die  Fojg^  der  Vor- 
liebe i'ur  gewisse  do'"triu;ire  Projerto  der  M;tn<  hL'sterparteL 

b)  Das  Recht  der  Privaten,  die  Beförderung  eigener 
Eisenbahnwagen  mit  F'rachtgUtern  durch  die  Bahn.  I 
also  die  Einstellung  fremder  Wagen  in  die  Zöge  der 
Bahn  zu  verlangen,  welche  letztere  dann  nur  den  Weg  und  ' 
die  L  0  c  ü  m  0 1  i  o  n  (Locomotiven ,  Tender ,  Z  n  g  k  r  a  f  t  und  einen  | 
Theil  des  Fabrdienstpersonalsj  liefern  wtirdc,  ist  nur  eine 
besondere  Formnlirung  der  Forderung  der  Trennung  von  Fahr* 
und  Frachtverkehr  und  ähnlich  za  beurtheilen.' 

Es  hatte  ähnliche  Vortheile  und  Bedenken  wie  dieser  erste  Vorschlair,  aosserdem 
aller  den  weiteren  N'ortheil.  daj»  Kapital  der  £isenhahu  zu  verringern.    Dum  enti^ogea  , 
srt-ht  jadocli  dat  s«  hwerwicg>  nde  Bedenken,  dass  mit  einer  Pflicht  der  Bahn,  fraaidi» 
Pnv.itwaircn  in  ihre  Zimo  einzustell- ii,  die  and»Te,  jetzt  do<  h  im  Ganzen  ein}g'''rina*Heu 
anerkanntf  Pflicht,   ihren  Wagenpark  dun  Yerkehrshedilrfnisaen  anza- 
passen,  schlechterdinirs  BD  vereinbar  ist  Denn  eine  «otobe  Pilicht  kun  doch 
nnr  b'-stt  hen,  wenn  eine  Bahn  dann  auch  das  Monopol  der  Wagt-nverwendun.:  hat.  | 
aacb  droht  die  Gefahr  eines  doppelten  üactiscbeii  Monopols,  desjenigen  der  Bahn  jxud  1 
der  Wageiibesitzer.  So  wire  leicht  zd  fOrchten.  daas  der  Veritehr  im  Gmnzeii  unter  des  ! 
neuen  System  mehr  ■  ;  I  ii  würde,  als  unt- r  dem  alten.    Auch  Sichcrh«  itartleUlcbten  | 
scheinen  gepeii  letzterem  zu  sprechen.    Aobnlich  Cohn  II,  112  uath  enel.  Kr'ihr.  | 

c)  Von  zweifelhafter  Durchführbarkeit  und,  wenn  die^e  nach-  | 
^^ewiesen  werden  sollte ,  von  iin gewisser  Nützlichkeit  ist  aueli  das 
dritte  System.  Jedenfalls  bietet  das  Staatjsbahnwesen  den  Vortheil, 
dass  man  auf  solche  problematische  Experimente  von  vornherein 
veraichten  kimo.  Ftir  kleine  Yerbindangsstrecken  mögen  sie  ans- 
nahmsweise  am  Platze  sein. 

Cohn  II,  GS  11.  Kunning  power  liedeiitct  ühri£rens  nicht  nur  ein  geset/Ji-  hcs 
Zwangärecht  zum  Befahren  einer  fremden  Bahn,  äundcru  uiich  ciu  brzugliilitiii  vertrug«* 
mäss.  Abkommen.  Eh.  S.  69.  Sax  II,  IIS.  EinzAloe  solche  F&lle  vcrtraii'^miaik 
Ueliertinkoinmcns  neuerdings  in  Frankreich,  Oesterreich  Wi'jrjfl-Iiinsbruck,  Strecke  der 
Sudb.gesellsch.  mit  benutzt  von  der  Staatsliahu  zur  V  erbiuduug  der  EUaabcthb.  u.  der 
Ailbeifb.). 

d)  Hinsiclitlich  der  An-  und  Abfuhr  der  Guter  bei  den 
Stationen  ttsst  sieh  wohl  keine  allgeni«ne  Regel  an&telleo.  fiei 
grossen  Stationen  nnd  bei  gewissen  Güten  seheint  aber  die  Ans- 
ftthmng  dieser  Leistungen  dnreh  die  BahnTerwaltnng  selbst  ökono- 
misch zweckro3l88ig  nnd  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
darauf  hinzudrängen. 

Cohn  n.  S5  (f.  Also  abermab  Tt5rmehrtc  Goneentration  aller GeschlAe,  welche 

mit  dem  Eisenl>ahnwe*'«  in  Verbindung  stehen,  in  einer  Hand.  Daraus  geht  i^i  "mi 
eine  Verstärkung  de«  monopolistischen  Charakters  dieser  Anstalten  hcnror.  woraus 
neue  (irunde  für  Staatsbahnen  folgen. 

§.  295.  —  2.  Grundsätze  fUr  die  Gtttertarif bildu ug. 

Bleibt  demnach  die  Vereinigung  von  Fahr-  vnd  Krach tr erkehr  in 

der  Hauptsachu  besteben,  was  das  \V;\lirb(  heinlicliste  ist,  so  werden  auih  diu  wesent- 
lichen Puncte  des  bisherigen  Tarifwesens  rorbleiben.  Nor  köaaeA  die- 
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aelbeo  eAteprecbtiDle  ModificvatioiieQ  gemabb  dem  Pnucip,  bei  der  KegeluDg  der  Tarif- 
Sitze  mehr  diti  Selbstkosten  za  berttcbicbtigcu,  erleiduu,  «r«8  nach  dem  Oeaagten  zwu 
nicht  ailgemein  nothwendlp  nnd  paiMind  ist,  aber  doeh  unter  UoMlSiideii  zveckmliMlf 
sein  mag. 

a)  Die  Unteisrhciduu^  von  Eilgut  mit  höheren  und  Fracht- 
gut fi.  w.  8.)  mit  niedrigeren  Tarifsätzen  lür  raBcbe  und  lang- 
samere BefördeiniDg  ist  ganz  richtig.  Bei  der  Proportion  der  Taril- 
sätze  kann  man  sich  freier  bewegen. 

Oeftofi;  i'it  wohl  das  Eilcnt  zu  hoch  tarilirt.  auch  wenn  man  auf  die  orhoblich 
höheren  Sulbälki>ätcu  des  TraUäpoits  KucLiicht  niuinit.  Eiiic  Eruiiissig  uiig  d*iA 
Etlguttarils.  der  ereotaell  weiter  classificirt  werden  kaiui«  aber  ntdit  notllireiidi^ 
weiter  classificirt  tax  wetdon  braucht,  ist  daher  wohl  mitunter  zu  orwaircn. 

Eilgat  wird  in  Deutschland  i.D.  gut  2 mal  so  hoch  als  Normal -irachtgut  u. 
4-'5ittal  80  hoeh  ab  ermia».  Gut.  8 — lOmal  ao  bech  ab  MasaengiUer  wie  KoUen 
0.  dgl,  tarifirt.  S.  S.  771.  Expedition,  Mani]  jlüion  sind  hei  Eilgut  mOhsamer. 
Aoanutzung  der  Wagen  geringer.  Bei  einem  uiuääigcreii  Satz  wurde  Letzteres  sich 
wohl  verbenero,  aiUuiter  die  Eiarichtiuf  besoiiderer  Eilgutcrzu^^'c  rootabeL 

b)  Im  Fraehtgutverkehr  sind  folgende  Gntndsiltze  an«Q- 
wenden. 

tt)  Einmal  sind  Stfick guter  (Frachtgut  i.  e.  S.)  nnd  Massen- 
güter oder  Wagenladungsguter  zn  unterscheiden. 

Dies  g«sobieht  in  nnsereo  Tarifen  auch,  nur  mitonter  zu  sehr  nach  dem  ein- 

suitigcu  Ermessen  der  nahnverwaltung.  Statt  dessen  kann  die  ßestiuimunu^.  in  welcha 
der  buideu  Classen  die  einzelnen  (yttter  zu  reihen  sind,  im  Allgemeinen  dem  bracht- 
geber  fiberlaasen  werden,  wenn  er  sieb  den  Bediuguugen  für  die  Bcfbrdorung  der 
Clabäc  fügt.  Ah  Massengüter  gdten  dann  z.B.  die,  welche  in  mindestens  einer 
voll<'u  NVagenladan (10  Tonnen)  aul^Eegeben  oder  die  der  Taci£uitz  fOr  eine 
solche  volle  Ladunu  l)ezahlt  wird. 

p^;  Weiter  sind  die  Stückgliter  und  Massengüter  im  Tarife  nach 
der  Gattung-  der  Watren,  die  zu  ihrer  Heiurderung  dienen  (also 
namentlich  bedeckte  und  ofl'ene  u.  8.  w.)  zu  unter.seheiden.  Auch 
hier  aber  sollte  der  Frachtgeher  in  der  Regel  wählen  können,  in 
welcherlei  Wagen  er  seine  Güter  befrjrdert  halben  will. 

y)  Sperriges  Gut,  welches  als  .St  tick  gut  aufgegeben  wird, 
darf  nach  einem  bestimmten  Verbältniss  höher  als  anderes  Stück- 
gut tarifirt  werden. 

d)  Bei  solchen  Gutem,  welche  bei  der  Verladung  u.  s.  w. 
grössere  Hanipulationsarbeit  macheo,  sind  bestimmte 
Frachtsnschläge  snlässig.  Aach  hier  hinss  aber  die  WillkUbr 
der  Bahnverwaltung  beschränkt  werden »  soweit  nicht  den  Fracht- 
gebem  die  Verladung  selbst  überlassen  werden  kann,  wenn  sie 
dies  wünschen. 

e)  Kine  weitere  Classification  der  Güter  mit  Rücksicht 
auf  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tarife  danach  ist 
zwar  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenbahnen 
nicht  unbedingt  begründet.  Es  würde  daher  genUgen,  alles  Stück« 
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und  Massengut  bloss  nach  dem  Gewicht  zu  tarifiren,  jedoch  anch 
nur  bis  zu  ciueiu  uicbt  zu  hohen  Maximuni  für  eine  Gewichtsein- 
heit im  Fall  des  Verlusts ,  der  Beschildigun^^  u.  s.  w.  Vergütuug 
zu  gewähren.  Hr>}ierer  Werth  niüsste  durcii  Tarifzuschläf^e 
versichert  werden.  Indessen  ist  nach  dem  Gesajj^ten  eine  A  h  - 
weichung  von  solchem  gleicbmüssigen  Gewichtstarit'  aus  anderen 
GrttndeD  zulässig  und  oftmals,  besonders  znr  Herbeiführung 
einer  volkswirthschaftlieh  und  socialpolitiscb  bes- 
seren Vertbeilung  der  Selbstkosten  auf  die  Fracbt- 
geber  sweckmässig,  insofern  mit  Reelit  ancb  allgemein  flblieb. 

So  frairt  sich,  ob  \m  der  Anwendung  eines  blossun  (iew  iclitsiarifji  die  ge- 
nügende Rentabilit&t  der  Rahn .  odur  dio  voUständige  Dockung  dur  die  Vt  r- 
zinsQBg  und  Amortisation  des  Kapitak  mit  enthaltenden  SelbstkMtun  tlberhaupt 
za  enidcii  und  ob  nicht  zu  dlcsam  Zwaolto  dua  die  Tarif«-  aller  Gtlterclasseu  so 
viel  7M  erhAhcu  winii,  dass  die  Massengüter  dabei  zu  thener  taritirt  «rurdou 
iitid  dos  halb  ineder  wculger  den  Uahntrans^ort  benutzen  l^önnicii.  So  i^anu  dir 
Sache  Often  roeht  vohl  Iksfen. 

Demnaeb  werden  bei  den  Massen-  und  besonders  bei  den 
Stflekgtttem  nach  grossen  Grnppen  der  Waaren  von 

ungefährer  Werthgleichheit   die  erforderlichen  Wertb- 

c lassen  dem  Massengüter-  wie  dem  8tückgUteitarif  eingefügt. 

Dadnrcli  wird  die  Differentirnntr  der  Tarife  in  einer  von  dem  nothireBdifen 

l-inanzintcrcsse  der  Bahn  ircliotcnen  Umfange  aufrecht  eriialten,  und  zugleich  )>erech- 
tigten  voik>\virthschaftlicLeti  und  »ocialpolitischeu  Kücksii  hten  Kechiiung  );etra(fn. 
Eine  gcwis---  Vereinfac Jiuu;;  der  Tarife  v'og«u(lbcr  dem  Tarifwirmarr  uud  der 
Tkrifrillkulii  iui  Privutbahns\>tem  ist  aber  hierbei  selir  voU  mSgUeli  und  itreckmisBC 
und  haut  sich  du\<  \i  das  Staat!$)>ahusyr)teni  herbeifuhi-en. 

V<jl.  hiermit  die  1S71  von  mir  aufu'e>iellten  (iriindsät/i  in  vor.  Aufl.  §  270  u.  die 
damit  mehrfauh  ttberoinetimmendeti  Beschlüsse  der  Tarifen« |Uet«'-t'ommi»sion  r.  Dec. 
IS75,  Hirtli's  Annaien  1S7<},  S.  4»^1  59<»:  Annahui'  d.  s  ein  vuu  i g  modif  io  i  rt  •  n  . 
äc^uu.  „uaturlichfu"  (..el^ass-lotür/  )  Tari£>y:»lfm>.  Dii-b  %'U  indt^sva  praktisch 
nicht  dnrchzttftüiTeB  u.  tuktie  doch  mwh  mehr  theoret-princip.  Bodeoken.  vie  dies 
bos.  Sa\  II.  MO  II.  iia<"tiwt  i>t.  Kr  liriiij^t  ;tncb  diese  Tariffrage  mit  d("ri  niiirii  .fc> 
leitenden  Vcrwaltpriticipi}  in  V  erbiudung .  wo  er  aber  ävincrseit«  ebeaUUIs,  wie  früher 
Ich  1.  A.  m.,  zu  whr  Mhahhmifbt.  ij:  »nob  v.  d.  Leyeu  in  ächn«Uer*i  Jahik  t  d. 
Deatsche  Beich  1SS8  II,  131  ff.  ttber  Vereinfachungen  im  deutschen  Tarifwesen. 

§.  296.  —  3.  Durchfttbrnng  eines  solchen  Tarif- 
systems. 

a)  Als  anterste  Classe  des  Güterverkehrs  wird  die  Beförderung 
von  Mass  eng  fltern  in  offenen  Wagen  gerechnet  Der  Tarif- 
satz („unterster  Normaltarif*'}  dafür  wird  snnUchst  möglichst 
dem  bisherigen  Öelbstkostensatte  des  Transports  angenähert,  kann 
aber  nach  Crtlterarten  wieder  in  einige  Stnfen  zerfallen. 

Eine  noch  weitere  Bednction  diesuH  Tarif»  erweist  aieh  ftflter«  thnnlich.  wvU 
ij'  iade  hf  '\  f1ie-in  '!iUt'iii  ein  niedriger  Tarif  <1i-  Fre<|aenz  »ehr  steigert .  —  zamni 
wcun  eine  unbesohiinkteru  Zulassung  der  (iulcr  zu  dius«r  Beförderungsart  ätattündüt  — . 
weil  dann  das  Vcrbiltnisa  des  todten  ioim  nützlichen  Gewicht  idch  sehr  rerbeasert,  and 
%  eil  wiedeniTO  ans  secialen  und  rollawirthschaftHchen  Rücksichten.  blelbeMl  oder  telt* 
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wme .  gevriMe  ordiuiK  Gal«r  «ine  beKoudere  Tarif  boKauäüguog  T«nli«ooD  (EöbIeD, 
St  in  j.  Er/c,  Dtingstofl'e.  mitautur  Kartoffeln.  Getnide).  Vmaehe  in  dieain  Eichtling' 
fiiiul  dalicr  AftueatUcli  von  den  StMtiibalui«u  xa  reiluigeii« 

So  war  bei  den  prevss.  Bahnen  die  auf  1  Meile  Bahnllnge  befttd.  Centner- 
masso  1859—65—1869  (in  diesen  J.  onler  üinrecbn.  der  nenen  Fror.)  refglichen  mit 
der  fievegung  der  Tarifsätze: 

,  Frachtg.  der  KnnSss.  Frachtg. 

Normalcl.  h.  KoU.  n.  Kokea 

Menge      Tarif       Meug(!      Tarif        Menge  Tarif 
1859  100  100  100  100  100  100 

1865  140  97  96  98  242       c.  Sl 

1869         171  94  87  ttO  368  74 

b)  Theils  in  der  Proportion  der  steigenden  Selbst- 
kosten des  Transports,  tbdls  nnter  Mitberttekslobtigtng  des 
Werths  der  Guter  werden  bibbere  Normaltarife  Ar  Mass en- 
gflter  in  bedeckten  Wagen,  für  Vieb  in  ganzen  Ladungen 
(eventneil  mit  weiterer  Untefsoheidnng  der  WagenartX  Air  Stttck- 
gtlter  in  offenen  und  in  bedeckten  Wagen  bei  den  Hassen- 
ond  Stackgtttem  mit  einigen  Stnfen,  festgestellt 

mtuiter  wird  der  Tarif  noch  etwai»  höher  ak  in  der  Proportion  die  Selbstkostcu 
stcipfen  können.  (»ftiiKila  dahinter  zurückM- iben  müssi'n,  um  das  (jot  nicht  in  die 
iiDtorbte  Nonnaltarifclasse  zo  drängen.  Das  muss  uxperinieuteU  iTmittelt  werden.  Ent- 
sprechend drai  unter  V.  e  de>  vor.  Paragraphen  danelegten  Puncto  wird  eine  Icleine 
Anzahl  TarifcIa^<on  nach  dem  Warthe  der  waaren  bei  den  StückgUtom  nnd 
attch  bei  den  Masst-ne  itern  umbildet 

c)  Der  Tarit  ist  in  der  Hanptsache  ein  S ti  eckentarit". 
Neben  dem  Satz  für  die  JStrecko  ist  die  Erbebung  einer  Expc- 
ditionsgebflbr  dem  Frincip  der  belbstkosteu  angemessen  and 
im  Tarit'wesen  statthaft. 

Vgl.  P.  VIII  '!   Rf"?'  hhis,st;  d.  Tarifcointni.ss  \  IM","». 

d)  Die  Regelung  des  St  recke Dtariln  uacb  der  Distanz 
bleibt  zwar  auch  im  Güterverkehr  als  aligemeines  Prineip  bestehen, 
das  aber  ebenfalls  sablreicbe  und  einsobneidende  Modificationen 
erleidet. 

a)  Uöbere  als  die  Normalsätze  dürfen  eintreten  bei  abnorm 
hohen  Bau-  und  Betriebskosten  einzelner  Strecken. 

ß)  Niedrigere  Sätze  und  dementsprechend  richtige  Diffe- 
rentialtarife sind  statthaft  in  Fällen  einer  erhebliohen  Ver- 
mindernng  der  Selbstkosten  des  Transports^  daher  be- 
sonders einmal  zwischen  Puncten,  welche  gttnstige  Rttck- 
fraohten  geben;  femer  fHr  grasser e  Entfemnngen,  dnrch 
welche  die  Wagen  voll  laufen,  wobei  sich  ein  Theil  der  Kosten 
repartirt;  endlich  flberhaopt  da,  wo  anf  ein  besseres  Verhtlt- 
niss  des  todten  znm  nützlichen  Gewicht  zn  rechnen  ist. 

Daher  z.  Ii.  auch  auf  Grundlage  allgemeiner.  verAffentlichter  Bediuganffon 
nach  besondeieia  Uebereinkonmen  im  einsdnen  Fall  mit  eiuMn  f  rachtgeher,  der  gieieh 
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eine  bMÜmmte  Anzahl  voller  Vagen  aof  oinmal  )>cft)rdurn  Itot,  «xirT  im  be^otidefer 
Abonnement  mit  einzelnen  Pracht^rb.  rti .  wel«  lic  in  dieser  Hiotsicbt  fi^wisse  B«- 
Uiiiffiingea  zu  erfulleu,  nameatlich  ein  gewuü>eü  t  racbti(uautuia  in  regelmiäsigun  Fcnodeu 
zo  liefere  ren|>ree]ieii. 

y)  Differentialtarife  und  sog.  Partien  I  a  rta  ri  fe  (be- 
gUuBtigeude  niedrigere  Tarile  für  einzelne  Frachtgeber,  wenn  sie 
die  bestimmte  Bahn  benutzen)  mnd  auch  als  Mittel  der  ('on- 
currenz  fUr  Staatshalinen  solai)tz:e  utn  enueidiicli,  aiß  qü  sich  um 
die  Concurrenz  mit  aus  Iii  iidi  sehen  Hahnen,  mit  inlUnd  ischeii 
Privatbahnen,  mit  der  Sehifffahrt  etc.  liaudeit,  um  gewisse 
Frachtqaanta  au  sich  zu  ziehen. 

Diffcnuitialiarü'e  «Ihh  r  Art,  ilali'i  ilii-  moi^te.n  bis*  jft^t  liLst-homl'-M ,  -las 
Krgeboias  zufälliger  Eatwicktuugi'U  im  Ki^enbahnueU.  —  vurdcu  aber  mit  liccht 
weDifstei»  fiii  bdande  bei  der  Dnrehlührang  des  Steatsbehnsysteiiis  fcronenüieils  ver- 
si'hwindim  und  nur  rtra  in  England)  wesren  der  Concilfreaz  de*  SeetlMiipoin» 
bi(-  und  da  verbleiben  mUssco.   Coku  II,  45ä. 

Viel  treitenrebeiMle  Yorachli^e  necbt  auch  hier  Perrot  ».  a.  0.,  der  <dn  Zeaen* 
System  von  T  Zon  a,  bi^  20,  20  —  50,  aber  50  Meilen  oiit  Tarifsätzen  per  Waffen 
V.  5,  ^  u.  12  Thir.  befürwortet.  Audi  dies  >:<-ht  wohl  zu  wt^it  u.  Ober  die  Kichtigkeit 
des  ganzen  Prinrips  lässt  sich  streiten.  Immerhin  hüttc  cinr  seicht:  Reform  iD'«hr  als 
die  im  Pcrsonenvork.  verlangte  (o.  S.  771)  ein»-  Auasicht  auf  günstiftoii  Erfolg  .  tlcuri 
for  üe  Waare  Ist  der  Frachtsiitz  in  dur  Tbat  ein  Hauptmomeiit  der  TraneportTäbigkeit, 
für  deu  .Menschen  nur  ein  sccundares. 

e)  Die  Normaltarife  «ind  unter  ficwabrun^  eines  Spiel- 
raums Iii  i  Abweichungen,  wenigstens  fü  r  1 1  e  r  a  b  s  e  t  z  u  n  iz;  e  n 
fcieitens  der  Vorwaltung,  durch  die  Gesetzgebung  festzustellen, 
die  Differentialtarife  dnroh  die  Regierung  im  Verord- 
nungswege. Alle  das  Tarifwesen  betreffende  Verimltnisse  sind 
amtlich  zu  veröffentlichen  und  durchaus  keine  geheimen 
Begünstigungen  einzelner  Fracbtgeber  zu  gewähren.  Kine  Revision 
der  Tarife  nach  den  gemacbten  Erfahrungen  bat  in  kurzen 
Perioden  (2  '>  .Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarifrednc- 
tionen  eventuell  zunächst  provisorisch  anf  eine  bestimmte 
knrse  Zeit  %n  erfolgen. 

Ueber  das  Verbältniss  der  ftisetzgebenJ  cii  und  anders,  d.-r  W-rordn  u  ii  > - 
i:«walt  zum  Tarifwt>en  übe  rhaupt  u.  »|>eciell  auch  zu  den  (iutertarifen  der  btaat>- 
bahneu  bezüjilich  der  Einrichtuntr,  Reglements,  ('las^ification.  Höbe  der 
Sitze  Q. s.v.  i^t  au<  h  in  Dentscbland  mehrfach  u.  urrdings  discutirt  worden,  mi  uj 
Preussen  ;i!ele?»'ndicb  der  Hcratliung  Ub«  r  den  Eis-iibahnratli  {O.  S.  739  .  Bei  «1.  r 
cifigrci fluiden  Bedeutung  diesi.r  Dinge  ist  die  Competeu/  d<'r  gaaetzgubcudeo  Gewalt 
doch  an  sieb  xa  veriangeu,  aber  das  praktische  BHUrfni;«  eriietccbt  wiecb^r  eine 
gewisse  freiere  Hewe^nng  der  Verwaitunu. 

Die  ÜHichsveriassujig  hat  in  Art.  41 — 47  eiuigu  Besnmuuugeu  ubej  da» 
Eieenbahnwc^ieo  getroöfen .  darunter  auch  ttW  da»  Tarifwesen  ;Art  4»  v.  49), 
vonach  dem  Reiche  eine  ..•'ontroic  üb«  r  das  Ta ri fwe.se n"  zusteht  n.  spociel! 
auf  die  baldigste  EiufUhrung  u bei ciustimw ende r  Betrieb^reglemeuts  sowiu 
aaf  mOf Hchste  Ul  e i  c  h in  1  h  m  g  k  e  i  t  n.  H  e  r a  b  s  e  t z 0  n  fr  d«r  Tarife  hingewirkt  werden 
Süll  (nam.  ..Iiei  gi-i^s^cren  Entfernungen  ein  dem  Btidurfniss  der  l>and«rirth»chaft  u. 
Industrie  mOgiicbat  «.ntsprevlieoder  erm&üsigter  u,  zwar  zunicbat  thaBÜchct  der 
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Kiii|>f(  linig-Tarif"  —  f.  Cciiinor  u.  MoiU-  —  für  Kolileii,  Kokos.  Hol/.,  Erze,  Steine, 
SaIz,  Koheiseu,  DOugiiiigsmiUel  u.  äholich«  ifed^eogtäudi^'').  In  Art.  46  werden  Uie 
Baliaen  „bei  Nothitlnden,  bes.  bei  vngevfiliiiHcber  Th«oeniii}f  der  Lobensmittel. 
verpflichtet,  fUr  Getr«>id(-,  Melil,  HüläcnfrUclitc,  KarkifPclu  zcitWMsc  eiuen  deiu 
RodUrfaisü  ontsprochendcn,  ?oin  Kaiser  »uf  Vorschla«r  d.'s  lictreffenden  Run.l«  sT;»ths- 
ausschusses  fostzustollcndou  niedrigen  Spccialtarif  einzuführen' '  (jedoch  nicht 
unter  dem  niedrigsten  fiir  KohprodiK-te  auf  d.  betreff.  Balm  irelttinden  Satz).  Eine  gut 
gcuieintu,  im  „privatwirthschaftl.  Yerkehrssystem"  aber  iliren  Zweck  leicht  verfehlciidc 
Bestiiiunung ,  weil  die  Herabsetzung  der  Tarife  leicht  durch  die  darauf  bin  erfol- 
jcende  speculative  PreisstoiireTang  der  Producta  am  Versendungsorte  wettgemaeht  vird. 
!>icsf  u.  andere  Bostiuiinuu<ren  der  Kcichsvcrfassuug  sind  dem  damnlii;en  Z'  rsplitterlon 
Zu^lande  deä  deatscbon  Kiseubahavescus  augepasst  u.  vorneluDlich  mit  fUr  diu  Privat- 
bttboen  berecbnct  als  CMtniUidhöide  dienende  Keichscisenbabnamt  bal  den 
Hahnen  gegenüber  keiue  uenngtiid'  Mudit  t  ii(\nckeln  können.  Hei  l  in.  r  so  iiro^jM-n 
VenraltungszersplitteruDg,  wie  ¥olleudi»  der  friilicr  betitchendcD,  kooatc  die  \  or»cbr.  iu 
Art.  42  der  Reicbsvcrfass.«  die  Bahnen  wie  ein  »einbeitllches  IleU'^  za  Fervallen, 
auch  niclit  stnct  ausgefUiirt  werden.  Das  iät  anch  nicM  rom  Staatsbalinsyateni, 
T^ondeni  nur  vom  ßeiclisbalinsystcm  zu  erwarten. 

Die  Errichtung  der  „Eisen bahn rathe"  hat  nun  (icletrenheit  gegelieii,  die 
Interessentenkreise  ttber  das  Tarifwe«en,  spec.  Uber  die  Tarifsätze  gutachtlicb 
zu  hören  (s.  o.  S.  731»,  preuss.  Ges.  r.  I.Juni  ISS'l  ^.  II  .  Die  ..Nonna  Itraus- 
portgebQhren"  sind  in  Prüussen  dem  Entwurf  des  Siaabhuuähult^-Etata  beizulegen, 
in  d.  gen.  preuss.  tioa.  Ober  d.  Eisenb.rath  ist  aber  aui-h  in  §.  20  die  Bestimmanf 
getroffen,  da'-s  ..Kiholmiifren  der  fttr  die  einzelneu  ('lassen  des  (iaterturif^chemas 
zur  Zeit  der  Public,  dieses  Gesetzeti  beätehendeu  Noruial-  (Maximal-)  Transportgcbulireu, 
soweit  sie  nicbt  zum  Zwecke  der  HertteUang  der  GleiclunUnglrelt  d.  Tarife  oder  in 
l'oi?e  V.  A>  ndnrungnn  des  Tatifscbenu»  rofsenomaen  wetden,  um  durch  Gesetz 
erfoljfcn  kOuuen. 

'  "    £rb6blicbe  Ya'bosaenittgen  im  deotseben  n.  itpcc.  lutor  dem  Einflnas  derStaata- 

bahnrerwaltunv:  im  prcnss.  Kisenb.wescn  im  Gebiete  des  Tarifwesens  haben  die  letzten 
Jalire  gebracht.  So  1877  das  uliereinstimmeudc  Gütertarifs chema  f.  alle  deutsche 
Bahnen,  an  welchem  wie  an  d.  Classification  der  Spccialtarife  Acnderungcn 
jetzt  nur  durch  geuieinsaniea  Beschluss  sämmtl.  Bahnen  statthaft  sind.  ,,Besondets. 
period.  zus.  tret.  Organe,  di>-  Tarife*  iitiiission  u.  die  Gene  rat  conferenz  der 
deutschen  Bahuen,  prüfen  u.  I»erathen  unter  Zuzieh.  v.  SachverständiL-^eu  au>  d.  Ver- 
Itehnkreisen  alle  v.  Public,  oder  ?.  d.  Eisenbahnen  ^^ewünsclit'  n  Aen  ieruugen"  (v.  d. 
Leycn.  a.a.O.  S.  1*!1  .  Siclie  Deutscher  Eisenb.tfiitertarif.  Tb.  l,  <iUgcm.  Hestimni. 
f.  d.  Guturtarif,  A.  Betriebsregicm.  nul>st  allgeui.  Zu^tzbestiinm.,  B.  allgem  Tarifror- 
ftcbriften  nebet  GoterclassHtc'N  Bert  1883  (min.  Heft). 

Auf  d.  prenss.  St.aatsbahneii  (u.  v.  Sta.-itc  verw.iltoten  rriv.Im' r  'ii)  ist  i-iu 
geiii ein>aiucr  Normal-Streckcu tarit'  in  Geltung;,  neben  dem  m;bs.  Expedi- 
tions gebtüiTitn  orbeben  werden.  Die  Einbeitssitzo  f.  d.  Tonne  (10  metr.  Centn.)  u. 
d.  Kilometer  sind  in  diesem  Tarife:  Stückgut  II  Pfennig,  Wajfenlad.classc  A'  (»'T. 
Bö,  A*  5.  Spec.tar.  I  45,  II  iJö,  III  2-6  ibis  100  Kilometer),  22  bei  grösseren 
Entfernungen .  also  t  d.  Centuer  O'l  1 .  f.  d.  Meile  0">25  Pf. .  noch  etwas  unter  d. 
verfa.NS.mr{ss.  Normal8at^);  EilstUckgut  22  P£,  Eil-Wageniadungsgut  der  doppelte  Satz 
d.  allircra.  Wa^-<nlad.classe.  Vgl.  v.  d,  L  -y»  !!  a  m  0  S.  !.'}2.  auch  f.  weitere  Detaih 
der  IJetuiuKui  u.  über  die  Bewahrung  des  Staat.>lia!)ns\ sten>s  iu  Primussen  nach  d. 
Tersehif<|.-iieri  S«  iteu. 

Im  Kinzelnen  sind  die  Erfolge  des.  System^  in  Preussen  durch  die  Tlmt- 
sacheu  uachgcwiesuu .  welche  iu  d.  dem  LÄudtag  vorgelebten  minister  Berichten 
zas.gestdlt  sind.  S.  Bcr.  f.  18Sl/»2  v.  11.  Dcc.  1883  (N.  47  d.  Vorlaf^  im  Ab^.- 
Imnse.  l.Sess.  d.  15.  T.egishtt.per  )  u.  Nachtrag  dazu  v.  21.  Juni  IS**??  (N.  CM).  T)nr 
ftlicr  uioine  Uedc  iui  l.andtage  v.  IH.  Febr.  lSb2.  Neben  den  g  linst  igen  a.  seit- 
dem noch  ü^nstifer  geworaenen  finanz.  Ergebnissen,  denen  man  n.  A.  auch  die 
leichtere  Entwicklung  des  Bahn  n-t/'^  u.  des  Baus  von  s'e  c  u  ndär^ah  n  en 
verdankt,  ist  bes.  die  einheitl.  Verwaltung  d.  Betrielislcitung  im  ganzen 
Boreicb  der  Staatsbahnen  zti  rühmen.  Dabei  n.  A.  die  Constrnction  der  Fahr- 
pläne nach  I  h  iiigemeinen  Verkehrsinteressen,  idcht  nach  denen  der  einzelnen 
Linie;  die  Oluichm&ssigkeit,  Uebersicbtlichkeit,  unbedingte  Pablicit&t 
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dcäj  Tarifs  i^koine  Kofao Ii '  uli ;  die  Turifermääsiguugen.  bes.  auch  für  ilfii 
Localvcrkehr  u.  die  Bemtigaug-  «rülkUrl.  Frachtdilferenzironsren ;  di«'  einheitliche 
W&gendispoflitioti  o.  erhöhte  Auanutzang^  des  Wagenparks  die  einhett^ 
1  iche  York eb  rs  1  o i  t  o n g  unter  Beseitig,  uu virthscbaftl.  Umvegstransportf ;  die  e  i  n  - 
hf'itlirh''n  Ritrif'bsoinri'htungen  auf  den  üebergariL'-sst;i  tio  ri'-n.  I>er 
l^o«'alvürketir  i^t  «liirrii  Kinhij^unK'  v,  Localzügeu,  YennebroDg  der  llaltesteücu 
hefftidert  worden.  Nicht  unerheblich  sind  auch  bereits  dfo  «ingeiretenen  Verbcsie- 
ni  tigiMi  in  dfir  ukon.  Lacji^  d.  r  Beamten,  bes.  d.  mitilorm  u.  unteren,  n.  der  A  r'i  v  ter. 
worin  sieb  der  speciell  socialpu  Ii  tisc  he  Vortheil  des  btaatsbaüjiiiy6teais  zeiget,  w;ihr«*nd 
Frfratbabnen  raeb  hier  ttbemlMsiir  bctwldete  hfichste  Baantte  n.  ieblecht  besoldete 
mittlere  u.  niedere  haben  (s.  über  Holtand,  Arrh.  ISSM  S.  .'vs  KriroVm.  d.  Knqnrtf'X 
Aber  hier  bleibt  durch  Erinässigiing  der  Dienststundeu  und  Uebaits- 
erböfaang  aiicb  f.  d.  StMtib.  PreuBens  noch  riel  tn  thiin  ttbrig. 

6.  Abschnitt 
5*  Finunztellc  Erprebiilsse  der  StMtsbahnen. 

1.  —  §.  297.  Erträge.  Die  Ertrüge  der  KisenbahneD  zer- 
fallen in  die  drei  grossen  Gruppen  der  Einnahmen  aus  dem  Per- 
sonenverkehr (einscbliesBlich  Gepäokfracht,  meist  auch  Eqnipagen, 
Pferde,  Hunde) ,  aae  dem  Güterverkehr  (einschliesslich  Vieb^ 
EiBenbahnfahraeuge  u.dgl. m.)  und  der  sonstigen  Ei nnahoieiii 
woniDter  namentlich  Wagenmiethe  (besonders  tHr  Guterwagen), 
andere  Pacht-  und  Mietheinnabmen,  besondere  Transporte,  Lager- 
geld|  Provisionen,  Telegraphie  n.  s.  w. 

Nach  den ts oben  Erfithmngen  —  und  wohl  im  Allgemeinen 
in  Ländern,  wo  die  SchifETabrt  dem  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
keine  sehr  grosse  Gonenrrenz  macht,  nnd  die  Volksdichtigkeit  und 
die  Wohlstandsverbältnisse  ähnliche  wie  in  Deütsehland  sind  — 
pflegt  in  gansen  Bahnsystemen  nnd  auch  bei  den  meisten  einzelneu 
Bahnen  anfangs  die  Einnahme  ans  dem  Personenverkehr 
xn  Überwiegen,  später  tritt  sie  in  der  Kegel  mehr  nnd  mehr 
trots  ihrer  eigenen  Vermehrung  absolut  and  relativ  hinter  die 
Einnahme  ans  dem  Güterverkehr,  nnd  oft  sehr  beträchtlich, 
zurlick,  während  auch  die  diversen  Einnahmen  selbst  relativ 
steigen.  Der  Güterverkehr  ist  daliei'  lu  hitätiiLr  Zeit,  wie  t.  B. 
in  der  Gegenwurt,  gewöhnlich  auch  der  fiuauziell  wichtigste 
Theil  des  Eisenbahntransports. 

Die  Ursachen  dieser  Entwicklung  sind  wohl  vornehuilich :  «lie  \'.  rlinipftine:  v>'lh- 
reicher  Orte  und  Gej^eiidtn  iui  |{ci;inn  der  Eisenbahnzeit  (S.  <>71  ;  liie  .üisdelmuiij: 
der  I.ini<  n  in  weniger  bevölkert«-,  in  Ackerbau-  und  ßergbaupri^enden  erst  später:  dio 
Nothwendigkeit  des  Vorhandenseins  eines  grOssenMi  Bahnnftzrs  fi^r  die  AnshiMung- 
mancher  Otiten erkohrszweige  ^so  ergiebt  sich  aus  d.  preuss.  £beul*abnätat..  wie  die 
Einn.  aus  ü.  direeten  Outerrerfc.  mit  and.  Bahnen  atlriier  als  dkj.  aas  dem  localen 
(itUerverkchr  zunimmt  (,z.  B.  IS59~<15-  HM— T.'>  Jene  v.  10  auf  24  — 40  '!— ''.t  ^.  dies«- 
V.  10  auf  Iii — 2fi  h — 4Ü'4  MiU.  Thlr.  gcatiegeu)  — ;  die  nur  aUm4li((c  Veriüideruug 
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der  Productions-  und  Ali^atzvcrhülUiisäc  der  (iiiter;  di«  nach  nml  nach  ilnrch  diii 
EiKenbabncn  bewirkte  j^rOüsere  locale  GoucettUatioa  der  IScTüJkcruni;;  (ücosä&tädte) 
\Gnindleg.  §.  286—238),  «reich«  nieder  grSssore  und  weit«T«  Zafbbnn  ?oii  G<nwiinp> 

libilien  iiud  UobätoH'en  bedarf;  dio  nuturgemn»  scliräiikterü  TranspuitfTiLigk<  it  der 
Mt-'uscben  als  der  CiUtor;  die  stärkere  Taril'ennässignng  iiu  Güterverkehr,  die  immer 
mehr  Guter  niedrigen  specifisrhen  Worths  tnnsportfihtg  nacht  u.dgl.  in.  Bei  Staata- 
und  Privatbahocii  ist  die>ii-  Entwicklung  bcgriif'liclier  Wi  iso  im  Ganzen  die  nändiche. 
Das  relative  Zurtirkhl-ilipn  od»;r  Stillütelu-n  der  EiiirKthiiicn  dem  Personenverkehr 
und  ilii'  1^11  listige  Einwirkun»-  der  Frachttarifenniissiiriiiifren  auf  die  Steigerung  der 
Einjiahuj«  ti  aas  dem  Gttten'exkehr  reiaen  nur  wieder  darauf  hin,  dit>.s  die  Opportunität 
von  Tarifredurtioacn  im  Personen-  nud  ron  weiteren  Ermässiiiun.sren  iui  Giit«  rverkehr 
auch  im  finanziellen  Intercsä«-  ebeimo  ernstlich  zu  prQfeo  ist,  ai»  im  volkswiith- 
sdiafdieheD. 

Man  kann  die  dentschea  Erfahninsfen  nicht  unb.diiii:!  für  typisrh  halten,  wie 
ich  es  in  der  (>.  A.  r.  Bau  %.  257  gethao.  In  England  zeigt  sich  fortdauernd  eine 
rdattr  grtasere  Bedentnngr  des  PersoncD?ericcbr8  rar  cKe  Boheiim.  der  Bahn  ab  in 

üeutsolilaüd.  Die  Concnrrenz  der  SdiifVfahrt  auf  CiinHlon  u.  bc-.  niif  der  See  trägt  zu 
der  relativ  geringeren  linanz.  Uedeutun^  des  Güttü-veckcbn»  der  iUhnun  wohl  bei.  Nocli 
jetzt  kommt  bei  d.  Hauptbahnen  30— 4u— 50  7o,  im  Darchsehü.  nenetdfnifs  (lb70-~72) 
44**  0  £inn.  auf  den  Personenverkehr;  aber  abgenommen  hat  die  Quote  doch  auch 
hirr  stark:  von  1842  —  72  von  OH  mf  M  "'„.  S.  Cohn  II.  1S7.  G31.  Aehnlich  in 
Holland  (z.B.  ISSI  Kinn,  nu-  l'ers.vfjrk.  2Ü*(>9,  aus  d.  Güterverk.  H5-55  .M.  M.); 
auch  in  Italien. 

L  iiS'Te  amtlichen  Eiäi-nbahnstatiätiken  enthalten  reiches  Material  'ism  Reh ohiger 
hütic^  so  Z.B.  die  preuss.  Statistik.  Es  war  bei  »itmmtl.  preuss.  Bahueji  die  lirntto- 
Hnnahme: 


p.  Meile  in  lüO  Thlr.  aus  dem  in  7u  UeaamitteiAU. 


Pcrsonen- 

TOffe. 

Guter* 
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Smnmo 
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Gut 

dir. 
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376 
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4-4 

1867 

200 

S8« 

29 

«18 
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49.1 
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28'3 

0-2 
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78S 
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54 

75»'. 

27« 

«5  3 

7i 

1S74 

241 

ßl5 

.'iS 

!»14 

2n'4 

CT-?! 

H-3 

Im  J.  l^jol  überstiejr  zuerst  die  Einn.  au>  dem  (lütcrvcrk  diejeii.  aua  deui  Pei-sonen- 
reikebr.  ]S«9  hier  wieder  incl.  liahnen  d.  neuen  Piot.  liur  durch  die  EiuK  hnung 
ilieser  Bahnt  u  ver.indrit  sieh  die  Iviohtun;,^  der  T^ewe-^itn'.;'  i-iu' n  Moment.  Bei  den 
einzelnen  Bahnen  ist  das  Verhältnis^  verschieden,  aber  die  Entwicklungstendenz  dieselbe 
V.  nur  in  den  aeltensten  FiUen,  z.B.  bei  Ueinon  Pritatb.  zwischen  grossen  ^idten, 
die,  Einn.  aus  d.  P- r-oncnverkehr  jetzt  noeh  arrSsscr  (/.  R.  Taunusb.,  Ilomb.  I?.  ISf'.ü 
0.  bez«  1874  war  bei  d.  preuss.  Ustb.  d.  Einn.  aus  d.  Person enverk.  zu  deg. 
au»  d.  GQterverfcelir  wie  c  2  :  8.  bez.  wie  c  1  :  2't ,  bei  d.  niedereebl.  wie  1  :  4, 
bez.  wie  c.  I  :3  s.  we-tffdisch.  1  :  fast  4,  bez.  1  :  3*7.  Saarbr.  1  f».  hrv.  1  :  4  2. 
iiannor.  1  :  2,  bez.  1  ;  2'd,  nass.  2  :  Uber  3,  bez.  1  :  etwas  über  1,  Hebra-Hanau  Winu) 
i  :  wenijpr  Uber  1 .  hejs.  1  :  1  2,  Main  -Wes,  2  :  3,  bez.  1  :  etwas  iilicr  2,  sächsische 
Staatsbahn  18611  l  :  l.  Iiaier.  1  :  über  1,  wUrt.  2  :  uber  3.  bad.  4  :  5.  \  olksdichtij^- 
keit.  Durchreisevorkebr,  Masaeapioductäntranaport  (Kohlen  u.s.ir.)  zeig«n  hier  ihre 
charakt.  Einflüsse. 

Nach  d.  deutschen  Bahnstatlat  f.  l>»8(^t»l  kamen 

Einnahmen  aus  d.  Feis.-  Dsfl.  aus  d.  GOter-  nivei«« 
verkehr  verkehr  "orse 


M.  p. 

%  der 

M.  p. 
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28*2 

17,340 
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6  1 

Pri?atb.  unt.  Staatn'enr. 

6,8«« 

17-9 

27.280 

74-0 

8-1 

Privatb.  unt.  eig.  Venr. 

«5,069 
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i:{.C4i 

«4-4 

7-2 

7,130 

26-7 

17,ä83 
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7M  3.  B.  Oid.  Einn.  3.  K.  PriratArverb.  3.  tf.  A.  Eisenliftlinen.  §.  297,  29S. 

1.  Die  Rinuahtne  aus  dem  Personen  verkehr  rttbrt  in 
Deutschland  bei  Staats-  uod  Privatbahnen  mit  sehr  seltenen  Aus- 
nahmen nur  zn  einem  ganz  kleinen  Theil  (6—8%)  vom  Verkehr 
in  der  ersten,  sn  etwa  einem  Drittel  von  demjenigen  in  der  zweiten» 
zur  vollen  Hülfte  bis  zn  Dreifttnfteln  von  dem  Verkehr  in  der 
dritten  oder  in  dieser  nnd  der  vierten  Wagenetaese  her. 

Di«  einzelnen  Linien,  anch  der  Staatolialinett ,  zeigen  Indeasen  nuMielie  Vef«»  ! 

v-Iiieüenheiteii.  Die  Quoten  d.  r  ErtrSg.-  dor  .  inzclm-n  Clasüon  bleiben  sirh  abor.  von 
NttueinführoDg  ptuzer  IHa^sen  wie  der  Tieften  abgesehen,  im  Darcbschnitt  aller  Bahnen 
und  bei  den  einzelnen  Linien  von  Jahr  zn  Jabr  siemßch  gleich. 

\  iel  i<ta(ist.  Material  hierüber  in  d.  amtl.  Statistiken.  Dii^  Durchschnitte  der 
1. — 4.  Cl.  ood  des  Militärs  bei  allen  preiiss.  Uaiineo  cr^^eben  Einnahnicquotcn  1S59 
tt*0 — .W'i— 42M— 10*5— 4%H,  bei  Quoten  der  spccif.  Personenfreijuenz  (Personcntncilen) 
ohne  Militär:  3  1  — 2B-4— 4S0— 22*5;  18««  ind.  luue  Proriii/cii  Einnahmequoten: 
M^h:??)-  1()-5  ir.-n-  :>-.'.  Fre«iuenz.iuoton:  31  2:i!»  11  7  ^'t:«"',,.  Erheblich 
über  <).  Duivh-cLü.  ist  di.  Eitin.  ans  1.  Cl.  bei  d.  pivuss.  Staatab,  aur  bei  uass.  B. 
(Il'ö,  »Ik  i-  keine  4.  Cl.).  u  ( i-tl».  \m  »len  Privafh.  bei  der  Rhein.  {2ti"Ü).  honb.. 
Tnunusbahn.  Im  J.  l^H  kam  auf  dir  4.  Cl.  u.  Militär  eine  Quote  d.  Eiim  ron 
l'2-~',iTb — 40  U— IS'5  -To  V«'  kl^ie  j»rcui»ö.  ätatitü.  specialis,  diea«  Daten  auch  nach 
(fen  Zof^rten.  gegen  «rbAht.,  gewöhnL,  ermass.  Fahri^aid.l 

2.  Von  der  Einnahme  aas  dem  GHterverkehr  rOhrt  nur 
eine  sehr  kleine,  bei  den  hohen  Tarifen  mitunter  noch  etwas  ab 

nebmeiulc  Quote  aus  Post-  und  Eili^ut  (3 — 5®/„  meiHtciiH),  der 

Haupttheil  (9()"/o  und  inehr)  ans  Fi  at  litgnt  her. 

Die  EinuahiuuMUoton  der  anderen  Tarifclasücn  andern  »ich  von  Jlaha  m  Baha 
nnd  iron  Jabr  zu  Jabr  «rheblidi  naeb  den  weeenOicb  wieder  tm  der  absolniett  und 

r-  lativcii  Tarifliche  jeder  Classe  und  dem  Tarifsyst.  la  abhängiK:en  Fi-  nin  n/en  und 
luich  der  Natur  de»  Verkebr2>gebiets  der  einzelnen  Itabu.  Aui»  erMorem  tirunde  meist 
znnebmende  Quoten  der  ermilsslften  Tarifclassen  fUr  Gitter  ^ehngou 
»pecifi'^cheii  Werths. 

Im  Dnrchschii.  aller  preuss.  Bahnen  war  in  Procenten  der  ^&<nmiiiten  GiUer- 
eiunahmen  185(».  1865  u.  1869  (incl.  n<  uc  Prov.)  die  Einn.  aus  Post-  u  Eilfut  bez. 
4i— 3-6— 4-2,  aus  l  ia-  htfrut  der  Normalcl.  »4-7— 21*0— 17  7 .  Kohlen  ti.  Frachten 
der  crmäs.'s.  Cl.  zus.  5B-4 — 69  5— 71  7.  aas  Viehtransport  2  ^»— .!  4— .^  3,  aus  anderen 
Transp.  u  Nebcnertr.  1*9— 2*5 — ä*!"/«'  1874,  bei  etwa»  anderer  Cla^iificatiou, 
kam  ron  der  gsinzen  Kinn,  im  Gaterreritebr  0*9%  ^"f  Post-.  4*0  auf  EU-,  d'S  aaf 
Siückg-iit  dff  NoriiiaM:»s>. ,  incl.  d.  sperr.  Guts.  10'3  auf  Stückgut  der  ermias.  Cl.,  *:l-4 
auf  Frachtgut  in  Wag:eulad.  in  Quantit.  v  100  Centn,  u.  mebr.  32*9  auf  dtt^L  im 
feücbbssenen  Wagenladungen  t.  300  Centn..  S'S  anf  Vieh,  4*8  anf  EiMnbabnfiihfwafe, 
Dienst-  u.  Hangut  u.  Neben- rtrS-.-.  Al-o  nind  -  3  au^  deui  M,ii>enpnt.  ' '.j  aus  den 
übrigen  Gatertransporten  (hier  ind.  Vieh).  Die  einzelnen  Babnen  zeigen  oatoriich  bt«>r 
grome  Untenchiode,  z.R.  in  1869  Einn.  aus  Koblentnmsp.  pr<Mii6.  Ontb.  Vi,  nieder- 
schles.  :{5-3,  westfal  281,  Saarbr.  619,  hannov.  162,  nass.  9",  Bebra-Hann.  0-2. 
Main-Wes.  S"("/o.  A)>cr  wenn  nur  SWck-  u.  Frachtf^t  unterschieden  wird,  so  sind 
die  Veivohiedenheiten  doch  uiSssivrcr,  z.B.  in  1874  bei  den  Slaatsbahn.  bez.  21*2  u. 
(i8  S"/„,  Max.  der  letzteren  bei  li-  r  Saarbr.  B.  (Kohlen)  90-ü.  Min.  Frankf.- Bt  hra 
."»O-C."/,,.  —  Nach  d.  d.  Tit«.  heil  liahristat.  f.  1880/81  kamen  90"',,  d.  t  Einii.  der 
gasammteu  GuterverL  von  1-rachti^ut,  ^i-40  v.  Vieh,  2'74  v.  Eül-  u.  Expre^i'ut,  0^*; 
V.  PtMigiit.  der  Reit  v.  and.  Objectea  u.  Nebeneitrigen. 

iL  —  g.  298.  Reinertrag,  Rente  nnd  deren  Verwendnng. 
Der  erstere  genügte  bei  deigenigen  Slaatsbabnen ,  welche  eine 
Zeitlang  im  Betriebe  stehen,  bisher  wenn  anch  nicht  in  jedem  eiu- 
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zelnen  Betriebnjahr,  so  doch  im  Durclisehuitt  der  Jahre  bei  uns  in 
Dentschland  fast  immer,  um  das  aufgenommene  Schuldkapitai 
zu  verzinsen  und  eventnell  zu  tilgen. 

Gi^nauo  V»  rgl«;iche  fttr  läng^ere  Zeiträume  sinil  nur  für  die  einzelnen  Linien, 
nicht  fiir  die  g^nz«;n  StaaUbahnsystcme  zulässig,  weil  ia  letzteren  sich  oft  iiuuc  Liuieu 
mit  nocli  uut utwii  k<  Item  Verkehre  befinden,  die  den  Dnrchschnittaeitrag  hcrabdrücken. 
Pas  i^l  l»esoii(lers  bei  der  V.T^l-.icluTnn:  mit  filteren,  stiihilen  oder  BQr  weoig  sich  uwh 
dehnenden  einzelnon  rnTatbaiiDunternehmungcu  zu  beachten. 

Bei  einer  raschen  Aosdebnang  des  Staatsbabnnetzes  aat 
weniger  frequente  Routen,  wie  sie  auch  in  Dentsehhuid  (Prenssen, 
süddeutsche  Staaten)  in  neuerer  Zeit  vorgekommen,  und  in  ciner 
Periode  stark  steigender  Betriebsausgaben  (1871—74)  kann  freiiick 
aaeb  ein  grosseres  Staatseisenbahnnetz  wobl  einmal  eur  Deckung 
der  anf  ibm  lastenden  Zinsen  nnd  TUgeqaoten  der  noch  nicht 
amortisirten  nnd  vollends  der  nrspriingliehen  Bankapitalien  einen 
Zaschnss  ans  der  Staatseasse  bedürfen.  Dies  mnss  thanficbst  ver^ 
nindert  werden  ((.  268).  Es  ist  aber  ancb  mit  hiniftngllcber  Sicher- 
heit zn  verbfiten,  wenn  nur  nicht  die  besseren  Linien  des 
Landes  der  Privatindnstrle  verbleiben  oder  gar  zn  theaer  er- 
werben  werden,  wenn  femer  das  Staatsgebiet  entsprechend 
gross  genug  ist,  nm  eine  AiKsgleichung  schlechter  und  guter  Linien 
leichter  herbeizaÄihren ,  und  wenn  endlich  eine  richtige  Tarif- 
politik befolgt  wird.  Bei  dauernder  Steigerung  der  Betriebs- 
kosten ist  natliriicli  bei  Staatsbahnen  so  wenig  als  l)ei  Privatbabueu 
ohne  Tariferhöhung  eine  genügende  lieute  sicher  vai  stellen. 

Aus  dem  Reinertrage  werden,  wenn  auch  nicht  immer  foriücll, 
so  doch  reell  zunächst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  Bahnen 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  für  diese  Anleihen  etwa  stipn- 
lirten  Tilgequoten  bestritten.  Der  Rest,  welcher  bei  t'ortschreitender 
Tilgung  also  immer  grösser  wird,  bildet  einen  freien  Uel>er- 
schusB  und  eine  eiirentliche  privatwirthschaftliche  Einnahme. 
Dieselbe  kann  ganz  oder  theiUveise  zur  weiteren  Tilgung  der 
Eisenbahnschulden  oder  als  llUlfsmittcl  zur  weiteren 
Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  zur  Deckung  etwaiger 
Deficite  ungünstiger  Linien  oder  endlich  unter  Umständen 
recht  wohl  auch  ab  Ötaatseinnabme  zur  Deckung  eigent- 
licher Staatsaosgaben  dienen.  Die  erste  Verwendung  ermög* 
licht  eine  frühere  Annäherung  an  das  Gebttbrenprincip 
in  der  finanziellen  Behandlung  der  Staatsbahnen ;  die  zweite  einen 
immer  umfassenderen  Ausbau  des  Bahnnetzes  (ein- 
schliesslich Seeundärbahnen),  worauf  es  bei  dem  Staatsbahn- 

A..  W«fn«rt  FStuiBKwiNMisrliift  I.  3.  Aufl.  5(| 
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78G         Ii»  '  »><J-  Y-iun.    2,  K.  Privatrrwerl».    ö.  H.  A.  Eis«iibAliiMiii.  §.  2!*s. 

System  gerade  abgesehen  ist;  die  dritte  macht  Steuereinnahmen 

IlberflflSBig  oder  gefitattet  ohne  nene  oder  vermehrte  Steuern 

die  Vornahme  passender  neuer  Staatstliätigkeiten  und  fllhrt,  wie 
die  Forstei n nähme  11 ,  aiK  h  den  finanziellen  -N  utzen  grosser 
allgemeiner  Fortsehritte  der  Volks wirthschaft  dem  Ge- 
meinwesen nnmittelbar  zn,  statt,  wie  beim  PrivntlKihnwesen, 
in  die  'J'aschen  einzelner  Privaten:  der  Staat,  aUo  die  Gemein- 
schaft, nimnit  an  d c r  K  n  pital-  n  n  d  G ru n d  re n  t  e  und  dem 
ünternehmer-Ein kommen  der  Nation  in  erwllnschter 
Weise  Theii,  ■ —  auch  eine  günstige  Wirknnt::  für  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  also  zugleieti  in  social  poli- 
tischer Hinsicht.  Welche  Verwendung  des  Erlöses  statthaben 
soll;  ist  mit  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  einzelnen  Staate 
zu  entscheiden.  Die  erste  und  zweite  Verwendnngsart  Terdienen 
aber  wohl  principiell  den  Vorzog ,  bis  die  Schulden  getilgt  snd 
wenigstens  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind« 

Der  Vortheil  der  Ä'halclcntilfrun?  zeigte  sieh  schon  froher  doaüich  z.  B.  d. 
|jr*us<.  Bahnen,  wo  Iiis  Knde  ISTo  von  der  arsprUngl.  Sebald  Ton  2261.'»  M.  Thlr. 
schon  n3'43  M.  Tlilr.  (n.üul.  Sclualdcn  der  alten  Land««th.  n.  neue  Schulden  seit  1*^fi<»: 
T.  l.)9  36  auf  14217,  haaiiov.  v.  Ib-'l^  auf  lö*fif»,  churhcs;.  v.  lO-'S  auf  l'i.  na^a.  v. 
16"69  auf  l«-37,  Frankf.  v.  rr(>9  auf  3.50  M.  Thlr.  herabfreganfren"^  jretilsrt  waren. 

Die  finanziollf  Seid;  d>  r  Sbatsbahn frage  ist  in  Deutschland  angcsirhts  der 
sinkenden  Kente  der  Bahnkai>italicn  in  der  Mitte  der  70 er  Jahre,  bes.  nach  den  un- 
günstigen Ergebnissen  des  J.  1874,  ettras  ängstlich  von  den  Anhaogem.  etwas 
tciun)jihir<  n(l  von  den  Gefrnem  der  Staats-  und  specicll  d<  r  Reichsbahni^n  h-  luindeU 
worden:  wohl  beideiseitä  mit  Unrecht.  Schon  das  Krgebniss  des  J.  Ib7a  tiol  wicd«>r 
eriieblich  besser  ans,  namentlich  in  Folge  der  wieder  gesunkenen  Betriebdtoete»  (Pnds^K 
was  jedenfalls  bewies,  da-ss  man  es  nicht  mit  oIikt  nothwendi^  d au  i- riul •  it  Knt- 
werthung  des  Eisenbabnbcsitzcs  zu  thun  hat,  wie  sich  seitdem  auch  gezeigt  hat.  Die 
eigenthi\mliche  Ansicht,  als  ob  die  Briintarife  nicbt  stcii<ren  dttiften,  wenn  alles  Andere 
sich  verthenert,  muss  In  ilich  aufsjegcbcn  werden.  Die  zeitweise  1  !  htere  Benta- 
bilitat  der  bad..  würtemb. ,  baicr.  Bahnen  beweist  nur,  dass  man  il^rt  «;twas  /.u  nl.  l,- 
sichtslos  rasch  in  finanz.  Beziehung  voruing  und  dass  dicb»'  Länder  • —  im  hentigt>n 
Verkehrswesen  nur  von  der  Bedeutung  mittlerer  Provinzen  —  noch  zu  klein  sind,  vb  j 
die  genligtindo  Ausjileicliung  der  riianren  der  gQnst.  und  un}fUnsti>ron  I'.UIe  /n  v»r- 
bdrgen.  In  Preussen  aber  rouss  man  nicht  übersehen,  dass  unter  den  Staatsbabnen 
ror  1878  einige  grosse  Linien  mittlerer  Fretiuenz  und  grosser  Koetspieliglieit  and  tun- 
gokehrt  nnti-r  den  Privatbahnen  nocli  ziemlicli  die  Il:uii>flini'  n  irrosscr  l're'juenz  n.  z. 
Tk.  auch  billigen  Baus  sich  befanden.  Dabei  erfolgte  noch  nicht  die  dem  aUeinigco 
oder  dem  sebr  ausgedehnten  Staatsbabnsystem  eigenthttmliobe  Gewinnaiisgleicbang  der 
\or3>  liiedenen  Linien.  Auch  bei  dem  l?eicbseiicnb;ilinpruioct  w  ilre  in  finanz.  Hin- 
sicht zu  bedenken  gewesen«  dass  das  Reich  bei  den  guten  Privatbahnen  eine  ü^oigc 
Artienrente  mit  einer  4'/,— 4*/^"/„i}!:en  Bdchsrente  kanfen  konnte,  wie  es  Prenss«'« 
dann  fUr  sich  uethan  hat.  (Ein  ähnlich  wichtiger  Factor  wie  in  Kudand  bei  einem 
et^raiffi  n  Erwerb  d- r  Priratbahncn ,  s.  Cohn  II.  017).  Soweit  aber  allgemeine 
Coiij  u  II  c  1 11  l  ei»  kürzere  oder  längere  Zeit  die  Bahnrentc  drücken,  ist  es  volkswirth- 
achat'tli«"b  11,  socialpolitisch  wieder  besser,  dass  die  staatliche  Cn^meinschaft ,  nicht  die 
zufülliürii  Kiirentliiimer  oder  A'  tionTire  (öfters  zum  erhebÜelifn  Tli<'ilc  P.TsofK  n.  denen 
die  .,gerie>ieneren"  (icschaltsloute  die  Actien  ror  dem  Sinken  der  Dividende  u.  Cune 
In  die  Hände  spielten)  aacb  diese  Verluste  tragen. 
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Die  wahre  Höhe  doi  Kuiuertrags  und  der  Keiitabil ität  iät  bei  den 
Staatäbahnuu  nicht  immer  itücht  ji^enau  £\i  berechnou.  Denn  es  koiiiineii  unter  deu 
laufenden  Aufgaben  Verweudungen  f.  d.  Yermohmng  tt.  Vcrbe&>er.  der  Betriebsmittel, 
f.  .1.  >rt;liurati(iii  der  Habiiaiil:i;,'c  vor  >\\r  oicht  itnmer  nur  Ersat/c  der  Abnutzung, 
üoudcru  z.  TU.  auch  NeubcsclKü  iung ,  al.->u  neue  Kapital  an  lag'.-  sind,  also  voja 
Beincrtrage  nicht  abgehen.  Aiu  h  Ilinauszalilangeii  an  andre  Vcrwaltnn<;eii  u.  dgl. 
werden  hie  und  da  abgereoluiet.  Eä  bleibt  indessen  nichts  Andres  übrig,  als  sirli  an 
die  tmtL  Ber«clinuBgen  zu  halten.  —  Die  Steigerung  der  Itetricbäkosteu  hat 
in  der  f.  Hilfte  der  70er  Jahre  auch  bei  den  Staatsbalineii  stattgefaiiden ,  de  war 
iiirlit  mir  >iuw  absuliuo,  sondern  auch  eine  relati?-*:  d.  h.  di'  Uetriebskosten  be- 
auspruclitea  eine  grössere  Quote  der  BruttoeiniL,  ao  dass  sich  der  fieiaertrag  ver- 
inioderto.  Seitdem  ist  ater  ein  Sinlam  jener  Kosten  il  auch  damit  (neben  der  Vcr» 
liehrshtcijremnjr  der  neuesten  Zeit)  eine  bessere  Kentc  wieder  l  iniretreten. 

Preassen.  Nach  der  preuss.  Kiscnbahnstatist.  war  die  Quote  <icr  Betriebs- 
kosten bei  allen  preuss.  Bahnen  ls<i5  10  3,  1S67  Ii,  ISGU  14,  1S71  Aö  A,  1873  '»4  0, 
l*i71  57*7,  IS75  53  5"  0'  oder  UDgekehrt,  der  (Jebersch u -i:»  von  1871 — 74  von 
öl  e  auf  42*3%«  I'<  i  prcass.  Staatsb.  war  er  1873—7.7  )>■  /.  l.>.2,  .^S  :5  und 
12  4 In  dem  uü;^unstigen  Jahre  1>>T4  war  er  noch  am  Uiicbslen  bei  d.  Xiodcr- 
!$chl.-m&rk.  (incl.  schles.  Gebirgeb.)  mit  44*8%  der  Brattoeiim.  (1875  43"J).  am 
Niedrigsten  bei  d.  Franlcf. -Bi-braer  w.  >!.  IJcrl. -Verbindiinu''sli.  mit  '2<^*f)"'„  (IST,')  hr-/. 

u.  2il'4).  Das  verwendete  Aulagekapital  verzinste  sich  aus  dem  Ueber- 
»cbnaa  (bei  d. FrtTitbahneni  ohne  Einrechn.  der  Zoschttsse  aus  d. Titel  d.  Zin^raDtie» 


1867 

160» 

1871 

1872 

187a 

1874 

1875 

Staatsb. 

583 

3-77 

6S1 

5-98 

4-93 

3*38 

4-78 

Privatb,  in  Staatsvcrw. 

505 

5-31 

5-Sl 

501 

4-18 

407 

4-41 

l'rivalb,  in  cig.  Vertr. 

5-7'J 

5-76 

604 

5.4s 

4-63 

4-33 

4-41 

Alle  Bahnen 

5-54 

5-67 

607 

5*54 

4Ü4 

4-0(i 

4-51 

Oer  an  die  Staatscassc  (incl.  f.  d.  Main -Weser  Bahn  an  Hessen)  ab^cefuhrte  lieber* 
.<chuss  d.  preuss.  Slaatsbahnen  war  für  1874  ll  fiS.  f.  1^7"  17  03  Mill.  Thlr.  Die 
Beute  schwankte  bei  den  8  einzelnen  preuss.  .'>uat:>baiiii' n  1874  zwischen  0*2!> 
(nassanisehe  1875  1-8S)  und  7-707o.  (Kiedencbl.-märk.,  1875  7-46).  Die  Ostb.  gab 
1ST4  ti.  75  'tcz.  3"28  und  4"4I,  die  hannoversclie  I  II  und  ti  52,  di  -  wcstfüJ.  1'87  und 
2  UG.  lüo  saarbrucker  292  unU  4  Ö1,  die  Main-\Uscr  3'Ül  und  4-yo.  FranU'. - Bubr. 
0'48  und  l'SS.  Das  verwend.  Änlairekapital  der  prenss.  Slaatsbahnen  war  1874  934'3 
Mill.  Thlr.,  p.  Kilometer  ^2,S5T  Thlr.  tS75  bez.  3G0'3  und  S7.in.'?.  Max.  1874  Berl. 
VcrbindoDgsb.  138.306  Thlr.  u.  Kü.,  Saarbr.  133,520,  Miu.  Ostb.  6Ü.697  Thlr.  Bei 
der  starken  Schuldentilgung,  die  in  Preassen  seit  dem  franz.  Kriege  mittebt  der  üon- 
tributionsgelder  u.  s.  w.  erfolirt  ist.  reichte  selltst  der  geringe  Ueberecbuss  d<  r  Staats- 
bahnen im  .1.  1871  fast  ganz  hin.  dir  sämmtlichen  Zinsen  aller  Staatsscholücn  2U 
decken,  die  z.  1».  un  J.  187G  38  8  MUl.  M.  betrugen. 

Die  Daten  der  letzten  Jahre  u.  der  G<  genwart  sind  mit  dnnjwigeo  der  früheren 
Zeit  vor  der  grossen  Veret.iatlirliiing'-ära  (S  1W\)  nicht  genau  zu  vergleichen  u.  bei 
dem  lascheu  Fortschritt  der  Verstaatlichnniren  sind  auch  diu  Krtrelinisse  u.  \'urauschlügc 
der  ehuelnen  letzten  Jahre  nicht  diriMit  venrlcichbar.  Jedenfalls  sind  die  fiiianx- 
Ke.-^iiltatc  aber  p;uusti^'  u.  trotz  des  vielfa.  Ii  so  thouren  Krwerb-prciv  ^  drr  ver- 
:^itlichteu  Phv.bahneu  sind  diu  Ueborschussu  (nach  Abzug  auch  der  '/Au^tü  für 
die  nonen  Eisenbjcholden,  der  gewfthrtea  Aetienrenten,  der  Zinsen  ond  TiIge(|uoteii 
der  Prior,  Oblig.)  vrrusscr  geworden  u.  hal>en  sie  re^eliiwli.-^ii;  die  freilieh  .ursichli;; 
aujgetttttllttiu  VorAQSulüigo  ubertroUeu.  iS«  schon  oben  S.  710.  So  kounte  die  Bahn^ehuld 
durch  Abscfireibongt'A  vermindert  oder  der  Staatdcasse  ein  De1>er9chttB8  znr  Vetfu<riin<j: 
gesteUt  WLird-  n.  Dass  dabei  der  Verkehrsaufschwung  mit  geholfen,  ist  gewbüL  Auf  die 
leiten  Jahre  knunen  und  werden  auch  -  itiuial  wieder  matrere  koinucn.  Aberdi.'  L'ebcr- 
M'husse  sind  jetzt  su  crliublieli,  dass  .-le  ciiügo  (iaiantic  gu^::eu  Kuckscldagc  bieten.  Die 
I  eint  Rente  der  preuss.  Staatsbahneu  (incl.  d.  Amortis.betrags  d.  Prior.oblig.  verstaatlichter 
Bahnen)  erreichte  18*^2  u.  1883  wohl  an  5,  lss4  ^5  an  515%.  Nach  d.  Kecbnungs* 
abschluss  f.  1882  S3  «ar  die  Kobciun.  433*17  M.  M.  (Etatsauschi.  3'JO' 15).  d.  Ausgabe 
(incl.  gew.  Posten  an  Ketiten .  Ziuüen  u.  Amoilis.  v.  verstand.  Bdiiieu)  293'06  M.  M. 
(Auschl.  2sl-')t).  der  Ueberseliuss  l-ivil  M.  M.  (Ansehl.  lü'<-21).  .ilso  da.s  Ke.ultat 
um  2U'U  Mill.  31.  besser  als  der  Anschlag.    Von  dem  lebcibchu»s  die  Zin&eu  der 
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Eisenb.s<  luil(l  mit  n5'76  M.  M.  a1jgczoi:on,  bleibt  eia  reiner  Ueliersi  huss  Ton  42*35  M.M. 
Der  Yoxaitscblag  f.  imßi  debt  bei  51472  M.  M.  Einn.  n.  384-5S  M.  M.  Awßf[. 
einen  VebersclniM  r.  190'15  M.  H.  (muthoiMslich  10 — 20  M.  M.  mehr),  nach  Absor 
der  Zinsen  der  HahMCbaMeiL  (109'4<J  M.  M.)  2U  H6  M.  M.  (event.  10—20  M.  M.  mehr). 
Nacb  d.  Nov.  ls83  dem  Latidtage  vorgelebten  Et.  f.  1881^5  tst  die  Einn.  auf  öri2  v«i. 
dio  Aus^.  anf  3bb"iy,  <]>  r  IJohübcrsch.  auf  164'P8,  dor  KoitmbLrschuaj»  (nach  Ab,?iij£ 
?.  12S-3y  M.  M.  Eisenb.v(  bul'l/iiisen  i  ;iui"  M6-29  M.  M.  veranscblaj^  IMes«^  (i'  samint- 
ergebnisse  der  preoss.  Eisen  1>.  ^^  n»aIt  amfasscn  abri|u:cn3  die  Einn.  „aus  d.  Betheiiig. 
d.  Staats  an  Priv.bahnen"  mit  (A.  1883/84  4-52,  1884/Sd  4*83  M.  M.).  Die  Eiiiu. 
u.  8.  V.  der  1888/84  neu  zu  verstaatlichenden  Bahnen  sliid  Üerbei  noch  nicht  inbefiilfon. 

Die  Daten  im  l  olixonden  z.  Th.  ans  dem  Material  im  Arch.  f.  Eis-  nb  res. 

Sachsen.  Die  Staatäbabneu  haben  a&dattemd  bu  Mitte  der  70 er  Jahre  eine 
reicbl.  Verriosnng  ^'^egebeo,  f^tsn  die  Kosten  der  betr.  StsslHcbiilden  1—2'/,%  mebr. 
l^ir  ilio  2»  J.  1S5(» — 75  wird  die  Diirrhschnittsrcnte  anf  <5'4S**/„  berechnet,  für  ein 
Kapital,  das  von  90-4  Mill.  M.  in  1856  auf  330*8  Hill.  M.  /.u  Ende  1875  gestiegen 
ist  Kurs  mü  sank  die  Rente  in  diesen  20  J.  unter  5<*/o<  1^^^  4-87.  1859  4*41. 
1866  4-59,  Max.  1865  7  23  u.  wieder  1871  7  07,  1872  -75  bez.  5  75.  5-54,  5*87. 
0'02"/o-  ■'^P'itcr  wurden  die  Ersrcbnissr  sohle«  hter,  mit  in  Folce  de^  Erwerbes  an- 
r«ntabler  i'riv. bahnen.  So  war  die  Rente  1S75  nach  noiiost«-!-  amtl.  Berechn.  5-77 
(also  geringer  als  nach  ob.  Angabc),  1878  3-67,  ISso  f  II,  Issi  125%  des  Bau- 
kapitals,  oder  in  diesf>m  ISSt  i  oTl.  des  A nlageli»pi(aL>i  dies  bettng  f.  1881 
623-5  M.  M.,  der  lictriebäüljefr,*  huss  26*52  M.  M. 

Baifrn.  Hier  cint>,  von  der  allgemeinen  Staatssdinld  getrennte  Eisabahnschiild. 
Anf.  ISTH  noniin.  728-4  Mill.  M.,  meist  zu  4  n.  4*/-%,  '"inern  Zin?-  nn  !  Tik-. 
crfonlcnüss  v.  28  8  Mill  M.  Der  Ueberschuss  der  Eisenbahncu  war  veranschlagt  auf 
29'8  Hill  H.  Im  J.  1874  (noch  ohne  Ostbnbnai)  berechnet  sieh  naeb  d.  VereUusttL 
f  lcren  ßer»'clin  b  -i  Pn  ussm  mehrfach  von  denen  der  preuss.  Eisenbahnstttistik  ab- 
weichen) eine  Kentc  v.  4-247«  ^  dem  Keüiertn«e  f.  d.  AnUgekap.  (excl.  U'43  MiU. 
TUr.  f.  d.  gepacbt  mlind.  Bahnen)  fon  158  MiU.  Thlr.  Der  Uebetncbv»  von  6*496 
Mill.  Thlr.  hat  über  die  Zinsen  der  Bahn?chulden  (4  755  Mill.  Thlr.)  n.  der  TiLMinsr 
derselben  (0931  Mill.  Thlr.)  immerhin  in  diesem  untrnnstigren  .T^lire  noeh  77.1. t>0<» 
Thlr.  betragen.  Seitdem  sind  aoch  hier  die  Ergebnisse  uiehrfa'  h  (ini:iiii>ti;:ri  '.ewurden. 
18S1  war  d.  Baukostenaufwand  f.  d.  Staatsb.  885*95  M.  M..  die  i>'oli.  inu.  VJ-ss, 
Ausjj.  44  %,  U.iberscb.  34-?»2  oder  3.82%  des  Kap,  (1880  33.51  M.  M.  ..  der  Zuschiiü 
zur  Verzins,  der  Bahnschulden  demnach  doch  unerhobl.  (Anächl.  der  Ueberst^h.  1882 
n.  88  je  33*8  M.  M..  bei  Kosten,  Zins,  Amort  n.  s.  w.  der  iasenb.9chitld  S7'21  H.  M.. 
also  3-4  M.  M.  Zuschuss). 

Wurtemberg.  Die  in  d.  allgem.  Staatsschuld  enthaltene  Eiseubäluis« buld  be- 
trag 1876  c.  271  Hill.  H.  Nach  d.  Etat  f.  1875--76  viiide  anf  eine  Nettoeiniiabmr 
der  Staatsbahnen  von  12-52  MiU.  M.  crcr  chnf  t.  womit  die  Zinsen  jener  SehuM  ««ilil 
gedeekt  sind.  Im  J.  1674  verzinste  sich  nach  der  Vereiusbtatistik  das  rerwcudote  An- 
lagekapital von  tOl'6. 1011.  Thlr.  dnreh  den  Uoberschius  ron  3.857  MÜL  TUr.  nnr 
mit  i^'.O'  Seitdem  auch  hier  noeli  unfrünstigere  Entwickl.  Neuerliche  Verzinsung 
des  Baiiniiap.s  nur  27.2— 3%,  woran  aber  fehlerhafte  Babubanten  mit  schuld.  Anlaee- 
kapital  d.  Stuatsb.  1881/^2  455  31  M.  M.  (bez.  anders  berechnet  446-80).  Koheion 
1680/81  26-54,  l881/^2  27  88  M.  M.,  Keinertr.  11  20  u.  1*2-85  H.  M..  oder  mit  einigen 
weiter  abzurcehn.  Sunimeu  r2  (»6  M.  M.  oder  2'86%  des  «res.  Anhkap.s  (1880/81 
2  54  "/o),  f.  2V4  M.  M.  werden  v.  heut.  Betrage  der  Zinsen  der  Eiscnb-schuld  danach 
sonst  zu  decken  sein. 

Baden.  Hier  )m  -itrbt  nrbcn  der  allgem.  Sfnat>si  hnld  ein.  l>esondere  Ei9«>nJtahn- 
schuld,  Anf.  I>76  von  273*2  ^Mill  M.  oder  nacb  Abzug  der  Activa  der  Eisenbaha- 
scbnldentilgungskaase  mit  4'4  Hill.  H.  eine  reine  Schuld  von  270*8  Hill.  M.  Der 
Ansehlag  der  Eisenbahnbetriebsv<  rwalt.  scbliesst  f  1876  mit  12-64  Mill.  M.  K.-inertr. 
ab,  wozu  noch  der  Anihcil  am  Kelncrtra^  d.  Hain-h'eckarb.  mit  0  51  Mill.  M.  kommt. 
Nach  d.  Yereinsstatistilf  ergab  sich  1874  auf  ein  rerwend.  Anlagekap.  v.  103*4  HUI- 
Thlr.  ein  I  eberscbu-s  v.  4164  Mill.  Thlr.  oder  eine  Verzins,  v.  4-03%.  Aaeh  i» 
Baden  sind  die  neueren  Er?<'bnisse  unjrUnstiger  dank  einer  f.  d.  Kräfte  des  kl.  Laad» 
nh  ht  immer  rationellen  Ausdehn.  d.  Bahnnetzes  (Gebirgsbahnen).  AnKkap.  d.  Staatsb. 
f.  ISSI  3S!)-64,  f.  d.  Kentenbereehn.  307  09  M.  M.  Kohein».  1881  30*84  M.  M.» 
Ucbenchnsa  13*30  (1880  13-40)  H.  H.  oder  3-35  (1880  S-44/>/,  d.  Aal.kaps. 
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Diese  Veriiiltttisse  in  den  sttddeii(:ichen  Staaten  zeigen,  da»  letxtofe  for  du 
Staatsb.system  noch  nicht  gross  und  leistungsfähig  g<<nilf:  ein  finanzwiltllBeliaft* 
lieh  gunstirer  Pnnct  für  »Jas  Reichsffiscnb.prqject. 

Keichsbah  ücQ  in  Elääss-Lothringen.  Diese  auf  Kcrhnuiig  «ier  französ. 
Contriltiuion  für  325  Mill.  I'r.  j<<denfalls  zn  thener  (nach  lu  ucrnr  durchsch.  Berechn. 
\)\'\  M.  M.  übrr  <l  Hcrstellkostt-n)  übemornmenen  ehemal.  Lini<fn  der  fran/Asischen 
Ostbahngcsellschait  nnd  mit  bodeuteaden  kapitalvenrcndungen  erweitert  worde  n.  Nach 
der  Vcreinsstatistik  ergmb  sicli  1 S7 1  ein  BetriebsOberschiUB  ron  2'08ß  Mill.  Thlr.  oder 
auf  d.  bis  dahin  verwendet«-  Anlauikap.  (inrl.  j.Mif  Stunme  von  325  Mill.  Fr.)  von 
m  i  Mill.  Thlr.  (p.  Kil.  128,387  Thlr.)  eiuc  Kente  von  nur  1*917^  Dieser  kleine 
Uelienchiim  wurde  dorch  die  Mehfsn^be  fiit  den  Betrieb  der  ttbemoimnetieB  Witb.' 
Luxemb.  Bahn  nocli  um  ."jSI.OOü  Thlr.  vermindert.  Narli  d  T?f*irh><!tat  f  1S76  wunb« 
auf  eine  Ueineino.  d.  Keicbsb.  r.  9*47  MUl.  H.  gerechnet  AuLkap.  f.  lbbl/(^2:  r. 
Reiche  renrend.  incl.  S*64  H  M .  f.  "WSh.  Lux.  4S0.0<$.  effoet  fiicl.  dgl.  49'5  M.  M.« 
402-49  M.  M.  Ueberschuss  f.  eis.  lothr.  B.  allein  erhebl.  gestiegen,  so  188I/S2 
1,')  4  M.  M..  womit  frcili'  h  die  Zinsen  fies  verwend.  Kap.s  iiorli  nicht  ganz  gedeckt, 
auch  Wüli.  LiLx. .  die  früher  bis  l'G  M.  M.  D'  hcii  ergeln?n,  im  letzten  Jahre  UelM»r- 
sehuss  V.  0-72  M.  M.   8.  Arch.  f.  Eiseub.wesen  1HSS  S.  492. 

Die  hess.-prcuss.-bad.  Staatsb.  Main-Neckar  leatiit  gut.  (Anscbl.  188d/84 
710,  1SS4/85  6-757j.). 

Die  Oldenbw  Staateb.  ergaben  naeb  den  Anicbl.  f.  18S2  einen  Beinertrag  t. 
1-295  M.  M. 

Belgien.  S.  d.  Taij.  in  Mulvany,  Deotschlands  Eisen) »ab ntahf frage.  Nach 
d.  Bndjir-  ^         n.  1876  wurde  aof  einen  üebencbnai  d.  Eiflenbahnrerwutnng  von 

22  4,  bez.  27-1  Mill.  Kr.  gerecbiirt.    Das  Resultat  f.  1874  war  ein  Ucb.  rachuss  von 

23  4  Mill.  Fr.,  noch  immer  eine  Verzinsang  von  fast  67*-  Im  J.  1SS2  war  der  Uoh- 
eitrag  der  be^ir.  Stantsb.  113-4  M.  Fr.,  der  Beinertr.  43*3  H.  Ft.  oder  i'AH*L  des 
Anlagekap.s  (die^  ebne  den  Weitb  der  den  Gesetbchaflen  geiebtdd.  Btteklwoft  •Annni- 
t&ten  gcr.-i-hiM!t.i 

Niederlande.  Die  verpa«  bleieii  .Siaatsl».  repriisentirten  nach  d.  dcntschen 
Vcreinsstatistik  1h74  ein  vrrweiul.  Anlagekap.  ?on  51-77  Mill.  Thlr..  wogegen  der 
?!  tri' bMiborschuss  1-5S5  Mill.  Thlr.  war.  was  ein«  Kente  v.  ri"067o  ergälie.  Nach 
Umterlegung  in  d.  Emeueningsfonds  u.  s.  w.  blieben  1*52  Mill.  Thlr.  Obrig,  wovon 
der  vertragsinässige  Antheil  des  niederiind.  Staats  944,136  Thlr.  war.  Letzterer  uass 
daher  erh<  blich  znsoliiossen.  Im  Etat  für  1876  stehen  die  Staatsbalinoii  mit  1-S7S  Mill.  fl. 
Einu.,  aber  mit  6*6  Mill.  fl.  Ausg.  (Zinsen).  Auch  seitdem  tönd  alle  Ergebnisse  f.  d. 
Staat  sehr  unfilnstig,  s.  Areh.  f.  Eiaenb.wefl.  1889  &  583.  Im  besten  Jahre  18T5 
verzinste  sich  da^  Anlagckapifai  d.  Staafs  durch  das  vertrag« m5ss.  Pachtgeld  nur  mit 
Mä"'»,  seitdem  immer  unter  17«*  wogegen  die  tiosoUsch.  seit  1876  stets  Uber  57» 
bezog  B.  0.  8.  71  ß,  733. 

Ungarn.  Die  Erträge  der  Staatsbahnen  bisher  sehr  gering.  Nach  der  den  beben 
Verei Iisstatistik  war  der  Uebcrschuss  f.  d.  n«vrd!.  Staatsbabnlinien  1HT1  721,000  Thlr. 
oder  1  t;4"/o  f-  verw«jnd.  Kap.  v.  43-9  Mill.  Thlr.  Bei  den  stldl.  Staatsbahnlinien 
(Kap.  22-6  Mill.  Thlr.)  ergab  sif  h  sogar  IS'l  ein  Betriebsdc  f  ici  t  v  ss.ss;;  Thlr., 
bei  i  n  Schmalspur.  Staat?)»  <^  rwend.  Kap.  696,000  Tlilr  ^  dsgl.  v.  KJ..!^  I  Thlr. 
Etwas  haben  sich  die  Yerhaitnisse  gebessert,  aber  eine  Deckung  der  Zinsen  der  Bahn- 
flcbnlden  wird  bei  Weitem  nicht  (erreicht,  obwohl  die  Staatsbahnen  hnanz.  besser  als 
die  Privatbahnen  bewirtbadiaftet  werden.  Schfttsong  des  Reincrtr.  im  Et  f.  1882  mit 
71H  M.  fl. 

In  West-Oesierr.  n.  in  Frankreicb  sind  bei  der  bisber.  Zerstftckelting  und 

Kleinheit  der  St.iatsh.ihnlitiien.  die  meist  lilnss'-ii  Nfbonverlv'  br  halMTi .  di»-  finati/.  T.r- 
geboisse  gering,  aber  wie  bes.  ftli  Frankreich  nachgewiesen  wird,  gQnstiger  als  auf 
Linien  unter  gleicben  VerfaUtnissen  bei  den  Privatbaraen.  Die  kleineren  iVst.  Staatsb.- 
strecken  (vor      Erwerb  d.  Elisb.l).)  z.  Th.  mit  Betriebsdeficiten. 

In  Italien  bat  der  vielfach  bemängelte  Staatsbetrieb  der  ober  it.  Bahnen  doch 
schon  lu  der  ersten  Zeit  rechnungsmässig  günstige  Ergebnisse  «^rehabt  i2.  Sf>m.  1878 
Betrie))süben>chuss  22-42.  187!)  .39-99.  1880  40'10  M.  I  r.).  Doch  nach  den  KmiuAte- 
becicbt  ,.mir  unter  AusserjchtlaHsang  derdrin-j-endsten  Verkehrs- und  B<'tri<  l.sh.  durfai.-se". 

Die  Staatsb.  in  Norwegen  kosteten  bis  1Ö81  9685  Mill.  Mark  u.  gaben  in 
diesen  J.  einen  Beinert,  r.  1'4I6  M.  U.,  alM  c.  P/iV*-    ^  Scbveden  war 


Digrtized  by  Google 


790         ^.  B.  Urd.  Eina.  2.  K.  Priratorirerb.   5.  H.  A.  Cajiale.  §.  290. 


der  Kemertr.  der  Staabb.  Ibsü  7  32        M.  oder  3-427,  de«  Anlagokap.  (1879 

Die  StMbb.  Finnlands  kostoten  1881  64*22  M.  U.  u.  gaben  rein  219  M,  M.. 

also  3-4  7o. 

In  Liindcro,  wh  deii  eljcn  iruiianuteii  u.  wie  in  deücrteu,  weniger  hcvölkortcü, 
gebirgigen  (ictccudou  Uesterreicbs ,  ItalicntJ,  Frankreichs,  Ungarns  a.  ä.  w.  kann  man 
die  uuirenügt.udcn  lioanz,  Kr^ebnissr  nicht  dem  .Slaabbahnsyütem  ii.  St.iabbetrieb  zu-  ; 
schieben,  sondern  nur  d.  u  ge^'^cbcnen  wiithscbafll.  Verbältnii»seQ.  In  Äulchcn  Ländern 
rentiren  Priratbahnen  eben>owenij|r  v.  sind  meist  nur  duroh  thenere  Zins^rarüntien  recht 
ins  Leben  zu  nir<-n.  Drr  Staat  muss  hier  das  Eisenbahnwesen  wr-bl  nl-  r  rH"  !  ab 
«  iüü  Zuath US s- Anstalt  ansehuo.  Uat  er  aber  wenigstens  alle  Bahnen  m  dci-  Hand, 
dann  kann  er  doch  hoffen,  einifre  activD  neben  den  pMsiren  Unien  zu  ecbalteu.  In 
Cfaiikr.Mi  li  II.  Oestern  irb  ist  <■?  das  l'ebcl,  dass  dir  .stark  acttren  Linien  den  ticsell- 
schaltcu  gchurcu  u.  dem  Staate  nur  die  paüiiveu  bluibcu. 

7.  Abschnitt. 

»SUatiicaiittle  und  Sf^liilltalirtädieiiste* 

§.  299.  UiDBicbtlieli  etwaiger  Anlage  und  Verwaltung  von 
Htaatscanälen  and  Schlfffahrtslinien,  insbesondere  Daiupf- 
schifffahrtscursen ,  mnss  es  ira  Wesentlichen  hier  geniigen,  anf 
die  früheren  allgemeinen  licmerkungcii  zu  verweisen  (§.  267,  : 
Die  A  Ii  1  a  c  eines  neuen  Canalsystems  wird  in  der  Gegenwart,  wo  ' 
die  Cuücurreuz  mit  den  Eisenbahnen  so  schwer  selbst  für  eigent- 
liche Canalartikel,  wie  Ma8seni)rMdiicte,  ins  Gewicht  fällt,  kaum 
andeiö  als  durch  den  Staat,  in  einzelnen  Fallen  durch  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden,  oder  nur  mit  erheblichen  8  ubvc  ti- 
li onen,  Zi n sgara  n  t  iec  n  «.  s.  vv.  seitens  des  »Staats  und  der 
genannten  Selbstverwaltungskörpcr  durch  rrivatnntcrnehuiungen 
erfolgen  können.  Die  grossen  Aniagekosten  machen  dies  gleich- 
falls nothwendig.  Wenn  ferner  die  Verwaltung  von  Canälen 
und  Sehiiffahrtslinien  vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals 
möglichst  nach  dem  privatwirtbscbaftlichen  Princip  geschehen 
mttaste  (§.  268),  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  daas  diese  For- 
derung in  der  Praxis  oft  nieht  durehzuftihren  sein  wird. 
Denn  häufig  wird  bei  den  entsiirechend  normirten  Tarifen  der 
Verlcehr  zu'  lileini  bei  niedrigen  Tarifen  (gemäss  dem  Gebttbren« 
prineip)  aber  die  Rente  docb  noeb  zu  niedrig  bleiben.  Das  muss 
wieder  zur  Vorsicht  im  finanziellen  Interesse  mahnen.  Eine  eigent- 
liche priratwirthsohafUiche  Einnahmequelle  werden  CaniUe  undScbiff- 
fahrt  daher  bei  uns  gegenwärtig  nicht  leicht  werden.  Ob  trotzdem  der 
.Staat  im  allgemeinen  Interesse  des  Verkehrs  Ganäle  nen 
bauen  oder  Gesellschaften,  Provinzen  u.  s.  w.  dabei  finanziell 
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unterstützen  soll,  lässt  sich  gleichwohl  principieli  aus  dem 
Gesichtsponcte  der  ganzen  Verkehrspolitik  bejahen, 
miiss  aber  pr actisch  ganz  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
hältnisse entscbiedcn  werden.  Die  Concentratlon  der 
grossen  anderen  Verkehrsanstalten  (Post,  Telegraphie, 
Eisenbalinen)  im  Staatsbesitz  hat  auch  hier  wieder  den 
Vortheil,  selbst  die  Uebemahme  passiver  Ganäle  (and  nnter  Um- 
stftnden  solcher  Schiffifahrtslinien)  dem  Staate  zu  ermöglichen,  in- 
dem sieh  hierbei  das  Princip  der  Uebertragnng  der  Be- 
trlebsergebnisse  anoh  zwischen  diesen  Tcrschiedenen 
Anlagen  nnd  Anstalten  selbst,  wie  sonst  zwischen  den 
Theüen  einer  jeden  fBr  sich  anwenden  l&sst  Dabei  ergänzen  sich 
namentlich  Eisenbahnen  nnd  'Ganäle  und  befmchteo  dann  aach 
gegenseitig  ihren  Verkehr.  Auch  ftlr  Dentochland  l8sst  sich  so  wohl 
noch  jetzt  im  „Eisenbahnzeitalter''  die  Anlage  eines  grossen  kost- 
spieligen, mnthmasslieh  sein  Baukapital  gar  nicht  oder  nnr  zn 
einein  kleinen  Theile  verzinsendes  Canalnetzes  rechtfertigen:  eine 
practische  Frucht  des  Staatseisenbahn  Systems. 

Yifl.  den  Atirsatz  von  Mcitzen  über  Canalbau  ia  I)<  iif'^i  lilarnl .  Pkujss.  stallst. 
Zeitschrift  IS'O,  S.  1)3  If.,  mit  KosteMbcrer!inanir«  n.  Da-s  hier  uähci  umeibut  htc  Netz 
V.  354-5  Meil.  Canäle  wird  schon  damals  auf  89-425  Mill  Thlr.  Kosten,  252,000  Tbir. 
p.  Meile  antrt.'SchlajrL-n.  -  S.  fernt^r  ilie  P<  titi€n  dt  s  Deutsch.  Flns5schiflTahrts\<  ivins 
an  deo  Ktiichskanzler,  vom  24.  Alärz  IbTl,  Dcotachos  Haodelsblatt  Nr.  13,  vo  zwar 
die  GaDlle  wesenüieh  der  PriTatindiiatrie  asagcwiescn  trefden,  dennoch  al>er  die  Unter- 
stützung mit  Zus' liü^s.  ii ,  PiriiiiiL'H  oder  Zins!raran(i<ni  fiir  -^in.  Vonhc  \<m  Jahri-n  :iN 
ttnamliinglich  bezeichnet  wird.  obKlcich  hier  meist  strenge  (iegncr  solcher  Sta4it8liUlfti 
sprechen.  I>er  Denan -Hain- Gkim]  fn  Baton  ist  jetzt  ganz  passiv,  d. h.  die 
Einii  ilim.  ü  decken  d  rwalt.kosten  bei  Weitem  nicht  (A.  1SS3  mit  Frankcntli.  Canal 
zus.  Einn.  Ij5,742  M.,  Ausg.  321,426  M.)  —  Pläne  zu  Staat s-Canalbautcn  jüngst 
in  Pr  Cossen.  S.  bes.  d.  Vorlago  z.  13.  Dec.  lbS2  über  den  Bau  eines  Schifflahrts- 
i-anals  v.  Dortmund  i^berg.-märk.  KohlcRTefier)  an  d.  untere  Ems  (46  Hill.  M.  Credit- 
fordcning).  Das  Qosft/.  wurde  im  Abg.hans'^  angenommen,  fiel  im  llerrenhansc,  nicht 
aus  princip.  (irundcu.  Kostenanscbl.  f.  LauiUc  in  dieser  Getrond  u.  liichtung  in  einer 
amtl.  Denksclir.  v.  18S2  auf  PJl, 000  -  295,000  M.  p.  Kil.  Die  I  ra-«  ist  nur,  ob  man 
ohne  Aussicht  aof  ir<r«*nd  erhebliche  zur  rzinsnn«.«-  df<  Ifaukapitals  l)citragendc 
Reinerträge  jetzt  mit  Canalbautea  beginnen  will,  was  doch  dann  last  unvermeidUcU 
nSthift,  veiter  zn  gehen  v.  hedeotende  Kapitalien,  für  Preossen  einige  100  Hill.  H. 
so  an/.nlegt'n,  d.h.  z.B.  bei  500  Mill.  M.  u.  selbst  !•„  lü  iii' rtr.  jährlich  das  Budget 
mit  15  Mill.  M.  za  belasten.  Unter  Verwendung  der  Ucberschusse  der 
and«^Tcn  Yerliehnanstalten ,  bes.  der  Sfaatsbahnen .  Hesse  es  sich  vohl  svch  finan- 
ziell recht  fi-rtigen. 

Die  drei  süddeutschen  Staaten  unterhalten  eine  DampfschilTTahrt  auf  dem  Hod  .  n  - 
sei-,  die  j«  tzt  in  ensjer  Verbindung  mit  den  dortigen  Staatsbahnen  stoht.  Ruheitrüg 
f.ir  Raiern  ISüS  2.50,213,  rein  52,25)9  fl..  A.  für  1S71  in  Kinn.  2(;0,3<>5,  Keinertp. 
i:).2.'!!  fl.,  A.  1^70  roh  .•?n2.000.  rein  33,400  M..  ISSH  bez.  538,000  u.  107,000  M. 
W  üi  iömb.  187f;,  A.  roh  327,000  M.,  rein  Ü5UÜ  M..  1882  rein  28  000  M.  Badon 
l»>70  roh  497.000  M.,  I)ef  i  ci  t  c.  70,000  H.,  18v3  dagegen  272,000  M.  roh  u.  48,000  M. 
rein.  Bai  ern  hatte  früher  auch  wenig  rentable  Staatsdampfschifrf:\Iirt  auf  der  Donau, 
deren  Material  spater  der  üsterr.  DonaudampfschifiTaUrtsges.  verkauft  wunle.  —  Aul 
der  Ostsee  früher  mehrfach  preuss.,  mss.,  achired.  StaatsdampfschiffT.  zwischen  Hanpl- 
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huien,  aock  in  neuesiter  Zeit  zwischeu  Stralsußil  und  MalmO,  mit  erheblidieoi  Deficit, 
▼eshalb  jetzt  A]»g«be  u  Printe,  mit  bedentaiider  Postanbfentioii  SeUeni  d.  bethsO. 
Staaten. 


§.  300,  —  Das  Schluss-Ergeboiss  der  vorausgeheodeu 
UntersuchuDgen  ttb^r  die  Staatseinnahmen^  weiche  heutzutage  bei 
uns  noch  als  priyatwirthsohaftliche  bu  betraohteii  «iid  (§.  203),  ist 
folgendes.  Im  Allgemeinen  sind,  von  den  besprochenen  fUnf  Uanpt- 
arten  priyatwirtbschaftlicher  Untcrnebmungen  nur  die  Waldungen 
und  die  Eisenbahnen  in  das  Eigenthnm  nnd  xngleicb  in  die 
Selbstverwaltung  des  Staats  zn  fibemehmen,  bez.  darin  zn 
behalten.  Aneh  dalttr  spreehen  aber  nicht  in  erater  Linie 
finansielle,  sondern  volks-  und  staatswirthsc haftliche 
nnd  aocialpolitisehe  Gründe,  jedoch  spielt  das  finanaielle 
Interesse  er  he  blich  dabei  mit  Von  den  anderen  piivatp 
wirthsohaftlichen  Untemebmnngen  sind  nnr  einsehie  ansnahmsweise 
Yom  modernen  Staat  sn  behalten  oder  zn  erwerben  (Feldgüter, 
gewisse  Bergwerke,  Banken).  Die  Oomanialeinnahme  ist  demnach 
nicht  schlechtweg  iHr  die  Gegenwart  zn  yer werfen,  wie  mit- 
unter in  der  Theorie  geschehen  ist,  sondern  sie  ist  nur  passend 
umzugestalten.  Forsten  und  Eisenbahnen  sind  das  rich- 
tige Haupt  D Oman i u m  des  heutigen  Staats,  wie  FeldglUer, 
Forsten,  Berg-  und  lliittcü werke,  z.  Th.  auch  Fabriken  und  I^anken 
dasjenige  des  früheren  Staats  waren.  Die  Einnahmen  aun  jenem 
Eigenthuni  bilden  daher  auch  jetzt  noch  ein  passendes  Staat s- 
einkommeu  neben  den  Gebühren  und  Steuern,  welches 
mit  der  Weiterentwickln ni:  der  Volkswirthsclmft  mul  mit  tm  tsrhrei- 
tender  Amortisation  der  Eisenhahnschulden  auch  von  iinmci  isrüs 
serer  finanzieller  Wichtip:kcit  werden  wird  und  dadurch  <t\v iinsch- 
lermaHsen  die  sonst  crlbrcierUchc  Ausdchnang  der  Beslcaeruug  etwas 
zu  beschränken  erlaubt. 


Gearackt  bei  E.  Pol«  in  Lrifttis. 
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